image 
not 
avallable 











Volkswirthſchaftslehrt. 


Unter Mitwirkung 
von 


namhaften deutſchen Gelehrten und Fachmännern 


bearbeitet von 


Dr. H. Reutzſch. 


an” a enge 
| Das Ueberfegungsrecht bleibt vorbehalten. | 


Leipzig, 
Verlag von Guftav Mayer. 


1866. 


Borwort. 


— —— 


Dem Handwörterbuche der Volkswirthſchaftslehre liegt der Plan zu 
Grunde, die wiſſenſchaftlichen Lehrſätze der Nationalökonomie mit den 
berechtigten Forderungen der praktiſchen Durchführung zu vereinigen und in 
einer das Nachichlagen erleichternden Form — bei leichtverftändlicher Faſſung, 
aber doch auf ftreng wiflenfchaftlicher Grundlage — ein möglichit ausreichendes 
Berftändniß der volfswirthichaftlichen Begriffe wie der Zeitfragen zu vermitteln, 
Zu diefem Zwecke ift nicht nur bei den alphabetifch geordneten Artifeln- eine 
erläuternde Ueberficht der wiffenfchaftlichen Seite des Gegenftandes gegeben, 
fondern e8 ift ganz befonder® darauf mit Rücdficht genommen worden, daß die 
praktiſche Seite der behandelten Frage in ihrem Für und Wider beleuchtet, daß 
da, wo dies angemeffen erfchien,, Parallelen zwijchen den verſchiedenen Geſetz⸗ 
gebungen und deren Ginwirfungen gezogen, daß auf zeitgemäße Reformen hin- 
gewiefen und endlich für den, der ein noch eingehenderes Studium für win- 
ſchenswerth erachtet, die einfchlagendeXiteratur näher bezeichnet worden 
ift. Gerade auf den letzteren Punct ift, wie die Literaturnachträge am 
Schluß des Werkes beweifen werden, befondere Aufmerkfamkeit verwendet worden. 

Vertritt das Werk auch allenthalben und in confequenteiter Weiſe den 
wirtbichaftlichen Fortfchritt, fo find doch die Gründe der Gegner, fobald fie 
nur irgend beachtenswerth erfchienen, nicht unerwähnt geblieben. — Bon bio- 
graphifhen Mittheilungen über diejenigen Männer, die fi um den wiffen- 
Ihaftlihen Ausbau der Volkswirthichaftslchre verdient gemacht haben, ift da- 
gegen abgefehen worden, obgleich man in einem Handwörterbuch der Volks— 
wirthichaftslehre allenfalls auch darüber Auskunft juchen fönnte. Da jedoch 
fowohl in den einzelnen Artikeln felbft, ale auch bei den Literaturnachweifen 
faum ein irgend bedeutender Name unerwähnt geblieben fein wird, glaubte der 
Heraudgeber, um bei dem gedrängten Raume Wiederholungen zu vermeiden, 
umfomehr auf biographifche Mittheilungen verzichten zu dürfen, als nach diefer 
Seite hin die verfchiedenen Gonverfationslerica, und in noch eingehenderer 
Weife die Staatslegica von Rotteck und Welker, wie von Bluntfchli und Brater 
bie entfprechenden fachlichen Data in ausreichender Weife enthalten, und wenn 
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in diefen Werfen Biographien der noch lebenden Vertreter der Volkswirthſchafts— 
lehre nur ausnahmaweife Aufnahme gefunden haben, fo würde das Handwörter- 
buch der Volkswirthſchaftslehre aus leicht erflärlichen Gründen zu einer gleich 
erceptionellen Darftellungsweife veranlaßt geweſen fein. 

Zu großem Dank ift der Herausgeber den Männern verpflichtet, die durch 
ihr jachgemäßes Eingehen auf den Plan des Werks und durch ihre gediegene 
Darftellung zu einer gedeihlichen Förderung des Unternehmens beigetragen 
haben. Obgleich im Allgemeinen die Anfichten über Maaß und Zweck, über 
Ziel und Mittel des wirthichaftlichen Fortfchritts bei den Gebildeten der deut- 
ſchen Nation noch die mannichfachiten Schattirungen zeigen, fo ift doch in allen 
weſentlichen Puncten — vielleicht mit einziger Ausnahme über die Anzahl der 
wiffenfchaftlich feitzuhaltenden „Broductivfräfte" und bei der Streitfrage über die 
Exiſtenz einer „Srundrente* — die Harmonie erzielt worden, an der bei einer 
jo jungen Wiffenfchaft, wie die Volkswirthichaftslehre thatſächlich ift, von 
vornherein gezweifelt werden fonnte. | 

Das Handwörterbuc wendet ſich vorzugsweife an diejenigen Gebildeten 
der deutjchen Nation, die fich über die wirtbfchaftlichen Zeit- und Tagesfragen 
in wenig Zeit raubender Weife ein grümdliches Urtheil und eine felbitjtindige 
Anficht verfchaffen wollen; es wird aber auch für Gorporationen (Handels: 
und Gewerbefammern, wirthichaftlihe Vereine u. ſ. w.), ſchließlich für 
die Männer der Wiſſenſchaft felbft ein Nachfchlagebud bilden, das in den 
meijten Fällen die Suchenden nicht ohne die erwünfchte Antwort laffen wird. 
Und indem das Werk dazu beiträgt, wichtige volfewirthfchaftliche Anfichten zu 
verbreiten und durch die Macht der öffentlichen Meinung den wirthſchaftlichen 
Reformen die Mege zu ebenen, werden Mitarbeiter, Verleger und Herausgeber 
den Zwed erfüllt jehen, zu deffen Verwirklichung fie fich die Hände reichten. 


Dresden, den 18. December 1865. 


H. Rentzſch. 
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Ablöfung. 

Die Ablöfuingsgeieggebung hat es mit der Aufhebung der Grund» oder Real- 
laften, bezüglich Realrechte privatrechtlicher Natur und zwar gegen eine angemefjene 
Entſchädigung der Berechtigten zu thun, foweit diefelben nicht den Durch Die neueren 
Staatöverfaffungen befeitigten Gefellichaftszuftänden und Inftitntionen angehören, 
deshalb aber, nebſt etwanigen Gegenleiftungen der Berechtigten , unentgeldlich weg— 
fallen '. Demzufolge untericheiden die Agrargefege bei der Ablöfung und bei deren 
Behandlung (Art der Entſchädigung, Gapitalifirungsfag der Leiftungen und Jahres» 
beträge, Abzüge davon und Staatsvermittelung bei der völligen Löfung des gegenfei- 
tigen Rechtsverhältnifies) in der Regel zwiichen den Reallaften von Eigenthümern oder 
Erbzins- und Erbpachtsbeſitzern einerjeitd und den aus Inftitutionen der älteren Ge- 
fellichaftsverfaffung abgeleiteten Leiftungen und Abgaben der früher mehr oder weni» 
ger perjönlicy oder doch in ihren Beligverhältniffen gebunden und unfrei gewejenen 
bäuerlichen Wirthe (Kolonen, Meier, Laſſiten?, Robotpflichtigen, Scharwerfern, 
überhaupt erbunterthänigen, hörigen oder frohndienftpflichtigen Bauern) andererjeits®, 

Die Ablöfungsgefeggebung der meiften deutichen Staaten hat außerdem das Ziel 
im Auge, gleichzeitig ein freies, nur der eigenen Verfügung des Beſitzers unterliegen: 
des Grundeigenthum berzuftellen, daher die entgegenitehenden Gemeinfchaften und 
Beichränfungen in Betreff der Grundeigenthums- und Grundbefigverhältniffe aufzu— 
löjen. Dabin gehören das Obereigenthum des Lehns-, Erbzins-, Guts- oder Grund: 
herrn, das Eigenthumsrecht des Erbverpächters , die Emphyteufe und Superficies mit 
den ihnen anflebenden Heimfalls-, Vorkaufs-, Näher- oder Retractrechten, vorbehalt: 
lih nur ausdrüdlicher vertragsmäßiger Stipulationen und einer Entſchädigung für 
die dem Obereigenthümer refp. Erbverpächter zuftändigen nußbaren Rechte und Lei: 
tungen. Es dürfen daher die ablösbaren Rechte und aufgehobenen Verhältniffe auch 
in Zukunft, felbft vertragsmäßig nicht wieder eingeführt werden. 

Das neuere Preußische Gefeg vom 2. März 1850, betreffend die Ablöfung der 
Reallaften und die Regulirung der gutsherrlichen bäuerlichen Verhältniffe, beftimmt 
ausdrücklich, daß bei erblicher Ueberlaffung eines Grundftüds fortan nur die Leber: 
tragung des vollen Eigenthums zuläffig ift *, und daß dabei allenfalls nur eine feſte 


1) ſ den Art. Grund: oder Reallaften, Frohnden, Gutsherrichaft. 

2) In Sachen hat der Laßbefiß nicht, wie in der Marf Brandenburg, die Bedeutung eines 
bäuerlichen Nießbrauchs- und Befigrechts, fondern entgegengefeßt die eines precairen wiberruflichen 
Defiges an Grundſtücken. 

3) f. die Art. Leibeigenichaft, Gutsherrichaft, Frohnden. 

4) Iede erbliche, überhaupt in anderer Form als blos miethsweife auf längftens 12 Jahre, un: 
ter Verpflichtung zu fortwährenden Dienften gefchehene Ueberlaſſung von Grundftüden zur Gultur 
und Nugung war in Preußen bereits durch das Landeulturediet vom 14. Septbr. 1811 verboten, 
nachdem das Edict von demfelben Tage über die Regulirung der qutsherrlichen und bäuerlichen Vers 

Itniffe zur Auflöfung von dergleichen culturfchädlichen ee ergangen war. Das guts⸗ 
errliche \ 47 bone Pc bäuerlichen Feldern ließ Dies Ediet von 1811 noch fortbeitehen, obwohl 
daſſelbe in Preußen noch nach dem Allg. Landrecht von 1794 als niederes Regal- und als Ehrenrecht 
der Rittergutsbeſitzer von Adel betrachtet wurde. Das Jagdrecht auf fremdem (auch auf bäuerz 
lichem) Grund und Boden wurde hingegen erft 1848 unentgeldlich aufgehoben, gleichzeitig auch für 
alle Zufunft die Abtrennung defielben, als befonderen, einem andern, als dem Grundeigenthümer 
zuftehenden Rechts, unterfagt. 
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Geldrente vorbehalten, aber aud) deren Auffündigung vertragsmäßig höchftens für 
einen Zeitraum von 30 Jahren ausgefchloflen, * niemals ein den 25 fachen Betrag 
der Rente überfteigender Ablöfungsfat vorbedungen werden darf. 

Dagegen find in einigen Ablöfungsgefepgebungen (3. B. Hannover und Dlven- 
burg) noch Beichränfungen in der en. insbefondere bezüglic) der Theilbarfeit 
der Grundftüde gegen die befreiten bäuerlichen Hofbefiger vorbehalten. 

Ausgeſchloſſen von der Ablösbarkeit find überall die öffentlichen, Staats» und 
Gemeindelaften,, außerdem Deich- und ähnliche Gefellihaftslaften?. Alle andern 
beftändigen Abgaben und Leiftungen von Grundftüden, darunter auch Zehntrechte ohne 
Ausnahme, find ablößbar. 

Als Entihädigungsart für Reallaften kennen die Gefege meift nur Rente und 
Capital, jeltener,, je nad) der Natur der Laften und der Wahl der Verpflichteten, 
Landabtretung.® 

Die Entihädigung ift theils durch Sachverſtändige, theild je mad) der Art der 
Leiftungen und der Beftimmungder Betheiligten, oder aud) der Ablöjungsbehörde, durch 
Schiedsrichter zu ermitteln, theils find dafür ein für allemal oder mit periodiſcher 
Revifion (von 10 zu 10 Jahren) allgemeine Normalpreife und Taren, je für abge— 
—— Bezirke, von der berufenen Behörde, nach Anhörung gewählter Vertreter der 

erechtigten und Verpflichteten, feſtzuſtellen. Je nach der Natur und Entſtehung der 
Leiſtungen find die Ablölungsfäge für die feſtgeſtellten Jahreswerthe der erſteren zu 
einem höheren oder niedriggren Procent- und Gapitalifirungsverhältniß, im Allgemei- 
nen zum 20fachen Jahresbetrage, beftimmt. 

Ueberaus günftig für die Verpflichteten werden die Ablöfungsgrundfäge von der 
Defterreihifchen Agrargefeggebung von 1848 und 1849 dahin beftimmt, daß bei den 
Naturalleiftungen von landwirtbichaftlichen Erzeugnifien die (äußerft niedrigen) Preiſe 
der bereits in — Zeit angefertigten Kataſter zu Grunde zu legen ſeien, daß über— 
haupt der Werth der Zwangsarbeit in keinem Falle höher als mit einem Drittel des 
Werths der freien Arbeit berechnet werden dürfe, daß, mit Ausnahme jedoch der Real— 
laſten aus emphyteutiſchen und andern Verträgen, ſowie bei geiſtlichen Stiftungen, 
von dem ermittelten Werthe aller Leiſtungen jedesmal noch ein Drittel für die darauf 
ruhende Steuer des Berechtigten abgezogen und dem Verpflichteten zu gute gerechnet, 
außerdem von den übrigen zwei Dritteln wiederum ein Drittel aus den Landescafien 
aufgebracht, fomit nur ein Drittel des Werths der Reiftungen von den Verpflichteten 
felbjt und zwar unmittelbar an die Staatscafje gegen Entfhädigung der Berechtigten 
aus dieſer, entrichtet werden foll. 

Behufs Berechnung des Jahreswerths der Laudemien und anderer Befigverände: 
rungsabgaben find in der Regel die in einem Jahrhundert nad) Verfchiedenheit der 
Laudemialpflicht anzunehmenden Veränderungsfälle allgemein beftimmt, auch ſonſt 
fpeciellere Vorſchriften gegeben. 

Das Recht auf Ablöfung anzutragen (das Provocationsrecht) ift meift beiden 
Theilen , öfter audy nur dem Verpflichteten zugeftanden. 

Sp wenig ed fid) empfiehlt, die Ablöfung wider den Willen beider Theile von 
Amtswegen zu bewirken, fo wenig ift es doc) andererfeits gerechtfertigt, den Berech— 
tigten das Provocationsrecht zu entziehen. inerfeits ift die Ablöfungsgefeggebung 





5) ſ. Art. Frohnden. 

6) Das Preußische Negulirungsedict von 1811 hatte es nicht, wie oft irrihümlich angenommen 
wird (Nofcher, Nationalöfonemif des Aderbaues und Häufer, Deutfche Gefchichte vom Tode 
Friedrich des Großen bis 1815), mit Erbpächtern zu thun, für welche erit die Ablöfungsordnung 
von 1821 erging, fondern mit den in einem gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniß befindlichen 
nicht eigenthümlichen Stellenbefigern, fogenannten Rafnahrungen. Dies Edict beſtimmte anfangs 
die normale Abfindung in Pauſch und Bogen dahin, daß die Gutsherren für das Gigenthum ber 
Höfe, für die Dienfte und die gewöhnlichen Abgaben davon, bei erblichen Befigern durch Abtretung 
bes dritten Theils, bei nichterblichen Befigern der Hälfte der fämmtlichen Ländereien der Bauerhöfe, 
unter Wegfall der gutsherrlichen Unterftugungepflicht abgefunden fein follen. Die fpätere Declas 
ration von 1816 sehaliche dann auf Antrag des einen oder andern Theils eine fpecielle Berechnung 
von —— und Gegenleiſtungen und eine höhere oder geringere als jene Normalentſchädigung. 
Die Ausſchüeßung der kleinen bäuerlichen Stellen (Dienftfamilienetabliffements) von der Regulirung 
befeitigte wiederum erft das Gefeg von 1850, 
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nicht allein durd) das Intereſſe der Verpflichteten,, fondern zugleich) durch ein allgemei- 
nes, in den veränderten fortgeichrittenen Verkehreverhältniffen und volfswirthicyhaft: 
lichen Zuftänden der Geſellſchaft begründetes Bedürfniß gerechtfertigt; andererjeits 
Liegt bei dem zeitgemäßen und unausweichlichen Uebergange aus der Natural» in die 
Geldwirthſchaft, die Löfung aller der erfteren angehöriger Verhältniſſe und die wirth- 
fchaftlihe Unabhängigkeit von ihnen eben fo jehr im Intereffe und Bedürfniß des Be- 
rechtigten, als des Verpflichteten. 

Der Berpflichtete kann fi) über das gleiche Provocationsrecht des Berechtigten 
um fo weniger bejchweren, wenn behufs der Ablöfung — wie geihehen — Ereditan- 
ftalten oder Rentenbanfen unter Garantie des Staats (wie gleich bei Erlaß des Ab- 
löfungsgefeges 1832 in Sachſen, fpäter — 1850 — in Preußen) errichtet worden, 
durch welche die Berechtigten Seitens der Rentenbanf (zu 3'% bis 4 Proc.) verzing- 
liche, bei fucceffiver VBerloofung aber baar auszuzahlende Obligationen (Rentenbriefe) 
erhalten, dagegen die Verpflichteten, gegen unmittelbare Zahlung der Renten an die 
Rentenbanf, in einem gewiflen Zeitraum (in Preußen bezüglid) von 56',, oder von 
41% Jahren) von ihren Verpflichtungen völlig frei werden. 

Behufs —— Ausführung gleicherweiſe der Ablöſungen von Reallaſten, 
als der Dienſtbarkeiten, wie der Gemeinheitstheilungen und Verkoppelungen Conſoli— 
dationen”) find meiſtentheils, nach dem Vorgange Preußens ſchon in den Jahren 1811 
und 1817, eigene collegialiich eingerichtete Behörden Generalcommiſſionen, in 
Preußen auch landwirthichaftliche Regierungsabtheilungen und Spruchcollegien) nebft 
geichäfts- und gefegfundigen Gommiflarien , legtere zur öftlichen Verhandlung , erftere 
zur Leitung der Auseinanderjegungen und zur Entſcheidung der dabei vorfommenden 
Streitigkeiten, daher zugleich aus rechts- und landwirthichaftsfundigen Mitgliedern 
beftellt und, namentlich in Preußen, als Gerichtshöfe erfter Inſtanz mit unbeichränfter 
Competenz zur Entſcheidung fowohl über Theilnehmungsrechte und deren Maaß und 
Umfang, als über Entſchädigungsberechnungen und Abfindungspläne, hier auch mit 

leicher Befugniß als Gerichtähnt für die zweite, zum Theil legte Inftanz das Revi- 
tollen un für Landesculturfachen berufen, während in anderen deutſchen Staaten, 
weniger zwedmäßig, die Enticheidung über Theilnehmungsrechte und deren Umfang 
von der Eompetenz der Auseinanderfegungsbehörden ausgeſchloſſen und jchon für Die 
erfte Inftanz den gewöhnlichen Gerichten vorbehalten ift. 

Um die ganze Bedeutung der Befreiung des Grundbefiges von den aus der Vor- 
zeit überfommenen Grundbelaftungen für die fortichreitende Entwidelung der Volks— 
wirthichaft zu würdigen, mögen hier zum Edyluß nod) einige Ergebniſſe der Ablöjun- 
gen in Preußen aus den dem Verfaffer gerade vorliegenden ftatiftiihen Mittheilungen 

is Ende 1862 einen Plag finden. Danad find in Preußen, außer den ſchon 1808 
befreiten 50000 Domainenbauern der Provinz Preußen, wie den Wirthen in den 
linfselbiichen Landestheilen, 83053 bisher nicht eigenthümliche bäuerliche Befiger mit 
gleichzeitiger Ablöjung ihrer verjchiedenen Leiftungen an die Gutsherrn, , zu freien vol- 
len Eigenthümern erhoben, außerdem 1'235591 Dienft- und Abgabenpflichtige durch 
Ablöfung von Reallaften befreit, insbefondere aber ift mit Ausführung der gutsherrlich— 
bäuerlichen Regulirungen und der Ablöfungen an Spanndienfttagen die Zahl von 
6'336607, an Handdienfttagen von 23492000 aufgehoben. Dafür ift den Berechtigten 
(Gutsherren u. |.w.) von den Pflichtigen an Entihädigung gewährt 35307656 Thlr, 
Gapital, 5405981 Thaler Geldrente, 311515 preußiiche Scheffel Getreiderente und 
1'639171 preuß. Morgen Land. Speciell aber find auf die 1850 errichtete Renten» 
banf an Renten 3’702940 Thaler übernommen, durch diefelbe fodann an Gutsherren 
und fonftige Real- (Dienft: und Abgaben-) Berechtigte, einichlieglid 90000 Thlr. baar, 
im übrigen in Rentenbriefen, 82'058875 Thaler ausgegeben, worauf von den Pflich- 
tigen bereits 17829230 Thaler an die Rentenbanf eingezahlt find ®. Jene 82 Mil- 
lionen Abfindung der Berechtigten an Capital und Rentenbriefen find zu einem Theile 


7) f. Art. Gemeinheitstheilung. 
8) f. die vom Revifionscollegium herausgegebene Zeitfchrift für die Landesculturgefepgebung 
der Breufifchen Staaten, 
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auf Tilgung von Schulden, zu einem andern größeren ‚Theile auf Meliorationen der 
Güter verwendet. Wie enorm deren Werth von Jahr zu Jahr fteigt, ift befannt und 
erklärt fich aud, hieraus. Wenn nun troß der durch Aufhebung der Frohnden weit 
über das Doppelte geftiegenen Arbeitskraft in der Landbaubevölkerung die preußifche 
Landwirthſchaft dennoch vielfad, über Mangel an Arbeitern klagt, jo ift aud) das nur 
der ficherfte Beweis für deren fortichreitende Entwidelung. Diele ift vor allen anderen 
Urſachen auf die Agrar- und Ablöjungsgefeggebung zurüdzuführen und deren Wir- 
fung. Aehnliche Ergebnifje und Wirkungen fnüpfen ſich an dieſe Geſetzgebung in allen 
andern Ländern. Sie fehlen nur da, wo ſich die Regierungen au lange dem Berftänd- 
niß der fchon von Montesquieu ausgeiprochenen ewigen Wahrheit verfchloffen: daß 
die Länder nicht durch ihre Sruchtbarfeit, jondern allein durch die Freiheit wohlhabend 
und mächtig werden. W. A. Lette. 


Abolitioniften 
nennt man eine politifche Partei in den Vereinigten Staaten von Amerifa, 
welche ihren Urſprung in einer großen und weitverzweigten, im erften Jahrzehend 
diejed Jahrhunderts gegründeten Geſellſchaft mit der Tendenz der Abſchaffung der 
Sclaverei — »anti-slavery-societys — fand. Noch heute denkt man bei dem Namen 
„Abolitioniften, Abolitionismus“ vorzugsweife an jene urfprünglichen Tendenzen 
während in der That feit der Zeit, wo Lloyd Garrifon zu Bofton an die Spitze der 
Bewegung trat, bis zum Ausbrud des nordamerifanifchen Bürgerfrieges jene mehr 
jocialen und humaniftifchen Beftrebungen wenigftens nicht mehr den Hauptpunct des 
PBarteiprogrammes gebildet haben. Ein Werk der alten Antifelavereigefellichaft — 
damals auch wohl » American colonisation society « genannt — war die Gründung 
der Negerrepublif Liberia an der afrikanischen Weftfüfte i. 3. 1821, wohin es jedoch 
nicht gelang, befreite Sclaven in dem urfprünglich beabfichtigten Umfange überzuführen. 
Jene Sefellichaft agitirte in Nordamerika auf alle Weife, meift jedoch ohne gehörige Orga— 
nifation, und Daher mit ſchwachem Erfolge, für die Aufhebung der Sclaverei. Als der 
—— Garriſon 1. Jan. 1832 ſich an die Spitze eines von ihm gegründeten neuen 
ereined, der „amerikanischen Antifclavereigefellichaft“ ftellte, waren es weſentlich reli- 
giöfe und politiiche Beftrebungen, auf welche der Abolitionismus fein Augenmerk rich: 
tete. Man bediente fi) zwar vor Allem des Hinweifes auf die Sclaverei als Argu- 
mente, wenn man die Aufhebung der Verfafiung der Union forderte; aber man for- 
derte eben mehr, als die Abſchaffung der die Sclaverei geftattenden Beftimmungen der 
Verfaflung, man fah es auf die Zertrümmerung der Union ab. Der Bürgerkrieg, wenn 
auch keineswegs ausſchließlich durch die Abolitioniften entzündet, hat zunächſt dahin 
geführt, daß das Ziel der legteren bis auf Weiteres ald erreicht angejehen werben 
muß, und man fann nicht läugnen, daß die Politik des unioniftiihen Nordens gegen» 
wärtig vollftändig von abolitioniftiichen Tendenzen im alten Sinne des Wortes durch— 
jegt ift. Dies dürfte jedoch weniger der Thätigfeit der Abolitioniften, als den Ereig— 
niffen des Krieges zugufchreiben fein, welche dem Präfidenten Lincoln die Emancipa— 
tionsacte als eine wirfjame Gewaltmaaßregel gegen den Süden dictirten.. Man fann 
behaupten, daß, wenn auch der moderne Abolitionismus in dem jegigen Bürgerfriege 
völlig unterliegen, d. h. die Union völlig wiederhergeftellt werden follte, dod) gegen 
die Jdeen der alten Abolitioniften ein Widerftand nicht ferner möglich fein wird. Be— 
dauerlich ift ed, daß jene frühere abolitioniftiiche Partei ebenfo wenig wie Die neuere, 
ſich mit der Frage eingehend und ernfthaft befchäftigt hat, was denn nad) der durdh- 
geführten Gmancipation mit der Sclavereibevölferung werden folle. Jetzt, wo Die 
Emancipation theils ſchon durchgeführt ift, theils in nod) größerem Maaßſtabe bevor: 
fteht, harrt Diele Frage dringend ihrer Löfung. Während des Krieges freilich fann man 
die Friegstüchtige Bevölkerung zweckmäßig verwenden und überläßt man die zum Kriegs— 
dienft nicht tauglichen Beftandtheile der befreiten Sclavenbevölferung ihrem Scyidiale. 
Aber mit dem eintretenden Frieden wird der eigentliche Gardinalpunct der abolitio- 
niſtiſchen Idee zu einer brennenden Frage werden. Daß dieſe Jdee in ihrer urſprüng— 
lichen Reinheit vom volkswirtbichaftlihen Standpuncte aus der Vertheidigung nicht 
erft bedarf, verfteht ſich von felbft. Die eigentliche Bedeutung des gegenwärtigen 
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amerikaniſchen Bürgerkrieges für die Entwickelung der Menſchheit ſcheint darin zu 
liegen, daß er das erſte energiſche Signal zur Ausrottung der Sclaverei gegeben 
bat. Daß dieſer Krieg gerade die Ausfuhr von ſolchen Gütern, die, wie Baumwolle, 
Zuder, Tabaf u. ſ. w. nad) Anficht der Vertheidiger der Sclaverei ohne diefe leg- 
tere nicht ferner, oder nicht in dem bisherigen Umfange erzeugt werden fünnen durch 
die Blofade der Südhäfen), unmöglich gemacht, daß er alfo dem Welthandel die Noth- 
wendigfeit auferlegt hat, für die Beihaflıng diejer Güter anderweit zu forgen, wird Die 
Emancipation weientli erleichtern, und namentlich eines der gewichtigften Argumente 
der Vertheidiger der Sclaverei entfräften helfen. Sind wir — was wahrfcheinlidy ift 
— bei der Wiedereröffnung der Sübhäfen der Union in unjerer anderweiten Verſor— 
ung, insbefondere mit Baumwolle, fo weit gediehen, daß wir wenigftens dag frühere 
erbrauchsquantum aus neuen Quellen zu deden vermögen, fo wird die allgemeine 
Emancipation der Negericlaven, welche allerdings einen totalen Umfturz der wirth— 
ſchaftlichen Verhältniffe der Südftaaten der Union im Gefolge haben muß, wenigftens 
den Welthandel nicht mehr jo ftarf beeinträchtigen, wie Dies, wenn aud) nur in der 
Uebergangszeit, der Hall geweien fein würde, wenn die Gmancipation vor dem Aus— 
bruche des Krieges und ohne daß ihr ein joldyer auf dem Fuße gefolgt wäre, in Aus— 
führung gebracht worden wäre. So fommt der Krieg dem echten und aufrichtigen, dem 
volfswirthichaftlichen Abolitionismus zu Hülfe durch Schwächung der Argumente fei- 
ner Gegner. Träte aber aud) der Gegner mit ungeichwächten Argumenten auf — im: 
merhin würden die Gründe des volfswirthichaftlichen Abolitionismus fich überlegen 
erweilen. A. Emminghaus. 


Abſa 

die factiſche Moöglichkeit, eine gewiſſe Waare zu verkaufen; ein Induſtrieller 
kann auf Abſatz ſeiner Producte rechnen, heißt: er findet für dieſelben höchſt wahr— 
ſcheinlich einen guten Käufer; ein Land iſt zumeiſt an den auswärtigen Abſatz ger 
wielen, will jagen, daß e8 feine Erzeugniffe auf den Weltmarkt zu bringen trachtet. 

Der Abjag ſpielt im wirtbichaftlichen Leben eine Außerft wichtige Rolle, er bildet 
den Uebergang der Güter aus den Händen der Producenten in die Hände der Conſu— 
menten und fol in der Weltwirthichaft das Gleichgewicht zwiichen der Erzeugung und 
Verzehrung aller Güter herftellen. Um diefe Aufgabe vollftändig zu erfüllen, muß der 
Abiag fo rafch und fo ausgedehnt fein, ald möglih. Der raſche Abjag bewirft 
Billigfeit und Güte der Erzeugniffe ; fo oft nämlich irgend ein Gegenftand erzeugt wird, 
ift Dazu nebft den anderen Productionsfräften auch die Anwendung von Gapital unum- 
gänglich nöthig; der Landwirth braucht zur Erzeugung des Kornes außer der phyſiſchen 
Kraft des Bodens und außer der Anwendung von Arbeit no ein ſehr beträchtliches 
Anlags- und Betriebscapital in der Form von Gebäuden, Geräthen, Vieh, Samen ır.; 
der kleinſte Handwerksmann verwendet zu dem unbedentendften Artikel, den er erzeugt 
ein gewifles Gapital, indem er feine Werkzeuge abnügt und ihren Werth verzinfen, in: 
dem er Rohmaterialien anfaufen muß u. ſ. w. Diefes Bapital nun, das zu jeder 
Gütererzeugung ausnahmlos nöthig ift, bleibt im Gute jelbft gebunden es ift wie Die 
latente Wärme in den verfchiedenen Aggregatzuftänden der Körper, nicht erfennbar, 
aber nichtödeftoweniger vorhanden. Wird in Folge des Abfages das Gut vom Produ: 
venten verkauft, fo wird für ihn das angewendete Capital frei, er hat es im Kaufpreis 
wieder verfügbar, um mit demfelben eine neue Production vorzunehmen. Je rajcher 
der Abiag it, defto kürzere Zeit bleibt das Capital gebunden, deſto mehr fann mit dem— 
felben Gapitale erzeugt werden, defto billiger ftellen fich alfo die Geftehungsfoften. Aber 
auch die Güte der Producte wird durch den rajchen Abſatz weſentlich gefördert: er er= 
leichtert nicht nur das Anfchmiegen an den geläuterten Gefhmad, und an die Mode, 
jondern auch die fogleiche Benugung technifcher Fortichritte ; ja die Erzeugung von, dem 
Verderben unterliegenden Gegenftänden ift bei langfamem Abjag geradezu unmöglich. 
Beifpiele für dieſe Grundfäge finden fich jehr leicht ; eine Gattundruderei , wie Die von 
Thomas or und Sohn in Manchefter, die ihre Artifel in Die ganze Welt abjegt und 
ſtets fchnell verfaufen kann, bringt in jeder Jahreszeit neue Mufter auf den Markt; 
sehn andere, deren Abfag ftodt, haben immer verlegene Waare ; unter zwei Photographen 
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von gleicher Geſchicklichkeit und mit gleichen Capitalien wird derjenige ſchönece Bilder 
erzeugen, deflen Erzeugniffe einen — Abſatz finden, weil er ſeinen Concurrenten 
in Anwendung verbeſſerter Präparate, neuer Löfungen, Papiere u. ſ. w. immer voraus 
fein kann; endlidy vergleiche man die Arzneien eines Dorfarzted mit jenen einer Stadt- 
apothefe oder die Fabricate eines Landauderbäders mit den Bonbons eines Boiflier in 
Paris. Noc) viel auffälliger find die günftigen Einflüffe eines ausgedehnten Abſatzes, 
des ſog. Maſſenabſatzes; allerdings geht die Größe des Abjages mit der Rafchheit 
desielben meift Hand in Hand, und alle bisher gejchilderten Vortheile eines raſchen 
Abfages gelten daher aud) für den Maflenabjag , es fommen aber noch befondere Mo— 
mente von hoher Wichtigfeit hinzu. Man geht nicht zu weit, wenn man behauptet, 
daß der Maflenabjag den Einzelnen und das Volk reich macht ; je mehr der Induftrielle 
abzufegen im Stande ift, mit defto geringerem Percentualgewinn kann er fich begnügen ; 
abgejehen von allen andern Urfachen wird fchon aus dDiefem Grunde der Artikel billiger, 
es wird in Folge defien der Kreis der Käufer, alfo die Zahl der Confumenten größer, 
und naturgemäß wird aud) die Production zunehmen, um der vermehrten Nachfrage zu 

enügen. Gleichzeitig führt aber diefe Ausdehnung der Production dazu, daß jeder 
— ſich auf die Fabrication einzelner Artikel beſchraͤnken kann, und dennoch ſehr 
zu dabei beſteht; ſo hat der Maſſenabſatz die Maſſenproduction und Arbeitstheilung 

is in die tiefften Schichten herab bewirkt. Die Arbeitstheilung aber veranlaßt befannt- 
lich eine fortichreitende Verwohlfeilung und Berbefferung der Production. Endlich 
wird beim Mafjenabjag der Betrieb jeder Induftrie leicht 7 großartig, daß Maſchinen 
und jonftige Einrichtungen anwendbar find, die der Fleine Handwerfer bei geringem 
Abſatz und geringer Production nimmer benügen könnte. An Beifpielen für diefe Wir- 
fungen des Maflenabjages ift insbefondere die engliiche Volfswirthichaft reich ; wir 
verweilen auf die Babrication von Chemicalien , welche dort fo außerordentlich billig 
betrieben wird, weil die hemifche Induſtrie Englands einzelne Artikel felbftändig in 
Fa Gtablifjements erzeugt, während ihre Darftellung in Oeſterreich und in andern 

ändern nur einen unbedeutenden Nebenzweig einzelner Fabrifen bildet ; dort fönnen 
wegen des großen Umfanges, in welchem der eine oder der andere Artifel fabricirt 
und auch entipredyend abgelegt wird, Werfsvorrichtungen, mechanifche und an— 
dere Mittel zu Hülfe genommen werden, die bei einer beſchränkten Erzeugung und 
beſchränktem Abjage weder lohnend, noch überhaupt anwendbar find. 

Ein ähnliches Beiſpiel bietet die englifche Eifeninduftrie ; die Leichtigkeit, Sicher- 
heit und Ausdehnung des coloflalen Abſatzes fowohl für den britifchen Verbrauch als 
auf den britifchen Sceplägen : Glasgow für Roheiſen, Liverpool für Stabeifen u. ſ. w. 
bewirft einen Umfang und eine Sperialität des Betriebes , von der man ſich auf dem 
Eontinente kaum einen Begriff macht. Gerade der Mafjenabfag bewirkt die Möglich: 
feit der Arbeitstheilung und der niederen Geftehungsfoften. Der englifche Hüttenbeftger 
kann fich ſehr gut ausichließend darauf verlegen, Roheiſen in Maſſen zu produciren : 
„er hat den Marft von Glasgow vor der Thüre, der 3.3. im 3.1861 von einer Pro- 
duction von 20060000 Etr. fchottiichen Roheifens , neben einem Localverbrauche der 
Gießereien und Walzwerfe der Gegend von 6’980000 Etr. einen Verfand nad) Eng- 
land, Schottland und Irland von 6542380 Etr. und eine Ausfuhr von 5’337420 Gtr. 
hatte“. Der engliſche Hüttenbefiger beichränft fi) Daher nur auf den Hocofenbetrieb, 
er verzichtet auf die Gußwaarenfadrication, auf Schienen, Stabeiſen, Bledy , denn 
wenn er auch Millionen Gentner Roheiſen producirt, hat er die Grporthäufer von 
Glasgow als Abnehmer S. Mohl's Bericht über den preuß.-franz. Handeldvertrag, 
Stuttg. 1863.) Das find die Wirkungen dei Mafienabjages ! 

Wir haben bisher nachgewieſen, wie vortheilhaft der rafche und ausgedehnte 
Abſatz auf die Production einwirft ; — es entfteht nun die weitere Frage, ob c8 denn 
in der Willkür des Menſchen, oder in der Aufgabe einer rationellen Verwaltung liegen 
kann, das Verhältniß zwiſchen Abfag und Production überhaupt zu verändern? Ab: 
ftract, mit Nüdjicht auf die Größe der gefammten in der Weltwirthichaft vorhandenen 
Gütermenge, muß nämlich zwischen Production und Gonjumtion ohnedies ein beftän- 
diges Gleichgewicht befteben ; denn wie J. A. Mill fagt — „Jeder Verfäufer ift Käu— 
fer, und die Verdopplung der Production ift Verdopplung der Kaufkraft ;“ je mehr 
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Güter in der ganzen Welt erzeugt werden, defto mehr hat jeder Einzelne die Gelegen- 
heit, ſich für den Ueberſchuß der einen Güterart andere Güter anzufchaffen, die er 
braucht und die ihm nüglich oder wünfchenswerth find ; alle vorhandenen Güter find 
aljo gleichzeitig Gegenftände des Kaufes und des Verfaufes, und die Theorie fann mit 
Recht den Sap aufftellen „daß die eine Hälfte der vorhandenen Güter, immer mit der 
anderen Hälfte erfauft werden kann“. Diefer Sag würde zu dem weiteren Ariome 
führen, daß alle Erzeugniffe der Welt unter allen Weltbürgern Abnahme finden müflen, 
daß alſo allgemeine Abjagfrifen unmöglich find. 

Dieſem großen fosmopolitiichen Principe gegenüber beftehen indeſſen thatfächliche 
Ausnahmen, die theild auf natürliden Gründen beruhen, theils fünftlid) durch Admini— 
fteativmaaßregeln herbeigeführt wurden. Zu den Ausnahmen der erften Art gehört der 
Ball, daß gewiffe Güter in einem Maaße erzeugt werden , weldyes das Bedürfniß nad) 
denjelben überfteigt, alfo jpeciale Ueberproduction gewifler Waaren, z. B. Mangel an 
Abjag für Getreide bei einer befonders reichen Ernte, oder Mangel an Abjag für Indu— 
ftrieerzeugniffe bei Mißernten ; oder es tritt die Unmöglichkeit ein, den Verkäufer eines 
Gutes mit dem Kaufluftigen in Verbindung zu bringen wegen Mangel an Märkten und 
Abſatzwegen: „örtliche Ueberproduction“) dieſe —* Fälle kann man daher kurz 
als jpecialeundlocale Abſatzkriſis bezeichnen. 

Die fünftlicd) veranlaßten Ausnahmen beruhen auf Irrthümern in der Auffaffung 
der Bolfswirthicdhaftspflege ; fie laſſen ſich meift darauf zurüdführen, daß man früh: 
zeitig beobachtet hat, es ſei der Abjag momentan rafcher und größer, wenn die Con— 
currenz geringer wird. . werben bei allen gejeglichen Beichränfungen des 
Mitbewerbens viele Waaren Abfag finden, Die wegen des hohen Preiſes oder der 
ſchlechten Beichaffenheit fonjt feinen Käufer gefunden hätten ; deshalb fennzeichnet ſich 
die Kindheit der Nationalöfonomie durch Bannrechte und Prohibitionen. Alle diefe 
Maafregeln haben begreiflicher Weife nur fehr vorübergehende und örtliche Vortheile 
für den Abjag herbeigeführt, find aber der höheren volfswirtbichaftlichen Erkenntniß 
widerftrebend. Die Aufgabe der Verwaltung fann es vielmehr nur fein, dafür zu 
forgen, daß alle Ausnahmen, welche das allgemeine Gleichgewicht zwiichen Production 
und Gonfumtion ftören, bejeitigt werden ; die in den natürlichen Umftänden begründe- 
ten localen und jpeciellen Ueberproductionen gleichen fic in einem längeren Zeitraume 
von ſelbſt aus ; auf die Vermehrung der Märkte und Vervollfommmung der Abſatzwege 
fann direct eingewirft werden, Die Freiheit der Goncurrenz endlich wird durch das 
Princip des Freihandels und der Gewerbefreiheit erreicht. 

Das große Ariom der Theorie, daß allgemeine Abfagfrifen unmöglich find, joll 
daher den Leitſtern für die Volkswirthſchaftspflege bilden, die Hinwegräumung aller 
— wird der Regel nach genügen, um dem Abſatze die zwei wünſchenswerthen 

igenſchaften zu verſchaffen, um einen raſchen und ausgedehnten Abſatz aller 
Producte herbeizuführen. Dr. Franz Neumann. 


Hecife. 

Ein Gollectivbegriff indirecter Abgaben und zugleich der Typus eines in 
der Hauptjache glüdlicherweife aus der Uebung gekommenen Erhebungsſyſtems. Als 
die dem mittelalterlihen Agricultur- und Feudalftaate genügenden, auf beftimmten 
Titeln beruhenden Naturalpräftationen zur Beftreitung der öffentlichen Bedürfniſſe 
nicht mehr hinreichten und, zunächft außerordentlicherweile, Steuern (Beden) erho- 
ben werden mußten, machte fi der Mangel irgendwelchen Leiftungsfußes für das 
Mobiliarvermögen bald in drüdender Weile fühlbar. Auf dem Lande mochte bei den 
damaligen einfachen Verhältniffen der Landwirthichaft Die Vertheilung nad) einem 
ungefähren äußerlichen Größenmaaße des Grundbefiges noch cher erträglich fein als 
die Häufung aller Laften auf den Grundbefig in den Städten. Unter dieſen Umftänden 
fonnte den legteren die Umlegung der auf fie auszuwerfenden Summen auf den Ber: 
brauch gewifjer Goniumtibilien (ein Ohmgeld von Bier machte in Norddeutſchland 
meift den Anfang der „Ziefen“) vergleichsweije ſogar als eine gerechtere Befteuerung 
eriheinen. Zugleidy wehrte man Damit dem Eindringen des Fiscus in die inneren 
Verhältniffe der Stadt und erjparte ſich die Laft, jpecielle Steuerfäge für jeden Abgabe: 
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pflichtigen ausgumitteln, was bei dem anfänglich vorübergehenden Charafter der 
Steuer nicht einmal der Mühe wertb ericheinen mochte. Permanent und ſyſtematiſch 
ausgedehnt wurden diefe Abgaben zu der Zeit, wo die Kriege mehr mit Geld geführt 
wurden und ald Nachwirkung bedeutende Staatsihulden mit bleibender Abgabenver- 
Fin binterließen. Die Niederlande famen zur Accife in diefem Sinne durch den 
Befreiungsfrieg gegen die Epanier, England durch die Bürgerfriege des 17. Jahrhun⸗ 
derts. In beiden Bändern beiteht fie noch heute in ziemlichem Umfange. In Sachſen 
wurde die Accife generell und bald auch permanent, nachdem der 30jährige Krieg das 
Land mit furchtbaren Laften überbürdet hatte. Brandenburg erhielt fie zur Zeit des 
großen Kurfürften. Spanien hatte fhon von den Maurenfämpfen in der Alcavala 
eine ähnliche Umfagfteuer. Charafteriftiich ift der Accije im Gegenjag zu den alten 
Zöllen und Geleitsabgaben, welche an gewiflen Stellen für das Paſſiren einer öffent» 
lihen Straße oder nad) der Auffaffung des frühen Mittelalters für den vom Kaufmann 
als Fremden bejonders zu erfaufenden Rehtsichug gezahlt wurde, ſowie gegemüber 
den modernen Zöllen, weldye nur den Außenhandel des Landes betreffen, die Be— 
fteuerung des inneren Verkehrs, weldyer demzufolge an unzähligen Stellen durch 
PVifitationen und Eontrolen hindurdygehen mußte. Abgefeben von der oft höchſt un- 
verhältnigmäßigen finanziellen Belaftung jchnitten dieſelben um jo fchärfer in den 
Verkehr ein, ald diejer mit den Kortjchritten der Cultur fich lebhafter und großartiger 
zu geftalten begann. Die preußiſche und ſächſiſche Accifeordnung aus der legten Zeit 
Friedrichs des Großen geben ein trauriges Bild diefer ind Kleinlichjte ausgebildeten 
Fiscalität. Dem Jahrhundert der Eifenbahnen war es vorbehalten, in Deutichland 
diefem zeitwidrigen Zuftande, wie er ſich annähernd nur in Medlenburg bis auf die 
neuefte Zeit erhalten hatte, und der damit zuſammenhängenden Gorruption und Des 
moralifation, welche die Uebelftände, die ſich heutzutage noch in manchen Grenzgegen- 
den finden, über das ganze Land verbreiteten, ein Ende zu machen durch die Bildung 
des Zollvereins. Nicht nur zwiſchen den meiften deutichen Staaten hat dieſer die 
Zollgrenze aufgehoben, fondern auch zugleih innerhalb verjelben durch Verlegung 
faft aller indirecten Abgaben an die gemeinfchaftliche Außengrenze Freiheit des Verkehrs 
hergeſtellt. Wollftändig ift dieſes Syſtem freilich noch nicht durdygedrungen. Theile 
werden nämlich einige Gonfumtionsartifel, welche beſonders gern zu indirecter Ber 
fteuerung aufgejucht werden, der Natur der Sache nach (Bier und Branntwein) oder 
infolge hoher Zölle (Zuder) wefentlich im Zollverein erzeugt und müffen daher die Pros 
ductionsftellen derfelben mit einer Gontrole umgeben werden, wobei aber wenigitens 
das chicanöſe Eindringen in zahlreihe Haushaltungen wegfällt. (Am meiften erinnert 
in dieſer Beziehung an die alte Acciſe noch die Schlachtſteuer, wo dieſe beiteht.) 
Theils beftehen ausnahmsweiſe in verfchiedenen, namentlich größeren und geichlofienen 
Städten, in denen fid) überhaupt noch manches von den principlojen Zufälligfeiten 
des alten Steuerwefens erhalten bat, Abgaben auf die Einbringung verjchiedener 
Verzehrsgegenftände. Auch diefe find jedoch, dem Drude der allgemeinen Gejeggebung 
oder dem Zuge der Zeit folgend, mehr und mehr im Berjchwinden begriffen (f. Detroi). 


Ptm. 

Accord, . 
ein juriftiicher Begriff, heißt im weiteren Sinne eine Vereinbarung, ein Vertrag, 
ein Vergleich. In der gewöhnlichen Umgangsſprache pflegt man darunter meift jpeciell 
einen Vertrag zu verftehen, nach weldyem Jemand eine größere Arbeit in allen ihren 
Theilen auszuführen übernimmt und für hierzu gehörige Werkzeuge und Materialien 
— ſelbſt zu ſorgen hat oder ſo, daß der Uebernehmer ſelbſt wenigſtens nur das 
ohmaterial, beziehlich die zu verarbeitenden Hülfsſtoffe liefert. Man pflegt dann 
zu jagen, „die Arbeit“, z. B. die Tiſchlerarbeiten eines Hauſes, das Kartoffelaus— 
machen auf einem Felde, die Lieferung von Schienen, Militairbedürfniſſen ıc., oder 
„das Unternehmen“, 3. B. der Dammbau einer Eiſenbahn, die Brüde über einen 
Fluß, der Bau eines Tunnels ıc., „it in Accord gegeben“, ift „verdungen“. In der 
Regel fommen dabei beide contrahirenden Theile Beier weg, indem die Arbeit raſcher 
und billiger ausgeführt wird, während beide Momente auch wiederum von Seiten des 
Ausführenden durch möglichite Wahrnahme der Zeit, Arbeits: und Koftenerfparung 
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angeftrebt werden, um feinen Gewinn zu fteigern. Bei dem Accorbübernehmer findet 
deshalb gewöhnlich größere Energie, rationelle Mittel und Methode und fparfame 
Berwendung der Arbeitsfräfte und des Aufwandes ftatt als bei dem auf Einzelberech« 
nung Arbeitenden. Bei den Gewerbsarbeiten , jeien es nun bloße Werfftätten oder 
geſchloſſene Etablifiements, Fabriken, kommen Accordarbeiten in taufenderlei Bezie- 
hungen vor und man fpricht alddann von Stüdarbeiten, während fie im Berg- 
werföbetriebe Gedingarbeiten heißen. Der Accorbarbeiter verdient alfo alsdann 
um jo mehr, je mehr „Stück“, „Gedinge“ er fertig macht, und es liegt hierin für ihn 
ein bedeutender Antrieb, jodaß der Accordarbeiter faft immer fleifiger ift als der im 
feiten Lohn ftehende. Nur hat man in faft allen Zweigen des Arbeitsgebictes, befon- 
derd bei auf Dauer, Genauigkeit oder Feinheit angelegten Arbeiten wohl darauf zu 
achten, ob man fie um diefer Nüdfichten willen in Accord geben darf. Diejes Beden— 
fen fommt 3. B. in landwirthichaftlichen Dingen und bei Bauten, wo nur allauleicht 
die Zeit- und Arbeitderiparniß gefteigert wird auf Koſten der Ernte (bei Mäh- oder 
Dreihaccord x.) oder auf Koften der Solidität. Auch von Gewerbsleuten ift ung 
vielfach gefagt worden, daß der aus Accordarbeiten für den Befteller refultirende Ge— 
winn vielfady wieder aufgehoben werde Durch Ungenauigfeit der Arbeit oder Material: 
vergeudung. Es bedarf alfo bei Accorden immer größerer Aufficht und bezichlich 
größerer Gewiflenhaftigfeit der Arbeiter. Wir finden Deshalb noch heute faft überall 
die mühfamen Arbeiten, deren Gelingen von einem ruhigen, genauen Schaffen ab» 
hängt, alſo vorzugsweife alle Arbeiten feineret fünftlicherer Natur, alle Arbeiten der 
Kunft und Wifjenichaft ohne dieſe Modalität, weil das Arbeitsproduct Darunter lei» 
den müßte. j 

Eine andere Beziehung hat das Wort Accord im Goncursverfahren. Hier beveu- 
tet Accord den außergerichtlich oder gerichtlich geichloffenen Vergleich der Mehrheit, 
der Goncursgläubiger, ſich mit einem gewiſſen Procentfag ihrer Forderungen zu bes 
anügen, 3.8. 10, 20, 50%. Der Beichluß der Mehrheit bindet alddann in der Regel 
die Minderheit. 

Die Gläubiger fommen durch den Accord eher zu einigem Erjag als in dem lang: 
wierigen Goncursverfahren , indeffen liegt auch für betrügeriiche Banferottirer ein 
weiter Spielraum offen. Bei vielen Ballimenten läßt ji für die Gläubiger anfangs 
obendrein nidyt immer überjehen, wie groß die Activ- oder Paſſivmaſſe ift. Hat ein 
Schuldner bei einem umverichuldeten Banferott Vertrauen und Adtung bei den 
GHäubigern , fo begnügen fie fich nicht jelten mit einem niedrigen , wohl jelbft niebri- 

eren Procent, als er felber anbietet, um ihn eher wieder zu Kräften und fpäterer 
Volhahtung fommen zu laffen. Die Abzahlung des Procentes geſchieht wohl auch in 
erminen. 

Schon im römiichen Recht fam bei verftorbenen Schulpnern ein „Nachlaßvertrag“ 
„zur Schonung des Rufes des Todten“ vor. Es enticheidet hier Majorität der For— 
Derungsjummen ; ift dieſe bei beiden diffentirenden Parteien der Gläubiger gleich, Die 
Kopfzahl; ift auch dieſe gleich, Die für den Schuldner mildere Vergleihsmodalität. 

Im Code de commerce heißt der gerichtliche Accord „Concordat“. Iſt ein 
Kaufmann gerichtlich für faillit erflärt, fo werden nach den Beftimmungen in Art. 
504—526 die Gläubiger , deren Forderungen in dem vorhergehenden Verfahren als 
verificirt angenommen find, innerhalb 3 Tagen nach Ablauf der für die Beftätigung 
der Zulaffung gefegten Friften von dem juge commissaire (dem beftellten Deputirten 
des Handeldgeridyts) durch den Gerichtsichreiber vorgeladen, um vor Erſterem unter 
Zuziehung des Failliten über die Herftellung eines Vergleichs zu verhandeln und einen 
Bericht über den Stand des Greditweiens anzuhören. Zu einem Vergleich gehört die 
Zuftimmung der Majorität der Gläubiger, welche audy überdies %, der zugelafienen 
Forderungen repräfentiren müſſen. Die Hypotheken- und Fauftpfandgläubiger haben 
hierbei feine Stinme. Stimmt dem Vergleih nur die Majorität der Anzahl nad) 
oder die Majorität nad Höhe von %, der Eummen zu, jo wird die Verhandlung 
8 Tage ausgejegt. Die Verurtbeilung des Schuldners wegen betrüglihen Banke— 
rottd hebt die Möglichkeit eines „Boncordats“ auf. Liegen nur Verdachtsgründe gegen 
den Schuldner vor, jo fünnen die Gläubiger fid) vorbehalten, erft nad) Ausgang der 
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Unterfuchung über das Concordat nochmals zu verhandeln. Die Beftätigung (»homo- 
logation«) des „Concordats“ erfolgt auf Antrag jedes Intereflenten vor dem Handels: 
gericht, wenn nicht einer oder mehrere der bei der Goncordatsverhandlung betheiligt 
gewefenen Gläubiger binnen 8 Tagen nah Abichluß des Concordats Widerſpruch 
(opposition) erheben. In diefem Falle wird über die Oppofition zuvörberft erfannt 
und fodann das Goncordat entweder für nichtig erflärt oder bejtätigt. 

In neuerer Zeit ift zur Vermeidung des förmlichen, langwierigen und foftipie- 
ligen Goncursverfahrens (union) das fogen. »concordat par abandon« aufgekom⸗ 
men, wobei der Schuldner den Gläubigern ſein ganzes Vermögen überläßt, dieſe es 
aber unter ſich im Privatwege on ‚ was durch Geſetz vom 23. Juli 1856 an— 
erfannt > geordnet, aber auch mehr dem förmlichen Goncursverfahren genähert 
worden ift. 

Nach deutichem gemeinen Rechte hat der Schuldner mit Darlegung der Vermö— 

ensverhältnifie Die Infolvenzerflärung zu begründen, deren Urſachen und die eigene 
Schuldloſigkeit darzuthun und Vorſchläge zur Abfindung der Gläubiger zu machen. 
Das Gericht ladet nun, im Fall es die Vorfchläge zuläffig erachtet, die Gläubiger vor. 
Die Majorität enticheidet alsdann über die Annahme oder Nichtannahme des jchuld- 
neriichen Nachlaßantrages. Im erjteren Falle hat der Richter, wenn nichts entgegen- 
ſteht, ein Beftätigungsderret auszufertigen, gegen welches die gewöhnlichen Rechts— 
mittel eingewendet werden können. 

Nach der preußifchen Goncursordnung werden zum Vergleihe nur die nicht be- 
vorrechteten Gläubiger gezogen, Toweit fie ſich melden. Es ift zu einem folchen die 
Majorität, d. h. %, der jtimmberechtigten Forderungen nöthig und kommt derielbe 
allen durch ihn betroffenen Forderungen gleichmäßig zu Gute. Eine Ungleichheit er- 
fordert die Einwilligung der zurüdgefegten Gläubiger. Zeigte fich im erſten Vergleiche: 
termine Geneigtheit zur Abichließung eines Accordes, ohne daß eine Majorität erreicht 
wurde, fo wird ein nochmaliger Vergleihstermin anberaumt. Kommt ein Accord zu 
Stande, jo bedarf er noch der gerichtlichen Beftätigung. Sie wird verfagt, wenn ein 
Fehler im Verfahren begangen wurde, oder VBerdachtögründe vorliegen, daß ſeitens 
des Schuldners ein Betrug oder eine Begünftigung eines Gläubigerd vor den anderen 
vorliegt, oder aller Gläubiger Intereſſe benachtheiligt oder ein öffentliches Intereſſe 
gefährdet ericheint. 

Es find alfo im Weſen Grundfäge des frangöfifchen und gemeinen Rechts, welche 
in den meiften deutfchen Ländern entweder ſelbſt noch gelten, oder in die neuere Geſetz— 
gebung übergegangen find. - Prof. Jul. Frühauf. 


Aderbau. 

Unter Aderbau ift dasjenige Gewerbe des Landbaues zu verftehen, deſſen näch— 
fter Zweck vorzugsweile auf die Erzeugung von zu Lebensmitteln dienenden, Roh— 
ftoffen gerichtet ift. Diejes Gewerbe pflegt jelten ohne Verbindung mit der Viehzucht 
und bezüglich Viehhaltung betrieben zu werden. Unter Landwirtbichaft verftcht man 
die, gewöhnliche, Verbindung jener beiden Zweige gewerblicher Thätigfeit. Ueber We— 
fen, Arten, Zwed und Betrieb des Ackerbaues vergl. den Artifel —— 


Ackerbauſchulen 

ſind landwirthſchaftliche Fachſchulen, welche den Zweck verfolgen, angehenden 
Landwirthen diejenige Fachbildung zu verſchaffen, welche ihnen durch die Schule gründ— 
licher und raſcher gewährt werden kann, als durch die Lehre in der ſogenannten land— 
wirthſchaftlichen Braris. Die Ackerbauſchulen unterſcheiden ſich von den höheren land— 
wirthſchaftlichen Bildungsanſtalten inſofern, als ſie lediglich auf die Förderung der ge— 
werblichen Berufsbildung gerichtet find, während auf den höheren landwirthichaftlichen 
Bildungsanftalten (Afademieen, der Univerfität 2c.) die angehenden Landwirthe ſich 
eine höbere allgemeine und daneben eine fachwiſſenſchaftlhiche Bildung an« 
eignen follen. Die Ackerbauſchulen find Fachſchulen für fleinere Landwirthe, für ſolche, 
welche als Unternehmer nicht jchon mit der Leitung des Betriebes ausreichend beichäf: 
tigt werden, fondern auch bei der Ausführung mit Hand anzulegen haben, Bon den 
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unter dem Namen der „Wehrlifchulen“, oder landw. Arbeitsichulen beftehenven , nach 
dem Mufter Fellenbergs und Wehrli's eingerichteten Bildungsanftalten unterfcheiden 
fih die Aderbaufchulen infofern, als ihre Aufgabe eben in dem Fachunterricht ie 
während jene Anftalten der landwirthichaftlichen Arbeit ſich als Erziehungsmittel be— 
dienen. In den höheren landwirthichaftlichen Lehranftalten erhalten größere Unter: 
nehmer, in den Aderbaufchulen die mittleren und Fleineren felbftändigen Landwirthe 
ihre Bildung; aus den fogenannten „Wehrlifchulen“ pflegen landwirthſchaftliche 
Hülfsarbeiter und Dienftboten,, auch Vögte, Hofmeier, Wirthſchafter, Wirthichaf- 
terinnen u. f. w. hervorzugehen. Vergl. übrigens auch den Artifel „L —— 


ſchaft“. 


Hctie, Anſtalten,-Geſellſchaften, Actionair, Cours,-Prioritäten, 
Dividende, Reſervefonds, Actienſchwindel. 

Wenn eine auf gemeinſamen Gewinn und Verluſt geſchloſſene Handels⸗ Indu⸗ 
ſtrie-, Verſicherungs-oder Transportgeſellſchaft zuſammentritt, jo giebt fie Denjeni— 
gen, welche ſich mit einer größeren oder geringeren Summe daran betheiligen, den 
„Actionairen“, Beſcheinigungen über die Betheiligung, fie giebt ihnen „Actien“. Die 
Geſammtheit der Actionaire bildet die „Actiengeſellſchaft“. Actionair ift aber auch 
jeder augenblidliche Inhaber einer Actie, mag er nun durdy Schenfung oder irgend ein 
Rechtsgeſchäft zu irgend "einer Zeit während des Beſtehens der Actiengefelthaft in 
deren Befig gefommen fein. Die einzelne Actie lautet in der Regel auf einen decimalen 
Bruchtheil des Anlagecapital® der Geſellſchaft; es giebt Actien zu 5 Thlr., Fl., Fr., 
Pfd. St. ıc., ebenfo wie zu 10000 Thlen. — Bedarf 3. B. eine Eifenbahn » Actien- 
gefellichaft 10 Millionen Thaler Anlagecapital und follen 100000 Actien hinausge- 

eben werden, fo wird eine Actie den Nominalwerth von 100 Thlen. haben. Man 
gt alsdann, die Gefellichaft giebt 100000 Stüd Actien in Appoints oder in 
„Stüden“ au 100 Thlen., Fl., Sr. ıc. aus. Der Zeitwerth der Actie heißt Cours und 
dieſer ſchwankt — je nach dem Ertrage des Unternehmens und je nach den 
Hoffnungen oder Befürchtungen, die jenen Ertrag zu erhöhen verſprechen oder herab— 
zudrücen drohen, demnach gewöhnlich je nach der fpeciellen Lage, in der fid das Un- 
ternehmen befindet oder je nach den allgemeinen politifchen oder commerciellen Ver: 
hältnifien. Sind Diele legteren drei Factoren ſämmtlich günftig, oder der Ertrag des 
Geſchäfts qut oder wohl jelbit hoch, fo wird die Nachfrage im Markt nad) dem Papier, 
nad den Actien groß fein, und der Cours wird fteigen; find die Verhältnifie fämmt- 
lich oder theilweile ungünftig, fo wird das Angebot wachſen, d. h. die Actieninhaber 
werden aus Furcht vor Verminderung des Ertrags, beziehlich der Zinſen, die Actien 
zu verfaufen fuchen und der Cours wird fallen. Die anderen Urfachen der Cours— 
ſchwankungen, die oft aud) fünftliche , durch) planmäßige Börſenmanoeuvres hervorge: 
brachte find, gehören unter den Art. „Börfe“. 

Von den gewöhnlichen Actien verichieden find die der Bergwerfsunternehmungen, 
wo fie „Kure“ heißen. Dieſe Kure haben die Gigenthümlichfeit, daß die Berechnung 
über den Antheil an dem Bergwerfdertrage nicht nad) einem nominellen Capital, fon- 
dern ftetö nad) 128-Theilen gejchieht, und daß ferner, während für den Actionair mei— 
ftend immer nur eine beſchränkte Haftbarfeit, nämlich in der Höhe feiner Actie oder 
Actien befteht, der Beftger von Kuren zu Nadyzahlungen pro rata verpflichtet ift, falls 
folche durch erhöhte Betriebsfoften und mangelhaften oder ganz mangelnden Ertrag ıc. 
nöthig werden. Bei den engliichen Joint -Stock- Banks haftet ausnahmsweiſe der 
Actionair gegenüber den Gläubigern über den Nominalbetrag der Actien hinaus. Fat 
alle Actien lauten auf den Inhaber oder sau porteur« und bedarf es zur Uebertragung 
des Beſitzes auf einen Andern allein der einfachen Uebergabe. Auf den Namen des 
Actionairs lauten oft noch nicht voll eingezahlte Actien bei einer in Gründung begrif- 
fenen Berficherungsgefellfchaft. Die Aetien werden nicht immer fofort voll eingezahlt, 
fo bei baulichen Unternehmungen oder auch bei induftriellen Anftalten, welche ſich all- 
mählich weiter ausbreiten wollen, wenn fie erft feften Fuß gefaßt haben. Es giebt aber 
auch Actien von Gefellichaften, in deren Generalverfammlung die Mehrheit der Actio- 
naire Zufchüfle ver Inhaber über den Nominalwerth der Actie hinaus unter dem Prä- 
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judiz beſchließen kann, daß im Fall der Nichtzahlung die gemachten Einſchüſſe verloren 
find. Verſicherungsgeſellſchaften haben ſehr ſelten volleingezahltes Capital bis zur 
Höhe der urſprünglich feitgeftellten Summe, weil fie, wenn fie gute Geichäfte machen, 
daſſelbe nicht voll bedürfen. Die Actionaire müffen indeſſen die ftatutenmäßigen Nach— 
zahlungen in Wedyjeln bei der Direction deponiren, die fie erft begiebt, jobald eine 
Nothwendigkeit dafür eintritt. Geht die Actie in andere Hände über, fo bedarf es als— 
dann natürlich neuer Wechjel. Der Gewinn des Unternehmens ift nun eine unter die 
Actien zu theilende Gapitalrente und heißt deshalb „Dividende“. Haben die 
Actien aber eine ftatutenmäßige feite Verzinfung zu 4, 5 ı. Procent, fo nennt man 
die bei gutem Gejchäftsgange refultirende eberverzinfung „Superdividende*. Im 
gewöhnlichen Leben aber braucht man das Wort „Dividende“ ſchlechthin für Verzinfung 
der Actien zu fo und fo viel Procent und jagt 3. B. die Annaberger Flachsgarnſpin— 
nerei zahlte heuer (für das Vorjahr) 9 Procent Dividende. 

Eine Actiengefellfchaft bildet fid) in der Regel auf Anregung Einzelner oder von 
Genofienichaften, fei es nun, daß die leitenden Perfönlichfeiten zunächſt nur eine gute 
Gapitalanlage, oder zugleich einen audy der Allgemeinheit au Gute fommenden Zwed 
verfolgen, oder Anftellung als Directoren der Gejellfichaft, oder vortheilhafte Verwer— 
thung von Grundftüden hoffen oder Erhöhung ihres Geichäftsbetriebes erwarten oder 
fi) eine große Anzahl von Actien, worauf gewöhnlid die Gründer einer Gefellfchaft 
Anſpruch haben, vorqubehalten wünjchen („Sründeractien“). Die Zwede der Actien- 
geiellichaften find natürlich taufendfacher Art: Handelsunternehmungen, induftrielle 
Projecte, Gtabliffements für Spinnerei, Weberei, Mafchinenbau, Ausbeutung von 
Gruben oder offenen Brüchen Schiefer-, Torfe ıc. Brüchen), Bauten, Canäle, Brüden, 
Waflerleitungen, Chauſſeen, Eijenbahnen, Gasbeleuchtungen ıc. Der zufammengetre- 
tene Gründercomite arbeitet einen Proſpect aus, worin er die von dem Unternehmen 
zu verhoffenden Vortheile für die Actionaire, die Koften der Durchführung und des 
Betriebes und den wahricheinlichen Zinsfuß, Anlagecapital, Betriebscapital und Di- 
vidende auseinanderjegt und öffentlich zur Betheiligung, zur Actienzeichnung auf 
fordert. Findet der veröffentlichte „Profpeet“ und der proviforische Statutenentwurf 
Anklang, fo pflegt das Capital in der Regel „willig“ zu fein und die nöthige Actien- 
anzahl wird bald gezeichnet. 

Bei der Zeichnung erhält Jeder ſoviel Artienbefcheinigungen, „Actienpromef- 
fen“, ald er Actien gezeichnet hat. An der Zeichnung betheiligt ſich heutzutage bei den 
fosniopolitifchen Dimenfionen des Geldmarktes und der öffentlichen Vorgänge gewöhn— 
lich nicht blos die ſpecielle Gegend oder das betreffende Land, wo die nöthige Gapital- 
ſumme häufig nicht jo rafch bereit fein würde, fondern auch fernere Yänder. Es geſchieht 
daher bei vielverfprechenden Unternehmungen nicht felten, daß die von den verſchiedenen 
Plägen,, wo Zeichnungsliften auslagen, eingehenden Zeichnungen die doppelte und 
mehrfache Summe über das feitgefegte Anlagecapital hinaus betragen. Die Actien 
müſſen alsdann nad) dem Verhältniß der von Jedem gezeichneten Actienzahl repartirt 
werden, oder e8 befommt wohl jeder Zeichner nur eine einzige Actie. 

Die Actionaire werden alsdann bald zu einer Generalverfammlung zuſammen— 
berufen, die Gefellichaft beräth die Statuten , conftitwirt ſich definitiv, wählt ihre lei- 
tenden Organe und legt der Regierung die Statuten zur Betätigung vor, wenn und 
wo dies geieglich worgeichrieben ift. 

War das ausgeichriebene Capital alſo voll eingezeichnet, fo wird nunmehr die 
erfte Theilzahlung, Rate, 3. B. 10 Procent der Actie, eingefordert und bei deren Er- 
legung ein „Interimsſchein“ ausgeftellt, welcher bei Ausichreibung und beziehlich 
Ginzablung der weiteren Rate entweder einfach abgeftempelt oder umgetaufcht wird. 
Bei der legten Rate erhält der Actionair die Actie felbft. Eine Ausnahme ift es, wenn 
gleich bei Leiftung der erften Rate die Actie felbft ausgehändigt und die übrigen Raten- 
zahlungen dann auf derfelben einzeln notirt werden. Man ſpricht aledann von „Des 
finitivactien“ im Gegenfag zu den „Interimsicheinen“, beziehlid zu der nad) 
der legten Rate ausgelieferten Actie, der „Stamm, Boll: oder Driginalactie*. 
Der Actie werden „Dividendenicheine* beigegeben. Es find dies Anweilungen, 
Berehtigungsicheine auf den auf die Actie entfallenden Bruchtheil des Unterneh. 
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mungsgewinnes, natürlich des Reingewinnes. Lautet alſo die Actie auf 100 Thlr., 
Fl., oder Fr., und find 10000 Actien ausgegeben worden, fo erhält die Actie Yoooo 
des Ertrags ald Dividende, find auch Stüde, Appoints von 500 Thlrn. ausgegeben 
sooo des Gewinns. Manche Actiengefellichaften verzinien, um das Gapital rafcher 
anzuziehen und auf den Cours zu wirken, fchon die eingezahlten Theilzahlungen, Die 
Interimsicheine, eine Maaßregel, die nicht empfehlenswerth , weil wirthichaftlich nicht 
gerechtfertigt ift, da die Zinfen vdm Capital, weldyes jelbit gewöhnlich noch nicht zinft, 
gegeben werden müflen. 

Nicht für jedes Unternehmen, wie 4. B. eine Eiſenbahn durch dieſe oder jene 
Gegend, ift der Geldmarkt jo leicht zu intereffiren , eben weil er eine mangelhafte Ber: 
zinſung fürchtet. Es tritt in ſolchen Fällen alddann oft der Staat mit einer „Zinfen- 
garantie“ ein, d.h. er fidyert den Actionairen zu, Daß fie 4, 424 oder 5 Procent er« 
halten jollen, indem er nachidhießen werde, wenn der beftimmte Procentfag von dem 
Ertrage des Unternehmens nicht erreicht werde. So find garantirt die Niederjcyleftich- 
Märfiiche Eiſenbahn mit 4%, die Aadyen » Düffelvorfer mit 34 %, die Rhein » Nabe- 
Bahn mit 4%, %, die Galiziihe Earl-Ludwigebahn mit 5,. °, ıc. 

Aus dem Ertrage des Unternehmens wird ein Theil des eventuell noch bleibenden 
Veberfchufies zum „Refervefond”, ein Theil als „Tantieme“ für Direction und 
Verwaltungsrath und der jegt nun noch verbleibende Reit ald „Dividende“ vertheilt. 
Der Refervefonds , der '/,, oder ıc. ded Reingewinns alljährlich erhält, ift für Bälle 
außerordentlichen Verluftes oder zur Ergänzung des uriprünglich beftimmten Verzin— 
fungsfages beftimmt, und wird folange vermehrt, bis er eine beftimmte Quote des 
Anlagecapitals erreicht, 3. B. %, deflelben. Die Tantitme der Directoren ift eine ge— 
fchäftlich jehr wichtige Einrichtung, , fie ift eine Prämie tüchtiger Gefchäftsleitung und 
ein Sporn für möglichite Wahrnahme der Gefellichaftsinterefien. Sie beträgt meiftens 
5—10 Procent. — Die Gewinnvertheilung ift ſehr verſchieden. Es giebt Gefellichafs 
ten, welche die Actien zu feftem Sage verzinfen und gleich der Actie einen Bogen mit 
Zinsanweifungen, „Finscoupons“, auf beftimmte Termine zahlbar, beigeben, ſo— 
daß eberfchüfte oder Ausfälle im Jahresbetrieb lediglich das Anlagecapital berühren. 
Andere Gefellichaften ertheilen die Dividendenſcheine nach Höhe des Jahresertrages. 
Gewöhnlich aber find den Actien gleich Zinscoupons und Dividendenfcheine auf meh- 
rere Jahre beigefügt. Sie können, wenn jte, allmählidy fällig geworden, abgeichnitten 
find, gegen VBorzeigung der Actie und des „Talone“, d. i. der am Fuße oder Kopfe 
des Gouponbogens befindlichen Anweilung auf neue Dividendenbogen, erneuert wer- 
den. Die Auszahlung der Dividende geichieht auch halbjährig in Korm einer vorläu- 
figen Abſchlagsdividende, der zum Schluß des Betriebsjahres der Reft folgt. Die 
Actien zerfallen nicht felten in Glaffen, 3.38. Lit. A, Lit. Bu. f. w., Dies namentlich, 
wenn etwa der Staat einen Theil des Actiencapitals übernimmt, um dem Unterneh— 
men das Zuftandebringen zu ermöglichen, oder ein Etabliffement, welches in Die ge 
einer Actiengelellihaft übergeht, mit Actien bezahlt oder das urfprüngliche Gefell- 
fcbaftscapital durch eine nene Anleihe erweitert und das vorhandene Gejellichaftseigen- 
* gegen ausgegebene Obligationen verpfändet wird. Das Verhältniß ſolcher Ob— 
ligationen (und Aectien) ift in der Regel jo normirt, daß fie eher zu einem feſten Zins— 
fag verzinft fein müflen, bevor die eigentlichen Stammactien am Gewinn participiren, 
daß ſie aljo ein Prioritätsrecht haben. Man ſpricht deshalb von Prioritätsactien, 
Prioritätsobligationen, Prioritäten A, Bu. f. w. — Veraltet find die 
Ausdrüde „Mutter“: Stamm)», Töchter, Enfel-, „alte“ und „junge“ Actien. Der 
Ueberihuß über die feite Verzinfung der Prioritäten verbleibt alfo ven Stammactien. 
Die Prioritätsanleihe ift alfo viel günftiger, ald wenn neue Actien, mit den Stamm— 
actien vollftändig gleichberechtigt, creirt werden. Die Prioritäten werden außerdem 
allmaͤhlich ausgeloft, jodaß, wenn das Unternehmen profperirt, die Anleihe getilgt 
wird. Gehen die Gefchäfte des Unternehmens ſchlecht, fo zehrt ſich der Reſervefond 
und eventuell das Gapitalvermögen auf und die Gejellichaft muß liquidiren ; das noch 
vorhandene Actiovermögen wird alddann getheilt , es ſei denn, daß ſich eine neue Ge- 
ſellſchaft bildet, welche die Actien übernimmt. 

Die Leitung einer Actiengefellichaft liegt in den Händen des von der Generalver- 
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ſammlung gewählten „Berwaltungsrathes“ oder „Ausſchuſſes“ und einer 
„Direction“, weldye meift von leßterem gewählt wird. Sie ift befolvet, der Verwal- 
tungsrath hat nur Tantieme, gewöhnlich aber höhere. Die Stimmberedhtigung ift je 
nad) den Statuten jehr verichieden, bald hat jede Actie eine Stimme, bald erft eine be- 
ftimmte Anzahl, bei der Abftimmung enticheidet bald abfolute Stimmenmehrheit 
(mehr als die Hälfte), bald relative (4 oder Y, Mehrheit), wie auch die Statuten 
die zur Beichlußfähigfeit der Berfammlung nothwendige Mindeftanzahl der vertretenen 
Actien angeben. In der jährlichen „ordentlichen Generalverfammlung“ wird gewöhns 
lich der Geichäftsbericht des Vorjahres, eventuell Neuwahl des Ausichufles, Abände- 
rung der Statuten, Vermehrung oder Verminderung des Gefellichaftscapitald ıc. Ger 
genftand der Berathung. "Auberorventliche Generalverfammlungen“ finden entweder 
auf Veranlaſſung der Leiter, oder auf Antrag einer beftimmten Anzahl Actionaire 
ftatt. Der Verwaltungsrath ift die oberfte allgemeine Behörde , beauffichtigend , lei- 
tend und über alle wichtigen Angelegenheiten der Geſellſchaft befchließend. Ihm unter» 
geordnet ift die Direction, welche die unmittelbare Leitung des ganzen Betriebes hat. 
Kaum bedarf es langer Worte, weld’ unermeßbare Bedeutung die Actienges 
ſellſchaften, die wir hier nicht aufzählen wollen und fönnen, für das geſammte wirth- 
ſchaftliche und culturliche Leben der jegt lebenden Nationen haben. Nur durch die in den 
jelben vermittelte colofjale Gapitalaffociation wurde es unſrer in der Geſchichte auf 
wirthichaftlichem Gebiete bisher einzig daftehenden Zeit möglich, jene Rieſenwerke der 
Eifenbahnen ze. zu jchaffen, gegen welche die fogenannten Wunder der alten Welt weit 
zurüdtreten, Riefenwerfe, welche natürlicy einem Einzelnen, wäre er aud) aufßerordent- 
lidy reich, nie oder wenigftens nur im befchränfteften Umfange möglich gewefen wären. 
Und fie haben einerſeits die Kichtfeite, daß fie zum weitaus größten Theile hervorge- 
gangen find aus der materiellen Volfsfraft, aus dem Wohlftand des Bürgerthums; 
andrerieitö, daß viele diefer Werfe, man denfe nur an die Eifenbahnen, Telegraphen, 
oceaniichen Dampferlinien , fogufagen der ganzen Menichheit dienen. Es bedarf zur 
Würdigung diefed Dienftes der Actiengelellfchaften nur der Notiz, daß 3. B. Die Ges 
fammtlänge aller vorhandenen Eifenbahnen der Erde auf 10586 Myriameter und 
deren Baufoften auf 7755’842230 Franken im Jahre 1862 geichägt wurde. Weber 
28’000000 Tonnen Eifen waren dazu nothwendig, über 700000 Perſonen find da— 
bei angeftellt, die Locomotiven laufen über 57000 mal die Wegausdehnung um Die 
Erde, mehr ald 6800 mal die Mondentfernung von der Erde und 15 mal die Entfers 
nung derjelben von der Sonne. England allein befaß 1863 : 6500 Locomotiven, Die 
jährlih 26 Millionen Meilen laufen und 40 Millionen Eentner Kohlen verbrauchen. 
Das kleine Königreich Sachen befaß 1863 ein Eifenbahnanlagecapital von über 69 
Millionen Thaler. Das Anlagecapital der Gasgefellichaften allein in London betrug 
im Jahre 1862: 1’840959 Pfo. St. Die Eifenbahnen erfparen Millionen Arbeitd- 
ftunden, Zinjen und bringen für Millionen Thaler Güter an den großen Markt, die 
jonft in entfernter unzugänglicher Gegend von wenigem oder gar feinem Werth gewer 
fen wären. Und nun nehme man den unendlicdyen Segen unfers weitverzweigten Ber: 
fiherungsweiens aller Art See⸗, Strom⸗, Land, Lebens, Hagel-, Feuer⸗, Hupothes 
fene, Credit-, Militair- x. Verficherungsanftalten) für die taufendfad) ineinandergreis 
fenden Be des großen focialen Organismus der Menjchheit an, man 
denfe an die induftriellen Gapitalafiociationen in den mannichfachften Branchen und 
die Verbilligerung der Fabricate und Lebensbedürfniſſe überhaupt, wozu mittelbar jpes 
ciell das Maſchinenweſen am meiften beigetragen hat, ferner an die großen Geldinſti— 
tute, weldye dem Einzelnen helfen beifteben und ebenfo ganze Anftalten, ja oft genug 
den Staat felbft ftügen müſſen, furz, ohne welche die heutige Ereditwirthichaft,, der 
heutige Völferverkehr unmöglich wäre; man denfe endlid) daran, daß ohne die gewals 
tige Gapitalaffociation eine Menge Unternehmungen , die heut integrirender Theil der 
Volkswirthſchaft find, nicht vorhanden oder auch beziehlich nie zu erhoffen wären, 
und daß große Verlufte, die fid) bei Actiengefellichaften auf eine große Anzahl Schul- 
tern vertheilen, ohne nothiwendig den Ruin der Gefellfchaft und der Einzelnen herbeis 
zuführen, von Einzelnen gar nicht hätten getragen oder gar überwunden werben kön— 
nen, und man wird jene unermeßliche Bedeutung der Actiengejellfchaften begreifen. 
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Ein ſehr bedeutſames Beiſpiel für die letzteren Geſichtspuncte ift der atlantiſche Tele— 
graph, der nach Verluſt von Millionen bei der verfehlten Legung des erſten Kabels in 
nicht langer Zeit von Neuem wieder in Angriff gelangt. 

Natürlich, daß die Sucht der Menſchen, auf raſche müheloſe Weiſe reich zu wer- 
den, in der Actie, im Actienhandel hierzu ein geeignetes Mittel fi) an die Hand ger 
geben glaubte. Die au porteur geftellte Actie bedarf zum Beftigwechjel. zum Ueber: 

ang in eine andere Hand nur der einfachen Uebergabe, ift aljo einer überaus großen 
eglichfeit fähig, und dies ließ fie bald zu ungeheuerem Verfehrsumfange, zu dem 
beliebteften Gegenftande der Speculation und des Börfenipield werden. Da der Ertrag 
der Actie aber in der Regel unbeftimmt ift, jo war von jeher der Phantafie über fünf: 
tige Dividendenhöhe, beziehli dem fjubjectiven Urtheil über die Rentabilität des 
einzelnen Unternehmers der weitefte Spielraum gegeben. Und jo begann und herricht 
bald mehr bald weniger Börfenfpiel, Actienfhwindel, der ſich oft ſchon der Bro- 
mefien bemädhtigt, obwohl, wie 5. B. bei Eifenbahnprojecten in Dentichland mehrfach 
vorgefommen ift, noch gar nicht einmal feftfteht, ob das Unternehmen überhaupt zu 
Stande kommt, oder ob die endlich definitiv an den Markt gebrachten Actien Nehmer 
finden. Denn zwifchen Project und Ausführung können fehr verichiedene abfühlende 
oder wirklich hindernde Bactoren treten. Ein ganzes Heer Speculanten ſucht anfangs 
die Erwartungen des Publicums über den Ertrag des Unternehmens durch alle mög- 
liche öffentliche und private Mittel zu erhigen, der Courswerth geht in die * (ala 
hausse«, »à la hausse jpeculiren«, »Haussiers«). Sind die Actien body getrieben 
und im Publicum untergebracht, dann beginnt das umgefehrte Manoeuvre (va la 
baisse«. »Baissiers«). Die politiichen VBerhältniffe ändern den Cours fortwährend, 
weil fie die wirthichaftlichen Unternehmungsgewinne am rajcheften afficiren, die Actien- 
börie beobachtet deshalb fortwährend ängftlich die Bolitif und den allgemeinen Markt. 
Wo Gapitalbefiger Actien zum ruhigen langen Genuß der Zinjen ald Rente, alfo nicht 
auf Speculation faufen, da find, wie man * die Actien „in feſte Hand“ gekommen, 
ſie ſind „claſſirt“, ruhend. Es ſind meiſt gut fundirte Papiere, die in der Regel dem 
Schwindel nicht ausgeſetzt find. — Der Actienſchwindel iſt alt. Die erſten Aectiengejell- 
Ihaften treten mit Ende des 16., bezichlidh Anfang des 17. Jahrhunderts in Eng» 
land auf. Sie waren auf Dftindien berechnete Handelögefellfchaften und erhielten von 
der Regierung ausjchließende Vorrechte im monopoliftiichen Sinne jener Zeit. Das 
Monopol und die in der Fabel feit Jahrhunderten als gold» und jumelenvolle Länder 
gepriefenen Gebiete Oftafiens fteigerten die Sperulation zu einer jeitdem nie mehr da— 
geweienen Wuth, deren Ausbrücde 1694, 1695, 1698 und 1710/11 ſich wie Krater- 
eruptionen wiederholen. Die Actien erreichten unfinnige Courshöhe. Faſt gleichzeitig 
graifirte das Fieber in Frankreich, wo die Speculation fogar die Boftbillets ergriff. 
Es gab damals Actiengejellichaften „zur Entdeckung des Perpetuum mobile“, ferner 
„zu einem Unternehmen von großem Vortheile, Niemand aber dürfe wiſſen, was es 
ſei“, Wetiengefellihaften „zur Schweinemäftung“, „zum Import fpanifcher Eſels— 
hengſte“, ferner eine „Millionairbanf“ ıc. Die Actien der Südfeecompagnie ftiegen in 
nicht langer Zeit von 100 auf 1000 Pfd. St. — Nicht weniger ald 168 Actiengefell« 
ſchaften hatten meift luftige Projecte zum Zwed. Das gefammte nominelle Capital 
aller im Jahre 1719 beftehenden Actiengefellihaften und SProjecte betrug 500 Millio— 
nen Pfd. St., oder etwa 5 mal mehr ald das damals geprägte Geld in Europa. 

In neuefter Zeit kamen Beifpiele von Actienfchwindel wieder befonders 1852— 
1857 vielfach vor. In Paris bildete fid) 1855 eine Commanditgeſellſchaft von 20 Mil- 
lionen a 1 $r.-Actien »pour le mariage de l’Ame£rique et de l’Afrique«. Natürlich 
eine reine Betrügerei! Die Parifer Betrugsprocefie von 1858 enthüllten den Fall, daß 
Actienfhwindler die Actien auf einer Tenne mit Befen durcheinander fegten, um ihrer 
unfauberen Waare den Anftridy couranter Artikel zu geben. Furchtbarer Actienjchwin- 
del herrichte in England vor der Handelöftifis von 1825, namentlidy in füdamerifa- 
nifchen Minen. Im gegenwärtigen Jahre (1864) ift trog des auf dem Handel laften- 
den verschiedenen Druds die Bildung von Actiengefellichaften in London zu einem 
förmlichen Induftriegweige geworden. Die Directoren find oft Schwindler raffinir- 
tefter Sorte. Es werden entweder wohlflingende Namen mißbräuchlid an die Spige 
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geſtellt oder einige Mithelfer aus den eleganteſten Straßen geworben, die ſich mitunter 
aus Eitelkeit dazu hergeben. Das Bureau der Geſellſchaft wird in die beſten Straßen 
verlegt, oder eine falſche hochklingende Adreſſe gefälſcht angegeben. Die Geſellſchaften 
kommen natürlich nie zu Stande, deſto ſicherer die einzahlenden Thoren um ihr 
Vermögen. 

Was die rechtliche Seite der Actien und Actiengefellihaften anlangt , fo find die 
Beftimmungen des Handelsgeſetzbuches für Deutichland folgende: Cine Actiengejell- 
ſchaft ift eine —— bei welcher ſich die ſämmtlichen Geſellſchafter nur 
mit Einlagen betheiligen, ohne perſönlich für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft 
zu haften. Actiengeſellſchaften bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung — vergleiche über 
die Zweckmäßigkeit dieſer Einrichtung d. Art. Conceſſionsweſen — und muß über die 
Errichtung und den Inhalt des Geſellſchaftsvertrages Statuts eine gerichtliche oder 
notarielle Urkunde aufgenommen werden. Zur Actienzeihnung genügt eine fhriftliche 
Grflärung. Der Gejellichhaftsvertrag muß enthalten: Firma und Sig der Gefellichaft, 
Gegenftand des Unternehmens, Zeitvauer, die Höhe des Grundcapitald und der ein- 
zelnen Actien oder Actienantheile; die Eigenschaft der Actien, ob fie auf Inhaber over 
auf Namen geftellt werden ſollen, ingleichen die etwa beftimmte Zahl der einen oder 
der anderen Art, jowie die etwa zugelaflene Umwandlung derjelben ; die Grundfäge, 
nad welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu berechnen und auszuzahlen 
ift, jowie die Art und Weiſe, wie die Prüfung der Bilanz erfolgt ; die Art der Beftal- 
lung und Zufammenfegung des Vorftandes und die Formen für die Legitimation der 
Mitglieder defjelben und der Beamten der Geſellſchaft; die Form, in weldyer die Zu: 
fammenberufung der Actionaire geſchieht; Die Bedingungen des Stimmrechte der Actio- 
naire und die Form, in welcher dafielbe ausgeübt wird ; endlich die Gegenftände, über 
welche nicht ſchon durch einfache, ſondern größere Stimmenmehrheit oder nach anderen 
Erfordernifien Beichluß gefaßt werden fann, ſowie die Mopdalität der Veröffentlichung. 
Der Gejellihaftsvertrag und die Genehmigungsurfunde müſſen in das Handelsregifter 
des competenten Handelsgerichts eingetragen und veröffentlicht werden. Erſt hierdurch 
wird Die Actiengeſellſchaft rechtlich eriftent. Sie hat nunmehr als ſolche felbftändig 
ihre Rechte und Pflichten, fann Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund» 
ftüden erwerben, vor Gericht Hagen und verflagt werden. Statutenveränderungen be- 
dürfen der ftaatlichen Genehmigung und jpäter der Eintragung in das Handelsregiiter. 
Abänderung ded Gegenftandes der Unternehmung fowie Uebertragung auf eine andere 
Atiengejellichaft erfordern Einftimmigfeit. Die fofortige — der eingezahlten 
Actien oder Actienraten iſt zuläſſig. Ueber Inhaberactien und -Actienantheile gelten 
folgende Grundſätze: Die Ausgabe der Actien darf vor Einzahlung des ganzen Nomi— 
nalbetrages derſelben nicht erfolgen; ebenſowenig dürfen über die geleiſteten Partial— 
zahlungen Promeſſen oder Interimsſcheine, welche auf den Inhaber lauten, ausgeſtellt 
werden. Der Zeichner der Actie haftet in jedem Falle für Einzahlung von 40 Procent 
des Nominalbetrages. Der Geſellſchaftsvertrag kann die Befreiung mit Einzahlung 
von 40%, beftimmen, fowie daß alsdann über die geleifteten Einzahlungen au 
oder Interimsfcheine, weldye auf den Inhaber lauten, ausgeftellt werden Dürfen. 

Bei den auf Namen lautenden Actien (f. Commandite, Gommanditgefellichaft) 
bleibt der Actionair,, weldyer auszutreten wünſcht, wenn ihn die Gefellichaft für den 
neuen Erwerber der Actie entläßt, ſubſidiär noch ein Jahr verhaftet. Jede Actie ge 
währt eine Stimme, wenn ftatutarifch nichts Anderes beftimmt ift. Der Vorftand der 
Actiengeſellſchaft iſt dem Handelsgericht anzumelden und in das Handelsregifter ein- 
zutragen. Es zeichnet derjelbe für Die Gefellichaft , berechtigt und verpflichtet dieſelbe 
durch Nechtögejchäfte, Leiftet Die Eide und nimmt gerichtliche Kadungen ıc. an. 

It nichts Anderes beſtimmt, jo muß jchon auf Antrag der Actionaire von Yo 
des Grundcapitals eine Generalverfammlung einberufen werden. In derfelben können 
nur die Gegenftände der befannt gemachten Tagesordnung verhandelt werden, jedoch 
find Anträge ohne vorherige öffentliche Anfündigung erlaubt. Der Vorftand muß den 
Actionairen fpäteftend in den erften 6 Monaten jedes Jahres eine Bilanz des verflofle- 
nen Geichäftsjahrs vorlegen. Ergiebt fih nad derjelben die Verminderung des Grund» 
capitald um die Hälfte, 7 hat der Vorſtand jofort eine Generalverſammlung einzube- 


Adel. 17 


rufen und der Behörde Anzeige zu machen. Letzteres gilt auch, und zwar bei einer 
Strafe bis zu 3 Monat Gefängniß, wenn die Bilanz die Infolvenz ergiebt. Der 
Vorſtand haftet innerhalb ftatutengemäßer Verwaltung nicht perſönlich, wohl aber 
und jogar ſolidariſch bei ftatutenwidriger. 

Die Arctiengejellihaft wird aufgelöft durd Ablauf der im Gejellichaftsvertrage 
beftimmten Zeit, durch einen materiell oder gerichtlich beurfundeten Beichluß der Actio- 
naire, durch Verminderung des Gapitald um die Hälfte und deshalbige Verfügung 
der Berwaltungsbehörde , durch Eröffnung des Concurſes. Die Auflöfung ift drei Mal 
zu veröffentlichen und zur Eintragung in das Handelsregifter anzumelden. Nach einem 
Jahre wird alddann das Vermögen unter die Actionaire nad) Berhältniß ihrer Actien 
getheilt. Die Bücher müſſen 10 Jahre aufbewahrt werden. 

Die Auflöfung einer Actiengefelichaft durch Vereinigung derjelben mit einer 
anderen Actiengeſellſchaft bedarf der ftaatlichen Genehmigung. Hierbei gilt Folgendes: 

Das Bermögen der aufzulöfenden Geſellſchaft ift jo lange getrennt zu verwalten, 
bis die Befriedigung oder Sicherftellung ihrer Gläubiger erfolgt ift. Die Verwaltung 
übernimmt die andere Gejellichaft. Erſt mit der Vermögenstheilung der aufgelöften 
Geſellſchaft ſ. oben) erfolgt die Vereinigung. Eine theilweife Zurüdzahlung des 
Grundrapitald an die Actionaire fann nur auf Beichluß der Generalverfanmlung er: 
folgen, reip. mit jtaatlidyer Genehmigung. 

Den Landesgejegen hat das Handelsgeſetzbuch übrigens vorbehalten, zu beſtim— 
men, daß es der jtaatlichen Genehmigung zur Errichtung von Actiengeſellſchaften im 
Allgemeinen oder von einzelnen Arten derjelben nicht bedarf: außerdem aber überhaupt 
noch vorbehalten, zu beftimmen, daß für befondere Arten von Actiengejellichaften, oder 
in bejonderen Fällen durch den Geſellſchaftsvertrag mit ftaatlicher Genehmigung 1) die 
im Handelögejegbud) beftimmte Höhe ver Einzahlung von 40 Procent des Nominal« 
betrags der Actien bis auf fünfundzwanzig herabgejegt und 2) die Jahresbilanz inner: 
halb 12 Monaten vorgelegt werden darf. 

Dies die hauptjächlichiten Grundzüge der neuen deutſchen Handelsgeſetzgebung 
über die Actiengejellichaften. Jul, Frühauf. 
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Wir haben es hier vorzugsweiſe mit der jocialen Seite des Adels zu thun und 
fönnen nur einige Grundzüge diejer Seite geben, wenn wir und in dem engen Raume 
eined Lericonartifelö halten follen. Man kann fagen, daß ichon die erſten Entwides 
lungsjtufen der Völfer, das Jagd» und Hirtenleben, die Keime zu dem jpäteren Adel 
legen, ja vielleicht ſchon ſehr frübgeitig ausbilden. Perſönliche Kühnheit und Tapfer- 
feit, ererbter oder erworbener, vielleicht auch zufammengeraubter Reihthum oder Wohl- 
ftand hebt über die große, meift fehr arme Menge empor, die fid) der mehr und mehr 
abjondernden mächtigen Kaſte freiwillig oder gezwungen, in größerer oder geringer 
Abhängigfeit fügt. Es nimmt uns deshalb auch nicht Wunder, ſchon im alten Liede 
der „Edda“ die Schöpfung der drei Stände der Unfreien, der Freien und der erhöh— 
ten Freien und Edlen bejchrieben zu finden. Unter den Kindern des erften Edel— 
paares Jarl und Erna) findet ſich auch Adal, nach Grimm „Geſchlecht“ (ver Edlen), 
jo daß Adalinge, Evelinge, Edle, Angehörige des edlen Geſchlechts find. Doch hatten 
die deutſchen Völker anfangs nur wenige ſolche Geichlechter. Diefe führten ihre Ab— 
ftammung, ähnlich wie es auch bei ven Griechen vorfam, auf einen Gott oder einen 
gottverwandten Helden der Sage zurüd. Im Mittelalter, wo die Inſtitution fat 
überall um fich greift und mächtig wird, wurde der Adel zahlreid), ſchwang ſich zu 
einem focial und politiich jehr mächtigen Stande empor und trat wirklich in roman 
tifcher Herrlichkeit auf. Befonders gilt Died von dem fpäter fogenannten hohen Adel, 
bis in’8 13. Jahrhundert in der Rechtsfprache »nobiles«, Edle genannt oder Sem— 
perfreie, d. h. fendbar Freie, die zum „Neichsfend“, zu den viri synodales ge: 
hören, auch Ingenui, Freie im höheren Sinne des Worts oder Höchſtfreie, freie 
Herren (principes) oder Fürſten im weiteren Sinne oder auch Dynaften. Der 
Adel war weientlich ein Geburts- und Erbftand und man forderte ftreng edle Geburt 
beider Eltern. Die Kirche führte für ihre hohen Würdenträger, auch wo dieſes 
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GErforderniß nicht da war, den Individualadel ein, und felbft Bauernföhne faßen 
ſchon frühzeitig hie und da ald Biſchöfe unter den Reichsfürſten. Im Uebrigen fommen 
ſchon frühzeitig vereinzelte Fälle von Erhebungen Freier oder Kreigelaffener in den 
hohen Adel vor, theild ausgezeichneter Krieger, theild Baftarde von Königen. Sie 
wurden alsdann mit Fürftenlehen und Herrſchaften ausgeftattet. Der Adel war ein 
politiiher Stand, den Fürften ebenbürtig, im Befig der Bildung feiner Zeit. Und 
doch war Diejer Adel (ald Stand) zunächft ruhend und wurde erft durch hinreichende 
Güter, durch Belehnung mit Reihsämtern und hoher Gerichtäbarfeit, durch poli- 
tiihe Machtſtellung wirkſam und lebendig. In dem ftandesgemäßen Grundbefig, 
der nad) dem Sachſenſpiegel mindeftens 30 Huben (900 Juchart betragen mußte, wur: 
zelte die jociale und politiſche Sonderftellung. Es ermöglichte der Grundbefig, die 
Vaſallen und Minifterialen (Dienftleute) mit Lehen» und Hofgütern auszuftatten und 
fo jelbft Hof zu halten. Die dem hoben Adel verlichene hohe Gerichtsbarkeit fteigerte 
ſich theilweife allmählich zu fefter Landeshoheit und Selbitherrichaft, die fidy vererbten. 
In den Reichsverfammlungen war er berechtigtes Mitglied. In Branfreich brach fich 
die Macht des hohen Adels an dem energifch »centralifirenden Königreich, in Deutidy: 
land fiegte derjelbe und arbeitete namentlic) feit dem Untergange der Hohenftaufen an 
der Schwächung des Kaiferthbums zum Vortheil der eigenen Territorialberrichaft. Der 
niedere Adel ift eine Schöpfung des Mittelalters auf dem Wege der Standeserhe- 
bung aus den freien, felbit aus hörigen Familien für perſönliche Tüchtigfeit, und wäh— 
rend noch im 13. Jahrhundert nobiles, Edle, milites, Ritter und ministeriales, 
Dienftmannen unterfchieden wurden, gewannen auch die Ritter durch den Sprachge— 
brauch des 14. Jahrhunderts den Namen Evelleute. Sie mußten mindeftens 3 Huben 
Grundeigenthum oder bedeutenden Lehenbejig haben, mit welch' erfterem ſich das Recht 
verband, in dem gräfliden Gerichte, das unter den Königsbann gelegt wurde, als 
Schöffe zu figen /„Schöffenbarfreiheit“) , fowie die höhere Kriegspflict und Ehre fie 
augzeichneten. Sie konnten fid) Frauen aus den Freien nehmen und folgten auch dann 
die Kinder dem Stande des Vaters. Die vollen politischen Rechte des hohen und: nie: 
deren Adels fnüpften fich durchweg an den Grundbeiig, ohne Diefen war der Stand ein 

„tuhender, der Einzelne war dann ritterbürtig, Junfer, aber nicht activer, wirklicher 
Adliger. Das Recht der Standeserhebung wurde übrigens früh fchon ein Fönig- 
liches Recht. 

Die immer ftärfere Oppofition und Selbftherrfchaft des hoben Adels wurde in 
Branfreich durdy Ludwig XI. , dann durch Richelieu, zulegt durdy die Guillotine der 
Revolution vernichtet, von welcher der Sag aufgeftellt ward: „Alle Adelstitel und jede 
Unterfheidung der Geburt, des Standes und der Kafte find für immer abgeichafft“. In 
Deutihland brach das Jahr 1813 die Macht des hohen Adels, welcher ja zumeijt 
die Zertrümmerung des Reichs verichuldet hatte. Die geiftlidhen Landesherrſchaften 
wurden fäcularifirt, als blojes Entihädigungsmaterial für die weltlichen Dynaftieen 
benugt und dadurd einer großen Anzahl weltlicher Herrenfamilien die Sonderrechte ge— 
nommen. Dann folgte in der Mediatifirung der Standesherren der zweite tödtliche 
Schlag auf die Eriftenz des hoben Reichsadels. Leider aber ließ man neben den aus 
der berzoglichen Macht entftandenen Fürftenthümern , die in deutichen Stämmen ihre 
gute Wurzel hatten, lebensunfähige Bruchtheile jelbftändig beftchen. Man hätte nun 
recht wohl nach dieſer radicalen Neform die ftandesherrlicdhen Familien als politiiche 
Fartoren für einen Neubau benugen können. Aber man ignorirte fie, ebenſo wie dad 
Volk und feine politiiche Geltung. Für die Zufunft aber liegt vielleicht in den durch 
großen Grund- und Etammbefig, Namen, Anjeben und Stammgefühl ausgezeichneten 
Bamilien des hohen Adels ein Material zu ihrer Lebenserneuerung auf dem Wege polis 
tiicher Wirkſamkeit in der jpäteren deutichen Reichsverſammlung. 

Der englifche Adel hatte, weit beſcheidener, nicht Die Herrſchſucht und Machtver- 
größerung als Ziel, er fuchte feine Ehre im Beſitze politiiher Bedeutung, im Rathe 
der Nation, mit deren Leben und Interefien er hierdurch verwucdhs. Gr ward jo zum 
hoben Parlamentsadel, trat ſchon früh als Vorfämpfer der nationalen Freiheit auf und 
iſt heut noch, wenn auch confervativ, keineswegs illiberal. Die große Achtung im 
Volfe beruht auf feinen Verdienften um deſſen Freiheiten und die englifche Staats— 
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ordnung überhaupt, und er hat noch heut mit dem Willen des Volfes die Reitung der 
öffentlichen Angelegenheiten in feiner =. Jedem Ausgezeichneten aus dem olfe 
ift übrigens hier der Weg in die edle Verſammlung der Lords offen. Die Frau tritt 
in den Stand ded Mannes, von den Kindern aber nur der Xeltefte, die anderen gehö— 
ren zu dem niederen Adel (Esquires). Nach allen Seiten hin mit dem Volk verwachſen, 
fennt man in England nicht den Haß des Adels, der bei uns theilweife gegen ihn 
herrſcht, aber auch nicht die beichränften Anfichten des deutichen Adels. Wir fehren 
zu Deutfchland zurüd. 

Der offene Lehenshof, die grundherrliche Gerichtsbarkeit find meift in die Hände 
des Staates übergegangen, die Lehen haben ſich nach und nad) in freies Eigenthum 
verwandelt, die Ritterheere find den Heeren aus Landesjöhnen gewichen und in der 
öffentlidyen Meinung ift die Gleichheit aller Stände, trog noch heut beftehender Bevor: 
zugungen des Adels in Eivil- und Militairämtern, zur Parole der Zeit jelbft geworben, 
Im Jahr 1787 proclamirte das amerikanische Grundgefeg: „Die Vereinigten Staaten 
gewähren feinen Adel“, im Jahr 1548 Die deutiche und franzöftiche Nationalverfamm: 
lung: „der Adel als Stand ift aufgehoben“. Das Streben des Zeitgeiftes geht auf 
Bejeitigung jeder politifhen und ftaatsrechtlichen Sonderftellung des Adels, dem nur 
noch eine offene ſociale Stellung verbleibt. 

Zu dem hohen Adel gehören heut in Deutſchland nur die Gefchlechter, welche ehe- 
mals Yandeshoheit über ein reichsunmittelbares Territorium bejaßen und dadurch als 
Reichsftände an der Ausübung der Reihsgewalt theilnahmen. In Oeſterreich beſteht 
der „Herrenftand“ aus Fürften, Grafen und Freiherren, und nahm nad) dem Patent 
vom 31. December 1851 in den berathenden Ausichüfien der Kronländer eine bevorzugte 
Stellung ein. Nach der neuen Landtagswahlordnung von 1561 gehört der adelige große 
Grundbefig, reip. der land» und lehentäflihen, mit Fideicommiß behafteten Güter zur 
I. Wablclaffe. Der Gewählte kann ſich aber auch vertreten laffen. In Preußen ift 
den fürftlihen und gräflihen Häufern im jegigen Befige ehemals reihsunmittelbarer 
Gebiete eine Virilftimme, den gräflichen Häufern mit Rittergutsbefig eine Vertretung 
durch Präfentation im Herrenhaufe eingeräumt, ebenfo die Anwartichaft auf Die ober: 
ften Kron- und Hofämter. Der höhere Titel bedingt die höhere foriale Geltung und die 
höhere Tare. 

Die Legitimation durch nachfolgende Ehe, die Vererbung des Adels auf die Kin- 
der aus der Ehe mit einer bürgerlichen Frau ift nur beim niederen Adel möglich. 
Manche Particulargeſetze ichließen Legitimirte von der Erbfolge in Lehen und Fidei— 
commiffe aus. Zur Erhebung in den Adelsſtand fordert das bayeriiche Adelsedict 
„Berdienfte um den Staat und ftandesgemäßes Bermögen“. 8 enticheidet aber in der 
Vraxis meift legtered. Preußen gewährte beim Thronwechiel 1840 Standeserhöhuns 
gen mit dem empfehlenswerthen Vorbehalt, daß bei den Nachkommen 2ten Grades mit 
einen beftimmten (geringeren) Grundbeſitz aud) der Adel erlöſche, der Grafentitel nur 
auf den in den Alleinbefig des väterlihen Grundbefiges gelangenden Dejcendenten über: 
gehe. In mandyen Ländern, wie z. B. in Bayern und Württemberg, beftebt ein mit 
gewiflen Orden oder Aemtern verbundener Adel. Die ausländiihe Standeserhebung 
verbieten ſich Die baveriihe und hannöverfche Gejeggebung vernünftigerweije ganz. 
Diele Gefepgebungen führen den Verluft des Adels für ſchwere oder gemeine Verbrechen 
mit ſich, neuere blos den der politifchen Standesrechte, manche jchon für den Fall 
Des Betriebes von Handwerfen, Kleinhandel und Lohndienften mit Ausnahme der 
preußiichen jeit 1807, welche Adel und Handwerfsbetrieb für verträglich erklärt. 

Die Hauptvorrechte des Adels im Allgemeinen waren Militait- und Steuerfreis 
heit, das Recht auf die Dffiiersftellen im Heere, der Befig von Nittergütern, Die 
PBatrimonialgerichtsbarfeit und der befreite Gerichtsftand. Was die früheren Jahr: 
zehnde davon nicht befeitigt hatten (in Bayern und Preußen 1805—10 größtentheils) 
nahm das Jahr 1848 nad) dem Vorgange der deutjchen Grundrechte hinweg. Mit 
1850 trat eine Gegenftrömung ein, fo in Bayern zur Aufrechterhaltung des privilegir: 
ten Gerichtsftandes und Wiederherftellung der Adelsrepräfentation und Zurüdgabe der 
obrigfeitlihen Gewalt an die Rittergüter, die in Preußen befanntlich befonders unbeils 
voll wirft. In Bayern verfchafft das adelige Wappenfiegel einer Urkunde öffentlichen 
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Glauben! Die ehemalige Reicheritterihaft hat nad) Bundesrecht individuelle Auto- 
nomie für Fragen der Erbfolge, in Preußen (feit 1837), in Württemberg und Heſſen 
haben jie alle adeligen Rittergutsbefiger. Die Begründung von Familienfideicommiſſen 
ift dem Adel in Bayern unbeſchränkt, in Preußen (feit 1850) und ebenfo in Braun- 
ſchweig, Oldenburg und anderen Staaten nur beſchränkt geftattet. In Oeſterreich er- 
leichtert das Patent vom 31. December 1851 die Begründung von Fideicommifien wie 
immer nur möglich. Der Adel ift für den Erwerb von Rittergütern nur noch in Defter- 
reich, Württemberg und theilweile in Hannover erforderlich oder doch für die Aus— 
übung der betreffenden Rechte, foweit fie noch beftehen. Im Proceß genügt nad) eini- 
en Gefeggebungen für Adlige die Unterfchrift an Stelle des Eided. Das preußifche 
Fandrecht Dat leider im Widerſpruch mit Vernunft und Recht den Begriff der Mißhei- 
rath und die Zuläffigfeit einer Ehe zur linfen Hand bei Ehen Adliger mit bürger- 
lien Frauen eingeführt. Hiernady tritt eine foldye Frau nicht in die Familie des 
Mannes ein. Für gewilfe Kirchenpfründen und den Eintritt in geiftliche Stifter und 
in Hofämter ift hie und da noch der Adel Vorausjegung. Sonft aber ift der 1850 in 
Preußen aufgeftellte Grundſatz: „Für die Befegung der öffentlichen Aemter find alle 
Befähigten berechtigt“, ziemlid allgemein gefeglich giltig, wenigftens auf dem Papier. 
Im Leben fieht es freilic anders aus. In Preußen — über % von den Offieiers⸗ 
ftellen in den Händen von Adeligen, in Oeſterreich hat fich erft feit dem italieniſchen 
Kriege das Verhältnig (über 4) geändert; jogar eine Anzahl Juden find hier Offi— 
ciere. Von der Steuerfreiheit find nur nod in Württemberg den Nittergutsbefigern 
einige unbedeutende Erceptionen geblieben. Das wichtige Recht der Landſtandſchaft 
verlor für die Rittergüter feine Bedeutung mit der Abnahme der Wichtigfeit der Land» 
ftände überhaupt. In den neueren NRepräfentativverfafjungen find aber vielfach aus 
den Rittergütern gefonderte Wahlförper gebildet, die einen Theil der Landtagsabgeord- 
neten —* Seit 1848 iſt aber an Stelle der Rittergüter im alten Sinne in vielen 
deutſchen Ländern der große Grundbeſitz getreten, ohne Unterſchied, ob der Beſitzer 
adelig iſt oder nicht. Letzteres iſt der Fall in den Verfaſſungen und Wahlgeſetzen von 
Schaumburg-Lippe (1816), Sachſen-Altenburg (1831 und 1855), Königreich Sachſen 
(1831, 1850), Lippe-Detmold (1851), Schwarzburg » Sondershaufen, Reuß-Schleiz, 
Sachſen-Weimar (1852), Sadyjen-Meiningen, Schwarzburg-Rudolſtadt (1854). In 
Sachſen findet dieſe Vertretung in beiden Kammern ftatt, während Preußen, Hanno» 
ver und Naflau fie auf die I. Kammer beichränfen. Die übrigen Staaten haben nur 
eine Kammer. Dem begüterten niederen Adel gewähren eine unmittelbare Vertretung 
Baden (1818), Württemberg (1819, 1850), Kurbefien (1852), Großherzogthum Heſ— 
fen (1855) und zwar bald in der erften, bald in der zweiten, bald in beiden Kammern, 
während Bayern (1848), Luremburg (1848), Oldenburg und Walde weder dem be: 
üterten niederen Adel nod) dem großen Grundbefig überhaupt eine foldhe einräumen. 
as legtere radicale Spftem, im Jahre 1848 in vielen Staaten eingeführt, befeitigte 
die nachfolgende Reaction meift in oetroirten Verfaflungen. Die beiden Heflen haben 
allein den traurigen Ruhm, ven grundbefigenden Adel cine directe Vertretung zu ges 
währen. Auf ven Provincial- und Gommunallandtagen ift die Claſſe der Ritterguts- 
befiger meift ohne Unterfcheidung der Geburt noch ftarf vertreten, wie in Preußen, 
Bayern und Hannover (hier mit theilweifer Unterfcheidung). In Defterreich haben 
nad) Beitimmung des Grundgefeges über die Reichövertretung vom 26. Februar 1861 
die durch ausgedehnten Grundbelig hervorragenden Adelsgeſchlechter erbliche Reichs— 
rathswürde im Herrenhaus. — Der öfterreichifche Adel ift der reichfte und intereflantefte 
Adel in Europa. Er ift meift im 30jährigen Kriege entftanden, Cine Menge Dfficiere 
aus aller Herren Ländern hat von jeher im öfterreihifchen Heere gedient und ift an die 
Stelle des alten, theilweife ausgeftorbenen, theilweife vertilgten Adels getreten. Die 
Begüterungen erſtrecken fich nicht jelten über mehrere Provinzen, mit Ausnahme Gali- 
ziens und Italiens. Bis zum Jahr 1848 war auch der ungarifche Adel deutich gefinnt 
und ſprach felbjt lieber deutich als magvarifch. Noc heute vermag der öfterreichiiche 
Hof, von feinem Adel umgeben, einen Glanz zu entfalten, wie feiner in Europa. Die 
berefianische Ritterafademie vereinigte die Jugend des Adels in Defterreich und war 
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ift der reichbegüterte öfterreichifche Adel ausgezeichnet durch die ebenfo zahlreichen wie 
großartigen induftriellen Anlagen, die er auf feinen Befigungen zur Anlage und Blüthe 
gebracht hat: Hütten» und Kohlenwerfe, Glasfabrifen ıc. ıc. 

Der hohe ftandesherrliche Adel hat als einziges wichtiges Vorrecht meift noch die 
Pirilftimme in den Berfaffungen und Wahlgeiegen behalten, die Privilegien des niede- 
ren Adels hat unfer Jahrhundert faft vollftändig vernichtet. Zu Vollendung feiner 
inneren Auflöfung und feiner politiichen und focialen Bedeutungstlofigkeit, die ſich mehr 
und mehr zur Ehre der Vernunft und unferes Jahrhunderts Flarlegt, trägt der Staat 
durch allmähliche Bejeitigung des geichloffenen Grundbeſitzes und durch Erhebung einer 
Mafle unbedeutender Individuen in den Adelsftand fein gut Theil bei. Im Großen 
und Ganzen hat der Adel Deutfchlands hervorragende Verdienfte weder auf politifchem 
noch wirthichaftlichem Gebiete aufzuweifen. Jul. Frühauf. 


Agrarverfaffung. Agrar: und Landesculturgefeggebung. 

Die Bedeutung der Agrarverfaffung für die Staats» und Gejellihaftsverfaffung, 
wie deren gegenfeitige innere Verbindung bei allen Völkern und zu allen Zeiten tritt 
am unmittelbarften hervor in den Beziehungen der erfteren zum Heer-, Steuer», 
Stände, Gerichts-, Polizei und Gemeindewefen. E8 wird dieferhalb auf nad): 
ftehende mit dem gegenwärtigen Artifel und unter ſich zufammengehörige Artikel hinge— 
wieſen: 1) Outsherrichaft, dabei Guts-, Lehn-, Marken-, Gerichtsherrlichkeit, Patri— 
monialgerichte, gutsherrliche Polizei und Patronatrecht. 2Leibeigenſchaft, Dr 
feit und Erbunterthänigfeit. 3) Frohnden. 4) Grund» oder Reallaften. 5) Dienit- 
barfeiten (Servituten). 6) Grundvertheilung, dabei Gebundenheit und Gefchloflenheit 
der Grundbeſitzungen, Fideicommiffe und beſchränkte Erbfolge , andererfeits Theilbar- 
feit des Grundeigenthums und Zerftüdelung der Grundftüde (Dismembration, Bar: 
zellirung). Diefen Artifeln ftehen demnäch gegenüber die Artifel a, Ablöfung und 
b, Gemeinheitstheilung mit Ablöfung der Grundgerechtigfeiten (Dienftbarfeitsrechte, 
Servituten) und Zufammenlegung der Grundftüde (Gonfolidation, Verfoppelung ıc.). 

In ähnlicher Beziehung zur Agrarverfafiung verhalten ſich ferner aber auch die 
verjchiedenen Formen, unter denen das Eigentum an Grundftüden erfcheint, gemein: 
fchaftliches oder getheiltes, Geſammt-, Mit-, Ober- und Untereigenthum ', fodann 
Lehn, Jagd, Theilbau , felbft Hypothefenweien und Greditanftalten für das Grund: 
eigenthum. 

Mit Nüdfiht auf diefe innere Verbindung ift Die behufs weiterer Information 
über obige Gegenftände in der Anmerkung bezeichnete, nur aus vielen Schriften her— 
ausgegriffene allgemeine Literatur ? als cine gemeinichaftliche zu betrachten. 

Die von der Wiſſenſchaft und im Leben adoptirte Bezeichnung des Hauptgegen- 
ftandes dieſes Artikels ift dem altrömijchen Staatsweſen entlehnt. In deſſen politi- 
fcher Bewegung waren (neben den Zins- und Wuchergefegen) die Agrargejege (3. B. 
des LiriniusStolo, Tiberius und Cajus Grachus, Gäfar) von hervorragender Bedeu- 
tung. Es handelte fid dabei befanntlih, im Kampfe awifchen Patriziern und Ple— 
bejern, um die gerechte Theilnahme der legteren an den durdy) Eroberung gewonnenen, 

1) f. darüber auch den Artikel: Bemeinbeitstheilung. 

2) I. Syſtem der Volfswirthichaft von Wilh. Rofcher, insbefondere die Nationalökonomik des 
Aderbanes und der verwandten Urproduftionen. Gin Hand- und efebud für Staats und Lande 
wirthe. Stuttgart 1860. 

2. Die Landesculturgefeggebung des Preuß. Staates von Adolph Kette und Ludwig v. Rönne, 
insbefondere die allgemeine Einleitung in Band 1., dazu ©. 582 f. Bd. II. Abth. 1. 

3. Geſchichte der Aufhebung der Reibeigenfchaft und Hörigfeit in Europa bis um die Mitte des 
19. Jahrhunderts, von Samuel Sugenheim, — eine von der Kaiferl. Afademie der Wiſſenſchaften 
im Jahre 1860 gefrönte Preisfhrift. St. Petersburg 1861. 

4. von Maurer, Gefchichte der Marfenverfaflung ın Deutfchland. 1856. 

5. Berfchiedene Artikel des Verfaflers des obigen Artikels in der dritten Auflage des bei Brock— 
haus erfcheinenden Staatslerifons von Rotteck und Welder, namentlich die Artifel sub voce Agrars 
verfaſſung, Dismembration, Gonfolidation, Gefinde, Kulturgefepgebung, Orundvertheilung, Jagd, 
Gemeinheitstheilung, Landwirthichaft — nebft den in jenen Schriften und in diefen Artifeln allegir= 
ten anderweiten Quellen und Werfen, die zum Theil audy bei den oben genannten fpeciellen Artifeln 
diefes Handwörterbuchs angeführt find. 
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jedoch von den erftern allein in Befig genommenen und benugten Staatsländereien, 
wie fpäter um die Anftedlung der Beteranen des Heeres auf ſolchen Ländereien in 
Stalien und in den Provinzen. 

Zur Agrargefeggebung im weiteren Sinne gehört auch die Landesculturgefegge- 
bung. Diek legtere betrifft indeß vorzugsweile die auf Verbeſſerung der Land- und 
Forjtwirthichaft gerichteten geſetzlichen Maßregeln, 3. B. Felppolizei-, Hütungs-, 
Köhrordnungen, Vich- und Obſtbaumzucht, Ent und Bewäflerung, Zufammenlegung 
der Grundftüde, Dedung von Sandſchollen, Bewaldung u. f. w. 

In den hauptſächlichſten Grundzügen der Agrarverfaflung aller germanifchen und 
romanifchen Länder Europa’ während der verjchiedenen Perioden des Mittelalters und 
der neuen Geſchichte, zeigt ſich eine weſentliche Uebereinftimmung und faft gleich— 
mäßige Entwidelung. Abweichend hingegen geftalteten ſich nur die agrariichen Ver— 
hältniſſe Rußlands, wo während des Mittelalters durch mehrere Jahrhunderte die afia- 
tiichen Mongolen als Eroberer herrſchten und wo fich bis zur neueften Geſetzgebung des 
Kaiſers Alerander II. im Allgemeinen die urfprüngliche ſlawiſche Gemeinfchaft an 
den Gemeindefluren erhalten hat; — ferner Polens, wo jeit Umwandlung der Erb— 
monarchie in ein Wahlreich 1552) der Banernftand bis gegen das Ende des 18. Jahr— 
hunderts einer vom Sclaventhum der alten Welt wenig verfchiedenen, völlig recht - 
und geſetzloſen Willfür des herrichenden Adels erlag. 

Aber auch in Deutichland mußten ſich die Heinen gemeinen Freien, welche fonft 
den Kern der germanischen Völferichaften gebildet hatten, infolge der unaufhörlichen 
Fehden und Kämpfe des Mittelalters, als wehrlofe, ſchutzbedürftige Hinterfaffen, theils 
der Kirche, theild den mächtigen Großen oder den Königlichen Voigten und Grafen 
unterwerfen. Bereits gegen Ende des 13. Jahrhunderts „war der ganze Grund und 
Boden, auf dem die Deutichen Völker lebten, von den Verhältniffen der Hörigfeit und 
des Lehnweſens ergriffen“ ; — der herabgedrüdten Maſſe von freien und unfreien 
fleinen Grundbeſitzern, die unter der gemeinfamen Bezeichnung des Bauernftandes 
sufammengefaßt wurden, ftand ein waffenführender, bevorrechteter und bald in ſich ab» 

eichloffener Stand des Adels und der Ritterichaft gegenüber, mit weldyem ſich die 
Böhere Geiftlichfeit verband ®. 

Ganz bejonders war der bäuerlichen Freiheit die Entäußerung der landesherr: 
lihen Gerichtsbarkeit und Polizei an die rittermäßigen Grumdbefiger und landesherr- 
lien Bafallen verderblich geworden, dem bäuerlichen Beſitzſtande aber fpäter die 
Periode, ald nach hergeftelltem Reichsfrieden, im 15. Jahrhundert, die Ritter von ihren 
Burgen zur Landwirtbichaft berabftiegen und als fich biernächt auf Koften des Bauer- 
landes die Nittergutsfeldmarfen theils erft bildeten, theil® wenigftens vergrößerten *. 
Beiden, der Freiheit der Perfon und dem bäuerlichen Grundbefig gleich nadıtheilig 
war jodann die Periode nach dem Dreißigjährigen Kriege bis über die Mitte des 18, 
Jahrhunderts, in welcher aus landespolizeilihen Gründen die gutäherrliche Polizei 
erweitert und befeftigt wurde. 

Zu der tief eingreifenden Umgeftaltung, dem Wendepuncte diefer feit dem Be: 
ginne des Mittelalters allmählich entftandenen gleichzeitigen Agrar: und Gejellichafte- 
verfaffung gab die franzöfiiche Revolution (1789) den Anftoß: Diefe Umformung blieb 
in den anderen Staaten des europäiſchen Continents erit der Agrargefeggebung des 
19, Jahrhunderts vorbehalten. 

Zur Gharafteriftif der Agrarverfaſſung der romaniſchen Länder, zunächſt Frank— 
reichs vor der Revolution unter Ludwig XIV. und feinen Nachfolgern, unter jenem 
ebenſo gegen Die Ausſaugung und die Leiden der großen Mafle des Volks völlig gleich: 
gültigen Despoten ald grauſamen Verwüfter jchöner deutſcher Grenzländer und Diener 
jeiner Maitreffen und Beichtväter, genügen wenige Thatſachen. Auch in Frankreich 
war der Bauernftand, neben zahllofen, drüdenditen gutöherrlichen Leiftungen und 

3) v. Savigny, Geſchichte des römifchen Rechts im Mittelalter; Eichhorn, dentiche Staats— 
nnd Nechtsgeichichte. 

4) Dr. Georg Hanflen, die Aufhebung der Yeibeigenfchaft und die Umgeftaltung der gutsherr- 
lihebäuerlichen Verhältniffe überhaupt in den Herzogthümern Schleswig und Holftein ; eine von der 
Kaiſerlichen Akademie der Wiffenfchaften im Jahre 1560 gefrönte Preisfchrift. St. Petersburg 1861. 
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Rechtsbeſchränkungen, wie Zwangs- und Bannrechten jeder Art, neben geiftlichen 
und weltlichen by ‚ der alleinige Träger aller Etaats» und Gemeindefterern und 
Frohnden ® geworden. Davon blieben der perfönlich höchſt privilegirte Adel und die 
Geiftlichkeit jtets erimirt. Bei diefer Ueberbürdung und der Berarmung des Bauern: 
ftandes lagen in Frankreich Cultur und Anbau des Landes in vielen Provinzen ganz 
darnieder. Unter anderem mußte der Bauer nad) dem fogenannten droit de prise dem 
Seigneur Lebensmittel, Hausrath, Wein, Getreide, Vieh u. ſ. w. zu einem von 
legterem feftgefegten SPreife auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit überlaflen, auch den 
Preis creditiren. Der Bauer mußte ferner außer Jagdfrohnden und Unterhaltung des 
Jagdperjonals, dulden, daß vermöge des gutsherrlichen Jagdrechts, befonders inner- 
halb der fjogenannten Kapitanerien (ausjchließlicher gutsherrlicher Jagdgehege), 
Schwarz. und Rothwild ungeftört feine Felder verwüftete, welche er, um nicht die Dieb. 
hühner zu vericheuchen , zu gewiflen Zeiten nicht jäten oder adern, nicht einmal bes 
treten durfte. Kaum 12 Jahre vor der Revolution erzwang der Widerftand des Adels, 
der Geiftlichfeit und der Parlamente vom König Ludwig XVI. die Zurüdnahme ver 
durch den Minifter Turgot veranlaßten Verordnung wegen Befreiung der Bauern von 
der harten Staatsfrohne zu Straßenbauten, Proviant- und Militairtransporten 
und Cinführung einer mäßigen, aber allgemeinen Steuer. Das Parlament ließ die 
maaßvolle Vertheidigungsichrift jener Verordnung als revolutionair durd den Henfer 
verbrennen ”. Der franzöfifche Adel, durch das Hofleben verſchuldet, befuchte feine 
Güter nur „um die liederlich ausgeleerte Börfe wieder zu füllen 9", Dagegen waren 
ed in der Agrarverfaflung Spaniens unter anderem die ausgedehnten Majorate des 
Adels mit den Privilegien der Mefta (der den Schafheerden von Majoratsherren und 
Biſchöfen zuftehenden Triftrechte), wodurd) die Landbaubevölkerung verarmte und viele 
fruchtbare aber entvölferte Landestheile wüft lagen. 

So wurden durch die frühere Agrarverfaflung die innerften, mädtigften Trieb- 
fräfte des Nationalwohlftandes: die Arbeit, dad Gigenthum und die perfönliche Frei- 
heit in ihren Wurzeln zerftört. 

Es ift Die Aufgabe der Agrargefeggebung des 19. Jahrhunderts, jene Kräfte von 
vielhundertjährigen Hemmniffen und Fefleln zu befreien. 

Gegenftand dieſer Gefeßgebung ift Daher die Aufhebung beziehungsweile Ablöfung 

1) der perfönlichen Unfreibeit, — der Leibeigenichaft, Hörigfeit oder Erbunter: 
thänigfeit des befigenden und bejiglofen Bauernftandes, zugleidy aber aud) 
der Einrichtungen , aus denen fie entfprang, der Guts-, Lehn-, Gerichte: 
berrlichfeit und gutsobrigfeitlichen Polizeigewalt ; 

2) der qutöherrlichen, wie anderen privatrechtlichen Grund- und Reallaften, — 
des Jagdrecht, der Zehnten, Laudemien, Dienfte, Natural» und Geldab— 
gaben, — je nad) ihrer Entftehung und Natur mit oder ohne Entſchädigung 
der Realberechtigten ; 

3) der gutsherrlichen Zwangs- und Bannrechte, — des Mühlen-, Bier-, 
Branntweinzwangs, der Zwangsfelter, Zwangsbadöfen , Srwangegug- 
thiere u. ſ. w., — wie der gutöherrlicdyen Conceſſions- und Abgabenberedy- 
tigungen für Anlegung von Betriebsftellen gewerblicher oder landwirth- 
Ichaftlicher Art; 

4) der culturfchädfichen, die freie Benugung und Bewirthichaftung der Grund: 
ftüde verhindernden, Dienftbarfeiten (Servituten), nebft Theilung der einer 
ſolchen culturſchädlichen Benugung unterliegenden gemeinichaftlihen Grund: 
ftüde, ald Weiden, —— u. f. w. ; 

5) der Privilegien und Gremtionen bezüglich der auf Grund und Boten haf- 
tenden Staats» und Gemeindelaften, mit gleicher gerechter Vertheilung der- 
jelben ; 


5) f. die Artifel: Grundlaften und Dienitbarfeiten. 

6) f. den Artikel: Brohnden. u. - 

7) Sugenheim, Gefchichte der Aufhebung der Leibeigenfchaften in Europa. 
8) v. Sybel, Gefchichte ver Nevolutiongzeit. 
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6) den Beichränfungen in der Verfügung Verſchuldung oder Veräußerung), 
aber auch in ver Theilbarfeit des Grundeigentbums, mit Befeitigung Des 
Obereigenthums-, Lehn⸗, Erbzins-, Erbpactverhältnifies , zum Zwecke Der 
Herftellung eines vollen (edten) und freien Grundeigen- 
thums, das die allfeitige individuelleund wirthſchaftliche 
Freiheit zur Vorausfegung bat. W.A. Lette. 


Anleihe. 

Anleihen im allgemeinften Sinne des Worts find in größerem Maaßſtabe aufge- 
nommene Geldſchulden. In der Regel denft man dabei an öffentliche Zwede, für welche 
das Geld beftimmt ift, und an juriftiiche Perfonen von größerer öffentlicher Bedeutung, 
wie der Staat, Corporationen, Gejellihaften, welche als die contrahirenden Schuld- 
ner bei der Operation erjcheinen. Doch nennt man die Anleihen foldyer Berfonen wohl 
noch fpeciell öffentliche Anleihen und ftellt fie ven Privatanleihen einzelner 
reicher Privatleute, befonderd der Großgrundbeſitzer, Standesherren gegenüber , viel- 
feicht mit dem Nebengedanfen , daß auch jolhe Anleihen jchon ihrer Größe, Form und 
Verwendungsart wegen bäufig ein öffentliches Interefie berühren. Der Act, durch 
welchen eine Anleihe zu Stande fommt , pflegt wegen des öffentlichen Zweded und der 
öffentlichen Stellung des anleihenden Schuldners eine größere Notorität zu erhalten, 
was aber nicht nothwendig zum Weſen der Anleihe gehört. Die Form, in weldyer das 
oder die Schulddorumente abgefaßt werden, ob 3. B. darüber eine einzige auf einen 
beftimmten Namen lautende untheilbare Obligation , oder eine Anzahl Theilichuldver- 
fchreibungen au porteur ausgeftellt werden, ift ebenfalls für den Begriff der Anleihe 
als ſolche gleichgiltig. Ein im Geheimen von einem Banfhaufe mit der Regierung 
eines Staates abgeſchloſſenes Anlehen, für deilen Betrag ausdrücklich feine Theilobli- 
gationen gegeben werden, ift deshalb doch eine Anleihe. Die Größe der Anleihe ift 
natürlidy relativ, fie fteht im Verhältniß zu der wirthichaftlichen Bedeutung der anlei- 
henden Körperſchaft. 

Dieöffentlihen Anleihen, welche bier allein betrachtet werden, zerfallen nach 
der Perfon des Schuldners in folgende vier Hauptelafien: 1) Staatsanleihen, 
2) Anleihen untergeordneter autonomer Drgane im Staate, Brovinciale, Kreise, 
Bezirfs-, Gommunal-Anleiben u. ſ. w.; 3) Anleihen folder öffentlihen 
Körperihaften, deren Zwed fein fpeciell wirtbichaftlicher, fondern ein öffentlicher, 
gemeinnügiger ift, Anleihen von kirchlichen, Wohlthätigfeits-, Unterrichts, Bildungs-, 
wiſſenſchaftlichen und ähnlichen Anftalten ; 4) Anleihen der eigentlichen öffentlihen 
Erwerbsgefellihaften. 3. B. der Actienunternehmungen. Im einzelnen Fall 
fönnen wohl Zweifel darüber entftehen, ob ein Anlehen zu den öffentlichen oder Privat— 
anlehen und zu welcher der drei legten Claſſen der erfteren es zu zählen ift (3. B. An— 
leihen von Deichverbänden u. ſ. w.). Aber in der Hauptſache genügt diefe Claſſifica— 
tion. In diefem Artifel wird nur die formelle Seite der Mnleiben erörtert, und zwar 
mit befonderer Rüdficht auf die wichtigfte Gattung, die Staatsanleihe. Ueber die 
——— volkswirthſchaftliche Bedeutung der Anleihen vgl. den Art. Staats— 

ulden. 

Die wichtigſte und durchgreifendſte Unterſcheidung der Anleihen bezieht ſich auf 
die — e, welche zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner in Betreff 
der Kündigung und Rückzahlung der Anleihe gelten. In dieſer Hinſicht ſind zu 
unterſcheiden: 

1) Schwebende Schulden. Hier haben Gläubiger und Schuldner, z. B. der 
Staat, das freie Kündigungsrecht, gemäß deſſen fie in den contractlich verabredeten 
Terminen die Heimzahlung des Anleihecapitald verlangen und vornehmen dürfen. Im 
weiteren Sinne gehören zu den ſchwebenden Schulden des Staates, der Gemeinde, der 
Geſellſchaft alle aus der gewöhnlichen privatwirthicyaftlichen Thätigfeit des Schuldners 
herrührenden Geldſchulden, 4. B. nody nicht bezahlte Rechnungen für Lieferungen, Wed)- 
fel des Staates u. f. w. Eine größere allgemeine finanzielle Beveutung im Staate- 
— haben die par nee Depofiten, welde mitunter vom Staate wie 

arlehen benugt und behandelt werden — was feineswegs zu loben ift —, die Eonto- 
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correntichulden bei Banken, die Borfchüfle und Depotichulden, gegen Hinterlegung von 
Fauftpfändern, meiſtens Werthpapieren bei Banfhäufern (wiederholt in Defterreich 
1860, ebenfalls feine gute Anleiheform). Ferner das einlösbare Staatspapier- 
eld (ohne Zwangscours), wie das der meiften deutichen Staaten, und vor allem die 
hagiheine. Letztere find die inpiiche Hauptform der fchwebenden Schuld. Sie 
ingen aus den fogenannten Anticipationen hervor: wenn zufällig einmal die 
innahmen und Ausgaben des Staates fich vorübergehend nicht dedten, anticipirte 
der Staat die fpäteren Einnahmen durd die Ausgabe von Schuldſcheinen, welche nad) 
einer beitimmten, nicht langen Friſt verfielen und aus der fpäter eingehenden Einnahme 
wieder eingezogen wurden. In der neueren Zeit hat man die Schagicyeine in mehreren 
Staaten zu einem beftändigen Theil der öffentlihen Schuld gemacht, namentlich in 
England, Frankreich, Defterreih (Hypothefaranweilungen). Der Schuldner ver- 
fpricht bier, die Schuld z. B. nach 3, 6, 12 Monaten zurüdzuzahlen, doch beim Verfall 
wird der Schein regelmäßig prolongirt. Soldye Schulden fünnen, wenn fie einen großen 
Betrag erreichen, den Staat leicht in Verlegenheit fegen, falls einmal in einer poli- 
tiichen oder mercantilen Krifis die Prolongation verweigert wird. Auch entziehen fie 
vielfady der productiven Gefchäftsthätigfeit, 3. B. mittelft der Concurrenz, weldye fie 
den Depofiten » und Sparbanfen machen, Gapitalien, weldye volfswirthichaftlich bier 
am beften verwendet würden (Einfluß auf die Steigerung des Disconts). Daher ift 
man den Schagicheinen und der ſchwebenden Schuld aberhaast im Ganzen abgeneigt. 
Es läßt ſich jedoch nicht verfennen, daß ein mäßiger Betrag Schagicheine den Finanz- 
verhältnifien des modernen Staats, befonders des Großftaats und der heutigen Gredit- 
wirthichaft entfpricht und in den beiden Ertremen, in hoc) entwidelten und noch wenig 
entwidelten Volkswirthſchaften, mandyes für fi) hat. Das Nothwendige, aber auch 
das Schwierige ift nur die richtige Beichränfung des Betrages. 

2) Fundirte Schulden. Diefe müflen unter allen Umftänden die Hauptmaffe 
3.2. der Staatöihuld bilden. Es gehören dahin: A. die zurückzuzahlenden 
Schulden. Bei diejen übernimmt der Schuldner die Verpflichtung, nad) irgend 
einem feften Modus die Anleihe zu tilgen, behält fidy aber, von Ausnahmefällen abge: 
feben, das Redyt vor, die Anleihe aud außerhalb des Tilgungsplans zurüdzuzahblen, 
d.h. im Allgemeinen mehr au thun, als was er ftrict verfprochen hat. Der Gläubiger 
hat daher ein Recht darauf, daß in Betreff ver Tilgung mindeftens das geichehe, 
was fein Schuldner, der Staat, zugefagt hat. Dies hat namentlich dann Werth, 
wenn die Courſe der Anleihe geiunfen find und durch die Tilgung direct und indirect 
etwas gejteigert werden, alſo meiftens bei Staaten mit fchlechtem Eredite, welchen man 
eben deshalb nicht gern auf lange Zeit borgt. Wenn umgekehrt der Gläubiger in der 
Anleihe eine fefte, bleibende Gapitalanlage jucht, fo ift ihm die Tilgung oft nicht lich 
(alfo bei Staaten mit gutem Eredite), weshalb er fich ausbedingt, daß z. DB. die Til- 
gung erft nach einer gewillen Reihe von Jahren beginnen darf ſelbſt in Defterreich vor 
d. 3. 1848 vorgefommen). Natürlich hat andrerjeits der Gläubiger fein Necht, die 
Rüdzahlung zu andern Terminen oder nad) andern Modalitäten, als die ausbedunge— 
nen, zu verlangen. In Betreff der Zurüdzahlung laffen fich aber folgende Tilgungs- 
fofteme unterſcheiden. Ginmal fann eine allgemeine Tilgung für die gelammte 
Schuld oder eine contractliche Tilgung für jede einzelne Anleihe beftehen. Die 
erftere ift öfters aus einem einfeitigen Zugeftändniß des Staats an feine Gläubiger 
hervorgegangen , allerdings meiſtens zur nes früherer Rechtswidrigkei— 
ten im Intereſſe des zu hebenden Staatscredits. So haben 3. B. Staaten nad) großen 
Kriegen, in weldyen die zugefagte Tilgung in's Stoden gerathen war, wohl eine 
allgemeine Tilgung jelbft aller ihrer Schulden veriprohen, wie manche europäiſche 
nad) dem Jahre 1815. Der Umfang und die Bedeutung der Rechte, weldye der Gläu- 
biger aus folchen Zuficyerungen ableiten fann, hängt von dem Wortlaut des Ge: 
feges u. f. w. ab; im Allgemeinen find es wohl dieſelben Rechte, welche aus der 
eontractlichen Tilgung hervorgehen. Die lestere bildet einen integrirenden Beftand- 
theil des Anleihecontracts und muß ebenfo genau, wie jede andere Beitimmung 
defielben, z. B. die über die Verzinfung, vom Gläubiger, vom Staate innegehalten 
werden. Bei diefen beiden Tilgungen fann fodann ein fogenanntes Tilgungs— 
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fond oſyſtem oder eine gleiche procentweiſe Tilgung und bei einem jeden dieſer 
Syſteme wieder die börfenmäßige@inlöjung der Obligationen nach Dem Courſe 
oder die Rüdzahlung der Schuldverichreibungen (Anleihetheile) al pari 
nac dem Looſe verabredet fein. Das Tilgungsfondsſyſtem, welches vor wenigen 
Jahrzehenden im Haushalt der europäiichen Staaten ſehr beliebt, in England befonders 
durch den jüngeren Pitt befürwortet war, befteht darin, daß ein Fond von Staate mit 
einer Geldfumme dotirt wird, mittelft welcher er Staatsobligationen an der Börfe an- 
fauft oder durch Verloojung der Nummern ſolche Obligationen zur Heimzahlung ein: 
ruft. Die fomit getilgten Obligationen gelten aber noch nicht als erlojchen, fondern 
gehen in das Vermögen des eine vom Fiscus in vermögensrechtlicher Beziehung völlig 
getrennte juriftiiche Perfon bildenden Tilgungsfonds über. Legterer bezieht, der Staat 
zahlt die Zinſen weiter, als ob die Obligationen noch in Händen von Privatgläubigern 
wären. Die eingenommenen Zinfen und eventuell eine weitere jährliche Dotation ver- 
wendet der Fonds dann zum Anfauf neuer Obligationen u. f. w. Nad den einfachen 
Regeln der Zinfeszinsrehnung müßte der Fonds dann in nicht zu langer Zeit im Beftge 
der ganzen Staatsichuld fein, jo lange hätte der Staat allerdings trog der Tilgung 
diefelbe Zinjenfumme, aber alddann auf einmal gar nichts mehr zu zahlen, die Schuld 
wäre vollitändig getilgt. Diefer fo plaufibel jcheinende Plan leidet an einem Grund- 
fehler. Es wird dabei überjehen, daß die Tilgung ſich aud) bier feineswegs fo von 
ſelbſt macht, wie e8 nad) dem Redyenerempel der Zinfeszinsrechnung den Anfchein bat, 
jondern daß die Mittel zur Tilgung beftändig aus der Volkswirthſchaft durch Steuern, 
mit ganz denjelben Beichwerden und wirthichaftlichen Folgen, wie in allen anderen 
Fällen, genommen werden müſſen. In ichwieriger Finanzlage, bei neuen Anlehen wird 
die Laſt des Tilgungsfonds oft drüdend und vielfach werden in demſelben Augenblid 
neue theuere Schulden aufgenommen, wo alte billige zurüdgezahlt werden. Mean ift 
daher mit Necht neuerdings in der Theorie und Prarid des Finanzweiend vom ftricten 
Tilgungsfondsſyſtem zurüdgefommen. In der Praris freilich, foweit es fich um be: 
reits vorhandene Schulden und Tilgungsfonds handelte, nur mittelft Rechtswidrig— 
feiten (England, Frankreich, Defterreich), deren zufünftige nothwendige Vermeidung 
um jo dringender vor der Einführung des Tilgungsfonds bei neuen Anleihen abrathen 
muß. Kür Gemeinde-, Corporations-, Actiengejellichaftsichulden ift diejes Tilgungs— 
ſyſtem paflender, wie für Staasichulden, und vielfach in Anwendung. 

In der Weiterentwidlung des Staatsichuldenweiens ift man vom Tilgungsfonde- 
ſyſtem meiſtens erit u dem der feften, procentweifen Tilgung übergegangen. Hier wird 
im Ausgabeetat alljährlich neben den Zinfen eine feite Quote, z. B. 1 oder des 
Nominalbetrags der ganzen Echuld oder der einzelnen Anleben, bei welchen Dies ſtipu— 
lirt ward, flüſſig gemacht, ebenfalls in der Abficht, Die Schuld allmählich wieder zu til- 
gen oder Doc) zu vermindern und den Staatscredit durch Die Berminderung der Obliga- 
tionen und Die Nachfrage nad) ihnen zu heben. Aber auch diejes Syſtem legt dem Staate 
größere Laſten auf, als den daraus hervorgehenden Vortheilen entipricht, und zwingt 
ihn zu einem unproductiven Aufwande in dem fehr praktischen Falle der anderweiten 
Vermehrung der Schuld. Die Nüdzahlung nad dem Looſe al pari und der Rückkauf 
an der Börfe vereinigen Vorzüge und Nachtheile in ſich; es fommt auf die Umftände des 
concreten Falles an, welche Tilgungsform feitgefegt werden foll, Auch bei dem Börſen— 
rückkauf ift es paſſend, ſich die Nüdzahlung al pari vorzubehalten, falls die Papiere 
über Bari fteigen. 

Die Anleihen mit contractliher Tilgung fommen auch noch unter der Born der 
fogenannten Zotterieanlehen und ald Anlchen auf Zeit- und Keibrenten vor. 
Legtere find gegenwärtig ſelten und nicht beliebt; erftere, die Lotteriennlehen, 
umfomehr. Sie find aber, fammt dem ihnen unvermeidlich anhaftenden Pro: 
meſſenſpiel, volfswirthichaftlid) und moraliich ebenjo ſchädlich und verwerflich, 
wie in finanzpolitiiher Hinficht, da fie den Gefchmad des Publicums für einfaches 
Pentenpapier verderben und durch die ſehr verfchiedenartige Vertheilung der Prämien: 
und Nüdzahlungsiummen die Regelung des Stantshanshaltes ftören. Unverzind- 
liche Lotterieanlehen nennt man folche, in welchen der ganze, auf das Anlehen tref- 
fende Zinfenbetrag in der Form von Prämien Gewinnſten), verzinsliche dagegen 
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ſolche, in welchen neben diefen Prämien ein regelmäßiger Zins, wie bei andern An- 
leben bezahlt wird. Die Korm der Lotterieanlehen verhindert es auch, die in ungün- 
ftiger Zeit zu einem hohen, reellen Zinsfuße aufgenommenen Anlehen unter befieren 
Gonjuncturen um Zwed der Zinsreduction zu Fündigen. 

Die paſſendſte Form der Staatsihuld, namentlich der „ewigen“ Großftaaten, 
und eventuell aud) Die geeignete Form anderer Anlehen bilden ſonach: B. die Ren- 
tenfhulden. Hier übernimmt der Staat gar feine Tilgungspflicht feinen Gläu— 
bigern gegenüber, behält ſich aber in der Regel, und unjerer Anficht nach mit Recht, 
ein freied Kündigungsrecht vor. Die Rentenſchuld kann die fogenannte fran- 
zöſiſche, wo gar feine förmliche Obligation ausgeftellt wird, fondern das Recht 
des Rentenbezugs nur in dem großen Buche der Staatsichuld inferibirt ift und man 
daher im wirflichften Sinne nur von einem Rentenfauf iprechen fann, oder aber 
die einfahe verzinslidhe Dbligation jein, wie meiftens in Deutichland. 
Der Staat wird dann den richtigen Grundfag befolgen, mit den reellen Einnahme: 
überſchüſſen zu tilgen und eventuell befondere Mittel durch Erhöhung der ordent- 
lihen Einnahmen für die nothwendig und eriprießlic fcheinende Tilgung flüffig 
machen, nicht aber eine zwedloje Tilgung zu derjelben Zeit, wo er neue Anleihen 
aufnimmt, vornehmen. Der Borbehalt eined Kündigungsrehts (dann natürlich 
al pari, weshalb denn auch die franzöfiiche Rente mit gutem Grunde nah Pro- 
centen gerechnet wird) ift nothwendig, um unter günftigen Umftänden eine Zins: 
reduction vornehmen zu fönnen. Dieſe ift rechtlich durchaus zuläffig, wenn 
der Staat oder der öffentliche Schuldner, ähnlidy wie der Privatichuldner, feinem 
Gläubiger die Rüdzahlung des Gapitald anbietet oder andernfalls die Einwilligung 
in die Herabfegung des Zinfes verlangt. Um bier mit Erfolg zu operiren, muß aber 
ein feftes Nominal- Gapital genannt fein, welches zur Rüdzahlung angeboten werden 
fann. Preußen und andere deutjche Staaten, England, Frankreich u. a. m., viele Ge: 
felfchaften haben wiederholt mit Erfolg eine Zindreduction vorgenommen. 

Das Syftem der Rentenichuld hat fih in England, Frankreich, Italien, zum 
Theil in Defterreich eingebürgert ; Preußen und die meiften Fleinen deutichen Staaten 
halten nod an der zurüdzuzahlenden Schuld feit, Nordamerifa ebenfalls, obſchon bei 
leterem Staate mit Sicherheit vorauszuſehen ift, daß das Syſtem ebenjowenig wie 
anderswo reell — d. h. ohne neue Schuldaufnahme nur zum Zwede der Abzahlung 
der alten Schulden — und ſchwerlich auch nur formell, d. h. mit wirklicher Abzahlung 
der alten Schulden ſelbſt mit Hülfe neuer Anleihen, durchzuführen ift. 

Gin wichtiger Punct bei der Rentenfchuld, wie bei anderen verzinslichen Anlehen, 
ift alödann die Feſtſetzung des Nominalzinsfußes der Schuld. Es frägt ſich 
nämlich, ob Anleihen alparı und daher zu einem, dem wechſelnden Gredite des Schuld» 
ners und den veränderlichen Gonjuncturen des Geldmarfts entiprechenden variablen 
Zinsfuße oder aber zu einem im Ganzen gleichbleibenden Zinsfuße und zu einem 
nach den Umftänden wechſelnden Gourfe unter oder über Bari contrabirt werden follen. 
In dem vorzugsweife praftiichen Falle, wo ein Staat in kritiſchen Zeiten viele Schul— 
den aufnehmen muß, ftellt fich die Sache folgendermaaßen : Bisher hat der Staat z. B. 
zu 4%, Anlchen al pari aufgenommen, der reelle Zinsfuß, den er anlegen mußte, ent: 
ſprach dem Nominalzinsfuß. Jetzt tritt ein fritifches Ereigniß ein und der Cours der 
Obligationen finft von 100 auf 80. Es frägt ih nun, ob der Staat neue 4%, ige 
Anleben zu 80 oder 5%,ige zu 100 abichließen joll. In der Praris bat man meiftene 
den erſten Weg eingeichlagen und neue Anlehen unter Pari contrabirt. Mitunter 
rechtfertigt fich Died dadurd, daß die Anleihen mit niedrigem Nominalzins relativ befier, 
wie diejenigen mit hohem Zinfe ftehen; dies zeigt fih 3. B. meiftend bei der franzö— 
fiichen 3%,igen im Vergleich mit der früheren 5 und jegigen 4'4 %, igen Rente. Doc 
gerade in jchlimmen Zeiten verfchwindet Diefer Vortheil häufig. Hat man dann viele 
Schulden zu einem niedrigen Nominalzinsfuße bedeutend unter Bari aufgenommen, fo 
fann man fpäter gar nicht oder erft nad) ſehr langer Zeit an eine Zinsreduction denfen, 
weil der Cours fidy bei foldyen Anleihen nicht fo leicht über Bari erheben wird. Mithin 
muß die fchwere Laft der den Kriegsverhältniffen entiprechenden Verzinfung weit län- 
ger oder für immer getragen werben, aud) wenn fich der Credit des Staats längft wie, 
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der gehoben hat. Die Contrahirung möglichſt al pari und zu einem dem reellen mög— 
lichſt entſprechenden Nominalzinsfuße verdient daher im Ganzen den Vorzug. Der 
Vortheil der Gleichförmigkeit der Staatsſchuld wird von den Vertheidigern eines ſtets 
gleichen Nominalzinsfußes überſchätzt; auch führt das hier empfohlene Syſtem nicht 
nothwendig zu allzuvielen Nominalzinsfüßen, da kleine Abweichungen vom Paricourſe 
der Anleihen bewilligt werden können. Eitel Spiegelfechterei iſt es, einen niedrigen 
Nominalzinsfuß beibehalten zu wollen, um des Anſcheins willen, als brauche man 
nicht zu einem hohen Zinsfuße zu borgen. 

Die Währung oder Valuta der Anlehen iſt in der Regel die allgemeine Lan— 
deswährung. Wenn der borgende Schuldner, z. B. der Staat, vorzugsweiſe auf die 
Betheiligung des Auslandes bei ſeinen Anlehen rechnet, ſo contrahirt er auch wohl in 
fremden Währungen, jo a. B. Oeſterreich, Rußland, Skandinavien in Pf. St., Fl. 
holl., M. B., Thlr., Fres. Staaten, in welchen Papiergeld mit Zwangscours courfirt, 
ftipulicen ihre Schulden, reſp. die Verzinfung und Silgung, öfterd pallend in Metall- 
währung. Die Auszahlung von Zinfen, welche in Münze verfprodyen wurden, in 
entwerthetem Papiergeld ift Rechtsbruch und feitend des Staats partieller Staatsban— 
ferott (öfterreichifche Metalliques). Das Domicil der Anlehen ift in der Regel 
die — des borgenden Staats, doch empfiehlt es ſich, auswärtigen Gläubigern 
den — Zinſenbezug an fremden Börſenplätzen durch Banquiervermittlung zu 

ewähren. 

2 Die einzelnen Appoints (Stüde) der Obligationen lauten am pafjendften auf 

ewiffe runde Beträge; wenn man Betheiligung des Fleinen Capitals wünfcht bie 
air auf niedrige Summen (100, jelbft 50, 25, 20); für das Großcapital aber aud) 
auf große Beträge (mit Berüdfichtigung der Schwere des Münzfußes auf höhere oder 
niedrigere). Mehr und mehr hat die Vorliebe für Papiere, welche nicht auf Namen, 
fondern auf den Inhaber lauten, überhand genommen, weil ſolche ohne alle weitere 
Förmlichkeiten übertragbar find. Bergl. den Art. Obligation. 

Endlich kann man nod zwei Hauptarten der Begebung einer Anleihe unter: 
icheiden, die allgemeine öffentlibe Subfcription und die Ueberein— 
funft mit Zwifhenhändlern. Die erftere führt zur Nationalanleibe, 
wenn ohne Beichränfung auch die Heinften Zeichnungen, bis hinab zu dem einzelnen 
Dbligationdappoint, welcher als untheilbare Einheit der Anleihe gilt (refp. bie 
zu der einzelnen Rente) angenommen und etwa diefe Fleinen Zeichnungen vorzugs— 
weife berüdfichtigt werden. Jede diefer beiden Begebungsformen vereinigt in ſich Vor— 
züge und Nachtheile ; je entwidelter die Volfgwirthichaft, um fo räthlicher ift im Gan— 
zen die öffentliche Subieription. Aermere Staaten mit ſchlechterem Eredite thun meiftend 
befier, die Vermittelung der Banquiers zu benügen, was freilich auf eine weitere, aber 
in ihrer Lage fonft doch unvermeidliche Zinserhöhung durch die zu zahlende Pro» 
vifton hinausläuft. Uebrigens empftehlt fih in diefem Falle das (engliiche) Syſtem 
der Submiffionen, um die Concurrenz mehrerer Banquiers hervorzurufen, ftatt der 
Unterhandlung mit einem einzelnen. 

Im Borherigen hatten wir nur eigentliche freiwillige Anlehen, alfo wirkliche 
Ereditgeichäfte vor Augen. Ueber Zwangsanlehen f. die Art. Bapiergeld 
und Staatsſchulden. 

Literatur: Nebenius, d. öffentl. Gred., 2. Aufl., 1. Bd. (Hauptwerf) 
©. 3235—409. — Rau, Finanzwiſſenſch. Bd. 2. Abfchn. üb. Staatsichulden. — 
Wagner, die Drdnung des öfterreichischen Staatshaushaltes mit bei. Rüdficht auf 
Ausgabestat und Staatsichuld (Wien, 1863), wo die ausführlichere Motivirung obi— 
ger Darftellung zu finden ift. 

Adolph Wagner. 


Anweifung, Accreditiv, Blancocredit. 

Die Anweifung ift eine fchriftliche Beauftragung zur Empfangnahme von Waa- 
ren oder Geld in Form eines Briefes oder eines Furzgefaßten Zetteld. Eine Waaren- 
anweifung hat etwa folgende Form: 
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„Herrn Julius Zöllner in Leipzig erfuche ich, die dort lagernden 2 Kiften Rha- 
barber,, gez. H. R. No. 1260 und 1261, Herrn Wolf von Kunath dafelbft aus- 
zuliefern oder damit nad) deſſen VBorfchrift zu verfahren. 

Zittau am 4. Mai 1864, Melchior Fiſcher.“ 

Die Waaren ſind gewöhnlich Dispoſitionswaaren oder Güter auf Lager an 
fremdem Orte x. — Die Geldanweiſung hat gewöhnlich die Form eines gezogenen 
Wechſels, ift ihm auch verwandt, nur ohne wecdyielrechtliche Kraft, alfo audy nicht in 
das Bereich des MWechjelrehts gehörend. Die Benennung „unvollfommener 
Wechſel“ ift deshalb ungeeignet. Eine üblicye Form ift folgende: 

„Herrn Robert Binder in Perzemiſl erfuche ih, nach Sicht an Herrn Mar Lip- 
pelt den Betrag von Sechszig Gulden und 10 Neufreuzern zu zahlen und mir in 
Rechnung zu bringen, laut Bericht. 

Wien, am 1. October 1864. Ernſt am Ende.“ 
Für Fl. 60. 10. 

Oder die Anweifung lautet „Bei Sicht“, beziehlih „Drei x. Monate nad) 
heute“ ıc. „laut oder ohne Bericht“ oder „an die Verordnung ded Herrn“ ıc., je nad) 
den mannichfachen augenblidlicdyen Bedürfnifien des Geſchäfts. — Gewöhnlid) wird 
das Papier ald „Anweijung“ im Tert der Urkunde bezeichnet, bisweilen aber aud) 
ohne dieſe befondere Charafterifirung gelaflen. 

Man nennt den Anweifungsgeber den Ausfteller (ver Urkunde), den Aſſi— 

nant, den Beauftragten dagegen den Bezogenen oder Aſſignat, die dritte Per— 
* endlich, an welche oder an deren Ordre Zahlung geleiſtet werden ſoll, Anwei— 
ſungs-Nehmer, Aſſignatar. Der Zuſatz in der Urkunde: „Werth in Rechnung“, 
„Werth erhalten“ iſt rechtlich unweſentlich nach Art. 4 der deutſchen Wechſelordnung 
bekanntlich ſelbſt bei Wechſeln). Im Proceß hört man wohl den Ausſteller als 
Schuldner (debitor assignans), den Aſſignatar als Gläubiger (creditor assi- 
gnatus), den Bezogenen als debitor assignatus bezeichnen. Doc, brauchen die Rechts- 
verhältniffe nicht immer jo zu liegen, daß diefe Bezeichnung überall zutrifft. — Eine 
Anweilung, welche feine beftimmte Zahlungszeit enthält, gilt al8 eine Anweifung nad) 
Sicht, aljo auf Zahlung bei Vorzeigung. In manchen Staaten ift die Stellung der 
Anweifung im Redyt eine der Stellung der Wechfel ziemlic; verwandte. Auf die Bar: 
ticulargefeggebung einzugehen, geftattet und der Raum nicht. In Sachſen ftcht die 
Anweitung in bejonderer gejeglicdy normirter Stellung. In Defterreich nennt man aud) 
die Weifung einer Zollbehörke zur zollamtlichen Behandlung von Waaren an einem 
anderen Amte („Anweis-Güter“) „Anweifungen“. Geſchäftlich empfehlen ſich Anwei- 
fungen vor den Wechfeln, befonders bei Heinen Beträgen, oder falld man wechſelun— 
fähige Perfonen oder folche Perſonen vor fi) hat, denen man aus befonderen Rück— 
fichten oder wegen Zweifel, ob fie zahlen werden , Die weniger ftrenge Form einer An- 
weifung zu ſchicken für gut halten muß. — Ereditbriefe oder Accreditive find 
Schreiben, worin ein Bangquier oder Kaufmann einen auswärtigen Gejchäftsfreund 
bittet, dem in demfelben bezeichneten Weberbringer bis zu einer angegebenen Höhe Vor— 
ſchüſſe zu geben , beziehlich mit Rath behülflich zu fein. Bezieht fich diefe Empfeh— 
lung zu Rath auf die Einziehung von Nachrichten über die Solidität einer Firma, fo 
mag man dieſe Empfehlung vorfichtig faſſen, weil fonft im Kalle des Verlorengehens 
Unannehmlichfeiten entſtehen fönnen. Der Ausfteller des Ereditbriefes haftet ald Haupt« 
ſchuldner oder Bürge. — Blancocredit, offener Eredit (bis zur Höhe von einer 
beftimmten Summe) , ift ein folder Wechfeleredit, bei dem man innerhalb diejer Summe 
traffiren fann, ohne zur Verfallzeit Deckung ſchicken zu müſſen. Es handelt ſich beim 
Wort Blancocredit immer um Geldwerthe, nicht um Waarencredite. 

Jul. Frühauf. 

Arbeit. 


Unter „Arbeit“ im Allgemeinen verftehen wir die bewußte, abfichtliche menſch— 
liche Thätigfeit, wodurch etwas Nügliches erzielt werden fol. Durdy das legtere 
Moment unterjcheidet fich die Arbeit von der fpielenden Thätigkeit des Menichen, durch 
das erjtere unterfcheidet fte jich von der bloß thierifchen Function. Die fpielende Thätig« 
feit hat feinen Zwed außer ſich — fie ift ſich ſelbſt Zwed ; bei der Arbeit Dagegen ift die 
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Thätigkeit nur Mittel zu einem beſtimmten außerhalb liegenden Zwecke. Weniger 
der Art der Thätigkeit nach, als hinſichtlich des Zweckes unterſcheidet ſich die wirth— 
ſchaftliche Arbeit von der in anderen Zweigen des menſchlichen Lebens. Der Zweck der 
wirthſchaftlichen Arbeit — und von dieſer haben wir an dieſer Stelle ausſchließlich zu 
ſprechen — iſt ein wirthſchaftlicher Zweck; es handelt ſich hier um die Erzeugung, Ver— 
theilung und Anwendung von Gütern, um die Befriedigung von wirthſchaftlichen Ber 
dürfnifien. Wir jagen, weniger hingeſehen auf die Art, als auf den Zwed der Thä- 
tigfeit unterfcheide ſich die wirthbichaftliche von anderen Arten der Arbeit. Es erfordert 
nämlich alle Arbeit körperliche und geiftige Anftrengung. Es ift ſehr die Frage, ob bei 
der Arbeit des Pflügers die förperliche Thätigfeit in größerem Maaße verantwortlich 
ift für den Erfolg, ald bei der Arbeit des Subalternbeamten in der Kanzlei irgend 
einer Behörde, und es fann gar Feine Frage fein, daß die Thätigfeit eines Maichinen. 
conftructeursd unter Umftänden glei hohe Anſprüche an die geiftigen Kräfte erhebt, 
wie die Thätigfeit eines Richters, Anwaltes, Predigers u. j. w. Die Grenzen der 
wirtbichaftlichen Arbeit find andere, wenn man jie vom volfswirthichaftlichen,, als 
wenn man fie vom Standpuncte der Privatwirtbfchaft betrachtet. In der Privatwirth. 
ſchaft und für diefelbe erfcheinen audy Arbeiten als wirtbichaftliche, die es jedenfalls 
ihrem Gegenftande nach nicht, Die es nur ihrem Zwede nad find. Alle Arbeit mit 
dem Zwede des Erwerbes ift, vom privatwirthichaftlichen Standpuncte aus betrachtet, 
wirthichaftliche Arbeit. Die Privatwirthſchaft untericheidet nicht „wirthichaftliche Ar— 
beit, andere Arten von Arbeit und Spiel“, fondern fie ftellt das Spiel blos der wirth- 
ichyaftlichen Arbeit gegenüber. Die Grenze zwiſchen Beiden zu ziehen, hält freilich 
ſchwer. Der Schrifteller, welcher zunächſt um des Erwerbes willen eine wiſſenſchaft— 
liche Arbeit unternimmt, weiß nicht zu jagen, wo diefe Arbeit anfängt, für ihn zum 
Spiel, d. h. Selbſtzweck, zu werden. Die Rolfswirthichaft unterſcheidet die Arten der 
Arbeit nach den Gebieten, auf welchen ſich ihre Leitungen vornehmlich geltend machen. 
Für fie fommt es erft in zweiter Linie in Betracht, daß der Schriftiteller, der Arzt, 
der Richter arbeitet um des Erwerbs willen ; fie redynet deren Arbeiten nicht unter 
die wirthichaftlihen Arbeiten, denn die Leiftungen jener Berufsfreife machen fich in 
eriter Linie nicht auf dem Gebiete des Wirthichaftslebens, jondern auf anderen 
Lebensgebieten geltend, und find auf die Entwidelung diefer Gebiete gerichtet. Aber, 
wenn man dies jelbit fefthält, ericheint doch auch vom volfswirtbichaftlichen Stand» 
puncte aus die Ba der wirtbichaftlichen von der nichtwirtbichaftlichen Arbeit 
äußerft fchwierig. Die Arbeit des Chemifers, des Phyfifers, des Phyfiologen 3. B. nicht 
minder wie die des AJuriften, des Philoſophen u. f. w. fann, felbit, wenn fie im private 
wirthichaftlihen Sinne nicht einmal als Arbeit, jondern als Epiel im obigen Einne 
aufzufafien wäre, unter Umftänden unmittelbar große wirtbichaftliche Reformen zur 
Folge haben, während fie vielleicht für Die Förderung des Bildungs-, oder des Gefell- 
ſchaftslebens unmittelbar wenig leiftet. Der Urſprung des Streites über die Producti- 
vität oder Unproductivität der Arbeit läßt ſich zum Theil auf diefe Schwierigfeit Der 
Unterfcheidung zwiſchen wirthichaftlicher und nichtwirthichaftlicher Arbeit , zum Theil 
auf den Umftand zurüdführen, daß man überichen hat, wie fidy der Kreis der wirth- 
ichaftlichen Arbeit erweitert oder verengert, je nachdem man den Maaßftab der Pri- 
vat= oder den der Volkswirthichaft anlegt. Arbeiten, welche vom Standpuncte der Pri- 
vatwirtbichaft nicht nur das Prädicat „wirtbichaftlicher*, ſondern auch das „producti— 
ver“ Arbeiten nicht verdienen, fönnen vom volksw. Standpuncte aus betrachtet Beides 
in hohem Maaße fein, und umgefehrt. 

Nichts darf man bei der Betrachtung der Arbeit im Sinne der Volkswirthſchaft 
weniger außer Acht laſſen, als daß fie nicht nur das geiftige Element des gefammten 
Wirthichaftslebens ift, Sondern daß auch feine Arbeit ohne Mitwirkung der geiftigen 
Kräfte des Menidyen gedacht werden kann. Nur in übertragener, bildlicher Bedeutung 
fann man von einer Arbeit von Thieren, Mafchinen und anderen Gapitalien reden. 
Die Arbeit bildet gerade wegen ihres geiftigen Gebaltes den Berührungspunct zwi— 
ichen dem Wirthichafts-, dem Bildungs- und Gefellichaftsleben und giebt gerade des— 
wegen das Feld ab, wo fich die Wechjelwirfung beider begegnet (die erziehende Kraft, 
die ethiſche Bedeutung der Arbeit — die Förderung der wirthichaftlichen Arbeit durch 
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die Fortſchritte der Wiſſenſchaften und der Sittlichkeit — die ſtändiſche Gliederung nad) 
der Arbeit. — Arbeit und Eigenthum). 

Bei der Arbeit wirken alle geiftigen Kräfte des Menſchen mit — der Wille, 
weil bei jeder Arbeit Schwierigfeiten zu überwinden find, die zu überwinden eine Ent— 
ſchließung foftet; der Verftand, weil die Kräfte und Stoffe der Natur, auf welche Die 
Arbeit gerichtet ift, wenn fie genügend verwerthet und verarbeitet werden jollen, in 
ihrem Weſen erkannt fein müffen, weil nur ihres Zwedes bewußte Thätigfeit Arbeit 
ift, und das Gemüth felbft, weil von ihm aus dem Willen die Antriebe zur Leber: 
windung der entgegenftehenden Schwierigkeiten gegeben werden. Und neben den gei- 
ftigen ftehen die körperlichen Kräfte im Dienfte der Arbeit, bald als Träger und Er— 
nährer jener — mens sana in corpore sano — bald als felbft unmittelbar thätig. 

Die Arbeit ift häufig ein „Element“, ein „Factor“, eine „Quelle der Pro— 
duction“, audy wohl eine „Güterquelle“ genannt worden. Dieſe bildlichen Ausdrücke 
find nicht geeignet, von dem Weſen der Arbeit eine klare Vorftellung zu geben. Die 
Nolfswirtbichaft ift fein hemiiches Laboratorium, Fein Rechenerempel, fein natürliches, 
jondern ein künſtliches —menſchliches — Gebilde. Sie ift ein Organismus ineinandergrei- 
fender Thätigfeiten. Diefe Thätigfeiten brauchen Kräfte und Stoffe. Die Kräfte find 
theils geiftige, theils förperlihe. In der Arbeit vereinigen jich Die geiftigen und för: 
perlihen Kräfte des Menſchen. Diefe richten fich vereint auf die tauglichen Stoffe, 
und bezwingen, verwertben, oder unterftügen die Kräfte der äußeren Natur. So er: 
icheint Die Arbeit als ein Mittel der Volkswirthſchaft. Zur Erreichung des Zweckes 
der Volkswirthſchaft find Kräfte und Stoffe nöthig. Das, was zur Grreihung eines 
beftimmten Zwedes nöthig ift, nennt man die Mittel. Die Bezeichnung der Arbeit als 
eines „Mittels“ wird daher gerechtfertigt ericheinen. Sie ift ein Mittel in der Hand 
des wirthſchaftenden, nach Wohlftand ftrebenden Menfchen. Völlig anders geartet war, 
als die anderen Mittel — Gapital und Naturfräfte — aber gleich diefen unentbehrlich 
zur Grreihung der volfswirthichaftlichen Zwede. 

Nach ihrem Weſen und ihrer unmittelbaren Beftimmung theilt man die wirth- 
ſchaftlichen Arbeiten in 1) Arbeiten der Gütererzeugung; 2) Arbeiten der Güter: 
vertheilung ; 3) perfönliche Dienftleiftungen. Dieſe Eintheilung entipricht der der 
Gewerbe, und läßt fich ebenſo, wie jene, des Weiteren durchführen. Anlangend 
die erfte Glaffe, To unterfcheidet man in diefer: a) Arbeiten des Landbaues -ider 
Urprodurtion, Naturerzeugung), als: des Aderbaued, der Viehzucht, der Yandwirth- 
ihaft, d. h. Aderbau und Vichzudt vereinigt, des Waldbaues, Bergbaues, der 
Jagd, Filcherei, des Weinbaues, Gartenbaues u. |. w.). Der gemeinjchaftliche 
nächte Zweck diefer Arbeiten befteht in der Erforihung der Tauglichkeit von Dingen 
der Äußeren Natur für wirthichaftliche Zwede und in der Aneignung dieſer Dinge. 
Mehr, ald alle anderen Arbeiten gewähren dieje das Bild eined Kampfes des Men» 
ichen mit der äußeren Natur. Es handelt fidy bald um die Trennung von Stoffen aus 
der natürlichen Umgebung, in der fie entftanden find, oder in der fie ji) Doc) vor dem 
Beginne der menjchlichen Thätigfeit befunden haben, bald um die Einwirfung auf Die 
Erzeugung von folhen Stoffen und Dingen, die ohne menſchliche Einwirfung entwe— 
der überhaupt nicht, oder doch nicht in der erforderlichen Güte und Menge, oder doch 
nicht an dem betreffenden Orte erzeugt werden würden. b) Arbeiten der Kunſterzeu— 
gung \technifche Gewerbs- oder Gewerbsarbeiten), Arbeiten im Handwerk, der Fabri— 
cation oder Manufactur, induftrielle Arbeiten. Hier handelt e8 ſich um eine Umände- 
rung der der Natur abgewonnenen Dinge, um eine Verbindung, Trennung und Form— 
veränderung derfelben zum Zwede der Erzeugung neuer, in der Regel dem menschlichen 
Gebrauche unmittelbarer zugänglicher Güter. 

Die Arbeiten der zweiten Gattung der Gütervertheilung oder des Handels) 
find theils eigentliche Handels-, theils Handelshülfsarbeiten. Zu den legteren 
gehören alle die auf die Bewegung, die Aufbewahrung der Güter und die auf Die 
—— derſelben zur Translocation gerichteten Arbeiten, ferner die Arbeiten 
der Mittels? und Urkundsperſonen des Handels; endlich die der Handelsbehörden 
und ſelbſt die der dem Handel unmittelbar dienenden Preſſe. Die Arbeiten der 
dritten Gattung perſönliche Dienftleiftungen) find dazu beſtimmt, die Güteranwen— 
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dung zu erleichtern, die Güter, welche nur eine einmalige Anwendung zulafien, 
alſo bei der Anwendung verbraucht werden, bis zum Verbrauche aufzubewahren und zum 
Behufe des Verbrauches vorzurichten, Diejenigen Güter aber, welche mehrmals ange: 
wendet, alſo gebraudyt werden, in ihrer Brauchbarkeit zu erhalten, vor frühzeitigem 
Verderb zu fhügen u. ſ. w. Um den Unterſchied zwifchen den drei Gattungen der Arbeit 
fi) Har zu machen, muß man fid) zuvor erinnern, daß von einer Arbeit ohne Mitwir- 
fung des Geiftes überhaupt nicht Die Rede fein fann, daß das Bewußtiein von dem 
Zwede der Thätigfeit die nügliche Thätigfeit erft zur Arbeit macht, daß die übliche und 
volfsthümliche Unterfcheidung zwiichen Handarbeit und Kopfarbeit nur Etwas für ji 
hat, wenn fie nicht fowohl die Art, ald ven Gegenstand der Thätigfeit treffen ſoll. 
Ihrer Art nach ift auch die gemeinfte Handarbeit zugleich Kopfarbeit; aber die Thä— 
tigfeit ift auf Gegenftände der Außenwelt gerichtet. Es ift befannt, daß auch Die jub- 
tilfte Geiftesarbeit den Körper mit in Anſpruch nimmt. Aber die Thätigfeit ift auf die 
Innen-, nicht auf die Außenwelt gerichtet. Bei den Thätigfeiten der Gütererzeugung 
überwiegt die fogenannte Handarbeit, wenn nicht hingefehen auf die Qualität, jo doch 
hingejehen auf die Quantität der Leiſtungen; die meiften jener Thätigfeiten haben es 
mit der Umwandlung der Materie zu thun. Ausichließlich die für die Organiſation, 
Leitung und Beauffihtigung des Gewerbebetriebes beftellten Arbeiter Dürfen fich der 
fogenannten Handarbeit enthalten. Unter den Arbeitern der Gütererzeugung giebt es 
verhältnigmäßig wenige ſolcher, die lediglich fogenannte Kopfarbeit leiften. Ein Fabrif: 
berr dirigirt von feinem Gomptoirpulte aus ein induftriclies Unternehmen, welches viel: 
leicht Taufende von Händen beichäftigt. Sein Gomptoirperjonal befteht vielleicht aus 
drei bis vier Arbeitern, und unter diefen haben vielleicht zwei oder drei doch lediglich) 
den commerciellen Theil des Geſchäftes zu bejorgen ; die Auffeher und Werfführer felbit 
legen in der Regel mit Hand an. Die eigentlichen Arbeiter find nicht blos Gehülfen 
der Güterergeugung ; fie find jelbft Gütererzeuger. Beim Kleinbetriebe ift der Meifter 
zugleich Chef, Auffichtsführer und Handarbeiter. Genug — bei der Gütererzeugung 
prävalirt die fogenannte Handarbeit. Das Gros der Arbeiter, die überwiegende Mehr— 
zahl derjelben befteht aus gütererzgeugenden Handarbeitern ; die Kopfarbeit reducirt ſich 
auf die Leitung, Beauflichtigung und die vorbereitenden, organiſatoriſchen und com: 
merciellen Theile des Geichäftes. Bei den eigentlihen Handelsarbeiten und bei 
den wichtigiten Handelshülfsarbeiten überwiegt Die fogenannte Kopfarbeit; das eigent- 
lidy handeltreibende Perjonal hat mit der Materie unmittelbar wenig zu thun. Die 
Handlanger find nicht Handels-, jondern Handelshülfsperjonen. Die Handarbeiter 
beim Handel handeln nicht, indem fie arbeiten ; fie helfen nur handeln. Die eigentliche 
Arbeit des Handels ift zwar auf Gegenftände der Außenwelt gerichtet; aber nicht auf 
deren ftofflihe Umwandlung, jondern auf ihre Verwerthung. Die größten Handelsge- 
ſchäfte brauchen daher unmittelbar gar feine Handarbeiter, die Küper und Vader und 
Sortirer u. |. w. find war Gewerbögehülfen ; ihnen liegt aber nicht die eigentliche 
Handelsarbeit ob. Selbit die eigentlihe Handelsarbeit des Kleingewerbes ift nicht 
zn: Wenn ein Kramer 1 Pfd. Rafee verfauft, jo ijt nicht das Wägen und 

inpaden der Waare das Wejentliche an feiner Thätigfeit, das Wejentliche hat er ſchon 
zuvor gethan, als er calculirte, zu welchem Preiſe er Kaffee auf jein Lager nehmen, 
und zu weldyem Preife er das Pfund davon ablaflen dürfe; und, indem er ſich nun den 
in feinen Laden tretenden Kunden darauf anfieht, ob er ihm das Pfund Kaffee crediti- 
ren dürfe, ift er viel mehr ald Handelömann thätig, als, indem er Die vielleicht weit 
zeitraubendere Thätigfeit des Abwägens, des Einſackens oder des Dütenmachens be 
jorgt. Die eigentliche Handelsarbeit ift eine eigenthümlich fubtile Geiftesthätigfeit. 
Vielfältig unterichägt, hat fie dody ganzen Völkern ihren Charakter aufgeprägt. Es 
gehört ein hoher Grad und Umfang von Verftandesbildung, aber es gehört, wenn fie 
recht wirkſam werben joll, audy ein hoher Grad von Gemüths- und Charafterbildung 
dazu. Auf die Entſchließungen, weldye zu Handelsgefchäften führen, wirfen die Selbit- 
liebe und die Freiheit, das Gerechtigkeits- Billigkeitd- und das Ehrgefühl, die Mei- 
nung und die Gewohnheit ein. Bei der beiderfeitigen Concurrenz gerathen vielfältige 
Intereſſen miteinander in Conflict. Die redyte Handelsarbeit beginnt mit der Erwäaͤ— 
gung, ob das zu erwerbende Ding einen höheren Werth habe, als das dafür hinzus 
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gebende. Die Beantwortung dieſer Frage verlangt ſchon bei Heinen Unternehmungen 
eine ganze Fülle von Berftandesthätigfeit. Die Selbitliebe bildet das Motiv dazu, daß 
man jte ſich überhaupt vorlegt. Aber das Gerechtigfeits-, Billigfeits- und Ehrgefühl 
weijen die Selbjtliebe in ihre Schranken zurüd. Ohne diefe Tugenden wird der ge- 
winnfreudige —— zum rückſichtsloſen Krämergeiſt. Iſt der Entfchluß gereift, 
den fraglichen Gegenſtand gegen den dafür hinzugebenden zu erwerben, ſo beginnen die 
Kämpfe der Intereſſen. Als Begehrer hat man mit dem Anbieter und mit den gleich— 
zeitigen Begehrern, als Anbieter mit den Begehrern und den gleichzeitigen Anbietern 
einen ſchweren Kampf zu beſtehen, und in dieſem Kampfe verbiff nur vollftändiger und 
rafcher Ueberblick, gewandte Benugung der Schwächen des Gegners, endlich energifche 
Entſchließung und jicheres, zielbewußtes Handeln zum Siege. So erhebt die Han— 
delsarbeit ihre Anſprüche an alle Kräfte des Geiftes und verlangt von jeder ihre Lei- 
tungen. Am häufigften überfieht man ed, am meiften hört man es in Abrede ftellen, 
daß die Handeldarbeit auch Gefühlsarbeit jei. Und doch wird fich jeder Gewerbsmann 
aus feiner eigenen Erfahrung zahlreicher Beifpiele erinnern, wo, und nicht zum Scha— 
den der fraglichen Gejchäfte, dem Ehrgefühl, dem Mitleid, dem Rechtlichfeits- und Bil- 
ligfeitögefübl vergönnt wurde, ein Wort mit drein zu reden in Transactionen, die 
jcheinbar weit außerhalb der Ephäre der Gefühlswelt lagen; in Zeiten großer Krifen 
zumal ſehen wir jene Gefühle oft mit wahrhaft großartiger, dramatijcher Wirkung in 
das Getriebe der Production eingreifen; die einrache Erwägung, daß beim Credit das 
„Wollen“ eine ebenjo bedeutſame Rolle ipielt, ald das „Können“, und daß dag „Wols 
len“ außer von der bloßen rechtichaffenen Gewöhnung und von der Vortheilöbered)- 
nung oft auch von der Fähigkeit zu großen fittlihen Entſchließungen abhängig ift, 
führt jchon darauf bin, das Walten und den Einfluß der fittlihen Mächte im Handel 
unbedingt anzuerkennen. Daß der Wille oder die Thatkraft gleichfalls bei der Han— 
deldarbeit eine wichtige Nolte jpielt, bedarf nady dem Vorftehenden feiner weiteren 
Ausführung. Ganz abgeiehen davon, daß mitunter jene Kraft auf harte Proben ger 
ftellt wird, wenn es gilt, Verpflichtungen nadyaufommen, deren Erfüllung vielleicht die 
Früchte jahrelangen Fleißes zu vernichten droht, oder, wenn es gilt, einen großen 
Schritt zu wagen, wo Alles ringsum zaghaft ift — foll nur daran erinnert werden, 
daß die Arbeit des Kaufmannes jelbft, wie jede andere, Anftrengung und Ausdauer 
erfordert, welche ohne feſten Willen nicht denkbar find. ü 

Wenn die Handelsarbeit im Vorftehenden ihrem Wejen und ihren Erforderniflen 
nad) einer etwas eingebenderen Schilderung gewürdigt worden ift, fo wird das gerecht« 
fertigt erjcheinen gegenüber ven zahlreichen Irrthümern und Vorurtheilen, welche 
gerade im Betreff diefer Gattung von wirtbichaftlicher Arbeit berrichend find. 

Es ift nicht üblich, Das perfönliche Dienftleiftungen zu nennen, was oben unter 
diefer Bereihnung aufgeführt wurde. Man pflegt unter perfönlichen Dienftleiftun- 
gen gewöhnlich die nicht eigentlich wirthſchaftlichen Arbeiten zu verftehen, welche 
das Wirthichaftsleben nur mittelbar oder unmittelbar fördern. Es ift oben im 
Eingange diejer Abhandlung nachgewielen, daß und warum Die Arbeiten der legteren 
Art im Sinne der Volkswirthſchaft nicht wirthichaftliche Arbeiten find. Man müßte 
fonft, da die Induftrie, die Landwirthichaft, der Handel u. ſ. w. auch auf das Bil- 
dungsleben der Völker einen mächtigen Einfluß ausüben, unter den Bildungs: 
arbeiten neben denen des Lehrers, des Predigers, des Künftlerd auch die Des Land— 
wirths und Jnduftriellen mit aufführen. Aber gewifle Arbeiten des häuslichen Ge: 
findes und der Hausfrauen, jowie der Leute, welche für Reinigung und Beleuchtung 
der Straßen ſorgen, find, ohne auf die Erzeugung , oder Vertheilung von Gütern ges 
richtet zu fein, doch jedenfalld wirthichaftliche Arbeiten. Der Name „perjönliche 
Dienftleiftungen“ ift hier infofern gerechtfertigt, als bei dieſen Arbeiten das ftoffliche 
Element gegen die Kraftanwendung ganz zurüdtritt. Wenn Andere unter perjönlichen 
Dienftleiftungen Arbeiten verftehen, die auf Die Hervorbringung von jogen. perfön« 
lichen, unförperlihen Gütern gerichtet find, jo beruht dieſe Bezeichnung eben auf der 
Annahme jolcher „perjönlicher, unförperlicher* Güter — eine Annahme, die in der 
Volkswirthſchaft nicht zutreffend zu begründen ift. Güter im volfsw. Sinne find eben 
nur fachliche Güter (S. den Artifel „Gut“): i 
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Man hat ſich, namentlich ſeit dem Auftreten der phyſiokratiſchen Lehre, vielfach 
mit der Frage beſchaͤftigt, welche Arbeiten „productiv“ und welche „nicht produ— 
etiv“ feien. Die Einführung diefer Begriffe ift fein Gewinn für die Wiflenfchaft, zu— 
mal man fie nicht nur mit Beziehung auf die Arbeit, fondern auch mit Beziehung auf 
das Capital und die Natur anwendet. Es muß vorab bemerkt werden, Daß von einer 
„Süterproduction“ lediglich durdy Arbeit gar nicht Die Rede fein fann. Der Menid 
producirt, erzeugt Güter, mit Hülfe von Arbeit, Capital und Natur: 
fraft. Keines diefer Güterergeugungsmittel Fann an fih „productiv“ fein. Vom 
Standpuncte der Privatwirtbichaft ift ed ganz gleichgültig, ob eine Thätigfeit „produc- 
tiv“ fei; es kommt Alles darauf an, daß fie wirtbichaftlich jei, d. h. Neinertrag 
bringe, Privanvohlitand erzeuge, vermehre, befeftige. Aber aud) vom Stand: 
puncte der Volfswirtbichaft kann es nidyt darauf anfommen , ob eine Unternehmung 
„productiv“ fei, d. b. neue Güter erzeuge, wenn fie nur mittelbar oder unmittelbar 
dazu mitwirkt, ven Volfswohlftand zu vermehren, oder zu befeftigen. Und dies ift 
ohne Zweifel der Erfolg ebenfo rein wirthichaftlicher Unternehmungen, wie folcher, die 
im volfswirtbichaftlichen Sinne wirtbichaftlich nicht genannt werden fünnen. Anlangend 
die rein wirthichaftlihen Unternehmungen , jo ift es nicht zu läugnen, daß Die einen 
unter gegebenen VBerhältniffen in höherem Maaße geeignet find, den Volfswohlftand 
zu fördern, als die anderen. Ein feinen natürlichen und perjönliden Bedingungen 
nad) für den Landbau nicht, Dagegen für Die Gewerbe der Kunftergeugung und des 
Handels wohl geeignetes Land wird in jeinem Volfswohlftande geringe Fortſchritte, 
oder gar Rüdjchritte machen, wenn die Bevölferung aus Mangel an wirchichaftlicher 
Bildung fid darauf fteift, die Bepürfniffe an Erzeugniften des Landbaues lediglich 
durch Selbftergeugung zu befriedigen. Für ein iniulares, an großen Welthandelsftraßen 
gelegenes Gebiet mit einer vorzugsweiſe jeetüchtigen Bevölferung, aber fpärlichem Land» 
bauarcal , und nod) geringem Gapitalbefig wird vorausſichtlich das Rhedereigewerbe 
das vortheilhaftefte, der Aderbau, oder die Induftrie ein ſehr unvortheilbaftes Gewerbe 
fein. Es kann vorzugsweife in der zwedmäßigen oder mangelhaften Verbindung der 
Gewerbsmittel die Urſache zu raſcher Blüthe oder jähem Verfall des Volfswohlftandes 
liegen ; der zu frühzeitige oder zu ſpäte Uebergang von der ertenfiven zu der intenfiven 
Cultur fann der Grund zum wirthichaftlichen Ruin, der rechtzeitige der Grund zu 
wirtbichaftlicdyem Gedeihen eines Volkes fein. Dies find Betrachtungen, weldye auf 
dem Gebiete, auf welchem fich der Streit über „Productivität“ oder „Unproductivität“ 
bewegt, in der That angeftellt zu werden verdienen. Aber es ift müßig, darüber zu 
ftreiten, ob eine einzelne wirthichaftliche Thätigfeit , oder eine Arbeit — von Produc- 
tivirät des Gapitald oder des Landes fann überhaupt nur etwa in dem Sinne die Nede 
fein, wie man von der „Arbeit“ einer Maſchine oder eines Thieres ſpricht — an ſich 
und abjolut produgtiv fei, oder nicht. An fich und abfolut genommen und unter allen 
Umftänden enthält feine wirthichaftliche Unternehmung die Gewähr, daß fie zur Ver— 
mehrung des Volfswohlftandes beitrage ; unter Umftänden kann es jede; dieſe befon- 
deren Umstände und Bedingungen zu unterfuchen ift viel fruchtbarer , als die Prüfung 
auf PBroductivität, oder Unproductivität. 

68 fragt ſich, unter welden allgemeinen Bedingungen die Arbeit 
ald Gewerbsmittel ihre Wirkſamkeit am erjprießlichiten zu entfalten vermag. Und 
bier ift wiederum vor Allem auf das Wefen der Arbeit, als einer immer zugleich 
förperlihen und geiftigen Thätigfeit binzuweifen. In beiderlei Beziehung ift 
es wohl zu beachten, Daß die dDurchichnittliche Arbeitskraft der Einzelnen nationen- 
weije, alio ſchon den Anlagen nad, ungemein verfchieden ift. Allein bis zu einem 
gewiſſen Grade kann der Mangel der nationalen Anlage durch Erziehung erfegt wer: 
den, namentlid Da, wo nicht, wie in der heißen und falten Zone, natürliche Ein- 
flüffe auch der rationellften Erziehung große Hinderniffe in den Weg legen. Die 
Erziehung zur Arbeit muß eine harmoniſche Entwidelung aller menfchlichen Kräfte fein. 
Daß in diefer Beziehung, namentlich durdy Rouſſeau's Sinfhuf und durd den unferer 
großen Literaturepodye, insbeiondere auch feit dem Wiedererwachen der Philofophie und 
der gründlicheren Vertiefung der pädagogifchen Wiſſenſchaften mehr Syſtem und Plan in 
unfere Volfsbildung gekommen, und jeit Das Turnen ald allgemeiner Lehrgegenſtand in 
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Aufnahme gekommen ift, unfer deutiches Volksſchulweſen an Zwedmäßigfeit das aller 
anderen Länder übertrifft, wird dazu mitwirfen, daß wir auch in der wirthichaftlichen 
Arbeit jelbit diejenigen Völfer mit der Zeit überholen, die ung in der Arbeitsanlage und 
im Betreff der der Arbeit förderlichen gelfellichaftlichen Inftitutionen überlegen find. Daß, 
anlangend die geiftigeBildung, vor Allem aud) auf die Entwidelung der fittlichen Kräfte 
das größte Gewicht zu legen ift, braucht faum angedeutet zu werden. Nicht nur, weil 
ihm die fittlichen Antriebe, ſondern auch, weil ihm die fittliche Bildung fehlt, pflegt 
jelbft der Sclave, dejien körperliche und Berftandesanlagen vielleicht gut und gutent- 
widelt find, in der Regel jchledyter zu arbeiten, als der freie Arbeiter. 

Dicht neben der Bildung gebührt unter den Bedingungen der vollen Kraftentfal 
tung der Arbeit der Arbeitstheilung ihr Plag. Adam Smith, den man den Be- 
gründer der neueren Volfswirthichaftslehre nennt, hat die Macht der Arbeitstheilung 
ſo body gewürdigt, daß er jein berühmtes Wort : »Inquiry into the nature and causes 
of the wealth of nations« mit der Lehre von der Arbeitsteilung beginnt. Und es ift 
wahr, daß es im Zufammenleben der Menichen wenig Mächte giebt, welche jo augen- 
ſcheinlich ichöpferiich wirken, welche jo jehr die Grundbedingung gedeihlicher Entwides 
lung des Menichengeichlechtes wären, wie die Arbeitstbeilung. Diefelbe macht ſich gels 
tend im gefammten Leben des Menjchen, im Wirthichafts-, wie im Gejellichafts- und 
Bildungsleben; jie tritt im gefammten Menfchenleben auf in der Geftalt der perfönlichen, 
der zeitlichen und der räumlichen Arbeitstheilung ; fte zeigt jich im Leben und der Ge: 
ſchichte des ganzen Menichengeichlechtes ebenjo deutlich, wie im Leben und der Geſchichte 
einzelner Völfer. Immer ift ſie zurücdzuführen einmal auf die Eigenthümlichkeit der 
menſchlichen Natur und dann auf die Mannichfaltigfeit und Vertheilung der Gaben 
der äußeren Natur. Die menichliche Natur weilet den Menſchen von Haus aus auf jeine 
Mitmenſchen, Die einzelnen Wölfer auf ihre Mitvölfer an. Als höchſtes Wunderwerf 
der Schöpfung ftellt der Menſch doc ald Einzelwefen nicht etwa im Duodezformat 
genau daſſelbe dar, was der Schöpfer mit der ganzen Menichheit wollte ; jeder Einzelne 
int für fi allein ein höchſt unvollfommenes Weſen; erft die Geſellſchaft macht ihn 
zum Ebenbilde der Gottheit. Und die ganze Menfchheit geht nur ftufenweile in ihrer 
Entwidelung vorwärts , die eine Periode hat dieſe, die andere jene Aufgabe zu löfen. 
Endlich jind auch die Thätigfeiten der Menſchen und der Völker an räumliche Schranfen 
gebunden. Die Natur weiit den Bewohnern verfcyiedener Zonen , klimatologiſch und 
ne auf die Erdoberfläche verichievener Gegenden verſchiedene Lebensauf— 
gaben zu. 

Die Arbeitstheilung ift nicht etwa eine menjchliche Erfindung oder Ginrichtung, 
ſondern ſie ift eine mit dem Weſen des Menſchen und feinem Verhältniß zur Äußeren 
Natur zufammenhängende Ericheinung ; fie ift eine Erfcheinungsform der menichlichen 
Semeinichaft, ähnlich wie die Kamilie, die Gemeinde, der Staat, das Volk. Over beſſer: 
fie ift ein Gejeg, welches Das Menichenleben beherricht, und weldyes um fo beſſere Früchte 
trägt, je richtiger es erfannt und je vielfältiger und confequenter e8 befolgt wird. Die 
Motive des Geſetzes find aus der gefelligen Natur des Menſchen, aus der Unvollkommen— 
beit der menſchlichen Einzelfraft und aus der ungleichartigen Vertheilung der Gaben 
und Kräfte der Natur über die Erdoberfläche hergenommen. Die Tendenz des Gejeges 
geht dahin, die gefellige Natur des Menfchen zu verwerthen, die Unvollfommenbeiten 
der Einzelkraft durch Vergefellihaftung auszugleichen, und der Ungleichartigfeit der 
Bertheilung der Gaben und Kräfte der Natur ihr Recht zu geben. Faßt man die Ar- 
beitstheilung als Gejeg auf, fo lautete dajjelbe in feiner Anwendung 4. B. auf die Güter: 
erzeugung, etwa folgendermaaßen : Du jollft nicht alle Güter, welche du zur Befriedigung 
deiner leiblichen Bedürfniſſe nötbig haft, ſelbſt erzeugen wollen ; du jollft nicht gleich— 
zeitig Mehreres erzeugen wollen, und du ſollſt nidyt Güter an Orten erzeugen wollen, 
wo die räumlichen, die natürlichen Bedingungen dazu fehlen. Zur Aufrechterhaltung 
dieſes Geſetzes bedarf ed Des Zwanges nicht ; jede Mebertretung beftraft ſich unmittelbar 
jelbft. Zur Erſcheinung fommt es fchon in den früheften Epochen der menſchlichen 
Gultur. An der Grreihung der höchſten Stufen derjelben hat e8 feinen vollen Antheil. 
Die gewiflenhafte Befolgung des Geſetzes macht ſich fund in einer Theilung der Arbeitd- 
aufgaben. Aber die fchließliche Wirfung diefer Theilung ift engere Vereinigung der Men— 
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ſchen. Die weientlichite Wirkung der Arbeitstheilung befteht nicht in der Scheidung, 
fondern in der Verbindung der Menſchen; die Theilung des Dbjectes, der Arbeit, führt 
zu einer innigeren Berfettung der Subjecte, der arbeitenden Menichen. Durch die Ar 
beitstheilung werden die Bewohner der ganzen Erde eine große Wirthichaftsgemeinde, 
und fdyon find wir nahe daran, daß ung Die Hülfe unferer Antipoden für unfer wirth— 
ſchaftliches Gedeihen ebenjo nothwendig iſt, ald vor fünfhundert Jahren den Bewoh: 
nern irgend einer deutichen Stadt Die Hülfe der Bewohner des zunächitgelegenen fla- 
den Landes. 

Die Arbeitötheilung ericheint vornehmlich in zwei verfchiedenen Formen , in der 
Korm der Theilung der Arbeiten nad Perſonen und in der Former räumlichen 
Arbeitstheilung. Unter der perfönlichen Arbeitötheilung verfteht man die Theilung der 
Arbeit unter die verjchiedenen Völker und die verichiedenen Glieder eines und deſſelben 
Volfes, unter der örtlichen oder räumlichen die Scheidung der Arbeitsaufgaben nad 
örtlichen Bedingungen. Daß alſo in einem Volke verfchiedene Berufsftände (Lehrftand, 
Wehrſtand, Nährftand, oder: Gelehrte, weldye mit den Wiffenfchaften , Künftler, 
welche mit den ſchönen Künften, Staatödiener, welche mit den Regierungsarbeiten fich 
beichäftigen, ferner andere perfönlicye Dienfte Leiftende und endlich Gewerbsleute) ver: 
treten find, Daß die Gewerbe des Landbaues, die der Induſtrie, Die des Handels je von 
beionderen Berufsclaffen betrieben werden ; Daß — um bei den Gewerben der Güter- 
erzeugung zu bleiben, Die des Landbaues in Aderbau, Viehzucht, Landwirthichaft, 
MWaldwirtbichaft u. ſ. w., die der Induftrie in Gewerbe der er ‚ der Stein- der 
Metallverarbeitung u. |. w. getheilt ericheinen ; daß Die Metallarbeiter wieder in Gold», 
Silber: , Kupfer: , Eifenarbeiter u. |. w., die Eijenarbeiter in Hufichmiede , Nagel« 
ſchmiede, Zeugſchmiede, Schloffer , Nadler u. f. w. zerfallen, und 3. B. unter den 
Navdelarbeitern die Einen den Draht ziehen, die Anderen ibn ftreden, wieder Andere ihn 
in Stüde ſchneiden u. |. w. — daß ift eine Folge der perfönlichen Arbeitstheilung. Daß 
der Bewohner des Küſtenlandes Fifcherei, der Bewohner des Fladylandes Viehzucht und 
Aderbau, daß der Rheinländer Weinbau und der Dftindier Baumwollen- und Zuderrohr- 
bau treibt u. ſ. w. — das ift eine Folge der örtlichen Arbeitstheilung. Die perfönliche 
Arbeitstheilung äußert ihren Einfluß befonders in dreierlei verichiedenen Beziehungen : 
1) Sie fördert die Menge und Güte der Leiftungen. Der Menſch, indem er ein Ge- 
ſchäft allein, oder Doch vorzugsweiſe betreibt, erlangt nad) dem Gejege der Gewohnbeit 
eine folche Fertigkeit, daß er mehr und Beſſeres leiften fann. 2) Es werden Zeit und 
Kräfte geipart. Wer vielerlei ungefähr gleichzeitig machen will, verliert viel Zeit über 
der Vorbereitung. 3) Jeder Arbeiter kann gerade diejenigen Gejchäfte verrichten, wozu 
er Luft, Anlage, Fertigfeit und Bildung hat. 

Die räumlidye Arbeitstheilung ertiheint nicht nur als eine Macht, fondern viel: 
fach auch als eine Nothwendigfeit. Ein Land, weldes blos Binnengrenzen hat, fann 
nicht füglich Rhederei und Scehandel treiben. Landwirthſchaft fann man nicht trei- 
ben in den Schneeregionen der Alpen, Goldwäſcherei nicht, wo der Sand fein Gold 
führt u. ſ. w. Als eine wirflihe Macht ericheint die räumliche Arbeitstheilung da, wo 
jie dazu führt, daß gewiſſe Gewerbszweige, Tei ed wegen beſonders günftiger, oder 
trog urſprünglich ungünftiger örtlicher Bedingungen, in gewifle Gegenden vorzugs— 
weije betrieben werden. Die jchweizeriiche Snduftrie. Die Eentralifation der verſchie— 
denen Jnduftriegweige in entiprechenden Induftriediftricten in Großbritannien). 

Angefichts der großartigen Erfolge der Arbeitstheilung und unter Zurüdführung 
derjelben auf gewifle Eigenthümlichkeiten des menſchlichen Geiftes gelangt die Volks— 
wirthichaftslehre zu dem Gefeg, daß die Leiftungen der Arbeit, d. b. der Antheil 
der Arbeit an der Entwidelung des Volkswirthichaftslebens, um jo größer werben, 
je mehr und entjpredyender die Arbeit getheilt ift, und die Anwendung diefes Satzes 
in der VBolfswirthichaftspolitif lautet dahin, daß wenn man die Wirkjamfeit der Arbeit 
fördern will, man diejenigen Hinderniffe der Arbeitstheilung binwegzuräumen juchen 
muß, weldye überhaupt durch menjchliches Zuthun überwunden werden können. Solder 
Hinderniffe giebt es befanntlich noch genug. Da find die Schugzölle und andere Ver: 
kehrshemmniſſe, welche die internationale, da ſind das Zunft und Conceſſionsweſen, 
die Erjchwerungen der Niederlaffung, die Erſchwerung der Vertheilung , Veräußerung 
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und freien Benugung der Grundftüde, welche die internationale wie die nationale 
Arbeitstheilung hemmen. Neben diefen fünftlihen und durch menfchliches Zuthun 
zu bejeitigenden Hemmniſſen jtehen der unendlichen Ausdehnung der Arbeitstheilung 
aber aud) Schranfen entgegen, welche durch Menfchenwillfür nicht zu durchbrechen 
find, und auf diefe Schranfen find diejenigen hinzumeifen , welche von den Gefahren 
einer übertriebenen Theilung der Arbeit und namentlich von dem die Arbeit entgeifti= 
genden Einfluffe derfelben reden. Bor der übermäßigen Ausbildung der Arbeitsthei- 
lung ift man gefichert ebenfo durch die Beichaffenheit des menfchlichen Geiftes , wie 
durch die Eigenichaften und Kräfte der menichlichen Natur und durch den Umftand, 
daß die wirthſchaftliche Bildung nie bei allen Bölfern eine gleihmäßige fein kann. 
Dieje Gründe find es, weldye bei manchen jehr feinen und fünftlidyen Arbeiten , bei 
mandyen Gewerben,, in manchen Gegenden und Zeiten eine irgend ausgedehnte Ars 
beitötheilung faft gänzlich ausſchließen. Wo der Geift bei der Arbeit befonders an— 
geftrengt und ununterbrochen mitthätig fein muß, da, wo nicht eine große Menge von 
rzeugniſſen ganz derfelben Gattung, Art, Größe, Form und Farbe zugleich geichaf- 
fen werden muß, fann die Arbeitstheilung nicht jonderlid zur Geltung fommen. 
Landwirthſchaft. 

Die dritte wichtige Bedingung für die volle Kraftentfaltung der Arbeit iſt die 
Freiheit. Bildung und Freiheit ſind für die Arbeit, was Licht und Wärme für das 
Wachsthum der Pflanzen. Und dieſe beiden Bedingungen ergänzen ſich einander in 
wunderbarer Weiſe: die Bildung erzeugt Freiheit; ſie zerbricht alle Feſſeln und ver— 
nichtet alle Schranken, und die Freiheit erzeugt Bildung; denn ſie ſpornt die edelſten 
Kräfte des Menſchen zu fröhlichem Wetteifer an. Die Wirkungen der Freiheit im 
Betreff der Arbeit ſind vornehmlich zwiefach verſchieden. Sie gewährt nämlich der 
Arbeit die Unterſtützung der ſittlichen Motive, und die weitere Unterſtützung der Hoff— 
nung. Des fittlihen Antriebes zur Arbeit und der freudigen Hoffnung als ftärfenver 
Kraft entbehrt, wer nicht arbeiten kann, was er will und wer nicht Herr des Reſultates 
feiner Arbeit ift. Weiter aber fann nur unter der Herrichaft der Freiheit die Arbeits: 
theilung fich bevürfnißgemäß entwideln. In Ländern mit Niederlaffungsbeichränfuns 
gen, mit Zunft» und Conceſſionsweſen, mit perfönlichen Unfreibeitsverhältniffen, 
mit Probibitionen und Schutzzöllen vermag die Arbeit ihre volle Wirkſamkeit nicht zu 
entfalten. Es wird bier weniger und ſchlechter gearbeitet, als in Ländern, die fich voller 
wirtbichaftlicher Freibeit erfreuen. 

Unter den Gewerbömitteln ift das unmittelbar von dem Menichen ausgehende, die 
Arbeit, das wichtigfte. Daher bildet audy in dem gefammten reinen Bolfseinfommen 
die Urbeitsrente den größten Beftandtheil. Die Zerlegung des Einkommens in feine 
Beſtandtheile ift eine Fiction, weil die verſchiedenen Gewerbsmittel organiich zuſam— 
menwirfen. Allein die Fiction muß gemacht, und es muß damit das richtige Verhält- 
niß möglichft genau getroffen werden, weil es bei vielen Gefchäften darauf anfommt, 
den einen oder den andern Beftandtheil des Einkommens abgelondert zur Ericheinung 
zu bringen (4. B. bei der Verpachtung von Grundftüden die Grundrente und even— 
tell Theile der Gapitalrente). Da die Richtigfeit der Fiction im Betreff der Grund» 
und der Gapitalrente leichter zu prüfen ift, als im Betreff der Arbeitsrente, pflegt 
man zur Ermittelung derjelben von dem reinen Ginfommen die Grund» und Gapital- 
rente, oder wo nur legtere neben der Arbeitsrente in Betracht fommen kann, nur Die 
Gapitalrente, in Abzug zu bringen. Der Neft ift als Arbeitsrente zu betrachten. Die: 
jelbe kann augenscheinlicy zu Fein fein. Es wird daraus zu fchließen fein, daß in der 
Verbindung der Gewerbsmittel die Arbeit nicht die nöthige Stellung erhalten bat, daß 
zu viel Capital und zu viel Land und zu wenig intelligente Arbeit aufgewandt worden 
it. Daß Die Arbeitsrente für verjchiedenartige wirthichaftliche Unternehmungen ver: 
idieden fein muß, verfteht fich von ſelbſt. Sie muß um jo größer fein 1) je mehr 
Talent, Geſchicklichkeit, Nachdenken und Vorbereitung zu der Unternehmung erfor 
derlich find; 2) je befchwerlicher, (vielleidyt auch je verächtlicher) ein Unternehmen ift, 
und je mehr der Unternehmer von der Mitlfür der Käufer abhängig ift; 3) je mehr 
die Gefundheit bei der Unternehmung gefährdet iſt; 4) je mehr die Arbeiter Bedürf— 
niſſe haben und gewohnt find, diefelben zu befriedigen ; 5) je leichter e8 dem Unterneh» 
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mer ift, durch VBermiethen feiner Arbeit einen hohen Lohn zu verdienen ; 6) je geluchter 
die Erzeugnifie des fraglichen Gewerbes find ; 7) je weniger es Perſonen giebt, die das 
fragliche Gewerbserzeugniß anbieten fönnen. Für vorfommende Ausnahmen find Die 
Gründe in der Regel unfchwer aufzufinden. Der Lohn (f. d.) pflegt mehr zu entbalten, 
als die bloße Arbeitsrente und er muß mehr enthalten, wenn er angemefien fein joll, 
weil jeder Arbeiter Gapitalauslagen hat, die im Lohn mitvergütet werden müffen. 

Die Achtung vor der Arbeit wächft mit der fteigenden Cultur. Wie einfeitig 
die Gultur des Alterthumes war, dafür giebt es Fein beſſeres Zeugniß, als die Ehrlofig- 
feit der wirthfchaftlichen Arbeit. Das Ehriftentbum hat hierin Wandel geichaffen, und, 
als ed ausgeartet in ſtarres Formelwefen war, fanf auch die Ehre der Arbeit. (Die Faul— 
heit der Klöfter. Nur einzelne zeichnen ſich durch rege wiflenfchaftliche Thätigkeit aus, 
und auch in diefen wieder doch nur einzelne Mönche.) Die Neformation hat der 
Arbeit wieder zu ihrer Ehre verholfen, unmittelbar durch ihre Lehre, aber auch mittel- 
bar, indem fie die perfönliche Freiheit des Menſchen zur Geltung brachte. Der Zuftand 
des Sclaven und Leibeigenen ift nicht nur ein recht-, jondern auch ein ehrlofer. 

„Recht auf Arbeit“ war ein Schlagwort der franzöfiihen Communiſten und 
Sorialiften. Dieſes Schlagwort taucht heute wieder auf und zwar auch in Deutſch— 
land (Lafjalle\. Ohne allen Zweifel fteht das Recht, zu arbeiten, feine Thätigfeit zur 
Erwerbung von Vermögen zu verwenden, jedem Menichen zu. Aber das foll unter 
jenem Schlagwort nicht verftanden fein. Die es im Munde führen, meinen, die fo- 

enannte Arbeiterclafie habe ein Recht zu verlangen, daß, wenn fie im Privatverfehr 
eine, oder feine convenirende Arbeit finde, die Regierung fie beihäftige, daß Die Re- 
gierung die Arbeiteraffociationen unterftüge, daß fie die Arbeitsunfähigen erhalte, 
daß fie die Kinder der Arbeiter unterrichte und erziehe. in ſolches „Recht auf Ar- 
beit“ eriftirt nicht. Das Näbere f. in den Art. „Arbeiter“, „Communismus“, 
„Eorialismus“. 

Literatur. Ad. Smith (Aiber) I. 14ff. T. 322. Say (Stirner) T. 207. 110. 
Rau $ 102ff. Roſcher $ 40ff. K 59H. Mill Soetbeer I. 59. 122. F. G. Schule. 
©. 314 ff., 412 ff. 533 ff. v. Mangoldt Art. „Arbeit“ im d. Staatswörterbuch. 

A. Emminghaus. 
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im weiteften Sinne iſt Jeder, der eine nach außen bin mügliche Thätigfeit um 
ihres Zwedes willen anhaltend betreibt. Ob diefer Nugen ein materieller, ob er dem 
Arbeiter jelbft zu gute fommt, ift dabei nicht von Belang. Der forſchende Gelehrte, 
der aufopfernd für Gemeinwohl thätige Waterlandsfreund ift ebeniogut ein Arbeiter 
wie der betriebfame Gewerbsmann. Auch die maaßgebende oder untergeordnete Stel: 
fung macht feinen Unterthied. Arbeiter vom allgemeinen Standpuncte der Volke: 
wirthichaft betrachtet, ift der Meifter fo gut wie der Gefelle, der Fabricant oder Han: 
delsherr im Gomtoir wie der Commis im Laden oder der Werkmann an der Maſchine. 

Neben diefer allgemeinen Bedeutung ift jedoch in neuerer Zeit namentlich auf 
induftriellem Gebiete der Arbeiter in befonderem Sinne ald Standes: oder Claſſen— 
bezeichnung üblich geworden für Diejenigen, welche nach ihrer öfonomiichen Stellung 
nichts weiter als Arbeiter find, und ihre Arbeitskraft einzufegen haben, im Gegenſatz 
zu Jenen, welche zugleich mit einem größeren oder geringeren Gapitale wirthfchaften, 
mit einem Worte — da ohne Gapital fait feine jelbftändige Production möglich ift 
— für Lohnarbeiter Arbeitnehmer. Es it nicht zuläffig, ven Gegenſatz zwiſchen 
diefen und den Unterbaltern Arbeitgebern‘ in etwas anderes zu verlegen. Wäre 
das Gapital der Yegteren ftets ihr eigenes, jo möchte der Gegenſatz „Gapitaliften und 
Arbeiter“ ſich ald gleichbedeutend rechtfertigen. Allein wie häufig arbeitet der ſelb— 
ftändige Producent mit fremden Gelde!“ Wie viele giebt es nicht anderfeits Capi— 
taliften, die fich jeder eignen Production enthalten und ibr Geld zu feiten Zinfen an 


I; Schen diefer Umstand beweift die Jrrigfeit ver focialiftiichen Auffaſſung, welche den für die 
Denugung des Garitals zu leiftenden Entgeld als die Urfache der relativ fchlechteren Page der Arbei— 
ter und des fchnelleren Brofperirens der Unternehmer betrachtet. 
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Andre ausborgen, welche nun damit auf eigne Kauft Gefchäfte treiben! Grundfalfch 
dagegen wäre es, Dielen Gegenſatz wieder im Allgemeinen mit Armuth und Elend auf 
der einen, Reichthum und Wohlleben auf der andern Seite zu identificiren, denn die 
Abftände in der Lage der verichiedenen Arbeiterclaffen gegen einander find häufig viel 
größer, als die Abjtände zwiſchen Arbeitern und Unternehmern in demfelben Gewerbe. 
er Kleine Handwerfsmeifter, der mit Einem Gefellen arbeitet, ift Unternehmer, der 
hochbezahlte Beamte, um deſſen Kundichaft er ſich bemüht, ift öfonomifc betrachtet, 
dafern er nicht zufällig neben feinem Gehalt von werbendem Vermögen als Gapitalift 
Einkommen zieht, nur ein Arbeiter. Unter Umftänden kann fogar der Unternehmer 
zu Grunde gehen, während der Arbeiter Reichthümer fammelt (Schaufpieler und 
Theaterdirertor). Lediglich nad) der Höhe des feftbedungenen Lohnes ſ. d.) und dem 
Verhältnifie deffelben zu dem vom Unternehmer nach Weberwindung des Rificos er: 
zielten Grtrage der Unternehmung beftimmt es fi), ob und inwieweit der eine oder 
andere Theil größere Vortheile zieht. 

Eine tiefgreifende Scheidung zwilchen Arbeitern und Unternehmern 
ift je nachdem man es nimmt, modernften und doc) aud) uralten Datums. Das erftere 
infoweit man die mit der Umgeftaltung des Verkehrs und der Technik fortfchreitende 
Goncentration der Arbeit in große Unternehmungen ins Auge faßt, wobei die Mehr: 
zahl der Mitwirkenden zu unfelbitändigen Arbeitern herabjinft, das legtere infofern 
die meifte productive Arbeit in früheren Zeiten, durch die Uebermacht des Schwerts 
gefnechtet, die Früchte ihrer Arbeit nicht für fich fondern für den ve. zog, als deſſen 
unſelbſtändiges, ja unfreies Inſtrument fie thätig war (f. Art. Leibeigenſchaft). Dieſe 
politiſche Abhängigkeit der Arbeit wurde auf gewerblichem Gebiete ſchon im Mittel— 
alter gebrochen durch die ſtarkmachende, maſſenhafte Vereinigung der Gewerbsleute 
in Städten, welche ihre Inſaſſen vor fernerer Unterdrückung fer ftellten. Das Hand: 
werf, wie es jich unter dieſen Verhältnifjen geftaltete (vgl. die Art. „Handwerk“ und 
Innung“, mit feinem Kleinbetriebe, der in den meiſten Fällen jedem Lohnarbeiter 
die Ausſicht eröffnete, feiner Zeit in die Reihe der Selbitändigen, ja der Andere be: 
Idäftigenden Unternehmer einzutreten, ift jedoch neuerdings in vielen feiner Branchen 
bereits überflügelt und wirthſchaftlich in feiner jelbjtändigen Griftenz bedroht 
durch die Erfindung fünftlicherer und wirffamerer, aber auch fojtipieligerer Arbeits« 
vorrihtungen, die nur im Großbetriebe verwerthet werden fönnen, in dieſem aber auch 
nad Vervollfommnung der Verkehrsmittel und Wegfall der mannichfaltigiten Abſatz- 
verbote und Abjagbeichränfungen den ausgedehnteften Markt beherrichen. Mit dem 
unaufhaltfamen Fortichritte diefes Entwidelungsganges, mit andern Worten; mit 
dem vielfeitigeren und großartigeren Aufblühen des Fabrifweiens muß nothwendiger 
Weiſe das Verhältnig der unjelbjtändigen Producenten au den jelbftändigen ſich wies 
der mehr von der Parität entfernen. Im Gange ift Diefe Bewegung bereits ſeit langer 
Zeit, und wenn die Wirfungen im Ganzen noch nicht durchſchlagend erſcheinen, ſo 
beruht dies wejentlic darauf, daß in den Gulturjtaaten, welche davon am meijten bes 
rührt werden, durd) das Zufammentreffen verichiedener Umftände eine außerordentliche 
Zunahme der Bevölkerung und theilweile auc des durchſchnittlichen Wohlitandes 
möglich geworden ift, wobei die Abnahme, ja das —— Verſchwinden gewiſſer Hand— 
werkszweige, deren Gegenſtand an die Großinduſtrie übergeht oder ſchon übergegangen 
ift, durch die Zunahme in Anderen, mit der erftgedachten günftigen Wandelung zu 
vermehrtem Abjag gelangten und von den auf Großbetrieb hindrängenden Verhält: 
nifjen weniger betroffenen Handwerfen, mehr oder minder ausgeglichen worden iſt. 

Die Landwirthſchaft it wenigitend im nördlichen Europa nod) nicht auf 
diejem Puncte angelangt, denn obwohl jchon lange aus der Stellung eines bloßen 
Knechts der Grundherrn herausgetreten, war der Aderbauer doch bis in die neueſte 
Zeit durch allerlei Reſte früherer Hörigkeit beſchränkt und iſt erſt durch Abſchüttelung 
be. Ablöjung der Feudallaſten in den vollen Genuß der individuell freien Production 
eingetreten, welche gleidyzeitig hier durdy Zufammenlegung und Gemeinheitstheilung 
genofjenjchaftlicher Gebundenheit enthoben, dort durch Zertheilung von Staatsdo— 
mänen, Rittergütern ıc. Aufhebung von Fideicommiſſen und Veräußerungsverbo- 
ten ıc. mit einer Mehrzahl Heinerer felbftändiger Anjagpuncte (f. Theilung des 
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Grund und Bodens) bereichert wurde. Dagegen haben Productionstheilung, Groß- 
und Mafcyinenbetrieb im Aderbau, wo fie der Natur der Sache nach ſchwerer An: 
wendung finden, als in der Induſtrie, erft ſpärlich Plag gegriffen. Unter diejen Um— 
ftänden ift an eine Commaſſation des Grundes und Bodens in den Händen weniger 
Eigenthümer, denen die übrigen Aderbauer als befigloje Knete und Tagelöhner 
gegemüberjtehen, heutzutage nicht zu denfen. Wo dergleichen in neueren Zeiten vorfom: 
men fonnte, und es wurde in Deutichland allerdings nody im 17. und 18. Jahrhuns 
dert vielfältig verfucht, da geſchah es unter den legten Nachklängen der bürgerlichen 
Unfreiheit der Bauernichaft, und wo fich felbit gegenwärtig im Aderbau Zuftände 
finden, welche an die Claſſenſcheidung der Arbeiter und Unternehmer in der Induſtrie 
erinnern, da ift der Zufammenhang mit fortdauernder oder vorangegangener politifcher 
Unterdrüdung und Knechtung unverkennbar. Gine allgemeine wirtb fchaftlicde 
Nothmwendigfeit, wie fie in der Jnduftrie die maffenhafte Verwandlung von jelbitän: 
digen Producenten in Lohnarbeiter zur Folge gehabt hat, fann übrigens beim Aderbau 
ſchon aus dem Grunde nicht leicht eintreten, weil der Bauer nicht zu befürchten braucht, 
daß durch plögliche ungeheure geiteigerte und verwohlfeilerte Production feiner Nach— 
barn die feinige entbehrlich werde. Die relative Imentbebrlichfeit feines Bodens, 
welche jelbit bei reichlichem Import für einen beftimmten Konjumentenfreis doch immer 
in gewiſſem Maaße vorhanden ift, giebt dem kleinen landwirthichaftlichen Beſitzer 
einen Halt, den der fleine Jnduftrielle in feinem Arbeitsmateriale nicht findet. 

Eben dieje gegen Goncurreny geficherte Lage der landwirthſchaftlichen 
Beliger hat freilich die Stellung der Lohnarbeiter ihnen gegenüber u einer uns 
günftigeren gemacht und die Niedrigfeit des ländlichen Arbeitslohns, in welcher dies 
zum Ausdruck fommt, verbunden mit der größeren Schwierigkeit, in cultivirten 
Etaaten einen erheblichen Zuwachs von Händen im Aderbau zu beichäftigen, begün- 
ftigen jenen Trieb zum Uebergang ins Gewerbe, ber. als der Betrieb geieglich auf die 
Städte beichränft war, die Einwanderung in die legteren nenerdinge, wo die er: 
leichterten Verfehrsmittel auf eine Gonventration höherer Ordnung hinweiſen, jenes 
Anſchwellen der großen Städte, welches die Arbeiterfrage ſ. dal.) in ein ganz neues 
Stadium rüden. 

Umgefehrt war früher in den meiften Zweigen der In duſtrie bei deren Klein: 
betrieb und der Geringfügigfeit des zum Anfangen erforderlichen Capitals der Leber: 
gang der Lohnarbeiter (Getellen) in die Stellung eines ſelbſtändigen Producenten jo 
leicht, daß die Claſſe der Legteren fid) einen Borzug ihrer Stellung durch alle die Er: 
ſchwerungen des Eintritts, welche in dem Zunftwejen enthalten waren, künſtlich zu 
fichern trachtete. Das moderne Großgewerbe hat dies nicht nöthig, denn wenn aud 
ald einzelne hervorragende Ausnahmen lebertritte aus der Glaffe der Lohnarbeiter 
in die der Unternehmer ftattfinden, jo find diefe Dody nur den wenigen Tüchtigſten und 
vom Glück Begünftigten möglich. Im Allgemeinen bildet das Nichtvorhandenſein na— 
mentlidy der pecuniären Vorausfegungen zum Selbitbetriebe bei der weitaus größten 
Zahl der Fabrifarbeiter einen binlänglien Damm gegen ihre Erhebung zu Concur— 
renten ihrer Arbeitgeber. 

Einen noch bedeutenderen Einfluß hat jene große Veränderung im Gewerbsbe— 
trieb auf die Kamilienverhältniffe der Arbeiter und die Bertbeilung der Arbeiter 
unter die einzelnen Glieder der Familie geübt. Die geringe Körperfraft Des 
weiblichen Geſchlechts, welche unter übrigens gleichen Verhältniſſen ungefähr zwei 
Dritteln von der des Mannes gleihfommt, weift naturgemäß die ſchwerere Arbeit 
dem Manne, die leichtere dem Weibe zu. Beſſer geichonte Hände eignen daſſelbe zu: 
gleich für feinere, fein häuslicher Beruf für ſolche Arbeiten, weldye in der Nähe des 
Hausweſens und der Kinder zu bleiben geftatten. Noth bricht freilich Eifen und zahl: 
reihe Ausnahmen von Diefer Regel iind, aud) abgejehen von gewaltiamer Knechtung 
des ſchwächeren Theils, zu jeder Zeit nöthig geworden. Ju den Küftengegenden 
müſſen wohl, in Abwejenheit des Mannes über Sce, aud Weiber das Ruder führen 
und das Land bejtellen fönnen, und beim Aderbau bringt es die Goncentration der 
Arbeit auf gewiffe Jahreszeiten mit fich, daß bald hier, bald dort, alle Hände ohne 
Unterjchied angreifen müflen. Aber abgefehen davon ſieht man jelbft bei der Land» 
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wirthichaft im gewöhnlichen Gange der Gefchäfte eine der Eigenthümlichkeit der Ge: 
ſchlechter angemeſſene Vertheilung der Arbeiten anftreben, an denen frühzeitig auch 
die Kinder in geeigneter Weile betheiligt werden. Das Gleiche kann auch in vielem 
Geſchäften ftattfinden, die ihrer Natur nad) eine Hülfleiftung von Weib und Kind in 
gewiſſen leichteren Nebenarbeiten zulaſſen. Wo dies nicht möglih war und gleich— 
wohl infolge irgend weldyer Umftände der Gewerbsverdienſt des Mannes zur Erhal- 
tung der Familie nicht ausreichte, juchten die ſchwächeren Bamilienglieder in einer 
beionderen Arbeit einen Nebenverdienft. So gab die Noth des in feiner Ergiebigkeit 
nachlaffenden erzgebirgifchen Bergbaues den Frauen und Kindern der Bergleute den 
Klöppelſack und Stidrahmen in die Hand. So entitand eine Unzahl Nadelarbeite: 
rinnen, welcde, in ihrem Verdienſt nur einen Zufhuß juchend, ſich mit geringem 
Lohne begnügen konnten und die Lage der ganz auf diefen Erwerbszweig angewiefenen 
Arbeiterinnen noch mehr verſchlechterten, als es deren große Concurrenz fchon gethan 
hatte. Der Aderbau ließ den Frauen im Winter Zeit zum Spinnen und Weben, dem 
Gewerbe, worin jehon lange vor Erfindung der power-looms, während die Kinder 
fpulten, neben dem Manne das Weib in gleicher Linie thätig war, ja das ihm, wie 
Alles, was zur Anfertigung der Kleidung (au Färben nnd Echneidern) in den 
älteften Zeiten ausſchließlich zugehörte, bis die fteigende Gultur und MWohlhäbigfeit 
in anderen häuslichen Arbeiten ihren Wirfungsfreis zu erweitern und für jene Zwecke 
einen Theil der männlichen Arbeitöfräfte verfügbar zu machen erlaubte. Endlich giebt 
es auch eine Claſſe von Gewerben, in denen, weil ſie feine volle Mannesmusfelfraft 
erfordern, anf die Kraftverichiedenheit der Geichlechter nichts anfommt, nur deren 
Zutheilung mehr nad) Nüdjichten anderer Art, der durdy die Eitte dem Manne ge— 
ftatteten freieren Bewegung und Gelegenheit zur Ausbildung, jowie der jeweilig vers 
fügbaren Gattung von Händen, beftimmt wurde. 

Der fabrifmäßige Betrieb hat die Zahl diefer dem weiblihen Ge— 
ſchlechte augänglidhen Arbeiten bedeutend vergrößert. Die Maſchine 
hat eine Menge Arbeiten, welche jonft bejondere Kraft oder Geſchicklichkeit erforderten, 
in die leichte und einfache Lenkung eines mehr oder minder felbitthätigen Mechanis— 
mus verwandelt, die mit der Production im Großen verbundene gejteigerte Arbeits: 
theiluung die leichteren Theile der Gewerbsarbeiten zu beionderen Beichäftigungen 
erhoben. Es haben noch andere Umftände mitgewirkt, der gewerblichen Frauenarbeit 
eine größere Ausdehnung zu geben: vor allem der Wegfall ausdrüdlicher Verbote, 
wie ihm für manche Beichäftigungen durdy die Zunftgeiege gegeben waren. Dann 
die Werwandlung einer Menge häuslicyer Leiftungen in gewerbsmäßige, wodurch 
weibliche Arbeitöfraft verfügbar wurde. Nicht minder vermehrte Sorge für die Bil: 
dung des weiblichen Geſchlechts, welche defien Thätigfeit mannichfacher verwendbar 
machte. Ferner auf Seiten der Arbeitgeber der niedrigere weibliche Arbeitslohn, 
welcher theils in der vorausgelegten halben Dedung der Bedürfniſſe der Arbeiterin 
durch ihre Stellung in der Familie, theild in den weniger anſpruchsvollen Lebensge— 
wohnheiten des Meibes, theild endlich in der Gebundenheit des letzteren und darin 
begründeten Unmöglicyfeit, den beiten Lohn da aufzuſuchen, wo er ſich findet, feine 
Erklärung erhält. Endlich auf Seiten der Arbeitnehmerinnen der ftärfere Drang, den 
angenommenen Bedürfniffen der Wirthichaft, zwilchen welchen und den vorhandenen 
Berriedigungsmitteln man eine immer größere Spannung wahrzunehmen glaubt, 
durch rentabeljte Verwendung ihrer Arbeitskraft beſtmöglichſt nachzuhelfen. &n wie 
weit das leßtere auf die Dauer zu erreichen, fteht freilich in den meiſten Fällen ſehr 
dahin; denn wird ein abjolut oder relativ finfender Arbeitslohn nur durch das Maaß 
des zur Beftreitung der Bedürfniſſe des Arbeiter für abjolut nothwendig Erachteten 
feitgehalten, jo werden auch anderweite Zuflüffe, ſobald fie einigermaaßen allgemeiner 
zu werden anfangen, hierbei mit in Rechnung gebracht und gilt infofern für die mit 
Unterftügung der Frauen und Kinder verdienenden Männer dafjelbe, was oben ale 
ein Nachtheil für die häufig dur häusliche Unterftügung bei ihren dringlichiten 
Bedürfniſſen fichergeftellte Nadelarbeiterin angeführt wurde. Es zeigt ſich auch in der 
That bereits infofern eine Rückwirkung des weiblichen auf den männlichen Verbienft, 
als in Ländern, wo freie wirthichaftliche Bewegung länger thätig gewejen ift, die 
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Unterbietung durch die weibliche ganze Beſchaͤftigungszweige der maͤnnlichen Arbeit 
entzogen, den Verwendungskreis der letzteren alſo inſoweit eingeengt hat, was, wenn 
nicht andere Umſtände dagegen wirkten, wie jede verminderte Nachfrage — Preis— 
ermäßigung im Allgemeinen, ſoweit der Ueberſchuß des Angebots ſich geltend machen 
kann, zur Folge haben müßte. 

Größer noch als die pecuniären find indeß die ſocialen Wirkungen der ver— 
änderten Arbeitsſtellung der Familienglieder. Am auffallendſten ſind 
dieſelben, wo gleichzeitig die Arbeit im geſchloſſenen Etabliſſement an die Stelle des 
zerſtreuten häuslichen Betriebs getreten iſt. Zahlreiche Details giebt Jules Simon 
in dem Buche: „die Arbeiterin“.) Die beiweitem bedeutendſte iſt die unvermeidliche 
Lockerung des Familienbandes. Nicht als ob das Fabrikweſen an ſich die Arbeiter der 
Gewohnheit der Verehelichung entfremdete. Wo in dieſer Beziehung Verwilderung 
eingeriſſen iſt, wie ſie manche Diſtricte Frankreichs und Englands aufzeigen, liegt es 
mehr an dem Einfluß anderer Umſtände, namentlich der Demoraliſation durch Brannt— 
weingenuß. Anderwärts in Deutichland hat man int Gegentheil in induftriellen Ge: 

enden weniger uneheliche Kinder gefunden als in benachbarten wohlhäbigen Ader: 
Baubifricten und es entipricht Dies auch eigentlich der Natur der Sache, denn der 
Fabrifarbeiter, welcher auf Selbftändigmahung in den meijten Fällen ohnehin ver- 
zichten muß, braudyt um die Unterlage zur Erhaltung einer Bamilie zu gewinnen, 
meiſt nicht ſolche Hindernifje zu überwinden, wie jte jih dem landwirthſchaftlichen 
Arbeiter entgegenftellen. Nichtveftoweniger kann es nicht ohne Wirfung bleiben, wenn 
Bater, Mutter und Kinder den ganzen Tag über in verjchiedenen Werfftätten getrennt 
von einander außerhalb des Haufes thätig find, das ihnen eben deshalb bei ihrer 
Rückkehr nicht die geringfte der gewohnten Annehmlichkeiten zu bieten vermag. Es 
kann nicht gleichgiltig fein, wenn jedes Kamilienglied feine eigne beim Weibe oft un— 
verhältnigmäßig belaftete Caſſe führt, wegen deren Füllung es mit einem anderen ala 
dem Kamilienhaupte zu thun hat, wenn auch Mißbräuche feiten der Arbeitgeber oder 
Mittelsperjonen nicht binzufommen. Nidyt nur die gegenfeitig erziebende moraliiche 
Wirkung des Bamilienlebens und das in ihm natürlidy begründete Gefühl der Soli— 
darität jtart des abitracten egoiftiichen Individualismus, auch der große materielle 
Nutzen feiner erhaltenden Kraft gebt dabei verloren. Das foftipieligere und ver: 
führeriiche Schenfenleben,, weldyes mit der Aufgabe des häuslichen Heerdes verbun— 
den it, verichlingt leicht den Gewinn, welchen der vermehrte Verdienst hereinbringen 
fol. Doppelt ſchlimm, wenn auch diejer ſich ſchließlich als illuſoriſch erweiſt und zu— 
letzt durch mehrere Ganäle auch nicht mehr hereinkommt, als früher durch einen ein— 
zigen, — das zur Erhaltung des Familienhauptes und feiner Dependenz eben unum— 
gänglich Nöthige! Daß die der Erhaltung wenig günftigeren Folgen geloderter Fa— 
milienbande fidy auch aufs Perſönliche erftreden, daß die vernachläſſigte oder Frem— 
den übergebene Pflege der Kinder die größte nationalöfonomische Verſchwendung, 
eine raſche Folge nicht zur Entwidelung feiner Productivkraft gelangenden Nachwuch— 
fes zur Folge hat, und daß alle diefe Uebelftände fich nicht nur bei Fabrikarbeit, ſon— 
dern Schon bei häufigerer Verwendung verheiratbeter Frauen in fremdem Einzeldienſt 
(Bureaus x.) geltend machen, ſei nur beiläufig bemerft. 

Trog aller diefer Erfahrungen find Beftrebungen, den Frauen bisher ver: 
ſchloſſene Beihäftigungen ihnen zu öffnen, in ihrem guten Rechte, denn nur 
wo weibliche Arbeitskräfte, vielleicht zum augenblidlichen finanziellen Vortheil Einzelner 
aber zum Schaden der Gejellichaft im Allgemeinen ihrem natürlichen Wirfungstfreife 
entfremdet, nicht wo befchäftigungslog der Geſellſchaft zur Laſt fallende einer vernünf: 
tigen productiven Thätigfeit zugeführt werden, ift Grund zum Klagen. Im einzelnen 
Falle die Einhaltung der richtigen Mitte zu gewährleiften wird aber feing allgemeine 
Regel im Stande * Hier muß auf Verſtand und Charakter der Einzelnen 
und, wo dieſer nicht bei Allen die nöthige Stärke beſitzen möchte, ſelbſt auf die 
Schranken gerechnet werden, welche Gewohnheit und Sitte, oft freilich aus anderen 
Motiven und bisweilen ſelbſt zum Hinderniß einer wohlthätigen wirthſchaftlichen Um— 
geſtaltung gegen improviſirtes Verſuchen auf neuen Bahnen errichtet haben z. B. 
die Abneigung von dem Aufgeben derjenigen Freiheit, welche von dem beſchäftigſten 


Arbeiter. 43 


Arbeitern zu Haufe im Vergleiche mit den an die Fabrifordnung gebundenen immer 
noch hoch angeichlagen wird. Eingreifen der Staatögewalt it hier, wo es fih um 
ſelbſtaͤndige — handelt, die ſelber ihres Glückes Schmied ſein ſollen, nicht am 
Plage, und man iſt auch, wenigftens da, wo wirklich eine freie Ausgleichung zwi— 
ſchen Angebot und Nachfrage ftattfinden kann, mit Recht immer mehr von ftaatlicher 
Einmifhung in die Verhältniffe der Arbeiter und Arbeitgeber zurüdgefommen Vgl. 
die Artifel: Lohn, Tare, Arbeitseinftellung). Die unbejchadet dieſes Grundſatzes 
ftattfindende Dbhut über die guten Sitten, über Die Abwendung von Lebens: und 
Geſundheitsgefahren ſ. Fabriken, Babrifinfpectoren) fällt unter einen anderen Ge: 
ſichtspunct und müßte in gleicher Weile ja aud da zur Anwendung kommen, wo 
ein Gegenüberftehen von Arbeitern und Arbeitögebern gar nicht in Frage fommt. 
Anders verhält fich die Sache hinfichtlich der gewerblihen Beihäftigung 
der Kinder, die ihre Intereffen jelbft wahrzunehmen nicht vermögen und als deren 
Beſchützer ſelbſt gegen ihre natürlichen Vertreter, wo deren Lieblofigfeit oder Un: 
veritand die Zufunft ihrer Pflegebefohlenen gefährden, der Staat eintreten muß. 
Noch weniger fann er ſich diefer Aufgabe entichlagen, wo die Kinder außerhalb der 
Familie von Leuten beichäftigt werden, bei denen natürliche Zuneigung ald Gegenge— 
wicht gegen egoiftiiche Impulfe nicht vorauszufegen it. Dem Aeußeriten, der phyſi— 
chen Ueberarbeitung entgegenzutreten, hat man jelbit da nöthig befunden, wo man 
eine Fürjorge des Staats für das geiftige Wohl, wie fie der deutiche Schulzwang ent= 
hält, für einen Uebergriff in das Gebiet der perfönlichen Freiheit anfieht. Die 
engliiche tenhours bill, welche das Marimum der den Kindern in den Fabriken zu— 
zumuthenden Arbeitszeit auf 10 Stunden feftießte, iſt ſogar Mufter für andere Geſetz— 
ebung geworden. In Deutichland ift man in Anlehnung an die eben erwähnte Be: 
Fonderheit und in friiher Nachwirkung eben erſt verlaffener Innungseinrichtungen 
viel weiter gegangen, namentlidy durch Refervirung gehöriger Zeit und Gelegenheit zu 
elementarer nnd wohl aud) gewerblicher Ausbildung für das zur Fabrifarbeit gezogene 
ber. als Lehrling angenommene Kind. Die Fürforge für den letzteren war freilich um 
fo mehr nöthig, als eben die Zunfteinrichtungen einen groben Mißbrauch des Lehr: 
lingsverhältniffes feitens vieler darin lediglich die Ausübung eines Zwangsrechts 
* unentgeldliche, ſelbſt häusliche Dienſte erblickender Meiſter eingebürgert hatten. 
Unter nicht unnatürlich verſchobenen Verhältniſſen muß es dem Arbeitgeber ſelbſt 
daran liegen, daß ſein Arbeiter möglichſt Tüchtiges leiſte, und es ſind die Beiſpiele 
nicht zu ſelten, wo Unternehmer einzeln oder gemeinſchaftlich, nicht blos aus Men— 
ſchenfreundlichkeit ſondern aus richtiger Erkenntniß ihres Nutzens den alten guten 
Grundgedanken der Handwerkslehre wieder aufnahmen und von freien Stücken Ein— 
richtungen zu beſſerer Ausbildung ihrer Arbeiter in's Leben zu rufen bemüht waren. 
Ein Haupthinderniß des Fortſchritts in dieſer Richtung wird übrigens beſeitigt wer— 
den, wenn man ſich auch im Kleingewerbe allgemeiner entſchließt, die bei Wegfall 
der Naturalverpflegung ganz unmotivirte Unentgeldlichkeit der Lehrlingsdienſte auf: 
zugeben. Für den gezahlten Lohn wird man fchärfer auf die Erzielung entipredyen: 
der Leiftungen halten. Im Großgewerbe verfteht es ſich von felbit, daß man Platz, 
Werkzeuge und Material nicht ohne entiprechenden Nugen bejegen wird. Die Epe: 
cialifirung der Arbeiten, wobei man den in einer Eingeübten am liebiten darin feft: 
hält, macht freilic die Fabriken zu ‘gewerblichen Elementarlehranftalten wenig ge: 
eignet. Es löft ſich auch bier in der Regel das Lehrlingsverhältnig ganz in ein 
allmähliches Anfrüden des in feiner Branche ſich mehr und mehr ausbildenden 
Arbeiters auf. Um fo weniger fünnen die Lücken diefer Bildungsweife ausfüllende 
Hülfsanftalten entbehrt werden. Der höhere, den Geſammtüberblick gebotende Theil 
des Geſchäfts ift übrigens der Entwidelung von Lehrverhältniffen wieder aus dem 
Grunde nicht günftig, weil darin die Force gegenüber Goncurrenten zu liegen pflegt 
und man das Geheimniß derfelben entweder nur fünftigen Theilhabern öffnet oder 
wenigftens ſich ſehr theuer bezahlen läßt. Hier kann nur die Befähigung fich jelbft- 
denkend den Weg zu bahnen, aushelfen und gerade nach diefer Seite bin, durch An: 
ſchaffen der nöthigen allgemeinen Borfenntnirfe und die Gewöhnung, Alles an viele 
anfnüpfend fich nöthigenfalls damit ohne das Beifpiel der Routine felbftändig weiter 
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zu helfen, fennzeichnet fi) der höher ftrebende gewerbliche und commercielle Schulunter- 
richt der Gegenwart ſ. d. Artkl.: Schulen u. Bildungsgenoftenichaften). Für diefen 
gebracht direct oder indirect (durdy Gründung von Mufeen ıc.) finden auch die Opfer 
des Staats und der Gemeinde zu Gunften der Arbeit, feinen Anftoß, anders ift es 
mit den Aufwendungen zum pecuniären VBortheile des einzelnen arbeitenden Indivi— 
duums worüber unter „Arbeiterfrage“ jpecieller zu handeln fein wird. Auf der Grenz— 
linie zwiichen beiden Gebieten ftehen etwa Diejenigen öffentlichen Veranftaltungen, 
welche allerdings direct den materiellen Vortheil der Einzelnen zum Zwed haben, 
aber wenigftens in der Hauptſache auf deffen eignen Leitungen beruhen und wobei 
die politiiche Gemeinichaft nur die Initiative, bez. den Zwang zur Betheiligung in 
die Hand nimmt. Weber die Zulälligfeit des legteren, worüber in neuerer Zeit viel 

eftritten worden iſt, namentlidy hinfichtlich der genofienichaftlichen Kranken, Unter: 
Rüpunge- und Invalidenverlorgung |. d. betr. Artikel. Ohne denjelben bieten fich 
dar: jtaatlicye Altersunterftügungs: und Sparcafien ſ. daf.), in Deutidyland uns 
gleichmäßig behandelt, in Frankreich ſyſtematiſch, centraliftiich von oben dirigirt, in 
England neuerdings ald Anhängiel der Poſt ins Leben gerufen. Für gewiffe Arbeiter« 
claſſen, wie die altorganifirte der Bergleute, die eigenen Diener des Staats und der 
Gemeinde find derartige officielle Lebens= und PBenfionsverficherungsanftalten daſ.) 
gewöhnlich. Weitergehende Fürforge für iperielle wirthichaftliche Bedürfniſſe der 
Einzelnen zeigt ſich in bier und da ftattfindender gemeinfchaftlicher Naturalverpfle- 
gung, Errichtung von Epeileanitalten, Cites ouvrieres x. auch von einzelnen Fabri- 
canten unternommen, womit bereitd aus der Mitte der Arbeiter felbit bervorgegangene, 
höchſtens von wohlthätigen Einzelnen oder Vereinen vermittelte oder geleitete Con— 
ſum-, MWohnungsvereine ꝛc. concurriren. Hier ift das Gebiet, wo ſich die jocialiftiiche 
und communiftitche Löfung der Arbeiterfrage ſ. d. betr. Artifel) und die auf den bis: 
herigen Formen der Geſellſchaft berubende hart berühren, ohne jedod) ihre Eigen— 
thümlichfeit aufzugeben. 

Zum Schluß iſt noch auf eine eigenthümliche Wirfung der heutigen Productione- 
veränderung hinzuweiſen. Wie die Aufhebung der einzelne Gewerbe trennenden 
Schranken und der die einzelnen Gorporationen des Hülfsperſonals trennenden Glai- 
fen: oder Standesunterjchiede das legtere in den allgemeinen Begriff „Arbeiter“ zu: 
ſammengeſchmolzen hat, ſo hat der erleichterte internationale Verkehr in Form des 
Austauſches der Producte wie der Ab- und Zuwanderung der Menſchen die ganze 
Welt mehr oder minder in einen großen Arbeitsmarkt verwandelt, auf dem die ver— 
ſchiedenen Fähigkeiten einander ungleiche Concurrenz machen. Man betrachtet ſo 
häufig nur die Länder als Mitwerber gegeneinander; aber nicht nur in deren Eigen— 
thümlichkeiten und in dem Reichthum nnd den ſonſtigen Verhältniſſen ihrer Bewohner 
im Ganzen, aud) in dem einzelnen Mitgliede der legteren ſtecken Kräfte, phyſiſche und 
geiftige Anlagen, welche feine Leiftungsfäbigfeit in der einen oder andern Richtung 
zum Vortheil oder Nachtheil auszeichnen. Mögen Diefelben nun, wie vielleicht die 
Verjchiedenheit der Volksſtämme überhaupt den legteren nur durch lange Gewohnbeit 
erworben fein, fo find fie dody zum Theil im Individuum ſchon von vorn herein vor: 
handen und die Thatſache der höheren körperlichen Rüftigfeit und Ausdauer der 
Angolſachſen gegenüber den Romanen oder gar den Indianern Nordamerifa’s, die hör 
here Rübrigfeit der Deutichen und Juden gegenüber dem Elaven und wie die Ges 
genfäge ſich noch ſonſt vervielfachen ließen, für den wirthichaftlichen Entwidelungs- 
gang der Menjchheit find im Großen und Ganzen von eben der Bedeutung, wie Die 
auf demfelben Grunde erwachſene und durch den ungleich wachſenden Wohlitand 
veritärkte verichiedene Leiftungsfähigfeit der verſchiedenen Nationen für die politi— 
ſche Geichichte. Petermann. 


Arbeiterfrage. 

Es hat eine Menge Umftände aufammenwirfen müſſen, um das 19. Jahrhundert 
mit jener eigenthümlichen gelellichaftlichen Ericheinung zu belaften, die man die Ars 
beiterfrage nennt. Die Exlavenfrage des Alterthums und des heutigen Norbamerifa, 
die Bauernfrage des Mittelalters und des heutigen Rußlands find ihr in feiner 
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Weiſe zu vergleihen. Sie hatten nichts mit ihr gemein, als daß eine zahlreiche und 

dadurd gefährliche Claſſe durch das Elend worin fie lebte zur Auflehmung gegen 
die gejellichaftliche Ordnung verfucht wurde. Aber dort war es wirklich die Äußere 
Rechtsordnung oder richtiger die zum formellen Recht erhobene Beraubung, welche 
das Elend jener zahlreichen Claſſen verſchuldete. Bei der Arbeiterfrage ift der eigent: 
licye Feind meift ganz ungreifbar und diejenigen, gegen welche fi) die Aufregung 
fehrt, find größtentheils ebenſo abhängig von den VBerhältniffen, wie Diejenigen, 
welche ſich von ihnen bedrüct meinen. In dem Artikel „Arbeiter“ find die Rückwir— 
kungen aufgeführt, welche die nothwendige Entwidelung der heutigen Wirthſchafts— 
weite auf die Selbitändigfeit und das Familienleben des Arbeiter ausübt. In den 
Beränderungen der legteren liegen die Keime eines großen Theils der Arbeiterfrage. 
Die Unjelbitändigfeit wie vie Unfreiheit ſchwächt das Gefühl der Selbitverantwort- 
lichkeit. Es lodt weniger einen Sparpfennig zurüdzulegen, defien Zinjengenuß doch 
nicht von Belang fein fann, als ein Capital zu fammeln, mit dem fidy |peculiren 
läßt. Das anderwärts auf legtere Weiſe werbend angelegte ift mit in Anſchlag zu 
bringen, wenn man die Sparcaffeneinlagen in beſſeren Fabrifgegenden verhältnißmä— 
Big body findet. Sie find aber auch die einzige Force in weldyer das Grübrigte der 
auf die Dauer zur Lohnarbeit Gezwungenen fid) darftellen fan. Die geringere Für: 
forge für die Zufunft und die unhäusliche Lebensweiſe macht verfchwenderiicher. Es 
find oft gerade die beſſer bezahlten Arbeiter, bei denen fein Pfennig des Verdien— 
ftes im Haufe bleibt. Stodungen des Verdienftes führen dann raid) das Elend 
herbei und eine Krije (1. d.) wie fie als Rüdichlag der Sperulation von Zeit zu Zeit 
die meiften Zweige der jpeciell jogenannten Induſtrie heimfucht, macht dafjelbe 
generell. 

Hier hatten wir ed noch mit Zuftänden zu thun, die in gewöhnlichen Verhält: 
nifien einen ausfömmlichen Verdienft geben und au Diejen gehören troß des vielge: 
ſcholtenen Fabrikelends die meiiten Zweige der Fabrifinduftrie, die in der Vertheilung 
auf eine größere Menge Producte unbedenflicher den Lohn zu erhöhen geftatten. Weit 
ſchlimmer ift die Klein- und Hausinduftrie ſ. das.) weldye durch jene ihrer Erträg: 
lichfeit beraubt, entweder im ungleichen Kampfe ein trauriges Dafein fortfriftet oder 
denjelben aufgebend eine Menge Hände ganz ohne Beichäftigung gelafien hat. Hier 
iſt ſtreng genommen oft der auswärtige Fabrifarbeiter der mit vervielfältigter Pro— 
ductivität und erhöhten Lohne die Arbeit des Nothleivenden an ſich gerogen hat, 
deſſen „Feind“. Im erften Falle war es zum Theil feine eigene Sorglofigfeit, die ſich 
auch in der durch Rückſichten auf Fünftige Verbeflerung, durch das Erforderniß Der 
Anfammlung eines Capitals zu Werkzeugen bier nicht mehr zurüdzuhaltenden Ver: 
ehelichung jpiegelt; denn die Damit zufammenhängende raſche Vermehrung des An 

ebots von Händen muß wenn nicht zufällige Greigniffe zugleidy die Nachfrage er: 
Bebich fteigern, nothwendig den Arbeitslohn mehr drüden, als alle von den freien 
Arbeitern oft ebenjo fanatiich, als von den innungsmäßigen die Verfolgung der 
„Brufcher“ betriebene Austreibung der „Fremden“ ihn etwa zu fteigern vermöchte, 
Aber freilich Keiner wird ſich eine Enthaltfamfeit auferlegen,, die wenn nicht gleich— 
mäßig aud) von den Andern befolgt, ohne Wirfung bleiben müßte. Im Innungsge— 
werfe jorgte dafür jelbft nad) Aufhebung der förmlichen Verbote eine Zeit lang der es- 
prit de corps unter den Gehülfen, weldye fi, wenn auch nicht der ganzen Tragweite 
der Berehelihung in ihrem Stande, doc) der größeren Gebundenheit der Verheiratheten 
an den Drt und ihrer damit zufammenhängenden größeren Abhängigkeit von den ört— 
lihen Lohngeboten bewußt waren und die Rüdwirfung auf die Gefammtheit fürchte: 
ten. Diefe heilſame Zurüdhaltung des alten Handwerks, welche neben den Schatten: 
feiten der Junggeſellenſchaft die Arbeitsfraft Länger von Entbehrungen frei erhielt, ift 
mit den zahlreichen drüdenden Banden und der ganzen Unmöglicykeit deflelben zu: 
fammengebrocdyen. Die Nachwirkung aber fpiegelt ſich in einem dritten Umftande, 
welcher Die Arbeiterfrage an der Tagesordnung erhält, den gefteigerten Anſprüchen. 

Zum Theil mögen diefelben wohl nur fcyeinbar fein, blos die dem gejunfenen 
Geldwerth entſprechende, zur Herftellung der früheren Kauffraft nöthige Vermehrung 
des Gelvlohnes verfolgen. Zum Theil find dagegen wirklich gefteigerte Bedürfniſſe 
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oder Forderungen der Lohnarbeiter im Spiele, welche ohne bereits vermehrte Erträg— 
lichkeit des Gejchäfts nur durch Preiserhöhung der Producte und Schmälerung des 
Unternehmungsgewinnes erzielt werden fönnen, Am härteften wird in legterer Be: 
siehung die Kleininduftrie betroffen, welche nicht jo leicht wie die Großinduftrie in 
fortichreitender Vervollfommnung der Technif ein Mittel findet, die erfte Alternative 
zu umgehen, und bei ihrer ohnehin gedrüdten Lage dody nur in geringem Maaße dazu 
verichreiten kann, die Differenz aljo auf fi nehmen muß und damit wieder ein Stüd 
Halt ihrer jelbftändigen Eriftenz verliert. Provocirt werden andererfeits jene Kor: 
derungen durch die hervoritechendere Lage der Unternehmer, welde man einer Zus 
nahme des Unternehmergewinnes zufchreibt, während ſie häufig nur eine Folge der 
Eoncentration der Unternehmungen ift, die den in einer Hand vereinigten, relativ 
vielleicht jogar Fleineren Gewinn doch abjolut größer ericheinen läßt. CEs ift hier wie 
mit der behaupteten größeren Antheilnahme des Gapitald an dem Gewinne der Pro: 
duction, deren relatives Daſein durch Das für einen längern Zeitraum nicht abzu— 
läugnende Sinfen des Zinsfußes widerlegt wird, während dadurd nicht ausgeſchloſſen 
wird, daß die bedeutend größere Mitthätigfeit von Capital in der Production troß 
des geringeren Zinsfußes ein abjolut größeres Stüd des Erfolgs auf Die Seite 
des Gapitald bringe. Die wachſende Verſchiedenheit der Lebenslage fteht aber in 
ſchneidendem Gontraft mit der durch verallgemeinerte Bildung berechtigten fort: 
fchreitenden politiichen und menjchlichen Gleichftellung. Nimmt man hinzu die wach— 
jende Erfenntniß der fordernden Glafje von ihrer Bin; Brei Stärfe und von der 
Wandelbarfeit der beitehenden Einrichtungen angelichts der überlegenen Gewalt und 
das gewöhnliche Zufammentreffen ſolcher Merioben, welche dieſe Sachlage ftärfer und 
verſuchender vor Augen führen, mit den Störungen des Verdienſtes durch die allge— 
meiner Unſicherheit entſprungenen Stockungen des Verkehrs, ſo hat man die vollſtän— 
dige Erklärung der ſich von Zeit zu Zeit wiederholenden ſtürmenden Ankündigungen 
der Arbeiterfrage. 

Kein Wunder, wenn in ſolchen Zeiten die Löfungen, weldye in den anhängen: 
den Kreifen den meiften Anklang fanden, auf eine gewaltiame Löſung im Sinne des 
Sorialismus und Gommunismus ſ. dal.) hinauslaufen. ine allgemeine mittel: 
europäliche Bewegung in diefem Sinne haben erft die Vierziger Jahre gebradyt, und 
Franfreih, das Mutterland der europäiicdhen Revolution, deſſen Syitematifer jchon 
jeit mehr als einem Menjchenalter die Umgeftaltung auf dem ‘Papiere vollzogen, ftand 
dabei jelbitverftändlihh an der Spige. Die dort unter den mannichfachften Formen 
ausgegebene Loſung „peruniäre Staatshülfe zur Verbeflerung der Lage der arbeiten: 
den Glajien“ hat aud) anderwärts und noch neufterdings in Deutichland durch die 
Agiration eines in franzöfticher Kormenichärfe und politiichen Rückſichten über ven 
wirthichaftlihen Kern der Dinge hinmegichreitenden Philoſophen, des jüngft ver- 
jtorbenen Gründers des „allgemeinen deutichen Arbeitervereins“, Ferdinand Laflalle, 
Anklang gefunden. Dabei beging man freilich den Feblgriff, daß man in Deutſchland 
die Sache wörtlich nahm, während fie in Frankreich factiich Darauf hinauslief, Die Ar: 
beiter von Paris auf Koſten des übrigen Frankreichs zu juftentiren. Indirect hatte 
man das Ichon in der erjten Revolution verſucht, wo ſich eigentlich gany Paris zum 
Regenten Franfreichs conjtituirte und für diefe politifche Arbeit feine Diäten zog, die 
nad) dem Muiter des alten Athen den Arbeitern für ihre Anweſenheit in den Sectio— 
nen gezahlt wurden. Im Jahre 1548 befaßte man fidy dirert mit dem Erwerb der 
Einzelnen durch Proclamation des Droit au travail, was aber nicht das allgemeine 
Recht zu jeder Arbeit dies hatte die erfte Revolution vollftändig errungen) , Tondern 
den Anſpruch auf Verſchaffung einer lohnenden Stelle bedeutete. Infolge deſſen gab 
es nicht nur wie überall in Zeiten großer Verkehrserſchütterung für wirklich brodloſe 
Arbeiter zu jorgen, was einen Theil der Armenpflege (f. daſ. ausmacht, jondern 
auch für diejenigen, welche ſich im Hinblid auf die verfprochene Verforgung durch den 
Staat jelbit arbeitslos machten, ſo daß ſich in Kurzem die Kopfzahl der Bevölkerung 
beider Glajien auf mehrere Hunderttaufend belief, Die man denn in Ermangelung wirf: 
lien Bedürfniffes nach ihrer uriprünglichen Arbeit, fowie aller hierzu nothwendigen 
Beranftaltungen, wie aud) anderwärts in ähnlichen Fällen geſchah, um fie ihren Kohn 
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nicht gerade für nichts empfangen zu laffen, mit allerlei mehr oder weniger entbehr- 
lihen Tagelöhnerarbeiten, Wegebauten x. befchäftigte. Aber die Finanzflemme des 
Staates, den diefe jehr uneigentlich fo genannten ateliers nationaux in noch nicht 
einem Bierteljahre 17 Millionen Franken gefoftet hatten, vereint mit politifchen Be— 
denfen machten dem Erperiment bald ein Ende und führten zu jener Krife der Juni— 
ſchlacht, in der zum eriten Male wieder Frankreich (die von allen Seiten herbeigeeilten 
Nationalgarden) über die Forderungen der Pariſer ouvriers fiegten. Mit dem erft 
trat das bejcheidenere Verlangen von Gapitalvorihüfien zum Beginn felbftändiger 
genofjenichaftliher Unternehmungen jeitens der Arbeiter hervor, ein Verlangen, worin 
neben dem Wunſche einer pecuniären Verbeflerung auch das ethiſche Streben des 
befiern Theils nach einer unabhängigen und geficyerteren Eriftenz fich ausiprady. Zu 
roßen Berjuchen ift es damit nicht gefommen, denn in der Erbitterung über das 
Vorhergegangene mochte die fiegreiche Claſſe faum die verhältnißmäßige Kleinigkeit 
von ein paar Millionen an derartige gewerbliche Vorſchüſſe wagen, die bald wieder 
eingezogen wurden und wovon noch dazu der größte Theil an Kabricanten fam , die 
ihrem Unternehmen durch Bewilligung einer Tantieme an die Arbeiter zeitweilig das 
Anjehen einer Afforiation gegeben hatten (vgl. Sigism. Engländer, Geſchichte der 
franzoͤſiſchen Arbeiter-Afforiationen). Der Verſuch, die Arbeiterfrage durch Bildun 
freiwilliger Affociationen oder Genofienichaften {f. das.) zu löfen (worunter natürli 

Productivgenoffenichaften zu verftehen, da es ſich nit um Erhaltung Fleiner ſelb— 
fändiger Gewerbtreibender, fondern um Selbſtändigmachung von Arbeitern in Ges 
werben, die den Großbetrieb verlangten, handelte), mußte in den meiften Fällen ohne 
Staatshülfe begonnen werden. Bon den meiften dieſer Genoſſenſchaften (über ihre 
Einrichtungen und Schidjale im Einzelnen vergleidye außer dem genannten Buche be— 
ſonders noch Huber’s Reifebriefe aus Franfreih, Belgien und England) war indeß 
nach wenigen Jahren faft nidyts mehr übrig, denn die heroiſchen Anftrengungen, 
welche zu ihrem Gedeihen von den Theilnchmern hatten gemacht werden müſſen, wa- 
ten nicht Das, was die Mehrzahl ſich vom Verlaffen der Arbeit beim Meifter oder 
Fabricanten veriprochen hatte. Auch das erforderliche Geichid der Leiter und, wenn 
ed vorhanden war, Die Hingebung, auf eine beſſer bezahlte Gejchäftsrührerftelle ıc. 
zu verzichten, durfte man nicht als jelbitverftändlich vorausjegen. So kann man wohl 
annehmen , dag die Afloriationen, welche alle Prüfungen beitanden, aus einer Elite 
von Arbeitern zufammengefeßt waren, die es auch unter gewöhnlicdyen Verhältniſſen 
wohl zu etwas hätten bringen fönnen, wenn es gleidy die Frage ift, ob fie ohne den 
Sporn einer zu erhoffenden jelbitändigen Eriftenz die Opfer an Anftrengung und Ent: 
ſagung gebracht haben würden, weldyen fie den im gemeinichaftlichen Beſitz jterfenden 
Vermögensantheil weientlich verdanften. In Deuticyland, wo unter gleichen Im— 
pulfen fi im Jahre 1848 eine Menge Genoflenichaften zu gleichem Zwecke bilde: 
ten, hat ihnen der Zunftneid in Verbindung mit polizeiliher Verſchwörungsfurcht 
frühzeitig ein gewaltfames Ende bereitet. In England find trog der glänzenden Er: 
folge der audy vom Konjumtionsverein ausgegangene Pionnierd von Rochdale (vgl. 
darüber Huber’d Concordia) und des im Ganzen ſehr lebendigen Afjociationsantriebs 
die Productionsgenofienihaften doch verhältnigmäßig vereinzelt geblieben. Aus der 
Praris ift daher Die Enticheidung darüber, ob fie das Mittel fein werden, Die Arbeiter: 
frage zu löfen, nicht zu entnehmen. Das aber leuchtet ein, daß gerade in Zeiten der 
Gewerbsitodungen — und dieſe find es meiit, welche Die Arbeiterfrage auf's Tapet 
bringen, wie umgefehrt die politifche und jociale Bewegung Gewerbsſtockung mit ſich 
zu führen pflegt — die Gründung neuer Werfjtätten nicht dazu beitragen fann, das 
Uebel zu lindern. In diefer Bezichung hatte Lonis Blanc Recht, wenn er der Leber: 
tragung der bejtehenden Werfftätten an die Arbeiter den Vorzug gab, wobei es dahin: 
geftellt bleiben mag, ob diele auf dem Wege des freiwilligen oder erpropriationsweife 
erzwungenen Kaufs durch die Arbeiter, Deren Lage verbeſſern würde, Die Erfahruns 
gen, welche jonft bei der Verwandlung von Privatfabrifen in Gejellichaftseigenthum 
gemacht worden find, iprechen nidyt dafür, und dabei jind zwar nicht alle Vortheile, 
aber auch lange noch nicht die Schwierigkeiten im Spiele geweſen, welche ein= 
treten, wenn die Arbeiter zugleich die gemeinichaftlichen Eigenthümer find. Viele Ge: 
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werbe, welche ein individuelles, abjolutes Durchgreifen erfordern, wie es eine Eigen: 
thümergejellichaft ihrem Bevollmächtigten nie einräumen fann, find jedenfalls dieſer 
Form der Ausübung ſchlechthin unfähig. Andere würden durch den Mangel eines 
höher gebildeten und an weiten Leberblid gewöhnten Leiter8 mindeitens eben fo viel 
einbüßen, ald der diefem ſonſt zugefallene reine Unternehmergewinn betragen haben 
dürfte. Trogdem bleibt e8 wünſchenswerth, daß die Productivaflociation , wo irgend 
möglidy Eingang finde, ſchon um als Gradmefler des beim felbftändigen Betrieb zu 
erzielenden VBortheild zu dienen und um dem noch vorhandenen Streben nad) Eelb- 
ftändigfeit in den arbeitenden Claſſen einen Anhalt zu bieten, denn die demoralifirende 
Wirkung der Abhängigkeit ift unzweifelhaft Miturfache der beprohlichen Arbeiterfrage. 

Der ſcheinbar geniale Gedanfe Proudhon’s, fie Durch eine Bank zu löfen, welche 
die angeblich irrige Meinung von der nothwendigen Entgelvlichfeit des Gapitalvor: 
ſchuſſes widerlegen jolle (Banque du peuple), ein Gedanfe, der auch in den verwor— 
renen neujten Geſtaltungsverſuchen der gejellichaftlichen Arbeit wiederflingt, beruht auf 
einer doppelten Täuſchung, einmal auf dem alten Irrthum, das Gapital (|. daj. ) fei 
nichts Productives (warım verlangte man dann darnady?) umd der für defien Be: 
nugung gemachte Abzug eine willfürliche Berfürzung des Arbeitslohnes, und ſodann 
auf dem Mißfennen der Natur der Geldfurrogate, die gleich den Ajfignaten jeden 
Werth verlieren, jobald bei ihrer Ausgabe die fünftige Einlöfung durch wirklich reelle 
Werthe in Geld oder Geldeswerth außer Augen gelegt wird. Die Anweifung, welche 
der Darlehnſuchende bei der Banque du peuple gratis erhalten nnd die ohne Mei: 
teres ald Zahlungsmittel genommen werden joll, hat natürlich nur eine MWirfung, 
wenn die Gegenleiftung jofort in reellen Werthen erfolgt. Dem Darlehniucher ift aber 
nichts gebeffert, wenn er feinerfeits, wo er zu empfangen hat, ftatt mit reellem Werthe 
auch wieder mit bloßen Zahlungsveripredhen abgefunden wird. Hätte das Syſtem 
feinen Kreislauf erfüllt, jo ftände alles wie zuvor, nur daß ein Seneralmonitorium von 
der Dauer der bei der Banf gegebenen Gredite die Daten fämmtlicher Verpflichtungen, 
aber ſämmtlicher, verändert hätte. Es wäre ein ähnliches Unternehmen, als wollte 
man die Entgelvlichfeit der Hausmiethe (wogegen in der That gleichzeitig mit jenen 
Syſtemſchöpfungen viel geeifert worden ift) dadurch befeitigen, daß man die Umzugs: 
zeiten verändert. 

Mit einem Schlage wird die Arbeiterfrage, der Mannichfaltigfeit ihrer Urſachen 
entiprechend, überhaupt nicht zu löfen fein. Wo Notbleiden des ganzen Gewerbes die 
Urſache ift, wo der Arbeitslohn niedrig fteht, weil das Geſchäft nichts einbringt, wie 
heutzutage in einem großen Theile des Bergbaues, wird, wenn die Ergiebigkeit des 
Unternehmens ſich nicht befiert, nur Uebergang in eine andere beſſer lohnende Beſchäf— 
tigung Rettung bringen fünnen. Wo diefe am Drte nicht zu finden, muß fie ander: 
wärts aufgelucht werden und ift deshalb Freizügigkeit (1. dal.) die nothwendige 
Vorausjegung einer Beflerung. Dft ift es freilich, wenigitens dem zu neuem Lernen 
nicht mehr befähigten Geichlechte, nicht möglich, die Arbeit zu ergreifen, die beſſe— 
ren Lohn Bestie, Dann bleibt nichts übrig, als die feine Vorbildung erfor: 
dernde Handarbeit und deshalb ift ed eine allgemeine Garantie gegen völliges Ver: 
finfen ganzer Arbeiterclaflen, wenn der gewöhnliche Tagelohn, wie in Golonieländern, 
wo ed noc an Menjchenfräften fehlt, um Naturſchätze auszubeuten, verhältnigmäßig 
hoch ſteht. In allen Ländern find diefelben viel vollftändiger orcupirt. Der Beſitz ge: 
währt ein Monopol (Grundrente) gegenüber dem unbejchränft wachjenden Angebot 
gewerblicher Production. Nur wo jenes Monopol durd ein reichliches Mitwerben 
ausländiicher Urproduction gebrochen wird, mit andern Worten, wo die Induſtrie ſich 
zum großartigen Erport erhebt, gewährt jie troß dieſer ungleichen Lage allen darin 
Beſchäftigten, auch bei ſchnell wachſender Zahl, ein reichliches Einfommen (England). 
Wo dies nicht der Fall ift, muß das Ueberangebot gewerblich thätiger Hände, denen 
fid) aud) der Ueberſchuß des Aderbaues beigejellt, trog der ee Production 
die Lage der erfteren ebenſoſehr verichlimmern, als eine Ueberproduction materieller 
Güter trog der unsweifelhaft darin gegebenen verftärften Anhäufung von Ge: 
brauchswerthen in Ermangelung von Gegenwerthen den Preis und dadurd die Lage 
der Befiger verfchlechtern muß. So erflärt e8 fi), daß in fortdauernden verzweifelten 
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Lagen der Arbeiterfrage felbft die Beraubung des Landes um einen Theil feiner Pro: 
ductivfraft jogar mit Aufwendung noch) eines bedeutenden Capitals zur Auswanderung 
(f. dal. und unter Bevölferung) als Heilmittel erſcheinen fann, weil andernfalls dic 
Natur durch individuelles und bürgerliches Elend jene Decimirung auf noch verhäng- 
nigvollerem Wege zu vollziehen drohte. 

Materialien über die Lage der arbeitenden Claſſen bieten faft alle mitteleuropäi- 
ſchen Länder in officiellen Etatiftifen, Nothitandsenqueten über beftinmte, beſonders 
von Arbeiternoth heimgefuchte Gegenden (Lyon, Lille, in Deutichland der böhmiſche, 
ſchleſiſche und ſächſiſche Theil des Erz: und Riefengebirges ıc., namentlid aus den 
Jahren 1847—1849, 1858 und folgende) oder bejonders hervortretende Nothfälle 
(engliihe Baumwollnoth), Handelöfammerberichte, Gongreßverhandlungen (inters 
nationaler Wohlthätigfeitscongreß, Kongreß für Pflege der Soriahviffenihaften) umd 
Sperialgeitichriften (Zeitfchrift des preußiichen Gentralvereins zum Wohle der arbei: 
tenden Glafien, neuerdings unter dem Titel „Arbeiterfreund“) in reichjter Fülle. Außer: 
dem finden fich in allen nationalöfonomijchen und ftaatswifienjchaftlichen Zeitichriften, 
neuerdings, wo ſich die politiiche Tagespreſſe mehr mit öfonomifchen Fragen zu be: 
Ihäftigen begonnen hat, ſelbſt in diefer fo zahlreiche Notizen und Abhandlungen 
darüber zerjtreut, daß es unmöglid) iſt, eine vollftändige Literatur derfelben zu geben 
und die Himveijung auf die Hauptjanmeljtellen genügen muß. Petermann. 


Arbeitseinftellung. 

Wenn der gebotene Preis dem Wunfche des Verfäufers nicht entfpricht, fo bleibt 
dem legteren nichts übrig ale feine Waare zurüdzuhalten, Er würde jehr übel daran 
fein, wenn er gezwungen wäre, unter allen Umſtänden zu verfaufen. Die factiſchen 
Verhältniffe führen bisweilen joldye Lagen herbei und erzeugen dann Nothpreiſe auf 
Eeiten der Verkäufer. Allein von einem gejeglihen Zwange, wie er früher hin und 
wieder wohl gegen den nicht als gleichberechtigt angejehenen Bauer geübt wurde, 
dem man verbot, zu Markte gebradyte Artikel wieder wegzuführen, iſt man bis ehva 
auf den leifen Zwang der Ausfuhrverbote und Ausfuhrzölle längit zurüdgefommen. 
Leider galt das Legtere bis auf die neueſte Zeit nur vom Verkauf ſächlicher Güter, 
nicht vom Verkauf von Leiftungen. Selbit das Zurüdzichen aus einen wenig erträg: 
lichen Geichäfte wurde auf dem Lande unter der Nadywirkung alter Frohnideen durch 
das Verlangen : der Landbewohner müffe mindejtens eine Zeit in der Landwirthſchaft 
abdienen, in den Etädten durch die Zunfteinrichtungen zu erichweren geſucht. Die 
Freizügigkeit war durch die legteren den Lohnarbeitern, den Geſellen, allerdings 
in gewiſſem Maaße jogar gewährleiitet. Allein jobald jie en masse davon Gebrauch) 
machen wollten, glaubte ſich die Obrigkeit durch den hierbei allerdings beabjichtigren 
Nothftand der Arbeitgeber und Conſumenten ihrerjeits berechtigt, eine Art Nothrecht 
zu gebrauchen, den Abzug der Arbeiter mit bewaffneter Macht- zu hindern und mindes 
ſtens die Nädelsführer zum abfchredenden Beilpiele als Uebertreter darauf bereits 
vorgejehener Landes: und Neichsgefege abzuftrafen. Es jpielten hierbei die alte poli— 
tiſche Mißgunft der legteren gegen alle Verbindungen der Bürger, als deren Kern 
das geſammte, als aufrühreriich verfchriene Zunftweſen erfchien, mit der vermeinten 
Pflicht, „das Publicum“ zu ſchützen, wie es in anderen Fällen durch Taren ꝛc. geſchah, 
durcheinander, Der wirthichaftlihe Drud, den dieſe Arbeitseinftellungen der Hand» 
werfögejellen ausübten, war allerdings um fo bedeutender, als die legteren nicht nur 
in der Lage waren, den Drt verlaſſen zu können, fondern dies wegen des Verbotes 
arbeitslojen Aufliegens jogar thun mußten, und infolge deſſen durch nachträgliche 
Genehmigung ihrer Forderungen eine ſchnelle Wiederbefegung der verlaſſenen Poſten 
nicht zu erwarten war, auch die Hoffnung, von andenvärtd gefügigere Arbei— 
ter herbeizuzichen, fi) wegen der gejeglichen Beſchränkung auf Zunftgenofjen ald ver: 
geblidy erwies. Denn die legteren ftanden durch ihre corporative Geſchloſſenheit und 
den feiner Genfur zu unterwerfenden perfönlidyen Verkehr durd) Ab: und Zuwan: 
dernde in einem Verbande, weldyer jid) ald Reſt früheren ausgedehnteren Selfgover: 
nements neben den verfümmerten örtlichen Gefellenladen in den Brüderjchaften (con- 
freries) erhielt und bis auf den heutigen Tag, troß der von politifcher Sorge geſchärf— 
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ten polizeilichen Ueberwachung nicht auszurotten geweſen iſt. Dieſe Brüderſchaften 
waren es, welche nicht nur das gleichzeitige Arbeitsaufſagen am Orte organiſirten, 
ſondern auch die Kunde davon überall hin verbreiteten und Die verlaffene Stadt förm— 
lid) mit Verruf belegten, ſodaß feiner, welcher dem Verbande angehörte oder die Radye 
defielben, den eventuell gegen ihn gerichteten Bann fürchtete, dort Arbeit zu nehmen 
wagte. 

. Achnlihe Drganifationen haben fi die Kabrifarbeiter, deren mafjenhafte 
Arbeitseinftellungen zur Erzwingung höheren Lohnes jegt die öffentliche Aufmerkſam— 
feit viel mehr beichäftigen, als diejenigen der Handwerfsgefellen, über Die Werkftatt 
hinaus, welche bei ihrer Größe allein ſchon eine permanente Verbindung voritellt, zur 
Zeit nur in England zu fchaffen vermocht. Nur dort war jchon feit einer Reihe von 
Jahren der Zwed als ein erlaubter angefehen und deshalb die Bildung von Trades 
unions möglich, welche zugleich eine Unterftügung der feiernden Arbeiter durch die 
fortarbeitenden an anderen Orten besweden, weil man den an einer Stelle errungenen 
höheren Lohn als einen Gewinn für das ganze Gewerbe betrachtet. Die Summen, 
welche auf dieſe Weiſe beigefteuert werden und welche nebft den eigenen durch die ges 
meinfchaftliche Gafie verwalteten Erſparniſſen den feiernden Arbeiter längere Zeit 
ohne Verdienſt zu leben ermöglichen, find oft höchit bedeutend. Berühmt geworden ift 
das Beifpiel der Spinner von Preiton im Jahre 1853, wobei eine 9monatliche 
Arbeitseinftellung (Strike) von 17000 Arbeitern ftattfand, und gleihwohl waren die 
ungeheuren Opfer, weldye die Arbeiter fich auferlegt hatten, vergeblidy geweien. Sie 
mußten die Arbeit zu denfelben Bedingungen aufnchmen, wie vorher. Die Fabrican: 
ten, obwohl aud) fie durch das Todtliegen ihres Capitals ungeheure Schäden erlitten, 
fonnten den Kampf doch noch länger aushalten. Zuleßt ift Dies der Ausgang der 
meiften Strikes gewejen, welche oft ohne Kenntniß von den nad) dem Stande des 
Geichäftsprofits überhaupt möglichen Lohne, häufig gerade von den beitbezahlten Arbei- 
terclaffen unternommen werden. Kür ſolche, wo eine vorübergehende günftige Con: 
junetur, welche auch den Unternehmern höheren Profit in Ausficht ftellt und wobei 
die legteren vielleicht in Gontracte engagirt find, deren Bruch ihnen noch größere 
Verlufte zufügen würde als die zeitweilige Lohnerhöhung, für den Augenblid einen 
glüdlichen Erfolg der Strikes herbeiführt, wird gewöhnlich von der andern Seite 
über furz oder lang Revanche genommen entweder durch Lohnreduction oder durch recht⸗ 
zeitige Herbeizichung billigerer Arbeitsfräfte von auswärts oder durch deſto eifrigered 
Streben, was irgend an Handarbeit gelpart werden fann, durch Mafchinen verrichten 
zu laſſen. So mißglüdte es 1860 und 61 den Londoner Bauarbeitern troß der großen 
Zahl damals im Gange befindlicher dringlicher Bauten (Husitellungspalaft ıc.), Die 
Reduction der Arbeitszeit von 10 auf 9 Stunden bei ungeichmälertem Lohn durchzu— 
fegen. Das Einzige, was fie erreichten, war, daß auch die Unternehmer von ihrem 
Gegenangriffe abjtanden, wodurc das frühere Verbot folder Verabredungen der Ar 
beiter wieder eingeführt werden follte auf dem Wege eines abgedrungenen chriftlichen 
PBrivatveriprechens, ſich an feiner ähnlichen Verbindung betheiligen zu wollen. 

Der Hauptübelftand für die Arbeiter in diefen Fällen im Vergleich mit der Lage 
der Handwerfsgejellen bei früheren ähnlichen Vorkommniſſen ift ihre größere Gebunden: 
heit an den Drt, theils infolge der Verheirathung, die zugleich ihren laufenden abſo— 
Inten Bedarf vergrößert und die Zeit des Wartenfönnens abfürzt, theils infolge mans 
gelnder Gewohnheit, fi) in der Welt zu bewegen, theils endlich infolge der geringen 
Möglichkeit, für eine auf Außerfte Arbeitstheilung geübte Fähigkeit anderswo als an 
den wenigen großen Gentren diefer betreffenden Induftrie Verwendung zu finden. Im 
Gefühle dieſer wirtbichaftliben Schwäche haben die feiernden Arbeiter öfterd zu 
Zwangsmaaßregeln ihre Zuflucht genommen und wo die moralifche nicht ausreichte, 
phyſiſche Gewalt gegen die fortarbeiten wollenden, theil$ gegen den fie ſelbſt entbehr- 
lich machenden fremden Zuzug geübt. Dem entgegenzuwirfen, ift meift die einzige 
Aufgabe, welche die moderne Geſetzgebung, der fich neuerdings nach langem, von der 
Furcht vor politifchen und communiftiichen Umtrieben dictirtem Widerftreben au 
Franfreich angeſchloſſen bat, bei folchen wirtbichaftlichen Gonflicten ſich zu ftellen 
pflegt, nachdem der Verſuch das Verbot von Verabredungen zu Lohnerhöhungen 
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durch ein gleichzeitiges Verbot der Verabredungen zu Lohnerniedrigungen auf der 
andern Seite zu rechtfertigen, wegen des illuforiichen Charakters des letzteren gegen— 
über einem ohne allen äußerlihen Apparat durchgeführten, alfo für das Gejeg nicht 
greifbaren Vorgehen, ſich als verfehlt herausgeftellt hat. Geringe Wirkung nad) beiden 
Seiten und zugleich zu Gunften der vor jähen Eprüngen bewahrten Volfswirthichaft 
im Allgemeinen läßt ſich höchſtens von der Vorjchrift einer gewiffen Kündigungszeit 
boften, wenn die legtere die natürlichen Schwanfungen des Arbeitsmarfts nidyt fünft: 
lid) aufheben, jondern nur das Herfömmliche und deshalb im einzelnen Falle nicht 
unzweifelhaft Feitgeftellte ur Vermeidung von Streitigfeiten als Präfumtion fanctio- 
nirt. Nothitand für das Conſumenten-Publicum, der beiläufig auc) den Unternehmern 
oder Meiftern mit ihren Preifen in die Höhe zu gehen geftattet, ift übrigens wo es nicht 
auf rein periönliche Leiftungen anfommt (Strike der Barifer Journalfeger von 1862), 
ſondern die Arbeit fich in einem Product firirt, in den meiften Fällen wegen der gro: 
Ben Leichtigkeit, daſſelbe (jelbit Badwaaren, Fleiſch ıc.) in größter Schnelligfeit aus 
weiten Umfreis zuzuführen, kaum noch denkbar, häufiger ein Nothſtand für andere 
Producenten, die namentlich bei der complicirten Arbeitstheilung der Großinduftrie 
oft durch den Ausfall einer Minderzahl von unentbehrlichen Zwifchengliedern in gro= 
Ber Zahl zum Mitfeiern gezwungen werden. Von weittragender Wirfung find in dies 
fer —— die Strikes der Kohlenbergleute, der Maſchinenbauer, obgleich das 
Product der legteren nicht jo mit dem augenblidlichen Bedarf im Schritt gebt, daß 
jeder Ausfall den abjoluten Stillftand anderer Gewerbe zur Folge haben müßte. Der 
gleiche Fall ift mit den Strikes der Spinner angefidts der in der Regel ziemlich gro= 
Gen Vorräthe von Garn ꝛc. 

Beklagenswerth bleibt auf alle Fälle für die Volkswirthſchaft jedes Unnutzbar— 
werden von Productivfräften, doppelt beflagenswerth, wenn fid) zu den durch Außer: 
lie Verhältniſſe Baumwollnoth!) verurjahten, unvermeidlidhen noch Störungen 
durch den freien Willen der Betheiligten gejellen, tadelnswerth der Leichtfinn, 
gleicyviel auf welcher Seite er jih finde, der dazu Anlaß giebt. Tropdem ift von einer 
Intervention der Staatsgewalt jo wenig als in irgend einem Preiskampfe ein glüd: 
licher Erfolg zu hoffen. Die freie Dispofition eines Jeden über fein Eigenthum und 
feine Arbeitöfräfte ijt eine fo foftbare, rechtliche und öfonomifche Errungenichaft, daß 
fie um der Damit verbundenen Uebelftände willen nicht aufgegeben werben darf. Die 
Einſicht allein joll den freien Entſchluß beftimnten und nur an diefe werden fc) die 
Rathſchläge der wirthichaftlichen Politik richten dürfen. Cie follte, wo irgend mög— 
lich, wenigitens den an den Drt gebundenen Arbeiter von jenem paſſiven Widerftande, 
wobei er erfahrungsmäßig in der Negel den fürzern ziehen muß, von jener unpros 
ductiven Conjumtion feiner Erfparnifie abhalten, die, je länger fie dauert, deſto mehr 
jeine Poſition ſchwächt, während ein gut geleiteter Verſuch fi), wo fie möglich iſt, 
durch Productivafiociation zu helfen, je länger er Dauert, deſto mehr den Unternehmer 
beftimmen muß, den Bogen nicht zu rar anzuziehen, um nicht noch mehr Nach— 
ahmung zu erweden, und injofern indirect allerdings zehnmal mehr wirkt, als er unter 
dem Gefichtspuncte einer Erſetzung des Lohnes Durch den Unternehmergewinn als 
Löjung der Arbeiterfrage direct zu bedeuten hat. Bis jetzt ift man indeß bei den we: 
nigiten Strikes auf diefen Gedanfen gefommen und als ihn das Gentralcomite 
der durd) eine Schließung der Etabliffements und Austreibung auch der arbeitswilligen 
Arbeiter von Seiten der Kabricanten aufs äußerfte getriebenen Londoner Maſchinen— 
arbeiter 1851 in Vorſchlag brachte, wollten die Wenigften davon hören. Hoffentlich 
werden die Bemühungen um Verbreitung befierer Einficht in ihre Lage bei den Arbei— 
tern wie in der £ohnfrage überhaupt, jo aud) beſonders hinſichtlich der Strikes nicht 
ohne vn bleiben und mit der Zeit die Volfswirthichaft die arbeitenden Glafien 
vor einer Reihe ſchmerzlicher Enttäufchungen und Mißgriffe mehr und mehr bewah— 
ren helfen. Petermann. 


Armuth. Armenpflege. 
Die Größe des Beſitzes an materiellen Gütern ift die Grundbedingung für die 
Entwidlung alles geiftigen Lebens. Je nad) dem vorhandenen Maafe des Beliges 
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unterfcheiden wir drei Kategorieen: Reichthum, Wohlftand und Armuth. Das Weſen 
des Reichthums befteht in der Fähigkeit, vermöge des Befiges aller materiellen 
Mittel (Capitale) ohne eigne Thätigfeit und Arbeit belichig zu leben. Der Wohl: 
ftand beruht dagegen auf der engen Verbindung zwiſchen Befig und Arbeit. Der 
vorhandene Vermögensbefig reicht aus, um, unter Hinzutritt von Arbeit, alle mate: 
riellen und geiftigen Bedürfniffe zu befriedigen. Die Armuth nennen wir den Zu: 
ftand, in welchem eine vollftändige Befriedigung der Bedürfniſſe nicht ftattfindet. 
Dem Armen fehlen die materiellen Güter; er vermag nur durch feine Arbeit feinen 
nöthigiten Lebensunterhalt zu gewinnen und ift nur mit großer Mühe im Stande 
durch die Arbeit zum Befig zu gelangen. Pauperismus, Maflenarmuth, bezeich: 
net den gejellichaftlichen Zuftand, die Befiglofigfeit einer ganzen Volfsclaffe. 

Mandye Nationalöfonomen (u. A. Malthus, Stein) nehmen an, daß jene drei 
Kategorieen weſentliche Elemente alles gejellichaftlichen Lebens find und berufen ſich 
darauf, daß es geſchichtlich nie Zuftände gegeben habe, in denen nicht ſtets Reich: 
thum, Mohljtand und Armuth nebeneinander vorhanden gewejen find. Die Armuth 
wird Daher von ihnen wenn auch als ein Uebel, jo doch als ein nothwendiges umd 
unabwendbares in dem wirthichaftlichen Verkehrsleben betrachtet. Diefe Anficht ift 
in Wahrheit nicht begründet. Das Verlangen nad) Wohlftand ift nicht blos für einige 
Geſellſchaftsclaſſen ein berechtigtes, ſondern für alle Glafien. Daraus folgt freilich 
nicht, daß alle Individuen ausnahmslos diejen Zuftand erreichen müflen. Es giebt 
Menſchen, welche von Mißgeſchick und Unglüdsfällen heimgefucht werden, ohne daß 
ihnen eine Verſchüldung beizumefien iſt; die Arbeitsichenen, Verfchwender und Laſter— 
haften trifft materielle Entbehrung und fittlihe Brandmarfung, ohne daß fie ein Recht 
hätten, mehr zu beanjpruchen. Der Wohlſtand ift nur die Frucht von Anftrengung 
und Arbeit, und fest das Vorhandenjein fittliher Gigenjchaften bei den Mentchen 
voraus. Die Gejchichte zeigt einen ftetigen Fortfchritt in der moralifchen und mate: 
tiellen Lage der menjchlichen Gejellichaft. Immer mehr Menſchen und Gejellichaftd: 
claſſen nehmen vermöge der riefigen Entwidlung unferer Induftrie an dem Lebensban— 
fett theil. Selbft die unterften Schichten der Gefellichaft erfreuen fich des Beſitzes 
einer Menge von Gütern, welce vordem theils nicht einmal die Reichften und Vor: 
nehmften fannten, theils und mindejtens in früheren Zeiten zu den Gegenftänden des 
raffinirteften Lurus gehörten. Erinnern wir ung nur 3. B. Daran, daß der ebenjo ge: 
ſunde als angenehme Lurus eines Leinwand: oder Kattunhemdes den Griechen und 
Römern ganz fremd war; daß vor wenig Jahrhunderten die Seidenzeuge jo jelten in 
Europa waren, daß der König von England, als er einen franzöftichen Geſandten 
empfing, ſich glüdlich ſchätzte, ein Paar Seidenftrümpfe anziehen zu fönnen, die er 
von einem jeiner Hofleute geborgt hatte. Die Seife, weldye heute ein jo allgemein 
verbreiteter und nuglicher Artikel ift, war dem Altertbum unbekannt, Laffen wir viele 
Einzelheiten. Eine unbeftreitbare Thatfache find die großen Veränderungen, welche in 
der Verbeſſerung der materiellen Lage der Menſchen vor fi gegangen find, und fie 
ind auch die Bürgichaft dafür, daß alle Gefellichaftsclaffen eines gewiffen Wohls 
ftandes fähig find und die Befeitigung der materiellen Entbehrung keineswegs an 
inneren oder äußeren Unmöglichfeiten icheitert. 

Damit in Wivderfprud) jteht freilich nicht, daß es in unferer modernen Verkehrs— 
gejellichaft verichiedene Glaffen ftets geben wird, welche für ihre Leiftungen und Ar: 
beitserzeugnifie bald einen höhern bald einen geringern Lohn erhalten. Dies ift eine 
nothwendige Folge Davon, daß fich der Preis der Arbeit, d. i. der Arbeitslohn, theild 
nach dem Gebrauchswerthe der gelieferten Arbeit an fid), nad) ihrer Nüglichfeit rich: 
tet, theil$ mit dem Weſen der VBerrichtungen, den Geſchicklichkeiten und Eigenichaften 
der Arbeiter zufammenhängt, theils endlid) fich nach dem Angebot und nach ver Nach— 
frage nad) Arbeitsfräften beſtimmt. 

Die Entbehrung und Nichtbefriedigung der allgemeinen menſchlichen Berürfniffe 
für eine zahlreiche Geſellſchaftsclaſſe liegt dagegen nicht in dem nothiwendigen Welen 
unferes wirthichaftlichen Verkehrs ;; die Griftenz eines Nothitandes ijt vielmehr mur 
ein Zeichen von der Eriftenz gewiſſer Mißftände, und fie hat, wie wir jpäter noch 
fehen werden, ihre Hauprurfachen 1) zum geringern Theil in der Vertheilung des 
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Nationalreihtbums und der Producte, d. h. in der Art und Weife, wie die jährlich 
zu dem vorhandenen Gefammtvermögen der Nation hinzukommende Gütermenge, das 
ſ. g. rohe Einfommen, in der Form von irgendwelchen Gütern den einzelnen Mitglies 
dern der verfchiedenen Volksclaſſen zugeführt wird, 2) in dem verhältnigmäßig immer 
noch geringen und befchränften Umfang der Bropuction jelbft. 

Je vollftändiger jedem Einzelnen die Befriedigungsmittel für feine Bedürfniffe 
zugeführt werden, defto befier ift dies für die bürgerliche wie für die politiiche Geſell— 
Ihaft, den Staat. Das Vorhandenſein von materieller Noth unter dem größten Theil 
der Bevölferung gefährdet nidyt nur die beftehende rechtliche und fitliche Drdnung, 
jondern aud die Heranbildung eines geiftig und ſittlich tüchtigen Geſchlechts iſt 
unmöglid. 

Die Volkswirthſchaft, welche ſtets von der Identität der fittlichen und wirth— 
ſchaftlichen Interefien ausgehen muß, bat es daher als ihre dringendite Aufgabe zu 
erfennen, daß die Urſachen der vorhandenen Krankheit und damit zugleich dieſe felbit 
und ihre Wirkungen bejeitigt werben. 

Im Altertbum und Mittelalter war das Grundprincip des wirtbichaftlichen 
Lebens die Sclaverei, die Leibeigenfhaft und Fröhnerwirthichaft. Die gelammte 
Thätigfeit des Sclaven, alle Früchte jeines Erwerbs gehörten dem Herrn; in den 
fpätern etwas milderen Formen vertheilten die Herren das Aderland unter ihre Leib: 
eigenen zur Benugung und erhielten dafür Abgaben und Dienfte; dafür war in ſol— 
hen Zuftänden der Unfreiheit der Herr verbunden, nicht mur feinen Sclaven und 
Leibeignen Echug zu gewähren, fondern aud) fie zu erhalten, aud wenn ihre Arbeit 
nicht ſoviel werth war, als fie zur Befriedigung der nothdürftigiten Bedürfniſſe 
verbrauchten. 

Die Armenfrage war zu jener Zeit nur in ganz geringem Umfange Sadye des 
Staates und der fentlichen Geſetzgebung; dagegen wurde jte fat überall von der 
Religion und deren Dienern, dem Priefteritande zum Gegenitand der Beſchäftigung 
gemacht. In Perfien bejtinmten die heiligen Bücher, der wievielite Theil der jähr— 
lichen Ernte und des Vermögens an die Armen abzugeben jei. Bon bewäflertem 
Land mußten fie 10 Procent der Ernte, von unbewäſſertem 5 Procent nad) Abrech— 
nung der Koften erhalten; wer über einen gewiffen Betrag hinaus baar Geld eilf Mo: 
nate hindurch im Beutel bebielt, mußte 2'/, Procent davon den Armen geben. Aehn— 
liche religiöle Vorfchriften finden fich unter den hindoitanischen Völkern. Die muha— 
medaniſche Neligion jchreibt eine fait unbegrenzte Freigebigfeit gegen die Armen vor. 
Die Gefeggebung des Moſes erlaubte den Armen nicht nur die Nachleje der auf dem 
Felde nad) der Ernte zurüdgelafienen Achren, jondern es mußte jpäter unter den Jus 
den jeder Grundeigenthümer einen beftimmten Theil der auf dem Felde befindlichen 
Früchte (",) zu Gunften der Armen ftchen laſſen; auch alle 3 Jahre den Zehnten der 
Ernte für die Wittwen und Waijen abgeben. 

Die chriſtliche Kirche jorgte ebenfalls werfthätig für Die Armuth. In den Kir- 
hengemeinden wurden bejondre weltliche Armenpfleger, Diaconen, beftelltz '/, des 
Zehnten, der an die Kirche entrichtet werden mußte, war nad) einem ausdrüdlichen 
Gapitulare Karls des Großen (501) für die Armen zu verwenden, Die außerordent: 
liche Gaftfreiheit der Klöfter ift befannt und wird noch bis auf den heutigen Tag 

eübt. 
. In den proteftantifchen Rändern verfchlimmerte fid) mit der Reformation und mit 
der Einziehung der Klöfter und Kirchengüter, welche meift nur zum Beſten des Pri— 
vateigenthums der Fürften erfolgte, die Lage der armen Bevölferungselaffe. Dod) 
war dies nicht Die alleinige Urfache. Es wirfte hierzu auch der Umſtand mit, daß feit 
der Entdedung Amerifa’s und feiner Goldminen die Getreide: und Waarenpreife 
außerordentlich ftiegen, während der Arbeitslohn nicht in demſelben Verhältniß in die 
Höhe ging. Die franzöftiche Revolution mit den nachfolgenden fünfundzwanzigjähris 
gen Kriegen, wie mit den Umgeftaltungen in den Eigenthums- und Gewerbsverhält: 
niffen, die außerordentliche Entwidlung der Induftrie und des Maſchinen- und Fabrik— 
wejens nad) dem Frieden, die raſche Zunahme der Bevölferung, die großen Produ— 
etionskrifen, hervorgerufen durch die Ueberproduction in einzelnen Gewerbözweigen 
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wie durch die Störungen auf den Abſatz- und Erportmärkten; die Anſpannung und 
Ueberreizung des öffentlichen und Privateredits, endlich auch die wiederholten Miß— 
ernten, ſowie in England und Irland die Vernichtung des fleinen Grundbefiges find 
die näheren und entfernteren Urſachen eines großen Nothftandes unter der Bevölfe: 
rung ( eworden. 
ir haben ſchon angedeutet, ein wie großes Interefie der Staat jeiner eignen 
— wegen an der Abhülfe folcher jocialen Noth hatte, und aus dieſer Wahrneb: 
mung hat jich in den meijten Staaten ein förmliches Spitem geſetzlicher, öffent: 
licher Armenpflege entwidelt, deflen Begründer und Vertheidiger von "den Sag 
ausgehen, daß Niemand im Lande verhungern fol, und daß zu den bürgerlichen Ned: 
ten der Anipruch auf Unterftügung aus öffentlichen — Staats: oder Gemeinde: — 
Mitteln im Fall der Dürftigfeit gebört. 

Es laſſen ſich num allerdings verfchiedene Grade für die Thätigfeit und Mitwir: 
fung des Staats oder der Gemeinde bei der öffentlichen Armenpflege unterfcheiden. 

1) Die freiwillige, Privat: oder Vereinsthätigfeit wird ebenfowenig als die 
firchliche Armenpflege ausgeichlofien. Der Staat übt jedoch die Oberaufſicht aus, 
ftellt die Hauptgrundjäge für die Armenpflege auf, um eine möglichit gleichrörmige 
Behandlung zu erzielen; er ordnet Daher an, wie die Armenbebörden gebildet werden 
jollen, weldye Rechte und Verbindlichkeiten fie befigen; er bejtimmt, wer im Sinne 
des Gejeges für arm zu erachten, und daher bei verweigerter Hülfe die höheren Be: 
hörden anzugeben berechtigt iſt; er jtellt die Heimathsbezirke feſt, Ichließt mit andern 
Etaaten Verträge über Die gegenjeitige Behandlung von Armen und Bettlern; er er: 
läßt Beitimmungen, um gewifje polizeiliche Zwede zu erreichen, und ordnet Zwange- 
maaßregeln an. 

2) Die Armenpflege wird zwar den Wohnorts- oder Heimathsgemeinden über: 
wieſen; Die Gemeinde bejtimmt Die auszuſchreibenden Anlagen oder die aus der Ge: 
meinderaffe u gewährenden Zuſchüſſe; der Staat führt jedoch die Oberaufſicht, er it 
die höchſte Inſtanz in den zwiſchen verfchiedenen Gemeinden etwa entjtchenden Diffe: 
renzen; er controlirt die Verwendung der Stiftungen, weldye für die Armenpflege er: 
richtet worden find. 

3) Die Gefepgebung führt zur Ausführung der Armenpflege die Entrichtung 
einer allgemeinen, an die Armencafie der Gemeinden zu entrichtenden Zwangsabgabe, 
Armenftener, ein. ine folche Einrichtung wurde zuerft 1602 in den einzelnen 
Kirchipielen in England organifirt und urſprünglich mußte diefe Steuer von den 
Grund und Hauseigenthümern getragen werden. Die Steuer war jo bedeutend und 
drückend, daß faſt die Hälfte der Grund- und Häuſerrente von ihr verichlungen 
wurde. Am Jahre 1934 trat eine Neform ein, welche vorzüglic eine Erweiterung 
der Kirchſpiele bewirkte und bejtimmte, daß in der Regel alle Armen in dem Armen: 
oder Werfhaufe des Berirfs — ein ichon unter Karl V. in Epanien 1598 eingerich— 
tetes Inſtitut — untergebradyt werden jollten. Die Armenjtener und das Armenhaus 
ift der Gipfelpunet des Spitems öffentlicher Armenpflege und mehr oder minder ift 
ihr Princip auch in verfchiedene deutiche Gefeßgebungen übergegangen. In Sachſen 
3.8. ift beftimmt, Daß, wenn einzelne Perſonen die freiwilligen Beiträge entweder 
ganz verweigern, oder fich nur zu einer im Vergleich zu ihren Mitteln und zu den Bes 
Dürfniften der Armen auffallend geringen Gabe veriteben wollen, der von denſelben 
gu entrichtende Beitrag von Obrigfeitswegen jodann feſtgeſetzt werden joll. In Naſſau, 
Bıvern, Preußen werden Gemeindeanlagen ebenfalls als letzte Mittel betrachter, 
wenn alle andern Mittel fich als unzureichend erweifen. In Preußen beftimmte Das 
Geſetz vom 31. Dec. 1842, daß die Gemeinde zur Unterſtützung der Armen verpflich⸗ 
tet ſei, dafern der betreffende Arme entweder als Mitglied in die Gemeinde aufge⸗ 
nommen worden, oder ſeinen Wohnſitz daſelbſt hat, oder nach erlangter Volljährigkeit 
ſich drei Jahre darin aufgehalten hat. Die Novelle vom 21. Mai 1855 milverte 
einige Härten dieſes Geſetzes. 

Gegen die ungeregelte Trivatwohltbätigfeit bat man mit Recht geltend 
gemacht, daß fie zwar nicht völlig entbehrlich jei, jedoch im Ganzen mehr Nachtheil 
als Nugen im Gefolge habe. Die Privatwohlthätigfeit vertheilt ihre Gaben ſehr 
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häufig, ohne daß fte die Perſonen an ind Auge faßt; fie wirft daher nur lüden- 
haft, alle Gleichförmigfeit in der Behandlung fehlt; die Frägheit und Faulheit wird 
oft Dadurch in höherm Grade befördert und die Zahl der Bettler vermehrt. Tritt 
übrigens irgend eine größere Productions- oder Handelgfrifis ein, wodurd eine große 
Bevoͤlkerungs- und Arbeitsclaffe auch einmal in Noth und Elend geräth wie 3. B. 
in der jegigen Baumwollenfrifis, jo erweilen fich die Mittel der Privatwohl- 
thätigfeit, auch wenn diejelbe noch fo jehr angeipornt wird, als ein unzulänglidyes 
Ralliativ. 

Der Kirche liegt an ſich die Armenpflege fern und außerhalb ihrer Aufgabe, die 
nur auf Die innere geiftige und moraliſche Beflerung des Volkes gerichtet fein foll. 
Die Gefahr ift vorhanden, daß die Kirche in ihrem ftetigen Streben eine weltliche 
Macht zu fein, die Leitung der Armenpflege zu andern, der Kirche an fid) fremden 
Zweden, wie 3. B. Erlangung von Vermächtniffen, ausbeutet und benugt. Auch ift 
die kirchliche Verwaltung inſofern ungeeignet, als fie in der Verwendung der ihr zu 
Gebote ftehenden Mittel vielen Mißbräuchen und Zwedwidrigfeiten ausgelegt iſt. 
Die Gaben werden wie bei der Privatwohlthätigfeit jehr oft ohne gehörige Auswahl 
und an Perſonen vertheilt, welche fid) den Schein frommer Gefinnung zu geben willen. 
Die in Südeuropa noch heute beftehende Gajtfreiheit der Klöfter hat erfahrungsmäßig 
das Ueberhandnehmen des Bettelweſens und die Trägbeit genährt und * Die 
Kirchſpiele ſind überdies zu verſchieden in den ihnen zu Gebote tehenden Mitteln und 
daher feine geeigneten Armenbezirfe. Da wo endlidy verichiedene Confeſſionen vor: 
handen find, wächft die Gefahr, daß die Verabreichung der Gaben nicht nach dem 
Grade der Bedürftigfeit, fondern nad) dem confejfionellen Glauben bemejjen wird. 

Nicht minder bedenklich und verwerflicd aber ift das Princip der öffentlichen Ar: 
menpflege in dem oben geichilderten Sinne. Das einzelne Mitglied der Staats: und 
bürgerlichen Gejellichaft hat wohl ein natürliches Recht darauf, jeine Fähigkeiten frei 
entwideln zu fönnen, allein er hat fein Recht auf Unterftügung von der Geſammtheit. 
Nur eine communiftische und bureaufratiiche Staatsanihauung ift die Mutter jenes 
Syſtems. Die Gejammtheit ift in feiner Beziehung für die wirthichaftliche Thätig— 
feit, für Die Erfolge oder Nichterfolge der einzelnen Individuen verantwortlid). 

Die öffentliche Armenpflege bewirft, daß der Arme auf die eigne Zeibithülfe 
verzichtet und die Sorge für jeine Erijtenz auf die Gelammtheit überwälst; Die Ar: 
beitöluft, der Fleiß, die Sparfamfeit wird dadurch vernichtet, Müßiggang und Lüge 
genährt. Die Privatwohlthätigfeit wird durch fie ebenjo wie die Tugend Der Barm— 
berzigfeit in ihren Wurzeln zerftört und der Gefammtheit der Steuerpflicytigen wird 
eine furchtbare, ftetig wachjende Lat auferlegt. In Preußen empfingen 1849 
567659 Hausarme 3537485 Thlr. Almojen oder 6,,, pr. Kopf, 209223 Perſonen 
befanden jih in Anftalten und fojteten 1’943831 Thlr. Dazu trugen die Staats: und 
Gemeindecafien 60 Proc., die Stiftungen 22 Broe., die Privamwohlthätigfeit 18 Proc. 
bei. In Berlin jhoß die Etadtcaffe zur Armenverjorgung in den Jahren 1550—53 
1 Thlr. 3 Sgr. auf den Einwohner zu; in Breslau 26,, Sgr. auf den Einwohner. 
In Belgien erhielten 1848—50 durdyichnittlicy über 414000 Perjonen Almojen, im 
Gejammtbetrage von 6850000 Fre. Die Armenfteuer betrug in England pr. Kopf 
5,5, Eh.=ca. 2 Thlr. Die Zahl der öffentlich unterftügten Armen betrug in Eng- 
land 1557 nody 843430. 

Die 1. 9. freien Arbeitshänfer (ateliers de charite, workhouses) haben 
fi) bisher nirgends praftifch bewährt. Iheils wirfen fie nachtheilig auf das Fami— 
lienleben, theils begünstigt das in der Regel ftattfindende Zuſammenleben der Ge: 
ſchlechtet die Unfittlichfeit. Jit die Hausordnung ftreng, jo werden Die Bewohner 
gleih Sträflingen behandelt. Es folgt dies aud) Ichon aus dem Hauptverwaltungs: 
grundfag, Daß die Lage der Armen, welche zum Arbeitshaus ihre Zuflucht nehmen, 
nicht jo gut jein darf, als die der freien, unabhängig lebenden Arbeiter. Die Ver: 
waltung ijt in der Regel nicht nur eine fehr Eoftipielige, jo daß fie nur durch bedeu— 
tende Zujchüfle erhalten werden kann, jondern fie leidet auch unter der außerordent— 
lihen Schwierigkeit, für die Inwohner ſolche angemeſſene Beichäftigung zu finden, 
daß die gelieferten Arbeiten von guter Qualität find und Abnehmer finden, und wird 
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überdies den Erwerbszweigen der unabhängigen Arbeiter eine erdrüdende Concurrenz 
durch eine infolge der Zuſchüſſe erzielte Mohlfeilheit gemacht. Neue Etwerbszweige 
laffen fich zudem nur fehr ſchwer auffinden. 

Noch unzweckmäßiger find die in einzelnen Gemeinden errichteten fleinen Arbeits: 
häufer. Die Koften für die Erbauung und Inftandhaltung find jehr bedeutend, nicht 
minder aber find bei ihnen die Beaufitchtigungs: und Unterbaltsfoften unverhältniß— 
mäßig höher, als der Erwerb der Inwohner. Bejonders demoralifirend aber wirft es, 
wenn die erwerbslojen Armen in den großen und Fleinen Arbeitshäufern mit den 
polizeilich beftraften VBagabunden, den gewerbsmäßigen Bettlern und den Arbeits: 
ſcheuen in eine Kategorie geftellt und in einem einzigen Haufe gemeinfcyaftlich zuſam— 
men lcben müſſen. 

Die Volkswirthſchaft muß die öffentliche Armenpflege in der bisherigen Auffal- 
fung und Ausdehnung entichieden verwerfen, weil fie die Zahl der Armen vermehrt, 
und ftatt deflen ihre Hauptaufmerfiamfeit Darauf richten, daß die Irfachen der Armuth 
bejeitigt und daß die arbeitenden Glaffen auf den Weg der Selbithülfe gewiefen werden. 

Die Urfachen der Armuth liegen allerdings zum Theil in förperlicher und gei— 
ftiger Enverbsunfähigfeit (Kranfe, Invaliden, Kinder, Greile). Die Zahl der Ber: 
fonen in diefer Glaffe von Armen ift jedoch verhältnigmäßig ſehr gering und für Diefe 
laͤßt ſich ohne große Koften Abhülfe verfchaffen. Die Gefeggebung kann zunächit den 
vermögenden ——— die Pflicht der Unterſtützung auferlegen, und wenn ſolche 
nicht vorhanden find, und auch die Privatwohlthäͤtigkeit nicht hinreichend wirft, ſo 
fann zunächft die Wohnorts= oder Heimathsgemeinde etwas thun. 

Für Perſonen diefer Gattung find die öffentlichen Verpflegungsanftalten empfeh- 
lenswerth, wie z. B. das ftädtifche Hofpice für alte und fränfliche Arme, auch Pfründ— 
ner in Brüffel, das Biretre und Salpetriere für Männer und Frauen in Paris, die 
Hermes hojpices in Flandern für alte und ſchwächliche Arme und arme Kinder) mit 
einem Yandgut, wobei die gebredylichen Bewohner noch immer zu einer nüglichen Bes 
Ihäftigung Gelegenheit haben. 

In den Städten befteht meift eine größere Kürforge für dieſe Perfonen als auf 
dem Lande. Dft giebt man fie denen, die am wenigften fordern, in Koft oder bringt 
fie in das Gemeindehaus, oder unterftügt fie mit einem dürftigen Almoſen. 

Für die Fälle, wo medicinifhe Behandlung erforderlich, find die Kranfen= und 
Irrenhäufer, die Gebäranftalten für arme Schwangere beftimmt. 

Cine dringende Pflicht ift es, für arme Kinder, für Waifen und Findlinge zu 
ſorgen und ihnen eine gute Erziehung zu geben, welche fie in den Stand fest, fünftig 
feldft für ihr Bortfommen zu forgen. Die Waifenhäufer find alte, längſt beſte— 
hende Inſtitute; von vielen Seiten find indeß, zumal in neuerer Zeit ernſte Bedenfen 
gegen ihr Beitehen erhoben worden. Theils hat man beobachtet, daß unter den Wai— 
tenfindern eine viel größere Sterblichkeit herricht, theils ift unter den Kindern früh— 
zeitig eine Sittenverderbnig entitanden, theils ift auf die Erziehung zu wenig Sorg: 
falt verwendet worden, und endlich hat man ſich auch oft über eine Ichlechte und koſt— 
ſpielige Verwaltung zu beflagen gehabt. Man hat daher neuerdings und an vielen 
Drten die Abihaffung der Waiſenhäuſer und die Unterbringung und Verpflegung 
der Waiſen bei Privatleuten in Vorichlag und zur Ausführung gebracht. Für Kna— 
ben haben ftdy die von Emanuel von Fellenberg im erften Decennium diefes Jahrhun— 
derts begründeten und nady ihrem fpätern Hauptleiter, dem Lehrer Wehrli benannten 
Armenſchulen in der Schweiz (Hofwyl) großen Ruf und Anerfennung erworben. In 
England hat man die ragged jerlumpte) und industriel schools eingerichtet und in 
Deutidyland find in neuerer Zeit vielfach) f. g. Nettungshäufer zur Beſſerung ſittlich 
verwahrlofter Kinder, oft mit getrennten Abtheilungen für beide Geſchlechter einge: 
richtet worden. Befannt ift Das von Dr. Wichern 1833 begründete „rauhe Haus“ zu 
Horn bei Hamburg, in welchem je 12 Kinder in ein abgefondertes Feines Haus —* 
bracht werden und unter der Aufſicht und Leitung eines Bruders oder einer Schweſtet 
ſtehen, welche noch einige andere Brüder oder Schweſtern zur Seite haben. Das 
Haus dient zugleich als Bildungsanftalt für Lehrer. Die dort in Anwendung 
gebrachte Erziehungsmethode hat indeß ebenfalls zu lebhaften Widerſptuch Veran 
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laffung gegeben. Die in Deutfchland beftehenden Rettungshäufer find faft ſämmtlich 
von Privatvereinen angelegt und werden audy von dieſen unterhalten. Befonders 
Bavern und MWürtemberg find mit rühmlichem Eifer vorangegangen. 

Eine zweite Urſache der Armuth ift bei einer großen Anzahl von Perſonen der 
Mangel an moralifchen Gigenichaften und Tugenden. Die erfte Tugend ift die Liebe 
zur Arbeit, denn die Arbeit gehört zur menjchlichen Natur. Mit diejer Arbeitsluft 
aber muß eine andere Tugend verbunden fein. Der Menſch muß baushälteriich und 
fparfam fein. Die Mäßigfeit ift eine Form der Selbftbeherrihung. Statt defien jehen 
wir viele Arbeiter der Trägheit, Trunkſucht, Verihwendung und Arbeitsſcheu fich 
hingeben und gewerbsmäßig als Bettler und VBagabunden leben. Das Elend diefer 
Glaffe von Perſonen ift ein — — Glücklicherweiſe macht ſie nur ein klei— 
nes Bruchtheil der bürgerlichen Geſellſchaft aus. Es kann die Frage entſtehen, in 
wie weit der Staat und die bürgerliche Gefellichaft ein Recht haben, ſolche Perſonen 
zwangsweife zur Arbeit anzuhalten und fie zu diefem Zwecke fogar der perfönlichen 
Freiheit längere oder fürzere Zeit zu berauben, obſchon fie fich feines beftimmten Vers 
gebens gegen die Gefege, gegen Das Leben oder Eigenthum dritter Perfonen ſchuldig 
machen. Die Beantwortung diefer Frage gehört indeß nicht in eine Erörterung über 
die Armenpflege, fondern ind Polizeirecht, wie denn auch durch die zeitweilige Deten— 
tion ſolcher Perſonen polizeiliche Zwede verfolgt werden. Faft in allen Staaten ift 
Das Recht des Staates gegen ſolche Perfonen thatſächlich anerfannt. Ueberall befte- 
hen für diefelben Zwangsarbeitshäufer. Napoleon I. ließ in jedem Departement 
maisons de r&pression, depöts de mendicite einrichten und ähnliche Anftalten 
eriftiren auch in Deuticdyland, jo z. B. zu Colditz in Sachſen. 

Eine dritte Urfache der Armuth liegt darin, daß viele Berfonen nicht die geeig- 
nete Kürforge für gewiſſe zufällige Lebensereigniſſe, 3. B. Krankheiten, Todesfälle in 
der Kamilie, Geburten, Fenerfchäden u. f. w. treffen, welche eine Reihe von Ausgaben 
zur Folge haben, die aus dem gewöhnlichen Arbeitslohne nicht beftritten werden kön— 
nen und zu deren Dedung felbft die individuelle Sparfamfeit in bejjeren Zeiten nicht 
immer ausreicht. 

Man wollte für Solche Unglüdsfälle bisher durch Leihanftalten und Hülfscafien 
forgen. Faft in allen Städten beftehen meift unter communaler Verwaltung und Gas 
rantie öffentliche Leihhäuſer. Das ältefte wurde bereits 1464 zu Perugia auf Antrieb 
dee Minoritenmönches Barnabas errichtet. Das größte Leihhaus it Der mont de 
piete in Paris, der feit 1777 befteht und 282 Beamte hat. Neben diefen Leihhäufern 
eriftiren auch meijt eine große Anzahl von Privatpfandverleibern, welche zur Betrei— 
bung ihres Geichäfts in der Negel einer befondern polizeilichen Conceſſion unterlies 
gen, auch verpflichtet find, genaue Verzeichniffe zu halten, vie Pfänder nicht an ſich 
ziehen, jondern öffentlich verfteigern zu laffen ꝛc. Die öffentlichen Leihhäuſer haben 
allerdings den Nutzen, daß gegen Verſatz kleine Darlehne zu geringen Zinjen entnons 
men werden fünnen und der Erborger die Gewißheit hat, jobald er wieder etwas in 
beflere Umſtände fommt, feine Pfänder wieder einlöfen zu fönnen und e8 bieten daher 
ſolche öffentliche Anftalten manche Vorzüge vor den Privatpfandverleihern. 

Indeß find auch ebenfoviele Nachtheile mit diefen Jnftituten verbunden. Sie er: 
leichtern vielfach das Borgen und veranlafien die ärmeren Glajien deswegen gu man— 
nichfachen unnöthigen und verfchwenderifchen Ausgaben. Außerdem hat man nicht 
ohne Grund gegen die Anftalten eingewendet, daß fie zwar in einzelnen Fällen Noth 
und Elend abwenden, in viel zahlreihern Fällen aber nur ein ſchwaches und das 
fchließliche Refultat verzögerndes PBalliativmittel find. Jedenfalls aber bejteht feine 
hinreichende Beranlaffung, daß der Staat oder die Gemeinde joldye Anftalten errich- 
tet; überall da, wo die localen Verbältniffe es geftatten, insbeſondre eine zahlreiche 
Arbeiterbevölferung vorhanden ift, kann das Pfandleihgeſchäft auch der ‘Privatindus 
ftrie völlig überlafien werden. Staat wıd Gemeinde fönnen ſich damit begnügen, die 
Pfandverleiher unter eine gewiſſe polizeiliche Aufficht und Gontrole zu ftellen, damit 
insbejondre geftohlene Gegenftände nicht zum Verfag angenommen und die Borgens 
den nicht in Gefahr fommen, bei nicht fofortiger Einlöfung des Pfandes zur Verfall: 
zeit ihr Eigenthum völlig zu verlieren. 
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ALS ein anderes Mittel zur Verhütung der Verarmung hat man vielfah Hülfs— 
caffen, Bürgerrettungsinftitute begründet, welche in der Regel an arbeitsfähige, be= 
drängte Perfonen Fleine unverzinsliche, in Heinen Theilbeträgen rüdzahlbare Vor: 
Ihüfe gewähren. In Bayern beftehen 3. B. in jedem Kreiſe feit 1828 derartige 
Caſſen, zu welchen die Regierung einen beftimmten Stiftungsfond bergab. Die Er- 
fahrung hat gegen dieje Anjtalten geiprochen. Die Darlehne find nichts als verfappte 
Almoſen, bei denen e8 weder mit der Prüfung der Zahlungsfähigfeit der Empfänge, 
noch mit der Rüdzahlung genau genommen wird. Sie gewöhnen daher die Empfän= 
ger, fich der Verantwortlichkeit für die richtige Berwendung des Gapitals zu entichla= 
gen und find ſtets mit einer Erniedrigung des Erborgers begleitet. In feiner Weile 
erfüllen dieſe Anjtalten den Zwed, der Maffenverarmung entgegenzutreten und ver— 
ftärfen die Quellen der Armuth mehr anftatt fie zu veritopfen. Ganz anders dagegen 
ift die Wirfung der feit 1850 errichteten, immer mehr unter den Fleinen Gewerbtrei= 
benden und jelbft auf dem Lande fid) verbreitenden, zuerſt von Schulze-Delitzſch be= 
gründeten Vorſchußgenoſſenſchaften, welche nicht auf der Balis der Mildthätigfeits= 
anftalten, jondern auf dem Grundſatz der Selbithülfe, der Erwedung der innern fitt« 
lichen und wirthichaftlihen eignen Kraft der Mitglieder und der ſolidariſchen Haft 
derjelben für alle Vereinsverbindlichfeiten beruhen, indem fie zugleich die Wahrheit 
des alten Satzes von der Macht der Afforiation und, daß mehrere fleine Kräfte ver— 
eint felbit eine Großfraft bilden, glänzend dargelegt haben. 

Während jene Almofeninftitute, welche auf Geſchenke und unzinsbar darge— 
liehene Gapitale einzelner wohlthätiger Berjonen gegründet waren, hier und da kleine 
Vorſchüſſe an unbemittelte Gewerbtreibende gewähren und wegen des Charafters der 
Mildthätigkeit und Unterftügung nur von ſchlechten Rüdzahlern in Anſpruch genom: 
men, aus Scheu vor Almojen von guten Rüdzahlern gemieden werden iſt bei Dielen 
Vorichußvereinen der Geld: und Ereditverfehr durchaus auf geichäftlichem Fuße ges 
ordnet. Die Vorichußempfänger müflen nicht nur Bürgen ftellen, fondern aud) 
Zinfen und in Form von Provijionen Beiträge zu den Verwaltungskoften entrichten. 
Ahr Berriebscapital befteht theils in den gegen folidariiche Verhaftung aller Mit— 
glieder aufgenonmenen Anleihen, theils wird es dadurc gebildet, Daß jedes Mitglied 
allmählich durch fortlaufende Fleine Beiftenern fih einen Geichäftsantbeil, ein Gut: 
haben bei der Gafle erwerben muß, nad) deſſen Höhe der Geihäftsgewinn, die Divi— 
dende vertheilt oder jo lange, bis die feitgeftellte Höhe des Geichäftsantheils noch 
nicht erreicht ift, ihmen gut Ben wird, Bereits jest beftehen an 500 folder 
Genofienichaften mit 40000 Mitgliedern, weldye über 1 Million Thlr. eignes Ber: 
mögen bejigen umd jährlich über 20’000000 Thlr. Vorſchüſſe geben. Anfänglich 
traten in einzelnen Staaten wie Kurheſſen und Dane bei den Regierungen poli— 
tiſche Bedenken gegen dieſe rein wirthichaftliden Inftitute hervor, indes haben 
wenige Jahre hingereiht, um die jegensreihen Wirkungen und großartigen Erfolge 
derjelben zu erfennen. 

Für die Fälle, wo alle Menſchen überhaupt einer dauernden oder vorüber: 
gehenden Erwerbsunfähigfeit ausgelegt find, und weldye 4. B. Daraus entjtehen, daß 
die Menichen ein bejtimmtes Alter erreichen, welches die Arbeitskraft ſchwächt oder 
ganz aufhebt, daß manche Berufszweige den phyſiſchen Drganismus zu frühzeitig 
abnugen, oder eigentbümliche Krankheiten hervorrufen, daß endlich unvorbereitete 
Ereignifie, wie Todesfälle und Geburten vermehrte Ausgaben verurſachen, welde 
aus dem gewöhnlichen Einfommen nicht beitritten werden können, für alle dieſe Fälle 
iſt eine zeitige Kürforge nothwendig. Sie muß indeß, um die volle Wirkung zu 
äußern, ebenfalls aus der eignen sittlihen Kraft der Arbeiter, auf dem Wege der 
Selbithülfe und der Aſſociation getroffen werden. Keine Staatd- oder Gemeindehülfe 
würde im Stande fein, die traurigen wirthichaftlihen Wirkungen ſolcher Ereigniſſe 
zu heben, welche die jociale Eriftenz der Fanilienhäupter und FBamilienglieder be: 
drohen. Die Beitrebungen, um hier Abhülfe zu gewähren, iind nicht nur weit vers 
zweigt, ſondern aud zum Theil ſchon jehr alt. Bereits ſeit dem 16. Jahrhundert 
verfolgen im Harz und in Sachſen die Knappichafts- und Brüdercaſſen der Bergleute 
diefen Zwed. Unter den Innungen der Gewerbtreibenden bejtanden ebenfalls jeit 
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Jahrhunderten eigne Unterftügungscafien für die nämlichen Unglüdsfälle. Der Staat 
richtete Penſionscaſſen für feine Staatsdiener im Fall der Arbeitsunfähigfeit und 
überdies für die hinterlafienen Wittwen und MWaifen ein. Die Höhe der Penfion 
richtete ſich bier theils nad) dem Gehalt, theild nady den Dienftjahren und nad) den 
Formen des Verluftes der Arbeitskraft. Die einzelnen Etaatödiener zahlen gewiſſe 
Beiträge, doch wurden allerdings immer nocd große Zufchüffe aus den Staatscafien 
erforderlich, wie denn 3. B. in Sachſen die Penſionen jährlih 9% und in Preußen 
8%, der Staatsausgabe ausmachen. 

Indeß litten die früheren Penſions-, Sterbe: und Kranfencafjen faft durchgängig 
an einer fehlerhaften Drganifation. Erft der neuern Zeit war es vorbehalten, die 
Gelege der Sterblichfeit und mittlern Lebensdauer, ebenio wie die Gejege der Mor: 
bilität fennen zu lernen und aufzufinden. 

Die Erwerbsfähigfeit hört im Allgemeinen mit dem 60—65. Jahre entweder 
ganz auf oder vermindert fih. Viele Menſchen erreichen nicht einmal dies Lebens: 
alter. Nach Duvillards Beobachtungen leben in Frankreich von 100000 gleichzeitig 
Gebornen nur noch 21356 nad) 60 Jahren und 16637 nad) 65 Jahren; in Sachſen 
21192 und beziehlih 16127. Die mittlere Lebensdauer hängt hauptjädlid von 
einer zuträglichen Lebensweiſe ab; fie it verfchieden bei Arbeitern im Freien oder 
unter Obdach, in großen oder Fleinen Städten, auf dem Lande ıc. Bejondern Einfluß 
äußert die Art und Weife, wie das Wohnungsbedürfniß befriedigt wird. Manche 
Berufszweige nugen die Körperfräfte frühzeitig ab, wie 5. B. bei dem Zug- und 
Fahrperional der Eiſenbahnen. Wie im Ganzen jedes Lebensalter feine eignen Krank: 
beiten bat, jo daß bei 20—40jährigen hauptſächlich Bruftfranfheiten, bei 40—60 
jährigen Unterleibsfranfheiten vorfommen, fo erzeugen auch viele Gewerbe fpecielle 
Krankheiten. Das Zug: und Fahrperjonal der Eifenbahnen leidet 3. B. vorzuge: 
weiſe an rheumatiichen und Yungenfranfheiten, Erſchütterungen des Gehirns und 
Nervenivitems, Die Arbeiter in den Schleiferwerfftätten und Stahlfabrifen an den 
dahinraffenden Lungenfranfheiten, die Arbeiter in Kalk- und Sandfteinbrüchen an 
Schwindſucht x. Die Beobadytungen von Devilliers und Duchesne in Frankreich, 
Finlaifon und Nelion in England, Dr. Heym in Leipzig über die Erfranfungen der 
Arbeiter jedes Alters und Standes, jowie über die Dauer dieſer Krankheiten ftellten 
die merkwürdige Thatjache heraus, daß gleichwie ſich mit jedem zurüdgelegten Alters— 
jahre die Lebenserwartung vermindert, jo mit jedem Altersjahre die Kranfheiten und 
die Kranfheitstage, die Durhichnittlic jedes Individuum durchlebt, progreſſiv zu: 
nehmen; jo daß 3. B. Perjonen im Alter von 30 Jahren durdyichnittlich 8 Tage, 
im Alter von 57 Jahren, 15 Tage franf find. Ueber die Unglüdsfälle, Tödtungen 
und VBerwundungen bei einzelnen Berufszweigen, wie bei den Eifenbahnbeamten und 
Bergleuten hat man ebenfalls in neuerer Zeit ftatiftiiche Data gefammelt. Dagegen 
fehlt es augenblidlidy noch an erprobten Erfahrungen zur Beftimmung des wahr: 
ſcheinlichen Eintritt der Invalidität in den verfchiennen Lebensaltern. Jedenfalls 
muß die Wahricheinlichkeit, invalid zu werden, um fo größer fein, je mehr die Indi— 
piduen im Alter vorrücden. 

Je wichtiger ed im Allgemeinen it, daß Anftalten, die auf eignen Füßen ftehen 
und nicht von der Milvehätigkeit oder fremden Capitalszuſchüſſen zehren, auf Durch: 
aus ſolide Grundlagen errichtet werden, nicht blos auf grundloje Muthmaßungen 
und Verſprechungen hin, damit fie ihre Verſprechungen und Verbindlichkeiten gegen 
die beigetretenen Mitglieder in Wirklichkeit auch vollftändig zu erfüllen vermögen, 
deito wichtiger ift Died bei Vereinen, Deren Mitglieder ihrer Mehrzahl nach den un— 
bemittelten Glafien angehören. Die Zahl der rationell eingerichteten Sterbe: und 
Kranfencaffen mehrt ſich indeß tagtäglich); theils bilden fie fid) unter den Arbeitern 
eines und deflelben Gewerbes, theils haben Angehörige aller Stände freien Zutritt. 

Man hat gegen dieſe Caſſen eingewendet, daß für Die gewerbtreibenden Glaffen 
ed noch wichtiger jei, fich ein Betriebscapital zur Erweiterung ihres Geichäftsbe: 
triebs zu verihaffen, und daß die Lohnſätze der arbeitenden Claſſen zu niedrig feien, 
um foviel beizufteuern, als aur Erhaltung der Caſſen nothwendig ift. Beides ift nicht 
richtig. Diefe Caſſen dienen nicht allein den Handwerkern, fondern gerade der weit 
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zahlreichern unſelbſtändigen Arbeiterclaſſe, die Erwerbung eines Sterbegeldes, 
welches den Begräbnißaufwand deckt, ſetzt feine großen Beiſteuern und Opfer voraus. 
Die Beiträge zur Krankencaſſe aber find fein beſondres Opfer; fie entſprechen durch— 
Ichnittlich nur dem, was jeder Arbeiter alljährlidy für Arıt und Mepdicamente aus: 
geben muß; nur find die Beiträge billiger und geringer als diefer Aufwand und 
überdies ift in Anſchlag zu bringen, daß der franfe Arbeiter während der Krankheit 
nichts verdient. 

Eine der größten in Deutichland ift die Kranken-, Sterbe- und Invalidencafie 
der Berliner Maichinenbauer, welche jeit 1849 beftebt, über 12000 Mitglieder zählt 
und bereits ein Gapitalvermögen von 52000 Thlr. befigt. Eine weite Ausdehnung 
haben die Hülfsvereine (friendly societies) in England erhalten, welche theilweiſe 
von der Regierung beglaubigt (certified), theil® nur eingetragen find (registered). 
Mit Einjchluß der nicht beglaubigten Vereine für ähnliche Zwecke, follen in England 
über 33000 Gefellichaften mit 3 Mil. Mitgliedern und 4’9850000 8. jährlicher Eins 
nahme aus Beiträgen vorhanden fein. In Franfreic hat das zweite Kaiferreich eben: 
falls die Bildung ſolcher Vereine befördert; in jeder Gemeinde, für welche der Prä— 
fect !) nad) dem Gutachten des Gemeinderaths es für nüglich erfannt bat, ſoll der 
Bürgermeifter und Pfarrer eine ſolche Geſellſchaft bilden. 1856 eriftirten bereits 
3402 — mit 426000 Mitgliedern und 16', Millionen Fr. Reſerve— 
capital. 

Das Verhältnig des Staates zu diejer Art von Gejellichaften kann rationeller 
Meife nur darin beitehen, daß er in feinerlei Beziehung in deren Verwaltung fid) 
miſcht und die Frage, ob und in wie weit fie lebensfähig, der eignen Umſicht der 
Vereine überläßt. Mit jeder mittelbaren oder unmittelbaren Einmiſchung übernimmt 
der Staat auch eine Verantwortlichkeit für den Erfolg diefer Vereine. Theils aus 
den nämlichen Gründen, theils aber weil die Staatsgelder die Beftimmung haben, 
nicht zu Gunſten einzelner Perſonen oder Claſſen, ſondern lediglich zum Nugen und 
für die unumgänglichiten Bedürfniffe der Gefammtheit verwendet zu werden, hat ſich 
der Staat einer Dotirung foldyer Vereine, oder der Gewährung von Zufchüffen aus 
Staatsmitteln zu enthalten. Am weiteiten ausgedehnt ift dieſe Staatseinmiichung in 
Franfreih, Hier prüft der Staat die Statuten, ftellt Beftimmungen über die Ver: 
wendungen der Vereinsgelvder auf, prüft die Jahresrechnungen, kann Vereine auf 
löjen, die nach Anficht der Regierung ftaatsgefährliche Zwede mit verfolgen; ernennt. 
den Wereinsvorfigenden ꝛc. An England befteben feine Anordnungen Derart, umd 
nur die Einrichtung ift getroffen, daß Vereinen, welche ihre Statuten beglaubigen 
lafjen, eine bequemere Rechtsverfolgung und einige andere Vortheile gefichert find. 
In Deutichland verdienen insbeſondre die Beitrebungen von Schulze » Deligich, der: 
artigen Vereinen — und zwar zunächit den Vorfchußvereinen — eine ciwilrechtliche 
Anerkennung im geleglichen Wege zu fibern, bervorgehoben zu werden. Der Staat 
möge fih damit begnügen, die Entwidlung diefer Vereine und Geſellſchaften dadurch 
zu fördern, daß er formelle Hinderniſſe, welche der Bildung derſelben vielfady ent 
gegenftehen, bejeitigt, im Uebrigen aber Toll er ihnen für die Organifation der 
innern Bereinsverhältniffe die vollitändigite Freibeit laſſen. Auf Diele Weite wird er 
fich jelbit und dieſen Vereinen den größten Nugen bereiten. 

ALS die Haupturfache der Armuth haben viele Defonomiften die Ungleichbeit 
der Vertheilung des Nationalreichthums betradhtet. Allerdings hat dieſe ſociale Un: 
gleichheit in einzelnen Ländern, namentlih England außerordentlich zugenommen, 

roße Gapitale haben fih in den Händen Weniger angehäuft. Es leuchtet indep 
* die Unmöglichkeit hervor, dieſe Ungleichheit etwa dadurch aufheben zu können, 
daß vielleicht die wohlhabenden Claſſen alljährlich eine Zeit lang einen Theil ihres 
Einfommens in der Form von Steuern opferten. Das Loos der untern Glafien 
würde hierdurch noch immer feine fühlbare Verbeſſerung erfahren. Moreau de 
Jonnes ſchätzte das jährliche Einfommen Frankreichs auf 6330 Mill. Fre., fo daß auf 
jeden Kopf 55 Thlr. (204 Fre.) fommen. Schnitzler fchägte es auf 7700 Mill., jo 
daß nach Abzug der Rohſtoffe etwa 233 Fre. per Kopf oder 63 Cts. (42 Pfennige) 
täglich für alle Ausgaben der Nahrung, Wohnung, Kleidung, an Geiſtes- und edeln 
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Sinnesgenüffen fommen. Würden daher auch alle Franzofen auf dieſelbe Ration 
gelegt, To würde der Arme darum doc nicht reicher werden. 

Die wirklihe Urſache des materiellen Nothſtandes liegt indeß weniger in der 
Vertheilung des Nationalreichthums und der Producte als vielmehr darin, daß der 
Umfang der Production, das jährliche Volfseinfommen dem Wachsthum der Bevölfe: 
rung gegenüber verhältnigmäßig nody immer gering und beichränft geblicben ift. 

Die Bevölkerung hat fid) in den legten fünfzig Jahren auf die erftaunlichite 
MWeije vermehrt. In England und Wales hat ſie durchſchnittlich alljährlih um 
1'/,% (in Sadjen 1%) zugenommen. In Deutfchland ftieg allein in der Zeit 
von 1815— 1852 die Bevölferung von 23—29 Mill. Einwohnern, auf 43 Millionen, 
mithin um 52%. Gleihwohl kann man nicht behaupten, dag auch die VBerarmung 

leihmäßig augenommen babe. Würde 3. B. die Zahl der Armen in England und 
ales in ihrem Verhältniß zur Bevölkerung nur gleich geblieben fein, fo hätte fie 
jih in den Jahren 1841 —1851 um 2,,% vermehren müſſen, während die effective 
Verminderung 11,,% betrug. In der nämlichen Zeit vermehrte ſich in England und 
Wales die Bevölkerung um 12,55%, in London um 19,09% gleichzeitig aber ftieg 
auch die Zahl der bewohnten Häujer in England um 11,,,%, in London um 13,3,%. 

Die Klagen über zunehmende Berarmung und Nahrungslofigfeit jind in dem 
Umfang, als man jie hört, nicht begründet. Aus dem zunehmenden Gefamntver: 
braud) einer großen Menge der eriten Lebensartifel läßt ſich mit Necht ſchließen, daß 
das Bolfseinfommen im Ganzen und Großen ſich vermehrt hat, und auf jeden Kopf 
jegt ein viel größeres Product von Gütern kommt als früher. 

Malthus, deſſen Ideen über das Verhältniß zwifchen der Bevölkerung und den 
Griftenzmitteln wegen einiger unrichtigen Schlußfolgerungen fo vielfady verleumdet 
wurden, verbreitete uerjt ein unerwartetcs Schlaglicht über viele, bis dahin unerflärt 
gebliebene Erſcheinungen; er bewies, daß das Problem einer Verbefferung der Lage 
des Volks, welches man durch politiiche Veränderungen, oft ohne Berüdfichtigung 
der nationalen Vergangenheit, zu löjen juchte, ſich nur dadurd) löjen läßt, daß die 
Menſchen ſich den Vorſchriften einer geſunden Sparſamkeit fügen, und daß das Ver: 
hältniß zwiſchen der Lebensmittelmenge, richtiger dem Wolfseinfommen und der 
Menichenzahl vollitändig umgeitaltet wird. Er conftatirte, daß beim beiten Willen 
die Mildehätigfeit der Einzelnen und des Staats, jenes Verhältniß verichlimmere 
und er hatte ven Muth, auszuſprechen, nicht daß man nidyt mildthätig fein ſolle — 
fondern, daß man die Verbefferung jenes Verhältniffes zwiſchen Nahrungsmitteln 
und Bevölferung angeitrengt erjtreben müfle. 

Die heutige Nationalöfonomie wird den Malthus'ſchen Anfichten einen rich: 
tigeren Ausdrud zu geben vermögen. Nichts deſto weniger war er der Erſte, welcher 
eine wichtige Wahrheit verfündete, welche indeß nicht entmuthigen, fondern zu neuen 
Anjtrengungen anjpornen muß. 

Das einzige wirfjame Mittel zur Verbefferung des Loofes der arbeitenden Claſſen 
und zur Bejeitigung der Armuth bejteht in der Vermehrung und Erweiterung der 
Productivfraft der Bevölkerung. Es iſt Darunter nicht eine franfhafte Ueberreizung 
in einzelnen Induftriezweigen zu verftehen; es handelt ſich vielmehr darum, daß in 
allen Productionszweigen durch das nämlihe Duantum menjchlicher Arbeit eine 
größere Menge von Arbeitserzeugnifien hergeftellt, daß das Kapital ald der Inbegriff 
nicht blos des Geldes, jondern aller Arbeitsmittel und Producte, vermehrt wird. Zo 
lange nod) eine große Anzahl von Menichen ſchlecht gekleidet, genährt und beherbergt 
find, ſo lange fehlt e8 an einer genügenden Production. Die Vervielfältigung der 
legtern bewirkt von felbit eine bejiere Vertheilung der Producte zum Nugen der dar: 
benden Menge. Mit der größern Gapitalanfammlung vermehrt fich die Nachfrage 
und der Begehr von Arbeit. Das Ausgebot der Gapitalnugungen nimmt zu, denn 
die Gapitale jelbft jollen nur zur Wiederergeugung verwendet werden und neues Ein— 
fommien hervorbringen. Die Folge der höhern Gapitalanfammlung ift zugleich das 
Einten des Zinsfußes, des Gapitalgewinnes, der fich in feinem Antheil am Product 
herausſtellt, und deſto größer wird dann auch der Antheil der Arbeit am Product, der 
fi im Arbeitslohn ausdrüdt, fein müſſen. Geht die Gapitaldvermehrung und An: 
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fammlung rafcher vor fid) als die Bevölferung, fo fteigt auch der individuelle Arbeits. 
lohn; weil ſich dann der Antheil der Arbeit am Product unter eine verhältnißmäßig 
geringere Zahl von Arbeitern verteilt. Wir müflen uns an diefer Stelle mit diefen 
fnappen Bemerkungen begnügen. 

Zur Gapitalsvermehrung ſelbſt befigt die bürgerliche Geſellſchaft außer den 
Maſchinen, drei mächtige Hebel in der induftriellen Erziehung, in den modernen 
Verkehrsmitteln und in den Greditanftalten. 

Die Wohlfeilheit, ſagt Chevalier, ift die induftrielle Verwirklichung des poli- 
tiichen Gleichheitsbegriffes. Die Maſchinen ermöglichen einen ausgedehnten , Funft: 
gerechten und wohlfeilen Betrieb. Die gute Erziehung bewirkt, daß die Menſchen 
mehr und beffer produciren, als wenn fie ungebildet find; die Greditanftalten veran- 
laſſen, daß das bewegliche Vermögen fo productiv als möglidy angewendet, daß cd 
unter die Berjonen getheilt wird, welche Damit neue Producte jchaffen ; infofern bewirft 
der Credit aud) eine Vergrößerung des Capitals in einem Lande; die Verkehrsmittel 
bringen die Producte und die Gonfumenten, die Rohſtoffe und die Producenten nicht 
nur einander nahe, jondern üben auch auf die gefammte Production und Conſumtion 
einen mächtigen Einfluß; die Erfparniffe an Frachtkoſten und Verſendungszeit ver: 
mindern die rodurtionstoften, vermehren den Abjag, ermuntern zu einer größern 
Production und bejchäftigen mehr Arbeiter und Gapitale. 

Die Erweiterung und Vermehrung der Production und des Capitals hat ihrer: 
feitö die Entfeffelung der wirtbichaftlichen Kräfte zu ihrer natürlichen Vorausſetzung. 
Dieſe herzuftellen, ift die Aufgabe des Staats und in joweit ift feine Mitwirkung 
unerläßlih. Die wirthichaftlichen Kräfte unterliegen heute noch) einer großen Anzahl 
von Beichränfungen. Der Arbeiter ift in Grmangelung gewerblicher Freizügigkeit 
verhindert, feinen Erwerb da zu fuchen, wo ſich Verdienftquellen für ihn finden 
würden. Die Schranfen in dem Gewerbsbetrieb der Handwerker bejtehen leider in 
vielen Staaten noch immer; unſer Zollivften mit feinen Echugzöllen verhindert und 
unfere Bedürfniffe auf die wohlfeilfte Art zu befriedigen; der Gredit leidet unter den 
Zinsbeichränfungen, unter den erichwerenden Bedingungen, von denen die Ent: 
ftehung von Greditinftituten abhängig ift; der Privateredit leidet unter dem Drude 
des öffentlichen Credits, der Staatsanlehen zu unproductiven Zwecken; unfere Ber: 
fehrsmittel find meift ein Etaatsmonopol; unjer Kriegsiyitem verpflichtet Die 
Staaten, jelbit in Friedengzeiten ungeheure Armeen zu unterhalten, weldye den Na: 
tionalreichthum verzehren, das Iltrareglementirungsivftem der Regierungen, Die 
übermäßige Anſpannung der Steuerkraft bejchneidet im Innern des Etaats dem 
Unternehmungsgeift die Flügel. Alle dieſe kraukhaften Zuftände beeinträchtigen die 
allgemeinen Interefien der Gefellichaft und üben den nadıtheiligiten Einfluß auf das 
Loos und die Zufunft der arbeitenden Glaffen aus. Für die Verbefferung der Yage 
diefer Glaffen müſſen alle Kräfte angeipannt werden. Ein mächtiger Helfer für 
dieſes Werf wird die Arbeitsfreiheit, im weiteiten Sinn genommen, fein. Durd) 
fie wird fich ein Kortichrittsgeift in allen Productionszweigen entwideln, welcher all: 
mählich das joriale Problem löft und Armuth und Elend bejeitigt. 

. Adv. Bernhard Miller (Dresven). 


Auction. 

Der Gebrauch, Gegenftände, namentlich ſolche, bei denen es fich um fchnelle 
Verwerthung behufs rechtlicher Auseinanderiegung handelte, ald Nacläfie, Concurs— 
maſſen in öffentlichem Ausgebot an den Meiftbietenden zu veräußern, bejtand ſchon 
im Alterthum und hat anfnüpfend daran im Gerichtsſtyl den Namen Subhajtation 
behalten. Aus ftaatliher Quelle ftammt auch der Gebrauch, zur Vermeidung von 
Begünftigungen, Nugungen an den Meiftbietenden, Leitungen an den Mindejtfordern 
den zu vergeben (Licitation, im legteren Falle aud) Submiſſion genannt). Der große 
Antheil, den in mandyen Ländern die productive Staatswirthichaft an der Befrie— 
digung des Gefammtbedarfs nach gewiſſen Gütern nimmt, giebt diefen Auctionen al 
Hauptverforgungsgelegenheiten für die legteren Schon eine gewiſſe mercantile Wichtige 
feit, 3. B. für Wald: und Bergwerföproducte. Paſſend ſchließt fi hieran die Um: 
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fagweife gewiſſer ftaatsähnlicher Erwerbsgefellfchaften, der großen Handelscom- 
pagnieen, in deren Händen urfprünglidy der größte Theil der Verforgung Europa’s 
mit überjeeiichen Rohitoffen ſich concentrirte. So find noch heute die Auctionen der hollän- 
diicheoftindifchen Maatschappy ein weientlicher Requlator der Colonialwaaren- und 
Gewürzpreife. Die Vortheile diefer Umfagweife haben ihr auch fonft im freien Ber: 
fehr Anklang und, namentlid in England, Eingang verfchafft, ſodaß ein großer Theil 
des europäiihen Handels, beſonders der bezeichneten Art jegt durch die Londoner 
Maarenauctionen vermittelt wird. Namentlich lodt den Importeur der Vortheil, 
fein Capital jchnell und ficher, weil baar, wieder aus den Vorräthen herausziehen 
und aufs Nene umtreiben zu fönnen. Dies wird ermöglicht durch die Vermittlung 
der Mäfler, weldye in England dies ganze Geſchäft in den Händen haben, und Alles 
beiorgen, was von der Ankunft der Waare bis zum Gingehen des Geldes nöthig ift, 
in Fällen wohl auch Poſten ſelbſt übernehmen, um fie nicht unverfauft zurückzuſtellen, 
für die richtige Zahlung forgen x. Der Mangel diejer wohlhabenden Vermittlerclaffe, 
ſowie jedweder ähnlichen Goncentration und Arbeitstheilung, wie fie eben nur bei 
diejer möglich it, hat in den deutſchen Häfen das Auctionswefen zu feiner ente 
iprechenden Entwidelung gelangen laffen und auch beim Landhandel haben die Ver: 
fuche, es in gewifien großen Stapelartifeln einzubürgern, 3. B. durch die Woll: 
auctionen der Allgemeinen Deutſchen Greditanftalt, nicht gelingen wollen. ine 
beiondere Bedeutung hat endlich das Auctionswefen noch für den Buch- und Kunft- 
handel, indem ſich für diefen, im Anſchluß an feine allgemein übliche Gentralifation, 
gleichfalls großartige allgemeine Auctionsinftitute (in Leipzig, Paris ıc.) heraus- 
gebildet haben. Durch fie ift insbefondere der Umſatz von Gemälden und ähnlichen als 
Unica zu betradhtenden Objecten zum Gegenftand einer allgemeinen europäischen 
Goncurrenz geworden, welche, indem fie einerjeits zum Vortheil der Käufer den im 
Etillen leichter geübten Betrug erſchwert, zugleich zum Vortheil der Verfäufer, die 
freilich nicht mehr die Producenten, jondern zufällige Befiger von weit jpäterer Hand 
find, Die ‘Preife von Meifterwerfen auf eine früher unbefannte Höhe getrieben hat. 
Petermann. 

Aufwandſteuern. 

Nimmt man bei der Eintheilung der Steuern den wirthſchaftlichen Vorgang, 
oder die wirthſchaftliche Thatſache, welche der Steuerveranlagung zum Ausgangs— 
puncte dient, als Eintheilungsgrund an, jo ergeben ſich folgende allgemeinfte Claſſen, 
als: 1) Vermögensfteuern, 2 Ertragd. oder Ginfommenfteuern, 3) Verbrauch: oder 
Verwendungs-, Goniumtiond-, Aufwandftenern. Von jeder diefer Steuern wird die 
geiammte wirthichaftliche Griftenz des zu Befteuernden theils unmittelbar, theils mit: 
telbar betroffen ; denn die VBermögensfteuer vermindert nicht nur unmittelbar das Ver: 
mögen, jondern aud) mittelbar das Einfommen, und jchränft den Eteuerpflichtigen in 
feinem Güterverbrauche ein, die Ertrags: oder Einfommenfteuer jchmälert nicht nur 
unmittelbar den Betrag des Einkommens, fondern beeinträchtigt auch die Vermögens— 
bildung, und legt dem Steuerzahler Enthaltiamfeit im Güterverbrauche auf; die Ver: 
brauchsjteuer endlich hat unmittelbar meift dieſe legtere Wirkung, wenn fie bei Befrie— 
digung der Bedürfniſſe des Wohllebend zu entrichten iftz fie hat aber auch häufig die 
andere Wirfung, daß fie Das Vermögen jchmälert und dem Einkommen Abbruch thut 
— und Died zwar überall da, wo fie bei der Befriedigung von Bedürfniſſen der Noth- 
wendigfeit erhoben wird. Man fann daher audy jagen, daß der Eintheilungsgrund der 
Steuern in die obigen drei Claſſen theild von dem Ausgangspuncte der Veranlagung, 
theil8 von der unmittelbaren wirthſchaftlichen Wirkung der Steuern hergenommen jei. 

Der Begriff der Aufwandfteuern wird ebenſowohl als Gattunge-, wie ald Artbe- 
begriff gebraucht, als Gattungsbegriff gleichbedeutend mit „Verbrauchs-, Verwen— 
dungs-, Confumtionsfteuern“, als Artbegriff gleichbedeutend mit „Lurusfteuern“ ſ. 
diefen Artifel). Hingefehen nämlich auf die wirthichaftlichen Acte, bei denen die Steuer 
wur Erhebung fommt, wie auf die unmittelbaren wirtbichaftlihen Wirkungen der 
Steuern, würde man die dritte der obigen Steuergattungen, alſo die Gattung der Auf- 
wandfteuern im weiteren Sinne, einzutheilen haben in ſolche, welche bei der Befriedi- 
gung von Bedürfniſſen der Nothwendigfeit und im jolche, welche bei Befriedigung von 


EN PER rare 5 7 0 rn ET) rn nn  —— 


64 Aufwandfteuern. 


Bedürfniften des Wohllebens (Aufwandfteuern i. e. S. oder Lurusfteuern) erhoben 
werden. Dieje Eintheilung bat indeß nur theoretifchen Werth ; in Wirklichkeit kann 
jede Aufwandfteuer i. w. ©. zugleich eine Aufwanpdfteuer i. e. S. fein. Das Woh— 
nungsbedürfniß ift an ſich ein Pevürfnif der Nothwendigfeit; Die Miethiteuer wird 
aber immer auch von denjenigen Miethbeträgen erhoben, weldye zur Befriedigung eines 
Bevürfnifies des Wohllebens verausgabt werden. Die an fic) confequentefte Einthei— 
lung der Aufwandfteuern i. w. ©. ijt daher keineswegs die gebräuchlichfte. Wielmehr 
pflegt man bei der Abgrenzung der einzelnen Arten dieſer Steuergattung den Erbe 
bungsmodus ald Eintheilungsgrund zu Hülfe zu nehmen, und zwiſchen unmittelbar 
und mittelbar erhobenen Aufwandfteuern zu unterjcheiden. Die unmittelbare, directe 
Erhebung ift nur bei einigen wenigen Aufwandsacten anwendbar, nur da, wo es ſich 
weniger um Güterverbraud), ald um dauernden Gütergebraud) handelt. Deshalb 
ift Die üblichfte der directen Aufwandfteuern die Wohnungsiteuer,, die bald als reine 
Miethiteuer , bald als Fenfter-, Thürenfteuer u. j. w. auftritt, ferner Die Glafje der 
fogenannten Aufwand» (häufiger Lurud-) Steuern, alfo die Steuer auf Grund und 
Boden, der nicht zur Gütererzeugung , jondern zu unmittelbaren Genußzweden ange 
wendet wird Parkanlagen, Lujtgärten), die Pferde-, Equipagen-, Bedienteniteuer, Die 
Steuer auf Hunde, Singvögel, endlich die Mobilienfteuer. 

Die mittelbar, d. h. nicht eigentlich beim Ger und VBerbrauche, jondern bei einem 
demfelben vorhergehenden wirthſchaftlichen Acte erhobenen, nidyt unmittelbar vom 
Ge: oder Verbraucher, jondern von den bei der Gütererzeugung oder Gütervertheilung 
beichäftigten Berfonen bezogenen Aufwandfteuern, welche neuerdings vielfady audy „Auf: 
ſchläge“ genannt werden, theilt man wieder unter Berüdjichtigung der Erhebungs— 
art und des Erhebungsortes in Zoll: und Mauth-Aufſchläge, oder Acciſe (vergl. Die 
Artikel: Acciſe, Detroi, Zollwejen) ; die erfteren werden beim Uebergang von Gütern 
über die Außengrenze, die anderen bei irgend einem Act der Erzeugung oder des Ber 
faufs von Gütern im Innern des Landes oder Zollgebietes erhoben. 

Was die volfswirthichaftlihe Wirkung der Aufwanpftenern anlangt, jo ift her 
vorzubeben, daß jie alle, ohne Nüdficht auf die Erhebungsform eine Tendenz zur Eins 
ſchränkung im Güter-Ge- oder Verbrauch erzeugen, und dies zwar in dem Maaße, ald 
fie in mehr oder minder fühlbaren Beträgen, und als fie mehr bei Acten der Befriedi— 
gung von Bedürfniſſen des Wohllebens, als bei foldyen der Befriedigung von Bedürf— 
nifjfen der Nothwendigfeit erhoben werden. Da die Einfchränfung im Ges oder Vers 
braud) eine Abminderung des Steuerertrages im Gefolge haben muß, jo muß bei der 
Anwendung der Aufwandjteuern ſowohl hinjichtlid) der Gegenftände, wie des Maaped 
der Bejteuerung mit äußerſter Vorficht verfahren werden. Die Beiteuerung des Ver— 
und Gebrauches von Gütern, die zur Befriedigung der Berürfnifie der Nothwendigfeit 
dienen, wird bei mäßigen Steuerfägen die reichten Erträge geben, die Befteuerung des 
Ver⸗ oder Gebrauches von Gütern, die zur Befriedigung von Bedürfnifien des Wohl: 
lebens dienen, wird bei hohen Sägen amſchnellſten ſich unergiebig erweifen ; bei mäßi- 
gen Sägen ift ihr Ertrag an ſich ſchon immer geringfügig. j 

Man kann zugeben, daß der Ge: und Verbrauch gewifier Güter ein wirthichatt: 
licher Act ift, von dem aus der Staat füglich Anlaß zur Erhebung einer Steuer neh— 
men fann, und es ſoll nicht geleugnet werden, daß gewille Gegenjtände des Ges und 
Verbrauchs als paflende Steuerobjerte anzufeben find. Allein jo bezeichnend ift jener 
Act doch feineswegs für die Steuerfäbigfeit und für das ftaatliche Intereſſe Des Steuer: 
pflihtigen, daß man es für gerechtfertigt halten fünnte, den gelammten Steuerbedarf 
auf dem Wege der Aufwandbefteuerung beizuziehen. Auch giebt es nur eine einzige 
Aufwanpfteuer, welche gleichzeitig für directe Erhebung ſich eignet, und nachhaltig er— 

iebige Erträge erwarten läßt, nämlich die Wohnungsiteuer in der Form der Mieth- 
teuer. Auf indirect erhobene und ihrer Art nad) nur der mittelbaren Erhebung zugäng* 
liche Steuern aber das gefammte Steuerivftem eines Etaated zu bafiren, hat das ge 
wichtige Bedenken gegen ji, daß dabei Dad Maaß der Steuererhebung nicht nach der 
Steuerfähigfeit und dem ftaatlihen Intereffe bemefien wird, auch der Steuerpflich— 
tige den Umfang feiner Steuerpflicht weder im Voraus veranjchlagen , noch nachträg- 
lich ermitteln kann. Es bliebe alfo als eine Aufwandfteuer, welche die mindejten Be 
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denken gegen fid) hat, jene einzige Wohnungsfteuer übrig. Und den ganzen Steuerbe- 
darf in Form diefer Steuer beizuziehen, empfieblt fidy deshalb nicht, weil da, wo Die 
Wohnungsvermiethung nur ein ausnahmsweile vorkommendes Geſchäft ift, Die Feit- 
ftellung des Steuercapitales, die Fiction gewiller Miethiäge, ſich als eine jehr unfichere 
und jeden feiten Anhaltes entbehrende Operation darſtellt. 

So lange e8 der Wiſſenſchaft noch nicht gelungen iſt, ein Steuerobject und eine 
Befteuerungsform zu finden, welche allen Anfprüchen der Bolitif und der Volkswirth— 
ſchaft möglichit gemügen , jo lange aljo das bisher übliche und von vielen Lehrern der 
Vollswirthſchaft nicht etwa als vorläufig das Beſte, jondern als überhaupt vollfommen 
gerühmte gemifchte Steuerſyſtem, in welchem die Schwächen der einen Steuer angeblid) 
durch die Vorzüge der anderen ausgeglichen werben follen, nicht eriegt werben kann 
durch ein einheitliches Steuerſyſtem, Durd eine einzige Steuer und eine einzige Be- 
fteuerungsform: jo lange werden allerdings and) die Aufwandftenern jchwer entbehrt 
werden fönnen, und zwar die Direct zu erhebenden ebenjowenig, wie Die mittelbar zu 
erbebenden. Aber auf Die vorerftige Beleitigung der legteren und die jpätere Miter- 
jegung der eriteren durch eine einzige andere, ftatt des Verbraudyes das Einfommen 
zum Ausgangspunct nehmende Steuer muß die Wiffenichaft doch fortwährend Bedacht 
nehmen. Bis dieſes Ziel erreicht werden fann, mögen die noch fortbeftehenden Aufwand: 
fteuern jo veranlagt werden, Daß fie bei dem mindeften Drud doch die ficherften Erträge 
geben, d. h. man wird für die eigentlichen Yurusiteuern Gegenjtände wählen müflen, 
in deren Verbraud eine Einſchränkung infolge der Befteuerung am wenigiten zu er 
warten ift, man wird die Zölle und Mauthen auf eine möglichft geringe Zahl von Ar- 
tifeln beichränfen und die Steuerjäge jo niedrig-ermeflen müflen, daß man eines gleich— 
bleibenden Grtrages und defien verfichert fein fann, daß durch die Steuererhebung 
weder die Befriedigung der Bedürfniſſe der Nothwendigfeit eingeichränft, nodı Das 
Griftengminimum angegriffen werden muß. Vergl. übrigens auch die Artifel: Steuer: 
weien, Zollwejen, Lurusfteuern, Dctroi, Accite.) A. Emminghaus. 
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Nur wenige Länder find in der Lage geweſen, auf ihre eigenen Producte bes 
Ichränft ein reiches Gulturleben entfalten zu fonnen, und die es im Stande waren, 
bez. durch Die Abgeichlofienheit ihres von ungeheuren Bergfetten, Wüſten oder weiten 
Meeren umjäumten Landes, ſowie durch die Armuth und die Barbarei ihrer Nachbarn 
au diejer Selbitgenügiamfeit halb und halb gezwungen waren, wie Aegypten, Indien 
und China, find mit der Zeit weitaus von jenen minder geiegneten Ländern überholt 
worden, deren Bewohner durch die geringe Mannichfaltigkeit der Producte ihres 
Bodens zum Auffuchen immer weiter ausgedehnter Taufchgelegenheiten veranlapt 
wurden, Denn nur der Tauſch, das Angebot von Gegenwerthen, vermag in großem 
Maapitabe vielfeitig und auf Die Dauer einem Lande die Erzeugnifie eines anderen 
auzuführen. Naubzüge, wie fie hin und wieder beherzte arme Gebirgsvölfer in Die 
Ländereien ihrer reicheren aber weichlicheren Nachbarn in der Ebene unternehmen, 
Tribute unterworfener Provinzen, conjumiren, weitentfernt den ohne Gegengabe 
Empfangenden deftomehr zu bereichern, ſowohl deſſen Volfsfraft im Kriegsdienit als 
die Productivfraft der zur Hingabe Gezwungenen durch nugloje Zerftörungen, nad): 
theilige Wirfung der Unfreiheit oder Unficherheit und Entziehung des fruchtbringen: 
den Gapitals, zumal der auswärtige Gewaltherrider es mit der Beſchränkung auf 
das Neuerzeugte nicht ſo genau zu nehmen pflegt, ſondern, lediglich durch die phyſiſche 
Unmöglichkeit weiterer Erpreſſung beſchränkt, mit dem laufenden Gewinn auch den 
werbenden Stod zu entführen kein Bedenken trägt. So hat das alte Rom die reich— 
ften Länder der alten Welt arm gemadyt, ohne doch jelbit rei geworden zu fein, und 
in ähnlicher Weile haben die Spanier die Ausdehnung ihres Gebiets in der neuen 
Welt verjtanden. Der Heißhunger tödtet die Henne, weldye goldene Eier legt. Cine 
fortgejegte Bereicherung fann nur jtattfinden bei einem Taufchverfehr, der beiden 
er für fie mußbarere Gegenwertbe für das, was fie hingeben, einbringt und 
intofern beide bereichert. 
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Die Möglichkeit des legteren ift lange Zeit bezweifelt worden, weil man nur 
auf das zwiſchen Ein- und Ausfuhr hin und wieder rollende, durd) einen aus: 
gebildeten Wedyielverfehr aber dieſes Dienftes in natura zum größten Theil ent: 
hobene Metallgeld und auf den Berfehr zweier Länder miteinander, nicht auf den 
gegenfeitigen Verkehr eines Landes mit allen übrigen das Augenmerk richtete, daher 
überſah, wie das im Handel mit einem beftimmten Lande vielleicht zur Ausgleichung 
von Waarenmehrempfang vorwiegend hinausgehende Geld im Handel mit einem 
anderen zur Ausgleichung des umgekehrten Berbältniffed wieder überwiegend herein: 
fanı und hereinfommen mußte. Es hätte ja ſonſt, wenn das Land nicht aus eignen 
Edelmetallminen den ſchwindenden Vorrath von Girculationsmitteln wieder zu ergän: 
zen vermochte, der Mangel an legteren ihren Werth in die Höhe treiben, mit anderen 
Worten, die Preiſe der Yandesproducte drüden und, jobald in diefen Richtungen das 
Niveau des Auslandes überftiegen, bez. unterboten wurde, ein Nüdjtrömen des Geldes 
zum Ginfauf von Producten für das Ausland zur Folge haben müfjen (vergl. unter 
Handelsbilang). Trogdem lag den, allerdings wie das Beijpiel Spaniens lehrt und 
die compendiöfe, den Schmuggel aufs Höchſte begünjtigende Natur der edlen Metalle 
der einfachften Ueberlegung an die Hand giebt, völlig erfolglolen mercantiliftifchen 
Geldausfuhbrverboten ein richtiger Gedanke zu Grunde. Es ijt nämlich nicht 
gleichgültig, mit welderlei Waare ein Volk auf dem Weltmarfte ericheint. ine 
Menge Gegenftände ift Durch ihre Untransportabilität, bez. die Unverbältnigmäßig- 
feit der Transportkoften zum Werthe des Objects Davon jo gut wie audgeichloffen oder 
doch nur für diejenigen Puncte, zwiſchen denen durch Waſſerverbindung ıc.) Die 
Transporte befonders erleichtert find, eines Austaufches fähig. Länder, deren ‘Pro: 
duction zum großen Theile in Gütern diejer Art befteht und deren Inneres nicht durch 
Natur oder Kunit bejonders zugänglich it, find hinfichtlich des größten Theils der 
in ihrem Ueberſchuſſe jonft vorhandenen Kauffraft gebunden. Nicht minder als die 
phyſiſche wirft audy die wirthichaftliche Schwierigkeit, eine Sade an den Mann zu 
bringen, lähmend auf die in den ausfuhrbereiten Dingen liegende Kauffraft. Dahin 
gehört der verhältnigmäßig jeltene oder auf ein enges Gebiet, einen beichränften 
Käuferfreis, begrenzte Bedarf. In beiden Beziehungen find Länder, welche Edel: 
metalle anzubieten haben, in einem großen Vortheil, da dieſe ohne bedeutenden 
Spejenverluft auf die größten Entfernungen hin verjendbar find und am leichteiten 
überall Abnahme finden, weil jelbjt Diejenigen, welche nicht unmittelbar danach 
Bedarf haben, fie wegen der großen Leichtigkeit, fid) Damit das eigentlich Gewünſchte 
anderweit zu verichaffen, gern annehmen. Dies gilt namentlich für einen noch nicht 
zu der Innigkeit entwidelten Verkehr, daß er dieſe Combinationen des Austauſches 
ohne unnügen Transport der Waaren jelbjt durch Ceſſion ihrer nur nody in Geld 
ausgedrüdten abftracten Werthe zu vermitteln im Stande wäre. Aber, wie gefagt, der 
Vortheil Des Geldbejiges für den Einzelnen, wie für ganze Völker beſteht eben darin, 
ibn überallhin erfolgreich anbieten zu können. Er erliſcht vollftändig, fobald dem 
Gelde, deſſen Directer Gebrauchswerth faſt null ijt, die Fähigkeit zur Veräußerung 
entzogen wird. Die Unterdrüdfung diefer Fähigkeit im internationalen Verkehr wenn 
ſie möglich wäre; factiſch ift höchitens eine Erichwerung denkbar) läßt freilich die 
Nugbarfeit im internen beftehen und vernichtet deshalb nicht den ganzen Werth des 
Geldes, wie es für den Einzelnen der Fall fein würde, der es nie ausgeben dürfte. 
Aber fie beſchränkt ihn Doch, indem fie eine feiner Auwendungsweilen lähmt, und die 
Folge davon müßte jein: Sinfen des Geldpreiſes oder, was daſſelbe iſt, Steigen der 
Waarenpreife, Etwas, wogegen man doch in derfelben Zeit der größten Bevormun— 
dung durch Taren ꝛc. auf alle Weife eiferte, und was fich in noch viel ſtärkerem Maaße 
zeigen müßte, wenn es gelänge, Das mercantiliftiiche Ziel einer fortwährenden fünfte 
lien Vermehrung des Edelmetallvorrathes in einem Lande zu erreichen. Man 
müßte denn, was allerdings der politiichen Richtung jener Zeit, aber feineswegs 
dem wirtbichaftlihen Vortheil des betr. Volkes entiprochen haben dürfte, durch Todt- 
legen in einem großen baaren Staatsichage, ehemals eine der nothwendigiten Voraus: 
jegungen fteter Kriegsbereitichaft, das überzählige Geld feiner Rückwirkung auf bie 
Circulation gewaltfam berauben. Aber in praxi wird es niemals damit Noth haben, 
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denn im einem Lande, wo die Waarenpreife hoch ftehen und der Geldwerth niedrig, 
wird Niemand faufen wollen und fo die Hauptveranlaffung zum weiteren Geldzu— 
ftrömen wegfallen, und jelbft der inneren Edelmetallproduction würde jchließlich ein 
Damm gezogen, wenn der bereitd vorhandene Ucberfluß im Vergleich zu den hoben 
Waaren:, alfo auch Minenmaterialpreiien, Löhnen ıc. den Betrieb nicht mehr ren— 
tabel ericheinen ließe, weshalb denn aucd die Mercantiliften (f. d. es für nöthig 
hielten, ein abfolutes Gebot des Betriebes, ſelbſt mit geichäftlichem Verluſt (den 
natürlich dann der Etaat aufhalten könnte), aufzuftellen. 

Auf indirecten Wegen ift die Wirthichaftspolitif, nachdem fie ſich von der Un: 
erreichbarfeit auf Directem überzeugt, noch lange dem Phantome einer Verhinderung 
der Geldausfuhr — —— Sie ſuchte es aber dann zu erreichen durch Fern— 
haltung folder Einfuhren ſ. d.), welche zunächſt mit Gelde bezahlt werden mußten, 
namentlich durch Verbote gegen den Verbrauch von Colonialwaaren und ähnliche 
ausländiiche ‚Luxusartikel“, wobei fie an der altväterlichen Liebe herkömmlicher Ein— 
fachheit und Genügiamfeit eine, freilich auch dem Strome der Zeit nicht gewachſene 
fittenpolizeilihe Unterftügung fand. Schließlich eracdhtete man es le die 
doch einmal nicht zu hindernde Sadye blos durch Zölle zu erichweren, wobei man 
wenigftend die Genugthuung hatte, einen Theil des zum Hinausſtrömen bereiten 
Geldes in dem bedürftigen Staatsjädel zurüdzubalten, und auf diefem finanziellen 
Standpuncte ift die Frage heutzutage meiftens ftehen geblieben ſ. Zollwefen). 

Dagegen find auf einem anderen Wege Ausfuhrverbote aus national: 
wirthſchaftlichen NRüdjichten hereingefommen oder richtiger als Reſt einer anderen 
Gonjequenz jened Syſtems ftehen geblieben. Zu den Mitteln, das Geld im Lande zu 
mebren, gehörte nämlich nad) dem Mercantilivfteme die Entwidelung einer ftarfen 
erportfäbigen Induſtrie, theils, weil die verarbeiteten Producte werthvoller und 
dadurch ausführbarer wurden, theils, weil man eine tüchtige Induftrie ohnehin heben 
mußte, um nicht Das Geld für die Verarbeitung der vielleicht im Inlande erzeugten 
Rohſtoffe außer Yandes gehen lafjen zu müfjen. Die Verweiſung des inländijchen 
Bedürfniffes an die inländische Induftrie fonnte man allerdings erzwingen durd) Ver: 
bot der Einfuhr ver gleichen ausländiichen Artifel. Das fremde Geld hereinzuzichen 
vermochte jedoch nur eine jeder Concurrenz, jelbft wo fie von auswärtigen Zöllen 
unterftügt wurde, gewachſene Induſtrie. Um ihr dieſe Concurrenzfähigkeit zu erhalten, 
wollte man ihr den billigiten Bezug der Rohitoffe ſichern und beionders gern arbei- 
tete man zugleich dem Auffommen auswärtiger Concurrenz, wo es nicht geradezu 
darch gewaltiane Zerftörung auswärtiger Etabliſſements und Ueberführung der Ars 
beiter ind eigne Yand geſchehen konnte, dadurd) entgegen, daß man die etwa vom 
Inlande in befonderer Fülle oder Schönheit erzeugten Robproducte durdy ein abfo- 
lutes Ausfuhrverbot ganz der inländischen Induftrie vorbehielt, weldye natürlidy als 
alleinige Käuferin es befier in der Hand hatte, die Preiſe zu drüden, dafern nur nicht 
dadurdy die Urproduction felbft, die ſich doch nicht überall anbefehlen ließ, allzuſehr 
abgeichredt wurde. Ueber das Bedürfniß der inländiichen Jnduftrie hinaus branchte 
fie ja nicht zu produeiren, da der Bedarf, wo möglich der ganzen Welt, der Theorie 
nad) eben durch dieſe befriedigt werden follte. Dafür opferte man gern die durch 
einen ftärferen Antrieb zur Production des Rohmaterials etwa entftehende günitigere 
Gonjunctur und freiere Wahl, wobei man ja nad) dem Grundfage: „Wer im Rohre 
gt, Schneider ſich Die beiten Pfeifen“ (Aehnliches ift wenigftens zur Begründung der 
Ueberlegenbeit der engliſchen Baumwollenipinnerei oft behauptet worden), Die natürs 
lie Vorhand gehabt hätte. 

Das 19. Jahrhundert hat war den eigentlichen Mercantilismug über Bord ge: 
worfen, und was daran erinnernd im Schutzſyſtem zurücdgeblieben ift, hat weniger 
die Erhaltung des Edelmetalls im Lande, als die Zuwendung des Arbeitöverdienftes 
an die einheimifchen Arme und die ganze mit einer entwidelten Induftrie verbundene 
jorialpolitiiche Hebung des Staats im Auge. In den Maafregeln kommen jedoch) 
beide häufig zufammen, fo auch in den Ausfuhrverboten hinſichtlich gewiſſer Induftries 
tohſtoffe. Hinfichtlic des Einen derfelben, der Wolle, hat das Intereffe in Deutſch— 
land fich dadurch erledigt, daß die große Veränderung des landwirthichaftlichen Be: 
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triebs infolge der Serpitutenablöfung und des ſtärkeren Nahrungsmittelbedarfs einer 
Ichnell wachjenden Bevölferung, die Wollproduction nicht nur dem Bedarfe nicht folgen 
ließ, ſondern effectiv verminderte, jo daß man, ftatt dem Auslande den Rohftoff zu 
Tuchen ꝛc. vorenthalten zu fönnen, jelbft bei demjelben (Gapland, Auftralien, Ruß— 
land) zu Borg gehen mußte. 

Anderer Art find die namentlicdy bei periodiich dringendem Bedarf verjuchten 
Ausfuhrverbote auf Gonjumtibilien. Hierher gehören in erfter Linie Die 
Getreidezölle, die wir als Mufter der ganzen Claſſe ins Auge falten wollen. Sie 
follen ven Erfolg haben, in einem für feinen Bedarf gededten Kunde das Steigen des 
Preijes durd die Ausfuhr nach denjenigen Ländern, welche den ihrigen durch ihre 
Ernte nicht gededt jehen, zu verhindern. Länder, welche jelbft der Einfuhr bepürfen, 
fönnen die Maaßregel ſchon um deshalb nicht befürworten, weil fie auerft unter deren 
Anwendung jeitens ihrer Nachbarn zu leiden hätten. Gin warnendes Beifpiel gab in 
dieſer Beziehung Defterreich 1847, welches im Verlaß auf feine reicheren Hülfsmittel 
eine gegenjeitige Getreidejperre mit dem Zollverein provocirte und dadurd) Tirol, dem 
bei der Mangelbaftigkeit der Verbindungen mit den getreidereicdyen nördlichen und 
öftlihen ‘Provinzen von dorther wenig Hülfe fommen fonnte, jeiner natürlichiten und 
wohlfeiliten Verproviantirung aus dem nahen Bayern beraubte. Länder, die an der 
See liegen, deren Verbindungen aljo nicht durch Zollmaaßregeln ihrer Nachbarn unter: 
bunden werden fünnen, haben allerdings injofern freieres Spiel, ald es zur Zeit immer 
noch Länder giebt, welche Getreide zur Ausfuhr produeiren*) und nur durch den Er: 
port dejjelben ſich andere nöthige Artikel aus dem Auslande, bez. das Geld zu deren 
Anfauf verichaffen können, alſo hinfichtlidy der Ausfuhrverbote nidyt Gleiches mit 
Gleichen vergelten können. Dann unterliegen fie aber immer noch den übeln Rück— 
wirfungen, welche das Ausfuhrverbot auf Die ed verhängenden Staaten jelbft übt. 
Es werden dadurch den eignen Aderbauern, vorausgefegt, daß der Preis auswärts 
wirklich um joviel niedriger fteht, daß mit Vortheil erportirt werden könnte (und 
nur dann hat das Verbot überhaupt eine Bedeutung), die günftigiten Chancen ent 
zogen. Der Jmpuls, fit) dem Aderbau mit möglidyitem Eifer zu widmen, weld)en 
die getreidebedürftigiten Staaten im Intereſſe der Nahrungsficherheit ihrer Bewohner 
am meijten herbeiwünſchen mochten, bejteht aber in dem durchichnittlichen Ertrage 
des Aderbaus und diefer Durchichnitt wird durch die Abichneidung der günftigiten 
Chancen jedenfalls gemindert. Auf der andern Seite übernimmt man durch Diele 
künſtliche Ausſchließung vom allgemeinen Getreideweltmarfte das aud) für Die getreide— 
veichiten Gegenden dabei immer vorhandene Rifico (man denfe an die furdytbare 
Hungersnoth Ungarns im Jahre 1563 unmittelbar nad) den Jahren des reichlichiten 
Exports ganz auf die eigenen Schultern. Man handelt alfo dem Beilpiele entgegen, 
welches ſonſt durch das Princip der Verfiherung als das richtigfte anerfannt wird, 
unberechyenbare Chancen auf einen möglichjt weiten Kreis zu vertheilen, und conier: 
virt den Uebelſtand ſchnell nad) localen Verhältnifien wechjelnder Preife gerade auf 
einem Gebiete, welches wegen des Zulammenbanges des Hauptnahrungsmittelpreiled 
mit der Griftenzmöglichfeit und dem Lohne der zahlreichiten Ginwohnerclaffe, der dem 
Kornpreife nur ſchwer zu folgen vermag, die Vermeidung von Schwankungen bejon: 
ders wünſchenswerth macht. Diefe ift aber mur zu erreichen durdy die Vertheilung 
der guten und ſchlechten Ernten auf einen möglichjt weiten Kreis, wodurch die einen 
den andern immer etwas die Wage halten, alſo durch Freigebung des Getreideverfehre. 
(Ueber die bloße Befchränfung des Erports von Rohjtoffen und Gonjumtibilien durd) 
Ausfuhrzölle vgl. den folgenden Artikel. 

Nein aus politifchen Gründen erfolgen endlich für einen vorübergehenden Zwed 
Ausfuhrverbote in Bezug auf Kriegsmaterial, die fid jedenfalls um ſo 
mehr rechtfertigen laſſen, je ſtrenger fte fi auf diefes beſchränken und je weniger ſie 
die Volfswirthichaft im Allgemeinen erſchüttern. Die Holländer begnügten ich in 
ihrem Befreiungsfriege gegen die Spanier in Bezug auf Die den legteren zuzuführen— 





*) In der Hanvdelspolitif diefer hat die Theorie von der möglichen Verarmnng des Bodens 
durch nachhaltige Getreideausfuhr noch Feine Stätte gefunden. 
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den Artifel zum Theil mit einer Maaßregel, weldye nur auf eine Erſchwerung, ähnlich 
einem Zolle, binauslief, indem fie die Erlaubniß zu diefem Handel (Licens) befon- 
ders erfaufen liegen, und auch gegenwärtig findet bisweilen etwas Nehnliches ftatt, 
wenn das Verbot der Ausfuhr, dann freilidy oft nur, um die Neutralität zu wahren, 
blos nad) einer gewiffen Seite oder Grenze hin ausgeiprocdyen wird, wodurch dem 
Gegner der Bezug wenigſtens um die Koften des Ummegs vertheuert wird, dafern 
ihm nämlich ein Polher offen fteht. Verhindert wird durch foldhe Verbote ein Krieg 
natürlich nicht, denn eine ſolche Abhängigkeit, wie die, in der fich feinerzeit die alten He: 
bräer den Waffenjchmieden der Philifter oder in früheren Zeiten große europäiiche 
Mächte der ficilianifshen Schwefelzufuhr gegenüber befanden, von einem einzigen 
fremden Staate fommt heutzutage faum mehr vor, zumal alle eigentlichen Militair: 
ftaaten dafür Sorge getragen haben, daß ihnen das Nöthigfte an Waffen und Muni— 
tion ꝛtc. auf alle Fälle gefichert ift, einfeitige Erichwerungen alfo faum möglich find, 
und wirklich vertheuerte Verſorgung mehr durd) Schädigung der feindlichen Finanzen 
die Kriegskraft des Feindes beeinträchtigt. Uebrigens bringen Kriegszeiten foviele 
factiihe Störungen des freien Verkehrs nothwendig mit fi, daß an eine reine Ver: 
wirklihung der Theorie deffelben ohnehin nicht gedacht werden fann und die unaus— 
bleiblihen Rüdwirfungen auf die regelmäßigen allgemeinen volfswirtbichaftlidyen 
Beziehungen das verhinderte Auffommen eines ſich in beichränftem Kreife erit bilden 
den großen Verkehrs mit Keiegsmaterial, welches gewöhnlich doch noch, nur nad) 
einer andern Richtung gebraudyt wird, zu einer untergeordneten Frage herabvrüden. 

Im Gegenjag zu den ſämmtlichen bisher betradyteten Ausfuhrhinderniffen find 
aud Begünftigungen der Ausfuhr aufzuführen. In der grelliten Form freilich, 
als Ausfuhrprämien, welche dem Fabricanten gezahlt wurden, um ihn zur Aufiuchung 
auswärtiger Gejchäftsverbindungen anzuregen, was doch ſchon fein eigenes Intereſſe 
thun müßte, find diefelben mit dem Mercantilismus außer Gebraud gekommen, 
welcher joldye Verausgabung, die, fortgelegt, ein Gejchenf an das Ausland invol: 
virt hätte, mit dem Umſtande entichuldigen zu fönnen meinte, daß ja das in der 
Prämie gezahlte Geld im Lande bleibe, das für den Artifel vom Auslande gezahlte 
aber den inländiichen Vorrath mehren helfe. Unbefangenere Prüfung hat —— 
daß der zur Production conſumirte und durch die Bezahlung nicht gedeckte Mehrwerth, 
gleichviel in welcher Form, im Gegentheil dem Lande verloren gehe. Indirect werden 
übrigens doch noch von Staatswegen Opfer für die Einleitung von Abſatzverbin— 
dungen gebracht dur Ausjendung von Handelserpeditionen, Straßenbaunten ıc. zur 
Erleichterung der Abfuhr von Bodenfhägen, wobei allerdings die Rückſicht auf die 
nicht blos wirthichaftliche Schwierigkeit der Erfüllung folder Berkehrevorausiegungen, 
fowie auf deren bleibenden und über den vorliegenden Zwed hinausreichenden Nugen, 
nicht minder die Hoffnung auf Rembourfirung der Auslage ſchon durch die indirect 
der Allgemeinheit beim Aufblühen des fraglichen Geichäftszweiges zufallenden Vor: 
theile mit bereinichiebt. 

Anders zu beurtheilen find die uneigentlidy wohl auch „Ausfuhrprämien“ genann— 
ten, nur bei übermäßiger Gewährung, wie fie z. B. in Frankreich 1848 im Intereſſe 
der leidenden Induftrie nöthig befunden wurde, zu ſolchen im eigentlichften Sinn ſich 
geitaltenden Steuerrüdvergütungen oder Rüdzölle (Drawbacks). Dieje 
„Erportbonificationen“ find, wo fie nicht über ihren Zwed hinausgehen, einfad) ein 
Act der Nothwendigfeit, wie der Gerechtigkeit, und eine vielleicht beichwerliche aber 
folgerichtige und praftiiche Conſequenz des Syſtems der indirecten Befteuerung fo: 
wohl auf die Einfuhr von Rohftoff oder Halbfabricaten, als auf inländische Produc— 
tion. Man würde den inländifchen Producenten die Mitbewerbung auf dem Welt: 
marfte erfchweren, wenn nicht unmöglich machen, wollte man ihn zwingen, feine Rob: 
ftoffe, mit jenen Abgaben belegt, theurer als feine davon freien ausländischen Con— 
currenten zu faufen, während dabei doch eine inländijche Gonjumtion, welche allein 
durch die indirecten Steuern getroffen werden foll, gar nicht in Frage fommt. Man 
gewährt daher etwa den auf ausländiiches Eifen, weldyes zur Fabrication einer ins 
Ausland beftimmten Maſchine verbraucht wurde, erhobenen Zoll zurüd, läßt ſich, wo 
dergleichen regelmäßig in großem Umfange vorfommt, denfelben wohl aud) vorläufig 
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ar nicht bezahlen, fondern geftundet ihn bis zum Nachweis über die endgiltige Be- 
timmung des eingeführten Rohſtoffs. Es ift dies die Fortiegung der für den 
Zwiichenhandel (die Einfuhr zur umveränderten Wiederausfuhr) ziemlich allgemein 
beitehbenden Vergünftigung auf die Wiederausfuhr in verändertem Zuftande. Ein 
Gleiches geichieht bei ausgehenden Spiritusfabricaten hinſichtlich der vorber zu 
zahlen gewefenen inländifchen Altoholproductionsfteuer, bei einheimifchem Runkel— 
rübenzuder, der ins Ausland geht, hinfichtlich der Rübenſteuer ıc., und würde eigent: 
(ih, wenn man nicht die Koften und Sdywierigfeiten der Gontrole, im Vergleich mit 
der zu erhoffenden Größe des Erfolgs, ſcheute, noch bei einer Menge Gegenjtänden 
geichehen müfjen, deren Production zum Erport durch die in jo außerordentlich vieljei: 
tiger Wechjelwirfung ftebende Zollgefeggebung unmöglich gemacht wird. 

Zum Schluß möge noch ald Jlluftration der Eingangsbemerfung über die nad) 
der Beichaffenheit ihres Ausfuhrangebots jo außerordentlich verfchiedene Kaufkraft 
der verichiedenen Nationen eine ſummariſche Ueberſicht der mit ſehr ungleicher 
Schnelligfeit — im Zollverein für das nichtamtliche Publicum eigentlidy gar nicht — 
zur Veröffentlichung gelangenden und daher von verjchiedenen Jahren aufgeführten 
Ausfuhr der 7 europälichen Hauptitaaten nad) ihrem ungefähren Taxwerthe umd 
ihren Haunptartifeln Plag finden. Es ift jedoch hierbei in Erinnerung zu bringen, 
daß die Handelsausweile nicht aller Länder den eigentlihen Erport einheimiſcher 
Producte, von der bloßen Wiederausfuhr fremder (und umgefehrt bei der Ginfuhr), ald 
„Specialhandel“ von dem jenen mitbegreifenden „Beneralbandel“ trennen; 
daß die Abichägungen natürlich ein um jo unficherer Maaßitab bleiben, je weniger 
die Behörden etwa wegen zu erhebender Werthzölle die Genauigfeit der Declarationen 
zu prüfen haben, daß nicht nothwendig blos aus diefen, jondern auch aus der Mul- 
tiplication gewiſſer Baufchaljäge mit den erportirten, bez. importirten Quantitäten 
der Gefammtwerth der Aus: und Einfuhr möglichit ermittelt ſein kann; endlich daß man 
in mandyen Ländern mindeftens neben den auf die wirklichen derzeitigen Durch— 
fhnittswerthe (valeurs actuelles) geftügten Berechnungen nody jolche nad) je: 

enannten „vfficiellen Werthen“ führt, wobei die Preiſe einer willfürlich be 
—— früheren Epoche unveränderlich zu Grunde gelegt werden, um die Verände— 
rungen des Geſammtergebniſſes, welche lediglich durch die Preisfluctuationen hervor: 

erufen werden und 3. B. den großen Ausfall des Verkehrs in Baummollmaaren 
eit dem Beginne des amerifanifchen Bürgerkriegs durch gleichzeitige Preisfteigerung 
in den Erportwerthausweilen großentheild unfenntlid machen, von den Wirkungen 
reellen Mehr: oder Mindererports und -Imports fondern zu können. Nach diefer 
Warnung vor zu weit tragenden Ecylüffen aus den nachitehenden Zahlen mögen biete 
felbft folgen. 

Spaniens Ausfuhr im Jahre 1860 wurde auf 1098 Millionen Realen ge: 
Ihägt. Davon 363 Millionen in Weinen und 105 in Rofinen, 149 in Metallen, 
87 in Mehl, 49 in Getreide und Hüljenfrüchten und 45 in Wolle. 

Italien erportirte im Jahre 1859 für 569 Millionen Lire, davon 184 Millio: 
nen in Seide und Seidenwaaren, 60 Millionen in Getreide, 45 in Del, 35 in Früd): 
ten, 24 in Wein und Branntwein, 

Frankreichs Ausfuhr an eigenen Producten erreichte im Jahre 1862 einen 
Werth von 2242 Millionen Frs., davon 210 Millionen in Wein, 56 in Branntwein, 
363 in Seide und Seidemvaaren, 221 in Woll:, 63 in Baummvollgeweben, 140 in 
Kurjwaaren. 


Englands Erport an Producten der vereinigten Königreiche repräfentirte im 
Jahre 1862 einen Werth von 124 (im Jahre 1861: 136) Millionen Pfund Sterling, 
davon famen gegen 50 Millionen Pfund Sterling auf Gewebe, nämlih Baumwolle 
30’, Millionen, wollne 13, leinene 5, ſeidne 1,, Mil. In Sarnen wurden gegen 
12 Mill. Pfund Sterling erportirt, nämlid) 6, (im Jahre 1860: 9,,) Mill. in 
baummvollenen, 3,, in wollenen und 1,, in leinenen. Die Ausfuhr von Eiſen und 
Eifenwaaren belief fid) auf 11, dazu die von fog. hardwares und cutlery auf 3,s 
Mit. Pfund. Die ausgeführten Maſchinen repräfentirten einen Werth von 4 Mill. 
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Pfund. Waffen und Munition wurden ausgeführt für 2,,, endlich Steinfohlen und 
Eofs für 3%, Mil. Pfund Sterling. 

Der Zollverein erportirte im Jahre 1861 für 354 Mill. Thlr. an eigenen und 
fremden Propducten , daher ſich 4. B. unter den Robftoffen bedeutende Poſten finden, 
die ihrer Natur nach nicht in Deutſchland erzeugt jein können, jondern nur dem Zwi— 
ſchenhandel angehören, 3. B. für 10 Mitt. Thlr. Baumwolle. Die wichtigite Poſt 
unter den Rohſtoffen bildet die diesmal bis auf 64 Mill. Thlr. geftiegene Getreive- 
ausfuhr, woneben no 4°, Mit. Thlr. Mehlfabricate; ferner gegen 7 Mitt. Thlr. 
Vieh, 2 Mill. Thle. Butter, 7'% Mill. Thlr. Sämereien, gegen 2 Mill. Thlr. 
Federn, 2'/, Mill. Thlr. Häute und Felle, 22 Mit. Thlr. Holz, 10 Mit. Thlr. 
Steinfohlen, 7%, Mill. Thlr. Wolle, 2", Mill. Thlr. Flachs, Hanf und Werg, 
3 Mill. Thlr. Hopfen, gegen 2 Mill. Thlr. Tabak, 4 Mill. Thlr. Zink, 1%, Mil. 
Thlr. Blei, 1 Mill. Thlr. Kupfer und Meffing; dagegen Zinf-, ſowie Kupfer- und 
Meifingwaaren für je ca. 2 Mill. Thlr., Eifenwaaren für ca. 7 Mit. Thlr., Inftrus 
mente für 2 Mill. Thlr., Kurzwaaren 14 Mill. Thlr., Irdenwaaren 5 Mill. Thlr., 
Glaswaaren 4 Mill. Thlr., Holzwaaren 5 Mil. Thlr., Leder» und Pelzwaaren 
75 Mill. Thlr., Garne für 6 Mill. Thlr. (davon für 3 Mill. Thlr. baummwollene) , 
Gewebe für 94 Mill. Thlr. nämlich wollene 36, ſeidene 27, baumwollene 20 und 
leinene 11 Mill. Thlr.), Kleider für 2%, Mill. Thle., Papier und Papierwaaren für 
3%/, Mitt. Thlr., Ehemicalien für ungefähr 5 Mitt. Thlr., Wein für 3'%,, Brannt- 
wein für 424, Tabafsfabricate für nahezu 2 Mill. Thlr. u. ſ. w. 

Deiterreich erportirte im Jahre 1860 für 317 Mill. Gulden, darunter befan« 
den ſich Webe- und Wirkwaaren für 45, Weber und Wirf- (Rohe) ftoffe für 39%, 
Mitt. Gulden. Die legte Poſt hat durch die Abtretung der Lombardei mit ihrer rei- 
chen Seidenproduction eine bedeutende Abminderung erlitten. Die Gefammtausfuhr 
der 10 Jahre 1851 —60, deren Zehntel aljo den Durchſchnittsexport eines Jahres er: 
geben würde, betrug nämlich; 2500 Mill. Gulden. Davon Webe- und Wirkitoffe 745 

ill. und zwar Seide 512, Wolle 220 Mill. Gulden ıc., Webe- und Wirkwaaren 
358, Holy, Glas: ıc. Waaren 206, Inftrumente, Mafchinen, Kurzwaaren 163, 
Feld» und Gartenfrücdte 167 (1861: 28%, Mill.), Wein 131, Metalle 260 Mill. 
Gulden. Davon fommen jedod) allein 200 Mill. auf die Edelmetallausfuhr, nament- 
lich ver legten Jahre. 

Rußlands Ausfuhr bezifferte fich im Jahre 1861 auf 177 Mill. Rubel, darun— 
ter für 69 Mill. Getreide, für 6 Mill. Hol. für 20 Mill. Flachs und Hanf, für 
11'/, Mill. Leinfaat, für 12", Mill. Talg , für 11 Mil. Wolle umd für 2%, Mill. 
Felle und Häute. Petermann. 


Ausfuhrzölle. 

Es iſt eine für den unfritischen Geift fehr plaufible Annahme, daß die Ausfuhr- 
zölfe eines der unſchädlichſten und gerechtfertigteften Mittel zur Erzielung von Staats: 
einnahmen bilden. Was an inländifchen Erzeugnifien ausgeführt wird, ift an das 
Ausland verfauft — fo fagt man — und die Abgabe, womit Diele Ausfuhrartifel be 
laftet werden, verlegt das Inland nur, das Ausland muß fie ſchließlich bezahlen, mit 
den Ausfuhrzöllen beftenert man alfo das Ausland. Dies ift weder der ältefte, noch der 
einzige Rechtfertigungsgrund, den man zu Gunften der Ausfuhrzölle beizubringen ver: 
fucht hat. Als diefelben auffamen, war man überhaupt um Gründe nicht beforgt , Die 
Ausfuhr erfchien als einer der volfswirthichaftlichen Acte, welche, da fie ſich auf gewiflen 
Handelöftraßen, von gewifien Märkten und Häfen aus vollziehen, bejonderd geeignet 
erichienen,, eine Quelle für die Bereicherung der landesherrlihen Finanzen abzugeben, 
und man griff zu, wo man dieſen Zwed mit einiger Sicherheit erreichen fonnte, unbe: 
fümmert um die volfswirthichaftlihen Wirkungen diefer Befteuerung. Später, ald ed - 
bin und wieder doch nöthig fchien, für die eine oder andere Finanzmaaßregel Gründe 
zu finden, war man, was die bereits beftehenden Ausfuhrzölle anbelangt, um jolche 
nicht verlegen; die plaufible Nechtfertigung lag eben in der Annahme, daß man durch 
die Ausfuhrzölle das Ausland fich tributpflichtig mache. Noch fpäter— in den Zeiten 
des Mercantilfoftems — mußte man zugeben, daß diefer Grund, wenigftens in vielen 
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Fällen, nicht ftichhaltig ſei; man hob einzelne Ausfuhrzölle auf und führte andere ein, 
oder erhöhete fie — Beides, um den ausländifchen Handel und die einheimijche In- 
duftrie zu befördern. Die Befreiung aller Ganzfabricate von Ausfuhrzöllen , ja die 
Prämiirung der Ausfuhr ſolcher einer- und die Erhebung von Ausfuhrzöllen von in- 
ländifchen Robftoffen und gewiſſen Halbfabricaten andererjeits gehören zu den Fun— 
damentalmaapregeln des Mercantilivitems. Man wollte auf dieſem Wege der inländi- 
ſchen Induftrie die Robftoffe und Halbfabricate zu möglichft billigen Breiten verichaffen, 
und die Ausfuhr von Ganzfabricaten mußte thunlich erleichtert und befördert werden; 
denn fie trug ja zur Schaffung einer günftigen Handelsbilanz bei. Die Mercantiliften 
hatten ſich alſo von dem Vorurtheile bereits freigemadt, daß man mit den Ausfuhr- 
zöllen unter allen Umftänden das Ausland beſteure. Wenigftens hinſichtlich Der Ganz— 
fabricate waren fie darüber nicht im Zweifel, daß die fünftliche Vertbeuerung infolge 
der Ausfuhrzölle ven ausländischen Markt immer unzugänglicher mache, Daß wenn es 
dem Erporteur zufällig einmal gelinge, für den entrichteten Ausgangszoll in dem Preiſe 
feiner Waare voll entſchädigt zu werden, jedes ſolches für ihn anjcheinend günftige Ge- 
ſchäft einen Sporn für die ausländische Induftrie enthielt, ihm Goncurrenz zu machen, 
den Preiszuichlag des Zolles jelbft zu verdienen. Auch von dem Vorurtheile war man 
abgefommen, daß wenigitens bei gewiſſen Artifeln, für deren Erzeugung man eine Art 
von natürlichem Monopol befige, die Ausfuhrzölle unbedenklich ſeien; man fagte fich, 
daß diefes natürlihe Monopol um fo befier ausgenugt werden fünne, je weniger feine 
Ausnugung beichränft werde, je maflenhafter aljo die Ausfuhr folder Erzeugniſſe zu— 
nehme, die man im eigenen Lande wegen der vorhandenen natürlichen Bedingungen aus— 
ſchließlich, oder doc) in befonderer Güte und Mafle erzeugen fönne; eine Belaftung der 
Ausfuhr ſolcher Erzeugniffe werde das Ausland auffordern, auf Surrogate zu denfen, 
den auswärtigen Abjag vermindern, eine reiche Quelle des Bolfswohlftandes verfiegen 
machen. Von diefen Erwägungen zu der andern, daß aud) eine Belaftung der Aus— 
fuhr inländiicher Robftoffe diefen nachtheiligen Erfolg haben müffe, wäre nun ein klei— 
ner Schritt geweien. Das Mercantiliyftem hat diefen Schritt nicht gewagt und fonnte 
ihn bei feiner einfeitigen, parteiifchen und verblendeten Vorliebe für Die, Sanzfabricate 
erzeugende,, Jnduftrie, bei feiner Unfenntniß des organiichen Zufammenwirfend der 
volfswirthichaftlihen Kräfte nicht wagen, und bis auf den heutigen Tag ſteht das 
Wirthichaftsleben der meiften Gulturvölfer der Erde noch fo fehr unter dem verderb- 
lichen Einfluffe der Irrthümer des Mercantilſyſtems, daß man in der That, wenigſtens 
für gewiffe Erzeugnifle , die Ausfuhrzölle mit mercantiliftifchen Gründen zu rechtferti- 
gen ſucht. In den europäifchen handelspolitiihen Syftemen giebt ed nur wenige, bei 
denen auf die Ausfuhrzölle noch aus finanziellen Gründen ein befonderer Werth gelegt 
würde. Man weiß doc zu gut, daß Alles, was man vom Auslande braucht, mit in: 
ländifchen Erzeugniffen bezahlt werden muß, daß man ſich mit den Ausfuhrzöllen einfach 
in demielben VBerhältniffe zahlungsunfähiger macht, in dem man die Ausfuhr ein- 
Ihränft, daß die Hoffnung, die Abgabe werde auf den ausländiichen Käufer „über 
zuwälzen“ fein, eine fehr unfichere , trügeriiche und in den feltenften Fällen zutreffende 
Hoffnung ift, und daß die finanziellen Ergebniffe auch nur derjenigen Ausfuhrzölle, 

welche vom Standpuncte des Mercantilipftems gerechtfertigt ericheinen, in gar feinem 
Verhältnifie ftehen zu den damit verbundenen Verfehrserfchwerungen. Aber aus Rüd- 

lichten der jogenannten Volköwirthichaftspflege, den weientlichen Rüdjichten , welche 
heutzutage noch für die Ausfuhrzölle geltend gemacht werden, glaubt man mit den 
legteren noch nidyt oder doch nicht völlig brechen au dürfen. Und audy da, ıwo man 
fid) auf diefe Rüdfichten beichränft, hält man von verichiedenen Gefichtspuncten aus 

verfchicdenartige Ausfuhrzölle für unumgänglih. Zuvörderft meint man die Ausfuhr 

folder Erzeugnifie temporär oder dauernd belaften zu müſſen, welche zur Befriedigung 

von Bedürfniſſen der Nothwendigfeit dienen, und welche daher thunlichit „im Lande“, 

auch thunlichit niedrig im Preife erhalten werden müflen. Was man bier durch Aus— 

fuhr zölle zu erreichen gedenft, hat man öfter auch durch Ausfuhrverbote zu erreichen 

verjucht. Die Abfiht der Ausfuhrzölle ift hier die gleiche, wie die der Ausfuhr: 

verbote , die Zölle find nur ein minder rigoriftifches Mittel. Befonders häufig hat man 

in diefer Abficht Getreide -Ausfuhrzölle eingeführt. Ein getreivearmes Land, fagt 
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man, muß davor gefchügt werden, daß Mißernten Theurung erzeugen, daß das wenige Ge- 
treide, welches es erzeugt, auch noch ins Ausland gehe, und daß es hinfichtlich der Dedung 
feines eigenen Bedarfs vielleicht größtentheils noch auf das Ausland angewiefen werbe. 
Wenn man aber fo großen ee auf Selbftverforgung mit Getreide legt, jo darf man 
die getreideerzeugenden Landwirthe nicht des jchärfften Sporns zur Ausdehnung ihres 
Gewerbes berauben ; dieſer Sporn liegt eben darin, daß fie ficher find, jederzeit ihr Er- 
zeugnig da an den Marft bringen zu können, wo es am vortheilhafteften für fie ift. 
In Zeiten der Getreidenoth — der Korntheurung — hat der Ausfuhrzoll gar feine Wir: 
fung ; denn da denken die Erzeuger nicht an den Erport; fie können es ja bequemer ha- 
ben im eigenen Lande. Wenn die Landwirthe aber in Zeiten, wo Getreivenoth ringsum 
in der Nachbarſchaft, im eigenen Lande aber Ueberfluß herrſcht, in der Ausfuhr ihres 
Erzeugnifles behindert werden, dann wären fie Thoren, überhaupt nod) ferner der Ge- 
treideerzeugung ihr Gapital und ihre Arbeit vorzüglich zuzuwenden; dann werben fte 
viel befler thun, eine andere Frucht zu cultiviren; fie werden das auch nicht unterlaffen 
und was mit den Getreide - Ausfuhrzöllen abgewendet werden follte, tritt dann gerade 
ein, nämlich mindere Fähigkeit zur Selbftverforgung mit Getreide. Daß der Stand— 
punct der Selbftverforgung & tous prix überhaupt ein verfehlter ift, fommt noch dazu, 
um die Getreide-Ausfuhrzölfe als völlig verkehrt ericheinen zu laflen. Ferner aber meint 
man, im Intereffe der Induftrie folche Rohſtoffe mit Ausfuhrzöllen belegen zu müſſen, 
welche befonders tauglich zur fünftlichen Verarbeitung find und welche, wenn fie niedrig 
im Preije ftehen, der inländiichen Induftrie die Concurrenz im Auslande angeblich we: 
fentlidy erleichtern. Eine Induſtrie, welche bei den Vortheilen, welche ihr die Nähe 
und das VBorhandenfein der zu verarbeitenden Robftoffe im eigenen Rande obnehin ſchon 
bieten, eines ſolchen künftlihen Schutzes bedarf, ift feiner nicht werth. Und der ihr 
gewährte Schuß ift zugleich eine fünftliche und ungerechtfertigte Bedrückung der Rohftoff- 
Erzeugung, welche durch die Ausfuhrzölle verhindert wird, fid) da ihren Markt zu juchen, 
wo die beften Preiſe geboten werden. Er wird demzufolge auch die Wirfung haben, 
daß der jo beeinträchtigte Gewerbszweig ſchwächer, jein Erzeugniß jeltener und daher 
theurer wird, mithin die Wirfung, daß gerade dasjenige eintritt, was er verhüten 
wollte. Es ift wahr, die Einichränfung der Erzeugung, der Uebergang zu anderen 
Arten der Erzeugung, läßt ſich nicht überall leicht und ſchnell bewerfftelligen. Wo 
aber jene Einjchränfung und diefer Uebergang gar nody befondere Schwierigfeiten hat, 
werden die betreffenden Gewerbsclafien zu Gunften anderer Claſſen durch die Ausfuhr: 
zoͤlle nur um fo unverantwortlicher beeinträchtigt ; fie werden vielleicht gezwungen, 
Jahre lang mit Verluft zu wirtbichaften. 

Bei einem jehr beliebten Ausfuhrzolle trifft Dies nicht zu, und man hat daher — 
fo tief ift das Vorurtheil von der Nothwendigfeit der Ausfuhrzölle eingedrungen — in vie— 
len Staaten zwar alle anderen Ausfuhrzölle fallen lafien, aber diefen einen — nämlid) 
den Lumpenzoll — confequent beibehalten. Weil die von der Beeinträchtigung gewiller 
Gewerbözweige zu Gunften anderer hergenommenen Argumente gegen die Ausfuhrzölle 
zufällig an den Yumpenzöllen zu nichte werden , hat man diefe wenigftend al8 einzigen 
einigermaaßen haltbaren Edftein eines fonft verfallenen Gebäudes erhalten zu müſſen ges 
glaubt. Die Lumpen werden, wie alle anderen Abfälle, nicht erzeugt ; ed rechnen nur 
wenige Leute auf einen Gewinn aus Abfällen. Warum ſoll man den Jnduftriesweigen, 
welche diefe Abfälle glüdlidy verwerthen, nicht thunlichfte Billigfeit ihrer Rohſtoffe ges 
wäbhrleiften? Es liegt auf der — daß ſich auch die Lumpenzölle volkswirthſchaftlich 
auf feine Weife rechtfertigen laſſen; daß auch fie zu der Claſſe der, unter allen Umftän- 
den verberblichen, Echußzölle gehören. Man berüdfichtigt nicht, daß die Lumpen, wie 
alle Abfälle, weldye induftriell verwerthbar find, ſich al8 wichtige Gapitalien darftellen, 
mit denen derjenige, welchem fie durch den Abnutz ftehender Gapitalien (Kleider, Wälche, 
Tauwerf, Segelzeug, Säde ıc.) zuwachfen, alle Urfache hat, ſorgſam und ökonomiſch 
umzugehen. Die Ausfuhrzölfe auf foldye Artifel beeinträchtigen zwar nicht ihre Erzeu— 
Bond: denn eigens erzeugt werden fie nicht; wohl aber verhindern fie, daß unwirth— 
haftlich mit ihnen umgegangen wird. Die Schutthaufen find das Grab werthvoller 
Eapitalien, die, weil mit ihnen nicht der rechte Marft aufgejucht werden fann , kaum 
einen Preis haben, und deshalb verjchleudert werden. Selbft diejenigen, welche den 
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Fehler der Ausfuhrzölle auf Lumpen und andere Abfälle einjehen, behaupten doch, man 
fönne diefelben nicht mit einem Male abſchaffen, weil dadurch zahlreichen, auf der Bafis 
des fünftlih im Preiſe gedrüdten Rohſtoffes entftandenen Induftrieen eine wichtige 
Eriftenzbedingung entzogen werde. Allein einmal ift e8 gar nicht aunzunehmen, daß die 
Preiſe diefer Rohftoffe erheblidy fteigen werden, wenn man die Ausfuhrzölle aufbebt; 
denn diefe Maafregel wird zunächſt erft ein wirthichaftlicheres Verfahren mit ſoichen 
Gütern, und alſo Vermehrung des Quantums zur Folge haben; die Vermehrung 
des Grportes folgt erjt jpäter nad), weil fie mannichfadye Einleitungen , Zwifchenge- 
fchäfte und Einrichtungen verlangt; auch ift es faum zu bezweifeln, daß die joldhe 
Abfälle verarbeitenden Induſtrieen noch keineswegs jo entwidelt und zahlreich find, daß 
ihnen nidyt die fraglichen Rohſtoffe, zumal jie bei Abichaffung der Ausfuhrzölle beiter 
zu Nathe gehalten werden, in genügenden Mafien und zu mäßigen Breiten zufließen 
follten. Und endlih kann die Sorge für die fraglihen Induftrieen, felbft wenn 
fie begründet wäre, höchitens die allmähliche Beleitigung, nicht aber die Auf: 
rechterhaltung dieſer Zölle rechtfertigen. Im deutſchen Zollverein beftehen 
zur Zeit noch Ausfuhrzölle auf: Abfälle (15 Sgr.), Erze (5 Sgr.), Galmei und 
Zinfblende (2% Sgr.), rohe Häute (1'% Thlr.), rohe Haſen- und Kanincyenfelle 
(20 Sgr.), Haare von Rindvieh und Ziegenhaare (5 Sgr.), Holzborfe und Ger: 
berlohe, jowie Holzkohlen (2% Sgr.), Holzaſche (10 Sgr.), Wolle (10 Sgr.), Haid: 
fchnudenmwolle über die Häfen der Nordjeeküfte (2'% Sgr.), Lumpen (3 Thlr.), altes 
Tauwerf (10 Sgr.), (immer pro Gentner) — lauter Zölle, die es auf die Unterftügung 
gewifler Induftrieen abſehen, diefen auch wirflid) künftlich unter Die Arme greifen, dabei 
aber andere Erwerbözweige durch Berengerung des Marktes jchwer beeinträchtigen. 
Der neue, aus dem deutich-franzöfiihen Handeldvertrage hervorgegangene Tarif wel— 
her mit dem 1. Januar 1866 in's Leben treten wird) fennt nur noch Ausfubrzölle auf 
Lumpen und altes Tauwerf; die Poſition lautet: Lumpen und Abfälle aller Art zur 
Bapierfabrication, nicht von reiner Seide, mit Einfchluß von Maculatur und Papier: 
fpänen, und für Halbzeug: 1%, Thlr. für den Gentner , für altes Tauwerf, alte Fiſcher— 
nege und Stride, getheert oder nicht getheert,  Thlr. pro Ctr. Die nach Art. 4 des 
deutich-frangöfifchen Handelsvertrags feftgeftellten Zölle für die gleichen Artifel find 
etwas höher 6 und bel. 2 Kr. pr. Etr.) ; aber auch in Frankreich werden feine weite 
ren, als dieje Ausfuhrzölle erhoben. Ueberhaupt jcheint endlich die Zeit der Ausfuhr 
zölle vorüber zu fein. Selbſt Rußland hat in neuefter Zeit feinen Ausfuhrtarif den 
Pofitionen und Sägen nady beträchtlich eingeſchränkt. Das finanzielle Ergebniß 
ift zu gering, ſonſt würde die Bejeitigung noch größere Schwierigfeiten haben. Die 
Netto-Sinnahme des Zollvereind hat nie über 812000 Thlr. betragen, und nur ein 
Mal (1847) überhaupt ſoviel; jegt beträgt fie jelten über 250000 Thlr. 
A. Emminghaus. 


Auskommen. 

Gr babe fein Ausfommen, jagt man von Jemandem, deſſen wirthſchaftliche 
Verhältniffe derart find, daß er durdy feine fortdauernden Ginfünfte in den Stand ge- 
fegt ift, feine und der Seinigen Bedürfnifje der Nothwendigkeit, und von den ſtandes— 
gemäßen Bedürfniffen des Wohljtandes etwa noch diejenigen zu befriedigen, welche Die 
dringenderen diefer Gattung find. Dieſer Zuftand ift um eine Stufe günftiger, ale der 
der Dürftigfeit, aber noch weit entfernt von der im wirthichaftlichen Leben allgemein 
erftrebenswerthen Stufe des Wohlftandes ſ. d.). E. 


Auswanderung. 

Zu allen Zeiten ift die Auswanderung einer der vorzüglichiten Träger der Eultur 
geweſen, und mit Ausnahme jener Völferwanderungen, deren innere Urfachen hiſto— 
riſch noch nicht aufgeklärt find, ift das Streben nad) neuen Anſiedlungen nur denjenis 

en Nationen eigen, weldye bei höherer geiftiger Begabung in religiöfer oder au) 
ler in induftrieller und commercieller Beziebung das Volf überragen, zu dem 
der Strom der Auswanderung fich richtet. Erfolgt die Auswanderung in der Abiicht, 
die materielle Lage zu verbefiern (alfo nicht aus rein religiöfen oder politifchen Moti— 
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ven), jo gilt diefe Regel faft ohne Ausnahme, da Niemand nach einem Lande aus— 
wandert, deſſen Bewohner ihm in feiner Arbeitsbrandye durch größere Geſchicklichkeit, 
durch Fleiß umd höhere Intelligenz eine gefährliche Concurrenz bereiten fönnten. Der 
Unterjchien zwiſchen den Bildungsftufen der beiden Völferfchaften, theilweife auch der 
nationale Sinn und die Unterftügung aus der frühern Heimath, endlich die Zahl der 
auf einmal Auswandernden oder die regelmäßige Nadyfolge von Zurüdgebliebenen 
find in der Regel darüber enticheidend, ob in der Fremde die eigne Sprache, der eigne 
Charakter und heimathlicye Sitten beibehalten werden, ob mit dem Mutterlande eine 
politiiche und commercielle Verbindung forterhalten wird, oder ob die Auswanderer 
ſich unter die Bevölferung des fremden Landes zerftreuen und ohne eignes Staats- 
und Gemeindewejen zu gründen, mit dem Verluft der frühern Nationalität in dem 
fremden Volke aufgehen. Im erftern Falle, der in der alten Welt und jegt nur uns 
eultivirten Völkern gegenüber ftattfindet, führt die Auswanderung zur Bildung von 
Golonieen ſ. d. Art.). Das Alterthun kannte unfreiwillige Auswanderungen im 
großartigiten Maaßſtabe in den gewaltfamen Berjegungen ganzer Völferfchaften nad 
andern Ländern oder Provinzen, 3. B. Wegführung der Juden in die babylonifche 
Gefangenicaft. 

Neben den Phöniziern, die wie heutigen Tags die Engländer vorzugsweife Co— 
lonieen gründeten, waren die Juden ſchon vor Chriftus infolge vielfacher, aber doch 
niemals volfreidher Auswanderungen durch das ganze oftrömifche Gebiet zerftreut, 
und bis heutigen Tags haben jie dieſelbe Biegiamfeit allen ftaatlihen und focialen 
Verhältnifien und Zuftänden gegenüber beibehalten. Kein anderes Volk, ſelbſt nicht 
das deutiche, Das in der Anlehnung an ausländiiche Sitten und Einrichtungen bereits 
eine traurige Berühmtheit erlangt bat, ift den Juden darin gleichgefommen. Die 
übrigen Auswanderungen des Alterthums, 3. B. die maflenhaften Verſetzungen der 
Bewohner ganzer Provinzen durch die Römer Carthago, Eorinth) , die Vertheilung 
von Ländereien an die Soldaten unter Sulla, Pompejus und Cäſar gehören mehr 
der Golonijation als der freiwilligen Auswanderung Einzelner an. — Sach der Bol: 
ferwanderung, allerdings der großartigften Gin: und Auswanderung, welde die Ge— 
ſchichte fennt, übernahmen die Deutjchen die hochwichtige Aufgabe, die Gultur weiter 
zu tragen, und zwar zu Ende des 12. Jahrhunderts in Das von dem deutichen Orden 
eroberte Dit: und Weſtpreußen, gleichzeitig nad) Ungarn, ſpäter nady Rußland und 
den Donanmündungen. Deutichland Gelb reerutirte fich zur Blüthezeit der Hana 
durch eimvandernde Italiener, ſpäter durch die Aufnahme der in Frankreich vertriebe: 
nen Hugenotten; der preußijche Staat noch Ende des vorigen Jahrhunderts durch 
die nach harter Glaubensbedrängniß ausgewanderten Salzburger. — Epoche machend 
tritt in der Gefchichte der Auswanderung die Entdefung von Amerifa auf, und wäh: 
rend Spanien ſich in der Bildung von Golonieen in Südamerifa verfudhte, haben 
Engländer und Deutiche Nordamerifa bevölfert, und der Zuzug der Auswanderer hat 
fi) erft dann mit aller Entjchiedenheit nad) den Vereinigten Staaten von Nordame— 
rifa gerichtet, als die legtern ſich ihre Selbitändigfeit erfämpft und der Einwan— 
derung den Eharafter der Coloniſation abgeftreift hatten. Im 18. Jahrhundert, in 
den Jahren 1709—1740 betrug die Zahl der Emigranten durdhfchnittlich jährlich 
8— 9000, darunter aus Deutichland allein —5000. Der amerifanifche Befreiungs: 
frieg unterbrach die direete Einwanderung, und nachdem der Etrom der Auswande- 
rung ſich wieder nad) Norbamerifa gewendet hatte, trat durd die Napoleonifchen 
Kriege in Europa, namentlid) aber durch die Küftenblocade der Engländer wiederum 
eine Stödung ein. 1790—1814 betrug die Geſammteinwanderung in die amerifani: 
ſchen Staaten nur 165000 Seelen, die zu von den britiichen Infeln famen. Bon 
1815—1829 dagegen trafen 270000, von 1830 —1850 2321000 Einwanderer in 
den Vereinigten Staaten ein, und an diefen Zahlen hatte die deutiche Auswanderung 
ihren fehr beträchtlichen Antheil. Die nachfolgende Zufammenfteltung *) giebt ein über: 
fichtliches Bild der Einwanderungen in die Vereinigten Staaten in dem Zeitraume 
von 1790— 1862. 


*) Hübner, Jahrbud für Volkswirthſchaft und Statiftif 163. 
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Es wanderten ein von Berfonen durchſchnittlich im Jahre 
1790—1810 120000 6000 
1810— 1820 114000 11400 
1820— 1830 203979 20397 
1830 — 1840 778500 77850 
1840— 1550 1542850 154285 
1850— 1860 3’320366 332036 
1860 — 1862 215296 107648 


Die zahlreichiten Einwanderungen fallen in die Jahre 1850—1557 ; feit 1857 
ift eine bedeutende WVerminderung eingetreten, und der Bürgerkrieg der Bereinigten 
Staaten war nicht geeignet die Zahl fteigen zu laffen. Deutichland war von 1850 
an mit folgenden Zahlen betheiligt: 

1844 43000 Perſonen 1850 90000 Rerfonen 1857 115976 Berjonen - 


1845 67000 ⸗ 1853 156000 ⸗ 1858 56240 ⸗ 
1846 107000 ⸗ 1854 252000 ⸗ 1859 45100 ⸗ 
1847 110000 ⸗ 1855 81698 1860 49669 
1848 84000 ⸗ 1856 98573 ⸗ 1861 35427 ⸗ 


1849 85000 

Dabei iſt aber die deutſche Auswanderung über Havre nicht mit inbegriffen, die 
im Jahre 1859 die Zahl von 6830, in 1861 von 8981 Perſonen (davon 8790 nad) 
Nordamerika; erreichte. 

Seit den legten 10 Jahren hat fi der Strom der europäiichen Auswanderung, 
bei Der aber immer wieder Deutidyland und England im Vordergrunde jtehen, andern 
Ländern zugewendet, und waren dies vorzugsweile, außer den engliſchen Beligungen 
Nordamerifa’s, Galifornien, Auftralien, die La Blata-Staaten, Brafilien, Algier und 
Gapland. In der Zeit vom Jahre 1815—1863 beitrug die Zahl der Auswanderer 
aus Großbritannien und Irland: 

1234506 nach den nordamerifaniichen Golonieen, 

37238579 = + Vereinigten Staaten, 
802152 = = anijtraliichen Golonieen, 
105599 = allen anderen Plätzen. 

Nach den offiriellen engliichen Angaben über die Auswanderung aus den briti- 
[hen Häfen war die Zahl der Auswanderer in den legten Jahren folgende: 

Nach den ameri: Nadı den Ver: Na Nach andern Total 
- fan. Colonieen ein.Staaten Auſtralien Ländern 


1555 9704 59716 39295 5257 113972 
1859 66859 70303 31013 12427 120432 
1960 9786 87500 24302 6881 128469 
1861 12707 49764 23738 5561 91770 
1562 15522 55706 41843 143 121214 


Jede Auswanderung vermindert die Arbeitsfräfte und die Gapitalien eines Lan- 
des, und muß Daher vom allgemeinen volkswirthichaftlichen Standpuncte aus ald 
nacdhtheilig bezeichnet werden. Jede Auswanderung, welche größere Dimenfionen an» 
nimmt, ift ferner ein untrüglicher Beweis von wenig befriedigenden religiöjen, focialen 
oder rein wirthichaftlichen Zuſtänden, ein ficherer Maaßftab von der Unzufriedenheit 
der Auswandernden mit ihrer biöberigen Lage. Waren in frühefter Zeit Hunger, ſpä— 
ter religiöje Bedrüdungen die Urſachen der Auswanderung , jo ift es jegt neben der 
Unzufriedenheit mit der politiichen Stellung vorzugsweiſe das Streben nadı höherem 
Wohlſtand, das jährlich Tauſende ihre Heimath verlaffen läßt. Die Elemente der 
Auswanderung find infolge deſſen beifiweit andere geworden. Während früher bei der 
Auswanderung hauptſächlich Solche vertreten waren, die an der Grenze des Proleta- 
riats ſtanden, ift gegenwärtig die Elaffe der feinen Landwirthe und der sun 
ftarf betheiligt, und fteigert fichy fomit der Verluft an Capital, an geübter Arbeitsfraft 
und Intelligenz. Nicht eine Urſache allein wirft bei der Maflenauswanderung ein, 
obgleich für den Einzelnen ein beftimmtes Motiv entiheidend werden fann, fei es der 
Wunſch, fid) verehelichen zu dürfen oder die Furcht vor der Conſcription, fei es die 
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durch —— und Bürgergeld erſchwerte gewerbliche Niederlaſſung, hoher Steuer- 
drud, der Mangel an politiicher Gleichftellung mit den bevorzugten Ständen, fei es 
endlich bei eigner befriedigender Stellung die Hoffnung des Familienvater , feinen 
Kindern in der Ferne eine befjere Zukunft zu verichaffen, als fie vorausfichtlid) die 
Heimath zu bieten vermag. Doch jelten wirft das eine Motiv allein ; meift bevarf es 
des Zuſammenwirkens einer Reihe ſolcher wenig erfreulicher Wahrnehmungen, um die 
Liebe zur Heimath zu umterbrüden, und leider fehlt es auch in Deutichland nicht an 
joldyen wenig befriedigenden Zuftänden. Darum ift die Anziehungskraft der Vereinig- 
ten Staaten jo groß, weil die Gefeggebung als eine politifch und wirtbichaftlich freie 
nad dem Princip der Selbftbeftimmung und der Selbftverantwortlichfeit die unge: 
ftörte Ausübung feiner natürlichen Rechte Niemandem verfagt, und Jeden zu der poli- 
tiſchen und wirthſchaftlichen Stellung gelangen läßt, die fid) derfelbe durch feine eigne 
Kraft zu erringen vermag. Die verkehrte Geſetzgebung der deutſchen Staaten hat nicht 
nur im Laufe der Zeit dem Vaterlande Hunderttaufende von fräftigen Armen entfrem- 
det, fondern auch den einzelnen Staaten eine beadytenswerthe Maſſe von Gapitalien 
entzogen; und wenn man beredynet hat, daß allein in den Jahren von 1832—1854 
ein Gapital von mindeftens 224 Millionen Thlrn. ausgewandert fei, fo repräfentirt 
diefe Summe, in Verbindung mit den verlorenen Arbeitsfräften den großartigen Aus— 
fall ver einheimischen Production. Es fommt noch hinzu, daß meift Leute in den kräf— 
tigften Jahren auswandern, Soldye alfo, die erft durch ihre Gegenleiftungen das wie: 
dererfegen jollen, was Familie, Gemeinde und Staat für ihre Erziehung aufgewenvet 
haben. 

Man bat ſich in Icharffinnigfter Weile die Köpfe darüber zerbrochen, in welchen 
ipeciellen Fällen die Auswanderung wirthichaftlich vortheilhaft fein fönne, und hat 
jelbft die Llebervölferung mit herbeigegogen. Thatſächlich ift der Nachweis einer Leber: 
jegung der Bolfszahl, welche bei angemeſſener Gefeggebung und bei regulairen Ver: 
hältnifien hätte beftchen können, noch niemals geliefert worden, und felbft Irland mit 
jeiner Schaar von Zwergpächtern würde nicht nothwendig gehabt haben, zu dem im- 
merbin bedenklichen Mittel der Auswanderung zu greifen, wenn die Zuftände früher 
nach wirthichaftlich richtigern Grundſätzen geregelt worden wären, und wenn fie auf 
naturgemäßem Wege fofort hätten geändert werden fönnen. Arbeitsfräfte und Capi— 
talien jind geradezu am leichtejten entbehrlich in Dünnbevölferten Staaten, wo durch 
polizeis und feudalftaatlidhe Ginrichtungen, durch Zunftzwang und ftrenge Nieder: 
lafjungs- und Verehelichungsgeſetze die Bedingungen einer gedeihlichen Eriftenz ver: 
weigert werden. In den fortichreitenden Gulturftaaten wird durch die Arbeit neue 
Arbeit erzeugt umd Die dichteſte Bevölferung ift in der Negel auch die wohlhabendſte. 
„Die Dichtigfeit der Bevölkerung, jagt Roſcher, ift nicht blos ein Kennzeichen bedeu— 
tender und ftarf benuster Naturfräfte, jondern jchon an fich felbft eine Productivfraft 
und hochwichtig ald Reiz: und Hülfsmittel zur Benugung aller übrigen.” 

Die Auswanderung könnte dann allenfalls empfehlenswerth fein, wenn fich vor: 
ausſehen ließe, daß die vorhandenen ungünftigen Zuftände ſich durch naturgemäße 
Mittel nicht raſch genug befeitigen ließen, doch ift immer zu bevdenfen, daß unter den 
Zurüdgebliebenen jofort naturgemäß das Beitreben eintreten wird, durch Nieder: 
lafjungen und Heirathen von der erleichterten Eriitenzfähigfeit den gewünſchten Ge: 
braudy zu machen. Dann fehlen aber einer gleich großen Bevölferung die Gapitalien, 
welcdye die Ausgewanderten dem Lande entführt haben, Ein ſolches Verfahren gleicht, 
um ein Bild zu gebrauchen, dem Aderlaß bei einem volljäftigen Organismus. Die 
Menge des Bluts wird raſch erſetzt, doch nicht jofort für die Intenfität der Kraft: 
leiftung der Verluft der musfelbildenden Subftang. And, indem wir das Bild bei: 
behalten, der fräftige Organismus verträgt das Lostrennen eines franfen Gliedes, 
ſobald fich der Arzt dafür entjcheidet, weil es die fürzefte Heilmethode ſei — aber, 
er wird, nachdem er ſich durch das fehlende Glied in jeiner vollen Kraftäußerung 
behindert jieht, in einem ähnlichen Falle ji die Wiederholung verbitten. Die Aus: 
wanderung, hofft man, joll die böjen Säfte, die arbeitsjcheue, vagabondirende Be: 
völferung mit fortführen, und fie entzieht in Wirklichkeit dem Staatsorganismus 
"weit mehr brauchbare und tüchtige Kräfte. — Alle andern Vortheile, 3. B. gegen: 
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feitiger Austaufch von Rohſtoffen, Halb: und Ganzfabricaten zwiſchen der alten und 
der neuen — das Erſchließen neuer Bezugsquellen und Abſatzwege gelten nur 
von der Coloniſation, in ſehr beſchränktem Maaße von der Auswanderung. Deutſch— 
land hat allerdings feinen Abjag nad) Nordamerika vermehrt, doch deshalb brauchte 
es nicht erft die Conjumenten des eignen Landes fortzufchiden, um fie einen Theil 
ihres Bedarfs an deutichen Waaren auf nordamerifaniichen Märkten kaufen zu laſſen. 
Wird dagegen durch die Arbeitskraft und die Geſchicklichkeit, ſowie durd Das Gapital 
der Ausgewanderten die Kraft eines Landes gejtärkt, das mit deren früheren Vater: 
lande in denfelben Erwerbsbrandyen rivalifirt, jo leuchtet der wirtbichaftliche Nach— 
theil noch mehr hervor. Franfreidy leidet heute noch an der verfehrten Wirthichafte: 
politif, die dur die Aufhebung des Edicts von Nantes Taufende der gewerbfleis 
Bigften Bürger aus dem Lande trieb. Deutichland, die Schweiz, Belgien haben 
davon den gropten Nugen gezogen. Dafür ift man in Dentichland bemüht, Durd) 
Beichränfungen des Niederlaffungsrehts und andere Einengungen der freien Arbeit 
Franfreich wieder jchadlos zu halten, und wenn gegenwärtig bis zu 90000 Deutiche 
allein in Paris leben, jo haben ſie deutſchen Fleiß und deuticye Sparfamfeit, deutiche 
Geichidlichkeit und Lernbegierde unter den Arbeitern der Stadt Paris verbreitet ; fie 
haben dazu beigetragen, daß die Parifer Artifel immer noch in der ganzen Welt 
geiucht find; fie haben endlidy, da aud) der nationale Gefichtspumet nicht ganz außer 
Augen gelaften werden kann, Durch ihre Steuern direct, !indirect Durch ihre Conſum— 
tion die Finanzen Franfreihs und feine aggreifive Machtitellung vermehren helfen. 

Sowie fid) die Auswanderungsfrage vom Standpuncte der Volkswirthſchaft 
beantworten läßt, jo ift fie auch für Die Gemeinde zu enticheiden. Da, wo es Ber: 
brecher: und Beſſerungscolonieen giebt, mag es geitattet jein, Daß fich Die Gemeinde 
eines arbeitsicheuen Individuums dadurch zu entledigen ſucht, daß fie die Koften der 
Auswanderung und der nöthigiten Ausftattung trägt. Iſt Dies nicht der Fall — und 
der Staat hält ſich für ganz beftimmte Vergeben das Recht der Verbannung felbft 
vor — dann verbieten arbeitsunfäbigen Armen gegenüber Das Mitgefühl, bei arbeits: 
ſcheuen Individuen Nüdfichten der Billigkeit gegen den Staat, der fie aufnehmen 
ſoll, eine derartige Feinliche Auswanderungspolitif. Gin Land, das feine Angehö— 
rigen einem andern Staate zur Beilerung überweiſt, ftellt ſich jelbit das glängenpfte 
Zeugniß von der Verfchrobenheit jeiner Einrichtungen und Gejege aus. Lebrigens 
bat die Erfahrung hinreichend bewieien, daß bei der Nüdfehr derartiger Leute Die 
Auswanderungsfoiten von Seiten der Gemeinde ganı umfonft gezahlt waren. 

Sp unvortheilhaft indefien in den meiften Fällen die Auswanderung für den 
Etaat jein mag, fo wideripricht ed doc dem Rechte der Staatsangehörigen, wenn 
das Unterthanenverhältniß als ein unlösliches bezeichnet und Ausnahmen nur mit 
beionderer Erlaubniß der Staatsbehörden ertheilt werden follten. Wo die Staats— 
angebörigen nicht als Leibeigene, jondern als freie Menichen betrachtet werden, muß 
audy das Recht der Auswanderung zu voller Geltung gelangen. Der moderne Staat 
joll ferner das Recht der Selbftbeftimmung der Perſon anerkennen , und hat danı 
Jedem zu überlafien, ob er in der Heimat oder im Auslande für fein Fortkommen 
den günftigiten Boden zu finden hofft. Bon jelbft gleicht fi dann bieweilen — man 
könnte jagen, Durch ein inftinctives Herausfühlen joldyer Leute, die fich der richtigen 
Gründe faum bewußt find — bier eine zeitweife Ueberjegung, und, da die gleidyen 
Grundfäge auch für Einwanderung Geltung haben müflen, dort ein zeitweier 
Mangel aus. So wurde in Irland ohne Zuthun der Staatsgewalt die erforderliche 
Wirthichaftsreform, für Die eine andere naturgemäße Lölung theils an der Länge der 
Zeit, theils an den Anfichten der Negierungsgewalt fcheiterte, durd) die Auswande— 
rung vollzogen, denn während e8 1845 135314 fleine Pachtungen unter 1 Acre und 
181950 zu 1—5 Acres gab, waren die Zahlen derjelben jchon 1852 auf 35058 und 
81561 herabgegangen. — Hierher gehört auch die periodische Auswanderung von 
Arbeitern, welche auf längere Zeit ihren Aufenthaltsort in einem fremden Lande 
nehmen, ohne ihr Indigenat (Recht des Eingebornen, Heimathredht) aufzugeben, 
1. B. die Hollandsgänger in der Umgebung von Osnabrück, worüber Juftus Möfer 
berichtet hat, die Ziegelitreiher aus Lippe-Detmold, die Schweizer Gonditoren u. A. m. 


Auswanderung. 79 


Die neuern Gefeggebungen erfennen auch den Grundfag, daß jedem Staatsange⸗ 
hörigen die Auswanderung geftattet fei, auspdrüdlich an, dod) wird die Ausübung von 
einigen Borbedingungen abhängig gemadyt. Dabin gehören die Erfüllung der Mili- 
tairpflicht,, wenn der Auswandernde von dem Alter der Conſcription nicht weit ent- 
fernt üft, Die vorherige Erlegung der noch reftirenden Abgaben und Erledigung etwa 
übernommener Privatverbindlichkeiten. In der Regel bedarf es von Seiten des Aus— 
wandernden der Mittheilung an die Behörden. Früher verlangte man außerdem noch 
den Nachweis, daß der Auswanderer von dem fremden Staate als Unterthan aufge: 
nommen werde, doch war die Realifirung dieſer Bedingungen in foldyen Staaten er: 
ſchwert, welche wie Nordamerifa, Frankreich, Belgien einen mehrjährigen Aufenthalt 
fordern, ehe jte das Indigenat ertheilen. — Vorher verfolgten namentlid) Die deutſchen 
Staaten eine andere Auswanderungspolitif, Während 3. B. Preußen zu allen 
Zeiten die Ginwanderung erleichtert, ſogar Direct begünftigt bat, verbot Friedrich 
Wilhelm I. 1721 jede Auswanderung ; die Verleitung eines Bauern zu derjelben war 
fogar mit Todesftrafe bedroht. Sehr allgemein war ferner die Forderung einer Nad- 
teuer, Abſchoß, Abfahrts- oder Abzugsgeld), die in dem 16. Jahr: 
hundert ald Ausfluß der Vogtei und Schutzherrlichkeit, ſpäter als Negal eingeführt 
ward. — So lange Spanien im Beſitz feiner amerikanischen Golonieen war, bat es die 
Auswanderung, aber auch nur dahin, begünftigt, merfwürdiger Weile aber die Ein- 
wanderung anderer Nationen nad Südamerifa jederzeit erichwert. — Franfreich be- 
folgt feit der Revolution von 1789, die durch ihre ftrengen Geſetze gegen die polis 
tiihen Gmigrantenfamilien berüchtigt geworden ift, mildere Grundjäge. Gegenwärtig 
wird die Auswanderung nad) Algier und den Golonicen materiell unterftügt. — Eng— 
land bat jeit länger ald 3 Jahrhunderten eine auf auswärtige Golonifation gerichtete 
Politik verfolgt, aber auch die Auswanderung nad) andern PBuncten, 4. B. Nord» 
amerifa durchaus nicht beichränft. Karl I. erließ 1637 ein Ausfubrverbot, das in- 
deſſen nur furze Zeit beftand. 

So wenig wie man vom Staate eine Verhinderung der Auswanderung verlangen 
Voll, fo wenig ift auch eine directe Unterftügung zu erwarten. Eine Organijation 
und Goncentration der Auswanderung, 3. B. für Deutjchland nad) den Donau— 
ländern oder nad) den Bereinigten Staaten in der Abſicht, Das bereitd vorhandene 
deutiche Element zu kräftigen , fönnte durch die Politif geboten fein, und entzieht ſich 
dann der Grad der Unterftügung den rein wirtbichaftlichen Erwägungen. So lange 
freilidy Deutichland in feiner politischen Vertretung nach Außen feine Achtung gebie- 
tende Stellung einnimmt, würde jeder Groſchen unproductiv verſchwendet fein, ob— 
gleich nicht zu überjeben ift, daß jeder andere Großftaat die Donauländer längft für 
eine Nationalität gewonnen haben würde, — Dagegen entjpricht ed den Forderungen 
der Humanität, daß Die Auswanderer vor Betrug und Mißhandlungen geſchützt 
werden, und daß der Staat Die Intereſſen jeiner Angehörigen jo lange vertritt, als fie 
in den Verband des fremden Landes nod nicht aufgenommen find. In den Seeftädten 
der Union haben deutiche Vereine zum Schuß für Auswanderer die Mühwaltungen 
übernommen, Die der deutſche Bund zu erfüllen verfäumt hat; die tragischen Schickſale 
Dagegen, denen deutfhe Auswanderer in Brafilien entgegengegangen find, würden 
den Angehörigen jeder andern gleihgroßen Nation eripart geweien fein, und ift es ein 
trauriged Zeichen für die politifche Machtftellung des großen Deutichlands, daß ver 
deutiche Auswanderer, jowie er Die — verlaſſen hat, vollkommen rechtslos nur 
auf das Gerechtigkeitsgefühl fremder Behörden angewiejen iſt. 

Was endlidy den Zuzug wwiſchen und innerhalb der deutichen Bundesftaaten bes 
trifft, jo Spricht der Bundesbeichluß vom 23. Januar 1517 zwar von einer „Auswan- 
derung in andere deutſche Staaten“. Die Bezeihnung ift aber jo grundfalid, daß 
nicht nur vom Bolfe, jondern häufig auch von Behörden der richtigere Ausprud des 
„Wegziehens“ oder des vermittelnden „Ueberſiedelns“ gebraucht wird. Vergl. dar— 
über den Art. Freizügigfeit.) 

Literatur: Rofcher, Golonien, Colontialpolitif und Auswanderung. — 
Gäbler, Deutihe Auswanderung und Golonifation ‘Berlin 1849), Bülow, Aus- 
wanderung und Golonifation (Berlin 1850). — Andree, deutiche Vierteljahre- 
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fchrift Nr. 69. — Sturz, Die Krifis der deutichen Auswanderung (Berlin 1862). 
— Bodmann, Pragmatiiche Geichichte, Grund und inneres Territorialverhältmiß 
des Abzugs- und Naciteuerrehrs (1791). — Kette, Die Vertheilung des Grund» 
eigentbums im Zujammenbange mit der Gejchichte , der Gejeggebung und den Vollks— 
zuftänden (Berlin 1858). H.R. 


Autorrecht |. Verlagsrecht. 


B. 


Banken und Bankweſen. 

Vergl. den Art. Credit. 1. Begriff der Banken, Entwicklung, heu— 
tige Stellung und Bedeutung derſelben. Mit dem Namen Banken werden 
noch gegenwärtig Einridytungen bezeichnet, weldye von einander weientlih verichieden 
find. Sie dienen entweder zur Beförderung des Geldverkehrs oder des Creditverkehrs 
oder beider zugleich. Der gemeinfame Name, welcher audy bier einer richtigen Er— 
fenntniß des Weſens der Anftalten binderlih war und indirect mandye Mißgriffe der 
—— verſchuldet hat, erflärt ſich nur hiſtoriſſcch durch Die Entwicklungsgeſchichte 
der Banken. 

1) Entwicklungsgeſchichte des Activgeſchäfts der Banken. Urſprüng— 
lich waren die Banfen Geldwechſelgeſchäfte und führten den Namen von den 
Dänfen, auf welchen ihre Gelpgefäße itanden. Der Geſchäftszweig entwidelte ſich im 
Mittelalter vorzüglich in Italien. Italiener (Rombarden) waren es auch, welche neben 
den Juden dieſes Gejchäft im übrigen Europa in Aufihwung brachten. Das Geld— 
wechſelgeſchäft hatte natürlich Die größte Bedeutung zu einer Zeit, in welcher Das Münz— 
regal von zahllojen Keinen Münzherren als Finanzregal ausgebeutgt ward, in welcher 
abjichtlich und unabfichtlich, bei dem niedrigen Stande der Münztechnik, die Münzen 
Ichlecht ausgeprägt waren und der Münzfuß in Schrot und Korn bäufig Aenderungen 
erfuhr, und eben deshalb auch Die Falſchmünzerei und Münzfälſchung, Das Kippen 
und Wippen der Münze ftarf im Schwunge ging. Hier wie in allen Fällen des reinen 
Geldwechſelgeſchäfts beftand der Gewinn des Banquiers in den Verwechslungs— 
gebühren oder Proviſionen, welde in dem etwas billigeren Kauf und etwas 
theureren Berfauf der Münzen u. |. w. erzielt wurden. Die Natur dieſes Geldwechiel- 
geſchäfts bringt e8 mit ſich, daß der Banfhalter ftets einen ziemlich bedeutenden Geld: 
vorrath in der Form verichiedener Münzen bereit hält, welchen er mittelft des Wechiel- 
geſchäfts Iucrativ verwerthet. Nothwendiger Weiſe mußte jich bier das Streben ent- 
wideln, diefen Geldvorrath unter gewiſſen Umftänden auch noch auf eine andere Art 
nugbar zu machen, ohne dadurd im Verwechslungsgeſchäft Störungen zu erleiden. 
Frühzeitig bildete fidy daher neben dem Geldwedyel ein Leihgeſchäft auf Furze 
Friften bei den Banfen aus, und zwar vorzugsweiſe, wie ed Die Nechtöverhältnifie 
des Zeitalterd mit ſich brachten, auf Bauftpfänder. Diejes Gefchäft führt von Den- 
jenigen, welche es zuerft in der den Banfen eigenthümlichen Weife betrieben haben, 
noch jegt in der Sprache der Banftechnif den Namen Lombardgeichäft (daher Lom— 
bard , Kombardirung, d. h. furzfriftige Beleihbung von Fauftpfändern, lombardiren). 
Die Banf vermochte bierdurdy ihre Baarfonds paſſend und ficher zu verwerthen, ohne 
anders als auf ganz kurze Zeit die Verfügung über ihre Gelder zu verlieren. Je nad) 
dem Stande des Zinsfußed (und zwar des eigentlichen Zinfes nad) Abzug der Aſſecu— 
ranzprämie für die durchſchnittliche Gefahr der Verleihung) und demjenigen der Provi— 
fionen beim Geldwechſel gewann dann legteres Geſchäft oder das Lombardgeichäft mehr 
Bedeutung. Die volkswirthſchaftliche Entwidlung verichaffte aber nothwendig mit der 
Zeit dem Leihgeichäft größere Wichtigkeit. Denn mit der allmählichen Verbefferung 
des Münzweſens verfiegte Die Gewinnquelle des Geldwechſelgeſchäfts nach und nad, 
während das unvernünftige Vorurtheil gegen den „Zinswucher“ mit der ftets wachien- 
den Bedeutung des Productiveredits (der Darlehen zu productiven Zweden) gegenüber 
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dem reinen Gonfumtiveredit verſchwand und das Leihgeichäft geficherter, geachteter, im 
Ganzen gewinnbringender ward. Zum Geldwechſel und Lombard trat endlich früh- 
zeitig als drittes Gefchäft der Banfen der Handelmit Wechſeln. Die mittelalter- 
lie Recdtsunficherbeit auf Weg und Steg, die Mißgunſt gegen das Zinsnchmen, die 
Judenverfolgung, die Mangelhaftigfeit des allgemeinen Rechtszuſtandes und diejenige 
der Straßen und Transportmittel begünftigten die Entjtehung des Wechſels und die 
Ausbildung des Wechſelgeſchäfts, um jicher und fojtenlos Zahlungen zwiichen ver: 
Idiedenen Orten zu bewerkjtelligen und Vermögen, ficher vor öffentlichen und Privat: 
räubern, von Stadt zu Stadt, von Land zu Fand zu übertragen. Die Geldwechsler 
oder Banfen waren durdy ihre Geichäftsfenntnig die geeignetften, den Wechſelhandel 
zu betreiben, und die Natur ihres Geichäfts geftattete ihnen diefe Ausdehnung des 
Wirfungsfreijes beionders gut. Ihre Bonds wurden auch hier nur auf kürzere Friſten 
feſt disponirt, das Geldwechielgeihäft fand im MWechjelhandel die erwünjchte Ergän- 
zung. Auf diefe Weife wurden die Banken aus Händlern mit Münzen, edlen Metallen 
und Geld immer mehr Anjtalten zur Ausleibung von Geld und zur Bermittlung 
des Verkehrs in Schulddorumenten. An die Stelle ihrer Tauſch- und Kaufgeichäfte 
traten Greditgeichäfte. 

Die Entwidlung der Bolfswirthichaft, namentlich der Aufihwung des Handels 
und Die mit der Verbeſſerung des Rechtszuſtands und der größeren Arbeitstheilung beim 
Produrtionsproce Hand in Hand gehende Ausdehnung des Credits verfchaffte dieſen 
Greditgeichäften der Banfen eine immer größere Bedeutung. Der eigentliche Geld— 
wechſel dagegen hat an Wichtigkeit gerade mit den Fortichritten der Volfswirtbichaft 
verloren. Vom weltwirthichaftlichen Gefichtspuncte aus ift er überhaupt großentheils 
unproductiv, denn er geht hauptjächlich aus den bejeitigbaren Mängeln des Münz- 
weiend, nicht aus mothwendigen Geftaltungen der Volfswirthichaft hervor. Die 
Münzeinheit, die Aufhebung des Münzrechts vieler Fleiner Münzherren (Städte, Für- 
ften u. |. w.) wenigitens innerhalb der großen europäiichen Bolkswirthichaften hat be: 
reitd, Die Ginführung einer gemeinfamen Währung (Gold oder Silber) und eines ge 
meinjamen Münzfußes in den Ländern der civilifirten Welt wird noch dem Geldwechſel— 
geichäft faſt jeine ganze jegige, ſchon fo fehr verminderte Bedeutung nehmen. Leider 
hat dies Geſchäft wegen der verichiedenen Münzfüße in Deutichland noch immer einen 
volfswirthichaftlih bedauerlihen Umfang. Abnormitäten wie die Hamburger Marf 
Banco wirfen, wie man mit Recht gelagt hat, wie eine Art Tranfitzoll auf dem durch 
Hamburg vermittelten Theil des deutichen Handels. Die Herftellung einer wahren 
und vollen deutichen Münzeinheit wird auch auf das Banfgeichäft günftig einwirfen 
und bedeutende Summen von dem unproductiven Geldwechjel zum Leibgeichäft hinüber: 
führen. "Nur die Möglichkeit zweier Währungen , Gold oder Silber, in verſchiedenen 
Ländern, erhält dem Geldwechiel noch eine gewiſſe notbwendige Bedeutung, obgleid) 
es fraglich ift, ob mit der Zeit nicht alle Länder zu einer Währung gelangen werden. 
Die üppige Blüthe des Geldwechfelgeichäfts Agiotage mit Münze und edlen Metallen) 
unter der Herrichaft uneinlösbarer Papiervaluta ift eine der vielen unglücklichen, aber 
unvermeidlichen Wirkungen des Papiergeldes. Bergl. die Art. Münze, Papier— 
geld, Baluta, Geld, Gredit, LZombard, Disconto. 

Dies war im Wejentlichen die Entwidlung derjenigen Gejchäfte der Banken, 
welche die Fortleihung von Capital zum Zweck haben. Man fann fie die Activ— 
geichäfte der Banf nennen. Das Wechiel- (Disconto-) und das Leih- (Lombard-) 
Geſchäft bilden noch jegt Die eigentlichen Hauptbanfgeichäfte. Die moderne Banf wur- 
jelt mit ihnen auf dem alten Geldwechſel. 

2) Entwidlungsgeihichte des Paſſivgeſchäfts der Banfen. Allein 
dies ift mur ihre eine Wurzel. Die andere iſt einem ganz anderen wirthichaftlichen 
Boden entſproſſen und hat jelbitändig Schößlinge getrieben. Die moderne Bank betreibt 
nämlich auch Paſſivgeſchäfte, welche volkswirthichaftlich noch größere Wichtigkeit 
wie die Activgeichäfte ek Auch dieſe Paſſivgeſchäfte haben ſich aus Fleinen Anfäns 
gen und von einer urjprünglich verichiedenen Grundlage aus in einem langlamen, 
durch Die Natur der wirtbichaftlichen Kortichritte bedingten Procefie zu ihrer heutigen 
grandiofen Bedeutung herangebilvet. 
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In einer Zeit mangelhafter Rechtsficherheit, nicdrigen Stands der Technif und 
fehlenden Affecuranzwefens entftand nothwendig in der Geſchäftswelt das Bedürfniß, 
den wegen der geringen Ausbildung des Creditweſens relativ ftarfen Gaflenvorrath 

egen Öffentliche und private Gewaltthätigfeit, Feuersgefahr u. ſ. w. möglichft zu 
We Diefem Bedürfniß fonnten die Perfonen, weldye aus dem Verkehr mit Geld 
und edlen Metallen ein Gewerbe machten, wie die Geldwechsler, die Goldſchmiede 
am beften entgegenfommen. Sie hatten für ihr eigenes Geſchäft ſchon die nöthigen 
Sicyerheitsvorrichtungen zu treffen und vermodhten ohne viel größere Mühe und Ko: 
ften auch größere Vorräthe von Geld und Edelmetall aufzubewahren. Dies war der 
innere »volfswirthichaftlihe Zwmangsgrund für die Entftehung eines Geſchäftszweigs, 
den man banftechnifch die Annahmevon Depofiten zur Aufbewahrung nennt. 
In den einzelnen Ländern hat fi) dies Geſchäft je nad) den fperiellen Verhältniſſen 
etwas verichieden entwidelt. Hier waren es die Geldwechsler, dort öffentliche Anſtal— 
ten, bier die Goldichmiede (4. B. in England), deren Gefchäft früher vielfach mit 
dem Geldwechſel verbunden war, dort andere Kaufleute, welche diefe Function von 
Depofitaren übernahmen. Dieſer Geſchäftszweig hat ſich aber bald weiter ausgebil- 
det, aus den Depofiten zur Aufbewahrung wurden Depofiten zur Benutzung, 
d. h. aus den juriftiichen Depofiten eigentliche fofort fällige oder Furzfriftige Darle- 
hen. Aus den alten Depofitenfcheinen wurden eigentlihe Banfnoten. Das Be: 
dürfniß der fiheren Aufbewahrung des Geldes führte vereint mit dem anderen den 
heillofen Münzwirren entfpringenden Bedürfniß der feften Währung andrerjeits 
auch zu fogen. Giroeinrichtungen, welche von jenen Gelddepofitaren oder von 
eigens zu diefem Zwed gegründeten öffentlichen Anftalten, den Girobanfen (Am: 
fterdam, Hamburg u. a. m.) ausgingen. Statt durd baare Zahlung, reip. Zuzäh— 
lung des Geldes wurden die Zahlungen der Deponenten oder Kunden der Banf 
unter einander durch Ab- und Zuichreiben auf ihren Conti's von der Banf vermittelt, 
wo dann häufig große Zahlungen durch Compenſation ausgeglichen werden fonn- 
ten. Auch dieſer Geſchaͤftszweig entwidelte ſich mit der Zeit weiter, indem die Giro: 
banf nicht mehr Depyofitar blieb, jondern Darlehnsfchulodner wurde. Sie durfte die 
hinterlegten Gelder jelbft benugen, d. h. ausleihen. Kurz, aus den ursprünglichen 
Depofitionsanftalten und Girobanfen wurden die modernen Depofiten- , Gontocor: 
rent, Ched: und Zettelbanfen. Da den Depofiten, Banfnoten, der Giro: 
banf, dem Checku. f. w. felbftändige Artifel in dieſem Werfe gewidmet find, To 
unterbleibt hier die weitere Darlegung dieſes Entwidlungsprocefies, unter Hinweis 
fung auf diefe Artifel. Das Weſentliche der Sache beftand darin, daß die Geldwechs— 
ler und die alten Banfanftalten vornehmlidy mittelft des fogen. Depofitenge: 
ſchäfts und der Banfnotenausgabe zu ihren eigenen Bonds fremde Gapita: 
lien leihweise hinzuzogen, welche fte nun in ähnlicher Meile wie ihr eigenes Gapi- 
tal „banfmäßig“ placirten, d. b. auf furze Friften fortliehen. Im weiteren Fort: 
gang wurde dann bald die Benugung des fremden Gapitals umfangreicher und wich— 
tiger, wie die des eigenen. Schließlich ward es ald Aufgabe der Banken erfannt, 
gerade das fremde Capital zu fammeln, um es auszuleihen, das eigene Gapital der 
Banf verlor Daneben feine Bedeutung. Hierdurch find die Banfen aus Geldwechs— 
lern, aus Geldinftituten, im eigentlichen Sinne, Greditinftitute geworden, 
deren volfewirthfchaftliche Function jegt die Beförderung des Creditverkehrs ift, wie 
es früher diejenige des Geldverfehrs war. Der Zwed der jegigen Banf ift Credit 
zu nehmen, mit der Abficht, ihn weiter zu begeben. Sie find daher 
Greditvermittler. Die Umgeftaltung der alten in die moderne Bank zeigt fich in 
den verfchiedenften Beziehungen. Früher beftand die Einnahme der Bank in Provi: 
fionen für die Verwechslung, für die Aufbewahrung von Geld. Jetzt befteht fie in 
Zinfen für die fortgelichenen Gelder. Der Geldwechſel, der Ein: und Verkauf von 
Münzen und edlen Metallen, das Girogeichäft (im alten Sinne) werden von manden 
Banfen nod) jegt mit betrieben, doch haben diefe Gefchäfte neben den anderen nur 
nod) eine untergeordnete Bedeutung. Sie dienen, wie der Ein- und Nerfauf von 

edlen Metallen namentlich zur Unterftügung des Betriebs der übrigen Banfgeichäfte. 

Von den legteren find die vier typiſchen Hauptformen diejenigen, welche ſich 
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mit Nothwendigfeit aus den alten Geichäften entwidelt haben: das Depofiten: 
und Banfnotengefchäft, die Paſſivgeſchäfte, mittelft welcher die Banf Eredit 
nimmt, Capital an fid) heranzieht, und das Lombard: und Wechſelgeſchäft, 
die Activgefchäfte, mittelft deren fie Eredit giebt, die fremden und eigenen Gapita- 
lien wieder in den Verfehr ftrömen läßt. 

II. Bisherige Banfpolitif. — Aus dem Vorhergehenden ergiebt fih, daß 
die modernen Banken notbwendig mit der Entwidlung der Volfswirthichaft entſtehen 
mußten, als das Bedürfnig des Geldwechſels und überhaupt das der Beförderung 
des Geldverfehrs hinter das neue Bedürfniß der Greditvermittlung zurüdtrat. Diefes 
legtere forderte Anftalten, welche disponible Gapitalien aus der Volfswirtbichaft an— 
fammelten, um fie den productiven Glaffen, und zwar zunächft den felbftändigen Un— 
ternehmern zuzuführen. Ein ſolches Bedürfniß felbit fonnte erft in einer entwidelteren 
Vollkswirthſchaft entjtehen, bei regerem Handel, größerer Arbeitstheilung, vorherr 
Ichendem Großbetriebscharafter. Da mußten denn Banfen aus den Bedürfniſſen der 
Volfswirthichaft jelbit unmittelbar hervorgehen. Wo die Dinge ſich ohne fremden 
Einfluß und ohne Störungen felbftändig entwideln fonnten, ift auch der Verlauf fein 
anderer gewefen. Am Privatbanfgefchäft beobachtet man Dies deutlich: es hat fich 
aus dem Geldwechjel zur modernen Banf entpuppt. 

Aber leider hat man in den Banken nicht immer nothwendige Glieder im wirth- 
Ihaftlichen Drganismus der Neuzeit gefehen, welche man ſich demgemäß frei ent: 
wideln laffen mußte. Dann würde mit der Umgeftaltung der älteren Gewerbe: und 
Handelsverhältnifie das Bedürfniß nad) Banken fühlbar geworden und namentlid) 
in den großen Gentren des Handels und der Gewerbe würden fie entitanden und 
organisch mit der Volfswirthichaft verwachien fein. Vermuthlich hätte ſich überall 
aus dem Geldwechſel-, dem reinen Depofiten: und Girogeſchäft Das moderne Depo— 
fitengeichäft entwidelt, zu defien bequemerer Führung die Banknote nebenbei in Ge— 
brauch gefommen, aber niemals Hauptſache geworden wäre. Wenn die Privatge: 
fchäfte nicht mehr genügten, hätten mit der Ausbildung des Aſſociationsweſens die 
betheiligten Handel- und Gewerbetreibenden, welche der regelmäßigen Discontirung 
und der Vorſchüſſe bedurften, ein Capital aufammengeichoften und eine Gejellichaft 
gebildet, weldye mit den Depofiten ihrer Partner und den von diefen, daher auch 
vom Publicum angenommenen Noten die erforderlihen Darlehne machen Fonnte. 
Die beſchränkte Hattbarfeit für den Einſchuß allein, wie jegt frühzeitig bei den privi— 
legirten Banken, hätte vermuthlic im Intereffe vorfichtiger und folider Geſchäfts— 
führung niemals Geltung erlangt. Aber leider hat ſich das Bankweſen einer ſolchen 
freien Bewegung fait nirgends anders als in Echottland und einigen nordamerifani: 
ſchen Staaten zu erfreuen gehabt. 

Statt deſſen hat die Regierungspolitif in den Banfen meiftens von vorneherein 
etwas Fremdartiges geſehen. Man glaubte, die Banken bedürften zu ihrem Gedei— 
ben, wenn nicht zu ihrem Gntftehen eines befonderen Anftoßes, einer Begünftigung, 
falls ſie nicht andrerieits viele Gefahren und Uebel mit hervorrufen follten. Mercan: 
tiliſtiſche Anſchauungen, Ueberfhägungen des Handels, des Geldes und Geldum— 
laufs fpielten hierbei mit, der bevormundende Zug der ganzen Wirthſchaftspolitik der 
legten Jahrhunderte ſprach fi) gerade im Gebiete des Geld: und Bankweſens beion: - 
ders ftarf aus. Die Urfache mit der Mirfung verwechjelnd jchrieb man die Blüthe 
von Handelsftädten wie Genua, Venedig, Amfterdam, Hamburg ihren äußeren, 
mechaniihen, dem Handel dienenden Ginrichtungen, namentlich ihren Banken zu. 
Um die eigenen Länder zu Wohlitand und Macht zu erheben, errichtete man Banken 
in großem Maaßitabe, nody ehe ein reelles Bedürfniß nach jolhen Anftalten vorhan— 
den war. So bildete fidy jeit dem Schluß des 17. Jahrhunderts das Syſtem der 
großen Staats: und Nationalbanfen, welde bald auch Monopolbanfen 
wurden, zur „FKörderung des Geldumlaufs“, zur „Unterftügung und Belebung Des 
Handels und Gewerbes“, — freilidy nebenbei meiftens auch zu dem directen prafs 
tieren Zwede einer Unterftügung in Finanz: und Etaatsichuldnörhen aus. (Banf 
von England 1694, Law'ſche Banf in Franfreidy 1716, jetzige Banf von Frankreich 
1800, Wiener Stadt:Banco 1706, Defterreichiiche Nationalbank 1816, K. Banf zu 


6* 


84 Banken und Bankweien. 


Berlin 1765, Preußiſche Banf 1846 u.a.m.) Diefe Banfen wurden gleidy bei ihrer 
Gründung oder bald darauf mit umfafienden Privilegien und mit Monopolen in Be: 
treff einzelner Banfgeichäfte ausgeftattet, um ihnen die Stellung und Bedentung zu 
verschaffen, welche jchon die geringe Ausbildung des Verkehrs ihnen zu erreichen nicht 
erlaubte. 

Die Vorrechte bezogen fid) auf alles Mögliche, auf die Banfgefchäfte, wie auf 
die rechtliche Stellung und auf finanzielle Vortheile. Das Giro:, das Depofiten=, 
das Disconto- und Lombardgeichäft wurde bald mehr, bald weniger au Guniten der 
privilegirten Banf monopolifirt oder wenigftens anderen Geſellſchafts- oder öffent: 
liben Banken nur unter Beichränfungen erlaubt, jo 3. B. in Betreff des Depofiten: 
geichäfts noch jegt in Preußen; die Banf von England war von 1708—1826 die 
einzige Gefellichartsbanf, welche Depofitengeichäfte betreiben durfte, für London be: 
hielt fie dies Monopol fogar bis 1833. Durch Zuweifung der gerichtlichen u. |. w. 
Depofiten zu einem niedrigen Zinsfuße erhielten privilegirte Banfen ein billiges Be: 
triebscapital, welches die Concurrenz mit anderen Anftalten erleichterte Preuß. Bank). 
Vor allen Dingen ward aber auf die Banfnotenausgabe das Augenmerf gelenft. 
Da Handel und Verkehr eine größere Mafie Depofiten noch nicht liefern Fonnten, jo 
juchte man der Banf durd) eine ftarfe Notenausgabe die Betriebsfonds zu verichaffen. 
Die Notenemilfton ward zum „ausjchließlichen Privileg” gemacht. Wie alle ſolche 
Privilegs: und Monopolsverleihungen war auch diefe im Grunde eine Uſurpation 
des Staates, weldyer zur Zeit des aufgeflärten Deipotismus vollends feine Schwie: 
rigfeit entgegentrat. Als jpäter das Nechtsgefühl bei Negierungen und Regierten 
ichärfer hervortrat und auf allen Gebieten die Art an das Privilegien: und Monopol: 
unweſen gelegt ward, juchte man aus politiichen Gründen, deren theilweife Berech— 
tigung wir anerfennen, vor Allem aber aus faljchen wirthichaftlihen Gründen das 
Banfnotenmonopol beizubehalten oder wenigftens dem Etaate das ausichließliche 
Recht zu vindiciren, Die Gonceffion zur Notenausgabe zu geben. Zur Nechtferti: 
gung diefes Standpunctes ward die Notenemiffion als „Ausflug des Münzregals“ 
angeiehen, was rechtlich und volfswirthichaftlich durchaus unzuläffig ift, obgleidy Die 
Politifer Englands, Franfreichs, Preußens, Defterreichs mehr ald einmal diefe Auf: 
faſſung offen vertreten haben. Hier liegt die Verwechslung von Papiergeld und Bank: 
noten zu Grunde; das Recht, erfteres auszugeben, alſo den Zwangscours für unein- 
lösbares Papiergeld oder auch für Banfnoten wie in England) zu decretiren, bat der 
Natur der Sache nach nur der Staat, weil er allein die Zwangsgewalt dazıı befigt. 
Aber jo gut der Staat die Banfnotenausgabe als Regal betrachtet, könnte er auch die 
Emiſſion faft jedes anderen Schulddocuments, namentlich der Geldfurrogate als fein 
alleiniges Recht anjchen. Hier hat der Irrthum fchlimm gewirkt, als wenn nur 
Banknoten, nicht aud) andere Greditumlaufsmittel, wie Cheds, Wechſel, Anweiſun— 
gen das Geld aus dem Umlaufe verdrängen könnten (vgl. Art. Eredit Nr. VD. 
Die Monopolifirung der Banfnotenausgabe fann daher ſtets nur fraft eines aus: 
drüdlichen Gefeges erfolgen. Dem Erlaß eines foldyen muß die Abwägung der da— 
für und dagegen ſprechenden politifchen und volfswirthichaftlichen Gründe voraus: 
gehen. Dieſe Monopolifirung hat aber zwei große, folgenichwere Nachtheile gehabt. 
Einmal wurde auf die Greation der Zettel das Hauptgewicht gelegt, ja darin Die ein 
zige Möglichkeit, Banfgefchäfte durch große öfentliche Gejellichaften gu treiben, ge: 
ſehen. Die Banfen find dadurch in eine ganz faliche Richtung getrieben und haben 
die Ausbildung des Depvfitengefchäfts unbillig vernachläffigt. Sodann hat die enge 
Verbindung der Staatsbanfen mit den Regierungen in fritifchen Zeiten faft ſtets 
große Bortihüffe der Banfen an den Staat zur Folge gehabt, Vorſchüſſe, welche nur 
in Banfnoten geleifter werden fonnten, und bei der Unfähigkeit des Staates, fie recht— 
zeitig zurüdzuzahlen, zur Infolvenz der Banken führten. Die berühmtejten Beilpiele 
find die Banf von England von 1797—1819, die öfterreichifche Nationalbank feit 
1848. Hierdurch ift die Banfnotenausgabe ftärfer discreditirt worden, wie durch Die 
Fehler der Kleinen freien Zettelbanfen. Wenn dann fpäter Handel und Gewerbe ſich 
wirklich ausdehnten und in der Volkswirthſchaft ein Verlangen nach Disconto: und 
Lombardbanfen entitand, fo hinderten die der Staats- oder Gentralbant verliehenen 
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Privilegien die Ausbildung eines vernünftigen Bankweſens im Lande. Man mochte 
von diejen Privilegien nichts aufheben und legte höchftens der Banf die Verpflichtung 
auf, dem Bedürfniß nach Greditvermittlung durch Errichtung von Filialen und Agen- 
turen an den einzelnen Plägen nacyzufommen. Das gerechte Verlangen ward dadurd) 
nicht befriedigt. 

Die privilegirtefte Stellung genoß die Gentralbanf, wenn fie die einzige größere 
Geſellſchaft zur Betreibung von Banfgejchäften fein durfte. Eines der erften fol: 
cher Monopole ward der Banf von Schottland zu Evinburg bei ihrer Errichtung im 
Jahre 1695 ertheilt. Allein bei der Erneuerung des Freibriefs wurde dies Monopol 
ibon im Jahre 1726 bejeitigt: dem verdankt Schottland die großartige freiheitliche 
Gntwidlung feines Bankweſens bis zur Einführung der Peel'ſchen Acte im Jahre 
1845. Dagegen ward das Privileg der Banf von England im Jahre 1708 dahin er: 
weitert, daß in England feine Banfgejellfchaft mit mehr als jechs Theilhabern ſich 
bilden durfte. Als ſpäter nach dem amerifanifchen Kriege die Entdedungen und Gr: 
findungen Watt’s, Arkwright's u. A. den Impuls zu jenem colofjalen Aufihwunge 
der engliichen Volfswirthichaft in den 1780er Jahren gaben, vermochte das große 
Bedürfniß nad) Greditvermittlung nur Fleine, ſchwache, deshalb häufig unfolide Ban- 
fen bervorzurufen, welche in Krifen fofort fielen, um alsbald wieder neuen ähnlichen 
Anftalten Plag zu machen. Man hat daraus Gründe wider die Bankfreiheit, welche 
nur zu Fleinen, fich in gegenfeitiger Goncurrenz zerreibenden Banken führe, entnom- 
men, während das Uebel in dem Monopolunweien lag. Erft im Jahre 1826 wurde 
das Monopol der Banf von England theilweije befeitigt, und außerhalb Londons 
Banfen mit mehr als ſechs Theilhabern zugelaſſen; erft im Jahre 1833 in London 
jelbft, doc) durften diefe Banfen in der Metropole feine Noten ausgeben. Die Ent: 
widlung des großartigften Zweiges des heutigen englifchen Banfweiens, der Yondoner 
Zoint-Stod:Depofitenbanfen datirt von diefem Jahre. Aehnliche Urfachen haben auch 
in Deutichland nody in neuefter Zeit ähnliche Folgen gehabt. Die Privilegien der 
Preußiſchen Bank, die engherzigen Normativbedingungen für die Errichtung preußi— 
icher PBrivatbanfen, die ähnlidye Banfpolitif, welche Defterreih und die größeren 
Mittelitaaten, Bavern, Sachſen, befolgten, binderten die Entitehung von größeren 
Banfen in den Hauptfigen des Handels und der Gewerbethätigfeit. Der großartige 
Aufihwung der deutichen Volfswirthichaft jeit der Gründung des Zollverein rief in 
den 40er und abermals im Beginn der 50er Jahre ein mächtiges Bedürfniß der Gre: 
dDitvermittlung hervor. Da entitanden denn die Banfen in den Kleinftaaten. Das 
Domicil in verfebrsarmen kleinen Städten, waren fie für den Greditmarft Preußens, 
Sachſens und der größeren Staaten berechnet, vermochten aber von ihrem Eige aus 
mit der Volfswirthichaft nicht organiſch zu verwachſen. Daraus gingen unläugbare 
Uebelftände hervor, mannichfache Mißbräuche ftellten jich ein. Mit dem Hinweis auf 
Deflau, Sonvdershaufen u. a. ſucht man jest das privilegirte Bankweſen zu verthei: 
digen, während die Privilegien und Monopole gerade allein die Entftehung und Ent: 
widlung eines geiunden Banfwejens gehindert haben. 

In der Rechtsſphäre genoßen und genießen die privilegirten Banfen noch manche 
andere Vorzüge, namentlidy in der Geltendmachung ihrer Korderungen beim Schuld: 
ner gegenüber anderen Gläubigern, im Goncursproceß, Erecutionsverfahren u. |. w., 
in Betreff des privilegirten Gerichtöftandes. remtionen vom allgemeinen bürgerli: 
chen Gefege, weldye unter keinen Umftänden zu rechtfertigen find (noch neuerdings 
wieder in Defterreich der anglosöfterreichifchen Banf gewährt). Berner find die Ban: 
fen öfters auch von allen oder gewiſſen Staatsabgaben befreit, namentlid) von Stem: 
veln, was ebenfalls nicht zu billigen ift. 

IH. Banffreibeit und Erfordernifle der heutigen Banfpolitif. 
Mit Recht erichallt daher feit geraumer Zeit der Ruf nad Banffreiheit. Eben 
bat ſich darüber wieder in Frankreich ein lebhafter Etreit erhoben. Es gilt, die 
Grundfäge der Verkehrs: und Gewerbefreiheit auch auf Das Banfgewerbe aus— 
udehnen. Langfamer noch wie die freie Bewegung auf anderen Gebieten der Volks— 
wirthfchaft ift Die Bankfreiheit in der Theorie zur Anerkennung gelangt. Gegenwär— 
tig drebt fi) der Streit faum noch um einen anderen Punct von principieller Be: 


Se Zr 7 un “.. EEE nn — — — — 


86 Banken und Bankweſen. 


deutung, als die Banknotenausgabe. ©. die Art. Banfnote und Zettel: 
banf. In der Praris hat man ſich noch nicht zu allen den Zugeitändniffen bequemt, 
welche die Theorie jegt Schon ziemlich ohne Widerſpruch als gerechtfertigt in der Rich: 
tung der Banffreiheit anfieht. Aber von Jahr zu Jahr ift doch auch die Praris libe— 
raler geworden, die Freigabe des Depofitengeichäfts ift faſt allgemein erfolgt, leider 
bildet Preußen noch eine Ausnahme. Die wichtigiten Gontroverspuncte En neben 
der Notenausgabe noch die Grundfäge über das Verhalten des Staated 
gegenüber neu zu gründenden Geſellſchaftsbanken, namentlich denen, 
welche die Rechte der Actiengelellihaft in Anfpruch nehmen, ob Gentral: 
bank-, ob Wielbankivftem, ob bejonderes Geſetz, ob Conceſſionszwang, 
ob völlige Gründungsfreibeit. Kerner die Grundſätze über das Verhalten des 
Staates gegemüber den beitehbenden Geſellſchafts- und Actienbanfen, 
ob und welde Gontrole und Oberauflicht. Hieran knüpfen fich die Streitfragen 
über den Einfluß des Staates auf die Abfaflung der Banfftatuten, die Ge— 
Ihäftsführung, die Dedungsverhältniife der Bankverbindlichkei— 
ten. In allen diefen Beziehungen nimmt die Theorie und Praris den verfchiedenen 
Arten von Banfen gegenüber eine verjchiedene Stellung ein. Inſofern ift auf die be: 
treffenden Separatartifel zu verweifen. Ebenſo lafjen wir Die Frage der Zettel: 
ausgabe hier unberüdfichtigt. Dagegen kann man eine Reihe von Grundjägen in 
Betreff des Verhaltens des Staates zum Banfweien im Allgemeinen 
aufftellen; diefe Grundſätze bilden den Inhalt des kurzen Goder einer den Bedürf— 
niffen des Rechtsſtaates und der heutigen Volfswirthichaft entſprechenden richtigen 
Banfpolitif. 

1, Der Staat foll der Bildung von Banfgefellichaften ebenfowenig, wie der 
— —— hinderlich entgegentreten, ſie aber auch nicht abſichtlich 

efördern. 

2. Eines beſonderen Geſetzes oder einer Conceſſion zur Gründung von Bank— 
geſellſchaften ſoll es nicht bedürfen. Vielmehr ſollen dieſe letzteren in Dicker Beziehung 
den gefeglihen Beitimmungen über Gefellfchaften und fpeciell über Actiengefellichar: 
ten unterftehen. Ein allgemeiner Grund, fie anders zu behandeln, ift nicht vorhanden. 
— 5. den Art. Conceſſionsweſen. 

3. Das Princip der begrenzten Haftbarfeit ver Gejellichaft für den Betrag ihres 
Gapitals, welches bei den deutfchen und continentalen Actiengeſellſchaften und bei 
der neueren engliichen Joint Stod Company with liniited liability anerfannt iſt, 
darf auch für die Actienbanf angenommen werden. Die begrenzte Haftbarfeit hat 
ihre Schattenfeiten, aber nicht allein bei Banfen. Hätten fid) legtere von Anfang an 
ſelbſtändig entwideln fönnen, jo würde die unbegrenzte Haftbarfeit wohl mit Vortheil 
beibehalten worden ſein. Sie gegenwärtig einzuführen oder ſie für Banken allein bei— 
zubehalten, wie es in England noch nad) der Joint-Stock-Companies-Acte vom 
14. Juli 1556 geſchah, empfiehlt fi) unferer Anficht nach nicht. Ohnehin haben ji 
gerade in neuerer Zeit bei den Banfen nadytheilige Einflüffe der unbeichränften 03 
barfeit gezeigt. Die Deponenten engliicher Banfen hielten fich dadurch völlig gefichert, 
auch wenn die Bank fchlecht verwaltet werben follte, und ließen es deshalb an der 
nöthigen Vorficht und Dbforge fehlen. Und viele reiche angefehene Leute ließen ſich 
abhalten, Banfactionaire zu werden, wodurch die Bank noch leichter in die Hände 
Ihlechter Verwalter gerieth. Die Erfahrungen der legten großen Handelsfrijis von 
1857 haben denn and, in England zur Erlaubniß von Gefellichaftsbanfen mit be: 
Ihränfter Haftbarfeit geführt. 

4. Das Gefep über Artiengefellihaften fol jomit auch für Banfactiengefell: 
ihaften gelten. Nur einzelne Puncte find in Betreff der legteren im öffentlichen In: 
tereſſe noch in ein ſolches Gefeg aufzunehmen oder gewiſſe Beſtimmungen genauer zu 
faffen. Da die Banfen Greditanftalten find, fo follen die Schwierigkeiten, einen offe: 
nen Einblick in die Greditwürbigfeit der Banf zu gewinnen, befeitigt werden, ſoweit 
dies irgend durch gefegliche Beitimmungen erreicht werden fann. Dies gefchieht durch 
volle Anerkennung des Principe der Deffentlichfeit (Publicität) in den Angeles 
genheiten der Banf und durch die darauf bezüglichen gejeglichen Borfdhriften. 
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Namentlich ift zu fordern a) regelmäßige, periodiiche, möglichft häufige (monatliche, 
bei größeren Banken wöchentliche) Publication eines detailirten, Haren Status der 
Banf. Die Form diejed Status vorzufchreiben empfiehlt ſich aus volfswirthichaft- 
lichen und ſtatiſtiſchen Nüdjichten. Die meiſten Bankſtatus leiden an großen Unklar: 
heiten, diejenigen der Ereditmobiliers find oft gar nichts werth. Eine Vergleichbar: 
feit der Status untereinander bejteht gegenwärtig häufig nicht. Auch für die Verbrei- 
tung der Beröffentlihung ift Sorge zu tragen (in gelefenen Blättern). b) Jährliche 
oder halbjährlihe genaue Rechnungsablage vor der Generalverfammlung, und 
ebenfalls Veröffentlihung der Rechnungen. Auch hier ift die Unzweideutigfeit der 
Rechnungspoſten erjtes Erforderniß. Für die Rechnungsablage empfehlen fich be: 
jtimmte Formulare. Für die Zins- und Dividendenvertheilung müſſen vdiejelben 
Grundjäge wie bei anderen Wctiengejellichaften gelten, daher 3. B. mit Recht die 
Beitimmung des neuen deutjchen manche 8, daß Zinjen an die Actionaire 
nur aus reellen Ueberſchüſſen, nad) ftatutenmäßig aufgemachter Bilanz vertheilt wer: 
den dürfen. c) Strengite perfönlihe Verantwortlichfeit der Directoren, 
Berwaltungsräthe, Rechnungsreviſoren für die Richtigkeit des Status und der Rech: 
nungsablage. Dieje Berantwortlichfeit kann nicht weit genug gehen, fie muß mit 
einem entiprechenden Strafiyiten, und zwar nicht nur mit Vermögensitrafen, jondern 
auc mit Ehren: und Freiheitsftrafen (Griminalftrafen) in Verbindung ftehen. Legtere 
Strafen find bei allen Fälfhungen der Rechnungen und daraus hervorgehender Ver: 
tuihung von Berlujten oder falſcher Gewinnjtberechnung am Platze, ur Grund deren 
Dividenden aus dem Capital der Gejellichaft gezahlt worden find. Diejer Punct 
fommt namentlih in Betracht, wenn fallirende Banfen langjährige VBerlufte und 
notoriſch ſchlechte Schulden Fortdauernd als gute Activa behandelt haben. Die 
Einjegung einer Behörde, welche auf Ermädtigung des Minifteriums die Bücher der 
Banken zum Behuf der Controle der publicirten Ausweife einzufehen, Abichriften zu 
nehmen hat u. ſ. w., wie in England nad) der Peel'ſchen Acte, oder die Einjegung 
eines eigentlihen Banfcontrolamtes, weldyes von Amtswegen diefe formelle Eon: 
trole ausübt und darüber öffentlich Bericht erftattet (wie die parlamentarijchen 
Staatsihuldencommijfionen) hat Manches für ſich. 

5. Auf den Entwurf der Banfitatuten braucht der Staat feinen jperiellen Ein: 
Aug zu nehmen. In einem allgemeinen Banfgefeg wird er paſſend generell gewifie 
Beftimmungen treffen, weldye von den Banfen befolgt werden müffen, 4. B. in Be: 
treff des Princips der Publicität. Sonjt müfjen die Banfen dem gewöhnlichen Eivil: 
geieg oder dem Handelsgeſetz unterjtehen, 3. B. in Hinficht der Dividendenvertheis 
lung an die Actionaire, der Firmaprotocollirung, der Liquidation, des Concurſes ı. 
Namentlich hat ver Staat feine Geichäfte der Bank zu verbieten, noch einen beſtimm— 
ten Umfang, eine beftimmte Art der Führung der Gejchäfte vorzuichreiben. Die ſonſt 
nothwendige materielle Gontrole fann der Staat doch nicht ausüben, er ſchwächt 
nur das Gefühl der Selbitverantwortung in den Directoren und den Sinn für eigene 
Umficht in den Gläubigern der Bank. Viele der üblichen ftatutariichen Vorſchriften 
des Staates find an fid) nichts werth, viele andere find einer guten Abficht entſprun— 
gen, welche ſich aber auf die ſem Wege nicht durchführen läßt. Daher hat der Staat 
3. B. der Banf nicht Speculationsgeichäfte in Effecten auf eigene Rechnung zu ver: 
bieten, noch den Anfauf eigener Uctien, fein bejtimmtes Verhältniß des eigenen Gapi: 
tald und des Baarjtandes zu den Banfverbindlichfeiten (wie den Depofiten), über: 
haupt fein beitimmtes Dedungsverhältniß für die Paffiva vorzufchreiben. Die Größe 
des Bankcapitals, die Höhe des Reſervefonds, deſſen jährliche Dotation, die Ver: 
theilung des wirklichen Reinertrags, die Errichtung von Filialen, die Bedingungen 
für die Annahme der Depofiten, für das Disconto: und Lombardgejchäft u. |. w. muß 
der Staat den Banken felbft zu beftimmen überlaffen. 

6: Beſondere Rechtsitellung, Cremtionen vom gemeinen und Handelsrecht, 
finanzielle Bortheile hat der Staat den Banfen nicht zu gewähren. 

oT. Eine materielle Gontrole und Beauffihtigung der Banfen ſeitens des 

Staates fällt vemnad fort. 
Soviel über die Stellung des Staates zum Bankweſen im Allgemeinen. Ob 
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und welche Ausnahmen von diefen Grundfägen durch die Natur der einzelnen Kate: 
gorieen von Banfen, namentlich der viel beiprochenen Zettelbanfen bedingt werden, 
wird in den Separatartifeln zur Sprache fommen, Im Ganzen muß man ficherlich 
gerade auf dem Gebiete des Bankweſens die Thätigfeit des Staates reftringiren, wo 
die Bevormundung nod) jo üppig wuchert. Hier Beißt ed, der Staat muß möglichit 
pafſſiv fein, die ea muß überall für die freie Bewegung ſprechen. 
Die Ausnahmen hiervon find befonders zu begründen. 

IV. Grundfäge der Banfverwaltung. Auch hier jollen nur einige Be: 
merfungen genereller Natur Plag finden ; von größerer praftiicher Bedeutung wird 
die Frage nad) den Grundfägen der Banfverwaltung in den conereten VBerbältnifien 
der einzelnen Banffategorieen, worüber die jpeciellen Artifel zu vergleichen find. 

Die heutigen Banfen find Greditanftalten, fie leihen, um wieder zu verleihen. 
Jedes Creditgeſchäft involvirt feiner Natur nad) (f. Art. Eredit Nr. T), weil Lei— 
ftung und Gegenleiftung dabei zeitlich auseinander fallen, ein Moment der Unficher: 
heit, des Riſico's. Die Banken übernehmen die Verpflichtung, ihren Verbindlichkeiten 
in Betreff der Rüdzahlung der ihnen gewährten Gredite (Noten, Depofiten, Obliga- 
tionen, Pfandbriefe u. |. w.) pünctlich nachzukommen. Abfolut gewiß fann dieſe 
Verpflichtung von der modernen Bank, welche das Geld nicht ruhig bei ſich liegen 
läßt, fondern damit ihrerfeits Gefchäfte macht, Darlehen giebt, nicht erfüllt werden. 
Das Ziel ift daher ftets nur, jener Gewißbeit mit höchſter Wahrſcheinlichkeit 
nahe zu fommen. Praktiſch ftellen ſich alddann der Bank zwei Aufgaben: fie muß 
einmal durd ihre Geihäftsführung möglichſt immer die zeitweilige Einſtellung 
ihrer Zahlungen für ihre laufenden Verbindlichfeiten verhüten, und jodann niemald 
völlig infolvent werden, fo daß die Gläubiger felbft bei vorübergehender Zahlungs: 
fuspenfion feinen reellen Verluft erleiden. 

Aus der Rückſicht auf die erftere Aufgabe ergiebt fidy das erfte und wichtigfte 
allgemeine Gejeß des Bankweſens: die Natur und Beihaffenheit der 
Banfverbindlidfeiten, die Paſſivgeſchäfte, beftimmen die Activ— 
gelaatte, daher die Art der Gapitalanlage und das gegenfeitige 
Verbältniß der Banfartiva unter einander. Deshalb ift auch im ber 
Theorie des Banfweiens die Unterfuchung der Banfverbindlichfeiten am wichtigiten. 
Aus diefem Gelege folgt, daß bei den einzelnen Arten der Banfen jehr verſchiedene 
Baarvorräthe zu halten und die Ausleihungen auf ſehr veridyiedene Friften auszu— 
dehnen fein werden. Je nad) der größeren oder geringeren Wahrjcheinlichfeit plöß: 
licher maflenhafter Kündigungen der den Banken gewährten Gredite müſſen audy Die 
Ausftände mehr oder weniger leicht und rafch einzuziehen fein. Um fo größer muß 
und um fo Fleiner darf auch eventuell das eigene Gapital der Banf jein, um das 
Riſico plöglicher Uneinbringlichkeit vieler Ausftände mit Wahrſcheinlichkeit auszu— 
gleihen. Denn je relativ größer der Theil der nicht mit fremdem Gapitale gemachten 
Ausleihungen ift, um fo günftiger ift die Chance, daß die Bank hinlänglich viel Gapi- 
tal einziehen Fann, um aud) jtarfen Anforderungen ihrer Gläubiger gerecht zu werden. 

Die eigentliche Bedeutung bat indeſſen das eigene Gapital der Banf für die 
zweite Aufgabe, die Vermeidung des Banferotts. Das Stammcapital ift der Garan— 
tiefonds zur Dedung der Verlufte, welche fi) aus unrichtigem Placement der entlehn: 
ten fremden Gelder ergeben fönnten. Der Charakter der Affecuranzanftalt tritt bier 
im Bankweſen flar zu Tage. Die Bank verwerthet das ihr gelichene Geld zu einem 
Sage, weldyer den von ihr ihren Gläubigern (in eigentlichen Zinfen oder in mancherlei 
Dienften) bezahlten Sag überfteigt. Man fann dieſe Differenz, 3. B. dieſe 1—2 Pro: 
vent Zinſen, zu welcher die Banf das fremde Geld theuerer verleiht, als fie es leibt, 
als die Belohnung für die Mühewaltung und gleichzeitig mit ald die Affecuranz- 
prämie anſehen, weldye der Gapitalift an die Banf für die Uebernahme des Riſico's 
der Ausleihung feitens der legteren entrichtet. Das Etammcapital der Banf wird, 
nad Abzug der Geichäftsunfoften für die Leitung des Unternehmens, durch dieſe 
Prämien verzinſt, hat aber nun auch, wie bei den eigentlichen Verſicherungsactien— 
geſellſchaften, für eventuelle Verluſte einzuſtehen. Durch dieſe Auffaſſung erhält das 
Stammcapital ſeine richtige Stellung im Bankbetriebe. Es iſt danach offenbar ein 
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Itrthum, diejes Capital als eigentlihes Betriebscapital anzufehen und demgemäß 
von vorneherein Banfen mit ſehr großen Stammcapitalien zu gründen. Solche Ban 
fen fönnen bei der Niedrigfeit des Durchſchnittsdisconts audy niemals projperiren. 
Auf dem capitalärmeren Gontinent hat man meiftens durch große Stammcapitale 
große Banfen gründen wollen, was aber dennoch nicht gelungen ift. Die meiften in 
ven Jahren 1855 ff. in Deutichland gegründeten Banfen hatten foldye große Stamm: 
capitale, die man fpäter redueiren mußte. Bedeutung fönnen die Banken ftets nur 
durch Die Größe der fremden Gapitale gewinnen, mit denen fie arbeiten. Die 
Banken fönnen fi daher in der Regel auch nur allmählich zur Bedeutung erhe— 
ben, diefe nicht von vorneherein haben. Kurz, das Stammcapital der Banf 
muß nah ähnlichen Grundiäßen, wie das der Verfiherungsge: 
ſellſchaften beftimmt werden. Dies hat man in England eingefehen und da: 
nad) z. B. relativ jehr Fleine eigene Gapitale für die gewaltigen Londoner Joint-Stod: 
Banken gewählt —1 Million Pfd. Ct. eingezahltes Capital bei 10—20 Millionen 
Pfd. St. Depofiten‘. Selbft die Greditmobiliers, deren Stammeagpital vielfach 
auf einen fehr hohen Betrag gelegt ift, weil viele Anftalten damit große fpeculative 
Geichäfte machen jollten, bilden von jener Regel, das Stammcapital als Garantie: 
fonds zu betrachten, feine Ausnahme. Die Bereire's, klüger wie ihre deutichen Gol: 
legen, haben dies fehr wohl eingelehen, als fie fi) das ftatutenmäßige Recht ausbe: 
dangen, für den zehnfachen Betrag des Stammcapitals von ihren Ichwindelhaften 
Obligationen ausgeben zu Dürfen. 

Die Höhe des Banfcapitals muß ſich vielmehr ganz nach dem wahrjcheinlichen 
Rifico der Geichäfte, welche die Banf betreibt, richten. Die reine Discontobanf fann 
mit einem relativ fleinen, der Greditmobilier nur mit einem relativ großen Gapital 
ausfommen. PBfandbriefinftitute bedürfen faum ein nennenswerthes eigenes Gapital. 
Gegenwärtig brauchen die Banken nicht fo große Gapitale, wie in der rechtsunſiche— 
reren Vergangenheit, in Deutichland nicht jo große, wie in Rußland u. ſ. w. Nach 
denfelben Grumdfägen muß dann auch die Höhe des Nejervefonds und defien 
jährliche Dotation aus dem Neingewinn beitimmt werden. Hier bat man überall 
nad den Grundjägen des Verfiherungsweiens vorzugehen. Das ideale Ziel des 
Banfweiens, dem die Entwidlung der Dinge and von ſelbſt zutreibt, wäre offenbar 
ein Marimalgefchäft mittelft fremder Gelder bei einem minimalen Stammcapital, — 
eine analoge Entwidlung, wie in der Greditwirthichaft (f. Art. Credit Nr. VD. 
Freilidy liegen aud) hierin Gefahren, welche eben durch Vorſicht und Klugheit ver: 
mieden werden müſſen. 

V. Arten der Banfen. Eine Eintheilung der Banfen fann man nady den 
verfchiedeniten Gefichtöpuneten vornehmen. Das Untericheidungsnterfmal fann liegen 

A. in der Verfchiedenheit der Paſſivgeſchäfte, d. h. der Credite, welche 
die Banken felbft aufnehmen, daher in den Verſchiedenheiten der ausgeftellten 
Schuldurfunden, der Kündigungsfriften u. 1. w. Die wichtigften Arten von Banfen 
find danady 1) die Depofitenbanfen, au welden die Sparcaſſen, Handwer— 
ker-Volks-, Contocorrent- und Ehedbanfen gehören, 2) die Zettel- 
banfen, welde Banfnoten ausgeben. Dieje beiden Kategorieen nehmen Gredite 
auf, welche fofort oder nad) kurzer Zeit zurückzuzahlen find. Danady richten ſich auch 
ihre Aectivgeichäfte (B 1 und 2). Weil fie vorzugsweije dem Handel und Gewerbe 
den Gredit vermitteln, beißen fie aud wohl Handelsbanfen (Gommerzbanfen, 
Gewerbebanfen). Im Worhergehenden haben wir dieſe Banken vorzugsweife vor 
Augen gehabt, denn aus ihnen ift das ganze neuere Banfıwefen hervorgegangen. Die 
wiftenichaftlihen Grundlagen des legteren laflen fih an ihnen am beften erörtern. 
3) Banfen, weldye Gelder auf längere Termine anleihben, gegen dem entiprechende 
Dbligationen, mn. a. gegen Pfandbriefe. Dahin gehören die Pfandbrief— 
injtitute, die Bodencreditbanfen Immobiliarcreditinftitute u. f. w.), und, 
fofern fie wirklich auf Obligationen (Prioritätsobligationen) Geld für längere Ter- 
mine aufnehmen, die Greditmobiliers (nad) dem Pereire'ſchen Plan). 

B. Eite zweite Gintheilung der Banfen knüpft an die Verfchiedenheit der 
Activgeihäfte, d. b. der Eredite, welche die Banfen geben u. ſ. w. an. Da: 
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nach find zu unterſcheiden: 1) Discontobanken, welche Wechſel kaufen, discon— 
tiren; 2) Lombardbanfen, welche gegen Fauſtpfand leihen auch die Leihhäu— 
jer, welche meiftens Gonjumtiveredit geben, gehören dahin; 3) Contocorrent— 
banfen (active), weldye Geld in laufender Rechnung gegen Buchichuld, mit oder 
ohne weitere Dedung, verleihen; 4) Hypothefenbanfen, welde gegen Hupothef 
leihen, mithin Pfandbriefinftitute und andere Jmmobiliarcreditinftitute, 
auch die Rentenbanfen, welden das z. B. für Ablöfung von Grundlajten vor: 
geichoffene Gapital rentenweife durd) eine zum Zins hinzugefügte Amortifationsquote 
zurüdbezahlt wird (ähnlidy wie bei Prandbriefinftituten u. |. w.) gehören dahin; 
5) Greditmobiliers, Greditanjtalten in dieſem Sinne — den Artifel), 
welche mit dem fremden Gapitale |peculative Geſchäfte auf eigene Rechnung in 
— ——— u. ſ. w. treiben. Ueber alle dieſe Atten von Banken vgl. die Separat— 
artikel. 

Die zweite Eintheilungsart der Banken iſt das Complement der erſten. Durch 
Vereinigung eines oder mehrerer Paſſivgeſchäfte mit einem oder mehreren Activge— 
ſchäften entſteht die zum Bankbetriebe erforderliche Geſchäftscombination. Die — 
delsbanken betreiben z. B. vielfach das Depofiten-, Banknoten-, Disconto-, Lom— 
bard- und Contocorrentgeſchäft, oder auch nur das Depoſiten- und die Activge— 
ſchäfte u. ſ. w. Mit dem beſtimmten Namen „Discontobank“ u. ſ. w. wird dann nur 
der eine oder andre Geſchäftszweig, welchen die Bank betreibt, beſonders hervorge— 
hoben. Welche Combinationen von Bankgeſchäftszweigen erſprießlich oder verwerflich 
ſind, wird in den Separatartikeln zu erörtern ſein. Es laſſen ſich die genannten Ban— 
fen auch wieder in drei große Claſſen, die Handels-oder Gewerbebanken, 
die Hypothekenbanken und die Creditmobiliers ECreditanſtalten einreihen. 
Die Handelsbanf gewährt Eredite an Die mit umlaufendem oder Betriebscapital ar- 
beitenden Producenten, die Hypothefenbanf giebt Eredite auf Grund des ftchenden 
Gapitals ihrer Borger. Diejer Unterfchied verurjacht viele Verfchiedenheiten des 
Bankbetriebs. Der Ereditmobilier faßt Die Aufgabe der Greditvermittlung in einem 
umfajjenderen Sinne auf, mit zweifelhaftem Erfolg ein Ziel verfolgend, deſſen Rich— 
tigkeit und Erreichbarfeit dahin jteht. 

C. Nach ihrer rehtlihen Stellung fann man endlih noh Privatbanken 
und öffentliche Banfen unterfcheiden. Diefe Namen werden oft in verjchiedenem 
Sinne genommen. In England bilden 3. B. die Privatbanken, die Joint-Stod-Ban- 
fen und die jogen. chartered banks den Gegenjag. Die eriten find Banfen mit höch— 
ftens ſechs Theilhabern, die legteren haben einen Freibrief (charter) von Regierung 
und Parlament und darin beichränfte Haftbarfeit blos für den Betrag des Gejell: 
ſchaftscapitals (nur die Banf von England, von Irland und die drei ältejten jchottis 
ihen Banfen) ; die Joint-Stod-Banfen find Gejellihaftsbanfen mit mehr als ſechs 
Theilhabern und meijtens mit unbeichränfter Haftbarkeit jedes Actionaird mit feinem 
ganzen Vermögen für alle Schulden der Geſellſchaft. In Preußen bilden die ‘Privat: 
banfen in der Amtsiprache den Gegenſatz zur preußiſchen Hauptbank. Es erſcheint 
paſſend, unter Privatbanken nur diejenigen Bankgeſchäfte zu verſtehen, welche von 
Privatleuten als ſolchen und deren Compagnons betrieben werden: das, was man 
gewöhnlich Banquiers nennt. Oeffentliche Banken dagegen ſind dann alle öffent: 
lichen Bankgeſellſchaften in der Form von Actien-, Commandit- und Joint-Stock-Ge— 
ſellſchaften, ferner die von anderen juriſtiſchen Perſonen betriebenen Banken (viele 
Sparcafien, Leihhäuſer, Pfandbriefinjtitute, jtädtiiche Bank zu Breslau u. a. m.). 
Häufig jpricht man Staatsbanfen, um Danfen zu bezeichnen, weldye mit Dem 
Staate in reger Gejchäftsverbindung ftehen, namentlich wenn jie gleichzeitig Gen» 
tralbanfen großer Reihe, Monopolbanfen oder mit befonderen Privilegien 
ausgeitattete Banken find (Bank von England, Franfreih, Preußen, Oeſterreich 2c)- 
Der Ausprud ift jehr ungenau und irreführend. Denn trog der Monopole u. |. w. 
find diefe Banfen feine Staatsanftalten. Sie gehören aber natürlich zu den öffent: 
lichen Banken. 

Literatur. Rau, Volkswirthichaftsichre $ 292—309, Abriß der Zettel: 
bankgeſch. $ 310. D. Hübner, Die Banken Lpz. 1954), meine Beitr. 5. Lehre 
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v. d. Banken Lpz. 1857, M'Culloch, Geld und Banken (überf. v. Tellfampf u. 
Bergius) ; v. Hod, Deffentl. Abgaben und Schulden (Stuttg. 1863); Eourcelles 
Stnenille, Traite de banques, Goquelin, Du cred. et des banques, Toofe, 
History of prices, (Deutid von Aſher, Hauptwerk f. alle Fragen des Geld-, Ere: 
dit: u. Danfweiens), Gilbart, Hist. a. prince. of bank., Wilfon, Cap. curr. 
a. bank., Macleod, Theory a. pract. of bank. ; überhaupt eine jehr große Lite: 
ratur, beſonders in England. Geſchichte u. Statiftif, auf welche hier nicht ſpeciell 
eingegangen werden faun, bei. bei Hübner. Adolph Wagner. 


Banknote. 

Bol. die Art. Eredit, Banken, Zettelbantf. 

I. Entwidlungsgeihichte der Banknote. Das Wefen der Banfnote 
wird durch einen Dlid auf ihre Entwidlungsgeichichte far erfannt. Urſprünglich 
waren die Banknoten wohl Depofitenfcheine, Anweilungen 3.8. einer Girobanf 
auf bei der Banf liegende und jederzeit zu hebende Baarjchaften. Die eigene Be: 
nugung diefer Gelder war der Banf nicht geftattet. Jene Scheine fonnten auf den In— 
haber geftellt werden, jo wurden allmählich aus den alten Depofitenicheinen Bank: 
noten, weldhe aber immer noch Anweilungen auf Geld waren, das bei der Banf 
allzeit liegen mußte. Die Weiterentwidlung des Banfnotengefhäfts ging nun 

and in —— mit derjenigen des Depoſitengeſchäfts ſ. d.). Das ur⸗ 
prüngliche Depoſitum zur Aufbewahrung ward zum Depoſitum zur Benutzung. Die 
Bank verſprach nicht mehr, alles Geld bei ſich ruhig liegen zu laſſen, ſondern fie vers 
ſprach nur, e8 auf Verlangen herzugeben und vermochte durch eine beftimmte Art der 
Geſchäftsführung fich in die Lage zu fegen, dies Verjprechen au halten. In den neuen 
Banknoten verpflichtete fich Die Banf jegt auch nicht mehr, das Geld bei ſich liegen zu 
haben, fondern nur, Die in der Note namhaft gemachte Geldſumme jofort auszuzahlen. 
Um dies zu vermögen requlirt die die Banfnoten ausgebende Banf, die Zettelbanf 
(1. d.), ihre Geichäfte nad) ganz ähnlichen Grundfägen, wie die Depofitenbanf, 

Die Unterfuhung des Weſens und der volfswirthichaftlichen Function der Bank— 
note läßt jich ganz unabhängig von der Frage erörtern, welche allerdings praftiich für 
das Zettelwejen von der größten Bedeutung ift: wie nämlich Die ftete Einlös— 
barfeit ver Banknoten gegen baares Geld zu jihern und zuerhalten 
ift. Diefe Frage tritt an jede Zettelbanfverwaltung heran und wird in dem Art, „Zet— 
telbanf“ act werden. Hier haben wir es nur mit dem Weſen und der Function 
der Note zu thun. Die Controverjen über das Syſtem der Banfnotendedung 
werden in dem eben genannten Artifel geprüft werden. Es wird ſich zeigen, Daß aus 
der richtigen Erfenntniß der Function der Banfnote jpäter auch Die — Bank—⸗ 
verwaltungsgrundſätze und Notendeckungsprincipien Fundationsſyſteme, abgeleitet 
werden koͤnnen. 

II. Begriff. Die heutige Banknote iſt ſomit eine Anweiſung der Bank 
auf ſich ſelbſt, zahlbar an den Ueberbringer auf Sicht, gewohnheits— 
mäßig auf runde Beträge Geld lautend: dem Weſen nach ein trockener 
Sichtwechſel mit Blancoindoſſament. Die Banknote iſt alſo kein Geld, denn ſie 
lautet auf Auszahlung von Geld. Sie iſt auch kein Papiergeld, letzteres im wiſ— 
ſenſchaftlichen Sinne genommen, wo es uneinlösbar gegen Münze, mit Zwangscours 
verſehen, mithin eine ſelbſtändige Geldart iſt. Die Banknote iſt vielmehr ein Geld: 
ſurrogat, deſſen Umlauf auf dem Credite beruht, weshalb man fie ein Credit— 
umlaufsmittel nennen fann. Sie gehört mit vielen anderen, ein Verfprechen auf 
eine Auszahlung von Geld enthaltenden und als Geld im Umlaufe fungirenden Eredit- 
papieren, wie Wechjeln, Anweiſungen, Checks, Depojitenjcheinen u. f. w. zu dieſer 
großen Kategorie der Geldjurrogate, welche der Eredit ind Leben gerufen hat. Die 

anfnote wie alle diefe Geldfurrogate lautet auf Einheiten des Geldes, ald der Wäh- 
rung und des Preismaaßes. Dies ift felbit dann der Fall, wenn die Banfnote d. 5. 
die wirkliche, ftets einlösbare) Zwangscours hat, wie feit 1933 die Note der Banf 
von England (legal tender). Denn diefer Zwangscours gilt nicht für die von Der 
Bank felbft zu leitenden Zahlungen, — und darauf gerade kommt es an. Die Bank— 
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note fann m. a. W. niemald allgemeinen Zwangscours haben, jonft ift fie nicht 
mehr Banfnote, fondern wird Papiergeld, wie feit 1548 die Note der öfterreichifchen 
Nationalbanf. Die Banknote ift ihrem Weſen nad) ſtets auf Verlangen einlös— 
bar. Man hat fie deshalb wohl einlösbares Papiergeld, im Gegenjag zu dem 
eigentlichen, uneinlösbaren genannt. Aud) dies ift nicht gut, denn neben der Einlög- 
barkeit unterfcheidet fi die Banfnote 3. B. von dem einlösbaren Staatspapiergelve 
noch durch andere Merfmale und anderfeits bejigt jelbit uneinlösbares, von einer Banf 
ausgegebenes Papiergeld Vorzüge vor dem vom Staate emittirten ſ. u. Nr. II. 
Man muß daher an den folgenden beiden Sägen ald an Hauptpuncten feſthalten: 
1) die Banknote ift principiell verfchieden vom Gelde und auch von Papiergelve, 
indem fie ein Gelpfurrogat ift (möglicyerweife auch ein Papiergelvfurrogat, wie zur 
Zeit der Bankreſtriction, 1797— 1919, in England, gegenwärtig in Norbamerifa) ; 
und 2) die Banknote gehört zu den als Geldjurrogat fungirenden Ereditumlaufsmit- 
teln, von welchen fie th nur formell, nicht in ihrem Weſen unterfcheidet. Vgl. den 
Art. Eredit Wr. VI. 

Faft alle wichtigen Irrthümer über die Banknote find aus der Verfennung dieſer 
beiden Puncte hervorgegangen. Der Staat hat zur Rechtfertigung feiner Eingriffe in 
das Zettelbanfweien ftets jeine Gründe aus Anichauungen entnommen, welche mit den 
beiden erwähnten Sägen in Widerſpruch ftehen. Es gilt daher, den Beweis für die 
Nichtigkeit dieſer Säge zu führen, wodurd die Hauptitreitfragen über die Zettelbanf- 
ſyſteme und das Verhalten des Staates zur Banfnotenausgabe von ſelbſt entſchieden 
werden. 

II. Unterfhied zwiſchen Papiergeld und Banfnoten. Der tief— 
greifende principielle Unterfchied zwifchen dem SBapiergelde und allen Ereditumlaufs- 
mitteln, daher aud) der Banknote, liegt in den beiden Momenten der Uneinlösbar- 
feit des Bapiergeldes gegen anderes Geld und des Zwangscourfes. Banfnoten 
find daher niemals Preismaaß, nod) Object der Verträge, noch im rechtlichen Sinne 
Zahlungsmittel ; man nimmt fie immer nur freiwillig an Zahlungsftatt an. Die No: 
ten nehmen deshalb zur Münze eine durchaus andre Stellung wie das Papiergeld ein. 
Es gilt von ihnen, was von allen Geldjurrogaten gilt: fie verdrängen das Geld nur 
in feiner Bunction ald Umlaufsmittel; vgl. darüber weiter den Art. Eredit Nr. VI. 

Andre Unterichiede zwifchen Bapiergeld und Banfnoten folgen aus jenen erften, 
zum Theil befteben fie nody unabhängig daneben. Dieje Unterjchiede find die Art der 
Ausgabe und die Art der Rückſtrömung des Papiergeldes und der Banknoten 
an den Ausgeber. Aus dem Weſen des Bankgeſchäfts folgt, daß Noten ald Darleben 
und nad) den richtigen VBerwaltungsgrundfägen der Zettelbanf ald Darlehen auf 
furze Zeit ausgegeben werden. SBapiergeld Dagegen wird der Negel nach in Zah— 
lung emittirt. Dies gilt fpeciell vom uneinlösbaren Staatöpapiergeld , meiſtens aud) 
vom einlösbaren Papiergeld des Staats, der Gemeinden, einzelner Corporationen, 
(3. B. dem Papiergeld der meiften deutichen Staaten, der Stadt Hannover, der Leip— 
zig » Dresdener Eijenbahngeiellihaft‘. Andrerfeits bewahrt jelbft die uneinlösbare 
Banknote, welche im gewöhnlichen Banfgejchäft oder in nad) furzen Terminen fälligen 
Darlehen emittirt wird, etwas von dem gefunden Charakter der wahren Banfnote an 
ſich (Note der engliihen Banf von 1797 an, der öfterr. Bank feit 1848). Die Banf 
behält mithin für den Betrag der ausgegebenen Noten Forderungstitel oder Be— 
jcheinigungen über an fie nod zu leiftende Zahlungen, der Staat höchſtens Quit- 
tungen oder Beicheiniqungen über von ihm bereits geleiftete Zahlungen zurüd. 
Die Bedingungen, unter weldyen Noten und Papiergeld in den Verkehr fommen, 
find denn auch ganz veridyieden. Jeder Notenemillion geht eine Nachfrage nad) den 
Noten, alfo ein entiprechender Bedarf des Verkehrs voraus. Die Bapiergeldausgabe 
erfolgt ganz ohne Rückſicht auf einen ſolchen Bedarf und bildet dadurdy von vornher— 
ein jedesmal ihrerfeits eine Nachfrage nach Waaren und Leitungen. Deshalb kann 
wohl von einer Zuvielausgabe, einer Ueberſchwemmung mit Papiergeld , nicht 
aber mit Banfnoten die Nede fein. Ebenſo find die Umftände ganz verſchieden, unter 
welchen fich Noten und Papiergeld in der Girculation erhalten. Die Noten bleiben 
nur im Verkehr, wenn derjelbe mehr Umlaufsmittel, wie bisher, oder die Noten an- 
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ftatt der Münze bevarf. Sonſt werden fie vom Verkehr wieder ausgeftoßen. Letzteres 
geichieht mit den Banfnoten, im Gegenjag auch zum einlösbaren Papiergelde, auf eine 
fehr einfache, bequeme Weife ohne Verfehrsftörungen: die von der Banf gewährten 
Gredite werden ganz oder zum Theil wieder in Noten beim Fälligfeitstermin abbezahlt. 
Man nennt Died die regelmäßige Rüdftrömung der Noten zur Banf, weldye 
das große und wichtige regulirende Princip jeder zum Theil aus Banfnoten beftehen- 
den Geldeirculation bildet und ihrerfeits eine beftimmte Anlage der Banfcapitalien zur 
Vorausfegung hat, wenn fie alle ihre günftigen Folgen ſoll äußern fönnen (Ausleihung 
auf furze Termine, banfmäßige Notendedung, ſ. ven Art. Zettelbanf). Hier ift dann 
die Vermehrung des Geld» und zwar ded Umlaufsmittelbevarfs, daher 4. B. die Er- 
höhung der zur die vorausgehende Urſache der bleibend größeren Notencirculation, 
oder m. a. W. die Menderungen ver legteren folgen denen der Preiſe erit nad) 
Tooke's aud) erfahrungsmäßig erhärteter Sag), können alfo nicht, wie man fo oft 
behauptet hat, die Urjache der ftarken Preisihwanfungen, der Ueberjpeculationen und 
Handelskriſen fein. Daneben können die Noten auch nod) zum Zwed der Einlöfung 
zu der Banf zurüdfommen, was aber die unwichtigere, obgleidy meiſtens allein berüd- 
fichtigte Art ift, wie die Noten aus dem Berfehr gezogen werden: unregelmäßige 
Rückſtrömung. Diefe ift wenigſtens bei dem einlösbaren Papiergelde ebenfalls mög— 
li, dagegen fann fich der Verkehr des einmal ausgegebenen uneinlösbaren (eigent: 
lichen) Papiergeldes gar nicht entwehren. Er vermag daffelbe höchitens auf dem Wege 
der Zahlungen, 3.B. an den emittirenden Staat zurüditrömen zu laflen, wo es indeſſen 
jofort wieder ausgegeben wird und werden muß, und jo in der That jeinem ganzen 
Betrage nad) eine bleibende Vermehrung der Umlaufsmittelmenge bilvet. Hier jtehen 
denn allerdings die Vermehrung der Geldmenge und die Erhöhung der Waarenpreije 
im Verhältniß von Urſache und Wirkung zu einander, 

Aus dem Dargelegten folgt, daß die der Furcht vor Notenüberſchwemmung ent: 
fpringenden Maaßregeln des Staates, namentlich die Monopolifirungder No: 
tenausgabe, das Berbot der Zettelbanffreiheit und die Beſchränkung 
der einer einzelnen Gentralbanf oder mehreren conceffionirten Banfen geftatteten No— 
tenemiſſion auf einen willfürlich beftimmten Betrag volfswirtbic aftlich un- 
haltbar iind. Das Princip der freien Concurrenz ift für Zettelbanfen nicht weniger, 
wie für andre Banfen und für dieſe ebenfogut, wie für andre Geſchäfte zuläffig. In 
Ländern, welche fid) einer ganz freien Entwidlung des Bankgeſchäfts erfreuten, wie 
1. B. Schottland bis 18945, beobachtet man eine ganz see periodiſche 
Shwanfung des Notenumlaufs der mit einander concurrirenden Banken innerhalb 
des Jahres: ein überzeugender Beweis, daß es nicht in der Macht der Banken liegt, 
ihren Notenumlauf beliebig auszudehnen und zufammenzuziehen , jondern daß die Be— 
wegung des Notenumlaufs von den wechjelnden Bedürfnifien des Verkehrs abhängt. 
Künftliche Notenregulirungspläne find deshalb ebenfalls überflüffig und pofitiv jchäd- 
lich. Der berühmtefte diefer Pläne ift die Peel’fche Banfacte von 1844. Der meiftens 
verfannte Hauptzweck derfelben war eben eine beftimmte Regelung des Notenumlaufs 
der Bank von England, wodurch dann indirect die Noteneinlösbarfeit gefichert werden 
joflte, ein Plan, welcher feine theoretiſche Baſis in dem falichen fogenannten Eurrency- 
princip Lord Overſtone's hat. — Die Acte hat ihren eigentlichen Zwed verfehlt und 
ichhädlich eingewirft, indem die Banf durdy fie verhindert ward, in den Höhepuncten 
der Handelsfrifen der Volkswirthſchaft den Dienft zu leiften, deflentwegen allein große 
Gentralbanfen auch volfswirthichaftlich einen gewifien unbeftreitbaren Nugen haben. 
Durch die Beftimmung, daß die Banf niemals mehr als 14 (jegt 14,75) Mil. Pf. St. 
Noten ohne metallifche Bedeckung zum gleichen Betrag für jede darüber hinaus emit- 
tirte Note ausgeben dürfe und durch die mit diefer Beftimmung in Verbindung ftehende 
Trennung der Bank von England in zwei’ felbftändige Abtheilungen Notenemiſſions— 
und Banfvepartement) ward e8 jener Banf unmöglich, die in der Creditkriſis durch den 
Zufammenfturz eines großen Theils des Privateredits und den Wegfall der auf legte: 
tem beruhenden Greditumlaufsmittel Wechſel, Cheds u. f. w.) entftehende Lücke im 
Greditverfehr mit ihren Banfnoten in heilfamer Weife auszufüllen. Zweimal, 1847 
und 1857, mußte die Veel’fche Acte denn auch in der Krifis fuspendirt werden, (1. d. 
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Art. Krifen.) Andre Beichränfungen der Notenemiffton, z. B. auf den vollen Betrag, 
eine Quote oder ein Vielfaches des eigenen Capitals der Bank, find ebenſowenig noth— 
wendig und erwünfcht. Andre gefegliche Vorichriften über das Größenverhältniß des 
Baarvorraths zu der Notencirculation einer Bank beruhen auf falfchen Grundfägen 
der Dedung für die Banfnoten. ©. den Art. Zettelbanf. 

IV. Die Banfnoten und die übrigen Ereditumlaufsmittel. In 
dem Art. Credit wird im Abichnirt VI über die Erfegung des Geldes und der Münze 
durch den Credit gezeigt, daß man die Fähigkeit, die Münze zu erlegen, fälfchlich der 
Banknote allein zufchreibt, indem alle Ereditumlaufsmittel in derfelben Richtung 
wirken. Die Banfnote hat nur einen gradweifen Vorzug, weil die Form der Uebertra— 
gung bei ihr die einfachſte ift, und weil fie auf runde und Fleine Beträge lautet. Po: 
tentiell vermag daher die Note auch wohl die Münze im ftärferen Maaße, wie andere 
Geldfurrogate zu verdrängen. Allein wiederholt haben 3. B. Anweifungen, Coupons, 
Wechſel (legtere Jahrelang in Lancafhire, wo deren von 5—10000 Pfd. St., einzeln 
mit zahlreichen, mitunter bis zu 120 Indoffamenten verſehen, circeulirten) thatfächlich 
ganz die nämlichen Bunctionen, wie die Banknoten in einzelnen VBerfchrögebieten aus: 
geübt. Die Entwidlung der Depofitenbanfen und des Chedivftems erfegt ferner Die 
Banfnote in fehr bedeutendem Umfange, befonders die Note mittlerer Größe ; die Feine 
Checkbank Volksbank vermag dafielbe in Betreff der Heinen, das Clearing - Houfe in 
Betreff der ganz großen Note zu leiften. Die Zulaflung der Londoner Joint: Stod: 
Banfen zum Glearing-Houfe der Privatbanfen im Jahre 1954 führte alsbald zu einer 
bleibenden Verminderung der 1000-Pfd..Noten der Bank von England um 2 Mill. 
Pfd. St. Kurz, der formelle Unterjchied zwiichen Noten und anderen Geldjurrogaten, 
namentlidy Wechſeln und Checks, ift für die Volfswirthichaft nicht von jehr großer 
Bedeutung und bedingt nicht die übliche, principiell durchaus verſchiedene Stellung 
der Gefeggebung zu den Banfnoten einer: und den übrigen Greditumlaufsmitteln 
andrerjeite. 

V. Grundfäge für das Verhalten des Staates zur Banfnoten: 
ausgabe. Die entwidelte Auffaſſung der Banfnote geftattet in dieſer Hinficht fol- 
gende en aufzuftellen, deren Motivirung im Einzelnen bier indeflen unterbleis 
ben muß. 

1. Der Staat hat ſich der Notenausgabe gegenüber aus volkswirthſchaft— 
lichen Gründen im Wejentlichen nicht anders zu verhalten , wie gegemüber den ande: 
ren Bankgeſchäften. Die Rechtfertigung eines Notenmonopols oder bejonderer Privi— 
legien einer Gentrafgettelbanf kann daher nur in politijchen Erwägungen liegen. 
Legtere mögen allerdings unfrer Anficht nach eine Abweichung von den volfswirth- 
ichaftlichen Anforderungen in einzelnen Fällen z. B. in Defterreich) erlauben. Das 
in gewiffem Umfange beftehende Bevürfniß der Volkswirthſchaft nach einer großen 
Zettelbanf fann auch ohne Monopol oder bejondere Privilegien einer Banf durdy die 
Gntwidlung des Verkehrs befriedigt werden. S. den Art. Banfen. 

2. Das Princip der Publicität ift bei der Zettelbanf befonders ftreng zu wahren. 
©. den Art. Banfen. Im Falle der Zablungsiuspenfion verfällt auch die Zettelbanf 
jofort dem Goncursgeleg. Ein Vorzugsrecht der Notengläubiger vor den Uebrigen 
ift weder nothwendig, nody eriprießlich. 

3. Der Staat hat darüber zu wachen, daß die Annahme der Noten in der That 
für Jedermann freiwillig bleibe. Daher hat er den Noten der Banf feinen Zwangs— 
cours beigulegen (England 1833 , Defterreih von 1867 an) und die Noten nicht Hr 
ein begünftigted Zahlungsmittel zu erklären. Die Annahme der Noten an den eigenen 
Caſſen des Staates hat im Princip nichts gegen ſich, nur muß daraus nicht eine Be 
günftigung einer einzelnen Bank werden, was wiederum wenigftens nicht durch volks— 
wirthſchaftliche Gründe zu rechtfertigen ift. Auch darf der Etaat fidy nicht ver- 
pflichten, die bei ihm einlaufenden Noten in der Regel nicht zur Einlöfung einreichen 
au wollen, noch darf diefe Unterlaffung Gewohnheit werden. 

4, Die Größe des Notenumlaufs und die Höhe der einzelnen Banfnotenftüde 
(Appoints) zu beftimmen, ift nicht Die Sache des Staates. Doch empfiehlt es fid na” 
mentlih in einer Volkswirthſchaft, in welcher die beftehende E ilberwährung die 
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Ausdehnung des Notenumlaufs begünftigt und die unteren Claſſen noch nicht volls— 
wirthichaftliche Bildung und Selbftändigfeit genug befigen, um eventuell die Annahme 
von Noten zu verweigern, einen Minimalbetrag für die kleinſte Banfnote feftzu- 
jegen, in Deutfchland etwa 10 Thlr. Der Betrag wird fih nah Münzfuß und Lan: 
deswohlftand richten müflen. Niedrigftes Notenappoint jegt in Deutſchland meiftens 
10 Thlr. oder 10 Fl., in Franfreich 50 Fr., in England 5, in Schottland und Irland 
1 Pd. St. Auch in Nordamerifa hat man das Bedürfniß empfunden, die ganz Fleinen 
Noten zu befeitigen. 

5. Der Staat hat, damit die Annahme der Noten freiwillig fei, vor allem 
darüber zu wachen, daß die ftete Einlösbarfeit der Noten auch wirklich eine 
Wahrheit werde. Im diefer Hinficht beftehen faft überall und namentlich in Deutjch- 
land nody viele Mißbräuche, beionders in Betreff des Drtes wo, der Zeit, zu wel- 
ber, der Münze, mit welcher, der Modalitäten, unter welchen die Noten einge: 
[öft werden. Die Einlöfung an der Hauptcafle im Domicil der Banf genügt nicht, die 
Bilialen müflen ebenfalld Ginwechhslungscafien haben. Die Errichtung der legteren 
wurde pafiend durch die k. fächf. Verordnung v. 30. Mai 1857 den außerfächitichen 
Banken zur Pflicht gemacht , deren Noten in Sachſen follten umlaufen dürfen, — die 
richtige Art des Vorgehens gegen die Fleinen deutichen Banfen. Die Zeit, in welcher 
die Noten eingelöft werden, darf nicht auf wenige Tagesftunden beſchränkt, ſondern 
den ganzen Tag müſſen die Gaflen geöffnet fein. Die Auszahlung darf nur in der 
Münze, welde Währung ift, erfolgen, mit Ausfchluß jedoch der zwar vollwichtig, 
aber mit einer ftärferen Legirung ausgeprägten Münzen, 3. B. in Deutichland der 
Sechſtel-Thalerſtücke. Eine foldye Beftimmung fehlt leider im Wiener Münzvertrage; 
die Mißbräucye bei den deutfchen Banfen mit der Zahlung in Bünfgroichenftüden find 
befannt. Auch follten größere Noten oder Beträge mit verfiegelten Rollen oder Säden 
harter Thaler u. ſ. w. ausgewechlelt werden müſſen. Sonft hat es die Banf in der 
Hand, die Einlöfungsverpflictung durch langſames Hinzählen der einzelnen Geld— 
ftüde während weniger Tagesftunden zum Theil illuforiich zu machen. Auch für ein 
wirflidy genügendes Gaflenperfonal hat die Bank zu forgen. Scheinbar Hleinliche Vor: 
fchriften, von denen aber die volfswirthichaftlich allein heilſame Beichaffenheit der 
Banfnote abhängt. 

Im Uebrigen vgl. den Art. Zettelbanf, in weldem der Stand der Geſetzge— 
bung in einigen Yändern berührt wird. 

Literatur. Hauptwerk über Weſen und Function der Banfnote: Tooke und 
Tookea. Newmarch, History of prices, 6 Bde. Lond. 1835—1857), D. v. 
Aber in 2B. Dresd. 1859), Fullarton, Regulat. of currencies, 2. ed. (Lond. 
1845), J. Stuart Mill’s Prine. of pol. econ. (D.v.Soetbeer, 2. Aufl. Hamb. 
1564, ©. 483—505) , die Echriften von Gilbart, Wilſon, Lord Dveritone. 
— Dbige Darftellung nach meiner „Geld- und Gredittheorie der Peel'ſchen Acte“ 
Wien, 1862) ©. 62—76, 103—124. Vgl. audy meine Beitr. z. Lehre v.d. Bau⸗ 
fen, ©. 74—157. — Geſchichte des Banknotenweſens der einzelnen Länder in D. 
Hübner, D. Banken Lpz. 1854); ein Abriß in Rau, Bolfswirthichaftsiehre, 
$. 310 ff. — Statiftif der deutichen Banfen in Hübner's treffl. Jahrbüchern, der 
übrigen Banfen in Be leider nicht fortgefegtem Annuaire du credit publie 
3 3. 1859—61). Geſchichte und Statiftif mußten in unfrer Darftellung der wichti— 
geren dogmatifchen Entwidlung weichen. Eine brauchbare Ueberficht über die Entwid- 
lung des Geld- und Bankweſens mit vielen biftorifchen und ftatiftiichen Notizen giebt 
Beer, Geſch. d. Welthandels B. 2 (Wien, 1562) Gap. 3 und B. 3 (Wien 1564) 
Gap. 3. — ©. auch den Art. Zettelbanf. Adolph Wagner. 
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— und angemeſſene Wohnungen ſind von außerordentlichem Einfluß auf 
die eg der Bevölferung, und es ift erfreulich, daß man endlich anfängt, darauf 
weit mehr Rüdficht zu nehmen, als dies früher der Fall war. Im Allgemeinen find 
die Wohnungen der unterften Glafien auf dem Lande, wie in den Etädten gleich un— 
genügend; die nachtheiligen Wirkungen machen fih aber in den Dörfern durchaus 
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nicht in dem Grade bemerkbar wie in den Städten, wo die Bevölferung auf einen 
engen Raum zufammengedrängt ift, wo Steinfohlenraud, in Verweſung übergehende 
Abfälle der Gewerbe, die Gerüche und Miasmen der Schleußen und Kloafen die Luft 
verderben, wo ferner die Höhe der Miethpreife für Wohnungs: und Schlafräume 
Rocalitäten (Kellerräume) benugen läßt, die außer dem Ueberſchuß von Feuchtigkeit, 
außer dem Mangel an Licht dem menjhlihen Organismus auf die Dauer die erfor 
derliche Menge von Sauerftoff nicht zuführen können. Das Mittelalter und die Zeiten 
des Fauftrechts machten für Die Städte die Umgebung mit Mauern nothwendig. In— 
folge deſſen drängten fid) die Menfchen auf einen möglict engen Raum zufammen, 
und die wachſende Bevölferung , weldye eine Vermehrung der Wohnungen forderte, 
führte deshalb nicht zu einer Erweiterung nad) der Horizontale, nicht zu einem Hin: 
ausrüden der Stadtgrenzen, jondern zum Aufbau von neuen Stocdwerfen und zum 
Einbau von Hintergebäuden, jowie zur Benugung der etwaigen Gärten und freien 
Pläge ald Bauftellen. Seitdem die Stadtmauern gefallen find, haben fich die Verhält: 
niſſe durch Die Anlage von Vorftädten zwar außerordentlich geändert, mit der fteigen- 
den Bevölferung hat abgr zumal in Induftrie- und Fabrifftädten die Zahl der neuen 
Gebäude nur felten — Schritt gehalten, und als Rückwirkung der größern Nach— 
frage iſt der Miethpreis für Wohnungen ſo geſtiegen, daß in faſt allen groͤßern Städten 
ein Wohnungsmangel Wohnungsnoth beſteht, der beſonders für die ärme— 
ren Claſſen ſehr empfindlich iſt. Vergl. d. Art. „Baugewerbe“.) 

Wenn nun auch die Bewegung, welche ſich die Beſchaffung bequemer und geſun— 
der Wohnungen für die arbeitenden Claſſen zum Ziele geſetzt hat, bisher noch nicht zu 
einer der Wichtigkeit und Dringlichkeit ihres Zweckes angemeſſenen Ausdehnung ge— 
langt iſt, ſo nimmt ſie doch in der öffentlichen Meinung eine ſo feſte Stellung ein, daß 
der zukünftige Erfolg gewiß iſt. Man beginnt endlich einzuſehen, daß die Herſtellung 
paſſender Wohnungen für die Volksclaſſen, welche die Mehrheit der Bevölkerung bil« 
den, nicht allein eine Aufgabe ver Menfjchenliebe oder der Gejunpheitspflege, der Sitt- 
lichfeit oder der Religion, jondern ebenfofehr von größtem Intereffe für jedes Indivi— 
duum ift, welches der Gemeinde oder der Regierung Steuern zahlt. — Man fann die 
Factoren für Beichaffung beijerer Wohnungen in drei Claſſen theilen: in die Ge- 
feggebung , die Grundbeſitzer und Arbeitgeber , endlicdy in die zwar von Trieben des 
Wohlthuns geleiteten, aber nach wirthichaftlichen Grundjägen handelnden Vereine 
und Privaten, Erſt während der legten 20 Jahre hat fi) eine größere Thätigfeit auf 
dem in Rede ftehenden Gebiete bemerklich gemacht, wenngleidy die Sache hin und wie: 
der ſchon vorher angeregt und das jeit langer Zeit beftehende Uebel aus menfchen- 
freundlichen oder geichäftlichen Rüdjichten zur Sprache gebracht worden iſt. 

Aufgabe der Geſetzgebung wird es jein, einerfeits durd) Freigebung der Bauhand— 
werfe und durch Erleichterungen in den Bejtimmungen der localen Bauordnungen die 
Häuferbaufperulationen zu fteigern, andererſeits durd) ſorgſame Ueberwachung der 
wohlfabrts- und geiundheitspolizeilihen VBorichriften (vergl. d. Art. „Sejundheite- 
pflege“) die jhädlichen Einwirfungen des Zuſammenwohnens einer großen Men: 
ſchenmenge möglichit vermeiden au laffen. — Örundbefiger und Arbeitgeber haben wei- 
ter ein perfönliches Interefie — abgejehen vorläufig von dem lobenswerthen Streben 
die Lage des Mitmenichen verbefiern zu helfen — nicht nur ihren Grund und Boden 
höher zu verwerthen, jondern aud) ihre Arbeiter durch Verſchaffung einer befiern Eri- 
ftenz fich dauernd zu erhalten. Außerdem haben fich an jehr vielen Orten Gejellichaften 
gebildet, welche die Beihaffung von Arbeiterwohnungen fich zur Aufgabe ma: 
chen, doch jo, daß Das Anlagecapital durd den Miethpreis genügend verzinft und die 
Unterhaltungsfkoften gededt werden. Im Allgemeinen huldigt man dabei folgenden 
Grundfägen: Jedes Quartier für eine Familie muß aus mindeftens zwei Zimmern mit 
Küche, Speifezimmer und Holzgelaß im Zuſammenhang, fowie einem kleinen Vorflur 
zum ausjchließlichen Gebrauch des Miethers bejtehen. Die Zimmer müfjen heil, wo: 
möglid) ſüdwärts gelegen und ihre Räumlichfeit der den Haushalt bildenden Perſo— 
nenzahl angemefien fein; für das Schlafzimmer gebührt ſich mindeftens 500 Kubikfuß 
Luft pro Perſon. Sie müflen mit Luftzügen verfehen, troden, warm und womöglich 
durch dem ganzen Haufe gemeinfame Heizvorrichtungen heizbar jein. Gefundes Wafler 
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ift in hinreichender Maſſe durch eine Leitung oder auf andre Weife zu befchaffen, wenn 
möglich, befommt das Haus eine gemeinschaftliche Waſchküche. Ye weniger Miether 
ein Haus beherbergt , deſto befier. In Gegenden, wo es die Umftände und die Bau— 
polizei geftatten, kann man mit Holz bauen; auch können die Häufer außerhalb der 
Stadt errichtet werden, jedoch nicht in einer für den Arbeiter zu weiten Entfernung. 
— Zur Erleichterung der Einwohner kann die Miethe in kurzen Friften, etwa wöchent- 
lidy oder monatlidy entrichtet werden. — Ueber die Aufrechterhaltung der von den 
Gigenthümern erlaffenen Ordnungsregeln wird ein in dem Haufe wohnender Auffeher 
wachen. Uebrigens ift e8 wünfchenswerth, daß die Mütter, wenn fie auf Arbeit gehen, 
in einem gemeinfamen Local ihre Kinder unterbringen fönnen. Endlich müflen die Unver- 
heiratheten eine angrenzende, von der der Kamilien ganz geichiedene Wohnung erhalten. 

Außer diefen Häuſerbaugeſellſchaften haben fidy hier und da die arbeiten- 
den Claſſen nad) dem Princip der Selbfthülfe zum Ban ihrer eignen Wohnungen als 
Häuferbaugenofjenjchaften vereinigt, und fteht darin beſonders England vor- 
an. Die Arbeiter zahlen wöchentlich einen beftimmten niedrigen Beitrag ein, von deren 
Erträgen nad) und nach meift Feine (einjtödige, für 1—4 Familien berechnete) ei 
gebaut werden. Die Gebäude werden dann innerhalb der Genoſſenſchaft an den Meift- 
bietenden vermiethet, jehr häufig auch unter Zuſicherung von Abzahlungsterminen ver: 
fauft. Selten werden die Genoſſenſchaften nur von Arbeitern gebildet, in den meiften 
Fällen gehören dem Vereine auch Mitglieder der reicheren Claſſen an, die aus gemein« 
nügigen Beftrebungen den Zweden des Vereins mit ihrem Rath und ihrem Gredit zur 
Seite ftehen, fo daß eigentlicy eine Zwifchenftufe zwijchen Baugefellfchaft und Bauge— 
noſſenſchaft vorhanden ift. 

Wenn man vergleicht, was in den einzelnen Staaten nad) diefer Richtung hin 
geichehen ift, fo fteht zunächft England voran, Verichiedene große Manufacturs, Berg: 
werfs- und Hüttenbeſitzer ıc. haben einen höchſt lobenswerthen Eifer und Thätigfeit 
in diefer Hinficht entwickelt und find hinter den Grundherren durchaus nicht zurückge— 
blieben. Heimftätten für Seeleute find mit glüdlichitem Erfolge gegründet worden. 
Eiſenbahngeſellſchaften haben für ihre Arbeiter ausgedehnte Bauten unternommen und 
genießen nun des großen Vortheils, daß fie die Leute raſch bei der 2 und den Ber- 
juchungen der öffentlichen Häufer entzogen haben. Die Regierung bat in einigem Um- 
fang denfelben Grundfag auf die Polizeimannſchaft, die Küften- und Sicherheitswadhe 
angewendet. 

Seit 1842 haben fich in London befonders die metropolitan association for im- 
proving the dwellings of the industrious classes und von 1844 an die society 
for improving the condition ofthe labouring elasses hervorgethan. Legtere erbaute 
in vier verschiedenen Formen abgefonderte Wohnungen für 97 Familien, 94 Räume für 
einzelne Frauen, Quartiere für 104 einzelne Männer und ein öffentliches Waſchhaus 
mit Bädern; außerdem erwarb fie an drei verfchiedenen Orten alte Häufer und richtete 
fie für 158 einzelne Männer ein. Seit 1852 find alle Bauten, deren Gejammtfoften 
etwa 36500 Pd. St. erreichen, voll bejegt geweſen. 

Von den an andern Orten entitandenen Localgefellichaften zur Verbeſſerung der 
Arbeiterwohnungen, deren es etwa dreißig giebt, ventiren einige gut; die Windsor 
royal society, die von Haftings, ſowie von Red. Hill und Reigate werfen den Actio- 
nairen 4— 6%, jährliche Dividende ab. Außer dieſen beftehen ähnliche Gefellichaften 
in Bath, Birfenhead, Briftol, Brighton, Cambridge, Dudley, Halifar, Hampftead, 
— Huddersfield, Hull, Leeds, Liverpool, Macclesfield, Newcaftle on Tyne, 
Norwich, Nottingham, Ramsgate, Rumſey, Shrewsbury, Southampton, Sunder- 
land, Torquay, Tunbridges- Wells, Wolverhampton und Worcefter. Schottland befigt 
dergleichen in Edinburgh, Glasgow, Greenock, Aberdeen, Dundee und Perth; von 
Itland wird nur eine in Dublin genannt, 

Die englifhen Nugbauvereine (benefit building societies), deren Zahl auf 
2000 mit einem eingezahlten Gapital von 8 Millionen Pfd. St. angegeben wird, er» 
feicytern die Ausführung von Arbeiterwohnungen ungemein, und wenn fte richtig ge- 
feitet werden, fo erzielen fie höchſt befriedigende Ergebniffe, indem fie den Arbeitern 
die Erwerbung eines eigenen Heimwefens fehr erleichtern. 
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Ueber Frankreich geben Huber’s Reifebriefe jehr ſchätzenswerthe Mittheilungen, 
und in gleicher Weife — ſich auch die franzöſiſchen Mitglieder beim Londoner 
Wohlthaͤtigkeitscongreß aus. — Nach einem im Jahre 1850 erlaſſenen Geſetz ernennt 
der Gemeinderath, ſobald er es für nothwendig hält, eine Commiſſion, welche die zur‘ 
Gefundmahung der Wohnräume und ihrer vermietheten Anhängjel unumgänglichen 
Mittel zu unterfuchen und anzuzeigen hat. Die Commiſſion ift berechtigt, die für die— 
fen Zweck nothwendigen Abänderungen anzuordnen, In mehreren Großſtädten hat fie 
erfolgreich gearbeitet, jo daß die Verwaltung diefen Weg fürzlidy ſehr empfohlen hat. 
Die Errichtung von Arbeiterviertelm ift aber, obwohl durch Zuſchüſſe aus dem öffent: 
lihen Schage unterftügt, nur an einigen Mittelpuncten der Großinduftrie zu Gunften 
derjenigen Arbeiter gelungen, deren unverändert auf diefelbe Werfftatt angewiejene 
Arbeit die Beftändigfeit der Wohnung erfordert ; und aud) dann glüdte fie nur, wenn 
die Fabrifherren fi an die Spige des Unternehmens ftellten. So hat in Mühlhauſen 
die induftrielle Gefellihaft von Gärten umgebene Häufer gebaut, weldye die Arbeiter 
der ſtädtiſchen Fabrifen mittels eines Miethzinfes und Amortifationszufchufles von zu— 
fammen 20—25 Franfen monatlich innerhalb 16 Jahren eigenthümlich erwerben; ein 
Kinderaſyl, ein Badhaus und ein Speiſehaus zu wohlfeiler Ernährung, Bäder, 
Waſchanſtalten und unentgeltlicher ärztlicher Rath ftehen mit der Einrichtung in Ver: 
bindung. — Im Norddepartement ift durch Befolgung gleicher Grundſätze ein ähnlicher 
Erfolg, wenn aud) in bejcheidenem Maaße erreicht worden. In Lille hat kürzlich Die 
Armenverwaltung für 100000 F$r8. ein Haus erbaut, weldyes zur Beherbergung von 
Arbeitern höchft zweckmäßig eingerichtet zu fein fcheint. Dagegen haben die Arbeiter: 
viertel von Marfeille und beſonders Paris den Hoffnungen ihrer Gründer nicht ent: 
fprochen. Das Napoleonsviertel zu Paris hat 651000 Frs. gefoftet und enthält 170 
Wohnungen ; die Arbeiter find aber nicht hineingezogen, obgleich) fie die erfparnißbrin« 
gende Gemeinfamfeit der Küchen und Speifefäle kennen. Wenn fie die ftrenge Zucht 
der Werfjtätten hinter fidy haben, wollen fie zu Haufe feiner neuen Zucht fi unterwer- 
fen, fondern ziehen die volle Freiheit des häuslichen Heerdes allen Vortheilen der Ge: 
noffenfchaft vor, welche demnach die Nachwehen der Bepürfniffe und Gejege des Fabrif- 
weſens empfindet. Die foftbaren Bauten der Stadt Paris fcheinen für deren Bewohner 
das Problem der Gejundheit und Geräumigfeit auf die befriedigendfte Weije gelöft zu 
haben. Leider hat man die fchlechten Wohnungen, wo der Arbeiter ohne Licht und Luft 
ſich betten mußte, durch jo ſchöne und weitläufige Häufer erjegt, daß fie defien kleinem 
Vermögen unerreichbar bleiben, und weil er nicht mehr ſchlecht wohnen ſoll, läuft er 
Gefahr, gar feine Wohnung zu befommen. 
Alle fonftigen PBarifer Bauten verdienen den Namen einer cite ouvriere faum, 

mit Ausnahme eines Privatunternehmens in der Straße Chopinette, das in circa 100 

leichförmigen, vielleicht zu monoton gehaltenen Häufern für circa 5000 Menſchen 

illige Bohnun verichafft hat. Diefes Unternehmen des Grafen Madre gewährt zu: 
gleich eine gute Nente und find die Arbeiterlogis immer voll befegt. Außerdem find 
einige Häufer für unverheirathete Arbeiterinnen erbaut worden , welche dort nicht nur 
billig wohnen, fondern auch durdy mütterliche Leitung und ftrenge Aufrehtbaltung von 
Sitte und Ordnung vor den Gefahren einer großen Stadt ziemlich bewahrt bleiben. 

In der Schweiz ift von 1353 an befonders in Bafel fehr viel für die Beihaffung 

von billigen und angemeflenen Arbeiterwohnungen gefchehen ; außerdem find Bauge- 
jellichaften in Bern, Herzogenbuchfee, Konftanz, zu Locle und in Lauſanne entftanden. 
Ueber die zur Verbefferung der Wohnungen im Canton Neuenburg getroffenen Maaß— 
regeln wurden dem Londoner Congreß unter Anderm folgende Mittheilungen gemacht: 
Eeit 10 Jahren ift in Neuchätel eine Miethbsiparcafie gegründet worden, um ben 
ärmern Miethern gleichzeitig mit der Gewöhnung an Epartamfeit und Fleiß dur 
Unterftügungen aufzuhelfen. Wenn nämlich die Gefellichafter (Miether unter 150 
Franken, welche ihr Quartier zwei Jahre innehaben) alle vierzehn Tage einem Abthei— 
Iungsvorfteher einen Theil ihres Hauszinfes regelmäßig entrichten, jo erhalten fie eine 
Prämie von anfangs 20, jegt noch 10%, der Miethe aus den freiwilligen Gefchenfen 
der Caſſe. Diefe hätte nur einen unerheblichen Erfolg erzielt, wenn die Wohnungen 
das bleiben follten, was fie nur zu häufig find, eine unreinliche und dürftige Zuflucht 





wird. Wünfcht man, daß der Arbeiter nicht vor den Entjagungen zurüdjchridt, weldye 
ihm die zur Erhaltung feiner Wohnung unerläßlihe Sparfamfeit auferlegt, fo muß 
man ihm die Mittel verſchaffen, anftändig und gefund zu wohnen. Diefe Erwägungen 
haben zur Gründung einer Jmmobiliargelellihaft für den Arbeiterftand (societe im- 
mobiliere pour la classe ouvriere) geführt. Die Geſellſchaft hat nämlid) auf einem 
wenige Minuten von der Stadt entfernten Plage mehrere Häufer errichten lafien, die 
in kleine, ihrer Bejtimmung entiprechende Wohnungen eingetheilt find. Als Miether 
werden nur Familienväter des Arbeiterftandes , deren Rechtlichfeit anerkannt ift, zuge: 
laſſen; auch ift vabei maaßgebend, daß fie der Stadt mindeftens drei Jahre lang ange 
hörig find. Obgleich Die Sagungen den Fall vorgefehen haben , daß ein Miether mit: 
tels Abichlagszahlungen Eigenthümer feiner Wohnung werden will, jo hat bisher doch 
immer blos die einfache Vermiethung ftattgefunden. Den Hausregeln zufolge darf in 
jedem Quartier nur eine einzige Bamilie wohnen; Wein: und Branntweinverfauf ift 
unterfagt, und jeder Bewohner muß den angeordneten Beichränfungen und Pflichten 
innerer Polizei ſich unterwerfen. Seitdem dieſe Art Arbeiterviertel gegründet ift, laſſen 
ſich manche Verbefierungen der Gejundheit und Sittlichfeit A die zur Auf: 
munterung der Unternehmer wohl geeignet find. 

In Belgien und in der Niederlande, ebenjo in Schweden (Stodholm) find feit 
einigen Jahren gleichfalls Baugefellihaften ins Leben gerufen worden. In Belgien ift 
analog dem Armenweien, foweit es in den Händen der fatholifchen Geiftlichfeit ift, 
das Unterftügungsprincip zu fchroff in den Vordergrund geftellt worden, und lafien 
fich davon faum befriedigende Erfolge verſprechen. 

In Deutichland endlich finden wir Baugenofienicdyaften ſchon vor Jahrhunderten, 
und verdanfen denjelben die Verbindungen der Freimaurer ihre Verbreitung, wenn 
nidyt Entitehung. Hierher gehört auch die 1519 in Augsburg gegründete Fuggerei, 
obgleicy fie den Anforderungen, die heutzutage geftellt werden müſſen, als Arbeiter: 
viertel nad) mehr als einer Seite hin kaum entſpricht. Gemeinnügige Baugefellichaf- 
ten beftehen unter Andern in Berlin, Franffurt a. M., Stuttgart, Pforzheim, Nürn- 
berg, Karlsruhe, Leipzig, Chemnig, Mannheim, Dortmund und an anderen Orten. 
Die Arbeiterfafernen, zu denen man fidy in mehreren der genannten Städte ent- 
fdylofien hat, möchten auf feinen Fall zu empfehlen fein, da fie durd Zufammendrän- 
gen vieler Familien auf einen befchränften und durchaus unſchönen Raum faft diejel- 
ben Nachtheile wieder herbeiführen, die befeitigt werden follen. Selbft die Errichtung 
von Arbeitervierteln, obgleich mit Rüdjicht auf die Billigfeit faum zu vermeiden, hat 
infofern ihre Schattenjeiten, ald die Trennung ded Armen von dem Neichern durchaus 
nicht im Interefie Beider liegt. Die vermögendere Familie des Bel-Etage, des erften 
und zweiten Stods braucht jehr häufig die kleinern Dienftleiftungen des im Dadyftuhl 
oder im Hintergebäude wohnenden Arbeiters, und für diefen ift wiederum der Heine 
Nebenverdienit eine jehr angenehme Ginnahmequelle. Für die Baugefellichaften und 
Baugenofienichaften kann es fidy daher nur darum handeln, dem wirklich fühlbaren 
Bepürfnig an Arbeiterwohnungen abzubelfen, nicht aber die Bevölkerung nad) Höhe 
ihrer Einnahmen in bejtimmte Wohnungsviertel abzugrenzen. 

Schließlich geben wir aus einer Vorlage des Dr. Brämer an den deutjchen 
volkswirthſchaftlichen Congreß von 1564 „über Häuferbaugenofienichaften“, einer vor: 
trefflichen Arbeit, der wir in vielen Buncten gefolgt find, die über dieſen Gegenftand 
aufgeftellten Thefen: „Je ftärfer und ftetiger Die Bevölferung einer Ortichaft ſich ver: 
mehrt, defto größer und anhaltender ift die Nachfrage nah Wohnungen. Bleibt 
das Angebot von Wohnungen hinter der Nachfrage zurück, jo vertheuern ſich die 
Miethen, jo wird durch das Zufammendrängen von Menjchen in zu engen Behaufun- 
gen die Eittlichfeit, Behaglichkeit und Gejundheit der Bewohner geihädigt. In fol- 
hen Fällen liegt e6 am Tage, daß das Baugewerbe in fi allein nicht die Fähigkeit 
befigt, der Nadyfrage zu genügen; eine Unterftügung dieles Gewerbes ift aljo an- 
gezeigt. Wie gemeinnügig aber auch die Mithülfe zur Errichtung von Wohnungen fein 
mag, fo ift dennoch die Hinlenfung der Staatsthätigfeit auf dieſes Ziel nicht 
allein unnöthig, fondern würde auch alle jene Nachtheile im Gefolge haben, welche 


7* 


— — 


"108- Baugenofienichaften und Baugefellichaften. 

——— 

N Ada andrer Gewerbe durch den Staat zu begleiten pflegen. Ausgeſchloſſen ift 
damit übrigens eine aufflärende und anregende Mitwirkung der Staatsbehörden fei- 
neswegs. Öbenf o ift die Beichaffung von Wohnungen über das Maaß der Armenpflege 
in bejonders dazu beſtimmten Gebäuden hinaus nicht eine Sadye der Wohlthätig- 
feit, deren Kräfte weder ftarf noch fonft geeignet genug find, um Erfledliches auf 
dieſem Gebiete zu erreichen. Dagegen empfiehlt fich die Förderung der Bauthätigfeit 
durch die in neuerer Zeit ald mächtige Kraft reichlich erprobte Bildung befonderer Ge— 
noſſenſchaften Baugenoſſenſchaften). — Mit vollem Rechte darf überdies von 
den Gemeindebehörden beanfprudyt werben, daß fie der Abhülfe localer Woh— 
nungsnoth und einer verftändigen, namentlich geſundheitsmäßigen Benugung der 
Wohngebäude ihre ernfte und thätige Theilnahme widmen. Die Thätigfeit der Ge- 
noflenichaft kann zwar in gemeinfamer Arbeit ebenfowohl, wie in gemeinfamer 
Beihaffung von Capital und Eredit beftehen. Allein da das Baugewerbe noch in höhe 
rem Grade ald andre Gewerbe das Zuſammenwirken verjchiedener Arten der Arbeit, 
mithin um fo gebieterifcher die Unterordnung unter einen einzigen Willen erfordert: 
fo ftellen der erftgenannten Form der Genofjenichaft ſich zu erhebliche Schwierigkeiten 
entgegen, als daß von ihr in nächſter Zeit jchon eine große Wirkſamkeit erwartet wer- 
den darf. Vorzugsweiſe geeignet zur Befeitigung der aus dem Wohnungsmangel ent- 
fpringenden Lebelftände bleiben dagegen foldye Genoſſenſchaften, welche in Form von 
Actiengefellihaften hinreichende Gapitalien zuſammentragen, um gut rentirende 
— im Großen nach einem wohlüberlegten Plane auszuführen. Um die 

etheiligung an den Actien zu heben, ſind außer gutem Reinertrage mancherlei Be— 
günſtigungen für deren Abnehmer denkbar, welche ohne Nachtheil für die Intereſſen 
der ganzen Genoſſenſchaft gewährt werden können. Eine vorherbeſtimmte Amorti— 
ſation der Actien ſchreckt von der Betheiligung ab, vermindert den Courswerth und 
beraubt die Genoſſenſchaft als Ganzes der Möglichkeit , ihr Unternehmen nad) Bedarf 
auszudehnen oder durch vortheilhafte Verkäufe zu beichränfen. Dagegen darf der Ge- 
nofjenichaft das Recht des freien Nüdfaufs und Verkaufs von Aetien nicht verfchränft 
werden. Wird das ganze in unbebauten und bebauten Grundftüden beftehende Beſitz— 
thum der Genofienichaft ald Pfand gefegt, fo fann verfelben ein ſehr berrächtlicher und 
billiger Eredit defto weniger entgehen, je größer die Gewißheit ift,, daß die Gebäude 
volle und dauernde Benugung finden. — 68 läßt fic fein ftichhaltiger Grund dafür 
angeben, daß die Genoflenichaft die Verwaltung der von ihr gebauten Häufer in Hän- 
den behalte, im Gegentheil find vortheilhafte Verkäufe einzelner Grundftüde jehr 
geeignet, die Fortſetzung des .... zu befördern und dafjelbe im frifchen Gange 
zu erhalten. Daß die Genofienfchaft bei Zeiten für einen Grneuerungsfonde Sorge 
trägt, um den nad) Ablauf einer vorauszuberechnenden Periode nothwendigen Repa- 
raturen gewachſen zu fein, iſt felbftwerftändlich. Namhafte Zinsbefhränfungen 
über die jährlichen Erforderniffe einer ſolchen Abichreibung hinaus widerftreiten dage— 
gen den wirthichaftlichen Gefegen und haben Mangel an Betheiligung zur 
mäßen Folge. — Regeln für die Einrichtung der Häufer fönnen nicht für alle Ge: 
genden gleihmäßig feftgejegt werden, indem nothwendigerweiſe Rückſicht auf die ört- 
liben Gewohnheiten genommen werden muß; dagegen müflen die von der Sicherheit, 
Geſundheit, Sittlichfeit und Annehmlichfeit gebotenen Vorſchriften in einem möglichit 
vollfommenen Grade beobachtet werden. Durchaus verwerflich in jeder denfbaren Be— 
era N die ————— ausgedehnter Häuſergruppen, welche nur für die eine oder 
andre Volksckaſſſe beſtimmt find. Die innere Ordnung und Reinlichkeit, die Auf 
rechterhaltung eines guten Ginvernehmens aller Beftandtheile einer Bevölkerung, der 
Gemeinfinn, die Gewißheit einer durch irgendwelche Zeitereignifie nicht zu erſchüttern— 
den Benugung der Baulichkeiten und daher auch die Sicherung eines angemefienen 
Reinertrags hängen vielmehr von dem Nebeneinanderwohnen aller Berufsclaflen der 
Bevölkerung ganz weientlih ab. Als vortreffliches Mittel zur Sicherung balpiger, 
nachhaltiger und öfonomiicher Bewohnung dient die Gewährung von Prämien an 
diejenigen Miether, welche eine gewiſſe Zeitlang ihren Pflichten in Bezug auf Mieths— 
zahlung und Beobachtung der Hausordnung regelmäßig nachgefommen find. Die 
Veberlaffung von Wohnungen an die Miether ald Eigenthum, wie fie an manden 
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Orten mittels Amortifirung des Anlagecapitald durch Zinsüberfchüffe bewerfftelligt 
wird, ift im Allgemeinen nur da au empfehlen, wo die Bevölferung durd) gezwungenen 
Wechſel der Beihäftigung oder durch VBeränderungstrieb zum Aufjuchen anderer Woh- 
nungen nur in Ausnahmefällen geleitet wird. Unter allen Umftänden ungeeignet, weil 
zu unbeilbaren Zerwürfnifien Anlaß gebend, ift die Ueberlafjung nicht völlig von ein- 
ander getrennter Haustheile an die Bewohner derjelben als Gigenthum. 
Literatur: V. A. Huber, Reijebriefe. — Mittheilungen des Gentralver- 
eins in Preußen für das Wohl der arbeitenden Claſſen. — Die bereits citirte Abhand— 
lung v. Dr. Brämer. — Dr. Fabri, Die Wohnungsnoth der Arbeiter in Fabrik: 
ftädten. (Elberfeld 1862). — Verhandlungen des internationalen Wohlthätigfeits- 
congrefled. London 1862, H. 


Baugewerbe. 

Unter Baugewerben im weiteften Sinne verfteht man die bei dem Bau von Häu- 
fern beichäftigten Gewerbe der Maurer, Zimmerleute, Tifchler, Glafer, Schloſſer, 
Drechsler, Maler, Dacdyveder u. f. w. Gewöhnlich bezeichnet man mit diefem Worte 
nur dad Maurer: und Zimmerhbandwerfund die nadıftehenden Bemerkungen 
gelten auch nur diefen beiden Gewerben. Die Baugewerbe würden nicht zum Gegen» 
ftande eines beſondern Artifeld auderjehen fein, wenn fie nicht von hervorragend volfs- 
wirthichaftlicher Wichtigkeit wären und die Negierungsthätigfeit bisher ungebührlich 
in Anfpruc genonmen hätten, Die freie Concurrenz wird in den Gewerben der 
Maurer und Zimmerleute gewöhnlich am bevenklichiten gefunden, die Ginmifchung der 
Staatögewalt ift bei diefen Gewerben daber von jeher weit eingreifender geweien, als 
bei den übrigen zünftigen Gewerben. Man — ſich nicht mit den Vorſchriften 
bezüglich des Lehrzwangs, Wanderzwangs und Meiſterſtücks, ſondern ſchrieb den ge— 
prüften Meiſtern in vielen Staaten auch noch die Höhe des ihren Geſellen zu gewaͤh— 
renden Arbeitslohnes, eine ſogenannte Lohntaxe, vor. Die meiſten neweren deutſchen 
Gewerbegeſetze wollen, obſchon ſie auf dem Princip der Gewerbefreiheit beruhen, doch 
den Betrieb des Bauhandwerks auch in Zukunft an Prüfungen oder Conceſſionen bin— 
den, und ſelbſt hochverdiente deutſche Nationalökonomen ſſiehe Rau, Grundſätze der 
Volkswirthſchaftspolitik, IT. Abtheilung, 4. Ausgabe, 8.155b. ©. 18 und 19 halten 
die Prüfungen bei den Baugewerben für unerläßlih. Wenn der Verfaſſer Diefes Artilels 
nicht anfteht, auch bezüglich der Baugewerbe die legten Eonjequenzen feiner Anſchauun— 
gen von Gewerbefreiheit zu ziehen und die Freigebung des Baugewerfs als ein Poftu- 
lat ver Theorie und Praxis der Volkswirthſchaft hinzuftellen, jo muß er zunächſt von 
vornherein bemerken, daß die Freigebung des Bauhandwerfs die wohlfahrtspolizeiliche 
Controle im Interefle der allgemeinen Sicherheit und Gefundheit feineswegs ausichließt. 
Staat und Gemeinde haben durch Baugefege darüber zu wachen, Daß der ſtädtiſche Ver— 
keht durch unzweckmäßige Bauten nicht gehemmt und verfperrt und die öffentliche Sicher: 
beit durch feuergefährlicye Bauart nicht bedroht werde. Demgemäß ift in den ſoge— 
nannten Bauordnungen gewöhnlich das Einhalten einer gewiſſen Baulinie, ferner eine 
gewiffe Stärke der Brandmauern und anderes vorgefhrieben. Dieje polizeiliche Con— 
itole erftredt jich jedoch in Ländern mit voller Gewerbefreiheit auf das Bauwerk jelbjt 
und deſſen Ausführung, nicht aber auf Die Perfönlichkeit des Bauenden und der etwai« 
gen Fähigkeiten des Baumeifterd. Die einher der Baumeifter ift ein durchaus unge: 
nügender Ausweis für ihre Befähigung, einen Bau zu leiten, denn fie ift in der Haupt» 
ſache und in vielen Staaten jogar ausſchließlich eine theoretiiche, während Die Haupt: 

efahr gerade in der praftifchen Bauarbeit befteht. Es kann fi) aus der Prüfung viel» 
eicht ergeben, ob Jemand die Fähigfeit hat, einen Bauriß und die baupolizeilichen 
Vorschriften zu verftehen. Allein dadurch wird dem Publicum nur eine fehr unge- 
nügende Sicherheit geboten. ine nähere Einficht in eine Bauordnung wird Jedem 
deutlich machen, daß die Bauarbeiten, für welche polizeiliche Genehmigung erforderlich 
ift, mit Ausnahme des Bauriffes, faſt ſämmtlich in das Gebiet der praftifchen, von 
den Geſellen angefertigten Arbeiten gehören. Die Ausführung aller Feueranlagen, auf 
weldye fich die polizeiliche Ueberwachung beſonders bezieht, ift lediglich Sache der Ge- 
jellen ; diefe find es, welche den Schornftein aufmauern, welche die vorgejchriebene 
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Stärfe der Mauern, die Weite, dad Maaß, die Form des Schornfteind einhalten müſ— 
fen, welche die Brandmauern aufführen ꝛc. Die Anfertigung der Bauriffe ift eine theo- 
retiiche Arbeit. So wenig nun ein Baumeifter zuverläffige Werkführer und Gefellen 
entbehren fann, ebenfowenig fönnen die legteren die Theorie und Technik entbehren. 
Wo nun das Bauhandwerk frei ift, va wird man finden, daß ein Handinhandgehen 
der Theorie und Praris etwas ganz Selbftverftändliches ift, und daß ſich praftifche 
Gefellen, welche etwa jelbjtändig einen Bau aufführen, der Beihülfe von Architecten 
bedienen, die ihnen die Baurifje anfertigen. Die Freigebung des Bauhandwerks ift um 
jo unbedenklicher, weil ja die Baupolizeibehörde nicht nur den Bauriß durch ihre jachver- 
ftändigen Angeftellten zu prüfen, fondern auch die Beobachtung der ftraßen- und feuer: 
polizeilihen Borfchriften berufsmäßig zu überwachen hat, und weil nicht nur das 
eigene Interefle des jelbitverantwortlichen Arbeiter, fondern auch die Eontrole des 
Bauherren und des ganzen Publicums, vor deflen fritiichen Augen jeves Gebäude ent- 
ftebt, genügende Sicherheit darbieten. 

enn ed nun in Rau’s Lehrbuch heißt: „Bei den Baugewerben fpricht noch der 
Grund für die Prüfung, daß man das Gewerbserzeugniß nicht fertig kaufen kann, ſon— 
dern es beftellen muß und daſſelbe gewöhnlich ehr Foftbar ift“, jo ift Dagegen zu bemer- 
fen, daß gerade die Koftbarfeit des Erzeugnifjes regelmäßig das Publicum zu um fo 
größerer eigener Vorficht und Sorgfalt in der Beftellung und im Kauf von Häufern 
veranlaflen wird, und daß ein Befteller fich gegen eine jchlechte Ausführung feiner Be: 
ftellung durch eigene Ueberwachung ſchützen und beziehlih die Annahme eines fchlecht 
gebauten Haufes verweigern fann. 

Das Geſchäft eines Bauunternehmers ift ein derartiges, daß es ein unerfahrener 
ſchwerlich anfangen oder jedenfalls nicht mit Erfolg fortfegen wird, fobald er nicht 
dur geſchickte Wahl von Technifern und Arbeitern den Mangel eigener Erfahrung zu 
erjegen vermag. Ein foldyes Geichäft erfordert meift größeres Gapital, Das bei unge: 
ſchicktem Betriebe jofort gefährdet und das Niemand freiwillig in unbewohnbaren und 
unverfänflichen Häufern feftlegen wird. Jedenfalls hat die vwäterlichfte Fürſorge der 
Regierungen mit allen Prüfungen bisher niemals Häufereinftürze abgewendet, dieſelben 
fommen in zünftigen Ländern nicht jeltener vor, ald in gewerbefreien Ländern. Das 
Publicum wird nur an der eigenen Vorficht, Sorgfalt und Ueberwachung verhindert, 
wenn man es ihm in ftaatöväterlicher Fürforge jo leicht machen will, ſich auf die von 
Seiten des Staatd angeordneten Prüfungen zu verlaffen, die nicht einmal die theore- 
tiiche Befähigung eines Bauunternehmers garantiren, noch viel weniger aber eine Ge— 
währ geben, daß der Geprüfte etwas —8 leiſtet, daß er zuverläſſige Leute wählt, 
daß er gutes Material verwendet, daß er den Bau gehörig überwacht und bis in's 
Kleinſte getreu bei ſeiner Arbeit iſt. In Wahrheit kümmert ſich das Publicum ſchon 
längſt nicht mehr um die Scheingarantie der Prüfungen und beurtheilt die Bauunter— 
nehmer nicht nad) ihrem Meifterjchein, jondern nad) ihren Leiftungen. 

Zieht man num die praftifchen Erfahrungen zu Rathe, weldye mit der Freigebung 
des Bauhandwerk gemacht find, jo werden dadurch die Bedenfen deuticher Theoretifer 
und Regierungsbeamten noch viel gründlicher widerlegt. Man wird in England 
ichwerlicy Jemandem begegnen, der den felbftändigen Betrieb des Maurer- und Zimmer: 
gewerbes an Prüfungen gebunden ſehen will. Die ftolzeften Baläfte der engliichen Lords 
und die gefchmadvolliten Häufer für den wohlhabenden Mittelitand bis hinunter zu 
den einfachen Arbeiterwohnungen find von ungeprüften Bauunternehmern errichtet, 
ohne daß ſich die Engländer etwa unbehaglid in ihren Wohnungen fühlten. Wir 
brauchen invdefien die Erfahrungen nicht jeneits des Canals zu fuchen und fönnen die 
Beweife für die Freiheit des Baugewerbes aus Deutichland felbft entnehmen. In Bre— 
men und Oldenburg befteht die völlige Freiheit des Baugewerbes nun fchon feit mehre— 
ren Jahren, ohne daß an eine Wiedereinführung der Prüfungen auch nur zu denken 
ift. Auch in dem neueften badiichen Gewerbegefeg ift von einer Prüfung in dem Bau: 
gewerbe feine Rede, — Wir verweifen in Betreff der weiteren theoretiichen und praf- 
tiſchen Gründe für Freigebung des Bauhandwerfs auf die allgemeinen Erörterungen 
in den Artifeln „Oewerbe, Gewerbefreiheit, Innungen, Gonceffionsrechte, Prüfungen“. 
Es kann fchließlich nicht dringend genug empfohlen werden, die Freigebung der jo hoch— 
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wichtigen Baugewerbe nicht weniger entjchieden zu fordern, als die Freiheit auf andern 
Gewerbegebieten. Die endlihe Befreiung des Bauhandwerfs von den Fefleln eines 
fojtjpieligen und nuglojen Prüfungsihematismus hängt ganz eng mit der Löjung einer 
anderen hochwichtigen Frage, der „Wohnungsnoth“ zufammen. Diefe Noth bildet 
heutzutage fait Die jtehende Klage aller im Aufſchwunge begriffener Städte. Man hat 
ihon alle möglichen Vereine für kleine Mietwohnungen u. ſ. w. gebildet, aber die 
— die Beſchränkung des Bauhandwerks, iſt bei dieſen menſchenfreundlichen 
emühungen nur zu häufig außer Acht gelaſſen worden. V. Böhmert. 


Beamtenthum, Bureaukratie. 

Dieſes aus dem franzöſiſchen »bureau« und dem griechiichen „gazreiv“ „herr 
jchen“ aufammengejegte Wort heißt eigentlih „Eanzlei- oder Beamtenherrichaft“ 
und wird in tadelndem Sinne von den altverrotteten, langwierigen und übermäßigen 
Geſchäftsformalismus unferer complicirten Staatsmaſchinerie, ſowie von der Sudt 
der Vielregiererei, Bevormundung und dem Dünfel der Allerweltsverftändigfeit unferer 
Behörden oder auch einzelner Beamten gebraudht. Eine andere Anwendung des Wor- 
tes ift Die, daß mit bureaufratifch der Gegenfag bezeichnet wird zu den in colle» 
gialifcher Form organifirten Staatöbehörden. Bei Eollegialbehörden entſchei— 
det immer ein Eollegium von gleichberechtigten Beamten über die Rechts- oder Verwal: 
tungsſache. Bei den in jenem jperiellen Sinne eingerichteten aber entjcheidet ein Ein— 
zelner, ein Oberbeamter, der feine Anzahl Bureaubeamten unter fich bat, allein und 
aus eigenem Ermeſſen. Cine gute ſtaatliche Drganijation wird immer das Beftreben 
haben, alle wichtigeren Entjcheidungen in die Hände eines Collegiums zu legen, wäh 
rend die eigentliche Vollziehung der Beichlüffe recht wohl in der Hand eines Einzel 
beamten jein fann. Obwohl fein Staat, weldyer Verfaſſungsform er auch angehöre, 
diefer beiden Arten von Verwaltung, der collegialifchen und der bureaufratifchen, ganz 
entbehren fann, jo wird doc die erftere um jo mehr vorherrfchen, je mehr der Staat 
fi zur Selbftregierung des Volkes entwidelt hat. 

Robert von Mohl jagt in feiner Abhandlung über Bureaufratie: „Die Bureau— 
fratie ijt nichts anderes, als die Uebertreibung der Staatsidee, vollzogen durd einen 
zahlreichen und zum Theil aus jehr mittelmäßigen Gliedern beftehenden Organismus 
von gewerbsmäßigen Beamten“. Die Vielregiererei und Bevormundung wieder zurüd> 
zudrängen, die Selbjtverwaltung in der Gemeinde und die Betheiligung der Bürger an 
der Regierung — mittelbar durch Repräjentation, unmittelbar durch Einfluß, Rath 
und Selbftehätigfeit in weiteren und engeren Kreifen des gemeinfamen Lebens — zu 
erringen, das ift Die Hauptaufgabe unferer Zeit, es ift das, was wir eigentlich unter 
politiicher Freiheit verftehen. Der Staat hat ſich ganz von feiner Grundidee: 
Schug und freie Bahn für die Weiterentwidlung des unter ihm lebenden Theiles der 
menſchlichen Gefellihaft, entfernt. Heute find wir noch nicht einmal bis zur vollen 
Durhbildung des „Rechtsſtaates“, viel weniger zum vollen Bewußtfein der eigent- 
lichen höheren Miſſion des Staates durchgedrungen. Die Menge der kleinen Staaten 
in unſerem hochbelobten, buntichedigen Vaterlande hat eine in die Fleinften Lebensvor— 
gänge eingreifende Vielregiererei ſchlimmer als irgendwo großwuchern lafien. So hat 
denn Deutichland den traurigen Ruhm, die ausgebildetfte Beamtung in ganz Europa, 
verbunden mit der Außerften Bureaufratie zu befigen. Je reichlicher aber der admini— 
ftrative Theil des Staatslebens entwidelt ift, defto verfümmerter ift der politifche. Die 
Regelung des öffentlichen Lebens von der Schreibftube aus bildet einen Grundzug uns 
jeres heutigen Staatslebens. Daß die deutſche Beamtenfafte die gebildetfte und fitt- 
lichjte gegen die anderer Völfer gehalten ift, entjchädigt uns nicht. Wir brauchen in 
der Juſtiz Mündlichkeit und Deffentlicyfeit, hierdurch wird die Vielfchreiberei aufhören 
und das Vertrauen ded Volkes zurüdfehren, wir brauchen in der Verwaltung, joweit 
fie mit Durchführung der Selbftregierung noch beftehen bleibt, Ginfachheit der Maſchi— 
merie und vor Allem eine reorganifirte, volföfreundliche, menſchliche Polizei, geleitet 
von Männern, die das Herz auf dem rechten Fleck haben. 

Unfere deutichen bureaufratifchen Zuftände haben ſich auf wirthichaftlichem Felde 
nicht blos beläftigend, fondern mit den ſchlimmſten Folgen bemerflicy gemacht, und Die 
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allgemeine Scheu des Handeld- und Gewerbeſtandes, in feinen Angelegenheiten mit 
den Behörden zu verkehren, ift ſchon ein vielfagendes Symptom. Es leiden hier große 
Interefien und in den Hanfeftädten fann man z. B. in Handelsſachen — leider aber 
auch nur hierin — erfahren, warum diefe Städte fo wenig Luft zum Anſchluß an den 
Zollverein haben. Hier genießt der Handel eine jo freie Bewegung, wie unfere burcau: 
fratiiche, im Uebrigen felten gerade böswillige und unwiſſende Bureaufratie ſich nicht 
träumen läßt. Dieje hemmt mit ihrem verwidelten Formalismus und gedehnten Inftan- 
zenzuge jede raſche That, von der im wirthichaftlichen Verkehr meift der ganze Erfolg 
abhängt. Bei und lafjen nothwendige Entſcheidungen und Anordnungen oft lange, lange 
Zeit auf fih warten, und wenn fie endlich, um einen bezeichnenden Ausdruck aus der 
Praris zu brauchen, „berabgelangen“ (von hoher Stelle des Sitzes der Weisheit 
am grünen Tiiche), alsdann fommen fie längft zu fpät, der Gewinn ift verloren oder 
der Berluft eingetreten, meift aber Beides. Die Unfenntniß des praftiihen Wirth: 
ihaftslebens unferer Beamten ift tief einichneidend in den Gang der Entwidlung unſe— 
rer öfonomifchen Interefien. Es würde uns viel zu weit über den gegebenen Naum 
führen, wollten wir, was jo leicht wäre, zeigen, in welchem Grade unjer Bauwejen, 
unjer Berg: und Hüttenwefen, namentlich unſer Verficherungsweien, unfere Geldinſti— 
tute, die Bewegung unjerer gewerblichen Thätigfeit und wieder vorzugsweiſe unferer 
arbeitenden Glafien, in weldem Grade unjere Zoll: und Handelsinterefien unter der 
— bureaukratiſcher Verwaltung leiden. Die einzelnen beſonderen Artikel des 

exicons müſſen darauf an ſich aus innerer Nothwendigkeit hinweiſen. Häufig werden 
namentlich in den Unterinſtanzen die läſtigſten Plackereien ausgeübt. 

In neuerer Zeit, namentlich durch den politiſchen Anſtoß von 1848, iſt Manches 
zum Beſſeren geſchehen. Eine ganze Reihe Fachvereine für faſt alle Hauptrichtungen 
des wirtbichaftlichen und culturlichen Lebens find frei entftanden und ihre öffentlichen 
Ausſprüche zeigen fi von eingeftandenem Einflufie auf die Regierungen. Die Ber 
theiligung des, Volkes wächſt in Staat, Gemeinde, in der Gejeggebung und Ber: 
waltung, in der Wiſſenſchaft und im Leben; die ganze Zeit drängt, dem Beobachter 
der allgemeinen Strömung fann dies nicht entgehen, mächtig dabin, die Entideidung 
über Sperialinterefien, ſoweit fie überhaupt nicht ganz freier Bewegung überlafien wer: 
den fünnen, mindeftens zum Theil in die Wage derer zu legen, weldye diefelben zu 
ihren Lebensinterefien zählen und ſchon deshalb mit Flarem Urtheil und der nothwen- 
digen Sachkenntniß an die Beurtheilung und Enticheidung vorfommender Fragen 
gehen. Jul. Frühauf. 


Bebürfnif. 

Das eigenthümliche und charafteriftiiche Element der bürgerlichen Geſellſchaft im 
Gegenjag zu dem Heinen Kreis der Familie ift der jahliche Verkehr. Die Kraft der 
einzelnen Familie reicht nicht aus, das Werf der Unterwerfung der äußeren Natur in 
foweit zu vollbringen , daß hierdurdy die phyſiſche Subſiſtenz der Familienglieder ge— 
fihert und ein Maaß finnlichen Wohlfeins, wie die natürlichen Triebe es begehren, 
ihnen gewährt werde. Nur die vereinigten Kräfte des menſchlichen Geichlechts ver: 
mögen dies Werk auszuführen. Die fittlihe Nothwendigkeit des Verkehrs, die Ber 
ftimmung des Menjchengeichlehts zu einem organischen Wechſelverhältniß Fündigt 
fi durdy das Bedürfniß an. Alle organiihen Weſen haben diefe negative Seite 
der Bedürftigkeit und müflen fid) durch Aufnahme äußerer Elemente ergänzen. Mit 
der Gemeinjchaft der Menſchen, mit der Givilifation wachſen indeß zwar die Mittel 
zur Befriedigung menfchlicher Bedürfniffe, allein auch die Bepürfniffe felbit nehmen zu. 
Halb aus Paradorie, halb im Ernft hat daher Roufieau die Givilifation deswegen 
getadelt, und «8 läßt fi) allerdings nicht läugnen, daß die Gejellichaft ihre ungebeure 
Aufgabe, die Berürfniffe ihrer Glieder zu befriedigen, bis zur Vollfommenheit nicht 
zu erfüllen im Stande ift, daß die Civilifation auch viel Elend der Maſſen zur Folge 
habe. Allein andererjeit muß man aud) anerkennen, daß die Givililation den Ein- 
zelnen Garanticen verſchafft, welche ihm im rohen oder Naturzuftand gänzlich) fehlen. 
Neben ihren Scyattenfeiten bietet die Civilifation in der Gropartigfeit des Verkehrs, 
des Lebensprocefies der Gefellfchaft einen glänzenden Profpert. 
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Die Art und Weiſe, wie die Herrſchaft über die äußere Natur im Großen und 
mit ihr die Möglichkeit einer Befriedigung der Bedürfniſſe ſowohl, als auch eine Stei- 
gerung des Wohlftandes der Einzelnen herbeigeführt wird , hat die Volkswirthſchafts— 
lehre von gear! nicht mit Unrecht das Syftem der Bedürfniffe genannt), und ihr haupt» 
fählichiter Begründer und Vertreter Adam Emith auf den Grundfag der Arbeitsthei- 
lung zurücdgeführt. Divide et impera ift der alte Wahlſpruch aller Derer,welche nad) 
—— ſtreben. Der Menſch muß die Kräfte, mit denen er die Natur bezwingt, 
theilen, um durch Concentration, der gleichartigen Kräfte zur Macht zu gelangen und 
die Mittel des Genufjes zu gewinnen. Die Einzelnen theilen fich in Die verichiedenen 
wirtbichaftlichen Sunctionen und taujchen die hierdurch erzielten Erzeugniffe gegenfeitig 
aus. Allerdings gerathen Alle dadurch in eine gegenjeitige Abhängigkeit von einander, 
allein es wird ihnen dadurch auch die Erreichung ihrer Zwede wejentlich erleichtert. 

Die Arbeitstheilung ift indep nur eine Seite der Thatfache, welche die Herrſchaft 
des Menſchen über die äußere Natur bewirkt. Sie wurzelt in dem Gedanfen , daß die 
Einzelnen , welche mit getheilten Functionen an die Arbeit der Bewältigung der Natur 
gehen, die Glieder eines organischen Ganzen find. Die Theilung ift die Conſequenz 
einer organischen Einheit; ohne Unterjchied und Trennung von Gliedern giebt es 
überhaupt feine Einheit. Man denfe nur an die Fabel des Agrippa. Wie der innere 
Stoffwechſel die Gefjammtfunction des Organismus ausmacht, jo bat jedes Glied fei- 
nen bejonderen Antheil an dem inneren Bewegungsproceh. Mit der Scheidung in 
verſchiedene Functionen vollzieht fi allmählich und ftufenweije aud) eine Einigung. 

Die Arbeitstheilung geſchieht nicht durch eine äußere Vertheilung ; fie wird nicht, 
wie der Socialismus will, durch die Gefellfchaft mit ausprüdlicher Abſichtlichkeit voll- 
zogen, Sondern fie vollzieht fidy allein von jelbft durch den naturgemäßen Freiheits— 
gebrauch der Einzelnen, weldye ſich hierbei durd) feine gemeinfamen Zwede, jondern 
ausichließlich durch ihre Privatzwecke leiten laffen. 

Wie indeß Die Theilung der Arbeit von der organijchen Einheit des Menjchen- 
geichledyts der Natur gegenüber ausgeht, To geht fie auch objectiv nad) einer ſocialen 
Einheit, nad) Heritellung eines Gejfanimtvermögens, welches ald das Gejammtproduct 
menichlicher Arbeitsfähigfeit ericheint. Das, was die getheilte Arbeit bervorbringt, 
ift nicht blos ein gejonderter Befig der Einzelnen, die es produciren‘, ſondern es ift 
zugleich ein Gut für die Gefammtheit. Daher hat die Volkswirthichaftslehre neben dem 
Princip der Arbeitötheilung auch den Begriff des Nationalreichthums aufgeftellt, der Die 
objective Freiheit der ſachlichen Welt ausprüdt, welche der menichlichen Gefellichaft ale 
Befriedigungsmittel für ihre Bedürfnifte dient. Das Gefammtvermögen ift nicht ein 
befonderer Gegenftand neben dem Eigenthum der Einzelnen, jondern e8 ift die Geſammt— 
heit dieſes Eigenthums jelbft die Gütermaſſe, Die fi im Gebrauch der Einzelnen und 
zugleich in einer ftetigen Bewegung des Umtauſches befindet. Infolge des Umtaufches 
und Tauſchverkehrs ift jedes Ding der Möglichkeit nach ein Gut Aller und der Wirk— 
lidyfeit nad) ein Gut Mebrerer. Durd die thatfächliche Wirklichkeit des Verkehrs kann 
fidy die Arbeitötheilung erft in Gang bringen und im Gang erhalten. Ohne ihn wür- 
den die Einzelnen umd die einzelnen Familien genöthigt jein, alle Bedürfniffe durch 
eigene Arbeit, durch eigenen Befig zu befriedigen. Breiheit ded Verkehrs, Handels— 
freiheit , unbedingte Möglichkeit des Verkehrs auf alle Sachen, fo daß fie Gegenftand 
der Benugung und des Umtaufches fein fönnen, dies ift Die conditio sine qua non 
für die Exiſtenz eines geordneten ſocialen Zuſtandes. 

Jedes Hemmniß des freien Verkehrs, jede Organifation der Arbeitstheilung, d. b. 
jede abjichtliche, äußerlich angeordnete Vertheilung der Ihätigkeiten , des Beſitzes und 
der Benugung der Sachen widerjpricht dem Organismus der Geſellſchaft, der ſich 
ebenjowenig wie ein homunculus machen läßt. Sie hemmt die Steigerung der Be: 
bürfnifie und der Befriedigungs- oder Genußmittel. Nur auf dem Wege des freien 
Verkehrs erzeugt ſich in allmählicher Entwidlung und vermöge des forialen Eultur- 
triebes eben dieſe Arbeitsgliederung und Vertheilung , jowie jene objective Einheit des 
Vermögens. 

Wenn wir es als das Streben der Menfchen bezeichnen , ihre Bedürfniſſe zu be» 
friedigen, fo erfcheint dies Beftreben als ein egoiftiiches. Der Einzelne will Beſitz und 
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Reichthum; er hat nur fein eigenes materielled Intereffe vor Augen. Die von Privat: 
werden geleitete und unmittelbar ſogar ſich feindlich (in der Goncurrenz) entgegenfte- 
hende Arbeits: und Verkehrsthätigkeit der Einzelnen greift dennoch gleihwohl den 
Einzelnen unbewußt oder ohne ihre ausdrüdlicye Abficht zn einem organischen Ge: 
jammtrefultat in einander. Es entfteht auch für die Gejellichaft ein Geſammtintereſſe, 
als Motiv des praftiichen Handelns. Die Geſellſchaft als Ganzes erftrebt Die Macht 
oder die Herrfchaft der materiellen Jnterefien, ein Sprahausdrud, der namentlich 
heutzutage vielfach gebraucht wird. Viele erbliden darin den Gegenjag zu den mora- 
liſchen und geiftigen Interefien und glauben die legteren durch jene gefährdet und 
beeinträchtigt. Die Lebensentwidlung der Einzelnen und der Gejellichaft ift jedoch die 
nämliche. Auch die Geiftedentwidlung des Einzelnen beginnt damit, daß Die Kräfte 
der Intelligenz ih ald Mittel dem Verftand unterordnnen ; dad Bedürfniß erweckt den 
Verftand, der die Mittel feiner Befriedigung berbeizufchaffen trachten muß. Der Ber: 
ftand verſteckt ſich nur hinter der Sinnlichkeit, um an ihr ſich beranzubilden und zu 
erftarfen. Im gleicher Weile jchließt in der Sphäre der Gejellichaft die Herrichaft der 
materiellen Intereflen das Geiftige nicht aus, aus jenen zieht die geiftige Thätigfeit 
ihre Nahrung. Die Herrſchaft der materiellen Intereffen ift richtig verftanden jelbit 
eine geiftige Fpatface fie zeigt nicht eine Herrichaft der Thierheit und Rohheit, fon- 
dern fie ift der Sieg der Vernunft und Intelligenz über die bloßen Körperfräfte. Sie 
ſchlägt um in die Herrichaft der gebildeten Intelligenz und Willenskraft, und ijt fie 
aud an fich in ihren Zielen befchränft, und wird die Thätigfeit auch nur zu egoifti- 
ſchen Zweden verwendet , jo dient die Steigerung diefer Intereſſen doch zur Unterlage 
für den geiftigen Verkehr und für geiftige Befigthümer. 
Bernhard Miller. 


Bergbau. Bergwerk, Regalbergbau, Raubbau, Bergpolizei, Berg- 
gelehe, Bergzehnte, Bergbaugenofjenihakt, Hütten» 
etrieb. 

Unter Bergbau verfteht man die Gewinnung unterirdifcher nugbarer Mineralien, 
und die deshalb errichteten, meiſt auf einen regelrechten Betrieb angewielenen Anlagen 
nennt man Bergwerfe. Der Bergbau erjtredt fich nicht blos auf Metalle und 
Metalloide, 3. B. auf Kalf, Schweripath, fondern auf jämmtliche nugbare Mine: 
ralien, die dem Innern der Erde entnommen werden, und gehören deshalb Thon- und 
Borcellanerde, Stein und Braunfohlen, das Graben des Bernfteins gleichfalls in das 
Gebiet des Bergbau's. Daß der eigentliche Steinbruchbetrieb, der an der Oberfläche 
der Erde betrieben wird, mit zum rn zu rechnen fei, wird gewöhnlid, von den 
Bergleuten jelbft beftritten. Die Ausdehnung des Begriffes richtet ſich ganz nad) der 
Erklärung, die für Bergbau feftgeftellt wird, und werden allerdings foldye Steinbruch— 
arbeiten, die fich ftreng genommen nur auf einfache Tagebauten beichränfen, nicht mit 
zum Bergbau gerechnet, obgleicy der Bergmann zu Tage ausgehende Silberadern und 
Kohlenflöge — ausgeſchloſſen wiſſen will. Ebenſo rechnet man zum Bergbau 
den Hüttenbetrieb und zwar inſoweit als die gewonnenen Erze und Mineralien 
foweit zubereitet werden, daß fie, aber immer noch ald Rohftoffe, dem Handel oder jo- 
fortiger weiterer Production übergeben werden fönnen. Auf eine ſolche Unterfcheidung 
wird übrigens nur von Dem Werth zu legen fein, der dem Bergbau eine Ausnahme: 
ftellung vor den übrigen Erwerbszweigen zu verſchaffen gedenft. 

Der Bergbau ift nicht jo alt wie Die Jagd, Viehzucht und Landwirthſchaft, feine 
Anfänge reihen aber bis in die grauefte Vorzeit zurück und aud) unter den neu ent— 
dedten Nationen Afrifa’8 und Auftraliens hat man nur jehr wenige Stämme gefun- 
den, denen der Gebraud der Metalle und jomit aud der Bergbau ganz unbekannt 
war. — In Deutichland wurde der Bergbau nicht erft, wie vielfach behauptet wird, 
von den Nömern eingeführt , denn die alten Germanen bedienten fid) bereits felbit ge— 
arbeiteter eiferner Waffen, und befanntlich ift Eifen das Metall, das zu feiner Dar: 
ftellung mehr Mühe und Vorfenntniffe erfordert , als jedes andere Metall. Dagegen 
werden die Römer, wie einige aufgefundene Gruben beweijen, die Germanen mit einem 
tationellen Betriebe und mit den Erfahrungen befannt gemacht haben, die fie in Spa- 
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nien früher ſchon fennen gelernt hatten. Zu vollem Aufihwung fam der Bergbau in: 
defien erft dutch das Auffinden der Blei- und Silberniinen des Harzes im 9. und der 
reihen Gänge des Erzgebirges im 11. umd 12. Jahrhundert, und obgleich durch Kriege 
und unruhige Zeiten der Betrieb zu verfchiedenen Zeiten ins Stoden gefommen ift, ſo 
hat er ſich doch, wenn auch nicht big zu der frühern Ergiebigfeit, lebensfähig erhalten. 
Den Bergbau auf Eijen, den wir heutzutage höher als die Gewinnung edler Metalle 
ftellen, jcheinen die Ehroniften jener Zeit nicht für wichtig genug gehalten zu haben, 
wenigſtens find die Nachrichten darüber ziemlich fpärlih. Ginen großartigen Auf: 
fhwung nahm der Bergbau auf Eijen erft mit der maflenhaften Gewinnung von 
Steinfoblen. 

Ueber die jährlihe Metallausbeute des gefammten Bergbaues fichere Data zu 
geben, dürfte nur nad) ungefähren Schägungen möglich fein. Kolb giebt die Geſammt⸗ 
production der ganzen Erde in Edelmetallen von 1500—1850 auf 11746 Mill. Thlr. 
an, davon 1850 allein 177% Mill. Der Gefammtgeldwerth der Bergproducte (Roh: 
erze und brennbare Mineralien) beredynet jich in 


Großbritannien (1858) 200 Mit. Thlr.  Branfreich (1852) 15 Mill. Thlr. 
Peußen (1858) 36 = s Spanien (1854) 15 — ⸗ 
Belgien ungefähr 30 — Rußland (1857) 14 — 
An den beiden zur Zeit wichtigſten Factoren der Induſtrie, Eiſen und Steinkoh— 
len, betheiligen ſich die Cultur-Staaten in folgender Reihe: 


Steinkohlen Roheiſen 
Großbritannien (1859) 1461 ,,, Mill. Etr. 75,7, Mil. Etr. 
Verein. Staaten (1860) 301, ⸗ s A 5 
Preußen (1859) Du * ⸗ T⸗ ⸗ 
Belgien (1857) 7. Jo "VE — 
Frankreich (1859) 149,05 — - 17,2, * s 
Oeſterreich (1559) 62,., * . 6 > . 
Sachſen (1859) 30,0: s O0, * . 
Bavern (1858) Die ⸗ ⸗ 0, : ⸗ 
Rußland (1857) . 4, ° 5 


Ueber den Nugen des Bergbaues fünnen wir füglich binweggehen, da derfelbe 
Har auf der Hand liegt. Es ift für ein Land von außerordentlicher Wichtigkeit, ob es 
1. B. Eijenerze und Kohlen von entiprechender Güte abbauen kann, nidyt weil font, 
wie gewöhnlid; hervorgehoben wird, viel Geld aus dem Lande gehen würde, jondern 
weil der Bezug der verminderten Transportfoften wegen für die einheimijche Induſtrie 
billiger ift, und diejelbe um diefen Betrag ein Uebergewicht über die Concurrenz auf 
auswärtigen Märkten erlangt. Andere Vortheile ftellen fich bei etwaigen Zollichran« 
fen, mangelnden oder ungenügenden Verkehrswegen für den Bezug vom Auslande 
heraus, wie ferner eine große Anzahl von Erwerbsjweigen nur im engften unmittel- 
barften Zujammenhange mit dem Bergbau beftehen fann. Die Gewinnung der unters 
irdiſchen Schäge hat ganzen großen Diftrieten erft ihre Bevölkerung verichafft 
(Harz, Erzgebirge) und die Gultur nad) den entfernteften Theilen der Erde getragen. 
Beiſpiele der legtern Art bieten Galifornien und Auftralien, obgleich die Eivilifation 
fi) an beiden Drten erjt bei der heranwachfenden Generation bemerkbar machen wird. 
Dagegen fehlt e8 aber audy nicht an Beifpielen,, daß der Bergbau, jobald er lohnend 
betrieben wird, andern Erwerbsbrandyen die nöthigen Arbeitskräfte entzieht. Man hat 
ferner geltend gemacht, daß der Bergbau dem Arbeiter einen durhichnittlidy zwar nur 
mittlern, aber um fo ficherern Arbeitslohn gewähre: vergleicht man aber die jhwan- 
fenden Erträge des Bergbaues, fo kann von einem fichern Arbeitslohn durchaus nicht 
die Rede fein, und da, wo ein folder doch befteht, beruht er nur auf übertriebenen 
Einmiſchungen der Regierungsgewalt. 

Infofern der Bergbau alfo Urftoffe der Production zuführt, ftellt er ſich in feiner 
Bedeutung der Landwirthichaft an die Seite. Verdient er deshalb eine Ausnahmeftel- 
lung Iſt der Bergbau ferner ein Induftriegweig, ganz fo wie etwa die Verarbeitung 
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der Metalle, wie Spinnerei und Weberei? Die Frage ift verſchieden beantwortet wor— 
den. Wir ftehen nicht an, fie zu bejahen, ebenjo wie wir die Frage für die Landwirth- 
haft im gleichen Einne entjchieden wiffen wollen. Es ift zwar angeführt worden, 
daß das Bergbauunternehmen zu den riscanteften Gapitalanlagen gehöre, daß ferner 
eine Grube ein Saatfeld fei, aus welchem erft nad) langer Zeit die Einfaat mit Ueber— 
ſchuß geerntet werden folle, daß ferner Anlagecapital und Betriebscapital, Capitalerſatz 
und Reingewinn faft nie zu trennen feien — das Alles berechtigt aber noch nicht dazu: 
den Bergbau von allen andern Gattungen des Gewerbebetriebe auszufchließen. Die- 
jenigen, welche Dies behaupten, wünſchen in der Regel für den Bergbau eine befondere 
Ausnahmsftellung von Seiten des Staates, bejondere Gejeggebung , befondere Berg: 
polizei, befondere Bergämter, und, was die Hauptſache ift, thatfräftige Unterftügung, 
und infolge deflen nehmen fie aud) die Ipecielle Staatsoberaufficht mit in Kauf. 

Voran fteht hier das Bergregal. Die Motiven der meiften Berggefege verftehen 
darunter ein Rechtöverhältniß, vermöge deſſen gewiſſe Mineralien aus dem Rechtsbe— 
reiche des Privat: Grundeigenthums ausgefchloffen und der Verfügung des Staates 
vorbehalten werden. Das Bergregal joll feinen Urſprung und feine Rechtfertigung 
lediglich im öffentlichen Interefie finden. Die Art und Weife, wie die metalliichen 
Mineralien im Innern der Erde auf ihren befondern Lagerftätten vertheilt find, erfor- 
dern zu ihrer nugbringenden Gewinnung eine Beldgeftaltung und Feldesgröße, welche 
von den Grenzen des bürgerlichen Grundeigenthums fo gänzlich abweidhe, daß durch 
irgend eine rechtliche Abhängigfeit von legteren jeder rationelle Bergwerfsbetrieb aus- 
geichloffen fein würde. Die Verfügung des Staates über gewiffe Mineralien foll dann 
der einzige Weg fein, durch Freierflärung von dem Gigenthumsrechte des Grundbe— 
figers die Auffuchung und Gewinnung der Metalle zum Gegenftande der allgemeinen 
Goncurrenz zu machen und dadurch der Bergwerfsinduftrie diejenige umfaflende Ent: 
widelung möglich zu machen, welcye für die Production des Landes und für den Nah— 
rungsjtand der betreffenden Gegenden zu wünjchen ei. 

Geht man zuerft auf den Rechtsſtandpunct ein, fo fol das Grundeigenthum nur 
auf die Oberfläche beſchränkt fein, dagegen der tiefer liegende Grund mit feinen Schägen 
foll der Gefellihaft, d. h. dem Staate und früher der Krone gehören, und damit nur 
wenigftens ein Schein des Rechts gefunden werde, ftügen fich die Vertheidiger jener 
eigenthümlichen Rechtsanſchauung darauf, daß von Alters her das Grundeigenthum, 
injoweit durch die Belchnung die Befigergreifung erfolgt fei, nur auf die Oberfläche 
ausgedehnt worden ſei, da ja geſetzlich alle ker Schätze von vornherein der 
Krone vorbehalten geweſen feien. Man muß fich jedoch nur erinnern, daß der Berge 
bau, der wohl in allen Ländern älter ift, als die ältefte Regierungsform, von vorn: 
herein eine derartige Unterfcheidung eines obern und untern Grund und Bodens gar 
nicht fennen fonnte. Das Bergregal hat fich vielmehr erft aus den Eteuern herausge— 
bildet, die dem Bergbau auferlegt wurden. Getreu dem Grundfage Steuern da aufzu— 
erlegen, wo nur einige Wahrjcheinlichkeit für ihre Eintreibung vorhanden war, muß— 
ten die Erträge des Bergbaues ganz geeignet erfcheinen, die fortwährend leeren Caſſen 
der Heinen und großen Herren zu füllen. So entjtand der Bergzehnte und zu jpäterer 
Rechtfertigung bildete fid) gerade wie für die Belchnung der land» und ritterfchaftlichen 
Güter die Theorie ded Bergregald aus. Wollte man nun felbft zugeftchen, daß ein 
Unterfchied zwifchen dem Befig der Oberfläche und dem Befig der unterirdifchen Güter 
zu machen fei, warum ift das gleiche Recht nicht auf die weniger werthvollen Minera- 
lien, auf Stein- und Kalfbrühe, auf Thon», Sand, Mergel: und Gypsgruben, auf 
Torfgräbereien u. |. w. ausgedehnt worden? Etwa weil die Negierungsgewalt vor 
Jahrhunderten ſich ſelbſt ein befcheiden Maaß feste und fich felbft vorbielt: „Bis hier- 
her und nicht weiter“? Keineswegs. Mergel: und Thongruben find (oder waren da- 
mals) nicht fo rentabel, wie Silberadern und Blei- und Kupferbergwerfe, jie eigneten 
fi) weit weniger zur Befteuerung als die edlern Metalle, und deshalb brauchte für fie 
die fünftliche Theorie des ober- und unterirdifchen Eigenthums gar nicht erfunden zu 
werden. Der Herr der Oberfläche kann aber ferner als folcher allen Andern verbieten, 
von feinem Grunde aus nad) den unterirdiichen Echägen zu gtaben oder von der Seite 
her durch Stollenführungen die Oberfläche zu unterminiren. Sofort bedurfte e8 wie: 
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derum eines beſondern Geſetzes, das trotz alles Regals das Eigenthum des Beſitzers 
ſofort wieder in Beſchlag nahm. Damit der ſaumſelige Beſitzer, der die unter ſeinem 
Grund und Boden liegenden Schätze vielleicht ganz ruhig und unangetaſtet liegen 
laſſen konnte, ſich keiner Unterlaſſungsſünde an der Vermehrung der — 
ſchuldig machen ſollte, hat nach den verſchiedenen Bergordnungen in der Regel Jeder 
das Recht, nach abbauwürdigen Mineralien zu ſuchen, zu „ſchürfen“ und die Er— 
laubniß ertheilt nicht etwa der Herr der Oberfläche, die aufgeſchürft werden ſoll, ſon— 
dern das benachbarte Specialgericht des Bergbaues, die Bergbaubehörde. Fallen die 
Schürfverſuche günſtig aus, ſo hat der Schuͤrfer innerhalb einer feſtgeſetzten Friſt bei 
der Bergbehörde zu muthen, d. h. um die Verleihung des weitern Rechts nachzu— 
ſuchen, an dem Fundorte einſchlagen ſden Bau beginnen) zu dürfen. Der Beſitzer 
der Oberfläche wird darum nicht gefragt, er wird nur inſoweit entſchädigt, als die Be— 
nutzung der Oberfläche durch den eröffneten Bergbau beeinträchtigt worden iſt. — Alle 
dieſe Ausnahmsitellungen des Bergbaued mochten vielleicht vor Jahrhunderten gerecht« 
fertigt fein, al8 die Speculation der Grumdbefiger noch nicht rege genug war, als die 
geognoftiihen Lagerungsverhältniffe der Erze, Steinfohlen u. ‘ w. jo gut wie noch 
ganz unbefannt waren und man auf gut Glüd überall einfchlagen zu müſſen glaubte. 
Aus jener Zeit datiren ſich auch noch die eigenthümlichen Beftimmungen über den Bes 
trieb, über die Mitbenugung der Nachbarftollen, über Regulirung der unterirdifchen 
Wäffer, Tage» und Aufichlaggewäfler und über hundert andere Kleinigkeiten, die ſich 
in einer Gegend, die mit dem Bergbau befannt ift, ganz von felbft madyen , die aber 
vor Jahrhunderten bei der Schwerfälligfeit der Orundbefiger , bei der Unfenntnig mit 
der Tragweite der eingegangenen Verbindlichkeiten vielleicht der befondern Regulirung 
der Behörde bedurften. 

Wenn e8 noch eines Beifpiels bevürfen follte, daß der Bergbau vortrefflich ge- 
deihen kann, wenn er von dem Staate nur als Gewerbe aufgefaßt und den allgemeinen 
Gefegen unterworfen wird, fo vermag der Kohlenbergban ein ſolches in glänzend» 
fter Weife zu liefern. Man wird zwar entgegnen fünnen, daß der Kohlenbergbau gün- 
ftiger fituirt fei, weil fich feine Flöge viel leichter verfolgen laflen und weil die Kohle 
an vielen Orten in reichen Lagern ſich findet. Allein ebenfo wie bei dem Bergbau auf 
Metallen läßt fi) bei Bohr: und Schürfverfuhen auf Stein- und Braunfoßlen von 
vornherein keineswegs feititellen , ob der Erfolg lohnend fein werde, und nur bei der 
Durchfenfung einer beftimmten Formation fann man erft die Gewißheit erlangen, ob 
man fidy gründlich getäufcht habe. Werner theilen die Flöge ganz und gar die Eigen» 
thümlichfeiten der Erzadern: fie hören plöglich auf, verwerfen fich u. f. w., und was 
endlich die Mächtigfeit der Kohlenlager betrifft, fo wird dieje wiederum durch den weit 
höhern Preis der edlern Metalle ausgeglichen. Hier wie dort ift ein annähernd gleich 
großes Rifico; hier wie dort bedarf es gleicher oberirdifcher Bauten, der Anlagen von 
Hörder- und Waſſerhebungsmaſchinen, der Negulirung der unterirdiichen Wäfler , der 
Stollen, Feitftellungen und Verträge mit den Nachbarn. Der leichter eintretenden 
Ihlagenden Wetter wegen ift der Kohlenbergbau noch gefährlicher als der Metallberg- 
bau, und doch hat man in vielen Staaten den Bergbau auf brennbare Fofftlien als 
einen reinen Induſtriezweig behandelt und ihn unter das Gewerbegejeg geſtellt, den 
Bergbau auf Metalle dagegen kraft des Bergregals einer Separatgejeggebung, Sepa- 
tatüberwachung und Separatbevormundung unterworfen. Und dody hat ſich gerade in 
ſolchen Staaten der Steinfohlenbergbau kräftiger entwidelt, ald der Metallbergban, 
nicht obgleich, fondern weil er frei war. Die eclatanteften Beweife liegen ung aus 
Sachen vor. Während der Metallbergbau theils infolge der engherzigen Gefegge- 
bung theils infolge der meift fehr armen Erze Feineswegs blühend genannt werden 
fan, hat fich der Kohlenbergbau überrafchend fchnell gehoben und die Zahl der Arbei- 
ter überfteigt bereits die beim Metallbergbau Beichäftigten um mehr ald 3000. Die 
Production betrug 


Stein: und Braunfohlen Geldwerth Arbeiter 
1845. 11,, Mill, Etr. 1,, Mill. Thlr. 5301 
1855. Ds. 4.» : 10211 
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beim Metalibergbau 
Geldwerth des Gefammtausbringens Arbeiter 


von 1825—1830 durchſchnittlich 739899 Thlr. 8050 
: 1836—1840 ⸗ 814080 — 9025 
: 1850—1853 . 1'244208 = 10612 

1861 1705063 — 11039 


Sicher liegen auch für die Gewinnung von Erzen feine ernftlichen Bedenken vor, 
fobald es fih um Gleichitellung mit den übrigen Gewerben und vor Allem um Auf: 
hebung des vollftändig unnügen Bergregals handelt. Wer da weiß, daß unter feinem 
Acer eine abbauwürdige Erzader fid) — wird es gewiß nicht daran fehlen laſſen, 
dieſelbe zu verwerthen: und wenn er, ſei es aus Mangel an Erfahrung, oder aus Man— 
gel an Capitalien, die Gewinnung nicht ſelbſt übernehmen wollte, ſo wird ſich ein An— 
derer finden, der, gerade wie bei den Steinkohlen, gegen das Verſprechen eines gewiſſen 
Gewinnantheils den Schatz zu heben verſucht, ohne daß der Staat alle Metalle für ſein 
Eigenthum erklärt, um ſie dem erſten Beſten, der ſie findet, zu verſchenken. Und wenn 
ſelbſt nur die unſichere Vermuthung vorliegt, daß die geognoſtiſche Lagerung das Vor⸗ 
handenſein von Erzen erwarten laſſe, ſo wird der Grundeigenthümer Schuͤrfverſuche, 
die ihn nichts koſten, ebenſo geſtatten, wie unſeres Wiſſens kein Beiſpiel vorliegt, daß 
Bohrverſuche auf Steinkohlen von dem Grundbeſitzer auf die Dauer zurückgewieſen 
worden wären. Es mag fein, daß der Bergbau, beſonders da, wo eine Anzahl von 
Zwerggruben neben einander bejteht, in dem unterirdiichen Betriebe die Baue, Gänge 
und Stollen der Nachbarn mit benugen muß; aber warum der Staat dies nicht der 
freien Vereinbarung überlafjen will, die dies weit befier regeln wird, als ein bevor: 
mundendes VBerggejeg, ift nicht einzufehen. Wer ald Landwirth ein weit abgelegenes 
Stüd Feld kauft, zu dem fein bequemer Weg führt, muß fid) mit dem dazwiſchen lie— 
genden Nachbar vereinigen, oder auf den Anfauf verzichten, und ebenfo kann fich der 

ergwerföbefiger einrichten. Wir geben ferner zu, daß die Regulirung und Verthei- 
lung der Wafferläufe und Grubenwäfler in Bergbaudiftricten fein Kinderſpiel iſt; wir 
voiffen aber auch, daß die Regulirung der oberirdiſchen Wäfler, 3. B. bei Mühlen, 
bei mit Wafjerfraft getriebenen Fabrikanlagen, bei Drainirungen u. ſ. w. abgewidelt 
wird, ohne daß der Staat dafür befondere, das Eigenthumsrecht gefährdende Säge 
aufgeftellt hat. Jene Bergbaurechte, die dieſem Erwerbszweige eine ganz unerhörte 
Ausnahmsftellung verftatten, und die fich in den deutſchen Geſetzen zahlreicher, als an- 
derdwo, vorfinden, jene Eingriffe, die fogar in vielen Fällen ganz in das Ermeſſen der 
Bergbehörden geftellt find, ftehen und fallen mit dem Bergregal. So lange der Staat 
etwas verjchenfen zu können glaubt, ift er auch der Meinung, mit der Echenfung be— 
jondere Bedingungen verfnüpfen zu müflen, und die wohlwollenden Unterftügungs- 
und Eingriffstheorieen des Bureaufratismus jorgen ſchon dafür, daß nad) feiner An- 
ficht Allen jederzeit mit feiner Weisheit geholfen werben fönne. 

An Bedenken wird es freilich nicht fehlen und voran fteht das Geſpenſt des 
Raubbaues. Man meint, der Bergwerföbefiger werde jo unflug fein, einen 
möglichft raichen und hoben Gewinn felbjt auf die Gefahr bin erzielen zu wollen, daß 
das Bergwerf nad einer furzen Zeit gar nicht mit Erfolg ausgebeutet werden fann. 
Es mögen vereinzelte Fälle vorgefommen fein, daß bei dem Bergbau auf die Bearbei- 
tung tieferer Erzadern feine Nüdjiht genommen worden ift, oder daß man, ehe man 
die Koften an einen wahrjcheinlich lohnenden Tiefbau wagte, die Grube wieder ver- 
fallen ließ. Der eigene Bortheil wird aber faft immer erfennen laflen, daß ein ſolches 
Verfahren dem Befiger die größten Nacıtheile bringt, wie Niemandem vorgerechnet zu 
werden braudt, daß, wenn er den Abbau jelbft nicht weiterführen wollte, der Ver— 
faufspreis feines Beftgthume durch irrationellen Betrieb wejentlidy beeinträchtigt were 
den würde, Bei feiner andern Erwerbsbrandye hält man es in cultivirten Staaten 
ferner für nöthig, den Beſitzer gejeglich zur vollen Ausnugung feines Beſitzthums zu 
veranlaflen. Oder fchreibt man etwa dem Landwirth vor, auf welche Weife er feine 
Acker bebauen, feine Waldfläche bewirthfchaften foll, um den höchſten Ertrag zu erziee 
len? Griftiren etwa Gefeße, welche irgend einen Induſtriezweig zu vollftändiger Ver 
werthung feiner Rohftoffe verpflichten? Und wenn heutzutage faft Jedermann weiß, 
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daß der eigne Vortheil überall von jelbft dazu führt, wie fommt es, daß der Gefeggeber 
bei dem Bergbau allein noch foldyen veralteten Anſchauungen huldigt? Die nadhthei- 
ligen Wirkungen des Bevormundungsinftems und der Staatdeingriffe zu vermeintlicher 
Forderung des Bergbaues liegen gerade in Deutſchland in evidenter Weife vor. Der 
deutſche Erzbau leidet vor allen Dingen an einer erftaunlichen Zerfplitterung. Unter 
dem Echuge der bisherigen Berggefege, welche die Bergbehörden je nad) dem Grmefien 
zu beliebigen Ausnahmeforderungen berechtigten , find eine große Anzahl von Zwerg. 
gruben entftanden, die bei vem Mangel an räumlicher Ausdehnung und bei dem Feb- 
len größerer Betriebscapitalien fi) darauf verlaffen, daß die Regulirung ihrer wech— 
felfeitigen Gänge, der Stollen und Betriebswäljer, wie die Anordnungen eines inein- 
andergreifenden regelrechten Betriebs im Nothfalle von den Bergbehörden übernommen 
werden. Die großen Gapitalien haben fidy vom Bergbau zurüdgezogen, weil ihnen die 
erfte Grundlage einer wirkſamen Eriftenz, Freiheit des Betriebs, fehlte. 

Sie haben ſich ferner zurüdgezogen,, weil der Erzbergbau in Bezug auf die Un— 
ficyerheit feiner Erträge einem Glüdsfpiel zu vergleichen war, und an diefer geringen 
Rentabilität war wiederum zum großen Theile die ftaatliche Oberaufſicht Schuld , die 
nad) eignem Ermefien auf einer hoffnungslofen Grube ganz den Betrieb einzuftellen 
verbot und in einer reichen Zeche Dagegen durch Beichränfen der Arbeitskräfte einem 
vermutheten Raubbau entgegenzumwirfen ftrebte. Die legten Jahre haben taufendfad) 
gezeigt, wie befruchtend das Capital auf frei betriebene Gewerbe einzuwirfen vermöge ; 
der freigewordene Bergbau wird die Regel nur betätigen helfen. 

Die Gleihftellung des Bergbaues mit den übrigen frei betriebenen Gewerben 
ſchließt jelbftverftändlicdy nicht aus, daß für die Sicherheit der Arbeiter ähnliche Be- 
ftimmungen gegeben werden, wie fie beifpieldweife für die jonft freie Fabrikinduftrie 
binfichtlich der Dampffefielanlagen beftehen. In Bezug auf Gefahr find Bergbau und 
Echifffahrt nahe verwandt. Sowie aber der Schiffsbau ebenfo frei betrieben wird, wie 
die Schifffahrt jelbft, fowie die polizeiliche Gontrole fih nur darauf beichränft, auf 
Grund fefter Vorſchriften die Seetüchtigfeit des Fahrzeuges zu prüfen, fo reicht es aus, 
wenn die Behörden bei dem Bergbau durch befondere jahfundige Beamte, fo oft 
e8 für gut befunden wird, ſich davon überzeugen, daß den feftgeitellten Vorfchriften 
über die vorhandenen Bauten, Maſchinen, Stollen u. ſ. w. nad) jeder Seite hin ent- 
iprochen worden fei. — Privatftreitigfeiten zwilhen Nachbarbergwerken gehören am 
beften vor den Richter, wobei ſich die Parteien durch Sachverſtändige vertreten laſſen, 
und das Gericht fich felbjt durch Fachmänner verftärkt, fie find aber nicht zu entfcheiden 
nach den jonft gut gemeinten Zwedmäßigfeitsgründen und PBrivatanfichten einer Ver— 
waltungsbehörde, wie fie die bisherigen Berggerichte der Hauptjache nach doch find 
und fein follen, 

Die Frage, ob der Staat felbft Bergbau treiben folle, ift unbedingt zu 
verneinen, und würde nur da, wo das Salzmonopol von Seiten der Regierung als 
Eteuerquelle betrachtet wird, der Abbau von Salzbergwerfen als Ausnahme zu be: 
trachten fein. In allen andern Fällen empfiehlt «8 fi), den Bergbau der Privatindu- 
ftrie zu überlaflen, da diefelbe jederzeit billiger und angemeflener wirthichaften wird, 
als der Staat. Für unfere Zeit ift der Fall nicht mehr denkbar, daß für ein Bergbau: 
unternehmen von einigermaaßen fiherer und ausreichender Rentabilität jich fein Pri— 
vatcapital finden follte, fo daß der Staat fid) etwa zum Betriebe genöthigt ſehen follte, 
um die Schäge nicht unproductiv im Innern der Erde liegen zu laflen. Iſt jedoch die 
Rentabilität des Unternehmens zweifelhaft — ein Ball, der von der Mehrzahl der 
Bergbauprojerte gilt — dann möge der Staat fid) doppelt davor hüten. Weit chneller, 
als dies bei einer folid geleiteten Gefellihaft der Fall jein wird, wird der Staat mit 
dem Gapital zu Ende fein, und dann ift gerade der Staat der Lepte, welcher ein ver: 
fehltes Unternehmen als ſolches aufgiebt, da die Finanzminifter Die einfachiten kauf: 
männifchen Rechnungsregeln gewöhnlich zu, ignoriren pflegen und nad) einem landes— 
üblichen Zinsfuß bei ihren Unternehmungen auf Etaatsfoften wenig fragen. Iſt aber 
die Grube mur einigermaaßen ergiebig, jo macht der Staat vielen oder wenigen feiner 
Angehörigen , die dafielbe Geſchäft treiben, Concurrenz , und zwar mit den Mitteln, 
die Jene in Form von Steuern erft haben zahlen müflen. In der Regel bringen auch 
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Staatsbergwerfe jelten etwas ein, und jchon die alten Athenienjer hatten die 
Bergwerfe des Staates gegen Yz, des Rohertrages verpadhtet. 

Wenn man ferner hervorgehoben hat, daß der Staat in die Lage fommen könnte, 
den Betrieb jelbft zu übernehmen, weil die Mittel des Einzelnen oder einer Gejellichaft 
nicht groß genug fein fönnten , fo ift auf unfere modernen Actiengejellichaften zu ver: 
weifen, die mehr als ein Mal die Capitalmacht des Staates überboten haben. Das 
Riſico des Bergbaues trägt auch in der That jchon jeit Alters her der Einzelne nicht 
gern allein, jondern er wendet ſich an eine Genoſſenſchaft, um im unglüdlichen Fall 
den Verluft auf eine größere Anzahl vertheilen zu können. 

Betreibt ein Einzelner den Bau auf feine Rechnung, jo wird das Bergwerk im 
Lehnbuche gewöhnlich ald Eigenlehnerzeche, find bis zu 8 Perfonen dabei bethei- 
ligt, als Gefellenbau bezeichnet. Sind mehr als 8 Theilnehmer vorhanden, jo ent« 
jteht eine Zeche oder Gewerfichaft, weldye ald Erwerbögeiellichaft betrachtet wird. 
Nach altem Braud) wird der Betriebsaufwand, ſowie der etwaige Reingewinn nad) 
125 Theilen (Kur) berechnet. Freifure nehmen nur am Gewinn, nicht. aber an 
der Zubuße theil. Fromme Kure werden der Kirche zugefchrieben und Erbfure 
gehören dem Bejiger des Grundftüds, auf dem das Bergwerk errichtet worden ift. — 
In neuerer Zeit ift verfucht worden, anitatt der Gewerfichaft mit ihren Kuren , die oft 
durdy Vererbung und Verichenfung zu den unbequemften Bruchtheilen anwachien oder 
ſich abmindern, die moderne Actiengefellichaft zu fegen, und befteht der hauptſächlichſte 
Unterjchied zwiichen Gewerkſchaft und Actiengelellichaft darin, daß die erftere ein feftes 
Anlagecapital nicht beftgt, ſondern daß quartalweile entweder Zubuße erhoben oder der 
Erlös aus den Grubenproducten, joweit er die Ausgaben und den Bedarf des Betrie- 
bes überfteigt, ald Ausbeute an die Kurinhaber vertheilt wird. Dadurch (fchon der 
Name Gefellenbau deutet darauf hin) charafterifirt fich die Gewerkichaft als eine ur- 
Iprüngliche Arbeitergenofienihaft. „Die Gewerkichaften confersiren, fagt Michaelis 
(Bierteljahrsjchrift Tür Bolfswirthichaft. Berlin. Jahrg. 1863. Bd. 4: Die Berg- 
baugenofienjchaft) bei der Ausbeutung fein bilanzmäßiges Anlagecapital, fondern nur 
den nöthigen flüfjigen Betriebsfond. Ihre Grubenverwaltung ift reine Betriebsver 
waltung, den Gapitalwerth der Betriebsanlagen feftzuftellen, hat die Grubenverwal— 
tung abjolut fein Bedürfniß; für die Antbeildinhbaber beitimmt fich derfelbe durch den 
Marktpreis der Anleihe.“ „Der Genoſſe kann die gezahlte Zubuße fo wenig zurüdfor- 
dern, wie der Actionair den Actieneinſchuß, aber während die Actiengefellichaft eine 
Bilanz zieht, weldye die Rüdzahlung des Actieneinſchuſſes verhindern fol, giebt die 
Gewerkichaft die Zubuße zurüd, fobald Ausbeute da ift, und foweit die Ausbeute reicht. 
Während die Actiengejellihaft nur Gewinn vertbeilt, das Capital aber zurüdbehält, 
zahlt die Gewertichatt eigentlich zuerſt das Gapital heraus, und was dann weiter ale 
Ausbeute erfolgt, iſt Gewinn.“ Weil bei der Unficherheit des Bergbaues auf ange: 
mefiene Rentabilität ftatt der Dividenden Capitalnachzahlungen nothwendig werben 
fönnen, weil die Ausbeute nicht nur Rente, fondern zugleich Gapitalrüdzahlung ift, 
und weil in näherer oder fernerer Zufunft der Zeitpunct fommt, wo die Ausbeute alles 
Gapital heimgezahlt haben muß und nidyts mehr übrig ift, als ſchwer verfäufliche 
Utenſilien, ſchlägt Michaelis vor, die ehrlichere Form der Bergbaugenofienicaft 
mit ihren Kuren anftatt der Actiengefellichaft , die doch auf Bilanzziehung angewiefen 
jei, beizubehalten, gleichzeitig aber der freiern Bewegung wegen eine Mobilifirung 
der Kure eintreten zu laſſen. 

Bejonderes Intereſſe hat der Staat an dem Bergbau jederzeit genommen, fobald 
e8 ſich um die Beſteuerung handelte. Am gebräuclichiten war der Bergzehnte, 
d. h. der 10. Theil vom Bruttoertrage oder der Ausbeute einer Grube, der wohl auch 
bis zum 20. und 30, Theil ermäßigt ward. Außerdem waren noch Quatembergel- 
der als Vierteljahrsabgaben von den einzelnen Werfen, und zwar von jedem Pod, 
Waſchwerke, von dem Grubenbaue und dem Stollen zu entrichten. Ueberdies bebielt 
fi) die Regierung den Vorfauf wenigftend für die edlen Metalle zu einem feftgefegten 
Preiſe vor, und bier und da hat der Fiscus auf feine Koften Hüttenwerfe errichtet, in 
denen er für die Aufarbeitung der ausgebrachten Erze für eine feftgefegte Entfchädigung 
Sorge trägt. Die Concentration der Hütteninduftrie auf einen Punct hat jich nicht 
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blos deshalb bewährt, weil die einzelnen Gruben ihre Erze nur mit großen Opfern 
jelbft zubereiten Fönnen , fondern aud weil die Verflüchtigung von Schwefel, Arfenif 
und andern gefährlichen Stoffen nicht überall geduldet werden fann. Selbftverftänd- 
lich ift damit nicht geſagt, daß die Privatthätigfeit nicht daſſelbe leiften fönnte, was 
bier der Staat zu jeinem und der Bergwerföbefiger Vortheil übernimmt. 

Dankbar ift anzuerkennen, daß für die Heranbildung junger Leute zu Bergbeam: 
ten in allen cultivirten Staaten jegt weit mehr geſchieht als früher, und daß die Ent- 
werfung geognoftiicher Karten, jowie wiflenichaftliche Unierſuchungen der Gebirgsver- 
hältnifie für eine dem Zwede des Staates ganz entiprechende Aufgabe an geeigneter 
Stelle erachtet wird. Durch dieje wiſſenſchaftlichen Vorunterſuchungen fann das Berg- 
fach vor der verderblicdyen Glücksbeuterei am beiten bewahrt bleiben. 

Was die Arbeiterverhältnifie betrifft, jo folgt der früher ftabile, nad) der Sftün- 
digen Schicht bemeſſene Tagelohn, Schichtlohn, jet mehr (obgleich noch nicht überall 
und am langjamften beim Regalbergbau) dem Geieg von Angebot und Nachfrage. Die 
Arbeit des Bergmanns ift jehr anftrengend und mur zu oft mit Lebensgefahr verbun- 
den. Daber auch die große Zahl der Unglüdsfälle. Einem parlamentarifchen Ausweije 
uber die Kohlenbergwerfe Großbritanniens zufolge find von 1851—61 bei der Förde: 
rung von 12100 Mill. Etr. Steinfohlen 38466 Menjchenleben zu Grunde gegangen, 
d. h. ein Menichenleben auf 1’400000 Etr. und die 100 Mill. Etr. Steinfohlen, die 
London jährlich braucht, ‚often 70 Menjchen das Leben. Hierbei ift freilich nicht zu 
überjeben, daß in England leider Kinder von 10 Jahren an in den Bergwerfen mit 
thätig find, und Daß gerade in den engliichen Kohlenbergwerfen ein entichiedener 
Leichtfinn gegen Gefahren vorherrſchend ift. Nach den ftatiftiichen Tabellen von Prof. 
Zeuner zeigt ſich bei den ſächſiſchen Bergleuten zwifchen dem 30. und 40. Jahre eine 
größere Sterblidyfeit ald bei den andern Ständen. Von je 10000 Individuen erreichen 


ein Alter von 90 Jahren Männer Frauen 
Bergleute 1 12 
Nichtbergleute 10 26 


Dieſe angeſtrengte Lebensweiſe läßt es gerechtfertigt erſcheinen, daß bei kärglichem 
Schichtlohn Unterſtützungscaſſen mit Beihülfen aus den Ueberſchüſſen der Gruben auf 
Anordnung der Regierungen errichtet worden ſind. Sonſt beſtehen auch zahlreiche 
Knappſchafts- und Brudercaſſen, die unter Staatsaufſicht ſtehen. Andere Unterſtützun— 
gen, z. B. bei Theuerungen ſtabile Kornpreiſe, werden ſich unnöthig machen, ſobald 
beſſere Löhne gezahlt werden. 

Literatur: Freiesleben, Der Staat und der Bergbau. — Karſten, Ur— 
ſprung des Bergregals. — Weiske, Der Bergbau und das Bergwerksregale. — 
Journal des mines. 'Tom. 19. Fondamentaux de la jurisprudence des mines. 

H. R. 
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Bewirtbichaftung 

nennt man bie gefammte gewerbliche Thätigfeit eines Landbauers im Hinblid auf 
ein beftimmtes Wirthſchaftsobject, jei Died nun ein Gütercompler oder ein einzelnes 
Yandgut, oder ein Gompler von Grundſtücken, oder endlich ein einzelnes Grundftüd. 
Der Begriff ver Bewirthichaftung ift auf alle Zweige des Landbaues alſo Aderbau, 
Viehzucht , Landwirthihaft, Waldbau, Bergbau, Jagd, Fiicherei, Weinbau, Garten: 
bau u. j. w.) anwendbar, wird jedod am häufigiten mit Bezug auf die Landwirth- 
ihaft und den Waldbau angewendet. Hier vorzugsweife ſpricht man auch von einem 
Bewirthichaftungs- oder Wirthſchafts-Syſtem, d. h. dem Plane, nach welchem der 
Unternehmer die Gewerbsmittel , die Arbeit, das Land und das Capital mit einander 
in Verbindung bringt, um Reinertrag aus feinem Gewerbe zu gewinnen, den leitenden 
Grundjägen, welche bei der B. maaßgebend find. Leber die Bewirthichaftungsiniteme 
bei der Landwirthichaft j. ven Artikel „Landwirthſchaft“, über die bei der Forſtwirth— 
ſchaft ſ. d. 

Oft braucht man auch das Wort Bewirthſchaftung ſynonym mit „Selbſtbewirth— 
ſchaftung“ im Gegenſatze zur Verpachtung, oder Regie. Wer ein Landgut, einen 
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Forſt ic. bewirthichaftet (in diefem legteren Sinne), leitet ven Gewerbebetrieb felbft, 
oder betheiligt fi doc unmittelbar an der Leitung. E. 


Bierfteuer (Malsfteuer). 

Solange dad Bier, welches im Inlande produeirt wird, auch im Inlande bleibt, 
mag es allenfall8 gerechtfertigt fein, daß eine Steuer davon erhoben wird, obgleich die 
Bierfteuer, ganz gleichgültig in welcher Art und Weife fie auferlegt wird, Die fämmt- 
lien Nachtheile der indirecten Steuern (f.d. Art. Steuerweien) theilt. Wenn einft der 
Zeitpunct gefommen jein wird, bei dem die indirecten Abgaben durch directe Steuern 
erfegt werden, dann wird es hoffentlicdy Niemand einfallen, die Bierfteuer noch auf- 
recht erhalten zu wollen, und für jegt fchon giebt es für ihr Fortbeftehen wohl feinen 
andern triftigen Grund, als daß fie fidy in unferer fteuerüberbürdeten Zeit durd) eine 
andere Steuer nicht fo leicht erfegen läßt. Es kommt hinzu, daß die geiftigen Getränfe 
als eigentliche (blutbildende) Nahrungsmittel nicht zu betrachten find, obgleid) fie dazu 
beitragen, daß felbft bei geringerer (ftidftoffärmerer) Koft und bei angeftrengter Arbeit 
eine langfamere Aufzehrung der Muskelſubſtanz ftattfindet. Die Bierfteuer trifft zwar 
den Reicdyen gerade fo ftarf, wie den Armen, jobald fie indeſſen nicht zu hoch bemeſſen 
ift, kann aud) davon abgeichen werden, da fidy eine gleihmäßige Vertheilung bis auf 
den Pfennig nicht einmal bei den directen Abgaben, viel weniger bei den indirecten 
Steuern finden laffen wird. — Doppelt nadıtheilig wirft dagegen die Bierfteuer in 
foldyen Ländern, welche Bier erportiren und um den zu Haus gezahlten Steuerbetrag 
durd) die Concurrenz anderer günftiger geftellten Lieferanten auf dem fremden Marfte 
beeinträchtigt werden. Dann wird die Bierfteuer,, fobald man nicht zu dem wenig 
empfehlenswerthen Mittel der Erportbonification greifen will, zu einer drücken— 
den Belaftung, ja zur Strafe für den vaterländiichen Gewerbfleiß. 

Steuern, welche auf die Conſumtion gelegt werden, find eigentlich nur bei den 
Zöllen, alfo bei den von auswärts eingebrachten Verbrauchsgegenftänden , Direct und 
unmittelbar dem Artifel zugewieſen, der fofort zur Conſumtion gelangt. Bei den mei- 
ften Artifeln, welche im Inland erzeugt und fteuerfähig find, hat es die Steuergeſetzge— 
bung der beſſern Gontrole wegen vorgezogen, nicht das fertige Product zu bejteuern, 
fondern einige Schritte rüdwärts entweder einen beftimmten Act der Darftellung au 
firiren, oder die Robftoffe, bisweilen wohl audy den Grund und Boden zu befteuern. 
Das Leptere geichicht z. B. mit der Tabaffteuer, die ſich im Zollvereine nicht, wie Died 
in der Drdnung wäre, nad) der Summe der erbauten Gentner von Tabafsblättern rich— 
tet, fondern nady der Fläche normirt ift, welche von der Tabafspflanzung eingenommen 
wurde. Die Schlachtfteuer wird nicht von jedem Stüd Vich nad defien Gewicht erho— 
ben, jondern man hat eine nad) dem Alter des Thieres firirte Scala angenommen. 
Der Branntwein wird nur in wenigen Ländern als Fabricat verfteuert, weit mehr nad) 
dem Raume, den die zubereitete Maifche im Gährbottid einnimmt; bei der Zueferfteuer 
gilt der Gentner der zur Verarbeitung vorgerichteten Zuderrüben,, alfo der Rohſtoff, 
als Anhaltepunct der Befteuerung. Beim Bier endlich wendet man ſich in den meiften 
Ländern nicht an das fertige Product, fondern an den Robftoff, Malz und Hopfen, 
und in einigen andern Staaten an den Brauproceß felbft. 

Die Erhebung der Steuer vom Robftoff, Malzfteuer, ift ohne Zweifel für die 
Producenten jelbft die bequemfte Steuer, da der Brauer binfichtlidy der Zeit, welche er 
für die der Fabrication geeignetfte hält, ebenfowenig beſchränkt ift, wie hinfichtlich ſei— 
ned Betriebes. Die Erfahrung hat indeffen gelehrt, daß Defraudationen ziemlich häufig 
vorfommen und bedarf es dann umftändlicher Vorſichtsmaaßregeln, entweder in ber 
Mühle oder auf den Malzböden der Brauer. — Während des Brauens wird die Steuer 
befonders in Franfreich und im Südweften Deutjdylands in ähnlicher Weile wie etwa 
die Branntweinfteuer erhoben, indem der geaichte Kefiel unter Verſchluß der Steuer 
behörbe gehalten wird, und fobald ein Sud erfolgen fol, der Beantte davon in Kennt 
niß gelegt werden muß. Außerdem knüpfen ſich daran noch eine Reihe der umſtaͤndlich⸗ 
ſten Forderungen an, ſo daß dieſe Erhebungsart keineswegs zu empfehlen iſt, da ſie die 
Production beläftigt, und außerdem noch umgangen werden kann. Man hat ferner ge⸗ 
meint, durch eine oder die andere Befteuerungsart die Brauer zur Herftellung eines 
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fräftigen reinen Bieres zu veranlaflen und hat geglaubt, daß die legtere Methode den 
Vorzug verdiene, weil der Brauer veranlaßt werde, in dem geaichten Kefiel ein befferes 
(theureres) Bier zu brauen, da dieſelbe Steuer für ein ſchwaches billiges Bier zu zah— 
len fei: die Erfahrung hat indeſſen hinreichend bewieſen, daß eine ausreichende Con— 
currenz weit befiere Rejultate liefert, als die feinften Beredynungen der Steuerbeamten. 
— Der Einführung der Fabricatfteuer treten übereinftimmend die Fachkundigen des— 
halb entgegen, weil das Bier nicht wie Spiritus, Zuder u. ſ. w, als ein ganz fertiges 
Fabricat zu betrachten fei, Das ſich jeder beliebigen Controlirung und Meffung unter- 
ziehen lafle, fondern weil gerade die Kellercultur bei dem Biere alle derartigen Mani 
pulationen dringend verbiete. Wir zweifeln nicht, daß ſich noch beifere Meßapparate 
werden erfinden laffen, welche das Bier vor feinem Eintritt in die Kellerräume nad 
jeiner Quantität und feinem Gehalte richtig angeben, und dann ift eine Steuer auf 
das fertige Fabricat jedenfalld das Befte, wenn bis dahin überhaupt indirecte Steuern 
noch für vortheilhaft gehalten werden jollten. 

Die Bierfteuer in England (4 Shill. per Oallone ; außerdem vom Hopfen 2 Den. 
pro Pfd.) bradyte 1859 bei einer Production von 530 Mill. Gallonen im Werth von 
circa 200 Mill. Thlen. der Steuer circa 44 Mill. Thlr. ein. In Defterreich bezifferte 
fie fich 1860 auf 15,, Mill. Fl., in Preußen 1861 auf 1,, Mill. Thlr. Bayern ercl. 
Rheinpfalz bejaß 1861 4878 Brauereien, welche 8'800000 Eimer Bier im Werthe 
von 54 Mill. Fl. producirten ; die Aufichlagsgefälle auf Getränfe überhaupt betrugen 
6,, Mill. Fl. R. H. 


Bildungsgenoffenichaften. 

Die „Bildung“ ift die für das Wirthichaftsleben wichtigite Erfcheinungsform des 
„Gapitals“ im weiteren Einne des Wortes; das Wachsthum der „Bildung“ in einem 
Volke ift die Vorbedingung und fteht in fortwährender Wechjelwirfung mit dem 
Wahsthum des Gapitald im engern Einne, der „Vorräthe“ und „Werkzeuge“: ein 
Volk mit einer bedeutenden Induftrie, einer ftarf entwidelten Arbeitstheilung kann 
nicht ungebildet jein. Der bei den „arbeitenden Claſſen“ vorherrſchende Mangel an 
Gapital, jowohl an Capital im engern Sinne, ald an Bildung, und die Unmoͤglich— 
feit, fi dafjelbe dienftbar zu machen und mit dem allgemeinen Kortichritte der Cultur 
gleihen Schritt zu halten, rüdte der Gelellichaft in den legtvergangenen Jahrzehnden 
die Gefahr immer näher, diefe Claſſen, welche die große Mehrheit des Volks bilden, 
einer allgemeinen Berarmung, Verdummung und Verdumpfung verfallen zu fehen: 
der Kortichritt auf allen Gebieten der Wiſſenſchaft und der Gewerbe fehien nur Dazu 
beitimmt, und unaufhaltfam der forialen Revolution entgegen zu führen. Diefe Ge: 
fahr ift wieder ferner gerüdt, feitdem in der Genoſſen Ihaft das Mittel gefunden 
ift, wie wenigftend ein Theil der arbeitenden Glaflen fidy das Kapital dienftbar 
machen kann. Man vergleiche den Artikel: „Genoſſenſchaft“. 

Die Bildungsgenoffenidhaften, deren Ausbreitung und Entwidelung 
ebenfo wie die der Erwerbs: und Wirthichaftsgenofienichaften in die legten zwei 
Jahrzehnde fällt, wenn auch einzelne von ihnen ſchon früher entftanden find, beruhen 
auf demfelben ‘Princip, wie die Genoflenichaften überhaupt. Wozu der einzelne Ar: 
beiter, Handwerfer und Gewerbtreibende in feiner Vereinzelung zu ſchwach ift, Dazu 
vereinigt er fich mit andern feines Sleihen: viele Fleine Kräfte bilden zus 
jammen eine Großkraft. Der einzelne Handwerker fann nicht für ſich allein 
Unterricht im Schreiben, Rechnen annehmen oder ſich Worträge über Naturwiflen: 
ſchaft, Geſchichte, Literatur u. ſ. w. halten lafien, vereinigen fi aber 100 bis 200 
oder mehr Handwerker zu einer Genoſſenſchaft, indem fie Jeder Kleine regelmäßige 
Beiträge zahlen, To gewinnen fie dadurd) aus eigner Kraft und auf dem Wege der 
Eelbfthülfe die Mittel, um fich Unterricht ertheilen, Vorträge halten zu laffen u. |. w. 
—— wir hierdurch feſtgeſtellt, daß das Princip der Bildungsgenoſſenſchaft daſſelbe 
iſt, wie das der ‚Genoſſenſchaft“ überhaupt, jo werden wir unter Bezugnahme auf 
die Erflärung dieſes Begriffs die Bildungsgenoſſenſchaft definiren müffen 
als die auf Selbfthülfe beruhbende Verbindung atomiftifher Elemente 
derarbeitenden Claſſen zum Zwede, ihre Bildung zu fördern und 
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dadurch ihre Lage zu verbeſſern. Die Zahl der hierher gehörenden Vereine 
iſt ſehr groß und je nach der Art der „Bildung“, die fie zum Zwecke haben, find ſie 
jehr serien von einander, wenn auch manche unter fich näber verwandte Claſſen 
der Bildungsgenoffenichaften in der Praris ficd bisweilen in Einem Vereine vertreten 
finden. Man wird nämlidy etwa folgende Unterabtheilungen zu madyen haben : 

1) diejenigen Vereine, welche Die allgemeine geiftige und fittlihe Bil- 
dung der Mitglieder, mit ausdrücklichem oder Killlenseigenbem Ausichluß der 
Religion und Politik aus dem Bereiche der Vereinsthätigfeit, zum Zwede haben , ald 
Handwerker-, Arbeiters, Arbeiterbildungsvereine u. ſ. w.; 

2; diejenigen Vereine, welche die tehniiche und fpeciell gewerblide 
Bildung der Mitglieder zu fördern beftimmt find, wie die Gewerbevereine und 
andere ähnliche ; 

3) diejenigen Vereine, welche neben der allgemein geiftigen auch die politiiche 
Bildung der Mitglieder zum Zwede haben, jofern dabei nicht von vornherein ein 
beftimmtes politisches PBarteiprogramm aufgeftellt ift, für welches zu wirfen und defien 
Verwirklichung im praftiichen Leben anzuftreben jedes Mitglied verpflichtet ift. Zweck 
des Vereins muß immer die Bildung der Mitglieder fein. Hierher gehören mande 
Arbeitervereine ; 

4) diejenigen Vereine, welche die Anregung und Pflege religiöfen Sinnes 
und Lebens ihrer Mitgliever bezwecken, wie die katholiſchen Gefellenvereine,, Jüng— 
lingsvereine u. |. w. 

Alle diefe Vereine, fofern fie auf Selbftbülfe beruhen und ihre Mitglieder den 
arbeitenden Glaffen angehören oder wenigftens ihr Zwed auf die Bildung der diefen 
Claſſen angehörenden Mitglieder gerichtet iſt, gebören zu den Bildungsgenofjenichaf- 
ten. Natürlich werden alle dieſe Vereine aud) Mitglieder haben, welche dem Vereine 
nicht als Lernende, jondern ala Lehrende angehören , indem fie durch Unterrichterthei- 
len, Vorträgehalten u. ſ. w. die Zwede deſſelben fördern. Zur Wahrung des Princips 
der Selbfthülfe ift nur erforderlich, daß dabei ald Regel feitgehalten wird, von deniel- 
ben ſich feine Wohlthaten erweifen zu laflen, fondern ihnen für ihre Dienfte ein Aequi— 
valent zu gewähren. Mit der Selbithülfe hängt unmittelbar die „Selbitverwaltung“ 
zufammen : um zu den „Öenoflenfchaften“ gerechnet werden zu können, müflen die Vers 
eine jelbftändig über Die Mittel zu enticheiden haben, welche fie zur Erreichung ihrer 
Zwede anwenden wollen, ſie müſſen ihre eigenen felbftgewählten Beamten haben, 
welche dem Verein für ihr Thun und Laffen verantwortlich find u. |. w. Kart an ber 
Grenze der Bildungsgenofienichaft, der Genoflenichaft überhaupt , ftehen wegen Des 
theilweifen Mangels dieſes Erfordernifies die „Fatholifchen Gejellenvereine” u. ähnl., 
über die wir nachher ſprechen; ganz gewiß aber glauben wir nicht, wie Dies Huber 
thut, zu den Genoffenfchaften zählen zu dürfen, die Bibelgejellihaften, Trac- 
tätchengefellichaften, Bildervereine und nod weniger Buchhändler: 
jpeculationen, bei denen das genoffenfchaftliche Element lediglich) infoweit zur 
Geltung fommt, ald Schnelligkeit und Umfang des Abjages es dem Buchhändler mög- 
lich macht, einen fo niedrigen Preis zu ſtellen, daß Viele das betreffende Buch Faufen 
fönnen, die es jonft nicht kaufen würden. Erblidt man darin ſchon das charakteriftiiche 
Moment der Genoſſenſchaft oder Aſſociation, daß eine Anzahl Perfonen lediglich dur) 
das ihnen gemeinjame Bedürfniß und durch die ihnen zufällig gemeinfame Wahl des 
Vermittlers für die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes aflociirt find, fo bildet die Kund- 
ihaft jedes Kaufmanns eine Affociation, ja dann dürfte man überhaupt ſchwerlich 
cher eine Grenze für diefen Begriff finden, bis man zu dem trivialen Schluß gefommen 
ift, Daß die ganze menſchliche Geſellſchaft eine einzige große Affociation bildet. Es 
verlöre fich der Begriff „Genoſſenſchaft“ auf diefe Weife ganz ins Unbeftimmte. Jene 
andern vorerwähnten Gefellfchaften wie die Bibel-, Tractätchengefellfchaften u. dergl. 
unterliegen, wenn man fie als paſſive Genoffenfchaften erflären will, demfelben 
Einwande: für ung ift eben die Genofjenfchaft immer etwas durchaus Actived und 
Selbftthätiges, ein lebendiger Organismus. Zu den activen Genoſſenſchaften aber 
— um ung diefer Tautologie zu bedienen — fünnen wir jene Gefellichaften deshalb 
nicht rechnen, weil fie meift nicht auf Selbfthülfe, fondern auf Wohlthätigfeit be- 
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— auch alle feine Verbindungen von Mitgliedern der arbeitenden Elaf- 
fen find. 

Gehen wir nun zu den einzelnen oben aufgeführten Claſſen der „Bildungsge- 
noſſenſchaften“ über, jo ift Die zuerft genannte die wichtigfte und wohl auch weiteft ver 
breitete. Am reinften ift fie vertreten in den zahlreichen Handwerfer-, Arbeiterbildungs- 
vereinen u. f. w. Preußens, weil hier das Wereinsgejeg vom 11. März 1850 den 
Ausichluß der Beſptechung öffentlicher Angelegenheiten, d. h. der Politif unbedingt 
erfordert, wollen Die Vereine nicht polizeilicher Beauffichtigung fidy unterwerfen und 
außerdem die für das zufünftige Gedeihen der Vereine höchſt wichtige und für die voll: 
ftändige Erfüllung ihrer Aufgabe durchaus wejentliche Einwirkung auf die Bildung 
der Frauen und der Lehrlinge ganz bei Seite laffen. Die Mittel, welche die Hand- 
werfervereine zur Erreichung ihres Zwedes, der geiftigen und fittlihen Bildung ihrer 
Mitglieder, anwenden, find: 

1) regelmäßige Unterrichtsftunden und gelegentliche Vorträge, 
2) Bibliotheken und Zeitichriften, 
3) gemeinfame gejellige Unterhaltungen und Vergnügungen. 

Die Unterrichtsfächer find in den einzelnen Vereinen je nady deren Größe und 
nady den vorhandenen Lehrfräften fehr verfchieden: während man ſich bei vielen Ver: 
einen mag auf Schreiben, Redinen , deutfche Sprache und vielleicht noch Gefang bes 
ihränfen müſſen, ftehen auf den Unterricytsplänen anderer Vereine auch Zeichnen, 
Modelliren, Buchführung , neuere Sprachen, Naturwifienichaft u. vergl. Als Regel 
iſt anzunehmen, daß die Lehrer für ihren Unterricht honorirt werden, natürlich eben— 
falls je nad) den Mitteln des Vereins fehr verfchieden: die 19 Arbeitervereine des Kö— 
nigreih8 Hannover zahlen 4. B. jährlich an Lehrerhonorar die bedeutende Summe 
von ca. 1500 Thlrn. Die Unterrichtöftunden bilden umftreitig den jegensreichften 
Theil der Vereinsthätigfeit; denn in Bezug auf die Vorträge glauben wir behaupten 
zu dürfen, daß fie felbit in den am vollfommenften ausgebildeten und mit den reichften 
Mitteln verfehenen Vereinen, wie z. B. dem großen Berliner Handwerferverein, zu 
wenig ſyſtematiſch geordnet find und dem Zuhörer zu vielerlei unmittelbar nadyeinan- 
der bieten, um volfändig verdaut werden zu fönnen. Es liegt dies offenbar großen- 
theils daran, Daß die Vorträge nicht honorirt werden, und man deshalb Niemand zus 
muthen kann, über denfelben Gegenftand mehre Vorträge nad) einander zu halten, 
wie Died, um den Mitgliedern die Sache nady allen Seiten hin {um vollen Verſtänd— 
niß zu bringen, oft nöthig wäre. Es iſt allerdings leichter, auf diefen Mangel, der 
gewiß auch in vielen Vereinen gefühlt wird, aufmerkffam zu machen, als Mittel anzu— 
geben, wie ihm abzuhelfen fei. Denn zu einer regelmäßigen Honorirung der Vorträge 
reichen felbft die Mittel des beftfundirten Vereins nicht aus. Genug, wie die Sache 
jegt liegt, beichränft ficdy der Nugen der Vorträge meift darauf, den Mitgliedern einen 
Blick zu eröffnen in die verfchiedenen Zweige menfchlichen Willens und fie dadurch zur 
weitern Beichäftigung mit den befprodyenen Gegenftänden anzuregen. Gelegenheit 
zu diefer Beichäftigung bietet den Mitgliedern die Bibliothek des Vereins, welche 
natürlich auch nach der Größe und den Mitteln defielben überall ſehr verichieden ift.— 
Die gemeinfamen gefelligen Vergnügungen und Unterhaltungen 
endlich, welche durch Belang, Vorträge und Declamationen gleichſam vergeiftigt wer— 
den, ziehen auch die Kamilien der Mitglieder in den Kreis der Vereinsbeftrebungen 
und gewöhnen fe an das rechte Maafhalten auch im Vergnügen. — Die Organifa- 
tion der Vereine ift nach ihrer Größe verſchieden: meilt üben die Mitglieder ihr 
Stimmreht in der Entſcheidung über die Vereinsangelegenbeiten unmittelbar aus, 
bisweilen — und diefe Einrichtung findet ſich insbefondere bei fehr bedeutenden Ver— 
einen — erftredt fich ihr Einfluß auf die Verwaltung und Ordnung des Vereins nur 
joweit, daß fie einen „Repräfentantenförper“ wählen, welcher die Legislative 
des Vereins bildet und die Aufficht über die Verwaltungsbehörde, den Vorſtand, den 
er ſeinerſeits auch wählt, zu führen hat. 

Genauere ftatiftiiche Notizen über die Verbreitung der Handwerfers und Arbeiter- 
bildungsvereine, über ihre Einrichtung und die von ihnen erzielten Reſultate find wir 
leider nicht im Stande zu geben: denn es fehlt hier noch an allen Vorarbeiten für Die 
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Drdnung uud Eichtung des in reihem Maaße vorhandenen Materiald. Die in der 
„Allgemeinen Deutichen Arbeiterzeitung“ Nr. 23 pro 1863 gegebene Vereinsftatiftif 
bietet in diefer Beziehung jo gut wie gar feinen Anhalt, wie ſchon daraus erfichtlich, 
daß dort für ganz Preußen nur 25 Arbeitervereine , einjchließlich der Gewerbever— 
eine, der 2. Glafie der Bildungsgenoffenfchaften , aufgeführt find. Nach den gele- 
gentlich uns zugegangenen brieflichen Notizen dürfte das Zehnfache diefer Zahl für 
beide Glaffen von Vereinen zufammen faum ausreichen. Cine recht fchägbare Fleine 
Schrift „Die Arbeitervereine des Königreichs Hannover“ Hannover, C. ©. Krüger, 
- 864 nad die 19 Arbeitervereine diefes Königreichs ſehr eingehend nach allen 
Seiten bin. 

Die Gewerbevereine, fowie überhaupt alle Vereine, welche die befondere ge: 
werbliche Bildung ihrer Mitglieder zu fördern beftimmt find, juchen in der Regel 
ihrem Zwecke zu entiprechen: 

1) durch Vorträge, 

2) durch Bibliothefen und Zeitichriften, 
welche legtere für diefe Glafie der Bildungsgenoffenichaften von befonderer Wichtigkeit 
find. Die Unterrichtsitunden fallen, jofern nicht etwa mit dem Verein nod) eine Fort: 
bildungsichule verbunden ift, in der Regel fort. Mit dem Zwede gewerbliche Bildung 
unter ihren Mitgliedern zu verbreiten, verbinden diefe Vereine oft aud) eine unmittel- 
bar praftifche Thätigfeit,, indem fie 3. B. zur Gründung von Erwerbs: und Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften, von Kranfencaffen u. f. w. anregen oder indem fie über Diele 
oder jene wichtige Frage, 3. B. über die Frage der Gewerbefreiheit jidy nicht nur aus— 
ſprechen, ſondern auch dafür oder dawider agitiren, wozu fie jogar ſeitens einzelner 
deutfcher Regierungen, welche vor der Enticheidung darüber ihr Gutachten einholten, 
veranlaßt wurden. Zu eingehenderen Mittheilungen über diefe Claſſe der Genofjen- 
ſchaften fehlt es leider ebenfalls an dem nöthigen Material, weldyes zu ſammeln auch 
überall mit großen Schwierigkeiten verbunden fein wird, weil, wenn dieje Vereine 
bisweilen auch an die Deffentlichfeit hervortreten , ihre Wirkiamfeit doch meift nicht 
über ihren localen Wirfungsfreis hinaus befannt wird. 

Die dritte von ung aufgeftellte Claſſe ift nur eine befondere Art der Arbeiterbil- 
dungsvereine, welche wir nur deshalb von diefen trennen, weil die Vereine einen an— 
deren Charafter annehmen, wenn fie auch der politifhen Bildung gewidmet find. 
Wie Schon oben angedeutet, müſſen ſie fich nach den in Deutjchland geltenden Vereind- 
gelegen der unmittelbaren Ginwirfung auf die Frauen und auf die Jugend enthalten, 
und hat der Umſtand, daß ſchon die Pflege der allgemeinen geiftigen und fittlichen 
Bildung von den Staatäbehörden für eine „öffentliche Angelegenheit“ erklärt, die Ar- 
beiterbildungsvereine deshalb unter das Vereindgefeg geftellt und Frauen, Lehrlinge 
und Schüler davon ausgefchloffen wurden, in einzelnen Staaten, bejonders in Bayern 
dahin geführt, daß die betreffenden Vereine nun auch wirklich öffentliche Angelegenbei- 
ten in das Bereich ihrer Thätigfeit zogen und ihre Verſammlungen auch mit polttiichen 
Vorträgen und Debatten ausfüllten. Es mag in manchen Fällen die Hereinziehung 
der Politik in die Zwede eines Arbeiterbildungsvereind durd die Verhältniſſe ange: 
zeigt fein, im Allgemeinen aber halten wir das Feld der Politif für ein jo ungeheured 
und jo wichtiges, daß man dafür befondere Vereine bilden muß, umſomehr als bei der 
lebhaften politifchen Strömung, die jegt alle Schichten des Volkes durchdringt, Das 
Intereffe an diefen Beitrebungen des Vereins leicht das für die gewiß nicht minder 
wichtigen allgemeinen Bildungszwede defielben überwuchert und abjorbirt. — Wie 
zahlreich dieſe Claſſe der Bildungsgenoflenfchaften ift, und wie diefelben im Einzelnen 
organifirt find, darüber fehlt es uns ebenſoſehr an genaueren Notizen als über die 
Zahl und Organifation der Arbeiterbildungsvereine überhaupt. 

Bon den Bildungsgenoflenichaften zur „Pflege religiöfen Sinnes und Lebens“, 
der vierten von und aufgeftellten Glaffe, jind ung ſowohl auf katholiſcher als auf evan— 
gelifcher Seite nur foldye von ftreng kirchlicher Richtung befannt; ob es auch ſolche 
von einer freieren Richtung geben mag, fönnen wir nicht fagen : jedenfalld verichwin- 
den fie gegenüber der wohlorganifirten Macht der pietiftifchen Vereine. ! Letztere ſtehen 
überall unter dem vorwiegenden Einfluß der Geiftlichfeit. Bei den „Latholifchen Ge: 
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fellenvereinen“, deren Gründer der Domvicar Kolping in Göln ift, fteht an der Spige 
des Vereins der Vorſtand, weldyer wieder in einen „engern Vorftand“ und den 
„Schugvoritand“ zerfällt. Der engere Vorſtand hat die unmittelbare Leitung des Ver: 
eins und befteht jeinerjeits aus einem Präſes und einem Vicepräfes, welche beide 
fatholiihe Priefter fein müffen, dann aus den Hauptlehrern, einem Schriftführer, 
einem Gaifirer, dem Altgejellen und den fogenannten Ordnern oder Afiftenten. Der 
Altgefelle und die Gehülfen werden aus und von den Mitgliedern gewählt, die Wahl 
des erftern unterliegt aber der Beftätigung des Präfes. Der Virepräfes wird vom Pra— 
ſes, und diefer von feinem nächften geiſtlichen Obern ernannt. Er behält fein Amt, fo 
lange es ihm beliebt, ohne feine Zuftimmung darf nichts, was den Verein angeht, 
angeordnet oder ausgeführt werden, er enticheidet über die Aufnahme neuer Mitglie- 
der, jowie über den etwaigen Ausichluß bisheriger. Um Mitglied werden zu können, 
muß der Geſelle Fatholifcher Religion, ledig und unbeicholten * Nach dieſer Orga— 
niſation wird man verſtehen, was es heißt, wenn dieſe Vereine als Mittel zur Er— 
reichung ihres Zweckes aufführen: öffentliche Vorträge, Unterricht in der Religion und 
den übrigen „nothwendigen und nüglichen Kenntniflen“, Geſang, Lejen „paflender“ 
Schriften, gegenfeitige Beiprehuug, „gemeinfame Erbauung“ u. |. w. Den „fatho» 
liſchen Gefellenvereinen“ ziemlich, ähnlich organifirt find die „evangelifchen Jünglings- 
vereine*. Bon eriteren find der „Allgem. Deutſchen Arbeiterztg.“ in Deutſchland 184, 
von legteren 368 befannt, die Zahl der Mitglieder in allen 552 Vereinen fchäst ſie 
jedoch jedenfalls viel zu hoch, weil fie mit der Erfahrung in Widerſpruch, ihnen im 
Durdfchnitt gleiche Mitgliederzahl , wie den Arbeiterbilpungsvereinen zujchreibt , auf 
140000. Der Wahrheit viel näher wird man fommen, wenn man nad Huber's? 
Schätzung etwa 45—50000 Mitglieder annimmt. Wie wir jhon oben andeuteten, ift 
bei diefen Vereinen die Behauptung nicht unbegründet, daß fie überhaupt nicht mehr 
zu den Genoflenichaften gehören, denn, wenn fe auch infofern auf „Selbfthülfe” be= 
ruhen — worüber wir nicht genau unterrichtet find — als jie die Unterrichtsftunden, 
welche die Mitglieder erhalten, aus eigenen Mitteln honoriren und auch die „pallen- 
den“ Schriften, die fie lefen, aus eigenen Mitteln befchaffen mögen, fo ftehen fie doch 
unter der Bormundjchaft der Geiftlichkeit,, ihre „Selbftverwaltung“ erftredt fich 
nur auf die Wahl untergeordneter Beamten und etwa noch auf die Theilnahme an 
Berathungen über die Vereindangelegenheiten, eine entfcheidende Stimme dabei 
fteht den Mitgliedern nicht zu. Auch widerfpricht e8 den Zwed, dem dieſe Vereine 
dienen, fie je zu einer freien, unbevormundeten Entwidelung gelangen zu laſſen; denn 
die Kirche wird fie nie aus den Händen geben. So ift ed eine „concefltonirte Selbit- 
bülfe“, welche dieje Vereine üben, und fie jelbft werden der deutichen „Senofjenichaft“ 
um fo ferner rüden, je unmittelbarer die Kirche fie zu beeinfluften vermag. F. S. 


Börfe. 

Die Börſe ift der Markt der Verträge des kaufmänniſchen Verkehrslebens. Eine 
Eoncentration der Vertragsichlüfie in gewifle Zeiten (Tage und Stunden) und Locali— 
täten wurde ein Bebürfniß vieler Orte, als deren Verkehrsbedeutung und Umfäge fo 
mannicdyfaltig heranwuchſen, daß das unabläffige gegenfeitige Auffuchen der Parteien 
zu mühjelig und zeitreibend ward, fo daß die Nothwendigfeit zu einer „Theilung der 
Arbeit innerhalb der Zeit“ trieb. Ein ftarf frequentirter Gafthof, eine belebte Paftage, 
in denen fic) gewohnheitsmäßig eine Anzahl von Geihäftsmännern begegnete, gab den 
natürlichen Anlaß, die müßige Converfation in den Geſchäftston himüberzuleiten und 
den geichäftlichen Erörterungen gefchäftliche Verträge anzuschließen ; fo wurde die Stätte 
ver Erholung allmählid) zu einem offenen Gontor der Menge, die Unterhaltungsftunde 
zu einer Geichäftsitunde, ausgiebig genug, um der Arbeit der Echreibftube entzogen, 
bedeutfam genug, um ohne Noth nicht verfäumt zu werden. In diefer Weife entſtand 
unvermerft die „Börje“, der Sammelplag der Gefchäftsmänner und derer, welche ihnen 





1) Wir entnehmen die nachfolgenden Notizen der Allgem. Deutfchen a a Nr 1863, 
Nr. 23, welche noch Genaueres über diefe Vereine enthält. . V. 
2) Man vergl. Bluntſchli und Brater, Staatswörterbuh Bd. J. ©. 461. 
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in den Bertragsidylüflen die Hand reichen, der Markt der Verabredungen und der 
Neuigkeiten, welche, wahr oder unwahr (Börjengerüchte), die Bedingungen dieſer Ver— 
abredungen influiren. Kaufleute, Fabricanten, Spediteure, Verficherer, Rheder, Scyif- 
fer, Mäkler, Agenten begegnen bier einander, um Gejchäfte zu unterhandeln und ab» 
zufchließen, und fie Iparen eine Menge von Entſchließungen für die Börje auf, weil fie 
gewiß find, in dieſem Stelldicyein Die Concurrenz derjenigen zu finden, mit denen fe 
contrahiren können, und rajch und in voller Unmittelbarfeit die Stimmung des Marf- 
tes zu fühlen, deſſen Mittel und Intentionen zu überfchauen. So centralifirt und 
gipfelt ſich an der Börfe das Geichäftslchen eines Plages, deſſen Pulſe von hier aus- 
gehen, wie von einem Herzen des Verkehrs, 

Ganz bejonders iſt Die Börfe Die Bühne, auf welcher ſich die eigentlichen Specula— 
tionen einleiten und abjpielen, und Da Ddiefelben vor allem die Fonds und Actien zu 
ihren Gegenitänden haben, jo find es vorzugsweiſe diefe, welche auf der Börje ihren 
Markt finden. Der Verkehr mit den genannten Papieren, dann der Wechſel- und 
Geldhandel find e8, Die jte beleben, wogegen der weniger bewegliche Umſatz der realen 
Waaren der Börje weit minder bedarf und fie weniger aufjucht. Die befonderen Zweige 
des Handels haben in der Regel und mindeftens in den Hauptplägen auch ihre bejon- 
deren Börſen, d. h. ihre eigenen Vereinigungen, die in verichiedene Stunden fallen 
und an mandyen Orten verſchiedene Loralitäten benugen. So hat insbefondere London 
die königliche Börje (royal exchange) für den allgemeinen Waaren- und Wedhjel- 
verfehr, die Fondsbörfe (stock exchange) für englifcdye Papiere, die Börfe für fremde 
Fonds (foreign stock exchange), die Getreidebörfe (corn exchange), die Koblen- 
börfe (coal exchange) und die Schiffahrts- und Verſicherungsbörſe Lloyd's genannt) ; 
Leipzig hat eine Wechſel- und Fondsbörje, eine Del» und Productenbörfe, eine Han- 
dels- und Induſtriebörſe und eine alljährlich nur einmal fi behufs der Abrechnungen 
verfammelnde Buchhändlerbörſe; in Paris domiciliren die Konde- und die Waaren- 
börfe im gleichen Gebäude. Ginige größere oder Fleinere Orte, die vermöge der Produ 
etion ihrer Umgegend Gentralpuncte für den Umfag eines einzelnen wichtigen Artifele 
geworden find, haben eine befondere Börſe für denfelben , 3. B. Frankfurt am Main, 
Augsburg, Stuttgart, Mannheim, Liſſa und Jüterbog eine Productenbörfe, Stuttgart 
zugleich eine Weinbörje, Döbeln eine Getreidebörſe, Prenzlau eine Rapsbörje, Hagen 
eine Gifenbörfe (halbjährlich), Bochum eine Kur: und Bergwerks-Actienbörie. Eigene 
Börjenverfammlungen für die Behandlung von Schiffs » und Seeverficherungsangele- 
genheiten haben insbejondere London (das ſchon gedachte Lloyd's), Trieft der Oeſter— 
reichiiche Lloyd), Paris (Lloyd francais), Nantes (Lloyd Nantais), Hamburg (die 
Börlenhalle) ; die genannten londoner und parifer Anftalten find zugleich Schiffs— 
claffiftcationsgefellihaften, und eine wichtige Abtheilung des Defterreichiichen Lloyd 
hat den Betrieb der Dampfichifffahrt unter Staatsfubvention zum ©egenftande. Die 
in der neueften Zeit an einigen deutichen Plätzen eingerichteten jogenannten Indu— 
ftriebörien bezweden zunächſt Kaufichlüffe in Manufarten und deren Nobmaterial ; 
ed hat unter ihnen nur die monatlich wiederkehrende ftuttgarter Induſtriebörſe Be: 
deutung gewonnen, die ein Mittelpunet für die Baumwollinduftrie Süddeutſchlands 
geworden it, aber auch die Intereflen der Mafchinenfabrication und des Bankge— 
ihäfts in fi aufgenommen hat. Wie gelagt, findet aber die „Waarenbörſe“ eine 
vergleichsweije nur geringe Vertretung und untergeordnete Bedeutung und manche 

roße Handelspläge entbehren derfelben gänzlich; der Waarenverkehr widelt fidy viel- 
ac) ohne ihre Vermittlung zwiichen den einzelnen Häufern ab, felbjt da, wo Börfen 
für ihn beſtehen, und auch hinſichtlich der Wechſelgeſchäfte ift das mehrfeitig der Fall 
(Hamburg, Bremen). Daher ift es begreiflich, daß die wiener Moarenbörke, welche 
im Jahre 1771 in's Leben treten follte, erit im Jahre 1962 wirflidy zur Ericheinung 
fam, aber von den betheiligten Geichäftsfreifen mit großer Gleichgültigfeit betrachtet 
wird und ein nur vegetatived Leben führt. 

Die Entftehung der Börjen führt nicht über das 16. Jahrhundert zurüd ; die 
erften Dieler Inftitute hatten den Waarenumfag zum Gegenftande und als die älteften 
Börienpläge werden Brügge, Antwerpen, Amfterdam, London und Hamburg genannt. 
In Brügge ericheint zuerit Die Bezeichnung „Börle*, welche ebenio wie das auf gleichem 
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Stamme (dem lateiniſchen bursa, lederner Geldbeutel) ruhende „Burie, Burfch“, eine 
Genofienihaft, eine Vereinigung bedeutete. Langſam und allmählich bildete fich das 
Börſenweſen aus und erft gesen das Ende des 18. Jahrhunderts wurde e8 in Binnen- 
deutichland (Frankfurt a. M., Leipzig) bedeutiam. 

Der Börjenverfehr hat fich überall gewifle Formen gefchaffen, die aus dem Brauche 
des Handelsftandes allmählidy zum localen Geſetz geworden und als foldyes in der 
Regel von der Staatsbehörde fanctionirt find. Dieſe Börfengefege oder Börienorpnun- 
gen regeln zugleich das äußere Leben an der Börje und umfaflen deren Zwed, die Be: 
rechtigung zum Zutritt und defien materielle Bedingungen, - die Zeit der Verfanmluns 
gen, die Arten und Rechtswirkungen der Böriengefhäfte, die Stellung der Mäkler zu 
dieien Geichäften umd die Bunctionen der Börjenbehörden. Diefe legteren üben die 
Aufficht über die Einhaltung der Drdnung an der Börfe und die Befolgung der Börfen: 
geſetze; die unmittelbar hiermit betrauten „Börfencommiffarien“ (Börfenalten, Börfen- 
älteften) werden aus dem Kaufmannsftande gewählt. An der wiener „Geldbörſe“ D. b. 
der Börſe für Fonds, Actien, Wechſel und Geld) ift die nächſte Verwaltungsbehörde 
die aus 18 Mitgliedern (Börfenrätben) und einem landesfürftlichen Commiſſar be- 
ſtehende „Börlenfammer“; über ihr ftehen als zweite und dritte Inftanz die niederöfter- 
reichifche Statthalterei und das Finanzminifterium. Zu der Aufgabe der Börfencom- 
miffarien gehören an manchen Drten die Aufftellung und Veröffentlichung des Wechſel⸗, 
Geld: und Fondecourszetteld Börſenzettels), auch wohl die der Waarens, Fracht- und 
Verficherungsprämienpreife, auf welchen „amtlihen“ Documenten feine befondere 
Autorität mehr ruht, an andern Orten ift das Sache der Mäklerbehörde. Werner iſt 
der Börienbehörde an mehreren Plägen der Charakter eines Handelsſchiedsgerichtes 
beigelegt , fowie der einer begutachtenden Stelle. „Börfenfähig“, d. h. bereditigt zur 
Anweienheit in der Börfenverfammlung, ift der Regel nady jeder dispofitionsfähige un— 
beijcholtene Mann (die nicht rehabilitirten Falliten find ausgeichlofien), aber faft überall 
ift der Börſenbeſuch mit einer Geldabgabe zu Gunften der Caſſe des Inſtituts belegt, 
von welcher jedoch gewöhnlich Diejenigen Perſonen befreit bleiben, welche vermöge ihres 
Amtes das Recht oder die Pflicht haben, den Börſenverſammlungen anzuwohnen (in 
Berlin aud) die gefammten Mitglieder der kaufmänniſchen Corporation); in Paris find 
die Gintrittögelder (Tourniquets), welche in die Stadtcafle floflen und im Budget der 
Stadt für das Jahr 1861 auf Y, Millionen Franken veranjchlagt waren, im November 
eben dieſes Jahres aufgehoben worden. Die Fonds- und Artienipeculanten einiger 
Drte haben es dahin gebracht, die Börfe für ſich zu monopolifiren ; nur fie und Die 
ihnen dienſtbaren Mäfler dürfen das Innere des Heiligthums betreten, und wer nicht 
zu ihrer Körperichaft gehört, kann nur auf den Vorſchlag einer Anzahl Glieder derſelben 
ihr fich augefellen und damit das Recht auf die Börſe erlangen, das gefammte übrige 
handeltreibende und nicht handeltreibende Publicum aber kann feine Börſengeſchäfte 
nur durch die Mäfler verrichten lafien. Die Mufterinftitution diefer Art ift die Fonds— 
und Actienbörje von London, deren Theilnehmer (Sperulanten — Jobbers — und 
Mäkler — Brofers) eine Corporation bilden, in welcher der Gintritt 20 Guineen 
foftet und durd) Ballotage erlangt wird, nachdem drei Mitglieder, welche wenigftens 
die verwichenen zwei Jahre hindurch dieſe Eigenfchaft befigen, die Aufnahme des Aſpi— 
ranten empfohlen haben. Wer Mitglied diefer Corporation werden will, darf mit 
feinem andern als dem erwähnten Geichäftszweige ſich abgeben, auch nicht Theilhaber 
an einem Anftitute fein, welches in Konds oder Actien verfehrt, noch Wechjel- oder 
Disconto-Mäfler jein, noch endlich fid mit Jemand vergejellichaften, der nicht gleich- 
falls Mitglied der Börfencorporation ift. Cine ähnliche Anftitution ift das General» 
Gommittee der öffentlihen Fonds in Amfterdam. Ohne Zweifel hat die Gontrole, 
welde in einer derartigen Börſenorganiſation über die Mitglieder geübt wird — und 
diefelbe ift eine ziemlich ftrenge — und bat der genoffenichaftliche Charakter der Cor— 
poration fein Gutes, aber immer ift fie eine Veſcht antung und wenn man eine volle 
Freiheit der Verkehrsformen anſtrebt, kann man einem Logenweſen nicht das Wort 
reden, welches eine zunftmäßige Ausſchließlichkeit repräſentirt, ohne den Auswüchſen 
vorbeugen zu können, die der Börſenverkehr namentlich in dem üppig wachſenden 
„Papiergeſchäft“ überall erzeugen wird, 
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Die Börſenſtunden hat man auf den Mittag gelegt, der das Zenith auch des Ge— 
ichäftstages iſt: die beſtimmenden Poſten find eingelaufen, die Aufträge angelangt, die 
erſte Arbeit iſt gethan; in dieſer folgt nun eine Pauſe, die den Geichäftömann vom 
Gomptoir nad) dem allgemeinen Rendezvous ruft, zu freilidy oft nidyt wenig an- und 
aufregender Thätigfeit. In Paris ift die Börjenzeit für den Verkehr in Fonds und 
Actien 1 bis 3 Uhr, für alle andern Gejchäfte 3 bis 5 Uhr. Anfang und Schluß der 
Veriammlung werden durdy eine Glode fundgegeben , veripäteter Eintritt und Weg- 
gang durdy eine Feine Geldftrafe geahndet, die wohlthätigen Zweden zu gute fommt, 
Die Börfe der eigentlidyen Handelspläge, joweit fie den Verkehr in Greditpapieren 
umfaßt, verfammelt fi an jedem Werktage, an kleineren Drten findet die Vereinigung 
nur an gewiſſen Wochentagen ftatt, wie das binfichtlich der Waarenbörfe faft überall 
der Fall ift, und die für einzelne Artifel gegründeten Börfen werden in noch größeren 
Zeitabftänden abgehalten ſ. oben). Die engliſchen Waarenbörfen finden wöchentlid) 
ein, auch zwei Mal ſtatt; in Magdeburg find die Börjentage Mittwoch und Sonn» 
abend, jowie Mitte und Ende des Monats. Das Bedürfniß einer mehrmaligen täg- 
lichen Begegnung, fowie der Wunſch der Speculanten, auch an Sonn- und Feiertagen 
zu „handeln“, hat für den Verkehr in Fonds und Arctien, auch wohl in Wechieln, an 
mehreren Börjenplägen Vereinigungen außerhalb der normalen Börfe das Entftehen 
gegeben, die in befonderen Localen ſtatthaben; dahin gehören die jogenannten Effecten: 
jocietäten von Frankfurt a. M., Wien und Amfterdam. Es find das legale Initi- 
tutionen, während anderwärts, wo das Geſetz den Börfenverfehr auf beftimmte Tage, 
Stunden und Rocalitäten beſchränken zu müſſen gemeint hat, ähnliche Zufammenfünfte 
gegen den Willen der beftimmenden Behörden in mehr oder weniger verftohlener Meile 
ftattfinden, die fogenannten Winfelbörjen. So viel man insbefondere in Paris gethan, 
die Winkelbörſe zu unterdrüden, jo ftreng namentlidy das neuefte Faiferliche Regime 
gegen diefelbe eingeichritten ift, immer wieder ift fie aufgetaucht: erft bei Tortoni und 
im Passage de l’Opera, von da vertrieben, neuerdings jowohl die Abendbörſe, als 
die feit Jahren verſchwunden gewejene Sonntagsbörfe auf dem Boulevard, wenn 
auch nur jporadiich fi) zeigend. In Wien bat man wohlgethan, eine gefegliche 
„Abendbörſe“ einzurichten ; in Berlin findet eine foldye feit mehreren Jahren täglicdy an 
einer der belebteften Straßeneden ftatt und aud der Sonntag hat hier feinen „Privat- 
verfehr“. An mehreren Orten endlich, die noch feine förmliche Börfe befigen, bildet 
eine jolche ſich naturwüchſig heran und conftitwirt fich einftweilen als „kaufmänniſche 
Reſſource“ (Prag) oder „kaufmänniſche Vereinigung“ (Boten). 

Berichte über die pariler Fondsbörſe jprechen of vom „Parfet“ (parquet) , es iſt 
das der ausjchließlich den Mäklern vorbehaltene Plag, an welchem dieſe ſich vereinigen, 
um die ihnen vor und während der Börjenzeit übertragenen Abjchlüffe mit einander zu 
Stande zu bringen. Inmitten des Parkets befindet ſich eine Freisförmige eiferne Balu- 
ftrade, um welche herum die Mäfler ſich gruppiren, der fogen. „Korb“ (corbeille). 
Die ehemals außerhalb des Parfets unterhandelnden Mäfler und die mit ihnen ver- 
fehrenden Speculanten bildeten die jogenannte „Couliſſe“, welche im Jahr 1859 geſetz— 
lich unterdrüdt worden ift. Analog dem parifer Parfet it der „Schranfen“ der wiener 
Geldbörfe, an welcher legtern man unter der Couliffe die Gemeinichaft der Börfen- 
agenten und der Speculanten verjteht. 

Eine wichtige Rolle an der Börfe fpielt der Mäfler oder Mafler (Senfal, Unter: 
fäufer). Es ift derfelbe eine Mittelöperfon, welche der Verkehr ſich geichaffen hat und 
welche den Parteien, zwilchen denen fie unterhandelt, viele Zeit und Mühe eripart, 
indem ſie die Vermittlung von Rechtsgeſchäften an gleichem Orte anweiender Perfonen 
zu ihrem Berufe macht. Wie jedes Glied, weldyes naturwüchjig im Arbeitsorganids 
mus entfteht und fi) ihm einfügt, dejien Wirkſamkeit entweder verbeflert oder beſchleu— 
nigt, jo thut es der Mäfler, defien erwähnte Dienftleiftung für die contrahirenden 
Theile eine ſehr werthvolle ift. Er hört die Willenserflärungen der ihn beauftragenden 
Parteien, überbringt dieielben von der einen zur andern und fucht die beiderfeitigen 
Willen zu vereinen, einen Vertragsichluß herbeizuführen. Der Mäfler ift juriftiich fein 
eigentlicher Bevollmächtigter, vertritt nicht einen Gontrahenten, erzeugt nicht den Con— 
tractwillen und ſchließt nicht zufolge erhaltenen Auftrags für Rechnung eines Andern 
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ab, wie das der Gommifjtonnair thut, und demnad) find auf das Mäflergefchäft die 
Vorichriften über den Vollmachtsauftrag nicht anwendbar, vielmehr find bei diefem 
Geichäfte der Vertrag über die Vermittlung, die Handlung der Vermittlung und der 
dadurdy zwiichen den Gontrahenten zu Stande gebracdyte Vertrag zu unterfcheiden ; 
übrigens eriftiren in faft allen Staaten befondere Rechtsvorfchriften für den Mäkler. 
Wir fehen diefe Vermittler auch außerhalb des kaufmänniſchen Verkehrs in verfchiedenen 
Kreifen wirken, 3. B. für den An- und Verkauf von Grundftüden, für An- und Aus» 
leihungen, für Vermittlung von Anftellungen, namentlid) die des Gefindes Geſinde— 
mäfler) ıc., von ganz befonderer Bedeutung aber ift der Mittler der armen 
der Handeldmäfler, welcher zwiihen Kaufleuten, dann zwijchen Kaufleuten und Pro- 
ducenten (Babricanten ıc.), ſowie zwijchen dieſen beiden Glafjen einerfeits und Fracht— 
fahrern und Verſicherern andererfeitd die Brüde und Handreichung bildet. Ohne 
Zweifel wird derjenige, welcher gewerbsmäßig fort und fort eine ſolche Rolle fpielt, mit 
den Dbjecten und Formen des betreffenden Verkehrs, mit den gefammten Verhältnifien 
jeined Marktes, fowie mit den betheiligten PBerfonen, deren Anſprüchen und Eigen: 
- thümlichfeiten fo genau befannt, daß man in feiner Beauftragung, in feiner Hülfe der 
Regel nad) den fürzeften und vortheilhafteften Weg zu dem gefuchten Vertragsichluffe 
findet. Auf der andern Seite eignet ji aber wiederum vorzugsweiſe derjenige zum 
Mäfter, welcher nicht erit als ſolcher alle die betreffenden Berfehrsverhältnife von 
Grund aus fennen lernen muß, jondern dem diefelben aus feiner vorherigen Thätigfeit 
in einem erheblichen Grade befannt find, und diefe Befanntichaft verleiht die kaufmän— 
niihe Laufbahn, welche denn auch in der Regel die Schule des Mäflers ift. DerMan- 
gel an materiellen Mitteln, um ſich ale ——— ſelbſtändig zu machen, oder irgend 
ein äußerer Anlaß ift die Urſache, die zur Wahl des Mäklerberufes antreibt, welcher 
dem thätigen, vertrauenswürdigen Manne, der den rechten Plag ausgewählt hat, eine 
geachtete und lohnende, oft eine ſehr einträgliche Stellung giebt. Ehemals freilich ge: 
noß diefelbe eben fein beſonderes Anfeben, ja fie war eine ziemlich anrüchige und faft 
nur verfommene Individuen gaben fich zu derfelben her, wie das zum Theil fchon im 
alten Rom der Fall war, wo die proxenetae ſich Feiner hohen Adytung zu erfreuen 
hatten. Won Italien aus verbreitete ſich das Mäflerthum allmählich in die andern 
Länder und im Mittelalter bildeten die Mäfler einen eigenen Stand, der feine bejon- 
deren Rechte und Pflichten hatte ; feine Angehörigen wurden im Hinblid auf ihre vielen 
Geſchäftswege Curſatores (von currere, laufen) genannt, von welchem Namen das 
heutige franzöfiiche „Kourtiers” abftammt und dem das nordamerifanifche „Runners“ 
entipricht. Nach und nach hat ſich auch der Mäflerftand nad) den Vermittlungsobiecten 
in eine Reihe von Unterfategorieen getrennt, und wir finden befondere Waarenmäfler, 
Geld: und Wechjelmäfler, Fondsmäkler, Brachtmäfler oder Gütermäfler, Schiffsmäfler, 
Aſſecuranzmäkler; vielfady gebt dieſe Arbeitstheilung noch weiter: Productenmäfler, 
Golonialwaarenmäfler, Wein-, Wolle, Tuch, Tabaks-, Holzmäfler u.f.w., wogegen 
aber auch an manchen Orten und namentlich an den mittleren und Fleineren SPlägen 
mehrere Hauptzweige in der Hand eines Mäflerd vereinigt find. In Frankreich, 
Belgien, Italien und Spanien führen die Wechjel- und Fondsmäfler den Namen 
„Wechſelagenten“ (agents de change), und in Franfreich find die daſelbſt örtlich auf. 
eine beftimmte Zahl befchränften Stellen diefer Claſſe käuflich; in Wien heißen die 
Wechſel-, Fonds-, Actien- und Geldmäkler amtlidy „E. f. Börfenfenfale“ und neben 
diejen beftehen in gleicher Function, doch unter gewiflen Rechtsbejchränfungen, die 
„Börfenagenten“. 

Wenn, wie gefagt, der Mäkler eine Hauptitätte feiner Wirkſamkeit an der Börfe 
findet, jo gilt das vorzugsweile vom Fondsmäkler, indem der Handel in Obliga- 
tionen und Actien faft ausfchlichlich dort fich vollzieht. Die jonftigen Mäfler dagegen 
vermitteln mehr von Haus zu Haus und machen den bedeutenderen Gefchäftsleuten ihren 
täglichen Beſuch zur Entgegennahme von Aufträgen und zur Anerbietung des ihnen 
bereitö Uebertragenen. In der Natur der Sache, wie im Intereſſe des Mäflers liegt 
ed, daß er die Parteien, zwiſchen denen er vermittelt, mit gleicher Treue und Die: 
eretion bedient ; dieſe Treue und Verfehwiegenheit machen ihm überall die Geſetze aus— 
drüdlich zur Pflicht und er darf daher aud) den Namen des Mitcontrahenten jeder 
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Partei erft nach erfolgter Einigung über das betreffende Geſchäft mittheilen. Seine 
Fachkenntniß ift der Grund, daß er mit verſchiedenen Nebenverrichtungen betraut wird, 
deren Kreis in einigen Staaten weiter gezogen ift, al® in andern. Insbeſondere wird 
er bei Streitigkeiten gewöhnlicd; ald Sadyverftändiger hinzugezogen, namentlih um 
über die Qualität und den Werth von Waaren ein Urtheil abzugeben und in folcher 
Function amtliche Zeugniffe auszuftellen , ferner pflegt ihm an Handelsplägen die Ab- 
haltung freiwilliger Waarenauctionen übertragen zu werden, jowie er (als Schiffe- 
mäkler den Schiffern als Abrechner Beihülfe leiftet, dann in Frankreich die amtlichen 
Ueberiegungen in ftreitigen maritimen Angelegenheiten anzufertigen hat, u. |. w. 

Die Vergütung für feine Mühwaltung erhält der Mäkler in dem Mäflerlobn, 
der Eourtage oder Senfarie, welde in Procenten oder Promille von Geldbetrage 
der vermittelten Operation berechnet wird. Die Eourtage auf Wedel, Fonds und 
Actien ift niedriger, als die ſonſtige; fie beträgt gewöhnlich Y. oder 486, während Die 
Maarencourtage etwa %% für jede Partei ift, an einigen Plägen aber auch mit 
etwa 1%, lin et, 5, %) lediglich vom Verkäufer entrichtet wird, je nad) dem Drts- 
brauche. Die Courtage ift verdient, wenn das betreffende Geichäft zum Abjdyluffe gelangt 
ift; war die Bemühung frucdytlos, jo hat der Mäfler feinen desfallſigen Anſpruch, wo— 
gegen ihm derfelbe verbleibt, wenn trog des Abſchluſſes das Geſchäft ohne feine Schuld 
rüdgängig wurde. Der Kreis der Runctionen, der Pflihten und Rechte des Mäflers 
ift in den Handelögefegbüchern feftgeftellt ; wo ein vollftändiges Handelsrecht nicht eri- 
ftirt, hat man ihn für die einzelnen Pläge zum Gegenftande befonderer „Mäflerordnuns 
gen“ gemacht, und jolche beſtehen auch vielfach neben dem ftaatlichen Handelsgeſetz- 
buche, indem fie dann die einichlägigen örtlichen Verhältniffe zum Gegenttande haben. 
Die Freiheit zum Betriebe eines beliebigen Gewerbes, welche in der Hauptſache faft 
über alle civilifirten Staaten ſich erftredt (f. Gewerbefreiheit) und fi) mehr und mehr 
Bahn bricht, ift hinfichtlich des Mäklergewerbes noch Feineswegs in gleihem Maaße 
zur Geltung gelangt, und e8 liegt das weſentlich in dem halbamtlichen Eharafter, wel— 
chen man demjelben bisher beigelegt hat. In vielen Staaten erfolgt demgemäß eine 
förmliche Anftelung oder Ernennung, die theil® durch die Localbehörden, theils durch 
die Regierung, das Minifterium oder den Regenten gefchieht oder beftätigt wird und 
der in der Negel eine Prüfung der Fachkenntniſſe des Alpiranten vorausgeht ; in Frank— 
reich z. B. ernennt für die Börfenpläge der Kaifer die Mäfler, während an den andern 
Drten ihr Gewerbe ein gänzlich freies ift , in den Vereinigten Staaten von Nordame— 
rifa befteht vollftändige Freiheit des Mäklergewerbes. Das allgemeine deutjche Han» 
delsgeſetzbuch läßt den Einzelgeieggebungen der Staaten in der Ergänzung oder der 
Beihränfung der Beftimmungen über die Amtsverrichtungen, Befugniſſe und Pflichten 
der Mäfler,, jowie in den Anordnungen über deren Anftellung freie Hand, und von 
diefer Freiheit ift mehrfeitig Gebrauch gemacht worden. Der von der Behörde an— 
geftellte Mäfler wird in den meiften Staaten eidlich in Pflicht genommen (deutiches 
Handelsgeſetzbuch, Artikel 66) und heißt dann vereideter oder beeidigter Mäkler ; 
wo das gejchieht, haben die Zeugniſſe und Scheine joldyer Mäfler allein beweifende 
Kraft. Das neue deutihe Handelsrecht bevorzugt zwar die in Pflicht genommenen 
Handeldmäfler durdy eben dieſe Beweisfraft ihrer Documente, allein es jpricht ihnen 
nicht das ausſchließliche Recht auf den Betrieb der Mäflergeichäfte zu, und da jener 
Vorzug ein ziemlich illuforiicher ift (Die Scheine der nicht in Pflicht genommenen 
Mäkler find in gleichem Grade beweijend, wie Die anderer Geſchäftsmänner), damit aber 
verfchiedene nicht unmelentliche Einfchränfungen verfnüpft find 3. B. die Verzicht» 
leiftung auf alle Geichäfte für eigene Rechnung), jo emancipiren fich mehr und mehr 
die Mäfler unferes Waterlandes von ihrem halbamtlichen Eharafter und werden zu 
„Brivathandelsmäflern“. Aber audy da, wo gefeglich nur die vereideten Mäfler ver- 
mitteln dürfen, haben fi neben ihnen fogenannte Winkelmäkler, Pfuſchmäkler, 
Beiläufer oder Bönhafen etablirt, deren zum Theil fehr erfolgreiche und durch die Con— 
currenz mit den berechtigten Gollegen vielfady willkommene Thätigfeit die Behörden 
nirgends haben ganz unterdrüden können. In mehreren Staaten find die autorifirten 
Mäfler behufs der Wahrnehmung ihrer gemeinfamen Berufsinterefien in Gorporationen 
vereinigt, denen bie und da befondere Nebenfunctionen zugewichen find. Der Dienft 
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des ernannten Maͤklers iſt ein zwangsweiſer. Die Notizen, welche ſich der Mäfler bei 
der Auftragsertheilung und der Zujtimmungserflärung der Parteien in fein „Hand— 
buch“ (Bortefeuille) macht, bilden Die Grundlage des gefeglich vorgefchriebenen „Mäfter: 
journals“, in weldyes er täglicdy alle durd) feine Vermittlung zum Abſchluß gediehenen 
Geichäfte unter Verzeichnung ſämmtlicher in Betracht Fommender Puncte einträgt. So— 
bald das betreffende Geichäft zum Abichluß gelangt ift, giebt er jedem der Gontrahenten 
einen von ihm unterjchriebenen jogenannten „Schlußzettel“ (Schlußnote, Schlußfchein) , 
weldyer die nämlichen Inhaltsjtüde hat. Ueber die Form dieſer Aufzeihnungen ent: 
halten die Handelsgefegbücher nähere Beftimmungen. Vermittelt der Mäfler den Kauf 
einer Waare „nad, Probe“, jo hat er dieſe legtere fo lange aufzubewahren, bis die 
Waare ohne Einwendung gegen ihre Beichaffenheit angenommen ift. 

Eine andere an der Börje thätige Mittelsperfon ift der Agent. Im weiteren 
Sinne wird jeder gewerbsmäßige Vermittler mit diefem Namen belegt, in der meift 
üblichen engern Bedeutung des Wortes aber verfteht man unter dem Agenten einen 
Bevollmächtigten , welcher die geichäftlichen Interefien eines oder einiger weniger an 
fremdem Orte wohnhaften Auftraggeber vertritt und das andauernd thut. Die Ver: 
fchiedenheit des Drts zwiſchen Wollmadytgeber (Gommittent) und Vollmachtnehmer 
(Agent), dann die gedachte Andauer der Verbindung zwiſchen beiden unterjcheiden den 
Agenten vom Mäfler. In dem angegebenen engern Wortjinne finden wir neben den 

andeldagenten Agenten der Verficherungsanftalten, der Banfen, der Nheder, der 
Schifffahrtisgeſellſchaften, Lotteriengenten (Bollecteure) u. a. Im gemeinen Leben wird 
die Bezeichnung Agent häufig aucd da gebraucht, wo die Dienftleiftung die eines 
Mäklers ift, 3. B. für die Vermittler von Anftellungen ꝛc. Das Geſchäft des Eingel- 
agenten wird Agentur (Agentichaft, Agentie) genannt; erftredt ſich der Bereich des- 
felben auf einen größern Bezirk, jo wird gewöhnlich ein Ne von Agenturen errichtet, 
das in einer Hauptagentur jeinen Mittelpunct finder und feine Zeitung hat, von 
welcher eine Anzahl Unteragenturen refiortiren; jo namentlich bei Aſſecuranzen und 
Banken. Seine Belohnung erhält der Agent, wie der Mäfler, durch eine Proviſion, 
welche bei Kaufgeichäften in Procenten von deren Gelpbetrage aufgerechnet wird. Der 
„Handelsagent* ift mit der Abſchließung von Verkäufen für feinen Gommittenten be: 
traut, einzelne Häuſer haben aber auch Einfaufsagenten an jenen Drten, aus denen 
fie regelmäßig beträchtliche Jmporten machen. An großen PBlägen fommt es nicht ſel— 
ten vor, daß ein Kaufmann feinen Ablag am Orte felbft durch einen Agenten bewirfen 
läßt, und dieſer „Plagagent“ erhält hie und da den Namen „Stadtreifender“. Be: 
ſchränkt der VBerfaufsagent feine Abſatzthätigkeit nicht auf einen Ort und deſſen nächſte 
Umgegend, jondern erftredt er fie durch regelmäßige Gejcyäftsreifen auf ein weitercd 
Gebiet, jo wird er „Provifionsreilender“ genannt; von dem gewöhnlichen Handels— 
reifenden (reifenden Commis unterſcheidet er ſich durch die größere Selbftändigfeit feiner 
Stellung und die provifionsweile Bezahlung feiner Dienfte. Der Agent eines Fabri: 
canten hat ſehr gewöhnlich ein Lager von deſſen Waaren unter feiner ann, aus 
welchem er den Bedarf der Käufer unmittelbar befriedigt, während er ſonſt nur, wie 
der Mäkler, die Parteien (die Käufer und feinen Gommittenten) zuſammenführt, die 
Ausführung des Auftrages aber dem Gommittenten überläßt. Der Agent ift nirgends 
behindert, Geichäfte für eigene Rechnung zu machen, und oft ift er in der That zugleich 
Kaufmann, namentlich Commiſſionnair. Wie diejer legtere, hat der Agent das In— 
terefie des Committenten gewilenhaft zu wahren. Die Handelsgeſetze enthalten feine 
befonderen Beitimmungen über dad Agentenwejen, und in der That entzieht fich der im 
Vergleich mit dem des Mäflers freiere Beruf einer gefeglichen Ginengung. In Deiter: 
reich bezeichnet man mit dem Namen „Handeldagent“ (reifender Agent, wandernder 
Handelsagent, bisher jeden Handelsreifenden, gleichviel ob er Proviſionsreiſender ift, 
oder feft beſoldeter Commis eined Hauſes; „Börfenagent“ ift in Wien der amtliche 
Name eines Geld-, Wechſel-, Fonds- und Actienmäflers mit beicyränften Nechten 
1. oben). Nur der faufmännifche Agent hat ein Interefie am Börjenbefuche, aber aud) 
er nur in beichränftem Maaße; ähnlich wie ver Waarenmäfler, jucht er die Parteien, 
deren Aufträge er zu gewinnen wünfcht, in ihren Gefchäftsloralen auf. 

Friedr. Noback. 
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Bourgeoifie, 

Die deutihe Sprache hat feine genau zutreffende Ueberſetzung für das Wort 
„Bourgeoific“, da Bürgerftand oder Dritter Stand (die früheren Standedunter: 
ſchiede vorläufig feftgehalten) den Begriff nicht genau wiedergeben. Die Bourgeoifie 
wurzelt hiftorifh in dem Bürgerftande ; fie bildet aber nad Außen bin feine Berbin- 
dung, die in gleichen ftaatlichen und ftädtifchen Rechten abgeidylofien wäre; fie erftredt 
ſich gelegentlich, je nachdem ihre Intereffen es fordern , über die Stadtgrenze hinaus; 
fie reerutirt fidy nach Befinden aus dem vierten Stande, dem Stande der Klein» 
bürger und Arbeiter, wie aus den Kreijen des niedern Adele. 

Es ift hier nicht der Drt, nachzuweiſen, weldye außerordentliche Vortheile für 
die europäifchen Staaten die allmähliche Heranbildung eines dritten Standes, des 
ftädtifchen Bürgerftandes geboten hat, der fidy mitten zwiichen Adel und Geiftlicyfeit 
auf der einen und den Hörigen Leibeigenen und den wenigen Freien auf der andern 
Seite feftzufegen verftand. Diejem dritten Stande, der durch feinen Gewerbfleiß bald 
eine hervorragende Rolle zu gewinnen verftand, verdanken wir die Gründung und Be 
feftigung des ftädtifchen Lebens ; hier ruht die Baſis unferer heutigen Eultur, von bier 
aus datiren die Fortichritte der Kunft, der Wifjenfchaften ; das war und ift theilweife 
jegt noch) der Sig der Jnduftrie und des Handeld. Jahrhunderte lang hat der Dritte 
Stand um feine vollberechtigte Eriftenz mit dem Adel und der Geiftlichfeit und ſpäter 
mit den Regierungen und der mächtiger gewordenen Bureaufratie gefämpft, und ob— 

leich ſchon fjeit Dem Zeitalter der Reformation der Sieg fid) mehr und mehr dem 
Bürgerfande zuneigte, bedurfte es doch erft nody der frangöftichen Revolution und Deren 
Nadywirfungen, um dem Bürgerftande ausdrücklich Das zuzugeftehen, was er ſeit 
Jahrhunderten erftrebt hatte: gleiches Recht und gleiches Gejeg für Alle. Und damit 
hatte der Bürgerftand zugleich auch mitgefämpft für die Rechte des Bauernftandes, und 
wenn auch erft Jahrzehnte nad) der Anerfennung der Rechte der Stadtbürger die Leib: 
eigenfchaft der Dörfler aufgehoben worden ift, wenn fie jich beifpielsweife in Rußland 
jegt erſt vollzieht, fo haben doch die Bürger, indem fie für ihre Freiheiten und Rechte 
forgten,, gleichzeitig auch die Emancipation des fogenannten vierten Standes durch— 
führen helfen. 

Vereinigungen und Verbindungen beftehen indeflen nur fo lange mit Erfolg, als 
gemeinfame Zwede vorliegen, und gerade gemeinfame Nothzuftände find das befte 
Bindemittel. Für den Bürgerftand waren die Rechte gewährleiftet, und anjtatt des 
Vorrechtes der Geburt und der amtlicyen Stellung trat ein anderer faft noch gefähr- 
lidyerer Factor ein, der Einfluß des Gapitald; anftatt der Ariftofratie von Geburt, 
die Ariftofratie des Geldes. Die früheren Intereffen traten zurüd, neue Verbindungen 
wurden geſchloſſen und fie wurden einfeitig gefräftigt durch den Einfluß, der durch 
Wahlrecht und Verfaſſung in conftitutionellen Staaten den Befigenden auf die Leitung 
der Gejchide des Staatd eingeräumt ward. Im den meiften Staaten beftimmte man 
Wahlrecht und Wäbhlbarfeit einzig und allein nad) der Höhe der Steuerjumme und in 
nicht wenig Ländern find die Nichtbefigenvden heute noch jedes Einfluffes auf die Leitung 
ihrer eignen Geichyide beraubt. Zum nody größern Schaden wurde die Verwaltung 
der engern Gemeinde faft überall den Einrichtungen der großen Oeneralgemeinde, 
Staat, nachgebildet, und fo jahen ſich die Befiglofen nidyt minder auch aus den Ge— 
meindeämtern gedrängt und auch hier jedes Einfluffes baar und ledig. Der Kampf 
zwiſchen Befigenden und Befiglofen um die Gewährung der gleichen Anforderungen 
ift in einer allerdings etwas ungeſchickten Weile in Deutichland wieder durch Laffalle 
auf Die Tagesordnung gebradyt worden, und ftellt gerade Laſſalle die Bourgeoifie, d. h. 
hier die Befigenden, den Befiglofen, d. h. den Arbeitern, den untern Handwerfern und 
der niedern ländlichen Bevölferung gegenüber. (Vergleiche hierüber die Artikel 
Arbeiter und Arbeiterfrage.) 

Die Bourgeoifie', ald Geldariftofratie gedacht, hat in Deutfchland noch keines— 
wegs fo viel Boden gefaßt und am allerwenigften die wirtbichaftlichen Nachtheile her- 
vorgerufen, die ihr von gewifjer Seite zugefchoben werden. Und felbft in Frankreich, 
als fie zur Zeit Louis Philipps ihre Blüthegeit feierte, als der König ſelbſt ald prä- 
gnanter Ausdrud der Bourgeoifte gelten fonnte, felbft da hat fie zwar politifche Fehler 
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begangen , wirthichaftlicd aber — bis auf ihre ſchwache Seite, die Beibehaltung der 
hoben Schugzölle und Prohibitivmaaßregeln — hat fie als Partei ſehr bald — 
lernen, daß ihre Macht, das Capital, ſich durch die Rückkehr zu den alten Zeiten der 
von oben her geregelten Arbeit der beſchränkten Niederlaſſung, des geſetzmäßigen Zins— 
fußes u. ſ. w. nicht erweitern laſſe. 

Die Bourgeotfte vertritt jegt noch die Geldmacht im Staate; die Börſe, die Eredit- 
und Actienfperulation, die Großinduftrie ift in ihren Händen ; fie leibt oder verweigert 
dem Staate Anleihen. Durch die Wahlgejege oder durch geihidte Wahlumtriebe ver- 
mag fie in den Kammern in der Regel die meiften Pläge zu befegen, und dadurch erhält 
fie wieder Ginfluß auf die Beamten und auf die Negierungsmaaßregeln. Mit der 
Preſſe weiß fie ſich jederzeit in Verbindung zu halten, wie fie überhaupt die Intelligenz 
und die Wiffenfchaften niemals unterfchägt und die Vertreter derfelben an ſich zu fetten 
fucht. Einverftanden mit einem mäßigen Kortichritt ift die Bourgeoifie erflärter Feind 
aller Revolutionen , fie mögen vom Throne oder vom Proletariat, von den Duvriers 
— als aufgeftellter Gegenfag der Bourgeoifie — ausgehn, und fie ftellt fi nur des- 
halb den Anforderungen der untern Claſſen um gleidyen Einfluß auf die Geſchicke des 
Staats und der Gemeinde entgegen, weil fie aus Erfahrung zu wiſſen glaubt, daß 
Ruhe und Drdnung dann nicht lange Beitand haben und daß ähnliche Zeiten wieder: 
fchren, wie fie Paris in den Jahren 1948 und 1849 erlebt hat. 

Die Bourgeoifie ift als ſolche in den legten Jahren von verichiedenen Seiten heftig 
angegriffen worden und hat man fogar verſucht, zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter 
eine ehr unkluge Scheidewand aufrichten zu wollen. Mit großem Unrecht. Jeder, der 
die untern Glafen zur Vereinigung gegen die Befigenden aufruft, wird dazu beitra- 
gen, daß die Legtern ihre gemeinfamen Intereſſen gefährdet jehen und dann um fo fefter 
zujanmenftehen. Die Bourgeoifie ift ebenfowenig ein Geipenft, wie man fid) von an- 
derer Seite darin gefällt, Pälichlicherweife das Proletariat und deren communiftifche 
Ideen ald Schredbilder aufzuftellen. Man gewähre aud) den untern Claſſen den wohl- 
berechtigten gleihen Einfluß auf die Wahlen und damit auf die Leitung der Staats- 
und Communalangelegenheiten , und Bourgeoifie und Ouvriers, Großinduftrie und 
Arbeiter, Producenten und Conſumenten werden ſich nad) wie vor dem großen Gefege 
der Arbeitstheilung und den Forderungen der Nachfrage und des Angebots freiwillig 
und ohne jede Störung unterwerfen. H. R. 


Branntweinftener. 

Die Branntweinfteuer gehört zu den indirecten Steuern, und wenn fie al& foldye 
auch nicht zu vertheidigen ift, jo wird fie Doc) unter der Reihe der indirecten Auflagen 
eine der legten fein, welche in fpäterer Zeit durch directe Steuern erfegt werden wird. 
lieber ihre Zwedmäßigfeit find die Anfichten vielfach getheilt geweien, und verband 
man mit ihrer Beranlagung Nebenabftchten, die eigentlich bei der Auferlegung von 
Steuern jederzeit A werden follten. Weil nämlidy der Branntwein zumal 
bei den arbeitenden Glafien zur Quelle von Ausichweifungen und infolge defien zur 
Urfadhe von Armuth, Verbrechen u. f. w. werden fann, verlangten Einige eine fo 
hohe Steuer, daß der Preis von den Unbemitteltern faum noch zu erſchwingen fei. 
Mit Recht ift Dagegen geltend gemacht worden, daß der Branntwein, mäßig genofien, 
dem Arbeiter geftatte, mit einem an blutbildenden Stoffen ärmeren Nahrungsquantum 
auszufommen, und hat die Phyſiologie nachgewieſen, daß alfoholhaltige Getränfe 
(Wein, Bier, Branntwein) den Verbrauch der Musfeljubitanz mäßigen und folglid) 
ſelbſt bei angeftrengter Arbeit das Bedürfniß nad; Erjag mildern. Mit andern Worten 
jagt Moleihott: „Es ift graufam, den Tagelöhner,, der fid) im Schweiße feines An- 
geſichts ein fpärliches Mahl verdient, des Mittels zu berauben , durch welches jeine 
dürftige Nahrung lange vorhält.* — Außerdem dient der Alkohol zu mandyerlei tedy- 
niſchen Zweden, und indem er der Befteuerung gegenüber die Eigenſchaften eines Halb- 
fabricats behauptet, eignet er fih um jo weniger als Object einer hohen Befteuerung. 
— In Bezug auf den landwirthichaftlichen Betrieb macht ferner die Brennerei auf den 

roßartigen Einfluß aufmerffam, den Die Gewinnung des Spiritus auf die rationelle 
Beniztkisefteng der Güter gehabt habe. Wird eine gegohrne Maifche abveftillirt, 
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fo bleibt in der Blafe des Deftillationsapparats ein Rüdjtand, Schlempe genannt, der 
faft ſämmtliche ftifftoffhaltigen Stoffe des verarbeiteten Materiald, d. h. aljo die für 
die Fütterung werthvollften, außerdem die mineraliſchen Salze und noch unzeriegt ge— 
bliebene Stärfe, Dertrin, Zuder u. ſ. w. enthält. Durdyichnittlich %, der feiten Be— 
ftandtheile der Schlempe find als Nährftoffe zu betrachten und zwar beträgt das Ver— 
hältniß der fticftoffhaltigen Subſtanzen zu den ftidjtofffreien im Mittel = 1:3. Bei 
der Verarbeitung der ftärfemehlhaltigen Stoffe zu Spiritus dedt daher in der Regel 
der Iegtere die Koften des Rohmateriald, des Arbeitslohns, der Heizung, die Zinfen 
für Betriebsmaterial, Abſchreibungen für Geräthe u. ſ. w., fo daß die Schlempe, in 
der die wichtigſten Nährftoffe Des Rohmaterials zurüdgeblieben find, ald reiner Gewinn 
zurüdbleibt. Der Landwirth erlangt dadurch ein größeres Betriebscapital, und Died 
wendet er gewöhnlich jo an, daß er feinen Viehſtand vergrößert, um nicht nur davon 
Nugen zu ziehen, ſondern auch mehr Dünger für den Körnerbau zu erhalten. Da wo 
die Branntweinbrennerei lebhaft betrieben wird, ift die Production an Getreide be— 
deutend höher geftiegen, und große Flächen, die früher brach liegen bleiben mußten, 
find regelmäßig bebaut worden, weil der vermehrte Viehſtand eine ausreichende , be— 
ziehlich nahhaltigere Düngung geftattete. 

68 wird nad) dem Gefagten nicht befremden , wenn die gänzliche Aufhebung der 
Branntweintener aud) von Soldyen vorgefchlagen worden ift, die dabei feine perfön- 
lichen Intereffen zu verfolgen hatten, und es fragte ſich nur immer, welche andere 
Steuer an deren Stelle gejegt werden jollte, da man den Muth nicht befaß, eine ent- 
iprechende Erhöhung der directen Steuern eintreten zu laflen. Den Standpunct der 
Moraliften, den Branntwein durch die Steuer jo weit zu vertheuern, Daß er von den 
arbeitenden Glafien faum noch bezahlt werden könne, haben die verjchiedenen Gejeg- 
gebungen längft aufgegeben ; für te ift nur nocdy das Intereſſe der Staatscafie maap- 
gebend, und dies verlangt, ſobald es nur richtig aufgefaßt wird, mäßige Säge, weil 
alle indirerten Abgaben nur bei geringer Belajtung eines gewiflen VBerbrauchsquantume 
hohe Erträge liefern. 

Zu Anfange des 19. Jahrhunderts erhob man vom Branntwein noch eine Ge- 
tränffteuer (Mecije), Doc) ging man von 1504 an ſchon zu dem jogenannten Blaſen— 
zins über, d. h. der Brenner zahlte feine Steuern im Verhältniß zu dem räumlichen 
Inhalt der Deftillirblafe und nad) der Zeit der Benugung. Der Producent war alio 
angewiejen, die größtmögliche Menge Spiritus in der fürzeften Zeit aus einem ziemlich) 
concentrirten Material zu gewinnen. Je größer die Brennereianlagen waren , deito 
feichter ließ fich Died erreichen, die Folge war aber, daß die Fleinen landwirtbichaft- 
lihen Brennereien mit ihren ſachlich viel höhern Steuerfägen damit nicht concurriren 
fonnten. — Bon 1820 an wurde in Preußen der Bottichraum befteuert, worin die 
Maiichen ihren Gährungsproceß durchgumadhen haben, che fie zur Deftillation gelangen, 
und dieſe Maiſchſteuer oder Maiſchraumſt euer befteht heute noch in Preußen, feit 
1834 audy in Sachſen und Thüringen (Branntweinfteuervereim), außerdem 
in Würtemberg, Holftein, Hannover. In England befteuert man nur nad) Menge 
und Gräpdigfeit des Deftillats, und jeit dem 1. —— 1862 iſt die gleiche Methode 
auch in Oeſterreich eingeführt worden Fabrlcatſteuer, auch wohl Spiritus— 
ſteuer genannt). Vorgeſchlagen iſt endlich worden, ſämmtlichen Brennereien eines 
größeren Bezirks nach Analogie der bisherigen durchſchnittlichen Erträge eine Ab— 
findungsſumme aufzuerlegen und die Vertheilung dem freien Uebereinkommen der Be— 
treffenden zu überlaſſen. 

Die Maiſchraumſteuer hat überall, wo ſie eingeführt worden iſt, großen Einfluß 
auf die Production ausgeübt, indem ſie zu dem Princip führte, aus einer möglichſt 
geringen Menge des eingemaiſchten Rohmaterials die größte Menge Spiritus zu ge— 
winnen. Sie hat ferner durch angemeflene Erleichterungen den fleinern Brennereien 
die Concurrenz mit den größern beſſer eingerichteten Brennereien, in denen das Princip 
der Arbeitötheilung zu voller Geltung fommen fonnte, erleichtert. Allein mit diefer 
Maiſchraumſteuer ift auch eine Uebetrwachung und Beichränfung des Betriebs ver- 
bunden, die nicht blos im höchiten Grade läftig ift, ſondern die * geradezu 
hindert. Die Steuergeſetzgebung ſcheint bei dem weitern Verlauf nur darauf ausge: 
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gangen zu fein, auf alle Fälle eine Defraudation zu verhindern. Ohne Zweifel ift 
dies ein nothwendiger Gefichtspunct bei der Veranlagung einer Steuer, aber es ift 
nur nicht der einzige. Die jegige Beitenerung führt dazu, daß nur ſolche Stoffe zur 
Branntweinfabrication genommen werden, Die außerordentlich viel Stärfemehl ent- 
halten; fie hindert, daß andere billigere Stoffe, die gleichfall® mit Erfolg zur Fabri» 
cation von Spiritus verwendet werden fönnten, wie Zuderrüben, unreifes (abgefallenes) 
Obſt, Eicheln, Ropfaftanien, Queden, Flechten u. |. w., zur Verwerthung gelangen, 
weil fie, obgleich billiger ald Getreide und Kartoffeln, in den Gährbottichen des grös 
bern Volumens wegen, Dad zur Gewinnung derjelben Spiritusmenge erforderlich wäre, 
höhere Steuerbeträge in Anſpruch nehmen. Die Steuer wirft daher nicht nur unpro— 
ductiv, ſondern führt geradezu zur Verſchwendung. Nicht minder befchwerlih und 
theilweife hemmend find die vielen jperiellen Vorſchriften, die der etwaigen Defraudas 
tion wegen von den Steuerbeamten aufgeftellt werden. 

Am einfachften und empfehlenswertheften ift Daher das Verfahren, das Deftillat, 
alfo dag fertige Product, nad) feiner Menge und der Höhe der Grade zu befteuern. 
Leider hat e8 bis jegt noch nicht gelingen wollen, eine allen Anforderungen entfprechende 
Gontrole ausfindig, zu machen, da die Meßapparate bis jegt noch feineswegs fichere 
Reſultate liefern follen, uud England die Eontrole in der Hauptiache durch perfönliche 
Ueberwadung der Steuerbeamten ausführen läßt. Die unmittelbare Verfteuerung 
des Spiritus entipricht auch der Gerechtigkeit am beften, da gleiche Quantitäten des 
Rohſtoffs, die bei der Maiſchraumſteuer gleiche Beträge zahlen, nicht jelten nad) 
Duantität und Qualität ſehr verichiedene Producte liefern. Die kleinern Brennereien 
werden freilicy auf die Dauer mit den größern Brennereien nicht concurriren fönnen, 
wenn ihnen nicht eine ähnliche Ermäßigung der Steuer wie bisher zu Theil wird, doc 
macht fich jegt jchon die Thatſache bemerkbar , daß die Fleinern Brennereien mehr und 
mehr von jelbjt einen Betrieb aufgeben, bei dem fie den größern Anlagen gegenüber 
auf die Dauer troß der bisherigen Ermäßigungen nicht beftehen können. 

Die Branntweinftener ift überall jehr hoch bemeifen. In England beträgt fie 
8 Chill. von der Gallone (3,9; preuß. Quart) und liefert jährlich circa 60 Mil. Fhle. 
In Rußland brachte die Branntweinfteuer und das nunmehr aufgehobene Branntwein- 
monopol in Gemeinſchaft mit der Getränfeftener im Jahre 1859 124 Mill. S.-Rubel, 
42°, aller Ginnahmen ein. In Defterreich war der Brutto-Ertrag 1960 nad) der alten 
Maifchraumfteuer vom Wiener, Cimer (49%, Duart) 19%, Kreuzer, in Summe über 
14, Mill. Fl. In Preußen (Betrag in 1561 6,, Mill. Thlr.), Sachſen (in 1862 
766000 Thlr.), den thüringiichen Vereinsftaaten, Braunfchweig, Walde, Lippe und 
Anhalt beträgt die angenonmene Steuer 3 Sgr. für je 20 Quart; Fleinere, mit der 
Landwirthichaft verbundene Brennereien, die nur vom November ‚bis Mitte Mai und 
zwar täglich nicht mehr als 1100 Kannen brennen, zahlen nur 2'%, Sgr. für je 
20 Duart. In den Steuervereinsländern des Zollvereind (f. d. Art. Uebergangs— 
abgaben), zu denen die genannten Staaten gehören, betrug die Branntweinfteuer 
im Jahre 1862 10,, Mill. She. die Erportbonification für ausgeführten Spiritus 
allein 1,, Mill. Thlr. In Würtemberg betragen die Steuerfäge nur '% der preußiichen ; 
Hannover hat feine niedrigen Säge jeit 1564 erhöht. In Schweden war die Brannt- 
weinbrennerei bis 1857 Privilegium der Grundeigenthümer. Als dies Monopol auf: 
gehoben wurde, erhöhte man zugleich die Auflage auf Branntwein und die Folge war, 
dag die Zahl der Brennereien in den Jahren 1852—59 von 35842 auf 4376 und Die 
Production von 916000 Hectoliter auf 358000 ſank. 

Literatur: Dr. Engel, Die Branntweinbrennereizc. (Dresden, Kunze. 1853.) 
— Dr. 4. Ziegler, Jahrbücher der Oekonomiſchen Gejellichaft im Königreich) 
Sachſen. — Dr. Schwarzwäller, Leipzig, die Befteuerung ded Branntweind. — 
Maifchfteuertabelle zur Berechnung des Steuerjages (Stettin bei Ban; 


Buchhandel. 
Unſer gegenwärtig zu einer jo bedeutenden Ausdehnung gelangter Buchhandel ging 

natürlich von fehr Schwachen Anfängen aus. Im Mittelalter wurden in den Klöjtern 

Bücher von den Mönchen aus Liebhaberei, Mangel an Beihäftigung abgeſchrieben 
Voltswirthſchaftl. Handwoͤrterbuch 9 
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und im Taufchhandel gegen andere dem Klofter noch fehlende Bücher weitergegeben. 
Leider hatte die Abjchreiberei und der Mangel an Pergament den Untergang manches 
großen Denfers, deſſen Schrift noch das Klofter aufbewahrte, zur Folge. Die Mönde 
riffen Blatt um Blatt heraus und fchrieben elende Legenden und Predigten darauf. 
Mit der Begründung der Univerfitäten und fpäter der Erfindung des modernen Papie— 
res befam der Handel mit zunächft gefchriebenen Büchern ſchon eine bedeutende Er- 
weiterung. Die Buchhändler waren eigentlich anfangs mehr Bücherverleiher und bie 
fen stationarii, vielleicht von ihrem Stande (Bude) »statio«. Noch heute heißt die 
Londoner Buchhändlerbörfe »Stationers Halle. Das Bücherleihen war eine fehr 
theure Sache. Der Handel hatte anfangs nur die Form des Commiſſionshandels. 
Die Verkäufer hinterlegten die Bücher bei den Buchhändlern zum Verfauf, und dieſe 
erhielten nur eine Proviſion. Sie ftanden unter ftrenger Aufſicht der Univerfitäten 
und harte Strafen rächten Uebertretungen. Ein Statut der Pariſer Univerfität vom 
Sabre 1275 verpflichtete die Buchhändler, jedes Buch mit Titel und Preis zu verſehen, 
jährlich einmal auszuftellen, für den Verkauf nur eine Commiffionsgebühr zu nehmen, 
den alten Preis nicht zu fteigern und alljährlich den Eid der Treue zu erneuern. Im 
Jahre 1212 zählte die Buchhändlerinnung von Paris 24 Eopiften, 17 Buchbinder, 
19 Pergamenthändler,, 13 Illuminatoren welche die fünftlichen Anfangsbuchftaben 
malten) und 8 einfache Manuferiptenhändler ; Juden durften nicht felbftändig, jondern 
nur durd) einen Stationarius Buchhandel treiben. Die Antiquare, die es auch Damals 
fhon gab, wurden noch mehr beſchränkt. In Bologna mußten die Buchhändler ge: 
lehrte Männer fein, fie hafteten mit Geldftrafen für Schreibfehler. Mancher große 
juriftifche Profefior befaß damals nur 4—6 Bäder. In England durfte fein Bud): 
händler an eine andre Univerfitätsftadt verfaufen , in Paris bedurfte jeder Einzelver: 
fauf der Genehmigung der Univerfität. Das Abjchreiben von Büchern dauerte übri- 
ens noch lange nady dem Auftreten der Buchdruderfunft fort. Das Hauptbuch im 
Buchhandel war zuerft die Bibel. Die „Bücherführer“, wie man die Buchhändler 
nannte, trieben nunmehr das Geichäft im Großen, fie verführten die Bücher auf 
die Märkte und Mefien, fie verlegten zunächſt die Koften, weldyer Umftand dem 
fpäteren Wort „Verleger“ die —2 gegeben haben kann. Die früheren Statio— 
narii und Abſchreiber wurden die „Sortimenter“; fie hielten ein Sortiment der vor— 
handenen Berlagswerfe vorräthig. Die Meffe zu Frankfurt aM. war anfangs die be 
deutendfte. Sie wurde ſchon 1526 auch vom Auslande befucht, Leipzig aber überflü- 
elte fie durch die größere Marftfreiheit. Schon im Jahre 1765 wurde hier, nadıdem 
Franffurt aM. ſchon feit Mitte des 17. Jahrhunderts Büchermefie zu fein aufgehört 
hatte, der {erfte) Buhhändler-Verein mit dem Zwed zu gegenfeitigem Ehup 
egen den Nachdruck und zur Erleichterung des geichäftlichen Verkehrs gegründet. Im 
Fahre 1825 ward er neu reformirt und durd) einen Artienverein ſowie mit Unterftügung 
der ſächſiſchen Regierung eine befondere Buchhändlerbörſe errichtet, worin fich die 
Bureaur der Beftellanftalt befinden, ſowie die Räume zur jährlichen Abrechnung wäh: 
rend der Buchhändlermeffe, die verbunden ift mit einer Ausftellung von neuen Erzeug— 
ie > Buch- und Kunftvrudes, fowie von Maſchinen verfchiedenfter Art für das 
ewerbe. 

Der Verfaſſer nimmt ſein Werk nur ſelten in Selbſtverlag, ſondern giebt es ge— 
wöhnlich entweder in Commiſſion, wo alsdann der Buchhändler gegen Proviſion 
das MWerf vertreibt, oder verfauft es in den weitmeiften Fällen an den Verleger entwe— 
der gegen feftes Honorar oder einichließlich eines Gewinnantheild x. Der Verleger 
läßt entweder Eubferiptionsliften colportiren, oder zeigt ein neucs Werf im Buchhänd- 
lerbörſenblatt, oder durch Zettel oder Zeitungen an, verfendet es wohl auch an die 
Eortimenter oder wartet Beftellungen von Ye a ab, welche für den Verfauf Rabatt 
befommen, während fie jelbjt an den Ladenpreis gebunden find. Der Antiquar geht, 
ſchon durch den Auffauf älterer Auflagen unterftüßt, unter diefen berab, ſoll aber feine 
neuen Bücher beziehen und verfaufen, eine zunftmäßige, oft in der Gonceffionsurfunde 
ausdrücklich ftehende Beichränfung , die von der Gewerbefreibeit ſchon jegt unhaltbar 
gemacht ift. Die meiften deutfchen,, zum Theil auch ausländiichen Buchhändler haben 
in Leipzig ihren Commiffionair, welcher entweder Lager für fie hält oder die Beftel« 
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lungen für fie ausführt. Durch eine befondere Padetanftalt gefchehen die Verfendungen 
billig, fiher und gemeinfam. Kein anderes Land hat eine Pole Gentralanftalt. Sie 
befördert täglih 40—50000 Beftellungen , an Montagen SO— 90000. Deutichland 
geht in der Production und dem Gonfun von Büchern allen übrigen Etaaten voran. 

8 zählte einſchließlich der Antiquar-, Kunft-, Muftfalien- und Landfartenhandlungen 
im Jahre 1755 etwa 200, 1820: 500, 1840: 1487, 1857 aber 2275 Handlungen 
in 560 Städten. Unter der legtgenannten Anzahl Buchhandlungen waren 1326 Sor: 
timentshandlungen. Man rechnet einen jährlihen Juwachs von 200 Buchhandlungen. 
Im Jahre 1589 erichienen erft 362 Werfe, 1750 Ichon 1000, 1840: 7900, 1859: 
27495 und famen 


in 1857 1859 in 1857 1859 
auf Leipzig 1533 1582 auf Stuttgart 443 415 
:s Berlin 1205 1299 « Münden 187 179 


Wien 558 626 

Norddeutſchland erzeugt und kauft am meiſten, darunter Sachſen und die Mark 
voran, Bayern zuletzt. Oeſterreich iſt ein guter Markt, ebenfo Baden. Für Süddeutſch— 
land iſt Stuttgart der Hauptplatz. Der neueſte Bericht von 1864 zählt 2797 Buch— 
handlungen auf, einſchließlich der 62 Filialen ſogar 2859. Hiervon treiben 

644 nur Buchhandel, 52 Sortimentsfunfthandel, 
86 Verlagsfunfthandel, 79 Sortimentsmufifalienhandel, 
25 Verlagsmufifalienhandel, 99 Antiquariatshandel, 

1756 Sortimentösbuchhandel ıc., 56 find Redactionen ıc. 

In Leipzig halten 1190 auswärtige Buchhändler Lager. Die Vertheilung;ver 

Buchhandlungen ift folgende. Es fommen 
2385 Firmen auf 586 deutfche Städte, 
92 — : 46 öſterreichiſche Städte, 
345 = : 93 im übrigen Europa, 
3 — : 12 amerifanijiche Städte, 
1 auf Aften, 1 auf Afrifa, I auf Auftralien. 

In Deutichland wird im Ganzen nicht foviel fchlechte Literatur gedrudt wie z.B. 
in Sranfreih. Der Roman fpielt dort die Hauptrolle. Die Honorare an einzelne 
Gelebritäten find enorm, die Arbeitstheilung in den Haupt-Wifienfchaftszweigen ziem- 
lich durchgeführt. Der Handel leidet aber einmal darunter, daß die Zeitungen wenig 
ſich mit Bücheranzeigen abgeben, mit Ausnahme des »Journal des Debats«,, fodann 
darunter, daß der Sortimenter nur gegen baar beziehen fann. — Einer eben 
erſchienenen Brochüre entlehnen wir über das Vorjahr noch Folgendes: In Paris 
ift jegt der »Cercle de la Librairie, de ’Imprimerie et de la Papeterie« nad) dem 
Mufter des Leipziger Börfenvereind der deutſchen Buchhändler gegründet. Im Jahre 
1563 find 12000 neue Druckſachen erichienen, an Muſik- und Kunftfachen 20000 ; 
in den Departements wurden 6000 Werfe publieirt. Der Erport betrug 17'477435 Fr. 
Bücher, Stiche ıc. gegen 15'829930 Fr. im Jahre 1562. 

England bat einen fehr ausgebreiteten,, befonders durch Amerifa und Auftralien 
begünftigten Buchhandel. Es wurden 1858 eingeführt: 5972 Gtr. im Werthe von 
83,598 Pfd. St., ausgeführt 27385 Etr. im Merthe von 390594 Pfd. ©t., pro: 
ducirt zwiſchen 2500— 3000 alfo weniger als in Deutſchland und Frankreich. Die Lite 
ratur ift gehaltvoll , die Volfsliteratur billiger als bei uns, die höhere theurer. Eine 
befondere Rolle Spielt die Eifenbahnliteratur mit volfswirthichaftlichen, naturwiſſen— 
ſchaftlichen und geidyichtlichen Aufſätzen, ebenſo die religiöfe Literatur. Die neuen 
Werfe werden zum Schutz gegen Nachdruck in das Regifter der Deputirten der vereinig- 
ten Buchhändler zu London (Stationers Hall) eingetragen, ohne daß London die cen- 
tralifirte Bedeutung für England hätte wie Leipzig für Deutſchland. Mit Sachſen, 
Preußen u. a. Staaten beftcht eine Nahdruds-Gonvention. Gegenwärtig ift falt '/, 
der engliichen Production deutſch. Es giebt in England Buchhandlungen von riefen: 
haftem Umfange und Auflagen von 100000 Eremplaren. Der Buchhandel Belgiens 
war meift Nachdruck und ift feit dem Nachdrudsvertrage mit Franfreic (22. Auguft 
1852) unbedeutend. Bedeutender ſchon der der Niederlande, einftmals eine Freiftatt 
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für den Verlag verfolgter religiöfer und politiſcher Schriften. In Dänemark, Schwe— 
den und Norwegen fpielt der deutſche Buchhandel in allen nichtpolitiichen Büchern 
eine große Rolle, ebenfo in Rußland trog der Einfuhrerjhwerungen und Genfur, 
welche die Bücher oft 6—S Monate lang zurüdhält. In einer großen Reihe ruſſiſcher 
Städte beftehen deutfche Buchhandlungen. In Aſien ift der Buchhandel fait nur erft 
Manufcriptenhandel. In Eonftantinopel und Bufareft giebt es jedoch deutiche Buch— 
handlungen. — Im Gegenfag zu dem nationalen, nod ganz unentwidelten Buchhan- 
del Staliens ift der deutſche Buchhandel dort gut organifirt, in Neapel, Mailand, Rom 
und Turin beftehen deutihe Buchhandlungen. — In Italien wie in Griechenland, 
welch' legteres feine Werfe meift in Paris und Leipzig druden läßt, muß der Verfafler 
meift erft eine Subfeription unter Gönnern curfiren laffen. Auch mit Madrid und 
Liffabon fteht der deutiche Buchhandel in einiger dem kleinen Vertriebe entiprechender 
Gefchäftsverbindung. Die Verbindungen mit Auftralien find gegenwärtig nur nod) 
von Berlin aus nach Adelaide und Bethanien) betrieben. Die unverhältnigmäßige 
Höhe der Kracht: und Betriebsipefen ließen die Verſuche meijt Icheitern. 

Der deutfche Buchhandel darf durch feine gewaltige Ausdehnung der Stolz unfrer 
Nation fein; er ift zugleich das beredtefte Zeugniß, Schwarz auf weiß, von der hohen 
Verbreitung der geiftigen Gultur in allen Glafien unſers Volkes, wie fte unter feinem 
anderen in ähnlicher ÜBeife blüht. Vergl. den Art. Verlagsrecht. 

Jul. Frühauf. 


C. 


Canal. 

Der Verkehr geftaltet ſich um fo lebhafter, je mehr ihm für den Gütertransport 
Wege zu Gebote ftehen. Zu den Land» und Wajferftraßen der Vergangenheit find in 
neuejter Zeit die Eifenbahnen gefommen, und ift e8 den legteren gelungen, nicht nur 
den Verfehr auf den Landftraßen an fich zu reißen, ſondern auch den Gütertransport 
auf dem Waflerwege mehr oder weniger lahm zu legen. Daß dies gejchehen Fonnte, 
liegt vorzugsweife an dem ungenügenden, ſchlecht regulirten Fahrwaſſer der meiſten 
europäiichen Ströme, theild an einer falſchen Auffaſſung von der Goncurrenz zwiſchen 
Eiſenbahn- und Waflertransport. Gegenwärtig neigt man ſich wieder der richtigen 
Anficht zu, daß Gifenbahnen und Binnenſchifffahrt fich in den Transport zu theilen 
haben, und zwar übernehmen die Bahnen diejenigen Güter, welche bei geringem Bolu- 
men nicht nur einen hohen Preis behaupten, ſondern auch (meift infolge des hoben 
Preiſes, um den Zinfenverluft zu mindern) ſchnell befördert werden tollen. Dies 
find vorzugsweife neben dem Perfonentransport Ganz: und Halbfabricate. Der 
Waſſerſtraße find Dagegen alle diejenigen Güter zuzuweiſen, welche bei größerem Vo— 
lumen und entiprechend geringerem Preife feine hohe Steigerung des Verfaufswerthes 
durch die Transportipefen vertragen. Dies find weientlih Rohitoffe aller Art, wie 

olz als Brenn: uud Baumaterial), Steine und Braunfohlen, Torf, Baufteine, 

bit, Roheifen, Düngemittel, Farbehölzer u. f. w. Auf Flache, Wolle, Baumwolle, 
und auf Golonialwaaren, d. h. alfo auf die theurern Robftoffe, darf Die Binnenſchiff— 
fahrt nicht mit Sicherheit rechnen. Sind die Preife der genannten Güter niedrig und 
ift bei der Schifffahrt auf Schnelle Fahrt zu rechnen, fo werden dem Waflertransport 
größere Duantitäten übergeben , doch hört dies jofort auf, fobald nur eine jener Bor: 
ausjegungen fich ändert. 

In induftriereichen Ländern ift man fchon feit uralten Zeiten bemüht gewejen, 
die Zahl der Wafjerftraßen durch Ganäle zu vermehren, und Gegenden, die bei dem 
Mangel an guten Landftraßen jo gut wie abgefchloffen waren, dem Verfehre zuzufüh— 
ven, und um jo wichtiger mußte ein folcher Canal werden, wenn es gelang, zwei ge: 
trennte Meere mit einander zu verbinden. Schon mehr als 1300 Jahre vor unferer 
Zeitrechnung beftand ein Kanal zwifchen dem Nil und dem rothen Meere, und was 
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wir gegenwärtig mit dem Suez-Canal zu erreichen fuchen, hatten die alten Aegypter 
bereits fertig ausgeführt. — China befigt feit undenfbaren Zeiten ein ganz vortreff- 
lihes Canalſyſtem, und der lebhafte Binnenhandel vermag für den fehlenden Erport- 
handel ſchadlos zu halten. Der Kaifercanal wird nad Ritter auf einer Strede von 
250 Meilen befdifft und verbindet viele ſchiffbare Flüffe mit einander, fo daß durd) 
ihm der Verkehr mit dem größten Theile des Reichs vermittelt wird. Für Rechnung 
der chineſiſchen Regierung fahren allein bis zu 10000 Fahrzeuge auf den natürlichen 
und fünftlichen Waflerftraßen. — In England betrachtet man das wohl durchdachte 
Canalſyſtem des Landes als eine Stüge feines Wohlftandes. Bis 1834 Fofteten die 
engliihen Ganäle 20 Millionen Pf. St., und von den 700 Meilen Ganallänge 
Großbritanniens fanden fich in England allein 521 Meilen. — In Franfreih waren 
1556 vollendet 675 Meilen Ganäle, 139 Meil. nod) im Bau; davon find 436, Mei. 
im Beitg des Staates, und bis 1536 waren überhaupt 700 Mill. Fres. aufgewendet 
worden. (Vergleihe Rau, Lehrbuch der politifchen Defonomie. 2. Abth. $ 267.) — 
Was Holland feinen vielen fünftlihen Wafferftraßen verdankt , ift befannt,, und felbit 
in Rupland ift die Oſtſee mit dem caspifchen und ſchwarzen Meere durch drei Canal» 
infteme verbunden. — In Nordamerifa hat man erft feit 1817 angefangen, Ganäle 
zu bauen, doch waren bie 1835 bereits 2800 englifche Meilen angelegt. 1851 betru 

die Geſammklaͤnge etwa 4000 Meilen, die Koften 90 Mil. Dollar. — In Bezug er 
den Canalbau it dagegen Deutfchland zurüdgeblieben,, und find daran weniger die 
Gebirgszüge Mittelveutfchlands , fondern die Heinen Territorien Schuld. Der ſchon 
von Earl dem Großen projectirte Kanal zwiichen Rhein und Donau wurde als Ludwigs— 
Ganal 1845 vollendet. Die Koften betrugen faft 17 Mill. Fl., doch hat der Verfehr 
den Erwartungen nicht entiprochen , woran theils die bis vor Kurzem geringe Ent: 
widlung der Donaufchifffahrt, theild die Zollichranfen zwifchen Defterreich und dem 
Zollverein die Schuld tragen mögen. Durdy die Verbindung der Elbe, Over und 
Weichſel hat die preußiiche Regierung ein fehr verdienftliches Werf gefchaffen,, und 
1864 beichäftigt man ſich mit zwei noch wichtigeren Projecten, mit dem Bau eines 
Rhein-Wefer-Elbe-Ganals, und mit der directen Verbindung der Ditfee und Nordfee 
vermittelft eines neuen (fogenannten) Schleswig-Holſtein-Canals. Der legtere Canal 
zumal jcheint fo wichtig zu werden, und zwar jowohl für den Handel, wie für die 
maritime Vertheidigung der deutichen Küften, daß feine Ausführung — entgegen ven 
ionftigen Forderungen der Volkswirthſchaftslehre — entweder vom Staate übernom: 
men, oder einer Privatgefellichaft nur unter Bedingungen überlaffen werden fann, 
welche die Zwede der Landesvertheidigung im Auge behalten. 

Trotzdem daß aljo Eifenbahnen in allen den genannten Staaten (mit Ausnahme 
von China) beftehen,, ift in dem MWeiterbau von Gandlen fein Stilfftand eingetreten. 
Bei der Verbindung von zwei oder mehreren fchiffbaren Strömen ift der Vortheil eines 
Canals ganz außer Zweifel, im Uebrigen wird man bei fonft gleichen Verhältnifien 
dem Bau einer Eifenbahn den Vorzug geben, vorauggelegt, daß beide Verkehrswege 
zufammen nicht zu befchaffen find. Es ift nämlich der Vortheil nicht außer Acht zu 
laſſen, daß die Eiſenbahn bei der größeren Echnelligfeit den Transport auch während 
der drei bis vier MWintermonate vermittelt. 

Im Uebrigen theilt der Canal dem Gifenbahntransport gegenüber ganz die Vor: 
theile und Nacıtheile der Wafferftraße ſ. d.) im Binnenlande. Auf dem Ganale 
fönnen in derfelben Zeit größere Transportmaflen bewegt werden, als auf den 
Schienen einer Bahn, da nicht fofort ein Zug auf den andern folgen fann. Dabei 
ift aber vorausgelegt, daß der Canal nicht zu viel Edsleufen enthält und die Paſ— 
fage durch Ddiefelben nicht zu viel Zeit in Anſpruch nimmt. Noch beſſer ald der 
Strom fünnen beide Ufer des Canals in ihrer ganzen Länge als Löſch- und Ladungs— 
pläge dienen und fo den Rocalverkehr in ausgezeichnetfter Weife vermitteln, da die Be: 
Idhaffenheit des Ufers das Landen größerer Fahrzeuge nicht überall geftattet, der Canal 
aber von Haus aus dazu eingerichtet wird. Dagegen fehlt der Ganalfchifffahrt wenig: 
ftend nach der einen Richtung die bewegende Schwerkraft des Fluffes, und fann der 
Umftand, daß bei der Bergfahrt im Strom ein größerer Widerftand zu überwinden ift, 
der im Ganale fehlt, dafür nicht fchadlos halten. Aus diefem Grunde, und weil ferner 
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der Schiffer das Anlagecapital verzinſen und für die Beuutzung der Schleuſen entſpre— 
chende Entſchaͤdigungen zahlen muß, wird der Transport theurer fein, als auf dem 
Strome, bei dem der Schiffer nur angehalten werden fann, angemeflene Beiträge zur 
Negulirung des Fahrwaſſers zu leiften. Iſt nun auch das Fahrwaſſer des Canals 
leichter im Stande zu halten, als das des Stroms, der bei den regelmäßig wiederkeh— 
renden Ueberſchwemmungen fein Bett verändert, jo fteigen die Mehrfoften doch nicht 
jo hoch an, um jene Zahlungen auszugleichen. 

Ganäle werden nur felten von dem Einzelnen gebaut werden, fobald es ſich um 
lange Streden handelt ; gewöhnlich ıft dies die Aufgabe einer Actiengeſellſchaft. Man 
hat aber bereits jo viel von dem wirthichaftlichen Einfluß einer neuen Verfehröftraße 
gelernt, daß nicht blos Die jich dafür intereffiren und ihre Gapitalien offeriren, welche 
den Canal für den Bezug von Waaren oder für die Verfendung ihrer Erzeugniffe 
benugen wollen, nein, auch Diejenigen Adjacenten, weldye gar nicht den jpeciellen 
Vortheil der Transportintereffenten für fi in Anfpruch nehmen fönnen, haben ein- 
fehen lernen, um wie viel mehr durch eine neue Verfehrsftraße der Preis von Grund 
und Boden wählt, und wie hundert andere Berhältniffe fi vortheilhaft geftalten. — 
In den meiften Staaten find die Canäle von den Regierungen gebaut worden, und 
nur England und Amerika machen davon eine rühmlidhe Ausnahme. Als Transport: 
unternehmung gehört indeflen der Bau eines Canals und die Verwaltung des Betriebs 
der Privatinpuftrie, Schon deshalb, weil diejenigen Kreife, welche von dem Ganal den 
größten und den direrteften Nugen ziehen, verbunden find, aud) die Koften für Her- 
ftellung u. ſ. w. zu tragen. H. R. 


Capital. 

Mb feinen Begriff giebt e8 in der Bolfswirtbichaftsichre zahlreichere und ab: 
weichendere Erflärungen ald über den Begriff „Capital“, und gerade hier offenbart fich 
das noch jugendliche Alter der Nationalöfonomie. Eingeführte Begriffe jind das be- 
quemfte Hülfsmittel zur Erinnerung und Mittheilung des — der Erſchei⸗ 
nungen; ſobald aber durch fortgeſetzte Denkſpeculation, geſtützt auf die Erweiterungen 
des Beobachtens und Erfahrens, die Wiſſenſchaft ſelbſt ſich erweitert, werden auch die 
Erklärungen ihre frühere Faſſung verändern müſſen. Noch heute darf der Begriff „Ca— 
pital“ nicht als endgültig feſtgeſtellt gelten, und leider hat ſich die gelehrte Wort— 
macherei auf keinem Gebiete breiter ergangen, als bei den Erklärungen des Wortes 
Capital. Zu der engern Bedeutung im Geſchäftsleben, das unter Capital fälſchlicher— 
weife nur „eine fofort verfügbare Menge gemünzten Geldes oder ftatt deſſen Werth: 
papiere“ verftanden wiffen will, treten, um die Schwierigfeiten noch mehr zu fteigern, 
die verfchiedenen Auffaffungen der einzelnen nationalöfonomifhen Schulen hinzu, und 
je nachdem der Begriff Capital vom privatwirthichaftlichen, vom nationalwirtbichaft- 
lichen oder vom fosmopolitifchen Standpuncte aus aufgefaßt wird, je nachdem Natur 
und Naturfräfte, fogar Grund und Boden als Fartoren der Production) neben der 
„Arbeit“ dem Capital gegenübergeftellt oder zu legterem gezählt werden, werden fich 
nothwendigerweife die Definitionen bald verengern, bald erweitern. 

Der richtige Begriff des Capitals beruht eigentlich nur auf einer bloßen Abftrac- 
tion. Wie J. St. Mill treffend bemerkt, ift die Eigenjchaft des Capitals nichts Ma: 
terielles, Feine Eigenfchaft der Dinge an ſich, fondern etwas im Geifte des wirthichaft: 
lich thätigen Menichen Begründetes, durch deſſen Willen Hervorgerufened. „Die 
Enticheidung darüber, ob ein Gut Gapitäl fei oder nicht, hängt nicht von irgend einer 
Beichaffenheit deffelben ab oder von einer Eigenfchaft, die e8 zu einer beftimmten Wir: 
fung tauglich macht, fondern lediglich davon, ob es durch den Willen des Befigers die 
Beltimmung und Verwendung, zur Production zu dienen, erhalten hat“ (Carl Diegel). 
Man wird daher Capital am fürzeften bezeichnen: als dasjenige Vermögen 
Summe von vorhandenen förperlihen und geiftigen Gütern, von denen überhaupt 
Befig ergriffen worden ift}, weldes die Wiederhervorbringung irgend ei— 
nes Vermögenswerthes vermittelt, wobei in der Regel vorausgefegt werden 
darf, daß der neuproducirte Vermögenewerth größer ift, als der urfprüngliche. Diefe 
Erklärung geftattet, auc) immaterielle Güter zu den Gapitalien zu rechnen (Duafi: 
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capitaliennah Schmitthenner), die fo wie jedes andere Capital aus einer Pro: 
duction hervorgegangen find umd zu einer Production benußt werden, 3. B. die höhere 
Gertigfeit eines Arbeiterd, die Kundjchaft einer alten Firma, erworbene Kenntniffe 
eines Gelchrten u. |. w. Wenn dagegen Capital bezeichnet wird: „als eine Summe 
von Gütern, welde zum Zwed der Erzeugung neuer Güter aufgefpart wird“, oder 
(nad Roſcher) „als jedes Product, welches zu fernerer Production aufbewahrt wird“, 
fo find damit nicht nur jene unförperlichen Gapitalien ausgefchloffen, fondern aud) der 
eigentliche producirende Act felbft, durch den das aufgefparte Gut die Eigenfchaft des 
Capitals in Wirklichfeit erft erlangt. Nicht das Auffparen ift die Hauptfache, fondern 
das Verwenden, obgleid) für die Entftehung des Capitals das Verzichtleiften auf vie 
Conſumtion von brauchbaren Gütern zu Zweden einer fpätern Production entfcheidend ift. 

Als Gapitalien im volfswirthichaftlichen Sinne find zu betrachten: 1) Alle ſolche 
Stoffe, weldye zur Production dienen, oder felbft verarbeitet werden, fobald diefelben 
irgend einer früher oder fpäter geleifteten Arbeit wegen nicht ohne Gegenleiftung zu er: 
langen find oder von einem fpätern Beftger zu erlangen fein würden 3. B. Grund und 
Boden, Bodenmeliorationen, die Producte des Bodens an Mineralien und Pflanzen, 
aus Denen überhaupt neue Stoffe gebildet werden fönnen, endlich ſelbſt die fjogenannten 
blinden Triebfräfte, wie Wind und Waffer, fobald für ihre Benugung oder Erwerbung 
eine Entfhädigung zu leiften war oder fpäter von einem Andern zu leiften fein würbe. 
(Grund und Boden wurde bisher von den meiften Nationalöfonomen nicht zum Ca— 
pital gerechnet, doch mit Unrecht, da die Grundrente nad) Abzug des Arbeitslohng in 
allen Fällen als Capitalrente aufzufaffen ift. Vergl. den Art. Grundrente.) 

2) Alle Werkzeuge, Mafchinen, Geräthe, Arbeitsthiere, die überhaupt zur Erzeu: 
gung, Bertheilung und Anwendung der Verbrauchsgüter erforderlich find. 

3) rg rg und Vorräthe, weldye während der Dauer der Production als 
Eriftenzmittel für die Producenten vorhanden fein müffen, 3. B. Baumwerfe, fowohl 
als Wohngebäude und Vorrathshäufer als auch für Werkjtätten; Lebensmittel, Klei— 
dungsitüde, ſelbſt auch Vergnügungs- und Erholungemittel (Rurusgenüffe) während 
der nothwendigen Pauſen in der Arbeitszeit. 

4) Gemünzte Edelmetalle (Geld) als Taufchmittel und bequemfte Werthmeffer. 
(Werthpapiere find nicht zum Capital zu rechnen, da fie nur das Capital repräjentiren, 
das entweder bereits aufgewendet ift, irgendwo noch vorhanden ift, oder erit fpäter ges 
wonnen werden foll. So repräfentirt eine Kohlenwerfsactie die bereits verbauten Ca— 
pitalien, eine Banknote einen Theil der in den Kellern der Banf niedergelegten Silber: 
barren, ein noch nicht fälliger Dividendencoupon einer induftriellen Actiengejellichaft 
den Werths- und Gewinnantheil einer noch zu unternehmenden Güterproduction, eine 
Staatsobligation ein erft fpäter in gemüngztem Gelde auszuzahlendes Capital.) 

5) Die immateriellen Güter, welche aus einer Production hervorgegangen find, 
oder zu einer Production benutzt werden, 3. B. der wiffenfchaftlihe Ruf eines Ge: 
lehrten für den Abfag feines neueften noch unbefannten Werkes, das Nenomme einer 
bewährten Firma, das Talent des Künftlers, die höhere Gefchiclichkeit des Arbeiters, 
welche befähigt in fürzerer Zeit und mit geringerer Mühe mehr zu leiften, als der an- 
dere gleichfleißige Arbeiter u. |. w. 

Durdy Verwendung und Wiedererzeugung befindet fi) das Capital in einem uns 
unterbrocdyenen Formenwechſel. Das Bedürfniß verlangt Befrievigungsmittel, und da 
das Gapital als Inbegriff aller zur Erfüllung der Bedürfniffe nöthigen Gegenjtände 
(Stoffe, Leiftungen, Verhältniffe u. f. w.) aufzufaffen ift, fo erflärt fich jchon hieraus 
die überaus verfchiedene Geftalt, in der das Kapital überhaupt auftreten fann. — Wie 
die Bevölferung behauptet das Gapital feine Eriftenz nicht durch Erhaltung , fondern 
durch Reproduction, doch diefe Umwandlung vollzieht fich erft durch eine auf das Ca— 
pital ausgeübte Anftrengung des Menfchen, durch die Arbeit. Diefer legtern gegen: 
über wird das Kapital zum Arbeitägegenftand, zum Stoff, aus dem ein Befriedigungs— 
mittel geichaffen werden foll, und die Arbeit felbft, welche den Stoff in eine andere 
nugbringende Form zu bringen beftrebt ift, ift die Erzeugung oder Production. 
Arbeit und Gapital werden daher mit Recht als die vorzüglichiten Factoren der Pro: 
duction bezeichnet. 
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An fich bleibt es vorläufig gleichgültig, ob die angemeffene Verbindung von Ar: 
beit und Gapital zur Erzeugung eines Verbrauchsgegenftandes von Dem erfolgt, der 
das neugeichaffene (richtiger umgefchaffene) Product zur Befriedigung feiner eigenen 
Bevürfniffe hervorbringt, oder ob auf dem Wege des Tauſches zwijchen zwei Produs 
centen dem gegenfeitigen Mangel und Ueberfluß an zwei verſchiedenen Gütern abge— 
holfen wird. de mehr foldye Taufchwerthe von dem Einen erzeugt werden, defto mehr 
fann er ſich dafür die Befriedigung anderer Bedürfniffe von einem Zweiten, Dritten 
und Vierten erfaufen. Diefe Wahrnehmung führt dazu, daß die erzeugten Stoffe von 
dem gegenwärtigen Befiger in der Negel nicht ſämmtlich aufgebraucht, jondern als 
Grundlage einer dauernden Nugung aufbewahrt werden, um fpäter gegen andere nüß: 
liche Stoffe umgetaufcht zu werden. Wäre jeder Menſch nur auf ſich allein angewiejen, 
fo hätte Jeder alle feine Bedürfniſſe felbft zu befriedigen; da dies aber glüdlicyerweije 
nicht der Fall ift, fo hat ſich zugleich mit der Theilung der Arbeit eine Trennung der 
verſchiedenen Gapitalien unter fid) und zwar nad) den verichiedenen Stoffen vollgogen. 
— Jeder Tauſch geht ferner auf Gewinn aus, mag ein folder in vielen Fällen aud) 
blos fubjectiv fein. Wer daher feine Producte dem augenblidlihen Genußverbraud 
entzieht, um fie gegen GenußgüterTeinzutaufchen, wird dies nur dann thun, wenn die 
einzutaufchenden Güter für ihn einen höhern Werth befigen. Im Gegenjage wird der 
Umtauſch ebenfo unterbleibn, wie die ftoffliche Umwandlung eines Gapitald unter: 
bleibt, fobald demfelben durd) die Reproduction fein höherer Taufchwerth beigebracht 
werden kann. Auf diefem durchaus nicht tadelnswerthen Egoismus des Beſitzenden 
beruht theilweife mit die ſchöpferiſche Kraft des Capitals. 

Vom fosmopolitifhen Standpuncte aus vermehrt fi) die Summe der ganzen auf 
der Erde vorhandenen Gapitalien alljährlid um die Menge der dem Erdinnern neu 
abgewonnenen Gapitalien, ferner um die Maffe von Gütern, welche durch intenfivern 
Aderbau oder durch neu erjchloffene Ländereien an Erzeugniffen der Pflanzen» und 
Thierwelt über den Ducchichnittsertrag der Vorjahre gewonnen werden. Die übrige 
bereit vorhandene Gapitalmenge bleibt für den weltwirthichaftlichen Standpunct 
ebenfo unverändert, wie Die Erde troß der großartigften chemiſchen Veränderungen — 
abgejehen von etwaigen geringen Zuflüffen, wie Meteorfteinen von außerhalb der 
Erde — Fein Loth an Gewicht zugenommen hat. Der national: wirtbichaftliche Cha— 
rafter der Gapitalien dagegen führt jene gewinnbringenden Taufdyoperationen im 
Großen aus, da ein Volk mit Hülfe der Arbeit foldye Gapitalien ummwandelt, die ihm 
in ergiebiger Menge zu Gebote jtehen oder die 8 durch das Zufammentreffen günftiger 
Umjtände am leichteften in eine andere vielbegehrte Form bringen kann. Andere Völker 
verfahren in gleicher Weife, und indem fie gegenfeitig ihren Ueberfluß austauichen, 
hat jedes feine Genußmittel vermehrt, ohne doch an dem Stoffe, der ausgetaufcht 
wurde, Mangel gelitten zu haben. Zu der effectiven Gapitalvermehrung, wie jie durd) 
höhern Ertrag des Grund und Bodens, durch vermehrten Arbeitslohn, durd) etwaigen 
abjoluten Gewinn bei dem Tauſchhandel u. j. w. erzielt worden ift, fommt nody eine 
ideelle Gapitalvermehrung hinzu, hervorgerufen durch den am Orte höhern Tauſchwerth 
der eingeführten Gapitalien (Rohftoffe, Halb: und Ganzfabrivate) des fremden Volkes. 
Je tiefer man von der Provinz: zur Gemeinde: und endlich zur Privatwirthichaft herab: 
fteigt,, defto größern Einfluß auf den Zuwachs des Capitals erhält der Tauſchwerth 
eines Gutes als eine ideelle Meinung von der Fähigkeit, eigene oder fremde Bedürf— 
niſſe damit befriedigen zu können, und felbft die Höhe des Arbeitslohns richtet ſich in 
vielen Fällen nach dem geringern oder ftärfern Begehr eines gewiffen zur Ummvandlung 
beftimmten Gapitald. Der Zuwachs an neuen Gapital beftimmt ſich allerdings in der Pri— 
vatwirthichaft meift nad) dem Arbeitslohne, doch kommt fehr viel darauf an, nicht blos 
mit wie viel Gapitalien, fondern auch auf welche Art von Gapitalien die Arbeit ver- 
wendet wird. In fehr vielen Erwerbobrandyen, 3.8. faft bei der gefammten Großindu— 
ftrie und beim Handel, wird die Berechnung fehr ſchwer fein, wie viel bei der Gapitalver- 
mehrung auf die Arbeit, wie viel auf das urfprünglich vorhandene Gapital felbft fommt. 

Damit ift zugleich die Frage beantwortet, auf welche Weife Gapitalien entftehen. 
Indem der Producirende auf den augenblicklichen Genußverbrauch feiner Producte ver: 
zichtet, um diejelben ihrem Werthe nad) al& Grundlage einer dauernden Nugung auf: 
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zubewahren, ſpart er Capitalien auf, wobei das Geld (und deſſen Repräſentanten, die 
Werthpapiere) nicht nur als Taufchmittel, fondern auch infolge der Möglichkeit, fie 
bequem aufbewahren zu fönnen, fehr zwedmäßige Dienfte leiften. Auf diefe Weife 
lafjen ſich Producte vertaufchen, die ſchnell vergänglich find, oder die von dem Produ: 
centen nicht confumirt werden fönnen. Der Schauſpieler vertaufcht feine Leiftung gegen 
das Silber des Landmanns, der ed vom Bergmann erhalten hatte, weil diefer ohne 
defjen Getreide die Erzader nicht bebauen fonnte. Die Leiftung des Schaufpielers wird 
höchſt jelten eine nachwirkende fein, nad) wenig Stunden ift Fr ſchon verraufcht — für 
den Bergmann kann das Metall fein Genußmittel fein: Beide vertaufhen ihre Leis 
tungen, um ihre anderweiten Bedürfniffe zu befriedigen, und durd Sparen der ein- 

etaufchten Objecte fegen ſie fih in den Stand einer dauernden und in den meiften 
Fällen weit größern Nugung. 

Außer der Selbftbeherrichung, die das Sparen erfordert, feßt die Gapitalanfamm- 
lung ferner Die entiprechende Vorausficht (Speculation) nicht minder vollftändige 
Rechtöficherheit voraus. Roſcher hält deshalb den Staat, defien mittelbare Unentbehr: 
lichkeit zu jeder bedeutendern wirtbichaftlidyen Production Far genug fei, felbft für ein 
Gapital, und zwar für das bedeutendite unförperlicdye Gapital.) Ebenſo verlangt das 
Gapital, damit die gewinnbringende Umformung zu andern brauchbarern oder mehr 
begehrten Befriedigungsmitteln des Bedarfs um fo ungeftörter vor ji gehen kann, die 
Befeitigung aller hindernden oder nur beengenden Einwirkungen der Staatsgewalt, 
fobald diejelben nicht durch allgemein anerkannte Rechtsgrundfäge gebilligt werden, 
und Dieje Freiheit des Capitals erftredt fi auf alle Zweige der Erzeugung, Verthei— 
lung und Anwendung von Gütern. So lange noch der Vermietbung von Gapitalien 
ein beftimmter Zinsfuß ald Marimum vorgejchrieben wird; fo lange der Etaat ſich 
noch für befähigt hält, den Handel mit Gapitalien im engern Sinne den Banfen un: 
nöthig zu erfchweren ; jo lange gewerbliche Actien- und WVerfiherungsgefellichaften zu 

ewiſſen Operationen der ſtaatlichen Genehmigung bevürfen; fo lange die Ummwand: 
ung der Gapitalien durh Schußzölle und Prohibitivmaaßregeln in faliche Bahnen 
gezwungen wird; jo lange überhaupt die Freiheit des Capitals grundfäglich noch nicht 
anerfannt ift: wird die Gapitalanfammlung bei fonft befriedigenden Zuftänden eine 
nur langfame fein. 

Gapitalien können aber audy ohne perlönliches Zuthun des Einzelnen ſich neubil: 
den. Sieht man ab von den Begünftigungen Einzelner durdy ertheilte Monopole, durd) 
hohe Schutzzölle u. f. w., fo fann die Gapitalanlage eines Grundſtücks fi blos 
dadurd) ohne alles Zuthun des Beligers verdoppeln, daß eine Eifenbahnftation in 
directe Nähe fommt. Die Mode fteigert in ihrer launiſchen Weiſe nicht Telten ganz 
plöglich den Werth eines Waarenlagerd um beträchtliche Procente. Hauptſächlich find 
es aber der Gulturfortfchritt, technische Verbefferungen, neue Erfindungen, die ohne 
jede andere Arbeit, ald das Zugreifen des Einzelnen, die Gapitalien ganzer Erwerbs: 
brandyen höher fteigen laffen. Das find dann jene unförperlichen Gapitale, für die fid) 
ipäter ſehr raicy ein Tauichwerth herausbildet, die aber bei ihrem Auftauchen gerade 
jo in den Befig des zuerft Zugreifenden gelangen, wie der Entdeder einer Infel davon 
Befig ergreift. 

Man hat das Capital in ſtehendes und in umlanfendes eingetheilt, ohne 
daß diefe Bezeichnungen gerade fehr glüdlid genannt werden fönnen. Ad. Smith 
führt den Unterfchied zwifchen beiden auf die Beftgverhältniffe zurüd. Nah Roſcher 
ift ftehendes Capital dasjenige, weldyes mehrmals (Anlagecapital), umlaufendes 
das, was nur einmal vom Befiger zur Production verwendet werden fann (Betriebe: 
capital). Rau rechnet zum ftehenden Gapital diejenigen Güter, welche ſich im dau— 
ernden Gebrauche bei der Arbeit förderlich erweifen, zum umlaufenden dagegen jene, 
welche erft dann hervorbringend wirken und eine Einnahme zuwegebringen, wenn ber 
Eigenthümer aufhört fie zu befigen, indem er fte entweder felbft verzehrt oder weggiebt. 
Nach Hermann geht von dem ftehenden Gapitale nur der Werth der Nugung, von 
dem umlaufenden aber der ganze Werth in den Werth des Productes über. Ricardo 
wiederum nennt das langjam vergängliche Capital ſtehendes, das ſchnell vergängliche 
umlaufendes. 
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Die Grenze zwiſchen ſtehendem und umlaufenden Capital iſt in manchen Fällen 
ſehr ſchwer feſtzuſetzen, da die Zeitdauer der Verwendung, bis die Capitalien in ande— 
rer Form erſcheinen, nicht nur außerordentlich verſchieden iſt, ſondern auch ein und 
derſelbe Gegenſtand, z. B. ein Werkzeug, je nach ſeiner Beſchaffenheit und dem Grade 
ſeiner Verwendung bald als ſtehendes, bald als umlaufendes Capital bezeichnet wer— 
den muß. Welche Unterſuchung will entſcheiden, ob eine Guanodüngung dem umlau— 
fenden oder dem ſtehenden Capitale des Landwirths beizuzählen iſt? 

Das ſtehende Capital wird aus dem umlaufenden geſchaffen und erhalten. Bei 
dem Act der Production ftügen ſich beide gegenſeitig, und in dem Maaße wie das Eine 
jich vermehrt, hat fich bei geregelter Wirthichaftsführung auch das Andere zu vergrö: 
fern. Die Frage, ob es vortheilhafter fei, das ftehende Capital zu vermehren oder das 
umlaufende, fann für die Privatwirthichaft in manchen Fällen ihre Berechtigung haben, 
vom Standpunct der Volfswirthichaft dagegen ift bei geordneten Zuftänden und bei 
vorhandenem Sparfinn der Bevölferung das Eine nicht ohne das Andere denkbar. 
Mird beifpielsweife in einem Lande durdy Urbarmahhung von Wüfteneien die Summe 
der mehrmals zu benugenden Aeder, alſo des ftehenden Capitals, vermehrt, fo bedarf 
es je nad) dem Standpuncte, den die Landwirthichaft im Allgemeinen einnimmt, einer 
dem erfolgten Zuwachs entfprechenden Mehrverwendung von umlaufenden Gapitalien 
an Samen, Düngemitteln, Arbeitslöhnen u. ſ.w. — Die Einführung der Maſchinen— 
induftrie erforderte einen Zuwachs des ftehenden Gapitals für Gebäude, Dampffeffel, 
Maſchinen u. f. w. Das was aber etwa für Arbeitslöhne (der frühern Handarbeit 
gegenüber) an Umlaufscapitalien im Anfang erfpart wurde, ift reich erfegt worden 
durch den weit größern Bedarf an zu verarbeitenden Rohftoffen, durch den Verbraud 
von Steinfohlen, und mit der Zunahme der Production haben auch die Arbeitslöhne 
die frühere Höhe längft überfchritten. Mit dem Wahsthum des ftehenden Capitals 
hat das umlaufende mindeftens gleichen Schritt gehalten. Schon hieraus folgt die ganz 
außerordentliche Bedeutung des Gapitald und jeiner entfprehenden Vermehrung für 
das Nationalvermögen, das, fobald für die abfolut nothwendigen Bebürfniffe hinrei— 
chende Deckung vorhanden ift, zur Befriedigung feinerer und geiftiger Genüffe, fomit 
zur — der Intelligenz und der geiſtigen Durchbildung verwendet wer— 
den kann. 

In hochcultivirten Zeiten ändert ſich dann auch das Zahlenverhältniß zwiſchen 
den Capitalien, die bei der Production ſachlicher Güter, und ſolchen, die bei der Pro— 
duction perſönlicher Güter oder nützlicher Verhältniſſe einwirken. Die erſteren nennt 
man Productiv-, die letzteren Gebrauchscapitalien. Eine im Verhältniß zum 
Productivcapital bedeutende Größe des Gebrauchscapitald wird in der Regel nur bei 
armen, wenig producirenden Völfern als ein ungünftiges Symptom betrachtet werden 
fönnen ; bei hochcultivirten Nationen fönnen unter gewiffen Verhältniſſen jelbft folche 
Gebraudyscapitalien, die ald Lurusgenüffe dem ärmeren Volfe unbekannt find, fich in 
Productivcapitalien umwandeln. Gebrauchscapitalien, die für die Bildung des Volks, 
zur Hebung des Fostjchritts, für Erfindungen angelegt werden, find faft immer als 
Productivcapitalien zu betrachten. Man hat deshalb auch legtere „arbeitende*, 
jene „rubende“ Gapitalien genannt. Todte (nad Rofcher „Ichlafende*) Capi— 
talien find foldhe Productivcapitalien, die zur Zeit unbenugt vorhanden find. 

Ohne Eapital ift die Production faum denfbar, und jelbft der Wilde, dem das 
heiße Klima alle feine Bedürfniffe liefert, braucht zur Wohnung eine Hütte oder ein: 
gerichtete Höhle, und zum Sammeln der Früchte irgend ein Werkzeug. Ohne Gapital 
würde jeder Einzelne, fogar jeder Augenblid von vorn anfangen müffen, und Fein 
Menſch feit Adams Zeit kann arbeiten, ohne daß während feiner Kinpheit beträchtliche 
Gapitalvorichüffe für ihn verwandt worden wären Roſcher). 

Literatur. Roſcher, Syſtem der Volkswirthſchaft. Bd.T. S. 70ff. — Rau, 
Lehrbuch der politiſchen Oekonomie. — Mar Wirth, Grundzüge der Nationalöfo: 
nomie. Bd. I. ©. 273 ff. — Adam Smith, Unterfuhungen über den National: 
reihthum. — J.B.Say, Trait& d’&conomie politique. 1.Ch. 10. — J.S.Mill, 
Principles of polit. economy. 
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Gapitalifiren, Abloͤſen. 

Die Neuzeit hat eine ftille, aber große wirthichaftliche Revolution vor ſich gehen 
feben , weit bedeutender, weil weit folgenreicher in nationalöfonomiicher , politifcher 
und culturlicher Beziehung als mandyer rein politifche Umfturz: es ift die in den mei- 
ften europäiſchen Staaten erfolgte Durchführung der Ablöfung aller gefeglichen Be— 
ſchränkungen, welche auf dem Befig und der Benugung des Grundeigenthums, fowie 
dem Betrieb der Gewerbe und des Handels lagen. In Geift und Lehre Adam Smith's 
und feiner Schule forderte das Volf, namentlicdy nad) Ueberwindung der auf die Frei— 
heitöfriege folgenden furchtbaren Reaction im Bewußtwerden feines Nechts und feiner 
Kraft, daß alle einengenden Hinderniffe der unbefchränften Anwendung individueller 
Kraft hinweggeräumt und für den Befig und die Bewirthichaftung des Grundes und 
Bodens, für die gewerbliche und commercielle Thätigfeit volle Freiheit gewährt werde. 
Man war fich nicht blos der wirchichaftlihen Tragweite, ſondern auch der eulturlichen 
und ftaantöbürgerlichen wohl bewußt. Der Durchführung der Ablöfung jtanden num 
zunächit vielfach Privatredytstitel entgegen und es mußte deshalb für diejenigen Be- 
ſchränkungen, welche eben nicht als unmittelbar aufgehoben erklärt werden fonnten, 
ein Abfaufsmodus gefunden und, unter Feftjegung eines Zeitraumes für die Durch- 
führung der Befreiung, gejeglich beftimmt werden. Die Befreiung ohne jede Entichä- 
digung würde in vielen Füllen ein Raub an den Berechtigten, joweit Privatrechte 
ihnen zur Seite ftanden, gewefen fein. Die Ablöfungsgefege regulirten den Gang, 
Modus und Die Zeit der Ablöſung und begriffen zunächſt die Befeitigung den Abfauf) 
der Grund» oder Reallaften und hauptiächlich die gutsherrlichen Abgaben und Dienite 
nebjt den Zehnten, ſowie die Aufhebung gewifler Orundgerechtigfeiten oder Servituten. 
Unter den neben den Grund: oder Reallaften beftchenden Grundgerechtigfeiten Servi— 
tuten) waren es befonders das Necht zur Weide auf fremdem Aderland und Wieien, 
das Meiden in fremden Walde, das Recht Raff- und Leſeholz zu ſammeln, Walpftreu 
zu holen und andere Befugniſſe, welche der nad vollftändiger Befreiung ringenden 
Bewirthſchaftungsweiſe und Cultur entgegenftanden. Der wachſende Drang nad) 
Freiheit der Arbeit richtete aber alsbald feinen Kampf auch gegen Die verichiedenen 
ftaatlichen und privatrechtlichen Hemmniſſe, gegen eine Anzahl gewerblicher Geredht- 
jame, wie die fogenannten Nealgewerbe, die Zwangs- und Bannrecte, die Ber: 
bietungsrechte der alten Zünfte, die das Einzelgewerbe als ein Monopol anſahen, Die 
Gonfumenten des Plaged oder der Gegend als das ihnen allein gehörige Steuercon— 
tingent, von denen zu leben jie ein Recht hätten. Und dieſes Recht wurde von den 
glücklich durd alle Schwierigkeiten des Geſellen-, Meifter- und Bürgerwerdens durch— 
gedrungenen Inhabern nicht blos dazu benugt, den jüngeren Aipiranten den Zutritt in 
die Zunft möglichft zu erichweren, ſondern auch dazu, jeden Mebergriff anderer Gewerbe 
in eine nad) ihrer monopoliftifchen Auffaſſung ihnen allein gehörige Arbeitsiphäre jo: 
fort zu verfolgen, und den Bezug von Waaren gewifler Arten von auswärts zu ver- 
hindern. Die häufigften Bannrechte fommen bei Mühlen, Brauereien und Brannt- 
weinbrennereien vor. In Baden gab ed nad) Aufhebung der ärariſchen Bannrechte 
noch 114 Bannmühlen, 59 Bannkeltern, 13 Wirthichaftsbannrechte, 1 Bannbrauerei 
und 1 Bannziegelei. Befonders harte Bedrückung führten die Bann-Weineinlagen her- 
bei, wo der Berechtigte die Ortsbewohner zwingen fonnte, ihm feinen Wein um einen 
gewiflen Preis ann. Solcher Bannrechte beftanden u. A. in Baden 9. Ferner 
fommen auch Bannbackofen-, Bannfchmiederechte u. a. vor. Ebenſo hatten Städte 
das Recht, den Betrieb einzelner Gewerbe auf dem platten Lande ganz zu verbieten. 
Die ſtädtiſchen Zünfte hatten fih im Laufe der vergangenen Jahrhunderte nicht nur 
mit den natürlichen und politischen Vorzügen ihres Wohnplages Rechtsſicherheit, dich: 
tere Bevölferung, Nähe der Hülfsanftalten , leichterer Credit, raſcherer Fortichritt) 
gegenüber dem Lande begnügt, fondern entweder die Gewerbe auf dem Lande oder aus 
dem näheren Umfreife Bannmeile) verdrängt. In die Stadt durften gar feine Hand- 
werfserzeugnifie eingebracht werden, außer etwa auf directe Beftelung. Manche Hand» 
werfe hatten auch zum Anfaufe der Robftoffe in einem um die Stadt liegenden Bezirke 
das ausschließliche Recht, 3. B. Gerber in Beziehung auf Häute, Tuchmacher in Be: 
ziehung auf Wolle. In Dftfriesland durften nur Grobfchmiede, Zimmerleute, Wag- 
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ner, Schneider, Schuſter, Bäcker, Böttcher, Maurer, Tiſchler, Dachdecker, Drechsler 
und Lichterzieher, in Weimarſchen auch noch Tüncher, Metzger, Sattler, Glaſer und 
Leinweber auf dem Lande arbeiten, in Sachſen in jeder Landgemeinde 1 Schneider, 
1 Schuhmacher, 1 Weißbäder, 1 Fleischer, 1 Schmied, 1 Wagner, 1 Sattler, 1 Gla— 
fer, 1 Seiler und 1 Böttdyer; eine größere Anzahl und andere Handwerfe zu geftatten, 
hing ab von der Genehmigung der Negierungsbehörde. Maurer, Zimmerleute, Schorn- 


ſteinfeger, Strumpfwirfer und Weber, mit Ausnahme der Tuchmacher, wo beide Ge: 


werbe fabrifmäßig betrieben wurden, jowie die unzünftigen Gewerbe waren audy auf 
dem Lande zuläffig. Leinweberei war ganz frei. Die Beichränfungen hatten ſich übri— 
gens ſchon in der legten Zeit ſehr gelodert und es wurden Conceſſionen nicht unfchwer 
ertheilt. 

Die Nealgewerbeberehtigungen find Sache des Privatrechts und ftehen alfo den 
einzelnen Befigern als verfäufliche und vererbbare Rechte, als Theile ihres Vermögens 
zu. Urſprünglich entjtanden fie bei folchen Gewerben, deren Betrieb Gebäude mit einer 
befonderen Ginrichtung fordert, wie bei Brauereien, Brennereien, Mühlen, Gafthäu- 
fern, und bei denen daher geftattet wurde, daß mit dem Gebäude zugleich das auf ihm 
ruhende, zugehörige Gewerbsrecht auf den Käufer überging — man ſpricht hier von 
radicirten Bewerben. Späterhin fommen audy ſolche reale Gewerbe auf, Die nicht 
an Häufern haften, nicht radicirt find, wie etwa an dem oder jenem Orte nur eine 
beftimmte Anzahl von Verkaufsplägen find oder waren, 3. B. fo und fo viel Fleifcher: 
bänfe. In Defterreich nannte man Diefe Art ausfchließlih „Realgewerbe* im Ge- 
genfag zu den „radicirten Bewerben“.) Diefe realen Gewerberechte waren aus— 
Ih fieplich und Niemand fonnte das Gewerbe betreiben, ohne eine Berechtigung erfauft 
oder fonftwie erworben zu haben, natürlidy eine furchtbare Beläftigung der gewerblichen 
Glaffen. Zur Verhinderung der Weiterausdehnung dieſer Beichränfungen wurde übri« 
gens in Defterreih fchon vor Ginführung der Gewerbefreiheit verordnet, daß feine 
neuen Realgerechtigfeiten ertheilt und die beſtehenden fünftighin nicht höher als bei 
dem legten VBeräußerungsfalle verfauft würden. Auch war die Ertheilung neuer per- 
fönlicher Rechte geftattet. 

Je liberaler die Regierungen in Ertheilung von Gewerböberehtigungen verfuh— 
ren und zwar zum Ausgleich der Härten im wirtbidyaftlichen Leben , defto mehr ſank 
der Preis der Realgerechtigfeiten. Mit dem Gintritt der einzelnen Etaaten in die Ge— 
werbefreiheit mußten natürlic die Bann und Nealgerechtigfeiten fallen, legtere gegen 
Ablöfungsgelvder,, deren Höhe im Allgemeinen nach dem Preiſe zu bemeffen war, den 
die Realgerechtigfeiten zur Zeit der Aufhebung hatten. Das preußiiche Edict vom 
7. September 1811 beftimmte,, daß die Berechtigungen nach dem Preife, den fie am 
Tage vor Cinführung der Gewerbefceine hatten, mit 4%, Procent verzinjt und all 
mählicd) getilgt würden und zwar zuerft Diejenigen, welche noch unter jenem Preife an- 
geboten würden. Für jede einzelne Berechtigung waren jährlid 6 Procent dieſes Prei— 
ſes von ſämmtlichen Unternehmern des betreffenden Gewerbes aufzubringen , ſodaß 
nach Abzug der Zinjen noch 1%, Procent zur Tilgung blieb, wozu auch das Zunft: 
vermögen verwendet wurde. Das Gefeg fand große Echwierigfeiten und Verzögerun— 
gen. Die Declaration vom 11. Juli 1522 ordnet Befchleunigung und Beendigung 
binnen 30 Jahren an. Die Gemeinden durften Zuſchüſſe zum Zwed der Beichleuni- 
gung gewähren, ſowie die Abgaben der bisher Berechtigten von ihnen zu übernehmen 
— In Breslau wurden die Realgerechtigkeiten 1810 auf 17165320 Thlr. ge— 

yäßt. 

Die Entfhädigungspflicht liegt da der Stadtgemeinde ob, wo man das Zunft— 
vermögen mit heranzieht und diefes nicht ausreidyt wie überall, wo es ſich um locale, 
nur dem Dre und der nächften Umgebung dienende Gewerbe handelt, deren Freigebung 
auch vorzugsweife Dem Drt zu Gute fommt. Die Etadtgemeinde Fann entweder aus 
dem Gemeindevermögen oder aus den Abgaben aller Bürger oder insbefondere der neu 
fi) aufthuenden Handwerker die nöthigen Hülfsquellen ziehen. Die radieirten Ge— 
werbe hören mit der Ablöfung natürlich von felbft auf, weil bei voller Gewerbefreiheit 
dem Käufer einer Mühle, Brauerei, Schmiedewerlſtätte ıc. zwar das Betriebsrecht frei 
beftehen bleibt, aber auch einem anderen Goncefftonirten die Erbauung des erforder: 
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lichen Werfgebäudes erlaubt wird, foweit in Anfehung der Feuerficherheit ıc. Fein Be- 
denfen obwaltet. 

Die Nachtheile der Zwangs- und Bannrechte und der ganzen Realgewerbsberech— 
tigungen liegen auf der Hand, fie erſchlaffen, weil die freie Concurrenz ausgeſchloſſen 
ift, den Gewerbebetrieb, laſſen Feine oder nur unter großen Schwierigfeiten neue Be- 
triebe auffommen und liefern den Abnehmern meift nicht nur theure, fondern zugleich 
Ihlehte Waare. Die Ablofung, Entſchädigung, der Berechtigten aber ift ein Gebot 
des Rechts und der Gerechtigkeit, weil die Berechtigten meift an Umfag ihrer Erzeug- 
nifie verlieren, die Waarenpreife ſelbſt wohl finfen. Die Ermittelung der Ablöfungs- 
quote ift aber äußerft jchwer, weil fich der wahrfcheinlicdye Verluft nicht vorausichen, 
alfo nur ganz annäherungsweife und zwar aud) nur durch ſach- und ortsfundige Män— 
ner abihägen läßt unter Rückſichtnahme auf die Ausdehnung des Zwangsredytes der 
Preiſe, des Geihäftsumfanges, der ungefähren Concurrenz. 

Die Ablöjung wird namentlich auch, wie aus dem praftifchen Leben befannt 
ift, dadurch erjchwert, daß durch das hohe Erträgniß einzelner, früher und nody heute 
in gewerbeunfreien Ländern nur in befchränfter Anzahl vorhandenen Meifter, Bänke, 
Laden ıc. allmählidy die radieirten und felbft auch die nicht radieirten Realgerechtigkei— 
ten —— erlangten, oft in bedeutender Höhe, wie z. B. in Leipzig einzelne Bar— 
bierftuben ıc. 

Das preußiiche Ediet vom 28. Detober 1810 hebt ziemlich ohne Ausnahme den 
Mühlen-, Braus, Branntwein- und Mahlzwang ohne Entfhädigung der Verpflich- 
teten, der Verpächter ıc. auf, da erfahrungsmäßig „die Cinnahmen der Berechtigten 
bei der gewöhnlich vermehrten Gonfumtion fich erhöhten“. 

Die neueren Gewerbegefeggebungen haben natürlicy die Ablöſung der gewerb- 
lihen Verbietungs- und Realredyte ebenfalls durch allgemeine Normen regeln und ein- 
leiten müflen. Die Bierverlagsrehts-Ablöfung war in Sachſen ſchon durch ein Gele 
von 1938 geordnet worden. Das neue ſächſiſche Gewerbegeſetz vom 15. Detober 1861 
hebt alle Verbietungsrechte, jowie alle Rechte, Andere von dem Betriebe eines 
beftimmten Gewerbes oder der Anfertigung oder dem Verkaufe gewifler Gegenftände in 
einem gewillen Orte oder Bezirfe oder im ganzen Lande auszuichließen, auf und zwar 
mit der Beftimmung, daß fünftighin weder durdy Verleihung noch Verjährung der- 
gleichen wieder erftchen fönnen. Privatgewerbe, welche innerhalb eines gewiflen Be— 
zirks die ausfchliegliche Verfügung über gewiſſe Gegenftände begründen, an denen ſich 
ein Gewerbebetrieb äußern fönnte und welche daher infoweit Jeden , der ſich nicht mit 
dem Inhaber dieſes Rechts verftändigt hat, innerhalb diefes Bezirks thatſächlich von 
einem auf diefe Gegenstände gerichteten Gewerbebetriebe ausichließen — wie 3. B. 
Fiſchereitechte — werden von der Aufhebung nicht betroffen. Wir gehen hier nicht 
joweit Darauf ein, um an dem Geſetz ein Beifpiel aufzuführen. 

Ueber die Entihädigung der aufgehobenen Verbietungsrechte jegt das Entſchädi— 
gungsgefeg (vom 15. Detober 1861) Folgendes feit: 

Entjchädigt werden Verbietungsrechte, die auf beftätigten Innungsartifeln,, von 
der Regierungsbehörde oder durch Erfenntniß anerfannt und bei dem Einzelnen mit 
dem Befige eines Grundftüds verbunden oder fonft im Grund» und Hypothekenbuche 
eingetragen ſind, oder aber Verbietungsrechte, welche durch ein gültiges Privilegium 
ohne Vorbehalt des Widerrufs oder der Minderung begründet worden find. — Gegen— 
ftand der Entſchädigung ift lediglich das Verbietungsreht. Die Gewerbeberehtigung 
an fi) , die zum Gewerbebetriebe beftimmten Grundftüde, Geräthſchaften ꝛc. kommen 
nur in Frage, foweit ihr Werth durch den Wegfall des Verbietungsrehts ct 
wird. Reinerträge find, wenn fie zur Werthsermittelung benugt werden ſollen, mit 
dem 20fachen Betrage zu capitalifiren. Haften auf dem Rechte, abgefehen von dem 
Grundftüde, mit welchem daffelbe etwa verbunden ift, Ablöfungsrenten für frühere 
Reallaften oder unablösbare Abentrichtungen, fo find diejelben bei Berechnung 
des Entfhädigungscapitald mit dem Betrage zu berüdfichtigen, welcher zu ihrer völligen 
Befeitigung erforderlich fein würde. Sind Rechte der fraglichen Art vom Staate gegen 
Entrichtung eines Capitals oder Uebernahme eines Canons verliehen, jo wird das 
Erftere aus der Staatscaffe zurüderftattet, der Leptere in Wegfall geichrieben, Beides 
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aber bei der Werthsermittelung in Abzug gebracht. Das ermittelte Entihädigungs- 
capital wird vom Tage der Wirffamfeit des Gewerbegefeges bis zur definitiven Aus: 
zahlung der Entfhädigungsjumme mit 3 Procent von der Stadtgemeinde, bezichlich dem 
Staate verzinft. Weber die Zinfen des Entihädigungscapitald hinaus geht auch der 
Rechtsanſpruch des Pächters an den Verpächter wegen aufgehobener Verbietungsrechte 
nicht. Die Stadtgemeinde zahlt das Entihädigungscapital in 3procentigen, innerhalb 
10 Jahren einzulöfenden Echuldicheinen, auf den Namen oder Inhaber lautend, der 
Staat in 3procentigen Staatspapieren nach dem Nominalwerth. Anftatt deſſen aber 
fünnen Beide den nad) 4 Procent rabattirten Zeitwerth zahlen. Der Staat giebt den Ge— 
meinden ald Beihülfe während der LOjährigen Tilgungsperiode jährlich 10 Procent aller 
Entihädigungscapitalien,, oder löft dies mit Capitalzahlung, nämlich mit dem zu 
4 Procent rabattirten Zeitwerth ab. Das Fehlende hierbei hat die Stadt vorzuſchießen, 
fie kann jedoch) den Reft des an fie fallenden Vermögens ſich auflöfender Innungen, foweit 
ein foldyer von der Zahlung von den Verpflichtungen derfelben und der Beiträge zur 
Aufrechterhaltung der gemeinnügigen Anftalten der früheren Innung übrig bleibt, mit 
verwenden, ferner angemeffene Einfaufsgelder von neueintretenden Gewerbtreibenden er- 
heben und ebenfo jährliche Beiträge von 2°, Procent des Entihädigungscapitals von 
allen Betheiligten der Gewerbsbrancdhe fordern. Wo an dem Rechte oder an den be: 
rechtigten Örundftüden Hypothefen haften, da find die Gapitalzgahlungen zur Wahrung 
der hypothefariichen Gläubiger der Hupothefenbehörde zu übergeben. a. auf dem 
Rechte allein, abgefehen von dem Grundftüde, mit welchem daflelbe verbunden ift, Ab: 
löfungsrenten für Reallaften oder andere Abentrichtungen, fo find die Gapitalzah: 
lungen zunächft zu Tilgung diefer Renten oder Befeitigung diefer Abentrichtungen zu 
verwenden. 

Allgemeine Grundzüge der deutſchen Gefeggebung über diefen Punct laffen fid 
noch gar nicht geben, da gerade dieſes Gebiet legislativer Thätigfeit erft im Fluffe ift 
und noch nicht alle Staaten zur Gewerbefreiheit gelangt find. 

Jul. Frühauf. 


Capitalrentenftener, |. Gapitaliteuer und Steuerweien. 


Capitalſteuer. 

Wenn man die von Rau Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft J. S. 389 in der 
3. Man eingeführte Gintheilung der Steuern in Schagungen und Aufwandfteuern 
(von Umpfenbach, Lehrbuch des Finanzwefens. I. S. 150 zwedmäßiger Aufſchläge 
nn beibehält (vergl. den Artifel „Steuerweſen“), fo laffen ſich in jeder dieſer 

eiden großen Glaffen gewiffe Steuern ald Steuern vom Capital bezeichnen. Co 
pflegt unter den Echagungen die Grundftener zugleid; Steuer vom Grundeigenthum 
und den darauf gemachten und damit verbundenen Gapitalverwendungen zu fein, eben 
fo ift die Waldfteuer eine Steuer, die von Gapitalien erhoben wird, desgleichen die Ge: 
bäubdefteuer, infofern fie Gewerbsgebäude — im weiteften Sinne des Wortes — trifft. 
Aber auch unter den Aufichlägen befinden ſich Gapitalfteuern. Die Zölle find faft ſämmt— 
lic Gapitalfteuern, wenn nicht für die gefammte Volkswirthſchaft, jo doch für den, 
welcher fie zunächft zu entrichten hat; ebenfo die meiften Mauthauffchläge. Nicht im- 
ner find die dadurch getroffenen Gegenftände Gapitalien im volkswirthſchaftlichen, faft 
immer find fie e8 aber im privatwirthichaftlichen Sinne. 

Cine Würdigung der Gapitalfteuer in diefer umfaffenden Bedeutung ift vom 
finanztechnifchen Standpuncte nicht wohl möglich; die vwolfswirthichaftliche Würdi— 
gung der Beftenerung des Capitales und zwar mit der Abficht, das Capital als ſol— 
ches zu treffen, erfolgt da am beften, wo die allgemeinen Grundfäge der Befteuerung 
überhaupt entwidelt werden (Vergl. daher den Artikel „Steuerweien“). 

Allein das Wort „Gapitalfteuer“ wird auch als term. techn. für eine beftimmte 
Art von Schagungen gebraudt, und zwar gleichbedeutend mit „Zinsrenten» ober 
„Sapitalrenten-Steuer.“ Obwohl weniger bezeichnend, ift der Name „Gapital- oder 
Gapitalrentenftener“ doch für Die fragliche Steuer mehr eingebürgert , ald der Name 
„Zinsrentenfteuer“. Die Capitalfteuer — in diefem engeren Sinne — ift entweder eine 
befondere Steuer von der Rente, welche der Gapitalift von ausgeliehenen Geld-Gapita- 
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lien — Darlehen — bezieht, oder fie ift ein, äußerlich nicht gefondert erfcheinender, 
d. h. nicht auf befonderer Veranlagung beruhender Beftandtheil eines allgemeinen Ein: 
fommenfteuer- Syftemes. Für die finanztechnifche, nicht aber für die volfswirth- 
ſchaftliche Beurtheilung der Steuer ift diefer Unterichied von Bedeutung. Hier fragt 
es fih nur, ob es gerechtfertigt ift, das Einfommen des „Nentiers“ als foldyes mit 
einer Steuer zu belegen. 

Die Gapitalftener ift ſchon längft befannt, und zwar ebenfowohl als befondere 
Steuer, wie ald Theil einer allgemeinen Einfommensbefteuerung. Als befondere 
Steuer ericheint fie beifpielsweife in Heflen-Darmftadt [hen in der zweiten Hälfte des 
17., in Baiern feit dem 17. bis in die erften Jahre unferes Jahrhunderts. In einer 
allgemeinen Einfommenfteuer ward fie mit erhoben durch den altveutichen „Schoß“, 
und wird fie noch jegt mit erhoben in dem Bremer „Einfommenjchoß“, in der weima— 
rifchen und oldenburgifchen allgemeinen Einfommenfteuer — bier jedoch unter befon- 
derer Veranlagung und als gefonderter Beftandtheil des Syſtems. Die franzöftiche 
»taille personelle «, eingeführt durd Patent von 1775, war eine Eteuer,, die neben 
anderen Ginfünften aud) die Renten traf. 

Die Gegner der Capitalſteuer find entweder Gegner eines Steuerſyſtems, welches 
darauf angelegt ift, alle Theile des reinen Einkommens gleihmäßig zu befteuern, Geg— 
ner alſo der reinen Ginfommensbefteuerung , vielleicht auch des directen Steuer: oder 
Schatzungsweſens überhaupt, oder fie find zwar dafür, daß die Zinsrente befteuert 
werde, aber nur dann, wenn fie ſich als reines Ginfommen vdarftellt. Ueber die 
Gegengründe der erften Art vergleiche den Artifel „Steuerwefen“. Die der zweiten 
Art find gegen die Gapitalfteuer al8 befondere Steuer gerichtet, und erfcheinen 
vollfommen gerechtfertigt. Die Beftenerung der Zinsrente ift im der That nur 
zu billigen, wo und infoweit fie fid als ;Beftenerung des reinen Ginfommens 
darftellt. Gin Gewerbsunternehmer , welder alle eingehenden Zahlungen bei einer 
Banf gegen Chefs auf Gontocorrent anlegt, pflegt von der Banf Zinſen zu erhal: 
ten für die ihr darlehensweife belaffenen Gelder. Allein dieler Zins ift jedenfalls 
nicht in allen Fällen ohne Weiteres ald Reingewinn zu betrachten. Nicht wejent- 
lich andere verhält e8 fich bei dem eigentlichen fogenannten Rentier, deflen eigentliches 
und einziges Gewerbe in der zindtragenden Anlage feiner Geldcapitalien befteht. 
Auch von feinem Zinseinfommen wird ein, wenn aud) Kleiner, Theil nicht als reines 
Einfommen zu betrachten, werden zum Zwede der Abſchätzung des reinen Einfommend 
beftimmte , wie niedrig auch immer ausfallende Duoten in Abzug zu bringen fein als 
Aequivalente für die Beftreitung des Griftenz-Minimums und der Koften der Ber: 
mögensverwaltung; auch hier ift nur der Neft, wie fehr er auch immer die Abzüge 
überfteigen möge, ald reines Einkommen zu betrachten und der Befteuerung zu unter: 
werfen. Daß auf diefe MWeife, wenn nur überhaupt ein rationales allgemeines Ein- 
kommenſteuer-Syſtem eingeführt wird, ein Theil des mit Hülfe der ausgelichenen Geld: 
capitalien erworbenen Reinertrages fid) der Befteuerung entziche, tft in feiner Weife zu 
befürchten. Die Banf verdient mit Hülfe der ihr auf Gontocorrent gelichenen Gapita- 
lien mehr, als fie dafür auszahlen muß. Die Contocorrentzinjen bilden neben den 
Verwaltungsfoften die Koften, der überfchießende Gewinn muß gleichfalls, fei es von 
der Banf unmittelbar, fei es von den Actionairen, wiederum verfteuert werden. Der 
Mentier, welcher feine Gapitalien einem Fabricanten leiht, wird den legteren dadurch 
in den Stand jegen, in der Regel eine Rente zu verdienen, die höher ift, als der Betrag 
der von ihm zu bezahlenden Zinfen ; jener Mehrbetrag wird von dem Fabricanten in 
dubio in der Einfommenfteuer mitverfteuert. Eine befondere Gapitalfteuer, bei der ohne 
Meiteres jede Geldcapitalrente ihrem ganzen Betrage nad) zu verftenern, als Steuercapi- 
tal anzunehmen wäre, würde allerdings eine fehr ungeredhte Steuer fein. Aber den 
Theil des Reinertrages, den man mit Hülfe von Geldcapitalien und zwar auf dem 
Wege des Ausleihens erwirbt, in einem Reinertrags-Stener-Spfteme unberüdfichtigt zu 
laſſen, wäre nicht minder ungerechtfertigt. Man hat ebenfowohl gegen die gefonderte 
Befteuerung des Zinfes, wie gegen die in der allgemeinen Einfommenftener miterhobene 
Gapitalfteuer geltend gemacht, daß fie von dem Gläubiger auf den Schuldner eg 
wälgt werben fönne, und alfo nicht eigentlich den erfteren, fondern den legteren treffe. 
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Märe das and) wahr, fo wäre es fein Vorwurf; denn es hieße To viel, ald die Be- 
fteuerung des Capitalzinſes wirfe auf den Zinsfuß erhöhend ein. Das würde bei pro: 
centaler Veranlagung die Folge haben, daß der Rentenbezieher * Steuern, wir 
wollen nur fagen „auslegen“ müßte; allein die Rückerſtattung dieſer höheren Auslagen 
ift ihm doch nur fo lange ficher, als der höhere Zinsfuß nicht fremdes, ausländiſches 
Gapital heranlodt. Uebrigens hat man nirgend bemerft, daß der Zinsfuß ſich unter 
dem Einfluß einer Gapitalfteuer fteigere ; er würde fid) ungweifelhaft fteigern, wenn in 
einem große Aufwände machenden Staate einmal die Gapitalfteuer ald einzige Steuer 
eingeführt würde. Diejes Land würde bald maſſenhaftem Einftrömen fremder Capi— 
talien, alfo einer Wiederermäßigung des Zinsfußes und dem ausgejegt fein, daß die 
bevorzugte Steuerquelle verfiegt, da die Inhaber der einheimiichen Eapitalien infolge 
der nicht gelingenden Ueberwälzung ſich genöthigt jehen würden, diefe legteren der 
Befteuerung zu entziehen. Auch Die weitere Berürchtung, daß die Befteuerung des 
Zinfes, alfo auch der Zinſen, welche der Staat bezahle, den Staatscredit beeinträch— 
tige, würde nur dann gerechtfertigt fein, wenn die Gapitalfteuer die einzige Steuer 
des betreffenden Staates wäre und alfo im Zweifel den Zins jehr ftarf belaftete, be 
züglich ganz abforbirte. Aber auch dann würde nicht jowohl die Schmälerung des 
Zinsgewinnes den Staatscredit Schwächen — denn die Staatsanleihen brauchen ja nicht 
im Inland negociirt, nicht da verzinslich zu fein — ald vielmehr die ſchlechte Finanz: 
maaßregel einer einzigen Gapitalfteuer. — Die Sciwierigfeiten der Ermittelung 
der Zinseinnahmen der Bürger zum Behufe der Befteuerung find allerdings jehr groß, 
fie find gleich groß, wenn es ſich um die Ermittelung zum Behufe einer befonderen, wie 
wenn es fid) um die Ermittelung zum Behufe einer allgemeinen Einfommensbejteue- 
rung handelt. Auf dem Wege der Schägung ift das Steuercapital bei diefer Art der 
Schagungen nicht zu ermitteln. Am beiten bewährt fich noch Das Syftem der Decla— 
ration, fei es nun, daß die Steuerpflichtigen fich felbit in eine der vorhandenen Glafien 
einfchägen , oder daß fie den ganzen Betrag ihres Zinseinkommens anmelden. Leßtere 
Anmeldung geichieht in manchen Ländern mit gutem Erfolge in der Form der joge: 
nannten „Faſſionen“, d. i. verfiegelter |pecifieirter Declarationen der ausgelichenen 
oder fonft auf Zins angelegten Gapitalien mit der Angabe des Zins - Erträgniffes in 
einer Summe auf der Außenfeite; diefe Fafftonen werden nur in Fällen, wo der 
Steuerſchätzungs-Commiſſion Bedenfen gegen die Richtigkeit der offenen Angabe bei- 
eben, eröffnet ; Defraudationen find felbftverftändlich mit ſchweren Strafen zu belegen. 
o die Gapitalftener als gefonderte Steuer eingeführt ift, gelten die offen declarirten 
Zinsbeträge als Steuercapitalien ; bei der confequent durchgeführten allgemeinen Direr- 
ten —— — gelten ſie nur als einer der Factoren zur Berechnung des 
fteuerbaren Einkommens. Geſetzt, ein Fabricant ſoll eingeſchätzt werden; die Commiſ— 
ſton ermittelt ſeine ſämmtlichen Einnahmen; er iſt zugleich Zinsempfänger; dies weiſet 
die Faſſton aus. Seien die Einnahmen aus anderen Quellen 20000, die aus Zinſen 
2000, jo wäre die ganze Roh-Einnahme 22000. Hiervon wären abzuziehen alle 
wahrjcheinlichen Unfoften, ein Sag für das Griftenz » Minimum inbegriffen, alle 
diefe Abzüge Tollen zufammen 16000 betragen; der Reft von 6000 würde das Steuer: 
capital bilden. 

Literatur: Rau, Grundjäge des 5. W. I. 88. 377—390. — Umpfen: 
bad), Lehrb. der Finanzwiflenichaft. I. $$. S2—89, insbefondere $ S6 ff. 

A. Emminghaus. 
Gentralifation. 

Gentralifation im Gegenfag zu Selbftregierung und Autonomie der Ge: 
meinden und Genoflenfchaften im Staate, heißt das Streben der Regierung , die ge 
fammten Beziehungen des öffentlichen Lebens, infoweit es in organifcher und organifirens 
der Thätigfeit auftritt, die gefammmte Gejeggebung und Verwaltung von einheitlicher 
oberfter Stelle aus zu leiten, zulammenzufaffen, überall einzugreifen und wo nöthig 
mit Gewalt zu bejeitigen , was nicht vom „Staat“ ausgeht. Bei Durchführung dieſes 
von der Macht unterftügten Strebens ift die bürgerliche Geſellſchaft allmählich da und 
dort faſt ganz aufgegangen im „Staat“ und alles jelbjtändige corporative Leben und 
freie Ordnen der eigenen Angelegenheit Teitens der gemeindlichen Genoſſenſchaften 
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aufgefaugt worden von der allbevormundenden , alleingreifenden, alltegierenden 
Staatdgewalt — ein Syſtem, , weldyes feine höchfte Vollendung in Frankreich und 
Japan erreicht hat. 

Das mit dem gegenwärtigen Jahrhundert neuerwachte, immer ftärfere Volksbe- 
wußtjein hat eine mächtige Gegenftrömung gegen dieſe Tendenzen in Fluß gebracht. 
Die heutige Geſellſchaft fühlt den Gegenfag zwifchen Staat und Gefellichaft und for- 
dert die ſtriete Einfchränfung des erfteren in die Grenzen feines eigentlichen Zweckes. 

Jenes ganze Streben hat feinen legten Grund in der Herrfchfucht der menschlichen 
Natur bei dem weit größten Theil der Individuen, und es wiederholt fich daffelbe oft 
genug in ganz gleicher Weife in der Kirdye, Gemeinde, in Genofjenichaften,, in der 
Beamtengliederung, ja felbft in der Familie. 

Soll irgend eine Genofienichaft, die ftaatliche oder fonft eine, recht gedeihen, fo 
dürfen die Glieder nicht mechanisch arbeitende Mafchinentheile fein, die einem einzigen 
Impulſe im Gentrum willenlos folgen , jondern ed muß eine organijch lebendige Glie— 
derung ineinandergreifen, frei nebeneinander, aber untergeordnet und fich jelbit unter« 
orbnend dem gemeinfamen Zwed, beziehlich der leitenden Gewalt, der jomit in der 
Hauptjache nur die Oberaufficht verbleibt. Was in früherer Zeit auf dem Wege einer 
ſehr verſchiedenen hiftoriihen Entwidlung verjchiedenen Händen zugefallen war, fo 
das Unterrichtd- und Armenweſen der Kirche, die Gerichtsbarkeit und theilweile Die 
Verwaltung den Patrimonialgerichtsherren — Zuftände, die theilweife in manchen 
Staaten noch beftehen — das hat in neuerer Zeit vielfeitig der Staat allein an fich 
gerifien, entweder jo, daß das Oberhaupt direct oder beziehlich die Beamten das 
gelammte Stantsleben leiten und die Betheiligten von einer Theilnahme meift ganz 
ausgeichlofien find. Diele find demnac) mehr die Maffe, in der die Staatsgewalt vom 
Gentrum aus arbeitet nach dem Vorbilde möglichit abjoluter Einbeitlichkeit , ſodaß die 
Mannichfaltigfeit der Zuftände und Interefien zu möglichft geringem beſonderen Aus: 
druck fommen fann. 

In Deutichland hat die Entwidlung der politiichen Verhältnifie in dieſer Bezie- 
hung ganz eigenthümliche Phafen durchgemacht. Das Kaiſerthum verfuchte, wenn 
auch meift mit unzureichender Kraft, zu centralifiren und feine Macht für die Vertre- 
tung des Neichs nach Außen, ſowie über den inneren Frieden und in Betreff der 
—E als herrſchend und beſtimmend geltend zu machen. Der Adel arbeitete 
aber, je unzureichender die Mittel der kaiſerlichen Macht waren, deſto ſtärker gegen 
dieſelbe und beziehlich für Ausdehnung der eigenen Territorialgewalt, die nun um 
ſo energiſcher die Centraliſation innerhalb des eigenen Gebietes durchführte. Daher 
auch zuletzt die Machtloſigkeit und Zerſplitterung des Reichs und deſſen endliche Zer— 
trümmerung. Neben den Adel traten noch die mächtigen Städte und die Geiſtlichkeit 
als getreue Helfer. Die Landſtände waren meiſt nur die Vertreter von faſt ebenſoviel 
divergirenden Sonderintereffen. Nach dem Siege der Territorialgewalt begann aber 
num diefe den Kampf nad) unten und brady jede ihr hinderliche Selbftändigfeit, bis fie 
in Gefeggebung, Juftiz und Verwaltung unumjchränft gebot. 

So ging in diefem Entwidlungsgange nacheinander unfere nationale Einheit im 
Kaiferthum und der Reichsverfaſſung mit ihren Gentralinftitutionen für Gejeggebung, 
Juftiz und Verwaltung unter, jo in gleicher Weiſe die Landftände, die Gewalt der 
Kirche und der Gerichtöherren, und der Abfolutismus operirte im Staate nur noch mit 
feinem Beamtenthum nad) mehr mechanischen Gefegen. Die Staatseinheit im Sinne 
des Abjolutismus war vollendet, die politifche Thätigfeit der Gemeinden wie der cor- 
porativ abgejchloffenen Eorporationen todt. 

Der gewaltige Stoß der franzöfiichen Revolution und jpäter die Ohnmacht der 
dentjchen Fleinen und großen Herren gegenüber dem mächtigen Ufurpator follte dem 
Abjolutismus ebenfo wie dem Volfe das Bewußtjein bringen, daß der Staat mit der 
unbedingten Alleinherrichaft des Gentrums nicht länger beftehen könne, fondern aus 
dem bisher herrichenden mechaniichen Geſetze heraus unter das organijche Gejeg treten 
müfle, nach welchem eine Harmonie walten muß zwiichen der Herrichaft des Hauptes 
und der —— der Glieder, nach welcher Centraliſation und Decentraliſation 
in richtigem Verhaͤltniß ſtehen muß. 

Vollawirthſchaftl. Handwoͤrterbuch. 10 
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Stein’8 großgefaßter Organifationsplan für die Wiedergeburt des preußiichen 
Staates verfolgte diefes Ziel. Er wollte, in Verwaltung und Geſetzgebung zwar noch 
ftarf centraliftiich, den Gemeinden und Provinzen Selbftändigfeit verleihen. Seitdem 
fest fich das Anftreben diefes Zieled weiter und weiter fort, und namentlich feit den 
dreißiger Jahren hat das Volf in den weitmeiften Ländern eine conftitutionelle Ber: 
—* errungen, durch welche ihm in ſeiner Vertretung eine Mitwirkung bei der Ge— 
etzgebung, das Steuerbewilligungsrecht, das Recht der Initiative und ein mehr oder 
minder wirkſamer Einfluß auf die äußere Politik und die inneren Verwaltungsgrund— 
fäge gefichert oder wenigftend in Ausficht geftellt ift. Hiermit ift ſchon ein großer 
Schritt zur Herftellung des Gleichgewichts der Gewalten getban. Die Regierungen 
feldft Laffen gegenwärtig der Neubildung von freien Genofienichaften und der Wieder: 
erwedfung der Selbftändigfeit corporativer Rebensfreife, der Gemeinden und Provinzen 
meift freien Lauf und fördern das Streben dahin. Daß wir erft am Anfang ftehen, 
daß der Staat vom Hange der centralen Bielregiererei durdy) Haupt und altgeſchulte 
Glieder im praftifchen Leben noch vielfady nur en ſich losmachen fann, daß, wie 
wir aus dem Munde eines freifinnigen Minifters wiſſen, das polizeilidy gedrangjalte 
und gedrillte deutiche Volk ſich felbft nur ſchwer wieder an die Idee der Selbftregies 
rung, die ihm eigentlich national eigenthümliche, gewöhnt, daß die conftitutionelle 
Macht des Volkes noch immer vielfady auf Schwachen Füßen fteht und gerade der par— 
lamentarifche Kampf um diefe Macht unfere Zeit charafterifirt und bewegt, Daß end» 
lic) die Forderungen des Volfes nach deutſcheinheitlicher Gentralifation gegen— 
über der gewordenen particulären Souverainetät, welche das macht- und lebenslofe 
centrale Inftitut des „Bundes“ hält, noch lange Kämpfe auszufechten haben werben, 
wer wollte Das läugnen? 

Die romanijcdyen Völker neigen von Natur mehr zum centripetalen Staatslebet, 
die germanifchen zur Selbftregierung. in ftraff centralifirter Staat pflegt in der Regel 
nach Außen fehr fraft- und wirkungsvoll auftreten zu fönnen. Gin Beilpiel war und 
tft noch Kranfreih. — Das Mufter des Selfgovernment ift befanntli England, 
defien einheitlicdye Macht darunter nicht leidet. Und diele darf nicht leiden, die Decen- 
tralifation hat aljo ihre Grenze. Wie die radicale Demokratie diefe Grenze oft ignorirt 
und die Monarchie auflöft, fo treibt der Socialismus wieder zur Gentralifation im 
Ertrem und löft das Volf auf in den Staub von bloßen Individuen. Die Mitwirkung 
des Volfes in der Geſetzgebung fichert befonders die Zurgeltungbringung der Korderun- 
en des Volfsgeiftes und der verfdyiedenen ze. und Claſſen, fie verhütet oder 
Bo verhüten die unproductive oder falicye Verwendung der Staatsmittel und über- 
mäßige Anftrengung der Staatskräfte. 

Das Bewußtfein der nationalen Zufammengehörigfeit des auseinandergehaltenen 
Volkes unſers buntſcheckigen Baterlandes hat jene Forderung nad) gemeinfamer cen- 
traler Geſetzgebung und oberften Juftiz- und Verwaltungsbehörden jowie gemeinfamer 
Volfsvertretung immer ftärfer und ftärfer gemadyt. — Hatten wir dody ehemals, wie 
um den Handelsftand in Verzweiflung zu bringen, 41 verichiedene Wechjelgelege in 
Deutſchland, in manchen Ländern zwei, ja drei nebeneinander. Deshalb war Die 
deutiche Wechſelordnung vom 1. Mai 1849 die erfte große legislative That Geſammt— 
deutichlands, die zweite das deutſche Handelögefegbuh. ine einheitliche Civilgeſetz— 
gebung und Givilprocegordnung wird der faft ebenfo großen babylonifchen Verwirrung 
auf dieien Gebieten bald ein Ende machen. Mit dem Siegeszuge der Gewerbefreiheit 
find wir doch noch nicht zu einer einheitlichen Gewerbeordnung gelangt, und auf dent 
Gebiete der Niederlaffungs- und Heimathsgeſetzgebung fieht e8 noch jo chaotiſch bunt 
aus, daß der freien Bewegung der Arbeitäfräfte eine ſchwere Feſſel auferlegt ift und die 
arbeitenden ärmften Claſſen auf das Aergſte bedrücdt werden. — Den Forderungen’ nad) 
einheitliher Adminiftrativgefeggebung hält man in der Negel entgegen die Ver: 
ſchiedenheit der localen, culturlichen, rechtlichen und wirthichaftlichen Beduͤrfniſſe und 
Verbältniffe, die nun einmal fich nicht einigen ließen. Es handelt ſich aber immer nur 
darum, in dem einheitlichen Gefege allgemeine Fundamentalnormen aufzuftellen. Die 
fpeciche Anwendung , die Berüdfihtigung fpecieller Verhältniffe muß man alsdann 
einem tüchtigen Beamtenthum anvertrauen. Provincial-, Bezirfs-, Städteverlamm- 
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lungen, Hanbeld- und Gewerbefammern, corporative Verbände, fahmännifche Ver: 
eine treten überall der Regierung und ihren Organen berathend zur Seite, fo oft es 
nur nöthig ift. Der Staat hat gegenwärtig zwei Aufgaben, einmal alle ihm und feis 
nem höheren Zwede fremde, jociale und wirthichaftliche Gebiete freizugeben, anderer: 
feits, innerhalb feines eigentlichen von jenem Zwed eingegrenzten Wirfungsfreifes bei 
allen wichtigeren Fragen die Stimme der betheiligten Kreife beziehlich der Sachkun— 
digen zuzuziehen und zu hören. Auch in erfterer Beziehung bleibt ihm die Oberaufficht, 
felbft wenn er der Kirche, Schule, Gemeinde, den Stiftungen und Genoffenfchaften 
jeder Art Autonomie und Selbitregierung verleiht. In der zweiten Beziehung ift wer 
nigftens ein Anfang gemadyt für vie verjchiedenften Richtungen ftaatlichen Lebens 
durch Provinciale und Bezirksausſchüſſe, Steuerausſchüſſe, Polizei- und Gerichts— 
ſchoͤppen, Geſchworene, in der Zuziehung von Staatsbürgern für Handels- und Ge— 
werbeſtreitigkeiten, im friedensrichterlichen Inſtitut für Polizeiverwaltung, Schlichtung 
geringer Rechtshändel und Aburtheilung leichter Vergehen. — Dieſe Anfänge aber 
geben der Hoffnung Raum, daß das aus dem Zeitgeifte herausgewachfene,, vom Be- 
wußtiein des Werths des Individuums getragene Eichen fein Ziel, wenn auch nur 
allmählich, jo doch fidyer erreichen werde. 

Eine richtige Organijation der Autonomie und Selbftverwaltung der Gemeinden 
und Genoſſenſchaften ift, wie wir aus der Geſchichte Roms und des heutigen Englands 
jehen, die befte politiiche Schule der Bürger, ift die Quelle des opferbereiten edlen Ge- 
meingeifted und der echten Bürgertugenden, der Schutz gegen bureaufratifches Beam: 
tenthum, die un wahren conftitutionellen Lebens des Staates und feiner äuße— 
ren und inneren, frijchbleibenden Kraft. Ueberall, wo Autonomie und Selbftverwal- 
tung eines entwidelten Volfes durch abjolutiftiiches Regiment nicht zur Eriftenz ge— 
langt oder wiederum erdrüdt, ſomit das Volk felbit politifch zur todten Maſſe herab: 
gefunfen ift, wird der Staat in längerer oder fürzerer Zeit finfen und endlich zuſam— 
menftürzen. Jul. Frühauf. 


Che (Eheque), Checkbanken. 

(Vgl. die Art. Banken, Depofiten Ar. II, CEontocorrent). — Check ift 
der engliiche banftechnifche, jegt audy in der deutichen (und franzöfiichen) Literatur als 
terminus technicus eingebürgerte Name für die Anweifung einer Perſon 
auf ihr Guthaben (in Depofiten- oder Gontocorrentconto) bei einer Bank. 
Der Ehe kann auf Namen oder auf den Inhaber lauten. Er ift auf Sicht zahlbar. 
Mit der Banknote hat er manche Achnlichkeit. Er unterfcheidet fich formell dadurch 
von ihr, daß er eine Anweilung eines Dritten auf die Banf, die Note dagegen eine 
Anweifung der Bank auf fich jelbit ift. Berner wird er in der Regel nicht auf runde 
Beträge, jondern auf die Summe ausgeftellt, weldye mittelft Anweifung auf die Banf 
beglichen werden joll. Die Banken pflegen wohl ihren Kunden ein fogenanntes Ehe d: 
buch zu übergeben, in welchem ſich Blanquets befinden, die im Fall des Gebrauchs 
berausgefchnitten und ausgefüllt werden. 

Der Ched ichließt fi unmittelbar an das Depofitenweien an. An und für fi 
fann indeflen aud) die reine Girobanf durch Checks auf fidy ziehen laffen, denn es 
macht für das Checkweſen zunächſt feinen Unterſchied, ob das hinterlegte Geld wirklich 
baar liegen bleibt, wie bei der Girobanf, oder ob es von einer Depofitenbanf theilweiſe 
wieder ausgeliehen wird. Das Chedivftem hat in Großbritannien und Nordamerifa 
befonvders durch die eigenthümliche Ausbildung des Bucheredit- und Contocorrent— 
weiens der Banfen feine gegenwärtige eminente Bedeutung erlangt, Während an« 
fänglich und noch jegt meiftentheild auf dem Kontinente die Banfen den Betrag des 
discontirten Wechjeld oder des Lombardvorfchuffes in Münze oder in Banfnoten her: 
auszahlen und auf dieſe Art jedenfalld momentan die Geldeirculation oder den 
Rotenumlauf vermehren und ihre verfügbaren Mittel fofort um den ganzen Be- 
trag des Darlehens vermindern, läßt man fi dagegen in England und Amerifa in 
der Regel das Darlehen einftweilen auf feinem Depofitenconto (Gontocorrent) guts 
ichreiben , auf welches man dann nad) Bedarf mittelit Cheds zieht. Das joeben ge 
machte Darlehen wird mithin jofort zu einem Depofitum in der Banf. Die Bank ift 
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Gläubiger für das Darlehen und alsbald Schuldner für das Depoſitum. Geld oder 
Noten fommen unmittelbar gar nicht aus der Bank heraus. Das ganze Doppelgeichäft 
läuft nur durch die Bücher. Die Activa und Paffiva der Bank find durd das Geſchäft 
faft gleichmäßig gewachſen, erftere nur 3. B. um den arg des in Abzug gebrachten 
Disconto’s ftärfer. Das ausgebildete Syſtem laufender Rechnungen mit täglicher 
Zinfenberechnung wirft ald bewegendes Princip, daß das Geld möglichit jpät aus der 
Banf herausgenommen , möglichit rafch wieder eingelegt wird (j. den Art. Conto— 
corrent). In einem Lande, wo die Sitte, ein Banfconto zu halten , unter der Ge— 
ihäftswelt und vielleicht ſelbſt unter einem Theile der nichtgeſchäftlichen Claſſen jehr 
verbreitet ift, wird der Fall, daß das Darlehen der Bank nur in der Eröffnung eines 
Buchcredits befteht , weitaus der häufigfte fein, wie man in England und Amerifa 
fieht. Nur in befonderen Verhältniffen, 3. B. wenn der Darlehensempfänger Geld 
für das Ausland oder zur Zahlung von Löhnen braucht, wird er fofort wirflid) Münze 
oder Barren oder Noten aus der Banf herausnehmen. Sonft wideln ſich die Gefchäfte 
faft immer ganz in der Banf ab, oder Geld und Noten kommen in Fürzefter Zeit wie: 
der zur Banf zurüd, 3. B. die Noten, welche von den Deponenten zur Zeit der Pacht: 
und Miethzahlungstermine genommen werden, erhöhen nur auf Tage oder höchſtens 
Wochen den Notenumlauf, weil fte gleich bei der einen oder anderen Banf wieder ald 
Depofitum eingezahlt werden. 

Der volfswirthichaftliche Nugen dieſes Bucheredit- und Checkſyſtems iſt leicht zu 
begreifen. Jene „Buchereditdepofiten“ können nad ähnlichen Grundfägen wie die 
eigentlichen Depofiten wieder theilweife ausgeliehen werden. Diejenigen, welche 
fi) den Bucheredit für den discontirten Wechfel haben eröffnen laſſen, haben oft nur 
Zahlungen an andere Kunden der Banf oder aud) an die Kunden einer anderen Banf 
zu leiften, wo dann durch Umfchreibung in den Banfbüchern oder durdy Vermittlung 
des Clearing « Houfes die Zahlungen bewerkftelligt werden, ohne daß wirklich Münze 
oder Banfnoten aus der Banf fortgehen. Oder es wird über den Betrag des Buch— 
credits erfahrungsmäßig überhaupt nicht fofort verfügt, der Kunde hat ihn fich eröff- 
nen laffen, um eventuell Darüber verfügen zu können. Die Banf fann mithin aud 
von den Buchereditdepofiten den Theil, welcher regelmäßig ftehen zu bleiben pflegt, 
wieder verwenden, d. h. ausleihen. Legteres gefchieht nun wieder in der üblichen 
Form der Eröffnung eines Bucheredits, worauf von Neuem der Depofitenconto wächft 
und abermald Ausleihungen ftattfinden fönnen u. |. w. Hierin liegt das Geheimniß 
der wahrhaft coloffalen jogen. Depofiten der englifchen und amerifaniihen Banfen. 
Dies find nur zum fleinen Theile eigentliche, neu eingezahlte Gelddepoſiten, jondern 
der Maſſe nach ſolche durch Gutichreibung der eigenen Darlehen der Banfen entitan- 
dene Buchereditdepofiten. Es ift, wie Marcleod mit Recht bemerkt, ein fundamen- 
taler Itrthum, dies zu überjehen. 3. B. hatten die ſechs größten Londoner Joint 
Stod-Banfen Mitte 1864 68,,, Mi. Pfd. St. Depofiten, Mitte 1863 nur 52,2, ; 
diejelben Banken mit Einfchluß einiger wenigen viel Heineren befaßen Mitte 1556 
nur 36,45, 1852 18,00, 1845 10,05 Mill. Pfd. St. Depofiten, die früheften find erft 
in den 30er Jahren entftanden. Dieje enormen Summen beftehen , wie gejagt , größ- 
tentheild nur in ſolchen gutgefchriebenen Darlehensbeträgen. Man ſieht daraus, 
welche großartige Geſchäftsausdehnung das Bucheredit- und Chediyitem geftatten. 
Freilich erfennt man darin auch das ungemein Künftliche und nicht Ungefährliche 
diefer Geftaltung des Bankgeſchäfts. Legteres wird mit einem außerordentlich Heinen 
Baarvorrath geführt, der jelbft wieder großentheild ausgeliehen, in England und Lon- 
don nämlich bei der Banf von England deponirt ift, indem die Banken ihre Zahlun- 
gen, 3. B. die nad) der Gompenjation übrig bleibenden Saldo's im Elearing « Houfe 
mitteljt eines Checks auf die engliiche Bank berichtigen. Diefes Inftitut leiht von den 
Depofiten der ſogen. Privaten (d. h. großentheild der Privatbanquiers und Gefell- 
ihaftsbanfen; und des Staates aber wieder nad) den Grundfägen des Depofitenwe- 
ſens eine ftarfe Duote aus, weil erfahrungsmäßig die Einzahlungen und Rückforde— 
rungen jeiner Deponenten, d. h. des Staats und der Banken, ſich zum bedeutenden 
Theil ausgleichen und die Zahlungen fid) durch bloße Umfchreibung in den Banf- 
büchern vermitteln laffen. Die engliiche Bank hält auch nad) ihrer jegigen, einftim- 
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migem Urtheil gemäß höchſt vorſichtigen und rationellen Praris den dritten Theil der 
Depofiten in der Regel für einen genügenden Baarvorrath des Depofitengeichäfts. 
Das ganz enorme Londoner Banf- und Handelsgeſchäft, in welchem ſchließlich ein 
fehr erheblicher Theil der Zahlungen des ganzen engliſchen Geichäfts, ja des Welthan- 
dels überhaupt zur Abwidlung fommt, wird daher mit diefem kleinen Metallvorrath 
von 5—8 Mill. Pfv. St. geführt. Der Economift glaubte jüngft approrimativ 
annehmen zu”dürfen, daß diejer Feine Vorrath die Baarreferve für etwa die 100-fache 
Summe jchwebender Noten», Depofiten» und Wechfelverpflichtungen fei. Im Elearing- 
Der wird zulegt die enorme Mafle der Umfäge faft ohne jede Dazwiſchenkunft von 
eld beglichen. In der That ein Marimum von Umſätzen, vermittelt durch den Ere- 
dit und Die auf ihm beruhenden Umlaufsmittel, auf der Bafis eines Minimums von 
Metallgeld: das Ziel der Ereditwirthichaft (f. den Art. Credit Nr. VT). 

Die Depofitenbanf und das Checkſyſtem erſetzt auf diefe Art in noch viel höherem 
Maaße wie Die Zettelbanf und der Banfnotenumlauf das Geld in feiner Function als 
Umlaufsmittel. Je mehr ſich das Checkſyſtem ausbildet, defto überflüffiger wird jelbft 
die Banfnote wieder. Hier wird in der That auf der höheren Stufe der Ereditwirth- 
Ihaft die Banknote wieder durd) die anderen Geldfurrogate, Wechſel, Checks, und 
durd) Die angedeutete Greditorganifation aus ihrer Yunction als Umlaufsmittel und 
daher überhaupt definitiv verdrängt, wie die Banfnote felbft früher die Münze ver- 
drängt hat. Es ift der große unverfennbare Zug im hoch entwidelten Creditſyſtem 
Schottlands, Englands, Newyorks, die Zettelbanf wieder durdy die Depofitenbanf, 
die Notencirculation durch die Girculation von Checks zu erfegen, an Banfnoten zu 
iparen, und durch befondere Eompenjationd- und Austaufchinfteme, Clearing-Houſes 
u. dgl. m. ein Marimum von Umfägen nnd Gejchäften mit einem Minimum nicht 
nur von Münze, fondern auch von Banfnoten, dem der Münze formell am nächſten 
ftehenden Gelpfurrogate, zu ermöglichen. So ift ſich 3. B. in den legten 20 Jahren 
keineswegs nur unter dem Einfluffe der Veel’ichen Aete) der Gefammtnotenumlauf 
Großbritanniens und Irlands ziemlich gleich geblieben (c. 34—38 Mill. Pfd. St.). 
Die großen Noten (100 Pfd. St.) haben ſich erheblich vermindert, weil es Sitte ge- 
worden ift, größere Zoll» und Steuerzahlungen , die Saldis des Clearing-Houſes in 
London u. a. m. mit Cheds, ftatt wie früher mit Banfnoten zu berichtigen, und weil 
bis zur Zulaffung der Joint-Stod- und Weftenddbanfen zum Elearing-Houfe (1854) 
faft 2 Mill. Pfo. St. 1000, Pfund-Noten für die Begleichung der Zahlungen der Xon- 
doner Banken unter einander erforderlich waren. Die mittleren Noten (20—100 Pfp.) 
find ſich dem Betrage nad) ziemlich gleich geblieben, nur die Fleinen (5, 10 Pfd., in 
Schottland 1 Pfo.) haben ſich etwas vermehrt. Die große Steigerung der Umſätze 
ift jomit ohne bedeutende Vermehrung der Noten bauptlächlich durch die Fortichritte 
ver Banf- umd Ereditorganifation möglich geworden. Das Gleiche läßt ſich in New- 
vorf, Maſſachuſſets u. ſ. w. nachweiſen. Die Wirffamfeit derielben Summe 
metallener Girculationsmittel wird auf diefem Wege gefteigert. Der neue Bedarfan 
Umlaufsmitteln, welcher aus der Entwidlung der Volfswirthichaft hervorgeht, braucht 
nicht Durch eine neue Quantität Geld, fondern wird durd) jene Fortichritte der Eredit- 
wirtbichaft, alfo vornehmlich durch das Checkſyſſtem gededt. Man erkennt hier deut» 
lich, wie faljch es ift, immer den Banfnoten ausſchließlich oder felbft nur vorzugsweiſe 
die Fähigkeit, das Geld in feiner Function als Taufchmittel zu erfegen , zuzuichreiben 
f. den Art. Banknote). Zuerft wird das Checkſyſtem unter der Geſchäftswelt fid) 
ausbreiten, wie denn in Großbritannien und Nordamerifa der größte Theil der Ge— 
ſchäfte jegt auf diefe Art vermittelt wird. Dann dehnt fich aber der Gebrauch, Banf- 
conto's zu halten, auch auf die wohlbabenderen Gonfumentenfreife aus. Schließlich) 
werden nur noch die Verkehrsfreife der unteren Glafien Münze und Noten brauchen, 
und felbft bier fönnen Volksbanken das Checkſyſtem einbürgern. In Deutichland be- 
ginnt man endlich den Nugen des legteren zu begreifen (Wien). Hinderlich ift befon- 
ders zuerft Die Stempelpflichtigkeit der Checks. — Literatur |. den Art. Banken und 
Depofitenbanfen. 

Adolph Wagner. 
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Clearing · Houſe. 

Vgi. die Art. Contocorrent, Check, Banken.) 

Clearing-Houſe iſt der auch in der deutſchen fachwiſſenſchaftlichen Sprache reci— 
pirte engliſche techniſche Ausdruck für den Ort, an welchem die Beauftragten der Ban— 
fen (Banquiers) regelmäßig zufammenfommen, um dafelbft die inzwiichen eingegange- 
nen, auf die betheiligten Bankffirmen laufenden Forderungen, ald Anweifungen, Wech— 
fel, Checks, Banknoten u. a. m., weldye die Banfen von ihren Kunden zum Incaflo 
erhielten, gegenfeitig auszutaufchen und mithin durdy Gompenfation oder Gegenrech— 
nung auszugleichen. Man fönnte im Deutjchen das Wort Ausgleihungshaus 
brauchen. te Nothwendigfeit und Erjprießlichfeit des Elearing-Houfe geht aus der 
Zerfplitterung des Banfgefchäfts in viele einzelne Banfanftalten hervor. Wenn der 
gefammte Geld» und Banfverfehr eines Plages oder gar eines Landes in einer Bank 
(und deren Filialen) concentrirt wäre, jo ließen ſich alle Plagumfäge durch Giriren 
oder Umfchreiben in den Bankbüchern, alle Landesumfäge durch eine gleiche Manipu— 
lation zwijchen der Hauptbanf und ihren Agenturen u. |. w. ausgleihen. An fid 
ftrebt faum ein Geſchäft jo jehr zur Concentration und zum ©rofbetrieb wie das 
Banfgefchäft, weil zu den jonftigen Vortheilen des größeren Geſchäfts hier noch der 
befondere hinzutritt, daß das größte Geſchäft ſich mit Fleinfter Baarreferve betreiben 
läßt. Daher denn die Erſcheinung, daß ſelbſt bei beftehenderBanffreiheit keineswegs 
immer eine Ueberzahl von Banfen gegründet wird (Schottland, London, in letzterem 
gab e8 und giebt ed nur S—12 Joint-Stod-Depofitenbanfen, wovon nur 4 fehr be- 
deutend geworden find). Aber andrerfeits bleibt bei erlaubter freier Concurrenz doch 
auch das Streben der Einzelnen vorhanden, jelbitändige Banfen nebeneinander zu 
gründen. Denn ſelbſt das blos factiſche Monopol ruft Abneigung hervor und ift auch 
zudem mit unläugbaren volfswirthichaftlichen, moralifchen und politiihen Nachtheilen 
verfnüpft. Deshalb wird ſich wohl ſchwerlich das Bankgeſchäft jemals in einem 
Etablifiement allein concentriren, vielmehr wird die im Bankweſen liegende centrali- 
firende Tendenz nur fo viel vermögen, daß an Stelle vieler Feiner wenige größere Ban- 
fen treten. Alsdann ift das Clearing» Houfe ftetS das Complement des Eredit- und 
Bankſyſtems. Seine functionelle Bedeutung liegt darin, daß mit feiner Hülfe die wirth- 
ſchaftlichen Mängel des Vielbankſyſtems, welche gerade aus der Decentralifation des 
Banfgeihäfts hervorgehen , wieder bis zu einem hoben Grade befeitigt werden. Das 
Vielbankſyſtem mit dem Clearing-Houfe hat daher ähnliche Vortheile, wie das Mo- 
nopolbankſyſtem, während es als freie Schöpfung des wirtbichaftlichen Verkehrs noch 
den Vorzug verdient. 

Glearing-Houfe-Ginrichtungen können zwifchen beliebig vielen Banken beftehen. 
Das Weſen der Einridytung liegt in der flattfindenden Gompenfation an Stelle 
der gegenfeitigen Baarzahlung der Forderungen. Man erjpart dabei die Mühe des 
Zählend, Tragend des Geldes, es braucht nur ein viel Feinerer Betrag Münze {oder 
eventuell Banfnoten) im fteten Beftge der Gefammtheit der Banfen zu jein, denn das— 
jenige Geld, welches nur die Beftimmung hat, zur Berichtigung der fpäter durdy Com— 
penfation im Glearing-Houfe abgemadyten Zahlungen zu dienen, fann offenbar eripart 
werden. Die Zulaſſung der Joint-Stod: und Weftendbanfen zum Glearing-Houfe der 
Londoner Citybanken veranlaßte daher eine Erfparung von 2 Mill. Pfd. St. 1000- 
Pfd.:Noten. Durch die Einrichtung des Glearing« Boufe wird auch die chließliche 
baare Einlöfung der Greditumlaufsmittel (f. den Art. Credit Nr. VI) unnöthig ge- 
macht. Inſofern dient das Clearing» Houfe zur unumgänglichen Vervollftändigung 
derjenigen inrichtungen des Gredit- und Bankweſens, durch weldye an Stelle des 
Gebrauchs des baaren Geldes das Gutichreiben und Verrechnen gefegt wird. Zulegt 
bleibt nur ein Saldo zu berichtigen, weldyer aus der Differenz zwiſchen den von einer 
Banf und an eine Bank zu leiftenden Zahlungen am Abrechnungstage beiteht. Diejer 
Saldo muß nothiwendig relativ um jo Fleiner fein, je größer der Geſchäftsverkehr der 
„learenden“ Banffirmen wird. Schon i. 3. 1839 beliefen fich die Abrechnungen des 
Clearing-Houſe in London auf 954 Mill. Pfd. St., die jummirten Saldi auf 66,, 
Mill. oder 6,5%. Bor einigen Jahren war jene erftere Summe auf 1900 Mill. Priv. 
geftiegen. Gegenwärtig muß die Abrechnungsſumme wohl faft das Dreifache der Ziffer 
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von 1839 fein, während die Saldi ſchwerlich viel größer find. Im Clearing-Houſe 
von Newyorf (Stadt, Clearing - Houfe der Eity - banks) wurden in 4 Jahren und 11 
Monaten (1. Det. 1853 bis 31. Aug. 1858) 30676 Mill. Dollard mit 1574 Mil. 
Dollars baarem Gelde oder mit 5,,°%% oder eigentlich nur mit 2,5% beglichen, da die 
specie je bei Ein» und Ausgang doppelt (fach im Ganzen) gerechnet it. Selbſt diefe 
kleinen Refte brauchen aber nicht nothwendig durd Münze oder Metall, fondern fön- 
nen abermals durch Anweiſungen u. dgl. ausgeglichen werden. In Newyork gejchieht 
ed durch Gold oder durch Depofitenfcheine über Gold, welches bei dem Leiter des 
Glearing-Houfe hinterlegt worden ift (eigentliche Depofiten). In London brauchte man 
früher Banfnoten der Hauptbanf, jegt hat jede im Elearing-Houfe erfcheinende Firma 
ein Depofitenconto bei diefer Bank, der Saldo wird mittelit Checks darauf gedeckt. 
Bei dem regelmäßigen Austaufchgeichäfte der fchottiichen Banken in Edinburg — dem 
Weſen nad) aud) ein Elearing-Houfe — dienen zur Begleichung der Saldi Schapfam- 
merſcheine oder Tratten auf Londoner Banken. So gipfelt denn in der That dad mo» 
derne Eredit- und Bankiyftem im Clearing- Houfe. Das Metallgeld verliert für den 
Geichärtsverfehr feine Bedeutung als (körperlich benugtes) Taufchmittel beinahe völ- 
lig: ein rieſiges, gleich dem Raͤderwerk der Fünftlichften Mafchinerie eng in einander 
greifendes Syſtem von Banfeinrichtungen, Greditumlaufsmitteln und Clearing-Houſes 
erjegt die Münze. Namentlich bildet das Clearing-Houſe die VBervollftändigung des 
Depofiten-, Contocorrent- und Checkbankweſens. 

Das ältefte eigentliche Clearing Houje ift dad Londoner (aus den 1770er Jahren). 
—* Zeit als Monopol der Citybankers betrachtet, hat es eine erneute coloſſale Ent— 
wicklung durch die Zulaſſung der übrigen Londoner Banken Juni 1854) genommen. 
Das Clearing-Houſe von Newyork ward 1853 gegründet und hat wiederholt in Pa— 
nic's treffliche Dienfte geleiftet. Auf dem Continente beſtehen mitunter ähnliche ältere 
Einrichtungen, wie 3. B. in Augsburg (Scontrotag). Jüngft haben die Wiener 
Banken die Einleitungen zur Errichtung einer Glearing-Anftalt getroffen. Die Giro- 
abtheilungen großer Banten (Preuß. Banf, Frankfurter Bank) und eigentliche Giro» 
banfen können in gleicher Richtung wie die Glearing- Houfes, doch immer nur für 
gewine Geſchäftskreiſe wirken. Sehr eriprießlic ih namentlich aud ein Eifen- 

ahnclearing-Houfe (England). In Deutjchland vermißt man aud) ein ſolches 
Elearing-Houjfe für die Zettelbanfen. j 

Literatur. D. Hübner, Die Banken ©. 369, über London; Gibbons, 
The banks of Newyork (N. 1859), ch.17, p. 292—342, eine höchſt plaſtiſche Flare 
Schilderung der Einrichtung , Geichäftsthätigfeit und Wirkung des Elearing » Houfe 
von Newyork. — Bol. auch Beer, Geſch. d. Welthandeld im 19. Jahrh., 1. Bd. 
(Wien 1864) S. 186, 194, und meine Theorie d. Peel'ſchen Acte, ©. 119 ff. 

Adolph Wagner. 


Eolonieen und Eolonialfyftem. . — 
Unter dem Namen von Colonieen begreift man dreierlei beſonders mit Rückſicht 
auf die Entſtehung und die politiſchen Verhältniſſe verſchiedene Arten von Anſiede⸗ 
lungen. Die eine Art von Colonieen entſteht unter der Herrſchaft der Staatsge— 
walt eines Landes in dieſem Lande durch Anſiedelung Einheimiſcher oder Trem- 
der. So entftanden die Mooreolonieen Nordweſtdeutſchlands, die Anfiedelungen 
niederländischer Landleute — „Holländer“ — in Deutſchland während des Mittel- 
alters , deuticher Landleute in Südrußland, Ungarn, Polen, Braſilien, Auftralien. 
Das Charafteriftiiche ift: Zufammenwohnen, wenigftens gemeindeweifes, der Anfiedler 
auf neuem Gulturlande, unter gleichem Rechte mit den älteren Staatsangehörigen, 
mitunter, wenigften® zeitweiſe, unter befjerem Rechte. Die zweite Art bilvet ſich durch 
Auswanderung nad) einem fremden Lande, welches ganz oder wovon ein gewiſſer Theil 
mit einem Male oder allmählich von den Ginwanderern occupirt wird. Die Anfiedler 
find unabhängig von der Staatögewalt des Mutterlandes;, fie bilden neue Etaaten. 
Island , eine norwegiihe Colonie, ward erit 387 Jahre nad) der Gründung vom 
Mutterlande unterworfen; Garthago, eine phöniziiche Golonie, war ganz unabhängig 
von Phönizien und weit mächtiger als diefes; Preußen, eine deutſche Niederlafjung, 
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war lange Zeit ein Staat für fi unter der Herrichaft des deutichen Ordens. Die 
dritte Art (Golonieen im gewöhnlidyen Sinne des Wortes) befteht in Niederlaffungen, 
die auf Veranlaffung eines Landes in der Fremde, entweder infolge von Eroberung, 
oder infolge fonftiger ftaatlidher Decupation, begründet und eingerichtet werden, und, 
in der Regel wegen ihres Schugbebürfnifies, unter der Staatögewalt des Mutterlandes 
verbleiben. So die römischen und carthagiichen Eolonieen, die Kleruchieen der Griechen 
— im Gegenfag zu den Privat-Anfiedelungen, die man Apoifieen nannte — die däni— 
chen Anfiedelungen in Grönland, die jpanifchen, engliihen, franzöſiſchen, hollän— 
difchen, ſchwediſchen, dänischen, rufftichen ıc. ld ihn in transatlantiichen Ge⸗ 
genden infolge der geographiichen Entdefungen von 1486 und 1492. 

Eine Unterart bicker dritten Art bilden die von großen Handelsgejellichaften ge- 
gründeten und verwalteten colonialen Niederlaffungen, wie z. B. die der weiland bri- 
tifch-oftindifchen Compagnie in Dftindien. 

Bei vollitändig durchgeführter internationaler Freizügigkeit, und wenn dieſelbe 
phyſiſch überhaupt enfnfähten wäre, würde an die Entftehung von Eolonieen der 
eriten Art kaum zu denken fein, vielleicht wegen mangelnden Berürfnified aud) an die 
von Golonieen der zweiten Art kaum; ſolche der dritten Art zu bilden, würde immer 
namentlidy für aufftrebende, im vollen Kraftgefühl befindliche und beſonders ſee— 
mächtige Handelsvölfer ein unwiderſtehlicher Reiz vorhanden fein. Gerade diefer 
Reiz ift es, welder lange Jahre zur Ueberihägung des Befiges foldyer Colonieen, 
zur foftematiichen Erwerbung derjelben, zur Ausbildung eines bejouderen ftaatswirth- 
ſchaftlichen Syftems von gleicher Selbftändigfeit und gleicher Verderblichkeit, wie das 
Mercantil- und phyſiokratiſche u. a. jogen. Raatswirthichaftliche Syſteme, geführt hat. 
Man nennt dieſes Syſtem das Colonialſyſtem. Es foll nidyt geläugnet werben , daß 
die Sucht, Golonieen der dritten Art zu gründen, wie fie in Europa, namentlich jeit 
der Entdeckung von Amerifa und des Seewegs nad) Dftindien, allüberall, außer in dem 
durch Die Reformationsfämpfe, den Verfall der Reichsgewalt und dann den dreißigjäb- 
rigen Krieg immer ohnmächtiger werdenden deutjchen Reiche, erwachte und ſich mächtig 
ausbreitete, großartige Eulturerfolge herbeigeführt, eine großartige civilifatoriiche Auf: 

abe löſen geholfen hat. Aber andererfeits darf nicht verfannt werden, daß das Golonial- 
yſtem aud) viel edle Kraft vergeudet, zu zahllojen Acten rohefter nnd unmenſchlichſter 
Gewalt geführt, und — hierin dem Mercantilfvftem ähnlich — zahllofe, tief eingreifende 
Irrthümer verbreitet hat. Als Syſtem ift es an fih ein Irrthum. Die jeit drei Jahr- 
hunderten bis auf den heutigen Tag herrichende Anjicht, daß die Völker nur durch Co— 
lonieen reich werden fönnen, beruht auf demjelben Grundirrthum, wie Das Mercantil- 
joftem, und die auf dieſe Anficht fich gründende Politik bringt dem Mutterlande wenig 
Segen. Daß die Erwerbung von Golonieen , und ſolchen awar, die aufs Neichfte mit 
Naturgaben ausgeftattet find, an ſich den Wohlftand eines Volkes nicht befördert, zeigt 
das Beijpiel Spaniens, welches jeiner Zeit einen größeren Golonialbefig hatte, als 
England felbft, und welches doc, wirthichaftlich in den tiefften Verfall gerieth. Die 
Aufgabe, ferne Golonieen fich ausschließlich und unbedingt dienftbar gu madyen — eine 
Aufgabe, welche jede Golonialpolitif wenigftens anfänglich und jo lange der coloniale 
Charakter der Anfiedelungen erhalten bleibt, verfolgen muß — läßt ſich nicht löſen 
ohne ein Syftem von Bedrüdungen und Gewaltthaten , und fein Bolf der Erde, am 
wenigften aber ein ſolches, welches bereits europäifche Elemente in ih aufgenommen 
hat, fann in der Knechtichaft ökonomiſch gedeihen. Die Gefege der Volfswirthichaft 
bewähren fich zu allen Zeiten, bei allen Völkern, in allen Zonen in gleicher Weife. 
Unterjochte Völfer, welche die Erzeugniffe ihrer Arbeit nicht verwerthen, ihre Bedürf— 
niffe an ausländischen Gütern nicht befriedigen fönnen, wo und wie fie wollen, werden 
ihren Unterjochern niemals große wirthichaftliche Vortheile bringen , oder diefe Vor: 
theile müflen doch fehr theuer erfauft werden. Erſt, wenn die Durchſetzung des volks— 
thümlichen mit Bevölferungselementen des Mutterlandes jehr weit gediehen, erft, wenn 
e8 gelungen ift — was nur in feltenen Fällen gelingt — der Eolonie ähnliche politijche 
Inftitutionen zu verleihen, wie die, deren das Mutterland ſich erfreut, und fie doch in 
der Botmäßigfeit des Mutterlandes zu erhalten, erft dann kann von wirklichem Nugen 
die Rede fein. Dann aber ift die Golonie audy nicht mehr Colonie im eigentlichen 
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Sinne des Wortes, fondern ein Territorialzuwachs für das Mutterland. Diefem Zu- 
ftande fcheinen fic) die englifihen Eolonieen in Oſtindien zu nähern. Sie werden Pro- 
pinzen Großbritanniens werben, wenn es gelingt, die Millionen der unterworfenen 
Bevölkerung zu europäifcher Eivilifation zu erziehen, und zugleich zu verhüten, daß 
ihnen jemals die Unabhängigkeit wünjchenswerther erjcheine,, als die Zugehörigkeit zu 
England. Es liegt auf der un daß, wenn Norbamerifa nicht colonifirt worden 
wäre, es erft in vielhundertjähriger Entwidelung etwa zu derjenigen wirthichaftlichen 
Blüthe gelangt fein würde, deren es fich heutzutage erfreut. Allein während es noch unter 
dem unmittelbaren Einfluffe des ftrammen Colonialſyſtems ſtand, machte e8 doch nur 
jehr geringe Fortſchritte; feine Riejenfortichritte Datiren vom Tage feiner Unabhängig- 
feitöerflärung, und von diefem Tage datirt aud) der neue große Aufſchwung der In« 
duftrie und des Handels des ehemaligen Mutterlandes, Englands. Nordamerika brachte 
es während zweier Jahrhunderte, ver Zeit, wo es zuerft holländische, dann engliſche 
Golonie war, nidyt über eine Einwohnerzahl von 3 Millionen ; als es frei geworden 
war, wuchs feine Bevölferung in 55 Jahren auf 30 Millionen. In Altengland fürd)- 
tete alle Welt, daß der Gründung der Union der Ruin Großbritanniens auf dem Buße 
folgen würde. Briftol, ur Zeit der englifchen Herrichaft über Nordamerika der Haupt- 
ftapelplag für den Handel mit diefen Colonieen, proteftirte eifrigft gegen den —3* 
und die Anerkennung der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten; dieſer Act, meinten 
die Kaufleute, würde ihren Handel total ruiniren, England mußte fi zum Frieden 
entichließen, und ſchon nach 10 Jahren petitionirten dielelben Kaufleute von Briftol 
um Erweiterung ihres Hafens, der die Mafle von Schiffen nicht mehr faſſen könne, 
welche der jo unendlich gefteigerte Verkehr mit dem befreiten Nordamerika ihnen zu— 
führe. Die Ausfuhr engliiher Waaren nad) der Union ift zehn Mal .größer, als die 
nad) den nordamerifanischen Golonieen war, umd die Union erportirt nad) England 
das Hundertfadhe von Dem, was fie ald Eolonie erportirt hatte. Nach den Vereinig- 
ten Staaten mit ihren 30 Millionen Einwohnern erportirte England im Jahre 1860 
für 21,,, Millionen Pfd. St. Waaren, nad) den oftindiihen Colonieen mit ihren 150 
Millionen Einwohnern erportirte e8 dagegen noch i. 3. 1858 nur für 16,7, Millio- 
nen Pd. St. Dabei ift in Betracht zu zichen, daß die übrigen europäiichen Länder 
noch außerdem einen ganz bedeutenden Berfehr mit der Union haben, während ihr 
Handel mit den britiſchoſtindiſchen Golonieen im Vergleich mit dem englifchen Han- 
del dahin faum in Anſchlag zu bringen ift. So groß aud) die Einfünfte find‘, weldye 
Holland — zum Theil freilich durd verabjcheuungswürdige Mittel — aus feinen 
oftindischen Golonieen! zieht (13 Millionen Nettoeinnahme aus den Golonieen i. 3. 
1859 ; 1857 freilicdy aus dem Opiumpacht blos in Java und Madoera 7 ,,, und auf 
den Buitenbezittingen O,,, Mit. Fl.), jo würden doc eben dieſe holländischen Colo— 
nieen — zufammen in Dftindien, Amerifa und Afrifa 33300 IM. mit 18’000000 
Einwohnern — ohnftreitig ganz andere Eulturfortfchritte machen, wenn fie unabhängig 
wären, jo würden fie vielleicht auch den Niederlanden ſelbſt ganz andere Vortheile 
bringen, wenn die legteren, bei unbehinderter Berwerthung ihrer Handelsniederlaflun: 
gen, und frei von den großen Koften des militäriichen Schuges und der Verwaltung, 
mit den alten Golonieen entweder wie mit fernen Provinzen, oder wie mit unabhängi- 
gen Ländern verkehrten. In der That jcheint fich eben jegt in der holländifchen Eolo- 
nialpolitif eine Wandlung zu vollziehen, weldye auf allmäbliche Anbahnung des erfteren 
der ebengedachten Berhältnifle abzielt. Man kann zugeben, daß die Eolonieen anfüng- 
lich ven Schuß des Mutterlandes nicht entbehren fönnen ; allein die Fälle find felten, 
wo das legtere aus den Golonieen dauernd Einnahmen ziehen fönnte, welche die Koften 
der Flotten und Heere überfteigen. Sind diefelben — die Eolonieen — genügend er- 
ftarft, um jelbftändig beftehen zu fönnen, jo gewinnt das Mutterland Rs bei freiem 
Verfehre mit dem Tochterftaate. Jedenfalls aber ift es irrig, anzunehmen, daß der 
Gofonialbefig eine Bedingung des Wohlftandes großer Staaten, und daß er überhaupt 
vom Standpuncte der Volkswirthſchaft erftrebenswerth jei. Won dem weltwirthichaft- 
lihen Standpuncte aus betrachtet, mag Die Gründung von Eolonieen und mag die Verir- 
rung des Colonialſyſtems als ein Durchgangsſtadium, als ein Mittel der Verbreitung 
wirshichaftlicher Eultur, der Ausdehnung des Weltmarftes erfcheinen. Das Beifpiel der 
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an Colonieen ſich nicht anlehnenden hanſeatiſchen Niederlaſſungen in aller Welt zeigt 
aber, daß auch die Weltwirthſchaft jenes Mittels nicht bedarf, welches oft nur auf Koſten 
des Wohlſtandes des coloniſirenden Einzelvolles angewendet werden kann. Hat indeß 
einmal ein Staat großen Colonialbeſitz, jo mag er, auch wenn das politiſche Verhält- 
niß des Mutterlandes zu den Eolonieen das der unbejchränften Herrichaft ift, ſich wohl 
hüten vor dem Mißgriff, der das Colonialſyſtem ganz beionders häufig verderblich ge- 
macht hat, nämlidy vor der Monopolifirung des Aus- und Einfuhrhandels mit den Eolo- 
nieen, dem fog. Sperriyftem. Die Sperrung der Golonicen für den fremden Handel 
hält, ſoweit fie überhaupt durchzuführen ift, den wirthichaftlichen Aufichwung der Nie 
derlafiungen überhaupt darnieber ; in vielen Fällen ift aber dad Bemühen fie durchzu— 
führen, audy vergeblih. Die ftrengiten Verordnungen der ſpaniſchen Regierung, ihre 
Mauthbeamten, ihre Küftenwächter haben Südamerifa nicht gehindert, ſich mit euro— 
päiihen Waaren überſchwemmen zu lafjen ; diefer illegale Handel vereitelt die Abfichten 
des Syſtems und ift — doch keineswegs ein Glück für die Colonie. Auch das iſt 
ein Irrthum, daß die Mutterſtaaten dem Sperrſyſteme die Regelmäßigkeit der Verfor- 
gung mit Golonialmaaren verdanken. Wir haben in Deutichland nie Mangel an 
Zuder, Kaffee, Tabak, Baumwolle u. ſ. w. gelitten ; dieſe Artifel find hier meift fogar 
wohlfeiler geweien, ald in Ländern mit überfeeiichen Befigungen. Da wir fein Mono: 
pol auszuüben, noch anzufprechen haben, fo wählen wir die Orte, wo wir die Waaren, 
deren wir bedürfen, und am vortheilhafteften verichaffen fönnen, und die Erfahrung 
hat noch immer gezeigt, daß wir ung gut dabei ftehen. Der Golonialbejig der Staaten 
Europa's macht gegenwärtig ein Ländergebiet von 261298 IM. mit 223'654000 €. 
aus, ift alfo dem Flächenraume nach weit größer, ald ganz Europa (179848 IM. 
mit 2852 Mill. E.). Davon befigen: England: 170000 IM. mit 195 Mill. E.; 
Rußland : 24298 IM. mit 54000 E., Niederlande: 33300 IM. mit 18 Mill. E., 
Frankreich: 8300 IM. mit 3,, Mill. E., Spanien: 5500 IM. mit 5 Mill. E., 
Portugal: 20000 IM. mit 2,, Mill. E., Dänemarf: 200 IM. mit 45000 E., 
und Schweden: 3 IM. mit 18,000 E. — Die Bedeutung der Begriffe Ackerbau— 
colonieen, Biehzudtcolonieen, Handels-, Militair-, Miſſions— 
und Fifhereicolonieen, endlih Strafcolonieen (für Verbrecher) ergiebt 
fid) jhon aus der Nomenclatur. — Relaiscolonieen legen jeefahrende Natio: 
nen an Stationspuncten zur Ausbeferung und Verproviantirung ihrer Schiffe an. 
Den Begriff Culturcolonieen hat Rojcher für die Fälle eingeführt, in denen die 
Regierung eines wenig cultivirten Volfes aus der-Fremde höher gebildete Coloniſten 
gleihjam als Erzieher und Lehrmeifter ihres neuen Vaterlandes hereinruft. Handelt 
es ſich um Einbürgerung eines Induſtriezweiges, jo nennt man fie wohl auch Jndu: 
ftriecolonieen. 

Literatur: Roſcher, Eolonieen, Eolonialpolitif u. Auswanderung. 2. Ausg. 
1856. — N. Smith, Ueber die Quellen des Wohlitandes. In d. Bearbeit. v. Aiber. 
1861. II. Bd. IV.B. Eap. 7. — Sismondi, De la richesse commerce. II. 223. 
— Moreau de Jonnös, Elements de stat. 1847. II. 202. — 3. St. Mill, 
Grundſ. d. pol. Decon. Ueberſ. v. Soetbeer. 1852. II. S. 449, 

A. Emminghaus. 


Commanbdite. Commanditgeſellſchaft. 

Eommandite nennt man jchlechthin im gewöhnlichen Xeben die Zweigniederlaf- 
jung eines Geſchäfts. Im Spitem der Handelsgeſellſchaften ift die Gommanpditgefell- 
ſchaft (Societe en commandite) nad) den Beitimmungen des deutichen Handelsgejeg- 
buchs dann vorhanden, wenn bei einem unter einer gemeinichaftlichen Firma betrie- 
benen Handelögewerbe ein oder mehrere Sejellichafter fi nur mit Vermögenseinlagen 
betheiligen (Gommanditivftem), während bei einem oder mehreren anderen Gefellichaf- 
tern die Betheiligung nidyt in dieſer Weile beichränft iſt perſönlich haftende Geſell— 
Ichafter). Sind der legteren mehrere vorhanden, jo iſt in Anſehung ihrer die Geſell— 
ſchaft zugleich eine offene Geſellſchaft. Die Errichtung ift von fämmtlichen Gefellichaf: 
tern (aud) von den Commanditiſten) zur Gintragung in das Handelsregifter anzumel- 
den, perjönlich vor dem Handelögerichte zu unterzeichnen oder in beglaubigter Form 
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einzureichen. In zweiter Lefung des Handeldgefegbuches ift das Inftitut der deutichen 
ftillen Gejellfchaft von der Kommanditgefellichaft getrennt worden. Die ftille Gefell- 
ſchaft und die Gommanditgefellfchaft haben mit einander gemein, daß jowohl der Com— 
manbitift ald der ftille Gefellichafter fich an dem Verluſte des von der Gejellichaft be- 
triebenen Handeldgewerbes nur bis zum Betrage ihrer Einlage betheiligen,, während 
der oder die anderen Gejellichafter mit ihrem ganzen Vermögen haften. Weſentlich 
verſchieden von einander find dieſe Vereinigungen darin, daß abweichend von ber 
Commanditgeſellſchaft bei der deutſchen ftillen Gefellfchaft nur nach innen hin, im 
Berhältniß der Gejellichafter zu einander, nicht aber nady außen hin Dritten gegen- 
über eine Gefellichaft befteht. Die ftille Gejellichaft hat fein befonderes Vermögen, 
vielmehr geht das ſeitens des ftillen Gefellichafters eingefchoffene Capital in das Ver- 
mögen des Geſchäftsinhabers (Komplementärs) über. Im Gegenjag hierzu tritt Die 
Commanditgeſellſchaft auch nad) außen hin ald eine Gejellichaft mit gejellichaftlicher 
Firma auf. Die Einlagen der ftillen Theilnehmer werden hier befannt gemacht, und 
die Geſellſchaft hat ihr jelbftändiges Vermögen getrennt von dem Privatvermögen des 
Gomplementärs oder Geichäftsführere. Die perfönlich haftenden Geſellſchafter zeich— 
nen die Firma vor dem Handelsgericht perjönlidy oder in beglaubigter Form. Auch 
Zweigniederlafjungen , fowie jedes Hinzutreten eines neuen — * und jede 
Firmen- oder Ortsänderung ſind anzumelden. Der Geſellſchaftsvertrag ſetzt in der 
Regel das ſpecielle Rechtsverhältniß der Geſellſchafter feſt. Im Allgemeinen gelten 
folgende Normen: 

Die Geſchäftsführung haben die perſönlich haftenden Geſellſchafter, nicht die 
Commanditiſten, denen auch fein MWideripruc gegen die Geichäftsführung zuiteht, 
wohl aber die Kenntnißnahme der Bilanz und deren Prüfung nad) den Büchern, jedod) 
nur alljährlid) einmal nady Mittheilung der Bilanz ; in der übrigen Zeit bedarf es für 
fie eined Antrags beim Handelsgericht. Am VBerlufte nimmt der Commanditiſt nur bis 
zum Betrage feiner Einlage theil. Sind diefe gegen die urfprüngliche Höhe durch 
Verlufte der Gejellichaft gemindert, jo wird der jährliche Gewinn zunächft zur Dedung 
des Verluftes verwendet. Die rechtliche Wirkſamkeit einer Commanditgejellichaft gegen 
Dritte beginnt mit der Eintragung in das Handelsregifter oder auch ſchon mit dem 
Anfang ihrer Gefchäfte. Geſchah diefer früher als die Eintragung , jo haftet jeder 
Commanditiſt dritten Perfonen gegenüber für die bis zur Eintragung entjtandenen 
Verbindlichkeiten ganz wie ein gewöhnlich haftender Gefellfchafter, außer e8 war diefen 
dritten Perſonen jeine befchränfte Betheiligung befannt. Alle auf Grund einer in 
gutem Glauben errichteten Bilanz gezogene "inten. und Gewinntheile braucht er nicht 
zurückzuerſtatten. Durch die perfönlich haftenden Gefellichafter wird die Commandit— 
gejellfchaft berechtigt und verpflichtet und vor Gericht vertreten. Eine Commanditge- 
jellichaft wird aufgelöft durch Concurs, gegenjeitige Uebereinfunft, Ablauf der im Ber: 
trage beftimmten Zeit, nicht aber durd) den Tod eines Commanditiſten oder deſſen ein» 
tretende rechtliche Unfähigkeit zur Verwaltung feines Vermögens. i 

Gommanditgejellidhaft auf Actien insbefondere. Bei einer joldyen 
Geſellſchaft kann nad) den Beftimmungen des Handelsgeſetzbuches das Capital der 
Commanditiften in Actien oder Actienantheile zerlegt werden. Sie lauten auf den 
Namen und einen Betrag von mindeftens 200 Thlru. Dies gilt auch von Promeffen 
und Interimsſcheinen. Die Gejellichaft bedarf ver ftaatlichen Genehmigung, einer 
gerichtlichen oder notariellen Errichtungsurfunde und der Eintragung in das Handels: 
tegifter, die jedoch vorausfegt 1) die vollſtändige Gapitalgeihnung und 2) Einzahlung 
von mindeftend '/, der gezeichneten Beträge. Die perſönlich haftenden Geſellſchafter 
unterzeichnen vor dem Handelsgericht perfönlich oder in beglaubigter Form. Erſt mit 
der Eintragung befteht die Geſellſchaft rechtlih. Won der Zweigniederlafiung gilt 
Daſſelbe. Macht ein Gefellfchafter andere Einlagen als baares Geld oder bedingt er 
fid) befondere Vortheile aus, jo unterliegt dies der Genehmigung der Generalverfamm- 
lung. Für die gefellichaftlichen Gapitalantheile, welche auf die Einlagen der perfönlic) 
haftenden Geſellſchafter fallen, oder welche denſelben als befondere Vortheile ausbe— 
dungen find, dürfen feine Actien ausgegeben werden ; diefe Gapitalantheile dürfen von 
den perjönlich haftenden Gefellichaftern,, jo lange die Legteren in diefem ihrem Rechte: 
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verhältnifie zur Gefellichaft ſtehen, nicht veräußert werden. Die Actien und Actien- 
antheile find untheilbar , fie fönnen durdy Indoffament übertragen werden , e8 ift Dies 
jedoch der Gefellfchaft zu melden und im Actienbuche einzutragen. Der Zeichner haftet 
übrigens bis zur vollen Einzahlung. Die Vorlegung der Bilanz hat jederzeit in jedem 
erften Halbjahr zu geſchehen; die Generalverfammlung prüft fie dann und enticheidet 
über das Fortbeftehen oder event. auch über das Ausjcheiden eines perlönlich haften- 
den Geſellſchafters. Der Auffichtsrath vollzieht die Beichlüfie, er beruft die General- 
verfammlung, oder es thun Dies die perſönlich haftenden Gejellichafter, wenn der Ver— 
trag nichts Anderes beftimmt. Zur Berufung einer außerordentlidien Generalver- 
fammlung bedarf es des Antrags von Gommanditiften, die des Gejammtcapitals 
vertreten. Es enticheidet einfache Stimmenmehrheit; jede Actie hat eine Stimme. 
Der Auffichtsrath fungirt anfangs ein, fpäter je fünf Jahre. Die Geſellſchaft wird 
durd) die perfönlich haftenden Getellfchafter berechtigt und verpflichtet und vor Gericht 
vertreten. Die Einlagen können die Gommanbditiften , fo lange die Geſellſchaft befteht, 
nicht zurüdgezahlt erhalten. Die Abänderung des Gejellichaftsvertrags unterliegt den- 
felben Formen wie die Neuerrichtung. Wenn ein Commanditiſt ftirbt oder in Concurs 
verfällt, oder zur Verwaltung feines Vermögens unfähig wird, fo hat dies die Auf: 
löfung der Geſellſchaft nicht zur Folge, wohl aber der Ablauf der Vertragszeit, Die 
Auffündigung eines Gejellfchafters und gegenfeitige Uebereinfunft, oder Anrufung des 
Gerichts wegen criminell oder civil widerrechtlicher Verwaltung, ferner Unerreichbarfeit 
des Geſellſchaftszweckes oder Unfähigkeit eines Gefellichafters zur Verwaltung der Ge- 
fchäfte der Gejellichaft. 

„Die Liquidation erfolgt, fofern der Gefellfchaftsvertrag nicht ein Anderes be- 
ftimmt, durch fämmtliche perjönlich haftende Gejellichafter und eine oder mehrere von 
der Generalverfammlung der Commanbditiften gewählte Perfonen. 

Die Particulargefeggebung fann die ftaatliche Genehmigung auch erlaffen. In 
England bedurfte es früher zur Bildung einer ftillen Gefellihaft einer Ermädtigung 
des Handeldamtes (Board of Trade), die ſchwer ertheilt wurde und viel Geld foftete. 
Durdy ein Gefeg von 1855 ift die Bildung ftiller Geſellſchaften, durch ein neueres 
vom 7. Auguft 1862 die Bildung von allen Actiengefellfchaften mit beſchränkter Haft: 
barfeit freigegeben worden. Jul. Frühauf. 


Communismus. 

Die Gütergemeinſchaft iſt nicht die urſprünglichſte und natürlichſte Wirthſchafts— 
form. Wo die Natur das zum Leben des Menſchen Nöthige in viel reicherem Maaße 
darbietet, als die vorhandene Bevölkerung bedarf — Rechte davon find Gemeinſchaft— 
lichkeit von Fiſchereiplätzen, Jagdggründen und Weiden, die feiner productiven Arbeit 
bedürfen — da bleibt natürlidy ein großer Theil jener Naturfchäge vollfommen unbenußt. 
Was die Menjchen conjumiren , hört unbedingt auf Gemeingut zu fein, auch wenn es 
dies vorher gewefen wäre, und was nad) jener VBorausfegung übrig bleibt, fann aud) 
nicht Gemeingut (res communis) genannt werden, fondern ift blos Niemandes Eigen- 
thum (res nullius). Mit legterem darf Jedermann thun, was er will, mit dem erjteren 
nicht, weil er dDadurc Rechte Anderer verlegen würde. Das Vorhandenfein folder ift 
aber mit der Annahme des Urzuftandes unvereinbar, fegt Drganifation und Leitung 
voraus, und diefe wiederum iſt ſchwieriger und fünftlicher, wenn fie ſich auf alle und 
jeve Benugung erftreden muß, wie ed die Gütergemeinfchaft verlangt, als wenn, wie 
beim Sondereigenthum, fie ſich nur mit Abgrenzung der Benugungsiphären und Ent- 
ſcheidung darüber entftehenver Streitfälle zu beſchäftigen hat. Inſofern ift der Gom- 
munismus die künftlichite aller Wirthichaftsformen. Künftlicher müffen freilich die 
Lebensbeziehungen, die ftaatlihen Einrichtungen und die wirthichaftlichen Geftaltungen 
werden ; das ift eine norhwendige Folge der höheren Gultur , der Vervielfältigung der 
menjchlichen Zwede und der Bervollfommnung der Mittel, fie zu erreichen. Es könnte 
ſonach ſcheinen, als jei der Communismus, wenn nicht der Urzuftand, was ihm nur 
bei Denen zum Lobe gereichen wird, die diefen für den vollfommenften, nicht für den 
roheſten halten, dann vielleicht Die Form des wirthichaftlichen Zufammenlebens, mit 
welcher die höchfte Blüthe der Cultur verbunden fei. In gewifler Beichränfung ift Dies 
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auch zuzugeben, inſoweit nämlich als der Fortſchritt ver Humanität höhere Ziele ftedt, 
welche durdy vereinzelte Thätigfeit nicht erreicht werden können. In diefen Falle 
muß gejellichaftliche Thätigfeit eintreten, aber nicht gerade nothiwendig die der Staats— 
gelel haft. Es ift jogar in vieler Beziehung befier, wenn auf ven Wege der freien 

ereinigung zu diefem oder jenem beftimmten Zwede das Erforderliche geihieht. Die 
Drganifatien ‚ die Wahl ver leitenden Perfönlichkeiten fann fid) dann beſſer dem be» 
fonderen Bedürfniß anjchließen. Die ganze Sadye wird weniger berührt von den Er- 
jhütterungen, weldyen das politiiche Staatsleben ausgejegt ift, weniger gefährdet durch 
Berfuche, fie den obwaltenden Staats-Fntereffen unterzuordnen, beziehlich dem eigent- 
lichen Zwede zu entfremden. Vorauszuſetzen ift allerdings, daß die Volksnatur folder 
bejonveren Vereinigungen und der Damit verbundenen freiwilligen Selbftbelaftung 
fähig, daß das außerpolitifche Leben wirklich von der Herrſchaft des politifchen frei ift. 
Es wäre nicht zum Vortheil der Humanität geweien, wenn alle höheren Lebenszwecke 
unter Beichränfung der Staatsaufgabe auf das Militairifche und Polizeiliche der freien 
Thätigfeit einer im Ganzen ungebilveten und unverftändigen Mafle anheimgeftellt ge- 
wejen wäre, und ebenfowenig fönnte die Heuchelei einer formellen Unabhängigfeit des 
Treibens auf außerpolitifchem Gebiete bei factiich vorhandener Beherrihung deſſelben 
durch politifche Interefien der Geſundheit des ftaatlicyen Lebens frommen. 

Das Maaß deflen, was zum Gemeingut und Gemeinziel der politifchen Gefell- 
fchaft (in Staat oder Gemeinde) zu machen ift, läßt ſich daher, und felbft vie Möglich- 
feit einer fichern Trennung der —— Zwecke von den blos nützlichen und ange— 
nehmen, nicht ohne Rückſicht auf Culturſtufe und beſondere Verhaältniſſe feftitellen. 
Wohl aber gilt im Allgemeinen der Grundjag: daß um fo unbedenklicher zum Gegen- 
ftand einer Art von offtciellem Gommunismus gemacht werden fann, was einer Con— 
jumtion durch die Einzelnen nicht au ift, zur Befürchtung eines Mißver- 
hältniffes zwiichen Vorrath und Bedarf oder zu Streitigkeiten über die Größe des An- 
theild feinen Anlaß giebt. Hierher gehört die Darbietung von Bildungsmitteln aller 
Art, von allem was zur idealen Verſchönerung des Lebens gehört und deſſen Befig frü— 
* factiſches Privilegium der Großen war, während jetzt der Genuß öffentlicher Mu— 
een ıc. Jedermann dargeboten iſt. Auch die lebhafter hervortretende Sorge für die 
elementaren Vorbedingungen der öffentlichen Gefundheit, meift verbunden mit Beftre- 
bungen für Verſchönerung (Anlegung von Parks, Errichtung monumentaler Bauten, 
die jegt ebenfall8 vorwiegend im öffentlichen Interefie und zu öffentlichem Gebrauch, 
nicht blos zum Privatvergnügen der Fürften geichieht),, ingleichem die Wahrnehmung der 
Bequemlichkeit des öffentlichen Verkehrs (Straßen- und Brücenbau ic.) gehört hierher. 

Das Legtere berührt jhon das Gebiet der Production, deren Förderung durch 
joldye den Gebrauch ohne Verbrauch geftattende Mittel ficher nicht als eine Ueberſchrei— 
tung der Aufgabe der politifchen Gejellichaft angefehen werden fann. Anders jteht es 
mit: der Betheiligung an der Production jelbft. Hier erhebt fich die wichtige Frage 
über die Zuläffigfeit von Staatögewerben (f. auch Die Art. Monopol und Regal), 
die nur in dem Maafıe unbejtritten zu fein pflegt, als die betreffende Thätigkeit weniger 
als Gewerbäunternehmen, denn als Inftitution zum öffentlihen Nugen 3. B. Die 
Poft) angejehen wird. Der Staatsgewerbebetrieb wird daher auch in dieſen Fällen von 
feinen Bertheidigern als befonderd motivirte Ausnahme, das Gegentheil ald Regel 
bingeftellt. Der Communismus als Princip fehrt nicht nur dies um, fondern er be— 
gnügt fi nicht einmal mit dem Erwerb auf gemeinfchaftliche Rechnung , wobei der 
Gewinn nachher an die Miteigenthümer vertheilt wird, wie e8 in Artiengejellichaften, 
(f. d.) geſchieht und wie es der Socialismus d.) zur all⸗ 
gemeinen Regel erheben möchte. & muß in confequenter Aufhebung des Sondereigen: 
thums auch die materielle Gonfumtion direct aus dem gemeinfchaftlichen Vor— 
rath beſtteiten laſſen, alfo einer Regulirung unterwerfen , welche die Unfreiheit noch 
viel'weiter treibt, als es der zur militairijch regierten Arbeitscajerne verwandelte Staat 
thun würde. Vernichtet der [egtere das iſolirte Geichäft, fo erheifcht der Communis- 
mus die Aufhebung des Sonvderhaushalts, und faft naturgemäß erfcheint dann auch 
die Aufhebung der Familie, deren fittliche Bande nach Wegfall der wirthfchaftlichen 
ohnehin ſchon bedeutend an Stärke verlieren, und wo fie fortbeftehen durch Erhaltung 
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perſönlicher Vorliebe und Zuneigung ein dem gleichheitlichen Gemeinſinn, an den hier 
fo ſtarke Aniprüche geſtellt werden, gefährliches Element großziehen. Conſequente Coms 
muniſten zu denen inſofern allerdings weder die Schöpfer zahlreicher kleiner Verſuche 
einer religiöfen Gütergemeinfchaft, noch von den neueren Syftematifern die Cabeti— 
ften gezählt werden fönnen, deren „Slaubensbefenntniß“ eine der menſchlichen Würde 
angemefjene Stelle behält) haben daher namentlich auch gegen die Ehe als ein Haupt: 
bollwerf der bisherigen gejellichaftlichen Einrichtungen , ihre Angriffe gerichtet und 
nicht nur den rechtlichen Schuß derfelben zu entfernen, jondern jelbft die freiwillige 
Neigung dazu durd den äußerften Schmuz ſyſtematiſcher, ja gefeglicher Gorruption 
auszurotten geftrebt. 

Selbft ohne Einfiht in den wirthichaftlihen Zujammenhang der Dinge macht 
vor diefer Perfpective jedes befiere Gefühl Halt und giebt unwillkürlich mindeftens dem 
Zweifel Raum, ob nit am Ende ein derartiges Syitem , ftatt zur verheißenen Ver: 
befferung, zur allgemeinen Verfchlechterung ehren und die verſprochene Gleichftellung 
Aller nicht durch Einfegung der „Enterbten“ in den Mitgenuß menſchlichen Glüds, 
fondern durch gänzliche Vernichtung dieſes Gegenftandes der Ungleichheit, aljo durch 
Generalifirung des Elends bewirfen werde. Und jo ift ed aud) in der That. Sowohl 
in der Production ald in der Konfumtion hat die Nüglichfeit der Gemeinſchaft ihre 
Schranke. Schon die einzelnen wirthichaftlichen Unternehmungen haben eine natürliche 
Grenze ihrer Auspdehnungsfähigfeit, deren Ueberfchreitung nicht zur Vermehrung, fon: 
dern zur Verminderung des Nugend führt. Beim Aderbau namentlich, der dod) immer 
das Fundament der Bolfswirthichaft fein muß, ift dieſe Grenze weniger elaftiich und 
die Ungwedmäßigfeit übergroßer Güter notoriih. Es ift ferner befannt, daß viele in« 
duftrielle Unternehmungen , die von Einzelnen mit Erfolg betrieben werden, im Ges 
meinbefig (Actienunternehmungen ıc.) nicht prosperiren, weil die Umftändlichfeit 
und Schwerfälligfeit der Verwaltung die Energie des Betriebs lähmt und den Gewinn 
mit unfruchtbaren Speſen belaftet. Diefe Schwerfälligfeit ift aber unvermeidlich, wenn 
der nominelle Gemeinbefig nicht durch Wegfall aller Controle und Einwirkung der 
Mitbefiger zum factiſchen Eigenthum des Dirigenten werden foll, deſſen Willfür nicht 
einmal durch das Selbftintereffe des gewöhnlichen Eigenthümers, der eventuell die 
Folgen feiner Wirthſchaft zu tragen hat, gezügelt wird. Dennoch find in diefer Wirth: 
Khafteweife noch lange nicht alle Schwächen der communiftifchen Production vereinigt. 
Die legtere macht die Arbeiter unentlaßbar und kann doch den Sporn des Eigenin- 
tereffes nur nad) einem im umgekehrten Verhältniß der Zahl der Theilnchmer wachſen— 
den Maaße zur Anwendung bringen. Die bloße Autorität, felbft der gewaltthätige 
Zwang ift aber, wie der geringe Ertrag der Sclavenwirthichaft beweift, fein genügen 
der Sporn zur Arbeit. Verſchiedene Syſteme haben daher ſchon zu noch andern Trieb- 
federn ihre Zufludyt nehmen müflen, zum Ehrgeiz (Bourier), der Srömmigfeit u. ſ. w. 
Die Wirfung der legteren ift praftifch erprobt worden in der communiftiichen Wirth- 
fchaft verſchiedener Golonijationen in Amerika, der in ihrer Art großartigen Organi— 
fation des noch beitehenden „Brüderhaufes“ in Reutlingen ıc. Das Rejultat aber war 
im beften Falle, die ganze Gluth des hingebenden Enthuſiasmus und Beſitz ausgezeich- 
neter organifatoriicher Talente an der Spige vorausgelegt, eben nur die Eriftenz 
des Unternehmens. Um zu weiterem Gedeihen zu fommen, mußte man zuvor die Gü— 
tergemeinfchaft aufheben. Die Fourier'ſchen Phalangen find an ihrer Phantafterei im 
Keime zu Grunde gegangen und die Gabetiftiichen Anfievelungen nad) dem Bilde der 
„Reife nad) Ikarien“ haben dort ebenfowenig Glück gemacht, ald die nüchternen Ver: 
juche des britischen Fabricanten Owen in New Harmony. Der Grundzug der menſch⸗ 
licyen Natur, wo das Selbftintereffe und das damit eng zufammenhängende Familien» 
intereffe wegfällt, möglicyft wenig zu thun und möglichft viel zu genießen, läßt ſich 
einmal nicht verläugnen, am wenigften in einem Lande, wo Jeder, der auf eignen 
Füßen zu ftehen die Kraft hat, verhältnigmäßig leichter ald anderswo Gelegenheit Dazu 
finden fann, und wo die von dem Stande der „Arbeiterfrage” (f.d.) herrührende Ver— 
anlaſſung, nad) neuen Geftaltungen der Gejellfchaft zu fuchen, welche in den Haupt« 
eulturländern der alten Welt dem Communismus und Socialismus Vorſchub leiften, 
nicht jo vorhanden ift. 
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Hiftoriich hat der Communismus immer in Zeiten verworrener und unbefriedi- 
gender Lagen der Gefellichaft auf der Tagesordnung geftanden. So beim Verfall der 
clafftichen Staaten des Alterthbums , am Ausgange des Mittelalters, wo er ſich mit 
den kirchlichen und politiichen Reformideen zu mifchen fuchte (die Wiedertäufer in 
Münfter), endlich im 19. Jahrhundert durch die Entwidelung der Induftrie, weldye die 
unerledigte Glafjenfrage des „vierten Standes“ zu einer vorher nie gefannten Bedeu- 
tung gebracht hat. Claſſiſch und tonangebender ift in diefer Beziehung wie in der gan» 
zen neueften Entwidelung der öffentlihen Verhältniſſe Frankreich, wo fid) in den letz⸗ 
ten dreißig Jahren der Gegenſatz zwifchen Bourgeoisie und Peuple, wohlhabenden 
Unternehmern und befiglojen Arbeitern, wegen der .. günftigen Lage der legteren 
mit noch größerer Herbheit herausgebildet hat, als felbft in England, und nicht nur 
den in der erften Revolution einflußlos gebliebenen Gommunismus Babeufs nach— 
träglid; populär machte, fondern auch die Theorie mit neuen Syftemen , die Praris mit 
Agitationen, Verſchwörungen und blutigen aber vergeblichen Kämpfen für die ge— 
waltfame Aenderung der Gefellichaft (Die Theoretifer ſprechen meift nur von freis 
williger) bereicherte. Das Material und die Literatur darüber finden ſich befonders in 
Stein’s „Communismus und Sorialismus des heutigen Frankreichs“ und deſſen „Ine 
duftrieller Geſellſchaft“. Petermann. 


GEoneeffionen, Eonceffionswefen, Conceſſionsgewerbe. 

Unter „Gonceifion“ verfteht man die einem Individuum oder einer Gefellfchaft 
ertheilte obrigfeitlihe Erlaubnig zum Betriebe joldyer Gewerbe oder Errichtung 
joldyer Gewerbsanlagen, die nur nad) vorgängiger obrigfeitliher Genehmigung be= 
trieben werden dürfen. 

Das Spftem der Conceſſionen ift in verfchiedenen Staaten und zu verſchiedenen 
Zeiten fehr weit getrieben worden, je nachdem feitens der Staatsgewalt eine größere 
oder geringere Gentralifation und Einmiſchung in den Gewerbebetrieb der Staatsan- 

ehörigen ———— 8 Am weiteſten en diejenigen Gefeggeber und Schrift: 
Heller, welche „die Eoncejftonen als Ausfluß einer fogen. Gonceiftonshoheit oder eines 
Gonceiftonsregale des Staats betrachten.“ — Der im- Jahr 1859 erichienene Ente 
wurf einer Gewerbeordnung für das Königreich Bayern diesjeits des Rheins erflärte 
in den Motiven geradezu „das Recht der Verleihung von Gewerböbefugniffen jeder 
Art als Ausflug der Souverainetätsrechte des Landesherrn und der Staatsgewalt und 
als eines ihrer wichtigften Attribute” und bezeichnete demgemäß „die Oberaufficht und 
Leitung der ganzen Landesinduftrie von Seiten der Regierung als wichtige Staats— 
zwecke“. In demfelben Entiwurfe proclamirte der Berfaffer, ein hochgeftellter bayriſcher 
Minifterialrath im Minifterium des Handels „ein Fefthalten an dem erften Grund: 
principe, daß die vom Staate zu erlaffenden Vorfchriften über diejenigen Bedingungen, 
unter denen die felbftändige Ausübung eines Gewerbes ftattzufinden * die Grund— 
lage einer Organiſation der induftriellen Arbeit des ganzen Volks 
bilden“ in ſolches Syſtem der „Leitung und Organifation des menſchlichen Er- 
werbes“ ift der gerade Weg zum forialiftiichen Staate, und e8 muß gerechte Staunen 
erweden, in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts hohe deutſche Staatsbe— 
amte noch auf diefer abſchüſſigen Bahn zu erblicken. Uebrigens hat jelbft in Bayern, 
dem claffifchen Lande des Eonceffionsweiens , die Allmacht des Staates fi praktiſch 
nie fo weit ausgedehnt. Es giebt audy dort eine Reihe freier Erwerbsarten, 3. B. die 
landwirtbichaftlichen Gewerbe des Aderbaus, Gartenbaus, der Viehzucht, der indur 
ftriellen Nebenbefchäftigungen der Bergbewohner ꝛc. Wer im bayeriihen Hochland 
gereift ift, wird im Thal und auf den Höhen wiederholt Leute getroffen haben, die ſich 
mit Holzſchnitzerei befchäftigen und den Fremden ihre zierlich gearbeiteten Schnigwerfe 
verfaufen. Möge nun diefe Beihäftigung als Haupt- oder Nebengewerbe betrieben 
werden, genug daß Männer und Frauen, Knaben und Mädchen fid) mit diejem Ge- 
werbe einen Theil ihres Unterhalts verdienen. Wen unter diefen armen Bergbewoh- 
nern und weldyem Fremden, der die Früchte ihrer Arbeit fauft, wird es aber einfallen, 
die Befugniß zu dieſem kümmerlichen Erwerb als einen „Ausflug der Souverainetätd- 
rechte des Landesherrn“ aufzufaften? Die ganze Idee einer Conceffionshoheit des 
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Staates und einer Oberleitung der Induftrie durch die Staatsgewalt kann daher als 
illuſoriſch, praftiich nie ausgeführt und nie ausführbar betrachtet werden; dagegen 
ift e8 eine Thatiahe, daß das Gebiet der ganz freien Erwerbsarten in — 
Staaten äußerſt beſchränkt geweſen iſt und noch jetzt iſt. Die amtliche Erlaubniß gilt 
in vielen Staaten noch heutzutage als Regel, die geſetzliche Freiheit nur als die tole- 
rirte Ausnahme. Die VBermuthung ſpricht dort überall in thesi und in praxi gegen 
den freien Gebrauch, fo lange er ftd nicht willenichaftlich und amtlich von der Moͤg⸗ 
lichkeit eines Mißbrauchs zu reinigen weiß. In dieſer von Bedenklichkeiten erfüllten 
Atmofphäre lebte und webte der eigentliche ‘Bolizeiftaat, bis endlich in neuerer Zeit 
eine geläuterte Nechtsphilofophie und das ſich wieder ermannende Volfsthum das 
Recht, das mit und geboren ift, gegen die Polizeihoheit geltend machte. 

Der gefhichtlice Proceß, den das Conceſſionsweſen durchlaufen hat, ift nicht in 
allen Ländern derjelbe gewejen. In manchen Staaten, wie in Frankreich, wurde es 
Een namentlich zu fiscalifchen Zweden ausgebeutet. In der ‘Periode des aufgeflärten 
Abſolutismus verwandelte es ſich aus einem Mittel ſchamloſer Blusmacherei in das 
Werkzeug einer Staatsraifon, welche die Forderungen der Volkswirthſchaft und Ges 
rechtigkeit auf polizeilichem Wege zu einer wenigftens ſporadiſchen Geltung brachte 
und durch es des ftarren Zunftzwanges den Weg für-eine freiere Anduftrie 
bahnte. In Deutfchland, wo die induftrielle Entwicklung gegen die fog. Gewerbeord— 
nungen fortwährend anfämpfen mußte, rettete ſich allmählidy ein Gewerbe nad) dem 
andern von den zünftigen Befchränfungen der Arbeit in die Arme des Staats und be: 
ftürmte die Regierungen um Ausnahmeverfügungen, um die Bevölferung mit den no: 
thigen Gewerbserzeugnifien verforgen und gegenüber der Goncurrenz der gewerbefreien 
Länder nur einigermaaßen fortbetehen zu fönnen, Die Thätigfeit des Staats zurMil: 
derung des Zunftweiens äußerte fi namentlich in dreifacher Richtung: er mußte 
erſtens das Verbot des Gewerbebetriebes auf dem Lande mildern und in bevölferten 
Dörfern Krämer und Handwerker, wenn auch) in jehr befchränfter Anzahl, zulaffen; 
er mußte zweitens den Betrieb derjenigen Arbeiten geftatten, die in feines der eigent- 
lichen Zunftgewerbe paßten und zum Theil ganz neue Stoffe verarbeiteten, 3. B. 
Gummi, Guttapercha, chemiſche Fabricate, Porzellan, künftliche Blumen ıc., er mußte 
drittens in den zünftigen Gewerben jelbit das Arbeitsgebiet zu Gunften einiger vor: 

ejchrittener Meifter erweitern und ihren Uebergang zum Fabrikbetriebe in irgend einer 
eiſe janctioniren. Denn der geſchickte Schlofer. welcher feinen bisherigen größern 
Betrieb zur Anfertigung von Maichinen ausdehnen wollte, bedurfte dazu der Arbeiten 
der Schmiede, Tifchler, Drechsler und anderer Handwerker; der Stellmacher, welcher 
zum Wagenbau übergehen wollte, mußte die Arbeiten der Sattler, Schmiede, 
Schloſſer, Ladirer, Drechsler u. ſ. w. in feiner Werfftatt vereinigen. In allen diefen 
und hundert andern Gewerbszweigen wurden die zünftigen Abgrenzungen der Arbeits: 
gebiete zu eng. Die Zunftgelege wurden ein — jedes Groß- und Fabrikbetrie— 
bes. Diejenigen Regierungen, welche Bedenken trugen, eine Reihe der lohnendſten 
neuen Erwerbszweige aus ihren Grenzen zu verbannen und die Ausdehnung und 
Vervollkommnung der ſchon beſtehenden Gewerbe zu verbieten, mußten ſich entſchließen, 
Ausnahmen zu geſtatten und eine Unzahl von Conceſſionen gewiſſermaaßen als Freibriefe 
gegen die Beläſtigungen von Seiten der Zunft zu ertheilen. Mit dem Fortſchreiten der In— 
— bildete ſich ein förmliches Conceſſions- und Dispenſationsſyſtem aus, wodurch 
ed möglich wurde, daß in manchen Staaten, deren Regierungen der Induſtrie ges 
wogen waren und Gonceffionen in liberalfter Weife ertheilten, troß des Zunftwefens 
fich ein blühender Fabrifbetrieb entfalten fonnte. Den fprechendften Beweis bildet das 
gewerbfleigige Königreih Sachen. Der Verfaſſer des ſächſiſchen Gewerbegefeg:Ent: 
wurfs von 1857 bemerkte in den Motiven ganz offen: „daß Die Regierung ſtets genö- 
thigt gewejen ſei, die Lücken der Altern Gefege durch Verordnungen oder bloße Ver: 
waltungsgrundfäge, wie fie Erfahrung und Bedürfniß ausbildet, und durch ein 
Syſtem von Goncefftonen zu ergänzen, andererjeits aber die Härte der alten Geſetz— 
gebung durch Dispenfationen zu mildern, um nur einigermaaßen Beweglichkeit in 
das gewerbliche Leben zu bringen und einer Induftrie, welche der dichten Bevölkerung 
des Landes entiprechend, große Zahlen von Arbeitern zu beichäftigen beftimmt und 
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nad) allen Seiten hin der Mitbewerbung ausgeſetzt ſei, die Eriftenz zu ermöglichen. 
Diejes Spftem, wenn es audy nad) der einen Seite hin allenfalls ausgereicht habe, 
müfje doch bei dem Mangel allgemeiner leitender Normen mannichfache Uebelftände 
mit fi) führen und fei aud bei Weitem nicht in allen Fällen genügend, gerechten An- 
forderungen Genüge zu leiften, wenn man ſich nicht über jede gefegliche Vorfchrift 
binwegiegen wolle“. 

Das eben mitgetheilte aufrichtige Befenntniß eines praftifchen Verwaltungsbe- 
amten enthält bereitd ein Berdammungsurtheil des Conceſſionsweſens, das allerdings 
ziemlich mild lautet. Wenn man die Sache beim rechten Namen nennt, fo muß man 
in dem Syſteme gewerblicher Goncefjionen, wie es ſich hauptfächlich neben dem Zunft: 
wejen und zur Unterwühlung deſſelben in den zünftigen deutſchen Staaten herausge— 
bildet hatte, eine Rechts-und Geſetzes-Verletzung erbliden, welche dadurch, 
daß fie in großartigem Maapftabe vom Staate felbft begangen wurde, ihren eigent: 
lichen Eharafter einer Beeinträchtigung der zünftigen Bürger nicht verlor. Die Zünfte 
jollten, ihrem Weſen nad), Gorporationen von Erwerbsgenoffen fein, denen der Staat 
einestheild Rechte und Privilegien gewährte und anderntheild Pflichten der 
unftmäßigen Erlernung und Beichränfung auf ein beftimmtes Arbeitsgebiet aufer- 
legte. Der Umſchwung im Verkehrs- und Gewerbsleben der Nationen hatte nun den 
ferneren Schutz der Rechte und Privilegien unmöglic) gemacht, jede neue Conceſſion 
war eine Berhöhnung des unhaltbaren Aunfiweiznd, Allein die Pflichten und Be— 
Ichränfungen der Zunftgenoffen waren geblieben, die ärmern Handwerker hatten alle 
Koften und wirtbichaftlichen Nachtheile einer langen unproductiven Lehrzeit, ſowie 
der Wanderjahre und Meifterprüfungen zu tragen, ihre Etablirung wurde verzögert, 
erichwert, vertheuert und ihr Betrieb in enge Grenzen gebannt — und daneben durfte 
der reichere Fabricant mit Hülfe einer Conceſſion * derartige Vorbedingungen 
ſeinen Betrieb meiſt jofort anfangen, dem Handwerker mit feinen größern Mitteln 
Goncurrenz machen und oft zehn und mehr Gewerbe zufammen betreiben. Das Dahin- 
fiechen des deutichen Handwerferftandes nahm immer größere Dimenfionen an, weil 
man von oben her der Arbeit den Kampf mit dem Capital erfchwerte und dem Armen 
härtere Bedingungen der Erwerbsfähigfeit auferlegte al8 dem Reichen. — Diele 
eben geichilderte Unterwühlung des Rechtsbodens im Staate war zu bevenflih, um 
noch länger haltbar zu fein. Den einfichtsvollern Zunftgenofjen felbft wurde es immer 
Elarer, daß ihre Privilegien unbemerkt vom Staate durchlöchert und völlig werthlos 
geworden jeien und daß ihnen nur aus der vollen Gewerbefreiheit Heil und Fortſchritt 
erblühen fönne. Die auf den volfswirthichaftlichen Congreſſen gebildete volfswirth: 
ſchaftliche Partei jegte im Bunde mit dem intelligenten Bürgertum und mit aufge: 
Härten wohlwollenden Beamten und Bolfsvertretern allmählich in den meiſten deutſchen 
Ländern die Abſchaffung des Zunftweſens durch; allein es ift ihr bisher nur zum 
Theil gelungen, auch das Conceſſionsweſen zu bejeitigen. Die Mehrzahl der feit dem 
Jahr 1860 erlafienen, auf dem Grundjage der Gewerbefreiheit beruhenden Gewerbe- 
gejege (vergleiche darüber die Artifel: „Innungen, Gewerbefreiheit“) enthalten noch 
eine lange ® ee von fog. Eonceflionsgewerben. Dazu gehören u. A. nament- 
lich das Wirthichaftsgewerbe, das Trödlergefhäft, das Pfandverleihen,, ver Haufir: 
handel, die Abdederei, das Halten von Theatern, Tanzihulen, Turm, Schwimm— 
und Badeanftalten, Feuerverſicherungs- und Auswanderungsagenturen, Commiſſions— 
büreaus, das Gewerbe der Mäkler, Lohndiener, Auflader, Hochzeit: und Leichenbit- 
ter, ferner die Kaminfegerei, die Preßgewerbe, das Halten von Leihbibliothefen und 
Lejecabineten, die Baugewerbe, Hufſchmiede, das Apothefergewerbe, der Handel mit 
feuergefährlidhen Gegenftänden, mit Waffen, mit Salz und Arzneiftoffen, das Feldmeſſen, 
die Anwaltihaft, die Heilfunde, endlich Erwerbs: Actien Geſellſchaften jeder Art. 

Die einzelnen neueren Gewerbegefege weichen bezüglich der eben aufgeführten 
Eoncefftonsgewerbe jehr von einander ab. In einigen Gefegen ift ihre Zahl beichränkt, 
in anderen jehr weit ausgedehnt. Im einigen Geſetzen werden fie ausdrücklich als 
Goncejfionsgewerbe aufgeführt, in anderen wird bei den nicht freien Gewerben unter: 
Ihieden, je nachdem zu ihrer Ausübung eine ftaatsfeitige Prüfung oder der Nachweis 
entiprechender Kenninifje oder eidliche Berpfichtung oder Conceſſionirung erforderlich 
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fein fol; in noch anderen find gewiſſe Gewerbe unter beſondere obrigkeitliche Controle 
geftellt. In einigen Ländern fucht man die Conceſſionswillkür durch ausdrüdliche Be- 
ftimmungen möglichit einzufchränfen und geftattet eine Entziehung von Goncefjtonen 
nur im Juſtiz⸗ tt im Verwaltungswege, in andern Rändern find dem freien Er: 
meffen der Verwaltungsbehörden feine » heilfamen Schranfen gejegt. So bemüht 
fich 3. B. das freifinnige badische Gewerbegefeß die Conceifionswillfür dadurch mög- 
lichft auszuschließen, daß es die Gründe, weshalb gewiffe Perfonen einzelne Gewerbe 
nicht ausüben dürfen, beftimmt aufzählt und in Art. 5 vorjchreibt: „Berfonen, welche 
wegen eines Verbrechens aus Gewinnfucht beftraft find oder wegen unredlicyer iger 
lungsweiſe einen von ihnen befleideten öffentlichen Dienft verloren, oder ſich als 
Pfleglinge in der polizeilichen Verwahrungsanftalt befunden haben, find zum Betrieb 
„ſogenannter Commiſſions- oder Gefchäftsbüreaus, ſowie der Mäkler-, Boten-, Bader, 
Spanner-, Trödler“ und pfandlicher Gewerbe nicht befugt. — Die vorſtehend ge: 
nannten ‘Berfonen, ferner diejenigen, welche wegen eines Verbrechens gegen die Eitt: 
lichkeit beftraft worden, oder der Trunkſucht verfallen find, oder einen ausjchweifenden 
Lebenswandel führen, dürfen fich mit dem Verdingen von Gefinde, Arbeitsgehülfen 
und Lehrlingen, mit dem Vermiethen von Scylafftellen, mit der Koftgeberei, mit der 
Einrichtung und dem Betrieb von öffentlichen Bädern, Schauftellen, Tanzichulen und 
dergleichen nicht befaffen“. In Betreff des wichtigen Haufirgewerbes beftimmt Art. 
6: „Den Hauftrhandel, jowie alle anderen Gewerbe, weldye im Umberziehen betrieben 
werden, dürfen die im Art. 5 genannten Perſonen, jowie Diejenigen nicht ausüben, in 
deren Verhalten und perlönlicdyen Verhältniffen begründete Beſorgniß zu finden ift, 
daß fie diefen Gewerbebetrieb zur Gefährdung der öffentlihen Sicherheit und Ord— 
nung mißbrauchen werden“, 

In ähnlicher Weife ift in den neuften Gewerbegefegen des Königreichs Sachſen 
und der thüringiichen Staaten: Weimar, Meiningen, Gotha, Coburg, Altenburg 
und Neuß jüngerer Linie zur Sicherung gegen Goncelfionswillfür angeoronet: „daß 
die auftändigen Behörden feine andern Gonceifionsbedingungen aufitellen dürfen, als 
welche durch die Rüdfichten auf die öffentliche Sicherheit und Wohlfahrt, und durch 
Polizei- und Steuervorfchriften geboten find“, Gemeinfam ift audy noch den Gejegen 
diefer Länder Die Beftimmung: „Daß die Aufftellung verpflichteter und mit Inftrucs 
tionen zu verfehender Berfonen für Dienfte, welche befonderes Vertrauen in Anſpruch 
nehmen, 3. B. Lohndiener, Hochzeit- und Leichenbitter, Sremdenführer, Boten, Auf: 
lader, Bader u. dgl. den Behörden freiftehe, jedoch ohne Beihränfung des 
Gebrauchs nicht verpflichteter Berfonen“ Im Großherzogthum Luremburg, 
wo volle Gewerbefreiheit herrſcht und gar kein Gewerbegeſetz beſteht, bedarf es zwar 
einer obrigkeitlichen Conceſſion zur Ausübung des Gewerbes eines Buchdruders, 
Buchhändlers, und aller der im $. 2. des Bundesbeichluffes vom 6. Juli 1554 über 
die Preſſe bezeichneten Gewerbe, diefe Conceſſionen fönnen aber nad) einem Geſetze 
vom 31. October 1861 feinem Luremburger, welcher einen unbejcholtenen Ruf und 
feine bürgerlichen Rechte genießt und fich in feinem der durch das Wahlgefeg vorge: 
fehenen Unfähigfeitsfälle befindet, verweigert werden. Gegen die adminiftrative, eine 
Gonceffion verweigernde oder einziehende Entfcheidung ift auf dem Rechtswege für 
Streitiahen Recurs beim Staatsrathe zuläffig. Die Entziehung des Rechtes zur 
Ausübung des Buchdrudergewerbes u. |. w. fann im Falle der Berurtheilung wegen 
Preßvergehen ganz oder theilweife von dem Gerichte ausgeiprochen werden. 

Das Syſtem der gewerblichen Gonceffionen kommt nicht allein bei einzelnen Ges 
werben, fondern auch bei Gewerbsanlagen, bei Errichtung von Actiengeſellſchaften, 
Banken und Verficherungsanftalten, bei Erbauung von Eifenbahnen, Telegraphen, 
Ganälen, Bergwerfen, Brüden und andern öffentlichen Werfen zur Anwendung. 
Manche Gewerbegeiege gehen in legterer Hinficht joweit, daß fie alle Fabriken der 
Goncefftonirung unterwerfen, während andere eine Conceſſion nur zur Anlage bes 
ftimmter, geſetzlich bezeichneter Etabliſſements, weldye die öffentliche Sicherheit ges 
fährden oder der Gefundheit nachıtheilig fein fönnen, verlangen. Um dabei jede 
Willkür der Behörden auszufchließen, find feſte Normen und gefepliche Bedingungen 
aufgeitellt, bei deren Beobachtung ſolche Gewerbsanlagen unbedingt zuläfltg fein 
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ſollen. So gilt z. B. in manchen Ländern die Beſtimmung, daß alle Gewerbsanlagen, 
deren Betrieb mit beſonderer Feuersgefahr verbunden iſt, nur in einer Entfernung 
von wenigſtens 150 Fuß von andern Gebäuden errichtet werden dürfen, z. B. Hoh— 
öfen, Kalfbrennereien, Glashütten, Zuderfiedereien, Firnißfiedereien. In ähnlicher 
Weile bedarf die Errichtung von Pulvermühlen, Hammerwerfen und Poudrettefabrifen 
ıc. im allgemeinen Intereffe einer gewiſſen Beichränfung. Hier nun fann die franzö— 
fifche Gefeggebung in vieler infiht als Mufter dienen, die fi) aud) England zum 
Mufter genommen hat ‘vgl. Report on the laws and ordonnances in France for 
the regulation of noxious trades and occupations by Dr. Waller Lewis, pre- 
sented to both houses of Parliament by command of her Majesty. London 
1858.). Dort hat man nad) dem Urtheil der erſten wiflenichaftlichen und technifchen 
Notabilitäten ſämmtliche Geſchäfte in 3 Elaffen eingetheilt: in ſolche, welche an be: 
wohnten Orten betrieben oder nicht betrieben, oder nur in einer gewiſſen Entfernung 
davon betrieben werden dürfen. Es würde zu weit führen, auf Einzelnes einzugehen, 
es gemügt, auf den Grundgedanken aufmerffam zu machen, der darin befteht, daß ein 
Geſetz die Bedingungen feftitellt, unter welchen der Betrieb gefährlicher oder belä- 
ftigender Gefchäfte geitattet fein fol und daß alle Willfür der Verwaltung vollftändig 
ausgeichlofien ift. 

Zur Kritif des Conceſſionsweſens. Die Grundlage, auf welcher das 
Conceſſionsweſen beruht, ift das Ermefien der Behörden. Nach demfelben foll nicht 
die freie Wahl und das eigene Intereffe der Arbeitenden, fondern die Anſicht der 
Obrigkeit über die Benugung der verichiedenen Gelegenheiten zum induftriellen Er: 
werbe enticheiden. Unter dem Zunftweien mag ein junger Oewerbsmann den größten 
Ehicanen der anſäſſigen Meifter ausgefegt fein, ehe er ſich etabliren kann; er kann 
fich aber doch wenigitens auf gewifle Gefeße ftügen und mit ihrer Hülfe den Eintritt 
in eine Zunft erzwingen, fobald er alle Bedingungen des Lehrzwangs, Wanderzwangs, 
der Meifterprüfung und rechtzeitigen Anmeldung erfüllt hat. Unter dem Syſteme der 
Gonceffionen fällt diefer, wenn auc Schwache gefeglihe Schug weg, und an feine 
Stelle tritt eine unficyere, mit den SBerfonen wechjelnde Verwaltungspraris, tritt die 
Unterfuchung des Bedürfniffes, der Notbwendigfeit, der Zwedmäßigfeit, Möglichkeit, 
die Berüdfichtigung des erforderlihen Nahrungsitandes oder des Intereſſes der be— 
reits anſäſſigen Meifter u. |. w. Die darin liegende väterliche Vormundſchaft über 
Individuen und Gemeinden mag dem Geifte einer patriarchaliichen Regierungsform 
entiprechen,, ift aber heutzutage gar nicht mehr durchzuführen, und in der Praxis 
ſtellen fich einer gewiflenhaften Prüfung jener Fragen jo viele Schwierigkeiten in den 
Meg, daß fi) die verftändigften Beamten überhaupt ſchon gar nicht mehr darauf ein- 
laffen und ſich mit Ginziehung der Conceſſions- oder Recognitionsgebühr be- 
gnügen. Nichts deftoweniger verbleibt aber der Behörde die Macht, gewifie Perfonen 
von einem Erwerbszweige auszuschließen oder ihren Betrieb auf enge Grenzen einzu: 
ichränfen und ihnen läftige Bedingungen und Anordnungen aufjulegen; denn wo das 
Recht der Genehmigung eingeräumt ift, da muß auch das Recht der Verweigerung 
vorhanden fein, da wird gewöhnlich auch die Ausübung der Conceſſion überwacht und 
gemaaßregelt und den polizeilichen Eingriffen Thor und Thür geöffnet. Gin Bürger, 
welcher der Behörde oder einzelnen Gliedern derjelben mißliebig ift, wird zur Errei— 
hung feines Zweds mit viel größeren Schwierigfeiten zu kämpfen haben, als der bei 
der Behörde gut Angeſchriebene. Es können dabei freundichaftlicdhe und verwandt: 
ſchaftliche Verbältniffe unbewußt in Berechnung gezogen werden, ohne daß der Be— 
hörde immer der Vorwurf der Ungerechtigkeit zur Laft zu fallen braucht. Am gefähr: 
lichften ift der naheliegende Mißbrauch des Gonceffionsweiens zu politifchen Zweden. 
Die Praris hat das Conceſſionsſyſtem in manchen Ländern fo verunftaltet, daß es 
meift nur noch auf Willkür und Zufälligfeit beruht. Wer ſich darüber unterrichten 
will, zu weldyen Abjonderlichkeiten und fchreienden Mißbräuchen das Conceſſions— 
weien führt, dem ift die Lectüre einer von dem volfswirthichaftlichen Congreß vers 
öffentlichten Darftellung der darauf besüglichen Gefeggebungen verfchiedener deutſcher 
Staaten zu empfehlen. Diefelbe führt den Titel: „Das Conceſſionsweſen in 
Deutihland, für die dritte Verfammlung deuticher Volfswirthe herausgegeben 
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von der ftändigen Deputation des volfswirthfchaftlihen Congreſſes. Frankfurt a. M. 
3. D. Sauerländers Verlag 1860. Es möge erlaubt fein, aus diejer Schrift nur 
einige clafftfche Beifpiele von Eonceffionsunfug mitzutheilen. Der Magiftrat eines 
bayeriichen Orts verweigerte im Jahre 1858 eine Gonceffion zur Bereitung von 
Aepfelwein, weil erftens in N. either alle Welt Bier getrunfen habe, zweitens der 
Aepfelmein aus Mangel an Goncurrenz vielleicht nicht gut werde zubereitet werden, 
und drittens die Bereitung des Aepfelweins möglicherweife zu einer großartigen 
Ausfuhr führen und dann der Obrigfeit Die Mittel zur Beauffichtigung fehlen fönn- 
ten. — Nach der Enticheidung eines preußifchen Magiftrats auf das Conceſſionsgeſuch 
eines Lebensverficherungsagenten lag in feinem Orte fein Bedürfniß für die Zulaffung 
eines joldyen vor; denn nicht einmal der Viehverficherungsagent, den man da habe, 
mache Gefchäfte. Minder ergöglich, aber von ernfterer Bedeutung ift ein anderer Fall 
aus Preußen. Danach wurde in einer Stadt an der Mofel einer conceffionirten Feuer: 
verfiherungsgefellichaft die Beitätigung eines Agenten abgefchlagen, weil fein Be- 
dürfniß —8* vorhanden ſei, und als wenige Wochen darauf das ganze Dorf ab— 
brannte, zeigte es fich, daß ein überwiegender Theil der Einwohnerfchaft unverfichert 
war, und ed mußte nun zu wehflagenden Aufforderungen zu milden Gaben, die man 
weit und breit in und außer Preußen verfandte, der wirklich großen Noth abgeholfen 
werden, welche man jehr wohl hätte verhüten fünnen, wenn man nur durch freie Con— 
currenz die Bürger erzogen hätte ſich felbft zu helfen. Das ärgerlihe Schaufpiel folcher 
Brandbetteleien wiederholte fi) in unzähligen Fällen, und die öffentliche Autorität ließ 
ſich nicht nur herbei, diefelben jelbft im Auslande zu bevorworten, fondern ging fogar 
die Berfiherungsgefellfchaften jelbft um wohlthätige Beiträge an. 

Die Gewerbsconceifionen laffen fidy weder durch die Theorie, noch durch Die 
Praris rechtfertigen, fie find unvereinbar mit dem Princip der Gewerbefreiheit, mit 
einer gefunden wirthichaftlichen Entwicklung und mit der bürgerlichen Unabhängigfeit 
und Selbftändigfeitz fie bieten nicht die mindejte Garantie für das Gedeihen der con: 
cejfionirten Geſchäfte und verhindern zahllofe Gewerbetreibende an der Entfaltung 
und Verwerthung ihrer wirthichaftlichen Kräfte. Die Rückſichten auf die Gefährdung 
und Beläftigung des Publicums durch einzelne Gewerbe verlangen feine Beſchränkung 
des Zutritts zu diefen Gewerben, fondern nur die Erfüllung geſetzlich beftehender 
Bedingungen bei der Ausübung. — Diefe Grundfäge find feit einigen Jahren nicht 
blos in die Köpfe der Gebildeten, jondern auch in die deutfche Geſetzgebung felbft ein: 
gedrungen, Der Staat ift mit feiner Bevormundung des Erwerbslebens überall auf 
dem Rüdzug begriffen, und es fann ſich gegenwärtig höchftens darum handeln, ob man 
etwa einige Ausnahmen von der Freiheit für zuläffig halten und fid) bei der Con— 
cejfionirung einiger weniger befonders gefährlicher Gewerbe beruhigen folle. Zu den: 
jenigen Gewerben, bei denen man bisher ziemlich allgemein die Eoncejfton nicht ent— 
behren zu fönnen glaubte, gehört namentlich das Gaft: und Schenkwirthichaftsgewerbe. 
Seit mehr ald einem Jahre gehört aud) die Aufhebung der Wirthichaftsconceffionen 
nicht mehr blos zu den wiflenichaftlichen Forderungen der Volfswirthichaft, fondern 
zu den legislatorischen Thatſachen. Eine Bremijche Verordnung vom 19. Mai 1863 

ejtattet jedem Bürger den Betrieb einer Gaft:, Speiſe-, Schenf- oder Eaffeewirth: 
haft gegen Erlegung einer jährlichen Abgabe von 15 Thalern, unter Verpflichtung 
zur Anmeldung des Betriebes, zur öffentlichen Kennzeichnung des Locald durch ein 
Schild oder durch Infchrift und unter Androhung ziemlich ftrenger Strafen gegen Die: 
jenigen Inhaber von Schenfwirthichaften, weldye in ihrem Locale Ungefeglichkeiten 
oder verbotene Handlungen irgend einer Art dulden. Weber die Uebertretungen 
der legteren Vorfchrift wird auf Antrag der Polizeibehörde gerichtlich entfchieden. 
Das Gericht ift ermächtigt, in folchen Uebertretungsfällen, wenn ein Rückfall oder 
ſonſt erichwerende Umftände vorliegen, neben der verwirften Strafe zugleich auf Un— 
fähigfeit des Schuldigen zur Ausübung der bisher betriebenen oder überhaupt jeder 
Wirthichaft zu erfennen. Die Dauer dieſer Unfähigkeit ift nad) Umftänden auf we: 
nigſtens ein Jahr und auf höchftens fünf Jahre feftzufegen. Die volle Freigebung des 
Scenfwirthichaftsbetriebs in Bremen wurde vom Senate jelbft infolge eines Berichts 
der Bolizeidirection beantragt. Aus dem Berichte der von Senat und Bürgerichaft 


Gonceffionen. 165 


niedergefegten Deputation mögen hier wenigftens einige ſchlagende Gründe zur Recht: 
fertigung diefer weit gehenden befreienden Maaßregel angeführt werden. Es heißt 
darin u. A.: „Zwar rühmt man wohl, daß Danf den in der Verordnung von 1821 für 
die Eonceffionsertheilung aufgeftellten Grundfägen, die Damals auf 700 veranſchlagte 
Zahl der Schenken um mehr als die Hälfte nad) und nad) fi verringert habe; allein 
die Deputation hat aus dem ihr mitgetheilten Bericht der ‘Polizeidirection, auf wel« 
hen der Antrag des Senats vom 28. Juni d. 3. Bezug nimmt, ſich überzeugt, daß 
diefer Erfolg auf Täufhung beruht. Mag immerhin die Zahl der jegt concefftonirten 
eigentlichen Branntweinfchenfen faum ein Viertel derjenigen betragen, die vor vierzig 
Jahren eriftirten, mag die Zahl der f. g. Krüger von 109 auf 41 gefunfen fein, wäh» 
rend freilih an Gaft: und Speifewirthichaften jegt 182 gegen 28 im Jahre 1827 
vorhanden find und die Caffee- und Weinfchenfen von 16 auf 25 fi) vermehrt haben, 
völlig illuſoriſch wird doc) jenes gepriefene Refultat dadurch, daß jegt in manchen un» 
jerer größeren Gaffeehäufer, Reftaurationen, Hallen und Wirthichaftsfeller, die 
erft in den legten Jahrzehnten aufgefommen find, ein weit umfangreicherer Verkehr 
fich concentrirt, als der Gefammtbefuch und Umfag in einem Dugend der alten Schen- 
fen betrug, vor Allem aber dadurch, daß, wie die Wolbeibirection bezeugt „eine unüber— 
jehbare Maffe verbotwidriger Schenfen noch jest im Schwange find“, zu denen z. B. 
viele Höfereien gerechnet werben müffen. Es kann daher aud) nicht überrafchen, daß, 
foweit dies hat ermittelt werden können, die Zahl der beftraften Trunfenheitsfälle, 
aud im Verhältniß zur größern Bevölkerung keineswegs abgenommen hat“. — * 
ſo der Conceſſionszwang für den Zweck, dem er dienen ſollte, als nutzlos ſich erwieſen, 
fo wird feine Beſeitigung aus einem andern Geſichtspuncte geradezu nothwendig. 
Für die Ertheilung oder —— nachgeſuchter Conceſſionen fehlt es natürlich an 
feſten Entſcheidungsnormen; als im Allgemeinen zu beachtende Rückſichten bieten nur 
theils das öffentliche Bedürfniß, theils die Perfönlichkeit des Nachjuchenden fich dar. 
Aber an welchen Merkmalen fol das „Bedürfniß“ erfannt werden, und wie fann die 
enticheidende Behörde über die Perfönlichkeit des Nachſuchenden, die ohnehin für den 
Charakter der künftigen Kundfchaft nur eine höchſt ſchwache Garantie darbietet, ein 
zutreffendes Urtheil tich bilden? Der Senat vermag in diefen Bezichungen — fo erflärt 
die Polizeidirection in ihrem Bericht — feine Beichlüffe nur auf den pflidtmäßigen 
Vortrag des Polizeidirectors, dieſer die eigene Anficht faft immer lediglich auf den 
Bericht eined Beamten zu ftügen, der feinerfeits nicht einmal ftets aus eigener Wiffen- 
ihaft und Erfahrung urtheilen fann, vielmehr häufig auf das vielleicht forglos oder 
gar aus unlautern Motiven ertheilte Zeugniß Dritter angewiefen ift. Wie fönnte 
unter foldyen Umftänden die Entjcheidung immer das objectiv Richtige treffen, wie 
follte nicht manchmal ein Abgewiefener an der Gerechtigkeit des Senats irre werden, 
wenn minder würdige, minder bedürftige, dem öffentlichen Intereffe minder entſpre— 
chende Perfonen einen gewährenden Beicheid erhalten? In der That, die Obrigkeit 
geräth bei aller Lauterkeit ihrer fubjertiven Beweggründe auf diefem Wege unver: 
meidlich in den Schein gehäffiger Parteilichfeit, und der Senat empfindet, wie feine 
Gommifjarien in der Deputation erflären, die ihm obliegende Entſcheidung über Eon 
ceſſionsgeſuche dieſer Art als eine befonders drüdende Laft.“ 

Die Gründe, welche gegen Wirthichaftsconceffionen ſprechen, fprechen in noch 
weit höherem Grade gegen die Conceſſionirung derjenigen Gewerbe, die viel unge: 
fährlicher find und eine Vorforge der Staatsgewalt viel weniger erheifchen. Auch Die 
Gonceifionirung der Actiengefellichaften und anderer induftrieller Anftalten ift eine 
Ueberbürdung der ftaatlichen Verwaltungsbehörden mit unnöthigen und ſchädlichen 
Functionen. Das deutihe Handelsgeſetzbuch verordnet allerdings in Art. 208 „Ac= 
tiengejellfchaften fönnen nur mit ftaatlicher Genehmigung errichtet werden“; allein 
die Bremiſche Einführungsverordnung zum deutichen Handelsgeſetzbuch beftimmt 
weit zwedmäßiger in $. 22 „Zur Errichtung einer Gommanditgefellichaft auf Actien 
und einer Actiengefellichaft bedarf es der ftaatlichen len nicht“. — Die 
Motive des Bremifchen Geſetzes beziehen ſich einfac „auf die in Bremen bereits be- 
ftebenden Einrichtungen, wonad) jede Gefellihaft hier zum Gefchäftsbetriebe ohne 
Weiteres zugelafen wird, wenn fie nur die vorgeichriebenen Formvorſchriften ers 
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füllt“. Man würde Die * nicht beibehalten, wenn ſie ſich nicht bewährt hätte 
und wenn man nicht die geſetzlichen Vorſchriften, welche jeden Unterſchied der Per— 
ſonen ausſchließen, der Conceſſionswillkür der Verwaltungsbehörden vorzöge. 

In denjenigen Staaten, wo das Syſtem der amtlichen Bevormundung von Ac— 
tiengejellihaften nod) in voller Blüthe fteht, wie z. B. in Preußen, find doc die 
ärgiten Schwindeleien und Mißbräucde des Actienweiens vorgekommen. In einem 
der großartigften industriellen Mittelpuncte der preußifchen Monarchie, in dem Kreife 
Arnsberg, Meichede und Brilon waren nad) dem Jahresbericht der Arnsberger Han: 
delsfammer von 1859 von dem Gruindcapital der dort beftehenden Actien- und ver: 
wandten Gommanditgefellichaften, das nad) amtlidyen ftatiftifchen Nachweilungen 30 
Mit. Thlr. betrug, nicht weniger als 15 Mil. Thlr. verloren gegangen. Diele Ver: 
luſte waren troß aller bevormundenden Staatsweisheit dem Volfsvermögen erwachien, 
und mit Necht bemerkte die De er Banane daß ſich nad) foldyen Erfahrungen jeden- 
falls fein erſprießlicher Einfluß der bisherigen ftaatlihen Aufſicht über die Actienge: 
fellichaften erfennen laffe, und daß fid) als unvermeidliche Folgerung hieraus die Frage 
ergebe, ob die Gefepgebung nicht wohlthue, gänzlich auf die Gonceffionirung von 
Actiengefellichaften zu verzichten und deren Errichtung nad) dem VBorgange von 
Großbritannien unter gewiffen Vorbehalten freizugeben und nur an die Erfältung 
ganz beftimmter, Die Rechtslage —J——— Formen zu knüpfen. Dieſe Form beſteht 
bekanntlich nach der engliſchen Ge etzgebung in der Abgabe einer ausdrücklichen Er— 
flärung über die Bildung der Geſellſchaft vor einer hierzu beftellten Behörde. Bei 
dem jegigen Syſteme der amtlihen Bevormundung — jo fährt die Handelsfammer 
fort — wären doch die Ärgften Auswüchſe des Actienwefens zu voller Blüthe gelangt; 
auch in Zufunft würden fie bei allem Mißtrauen und aller Obhut der Behörden nicht 
zu verhindern fein, weil fie fi) zeitweile dem Auge des Nichteingeweihten verhehlen 
ließen und weil eine in die materiellen Seiten des Gejchäftsbetriebes eindringende 
Wachſamkeit der Behörden denjelben gänzlich lähmen und erdrüden müßte und eben 
daher ımmöglid) ſei. Deshalb — jo jchließt die Handelstammer — „verzichte die Ge— 
feggebung auf ein Recht, deffen wejentlichfter Erfolg vielleicht nur darin zu finden ift, 
daß die gefunden Geſellſchaften um der ungefunden willen unter den Feſſeln der Con— 
ceffiongerwerbung und der amtlichen Aufjicht zu leiden haben“. 

Die Eoncefftonsthätigfeit der meiften Regierungen hat ſich ganz bejonders ein: 
greifend, aber auch ganz bejonders unfruchtbar, den Bank- und Verficherungsanitalten 
gegenüber erwiejen. Die meilten Banfjtatuten erfreuen ſich der ftaatlicdyen Genehmi— 
gung und es liegt begreiflicherweije in dem Intereſſe der jo concefftonirten Banfen, 
in dem Publicum Die weitverbreitete Anfchauung aufrecht zu erhalten, als habe ver 
Staat den Gefchäftsnormen der Banfen nicht allein feine formelle fondern auch feine 
intelfectuelle und moraliſche Sanction ertheilt. Es wird den Banfen um fo leichter, 
das Publicum über diefen Punet zu täufchen, als die Banfpolitif der meiften Staaten 
den von unzähligen Trümmern bededten Weg der officiellen Einmiſchung in den Cre— 
ditverfehr wandelt und als das Publicum von vornherein ſchwer an den Gedanken zu 
gewöhnen it, daß eine Banf nichts weiter fei als ein Privatunternehmen, das mit 
Gredit handelt, wie andere mit Tabaf und Baumwolle. Eine conceffionirte Banf 
braucht ſich aber nur an ihre Statuten zu halten, und der Staat fann fie nicht hin: 
dern, Das größte Unheil anzurichten. Denn daß Legteres mit der genaueften Befol: 
gung der Statuten ſich jehr wohl vereinigen lafle, unterliegt feinem Zweifel. Es be: 
darf dazu gar nicht einmal eines befondern Raffinements oder einer unredlichen Abficht. 
Man braucht nur diejenigen Statutenbeftimmungen anzuſehen, welche den Zwed 
haben follen, für die Sicherheit der Banfen zu garantiren, um fid) von deren praf: 
tiicher Werthlofigkeit zu überzeugen. Keine einzige diefer Vorfchriften, felbft wenn es 
möglicy wäre, deren Einhaltung zu controliren, ift im Stande, die ärgften Unſolidi— 
täten, viel weniger die Folgen unglüdlidyer Gonjuncturen zu verhüten oder aud) nur 
zu erſchweren. Die gewöhnliche Vorichrift, daß ein Drittheil der umlaufenden Noten 
immer durch baares Geld gededt fein ſoll, ift nichts weiter ala die Wiederholung eines 
weitverbreiteten Mißverftändnifies der Gelege der Banf von England. Cine Bor: 
fhrift über die Dedung der Depofiten, welche einen mindeftens ebenjo gefährlichen 
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Bafftvpoften bilden wie die Noten, erijtirt in den meilten Statuten gar nicht. Die 
Beitimmung, wonad) jeder von der Bank Discontirte Wechſel mindeftens zwei gute 
Unterfchriften haben muß, findet fi) fo ziemlich in den Statuten aller Banfen wieder, 
welche während der legten hundert Jahre ihre Actionaire und ihre Kunden betrogen 
haben. Das Verbot, fremde Staatspapiere zu kaufen, fchließt weder die Speculation 
auf fremde Wechjelcourfe, noch die Belehnung aller möglichen Effecten aus. Solcher 
oder ähnlicher Art find die meiften VBorfchriften der Statuten, in denen ſich die Für: 
jorge des Staats für die Intereffen des Publicums ausiprechen fol, welche man für 
obrigfeitlich hinreichend befundene Bürgichaften der Solidität des conceffionirten In: 
ftituts ausgeben mörhte, welche man, während fie nicht mehr Autorität haben follten 
als einfache —— der Banken, mit dem Nimbus regierungsſeitiger Anordnungen 
zu umgeben ſucht. Auf dasjenige dagegen, was wirtlich ausſchließlich und allein die 
Solidität einer Banf verbürgen fann, hat der Staat gar feinen Einfluß. Die Ge: 
wiffenbaftigfeit und Tüchtigfeit der Vorftandsmitglieder und der Banfbeamten entzieht 
fid) gänzlidy feiner Gontrole. Die Perfönlichfeiten, von denen Alles abhängt, mögen 
ihm noch jo viel Mißtrauen einflößen, er hat fein Mittel, weder fie zu entfernen noch 
zu überwachen; aber er leiht ihnen immer den Nimbus feines Anſehens, weldyer auf 
die angeblich obrigfeitlid) fanctionirten Statuten zurüdftrahlt. — Selbit eine wirf: 
ſame, auf unausgejegt® Gontrole und —— Mitarbeit begründete Bevormundung 
der Bank würde den höchſten Bedenken unterliegen; denn gerade Creditgeſchäfte ſind 
unter allen kaufmänniſchen Operationen diejenigen, welche am allermeiſten der vollen 
moraliſchen und pecuniären Selbſtverantwortung des Operirenden bedürfen, um nicht 
auf verderbliche Abwege zu gerathen, welche die mißtrauiſchſte Wachſamkeit des in 
Mitleidenſchaft gezogenen Publicums erforderlich machen, wenn der Speculations— 
und Gewinnſucht ein Zügel angelegt werden ſoll. Die Geſchichte des Bankweſens iſt 
ein einziger fortlaufender Beweis von der Unfruchtbarkeit und Schädlichkeit ſtaatsſei— 
tiger Einmiſchung in den natürlichen Gang des Creditverkehrs; ſie erzählt von faſt 
nichts Anderem als von der Vergeblichkeit der ſcharfſinnigſten Verſuche, von Regie— 
rungswegen objective Normen für dieſen Verkehr aufzuſtellen. Es fällt wenigen 
Staaten mehr ein, den Waarenhandel, die Rhederei, die Fabriken hinſichtlich ihres 
Betriebes zu maaßregeln, und doch iſt es weit weniger bedenklich, dieſe ihrer Natur 
nad) ftabileren, leichter überfehbaren Geichäftszweige beherrichen zu wollen, ala den 
proteusdartigen, flüchtigen und unfaßbaren Greditumlauf. Wenn aber die gefammte 
Geichichte des Banhoelens fein einziges Beiſpiel davon aufweiſt, Daß jelbft die beft: 
organifirte, vollftändigfte, unmittelbarfte, eingängigite Regierungsbevormundung im 
Stande geweſen wäre, Mißbräuche und Kataftrophen von dem Banfgefchäft abzu— 
halten, wenn diefe Geſchichte vielmehr lehrt, daß jelbft die befte Bevormundung dieſer 
Art das Uebel nur zu verfchlimmern pflegte und meiftentheils den Staat in die Folgen 
mangelhafter Banfverwaltungen mit hineinzog, jo follte man endlich jede Bevormun: 
dung und Gonceffionirung von Seiten des Staats aufgeben und das betheiligte 
Bublicum dadurch zu um 5 ſchärferer Selbftcontrole veranlafien. — 

Einzelne deutſche Staaten haben ſchon längft diefen Weg weiſer Selbitbeihrän: 
fung und gefunder Auffafiung der Dinge eingefchlagen. In Hamburg haben ſich die 
Norddeutſche Bank jowie die Vereinsbanf ohne Staatsgenehmigung gebildet und be: 
ftehen jeit längerer Zeit ohne Oberaufliht des Staats. Es ift Sache der Actionaire, 
ihr eigenes Intereffe wahrzunehmen. Der Hamburger Senat wies das Anerbieten der 
Gründer der Nordveutfchen Bank, diefelbe unter ftaatlihe Dberaufficht zu ftellen, mit 
der Bemerkung zurüd: er wolle mit der Dberaufficht nicht auch die Mitverantwort: 
lichkeit übernehmen. In ähnlicher Weife hat z. B. in Bremen der Senat vor mehr 
als 10 Jahren die ftaatliche Genehmigung und Dberaufficht über die daſelbſt befte- 
hende „neue Sparcafie“ von ſich abgelehnt. Das Unternehmen hat ſich in Folge deſſen 
ganz felbftändig ohne jede ftaatliche Controle entwidelt und nicht nur fein Geſchäft 
von Jahr zu Jahr ausgedehnt, jondern namentlich aud) den ärmeren Claſſen weſent— 
liche Dienfte geleiftet und den Spartrieb durch große Erleichterungen jehr gefördert. 
Außerdem beitehen in Bremen und Hamburg nod) eine Unzahl von Actiengeſellſchaften, 
die bei ihrer Bildung nichts weiter zu thun haben, als fi beim Firmenbüreau Des 
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Handelsgerichts zu melden, eine Meldung, die jedoch nur eine Gontrole der Theil— 
nehmer im Interefie des Publicums, nicht aber eine Genehmigung der neugebildeten 
Geſellſchaft in ſich fchließt, denn diefe beſteht ſchon durch den bloßen mündlichen oder 
fchriftlihen Gefellihaftsvertrag. Am Schluß mögen hier nody einige Bemerkungen 
aus den Motiven des neueften oldenburgijchen Gewerbegefeges ihre Stelle finden. 
Dieſelben verurtheilen das onseikcnnseen in folgenden Worten: „Wenn die Regie: 
rung zur Errichtung einer Anftalt die Genehmigung ertheilt, jo übernimmt fie eine, 
wenn auch nicht förmliche, To doch moralifche Garantie für diefelbe. Es fünnte nun 
allerdings ausgelprochen werden, daß die von der Regierung vorzunehmende Prüfun 
fich nur auf die Unbefcholtenheit und Zuverläffigfeit des Unternehmers, jowie een 
ob die Statuten zu Bedenken, in Beziehung auf die Sicherheit des Staates und Die 
öffentlihe Dronung Anlaß geben, zu beichränfen habe; allein das Publicum 
wird in der Genehmigung feitens der Staatsbehörde doch leicht eine Billigung des 
Unternehmens felbft jehen.: Eine eingehendere Prüfung, namentlich eine Unter: 
ſuchung der Sicherheit der Anftalt, wie joldye erforderlich wäre, wenn dem Publicum 
durch die Genehmigung wirklich ein Schug gegen Täufchungen gewährt werben follte, 
vorzunehmen, ift indeß die Regierung nur felten im Stande. Eine ſolche Prüfung 
würde ſich 3. B. bei den Wittwencaffen, Lebensverfiherungsanftalten und ähnlichen 
auf Mortalitätsberechnungen beruhenden Anftalten nur mit großer Mühe anftellen 
lafien, und felbft dann, wenn fie ein günftiges Ergebniß liefern follte, doch noch feine 
Sicherheit für die Dauer gewähren, weil es dafür wejentlid auf den Betrieb jelbft, 
auf die größere und geringere Vorficht bei der Annahme der Theilnehmer, auf die 
go der Verwaltungsfoften, auf die fihere Belegung der Fonds ankommt. Die 

erwaltung fann daher nur wünfchen, ausdrüdlich einer Verantwortung überhoben 
zu werden, welche fie nicht zu übernehmen vermag, weil fte nicht im Stande ift, alle 
Verhältniffe zu prüfen und zu überwachen.“ — Gegenüber folchen Bekenntniſſen 
praftifcher Berwaltungsbeamten erfcheint es unnöthig, noch weitere rechtsphiloſophiſche 
und politiihöfonomifche Betrachtungen über die Verwerflichfeit der Conceſſionen ans 
zuftellen, denn Thatjachen fprechen hier mächtiger ald Gründe. Es find allerdings 
nur Fleine deutſche Staaten, weldye bisher die gefunden Grundfäge der Volfswirth- 
ſchaft in dieſer wichtigen Frage proclamirt haben, allein die Methode der ftaatlichen 
Bevormundung wird dadurch nicht wiſſenſchaftlicher und praftiicher, daß gerade die 
größten deutichen Staaten noch auf einem Syfteme der nuglofen Maaßregelung des 
Erwerbslebens auf Koften der Steuerzahler beharren. In allen denjenigen Staaten, 
die fi) einer freien Bewegung erfreuen, verfennt man zwar nicht, daß die Freiheit fein 
a gegen Berlufte, Ueberſpeculation, Leiden und Störungen ift, die der 
wirthichaftenden Menichheit num einmal nicht zu erfparen find, aber man hat die Er: 
fahrung gemadt, daß das Publicum weit vorfichtiger ift und weit ftrengere Selbit- 
controle führt, fobald es fi von dem blinden Vertrauen auf die ftaatlihe Obervor: 
mundichaft in Geldangelegenheiten befreit hat. 

Literatur: Freiheit der Arbeit! Beiträge zur Reform der Gewerbege: 
fege von Dr. Victor Böhmert. Bremen, Verlag von Heinrich Strad 1858. — Das 
Eonceffionswefen in Deutihland. Für die dritte Verfammlung deuticher 
Volkswirthe herausgegeben von der ftändigen Deputation des volfswirthichaftlichen 
Gongrefies. Frankfurt a. M. 3. D. Sauerländers Verlag. 1860. — Stenographi: 
cher Bericht über die Verhandlungen des dritten Congreſſes deuticher Volkswirthe. 
Frankfurt a. M. Verlag der Erpedition des Arbeitgeber. 1860. — Bericht über den 
Stand der deutichen Gewerbefreiheits- und Freizügigfeitsfrage im Septbr. 1863, 
dem ſechſten Congreſſe deuticher Volkswirthe abgeftattet (Bremen, Drud von E. 
Scdyünemann), V. Böhmert. 


Eoneurrenz. 

Das thatfächliche Verhältniß, welches dadurch entftcht, daß mehrere Per— 
fonen, welche verſchiedenes Intereffe haben, ein und daffelbe Ding anbieten oder be— 
gehren, wie das Beftreben, aus diefem Werhältniffe den größtmöglichen Gewinn zu 
ziehen, bezeichnet man mit dem Ausdrude „Goncurrenz“. Man redet von einer Con— 
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currenz bei der Gütererzeugung und von einer Concurrenz beim Handel, und meint, 
daß das thatſächliche Verhältniß dort andere Vorausſetzungen und andere Wirkungen 
habe, wie hier. Allein, wenn die Concurrenz bei der Gütererzeugung fi) in dem Be- 
fireben nad) befieren Leiftungen äußert, welches nur dieſe beflern Leiſtungen, nicht 
zugleich den durch den Verkauf des befleren Erzeugniffes zu erzielenden höheren Gewinn 
zum Ziele hat, jo ift fie zwar immerhin ein wwirtbfchaftlicher Factor, mit dem zu rech— 
nen iſt; aber fie ift Concurrenz nur im uneigentlichen Sinne des Wortes. Die Con— 
eurrenz im ftrengen Sinne ded Wortes tritt nur im Handel in die Erfcheinung, aber 
im Miethhandel jowohl, wie im Kaufbandel, im Handel mit Arbeit fowohl, wie im 
Bun mit Gapital und Land. Im der Regel hat fie freilich wenigſtens da, wo die 

ualität der Leiftung willfürlic) verändert werden fann, eine unmittelbare Einwirkung 
ebenjo auf diefe Qualität, wie auf die Preife der Leiftung; bei freier Concurrenz und 
bochentwidelter Gultur wird nur ausnahmsweife und nie auf die Dauer zwijchen der 
Dualität der Leiftung und dem dafür erzielten Preife ver Saufalzufammenhang man- 
geln. Der Wetteifer im Betreff der Güte; der Leitung muß, wenn er von nahhal- 
tiger Dauer fein joll, durch die Ausficht auf Höheren Gewinn, in welcher Form ſich 
derjelbe immer darbiete, unterhalten werden. Auf den niedrigften Gulturftufen ift 
die Goncurrenz meift darniedergehalten entweder durch die wirkliche Seltenheit des 
thatfächlichen Verhältnifies, welches ihr den Namen giebt ſchwache Bevölkerung, 
Zerftreutwohnen), oder durch den Mangel des Privateigenthbums, audy durch Die 
Armuth an Bedürfnifien; auf höheren Eulturftufen durch ausichließliche Vorrechte von 
Familien, Ständen, Corporationen, Gemeinden u. f.w. (die Sclaverei des Alterthums, 
oder die Leibeigenschaft des Feudalftaates fchließt die Lohnconcurrenz aus); auf nod) 
höheren durch die Staatsbevormundung (die Fabricationsvorfchriften des Mercantil- 
ſyſtems; Privilegien» und Gonceifionswefen). Die höcyfte Stufe der wirthichaftlichen 
Gultur hat die volle Freiheit der Concurrenz zur Vorausſetzung und zeichnet ſich durch 
die Herrichaft derjelben aus. Der hohe Stand und die Vertiefung der fittlichen und 
intellectuellen Bildung, fowie die durch die Dichtigfeit der ee! die Leichtigkeit 
des Verkehrs und die Maſſe der Bevürfniffe hervorgerufene Mannichfaltigkeit und Häu- 
figkeit der Goncurrenz enthalten Eorrective gegen die Ausjchreitungen des Eigennuges, 
die in minder gleihmäßig entwidelten Culturepochen bei, thatfächlich hier auch immer 
ausgeichlofiener, Freiheit der Concurrenz die Regel bilden würden. Die auf den nie— 
deren Gulturftufen immer zu beobachtenden Beihränfungen der Concurrenz wird man 
ſtets richtiger als Folge, wie als Urſache der mangelhaften Entwidlung auffaſſen; auf 
den höchften Stufen der wirthichaftlichen Eultur ift die Freiheit zugleich fortzeugende 
Urſache und ftets in neuen Formen zu Tage tretende Folge der Bildung. 

Daß die Preife der Dinge und Leitungen bei freier Goncurrenz in einem beftimm- 
ten Verhältniſſe ftehen zu der Stärfe des Begehrs und alſo auch des Bedarfs der frag- 
lihen Dinge und Leiftungen, macht den Handel zum Werkzeuge der vertheilenden Ge— 
techtigfeit, ift die Hauptveranlafjung, daß es nicht nur Handeldgefchäfte giebt, bei 
denen beide Theile gewinnen, fondern daß ſolche Gejchäfte auf höheren Stufen der 
allgemeinen Gultur die Regel bilden. Im folhen Zeiten gehört ebenfo der Handel 
ohne alle Concurrenz, wo Einer nur mit Einem handelt, wie der Handel mit 
einfeitiger Concurrenz, wo Mehrere mit Einem handeln — Verhältniſſe alſo, 
wo denkbar niedrigfte und denkbar höchſte Preiſe zum Vorſchein fommen fönnen, zu den 
jeltenen Ausnahmen ; bier pflegt jedes Gut und jede Leiftung gleichzeitig von Vielen 
angeboten und von Vielen begehrt zu werden — Handel mit beiderfeitiger 
Concurrenz — und fommt fo in der Regel weder der höchfte, noch der niedrigite 
überhaupt denkbare Preis, fondern ein Mittelpreis ald Ergebniß des Handels zum 
Vorſchein, ein Preis, bei dem Anbieter und Begehrer gleichzeitig Gewinn haben. Aber 
die Goncurrenz bewirkt nicht pofitiv, fondern nur negativ die billige Stellung der 
Preiſe, indem fie nur dazu dient, die Nachtheile zu befeitigen,, *weldhe die in Hab» 
ſucht ausartende Selbftliebe herbeiführen würde. Die Selbitliebe in der That ift das 
treibende Element , ift die geiftige Kraft, welche zu der Concurrenz führt, und dieſe 
als einen „Kampf“ der Intereſſen erſcheinen läßt. Im Handel mit beiderſeitiger 
Eoncurrenz fämpfen die Intereſſen verſchiedener Perſonen wider, einander, einmal 
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fämpfen die Begehrer mit den Anbietern; jene wollen das begehrte Gut oder die be- 
gehrte Leiftung zu möglichft niedrigem Preiſe erwerben; diefe wollen für das Gut, 
oder die Leitung, welche fie anzubieten haben, den möglichſt hohen Preis erzielen. 
Ferner kämpfen die Begehrer wider die Begehrer; Die Interefien der Begehrer find 
gleich; jeder Einzelne erjchwert dem Anderen die Verfolgung feiner Interefien ; 
Jeder will früher zum Ziele kommen, ald der Andere. Endlich kämpfen aus gleichen 
Gründen die Anbieter mit den Anbietern. Der ftärfere Theil trägt in jedem diefer 
Kämpfe den Sieg davon. Der ftärffte unter den Begehrern ift derjenige, welcher 
den höchſten Preis für das begehrte Ding oder die begehrte Leiftung anlegen fann, 
weil fie den hoͤchſten Werth für ihn, und er zugleich den ftärkiten Bond von folchen 
Gütern und Gegenleiftungen, weldye der Anbieter fordert, hat, auch von dieſem 
Fond am leichteften das Meifte entbehren fann. Der ſtärkſte unter den Anbietern 
ift der, bei welchem der Wunſch, das Angebotene zu behalten, am wenigften durch 
das Bevürfniß der in Augficht ftehenden Gegenleiftung überwogen wird. Es geht aus 
diefen Betrachtungen hervor, daß nur in concreto überhaupt zwifchen Begehrern und 
Anbietern unterfdyieden werden fann ; in abstracto ift jeder Anbieter zugleich Begehrer 
und jeder Begehrer zugleich Anbieter. Man kann daher aud) jagen, daß unter mehre: 
ren Berfonen, die man ald Anbieter auffaßt, der als Anbieter den Sieg davon tragen 
muß, welcher am wenigften Begehrer ift; unter mehreren Perſonen, die man ald Be: 
gehrer auffaßt, ald Begehrer der, welcher am meiften zugleich Anbieter ift.), Im Han- 
del mit beiderjeitiger Goncurrenz ift gerade dieſe Beiderjeitigfeit der befte Regulator 
des Eigennuges; in dem Handel mit einfeitiger, oder in dem ohne alle Goncurrenz 
pflegt auf höheren Eulturftufen die Volksſitte, das verbreitete Billigfeits- und Ehr— 
gefühl dieſe Rolle zu übernehmen. 

Die Eoncurrenz hat auf die Preife nur bei dem verftändigen, d. h. bei demjeni— 
gen Handel Einfluß, wo man ſich nur dann entjchließt, ein Ding hinzugeben, um da- 
für ein anderes zu erlangen, wenn man durch Ueberlegung zu der Ueberzeugung ge: 
fommen ift, daß das begehrte Ding für Einen einen höheren Werth hat, als das an- 
gebotene; nicht aber bei Handelsgeichäften, die in der Leidenſchaft abgeichloflen wer: 
den, nod) bei joldyen, wo gewohnheitsmäßig für gewille Dinge oder Leiltungen gewiſſe 
Preife gezahlt werden. Bei dem verftändigen Handel aber gewinnt die Werthserwä— 
gung, infofern fie von Einfluß ift auf Die Stärfe des Angebotes oder der Nachfrage, 
oft eine eigenthümliche Geftalt. Man erwägt 3. B., ob man das begehrte Ding, oder 
die begehrte Leiftung auf anderem Wege, ald auf dem des Handels ſich vortheilhafter 
(durch Selbfterzeugung oder Selbftleiftung 3.8.) verfchaffen, ob man das Anzubietende 
nicht auf anderem Wege beſſer, ald auf dem des Handels verwerthen fann (3.8. einen 
Rohſtoff durch Selbitverarbeitung, Die Arbeitöfraft durd Anwendung im eigenen Ge: 
ihäft). Je ficherer dieſe Fragen bejaht werden können, um fo fiegreicher wird man die 
Eoncurrenz zu bejtehen vermögen. Und weiter fommen beim verftändigen Handel oft 
aud) noch andere Erwägungen in Betracht, ald die den Werth betreffen: 3. B. man 
erforicht als Anbieter Die Vermögensd-, ald Begehrer vielleicht Die Gewerbsverhältniſſe 
des Gegners, und fragt fih, ob man mit Billigfeit das fordern, oder das bieten darf, 
was man zu fordern oder zu bieten geneigt ift. Je mehr man hiernach fordern, je weni- 
ger man bieten zu dürfen meint, deſto fiegreicher fann man unter Umjtänden die Con— 
currenz beftehen. in weites Gewifjen hilft manche foldye Siege erringen ; allzu: 
große Scrupulofität ift verdientermaaßen im Handel im Nachtheil. 

Die Freiheit der Goncurrenz, d. h. die unbeichränfte Möglicykeit für Jedermann, 
was man anzubieten hat, anzubieten wem, wann, wo und unter welchen Formen 
man will, was man begehrt, zu erwerben, von wem, wann, wo und unter welchen 
Formen man will, ift deshalb fo wichtig für die naturgemäße Entwidlung des Volks— 
wirthichaftslebens, weil fie die unerläßliche Vorausſetzung ift für Die allgemeine Gül- 
tigkeit des allgemeinen Handels oder Preisgeſetzes, welches da lautet: der angemeflene 
oder gewerbsmäßige Preis richtet ſich nach den durchſchnittlichen Gewerböverbältniften, 
und zwar bei den Erzeugniffen nach den durdyichnittlichen Erzeugergebühren, bei den 
Gewerbsmitteln (Arbeit, Land, Capital) nady den durchſchnittlichen Reinerträgen. 
(Vgl. audy den Art. „Preis“. Daß diejes Gejeg in voller Geltung fei, und unbe: 
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ſchränkt walten könne, ift für die gedeihliche Fortentwiclung der VBolfswirthichaft und 
namentlich für die gerechte Vertheilung der Güter unerläßlich. Künftliche Beichrän- 
fungen der Goncurrenz aber laſſen e8 nicht zur Geltung fommen. Der Leibeigene 
verdient ftetd weniger, der unter der Lohntaxe ftehende Arbeiter bald mehr, bald weni- 
ger, ald worauf er nad) dem Neinertrag, den feine Arbeit dem Unternehmer gewährt, 
Anſpruch hat; Genoſſen gefchloffener Zünfte pflegen mit ihren Erzeugniſſen außer 
dem Erjag der Erzeugergebühren (natürlich) incl. der erforderlichen Arbeits- und Gapital- 
rente) noch ein gewiſſes Monopolplus zu verdienen, Grundftüdsparcellirungsver- 
bote vermindern Die Zahl der Landbegehrer; die Anbieter von ganzen Gompleren pfle— 
gen mit untergewerbsmäßigen (d.h. dem Reinertrage nicht entiprechenden) Preiſen fich 
begnügen zu müfjen; bei gejeglihen Drofchkentaren pflegen bald die Unternehmer und 
bald das Publicum zu kurz zu fommen. Bei freier Concurrenz Dagegen pflegen die 
VPreiſe immer die Tendenz zu haben, ſich dem gewerbsmäßigen Sage, d. h. alſo, wo 
ed ſich um Erzeugniſſe als joldhe handelt, dem Sag der Erzeugergebühren, wo um 
Gewerbsmittel ald folhe, demjenigen Sage zu nähern, welcher den nothwendigen 
a gedeihlichen Fortbetriebe der Unternehmung erforderlichen) Reinerträgen ent: 
pricht. 

Im Großen und Ganzen iſt der Einfluß der freien Concurenz zwar ein gleicharti— 
ger beim Miethhandel, wie beim Kaufhandel, beim Handel mit Arbeit, wie bei dem 
mit Capital und Land. Es verdient jedoch Die Art, wie diefer Einfluß,bei dieſen ver: 
ihiedenen Arten des Handels ſich geltend macht, eine befondere Betrachtung. Mit 
Arbeit ift nur Miethhandel denkbar (der Sclavenhandel hat mehr die Eigenthümlichkei- 
ten des Handels mit Capital, als die des Handeld mit Arbeit). Beim Mierhhandel 
mit Arbeit ohne alle Concurrenz hängt die Höhe der erzielten Löhne und die Quantität 
und Dualität der gewährten Leiftungen lediglich" von Zufälligfeiten ab, angemefiene, 

erwerbsmäßige Löhne ftellen fich hier nur zufällig, ausnahmeweife feit. Theure Löhne 
ir ichlechte Peiftungen werden dem einzigen Arbeitsanbieter bald Eoncurrenten jchaffen. 
Bei jo entjtehender einjeitiger Concurrenz werden die Leiftungen beſſer werden; Die 
Löhne können auf dasjenige Maaß herabfinfen, welches den Anbietern noch eben geftat- 
tet, Anbieter zu bleiben. Die vortheilhafte Lage des Begehrers wird diefen bald Con— 
currenten fchaffen; erft bei dieſer beiderſeitigen Concurrenz werden, wenn fie völlig un- 
beichränkt ift, Löhne und Leiftungen die Tendenz haben, in das richtige Verhältniß zu 
einander zu treten, und die erfteren namentlicdy die Tendenz, fich dem gewerbsmäßigen 
— angemeſſenen, dem NReinertrage, welchen die Leiftung dem Unternehmer gewährt, 
entfprechenden — Sage zu nähern. Zeitweile fann allerdings eine ftarfe Goncurrenz 
des Arbeitsangebotes die Preife der Arbeit auf einem untergewerbsmäßigen Stande er- 
halten, auf einem Stande, welcher den Arbeitern nur eben nod) die Eriftenz geftattet. 
Dies indeß im Wefentlichen nur bei mangelnder Freizügigfeit und bei folchen Arbeiten, 
von denen ein Uebergang zu anderen ohne große Einbuße von Gapital und Zeit nicht 
alsbald zu bewerkitelligen ift. Ein längere Zeit andauernder allgemein untergewerbe- 
mäßiger Stand der Arbeitslöhne verftärft die Concurrenz der felbftändigen Unterneh: 
mer und ſchwächt fo die Goncurrenz der Lohnarbeitsanbieter. Nicht auf die nothdürf— 
tige Griftenz, fondern auf den Wohlftand und die Selbftändigfeit ift das Beftreben der 
concurrirenden Arbeiter gerichtet. Das entgegenftehende Streben der arbeitbegehren- 
den Unternehmer kann zeitweile ftärfer, fiegreicher fein ; aber es ift Dies nur ausnahme- 
weile, und zwar mur bei mangelhaften Bildungszuftänden, auf die Dauer der Fall. 
Der Stand der Löhne verändert fich zwar langfamer, als der Stand der Kaufpreile der 
Erzeugnifie; er fann länger, als dieſer, unter oder über dem gewerbsmäßigen Mittel 
ftehen ; aber bei freier Concurrenz pflegt auch er dieſem Mitteljage fid) unausgefegt zu 
nähern. (Vgl. auch den Art. „Lohn“). . J 

Die Wirkung der freien Concurrenz auf die Kauf- und Miethpreiſe der Erzeugniſſe 
geht gleichfalls dahin, dieſe Preife dem gewerbsmäßigen Stande zu nähern. Die Be- 
wegung der Preife folgt ven Veränderungen der Goncurrenz jchneller, als bei der Arbeit. 
Dies beionders bei ſolchen Erzeugnifien, welche zur Befriedigung von Bedürfniſſen der 
Nothwendigkeit dienen, und bei denen daher die Nachfrage gleichmäßig zu fteigen, aber 
das Angebot der Nachfrage auch möglichft rafch zu entiprechen pflegt. Die Heinen 
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Differenzen zwiſchen dem Verhältniſſe des Angebotes und dem der Nachfrage finden 
ihren Ausdruck alsbald im Preisſtande; aber die durch die Gewohnheit und Nothwen— 
digkeit erzeugte Vollkommenheit der Verſorgungsmittel bietet eine Gewähr gegen 
dauernd übergewerbsmäßige Preiſe; während wenigftend Diejenigen unter jenen Er- 
zeugniften, welche lange Aufbewahrung dulden, dann immer vor dauernd untergewerbe- 
mäßigen Preiſen geihügt find, wenn die Verfehrseinrichtungen Translocationen auf 
entferntere Märkte geftatten. Am leichteften ift bei Erzeugniffen, welche Bedürfniſſen 
des Wohllebens dienen, ein längerer ungewerbsmäßiger Preisſtand möglich, insbefon- 
dere auch wegen des raſchen Wechſels in der Stärfe und Art diefer Bedürfniſſe. Be— 
fonders rafch und unbedingt pflegen die Miethpreife von Gapitalien als jolchen, 3. B. 
von Geld, Häufern, Transportmitteln u.f.w., bei freier Goncurrenz den Ehwanfun- 
gen des Verhältniffes zwifchen Angebot und Nachfrage zu folgen. Es giebt faum 
empfindlichere Preiſe, ald der Discont und die Schiffsfrachten. Aber auch hier bewirkt 
e8 die Goncurrenz bei hochentwidelten Verfehröverhältnifien, daß die Preife nie auf 
die Dauer von dem gewerbsmäßigen Stande weit entfernt bleiben. Eine Zeit ſchwa— 
her Darlehnsnachfrage führt bald zu eignen Unternehmungen der Eapitaliften, Pe— 
rioden ſchwacher Schiffsnachfrage am einen Drte reizen dazu, erft den Marft an ande- 
ren Orten zu verfuchen, fteigern die Erzeugung zu verfrachtender Güter, fchränfen die 
Erbauung neuer Sciffsgefäße ein. 

Die natürlihen Grenzen des Landangebotes bringen es mit fi), daß im Handel 
mit Land die Concurrenz zwar auch auf die Preife regulirend einwirkt, daß dies aber 
nicht auf directem Wege, durch eine der fteigenden Nadyfrage entiprechende Ver: 
mehrung des Angebotes, fondern auf indirertem Wege, durch den Uebergang zu in— 
tenfiverer Gultur, oder durch die Lichtung der Reihen der Begehrer, von denen fidy bei 
zu hohen Preiſen mehrere, als nöthig wäre, anderweiten Unternehmungen zuwenden, 
geichieht. Am wenigften leicht ift u foldye, oder ähnliche Weife ven Wirkungen einer 
den Begehrern ungünftigen Goncurrenz des Angebotes in volfreichen Städten auszu— 
weichen, befonders, wenn die Ausdehnung Biken (wie 3. B. bei Feftungen) be- 
ichränft ift. Hier fommen am häufigften ftarfe und eclatante Ueberichreitungen der 
angemefjenen Landpreife vor. Aber auch hier pflegen foldhe Abnormitäten die Vorläu— 
fer ftarfer Erhöhung der Grundrente, die verhältnißmäßig hohen Landpreife die 
Symptome eines jchon erreichten verhältnigmäßig hohen Standes der Grundrente zu 
fein. Andererſeits führen auch veränderte Verfehrsverhältnifie hier gerade leicht zu zeit— 
weiſe ftarf untergewerbsmäßigen Preiſen. 

Die Bortichritte unferer modernen Berfehrsentwidlung , welche den Begriff der 
Volfswirthichaft mehr und mehr verftändlich machen und zur Erfcheinung fommen 
laſſen, haben den fegensreichen Einfluß, daß die preisregulirende Macht der Concur— 
renz mehr und mehr zur Geltung kommt. In einem vollftändig organifirten Syſteme 
der Weltwirthichaft würde dieſe Macht unwiderſtehlich, allezeit wirffam und in ihren 
Wirfungen genau‘zu berechnen fein gleich der eines Naturgeſetzes. 

A. Emminghaus. 


Eoneurd. Banferott. Gant. Greditwefen. Crida. Vergleich. 

Wenn Jemandes Schulden fein Vermögen überfteigen , fo ift materielber over 
imminenter Goncurs vorhanden. Treten mehrere Gläubiger mit ihren Forde- 
rungen auf ohne Befriedigung finden zu fönnen, fo tritt alsdann auch noch formeller 
Goncurs hinzu, d. h. Regelung des Schuldenweiens und Auszahlung der Goncurs- 
maffe unter Leitung des competenten Gerichts. Im älteften römischen Recht (und nad) 
dem Sachſenſpiegel verfiel der Schuldner auch mit feiner Perſon dem Gläubiger zum 
Sclaven. Später führte das prätorifche Recht eine Einweifung der Gläubiger in das 
Vermögen des Echuldners ein, doch immer noch mit perfönlicher Haft und Infamie 
verbunden. Leptere beiden Härten fielen durch die Lex Julia weg zu Gunften des un« 
verjchuldet infolvent gewordenen Schuldners, wenn er freiwillig fein Vermögen ab- 
trat. Er hatte in diefem Falle noch den Anſpruch auf eine Competenz, indem er wegen 
des unbezahlten Reftes nur infoweit verurtheilt werden durfte, daß ihm noch fein Un— 
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terhalt blieb. Nach verſchiedenen Entwicklungsphaſen der folgenden Jahrhunderte hat 
ſich der heutige gemeine Concursproceß fo herausgebildet, und zwar mit zwei Haupt- 
änderungen, nämlich einmal, daß der ordentliche Btichter von Amtswegen das Verfah- 
ren zu leiten und die Interefien der Gläubiger zu wahren hat, ſodann daß die Liqui- 
dirung mit einem hierzu befonders beftellten Curator litis geſchieht, die Activmaſſe, 
Paſſivmaſſe und Priorität feftgeftellt und der Schuldner zum Beklagten wird, der Cu- 
rator litis ihn vertritt, die Priorität wie ein Proceß unter den Gläubigern zu verhan« 
deln und dem Curator bonorum nur noch die Activmafje zu verwalten bleibt. Die 
Barticulargejeggebungen laſſen meift politiiche Nachtheile für den Schuldner eintreten, 
Berluft der öffentlichen Aemter, der bürgerlichen Ehrenrechte ıc., das gemeine Recht 
fennt diefe Strenge nicht, wohl aber Strafen im Fall des betrügerifchen oder leichtjin- 
nigen Banferottd. Der ftrafbare Banferott wird begangen entweder durd) widerrecht- 
liche Greditnahme oder widerrechtliche Re der Zahlungsmittel, ſpeciell Durch 
Betrügereien, um ſich Geld zu machen, durch Fälſchungen u. dergl. m. oder durch 
lüderliche Geſchäftsführung, Unterlaffung der Inventur, der Führung der Handels- 
bücher 0. Die Reichspolizeiordnungen von 1548 und 1577 ftellen hinfichtlich der 
Strafen den boshaften Banferottirer dem Diebe gleih. (Eine gewohnheitsrecytlich 
allgemein verbreitete Strafe in Deutichland war ehemals das — eines gelben 
Hutes.) Der materielle Concurs hat übrigens ſchon die rechtliche Wirkung, daß alle 
während deſſelben zum Nachtheil der Gläubiger gemachten Geſchäfte, bei denen den 
Eontrahenten beiderſeits betrügerifche Abficht inwohnte, mittelft Klage rüdgängig ge: 
macht werden fönnen, die fich gegen die dritte Perfon richtet, die mit dem Schuldner 
contrahirte. Schon fällige Forderungen fann der Schuldner während des materiel- 
len Goncurfes nody befriedigen oder durch Pfandbeftellung wirkſam ſichern, fpäter 
fällige nicht. Geichenfe und Erbfchaften braucht der Schuldner nad) gemeinem Recht 
nicht anzunehmen, auch wenn der Concurs dadurch abgemwandt würde, Xotteriegewinne 
aber gehören der Maſſe ohne Weiteres. Die hohen Koften des Gerichts und der An- 
wälte fowie der meift fchleppende Gang des Concursproceſſes und die fpäte Befriedi- 
gung der Gläubiger hat in heutiger Zeit eine faft allzugroße Geneigtheit derfelben für 
außergerichtlihe Abwidlung und Auseinanderjegung bei materiellen Goncurfen er- 
zeugt. Zu einem jolhen Vergleich fommt ed gegenwärtig beſonders da, wo unverſchul— 
dete Injolvenz entweder vorliegt oder vermuthet wird. ©. hier den Art. Accord. — 
Der Gemeinichuldner zeigt entweder ſelbſt feine Infolvenz unter Darlegung feines Ber: 
mögengftandes und der veranlafienden Verhältniffe an, und unter der Erflärung, das 

efammte Vermögen den Gläubigern überlaffen zu wollen (cessio bonorum), oder die 
Släubiger beantragen bei Gericht die Eoncurseröffnung und jene Ueberlaſſung (missio 
in bona). Dieje beiden Arten der Concursderöffnung find die eigentlich jegt noch praf- 
tiichen, nicht oder wenigſtens ganz vereinzelt die ex oflicio. Wenn der Schulpner feine 
Schuldloſigkeit nachweiſt und ferner darthut, daß die Gläubiger mindeftens ein ge 
wifjes (in den Particulargefegen gewöhnlidy beftimmtes) Procent, (in Sachen 50%) 
erhalten, fo hat dies die Redhtswohlthaten zur Folge, daß er nicht in Schuld- und 
Wechſelhaft fommt und ihm die zum nothwendigen Lebensunterhalt unentbehrlichen 
Mittel belaffen werden Rechtswohlthat der Competenz, beneficium competentiae). 
In Eoncurs gerathen können nicht blog einzelne Perfonen, fondern aud) ganze Eorpo- 
rationen, juriftifche Perfonen , und zwar mit dem vollen Rechte von Privatperfonen, 
befonders mit Vermögensrechten ausgeftattet; wie auch nad) dem Tode einer Perſon 
der Concurs zu deſſen Nachlaß, der dann perjonificirter Schuldner wird, ausbrechen 
fann. Die Stellung, Rangordnung im Goncurfe ift natürlidy eine nichtgleiche. So ift 
es ein Anderes, wenn die Forderung aus einem DVertrage, ein Anderes, wenn fie aus 
einem dinglichen Rechte herrührt. Erfteres find die eigentlichen Concursgläubiger, die 
dinglid; Berechtigten und die, welche auf eine perfönliche Dienft- (Arbeits-) Leiftung 
Anſpruch haben, die uneigentlichen. Es ergeben fich fünf verichiedene Claſſen, welche 
beim Eoncurfe vorfommen können: 1) abfolut privilegirte Gläubiger, 2) privilegirte 
und 3) nicht privilegirte Pfandgläubiger, 4) privilegirte hirographarifche und 5) nicht 
privilegirte dirographariiche Gläubiger. Zu den legteren beiden Claſſen gehören auch 
die Pfandgläubiger,, fofern fie zugleich eine perfönliche Forderung gegen den Gridar 
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haben und nicht in der zweiten oder dritten Claſſe befriedigt worden ſind. Der Maſſe— 
curator (Curator bonorum) hat die Maſſe zu ordnen, beziehlich flüſſig zu machen, 
während der Curator litis die Forderungen — Anmeldungen — prüft, die Ordnung 
der Gläubiger feftitellt und es mehr mit den ftreitigen Fragen zu thun hat. Nach ge= 
meinem Rechte fönnen Beide eine Perfon, und diefe braucht nicht nothwendig ein 
Recytögelehrter zu fein. Die Gläubiger haben die Wahl, das Gericht Die Beftätigung. 
Die Particulargefeggebungen haben auch hier Manches geändert. Mit der Eröfnung 
des formellen Goncurjes tritt die Gefammtheit der Gläubiger wie etwa eine Corpora— 
tion in alle Vermögensrechte des Schuldners, deſſen Schuldner nunmehr an die Mafle 
zahlen, defien Procefie ebenfo mit dem Goncursproceffe für und gegen vereinigt wer: 
den. Doch find von der Maſſe zu fondern Sachen von perfönlihem Werth, z. B. Or— 
den, Familienbilver, ferner no) in natura vorhandene Gegenftände aus der Ausftat- 
tung der Frau und Sachen Fremder. 

Das deutihe Handelsgeſetzbuch hat über die verfchiedenen, in diefen Theil des 
Rechtögebiets hinüberragenden Beziehungen in Handelsjachen folgende hauptfächliche 
Normen aufgeftellt : 

Im Concurſe Fann die Vorlegung der Handelsbücher zur vollftändigen Kennt: 
nißnahme von ihrem ganzen Inhalte gerichtlich verordnet werden. Was jpeciell die 
Handelögejellihaften und ihre Mitglieder anlangt, fo werden im Falle eines Concur— 
ſes der Geſellſchaft die Gläubiger derfelben aus dem Gefellichaftsvermögen abgelondert 
befriedigt und Fönnen aus dem Privatvermögen der Gefellichafter nur wegen des Aus: 
falls ihre Befriedigung fuchen. Den Landesgefegen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, 
ob und wie weit den Privatgläubigern der Gefellichafter ein Abfonderungsrecht in Be— 
zug auf das Privatvermögen derjelben zufteht. 

Wenn ein Commanbditift in Concurs verfällt , fo hat dies die Auflöfung der Ge— 
fellichaft nicht zur Folge. Ergiebt fih, daß das Vermögen einer Handelsgefellichaft 
nicht mehr die Schulden deckt, fo muß der Vorftand hiervon dem Gericht Anzeige ma— 
chen, damit dafjelbe ven Concurs eröffne. Mit der Eröffnung des Concurſes wird jede 
Actiengeſellſchaft aufgelöft. 

Wenn der Inhaber eines Handelsgewerbes in Concurs verfällt, jo ift der ftille 
Gejellichafter befugt, wegen feiner Einlage, foweit diefelbe den Betrag des auf ihn 
fallenden Antheils am Verluſte überfteigt, feine Forderung als Goncursgläubiger gel- 
tend zu machen. ft die Einlage rüdftändig, fo hat der ftille Gefellichafter dieſelbe bis 
zu dem Betrage, weldyer zur Dedung feines Antheild am Verluſte erforderlich ift, in 
die Goncursmaffe zu zahlen. Dies gilt auch, wenn das Gefellichaftsverhältniß ſchon 
feit einem Jahre aufgehört hatte, oder dem ftilfen Gefellichafter die Ginlage zurüdbe: 
zahlt oder ihm der Antheil an dem entftandenen Verlufte ganz oder theilweife erlaflen 
wurde. (Ein ſolcher Erlaß ift den Goncursgläubigern gegenüber unwirffam.) Beweiſt 
dagegen der ftille Gejellichafter, daß der Concurs in Umftänden feinen Grund hat, 
welche erjt nad) dem Zeitpunct der Auflöfung oder der Zurüdzahlung oder des Erlaffes 
eingetreten find, fo treten diefe Beftimmungen nicht ein. Auch die ftille Gejellichaft 
wird mit dem Goncurje aufgelöft. Das Faufmännifihe Retentionsrecht, Zurüdbe- 
haltungsrecht, aus Handelsgeichäften an allen beweglichen Sachen und Werthpapieren 
des Schuldners kann im Concurſe felbft wegen der noch nicht fälligen Forderungen 
geltend gemacht werden. 

Die Auflöfung der Rhederei wird nicht herbeigeführt, wenn ein Mitrheder in 
Concurs verfällt. 

Ueber die Concursmaſſe giebt das Handelsgefegbucd folgende Beftimmungen: 

Behält ein (faufmännifcher) Gläubiger Fraft jenes rihm zuftehenden Zurüdbehal- 
tungsrehts Sachen oder Werthpapiere,, ſo hat er dem Vertreter der Maſſe dies anzu— 
zeigen und fann, wenn er nicht befriedigt wird, im Wege der Klage den Verkauf der 
Gegenftände beantragen, um aus deren Erlös befriedigt zu werden. 

Auch der Spediteur fann der Goncursmaffe gegenüber fein Pfandredyt wegen der 
Fracht, der Provifion, der Auslagen, Koften und Verwendungen und wegen der dem 
Verſender auf das Gut geleifteten Vorſchüſſe geltend machen, fofern er daſſelbe noch in 
feinem Gewahrfam bat oder in der Lage ift, darüber zu verfügen. Das Gericht kann 
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auf ſein Anſuchen verordnen, daß die Güter ganz oder zu einem entſprechenden Theile 
behufs ſeiner Befriedigung öffentlich verkauft werden. 

Auf dem Gebiete des Seehandels gilt noch folgende Beſtimmung: Der Verſiche— 
rungsnehmer iſt nicht verpflichtet, die Police der Concursmaſſe auszuliefern, bevor er 
wegen der gegen den Verficherten in Bezug auf den verficherten Gegenftand ihm zuftes 
henden Anſprüche befriedigt ift. Im Falle eines Schadens kann der Verficherungsneh- 
mer wegen diefer Ansprüche aus der Forderung, welche gegen den Verficherer begründet 
ift, und nad Ginziehung der Verfiherungsgelver aus den legteren vorzugsweife vor 
dem Verficherten und vor deſſen Gläubigern ſich befriedigen. 

Wenn der Berficherer zahlungsunfähig geworden ift, fo ift der Verficherte befugt, 
nach feiner Wahl entweder von dem Vertrage zurückzutreten und die ganze Prämie 
zurückzufordern oder einzubehalten oder auf Koften des Verficherers eine neue Verſiche— 
rung zu nehmen. Dieſes Recht fteht ihm jedoch nicht zu, wenn ihm wegen Erfüllung 
der Verpflichtungen des Verfichererd genügende Sicherheit beftellt wird , bevor er von 
dem BVertrage zurüdgetreten ift oder Die neue Verfiherung genommen hat. 

‚Jul. Frühauf. 


Eonfecription. 

Infoweit der Staat ein Intereffe an feiner Selbfterhaltung bei feindlichen An- 
griffen von Außen haben muß, wendet er fi) zunächft, oder follte er ſich jederzeit wen: 
den an feine Angehörigen. Jeder Bürger, jeder Einwohner männlichen Geſchlechts ift 
nicht nur mit feinem Hab und Gut für die Erhaltung des Vaterlands einzuftehen ver: 
pflichtet, fondern hat auch mit feinem Leben für die Vertheidigung des Vaterlandes 
einzutreten. Gin ſolches Heer, gebildet aus allen Ständen der Nation, ift das Con— 
feriptiongdheer, die Pflicht, der Fahne zu folgen oder der Act des allgemeinen Auf: 

ebots ift die Conſcription. Man unterfcheidet qugleich eine Confeription im engern 
Sinne und verfteht Darunter gewöhnlich die Jeden treffende Verpflichtung, einige Jahre 
dem Heere eingereiht zu werden, um fpäter entlafien und von dem Kriegsdienft gänz- 
(ich befreit zu bleiben. Dem Gonfcriptionsheere fteht das Werbeheer oder das ge: 
worbene Heer entgegen. Der Bürger ift in der Regel nicht zum perfönlicyen Kriegs: 
und Militairdienft verpflichtet, vielmehr werden aus dem Inland und aus dem Aus— 
land Berufsfoldaten in Pflicht genommen. Der Staat fauft fi Soldaten, und zwar 
verfpricht der Geworbene freiwillig (die Zwangswerbung, Preſſen zum Militairdienft 
itt wohl auch für den Dienft auf den Seeſchiffen öffentlidy gerichtet) und vertrags— 
mäßig feine Dienfte, Leben und Gefundheit entweder für immer oder nur für eine 
gewifle Reihe von Jahren (Bapitulation). Das Aequivalent der Werbung befteht 
meift, außer dem fortlaufenden Solde, in baarem Gelde (Handgeld), ausnahme- 
weife auch in Penftonen. In früheren Zeiten wurden den Soldaten nach beendetem 
Kriege Ländereien zugefichert, wie Dies aud in England während des legten Krimkrie— 
ges geichah, was aber nur bei Eologalbefig möglich ift. 

Es kommt ganz auf den Patriogsmus und Die Vaterlandsliebe einer Nation an, 
ob die Eonicription als ein läftiger und befchwerlicher Zwang oder als eine heilige, 
ehrenvolle Pflicht aufgefaßt wird. Je freier Die Regierungsform eines Landes ift, je 
edfer und je humaner feine Einrichtungen find, je mehr die perfönliche Freiheit und 
das Selbftbeftimmungsrecht des Einzelnen gewahrt wird, ohne daß die Rechte eines 
Dritten und die Anfprüche der Gefammtheit darunter leiden: deſto größer wird auch 
die Waterlandsliebe der Staatsangehörigen fein, und dann hört nicht nur, wenn die 
Verpflihtung, das Vaterland zu vertheidigen, Alle trifft, die Zwangspflicht als ſolche 
auf, ja der Ausichluß von dem allgemeinen Kriegsdienſt, der 3.B. wegen Mangel der 
bürgerlichen Ehrenhaftigfeit erfolgen fann, gitt fogar ald Schande. Eine ſolche erfreuliche 
Wechſelwirkung läßt fid) gegenwärtig wohl nur von der Schweiz behaupten. In andern 
Staaten dagegen fann zwar das Princip der allgemeinen Wehrpflicht gelten, doch find 
außer der förperlichen Untüchtigfeit gewiffe Ausnahmen möglich, die fi entweder auf 
Geburt (Adel), Beruf (Studirende, Beamte) oder auf fonftige fociale Verhältniffe 
3. B. der einzige Sohn, der für Ernährung der Familie zu forgen hat) ftügen. Der: 
gleichen Ausnahnisſtellungen ganzer Stände und Berufsclaffen find in der Neuzeit 
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immer jeltener geworden, dafür hat fi aber Dispenfation von dem Militairdienft 
durch die Beibehaltung der Stellvertretung forterhalten, obgleidy die meiften Ge— 
feggebungen fie nur bis zum Eintritt kriegerifcher Verwidlungen geftatten. Der Aus: 
gehobene ftellt entweder felbft einen Erfagmann, mit dem er fid) auf dem Wege des 
—— einigt, oder er zahlt an den Staat eine beftimmte Summe Loskauf) 
und überläßt e8 demjelben für den Erjag felbft zu forgen. Gewöhnlich tritt dann ein 
bereitö ausgedienter Soldat an die Stelle des Ausgehobenen, und werden ſolche Mili- 
tairs, welche gegen Entihädigung weiter dienen, Gapitulanten genannt. Ueber: 
fteigt Die Zahl der Dienftpflichtigen den Bedarf, der nach Anficht der Militairbehörden 
zur Gompletirung nothwendig ift, fo werden auch hier und da fo viele durd) das 2008 
ausgeichieden, ald der Ueberſchuß beträgt. 

Die Beitimmungen über die Wehrpflicht find in aller Kürze in den hervorragend: 
ften Ländern folgende, wobei noch bemerft wird, daß unter Dienftzeit die Zahl der 
Jahre verftanden wird, während welcher der Gonfcribirte als wehrpflichtig betrachtet 
wird, unter Präſenzzeit dagegen die Zeit, in welcher der Soldat des Exercitiums 
wegen einberufen bleibt. 

Deutihland: Preußen allgemeine Wehrpflicht ohne Stellvertretung vom 
20. Jahre an, 3 Jahre im ftehenvden Heere, 4 Jahre Reſerve, darauf Landwehr: 
pflicht bis zum 32. Lebensjahre im erften, und bis zum 36. im zweiten Aufgebot. 
Nah dem 36. Altersjahre Uebertritt zum Landfturm. 

Bavern: Allgemeine Wehrpflicht vom 22. Altersjahre an, von der nur der hohe 
Adel befreit ift; die Söhne des niedern Adeld können als Gadetten eintreten. Die 
Stellvertretung ift zuläffig. Dienftzeit 6 Jahre. — Sachſen: Gonfcription mit 
Stellvertretung (während der Friedenszeit), dei der Staat für 300 Thlr. beforgt. Vom 
zurüdgelegten 20. Jahre an Hjährige Dienftzeit und 3 Jahre Reſerve. — Hanno: 
ver: Gonfcription, bei den Specialwaffen meift Werbung, befonders bei Gavallerie, 
wo Dienftzeit 10 Jahre; bei Infanterie Dienftzeit 7 Jahre. — Würtemberg: Gon- 
feription und Stellvertretung ; Dienftzeit 6 Jahre. — Baden: ebenfo. Koften für 
Stellvertretung für Infanterie 550 8. Specialwaffen 600 51. — Kurheſſen: 
Gonfcription mit Looſung und Stellvertretung,, Dienftzeit 4 Jahre activ, 1 Jahr Re: 
ferve. — Medlenburg: Eonfeription mit Stellvertretung; Dienftzeit 6 Jahre, 
ebenjo Naffau, Divenburg, Weimar, Meiningen. In Braunſchweig 
und a ift die Aushebung nad) preußiſchem Syſtem ohne Stellvertretung ein: 
gerichtet. 

Defterreich: Allgemeine Aushebung nach zurüdgelegtem 20. Jahre. 8 Jahre 
Dienftzeit activ, 2 Jahre in der Reſerve. Stellvertretung geftattet in Friedengzeiten 
(1200 $1.). 

England: Werbung auf 7—12 Jahre, in Kriegszeiten wird Miliz (f. Artikel 
Heerweſen) aufgeboten, die aber nur innerhalb der 3 Königreiche verwendet werden fol. 

Frankreich: Gonfeription mit Loofung , nachdem der Bedarf jedes Jahr gefep- 
lich beftimmt ift. Dienftzeit 7 Jahre. Loskauf ift geftattet und waren für einen Ein- 
fteher 1861 2500 Fres. zu zahlen. Die Regierung geht mit dem Plane um, fi) eine 
möglichft große Zahl von Berufsjoldaten zu verichaffen, und erhöht nicht nur für die 
MWiedereingetretenen den Sold, fondern fichert denjelben außer der Einfteherfumme 
Benfionen zu. Nach Kolb fanden in 1859,38325 Losfaufungen und 16372 Wieder» 
eintritte ſtatt. 

Rußland: Aushebungen terfolgen nicht regelmäßig, und dann fo, daß auf 
1000 männliche Seelen eine beftimmte Zahl in jedem Diftricte genommen (eigentlich 
gepreßt) werden. Befreit find der Adel, Geiftlichfeit und großen Kaufleute, ſodaß fait 
nur der frühere Leibeigene militairpflichtig ift. Dienftzeit früher 25, jegt 15 Jahre. 

Ftalien: Gonicription; die Zahl für das ftehende Fi wird alljährlich be— 
ftimmt; der Reſt wird jährlid) 6 Wochen — den Waffen geübt, jedoch nur im 
Kriegsfalle dauernd einberufen. Außerdem Nationalgarde, der jeder waftenfähige 
Mann bis zum 34. Lebensjahre angehört. In Rom (früher auch in Sicilien) werden 
die Truppen geworben. 

Schweiz: Allgemeine Wehrpflicht, feine Stellvertretung, Bundesauszug vom 


Gonicription. 177 


20—34. Jahre, Rejerve vom 35—40. Jahre, Landwehr bis zum 44. Altersjahre, 
endlich Landſturm. Dienftzeit jährlich wenige Wochen, fpäter nur einige Tage. 

- Belgien: Gonjcription mit Stellvertretung. Dienftzeit 8 Jahre vom vollende- 
ten 19. Lebensjahre an. 

Niederlande: Gonfcription vom 20. Jahre an, doch werden die Ausgehobe: 
nen nad) einigen Monaten wieder entlaffen und als Miliz jährlich kurze Zeit wieder 
einberufen. Der Stamm des Heeres befteht aus Berufsjoldaten durd Werbung. 

Dänemark: Gonfcription. Dienftzeit beginnt mit dem 22, Jahre und dauert 
8 Jahre, doch werden die Einberufenen bald entlaſſen. Vom 30. Jahre an Eintritt 
in das erfte, vom 35—45. Jahre in das zweite Kriegsaufgebot. 

Schweden: Hier finden fi alle Formen vereinigt: 1) Geworbene Truppen 
auf 6—12 Jahre, 2) Gonfcriptionsheer mit Stellvertretung, 3) Miliz auf Gothland, 
4) Gingetheilte Truppen (Indelta), die Grund und Boden ſowie Wohnung zur Nuß: 
niegung erhalten und jährlid 4 Wochen lang einberufen werden. In Norwegen ift 
jeder Waffenfähige dienftpflichtig, doc) findet außerdem noch Werbung ftatt. In Folge 
defien ift die Präſenzzeit außerordentlich reducirt. 

Spanien: Couſcription mit Stellvertretung , deren Preis von der Regierung 
ei nn Reales feitgeiegt ward. Dienftzeit 5 Jahre artiv, 3 Jahre in der Provin- 
cialmiliz. : 

Türfei: Aushebung und Loojung, außerdem Werbung. Dienftzeit 5 Jahre 
activ und 7 Jahre in der Referve. 

Vereinigte Staaten: Werbung mit 30—200 Doll. Handgeld, außerdem 
meift freied Land. In dem jegigen Bürgerfriege find indeß en der Ga: 
pitulanten weit höher gegangen. Außerdem Miliz, da jeder Bürger vom 18—45. 
Jahre verpflichtet ift, für das Vaterland die Waffen zu ergreifen. Stellvertretung nur 
durd Solche geftattet, weldye noch nicht Bürger geworden find, und bleibt die Höhe 
der Entihädigung beiden Theilen durch Privatvertrag überlaffen. 

Brafilien: Werbung mitteld Handgeldes und Landſchenkung an die Ausge— 
dienten, Ueber mehr als die Hälfte der braſilianiſchen Armee joll aber durch gewalt— 
fame Aushebung durch Preffen) zuſammengebracht werden. 

Nur die Gonfcription in weiterm Sinne, die allgemeine Wehrpflicht, ift im 
Stande, dem Staate die nöthige Zahl von wehrfähigen Männern mit Sicherheit zu 
verichaffen, und deshalb findet fi das Werbeſyſtem nur noch in folden Staaten, die, 
wie England durdy feine infulare Lage, Angriffen von Außen nicht fo leicht ausgelegt 
find, oder, wie die amerifanifchen Staaten, eine einzige in ſich abgeichloffene Natio: 
nalität erit zu bilden angefangen haben. Die Erörterungen, warum ferner ein gewor: 
benes Heer, in das alſo auch Vertreter fremder Nationen mit aufgenommen werden, 
nad) Außen unzuverläſſig, nad) Innen für eine freie Entwidlung geradezu gefährlid) 
werden fönne, gehören zum großen Theil der Politik und den Staatswiljenichaften 
mit an (vergleiche übrigens den Art. Heerwefen, und möge hier nur auf die volfs- 
wirthſchaftliche Seite der Frage hingewiefen werden. 

Man geht wohl nirgends mehr von der Anficht aus, die Conſcription wieder zu 
bejeitigen und das Princip allgemeiner Wehrpflicht zu verneinen; man denft aud) 
nicht mehr daran, die Heere durch anfehnliche Werbungen im Auslande zu verftärfen, 
fondern e8 nn fich in der Hauptſache darum, ob Dispenfationen von der allge: 
meinen Wehrpflicht eintreten follen, mit andern Worten, ob die Stellvertretung 
zu geftatten fei oder nicht? In den Ländern, welche die Stellvertretung erlauben, 
glaubt man dadurch zweierlei erreicht zu haben. Einmal meinte man, und dies mit 
Recht, großen Werth darauf legen zu müjfen, daß in der Armee ne ein Stamm 
alter bewährter Unterofficiere vorhanden jei, der länger als die gelegliche Dienftzeit 
bei der Fahne bleibe, und auf der andern Seite hoffte man die Opfer des Militair- 
dienftes, weldye bei dem Einen größer fein werden, als bei dem Andern, dadurd) zu 
mildern oder zu bejeitigen, daß man dem Reicheren, als dem ſcheinbar härter Betrof- 
jenen überließe, gegen angemefjene Entſchädigung feine Militairpflicht einem Stell— 
vertreter zu übertragen. Gleichzeitig glaubte man in einem joldyen Verfahren das 
volfswirthichaftliche Princip der Theilung der Arbeit angewendet zu jehen, da es ans 
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gemeffen fcheine, den Gewerbtreibenden bei feiner Arbeit zu laſſen und an jeiner Stelle 
den Berufsioldaten eintreten zu laſſen. 

Es ſcheint in der That, ald ob dies volfswirthichaftlic richtig fein müfle. Bei 
näherer Erwägung bemerft man indeſſen fofort, Daß die Zahl Derer, weldye im 
Kriegsfalle zur Vertheidigung gebraucht werden, viel größer iſt, als daß fie blos 
durch Berufsjoldaten repräfentirt werden fönnte, da beifpielsweile Preußen ein Heer 
von circa 4—500000 Berufsioldaten haben müßte. Die Arbeitstheilung ließe ſich 
alfo nicht ganz, fondern nur theilweife durchführen, und von einem wichtigen Vor: 
theile der Arbeitstheilung: vermehrte Leiftung (Production) bei verminderten Arbeits: 
fräften oder geringerer Arbeitszeit, ift bei dieſer Stellvertretung, was wenigitens Die 
militairifchen Leiftungen betrifft, durchaus nicht die Rede. — In Wirklichkeit geftaltet 
fich der etwaige Vortheil der Stellvertretung fo, daß die Söhne reicherer Eltern, im: 
mer nur ein kleiner Bruchtbeil , ſich von dem Militairdienit losfaufen, während die 

roße Menge derMittelclaffe und der untern Stände ihrer Verpflichtung in Form einer 
Braturalleiftung nachkommen. Es werden daher der wirthichaftlichen ‘Production nur 
die Söhne der wohlhabenden Glaffen erhalten, dagegen werden der jchaffenden Arbeit 
die weit größere Anzahl von Söhnen der Mittel: und Unterclaffen, und zwar in dem 
beften Arbeitsalter von 20—23—26 Jahren entzogen. Es fann faum jtreitig fein, 
daß die Arbeitsfraft eines Handlungscommis, eines Studirenden, eines Künftlers, 
eines Defonomie:Scholaren — ſämmtlich in dem Alter von 20—22 Jahren — wirth— 
ſchaftlich leichter zu entbehren ift, als die Arbeit eines Tagelöhners, eines Fabrik— 
arbeiters, eined Aderfnechts, eines Gewerbögehülfen u. |. w. Sind fie Alle 10 Jahre 
älter geworben‘; dirigiren die zuerft Genannten ihr eignes Geihäft, dann wird die 
wirthichaftliche Brauchbarkeit gerade umgekehrt fein, nicht aber bei dem Alter der 
Militairftellung. Voltswirthichaftlich müßte man weit eher dazu fommen, die Söhne 
der vermögenderen Stände als Stellvertreter der ärmern Glajjen in Das Heer zu 
ſchicken. — Man fann ferner jagen: „die Arbeitstheilung hört da auf, wo es ih um 
die Erfüllung von fittlihen Pflichten handelt. Die Erfüllung des Militairdienftes ift 
eine ſolche Pflicht, die gleidyzeitig Dem, der fie zu erfüllen hat, Opfer auferlegt; fte 
ichließt die Arbeitstheilung, die in der Stellvertretung durch Berufsjoldaten etwa ge: 
funden werden fünnte, aus, weil die beabfichtigte Arbeitsleiftung (Wehrfähigkeit) nicht 
vermehrt, jondern vermindert wird, und awar um fo viel Arbeitskräfte (Wehrfähige), 
als Einfteller vorhanden find. — Die Volfswirthichaft ift ferner zwar nicht blind 
gegen die Opfer, die gebracht, und zwar von Allen gebracht werden müſſen, wenn ſie 
nicht vergebens fein follen: fie weiß aber, daß der Zwed, Sicherheit gegen Angriffe 
von Außen eine der eriten Grundlagen der wirthichaftlihen Gntwidlung Darbietet. 
Es möge erlaubt fein, auf das ähnliche Beifpiel der Beſteuerung hinzuweifen. Die 
Volkswirthſchaft jollte, um durch die Summe der gefräftigten Einzelwirthichaften 
das Nationalvermögen zu fteigern, ſich jeder Abgabe widerfegen, und doch verlangt 
fie gerade, daß Alle und ſelbſt der weniger Bemittelte, nady Höhe ihres Einkommens 
oder nad) dem Grade Steuern zahlen ſollen, in welchem fie die Dienfte des Staats 
in Anipruch nehmen. 

Die Erfahrung hat übrigens auch aus den Staaten, welche Stellvertretung ge- 
ftatten, viele Nachtheile diefer Einrichtung blosgelegt. Die Reichern kaufen ſich frei 
von der Pflicht, für das Vaterland in der Stunde der Gefahr mit dem Leben einzu: 
ftehen, während der Sohn der unbemittelten Stände die Jahre feiner größten Arbeits: 
fähigkeit und Kraft bei färglidyem Solde in der Kaferne zubringen muß. Dieſe Wahr: 
nehmung allein, die jeder Necrut ficher angeftellt hat, ift hinreichend, die Prlicht als 
eine Zwangslaft fühlen zu lernen, während, wenn fie allgemein getragen wird, alles 
Drüdende wegfällt. Sobald ferner die gebildetern Glaffen vom Militairdienft befreit 
bleiben können, wird den Soldaten ein durchaus nicht zu unterfchägendes Mittel wei: 
terer Fortbildung entzogen, umd braucht nur darauf hingewielen zu werden, Daß bei 
fonft wohl gleicher Schulbildung ein Unterfchied in dem allgemeinen Bildungsgrade 
zwiſchen preußifchen Soldaten der unterften Grade und den Soldaten der deutichen 
Mittelitaaten faum zu verfennen ift. — Man hat zwar ferner darauf aufmerkffam ges 
macht, daß der Gapitulant fich nach Ablauf feiner neuen Dienftjahre im Belig eines 
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fleinen Gapitals ſehe, das ihm in feinem Berufe zu Statten fommen werde — ficher 
hätte fich aber der Soldat bei gleicher Lebensweife während derfelben Zeit ebenjoviel 
eriparen fönnen, und die doppelte Zeit, während welcher er von feinem Beruf entfernt 
geblieben ift, hat ihn’demjelben auch doppelt entfremdet. Jedenfalls ift es dann für 
den Gapitulanten beſſer, Berufsfoldat für immer zu bleiben. 

Stellvertretung und allgemeine Wehrpflicht ichließen einander aus, denn wo 
Jeder, der die Baten tragen fann, feiner eignen Pflicht nachfommen muß, fann er 
nicht zugleich für einen Andern eintreten. Es ift behauptet worden, daß der Durd): 
führung 3. B. für Geiftlihe, Beamte, Studirende u. f. w. große Hinderniffe entge: 
genftänden. Glaubt man, daß die Geiftlihen und Beamten unerfeglic) feien, fo möge 
man für fie eine Ausnahme conftatiren, da das Heer dadurch nicht viel ſchwächer 
werden wird, Dagegen giebt e8 feinen haltbaren Grund, warum Studenten, Techni- 
fer, Künftler oder der gefammte Adelsftand einer Ausnahmsftellung bedürften. Der 
Militairdienft führt für Jeden, der nicht Berufsſoldat ift, Nachtheile durch Unterbre: 
hung der Erwerbs: und Ausbildungszeit herbei, doch folgt für den Staat nicht die 
Verpflichtung, fi in eine fünftlihe und gefchraubte Glaffification einzulaffen und 
einige Claſſen zu bevorzugen. Es giebt ein einziges Mittel, diefe Nachtheile für Alle 
gleihmäßig zu mildern: Dies ift Herabiegung der Anforderungen des 
——— an die Zeit Aller, möglidhfte Beihränfung der Prä— 

enzzeit. 

Glaubt übrigens der Staat durch Vermehrung der Berufsfoldaten eine größere 
Scylagfertigfeit des Heeres zu erreichen, fo wird ihm die Volfswirthichaft die Mit- 
tel dazu nicht verweigern, umfomehr wenn es dadurd möglich fein follte, neben der 
Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht reſp. neben Bejeitigung der Stellvertre: 
tung) die ‘Präfenzzeit ſämmtlicher Wehrpflichtigen abzufürzen, 

Vergleiche die Art. „Heerwejen“ und „Militairdienftfteuer”, 
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Eonfumtion. 

Die Theorie der Conſumtion hat eigentlidy erft durch Say eine wiſſenſchaftliche 
Begründung erhalten. Später haben insbefondere Mac Culloch, Senior und von deut: 
ſchen Schrififiellem Herrmann diefen wichtigen Abſchnitt der Nationalökonomie einer 
fpeciellen Betrachtung unterzogen. 

Unter Gonfumtion ift nicht die ftoffliche, Tondern die Werthövernichtung zu ver: 
ftehen, weldye dadurch bewirkt wird, daß wir Vermögensbeitandtheile, welche zur Be— 
friedigung unferer Bedürfniffe beftimmt find und einen Taufchwerth befigen, ganz 
oder zum Theil verbrauchen, verzehren, ihren Werth mithin vernichten. Die Conſum— 
tion ift der eigentliche Zwed und die Endbeſtimmung aller Production. Gleichwie 
die legtere ein Tauſch ift, bei welchem man productive Dienfte oder ihren Koſten— 
betrag bingiebt, um dafür Producte oder deren Werth zurüdzuerhalten, fo ift auch 
die Gonfumtion ein Tauſch, bei welchem man erworbenes Vermögen oder Dienite 
giebt, um Befriedigung eines Bedürfniffes oder neues Vermögen zu empfangen, wel: 
ches eben fo groß oder größer ift als der confumirte Werth. 

An und für fi) betrachtet ift jede Confumtion zwar ein Verluft von Vermögen 
und der Verluft fommt ſtets dem conjumirten Werthe gleich. Indeß fommt vor Allem 
in Betracht, ob der Vortheil, welchen man als Entihädigung für den Verluft, für die 
Aufopferung eines Vermögensbeftandtheils erhält, größer oder geringer ift, ob die 
Gonfumtion zur Erreichung eines vernünftigen Zweds geſchieht oder nit; oder ob 
endlich die Conſumtion zur Entjtehung und Erzeugung neuer Vermögenstheile bei: 
trägt, mithin nur eine Auslage ift, welche durch die productiven Operationen zurüd: 
erftattet wird, 

Die Defonomiften haben in Folge deſſen zwiſchen unproductiver und productiver 
Gonfumtion unterfchieden. Indeß ift diefer Unterfchied nicht ganz genau und zutref: 
fend. Wenn wir eine Sache confumiren, um eines unfrer Lebensbedürfniſſe zu befrie: 
digen, wenn durch die Gonfumtion ein unmittelbarer Northeil für das menſchliche 
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Leben, ein ſ. g. perſönliches Gut erlangt wird, ſo iſt dieſe Conſumtion keineswegs 
unproductiv. Denn die Befriedigung der Lebensbedürfniſſe iſt eine weſentliche Vor— 
ausſetzung und Bedingung für den Menſchen, deſſen Arbeit und Dienſte ebenſogut 
wie die Grundſtücke und Capitale zur Production unentbehrlich ſind. Andererſeits iſt 
die Conſumtion als ſolche nicht productiv, ſondern nur die productiven Dienſte der 
Arbeit, Grundftüde und Gapitale find Productionsmittel. Man hat daher richtiger 
von einer reproductiven Gonfumtion zu fprechen, und Diefe ift eigentlich nichts anderes 
als die Production felbft, nur in fpecieller Beziehung auf die durd) fie vernichteten, 
ei Güter, indem mit der Conſumtion ein neuer Werth anderer Art ent: 
teht. 

Alle Conſumtion ift gleich vortheilhaft, dafern fie Direct oder indirect zur Hervor: 
bringung gleicher oder größerer Werthe beiträgt. Selbft die Conſumtion der immate: 
riellen Güterproducenten ift wie Mac Culloch richtig ausgeführt hat, nicht unbedingt 
als unproductiv zu bezeichnen. Die Entjcheidung, ob eine Conſumtion productiv oder 
unproductiv gemwefen, ift nicht abfolut, fondern nur fo möglich, daß man alle ent: 
ferntern und nähern Wirkungen der Güterverzehrung ins Auge faßt und einer auf: 
merfiamen Prüfung unterzieht (Senior). 

Insbefondre fommt e8 darauf an, ob das Capital jelbft oder nur die Producte, 
aus denen es befteht, confumirt werden. Der Gewinnft, der Capitalzins ift ein neuer 
Werth, der auf eine unproductive Weife verzehrt werden fann, ohne daß das Gapital 
jelbft verringert wird. Im diefem Fall erleidet die Gejellihaft durch die Werthszer— 
— keinen Verluſt. 

ei der ſ. g. unproductiven Conſumtion kommt es darauf an, ob durch den con— 
ſumirten Werth ein entſprechendes Bedürfniß befriedigt wird; ob mithin der Verluſt, 
das Opfer, der Befriedigung entſpricht. Es verdienen hierbei nicht nur die Conſum— 
tionen, welche wirkliche Beduͤrfniſſe, d. h. nicht blos die erſten Lebensbedürfniſſe, ſon— 
dern auch die durch die Fortſchritte der Civiliſation bedingten befriedigen, den Vorzug 
vor fünftlihen, unnöthigen Ausgaben; ſondern es find auch die Ausgaben für dau— 
ernde Gegenftände, welche im Verhältniß zu ihrem Koftenpreis einen längeren Genuß 
verichaflen, vortheilhafter als diejenigen, welche nur einen vorübergehenden Genuß 

ereiten. 

Einen großen Einfluß auf die Konfumtion äußern die Geſetze und die Sitten 
der Nationen. Es gab früher insbefondre Lurusgefege, welche gewifie Ausgaben be: 
fhränften oder völlig verboten, und ähnliche Wirfungen bringt die Befteuerung ge: 
wiſſer Oegenftände hervor. Die Lurusgefege tragen den Mangel in fi, daß ſich über: 
haupt jchwer beftimmen läßt, wo das wirfliche Bedürfniß aufhört; feine Regierung 
vermag mit abjoluter Nichtigkeit anzuordnen, welche Ausgaben der Geſellſchaft und 
dem Staate nüglidy oder ſchaͤdlich find. 

„Keine Regierung, fagt Smith, ift fo unfinnig, wie diejenige, welche ſich für 
weiſe genug hält, um hiervon mehr zu verftehen als die Privatleute, deren Ausgaben 
zu regeln fie fich beifommen läßt. Die Könige und die Minifter geben am meiften aus. 
Mögen fie zuerit ihre Verſchwendung regeln, ehe fie fich um die der andern fümmern. 
Wenn der Staat nicht durch ihre Ausschweifungen zu Grunde gerichtet wird, jo wird 
er durch die ihrer Unterthanen gewiß nicht zu Grunde gerichtet werden.“ Say be: 
zeichnet nicht minder die Lurusgejege als einen Gingriff in die Rechte der Nationen. 

Auch die Mode hat einen großen Einfluß auf die Confumtion. Veränderungen 
in der Mode oder in den Gewohnheiten des Volfs verdrängen häufig eine beftimmte 
Art von Conſumtion. Storch nennt dies nicht mit Unrecht eine Gonfumtion der 
Meinung. Die oft grundlofe VBeränderlichfeit der Moden haben manche Defono: 
mijten für einen der mächtigiten Hebel des öffentlichen Wohlſtandes betrachten wollen. 
Eine Anficht, deren Unrichtigfeit fich nach dem oben Gefagten von jelbft ergiebt, da 
jede Gonjumtion minder vortheilhaft ift, welche Fein wirkliches Bedürfniß befriedigt. 
Auch religiöfe Sitten wirfen auf die Confumtion gewiffer Gegenftände, wie 3. B. auf 
den Genuß des Meines, Schweinefleifches, der Fiſche ıc. 

Jeder Menſch ift Conſument, aber nicht alle find Producenten. Eine große An: 
zahl nationalökonomiſcher Schriftiteller, namentlich die Phyſiokraten waren der gefähr: 
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lichen Anfiht, daß die Confumtion nie zu groß fein könne, weil fie nothwendig ftets 
eine Production hervorrufe. Sie verlangten daher, daß man die Conſumtion vor 
Allem begünftige, ohne zu unterfcheiden, welche verichiedene Wirkungen eine produc- 
tive oder unproductive, das Einkommen ganz verfchlingende oder jogar überfteigende 
Gonfumtion haben muß. 


Aus diefer Anficht entiprang die Theorie, daß das Vorhandenfein einer Anzahl 
von Gonfumenten, unbejchäftigten Nentiers, „welche das angenehme Geſchäft über: 
nehmen zu genießen, ohne etwas zu thun“, vortheilhaft fei. Diefe PBrincipien (Mal: 
thus, Sismondi) führen, wie Say richtig bemerft, zur Apologie aller Mißbräuche 
von den Mönchen an bis zu den Hofleuten. 

Man fürchtete, daß wenn Alle produciren wollten, mehr Producte entitehen 
würden, als die Gefammtheit confumiren fann. Sismondi meinte, die Umwandlung 
der ganzen Nation in eine MWerfftätte beftändig befchäftigter Arbeiter, würde ftatt 
Reichthum nur allgemeines Elend erzeugen; wenn plöglich die Reichen den Entſchluß 
faßten, von ihrer Arbeit zu leben, wie die Armen und ihr ganzes Einfommen zu ihrem 
Gapital hinzuzufügen, fo würden Die Arbeiter in einen vergweiflungsvollen Zuftand 
gerathen und Hungers fterben. 


Aehnlich meint Malthus, wenn unter den Eigenthümern und Gapitaliften die 
Luft au Faufen abnähme, fo würde der Werth der Producte im Verhältniß zum Werthe 
ee fallen und wenn die Gewinnfte auf nichts fielen, fo würde die Production 
aufhören. 

Allein wenn die Glaffen, welche bisher ihre Einfünfte zu einem unproductiven 
Zwerde verwendeten, ſolche nunmehr zu einem productiven Zwede verwenden, fo ver: 
mehrt ſich das jährliche Volfseinfommen; ja es bildet fid) ein neues Capital; dieſes 
veranlaßt wieder eine vermehrte Nachfrage nad) Producten und Arbeitern; je mehr 
daher die unthätigen, reichen Glaffen ihre unproductive Gonfumtion einichränfen, 
jelbft mitproduciren , defto mehr vergrößern fie das Nationaleinfommen, deſto mehr 
vergrößern fie ihr eignes jährliches Einfommen, aber nicht auf Koften des Arbeiter: 
ftandes, jondern zum Wohl und Nugen defjelben, indem der Werth der Arbeit, der 
Arbeitslohn gefteigert wird. 


Eine befondere Erwähnung verdient die Frage vom Gleihgewicht zwifchen Con— 
jumtion und Production. Wenn eine Nation jährlich mehr confumiren als produriren 
würde, jo würde ohne Zweifel das jährliche Volfseinfommen zur Beftreitung der Be: 
dürfniffe nicht ausreichen, fondern das vorhandene Kapital, welches zur Neproduction 
dient, felbft angegriffen und conjumirt werden müſſen. Der productive Fond würde 
vermindert werden, damit aber auch die Nachfrage nad) Arbeit felbft abnehmen und 
der Wohlſtand immer mehr und mehr finfen. Auf der andern Seite hat man eine 
leberproduction annehmen wollen, d. ) die Möglichkeit, daß mehr producirt werden 
fönne, als zur Befriedigung der Bedürfniffe zu verwenden fei und die Conſumtions— 
fähigfeit der Bevölkerung zulaffe. In diefem Sinne aber giebt es eine Ueberproduction 
nicht. Zwar fönnen in einem gegebnen Zuftande der Givilifation die Bedürmife einer 
Nation beichränft fein, allein je reicher umd civilifirter diefelbe wird, defto mehr 
wachſen die Bedürfniffe, Die materiellen wie geiftigen. Die Gonfumtionsfähigfeit der 
Menfchen ift daher feineswegs befchränft. Bis nicht jedes Individuum mit Allem gut 
verforgt ift, fann man nicht fagen, daß die Producte im Ueberfluß vorhanden feien. 
Andererjeits aber fann man He dauernde Weife auch nicht mehr Producte erzeugen, 
al8 es conjumiren fan. Die Gonjumtionsfraft hängt von dem jährlichen Einkommen 
ab. „Alle Nachfrage kann nur von denen ausgehen, welche neue Taufchwerthe ent— 
gegenzubieten haben“ (Herrmann). 

Dagegen ift eine Ueberproduction in dem Sinne möglich, daß im Ganzen joviel 
producirt wird, daß das Verhältniß der Vergeltung für die Elementar-‘Broducte, Ar: 
beit und Nutzungen fich ändert und der eine oder andere Theil nicht mehr die vorigen 
Gegenwerthe erhält. Eind in einem Lande die Preife aller Waaren gefunfen, fo hat 
dies meift nicht in einer allgemeinen Meberfüllung des Landes mit feinen Producten 
feinen Grund, jondern in Veränderungen des Geldweſens. Eine beträchtliche Ab: 
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oder Zunahme der Production von Edelmetallen wird jederzeit auf die Geldpreiſe der 
Waaren von großem Einfluß fein. 

Verfchieden von einer-allgemeinen Ueberproduction find die partiellen Zuvielpro: 

ductionen, welde Handelsftodungen zur Folge haben. Dieſe entipringen zum 
Theil aus übermäßigen Speculationen, indem in einer Gattung von Waaren über Die 
Bedürfniffe und Kauffähigfeit der Gonfumenten hinaus producirt wird, zum Theil 
aus einer unvorhergeſehenen Verminderung der Conſumtion, indem die Gonfumenten 
ihr Einfommen zur Beftreitung anderer Ausgaben zu verwenden genöthigt find, wie 
dies 3. B. geichieht, wenn plöglich die Steuern auf gewiſſe Gegenftände erhöht wer: 
den. Die Abjagitodungen zeigen ſich übrigens viel häufiger in dem auswärtigen 
Handelsverfehr, als im inländischen, weil dort die Bedürfniffe der Conſumenten 
chwieriger zu erfaffen find und überdies die Producenten in vielen Ländern zerftreut, 
ohne Rüdficht auf einander, auf denjelben Markt fpeculiren. Diefe Abſatzſtockungen 
haben ſonach ihren Grund meift in falfchen Berechnungen oder nicht vorherzufehenden 
Greigniffen. Die Nachtheile, welche fie der Induftrie bringen, gleicdyen den Wechiel: 
fällen der Jahreszeiten, welche ebenfalls oft mehr, oft weniger Getreide produciren, 
als die Bevölferung verlangt. 

Eine befondere Aufmerffamfeit erregte unter den engliichen Defonomiiten die 
GEonfumtion der Abwefenden, und wurden die Folgen lebhaft ventilirt, welche 
der Aufenthalt vieler irländifcher und englifcher Gutsbefiger im Ausland bervorbringt. 
Man fchlug das Einfommen, welches diejelben im Auslande verzehrten, auf 5 Mil. 
Po. St. an. Viele hielten diefen Zuftand für ſehr nachtheilig. Jedenfalls ift richtig, 
daß der Gonfument, welcher im Auslande wohnt, ſich den Steuern entzieht, weldye 
die Negierung auf Gonfumtionsgegenftände legt, und daß dieſer Theil der Staats: 
laften daher auf die zu Haufe bleibenden fällt. Andererjeits it das Recht des Men: 
ichen, feinen Wohnort beliebig zu nehmen, und zu ändern, ein unbeftreitbares und die 
Behinderung diefes Rechts würde nod) größere Uebelſtände hervorrufen. Die Ricar: 
do'ſche Schule beftritt indeß auch die volkswirthſchaftlichen Nachtheile des Abſentismus, 
indem jie fich darauf berief, daß die Renten, welche die Abwefenden im Auslande 
verzehren, nicht in Geld, fondern in Waaren hinaus verfendet werden, welche die in- 
ländischen Producenten auswärts abjegen. Die inländifche Production werde folglich 
eben fo gut unterhalten, als wenn alle diefe Familien ihr Einfommen im Lande ver: 
zehrten und fich die ausländiſchen Kunftwaaren, die fie brauchen, nad) Irland fommen 
laſſen. Es höre damit zwar der Einfauf inländifcher Waaren auf, allein dafür gehen 
aud) weniger Fremdwaaren ein. Andere, wie Say, haben dagegen eingehalten: das 
nad) England verjendete Einfommen Irlands wird zwar in Producten des Landes 
— allein zwiſchen einer ſolchen Verſendung und einer Conſumtion an Ort 
und Stelle waltet der Unterſchied ob, daß ſie nothwendigerweiſe unproductiv iſt, 
da ſie keine Rückſendungen zur Folge hat. Selbſt die Conſumtion, welche unproductiv 
geweſen wäre, wenn auch der Eigenthümer in der Heimath gelebt hätte, würde Aus— 
gaben veranlaßt haben, welche dem Wohlbefinden der Irländer günſtiger geweſen 
wären. Ihre perſönlichen Dienſte wären beſſer bezahlt worden; und ſogar die Aus: 
gaben, welche nur den Genuß des Herrn zum Zwede gehabt hätten, würden die pro: 
Ductiven Fonds des Landes verbejtert, bereichert haben. Man hat endlich aud) 
noch auf die moralifchen Folgen der Anwefenheit der Gutsherren auf ihren Beſitzungen 
und die Bedrüdungen der Verwalter Bezug genommen. 

Gine befondere Erwähnung beanſprucht noch die öffentliche Gonfumtion, von 
Producten und Dienften im Intereſſe des Staats. Auch fie find theils unproductiv, 
theils reproductiv, wie die Ausgaben für Brüden, Straßen, Canäle, Eifenbahnen; 
andere Ausgaben wie für die Dienfte der Beamten find zwar unprodurtiv, aber nicht 
unnütz; fie erzeugen immaterielle Producte, Rechtsficherheit oder wie die Ausgaben 
für das Heer: Schuß der Gefellichaft gegen auswärtige Angriffe. Die Frage über 
die au vielen Beamten, die Größe der Heere, und die volfswirthichaftlich richtigite 
Armeeorganilation kann uns an diefer Stelle nicht beichäftigen. Gewiß ift, daß bei 
den öffentlichen Ausgaben nicht immer die wahren Bedürfniffe des politiichen und fo: 
cialen Körpers berüdjichtigt werden. 
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Wie im Einzelleben die Sparſamkeit der einzige Grundquell der Gapitalbildung 
und der Hebel individueller und nationaler Wohlfahrt ift, fo ift im politifchen Leben 
der übermäßige Lurus, die Verfhwendung im Staatshaushalt die Grundlage alles 
ſtaatlichen Verderbens und bezeichnet den wirthichaftlihen und gefellichaftlihen Ver: 
fall. Mit Recht bob ſchon Adam Smith hervor, daß große Nationen in der Regel 
nicht ſowohl durch Verſchwendung und Unklugheit der Privaten, jondern durch die 
öffentliche ſtaatliche Verſchwendung verarmen, indem nämlich der größte Theil des 
Staatseinfommeng dazu verwendet wird, unproductive Menfchen zu erhalten und un: 
productive Arbeiten auszuführen. Bernhard Miller. 


Eonfumvereine, 

Je mehr ſich Die Induftrie in Deutichland entwidelt hat und je größer infolge 
deſſen die Dichtigfeit der Bevölkerung geworden ift, um fo höher find befonders in den 
Fabrikdiſtricten die Preiſe aller Lebensbedürfniſſe geftiegen. Vorzugsweiſe aber macht 
ſich dieſe Preisſteigerung im Kleinhandel geltend, wo mit ihr auch noch eine Ver— 
ſchlechterung der Waaren Hand in Hand geht. Verſchiedene Urſachen wirken zuſam— 
men, um dieſes Reſultat, welches für die „arbeitenden Claſſen“ am drückendſten iſt, zu 
Stande zu bringen. In dem Preife der geringen Quantitäten, welche beim Kleinhan- 
del zum —8 fommen, muß mit bezahlt werden die Zeit und Arbeit, welche das 
Wiegen, Meſſen und Verpacken derjelben foftet, und welche mit der Geringfügigfeit 
der Quantität eher zu ald abnimmt; es müſſen ferner mit bezahlt werden die Speien 
für die Düten, Schachteln u. |. w., die die Waare um fo mehr vertheuern, je geringer 
ihr Werth an fich ift, es muß endlich auch mit bezahlt werden — und hierin liegt der 
Krebsichaden des Kleinhandels — ein Theil von den Verluften an Zinfen und 
Gapital, die der Händler durch) das Ereditiren an unordentlicye Kunden erleidet, die 
erſt jpät, bisweilen aud) gar nicht bezahlen. Will der Händler beftehen, jo muß er fich 
im Preije der Waaren von feinen foliven Kunden das zurüderftatten laffen, was er an 
den unjoliden einbüßt. Erwägt man außerdem noch, daß wegen der mandherlei An- 
nehmlichfeiten des Krämergewerbes in demfelben erfahrungsmäßig am leichteften eine 
Ueberfüllung eintritt, welche dann, weil im SPreife der Waaren die Koften für 
Miethe, Verwaltung und Lebensunterhalt des Händlers bezahlt werden müſſen, leicht 
zu einer Verfchlechterung der Waaren führt, fo hat man die Erflärung für die beim 
Kleinhandel vorfommenden Uebelftände. 

Um diejer VBertheuerung der Waaren durch den Kleinhandel zu entgehen, bildeten 
fich auf Ariregung von Liedtke in Berlin zuerft im Jahre 1845 fogenannte Spar: 
vereine, welde ven Zwed hatten, durch regelmäßige Beiträge der Mitglieder 
während des Sommerhalbjahrs ein Capital zufammenzubringen, um dann für den 
Winter Feuerungsmaterial, Nahrungsmittel u. dgl. im Großen anzufaufen und an die 
einzelnen Intereffenten zum Engrospreife wieder zu vertheilen. Nachdem die Verthei- 
lung erfolgt war , hörte der Verein auf. Diefe Sparvereine, die zwar aus Mitgliedern 
der arbeitenden Glafien beſtehend, aber meift von Perſonen der wohlhabenden Glafien 
fubventionirt, jelbjt nicht zu den Genoſſenſchaften gehörten, bildeten doc) den Keim 
für die Conſumvereine in Deutfchland, welche nicht nur vorübergehend zu einzel: 
nen Einkäufen zufammentraten, fondern dauernd beifammen blieben zu dem Zwede 
„guter und billiger Beichaffung der (nöthigften) Lebensbevürfniffe” und auf Grundlage 
der Eelbfthülfe und Selbftverwaltung , ohne Subvention von außen her. Man wird 
alfo die Goniumvereine zu definiren haben als auf Selbithülfe ge 
Verbindungen atomiftifher Elemente der arbeitenden Claſſen zu 
dem Zwede für ihre Mitglieder gute und billige Lebensbedürfniffe 
zu beichaffen und dadurd ihre Lage zu verbeffern. Es gehören die Con— 
jumvereine mithin zu den „Erwerbs- und Yirthfcbaftögenoffenfchaften" und unter 
diefen wieder zu den „Diftributivgenofienichaften“, infofern ſich ihr Zwed darauf be— 
Ihränft, die im Großen eingefauften Waaren nur an ihre Mitglieder , nicht aud) 
an dritte Perſonen wieder zu verfaufen. Es ift nun die Frage, wie die Gonfumvereine 
die Nachtheile des Kleinhandels, welche die Vertheuerung der Waaren verurjachen, zu 
bejeitigen willen. 
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Bor allen Dingen muß bemerkt werden, daß durch alle Conſumvereine, fie mögen 
ſonſt organifirt fein, wie fie wollen, die Nadhfrage concentrirt wird. Das 
Riſico, welches für die Händler in der Unficherheit und den häufigen Wechjel der 
Kunden liegt, weil oft Vorräthe liegen bleiben und verderben, deren Werth in dem 
Preiſe der verfauften Waaren mit vergütet werden muß, fommt bei den Gonfumver: 
einen im Wegfall. Sie haben einen beftimmten fichern Kundenfreis, defien Bedürfniſſe 
fi im Voraus berechnen laſſen und find deshalb dieſer Gefahr, die jonft mehr oder 
weniger jeden Kaufmann bedroht, nicht ausgefegt. Weiter fommt es auf die zwed- 
mäßige Drganifation der Gonjumvereine an, ob fie die ſpecifiſchen Schäden des Klein- 
handels zu vermeiden wiflen, und hier müfjen wir zwei verfchiedene Claſſen unterichei- 
den: die Marken: Gonjumvereine und die Vereine mit eigener Lagerhal— 
tung. Die Organifation der erftern ift folgende: Der Verein Ichließt Verträge mit 
den Bädern, Metzgern, Materialiften u. 1. w., die fich verbindlih machen, den 
Mitgliedern eine gute Waare zum Tagespreife zu liefern und dabei einen beftimmten 
Rabatt zu bewilligen. Der Verein verfauft dann gegen Baarzahlung an die Mitglie- 
der Marken, welche von den betreffenden Händlern an Zahlungsftatt für den darauf 
bezeichneten Werth angenommen und wöchentlich bei der Vereinscaſſe nach Abzug des 
verabredeten Rabatts gegen Baar eingelöft werden. Der Rabatt bleibt vorläufig in der 
Vereinscafle und wird den Mitgliedern nach Höhe der von ihnen gefauften Marken 
qutgeichrieben. Der Verein bildet auf dieſe Weife zugleich eine Sparcaſſe für jeine 
Mitglieder, deren angefammelte Gapitalien meift, wie dies auch einzelne Vereine in 
ihren Statuten ausdrüdlich ausfprechen, fpäter zur Gründung eines eigenen Waaren- 
geräte verwendet werden. Der Marfenconfumverein ericheint hiernad nur als die 

orftufe für den Gonfumverein mit eignem Lager, deſſen Organifation, ſoweit ſich 
nad) den furzen Erfahrungen, die bis jegt gemacht find, allgemeine Regeln aufitellen 
laffen, bei und meijt folgende ift: 

1. Das zum Anfaur der Waaren erforderliche Capital wird durd Anfammlung 
eines eigenen VBereinsfonds an Geichäftsantbeilen der Mitglieder und Re: 
jerve — und foweit diefer nicht ausreicht, durd Aufnahme von Darlehnen 
bei * der Waaren auf Credit unter ſolidariſcher Haft aller Mitglieder 

eſchafft; 

2. durch ſofortige Vollzahlung oder durch fortlaufende kleine Beiſteuern der Mit: 
glieder werden denſelben 84 chäftsantheile in der Vereinscaſſe gebildet, 
welche einen feſten Zins erhalten, der ihnen ſammt der Dividende bis zur 
Erreichung der feſtgeſetzten Normalſumme zugeſchrieben wird; 

3. durch Gewinnantheile, bisweilen auch noch durch Erhebung eines Eintritts— 
—— wird ein Geſammtvermögen des Vereins als Reſerve ange— 
ammelt, welches vorzugsweiſe zur Deckung von Verluſten dient; 

4. der Verkauf der Waaren aus dem gemeinſchaftlichen Lager an die Mitglieder 

erfolgt mit einem angemeſſenen (in den einzelnen Vereinen ſehr verſchiedenen 

Aufſchlage auf den Einfaufspreis. Bon dem dadurch erzielten Ueberſchuſſe 

werden tämmtliche Geichäftsunfoften, als: die Zinfen an die Gläubiger und 

für die Gejchäftsantheile der Mitglieder, die Verwaltungsfoften und Gehalte 

gedeckt, und außerdem meift noch ein Nettogewinn erzielt, welcher (ald Divi— 

dende oder Disconto) an die Mitglieder nad) Höhe deffen, was jedes ein: 

zelne im Laufe des Nechnungsjahres für entnommene Waaren in.die Vereins: 
caffe gezahlt hat, vertheilt wird; 
5. Die Beamten, befonders der Lagerhalter, werden durch eine Tantieme vom 

Verfaufserlöfe bejoldet; 

6. bei Entnahme der Waaren vom Vereinslageriftdie Baarzahlung die Regel, 
und wird Eredit nur gegen ausreichende Dedung und einen angemeſſenen, nicht 
zu niedrigen Zins gewährt. 

Der ——— wegen fügen wir noch hinzu, daß manche Vereine, abwei— 
chend von der unter Nr. 4 angegebenen Regel die Dividende ebenſo wie bei den Vor— 
ſchußvereinen nach Höhe der Geſchäftsantheile vertheilen. Der diesjährige 1864 
allgemeine Vereinstag der Genoſſenſchaften zu Mainz hat jedoch den Antrag, dieſe 
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Art der Dividendenvertheilung den Conſumvereinen zu empfehlen, mit großer Mehr⸗ 
heit abgelehnt. 

Fragt man nun, weldye Glafje der Gonjumvereine beffer den Nachtheilen des 
Kleinhandels vorzubeugen vermag, und welche demgemäß den Vorzug verdient, fo hat 
der Vereinstag zu Mainz, der auch hierüber jehr eingehend discutirt hat, es der ge: 
ringen —— wegen, die wir in Deutſchland bis jetzt auf dieſem Gebiete auf— 
zuweiſen haben, ——— eine beſtimmte Reſolution zu faſſen; jedoch einigten ſich 
alle Redner dahin, daß die Marfenconfumvereine, wie ſchon bemerkt, für den Anfan 
eine ſehr zwedmäßige Vorftufe für die Conſumvereine mit eignem Lager feien, das 
aber eine Gombination der Marfeneinrichtung mit der eignen Lagerhaltung am mei: 
ften zu empfehlen fein dürfte. Und zwar ift die Marfeneinrichtung für diejenigen Ar— 
tifel vorzuziehen, welche leicht verderben, und die auf eignem Lager zu halten deshalb 
mit größerm Rifico verknüpft ift, 3. B. Badwaaren und Fleiſch. Es find aber ver: 
möge der angegebenen Organijation die Vereine im Stande, weit billigere und 
beſſere Waaren zu liefern als der Kleinhändler, weil fie den Kleinverfehr regeln. 
Es wird fein Gredit gewährt, der mit einem Rifico, Zins oder Gapital zu verlieren, 
verbunden wäre, daher fällt der ganze Preisauffcylag des Kleinhändlers hierfür fort. 
Die Regelung des Gredits aber macht den Arbeiter wirthichaftlicher, er unterläßt un— 
nüge Ausgaben, die er machte, weil er nicht fogleich zu bezahlen brauchte, und wird 
wieder in den Stand gejegt, jeinen Verbraudy zu überfehen und ihn feinem Einkom— 
men entiprechend einzurichten. Dies führt die Mitglieder mit der Zeit auch dahin, 
nicht zu Feine Quantitäten zu faufen, und Damit wird der Vertheuerung der Waaren 
vorgebeugt, die, wie wir jahen, im Kleinhandel beim Verkauf ſehr geringfügiger 
Duantitäten daraus folgt, daß ſowohl die Arbeit und Zeit, die das Zunviegen und 
Zumefien der fleinen Quantitäten foftet, al8 aud) die Spefen für die Düten und Be- 
hältniffe in dem reife ver Waare mit bezahlt werden müſſen. Ob endlich auch info: 
fern von dem Gonfumverein am Preiſe der Waaren geipart werden kann, als fi 
feine Verwaltungsfoften auf einen größern Umſatz Deibellen, als beim Kleinhändler, 
hängt von der Mitgliederzahl des Vereins ab. Und bier ift es allerdings als 
eine Vorbedingung für das Gedeihen jedes Gonfumvereins, gleichviel wie er organi= 
firt ift, aufzuftellen, daß von einer Goncentration der Nachfrage überhaupt die Rede 
fein kann, d. h. daß feine Mitglieder möglichit nad) Hunderten zählen. Gin Verein 
mit einer Kundſchaft von z. B. 10 bis 20 Mitgliedern wird weder vom Kaufmann 
einen nennenswerthen Rabatt erhalten, noch wegen der verhältnifmäßig hohen Ver: 
waltungsfoften eines jo Heinen eigenen Lagers feinen Mitgliedern erheblichen Nugen 
gewähren können. 

Die Refultate, welche bei uns in Deutichland die Conſumvereine erzielt haben, 
find noch gering; denn erft jegt beginnt das Leben auf diefem Gebiete! Die Zahl der 

egenwärtig (September 1864) bei der von Schulze: Deligicy verwalteten Anwalt: 
Kraft der Genofjenichaften namentlich befannten beträgt 74; jedoch fann man die 

ahl der wirklich beftehenden auf gewiß 200 veranfchlagen, von denen aber die mei: 
* ſich noch auf der erſten Stufe der Entwickelung befinden. Daß namentlich die in 
neuefter Zeit in den großen Städten auftauchenden Gonjumvereine in der Regel jehr 
beſcheiden anfangen, ift aud) keineswegs zu bedauern. Der genoſſenſchaftliche Geift ift 
beionders in den Kreifen der eigentlichen Arbeiter noch wenig entwidelt, und ericheint 
deshalb die allmähliche Bergrößerung der Vereine aus dem Kleinen und Engen her: 
aus um fo erwünfchter, als dadurch für die Verwaltung und Geſchäftsleitung erft die 
nöthigen Kräfte vorgebildet werden. 

Das Ziel aber, welches die Gonjumvereine, fo unbedeutend fie noch find, auch 
bei und im Auge haben, ift vafjelbe, welches die cooperative stores in England er: 
reicht haben mit der Zeit zur eignen Production aller wichtigen —— und 
zum Verkauf derſelben auch an Nichtmitglieder überzugehen. Es wird dieſes Ziel 
auch erreicht werden, dafür bürgen die großen Refultate einzelner deuticher Conſum— 
vereine wie der „neuen Gefellichaft zur Vertheilung von Lebensbedürfniffen von 1856 
zu Hamburg“, welche i. J. 1863 für ca. 69000 Thlr., und des Conſumvereins zu 
Züri, welder i. 3. 1862 für ca. 191000 Thlr. Waaren verfauft hat. Allerdings 
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werden wir, obgleich vom Conſumverein der Uebergang zur ‚Productivgenoſſenſchaft“ 
am leichteften ift, doch erit in längerer Zeit dazu kommen als in England, denn die 
dortigen Vereine unterfcheiden fih von ihrer Entftehung an von den unjrigen Dadurch, 
daß fie die Waaren nur unverfälfcht und gut, aber nicht billiger verfaufen, als nad) 
den Marktpreis und den ganzen Ueberſchuß über den Einfaufspreis incl, der Geſchäfts— 
unfoften den Mitgliedern als Dividende nach Höhe ihres Einfaufs gutichreiben — 
ein Verfahren, weldyes die eigne Gapitalbildung ') ungemein fördert umd den Verein 
ſchnell in den Bells eines bedeutenden eigenen Fonds jest, während bei uns Die noch 
geringe Entwidelung des genofienfchaftlichen Geiftes dazu zwingt, die Waare den 
Mitgliedern vor allen Dingen billiger als in andern Gejchäften zu verkaufen, um 
ihnen die Vortheile des Vereins ſogleich handgreiflich zu machen. 

Ueber die cooperative stores vergleiche man den Artifel „Productivgenoſſen— 
ſchaften“. Aus Franfreicd haben wir nur ein Beilpiel eines im großartigiten Maaß— 
jtabe eingerichteten Marfenconfumvereinsg, combinirt mit einem eignen Lager für 
Fleiſchwaaren, die berühmte Societe de ’humanite zu Lille zu erwähnen, welche 
leider nad) dem Staatsftreiche Louis Napoleons geſchloſſen wurde. 

Um ſich genauer über Gonjumvereine zu unterrichten, empfehlen wir dem Leſer 
folgende Schriften, die auch und neben den Acten der Anwaltichaft als Quellen ge 
dient haben: Die Schriften von Schulze-Delitzſch: Affociationsbuch für Deutiche 
Handwerfer und Arbeiter, Leipzig bei E. Keil 1853. Jahresbericht für 1863 über 
die Genoffenichaften, Lpz. b. G. Mayer 1864. Innung der Zukunft b. E. Keil in 
Lpz. Jahrg. 1863 u. 1864. Kapitel zu einem deutichey Arbeiterfatechismus. Lpz. b. 
E. Keil 1863. Eduard Pfeiffer: Ueber Genoſſenſchaftsweſen, Lpz. b. Wiegand 1563. 
Bluntichli u. Brater: Staatswörterbuch Bd. I. Art. Afforiation von n A. Huber. 

F. Schneider. 


Eontinentalfpftem. 

Reinpolitiihe Motive veranlaßten Napoleon zur Verhängung der fogenannten 
Gontinentaliperre. Englands Macht beftand und befteht noch heute in der glücklichen 
Verwerthung feiner injularen Lage und bejonders in der großartigen Entwidlung 
jeined internationalen Handels. War es möglich den wirthichaftlichen Einfluß, 
welchen England auf dem Gontinente beſaß, zu brechen, fo mußte auch der politiiche 
Einfluß ihwinden. Eine fünftlihe Abiperrung der Gontinentalmärfte gegen Eng: 
land follte, in großartigem Maaßſtabe angelegt und ing Werf gelegt, Diefes doppelte 
Ziel erreichen helfen. Der Urheber diefer Maaßregel wußte recht wohl, daß fie 
wirthichaftlich nicht zu rechtfertigen fei; er ſah darin nur eine Maaßregel der politi- 
ſchen Nothwendigfeit. Er erreichte damit feines feiner beiden Ziele. Und trog alledem 
ift vielfach von der Nothwendigfeit einer wirtbichaftlichen Koalition der europätfchen 
Gontinentalmächte mit der Tendenz, die engliiche Handelsfuprematie abzuſchwächen, 

efabelt, und die Erfindung einer fogen. „Eontinentalpolitif” oder eines „Sontinental- 
—*28* zu gewiſſen Zeiten ſtark in Umlauf gelegt worden. Ohne Zweifel, ja völlig 
nachweisbar, find derartige Ideen nicht ohne Einfluß auf die — namentlich auf 
die Tarif-, und überhaupt Zollpolitik, welche die continentalen Mächte Europa's ſeit 
den zwanziger Jahren bis in die neueſte Zeit verfolgt haben, geblieben, wozu wohl 
namentlich der Umſtand mit beigetragen haben mag, daß auch die Wiſſenſchaft von 
jenen Ideen ſich nicht frei hielt und daß hier von hochangeſehenen Lehrern z. B. 
Friedrich Liſt in „der internationale Handel“ ꝛc. Stuttgart und Tübingen, J. G. Cotta. 
1841. IV. Budy) mit allem Ernſte eine Coalition der Continentalſtaaten zur Ber 
kämpfung der englifchen Ueberlegenbeit, von der man Wunder was fürchtete, empfoh— 
len wurde. Jetzt gehören ſolche Ideen glüdlicherweife der Geichichte an. Man weiß 
ed, daß die iniulare Lage, welche England jo trefflich auszubeuten gewußt hat, fein 
natürlicher Vorzug ift, dem der Gontinent nicht ebenbürtige natürliche Vorzüge an die 


1; Hatte doch ein Arbeiter, welcher im November 1850 mit 1 Schilling Einzahlung bei den 
Pienieren in Rochdale eintrat, diefe Ginzahlung nur durch das Hinzufommen der Zinſen und Diviz 
denden in 10%, Jahren anf 95 Pfd. St. 13 8. 4 d. gebracht! 
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Seite zu fegen hätte, man weiß es, daß die Dienfte, welche England mit feiner Arbeit 
und feinen Gapitalien dem Welthandel leiftet, insbefondere auch dem europäischen Feſt— 
(ande zu Gute fommen; man weiß ed, daß bei den innigen und taufendfachen Bezie— 
hungen, welche heutzutage zwiſchen allen Handelsvölkern der Erde beſtehen, eine Be— 
ſchraͤnkung des continentalen Verkehres mit England eine mindeſtens gerade fo empfind⸗ 
liche Schmälerung der continentalen, al8 der englifchen Handelsinterefien im Gefolge 
haben würde, die Zeiten find glüdlicherweife vorbei, in denen die Leberlegenheit des 
engliichen Handels unnahbar und unbeftritten war, und wo man in der wirtbichaft- 
lichen Blüthe des Nachbarvolkes eine Gefahr für das eigene Vorwärtskommen erblidte, 
eine Gefahr, der man durch mögliche Fernhaltung der Eoncurrenz dieſes Volkes von 
dem eigenen Marfte vorbeugen zu fönnen und zu müfjen glaubte. Wenn heutzutage 
ein Gontinentalfyftem, d. h. eine wirthichaftliche Goalition der Staaten des europäi— 
ſchen Gontinentes noch einen vernünftigen Sinn haben foll, jo muß ed darauf gerich- 
tet fein, England in feinen freihändleriichen Reformen nachzufolgen und ihm den 
Markt immer weiter zu öffnen. In diefem Sinne ift denn auch eine moderne Gonti- 
nentalpolitif feit Abſchluß des engliſch-franzöſiſchen Handelsvertrages in voller Thätig- 
feit. Sie begann nicht mit handelsfeindlichen Maaßregeln gegen, jondern mit einem 
Vertrage mit England; jie errang weitere Erfolge in den Handelsverträgen zwiſchen 
Belgien, Holland, Jtalien, der Schweiz, dem Zollverein einer und Franfreich ande: 
rerſeits; fie wird auch im Oſten und Norden Europa’s friedliche Triumpbe feiern, und 
fhon hat fie eine große ganz eigenartige Goalition der Feftlandsftaaten geichaffen — 
eine Goalition zum Wetteifer mit England ftatt zum Handelsfrieg gegen daſſelbe; auf 
diefem Wege find, ald er noch kaum betreten war, ganz andere Erfolge erzielt worden, 
als ſie durd) das ausgebilderite Gontinentalivftem im alten Sinne jemals hätten erzielt 
werden fönnen. A. Emminghaus. 


Eontocorrent, Eontocorrentbanken. 

Bol. die Art. Depoſiten Nr. II, Banken, Ched.) 

I. Gontocorrent oder laufende Rechnung bedeutet in der faufmänniichen Sprache 
einen Bucheredit, welcher ſich aus einer Reihe einzelner Poften zufammenfegt. Er 
fann zum Theil, durch verichiedene einzelne Zahlungen, oder auf einmal im Ganzen 
beglichen werden. Solche Gontocorrente kommen beim Conſumtiv- wie beim Pro: 
ductiveredit vor, 3. B. wenn der Krämer feinem Kunden die Heinen Haushaltbedürf: 
nifje auf monatliche Abrechnung ereditirt, oder wenn der eine Kaufmann einem ande 
ren für eine beftimmte Nechnungsperiode wiederholt Waarenpoften auf Credit liefert, 
wo dann öfters für jeden einzelnen creditirten Betrag bis zum Rechnungsabſchluß 
Zinfen vom Schuldner vergütet werden. Diefe in der Form des Gontocorrent gewähr: 
ten Bucheredite find einfache, nur in den Gejchäftsbüchern beicheinigte documentirte 
Kaufpreiscreditirungen jeitens des Verfäufers gegen das bloße Verjprechen des Käu— 
fers, nad) feſtgeſetzter Frift zu zahlen. Sie fpielen in der heutigen Wirthichaft eine 
große Rolle. In volfswirthichaftlicher Beziehung find fie aus dem Grunde wichtig, 
weil fie im gegebenen Moment den Käufer von der Nothwendigfeit, Geld zu beftgen, 
entbinden, * daß der Käufer im Stande iſt, auch ohne den augenblicklichen Beſitz 
von Geld mittelſt des ihm gewährten Credits eine Nachfrage nach Waaren zu unter: 
halten und einen Einfluß auf die Preife auszuüben. Jedoch macht ein ſolches Buch: 
eredit- und Eontocorrentivftem das Geld immer nur zeitweibig entbehrlich, weil 
am Abrehnungstage die ganze Summe vorhanden fein muß. Da der Ereditor in 
dem Geſchäfte fich nicht, wie beim Wechſel, im Beige eines weiter begebbaren Do— 
cuments über das Greditgejchäft befindet, eines Echeines, der als Geldjurrogat oder 
Greditumlaufsmittel dienen könnte, fo hat der laufende Bucheredit indeſſen nur eine 
geringere Bedeutung für die Beftimmung der Waarenpreife und für den Geldumlauf. 
Falls jedoch zwei Geichäftsleute fih gegenfeitig einen laufenden Credit gewähren, 
indem fie wechielfeitig von einander faufen, vermögen fie ganz ohne Bermittelung von 
Geld einen fehr großen Waarenumfag zu machen. Sie brauchen nur am Schluß der 
Geichäftöperiode ihre gegenfeitigen Korderungen durch Gompenjation 
auszugleichen und den etwa verbleibenden Saldo baar zu entrichten. Dem Effecte 
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nach geichieht dies mit einem fehr großen Theil der Geichäfte eines Landes durd) das 
Syſtem der fogen. Clearing Houfes der Banken ſ. d.). 

II. Eine befondere Wichtigkeit hat der Gontocorrent im Bankgeſchäfte, wo er 
ſich unmittelbar an das Depofitengeichäft anfnüpft. Die Banf eröffnet nämlidy 
dem Deponenten ein Eonto oder Guthaben, zu welchen fie alle weiteren Einlagen 
und für den Kunden eincaffirten Beträge hinzuichreibt. Auf Grund diefes Guthabens 
macht fie dann auch Zahlungen für ihn, gegen Auftrag oder Anweiſung. Letzteres 
geichieht in dem ausgebildeten Depojitenbanfweien Englands und Nordamerifa’s 
namentlich fehr vielfah. Die Anweifungen heißen Cheds ſ. d.).. Man nennt 
die Banfen dann aud wohl Contocorrent- oder Chedbanfen. Da die 
Zahlung oftmals an einen andern Kunden derfelben Bank am Plage oder bei einer 
Bankfiliale zu leiften fein wird, jo braudyt das deponirte Geld die Banf gar nicht zu 
verlaffen. Der Umſatz geftaltet fich hierdurch wie bei einer Girobank. Die Entwilung 
des Zweigbankſyſtems, welchem u. a. namentlich das ſchottiſche Bankſyſtem feine 
großartige Blüthe verdanft — jede der 17 jchottifchen Banken hatte ſchon i. J. 1854 
durdyichnittlich 27 Zweigbanfen —, führt dann in Wahrheit einen großen Theil der 
Geldgeichäfte eines Landes auf ein reines Umfchreiben in den Büchern zurüd. Auf 
dem Gontinente, bejonders in Deutidyland hat man leider die Bedeutung des Zweig: 
bankſyſtems noch nicht gebührend erfannt und in unbegreiflicdher Verblendung haben 
die Regierungen dem Entjtehen der Banffilialen oftmald Schwierigfeiten in den Weg 
gelegt, e8 ſelbſt gänzlich verboten. Der Nugen der preuß. Bank liegt vorzüglich in 
ihrem entwidelten, die ganze Monarchie überziehenden Nege von Filialen. Die falſche 
Bankpolitif, welche bei uns dem Zettelgejchäft eine fo übertriebene Bedeutung ver: 
ſchafft hat, ift aud) an diefer geringen Ausbildung des Zweigbanfweiens der Depo— 
fitenbanfen ſchuld. — Wenn dann die verfchiedenen Banken jelbjt wieder die von ihren 
Kunden erhaltenen Anweifungen, Cheds u. ſ. w. auf eine andere Bank gegenfeitig 
im Clearing-Houſe austaufchen, fo kann fchlieglich durch das Contocorrentſyſtem 
ein höchſt bedeutender Theil der Umfäge eines ganzen Landes ohne oder faft ohne 
baare Zahlung mit Münze oder Banknoten bewerfitelligt werden (f. den Art. Clea— 
ring-Houfe). _ 

Das bier geſchilderte Geichäft ift das aus dem Depofitengeihäft hervorwach— 
fende paſſive Gontocorrentgefchäft der Banken, in welchem legtere alfo Schuldner 
find. Die Weiterentwidlung deſſelben und dadurch diejenige des Depofitenbanfweiens 
überhaupt wird in hohem Maaße durc) eine richtige, die Vortheile des Deponenten 
wahrende Methode der Zinjenberehnung ſ. den Art. Depofiten Nr. II, 3) 
und durch ein mit dem pafliven zu verbindendes actives Contocorrentgeſchäft, in 
welchem die Banf Gläubiger ift, befördert. In diefer Hinftcht find die ſchöttiſchen 
Banken das Mufter. Achnliche Einrichtungen beftehen bei den engliſchen Provincial— 
banfen, bei ven Londoner Banfen, in Norbamerifa, befonders in Newyork und Bolton. 
Auf dem Eontinente haben wir überall erſt Anfänge zu einem ſolchen Gefchäftsbetrieb, 
Mehrfach hat fi zuerft das active Kontocorrentgeichäft der Banken entwidelt, 
während das volfswirthichaftlich weit wichtigere paſſive noch nicht bedeutend, mit- 
unter noch gar nicht vorhanden iſt. Das active Gontocorrentgefhäft allein (vielfach 
auf dem Gontinent von den Banquierd, in Deutſchland bejonders von den Fleinen 
Zettelbanfen und einigen Banfen ohne Notenausgabe betrieben) ſchließt manche Ge: 
fahren in ſich und bietet im Ganzen nicht die Garantieen des Wechſel- und Lombard: 

eſchäfts. Das paſſive Eontocorrentgeichäft der fchottiichen Banken ift eine laufende 
Rechnung mit täglicher Zinfenberehnung für den vollen Betrag des Guthaben 
des Kunden. Manche Banken, 3.B. die Banf von England, geben nur Credit, hono— 
riren alfo 3. B. Cheds ftets nur für den Betrag dieſes Guthabens. Die Newyorker 
Citybanks machen gelegentlich Ausnahmen für gut accreditirte Kunden (laffen das 
Guthaben „überziehen“). Die Ichottiihen Banken geben ſyſtemmäßig Vorſchüſſe (cash 
credits), welche fie dem Gonto des Kunden bis zu einer feftgefegten Summe gutfchreis 
ben und mit deren Zinjen diejes Conto ebenfalls täglich belaftet wird. Meiftens find 
für diefes active Contocorrentgeſchäft Bürgen zu ftellen. Provifion wird daneben nicht 
berechnet, wie e8 in England und Deutichland die Regel iſt. Im Intereffe des De— 
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ponenten liegt ed num, möglichjt viel Geld bei der Banf ftehen zu haben, möglichit 
Ipät erſt Darüber zu verfügen oder es herauszuziehen, die erhaltenen Darlehen jo raid) 
wie möglich abzuzahlen und die erhaltenen Zahlungen ſogleich bei der Banf zu pla— 
ciren. Die etwa ausgegebenen Noten werden aud) gleich wieder eingelegt, um keine 
Zinfen zahlen au müſſen oder ſolche —— zu können. Dieſes Contocorrentgeſchäft 
iſt für den Geſchäftsmann vortheilhafter wie die Geldbeſchaffung mittelſt Wechſels, 
weil es bei dieſer kaum zu vermeiden iſt, das Geld länger, als man es wirklich braucht, 
zu verzinfen. Die ſchottiſchen Banken verdanfen dem Syftem die Verfügung über fehr 
bedeutende Mittel, die umlaufende Geldmenge, befonders der —— wird vor: 
theilhaft beichränft. Das unter den Banfen beftehende Glearingivftem dient zur 
Sicherung des Notenumlaufs, zur gegenjeitigen Controle und zur Bewältigung der 
bedeutenden Umfäge faft ohne Dazwilchenfunft von Münze. Der Zinsfuß für das 
active Gontocorrentgeichäft ift 1—2 Prorent höher wie der für das pafjive. Die ichot: 
tiſchen Banfen hatten vor 40 Jahren ca. 20, vor 10 Jahren ca. 40, jegt wohl über 
50 Mill. Pfv. St. Depofiten bei ca. 4Mill. Pfd. Notenumlauf. Weitere Bemerkungen, 
beſonders über den Zuſammenhang zwiſchen dem Depofitengeichäft und der in Eng: 
land und Nordamerifa üblichen Art, fich die Darlehen der Banfen auf Depofitenconto 
gutichreiben zu laffen, j. in dem Art. Ched. 

Literatur: |.d. Art. Banken und Gibbon’s The banks of Newyork (vor: 
züglich). Adolph Wagner. 


Eonventionelle Ströme ſ. Waflerftraßen. 
Eourant ſ. Münze u. Geld. 


Cours (Gurs). 

Das Wort Cours braudyt man einmal für den Verfehrswerth des Geldes, der 
Münze und der Geldfurrogate, indem man diefen Werth an der Währung, oder wenn 
von dem Eourfe der legteren felbit geiprochen wird, indem man deren Werth an einer 
andern Geldart mißt. So ſpricht man vom Cours des Goldes und der Goldmünzen 
in den Ländern der Silberwährung oder audy vom Courſe des eigentlichen, durch Bei: 
legung des Zwangscourfes zur Währung erhobenen Papiergeldes gegenüber der bis— 
herigen Metallmährung. Wie jeder Taufchwerth, jo ſchwankt aud) diefer Cours je 
nad) Umftänden. Vom Geld», Münz- und Papiergeldcours wird in den Art.Münze, 
Papiergeld und Baluta (Währung) gehandelt. Vgl. dieſe Artifel auch über 
den fogen. Zwangscours, durch welden einer Münze, z. B. der Scheidemünze, ein 
den Sad)» oder Metallwerth überfteigender Nennwerth und zugleich ihr fowie dem 
Papiergelde gefeglich die Eigenfchaft der Währung beigelegt wird. Der Cours, 
weldyer gerade aus der freiwilligen Werthbeftimmung der verfehrenden Perſonen 
hervorgeht, fteht zum Zwangscours im entfchiedenften Gegenfag. 

Eodann hat der Spradigebraud) das Wort Cours aud) für den Preis der ver: 
Ihiedenen Gattungen meiftens verzinslicher Werthpapiere eingeführt. Dieje Papiere, 
großentheils nicht fofort auf Verlangen fällig, werden Gegenftand von. Kaufgeichäf- 
ten, wobei der Verkäufer eigentlich als Gläubiger dem Käufer feine Forderung cedirt. 
Der Preis, welchen der Käufer für die Uebertragung des Anſpruchs auf die Rück— 
zahlung und Verzinfung des Schuldrapitals oder ar eines von beiden entrichtet, ift 
eben der Cours. So ſpricht man daher vom Mechfelcours, vom Cours der Schap- 
icheine, der Actien, Obligationen, Staatspapiere u. |. w. 

Für die Coursbeftimmung gelten die Geſetze der allgemeinen Preisbeftimmung, 
weshalb auf die Lehre vom Preife und vom Zinfe, für den Wechfelcours fpeciell 
auf die Lehre vom Wechjel zu verweifen ift (f. die Artifel). Der Cours ftellt ſich wie 
jeder ‘Preis auf den Punct, wo Angebot und Nachfrage eines Effects zur Ausgleichung 
fommen. Das Angebot geht von Denen aus, welde für ihre Papiere Capital und 
zwar in der Regel Capital in der Form baaren Geldes, die Nachfrage von Jenen, 
welche für ihr Gapital, refp. ihr Geld, ſolche Papiere haben wollen. Angebot und 
Nachfrage, alſo der Wunſch, Werthpapiere zu veräußern oder zu erwerben, werben 
von mancherlei Umftänden beftimmt. Im Großen und Ganzen kommen vorzugsweile 
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die Verzinſungsverhältniſſe im Allgemeinen im Vergleich zu denen in den 
einzelnen Werthpapierarten in Betracht. Bleibt der durchſchnittliche Capitalgewinn 
in den verſchiedenen Productionszweigen und damit in der Hauptſache auch der Leih— 
zins für die verſchiedenen Arten der Capitalanlage gleich, ſo beſteht meiſtens kein be— 
ſonderes Streben, die Capitalanlage in Werthpapieren maſſenhaft aufzugeben, 
vorzunehmen, zu verändern. Die Courſe im Ganzen ändern ſich daher ey edeu⸗ 
tend. Im Einzelnen iſt maaßgebend die Creditwürdigkeit jedes Papiers, bei Papieren 
von wechſelndem Zinsertrage, wie Actien, die Chance, daß ſeine Verzinſung ſteigt 
oder fällt, bei Papieren von feſtem Zinsertrage, wie Prioritätsobligationen, den mei— 
ſten Staatspapieren, die Ausſicht auf verbeſſerte oder verſchlechterte Zahlungsfähig— 
keit und Zahlungsluſt des Schuldners. Dieſe Momente rufen bei den reellen Beſitzern 
von Papieren und von Geld die Neigung hervor, die Effecten zu veräußern oder zu 
erwerben und danach ſchwanken dann die Courſe. Dieſe Perſonen ſuchen für ihr Capi— 
tal eine laufende gute Durchſchnittsverzinſung aus den Papieren. Der leitende Ge— 
ſichtspunct für ſie iſt die Höhe des ——— chen Zinſes, den ein Papier abwirft, 
nachdem man alſo von dem nominellen Zins die ſogen. Aſſecuranzprämie abgezogen 
hat. Dieſe Capitaliſten beſtreben ſich daher, die wahrſcheinliche Höhe des eigent— 
lichen Zinſes eines jeden Papiers zu finden und reguliren danach Angebot und Nach— 
frage des Effects. Inſofern haben die Gourfe der Werthpapiere das Streben, ſich auf 
den Stand zu ftellen, bei welchem ein neu anaelegtes Capital ſich zu dem landesübli- 
chen Zinsfuße verzinit. Daher haben Bapiere von einem für einen gegebenen Zeitraum 
fehr verjchiedenen Zinserträgniß doch den gleichen Cours oder umgekehrt Bapiere von 
gegenwärtig gleichem Zindertrage einen verſchiedenen Cours, weil der höhere Zins 
des einen Effectö wegen der geringen Greditwürdigfeit des Schuldners nicht beftändii 
gefichert oder die Nente jener Actie ea lege nicht bleibend fo hoch, oder ei 
umgekehrt der Schlechte Eredit des Echuldners vermuthlich bald beſſer oder die Rente 
des induftriellen Unternehmens nur vorübergehend geſunken ift. Die Courſe ſuchen 
ſich unter dem Einfluffe der danad) geregelten Angebote und Nachfragen immer nad) 
den durchſchnittlich en Verzinfungsverhältniffen, d.h. nach dem wahrjcheinlichen 
durchichnittlichen eigentlichen Zinfe eines Papiers zu ftellen. Gegenwärtig enticheidet 
bei der Eosmopolitifihen Richtung des Gapitalienverfehrs mehr und ehe ftatt des 
landesüblichen der weltübliche Zinsfuß. Der Zinsfuß der verichiedenen Länder und 
daher die Courſe der Werthpapiere diefer Länder ftreben nad) einer Ausgleihung, 
welchg fi) wiederum durch ein verändertes Verhältnig des Angebots und der Nach: 
frage vollzieht. Tritt in dem landes- und weltüblichen Gapitalgewinn und Leihzinſe 
eine nachhaltige Veränderung ein, fo übt dieſe wieder ihren Einfluß auf die Ausge: 
bot= und Nadyfrageneigung der Werthpapier- und Geldbefiger und durch dieſes Zwi— 
fchenglied auf die Gourfe der Efferten. Wenn z. B. ungewöhnlich hobe — 
winne den Discont und den Depoſitenzins der Banken wegen allſeitig ftärferer Nach— 
frage nach Geld ſteigern, ſo wird hierdurch ein Theil des Capitals, welches ſich ſonſt 
in Werthpapieren inveſtirte, dem Disconto- und Bankgeſchäft zugeführt und gleich— 
zeitig die Neigung der Inhaber zur Veräußerung von Papieren feſten Betrages etwas 
größer werden: folglich eine doppelte Tendenz des Sinkens der Courſe, welche wie in 
allen ſolchen Fällen ihr Correctiv in ſich ſelbſt trägt. Denn der Zinsfuß der billiger 
werdenden Papiere ſteigt nun, während der Discont ſinkt. 

Zu den geſchilderten primären Urſachen der Coursbewegung treten ſodann als 
ſecundäre die Speculationen ſolcher Perſonen hinzu, welche aus der Schwankung der 
Courſe oder aus der Coursdifferenz, nicht aus dem Zinserträgniß der Papiere 
einen Gewinn zu erzielen beabſichtigen. — ſteht ſich die Speculation à la hausse 
und à la baisse, auf das Steigen und Fallen der Courſe gegenüber, Das Wichtigſte 
bleibt dabei, mit möglichfter Wahricheinlichfeit die muthmaaglichen, aus den reellen 
Angebot: und Nachfrageverhältniffen hervorgehenden Coursſchwankungen zu beredy: 
nen. Daher gilt es, die Momente aufgufinden, weldye auf die Strömungen der 
Aſſecuranzprämie, mithin auf die Eicherheit der Gefammtcapitalanlage in allen 
Fonds und auf die Sicherheit der Ipeciellen Gapitalanlage in einem einzelnen Effect 
von Einfluß find. Daraus erklärt fid) das Streben, fich möglichſt raſch in Beſitz jeder 
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politiſchen und mercantilen Neuigkeit zu verſetzen, durch welche vorausſichtlich das 
Angebot⸗ und Nachfrageverhaͤltniß der Papiere beſtimmt wird Telegraph). Ferner 
kommt es darauf an, die muthmaaßlichen ſpäteren Verhältniſſe des Geldmarkts, die 
Lage der Productionszweige, Die Größe der bevorftehenden, durch die Lage der Volks— 
wirtbichaft beftimmten neuen Gapitalanlage in Werthpapieren oder den Umfang der 
Gapitalien, weldye aus dieſer Anlage werden herausgezogen werden, und alle —8* 
Momente mehr zu berückſichtigen. Daher denn die Anticipation der glücklichen 
und traurigen politifchen und wirthichaftlichen Ereigniffe durch die Börfenfpeculation 
(das „Escomptiren“ jolher Greigniffe). Eine Reihe verfchiedenartiger Gejchäfte die: 
nen zur Durchführung diefer Speculation. Hierüber und über die Technif der Börfe 
und Börjengeichäfte überhaupt vgl. die einſchlagenden Artifel, befonders Börfe und 


Speculation. Adolph Wagner. 
Erebit. j j 
I. Begriff und Wefen des Credits. — Das Wefen des Credits wird 


durd die Erörterung der Natur des Ereditgeihäfts und die Feitftellung des Un— 
terfchiedes zwiſchen Credit- und FTaufhgefgätt am einfachiten erfannt werden. Im 
Tauſchgeſchäft wird die Leiftung und Gegenleiftung, mag fie in einem perfönlichen 
Dienfte beſtehen oder in Sachgütern verkörpert fein, —— Zug um Zug, gegen 
einander ausgewechſelt. Zwiſchen beiden Leiſtungen liegt, genau genommen, kein 
zeitliches Intervall, ſie finden gleichzeitig ſtatt. Mithin beſteht darüber, 
daß die Gegenleiſtung wirklich erfolgt, keine Ungewißheit, weshalb auch beim Tauſch— 
geichäft Feine der beiden contrahirenden Parteien in der Lage iſt, der anderen in 
Betreff der Erfüllung der Leitung Vertrauen gewähren oder von ihr beanipruchen zu 
müſſen. Daffelbe gilt vom Kauf eihäft, der befonderen Form, in welche fid) das 
Tauſchgeſchäft in der Geldiwirthfdaft fleidet. 

Beim Ereditgeichäft liegt, zum Unterichied vom Kaufgeichäft, zwiichen Lei: 
tung und an er ee ftets ein geitlihes Intervall. Da die Gegenleiftung, 
wie alles Zufünftige, während diefer Zwiichenzeit ungewiß ift, jo muß derjenige, 
welcher bereits geleiftet hat, 3. B. der Gläubiger aus dem Darlehen, dem Schuldner 
Vertrauen gewähren, daß er wirklich leiften werde. Demnad) find die beiden dem 
Greditgeihäft harakteriftiichen und wejentlihen Merkmale: die Nichtgleichzeitig- 
feit von Leitung und Gegenleiftung, und das Gewähren, refp. Empfangen 
von Vertrauen, daß die Gegenleiftung auch wirklich erfolgen werde. Das Vertrauen 
äußert fih dabei immer nothwendig auf Seiten des Leiftenden oder des Gläubigers 
gegenüber dem Gegenleiftenden oder dem Schuldner, weil nur bei leßterem das „Ob?“ 
der Leitung fraglid) ift. 

Hiernad) fann man, analog dem Tauſch und Kauf und Verkauf, den Credit 
definiren alö das freiwillige Gewähren oder Empfangenvonkeiftungen 
im Vertrauen aufdie gegebene Zufiherung fünftiger ®egenleiftun: 
gen. Statt der unmittelbaren Gegenleiftung beim Tauſche oder Zahlung beim Kaufe 
und Verkaufe erfolgt alfo beim Eredit einftweilen nur ein Verſprechen auf eine 
Leiftung oder Zahlung. 

Die beiden Montente, das zeitliche Nacheinander von Leiftung und Gegenleiftung 
und das Vertrauengewähren oder Vertrauenaniprechen für die Erfüllung der Gegen: 
leiftung find im Ganzen in ihrer Bedeutung für den Gredit nicht verfannt worden. 
Doch legt die ältere nationalöfonomiiche Schule, von den Deutſchen namentlic) 
Nebenius und Rau, den Nachdruck auf das Moment des Vertrauens und berüd: 
fichrigt das zeitliche Nacheinander der Leiftungen nicht immer hinlänglich. In jüngiter 
Zeit ift man, in naturgemäßer Reaction, in die umgefehrte Ginfeitigfeit verfallen, 
das „Vertrauen“ ald dem Credite nicht ſpecifiſch charafteriftiich ——— Jedoch 
ſind beide genannte Momente durchaus weſentlich und genau genommen jedes ohne 
das andre nicht zu denken, weshalb man fie beide in die Definition aufnehmen muß!. 





1) Die zulegt genannte Anficht ift in England mehr oder meniger flar und deutlich ven dem 
prätentiöfen einfeitigen und unflaren Macleod vertreten /zuerit in feiner Theory a. pract. of bank- 
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Man hat aud) darüber geftritten, ob man das Weſen des Credits in die Frei: 
willigfeit der Vebertragung (und Empfangnahme) von gegenwärtigen Leiftungen 
gegen das Verſprechen künftiger Gegenleiftungen jegen joll. Ginmal folgt dies 2* 
aus dem Momente des Vertrauens, denn wenn man unfreiwillig leitet fo leiftet 
man eben nicht im Vertrauen auf gegebene Zuficherungen, fondern aus Zwang. So— 
dann aber ift die Freiwilligfeit des Acts nur eine weitere Analogie mit dem Tauſch 
und Kauf und Berfauf. Die zwangsweiſe Hingabe eines Gutes gegen Geld nennen 
wir ebenfalls nicht Verfauf, 3. B. die Erpropriation, die erzwungene, aber bezahlte 
Naturalcontribution (audy die Steuer, die Bezahlung der Staatsleiftungen gehört 
— Auch ein Zwangsanlehen werden wir conſequent kein Creditgeſchaͤft nennen, 
o wenig wie die Militairconſcription ein Miethgeſchäft. Daß zwiſchen Zwangsan- 
leben und freiwilligen Anleben Analogieen beftehen, hebt den vorhandenen Untertchied 
hier fo wenig, wie beim Verkauf und der Erpropriation auf. 

Die Analogifirung des Eredits und des Taufches und Kaufes ift ein Fortſchritt 
der neueren Mifenihaft. Das Weſen des Credits wird dabei objectiver aufgefaßt 
und umfafjender erfannt. Die großartige Entwidlung des Eredits in der Neuzeit be: 
ruht auf den beiden Momenten, weldye oben hervorgehoben wurden: das individuelle 
und das öffentliche Vertrauen hat fich gehoben; die eigenthümliche modgrne Ges 
ftaltung des Productionsprocefjes, welche auf entwideltiter Arbeitstheilung und um: 
faffendfter Anwendung des Maſchinenweſens oder der in legterem erfolgenden Aus— 
nugung der Raturfräfte beruht, hat dag zeitliche Nacheinander von Leiftung und Ge: 
genleiftung immer nothwendiger, die geichehene Gapitalanfammlung aber aud) immer 
häufiger und allgemeiner möglidy gemacht. Die Bedeutung der Umgeftaltung des 
Productionsprocefjes für die Entfaltung des Eredits hat von den Neueren bejonders 
Schäffle betont und gut augeinandergefegt, (deutiche Vierteljahrichrift). 

II. Arten der Greditgeihäfte und Des Credits. 1. Eigentlide 
Greditgeichäfte und Geichäfte, weldye durch ihre Natur etwas vom Greditgeichäft 
annehmen (nothbwendige in dDiefem Sinne). Das Untericheidungsmerfmal liegt 
im Wefen des Geichäfts jelbft. Bei der erften Art geht die Abficht der Gontrahen: 
ten auf ein Ereditgeichäft, ftatt eines anderen, 3. B. auf Kauf auf Gredit ftatt auf 
Baarfauf. Die tvpiihe Hauptform des eigentlichen Ereditgeichäfts ift das Dar: 
Lehen, ſowohl das eigentliche in fungiblen Sachen, in der Geldwirthichaft nament: 
lich in Geld erfolgende, wie das andre Darlehen, weldyes nach volkswirthſchaftlichem 
Begriff in dem Vorſchuß auf zu liefernde, in der GEreditirung (Stundung) des 
Kaufpreifes für überlieferte Waaren enthalten ift. Die zweite Art beiteht in Geichäf- 


ing, fpäter in feinen Elements of polit. econ., jüngft fvitematifcher im Artifel credit in feinem 
Dietion. of pol. econ.). In Deutichland hat fie in ganz felbitändiger Meife Knies aufgeftellt 
(„Grörter. üb. d. Cred.“ Tüb. Zeitichr. f. d. gef. Staatswiſſ. B. 15 u. 16). Knies meint, das 
Vertrauen fpiele auch bei anderen wirthfchaftlihen Vorgängen, wie beim Tauſch und Kauf, eine 
Rolle. Alleın im Vergleich mit dem Erevitgefchäft waltet doch ein zweifacher wefentlicher Unterfchied 
ob. Ginmal it beim Tauſch und Kauf niemals das „Ob?“ der Seitum,, wie beim Gredit, in Zwei— 
fel, fondern hödhftens das „Wie?“ Dort wird blos allenfalls vertraut, daß richtig, hier, daß 
überhaupt geleiitet wird. Dort fann es fih nur um Irrthum oder Betrug ın Quantität und Qua— 
lität der vertaufchten Waare, des empfangenen Geldes falſches Geld)handeln, beim Credit hierum, 
aber noch um weit mehr. Daher auch innerlich verfchiedene Klagrechte, beim Tauſch- und Kaufge: 
fhäft aus mangelhafter Leitung, Betrug, Täufchung dabei (laesio enormis), beim Greditgeichaft 
aus nicht erfüllter Leitung. Ber jenen Gefchäften bleibt daher genau genommen aus dem Taufchacte 
felbit feine Forderung oder Schuld zwifchen beiden Parteien bei — ſondern nur aus den Mängeln 
der vertauſchten Leiſtungen und Güter. Sodann aber iſt von „Vertrauen“, daß wirklich geleiſtet 
wird, im Greditgefchäft immer nur bei dem einen Contrahenten, dem Gläubiger, gegenüber dem 
Schuldner die Rede, während jenes Vertrauen, wie geleiftet wird, beim Taufche für beide Parteien 
in Betracht fommt. 

Implieite ift num allerdings fchon aus dem Umſtande, daß gegenwärtige gegen zufünftige Leis 
ftungen — werden, zu entnehmen, daß ein Austauſch von Leiſtungen und bloßen Verſpre⸗ 
chungen auf Gegenleiſtungen ſtattfindet, wobei das Gemähren und Empfangen von Vertrauen in 
Betreff der Innehaltung der Zuſicherung ſelbſtverſtändlich iſt. Aber auch das zeitliche Nacheinander 
der Leiſtungen folgt von ſelbſt aus dem Umſtande, daß Vertrauen auf eine erſt noch geſchehen ſol— 
lende Gegenleiſtung geſetzt werden ſoll. Denn das Vertrauen, daß etwas geſchieht, kann ſich immer 
er - etwas Zufünftiges, welches noch nicht ift, anf etwas Geglaubtes, nicht auf etwas Gewußtes 
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ten, welche der Natur der Sache nad) ftets nothwendig und bis zu einem gewiffen 
Grade unabhängig vom Willen der Parteien Ereditgeichäfte werden: es foll zwar 
fein Greditgeichäft abgefchloffen werden, aber das Geſchäft, welches beabfichtigt wird, 
ie —— etwas von der Natur eines ſolchen an ſich. Dahin gehören alle Ge— 
chäfte, bei welchen Leiſtung oder Gegenleiſtung oder beide nicht in der einfachen Hin— 
* eines Gutes, ſondern in einer über einen Zeitraum ſich erſtreckenden 
iſtung beſtehen. Genau genommen find daher nur Tauſch, Kauf und Verlkauf von 
Sahgütern, Geldwechjel niemals Ereditgefchäfte, Dagegen der Lohnvertrag, Miethe, 
Pacht bis zu einem gewiffen ‘Buncte ftets. Selbft bei Lohnzahlung per Stunde ift der 
Arbeiter immer Schuldner oder Gläubiger, je nad) der Voraus: oder Nachbezahlung. 
22 dem freien Uebereinfommen der Parteien fann aber feftgefeßt werben, inwieweit 
ein ſolches Geſchaͤft nun ein eigentliches Greditgeichäft werden fol. Dies gejchieht 
durch die Beftimmung der Termine der Gegenleiftungen, diefe Termine können freis 
willig viel länger gewählt werden, ald es das Weſen des Geſchäfts mit ſich bringt 
wöcpentliche Lohnzahlung, halb: und vierteljährige Miethzahlung). Charakteriftiich 
* den Rechtszuſtand und die Wohlſtandsverhältniſſe der Volkswirthſchaft iſt bei die— 
en Geſchäften die Zahlung prae- oder postnumerando, 3. B. in Wien Mieth- und 
dgl. — faſt immer vorher (aljo der Miether Gläubiger), in Hamburg 
interber. 
9 2. Conſumtiv- und Produetiveredit. Der Unterfchied liegt im Zwed 
der Berwendung der übertragenen Güter. Zum Gonfumtiveredit gehörenu. A. die Dar: 
lehen an Arme, an reiche Verfchwender (minorenne Söhne der höheren Stände), der 
Verkauf von Waaren auf Borg an Eonfumenten (Haushalteinfäufe auf Rechnung), 
manche Staatsanleihen. ‘Broductiveredit find die Darlehen an Producenten, aud) Die 
—— des Kaufpreiſes von Waaren im Handel. Bei der erſten Art des Credits 
wird das Capital daher nicht wie bei der zweiten reproducirt. 

Der Conſumtiveredit waltet in den niederen Entwicklungsſtufen der Volkswirth— 
ſchaft, mitunter faft ausichließlich, vor. Die Urfachen liegen im Wefen der unausges 
bildeten Bolfswirthichaft: geringe Gapitalanfammlung, niedriger Lohn wegen der 
gebrüdten ſocialen und politiichen Lage der unteren Glaften, weshalb legtere den ihnen 
gebührenden Antheil am Ertrage dem Arbeitgeber gegenüber nicht erringen können, 
große Abhängigkeit von Naturereigniffen bei dem Mangel an Einficht in das Weſen 
der Raturfrätte namentlich der im Boden waltenden, und an Herrichaft über legtere, 
in Folge deſſen faft volljtändige Abhängigkeit des Ernteausfalls von Witterungsver: 
Hälmifen, daher eventuell außerordentliche Thenerung und Hungersnoth, höchſt uns 
volltommenes Communicationsſyſtem, namentlich) für voluminofe Artifel von geringem 
fpeeifiichen Werth, große Rechtsunficherheit und Unfreiheit des Verkehrs, bejonders 
des Getreidehandels u. dgl. m. Die in drüdender Noth aufgenommenen „Darlehen 
zur Verausgabung“ können mithin ſchwer verzinft, geichweige zurückgezahlt werben, 
während hohe Zinfen durch die unvermeidlich hohe Alfecuranzprämie bedingt werben. 
Daher denn in dieſen Stadien der Volkswirthſchaft die Abneigung gegen die Verzins— 
lichfeit der Schulden, die Blüthe der Wuch ergeſetze, durch welche doch nur ein 
dem beabjichtigten gerade entgegengejegter Has erreicht werden fann. Auch in der 
entwidelten Volfswirthichaft Ipielt der Conſumtiveredit bei den niederen Glafjen eine 
— roße Rolle. Von Bedeutung iſt daneben noch heutzutage der Verkauf des 
Detai ifen (Krämers) an feine Kunden auf Borg. Ein ſolches Ereditiren von Con— 
fumtibilien ift auf ganz furze Termine, z. B. auf Wochen, höchſtens einen Monat, 
nicht ohne Nugen, weil es beide Theile zur Ordnung, Pünetlichkeit, regelmäßiger 
Buchführung veranlaßt und an Arbeit fparen hilft. Der Borg auf längere Termine 
Dagegen führt zu leichtfinniger Verfchwendung, entzieht dem Geſchäftsmann und da- 
mit der productiven Verwendung ein Capital, und legt dem ordentlichen Haushalter 
zu Gunſten des unordentlichen eine Steuer in dem höheren Preife auf, welchen ber 
Krämer nothwendig zur Ausgleihung feiner uneinbringlichen Ausjtände anfegen muß. 
Die gefeggebende dewalt hat ein nicht zu verwerfendes Mittel gegen das Ueberhand— 
nehmen folder Haushaltſchulden in der Einführung kurzer Verjährungsfriiten 
für diefe Schulden in Händen. Der Gläubiger fann dann, ohne ſich der Mißgunſt 


Volkewirthſchaftl. Handwoͤrterbuch. 13 


194 Sredit. 


der Kunden auszufegen, feine Schulden bei Zeiten eintreiben. (Dreijährige Verjäh: 
rungsfriſt in Sachſen, Preußen, zweijährige in Hannover). Geſetze, durch welde 
feichtfinnige junge Verſchwender der höheren Claſſen (Adel, Officiere, Studenten ıc.) 
vor aa ciiäer Ausbeutung“ eihügt werben follen, erreichen fat immer 
den entgegengefegten Zweck, weil die bejhügten Schuldner meiftens einer moralifch 
nod) — und wegen der Gefährdung durch das Geſetz noch rückſichtsloſeren Gläu— 
bigerclaſſe in die vos fallen. Solche Gefege beruhen aber auch auf einem falfchen, 
ungerechten Principe, weil damit nur auf das Symptom des Uebels, das viel tiefer 
figt, eurirt wird. „Erzieht Euere nichtenugigen Söhne beſſer oder laßt fie die Folgen 
ihrer Handlungen tragen“, follte die gefeggebende Verfammlung jenen Eltern zurufen, 
welche um Hülfe gegen die Wucherer ihrer Söhne bitten. Schuldhaft für Eon: 
fumtiveredit hat wenig für ih. Humane Handhabung des Pfändung sverfahrens 
gegen dürftige Confumtivdebitoren ift ziwedmäßig und billig. 

Mit und durd) die Weiterentwidlung der Boltewirthiehaft gewinnt der Produc: 
tiveredit abfolut und relativ immer mehr die Hauptbedeutung. Im Folgenden ift vors 
zugsweife von ihm die Rede. Um feinetwillen vor Allem hat man gegen die gefeß: 
lichen Fefleln zu kämpfen, weldye wie die Wuchergefege, das Verbot, die rüdftändigen 
Zinfen über den Betrag des Capitals anwachſen zu laflen, das Anaftafifche Geleg 
u. A. m. den Ereditverfehr hemmen, — ©. den Art. Wuchergeſetze; wegen des 
Gonfumtiveredits auch den Art. Leihhaus. 

3. Deffentliher und Brivateredit. Das Unterfcheidungsmerfmal bildet 
die Stellung des Ereditnehmers zu den Zwangsmitteln, welche gegen den fäumigen 
Schuldner zur Verfügung ftehen. Oeffentlicher Credit ift derjenige, welchen der 
Staat, d. h. hier die höchfte, die abfolute Gewalt innerhalb einer Volkswirthſchaft, 
Privateredit derjenige, welchen eine dem Staate und feinen Verfügungen unterftehende 
phyſiſche oder juri tifche Perſon begehrt. Weil der Staat nicht wie jeder andre 
Schuldner durch Außere Zwangsmittel zur Erfüllung feiner übernommenen Berbinde 
lidyfeiten in Betreff der Fünftigen Gegenleiftungen verhalten werden fann, fo hängt 
der öffentlihe Eredit zun ächſt vom Willen des Staats, zu leiften, fodann von 
feiner Fähigkeit dazu ab. Im Allgemeinen ift es umgekehrt mit dem Privatcredit. 
— ©. die Art. Staatsfhulden und Anleihe. 

4. Berfonal: und Realcredit. Bürgfchaftscredit. Gaution. Die 
Unterfcheidung knüpft an die Garantieenan, welche der Ereditnehmer dem Ere- 
ditgeber bietet, um deſſen Vertrauen, daß wirklich künftig gegengeleiftet werden wird, 
zu gewinnen. Beim Berfonalcredit wird der ganzen PVerfönlichfeit des Schuld: 
ners als foldyer vertraut, ald Inbegriff der phyſiſchen, geiftigen und Charaftereigen- 
haften des Betreffenden, wie als Subjecte der ihm zuftehenden Vermögensrechte, 
(f. unter IV. Bedingungen und Vorausfegungen des Eredits). Beim Realcredit 
wird der Gredit auf die Einräumung eines Pfandrechts an dem Greditnchmer 
— — oder zur rechtlichen Verfügung ſtehenden Gütern gewährt. Dieſes 
Pfandrecht kann ein dingliches Recht an einer beweglichen (Waaren oder Werth: 
papiere vornehmlich) oder einer unbeweglichen Sade (Orundftüde und Häufer) 
fein, wonady man Bauftpfand und Hypothek unterfcheidet. Beim Bürg— 
fhaftscredit wird nicht dem Creditnehmer oder wenigftens diefem nicht allein, 
fondern einem Anderen das Vertrauen gewährt, daß er erforberlichenfalls, auf 
feine Zuficherung hin als Bürge, die vom Ereditnehmer zu tragenden Verbindlichfeiten 
leiften werde. Der Greditnehmer genießt alfo hier zunächft Vertrauen beim Bürgen 
und legterer beim Ereditgeber. Die Kaution fann man im weiteren Sinne zu den 
Ereditgefchäften rechnen. Sie ift eine Sicyerftellung, welche Jemand dafür giebt, daß 
man ihm Vertrauen gewährt, er werde gewifien Verpflichtungen nachkommen, — eine 
freiwillige Handlung, welche allerdings die Bedingung fein kann, zu etwas die Er: 
laubniß zu erhalten (3. B. Heirathscautionen der Officiere, Gautionen der Heraus: 
—— von Zeitungen), oder als vertrauenswürdig in der Pflichterfüllung zu gelten (3. 

. Gautionen von Eaflenbeamten, Bauunternehmern). 
, Die Wahl diefer Ereditarten hängt vorzugsweife von der Natur der wirthichaft: 
lichen Hauptberufe ab, In der Landwirthichaft, in der Häuferinduftrie fpielt der Hy: 
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pothefar- oder Liegenichaftseredit die bedeutendfte Rolle, der Fauftpfanderedit hat bei 
der Boluminöfität und ſchweren Aufbewahrbarfeit, bei der theilweife rafchen Ber: 
9 lichkeit der landwirthſchaftlichen Producte im Ganzen keine ſehr hervorragende 

ichtigkeit, nur zeitweiſe fommen Vorſchüſſe auf Bodenproducte in größerem — 
vor 3. B. Lombarddarlehen der Banken auf Wolle zur Zeit der Wollmärfte). Der 
PBerfonaleredit der Grundbefiger und Landwirthe tritt bei der geringen Realifirbarfeit 
des Vermögens zurück. In den ftoffveredelnden Gewerben, wo der Umſchlag des Ca: 
pitals immer ſchon Fürzere Zeit dauert und mit einer ziemlich beträchtlichen Quote 
Berriebscapital gearbeitet wird, gewinnt der Berfonal: und Fauftpfanderedit (auf die 
air Producte) größere Bedeutung. Der Hypothefarcredit kommt für das rien 
Capital, alfo befonders bei großen Unternehmungen in Betracht Haus, Fabrik und 
“ Einrichtungen. Prioritätsanleihen der Actienfabrifen). Im Handel, im Waaren: wie 
im Geldhandel fpielt der Fauftpfanderedit (auf Waaren, edle Metalle, Werthpapiere, 
Gonnoffamente, Depotſcheine von Entrepots u. dgl.), mehr noch der Perfonaleredit 
die hervorragende Rolle. Die Berufe der perfönlichen Dienfte geben als foldye faft nur 
zur Ausnugung des Perſonaleredits Gelegenheit. 

Man hat wohl noch befondre weitere Unterarten des Credits aufgeftellt, 3. B. 
den Geſchäftscredit, induftriellen Credit u. a. m., Eintheilungen, mit wels 
dien man nod) leicht weiter gehen fann, ohne daß damit viel gewonnen wäre. Der 
Geſchäftscredit ift nichts Andres als der Perfonalcredit des Gefchäftsmannes als 
eines Soldyen, ohne andere weſentliche Merkmale, als die, welche aus dem Ge- 
ichäftsberuf hervorgehen. 

Auf niedrer wirthichaftlicher Stufe hat ver Perfonal: und zum Theil der Fauſt— 
pfanderedit mehr Bedeutung, weil bei fehlenden oder mangelhaften öffentlichen, durch 
das Geſetz aufgeftellten Einrichtungen für den — die Hypothek Feine 

rößere Eicherheit bietet (Spftem des römischen Rechts mit feinen vielen privilegirten 

fandrechten). Der Fauftpfanderedit auf einzelne Güter von hohen jpecifiichen Werth 
(Evelfteine, Schmud u. dgl. m.) fpielt daneben feine Rolle. In der Weiterentwid- 
fung der Volfswirthichaft, bei Schon etwas geordneteren Zuftänden tritt der Liegen: 
fhaftseredit in den Vordergrund, fo lange das bewegliche Gapital noch klein und die 
landwirthichaftlihe die Hauptproduction ift. In der entwidelten Induſtrie- umd 

andelswirthichaft kommt in den betreffenden Kreifen der Perfonalcredit wieder vor: 
3 gie zur Anwendung. 

II. Formen der Rechtsdocumente über Creditgeſchäfte. Das be 
fondere Streben geht dann bei fteigender Bedeutung des Greditverfehrs darauf hin, 
Einrichtungen zu treffen, durd; welche die Benugung der verichiedenen Arten des 
Gredits geftcherter, leichter, minder foftipielig, die rechtlichen Formen, in welche die 
Greditgertiä te gekleidet werden, einfacher, das eventuelle Proceß- und Erecutions— 
verfahren ficherer, fchneller und wohlfeiler werden, Namentlich legt man immer grö« 
ßeren Werth auf Schuldfcheinformen für die verfchiedenen Arten des Darlehne, welche 
die leichte, formlofe rechtsgültige Uebertragung des Rechts- oder Forderungstiteld 
von dem erften Gläubiger auf einen folgenden geftatten. Beim Liegenſchaftscredit 
fämpft man in diefer Beziehung mit Schwierigfeiten, welche in der Natur der Sache 
liegen und daher ftets nur bis zu einem gewiffen Grade überwunden werben fönnen. 
Ein ee ir georpnetes Grund- und Hypothefenbu hfyftem, „genaue Feft: 
ftellung des Prandgegenftandes (Specificatton) , Sicherheit und leichte Erfennbarfeit 
der auf denfelben bezüglichen Rechtsverhältnifte (möglichite Ausſchließung der privile: 
Ar und des Votzugsrechtes Später entftandener Prandrechte), leichte, ſichere, nicht - 

oftipielige Feftitellung der Rechte des Gläubigers in Formen, welche deren Uebertra— 
gung erleichtern, fchneltes und zweckmäßiges Crecutionsverfahren“ v. Mangoldt) find 
die Jemen BVorbedingungen für umfangreiche Benugung des Hypothekarcredits. 
Diefen Anforderungen ift man in den legten Jahrzehenten in vielen deutfchen und 
europäiihen Staaten mehr und mehr nacdhgefommen. In den Pfandbriefen der 
eigentlichen fogen. Pfandbriefinftitute, wie die preußifchen ritterſchaftlichen, und der 
spothefenbanten hat man jegt aud) für den Hupothefareredit Schuldſcheinfotmen 
gefunden, welche in Betreff der leichten Mebertragbarfeit Des Forderungstitel®, der 
13 * 
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Bequemlichkeit der Zinſenerhebung u. ſ. w. nichts mehr zu wünſchen übrig laſſen, zu— 
mal wenn die Pfandbriefe nicht auf den Namen, ſondern auf den Ueberbringer 
lauten. — Vgl. die Art. Hypothek, Hypothekenbank, Pfand, Grund und 
Boden. — 

Der Fauftpfanderedit erfährt durch das Lombardgefchäft der Banfen 
und duch das Syſtem der Depotjcheine für Waaren, weldye in den Entrepots 
oder Docks gelagert find (dock-warrants, befonders in England, theilweife in Frank— 
reich) in formeller und materieller Beziehung große Erleichterungen. Namentlich aber 
ftrebt man beim Berfonalcredit nad Schuldicheinformen, welche bei möglichft ge— 
ringen Förmlichfeiten die volle Rechtsgültigfeit und leichte Erequirbarfeit der Forde— 
rung ficherftellen und die Uebertragbarfeit des Rechts thunlichit erleichtern. Die ſchwer— 
fällige römifchsrechtliche Ceſſion Bat für den heutigen Greditverfehr ihre Bedeutung 
faft ganz eingebüßt. Durch Zulaffung der Hebertragung des Forderungsrechts mittelft 
einfacher Namensunterfchrift, ohne notarielle oder jonftige officielle Beglaubigung, 
wie bei Anweifungen, Wechſeln, durch Anerfennung der Gültigkeit des Blancoin= 
doffements, wie bei diefen und anderen Schuldfcheinen, 3 B. auf den Namen lau- 
tenden Staatsobligationen, Aetien, durd, Einführung der Form des Inhaberpa= 
piers, in welcher Actien, Etaatöpapiere, Obligationen öffentlicher Unternehmungen 
und Gejellihaften, Banfnoten, Checks und Eaffenjcheine der Depofttenbanfen, 
Coupons, Eifenbahn-, Theater:, Goncertbillets und zahlreiche andere Schulddocu— 
mente ausgeftellt werben, Durch alle diefe bequemen und fiheren Schuldſcheinformen 
ift die Entwidlung des Credits außerordentlicy begünftigt, in vielen Fällen erft praf: 
tifch ermöglicht worden. Für den Gefchäftsverfehr hat das Syſtem der Buchſchul— 
den immer größere Ausdehnung gewonnen, namentlich durch die Anerkennung der 
ordnungsgemäß geführten fanfaännifchen Bücher als bedingted Beweismittel im 
Proceß. Nocd größere Wichtigkeit hat der Wech ſel erlangt, befonders feitdem der: 
felbe immer allgemeiner wirklich zum formellen Zahlungsverfprechen ohne Angabe des 
Schuldgrundes und die Wechjelfähigfeit faft auf alle mündigen Perſonen ausgedehnt 
worden ift (Bedeutung der Allgemeinen deutfchen Wechfelordnung für Deuticyland). 
Dieje Wichtigkeit des Wechſels wird vorausfichtlid) noch zunehmen. Sie erflärt ſich 
vor Allem daraus, daß der Schuldner fi) und fein Vermögen im MWechjelverfprechen 
durch eine jehr einfache Form fehr ftreng verpflichtet, daß bei der Einflagung des 
Rechts Weitläufigfeiten und Einreden möglichit vermieden werden, und daß die Form 
der Üebertragung des im Wechſel anerfannten Forderungsrechts fo außerordentlich 
einfahift. — Vgl. den Art. Wech ſel. — Die Einführung und Verbreitung des 
Inhaberpapiers, durch welches der Befiger dem Schuldner gegenüber ohne 
eine diefem geftattete Einrede in das volle Necht des Gigenthümers der Forderung 
eintritt, iſt aber vielleicht von allen Kortfchritten in Betreff der formellen Seite des 
Ereditwejens der bedeutfamfte. Das Erforderniß einer ſolchen möglichft einfachen 
Uebertragungsform des Forderungstitels von dem Gläubiger an einen Anderen ward 
gerade durd den Entwidelungsgang der modernen Production fehr dringend. Das 
Geſchäft, zu welchem Capital aufgeliehen wird, widelte fich nicht in furzgen Terminen 
ab, der Entlehner bedurfte des Capitals auf längere Zeit. Diefem Bedürfniß ftand 
das des Gläubigers, fein Capital leicht wieder erhalten zu fönnen, gegenüber. Bei: 
den Barteien wurde durch die Erleichterung des Eintritts eines neuen Gläubigers an 
uk > Tee auf das Zwedmäßigite asien. — Bol. u. A. die Art. Obliga: 
tion, Actie. 

IV. Bedingungen und Vorausfeßungen des Credits. — Diele ftehen 
mit dem Factor Vertrauen und mit den Verhältniffen des volfswirthichaftlichen 
Productionsproceffes in Zulammenhang. In eriterer Hinficht fann man in: 
dDividuelle und allgemeine Momente unterfcheiden. Die Rerfntichtei des Cre⸗ 
ditfuchers nach allen ihren Seiten, in phyſiſcher, moralifcher, geiftiger Beziehung, mit 
Rüdjicht auf ihre Vermögensverhältniffe fommt in Betracht; Redlichfeit, Wille, Fä- 
higfeit zurückzuzahlen. Daherift Alles maaßgebend, was auf die Lebensverhältnifie des 
Greditfuchers von Einfluß fein kann, der körperliche Gefundheitszuftand fowohl wie 
der Charakter, der moralifche Lebenswandel. Die nordamerifanifchen Mercantil: 


Credit. 197 


agenturen und Firmenbüreaus, welche die die Creditwürdigkeit der Geſchäftsleute 
betreffenden Notizen ſammeln und gegen Entgelt zur discreten Benutzung mittheilen, 
berüdfichtigen daher mit Recht die Jagpdliebhaberei des Sohnes, die Pugfucht der Töch— 
ter ald Momente, weldye eventuell auf die Ereditwürdigfeit des Vaters ihren Einfluß 
äußern. (Die Bedeutung diefer Firmenbüreaus, welche in diefer Weife in Eu: 
ropa noch nicht jehr verbreitet find, ſchildert vortrefflih Gibbons in feiner Schrift 
The banks of Newyork, Newyork 1859). Die VBermögensverhältniffe des Schuld: 
ners und die Natur ſeines wirthbichaftlichen Berufs bedingen ebenfalls die individuelle 
Greditwürdigfeit weſentlich, weil von ihnen die Zahlungsfähigfeit überhaupt und zu 
der verabredeten Zeit abhängt. Namentlic) ift die leichtere oder fchwerere Realifir: 
barkeit des Vermögens des Schuldners, die Vertheilung feines eigenen und des 
entlehnten Capitals in ftehendes und umlaufendes wichtig. Denn hiernach beftimmt 
ſich der Grad der Schwierigfeit, das fremde Capital wieder aus dem Geſchäfte her: 
ausziehen. Der Kaufmann, weldyer nur mit umlaufendem Gapital arbeitet und 
daſſelbe ſelbſt bei einem jehr langfamen Umfchlage doch in relativ kurzer Zeit wieder 
disponibel hat, befindet fih in dieſer Hinficht in einer günftigeren Lage, wie der Fa— 
bricant und mehr noch wie der Landwirtb, — einer der Gründe des Vorwaltens des 
Berionaleredits im Handel. 

Hiernad) begreift man leicht, daß auch Die betreffenden allgemeinen Momente, 
die durchſchnittliche Volksmoral (Redlicykeit), die durchſchnitiliche Rechtsſicher— 
heit und die durchſchnittliche wirthſchaftliche Wohlhabenheit in einer Volks— 
wirthſchaft auf den Credit von Einfluß find. Der allgemeine Rechtszuſtand iſt von 
allergrößter Bedeutung, fowohl die Beichaffenheit des öffentlichen wie die des Privat: 
rechts fommt in Betracht; die Unabhängigkeit, die Beichaffenheit der Gerichte, der 
Zuſtand des Obligationen: und Pfandrehts, des Gerichtöverfahrens, der Concurs— 
geleggebung, des Grecutionsverfahrene ift hochwichtig. Unparteilichfeit, Sicherheit, 
Schnelligkeit, Wohlfeilheit find die Haupterforderniffe der Rechtspflege, welche ſei— 
tens der Volfswirthichaft, befonders aber feitens des ge geftellt werden 
müjien. Alle Umſtände, welche das Können und Wollen bei der fpäteren Gegenlei- 
tung begünftigen, aber auch zur ftrengeren Pflicht machen, nöthigenfalls das Nicht: 
wollen in Wollenmüffen verwandeln, befördern die Entwicklung dieſes ya je 
Daher denn die Bedeutung des Zuftands der Schuldgefepgebung. Vor Allem 
gilt es den folgenichweren Fehler mittlerer Gulturftufen vermeiden, den faumfeligen 
Schuldner aus Gründen der Bolitif, des Mitleids vor dem Gläubiger zu begünftigen. 
Dadurdy wird die mittlere nationale Ehrlichkeit verfchlechtert, der Eredit nothwendig 
auch dem wirthichaftlich und moraliſch tüchtigen Schuldner vertheuert , weil die grö- 
Keren Verlufte an ſchlechten Schulden in der Form höherer Aſſecuranzprämien beim 
Zinfe auf alle Schuldner vertheilt werden müffen. Als die Ungarn im erften natio- 
nalen Ranatismus im Jahre 1860 mit den meiften öfterreichifchen Gefegen aud) Die 
Allgemeine deutſche Wechielordnung aufhoben und das ältere ungarische Wechſelrecht 
wieder einführten, war Die baldige Folge die Erhöhung des Zinfes, die Beichränfung 
der ungariichen Gredite feitens der Wiener Geichäftswelt. Die Schuldgefeggebung 
muß RE aber felbft wieder gemäß der Entwidlung der Volfswirthichaft und dem Zu: 
ftande der Gultur weiterbilden (Germaniſche Schuldfnechtichaft, perſönliche Schuld: 
haft, Ehren: und Freiheitsftrafen für Banferottirer u.f.w.). Vgl. die Art. Schuld, 
Wucher, Zins, Staat. 

Auf der anderen Seite liegen die Bedingungen des Credits und feiner Entwid- 
fung im Zuftande der Gapitalanfammlung, in den Verhältniffen der Arbeitstheilung 
und des Productionsprocefies. Verlieben werden fann natürlid) nur der Betrag des 
freien Ueberſchufſes über dasjenige hinaus, was unmittelbar zur Befriedigung 
der Bedürfniffe gebraucht und nicht im eigenen Geſchäft als Productionsmittel ver: 
wendet wird. Eine allgemeinere Neigung zum Greditiren wird ferner nur durch eine 
Entſchädigung für die — Capitalnutzung, durch die Gewährung eines 
e& hervorgerufen. Mithin ſetzt jede nur etwas bedeutendere Entwicklung des 

redits eine höhere Stufe der Volfswirthichaft, auf welcher die Gapitalanfammlung 
bereits umfänglicher iſt, eine größere Arbeitstheilung, welche die Verwendung des 
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Capitals im eigenen Geſchaͤfte nicht immer möglich macht, aber auch zum Zweck des 
Zinſengenuſſes nicht immer erfordert, und eine productive Verwendung der verliehenen 
Tapitalien voraus, welche allein die Gewährung von Zinſen ſicherer zu verbürgen ver: 
mag. Daneben fpielt die Verbreitung der Unternehmereigenjchaften einer», die Neis - 
gung zu einem ruhigen Rentierleben andrerfeits eine Rolle. In der heutigen Volke: 
wirthichaft, deren * Merkmale in Betreff der productiven Thätigkeit eine 
hochentwidelte Arbeitstheilung, in den materiellen, wie in den immateriellen Berufen, 
und eine großartige Ausnugung der Naturfräfte für die Production find, befinden ſich 

roße Glafjen der Bevölferung, insbefondere die Arbeiter, fowohl die liberalen Pro: 
aan: die Geiftesarbeiter, wie die fogen. niederen arbeitenden Claſſen, die Hand: 
“ arbeiter, in der Regel nicht in der Lage, ihre eriparten Gapitalien jelbjtändig lucrativ 
zu verwertben. Dieje Eapitalien bilden einen großen Beftandtheil des Leihcapitals 
einer Bolfswirthfchaft. Dazu treten die Mittel derjenigen, welche in anderen Berufen 
aus Unfähigfeit oder Abneigung ihre Gelver nicht ſelbſt benugen. Die charakteriſtiſche 
Eigenthümlichfeit des heutigen Sachgüterproductionsprocefies iſt es ferner, daß die 
Güter zahlreiche Verarbeitungsftufen durchmachen müffen, bevor fie als fertige Ge: 
brauchswerthe in die Hände des Gonfumenten übergehen und der Producent dadurch 
fein Capital zurüdbefommt. Die Güter fönnen daher meiftend auch nur als Halb: 
producte darlehnsweiſe zum Zwed der weiteren Verarbeitung (oder Verjendung, Fauf: 
männifchen Behandlung im Handel) von dem einen an den anderen Producenten 
übergehen, weil der Empfänger nicht in der Lage ift, den Werth, welchen er jelbit 
erft weit jpäter erftatter erhält, jofort herzugeben. Daher in jedem foldyen Falle ein 
Ereditgefchäft, mit Vorliebe in einer Schuldurfunde documentirt, durch deren 
einfache MWeiterbegebung der Ereditgeber ſich auch alsbald bezahlt zu machen im 
Stande ift Wechſel, Gefchäftstratte, ſ. oben No. III). 

Mit der Entwidlung des öffentlichen Vertrauens, der Verbefierung des Rechte: 
zuftandes hebt fidy die potentielle Benugung des Credits. Mit der größeren Arbeits: 
theilung, der Umgeftaltung des Productionsproceffed wird die potentielle Benugung 
des Ereditd auch immer häufiger actuell. 

V. Volkswirthſchaftliche Leiftungen des Eredits. Diefe Leiftungen 
find in der Hauptfache nicht ſchwer zu beſtimmen; fchwieriger ift es, ſich vor einer ein= 
feitigen Ueber- und Unterfhägung des Credits zu hüten. Erftere ift im Ganzen häu: 
figer, wie legtere und gerade in neuefter Zeit (befonders dur Macleod) wieder 
fehr im —— 

Durch den Credit wird unmittelbar kein neues Capital geſchaffen, ſon— 
dern nur bereits vorhandenes Capital von dem Einen an den Anderen über— 
tragen. Der Nutzen des Credits liegt nun darin, daß dieſe Uebertragung eine volks— 
wirthichaftlich förderliche ift, d. bh. daß fie zur Bedingung vermehrter productiver 
Thätigkeit wird. Hieraus folgt, daß an fid) der Credit volfswirthichaftlich ebenfowohl 
etwas Gutes ald etwas Uebles fein kann. Der Confumtiveredit ift im Ganzen zu 
verwerfen, aber auch Gapitalübertragungen mittelft des Productiveredits find north: 
wendig in allen den Fällen [chädlich, in welchen der Zwed nicht erreicht wird, ſondern 
ein wirthichaftlicher Mißerfolg, eine Capitalvergeudung wie in Zeiten der Ueberſpe— 
eulation eintritt. Nur weil in der großen Regel der Fälle die Capitalübertragung 
mittelft des Credits die Production wirklich fördert, fann man den Nutzen des Credits 
doch als weitaus überwiegend betrachten. 

Namentlich) hat der Productiveredit die Tendenz müffige, unproductive, 
wenig productive, Fleine fich verzettelnde, daher für die Production unmittelbar un: 
brauchbare Gapitalien in productivere, fchließlih möglichft in Die productiv: 
ften Hände zu übertragen. Dies gefchieht direct im gewöhnlichen Darlehen, in ver 
Discontirung von Wedyfeln durch den Kaufmann mit den gerade ftarf angewachienen 
ee Von großer allgemeiner Bedeutung ift in diefer Hinficht die 
Gapitalafjoriation, befonderd nad dem Netienprincip und das Syſtem 
der Staatsihulden. Indirect aber erfolgt jene Gapitalübertragung durch das 
Princip der Ereditvermittlung. Dieſes hat wohl den größten volfswirth: 
Ihaftlihen Werth, weil ihm ganz vorzugsmeife die Productivmachung der wirklich 
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müſſigen, unproductiven und Fleinen Gapitalien zu verdanfen ift, während z. B. die 
durch das Actienweien u. a. m. herangezogenen Gapitalien doch felten völlig brad) 
liegen geblieben wären. 

Das Actienprincip bringt namentlid) viele Feine Gapitalien in eine einzige 
leitende Hand, fo daß die Eoncentration derfelben auf einen einzigen Zweck 
ermöglicht wird und durch ———— des Riſico's große Unternehmungen 
ausgeführt werden können, welche faſt immer den Willen, meiſtens auch die Kräfte 
des reichſten Privatmannes überſteigen. Man denke nur an die Eiſenbahnen. Dieſe 
Capitalaſſociation führt, allerdings mit dem höheren Riſico, dem kleinen Ca— 
pital auch die höheren Gewinnſtchancen des großen Capitals zu. Sie ermöglicht auch 
eine größere Productivität des Capitals überhaupt mittelſt ſtärkerer und doch wohl: 
feilerer Herbeiziehung der Naturkräfte zur Mithülfe bei der Production, indem z. B. 
Heritellungsfoften und Preis der Dampfmaſchinen nit in gleichem Verhältnig mit 
der Leiftungsfähigfeit (Zahl der Pferdefräfte) wachſen. Auch alle übrigen Vortheile 
des Großbetriebs werden auf dieſe Art dem Fleinen Capital zugänglid. Bon bejons 
derer Wichtigkeit ift es endlich, daß dieje Gapitalafiociation nad) dem Aectienprincipe 
die Einfhränfung der Thätigfeit des Staates möglich macht. Zwiſchen 
dem Staate, diejer älteften und großartigften Form der Afjociation der Kräfte, und 
der Volfswirthichaft fann jegt erft jene hochwichtige und erfprießliche Scheidung der 
wirthſchaftlichen Thätigfeiten vorgenommen werden, welche feit Adam Emith das 
Ziel der Volkswirthe iſt. 

Das Syſtem der Staatsjchulden, an fi wie die Benugung des Eredits weder 
durchaus nüglich noch ſchädlich vom volfswirthichaftlihen Standpuncte aus, bringt 
ähnlich wie Das Actienprincip viele Feine, müffige oder wenig productive Gapitalien 
in eine einzige leitende Hand, Es fünnen dann die —2— — und politiſch heil— 
ſamſten materiellen wie immateriellen Schöpfungen im Staate mittelſt dieſer Capital— 
übertragung durch den Credit durchgeführt, freilich aber auch das Capital zu einer 
ſehr bedenklichen, unwirthichaftlidhen Verwendung mißbraucht werden. Die Vortheile 
wie die Nachtheile des Credits treten im Syſtem der Staatsfchulden bejonders frap- 
pant hervor. 

Das Prineip der Ereditvermittlung wird durch Unternehmungen von Privat: 
leuten und Gejellichaften verwirflicht, welche eigens gebildet werden, um Credit mit 
der Abficht der fofortigen Weiterbegebung deffelben zu nehmen. Dieje Unternehmune 
gen heißen nad) der jegigen Bedeutung dieſes Kunftausdruds Banfen ? d.). 

amentlich fommen bier die Sparcaffen, die Depofitenbanfen mit ihrem 
Eontocorrent: und Checkſyſtem in Betracht, vgl. die betreffenden Artikel. 

Auch die entwideltften und vollfommenften Banfeinrihtungen fchaffen unmittel: 
bar fein neues Gapital, denn aud) fie führen immer nur müffig liegende und unpro: 
ductive Gapitalien dem Ereditverfehr zu. Indeſſen wirken fie mittelbar auch auf 
die Reubildung von Eapitalien hin, weil fie mitunter die einzige, öfters die beſſere 
Gelegenheit geben, aus einem Gapitale aud) ohne eigene Verwendung defielben Nugen 
zu ziehen, und hierdurch die Sparjamfeit befördern. Jede weitere Ausbildung 
des Creditweſens, weldye dem — größere Vortheile wie bisher verſchafft, wird 
auf diefe Weife der Anreiz zu neuer Gapitalerjparung. Namentlich die Entwicklung 
des Depoſitenbankweſens ift hierfür wichtig. 

Diefe Leiftungen des Credits find, wie leicht zu erfennen, von ſehr großer Be— 
deutung. Es wird die Production gewaltig gefördert, indem die Gapitalien in die 

ände derjenigen gelangen, welche am meiften damit anzufangen wiffen. Der Ber: 
ehr gewinnt eine größere Kegelmäigfeit, weil jegt zahlreiche Gefchäfte gemacht wer: 
den fonnen, auch wenn der Gegenwerth nicht fofort zur Eger fteht. Der Betrieb 
des einzelnen Geichäfts, welcher fonft häufig ftoden müßte, weil das Capital in dem 
noch ausitehenden Gegenwerthe noch nicht wieder disponibel geworden ift, Fann jegt 
*8 einſtweilige Beſchaffung der Mittel vermöge des Credits ungeſtört weiter gehen 
(1:2. Discontirung der auf verfaufte Producte gezogenen Tratten). Märkte für die 
regelmäßige Zufammenkunft der Greditgeber und Greditnehmer entftehen an den 
Hauptpuncten des Verkehrs in den Geld: und Fondsbörſen, wo eine eigene 
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Claſſe von Mittelsperſonen, die Makler und Börſenagenten Wechſelmakler), 
den Verkehr in Creditpapieren aller Art vermittelt. Durch dieſe Börfen, wie andrer— 
ſeits durch die Banfen erlangt die Benugung des Credits erft diejenige Regelmäßig: 
feit und Leichtigkeit, welche die günftigen woirtbfchaftlichen Folgen des Credits bedin— 
gen. Ueber den Mißbrauch des Eredits f. die Art. Speculation und Krifen. 

Bon den Leiftungen des Credits ift endlich noch eine andere befonders hervorzus 
heben: 

VI. Die Erjegung des Geldes, refp. der Münze durd den Cre— 
Dit, ein Punct, deſſen Erörterung zu der öfters ventilirten Frage über das Weien 
der Ereditwirthbichaft hinüberführt. 

In der Geldwirthichaft wird, nad der Werthmaaßeigenichaft des Geldes, der 
Preis der Leiftungen und Sachgüter regelmäßig in Geld gemeffen oder beftimmt. Je 
weiter die Verdrängung der Naturalwirthichaft durch die Gelpwirthichaft Platz greit, 
defto allgemeiner wird es auch üblich, Greditgefchäfte, namentlid Darlehen, nicht in 
fungiblen Sadyen, fondern in Geld abzufchließen. Das Geld wird das Object der 
betreffenden Verträge, vornehmlich in feiner Eigenfchaft als Währung „Landeswäh— 
zung“, — eigentlid) ein Pleonasmus) oder gefeglihes Zahlungsmittel. Die 
aus dieſen Geichäften hervorgehenden Schulddocumente find mithin in der Geldwirth— 
ſchaft meiftend Verſprechen auf die Auszahlung einer beftimmten 
Summe Geldes, furzweg Verfprehen auf Geld, alfo nicht Geld felbft. 
Diele Schuldurfunden nun, gewiffermaaßen Formen, in welche der Credit ſich Fleidet, 
find, einzeln in relativ verſchiedenem Grade, geeignet, das Geld im Verkehr zu er: 
jegen, e8 zu „verdrängen“. Deshalb heißen de Geldf urrogate oder allenfalls 
Greditumlaufgsmittel. 

Aus diefer Auseinanderfegung ergiebt ſich klar, welche Stellung der Eredit und 
die auf ihn bafirten Geldfurrogate zum Gelde einnehmen. Der Eredit tritt in jenen 
Formen an die Stelle von Geld, wo diejes bisher unmittelbar förperlich 
zur Bewerfitelligung von Umfägen, beim Kauf und Berfauf, bei Darlehnsgefchäften 
u.f.w. als Taufchmittel und Darfteller von Kauffraft diente und ſucht es hier zu 
verdrängen. Dieje Greditumlaufsmittel erfegen mithin das Geld ſtets nur in feiner 
Function ald Umlaufss oder Taufchmittel, fönnen und wollen ed aud) nur 
—9 erſetzen. Dagegen bleibt das Geld auch bei dem umfangreichſten Gebrauch die— 

er Geldſurrogate Preismaaß, geſetzliches Zahlungsmittel, rechtliches 
Object der Geldverträge. Alle jene Geldſurrogate find, wie gefagt, nur Schuldver— 
ſchreibungen über eine unter verfchiedenerlei Formen und Bedingungen, zu verſchiede— 
nensZeiten fällige Geldfumme. Mit Geld (alfo auch mit Papiergeld, d. h. eigent- 
lihem ‘Bapiergeld, welches Zwangscours hat und uneinlösbar ift) kann gef etzlich 
mit Geldſurrogaten thatſ lie, nämlich, wenn der Gläubiger einwilligt, na 
dem Grundfaß satisfactio pro solutione est, jede auf Geld, ald Währung, lautende 
Schuld abbezahlt werden, wo dann jedoch ftatt der eigentlichen Zahlung eine Zahlung 
mit einem Verſprechen auf Geld vorliegt. Die Ereditumlaufsmittel gewähren 
denn aud) wie das Geld „die Macht zu kaufen“, aber nur indirect, nämlich) weil jte 
auf Geld lauten. Sie in Macheod's Weife deshalb mit dem Gelde felbft zu identi— 
ficiren, verräth eine totale Begriffsverwirrung. 

Bon der Gewißheit der zugeficherten Auszahlung von Geld hängt der Werth 
jener Schuldbeicheinigungen, von den Formen der Uebertragbarfeit Des Kor: 
derungstiteld hängt großentheils die Verwendbarkeit jener Beicheinigungen an der 
Stelle von Geld oder Münze als Umlaufsmittel ab. In erfterer Beziehung ift der 
Eredit des Ausftellerd maaßgebend, alfo deſſen Zahlungsfähigfeit und Zahlungswille, 
wobei dann alle die früher erwähnten allgemeinen Momente wieder ihren Einfluß 
äußern. Die Formen der Uebertragbarfeit des in dem Schulddocument verbrieften 
Forderungsrechts find, wie gezeigt Nr. III.), im Laufe der Zeit immer einfacher ges 
worden, bis man ziemlich allgemein zum Blancoindoffement und zum Inha— 
berpapier gelangte. Damit war erft die Möglichkeit einer großartigen Erjegung des 
Geldes — immer nur in feiner Eigenfchaft ald Umlaufsmittel — durch die Creditum— 
laufsmittel gegeben. 


Credit. 201 


Dieſe Möglichkeit wird zur Wirklichkeit, indem es in der Geldwirthſchaft üblich 
wird, Geldzahlungen aus den verſchiedenſten Geſchäften, Kauf, Darlehen, Miethe, 
Pacht, Lohnvertrag u. a. m. freiwillig ftatt in Geld in folhen Verſprechen auf Geld 
zu entrichten und anzunehmen. Welche einzelne Ereditumlaufsmittel und wie weit ein 
jedes die Taufchmittelfunction des Geldes übernimmt, läßt fi) zwar nad) gewiſſen 
allgemeinen Gefichtspuncten muthmaaßen, aber nidyt mit Beftimmtheit a priori feft- 
ftellen, darüber entjcheidet die Erfahrung. Es gehören dahin girirte Anweilungen und 
Wechſel, auf Namen oder Inhaber lautende Depofitenicheine, etwaige Anweifungen 
eigentlicher Girobanfen,, Checks, Banknoten , einlösbares Staatspapiergeld , fällige 
Coupons, Briefmarken und manche andere Arten, deren Entftehung und Gebrauch von 
den concreten Verhältnifien der einzelnen Volkswirthſchaft abhängen. Das allen Ge- 
meinjame ift der Charakter des auf Geld lautenden Zahlungsverſprechens. Sie find 
deshalb principiell untereinander nicht verfchieden, wohl aber formell und gra— 
duell in Beziehung auf ihre Fähigkeit, Geld im Verkehr zu erlegen. Es ift deshalb 
ein Fehler, den Banknoten an fid) eine ganz andere Natur wie den übrigen, ihnen 
innerlich nahe verwandten N zuzufchreiben, wie dies vielfad) geichieht. 
©. die Art. Banfnote und Zettelbanf. Thatfächlich Ipielen die einzelnen Eredit- 
umlaufsmittel in den verfchiedenen Volfswirthichaften eine verſchiedene Rolle. Man 
beobachtet eine gewiſſe Tendenz der Entwidlung in den Geldfurrogaten. So bezeichnet 
„B. die Banknote und das Zettelbanfweien ein früheres und niedrigeres 
Stadium der Ereditwirthbihaftsentwidlung wie die Depofitenbanf und 
der Chef mit dem ſich daran fchließenden Contocorrent-, Bucheredit- und Glearing- 
Houſe-Syſtem (f. die betreffenden Artikel). Großbritannien und Nordamerika haben 
deshalb bereits eine höhere Stufe des Ereditweiens erreicht, wie Deutichland und der 
Gontinent. Aber im principiellen Gegenfage ftehen diefe Banf- und Greditumlaufs- 
mitteliviteme nicht. Die Verdrängung des Geldes, weldye man häufig, je nad) dem 
Standpuncte, der Banfnote befonders nahrühmt oder Schuld giebt, fann in demiel- 
ben, ja in höherem Maaße durch das Checkſyſtem und überhaupt durd) ein entwickeltes 
Syſtem von Greditumlaufsmitteln vor fi gehen. England und Nordamerika liefern 
dafür die thatlächlidyen Belege. Im der ausgebildeten Ereditwirthichaft vollzieht fich 
daher ein Broceß der Geldverdrängung durch die Geldfurrogate, zum 
Theil auch wieder des einen Geldfurrogats durch das andere, z. B. der Banknote durch 
den Check. Die höchſte Stufe diefer Entwidlung wird erreicht, wenn das Metallgelb, 
die Münze, ale Taufhmittel faft nirgends mehr fichtbar bei den Umfägen zum 
Vorſchein kommt, während ed nad) wie vor als Preismaaß und gejegliches Zahlungs: 
mittel (Währung) fungirt: Jedermann hat den rechtlichen Anſpruch auf die Aus— 
sablung feiner Korderungen in Münze, aber wegen der Feftigfeit des Vertrauens in 
die ald Taufdymittel dienenden Ereditformen macht er thatſächlich von diefem An— 
ſpruch nicht Gebrauch. Ein Marimum von Umſätzen und Geſchäften wird mit einem 
Minimum von Münze bewerfftelligt. 

Diefen Zuftand der Volfswirthichaft nennt man Creditwirthſchaft und des- 
halb fpricht man gegenwärtig bei den abendländifchen Völfern von der allmählicyen 
Verdrängung der Geldwirthichaft durch die Ereditwirthichaft. In diefem Sinne hat 
Hildebrand Net, wenn er fagt, die Nationalöfonomie der Zufunft werde ſich in 
derielben Weiſe als Creditwirthſchaft charafterifiren laflen, wie die Gegenwart ale 
Geldwirthſchaft und die Vergangenheit ald Naturalwirthſchaft. Nur wäre es freilich 
ein Jerthum, daraus zu fchließen, daß das Geld in der Greditwirtbichaft feine Rolle 
mehr fpiele, von der Naturalwirthſchaft zur Geldwirthſchaft der Kortichritt in der Ein: 
führung, von der Geldwirtbichaft zur Greditwirthfchaft der Fortichritt in der Wieder: 
beſeitigung des Geldes liege. Denn Geld bleibt nad) wie vor Preismaaß und Wäh— 
rung. Die Eriegung des Metallgelves auch in diefen Bunctionen kann niemals durch 
den Credit, fondern nur durch die Einführung von uneinlösbarem , mit Zwangscoursd 
verſehenem Papiergelde, alſo nur durch ſtaatlichen ee geſchehen. Im einzel» 
nen Staate ift dies fein Kortichritt,, fondern ein auch für die Entwidlung des Credits 
höchit nachtheiliger Nüdichritt (Defterreih, Rußland, Vereinigte Staaten in der Ge— 
genwart). Für die ganze Weltwirthichaft auch nur der occidentalifchen Völferfamilie 


202 Credit. 


(Europa und Amerifa) ijt aber eine ſolche Verdrängung des Geldes ohne einen Uni— 
verſal⸗ er MWeltftaat und daher, wegen Unerfüllbarfeit dieſer Bedingung, überhaupt 
unmöglich. ? 

SHaturals, Geld: und Ereditwirthichaft bezeichnen zwar eine zeitliche Aufeinander- 
folge und einen wirthichaftlichen Bortfchritt, bilden deshalb aber feine reinen Gegenfäge. 
Alle drei find verfchiedene Formen der Tauſchwirthſchaft. In der erften werden 
die Güter und Leiftungen unmittelbar fofort in natura vertaufcht und mitunter auch) 
noch ihr Werth in einander abgejhägt. In der zweiten wird das Geld als allgemeines 
Werthmaaß und zugleich als Tauſchmittel benugt, welches „Zahlung leiftet“ und in 
welchem die Gegenleiftung fofort erfolgt. In der dritten bleibt Geld Werihmaaß und 
Währung, wird aber durch die Greditumlaufsmittel als Taufchmittel ziemlich umfang- 
reich erjegt, wodurd dann die wirkliche Gegenleiftung von der Leiftung zeitlich 
getrennt wird. Der Unterjchied der drei TZaufchwirthichaftsformen ift alſo Furz: Tauſch 
gegen andre Güter, Tauſch gegen Geld, Tauſch gegen Verfprechen auf Geld. Der 
principielle Fortfchritt liegt in der Verdrängung der Natural» durdy die Geld- und 
Greditwirtbihaft. In allen drei Formen der Taufhwirthichaft fünnen natürlidy ge 
wöhnliche Tauſch- und Kaufgeichäfte vorfommen. In der Naturalwirthichaft werden 
die Mittel zur Befriedigung der Bedürfniſſe vielfach im eigenen Haushalt erzeugt , es 
herrſcht Eingelwirthichaftsbetrieb vor. Dies Moment bildet indeffen nicht das Unter- 
fheidungsmerfmal der Natural» von der Geld» und Greditwirthichaft. Wenn man auf 
das Moment der Gleichzeitigfeit der Leiftungen und Gegenleiftungen fieht, fo bildet 
diejes das unterfcheidende Merkmal zwifchen der Taujch- und Geldwirthichaft einer-, 
der Ereditwirtbichaft andrerfeits. Geld» und Ereditverfehr haben aber wieder das Ge- 
meinfame, daß das Nequivalent des einen Eontrahenten nicht in Gebrauchswerth, ſon— 
dern nur in Taufchwerth befteht, während im Taufchverfehr ftets ein Jeder den Ge: 
brauchswerth des einzutaufchenden Guts berüdfichtigt. Der Gebrauchswerth des Gel: 
des oder der Geldfurrogate liegt für den Empfänger im Taufchwerthe diefer Dinge. 

Der Vortheil diefer Entwidlung der Ereditwirtbichaft befteht nun in der Erſpa— 
rung eines großen Theiles desjenigen Metallgelves, welches bisher in der Function 
des Taufchmittels in der Bolkswirtbichaft diente. Ein großes in der metalliichen Eir- 
eulation angelegted Capital wird hierdurd für andere Zwede dDisponibel. Man ver: 
meidet auch Abreibung und anderweite Berlufte des Metallgeldes, indem ein großer 
Theil deffelben als Bundation für die verfchiedenen Arten der Gelvfurrogate meiſtens 
ruhig in den Eafien liegen fann. Die Berjendung von Geldwerth, die Aufbewahrung 
wird bequemer, ficherer, minder Eoftipielig. Die Möglichkeit zeitweifer Ausdehnung 
und Zufammenziehung des Geldfurrogatumlaufs ift für die Negelmäßigfeit der Pros 
duction, des Handelsbetriebs , für die größere Gleihmäßigkeit der Waarenpreife und 
des Zinsfußes und Disconts für Leihrapitalien höchſt wichtig. — Vgl. die Art. Bank: 
note, Zettelbanf, Ched, Depofitenbanf, Eleafing-Houfeu. a. m. 

Literatur: Außer den Abjchnitten in den befannten Syitemen von Rau, 
Rofher, 3. St. Mill, Wirth, den erften Gapiteln von Nebenius’ öffentl. 
Gredit vgl. auch Schäffle, Nat.öf. Lpz., 1861) 8 125—130 und deſſen verſchie— 
dene Aufrähe in der Tüb, Ztichr. u. Deutſch. Viertelj.ichr., ferner Rösler, Volks— 
wirthich.lehre (Moft. 1864) 8 51—80, und befonders v. Mangoldt, Grunpr. d. 
Volksw.lehre (Stuttg., 1863) $ 53—61 (concis, Har, ſcharf; ausführlicher in deflen 
Art. „Eredit“ in Bluntſchli's Staatsw.b.). Zu Abſchn. VI diefes Artifel8 meine 
Geld» u. Ered.theor. d. Peel’ichen Arte (Wien, 1861) ©. 62 ff., bei. ©. 103—127. 
Die genannten Arbeiten von Knies und Macleod. Die Schriften über Geld und 
Banken, 3.Th. auch über Staatsichulden enthalten Das meifte hierher gehörige Detail. 

Adolph Wagner. 


2) In der 5. Aufl. des 1. B. feines Lehrbuchs erwähnt Rocher, daß Knies das Mißver— 
ftändnif Hil debrand's jehr gut berichtigt habe. Dieſe Berichtigung iſt indeffen vor Knies und 
any unabhängig von ihm durch Wagner’ 8 Lehre von den Geldſurrogaten von felbft gefchehen. Vgl. 
—* gner Beitt. z. Lehre v. d. Banken“ Lpz. 1857) ©. 36 ff, Wagner „Geld: und Credittheorie 
d. Peel'ſchen Bankacte“ (Wien, 1861) ©. 67, 104, 107, 111, auch Wagner's Art. „Papiergeld“ in 
Bluntſchli's Staatew.b. ©. 6. Die Redact. R. 
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Greditanftalten (Greditmobiliers). 

Der Name Ereditanftalten wird im weiteren Sinne für Banfen überhaupt ge: 
braucht. Im engeren Sinn ift es neuerdings üblich) geworden, ihn fpeciell für die ſo— 
gen. Greditmobiliers anzuwenden. Dies geſchieht aud) in diefem Artikel. 

I. Der jegige Ereditmobilier läßt fi nicht leicht richtig definiren, denn 
bis jegt ift die eigentliche Grundidee dieſer Anftalten noch nirgends in der Braris durch— 
geführt worden. Die beftehenden Greditmobiliers find daher noch nicht rechte Credit— 
mobiliers. * man ſich an die Einrichtung und den Geſchäftskreis der gegenwärtigen 
Greditanftalten, jo fann man legtere als öffentliche, nad) dem Grundſatz der Actien- 
(mitunter auch der Commandit=) Gejellichaften errichtete Unternehmungen bezeichnen, 
welche neben den eigentlichen Banfgejchäften, d. h. neben der Entlehnung von Geld 
auf jofortige oder furze Kündigung und der Fortleihung von Geld a ebenſolche 
furze Kündigungsfriſten noch ein ſpeculatives Werthpapiergeſchäft, ein 
Geſchäft in induftriellen Unternehmungen und ein gewöhnliches 
Börjengeihäfttufeigene Rechnung, gelegentlid) jelbft ein Producten— 
und Waarenhandelsgeichäft betreiben. Infofern find allerdings die meijten 
Banquiergefhäfte Privatcreditmobiliers. Allein gerade darin liegt der bedeutjame 
Unterfchied, daß eine große öffentliche Actiengeiellichaft ebenfalls auf eigene Rechnung 
diefelben riscanten Fondsgeichäfte betreibt, zu deren vorfichtiger Führung den Privat- 
banquier nur der —— Einſatz ſeines ganzen Vermögens, ſeines Rufs, ſeines 
eigenen und feiner Familie Glück befähigt. Bei den meiſten jetzigen Creditanſtal— 
ten handelt e8 fich daher um die alte Streitfrage, ob die genannten ſpeculativen Ge— 
ſchafte paſſend von Actiengeſellſchaften geführt werben, eine Frage, welche im Ganzen 
auch noch nad) den jüngften Erfahrungen zu verneinen ift. Denn regelmäßig ha— 
ben foldye Gejellichaften entweder bei ihren riscanten Geſchäften leichtſinnig große 
Berlufte erlitten (4. B. Deflauer Greditanftalt) , oder bei größerer Vorficht haben ſie 
Dividenden erzielt, welche dem bedeutenden Nifico des in ihnen angelegten Actien- 
capitals nicht entfernt entiprechen (4. B. öfterreich. Creditanſtalt), was ebenfalls Die 
wirthichaftlichen Mängel diejer Anftalten Far zeigt. Die befonneneren find, nachdem fie 
binlänglich Lehrgeld bezahlt haben, mehr und mehr vor dem fpeculativen Geſchäft auf 
eigene Rechnung abgeitanden und haben fi) mit Erfolg dem reinen Banfgefchäft zu— 
gewendet, welches mit feinen „Heinen“ Gewinnften den Gründern früher nicht genügte 
und jet doch nicht felten die Verlufte des Speculationsgefchäfts decken oder den kleinen 
Ertrag aus dem in ſchlechten Effecten und unrentablen induftriellen Unternehmungen 
feftgelegten Gapital vervollftändigen mußte (Leipziger, öfter. Greditanftalt). Es muß 
—* nur als erwünscht erſcheinen, daß die Creditanſtalten das Speculiren ganz auf— 
geben und ſich ausschließlich dem reinen Banfgefchäft, alſo vorzüglich dem Dis: 
cont= und Lombardgefchäft zuwenden. Bon Banken, welche Depofiten empfangen und 
Banknoten ausgeben, ift dies ganz befonders zu verlangen. Solche Banken follten 
unter feinen Umftänden Greditmobiliergeichäfte nebenbei betreiben, fie werden da— 
durch am leichteften in den Ruin gezogen. Die ftete Nüdzahlbarfeit der Depofiten 
und Einlösbarfeit der Noten kann nicht fiher garantirt werden, wenn ein Theil der 
dafür valedirenden Activa in Fonds und Effecten und Waaren aller Art beſteht. Ei: 
gentlichen Greditsmobiliers follte Niemand Geld ald Depofitum anvertrauen, noch 
deren Banknoten annehmen (meininger, öſterr. Creditanſtalt, franzöſ. Creditmobi— 
liet u. ſ. w.). Insbeſondere find noch die Producten- und Waarengeſchäfte aus dem 
Refiort der Banken vollftändig auszufchließen. Die preuß. Handelsgeſellſchaft in 
*— iſt mit daran zu Grunde gegangen (1858). 

. Der Zufunftscreditmobilier. Allein die jegigen Greditanftalten find, 
wie gefagt, erft die Anfänge zur Verwirklichung einer Idee, welche in den legten 
Jahren nicht laut genug als der fundamentalfte Fortichritt im Greditweien, ja auf 
volfswirthichaftlichem Gebiete überhaupt gepriefen werden konnte. Diefe Idee wollen 
wir wegen der ihr beigelegten Bedeutung noch etwas näher prüfen und zwar in An- 
fnüp an die Gründungs- und Entwidelungsgefhichte derjenigen Greditanftalt, 

| Creditmobiliers als Banffategorie ihren Namen gegeben hat und urs 
fprünglich zur praftiichen Verwirklichung jener Idee dienen follte. Es ift dies bie 
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„Allgemeine Gefellichaft des Greditmobilier zu Paris“, deren berühmte Gründer und 
Leiter, die Brüder Emil und Iſaak Pereire, zugleich die vorzüglichften theoretifchen 
Verfechter der ihrer Unternehmung zu Grunde liegenden Gredittheorie find. 

Der Pariſer Greditmobilier wurde am 18. November 1852 durch Decret des 
Präfidenten Louis Napoleon als Actiengefellichaft autorifirt, mit als Hülfsmittel für 
die politifhen Zwede des demnächſtigen Kaifers, wie denn die Geſchichte des Credit— 
mobilier mit der des zweiten Kaiſerreichs eng verflochten geblieben ift. Der Grund: 

edanfe zu diefer Gefellichaft ift ein St. Simoniftifcher, welcher von Enfantin, den 
— —— u. a. m. ſchon in den 20er Jahren entwickelt wurde. Der Zweck der Ge: 
fellichaft war, die Entwidlung der Induftrie der öffentlichen Arbeiten zu befördern, 
nur nach) einem neuen und eigenthümlichen Verfahren. Es follten nämlich die be: 
fonderen Werthpapiere (3. B. Actien) der einzelnen induftriellen Unternehmungen 
in einen gemeinfamen Fonds verichmolzen werden, und zwar dadurch, daß Der 
Greditmobilier, um jene Papiere anzufaufen, eigene zinstragende Obligationen für 
einen der zum Anfauf verwendeten Summe gleichfommenden Belag ausgäbe. Dieje 
Dbligationen vertreten alſo die Etelle der Hoten und Depofiten, jene Staats- und 
induftriellen Werthpapiere das Wechjelportefeuille und die Lombardbeftände der ge: 
wöhnlichen Banf. Aber diele legteren Activa find lauter furzfällige Forderungen, Die 
Werthpapiere des Ereditmobilier bilden auch für die von Noten und Depofiten aller: 
dings in Betreff der Kündbarkeitsfriften verfchiedenen Obligationen feine geeignete 
Dedung, denn fie find nicht zu fündigen, nicht bald fällig, geben zum Theil einen 
wechſelnden Ertrag und ſchwanken beftändig im Gourfe. Gerade diefe Papiere von 
wechſelndem Ertrag follten nun der Pereire’ichen Idee gemäß in Obligationen des 
Greditmobilier mit feftem Ertrag verwandelt werden. Zunächit erhielt der Credit— 
mobilier in den Statuten die Erlaubniß, Obligationen, welche nicht auf Sicht (nicht 
Banfnoten fein) und nicht auf weniger als 45 Tage Verfallgeit lauten durften, für 
den 10fachen Betrag feines Arctiencapitals, d. h. für 600 Mill. Fr. zu emittiren, alfo 
eventuell für diefe Summe Werthpapiere, 3. B. Aetien erwerben oder, was daſſelbe, 
der Gigenthümer von Actiengefellichaften werden zu fönnen,. Jedoch diefe Grenze ift 
willfürlich ; erprobt fich das Syſtem, fo fönnte die Emiſſion der Obligationen beliebig 
ausgedehnt, der Greditmobilier Herr aller Actiengefellichaften, die Privatgeichäfte zu 
Actienunternehmungen umgewandelt werden. Das NRefultat wäre die Herrichaft des 
Greditmobilier über die ganze wirtbichaftliche Thätigkeit der Bevölferung. Letztere 
beftände nur noch aus einer Oligarchie unverantwortlicher Leiter des Greditmobilier, 
aus einer müffigen Menge Obligationeninhaber und einer gänzlich abhängigen Maſſe 
Arbeiter. Freilich wäre eine ſolche Geſellſchaft ein Unding, ein Staat im Staate, die 
von legterem in ſich einverleibt werden müßte: die Verwirklichung der focialiftiichen 
Ideen. Aber man braucht gar nicht fo weit zu gehen. Das Syſtem der Greditmobiliere 
führt nothwendig zur größten Bevormundung und Gentralifation. Nicht einmal der 
Wahl der Bertbpapiere ſoll fi) der „geplagte” Gapitalift unterziehen müſſen, alle 
Sorge nimmt ihm die Gejellichaft ab. Statt Selbftthätigfeit und Selbftverantwortung 
ein neues Bevormundungsinftem jener Gefellichaft über die Bevölkerung und daher 
nothwendig wieder des Staats über die erftere! Weniger noch wie es Sache ded 
Staats ift, Gewerbe zu betreiben, ift dies die Aufgabe der Greditanftalten, deren cen: 
tralifirende Thätigfeit ebenfo unheilvoll wirfen würde. Selbft ein in der Obligationen: 
ausgabe beichränftes Inftitut, wie das Parifer, würde das Actiengefellichaftsweien 
ſehr ungünftig beeinflußen. 

Die Ausführbarkeit des Syſtems fteht jedoch von vornherein jehr dahin. Die 
Obligationen des Greditmobilier follen feſte, dürfen aber nicht zu hohe Zinfen 
geben. Diele Zinfen find aus dem Erträgniß der erworbenen Papiere zu bezahlen. 
Hier muß zwifchen Einnahme und Ausgabe eine Differenz bleiben, welche gerade den 
Gewinn des Greditmobilier bildet. Leßterer Spielt infofern die Rolle einer Verſiche— 
rungsgefellichaft, welche die verfchiedenen Chancen der envorbenen Papiere zur Aus: 
gleihung bringt. Da diefe Chancen fehr wechieln und manche Actien des Porte: 
feuille's gelegentlich wenig abwerfen werden, fo muß die Anftalt eine bedeutende 
Differenz zwilchen den eingenommenen und ausgegebenen Zinfen für fi behalten, 
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um fid) vor Berluften zu decken und ihr Capital entiprechend zu verzinſen. Jedenfalls 
bleibt dann für die Zinfen der Obligationen nicht allzu viel übrig. Die 5%, Procent, 
welche bei der im Jahre 1855 beabjtchtigten, jedod von der Regierung nicht geitat: 
teten erften Emiſſion von Obligationen gewährt werden follten, möchten das mögliche 
Marimum bilden. Aber nicht einmal in der größeren Sicherheit liegt die dann 
nothwendige Entfhädigung für den niedrigen ftabilen Zins, denn eben bei der Dedung 
der Obligationen durch Actien und Effecten und bei der Kleinheit des eigenen Ga: 
rantiecapitals des Greditmobilier fehlt dieſe Sicherheit. Das Vorbild der Bereire’fchen 
Dbligationen, die Eifenbahnprioritätsobligation, bietet in dieſer ne eine viel 
größere Bürgichaft. Eine allgemeine Baifte der im Portefenille befindlichen Werthe 
von nur 10% würde das Capital des Pariſer Ereditmobilier aufzehren. Die Statuten: 
beitimmung, daß die Obligationen immer zum ganzen Betrage durch Actien u. ſ. 
w. gededt fein follen, ift, weil unausführbar in ſolchem Falle, ganz unnüg. Wenn 
aud) nad) einem beftimmten Tilgungsplane die Rüdzahlung der Obligationen gleich: 
mäßig mit derjenigen der erworbenen Werthpapiere erfolgen ſoll, fo —* ſich doch, 
ob das immer möglich ſein wird. Es laſſen ſich ſehr wohl Zeiten denken, in welchen 
ein Theil des Portefeuille's mit Verluſt realiſirt werden muß, ſelbſt um nur die Zinſen 
der Obligationen zu decken. In der That, die legteren hätten zwar alle Nachtheile, 
nicht aber die Vortheile der Papiere mit wechjelndem Ertrage, fie wären faft demiel: 
ben Mißbrauch, wie uneinlösbares Papiergeld ausgefegt. — Bisher ift denn auch 
das Project der Obligationsausgabe nicht ausgeführt worden. Statutenmäßig er: 
laubt; hat die Faiferliche Regierung die Emiſſion doch getreu ihrem despotiſchen Cha— 
rafter nicht geftattet. Erſt in diefem Jahre 1864 ward den Pereire's die Ausgabe 
von 60 Mill. Fr., der Betrag des Actiencapitals, zugeftanden, ald Preis für die 
ae al eined anderen Kaiferreichd, für die Uebernahme der mericanifchen 
nleihe. 

Neben diefen Obligationen beabfichtigte der Ereditmobilier, in Aufnahme eines 
alten Lieblingsgedanfens vieler Routinierd, auch eine Art verzinslichen Papiergelds, 
Schuldſcheine in feinen Stüden mit einer Verfallzeit von 45 Tagen bis 1 Jahr, eine 
„tragbare Sparcaffe“ auszugeben. Man hat überall die Erfahrung gemacht, noch 
1848 -50 in Oeſterreich mit den verzinslichen Reihsichagicheinen, daß ſolche Pa— 
piere, felbft wenn fie wie Banfnoten auf Sicht zahlbar find, als Geldjurrogat nicht 
taugen, um fo weniger die fpäter fälligen Scheine des Greditmobilier. 

Der Ereditmobilier hat fih, da ihm die Dbligationenausgabe unterjagt blieb, 
der Börfe zugewandt, ald Reporteur feine Gapitalien verwendet, mir geholfen, die 
Speculation (befonders von 1854 — 56) fehr zu überreizen und von Börfengeichäften 
nicht immer der lauterften Art feine Gewinne bezogen. Namentlich aber betheiligte 
er fich ausgedehnt mit feinem eigenen Gapital und felbft mit feinen Depofiten (mit: 
unter über 100 Mill. Fr.) an induftriellen Unternehmungen und Staatsanlehen auf 
eigene Rechnung. Gerade hier zeigte er fi von einem volfswirthichaftlich ſehr be- 
denflichen Einfluffe. Bei der Kleinheit feines Capitals und der Nothwendigfeit, von 
den in furzen Terminen fündbaren Depofiten nur einen Fleinen Theil und diefen nur 
vorübergehend in Werthpapieren anzulegen, befand er fi) in der Alternative, feine 
Thätigfeit wefentlicy auf das Banf-, das Report: und Belchnungsgefchäft zu be: 
ſchränken und abzuwarten, bis die von ihm gegründeten Unternehmungen einen ge: 
nügenden Ertrag abwürfen; oder aber fein Capital immer rajch wieder aus den er: 
worbenen Effecten herauszuziehen und neue Gefellichaften zu gründen, Im erſten 
Falle war eine mäßige Rente in Ausficht, welche zu dem immerhin bedeutenden Rifico 
der Geſchäfte des Greditmobilier in feinem Verhältniß ftand und damit die wirth: 
ſchaftliche Mangelhaftigfeit der Organifation des neuen Greditinftituts illuftrirte. 
Bon gr& mal gr& haben deutfche Ereditanftalten diefen Weg eingeichlagen, — um 
aus riscanten Geſchäften nicht einmal die Dividende der gewöhnlichen Banfen zu 
erzielen! Der Barifer Ereditmobilier hat den anderen Weg vorgezogen. Er wurde 
Speculant im größten Maaßitabe, feine Schöpfungen jagten einander. Die Actien 
der Unternehmungen wurden rafch veräußert, Das Agio abgeſchöpft, die Geſellſchaften 
dann ihrem Schidjal überlaffen. Unläugbar hat beiver Bereire’s geniale, fühne Lei— 
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tung in den Jahren der hochgehenden Speculation während und nad; dem Krimfriege 
und zum Theil neuerdings wieder das Mögliche geleiftet. Kläglich ftehen da: 
gegen die Nachbilder jenjeitd des Nheins, der Pyrenäen und der Alpen zurüd. Aber 
auch die Pereire’8 vermochten nicht den naturgemäßen Rüdichlag zu verhindern, 
Weder blieb die Krifis aus, noch fonnte der Ereditmobilier während derfelben die 
versprochene Hülfe leiften, was gegenüber der Zettel: und Depofitenbank feine Glanz: 
feite hatte fein follen, nod) ließ fi das Publicum fortwährend auch nad) der Krifis 
die neuen Actienemiffionen unter der Aegide des Greditmobilier aufdrängen, am 
allerwenigften mit einem Agio. Durch das Uebermaaß feiner „befruchtenden“ Thätig: 
feit, wie Die Pereite's es nennen, überreizte der Greditmobilier nur die Speculation 
und beförderte die Krifis. Die Befruchtung mußte dann fpäter unterbleiben. Faſt 
feine der vom Pariſer Ereditmobilier pouflirten Unternehmungen hat den gehegten 
Erwartungen entſprochen, die armen legten Käufer der emittirten Actien, meiftens 
das Heine Eapital, mußten unverfchuldet Haare laffen. Die Dividende des Eredit: 
mobilier felbft hat denn auch enorm geſchwankt: 1855 faft 41, 1857 nur 5, 1862 
wieder 25%. — Bon den Nachahmungen des Parifer Greditmobilier 
in Wien, Leipzig, Darmftadt, Defiau, Meiningen, Coburg, Lübeck, Luremburg, Ma: 
drid, von den ähnlichen — — in Berlin (Discontogefellichaft), 
Breslau, Magdeburg, Königsberg — Nordamerika und England wurden dem Eredit- 
mobilier nicht hold — hat fid) ald Ereditmobilier feine bewährt. Mehrere dieſer 
Anitalten haben ihren Actionairen große Verlufte gebracht, andere haben durch Feſt— 
legung ihres Capitals in ſchlechten Actien und Unternehmungen jahrelang höchft ges 
ringfügige Dividenden getragen. Etwaige Prosperität verdankt jede nur dem nicht 
ſpeculativen reinen Bankgeſchäft. 

Literatur. Die jährlichen Verwaltungsberichte des Creditmobilier in Paris 
(auch für die Theorie,. Die ſchärfſte Kritik von E. Forcade in der Revue des 
deux mondes 1856, überj. im Preuß. Hand. Arch. 1856 (vorzüglich), ferner bei 
Tookea. Newmarch hist. of prices vol. VI. p. 104—130, in der Aſher' ſchen 
Ueberfegung B. 2. S. 377—394 (weniger principiell). Wertheidigung von Tego— 
borsfi, Essai sur le cred. mob. (Brux. 1856). Wal. aud) Beer, Geld. d. 
Welthand. i. 19. Jahrh. 1.8. (Wien 1864) ©. 224—239, 
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Cultur. 

Das Streben nach Vollkommenheit, nach ſittlicher, intellectueller und phyſiſcher 
Veredelung unterſcheidet den Menſchen vom Thier. Jedes Volk, das in der Cultur 
einen weitern Fortſchritt macht, bringt ſeine Angehörigen der Erfüllung ihrer Lebens— 
aufgabe näher, obgleich es dem Einzelnen nad) dem Rechte freier Selbſtbeſtimmung 
überlaffen bleiben muß, wie weit er fein eignes Ich in harmonifche Uebereinftimmung 
mit dem Gulturgrade feiner Mitmenichen bringen will. Gultur und Eivilifation 
find fehr nahe verwandt. Häufig identificirt, vielfach verwechfelt,, fteht doch Eultur 
nod) höher, indem auch das fittliche Moment al eine der Hauptbedingungen der Eul- 
tur au betrachten ift, während es vorfommt, daß ein Volk die höchften Stufen der Ci— 
vilifation einnimmt, und doch gleichzeitig in feinen Sitten bergab geht. Die deutſche 
Nation ift von jeher ein Eulturvolf geweſen, auch zu der Zeit, als die ftolgen Römer 
es noch ald das Volf der Barbaren bezeichneten und als in der That von Givilifation 
noch wenig die Rede war. Damals aber durfte Tacitus den hodheivilifirten Römern 
die Germanen als ein Volk hinftellen, das in feinen Redtsinftitutionen , in feinen 
Familienfitten, in feinen focialen und Gemeindeverhältniffen die reichiten Keime einer 
Gulturfähigfeit zeigte, die allerdings durch Die mannichfachften hiftorifchen Wechſelwir— 
kungen und durch den Mangel eines einheitlichen ftaatlichen Organismus erft ſpät zu 
höherer Vollkommenheit, und heute noch nicht zur Vollendung gelangt ift. Die Fran: 
zofen Dagegen, die fidy immer rühmen an der Spige der Eivilifation einherzumarſchi— 
ten, und die vielleicht auch heute noch das civilifirtefte Wolf der Erde find, verdienen 
den Namen eines Gulturvolfes doch nicht in dem Grade, wie die Deutichen. Trotz 
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ihrer Civiliſation wütheten fie während der Revolution von 1789 wie die furchtbarſten 
Barbaren. Ihre Flüchtigfeit in Allem, was fie unternehmen, ihre Eitelfeit und Ruhms 
fucht, ihr Streben nad) Neuem, ihre Veränderungsliebe, die fie von einem Extrem zum 
andern führt , ihre mitunter laren Begriffe über Familie ‚ Ehe, über Religion u. ſ. w. 
ſtellen fie hinter dem deutfchen Wolfe zurück, obgleich fie und in vielen andern Sachen 
wieder übertreffen. — Die Cultur wird ferner nicht allein durch den Grad der geiftigen 
Bildung bezeichnet. Die Ehinefen und Japanejen befigen, wenn man den Berichten 
der Reifenden trauen darf, weit mehr Schulbildung, als jede andere Nation, und doch 
wird ed Niemand einfallen, fie ein Eulturvolf zu nennen. Sie find vor Jahrhunderten 
auf dem beften Wege dazu geweſen, find aber mitten im Wollen und Fortfchreiten 
ſtehen geblieben. Dagegen waren die alten Griechen ein Eulturvolf, und fie würden 
es in > Krim Grade geworden, bei größerer Ausdehnung ihres Staates, die einen 
ftärkern Widerftand gegen Roms Herrichaft geftattet hätte, vielleicht heute nod) fein, 
wenn fie — die Arbeit in Ehren zu halten oder zu Ehren zu bringen verftanden hät— 
ten, und das ift die eine, vielleicht die wichtigste Vorbedingung der Eultur. 

Das Menſchengeſchlecht hat nur langjame Bortfchritte in feiner Veredelung ger 
macht, und feitvem e8 immer mehr zur Gewißheit wird, daß die Erde mindefteng feit 
100000 Jahren von Menfchen bewohnt ift, muß die Entwidlung ald eine außerorbent- 
lich langiame, durch vielfache Rüdichritte, oder mindeftens Stillftände unterbrochene 
bezeichnet werden. Als Epochen diefer Culturentwidlung, die von Dften nad Welten 
getragen wird, find zu nennen: die Staatöbildung des chineſiſchen Volkes, die, wie es 
ſcheint, auf einer weile durchgebildeten Sittenlehre beruhte; die Ausbreitung der: 
jelben auf Indien und ihre Uebertragung nad) Aegypten. Das merkwürdige Volk am 
Nil fügte neben den Fortichritten in der Kunft beſonders Architectur) die Arbeit, 
wenn auch noch nach den ftrengen Regeln des Kaftengeiftes hinzu. Die Griechen 
traten die Erbicyaft an und erweiterten fie in einem Maaße, wie dies fpäter fein ander 
red Volk gethan, nicht nur durch einen höchſt finnigen religiöfen Eultus, fondern 
auch durd) den Ausbau der Gemeindeverfaffung auf der einen, und durch einen 
wunderbar harmoniichen Ausbau aller Kunftbeziehungen (mit Ausnahme der 
Muſik auf der andern Seite. Die erften Eingriffe Roms waren nadıtheilig, da fie ein 
vorzüglihes Mittel der Eultur, den Handel, durd die Zerftörung Garthago’s, der 
Plansftätte der alten Phönizier, vernichteten und Griechenland zu einer Zeit unter: 
jodyten, ald Roms Bürger für die griechiſche Eultur jelbft noch fein a be⸗ 
ſaßen. Erſt ſpäter, als Rom ſich — Bürgerkriege bereits feinem Verfall näherte, 
ward ed zur Pflanzſtätte für griechiiche Bildung , weniger indeffen für Kunft, als für 
die vorhandenen Riffenichaften der Philoſophie, theilweife nur der Architectonik 
und der Mathematik. Als eigne Schöpfung ——— es dagegen ein bis in ſeine 
Einzelheiten ausgebautes Rechtsſyſtem und die Grundlagen einer für ein großes 
Reich berechneten Staatsverfaſſung. — Mitten hinein trat ein Ereigniß, von dem 
war nicht geſagt werden kann, daß es von einem einzelnen Volke ausging, das aber 
binfichtlich feines fegensreichen Einfluſſes auf die ſittliche Bildung alle bisherigen Re: 
fultate überftrahlte: die Gründung und Ausbreitung des Chriſtenthums, mit fei- 
ner herrlichen Moral und mit feiner erften Proclamirung der allgemeinen Menfchen- 
rechte. Die lange Nadıt des Mittelalters hätte durdy die muhamedanifhe Reli- 
gion erhellt werden fönnen, wenn die religiöfe Begeifterung allein der Träger der 
Cultur fein fönnte ; doch dem Aslam fehlt die Humanität des Chriſtenthums, ohne 
die nicht einmal die Givilifation möglich ift. Nur die Araber haben in den realen 
Wiſſenſchaften, Aftronomie, Mathematik, und in den angewandten Natur: 
wiifenihaften Nühmenswerthes geleiftet, während gleichzeitig das Mönchs— 
wefen die Forterhaltung der humaniftischen Wiſſenſchaften ſich angelegen fein ließ. — 
Mit Beginn des 12, und 13, Jahrhunderts nimmt die Eultur endlich einen rafchern, 
unaufbaltiamern Fortgang. Von Italien aus verbreiten fih Künfte und Wiſſenſchaf— 
ten und wiederum ift e8 der Handel, der über Italien Abend» und Morgenland ver- 
bindet umd durch die deutiche Hanfa auch die nordiſchen Staaten der Eultur zugäng- 
lidy macht. Von nun an nehmen die europäifchen Völker, die wir heute noch als die 
eultivirteften betrachten und zwar von den germanifchen die Deutichen und Engländer, 


208 Cultur. 


von den romaniſchen die Franzoſen und Italiener, zur Zeit der Entdeckung Amerika's 
auch die Spanier, an den Fortſchritten faſt gleichmäßig theil, wenn auch auf Jahr— 
zehnte das eine oder das andere Volk durch ungünſtige hiſtoriſche Verhältniſſe zurück— 
gedrängt ward. Den germaniſchen Nationen gebührt, und zwar wiederum durch Die 

ewerbliche Arbeit das Verdienft, den dritten Stand, dad Bürgertbum dem 
del und der Geiftlichfeit gegenüber zur Geltung gebracht, vor Allem aber durdy die 
Reformation religiöfen Sinn und in Verbindung mit dem Weiterbau der Wiſſen— 
fchaften geiftige Bildung verbreitet zu haben. Frankreich darf mit Stolz auf feine aus: 

zeichneten Männer im 18. Jahrhundert, es darf ferner auf die außerordentlidyen 
Folgen der von ihren Schladen befreiten Revolution von 1759 hinweilen, während 
England zuvor ſchon das Beijpiel einer freien Staatsverfaflung und das nicht hoch 
gerug zu jchägende Princip der Selbftbeftimmung und Selbftverantwort» 
lichkeit des Individuums hinzugefügt hatte. — Vom Beginn des 19. Jahrhunderts 
an ift unter den Nationen ein edler Wettkampf entftanden. Die großartigiten Erfin— 
dungen auf dem Gebiete der Wiſſenſchaften und der Technik, die eveliten Beftrebun- 

en im Reiche der Kunft, veredeltere Sitten, humanere Anjchauungen, geregelteres 
Staatsleben, reger Gewerbfleiß, ausgebreiteter Handel — fie Alle haben dazu beige- 
tragen, daß in Jahrzehnten größere Kortichritte gemacht worden jind, al& je zuvor in 
Sue Sanbeiien, und was a0 wichtiger ift, Die Cult ift weiter und weiter getragen 
worden, und während jonft nur ein Fleiner Stricdy der Erde ald Sig der Eultur zu ber 
trachten war, find heute in allen Erdtheilen die Grundlagen zu weiterer Verbreitung 
der Humanität bereits vorhanden. Gegenwärtig ift nicht ein Volk mehr der Träger 
der Gultur, durch unfern ausgebreiteten Verkehr fann fofort jede einigermaaßen ent- 
widelte Nation an den Kortichritten theilnehmen. Doc) noch immer ift eine große, ſehr 
bedeutende Aufgabe zu löſen übrig: die zahlreichen halbeultivirten, und 
ganz uncultivirten Völferfchaften der Erde den gleihen Segnun: 
gen zuzuführen. Auf welchem Wege ift Died am leichteften möglich, und welches 
ift die Hauptgrundlage der Gultur? 

Die Beantwortung dieſer Frage wird gewöhnlich für feine volfswirthichaftliche 
gehalten, und doch läßt fie ſich nur vomStandpuncte der Volkswirthſchaft löjen: Die 
a rg der Cultur ift die Arbeit. Die übrigen Grundlagen der 

ultur: Religion, Kunft, Wilfenichaft, geregelted Staats- und Ge— 
meindeleben find durchaus nicht zu unterfchägen, doc) fie vermögen nur dann erft 
wirkſam mit einzugreifen, jobald durd) die „Arbeit“ der Boden für ihre Wirkſamkeit 
vorbereitet ift. Die Cultur-, richtiger vielleicht die Eivilifationsbeftrebungen, welche 
mit den wilden VBölferjchaften Afrika's, Auftraliens — in Amerifa wurden die eingebor- 
nen Racen allmählich verdrängt — in wohlmeinendfter Weife angeftellt worden find, be- 
weijen dies nur zu deutlich. „Ueber 10000 evangelifche Sendboten, Lehrer , Zehrerin- 
nen, Miſſionsgehülfen, fagt Nathbanael Böhmert in feinem Werke: ‚Naturfor- 
Ihung und Eulturleben‘ werden gegenwärtig von den Vereinen zur Verbreitung des 
Evangeliums in den Ländern unterhalten, wo das finftere Heidenthum feit Jahrtau- 
fenden feinen Thron errichtet hatte. Die Küften von Afrika find bereits mit einer leuch- 
tenden Kette lebendiger Chriftengemeinden umzogen, welche ald Borburgen des gött- 
lichen Lichts ſchon ihre Strahlen in dad Innere zu jenden beginnen. Deutjche, eng: 
liihe und amerifanishe Senpboten des Heild haben das Neg ausgelpannt von der 
Südipige Indiens bis zu den Alpenthälern des Himalayah und von den Quellen des 
Indus bis zu den Duellländern ded Bramaputra. In Auftralien, auf den indifchen 
Inſeln, auf ven Geſellſchafts-, Sandwichsinfeln , in den eifigen Geftaden des Polar: 
meers werden die Bewohner in ihrem ärmlichen Dajein an die Götterverwandtichaft 
ihrer unfterblichen Seelen erinnert.“ Doc) dies find nur ftolge, pomphafte Worte, mit 
denen der fromme Glaubenseifer fich felbft und die Welt betrügt. Mit nüchternem 
Auge fieht fi) das Chriſtenthum der befcehrten Heiden ganz anders an, und ohne das 
Berdienft der helvdenmüthigen Männer fhmälern zu wollen, fann die durd die Ver- 
breitung des Ehriftenthums unter den wilden Völferjchaften geſchaffene Eultur feines: 
wegs als Glanzpunct der Gegenwart bezeichnet werden. Die hochverdienten Miſſio— 
naire Mombas, Krapf, Erhardt, Rebmann in Oftafrifa, Oalton, An» 
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derſſon und Livingftone in Südafrika Hagen fämmtlich darüber, wie es fat un» 
a fei, den wilden VBölferfchaften nur einigermaaßen ein Verftändniß der tiefdurch⸗ 
dachten, aber für ungebilvete Völker höchſt ſchwierigen Glaubensfäge des Chriften- 
thums beizubringen. Cine mehr als 20jährige Wirkſamkeit der Miifionaire hat an 
den meiften Orten faum eine Spur zurüdgelafien, und heute noch fommen Neger und 
Auftralier nur dann zum Gotteshaufe, wenn fie mit allerhand Tand (Glasper en) bes 
ſchenkt werden oder fie nach beendetem Gottesdienfte ihre Lieblingsgerichte erhalten, von 
den zahlreichen andern Beifpielen der Bettelei, der Plünderung und anderer Gewalt: 
thaten gar nicht zu reden. Es wird Niemand behaupten wollen, daß das Predigen des 
ngeliums lieber ganz zu unterlaffen fei, allein — man verzeihe das fcheinbar harte 
Wort — ein einziger tüchtiger Kaufmann , der den Wilden ihre Producte abfauft, 
ihnen brauchbare Artifel zuführt und fie dadurch veranlaßt, ihre Hände zu rühren, um 
dem Boden neue Taufchwerthe abzugewinnen , wird der Gultur weit mehr nügen , als 
10 Miffionaire. Die Arbeit des Aderbaues bilvete in allen Ländern die erite Stufe 
zur Gultur. Sehr bald ftellen ſich Sitten und Gewohnheiten ein, die mit einem unge 
bundenen, ruheloſen Leben unverträglich find, und das Bedürfnis, jene Triebfeder des 
Fleißes, erſtreckt ſich bald auf ſolche Hegenſtände, die erſt durch den Tauſch gegen ein—⸗ 
heimiſche Producte zu erlangen ſind. Dann begründet ſich der Begriff des Eigenthums 
an Grund und Boden von ſelbſt, dann bilden ſich dauernde Niederlaſſungen, dann ge— 
meinſchaftliches Zuſammenwirken, dann Gemeindeverbaͤnde und der Wunſch nach einem 
gen elten, maaßvoll geordneten geiellfchaftlichen Leben. Als weitere Folge entiteht 
Ingleichheit des Befiges und Unterfchiede treten in der Stellung Einzelner bervor, die 
für den Gulturfortichritt infofern von Wichtigfeit werden , als einige höher begabte 
und —— rößern Beſitz angeſehenere Individuen als Schiedsrichter und Geſetzgeber, 
als lie. nicht jelten als Religionslehrer für die ganze Zufunft ihres Volkes 
enticheidend werden. — Iſt aber für die nothwendigften Bedürfniſſe des Lebens Sorge 
getragen, jo hört damit der Wunich des Menichen nach anderem Beſitz nicht auf, und 
gerade die Befriedigung weiterer Bedürfniſſe, die Aufgabe des Handels, aljo wie- 
derum der „Arbeit“, führt zu weiteren Gulturforticritten. Sollen die Erzeugniſſe 
fremder Nationen erlangt werden — und wenn es auch für den Anfang nur Glasper— 
len, Schmud und Tand find, die Baumwollenzeuche, Meſſer, Aerte, Rlinten, Pulver 
und alle andern nothwendigen Bedürfniſſe folgen von felbit nach — fo ift Dies mur 
möglich, indem dem Boden durd) größern Fleiß und beffere Bewirthichaftung oder Be- 
Ir mehr Producte abgewonnen werden. Der Gingeborne bildet fi dann ſelbſt 
für den Handel aus, fein Geſichtskreis erweitert fich, der Verfehr und mit ihm die 
Berfehrsmittel wachſen. Gr bringt nicht blos die urfprünglichen Erzeugnifie feines 
Bolfes zu Markte, fondern vermittelt aud) den Anbau fremder geeigneter Rohſtoffe, 
für Die von dem fremden Schiffer höhere Preiſe bewilligt werden. Hätten, um nur ein 
Beifpiel anzuführen,, ſämmtliche Miiftonaire in den Tropenländern , wie dies oft ge: 
nug empfohlen worden ift, 10 Jahre früher Baumwollpflanzungen felbft angelegt und 
den Ertrag mit den Negern getbeilt, der Rückſchritt, den Nordamerika durch den Bru— 
derfrieg in der Gultur macht, würde durch) einen außerordentlichen Fortichritt in den 
uncultivirten Ländern varalyfirt worden fein. Nach dieſer Seite bin bat Livi ngftone 
unter den Negerftämmen Südafrika's außerordentlich gewirkt. Seine Grfolge als 
Mifftonair bezeichnet er ſelbſt als ſehr gering, aber er erfannte mit richtigem Tact, 
daß es ſich bei dieſen rohen Völkern um eine ganz andere Miſſion handele. Indem er 
nie müde ward, ihnen mit praftiichem Rath an die pe zu gehen, ſuchte er fich die 
Liebe und das Vertrauen der Gingebornen zu erwerben. Dann lehrte er die Wilden 
den Segen der Arbeit fennen lernen, und indem er ihnen Gärten anlegen und ihre 
Aecker bewäflern half, machte er fie auf die Producte aufmerffam, für deren Tauſch fie 
fi in den Befig der am meiften begehrten europäiichen Erzeugniffe jegen konnten. 
Saft noch verdienftlicher ift das Wirken des Neifenden Manar. An die Stelle des 
Sclaven fuchte diefer andere Handelsartikel in den Rohftoffen des Landes zu fegen, 
und indem er praftifch zeigte, daß mit weniger Mühe und ohne Lebensgefahr fich Die: 
jelben Handelsartifel von Auswärts ber erlangen ließen, die bisher durch den Sela— 
el bezogen worden waren, ſchuf er erſt den Boden, auf welchem er auf das 
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Unfittliche ver Selavenfriege hinweifen fonnte. Durch die „Arbeit“ juchten Livingftone 
und Mayar dem Ghriftenthum, als der zweiten VBorbedingung der Eultur die Bahn zu 
ebenen, und ihr Weg ift der allein richtige. Die Volfswirthichaft ſpeculirt auf das 
Intereſſe und den Eigennug der Menichen, foweit fie nicht Die Rechte Dritter verlegen. 
Eie verfolgt materielle Zwede , denn jo erreicht fie auf naturgemäßem Wege ihr Ziel 
raſcher. Selbft bei bereits vorgefchrittenen Völkern ift Dies nicht anders. Wahre gei- 
ftige Bildung oder auch nur das Streben darnach, Sinn für Kunft, reges Intereffe an 
Staat- und Gemeindeleben, ſämmtlich alfo Merkmale der Cultur, dürfen wir bei Dem 
nicht erwarten, der an den nothwendigften Lebensbedürfnifien bittern Mangel leidet, 
und nidyt minder fommt der Hungrige weit leichter in Verſuchung zu ftehlen oder nad) 
Befinden einen Raubmord zu begehen, ald der Gefättigte. Durch Arbeit, und zwar 
durch freie Arbeit — mag fie fi) dem Aderbau, den Gewerben oder dem Handel zuwen— 
den, gleichwiel — fegt fid) der Menſch in den Beftg der nothwendigen Lebensbepürfnifie, 
ewinnt er die Mittel ſich geiftig weiter auszubilden. Je mehr dieſe Mittel vorhanden 
And, defto mehr Gelegenheit für intellectuellen Bortichritt , defto weniger Verſuchung, 
fittlich auf Abwege zu gerathen, deſto größere Wahrjcheinlichfeit für die harmoniſche 
Uebereinftimmung in der fittlichen, intellectuellen und phyſiſchen Entwidlung. Daher 
ift Die freie Arbeit die erfte Grundlage der Eultur. — 


D. 


Darlehn. 

Ein Darlehnövertrag befteht in Hingabe vertretbarer Sahen als Eigenthum, 
unter Verabredung fünftiger Rüdgabe einer gleihen Quantität. Der Gegenitand des 
Darlehns ift nicht nothwendig blos Geld, fondern aud) vertretbare Sachen jeder an- 
deren Art, z. B. Wein, Feldfrüchte ꝛc. Zum Darlehnvertrage gehört, daß der Erborger 
das Darlehn wirklich empfangen, obwohl auch ſchon das Vertprechen eines Darlehns 
ald vorbereitender Vertrag bindend und Flagbar ift. Das Darlehn enthält immer eine 
Veräußerung der dargelicehenen Sachen, woraus rechtlidy folgt, daß die Darlchnsflage 
perjönliche Klage ift, auf Nüdzahlung der gefchuldeten Summe, nicht aber eine ding: 
lidye, auf Zurüdgabe der Sache gerichtete. Der GErborger wird Eigenthümer der Sache, 
trägt alſo aud) die Gefahr. Fällt der Schuldner alfo in Concurs, jo können die dar— 

eliehenen Sachen nicht vindicirt werden, felbft wenn fie noch unverbraucht vorhanden 
And, Der Darleiher muß, foll der Darlehnsvertrag gültig fein, auch veräußerungs- 
fähig ſein, alſo fann 3. B. ein Unmündiger , Geiftesfranfer, oder ein gerichtlich als 
Verſchwender Erflärter ohne Zuftimmung des Vormunds Darlehen nicht machen. 
Soldye Perfonen werden auch nicht verpflichtet, wenn fie Darlehen aufnehmen, außer 
foweit das Darlehn in ihrem Nugen verwendet wurde. Kinder, die noch in väter: 
licher Gewalt ftehen, werden zwar nad) gemeinem Recht durch Darlehen, die fie ohne 
des Vaters Zuftimmung aufnehmen, verpflichtet, der Gläubiger fann aber das Dar- 
lehn nicht mit einer Klage zurüdfordern , fondern fih nur auf andere Weile bezahlt 
machen, wenn dies überhaupt möglich ift, 3. B. durd;) Gompenfation von Forderungen 
des Hausfindes an ihn. Ueber die von juriftifchen Perlonen aufzunehmenden Dar: 
Ichen beftimmen gewöhnlich die Statuten das Nähere. Darlehen, welche außerhalb 
dieſer Beſtimmungen von den Vertretern derſelben aufgenommen wurden, verpflichten 
die juriſtiſche Perſon in der Regel nur in ſoweit, als das Empfangene wirklich zu 
ihrem Vortheil verwendet worden iſt. Die Zinſen verſtehen ſich bei einem Darlehn nicht 
ſchon von ſelbſt, ſie müſſen beſonders verſprochen werden; wohl aber Verzugszinſen 
nad Ablauf des Rückzahlungstermins oder nad) geſchehener Kündigung. Die Parti— 
eularrechte haben häufig noch befondere Einfchränfungen der Freibeit. Darleben zu 
contrahiren, für Subalternoffiziere, Studenten, Gorporationen u. f. w. aufgejtellt. 
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Befondere für Deutſchland und Defterreic, in Handelsverhältnifien gültige Grund» 
fäge hat befanntlicdy das Handelsgeſetzbuch aufgeftellt. ’ 

Nach den Beftimmungen des Denn iſt der Handelöbevollmächtigte 
ohne befondere Ermächtigung zur Aufnahme von Darlehen nicht befugt. Bei Darlehen, 
Vorſchüſſen und Auslagen ꝛc. laufen die Zinfen vom Tage der Leiftung an. Die Höhe 
der Zinfen von Darlehen, welche der Kaufmann empfängt und bei Schulden eines 
Kaufmanns aus feinen Handelsgeichäften, ijt nicht beſchränkt. Sonſt aber ift, foweit 
nicht die Yandesgefege etwas Anderes beftimmen, 6%, der gefeglihe Marimalfag bei 
Handelsgeihäften. Der Commiſſionair hat an dem Commiſſionsgut, fofern er Daffelbe 
noch in feinem Gewahrſam bat oder wenn er, insbefondere mittelft der Konnofjemente, 
Ladeſcheine oder Lagerfcheine, ſonſt noch in der Lage ift, darüber zu verfügen, wegen 
der rüdjichtlih des Gutes gegebenen Vorſchüſſe und Darlehen ıc. ein Pfandredht. 
Nach Seerecht ift der Gorrefpondentrheder ohne befondere Vollmacht nicht befugt, Dar: 
lehen im Namen der Nhederei oder einzelner Mitrheder aufzunehmen. Auch ber 
Schiffer ift hierzu, fowie zur Eingehung von Käufen auf Borg und zum Abichluffe 
ähnlicher Greditgeichäfte nur dann berechtigt, wenn und infoweit e8 zur Erhaltung 
des Schiffes oder zur Reiſe erforderlich ift. Aucd) die Bodmerei ift im Sinne des 
Handelsgeſetzbuchs ein Darlehnsgeichäft, welches von dem Schiffer als ſolchem fraft 
der in dieſem Gejegbuch ihm ertheilten Befugniffe unter Zuficherung einer Prämie und 
unter Verpfändung von Schiff, Fracht und Ladung oder von einem oder mehreren 
diejer Gegenftände in der Art eingegangen wird, daß der Gläubiger wegen feiner An- 
ſprüche nur an Die verpfändeten verbodmeten) Gegenftände nach Ankunft des Schiffes 
an dem Ort ſich halten könne, wo die Reife enden foll, für welche das Geichäft einge: 
gangen ift Bodmereireife). 

Die Schwierigkeit für den Fleineren Gewerbtreibenden, Darlehen zu erhalten und 
Die übermäßige Höhe der Zinſen, welche derjelbe offen oder verdedt zahlen mußte, gab 
weientlicy die Beranlaflung zur Gründung der Vorſchuß-Darlehns- Vereine. (S. den 
Art. Genoſſenſchaften. In neuerer Zeit haben durch die Goncurrenz derjelben die qrö« 
Beren Geldinſtitute vielfach den Darlehnsverkehr auch für Die Fleineren Gejchäftsleute 
mit eingerichtet. Jul. Frühauf. 


Decentralifation ſ. Gentralilation. 


Depoiiten, Depofitenbanfen. 

Vogl. die Art, Eredit, Banfen, Gontocorrent, Check. 

l. Begriffder Depofiten, Entftehbung des Depoſitengeſchäfts bei 
den Banfen. Der Ausdrud Depoftten wird gegenwärtig in der Volkswirthſchafts— 
lehre in dem Sinne gebraucht, in welchem er fich in der Praris des Bankweſens ein- 
gebürgert hat. Depofiten find danady Darlehen, welche einer Banf auf kurze Kün— 
Digungstermine oder gegen das Veriprecdhen ſofortiger Rückzahlung auf Verlangen ge: 
macht werden, aljo ſtets- oder furzfällige Darleben an Banfen. Wenn 
furzweg von Depofiten, Banfvepofiten geiprochen wird, hat man jegt gemeinhin dieſe 
Bedeutung im Sinne. Man denkt alfo nicht an die urfprüngliche juriftiiche Bedeutung 
des Worts. Außerdem braucht man den Ausdruck noch für die fogen. gerichtlichen 
Depofiten, welche um Theil nody eigentliche Depofiten, zum Theil aber, je nad) der 
Behandlung, welche ihnen der Staat widerfahren läßt, ebenfalls nur eine gewifle, 
unter beftimmten Bedingungen gemachte Art Darlehen find. Sonft hat natürlidy das 
Wort Depofitum /eigentliches und uneigentliches) feinen alten juriftiichen Sinn in 
vielen wirtbichaftlichen Geſchäften beibehalten. Im Folgenden haben wir es nur mit 
den Banfdepofiten zu thun. 

Auch diefe Devofiten waren urfprünglich folche im juriftifhen Sinne des Worte: 
Geld, weldyes zur Aufbewahrung gegeben und in natura zurüczuerftatten war. Der 
aufbewahrende Empfänger war der Depoſitar, der Hinterleger der Deponent. Dieſes 
Deponiren ward mit der Zeit ein regelmäßiges Geſchäft. Die Geſchäftsleute hinter— 
legten ihr baares Geld der Sicherheit wegen bei Jemanden , welcher ohnehin Siche- 
rungsvorfehrungen für feinen eigenen Baarvorrath zu treffen in der Lage war, 3. B. 
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bei einem Geldwechsler , einem Goldfchmied oder einer Girobanf ſ. den Art. Ban- 
fen D). Diefe urfprünglichen Depofiten nennt man Depofiten zur Aufbewah- 
rung. Sobald aus diefer Aufbewahrung ein Geihäft gemacht wurde, mußte der 
Depofitar dafür eine Gebühr erheben, welche jeinen Gewinn ausmachte. Irgend 
welche Verwendung des Geldes war dem Depofitar nad) der Natur des Geſchäfts un- 
teriagt. Auch jest fommen Gelvdepofiten zur Aufbewahrung bei den Banken nody vor 
und ganz verwandt ift Die Deponirung von Werthgegenftänden (Schmud und Geräth 
aus edlem Metall), befonders von Überikpapkeren, welche gegenwärtig vielfach bei 
Banfen ftattfindet. Das Motiv ift dafielbe, wie früher: Sicherung vor Feuer und 
Dieben. Auch viele deutfche Banken führen neuerdings Feine Beträge von Proviſionen 
für ſolche Aufbewahrungen in ihrem Gewinne auf. Dieje Werthpapiere wie das an- 
vertraute Geld müſſen ganz ruhig liegen bleiben und dürfen nicht zur Grundlage irgend 
eines Geichäfts der Banken dienen. 

Aus diefem von Geldwechslern, Goldſchmieden u. a. m. betriebenen Geldaufbe: 
wahrungsgeichäfte mußte ji num mit innerer Nothwendigfeit allmählich das moderne 
Depoſitengeſchäft entwideln. Der Depofttar, welcyer die Gelder, namentlich die Caſſen— 
vorräthe vieler Geichäftöleute bei jich vereinigte, beobachtete bald, wann das Geld und 
wie viel von demjelben herausgezogen werde und welches die durchſchnittliche Höhe 
und Die regelmäßige Bewegung des ftehenbleibenden Baarſaldo's fei. Er konnte dar: 
aus den Schluß ziehen, daß es genügen würde, einen gewillen Geldvorratb bereit zu 
halten, um den Rüdforderungen der Deponenten nadyfommen zu fönnen, während der 
übrige Theil des Depofitencapitald anderweit verwendet werden durfte. Namentlich die 
Girobanf, welche Die Zahlungen unter ihren Deponenten durch bloße Umjchreibung in 
den Büchern vom Conto des einen auf Das Conto des anderen Deponenten bewerfitel: 
ligte und auf Verlangen fofort einem Jeden ihrer Kunden fein Guthaben auszahlen 
mußte, vermochte den Bewegungen des Totalfaldo genau zu folgen und das Minimum 
des legteren erfahrungsmäßig feftzuftellen. Der darüber hinausgehende Gelpbetrag 
mußte nur in einer folchen Weile verwendet werden, dag mit Sidyerheit das Capital 
raſch und leicht wieder in dem erforderlichen Betrage Disponibel gemacht werden fonnte, 
um etwaigen ftärferen Anfprüchen der Deponenten nadyzufomnten. 

Das Geſchäft bildete fih nun in der That in der Weiſe aus, daß aus den Deyo- 
fiten zur Aufbewahrung Depofiten zur Benugung wurden. Der zwiſchen beiden 
Theilen geſchloſſene Vertrag ward verändert. Der Depofitar die Banf) verzichtete auf 
die Aufbewahrungsgebühr und nahm das Depofitum als Darlehn an, mit der Ver: 
pflichtung, es jofort auf Berlangen oder nach beftimmten Kündigungsterminen zurück— 
zuzahlen. Es war dann die Aufgabe der Bank, durch eine richtige Leitung Des Ge— 
ſchäfts fich in den Stand zu ſetzen, diefer Verpflichtung nachkommen zu fönnen. Die 
Verbindung des Depoſiten- mit dem Leihgefchäft des Geldwechslers, mit dem Lom— 
bard- und Wechſelgeſchäft (1. den Art. Banfen I) befähigte den Depofitar , welcher 
nun zum Bangquier Bank) wurde, bier in der richtigen Weiſe vorzugehen. Die 
pafiende Verwendung des überhaupt verwendbaren Theils der Depofiten ward in der 
Ausleihung gegen gute Sicherheit auf Furze Frift gefunden, mithin vorzugsweife in 
der Wechjeldiscontirung und Lombardirung, da die Banf auf diefe Weile leicht und 
ſchnell realiſirbare Activa erhielt (f. Die Art. Discont und Lombard). Die Umbil: 
dung des Depofits zur Aufbewahrung zum Depofit zur Benugung oder zum Darlehn 
wurde durch Die Kortbildung der Volkswirthſchaft und die fteigende Cultur und Rechts— 
ficherheit hervorgerufen und immer mehr begünftigt. Denn die Aufbewahrungsgebüb- 
ren janfen mit fteigender Nechtsficherheit, aufblühendem Affecuranzwefen , 1 Pe 
gleichzeitig die, auf Die Länge der Zeit feine reelle Mehrvergütung bildende Affecuranz- 
prämie im Zinfe fiel und Das verzinsliche Ausleihen geftcherter und in Aller Augen 
nüglicyer wurde. Wie der alte Geldwechhsler zum Banquier, fo wurde der Gelddepo— 
fitar und die Girobanf zur modernen Depofitenbanf. 

.. I. Entwidlung des Depojitengeihäfts der Banfen. Man begreift 
jofort, daß die Entwicklung des Depofitengeichäfts in demfelben Maaße vor fich gehen 
mußte, als fih in der Volkswirthichaft Gelder, welche ald Depoftten benugt werden 
fonnten, anfammelten und als das Interefie der betreffenden Gelpbefiger die Einlegung 
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des Geldes in die Banf mit fih brachte. Der Entwidlungsproceß beftand in der That 
in der immer größeren Theilnahme der Deponenten an den von der Bank mittelft der 
Depofiten erzielten Bortheilen. Solange und ſoweit das Depofitengefchäft monopolifirt 
oder durch gejegliche Maapregeln bejchränft war, blieb die Entwidlung zurüd. Die 
Goncurrenz mehrerer Banfen unter einander verfchaffte dem Publicum größere Vor: 
theile und führte hierdurd) zu einem großartigen Aufihwung des Geihäftszweiges. 
Dies hat fi in den legten Jahrzehenten namentlicd) in London bei den dortigen Joint— 
Stod-Banfen, ferner in Newyork und überhaupt in Nordamerifa, in allerjüngfter Zeit 
in Wien gezeigt. Bon größter Bedeutung ift daher die Art, wie die Bank die ihr ges 
ftattete Gapitalnugung bezahlt. Dies kann gejchehen 1) durdy unentgeltliche Auf- 
bewahrung, wonit beim Uebergang vom Depofit zur Aufbewahrung zum Depofit 
zur Benugung der Anfang gemacht wurde, 2) durch unentgeltliche oder gegen 
eine niedrigere Proviſion erfolgende Uebernahme und Ausführung 
von Geihäften für die Deponenten. Dahin gehört die Einrichtung einer Giro- 
abtheilung bei einer Depofitenbanf , indem die Bank infolge Auftrags mittelft Ab- 
und Zufchreiben auf den Conti's ihrer Kunden die Zahlungen der legteren untereinan- 
der vermittelt. Dieſe Einrichtung befteht bei vielen Banfen audy in Deutſchland 
‚Preuß. Banfu. a. m.). Die eingelegten jogen. Giroguthaben find bier in der 
Regel auch nur Darlehen an die Bank, welche verwendet werden dürfen, nicht eigent- 
liche liegen bleibende Depofiten zur Aufbewahrung, wie bei der alten Girobanf. Ferner 
beiorgt Die Banf unentgeltlih Incafio’s, oder gewährt vorzugsweife ihren Deponen- 
ten Credit, 3. DB. discontirt zunächft ihnen Wechiel. In England, namentlid in 
London, hat fidy der Brauch ausgebildet , daß das Geihäftshaus bei der Banf (Ban 
quier,, deren regelmäßigen Eredit e8 in Anfpruch nimmt, oder welche ihm feine Geld: 
geichäfte beforgt, einen unverzinslichen Depofitenjaldo ftehen haben muß, deſſen Höhe 
ch nad) der Größe des Umfages richtet. Für das Plus oder Minus des Saldo's zahlt 
oder empfängt die Banf dann wohl Zinfen. Banfen, welche wie die von England und 
Franfreich nody heute nicht Zinfen für die Depofiten zahlen, pflegen namentlich durd) 
joldye Dienſte die Gapitalnugung des fremden Geldes zu vergüten. Der Kunde fann 
meiitens auch mittelft jogen. Checks auf fein Guthaben ziehen und hierdurd) feine 
Zahlungen bequem und billig bewerfftelligen. England und Amerika find dem Gonti- 
nente und auch Deutichland in diefer zwedmäßigen Art, die Depofitennugung zu ver: 
güten, nod) weit voraus. 3) Die Bezahlung erfolgt durch die Gewährung förm— 
liber Zinien für die Depojiten: verzindliche Darlehen. gie fommt dann die 
Höhe der Zinfen und die Art der Zinfenberehnung in Betracht. Die Höhe 
der Zinfen muß fidy natürlich im Allgemeinen nad dem Discont und fpeciell nad) der 
Höhe der Verwaltungsipefen der Bank richten. Legtere find nad) gewöhnlichen wirth- 
ſchaftlichen Grundfägen um jo niedriger, je größer das Geichäft iftz beim Banfgeichäft 
ilt dies in noch höherem Maaße, weil der ungenugt bleibende Baarfaldo relativ um 
o Heiner fein fann, je größer die Summe der Depofiten ift. Das Depofitengeichäft 
tendirt daher zur Beförderung großer Banfen. Auch bei voller Banffreiheit braucht 
man nicht zu fürchten , daß ſich das Banfgefchäft in zu viele Eleine und ſchwache Ban- 
fen zeriplittere. Von diejen Umftänden hängt es ab, wie viel die Banf ihren Depo- 
nenten zahlen fann , von der Koncurrenz der Banfen untereinander (immer einichließ- 
lidy der Banquiers) aber, wie viel Zinfen die Deponenten wohl erhalten werden. In 
Deutſchland, 3. B. bei den preuß. Privatbanfen, fehlt es noch vielfach an diefer Eon» 
currenz. Die bedeutende Differenz zwijchen dem gezahlten Depofitenzins und dem laus. 
fenden Discont hindert den Aufichwung des Gelhäfts. In England, Nordamerifa, 
bei einigen deutichen Banken (4.8. der Bremer, den Wiener Banken) hat fid) meiſtens 
der Brauch eingebürgert, 1, mitunter 5— unter dem laufenden Discont, be: 
ſonders demjenigen des tonangebenden Inſtituts Bank von England in London) De: 
pofitenzind zu zahlen. Hierdurch wird in Geldflemmen der Tendenz der Wegnahme 
der Depofiten wirffam entgegengearbeitet (im Sept. 1964 zahlten die Londoner Ban 
fen bis zu 7% Zins). Indeſſen ift diefe Praris nicht ohne Gefahren. Denn ein fo 
hoher Zins für Geld on call, weldyes jeden Moment behoben werden fann, alfo immer 
verfügbar ift, lot fehr viel Geld aus anderen Anlagen heran. Der Höhe des Zinfes 
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wegen muß es die Bank möglichit vollſtändig wieder ausleihen und befördert dadurch 
in Speculationgzeiten leicht Die Weberipeculation, weldye dann ihrerfeits wieder den 
Discont und dadurd) von Neuem den Depofitenzing fteigert, — ein eigenthümliches 
Syſtem der Wechſelwirkung, welches in England und Nordamerifa in den der Krijis 
von 1857 vorangehenden Sperulationen ſich zum Theil von ſchädlichem Einflufie ge 
zeigt bat. Hier thut aljo Vorſicht Noth. Die Er der Zinfen richtet fich ferner in der 
Regel nad) den Kündigungsterminen. Je länger die legteren, je höheren Zins 
pflegt die Bank wohl zu zahlen, weil fie dann einen fichreren Gewinn in Ausjicht hat 
und nicht fo viel Baargeld zu halten braucht. — Neben der Höhe ift Die Art der 
zum enberehnung von enticheidender Bedeutung. Diefer Punct hängt mit Dem 
Sontocorrent- und Chedjviteme der Banfen zuſammen. Ich verweile auf Diele 
beiden Artikel, um Wiederholungen zu vermeiden. — ine vierte Art der Bezahlung 
der Depofitenbenugung ift neuerdings in England verfucht worden: Theilnahme 
der Deponenten am Reingewinn der Banf, ein Princip, das bei der prafti- 
fchen Durchführung feine Schwierigfeiten hat, aber wohl nicht ohne Zukunft iſt. — 
Zur Beförderung des Depofitenweiend dient es jehr, wenn die Banf die Kündi— 
gungstermine möglichit furz ftellt. Bejtimmungen, wie die für Die preußijchen 
Brivatbanfen, wonach verzinsliche Depofiten nur gegen eine mindeftens zweimonatliche 
Kündigung angenommen werden dürfen, gehören durchaus nicht in das Bereich der 
Gejeggebung , fie unterbinden aber auch das ganze Geſchäft. Bei einer richtigen Ab— 
ftufung des Zinsfußes nad) den Kündigungsftiften werden ſich die Depofitencapitalien 
von ſelbſt in der pafiendften Weile nad) den Bepürfnifien der Deponenten vertbeilen. 
(Die größte und beftgeleitete deutiche Depoſitenbank, die niederöfterr. Escomptegelell: 
{haft in Wien, hat meiftend Abjtufungen von ', % im Zinfe bei jofortiger Fälligkeit, 
2-, 4» und 10tägiger Kündigung). Die Ausdehnung des Depofitengeichäfts, befonderd 
auch auf die nichtgejchäftlichen Claſſen, wird durd die Annahme Feiner Beträge be: 
fördert (die Londoner Banken bis 10 Pfd. St., die Wiener bis 50 FI. herab). Die 
meiften deutichen Banfen find in diefer Hinficht immer nody viel zu vornehm. Dadurch 
werben die Banken eigentlihe Sparcaſſen, welche legtere nur eine Abart der Depo— 
fitenbanfen find. Paſſend ift dann die Beitimmung, daß nur Beträge, welche durd) 
10 oder 50 ohne Reft theilbar find, angenommen werden Wien) auch überſchreitet 
der Zins für fleine Beträge mitunter zweckmäßig ein Marimum nicht (bei Bolten unter 
500 Pfd. St. bei der London und Weſtminſter Banf). 

III. Artender Depofiten. Ein Unterfchied befteht zwiſchen den Geldern der 
conjumirenden Bevölferung und denen der Geschäftsleute. Die disponi— 
blen Gelder der erfteren anzufammeln, empfiehlt jich ehr, weil gerade dadurch ganz 
unproductives Geld fruchtbar gemacht wird. Darin liegt der Nugen der Eparbanfen. 
Die Depofiten der Geſchäftsleute beitchen in den Gafienvorrätben, den in Münze 
und Barren angelegten Nejervefonds und den jogen. Horten (hoards). Durd) 
die Vereinigung dieſer fonft bei ihren Befigern vereinzelten Gelder in der Bank kann 
nad) den oben entwidelten Grundiägen des Depofitengeichäfts ein Theil dieſer Gelder 
anderweit verwendet werden, während doch jeder Deponent die volle ftete Verfügbar: 
feit feines Capitals bebält. Der Einzelne discontirt auch wohl mitunter einen Wech— 
jel, wenn feine Gafle zu ftarf ift. Jept thut dies Die Banf für ihn, was in jeinem Vor— 
theil liegt. Namentlich in Creditkriſen zeigt fich der Nugen diefer Einrichtung. Der 
Privatdisconteur hält des Riſico's wegen und weil er in die Lage fommen fann, es 
ſelbſt zu brauchen, fein Geld zurück und erhöht durch diefe Wegziehung des gewöhn- 
lichen Discontocapitals die Creditnoth (Hamburg 1857). Die acereditirte Bank erhält 
gerade jolde Summen in der Krifis eingezahlt und kann vorfichtig bei ihrer Geichäfts- 
fenntmiß einen bedeutenden Theil davon wieder verleihen und Die Klemme mildern 
(vom 19. Sept. bis 25. Nov. 1557 ftiegen die Privatdepojiten der englifchen Banf 
von 9 auf 15 Mill. Pfd. St.!). Mit dem Namen Horte (hoards) bezeichnet die 
Sprache der engliichen Banktechnif die Münz- und Edelmetallmaſſen, welche ſich nicht 
in geichäftlicher Verwendung und im Umlaufe (Girculation) befinden , fondern welche, 
einjtweilen brach liegend, eine Verwendung fuchen oder für eine folche bereit find. 
Dieſe Horte fpielen in der Geld- und Greditwirtbichaft eine fehr große Rolle, worauf 





Depofiten. 215 


indeſſen hier nicht näher eingegangen werden fann. Es fei nur bemerft, daß faliche 
Geld», Eredit: und Banftheorieen (Ricardo, Lord Dverftone, Pee l'ſche Bank: 
acte von 1844) das Vorhandenjein und die Bedeutung diefer Horte ganz verfennen, 
woraus eine einjeitige Berüdfichtigung der Geldcirculation und die unrichtige Jventifici- 
rung der legteren mit dem in einem Lande vorhandenen Borrath von Münze und Edel— 
metall hervorgegangen ift (richtiger Standpunct bei Bullarton, Toofe und J. St. 
Milli. Zu den Horten gehören namentlich die neuen Gold- und Silbermaſ— 
jenausden Minen, daher jegt befonders das Gold aus Auftralien, Kalifornien, 
das Silber aus Mittel: und Südamerifa. Diejes Edelmetall ſammelt fich mitunter, 
wie 1851 —52 und wieder nach der Krifis im Jahre 1858, in enormen Maflen in den 
Gewölben der großen Banfen von England, Frankreich, bei den Newyorker Stadtban- 
fen als Depofitum an, bis es allmählich in die Canäle des Verfehrs übergeht. Werner 
gehören dahin die Edelmetallmafien, welche in großen Handelsplägen zur Ausglei- 
Kung internationaler Zahlungen bereit gehalten werden. Namentlich in Ländern der 
Papierwährung find dieſe Poften von größter Bedeutung (Wien, Petersburg, 
Newyork in der Gegenwart). Endlich find zu den Horten die Geldmaſſen zu rechnen, 
welche in und nad) Greditfrifen von den Gigenthümern aus Mißtrauen, aus Mangel 
der Beihäftigung und um Capital zu fünftigen Speculationen bereit zu haben, ange— 
jammelt werden. Auch diefe Gelder häufen ſich gern in den Banfen an: einer der 
Gründe der angeihwollenen Baarfonds nad) den Kriſen (1857/58 in Hamburg, Lon- 
don, Paris, Newvorf, Berlin). Die Banfen vermitteln durch ihre Ausleihung den 
Uebergang oder die Rüdfehr diefer Summen in den Verkehr. 

IV. Leiftung des Depofitengeichäfts. Diefe ergiebt fih aus dem Vor: 
herigen: e8 werden Gapitalien für die VBolfswirthichaft verfügbar, welche jonft mehr 
oder weniger unproductiv, auf längere oder fürzere Zeit bracd) liegen würden. Hier: 
durch wird das Land im Effect capitalreicher, aber auch das Depofttengefchäft jo wenig 
wie der Gredit überhaupt Schafft neues Capital: es macht mur bereit vorhande: 
nes Gapital verfügbar. Die Banf fann und darf immer nur fo viel von den Depo— 
fiten hergeben, als ihr durch die wirkliche Nichtverwendung eines Theils der Depo» 
fiten jeitend der Eigenthümer zur Dispofition bleibt. Keineswegs wird, wie Mac— 
leod behauptet, Diefelbe Summe gleichzeitig vom Deponenten und von Deu, 
an welchen jie geliehen wird, benugt. — Im Uebrigen vgl. die Art. Banfen und 
Gredit Nr. V. 

V. Verwaltungsgrundfäge der Depofitenbanfen und Verhalten 
des Staates zu ihnen. Diefe Grundfäge entwideln fih aus dem im Artifel 
Banfen aufgeftellten Hauptbanfgefeg. Da die Paſſiva der Bank, die Depofiten, 
fofort auf Verlangen oder nad) furzen Terminen rüdzahlbar find, jo muß zunächſt ein 
Baarvorrath gehalten werden, deffen Größe nach dem Gredit der Banf und den 
allgemeinen Greditverhältnifien,, nach der Art der Gefchäfte, denen die Depofiten ent- 
Iprungen, und nach der Lage des Geldmarktes eine verschiedene ift. Die Bankdirection 
allein ift im Stande, nad) der erfahrungsmäßigen Wahricheinlichkeit die Höhe des 
Baarfonds richtig zu beftimmen. ine allgemein gültige Regel fann es nicht geben. 
Eine geieglihe oder ftatutenmäßige Feftfegung ift daher durchaus nicht am Plage. 
Umficht der Banfvirection, geeignete Gontrole der Actionaire und vor allen der Depo— 
nenten thuen hier allein Noth, führen aber auch zum Ziele. Die Idee des Oberinten- 
danten ded Newvorfer Bankweſens und des Gouverneurs von Newyork, King, i. 3. 
1857, den Banfen die Bereithaltung von 20 oder 25% der Depofiten in baarem Gelde 
geieglich vorzufchreiben (ähnlich wie die befannte Beftimmung bei den Zettelbanfen), 
ift unhaltbar. Die Beftimmungen des neuen amerikanischen Banfgefeges von 
1863 , wonad) vom Betrage der circulirenden Noten und Depofiten mindeftend 25%, 
baar gededt jein müffen, find durch Krieg und Staatspapiergeldwirthichaft her- 
vorgerufen. Gegenwärtig hat übrigens die ftarfe Goncurrenz, 4. B. in London, 
mehrfach zu einer gefährlichen Kleinheit des wirklich nicht ausgeliehenen Geld— 
betrags geführt. 

Die Ausleihung der Depofiten follte ganz oder faft ganz ausſchließlich mittelft 
Discontirung und Lombardirung erfolgen (f. Die Art.). Wie bei der Zettel» 
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bank ift namentlich ein Wertbpapiergeihäft auf eigene Rechnung auszu— 
fchließen, abermals indeſſen nicht durch Zwangsvorichrift des Staates, jondern durd) 
freiwillige Statutenbeftimmung der Banfintereffenten. Eventuell jollte eben das Publi- 
cum bei einer folden Bank fein Geld hinterlegen, daher 3. B. nicht bei Credit mo— 
biliers, welcde durch die riscante Natur ihrer Geichäfte Feine ſichere Garantie für 
die Depofiten geben. Cine ſolche Auffaflung muß durch Verbreitung richtiger volks— 
wirthichaftlicher Grundfäge befördert werden. Das Hypothekengeſchäft ift im 
Allgemeinen nicht paflend für Depofitenbanfen, denn das Geld muß dabei auf län- 
gere Termine, ald der Natur der Verbindlichfeiten entipricht, Disponirt werden. Es 
ift fein Vorzug der Sparcafjen, daß fie meiftend auf Hypothek ihr Geld verleihen. 

Die von der Geſetzgebung oftmals verbotene oder erihwerte Verbindung des De- 
pofiten= und Zettel- (Banfnoten-) gefchäfts ift nicht nur nicht ſchädlich, jondern fehr zu 
begünftigen. Die Banfnotenausgabe follte im Allgemeinen ftets nur 
ein Gomplement des Depofitengeihäfts fein, wie Died audy bei freier, 
naturgemäßer Entwidlung des Bankweſens (in Schottland) der Fall ift und wie die 
Notenemiſſion bei einer großartigen Entwidlung des Checkbankſyſtems in der That 
auch wieder ganz zurüdtritt (Nordamerika, befonderd Newyork — hier 125—150 Mill. 
DoU. Depofiten und 5—6 Mill. Doll. Noten bei den Eitybanfen — und Bofton ; in 
Deutichland 4. B. die Banf des Berliner Caſſenvereins. Namentlich bei großen Cen— 
tralbanfen erweift fidy die Verbindung beider Geſchäfte von Vortheil, indem in einer 
gewiſſen Phaſe der Ereditfrifis die Ausfuhr des Metalld nicht mehr zu fürchten ift und 
der feftftehende Gredit der Noten e8 dann erlaubt, einen Theil des für legtere bereit ge— 
haltenen Baarfonds für das Depofitengefchäft zu verwenden, refp. zur Linderung der 
Krifis die Discontirung noch weiter auszudehnen (Banf von England i. 3. 1557, 
vgl. meine Geld» u. Gredittheor. d. Peel'ſchen Acte ©. 158, 301, 313, 314). 

Der Staat hat die Entftehung und Entwidlung der Depofitenbanfen in feiner 
Weiſe zu hemmen. Soweit überhaupt von einer Begünftigung die Rede jein darf, ver: 
dienen diefe Banken, welche jo eriprießlich die Sparfamfeit befördern , weit eher, wie 
die Zettelbanfen eine joldye. Im Intereffe der Volfswirtbichaft liegt es, daß der Staat 
zu einer Banf ebenfalls in das Verhältniß ald Deponent tritt und ihr die eingehen- 
den Einnahmen bis zu ihrer Wiederverwendung überläßt, wodurch die im Wege der 
Befteuerung u. |.w. erhobenen Summen fofort wieder für die Volkswirthſchaft Frucht: 
bar gemacht werden fünnen (public deposits der Bank von England, 2—9 Mill. 
Pr. St., Schageontocorrent der Banf von Frankreich, Preußen ; in Deutichland ift 
in diefer Hinficht nody wenig geichehen, die Dresdener Handeldfanmer machte kürzlich 
mit Recht auf den Punct aufmerkffam). Ueberhaupt eignet ſich gerade die Depofiten- 
banf zum Banquier des Staates, eine Verbindung, gegen die nichts einzuwen— 
den ift, wenn nicht die Banf dem Staate, fondern der Staat der Banf creditirt zweck— 
mäßige Verwaltung der Staatsichuld, befonders Bejorgung der Zinszahlung durch Die 
Banf von England). — 

Literatur: ©. den Art. Banken; bei. Macleod, Theor. a. pract. of 
bank. (Lond. 1855—56) 2vol. Dbiges nad meinen Beitr. 3. Lehre v. d. Banfen 
Gap. 3, u. Theor. d. Peel’ihen Arte S. 994— 103, 164—173, 187— 220, 

Adolph Wagner. 
Depretiation j. Münze. 


Devalvation j. Münze. ; 
Dienit 


ift Arbeit ! im fremden Intereſſe. Zu folchen Arbeiten fann allerdings auch Zwang 
oder Wohlwollen beftimmen. Der mächtigfte Hebel ift jedoch Das mitgeförderte eigene 
Intereffe, namentlicd wo Gegendienfte oder Gegenleiftungen ins Spiel fommen. Die 
Menſchen dienen einander alddann, „weil fie Sclaven ihrer eigenen Bedürfniſſe find“. 
Soldyer Gegenfeitigfeit unterliegen die meiften wirthichaftlihen Dienfte, wodurch die 


1) Nur bildlich fpricht die Jurispradenz von „dienenden“ Sachen. ſ. Seroituten. 


Dienftbarkeit. 217 


Menſchen die Mängel ihrer eigenen Leiftungsfähigkeit ebenio ausgleichen, wie durch 
den Tausch den Mangel und Ueberfluß in der Art ihrer fächlichen Beſitzthümer. Es 
geihieht Died jowohl durch einzelne Dienftleiftungen, welche fein dauerndes 
Band zwiichen beiden Theilen erzeugen, als durd mehr oder minder fortgefegte 
Dienſtverhältniſſe. Legtere begründen wohl aud) eine gewifie Unterordnung des 
einen Theils unter den andern, theild weilder Gegenjtand der Dienfteiftung nicht genau 
zu präciiiren, jondern innerhalb gewifler durd; das Herfommen und die Natur der 
Sache gezogenen Echranfen im einzelnen Falle zu beftimmen ift, theil® weil zum Zwecke 
diejer fteten Dienftbereitheit eine Art Zuſammenleben ftattfindet, wobei eine gewifle 
Hausregel nicht entbehrt werden kann. Soldyer Art ift namentlich Die vornehmlid) ſo— 
genannte häusliche und perfönliche Bedienung, Die Arbeit der Dienftboten, welde 
jedoch, da das ganze Verhältniß im Gegenfag zu dem der ehemaligen Leibeigenen und 
Fröhner ſ. d.) auf beiderfeitiger Uebereinkunft beruht und jederzeit fündbar ift, nichts 
deſtoweniger freie Arbeit bleibt. 

Von dem Inhalte der Gefindeordnungen, welchen der Polizeiftaat das Dienft- 
botenwejen unterworfen bat, ift ein Theil, welcher mit früheren Unterthänigfeitsver- 
hältniffen der „dienenden Glafie* zuſammenhing oder der gleichfalls veralteten Luxus— 
polizei und Targejeggebung angehörte, gegenwärtig hinfällig geworden. Abgefehen 
von der polizeilichen Sorge für den Nachweis der Perfonenidentität erheifcht jedoch 
auch jegt noch der Umſtand Berückſichtigung, daß es fich bier in vielen Fällen 
auf der einen Seite um Minderjährige handelt, und daß die Natur des Verhält- 
nifies, fowie die Gewohnheit der contrahirenden Theile einer detaillirten Feftiegung 
aller Puncte häufig Schwierigkeiten bereitet, mithin zur Vermeidung von Streitigfeiten 
eine anerfannte Präſumtion deſſen, was gelten joll, wenn nichts anderes feſtgeſetzt ift, 
allerdings etwas für fih hat. Charafteriftiich für die fortichreitende wwirthähartliche 
Gultur ift übrigens das immer größere Zurüdtreten der Dienftverhältnifie hinter Die 
iſolitrten Dienftleiftungen. Während in früherer Zeit ſelbſt die meiften gewerblichen 
Bedürfniſſe durch die eigenen Bamiliengliever und Dienftboten befriedigt wurden, 
verlieren mit der Abkürzung der Dienftzeiten, felbft die Dienftverhältnifte von ihrer 
Eigenthümlichkeit. Während die Erhebung vieler ehemals dienftartigen Leiftungen zu 
gewerblichen (Lohmwälcerei a.) Die Vorzüge der Arbeitstheilung zur Geltung bringt, 
ift in der Loderung der noch verbleibenden Dienftverhältniffe das Streben unverfenn- 
bar, wirthichaftlihe Ungebundenheit wie perfönliche Freiheit möglichit zur Geltung 
au bringen. 

Unter der Bezeichnung „perjönlihe Dienste“ begreift man in neuerer Zeit 
nicht nur foldye der eben geichilderten Art, jondern die ganze Claſſe von Arbeiten, welche 
nicht auf Hervorbringung wirthichaftliher Sachgüter gerichtet find und daher hinſicht— 
(ich ihrer (imdirecten; „PBroductivität“ zu Zweifeln Anlaß gegeben haben (vgl. darüber 
den Artifel „Arbeit“). Es fallen darunter auch jolche Thätigfeiten, bei welchen der 
nächiten Auffaffung mehr die gebietende als die dienende Seite ins Auge fällt, 3. B. 
die ganze Beamtenthätigfeit Staats- und Gemeindedienft ı.); nicht minder der 
Kriegspdienft, die fünftleriichen und gelehrten Berufe. Petermann. 


Dienftbarkeit Servitut), Grundgeredtigfeit. 

Die Dienftbarfeiten, auf welde auch in Deutichland im Weſentlichen das Rö— 
miiche Recht Anwendung findet, find theils Perſonal-, theils Real-Servituten, die leg: 
teren entweder jtädtiiche oder ländliche, je nacydem fie einem Gebäude, oder einem an— 
deren, landwirthichaftlichen Zweden gewidmeten Grundftüd, als dem berechtigten 
Eubjert zufteben. Zu den Rerfonal- Dienftbarfeiten gehören außer dem wegfallenden 
Rechte auf die Dienfte eines fremden Sclaven, das Recht: 1. zum Nießbraudy, 2. zum 
bloßen Gebraudy einer fremden Sache und 3. zur Wohnung im Haufe eines Anderen. 
Noch kommen diefe perfönlichen Dienftbarfeiten theils bei dem Witthum oder Leibge: 
dinge überlebender Ehefrauen, theils bei dem am häufigften auf bäuerlichen Wirth: 
ſchaften dem Uebergeber vorbehaltenen Altentheil oder Ausgedinge vor, — wobei nur, 
wie für den Bamilienfrieden , fo für die Erhaltung joldyer Güter von Wichtigkeit ift, 
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daß das Ausgedinge mit der Leiftungsfraft der belafteten Grundſtücke, wie des Hofan- 
nehmers und Erben im angemeffenen Verhältniß fteht. 

Von größerem Interefle für die Volkswirthſchaft find die Real-Dienftbarfeiten oder, 
wie fie aus dem Gefichtspunet des berechtigten Grundſtücks meift in den Gefegbüchern 
bezeichnet werden, die Grundgerechtigkeiten, darunter aber vorherrichend die Ländlichen 
und von diefen wiederum diejenigen, welche culturſchädlich find und die freie Benugung 
und Bewirtbichaftung verhindern oder feſſeln. Zu den ſtädtiſchen Grundgerechtigfeiten 
gehören 3. B. das Recht des Vorbaus, der Dachtraufe, der Fenfter auf eines Nachbars 
Grundftüd, zur Benugung der Mauer deſſelben als Stüge von Wänden oder Balfen. 
Zu den ländlichen Grundgerechtigkeiten gehören 3. B. Wege, Fußfteige, Wiehtriften 
und Tränfen, Benugung von Lehm, Sand, Mergelgruben auf fremden Grund: 
ftüden, jodann aber diejenigen, welche von der Agrar: und Gulturgefeggebung vorzugs— 
weile für jchädlich erachtet und daher ausdrücklich für ablösbar erklärt worden, — zur 
Behürung fremder Aecker, Wiefen, Forften oder auch gemeinjchaftlicher beftändiger 
Weidereviere, zur Maft, zur Entnahme von Plaggen und Bülten, Schilf und Rohr, 
befonders von Laub- oder Nadeljtreu, von Bau und Reparatur, Nutz- oder Brenn: 
holz, legteres bald im ftehenden Bäumen, bald in Lagerholz und Windbruch, bald in 
Kiehnftubben, bald auch nur in dem in den Klafterichlägen zurüdgelafienen Abraum 
oder im Raff- und Leſeholz, in vertrodneten und herabgefallenen oder mit unfchädlichen 
Inftrumenten zu werbenden Zweigen und Aeſten, oder trodenen bei Durchforftung der 
Schonung gewonnenen Stämmen, wie zur Fifcherei in fremden Privatgewällern. 

Grundgerechtigfeiten ſetzen ſtets ein verpflichtetes — dienendes — und in der Regel 
auch ein berechtigtes — berrichendes — Grundſtück und außerdem voraus, daß das 
dem legteren gegen das erftere zuftehende Recht einem Bedürfniß des berechtigten Gutes 
entipricht oder doch jedem Befiger deffelben zum Nugen gereicht. Man fennt indeß in 
Deutichland audy Dienftbarfeiten der Grundftüde, bei welchen eine phyſiſche oder mora- 
liſche Perſon das berechtigte Subject ift, jo 3. B. das im gemeinen Verfehr veräußer: 
liche Recht zur Schafaufbütung in Meftphalen, die Weiderechte von Schlächter- 
innungen. 

Für das Ablöfungsverfahren ift der rechtliche Unterfchied zwifchen Dienftbarfeit 
und Reallaft wegen der oft verjchiedenen Art der Entichädigung — Land oder Nente 
und Capital — wichtig und wenn die erftere firirt ift, namentlich bei Holzabgaben, 
häufig Gegenftand eines Proceſſes“. An ſich ändert die bloße Firation noch nicht die 
Natur des Rechts. Es beiteht die Dienftbarfeit (Servitut) ftets in einem Dulden und 
Leiden; fie ruht untrennbar auf dem verpflichteten dienenden) Grundſtück; hingegen 
befteht die Reallaft (ein deutſch-rechtliches Inftitut) in der zwar mit dem belajteten 
Grundſtück verbundenen, aber perfönlichen Verpflichtung feines Befigers (in einer Ob: 
ligation deflelben) zu einem Leiften und Thun. 

Bon den blos nüglichen Grundgerechtigfeiten unterfcheidet man die nothwendigen 
Servituten, d. h. joldye Einſchränkungen in der Benugung oder Verfügung über ein 
Grunditüd, ohne welche ein anderes, das berechtigte, ganz oder theilweife unnugbar 
fein würde, deren Ginräumung deshalb, ohne daß bereits ein fpecieller Nechtstitel da- 
für beſteht, im Rechtswege erzwungen werden kann, wie 3. B. die Geftattung eines 
Tußfteiges, Weges oder Vichtriebes zu einem von fremden Grundftüden eingefchloffenen 
Befigthum über dieje fremden Grundftüde behufs Zugänglichkeit, Beftellung oder Be- 
weidung des erfteren,, oder eines Entwäſſerungsgrabens ſei e8 über oder unter der 
Erde (Drains) über Nahbargrundftüde behufs der Ableitung des auf den eigenen 
Grundftüden ftodenden Waſſers oder, je nach der fortgeichrittenen Landescultur und 
Geſetzgebung behufs Ableitung von Teichen und Yandfeen zum Zwed ihrer Verwand» 
lung in Aeder und Wieſen (auf Vorfluth) oder andererjeits behufs Benugung von 
Privatgewäflern zur Berwällerung auf Zuleitungsgräben über fremden Grund und 
Boden. Dod werden einzelne Dienftbarfeiten Dieter Art von der einen und andern 


1) f. die rechtlichen Entſcheidungen des Preußischen Revifions:Gollegiums und Ober-Tribunals, 
wie verfchiedene Abhandlungen daruber in der vom Revifions:Gollegium herausgegebenen Zeitfchrift 
für die Landesculturgefeßgebung in den Preußischen Staaten. 
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Gefeggebung audy nur als geiegliche Beichränfungen des Grundeigenthums behandelt. 
So 3. B. nad) dem allgemeinen PBreußiichen Landrecht die Vorfluth, nach der franzö— 
ſiſchen und rheinischen Geleggebung das Uebergangs- und Ueberfahrtsrecht über frempe 
Grundſtücke, jehr wichtig für die wirthichaftliche Benutzung, die Beftellung und Ab- 
erntung der eigenen Grundſtücke mit Rückſicht auf Die zerftüdelte und vermijchte Lage 
der verjchiedenen Grundftüdsparcellen, beim Mangel eines Gejeges über Zufammen- 
legung 'consolidation) oder wenigftens über Regulirung geordneter Zugangsmwege. 

Abgeiehen von der Entftehung der Örundgerechtigfeiten durch Vertrag oder Ver: 
jährung, find diejelben zu einem erheblichen Theil nur Ueberrefte aus früberem Ge: 
fammt- oder gemeinichaftlidyem Eigenthbum. So aus der alten Marfenverfafiung, aus 
weldyer im deutſchen Süden und Weiten, in Weftphalen und Niederſachſen die Bildung 
beſonderer, örtlich abgeichlofiener Gemeinden, und durch Auf- und Zutheilung des 
Grund und Bodens (Zufchläge) an die einzelnen Genoſſen und Gemeindeglieder, deren 
privatived Grundeigenthum hervorging. Es gilt das 3. B. von der ſchon in den alten 
deutichen Volfsrechten genannten Koppelweide, einer wechjelfeitigen und gemeinichaft« 
lihen Beweidung benachbarter Beldmarfen durd die Heerden mehrerer Gemeinden und 
Grundbejiger, wie von vielen Holgberechtigungen *. Auch wurden bei den Coloniſati— 
onen des deutichen Dftens von den großen Grundherren oder den Unternehmern neuer 
Anfiedlungen einzelne befonders werthvolle Nugungsrechte innerhalb der ganzen Dorf- 
marf als ihr ausichließliches Eigenthum vorbehalten, jo 3. B. die Schäfereiberedhtigung 
auf den bäuerlichen Yändereien, aud) wohl die Filcherei. Andere Nugungsrechte, weldye 
urjprünglich Ausflug und Zubehör ded Grund und Bodens oder im gemeinſchaftlichen 
Eigenthum aller Grundbefiger waren, wurden mit dem Verluſt der Freiheit und Des 
echten Eigenthums der Hinterfaflen, als Regalien behandelt und als joldye zu Bor: 
rechten der Rittergüter auf bäuerlichem Grunde, fo 3. B. das Jagdrecht, die Benugung 
des Eiſenſteins, ſoweit es jich dabei nicdyt um die dem Staate und Landesherrn vorbe- 
— Hoheitsrechte handelte. Dagegen find im gutsherrlichen und bäuerlichen Ver: 
ältnig den mit Frohnden und Abgaben belafteten Hinterjaffen zu ihrer Unterftügung 
auch manche Nugungsbefugniffe, jo 3. B. zum Bau: und Brennholz in den herrichaft: 
lien Forften, eingeräumt, 

Schon die Entſtehungsweiſe zahlreicher ein- oder wechjelieitiger Grundgerechtig— 
feiten, welche die Benugung der gleichwohl im Sondereigenthum befindlichen Privat-) 
Grundjtüde in vielen Beziehungen als eine gemeinichaftliche und in der Theilnahme der 
Dienjtbarfeitsberechtigten an den Früchten und Nusungen der Orundjtüde als eine Art 
Miteigenthum fortbeitehen ließ, rechtfertigt die Auffaſſung, daß Die Grundgerechtigkeit 
ein nur vom Grundeigenthum abgelöftes Stüd deſſelben v. Savigny) und daß deren 
Ablöfung nichts anderes ift, als die Auseinanderfegung einer Nupungsgemeinbeit 
(Preuß. Gemeinheitstheilungs- Ordnung vom 7. Juni 1521). Die bloße Ordnung 
oder Firation der Dienftbarfeiten nach Maaß, Zeit oder Ort, im Interefje der Haupt: 
beftimmung der belaiteten Sadye, blieb eine für die fortichreitende Gulturentwidelung 
untergeordnete Maaßregel, oder verlegte (wie Dies allerdings auch mehrfach geichab) 
das gleichberechtigte wohlerworbene Gigenthum der Dienitbarfeitsberechtigten. 

Eine den Rechtsbeftand der Grundgerechtigkeit ſchmälernde weſentliche Verände— 
rung in der Gulturart wie in der Benugung und Bewirthichaftung der jervitutbelafteten 
Grundftüde, 3. B. Nodung und Niederlegung des Waldes in Ader und Wieſe, Ueber- 
gang aus dem Dreifelderjvitem mit Brachhütung in Fruchtwechſel mit Handelsgewächs— 
und FZutterfräuterbau , aus Hodwald in Niederwald u. ſ. w., ift in der Regel ohne 
vorgängige Ablöfung und Entihädigung unzuläffig. Auch fteht dem Dienſtbarkeits— 
rechte auf Aeckern und Wieſen ftets ein jogenannter Flur- und Feldzwang gegenüber. 
Die Fortdauer der an fich culturfchädlichen oder die anderweite bejiere Bewirthichaftung 
und Benugung der Grundſtücke fefielnden ein- oder wechjeljeitigen Orundgerectigfeiten 
auf Feld und Wald war nur fo lange zu ertragen, als die ihnen entiprechende Gemein: 
beitd« und Natural -Wirthichaft mit den bürgerlichen und wirthichaftlichen Zuſtänden 
der ganzen Gejellihaft im Ginflang ftand. Sie ift unvereinbar mit einer im Forts 
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ſchritt begriffenen rationellen Land» und Forftwirthichaft,, bei der Bewegung und An: 
wendung von Intelligenz, Capital und Arbeit auf VBerbefierungen des Grund und Bo: 
dens und deflen Grtragserhöhung. Deshalb waren Gefege über Ablöfung der 
culturhemmenden Dienftbarfeitsrechte und Aufhebung der damit zuiammenhängenden 
Nugungsgemeinichaft dringend geboten ®, W. A. Lette. 


Dienftboten. 

Unter ven Arbeitern , welche gewerbsmäßig ihre Arbeitskraft nicht zu unmittelbar 
gewerblichen Zweden, fondern au der niederen Art der fogenannten perlönlichen Pri- 
vatsDienftleiftungen verwertben, nennt man diejenigen Dienftboten, welche Wohnung 
und Koft im Haufe des Arbeitgebers zu beziehen und Glieder des Hausftandes defiel: 
ben zu bilden pflegen. Die wirthichaftliche Aufgabe der Dienftboten ift eine fehr 
mannicyfaltige und in vielen Verhältnifien durch eine entwidelte Arbeitstheilung auch 
perjönlich mannichfach gegliederte. Die Unterftügung der Hausfrau in dem Betriebe 
der inneren Hauswirtbichaft, bejonders die Reinhaltung, sag Lüftung der 
Wohnräume und der Räume, welche der Hauswirthichaft dienen, die Reinigung von 
Kleidern und Wäjche, die Neinigung, Erhaltung und Aufbewahrung alles Hauswirth: 
Ihafts-Inventars, eventuell die Pflege und Wartung der Hausthiere, Die Beforgung 
von Aufträgen außer'm Haufe, der Einkauf von Lebend- und Genußmitteln, Die Zube: 
reitung von Speifen und Getränken — Alles unter der Aufficht und Leitung der Haus: 
frau und bezüglich des Hausherrn — dies find die wejentlichiten Gefchäfte der Dienſt— 
boten. Bei mandyen Gewerben find die, bier nur uneigentlich fogenannten Dienft- 
boten zugleich oder ausichließlich Gewerbsgehülfen ; das eine weientliche Moment des 
Zeitlohnes und das Gehören zum Hausjtande trifft bei den landwirthichaftlichen 
Dienftboten, bei den Dienftboten eines Gaſtwirthes, Neftaurateurs u. ſ. w. zu; allein 
hier beichränfen fich die Dienftleiftungen der Dienftboten entweder nicht auf Verrich- 
tungen, die fich auf die Perfon des Arbeitgebers und feiner Kamilie und deren häus— 
lichen Bepürfniffe beziehen, oder diejelben haben mit ſolchen Verrichtungen gar nichts 
zu thun, fondern find eigentliche Gewerbs : Hülfsarbeiten. Ganz vorzugsweiſe ift 
dies der Fall bei den oben genannten Gattungen von Dienftboten. Allein in fleineren 
Haushaltungen pflegen auch die Dienftboten im eigentlichen Sinne des Wortes an 
dem Gewerbebetrieb der Herrichaft in gleihem Maaße ſich zu betheiligen, wie Die 
übrigen Glieder der Familie, und pflegt bei der Ermiethung ſolche Mitwirkung aus: 
drücklich oder ftillihweigend bedungen zu fein. Derartige Verhältniffe find durch 
die Kleinheit der betreffenden Wirthichaften, durch die Schwierigkeiten ftrenger Durch— 
führung der Arbeitstheilung und durch die Beurtheilung der Dienftbotenftelung als 
einer Stellung in der Familie bedingt, während bei dem landwirthichaftlichen und den 
anderen der oben angeführten Gewerbe gewiſſe Eigenthümlichfeiten des Betriebes es 
rathjam erjcheinen laflen, daß von den Hülfsarbeitern, jelbit bei ausgedehntem und 
ftrenge Arbeitstheilung zulafiendem Betriebe, einige völlig in den Hausftand des Unter: 
nehmers aufgenommen werden. Zwar nicht Alles, was von der wirthſchaftlichen Aufgabe 
und dem Inhalte des Lebensberufes der Dienftboten im eigentlichen Sinne, wohl aber 
Alles, was von dem rechtlichen und fittlichen Verhältniffe derielben zur Herrſchaft und 
der Herrichaft zu ihnen gilt, hat gleichermaßen auch Geltung im Betreff Der Dienftboten, 
welche als ſolche auch zugleich oder ausschließlich gewerbliche Hülfsarbeiter find. 

Man hat e8 zu einer viel ventilirten Streitfrage gemacht, ob die Arbeit wie der 
perfönliche Dienfte Leiftenden überhaupt , fo insbelondere der Dienftboten im eigent: 
lihen Sinne des Wortes „productiv“ fei oder nicht, d. h. ob dadurd neue Güter 
hervorgebracht werden oder nicht. Diele Frage dürfte zwar unbedingt zu bejaben 
fein — wer möchte läugnen, daß die Magd, welde Waſſer pumpt oder Speilen 
bereitet, neue Güter erzeugt? Einem Manne, der zur Wiefenberiefelung Waſſer einen 
al aus einem Flufie pumpt oder einem Koche ftreitet man doch nicht ab, daß 
te Güter erzeugen —; aber mit dieler Bejahung ift wenig gewonnen. Genug, 
daß jene Dienftleiftungen ein unentbehrliches Glied in dem Organismus der Volks— 
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wirthichaft bilden, und unentbehrlich zwar in mehrfacher Beziehung , indem fie näm- 
lich eine Arbeitstheilung ermöglichen, welche auf höheren Stufen der Eultur, und um 
zu diejen zu gelangen, gar nicht emtbehrt werden kann, indem fie höher Gebildeten 
Zeit und Kraft übrig lafien zur Pflege höherer, als wirthichaftlicher Intereffen ; (wenn 
der Gelehrte ji feine Zimmer und Kleider felbft reinigen, feine Speiſen felbft be- 
reiten, die Frau höherer Stände in der Wirthichaft völlig aufgehen follte — wie 
würde ed da um die Fortichritte der Wiffenichaften und um die Erziehung der Kinder 
ftehen?), und indem fie endlidy Perjonen, welche Feine Fähigkeiten, feine Mittel 
oder feine Neigung zu jelbjtändigen wirthichaftlihen Unternehmungen, oder audy nur 
zu eigentlich gewerblicher Hülfsarbeit haben, Gelegenheit geben, ſich ihren Unterhalt 
in ihren Bedürfniſſen entiprechender Weiſe zu erwerben. Daß die wirthichaftlichen 
Leiftungen der Dienjtboten zur Vermehrung und Vervollkommnung der Gütererzeu: 
gung insbejondere auch mittelbar unzweifelhaft beitragen, dafür ift der Grund weniger 
in der eigenthümlichen inneren Natur diefer Leiftungen, als darin zu fuchen, daß die- 
felben durch Die Arbeitstheilung hervorgerufen und im Intereſſe derfelben geboten find. 
Was die innere Natur dieſer Leiftungen und der wirthichaftlichen Aufgabe des Dienft- 
botengewerbes überhaupt anlangt, jo verdient ed berüdjichtigt zu werden, daß daſſelbe, 
auch abgeſehen von feiner mittelbaren und unmittelbaren Betheiligung an der Güter: 
erzeugung, dem Wirthichaftsleben injofern wichtige Dienfte leiftet, als ihm eine Menge 
von Ihätigfeiten obliegen, weldye in die Glafje der Güteranwendung gehören, und 
ebenjowohl auf die legte Zurüftung und Darreihung gewifler Güter zum Ge: und 
Verbraud), wie auf die Verlängerung der Dauer und Brauchbarfeit anderer wichtiger 
Beftandtheile des Volksvermögens — z. B. der Gebäude und Mobilien durch Ord— 
nung, Reinigung und Schutz gegen jchädliche äußere Einflüffe — gerichtet find. Ein 
Ir und wichtiger Theil des Gapitalbefiges eines Volkes ift immer der Sorgfalt der 

ienftboten anvertraut, und je weiter und tiefer die fittlihe und wirthichaftliche Bil- 
dung entwidelt,, je angemefiener das gegenfeitige Verhältniß zwifchen den Dienft- 
boten und den Herrichaften geregelt iſt, um jo mehr wird die wirthichaftliche Aufgabe 
der erfteren zu Gunften der Erhaltung und ficheren Befeitigung des Volkswohlſtandes 
gelöft werden. 

In vielen Ländern hat’ficdy das Dienftboten- oder Geſindeweſen allmählich aus der 
Leibeigenichaft oder einer leibeigenichaftähnlichen Vogtei entwidelt. Man findet daher 
auch Dienjtboten am früheften in der doppelten Eigenichaft als perfönliche Dienfte Lei- 
jtende und Gewerbsgehülfen auf dem Lande, in der Landwirthichaft, wo die Ent- 
widlung des Dienftbotenweiens aus der Leibeigenichaft und äbnlichen Zwangsverbält- 
niffen oft nocd an einer langen Fortdauer des fogenannten Dienftzwanges, d.h. 
der Verpflichtung der Gutsunterthanen , ihre Kinder eine Zeitlang entweder ganz un— 
entgeltlich oder doch nur gegen jehr niedrigen Kohn, auf dem herrichaftlichen Gutshofe 
dienen zu laſſen, zu erfennen ift. Auch das in vielen fogenannten Dienſtbotenordnun— 
gen den Herrſchaften, den Dienftboten gegenüber zugeftandene Züchtigungsrecht erin- 
nert an den eben angedeuteten Urfprung des Dienftbotenweiens aus Zuftänden perſön— 
licher Unfreibeit. Das Auffommen der Dienjtboten in den Städten trug wejentlid) 
dazu bei, manche der patriarchalifchen Härten der Stellung der Dienftboten abzumil- 
dern, und das ganze Verhältniß mehr und mehr als freies Vertrags- Dienſt- oder 
Arbeits» Mieth-) VBerhältni erjcheinen zu lafien. Auf höheren Eulturftufen vollzieht 
ſich dieſe Umwandlung namentlidy da, wo die Bevölferung jehr dicht ift, bejonders 
raſch und unaufhaltiam. Es ändert fid) Das ganze, aud) das rechtliche Verhältniß; 
die Contractsdauer wird kürzer; mit den Motiven, welche die Entlafjung oder den 
Austritt aus dem Dienfte rechtfertigen, wird es weniger genau genommen; Der Zeit: 
punct der Kündigung wird mehr in das Belieben der Eontrahenten gejtellt ; Die Natu— 
rallöhnung wird auf das Außerfte Maag beichränft, die Geldlöhnung gewinnt die 
Dberhand und zwar nähert man ſich bei der Lohnbemeflung dem Stüd- oder Tagelohn- 
Syſtem. Noch zu A. Smith’s Zeiten ward in England präfumirt, daß ein Dienftbote 
im Zweifel auf ein ganzes Jahr gemiethet jei; nad) einer preußifchen Gefindeordnung 
von 1769 durfte fi) Niemand auf fürzere Zeit vermiethen. In nordamerifaniichen, 
aber neuerdings auch in vielen europäifchen Großſtädten ift Die monatliche Miethung, 
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oft fogar ohne Kündigungsfrift, Regel. Ein Geldlohn von 5 Thlrn. nach dem heu- 
tigen Preile des Geldes, Dazu aber manche Gmolumente an Kleidungsjtüden und 
Wäfche, galt in felbit größeren deutichen Städten für einen weibliden Dienftboten 
noch zu Anfang unjeres Jahrhunderts für reichlich ; jegt gehören Geldlöhne von 40 
bis 60 Thlen., aber ohne jede Naturallieferung, außer Wohnung und Koft, nicht zu 
den Seltenheiten, und die auch im Dienftbotengewerbe eingeführte Arbeitstheilung 
zieht noch dazu die Grenzen der Leiftungsfähigfeit der einzelnen Dienftboten und die 
Grenzen deflen, was ortsüblid von dem Einzelnen gefordert werden darf, jehr enge. 
Hierdurch wird es erflärlih, daß man von beiden Seiten beftrebt ift, jo viel als irgend 
möglich das häusliche Gefinde durch außer dem Haufe wohnende Lohnarbeiter zu er— 
jegen. Daß dieſes Beftreben da am erſten fich geltend macht, aber aud) da am leichte: 
ften zu dem enwünjchten Ziele führt, wo, wie in der Yandwirtbichaft, die Dienft- 
boten zugleich Gewerbsgehülfen find, und injoweit fie es find, ift jelbftverftändlich. 
Das eigentliche Hausgelinde wird man aber nur jehr theilweite durch fremde Lohn— 
arbeiter eriegen fönnen, will man anders nicht wejentliche Vortheile (namentlich 
der Bequemlichkeit und Sicherheit) opfern. Aber es ift nicht zu läugnen, daß, wo 
die Tendenz herrſcht, das Verhältniß der Dienftboten zu einem reinen Gontracte- 
verhältniß ohne weitere ald die in einem Contract faßbaren gegenfeitigen Verpflich- 
tungen zu machen, während dag Geſinde doch thatjächlich zum Hausſtande des Er- 
mietbers gehört, daſelbſt wohnt und geſpeiſt wird ꝛc., ein Zwitterverhältniß eniſteht, 
welches namentlich in den Lebergangsperioden, in der Zeit der Kriſis, für beide 
Theile höchſt unerquidlich ift. Andererſeits ericheint es Doc feineswegs als eine 
unlösbare Aufgabe, aus ſolchem Zwitterverhältnifle ein neues geſundes Verhältniß 
auf der doppelten Grundlage des freien Vertrages und der gleichzeitigen Familien: 
angehörigfeit ver Dienjtboten zu ſchaffen. Weil ein jolhes Verhältniß das für beide 
Theile allein vortheilbafte ift, wird es fidy überall mit der Zeit aus augenblidlichen 
Mißverhältniffen beraus entwideln. Dies freilich nicht cher, als bis, und nur da, 
wo die ſittliche, Äntellectuelle und insbejondere wirtbichaftlidhe Bildung bei beiden 
in Frage fommenden Glafien body genug entwidelt ift, daß fie die Vortfwile einer 
Regelung des Verhältniſſes auf jener doppelten Baſis verftcehen und würdigen kön— 
nen. Die Erfahrung hat gezeigt, Daß durch die polizeiliche Ueberwachung und Rege— 
lung des Geſindeweſens in dieſer Richtung wenig erreicht, meift nur geichadet wird. 
In vielen Ländern finden wir ſchon die Nebergangsperiode aus der Leibeigenjchaft in 
die freie Goncurrenz durch ein polizeiliches Vormundichaftsivftem beherricht, welches 
freilidy meiftens den Dienftboten befonders ungünftig war. Man findet Verordnungen, 
welche alle jungen Leute niederen Standes zwingen, dann, wenn jie nicht ausdrücklich 
ihre Beichäftigung im Elternhauſe oder in einem Handwerfe nachweiien, einen fremden, 
aber doch inländischen Dienft zu juchen (Magpdeb. Gefinveordn. von 1759), andere, 
welche „wucheriiche” Kohnforderungen und alles „Abjpänftigmachen“ bei ftrenger Strafe 
verbieten Sächſ. Kandesordnungen v. 1452, 1543. — God. Auguft. I. pag. 3, 23); 
welche den Uebertritt des Landgeſindes in ftäptiichen Dienit erſchweren. Durch alle 
foldye und hundertfältige andere Beftimmungen , weldye ſich insgelammt als Gunft« 
bezeugungen füreine Claſſe der Contrahenten auf Koſten der anderen darftellen, ift unend- 
lich viel geichadet worden. Aber auch die unparteilichft gehaltene polizeiliche Reguli— 
rung des Gefindeweiens hat große Bedenken gegen ſich. Nechtfertigen läßt es fich allen- 
falls, daß Dienftboten » Ordnungen beftehen, welche lediglich besweden, durch polizeis 
lie Regiftrirung dem Betruge und Bertragsbruche, ſowie durch gejegliche Formu— 
lirung mancher ftillichweigend verftandener Bedingungen weitläufigen Streitigfeiten 
vorzubeugen. Dem Ideale des Gefindeverhältnifies, welches darin beſteht, daß legteres 
von beiden Seiten als ein Stück chriſtlichen Bamilienlebens berhätigt wird, daß Ge: 
wogenbeit von der einen, Ergebenbeit von der anderen, Treue auf beiden Seiten herr» 
ichen, Daß die uneigennügige Sorge für das gegenwärtige und zufünftige Interefle des 
anderen Theiles und namentlich auch für deften ewige Zufunft die Norm für das gegen: 
feitige Verhalten abgiebt ſo ſchildert Roſcher, Syſtem. 8. 76 dieſes Jdeal ſehr ſchön 
und treffend) — dieſem Ideale bringen uns Polizeiverordnungen nicht näher. 
A. Emminghaus. 
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Die früheren Handelsverträge (f. d.) wurden meift in der Abſicht geichlof- 
fen, von dem andern Theile ausnahmsweiſe Vergünftigungen zu erlangen, d. h ſolche 
Vortheile, welche keiner andern Nation für die Verwerthung ihrer Erzeugniſſe geſtattet 
waren. Dies konnte dadurch erreicht werden, daß für die eingeführten Waaren die 
niedrigſten Zollſätze verabredet waren, und daß ausdrücklich feſtgeſtellt wurde, daß an— 
deren Nationen dieſelben ermäßigten Sätze entweder gar nicht oder nur mit Zuſtim— 
mung des Contrahenten gewährt werden ſollten. Oder es wurde beſtimmt, daß die 
Schiffe der contrahirenden Nation in den Häfen gerade ſo wie die einheimiſchen be— 
handelt, oder wenigſtens mit niedrigern Tonnen-, Lootſen- und Hafengeldern als die 
anderer Staaten belegt werden ſollten. Aehnliche, wenn auch nicht ſo einflußreiche 
Verabredungen ließen ſich treffen über die Flußſchifffahrt bei benachbarten Nationen, 
oder über die Beſteuerung und über die Fürſorge der Geſchäftsreiſenden des andern 
Landes. — Die Zoll- und Handelsverträge, welche abgeſchloſſen worden find, enthal— 
ten die wunderbarſten, einſeitigſten, mitunter ſogar kleinlichſten Beſtimmungen, und 
es gehörte in manchen Ländern die größte Kenntniß eines Beamten dazu, um über die 
Bene Behandlungsweife derjelben Waaren, die aus verfchiedenen Ländern an 
einem Stapelplage zulammentrafen, vollfommen unterrichtet zu fein. Da ferner Güter 
unter fremder, aber begünftigter Flagge verlendet werden fonnten , und aud) verjendet 
wurden, waren Zeugnifle über den Uriprung der Waaren (Urfprungszeugnifie) 
nothwendig,, die von dem Conſul des betreffenden Staates beglaubigt jein mußten. 
Traf die Vergünftigung außer den Waaren zugleich die Schifffahrt, jo wurde häufig 
wiederum ein Unterichied zwiſchen Dirercter und indirecter Fahrt (jenachden das 
Schiff zuvor einen fremden Hafen angelaufen hatte) gemacht, und doch famen die gröb- 
ften Täufchungen und Untericyleife vor. Und was war die Folge dieſer verichiedenen 
Behandlung? Der begünftigte Staat. erhielt auf dem Markte des andern Staats ein 
Monopol, und er verfaufte nicht etwa feine Erzeugnifle um den Betrag der Zollver- 
günftigung billiger, fondern er forderte genau denfelben Preis, der ſich nach Höhe der 
allgemeinen Goncurrenz berausftellte, und wenn ja eine Ermäßigung eintrat, jo waren 
die Artifel von geringerem Werth. Die eignen Untertbanen wurden alſo in der Wahl 
des vortheilhafteiten Einfaufs beichränft. Theilweiſe hätten fie ſich zwar dafür ichad- 
[08 balten können, indem ihnen der Markt des contrahirenden Staates in derielben 
Weiſe und mit annähernd gleichen Bergünftigungen zu Gebote ftand, und fie thaten 
dies auch wohl. Allein bald machten ich für die einheimiiche Production dieſelben 
Nacıtheile bemerkbar, die mit Schutzzöllen ij. d.) unvermeidlicd) verbunden jind. 
Die Concurrenz war für die Producenten auf dem fremden Marfte erleichtert ; fie 
waren die Begünftigten, doch indem fte ſich defien bewußt waren, erlahmte zu Haufe 
ihr Eifer, dachten tie nicht an Verbeſſerungen, und fie wurden nicht nur auf andern 
Märkten, wo fie nicht gefchügt waren, jondern auch in dem befreundeten Lande troß 
ihrer VBergünftigungen von andern Nationen überflügelt. 

Die neuern Handelöverträge find vorwiegend mit der Tendenz abgeichlofien wor: 
den, feine einfeitigen Begünftigungen und feine Monopole mehr zu gewähren, jondern 
den einmal angenommenen Tarif zu einem allgemeinen, für alle Nationen gleich gülti- 
gen zu machen. Gngland ift darin mit lobenswerthem Beilpiel vorangegangen , und 
der Zollverein würde dieſe Ehre ichon feit langen Jahren haben in Anſpruch nehmen 
fönnten, wenn nicht das politische Verhältniß zu dem bundesverwandten Defterreid) zu 
einer Ausnahme geführt hätte. Frankreich und Belgien haben ſich gleichfalls zu ähn— 
lichen Grundſätzen bereit erflärt, obgleich fie noch durch Separatverträge für ihre In: 
duftrie jedesmal beſondere Bortheile zu erlangen hoffen, wenn auch der mit den indu— 
ftriellen Weſtſtaaten verabredete Tarif in der Hauptſache beftehen bleibt. Bon dem 
Zollverein ift zu erwarten — und die Abficht ijt bereits Far ausgeiprochen — daß der 
neue Tarif in Zufunft feine differentielle Behandlung der eingehenden und ausgehen: 
den Waaren mehr zulaffen werde. — Einzig und allein ift bei Handeldverträgen nur 
das Recht der meiftbegünftigten Nation zu verlangen, d. b. das Recht, daß der 
contrahirende Staat in jede ſpätere Zollermäßigung , Die etwa andern Nationen zuge 
ftanden werden follte, ohne Weiteres mit eintritt. (Bgl.d. Art. Zollweien.) H.R. 
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Diseonto (Discont, Escompte), Discontobanken. 

I. Disconto heißt der bei der Auszahlung einer Schuld gemachte Abzug am Nenns 
betrage. Der regelmäßige Fall ift der, wenn ein Dritter eine Forderung gegen einen 
ſolchen Abzug einfäuft. Jedoch kann auch der Schuldner jelbit feine Forderungen mit 
einem Disconto bezahlen, 3. B. der Wechjelichuldner nicht fällige Wechſel zu einem 
Discont einlöfen. Eine allgemeine wirthichaftlihe Bedeutung hat der Discont in 
zwei Hauptarten von Fällen, 1) bei der Annahme von fofort fälligen Schulvtiteln 
an Zahlungsftatt zu einem Discont, 3. B. von Banfnoten, Sichtwedyjeln, und 2) bei 
der Ausberahlung, reip. dem Anfauf von fpäter fälligen Schuldtiteln zu einem 
Discont. Im erften Falle ift der Discont vorzugsweife eine Provifton dafür, daß der 
Schuldtitel angenommen wird, 3. B. bei Banfnoten außerhalb ihres Domicils oder 
jelbft am Domicil, wenn der die Note Annehmende dem Weggeber die Mühe der Ein- 
lölung eripart. Der Disconto fteht hier mit der Proviiton beim Geld- und Münz— 
wechſel auf einer Stufe. So haben Banknoten, befonders diejenigen der Fleineren 
Banken, oder Sichtwechjel in Entfernung von ihrem Domicil, wo fie eingelöft wer: 
den, öfters einen Fleinen Discont, weldyer in der Kegel den Betrag der Beziehungs- 
foften des baaren Geldes nicht überfteigen fann. Das Wort Disconto wird dann 
auch wohl noch in dem weiteren Sinne gebraucht, daß man damit den Entwerthungs- 
grad oder das Disagio des uneinlösbaren PBapiergelds (und demnach auch wohl 
der jchlechter ausgeprägten Münze) gegen die Metallwährung bezeichnet. 

Die zweite Kategorie von Fällen ift für und die wichtigere. Hier ift der Dis: 
conto eigentlich nur ein auf eine andere Art berechneter Zins, nämlich der vor: 
weg in Abzug gebrachte. Derjelbe nominelle Discontofag ift ſomit etwas höher wie 
der betreffende Zins, z. B. ein 5%,iger Discontofag p. a. ift ein Zins von einem 
Gapital von 95. Daher denn auch andere mathematijche Regeln für den Discont wie 
für den Zins. Der Disconto kann von dem Gläubiger felbit bei der Kortleihung des 
Gapitals in Abzug gebracht werden, wie 3. B. bei Darlehen gegen Wechjel. Bor: 
zugsweife fommt der Disconto aber bei der vorherigen Einlöfung fpäter fälliger 
Schulden durdy dritte Perfonen vor, indem der Gläubiger einem Anderen fein For: 
derungsrecht cedirt. Dies fann mit den verfchiedenften Arten ſpäter fälliger Schulden 
geichehen. Doch ijt der Disconto weitaus am häufigften in Amvendung bei Schul: 
den, welche in verhältnigmäßig Furzer Zeit, Telten in längeren Friſten als 1 Jahr, 
fällig find, und hier wieder bejonders bei Wechjelichulden. Das Geſchäft des Anfaufs 
einer fpäter fälligen Schuld, die jog. Discontirung Escomptirung) bezieht fich 
in der Praris daher beinahe ftets auf Wechjel, weshalb man unter Discontirung 
ſchlechtweg die Wechjeldiscontirung, unter discontirten Papieren, fogen. Disconten 
die Wechjel, unter Discontirern, Escompteuren, Disconthäufern die Banf: und Ge— 
ihäftshäufer verfteht, welche regelmäßig Wechſel discontiren, alfo ihr Capital in 
diefer Form zinsbar anlegen. 

Der Discont und die Discontirung fchliegen fih an die gewöhnliche Geſchäfts— 
tratte eng an. Die Nothwendigfeit der legteren entipringt aus der Geftaltung des 
modernen, auf Arbeitstheilung beruhenden Productions- und Abjagprocefied. Sogar 
das fertige Erzeugniß gebt vielleicht erft durch ein halbes Dugend und mehr Zwifchen: 
glieder, bis es in die Hände des Confumenten gelangt, felbit diefer bezahlt es oft 
nicht ſogleich. Die fofortige Zahlung wird jedem Abnehmer und Weitervertreiber der 
Waare Ichwer, da er felbit wieder auf Zahlung warten muß. Befommt der Producent 
aber nicht alsbald die Zahlung, jo fann er mitunter außer Stand fein, fein Geſchäft 
in Gang zu halten. Daher denn die Sitte des Kaufens gegen Accept: der Verfäufer 
zieht auf den Käufer einen Wechſel für den Betrag des Kaufpreifes auf die Zeit der 
Stundung des legteren, und vermag ſich nun eventuell durch Discontirenlafien dieſes 
Wechſels jofort wieder Geld zu verichaffen. Dies ift die große volfswirthichaftliche 
Bedeutung der Discontirung. Die legtere ift in der That ein nothwendiges Glied 
des heutigen Greditweieng. 

Der Discont wird in legter Linie im Großen und Ganzen durch diefelben Be- 
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weisgründe wie der Leihzins überhaupt beſtimmt und hängt inſofern vom Capital: 
gewinn ab. Doc) wie jchon der Leihzins in fürzeren Zeiträumen durch manche Neben: 
umftände mit beeinflußt wird, jo noch mehr der Discont ſ. den Art. Zinfen). Der 
Discont ift im großen Durchſchnitt längerer Perioden in der Regel niedriger wie der 
gewöhnliche Leihzins, er ſchwankt aber viel ftärfer, wie der legtere, jo daß er inner: 
halb nicht jehr langer Zeiträume mitunter halb jo hoc) und niedriger, mitunter zwei 
bis dreimal höher wie 3. B. der gleichzeitige hypothekariſche Zins ift. Dies erklärt 
ſich aus der Eigenthümlichfeit der vorzugsweile zur Discontirung verwandten Gapi- 
talien und aus dem rajchen Wechjel, welchem unter dem Einfluß veränderter Conjunc- 
turen Die Angebot: und Nachfrageverhältniffe bei der Discontirung unterworfen find. 
Ein großer Theil des gewöhnlichen Discontirungscapitals befteht aus momentan dis⸗ 
poniblen Fonds der Gejchäftswelt felbit, 3. B. aus ftarfen Gaflenvorräthen. Diefe 
Fonds werden auf kurze Zeit verliehen, entweder von den Befigern jelbft oder durch 
Dermittlung der Banken, bei welchen die Gafienvorräthe gehalten werden und jid) 
jeitweiſe bejonders ftarf anfammeln (Depofiten). Geht der Handel flau, oder find die 
allgemeinen Zeitverhältniffe, 3. B. in politifcher Hinficht trübe, jo daß die Geſchäfts— 
welt ihre Transactionen beichränft, jo fammelt ſich einmal viel disponibles Kapital 
an, welches eine vorübergehende zinsbare Anlage in der Discontirung fucht, falls 
nicht gerade beftimmte mercantile Gründe den Wechſelverkehr, wie 3. B. in einer 
Creditkriſis, unſicher erfcheinen laffen. Man legt das Geld dann mit Vorliebe in 
Wechſeln an, weil e8 nöthigenfalls, wenn die Gonjuncturen ein Gejchäft nahe legen, 
durch weiteres Escomptiren (Reescomptiren) fofort wieder Disponibel gemacht 
werden fann oder bei den furzen Friften der Wechiel bald zurüdbezahlt wird. Co 
ſteigt Das Angebot von Capital oder die Nachfrage nad) Wedyieln zur Discontirung. 
Andrerfeits vermindert ſich aus denfelben Urfachen, wegen der Flauheit des Geſchäfts— 
gangs, gleichzeitig der Bedarf nad) Discontirung. Die Folge ift ein ftarkes Sinfen 
des Disconts. Namentlich furz nad) großen Handels⸗ bedingungsweiſe auch nach 
politiſchen) Kriſen, wenn das Mißtrauen in die Solvenz der Geſchäftsfirmen bereits 
geſchwunden, aber die Neigung, ſich in größerem Umfange in Geſchäfte einzulaſſen, 
noch nicht zurückgekehrt iſt, Anft der Disconto dann wohl auf ein Minimum. Wenige 
Monate nad) der ſchweren Handelsfrifis vom Spätherbit 1857, ftand er in Hamburg 
und London wieder auf 1'% — 2%, ähnlich im Jahre 1848 und 1849, damals in 
Hamburg fogar auf %,%. Erſt nad) und nad) fteigt er dann wieder mit dem Auf: 
ſchwung der Gejchäfte, oder, wenn diefer nicht erfolgt, zieht fich auch wohl einiges 
Handelscapital in andre Brandyen hinüber. Der zeitweife jo niedrige Discont erflärt 
ſich eben nur aus dem Wunjche und der Nothwendigkeit, das Gapital für alle Even: 
tualitäten verfügbar zu erhalten. Gerade umgefehrt geht es bei flottem Geſchäftsgan 

und in Greditfrilen. Dort fteigt der Gewinn, nugt Jedermann jein Gapital möglich 
ſelbſt aus und jucht noch Credit dazu, daher in den Höhenpuncten der Specnlationg: 
zeit ein ziemlic) hoher Discont, —7%, und mehr vor der Krifis von 1557. In der 
Kriſis ſelbſt Dagegen zieht ſich Das Kapital zurüd, weil Jedermann fürchtet, jein Geld 
zur Dedung feiner Verbindlichkeiten jelbft nöthig zu haben, weil Keiner dem Anderen 
traut, und viele Leute fait jeden Preis für Geld bei der Discontirung zahlen, um fid) 
nur jolvent zu erhalten. Im December 1857 ftand der Disconto in Hamburg im 
Minimum auf 10—12%,, bei der Bank von England im November 1857 auf 10%, 
in Rewyork im Herbit jenes Jahrs auf 15—25%, und — Ja, in ſolchen Zeiten 
kommen Disconte von '/, oder Y,% für wenige Tage, ſelbſt für einen Tag vor. In 
Handelsplägen mit ftark fluetuirendem Geldcapitale beobachtet man felbit in gewöhn: 
lichen Zeiten bei plöglid) eintretender und vorübergehender Gonjunctur in einem oder 
einigen wichtigen Artifeln Schwanfungen von 1—2°%,, 3. B. von 2 auf 4 und wieder 
r Fi binnen wenigen Moden, jo oftmals in Hamburg. Im Uebrigen vgl. den 

rt. Zinien. 

I. Discontobanfen nennt man diejenigen Banfen, welche vorzugsweite Die 
Discontirung als Activgefchäft betreiben (j. den Art. Banfen). Es find meiſtens 
zugleicdy Zettel: und Depofitenbanfen, indem die mittelft der Banfnotenausgabe und 
des Depofitengefchäfts erlangten, fofort auf Verlangen oder nach furzen Terminen 
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zurüdzahlbaren Gapitalien am Sicyerften in Wechſeln theilmweife angelegt werden. 
Das Discontogeichäft ift Daher das Activgefchäft par excellence der Depoftten- und 
ettelbanfen und jollte neben dem Lombard- und einem beichränften Gontocorrentge: 
chäft auch allein von ſolchen Banfen betrieben werden. Namentlich ift es Aufgabe 
einer Bank, die Depofiten der Gefchäftswelt zu fammeln und zur Discontirung zu 
verwenden. Die Bank bildet hier ein fehr nügliches Zwilchenglied des Verkehrs, fie 
verwaltet die Gapitalien der Gejchäftsleute, und dient gewilfermaaßen als Verſiche— 
rungsgefellihaft. Die Discontirung durch Vermittlung der Banf verdient durchaus 
den Vorzug vor der ſich dann nothwendig zeriplitternden Discontirung feitens der 
einzelnen Firmen jelbft. Befonders in Ereditkrifen tritt dies hervor. Die Privatdis- 
conthäufer verweigern dann um ihrer eigenen Sicherheit willen alle Discontirung 
(Hamburg 1857), während die Bank, welche die Gafjenvorräthe und Baarrejerven 
der Einzelnen bei fich auffammelt, jelbft in Krifen bei ihrer größeren Geichäftsfenntniß 
nach den gewöhnlichen Grundfägen des Depofitenwejens einen Theil dieſes Geldes 
ferner zur Discontirung verwenden kann. Dies vermochte die Banf von England in 
in der Krifis des Jahre 1857 zu thun. Während in Hamburg das ganze Disconto- 
geihäft ftodte, weil dad Geld in der veralteten Girobanf nicht angerührt werden 
durfte, konnte die Banf von England weiter discontiren. Sehr zwedmäßig wirft in 
folder Lage auch die Verbindung des Zettelgeichäfts mit der Discontobanf,. Denn 
von einem gewiflen Stadium der Krifis an, wenn die Wechſelcourſe umgeichlagen 
find und die Ausfuhr des Geldes nicht mehr zu befürchten ift, fann die accreditirte 
Banf mit Noten nody weiter discontiren, da fie deren Zurüdftrömen jegt nicht zu 
fürdten hat. Nach der Suspenfion der unzweckmäßigen Peel'ſchen Acte vermochte die 
englifche Banf in dieſer Weife die Krifis von 1857 zu lindern, indem das Bewußt: 
fein, nöthigenfalld Geld von der Banf erhalten zu fünnen, den panifchen Schreden 
der Geichäftswelt ſofort bejeitigte. 
Die richtige Regulirung des Discontogeichäfts ift eine der wejentlichften Auf: 
aben der Handelsbanf, Allgemeine Grundjäge in Betreff der Sicherheit der 
Wechfel laſſen ſich kaum aufjtellen. Die Bank kann ſich höchſtens an die naturge— 
mäße Wechfelfette halten, indem fie darauf ficht, daß der Trafjant der Verfäufer, 
der Acceptant der Käufer nad) dem Verlauf des volfswirtbichaftlichen Abfagprocelies 
ſei. Beargwohnung runder Beträge fann ebenfall® mitunter am ‘Plage fein. Sonſt 
aber muß die Bank eben hier die eigenen Augen offen halten. Ein verhängnißvoller 
Fehler ift es in der Regel, wenn die Banf ſchlechte Wechfel genommen hat und merft, 
daß fie in eine Kette der Wechfelreiterei gezogen fei, nun nicht den Muth zu haben, 
das Neg zu durchreißen, fondern ſich auf Prolongationen einzulaffen, in der Hoffnung, 
es werde der Firma vielleicht doch gelingen, fi) noch herauszuwideln. Raſche Stei— 
gerung der Forderungen, baldige völlige Unrealifirbarfeit derjelben, ſchließlicher Ruin 
der Firma und oftmals der Banf felbit ift die Folge. Die Banf muß fic) ftets hüten, 
ihre Discontirung von wenigen Firmen monopolifiren zu laffen, im Intereſſe 2 25 
Sicherheit, wie in dem des Verfehrs (Mißbrauch bei der öfterr. Nationalbank in frü— 
herer Zeit). Eine gewöhnliche Sicherheitsvorichrift für das Discontogefchäft iſt in 
vielen Banfftatuten das Verlangen der drei foliden Unterfchriften auf dem Wechiel. 
Gegen ſchlechte Wechſel ſchützt diefe Beftimmung dennoch nicht genügend, häufig ver: 
urſacht fie nur eine nadjlälftgere Obforge der Banf, und oftmals vertheuert fie dem 
ſoliden Geihäftsmann nur den Discont um den Betrag der Provifion, weldye er dem 
Banquier für feine Unterichrift bezahlen muß (Wiener, Parifer Bank, Gründung des 
Discontocomptoirs in Paris, befonders für die Discontirung der Wechſel mit zwei 
Unterfchriften, zum Theil alsdann Reescompte bei’ der franzöftfchen Bank). Das Re: 
discontiren der Wechſel feitens der Bank ift im Ganzen nicht zu loben. — In Betreff 
der Berfallzeit der Wechſel verdient die Marime, welche mitunter Statutenbes 
ftimmung geworden, nicht Accepte von mehr als 3 Mon. Verfallzeit, höchſtens von 
100 Tagen zu discontiren, im Ganzen für Zettel: und Depofitenbanfen Billigung. 
Die Banf muß ſuchen, das Discontocapital fo zu vertheilen, daß täglih Summen 
fällig, alfo wieder disponibel werden, und für die Zeiten, in welchen erfahrungsmäßig 
periodisch größere Zettelmaffen zurüditrömen oder Depofiten gefündigt werden, um 
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io — Summen. Im Falle eines größeren Andranges um Discontirung oder 
ftärferer Zurückforderung der von der Bank ſelbſt geliehenen Gelder verweigert die 
Banf wohl die Annahme gewiffer Wechfel oder discontirt für jede Firma nur einen 
fleineren Marimalbetrag. Befler iſt es, dann lieber die Marimalverfallzeit der 
Wechſel zu verfürzen, weil diefe Maaßregel gleihmäßiger wirft und unpartetifcher 
durchzuführen ift (neuerdings bejonders von der franzöſiſchen Banf öfters gethan). 
Aber den Vorzug vor allen diefen Mitteln verdient in ſolchem Falle die Steigerung 
des Disconts, wie denn die richtige Regulirung des Disconts überhaupt 
der Punct ift, auf welchen bei der oo. Alles ankommt. Im Allgemeinen hat 
die Banf mit ihrem Disconto den Bewegungen und Bewegungstendenzen des Dis: 
conts am Geldmarkt zu folgen, bei jehr niedrigem Discont aber lieber nicht ganz fo 
tief zu gehen, um eventuell die Epeculation nidyt über Gebühr anzufachen, bei fehr 
hohem Discont ihren eigenen Eaß eher noch etwas darüber zu ftellen. Sie braudht 
nicht jeder Nüance des Marktdisconts zu folgen, fondern fann den Discont etwas 
ftabiler zu halten ſuchen, aber das Princip des ftabilen Banfvisconts darf niemals 
dahin führen, reellen Bewegungstendenzen des Marktfages entgegenzutreten. Gegen 
einen zu ftarfen Abfluß des edlen Metalls ins Ausland ift die Steigerung des Die: 
conts und die dadurch herbeigeführte Reaction auf die Wechfelcourfe das einzige pro— 
bate Hülfsmittel, zu dem die Banf troß des Lamento's der Geichäftswelt greifen 
muß. Denn diefes Mittel ift in ſolchem Falle das Gorrectiv gegen die Geldklemme 
felbft, weiles auf die Preife der Fonds und Waaren einwirft, die Epeculation dämpft 
und die Rüdftrömung des Metalle ins Inland befördert. Mehr und mehr haben die 
großen enropäifchen Banfen, befonders die Banf von England, fid) neuerdings zu 
dieſer richtigen Discontopolitif befehrt, fo nody im Herbit 1864. 
Literatur: ©. den? Art. Banfen. 
Adolph Wagner. 
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Aus dem Worte domanium folgt die Bedeutung Eigenthum, und zwar find Do- 
mainen das productiv arbeitende Eigenthum des Staats, das derfelbe zum Zwecke des 
Erwerbs befigt. Bon felbft fallen daher hinweg: alles Staatövermögen, das, obgleich 
es indirect audy productiv wirfen fann (wie Staatögebäude, Mufeen, Bibliothefen u. 
j. w.), der Staat nicht zum Zwede des Erwerbs benugt , ferner das etwa vorhandene 
werbende mobile Vermögen des Staats, endlich die Negalien (f. d.). Zu den Do: 
mainen gehören daher Landgüter, Wälder, Berg: und Hüttenwerfe, Fifchereien, ferner 
Eifenbahnen, Telegrapben u. ſ. w., obgleich gerade Die legteren von allen Denen, 
welche den Begriff „Domaine“ ftreng biftoriich teitgehalten wiſſen wollen, ‚nicht dazu 
gerechnet werden. 

In früherer Zeit befaß der Staat einen Rad Theil des Grund und Bodens 
jelbft, und jo lange die Urproduction und Die Naturalwirtbichaft allein beftanden, bil- 
dete der Ertrag aus den Domainen das ganze Staatdeinfommen. Tirogdem daß das 
Steuerwefen der Römer ziemlich entwidelt war, war doch das Staatsbefigthum an 
Grund und Boden weit größer als der Privatbefig, da fämmtliches eroberte Land dem 
Staate gehörte, der ed dann verpacdhtete. In dem Maaße jevod), ald die Staatsgewalt 
Gapitalien braucht, weil die Zwecke und Ziele fid) erweitern, bildet ſich auch der Ge— 
danfe von der Verpflichtung der Staatsangehörigen, Steuern zu zahlen, fofort aus, 
Die öffentlichen Ausgaben werden durch die Steuern gededt, der Grundbefig des Staats 
bleibt den frühern Beftimmungen vorbehalten und geht im Laufe der Zeit in den un: 
umſchränkten Befig der Fürften über. Am ausgebildetiten ift die Domainenwirtbichaft 
zur Zeit Karl des Großen, der durch Beamte die Staatsländereien bewirthichaften 
läßt, die Erträge einhebt und felbit von Domaine zu Domaine giebt. — In Deutſch— 
land half die Reformation durch Aufhebung der Klöfter und der geiftlicyen Güter die 
Domainen vergrößern, nachdem im Kaufe der Zeit manche Herrihaft von den Fürften 
aus Geldmangel verpfändet und nicht wieder eingelöft worden war. England verfauft 
zu Cromwells Zeit feine Domainen, um die Wiederberftellung des Königthums zu er 
ſchweren; die franzöfiihe Republif Dagegen macht die Güter der Emigranten und dar 
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Beſitzthum der Bourbonen, das Ludwig XIV. aus dem Staatsbeſitz an fich gerifien hatte, 
zu Domainen, um ſie jofort wieder zu verkaufen. 

Der Einführung der conftitutionellen Regierungsform ift e8 vorbehalten geblieben, 
den Privatbefig der Fürſten von dem Staatseigenthum ftreng zu jondern ‚ und in der 
Givillifte hat man den Theil der Staatdausgaben , weldyer für den Unterhalt des 
Fürften und jeines Hofhaltes bejtimmt ift und der unbeihränften Verfügung des Mor 
narchen unterliegt, ftreng ausgeſchieden. In vielen Ländern ift die Eivillifte ausdrück⸗ 
lich als Aequivalent für die dem Staate abgetretenen Nutzungsrechte des königlichen 
Domainenguts bezeichnet worden. Die Frage, wem das Eigenthum der Domainen 
eigentlich zuſtand, ob dem Staate oder dem Fürſten, gehört in das Staatsrecht und 
kann jetzt als eine entſchiedene betrachtet werden. Unvergeſſen mag wenigſtens das 
koͤnigliche Wort Friedrich Wilhelms III. bleiben, als er einen großen Theil ſeines 
Privatvermögens feinem gebeugten Lande opferte: „Won meinem Lande hab’ ich es, 
ihm geb’ ich e8 wieder!“ 

Die neuefte Zeit hat den Begriff der Domainen — wiewohl mit Unrecht — et- 
was enger gefaßt, und verftehen jelbit die Budgets unter Domainen » Erträgen in der 
Regel nur die Einfommen aus dem ländlichen Grundbefig des Staats (Kammer: 
güter, landwirthichaftlide Domainen) fowie aus den Staatswaldungen 
und deren Nebennugungen, wie Jagd und Fiicherei, hier und da auch aus den Staats: 
bergwerfen. Die Domainenftatiftif kann felbft in dieſer Einichränfung nur jehr un— 
genau gegeben werden, da bei Angabe des Roh- und Reinertrags Feincswegs überall 
die gleichen Grundſätze befolgt werden. Am beveutendften find die Domainen der 
nordamerifaniichen Vereinigten Staaten, die 1560 weit über 3000 Mit. Morgen be- 
tragen haben follen, und die niemals bewirtbichaftet worden find, deffenungeachtet aber 
nur durch den Verkauf einen fehr großen Theil der Staatseinnahmen liefern. In 
zweiter Linie fteht Rußland, defien Domainen 1850 40,, Mill. Silber-Rubel abwar- 
fen. Preußen befaß 1860 an „Domainen und Staatsforften“ 9165088 Morgen mit 
einem Ertrage von I Mill. Thlr. — Defterreidy berechnete für 1862 die Cinnahme 
aus feinen Staatsgütern und Staatsforften auf 7%, Mill. Fl., Bayern auf 5,, Mill. 
Fl., Sachſen (1863) auf 1,, Mil. Thlr., Hannover 18%, auf 2,, Mill. Thlr., 
Mürtemberg in derfelben Periode auf 3,, Mill. Fl. — In England betragen die Er- 
träge aus den vorhandenen Domainen (faum 300000 Pfd. St.) nur 0,,% der Ge: 
fammteinnahme, in Frankreich 2, %, in Schweden dagegen 34,,%, in Medlenburg- 
Schwerin 43,,,% und in Anhalt mehr ald 48%, des gefammten Staatseinfommens. 

Die Frage, auf welche Weile Domainen dem Staate den größten Nugen bringen 
werden, ob durch eigne Bewirthichaftung, durch Verpachtung, oder durch Verfauf, kann 
nicht für alle Arten des Domainenbefigthums gleihmäßig beantwortet werden. Die 
Entiheidung wird bei ven Staatswaldungen, ebenjo bei Eifenbahnen 
und Telegraphen ganz anders ausfallen können, da hier die verfchiedenften Juter— 
eſſen zu berüdfichtigen find. Aus diefem Grunde wird auf die betreffenden , fpeciellen 
Artikel verwielen, und follen bier nur die rein landwirtbfchaftlihen Domainen 
und deren wirtbichaftliche Bedeutung der Erörterung unterworfen werden. 

Diefelben Gründe, welche gegen die Staatsinduftrie (f. d. Art.) im Allge- 
meinen angeführt werden, gelten im vollften Umfange für die Selbftverwaltung der 
Domainen von Seiten des Staats. Der Legtere wirthichaftet jederzeit theurer als der 
Privatmann, und felbft der gewifienhaftefte und tüchtigfte Beamte, ganz abgejehn, daß 
er daffelbe perfönliche Interefie niemals haben wird, wie der Eigenthümer, jteht ſich 
durch den unvermeidlichen Inftanzenzug nad) allen Seiten gehemmt. Die Anfichten 
über die Bewirthichaftungsweife ändern fi) mit den Beamten, und was noch ſchlim— 
mer ift, felten werden für Meliorationen größere Bapitalien bewilligt, jelbft wenn 
der Nugen auf der Hand liegen follte. Domainen follen dann nur viel Geld einbrin- 
gen, aber niemals Änſprüche an die meift leere Staatscaffe machen. In der Regel ift 
man auch von der Selbftverwaltung der Domainen abgegangen, und nur hier und da 
hat man fogenannte ökonomiſche Manerwirthihartee als landwirth— 
ſchafthiche Verſuchsſtationen fortbeſtehen laſſen. Solche Anſtalten können bei 
angemeſſener Leitung manches Gute ſtiften, unſere Landwirthſchaft befindet ſich aber auf 
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einer ſolchen Stufe der Entwidelung, durch landwirtbichaftliche Zeitichriften und Vereine 
werben Verbeflerungen und andere Betriebseinrichtungen fo raſch befannt und deren 
im Großen —— Reſultate jo ſchnell verbreitet, daß eine ſolche Initiative 
von Seiten der Regierung wohl kaum noch unumgänglich nothwendig iſt. Sind doch 
auch Fälle vorgefommen, wo ſolche Muſteranſtalten durch ihre einſeitige Parteiſtellung 
z. B. Theorie über Düngungsmittel nad) dem vorwiegenden Gehalte an Stickſtoff oder 
an phosphorfauren Salzen) mehr gejchadet als genügt haben, da die Refultate in der 
Regel durch officielle Blätter veröffentlicht und die neuen Methoden von der Regierung 
auf das MWärmfte empfohlen werden. Unter ſolchen Fällen kann der Selbftverwaltung 
der Domainen von Seiten des Staats auf feinen Fall das Wort geredet werden, 
und der Ausſpruch Ad. Smiths „der Foftipieligfte Theil des Staatseinfommens 
find die Domainen“ ift für die landwirthichaftlichen Krongüter ganz zutreffend. Die— 
jer Schaden trifft aber nur erft die Staatscaffe, welche für ihr Befigthum den landes- 
üblihen Zinsfuß nicht erhält. Da aber infolge der Staatsverwaltung Domainen 
in der Production von Getreide, Handelsfrüchten, Schlachtvieh u. ſ. w. tiefer ftehn, 
als Güter von derfelben Ausdehnung und Bovdenbeichaffenheit im Privatbefig, fo wird 
dem ganzen Wolfe eine größere oder geringere Menge von Robftoffen zur Ernährung 
und zu Induſtriezwecken entzogen. 

In der Regel find indeften die Domainen verpachtet, und giebt e8 nad) dieſer 
Seite verfchiedene Abftufungen. Ganz veraltet ift die fogenannte Gewährsadmini- 
ftratiom, bei der der Pächter eine beftimmte (niedrige) Summe zahlt und von dem 
erlangten Ueberſchuß eine Art von Tantieme erhält. Sie empfiehlt fich deshalb nicht, 
weil der Pächter fich niemals veranlaßt fehen wird, Gapitalien zu Berbeflerungen zu 
verwenden, da er die Zinfen nur zum Fleinften Theile erhalten würde. — Bei der Ber: 
pachtung, die in derfelben Weife erfolgt, wie bei andern Gütern im Privatbefig, ift der 
Pachter bei Furzem Pachttermin darauf angewielen, den Boden möglichft auszunugen, 
da Meliorationen, welche fich erft im Laufe der Zeit als rentabel herausitellen, ſchwer— 
lich ausgeführt werden. Eine allmähliche Entwerthung der Domaine ift die unaus— 
bleibliche Wirfung , und da der Staat fi) in der Negel nicht dazu verftehen will, für 
dauernde Verbefierungen die nöthigen Gapitalien aufzuwenden, erflärt es ih, warum 
das Rachtäquivalent der Domainen im Laufe der legten 30—10 Jahre durdyichnittlich 
nicht in demfelben Maaße geftiegen ift, wie der Werth der übrigen landwirthichaftlichen 
Grundftüde. — Am geeignetten jcheint noch die Erbpacht zu fein, obgleich es, 
wenn die Staatscafje nicht wiederum zu kurz fommen foll, notbwendig ift, daß für Die 
Revifion des Kanons nicht zu lange Friften geftellt werden. 

Unter ſolchen Umftänden fann dem Staate nicht genug gerathen werden, feine 
landwirthſchaftlichen Güter durd Verkauf in Brivatbefig übergeben 
zu laſſen. In Franfreic und England hat man fich längft nach diefer Seite hin ent» 
ſchieden, in Deutſchland dagegen find folde Forderungen von Regierungen und Land» 
ftänden faſt durchgängig zurüdgewiefen worden. Wir beginnen mit der jchwächiten 
Seite der gegentheiligen Einwände. Es ift nämlich — hingewieſen worden, daß 
der Staat in ſeinen Domainen Vorrathskammern für Zeiten der Noth beſitze, doch hier 
ſpuckt noch ein Reſt von den alten Anfichten über Kornwucher in den Köpfen, und 
ift nurtan Roſcher's Ausſpruch zu erinnern, daß die befte und bilfigfte Kornfammer 
während der Jahre des Ueberflufies in der Aufzucht von Schlachtvieh zu juchen fei. 
Wie übrigens bei verpachteten Domainen von einer Kornfammer des Staatd die Rede 
fein kann, ift nicht einmal einzufehn. — Da der Grundbeſitz als ficherftes Beſitzthum 
dem Privatmanne einen nahhaltigen Eredit gewährt (Vergl. d. Art. Credit, Real» 
und Perfonalcredit), fo, meint man, befördere auch der Domainenbefig den Staatd» 
eredit. So lange ein Staat feine Schulden zu verzinfen umd zu tilgen hat, könnte dies 
plaufibel Flingen, wenn für etwaige fpätere Geldverlegenheiten eine umfichtige Staats⸗ 
verwaltung ein reales Pfandobject in Bereitſchaft halten wollte, da aber, ſoviel uns 
befannt iſt, fein einziger Staat ſich in jener glücklichen Lage befindet, iſt es geradezu 
Pflicht, ein Befigthum au veräußern, das nur 3, höchſtens 4%, an jährlichen Erträgen 
abwirft, während die aufgenommenen Darlehen mit 4—5, und die noch aufzunehmen« 
den mit 5—6%, verzinft werden müffen.' Beiläufig hat England bei einem verſchwin— 
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dend kleinen Domainenbeſitz, der, ſoviel uns bekannt, nicht einmal landwirthſchaftliche 
Krongüter in ſich faßt, weit mehr Credit, als das domainenreiche Rußland. — Die— 
ſelben Gründe laſſen ſich ferner dem Bedenken entgegenſtellen, der Staat brauche, ſo 
lange er im Beſitz von Domainen ſei, die Steuern nicht zu erhöhen. Mit Recht nennt 
dies v. Treitſchke eine jener Spielereien mit unverſtandenen Zahlen, an denen der 
furor statistieus unſerer Tage fo reich ſei. Freilich bleibt es, wenn der Verkauf der 
Domainen empfohlen wird, eine Hauptbedingung , daß dies nicht in der Abſicht ge— 
fchehen darf, eine de Tape 20 damit auszugleichen oder eine un— 
nöthige Staatsausgabe mit dem Erlös des beabjtchtigten Domainenverfaufs deden zu 
wollen. Der Verfauf der Domainen foll geichehen, um mit dem erlangten Capital ge- 
rade foviel Schulden zu tilgen, ald der Verfaufspreis der Staatsgüter beträgt. Höchſt 
wahrfcheinlich wird derjenige Staat, welcher in der glüdlichen Lage ift, viele Güter ver 
faufen zu können, fie nicht alle zu gleicher Zeit losichylagen dürfen, um Durch das maſ— 
jenhafte Angebot nicht den Preis feiner und der Staatsangehörigen Grundſtücke ber- 
unterzudrüden , fondern er wird dies allmählich thun, und, das Ziel unausgejegt im 
Auge behaltend, überhaupt den geeigneten Zeitpunct abwarten müſſen. 

Literatur: Dr. Leite, Vertheilung des Grundeigenthung im Zufammenbange 
mit Gefchichte, Gefeggebung und Volkszuſtänden. — Dr. Lette in Rotteds Staatd- 
lericon f. Domainen. — Roſcher, Nationalöfonomif des Aderbaus S. 150 ff. 
Stuttgart 1860). — Hüllmann, Gejchichte der Domainenbenugung in Deutſch— 
land (1807). — Zachariä, Deutiches Staatsrecht II, S. 400 ff. enthält zugleich den 
Literaturnachweis über die Nechtöverhältnife der Domainen. — Höfler, Geſchichte 
der engliichen Givillifte (1834 Stuttgart). — Klüber, Staatsardiv des deutichen 
Bundes I. ©. 483. — v. Treiticbfe, Staatslericon v. Bluntſchli ſ. Domainen. 

H. R. 


Dominialſteuer ſ. Gefällſteuer. 


Durchfuhrzölle. 

Unter Durchfuhrzöhlen (auh Duchgangszölle, Durchgangsſteuer, 
Tranfitzölle) verfteht man ſolche Abgaben , welche auf einen Handelsartifel gelegt 
find, der das Territorium eines Landes auf feinem Wege nah einem andern Gebicte 
durchichneidet. Wenn z.B. ein Handlungshaus in der Schweiz Waaren nady England 
verjenden oder von dort her beziehen will, fo bleiben ihm blos die 3 Wege durch Deutjch- 
land, Frankreich oder Jtalien übrig, und ſobald dieſe Staaten verlangen, daß von jeder 
Gewichtseinheit der durchgehenden Güter ein Zoll bezahlt werden foll, bleibt für den 
Abjender nichts übrig, als den Zoll zu zahlen, oder auf die Verfendung zu verzichten, 
oder einen in den genannten Ländern anläffigen Kaufmann (Spediteur) mit der 
icheinbaren Uebernahme zu beauftragen. Da aber in dem legtern Falle viele Artikel 
Eingangszölle zahlen, fobald fie für den innern Verbrauch beftimmt find, jo würde das 
betreffende Handeldgut nicht nur an der Grenze des Durchgangslandes den tarifmäßi- 
gen Zoll, Tondern auch bei dem Uebergange auf Schweizer Gebiet nochmals den 
Schweizer Zoll zu zahlen haben, und da ferner Durchfuhrzölle meift niedriger normirt 
find, als die Eingangszölle, fo würde der legtere Weg ſich nur höchſt ausnahmsweise 
empfehlen. Außerdem verlangt auch der Spediteur für feine Mühe eine befondere Ent- 
ſchädigung, und jo lange in den drei genannten Staaten überhaupt nody Durchfuhrzölle 
beftanden , 309 deshalb der Schweizer Kaufmann vor, den Zoll zu zahlen, umſomehr 
da der Betrag in der Negel weit niedriger war, als für die gleichen eingehenden, d. h. 
für den inländischen Verbrauch beftimmten Waaren. Eoldye Güter, weldye ald Eigen» 
thum ausländischer Kaufleute ihren Weg ohne Aufenthalt durch das Land nehmen, 
heißen Tranjitogüter. Werden fie von einem inländiichen Spediteur übernommen, 
fo nennt man fie Speditionggüter (vergl. den Art. Refactie). 

Die Durchfuhrzölle find in den meiften Gulturjtaaten gefallen, weil der geringe 
Ertrag zu Gunſten der Staatscafje dem großen Schaden nicht entipricht, den die Trans— 
portunternehmungen,, befonders Gilenbahnen und Flußſchifffahrt, darunter zu leiden 
haben. Solange alle Staaten die Durdyfuhr zu annähernd gleichen Sägen befteuerten, 
machte fich dieler Einfluß nicht geltend, obgleidy auch damals fein rechter Sinn in einer 
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Abgabe für Güter lag, welche nicht im Inlande blieben und doch den einheimifchen 
Transportunternehmern vielfachen Gewinn brachten. Nachdem aber andere Länder aus 
ſolchen Billigfeitsrüdfichten die Durchfuhrzölle aufgehoben hatten, wurde der Handels» 
verkehr auf andere Wege abgelenft, und es hält dann ſchwer, ihn wieder auf die frü— 
— Straßen zurückzuführen. Bis zum 1. März 1861 erhob der Zollverein einen 

urchgangszoll von 10 Sgr. pro Centner allgemeiner Eingangszoll für die im Tarif 
nicht beſonders genannten Waaren), oder nach Höhe des Ein- und Ausgangszolles, 
wenn legterer weniger als Thlr. betrug. Die Folge davon war, daß beifpielsweiie 
die Schweiz, welche ihren Berfehr mit Amerika Trüher durch Deutſchland, vor- 
zugsweiſe über Bremen, vermittelte, den Weg durd) Frankreich über Havre einſchlug — 
in Frankreich wurden die Durchgangszölle für eine Anzahl von Häfen und Lanpftatio- 
nen bereits 1832 aufgehoben , doch fo, daß den Gütern eine beftimmmte Richtung für 
den Ausgang angewiejen ward (Straßenzwang) — und daß den deutichen Eifen- 
bahnen wie der See: und Flußſchifffahrt große Summen durd) die verfehrte Zollpolitif 
verloren gingen. (Bis jegt hat es noch nicht gelingen wollen, die alten Verbindungen 
wieder vollftändig anzufmüpfen.) — Lange Zeit hindurch galten die Flußzölle 
beionders auf Rhein und Elbe ald Erfag für die Durchfuhrzölle, doch find aud) diefe 
endlich bis auf geringe Gebühren, die zur Regulirung des Bahrwaflers verwendet wer- 
den ſollen, gefallen. — Oeſterreich hat durd den Tarif von 1854 für eine große Menge 
von Waaren den Durchgangszoll aufgehoben, ebenfo find alle Waaren , die über See 
eingehen oder auf der Donau und dem Po ald Tranfitogüter verfrachtet werden, von 
jedem Zoll befreit ; der allgemeine Saß des Durchfuhrzolls beträgt 15 Kr. pro Brutto: 
Etr.— Auf der furzen Strede, auf welcher die Hamburg-Berliner Bahn Medlenbur 
und Lauenburg berührt, wird noch von Durdigangsgütern ein Zoll erhoben, der indes 
wahrſcheinlich fofort fallen wird, fobald eine Concurrenzbahn nody fprechendere Be— 
weile von den Nacıtheilen einer derartigen ungerechten Belaftung des Handels ver: 
ſchaffen wird. 

Außerdem werden gewiffe Güter einheimijcher Kaufleute ald Tranfitogüter behan- 
delt, jobald diejelben bei dem Eingange als ſolche Waaren bezeichnet werden, welche 
für die Wiederausfuhr beftimmt find. Die Waaren fommen dann mit Begleitfcheis- 
nen der Zollbehörden an und werben in öffentlihen Niederlagen, Lagerhäu— 
fern oder Padhöfen (entrepöts, warehouses) abgeladen, wo fie unter Mitverfchluß 
der Zollbeamten bis zur Wiederausfuhr, für die indefien eine beftimmte Zeitgrenze von 
2 Jahren gefegt ift, lagern. Privatlager (entrepöts fietifs) werden nur aus— 
nahmsweije und dann nur für ſolche Artifel geftattet, welche nicht mit Waaren von 
geringerer Qualität und ungleicher Beſteuerung vertaufcht werden fünnen, Die Gü- 
ter bleiben in diefem Falle dem Kaufmann zu eigner Aufbewahrung überlaffen,, doch 
bat legterer für den Ginfuhrzoll zu haften, fobald er nad) Ablauf der fejtgefegten Frift 
die Wiederausfuhr nicht nadhweifen fann. Bon Wichtigkeit find diefe Einrichtungen, 
da der Kaufmann mit feinen Gütern, die er für die Ausfuhr beftimmt , beliebig operi- 
ren fan, ohne deshalb Zölle zahlen zu müffen. (Vergl.d. Art. Zollwefen u. Kreis 
gebiete.) H.R. 


E. 
Egartwirthſchaft. 


nennt man ein in manchen Gegenden Süddeutſchlands, auch in Oberſteiermark, 
Kärnthen und Tirol übliches Koppel-, oder Weide-Wirthſchaftsſyſtem, deſſen charak— 
teriſtiſches Merkmal darin beſteht, daß die Graswüchſigkeit des Bodens, welche eine 
raſche Wiederkehr der Weide ermöglicht, noch dadurch unterſtützt wird, daß der Weide 
eine gedüngte Vorfrucht vorhergeht. Dieſe Düngung iſt dadurch möglich, daß neben 
den im Turnus befindlichen Feldern, die meiſt an ſauften Hängen liegen, noch eine 
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ertragsreiche Rieſelwieſenwirthſchaft in den Thälern betrieben wird, welche in Verbin— 
dung mit den Bergweiden große Viehhaltung ermöglicht. 
A.E. 


e. 

Die Ehe iſt die Vereinigung zweier Menſchen verſchiedenen Geſchlechts zur Ge— 
meinſamkeit des Lebens, mit kirchlicher oder juriſtiſcher Feierlichkeit geſchloſſen, durch 
die ſittliche Idee und rechtliche Geſtaltung getragen und über dem gewöhnlichen Con— 
cubinat erhaben. Die Natur ſelbſt drängt dahin, die Ehe läßt ſich inſofern recht 
wohl als eine göttliche Inftitution faſſen. Und diefe Nothwendigkeit ift nicht blos eine 
Raturnothwendigfeit, ſondern aud) eine fittliche, aus der innerften Menfchenbruft kom— 
mende, weldye bewußt oder unbewußt das Bevürfniß der Ergänzung empfindet , Die 
Ergänzung zum ganzen Menichen. Die rechtliche Seite der Ehe ift erft jecundär der 
fittlihen,, wenn auch eng mit dem inneren Gehalt und Weien der Ehe zuſammenhän— 
gend. Sie rein als ein bloßes, über das Weib ald Sache abgefchlofienes Gontractverhält- 
niß anzuſehen, nicht als eine Inftitution der ſittlichen Weltordnung, heißt fie herabzie— 
hen in die rein finmliche oder barbariiche Auffaflung, in der das Weib, wie meift bei 
Völkern auf ganz roher Eulturftufe , lediglich Bettgenoffin oder Sclavin zu Dienftlei- 

ngen ift. Hier ift die Form der Eheſchließung auch meift anfangs ein wirklicher oder 
ein noch) ein Scheinfauf. — Die Kindererzeugung foll in der Ehe nicht blos eine 
natürliche Folge, ſondern eigentlicher uriprünglicher Zwed fein, da auch in ihr fittlidye 
und rechtliche Momente liegen. Auf beide Seiten weiſt ſchon das tieffinnige Wort 
„Ehe“ felbft bin, welches Recht und Bund bedeutet. Die firhliche Form der Eheichlie- 
ung ift zumächft conventionelle Form , die “allerdings ihre fittliche Begründung, und 
im Laufe der Zeit rechtliche Kraft zugetheilt erhalten hat; fie ift aber nicht überall ein 
Grforderniß, weder für die Ehe als fittliche Inftitution, noch als redytliche Gemein- 
ſchaft. Wohl aber ift die Recytöverbindung untrennbar, und fie beftimmt die Stellung 
des Mannes, in defien Familie, Haus (Domicil), Stand, Volks- und Landredit Die 
Frau eintritt, fie regelt die Stellung , die genoffenichaftliche der Frau als der recht: 
mäßigen und ebenbürtigen Lebensgefährtin des Mannes , fie beftimmt das Verhältniß 
zu den ehelichen Kindern und das Güterrecht beider Ehegatten. 

Fichte harafterifirt die fittliche Seite ver Ehe in einer Weile, die gleidyzeitig auf 
die wirthichaftliche mit hinzielt, wenn er fagt: „Der phyſiſche Menich ift nicht allein 
Mann oder Weib, fondern Beides; ebenfo der moralifche. Es giebt Seiten des menſch— 
lihen Charakters und gerade die edelften deflelben, die nur in der Ehe ausgebildet 
werden fünnen: die hingebende Liebe des Weibes, die Alles für jeine Gefellin auf: 
opfernde Großmuth des Mannes; — Vater: und Mutterempfindungen u. |. w. Das 
urfprüngliche Beftreben des Menſchen ift egoiſtiſch; in der Ehe leitet ihn ſelbſt die 
Natur, ſich in Anderen zu vergeflen, und die eheliche Verbindung ift der einzige Weg, 
von Natur aus den Menfchen zu veredeln. Die unverheirathete Perjon ift nur zur 

Alfte ein Menſch.“ Die Ehe ift die fittliche und wirtbichaftliche Pflegitätte der Men- 
hen von Kindesbeinen an, diejenige Einrichtung, welche das egoiftifche Sonderinterefle 
zur Liebe, zu unermüpdlicher Arbeit, Sparfinn und planvollem Leben mit der Sorge um 
die fittliche und wirthichaftliche Eriftenz der Nadyfommen treibt, welche die Verlafien- 
heit zu gegenfeitiger Pflege, die fittlihe und geiftige Verwahrlofung zur Bildung 
macht und erhebt. Die Achtung des Weibes hängt genau mit Gulturftufe und Sitt- 
lichkeit zufammen, fie fehlt bei uncivilifirten und übercivilifirten Völkern; Vielmänne— 
rei, Vielweiberei und Dirnenwirthichaft treten alddann auf. Bei überrivilifirten Völ- 
fern reißen alsdann nod) Lafter und Geſchlechtskraukheiten ein und vergiften Die Ehe, 
unfruchtbare Gonvenienzheirathen , unehelihe Geburten und Eheicheidungen mehren 
fih. Die Monogamie, die Einehe, vom Chriſtenthum geboten und jchon bei den 
alten Deutichen Regel, ift nicht blos eine conventionelle Form, fie ift von der Natur 
jelbft am ftärkften angedeutet in der gefchlechtlichen Gleichzahl der Geburten. Auf 
1000 Mädchen werden überall im civilifirten Guropa durdichnittlich 1006 Knaben 

eboren. Diejes unbedeutende Mißverhältniß gleicht fich Ipäter aus. Es ſpricht alio 
Bier ein Naturgefeg. Die Ehe ift die Pflegftätte hoher reiner wirthſchaftlicher 
Gefittung , fie ftattet wiederum-die Kinder aus mit der ungemeflenen wirthichaftlihen 
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Erpanftvfraft der Bildung. Uneheliche Kinder haben nicht blos eine große Sterblich— 
feit, fondern auch eine hohe procentale fittlihe und wirthichaftliche — 
Wo die wirthſchaftliche Geſittung auf der Stetigkeit des Grundbeſitzes beruht, wie beim 
Grundadel und Bauer, da ſtrebt die Ehe nur wenig Kinder an, und die Nachgeborenen 
bleiben entweder als Dienſtboten bei der Familie oder fie treten in eheloſe Militair- und 
Kirchendienfte, um im Eölibat (in der Eheloſigkeit zu leben. Die fatholiiche Kirche 
recrutirt ih vorwiegend aus Bauern- und Adelsftand (Grunvdadel). Einer der wirth: 
ichaftlichen Gründe der Förderung des Klofterweiens im Mittelalter lag in der Unzu— 
lünglichfeit des Grundbefiges zur ftandesgemäßen Bamilienernährung. Die Kirche uns 
terftügte den Gölibat als „gottgefällige Bekämpfung des Fleiſches“. Schon Auguftin 
nannte ihn den „hellen Stern“, im Gegenfag zur Ehe ald dem „finfteren“. Daher die 
zahlreichen Beichränfungen der erlaubten Ehe und der Wiederverheirathung Geſchiede— 
ner. Die Kirche forderte zugleich aber auch die Gleichheit der Ehegatten und wollte, 
daß eheliche Kinder dem Bater folgen follten, während der Adel verlangte, daß Kinder 
aus unebenbürtiger Ehe „der ärgeren Hand“, d. h. dem Gatten des niedrigen Stan- 
des angehören müßten. Die Kirche riß allmählich die Ehegerichtsbarfeit ganz an fich, 
die Ehe wurde ein Sacrament und unter das kanoniſche Recht geftellt. Diejer Zuwachs 
der Macht der Kirche geftattete Gregor VII. in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhun- 
derts die Durchführung der Ehelofigkeit des Clerus, wozu es freilich theilweis der ge: 
waltfamften Mittel bedurfte. Auf dem Gölibat beruhte die imponirende Macht der 
Kirche, beruht noch heut einer der bedeutendften Hebel ihrer einheitlichen Kraft und 
Feſtigkeit. Zahlreiche Verfuche der katholiſchen Geiftlichkeit in jevem Jahrhundert zur 
Wiederaufhebung des Gölibats find gefcheitert. Die äußere Kehrſeite des Cölibats bil- 
den umfittlicdye allgemeinverbreitete Goncubinatsverhältnifie der Geiftlicyfeit aller Länder 
und Orten und gewiß manch' geheimes Verbrechen. Der Eölibat war ein Hauptan- 
griffspunet der Reformatoren, und das Eherecht und die Ehegerichtsbarfeit fam jegt 
wieder in die Hände der Staatsgewalt in den proteftantiichen Staaten. 

Scon Luther hatte die Ehe für „die fchönfte Ordnung, die von Gott eingelegt 
worden“, aber zugleich auch für „ein weltlih Ding“, für eine menfchliche Inftitution 
erflärt. Im 16. Jahrhundert trat in Frankreich in juriftiichen Kreifen mit Entichie- 
denheit die Vertheidigung der bürgerlichen Natur der Ehe und des auch über fie gel- 
tenden Hoheitörchtes des Staates auf. Die Ehe beruhe vor Allem auf einem Vertrage, 
alfo auf bürgerlihem Recht, fie fei älter als Chrijtenthum und Kirche und fönne von 
diefer geheiligt,, nicht aber begründet werden. Nach verfchiedenen Kämpfen fiegte die 
weltliche und ftaatliche Anjchauung in der Gejeggebung der Revolution von 1792 und 
ipäter in dem Code Napoleon, der die Ehe ganz trennte von der kirchlichen Geſetzge— 
bung, fte unter die weltliche Gerichtsbarkeit ftellte und an rein civile Formen fnüpfte, 
alfo die Civilehe begründete. Die kirchliche Einfegnung ift dem freien Bedürfniß 
der Gatten überlaffen, während der Pfarrer fein Paar trauen darf, welches nicht in 
den gejeglichen Formen vor den Beamten des Civilftandes die Ehe abgeſchloſſen hat. 

ofen II. von Defterreich erflärte im Jahre 1783 die Ehe ald „einen bürger- 
lichen Vertrag”, normirte fie durch Die Eivilgeleggebung und ftellte fie den Civilgeſetzen 
unter. Das Concordat vom 18. Auguft 1855 und die firchliche und bürgerliche Ehe- 
gefeggebung vom 1. Jan. 1557 hat die Ehegerichtsbarfeit der katholiſchen Kirche ganz 
wieder hergeftellt. Das vorige Jahrhundert faßte die Ehe faft nur noch als ein Ver- 
ttagsverhältniß auf, wobei Das preußifche Landrecht von 1794 noch bemerkt: „Der 

auptzwed der Ehe ift die Erzeugung und Erziehung der Kinder“ (II. 1.©. 1). Die 
cheidung ift ungemein, faft zu jehr erleichtert. Ein fittlih hoher Geſichtspunct fehlt 
noch ganz. Noch heut ift eine allgemeine ftaatliche Norm für ein allgemeines Eherecht 
noch nicht gefunden, und bald ift bei gemiſchten Ehen in proteftantiichen Yändern der 
oteftantiiche Gatte, bald der Katholif in katholiſchen rechtlich befier daran, was um 
o trauriger ift, als heutzutage ziemlich die ar gebildete Welt nicht mehr ftreng am 
Dogma der Eonfeffionen hängt. Sind erft Staat und Kirche ganz getrennt, wohin die 
der Zeitftrömumng gebt, alsdann werden wir auch ein allen Confeſſionen glei- 
—— ein allgemein bürgerliches Eherecht erhalten, worauf ſchon die franzö— 

preußiſche und oͤſterreichiſche Geſetzgebung losſteuerten. 
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Zur Ehe ift zunächit nur der freie Wille nothwendig. Das fanonifche Recht kennt 
indeſſen feine völlige Scheidung , verbietet alſo die Ehe einer fatholifchen Perſon mit 
einer geichiedenen proteftantiihen. Das proteftantifche Kirchenrecht erfennt den recht: 
mäßig Gefchiedenen als ledig an, ſodaß er ſich aljo wiederverheirathen fann. Was 
das Hinderniß zu naher Verwandtichaft anlangt, fo verbietet das Fatholiiche 
Eherecht ſeit Innocenz III. die Ehe bis innerhalb des 4. Grades kanoniſcher Eompu- 
tation. Das preußifche Landrecht, das ſächſiſche, würtembergifche Recht geftatten die 
Ehe jchon unter Geichwifterfindern, die noch im zweiten Gliede ftehen und bejchrän- 
fen das Ehehinvderniß der Schwägerichaft auf die auf- und abfteigenden Linien. Was 
das Erforderniß des Alters betrifft, jo fordert das fanonifche Recht nur Pubertät, 
alſo 14 reip. 12 Jahre, neuere Gejepgebungen reiferes Alter, für den Dann meift 
21 Jahre, jelten 18 Jahre. Die Ehen von Perſonen verfchiedenen chriftlichen Be— 
fenntnifjes, die gemiſchten Ehen hat das fanonijche Recht erſt nach langem Sträu- 
ben anguerfennen ſich entichließen können. Noch heute fnüpft es jeine Einwilligung an 
die Bedingung , daß die Ehegatten ſich verpflichten müſſen, die Kinder fatholiich zu 
erziehen. Ein anderes Erforderniß der Eheſchließung ift die Zuftimmung der Eltern 
oder Vormünder bei Minderjährigen, welche Zuftimmung , wenn fie aus nicht lega- 
len Gründen verweigert wird, von der Obervormundichaftsbehörde ergänzt werden 
fann. Ein ferneres Erforderniß ift die Einwilligung der Gemeinden bei notoriſch Ar- 
men, eine Befugniß, welche leider z. B. die bayeriſche Gejeggebung allgemein ausübt, 
da fie von Jedem den Nachweis geficherten Ausfommens verlangen fann. Es ge- 
hört dies zu den großen Erjchwernifien für Gründung des häuslichen Heerds, durch Die 
Bayern, Würtemberg u. a. die arbeitenden Claſſen bevrüden. Außer der ausdrüd- 
lichen perfönlichen,, nicht Durch einen Bevollmächtigten abzugebenden Erklärung Des 
freien Willens zur Ehe ift noch die öffentliche Auffündigung und, rechtlich wichtig, 
die Beitimmung des Trauungstages nothwendig, ald des Beginns der Ehe. 

Gegenwärtig beftchen zwei Formen der Eheſchließung: die kirchliche Trauung 
vor Zeugen und die bürgerliche Erflärung vor dem Givilbeamten Civilehe). Manche 
neuern Geſetzgebungen haben nur die eine oder andere. Das Fatholifche Kirchenrecht 
fordert die ErHärung vor dem competenten Pfarrer vor mindeftens zwei Zeugen, 
die jpätere kirchliche Einſegnung ift nicht obligatoriſch, es gemügt jchon die bloße 
paſſive Aſſiſtenz, die befonders da (ald Ausfunftsmittel) ftattfindet, wo die Kirche 
eine Ehe nicht hindern fann, wohl aber die Einfegnung nicht ertheilen will. Das pro: 
teftantiiche Kirchenrecht fordert die active Mitwirkung des Geiftlichen bei der Trauung 
(fogenanntes Preußijches Syſtem). Die Napoleoniiche Gejeggebung fordert obligato- 
riſch nur die Giviltrauung vor dem Maire; (die Rheinprovinzen genießen deshalb Die 
Wohlthat der Givilehe). Das engliiche Ehegejeg (von 1837) hält die kirchliche Trau- 
ung als Regel feft, läßt aber auch , ebenjo wie das von Zürich, eine bürgerliche Ehe— 
ichließung vor Regiftratoren zu, aljo eine Givilehe. 

Die bürgerliche Form follte überall ald rechtlich nothiwendig aufgeftellt werden, 
die firchliche mag der Entjcheidung des Brautpaares, dem Bedürfniß des menjchlichen 
Herzens bei dem über das ganze Leben entjcheidenden Schritte überlafien bleiben, und 
dieſes Bedürfniß wird in der Bruft jedes guten Menjchen wohnen, ſelbſt wenn er auf 
die Aſſiſtenz des Geiftlichen felber verzichten möchte, der nicht immer die Weihe erhöht. 

Das fanoniiche Recht kennt feine Scheidung der gültigen Ehe, ſie iſt unauflög- 
lich, aud) dann in Betreff der inneren religiöfen Bande unauflöslich, wenn das äußere 
Band des Zufammenlebens aufhört, wenn fie aljo eine Trennung von Tiſch und Bett 
geftattet: das Sarrament der Ehe ift ungerftörbar. Wohl aber kennt daſſelbe Nullitä- 
ten, d. h. Auflöfungen der Ehe da, wo dieſelbe gleich anfangs durch Form- und andere 
Fehler nichtig war. Chriftus aber hatte mit jenem Wort: „Was Gott zufammenge- 
fügt bat, joll der Menſch nicht jcheiden“ nur die fittliche Wichtigfeit der Ehe, einen 
idealen fittlidyen Grundfag vor Augen und ließ das damalige jüdische Scheidungsge- 
jeg beitehen. An der Unlösbarfeit der Ehe halten noch heute Die meiften vorwiegend 
katholischen Staaten wie Defterreih, Bayern u. a. m. feit. Die proteftantifchen 
Staaten haben, ſchon dur die Reformatoren dahin geleitet, in Berüdfichtigung der 
oft tiefgetrübten, oft demoralifirenden Verhältniſſe des Ehelebens aus Schuld des 
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einen oder anderen Theiles oder beiver,, gewiſſe Scheidungsgründe fejtgeftellt und un— 
ter vorausgehender gerichtliher Prüfung die Scheidung felbit anerfannt. Die gericht: 
liche Mitwirkung und Enticheidung, die Unzuläffigfeit der blos willfürlichen Scheidung 
je nad) dem Willen des einen oder anderen Gatten, wie fie das vorchriſtliche römijche 
Recht kannte, hat die Rüdjicht auf die fittliche Heiligkeit des Familienlebens und feine 
ftaatlihe Wichtigkeit geboten. Unter den Scheidungsgründen fteht der Ehebruch in 
den meiften Gejeggebungen obenan. Sodann folgen meiftens : Böswillige Verlaffung, 
rohes liederliches Leben, dauernd lieblofes und unwürdiges Benehmen, oder Verbrechen 
und dadurd) an Bamilienehre. 

Unter Witthum, Leibgedinge, Widerlage verfteht man im Allgemeinen 
jede Verſorgung, welche der Überlebenden Ehefrau nad) dem Tode ihres Ehemannes 
aus deſſen Vermögen und abgefehen von dem gefeglichen Erbrechte gewährt wird. In 
früherer Zeit pflegte der Mann jeiner Frau fofort bei Gingehung der Ehe ein Grund: 
ſtück durch gerichtliche Auflaffung zu übertragen. zen gewann die Frau fchon 
während der Ehe ein feites Necht auf das Grundftüd, wenn es auch der Chemann vers 
waltete und nugte. Nach jeinem Tode erhielt alsdann die überlebende Wittwe dieſe 
Verwaltung und Nusnießung auf die Zeit ihres Lebens. Nach ihrem Tode fiel das 
Grundſtück an die Erben des Ehemannes zurüd. Oder die Wittwe erhält zunächft vom 
Manne nur die Zuficherung eines Witthums, welches erjt mit dem Tode des Mannes 
eriftent wird. Die Gegenftände des Witthums find ſehr mannichfacher Art. Sie be: 
ftehen bald, wie erwähnt, im Nießbrauche eines Grundftüds, bald im Gennije einer 
Wohnung, bald im Zinsgenufie von Gapitalien, bald in Alimenten Nahrungsmittel), 
baid in Yeibrenten. ine bejondere Art des Witthums ift die fogenannte Wider: 
lage, die hie und da nod) vorfommt, befonders bei adeligen Bamilien. Die Wittwen- 
verrorgung wird hierbei in ein gewifles Verhältniß zum eingebrachten Heirathögute ge— 
bracht und zwar meift in derjelben Höhe. Stirbt der Ehemann, jo erhält Die Wittwe 
einmal ihr Eingebrachtes, jodann die ausgemachte Widerlage, legtere aber gewöhnlich 
nur zur Nutznießung oder Nente auf Pebenszeit. 

Unter Verwandten beftand Schon nad römischen Recht eine Alimentationspflidt. 
Bei Feitiegung der Alimente, bei weldyen zwiſchen nothdürftigem und zwiſchen ſtan— 
desgemäßem Unterhalt unterfchieden wird, hat der Richter fowohl den Stand des zu Er- 
nährenden als das Vermögen des Alimentationspflichtigen , beziehlich den Stand des 
Berftorbenen und die Größe der Erbichaft, wenn eine ſchwangere Wittwe zu ernähren, 
zu berüdlichtigen. Die Alimentationspflicht fann außer durch Verwandtichaft auch be: 

ründet werden Durch Verfprechen, Vertrag oder Teftament. Die Alimentationspflicht 
iegt nad) heutigem gemeinem Necht zunächft ob dem Vater gegen eheliche wie unehe— 
liche oder Ehebruchsfinder ; ſodann der Mutter, dann dem väterlichen, dann dem müt- 
terlichen Großvater. Unter Dejcendenten und Afcendenten ift die Alimentationspflicht 
gegenfeitig, der nähere Grad natürlich vor dem entfernteren verbindlih. Die Klage 
auf Alimente ift die „Alimentenflage*. In manchen neueren Particulargeſetzgebungen 
ift die Alimentationspflicht fogar auf Schwiegerfinder ausgedehnt. Alimente werben 
heut meift für uneheliche Kinder eingeflagt. Hierbei werden vom Richter die Vermö— 
gensumftände des Vaters, der Mutter und die Bedürfniſſe des Kindes in Betracht ge: 
zogen und gewöhnlich nicht weniger als auf 12 Thlr. jährlich ala Minimum bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahre erfannt. Die Einrede, daß jich die Mutter mit mehreren 
Männern gleidyzeitig fleifchlich vermifcht habe (die fogenannte exceptio congressus 
cum pluribus) gilt nad) einigen PBartieularrechten nicht. Ber zur Alimentation Ver: 
urtheilte kann jedoch mitteljt befonderer Klage einen Beitrag von den Uebrigen verlan- 
gen, Nur muß er nachweiſen, daß eine fleifchliche Vermiſchung der Anderen mit der 
Mutter des unehelichen Kindes vom 10. bis 7. Monat von deffen Geburt zurüdgeredy- 
net ftattgefunden hat. Geburts-, Tauf- und eventuell Begräbnißkoften fallen ihm 
gleichfalls zu. In manden Staaten ift die Mutter der Alimentationsberechtigung für 
das Kind verluftig, wenn ſie Geſchenke für den Beifchlaf angenommen hat. In Frank: 
reich eriftirt gar feine Alimentationspflicht. Defto mehr fällt die Alimentation auf die 
Schultern des Staates in den Findelhäuſern ald eine wachiende Bürde. Je leich- 
ter die Unterbringung, defto größer die leichtiinnige Zeugung unehelicher Kinder. Der 
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Streit über die Schädlichkeit und Nüglichkeit der Findelhäufer ift jehr alt, und ſchon 
aus dem Jahre 1729 datirt eine deutſche Schrift hierüber. Man betrachtet die Findel— 
häufer als Anftalten der Präventivjuftiz zur Verhinderung ded Kindermordeg, und es 
ift feine Frage, daß die Aufhebung des Alimentationd » Klagrechts unbedingt die Er: 
richtung von Findelhäufern ſchon aus Humanitätsrüdfichten fordert. Die Erfahrun: 
en, die man indeflen darüber in Frankreich gemacht hat, find nicht gerade ermunternd, 
it Aufhebung der Alimentationspflidyt und Einführung der Findelhäufer wächſt in 
der Regel die Zahl der unehelichen Kinder. Als ſich die franzöſiſche Herrichaft in Mainz 
feftgefegt und ein Findelhaus errichtet hatte, vermehrte ſich die Zahl aldbald auf das 
Zehnfache. Es vermehren fid) die Concubinate, diefe giftigen Verhältniſſe für Die Hei— 
ligfeit der Bamilie, auf der ein gefunder Staat beruht. Die elterliche Liebe wird demo: 
ralifirt, viel eheliche Kinder werden ebenfalls in die Findelhäufer gebradyt, — im heu— 
tigen Raris ift dies zu einer Seuche geworden —, die Sterblichkeit in den Findelhäu- 
jern ift jehr groß, Mangel an mütterlicher Pflege, guter Nahrung und gejunder Luft, 
ſowie umfichgreifende Anſteckung decimiren die Heinen verlaffenen Geſchöpfe. Nur 
Wenige erreihen das 20. Jahr, faum 10%,. Im erften Jahre fterben von 32 Findlin- 
gen 24. Erwachſen, ſind diefe unglüdlichen Kinder doch immer heimathlos. Won 
22000 Findlingen werden in Paris alljährlih nur 60—100 von ihren Müttern zu: 
rüdverlangt. Frankreich hatte im Jahre 18501 erft 4,,% unehelicye Geburten, im Jahre 
1857 bereit 7,5%. Die Unterhaltung der dortigen Findelhäufer foftet dem Staat 
gegenwärtig 7 Millionen Sranfen, das Pariſer Findelbaus allein 17200000 Thlr. — 
Unter den deutichen Staaten fteht Bayern am höchften in der I der unehelichen Ge- 
burten mit 21,5%. Man muß hierbei aber nicht auf einen entiprechenden Grad von 
Unfittlichfeit jchließen. Die dafigen DE a: Gebundenheit des Grund» 
eigenthums, übermäßiges Beſchränken der Freizügigfeit, allaulanges Beſtehen der 
Zünfte, die zu Gunſten der Meifter Taufende von Getellen zu lebenslänglicher Unſelb— 
ftändigfeit verurtheilen, find die Gründe hiervon. Es fommen überhaupt 
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In Medlenburg find e8 die traurigen agrarifchen und gewerblichen Verkümme— 
rungen, die jenes hohe Procent verurſachen, in Sachſen Die große Fabrifbevölferung. 
In Medlenburg gab es in der Finangperiode 1856,9 79 Drtichaften, wo nur unche: 
liche Geburten vorfamen. Wir ichließen und dem Worte Robert Mohls an: „Findel- 
häufer, weldyen jo viele und ſchwere Tadel zur Laft fallen, können unmöglich als 
zwedmäßig angejeben werden und e8 wird eine wohleingericytete Armenpolizei fi) der: 
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felben zu entichlagen haben. Db die Verhinderung des Kindermordes ein hinreichen- 
der Grund dafür ift, bezweifeln wir, da doch jenes Verbrechen keineswegs fo häufig 
ift, Daß ed ein in diefem Grade bedenkliches Gegenmittel erforderte. Won den wenigen 
—— Findlingen gereichen nur wenige ſich und der bürgerlichen Geſellſchaft zur 
hre und Vortheil. Die Meiften fallen als Landftreicher und Bettler, wenn nicht als 
Verbrecher ihren Mitbürgern zur Laft. Mangel, Erbitterung über ihr Schickſal und 
Vereinzelung führen fie ins Verderben.“ Troßdem herrſcht in Regierungsfreifen die 
Anjicht vor, daß ein Erichweren des Heirathens von Vortheil fei, und ftügt man diefe 
vorgefaßte Meinung vorzugsweife no durch Rüdfichten auf die Armenpflege und die 
Gemeindeverfaffungen. Sogar aufgeflärte Staatsmänner haben ſich dahin ausgefpro- 
hen, daß vorzeitige Ehen jo viel Elend verurfacht hätten, daß jelbft ſtrenge Vorſchrif— 
ten gerechtfertigt jeien. Allein fragen wir nach den Folgen dieſer Geſetzgebungen, fo ift 
zwar die Zahl der Ehen nicht in hohem Grade vermehrt worden, die der unehelichen 
Geburten hat jich aber außerordentlich gefteigert. Nach wie vor wächft in ſolchen Staa- 
ten, wo durd) leichte Erwerbögelegenheit hinreichend Mittel für den Lebensunterhalt 
gegeben find, die Zahl der Bevölferung ; Die Gemeindelaften find ebenfowenig vermin- 
dert worden, wie dad numerifche Uebergewicht derjenigen Volksclaſſen, welche einzig 
und allein auf ihrer Hände Arbeit angewiejen find. Der Staat hat fid) aber geweigert, 
einer großen Menge von Verbindungen für das Leben durch die Kirche und feine Ge- 
richte Die Sanction ertheilen zu lafien, und zum Nachtheil der Sittlichfeit erfolgt die 
theilweife Vermehrung der Bevölkerung ohne die ftaatliche Bewilligung. Dabei ift 
nicht außer Acht zu 5 daß nicht nur mit der Erſchwerung der Verheirathung die 
Verbrechen des Kindermords, der unnatürlichen Beſeitigung der Leibesfrucht u. . w. 
in erſchreckender Weiſe wachſen, ſondern daß auch die Sterblichkeit der unehelich gebo— 
renen Kinder weit größer iſt, als die der ehelich geborenen. Es iſt ein günſtiges Zei— 
chen für die Moraltiät der germanifchen Nation, daß das allgemeine ſittliche Gefühl 
über derartige Fehltritte nicht mit derſelben Leichtigfeit hinweggeht, wie bei andern 
Bölfern. Derjelbe Arbeiter, welcher für feine außer der Ehe gebornen Kinder zu for- 
gen geleglich angehalten werden muß, würde in den meiften Fällen nicht geswungen zu 
werden brauchen, wenn feiner Verbindung mit der Mutter feiner Kinder von vornher- 
ein die Legalität nicht verfagt und der Geburt feiner Kinder nicht der Stempel der Un» 
ehrenhaftigfeit aufgedrüdt worden wäre. Wenn der Staat je in der Lage fein follte, 
auf die Neigungen feiner Angehörigen zu ſpeculiren, jo mußte er beachten, daß die 
Sehnſucht, in den Befig einer geliebten Perfon zu gelangen, zu den größten Anftren- 
e. ermuntert,, und daß ein georbneter Hausftand die Triebfeder zum Fleiß und 
zur Sparjamfeit in fi birgt. Wenn man endlich beobachtet hat, daß die gebilvetern 
Stände bei der Schließung eines Ehebündniffes vorfichtiger und mit größerer Selbft- 
beherrichung zu Werke gehen , als die mittlern und untern Stände, und wen daraus 
efolgert worden ift, daß dieſe vorzugsweiſe zu befchränfen feien, fo hat man den wirth— 
Phaftlichen Umftand ganz außer Adıt gelaffen , daß die Frau des niedern Handwerkers 
und Arbeiters durch ihre Arbeitfamfeit dem Haushalte zu einer nothwendigen Stüge 
wird. — Wir verlangen vom Staate feine befondere Begünftigung für Schließung 
der Ehen, wie ed 3. B. im alten Nom der Fall war und wie man in neuerer Zeit eine 
Hageftolzenfteuer allen Ernftes vorgefchlagen hat. Selbft ver Umſtand, daß Deutich- 
land als Aderbaus und Induftrieftaat vorausfichtlich eine weit größere Menichenmenge 
ernähren und dadurch feine Production wejentlich fteigern fönnte, kann ung nicht be: 
ftimmen, dem Staate eine Gefeggebung zu empfehlen, welche den Wunſch einer Ver— 
mehrung der Bevölferung auch nur durchichimmern ließe. Dagegen müflen wir um fo 
dringender wünfchen, daß,der Staat die Schliefung der Ehe und damit Die Vermehrung 
der Bevölkerung nicht unnöthig befchränfe. Es ſcheint und im Allgemeinen, fobald der 
Staat in feiner Weife die Erwerbsfähigfeit beeinträchtigt, ausreichend, daß bei der 
——— einer Ehe vom Manne nur das erreichte Alter der Mündigkeit zu fordern 
ift. 2 mit Recht hervorgehoben, daß der Staat am beſten auf die Familie zu 
baftren ſei und wir möchten hinzufügen, daß ein glückliches Volk eigentlich nichts wei— 
ter fei als eine Summe von glüdlihen Familien. So lange dem Staate feine Mittel 
zu Gebote ftehen, die Zahl ver gefeglich nicht fanctionirten Geburten ohne große Här- 
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ten au vermindern, fcheint e8 uns weit empfehlenswerther , Die Bildung der Familien 
zu erleichtern als zu erjchweren. Vergl. d. Art. Volf.) Jul. Frühauf. 


Eigenthum. Beſitz, natürliherund Eivilbefig. Nugnießung. Eigen: 
thumsredt. Eigentbumsflagen. Eigenthumsarten. Ober 
eigenthum, Untereigenthum. Adjunction. Eonfolidation. 
Gonfiscation. Eigenthbumsbeihränfungen. Befondere 
Arten des Eigenthumserwerbes. Gigenthumsverluft. 

Eigenthum ift die rechtliche Herrichaft über eine Sadye im Ganzen, oder eine Die: 
fer Herrichaft unterworfene Sache jelbft. Wir verftehen im legteren Falle darunter 
äußere, von der Perfon und deren Rechtsherrſchaft wieder trennbare, körperliche 
Gegenftände, ſach liche (nicht perfönliche) Güter. Perfönliche Güter nennen wir 
Eigenſchaften, Fähigkeiten, Kräfte. Das fachliche Eigenthum berechtigt nicht nur zu 
unmittelbarer Benutzung, fondern audy zur Gewalt über die Subftanz felber. Nach 
dem preußifchen Landredht (Th. I. T. 8. ©. 1) ift Eigenthümer derjenige, welcher be- 
fugt ift, über die Subftanz einer Sache oder eines Rechts, mit Ausichliegung Anderer, 
aus eigener Macht zu verfügen; nach dem bürgerlichen Gefegbuche Defterreichs in 
$ 354 ift Eigenthum, als Recht betrachtet, „das Befugniß, mit der Subſtanz und den 
Nugungen einer Sache nad) Willfür zu ſchalten und jeden Andern davon auszuſchlie— 
gen.“ Aehnlich der Code Nap. (Art. 544). Das Eigenthum ift die rechtliche Inne— 
habung einer Sache, der Befig ift nur ein thatſächliches Verhältniß, er ift das 
förperliche Innehaben einer förperlihen Sache, alio das Verhältniß einer Perſon zu 
einer förperlichen Sache, durch weldyes fie in den Stand gelegt ift, factifch ausſchließ— 
lich über eine Sache zu verfügen. — Im römijchen Recht unterfcheidet man den blos 
natürlichen Belig und den Eigenthumsbefig, Eivilbefig. Auch heute wird jchon der 
factifche Beſitz, wenn er nicht die Rechtsfehler hat, daß er heimlich , oder gewaltjam, 
oder nur bittweile ftattfindet, zunächſt geichügt, bis befiere Rechte an dem Object nach— 
gewielen werden. Eine Unzahl, ja vielleicht die meiften Gigenthumsverhältniffe beru- 
hen auf den zunächft nur factiichen Grundlagen des Befiges, und es würde, wenn der 
Staat den Befig nicht ſchützen wollte, die ganze ftaatliche Ordnung durcheinander ge 
worfen, ed würde alle Stetigfeit und Sicherheit der Berhältniffe, diefe Hauptbedingung 
aller Entwidelung untergraben. Gegenftand des Gigenthums find entweder beweg- 
liche oder unbeweglihe Sachen oder Grundeigenthbum. Der Gigenthümer ift entweder 
eine Privatperfon oder öffentliche Perſon (Staat, Gemeinde ıc.), eine phyſiſche Ein— 
zel⸗ oder juriftiiche Perſon, eine Geſellſchaft, Gemeinde, Stiftung ıc. Das Eigenthum 
ift alfo entweder Einzel» oder Gefammteigenthum, oder es ift Alleineigenthum oder Mit- 
eigenthum. Daneben hat der Staat noch die Theorie und Praxis, ein Obereigenthum 
über das gefammte Privateigenthum im Staate, mit dem Rechtsanspruch unter gewiflen 
BVerhältnifien über das Privateigenthum zu öffentlichen Zweden zu verfügen. Die 
Wirfung des Eigenthums für den Eigenthümer ift einmal die Proprietät, die Be 
fugniß der phyſiſchen, jubftantiellen und ebenfo der juriftiichen Verfügung Uebertra— 
gung des Eigenthums, worin gleichzeitig auch das Recht liegt, fi im Eigenthume 
zu ſchützen, jodann die Nugung, insbejfondere der Fruchtgenuß und jonftige Gebrauch. 
Das Eigenthbumsrecht ift unbeichränft bis dahin, wo das eines Anderen beſchädigt 
wird, wie der Andere mid) umgekehrt durch Nichts ftören darf in dem vollen Gebrauche 
meines Eigenthums. Schon im römischen Rechte brauchte ſich Niemand gefallen zu 
lafien, vom Rau), Waffer oder übeln Geruch des Nachbargrundftüds an feinem Eigen: 
thume Schaden oder Beeinträchtigung in deſſen Benugung zu erleiden. Achnlicye Bes 
ftimmungen haben wir in unjern neuen Gewerbeordnungen, weldye bei neuen größeren 
Gewerbsanlagen In der Regel eine Frift für Geltendmachung von etwaigen Einiprü- 
chen der Nachbarſchaft feſtſetzen. 

Die dem Eigenthümer zuftehenden Rechtsmittel find entweder fogenannte p of: 
ſeſſoriſche, d. Klagen, welche den Beſitz betreffen, im ſummariſchen (abgefürzten) 
Proceßverfahren verhandelt werden und zunächft nur auf Schug eines geftörten Bes 
figes gerichtet find, oder petitorifche, d. h. Klagen, welche das Eigenthumsrecht 
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unmittelbar betreffen, auf Wiedererlangung eines verlorenen Befiges gehen und im 
ordentlichen Proceßwege zu verhandeln find. Das Recht des wahren Eigenthums haf- 
tet als ein dingliches an der Sache in allen das Grundeigenthum betreffenden Verhält— 
niffen, und zwar foweit, daß, wenn Jemand den Beſitz auf unrechtmäßige Weile ver: 
foren bat, die Sache von jedem jeweiligen Nichteigenthümer zurüdverlangt werden fann, 
fei der Befig des Dritten auch ehrlicher Befig |bonae fidei). Die hierzu gegebene Klage 
ift die Bindicationsflage. Bei beweglichen Sadyen hat diefe Negel Ausnahmen 
in verfchiedenen neueren —— o z. B. kann ich eine von mir Jemandem 
anvertraute und von dieſem an einen Dritten verkaufte Sache nicht zurückfordern, wenn 
dieſer fie ehrlich, d.h. in gutem Glauben gekauft hat. (Preuß. Landrecht Th. J. Tit. 15. 
Deiterr. bürg. Geſ. F367. — Das obenerwähnte Miteigenthum fann fo beichaffen 
fein, daß die mehreren Eigenthümer gleiche Rechte haben und zwar entweder ohne 
intelleetuelle (ideelle) Theile, 3. B. an einem Haufe, oder mit iveellen Theilen, 3. B. 
an Liegenichaften. — Der juriftiiche Ausdrud jagt pro indiviso, ohne ideelle Theile, 
und pro diviso, mit ideellen Theilen. Over die mehreren Eigenthümer haben ungleiche 
Rechte. In dieſer Beziehung ſpricht man von (qualitativ) getheiltem, von Ober- und 
Untereigentbume oder Nugeigenthume, Verhältnifie, die nur beim Grund» 
eigenthum vorzufommen pflegen. Auch für die Theilung befteht eine befondere Klage, 
— (die fogen. actio communi dividundo). S. hier den Art. Gefell: 
haft. Die wichtigfte Erwerbsart, welche zumeift das Eigenthum begründet hat, ift 
die Befignahme, die Occupation berrenlofer Sachen. Man fpricht alddann von ur— 
ſprünglichem Eigenthum, während im allgemeinen Verfehrsleben vorgeichrittener 
Bölfer das meifte Eigenthum ein abgeleitetes, derivatives, d.h. von Anderen 
erworbenes ift. Heutzutage fommt die Occupation nur noch in befchränfterem Sinne 
vor, wie 3. B. bei der Jagd, Fiicherei , jowie beim Finden vom Meere ausgejpülter 
Naturproducte und jonftiger als herrenlos zu betrachtender Gegenftände. Die haupt: 
fählichfte abgeleitete Grwerbsart ift die Uebertragung des Gigenthbums (Tradi- 
tion) mittelft Einräumung des Beſitzes dur den Eigenthümer, mittelft Rechtsge— 
ihäfts, namentlich alfo auf dem Wege des Kaufes oder der Schenfung. Zu einer 
wirkſamen Gigentbumsübertragung war im römischen Recht ziemlich ausnahmslos die 
Tradition und die Beftimmung des Kaufpreijes nöthig. Die Tradition beitand nicht 
immer in einem förperlichen Erfaflen oder Berühren, ſondern oft im bloßen Hinzeigen, 
fogenannte Uebergabe aus langer Hand |traditio longa manu), oder im Uebergeben 
der Schylüffel, fogenannte ſymboliſche Tradition. Oder das Eigenthum entjtand ſchon 
durch das bloße Hinzufommen des Nechtsgrundes (justa causa), falls die erwerbende 
on ſchon im natürlichen Beige der Sache ift, fogenannte Uebergabe aus furzer 
nd (traditio brevi manu). Heut findet bei unbeweglichen Sachen meift ein öffent- 
vw Act, eine Protocollaufnahme, Eintragung ins Hypothekenbuch ıc. ſtatt. Unmit« 
telbar, ohne Tradition‘, erwirbt (abgeleitetes) Eigenthumsrecht u. A. der Erbe, wenn 
er das Gigenthumsverhältniß des bisherigen Eigenthümers ohne Weiteres forticht, 
ebenfo der Nusnießer an den Früchten der ihm zur Nutznießung, zum Nießbrauche 
übertragenen Sadye. Das Nugungsrecht ift die Mebertragung des Rechts, fid) in den 
Befis der Früchte einer Sache zu fegen. 

Die Beihränfungen des Eigenthums betreffen entweder die Verfügung über eine 
Sache auf Grund eines Rechtes oder eines Gefeges, in der Weile, daß der Eigenthü— 
mer Etwas thun oder ſich gefallen laffen muß. Gefegliche Beichränfungen fommen be: 
fonders aus rechtspolitiichen Gründen, namentlich in Beziehung auf das Grundeigen- 
tbum vor, f. g. Legalfervituten. Gefegliche Beichränfungen des Eigenthums find fol 

ende: Der Örundeigenthümer muß dulden: 1) das Ueberhängen von Baumzweigen, 

5 Fuß hoch vom Boden, 2) das Auflefen abgefallener Früchte durch den Nachbar und 
zwar jeden dritten Tag, 3) nicht ungewöhnlichen Rauch vom Nahbargrundftüd, 
„er Ausweihung der Wand des Nachbarn bis zu „Fuß, 5) einen Nothweg (gegen 

ntfchädigung), 6 unterirdifche Nachgrabungen nach Metallen gegen '/o des Ge— 
winne. &r darf ferner nicht Die Zughuk für die Getreidereinigung verbauen, nod) den 
Waſſerabfluß der Traufe verändern, noch gefährliche Gebäude bauen, andere aber muß 
er in gutem, ungefährlichen Zuftande erhalten. 
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Auch rückjichtlich der Verfügung über das Recht giebt es Beichränkungen des 
Eigenthbums. Der Eigenthümer ift allerdings in der Regel befugt, jowohl das Eigen: 
thum im Ganzen, ald aud) einzelne Beftandtheile einem Anderen zu übertragen. In— 
defien fann er auch durch Weräußerungsverbote bejchränft fein, ſeien dieſe nun geſetz— 
liche oder richterliche oder auf einer Privatdispofition, wie Vertrag oder legtwillige 
Verfügung, berubende. 

Die Früchte und Erzeugniffe einer Sache, foweit fie als jelbitändige Sadyen ing 
Leben treten, erwirbt in der Regel der Eigenthümer, es jei denn, daß Recht oder Ver: 
trag auf den Fruchterwerb feitens eines Dritten befteht. 

Iſt eine bewegliche Sache mit einer unbeweglichen ‚verbunden, jo erwirbt der 
Eigenthümer des Grundftüds die erftere. So wenn der Fluß ein Stüd Land an- 
ſchwemmt; bei Pflanzen, wenn fie Wurzel geichlagen haben; wenn ein Gebäude auf 
fremdem Grund und Boden errichtet worden ift. 

Es ijt dieſes legte Gebiet übrigens ein ziemlich ſchwieriges. Als unzweifelhaft ift 
angenommen, daß die Schrift dem Papiere folgt, d. h. aljo, wenn ich Etwas auf 
fremdes Papier jchreibe, dieſe Schrift dem Eigenthümer des Papiers verfällt. Anders 
dagegen iſt es bei einem Gemälde rüdjichtlidy der Leinwand oder Holztafel. Ueber 
Daguerreotvpieen, Photographieen ıc. find die Meinungen getheilt. Beim Schiff gilt 
der Kiel ald die Hauptſache. Natürlich hat der —— der Nebenſache eine Klage 
auf volle Werthserſtattung. Bei in Häuſern verbauten oder in Weinbergen verwen— 
deten Materialien giebt es feine Klage auf Trennung, wohl aber auf Erſatz des dop— 
pelten Werths. Bei aus fremden Stoffen gefertigten neuen Sachen gilt die Sache, 
3.2. Kleider, Möbel, als völlig neue und man erwirbt fie ald eine neuentitandene 
— Sperification. — Bloßes Färben macht die Sadye noch nicht zu einer neuen, 
ebenfowenig das Auspreichen oder Aushüljen von Früchten. 

Der Verluft und das Aufhören des Eigenthums wird einmal herbeigeführt durch 
den Untergang der Sache, oder durch das umwiederbringliche Abhandenfommen, To 
3. B. wenn ich ein zahmes Reh befige und dieſes entläuft in den Wald, ohne wieder 
zurüdzufehren; ſodann durch Uebertragung des vollen Eigenthums auf einen Anderen, 
ferner durch freiwillige Verzichtleiftung des Eigenthümers, verbunden mit dem Auf- 
geben des natürlichen Beſitzes; weiter durd) Erpropriation,, wo der Staat fein Ober: 
—— geltend macht zu Gunſten eines öffentlichen Zweckes von gemeinſamen 

utzen. 

Rechte an Sachen, welche durch abgeleiteten Erwerb begründet worden ſind, be— 
ſtehen an ſich unabhängig von dem Rechtsurheber, von welchem ihr Erwerb herrührt. 
Allein es kann Jemand ein Recht, als ein ſogenanntes widerrufliches in der Art ha— 
ben, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen daſſelbe mit rückwirkender Kraft aufgehoben 
wird. In dieſem Fallk werden zugleich die kraft deſſelben Rechts anderen Perſonen 
übertragenen Rechte aufgehoben. 

Die das Eigenthumsrecht bejchränfenden Dienftbarfeiten, Servituten, können 
aufgehoben werden durch den Willen des Berechtigten, vertragsweiſe, ſtillſchweigend, 
durch Vermächtniß x. Ohne Rückſicht auf den Willen ded Berechtigten werden fie 
aufgehoben aus den allen dinglichen Rechten gemeinfchaftlichen Gründen: Untergang 
oder gänzliche Veränderung der Sache, Aufhebung der Verfehrsfähigfeit, Fall in Fein- 
des Hand, Eintritt der VBorausfegungen, durd welche ein Recht widerruflich war. 
Sodann erlöfchen die Dienftbarfeiten, wie alle Rechte an einer fremden Sache, noth: 
wendig durch Gonfufion, d. i. durch Bereinigung des Servitutrechts und des 
Eigenthums in einer Perfon. Beim Nießbrauch nennt man diefen Vorgang insbe: 
fondere Conjolidation. ©. den Art. Lehen. Ueber ven Begriff Confiscation ſ. 
den Art. Fiscus. 

Die Gütererzeugung und die Bildung des Gapitald find innig mit dem Begriff 
des Eigenthums verſchmolzen. Geichichtlich läßt ſich nachweiſen, daß, wie der erſte 
Schritt zur Eultur und zur Kräftigung der Privatwirthichaft mit der Anerfennung 
des Eigenthumsrechtes zufammenhängt, die Volfewirthichaft nur bei ftrenger Eicher: 
heit des Eigenthums und bei angemeflenem Schuß deflelben von Seiten des Staates 
gedeihen fann. (Der ganze Orient ift in der Entwidlung zurüdgeblieben , weil 
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* Unſicherheit des Eigenthums die Anſammlung und Neubildung von Capitalien 
inderte.) 

Vergl. d. Art. „Geiftiges Eigenthum“ und en 

ul. Frühauf. 


Einfuhr und Einfuhrzölfe. 

Einfuhr und Ausfuhr find eine und diejelbe Taufchoperation. Nur der ver: 
ſchiedene Standpunct der betheiligten Völker begründet die verſchiedene Bezeichnung. 
Was Ausfuhr für die hingebende, ift Einfuhr für die empfangende Nation, und da 
fi), wie gejagt, alle Ein- und Ausfuhr auf Tauſch bafirt,, jo jeßt wiederum jede Ein- 
fuhr auf Seite des nämlichen Volkes eine entiprechende Ausfuhr voraus. Empfang 
ohne Hingabe entiprechender ökonomischer Gegenwerthe kann nur ausnahmsweiſe ftatt- 
finden, 3. B. in Korm von Subfidien, Tributen ꝛc. Unbeabfichtigt, mindeftens von 
Seiten des einen Theils, kann das Verhältniß fi) jo geftalten, wenn die verſpro— 
bene Gegenleiftung ausbleibt , die auswärtigen Schuldner banferott , Vorſchüſſe an 
einen fremden Staat nicht zurüdgezahlt werden ıc. Alles das find aber nur Ausnahme: 
fälle. Im Allgemeinen fann ein Volk im internationalen Taufch gerade jo wie jeder 
Einzelne im perjönlihen nur dadurch gewinnen, daß die erworbenen Güter für 
feine Zwede und Bedürfniffe mehr werth find als die hingegebenen , was jehr 
gut auf beiden Seiten der Fall fein kann, ja in der Regel der Fall fein wird; fonft 
würde man einfach) den nachtheiligen Handel unterlaffen. Nichtsdeſtoweniger ift häufig 
von Berarmung dur Einfuhr fremder Artikel Die Rede gewefen und es it nicht weg- 
zuläugnen , daß eine ſolche ftattfinden fann, wenn der Mehrwertb der eingeführten 
Waare nur ein eingebilveter, in Wahrheit ein Minderwerth vorhanden ift, oder wenn 
die Einfuhr Gegenjtände der unproductiven Conſumtion betrifft, die mit Theilen des 
Stammvermögend bezahlt werden, 3. B. wenn rohe Indianerhorden ihre Jagdgründe 
für Branntwein verfauften. In allen diefen Fällen geht es den Völfern gerade wie 
dem Einzelnen , der fi) im Handel betrügt, beziehlich betrügen läßt oder mit feinen 
unproductiven Ausgaben über feine Einnahmen hinausgeht , aljo fein Vermögen ver- 
zehrt. Die heutige Volkswirthſchaft beruht auf einer befiern Vorausſetzung von dem 
durchſchnittlichen wirthichaftlichen Talent und Charafter der Einzelnen wie der Völker 
und hat daher die Bevormundung nad) beiden Seiten bin fallen laflen. Wenn trog- 
dem der internationale Austaufch und zwar fpeciell die Einfuhr, (denn auf diefe richtet 
fi in der Hauptiache jet das ganze Zollweien ſ. d.]) zum Gegenftande einer ftaat- 
lichen Gontrole und Einmifhung gemacht wird, fo find die Gründe dafür weſentlich 
finanzieller (f. Steuerwejen) oder gewerbs- (j. Schugzoll) , jelten conjumtiong: 
polizeiliher Natur. — Einfuhr und Ausfuhr der Nation laſſen ſich im Einzelnen auf: 
löſen in eine Reihe von Käufen und Verkäufen ihrer Angehörigen. Kauf und Verkauf 
find aber nicht einfady Empfang und Hingabe, jo daß fid) wegen der nothwendigen 
Wechielfeitigkeit die Bezeichnungen wie beim Tauſch der Nationen auch umfchren lies 
Ben, je nachdem man den Standpunct ändert, fondern herfömmlicherweife wird Käufer 
genannt, wer Geld anbietet, beziehlich zahlt, Verkäufer, wer es begehrt, beziehlich em— 
pfängt. Iſt nun ſchon im nächften Verkehr der Einzelnen, die fid) doch noch am eheften 
fo gruppiren, daß Bedarf und Angebot fich leicht unmittelbar zujammenfinden,, das 
Medium „Geld“ meift unerläßlich, fo gilt dies noch) vielmehr vom Verkehre der Völker 
untereinander, der nicht entfernt den heutigen Aufſchwung erreicht hätte, wenn jedes 
Bolf nur da Taufchverbindungen hätte anfnüpfen fönnen, wo es für feine überflüfft- 

en Producte direct einen, brauchbare Einfaufsartifel anbietenden, Abnehmer gefunden 
* namentlich würde der Handel der Völker, welche nur ſchwertransportable Pro- 
ducte anzubieten haben, dann auf einen fehr engen Kreis eingefchränft gewejen fein. 
Die Möglichkeit für Geld zu Faufen und zu verfaufen hat aber einen internationalen 
— möglich gemacht, als der örtliche noch mannichfach in den Banden des Tau- 
ches ſtak. Andererfeits ift e8 den größeren Beträgen und weiteren Entfernungen zu 
danfen, wenn gerade der internationale Handel frühzeitig auch den wirflihen Zwi— 
ſchenlauf der transportfähigften Waare, des Geldes, nody zu beſchwerlich fand und da- 
für Die bloße Abrechnung, die Zahlung durch Wechfel einführte, wobei ſchließlich nur 
Vollswirtbihaftl. Handwörterbud, 16 
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die zeitweiligen Differenzen baar zu vergüten blieben. Diefer Umftand allein hat cs 
moͤglich gemacht, daß die unter andern Umftänden jeden Verkehr tödtende einfuhrab- 
fchneidende Abneigung gegen das Hinausgeben baaren Geldes im internationalen 
Verkehr, welche den unter „Mercantilivftenı“ gejchilderten irrigen Borftellungen ent» 
fprang, fid) als Syftem in praxi längere Zeit behaupten konnte. Abgejehen von den 
Gonfequenzen diefes Syſtems (f. auch unter „Ausfuhr“) hat ſich die prohibitioniftifche 
Einfuhrpolitif aus Gründen des Schuges der heimischen Production ſowohl der 
Induftrie al dem Aderbau (Kornzölle) zugewendet, während Einfuhrbegünftigungen 
in Form wirfliher Einfuhrprämien meift nur den Erftlingen vervollkommneter 
Productionsmittel Mafchinen, Zuchtthiere 2c.) zu theil wurden. Gewöhnlich begnügte 
man ſich mit Nachlaß der fonft eintretenden, hier vom protectioniftiichen Standpuncte 
zwedlofen, ja zwedwidrigen Einfuhrbejchränfungen. Ebenjo genießen Babricate, Die 
zur Wiederausfuhr, fei e8 in unveränderter, fei es in veredelter Geftalt, importirt wer- 
den, meift Eremtionen. Von den Eonfumtibilien find die entbehrlichen (namentlich) 
Getränfe) gewöhnlich die legten Waaren, auf denen bei fonftiger Zollfreiheit noch 
Zölle, und zwar oft in bedeutender Höhe haften bleiben, während die unentbehrlichen, 
wo fie nicht befreit find, wenigftens bei ftarfen Preisfteigerungen periodiſch ganz oder 
theilweife von Zöllen entlaftet zu werden pflegen. 

Zur Gegenüberftelung mit den unter „Ausfuhr“ gegebenen Notizen aus dem 
auswärtigen Handelöverfehr der Hauptitaaten Europa’8 mögen bier ergänzend die une 

efähren Ziffern des Werthes ihrer Einfuhr und der Hauptartifel der legteren Plag 

——— wobei jedoch nochmals an die, Divergenzen und Unſicherheiten erzeugenden 
Umſtände zu erinnern iſt, welche von der —28 dieſer Handelsausweiſe unzer⸗ 
ran find und feldft bei forgfältigfter Aufftellung derſelben nicht neutralifirt wer- 
den können. 

Spaniens Einfuhr im Jahre 1860 wird auf 1483 Mill. Realen angegeben, 
darunter Gewebe in Wolle 64, Baumwolle 34, Seide 34, Leinen und Hanf 24, ge 
miſchte 3'/,, Garne 50, rohe Baumwolle 130, Eifen 35% , Holz 35, Maſchinen 36, 
Zuder 112, Branntwein 23 Mill. u. f. w. | 

Bon der Einfuhr des Königreichs Italien, im Jahre 1859 auf 607 Mill. Lire 
beziffert, follen 75 auf Gerealien, 47%, auf Zuder, 13'4 auf Kaffee, 25'/, auf Wein 
und Epirituofen, 60%, auf Metalle (davon edle?), 60% auf Seidengewebe, 32 auf 
Wolle und Wollftoffe, 14 auf Flachs, Hanf und Gewebe daraus, 25%, auf rohe Baum⸗ 
wolle, 23 auf Twift und circa 48 Mill. auf Baummwollgewebe fommen. 

Frankreich importirte im Jahre 1862 zur — für 2198 Mill. Fres. 
(der General-Einfuhrhandel erreicht dagegen die De von 2899 Mill.). Bon jener 
Summe entfällt der Haupttheil auf rohe Webftoffe, nämlich Seide 236, Wolle 180, 
Baumwolle 126 Mill. Fres. (In den Jahren 1859, 60 und 61 belief fich die legtge- 
dachte Poſt auf 153, 202 und 270 Mill.) Die Einfuhr von Garnen betrug nur einige 
20 Mill,, während an Geweben importirt wurden für 13 Mill. leinene, 14 Mil. 
baumwollene, 41 Mill. wollene und 4 Mill. feidene. Unter den Eonjumtibilien figu— 
tirte die fehr veränderliche Getreideeinfuhre (1361: 390, 1859: 22 Mill.) mit 157 
Mil. Fres. Zuder wurde für 130, Kaffee für 76, lebende Thiere für 79, Häute für 
69, Holz für 129, Steinfohlen für 88 Mill. Fres. importirt. 

ngland giebt feine Einfuhr für das Jahr 1862 überhaupt auf 225 Mill. 
Pfd. St. an. Darunter erfcheinen Gerealien mit 38, Zuder 10, Kaffee 3'/,, Thee 9, 
Wein 3%, Butter 5, Talg 2',, Dele5',, Delfaat 4, Holz 11, Häute 3, Wolle 11°, 
rohe Baumwolle 31 (1861: 38), Flachs, Hanf und Jute 7% , Rohfeide 10 Mill. 
Von Geweben erreichten nur feidene mit 6 und wollene mit 1,, Mill. Pfd. St. in der 
Einfuhr eine nennenswerthe Höhe. 

Den Werth der Einfuhr des Zollvereins im Jahre 1861 berechnet Hübner 
nad) den zeitweiligen Durchichnittspreifen der eingeführten Waarenmengen auf 402 
Mil. Thlr. Darunter erfcheint Kaffee mit 30, Zuder (wegen der inländifchen. Rüben- 
zuderproduction) nur mit 1 Mill., Tabak mit 16 Mill,, Süd» u. a. Früchte mit 4, 
Wein mit 2%, Mil. Thle. An Fifchen,, bef. Häringen wurden für 5 Mill., lebende 
Thiere für 10 Mill., Häute und Felle für 23, Federn für 5°%,, Thran für 2, Dele für 
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10%,, Deljaat für 5*/,, Getreide für 36, Holz für20, Steinfohlen für 4%,, Eifen für 
3 (Eifenwaaren für 374), Kupfer für 3',, Zinn für nahezu 2 Mil. Thle. eingeführt. 
Bon Rohftoffen zu Geweben erſcheint Baumwolle mit 43, Wolle 25, Flachs und Hanf 
6%, Seide mit 12—13 Mill. Thlen.; von Garnen baummollene mit 21, wollene mit 
12°/,, leinene mit 8 Mill. ; von Geweben baummollene mit 1'/,, wollene mit 6'%, 
feidene und halbjeidene mit 8°, Mill. Thlen. 

Defterreich importirte in den Jahren 1851/60 für 2479 Mill. Fl., im Durch» 
ſchnitt alfo jährlich für 248 Mil. Die Hauptpoften jener Geſammtſumme, deren Zehn- 
tel immer die Jahrespucckhfchnitte geben, waren: Rohjftoffe zu Geweben 383 Mil. 
‚Baumwolle 231, Wolle 89, Flachs und Hanf 32, Seide 31 Mill.), Garne 140 Mill. 
(baummollene 78, leinene 18, wollene 44 Mill.), Gewebe und Kleider 91 Mil. 
baumwollene Stoffe 20, wollene 31'/,, feidene 31) ; ferner Eolonialwaaren 210 (Kaffee 
95, Zuder ca.70 Mill.), Feld- und Gartenfrüchte 186 ; endlich Metalle hauptſächlich 
edle) 336 Mill. Fl. 

Ruplands Einfuhr im Jahre 1861 wird auf 167 Mill. Rubel berechnet, da: 
von ca. 20 Mill. in Geweben (baummwollene gegen 8, jeidene 5, wollene 4'/,, leinene 
2°/, Mill.); rohe Baumwolle für 10%, , Wolle für 4, Barbeftoffe für 10%, , Dele für 
6", Maſchinen für 8°, Mill. ; dagegen in Zuder 5, Kaffee 3, Tabaf 2%/,, Wein und 
Spirituofen 9%,, Früchte 5%, Mill. Rubel. Petermann. 


Einkauf, 

Käufe werden abgefchloffen über alle möglichen Dinge, auch folche , die blos aus» 
nahmsweiſe zur Veräußerung fommen ; von Einfauf pflegt man bei foldyen Waaren zu 
iprechen, die regelmäßig und allgemein für den Verfauf producirt werden, die einen 
„Markt“ dvarbieten. Einkauf und Debit find die Thätigfeiten, in welchen der — 
ſeine Kunſt zu beweiſen hat. Da beide nach Ort und Art oft ſehr auseinanderfallen, 
fo findet häufig eine Theilung der Arbeit ftatt, indem entweder der eine oder andere 
Zweig durch Gommifftonaire betrieben wird oder zweierlei Arten von Kaufleuten, Im— 
porteurs (bez. Erporteurs) auf der einen, Zwiichenhändler und Detailiften auf der an- 
dern Seite, durd) ihre gegenjeitigen Beziehungen es möglich machen, daß fie ihre ganze 
Ihätigfeit je nad) der einen Richtung hin entfalten fönnen, Dieje Theilung ift um jo 
nothwendiger,, je mehr das eine oder andere Gefchäft mit vielen Heinen Producenten 
oder en zu thun hat. So wird die Hausinduftrie ſ. d.) nur dadurch erport« 
fähig, daß ſich beiondere Mittelöperfonen, Factore, mit dem Auffauf der Producte bes 
Ichäftigen, deren Dienfte der Großhändler durchaus nicht verſchmäht. Aehnliches findet 
ftatt beim Bezuge von überfeeifhen Rohprodurten, deren Gewinnungsftelle dem euro: 
päiichen Importeur nur unter den größten Beſchwerden naänglic wäre und die er 
deshalb viel lieber von eingebornen Zwilchenhändlern Fauft. Die Regel, daß Ein: 
fauf aus erfter Hand der befte jei, ift daher feineswegs überall anwendbar , na« 
mentlich nicht, wo die Waare für age fpecielle Bevürfniffe afjortirt verlangt wird. 
Hier bietet der Zwifchenhandel die Möglichkeit einer Auswahl, wie fie im directen Vers 
fehr faum zu erzielen wäre. Der Wunſch größtmöglichfter und Leichtefter Auswahl 
wird am beften befriedigt durch jene Gentralifation, wie fie Die auch dem andern Theile 
vortheilhafte örtliche und zeitliche Vereinigung von Angebot und Nachfrage auf Märf- 
ten und Börjen ſ. d.) ind Leben gerufen hat und die mit der Vervollkommnung der 
Berfehrsmittel immer höherer Einheit zuftrebt. Der befannte Bortheil des „Ein— 
faufsingroßen Duantitäten“ beruht nicht blos auf der Erfparniß vervielfach- 
ter Bemühung für den Verkäufer, fondern ebenfojehr auf der Möglichkeit, günftige 
Gonjuncturen zu benugen, was nur geichehen fann, wenn man, um fic, für längere 
Zeit zu verforgen, über die Mittel (bez. den Credit) und die Kieler gi Erfordernifie 
Magazine ꝛc. gebietet. Der „Heine Mann“ muß ſich diefen Bortheil durch Genofjen- 
ſchaften (j. d. zugänglidy zu machen fuchen. Der Credit, welcher dem Einkäufer jei« 
tens des Verkäufers gewährt wird und der in den laufenden Beziehungen des europäl- 
ſchen Handels die Regel bildet, jegt natürlich voraus, daß der erftere dem legteren als 
zahlungsfähig befannt und diefer denfelben zu geben in der Lage fei. Er fällt weg, 
wo das Capital des Einfäufers den Handel erft in Gang bringen, daher bisweilen 
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den fremden Zwifchenauffäufer ſelbſt Vorſchuß gegeben werden muß, ebenſo wo nur 
das augenblidliche Bedürfniß Unbekannte zu einem Gefchäfte zufammenführt. Daher 
der Gegenjag des Victualienmarfted gegen den aus nahen und ftändigen Kunden un- 
terhaltenen Verkehr des Victualienhändlers, Bäders , Fleifchers , in welchem befannt- 
lich die Eredite an die Abnehmer eine große Rolle jpielen. Solcher Eredit ift aber nicht 
nur aus dem Grunde theuer, weil damit immer ein gewifles Rifico verbunden ift, fon» 
dern auch deshalb, weil er einem Geſchäfte das Capital entzieht, welches daſſelbe bei 
feinen fchnellen Umfägen zu einem hoben Zinsfuße zu verwerthen vermag, daher nicht 
den allgemeinen, jondern den ihm entiprechenden höheren Nugungswerth auf den 
Preis aufſchlagen muß. Hier tritt der Vortheil des Baareinfaufg fo deutlich her: 
vor, daß das Gedeihen der meiften Gonfumvereine, welche denfelben zur unerfcdyütter- 
lichen Regel aller ihrer Beziehungen machen müfien, wejentlich diefem Umftande zuzu⸗ 
ſchreiben in dürfte. Petermann. 


Einfommen. 

Unter Ginfommen verfteht man die Summe aller]&üter , welche innerhalb eines 
gewiſſen Zeitraumes durch wirthichaftliche Thätigfeit (entweder überhaupt erft, oder zu 
dem vorher vorhandengewejenen Vermögensbeftande hinzu-) erworben werden. Es find 
aljo von den Gütern, welche den Inhalt des Begriffes „Einnahmen“ ausmachen, die: 
jenigen ausgejchloflen, welche nicht durch wirthichaftliche Thätigfeit erworben werden, 
wie 3. B. durch Geſchenk, Erbichaft, auf unredytmäßigem Wege erworbene Güter. Die 
Güter, welche den Inhalt des Begriffes Ertrag ausmachen, find die nämlichen, 
wie die, welche ven Inhalt des Begriffes Einfommen ausmaden. Aber unter Ertrag 
verfteht man das Einfommen mit Rüdficht auf das Wirthichaftsobjert, unter Ein- 
fommen den Ertrag mit Rüdficht auf das Wirthichaftsjubjet. Man ſpricht vom Er- 
trage eines Landgutes, eined Haufed, eines Gewerbes; man fpridht vom Einfommen 
eines Landwirths, eines Häufervermiethers, eines Gewerbtreibenden. Das Einfommen 
eines wirthichaftenden Menfchen kann aus Erträgen verfchiedener Wirthichaftsobjecte 
beftehen, der Ertrag eines MWirthichaftsobjectes fann das Einkommen verjchiedener 
Menſchen bilden, oder Beftandtheile dazu liefern. — Entipredyend der Unterfcheidung 
zwiichen Privat» und Volfswirthichaft, Privat: und Volfsvermögen unterfcheidet man 
auch zwijchen Privat- und Bolfseinfommen. Das legtere beftcht zunächft in der 
Summe der Güter, welche das Ginfommen aller einzelnen Glieder des Volkes aus— 
maden. Aber es kommen noch diejenigen Güter hinzu, welche ein Volk durch wirth— 
ſchaftliche Thätigfeit erwirbt , weldye aber Gemeingut Aller, oder einzelner Theile der 
Volksgemeinde werden, ohne unter den Einfommensbeträgen aller oder einiger einzelner 
Glieder der Volksgemeinde zur Erjcheinung zu kommen, fo 3. B. Verkehrs-, Verthei- 
digungsanftalten,, alle Staatserwerbungen. — Anders, ald dur wirthichaftliche 
Thätigfeit fann Ginfommen nicht erworben werden. Wie weit aud) die wirthichaftliche 
Bedeutung einer Thätigfeit, durch welche Einfommen erworben wird, hinter anderen 
Wirkungen, Vortheilen und Zweden dieſer Thätigfeit zurüdtreten mag, es ruht in ihr 
doch immer ein wirthichaftliches Element (die bezahlte Thätigkeit des Predigerd , Des 
Richters, des Gelehrten, welche zunächft im Dienfte der Religion, des Rechtes und der 
Wiſſenſchaft, alfo des Bildungs: und Geſellſchaftslebens fteben ‚ bat auch ihre wirth- 
Ichaftliche Seite, wenn auch nur vom Standpuncte der Privatwirtbichaft aus). Aber 
im Wirthichaftsleben ift nichts, was erworben wird, Geſchenk. Hier waltet das Geſetz 
von Leiftung und Gegenleiftung. Jenachdem man nun bei dem Einfommen nur die er: 
worbenen Leiftungen (Güter), oder zugleich die gewährten Gegenleiftungen berückſich— 
tigt, gelangt man zu dem Begriffe des u und ded reinen Einfommends. Das 
reine Einfommen befteht aus dem Weberfchuffe der durch wirthichaftliche Thätigkeit er: 
worbenen Güter über die zum Zwede diefer Erwerbung aufgewandten Güter. Was 
von der Summe des rohen Ginfommens, aljo des Gefammteinfommens, am Scylufie 
des betreffenden Zeitraumes nicht verbraucht oder ausgegeben ift,, entweder 1) zur Be- 
ftreitung von perjönlichen Bedürfniſſen der Nothwendigfeit, alfo zur Beftreitung des 
orts⸗, zeit-, ſtandes- und volfsmäßigen Eriftensminimums, oder 2) zu Zweden Des 
Gewerbebetriebes, das ift ald entweder verausgabtes, oder erübrigtes Neinein- 
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fommen zu betrachten. Diefe Definition des reinen Einfommens ift zwar ihrem Wefen 
nach die übliche, allein nicht die widerſpruchslos allgemein gebilligte. Roſcher 3. B. 
(Spftem der Volfswirthichaft 4. Aufl. 1. Bd. ©. 285 ff.) nennt reines Einkommen 
denjenigen Theil des rohen, welcher nach Abzug der Produrtionsfoften übrig bleibt, 
rechnet aber zu den abauziehenden Koften nicht diejenigen, weldye die Befriedigung der 
unentbehrlichen Bedürfnifle des Producenten erheifht. Was vom reinen Einfommen 
in feinem Sinne nad) Abzug dieler Koften übrig bleibt, nennt Rofcher freies Ein- 
fommen. Für diefe Unterſcheidung dürfte kaum ein logifches Bedürfniß vorliegen. Es 
fol feinen Augenblid die fördernde Rüdwirkung des höheren Lebensgenufles auf die 
Gütererzeugung verkannt werden, aber ohne die fördernde Kraft oder die berechtigte 
Erwartung ſolchen Genufjes können recht wohl dauernd Güter erzeugt werden, nicht 
aber ohne daß der Erzeuger aus feinem Einfommen fein Eriftengminimum beftreiten 
fann; der hierzu erforderliche Aufwand gehört alfo er eigentlic) zu den Bedingungen 
des Einfommens, ebenjowohl wie der Aufwand von Roh- und Hülfsftoffen, Arbeits- 
löhnen u. f. w., muß alfo zur Ermittelung des reinen Einfommens von dem rohen 
Einfommen in Abzug gebracht werden, aus dem er beftritten wird. — Neben der Un- 
terfcheivung von rohem und reinem Einfommen halten Mandye — unter Anleitung 
von Rau Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre. 6. Aufl. $. 251) — noch die weitere 
Unterfcheidung zwijchen uriprünglichem und abgeleitetem Einfommen für nöthig. Aber 
hingeſehen F die wirthſchaftlichen Wirkungen iſt es ganz —— ob das Ein- 
fommen durch unmittelbar oder mittelbar wirtbichaftliche Thätigfeit erzielt ift — ob 
der Empfänger fich dafielbe erworben hat durch eine Thätigfeit, deren Schwerpunct im 
Gebiete des Wirthichafts-, des Bildungs- oder des Gefellichaftslebeng liegt ; und hier- 
auf in der That fcheint jene Unterfcheidung hinauslaufen zu follen, da Rau a. a. O. 
das Einfommen eines Gewerbsmannes aus feinem Gewerbe für urfprüngliches, das 
Eintommen eines Gapitaliften aus der WVerleihung feiner Gapitalien, und das eines 
perfönliche Dienfte Leiftenden für abgeleitetes erflärt. Auch hängt die Unterfcheidung 
jedenfalls zufammen mit der anderen nicht minder müßigen und unwifienfchaftlichen 
zwifchen productiven und unproductiven Thätigfeiten. Das Einfommen aus fogen. 
productiven wirthichaftlihen Thätigfeiten wird urfprüngliches, das aus fog. unpro= 
ductiven abgeleitetes genannt. Allerdings beftcht zwifchen dem rohen Einfommen der 
Gewerbsleute und dem der perfönliche Dienfte Leiftenden ein nicht unwefentlicher Unter: 
ſchied, der nämlich, daß dort zur Ermittelung des Reineinfommens vielfältigere Abzüge 
zu machen find, als bier. Allein dieſem Unterjchiede wird weder durch die Unterfchei- 
dung in urfprüngliches und abgeleitetes Einkommen Ausdrud gegeben, noch liegt ein 
Bepürfniß vor, ihm durdy eine befondere wiflenichaftliche Nomenclatur Ausdruck zu 
verichaffen. ’ 

Das reine Einfommen theilt man, entiprechend der Annahme dreierlei verfchie- 
dener Gewerbsmittel (von Vielen fälfchlich Elemente, Factoren, Quellen der Produc- 
tion genannt) in drei verfchiedene Beftandtheile: Arbeitsrente, Gapitalrente, Grund» 
rente. Diefe Scheidung ift ſchon begrifflich kaum durchzuführen; wo man ihr in der 
Berehnung, in der Buchführung Ausdruck leiht, läßt man fid) lediglich von einer 
Fiction leiten. Aber diefe Fiction entfpricht wie fo manche andere, von der die Ein- 
richtung der Buchführung ausgeht, einem nicht hinwegzuläugnenden Bedürfnifie. Auf 
ihr beruhen Berechnungen (3. 3. Pachtanſchläge), die ohne diefe Hülfe gar nicht aus— 
zuführen wären. 

Wenn auch die Theilung des Einfommens in diefe drei Beftandtheile, jo hat doch 
die Ermittelung des Einfommens, des rohen wie des reinen, an fi in der Privat- 
wirthichaft feine Schwierigfeiten. Den Betrag des rohen und reinen Volkseinkom— 
mens dagegen zu ermitteln, zu berechnen, ift geradezu unmöglich) , höchſtens fann man 
denfelben annähernd fchägen ; indeß leuchtet es faum ein, welche Vortheile durch die 
unendlihen Schwierigfeiten, welche ſchon eine ſolche Schägung erheifcht, erfauft wer: 
den follen, Denn der Wohlftand eines Volkes ift zwar in hohem Grade von dem Ein- 
fommen und der Dauerhaftigfeit des Einfommens abhängig. Aber für die Schägung 
deflelben kommt viel mehr auf den Werth, als auf den Preis der im Einfommen dem 
Volksvermögen zuwachſenden Güter an, und den Werth fann man nicht meſſen, noch 
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in Zahlen ausdrücken. Was man durch Schätzungen des Volkseinkommens zu ermit- 
teln verfucdht und vermag, ift immer nur im beiten Kalle ver Preis der in einem be- 
jtimmten Zeitraume dem Volfsvermögen zugewachſenen Güter, und von diefem Preis 
ift der Bolfswohlftand, wie gejagt, viel weniger abhängig, ald von dem Werthe der 
fraglichen Güter. 

Die Erfahrung zeigt, daß von Verfchiedenen ausgehende Schätzungen des Ein- 
fommend eines und des nämlichen Volkes meift himmelweit verſchiedene Ergebnifle 
haben. Demohngeachtet verfucht fich Die Statiftif immer wieder an derartigen Schägun- 
gen. Man pflegt dabei verſchiedene Wege einzufchlagen. 

Entweder geht man von den eingenommenen Gütern, oder von den einnehmenden 
Perfonen aus. m erfteren Falle hägt man die im Lande neugewonnenen Robftoffe, 
die Einfuhren aus der Fremde, die Preiserhöhung, welche diefe Güter durch Verarbei- 
tung erfahren, die Dienftleiftungen und die fogen. Nugungen von Gebrauchscapitalien, 
und zieht von der Summe alle zum Zwecke der Güterergeugung verbrauchten Güter, Die 
Ausfuhren, womit die Einfuhren bezahlt wurden, und die Abnugung der ftehenden Ga- 
pitalien ab. Im anderen Falle rechnet man das reine Einfommen aller felbftändigen 
Privatwirtbichaften, das reine Einfommen des Staats, der Gemeinden ıc., welches 
dem eigenthümlichen Vermögen derfelben entipringt, zufammen , bringt dabei den Ge— 
nuß unmittelbar gebrauchter Vermögenstheile in Anſchlag, rechnet aber Schuldzinſen 
nur einfach, auf Seite der Gläubiger, mit an (den Schuldnern werben fie vom Ein- 
fommen abgezogen‘. Won zwei möglichft forgfältigen gleichzeitigen Schägungen des " 
engliihen rohen WVolfsjahreseinfommens fam die eine zu der Summe von 514823059 
Pfd. St., die andere zu der Summe von 18000 Mill. Sranfen (720 Mitt. Prv. St.) ! 

A. Emminghaus. 


Einfommenfteuer. 

Auch die eifrigften Vertreter der Aufwandfteuern ſ. d.) find weit davon entfernt, 
anzunehmen, daß es wirthichaftlicy und politiich zu rechtfertigen fei, bei der Befteurung 
über die Belaftung des reinen Einfommens hinauszugreifen. Sie, fowie die Vertreter 
der Kopfiteuern , der Vermögensfteuern,, der Grundfteuern u. f. w. geben willig zu, 
daß nur eine Befteurung des reinen Einkommens den Grundfägen der Gerechtigkeit 
entipreche, und die gewichtigiten der Argumente, welche fie für die von ihnen empfoh— 
lenen Steuerarten beibringen, laufen darauf hinaus, daß durch die leßteren, oder Durch 
ein fogenanntes Syſtem, eine Gombination der legteren, nicht nur den Finanzbedürf— 
nifien des Staates am bejten gedient, ſondern aud) das Ziel der Belaftung des Rein- 
einfommens und nur des Reineinfommens am ficherften erreicht werde. Die Richtigkeit 
diefer Annahme vorausgejegt, würde man da, wo Diejelbe zufällig in der That zuträfe, 
zwifchen Aufwand =, Kopf», Bermögend-, Grund» und Einfommenfteuern nicht 
zu unterfcheiden haben hinfichtlicdy der Steuerwirkung, fondern nur hinfichtlich der 
Steuerveranlagung. Allein jene Vorausſetzung iſt nicht richtig, oder wenigftens fehlt 
e3 bei denjenigen Steuerarten, bei denen ed nicht ausdrücklich auf eine Befteurung des 
reinen Einkommens abgefehen ift, an jeder Garantie, daß nur diefes getroffen werbe. 
Und fo hat man denn unter Einfommenfteuer im finanzwiffenfcyaftlichen Sinne des 
Wortes nicht etwa Diejenigen Arten von Steuern zu verftehen, welche zufällig nur das 
Gintommen belaften, jondern diejenigen, welche ausdrüdlich ald Abgaben von dem ir- 
gendwie ermittelten reinen Einkommen erhoben werden. Deshalb gehören auch die 
Ginfommenfteuern eo ipso zu den Schagungen; die der Veranlagung und Erhebung 
vorhergehende Schätzung des Einkommens — fei dies nun Selbitihägung oder Schäßung 
durch Andere — ift eine der wejentlichen Eigenthümlichfeiten der Einfommenfteuern. 
Indeß bedarf es noch einer weiteren Erörterung zur Feftftellung dieſes Begriffes. Der: 
jelbe wird nämlich bald als Gattungs-, bald als Artbegriff gebraucht. Als Gattungs- 
begriff umfaßt er alle diejenigen Schagungen, welche es unmittelbar auf die Befteurung 
von Zweigen des Einkommens abiehen, alfo die Gewerbfteuer ebenfo wie Die Grund», 
die Gapital- und Arbeitsrenten » Steuer. Wo er ald Artbegriff auftritt, bezeichnet er 
entweder eine Unterart des Begriffs Steuer (Einkommensteuer im Gegenfag zur Auf: 
wand« oder Vermögengfteuer), oder deutet er auf eine Mangelhaftigfeit des Steuerfv- 
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ftems hin, in welchem dann unter den Schagungen neben befonderen Einfommenfteuern 
(die nur nicht jo genannt werden) noch eine — allgemeine — Einfommenftener er- 
ſcheint, fo daß e8 den Anfchein gewinnt, als wäre es dem Gejeggeber nicht zum Be- 
wußtjein gefommen, daß unter den anderen beftehenden Schatzungen einige, 3. B. die 
Gewerbfteuer, die Gapitalrentenfteuer u. ſ. w. auch ſchon nichts weiter, als Einfom- 
menftenern find. In der That jedoch mag die Einführung einer Steuer unter dem neuen 
Namen „Allgemeine Eintommenfteuer“ neben anderen Schatzungen, die auch nichts 
weiter find, als Einfommenfteuern, in manchen Staaten lediglich der fiscalifchen Spe- 
culation auf die wirthichaftliche Blindheit der Menge zu verdanfen fein. 

Endlich wird bisweilen unter „Einkommenſteuer“, oder „Allgemeiner Ein- 
fommenftewer“ ein Befteurungsioftem verftanden,, bei dem es darauf abgefehen ift, 
in der That alle Zweige des Einfommens der Staatsangehörigen unmittelbar zu treffen; 
die Grundfäge für die Art der Abfchägung des Ertrages der einzelnen Ginfommene- 
weige fönnen verſchieden fein; aber es iſt Die Abficht, alle Einkommenszweige und 
Beträge durch eine einzige Steuer zu den Staatslaften herbeizuziehen. Daneben fönnen 
noch andere Steuern — Aufwandfteuern, Vermögensiteuern u. f. w. —, nur feine be- 
fonderen Einfommensftenern, beftehen. | 

Ganz abgefehen von diefen verfchiedenartigen Begriffen, die man mit dem Worte 
„Eintommenfteuer* verbindet (um anzudeuten, daß mit einer Steuer effectiv nicht über 
das Einkommen hinausgegriffen wird, Ginfommenfteuer als Gattungsbegriff mehrerer 
einzelner atıf Einfommenjhägung beruhender Steuern; als befondere Schagungsiteuer 
neben anderen, die auch Ginfommenfteuern find; als Befteurungsfoftem, durch welches 
alles durch Schägung zu ermittelnde Einfommen getroffen werben Kot. aber ohne daß 
daneben noch andere Einfommenfteuern beftehn), fragt es ſich, ob der Grundfaß der 
Befteurung des Einfommens überhaupt richtig ift. Diefe Frage muß unbedingt bejaht 
werden. n in der That ift das reine Einfommen (f. d.) gerade derjenige Theil des 
Bermögenszuwachies, von welchem Aufwände zu anderen als wirthichaftlichen Zweden 
auf die Dauer und ohne daß die wirthichaftliche Erifteng und der wirtbichaftliche Fort⸗ 
ſchritt gefährdet würden, füglich beftritten werden Fönnen. Und es ift nicht au rechtfer⸗ 
tigen, daß man bei Auferlegung der Opfer, welche die Wohlthat der ſtaatlichen Exi— 
ſtenz den Einzelnen koſtet, es darauf ankommen läßt, ob dieſelben den zu folchen 
Zweden verfügbaren , oder einen größeren Theil des Vermögenssuwachies angreifen ; 
das reine Einfommen muß den Maasfiah für die Auferlegung dieſer Opfer bilden; 
man muß die legteren nach dem reinen Einkommen bemefien und aus den Beträgen 
deſſelben erheben, weil man fonft in die Gefahr geräth, die Erwerbung des reinen Ein- 
fommens ſelbſt unmöglich zu machen, alfo eine der Grundbedingungen des Volfswohl: 
ftandes zu vernichten. 

Indeß, daß das reine Einkommen ein brauchbarer Beftenrungsmaaßftab ift, wird 
kaum von irgend einer Seite beftritten; viel mehr beftritten ift die Frage, ob es ſich 
empfehlen dürfte, das gefammte Befteurungsfnftem eines Staates auf die Bafis der 
Einfommensbeftenrung zu ftellen, eine allgemeine directe Ginfommenfteuer als einzige 
Steuer zu erheben. Dies recht eigentlich ift die brennende Frage, weldye unter der obi- 
gen Rubrik zu erörtern fein dürfte. 

Wenn ed möglicdy wäre, den ganzen Staatöbedarf, infoweit er durch Steuern zu 
derten iſt, durch eine einzige Steuer zu befriedigen, fo würde dies ohne Zweifel den 
großen Vortheil der Einfachheit und Ueberfichtlichfeit haben. Wenn es möglich wäre, 
dieſe einzige Steuer nad) dem Einfommen zu veranlagen, fo wäre damit der große 
Vortheil erreicht, daß den Steuerzahlern ihre Beitragslaft immer Har vor Augen ſteht, 
daß ſie ihr Budget darauf einrichten können, daß die Steuerleiftungsfähigfeit “ ge: 
—* als Kae: daß bei den Leiftenden das Verſtändniß und Interefie für die 

fichen Gegenleiftungen , alfo für den Werth der ftaatlihen Griftenz überhaupt, 
mächtig gefördert würde. Beide Möglicyfeiten werden ftarf angezweifelt ; die Befeiti- 
u anderen Steuern und die Erfegung derfelben durch eine ee allgemeine 

fteuer wird vielfach als ein unlösbares umd den Verſuch der Löfung 
Problen bezeichnet. Allein die Gründe, welche man für diefe Ans 
te porbringt, find Doch nicht ftichhaltig. Vor allen Dingen fagt man, ein großer 
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Theil der Bevölkerung, der Arbeiterſtand nämlich, könmne fein reines Einkommen ha— 
ben, würde alſo von einer Einkommenſteuer nicht getroffen, und wenn dieſe die einzige 
Steuer wäre, überhaupt nicht zu den Staatslaſten herbeigezogen werden können. Hier: 
auf ift Bolgendes zu bemerken: Es muß zugegeben werden, daß ein großer Theil der 
Bevölkerung jedes Staated von der directen Einfommenfteuer nicht getroffen werden 
kann. Aber daß dieſer Theil der Bevölkerung von den Zöllen, Accifen, der Wohnungs, 
PBerfonalfteuer u. |. w. getroffen wird, das ift gerade eine der wejentlichften Schatten: 
jeiten diefer Steuern und eines Steuerſyſtems, welches es darauf abjieht, Alles zur 
Befteurung heranzuziehen , was nur irgend eine bequeme Handhabe zur Veranlagung 
einer Steuer bietet. Nicht allein aus Humanitäts- und politifchen , fondern ſchon vor: 
zugsweife aus finanziellen Gründen muß dem widerrathen werden, daß Derienige, wel- 
cher heuer fein reines Einkommen hat, durch Befteurung feiner Werkzeuge und Ge- 
räthe, feiner Kleider und Nahrungsmittel verhindert werde, fich vielleicht im nächſten 
Fahre ein reines Einkommen zu erwerben. Es ift befannt, daß jeder Fleine felbitver- 
diente Genuß zu neuem Verdienen, zu neuer Anftrengung reizt, daß er jchnell ein Be- 
dürfniß erzeugt und — den dringenden Wunſch, dieſes Bedürfniß befriedigen zu 
können, ja den Entihluß, zur Befriedigung des neuen Bedürfniſſes alle Kräfte anzu: 
fpannen. So liegt in dem Fleinften reinen Einfommen ein Antrieb zur Vergrößerung, 
und dies ift ed, was auch der Finanzmann hoch anichlagen muß. Es liegt auf der 
Hand, daß die Nichtbefteurung irgend eines Staatsbürgers wider den Grundiag der 
Allgemeinheit der Befteurung ftreitet; aber die Kopffteuer, Acciſe, der Zoll u. ſ. w., 
womit man einen Armenhäusler doch auch nicht treffen fann, vergrößern die Zahl der 
nothwendigen Befreiungen, die directe Einkommenſteuer im Gegentheil wird, wenn fte 
nur richtig veranlagt wird, eher die Zahl der Steuerfähigen vergrößern. Daß übri- 
gens zu der Zahl der Steuerbefreiten bei Einführung der allgemeinen Einfonmenfteuer 
eo ipso alle Diejenigen —— müßten, welche man unter dem Namen „Arbeiter“ be— 
greift, kann nicht zugegeben werden. Daß ein Geſetz (ein „ehernes Naturgeſetz“), dem- 
zufolge der Kohn des gemeinen Handarbeiterd angeblid) fidy) weder über das Maaß des 
aum Unterhalt einer mittleren Bamilie Erforderlichen beträchtlich erheben, noch darunter 
finfen könne, nicht befteht, ift gerade in neuerer Zeit treffend nachgewiejen worden. 
Das Angebot der Lohnarbeit wird nicht nur durch den Lohn, fondern nebenbei auch 
durch ganz andere Momente beftimmt, 3. B. durd die Behandlung der Arbeiter, durch 
eine gewohnheitdmäßige und ſich vererbende Vorliebe für gewiſſe Arten der Lohnarbeit, 
durch die Scheu und Schwierigfeit, ferne Arbeitsmärfte aufzujuchen u. ſ. w. Auch be 
ftimmen den Lohnarbeiter, felbft wenn er fehr viel verdient, häufig genug andere 
Gründe, mit Hülfe feiner Erfparniffe ein felbftändiges Gewerbe nicht anzufangen. 
Eben deshalb findet man audy in vielen Gegenden Lohnarbeiter, 3. B. Arbeiter in 
Spinnereien, Webereien, Zuderfabrifen u. ſ. w., landwirthichaftlihe Tagelöhner, 
Bergleute u. ſ. w., deren Lohn fich über das Maaf des zum Lebensunterhalt einer 
mittleren Bamilie Erforderlichen auf die Dauer erhebt, Lohnarbeiter, die Kleine Gapi- 
taliften werden und doch Lohnarbeiter bleiben, theils aus Gewohnheit, theild aus Scheu 
vor dem Rifico der felbftändigen Unternehmung. Es ift nicht einzujehen, warum man 
dieje Leute nicht durch directe Einfommenfteuer zur Mittragung der Staatslaften jollte 
herbeiziehen können. 

Man weifet ferner auf die unendlichen Schwierigkeiten der Ermittelung des reinen 
Einkommens bin, man fagt, das Maaß der nothwendigen Lebensbedürfniffe jei nicht 
für Alle das gleiche; die Zahl der Bamilienglieder, ihr Alter und Gejunpheitszuftand, 
die Stellung in der en Sejellichaft , vor Allem aber die local verfchiedenen 
Preiſe der Lebensmittel bringen eine große Verfchiedenheit hervor, weldye in gerechter 
Weiſe von der Steuergejeggebung bei der directen Einkommenſteuer nicht berüdjichtigt 
werben fönne; die Summe der unentbehrlichen Bedürfniffe ftehe nicht in einem gewiſſen 
Verhältniffe zu dem reinen Einfommen, und es fei daher unmöglich, das Steuercapital 
zu ermitteln; ein bejonderes Hinderniß diefer Ermittelung liege endlich aud in Der 
Unmöglichkeit der Aufftellung fefter und gerechter Normen für die Schägung der von 
dem Roheinfommen abzuziehenden „Productiongfoften“. 

Darauf ift zu erwidern, daß eine mathematiich richtige und gerechte Veranlagung 
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der allgemeinen directen Einkommenſikuer allerdings unmöglich iſt, daß aber die Un— 
sollfommenbeit alles menjchlichen Werkes, weldye beim Steuerwefen ganz beſonders 
deutlich zu Tage tritt, nicht das Streben nady dem Vollfommneren hindern darf. Man 
bemüht ſich gewöhnlich, an einzelnen Beifpielen darzuthun, wie ſchwierig, ja unmöglich 
e8 jei, bei jedem einzelnen zu befteuernden Einfomnen den ganzen durch die Steuer 
zu treffenden Betrag des reinen Einkommens bis auf Heller und Pfennig auszumitteln. 
Aber auf dieſe Ausmittelung würde es jedenfalls nur derjenigen Regierung ankommen 
fönnen, weldye irgend einmal genöthigt wäre, den ganzen Betrag des reinen Volksein— 
fommens in der Korm von Steuern eingucaffiren. Befanntlich abjorbiren aber die eror- 
bitanteften Steuereinnahme » Budgets doc immer nur einen verhältnigmäßig Heinen 
Theil des reinen Volfseinfommens. 10%, Steuern vom reinen Ginfommen bilden 
ſchon einen enorm hohen, nur vereinzelt vorfommenden Procentſatz. Erhebt man aber 
diejen enorm hohen Procentſatz vom reinen Einfommen, fo brauchte man ſich doch feine 
Bedenfen zu machen, wenn man annehmen zu müſſen glaubte, daß man im Allgemeinen 
einen zu hohen Betrag des Noheinfommens für die Bebürfniffe der Nothwendigfeit 
und die Productionsfoften abgeredynet habe, jondern man würde nur dann bedenklid) 
werben müſſen, wenn man Grund hätte, anzunehmen, jene Abzüge wären zu gering 
gegriffen, und auch in diefem Halle würde eine rüdgängige Bewegung des reinen Ein» 
fommens und der Staatöftenereinnahmen noch nicht zu fürdyten fein, da man überall 
nicht 100, fondern nur dieſes „nur“ muß freilic an diefer Stelle richtig verftanden 
werden) 10%, des, wenn aucd um etwas zu hoc) gegriffenen, Steuercapitales in der 
Form von Steuern eingefordert hätte. Es handelt fh bei der directen Ginfommen- 
ſteuer viel weniger darum, das Einzeleinfommen bis auf Heller und Pfennig genau zu 
ermitteln, als darum, bei der Ermittelung des Steuercapitales nicht einen zu großen 
Theil des Roheinkommens herbeizuziehen. Es fommt hinzu, daß man auch abgeiehen 
von der Einführung einer fteigenden Scala der Steuerfäge fhon aus rechneriſchen 
Zwedmäßigfeitsgründen die allgemeine directe Einfommenfteuer wird nad) auffteigen- 
den Capitalclaſſen veranlagen müflen. Steigen diefe Claſſen etwa in Sägen von 50 
Einheiten, alio beilpielsweile in folgender Ordnung: 1—50, 51—100, 101—150 
u. 1. f., fo ergiebt ſich hieraus eine weitere Erleichterung für die Ermittelung des 
Steuercapitales. Man hat dann nicht mehr zu fragen: „Hat A. auch wirklid 210 
Thlr. 25 Sar. 6 Pf. reines Einfommen ?“, fondern man hat nur zu fragen: „Hat er 
ein Einkommen von über 200 und unter 250 Thalern?* Daß fchon in diefer Elaflen- 
eintheilung eine Ungerechtigkeit liegt, ſoll nicht verfannt werden ; aber fie ift eine Con— 
ceifion an das im Großen und Ganzen doc) einzig gerechte Princip, und man geräth 
doch dabei nie in den Fehler anderer Steuern; man geht nämlich ficher, daß man nie 
einen zu großen Theil des Roheinfommens angreift. Nun bleibt alſo noch die Schwie- 
tigkeit der Ermittelung der Steuercapitale bis auf 50 Einheiten genau. Es ift richtig, 
daf weder das Maaß der nothwendigen Lebensbedürfniffe für Alle das gleiche ift, 
noch die Summe der unentbehrlichen Bedürfniffe in einem gewifjen SPBrocent- 
verhältnifie zu dem reinen Einfommen fteht. Das beweift eben nur, daß man, 
wenn 100 verichievene Roheinfommenbeträge vorliegen, nicht, ohne zu wiſſen, in 
welchen Geichäften und von welchen Perſonen dieſelben verdient find, am grünen 
Tiſche durdy ein einfaches Nedyenerempel, und zwar durch gleiche Koſtenabzüge, die 
entiprechenden Steuercapitale ermitteln fann. Eben weil das nicht angeht, hat man 
aber in ven Staaten, wo die allgemeine Einfommenfteuer (wenn auch nicht als einzige 
Steuer) befteht, auch auf befondere Steuerfhägungsmethoden Bedacht genommen. Und 
es ift eine jelbftverftändliche Forderung, daß man bei allen Schägungsmethoden dafür 
Sorge trägt, daß localen Verſchiedenheiten ihr Recht geſchieht. Deshalb pflegen Die 
Gemeindebezirke zugleich Steuerſchätzungsbezirke zu fein. Da, wo die intellectuelle und 
moraliiche Bildung der Bevölkerung auf einer jehr hohen Stufe ftände, und wo echt vater: 
ländiicher Gemeingeiſt alle Schichten derfelben durchdrungen hätte, auch die Verfaſſung 
alle möglichen Garantieen für eine fparfame Verwaltung der Staatsfinanzen böte, 
würde man von Schägungscommilfionen abfehen und fich auf die Selbftihägung ver- 
laften können. Jedenfalls müßte das Gefeg, fei es nun, daß es Schägung durch Com— 
miſſtonen oder Selbitihyägung anordnete, in ganz unzweideutiger Weile angeben, wie 
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— werben muß, um das reine Einkommen zu ermitteln, welches von der Steuer 
getroffen werden fol. Diefe Angaben find jehr jchwierig, das ſoll nicht verfannt wer: 
den. Iſt doch jelbit die Wiſſenſchaft über den Begriff des reinen Einfommens, über die 
Grenze zwifchen den Bepürfniffen der Nothwendigfeit und des Wohllebens noch keines— 
wegs im Reinen! Aber wenn man fieht, daß in denjenigen Ländern, wo die allge- 
meine directe Einfommenfteuer eingeführt wurde — beifpielsweife foll nur das Groß— 
herzogthum Weimar, das Großherzogthum Oldenburg und der Canton Zürich ange 
führt werden — ſich in furzer Zeit eine conftante Schägungspraris ausgebildet hat, 
deren Handhabung nur äußerft jelten zu Bejchwerden Anlaß giebt, und bei der man 
nachweislich bei gleichbleibenden Steuerfägen von Jahr zu Jahr fteigende Steuerbeträge 
erzielt, fo braucht man keineswegs von vornherein an der Möglichkeit einer rationalen 
Veranlagung der allgemeinen Einfommenfteuer zu verzweifeln. 

In den Inftructionen für die Steuerjchäger würde man nun allerdings nicht um: 
hin können, Inhalt und Umfang der Begriffe Arbeits-, Capital und Grundeinfommen 
in möglichft populärer Form, vielleicht aud) durch aus dem Leben gegriffene Beifpiele, 
zu erläutern; man wird gut thun, darauf hinzuweijen, daß Arbeit und Capital nicht 
nur zur Erwerbung von Arbeits- und Gapitaleinfommen, fondern auch zur Erwer— 
bung von Grundeinfommen unter allen Umftänden erforderlich find, man wird vorab 
die noch vielfach, landläufige, zu befchränfte Auffaflung des Begriffes „Capital“ beridy- 
tigen und darauf hinweiſen müflen, daß 3. B. aud) der Handwerker von feiner eignen 
Merkftätte ein Grundeinfommen bezieht. — Eine ſolche Inftruction — fünnte man 
entgegenhalten — müßte ein completes Lehrbuch der geſammten Bolfswirthichafts- 
Iehre werden. Dies aud) zugegeben, würden darin feine Gefahr, fondern nur ein 
Vortheil zu erbliden fein, wenn nur das Lehrbudy ein Meifterftüd gemeinfaßlicher Dar: 


ftellung ift. 

un wird man weiter gehen und erörtern müflen, weldye Ausgaben von den Ein- 
nahmen abgezogen werden müflen, um zu dem Reineinfommen zu gelangen. Dieſes 
Gapitel wird unter allen Umftänden das ſchwierigſte ſein. Hier kommt vor Allem die 
Schwierigkeit in Betracht, einmal die Grenze zwiſchen den Bedürfniſſen der Nothwen— 
digkeit und denen des Wohllebens zu beſtimmen, und dann einen Maaßſtab feſtzuſetzen 
für die Schätzung der Productionskoſten ſolcher Steuerpflichtiger, bei denen, wie bei 
den Rentiers, den nicht ſelbſtwirthſchaftenden Grundbeſitzern und den bloßen Lohnar— 
beitern, dieſe Koſten verhältnißmäßig zu dem ganzen Einkommen äußerſt geringfügig 
ſind. Man wird ſich hier bei allgemeinen Erläuterungen der Begriffe: „Bedürfniſſe 
der Nothwendigkeit und Bedürfniſſe des Wohllebens“, „Erzeugergebühren“ u. ſ. w. 
begnügen, und die richtige Anwendung im einzelnen Falle den Schätzern überlafien 
müfjen. Das ift ja gerade das Feld, wo die Schägungsthätigfeit unabhängig zur Gel: 
tung fommen fol. Es fragt ſich, ob es zweckmaͤßig ift, etwa in den Inftructionen an 
einer Reihe von Beilpielen, die aus verjchiedenen Berufsftänden zu entlehnen wären, 
die Manipulationen deutlicy zu machen. Bi 

Zwei wichtige, bier noch in Betracht fommende Fragen find die, ob die Schägung 
des reinen Einkommens das effective Individualeinfommen , oder das durdyichnittliche 
reine Gewerbseinfommen, aljo ein fictived, das unter gewöhnlichen Verhältnifien und 
unter den vorhandenen Bedingungen erzielbare Reineinfommen, zu ſchätzen hat, und 
ob die Schäßer bei Ermittelung der für Bepürfniffe der Nothwendigfeit zu machenden 
Ausgaben den Effectivbeftand der Familie des Steuerpflichtigen zu berüdfichtigen ha- 
ben. Beide Fragen, fo jchwierig fie auch fcheinen, Löfen ſich doch in der Praris ziemlich 
leicht. Was die erftere Frage anlangt, fo ift es ſehr richtig, daß bei der Zugrundlegung 
eines mittleren, gewerbsmäßigen reinen Einfommens (das wirkliche reine Ginfommen 
kann überhaupt bei einer Schätzung gar nicht, höchſtens bei einer auf genauer und 
rationeller Buchführung beruhenden Selbftveclaration in Frage fommen) Fälle vor: 
fommen können, in denen reines Einfommen befteuert wird, weldyes in dent betreffen: 
den Jahre gar nicht erzielt worden ift. Aber man wird zugeben, daß, wenn ſolche Fälle 
vereinzelt vorfommen, dies weniger bedenklich ift, als eine Prämiirung der Faulheit 
und der irrationalen Wirthihaftsführung. Die directe Ginfommenbefteurung , wenn 
fie die durchichnittliche mittlere Erwerbsfähigfeit bei ihren Schägungen berüdfichtigt, 
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enthält einen erfahrungsmaͤßig ſehr wirkſamen Antrieb zu eifrigerer Thätigkeit und zu 
rationellerer Wirthichaft. Es ift von dem weimariſchen Theile des Rhöngebirges be- 
kannt, daß dort durch ftrenge Gintreibung der Einfommenfteuer und jelbft älterer auf- 
gelaufener Reftbeträge, die wirtbichaftlichen Zuftände ver Bevölkerung fich im Verlaufe 
weniger Jahre weſentlich gebeflert haben. Die legtere ftand lange Zeit in dem Rufe 
Außerfter Schlaffheit, Energielofigfeit und wirtbichaftlicher Verkommenheit. Die Bei- 
bringung der älteren Steuerrefte machte unendliche Mühe und verlangte ſeitens der 
Steuerbeamten eine nicht felten an Härte grenzende Energie. Heutzutage weiß man 
dort nichts mehr von Steuerreften und Steuererlaßgefuchen und die Einfommenfteuer 
bringt gerade aus jener Gegend fteigende Erträge. Ueberhaupt ift die moralifche Wir: 
fung der directen Einfommensbefteuerung ein Moment, weldyes man nicht hoch genug 
anjchlagen fann. Diefe Steuer enthält einen Antrieb zum Sparen für öffentliche 
Zwecke und fie ſchwächt dieſen Eifer nie ab, weil fie nie die Sparfraft ſelbſt, ſondern 
nur das Sparrefultat, und auch diefes doch in der Regel nur mäßig, angreift; die in- 
Directe Steuer gebietet eine Enthaltfamfeit , die feine Sparfamfeit iſt, und weder dem 
privaten, noch dem öffentlichen Intereffe irgend zu Gute kommt; fte ift eine Specula- 
tion auf die Unwirthſchaftlichkeit. 

Wenn man aber auch zugiebt , Daß gegenüber Denen, welche die Gewerbömittel 
zu einem gewinnbringenden Geſchäft in genügendem Maaße befigen, aber aus Träg- 
heit oder wegen irrationellen Betriebes das durdichnittliche gewerbsmäßige Einkom— 
men nicht erzielen, die Zugrundlegung dieſes legteren bei der Befteurung gerechtfertigt 
ericheint, jo wird man daſſelbe doch für diejenigen Fälle nicht zugeben, wo eine befon- 
dere Galamität, wie plöglich eintretende Arbeitsunfähigkeit, A unverjchuldete Ver: 
[ufte u. f. w. die Urſache des jeweiligen Ginnahmeausfalles bildete. Aber hat man 
J ſolche Fälle nicht das ganz — Mittel des zeitweiligen Steuererlaſſes zur 

erfügung? 

J nun die zweite der obigen Fragen anlangt, ob nämlich bei der Steuer: 
ſchätzung auf den Effectivbeftand der Familie des Steuerpflichtigen ſpecielle Rückſicht 
zu nehmen jei, eine Frage, deren Entſcheidung allerdings für die Veranfchlagung der 
Haushaltungskoften von Einfluß ift, jo dürfte Diefelbe zu verneinen fein. Wo es ſich 
um Steuerpflichtige handelt , welche einen Haushalt haben, wird man die Haushal- 
tungsfoften, injoweit fie überhaupt in Betradyt kommen, auf einen mäßigen mittleren 
Durchſchnittsſatz zu veranfchlagen haben. Die dabei unvermeidliche Benacdhtheiligung 
der finderreichen Steuerpflichtigen gegen die finderarmen verliert in den höheren Steu- 
erclaffen ihre Härte, in den umteren gleicht fie ſich dadurch aus, daß hier Einderreiche 
Steuerpflichtige in der Interftügung im Gewerbe, für welche hier die Kinder meift 
ſchon frühzeitig in Anjprud) genommen zu werden pflegen, ein Yequivalent haben, 
welches bei der Schägung ebenfalls jo lange nidht wohl veranfchlagt werden fann, als 
die Kinder noch nicht felbftändig geworden find. 

Soviel über die behauptete unsern der fteuermäßigen Ermittlung des 
reinen Ginfommens. Freilich — diefe Ermittlung ift fein Kinderfpiel. Aber, wenn 
man das Grundprincip der allgemeinen directen Einfommenfteuer für richtig erfannt 
hat, werden die Schwierigfeiten der Veranlagung ſich allmählich ebnen laffen. Die 
verſchiedentlich gemachten Berfuche rechtfertigen das Princip ebenſo, wie fie die Aus- 
führbarfeit ver Veranlagung außer Zweifel ftellen. 

Der einzige Grund gegen die Ausfchließlichkeit der allgemeinen Einfommenfteuer 
könnte darin liegen, daß fie gewiſſe Theile des Volkseinkommens nicht, oder nicht in 
gehörigem Maope zu treffen vermöchte. Genau betrachtet ift aber gerade dieſe Steuer 
geeignet, alle Berufs: und Vermögensclaften zur Mittragung der Staatölaften heran: 
Auziehen, und dies zwar in dem richtigften Verhältnifte. Während fie das Einfommen 
ohne Rückſicht auf Die Beftandtheile defielben (Arbeits-, apital-, Grundrente) irifft, 
läßt fie doc der Verfcyievenartigkeit der Betheiligung der Gewerbömittel an biejem 
Einfommen volle Gerechtigkeit widerfahren. Die —* welche fie zur Er: 
mittelung des reinen Einkommens eines nicht felbftwirthichaftenden Grundbeſitzers, 
oder eines Rentiers in Abzug bringen muß, find verhältnigmäßig viel geringer, als 
die entiprechenven Abzüge zur Ermittelung des reinen Einkommens eines Handwerfers, 
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und fo wird ſich denn auch bei jener Ermittlung durchſchnittlich ein verhältniß— 
mäßig größeres Steuercapital ergeben, als bei diefer. Dies ift zugleich der Grund, 
warum etwa eine befondere Grundfteuer neben der allgemeinen Einfommenfteuer ganz 
ungerechtfertigt erfcheinen würde. In der Einfommenfteuer felbft und in ihrer Veran: 
lagung hat man ein Mittel, den Rentier und den nidhtwirthichaftenden Grundeigen- 
thümer zu den Staatslaften herbeizuziehen in einer der günftigen Situation folcher 
Steuerpflichtiger ganz entiprechenden Weife. Daß übrigens — wie oft von den Geg— 
nern der ausichließlichen allgemeinen Einkommenſteuer behauptet wird — die Lohn: 
arbeiter gegenüber denen, deren reines Einfommen zum weientlichen Theile aus Grund— 
rente befteht, um deswillen im Nachtheile feien, weil der Erfolg der Arbeitöfraft in der 
Beichränftheit der menichlichen Kräfte feine Grenze finde, und weil Die Grundrente das 
Leben des Rentners überdauere, alfo auf defien Erben übergehe — das fann nicht zu— 

egeben werden. Die Arbeitskraft ift viel ergiebiger und ausdehnungsfähiger, als die 

aturfraft, und der fterbende Grundrentner hinterläßt feinem Erben als von ihm, 
dem Erblaffer, erworben, nichts, ald was der Arbeitsmann feinen Kindern auch hinter: 
laffen fann — Rentenerfparnifie. Freilich — wird man fagen — aber er hinterläßt 
feinen Erben audy das Grundeigentbum! Aber aud) der Arbeiter kann feinen Erben 
einen Gapitalftod, einen guten Namen, Credit u. |. w. hinterlaffen. Und weder aus 
dem einen, noch dem anderen läßt fi ohme jegliche Anftrengung eine Rente hervor- 
zaubern. 

Endlich fragt e8 ſich noch, ob bei Einführung einer allgemeinen Einfommenftener 
als einziger Steuer fi) die Veranlagung nad) einer progreffiven Scala empfiehlt. In 
den Augen der Vertreter des Grundjages der Allgemeinheit und der Gleihmäßigfeit 
der Befteurung gelten diejenigen Steuern für unvolkswirthſchaftlich, welche nur gewifle 
Perfonen, Stände oder Beruöclaffen treffen; aber nicht minder diejenigen, weldye zwar 
alle Staatsangehörigen treffen, aber die Einen in einem drüdenderen Maaße, als die 
Anderen. Und die große Schwierigfeit, ja die Unmöglichkeit der Herftellung einer voll- 
ftändigen Gleihmäßigkeit der Belaftung darf die Gejeggebung nicht abhalten , doch 
wenigftens das Princip anzuerfennen, und die Verwirklihung deffelben conjequent an- 
zuftreben. Das progreffive Elafienfvftem in feiner Anwendung auf die allgemeine di- 
recte Ginfommenfteuer ift eine Goncejfion an das Princip der Gleihmäßigfeit. Sie 
geht von dem Grundfage aus, daß die Steuerraten in anderer Progreſſion auffteigen 
müffen, als die Steuercapitalclaffen, da der Drud der Steuerlaft nicht in gleichen Pro— 
centen wachſe, wie die Größe des Steuercapitales, fondern in einem ähnlichen Ver— 
hältniß abnehme, wie das Steuercapital wachſe, da mit anderen Worten, wer 100 zu 
verfteuern hat, durch 2 mehr gedrüdt werde, ald wer 1000 zu verfteuern hat durch 20. 
Was insbefondere die Einfommenfteuer anbelangt, jo fommt Alles darauf an, ob die 
Leiftungsfähigkeit zur Tragung von Steuern mit der Zunahme des reinen Einfommens 
fi) fteigert. Und dies ift allerdings der Fall. Denn der Betrag der Mittel, welche zur 
Befriedigung der Bedürfniffe der Nothwendigkeit dienen und aljo neben den Erzeuge- 
gebühren vom Robeintommen in Abzug gebracht werden müffen, wenn man das Rein- 
einfommen ermitteln will, verändert fi wenig, wächft nicht mit dem Roheinfommen. 
Freilih kann der Sag: „Ein geringeres reines Einkommen wird durch denjelben 
Steuerprocentfag mehr belaftet, als ein höheres“, wenn er auch an ſich wahr ift, in 
Zahlen nicht mathematifc genau überfegt werden. Es handelt ſich hier um Unter: 
ſchiede, die ziffermäßig dargeftellt werben müſſen, und ſich dod) der genauen Be— 
rechnung entziehen; ed handelt ſich um Unterſchiede, die man berüdfichtigen muß, um 
nicht ungerecht zu fein, und für deren ſachgemäße Berüdfichtigung noch feine Formel 
gefunden tft, vielleicht nie eine Formel gefunden werden wird. Ueber die allgemeinen 
Gegengründe gegen die progreifive Scala vergl. den Art. „Progreſſivſteuer“. Einer 
Dieter egengründe, der darauf hinausläuft, daß ja die fortgeſetzte Progreffion der 
Steuerrate Fehr bald bei 100%, ankommen müfle, ift ſchon mathematifch zu widerlegen, 
findet aber bei der Einfommenfteuer feine Widerlegung noch insbejondere in dem Um— 
ftande, daß hier die Progreffion ihre natürliche Grenze an dem Puncte findet, wo ein 
reines Einkommen erzielt ift, womit man die Bedürfniffe des Wohllebens, foweit fie 
auch innerhalb der Schranfen des Vernünftigen und fittlidy Gerechtfertigten ausgedehnt 
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fein mögen, reichlich befriedigen fann , oder welches wohl gar dann noch einen Ueber: 
ihuß läßt. Bon da an, wo ſich ſolche Ueberſchüſſe zeigen, belaftet ein gleicher Brocent- 
fag den Steuerzahler in der That gleich ftarf, oder vielmehr gleich wenig. Die Grenze 
der Progreſſion ift freilich nicht leicht zu finden; es fommen hier wieder Dinge in Be: 
tracht, Die fi) nicht wohl zahlenmäßig darftellen laffen, wenigftens nicht in abstracto. 
Für ein gegebened Gebiet wird man fie ſtets mit einiger Zuverläffigfeit beftimmen 
fönnen. 

Die Thatjache, daß mit der allgemeinen Einfommensbefteurung als ausſchließ— 
licher tige noch nirgends ein Anfang gemacht ift, kann nicht gegen die Zweck— 
mäßigfeit derjelben angeführt werden. Die directe Beſteurung macht ohne Zweifel 
Fortjchritte in dem Maaße, wie die Idee der Handelsfreiheit Boden gewinnt. Die 
Zölle und die inneren Verbrauchsſteuern haben in unjeren Gulturftaaten feine lange 

ufunft mehr. Und, wenn fie befeitigt fein werden, wenn man ſich lediglich auf directe 

teuern angewiefen jehn wird, werben die Verſuche der Einführung einer einzigen 
folchen Steuer beginnen ; ihrer Einfachheit und Gerechtigkeit wegen wird man dann 
gerade vor allen Dingen zu einer einzigen allgemeinen directen Einfommenfteuer feine 
Zuflucht nehmen. 

Neben anderen directen und indirecten, vom Einfommen, vom Vermögen, vom 
Verbrauch) u. ſ. w. erhobenen Steuern befteht eine Allgemeine directe Einfommenfteuer 
bereits in einigen Fleinen Staaten, jo in Weimar, Oldenburg, Zürid). In Preußen 
wird Aehnliches durch die Kombination der Claſſen- und claffificirten Einfommen- 
fteuer erreicht, welche jedod) neben einer Menge von Verbrauchsſteuern, neben der 
Grund» und der Gewerbefteuer dort beftehen,, und zufammen nur etwa 20%, des Er- 
trages aller eigentlichen Steuern ergeben. Auch in Defterreid, befteht eine Einfommen- 
fteuer neben anderen, aud) vom Einfommen erhobenen Steuern, 3. B. der Erwerb- 
fteuer. Sie ergiebt aber nur netto 9%, Mill. Fl., während die Grundftener gegen 60, 
die Häuferfteuer ca. 18, die Erwerbfteuer gegen 11 Mill. Fl. Ertrag liefert. 

Für die allgemeine einzige Einfommenfteuer fprechen fi) aus: Behr, Die Lehre 
von der Wirthſchaft des Staats. Leipzig 1922. ©. 109. — Zahariä, 40 Br. v. 
B. Heidelberg 1832. V. ©. 425. — Sparre, Die Allg. Einfommenfteuer. Gießen 
1848. — Graffenried, Ueber die Einfommenfteuer. Züri) 1855. Vergl. au: 
Eraig, Grundzüge d. Bolitif. A. d. Engl. Leipzig 1816. III. ©. 13. — Sis. 
mondi, Nouveaux principes. Paris 1818. II. p. 169. — Sartorius, Ueber 
die gleiche Befteurung der verjchiedenen Landestheile ıc. Hannover 1815. ©. 263. — 
Fulda, Handb. d. Finanzw. Tübingen 1826. ©. 224. — Log, Handb. d. Staats- 
wirthichaftsl. III. ©. 323. — Malchus, Handb. d. Finanıw. Stuttgart u. Tür 
bingen 1830. I. ©. 175. — J. St. Mill, Principles of political economy. 
Deutih v. Soetbeer. Hamburg 1852. II. ©. 293. — Rau, Finanzwiflenid. 3. 
Aufl. II. ©. 139. — Baumftark, Zur Einfommenfteuerfrage. Greifswald 1850, 
— Umpfenbad, 2ehrb. d. Finanzen. Erlangen 1859. ©. 137 fi. 

A. Emminghaus. 


Eifenbahnen. 

Eifenbahnen find Landftraßen, bei welchen die Fuhrwerfe auf — eiſer— 
nen Schienenſträngen, von denen je zwei ein Fahrgleis bilden, unter Beſchränkung 
der Füglichkeit zu beliebiger feitlicher Ausweichung bewegt werden. Nur an beſonders 
dazu eingerichteten Stellen fünnen die Transportfahrzeuge vermittelft beweglicher 
Schienentheile (Weichen) von einem Geleife nad) dem andern überlaufen. 

Ungeachtet diefer anfcheinenden Beichränfung find fie unter allen gegenwärtig 
befannten Transportanftalten die volltommenften, da mit ihnen die größten :Berfonen: 
zahlen und Gütermafjen in fürzefter Zeit und bei größter Sicherheit angemefjen billig 
befördert werden können, und erjcheinen deshalb nicht nur als vorzüglichites Mittel 
zur Hebung des materiellen Bolfswohlftandes, fondern auch infoweit als die Fortbil- 
dung der Völker von dem Verfehre unter fich und mit Anderen abhängt, als haupt: 
fähhlichfte Urfache zur Veredelung des Eulturzuftandes derfelben. 

Die Eifenbahnen haben daher eine epochemahende Wichtigkeit; fie bilden Die 
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Grundlage zu ganz neuer Geftaltung der focialen Verhältniffe des Menſchengeſchlechts. 
Wir ftehen jegt noch im Anfange diefer Umgeftaltung und es ift faum mit einiger 
Beftimmtheit vorherzufagen, in welcher Weife alle der Veränderung anheimfallenden 
Beziehungen fid) den neuen Anforderungen anpaffen und confolidiren werden. 

Der Vorzug der Eifenbahnen gegenüber den gewöhnlichen Etraßen mit aus Ge: 
ftein hergeftellten Oberflächen gründet ſich in technifcher Beriehung auf den vielfad) 
geringeren Reibungswiderftand, welchen Fuhrwerke auf Eiſenſchienen zu überwinden 
baben, und welcher zu jenem auf Steinftraßen ſich durchſchnittlich verhält wie 1:12. 
Zwar fteht hiermit in directem Zufammenhange zunächſt nur der geringere Selbit- 
foftenbetrag beim Transporte auf Eifenbahnen; es find aber indirect noch andere Ver: 
vollkommnungen dadurch zu ermöglichen geweien, daß der zu erwartenden großen 
Ausdehnung des Verkehrs und deshalb in Ausficht ftehenden hohen Einnahme wegen 
für Anlage der Fahrbahn felbit ein bedeutender Koſtenaufwand rentabel erſchien; und 
deshalb nicht gezögert wurde, die vielfach großen Steigungen und —— ſowie die 
ſcharfen Krümmungen der Straßen bei den Eiſenbahnen durch Ausführung hoher 
Dämme und tiefer Einſchnitte, hoher Viaducte und langer Tunnel zu vermeiden und 
damit große Fahrgefchwindigfeiten fowie den Transport großer Maſſen mit geringer 
Kraft zu ermöglidyen. 

Das gefammte Eifenbahnmweien zerfällt in zwei vollftändig von einander zu tren= 
nende — von denen das erſte den Eiſenbahnbau einſchließlich der bau— 
lichen Unterhaltung des Weges und der Werke während des Betriebs, das zweite den 
Eiſenbahnbetrieb umfaßt und zwar ſowohl was deſſen erſte Einrichtung und Be— 
ſchaffung ſaͤmmtlicher Betriebsmittel Locomotiven, Wagen, Inventarien, Geraͤthſchaf— 
* u. ſ. w.) betrifft, als auch was deren Benutzung, Handhabung und Unterhaltung 
erfordert. 

Jedes diefer Gebiete muß nach volfswirthichaftlichen, technifchen und finanziellen 
Grundfägen behandelt werden. 

it es beim Eifenbahnbaue joweit ſich derjelbe 

a. auf die urfprünglihe Wahl der Baurichtung bezieht, nicht mög: 
lic eine Linie zu finden, welche unter Berüdfihtigung der volfswirthichaftlichen Kor- 
derungen bie in technifcher Beziehung günftigfte Betriebslinie bei billigften Herftel: 
lungsfoften gewährt, fo muß dann durch eingehende Erörterungen feftgeftellt werben, 
inwieweit das Eine oder Andere zu Gunften des Ganzen eine Abweihung von der 
Vollkommenheit geftattet, inwieweit alfo beifpielsweife 

1) jei e8 durch Abänderung der Bahnrichtung oder durch Verminderung bezieh: 
lid) Verlegung der Stationspläge an entferntere Orte oder durch Zugeftehung höhe— 
ter Tarife, die volfswirthichaftlichen Forderungen weniger vollfommen befriedigt 
werden dürfen, um eine möglichft günftige Betriebslinie dur) Aufwendung höherer 
Baufoften wählen zu können; oder 

2) jei es durd) Gewährung eines höheren Baucapitaled oder Veranlaffung eines 
höheren Betriebsaufwandes, die Wahl einer ungünftigeren Betriebslinie ftatthaft ift, 
um die volfswirthihaftlichen Bedingungen möglichft vollkommen zu erfüllen u. |. w. 

b. Bei der bauliden Unterhaltung ift in ähnlicher Weiſe abzuwägen, in- 
wieweit und wie umfänglich fortlaufend auf Verbefferung gerichtete Verfuche anzu: 
ftellen und erprobte neue Erfindungen (ebenfo wie dies bei dem Fabricanten gefchieht, 
welcher wegen Auſchaffung verbefferter Mafchinen mit fich zu Rathe geht) unter Auf: 
opferung der nod) brauchbaren zeitherigen Einrichtungen einzuführen find. 

Im Eifenbahnbetriebe find die aufzumwerfenden Fragen ganz ähnlicher Art und 
ift dabei hauptſächlich zu erforfchen, imwieweit die Forderungen des jchnellen, fidheren 
und billigen Transportes durch die Gonftruction der Transportmittel unter Aufwens 
dung angemefjener Koften zu erfüllen find, oder inwieweit fie vernadjläffigt werden 
können, wenn es fid) darum handelt, zu ermitteln, ob die Ginführung der volllom⸗ 
menften aller Landftraßen in einzelnen noch nicht ausreichend belebten Landesbezirken 
finanziell möglich, d. h. rentabel ſei; inwieweit etwaige Mängel des Eifenbahnbaus 
werfes wie 3. B. große Steigungen, icharfe Krümmungen, welche die Schnelligkeit 
empfindlich beeinfluffen, durch Abfertigung furzer Züge, natürlidy aber größeren 
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——— ‚ thunlichſt ausgeglichen und unſchädlich gemacht werden können 
u. dergl. m. 

Hieraus iſt erſichtlich, daß nur Derjenige ein Urtheil über das Eiſenbahnweſen 
im Allgemeinen, ſowie über einzelne Bahnſtrecken und Betriebseinrichtungen im Be: 
fonderen ſich erlauben darf, welcher die volfswirthichaftlichen Erforderniffe mit den 
zu Gebote ftehenden techniſchen und finanziellen Mitteln zu vergleihen und in Ein» 
Hang zu bringen vermag. 

Es ift deshalb hier am Plage, mindeftend die Hauptjachen des darauf: Bezüg- 
lichen in Kürze zu befprechen. 

Der Eifenbahnbau ift in 3 Haupttheilen zu behandeln, und zwar: 1) In: 
terbau, 2) Dberbau, 3) Hochbau. 

Der Unterbau umfaßt alle jene Herftellungen, die nach ermöglichter Verfü: 

ung über den erforderlichen Grund und Boden nothwendig find, um eine zufammen- 

J——— wo nicht ganz, ſo doch thunlichſt nahe horizontale Fläche Planie oder 
Bahnkrone genannt) zu bilden, über welcher der Breite und Höhe nach hinreichender 
Raum für Die zu bewegenden Buhrwerfe vorhanden iſt; begreift in fid daher nicht 
nur Dämme, Einfchnitte, Viaducte, fondern auch Tunnel, Bahnüberbrüdungen ꝛc. 
Diefer Theil des Eifenbahnbaues ift es hauptfächlich, bei gleichen Bahnlängen fogar 
ganz allein, welcher in Ftage fommt, wenn e8 fi um einen Vergleid — ver⸗ 
ſchiedenen Bahnlinien mit Rückſicht auf ihre techniſchen Schwierigkeiten, Vor⸗ und 
Nachtheile handelt und mag daher noch erwähnt werden, daß der Ingenieur es voll: 
ftändig in der Hand hat, durch große Erd», Felſen- und Kunftbauten die Bahnfrone 
überwiegend horizontal und geradlinig herzuftellen, andererjeit8 aber aud) durch Ein- 
führung ftarfer Neigungen und * Krümmungen die großen Bauten zu vermei— 
den und dadurd im erften Kalle unter Aufwendung geringer Transportfoften einen 
fehr vollfommmen Betrieb zu ermöglichen, im legten Falle unter theilweifer Aufopfes 
rung dieler Bortheile das Baucapital zu vermindern. 

Der Oberbau ar ai alle diejenigen Vorrichtungen in ſich, welche unmittels 
bar die Bewegung der Betriebsmittel ermöglichen, daher in ihrer Eonftruction allen 
wegen der Bauart des Wagenparfs zu ftellenden Anforderungen genügen müffen. 
Es gehören hierher die Geleife und Weichen mit ihren Unterlagen, Drehicheiben, 
Sciebebühnen u. |. w. Die Stärfe des Oberbaues, oder mit anderen Worten die 
Tragfähigkeit deffelben, muß den darauf verfehrenden ſchwerſten Fahrzeugen (und das 
find immer die Locomotiven) entiprechend eingerichtet werden, da ein felbft nur Feines 
Misverhältniß in diefer Beziehung zu außerordentlich rafcher Zerftörung feiner Haupt- 
theile, nämlich der Schienen, führt, dadurch aber das bei erſter Beichaffung derfelben 
Erfparte in vervielfältigter Summe verluftig geben läßt. Bon den eek beſte⸗ 
henden Oberbauſyſtemen kann man ſagen, daß ihre Tragfähigkeit nur knapp den zu 
bewegenden Fahrzeugen entſpricht, und daß hierin der — zur Klage über 
die jetzige geringe Dauer der Schienen zu ſuchen iſt. Die Urſache dieſes knappen Ber: 
häftniffes liegt einfach darin, daß bei jeder Bahn, welche urſprünglich für eine bes 
Himmte Transportmaffe eingerichtet und mit Locomotiven, welche dem gewählten 
Dberbau entſprachen, ausgeftattet wurde, allmählich der Verkehr fich vergrößerte 
und: zu feiner Bewältigung die Anſchaffung ftärferer (natürlich auch ſchwererer) Loco— 
motiven forderte. Wurde num diefem Bedürfniffe genügt, und die Geſchichte faft aller 
einzelnen Bahnen weift nad), daß dies geſchah, fo war damit das richtige Berhältniß 
zur DOberbauftärke überfchritten, weil eine Vertaufchung der nunmehr als zu ſchwach 
ericheinenden Schienen mit entiprechend ftärferen, feineswegs und zwar namentlic) 
aus finanziellen Gründen mit gleicher Leichtigkeit ausgeführt werden fonnte. Es läßt 
ſich hieraus die Regel ableiten, vor allen Dingen bei Wahl des Oberbauſyſtems, — 
das füglich nicht, wie Dies bei faft allen Einrichtungen des Eiſenbahnweſens der fort: 
laufend großen Veränderungen in demfelben wegen eigentlich wünfchenswerth wäre, 
nady jedem Decennium einer angemeffenen —— fähig iſt —, an die fernere 
Zukunft zu denken und den Oberbau lieber ſtärker als im Augenblicke gerade erforder: 
lich zu wählen. Der mit diefer Vorfihtsmaaßregel in Verbindung ftehende Zinfen: 
verluft wird von den dadurch eintretenden Erfparniffen reichlich gededt, welche an 
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Geleisunterhaltungs » Arbeitslöhnen ſowie an Betriebsmittel-Reparaturen gemacht 
werden und ift Damit eines der wichtigften Momente angedeutet, die den auf Einfüh— 
rung vollftändig eifernen Oberbaues gerichteten Beftrebungen der Neuzeit als Baſis 
dienen. 

Der g9 bau umfaßt alle auf Stationen und Bahnftreden für Zwede des Ver: 
fehrs, der Bahnverwaltung und Beauffihtigung erforderlichen Gebäude. Es find hier 
zunächſt die Verwaltungsgebäude zu nennen, welche vorzugsweije dem Perfonenver: 
fehre dienen und in der Regel Räume für Billetverfauf, Annahme und Ausgabe des 
Gepäds, für Telegraphirapparate, Poftverfehr, für Aufenthalt der wartenden Paſſa— 

iere nebit Reftauration, nad) Befinden auch für den Eilgutverfehr enthalten. Abge: 
— hiervon ſtehen die Güterhallen mit den zugehörenden Expeditionen, welche Kir 
Annahme, Aufbewahrung und Ausgabe der gewöhnlichen Frachtgüter beftinnmt find 
und bei großen Stationen in zwei vollftändig von einander getrennten Abtheilungen 
in der Weite benugt werden, daß eingehende Frachtſtücke mit abgehenden gar nicht in 
Berührung fommen. Hieran reihen fid) die Remiſen für Locomotiven und Perfonen: 
wagen. Selten werden dergleichen für Güterwagen und dann, wie beiſpielsweiſe im 
Hauptbahnhofe der London and North-Western Railway in Drummond Street 
in London, welder für Perſonen- und Eilgutverfehr beftimmt ift, auch nur in der 
Art beichafft, daß eine große Fläche des reichlich mit Geleifen und Drehicheiben be— 
dedten Bahnhofes mit Dächern ausgeftattet wird, welche auf zwijchen den Geleijen 
jtehenden Säulen ruhen und nicht nur deren freie Benugung zum Aufftellen der Wa- 
gen, Nangiren der Züge u. |. w., Sondern audy das Auf: und Abladen der Güter 
unter ihrem Schutze geftatten, ohne den verfügbaren Raum irgendwie zu zertheilen 
oder etwa weniger leicht nugbar zu machen. 

Mit den Remiſen ftehen in mehr oder minder naher Verbindung Reparaturwerf: 
ftätten für die Betriebsmittel. In Eentralftationen wachien diefe Werfftätten au voll: 
ftändigen Mafchinenbauanftalten heran, in denen neben den umfänglichften Repara: 
turen auch der Neubau von Locomotiven und Wagen fowie der dabei erforderlichen 
Arbeits: und Hülfsmafchinen betrieben wird. 

Obgleich nun faft alle der genannten erforderlichen Räume am zwedmäßigften 
in gleicher Höhe mit der Bahnplanie oder nur wenig darüber gelegt werden dürfen, 
jo bat man ſich doch bei den für diefelben beftimmten Gebäuden nicht begnügt, ledig: 
lich Erdgeſchoſſe herzuftellen, fondern hat infolge des vortheilhaften Einflufjes, wel: 
hen unausgejegte Anweſenheit einzelner Beamter in den Stationen auf gute Dienit: 
leiftung übt, zur Aufbauung von Stodwerfen behufs Verwendung zu Beamtenwoh— 
nungen fid) freiwillig entichloffen (während entlang der Bahnftreden von jeher Die 
Beſchaffung von tn Aal für Bahnbewachungsperjonal als unabweisbare Horde: 
rung zu befriedigen war) und dabei Gelegenheit genommen, einzelne der Hochbauten 
als impofante Bauwerfe auszuführen. 

Wie num bei der erften Anlage einer Eifenbahn jeder der foeben behandelten drei 
Haupttheile eingehende Erwägung fordert, ehe das Syſtem, nach welchem der Bau 
als ein harmoniiches Ganze auszuführen ift, feftgeftellt werden kann, jo ift bei der 
nad) der Bauvollendung eintretenden Bahnunterhaltung mit Schärfe zu prüfen, 
inwieweit das erftrebte genaue Ineinanderpaſſen diefer drei Haupttheile, namentlich 
aller ihrer einzelnen Gonftructionsgegenftände in der That erreicht ift und das etwa 
noch Fehlerhafte zu verbeflern; es ift mit Beharrlichkeit zu beobachten, weldhe Berän- 
derungen durch den Betrieb hervorgerufen, weldye Mängel durch denfelben bemerkbar 
werden und mit eingehender Sachkenntniß jeder nothwendig werdende Reparatur: und 
Erneuerungsbau jo auszuführen, daß das Ganze allmählich immer vollfonmener 
wird, ohne doch dabei in feiner fteten Benugung gehemmt zu werden. Freilich) ift wie 
bei allen ähnlichen Gebieten der Technif auch hier dieſe legte Forderung ſchwer zu er: 
füllen, weſentlich jchwerer als bei ganz neuen Bahnanlagen, wo eine viel freiere Ver: 
fügung über Raum und Zeit möglid) iſt. 

Es geht daraus hervor, daß im Allgemeinen bei Wahl der Ingenieure für Bahn- 
unterhaltungsbauten noch mehr auf Intelligenz gejehen werden muß, als bei einer 
foldyen für Neubauten und daß im Gegenjage zu vielen anderen Wirkungsfreifen des 
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öffentlichen Lebens deren Thätigfeit eine um fo beffere genannt werden muß, je weni- 
ger man von derjelben bemerft, das heißt je fchneller und zugleich vollfommener die 
nothwendigen Unterhaltungs: und Erneuerungsbauten ausgeführt werden, ohne 
irgendivie ftörend in den Betrieb einzugreifen. 

Bei dem Eifenbabnbetrieb ift in der Hauptfache zweierlei nothwendig: 

1) Beichaffung der Zugkraft und der Transportmittel, 
2) Beförderung der Perfonen und Güter. 

Was zunächit die Beſchaffung und Unterhaltung der Zugfrait und der 
Transportmittel, aljo der Locomotiven mit ihren Tendern, der Perfonen- und 
Güterwagen betrifft, fo iit feiteng der Majchinentechnifer die Gonftruction des ganzen 
Betrieböparfs mit Rückſichtnahme auf Unterbau, Oberbau und Betriebseinrichtungen 
der Bahnen, auf weldyen er benugt werden foll, auszuwählen. Vorzugsweiſe find zu 
beachten: die größten Neigungen und Heinften Krümmungen, Fragrähigfeiten der 
Kunftbauten und des Geftänges (Schienen mit ihren Unterlagen), fowie nicht minder 
das Conſtructionsſyſtem des DOberbaues, da bei jeder Bahn die Fragen im Vorder— 
grunde ftehen: Ob man große Züge mit ftarfen und ihweren Maſchinen oder Fleine 
Züge mit leichteren befördern fann und will; ob die Abftände der aus ihrer parallelen 
Lage nicht verftellbaren Achjen der einzelnen Fahrzeuge (Radftände genannt) groß 
oder nur klein fein dürfen; ingleicyen welche Geſchwindigkeiten bei den Fahrten ange: 
nommen werden können; in weldyen Entfernungen paſſendes Locomotivſpeiſewaſſer 
zur Verfügung fteht u. dergl. m. 

Was dagegen die Beförderung und zwar zunächſt die Unterbringung der 
Perſonen mit Gepäd und der jonftigen Güter in den Fahrzeugen anlangt, 7 find 
hierfür die einzelnen Stationspuncte beftimmt und je nad) der Größe des Verkehrs 
mehr oder weniger vollftändig mit den oben unter Hochbauten genannten Räumlich— 
feiten ausgeftattet. Diefe Räume dienen zur Vermittelung des eigentlichen Trans— 
portgeichäfts vor und nad) den Fahrten, indem fie den Paſſagieren die Möglichkeit 
zum Aufenthalt bieten; in gleicher Weite den Gütern Lagerpläge gewähren und in 
den zugehörenden Expeditionen für Billetverfauf, Annahme und Ausgabe des Ge: 
päds, der Eil- und Frachtgüter den faufmännijchen Theil (f. Fracht) der Eiſenbahn— 
verwaltung ausüben laſſen. 

Hinſichtlich des Betriebs fteht im Vordergrunde die Anforderung auf Sicher: 
heit, in zweiter Linie auf Schnelligkeit des Laufes der Züge. Der erften 
Forderung wird in Europa am beften in Deutfchland, am mangelhaftejten in England 
genügt. Außerdem übertrifft aber der nordamerifanifche Betrieb Alles, was in Bezie— 
bung auf VBernahläffigung der Sicherheit nur irgend ftatthaft gefunden werden fann, 
Die neueften Nachrichten aus England laffen vermuthen, daß das ‘Parlament zu 
Zwangsmaaßregeln verfchreiten werde, dafern die dortigen Gifenbahngejellichaften 
aud) ferner fortfahren jollten, die unter Hinweifung auf Ergebniffe Deuticher Bahnen 
vom Bublicum gemachten Verbefferungsvorichläge unbeachtet zu laſſen und etwa ſo 
zu rechnen: Auf Grund der wegen Entihädigung verunglüdter Paſſagiere beitehen- 
den Parlamentsacte haben wir alljährlich eine mehr oder weniger bedeutende Summe 
ju verausgaben; da uns aber durdhgreifende Veränderungen behufs Erhöhung der 
Sicherheit im Betriebsdienſte durchſchnittlich jährlich 2 bis 3mal mehr foften würden, 
jo ziehen wir vor, an den zeitherigen Einrichtungen feſtzuhalten. 

In Beziehung auf Erfüllung der Anforderung großer Schnelligfeit Dagegen 
wird Deutichland von England und Frankreich übertroffen, und ift unverfennbar ein 
Theil der geringeren Sicherheit in beiden legtgenannten Ländern auf Rechnung der 
größeren Schnelligkeit zu bringen. 

Es ift hiermit hinreichend angedeutet, daß jede Verbefferung nad) einer Seite 
hin, einen Mangel auf der anderen hervorzurufen droht, und daß daher in Deutich- 
land gar oft durdy Klagen über zu geringe Fahrgeichwindigfeit deshalb gerehlt wird, 
weil diefelben in der Regel ohne alle Kenntniß, jomit seh, ohne alle Rüdjichtnahme 
auf Neigungs- und Krümmungsverhältnifie der Bahn, jowie auf von dieſen wieder 
bedingte Eonftructionen der Motoren und Fahrzeuge ausgeſprochen werden. 

abei iſt noch auf die Statiftif hinzuweiſen, deren ſorgſam ermittelte Ergeb: 
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niſſe nicht nur die ſicherſten Unterlagen für Beurtheilung ähnlicher allgemeiner Fra— 
en, wie die oben bezüglich der Sicherheit berührte, gewähren, ſondern auch für alle 
Gimelbeiten im Eifenbahnbaue und Berricbe einen zur Zeit noch lange nicht hinrei— 
hend gewürdigten Scag von Erfahrungen an die Hand geben und deshalb unbe: 
ftritten das folidefte Fundament für weitere Vervollfommnungen des Eifenbahnwefens 
ſelbſt wie auch für Feftftellung der damit im Zufammenhange ftehenden Veränderun: 
gen aller forialen VBerhältniffe bieten. Dr. H. Fritzsche. 


Seit dem Bau der eriten deutfchen Eifenbahn find noch nicht 30 Jahre vergan- 
gen, und am Ende des Fe ha 1863 waren auf deutichem Grund und Boden bereits 
mehr als 2600 Meilen Eifenbahnen vorhanden. Mochte aud) das deutfche Philifter: 
thum mit feinem bedächtigen „Immer langlam voran“ ungläubig und fpöttelnd Die 
Köpfe fhütteln, die „Thorheit andrer Nationen” wurde nachgemacht, und ſchnell ift man 
zur Einficht von dem Nugen der Eifenbahnen gekommen. Anjtatt zum Bau zu ermun: 
tern, möchte Die Volfswirthichaft fait eher abwehren, daß des Guten nicht zu viel ge: 
ſchehe. Fortdauernd ift die nie raftende Speculation bemüht, neue Streden ——— 
den. Jedes kleine Gebirgsſtädtchen, jedes nur irgendwie hervorragende Fabrikdorf 
hat die Möglichkeit einer Eiſenbahnverbindung mit den Hauptlinien des Landes we: 
nigſtens ventilirt. 

Das Beitreben, durch die unmittelbare Benugung der Bahnen den Verkehr zu 
heben, neue Induftriezweige ins Leben zu rufen, Waaren und Producte billiger zu 
beziehen und billiger zu verfenden, ift aber nur dann gerechtfertigt, und mur 
injoweit ausführbar, als die aufgewendeten hoben Koften fir den Bau der Bahn, 
und der Betriebsaufwand mit den erzielten Vortheilen ebenjofehr, wie mit der Renta— 
bilität in ein einigermaaßen richtiges Verhältniß zu bringen find. Zwed und Mittel 
müffen jederzeit in einem richtigen VBerhältniffe zu einander ftchen, und ſowie man in 
jedes beliebige Geſchäft nicht mehr Gapitalien fteden Toll, als man wenigftens zu 
marftgängigem Zinsfuge an Erträgen herausziehen fann, ebenfo darf man auch für 
die Erleichterung des Verfehrs nicht in überichwenglicher Weiſe Mittel aufbieten, 
weldye mit den zu erlangenden Bortheilen, fowie mit der Rentabilität vorausfichtlich 
nicht in Einklang zu bringen find. Es wird Niemandem einfallen, zwei abgelegene, 
wenig bevölferte Dörfer durch eine foftipielige Kunftftraße zu verbinden, fo jehr es 
auch den Wünſchen der Bewohner entfprechen würde; die Vortheile werden mit den 
Koften nicht in Einklang zu bringen fein. Zwei oder drei Feine Städte, welche ſich 
aus Gründen, die man ihnen felbft nicht verdenfen mag, um eine Eifenbahnverbin- 
dung bemühen, gleichen jenen Dorfichaften nur zu ſehr. So wünfchenswerth auch für 
ihren Arbeitdmangel, für ihre Verbindung mit den Hauptitraßen eines großen Ver: 
fehrsgebietes die Herftellung einer directen Verfehrslinie fein mag , fo ftehen doch die 
dafür aufzumendenden Millionen außer allem VBerhältnifie zu dem erzielten Nugen, 
und ift es an der Zeit, diejen fieberhaft auftretenden Beftrebungen gegenüber an die 
unproductive Gapitalverjchwendung zu erinnern. Mindeftens läßt ſich in ſolchen Fäl- 
len nicht die Anlage von Hauptbahnen empfehlen, die für den großen durchgehen— 
den Verkehr berechnet find, weit cher der Bau von Nebenbahnen, die dem Local: 
verkehr zu dienen beftimmt find. (Vergl. d. Art. Nebenbahnen.) 

Der Einfluß der Eifenbahnen auf die wirtbichaftliche Entwidlung ift ein fo groß: 
artiger und vielfeitiger, daß felbft die fühnften Erwartungen eines Lift, des uner: 
müdlichen Agitators für den deutfchen Eiſenbahnbau, übertroffen worden find. Volfe: 
wirthichaftlich wirken die Eifenbahnen vorzugsweife nach der Richtung hin, daß fie 
für eine beftimmte Arbeitsleiftung, welche der Verkehr erfordert, den wichtigen Factor 
„Zeit“ abfürzen. Infolge defien find die Gifenbahnen hauptſächlich den untern 
Claſſen zu Statten gekommen. Man beobachte und vergleiche Die gegenwärtigen 
Paffagiere einer dritten reſp. vierten Claſſe). Wie wenigen von ihnen war es früher 
möglich, in Angelegenheiten ihres Gefhäfts, um neue Arbeit aufzuſuchen, oder auch 
zu Zweden der Ausbildung, der Erholung u. f.w. ſelbſt nur Heinere Reifen zu unters 
nehmen. Die Kosten für die Fortbewegung auf eine beftimmte Strede, beiſpielsweiſe 
pro Meile, waren nicht das Haupthinderniß, fondern die lange Dauer der Reife und 
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der dadurch bewirkte Ausfall an Arbeitslohn. Heute brauchen fie um eine Strede von 
50 Meilen zurüdzulegen, die früher faum in 10 Tagen zu bewältigen waren, nur 
10 Stunden, und während der Reiche ſich größere Schnelligkeit durch höhern Preis 
(Ertrapoft, eigne Equipage) erfaufen fonnte, gewährt jegt die erfte Claſſe des Eifen: 
bahnwagens für die doppelte Fahrtaxe zwar größern Comfort und bequemere Plätze 
als die dritte Claſſe, nicht aber größere Schnelligfeit. Für Güter macht fi) die Er: 
ſparniß an Zeit, namentlich bei der Beförderung von Briefen, Journalen und für die 
eigentlichen Frachtgüter bei wen bemerkbar, Die entweder raſch begehrt 
werden, oder bei denen ihrer höhern Preife wegen für den Empfänger ein bemerfbarer 
Zinienverluft eintritt, jobald der Transport längere Zeiträume beanfprucht. Hierher 
ehören die meiften Ganzfabricate, während für Halbfabricate, hauptſächlich aber * 
Rohſtoffe nur dann auf raſche Beförderung Gewicht gelegt wird, wenn ſie im Preiſe 
geſtiegen ſind. So war beiſpielsweiſe Baumwolle vor dem amerikaniſchen Kriege ein 
Hauptartikel der Flußſchifffahrt; ſeitdem ſich aber die Preiſe dafür verdoppelt haben, 
jieht der Handel vor, mit Hülfe der Bahnen die Zeit des Transports abzukürzen. 
Mit diefer größern Schnelligkeit, die fi in der Abkürzung der Zeit für eine be: 
jtimmte Arbeitsleiſtung zu Zweden des Verkehrs ausipricht, ift aber aud) eine größere 
Wohlfeilheit für die Transportleiftung überhaupt verbunden, und diefer Cap gilt 
ausnahmlos, jobald es ſich um den Landtransport handelt, während eine erfolgreiche 
Goncurrenz mit dem Waflertransport den Bahnen in Bezug auf Billigfeit nur erft in 
vereinzelten Fällen gelungen ift. Schon die kürzere Dauer einer Beförderung macht 
Gapitalien frei, fei es, daß der Umtauſch rajcher erfolgen fonnte, oder daß weniger 
Waaren auf Borrath zu halten waren, weil das Fehlende jchnell zu erjegen ift, oder 
daß für Reilen der Producenten, Zwiſchenhändler, Groſſiſten, Detailiften u. |. w. 
weniger nugbare Arbeitszeit, als früher, gebraucht wurde. Indem nun aber der Vers 
jand wie Der Bezug aud) noch geringere Koſten als früher erfordern, vergrößert die 
Verminderung der zum Umſatz erforderlichen Gapitalien die Anzahl Derer, die mit 
einem bejtimmten Artifel Handel treiben und bewirkt durd die jtärfere Goncurrenz 
eine annähernde Ausgleihung der Preiſe. Diefelbe Wirkung äußert fi) bei Artikeln, 
die einem raſchen Verderben ausgejegt find, oder Die in einem Verfehrsgebiete maſſen— 
haft erzeugt werden, während andere Gegenden daran Mangel leiden, Die Eijen- 
bahnen haben nicht nur Binnenftädte in Bezug auf die Erzeugniffe des Meeres und 
die Artikel des Seehandels den Seeftädten näher gerüdt, fondern auch für größere 
und bevölferte Pläge das Bezugsgebiet an Lebensmitteln aller Art, an Rohftoffen, 
Den u. ? . w. im großartigften Maaßſtabe erweitert. Die Zeiten abjoluten 
Mangels in der einen Provinz und des Leberfluffes an demjelben Verbraucdhsartifel 
in der andern Provinz eines Landes find vorüber; verfchwunden allerdings aud) die 
beijpielloje Billigfeit in einer Gegend, die in ihrem eignen Fette erſtickt, zugleich aber 
auch mit den Theuerungs- und Wucherpreiien in den Jahren der Mißernte wie mit 
den Hungerlöhnen einer übervölferten Gegend. „Es wird — wie Knies treffend be» 
merft — durch eine Neduction der Transportkoften auf ein Drittel des frühern Beſtan— 
des in gerader Richtung Der Abjag bis zur dreifach größern Entfernung möglich ; der 
Gebietöfreis Des Abjages aber ein neunfach größerer ald vorher.“ Dieje Steigerung 
wird Dann durch die größere Gejchwindigfeit des Transports und weiterhin noch in: 
fofern verftärft, als in größerer Ferne von den Märkten die Productionsfojten in der 
Regel geringer werden. — In dem Maaße als die Verbraudysartifel billiger werden, 
vermehrt fid) aber auch durch die jteigende Gonfumtion ganz von felbft der Abjag theils 
intenfiv durch größern Verbraud innerhalb eines beitimmten Verfehrsgebiets, theils 
ertenfiv durch Verlängerung der Nadien des Abſatzkreiſes, und es ergeben fid) die in- 
tereffanteften Wechſelbeziehungen zwiſchen der heutigen Maffenproduction und dem 
Maffenabjag, wie er erft jeit Einführung der Eifenbahnen fid) entwidelt hat. Min: 
deſtens haben die Eiienbahnen dem Binnenverfehr Vortheile gebracht, wie fie früher 
nur die Küftenftriche in ihrer Seeſchifffahrt befaßen. 
Infolge dieſer weitgreifenden Umänderungen im Verfehrsleben der Bölfer haben 
fi) in den legten 30 Jahren die Productions: und Confumtionsverhältniffe, ja das 
ganze foriale Leben total umgeftaltet. Sind wir dod) faum nod) im Stande, ung jene 
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‚Zeit des ausschließlichen Voft: und Fuhrmannsverfehrs vorzuftellen, die erft ein Men- 

chenalter hinter ung liegt! Woranzuftellen find die Befreiung des Menichen von der 
Scholle, die befonders den untern arbeitenden Glaffen zu Gute gekommen ift, die da— 
mit im engften Zufammenhange ftehende Erweiterung des Geltchtöfreifes, das Näher: 
aneinanderrüden der Provinzen und Länder, der regere geiftige Austaufch mit ſeinen 
befruchtenden Ideen. Stehen wir hier erſt am Anfange einer Umgeſtaltung der An— 
ſchauungen und Verhältniſſe, deren Grenzen ſich zur Zeit noch gar nicht überſehen 
laſſen, ſo liegen über den Einfluß, den die Bahnen auf die Induſtrie ausgeübt haben, 
über die erſtaunlichen Wirkungen, die in Bezug auf billigere Preiſe zu Gunſten des 
großen Conſums für die Mehrzahl der Verbrauchsartikel bemerkbar geworden find, 
die Schlagendften Beweile vor. Durch den einzigen Artikel „Steinfohle“, an dem die 
Bahnen Tag für Tag die Danfespfliht für die Möglichkeit ihres Betriebes in mehr 
als ausreichender Weife zurüdzahlen, find einzig und allein mit Hülfe der niedrigen 
Frachtſätze für mineraliiche Brennftoffe ganze große Verfehrsgebiete, die früher jeder 
lohnenden Induftrie entbehrten, zu blühenden Jnduftrieplägen umgewandelt worden. 

Großartig wie in ihren Wirkungen, waren und find heute noch die Eifenbahnen 
in ihrem Entftehen, wenn man die Gapitalien überzählt, die im Laufe von 2—3 Jahr: 
zehnten beichafft werden fonnten. Nac einer annähernden Berechnung waren bis 
Anfang 1864 auf der ganzen Erde in Summa circa 8000 deutjche Meilen mit einem 
Koftenaufwande von 4500 Mill. Thlen. bereits fertig gebaut und 2900 Meilen mit 
einem Koftenanfchlage von abermals 1500 Mill. Ihlen. in Angriff genommen. Aus 
diefen Zahlen geht der volfswirthichaftlihe Nugen der Bahnen in glängendfter Weiſe 
hervor; denn jene 6000 Mill. Thlr. Anlagecapital, das bei verfehlter Sperulation 
fait jo gut wie verloren wäre, erfordern zu 5%, eine Verzinſung von jährlich 300 Mitt. 
Thlen., und fo hoch beziffert fich die Meinung von dem Nugen der Bahnen für den 
Verkehr gegenüber dem enormen Abzug an Gapitalien, die zu andern Zweden ver: 
wendbar geweſen wären. 

Leider giebt es neben dieſen Lichtieiten auch gewiſſe Schattenfeiten, und fteht 
hierbei das factiihe Monopol, das eine Eifenbahn für ihre Strecke entweder frü— 
her gejeglidy erhalten oder das fie bei der Leichtigfeit, eine nene Goncurrenzlinie lahm 
zu legen, factifch befigt, in erfter Linie. Die Concurrenz der gewöhnlichen Fuhrwerke 
und ſelbſt des Flußichifffahrtbetriebs mußte den Eifenbahnen gegenüber nur zu bald 
erlahmen, und diefes Llebergewicht haben die Gifenbahnen recht wohl zu benugen ver: 
ftanden. Sobald dieſe Goncurrenz aus dem Wege geräumt, fobald man den erwünſch— 
ten monopoliftiichen Standpunct erlangt hatte: fing man an, den wenn auch berech- 
tigten Forderungen der Kaufleute immer weniger Gehör zu ſchenken. Die Frachttarife 
wurden allgemad erhöht und in dem Betriebe die möglichiten Erfparungen einge: 
führt, ohne Rückſicht Darauf au nehmen, ob der Güterverkehr darunter zu leiden habe, 
oder nit. Der Ruf nad) hinlänglichen Räumlichkeiten, um die zum Transporte be: 
ſtimmten Waaren bis zu ihrer Abjendung vor den Unbilden der Witterung zu ſichern; 
das Begehren nach raſcher und vor allen Dingen nad) pünctlicher Beförderung, die 
nur durd eine ausreichende Anzahl von Betriebsmitteln und Bahnbeamten erzielt 
werden kann; die Forderung, bei dem Frachtverkehr nicht nur dem großen durchgehen: 
den Verfehre billige Säge zu gewähren, fondern die widerfinnigen Frachtdisparitäten 
für den Zwifchenverfehr zu‘ befeitigen — alle derartigen Anfprüche blieben großen: 
theils unbeachtet, wenn nur die Actiendividenden feine Verringerung erlitten. Die 
Eifenbahnverwaltungen wußten nad und nad) ein Sonderrecht für fich zu erwirfen, 
fie verftanden es eine Ausnahmsftellung zu erringen, deren fie umfoweniger bedurften, 
als die Erfahrung gelehrt hatte, daß die früheren Transportgewerbe bei weit ftrenge: 
ren Haftungsbedingungen, und ohne fid) eines Monopols für ihren Betrieb zu er: 
freuen, dennoch recht wohl beitchen konnten, ja dabei noch recht gute Gefchäfte mad: 
ten. Der Kaufmann läßt jih am Ende ſelbſt zur Bezahlung höherer Frachtſätze ber: 
. bei, wenn ihm dafür eine entiprechende Gegenleiftung geboten wird; er empfindet ed 
aber auf das fchmerzlichfte, wenn ihm feine Sicherheit Fr das richtige Eintreffen ſei— 
ner Waare zu theil wird; wenn er im Falle der Beichädigung derielben feinen genü— 
genden Erfaß zu erlangen im Stande ift; wenn feine Güter wochenlang in den Bahn: 
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hälen, allen Gefahren des Wetters und der Entfremdung ausgefegt, herumliegen, 
i8 die Reihe der Abfendung an diefelben kommt (f. d. Art. Fracht). 

Durch das deutiche Handelsgeſetzbuch ift zwar den ſchreiendſten Uebelftänden 
abgeholfen worden, nicht mit Unrecht befchwert ji) aber der Handel darüber, daß die 
frühern lobenswerthen Beftimmungen über das Frachtgeſchäft, denen das Fuhrwejen 
untenvorfen war, in vielen Fällen einjeitig zu Gunften der Bahnen umgeändert wor: 
den find. Jedes Monopol wirft erfahrungsgemäß nachtheilig, und ift deshalb auch 
bei dem Eifenbahnweien vor allen Dingen die Herbeiführung einer angemejjenen Con— 
currenz anzuftreben, der freilih die Staatsbahnen ſ. d.) das größte Hinderniß 
bereiten werden. Durdy Anlegung von Parallelbahnen — wenn auch nur durch folche, 
die an ihren Endpuncten wieder zufammentreffen, in ihrem mittlern Laufe dagegen 
fi) bis auf 2—3 Meilen von einander entfernt halten, um dem Localverfehr bisher 
unerjchloffener Gegenden zu dienen — durch angemefjene Verbindung der Flußſchiff— 
fahrt mit dem Eifenbahntransport wird mehr erreicht werden, als durch eine Reviſion 
des Handelsgeſetzbuchs, fowenig eine ſolche auch ausgeſchloſſen werden möchte. Be: 
achtenswerth ift der von Michaelis vorgejchlagene Ausweg, das Frachtführerge- 
ihäft von dem Güterbeförderungsgefchäft zu trennen, und das legtere der freien Con— 
currenz zu übergeben. Die Staatsbahnen werden aber wiederum die legten fein, 
weldye diefen inımerhin complicirten Ausweg betreten, und das heißt der Abhülfe von 
vornherein ihre reale Geltung abichneiden. 

Vergl. die Art. Fracht, Nebenbahnen, Staatsbahnen. 

Literatur: Knies, Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen (Braunfchweig 
1853). — Michaelis, Das Monopol der Eifenbahnen. | H. R. 


Eklektiſche Schule. 

Wenn man von den Anhängern der ſogenannten ſtaatswirthſchaftlichen Syſteme 
(Bevölferungs-, Mercantil-, Phyſiokratiſches Syſtem, Socialismus, Communismus 
x.) abſieht, läßt ſich eigentlich von förmlich ausgebildeten Schulen, d. h. alſo beſtimmt 
ausgeprägten, durch methodiſche Beſonderheiten oder ein feſtes Programm ſich aus— 
zeichnenden wiſſenſchaftlichen Richtungen in der Volkswirthſchaftslehre noch nicht, we— 
nigſtens nicht in dem Sinne reden, wie bei der Philoſophie, der Jurisprudenz, der 
Geſchichtsforſchung, der Theologie u. ſ. w. Es iſt die Frage, ob bei einer Wiſſen— 
ſchaft, die ſo ſehr, wie die Volkswirthſchaftslehre, Gemeingut des ganzen Volkes, an 
deren Aufbau ſo ſehr die Geſammtheit der Gebildeten im Volke betheiligt und deren 
Ausbildung ſo wenig ausſchließlich der Thätigkeit einzelner Gelehrter oder gelehrter 
Kreiſe überlaſſen iſt — es iſt die Frage, ob bei einer ſolchen Wiſſenſchaft ſich Schulen 
in jenem gewöhnlichen Sinne des Wortes überhaupt ausbilden werden und können. 
Zwar dem Kenner der Literatur und dem Beobachter der neuen literariſchen Erſchei— 
nungen dieſer Wiſſenſchaft kann es nicht entgehen, daß unter den hervorragenden För— 
derern derſelben die Einen bei ihren Forſchungen eine andere Methode verfolgen, als 
die Anderen, daß die Einen von der Beobachtung der wirthſchaftlichen Lebenserſchei— 
nungen ausgehen, deren Urfachen erforfchen und da, wo ſich die nämlichen Erſchei— 
nungen auf die nämlichen Urfachen zurüdführen laſſen, das Walten von Gejegen, 
welche dann auch als ſolche hin- und juftematifch zufammengeftellt werden, annehmen, 
während die Anderen die Gefege des Volfswirthichaftslebens aus den Eigenthümlich— 
feiten der menfchlichen Natur, aus den Kräften des menichlichen Geiftes und den 
Zweden des menſchlichen Lebens conſtruiren, und die Richtigfeit Diefer Abftractionen 
an den beobachteten Erſcheinungen prüfen, oder durch diejelben zu beweifen ſuchen. 
Aber man fann nicht fagen, daß die Gejammtheit der thätigen Mitarbeiter am Aufbau 
der Wiflenfchaft bewußt oder unbewußt bei ihrer gefammten Thätigfeit der einen, oder 
der anderen, oder irgend einer dritten Richtung folgte. Daher fann aud) von einer 
„Eklektiſchen Schule” in dem aus der Geichichte der Philofophie entlehnten Einne 
dieſes Ausdrudes faum die Rede fein. Unter den in der gelehrten Literatur hervorra— 
genden Förderern der Wiſſenſchaft laſſen fi) die Einen allenfalls der hiftorifchen, die 
Anderen der philoſophiſchen Richtung zuzählen; wen man aber für einen Eklektiker zu 
halten haben würde, iſt ſchwer zu ſagen. Die ſonſtigen Förderer der Wiſſenſchaft, die— 
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jenigen, welche bei der Loſung wirthſchaftlicher Tagesfragen in der Tagesprefie, in 
Vereinen und Verfammlungen in wie hervorragender Weite immer mitwirken, würde 
man vollends vergeblich nach beſtimmten Methoden ihrer Thätigkeit zu claifificiren 
verjuchen. Am erften würde man vielleicht dad Richtige treffen, wenn man fie, bins 
efehen auf die Methode, ſämmtlich den Efleftifern zuzählte. Denn fie in der That er- 
ennen ed am bereitwilligften an, daß zur Auffindung der Wahrheit und zur Feititellung 
von Gejegen in der Volfswirtbichaft verſchiedene Wege gleich gute Dienite leiften, und 
der unmittelbare Zweck ihrer Thätigfeit nöthigt fie auch, bald dieſen, bald jenen Weg 
einzufchlagen, bald mehr hiftoriich, bald mehr aprioriftiich zu verfahren. 

Auch wenn man von der Methode der Forſchung abfieht, und mehr darauf Rüd- 
ficht nimmt, welche wiffenichaftliche Refultate, als auf welchem Wege fie zu Tage ger 
fördert werden, alfo mehr auf den Inhalt, als die Form und den Urjprung des Ev- 
ſtemes, kann man in der Volfswirthichaftslchre kaum von einer Eklektiſchen Schule 
fprechen, oder gewiſſe Lehrer der Wiſſenſchaft als Efleftifer bezeichnen. Höchſtens etwa 
mit Rüdficht auf einzelne Bartieen der Wiſſenſchaft und auf einzelne zur Zeit gerade der 
Löfung harrende Tagesfragen. In jenem Sinne find nämlich faft alle unfere hervorra- 

endften Lehrer Eklektiker. Die Efleftifer in diefem Sinne fuchen die Gegenläge ver: 
en Richtungen und Lehren au verföhnen. Die Thätigfeit der bedeutenderen unter 
ihnen ift eine theils kritiſch fichtende, theils ſelbſtſchöpferiſche efleftiiche Thätigkeit. Die 
ſchöpferiſche Fritifche Efleftif ift eben nichts ald Anwendung der Arbeitstheilung auf 
das wiflenichaftliche Feld. Und nur auf dem Wege der Arbeitstheilung kann, wie 
überhaupt jede, fo auch die Wiffenichaft der Volfswirtbichaftslehre, gefördert werben. 
Die blos compilatorifche Efleftif freilich ift völlig unwifienichaftlih und unfruchtbar. 
Sie macht fih am häufigften und widerwärtigiten breit, wo es ſich um die Lölung 
wirthichaftlicher Tagesfragen handelt. Sie äußert fih gewöhnlich in einer geiftlofen 
Zufammenftellung aller Für's und Wider's, Die fie zwar dem Gedanfenfreife Anderer 
zu entlehnen, aber nicht gegeneinander abzuwägen den Muth und die Fährgfeit hat. 
Wo es gilt, zu einem Refultate zu gelangen, ſchwankt fie zwiſchen den von ihr felber 
compilirten Gegenjägen bin und ber — weder warın noch falt. Glüdliherweije kann 
man auch in diefem Sinne nicht von einer Efleftiichhen Schule reven. Die Thätigkeit 
diefer Gfleftifer entbehrt überhaupt jedes wiflenichaftlichen Werthes. 

A. Emminghaus. 


Emaneipation, wirthſchaftliche der Frauen. 

Unter Emancipation verftanden die Römer die Freilaffung des Kindes aus der 
väterlichen Gewalt, dann überhaupt die Befreiung oder Entlaffung aus einem Zuftande 
der Abhängigkeit, und in diefem legtern Einne ift das Wort unter den verichiedenften 
Bezichungen angewendet worden. Die Eulturgeichichte erzählt von den fortdauernden 
Beftrebungen Einzelner oder ganzer Claſſen der Bevölkerung, um zur Herrichaft zu 

elangen und von den bald mit Gewalt, bald auf dem Wege der Unterhandlung, der 
ein und der im Dunfeln fchleihenden Verfhwörung geführten Kämpfen der Unter: 
drüdten um die Erlangung ihres Rechts. Jahrhunderte Bat es gedauert, ehe die Eman— 
cipation des fogenannten dritten Standes factiſch durchgeführt ward, und nody länger, 
bis auch der Bewohner des platten Landes von den Fefleln der Leibeigenichaft ſ. d.) 
befreit wurde. In Nordamerifa fteht heute noch der Sclave der Emancipation durch 
das Geſetz oder der Unabhängigfeitserklärung entgegen (f. d. Art. Sclaverei), und 
das lange Zeit unterdrüdte VBolf der Juden ſ. d. erfreut ſich noch feinedwegs in 
allen europäifchen Yändern der vollftändigen Gleichitellung mit den Vertretern der vom 
Staate bevorzugten Religion. Auch dem weiblichen Geſchlechte hat man felbit in civi- 
fifirten Staaten die Gleichberehtigung , und was für den Zwed diefes Buches die 
Hauptſache fein muß, ſelbſt Das Recht, fi) mit feiner Hände Arbeit redlich zu nähren, 
entzogen, und nur in diefem Einne foll von der „wirtbichaftlicden Gmancipation der 
Frauen“ die Rede fein. 

Diejenigen Staaten, welche der Würde und den rein menschlichen und bürger- 
lichen Forderungen des weiblichen Geſchlechts am meisten gerecht wurden, haben bereite 
im Altertbum an der Spige des Fortichritts und der Givilifation geftanden. Schon in 
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Aegypten nahmen die Frauen Antheil an dem Wiflen und den Kenntnifien der Prie- 
fterfafte. Die Vielweiberei war nicht geftattet, und Frauen fonnten jogar den Thron 
befteigen. Vor berichtet, daß in Aegypten im Gegenjag zu den Gebräuchen anderer 
Bölfer die Srauen auf den Markt gehen, während die Männer zu Haufe weben. — 
Die Juden find der Zeit nach) das zweite Gulturvolf, das feine Frauen ehrt, und 
fiher war der lange Aufenthalt an den Ufern des Nils von Jacobs Söhnen bis zu 
Moſes nicht ohne Einfluß auf die ea der Jsraeliten und auf ihre Geſetz— 
gebung geblieben. — Griehenland und Rom waren beide bereits im Abfteigen 
von ihrem culturhiftorifchen Höhepuncte begriffen, ald auch der Wirfungsfreis der 
Frauen Schritt für Schritt eingeengt wurde, doch erfreute fi das Weib bei ven Rö— 
mern im Allgemeinen einer günftigern und achtungsvollern Stellung, als felbft bei 
den feiner gebildeten Griechen. Der Eharafter der Gattin findet fih nur bei Gultur- 
völfern, bei den halbeivilifirten Völkern Aſiens, und bei den barbarifchen Nationen 
war das Weib nur die erfte (oder wohl aud) einzige) Sclavin des Mannes. Griechen: 
land und Rom waren beide nahe daran, die vollftändige Gtleichftellung des Weibes 
factiſch eintreten zu laffen, in beiden Staaten trat aber Das Gegentheil von dem ein, 
was heute vorausfichtlich bei ung geihehen würde, wenn ung ein gleichtrauriger Ver: 
fall der guten Sitten und eine Auflöfung der gejellihaftlichen Ordnung bevorftehen 
follte. Während bei und ohne Zweifel infolge der bereits faft ganz durchgeführten 
bürgerlihen Gleichftellung des weiblichen Geſchlechts jene Emancipation der Frauen 
in übelm Sinne eintreten würde, jenes Losreißen von Sitte und Anftand, jenes Ueber: 
ichreiten der Schranfen, die fi die Frauen der Deffentlichfeit und der Gefellichaft ge: 
genüber durch —— — Uebereinkommen ſelbſt gezogen haben, — und die Vor— 
gänge während der franzöſiſchen Revolution in den Jahren 1792—94 geben dazu die 
beften JUuftrationen: führte der Verfall ded Staates in Griechenland wie in Rom zur 
Beichränfung der bürgerlichen Gleichftellung. Freilich Fonnte auch Tacitus , indem er 
der germaniichen Frauen rühmend erwähnte, den römischen Frauen ein Mufterbilv 
binhalten, das zur Kaiferzeit nur wenige Nömerinnen erreicht zu haben fcheinen. 

Auf die Stellung des weiblichen Geſchlechts wirkte bei den germanifchen Völ— 
fern der veredelnde Einfluß des Chriſtenthums mächtig ein, und doch es, zumal bei 
der finfenden Cultur zur Zeit des Fauſtrechts und zur Zeit des Dreißigjährigen Krieges, 
einer langen Zeit bedurft, ehe in der Gejeggebung humanere Anſchauungen über die 
rechtliche Stellung des weiblichen Geſchlechts ſich Bahn brachen. Wie weit man darin 
zu gehen bat, und welche Nüdjichten auf die Individualität des Weibes in Rechtsfachen 
zu nehmen find, gehört nicht zu der Aufgabe, die hier dem Verfaſſer geftellt worden ift. 

Die bürgerliche Gleichitellung der Frauen datirt in jedem einzelnen Lande eigent- 
lich erit von dem Zeitpuncte an, Sobald die Beichränfungen in der Wahl des Berufe 
und in der freien Verwerthung ihrer Fähigkeiten gefallen find. 

Ueberall hat e8 erft der Gintührung der Gewerbefreiheit bedurft, um ein Unrecht, 
das klar zu Tage liegt, durch befiere Geleggebung auszuſöhnen. Die Berechtigung des 
weiblichen Geichlechts zum Gewerbebetrieb ift aber aud) das befte Mittel einen großen 
Theil defielben vor Noth und Elend zu retten. Es gehörte zu den größten Ungerechtig: 
feiten und Ungereimtheiten unferer Zeit, die fich fo gern eine aufgeflärte nennen laſſen 
will, daß die Hälfte der Bevölkerung eines Landes, Frauen und Mädchen, von einer 
Reihe lohnender Beichäftigungen, die ihnen Unterhalt gewähren fönnten, ausgeſchloſ— 
fen waren und nod) find. Ja man ging fogar fo weit, die ſchwächere Hälfte des 
menſchlichen Geſchlechts theilweife lieber dem bitterften Elende oder noch Schlimmerem 
preissugeben, als fie zur Verwertbung und Benugung der ihnen verliehenen Fähigkei— 
ten zuzulafien. Daß bisher nad) u Gefegen, Ginrichtungen und Gewohnheiten 
dem weiblichen Geſchlechte jede felbftändige Eriftenz , ausgenommen in den niedrigften 
und untergeordnetiten Sphären des Lebens und im Wittwenftande, verfchloffen war, 
ift zwar immer als eine der größten ſocialen Ungerechtigfeiten erfannt worden; es ift 
ferner von den Geſetzgebern mehr ald einmal der Verfuch gemacht worden, eine dau— 
ernde Abhülfe zu fchaffen : doch vergebens, der Widerftand der Innungen war ftärfer, 
als der Muth; ver Geſetzgeber. Schritt für Schritt mußte fich die beffere Meberzeugung 
Bahn bredien. Mas hat es nicht für Kämpfe bei den Innungsquartalen gefoftet, ebe 
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3. B. nur die Schuhmadyer: und Scneiderinnungen ihren Mitgliedern erlaubten, 
neben ihren zünftigen Gefellen auch Mädchen und Frauen zu beſchäftigen, und dabei 
war und ift noch ausdrücklich beftimmt , daß diefe nur Frauenkleider und Damenſchuhe 
nähen follen. Die mittelalterliche Zunft jpielte nach Außen eine politifche Rolle, und 
infolge deſſen fonnten Frauen daran nicht theilnehmen. Jene Rechte find zwar längft 

efallen, nichtödeftoweniger erhielt ji aber aus Eigennug die ftrenge ausichließende 

eftimmung, und nur für die eignen Angehörigen (für die Wittwen) ließ ſich im Laufe 
der Zeit eine Ausnahmsftellung Durchjegen. 

Die Mafchinen haben aud) das Tagewerf der Frauen in engere Grenzen gezogen 
und alte Verdienftesquellen verfiegen lafien. Die Arbeiten, welche einft Fürftinnen und 
Sclavinnen theilten , find aus der Frauenhand auf jene geheimnißyollen Naturfräfte 
übergegangen, weldye in der Stunde ihrer Geburt die Todesftunde der menjchlichen 
Arbeit wurden. Neue Verdienftesquellen müflen aufgefunden werden. Dieſe Nothwen- 
digfeit drängt fi) nicht blos für die Töchter und Frauen der untern und mittlern 
Stände auf, fie hat auch für jene eine Nothwendigfeit, die im Schooße des Reichthums 
figen. Wenn in der Stunde der Noth jeder Rüdzug verſperrt, jeder Hinterhalt ver: 
loren ift, wenn das Leben jonft feine Auswege mehr bietet: dann bleibt doch noch die 
Berwerthung der eignen Arbeitskraft übrig. Treffend jagt Gurtmann: „Die Natur hat 
den Frauen Die Krätte verſagt, das Schwert, das Beil, das Ruder zu führen, es ift 
auch nicht nöthig, daß die zarteren Hände den Leitriemen, das Schlachtmeſſer und den 
gewichtigen Hammer ſchwingen. Aber warım follen fie aud) von dem freien Gebrauch 
der Nadel, der Ahle, des Weberſchiffs, der Leimpfanne, des Griffeld, des Pinſels aus— 
geichlofien fein? Der Boden der Gewerbe ift unendlicdy groß.“ Und follte ein vernünf- 
tiger Familienvater, um der Furcht vor der Goncurrenz willen, gegen dieje höhere 
Stellung des Weibes fid) erheben, Die doch das Glück auch der Seinigen in ihrem 
Schooße trägt? Hat er dann nicht auch an der eigenen Frau und Tochter zwei neue 
Arbeitskräfte zu feiner Seite ſtehen, erhält er dann nicht das beruhigende Bewußtiein, 
daß feine Tochter auch in unvorhergefehenen Unglüdsfällen ſich ſelbſt durch's Leben 
helfen fann, daß feine Wittwe nicht mehr aus Noth, um das Gefchäft fortzuführen, 
und wider Willen einen Fremdling als Mann in das — zu bringen gezwungen 
iſt, der ſich des Weibes und der Kinder zu entledigen ſucht, um auch ſeinerſeits nicht 
um des Geſchäftes willen, ſondern aus freier Wahl ſich ein Haus zu gründen? Das 
weibliche Geſchlecht ſollte weit mehr für die induſtriellen Sphären tüchtig gemacht wer— 
den, damit Frau und Tochter dem Manne und Vater ald nüpliche Kraft dienen fönnen 
und dadurd auch im Haushalte höhere Bedeutung gewinnen, damit Die Hinterlafienen 
zum Beiten der Minderjährigen für die Fortführung des väterlichen Berufes fähig ge 
macht, Familie und Vermögen gerettet werden, damit die Ledigen ald Gehülfinnen in 
ein Geichäft eintreten und eigenes Verdienft erhalten fönnen. Als felbftändige Träger 
und Inhaber eines induftriellen Berufes werden fie dann von felbft nur in jene Sphä— 
ren eintreten fönnen, für welche fie auch die individuelle Natur befähigt. 

Das öfterreichifche Gewerbegefeß trug in Deutidyland zuerft diefer Anſchauung 
Rechnung, da es dem weiblichen Geſchlechte ganz freigeftellt ift, Diefen oder jenen bürs 
gerlichen Erwerb zu treiben. Nach dem Gewerbegefegentwurf von Hannover von 1558 
wurden Frauen zu unzünftigem Gewerbebetrieb und unter der Bedingung annehmbarer 
männlicher Werfführer aud zu conceffionspflichtigem Gewerbebetrieb zugelaflen. 
Sachſen und Thüringen, Würtemberg und Baden, Oldenburg und Naſſau haben da— 
gegen zugleich mit der Einführung der Gewerbefreiheit die Berechtigung des weiblichen 
oo zum Gewerbebetrieb garantirt. Und außerhalb Deutfchland ift dies lange 

yon erfolgt. 

Als — Arbeitsgebiet würde dem weiblichen Geſchlecht weniger die Pro— 
duction der Rohſtoffe etwa mit Ausnahme der Flachsbereitung,, ſondern die Darſtel— 
lung einer Reihe von Halbfabricaten in Spinnerei und Weberei, in Strohwaaren und 
künſtlichen Blumen, in Lederwaaren, vorzugsweiſe aber in den Conſumtibilien zuzu— 
weiſen ſein. Die Sphäre für einen zweiten intelligenteren Wirkungskreis iſt eine weit 

rößere. Dieſer führt das weibliche Geſchlecht in den Handel und die Gewerbe ein. 
afür hat man aufgeſtellt: die Goldarbeit, Bäckerei, Uhrmacherei, die Kürſchnerei, 
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die Bortefeuillearbeiten , die Kleiderfertigung für Frauen, das Schuh: und Kappen 
machen, die Pofantentierarbeit, Buchbinverarbeiten, Krämerei, Stroh- und Weiden: 
flechten , Sattlerarbeiten , Lodenfabrication , Hutmacherarbeiten , Gürtlerei , Berferti- 
gung ladirter Blechwaaren, Lithographie, Tapezierarbeiten, Conditorei, Seifenfieder- 
gewerbe, Lichterfabrication, Keinfärberei, Bereitung des Eifigs, der Liqueure, Fabri— 
cation des Siegellads, Formftecherfunft, Bereitung hemifcher Fabricate, alle Gefchäfte, 
die in einem Laden bejorgt werden fönnen, Gopirarbeiten, Arbeiten im Telegraphen- 
bureau, für welche fie ſchon in Amerifa, England und in der Schweiz mit Erfolg ver- 
wendet werden u. ſ. w. Spitzenklöppeln, Strohflehten, Weißnähen und Weiß: 
ftiderei find in Sachſen, in der Schweiz, in Belgien und in Mürtemberg bereits 
faft ganz in den Händen der Frauen, und macht ſich vorzugsweife der Kunftfinn und 
der gute Gejchmad der weiblichen Arbeiter geltend. Einen dritten und höchften Wir: 
fungsfreis erhalten die Frauen im Lehrfach. 

Die Befürchtungen, die gewerbliche ESelbftändigfeit werde auf die moraliſche Hals 
tung der jüngern Maͤdchen nachtheilig einwirken, hat ſich nicht bewährt. Wielmehr 
flagt man darüber, daß Vorurtheile und eine ganz falſche Scham gewiſſe Familien 
lieber Mangel und Noth leiden laſſen, als daß ſich die erwachienen Töchter entichlie- 
fen fönnten, mit ihrer Hände Arbeit fi) eine geficherte Eriftenz zu verichaffen. Wer 
durch das täcyfiiche Erzgebirge, durd) den Schwarzwald, das Riefengebirge, durch 
Thüringen gereift ift und Die Frauen und Mäpdchen bei der fogenannten Hausinduftrie 
thätig geliehen hat, wird und muß dieje weiblichen Arbeiter trog ihrer niedern Bildung 
höher ftellen , al8 die jungen Damen , weldye ungeachtet der bitterften Noth aus ver- 
fehrten Anfichten das Arbeiten für Rechnung Anderer für ihrem Stande widerjprechend 
erflären. Wir wollen diefe Mädchen gebildeter Stände nicht hinaustreiben auf den 
Marft des Lebens; fie jollen da nicht wie a arbeiten, nicht in Fabrifen Beſchäf— 
tigung ſuchen, wir wollen fie felbft nicht al8 VBerfäuferinnen in irgend einem Gewölbe 
oder Laden den Bliden und Unterhaltungen des faufenden Publicums blosgeftellt 
wiffen, nein, fie follen aber nur erforderlichenfalld mehr leiften, ald nur die Stelle 
einer, wenn aud) liebenswürdigen Gejellichafterin ausfüllen. Wie jene Mädchen und 
Frauen ſich durch Die — ihre Exiſtenz ſichern, fo laſſen ſich viele der zünf— 
tigen Gewerbe theilweiſe zu hausinduſtriellen Beſchäftigungen umbilden. Man mag 
mit manchen Verhältniſſen in Nordamerika die Zuſtände in Europa nicht wohl ver— 
gleichen fünnen, das Eine verdient aber alle Anerkennung, wie die praktiſchen Nord— 
amerifaner jeden redlichen Erwerb zu ehren wiflen, und wie es Niemandem zur Schande 
gereicht, durch irgendwelche nützliche Thätigfeit, die dem urfprünglich gewählten Be: 
rufe ganz fern liegen fann, ſich feinen Unterhalt zu verdienen. Infolge deſſen ift aud) 
dort Die Arbeit des weiblichen Geſchlechts hochgeachtet, und wenn die vollftändige 
Gmancipation der Frauen dort in weiteftem Umfange, weiter als e8 nad) europäifchen 
Anfhauungen gewünſcht werden kann, eingetreten fein mag, fo machen fidy foldye 
Ueberichreitungen von Anftand und Sitte weniger bei den Frauen und Mädchen be- 
merfbar, die für ihren Unterhalt einzuftehen haben, ſondern weit mehr bei den Damen 
der Geldariftofratie, denen jede Arbeit fremd ift. 

Literatur: Klemm, Die Frauen (Dresden 1859). — Hermann, Cultur— 

eichichte der Griechen und Römer (Göttingen 1857). — Münd, Emancipation der 
—— (1835). — Laboulaye, Recherches sur la condition civile et poli- 
tique des femmes depuis les Romains jusqu’a nos jours, Paris 1843). — Zeit— 
fchrift „Germania“ Jahrg. 1856 „Die Frauen und die Arbeit“. — Roßbad, 
Geſchichte der Familie. H. R. 


Embargo ſ. den Art. Schifffahrt. 


Erbe. Erbſchaft. J— Inteſtaterbfolge. Teſtament. Formen. 
Subftitution. Notherbe. Erbgüter. Erblehen. Erbkuxe. 

Die Erbfolge beſteht ihrem Weſen nach darin, daß Jemand in die Geſammtheit 

der vermögensrechtlichen Verhältniſſe Verbindlichkeiten wie Rechte) eines Verſtorbenen 

unmittelbar eintritt, oder, mit anderen Worten, die vermögensrechtliche Per— 
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ſönlichkeit des Berftorbenen juriftiih in fih aufnimmt. Die Erbicaft 
beißt in diefem ganzen Verhältniß hereditas, ver Erbe heres. Es fann diejelbe Meh— 
reren aufammen , zu gleichen oder ungleichen Theilen , ald Miterben, coheredes, zu— 
fommen. So lange die Erbichaft noch von Niemandem angetreten ift (hereditas ja- 
cens), ftellt fie ſelbſt die Perſon des Verftorbenen dar, fte iſt Eigenthümerin der Erb- 
ſchaftsſachen, fie erwirbt aud) neue Rechte, Sachen und Forderungen, wie andrerieitd 
auch Verbindlichkeiten für fie entftehen. Die Erbfolge — die berechtigten Erben folgen 
fidy in einer gejeglich beftimmten Reihe — jegt einen Todesfall oder wenigitens eine 
Fürtodterflärung voraus, beziehlicd, einen Erblaffer, der fähig war, eigenes Vermögen 
zu haben. Nach kanoniſchem Recht fönnen aber Drvensleute überhaupt feine Erben 
haben. Die Erbfolge ift entweder eine teftamentariiche oder eine gejegliche. Tritt aus 
einem rechtlichen over factifdyen Grunde die teftamentariiche Erbfolge nicht ein, jo wird 
die gelegliche Erbfolge eröffnet. Beide Arten jchließen in der Regel einander aus. 
Dertelbe Erblaffer kann nicht blos für einen Theil feines Vermögens teftamentariiche 
Erbfolge, für einen anderen Theil Inteftaterbfolge eintreten lafien. Es fann der Erbe 
nach heutigem Recht) auch durd Vertrag zur Erbichaft berufen fein. Der Erbe muß 
jedod) Erb 1a hig fein und zur Zeit des Godes des Erblaſſers mindeftens im Mutter: 
leibe eriftirt haben. Juriſtiſche Perſonen find dann erbfähig, wenn fie dieſes Recht 
durch befondere Verleihung erhalten haben, wie der Staat, Die Gemeinden, Kirchen 
und milde Stiftungen ıc. Außer der Berufung (Delation) des Erben (Delaten) bedarf 
es in der Regel zur Erwerbung der Erbichaft nody der Willenserfläuung defielben, daß 
er die Erbfchaft annimmt (Acquifition). In Ermangelung eines Teftaments werden 
zunächft die Verwandten des Verftorbenen in beftimmter Rangordnung zur Erbfolge 
berufen, nad) oder neben ihnen der überlebende Ehegatte. Hiernach beſtimmt ſich die 
Inteſtaterbfolge. Die Verwandtenerbfolge geſchieht nach gemeinem Recht in einer Nach: 
einanderfolge der verſchiedenen Claſſen und Grade. Man unterſcheidet vier Claſſen: 
1) Kinder und Kindeskinder oder Deſcendenten aller Grade; jedoch werden die Nach— 
kommen des zweiten, dritten Grades ꝛc. durch ihre noch lebenden erbfähigen Eltern, 
durch welche ihre Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer vermittelt wird, von deſſen Beer— 
bun en: fie rüden nur in die Stelle deffelben ein, wenn er jelbft nichr zur 
Erbfolge erufen ift. — 2) Eltern (Afcendenten), vollbürtige Geſchwiſter, deren Kin- 
der. Von den Eltern gehen immer die dem Grade nad) näheren den entfernteren, alſo 
Vater und Mutter allen anderen Aicendenten vor. — 3) Halbbürtige Geſchwiſter und 
halbbürtiger Gefchwifter Kinder. — 4) Alle übrigen Seitenverwandte, ohne Unterſchied 
zwiſchen halbbürtigen und vollbürtigen , aber jo, daß der nähere Grad immer den ent: 
fernteren ausichließt, 

Die Verwandten einer folgenden Claſſe find ausgeichlofien, jo lange noch Ber: 
wandte einer vorhergehenden Glafle Erben werden fönnen. Allein wenn entichieden ift, 
daß fein Verwandter der zunächft berufenen Claſſe Erbe wird, jo wird nunmehr die 
nächftfolgende Claſſe berufen (successio ordinum). Ebenſo findet audy in einer Claſſe 
eine Nacyeinanderfolge der verichiedenen Grade ftatt (successio graduum). Wenn 
von Denjenigen, welchen ald näheren Verwandten die Erbfolge angetragen war, feiner 
Erbe wird, jo werden die des nächftfolgenden Grades berufen. Gleihnahverwandte 
erben zu gleichen Theilen, nach Köpfen (in capita) ; rüdt aber ein Nachkomme an den 
Platz eines verftorbenen parens, jo geſchieht die Erbfolge in stirpes, nach Dejcenden- 
tenftämmen. Unter mehreren, gleich nahen , allein erbenden Ajcendenten der höheren 
Grade, väterlicher und mütterlicher Seite theilt fi die Erbfolge nad) Linien (succes- 
sio in lineas) d.h. fo, daß die eine Hälfte den väterlichen, Die andere den mütterlichen 
Großeltern zufältt. In Fällen diefer Art kann zufolge mehrfacher Verwandtichaft auf 
diefelbe Perfon ein mehrfacher Erbtheil fommen. Die im Goncubinat erzeugten, nad 
heutiger Praxis überhaupt die unehelidyen Kinder haben, wenn fie vom Bater aner- 
fannt find, ein Erbrecht auf ein Sechstheil der Erbichaft ihres Erzeugers , wovon fie 
ihrer Mutter einen Kopftheil hinterlafien follen. Vorausgeſetzt aber ift dabei, daß der 
Erblafier weder rechtmäßige Kinder, noch eine rechtmäßige Ehegattin hinterläßt. Um: 
gekehrt hat aud) der Vater ein gleiches Erbrecht gegen ſolche Kinder. 

Ein Teftament ift eine legte Willensordnung, welde eine gültige Ernennung 
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eines Erben enthält (Erbeinfegung). Erforderlich dazu iſt, daß der Erblaſſer die Fä— 
higkeit hat, ein Teſtament zu errichten und daß der ernannte Erbe erbfähig iſt und das 
Teſtament ſelbſt gewiſſe Formen zeigt. Ein Teſtament kann ſchriftlich oder mündlich 
errichtet werden. Zu letzterem iſt es beſonders nothwendig, daß der Teſtator den gan— 
zen Inhalt des Teſtaments den Zeugen vernehmlich erkläre, wovon dann noch des Be— 
weiſes wegen eine ſchriftliche Aufzeichnung gemacht werden kann. Das ſchriftliche 
Teſtament muß der Teſtator in Gegenwart der Zeugen als ſein Teſtament anerkennen, 
von ihnen unterſchreiben und beſiegeln laſſen. Die Zeugen müſſen mündige dispoſi— 
tionsfähige Männer fein; der Erbe und Perſonen in väterlicher Gewalt, Stumme, 
Zaube und Blinde jind ausgeichlofien. Soldaten im Felde können ohne alle feierliche 
Form teftiren ; gemeinrechtlich find 7 Zeugen, bei Blinden 8 nöthig, bei fchreibunfun- 
digen Erblafiern unterichreibt der 8. Zeuge für denielben. Auf dem Lande und zur Zeit 
anſteckender Krankheiten genügen ſchon 5 und weniger Zeugen; ebenfo, wo es ſich nur 
um Kinder und Kindeöfinder handelt. Es bedarf hierzu nur eines fchriftlichen Auf: 
fages, worin der Teſtator eigenhändig Die Namen der eingefegten Dejcendenten und die 
Erbtheile derielben bezeichnet. Geſchieht e8 mündlich, fo genügen ſchon 2 Zeugen. 
Diele Zahl genügt auch zu legtwilligen Verfügungen zum Vortheil der Kirche oder 
frommen Zweden. Nicht allgemein anerfannt ift die Teftirung vor dem Pfarrer und 
zwei Zeugen (nach kanoniſchem Recht). Sogenannte öffentliche Teftamente (zu denen 
auch legteres gehört), jind Die dem Regent oder dem Gericht zur Aufbewahrung vom 
Teftator überreichterr, die derjelbe alddann als feinen legten Willen zu bezeichnen bat. 
Der Inhalt des Teftaments muß ohne Zwang und ohne ſolchen Irrthum fein, der an- 
nehmen läßt, daß der Erblafier anders verfügt hätte, wenn er ihn gefannt haben würde; 
ferner darf er feine rechtöwidrigen und unfittlichen Motive enthalten ; der Wille muß 
deutlich beftimmt und darf nicht in die Willfür eines Dritten geftellt fein. Erbein— 
ſetzungsfähig find auch noch nicht Geborene, juriftiiche Perfonen und fchon vorhandene 
oder noch) zu gründende milde Stiftungen. Der Erblaffer fann verichiedene Grade der 
GErbeinfegung machen, d. h. mehrere Perſonen nad) einander zu Erben ernennen, jo 
daß die Erbeinfegung der einen nur für den Fall gelten joll, wenn die vorhergehende 
nicht Erbe werden kann oder will — QWulgarfubftitution. Betrifft die Erber: 
nennung einen unmündigen Sohn oder Tochter, fo heißt fie Bupillarfubftitu: 
tion. — Teftamentsererutoren find Die zur Vollziehung der legtwilligen Verfügung 
durch den Erblafier, oder Vertrag oder Richteripruch ernannten PBerfonen. Cie fonımen 
namentlich bei milden Stiftungen vor. Zur Antretung einer Grbichaft ift Dispoſi— 
tionsfähigkeit nothwendig, weshalb ein Wahnfinniger, Verihwender oder ein Un— 
mimbdiger der Zuftimmung des Wormundes bedarf, bei juriftiidhen Perſonen des 
Vertreterd. Schlägt ein Minderjähriger in väterliher Gewalt die Erbichaft mus, fo 
erbt der Vater. | 

Der Wille des Erblaſſers bei dem Teſtament iſt nicht ganz frei, indem er gewille 
geſetzlich berechtigte Perſonen bei der Erbeinjegung bevdenfen muß, bezichlich minde— 
ftend zu einem gewijfen Theil {es jei denn, daß er fie aus gewiſſen geſetzlich vor- 
geichriebenen Gründen enterben darf). Jene Perionen heißen Notherben (Kin- 
der, Enkel, Airendenten). Sie können das Teftament umftoßen. Jener Theil heißt 
Pflichttheil und wird berechnet nach dem Theil, der auf fie gefommen wäre, 
wenn fein Teftament vorläge. Nach gemeinem Redyt beträgt derfelbe bei vier oder we: 
niger Berechtigten ein Dritttheil, bei fünf oder mehr Berechtigten die Hälfte desjeni- 
gen Theile, ven er ohne Teftament befommen hätte. Töchter müflen fid die Ausitat- 
tung miteinrechnen laffen, Söhne aber Nichts, was fie nicht ausdrücklich als Erb- 
theil vorauserhielten. 

Die Erbgüter gehören unter die Kategorie der Etanımgüter. Dieſe Etamm- 
güter waren nämlich urfprünglich Güter des hohen und niedern Adels, bei welchen Die 
Erbfolge vermöge alten Herkommens nur auf Agnaten ging. Die Erbgüter finden fid) 
audy beim Bürgerftande und beftehen in Gütern , welche dem Befiger durch Erbgang 
von Blutsfreunden angefallen find und die den nächften Inteftaterben außer im Con— 

e ohne deren Zuftimmung nicht entzogen werden dürfen. Den legteren ſteht zur 
tendmadyung ihres Anipruchs der Netract, mitunter auch Die revocatorische Klage 
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zur Seite. Von den Stammgütern im engeren Sinne unterfheiden ſich die Erbgüter 
hauptſächlich dadurch, daß bei ihnen fein Vorzug des Mannsftammes gilt. 
Das Erblehen berubt beinahe allenthalben auf befonderem Vertrage und bietet 
mancherlei Abweichungen von dem gewöhnlichen Lehenfolgerecdyte und der gemeinen 
Lehenfolgeordnung dar (f. Leben). In der Regel ſoll dadurch eine der Allodialfolge 
naͤherſtehende Succeſſionsart begründet werden. Nach dem größeren oder geringeren 
Umfange, in welchem die Grundjäge der legteren Anwendung finden, unterjcheidet man 
reine und gemischte Erblehen (feuda hereditaria mera et mixta), nämlich da— 
nach, ob das Succeifionsrecht des Givilrechts überhaupt angenommen ift, oder ob nur 
einzelne Grundfäge deffelben Geltung haben. In Zweifelsfällen ftreitet Die Rechtsver— 
muthung gegen das Vorhandenfein eines Erblehens. 
Der Begriff Erbfur gehört in die Lehre von den Gewerkſchaften oder im weis 
teren Sinne in das Bergrecht. Der Eigenthümer des Grundes und Bodens muß nicht 
blos das Schürfen geftatten, fondern auch die dazu nöthigen Räume zum wirklichen 
Betriebe des Bergbaues hergeben. Als Entfhädigung hiefür pflegt er einen ſoge— 
nannten Erbfur (Adertheil, Grundfur), zu erhalten, welcher ſich ald eine untrenn- 
bare PBertinenz des belafteten Grundftüdes darftellt. Es gehört derjelbe zu den ſoge— 
nannten Freifuren, d. h. zu denjenigen, welche nur an der Ausbeute, nicht aber an 
den Koften, der Zubuße, theilnehmen. Doch wird von einer Zeche in der Regel nicht 
eher Ausbeute gegeben, als bis ihre Schulden und die von den Gewerfen gehabten 
Koften zurüdbezahlt find und außerdem ſoviel Caſſe vorhanden ift, daß mindeſtens Die 
Ausgaben des nächften Quartals gededt ericheinen. Jul. Frühauf. 


Erwerb f. d. Art. Gewerbe. 


Erziehung. A 

Die Erziehung bezwedt die harmoniiche Ausbildung der fittlichen , intellectuellen 
und phyſiſchen Fähigkeiten des Menichen. Körper und Geift follen ſich in einem ange: 
mefienen Gleihgewichte zu einander halten, und zwar im Gleichgewichte der indivi- 
duellen Kräfte unter ih, als auch in ihren Wechſelbeziehungen zur Außenwelt. Bei 
feinem Eintritt in die Welt hat die Natur den Menſchen vollfommen hülflos hinge— 
ftellt , Diefelbe Natur, welche faſt allen andern Weſen bei der Geburt entweder fofort 
oder nach furzer Entwidlungszeit eine weit größere Selbftändigfeit gab. Aber die 
Natur wußte auch dem Menſchen außer feiner unendlich böhern geiftigen Begabung 
eine weit größere Liebe und Sorfalt für das hülflofe junge Leben einzuflößen, als «6 
bei den Thieren der Fall ift. — So bedürftig auf der einen Seite, jo reich begabt auf 
der andern mit Keimen nnd Fähigkeiten it das junge Menichenleben ausgeftattet, und 
es ift Aufgabe der Erziehung, die unedlen Neigungen, die ſich fpäter ausbilden , zu 
unterdrüden, die edlen dagegen zu pflegen, und zwar immer mit befonderer Rückſicht— 
nahme auf die vorherrichenden Richtungen des fich bildenden Charakters. — In wel: 
cher Weife dies geichieht, und zu geſchehen bat, dies nachzuweiſen kann nicht Aufgabe 
eines volfswirthichaftlihen Handwörterbuchs fein; hier fommt es nur darauf an, das 
zu betonen und anzudeuten, was mit Rüdficht auf die ſpätere wirthichaftliche Thätig— 
feit des zu Erziebenden nicht unterlaflen werden möchte. 

Wie viel Erziehung —, und theilweife kann hier gefagt werden: „Sewöhnung‘—, 
überhaupt zu leiften vermag, ift recht deutlich an der Ueberlegenheit der europäiichen 
Völker über die Völferichaften aller andern Erdtheile — höchſtens die Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa ausgenommen — zu ſehen. Wird das Kind des Negers 
unter der heißen Tropenfonne mit denjelben Fäbigfeiten geboren, wie das des Weißen, 
oder findet ſchon vor der Geburt die Racenverichiedenhbeit ihren Ausdruck, die wir 
Europäer in dem Selbftgefühle einer ſpecifiſchen Vorzüglichkeit unferer intellectuellen 
und moraliihen Begabung nur zu gern in Anspruch nehmen? Die Frage iſt, foviel 
und befannt, noch nicht beantwortet, vielleicht werden fich aber für beide Ansichten 
gleich viele Gründe und Nachweife aufführen laſſen. Niemand wird den Einfluß des 
Klima’s, der Naturumgebung , die Macht der geographiſchen Verhältniffe läugnen 
wollen, und die verſchiedenen Eulturübergänge, die bei Wölfern derfelben Race getrof: 
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fen werden, weiſen mit Beftimmtheit darauf hin. Allein man gebt zu weit, wenn man 
die Völfer um der Heimath willen zu ewiger Uncultur verdammt fein laſſen will. Die 
Nähe des Meeres, jagt man, erzicht zu Energie und Unerjchrodenheit, fördert Unterneh: 
mungsgeift, Handel und Gewerbe, und doch ftehen beijpielsweife, wie Ule in der Zig. 
„Die Natur“ jehr treffend jagt, Die Neger der afrifanifchen Küfte auf einer tiefern Cul— 
turftufe, als die des Binnenlandes, find unmännlicher, träger, abgeichlofiener als jene ; 
und den Türfen war der ſchmale Hellespont cher ein Hinderniß, als ein Förderungs— 
mittel. Natur und geographifche Verhältniffe können den Gulturfortichritt zwar er- 
ſchweren oder erleichtern , die eigentlichen Grundlagen wurzeln aber in dem, was wir 
von unjern Vorfahren, auf deren Schultern wir ftehen, gelehrt und überwiejen erhal: 
ten haben. Nicht das zadige und eingebuchtete Küftengebiet von Europa macht den ein- 
zelnen Schweizer und den Deutjchen, die aus ihren Gebirgen und Ebenen vielleicht 
zeitlebens nicht bis zum Meere famen, zu dem, was fie find; nicht das Klima, das für 
die Entwidlung des ganzen Menjchen vielleicht nicht jo günftig iſt, wie die Hochebe— 
nen von Mittelafrifa: die Erziehung war es, die geiftige Nahrung von dem 
Augenblide an, ald das Kind die erften Eindrüde eines geregelten Haushalts, eines 
angenehmen Bamilienlebens in fid aufnahm, bis dahin, wo es felbft vergleichen lernte, 
daß der Faule betteln geht, während der Fleißige befigt , die Wahrnehmung von der 
emiigen Thätigfeit des Vaters und der Mutter, die Gewöhnung an Fleiß, Ordnung 
und Sitte zu Haus, der Unterricht in der Schule und in der Lehre, das Beifpiel der 
Mitmenichen. Zahlreiche andere Einflüffe, die nicht direct zur Erziehung gehören, 
wirften mit, und wirfen dann erft um fo fräftiger, wenn der angehende Mann den 
Kinderichuhen bereits entwachſen ift und die Erziehung beendet fein ſoll: die eigent- 
lihe Grundlage wird aber doch in den allermeiften Fällen in den Kinderjahren gelegt, 
und wenn ein Volf wirthichaftlich tüchtig fein foll, fo hat die Erziehung aud) Die 
wirthſchaftliche Seite nicht aus den Augen zu verlieren. 

Ohne pedantifch und rigorög zu fein, Fann man daher dieſe Gewöhnung an Ord— 
nung — denn darauf läuft die erfte Erziehung hinaus, — nicht zeitig genug beginnen. 
Man verlange von dem Kinde nicht zu viel, aber man achte darauf, Daß es Das, was 
ihm überhaupt geheißen worden ift, auch zur rechten Zeit und in der rechten Weiſe 
thue. Ginem Kinde, dem das Gebot der Eltern heilig ift, wird ald Mann auch das 
Gebot Gottes heilig geblieben fein, und ed wird fich freiwillig den Gefegen des Staa- 
tes unterwerfen, ohne deren Beobachtung auch die wirthichaftliche Wohlfahrt nicht 
eriftiren fann. — Strenge Wahrhaftigkeit jelbft bis zum freiwilligen Geftändniß des 
begangenen Fehlers: der erwachiene Mann liefert al8 Handwerker die Arbeit zur 
rechten Zeit ab, er unterfchreibt ald Kaufmann feine falſchen Wechſel, und doch läßt 
ihn fein PBerfonaleredit die etwa fehlenden realen Pfandobjecte nicht vermiffen. — Das 
Kind geht zur Schule. Weberladung mit Arbeit würde .ein großer Fehler fein, und 
gerade dem Kinde ift Erholung und Bewegung in freier Luft außerordentlich nothwen— 
dig. Es giebt aber einen goldnen Mittelweg, der mit dem fteigenden Lebensalter Das 
Kind mehr und mehr zu ernfter nüglicher Arbeit heranziehen läßt, und für die Anfor— 
derungen des fpätern ernitern Lebens, für die Wirffamfeit im Berufe fann während 
der Kinderjahre die ficherite Grundlage gelegt werden. Es ift ein ungeheurer Unter: 
ſchied in den wirthſchaftlichen Leiftungen zweier Völfer, von denen das eine nur dann 
erjt arbeitet, wenn es von der Noth, von Mangel und Entbehrungen zur Thätigfeit 
angetrieben wird, während das andere, von Jugend auf daran gewöhnt, in dem Schaf— 
jen müglicher Verbraucsgegenftände feine Freude findet. Hier wie dort wirfen mate- 
rielle, eigennügige Triebfevern mit. Der von der Noth Getriebene denkt an die Befrie- 
digung des Hungers und an die Befeitigung des Mangels; der Andere, der ſich be- 
reits durch feinen Fleiß in beſſern Verhältniſſen befindet , arbeitet gleichfalls mit der 
Ausficht auf Gewinn, und feinem Geifte fchweben die materiellen oder die höhern gei- 
ftigen Genüſſe (je nad) der Individualität) vor, die früher oder fpäter für den Preis 
der erzeugten Producte eingetaufcht werden fönnen. Nur die Verblendung vermag darin 
einen Anftoß zu finden, daß die Tugend nicht immer blos um ihrer ſelbſt willen aus— 

enbt wird. Der Verftändigere unterichägt den in jeden Menſchen gelegten Trieb der 
Selbfterhaltung durchaus nicht, und es ift nicht das geringite Verdienſt der Volks— 
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wirthichaftslehre, daß fie Darüber befiere und richtigere Anfichten zu verbreiten verftan- 
den hat. — Doch es gilt nicht bloß arbeiten, um fih die Möglichfeit von Genüſſen zu 
verſchaffen, jondern es foll audy in der Gewährung verjelben, fowie in der Erfüllung 
der Wünſche eine gewiſſe Beichränfung eintreten. Wer arbeitet und zu arbeiten ver- 
fteht, Toll audy fparen lernen. Der Nationalwoblftand bildet ſich erft aus dem 
Wohlſtande der zahlreichen Einzelwirtbichaften eines Volkes; der Gefammtüberichuß 
der Jahresproduction über den Jahresverbraudy fegt fich zufammen aus den kleinern 
Summen, die in jeder Haushaltung während eines Jahres erübrigt worden find. 
Sparen, d. h. die nothwendigen Ausgaben genau von *den überflüffigen Ausgaben 
unterfcheiden, ift eine Kunft, die gelernt werden muß, da hierzu die Verfagung gewifler 
Wünihe und die Gewöhnung an Entbehrungen gehört. ine (ururiöte Erziehung, 
das Erfüllen jedes Wuntches, zu dem die liebende Mutter ſich nur zu geneigt zeigt, it 
gewiß der legte Weg, das Kind zur rechten Zeit an die nöthige Regelung feiner ſpä— 
tern —— zu gewöhnen, und nicht mit Unrecht wirft man unſerer gegen— 
wärtigen verweichlichten Erziehung vor, daß fie in der Verfagung der kindlichen Bit- 
ten und Wünſche nicht ftreng, nicht conlequent genug verfahre. — Bon verichiedenen 
Seiten ift die Aufnahme der Volkswirthichaftslehre in die Unterrichtsgegenftände der 
Volksſchule empfohlen worden (vergl. Verhandlungen des deutichen volfswirthidaft- 
lichen Gongreffes in Köln und in Kranffurt a. M., u. vergl. d.Art. Schule) — wit 
dagegen glauben, daß zwar die Erläuterungen der einfachiten und leichteften Begriffe 
der Volkswirthichaftslehre in der Schule durchaus nicht überflüffig, daß aber die redite 
praktiſche wirthfchaftlihe Grundlage durch die Erziehung im Elternhaufe zu legen tel. 
Und das gilt nicht blos für die Knaben, jondern cbenjo für die Mäpddyen als Ipatere 
Hausfrauen. Das Geveiben der Einzelwirthichaft hängt nicht blos von dem Fleiß 
und der Ausdauer, von dem richtigen Blide des Mannes bei feinen Speculationen 
ab: es ift Dazu auch eine richtige Auffaflung der Hauswirthſchaft erforderlich, 
und meinen wir darunter ſorgſame Rückſichten auf die zu Gebote ſtehende Einnahme, 
Einſchränkungen in den Beduͤrfniſſen des häuslichen Lebens, Vermeidung unnöthiger 
Lurusausgaben, überhaupt ein verftändiges, ſorgſames Walten der Hausfrau in ihrem 
Kreiſe. ie deutſchen Frauen ziert mehr als die Frauen aller andern Laͤnder der Eh— 
rentitel der Sittfamfeit und Häuslichfeit. Der unvergängliche Reichthum der Spar: 
famfeit und der Selbftgenügiamfeit, Ordnung und Fleiß, jenes „ftille und fegensreiche 
Walten im häuslichen Kreife* ift ihnen noch in hohem Grade eigen. Befeftigen wit 
diefe glüdlicherweife noch vorherrfchende Richtung dauernd durch die Erziehung, laſſen 
wir die Mädchen nicht durch theoretifche Kehren, jondern durch Die weit beſſere Praris 
der unauggefegten Gewöhnung und durch das Beiſpiel vortrefflicher Mütter ſich glei: 
falls zu tüchtigen Hausfrauen heranbilven , dann wird durch die Kräftigung der Ein 
— der Nationalwohlſtand die ſicherſten und dauerndſten Grundlagen 
erhalten. 

Hand in Hand damit ſoll die geiſtige Ausbildung durch den Unterricht in der 
Schule (vergl. den Art. Schule) fortichreiten. Damit die Erziehung aber nicht ein: 
feitig werde, ift eine Vereinigung, beziehlich Ergänzung des Unterrichts in der Schule 
durch die Erziehung im Elternhaufe nothwendig, und iſt zu beflagen, daß fid Eltern 
nn Lehrer an öffentlichen Schulen) nur ausnahmeweife in gegenfeitige Beziehung 
egen. , 
Die Schufzeit ift beendet. Der Knabe ift zum Jüngling, das Mädchen zur Jung: 
frau herangewachſen. Iſt jegt Die Erziehung beendet? Keineswegs, noch immer bedar 
es der leitenden Fürforge und der berathenden, warnenden, lobenden und tadelnden 
Stimme, wenn aud) jegt in den reiferen Jahren eine ganz andere Methode eingeſchlagen 
werden muß. Jetzt gilt es hinzuweifen auf die fpätere Eelbftverantwortlichkeit für Dad 
eigne Thun und Handeln, vorzubereiten auf die fperielle Berufsthätigkeit, nachdem mit 
der allgemeinen Vorbereitung (in den meiften Fällen wenigftens) abgejchloflen worden 
ift. Der Knabe tritt, fobald er nicht ein fog. gelehrtes Gewerbe ergreift, in die Lehre, 
gleichviel welchem Berufe er fich auch widmen mag. Wiederum hängt von der Art und 
Weife, wie diefe Lehrzeit vollendet wird, die fpätere wirthichaftliche Tüchtigfeit ad, und 
wie es für die unerwachfene Jugend einen Schulzwang giebt, fo wollen heute noch troß 
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der Gewerbefreiheit Manche einen Lehr zwang beibehalten oder wieder eingeführt wif- 
fen. Daß in vielen Branchen der menjchlichen Arbeit, z. B. in der Land: und Forftwirth: 
ſchaft, im Bergbau, in Schifffahrt u. j. w. eine folde Abgrenzung des nothwendiger— 
weife zu Lernenden, eine Beftimmung der Lehrzeit, vollfommen unmöglich iſt, leuchtet 
auf den erften Blick ein; ebenfowenig möchte dies für die große Anzahl der in den 
Fabriken Beichäftigten möglich fein. Analog den frühern Zunftbeftimmungen ſ. den 
Art. Innung) fol der Lehrzwang nur dem Handwerk und etwa auch dem Detail- 
handel erhalten bleiben, und meint man bei den mannichfachen Uebergängen der Hand» 
werfer zur Fabrifarbeit, der Detailiften zum Grofjohandel dadurch einen heilſamen 
Einfluß auch auf Fabrifinduftrie und Großhandel mit ausüben zu fünnen. In der 
That würde es für Viele nur recht heilfam fein, wenn fie angehalten würden, fich we- 
nigftens fo viel Kenntniffe und Geichidlichfeiten anzueignen, ald — fie gerade brau- 
hen. Aber wie viel brauchen fie denn? Der Eine will nur ein einziges Gewerbe, der 
Andere will mehrere ausüben ; ein Dritter begnügt fi) nad) dem Princip der Arbeits- 
theilung fpäter damit, nur einzelne Fabricate zu fertigen. Gin Anderer betreibt ein 
Gewerbe ald Hauptgefhäft, fein Nachbar daſſelbe Gewerbe ald Nebengefchäft. Jener 
muß fich natürlich die genauefte Kenntniß über den Bezug und die Verarbeitung der 
Rohmaterialien , über die Werkzeuge, die Arbeitsmethoden und Abfagwege aneignen, 
während diejer fih damit begnügt, die von Andern gelieferten Waaren hinreichend 
beurtheilen zu können. Ein Vierter wiederum treibt mit gewiſſen Artifeln nur Handel, 
nachdem er diejelben entweder gefauft, oder durch Arbeiter hat anfertigen laffen. Wer 
will aber beftimmen, wie viel Zeit jeder diefer Handwerfer brauchen wird, um fich die 
nöthigen Kenntnifle anzueignen? In dem einen Falle werden drei Jahre zu wenig, in 
dem andern zu viel Zeit in Anfpruch nehmen. Und doc) ift auf die geiftigen Anlagen, 
auf die körperlichen Geſchicklichkeiten, endlich auf das Alter des Lehrlinge gar feine 
Rüdficht genommen. Der Eine entichließt fid) nad) feiner Eonfirmation für ein Hand- 
werf und bleibt feinem Enticyluffe bis zu feinem Tode treu; ein Anderer findet erft in 
ſpäteren Jahren , vielleicht erit im Mannesalter, das Gewerbe , welches feinen natür- 
lihen Anlagen am meiften aujagt; der eine Lehrling endlich hat, feinen Fähigkeiten zu— 
folge, in einem Jahre mehr gelernt, als ein anderer, der dazu gar fein Geſchick befigt 
und in feinem ganzen Leben nicht jo viel lernt. Der Sohn armer Eltern, welche fein 
Lehrgeld zahlen fünnen, hat in der Regel ein Jahr länger in der Lehre zu bleiben, 
während der Reichere,, welcher dem Lehrheren vielleicht mehr verdirbt, als er arbeitet, 
nad) der im Voraus beftimmten Zeit entlagfen wird. Trotzdem beftimmten die Zunft» 
gefege ein für allemal eine drei-, vier: oder fünfjährige Lehrzeit und fand durchaus 
feine Berüdfichtigung der verichiedenften Eigenthümlichfeiten und Verhältniſſe ftatt. 
Wenn audy die Fähigkeiten des Lehrlings, feine Schulfenntniffe, der Plan, den er ver 
folgt, einen viel palenderen Weg zur Erlernung des Handwerfs für geeignet erfchei= 
nen ließen: die Innung beftand auf ihren Sagungen. 

Iſt ferner eine beftimmte Lehrzeit feftgelegt, To fehlt dem jungen Manne aller 
Sporn, vor diefer Zeit ſchon das nöthige Ziel zu erreichen und läuft er leicht Gefahr, 
ein träger Arbeiter zu werden. Iſt ihm dagegen die Möglichkeit eröffnet worden, ſchon 
in der Hälfte der Zeit dafielbe zu erreichen, fo wird er fi angetrieben fühlen, mit 
allen Kräften und mit angeftrengter Thätigfeit feine Ausbildung zu betreiben. Man 
vergleiche nur die Erfolge des Tagearbeiterd und des Arbeiterd nach Accord, des ge— 
wöhnlidyen Gefellen und des nad) dem Stüd arbeitenden Gefellen. Was ift es anders, 
als der größere Vortbeil, der die gelieferte Arbeit jo verfchieden ericheinen läßt? Der 
Lehrling des gewerbefreien Landes weiß, daß er ſich ſein Brod jelbftändig in fo kurzer 
Zeit verdienen fann, ald er fich tüchtig auszubilden im Stande ift, und er fcheut wirf- 
lich feine Mühe. Bei den Zünften dagegen haben die Lehrlinge fih Tag aus Tag ein 
mit der einfachften, geifttödtendften Arbeit zu bejchäftigen, die fie längft ſchon begriffen 
rg die ihnen aber der Meifter ald die am wenigften lohnende und als die langwei- 

afte auferlegt. Daneben verjehen fie die Geſchäfte des Laufjungen, des Stiefelpugers, 
Kleiderreinigers , Gaſſenkehrers, ver Kinderwärter und Küchenvoigte. Jever Schnei- 
der: und Schuhmacherlehrling könnte in einem Jahre bequem daflelbe gelernt haben, 
was er fich auf dieſe Weiſe jegt erft in drei Jahren angeeignet hat. Mit der Erlernung 
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der einfachſten Handarbeiten quält man die jungen Leute Jahre lang ab und ertödtet 
in ihnen dadurch geradezu die Luft und den friſchen, fröhlichen Trieb zur Thätigfeit. 

In allen Arbeitsgebieten ift c8 unvermeidlich, daß der junge Mann kürzere oder 
längere Zeit unter der Aufficht und fpeciellen Anleitung des Geübteren und Gejchid- 
teren arbeitet. Dabei wird freilich der Fall vorfommen, Daß einige Wenige das Maaß 
diefer Geſchicklichkeit zu kärglich bemeſſen und daran denfen werben, ald Gehülfen bei 
einem andern Handwerfer ihren Unterhalt zu verdienen, eine beſſere Stellung und eine 
höhere Selbftänpdigfeit zu erlangen. Wenn nun unter hundert jungen Leuten zehn von 
diejer Freiheit einen unrichtigen Gebrauch machen, ſollen Die übrigen neunzig darunter 
leiden? Iſt ed gerechtfertigt, ganze Altersclaffen einem unrechtmäßigen und verfehrten 
Zwange zu unterwerfen, weil einige Wenige von der Freiheit einen verkehrten Ge- 
brauch machen, unter dem Niemand leidet, als fie jelbft? 

Das Lehrlingsweien folder Staaten, in denen die Gewerbefreiheit ſchon Jahr: 
zehnte beſtanden, wie England, Franfreidy, Belgien, die Schweiz, theilweile auch 
Preußen, beweift, daß die Freiheit der Arbeit ein mächtigerer Sporn für die Lernen- 
den ift, als die Zwangsgefege des Zunftweſens. Eelbjt mitten unter dem Zwangs- 
wejen fann man erfahren, daß ein Lehrzwang wenigitens vollftändig überflüfftg iſt. 
Die freien Gewerbe, theilweife auch die conceſſionirten, welche meift weit jchwieriger 
zu erlernen find, als die zünftigen, beweilen Dies nur zu deutlich. Merkwürdigerweife 
find gerade die Gewerbe, bei deren Ausübung die größte Fähigkeit, Die meifte Geſchick— 
lichfeit gefordert wird, nicht zünftig, alio feinem Lehrzwange unterworfen, und Doc 
werden fie erlernt. Gerade die freien Gewerbe haben große Fortichritte erfahren, wäh 
rend die Zünfte rückwärts gefchritten find. 

Das jedem Menſchen angeborene Streben , feine bürgerliche Stellung zu verbef- 
fern, der durch die Freiheit der Arbeit unterftügte Trieb, dem ſchon Erlernten Neues 
hinzuzufügen, endlich das aus dem Innungsweſen mitgebrachte und von den freien 
Gewerben beibehaltene Herfommen werden die Vorbereitung für den fünftigen Beruf 
in Geftalt der Lehrzeit beibehalten laffen, ohne daß es der gejeglichen Beftimmumg be- 
darf. Bon dem Lehrherrn,, gleichviel in welcher Branche, gleichviel ob die Lehrzeit ge— 
feglidy geregelt oder freigegeben ift, muß aber erwartet werden, daß er feiner eingegan- 
genen Verpflichtungen eingedenf, jederzeit beachten werde , welchen Einfluß feine Ge— 
wifienhaftigfeit auf Die jpätere wirthſchaftliche Leiftung feines Lehrlings auszuüben 
vermag. 

Die Erziehung ſoll aber ferner auch Ne phyſiſchen Kräfte des Menichen in har: 
monijche Uebereinftimmung mit den ausgebildeten geiftigen Fähigkeiten und mit den 
veredelten ſittlichen Anſchauungen und Neigungen fegen, fie joll neben Geift und Herz 
auch für den Körper Sorge tragen. Sehr treffend jagt Dr. Engel: „Das durch die 
Individuen repräfentirte Capital ift bei weitem das beträchtlichite im Staate; und das 
in der lebenden Generation ruhende Erziehungscapital überfteigt weit die Summe aller 
übrigen Gapitalien. Jede Verfümmerung der phyſiſchen Beichaffenheit der Bevölke— 
rung, der hätte entgegengewirft werden können, ift eine Verichwendung des edelften 
Gapitals, der Intelligenz und der phyſiſchen Kraft der Bevölkerung und fommt einer 
abjoluten Gapitalövergeudung glei.” Die Volfswirthichaft ift deshalb volllommen 
in ihrem Rechte, wenn fie auf Die möglichit lange Erhaltung des Individuums, zumal‘ 
bei ungeſchwächten Kräften außerordentlichen Werth legt. Von Seiten des Staates ift 
es hier Pflicht, Alles zu bejeitigen, was auf Gejundheit und Leben ftörend einwirfen 
fönnte (vergl. d. Art. Gefundheitspflege,; von dem Einzelnen, und zumal von 
Denen, welche ihrer forialen Stellung nah für das Wohl Unmündiger zu forgen ha— 
ben, ift zu erwarten, daß fie ihre wichtige Aufgabe gleichfalls recht begreifen. Wieviel 
aber gerade hierin verfäumt wird, ift befannt, und vergebens dringen die Aerzte hin— 
fidytlich der Erziehung der Kinder auf befiere Wohnung , Bewegung in frifcher freier 
Luft, auf eine dem kindlichen Alter befier entiprechende Nabrung und Kleidung. Wäh— 
rend in den untern Echichten der Bevölferung zu wenig gefihieht, wird häufig von den 
vermögenden Glafjen durch das Uebermaaß von Sorgfalt und Verhätſchelung geſcha— 
det, und namentlich jcheinen die neuerdings übertriebenen Anſprüche an die geiftigen 
Fortfchritte der Kinder auf Koften der förperlichen Entwidlung zu erfolgen. Als ein 
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ganz vorzugliches Mittel ift nach dieſer Seite das Turnen zu betrachten, da daſſelbe 
nicht nur die unſerer Jugend häufig fehlende Bewegung erfegt , fondern auch Die für 
den jpätern Beruf nothwendigen phyſiſchen Kräfte ftählt, und fomit für die wirth⸗ 
ſchaftliche Entwicklung von bedeutenden Einfluſſe zu werden verſpricht. 

Weitere Andeutungen hierüber zu geben, würde die Grenzen eines volfswirth- 
ſchaftlichen Handwörterbuche überjchreiten. Wir verweifen auf die Schriften, welche 
ſich mit der pͤhyſiſchen Seite der Erziehung beſchääftigen, und berühren nur einen Punct, 
bei dem ausnahmsweiie die „Arbeit“, freilich in unverftändiger Weife bis sum Ueber— 
maaß über die jugendlichen Kräfte efteigert,, für die Förperliche Entwidlung nachthei⸗ 
——— fann. Dies iſt die — der Kinder, und iſt es nur zu 
billigen, daß der Staat aus Rüdficht auf die förperliche und fittlich » geiftige Reife der 
jugendlichen Arbeiter ſichernde Beftimmungen erlafien hat, fobald die Erziehung ver 
Eltern rückſichtslos verfahren will, An ſich fann man in einer frühzeitigen Gewöh- 
nung der Kinder zu einer geregelten Thätigfeit, fobald eine ſolche nur ihren Kräften 
angemeſſen ift, feine beflagenswerthe Erſcheinung erbliden, da man weit mehr zu 
fürchten hat, daß die Kinder durch Unthätigfeit und durch ein unftetes Umbertreiben 
bei Mangel an elterlicher Aufficht verwahrloft und zu fpäteren Verbrechen verleitet 
werden. Eine mäßige wirthichaftliche Benugung der Arbeitsfraft der Kinder, welche 
faft den dritten;Theil der evölferung jedes Landes ausmachen, muß nicht mr zur 
Vermehrung des Reichthums eines Yandes im Allgemeinen beitragen, fondern aud) 
den Wohlftand einzelner Samilien erhöhen und die materielle Lage der arbeitenden 
Kinder ſelbſt verbefiern, Menn einer armen Arbeiterfamilie die Sorge für eine zahl: 
reiche Kinderfchaar obliegt , jo liegt die Vermuthung nahe, daß die Kinder, fobald fie 
nicht mit verdienen dürfen, weit cher geiftig, fittlich und leiblidy verfommen werden, 
als wenn fie durch ihrer Hände Arbeit den Eltern die Sorge für ihre Ernährung und 
Auferziehung erleichtern. "Die Kinder erwerben dadurch die Mittel und Beiträge, um 
reinlicher zu wohnen, um jich fatt zu effen, um ſich anftändig zu kleiden, und aud) für 
‚ unfchuldige Genüffe und geiftige Erholungen einen Sparpfennig aufiwenden zu fönnen, 

Wenn trfofge defien die ganze Familie nicht mehr durd) die Sorge für das nadte Leben 
geängftigt wird, fo ift Ausficht vorhanden , daß die Kinder felbft bei weniger Unter: 
richtsſtunden Doch weit mehr lernen, und daß die durch nichts erfegbare Liebe der Mut- 
ter oder des Vaters wenigſtens während einiger Beierftunden der Woche fih den Kin: 
dern zuwenden und ihnen mehr nügen fan, als der Eifer von zehn wohlwollenden 
Fremden. Es läßt ſich auch bei dem heutigen Zuftande der Induftrie überhaupt nicht 
in Abrede ftellen, daß eine großartige Fabrifthätigfeit ohne Sinderarbeit gar nicht be- 
ftehen könnte. Es giebt Arbeiten, die faft nur durch Kinder verrichtet werden Fönnen. 
So find diefelben z. B. in großen Spinnereien nöthig und beſonders geeignet, Die 

afdyinen zu beforgen,, die Füden mit ihren zarten Fingern wieder zu befeftigen , ſich 
unter den Maſchinen mit Leichtigkeit zu bewegen. Ferner fönnen die Kinder zur Na- 
del», zur Cigarrenfabrication, zum Fertigen von Spielſachen, sum Bemalen von Por: 
sellanwaaren, ur Blumenfabrication, zum Klöppeln und zu vielen anderen Induſtrie— 
zweigen verwendet werden. Mancher Gewerbszweig würde ſofort aus gewiſſen Ge⸗ 
genden verdrängt werden , wenn die Arbeitgeber nur Grwachiene beichäftigen dürften 
und denfelben einen dreifach fo hohen Lohn wie den Kindern bewilligen müßten , der 
auf gewifien Artikeln nun einmal nicht ſtehen kann. Gine dichtere Vevölferung mit 
zahlreichen Kindern ift daher nicht etwa blos die Folge, fondern auc) die Urfache und 
Vorausfegung eines blühenden Fabrifweiens, Iſt daher die Benutzung der Kinder: 
arbeit ſicher als ein weientliches Mittel zur Sörderung des allgemeinen MWohlitandes 
zu betrachten , fo erheifcht es doch das Wohl der jungen Arbeiter, daß eine beftimmte 
Grenze —J. das Geſetz feftgeftellt wird, um die noch nicht zur Reife gelangten Indi— 
viduen vor eberarbeitung zu ſchützen. Gine Beichränfung der Arbeitszeit bis zu einem 
en Alter ift daher ganz in der Ordnung, wie aud) dafür Sorge getragen wer: 

den muß, daß nach dem Zurüdlegen dieſes Altersjahres der junge Organismus nicht 
durch Die volle Arbeitszeit dennoch zu Grunde gerichtet werde, Ebenfowenig darf man 
‚ daß wenigftens manche Arten der Kabrifarbeit,, bejonders in Localen mit 
ſchlechter Bentilation hoͤchſt gewiffenloje Beichäftigung von Kindern bei der Fabrica- 
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tion von Phosphor: Streihhöfzern), in ungelunden Stellungen u. f. w., der Ent: 
widelung des findlihen Körperd höchſt nachtheilig find und auch fittlihe Momente 
gegen die zu zeitige Zerftörung des rein findlichen Lebens ſprechen. Diefe legteren Mo- 
mente haben in allen neuen Gejeggebungen die Oberhand gewonnen, 

Vergleichen wir die Gefeggebungen der deutichen Staaten, fo ift in Preußen feit 
1855 die Beichäftigung von Kindern unter 12 Jahren in Fabrifen ganz unterfagt, 
und für Kinder von 12 bis 16 Jahren die Arbeitszeit (ercl. eine Stunde Mittagszeit 
und eine Viertelftunde Bor: und Nachmittags Ruhezeit) auf zehn Stunden beichränft, 
welche in die Zeit von 5 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends fallen müſſen. Verlänge— 
rung ift in außerordentlichen Fällen nur um eine Stunde und nur auf Die Dauer von 
höchftens vier Wochen mit Genehmigung der Drtspolizeibehörde geftattet. Das öfter: 
reichiiche Gejeg vom 20. December 1859 geftattet die Annahme von Kindern von 
schnten Jahre an (jedoch nur zu Arbeiten, welche der Geſundheit nicht nachtheilig find), 
normirt die Arbeitszeit bis zum vierzehnten Jahre auf zehn Stunden, vom 14. bis 
16. Jahre auf zwölf Stunden und geftattet unter gleichen Vorausfegungen ausnahms— 
weiſe zweiftündige Verlängerung. Das fächfiiche Gejeg von 1861 geftattet die Ber: 
wendung von Kindern vom erfüllten 12. Lebensjahre an, will fie aber nur in der 
zei von Morgens 5 Uhr bis Abends 8 Uhr und zwar nicht länger als täglich zehn 
Stunden beſchäftigt willen. In dieſe Arbeitszeit find die Unterbrechungen durch eine 
Mittagszeit von einer Stunde und die fonft angemeflenen Ruhezeiten einzurechnen. 
Ausnahmen für Furze Zeit kann in dringenden Fällen die Obrigfeit geftatten. — Die 
bayriiche Verordnung von 1850 hat 9 Jahre, Frankreich dagegen das erfüllte 8. Le— 
bensjahr angenommen. — In England wurde auf den Antrag Peel's ſchon 18502 die 
Aufmerfiamkeit des Parlaments auf die Lage der Kinder in den Spinnereien gelenkt, 
bis endlich durdy die factory-acts von 1833 und 1844 das Arbeiten der Kinder in den 
Fabrifen geregelt und zur Ueberwachung der Borichriften factory-inspectors eingefegt 
wurden. Seitdem hat auch die Zahl der in den Fabriken beichäftigten Kinder regel- 
mäßig abgenommen, denn während 1835 27715 Knaben und 25378 Mädchen unter , 
13 Jahren, überhaupt 56093 Kinder in den Fabriken beichäftigt waren, fanden ſich 
1850 nur nody 21137 Knaben und 19638 Mädchen, in Summa 40775 Kinder von 
denfelben Altersjahren. — Nady Dieterici waren 1852 in Preußen bei der Stahl« 
waaren: und Nähnadelproduction 15—20%, der Arbeiter Kinder; bei Baumwollen- 
jpinnereien 15%, , bei der Woll- und Flachsſpinnerei 5—S°%%, , bei feidenen Zeuchen 
17% , bei Wollengeweben 8%, , bei der Eigarren- und Tabaksfabrication 11%, , bei 
fämmtlihen Gewerben durdichnittlih 1—2%. 

Betrachtet man ſchließlich die Stellung, welche der Staat zur Erziehung der Kin— 
der einnimmt, jo ift ein directes Gingreifen nicht nur unmöglich, fondern würde ge- 
radezu ſchädlich wirken, da die Mittel und Wege der Erziehung auf den fpeciellen Ball 
eingerichtet fein müſſen, nicht aber fchablonenmäßig durch Gejege vorgejchrieben wer: 
den fönnen. Inwieweit indefien der Staat ein Recht hat, dafür Sorge zu tragen, daß 
Jedem ein gewifler Grad von Bildung durdy Schulunterricht gewährleiftet werde 
Schulzwang), unterliegt tbeilweile ganz andern Betrachtungen (vergl. den Art. 
Schule. Lykurg entzog in feiner Gefeggebung die Kinder vom 7. Jahre an der elter- 
lichen Pflege und ließ fie vom Staate erziehen, er verfannte, daß gerade das Kamilien- 
leben am meiften geeignet ift, Gemüth und Herz zu veredeln und den Willen zur Ad) 
tung vor dem Geleg zu bilden, während der Staat mit feinem unvermeidlihen Sche— 
matismus der Erziehung über ein mechaniſches Angewöhnungs: und Drillivftem faum 
hinausfommen möchte. H.R. 


Etiquettenfchug, Markenſchutz. 

Die Sitte, an einem Fabricate den Namen des Verfertigersd an irgend einer Stelle 
beizufügen, ift ziemlich alt, und fcheinen in Deutfchland zuerſt die Waffenſchmiede da- 
von Gebrauch gemacht zu haben. Gin Echwert mit dem Namen eincs anerfannt tüch- 
tigen Meifterd bedurfte weiter feiner Proben feiner Tüchtigfeit, und fand felbft zu hohen 
Preifen willige Käufer. Die Goldſchmiede folgten bald nach, und während es Dort auf 
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die innere Güte und Brauchbarfeit des Artikels anfam, die man nicht fofort beurtheilen 
fonnte, war zwar bei Schmuchkſachen die fünftlerifche Arbeit auf den erften Blick zu er- 
fennen, nicht aber der Werth, der fich nach dem Gehalte der Legirung richtete. Indem 
der Goldſchmied mit feinem Namen bürgte, fügte er dem Artifel gewifiermaaßen eine 
Urfunde über den wahren Werth bei, die überdies nur mit dem Erzeugniß, für das fie 
ausgeftellt war, verloren gehen konnte. Bei Münzen hat fi) die Angabe der Münz- 
ftätte theilweife jegt no) erhalten, und felbft dann, wenn fie auf höhere Anordnung 
nicht vollwichtig geprägt wurden.) Im anderer Weile veranlaßte ein durchaus nicht zu 
tadelnder Ehrgeiz andere Handwerker, ausgezeichneten Leiftungen ihren Namen gleich: 
fall8 beizufügen, und jobald der Handel das Abjapgebiet über die Grenzen der Stadt 
und der perfönlichen Befanntichaft zwiichen Producenten und Gonfumenten erweiterte, 
gaben ſich mandyerlei Bortheile diejer Einrichtung zu erfennen. Der Name eines aus- 

ezeichneten Arbeiterd wurde auch in weitern Kreijen bekannt, neue Beftellungen er: 
folgten aus der Ferne, und während der Producent dabei feinen Bortheil fand, war 
auch für den Beiteller einige Garantie für forgfältige Ausführung vorhanden. Mit 
der Erweiterung der Abſatzwege dehnte ſich dieſe Einrichtung mehr und mehr aus, und 
bei ſolchen Artikeln, in denen fich der ganze Name nicht wohl anbringen ließ, wählte 
man den Anfangsbuchftaben oder ein ſonſt beliebiges Zeichen, oder man Flebte dem Artifel 
oder der Berpadung deffelben eine Marke mit vollftändigem oder unvollftändigem Namen 
auf. — Gegenwärtig werden im Handel die meiften Babricate, deren Güte ſich nicht Sofort 
beurtheilen läßt, nach ihren Fabrikmarken geichägt, und hat fich jogar der Mißbrauch 
eingeftellt , vaß beiſpielsweiſe deutiche Erzeugniffe nad England und Franfreich gehn, 
um dort mit der renommirtern englifchen oder franzöfifchen Etiquette verſehen, als 
fremde Producte auf deutſchem Markte verfauft zu werden. Ein folcher Unfug, der fid) 
an den Producenten jelbit am bitterften rächt, wird war durd die lächerliche Sucht 
eines großen Theils des deutichen Volkes, ausländische Producte den einheimifchen vor 
zuziehen, mit unterftügt, er kann aber nur befeitigt werden, wenn die deutichen Produ— 
centen fich fortan nur ihrer eignen Etiquetten bedienen, felbft auf die Gefahr hin, eine 
Zeitlang an ihrem Abiag einen Ausfall zu erleiden. Das kaufende Publicum, jegt ab- 
ftchtlich getäufcht, wird ſich jehr bald eines Beflern belehren laſſen. — Weit gravirender 
find die leider nicht feltenen Bälle, in denen gewille Fabricanten ſich in betrügeriicher 
Meile der Marken und Etiquetten renommirter Fabriken für ihre geringeren Producte 
bedienen, und das faufende Bublicum über den Bezugsort zu täufchen ſuchen. Häufig 
gebraucht man, um fich gegen das Einjchreiten der Juftiz zu deden, die Lift, eine Feine, 
nur bei ganz jorgfältiger Betrachtung bemerfbare Abänderung anzubringen, in den 
meiften Fllen wird aber dody der Zwed erreicht, und die betrogene Fabrik um ihren 
altbewährten, durd langjährige S olidirät mühſam erworbenen Ruf gebradyt. — Ein 
anderer Betrug — und zwar in den verfchiedenften Abftufungen — erfolgt ferner da» 
rin, daß die emballirten Waaren die Stück-, Maaß- oder Gewichtszahl nidyt enthalten, 
die auf der Etiquette angegeben ift — beilpielsweile ein Hundertpaquet Streichhölzer, 
ein Pfund Chocolade, ein Stück 60 Ellen) Leinwand, eine Mandel (24 Ellen) Stroh— 
geflecht — und führt eine folhe Unfolidität der Babrication dazu, daß der Bezug 
von Auswärts endlich ganz aufhört. Gewifle Branchen der deutichen Babrication ba: 
ben dadurch befonders auf den überfeeifchen Märkten gelitten. 

Eine weitere höchſt tadelnswerthe Form ift die Nahahmung der Firma, 
unterftügt durch den Träger eines und defielben Namens, die um jo nachtheiliger wir: 
fen hr ‚ febald ein ausreichender Gtiquettenfchug nicht befteht. — Endlich gehören 
hierher gleiche oder ſehr ähnliche Abzeichnungen in den Uniformirungen von Corpo— 
rationen 3. B. von Dienftmannsinftituten, welche dem Publicum ihre Dienfte an- 
babe und für die Ausführung der übertragenen Dienftleiftungen Garantie zu leiften 

ben. 

In allen diefen Fällen läßt die Gefeggebung in Deutjchland noch Vieles zu wün- 
hen übrig. Begreiflicherweife handelt es fid, wenn der Schuß des Staats in An- 
ſpruch genommen wird, nirgends um Ausſchluß der Goncurrenz, noch um die Bejchrän: 
fung in der Ausübung des Gewerbebetriebe, ſondern um die Zurüdweifung und 
Beitrafung eines offenbaren Betrugs, doch da auch das Handelsgeſetzbuch nad) diefer 
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Seite bin volle Sicherheit zu gewähren unterlaſſen hat, fo iſt der Beſchädigte nur auf 
die Divergirenden Beitimmungen der Particulargefeggebung bingewielen. Leicht fann 
es dann geichehen, daß dicht an der Grenze ein Fabricant joftemariich das Nenomme 
feines Goncurrenten untergräbt, ohne daß der Legtere mit Hülfe des Geſetzes dagegen 
einfchreiten fan. Das Erlafien eines befondern Marfen- und Etiquettenichuß- 
Gejeges, welches aber, um wirkſam zu fein, für ganz Deutſchland, mindejtens für den 
ganzen Zollverein Geltung haben müßte, ift daher dringend nothwendig, und empfiehlt 
es ſich, die Beurtheilung aller dahin einjdylagenden Fälle vor Die Handels: oder 
Gewerbegerichte ſ. diefelben) mit befonderer Berufung von Sadyverftändigen zu 
bringen. Ob es jegt ſchon gelingen würde, ein ſolches Gejeg zu einem internatio: 
nalen zu machen, wagt der Verfafler nicht zu entjcheiden; fiher würden aber England 
und Frankreich, weldye den Fabrifmarfen einen weit beſſern Schug angedeiben laſſen, 
die Hand dazu bieten. 
H: BR: 


Erterritorialität. 

Der Begriff bezeichnet die Eremtion gewiſſer Perſonen und Sachen (4.B. charak— 
terifirte Gefandte, Kriegsichiffe in fremden Gewäflern) von der Staatögewalt desjeni— 
gen fremden Territoriums, in dem fie fich fürzere oder längere Zeit aufbalten. Die 
Eouverainetät des Staats ift nicht aufgehoben, fondern nur aus Achtung vor Dem 
fremden Staate bejchränft, doch bezieht fich die Erterritorialität nicht auf ſolche Befug— 
nifle, welche nach den Gefegen des Landes eine bürgerliche Eigenjchaft vorausjegen, 
aljo nicht auf den Betrieb eines Handelögewerbes , Anlegung von Fabrifen u. ſ. w. 
Der, welcher fich diefer Ausnahmsitellung erfreut , ift ferner von ſolchen Laften nicht 
befreit, weldye auf dem Gebrauche einzelner dem Staate angebörenvden Einrichtungen 
oder Sachen ruhen /3. B. Erlegung von Wege- und Brüdengeldern‘. — Die Bejtim: 
mungen über die Tragweite der Grterritorialität gehören dem Völkerrechte an, und 
kommen bier nur foweit in Berracht, als Handelsjchiffe, welche ohne anzulegen durch 
das Seegebiet eines fremden Staates fahren, ſich der gleichen Ausnahmeftellung er: 
freuen. Streitig ift, ob Dies auch dann der Fall ift, wenn der Schiffer wider ſeinen 
Willen durch ftürmiiche See! geswungen ift, vorübergehend einen fremden Hafen an- 
zulaufen, oder wenn ein Landcanal, der 2 Meere verbindet Suez, a le 
Ganal) von einem fremden Schiffe paſſirt wird. H.R. 


Fabrikwefen. 

Das Fabrifweien ift eine Geftaltung der Neuzeit. Im Alterthum war es jo gut 
wie nicht vorhanden, umd jelbit die bandeltreibenden Völker der Phönizier und Gar: 
thager haben fi in der Hauptlache fait nur mit dem Umtauſche von Rohftoffen und 
Erzeugniften des handwerfsmäßigen Betriebes befchäftigt. Griechenland und Rom 
kannten feine Babrifinduftrie, gab ed doch damals faum ein frei betriebenes Handwerk 
in dem Sinne, wie wir fie befigen. Lange Zeit hindurch war die Darftellung der täg- 
lichen VBerbrauchsgegenftände Arbeit der Sclaven, und galt eine derartige Beichäfti- 

ungsweile für des freien Mannes unwürdig. In gleicher Weiſe duldete die Herr: 
hatt der fpäteren römiſchen Kaifer feine Vereinigungen, felbft nicht zu induftriellen 
Zweden und glaubte beiſpielsweiſe fogar der milde Kaifer Trajan einer Vereinigung 
von um Leuten in Nifomedien zu einem Fenerlöfchvereine die Genehmigung verlagen 
zu müflen. 

Die Fabrifinpuftrie ift aus dem Handwerfsbetrieb hervorgegangen, wenn ſich 
auch für das Auftreten der erfteren feine hervorragenden hiftoriichen Marffteine auf: 
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finden laſſen. Sobald eine zwar ſtetige aber langſame Entwicklung der Zuſtände und 
Verhältniſſe ſtattfand, hat uns die — ihre Data Her vorenthalten, ob— 
gleich die anſcheinend Fleinen und langſamen Veränderungen in ihren Endergebnifien 
eulturbiftorifch meift weit eingreifender wirkten, als blutige Kriege und Schlachten, 
als Thaten hervorragender Fürften und andere Begebenheiten, die durch einen gewals 
tigen und ruchveifen Eingriff in die beftehenden Verhältniffe ſich auszeichneten. Heute 
noch, unter unfern Augen, und von Allen mehr oder weniger empfunden, vollzieht fich 
zwar langjam, aber mit einer Stetigfeit, wie fie eigentlicdy nur die Sicherheit des Er— 
folges zu geben vermag, ein feit etwa zwei Jahrhunderten angebahnter Umtaufch der 
sBrobiictiongverhältniffe auf dem rein induftriellen Gebiete. In dem Maaße, als die 
Entdedungen in den Gebieten der Natunwiffenichaft, vor Allem in Chemie und Phy— 
fif, fich erweitern, — je mehr die Technik verftehen lernt, die gewaltigen Kräfte der 
Natur den Zweden der Menichheit unterzuordnen und im Dienfte der Induſtrie zu’ 
verwerthen, — je fürzer mit Hilfe von Eifenbahnen und Dampfihifffahrt, durch 
Poften und Telegraphen die Entfernungen von Nation zu Nation, von Erdtheil zu 
Erdtheil werden, — je mehr fich die Grenzen unferer Abfaggebiete erweitern, — je 
ſchneller endlich etwa vorhandene Hemmniſſe der Induftrie durch vermehrte Intelli— 
genz, durch erhöhtes Gapital, durch verbefferte Gejeggebung befeitigt werden: defto 
raſcher vollzieht fidy jener längft eingeleitete und unaufhaltfam vorwärts fchreitende 
— des Handwerksbetriebes zur Fabrikinduſtrie. 

Und ſelbſt die meiſten Vertreter des ehrſamen Handwerkes, die noch mit Stolz 
den Ehrentitel des Meiſters beanſpruchen, fie find thafſächlich Fabricanten gewor— 
den, mögen fie vielleicht auch nicht geneigt fein, dies zuzugeben, oder mögen auch 
wohl einige Vertreter einer ftolgen und capitalmächtigen Gropinduftrie gefonnen fein, 
für den Begriff Fabrifinduftrie den Maaßitab in einem Betriebscapital von Tauſen— 
den von Thalern und in einer Production von Taufenden von Gentnern finden zu 
wollen. Dover wenn die Meifter, ihrer alten Traditionen eingedenf, den Namen des 
Handwerfes und feinen goldnen Boden nicht fo Ichnell aufgeben wollen, fo darf man 
doc) fagen: Der Betrieb eines großen Theiles der Handwerfe, vielleicht des größten 
Theiles, hat fich jo verändert, daß ein wirklicher thatfächlicher Unterfchied und eine 
ſtreng harafteriftiiche Differenz zwiſchen Handwerks: und Fabrifbetrieb entweder ſchon 
verſchwunden find oder Doc) im Laufe der Zeit, in wenig oder viel Jahren noch mehr 
verjchtwinden werden. Das Endziel mag noch weit von und entfernt fein, fein end» 
liches Erreichtwerden ift aber bereits heute ſchon klar vorgedeutet, und wenn es auch 
in der Eigenthümlichfeit mandyer Handwerfe, und zwar befonders joldyer, welche ne= 
ben der Fertigung neuer Verbrauchsgegenſtände ſich mit der Ausbeſſerung ſchadhaft 
gewordener Artifel beichhäftigen, liegen mag, daß gerade die legtere Branche ſich nur 
ganz ausnahmsweie zum Babrifbetriebe eignen werde, fo ift Damit doc) nicht ausge: 
ſchloſſen, daß die Fertigung der neuen Artifel, nach den heutigen Anſichten das eigent: 
lich Eharafteriftiiche, früher oder fpäter fabrifmäßig betrieben werde. 

Die etwa noch vorhandene Differenz beruht einzig und allein nur auf der Inten— 
ſuat, mit der die Arbeitstheilung, mit der ferner Die Anwendung größerer Be— 
triebscapitalien und infolge der beiden wichtigen Factoren der ‘Production die 
größere Anwendung von Mafchinen und der Maffenabiag von Zeiten der Fa— 
brifinduftrie zu ermöglichen find. 

Zu der Zeit als die heutige Kabrifinduftrie noch nicht beitand, arbeitete der 
Handwerker nur auf Betellung, und fein Ablaggebiet erſtreckte ih nur ausnahms— 
weite über das Weichbild der Stadt und deren Bannmeile hinaus. In dem Maaße 
jedoch, als die entitehenden Märkte und Meffen aufforderten, für die eintretenden Be: 
dürfniſſe im Voraus zu forgen, als der aufblühende Handel die Erzeugniffe des Ge— 
werbfleißes gegen die Waaren anderer Länder austaufchte, bürgerte ih, wenn auch 
anfangs nur ganz vereinzelt, das Arbeiten anf Vorrath ein, und damit war für 
die damaligen Verhältniffe allerdings das erfte Untericheidungsmoment zwiſchen Fa— 
brik⸗ und Handwerksbetrieb gegeben. Im Laufe der Jahrhunderte hat fi) die Fabrik— 
induftrie immer mehr jener Maffenproduction zugewendet, mit deren Hülfe fie 
den Marft beherricht und dem Handwerker eine kaum zu befiegende Concurrenz berei- 


278 Fabrikweſen. 


tet; doch auch das Handwerk hat ſich längſt ſchon von ſeiner erſten, jetzt nur noch 
traditionellen Beſtimmung entfernt. Heutzutage bilden das Arbeiten auf Vorrath auf 
der einen und das Arbeiten auf Beſtellung auf der andern Seite kein principielles 
Unterſcheidungsmerkmal mehr zwiſchen der Fabrikinduſtrie und dem Handwerksbe— 
triebe; die zahlloſen Läden der Handwerker, in denen fie dem erſt entſtehenden Bedarfe 
ihre bereits fertigen Erzeugnifie anbieten, find ebenfoviel jprechende Beweiſe Des 
thatjächlich erfolgten Meberganges zur Maflenproduction, und kann höchſtens nur für 
die Fabrifinduftrie eine größere Intenfität jener Maffenproduction geltend gemadht 
werden. 

Hervorragender ift die Arbeitstheilung, und fie war es eigentlich, welche 
die Trennung zwiſchen Handwerf und Fabrif thatſächlich einleitete. Der intelligente 
— der bereits dem erſt entſtehenden Bedürfniſſe durch Vorausfertigen ſeiner 
Erzeugniſſe zuvorzukommen geſucht hatte, mußte ſich ſehr bald von dem hohen Werthe 
der Arbeitstheilung überzeugen. Der Arbeiter, der ſich ausſchließlich nur mit einer 
und derſelben Arbeitsleiſtung befaßt, erlangt darin ſehr bald eine außerordentliche 
Fertigkeit; er wird dadurch, daß er ſeine Aufmerkſamkeit fortdauernd auf einen und 
denſelben Punct lenkt, weit mehr befähigt, Verbeſſerungen in der Darſtellungsweiſe 
zu erſinnen; er verliert ferner weit weniger an Arbeitszeit, als der Arbeiter, welcher 
ſeine Beſchäftigungsweiſe oft zu wechſeln genöthigt iſt, und nicht ſelten ift Damit auch 
eine nutzbringende Erſparniß am Rohmaterial verbunden. Der ſtrengen Durchführung 
der Arbeitstheilung trat aber die Innung mit ihren Rechten entgegen, bis endlich die 
Regierungen den Streit aus Gründen der Zweckmäßigkeit durch eine Ausnahmeſtel— 
lung des Unternehmers bejeitigten. Der Handwerfer nannte fih Fabricant und war 
Damit den hemmenden Beftimmungen des Zunftweiens entronnen. Mit Hülfe dieſer 
Arbeitötheilung, die durd die Hilfsmittel des Gapitald und des Mafchinenbetriebes 
wejentlich gefördert ward, hat fich das Fabrikweſen zu feiner heutigen Höhe empor: 
geſchwungen und zwar zu Erfolgen, die in der Culturgeſchichte beilpiellos daſtehen. 
Der Handwerfsbetrieb hat in neuerer Zeit gleichfalls angefangen, ſoweit als möglich 
die Arbeitstheilung bei fich einzuführen, und nad) diefer Stichtung hat eine große An 
näherung an die Kabrifinduftrie ftattgefunden: die legtere ift aber, fchon deshalb weil 
fie ji der Maffenproduetion zuwendet und in der Regel eine größere Anzahl von 
Arbeitern befchäftigt, weit mehr in der Lage, für jede einzelne Beſchäftigung eine feft 
beftimmte Arbeitergruppe zu engagiren. Ihr entichievenes Uebergewicht erlangt fie 
aber erjt durch die größere Intenfttät in der Anwendung von Maſchinen. Wo die 
blos mit Werkzeugen bewaffnete Menichenband mit der Majchine auf demſelben Bo: 
den zu coneurriren hat, da ift die Meberlegenheit der legtern außer allem Zweifel; 
denn die Maſchine arbeitet nicht nur mit weit größerer Kraftentwicdlung, fondern auch 
unausgejest (ohne der Ruhe zu bedürfen), und durch die Kortfchritte der Technik ift 
es möglidy geworden, die Majchinen fo zu vervollkommnen, daß ihre Leiftungen in 
vielen Fällen regelmäßiger, feiner, correcter , mindeftens gleichmäßiger find, als die 
der geübten menſchlichen Hand. (Die Beifpiele dafür liegen maffenhaft vor; jo fann 
ein Dampfhammer mit einem vollen Gewichte von 2—300 Etr. Hunderte der wuch—⸗ 
tigften Schläge in einer Minute ausführen, aber auch fanft genug niedergelafien wer: 
den, um eine Nuß zu naden. Gewiffe Mafchinen, 3.8. der Uhlhorn'ſche Prägappa— 
rat in den Münzanſtalten, erfegen durch ihre ftaunenswerthe Technik geradezu Die geis 
ftige Befähigung des Arbeiters. — Die Theilmaschine liefert die Theilftriche bis auf 
Yo Millimeter genau), Mit diefer correcten Arbeit derMafchine und ihrer enormen 
Kraftäußerung hängen häufig bedeutende Eriparnifie an den zu verarbeitenden Stof: 
fen aufammen. Je raicher durch einen Mafchinenhammer das Eifen verarbeitet wird, 
um jo weniger Brennmaterial verbraudt man dabei — wie viel weniger Papier bat 
man feit Erfindung der Buchdruderei für denielben Inhalt nöthig, als früher bei der 
Handicrift ‘). Kein Wunder daher, daß das Handwerk, als von der Fabrif der Wett: 


1) Rofcher, Anfichten der Volfswirthichaft Beipgig b. Winter 1861) in der vortrefflichen 
Abhandlung „Handwerk u, Fabrik“. 
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kampf zwiſchen Maſchinenarbeit und Handarbeit eröffnet wurde, die Concurrenz in 
der gleich billigen Lieferung der Verbrauchsgegenftände nicht beitehen konnte. — Dazu 
fommt noch, daß alle Bortheile, weldye der Fabrif gegenüber dem Handwerk zu Ge: 
bote ftehen, mit der Größe der Kapitalanlage nicht blos in rein arithmetiichen Ver— 
hältniffen zunehmen, jondern als Gapitalgewinn ein weit höheres Plus liefern fön- 
nen. (So beredynet Dr. Engel, daß 1 Thaler Anlagecapital in den Baumwollſpin— 
nereien von unter bis mit 1000 Spindeln jährlid 17 Ngr. O,, Pf. producirt, von 
1001 bis mir 2000 Spindeln 28 Nor. 4, Pf., von 5001 bis 6000 31Ngr. 4, Pf., 
von über 12000 36 Nor. 4,, Pf. — Ure erzählt einen Fall, wo der Unternehmer 
mit 20000 Pd. St. Eapital anfing und 6%, verdiente, doch Fonnte derſelbe berech— 
nen, daß er bei Verdoppelung feines Capitals 9%, verdienen würde. — Roſcher)). 

Bon großem Vortheil ift für das Fabrikweſen ferner jene Concentration der 
Induftrie, die in vorzüglicher Weile namentlich in England ausgebildet ift. Der 
Handwerfsbetrieb vermeidet, injoweit er in erfter Linie nur für den Bedarf feiner 
nächften Umgebung ſorgt, foviel ald möglich die directe Nachbarſchaft eines Gewerbs— 
genofjen, und bei freier Wahl in der Niederlaffung fucht er fi) einen Drt aus, der 
in feiner Branche nicht „überfüllt“ zu fein fcheint. Der Fabricant dagegen fucht, 
wenn er feinen Bortheil recht verfteht, gerade die Orte auf, wo feine Goncurrenten 
bereits ſeit Jahren mit ſichtlichem Erfolge arbeiten. Der Mafchinenbauer 3. B. jagt 
fih, daß da, wo viele Maſchinenbauer beifammenwohnen, auch eingeübte Arbeiter 
vorhanden fein werden, und daß er aljo nicht nöthig haben werde, mit großem Auf: 
wand von Zeit, Mühe und Geld fich felbft einen Arbeiterftamm heranzuziehen. Wo 
viele Gtabliffements vereinigt find, die Eiſen, Stahl, Kohlen u. f. w. brauchen, da 
bilder ſich jchließlich ein Markt für diefe Nohftoffe, mindeftens finden’fich Groſſiſten, 
die den Bezug erleichtern, und ebenfo ſucht derjenige, welcher Mafchinen faufen oder 
beftellen will, den Drt auf, an dem er im Voraus von der Reichhaltigfeit der Aus— 
wahl überzeugt fein fann. Englands Baumwolleninduftrie ift auf eine ganze Provinz 
coneentrirt. An den Baummwollenmarft jchließen ſich die Spinnerei, die Bleicherei, 
Garnhandel, die Weberei an, und fchon dieje Erfparniß an Transportfoften ift hinrei= 
chend der englifchen Induftrie ein Uebergewicht über die deutiche gleichnamige Indus 
ftrie zu verichaffen, die durch den ganzen Solverein verzeddelt nur an wenigen Puncten 
au — Concentration gelangt ift.? 

Man hat ferner behauptet, daß gewiſſe Brandyen der Production der Fabrikin— 
duftrie, andere dem Kleingewerbe eigenthümlich feien. Nun ift e8 allerdings wohl 
nicht denfbar, daß beifpielsweife die Spinnerei von Wolle, Baumwolle und Flache 
wieder handwerksmaͤßig betrieben werden wird, und was heute mit Majchinen gefer- 
tigt wird, möchte wohl faum wieder der Kunftfertigfeit der menichlichen Hand aus: 
ofiegtid übergeben werden. Auf der andern Seite fehlt e8 aber nicht an Handwer— 
fen, die ſich vorausfichtlidy nicht fo raſch der Fabrifinduftrie in die Arme werfen wer: 
den, wie auf die Reparaturen bereitd gebrauchter Erzeugnifie hinzuweiſen ift. Defien: 
—— kann man daraus nicht ein principielles Unterſcheidungsmerkmal wiſchen 
Fabrikſyſtem und Handwerk herleiten, ſolange eben Ausnahmen nicht als Begriffs: 
definitionen gebraucht werden dürfen. Und wollte man felbft in Anbetracht eines oft 

ehörten Vorurtheiles anführen: Die Arbeitsleiftung des Handwerfers darf auf grö- 
— Solidität und auf künſtleriſche Vollendung Anſprüche machen, während die Er- 
zeugnijie des Fabrikweſens für diefe Mängel durdy niedrige Preife ſchadlos halten 
follen, jo würde felbit eine folche Trennung, die im Allgemeinen manches Richtige 
enthalten mag, in vielen Fällen mit den thatlächlichen Verbäftniffen nicht in Einklang 


2) Bei der im Jahre 1861 hereinbrechenden Baumwellenfrifis hatte dies allerdings für Deutſch— 
land den einen Vortheil, daß es möglich war, die feiernden Arbeitskräfte in andern Branchen mitzus 
befchäftigen und fie, um einen vulgairen Ausdruck zu gebrauchen, durch die ſchlimmſte Zeit mit 
durchzuſchleppen. In England dagegen war der ganze große Baummollendiftriet brodlos geworden, 
und zugleich auch die Krämer, Handwerker, Gaftwirthe, Juriften, Aerzte u. ſ. w., die in dem Bezirke 
einzig und allein auf die Fabrikherrn und Arbeiter der allein vertretenen Baummelleninduftrie anges 
wiefen waren. 
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zu bringen fein. Die frühern thatfächlich charakteriftiichen Unterichiede zwifchen Hand: 
werfs: und Fabrikbetrieb verichwinden gegemwärtig immer mehr, nnd heute ſchon 
werden zahlreiche Gewerbtreibende darüber ſelbſt in Zweifel fein, ob fie ſich noch als 
ee oder als Fabricanten betrachten jollen. Daher bei Beſteuerungen und 

olfszählungen in vielen Rändern, und namentlich im Zollverein, die höchit eigen: 
thümlicye willfürliche Annahme, jeden Induftriellen, der mehr ald 20 Arbeiter be> 
ſchäftigt, ald Fabricanten zu betrachten, unter diefer Zahl aber nur Solche als Fabri— 
canten anzujehen, die Dies ausprüdlid) erflären. 

Sehen wir alſo von einer genauen Definition ab, da die Begriffe durch den 
Sprachgebrauch vielfach verwifcht worden find, und bezeichnen wir als Fabrifinduftrie 
diejenige gewerbliche Production, welche im Einzeletabliffement mit Hülfe zahlreicher 
Arbeitöfräfte und großer Gapitalien unter vorzugsweifer Anwendung von Maſchinen 
in der Hauptiache für den Maffenabiag arbeitet, fo ift zunörderft hervorzuheben, daß 
Fabriken nur erft auf einer höhern Wirthichaftsftufe in größerer Anzahl vorfommen 
fönnen. Nicht genug, daß die hinreichende Menge von Gapitalien vorher angejammelt 
fein muß, bedarf es neben einer größern Arbeiterzahl geſchickter Leiter und willen: 
ſchaftlicher Techniker, und ift ein ziemlich ausgedehntes Abfaggebiet, begünftigt durd) 
angemeflene und bequeme Verkehrswege, unvermeidlich. Diejenigen Länder, in denen 
nur eine diefer Vorbedingungen fehlt, werden ſich niemals durch eine blühende Fa— 
brifinduftrie auszeichnen. 

Schon aus diefem Grunde ift der Uebergang zum Fabrifweien in der Regel als 
ein Fortichritt der Gefammtproduction zu betrachten, und felbft da, wo die Einfüh— 
rung der Maichinen und die Maffenproduction für gewiſſe Erwerbsbrandyen augen: 
blidlich von großem Nachtheil fein kann, wird für die Geſammtheit die Summe der 
vorhandenen Verbrauchswerthe vermehrt und der großen Menge der Gonjumenten in 
größerer Anzahl, d. h. zu billigern Preiſen ‚zur Verfügung geftellt. Wandeln ſich 
dur den Handel nad) Auswärts die Gebrauchswerthe in Taufchwerthe um, weil im 
Inlande die produeirten Güter nicht ſämmtlich zu verwenden find, fo fann der Vor: 
theil noch bedeutender werden, da nicht nur weitere Arbeitskräfte durch den Handel in 
Anspruch genommen werden, fondern auch der Umtauſch der Güter an und für fid) 
einen Gapitalgewinn bedingt. Was alfo durch die Einführung der Fabrikinduſtrie mit 
ihrer vollfommnern Arbeitstheilung, mit ihrem beffer angelegten Capital an Maſchi— 
nen u, |. w. mehr produeirt wird, ift für die Volfswirthichaft im Ganzen als ein 
reines Plus zu betradhten. Das Nationalvermögen wird dann um jo fchweller wadı: 
jen, jobald die Conſumtion des wohlfeiler gewordenen Verbraudysartifels entweder in 
demjelben Verhältniß zunimmt, wie fich der Preis niedriger geftellt hat, oder was 
noch günftiger ift, fobald die Gonfumtion auf den inländiichen wie auf den fremden 
Märkten in einem ftärfern VBerhältniffe wächſt, und dadurch der Taufchwerth der pro- 
ducirten Fabricate fteigt.. 

Eine weitere beachtenswerthe Lichtfeite bieten die durchichnittlich höhern Arbeits: 
löhne, die den arbeitenden Glaffen von den Fabricanten im Vergleich mit den frühern 
Handwerferlöhnen gezahlt werden. Das Fabrikweſen hat es verftanden, die Lohnzah— 
lung den jedesmaligen Leiftungen am beften anzupaften, da diefelbe nach Accord oder 
nad Stüd erfolgt, und die Höhe des Verdienftes ſich möglichft genau nad) dem Fleiß 
und der Geſchicklichkeit des Arbeiters richtet. — Hinfichtlic der Lehrverhältniffe macht 
das Handwerf heute nod) geltend, daß die bis ins Detail durchgeführte Arbeitsthei: 
por der Fabriken eine eigentliche Lehrzeit unnöthig made, da die einfadyen Hand» 
griffe ziemlich raſch zu erlernen feien, während die Ausübung eines Handwerfes eine 
Vorübung erfordere, welche für die Brauchbarfeit des jungen Mannes die nöthige 
Garantie verſchaffe. Doc; abgefehen, daß bei einzelnen Fabriken, 3. B. bei dem Ma» 
ſchinenbau, nicht ſelten eine gleich lange, mindeſtens gleich ſchwierige Lehrzeit 
erforderlich iſt, ſo ſteht jenem Einwande, daß die beim Handwerke aufgewachſenen 
Arbeiter zu verſchiedenen Beſchäftigungsweiſen verwendet werden und leichter zu 
einer andern Berufsweiſe übergehen könnten, die Thatſache gegenüber, daß auch 
der Fabrikarbeiter, weil in den meiſten Fällen eine lange Lehrzeit nicht erforder— 
lich iſt, in ähnlichen Branchen ohne große Mühe Verwendung findet. Beachtens— 
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werther iſt dagegen die Wahrnehmung, daß die eintretenden Productionskriſen, her— 
vorgerufen durch Die Maſſenproduction der Fabrikinduſtrie, dem früher hohen Ver— 
dienſte plötzlich gänzliche Arbeitsloſigkeit und ein Verſiegen der bisherigen Nahrungs: 
quellen entgegenſetzen laflen, während das Handwerk ſeinen Angehörigen einen zwar 
niedrigen aber fichern Unterhalt zu gewähren vermag. Soviel ſich vorausſehen läßt, 
wird Dies nicht beffer werden, wenn die Producenten die Fluctuationen des Marktes 
und das Fallen der Preife nicht forgfältiger beachten, und bleibt für die Arbeiter die 
geieglich ermöglichte Freiheit des Meberganges zu anderen Branchen das befte Mit: 
tel, fi vor den Nachtheilen möglichft zu fihern. 

In Bezug auf Moral und Sittlichfeit findet fich vielfach die Meinung verbreitet, 
daß das patriarchaliiche Verhältnig zwiſchen Meifter und Lehrling, ebenjo wie das 
Auffichtsrecht der Innungen über das Verhalten der Gefellen von wohlthätigem Ein— 
fluffe fein müffe, während die Selbftverantwortlichfeit der Fabrifarbeiter und der 
Mangel eines engern Verhältniffes zu dem Arbeitsheren nachtheilig wirfe. In Wirf: 
lichfeit ift es aber ein Vorurtheil, daß die Fabrifarbeiter in Bezug auf Sittlichfeit 
und Moral tiefer ftehen ſollen, daß bei ihnen der Trieb zu ſparen weniger entwidelt 
fei u. |. w. — die Statiftif weift vielmehr mit ihren unerbittlichen Zahlen nach, daß 
bier wie dort gleicyviel Ausnahmen lobenswerther wie tadelnswerther Natur vorfom- 
men, und im entichiedenen Fabrifländern wie England, Rheinprovinz, Rheinpfalz, 
Sachſen, finden fid) jogar in einzelnen Diftricten, deren Bevölkerung hauptſächlich 
von Fabrifarbeitern gebildet wird, weniger Griminalvergehen, als unter den Gejellen 
des Handwerfsftandes und unter der fonft vielgerühmten ländlichen, aderbautreiben: 
den Bevölferung. — Die foriale Stellung des Fabrifarbeiters ift indejlen (vergl. 
d. Art. Arbeiter und Arbeiterfrage) im Allgemeinen faum günftiger geworben. 
Der Fabricant fteht meiit body über den Arbeitern, die, je ftrenger die Arbeitstheilung 
durchgeführt ift, nur bei außerordentlicher Energie und bei bejonderer Befähigung die 
Ausſicht haben, zur Leitung eines jelbitändigen Geichäfts zu gelangen, wobei ununter- 
jucht bleiben foll, ob diefer allgemein und wohl von jedem Arbeiter getheilte Wunſch 
mit Rückſicht auf die gegenwärtigen Productionsverhältniffe wirthichaftlih als ein 
geredhtfertigter zu bezeichnen ift. Dagegen hat das Fabrifweien durd) feine Alters-, 
Invaliden- und Unterftügungscafien, Arbeiter, Turn:, Geſang-, Fortbildungsver: 
eine u. a. m. Einrichtungen ins Leben gerufen, die für Das materielle Wohl wie für 
die geiftige Weiterbildung nicht zu —— ſind. 

Von Seiten des Staats hat man mit Recht in ſolchen Ländern, die ſich durch 
zeitgemäße Gewerbegeſetze (im Sinne der Freiheit der Arbeit) auszeichnen, auf die 
früher übliche Conceſſionirung des Fabrifbetriebs verzichtet, und ſich nur die Ueber— 
wadung infoweit vorbehalten, als Rüdfichten der Gefundheit und Sicherheit der 
Arbeiter und des allgemeinen Wohls dies erheifchten. Dahin gehören angemeffene 
Beitimmungen über Anlage und Prüfung der Dampffefielanlagen, über Raudyver: 
brennung in den Städten, über die Anlage und Einrichtung von Babrifen, die durd) 
ihren Betrieb Luft und Waffer zu verunreinigen drohen oder zu Erplofionen Beranlai: 
fung geben fönnen ; nicht minder zweckmäßige Vorſchriften über die Beichäftigung von 
Kindern, ſowie über die zur Erhaltung der Gelundheit der Arbeiter nöthigen Einrich— 
tungen. In den meiften Ländern ift außerdem für alle gewerbliche Etablifjements, die 
über eine beftinnmte Anzahl von Arbeitern bejchäftigen, die Aufftellung einer Babrif- 
ordnung vorgefchrieben. Diefelbe ift den Arbeitern durch Anſchlag und in ſonſt ge: 
eigneter Weife befannt zu machen und foll in der Regel das Nöthige enthalten: über 
die Elaffen des Arbeitsperfonals und ihre Verrihtungen, über Kündigungsfriften und 
Entlafiungsgründe, über die Arbeitszeit, über die Abrechnungszeiten; über die Be— 
fugnifle des Auffichtsperionals, über die Disciplin in den Werkftätten — einichließ- 
lid) des Verhaltens mit Feuer und Licht — über die Behandlung im Falle der Er- 
22 oder Verunglückung, über die Strafen durch Lohnabzüge und Entlaſſung. 
Die Fabrifordnung ift der Obrigkeit vorzulegen, und hat diejelbe die Abänderung 
oder Bejeitigung etwa darin enthaltener, den Gejegen und Verordnungen zuwider 
laufender Befimmungen, insbejondere aud eines etwaigen Uebermaaßes in den 
Strafbeſtimmungen anzuordnen. In manchen Ländern (bejonders in England) find 
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ſogenannte Fabrikinſpectoren mit der Ueberwachung der Fabriken beauftragt, 
und obgleich man dort in einigen Puncten wohl zu peinlich verfahren ſein mag, iſt 
doch eine gewiſſe Strenge gegenüber der übertriebenen Beihäftigung von Kindern 
und jugendlichen Arbeitern höchſt nothwendig geweien. . 
Im Uebrigen verweilen wir auf die Artifel: Induftrie, Manufactur, 
Hausinduftrie, Maſchine, DOrganifation der Arbeit, Trudivftem 
und Handwerf. H.R. 


Familie, Familienhaushalt. 

Auf der Familie beruht jedes geordnete Staatsweſen. Jede geiftige und wirth- 
ſchaftliche Weiterentwidlung und Blüthe eines Volfes hat fie zur nothwendigen Vor: 
ausjegung. Die Hauptfeinde der Familie find nicht blos einzelne der Geſammtheit 
nicht weſentlich ſchadende Wüftlinge, fondern vorzüglidy der Sorialismus und Commu— 
nismus, bei rohen Völkern Weibergemeinfchaft, Vielmännerei oder Vielweiberei, bei 
finfenden die allgemeine Loderung der Familienbande, Ausjegung und Abtreibung der 
Kinder, Dirnenwirtbichaft. Auf der Familie beruht die Kraft in Verfolgung der wirth- 
ſchaftlichen Sonderinterefien, die Kraft des unermüdeten Fleißes und Fortichrittes, auf 
ihr beruht im Ganzen und Großen Volfswohlftand und politifche Kraft. Die Familie 
ift die größte Wohlthat für jeden Einzelnen von frübfter Kindheit an, es treibt hier das 
Sonderinterefie zur Ausdauer und zähen Ueberwindung der größten Schwierigkeiten, 
zur Liebe und fittlichen wie geiftigen Hebung. Nur da, wo die Familienbande heilig 
gehalten werden, jind die Bevölferungsverhältnifie normale und aufwärtsichreitende. 
Daß hier allgemeine politifcdy und wirthichaftlich gefunde Zuftände mitwirken müſſen, 
veriteht fich von felbft ichon aus der Wechjelwirfung, in welcher die politiichen und fo- 
cialen Berhältnifie zu einander ftehen. Je höhere und reinere wirthichaftliche Gefittung 
das Leben der Bölfer, Stände und Familien durchdringt, deſto größere Harmonie 
herrſcht zwiſchen den Unterhaltsmitteln und der Führung der Privatwirthichaft, 
defto größer ift die VBorficht in den Ehefchließungen und die Sorge um die Ausbildung 
der Kinder ſowie um die Bererbung größtmöglicher Mittel zu ihrer fünftigen geficher: 
ten Eriftenz. Eine vorfichtig geſchloſſene Ehe, ein edler einfach - wohlftändiger Fami— 
lienhaushalt macht die Wirthichaft meift productiver und ftattet wiederum die Kin: 
der mit wirthichaftlicher Erpanfivfraft aus. Iſt ein Familienhaushalt nicht evelgeartet, 
ift er luxuriös, jo findet um fo mehr, unterſchiedslos ob arm oder reich, eine Erziehun 
u unproductiven Bedürfniſſen, ftatt zu productiven Gigenfchaften und eine *— 
mangelhafte Ausſtattung und Vererbung ſtatt. Greift an Stelle wirthſchaftlicher Ge— 
ſittung gar ausgearteter Luxus in der Familie ein, ſo ſchleichen die laſterhaften Ten— 
denzen gegen proletariiche Vermehrung fich gleichzeitig mit ein: Abtreibung der Leibes- 
frucht, Mißachtung der Frauen, und deren Folge, Dirnenumgang. Die VBernachläfft- 
gung der Erziehung und mangelhafte Gefittung der Kinder, Vergiftung der Erzeu: 
gung durch Geichlechtöfrankheiten gehen nebenher. Blühender Handel und Gewerbe 
bilden die Grundlage, auf die ſich die Wohlftändigfeit und zahlreiche Volfsvermehrung 
des Bürgerthums, diefes Grundftods der Bevölferungszunahme, ftügt. (In England 
ift das Kamilienleben durchdrungen und verflärt von hoher —— Geſittung; 
während ver legten hundert Jahre iſt hier Die mittlere Lebensdauer anſehnlich geſtie— 
gen; fie ift bei ver wohlhabenden Elafje weit höher al& bei der arbeitenden.) Ueberall, 
wo das Familienleben getragen ift durch reine wirthichaftliche Gefittung , da herrſcht 
Selbjtbeherrfhung bei Schließung der Ehe, bei Erzeugung der Kinder, wohlftändige 
Art des Volkswachsthums, Maaß im Lurus, große Productivität der Wirthichaft 
und das Streben der Erziehung, die produetiven Eigenſchaften auf die Kinder zu 
übertragen; da fehlt andrerfeits die unnatürliche Frauen- und Männeremancipation, 
da fommen jene lafterhaften Gegentendenzen gegen die Volfövermehrung und das 
mit ihnen verbundene Elend nicht vor. 

Die reine wirtbichaftliche Gefittung in der Familie und ihre Verbreitung unter 
alle Claſſen des Volfs ift das Ziel der Bolfsioirtbe, muß das Ziel des Staates wer- 
den. Sie ift ein hervorragendes Mittel zur Hebung der beflagten Verhältnifie der ar: 
beitenden Glafjen. 
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Heirathsbeſchränkungen, Hageſtolzſteuern, Begünſtigung der Auswanderung 
(d. h. koſtſpielige Fortſchaffung von theuer erzogenen Arbeitskräften und wirklichen 
Capitalien auf Koſten der Zurückbleibenden,, Alles find verfehlte Mittel zur Herſtellung 
einer gefunden Bewegung der Bevölkerung, während man lieber die unnatürlichen 
Beichränkungen des inneren Nahrungsraumes, Unfreiheit der Gewerbe und Zuzügig— 
feit hinwegräumen follte. 

Die Familie mit ihrer tiefen ſinnlich-ſittlichen Macht, fie ift der Duell aller mo— 
raliichen, wirthichaftlichen und zulegt aller großen politiichen Kraftäußerungen; fie ift 
die Grundlage der Tüchtigfeit des Einzelnen wie des Staatsganzen, die Pfleganſtalt 
des Gemeinfinnes, auf dem Aflociation, Gemeinde und Staat beruhen; durch die 
Familie hängt ein Jeder mit Jedem zufammen in dem taufendfältigen Majchenneg ſei— 
ner Nation, in der verwandten Gefammtheit eines „Volks von Brüdern“. Wo das 
Familienleben ſich zerrüttet, geht nicht blos das fittliche jondern auch wirthichaftliche 
Leben einer Nation unter. 

Was jperiell den Haushalt anlangt, jo verfteht man darunter die Verhältniffe 
der Unterhaltung der Familie als eigener Ordnung, das Bereich der Einzelwirthichaft. 
Der — iſt das Wirthſchaftsgebiet der Frau mit der Aufgabe, die Bedürfniſſe 
der Wirthſchaft in einem richtigen Verhältniß zu halten mit dem perſönlichen Capital, 
mit dem Ertrage der Arbeitskraft der Familie oder, allgemeiner, mit dem Einkommen. 
Die befte Haushälterin wird zu erfennen fein in der höchften Pflege der Arbeitsbefähi- 
gung in Gatten und Kindern, der geiftigen wie leiblichen. Die Schwierigfeit diejer 
Aufgabe macht den Beruf der Hausfrau zu einem defto edleren. Sie arbeitet einmal 
erhaltend, jodann aber hat fie die Leitung einer edlen wirthichaftlichen Gefittung und 
die Pflege höheren fittlihen und geiftigen Lebens in der Familie. Die Frau foll 
ebenjowohl die niederen Magdvienfte des Haushalts verftehen, um fie anordnen zu 
können, wie Priefterin des Haufes fein, die den Mann neu anregt und zur Arbeit 
erfrifcht, die Kinder fel bit erzieht zur Arbeit und allem Edlen. Die Frau wird jo die 
rechte „Hausehre“, fie wird Die jegenverbreitende Schaffnerin im Leben der ganzen 
Familie, im gegenwärtigen und fünftigen des Mannes und der Kinder, fie waltet 
ordnend und erhaltend mit der Hand, verfittigend mit dem Herzen, der Mann ftrebend 
mit äußerer und innerer Kraft, belehrend mit dem Verftand. Aller Segen, alles tiefere 
Familienglüd beruht auf dem Weibe. Die Hebung des perfönlichen Capitals hebt die 
ganze wirthſchaftliche Kraft des Volkes, und diefes Capital wird um fo reiner aus— 
gebildet und gehoben, je reiner und höher die Frauenbildung ift. Hierin liegt ein 
mächtiger Angelpunct zur Hebung der unteren Claſſen. Auf dem Haushaltungsfinn 
der Krauen, ftarf durch die edlen Gigenfehaften des Meibes und feine Liebe zum Gat- 
ten und den Kindern, ftarf durch die Vereinigung, wie Schäffle jehr ſchön jagt, des 
ftärfiten finnlichen Begehrens und der höchften fittlichen Triebe, auf diefem Sinn 
beruht in legter Inftanz Alles, was Großes im Wirthichaftsleben , Edles im jocialen 
und politifchen Staatsleben geſchieht. J. Frühauf. 


Felderwirthfchaft — 

nennt man in der Landwirthſchaft dasjenige Feld-, oder Wirthſchaftsſyſtem, bei 
dem das ganze Areal in zwei Hauptgruppen zerlegt wird: die eine, gewöhnlid, dem 
Mittelpunct nähere, als Aderland, die andere ewig ald Weide benugt. Das verbrei- 
tetfte unter den Felderwirtbichaftsivftemen ift die Dreifelverwirthichaft, bei der Das 
Aderland wieder in drei Unterabtheilungen zerlegt, und abwechſelnd die eine mit Win- 
terforn, die andere mit Sommerkorn beftellt,, die dritte ald Brachland nur umgeadert, 
im Uebrigen aber in Nuhe gelaffen wird. So bei der reinen Dreifelderwirthichaft, 
welche jedoch) feit der Einführung des Kleebaues in der Brache in den fiebziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts (beionders durch die Bemühungen Schubarts von Kleefeld), 
feit der Einführung der Stallfütterung, Abfchaffung der Weidejervituten ıc. meift durch 
die fogenannten Felderſyſteme mit beſömmerter Brache verdrängt worden iſt. Neben 
der Drei, giebt es auch Zwei⸗, Vier, Fünf: u. |. w. Felderwirthſchaften. Die Fel— 
derwirthſchaften gehören im Großen und Ganzen zu den ertenſiveren Syſtemen. Der 
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Reinertrag iſt auf kleinen Ländereien bei der Felderwirthſchaft gering, und dieſes Ev- 
ſtem paßt lediglich nur dahin, wo ertenſiver Betrieb geboten iſt; dies aber auch nur 
dann, wenn Getreidebau beſonders lohnend iſt, insbeſondere Getreide leicht und be— 
quem an den Markt gebracht und günſtig verkauft werden kann. Vergl. übrigens auch 
den Artikel „Landwirthſchaft“. A. Emminghaus. 


Feuerverſicherung. 

Die Feuerverſicherung iſt unter den verſchiedenen Verſicherungsarten nächſt der 
Transportverſicherung die älteſte. Schon zu Anfang des 16. Jahrhunderts finden wir 
in England und Frankreich Aſſociationen mit der Tendenz der Vertheilung oder Linde— 
rung der durch Brandſchäden herbeigeführten Vermögensverluſte — meiſt jedoch ohne 
ſtrenggeſchäftliche Organiſation, und mehr Wohlthätigkeits-, als Zwecke der Selbſt— 
hülfe verfolgend. Gegen Ende des 16. und zu Anfang des 17. Jahrhunderts war die 
Idee der Feuerverſicherung jedenfalls auch in Deutſchland bekannt. Ein vollſtändig 
ausgearbeiteter Plan zu einer auf Gegenſeitigkeit und Zwangsbeitritt beruhenden Ge— 
bäudeverficherungsanftalt wurde dem Grafen Anton von Oldenburg im Jahre 1609 
vorgelegt. Was von folden Keimen des Feuerverficherungsweiens in Deutichland 
vorhanden war, wurde jedoch durch den Dreißigjährigen Krieg wieder zerftört. Nach 
dieſem Kriege entjtanden in Deutichland zahlreiche ftaatliche „Feuerfocietäten* für 
Gebäudeverfiherung gegen Brandſchaden, die jedody meiftentheild infofern noch dem 
jogen. Unterftügungsprincip huldigten, als die Beiträge gleihwie eine Steuer in gleich: 
mäßigen Werthöprocentiägen erhoben und die Verjchiedenheiten der Gefahr nicht ber 
rüdjichtigt wurden. Die Schäden eines Jahres wurden von den Anftalten auf alle 
Gebäudebefiger nad) gleihem Maaßftabe pro rata des Tarpreijes ihrer Verficherungs: 
objerte repartirt. Die Repartitiongquote bildete Die Prämie, und wurde gewöhnlid, 
unter dem Namen Brandfteuer erhoben. Hiermit ift zugleich das Wefen einer ganzen 
Kategorie von heutigen Tages noch in Deutſchland, der Schweiz und anderwärts be- 
ſtehenden ftaatlichen Beuerverficherungsinftituten charafterifirt. In Preußen wurde 
die erfte folche Feuerſocietät im Jahre 1718 (für die Marf Brandenburg) errichtet. 
Jetzt beſtehen daſelbſt 27 öffentlidye, auf beftimmte Landestheile begrenzte foldye So- 
vietäten mit gemeinichaftlicher Tragung der Schäden durch Geldbeiträge. Für die 
Mobiliarverficherung find zuerft in England beiondere Anftitute (1710 die »Sun 
fire Office«, 1820 die »Royal exchanges) entjtanden. Gine ſolche engliſche Ge— 
jellichaft (» Phönix «) verfchaffte durd Errichtung eines Zweiggeichäftes in Hamburg 
‚1756) diefem Berficherungszweige auch querft in Deutfdyland Eingang. Noch wäh- 
rend der Freiheitöfriege entftand bier auerft (im Jahre 1512) eine Feuerverficherungsd- 
gejellihaft auch für die Mobiliarfeuerverficherung, und zwar die Berliner Actien— 
gejellichaft); ſodann folgte im Jahre 1819 die Leipziger Anftalt, ebenfalls auf Actien 
gegründet, und im Jahre 1820 die Feuerverfiherungsbanf für Deutſchland zu Gotha, 
eine fogen. Gegenfeitigfeitsanftalt. Gegenwärtig operiren in Deutichland einige 20 
Fenerverfiherungsactiengefellichaften, 2 größere allgemeine Feuerverlicherungsanftalten 
auf Gegenieitigfeit bafirt, von denen jedoch die eine, die Brandverficherungsbanf für 
Deutichland, im Begriff fteht, ſich in eine Aetiengefellichaft umzuwandeln; ferner et- 
lihe 50 ftaatliche und etliche Privatinftitute (auf Gegenfeitigfeit) für Gebäude: 
verficherung;, außerdem etliche 40 fleinere Vereine für gegenfeitige Mobiliar: 
feuerverficherung ; endlich im Defterreidy etwa 120 Keuerverficherungsjocietäten und 
Vereine. Unter den deutſchen Privat: Actien- Beuerverficherungsgelellichaften bat 
die, 1823 gegründete Aachener und Münchener Beuerveriiherungsgefellichaft den 
größten Geihäftsumfang. Einer auf officiellen Daten fußenden Schätzung nach find 
gegenwärtig Mobilien und Immobilien gegen Beuersgefahr verlichert: in Preußen: 
für 5342, in den deutſchen Mittels und Kleinftaaten für 4379, in Defterreich für 2400 
Mill. Thaler. Diefe Summen würden bei vollitändiger Freiheit des Feuerverfiche- 
rungsgewerbes viel beträdytlicher jein. Im Königreich Sachſen, welches mit Ver— 
jicherungsinftituten ziemlich ftarf verſehen, und in welchem der Sinn für die Feuerver- 
ſicherung ziemlich allgemein verbreitet ift, waren doch im Jahre 18560 auf Mobilien 


Feuerverſicherung. 285 


erſt etwa 200—210 Mill. Thlr. verſichert, und man nimmt an, daß hiermit noch bei 
Weitem nicht 50%, der verfiherbaren beweglichen Habe des Landes gededt jeien. Mehr, 
als in Deutichland,, ift in England das Feuerverficherungsgeichäft ausgebildet ; auch 
dürften in Frankreich verhältnißmäßig größere Werthe gegen Feuersgefahr verfichert 
fein, als bei und; für die Schweiz nimmt man die Gefammtverficherungsiumme 
auf gegen 640 Mill. Thlr. an. Nordamerifa anlangend, jo verbreitet fich die officielle 
Statiftif der Union (Genjus) über die Feuerverficherung nicht; wir erfehen daraus 
nur, daß im Staat Maſſachuſetts, wo das Verficherungswefen befonders ausgebilvet 
zu fein fcheint, im Jahre 1860 117 Feuer: und Transportverficherungsgefellichaften 
eriftirten, und Daß in jenem Jahre dort für 348923289 Doll. Mobilien und 
Immobilien gegen Feuerdgefahr verfichert waren. Auch in vielen anderen trandocea= 
nischen Gegenden beftehen heutzutage eigene Feuerverficherungsanftalten; große Sum- 
men werden jedoch auch von europäifchen Gefellichaften auf dort gelegene Rififen 
gezeichnet. 

Die Feuerverficherung ift für die gefammte Volkswirthichaft von fo hervorragender 
Bedeutung infofern, als fie den Ginzelnen vor dem wirthichaftlihen Ruin jchügt, 
welchem er ohne diefe Hülfe in der Regel unfehlbar ausgeiegt fein würde, wenn feine 
durch Feuer zerftörbaren Gapitalien plöglich von diefem Element ergriffen und zerftört 
werden. Eine ‚vollftändige Abwehr und Verhütung folder Schäden ift felbft durch 
die größte Vorficht nicht zu erreichen. Gerade da, wo die Gapitalien am maflenbaf- 
tejten aufgehäuft find, und den größten Werth haben, in Gegenden der Großinduftrie, 
werden zugleich die Naturfräfte im größeften Umfange in den Dienft des Menichen ein- 
geftellt, und gerade hier ift der gebändigten Naturfraft für den Fall, daß fie ihrer Feſ— 
jeln ſich entledigt, der größefte Spielraum geboten , ijt ihrer zerftörenden Gewalt am 
ihwerften Einhalt zu thun. Laſſen ſich aber folche Zerftörungen nicht völlig abwen- 
den — die neue Zeit mit ihren Effenconftructionen und Dampffeuerfprigen leiftet auch 
in diefer Beziehung das Mögliche — fo müſſen ihre nacıtheiligen Wirkungen für den 
Einzelnen auf Viele vertheilt werden. Dies geichieht bei der Feuerverſicherung theils 
auf dem Wege der unmittelbaren Aſſociation. Dort treten die Inhaber von Feuerver— 
jicherungsobjerten als folche zu einer Gejellfchaft zulammen, und gewährleiften ſich 
den Erfag der Verlufte durch Zahlung von Gelväquivalenten gegenfeitig. Die Ge- 
jammtheit der Genoſſen hat zu dem gemeinichaftlichen Fond foviel im Jahre beizu- 
jteuern, als nöthig ift, um die Geſammtſumme der von den einzelnen Genofien an ver— 
jiherter Habe durch Feuerſchaden erlittenen Verlufte auszugleihen; die Zahlung der 
Beiträge (Prämien) erfolgt entweder im Voraus in einem Abichlagsquantum , oder 
nachträglich. Was im Voraus zu viel gezahlt ift, wird (al8 Dividende) reftituirt, was 
zu wenig, wird nachgefordert. Bei der mittelbaren Afforiation dagegen gewährt eine 
Geſellſchaft von Bapitaliften den Verficherten die Garantie der ———— geſchäftlich, 
und betreibt dieſes Geſchäft gewerbsmäßig und um des Gewinnes willen. Die Frage, 
ob für die Feuerverficherung im Speriellen die Form der unmittelbaren oder der mittels 
baren Aſſociation (egenfeitigfeitd- oder Actieninftitute) zwedmäßiger ſei, ericheint 
müßig. Genug, daß auch bier beide Formen ihrer inneren Natur nad) vollflommen zu— 
läffig und beide vielfach mit Glüd angewandt worden find; beide bewähren audy bier 
ihre befonderen Nachtheile und Vorzüge. 

Bei feinem Verſicherungszweige hat der Stadt fo lange und jo hartnädig an der 
Theorie des Selbitbetriebes , oder doc) der Einmifchung in die Privatthätigkeit feftge- 
halten, wie bei der Feuerverficherung. Noch heute ift gerade Deutichland der Heerd 
der Staatsfeuerverficherung. Bisher war die vorwiegende Zweckmäßigkeit des Staate- 
betriebes ftets nur für die Jmmobiliarverficherung behauptet worden. Neuerdings tau« 
hen hie und da auch (jedenfalls völlig undurdyführbare) Projecte für die Uebernahme 
der Mobiliarfenerverficherung durch den Staat auf (3. B. im Königreih Sadjen). 
Es läßt fich nicht leugnen, daß ein großer Theil der Bevölferung das Vorurtheil theilt, 
daß, der Keuerverficherung gegenüber, der Staat bejonders weitgehende Befugnifie habe. 
Dies ift aber nur die Folge der Gewohnheit weitgetriebener Gängelung des Feuerver— 
ſicherungsweſens, welche unfere deutſchen Feuerverficherungsinftitute vielfach depra— 
virt hat. Bei völliger Freiheit — und es giebt feinen irgend ftichhaltigen Grund für 
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die Staatsfeuerverſicherungsinduſtrie, oder für eine beſondere Ueberwachung des 
Feuerverſicherungsgeſchäftes — würde bald auch hier der Glaube an die Unerläßlich— 
feit der Staatseinmiichung ſchwinden. 

Die zerftörenden Wirfungen der Feuersbrünfte entziehen fic mehr als manche an- 
dere Elementarſchäden, der ftatiftiichen Ermittelung und Glaffification. Dies erſchwert 
auch bei der Keuerverficherung die Bemeffung der angemefienen Prämie. Um jo mehr 
ift e8 Thorheit, bier der Concurrenz nicht freien Lauf laflen zu wollen. Und doch giebt 
e8 gerade im Feuerverfiherungsgeichäft felbft unter den Unternehmern ſolche, welche 
thörichterwweife die Goncurrenz für einen unguverläfftgen Negulator der Preiſe halten, 
und ihrem freien Walten Schranfen gezogen zu ſehen wünſchen. Vergl. übrigens den 
Art. „Verficherungsweien“..) A. Emminghaus. 


Fideicommiß ſ. den Art. Grumdvertheilung. 
Finanzen ſ. den Art. Staatshaushalt. 
Binanzzölle j. den Art. Zollweien. 


Fifcherei. 

Nach dem Sachſenſpiegel war auf einem Waſſer, welches „ſtromweiſe fließt” Je— 
dem erlaubt zu fahren und darin zu fiichen, und das gleiche Nedyt geftanden die Römer 
für Flüffe, Seren und das Meer zu. Die neuere Gejeggebung verfährt nicht überein: 
ftimmend. In der a. ift in Bächen und ftehenvden 6 ar ea (Teiche und Seeen) 
der Fifchfang nur dem Eigenthimer geftattet, während in den öffentlichen Flüſſen das 
Fiſchen als ein nugbares, von dem Staate in feinem Intereſſe auszuübendes Hoheits— 
recht Regal, erklärt wird, wobei es noch ftreitig ift, ob der Staat dieſes Recht Fi— 
ſchereigerechtigkeit) ald Eigenthümer des (öffentlichen) Fluſſes und Stromes oder 
in feiner Eigenſchaft ald Vertreter der Gefammtheit in Anſpruch nimmt. In der Regel 
verpachtet der Staat die Ausübung des Fiſchfangs, doch finden zu Gunften von Cor: 
porationen (Fifcherinnungen) mancherlei Ausnahmen ſtatt, und neben den beftehenden 
— iſt gewöhnlich für einen beftimmten Bezirk das Herkommen ent— 

eidend. 

In ſtark bewohnten Gegenden ift feit langer Zeit der Ertrag der Fifcherei in einem 
ftetigen Rüdgange begriffen, und fann dies faum Wunder nehmen, wenn man neben 
der durch Abtreibung der Wälder hervorgerufenen Abminderung des fließenden Waflerg, 
allein das Austrodnen der Teiche in Envägung zieht, die in der Kandwirthichaft mit 
größerem Nugen verwendet werden fönnen. Die Verunreinigungen der Bäche und 
Flüſſe durch den Abflug der Bergwerfswäfler (befonders ſchwefelhaltige Erzwaihwäller), 
der Fabrifen, die Störungen der Dampfichifffahrt für die Entwidlung des Fifchlaichs, 
die Fluß» und Bachregulirungen durch Uferbauten, Befeitigung von Löchern u. |. w. 
laffen ferner erflärlich finden, daß der Fiichfang in den Binnengewällern faum noch zu 
den erträglicdien Gewerben gehört. Bor 150 Jahren wurde in Deutichland gejeglich 
vorgeichrieben,, daß Dienftleute wöchentlich nicht mehr ald Zmal Lachs zum Mittags 
und Abendtiſch erhalten follten, und heute gilt derfelbe Fiſch für eine keineswegs billige 
Delicateffe. Daß mit Ausnahme des Härings Fiſchſpeiſen hohe Preife behaupten, ift 
mit Nüdficht auf die überhaupt viel zu geringe Fleiichnahrung des Volkes zu beflagen, 
und find deshalb die Vorjchriften über Schonungszeit der einzelnen Fiſchſpecies vor 
und während des Laichens, Normalgrößen verfaufbarer Fifche, fowie Beftimmungen 
über Weite der einzelnen Negmafchen für den Fiſchfang in öffentlichen Flüffen nur zu 
billigen. Die künftliche Fiſchzucht verfpricht zwar einigen Erfag dafür zu bieten, daß 
der ungeheuren Bruchtbarfeit der Fifche ein jehr bedeutender Abgang der Eier und 
fleinen File durd Verunreinigung des Waſſers, Infecten, Raubfiihe, mechaniiche 
Einwirkungen u. ſ. w. gegenüberfteht, das Hauptmoment der Fiſchzucht wird aber 
immer auf einer geregelten Fiſchzucht mit Begünftigung der natürlichen Befruchtung 
und möglichfter Fernhaltung ftörenvder Einflüfie eg Zur Zeit ift der Fifchfang in 
den Binnengewäflern Europa’s nur noch im füdlichen Rußland, theilweife auch Ungarn 
von Bereutung. Nennenswerth ift die ſich ſchon an die Meerfifcherei anfchließende 
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Aalzucht von Comacchio in Italien, von wo aus jährlich bis zu 2 Mil. Pfund 
verjendet werden follen. i 

Das Hauptfeld für die Filcherei bietet das Meer ſ. d.), und jährlidy liefert Die 
See eine ganz —— Menge von Nahrungsmitteln, von denen der Menſch nur 
Beſitz zu ergreifen braucht. Nirgends, felbft nicht auf den reichiten Jagdbezirken der 
ganzen Welt, giebt ed billigeres Fleiſch als im Meere, und gerade wie bei der Fiſcherei 
in den Binnengewäfern ift zu bedauern, daß Deutjchland ſich an der Seefifcherei 
in ſehr geringem Grade betheiligt. Die Folge davon ift, daß infolge des geringen 
Angebots im Inlande und der hohen Transportkoften für vom Ausland bezogene See: 
fiihe der Preis jo hoch ift, daß der Verbrauch) ziemlich gering ift. Merkwürdigerweile 
hat auch der fchnellere Transport der Eifenbahnen die Zunahme im Conjum frischer 
Seefiſche durchaus nicht in dem Grade wachlen laffen, wie man erwarten durfte. — 
Im Jahre 1860 verbrauchte London an Seefifhen, Auftern, Krabben, Hummern u. 
ſ. w. über 2 Mill. Pfd. Sterl. an Werth, pro Kopf jährlidy 56 Zollpfund an See: 
tbieren, demnach allein an Filchipeifen mehr, als im Zollverein für die gefammte 
Fleiſchkoſt pro Kopf zu rechnen ift. Der Geſammtwerth der in England jährlid) ver- 
zehrten Filchereiproducte beträgt in runder Summe 18 Mill. Pfd. St., und erflärt 
fidy diefer hohe Conſum daraus, daß alle Städte des Inlandes jederzeit mit Fiſchen 
wohl verjeben , die Küftenftädte periodisch damit überſchwemmt find. Norwegen ge: 
winnt dem Meere jährlich mit Hülfe feiner Fifcherei Nahrungsmittel im Werthe von 
9 Mill. Thlr. ab. Amı bedeutendften ift die Seefiicherei in Nordamerifa, begünftigt 
durch den außerordentlichen Kiichreichtbum der Banf von Neu-Foundland, in deren Aus— 
beutung Engländer, Nordamerifaner und Franzoſen fich theilen. — Das Gleiche gilt 
vom Walfiſchfange und vom Robbenſchlage, bei dem zugleich die däniſche, Holländitihe 
und hamburger Schifffahrt betheiligt find. — Eigentliche Zucht von Seethieren ift 
nur mit den fünftlichen Aufterbänfen verfucht worden, doch war der Erfolg ein außer: 
ordentlicher. In einer Stadt der Bretagne follen nad) — Schonungszeit an 
— Tage 350000 Stück Auſtern von einer künſtlichen Auſternbank gewonnen wor— 
den ſein. 

Verſchwindend klein iſt dagegen die Betheiligung der zollvereinsländiſchen See— 
fiſcherei, da beiſpielsweiſe von den 3000 — 4000 Mill. Häringen, die jährlich gefangen 
werden, auf die preußiſchen Häfen faum 30 Mill. kommen. Bon 1836—62 zahlte 
der Zollverein für Seefiſche und Echalthiere, für Thran und Robbeniped in Summa 
172 Mill. Thle. an das Ausland. Für diefe Waaren wurden andere Artifel einge- 
tauiht und kann e8 bei rechter Betrachtung Niemand beifommen, nad) den Grundfägen 
des Mercantilivftems die Summen zu beflagen, welche nad) Auswärts gegangen find. 
Allein durch dieſe Zahlen repräfentirt fidy zugleich das Bedürfniß der deutichen Gon- 
fumtion, und bei den hohen Preifen und dem außerordentlich geringen Verbrauch von 
Fiſchſpeiſen bleibt der vwaterländifchen Seefiſcherei noch ein ſehr großes Abfaggebiet 
allein im Inlande übrig, nicht zu gedenfen des zu begründenden Erportgejchäfts, der 
Berwerthung zu Fiſchguano und des Bedarfs von 0. Fifchbein u. f. w. zu In— 
duftriesweden. 

Die Seefifcherei bietet aber nody eine andere beachtenswerthe Seite. Der See: 
fiicher gilt al8 ein ausgezeichneter Seemann, und außer den Kohlenſchiffern recru— 
tirt Die englifche Flotte ihre Matrofen vorzugsweife aus der Fiſcherbevölkerung. 
Nordamerifa, das die ftärffte Fifcherflotte der Erde befigt, vermochte nur mit Hülfe 
feiner Seeftjcher durch Ausrüftung von Caperſchiffen England feiner Zeit die Spige zu 
bieten, und haben befonders die — E durch ihre Unerſchrockenheit und ihr 
Vertrautſein mit den Gefahren aller Art die Vortrefflichkeit ihrer Schule bewieſen. 
Eine achtenswerthe deutiche Seefifcherflotte wird auch für die deutiche Kriegsmarine 
eine nicht zu unterihägende Recrutirungsbafis liefern. H. R. 


Fiscus. 

Die Begriffs- und Rechtsverhältniſſe des Fiscus kamen in den Zeiten des Nieder— 
gehens des römiſchen Staates zur Exiſtenz, wo die wachſende abſolute Gewalt der 
Kaiſer Staatsſchatz und Staatseinkünfte mehr und mehr mit ihrem Privatvermögen 
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und -Ginfünften vermiſchten und endlich den „Fiscus“, der urſprünglich nur kaiſer— 
liche Caſſe war, in gänzlicher Durcyeinanderwerfung der öffentlichen und privarredht- 
lichen Verhältniſſe mit Vorrechten und Einkünften aller Art fo ausftatteten, bis endlich 
das ganze Staatdvermögen in ihm unterging , von dem alsdann im Recht wieder die 
faijerlichen Privatgüter ald patrimonium principis ausgejondert wurden. Im 
Mittelalter nahmen unter Herrichaft des Feudaldespotismus Kaifer und Fürften dieſes 
römiſche Beifpiel und Recht auf, ftatteten den Fiscus aus mit verichiedenen Einnah— 
men aus Gonfiscationen fogenannter herrenlojer und Fremdlingsgüter, aus Civil: 
und Griminalprocefien und förmlichen Regierungsrechten. 

Heut haben ſich die Verhältnifie gang wejentlich geändert. Heut find Staats— 
vermögen und Privatvermögen ftreng geichieden und der Fiscus hat nur die aus dem 
Staatszwecke abgeleiteten Hoheitsrechte Finanzhoheite, die früheren Privilegien find 
faft überall ganz verfchwunden. Das Staatövermögen hat natürlich auch gewifle 
Rechte und Pflichten, fie find aber jchon durch die Grundiäge, daß fie immer ftreng zu 
interpretiren find und in Zweifelöfällen die Rechtsvermuthung gegen den Fiscus 
geht, eingeengt, bezichlidy ohne Nachtheil. Die Rechte des Fiscus müſſen ſich auf pofi- 
tive Rechte gründen und können nie auf andere Glafjen, Verhältniſſe oder Staatsange- 
hörige und Körperichaften ausgedehnt werden, jo daß Staatsſchatz General» und 
Hauptitaatscaffe, Steuer- und Landichaftscaffe, Kriegs-, Domänencafle), Stiftungse, 
Lehncaſſe, Gemeindevermögen und das Vermögen der fürftlichen Bamilie nicht zum 
Fiscus oder unter fiscalifhes Recht gehören, es jei denn, Landesgefege beftinmten 
einzelne Fiscusprivilegien. Einzelne, an das altrömiſche Fiscalunweſen erinnernde 
Vorrechte fommen in einzelnen Staaten noch vor, jo fiscalifche Erwerbungen, wie von 
Sachen der Fremden, der Strandungen , der herrenloien Sachen und von Vermögens: 
confiscationen, ferner im privatrechtlichen Verfehre, wie u. A. das Privilegium, daß 
fein Schuldner des Fiscus compenfiren darf, was ihm der Fiscus ſchuldet, daß der 
Fiscus ein ftillichweigendes Pfandrecht an den Sachen feines Schuldners und Deſſen, 
der mit ihm contrabirte, bat, wodurch dritte Befiger und andere Gläubiger jchlechter 
geitellt find ıc. w. Auch dieſe Vorrechte, wo fie noch bejtehen, wird die wachlende 
Gerechtigkeit in der Gejeggebung befeitigen. Der Staat tritt im Fiscus ald Subject 
von Privatrechtöverhältnifien herab in den Kreis der Privaten, legt Hobeit und Maje— 
ftät, von welchen er auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts umkleidet ift, ab und joll 
nie, jowenig wie die ibm in der Redytsnatur verwandten jurijtiichen PBerfönlichkeiten, 
in dem bürgerlichen Gewande des Privatrehtsjubjects, Privilegien beanfpruchen, 
wenn anders von Gleichheit vor dem Geſetz geiprochen wird. Savigny nennt ihn eine 
eigenartige „außerhalb des Gegenfages der Gorporationen und Stiftungen ftebende“ 
Perſon, Andere fallen ihn als die Corporation aller Staatdgenofien, als eine univer- 
sitas, für Beide bleibt unjere Forderung dieſelbe. Vorbei ift Die Zeit, wo man fich 
wirffam der Rechtsgleichheit gegenüber auf das römiſche Recht und den Unfug des 
mittelalterlicyen Beudaldespotismus berufen durfte. Die auf diefem Gebiete ſehr voran— 
geichrittene Gefeggebung Oeſterreichs hat, den Fiscus als juriftiiche Perſon faſſend, 
die gelammten römiichen Privilegien bejeitigt und den veralteten Gedanken eines 
Gigenthums des Staats an den herrenlojen Sachen aufgegeben. (Deiterr. Geſetzbuch 
$. 3852 ff. vgl. mit $. 1472, 1455.) Einen tieferen Standpunct nimmt das preußijche 
Landrecht ein, nad) welchem der Fiscus eine alljeitig begünftigte Ausnahmeftelung 
hat, jowohl hinſichtlich der Verjährung, der Vorzugsrechte von Vermögen der Gaffen: 
beamten und Pächter, fowie anderen (Abgaben: Schuldnern, binfichtlidy des Gerichts: 
ftandes (1.9, 8 629— 648. IT. 14, $ 45—75. $ Stu. a. m.) ; auc der Fiscus: 
gewalt ift Spielraum gegeben, wenigftens hat der Kiscus ein Vorzugsredht auf 
gewifie Arten berrenlofer Sachen vor Privaten, die erft der Staatseinwilligung 
* Beſitz bedürfen. Auch das Recht der Abfahrts- und Abſchoßgelder iſt davon 
abzuleiten. 

Zu principieller Geltung in den Staatsgrundgeſetzen von Oeſterreich, Preußen, 
Bayern, Baden, Württemberg und Sachſen gelangt die Beſtimmung: der Fiscus hat 
in allen Privatſtreitigkeiten vor den ordentlichen Gerichten Recht 
zu leiden, weiter in denen von Bayern, Württemberg, Sachſen und dem Großher— 
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zogthum Heſſen der Grundſatz: Confiscationen des ganzen Vermögens als 
Strafe ſollen fernerhin nicht mehr ſtattfinden. 

Schließlich bemerken wir, daß die Vertreter der fiscaliſchen Intereſſen in ſtreitigen 
Rechtsſachen, die Fiscale u. A. in Bayern gegenwärtig lediglich die fiscaliſchen Civil— 
procefle haben (VBerord. vom 27. Nov. 1825), während in Preußen die gewöhnlichen 
Rechtsanwälte den Fiscus vertreten (Gabinetsordre vom 10. März 1809). Aehnlich 


it ed im Königreich Sachſen. Jul. Frühauf. 
Flotte j. den Art. Schifffahrt. 
Flußzölle, 


ie Belaftung der fließenden jchiffbaren Gewäſſer eines Landes mit Zöllen rührt 
aus den Zeiten her, in denen die Territorialherren Abgaben überall da auferlegten, 
wo irgend ein leicht greifbares Beteuerungsobject vorhanden war. Zur Zeit des 
Fauſtrechts war ferner von Stadt zu Stadt eine Geleitsmannſchaft zum Schug gegen 
das Raubritterweien nothwendig, und als die Raubburgen verichwanden, wurden 
defienungeachtet Die Geleitsgebühren forterhoben. Gin Theil der Zölle war wiederum 
von Raiter und Reich als befondere Entihädigungen für geleiftete Heerdienfte oder 
dargeliehene Gapitalien genehmigt worden, andere verdankten ihre Gntftehung der 
eigenmächtigen Einrichtung einzelner Reichsherren und freien Städte. Daneben be: 
fanden noch mancherlei Privilegien der Scyiffergilden, deren Ueberſchreitung nur mit 
neuen Abgaben zu löjen waren, und mancherlei Rechte der Städte. So mußten nad) 
dem Stapelredhte die auf dem Fluffe vorübergeführten Güter eine Zeit lang zum 
Verkauf ausgejtellt werden (früher in Mainz, Köln, Trier, Regensburg, ‘Palau, 
Bremen, Magdeburg, Hamburg, Breslau u. a.). Das Umſchlagsrecht nöthigte 
die Schiffer auszuladen und ihre Waaren andern Fahrzeugen der Stadt zu übergeben, 
und zwar aud) da, wo die Tiefe des Stromes bei der Bergfahrt das Weiterfahren 
geitattete (bejonders am Rhein zwiſchen Köln und Mainz). 

Nirgends ift der Unfug größer geweſen, als in Deutjchland zu der Zeit, als jeder 
deutiche Strom in feinem Laufe die Gebiete von 20 und 30 Heiner Ländchen berührte, 
von denen jedes feine beiondern Abgaben erhob. Dadurd) erhielten die Zölle gleich— 
zeitig den Charakter der Durhgangsabgaben, und bejaß der Rhein 1794 blos von 
Germersheim abwärts 53 Zollftellen. Dbgleich bei den einzelnen Staaten fortwäh— 
rend das Beitreben vorherrichend war, die Zölle zu erhöhen, und fobald der Nachbar: 
ftaat neue Bedrüdungen einführte, fofort auf dem beliebten Wege der NReciprocität 
Revanche zu nehmen, fo waren es doc) nicht einmal die eigentlichen Zollgebühren, 
welche den Handel am meiften belafteten. Weit empfindlicher war der Zeitverluft, der 
durch das öftere Anlegen verurſacht wurde (bei günftigem Winde doppelt fühlbar), 
nicht minder die lältigen Beftimmungen der Gontrole, die Ausftellung der Mani: 
feſte u. ſ.w. Die Zölle würden übrigens einen Sinn gehabt haben, wenn fie wenig: 
ftens theilweile zur Negulirung des Fahrwaflers verwendet worden wären (vergl. d. 
Art. Wafferftraßen), da aber nad) diefer Richtung bis vor 2—3 Jahrzehnten ſo 
gut wie Nichts geichah, behielten fie den Charakter der niedrigften Erprefiung. 

In andern größern Staaten, in denen ſich eine einheitlihe Regierungsgewalt 
befeitigt hatte, beftanden zwar früher ähnliche Belaftungen des Stromverfehrs, doch 
fielen fie gleichzeitig oder noch vor dem Aufhören des Feudalſyſtems. In Frankreich 
wurden die von den Grundherren erhobenen Flußzölle 1790 aufgehoben, 1504 zwar 
als octroi de navigation wieder eingeführt, jedod als Vergütung für die Koften, 
welche jede Waflerftraße der Staatscaffe verurſacht, und durch das Beleg vom 3. Juli 
1839 nad) 2 Glaffen geregelt. Franfreich verlangte bereits auf dem KRajtatter Gon- 
greß Die vollftändige Befreiung der Rheinfchifffahrt, und infolge deffen ward am 
5. Auguft 1804 die Rhein-Drtroiconvention vom 5. Auguft 1804 abgeſchloſſen. Auf 
Grund diejes Vertrags beftimmte aud) der 3. Art. des Pariſer Friedens, daß die für 
den Rhein getroffene Feftitellung gleihmäßig auf alle andern Flüffe (comventio- 
nelle Ströme), welde in ihrem fchiffbaren Laufe verſchiedene Staaten trennen 
oder durchſtrömen, auszudehnen ſei. Dem Wiener Congreß blieb die weitere Ausfüh- 
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rung vorbehalten, und nad) Artikel 111 der Congreßacte find nur ſolche Schifffahrts⸗— 
abgaben geftattet, welche zur Erhaltung des Fahrwaſſers und zur Gleicyitellung der 
übrigen Durdigangszölle des Landweges mit dem Wafferwege angemefjen erfcheinen 
follten. Ausdrüdlich ward beſtimmt: „die neuen Schifffahrtsabgaben dürfen in feinem 
Falle Die gegenwärtig beftehenden überjchreiten“ und „Bei Feftftellung des Tarifs joll 
von dem Geſichtspuncte ausgegangen werden, durch Erleichterung der Schifffahrt den 
Handel zu ermuntern.“ 

Leider find diefe Verabredungen lange Zeit hindurch ganz unbeachtet geblieben, 
und erft in dem legten Jahrzehnt hat ſich eine bedeutende Verbefierung bemerfbar ge: 
macht. Ueber die Mainzölle wurde 1846 zwifchen den Uferftaaten eine Verabre— 
dung getroffen; die Zölle auf der Ems wurden am 1. April 1851, die Weierzölle 
am 1. Jan. 1857 aufgehoben. Für die Dder war Preußen ſchon früher mit gutem 
Beiipiel vorangegangen, und die freie Schifffahrt der Donau ward bei dem Frie— 
densichluffe nad) dem Krimfriege von Neuem garantirt. — Für den Rhein trat eine 
Ermäßigung der Detroigebühren erft am 1. März 1861 ein, umd jeitdem ift die Er: 
leihterung ce, daß die bei den Rheinzollämtern zu Emmerich, Goblenz, 
Caub, Mainz und Mannheim zu zahlenden Schifffahrtsabgaben im Voraus für die 
ganze zu durchfahrende Strede errichtet werden können, ohne daß der Schiffer genö— 
thigt ift, an den zwifchenliegenden Zollftellen anzuhalten. Die Rheinoetroiermäßigung 
unterichied 3 Glaffen von Gütern; die erfte Claſſe, durchichnittlich auf %/, der frühern 
Abgaben reducirt, enthält 114 Artikel, die zweite (ermäßigte) Gebührenclafle 20 an 
der Zahl, die dritte Claſſe Die octroifreien Güter, doc) wurde ſchon damals beantragt, 
daß die Artifel der zweiten Claſſe nach und nad) den octroifreien Gütern afftmilirt 
werden follten, damit in Zufunft nur 2 Kategorieen, eine octroipflichtige und eine ab: 

abenfreie beſtehe. Schon im erften Jahre (1561) machten fich die günftigen Folgen der 
rmäßigung durch eine erfreuliche Zunahme des Verkehrs bemerkbar und betrug dieſelbe 
nach dem ftatiftiichen Jahresberichte der Rheinſchifffahrts-Commiſſion bei dem Rheins 
zollamte Emmerich allein nahezu 2 Mill. Etr. Noch günftiger war das Ergebniß des 
Jahres 1862. Die Rheinihifffahrtsgebühren, welche 1861 infolge der Ermäßigung 
einen bedeutenden Ausfall erlitten hatten, nahmen 1862 gegen 1861 um mehr denn 
40,000 re. wieder zu, und das Gewicht der im Jahre 1862 auf dem Rheine zu Berg 
und zu Thal beförderten Transportgüter betrug — das geflößte Holz ausgenommen: 
bei Neuburg 244503 Etr., mehr gegen 1861 60859 Ctr. 
: Mannheim 4’412267 — . P - 278237 = 
: Mainz 17745286 = ⸗ ⸗ 1056571 = 
-Coblenz 25535192 — -2895009 = 
-Emmerich 24975202 —⸗ ⸗ ⸗ 20200732 
-VLobith 25 276500 = 2024231 

Deſſenungeachtet beſchwert ſich die Schifffahrt immer noch über das hohe Re— 
cognitionsgeld, über die Schifffahrtsabgaben der Nebenflüſſe, z. B. der Lahn, 
nicht minder über die in Rheinheſſen und Raflau fortbeftehende Zwungspflicht, einen 
dortigen Lootien zur Führung der Schiffe anzunehmen (Lootſenzwang). 

Auf der Elbe reichen die Klagen über die hohen Zölle bis in die Zeiten des drei: 
Bigjährigen Krieges zurüd. Schon im Jahre 1628 verbot der Kaifer Ferdinand II. 
den proteftantiichen Fürften, ferner Baflagezoll auf der Elbe zu erheben. Das Erſchei— 
nen Guſtav Adolphs von Schweden verhinderte die Durchführung des Verbots, und 
als fpäter die engliſchen Könige ald Kurfürften von Hannover zum Beften ihrer Pris 
vatcaffe die Elbzölle erhöhten, fand dies bei ſämmtlichen Elbuferftaaten nur zu bald 
Nahahmung. Unter der franzöfiihen Herrichaft wurden die Zölle zwar annullirt, 
aber nur um mit der Vertreibung der Franzofen aus Deutjchland wieder von Neuem 
aufzutauchen. Die Elbuferftaaten vereinigten ſich war 1821, um, wie man ed nannte, 
„eine völlig freie Elbſchifffahrt“ herzuftellen, allein bis auf einige wenige Ermäßigune 
gen der Tariffäge und NVerminderungen der Zollftätten wurden fämmtliche Zollabga= 
ben und Belaftungen unter der Bezeichnung „Elbzoll: und Recognitionsgebühren“ in 
eine allgemeine Schifffahrtsabgabe umgewandelt, die alle Fahrzeuge, Flöße, Yadım- 
gen u. ſ. w. bei den 14 Hebeftellen, zu Außig, Tetihen, Schandau, Strehla, Mühl- 
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berg, Koswig, Roslau, Deſſau, Wittenberge, Schnakenburg, Dömitz, Bleckeda, 
Boitzenburg und Lauenburg entrichten ſollten. Spätere Verträge ließen im Fahre 1844 
die Additionalacte und die Beflimmung entftehen, daß jede Aenderung der Zollfäge 
und jede Vermehrung der Erhebungsftellen der Zuftimmung aller betheiligten Ufer: 
ftaaten bedarf. Bon Seiten der Staaten der Dberelbe mochte man jpäter wohl ein- 
fehen, wie unflug man fi) durch den Gewinn von einigen Hunderttaufend Thalern 
hatte fortreißen laffen, den Wiener Vertrag zu umgehen. Allen Berbefferungsvor: 
Ichlägen traten aber jest mit großer Beharrlichkeit die Regierungen der untern Elbe, 
mit Ausnahme Hamburgs, entgegen, und geftügt auf die gleiche Sünde ihrer mäch— 
tigern Nachbarn, ließen fie ſich nur Schritt für Schritt zu einigen der Gefammtjumme 
egenüber unbedeutenden Reductionen des Zolltarifs herbei. Zahlten audy nicht alle 
aaren den vollen Sa, der fi) nad) dem Rüdtritt Defterreichs und Hamburgs auf 
der ganzen Strede von Melnif bis zur Mündung für den Gentner Bruttogewidyt auf 
1 —* 1 Sgr. 10 Pf. belief, waren vielmehr z. B. Baumwolle, Südirücte und 
Reis auf ., Eerealien, Erze, Baumöl auf ,, Echwefel und rohe Holzwaaren auf 
Ye, Nugholz, Salpeter, Farbeerden auf ‘A, Kalk und Obft auf , Steine und 
mineralijche Brennftoffe auf "/s herabgefegt, jo waren diefe Zölle boch im Stande, 
eine große Menge von Waaren den —— zuzuwenden. Es paſſirten Witten— 
berge nach Soetbeer „Die Elbzölle“): 


In der Bergfahrt: 1827 1837 1847 1857 
zum vollen Zollfage 1’243000 Etr. 1’600000 Etr. 1’282000 Etr. 67000 Etr. 
⸗ ⸗ — ⸗ — ⸗ — ⸗ 126000 = 

42 
BI ⸗ 29000 = 74000 : 938000 = 1’292000 = 
. 1 ⸗ 1000 = 1000 = 19000 — 215000 = 
s Yo : 1500 : 3000 = 12000 — 292000 = 
= ao : 11000 : 50000 = 12000 = 24000 = 
Yo ⸗ 47000 = 210000 = 2’872000 = 3’972000 : 
frei — — — 2900 - 18000 = 
Summe 1’332500 Etr. 1938000 Etr. 5139000 Etr. 6’007000 Etr. 
In der Thalfahrt: 1827 1837 1847 1857 
zum vollen Zollfage 310000 &tr. 353000 Etr. 492000 Etr. 64000 Etr. 
= 4 ⸗ — ⸗ — ⸗ — ⸗ 37000 : 
2 
: % s 701000 = 17090000 = 1’219000 = 1’967000 = 
⸗ ä ⸗ 11000 = 14000 = 25000 = 91000 : 
s Ye ⸗ 1'030000 = 780000 : 795000 = 2’103000 = 
⸗24 ⸗ 72000 = 0000 = 45000 = 190000 = 
2 ⸗ 88000 = 188000 = 453000 : 608000 = 
frei — * — — — — 


Summe 112000 Etr. 2’475000 Gtr. 3'032000 Etr. 5059000 Gtr. 


Vergleiht man damit den Verkehr einer concurrirenden Bahn, jo beförderte 
1851 1559 
die Hamburg: Berliner Bahn 2’613000 Gtr. 7’007000 Etr. 
die Schifffahrt auf der Elbe 8’039600 = 12’098200 - 
d. h. die 39,, Meilen lange Bahn hat in derjelben Zeit eine Verfehrsfteigerung von 
268°, aufzumweifen, während ſich der Waarentransport auf einer Wafferftraße von 
nahezu 100 Meilen nur um 150%, vermehrt hat. 
Noch ungünftiger geftaltet fi das Verhältnig, wenn man die Waaren berechnet, 
welche zu hohen Zollfägen paffiren. So normiren fi zum vollen Zollfage: 
Mein Kaffee Twiſt 
1845 Ctr. 53625 365283 275615 


1830 = 29913 141006 19698 
1855 = 8355 135021 10287 
1857 = 4096 36445 292 
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Dem entſprechend beweiſen auch die immer geringeren Erträge der Elbzölle, daß 
ſich die hochbeſteuerten Güter immer mehr den Bahnen zuwenden. Die Elbzölle be— 


trugen für 1847 1852 1857 
DOeſterreich Thlr. 19893 hat darauf verzichtet. 
Sachſen ⸗ 21329 16927 13407 
Preußen 90072 58492 44404 
Hannover 29806433 164609 188673 
Medlenburg = 196420 120029 119077 
Dänemarf ⸗ 94838 56132 56832 


Summe Thlr. 765710 440001 446999 


Vom 1. Juli 1863 ift endlich auch für die Elbſchifffahrt eine jehr bedeutende Er: 
mäßigung eingetreten. Wenn es aber gelungen ift, anjtatt der frühern hohen Elbzoll— 
jäge 3 Claſſen mit einem Zoll von 16, 8 und 3 Silberpfennigen pro Gentner au erreis 
chen und die Erhebung nur auf die einzige Hebeftelle Wittenberge zu befchränfen, jo 
mußten fid) Defterreih, Sachſen, Preußen nnd Hamburg zuvor verpflichten, den übriz, 
gen Elbuferftaaten außer der Hälfte fämmtlicher Elbzolleinnahmen die Sunme von 
jährlich 132000 Thlrn. zu garantiren rejp. von ihren Einnahmen zu zahlen, oder aus 
ihren Staatscaffen zugufchießen. So erfreulich dieſe Wendung zum Beſſern ift, To 
bleibt jie Doc) nur eine Abichlagszahlung, und zum Lohn dafür, daß die Staaten der 
Unterelbe hartnädig und den Verträgen zuwider 40 Jahre lang auf ihren Forderun— 
gen bejtanden haben, erhalten fie von den Staaten der Oberelbe — und darunter von 
zwei Großmächten — deren Zollantheile als Ertraprämie. Der verfloffene Zeitraum 
iſt noch zu kurz, um über die Wirkungen der Zollreduction ein ficheres Urtheil geben 
zu fönnen, doch während im zweiten Halbjahr 1563 infolge des überaus niedrigen 
Waſſerſtandes für die Staatscaffen von Dejterreich, Preußen, Sachen und Hamburg 
nur 47300 Thlr. ſich ergaben, hat ſich im erften Halbjahr 1864 der Verkehr bereits 
jo günjtig geftaltet, daß nad) Dedung jener garantirten Summe noch ein Ueberſchuß 
von 2100 Thlrn. an Zollerträgen übrig war. 

Belaftungen der Schiffahrt und des Handeld widerſprechen durchaus richtigen 
volfswirthichaftlichen Grundfägen, und derartige Abgaben find nur dann Bee: 
tigt, wenn der Staat als Gegenleiftung die Regulirung des Fahrwaſſers übernimmt 
(vergl. d. Art. Wafferftraßen). Wenn der Handel und die Schifffahrt aus dem 
Borhandenfein einer guten Waflerftraße directe Vortheile ziehen, jo werden ſie ſich 
auch nicht weigern, in erfter Linie dafür aufzufommen, und jcheint, ſobald der Staat 
jeinen früher eingegangenen Verbindlichkeiten nachgefommen ift, eine Belaftung von 
etwa 2, hoͤchſtens 3 Pfennigen pro Etr. für die deutichen Ströme hinreichend zu fein, 
um das einmal regulirte Fahrwaſſer in gutem Zuftande zu erhalten. Und 2 Prennige 
find eine Belaftung, die jeder Artifel vertragen kann. Warum aber 3.B. auf der Elbe 
Materialmaaren aller Art, Weine, Tabak u. |. w. der erjten Claſſe au 16 Silberpfen: 
nigen, Häringe, Eier, Filche, Thonwaaren u. |. w. der zweiten Claſſe zu 8 Pfenni— 
gen angehören follen, ift nicht einzuſehen, da dieſe Artikel bei ihrer Verfrachtung nicht 
mehr Anfprüche auf hinreichendes Fahrwaſſer machen, als die Artikel der dritten 
Glafje zu 2 Silberpfennigen. Schon daraus erhellt die eigentliche Natur der Reform 
als einer wenn auch bedeutenden Abſchlagszahlung, und ift zuvörderſt ähnlich wie 
beim Rhein auf die Erreichung einer einzigen niedrigften Zollelaffe hinzuarbeiten. 

Literatur: Rau, Lehrbudy der politiichen Defonomie, Abth. II. $ 269 ff. — 


Soetbeer, Die Elbzölle, Leipzig 1860. — Der Güter: und Sciffäverfehr des 
Rheins (Berlin 1856). — Daniel, Stapelrecht zu Köln und Mainz (Köln 1804). 

H.R. 
Forftgärtnerei. 


Die niedrigſte Stufe der Forftwirthfchaft ift durch die Plänterwirthſchaft 
(f. d. repräfentirt; fie erfordert das geringite Betriebsrapital und die wenigfte Ar- 
beit und charafterifirt ſich durch ihren außerordentlich ertenfiven Betrieb. Günftiger 
geftalten ſich die Verhältniffe bei der Schlagwirthichaft ſ. d.), die eine regel: 
mäßigere und intelligentere Arbeit verlangt. Am böchiten verwerthen fih Capital 
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und Arbeit bei der Forſtgärtnerei, die jeden Baum individuell behandelt, namentlich 
den für ihn geeigneten Boden ausſucht, demſelben an ſeinem Standorte auf Rainen, 
an Wegen, in den Feldern Baumfeldwirthſchaft) eine dem Feldbau ähnliche 
Behandlung und Düngung mit zu Theil werden läßt, und infolge deſſen bei dem ein— 
zelnen Baum ein ſchnelleres Wachsthum und höhere Erträge erzielt. Dieſe intenſive 
Holzeultur iſt indeſſen nur in dichtbevölkerten Gegenden mit hoben Holzpreiſen räth— 
(ich und ausführbar, dort aber auch empfehlenswerth, da fie nicht nur die Production 
von Nuß- und Brennholz fteigert, die Arbeitögelegenheit in paflender rentabler Weife 
vermehrt, der Feldwirthichaft Dur den von den Bäumen gewährten Schug gegen 
Austrodnung, Wind, Froft, Hagel u. ſ. w. nügt, den Ertrag des Bodens vermehrt, 
fondern auch theilweife die — Einflüſſe des Waldes auf Klima und Feuch— 
tigkeit mit zu erfegen vermag. Daß trotz der Abnahme der Waldungen das Klima ſich 
in Deutſchland nicht noch mehr verichlechtert hat, ift theilweife diefer Forftgärtnerei in 
der Verpflanzung von Bäumen in Gärten, den Umgebungen der Gehöfte, an Straßen 
und öffentlichen Plägen, den Sträuchern an Bahukern und MWiefenrändern, dem An- 
legen von lebendigen Heden u. ſ. w. mit zu danfen. Vgl. übrigens den Art. „Forft 
wirthichaft.“ R. 


Forftwirthichaft. 

Die Pflege und angemefiene Benugung der MWaldungen ift die Aufgabe der 
Forſtwirthſchaft, und zwar tritt die Production des Holzes als Brennholz, Bauholz 
und als Rohmaterial zu Induſtriezwecken in den Vordergrund, während die fogenann- 
ten Nebennugungen des Waldes (Maldweide, Walpdftren, Waldfrüchte, end» 
lih Jagd: und Bienenzucht) erft in zweiter Linie Beachtung finden fönnen. Der Wald- 
bau bildet einen Theil der Urproduction und nähert ſich am meiften der Landwirth- 
ſchaft, doch bietet er mandherlei harafteriftiiche Unterfheidungspuncte. 

Die Korftwirthichaft verlangt neben dem Grund und Boden (dem Bodencapi- 
tale) zwar ein geringeres Betriebscapital an Gebäuden, Vieh und Geſchirr, ale die 
Landwirthichaft, doch fait immer einen großen Materialfond in der Beftandesmaffe 
eines nachhaltig zu bewirthichaftenden Waldes. Mindeftens fordert fie, wenn ein re= 
gulairer Betrieb geführt werden joll, einen Producenten, weldyer andere Hülfsmittel 
für feinen Unterhalt befigt, um lange Zeit hindurch das Einfommen aus feinem 
Walde entbehren zu fönnen. Der Holzvorrath ift das Capital, die Zinfen bildet das 
nachwachſende Holzquantum. Es fommt nun ganz auf die Bewirthidyaftungsmethode 
Hochwald, Niederwald, Plänterwirthichaft) an, wie lange Capital und Zinfen, die 
erft bei dem Umtriebe des Waldes flüffig gemacht werden fonnen, von dem Eigenthü— 
mer als werbendes Anlagecapital im Boden belaffen werben follen, und Hundes: 
bagen (Encyclopädie II.B. ©.75) ift fogar der Anficht, daß im Waldgewerbe im 
Durhfchnitt ein vierfad, größeres Grundcapital ftede, "als in der Landwirthichaft, 
um einerlei Arbeitseinfommen aus beiden zu beziehen, zu einem gleichen Rohertrage 
aber ein 20: bis 25fady größeres Grundcapital nöthig fei, als bei der bäuerlichen 
Landwirthihaft. Eo fann im Niederwalde mit 40jährigem Umtriebe dreimal geerntet 
werden, ehe der Hochwald mit 120jährigem Umtriebe (die Nebennugungen abgered): 
net) eine Rente giebt. Der Ertrag überfteigt dann aber auch die Production des Nie: 
derwaldes nicht nur um das Dreitache, fondern er fügt je nady der Bodenbeſchaffen— 
heit und der Holzart ein größeres oder fleineres Plus hinzu, das bei normalen Ver: 
hältniffen dem landesgültigen Zinsfuße für das ftehen gebliebene Holzcapital und das 
etwa aufgewendete Betriebscapital gleihfommen müßte. Pfeil rechnet als Durch— 
ſchnittsertrag vom Preußischen Morgen bei vollem Beftande mit 

Hochwald Niederwald 
28 C.-F. Eichenholz 24 G.:%. Eichenholz 
auf gutem Boden 30 C.F. Buchenholz 16 E.:%. Buchenholz 
128 6.-8. Birfenholz -$. Birfenholz 
Fe G.:%. Eichenholz 20 C.-F. Eichenholz 
auf mittlerem Boden 722 C.-F. Buchenholz 114 C.-F. Buchenholz 
120 G.:%. Birfenholz las C.⸗F. Birfenholz 
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Hochwald Niederwald 
12 E.:3. Eichenholz 16 C.-F. Eichenholz 
auf Ihlechtem Boden !12 C.-F. Buchenholz 12 &.:%. Buchenholz 
12 &.:%. Birfenhol; 22 E.:5. Birkenholz. 

Bei ſchlechtem Boden hört daher das Wahsthum der Bäume viel früher auf, 
und muß dann der Umtrieb fürzer fein, da der Niederwald in derjelben Zeit mehr 
producirt, ald der Hochwald. Zu beachten bleibt allerdings, daß der forftwirthichaft: 
liche Betrieb im Gegenjag zur Landwirthichaft auf einem Boden arbeitet, der in der 
Regel nur beim Waldbau eine Rente abwirft, und ed fommen große Flächen vor, die 
ohne die Holzproduction ganz werthlos fein würden. Dies drüdt ſich durch den nie: 
drigen Preis aus, der für den Morgen Waldland entgegen dem geringften Aderboden 
gezahlt wird, und daher bezieht ſich das erforderliche große Anlagecapital weniger auf 
den hohen Preis irgend einer Maaßeinheit, jondern auf das Vielfache derjelben, auf 
die große Fläche, bei der die Waldwirthichaft erft mit einer größern Rentabilität be- 
trieben werden kann. — Bon nicht geringem Einflufje ift es ferner, daß die menſch— 
liche Kraft den Gefahren, welchen der Wald während feines langen Wachsthums un: 
terworfen fein fann, wie Sturm, Infectenfraß, Schneebruch, Feuer nur ausnahms— 
weife entgegenzuwirfen vermag. Die Landwirthichaft überträgt durch die Verſiche— 
rungsinftitute den durch ee elementare Eingriffe in ihr Eigenthum ver: 
urfachten Schaden (Hagelihlag, Viehfterben, Feuersgefahr) auf die Gefammtheit 
der Mitverfiherten. Dem Waldbefiger dagegen ift zur Zeit noch feine Gelegenheit 
gegeben, für Calamitäten, deren Befeitigung nicht in feiner Kraft liegt, fid von der 
Geſammtheit der Schadlosgebliebenen entfchädigen zu laſſen. Soll der Verluſt getra: 
gen werben fönnen, fo ift dazu wiederum ein Producent erforderlich, welcher den 
Schaden überfehen fann. — Daffelbe gilt von Fehlern, welche in der Bewirthichaf: 
tung des Waldes ſich Jahrzehnte hindurch dem prüfenden Auge des Befigers entzie: 
ben fönnen, während bei der Landwirthichaft zwei, drei Ernten hinreichend find, 
ſelbſt Demjenigen die Augen zu öffnen, der für fein Bewirthſchaftungsſyſtem par: 
teiiich eingenommen ift. — Das geringe Wahsthum des Waldes, das allerdings 
durch höhere Pflege (vergl. die Art. Forftgärtnerei und Schlagwirthſchaft) 
beichleunigt werden fann, noch mehr der beſchränkte Abſatzkreis des Holzes mit ſei— 
nen Localpreifen geftatten Sperulationen des Befigers nur ausnahmsweife, jo daß 
nicht in dem Maafe wie bei der Landwirthſchaft die intenfive Bewirthichaftungs: 
methode eines Heinern Waldgrundftüds denjelben Reingewinn zu geben vermag, als 
der ertenfive Betrieb der größern Fläche. Endlich geben die Nebennugungen, deren 
Ertrag meift unter[hägt wird, nur bei Hochwald (ohne dem Holznachwuchs zu ſcha— 
den) den größten Nugen, und eine geregelte —— mit Hochwaldbetrieb 
iſt nur bei einer großen Fläche möglich. In allen dieſen Fällen handelt es ſich daher 
um ein hohes Anlagecapitaf. 

Das directe Gegentheil findet mit dem Betriebscapitale und der auf ven Wald— 
bau zu verwendenden Arbeit jtatt. Die einheimifchen Holzpflanzen fäen fich entweder 
jelbft aus, oder bevürfen je nad) dem Betriebe auf 30, 40 Jahre hinaus nur einer 
einmaligen Anpflanzung durch die menfchliche — Der Wald düngt ſich ſelbſt durch 
das abfallende Laub; er bedarf, da ſein Gedeihen von den Witterungsveraͤnderungen 
weniger abhängig iſt, nur ſelten der ſchützenden und beſſernden menſchlichen Pflege. 
Die Waldpflege erſtreckt ih, außer den Entwäſſerungen, Behäufelungen von Eultu: 
ten, welche jtetd nur eine verhältnigmäßig geringe Arbeitsleiftung erfordern, vorzüg: 
lich auf Durchlichtung der jungen Beitände und Entäftungen. Und felbft diefe Arbei- 
ten werden oft unterlajien, weil fie einen Ueberfchuß nicht gewähren. Mit Ausnahme 
der Nebennugungen, bei denen vielfady jchwächere Arbeitskräfte (Kinder) befchäftigt 
werden, tritt die eigentliche Arbeit nur bei der Ernte ein, alſo in einem Zeitraume 
von 30—100 Jahren. Weil das im Winter gehauene pol in jeder Hinficht Dauer: 
hafter ift und mehr Heizwerth enthält, verlegt man die Ernte gewöhnlich in die Win- 
terzeit, wo die Feldgeichäfte ruhen und der Tagelohn am niedrigften ift, und mit den 
Erntearbeiten fallen nicht jelten auch die Verjüngungsarbeiten zuſammen. Ebenſo— 
wenig iſt in der Regel ein Inventarium von Thierkräften für die Waldproduction er— 
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forderlich; als Aufbewahrungs- und erſtes Verarbeitungslocal, wie es der Landwirth 
in ſeiner Scheuer beſitzt, pflegt dem Forſtwirthe der Wald ſelbſt zu dienen. — Selbſt 
bei dem Transport der Producte bedarf es meiſt weniger Arbeit, als bei den land— 
wirthſchaftlichen Erzeugniſſen. Der ſchiefe Abhang geftattet das Herabrollen des 
Stammes, die ſteile Felswand das Herabwerfen der Scheite, am Drahtſeile gleitet 
der Klotz über das Thal und unten nimmt der Gebirgsbach den Fremdling auf, der 
hoch über ſeinen Ufern an ſteiler Höhe wuchs, und führt ihn, nur hier und da unter: 
ftügt von dem Floßarbeiter, weit fort in ferne Lande. Nur da wo der Eiſenbahntrans⸗ 
port den Holzhandel unterftügt, geftalten ſich die Berhältniffe —— — Sogar 
die eigentliche Waldinduſtrie, die Gewinnung von Harz, Pech, Theer, das Kohlen: 
brennen erfordern weniger Arbeitöfraft, vielleicht weniger Intelligenz , wie die land: 
wirthichaftlichen Nebengewerbe. „KRohlenbrennereien haben den Erfolg, die geogra- 
phiſch abgelegenen Wälder öfonomifc dem Markte zu nähern, weil das gut verfohlte 
Hol an Gewicht und Umfang bedeutend mehr verliert, ald an Wärmefraft. Aus 
nod weiter entfernten Wäldern fönnen meift noch Harz, Theer und Pech), ganz zuletzt 
wenigſtens noch Pottaſche bezogen werden. Dies find Producte, weldye für den Korit: 
wirth eine ähnliche Rolle jpielen, wie der Branntwein für den Kornproducenten, oder 
wie Häute, Wolle, Talg und Hörner für den Viehzüchter.“ Roſcher.) 

Die Zahl der Arbeiter entipricht daher auch den angeftellten Betrachtungen, 
Rad) den Zufammenftellungen in der Staatsforftwirthichaftslehre des Frh. v. Berg 
bedarf bei dem Aderbau im mittleren Deutichland ein Gut von 100 Morgen Größe 
bei einer mittelguten Bewirthichaftung zur Bearbeitung etwa 9 Menſchen. Auf 225 
Preuß. Morgen werden bei der Dreifelderwirtbichaft 13 Arbeiter, bei der Frucht: 
wechjelwirthichaft 17 Arbeiter, und wenn diefe Wurzelgewächle in ihren Turnus auf: 
nimmt, jogar 22 Menjchen gebraucht. Beim Baue von Mais, Runfelrüben und Ge: 
fpinnftpflanzen find 27 Arbeiter nöthig. Die Graswirthichaft dagegen beſchäftigt 
auf 150 Morgen einen Menfchen. Gegen 5 Morgen Rebenland beichäftigen ſchon 
eine Familie und in der Nähe großer Städte genügen jogar 2 bis 3 Morgen gutes 
Gartenland, um einer Familie von 5 Köpfen Arbeit umd Unterhalt zu gewähren. 
Beim Waldbau dagegen rechnet Hundeshagen nur 1 Arbeitskraft auf 500 Morgen 
Betriebsfläche, und bei ſehr intenfiver Gultur famen in Hannover 127, und in Sach— 
jen 206 Morgen auf die Familie. 

Alle dieſe Verhältniſſe führen Rofcher dazu, fie auf das nationalöfonomiidhe 
Princip zurüczuführen, daß die Forſten ungleich weniger intenfiv bewirth— 
Ihaftet werden fönnen, als die Neder, Wiefen u. f. w. derjelben 
Feen und Gegend. Der Grad der Intenfität richtet fich vorzugsweife nad) dem 

reife der Waldproducte, der wiederum von der größeren Nachfrage, d. h. von der 
ftärferen Bevölferung der Umgebung und deren Gonfumtion an Brenn: und Nugholz 
und ſonſtigen Nebenproducten abhängt. Unter ſonſt gleichen Umftänden tritt der einis 
germaaßen intenjive Betrieb am Frübeiten- auf guten Boden oder bei mildem Klima 
auf; wie ed aud im Aderbaue Regel ift, daß fchlechter Boden und rauhes Klima 
gern eine weniger intenfive Bewirthichaftung zur Folge haben, als fonft angemefien 
wäre. Das Schlagſyſtem wird einen viel größeren Holz- und Weideertrag liefern, 
als das ältere, fo leicht zu Waldverwüftungen führende Plänterſyſtem, es erfordert 
aber auch eine viel regelmäßigere und intelligentere Arbeit, die in Ländern, wie Ruß: 
land oder Nordamerika, gewiß nur ausnahmsweife zu beichaffen ift. Keineswegs ift 
daher zu folgern, daß die ertenfivere Bewirthichaftung unter allen Umftänden zu vers 
werfen ſei. 

Hinfichtlich der wirtbichaftlichen Seite des Waldbaus ift zunörderft die Holz⸗ 
production ind Auge zu faflen. Alle bedeutenden Holgausrodungen und Waldver: 
wüftungen führen zu hohen Holzpreifen. Sofort wird aber auch der Handel bemüht 
fein, aus andern waldreiheren Gegenden die entftandenen Lüden auszufüllen, und 
wenn defienungeachtet die Preiſe fortiteigen ſollten, jo wird dies jehr bald zu neuen 
Anpflanzungen führen, die freilich erft nad) Verlauf einer Reihe von Jahren der Con— 
fumtion dienlich fein fönnen. Abfoluter Holzmangel ift in Anbetracht des deut— 
ſchen Klima’s, der deutichen Gebirge und der ausgedehnten Bodenclaſſen, die nur mit 
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Wald beftanden den höchſten Ertrag liefern fönnen, ein Geipenft, und höchftens kann 
nur von einer Holztheuerung die Rede fein. Alle Eingriffe der Verwaltung, die fid) 
auf den Holgmangel ftügen, find daher von der Hand zu weiſen. 

Beachtenswerther ift der Flimatifche Einfluß des Waldes. Nicht nur durch Die 
Säge der Meteorologie, fondern auch durch die traurigiten Erfahrungen in Spanien, 
Italien, Griechenland, theilweile Franfreicdy und Amerifa und in fleinerm Maapftabe 
an hundert andern Drten ift überzeugend nachgewieſen worden, welch' großen Ein: 
fluß eine gleichmäßige Vertheilung gut beftandener Wälder auf die Wärme und die 
Feuchtigfeitsverhältniffe, dadurch eur die Fruchtbarkeit des Bodens, auf den regulai— 
ren Stand der fließenden Gewäffer und fomit auf das Wohlbefinden der Bewohner 
eines Landes auszuüben vermag. Angemefien vertheilte Waldungen reguliren Die 
Temperatur, d. h. fie wirfen den Ertremen der Hitze und Kälte entgegen. Länder 
mit Ueberfluß an Wald find zu feucht, während da, wo die Korften durch Ausrodun— 
gen zu ſehr beichränft worden find, große Dürre mit ftarfen Negengüffen und großen 
Ueberſchwemmungen abwechielt. Der Wald ift die Geburtsftätte der Quellen, und 
vorzugsweife ift das Moos berufen, an feinen Wurzeln die fleinen Wafferrinnen des 
fließenden Regenwaflers und des jchmelzenden Schnee’8 in die Erde zu leiten. Wo 
Wälder fehlen, da verfiegen Bäche und Flüffe; der Induftrie fehlt der billige Mo— 
tor, der Schifffahrt der bequeme Transportweg, den Fluren des Aderbau’s der be- 
fruchtende Thau, das erquidende Naß. Vollftändiger Mangel an Wäldern führt un: 
vermeidlich zur Wüſte. 

Bei einem Lande von großer Ausdehnung genügt es ferner nicht, daß auf dem 
Gefammtareal eine durchfchnittlich hinreichende Waldmenge vorhanden fei, fondern 
es fommt aud) darauf an, daß in der Vertheilung nad) Provinz und Bezirk eine mög: 
lichfte Gleichmäßigkeit herricht. So hätte Preußen mit feinem 26%, Waldboden jeden: 
falls noch Wald genug, und brauchte für das ganze Land flimatiiche Nachtheile nicht 
zu fürchten. Specialiftrt man aber nad) den Provinzen, fo hat Rheinpreußen mit 35%, 
Waldboden Ueberfluß, Provinz Sachſen mit 16%, Mangel, und wird man fchwerlic) 
behaupten wollen, daß das günftigere Berhältniß in den Rheingegenden in allen ein: 
zelnen Fällen bis zur Elbe zurüdwirfen könne, Die Provinz Sachſen würde längit 
traurige Erfahrungen gemacht haben, wenn ihr nicht die Forſten des Thüringer Wal: 
des und des Harzed ald die legten Höhen dieſes Theiles der norddeutichen Ebene 
einigen Erſatz leifteten. — Endlich darf nicht überfehen werden, daß der Wald feine 
wohlthätigen Einflüffe nur jo lange ausüben fann, als er ſich in feiner ganzen Frifche 
und Fülle zeigt, denn ein mit vielen Blößen verjehener, öder Holggrund wird Die 
Verrichtungen nicht vollftändig ausführen fönnen, die ihm die Natur übertragen hat. 
Ein großer, vernachläfftgter Mal wirft vielleicht weniger, als ein Feiner, gut ge: 
pflegter, und manches Land würde fich wohler befinden, wenn aller der Holzcultur 
unterworfene Boden ſich der möglichft beften Pflege erfreute. 

Welches procentale Waldverhältniß zum Gelammtareal das richtige ſei, läßt fich 
ſummariſch durchaus nicht, faum für den gegebenen Fall annähernd beftimmen. Wie 
Dove nachgewieſen, fommt dem deutichen Klima hinfichtlicd der Feuchtigfeit zu ftat: 
ten, daß der ‘Polar: und der Aequatorialftrom meift in unjern Breiten ſich treffen, 
und bei ihrem Beftreben, ihre Temperatur auszugleichen, dem deutichen Himmel awar 
nicht die Klarheit und Reinheit des italienischen Horizonte, nicht die milde Luft Süd: 
frankreichs verjchaffen, dafür aber uns durd des Himmels Naß in Feld und Wald 
und Allem, was damit zufammenhängt, reich entichädigen. Wenn daher für das 
mittlere Deutichland, d. h. für diejenigen Länder, weldye vom Meere am weiteften 
entfernt find, 25 %, der Bewalpung angenommen werden, ſo iſt es ſicher geftattet, 
daß mit der größeren Nähe der Seeküſte das Procentverhältniß vermindert werden 
fann, daß z. B. für ſolche Länder wie Holftein, Hannover, Oldenburg 20%, gerech: 
ten Ansprüchen angemeflen find. Nah v. Reden und v.Berg fanden ſich 


s Gefammtareal= 100 pro Kopf der Bevölkerung 
Deutichland 26,,% Wald 1,0. Morgen 
Preußen 26.: : u : 


Bayern 33,0, >» 24 
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Sefammtareal= 100 pro Kopf der Bevölferung 

MWürtemberg 30,1% Wald 1,1: Morgen 
Sachſen 31 „« * ⸗ O,ra ⸗ 
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und daraus wird fi zur Genuge erklären, warum Deutichland awar locale nachthei— 
lige Erſcheinungen, feineswegs aber jene großen Galamitäten in Himatifcher Hinficht 
und in Betreff des Holgmangels zu erdulden hat, wie feine ſüdlichen Nachbarn. In 
einigen Gegenden — am fchlimmften ohne Zweifel in den öfterreichifchen Alpen und " 
in den übrigen Etaaten da, wo guter Boden den Aderbau rentabler macht, als den 
Waldbau — hat man jedenfalls in der Entwaldung fteiler Abhänge zu viel gethan 
und haben dort aud) die Nachtheile nicht auf fih warten laflen, im großen Ganzen 
fehlt e8 aber weniger an Wäldern, als an einer vollen Holzproduction und an feftge- 
ſchloſſenen lücen= und blößenfreien Beftänden, weldye die Elimatifchen Ertreme wirk— 
ſam auszugleichen vermöchten. 

Derartige Wahrnehmungen machen dem Staate zur Pflicht, die Ausdehnung und 
den Zuſtand der geſammten Waldungen ſeines Bezirks fortdauernd im Auge zu be— 
halten, und vor allen Dingen feine eignen Forſten ſſ. den Art. Staatswaldun— 
gen to zu bewirthichaften, daß fie den Privatwaldbefigern als Mufter aufgeftellt 
werden fünnen. Frühzeitig hat aber der Staat ſchon angefangen, aud) die Privat: 
waldungen feiner Polizeigewalt zu unterwerfen, obgleich damals nicht die Beforg: 
niß vor flimatifchen Nachtheilen, fondern die Furcht der Fürften, ihren Wildftand ver- 
ringert zu ſehen, und das Gefpenft des Holzmangels die leitenden Motive waren. 
So traten ſchon ums Jahr 1470 in Süpdeutichland, 1495 und 1514- im jegigen 
MWürtemberg einzelne Beichränfungen, jcharf hervor. Es wird darin unter Anderem 
die Zeit des Holzfällens, Schonung Ser jungen Beftände, die Verwendung der ver: 
ſchiedenen Holzarten vorgeichrieben , ebenio werden das Rindenſchälen, Kohlenbren- 
nen und Meidenfchneiden beichränft,, die Privatwaldungen aber unter die unmittel— 
bare Aufficht der Amtleute und Forftmeifter geftellt. Diele Gefege wurden bald ver: 
geſſen, bis von Zeit zu Zeit wieder neue Verordnungen, bald ftrenger, bald milder 
als die vorhergehenden, auftauchten. — Im Allgemeinen unterjcheidet man drei Be— 
ihränfungsarten, umd zwar: 

1) Foͤrmliche Bevormundung, d. h. die Leitung und Führung der Waldwirth: 
ſchaft geichieht nach den für die Staatswaldungen aufgeftellten Grundfägen. Weber 
die Wahl der Holzart, noch die Betriebsweife, nody die Umtriebszeit find frei. Wom 
Staate angeftellte Forftbeamte führen die Aufſicht. Diefe Beſchränkungsart, die felbft 
in einem von Wäldern ganz entblößten Lande faum gereditfertigt fein dürfte, hat in 
Deutſchland in ihrer ganzen Ausdehnung nie beftanden. Nur theilweife weifen einige 
Verordnungen in Heflen-Darmitadt, —28 Braunſchweig und einigen anderen klei— 
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nen deutſchen Staaten darauf hin, doch nie ſind derartige Beſtimmungen zu richtiger 
Aus- und Durchführung gekommen. 

2) Rodungen find nur mit Genehmigung der Staatsbehörde geſtattet, der 
übrige Betrieb ift frei. Es giebt wohl in Deutichland faum einen Staat, der in ſei— 
nen Gejegbüchern nicht einige Paragraphen enthielte, welche das Verbot der Holz: 
ausrodung dann ausjprechen, wenn diefelbe in der Abjicht vorgenommen wird, Holz 
nicht wieder auf demjelben Grundftüde zu erbauen. Da dies um jo leichter geichieht, 
je Heiner das Waldareal ift, fo ift gleichzeitig nicht jelten das Verbot Damit verbun: 
den, große Waldungen nicht in jo Feine Theile zu zerjtüdeln, welche eine entipre: 
chende forftmäßige Behandlung nicht mehr erlauben, In anderen Staaten, wo freie 
Theilbarfeit des Grundeigenthumes nicht geftattet war, bedurfte es dieſer jpeciellen 
Beitimmungen nicht, da ſich die Gefchloffenbeit des Grundbeſitzes auch mit auf die 
Waldungen erftredte. Derartige Verbote der Rodungen find indeß faſt immer in Ber: 
geſſenheit gefommen, und die Behörden haben ftillichweigend geduldet, daß die Wäl: 
der eigenmächtig gerodet wurden. Und dies mit Recht; denn ein Land, das durch— 
fchnittlich noch 25—30 % Wald befigt, wird nicht von klimatiſchen Nachtheilen 
und von er bedroht werden, wenn nod) mancher Ader Wald gerodet wird, 
fobald fi nur die vorhandenen Wälder der beiten Eultur erfreuen. Dazu fommt 
noch, daß Deutſchlands Privatwälder jegt wohl meift auf ſolchem Boden ftehen, der 
feiner Beichaffenheit nad) nur bei gehöriger Holzcultur den höchſten Ertrag giebt. 

3) Verbot der Devaftation, d. bh. derjenigen Maaßregeln in Bezug auf 
Haupt: und Nebennugungen, durch welche das Gedeihen der vorhandenen Beltände 
wejentlidy gehemmt, die geregelte Holzerzeugung und die Fruchtbarkeit des Bodens 
vermindert werden. Bei allen devaftirlihen Handlungen iſt ganz daſſelbe Endrefultat 
zu erwarten, wie bei den Waldrodungen, d. h. Aufhören des Waldes. Das Gebot 
des Wiederanbaues der Waldblößen hängt eng Damit aufammen, da größere unbe: 
baute Streden für den Nachbarbeſtand gleich große Nachtheile haben fönnen, wie 
übertriebene Streu: und Laubentnahme, unverjtändig ausgeführte Weide u. ſ. w. 
Wenn daher das Gejeg die Erhaltung eines Waldes vorſchreibt, fo ijt ed nothwen— 
dig, Manpregeln gegen Walddevaftation zu ergreifen, weil ſonſt die anderen Beſtim— 
mungen leicht umgangen werden fönnen. Um indeflen den Waldeigenthümer einer 
willfürlichen Behandlung von Seiten der Foritbeamten nicht preiszugeben, muß das 
Gejeg die Merkmale angeben, aus welchen auf devaftirlihe Handlungen mit Sicher: 
heit geichloffen werden fann — und gerade darin liegt die große Schwierigkeit, wenn 
nicht Unmöglichfeit der Durdyführung. 

Die Erfahrung hat allerdings in jehr vielen Fällen gezeigt, daß gewiſſe Priva— 
ten ihre Wälder lediglich nad) ihren individuellen Anjichten bewirtbichaften, ohne das 
Intereile der Geſammtheit und weitergehende Nüdjichten, wie z. B. klimatiſche Ver: 
hältniſſe zu beachten, und eine jolche jcheinbar egoiftiiche Sonderwirthſchaft ift, wie 
früher nachgewiefen worden, in den Eigenthümlichfeiten des Waldgewerbes theilweiſe 
mit begründet. Jmmerbin handelt aber nur der Fleinere Theil der Privaten unüber: 
legt, und möchte es zuvörderſt unnöthig fein, für die Ueberwachung diejenige Form 
zu finden, die den Unjchuldigen mit dem Schuldigen leiden läßt. Ienem Erfah— 
rungsiage läßt jich aber auch die gleichfalls erfahrungsmäßige Thatlache entgegen: 
ftellen, daß bei vollitändig freier Benugung des Grund und Bodens die Bewirth— 
ſchaftung in einer Weile geichieht, die den volfswirthichaftlichen Bedürfniſſen am 
meiften entipricht, und zur Jluftration dieſes Satzes ift darauf binguzeigen, daß ge: 
ade die Länder mit den ftrengften Forſtgeſetzen die ichlechteiten Privatwälder aufju: 
weifen haben. So lange die Aufficht des Foritbeamten dem Fleinen Befiger bei jedem 
Schritt die Hände bindet, wird der Trieb zur Verbejierung des Waldes nur gering 
fein. — Zu verfennen ift nicht, daß das Beitehen des Staats auf dem Spiele ſtehen 
würde, jobald jämmtliche Beſitzer — und der Staat ald Inhaber der Domainenwal- 
dungen voran — leichtſinnig wirthichaften wollten. Aber ebenfowenig wie der Staat 
dem Beſitzer von Getreidefeldern vorjchreibt, wie viel Flächen mit Getreide bejäet 
werden und zu welcher Zeit die Ernte erfolgen jolle, obgleich das tägliche Brod ſicher 
ein Gegenitand von nicht geringer Wichtigkeit ift: ebenjowenig darf der Waldbau mit 
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übertriebenem Mißtrauen verfolgt werden. Hohe Holzpreiſe werden für den Wald: 
betrieb und für Wiederbewaldungen von Aderftüden geringer Bodenclaffe weit beifer 
wirfen, als die ftrengiten Bevormundungen, und wenn Kberbaupt eine dringende Noth- 
wendigfeit, Das noch größere Llebel (Verjchlechterung des Klima’s) zu bejeitigen, wirk— 
lid) eintritt, wird der Eigennutz Des Befigers mehr leiften, als die forgfältigfte amtliche 
Gontrole. Im Allgemeinen jchlägt doch der Private jeinen Wald zur Unzeit ebenio: 
wenig nieder, wie der Beliger einer Wieſe ſich hütet, fie ohne Noth in einen Weide: 
plag umzuwandeln oder das Gras zu — abzumähen und zu verkaufen, ehe ed noch 
zum Ernten reif ift; ebenfowenig wie überhaupt Jemand eine zum Verkauf beftimmte 
Waare auf den Markt bringt, wenn er durd) längeres Liegenlaffen und Aufbewahren 
derjelben höheren Preifen entgegeniehen kann. Derſelbe Landwirth, deſſen Wald: 
wirtbichaft der ftaatlihen Gontrole unterworfen werden foll, um vorzeitigen Nugun: 
gen vorzubeugen, pflanzt, ohne daß das Geſetz es fordert, Obſtbäume, obgleich er 
weiß, daß fie ihm erft nad) langen Jahren das Bodencapital und die Arbeit verin- 
terejfiren werden. Es ift daher falſch, wenn man meint, das Privatintereffe werde 
jederzeit feinen Vortheil dabei finden, von der einen Hand in die andere übergegan: 
gene Waldſtücke fofort abzutreiben, und das gefchlagene Holz zu verfaufen, und dieſer 
augenblidliche Vortheil werde Jeden beftimmen, ohne alle Rückſicht auf forſtwirth— 
ſchaftliche Regeln feinen Holzbeftand niederzufchlagen. Ein foldyes Treiben würde 
den Gigennug mit fich ſelbſt in Widerſpruch bringen. 

Die Forſtpolizei hat überdies weniger dazu gedient, den eigentlidhen Ertrag der 
Waldungen durch Vermehrung der Waldproducte, und jperulative Verwerthung der: 
jelben zu erhöhen, als vielmehr dazu, den früher beitandenen Waldungen ihren frü— 
a. Umfang unverfürzt zu erhalten. Das ift ed aber weniger, worüber in Deutſch— 
and geklagt werden muß: Nicht an Wäldern fehlt es, fondern an guten Bejtänden 
und an der Pflege der vorhandenen Forften. Wenn es möglich wäre, daß die Forft- 
polizei alle die geichilverten Schattenfeiten im Betriebe der Privatwaldungen entfer: 
nen, Die Nebennugungen auf das richtige Maaß reduciren, wenn fie dem Befiger 
neben der Belehrung, wie der Wald zu pflegen fei, auch Luft und Liebe zum Waldbau 
beibringen fönnte, dann würde fie ihre Aufgabe vollftändig gelöjt haben. Solange 
das nicht der Fall it, bleibt die ftaatliche Gontrole eine für beide Theile läftige Auf: 
gabe, die mehr ſchadet, als nüst. 

Ein folder Eingriff des Staats in die Eigenthumsrechte feiner Angehörigen iſt 
von den Freunden der forjtpolizeilichen Gontrole nicht mit Rechts- ſondern mit Zweck— 
— — vertheidigt worden, und es iſt kein Zweifel, daß wenn nur die 
Wahl zwiſchen der leichtſinnigſten Entwaldung und der ſpeciellen Ueberwachung des 
Staats übrig bliebe, das letztere Uebel als das kleinere den Vorzug verdiente. Be— 
trachten wir aber die Verhältniſſe, wie ſie in Deutſchland ſind, ſo ſind gegenwärtig 
noch mehr als 25 °%/, der Oberfläche mit Wald beſtanden. Die weitaus größte 

älfte, faft bis zu % derjelben, befinden fic im Belige des Staates, der Kirchen, 

emeinden und Gorporationen, und gilt deren Erhaltung und forglamfte Pflege ala 
Borbedingung (vergl. den Art. Staatswaldungen). Von den vorhandenen Pri- 
vatwaldungen ftehen ſicher des Areales auf einem Boden, der feiner Qualität 
nach nur mit Waldbeftand die höchfte Nente giebt und ift daher auch für diefen ein 
Abtrieb nicht zu befürchten, während allerdings der Beitand dieſer Wälder ein jehr 
verfchiedener fein mag. Von der fteigenden Intelligenz und dem fchärfer jehenden 
Privatintereffe ijt zu erwarten, daß die Bewirthichaftung ſich ftetig vervollfommmen 
werde. Sollten aber für den deutichen Boden im Verlauf von 20, 30 und mehr Jah: 
rem: soirklich ernftliche Beſorgniſſe durch einen verminderten Waldbeftand erwachſen, 
fo werben ſich Vorfchriften über den Betrieb nur nad dem Procentverhält- 
niffe der Waldungen sur Gejammtoberflähe und nad) deren Zu: 
ftande au richten haben. Die freie Veräußerung der Waldgrundjtüde fann dann 
jelbit da, wo freie Theilbarfeit des Grund und Bodens geftattet ift, aufrecht erhalten 
Ber die Borjchriften über den Betrieb machen den Mißbrauch der Freiheit un: 
m i 
: Eine Beichränfung würde indeß jegt ſchon da gerechtfertigt fein, wo die Beſei— 
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tigung oder Devaftation eines Waldes von ganz eclatanten Kolgen begleitet ift. 
Solche Fälle treten ein an den Seefüften, an fteilen Abhängen, gegen Flugſand, 
Schutzwaldungen gegen Lawinen und Erdfchlüpfe u. f. f. Hier find entweder 
efegliche Beftimmungen zu erlafien, wodurd) derartige Wälder unter die fpecielle 
(uflicht der Regierung geftellt werden (Bannwälder) und ift die Bewirthſchaftung 
nad) Angabe der Foritbeamten zwedentiprechend zu regeln; oder ed müſſen Die Be— 
figer, wie v. Berg vorſchlägt, durch das Geſetz zur Abtretung der für allgemeine 
Zwede zu erhaltenden Wälder, gegen Entihädigung, gezwungen werden fönnen 
(Erpropriation). Nach Anſicht des VBerfaffers würde e8 genügen, wenn einzig und 
allein geleglich vorgeichrieben wäre, daß Abhänge von einem beftimmten Nei— 
gungswinfelander Forſtwirthſchaft — blieben. Darauf daß in 
Deutkhland der Aderbau in irrationeller Weife auch von fteilen Abhängen Beftg ge: 
nommen hat, bafiren ſich jämmtliche bis jegt bemerkte Folgen einer leichtiinnigen 
Gntwaldung. — Daß der Staat ferner von jeder ausgeführten Rodung Kenntniß 
erhalte, wird faum als eine ftaatliche Bevormundung betrachtet werden, da in der 
Statiſtik die Privatinterefien zu öffentlichen werden und dem Staate andere Data un: 
weigerlich gegeben werden. 

In anderer Weife find durd) die Borftpolizeigefege von dem Staate noch Beſtim— 
mungen über den Schutz des Waldes gegen Gefahren getroffen, die demjelben von 
Augen drohen Forſtſchutz gegen Holzdiebftahl und Forftfrevel). Zur Sicherung 
des MWaldeigenthumes wird eine angemeflene Beauffichtigung nöthig. In den Privat: 
oder förperichaftlichen Waldungen hat die Sicyerheitspoligei ohne Zweifel das Recht, 
durch gefegliche Vorfchriften den nöthigen Schutz zu erzwingen, 3. B. durch Verpflich: 
tung zur Anftellung von Forftihugbeamten, durch gemeinfame Forftichugverbände ıc. 
Am leichteften wird Dadurch Die gemeinfchaftliche Bewirthichaftung fleiner zufammen: 
liegender Waldparcellen (Waldbaugenoffenihaften) vorbereitet, die für die 
Erhaltung und Pflege der Fleinern Waldgrundftüde von großem Vortheile fein würden. 

Literatur: v. Berg, Staatsforftwirthichaftslchre (Leipzig 1850). — Cotta, 
Grundriß der Korftwiffenichaft (Dresden 1849). — Roſcher, Syſtem der Volfs- 
wirthſchaft Bd. II. (Stuttgart 1860).— Hundeshagen, Enchklopädie der Forft: 
wiffenichaft (Tübingen 1840). — Moreaude Jonnes, Unterfuchungen über die 
Veränderungen, die durch Ausrodung der Wälder entjtehen (Tübingen 1827). — 
Judeich in der Vereinsichrift für Forft-, Jagd» und Naturkunde. Jahrg. 1864 
(Prag). — Rentzſch, Der Wald im Haushalt der Natur und der Volfswirthichaft 
gekroͤnte Preisſchrift. Leipzig 1562). — Maron, Foritftatiftif (Berlin 1862). 
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Fracht Tarif). 

Die Bedeutung des Wortes Fracht ift eine zweifache und bildet vafielbe daher, 
namentlih in Zufammenfegungen mit anderen Wörtern, eine ganze Reihe von Be: 
griffen. Fracht heißt im eigentlichen Sinne die Ladung, welde vermittelt irgend: 
welcher Fahrzeuge von einem Dite nach einem anderen transportirt wird ; im uneigent- 
lichen, aber gewöhnlidyen Sinne audy die Bezahlung Frachtlohn), weldhe für die— 
fen Transport zu gewähren ift. Frachtführer (gleichviel, ob der auf Landftraßen 
verfehrende gewöhnliche Frachtfuhrmann, oder eine Eifenbahnverwaltung, oder ein 
Echiffinhaber) ift Derjenige, weldyer gewerbmäßig den Transport von Gütern zu 
Lande oder auf Flüffen und Binnengewäflern ausführt. Zur Eicherftellung des Fracht: 
führer fowohl wie des Frachtgebers Abſenders dient ein zwifchen Beiden abzu— 
Ichließender Vertrag, weldyer Frachtbrief beißt und Folgendes enthält: 1) die Be— 
zeichnung des Gutes nach Beichaffenheit, Menge und Merkzeichen; 2) den Namen 
und Wohnort des Frachtführers; 3) den Namen des Abſenders; 4) den Namen Def: 
fen, an welchen das Gut abgeliefert werden joll; 5) den Ort der Ablieferung ; 6) den 
Frachtlohn; 7) den Ort und Tag der Ausftellung; 8) die bejonderen Vereinbarungen, 
welche Die Parteien etwa noch über andere Puncte, namentlich über die Zeit Riefer- 
zeit), innerhalb welcher der Transport bewirkt werden foll, und über die Entſchädi— 
F ng wegen verſpäteter Ablieferung; ingleichen über die Vergütung Haft- und 

rſatzpflicht) für den Schaden, welcher durch Verluſt oder Beihädigung des Fracht: 
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utes feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entftanden ift, ſowie über die etwaige 
erfiheruugsprämieu. |. w. getroffen haben. Der Frachtführer hat, jo lange 
der Frachtlohn, ſowie alle fonftigen für die Beförderung der Güter vertragsmäßig zu 
berechnenden Beträge nicht bezahlt werden, ein Pfandrecht an den zu überliefernden 
Gegenftänden. 

Durd die in den legten Jahrzehnten erfolgte Vervollfommnung der Transport: 
anftalten, namentlich durch den Bau und Betrieb von Eifenbahnen nd in Beziehung 
auf Quantität jowohl wie Qualität der zum Transport gelangenden Güter ganz neue 
Berhältniffe eingetreten. Es ift die Beförderung von mancherlei Rohmateralien mög» 
li geworden, deren Werth den früheren theueren Landſtraßentransport nicht vertrug, 
deren Verfrachtung auf Eifenbahnen aber (in ähnlicher Weife wie auf Schiffen), nas 
mentlicy deshalb geeignet erfchien, weil fie weder beim Transport felbit, noch bei 
Annahme und Abgabe feiten der ——— viel Sorgfalt erforderten, deshalb 
wenig Regiekoſten verurſachten und ſomit ganz beſonders billig in ziemlich entfernte 
Orte hberführt werden fonnten. Allmählich find aud) andere werthvollere Güter nach 
ähnlich billigen Frachtſätzen (Tarifen) unter ähnlichen Vereinbarungen transportirt 
und dadurch die Grundbedingungen geboten werden, Induftrie und Handel einen nie 
geahnten Aufſchwung nehmen zu laflen. 

So find z. B. neben einer großen Reihe von Tarifermäßigungen für verichie: 
dene Güter mit Rüdjicht auf die jedesmal gleichzeitig zur Verſendung fommenden 
Duantitäten, ebenjo neben Gewährung von Frachtrabatten an den von großen 
Spediteuren, gleichviel für welche Gattungen von Gütern, zu zahlenden Jahresbeträgen 
u. ſ. w. in Bezug auf Koblentransport ganz beſondere Tarife entitanden, deren 
Niedrigfeit nocy vor einem Decennium als unzuläffig erfchienen jein würde, deren 
Durchführbarkeit andererfeitd aber auch nur unter den aufgeftellten außergewöhn- 
lihen Transportbedingungen möglid war. Es mag hierbei blos an die den 
deutihen Bahnverwaltungen ſehr günftigen Beftimmungen des „Wereinsreglements 
für den Güterverkehr“ erinnert werden, welche beilpieldweife auf verfpätete Beförde- 
rung und Ablieferung der Transportgegenftände , auf Entihädigung abhanden gefom- 
mener, nicht befonders verficherter Güter mit einer, ohne Rüdjicht auf Qualität, im 
Voraus feitgejegten Marimaliumme pro Gentner, auf Haft- und Erfagpflicht für ent- 
ftandene Beihädigungen; auf Vergütung von Gewichtödefecten u. f. w. ſich beziehen ; 
welche Beftimmungen aber doch dahin führten, daß Spediteure und viele andere Fracht: 
geber bei der großen Sicherheit und Zuverläffigfeit, mit weldyer ungeachtet der jo ge: 
ringen Berbindlichfeiten der Eifenbahnverwaltungen diefe Transporte bejorgt wurden, 
eine befondere VBerficherung ihrer Güter nicht bewirften, fomit bei einem verhältniß- 
mäßig geringen Rifico nur die billigftmöglichen Transportipejen aufwendeten. 

In den legten Jahren hat nun aber diefe Angelegenheit ein ganz anderes Geſicht 
befommen. Denn das Publicum, namentlich der Fabrif- und Handelsitand, will zwar 
an den unter dem Schuge der Güterreglements allmählich herabgefegten Tarifen feft- 
halten, die Bedingungen zu deren Befteben dagegen, alſo den außergewöhnlichen Schug 
des Reglements befeitigt willen; es will mit anderen Worten das im Laufe der Zeit 
unter Berüdjichtigung gegenfeitiger Wünſche und Bedürfniſſe entftandene Verhältniß 
durch Betheiligung der a Gewalt dahin abändern, daß das Vortheilhafte 
bleibt, das Nachtheilige befeitigt wird. 

Die Hauptthätigfeit zur Durchführung dieſer Abficht wurde bei Abfaflung des 
„vom Frachtgeſchäft“ lautenden Abfchnittes des deutihen Handeldgefegbuds 
entwidelt, jeiten der Bahnverwaltungen aber nicht minder eifrig befämpft und ift daraus 
ein Mittelweg hervorgegangen, der freilic eigentlich feine der beiden Parteien be: 
friedigt. Hören wir zuerft die Eifenbahnverwaltungen: Wären, jagt man, die nad) 
weiter Zefung in dem genannten Entwurfe enthaltenen Beftimmungen aud) bei dritter 
und legter Leſung unverändert geblieben, fo würde eine gewaltige Umwälzung in den 
Tarifen die unausbleibliche Folge geweſen fein, da nad) den gegenwärtigen Begriffen 
von Induftrie Niemand, alfo auch feine Bahnverwaltung,, gezwungen werben fann, 
für eine Leiftung das Doppelte, vielleicht Dreifahe an Arbeit und Capital (wie Dies 
im vorliegenden Falle nothwendig gewefen wäre) aufgumwenden, ohne den Preis dieſer 
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Leiſtung zu erhöhen. Zeither aſſecuritte der Abſender ſeine Waaren bei ſich ſelbſt, 
indem er von den billigen Tarifen Gebrauch machte. Wollte er das Riſico des Ber: 
luſtes nicht übernehmen, dann fchügte er fich durch befondere Verficherung , die freilich 
oft jehr umftändlich war. L 

Bon Seiten der Frachtaufgeber ift dagegen mit Recht hervorgehoben worden, daß 
niedrige Tariffäge den Umfang der Transporte weſentlich fteigern und daß nad) längft 
bewährten faufmännifchen Erfahrungen eine Verminderung der Koften bei irgend einer 
Leiftung die Nachfrage fofort fteigert und erfahrungsgemäß die zahlreicheren Aufträge 
in ihrer Summe des NReingewinns für den Ausfall reichlich fchadlos halten. Man 
überfieht ferner, daß die ei der Rohftoffe, beifpieldweile der Kohlen, zu mög: 
lichft billigen Sägen (Einpfennigtarif = 1 Pfennig pro Centner und Meile) indu— 
ftrielle Unternehmungen in das Leben zu rufen im Stande find, welche den Eifenbahnen 
wiederum werthvollere und daher höher zu tarifirende Sendungen zuführen. Anftatt 
nad) diefer Seite hin die Bedürfniffe des Verkehrs zu ftudiren und durch entiprechende 
Erleichterungen zu Handeld- und Babrifunternehmungen anzuregen, laſſen ſich die 
meiften Eifenbahnen Herabfegungen der Tarife nur erft dann abzwingen, wenn für 
gewiſſe Artikel ein bedeutender Rüdgang des Verkehrs ſich herausgeftellt hat, ohne die 
Forderungen der öffentlichen Meinung vorher im Geringften beachtet zu haben. 

Am nachtheiligften für den Verkehr haben fich die neuerdings immer auffälliger 
hervortretenden Frahtdisparitäten erwiefen. Zum Schaden der Zwiſchenſtatio— 
nen wird der directe oder Durchgangsverfehr erleichtert, Dagegen der Local» und 
Zwifchenverfehr vertheuert, jo daß nicht felten der Tarif nach weiter gelegenen Orten 
niedriger normirt ift, als nah Plägen, die zwifchen dem Abfendungs- und Abliefe: 
rungsorte liegen. Die Entihädigung für die Frachtleiſtung befteht aus zwei Grö— 
fen, einer conftanten und einer variabeln. Gonftant, d. h. gleich hoch für alle 
Entfernungen, find die Koften für das Verladungs- und Abladungsgeſchäft, ver: 
änderlich dagegen die Summe der Meilen, weldye die verladenen Güter zu durch: 
laufen haben. Sobald beide Größen in entiprechenderer Weiſe ald bisher der Be- 
rechnung des Tarif zu Grunde gelegt werden, wird die Gliederung der Frachtiäge 
eine weit geredhtere werden. So wenig es in den MWiünfchen des Handels liegen kann, 
aus jelbftiüchtigen Beweggründen die Mohlthaten des directen Verkehrs verfennen oder 
ſchmälern zu wollen, oder für den Verkehr einer ganz unbedeutenden Zwijchenftation 
diejelben Vortheile zu verlangen, wie für größere Senden, fo giebt es doch eine 

roße Anzahl von Fällen, in weldyen der directe Bezug, zumal wenn e8 ſich nicht um 
* große Poſten handelt, die Vortheile nicht zu bieten vermag, die man von ihm er: 
wartet, und wird beifpieldweife der Nugen der niedrigen Fracht nicht felten durch Er: 
mäßigungen bei größeren Sendungen, bier und da (bei der Verbindung von Groſſo— 
und Epeditionsgefhäft) durch ungünftigere Greditbedingungen mehr als aufgewogen. 
Um fo auffälliger ift das Mißverhältniß awifchen dem directen und dem ——— 
und ſind die Begünſtigungen der Endſtationen zum Nachtheil der Zwiſchenplätze ſo ab— 
norm, daß eine Aenderung und gleichmäßigere Vertheilung der Frachtkoſten dringend 
geboten ift, oder mit anderen Worten: „Warum ſoll, da die Eifenbahnen jederzeit erflä- 
ren, ſich für die billige directe Fahrt durdy die Zwiſchenſtationen ſchadlos halten zu 
müffen, warum fol 3.8. Berlin für feine Bezüge und Abfendungen nad) Wien einer: 
und nad) Hamburg andererjeits hohe Frachtiäge zahlen, damit Wien» Hamburg fo 
billig als nur irgend möglich wegfommt 2“ 

In vielen Fällen handelt es fich aber bei dem langjährigen Streite zwijchen den 
Bahnen und der Handelöwelt nicht blos um den Tarif, fondern um Einhaltung einer 
angemefjenen Lieferzeit, um richtige Ablieferung der anvertrauten Güter nicht blos nad) 
der Stüdzahl der Eollis, fondern nad) dem Gewicht, um Schonung derfelben bei dem 
Auf: und Abladen, um Schuß vor den Unbilden der Witterung u. |. w., um Anforde: 
rungen alfo, die bei dem Frachtfuhrmann, wie bei dem Schifer ohne bejondere Ber- 
fiherungsprämie gegen Wetterſchaden, Bruch, Feuer, Diebftahl u. ſ. w. ſich früher 
von jelbft verftanden und heute noch von felbft verftehen, während die capitalmächtigen 
nn. befondere Ausnahmsftellungen in höchſt unbilliger Weife in a 
nehmen. . 
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Freeſoilers (Freibodenmänner) | 

+ nennen fi) die Anhänger einer politifhen Partei in Nordamerika, weldye fordert, 
daß von dem noch unbebauten Territorium der Union jedem Manne, der fidy dazu er: 
biete, e8 zu bebauen, und hierzu fähig fei, ein Areal bis zu 160 Acres angemwiefen, die 
Größe des in einer Hand befindlichen Grundeigenthums auf ein beftimmtes hödhftes 
Maas beichränft, das Grundeigenthum aber wegen Schulden nur bis zur Hälfte des 
Tarpreiles in Anfprud) genommen werden folle; jedenfalls follen feinem Manne Schul⸗ 
den halber die legten 40 Ader, ſowie das nöthige Vieh und Geräthe genommen werden 
fönnen. Auch findet fid) auf dem Programm der Freefoiler die Korderung des unent⸗ 
gelolichen Unterrichts in allen höheren und niederen öffentlicdyen Schulen. In mehreren 
Staaten hat die Partei dieje Forderungen zum Theil durchgeſetzt, 3. B. in Arcanfas. 
Im Staate Newyork werden die Freefoiler fpottweife Barnburners (Scheunenverbren- 
ner) genannt.’ A. Emminghaus. 


Freigebiete oder Zollausſchlüſſe Freihäfen) 

find foldye Bezirke, welche von den Zollgefegen des Staatsgebietes, zu dem fie ges 
hören, befreit find; derartige Koralitäten ftehen daher mit dem Auslande in völlig freiem 
Verkehr, find von dem Inlande durch eine eigene Zwifchenzollgrenze ftreng abgeichie- 
den, und die allgemeine Zolibehandlung der über das Freigebiet eingehenden Waaren 
findet erft an Dieter Zwifchengrenge ftatt. 

Man unterfcheidet unter den Zollausichlüfien: a. die Freigebiete im engeren, 
tedhnifchen Sinne, d. h. ganze Provinzen oder größere Theile derſelben, weldye die 
erwähnten Befteiungen genießen ; als Beifpiel erinnern wir an die Halbinſel Iſtrien, 
welche infolge eines öfterr. Gefeges vom 21. Mai 1861 in einer Flächenausdehnung 
von 56 Duadratmeilen mit ca. 162000 Einwohnern neuerlich zum reigebiet er— 
flärt und mit den quarnerifchen Infeln vereinigt wurde, fo daß jegt im Süden des 
öfterr. Kaiferftaates ein Freigebiet in der beträchtlichen Größe von 72%, Quadratmeilen 
mit faft 200000 Einwohnern befteht. — b. Die Zollausfchlüffe (Freiftädte) im 
engeren Sinne, d. h. einzelne DOrtichaften, die fich folcher Freihandelsprivilegien er- 
freuen. Zur Zeit der rein fiscalifchen Auffafiung des Zollweſens gehörten foldye Aus- 
nahmsftellungen nicht zu den Seltenheiten, jegt find fie größtentheild verſchwunden; 
beiſpielsweiſe ift Brody in Galizien feit fat einem Jahrhundert freie Handelsftadt. — 
c. Die Freihäfen, d. h. Seepläge, weldyen die Zollfreiheit zugeftanden ift; in einer 
weiteren, völferrechtlichen Bedeutung hat man allerdings Sreihäfen jene Häfen ger 
nannt, zu denen allen Flaggen der Zutritt offen fteht, ohne daß fie Diejenigen Bedin— 
gungen zu erfüllen haben, an welche die Zulaffung in die übrigen Landeshäfen gefmüpft 
iſt. In diefer Beziehung find fie alfo eine befondere Art der offenen Häfen, im Gegen» 
fag au den gefchloffenen, zu welchen die Schiffe fremder Nationen gar nicht zugelaffen 
werden; ebenfo hat man von Freihäfen oft in dem Sinne geſprochen, daß darunter 
Hafenpläge verftanden werden, die von jeder Kocalgebühr , oder von gewiſſen, naments 
lich Die fremden Schiffe belaftenden Schifffahrts- und Hafenabgaben befreit find. Der 
engere volfswirthichaftliche Begriff der Freihäfen nimmt indeß auf die ftaatsrechtlichen 
Verhältnifie feine Rüdficht, fondern hängt lediglich mit der Zollverfaflung zufammen. 
Ohne auf die erfteren einzugehen, verweilen wir gleidy bei den factiichen Verhältnifien 
der Freihäfen im engeren adminiftrativen Sinne. Diefelben find eine jehr alte Ein- 
richtung ; Ichon im 6., 7. und 8. Jahrhundert zeigen ſich Spuren eines foldyen Privi— 
legiums zu Marfeille; im 12. Jahrhundert wurde Dünfirchen,, im 15. Jahrhundert 
Bayonne zum Freihafen erflärt ; die großartigfte Maapregel in diefem Belange ift aber 
das Decret Golberts aus dem Jahre 1669, weldyes auf ein Mal 11 Freihäfen in 
Frankreich ſchuf; dieſem Beifpiel folgte bald Kaifer Carl VI., indem er tm Jahre 1719 
Trieft und Fiume zu Freihäfen erklärte; fpäterhin wurden mehrere andere Häfen an 
der dalmatifchen Küfte, dann Venedig mit analogen Privilegien ausgeftattet. Da- 
neben hatten die Regierungen ber italienifchen Staaten einige mehr oder minder voll- 
ftändige Freihäfen Genua Livorno, Meflina, Brindifi, Ancona u. f. w.) im mittel» 
ländifchen, und Rußland hatte Odeſſa als Freihafen im ſchwarzen Meere geichaffen ; 
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ferner nennt man häufig die Hanſeſtädte, dann die Schwerin'ſchen Häfen Roſtock 
und Wismar in ihrem Verhältniſſe zum deutichen Bunde unter den Freihäfen, weil fie 
fo liberale Zollverfaffungen befigen, daß jie factiich dem Seehandel alle Vortheile eines 
Freihafens bieten; endlich wurden außerhalb Europa jowohl in beiden Theilen Ame- 
rifa's ald auch in Afrifa einzelne Freihäfen begründet. 

Diejen Vorgängen entgegen hat fidy die neuere Zeit vorzugsweiſe mit der Auf: 
hebung jolcher Privilegien beſchäftigt; jo hat Frankreich heutzutage feinen einzigen 
Freihafen mehr, denn der- legte derfelben, Marfeille, wurde durch die fgl. Ordonnanz 
vom 10. September 1817 auf Anſuchen des dortigen Handelsſtandes aufgehoben; 
daffelbe geihah von Seite der ruffiichen Regierung mit Odeffa, dann vom Königreich 
Italien durd) Das piemontefiihe Douanenreglement vom 11. September 1562 hinficht- 
li der Mittelmeerfreibäfen ; in Defterreich endlich wurde im verflofienen Jahre dem 
Reichsrathe ein motivirter Antrag auf Befeitigung der noch beftehenden Zollausichlüffe 
vorgelegt, einem Comite zur Prüfung übergeben und wird, foviel fi bisher nach dem 
eingelangten Gutachten und der öffentlichen Meinung beurtheilen läßt, ohne Zweifel 
in der nächiten Seflton zum Beſchluſſe erhoben werden. 

Die Beranlaffung, aus weldyer Freihäfen gefchaffen worden find, liegt in der un: 
läugbaren Erleichterung des Verkehrs; Die beläftigenden Zollmanipulationen , die 
Koften der Zollentricytung und mindeftens der Verluft der Intereſſen des vielleicht 
fpäter wieder zurüderftatteten Zolles ſſ. Rüdzölle, drawbacks; beerigen ohne Zwei: 
fel außerordentlich das gelammte Handelögewerbe; werden Diele Fefleln befeitigt , To 
fann nicht nur der naturgemäße Aug des Handels in den Freiheitsgebieten erhalten 
werden, jondern es fann jogar ein Fünftlicher Zwiſchenhandel an Orten entitehen „ die 
nad) ihrer geographiichen Yage ohne bejonders anlodende Privilegien derſelben ent: 
behren müßten. Deshalb hat man die Gründung von Freihäfen ald Mittel benugt, um 
den Verfehr in neue Bahnen zu lenken, um verlaflenen Seeftädten ein reglames, frucht- 
reiches Leben zu verſchaffen, um junge Hafenpläge ichnell in Aufihwung zu bringen. 
„Statt aber durd) die Wahrnehmung der, dabei erreichten Erfolge auf den richtigen 
Schluß geführt zu werden, daß eine gleiche, angemefjene Abgabenfreiheit dem übrigen 
Staate ähnliche und vielfach vertheilte Erfolge verichaffen werde, weil die Blüthe Des 
Freihafens eben aus dem Wegfall der von einer engherzigen Handelspolitif erft fünft- 
lich herbeigeführten Hemmniſſe herrührt, begnügt man fid) ohne Scrupel mit der 
Thatſache des Gontraftes oder weift die Folgerungen zurück.“ 

Wenn man jich nad einer ſolchen Betrachtung etwa verleiten laſſen fönnte, für 
einen Staat, deſſen wirthichaftlidye Verhältniſſe noch nicht die allgemeine Durchführung 
des Freibandelsprincipes erlauben , die offenbar belebende Einrichtung der Freihäfen 
für gerechtfertigt zu halten, fo darf man doch niemals die gewichtigen Gründe vergeflen, 
die gegen den Beſtand jedes Zollausſchluſſes Iprechen, Erftlih muß daran erinnert 
werden, daß die Vortheile, Die für den Aufihwung des Hafenplages durch ſolche 
Privilegien gefchaffen werden, alle übrigen Hafenplätze, die eines ſolchen privilegirten 
Freihandels entbehren, und alle anderen Kaufleute des Staats in offenbaren Nadytheil 
verjegen ; Das Geſetz, welches die Ausnahmeftellung einzelner Gebiete beſtimmt, fanc- 
tionirt alfo zugleich eine grobe Ungerechtigkeit, welche ſich um jo weniger beichönigen 
läßt, als nad) der faft überall gewonnenen Erfahrung der Flor des Freihafens allein 
dem Lande nur wenig zu Gute kömmt und höchitens den dort operirenden Ausländern 
einen beträchtlichen Gewinn verfchafft. Die Bewohner des Freigebietes haben alle 
Verbrauchsgegenftände um den Betrag der Zölle billiger; je höher die Tarifiäge eines 
Staates find, je mehr aljo die Gründung von Zollausſchlüſſen wirkſam fein mag, 
deſto größer ift Die Doppelte Ungerechtigkeit, die in jolchen Verfügungen liegt; directe 
PBaujhal-Entihädigungen , wie fie von Freibäfen jährlich al8 Aequivalent für Diele 
Befreiung von allen Gonfumtionsfteuern verlangt werden, treffen nur felten das rich— 
tige Maaß, um eine völlige Ausgleichung herbeisuführen. 

Außer diefem Widerſpruche gegen das Poftulat der Gleichberechtigung aller 
Staatsbürger , verftoßen die Zollausfchlüfle auch gegen die Grundjäge einer geſunden 
Handelspolitif. Es kann nicht unfere Aufgabe fein, bier in eine Vertheivigung des 
allgemeinen Breibandels einzugeben; wir dürfen indeffen ald Grundfag , der von jeder 
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Seite — wird, die Nothwendigkeit der Bildung großer Handelsgebiete hin— 
ftellen. Selbft die ertremften Vertheidiger des Schuges der nationalen Arbeit haben 
fid) noch nie diefer Wahrheit verfchloffen, fie haben im Gegentheil anerkannt, daß eine 
rationelle Durchführung des Schugzollfuftemes nur in fehr großen Ländercompfleren 
möglich ift. Wie widerſprechend ift es dann, durd die Schöpfung von Freigebieten 
oder Freihäfen im Innern des Landes eine Zwifchenzolllinie aufzuſtellen, d. h. einen 
Theil des eigenen Staates zum Auslande zu machen und vom übrigen Theile, gewiflers 
maaßen dem Jnlande, abzutrennen. Es ift nicht etwa eine hohle Phraſe, von einer 
joldyen, faft feindfeligen Abſcheidung zu ſprechen; die tägliche Erfahrung der Länder, 
in welchen Freibandelspläge beftanden oder noch beftehen, lehrt, daß die Bewohner die 
jer legteren wie Ausländer ihren Mitbürgern jenfeits der Zolllinie entgegentreten. 
Statt den Freihafen zum beften Marfte zu machen, verjchließt man geradezu die vor: 
züglichften Abfagpläge der inländiichen Landwirthſchaft und Induftrie; die Beobach— 
tung der Praris macht die Richtigfeit dDiefer Behauptung vollkommen Har. Der Fabri— 
cant jendet einen Artifel an den Kaufmann im Freihafen; von dem Augenblide, wo 
die Waare dort angelangt ift, wird fie von der Douane ald ausländiihe Waare ange- 
jehen,, d. h. wenn fie in das Inland zurüdgezogen werden joll, muß fie gleich jedem 
anderen über den Freihafen eingehenden Gute, an der Zwifchengrenge den normalen 
Zoll entrichten; das Zurüdziehen der einmal in den Freihandelsplag verſchickten Ar: 
tifel wäre aljo nur mit großen Koften möglich, zwar helfen die Zollordnungen über 
diefe Schwierigfeiten durdy das Begleiticheinverfahren, Plombiren jeder Waare und 
andere Maafregeln hinweg, dennoch giebt es viele Fälle, namentlich bei Confumti- 
bilien, bei Wein! u. dgl., wo feiner diefer Auswege nügt. 

Der bereits erwähnte Verluſt der Staacsfaffe wäre vielleicht noch zu verfchmerzen ; 
dagegen ift e8 eine allgemeine Erfahrung, daß ein viel größerer Verluft durch den 
Scyleihhandel herbeigeführt wird; um Freigebiete herum haben ſich zu allen Zeiten 
zahlreihe Schmugglerbanden niedergelafien und es ift Niemandem, aud) nicht den Be» 
hörden, ein Geheimniß geblieben, daß ganze Familien und Gemeinden an den Grenzen 
der Zollausſchlüſſe nur dem Paſchhandel ihre Eriftenz verdanfen. Die Foftipieligite 
Douane würde vergebens bemüht jein, die Summen einzutreiben, die fo alljährlich 
auf unerlaubte Weile dem Staatsichage vorenthalten werden; und dies am allerwenig« 
ften heutzutage, da Eifenbahnen die Freigebiete mit dem Inlande verbinden und „ſicher“ 
de Perſonen- oder Lafttrain aus dem Freihafen geht, in dem fich nicht Gontrebande 

efindet. 

Eine ruhige und unbefangene Erwägung diejer Gründe mußte alſo zur Ueber: 
zeugung führen, daß das Inftitut der Zollausfchlüffe in der modernen Volkswirth— 
Ihaftspflege nicht mehr haltbar ift und höchftens ald vorübergehendes Neizmittel 
in denjenigen feltenen Fällen angewendet werden kann, in welchen man dem Handel 
durch Anbietung großer Vortheile eine neue Ridytung zu geben oder einen jungen 
Hafenplag ſchnell emporzubringen hoffen darf?. Als dauernde Einrichtung wird 
man aber Freigebiete um jo weniger billigen fönnen , als e8 einen ganz vortrefflichen 
Erſatz für dieſelben giebt, einen Erſatz, der fo ziemlich alle Vortheile der Freihäfen 
bietet, ohne deren Nachtheile beforgen zu laflen. Wir meinen die Errichtung von 
Sreilagern. 

Freilager (entrepöts, docks) find folde Magazine, in welden fraft 
einer bejonderen gejeglichen Verfügung die eingebrachten Waaren ohne Zollentrichtung 


1) Wer einem Agenten im Freihandelsplage Wein zum Verfaufe überfendet, überliefert diefem 
fein Gut auf Onade und Ungnade; die Weine laflen üd nicht plombiren, denn fte erfordern unauss 
geſetztes Nachſehen und aufmerffame Behandlung; fie laffen fich nicht mit Begleiticheinen in den 
amtlichen Zolllagerftätten aufbewahren, denn fie müffen in quten Kellern gelagert werden; das Faß, 
welches die Zwiſchengrenze vom allgemeinen Zollgebiete eines Staates zum Freigebiete überjhritten 
get, iſt alfo nur mit großen Koften an Zöllen n. Pr wieder — der rege Haudel mit der: 
ei Artikeln daher über Freihäfen faſt unmöglid gemacht. — Wir haben diejes Beifpiel ermähnt, 
weil es der praftifchen Grfahrung der Gegenwart entnommen it: beim Freihafen Trieft zeigen ſich 
die traurigften Gonjequenzen für den gefammten Weinhandel Deiterreichs. 

2) Nur durch ſolche Motive läßt fich erklären, warum Rußland in der jüngften Zeit daran 
denkt, Sebaftopol zum Freihafen zu erflären und eine Eiſenbahn dahin zu führen. 
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aufbewahrt werden können; dieſelben ſtellen eigentlich eng begrenzte, ſtreng abge— 
ſchloſſene, auf gewiſſe Gebäude eingeſchränkte Freigebiete vor. — und Han⸗ 
delsſtädte, welche in hinreichendem Maaße mit ſolchen Freilagern verſehen ſind, ge— 
nießen alſo Verkehrserleichterungen der eigentlichen Zollausſchlüſſe. 

Die erſte und primitive Form der Freilager ſind die Entrepots, d. h. ſolche 
Magazinsgebäude, welche von der Staatsverwaltung zu dem Zwecke erhalten und 
beaufſichtigt werden, um zollpflichtige Waaren auf längere oder kürzere Zeit darin ver- 
ſchloſſen zu halten und die Zollentrichtung erft in dem Augenblide eintreten zu lafien, 
wo die Waare dem inländiichen Verfehre übergeben wird. Da die Praxis bald lehrte, 
daß bei größerer Ausdehnung des auswärtigen und Tranfitohandels joldye einzelne 
Regierungsmagazine nicht ausreichen fünnen,, ging man um einen Schritt weiter und 
ertheilte verläßlichen Privaten, angejehenen Handelsfirmen das Recht, ihre eigenen 
Magazine ebenfalls zu ſolchen zollfreien Lagerftätten zu benügen und auf dieſe Weife 
entftand der heutzutage jehr geläufige Unterfchied zwiichen dem wirklichen Entre: 
pot und dem fingirten Entrepot (e. reel und fietif). Im erfteren bleibt die 
Waare ausſchließlich unter dem Verichluffe der Regierung. Beim fingirten (firtiven) 
Entrepot hat der Kaufmann, weldem die Errichtung defielben geftattet wurde und 
welcher der Regel nad) eine gewifle Gaution zur Sicherfelfung der Anſprüche der Zolle 
verwaltung erlegen muß, Dafür zu forgen, daß feine yo ie der Zollvorichriften 
vorfömmt. Gewöhnlidy ftehen Entrepots diefer legten Art unter doppeltem Ber: 
ſchluſſe; einer der zugehörigen Schlüfjel befindet ſich in den Händen der Zollbehörde, 
der weite in jenen des Gigenthümers; auch die Manipulationen , das Aftortiren und 
Befichtigen der dort eingelagerten Waaren geichieht unter Gontrole der öffentlichen 
Organe. Ueberdies find nicht alle Waarengattungen zur Aufbewahrung in den fin» 
girten Entrepots zugelafien, fondern gewiſſe Artifel, bei denen die Gefahr des Schmug— 
gels zu groß ift, find gewöhnlich auf Die wirklichen Entrepots angewicien. 

Unter Do ds verfteht man überhaupt diejenigen Baflins oder fünftlichen Häfen, 
welche für die Gonftruction,, Ausbeflerung und Aufnahme von größeren Fahrzeugen 
beftimmt find. Die Ehiffsbaufunft unterfcheidet mehrere Arten derfelben (dry docks, 
Trodendods — gravings docks, Dods mit Fallthüren zum Einlafien des Waſſers 
und mit Vorrichtungen zur Trodenlegung — wet docks, naſſe oder Waflerdods,, in 
Bezug auf die Zollverwaltung wollen wir uns aber ausichließend mit denjenigen, voll: 
ftändig eingerichteten Dods beſchaͤftigen, welche thatfächlicy dem internationalen Han: 
del die größten Erleichterungen gewähren. 

Die Dods nämlich, welche den vorzüglichften Erfag für die Freihäfen zu bieten 
vermögen, find ausgedehnte Balfins zur Aufnahme von Handelsſchiffen — umgeben 
von geräumigen Quais und Abladeplägen — inmitten von Magazinen, Schuppen 
und Kellern für die fichere und jedem Artifel entiprehende Aufbewahrung aller ge 
löichten Waarengattungen — durch Einfriedungsmanern nach außen vollfommen ab- 
geidyloffen — und von der Regierung mit dem Privilegium eines wirklichen Freilagerd 
ausgerüftet. Wer nur einen Tag lang das raftlofe Treiben, die unausgejegte und Doc) 
fo überrafchend regelmäßige Abwidlung der Gefchäfte und die einfachen Zollmanipula- 
tionen in den Meftindia- Dods oder London » Dods beobachtet hat, wird von der Be: 
deutung dieſer Anftalten überzeugt fein. Das größte Kauffahrteifchiff, der mächtigfte 
India-Man trifft heute ſchwerbeladen in der Themfeftadt ein; die Dods nehmen ihn 
ohne irgend eine vorausgehende Zollbeläftigung auf; er Löfcht feinen Thee, feine Seide, 
feine Baumwolle und in wenigen Tagen find die Güter, die er gebracht hat, gut und 
ficher in den Magazinen aufgefpeichert. Won diefem Augenblide an verfügt der Eigen- 
thümer über die Waaren in der dem Credit und der Gethäftsabwidlung förderlichften 
Kom, denn er verpadt,, verfauft, belchnt, vertaufcht die Waaren, ohne jchwerfällige 
oder Foftipielige Manipulationen. Infolge der » Warehousing-Act« hat nämlid) 
der Eigenthümer der Waare das Recht, gegen vertragsmäßige Haftung für Die feiner: 
zeitige Entrichtung der etwaigen Zölle die Ladung in dem Freilager aufzuſpeichern; 
innerhalb der Umfriebigun diefer Dodsfreilager kann er num gegen Entrichtung eines 
mäßigen Lagerzinſes Die ann drei Jahre lang liegen lafien, diefelben aus: und 
einpaden und Formveränderungen damit vornehmen , 3. B. fremde Weine und Sprits 
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auf Flaſchen ziehen, Kupfererze umfchmelzen laffen u. f. w.; — er darf ferner die 
Waaren aus einem der Dods frei nad) irgend einem andern Freilager des vereinigten 
Königreiches trandportiren und dort unter den nämlichen Bedingungen lagern, er kann 
endlich — und das ift die wichtigfte Modification — den Verfauf und Umfag der 
Maaren von feinem Gomptoir aus, dur fog. Warrants bewerfftelligen. Der 
engliiche Kaufmann hat Mufter aller eben von ihm in den Dods eingelagerten Artikel in 
feiner Schreibftube ; er zeigt nur dieſe Mufter dem Kaufluftigen und —9* das Ge⸗ 
ſchäft auf Grundlage derſelben in ſolcher Weiſe ab, daß er dem Käufer einen mit ge— 
wiſſen geſetzlichen Formalitaͤten verſehenen Warrant ausſtellt, in welchem er ihm das 
Eigenthum einer beſtimmten Menge der beſtimmten Waare überträgt; dieſer Warrant 
wird in den, von der Adminiſtration der Docks geführten Büchern eingetragen und 
repräſentirt nun die Waare oder den Werth der Waare. Jeder Beſitzer kann den 
Marrant ganz oder theilweiſe weiter cediren und fo wird oft eine ganze Reihe von 
großen und Heinen Geſchäften abgefchlofien, ohne daß die Waaren berührt worden find. 
Erſt der Legte, vielleicht der Detailverfäufer, der die Waare in den Kleinverfehr bringt, 
zieht diefelbe nady Entrichtung der darauf haftenden Zölle aus dem Magazine heraus, 
Abgeſehen von dem Bortheile, der darin liegt, daß infolge ver Warrants alle koſtſpieli— 
gen Manipulationen mit der Waare vermieden werden, findet ſich in dieſer Einrich— 
tung zugleich ein weientliches Mittel zur Mobilifirung des faufmänniichen Credits, 
denn der Warrant wird beliehen wie ein jedes Werthpapier und hat dadurd) eine fo 
bedeutende Function erlangt, daß man ihn heute nicht blos in den engliichen Dods 
fennt,, fondern daß er auch in Franfreich bei den Entrepots und öffentlihen Maga 
jinen und auch in anderen Staaten des Continentes bei fog. Entrepotsgeiellichaften 

Waaren-Leihhäufern) eine mehrfache, leider noch zu feltene Anwendung bat. 
Literatur: Gzörnig, Der Freihafen von Venedig. Wien 1531. — Der 
Freihbafen von Trieft und die öfterr. Induftrie. Wien 1850, anonym. — J. 
C. Rad, Eind Freihäfen noch zeitgemäß? Wien 1863.— A.T., La questione del 
orto franco. Trieste 1863. — Der Freibafen von Trieft, Denfichrift,, dem 
eichsrathe gewidmet von der Triefter Handels» und Gewerbefammer. Trieft 1863. 

Franz Neumann. 


Freihändler.E 

Den wirthichaftlichen Zuftand eines Volkes, in welchem daſſelbe frei von allen 
fünftlihen Beichränfungen des Angebotes und der Nachfrage ift, nennt man Frei— 
handel oder Handelsfreiheit ſ. d.) und diejenigen, welche die Vortheile eines 
jolden Zuftandes erfennen und für die Erreichung deſſelben ihre Kräfte einiegen, Frei— 
händler. Zu den fünftlihen Beichränfungen des Angebotes und der Nachfrage g 
hören Gefege, weldye den Verbrauch gewifler Güter verbieten oder erſchweren (3. B. 
Lurusyerbote, Kleiverordnungen); Gefege, welche die Zahl der Anbieter befchränfen 
(Zunftgejege, Niederlaffungserfchwerungen) ; Gefege, welche für gewiſſe Gegenftände 
und Leiftungen gewifle Preile firiren (Bäder- und Fleiichtaren, Zinswuchergefege, 
Gourtage-Taren); Gefege, welche gewifle, an ſich erlaubte, Gefchäfte verbieten (3. B. 
die jogen. Kornmwuchergefege‘ ; foldye, welche im Inlande das Mitwerben des Auslandes 
und das Mitwerben der Inländer im Auslande erfchweren Ein- und Ausfuhrzölle) ; 
folche, welche gewiffe Gewerbe und den Handel mit gewifien Dingen nur gewiſſen Ber: 
fonen geftatten Conceſſionsweſen, Privilegien, Patente, Monopole) u. f. w. Die 
Aufgabe der Freihändler, als einer wirthichaftlichen Partei, geht dahin, alle dieſe Br- 
Ichränfungen aus den Gefeggebungen zu entfernen. Der Zuftand, den fie zu erreichen 
fireben , galt noch vor Kurzem entweder als ein anarchifcher, oder ald ein unerreich- 
barer Jdealzuftand. Aber in den legten Jahrzehnten haben unter den europäifchen 
Culturvölkern manche in fo überrafchender Weile dem Freihandelszuſtande fich genähert, 
und es ift dabei fowenig die Befürchtung anarchiicher Erfcheinungen eingetroffen, daß 
man vielfach von jenen alten Borurtheilen zurüdgefommen ift, und die Freihandels- 
partei zufehends an Größe und Geltung wächſt. 

Die erwähnten Beichränfungen datiren zum geringften Theile aus dem früheren 
Mittelalter, oder gar aus dem Alterthume. Zwar damals beftanden einige derfelben, 
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aber mehr als Folge einer gewiſſen hergebrachten und mit der Entwickelung der Volks— 
individualität aufammenhängenden Feindjeligfeit zwifchen den verichiedenen Völkern, 
denn ald Ausfluß völferbeglüdender Abjichten der Gewalthaber. Noch jegt überwacht 
3. B. in Japan die Regierung den Verkehr mit dem Auslande mit Argusaugen, wer 
niger veranlaßt durch ftaatswirtbichaftliche Irrthümer, als durch die eingewurzelte Ge: 
wohnheit des Mißtrauens gegen alles Fremde. Der ftaatswirthichaftliche Irrthum als 
Urſache der Handelsbefchränfungen gehört erft jpäteren Entwidelungsperioden an. Er 
ift erit eine Folge der fich entwidelnden vollen Souverainetät der Fürften, der vollen 
fürftlihen Machtvollfommenheit, wie fie fidy in Louis XIV. verkörperte, jener Macht: 
vollkommenheit, welche einerjeits den Glanz des Hofes und des fürftlichen Anſehens, 
andererfeit8 die Ueberlegenheit und Macht des eigenen Staates über fremde Staaten 
anftrebte und eine Art göttlicher VBorfehung über die Völfer ausüben zu müflen glaubte. 
Die mannichfachſten und widernatürlichiten Beichränfungen, ebenjo des Binnen wie 
des internationalen Handels find mit dem Mercantilivftem (f. d.) und als Folge defiel- 
ben aufgetreten. Der Jrrthum diefes Syftems fing bald in allen europäijchen Staaten 
zu wuchern an. In Deuticyland zu den Zeiten Friedrichs des Großen, der ein eifriger 
Verehrer der Lehren Eolberts war. In England fonnte der Golbertismus am wenig: 
ten Boden gewinnen. Von da aus ward er aud) zuerjt und am erfolgreichiten mit den 
Waffen der Willenfchaft befämpft. Won des großen Schotten Adam Smith 11723— 
1790) berühmtem Werfe über die Natur und die Urſachen des Nationalreichthums da— 
tirt Die freihändlerische Reaction, welche jegt jo mächtig und fiegreih in Europa vor: 
wärtsichreitet. In Deutichland fanden Adam Smiths Lehren verhältnigmäpig früh: 
zeitig Eingang. Ins Leben eingeführt wurden fie hier durdy Steine epochemachende 
Regierungsinftruction vom 26. December 1808, einem Werke, weldyem Preußen und 
Deutichland ihre materielle Wiedergeburt nad) den Verheerungen der großen ſeit dem 
17. Jahrhundert auf deutichem Boden geführten Kriege zum Theil verdanfen. Das 
im Geiſte dieſer Inftruction erlafiene preußifche Gejeg vom 26. Mai 1818 verfündete 
die Aufhebung aller Zwangs- und Banngerechtigfeiten, fowie aller Monopolien, Tra- 
gung der Staatsabgaben nady gleichen Grundfägen von allen Staatsangehörigen, Ver: 
einfachung des Abgaben- und Abgabenerhebungsſyſtems, Vereinfahung und Ermäßi- 
gung insbejondere aud) der Gin-, Aus: und Durdgangsabgaben, ver Zölle und 
Accifen, der Conſumtions- und Lurusfteuern. Dieſes Gefeg war der erſte handels— 
freiheitliche Hauch, der durch Europa ging. Auf feiner Grundlage erfolgte die Bildung 
des großen deutſchen Zollvereins, deſſen Zollivitem hiernady fein Schug- ſondern ein 
mäßiges Finanzzollſyſtem fein jollte und nad) damaligen Begriffen wirflic) war. Denn 
damals herrfchten fowohl in Frankreich wie in England nicht allein Schugzölle, ſon— 
dern Iogar im Betreff mancher Handelsartifel ftrengfte Prohibition. Der Zollverein 
ift im Laufe der Zeit von feinem guten Anlaufe zurüdgefommen. Die Lehre von dem 
„Schug der nationalen Arbeit“, die Friedrich Lift und feine zahlreichen Anhänger 
mit Erfolg zu verbreiten wußten, noch mehr aber die fchwerfällige, und allen Fort: 
Ichritt ausichließende Organilation des Vereins hat den Einfluß gehabt, daß der Ber 
einstarif in völlige Stagnation verfiel, ja viele Poſitionen deſſelben erhöht wurden. 
Selbft gleichgebliebene Säle, welche vor 30 Jahren nur als Finanzzölle wirkten, wir« 
fen jegt bei verminderten Preifen, und, da im Verein die Gewichtöverzgollung die Regel 
bildet, als drüdende Prohibitiv- und Schutzzölle. Inzwilchen fingen in England die 
Lehren Smith an Früchte zu tragen. In den zwanziger Jahren bildete ſich Dort eine 
Freihandelspartei, welche in geichloffener Reihe, mit reichen Mitteln ausgeftattet, und 
das Ziel feit im Auge behaltend, von den alten künſtlichen Handelsbeichränfungen eine 
nad) der anderen zum Ballen brachte. Huskiſſon verkündete am 17. Mai 1826 im 
Parlament das Programm diefer Partei. Eobden, Bright u. A. gründeten die 
Anti-cornlaw-league Verein zur Befeitigung der Kornzölle), ganz nach englifcher 
Art zunächſt anfnüpfend an einen einzelnen, den offenfundigften, Irrthum, die Fünftliche 
Vertheurung eines der unentbehrlichiten Lebensmittel. Sir Robert Peel befannte 
im Februar 1846, daß er fich geirrt habe, indem er die Kornzölle für unentbehrlich ge: 
halten. Die Kornzölle fielen, und hiermit hatte die junge Partei ihren erften Sieg er: 
fochten. Es folgten bald neue Siege, darunter als der mächtigfte, die Befeitigung der 
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Eromwell'ihen Navigationsacte. Im Puncte des Freihandels fteht England zur Zeit 
unerreicht da. ES werden heutzutage dort nur noch auf einzelne wenige Artikel Zölle 
erhoben, und zwar eigentliche Finanzzölle, da es ſich bei dieſen Artikeln offenbar nicht 
in erfter Linie um den Schuß einer engliſchen Induſtrie handelt. In Frankreich fann 
von einer handelsfreiheitlihen Partei erft jeit wenigen Jahren gefprochen werden. In 
Deutſchland eriftiren und arbeiten grumdfägliche Freihändler zwar feit Anfang dieſes 
Jahrhunderts, aber ihr Bemühen war lange Zeit erfolglos, weil fie es nicht verſtan— 
den, auch wohl verfäumten, die Freihandeldidee populär zu machen und fidy mit ihren 
Sefinnungsgenoflen zu energifcher und praftifcher Agitation zu vereinigen. Hier wie 
dort war die große Maſſe der Gebildeten noch vor Kurzem in protectioniftiichen Irr— 
thümern befangen. Mehr allerdings in Franfreich, als in Deutfchland, wo viele wohl- 
angelegte und Fräftige Angriffe gegen den Schugzoll an der unglücklichen Organifation 
des Zollvereins Icheiterten. ST hatfächlich herrjchte in Frankreich freilich ein viel ausge: 
prägteres Prohibitiv- und Schutzſyſtem. Louis Napoleon, der bei der englijchen Frei— 
handelspartei während feiner Verbannung in die Schule gegangen war und die Ideen 
des Freihandels in fi aufgenommen hatte, ſah fehr wohl ein, daß er bei der Bevölke— 
rung Frankreichs zu großen Widerftand finden würde, wenn er eine gründliche Reform 
des handelspolitiſchen Syſtems auf dem gewöhnlichen Wege der Geſetzgebung verfucdhen 
wollte. Er griff vaher zu dem Mittel der Staatöverträge, zu deren Abſchließung er der 
Genehmigung der Volkövertretung nicht bedurfte. Don dem Tage des Ybichlufee des 
franzöſiſch-engliſchen zn datirt der Beginn eincd ganz neuen handels— 
politiſchen Syſtems in Europa. Die wefentliche Tendenz dieſes Syſtems beruht in der 
Reform der Tarife auf dem Wege der internationalen Verträge. Weniger infolge 
der Stärfe ſchutzzöllneriſcher Vorurtheile, als infolge der mangelhaften Organifation 
des Zollvereins wäre auch in Deutfchland von dem Verſuche der Tarifreform auf dem 
gewöhnlichen Wege der Eonferenzbeichlüfle und der Particulargeieggebung ein Erfolg 
nicht zu erwarten geweſen. Das neue Napoleonifche Syſtem hat auch hier geholfen. 
Der deutfch - frangöfiiche Handelsvertrag, der nad) langem Bemühen endlidy zu alffei- 
tiger Annahme bei den Zollvereinsftaaten gelangt ift, bewirkt einen freihändleriſchen 
Fortichritt, der auch hier, trog aller Energie der Freihandelspartei, auf anderem Wege 
to frühzeitig nicht zu ermöglichen geweien wäre. Die deutfche Freihandelspartei tritt 
erft jeit etwa acht Jahren als gefchlofiene Partei auf. Sie findet ihren Stütz- und Mit: 
telpunct in dem im Jahre 1858 gegründeten Congreß deutfcher Volfswirthe und hat in 
allen deutichen Volfsvertretungen, in faufmännifchen Gorporationen, in zahlreichen 
wirtbichaftlichen Vereinen und Genoffenfchaften, in der Preſſe u. f. w. ein bereits fehr 
ftarfes und intelligentes Gontingent von Mitarbeitern. A. Emminghaus. 


Freihandel ſ. d. Art. Handelsfreiheit.i 


Freizügigkeit (Niederlaffung). 

Man jpricht von einer allgemeinen, die politiichen Rechte und das Zuges 
ftändniß der Niederlaffung zu gewerblidyen Zweden zugleich umfaffenden, Freizügig- 
feit, und definirt diefe al8 das den Staatdangehörigen zuftchende Recht, innerhalb 
des Staatögebietes beliebig Aufenthalt und Wohnung zu wechſeln. Nach den meiften 
Geſetzgebungen ftügen fid) auf dieſes jelbftändige Beltinnmen des Wohnungsortes 
meift noch andere Rechte, welche erft durch die Anerfennung der Freizügigkeit zu voller 
Geltung gelangen. Das Recht freier Arbeit wird zwar überall bald nicht mehr 
als ein foldyes betrachtet werden, zu deſſen Verwerthung beiondere Erlaubniß einzu— 
holen ift, doch das Erwerben von Grund und Boden, das Recht eine Fami— 
liezu gründen und einen jelbftändigen Haushalt zu führen, fie folgen in 
ihrer beichränftern oder freiern Gewährung immer erft je aus der verſchiedenen Auf— 
faffung der Freizügigkeit, wie fie in jedem Staate geſetzlich anerfannt ift. Vollſtändig 
aufgehoben oder aud) nur zeitweilig außer Kraft gejegt wird das Recht des ungehin- 
derten Zu: und Wegzugs durch gefeglich verwirfte Haft, in geringerm Grade 
durch das Stellen unter polizeilihe Aufſicht. Landesverweifung ift 
eine dauernde Aufhebung des Nechts der Freizügigfeit. Bei denjenigen Staatsange— 
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—8 welche feiner augenblicklichen Einfchränfung diejes ihres Rechts unterworfen 
ind, fuchen fich die Bolizei- und Gemeindebehörden durch Päſſe, Legitimationg:, 
Aufenthalts= und Arbeitsfarten, vorzugsweife aber durd) Attefte über Die 
bisherige Führung der Zu: und MWegziehenden in fortdauernder Kenntniß zu erhalten 
(vergl. d. Art. Paßwefen). 

In fpeciellerm Sinne ſpricht man von einer gewerblichen Freizügigfeit, 
und handelt es fich hierbei in der Hauptfahe um das Recht, ſich innerhalb eines ge: 
wiſſen Bezirks, der in der Regel von den Landesgrenzen eingeichloffen ift, ſelbſtändig 
und nad) eigenem Grmefjen den Ort aufzufuchen, der zur vollftändigen Verwerthung 
der angebornen und angelernten Fähigkeiten und Gejchidlichfeiten am geeignetften er: 
ſcheint. Den meiften efehgebungen zufolge macht es fi dann nothwendig, bei der 
Vertauſchung des Geburtsorts und des Heimathsbezirfs mit einem anderen Orte und 
Bezirke die Heimathsangehörigfeit auf den legtern mit zu übertragen. Man läßt da: 
bei ganz unbeachtet, ob Staaten oder Gemeinden die Ausübung politifcher Rechte von 

ewiſſen Kormen oder Bedingungen abhängig machen und will durch diefe gewerbliche 
Freigtigigteit feine Rehtsantpräce beeinträchtigen, jondern nur der phyſiſchen Arbeit 
(wenn e8 erlaubt ift, vorzugsweiſe auf die ohpifaien Kräfte angewiejene Arbeiten jo 
zu nennen) es möglich machen, fi) ebenfo leicht an jedem Orte verwerthen zu laffen, 
wie es bisher der geiftigen Arbeit bis auf wenig Ausnahmen geftattet war. Mit an: 
dern Worten, Jeder ſoll in den Stand gejegt fein, ſich nicht nur im engern Vater: 
lande, ſondern aud) in andern (politiich davon vollfommen getrennten Staaten den: 
jenigen Ort aufzufuchen, wo feine Thätigfeit am beften — wird, wo er ſich mit 
ſeiner geringen oder bedeutenden Habe den eigenen Heerd gründen kann. Leider ſind 
wir in Deutſchland noch ſehr weit davon entfernt. 

In der Regel fordert man von dem Zuziehenden Einwandernden! ſofortige Er: 
langung des Bürgerrecht; man verlangt von ihm ein Zeugniß darüber, daß er ſich 
jelbitändig ernähren fönne und glaubt für den Nothfall außerdem nod) den Nachweis 
eines gewillen Vermögens beanspruchen zu dürfen. Gewiſſe Gefeggebungen begnügen 
fi) mit der Beibringung eines Heimathsſcheins, den andere Staaten gar nicht ken— 
nen (f. d. Art. Heimath). Die vagen und unſicheren Begriffe der „Ehrbarfeit und 
Unbeſcholtenheit“ jpielen außerdem eine große Nolle und bleibt in nicht wenig Fällen 
dem guten Willen und der Einficht der — und Drtsbehörden die Entſcheidung 
überlaffen.” Sind alle diefe Bedingungen erfüllt, jo wird die legte endgültige Be: 
jtimmung bisweilen noch von dem guten Willen, d. 5. von der Abftimmung der Ge- 
meinde, und in dieſer — der Gewerbsgenoſſen, als Zunft oder als freier 
Corporation, abhängig gemacht, die in dem Zuziehenden nur eine unwillkommene 
Vermehrung der Concurrenz erblicken. Und alles dies geſchieht mit den eigenen Lan— 
desfindern. Stand die Wiege des Einwerbenden aber nicht in demſelben Gaue, jo 
fteigern fich die Forderungen nad) allen Beziehungen hin. Die Behörden, weldye jegt 
zu entſcheiden haben, fteigen in der Zahl und im Range, die erforderlichen Zeugniffe 


1) Unter „Zuziehen“ verſteht man eine Niederlaffung innerhalb der heimathlichen Landes: 
grenzen. „Ginwandern“ift der Uebertritt in ein anderes (politiich für fich beitehendes und von 
dem frühern Heimathslande vollitändig getrenntes) Staatsgebiet. — Das Geſetz des beutichen 
Bundes v. 23. Jan. 1517 fpricht zwar von einer „Einwanderung“ in andere beutfche Länder, doch 
documentirt ſich ein erfreulicher Umſchwung in den Anfichten über die Zuſammengehörigkeit der deut: 
ſchen Staaten darin, daß jetzt auch von Behörden der richtigere Ausdruck des neben” ober der 
vermittelnde des „Ueberjiedelns” gebraucht wird. „Einwerben“ bezieht ſich zwar zuvörderſt 
auf die Niederlaffung, drüdt aber zugleich den Eintritt in eine beitimmte gewerblide Gorperation 
oder in einen Gemeindeverband mit aus. 

2) Niemand wird einer Gemeinde zumuthen, einen ausgefprochenen Zuchthauscandidaten bei 
ſich aufzunehmen, fobald fie ihn, geftügt auf das Geſetz, zurüdweifen darf. Bei unjeren Führungs: 
zeugniffen bedarf es indeflen nur eines an und für fich nicht gerade entehrenden Bergebeng, z. B. 
einer polizeilichen Ordnungsitrafe, um je nach Ermeflen des ausitellenden Beamten das Präpvicat 
„beicholten“ zn erhalten, und it dann dem Beamten, welcher die Grlaubnif der Niederlaffung zu ers 
theilen hat, vollkommen überlaffen, fich den Begriff nach Belieben zu illuftriren. Die Erlaubniß kann 
übrigens auch verweigert werden, ohne daß die Behörden veranlaßt find, fich über ihre Gründe des 
Näheren zu verbreiten. 
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in der Ausführlichfeit, die Vermögensnachweiſe in der Höhe der zu leiſtenden Cau— 
tion, es fteigt die Zeitdauer der Enticheidung. 

In der Regel fieht man bei Ausländern nicht allein auf die ‘Berfon und auf Die 
BVermögensverhältniffe, fondern man erörtert nicht felten aud) die Kragen, ob das 
"Gewerbe, weldyes er betreiben will, in der fraglichen Gemeinde nody nicht überjegt 
jei, ob nicht die neue Concurrenz Diefem oder Jenem nachtheilig fein werde, ob der 
Nahfuchende die Wahricheinlichkeit für fich habe, in diefem Erwerbszweige für ſich 
und feine Familie fein Ausfommen zu finden u. f. w., alles Fragen, zu deren Ent: 
fheidung der Behörde, abgefehen von dem Rechte hierzu, in den meijten Fällen nicht 
einmal die nöthige Fähigkeit zufteht. Im ihrer übertriebenen Sorgfalt für das öffent- 
liche Wohl hätten der Gemeindevorfteher und der betreffende Regierungsbeamte die: 
felben Fragen gern bei allen Einwerbenden aufgeworfen und den verfammelten Rä— 
then zur Erwägung anheimgegeben, aber bei Inländern ließ das Geſetz feine weiteren 
Unterfuchungen zu. Erft bei dem Ausländer war e8 dem Ermeflen der Behörden 
überwielen, ob die Zulaffung thunlich und zweckmäßig erfcheine, und von diefer Amts— 
pflicht macht man in weitefter Ausdehnung Gebraudh. Die Folgen diefer ftrengen 
Praris beitanden darin, daß vielfach junge Gewerbtreibende, welche wegen ihrer 
QDualification, ihrer Rüftigkeit und ihres Fleißes die Zulaffung verdient hätten, in 
Ermangelung eines ererbten Vermögens zu Gunften Soldyer zurüditehen mußten, 
welche einen hinreichend befundenen Gapitalbefig nachweiſen konnten. Viele von die— 
jen gingen jedoch, weil e8 ihnen an Geſchick, Fleiß und fittliher Tüchtigfeit fehlte, 
nad) Gonjumirung ihres Kapitals zu Grunde und fielen der Gemeinde, welche fie im 
Vertrauen auf das legtere aufgenommen hatte, zur Laft. 

So verſchieden und fo mannichfach wie diefe Anforderungen , find auch die Ab: 
ftufungen der durch die Niederlaffung erlangten Rechte. Es ſoll hier gar nicht von 
der Erlaubniß eines nur vorübergehenden Aufenthalts die Rede fein, der da, wo die 
alten Zunftfagungen noch gelten, mit der Beichränfung auf ein gewiffes Arbeitsge: 
biet verbunden ift, fondern von der definitiven Rieberlafrung, die in und mit der Ab» 
ſicht geichieht, jolange an dem Drte zu bleiben, als es dort hinreichend zu arbeiten 
und zu leben giebt. Mit diefer definitiven Niederlaffung ift das Heimathsrecht bald 
verbunden, bald fehlt es. Iſt die entiprechende Zuficherumg nicht erfolgt, jo wird der 
Eimverbende im Berarmungsfalle in den urfprünglichen oder frühern Heimathsbezirk 
zurückverwieſen. Die unbedingte Aufnahme erfennt den Ginwerbenden dagegen als 
vollberechtigtes Gemeindemitglied an, und im Falle der Hülfsbepürftigfeit dürfen die 
Anjprüche auf eine geringe Unterftügung und Verforgung nicht unberüdjichtigt blei— 
ben, wobei die Geſetzgebungen in der Regel eine beftimmte Daner des Domicils an— 
nehmen, nad) der eine Ausweilung des Hülfsbedürftigen nicht mehr ftatthaben darf. 

Vergleicht man die einzelnen Gefeggebungen, jo find die früher mehr oder weni: 

er drüdenden Beichränfungen in allen den Ländern, welche die Gewerbefreiheit ge: 
Peptich janctionirt haben, entweder gang verſchwunden, oder doc) bedeutend gemilvert 
worden. Voran ftehen England und Frankreich. Wer den englifhen Boden be> 
tritt, Fann von dieſem Augenblide an durch das ganze Land reifen, bleiben und wirth: 
ſchaften, wie und wo es ihm beliebt. Niemand fragt ihn nach Paß- und Aufenthalts: 
karte, nach Gewerbs- und Heimathsjchein. Der Ausländer bedarf des Bürgerrechts 
zur Ausübung gewifier politifcher Rechte, nicht aber um feinen materiellen Betrieb 
zu fihern und zu erleichtern. In gleicher Weile öffnete Frankreich dem gewerblichen 
Zuzuge feine Grenzen. Die deutſchen Handwerker, welche ih, an Zahl gegen 100000, 
allein in Paris befinden, jind ohne Schwierigkeiten dorthin ausgewandert, fie haben 
ſich dort niedergelafien und helfen durch ihrer Hände Arbeit nicht nur den tonange- 
benden Einfluß der franzöſiſchen Hauptitadt in der Mode mit vergrößern, ſondern ſie 
tragen audy durch ihre Abgaben mit zu der umfaflenden Machtftellung Frankreichs 
bei, das bei diefem Syſtem Tag für Tag reicher wird an Capital und Arbeitskraft. 
Doch and, fleinere Staaten haben fich nicht geicheut, die Freizügigfeit offen anzuer— 
kennen. In der gewerbthätigen Schweiz iſt es geftattet, ſich nad) Belieben den 
paſſendſten Drt für die gewerbliche Thätigfeit aufzufuchen. Bei dem Zuzuge von 
Auswärts fragen die Behörden nicht lange erft nadı Vermögen und Nachweis det 
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Befähigung, und ſie haben mehr als einmal Flüchtlinge aus den Nachbarländern 
aufgenommen, die aller Barſchaft ledig an ihren Grenzen ankamen. — Aehnlich iſt es 
in Belgien. Weit entfernt der Ueberſiedelung irgendwelche Hinderniſſe entgegenzu— 
ſetzen, bemühen ſich Staats- und Gemeindebehörden, arbeitsluſtige Leute in die Städte 
zu ziehen, um dadurch den Geſammterwerb, wie die ſtädtiſchen Einnahmen zu erhöhen 
und die Heritellung nüglicher allgemeiner Anftalten zu ermöglichen und zu erleichtern. 
„Wo man in Belgien“, jagt Herr von Steinbeis, „leinen Aufenthalt wählt und ein 
Geichäft betreibt, hat man an den Staats: und Communallaften zu tragen, und durch 
achtjährigen Aufenthalt erwirbt der Inländer das fonft am Geburtsort haftende —* 
mathsrecht an dem betreffenden Orte, ohne daß ihm deshalb etwas Anderes auferlegt 
wird, als daß er den Geſetzen und der bürgerlichen Ordnung Genüge leiſtet.“ Die 
Freiheit der Niederlaſſung hat dazu beigetragen, dieſe Länder reich und wohlhabend 
zu machen, und Niemand fällt es dort ein, dagegen zu opponiren. 

Ron den deutſchen Geleggebungen über die Niederlaffung ift die des Königreichs 
Preußen von jeher die freifinnigfte geweien, ja ein vorzüglicher Kenner der preußi— 
ſchen und deutſchen Gulturzuftände, Präſ. Lette, nennt das Prineip der Freizügig- 
feit ein in Preußen uraltes, weil mit der Bildung diefes Staats verwachſenes. Schon 
das Patent v. 8. Eeptbr. 1504 beftimmte: „daß die Ortsobrigfeiten nicht befugt fein 
follten, einem Ortseinwohner, der nicht zur Glaffe der Armen gehört und der in der 
Gemeinde Wohnung und Unterhalt finden fann, die Fortdauer des bisherigen Wohn: 
figes zu verfagen, daß überdies einer ſolchen (nicht zur Glafje der Ortsarmen geböri- 
gen) Perſon an jedem Orte, wo fie Wohnung und Unterhalt finden kann, aud) die 
Aufnahme als Ortseinwohner geftattet werden müſſe.“ Die Gejege vom 31. Dechr. 
1542 und vom 21. Mai 1855 prägten die freiern Principien noch ſchärfer aus. Dar: 
nad) darf feinem felbftändigen preußifchen Unterthan an dem Orte, wo er eine eigne 
Wohnung oder ein Unterfommen fich felbit zu verichaffen im Etande ift, der Aufent- 
halt verweigert oder durch läftige Bedingungen erichwert werden. Nur wenn der Zus 
gezogene vor Ablauf des erften Jahres verarmt, jo daß er der öffentlichen Unter: 
ſtützung anheimfällt, wird er dem Armenverband feines frühern Aufenthaltsortes wie: 
der überwiefen. Es ift jomit im Allgemeinen dem freien Entichluß jedes jelbitändigen 
arbeitsfähigen Menfchen überlafien, feinen Wohnfig und Damit feinen ne a 
an jedem Orte des Staatsgebiets aufzufchlagen. Ein Unterfchied zwifchen Gemeinde: 
bürgern und Nichtmitgliedern der politiſchen Gemeinde eriftirt nicht, auch iſt bei kei— 
‚nem Gewerbe die Freiheit der Arbeit und die Zulafiung zum Gewerbebetriebe von 
dem Befige des (politiihen) Bürger: und Gemeinderechts abhängig. Indeffen hat 
der Ginwerbende in den meiften Städten ein Einzugs geld zu zahlen. Gegen Aus 
länder hat in Preußen jederzeit eine milde Praris bejtanden, und braucht man nur 
daran zu erinnern, daß der preufifche Staat vertriebene proteftantiiche Glaubensge: 
noflen — Salzburger) früher ſchon zu Tauſenden aufgenommen hat. Eine 
neuere Verordnung aus dem 1861 mildert das bisher beſtandene Veto der Ge— 
meinde für einen Zuziehenden, der nicht preußiſcher Unterthan iſt, und ſtellt Auslän— 
der den eignen Staatsangehörigen faſt ganz gleich. 

Im Königreich Sachſen find mit der Einführung der Gewerbefreiheit vom 
1. Jan. 1862 an zugleich die früheren Beftimmungen über Niederlaffungs: und Hei: 
mathsrecht v. 26. Novbr. 1834, u. 12. Octbr. 1940) umgeändert worden. Obgleidy 
das neue Geſetz im Allgemeinen, zumal wenn es ſich um die Niederlafiung von 
Landesfindern handelt, ziemlich freifinnige Beitimmungen enthält, fo bat man ſich 
doch nicht entichließen können, eine Anzahl von Gewerben von der jofortigen Erwer: 
bung des Bürgerrechts (f. d. Art. Heimath u. Gemeinde) zu befreien, und 
ift ſelbſt auf dem platten Sande ein, wenn auch geringes, Einzugsgeld geftattet wor: 
den. Bei der Aufnahme von Ausländern (und zwar auch von Angehörigen des deut: 
ſchen Bundes) dürfen Tagelöhnerei und Handarbeit, jelbft wenn fie ein nur unfiche: 
tes Brod gewähren, fein Grund der Verfagung fein. Will fih aber ein Ausländer 
zur Betreibung eines felbftändigen Gewerbes in einer Stadt niederlaffen, fo ift naächſt 
der Unbeicholtenheit und Erwerbsfähigfeit der Befig eines ausreichenden Vermögen 
nachzuweiſen, und fteht den Gemeinden ein Wideripruchsrecht zu. 
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Die Geleggebungen der thüringiihen Staaten jchließen ſich in vielen 
Tuncten der des Königreih8 Sachſen an, doc) ift injofern ein großer Kortichritt für 
ein allgemeines deutſches Niederlafiungsgefeg geſchehen, als die thüringiichen Staa: 
ten ihr Geſammtgebiet als ein einheitliches betrachten und innerhalb deijelben ziem— 
lic) ausgedehnte Niederlaffungsrechte gewähren. — Epochemachend waren in Baden 
die Kammerverhandlungen von 1862, da in Deuticyhland zum erften Male von Seiten 
der geleggebenden Gewalten eine vollftändige Freizügigkeit auch für Nichtangehö— 
rige des Landes und zwar ohne das Recht der Gegenjeitigfeit bevorwortet ward. — 
In den andern deutſchen Staaten find die Abftufungen der Niederlafiungsfreihei- 
ten ſeht mannichfad). Am weiteiten zurüd fteht Medlenburg. Da dieſes Land in 
faft allen Buncten feines Wirthichaftslebens noch im vorigen Jahrhundert ftebt, fo 
darf es nicht befremden, daß in den Städten alle drei Formen der Bräfervative: hohes 
Ginzugsgeld, hohe Koften der jofortigen Bürgerpflicht, langwieriges und theures 
Meifterftücd oder fonftiger Nachweis zu Er find. Außerdem hängt Die Entjcheidung 
nod) von der Zuftimmung der Gewerbsgenofjen ab, welche durd den Zuzug des Ein- 
werbenden vorausjichtlid) eine vermehrte Goncurrenz zu erfahren fürchten. Nicht beſſer 
ift e8 auf dem platten Lande. Handwerfer, welche mit dem landwirtbichaftlichen Be: 
triebe nicht in dem engften Zufammenhange ftehen, erhalten nur jelten die Conceſſion 
zur Niederlafiung, felbft Sattler, Riemer, Wagner, Schmiede werden nicht eher auf: 
genommen, als bis eine Werfftatt durch den Tod des zeitherigen Inhabers leer ge: 
worden ift. Was aber das Wunderbarfte ift, auch den Arbeitern und Tagelöhnern 
wird nur mit großem Bedenken die Erlaubniß der Anfiedelung gewährt. Die Beforg- 
niß, dieſe Leute im Falle der Hülfsbedürftigkeit, wenn auch nur auf die nothdürftigite 
Weife, verforgen zu müffen, läßt nicht zu der Einſicht fommen, daß die vermehrten 
Arbeitskräfte eine viel intenfivere Bewirthichaftung und weit höhere Reinerträge er: 
zielen lafjen würden. Iſt der Ginwerbende dagegen nicht geborner Medlenburger, jo 
berechtigt eigentlich nur erworbener Grundbefig zur Aufnahme. — Kurheſſen ver: 
langt bei der Einwerbung eines Ortsfremden (aber immer noch Landesfindes) außer 
einem gewiflen Vermögen hinreichende Bürgichaft, daß derfelbe im Stande jei, eine 
Familie zu ernähren; der Ausländer hat ein Vermögen von bis zu 1000 Thlrn. nad): 
zuweilen. WAchnliche Forderungen gelten in den meiften deutichen Mittel: und Klein: 
ftaaten. — In Altbayern — die Rheinpfalz erfreut ſich einer ziemlich ausgedehn— 
ten Freizügigkeit, die ihr noch von der franzöftichen Decupation verblieben ift — ver: 
langt man von dem Landwirthe, jelbit wenn er aus dem Nachbardorfe einzieht — den 
Belig eines Wermögens von 1500 bis 1800 Fl. (das Geſetz verlangt freie Dispofition 
über ein Capital, das 2 Fl. Steuern giebt). Der Einheimiſche, der fi in feinem 
Geburtsorte den eigenen Heerd gründen will, hat ein Capital nachzuweiſen, das 1 #1. 
Steuern zahlt, und beläuft fi) Died gegenwärtig auf etwa 120081. In den Städten 
muß der Einwerbende entweder den Beſitz eines Nealgewerbes conftatiren, oder wenn 
fein Erwerbszweig in Bayern ausnahmsweife nicht mit Realitäten verbunden ift, 
um Gonceffton nadyfuchen, die wiederum nad) den Vermögensverhältniffen beurtheilt 
wird. Geht man doch in Bayern fo weit, von dem Arbeiter, der in die Stadt fommt, 
um Arbeit au fuchen, den fofortigen Nachweis einer lohnenden Beſchäftigung oder 
eines durch fofortiges Einfommen gefiherten Nahrungsftandes zu verlangen. Außer: 
dem ift die Gründung einer Familie durch Verheirathung fehr erichwert, und fteht die 
gewerbliche Freizügigkeit mit diefer Frage nur infofern in Verbindung, als für mande 

jewerbe die Beihülfe der Hausfrau zu großer Stüße gereihen fann, und eine Er: 
ichwerung der Verehelichung hier und da einer Erſchwerung der Niederlaffung gleich— 
uachten ift. Bei dem Arbeiterftande fcheint man in gleicher Weiſe unberüdfichtigt zu 
lafien, daß die Frau des Arbeiters fich ihr Brod meift felbft verdient. Wenn aber der 
Gefeggeber durch das Beichränfen der Heirathen etwa hoffte, dem Arbeiterftande die 
Sorgen für die Auferziehung der Kinder zu erfparen, fo hat ſich diefe Hoffnung ala 
eine durchaus trügliche erwielen. Die Naturgefege, weldye das Anwachien der Bevöl— 
ferung in ein jederzeit gleich abgemefienes Verhältniß mit der durch die Production ges 
fteigerten Gapitalvermehrung ftellen, find mächtiger als die ftrengften Beftimmungen. 
Wird die freie Entwidelung gehindert, fo fuchen die unabänderlich ewigen Natur: 
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und Wirthichaftsgeiege auf Ummegen zum Ziele zu fommen. Trog aller Hinderniffe 
der Verehelihung hat jih in Bayern die Kinderzahl in den ärmeren Claſſen nicht 
vermindert; das Geſetz hinderte nur, daß ihrer Geburt das Zeugniß der Legalität er: 
theilt werden fonnte, d. h. anftatt zu nügen, hat ed nur geſchadet. 

In Defterreich find durch die Reform der Gewerbe: und Gemeindegejeggebun- 
gen zwar freifinnigere Anſchauungen zur Geltung — und iſt die Ortsverände⸗ 
rung für Angehörige des Kaiſerſtaats weſentlich erleichtert worden, die Durchführung 
dieſer freiſinnigen Ideen ſcheitert aber immer noch an der Unfügfamfeit des büreau:- 
fratiichen Beamtenthums der alten Metternich’ichen Zeit, wie an der Intoleranz der 
Geiftlichfeit und dem Widerwillen einzelner Randestheile. Bis vor kurzer Zeit zeigte 
fidy Defterreich namentlidy bei der Aufnahme von Ausländern befonders richt ; 
und war der Eintritt in den öfterreichifchen Staatsverband für Afatholifen nicht ge: 
rade verlodend. Die Regierung zu Wien hätte jo ausgezeichnete Gelegenheit gehabt, 
den deutichen Auswandererftrom, der ſich vorzugsweife nad Nordamerifa wendet, 
nad) Ungarn zu leiten, wenn fie fich rechtzeitig zu einigen Conceſſionen verftanden 
hätte. Soweit die einzelnen Gefeggebungen. 

Das Recht der freien Niederlaffung gehört zu den erften Grundrechten des 
Rechtsſtaates und feine Verweigerung jteht im grellen Widerfpruche mit dem Verfaſ— 
fungsreht. Es wird verbürgt von dem Rechte der Arbeit, das ohne feine Verwirk— 
lichung illuforifch wird. Seine Gewährung wird mit gleicher Entichiedenheit von den 
Zwedmäßigfeitsgründen der Volfswirthichaftsiehre geboten, da nur bei der Freiheit 
der Niederlaffung jene gleihmäßige Vertheilung der arbeitenden Kräfte (jenes Verhü— 
ten des Mangels und der Ueberfüllung) ſich ohne Schwierigfeit herftellen läßt, weldye 
wiederum zur Vorbedingung einer naturgemäß geiteigerten Production wird. Auf 
jene allgemeinen Rechtsgründe nahm nicht nur die Berlaffung des deutichen Bundes, 
fondern auch die Frankfurter Nationalverlammlung von 1848 bei der Ausarbeitung 
der deutichen Grundrechte Bezug, da Beide das Princip freier Niederlaffung durd 

anı Deutichland, wenn aud mit von einander abweichenden Mopdificationen aner: 
annten. Die Widerfinnigfeit der fortdauernden Beichränfungen wird durch die Er: 
wägung geiteigert, daß innerhalb des Zollvereins dem deutichen Arbeitsproducte freier 
Ein: und Ausgang von einem Staate in den andern gewährt wird, während man 
Denjenigen, die diefe Waaren erjt verfertigt haben, den Zu: und Wegzug erichwert. 
Die jhaffenden Kräfte find mehr oder weniger an den Ort gebunden; nur die Pro— 
ducte erfreuen fich der Beweglichkeit. Und dieſes unnatürlihe Verhältniß fteigert ſich 
mit jeder Grleihhterung, die auf dem Gebiete der Gewerbegejeggebung ins Leben 
tritt : fie fteigert fich zum Ertrem, wenn endlicy der Arbeit jelbft jede drückende Feſſel 
abgeftreift, und die Gewerbefreiheit überall zu realer Geltung gelangt ift. Gewerbe: 
freiheit und Freizügigkeit gehören eng zuſammen, wer die eine will, fann die andere 
nicht miffen wollen. Ja man fann fogar behaupten, daß für die Gewerbefreiheit in der 
Freizügigfeit das einzige und befte Mittel enthalten ift, Arbeitsnachfrage und Arbeits: 
—— in das richtige Verhältniß zu ſetzen und etwaige Nachtheile im Voraus zu 
ejeitigen. 

Der Hauptübelftand, weshalb in Deutfchland die gerechten Forderungen der 
Grwerbenden — und vorzugsweife der unbemittelten Arbeiter und der kleinern Ge: 
werbtreibenden — nicht beachtet werden, liegt, wie erwähnt, darin, daß man mit der 
Erlaubniß der Niederlaffung gleichzeitig Rechte ertheilt, die mit der Ortsveränderung, 
befonders wenn fie zu gewerblichen Zweden geichiebt, nicht zufammenhängen. Dabin 
——— z. B. das politiſche Stimmrecht ſobald es fein allgemeines, ſondern nur ein 

eftimmten Claſſen gewährtes Recht ift), das Staatsbürgerreht, das Erwerben von 
Grund und Boden, das Heimathsreht. Wer die gewerbliche Freizügigfeit garantirt 
au jehen wünjcht, beichränft fich in der Hauptſache auf das Recht, Jeden felbftändig 
und nad) eigenem Ermeſſen den Drt laden zu laſſen, der zur vollitändigen Ver: 
werthung der angebornen und angelernten Fähigkeiten und Geſchicklichkeiten der ge: 
eignetfte zu fein ſcheint. Db die fogenannten politifchen Rechte, wie fie dem Bürger 
und dem Grundbeſitzer auerfannt werden, nad) andern Grundfägen beurtbeilt werden 
olien, gehört ftreng genommen nicht in das Gebiet der Volfswirthichaft. Aus dieſer 
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Vermengung verjchiedener Berechtigungen, die zwar zufammenfallen jfönnen, nicht 
aber zujammenfallen müſſen, entftanden jene Beichränfungen, welche der vorjichtige 
Staat von jeinen re verlangen zu müfjen glaubte. 

Voran fteht die fofortige Erwerbung des Bürgerrehts. Solange 
nämlich der Staat der Gemeinde die Pflicht der Armenverforgung mit auferlegt hat 
(vergl. d. Art. Armuth), hielt man für geboten, daß die Gemeinde eine Auswahl 
in der Aufnahme ihrer Mitglieder zu treffen berechtigt war. Infolge deffen fucht dies 
felbe, um einer Vergrößerung jener Verpflichtung möglichft vorzubeugen, durd) den 
Heimathsſchein einerfeits, wie durch den geforderten Nachweis der Arbeitsfähigkeit 
oder eines vorhandenen Gapitals ſich einigermaaßen zu ſichern. Zum Ueberfluß ver- 
langt fie von dem Einwerbenden, ihrem Intereffe eigentlidy entgegen, den fofortigen 
Antritt des Bürgerrehts, und wenn die Städte heute noch mit aller Macht daran 
feithalten, jo ijt e8 ihnen weniger um die Vergrößerung der Zahl ihrer politischen 
Vertreter, fondern mehr um das Einzugs- oder Einwerbegeld zu thun, das der Zu— 
ziehende zu erlegen hat. Wählt ſich nun ein Gewerbtreibenvder einen Wohnort, fo ge: 
ſchieht dies in der VBorausfegung, daß hier die günftigiten Bedingungen für feinen 
Gewerbebetrieb vorhanden feien, eine Frage, die in allen Fällen aber nur nach Ab— 
lauf einer gewiflen Friſt mit einiger Sicherheit zu beantworten ift. War der Drt ja 
nicht günftig gewählt, jo muß dem Gewerbtreibenden die Möglichkeit gegeben fein, 
fid) ohne große Schwierigfeiten einen günftigeren — zu ſuchen. Auf jeden Fall 
iſt es daher weit angemeſſener, den Einwerbenden vorläufig von der Verpflichtung des 
Bürgerwerdens zu entbinden, und ihm Zeit zur Orientirung zu laſſen. Erweiſt ſich 
nach Verlauf von ein, zwei Jahren die Wahl als eine angemeſſene, ſo wird das neue 
Mitglied Zeit genug gehabt haben, die günſtigen Chancen mit den ungünſtigen zu 
vergleichen, und wird es dann immer noch Zeit ſein, die Niederlaſſung durch Gewin— 
nung des Ortsbürgerrechts zu einer definitiven zu machen. Nach der jetzigen Praxis 
dagegen nöthigt man den Einwerbenden durch Einzahlung einer größern oder kleinern 
Summe die erſte gewerbliche Niederlaſſung ſchon zu einer dauernden zu machen, und 
der Verluſt dieſes Einzugsgeldes iſt wenig geeignet, zu dem Aufgeben des Bürger: 
rechts bei einer etwaigen ungünſtigen Wahl aufzufordern. Der neue Bürger bleibt 
daher. Das Bürgerrecht geſtattet ihm, zu heirathen und eine Familie zu gründen, 
und mit dem vermehrten Hausjtande treten erjt Die Sorgen und der Mangel auf, die 
troß der angeftrengteiten Arbeit infolge des ungünftigen Ortes nicht zu befeitigen find. 
Durch die Verpflichtung zum fofortigen Antritt des Bürgerrechts wollte jich die Ge: 
meinde ficherftellen — fie hat ſich dadurch möglicherweite nur die Verpflichtung auf: 
gebürdet, für die ungünftige Ortswahl des Zuziehenden durd) ihre Unterftügungen 
auffommen zu müffen. 

Als Ausweg ſchlug man vor, das Heimathsrecht ganz vom Bürgerrechte zu tren= 
nen, und von dem Ginwerbenden, dem man eine beſtimmte Probezeit bis zur definiti- 
ven Niederlaffung geftatten wollte, ala Bürgſchaft gegen ſolche Fälle, in welchen er 
unterftügungspflichtig werden jollte, die Beibringung eines Heimathsſcheines zu ver 
langen. Wenn es aud) hart jei, Jemand im Berarmungsfalle aus einer Gemeinde in 
feine urfprüngliche Heimath zu verweifen, jo bleibe diejer Ausweg immer noch der 
mildefte. Nun ift aber in manchen Gegenden Deutjchlands die Ausitellung eines Hei: 
mathsjcheines ganz unbefannt, und kann man ſolchen Gemeinden nicht zumuthen, 
fi) freiwillig der Ausftellung eines derartigen Neverjes zu unterziehen. Man wird 
daher fofort wieder auf das alte Princip zurücfommen, den Reichen mit offnen Armen 
— den Unbemittelten dagegen zurückzuweiſen. — Glücklicherweiſe braucht 
eine Gemeinde vor einer Ueberbürdung mit Armenlaſten keine große Sorge zu haben, 
ſobald nur durch ein größeres Verkehrsgebiet allgemein die Niederlaſſung erleichtert 
iſt. Im jedem größern Bezirke ſtellt ſich dann in der Vertheilung der Hülfsbedürftigen 
eine gewiſſe Gleichheit von jelbjt her, und fobald die Armenpflege nad) volfswirth: 
ſchafflich richtigern Grundſätzen umgeftaltet ift, und zwar nad der Seite hin, daß 
überhaupt Niemand unterjtügt wird, der nicht thatſächlich arbeitsunfähig ift, wird 
man wahrſcheinlich aud) jener Neverfe der Heimathsgemeinden entbehren können. 
Dann werden Provincial-Armenverbände für größere Diftricte ihre Hülfsbedürftigen 


316 Freizügigfeit. 


wirffamer und beffer unterftügen können, als e8 jegt der einzelnen Gemeinde möglich 
ift. Man darf ferner auch vertrauen auf den jedem Menſchen innemwohnenden Trieb, 
feine Lage möglichft zu verbeflern, und ſoll nidyt von der Meinung ausgehen, als 
fomme der Einwerbende nur in die Gemeinde, um ſich von derjelben ernähren zu laf: 
fen. Der Aufwand der Armenverforgung ift für den Einzelnen nicht fo reichlich be: 
mefien, daß feine Wohlthaten in jedem Falle zur Unthätigfeit verloden könnten. Und 
gefegt auch, daß unter 20—30 einwerbenden Individuen Einer fid finden follte, der 
fich der Segnungen der Freigügigfeit unwürdig macht, fo wird die Betriebjamfeit der 
Mehrzahl dafür reichlichen Erfag bieten. Denn nur dann, wenn es dem Angebörigen 
eines Staats freiſteht, fic diejenige Arbeitsftätte und denjenigen Arbeitsmarkt, auf 
welchem er feine Kräfte glaubt am beften verwerthen zu fönnen, nad) eigenem Er— 
mefien auszuſuchen, wird ein Jeder innerhalb des wirtbichaftlidyen Kreislaufs den 
Plag angewiejen erhalten, zu weldyem er nad Maaßgabe feiner körperlichen, geifti- 
gen und fittlichen Befähigung berufen ift. Nadyfrage und Angebot werden ſich überall 
in richtige, den gegebenen Verhältniſſen entfprechende SProportion jegen, und werden 
dann die Bedürfniffe der Conſumtion überall fo gut, fo ſchnell und fo billig als mög- 
lich befriedigt werden. 

Ebenſo ungenügend für die Eicherheit der Gemeinde, wie hart für den Zuzie— 
henden, fobald er nicht vermögend ift, ift ferner der Bermögensnahweis. Das 
Leben und die Arbeitöfraft des Menſchen ift, abgefehen von feinem innern moralijchen 
Gehalte, jo vielen Zufälligfeiten ausgefegt, daß ſelbſt ein Capital von bis zu 1000 
Ihalern nicht als Garantie gegen jpätere Hülfsbedürftigfeit angefehen werden kann. 
Mer bürgt der vorfichtigen Gemeinde dafür, daß der Gimwerbende mit feinem Capital 
ſparſam umgehe, daß er es nugbringend anlegen, daß er es durch Thätigfeit und Um— 
fidyt vermehren werde ? Die Gonfequenzen diejer durchaus falichen Praris haben nur 
zur Bevorzugung der Vermögenden anf Koften der zuziehenden Nermeren geführt, und 
geſchah es nicht jelten, daß der Zurücdgewielene an einem andern Orte durch Fleiß 
und Umficht zu Wohlftand gelangte und in der Gemeinde ſegensreich wirkte, während 
Solche, die mit Rückſicht auf ihren Gapitalfond aufgenommen wurden, ſich jpäter ge: 
nöthigt Jahen, communliche Unterftügungen anzunehmen. 

Es fehlt auch nicht an Soldyen, weldye Vermögensnachweis und Einzugsgeld 
ebenio ſcharf tadeln, wie die Verpflichtung zum fofortigen Antritt des Bürgerrechte, 
gleihwohl aber die Aufnahme von der Bewilligung der Gemeinde abhängig machen 
wollen, Kaum wird damit viel gebefiert fein. Die Giemeindevertreter werden immer 
wieder auf Die Nothwendigfeit der Unterfuchung zurüdfommen, ob der Nachſuchende 
die Wahricheinlichkeit für fh habe, in diefem Geſchäft für fih und feine Familie fein 
Ausfommen zu finden, Fragen, au deren Entjcheidung der Behörde in den meiften 
Fällen die Fähigkeit abgeiprochen werden muß. Selbſt aud) die Erlaubniß zu ſoge— 
nanntem temporären Aufenthalt, der befonders den arbeitenden Glaffen ertbeilt wird, 
fann nicht in das Ermefjen der Orts- und Polizeibehörden gelegt werden. Die ſchrei— 
endften Mipftände find infolge defien in verfciedenen Gegenden zu Tage getreten. 
Tagelöhner und Arbeiter fonnten troß ihres unbeicholtenen Nufes in der Stadt, wo 
fie allein Arbeit fanden, die Erlaubniß zu zeitweiligem Aufenthalte nicht erlangen, 
und waren genöthigt, ihr Quartier in den benachbarten Dörfern zu nehmen um Mor: 

eng und Abends den weiten Weg zur Arbeitsftätte zurückzulegen. Abgeſehen von dem 
Rechtspuncte läßt fi) Schon in volfswirthichaftlicher Hinficht die Verichwendung von 
Zeit und Arbeitskraft nicht rechtfertigen, welche durdy die mangelnde Freiheit der 
Drtöveränderung herbeigeführt wird. 

Entgegen den allgemeinen Rechten der Staatsangehörigen, wie fie in den einzel- 
nen Berfaflungen garantirt find, wird außerdem das religiöfe Glaubensbefenntniß als 
son, der freien gewerblichen Niederlaffung aufgeftellt, und ift bereits auf die 
Schwierigkeiten hingedeutet worden, welche in Defterreicdy der Gtablirung der Afa- 
tholifen entgegengeftellt werden. In den andern deutichen Etaaten ift man zwar 
gegen die Bekenner anderer chriftlicher Gonfeifionen duldfamer, gegen die Jiraeli: 
ten und deren freie Niederlaffung glaubt man ſich aber nicht genug wehren zu fön- 
nen; hier und da find die Vertreter der mofaischen Religion nur auf einige größere 
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Städte beichränft. Die Folge davon ift, daß die von Auswärts einwerbenden Juden 
dort zahlreicher als an andern Orten um Aufnahme in den Gemeindeverband petiren, 
und daß die Gemeinde, aus Bejorgniß ihrer angejeilenen Handelswelt eine zu große 
Goncurrenz zu bereiten, auf derartige-Gefuche nur ausnahmeweife eingeht. Selten 
wird der wahre Grund genannt, jondern vorgegeben, wie die Juden, in Bezug auf 
Speculation, Gejhäftsumfiht und Geſchäftskenntniß ohnehin ſchon von Haus aus 
mit ungewöhnlichen Anlagen ausgerüjtet, fein Bedenken trügen, ein Geſchäft jelbft 
unter jolden Bedingungen abzuſchließen, welche die Vertreter anderer Neligionsbe: 
fenntniffe für unehrenhaft erklären würden. Die Juden waren und find heute noch 
ein unterdrüdtes Volk und darf es faum Wunder nehmen, wenn fie im Allgemeinen 
die Schattenfeiten eines joldhen zeigen. Werden fie den Vertretern anderer Confeſſio— 
nen vollfommen gleichgeftellt, jo werden fie von felbft aufhören, fich als befonderes 
Volk zu betrachten, jo daß mit der gejeglichen Gleichſtellung die wirthichaftlich-fociale 
von jelbft eintreten wird. 

Einer allgemeinen deutichen Freizügigkeit — jo fagt man — fteht übrigens aud) 
die Erfüllung der Militairpflicht entgegen, und hat man behaupten wollen, daß die 
gefammte deutiche Jugend jich während des militairpflichtigen Alters auf einer fort: 
dauernden Wanderichaft befinden werde. Kin folder Einwand würde allerdings we: 
niger der Freizügigfeit, jondern der Laft der ftehenden Heere gelten. In der Praris 
braucht aber nur auf Frankreich verwiejen zu werden, deſſen Heer trog vollftändiger 
Freizügigkeit in Bezug auf Gompletirung nichts zu wünjchen übrig läßt. Den Be- 
hörden ijt ja die Möglichkeit nicht genommen , ſich jederzeit über Namen und Charaf: 
ter ihrer Schugbefohlenen in Kenntniß zu erhalten, wenn es auch ein großer Unter: 
fchied ift, ob der Einziehende feinen neuen Wohnort nur zu melden hat, oder ob er 
um Erlaubniß nachſuchen muß. In beiden Fällen werden aber die Behörden in der 
Lage fein, rechtzeitig da einzufchreiten, wo die Forderungen des Geſetzes oder die In— 
terefien Dritter bedroht find. Die polizeiliche Meldung ift der Negulator, der ung fo 
lange nicht hindern darf, als wir ung innerhalb gewiſſer nöthiger Schranfen bewegen, 
der uns aber augenblidlich zur Verantwortung zu ziehen berufen ift, fobald wir das 
Recht der Freizügigfeit dazu benugen wollen, unfere Pflichten gegen die Gefellichaft 
zu verfäumen oder gar Andern au haben. 

Endlich wollen fich viele deutfche Regierungen unter feiner Bedingung entichlie- 
Ben, fremde Arbeitskräfte bei fih aufzunehmen, jobald nicht ihren Angehörigen in 
dem andern Staate daſſelbe Recht gewährt wird, obgleich es höchſt wünjchenswerth 
it, die Zahl der producirenden Kräfte und der Steuerzahler vermehrt, die Aus: 
fuhr im Steigen, das zu Zweden der Induftrie angelegte Capital vergrößert zu 
jehen. Aber merfwürdigerweije hat man fi in Deutichland nicht einmal dazu ent: 
ſchließen fönnen, von diefem Aushülfsmittel der Gegenfeitigfeit allgemein Gebraud) 
zu machen. Ein Staat wartet auf den andern, und bei all’ dieſem Zuwarten und Zu: 
ſehen bleibt es dody bei dem Alten. in jolches Deffnen der Grenzen und Schlag: 
bäume dem ausländischen Zuzuge gegenüber bleibt jelbit ohne Reciprocität ganz un: 
bevenflih. Das Land, das ſich dazu entjchließt, gewinnt nur an Arbeitskraft und 
Gapital, diejen beiden wichtigiten Bactoren des Nationalwohlftanded. Da wir die 
Goncurrenz, die für den weit größern Theil der Producenten ihre Vorzüge hat und 
nur den Fleinern Theil der Producenten derjelben Kategorie behelligt, einmal nicht 
bejeitigen fönnen und auch nicht befeitigen wollen, fo ift es beiler, wir veranlaflen den 
ausländifchen Fabricanten, den Arbeitern unjeres Diftricts Beichäftigung zu geben, 
die Handwerfer, Krämer u. |. w. unferer Gemeinde in Nahrung zu fegen, und feine 
Beiträge zu den Gommunallaften und Gemeindeabgaben zu leiften. Darin liegt eben 
der jegensreihe Einfluß volfswirthichaftlich richtiger Geſetzgebungen, daß fe den 

wieipalt der verichiedenartigen Intereffen zu größter Befriedigung der ftreitenden 
Barteien löfen. 

„Die Freizügigfeit, jagt Kette, ift gewilfermaaßen nur die formale Vorbedin— 
ung zum VBollgenuffe anderer materieller bürgerlicher Rechte. Sie löſt zunächſt die 
bee, welche die Menſchen an einer freien Bewegung auf dem großen und reich be— 
etzten Marfte des Volfslebens hindern, auf welchem doch für alle Diejenigen, die 
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dazu geiftige und phyſiſche Mittel und Kräfte befigen, mannichfache Arbeit vollauf 
und vermittelft diefer volkswirthſchaftlich werthvollften, aud allgemein gültigen 
Münze fowohl moralifche als materielle Güter aller Art theils zur Veredelung und 
Verihönerung, theild zur Erhaltung und Kräftigung des menschlichen Dafeins zu 
erwerben find.“ 

Literatur: Braun, Gewerbefreiheit und Freizügigfeit durch ganz Deutſch— 
land (Frankfurt a.M. 1860). — Verhandlungen der Eongreffe deutſchet Volfswirthe 
aus den Jahren 1859—1863. — Schübler, Geſetze über Riederlaffung und Ver: 
ehelihung in den verichiedenen deutihen Staaten (Etuttgart 1855). — Rentzſch, 
Der Staat und die Volkswirthſchaft S. 21—33 (Leipzig 1863). — Zahlreiche jehr 
gediegene Artifel von Braun in Faucher’8 Vierteljahresichrift, von Böhmert u. 
Gmminghaus im Bremer Handelsblatt, von Mar Wirth u. N. im Arbeitgeber 
Frankf. a. M.). H. R. 


Frobhnden bäuerliche Dienfte, Robot, Scharwerf). 

Frohnden find perfönliche Dienftleiftungen, welche im Rechts: oder Verwaltungs: 
wege erzwungen werden können, hingegen nicht , wie bei perſönlich freien Dienftboten 
und Lohnarbeitern, auf einem freiwilligen und vorübergehenden Bertragsverhältni 
awifchen dem Miether und Vermiether der Arbeitskräfte beruhen. Die Frohnden dienen 
entweder zu öffentlichen Zweden des Gcmeinwefend , des Staats (Randfolge) oder 
einer Gemeindecorporation (Gemeindefolge), wie 3. B. die Kriegs- und Trans: 
portfuhren zur Weiterfchaffung von Militaireffecten,, Beamten, auch Verbredhern und 
Kranken, zum Bau und zur Unterhaltung öffentlicher Straßen und Wege, auch von 
Schutzdeichen, — oder fie dienen zum Nuten von Privatperfonen, befonders von Guts- 
herren, obwohl fie zum Theil wie 3.8. die Herbeiholung des Gerichtshalters und ähn— 
liche Pflichten (Gerichtsfolge) aus dem urjprünglich öffentlichen Verhältniß der Ge- 
richtspflege, oder wie die Jagddienfte zum Zwed der Ausrottung jchäplicher wilder 
Thiere aus der Sicherheitspolizei, oder wie die Burg- und Baudienfte aus der Land: 
folge zur Erbauung und Erhaltung von Feftungen und Burgen in deutfchen Grenzmarfen 
und zur Beſchützung gegen äußere Feinde entftanden, nicht wie fpäter die Jagdfrohnden 
meift nur zur Befriedigung einer Paſſion des Adels und der Fürften oder wie die Bau: 
dienfte zur Herftellung und Reparatur der gutsherrlichen Wohn: und Wirthichaftäge: 
bäude (Furfächfiihe Verordnung) bejtimmt wurden. Die gutsherrlichen oder Herren: 
frohnden haben theils häusliche und andere, blos der Perſon des Berechtigten nugliche, 
theil8 wirtbichaftliche Dienftleiftungen zum Gegenftande, wie Beftellung und Aberntung 
der Neder und Wiefen, Bejorgung des Viehes, Einſchlagen von Klafterholz u.f.w. 
Deffentlihe wie privatrechtlihe Frohndienfte lagen in der Regel nur dem Bauern: 
ftande ob, meift als Reallaften der bäuerlichen Befigungen, öfter aber auch als perfön- 
liche Pflichten aller, ſelbſt der befiglofen Ortsbewohner , wie 3. B. deren Gemeinde: 
frohnden beim Wegebau, deren Herrenfrohnden (Boten, Jagd-, Spinn- oder Ernte: 
dienfte), welche aus ihrem Verhältniß zur Guts- und Gerichtöherrlichfeit und ortsobrig- 
feitlichen Polizei, aus der Leibeigenſchaft (f.d.) und Unterthänigfeit hergeleitet wurden. 

Die Frohnden waren theild Geſpann-, theils Handdienfte, erftere nach der Art 
und Größe der gejpannfähigen Befigungen oder nad der Zugvichhaltung. Danach, 
gleichwie nad) dem Umfang der bäuerlichen Stellen, von einer, von wei, drei, vier 
Hufen, richtete ſich häufig die Bezeichnung der Befigungen als Vier-, Drei-, Zwei⸗, 
auch Epigipänner. 

Der im Fortfchritt der gefellichaftlichen Zuftände ſehr herabgefunfene wirthſchaft— 
liche Werth der Frohndienſte rechtfertigte daher bei der Ablöfung die geringere Schägung 
derielben und einen, je nad) den örtlichen Verhältniffen, mehr oder weniger erheblichen 
Abzug (gewöhnlich der Hälfte bis zu einem Schhftel) von dem gemeinen Verfehrspreis 
freier Arbeitsfräfte. Der unentgeldliche Wegfall der Frohnden aber ift jedenfalld dann 
gerechtfertigt, wenn fie entweder dem Berechtigten gar feinen Nugen mehr gewähren 
oder als perjönliche Leiftungen, nicht als Reallaften, auf die durd) Die neuere Staats— 
entwicelung überlebten und befeitigten Verhältniffe der Leibeigenichaft und Erbunter- 
thänigfeit, Der Lehn-⸗, Guts-, Schutz- oder Gerichtöherrlichfeit zurüczuführen find. 
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Unter dieſem letzteren Geſichtspuncte ſind in einigen Ländern alle Naturaldienſte 
behandelt, daher ſaͤmmtliche Frohnden unentgeldlich hoc. z. B. im Großherzog: 
thum Berg durdy das Derret vom 12. December 1808 aus der Zeit der Fremdherr- 
haft, desgleichen in Bayern dur das fpätere Gefeg vom 4. Juni 1848, welches 
davon nur die alternativ auf Geld firirten ausnimmt. Dagegen find z. B. nad) dem 
preußifchen Edict vom 9, Detober 1807 und Declaration vom 5. März 1809 nur der 
Gefindezwangsdienft und Die Zivangsdienfte der befiglofen Einwohner, nad) dem neue— 
ten preußifchen Ablöfungsgeieg vom 2. März 1850 ſpeciell die Verpflichtung gegen 
ortsüblichen Tagelohn zu arbeiten, wie alle Dienfte und Leiftungen der Nichtangeicher 
nen, fodann die Jagdfrohnden , die Dienfte zur Bewachung gutsherrlicher Gebäude 
und Grundftüde, wie zu den perfönlicdyen Bedürfniſſen der Gutsherrichaft und ihrer 
Beamten, zu Reifen u. dgl., lediglich gegen Wegfall etwaiger Gegenleiftungen , ohne 
Entichädigung aufgehoben, während danach (wie im Allgemeinen auch nad) der Mehr- 
zahl — Ablöfungsgefege) andere Frohnden als Reallaſten der bäuerlichen Be— 
ſitzungen, bezüglich als nutzbare Realrechte der Rittergüter und ſonſtiger Frohndienſt— 
berechtigter nur für ablösbar erklärt wurden. Dabei find jedoch alle Staats- und 
Gemeindefrohnden, wie auch Deich und ähnliche Sorietäts-, ferner Leiftungen zur 
Erbauung und Unterhaltung von Kirhen, Pfarr: und Schulgebäuden, foweit letere 
feine Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaft find, von der Aufhebung überhaupt 
ausgenommen, 

Denn e8 liegt eine Veränderung diejer öffentlichen Leiftungsverhältniffe wenig: 
ftend nicht im Bereich der Agrar- und Ablöfungsgejege allein. 

Doch gehörten die Staatsfrohnden großentheild zu den drüdendften bäuerlichen 
Laften; fo 3. B. in Frankreich vor der Revolution, die Kriegs: und Proviantfuhren, 
wie die Leiftungen — oft aus weiten Entfernungen — zum Straßenbau, deren Ab- 
ihaffung der große Minifter Ludwigs XVI., Turgot, ſchon zehn Jahre vor dem Aus— 
bruch der franzöfiihen Revolution gegen eine allgemeine Befteuerung aller Volks— 
clafien, auch des Adels und der Geiftlichfeit,, beabjichtigte, womit er jedoch an dem 
von den Parlamenten unterftügten Widerftande dieſer privilegirten, damals von allen 
Staatslaften befreiten Stände, bei der Schwäche des Königs, ſcheiterte; fo auch in 
Preußen und anderwärts der früher fo häufige Vorſpann der Bauern für Dienftreilen 
der Givilbeamten und für die Märfche von Militairperfonen, weshalb deſſen Auf: 
bebung in Preußen eine der erften und bedeutendften Maapregeln der Stein » Harden- 
bergichen Geleggebung von 1807—1812 war, indem Die .... Reiſekoſten auf 
die Staatdcaflen angewielen, die Pflichten zur Geftellung des Militairworipanne 
auf Märiche ganzer Truppenabtheilungen und großer Militairtransporte beichränkt, 
hierbei aber allen Einwohnern ohne Ausnahme nad Verhältniß ihres Zugvichftandes 
auferlegt wurden. 

Die nad) Größe und Geipannfähigfeit der bäuerlichen Befigungen zu übertragende 
Verpflichtung zur Naturalleiftung von Staats-, Gemeinde-, wie gutsherrlichen Frohn— 
den war das hauptjächlichfte Motiv zur Einführung und Erhaltung der Geſchloſſen— 
beit der bäuerlichen Stellen, gegen deren freie Theilbarfeit und die ſich hierin aus— 
prägende Eigenthums- und Verfügungsfreiheit des Bauernftandes. Nur nach Auf: 
hebung, beziehungsweife Ablöfung jener Frohnden konnte daher die Verfügungsfreiheit 
und Theilbarfeit auch der bäuerlichen Grumdbefigungen ausgejprochen werden , wie es 
die preußifche Gefeggebung von 1807 und 1811 that." 

Das volfswirthichaftlihe Bedürfniß zur Befeitigung der gutsherrlichen oder 
ae ee war ein vorzugsweife dringendes und nahes. So lange ein ſolcher 

tohndienſt beftand, konnte ſich der Uebergang aus der mittelalterlihen Natural» in 
die Geldwirthſchaft nicht vollziehen. Diefer Uebergang aber ift die unausweichliche 
Folge der fteigenden Intelligenz und erhöhten technifchen Gewerböbildung , wie die 
Vorausfegung zur nugbaren Anwendung des angefammelten Capitals auf den Land» 
bau. Ein rationeller Betrieb der Landwirthichaft verlangt freie Arbeitskräfte. Die 


1) 1. den Art, Grundvertheilung. 
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tüchtige Beſtellung der Gutswirthſchaft, ein mit der ganzen geſellſchaftlichen und wirth— 
ichaftlichen Entwidelung Schritt haltender landwirthichaftlicher Gewerböbetrieb wäre 
unmöglich bei dem jchlechten Aderwerfzeug und Geipannvich von Fröhnern, bei deren 
ſehr natürlicher, Tprüchwörtlich gewordenen Faulheit und Nadyläffigfeit, hingegen ohne 
eigene verbeflerte Werkzeuge, 3. B. an Pflügen, Eggen, Walzen verſchiedener Art und 
Beitimmung, ferner ohne Benugung von Majchinen, z. B. zum Säen und Drillen 
des Getreides, endlich ohne die im freiwilligen Accord und Vertrage weit erfolgreiche: 
ren, darum auch wohlfeileren Leiftungen freier Arbeiter. 

Literatur: Lette, die Vertheilung des Grundeigenthums im Zufammenhange 
mit der Geſchichte, der Geſetzgebung und den Volkszuftänden Berlin 1855). — Ni: 
colai, Hofedienfte und deren Abichaffung (Berlin 1799). — Bülau, der Staat 
und der Landbau (Leipzig 1834). — Wigand, die Dienfte, ihre Entftehung, Natur, 
Arten und Scyiejale (1525). — Albert Judeich, die Grundentlaftung in Deutſch— 
land (1863). — Samuel Sugenheim, Geihichte der Aufhebung der Leibeigens 
ſchaft und Hörigfeit in Europa (1961). ©. audy den Art. Agrarverfaflung und Ge— 
jeggebung. Ferner ift zu vergleihen: von Maurer, Geſchichte der Frohnhöfe, der 
Bauernhöfe und der Hofverfallung in Deutichland (1852 u. 1863). 

W.A. Lette. 


Fruchtwechſel. 

Das Weſen der Fruchtwechſelwirthſchaft von Thaer „Wechſelwirthſchaft im 
engeren Sinne“ genannt) beſteht darin, daß beim Feldbau zwiſchen zwei Getreide— 
früchten immer ein Futtergewächs, auch wohl ein Handelsgewächs, gebaut wird. Der 
Zwed der reinen Brache wird, mit großer Bodeneriparniß, durch eine auf dem Grunde 
naturwilfenfchaftlicher Erfahrungen angeordnete Abwechslung zwifchen Halm- und 
Blattfrüchten zu erreichen gefucht. Man geht dabei von der (neuerdings namentlich in 
Wolff's „Die naturgejhichtlihen Grundlagen des Aderbaus“) feitgeftellten Wahrneh— 
mung aus, daß verichiedene Pflanzen, die nadyeinander auf demielben Boden ftehen, 
demjelben verjchiedene Nahrungsitoffe entziehen, aber auch zuführen und erhalten, und 
daß auch die phyſikaliſchen Wirfungen der Brache durch den Wechjel der Früchte erzielt 
werden können. Die widtigfte Grundlage dieſes Feldſyſtems beftcht in den Futterge- 
wächſen, weldye einen ftarfen Biehitand bei Stallfütterung erhalten, und dem Boden 
vermittelft des Düngers mehr Kraft geben jollen, als fie ihm entzogen haben. Die 
Gegenden der Fruchtwechielwirthichaft haben faft überall individuell verfchiedene Flur: 
eintheilungen und Fruchtfolgen. Am häufigften find ſechs-, acht- und vierfchlägige 
Sruchtfolgen. — Die Fruchtwechſelwirthſchaft ift befonders da vortheilhaft, wo das 
Yand hoch, Arbeit niedrig im Preife ſteht; dem Landwirth reichliches Betriebscapital 
und Intelligenz zur Verfügung ftehen; thieriſche und vegetabilifche Erzeugniffe mit 
Leichtigkeit und Sicherheit Abfag finden, wenig natürliche Wiefen und wenig Außen» 
weiden vorhanden find, der Boden fo Fräftig und das Klima jo günftig ift, Daß Klee 
und Hüljenfrüchte üppig wachen; die Beichaffenheit des Bodens derart ift, daß reine 
Brache entbehrt und durch Hackfruchtbau erjegt werden kann. Unter ſolchen Bedin— 
gungen — die Fruchtwechſelwirthſchaft Vortheile, welche nur ganz ausnahms— 
weiſe auf anderem Wege erreicht werden können. Die — gap Va diejes Sy: 
ftems enthalten eine Aufforderung zum intenfiven Betrieb, zu großen Gapital- und 
Arbeitsaufwänden, zu großer geittiger Anftrengung des Wirthichaftspirigenten. Die 
Fruchtwechlel - Wirthichaft wird mit dem größten Erfolge nur in Ländern mit unbe 
Ichränfter Theilbarkeit des Grumdbejiges betrieben. Bei ihr fann man 55—60%, der 
Ländereien zum Körnerbau verwenden. Die große Ausdehnung des Anbaucs von un: 
mittelbar für Menſchennahrung beftimmten Früchten weiſt diefem Syſtem feinen Plag 
in ftarfbevölferten Gegenden an. Hier muß auch dann Fruchtwechlelwirthichaft, viel- 
leicht jelbjt mit Spatencultur, getrieben werden, wenn die Arbeit fehr hoch im Preife 
fteht, und das Syſtem einen verhältnigmäßig Kleinen Reinertrag giebt. Der Reiner: 
trag jeded anderen Syftems würde noch viel Heiner fein. Vergl. übrigens auch den 
Artikel „Landwirthſchaft“. 

A. Emminghaus. 
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Gartenwirtbichaft 
nennt man dasjenige unter den Gewerben des Landbaues, deſſen Aufgabe in der 
— Erzeugung von Gartengewächſen, namentlich Blumen, Gemüſen, 
bſt u. |. w. beſteht. Die Gartenwirthſchaft wird gewöhnlich auf kleinen Grund— 
ſtücken betrieben, pflegt aber, bei ſachverſtändigem Betriebe und günſtigen natürlichen 
Bedingungen, ſtets einen hohen Reinertrag zu gewähren. Der größte Theil dieſes 
Reinertrages iſt Arbeitsrente, da es bei der Gartenwirthſchaft gerade durch die Arbeit 
hauptſaächlich ermöglicht wird, Heinen Flächen, zum Theil vermittelſt mehrfacher Ern— 
ten im Jahre, are Erträge abzugewinnen. Die Gartenwirthichaft pflegt als Haupt: 
gewerbe namentlidy in: der Nähe a aller bedeutenden Städte, ald Nebengewerbe aber 
auch vielfach _auf dem Lande betrieben zu werden. Bon großem Vortheil ift es für die 
Wohlftandsverhältnifie eines Landes, wenn namentlich in folhen Gegenden, wo die 
Großinduftrie ihre Stätte aufgefchlagen , die Gartenwirthichaft blüht, und, wenn es 
der Arbeiterbevölferung ermöglicht ift,, neben ihrem Hauptgewerbe , der gewerbsmäßi- 
gen Vermiethung ihrer Arbeit, als Nebengewerbe den Gartenbau zu treiben, was ihnen 
gleichzeitig eine dem Körper und Geift nothiwendige Abwechslung und Erholung ge: 
währt, und fie vor den Öefahren der Theurung der nothiwendigften Lebensmittel jchügt. 
Ein Zweig der Gartenwirtbichaft, die jogen. Kunft- und Handelsgärtnerei, ift cher 
den fogenannten techniſchen Gewerben, den Gewerben der Kunftergeugung,, als denen 
des Landbaues zuzuzählen. Hier wird die Natur ald Gewerbsmittel faum in höherem 
Maaße in Anfprud genommen, als bei den Handwerfen. Man beutet ihre Kräfte 
zwar bis zum Aeußerſten aus, aber die Bedeutung der Arbeit und des Capitals über: 
wiegt jo beträchtlich, daß hier eigentlich von einem Landbau» oder landwirthichaft- 
lichen Gewerbe faum mehr die Rede fein kann. — Wie hohe NReinerträge durch die 
Gartenwirthichaft erzielt werden fönnen, geht aus dem Umftande hervor, daß 3. B. 
in Sachſenhauſen bei Frankfurt a. M. der Morgen (0,7. preuß. M.) Gemüfeland 
mit 4000—5000 Fl. verkauft wird, vor den Thoren Hamburgs ein Stüd Land in der 
Größe eines preußischen Morgens 130—140 Thlr. Pachtzins trägt, und das befte 
Gartenland bei Bamberg mit 3—4000 FI. für den Morgen (= 1, pr. M.) bezahlt 
wird, während bier freilich auch fhon 1, —2 M. eine vollfommene Gärtnerwirth- 
Ichaft bilden, - E. 


Gebraud. 

Während fi) bei der Erörterung des Begriffs „Confumtion“ (f. d.) ergeben 
hat, daß diejelbe die gänzliche Vernichtung einer gejchehenen Production, eine Werths⸗ 
zerſtörung, den vollftändigen Verbrauch eines umlaufenden oder ſtehenden Capitals 
in ſich ſchließt, verſtehen wir im Gegenſatz hierzu unter Gebrauch die Verwendung 
von Gütern zu menſchlichen Zwecken überhaupt. Wenn auch die Güter und Er— 
zeugniſſe durch den Gebrauch mehr oder weniger thatſächlich abgenutzt werden, ſo iſt 
damit doc) nicht nothwendigerweiſe und begrifflich eine Werthszerſtörung verbunden. 

Der Gebrauch, welchen wir von einem fachlichen Gut oder von einer Arbeits» 
leiftung machen fönnen, der Grad von Nüglichfeit und Tauglichkeit dieſes Gutes oder 
diefer Leiftung zur Beförderung eines menſchlichen Zwedes, beftimmt im Allgemeinen 
den Werth jedes Gutes. Die Fähigkeit, für den Menſchen brauch» und nugbar zu 
werden, liegt an ſich in jedem Stoff; jedoch bedarf es meift einer Summe phyſiſcher 
oder geiftiger Anftrengung, damit er Nugen bringen fann. Dieſer erforderliche Grad 
von Anftrengung bildet ein weiteres Moment in dem Begriff des Werthes. Stoffe, 
welche, wie z. B. die Luft, im Ueberfluß vorhanden find, find werthlos. Andere, wie 
z. B. das Wafler, die Eleftricität, werden zwar in der Form, in welcher fie benugt 
werden, von der Natur geliefert, bedingen jedoch eine örtliche Veränderung und erlans 

Vollswirthichaftl. Handwörterbuch. 21 


— —2 AT — —— — — 


322 Gebrauch. 


gen erſt hierdurch einen Werth, welcher der zu ihrer Erlangung erforderlichen Arbeit 
entſpricht. Die meiſten Stoffe jedoch erheiſchen Beides, eine Aenderung der Form und 
des Orts, und ihr Werth richtet ſich nach der Größe des Widerſtandes, welchen die 
hierzu angewendete menſchliche Kraft befiegen muß. Das Eigenthümliche hierbei iſt, 
daß je mehr die menſchliche Kraft, die Macht des Menſchen über die Natur zunimmt, 
je mehr die Arbeitöfräfte fich verbeffern und Die Arbeit minder anftrengend wird, Die 
Brauchbarkeit der Dinge zunimmt, gleichzeitig aber der Werth derfelben abnimmt. 
Nugen und Werth ftehen faft immer in einem umgefehrten Berhältniß zu einander. 
So wird die Vergeudung, welcye bei verfchiedenen Procefien ftattfindet, denen Das 
Getreide bis zur Zubereitung des Brotes unterworfen wird, auf 25% der gefammten 
Quantität gefhägt. Wenn daher in Großbritannien jährlid 20 Millionen Quarte 
verbraucht werden, fo beläuft fich der Verluft auf 5 Millionen. Würde diefe Vergeu— 
dung aufhören und befeitigt werden, jo würde der Nugen des Getreides fich bedeutend 
vermehren, allein die entiprechende Zunahme der Leichtigkeit, Nahrung zu erlangen, 
würde ein bedeutendes Sinfen des Werthes zur Folge haben. Im gleicher Weile —* 
auch der Werth der edeln Metalle, wenn ihr Nutzen zunimmt. Die ungeheure Maſſe 
von Gold und Silber, welche in Frankreich zurückgelegt iſt, iſt für die Geſellſchaft nutz— 
los; und weil ſie zurückgelegt wird, haben die edeln Metalle dort einen ſo hohen — 
Würde man fie in Circulation ſetzen, jo würde man reichlichere Geldworräthe haben, 
der Zinsfuß würde finfen und die Arbeit dagegen fteigen. (Vergl. Careys Grundlagen 
der Sorialwiflenichaft, deutich v. Dr. Adler. München 1863. Bd. I. Gap. VI.) 

Nach dem Vorgang von Ariftoteles unterfchieden die Nationalöfonomen den Ges 
brauchs⸗ oder Nüglicyfeitswerth der Güter von dem Taufchwerth (value in use und 
value in exchange), und bezeichneten mit legterem Begriff die Kähigfeit eines Gutes 
zum Ankauf oder Einfauf anderer Güter. Adam Smith und ein großer Theil feiner 
Nachfolger haben indeß das Weſen des —— nicht weiter verfolgt, viel— 
mehr einjeitig nur den Taufchwerth in Betracht gezogen. Die Folge hiervon ift ge— 
weien, daß fie ausſchließlich die materielle Arbeit für productiv hielten und der Anficht 
huldigten, daß der nationale Reichthum der Völfer aus der Geſammtſumme der Taufch- 
werthe befteht, welche ein Volk beftgt oder producirt. Erft Ricardo und nad ihm 
Lauderdale, Bernhardi u. A. machten darauf aufmerffam, daß der Reichthum eines 
Volkes nicht blos nach dem Taufchwerth, fondern nach dent Gebrauchswerth der Güter, 
welche ihm zu Gebote ftchen, und daher hauptſächlich nad) der Fülle von Gütern beur: 
theilt werden müfle, und daß es eine irrthümlicdhe Meinung ift, Vermehrung des 
a mit der Vermehrung des Taufchwerths für gleichbedeutend zu 

alten. 

Die verfchiedenen Arbeitszweige fcheiden fich in Arbeiten, welche theils zur Ent: 
ftehung von Gütern mitwirken (Stoffarbeit, Urproduction), theils in ſolche, weldye die 
Circulation der Güter, die Erleichterung der Uebertragung von Gütern auf andere 
Perfonen betreffen (Handels, Leih- und Miethgefchätte ‚ tbeild endlich in ſolche, 
weldye den Gebrauch erleichtern und zur Erhaltung von Gütern beftimmt find. Zu 
der legteren Gattung von Arbeiten gehört 3. B. das Reinigen von Wohnungen und 
Geräthichaften, die Ausbeflerung von Gegenftänden. Dieſe Arbeiten find zwar an 
fich jelbft nicht productiv, indeß dienen fie dazu, daß der Verbrauch, die Werthsvernich— 
tung — oder vermindert wird. Auch die Thätigkeit der Aerzte iſt hierher zu 
zu rechnen. 

Sehr häufig kommt es vor, daß der Beſitzer eines ſachlichen Guts, insbeſondere 
eines werbenden Gütervorraths eder Capitals daſſelbe nicht ſelbſt anwenden will. Er 
überläßt daher anderen Perſonen den Gebrauch dieſer Güter gegen eine entſprechende 
Vergütung, Capitals- oder Zinsrente. 

Werden die Gegenſtände auf dieſe Weiſe dem Gebrauch anderer Perſonen über- 
laſſen, ſo heißt die dafür zu gewährende Vergütung Miethzins, wenn die Gegen— 
ſtände in Natur, in derſelben Qualität und Quantität zurückgegeben werden ſollen. 
Bei der Bemeſſung der Höhe des Miethzinies fommen die Koften in Frage, welche 
auf die Erhaltung und Ausbeſſerung des vermietheten Gegenftandes verwendet wers 
den müſſen, nicht minder aber auch die allmählidhe Werthsverminderung, welche 
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durch fortgefegten Gebrauch gefchieht, fowie endlid die Gefahr, daß der Gegenftand 
völlig untergeht. 

Merden indeß Gegenftände dem fremden Gebrauch überlaffen,, bei denen feine 
Rüdgabe in Natur gefchehen fol, fondern nur Dinge gleicher Art zurüdgegeben wer: 
den (fungible, vertretbare Sachen, res quae usu non tolluntur vel minuuntur), fo 
fpriht man nicht von einer Vermiethung, fondern von einer Darleihbung. Die 
Vergütung für folhe Darleihung ift der Zins. Der Zins als eine beftimmte Gapitals- 
auote betrachtet ift der Zindfuß. Gr richtet fich theils nad) dem Bedarf des Darlehns- 
ſuchenden, theil® nad) dem Angebot von Gapitaldnugungen, nad der Gelegenheit, 
Gapitale auf rentable Art anwenden zu können, theils auch nad) der Sicherheit, weldye 
für die pünctliche Rüdzahlung vorhanden ift, nad) der Gefahr des Verluftes. 

Adv. Bernhard Miller. 
Gebühren. 


Indem man die Leiftungen der Staatögewalt in folde, weldye allen Staatsange- 
hörigen gleihmäßig, oder doch nur in unfenntlid) verichiedenem Maaße, und in foldye, 
welche nur den zufällig davon Gebrauch machenden einzelnen Staatsgehörigen zu Gute 
fommen, getheilt hat, ift man darauf gekommen, die beftehenden Staatsabgaben in 
Steuern und Gebühren zu theilen. Jene angebliche Verichiedenartigfeit der Leiftungen 
muß den Rechtfertigungsgrund für die Verichiedenartigfeit der Gegenleiftungen , den 
Rechtfertigungsgrund insbefondere für die Gebührenerhebung abgeben. Dieje legtere 
wäre neben der Steuererhebung außerdem allerdings nur von Denen zu rechtfertigen, 
weldye Davon ausgingen, es fei ganz gleihgültig, auf welchem Wege der Staat fi 
feine Ginnahmen Re: wie er ſie vertheile, wen er damit belafte — wenn diefe 
Einnahmen nur recht reichlich zuflöffen. Weder über den Inhalt, noch über den Um: 
fang des Begriffes der „Gebühren“, nody über Die Grundiäge, nad) denen fie zu er- 
heben find, herrſcht zwiſchen Denen, welche ven Gegenftand wiſſenſchaftlich behandelt 
haben, Uebereinftimmung. Beiipielsweile rechnet unter die Stenern Umpfenbad) 
Lehrb. d. Finanzw. Erlangen 1859. $ 23 ff.) zu den Staatsanftalten und Ginrid) 
tungen, welche zur Gebührenerhebung ausichließlich berechtigen: 1) die Staatsver— 
waltungs-, 2) die Staatsjuftize, 3, die Staatsbildungsanftalten , 4) das Münzweſen; 
5) die Yandftraßen; 6) die Waflerftraßen , 7) die Eitenbahnen; 8) die Poſt; 9) den 
Telegrapben. Dabei wird für diefe einzelnen Anftalten und Einrichtungen nachzu— 
weiten verfucht, daß fie nothwendig und unumgänglich vom Staate ausgeben müffen. 
Als charakteriftiiche Merkmale der Gebühren und als leitende Grundfäge für Die Ge— 
bübrenerhebung ftellt der genannte Schriftfteller folgende auf: 1) Die Gebühren find 
Staatdeinfünfte, welche aus dem Vermögen der Staatsangehörigen nur in befonderen 
Fällen einer directen Berührung derielben mit Staatseinricdytungen bezogen werden. 
2) Damit Gebührenerhebung von einer Staatseinrichtung ftatthaft fei, muß der be: 
ftimmte Nachweis vorliegen, daß die einzelnen Staatsangehörigen, welche in eine von 
ihrem Belieben abhängige Berührung mit derjelben treten, hierdurdy überwiegende ein: 
feitige Koften verurfachen. 3) Im ihrer finanziellen Behandlung dürfen die Gebühren- 
einrichtungen nicht zufammengeworfen, fondern muß jede von ihnen als felbitändiges 
Ganze mit ihren ihr eigenartigen Anfprüchen rejpectirt werden. 4) Die Gebühren 
follen nicht nur feine Reinerträge geben, fondern follen nicht einmal die Koften der 
fraglichen Staatsleiftungen deden. 5) Der Koftenpunct und nicht etwa der Werth der 
Leiſtung für den Einzelnen bildet bei der Normirung der Gebührenfäge den richtigen 
Anbaltepunc. 6) Das Verhältniß zwifchen dem durch Gebühren zu dedenden und 
dem aus allgemeinen Mitteln zu beftreitenden Theile des Koftenbetrages ift für jede in 
Frage foınmende Staatseinrichtung je nach dem Maaße feſtzuſtellen, wie die ftaatliche 
oder privative Seite mehr in den Vordergrund tritt. (Ein fchwieriges Kunftjtüd.) 
7) Die Gebührenfäge müflen periodiich neu regulirt werden. $) Bei notoriich dürf— 
tigen Staatsangehörigen kann, wenn durch Nichterfüllung ihres Privatintereiies ein 
beigemijchtes Staatsintereſſe unbefriedigt bleiben würde (Das iſt nach 3, 4 und 6 bei 
der angeblichen gemifchten Natur der fraglichen Leitungen doch ftets der all, wo die 
Leiſtung durd; Gebühren unzugänglich gemacht ift), für Nachlaß der Gebühren geforgt 
werden. 
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Rau (Finanzw. Leipz. und Heidelberg 1855. $ 227 ff.) rechnet zu den Gebühren 
nicht Die Schulgelver und den Schlagſchatz; dagegen zählt er dazu noch die Taren von 
Amts» und Würdenertheilungen, die Erbichaftsgebühr, Strafgelver, Abgaben von 
Gewerböverleihungen und Patenten, kirchliche —— Die Erhebung 
einzelner der von ihm aufgeführten Gebühren, z. B. die der Wegegelver, verurtheilt 
er, weil er annimmt, daß die fraglichen Leiftungen bier lediglich im öffentlichen Interefie 
zu leiften feien. 

M. Wirth (Grundzüge der Nationalöfonomie. Köln 1861. II.Bd. ©. 354 ff.) 
definirt den Begriff der Gebühren dahin, daß darunter ſolche Abgaben zu verjtehen 
feien, welche dem Staate bei Benugung von Einrichtungen oder Dienften defjelben 
entrichtet werden, Die nicht allen Staatdangehörigen gleihmäßig an und für fid) vom 
Staate geleiftet, geboten, oder von Erfteren benugt werben. & rechnet zu den Ge: 
bühren nur: 1) die Gerichtsfportein, 2) die Brüden-, Wege-, Thor:, Hafen-, 
Krahngelver , die Scyulgelver ; 3) alle Stempelabgaben:: a) bei geſchäftlichen Hand— 
lungen, b) Taren bei Ertheilung eines Amtes, und ce) eines Titeld, Ordens, Ranges, 
von Dispenfationen u. ſ. w. 

Jedenfalls find die Gebühren älter, als ihre Nechtfertigungsgründe. Die Finanz: 
wiſſenſchaft fand fie vor neben den Steuern und den anderen Arten der Abgaben, und 
mußte ſich mit ihnen abfinden. Nicht immer aber ift bei der Darftellung des Gebühren» 
wejens der hiftorifche und der rationelle Standpunct ftreng auseinander gehalten wor: 
den. Bei einer hiftorijchen Darftellung wird man die charafteriftiichen, die jie von den 
Steuern und anderen Abgaben unterjcheidenden, Merkmale der Gebühren feftitellen, 
und die mit ſolchen Merkmalen in verichiedenen Staaten und zu verſchiedenen Zeiten 
vorfommenden Abgaben aufzählen, die Modalitäten ihrer Erhebung ſchildern müflen. 
Verfährt man jo, jo wird man finden, daß eine noch viel größere Zahl von Gebühren 
eriftirt und eriftirt hat, als 3. B. die obengenannten Echriftfteller zufammen auffüh- 
ren. Fraglich wird es dann nur erfcheinen, ob 3. B. der Schlagichag mit zu den Ge— 
bühren zu rechnen ift, wie Umpfenbac thut. Oder man müßte denn bei einer hifto- 
riſchen Darftellung, — die aud) alle Monopole für berechtigt anjehen müßte, weil fie 
eriftiren — auch alle Monopolgewinnfte der Regierungen mit zu den Gebührenerträ: 
gen rechnen. 

Bei einer rationellen, kritiſchen, Darftellung des Gebührenwejens fann man nicht 
unbin, auf Grörterungen über den Zwed und die Aufgaben des Staates einzugeben. 
Dr wird man denn finden, Daß unter den Aufgaben und aljo den Leiftungen des 
Staates nur fehr wenige fih nicht unter den Gefichtöpunet bringen laflen, von dem 
aus man die Gebührenerhebung zu rechtfertigen ſucht. Vielleicht nur die Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten, und darunter inbegriffen der Schuß gegen äußere Feinde, 
fommt allen Staatsangehörigen ununterſcheidbar gleihmäßig zu Gute. Alle anderen 
Staatsleiftungen bringen immer gerade Denen Vortheil, welche jich, und in dem Augen: 
blick, wo fie fid) ihrer bedienen. Es kann gar feinem Zweifel unterliegen, daß jene, 
Allen gleihmäßig zu Gute kommenden Staatsleiftungen, wie fie nur einen Bruch: 
theil der Regierungsfräfte in Anfpruch nehmen, oder in Anſpruch nehmen jollen, aud) 
nur einen Bruchtheil der Staatsausgaben erheiſchen und erheifchen follen, während die 
anderen Leiftungen, diejenigen, weldye immer Denen Vortheil bringen, welche ſich ihrer 
bedienen, alfo 3. B. die Juſtiz-, Die Polizei-, die Schulverwaltung, die Kräfte der 
Staatöverwaltung ganz vorzugsweife in Anſpruch nehmen und aud in dem Budget 
der Staatsausgaben die namhafteften Poſten bilden, oder doch bilden follten. 

Die Vertheidiger des Gebührenweſens, welche von einer Verfchiedenartigfeit der 
Staatsleiftungen bei dem Verſuche der Rechtfertigung der Gebührenerhebung ausgeben, 
müßten daher confequenterweife zu dem Refultate fommen, daß bei Weitem der größte 
Theil der Staatseinnahmen auf dem Wege der Gebührenerhebung, nur ein viel kleine— 
rer auf dem der Steuererhebung herbeizuzichen ſei. Dies zu fordern ſcheuen ſie fich 
theils in der Berüdfichtigung des Umftandes, daß die Unficherheit und Ungleichmäßig- 
feit der Einnahmen aus Gebühren eine geregelte Finanzwirthſchaft, wenn dieſe lediglich 
auf folhe Einnahmen angewielen wäre, unmöglich machen würde, theils, weil fie zus 
geben müffen, daß in allen Leitungen, welche dem Staate ausichließlich obliegen, und 
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welche angeblich zur Gebührenerhebung berechtigen , ein gewiſſes allgemeines Element, 
ein Theil, der Allen gleihmäßig zu Gute fomme, enthalten fei. Sie fordern deshalb 
eine Trennung der Gegenleiftungen in ſolche, welche Allen obliegen, und in ſolche, 
welche nur von den durch die feaclice Leiftung unmittelbar begünftigten Einzelnen 
erhoben werden follen ; von den Koften der Juftizverwaltung foll nur ein Heinerer Theil 
durch Sporteln und Stempel, der größere dur Steuern, von den Koften der Polizei, 
der Schule u. ſ. w. nur ein Hleinerer Theil durch Gebühren, der größere durch Steuern 
gedeckt werden. Aber welcher Maapftab foll für dieſe Vertheilung angenommen wer: 
den, zumal die Gebührenerträge nicht willfürlich zu fteigern, oder zu mindern find, 
zumal die wejentlichen Koften der fraglichen Staatsleiftungen die nämlichen bleiben, 
einerlei, ob fie viel oder wenig in Anfprud; genommen werben, ob fie alſo hohe oder 
— Gebührenerträge liefern? 

enn man durch dem heutigen Stande und Geifte der Staatswiffenfchaften ent: 
ſprechende Erörterungen über den Zwed und die Aufgaben des Staates zu der Idee 
des „Rechtsftaates“ gelangt, fo fchränft fi) das Gebiet, auf welchem die Gebühren: 
erhebung auch nad) den Grundfägen der jegigen Vertheidiger dieſer Abgabenart zuläf: 
fig fein würde, beträchtlich ein. Denn dann fallen eine Menge der Beiftungen, für 
welche Diele Bertheidiger die Gebührenerhebung gerechtfertigt halten, aus der Sphäre 
der Staatötlätigfeit ganz hinweg; dann leuchtet es ein, daß Leiſtungen, die nicht in 
erfter Linie der Gefammtheit nügen, Leiftungen, bei denen noch von einem „privativen“ 
Element die Rede fein kann, außerhalb der Ephäre der Staatsthätigfeit liegen, und 
vielleicht anderen gefellichaftlichen Organifationen, folchen, bei denen die Selbitverwals 
tung und alfo meift die Foftenlofe Verwaltung die Regel bildet, oder der freien Privat: 
thätigfeit, zuzuweiſen find. 

Die allgemein verbreitetften unter den Gebühren find die Gerichtsfporteln und Die 
Stempelgebühren. Die legteren bringen in der Regel in England 13—14, in Frank— 
reich und Preußen 3—4, in Defterreih 10— 11% der ganzen Staatdeinnahme auf. 
Welcher Theil von den Leiftungen, für welche Sporteln und Stempelgebühren entrich- 
tet werden, lediglich Staatsleiftung für das allgemeine Befte, und welcher Staatslei- 
ftung zum Frommen einzelner Privaten fei, wie alfo die Gegenleiftung für den gelei- 
fteten Dienft zu bemeſſen fei, damit fie nur den privativen Theil der Leiftung vergüte — 
dafür dürften in der That feine Grundfäge aufzuftellen fein. Sportel- und Etempel- 
tarife find die willfürlichiten, finnlofeften und ungerechteften Geſetze, die man fidy den« 
fen fann. Auch beruht das Motiv, weldyes man fpeciell für Diefe Art von Gebühren 
anführt, auf einem Irrthum. Die Gerichte und Verwaltungsbehörden im Staate find 
nicht blos im Intereffe Derer da, weldye ihre Dienfte zufällig benugen, jondern im 
Intereffe Aller, da Alle jeden Augenblid in die Lage kommen können, fie zu benugen. Sie 
find recht eigentlich Anftalten, deren. Koften lediglich aus den Steuererträgen beftritten, 
und deren Dienite den Einzelnen unentgeltlicy geleiftet werden müſſen. Sie haben auch 
die Mittel in den Händen, Verfuche des Mißbrauches ihrer Dienfte zu vereiteln. Bes 
vor man das Schulgeld für eine gerechtfertigte Form der Gebührenerhebung erflärt, 
muß man die Frage enticheiden, ob die Errichtung, Verwaltung und Unterhaltung der 
Schulen nicht vielmehr Sache der Gemeinden, als des Staates, Sache des legteren aber 
etwa Die Sorge dafür fei, daß die Gemeinden dieſer ihrer Verpflichtung nachkommen. — 
Daß der Schlagichag eine Gebühr fei, möchte Schwer nachzuweiſen fein. — Daß Be: 
nugungspreife Hr Berfehrsanftalten erhoben werden, ift ganz in der Ordnung. Aber 
es ift befanntlicdy eine überaus beftrittene Frage, ob der Staat als ſolcher für Die Her- 
ftellung ſolcher Anitalten von fi) aus zu forgen hat, und ob, wenn er diefelben aus 
den Steuererträgen der Gefammtheit befchafft hat, er berechtigt ift, von den Einzel: 
benugern befondere Benugungsgebühren zu erheben. Wenn man den Bertheidigern 
der Staatsverfehrsinduftrie die Ungerechtigkeit vorbält, welche darin liegt, daß auf 
Koften aller Steuerzahler in, ven Verfehrsftraßen bejonders zugänglichen, Theilen des 
Landes — Verkehrsanſtalten errichtet werden, ſo weiſen ſie auf die Gemein— 
nügigfeit ſolcher Anlagen für die geſammte Volkswirthſchaft hin. Giebt man ihnen 
andererſeits dieſe Gemeinnützigkeit zu, und fordert man zufolge deſſen Tragung der 
Betriebs⸗ und Benutzungskoſten durch die Gemeinſchaft der Staatsangehörigen, fo 
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ſtellen ſie die Verkehrsleiſtung als eine gemiſchte, zum Theil privative Intereſſen för— 
dernde Leiſtung hin und vertheidigen aus dieſem Grunde die Gebührenerhebung. Wie 
der Grundſatz, daß zur Begründung der Gebührenerhebung der Nachweis der Verur: 
ſachung überwiegender einfeitiger Koften erforderlich fei, und der andere, daß die Ge— 
bühr nicht nur feinen —— bringen, ſondern nicht einmal den Koſtenbetrag ganz 
decken dürfe, auf die Staatseiſenbahnleiſtungen und die Gebührenerhebung dafür anzu⸗ 
wenden ſei, iſt nicht abzuſehen. Verurſacht der Vierundzwanzigſte, der in einen Wag— 
gon für 24 einſteigt, einſeitige überwiegende Koſten? Und wenn aud: falls Diele 
Koften nicht einmal ganz durd) das Fahrgeld gededt werben follten, wie follte dann die 
Staatseifenbahn beftehen? Der Zug verurfacht die Koſten; der Zug muß befördert 
werden, mag er auch einmal gar nicht benugt werden. Das ift der geringfte Theil der 
Koften, der dadurch entfteht, daß in den Wagen, die fonft leer mitgehen müßten, nun 
Güter und Perjonen befördert werden. 
A. Emminghaus. 


Gefällſteuer. 

Die Gefällſteuer iſt eine Staatsabgabe von einer fteuerähnlichen Privateinnahme. 
Mo eine Einfommenfteuer neben anderen Schagungen oder als einzige Steuer erhoben 
wird, werden Gefälle, alfo Einnahmen, weldye die Steuerpflichtigen in Form von 
periodifchen Natural» oder Gelbleiftungen infolge von Grund: oder anderen Rechten 
beziehen, unter ihrem Einfommen mit verrechnet, und nad) Abzug der von ihnen etwa 
zu entrichtenden Gegenleiftungen,, ſowie der Erhebungsfoften zur Verſteuerung mit 
herangezogen. Wo Grundfteuern beftehen, werden die Realgefälle im Catafter mit 
verzeichnet und beim Berechtigten, wenn derſelbe grumdfteuerpflichtig ift, mit zum 
GSteuercapital gerechnet ; bei dem —— wenn derſelbe zugleich grundfteuer- 
pflichtig iſt, wird der Betrag der Gefälle vom Steuercapital abgezogen. Aehnlich wird 
mit den Gefällen bei der ——— ſogen. Grundrentenſteuern verfahren. In manchen 
Staaten hat es jedoch auch beſondere Gefällſteuern, vielleicht neben der Einkommenſteuer 
gegeben. Dieſelben führen dann auch wohl den Namen „Dominical- oder Domi— 
nialſteuern“. Die Beſteuerung des Einkommens aus Gefällen iſt in jeder Weiſe 
gerechtfertigt. Eine beſondere — jedoch einzuführen, würde aus finanztech— 
nischen Gründen nicht zu rechtfertigen fein, da der Ertrag derfelben im Verhältniß zu 
den aufzuwendenden Grhebungsfoften in feinem richtigen Verhältniffe ftehen würde, 
Bei der Schwierigfeit der Ermittelung des Beitandes und der Höhe der Grundlaften 
würden nämlich die Erhebungsfoften zu beträchtlich werden, wenn jene Ermittelung 
nicht etwa Schon zu anderen Zweden geſchehen ift und fortgeführt wird. Die Gegen- 
ftände der Dominical» oder Gefällfteuer find u. A. jährliche Entridytungen aus dem 
Ertrage der Ländereien — Zehnden, Grundzinfe in Geld oder Naturalien, Canon, 
Gülten, Holzberechtigungen —, ferner Zahlungen bei Beftigveränderungen der Lände— 
reien, Handlohn u.f.w. ; Frohmdienfte. Servitutrechte fallen zwar nicht unter den Be: 
griff der Gefälle, Fönnen aber jelbftverftändlich ebenfo wie dieſe Objecte der Befteuerung 
werden, und find ebenfo wie diefe bei der Grund-, der Grundrenten⸗ oder der Ein» 
fommenftener zu berüdfichtigen. Als Beweismittel für den Beftand und die Höhe der 
Gefälle dienen die Ausſagen der Berechtigten, der Verpflichteten und anderer Berfonen, 
ferner Urkunden, Flurbücher, gerichtliche Entfcheivungen u. f. w. Alle Naturalgefälle 
werben zu Geld angeichlagen, nicht regelmäßige Leitungen (wie Handänderungsge- 
bühren) in Durchfchnittsfägen angenommen. Bon der ln welche die von ber 
Steuer zu berüdfichtigenden Gefälle repräfentirt, müffen die Gegenleiftungen und die 
Gefällerhebungsfoften in Abzug gebracht werden. Beide Boftenclafien —5 — ebenfalls 
in der Regel vorher in Geld angeſchlagen werden, was namentlich bei eigentlichen per- 
fönlichen Dienftleiftungen große Schwierigkeiten hat. In den meiften europäifchen 
Staaten hat zwar die Berückſichtigung einzelner Gefälle bei der Grund-, Grundrenten» 
und Einfommenfteuer noch praktisches Intereffe; allein die eigentliche Gefällfteuer als 
befondere Steuer dürfte kaum irgendwo noch vorfommen, 
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———— (Arbeitshäuſer, Eorrectionsanftalten). 
Die erſte und natürliche Anwendung der Gefängniſſe war gegen Solche gerich— 
tet, von denen man erwarten mußte, dab fie von ihrer Freiheit einen der Sicherheit 
des Staats oder Einzelner gefährlichen Gebraudy machen würden. War ferner Je: 
mand einem Berjprechen, das er der Gefammtheit oder dem Privaten gegeben, nicht 
nachgekommen, jo mußte er mit feiner eignen Verſon Bürgfchaft für die ſpätere Er: 
füllung leiften Schuldhaft). Die Unterfuhungshaft entiprang aus ähnlichen 
Motiven, zugleich ſchien auch eine Iſolirung des Angeklagten entfprechend zu fein, 
um der Sefeitigung von Beweismitteln, einer Verftändigung unter den Mitangeflag: 
ten u. |. w. vorzubeugen. — Im Alterthume waren — ziemlich 
beichränft, und felbft da, wo die Gelege nicht mit draconiſcher Strenge gefchrieben 
wurden, waren Lebens, Geld: und Berbannungsftrafen vorherrfchend. Die humanere 
Richtung der Neuzeit hat fid) immer überzeugender für Bejeitigung der Todesftrafe 
ausgeſprochen, hauptiächlic um dem Verbrecher die Gelegenheit einer feine Schuld 
verjöhnenden Beſſerung nicht zu entziehen. Verbannung der Verbrecher läßt fich 
nur bei Golonialbefig ausführen, da ed unverantwortlich wäre, andern Nationen bie 
ſchlechteſten Subjecte ohne Weiteres zu überweifen. Geldftrafen find in einer gewiſſen 
Söbe nur von dem Reichen zu leiften und treffen diefen dann felten in dem rechten 
aaße jeiner Strafwürdigfeit. Deshalb find die Freiheitsftrafen immer mehr in den 
Vordergrund getreten, und unterfcheidet man verjchiedene Syfteme des Gefängniß- 
weſens, von denen nur dad Pennſylvaniſche Syſtem (Ifolirung des Gefangenen) 
und das Auburnfhe Syftem (nädhtlihe Einſamkeit und Verbot des Sprechens, 
deshalb auch Schweigſyſtem genannt) hier erwähnt werden follen, während im Uebri— 
gen auf die noch zu bezeichnende Literatur verwieſen wird. 

Für den engern volkswirthſchaftlichen Standpunct wird nur das erziehende Ele: 
ment des Gefängnißweiens, wie ed gegenwärtig faft überall durd die „Arbeit“ ge: 
pflegt wird, von Interefje fein. Während früher der Sträfling fo gut wie ganz unbe: 
Ihäftigt war, wird jegt die Zwangsarbeit und zwar was die Hauptfache ift, 
nicht ald Strafe, fondern in der Eigenichaft eines wirfjamen Beflerungsmittels an: 
gewandt. Bon dem Ertrage feiner Arbeit erhält der Gefangene nad) einem beftchen- 
den Tarife ald Ermunterung zum Fleiß einen Antheil gutgefchrieben, von dem er 
während der Haft einen Theil bis etwa zur Hälfte für fh oder feine Angehörigen 
unter gewiſſen Beichränfungen verwenden darf. Bei der Entlaffung wird das Gut— 
haben berechnet und dem Gigenthümer oder nad) Befinden feiner Ortsobrigfeit einge: 
bändigt. — Die Vortheile diefes Syftems müſſen fofort einleuchten. Nichts ift geeig- 
neter, das menſchliche Gemüth zu vollfommner Verftoctheit, meift bis zum Wahnfinn 
zu führen, als die andauernde Entziehung jeder Be ihäftigung, während die Arbeit 
— mag man nun die Iſolirung des Gefangenen damit verbinden, oder ihm dag Ar: 
beiten in Gejellichaft der Mitgefangenen mit oder ohne Erlaubniß der mündlichen 
Unterhaltung geftatten — mit der Befriedigung des jedem Menſchen innewohnenden 
Thätigfeitstriebes Veranlafjung zu ernftern — ———— und damit zur Aeußerung 
ihrer erziehenden und beſſernden Eigenſchaften giebt. Eine wirkſame Verbindung der 
Einzelhaft mit gemeinſamer Arbeit, eine allmählich je nad) dem Verhalten des Sträf— 
ling8 zu beitimmende Erleichterung der Haft oder des etwa angenommenen Schweig— 
foftems ; ipätere verſuchsweiſe Belhäftinung mit landwirthichaftlichen Arbeiten, Die 
eine größere Freiheit der Bewegung geftatten; Uebergeben derjenigen Sträflinge, 
welche jich mufterhaft gehalten haben, als Lohnarbeiter unter eine ftreng zu regelnde 
Aufficht einzelner Yandwirthe und Fabrifbefiger, die dazu befonders geeignet erichei- 
nen: eine jolche ftufenweife Erleichterung der Haft, verbunden mit einer angemeflenen 
Beihäftigung, hat vielfach ſchon die günftigften Refultate erfahren laffen. Es Fonnte 
wohl kaum befremden, wenn der Sträfling früher, fobald er Jahrelang jeder Beichäf: 
tigung entfremdet war, nad) feiner Entlaffung meift fofort wieder in die früheren 
Lafter und Verbrechen zurüdfiel, umjomehr, da er häufig von allen Mitteln entblößt, 
der allgemeinen Geringihäsung preisgegeben war. Die Koften des Staates mußten 
fid) ferner weit höher belaufen, folange der Strafgefangene feinen Unterhalt fich nicht 
jelbft verdiente. 
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Gleihwohl erfordert auch die Wahl der Beihäftigung der Sträflinge gewifle 
Nüdfihten. Bor allen Dingen ift darauf zu fehen, daß fie nicht in einer Weife be: 
fhäftigt werden, die an und für fi kaum lohnt und dem entlaffenen mittelloien 
Sträfling die felbftändige Erwerbung feines Unterhalts nicht geftattet, wie dies mit 
dem beliebten Spinnen in den beutiihen Zudthäufern der Fall war. Statt deffen 
findet man gegenwärtig in den meiften Strafanftalten Deutſchlands und ebenjo in den 
maisons centrales Frankreichs wie in den penitentiaries Englands folgende Er: 
werbszweige: Wollen:, Leinen: und Baumwollweberei, Fußdecken- und Mattenfledh: 
terei, Echnigerei und Drechslerei, Klempnerei und Ladirarbeit, Schneiderei, Schub: 
macherei, Korbmacherei, Filgfabrication, Gigarrenfabrication, Herftellung von Ziegeln 
und Drainröhren, endlich landwirthichaftliche und Tagelöhnerarbeiten aller Art, fo: 
weit joldye die Aufſicht nicht erfchweren. Außerdem werden hier und da früherer Ber 
ruf und etwaiges bejonderes Talent joviel ald möglich berüdjichtigt, und find nicht 
felten befondere Lchrmeifter aus den Gefangenen feloR ausgewählt worden. In den 
preußiichen Strafanftalten betrug 1859 beijpielsweife der geringfte Bruttoertrag eines 
Arbeitstages durhichnittlid 3% Sgr.; und in den ſächſiſchen Anftalten zählte man 
im Juli 1857 allein 23 verfchiedene Induftriegweige. 

So lobenswerth es ift, Daß auch die Arbeitskraft des Sträflings in einer Weiſe, 
die ihm den Ueberfchuß über feine Unterhaltungsfoften ficyerftellt, mit zu Zweden des 
allgemeinen Bedarfs herangegogen wird, jo Bat es doch nicht an Klagen über die 
Goncurrenz gefehlt, die durch die Beichäftigung der Strafgefangenen den unbeſchol—⸗ 
tenen Gewerbtreibenden außerhalb der Gefängnißmauern erwächſt, und hat man fid 
befonders über die niedern Preiſe befchwert, zu welchen die Fabricate der Strafan— 
ftalten verfauft werden. Hier und da fommt es in der That vor, daß einige wenige 
Großinduftrielle jehr günftige Lieferungscontracte mit den Directionen der Zucht- und 
Arbeitshäufer abgeichloffen haben und dann zu billigern Preiſen liefern fönnen, ale 
der fleinere capitalarme Babricant, wie auch der Staat nicht felten in der fpeculativen 
Verwerthung der Erzeugniffe andere falſche Wege einjchlägt. Doch dann ift nicht Die 
Beichäftigung der Gefangenen an fid) zu tadeln, die vielmehr, indem fie die Zahl der 
confumtionsfähigen Stoffe vermehrt, der Gefammtheit zu Gute fommt : fondern die 
einfeitige VBerwerthung der Arbeitsproducte. Werden von Seiten der Aufſichtsbehör— 
ben ———— nur mit dem Meiſtbietenden bei öffentlichem Angebot abge— 
ſchloſſen; werden die Fabricate in regelmäßig wiederkehrenden Auctionen öffentlich 
verſteigert: ſo wird die Concurrenz eine ehrliche, und als ſolche kann ſie nur nach 
allen Seiten heilſam wirken. Empfehlenswerth bleibt es ferner, wenn der Staat ſei— 
nen eignen Bedarf an Militairausrüftungsgegenftänden zu einer dem Marktpreis ent— 
Iprechenden Abrechnung foviel als möglidy in den Strafanftalten zu decken ſucht. 

So jehr man übrigens damit einverftanden fein darf, daß die „Arbeit“ als ein 
jehr wichtiges Beflerungsmittel für den Sträfling zu betrachten fei, fo gefährlid) ift 
es, die Arbeit als Strafmittel geradezu zu bezeichnen, wie dies Maconochie auf 
Norfolk: Island zuerft mit feinem Markenfvftem zurAnwendung gebracht hat. „Die 
einzig würdige Abbüßung eines Verbrechers, jagt derfelbe, ift die durch die Arbeit. 
Nicht auf Zeit, nicht auf jo und fo viele Jahre Haft, Sondern auf Arbeit muß das Ur- 
theil des Richters lauten, d. h. der Sträfling muß zur Büßung feines Verbrechens 
ein gewiſſes ihm auferlegtes Quantum Arbeit verrichten, gleichviel in welcher Zeit. 
Dieſes Duantum läßt ſich durch Marfen ſchätzen, die für die Leiftungen nad) und nad) 
notirt werden.“ — Dem Bolfswirth fteht „Die Arbeit” zu hoch, als daß ſie jemals als 
Etrafmittel dietirt werden könnte; fie ift ein Segen, aber feine Strafe, und weit 
folgerichtiger hat man gerade die Arbeitsentziehung als eins der härteften Strafmittel 
bezeichnet. Gin auf ein gewifies „Duantum von Arbeit“ lautendes Urtheil wird ſich 
übrigens aud) nur dann jicher vollitreden Laien, wenn der Verurtheilte mit dem Ber: 
fuft — perſönlichen Freiheit dafür Bürgſchaft leiſtet, und dann läuft das Syſtem 
wieder auf die bisherigen Freiheitsſtrafen hinaus. 

Auf ähnliche Abwege ift man bei der Eintichtung von JZwangsarbeitshäu— 
ſern für ſolche Subjecte gerathen, die ohne gerade Verbrecher zu fein, mit einer gro: 
Ben Scheu vor geregelter Arbeit eine hervorragende Neigung zum Vagabondiren ver- 
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binden, ihren Unterhalt durch Betteln zufammenzubringen fuchen, und nad) den be— 
ftehenden Heimaths: und Armengefeggebungen trog ihrer Erwerbsfähigfeit ihren Ge: 
meinden zur Laft fallen. Auch hier befteht die eigentliche Strafe in der Entziehung 
der perfönlichen Freiheit; die Arbeit ſelbſt ift und foll nur ein Befferungsmittel fein, 
und dies wird um fo vollftändiger erreicht werden, je mehr es der allerdings fehr 
fchwierigen Leitung derartiger Arbeitshäufer gelingt, das arbeitsichene Individuum 
von dem Segen der Arbeit dauernd zu überzeugen, fei es auch nur erft nad) der Seite 
bin, daß dadurch die Mittel zu einer behaglichen Eriftenz gewonnen werden fönnen. 
Wirkſamer als alle Zwangsarbeitshäufer werden übrigens richtigere Anfichten in der 
Geſetzgebung über das Armenweien (f. d.) fein, und zwar folche Anſichten, die von 
dem Grundfag ausgehen, dem erwerbsfähigen Armen auf feinen Fall eine Unter: 
ftügung zufommen zu laffen, fondern die Selbftverantwortlichkeit für das eigne Thun 
und Handeln zu voller Geltung zu bringen, 

ei jugendlichen Sträflingen unter 14 Jahren (Befferungs- oder Corre— 
etionsanftalten) it wohl weniger die Entziehung der perjönlichen Freiheit als 
Strafe zu betrachten, da diefelben über die eigne ‘Berjon zu verfügen noch wenig ge: 
wohnt waren, fondern das Leberführen aus den bisherigen Umgebungen in andere 
ungewohnte Verhältniffe, der Mangel früherer Genüffe, und die —— regelmäßige 
Aufiicht, Die fie fortwährend beobachtet. Auch hier fol und darf die Arbeit nicht in 
der Eigenſchaft eines Strafmitteld angewendet werden, obgleich die Erziehungsgrund: 
fäge andere fein werden, als in den Gefängniffen und Arbeitshäufern für Erwach— 
jene. ge wie dort wird die Befferung durd) Arbeit beabfichtigt; bei dem Erwachſe— 
nen foll aber vorwiegend auf die beffere Einfiht, bei dem jugendlichen Internirten 
auf die Gewöhnung hingewirft werden. 

Literatur: Mittermaier, Der gegenwärtige Zuftand der Gefängnißfrage 
(Grlangen 1860). — v. Holgendorff, JIriſches Gefängnißinften, und die Depor- 
tation als Strafmittel (Leipzig 1859). — Behrend, Geſchichte der Gefängnißre- 
form (Berlin 1859). — Maconochie, On prison discipline London 1850). 

H.R. 
Gegenfeitigfeit (Reciprocität). 

Leiftung und Gegenleiftung vollziehen ſich Tag für Tag in einer außerordentlid) 
mannichfaltigen Gliederung innerhalb des Wirthfhaftelebene der Menichen. Die 
vielfachen Bedürfniffe, die der Einzelne aus eigner Kraft nur höchſt unvollftändig 
ſelbſt befriedigen fönnte, reizen dazu an, die Hülfe des Mitmenfchen in Anspruch zu 
nehmen, und durch freie Mebereinkunft, durch Vertrag, nach Herfommen u. |. w. find 
die Menſchen taujenpfältig genöthigt, ihre perfönlichen Kräfte (Arbeit) und ihre fach: 
lichen Wirthſchaftsmittel (Gapitalien) nad) einer meift vorausbeftimmten Tauſchwerth— 
abihäsung, für Die der Marktpreis der einzelnen Leiftung gewöhnlich zu Grunde ge: 
legt wird, ſich gegenfeitig zuzuführen. Kaufe, Mieth: und Pachtverträge auf der 
einen, Arbeits-, Anftellungs: , Dienftverträge u. a. m. auf der andern Seite reprä- 
jentiren dieje privatwirthbichaftlihe Gegenjeitigfeit, die als rechtliche 
et auftritt, fobald von der einen Seite der Vertrag nicht in allen feinen 
Puncten erfüllt wird. Dieſe Gegenfeitigfeit im wirthichaftlichen Verkehr ift älter ala 
jede Gefeggebung; fie findet ſich heute noch überall da, wo Gewalt nicht vor Necht 
geht; auf ihr beruhen die meiften unferer Gefegesinftitutionen und fie wird auch be— 
ftehen, fo lange überhaupt Bedürfnifie im friedlichen regulairen Austaufch zwiſchen 
Mangel und Leberfluß befriedigt werden. 

Es jcheint auf den eriten Blid, als müßte diefelbe privatwirtbichaftliche Gegen 
feitigfeit, die zwiichen zwei Gontrabenten bei dem Eingehen irgend eines der genann— 
ten Verträge zur Geltung kommt, ſich mit allen Einzelheiten auch auf den Verfehr 
zwifchen zwei VBölfern übertragen laſſen, fobald alfo zwilchen 2 Verfehrsgebieten ein 
gleicher Austaufc der Arbeitsleiftungen und Wirthichaftsmittel ftattfindet, die hier 
im Ueberfluß vorhanden find, dort dagegen fehlen. Und doch ift die Wirfung jchon 
infofern eine verfchiedene, als nur höchſt er die Vortheile und Nachtheile einer fol: 
hen ftreng durchgeführten Gegenfeitigfeit auf jeden Einzelnen im Wolfe einen gleid) 
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vortheilhaften oder gleich nachtheiligen Einfluß auszuüben vermögen. Im privat: 
wirthſchaftlichen — iſt die Parität leicht herzuſtellen, und die Selbſtverant— 
wortlichkeit jedes Einzelnen für ſein Thun und Handeln macht bei freier Concurrenz 
das Eingreifen der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden und deren ſpecielle Vorſchriften 
in den meiften Fällen unnöthig. (Wer z. B. für feine Arbeitsleiftungen einen zu 
hohen Gegenwerth fordert, findet feinen Käufer; wer einen Arbeits: oder Miethver: 
trag einfeitig und ausichließlich zu feinen Gunften abzuſchließen trachtet, wird ver- 
gebens einen Gontrahenten ſuchen. Bei dem Verkehr dagegen zwiichen 2 Völkern ift 
diefelbe Parität folange nicht vorhanden, als nicht gleichfalls ebenfowohl innerhalb 
beider Gebiete wie im gegenieitigen Austaufch bie reiche Eoncurrenz ausgleichend 
wirfen fann. Sobald nämlich der Inländer für feine Arbeitsleiftungen einen höhern 
Schus von Seiten feines Staats erlangt, ald der Ausländer , jobald für die gewerb- 
liche Niederlaffung des Staatsangehörigen leichtere Anforderungen geftellt werden, 
als für die des Fremden; wenn die — der fremden Nation mit höhern Abgaben 
belaſtet werden, als die der Einheimiſchen: dann iſt bei dem Ausſchluß freier Con— 
currenz vielleicht eine Parität zwiſchen den Nationen herzuſtellen, indem jedes Volk die 
Angehörigen der andern Nation nach ähnlichen Grundſätzen behandelt, keineswegs 
aber eine ſolche Parität, die dem Einzelnen die natürlichen Grundlagen und Sülfs: 
mittel der privatwirthichaftlichen Gegenjeitigfeit verichaffte. Wenn ſich noch zu An: 
fang des Jahrhunderts die Breslauer Kaufmannjchaft veranlaßt jah, einen Salzbur: 
ger Bürger als Geißel für die unbezahlte Forderung eines andern Salzburger Bür: 
er in Haft zu nehmen, und wenn infolge deſſen die Salzburger den eriten beften 

reslauer, deſſen fie habhaft werden fonnten, fefthielten, jo war dies allerdings nad) 
damaligen Zeitbegriffen ein Act ftrenger Gegenfeitigfeit, in Wirflicyfeit aber eine 
That der rohen Gewalt, welche ganz Unfchuldige für den mangelnden Rechtsſinn ihrer 
Gemeinden büßen ließ. Wenn ferner im Kriege Städte und Dörfer geplündert und 
angezündet, wenn die Gefangenen fchlecht behandelt, Kauffahrteifchiffe gecapert wor: 
den find, nur um für die gleichen Unthaten des Feindes Repreflalien zu nehmen: jo 
find dies Auschreitungen, deren fehlende Humanität zwar einigermaaßen damit ent: 
fchuldigt werden fann, daß im Kriege die blinde Gewalt das Scepter führe, der Act 
der Reciprocität richtet fi aber wiederum gegen Soldye, die an den zu rächenden 
Thaten ganz unbetheiligt waren. 

In wirthichaftlicher Beziehung ift eine ſolche Gegenfeitigfeit von vielen Staaten 
bis heute noch aufrecht erhalten geblieben, indem man Ausländern und deren Gütern, 
(bejonders den zur Einfuhr beftimmten Waaren) jo viel ald möglich die gleihgünftige 
oder gleichnachtheilige Behandlung zu theil werden läßt, die den eignen Staatsange: 
hörigen in dem betreffenden Staate gewährt wurde. Dies fpricht id nicht nur aus in 
den Differentialtarifen und den damit in Verbindung ftehenden Uriprungszeugniffen 
für eingeführte Waaren (vergl. d. Art. en nicht nur in der abweichen: 
den Behandlung der Schiffe der einzelnen Nationen in fremden Häfen, jondern auch 
in den verfchievdenen Beftimmungen über die Niederlaffung, das Reifen und den Ge: 
a von Ausländern, überhaupt in allen Beziehungen des gegenfeitigen 

erkehrs. 

Was die rechtliche Seite einer ſo ſtreng durchgeführten Gegenſeitigkeit betrifft, 
fo braucht kaum ausführlich erörtert zu werden, daß Repreſſalien, welche gegen 
die Allgemeinheit (gegen ein ganzes Volf) genommen werden, die große Menge nur 
felten treffen, Einzelne dagegen in der härteften Weife drüden werden. In, den mei: 
ften Fällen wird aber ein Siaat, welcher, nur um Repreflalien gegen die volfswirth: 
ſchaftlich falfche Gefeggebung des Nachbarſtaats zu üben, fid) jelbft zu faljchen Grund: 
fägen hinreißen läßt, fih und feinen Angehörigen den größten Schaden zufügen. Die 
Einwanderung (Niederlaffung) deshalb befchränfen, weil ver Nachbarſtaat Die dies— 
feitigen Angehörigen nur unter gewiffen Bedingungen aufnimmt, heißt doch nichts 
Anderes, ald Arbeitskräfte und Capitalien, jene erften und wichtigiten Vorbedingun— 

en des Nationalwohlftandes, an den Grenzen des ‚Landes zurüdzumweifen. Einen 
* Zolltarif für diejenigen Nationen aufrechthalten, welche ſich nicht zu gleichen 
Ermäßigungen verftehen wollen, was ift e8 anderes, als eine unnöthige Vertheuerung 
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der Eonfumtionsartifel des eignen Volks, als eine Erſchwerung der einheimifchen 
Production, die jener Handelsartifel dringend bedarf? Wenn beilpielsweife Spanien 
die franzöftichen Erzeugniſſe mit hohen Zöllen belegte, weil das ausgeprägte Prohi— 
bitivſyſtem unter Lonis Philipp fid) einer Ermäßigung des Eingangszolls für fpa- 
niſche Artifel nicht günftig zeigte, jo erſchwerte Spanien allerdings den Eingang 
franzöfifher MWaaren und brachte der franzöfifchen Induſtrie einen empfindlichen 
Schlag bei, aber es fchlng auch) zugleich der einheimischen Conſumtion durch die Ver: 
theuerung nothwendiger Verbrauchsgegenſtände tiefe Wunden, und, infoweit die Re— 
preffalien fi auf Rohſtoffe und Halbfabricate erftredten, wurde die einheimifche 
vaterländiiche Induftrie auf das Tiefite erfchüttert. Sicher find die Zeiten nicht mehr 
fern, in denen man ſich überall überzeugen wird, daß eine foldye Gegenfeitigfeit, 
welche die Fehler einer verkehrten Gejeggebung des Nachbarlandes auf die eigne Hei- 
math überträgt, an Thorheit und Berblendung vergeblich ihres Gleichen fucht. 
Vergleiche übrigens die Art. Freizügigkeit, Differentialzölle u. Handelöverträge. 
H. R. 


Gegenſeitigkeitsanſtalten. 

Unter Gegenſeitigkeitsanſtalten (termin. techn.) verfteht man diejenigen Ver— 
fidyerungsanftalten , bei denen die Schäden von der Gefammtheit der Verficherten ge- 
tragen werden. Die abfichtlich gegenfeitige Verficherung ift nicht die älteſte Form des 
Verſicherungsweſens. Das Berheperungegelchäft tritt zuerſt als Gewerbe Einzelner 
in der Form der Privataffecruranz auf. Auch bier freilich beruht die Möglichkeit der 
Schädendeckung auf der Möglichkeit ver Vertheilung; auch hier bilden die bei einem 
Derficherer Verficherten, wenn nicht juriftiich, fo doc, factifch eine Gefellichaft, welche 
in der Bergefellichaftung, in dem Zufammenftrömen vieler Beiträge in einen Fond ge: 
wiſſe Garantieen findet, und deren Mitglieder mittelbar durch ihre Beiträge entichädigt 
werden. Allein, wenn diefe Beiträge nicht zur Deckung der Schäden ausreichen, * 
kann der Privatverſicherer wegen des minus nicht auf die Prämienzahler zurückgreifen; 
wenn ſie — die Beiträge — durch Die Schäden nicht ganz in Anſpruch genommen werden, 
jo verbleibt der Ueberſchuß dem Privatverficherer al8 Gewinn. Daß das fogen. Privat: 
verficherungsgefchäft anftatt von Einzelnen aud) von Gefellfchaften, wie andere Handels- 
und Gandelshülfögewerbe betrieben wurde, verfteht fich von felbft. Die jogen. reine 
Aifecuranzcompagnie tritt jedenfalls ebenfo frühzeitig auf, wie das Inftitut der 
Privataffecruradeurs. Wie hier der einzelne Kaufmann, fo haften dort die Gejellichaf- 
ter (jolidarifch oder pro rata — je nad) der Form der Handelsgejellichaft) mit ihrem 
ganzen Vermögen für alle Verlufte. Erft jpäter, ald das Inftitut der Privatverfiche- 
rung, bahnte fich die Gegenfeitigfeitöverficherung in der Form der bewußten Afforia- 
tion zu Verſicherungszwecken, ihren Weg. Zuerft vornehmlidy im Seeverficherungs- 
geihäft neben der Privatafferurang und der reinen Afferuranzcompagnie angervandt, 
entwidelte fie fichy fpäter im weiteften Umfange und in bejonderen Formen bei den 
ftaatlichen Feuerverficherungsforietäten, namentlich in Deutichland. Befondere Formen 
mußte das Inftitut hier annehmen ſchon wegen des Beitrittszwanges und wegen der 
Staatöverwaltung. Die Beiträge gewannen die Natur einer Reallaft, oder beſſer einer 
Grundfteuer. Hinfichtlidy der Umlegungs- und Erhebungsart, auch wohl unter Berüd: 
fidytigung des Umftandes, daß die Steuereinheiten aud) hie und da im Eatafter ihren 
Ausdrud finden, fann die Immobiliar-Brandverficherungsprämie noch heutigen Tages 
mandyeg Drten gleich wie eine Orundfteuer betrachtet werden. Nur daß der Steuer: 
fuß wechfelt je nach Bedarf — meift des verfloffenen Jahres. Uebrigens waren die 
älteften jolchen Sorietäten weniger darauf berechnet , den Beichädigten vollfommenen 
Erjag ihres Schadens zu gewähren, als ihnen eine Beihülfe in der Noch zufommen zu 
lafien. Bei der Fefthaltung diefes — unvolkswirthichaftliden — Geſichtspunctes ge— 
langte man erft fpät, vieler Orten bis auf den heutigen Tag nicht, zu einer ftreng ge« 
fhäftlihen Organifation des Verfiherungsweiens , zu einer rationellen Elaffification 
und Einfhägung der Riſiken, zu einer Einführung rationeller Normaltarife. Weber: 
dies fchloß die ftaatliche Verwaltung und die gefegliche Regelung jede Beweglichkeit in 
der Berüdfichtigung localer Befonderheiten aus. Das in fo unvollfonnmener Weife 
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angewandte Gegenfeitigfeitsprincip hat fid) nur ausnahmsweife bei befonders einfich- 
tiger Verwaltung, neuerdings etwa bei Zuhülfenahme von Rückverſicherungen, bei 
lüdlicher Vertheilung und Bereinzelung der Schäden, bewährt. Aber die Schuld 
ag und liegt nicht auf Seiten des Principes, fondern auf Seiten der Handhabung 
denelben. Die ftaatlichen (oder communalen, oder provinciellen) Feueraſſecuranzſocie— 
täten haben anderweite und glüdlidyere Anwendungen jenes neuen Principes in’s 
Leben gerufen. Faſt in allen Zweigen des Verficherungswefens finden wir jegt neben 
einer anderen, der neuerdings verbreitetften, Form die Form der gegenfeitigen Verſiche— 
rung vielfach angewendet. Ihr fteht die, eben angedeutete, Form des Betriebes des 
Verficherungsgefchäftes durch Actiengejellihaften gegenüber. Hier treten an die Stelle 
der Privataffecuradeure oder der Gefellichafter in der reinen Affecuranzcompagnie, Ge: 
feltfchafter mit beftimmten Vermögenseinlagen, bis zum Belaufe diefer Einlagen haf— 
tend, pro rata derjelben am Gewinne betheiligt. Das Actiencapital hat hier nur Die 
Bedeutung, daß mit feiner Höhe die Grenze der Haftpflicht der Verficherer bezeichnet 
fein fol. Im regelmäßigen und glüdlihen Verlaufe des Geichäftes joll Das Actien: 
capital einer Verficherungsgefellihaft etwa nur zu Einrichtungszweden angegriffen 
werden, im Uebrigen aber einen unveränderlichen Garantiefond bilden. Die geſammten 
laufenden Geicjäfteunfoften follen, mit Einfchluß der den Verficherten contractlich zu 
feiftenden Zahlungen, durch die Prämien» und Nebeneinnahmen gededt werden. Die 
Höhe der Prämien ift fo zu normiren, daß dieſes Ziel, und nod) überdies eine ent- 
fprechende Verzinſung des Actiencapitals, erreicht wird. Es genügt daher in der Regel 
auch bei den Verficherungsgefellichaften auf Actien eine mäßige Baareinzahlung auf 
das Artiencapital (20— 30%). Da lediglich die Gejellfchafter ven Geihäftsgewinn 
ziehen und für die Verlufte einzuftehen haben, können die Beiträge der bei einer foldyen 
Geſellſchaft Verficherten fefte Beiträge (fire Prämien) fein. Anders bei Gegenfeitig- 
feitsanftalten. Se ift jeder Gefellichafter zugleich Verſicherter und Verficherer, der: 
geftalt, daß eine fefte Prämie nicht ein für alle Mal gezahlt , und die zu leiftende Zah- 
lung von ſämmtlichen Gefellichaftern gemeinichaftlich, fobald fie fällig wird, dem ein- 
zelnen Geſellſchafter, welcher fie zu beanfpruchen hat, oder deflen Rechtsnachfolgern 
ven wird. Hier befindet fich jeder Gefellfchafter einmal unter der Herrſchaft des 
Societäts- und dann unter der des Verficherungsvertrages. Die Prämien werden auch 
in der Regel nad) beftimmten Tarifen im Voraus erhoben ; aber, reichen die Geſammt— 
prämieneinnahmen zur Gefammtleiftung der Jahreszahlungen nicht aus, jo müſſen 
pro rata-Nacdyzahlungen erfolgen, während umgefehrt, im Falle ſich Ueberſchüſſe ergeben, 
pro rata-Rüdzahlungen (Dividenden) geleiftet werden. Das Gegenfeitigfeitöprincip ift 
auf alle Zweige des Verficherungswefens (mit einer einzigen Ausnahme, vergl. den 
Art. Aura an anwendbar. Es hat manche befondere Vorzüge. Wor 
Allem brauchen die Verficherten fein Capital zu verzinfen, in der Prämie feinen Gapi- 
talgewinn mitzugahlen. Im Zweifel haben alio die Verficyerten bei einer Gegenfeitig- 
feitsanftalt die Verficherung billiger, als bei einem Verficherungsinftitut auf Actien. 
Dies jedoch nur dann, wenn das Gefchäft der erfteren fo weit ausgedehnt ift, daß eine 
rationelle Bertheilung der Rififen möglich, und ein günftiges Verhältniß zwischen der 
u der Prämienzahler und der Zahl und Größe der Zahlungsverpflichtungen der 
Geſellſchaft hergeftellt ift. Der Vortheil, daß die Betheiligten einer Gegenjeitigfeite- 
anftalt einen Einfluß auf die Verwaltung auszuüben vermögen, wird meift illuforiich, 
jobald das Inftitut für größere Kreife berechnet und auf joldhe ausgedehnt wird. Eine 
Generalverfammlung der Theilhaber einer großen gegenfeitigen Lebensverficherungs- 
anftalt ift unmöglich. Bei Gegenfeitigfeitsanftalten fehlt der Antrich zu allzuplög- 
licher und leidytfinniger Gejchäftsausdehnung; es fehlt aber auch der Reiz zu energi- 
ſchem VBorwärtsichreiten überhaupt. Wo energiiche Fortfchritte erzielt werden, ift es 
ein Zufall, feine innere Nothwendigkeit, eine Bedingung zwar des Gedeihens audı) 
hier, allein eine Bedingung, für deren Erfüllung feine Garantieen gegeben find, wie 
fie bei Artiengefellfcharten das Intereſſe der Actionaire gewährt. Was endlich Die 
Eicherheit anlangt , fo ift diefelbe bei Gegenfeitigfeitsanftalten nur dann größer, als 
bei Actieninftituten, wenn der Umfang der Geichäfte der erfteren bereits jo beträchtlich 
ift, daß das zu erwartende höchite Maaß der Verpflichtungen von der Gefammtheit 
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unter allen Umftänden beftritten werden fann. So viel aud das Gegenjeitigfeits: 
princip für ſich zu haben fcheint, fo dürfte ihm im Verficherungsgefchäft doch ſchwerlich 
die Zufunft gehören. Es ift ein großer Gewinn für ein Land, in einzelnen großartigen 
Gegenfeitigfeitsanftalten ein Correctiv für die Ausfchreitungen des Verſicherungs— 
geichäftes der Artiengejellichaften zu befigen (diefed Amt verfehen in Deutfchland die 
eiden Gothaer Anjtalten namentlih in vorzüglicher Weife) ; allein man wird nicht 
irren, wenn man annimmt, daß bei neu entjtehenden Verficherungeinftituten diefes 
Princip immer jeltener in Anwendung fommen fann und wird. 
A. Emminghaus. 


Geiftiges Eigenthum. 

Der Begriff „Eigenthum“ (f. d.) ift bereits definirt worden als die rechtliche 
——— über eine Sache, d. h. über einen äußern, von der Perſon und deren 
Rechtsherrſchaft wieder trennbaren körperlichen Gegenſtand. Es fehlt für den Be— 
griff „Eigenthum“ durchaus nicht an andern, dem Wortlaute nad) mehr oder weniger 
abweichenden Erflärungen, doch darauf laufen fie alle hinaus, daß Jemandem Die 
rechtliche Macht und Herrichaft über eine Sache, bald in ihrer Totalität, bald über 
einen Theil derfelben zuftehe. Unter „geiftigem Eigenthum“ will man dagegen ein 
Eigenthumsrecht an einem Gedanken (willenjchaftlicher Lehrjag), an einem geiftigen 
Product (literariiches und artijtifches Eigenthum an Werfen der Literatur und Kunft), 
an einer gewerblichstechnifchen Erfindung (f. Patentweſen oder an einem Mufter (vol. 
d. Art. Muſterſchutz) verftanden willen, doc herrſcht unter den Vertheidigern dies 
geiftigen Eigenthumsrechtes infofern wenig Uebereinſtimmung, als man jchon über 
die Ausdehnung des Begriffs bei Weiten nicht einig ift. Und doch handelt es ſich in 
allen Fällen um irgend einen nicht greifbaren unförperlihen Gedanken, 
oder wenn man dies lieber will, um eine Idee, mag dies num ein wiſſenſchaftlich zu 
begründender Lehrfag fein, den der Autor in einem literarifchen Werfe niederlegt, 
mag es ein Gedicht, einen Roman, ein Kunftproduct (mufifalifcdye Eompofition, Zeich- 
nung) betreffen, oder mag von einer gewerblichen Erfindung die Rede fein. Ald Vor: 
austegung gilt, daß etwas Neues, dem Inhalt oder (wie bei gewiffen Kunftwerfen) 
jelbit der Form nad) noch nicht Dagerwefenes geboten wird. Der Reproduction Nach— 
ahmung, Nachbildung) jtehen Entdedung und Erfindung gegenüber, und ver: 
fteht man unter der legtern die Hervorbringung eines neuen Kunftproductes (im Ge: 
genfag zu Naturproduct) oder die Darftellung eines befannten Kunftproductes auf 
eine bisher noch unbekannte Weife, oder die Verbeſſerung und Vervollfommnung eines 
befannten Kunftproductes. Entdedung dagegen ift die Auffindung einer bisher 
unbefannten Naturfraft, ihrer Wirkungen und Geſetze, oder eines bisher nod) unbe» 
fannten Naturproductd, oder einer noch unbefannten Verwendung eines bereits be— 
fannten Stoffes, mag derjelbe nun Kunſt- oder Naturproduct fein (Röhrid)). 

Ein geiftiges Eigenthum würde nur folange denfbar fein, ald Jemand die 
neue Jdee ganz für fih behielte. Da aber bei einem Gedanfen nicht nur der 
wirklich greifbare Gegenjtand wie bei (körperlichen) Sachen fehlt, fondern aud) in der 
Veröffentlichung eines geiftigen Products ein Verzichtleiften auf die ausichließliche 
Verfügung enthalten ift, jo bleibt ein Eigenthum an Gedanken ein nicht zu löfender 
Widerſpruch, da Niemand behaupten wird, daß ihm eine Idee nach der Veröffentli- 
hung noch allein angehöre und es Niemand verwehrt werden kann, ſich in deren Befig 
zu fegen. Das Widerfinnige des Begriffs „geiltiges Eigenthum“ tritt noch fchroffer 
hervor, jobald es fich darum handelte, den rechtmäßigen Eigenthümer wieder in den 
Beſitz ſeiner urfprünglichen Rechte zu Jegen. Bei (körperlichen) Sachen, die ein An: 
derer fich unrechtmäßig zugeeignet hat, befteht der einfachfte und natürlichite Nechts- 
weg darin, daß fih der Cigenthümer fein Eigenthum entweder ſelbſt oder mit Hülfe 
der Juſtiz zurückholt; denn die Sache ift von der Perfon trennbar. Ganz anders bei 
dem vermeintlichen geiftigen Eigenthumsrecht. Hat ſich Jemand einen Gedanfen zu: 

eeignet und zwar gegen den Willen Deffen, der die Priorität des Gedankens bean- 
pruchen fonnte, jo vermag feine Macht der Erde dem Zweiten die anfcheinend wider: 
rechtlich erworbene Idee zu entreißen, und wenn diefer jelbjt, um das etwa ver— 
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legte Rechtögefühl zu verföhnen , ſich alle Mühe geben wollte, den Gedanken wieder 
zu vergeffen, jo wird gerade diefe Sorgfalt dazu führen, das unrechtmäßig erworbene 
Eigenthum um jo untrennbarer von dem Gigenthümer zu machen, d. h. den Gedanfen 
erft recht zu befeftigen. Um aber die Verwirrung noch größer zu machen, die nach un: 
fern Rechtsbegriffen entftehen müßte, fobald Gedanfen und rein geiftige Producte den 
förperlihen Dingen gleichgeftellt werden follten, ehren wir zu dem erjten Eigenthü— 
mer, richtiger zu Dem zurück, der die Priorität des „geitohlenen“ Gedanfens in An: 
ſpruch nehmen durfte. Da ergiebt fi) denn jofort, daß Derfelbe den Verluft feines: 
wegs eriegt zu gel braucht; denn er ift ebenſo noch im Befig defielben Gedankens 
wie vorher, und felbft eine taufendfache Vervielfältigung der einen Idee ift nicht im 
Stande, ihre Intenfität nur einigermaaßen abzuihwäden. Der Kläger giebt Etwas 
als entwendet an, das er noch befigt, und er wünſcht Etwas zurüd, das ihm taufend» 
— zurückerſtattet, durchaus nicht mehr nützt, als der einmalige bereits vorhandene 
Beſitz. 

Inſoweit daher die Lehre des römiſchen Rechts in unſer Rechtsſyſtem überge— 
gangen ift, kann von einem geiftigen en und den daraus gezogenen 
en nicht die Rede fein. Das Naturrecht hat zwar in manchen Bezie- 
hungen feine eignen Definitionen, doch in Bezug auf das Gigenthum ftimmt es mit 
dem Pandectenrecht ganz überein. Am ausführlichften und eingehendften hat ſich 
Kant in feinen ‚Metaphyſiſchen Anfangsgründen der Rechtslehre“ (Königsberg 1798) 
mit dem Eigenthumsbegriffe beichäftigt. „Der als freie PBerfon geborne Menſch hat 
nach Kant) die aus feiner Freiheit fließende Befugniß der Befigergreifung herrenlofer 
Sachen, weil eine jolche ihm abzuiprechen vernunftwidrig wäre. Der Befiger einer 
folchen herrenlofen Sache ift Eigenthümer, doc) nur fo lange er fie befigt. Mill der 
Befiger rechtmäßiger Eigenthümer werden und bleiben, jo bedarf es eines weitern 
Rechtsgrundes und zwar der Umgeftaltung oder Bearbeitung der Sache.“ Nach Kant 
entjteht erft durd) die Formgebung der Sache ein intellectueller Beſitz an derfelben als 
Rechtstitel des bleibenden Eigenthums). „Da es aber nur im bürgerlichen Zuftande 
ein äußeres Mein und Dein geben kann und der bürgerliche Zuftand ein vertrags— 
mäßiger ift, fo beruht wirkliches Eigenthum nur auf Vertrag und Geſetz.“ — Es ift 
vollfommen unbegreiflich , wie die Anhänger der geiftigen Eigenthumstheorie ſich auf 
dieſe Säße fügen fonnten, da ein ausgeiprochener Gedanke, den Jemand reprodueirt, 
ſofort nach der Veröffentlichung zu einer herrenlojen Sache geworden ift, und Jeder 
das Recht haben würde, ſich denfelben anzueignen. Was aber die Umbildung der 
Sache betrifft, die von Kant als rechtliche Bajis fiir Das erworbene Eigenthum ange: 
feben wird, jo wird gerade dieje Umbildung oder Ermeiterung der Idee (3. B. bei 
den fogenannten Verbefferungspatenten) hartnädig als ein Eingriff in die Eigen: 
thumsrecdhte des Erfinders oder Entdeders feftgehalten. Ohne Zweifel meint aber 
Kant unter diefer Umbildung nur körperliche Dinge, und wenn aud) behauptet wer- 
den fann, daß ein Gedanfe in vielen Fällen erft durch einen rein ſachlichen Stoff zur 
finnlidy wahrnehmbaren Darftellung gelangen fann z. B. eine mufifalifche Compoft: 
tion durch Papier und Notendruf, ein Gemälde durch Leinwand und Farben), fo be: 
ruht doch wiederum der Werth Kaufpreis nicht in dieſen Etoffen, fondern in der 
durch dielelben wahrnehmbar gewordenen Idee. Wenn Jemand einen neuen Lehrſatz 
ausſpricht, oder eine Entdeckung in einem Buche, eine gewerbliche Erfindung, wohl 
auch neue Formen in einem Mufter zur finnlichen Anſchauung bringt, und ein Ande- 
ver ſich auf rechtlich auläffige Weife in den Befiß jener körperlichen Dinge fest, mit 
deren Hülfe die Jpee wahrnehmbar wird, fo ift bei der Miſchung des neuen Gedan— 
fens mit dem reinfachlichen Stoffe eine Trennung in geiftiges und ſachliches Eigen: 
thum in der Art, dag nur das legtere erworben würde, nad) jener Erflärung vollfom: 
men unmöglich, und dann fann von einer Herrichaft über eine Sache nad) ihrer To: 
talität ebenjowenig die Nede fein, oder in ganz vulgairem Einne: Jemand fauft bei 
einem Buche nicht das Papier und die Druderfchwärze, fondern er wünfcht die nie: 
dergelegten Jdeen zu benugen. 

In feinem Naturrecht buldigt Fichte ähnlich wie Kant der Vertragstheorie, „Da 
das Eigenthum als Recht des ausichliegenden Befiges — wie bereits erwähnt, giebt 
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es für einen einmal veröffentlichten Gedanfen feinen ausjchließlichen Befig mehr — 
durch die gegenfehtige Anerkennung bedingt und begründet wird, indem fich der Wille 
Aller zu einem Willen vereinigt.“ 

Die Hege l'ſche Eigenthumstheorie geht offenbar zu weit, indem fie dem Men- 
ſchen ein unumfchränftes Zueignungsrecdht auf alle Sachen zuerfennt, und recht eigent= 
(ich al8 Grundlage des Communismus zu brauchen wäre. Hegel jtellt den Sag an 
die Spige: „Die Perfon hat das Recht, in jede Sache ihren Willen zu legen, welche 
dadurch die meinige ift, zu ihrem fubftanttellen Zwede, da fie einen ſolchen nicht in 
fi) jelbft hat.“ Faſt ſcheint es, ald habe Hegel den umgefehrten Weg eingeichlagen : 
anftatt nämlid) das Aneignen der körperlichen Sachen auf das Erwerben von Gedan- 
fen zu übertragen, bat er vor Augen gehabt, auf welche Weiſe eine Idee erworben 
wird und denjelben Vorgang auch bei dem Erwerben von fachlichen Dingen voraus: 
gelegt. Fragt man aber, wie Jemand zur Erfenntniß einer Wahrheit, oder zur Ent— 
deckung eines Lehriages, zur Erfindung irgend eines Mufters gelangt, fo ift — von 
manchen unerflärten pſychologiſchen Vorgängen abgefehen — der Weg doch fein an= 
derer, ald daß Jemand fich möglichft viel von Dem zu eigen macht, was die gefammte 
Vorwelt in derfelben Angelegenheit aufammengetragen, gefichtet und erfunden hat, 
nach hinreichender Prüfung —8* die Ideen zurechtlegt und dann im glücklichen Falle 
wenig oder viel Neues hinzufügt. Hat jegt der Erfinder ein ausſchlleßliches Eigen— 
thumsrecht an der Idee, nachdem er dieſelbe veröffentlicht hat? Darf er Aniprüche 
auf ausschließliche Benugung erheben? Nach den Sägen des Naturrehts durchaus 
nicht. Er hat mit einem Material gearbeitet, das nicht ihm allein , fondern der ges 
fammten lebenden Mitwelt angehörte, und jelbft das verhältnigmäßig Wenige, was 
hinzugefügt wurde , ift vielleicht durdy Unterredung mit Andern befeftigt, erweitert, 
durch gelegentliche Mittheilungen ergänzt worden, 7 daß Die Zahl der „Eigenthümer“ 
————— zu einer ganzen geiſtigen Productivgenoſſenſchaft heranwachſen kann. 

Doch die Vertheidiger der Eigenthumstheorie negiren dies und gehen vielmehr 
von dem Satze aus, * jeder Erzeuger einer Sache deren Eigenthümer ſei und als 
folcher geichügt werden müſſe, freilich ohne zu bevenfen, daß der Nachdrucker dann 
vollfommen in feinem Rechte ift, da er fein Erzeugniß auf den Marft bringt, daß 
ſchließlich, wenn man den Sag auf die Spige treibt, der Arbeiter in der Fabrif die 
gefertigten Artikel auf eigne Rechnung verfaufen darf, wobei nod) unentichieden blei- 
ben mag, ob dem Fabrifherrn dag gelieferte Rohmaterial zu vergüten ift, oder nicht. 
Nach dieſer Seite hin ift Das geiftige Eigenthumsrecht befonders in Frankreich in allen 
feinen Goniequenzen weiter verfolgt worden, obgleich feine Einführung in die fran— 
zöſiſche Geſetzgebung mindeftens eine nicht ganz aufrichtige genannt werden fann.' 
Durch die neuere franzöſiſche Schule (Breulier, Eimon, Jobard, Tilliere, Talford 
und felbft Baftiat) ift diejes geiftige Eigenthumsrecht weiter entwidelt, als ein durch 
Arbeit gewonnenes natürliches Recht definirt worden, das jogar der Entftehung des 
Staats vorangehe. „Jede Erfindung ift ein Gigenthum, jedes Eigenthum ift ein Mo- 
nopol und von ewiger Dauer, folglich muß auch die Erfindung ein ewig Dauerndes 
Gigenthbum (Monautopol;) bleiben.“ Gonfequent verfahren fie allerdings darin, 
daß fie dDiefes Recht, wie jedes Eigenthum an ſachlichen Dingen an und für ſich ale 
ein umbejchränftes , unverjährbares, vererbliches Recht erflären, und Laboulaye ver: 
langt für den Scyöpfer geiftiger Erzeugnifie genau denjelben ftaatlihen Schug wie 
für den Befiger von Grundftüden, während doch Golmeld dem Rublicum ein Mit: 


— 


1) Bei den Verhandlungen in der franzöſiſchen Nationalverſammlung am 30. Dechr. 1790 über 
ein neu zu emanirendes Patentgefeg fam es darauf an, die Patente nicht als Privilegien zu bezeich— 
nen, fondern ihre Grtheilung durch die Conſequenzen der damaligen Rechtsgrundfäge geboten darzu— 
ftellen. Der nivellirende Zeitgeift ſprach ſich im Sinne der vollftändigen Freiheit und Gleichheit fe 
entfchieden gegen Privilegien und Monopole aller Art aus, daß feine Hoffnung war, fie da aufrecht 

n erhalten, wo fie bei den bamaligen wirthichaftlichen Verhältniſſen noch zweckmäßig geweſen wären. 

m das Geſetz zu retten, conftruirte de Boufflers im Ginverftändniß mit feinen Gefinnungsges 
noflen die fünftliche Theorie des Gigenthumstitele und des Beſitzrechtes der Erfinder »Rien n’est 
plus sacr& que la propriété intellectuelle, car s’il existe pour un homme une veritable pro- 
priete, c’est sa pensee«) — und das Patentgeieb war gerettet. 
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eigentbum zugeftanden wiſſen will, und Baftiat in augenſcheinlicher Weiſe Zwed- 
mäßigteitögründe zur ee, der Rechtsfrage beibringt. — Gegen diefe Aus- 
dehnung, wie gegen die Richtigkeit der Theorie treten in Frankreich felbit namhafte 
Rechtögelehrte auf, wie B. Foucher, Renouard, Wolowski, Coquelin und in Belgien 
Bictor Haider. 

In England und in Deutfchland hat man die Theorie des geiftigen Eigenthums— 
rechtes nicht in gleicher Weiſe auf die Spitze getrieben. Ueber die Natur des Copy- 
right fanden im engliſchen Parlament zu wiederholten Malen Verhandlungen ftatt, 
wobei Talfourd, an andern Drten Lord Tenterden für das geiſtige Eigenthums— 
recht eintraten, aber mehrfach (darunter von Macaulay) widerlegt wurden. In 
Deutſchland felbft find die Rechtsgelehrten ſehr zurüdhaltend gewefen, fobald es dar: 
auf anfam, das geiftige Eigenthumsrecht in feiner weiteften teen jedem neuen 
Gedanken , allo dem Verfaſſer eines Buchs ebenjowohl, wie dem Künftler für eine 
Zeichnung oder ein Mufter, wie dem Erfinder einer gewerblichen oder technischen Ver: 
beſſerung zugufprechen. Während für den rechtlichen Anſpruch des Literaten die Mei: 
ften eintreten, tragen doch viele unter ihnen Bedenken, denfelben Grundjag für ge: 
werbliche Erfindungen oder den Schuß eines Mufters auszudehnen. Im Allgemeinen 
weichen auch die Verſuche, das geiftige Eigenthumsrecht juriftifch zu begründen von 
den gleichen Beftrebungen der franzöſiſchen Schule bedeutend ab, und indem Viele 
ein Eigenthum an dem Inhalte des literariichen Werks, alſo ein Eigenthum an einer 
Idee für vollfommen haltlos erklären, verſuchen fie das gleiche Ziel nicht mehr durch 
ftrenge Rechtsſätze, ſondern durch Zwedmäßigfeitsgründe und Billigfeitsrüdfichten 
(Schuß der Arbeit und des Verdienſtes, Einfluß auf geiftige Bildung und gewerb: 
lichen Fortichritt) zu erreichen. Es möge und erlaubt jein, von den vielen Anfichten 
nur einige anzuführen. Nah Wächter ift das Autorenrecht ein Gewerbsredht, inſo— 
weit der Schug der Arbeit und des Verdienſtes eine Aufgabe des Rechtsftaates jei; 
Bluntfchli Lehrbuch des deutſchen Privatrechts) rechnet es zum Perſonenrecht, 
denn die neue Idee offenbare ſich als der Ausdrud des perfönlidyen Geiftes und jede 
unangemeſſene Aneignung derjelben fei als eine Verlegung der Perfönlichfeit des 
Autors zu betrachten. Harum faßt das Autorrecht als ein für die Ehre und die per: 
fönliche Freiheit der Autoren belangreiches gemifchtes Necht auf; Eiſenlohr als 
einen Anſpruch auf Belohnung für die der Gefellfchaft geleifteten Dienfte: MWeinlig 
conjtruirt für Erfindungen ein tehnifches Eigenthum, das ſich indeften weniger 
auf das Princip der Erfindung alſo nicht auf ein Eigenthumsredyt für den Gedan— 
fen), fondern auf die concrete Geftaltung dieſes Princips erftreden joll (Rau und 
Hanfjens Archiv 1543). Mohl (Zeitichrift für Rechtswiſſenſch. 1852) erklärt ein 
jelbftändiges Recht auf Gedanken für unerweislich, wo nicht widerfinnig, in der Aus: 
bildung bis zum Monautopol für völlig monftrös; Schmidt Der Büchernachdruck 
aus dem Geſichtspuncte des Rechts, Jena 1823) bezeichnet ein Eigenthum an Ge: 
danfen überhaupt als ein Unding, da Niemand fagen fünne, daß ihm ein Gedanke 
allein angehöre, denn e8 würde, wenn man die Entftehung defielben bis in ihre leg: 
ten Quellen verfolgen fönnte, immer ein Theil dieſes Eigenthums einem Andern zu: 
fallen, von welchem er im Geifte des Erfinders angeregt und gewedt wurde. Ebenio 
maht Emminghaus in der Tübinger Zeitfhrif für die Staatswiſſenſch. (Jahrg. 
1558) auf das gänzliche Fehlen eines greifbaren Objectd aufmerfiam. 

Wir haben diefe Anfichten über Das vermeintliche geiſtige Eigenthumsrecht in 
ihrem Für und Wider ausführlicher behandelt, weil die daraus gezogenen Conſequen— 
zen für die Auffaffung und Behandlung des Verlags: und Autorrechts, wie der Pa: 
tent= und Mufterfchuggejeggebung maaßgebend fein müffen. An dem flaren Rechte 
will die Volfswirthichaft niemals etwas fürzen, fie will ebenfowenig das große Ver: 
dienft, eine neue fruchtbare Idee gefaßt zu haben, ſchmälern, noch verfennen, daß 
neben fleißigem Studium in der Regel ein befonderer Scharfblid, mindeſtens eine 
glüdliche Begabung dazu erforderlich find. Sie hat fid) aber aud) ehr davor zu hüten, 
ein Necht zugugefteben, das auf fo ſchwachen Füßen fteht und doch in feinen Conſe— 
quenzen die eingreifenditen Folgen nad) fi) ziehen muß. Man muß fid) nur vergegen: 
wärtigen, daß die Aufitellung eines Gigenthums an Geiftesproducten den Erfinder 
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und feine Erben bis in alle Emwigfeit hinein ermächtigt, über die Erfindung felbft zu 
verfügen, ihre Berwerthung dem Einen zu geftatten, dem Andern zu verweigern, ganz 
in’derfelben Weife, wie eine Sache im fortwährenden Befig des Eigenthümers und 
feiner Erben bleibt, wie diefelbe verborgt und nad) dem Wunſche ihres Herrn zurüd: 
gefordert wird. Beim Verkauf oder bei der Schenfung tritt nur in der Perfon des 
Eigenthümers ein Wechfel ein, alle Eigenſchaften des dinglichen Eigenthums gehen 
Dagegen auf den neuen Befiger über. Sofort leuchtet ein, daß dem Erfinder ein außer: 
ordentlicher Machteinfluß auf die Entwidlung der Wiffenfchaften, der Technif, wie 
der ganzen Indbuftrie zu Gebote ftehen würde; jeder Kortfchritt würde von der Ge: 
nehmigung Deſſen abhängen, der in dem fpeciellen Kalle vor langer, langer Zeit Wif: 
fenfchaft oder Technif um eine an und für fich vielleicht unbedeutende Erfindung oder 
Verbeſſerung bereichert hätte. In der Praris würde zwar der Fall der Verweigerung 
felten vorfommen, dafür würden aber bedeutende Opfer an Zeit für die Nachſuchung 
und bei der Natur eines Monopols außerordentlich hohe Entſchädigungen für die Er: 
laubniß der Benugung erforderlich werden. 

Sobald der Rechtsſtandpunct — und nach dem bereits Gefagten fann das Vor: 
handenfein eines ftreng recdytlich zu begrürfdenden geiftigen Eigenthums verneint wer: 
den — gewahrt ift, hat indeſſen die Nationalöfonomie eine gewiffe Berechtigung, 
nach Gründen der Zwedmäßigfeit zu enticheiden, und wenn ſich nachweifen ließe, daß 
den Grfindern ebenfowohl wie der Gefammtentwidelung mit einer zeitweiligen Aus: 
nahmeftellung ein großer Dienft geleiftet würde, ohne daß eifte wefentliche Verlegung 
der Rechte Anderer (der großen Menge, welche die Erfindung zu benugen wünſcht) zu 
befürchten wäre: jo möchte vom volfswirthichaftlihen Standpuncte aus der Erthei— 
lung eines zeitweiligen Eigenthumstitel® an einer Erfindung, etwa in der Form eines 
Monopols für eine beftimmte Zeitdauer, faum ein Widerfpruch entgegengeftellt wer: 
den fönnen. Die ausdrüdliche Verwahrung geht voraus, daß dem Erfinder Rechts— 
anfprüche nicht zur Eeite ftehen. Ebenſowenig wird aber die große Menge ein wirf: 
liches Recht darauf beanfpruchen können, daß ihr der Befit der Erfindung überlaffen 
werden müfle. Unter gleichen Verhältniflen fchließen dann beide Parteien einen Ver: 
trag. Der Erfinder erhält eine gewiſſe Zeit hindurch die alleinige Verwerthung feiner 
Entdeckung garantirt, nad) Ablauf der geftellten Frift wird die Erfindung dagegen 
Gemeingut der Nation. (Berge. Rengih, Der Staat, und die Volfswirthichaft. 
Leipzig 1863. ©. 105 ff.) 

—* bei allen Entſcheidungen, die nach Gründen der Zweckmäßigkeit ſummariſch 
d. h. nicht für den einzelnen Fall) getroffen werden müſſen, kann es auch bier nicht 
ausbleiben, daß trogdem die Interefien Aller nicht gleichmäßige Befriedigung finden. 
Bei den Patenten 3. B. wird der abgefchloffene Vertrag, den der Staat im Auftrage 
des Volfes mit dem Erfinder eingeht, nicht für alle Erfindungen paffen, da für eine 
einflußreiche Entdeckung, die vielleicht Foftipielige Vorftudien erfordert hat, derſelbe 
Zeitraum der Alleinverwerthung zugefagt wird, wie für eine ganz unbedeutende, mög» 
liherweile total unnüge Erfindung, die vom Staate nur ihrer Neuheit wegen paten» 
tirt wurde. Bei den Patenten ftehen ferner weit mehr als 3. B. bei dem literariichen 
Verlagsrecht, die Interefien des Erfinders den Wünfchen der Gonfumenten entgegen. 
Jener will aus feiner Erfindung den möglichften Nupen ziehen, das Patent folange 
als möglich allein verwerthen, die Konfumenten dagegen wünfchen,, fid) jo raſch ale 
moͤglich in den Beſitz der Erfindung zu ſetzen, um bei der Production derſelben Vor: 
theile theilhaftig zu werden. Bei dem literarifhen Verlagsrechte dagegen handelt es 
fi) in der Hauptſache nicht um die eigentlich neue Entdeckung, fondern nur um die 
Nahahmung der Form, in weldyer jene gegeben wird, da befanntlidy die im einer 
Schrift enthaltenen neuen Wahrheiten, alte das, was zur Meiterentwidlung zu dies 
nen beftimmt ift, fofort reproducirt werden fann. 

Derartige Compromiffe werden auch nidyt für ewige Zeiten hinaus unverändert 
beibehalten werden können, fondern fie müffen ſich joviel als möglich den Anſprüchen 
ihrer Zeit anbequemen. Sollte der Kall eintreten, daß durch die Gewährung einer 
eitweiligen Ausnahmsftellung des Erfinders die Fortſchritte der Induftrie mehr als 

her geftört werden, fo muß für eine Herabfegung der Dauer des Monopols Sorge 
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getragen werden, nnd wenn fich jogar nachweifen ließe, daß dem Erfinder durch die 
Grtheilung der Ausnahmsftellung ein weſentlicher Dienft nicht mehr geleiftet werde, 
daß es ihm möglich fei, auch ohme jene aus feiner Erfindung hinreichend Nutzen zu 
jiehen, während für das allgemeine Beite nur Nachtheile erwachſen, — dann ijt es 
hohe Zeit das Monopol ganz zu befeitigen. Daraus folgt, daß die Gejeggebung über 
den fraglichen Gegenftand nicht in allen Ländern gleichmäßig fein kann, und daß fie, 
indem he fi in der Hauptlache nad) dem vorhandenen Gulturgrade richtet, felbit in 
einem und demielben ** je nach der Natur der Erfindung je nachdem der litera— 
riſch-artiſtiſche oder der gewerblich-techniſche Charakter vorwiegt) zu unterſcheiden 
hat. Wie bekannt bietet auch in den meiſten Ländern die Geſetzgebung über das lite— 
rariſche Verlagsrecht, das Patentweſen und den Ruferfhus (vergl. 
dieſe Artifel) nicht unweſentliche Differenzen, während, wenn ein geiftiges Eigen: 
thumsrecht gerechtfertigt wäre, fte principiell auf gleicher Balis behandelt werben 
müßten. H. R. 


Geld und Geldwirthichaft. j 
Gs giebt wenig Dinge, die jo jehr Gegehftand des allgemeinften Verlangens, die jo 
jehr alltäglicd) in Aller 9 abe und in Aller Gebrauch find, wie das Geld, und über 
deren Weſen doc) gleichzeitig fo viele VBorurtheile und Irrthümer verbreitet wären, wie 
über das des Geldes. Kine triviale, aber bis in die höheren Schichten der Gejellichaft 
hinauf verbreitete Anſchauung fieht die Vermehrung des Geldes ald den Zwed des 
Wirthichaftslebens an ; die allgemeine Annahme von der unbegrenzten Macht, die das 
Geld dem einzelnen Menfchen und den Völkern verleibhe, findet in fprichwörtlichen 
Redensarten ihren Ausdrud, die man oft genug auf der gemeinen Heerſtraße des 
Lebens hören kann; fchägen doch Viele ſogat den Werth des Einzelnen nad) jeinem 
Geldbeſitz! Das Wort „Geld“ wird in der Sprache des gewöhnlichen Lebens viel- 
leicht häufiger angewandt, ald irgend ein anderes Wort, welches einen volfawirth: 
ſchaftlichen —* in ſich faßt, und es iſt ein hoch angeſehenes Wort. Wie viele aber 
von Denen, die es alltäglich im Munde führen, haben auch nur eine Ahnung von dem 
wahren Weſen, von der volkswirthſchaftlichen Aufgabe, von dem Begriffe des Geldes? 
Es iſt zwar nicht zu erwarten, daß eine klare Erkenntniß dieſes Weſens, dieſer Auf- 
gabe auf unſer geſammtes Volksleben raſch und im eclatanter Weiſe reformirend eins 
wirken würde; man kann auch zugeben, daß die geſammte Lebensanſchauung Derjenis 
gen, welche gewohnt find, das Geld ald Zwed aufzufaſſen, nicht alsbald eine augen: 
Icheinliche Umwandlung erfahren würde, wenn fie fih nun einmal gewöhnten, das 
Geld als Mittel aufzufaſſen. Aber daß Irrthümer über das Weſen des Geldes ganze 
Zeitalter in ihrer Gulturentwidelung zurüdgehalten, über ganze Völker wirthſchaft— 
liches Elend gebracht haben, das ift eine Thatfache, die fich nicht hinwegläugnen läpt. 
Das Mercantilfvften, welches feinen Grund in folden Itrthümern hat, mag ald eine 
nothrwendige Durchgangsſtufe in der Entwidelung der Weltwirthichaft aufzufaſſen 
fein; aber, fo weit wir die Dinge jegt überfehen können , ift dieſes Syſtem ein ganzes 
Jahrhundert hindurch der Krebsichaden der Volkswirthichaft nicht nur Frankreichs, 
ſondern der ganzen civilifirten Welt geweſen. Die Spuren feiner Wirkungen ſind in 
dem Schutzzollſyſtem mancher Orten nody heute zu beobachten; noch heute laboriren 
wir vielfah an Schäden, die der Golbertismus verſchuldet hat. Daß derſelbe aber 
heutzutage nicht mehr die leitende Marime der Staatöverwaltungen bildet, ja Daß ſich 
ganz entgegengeſetzte, geläutertere Anſchauungen mehr und mehr allgemeine Geltung 
verichafft haben, muß den denfenden Volksfreund zu der Hoffnung ermuthigen , daß ed 
der Willenfchaft nicht minder gelingen werde, nad und nad aud in den Lebend- 
anſchauungen der Maffen, die jo fehr getrübt ericheinen durd) eine irrthümliche Auf⸗ 
fafjung des Geldes, eine Wandlung herbeisuführen, wenn fie das Verftänpniß des 
einfadyen Sages verbreitet, daß das Geld nicht Zwed des Wirthichaftslebens, ſondern 
nur ein Mittel der Wirthichaft ift, und zwar ein Mittel von kaum größerer Bedeu 
tung, ald die meiften anderen. Unter den Hülfsmittelm des Handels allerdings nimmt 
das Geld eine hervorragende Stellung ein. Die Lehre vom Geld bildet daher auc 
eine wichtige Partie in der gefammten Volkswirthſchaftolehre. Aber es iſt ebenſo 
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faljh, wenn man — was hin und wider gefchehen — die Unterfuhungen über das 
Weſen des Geldes an die Spitze des ganzen Syſtems jener Wiſſenſchaft ftellt, wie es 
falſch ſein würde, wenn man diefen Plag den Unterjuchungen 3. B. über die Be- 
ziehungen der Eifenbahnen zum Volkswohlſtande einräumen wollte. 

Die erften Spuren der Arbeitstheilung gehen ohne Zweifel bis in die früheften 
Zeiten des menſchlichen Daſeins zurüd. Ueberall hat wohl die Entwidelung der Ar- 
beitötheilung mit der Entwidelung des Volfsbegriffes aus dem Stamm-, Gemeinde: 
und Familienbegriffe gleichen Schritt gehalten. Allein es ift nad) Analogie der mit 
Bewußtfein beobachteten Völferbildungen nicht wohl anzunehmen, daß bei irgend 
einem Bolfe in den Uranfängen feiner Cultur die Arbeitstheilung fchon zu einem 
jolden Grade der Ausbildung gediehen wäre, daß die einzelnen Familien regel: und 
berufsmäßig ihre Gütererzeugung über ihren eigenen Bedarf weſentlich ausgedehnt 
hätten. Das wirthichaftlihe Selbitgenügen ebenfo der Völker, wie der einzelnen 
Familien, der Gemeinden, der Stämme, iſt charakteriſtiſch für die unterfte Gulturftufe 
diejer menichlichen Vereinigungen. Wir finden daher auf derfelben, wie alle wirth- 
ſchaftlichen Thätigfeiten , jo insbejondere den Handel, noch äußerft wenig entwidelt. 
Daß die Menſchen freiwillig und um des Gewinnes willen einander gewifle Rechte 
auf Sachen oder Leiftungen abtreten — und hierin befteht ja eben das Weſen des 
Handeld — das fann da nicht eine regelmäßige und übliche Verfehrsform fein, wo 
das wirthichaftlid,e Selbftgenügen noch die Regel bildet und die Arbeitstheilung in 
dem Haufe, der Familie, ihre Grenze findet. Ausnahmsweije aber wird diefe Ver: 
fehrsform im Kindheitsalter jedes Volkes zu Hülfe genommen worden fein immer 
dann, wenn einmal von der Regel der Befriedigung wirthichaftlicher Bedürfniſſe 
lediglich durch eigene Thätigfeit abgewichen werden mußte, 4. B. aus Noth, infolge 
zerftörender Naturereigniffe, welche dem Einen das eine, dem Anderen ein anderes 
Subfiftengmittel gerftörten, Jenem das eine, Diefem ein anderes verjchonten. Für 
ſolche Fälle genügte es, das zufällig und individuell erforderliche Gut gegen ein an 
anderer Stelle zufällig und individuell entbehrliches Gut einzutaufchen. Wem die eigene 
Heerde ausnahmsweiſe die veranichlagte Jahresvermehrung verfagt, der hat vielleicht 
an Feldfrüchten Ueberfluß. Seinem Bedarf wird der Nachbar entgegenfommen, defien 
Heerde vielleicht über Erwarten fruchtbar, deſſen Ernte wider Erwarten dürftig war. 
Vielleicht. Iſt's der eine Nachbar nicht, jo iſt's vielleicht der andere. Solche Unge— 
wißheit hat nichts auf ſich, wo die Zeit noch wenig foftbar , die unbedingte Abhängig- 
feit von der Natur ein felbftveritändliches Loos, zeitweiſes Darben nichts Außerordent- 
liches, der Kreis der Bedürfniſſe noch Außerft gering, Die Ze ng die Negel 
ift. Aber die entfernte Möglichfeit der Aushülfe in Fällen der Noth wirft ſchon auf 
die Erhöhung des Bedürfnißdurchſchnittes, und dieſe Erhöhung ift eine zwingende 
Madıt, ver Rechnung getragen werden muß. WVermehrte Bedürfniſſe fönnen bald nicht 
mehr lediglid) auf dem Wege der Selbitbefriedigung befriedigt werben; der Bedürfniß— 
fand muß Äaußerft gering fein, den ein Feines Gemeinweien, eine Kamilie, ein Stamm 
lediglich durch eigene Kraft befriedigen fann, und nichts iſt dehnbarer und mehr zum 
Wachſen geneiat, als das menjchliche Bedürfniß; aber die Bedürfniſſe des Einzelnen 
wachen ſchneller, al8 die Kraft des Einzelnen, und der Gejammtbedarf einer Gejell- 
Ihaft wird bald größer, ald daß er durdy die ifolirte Thätigkeit der einzelnen Glieder, 
ohne Zuhülfenahme der Arbeitstheilung, beichafft werden könnte. Nun reicht der Han 
del ala ausnahmsweiſe Zuflucht nicht mehr aus; er muß in dem Verhältniffe, in wel— 
dem die Bedürfniſſe nach Art und Zahl complicirter werden, mehr und mehr die regel« 
mäßige Korm der Gütervertheilung werden. Und, jobald er das geworden, fann er 
auch, bald nicht mehr lediglich Tauichhandel bleiben. Es ift befanntlidy oft jehr ſchwie— 
tig, Denjenigen zu finden, weldyer gerade das übrig hat, was man begehrt, und das 
begehrt, was man übrig hat. Nun ift e8 eine jehr nahe liegende Beobachtung, daß Die 
Schwierigkeiten des Tauichhandels am geringften find bei ſolchen Dingen, weldye, weil 
fie allgemein verbreitete Bedürfniſſe deden, von allen, oder Doch von den meiften Men 
ſchen begehrt und von vielen angeboten werden, aud) jo beichaffen find, daß fie ſich 
leicht theilen und nad) der Theilung wiedervereinigen, auch leicht fortbewegen laſſen. 
Diele Beobachtung mußte fehr bald, nachdem einmal dem Handel die Aufgabe der 
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regelmäßigen Vermittelung der Gütervertheilung anheimgefallen war, die Aufmerkſam⸗ 
feit der Menſchen auf foldye Güter hinlenfen, welche in möglichft vielen Fällen zur 
Ausgleichung der Preife benugt werden fonnten, auf Güter, für die man ficher war, 
ziemlich in allen Fällen ohne großen Aufwand von Zeit und Mühe faft alle anderen 
Güter zu befommen, die man ficy nicht jelbft erzeugen fonnte, obwohl man ihrer be- 
durfte, auf Güter endlich, Die man jederzeit anzunehmen bereit war für andere Güter, 
welche man etwa aus dem Ueberfchuffe der eigenen Erzeugnifie ablafien konnte. Sol— 
her Güter werden für die Dienfte der Preisausgleidhung veridiedene bei den 
verfchiedenen Völfern benugt. Nicht nur die natürlichen Bedingungen der Gütererzeu- 
gung und der wejentlichen wirthichaftlichen Bedürfniffe, auch der Volkscharakter und 
die jeweilige Bildungsftufe des Volkes haben auf die Wahl der Güter, welde ale 
Preisausgleicher benugt werden, enticheidenden Einfluß. Im Allgemeinen ift der Fort⸗ 
ſchritt zu —* ihrer inneren Natur nach, für dieſen Zweck immer geeigneteren Gü— 
tern nicht zu verkennen. Sehr natürlich, da immer mannichfaltigere Preiſe auszu— 

leihen waren, und der Kreis, in welchem die fraglichen Güter allgemeine Geltung 
Ba mußten, ſich ftets erweiterte. Wir ſehen die verfchiedenartigften Dinge bei ver: 
ichiedenen Völkern und zu verichiedenen Zeiten als Preisausgleiher in Gebraud). 
Bei Jägerftämmen werben gewöhnlid) Thierfelle ald Preisausgleicher benugt. Noch 
egenwärtig bildet das Biberfell in mehreren Ländern der Hudſonsbaygeſellſchaft das 
——* Preisausgleichungsmittel. Daneben verſehen auch andere Felle dort 
dieſe Dienſte. Ihr Preis iſt in Einheiten des Biberfelles feſtgeſtellt, z. B. gelten drei 
Marderfelle ſo viel, wie ein Biberfell, ein weißer Fuchs u wie zwei Biber u. |. w. 
Das efthnifche Wort „Raha“, Geld, bat in der verwandten lappiichen Spradye noch 
die Bedeutung von „Pelzwerk“. Das alte ruffiihe Wort für Geld „Kung“ bedeutet 
eigentlih „Marder“. Nomadenftämme und rohe Aderbauvölfer gehen zum Viehgelde 
über. Bei Homer werden Preiſe in Ochſen beftimmt. Das lateiniihe »pecunia« 
(von pecus) deutet darauf hin, daß aud) bei den alten Römern das Vichgeld üblich 
war. In deutjchen Urkunden des 7. und S. Jahrhunderts ift davon die Rede, daß 
Pferde ald Kaufpreis geebt wurden. Noch heute bedeutet das isländiiche Wort „Fe“ 
(Vieh) Vermögen. Bei den Kirgiien galten noch zu Anfang diefes Jahrhunderts 
Schafe und Pferde ald Geld, Wolfs- und Lammfelle als eine Art von Scheidemünze. 
Aber neben den Fellen und Thieren haben bei verſchiedenen Völkern und zu verichiede 
nen Zeiten noch eine ganze Menge anderer Güter die Dienfte des Geldes verjehen und 
verjehen diefelben heute noh. Es mag nur an das Muſchelgeld, die Kauris, in Bor- 
der» und Hinterindien, Hodaften und Südafrika, an das Salzgeld an der chineſiſch— 
birmanifchen Grenze und in Innerafrifa, an das RA ie in Hochaſien und Sibirien, 
an das Dattelgeld in der Dafe von Simach, an das Gacaogeld der alten Merikaner, 
endlich an das Tabafgeld in Maryland und Virginien erinnert werden. In Virginien 
wurde noch um 1618 ein Zwangscours des Tabafs angeordnet. 

Die gemeinſchaftliche ———— aller dieſer verſchiedenen Güter, inſofern ſie 
als alien. benugt wurden, beftand darin, daß mit ihrer Hülfe die Schwie- 
rigfeiten des Tauſchhandels bejeitigt werden jollten. Und dies eben ift die wefentlichfte 
Beitimmung des Geldes. Mit Hülfe deſſelben follen vornehmlicy die Preiſe aller an- 
deren im Handel vorfommenden Güter ausgeglichen werden; es foll das Gut jein, 
welches Jeder für jedes andere entbehrliche Gut anzunehmen , und Jeder für jedes an- 
dere begehrte Gute hinzugeben bereit ift; es joll ein Mittel fein, und ift ein ſolches, 
welches die mit dem Tauſchhandel verbundene Unficherheit, Mühe und den dabei uner- 
läßlidyen Zeitaufwand aufbebt. Sein Auffommen ift ein Symptom zugleich zunehmen» 
der Bedürfniffe und eine Bedingung ihres Wachsthums, ſowie eine Bedingung ihrer 
reihlichen und ficheren Befriedigung. Wie oben gezeigt, können fehr verfchiedenartige 
Dinge die Dienfte des Geldes verrichten und find fekr verfchiedenartige zu ſolchem 
Zwede verwandt worden. Aber aus der Erfenntniß der Beftimmung des Geldes er- 
giebt ſich Doc) zugleid, aud) eine Summe von Anforderungen, die man allgemein an ein 
Ding ftelen muß, welches jene Beftimmung in genügendem Maaße erfüllen joll. 
Diefe Anforderungen bleiben überall und zu allen Zeiten die gleichen. Es entiprechen 
ihnen nur zu anderen Zeiten andere Dinge in ausreichendem Maaße. Ein Ding, wel 
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ches die Dienfte des Geldes in genügender Weife verrichten fol, muß nothwenvig fol- 
gende Eigenfchaften haben: 1) Es muß ein reelled Ding fein. Gewiſſe Bunctionen, 
zu denen das Metallgeld, weil es alle übrigen am beften verrichtet, mit benugt zu wer: 
den pflegt, könnten allerdings auch ideelle Dinge verrichten ; die wefentlichiten Func- 
tionen des Geldes aber, die Bunctionen des Preisausgleichens nämlich, nur reelle 
Dinge. 2) Es muß allgemeinen Werth haben, d. h. allgemein gefchägt werden als 
tauglich für wirthichaftliche Zwede ; e8 muß Gegenftand des Eigenthums fein können, 
und oft in den Handel fommen. 3) Nur beweglidyes Eigenthum fann mit Vortheil 
als Geld benugt werden. 4) Die Gegenftände des beweglichen Eigenthums , welche 
die Dienfte des Geldes verrichten follen, müſſen leicht fortzufchaffen, leicht aufzubewah- 
ren und leicht zu theilen fein. Diefe Eigenfchaften befigen in Zeiten entwidelten Ver— 
fehrs die edlen Metalle in vorzüglihem Maaße und in jeder Beziehung. Sie befigen 
aber außer diefen unerläßlichen Eigenichaften noch andere, welche ihnen die ausgebehn- 
tefte Anerkennung und die allgemeinfte Verbreitung als Geld ſichern. Mit Hülfe der 
edlen Metalle werden nicht Bedürfniſſe ver Nothwendigfeit, jondern nur folche des 
Wohllebens befriedigt, und fie können daher ihrer Verwendung leicht und ohne Gefahr 
der Entbehrung entzogen werden. Diefer Umftand jchügt vor der Gefahr des Geld- 
mangeld. in Getreidegeld würde zur Folge haben, daß Mißernten Geldmangel er: 
zeugen. — Die edlen Metalle fommen in der Natur nicht allauhäufig vor; ihre Erzeu- 
gung erfordert viel Arbeit und viel Capital; fie haben höhere Preije, als die meiften 
anderen Dinge, und man bedarf, um mit ihnen andere Preife auszugleichen, nicht zu 
roßer Quantitäten. Welcher Maflen von Eijen, Blei u. |. w. würde man nöthig 
* um damit den Preis eines Stückes Seidenzeug auszugleichen! — Andererſeits 
ſtehen ſie auch wieder nicht ſo hoch im Preiſe, daß mit den kleinſten Ouantitäten von 
ihnen nur die Preiſe ſehr großer Quantitäten der meiſten anderen Güter ausgeglichen 
werden könnten. Der Diamant z. B. würde als Preisausgleicher ſelbſt einen viel zu 
hohen Preis haben. — Die edlen Metalle laſſen ſich leicht mit anderen Metallen 
miſchen. Durch Zuſätze unedlen Metalles kann man daher den kleinſten Geldſorten, 
deren der Handel bedarf, leicht eine bequeme, handliche und vor zu leichtem Ver— 
lieren fhügende Größe geben. Das würde bei Edelſteinen und Perlen minder 
thunlich fein. — Die phyſiſche Beichaffenheit der edlen Metalle fchügt fie vor zu 
raſcher Abnugung ebenfo wie vor Verderbniß. — Gold und Silber find in allen 
Weltgegenden in Hinfiht ihrer chemiſchen und phufifaliichen Beſchaffenheit voll: 
fommen gleichartig; injofern ihr Werth auf ihren inneren Eigenichaften beruht, 
fann er daher in der ganzen Welt gleichartig werben; er wird gleich hoch fein überall, 
wo die Gultur auf gleicher Stute ſteht. — Alle diefe Eigenichaften machen «8 
erflärlih, daß bei allen Gulturvölfern der Uebergang zu gewiffen Stufen der wirth- 
ihaftlihen Eultur durch den Webergang von anderem Gelde zum Metallgelde bezeic)- 
net wird. ä 
Die Güter, welche man als allgemeine Preisausgleicher anwendet, werben dazu 
theils in roher, theils in verarbeiteter Form gebrauht. Die Verarbeitung befteht 
darin, daß man ihnen eine gewifle, für die Geldgefchäfte taugliche Geftalt und even- 
tuell Miſchung giebt. Als eine ſolche Verarbeitung ift zu betrachten: das Verpaden 
und Abwägen der virginifchen Tabafgelpftüde, das Sortiren der Felle, welche bei 
Jaͤgervölkern als Geld benugt werden, das Abwägen und Abmeſſen des Cacaogeldes 
in Merito, das Zufchneiden der Lederſtückchen, welche noch heutzutage bei uncultivirten 
Voͤlkern ald Geld benugt werden. Auch das Metallgeld fommt ebenfowohl roh, wie 
in verarbeiteter Geftalt in den Handel; roh, auch bei den gebildeten Völkern, in der 
Geftalt der Barren , weldye meift zur Vermittelung großer Zahlungen im internatio- 
nalen Verkehr, oder zur Depofition großer Summen, 3. B. in Banfen, benugt wer: 
den —, verarbeitet in der Geftalt der Münzen ſ. d.). Bei der Verarbeitung des un- 
verarbeiteten Metallgeldes, der Barren, find die Auszahlenden und Empfangenden der 
Mühe des Abwägens und Probirens nicht überhoben ; für den Gebrauch des Münz: 
geldes überhebt der Staat ven Verkehr diefer Mühe. Denn Münzen find zu Geld ver 
arbeitete Metallftüde, welche unter Aufficht des Staates probirt, getheilt, gerwogen und 
mit Zeichen von Menge und Güte verfehen — geprägt — worden find. — Es ift nicht 
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nachweisbar, daß die Metalle überall viel fpäter zu Geldzweden benugt worden wären, 
als andere Güter, und die edlen Metalle fpäter, als die unedlen. Gold und Silber 
finden wir ſchon in ſeht frühen Zeiten als allgemeine Preisausgleicher benugt. Da- 

egen gehört in der Regel die Anwendung gemünzten Metallgelvdes erſt den 
SBerioden einer höheren Gulturentwidelung an. Bei den Juden famen Goldmünzen 
erft unter David auf. In Griechenland foll der König Pheidon von Argos {750 
v. Chr.) das Münzen des Eilbergeldes eingeführt haben; viel fpäter erft finden wir 
hier neben den Silbermünzen audy Goldmünzen. Die Römer ſchlugen 269 v. Ehr. 
das erfte Silbergeld, 62 Jahre fpäter die erften Goldmünzen. Sehr charakteriſtiſch 
tragen die älteften griechifchen Münzen noch das Bild eines Stierfopfes als Gepräge. 
Bon den neueren Staaten Europa's jcheint zuerft Venedig beveutendere Goldprägungen 
vorgenommen zu haben. In England ſchlug Heinrich III. (7 1277) zuerft Gold: 
münzen, aber mit jo wenig Erfolg, daß man fpäter lange Zeit Eduard ILI. (+ 1377) 
für den erften englifchen König, unter defien Regierung Evdelmetallmünzen ausgegeben 
worden jeien, angejehen hat. — Neben dem Gold und Eilber hat man aud) das Pla— 
tina, weldyes manche der für ein gutes Geld erforderlichen Eigenichaften in gleichem 
Maaße befigt, wie jene, verfuchsweife gemünzt, doch nur in Rußland, wo es in den 
Jahren 1828 -46 Platinageld gab. Allein die natürliche Seltenheit dieſes Metalles, 
und der Umftand, daß die geringen Vorräthe faum zu gewiflen technifchen Zweden, für 
welche das Platina ausfchließlich geeignet ift, ausreichten,, das Platinageld alſo maſ— 
jenhaft eingeichmolzen wurde, waren die Urfache, daß der Verſuch nicht fortgejegt 
wurde. — Auch unedle Metalle, namentlid Kupfer, und gewifie unedle Mifchmetalle 
3.2. Billon in der Schweiz) werden zur Darftellung von Geldzeichen verwendet. Hiers 
aus werden jedoch bei gebildeten Völkern nur fogenannte Scheidemünzen zur Aus— 
gleihung geringer Preiseinheiten geprägt. Grobe Münzen daraus zu prägen, wäre 
bei — lebhaftem Handelsverkehr deshalb unzweckmäßig, weil der Preis 
dieſer Metalle zu niedrig iſt, alſo nur mit großen Quantitäten ſolchen Geldes einiger— 
maaßen hohe Preiſe ausgeglichen werden koͤnnten. Preiſe, die ſich mit 1 Pb. Silber 
ausgleichen laſſen, würden jetzt zu ihrer Ausgleichung etwa 100 Pfd. Kupfer erfor— 
dern. — Das aus unedlem Metalle geprägte Geld bildet, weil den Scheidemünzen 
ſelbſt in der Regel von dem unedlen Hauptmetalle, alſo z. B. den Kupfermünzen von 
Kupfer, weniger zugetheilt wird, als ſie nach ihrem Preiſe eigentlich enthalten müßten, 
genau genommen eine Art von Creditgeld. Ueber das Creditgeld ſollen im Nady« 
ftehenden beiondere Betrachtungen angeftellt werden. 

Neben dem Gelde, welches, wie die Felle der Jägervölfer,, die Thiere der Noma— 
den, die Kauris, Das Cacao-, Salz, Thee- und Tabafgeld, und wie das Edelmetall: 
geld, feine Geltung den Eigenſchaften feines Stoffes entlehnt, hat es auch ſchon 
frühzeitig Geld gegeben, * Stoff mit ſeiner Geltung nicht in urſächlichem Zuſam— 
menhange ſtand, welches die Dienſte des Preisausgleichens verrichten fonnte nur ver— 
möge einer Ideenverbindung, nur, weil es erſchien in der Form von, ein Zahlungs— 
verjprechen enthaltenden, Documenten, und nur infofern dem Zahlungsverſprechen 
öffentlicher Glaube beigemefjen ward. In China wurden ſchon im Jahre 119 vor uns 
jerer Zeitrechnung Zahlungen vermittelt durch Fleine, quadratförmige Pergamentftüde. 
Im 10. Jahrhundert unferer Zeitrechnung wurde Dort von Der Regierung ſchon eine 
Art von Schagicheinen ausgegeben, wodurd), wie ausdrüdlich gefagt wurde, der Han— 
del erleichtert und befördert werden follte. Diele Schagiceine trugen den Stempel der 
Regierung und waren im ganzen Umfange des chineftiichen Reiches gültig. Im 
13. Jahrhundert fand Marco Paolo im Reiche der Mitte überall Papiergeld , welches 
mit dem Silbergelvde gleidye Geltung hatte. Es cireulirte in der Form von quadrats 
förmigen Coupons aus einer feften Subftanz. Diefelben trugen die Unterfchrift des 
Kaijers und ſämmtlicher Mandarinen. Die Fälſchung dieſes Geldes ward mit den 
graufamften Strafen geahndet. Wie in vielen Stüden der abendländiihen Cultur 
porauseilend, fo haben alfo die Chinefen auch das Bedürfniß nad) einem Gelde früh: 
zeitig empfunden, welchem nicht die Eubftang , fondern der Eredit der Ausgeber feine 
Geltung verleiht. Allein auch bei anderen Völfern tritt ein ähnliches Geld ſchon früh— 
zeitig auf. Dionys von Syracus führte einmal in Zeiten des Grldmangels ein Zinn- 
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geld mit Zwangscourd ein. Die Carthager gebrauchten ein aus einem unbekannten 
Stoffe gefertigtes Ereditgeld, welches, in Leder eingewidelt, geführt wurde. — Mit 
Zur oldyen Geldes fünnen die Geldgeichäfte bei großen Zahlungen und weiteren 

eriendungen mit großer Zeit: und Kofteneriparniß ausgeführt werden. Die Sub» 
ſtanz ift weit weniger foftbar, als die des Metallgeldes, und die Koften der Fabrica- 
tion und der Abnugung an Stoff find weit geringer. Mit ſehr geringem Aufwande 
fann daher eine jehr große Menge edler Metalle zu auswärtigen Zahlungen, oder zu 
zinstragender Anlage im Auslande erübrigt werden, ohne daß dem Geldbedarf im In— 
nern Eintrag gefchieht. — Daß ein Geld, weldyes dieſe Vortheile gewährt, faft bei 
allen Eulturvölfern Eingang fand, fobald namentlich der Binnenhandel an Ausdeh— 
nung und Lebhaftigfeit gewann, und der öffentliche Credit unter dem Schuge geficher: 
ter Rechtszuftände zunahm, ericheint uns jegt erflärlih. Seinem Wefen nach befteht 
das Papiergeld — denn ſolches ift das Greditgeld, wenn man von der creditgeld- 
ähnlichen Natur der Scheidemüngen und mancher anderer Münzformen abficht, feinem 
Stoffe nad) heutzutage faft überall — in unverzinslichen,, auf den Inhaber lautenden 
Schuldſcheinen. Seine Geltung beruht, wie gefagt, lediglich auf dem Credit des dar- 
auf benannten Schuldners, während die Geltung des Edelmetallgeldes größtentheils 
in der Geltung des Stoffes ihren Grund hat, aus welchem es bereitet ift, und von dem 
Gredit des Ausgebenden feineswegs abhängig ift. Die Geltung des Papiergelves ver- 
ſchwindet fofort mit dem Gredit des Ausgeberd. Der Stoff diejes Geldes ift für die 
Geltung, für den Preis, defjelben ganz gleichgültig. Er wurde nicht wegen feines 
hohen Preiſes, jondern wegen anderer Eigenfchaften, wegen bejonderer Handlichkeit, 
weil er geeignet ift, ſchwer nachzuahmende Zeichen aufzunehmen u. f. w., gewählt ; 
ja man hat ihn vielleicht gewählt, weil er der wohlfeilfte unter den Stoffen ift, die 
fonft etwa ähnliche, für ein Ereditgeldgeichen unerläßliche Eigenjchaften bejigen. Der 
Name „Papiergeld“ bezeichnet Feineswegs das wahre Wefen, fondern nur eine zufäls 
lige (Neben-) Gigenichaft dieſes Geldes. Bezeichnender würde es fein, das legtere 
„Creditgeld“ zu nennen. Das Creditgeld kann keineswegs dieſelben Functionen über— 
haupt, oder beſſer verrichten, als das Metallgeld. Es iſt kein Geldſurrogat, wie 
man es wohl zu bezeichnen beliebt hat. Es hat ſeine ganz beſonderen Aufgaben. 
Jedenfalls iſt das Metallgeld ein viel ſichrerer Preisausgleicher, als das Creditgeld. 
Bei jenem ſteht der Preis in Verhältniß zu dem Preiſe des Stoffes; wer Zahlung in 
Metallgeld annimmt, weiß, was er hat; Unredlichkeit oder Zahlungsunfähigfeit des Ver: 
fertigers fönnen ihn, er hätte denn gefälichtes Geld angenommen, nicht beeinträchtigen. 
Auch ift der Kreis für Die Verwendbarfeit Des Metallgelves ein viel größerer, al& der für 
die Verwendbarkeit des Ereditgeldes. Dieſes ift nur infoweit verwendbar, als der Darauf 
verzeichnete Schuldner als redlich und zahlungsfähig allgemein befannt ift. Die Ned» 
lichfeit des in Creditgeld Zahlenden reicht nicht aus; denn fie giebt dem Empfangenden 
nicht Die Garantie, daß, wenn er felbft auch von der Reblichfeit und Zahlungsfähigfeit 
des auf dem Scheine verzeichneten Schuldners überzeugt ift, dieſelbe Ueberzeugung auch 
von Denen getheilt wird, an welche er Zahlungen zu machen hat, und Regreß an einen 
Bormann, wie beim Wechfel, ift bei dem eigentlichen Greditgeld nicht möglich. 
Das Metallgeld dagegen kann, aud) ohne daß das darauf befindliche Gepräge in aller 
Melt Autorität hat, eltgeld werden. Für ſolche Fälle, wo nur ganz geringe Preis: 
einheiten auszugleichen find, ift es jedenfalls ein beauemerer Preisausgleicher, ald das 
Papiergeld. Infolge ungwedmäßiger Einrichtungen bei der Bapiergeldemiffton fon: 
men häufig zu den dieſem Gelde feiner Natur nad) im Vergleich mit dem Metallgelve 
anhaftenden Mängeln noch andere, größere hinzu. Iſt der Credit des Ausgebers nicht 
vollftändig erprobt und ficher, fo unterliegt das Papiergeld Preisihwanfungen, weldye 
den Verkehr unficher machen. Diefe Schwankungen reizen zu Speculationsgefchäften 
mit dem Creditgeld, bei denen, anders wie im Waarenhandel, der Gewinn auf der 
einen Seite immer einen Verluſt auf der anderen nach ſich zieht. In den Ländern der 
Silberwährung ſchwankt zwar aud) der Preis (Eours) des Goldgeldes und in den Län- 
dern der Goldwährung der des Silbergeldes, infoweit das Preisverhältniß der edlen 
Metalle zu einander nicht gefeglich firirt ift. Allein der Speculation auf ſolche Schwan: 
fungen find doch hier jehr enge Grenzen gezogen. Endlich ift auch die Gefahr des 
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Nachmachens (Fäljchens) des Creditgeldes größer, als die Gefahr der betrügeriſchen 
Darftellung des Metallgeldes aus nicht vollhaltigem Metall. — Hingeiehen auf den 
Ausgeber unterjcheidet man Staatsd- und Privatpapiergeld. Erſteres befteht 
aus unverzinslichen Schuldſcheinen des Staatsfiscus. Bei dem Privatpapiergeld da- 
egen ift eine Privatperfon, gewöhnlich eine Corporation, oder ſonſt eine juriftiiche 
SBerfönlicheit, Ausftellerin des Zahlungsverſprechens. Eine Mittelftellung zwiſchen 
dem Staatd- und Privatpapiergeld nimmt dasjenige ein, welches Gemeinden ald ſolche 
ausgeben. Bei den Eigenthümlichfeiten des Papiergelves liegt in der verhältnißmäßi- 
en Leichtigkeit, ſolches zu emittiren, eine große Gefahr für Die Staatöverwaltungen, 

ehr häufig wird von dieſem mehr um des augenblidlichen finanziellen Vortheils wil— 
len, der darin zu liegen ſcheint, daß man ſich mit einem verfchwindend Kleinen Opfer 
alsbald die Mittel zu großen Unternehmungen verjchaffen fann, als deshalb, weil man 
fi) überzeugt hätte, daß der Handel des Papiergeldes nicht entbehren könne und daß 
der Staat berufen fei, ſolches zu jhaffen, Papiergeld ausgegeben. Jener Vortheil ift 
äufig nur ein momentaner. Um das Papiergeld al parı zu erhalten, muß man in 

inwechſelungscaſſen entfprechende Metallgelvbeträge bereit halten, von denen man in 
der Regel feine Zinfen bezieht; oder man muß in Fällen maſſenhafter Präfentation ſich 
Metallgeld, vielleicht zu hohen Zinfen, welche durd Steuern wieder aufzubringen find, 
ie Läßt fih das Papiergeld aber nicht al pari erhalten, fo werden die In— 
haber geſchädigt. Bei der Zweifelhaftigfeit des finanziellen Vortheiles der auf dem 
MWege der Emittirung von Staatspapiergeld gemachten Staatsanleihen jollten die Re- 
ierungen die Verforgung des Marktes mit ſolchem Gelde der Privatthätigfeit über: 
affen. Da der Preis dieſes Geldes lediglich auf dem Eredit des Ausgebers beruht, 
läßt fi) im Intereffe des Verfehrs jede Mitwirkung der Regierung bei der Papiergeld: 
ausgabe — abgejehen von den nöthigen gefeglichen Beftimmungen — entbehren. Bei 
der Münze muß die Staatögewalt, ald befanntefte Autorität, für die Ordnungsmäßig- 
feit der PBrägungsverhältniffe einftehen. Bebielte fie fih nicht die Fabrication ver 
Münzen jelbit vor, jo würde es ihr unmöglich fein, jene Ordnungsmäßigfeit zu über: 
wachen, und der Einzelne vermag fie nicht zu prüfen. — Giebt aber einmal eine Regie 
rung — wenn auch lediglich aus Gründen der Fürforge für den Handel — Papier- 
geld aus, jo muß fie das Weſen und die Aufgabe des Papiergeldes, als eines Eredit- 
geldes, welches zur Erleichterung großer Zahlungen neben dem Metallgeld für den in- 
ländifchen Handel unentbehrlich ift, bei Bemeffung der Duantitäten und der Einrich— 
tung der Emiſſion ftreng im Auge behalten; jo muß fie vor Allem fich hüten, von 
foldem Gelde mehr auszugeben, ald der Handel mit Vortheil aufnehmen fann. Ein 
majjenhaftes und conftantes Zurüditrömen des Papiergeldes in ‚die Staatscaffen zeigt 
LM: daß dieſe Grenze überfchritten ift. Die Anwendung von Zwangd- 
mitteln zur Verbreitung des Bapiergelves hat erfahrungsmäßig und leichtferklärlicher: 
weile ſtets die Folge, daß der Preis diefes Geldes finft, denn der Zwang zur An- 
nahme wird allgemein aufgefaßt ald ein Mittel, mangelnden Eredit zu erfegen, und 
wirft Daher ſtets entgegengefegt, wie wirflid; vorhandener Eredit. Den Inhabern 
muß die Auswechslung des Staatspapiergeldes gegen Baar möglichft bequem gemacht 
werden. Dieje Bequemlichkeit verführt nicht zur Präfentation, ſondern fie verhütet 
eine maflenhafte Präſentation; denn das Papiergeld , welches man ficher ift, immer 
ohne Umftände gegen Baar einwechſeln zu fönnen, behält feinen Baricours. Die Aus— 
gabe von Papiergeld zu einem Regal zu machen, fei e8 in der Form, daß die Regie: 
zung felbft ausichließlich befugt ift, Papiergeld auszugeben, oder daß fie Diefes aus— 
ſchließliche Recht gewiffen Inftituten überträgt , ericheint,, wo der fiscalifche Gefichte- 
punct für die Papiergeldemiſſion nicht maaßgebend ift, durch nichts geboten. Es ift 
nicht zu fürchten, daß der Papiergeldbedarf bei voller Emiſſionsfreiheit nicht gededt 
werde, und gegen die Zuvielausgabe ſchützt Die jeder Zuvielausgabe in der Geftalt der 
mafienhaften PBräfentation auf dem Fuße folgende Strafe — eine Strafe, die den 
Privatemittenten ebenfo unvermeidlich und viel empfindlicher trifft, ald den Staat. — 
Außer durch eine weile Beichränfung in der Papiergeldausgabe und durch die pünct- 
lichte Einlöfung des zur Präfentation gelangenden Papiergelves können die Regie 
rungen dieſem feine Geltung am ficherften erhalten, feine Brauchbarfeit für den Haus 
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del am meiften fördern durch verfaflengsmäßige Gewährleiftung und verfaffungstreue 
Führung einer weifen und den volfswirthichaftlihen Eulturbedürfnifien Rechnung 
tragenden Berwaltung. Was den Credit der Staaten ftärft, fördert auch die dauernde 
Brauchbarkeit und ſichert dem Handel die guten Dienfte des Staatspapiergeldes. Daß 
die Grundfjäge, welche bei der Emiſſion von Staatspapiergeld, dem Weſen diefes Gel- 
des nad), unbedingt befolgt werden müflen, follen anders der Volfswirthichaft die 
Bortheile dieſes Geldes fiher zu Gute fommen, feineswegs überall und zu allen Zeiten 
befolgt, ja daß gegen fie zu allen Zeiten viel gefündigt worden ift, zeigt die Finanz— 
geſchichte der meiften europäifchen Staaten, und neuerdings auch die der beiden Staa- 
tencomplere der ehemaligen nordamerifanifchen Union. In Europa hat fi) der öfter: 
reichiiche Staat jeit dem legten Viertel des vorigen Jahrhunderts durch eine vorzugs- 
weile irrationelle Bapiergeldwirtbichaft befonderd unrühmlicy ausgezeichnet. Die öfter: 
reichiiche Finanzverwaltung bat jeit dem fiebenjährigen Kriege theils durch übermäßige 
Papiergelvdemilfion, theild durch Ausgabe von Papiergeld in Zeiten, wo der Staats» 
eredit Durch eine grundfagloje Politif und mangelhafte innere Verwaltung völlig zer 
rüttet war, theild durch Nichteinlöfung , theild dur Einführung von Zwangscurs 
u. f. w. gegen alle Regeln der Finanzwiſſenſchaft der Reihe nach gefündigt. Erſt in 
neuerer Zeit ſcheinen mit dem Fortichreiten des conftitutionellen Syftems auch in Diefer 
Beziehung dort glüdlichere Zuftände der verderbenbringenden Mißwirthſchaft Plag 
machen zu wollen. — Kolb (vergl. Statiftif) veranfchlagt die Mafle des gegenwärtig 
in den deutichen Bundesftaaten emittirten Staatspapiergeldes folgendermaaßen: 1) in 
den rein deutihen Staaten 17,72; 2) in Preußen 15,,, ; zufammen 33, Mill. Thlr. ; 
dazu fommt noch die öfterreihiiche Banfnotenichuld mit 304,,, Mill. Thlr.; aufammen 
alio 337 ,.. Mill. Thlr. 

Dem Staatspapiergelde ihrem Weſen nach ähnlid) ift, wie oben ſchon angedeutet, 
die Scheidemünze, d. h. Heinere Münzen, deren Preis höher ift, als der Preis ihres 
Stoffes. Die Unvollfommenheiten der Münztechnik und die Unthunlichkeit ver Berwen- 
dung der edlen Metalle überhaupt, oder ohne ftarfe Legirung , zur Ausgleihung ganz 
geringfügiger SPreife, fowie die Unverwendbarfeit des Papiergeldes zu dieſem — 
machen die Scheidemünzen unentbehrlich. Nur bei, dem Bedürfniß entſprechender 
Ausgabe und bei völlig begründetem Credit der Regierung können auch ſie ihre volle 
Geltung bewahren. Auch fie verlieren dieſelbe, wenn fie nicht ſtets bei den Staatscaſſen 
oder Münzftätten gegen grobe Münze (Courantgeld) umgewechielt werden fönnen. 

Das Brivatpapiergeld befteht zum größten Theile aus unverzinslichen 
Schuldſcheinen, weldye von Privatbanken (Zettelbanfen , vergl. den Art. „Banfen“) 
ausgegeben werden (fogen. „Banknoten“ ; vergl. d.). Banknoten, welche von auf Rech: 
nung des Staates errichteten und verwalteten Banken, oder infolge Vertrags von 
Privatbanfen unter Staatdgarantie ausgegeben werden, find in Wirflichfeit Staats» 
papiergeld. Die meiften Zettelbanfen aber find Privatbanfen, welche das zur Ein- 
wechslung ihrer Noten und fonft zu ihrem Geichäftsbetriebe erforderliche Baargeld 
zunächſt durch Actien zufammenbringen, und die dur dad Ausgeben von Noten 
wiederum angelammelten Baargeldjummen in ihren Banfgeichäften gewinnbringend 
anlegen. Auch für Privatinftitute liegt in der Möglichkeit, durch Ausgabe von Pa— 
piergeld ihren Betriebsfonds faft unentgeltlicy zu vergrößern, eine ftarfe Verfuchung. 
Allein audy fie haben es ſchwer zu büßen, wenn fie diefer Verſuchung nicht redytzeitig 
zu widerftehen willen, wenn fie die Bapiergeldausgabe mehr ald einen Dienft, den fie 
ſich ſelbſt, wie als einen foldyen , den fie dem Handel leiften, auffaflen. Erfahrungs 
mäßig ift dieſe eritere, unrichtige Auffaflung vielen Zettelbanfen ſchon theuer genug zu 
ftehen gefommen. Selbftverftändlich ift Die Papiergeldemiffion einer Banf nicht ihrem 
ganzen Betrage nad) als eine reine und unentgeltlihe Vermehrung des Betriebscapi- 
tals aufzufafien, da in der Auswechslungscafle der Banf immer der zur Einlöfung der 
Noten erforderliche Bedarf von Metallgeld vorhanden fein muß. Bei völliger Freigabe 
der Bapiergeldemijfion wird aber aud) die freie Eoncurrenz der Notenausgabe der ein: 
zelnen Banf, und alſo dem Gewinn von der Beihaffung unverzinslicher Anleihen, 
ftets jehr enge Grenzen ziehen. Dies zeigt das Beiſpiel der jchottiichen Banfen, weldye 
fid) lange Jahre hindurch des Rechtes der Notenausgabe erfreuten,, aber von diefem 
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Rechte verhältnigmäßig nur fehr geringen Gebrand; machten. Die Freiheit der Noten- 
emiffion — im Gegenfag zur ftaatsjeitigen Privilegirung einzelner Zettelbanfen — 
ift aber aus verfcdhiedenen Gründen dringend zu fordern. Betrachtet man das Recht 
der Notenemiffion als ein gewinnbringendes Recht, jo verichafft der Staat in dem 
Privilegium einzelnen Unternehmern einen Gewinn, der dem Ganzen nicht zu Gute 
fommt. Zugleidy nimmt der Staat einen Theil der Verantwortlichfeit für die Papier— 
geldwirthſchaft der privilegirten Banfen auf feine Schultern, und bewirkt, daß das 
Rublicum, auf die Regierung fich verlaflend, die Controle der Zutrauenswürdigfeit 
des notenausgebenden Inftitutes für überflüfftg hält. Das, in vielen Staaten einge: 
führte Brivilegium der Notenausgabe hat viel dazu beigetragen, ebenjowohl die An- 
ihauungen über die Aufgabe des Papiergeldes , wie diejenigen über die Aufgabe der 
Banken zu verwirren; es hat bewirkt, daß man in dem SBapiergelde anftatt eines be 
quemen Preisausgleichers vielmehr ein Mittel, fid) auf bequeme Weiſe unverzinsliche 
Anleihen zu verichaffen, und in den Banfen Inftitute erblickt, deren wichtigfte Aufgabe 
es ſei, auf diefe Weife Gelder aufzunehmen, und die fo gewonnenen Mittel zu ver 
werthen. Dem Mefen und der Aufgabe der Banken entipricht e8 viel beffer, wenn die: 
jelben die zu ihren Geichäften erforderlichen Mittel fich auf anderen Wegen, als durd 
Zettelemiffion,, verichaffen, oder, falls auf diefem Wege, doch nur ausnahmeweiie. 
Man hält es vielfady für unerläßlih, daß der Staat den mit dem Privilegium der 
Notenausgabe verjehenen, oder, wo ein ſolches Privilegium nicht befteht, und es den 
Banken freigeftellt ift, Noten zu emittiren, allen Banken gegenüber, eine Reihe von 
Beftimmungen treffe zur Verhütung des gemeingefährlihen Mißbrauches diefes Red 
tes. Unter den vielen zu dieſem Behufe vorgeichlagenen Beftimmungen ift nur die 
eine zu rechtfertigen, daß die Zettelbanfen, bei Meidung fofort zu verhängender Liqui- 
dation, Die zur —— gelangenden Noten jederzeit und ohne jährlichen Abzug 
gegen Baar einlöten. Diefe Berpflihtung zwingt zu allen Vorfichtsmaaßregeln, welde 
im Interefie der Banfen felbft und des Rublicums geboten find. — Seiner inneren Na- 
tur nad) unterfcheidet fih das Privatpapiergeld nicht von dem Staatspapiergeld. Dort 
ift eine Privatperfon (meift juriftifche), bier der Staatsfiscus Schuldner. Der Credit 
des einen Schuldners kann ebenſoweit, oder weiter reichen, ebenſo geſichert, oder ge— 
ſicherter ſein, wie der des anderen. Und nur von der Sicherheit und Ausdehnung des 
Credites des Ausgebers — der infolge effectiver Zuvielausgabe alsbald in Gefahr 
fommt zu jhwinden — hängt die Geltung des Papiergelvdes ab. 

Die hauptfächlichfte Aufgabe des Geldes befteht, wie ſchon gejagt, in der Befeitigung 
der Schwierigkeiten des Taufhhandels, und in der bequemen Ausgleihung der Preife. 
Daher ift die Wirfung einer Geldjumme um fo größer: 1) je höher der ‘Preis 
des Gutes ift, weldyes ald Geld benugt wird. Gin Loth Gold ift jegt ungefähr 15,5, Mal 
jo wirffam, als ein Loth Silber, d. h. e8 kann mit erfterem ein 15,,, Mal höherer Preis 
ausgeglichen werden, al8 mit legterem. 2) Je größer die Geldſumme it. Mit 500 
Thalern fann man einen fünf Mal fo hohen Preis, oder fünf Mal jo viel gleichhobe 
Preiſe ausgleichen, ald mit 100 Thalern. 3) Je fchneller Das einzelne Geldſtück um- 
läuft, d. h. feinen Beftger ändert. Ein Thaler, welcher jährlid im Handel jeinen 
Befiger 100 Mal ändert, wirft ebenfoviel, wie eine Summe von 100 Thalern, wovon 
jeder den Befiger im Handel nur einmal ändert. Hiernach läßt ſich für die Wirfung 
des Geldes eine beftimmte Formel aufftellen,, welche folgendermaaßen lautet: die 
Wirkungen zweier aus dem nämlichen Gute beitehender Geldſummen 
verhalten fich zu einander wie die Producte ihrer Mengen und 
Umlänfe Menn eine Geldfumme A aus 20 Thalern befteht, und dieſe im 
Jahre den Befiger 20 Mal ändern, die Geldfumme B aus 50 Thalern welche ven 
Befiger im Jahre 7 Mal wechſeln, jo verhalten ſich diefe Summen hinſichtlich 
ihrer Wirkungen zu einander wie 400 : 350, d. b. die um 30 FHleinere Summe 
A wirft um 50 mehr, als die um 30 größere B, weil fie fchneller umläuft als 
diefe. Der Geldumlauf ift eine Erfcheinung des Handels, welche darin beiteht, 
daß das Geld für Zwede des Preisausgleihens angewandt wird. Starf nennt 
man ihn, wenn viele Gelpftüde umlaufen, ſchnell, wenn die einzelnen Gelvftüde 
den Befiger häufig wechſeln. Weil ein ftarfer und rafcher Geldumlauf mit einer 
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hoben Blüthe der Volkswirthichaft verbunden zu fein pflegt, bat man den erfteren oft 
als die Urſache, ftatt als die Folge der legteren, hat man ihn als an und für fich nütz— 
lich angeiehen. An umd für ſich ift ein ftarfer und raſcher Geldlauf jo wenig im 
Stande, einen lebhaften Handel zu erzeugen, wie das häufige Hin- und Herfahren 
zahlreicher Wagen zwifchen zwei Orten im Stande jein würde, einen lebhaften und 
vortheilhaften Güterverfehr zwijchen diefen Orten zu erzeugen. Und nüglich ift ein 
itarfer und rafcher Geldumlauf nur dann, wenn damit einem Handel wichtige Dienite 
geleiftet werden, welcher feinerfeits wieder der Volfswirtbichaft wichtige Dienfte leiftet. 
In Kriegszeiten ift der Geldumlauf im Bereiche des Krieges ſehr ftarf und raſch. 
Darin liegt aber fein volfswirchichaftlicher Vortbeil. Der Geldumlauf an ſich ift 
weder eine Urſache, noch ein Zeichen zunehmenden Wohlftandes. 

Es giebt Fälle, in denen das Geld feineswegs als der ficherfte Preisausgleicher 
angefeben werden fann. Ein folder ift e8 überall dann nicht, wenn man beim Ge: 
brauche des Geldes nicht ficher ebenfoviel von den begehrten Dingen erhalten fann, als 
man beim Taufchhandel für die Dinge erhalten haben würde, die man anzubieten hat. 
Eine Jahresrente, welche man fidy oder anderen Perionen auf viele Jahre hinaus 
erwerben will, wird, wenn fie aum Lebensunterhalt dienen foll, beſſer in ſolchen Gü— 
tern ausbedungen, welche unmittelbar zum Lebensunterhalt dienen, als in Geld.” Bei 
der Dienftvermiethung an einen fernwohnenden Begehrer thut man, wenn man über 
die Preisverhältniffe der zum Lebensunterhalt dienenden Güter an dem entfernten Orte 
nicht genau unterrichtet iſt, beſſer, ald Preis ſich wenigftens theilweile Naturalliefe- 
rung auszubedingen. In beiden Fällen ift der Tauſchhandel dem Gelvhandel, die Be- 
ftimmung eines Taufchpreifes der Beſtimmung eines Geldpreifes vorzuziehen. Für 
alle Fälle aber, wo im Handel alsbald, oder doc) in kurzen Zwiſchenräumen, Leiſtung 
und Gegenleiftung aufeinander folgen, wo die gegen einander hinzugebenden Dinge 
oder Leiſtungen nicht durch eine lange Zeit getrennt find, und, wo man über Die Preiſe, 
welche das Geld am Zahlungsorte bat, genügend unterrichtet ift, ericheint in der That 
das Geld ale der befte und ficherfte Preisausgleicher. 

Aber außerdem ift das Geld auch das ficherfte und befte Preismaaß. Es hat 
als ſolches ganz andere Functionen, wie ald Breisausgleicher, und nicht felten beruhen 
faliche Urtheile über das Weien des Geldes auf der Unfenntniß von der Verfchieden- 
artigfeit diefer Bunctionen. Das Preismeflen ift eine Urtheilsfunction, das Preis— 
ausgleichen eine äußere, zur Erſcheinung fommende Handlung. Der Zwed des Preis— 
meſſens liegt in der Beftimmung des Preifes, den man im — für Etwas bekommen 
oder geben könnte, oder würde, der Zweck des Preisausgleichens liegt in der Erwer— 
bung eines Rechtes durch Hingabe eines anderen Rechtes). Als Preismaaß kann 
man a priori jedes beliebige Ding wählen ; denn der Preis jedes Dinges läßt ſich in 
Einheiten jedes anderen Dinges ausdrüden. ——— Ding wird aber als Preis— 
maaß am brauchbarſten ſein, deſſen Preis ſelbſt am bekannteſten und am wenigſten 
veränderlich iſt. Und, da der Preis des Geldes als des ſicherſten und üblichſten, all— 
gemeinverbreitetſten Preisausgleichers, beſonders befannt, auch im Verhäaltniß zum 
Preiſe der meiſten anderen Güter zugleich wenig ſchwankend iſt, erſcheint das Geld 
zugleich aud) als das befte Preismaaß. Statt des Geldes z. B. Getreide, wie öfters 
vorgeichlagen, zu einem allgemeinen Preismaaß zu erheben, würde ſich nur da empfeh— 
len, wo die Getreidepreife befannter wären, als die Geldpreife, d. b. da, wo man 
beſſer wüßte, wie viel man von allen anderen Dingen für ein gewified Getreidequan- 
tum, ald wie viel man davon für eine gewifle Geldſumme erhalten fann. Das Bor: 
handenfein eines allgemeinen Preismaapes ift ebenfo wichtig für die Volkswirthſchaft, 
wie das Vorhandenfein eines allgemeinen Preisausgleichers. 

Wollte der Eine die Preife der Güter, Die er zu verfaufen hat, nadı Geld, der 
Andere nad) Getreide, ein Dritter nad Del u. ſ. w. meflen, jo würden die Refultate 
diefer Meſſung, alfo 3. B. die Preiscourante, fehr ſchwer mit einander zu vergleichen 
fein, fo würde der Handel in viel jchlimmerem Maaße beeinträchtigt werden, als er 
ſchon jegt 3. B. durch Berichiedenheiten der Längen-, Gewichts: und Hohlmaaße viel- 
fach beeinträchtigt wird. — Daß das Geld, alfo in erfter Linie das Metallgeld, gerade 
geeignet erſcheint als Preismaaß, ift ein um fo größerer Gewinn, ald es aud) zugleid) 
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der befte und bequemite — iſt. So können Preiſe mit demſelben Gute 
ausgeglichen werden, nach deſſen Einheiten man ſie bezeichnet und bemißt. Die Ver— 
ſchiedenheiten det Münze find zwar für die Preisausgleichung ebenſo ein Hemmniß 
wie für die Preismeſſung; legteres aber nur in demfelben Grade, wie die Verjchieden- 
heiten der anderen (Längen, Hohl ıc.) Maaße bewirken, daß die Längen-, Raums ıc. 
Beftimmungen nicht ohne Weiteres gemeinverftändlich find. 

Aus der Auffafiung des Geldes als Preisausgleicher und Preismaaß geht ſchon 
hervor, daß das Geld nur ein Hülfs- und Förderungsmittel des Handels ift, und daß 
das Streben nad einerunbegrenzten Bermehrung des Geldes, wie ed 
z. B. dem Mercantilſyſtem zu Grunde liegt, Feine volfswirthfchaftliche Beredhti- 
gung hat. Bon privatwirthichaftlihem Standpuncte aus betrachtet ericheint das Streben 
nach Geld einfach als ein Streben nad) Vermögen, nad Gewinn, nad) Gütern, die 
man ſich durch Das Mittel des allgemeinen Preisausgleichers und auf dem Wege des 
Handels jederzeit verichaffen kann. Hier aljo ift das Streben nach Geld ein uncorrerter 
Ausdruck für ein an fich gerechtfertigtes Streben. Anders aber in der Bolfswirthichaft, 
wo in der That der Wunjch nad) Vermehrung des Geldes an ſich durchaus nicht gleich: 
bedeutend ift mit vem Wunſche nad Bermehrung des Volfswohlftandes, Bon zwei 
gegebenen Bölfern kann das eine viel ärmer an Geld fein, ald das andere, und doch 
eines höheren Wohlftandes fich erfreuen. Der Werth des Geldes für die Volkswirth— 
ſchaft liegt nicht in Der Subftanz des Geldes, fondern in feinen Dienftleiftungen als 
Preisausgleicher, und diefe Dienfte fann unter Umftänden eine kleine Summe Gelves 
ebenjogut, felbft beſſer leiften, al8 eine vielmal größere. 100 Thaler, die immer um— 
laufen, leiften weit größere Dienfte, als Millionen, die vergraben find. Diele Be- 
trachtung führt ferner auf die Frage nah dem Maaße des Geldbedarfes eines 
Volkes. Wer diefe Frage beantworten wollte, müßte anzugeben wiſſen, wie viel Preife 
bei dem fraglichen Bolfe in einem gewiſſen Zeitabjchnitte auszugleichen find, wie hoch 
der Preis der der Geldwährung zu Grunde liegenden Metalle ift, und wie oft ein und 
dafielbe Geldftüd in dem betreffenden Zeitraum im Handel ausgegeben wird. Da es 
unmöglich ift, die erfte und die legte dDiefer Größen annähernd richtig zu beftimmen, 
muß man darauf verzichten, die Größe des Geldbedarfes eines Volkes zu berechnen. 
Zum Glüd äußert ſich der —— durch beſtimmte Symptome conſtantes Steigen 
des Disconts und des Zinsfußes überhaupt, ſowie conftantes Fallen der Güterpreiſe 
und der Löhne), und, ſobald dieſe Symptome mit Beſtimmtheit erkannt werden, pflegt 
ſich die Heilung des Uebels bald von ſelbſt zu vollziehen. — Ebenſo unmöglich wie 
die Berechnung des Geldbedarfes ift die Ermittelung der Menge desineinem 
Lande umlaufenden Geldes. Verſuche folder Ermittelungen find viele gemacht 
worden; auf die Ergebniffe irgendwelche Schlüffe zu bauen, ericheint ftets in hohem 
Grade mißlih. Was das Metallgeld anbelangt, fo ift zu bevenfen,, daß von den im 
Inlande geprägten Münzen viele in's Ausland gehen, viele verloren, eingefchmolgen, 
und jonft dem Berfehre entzogen werben, daß aber andererfeits bei der Leichtigkeit un- 
feres internationalen Verkehrs auch viel ausländifches Geld in allen Ländern circulirt. 
Was das Papiergeld anbelangt, jo wird zwar davon in der Regel weniger zu Zahlun: 
gen in's Ausland verwendet, und circulirt in der Regel weniger fremdes im Inlande ; 
um jo mehr geht aber davon durdy Abnug, Verbrennen u. f. w. verloren. Uebrigens 
ift die Frage nad) den Mengen des umlaufenden Geldes auch müßig. Denn, fände 
man, daß heute weniger umliefe, als gleichzeitig im Vorjahre, jo wäre daraus noch 
fein Schluß von irgendwelcher Tragweite zu ziehen. Die Wirkungen, die Dienfte der 
geringeren Quantität fönnen größer fein, als die der größeren. Biel wichtiger wäre 
es jchon, die dee mit De Genauigkeit beantworten zu fönnen, wie viel der 
Handel mit VBortheil Ereditgeld aufzunehmen, zu verwerthen ver: 
möge. Unmittelbar kann man auch diejes nicht. Allein es fommt auch weniger auf 
einen unmittelbaren, zahlenmäßigen Ausprud diefer Ouantität, als darauf an, zu er: 
fahren, ob das augenblidliche Bedürfniß gededt, oder noch nicht befriedigt fei. Und, 
um fidy ein ungefähres Urtheil hierüber zu bilden, muß man auf die Symptome der 
DACH oder Nichtbefriedigung achten. Iſt die erftere nämlich eingetreten, fo 
werden bei jeder weiteren Bapiergeldausgabe häufig, conftant und maflenhaft Noten 
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bei den Auswechslungscaſſen präfentirt, wird die Beliebtheit der Noten im Handel 
inger werben, werben diejelben endlich im Eourfe unter pari zu ſinken anfangen. 
Im entgegengejegten Falle fann der Mangel felbft zu einem Hebiraarkoer der Noten, 
führen, und wird fich der fortwährende Bedarf durch feltene Präfentation zur Einwechs— 
(ung anzeigen. Der Irrthum, daß eine Regierung oder eine Bank Papiergeld in be- 
liebiger Menge ausgeben fönne, ift längft beieitigt, Sobald davon mehr ausgegeben 
ift, ald der Handel aufnehmen fann, hört das Papiergeld einfady auf, Geld zu fein. 
Zur volftändigen Kenntniß von dem Weſen des Geldes ift es endlich unerläß- 
ih, daß man ſich Rechenſchaft gebe über die Frage: Wonach richtet ſich der 
Preis des Geldes? Der Preis des Metallgelves richtet ſich nach dem Preiſe fei- 
ned Stoffes, indbefondere nad) dem Preije der edlen Metalle. Der Preis der edlen 
Metalle richtet ſich, wie der aller Erzeugnifle, nad) den Erzeugegebühren. Die Eon- 
currenz drüdt ihm bald herunter, bringt ihn ag hinauf, oder hebt ihn über 
ven den Erzeugegebühren entſprechenden Sag. Sie hat hier wie bei allen Gütern, 
deren "Erzeugung natürlichen Beichränfungen unterworfen ift, welche der Menſch 
noch nicht zu überwinden vermag, [großen Spielraum; aber auch bei den Edelmetall⸗ 
preifen ift dody die Tendenz der Annäherung an den Betrag der Erzeugergebühren 
unverfennbar. Das Gold hat einen höheren Brei, als das Silber, weil zur Hervor⸗ 
bringung einer Marf Gold gewöhnlich weit mehr Aufwand an Zeit und Gapital nöthig 
ift, als zur Herworbringung einer Marf Silber. Aus demfelben Grunde ift der Preis 
des Silbers höher, als der des Kupferd, der des Kupfers höher, als der des Eifens 
u. ſ. f. Würde fid) einmal das Edelmetall in fo großen Mengen anhäufen, daß dies 
jelben über das Bebürfniß hinausgingen, fo würde fein Preis * herabgedrückt werden, 
daß der Bergbau auf Edelmetall nicht mehr mit Gewinn betrieben werden könnte, und 
würden zunächft alle diejenigen Bergwerke, Schmelzhütten u. ſ. w. aufgegeben 
werden müflen, bei denen ſchon vorher der Reinertrag am niedrigften war. Der hohe 
Preis der edlen Metalle im Verhältniß zu ihrem Gewicht Bringt es mit fich, daß die 
Berfendungskoften derjelben verhältnigmäßig geringer find, als die aller anderen Ge- 
werbserzeugnifte. Daher fommt es, daß der Preis der edlen Metalle an einem Orte 
nicht lange höher fein fann, ald an einem anderen, vorausgefegt natürlich vollftändige 
Freiheit des Handels. ine Preisfteigerung am einen Drte führt bald Zufendungen 
von anderen Drten herbei. Wenn man die Preiſe der edlen Metalle mit einander 
vergleicht, fo findet man, daß ſich das Preisverhältniß derjelben in den legten 
Jahrhunderten feineswegs in den nämlichen Berhältnifien geändert hat, wie das Pro— 
puctionsverhältniß. Bekanntlich hat die Goldproduction in Amerika gegen Ende des 
15. und feit Anfang des 16. Jahrhunderts einen beveutenden Aufſchwung genommen 
und hat wiederum die Entdedung der kaliforniſchen Golplager feit 1849 die Menge des 
Goldes in überaus beträchtlihem Maaße gefteigert, während fich die Silberprodurtion 
ſchon feit Jahrhumderten,, wenn auch viel regelmäßiger, fo doch nur ganz allmählid, 
vermehrt hat, und gleichwohl finden wir jene großen Productionsihwanfungen des 
Goldes in dem Preisverhältnig zwiſchen Gold und Silber faum entiprechend wider: 
gefpiegelt. Es ftand das Silber zum Golpe : 
im Jahre 1522 wie 10,,, : 1; im Jahre 1710 wie 15,95 : 
⸗ 1559 ⸗-11413 1750 +» 14,0: 
1623 » 11, :1; ⸗ 1780 = 14, : 
eo 1665 +» Mal = 1800 Bun: 
. 1690 - ide :1; 
In den 32 Jahren von 1816 — 47 war der niedrigfte Cours 15,,, : 1 und ber 
höchfte 16,20 : 1, der Durchichnittscourg 15,5 : 1; 1852 ftand Gold zu Silber wie 
15,4 :1, 1859 = 15,., 1, 1860 = 15, : 1, 1861 = 15, : 1. Mit den 
Scwanfungen in den Productionsverhältnifien gehen die Schwanfungen im Verhält 
nifie des Bedarfs nicht Hand in Hand. Das obige Gefeg, wonad die Preife der 
edlen Metalle ſich nach den erh er richten, wird Durch die eben angeftellte 
Beobachtung indeß nicht alterirt, weil diefelbe fich nicht auf die Preife der edlen Me- 
talte an fih, fondern auf ihr Preisverhältniß zu einander bezieht. Daß übrigens jenes 
Gefeg in kurzen Zeiträumen nicht Kar zur Erfcheinung kommt, fondern ſich nur in 


— — — — 
“ . * 





350 Geld und Geldwirtbichaft. 


langen Perioden, in denen der Einfluß von Zufälligfeiten ſich ausgleicht, voll bewahr- 
beitet, ift jelbftwerftändlich. Jedenfalls aber jteht die Preidermäßigung der edlen Me— 
talle feit der Entdedung von Amerifa bei Weitem nicht im Verhältniß jur Produc- 
tionsvermehrung. Diele legtere ift enorm, während ſich der Preis der edlen Metalle 
jeit jener Zeit vielleicht nur im Verhältniß von 3—4 : 1 vermindert hat. Auch Diele 
Thatlache widerlegt nicht, jondern beftätigt eher die Nichtigkeit des obigen Geſetzes. 
Die Maſſe der Erzeugnifie ift gewachſen, Die Erzeugergebühren find wenig gelunten ; 
die Mehrproduction war nie eine Ueberproduction ; denn der Bedarf ftieg mit ihr faſt 
immer in gleihem Maaße. — Daß der Preis des gemünzten Geldes faft überall etwas 
höher ift, als der des ungemünzten, hat darin jeinen Grund, daß faft überall ein 
Scylagichag erhoben wird. Wo dies nicht der Fall, wie in England, ift Doch Die 
Auswechslung des rohen Goldes gegen gemünztes mit Zeitverluft und Transportfoften 
verbunden. Der Preis des Gold- und Silbergeldes ift in verichiedenen Ländern und 
zu verfchiedenen Zeiten verfchieden. Aber lange Zeit hindurch fann an feinem Drte 
der Preis bedeutend höher fein, ald anderwärts, weil die Verſendung in die weitefte 
Berne verhältnigmäßig wenig koſtet. Auch ändert jid) der Preis in furzen Zeiträumen 
nicht merflih. Nur in langen Zeiträumen ift ein bedeutendes Steigen oder Fallen 
an. weil die jährliche Erzeugung der edlen Metalle nicht jo veränderlid) ift, als 
3. B. die des Getreides, Weines u. |. w., ferner, weil das Gold und Silber größten: 
theils nicht durch Verbrauch, fondern durdy Benutzung verſchwindet, und deshalb die 
Menge der jährlichen Erzeugung der Bergwerfe jehr gering ift im Vergleich zu den 
vorhandenen Vorräthen. Auch vermindert ſich der Gebrauch der edlen Metalle zu 
Zweden, die außerhalb des Handels liegen, bei fteigenden und vermehrt ſich bei fallen: 
den Preifen, weil mit diefen Metallen nicht Bebürfniffe der Nothwendigfeit, ſondern 
nur joldye des Wohllebens befriedigt werden. — Ob dag Geld im Preiſe geftiegen, 
oder gefallen fei, ift oft jehr ichwierig zu beurtheilen. Wenn der Preis irgend eines 
Gutes, 3. B. des Roggens, von 2 auf 3 Thaler geftiegen ift, fo fünnen die Urfachen 
dieſer Preisänderung entweder anf Seiten des Roggens, oder auf Seiten des Geldes, 
oder theild auf Seiten des Geldes, theils auf Seiten des Noggens liegen. Dafür, ob 
die Urfache der Aenderung auf Seiten des Roggens, oder auf Seiten des Geldes liege, 
hat man ein Kriterinm injofern, ald man annehmen kann, daß, wenn die Preisiteige- 
tung unter allen Dingen, für weldye Geld gezahlt wird, ausjchließlid), oder doch vor» 
zugsweiſe den Roggen ergriffen hat, die Urfache auf Seiten dieſes Gutes, wenn fie 
dagegen ungefähr gleichzeitig auf alle jene für Geld Fäufliche Dinge fid) erftredt hat, 
die Urfache auf Seiten des Geldes liege. Daß die Urſache einer Preisänderung auf 
Seiten des Geldes liege, fann man alſo nur dann annehmen, wenn für alle Dinge, 
oder doch für die meiften in allen an dem Welthandel theilnehmenden Ländern mehr 
oder weniger Geld gezahlt wird. Bei vielen Dingen liegt die Urſache der Preisände- 
rung nachweislich ebenfowohl auf Seiten des Geldes, wie auf Seiten des mit Geld 
erfauften Oegenftandes. (Preis des Holzes heute im Vergleich mit vor 300 Jahren. ) 
Bisweilen haben beide Urfachen fo eingewirft, daß die eine den Preis erhöht, die an- 
dere ihn erniedrigt hat z. B. bei Induftrieerzeugnifien, befonders bei Geweben. Kat- 
tun jeit 100 Jahren viel billiger geworden. Würde aber mit Rückſicht auf die Erzeu- 
— noch viel billiger ſein, wenn nicht das Sinken der Geldpreiſe erhöhend gewirkt 
arte). ; 

Der Breis oder Cours des Ereditgeldes richtet ſich zunächft nach dem Preiſe 
des Metallgelves , an deifen Stelle e8 häufig zu treten hat, außerdem aber auch nad) 
dem Gredit des Ausgeberd. Wenn der Eredit des Ausgebers über allen Zweifel er: 
haben ift und wenn das Greditgeld ohne allen Abzug jederzeit gegen Baar eingelöft 
werden kann, fo fteht ed al pari, d. b. es hat gleichen Cours mit dem Metallgelve. 
Einen niedrigeren Preis hat ed dann, wenn der Gredit des Ausgeberd mangelhaft ift 
und wenn die erwähnte Auswechslung nicht unter allen Umftänden ftattfindet. 

Literatur: Adam Smith, Die Uri. des Nat.Reichthums (bearb.v. As her, 
1861) Bd. I. Gap. 4, und Bd. II. Gap. 3. — Say, Cours complet etc. Thl. III. 
Gap. 6. — Rau, Lebrb. 8 257 ff. — Roſcher, Grundlagen der Nat.Oekon. 
$ 116. — 7. St. Mill (über. v. Soetbeer), Bolit. Defon. Bd. I. 512 ff. und 
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Bd. III. Eap. 9. — Hoffmann, Die Lehre vom Gelde. Berlin 1838. — Cheva- 
lier, La monnaie. 1850. — F. ©. Schulze, Nationalöfonomie. Leipzig 1856: 
. Bd. II. ©. 611. A. Emminghaus. 


Gelehrte Gewerbe. 

Die gelehrten Gewerbe nehmen im wirthichaftlichen Leben der Nationen eine 
höchſt bedeutende und ehrenvolle Stellung ein. Mit der Ausbreitung der Givilifation, 
mit der Verfeinerung der Gultur und mit dem Fortjchreiten der Induftrie hat ſich aud) 
die Wiſſenſchaft immer weiter ausgebreitet und fich jedem einzelnen Induftriegweige 
unentbehrlich gemadyt. Da jede Snduftriethätigfeit, d. i. jede Hervorbringung von 
Prodneten nur in Gemäßheit von Naturgefegen von Statten gehen fann , jo läßt fid) 
jeder Induſttiezweig in drei Elementarfunctionen zerlegen: 1) in die Erforfchung der 
Naturgefege, das iſt die Induftriefunction des Gelehrten; 2) in die Anwendung diejer 
Naturgefege auf die Erzeugung nüglicher Producte und Befriedigung menichlicher 
Bedürfniffe mittelft zufammengebrachter Productionswerfzeuge, das ift die Arbeit des 
Induftrieunternehmers, und 3) in die körperliche Ausführung der Production mit 
Hülfe der vom Unternehmer herbeigeichafften Werkzeuge, das ift die Function des 

andarbeiterd. Dabei kann ein und derfelbe Menſch ſehr füglich in Bezug auf das 
nämliche Product zweierlei oder gar alle drei Induftriefunctionen zugleich verrichten. 
In der Landwirthichaft forfcht der Gelehrte nadı der Qualität des Bodens, nad) den 
beiten Getreide: und Pflanzenjorten, nach den Flimatifchen und geologifchen Bedin— 
gungen ihres Gedeihens. In der Manufacturinduftrie unterfucht er die Farbeitoffe 
und ihre zweckmäßigſte Benugung, prüft er die hemifchen Beftandtheile des Zuders 
und die einfachiten Mittel zur Läuterung defjelben. Im Handel forſcht der Gelehrte 
nach den Producten des innern Afrika und den Bedürfniffen der dortigen Einwohner 
und nad) den beften Mitteln, um dorthin zu gelangen; er unterfucht die Bahnen der 
Sterne, die Meeresftrömungen, das Wetter und die Stürme, um den Schiffern die 
möglichite Sicherheit zu bieten, er ſtudirt die Gejege der Eleftricität, um mit Hülfe 
des eleftrifchen Stromes die fernften Länder in Bligesichnelle miteinander zu verbin: 
den. So haben Gelehrte wie Keppler, Galilei, Newton, Liebig, Wöhler, Bunſen 
von ihren Studirzimmern aus dem Handel, der Induftrie und Landwirthichaft die 
unſchaͤtzbarſten Dienſte geleiftet und mehr produeirt, als Hunderttaujende von Indu— 
ftriellen zufammengenommen. In denjenigen Induftriezweigen, welche immaterielle 
Producte hervorbringen, erforfcht der Gelehrte die Gejege der Dramaturgie und den 
Einfluß der Perſpective, Akuftif und Mechanif, die der Iheaterunternehmer und 
Schauſpieler anwendet, oder er ergründet als Politiker und Volfswirth die Gejege vom 
ftaatlihen und wirthichaftlichen Zufammenleben der Menſchen, weldye das Staats: 
oberhaupt mit Hülfe jeiner Erecutivbeamten auf die Staatsangehörigen anwendet. 
Adam Smith verweigert den Rejultaten der gelehrten Gewerbe den Namen Producte 
und nennt Die Arbeit, der fie fi widmen, unproductiv, was aus feiner Deutung 
des Wortes „Reihthum“ folgt, denn jtatt diefen Namen allen Dingen beizulegen, die 
einen Taufchwerth haben, giebt er ihn bloß ſolchen, die einen aufbewahrungs- 
fähigen Tauſchwerth haben und verjagt ihn folglid allen Producten, deren Con— 
jumtion im Augenblid ihrer Schöpfung erfolgt. Gleichwohl befriedigt die Induftrie 
eines Arztes, eines Advocaten und Richters , eines Ajtronomen und Chemifers jo 
nothwendige Bedürfniffe, daß ohne ihre Arbeiten Fein Staat beitehen fünnte, Die 
Früchte diefer Arbeit find jo ſehr reell, daß man fie um den Preis eines andern mates 
riellen Productes, dem A. Smith den Namen Reichthum zugeiteht, anſchafft und daß 
durch dergleichen wiederholte Umſätze die Producenten immaterieller ‘Producte zum 
Wohlitand gelangen. Der Arzt, welcher einen Induftrieunternehmer heilt, ver Tau: 
jende von Arbeitern beichäftigt, hat eine ſehr productive Handlung ausgeführt, und 
jein Rath wird daher wahricheinlich gegen ein jehr hohes Honorar eingetaufcht. 

Der Arbeitslohn der Gelehrten ift durchichnittlich geringer al8 der Gewinn an— 
derer Induftriezweige. Die Honorare der Aerzte, Advocaten, Staatsbeamten find 
nicht angemefjen groß, wenn fie nicht außer der Belohnung ihrer wirflichen Arbeit 
und ihres Talents (einer Naturfraft, womit die Natur ſie bejchenft hat) auch den 
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Zins des zu ihrem Unterricht aufgewendeten Kapitals, die Koften mehrjähriger Stu: 
dien und Reifen ıc. begreifen. Der Gelehrte, welcher materielle Producte ſchaffen 
hilft, erhält gewöhnlich äußerft wenig von dem Taufchwerthe der mit feiner Hülfe 
gewonnenen ——— weil aus einem einzigen Exemplar der Schrift eines lebenden 
Gelehrten Hunderte von Unternehmern Unterricht ſchöpfen können, weil die Erzeug— 
niſſe der Gelehrten gewöhnlich die raſcheſte Verbreitung haben und felten geheim blei— 
ben, oder von den betreffenden Erfindern felten als Selbftunternehmer der betreffen- 
den Production auf eigene Rechnung angewendet werden. — Der Zudrang zu den ges 
lehrten Gewerben trog des im Allgemeinen fo ſchlechten Lohne ift nur Dadurch erflär= 
lich, daß die Wiſſenſchaft für viele ihrer Belenner den beften Lohn in ſich ſelbſt trägt, 
daß fie mehr Chancen für Ruhm und Ehre, für Befriedigung höherer und edlerer 
Beftrebungen bietet, und daß Die gelehrten Gewerbe von vielen reihen Leuten über: 
haupt viel weniger des materiellen Lohnes als des innern geiftigen Genufles halber 
ergriffen und ausgeübt werden. Der Mitbewerb diefer reicheren Fachgenoſſen drüdt 
den Gewinn der unvermögenden Gelehrten auf ein beicheidenes Maaß herab. Faſt in 
allen Zweigen der Staatsverwaltung finden fid) mehr Bewerber ald Stellen. Die 
Kenntniffe der Gelehrten circuliren rafch von einer Nation zur andern. Die Gelehrten 
felbft wirfen für ihre weitere Verbreitung, weil ihnen Anerkennung und das Bewußt⸗ 
fein, der Menſchheit zu nügen, gewöhnlich mehr werth find, als Geld und Gut. 
Die Wiffenjchaften werden allmählich immer mehr Gemeingut des ganzen Volfs. 
Die frühere Abgeichlofienheit der Gelehrten als einer befondern Kafte, ſchwindet mehr 
und mehr. Die Wiffenihaften verjchwiftern ſich immer inniger mit allen einzelnen 
Induftriegweigen. Der Gelehrte fteigt hinunter in die Fabrif und Werfftatt und der 
Gewerbsmann fteigt hinauf in die Regionen der Theorie und der wiflenichaftlichen 
Erfaffung feiner gewerblihen Aufgaben. Hunderte von Functionen , welde früher 
nur den Jogenannten Gelehrten anvertraut wurden, werden jegt ebenfogut von Nicht: 
gelehrten oder Laien — Der Zunftbann in der Diplomatie, Staatsverwal— 
tung, Rechtspflege, & nde, im Unterrichtsweſen und auf andern Gebieten ift ge— 
brochen. Kaufleute, Habricanten und Arbeiter werden Minifter, Gefandten, Bürger. 
meifter, Handelsrichter, Geihworne, Schöffen, Echriftfteller, Lehrer und Beamten 
In allen Zweigen des öffentlichen Dienftes. Es herrſcht in diefer Hinficht ſchon die 
freiefte Goncurrenz, ein Mitbewerb der verjchiedenften Glafien und thatſächliches 
Ignoriren aller Vorſchriften über Abiturienten-, Maturitäts-, Univerſitäts-, Aſſeſſoren⸗ 
und andere Prüfungen; aber Diejenigen, welche ſich den gelehrten Gewerben als 
einer Lebensaufgabe berufs- und gewerbemäßig widmen wollen, haben nichtsdeftome: 
niger noch unter einer jehr weitreichenden Bevormundung des Staats zu leiden. Der 
wichtige Artikel der deutihen Grundrechte: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei“ 
ift leider noch nicht zur Wahrheit geworden. Es wird die Aufgabe der nächſten Zu: 
funft fein, nachdem die Freiheit der Arbeit auf dem gewerblichen und technifchen Ge— 
biete durchgefegt iſt, auch Die geiftige Arbeit zu befreien und den gelehrten Bewerben 
ihre Fefleln abzunehmen. Die Eonjequenz des Gedanfens führt mit Nothwendigfeit 
über das materielle Gebiet hinaus zu dem’Poftulate der freien Bewegung der geifti- 
en Arbeit, die fid) nocdy weit weniger bevormunden und in ftarre Regeln einfchnüren 
—3— als die bloße Körper: und Handarbeit, — Theoretiſch läßt ſich der Beweis 
leicht führen, daß auch die gelehrten Berufszweige für Alle gleicy zugänglich fein fol: 
len, daß das Talent und der Charakter nicht durch die Macht des Geldes oder die 
Willkür der Gefege in unfrucdhtbare, oder wohl gar verderbliche Bahnen gelenft wer: 
den dürfen, daß gerade die gelehrten Gewerbe, wie 4. B. die der Rechtsanwälte und 
vor Allem der Aerzte im eminenten Sinne des Worts „Vertrauensgewerbe“ find, und 
alſo wie auf materiellem Gebiete fo audy hier das Publicum am beiten felbft zwiſchen 
dem Guten und Schlechten zu wählen hat. Gerade bei den gelehrten Gewerben 
fommt es ganz befonders auf die inneren Gigenfchaften der Moralität, des Fleißes, 
der Gewiftenhaftigfeit, Ausdauer ıc. an, die feine Prüfungsbehörde erforichen fann. 
Derjenige Arzt oder Advocat, weldyer fein Gramen anı beften beftanden hat, kann 
vielleicht gerade der ſchlaueſte Betrüger und Heuchler werden, und Taufende von 
Kranken müſſen alljährlid lege artis fterben. Bei dem heutigen Stande der Wiſſen— 
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ſchaft und ihren rafchen Fortfchritten müßte jeder Gelehrte mindeſtens alljährlich von 
Neuem geprüft werden, denn das rechte Lernen beginnt meift erft, wenn Univerfitäts- 
zeit und Eramina vorüber find und das praftifche Leben feine Anfprüche an ven Mann 
ſtellt. Man braucht deshalb nicht Prüfungen abfolut zu verwerfen, und es zu tadeln, 
ſich denjelben freiwillig zu unterwerfen; aber e8 erfcheint nicht gerecht und zweckmäßig, 
Prüfungen und Eoncefftonen zu einer Bedingung der Praris und Erwerbsfähigfeit 
auf dem Gebiete der gelehrten Berufsftände zu machen. Die nähere Motivirung die: 
ver Anfihten, die Vielen noch als zu fühn und eitel Conſequenzenmacherei erfcheinen 
mögen, würde die dieſem Artifel gefteckten jehr engen Grenzen weit überfchreiten. Es 
muß daher auf die allgemeinen Erörterungen in dem Artifel Gewerbe, Erwerbsfrei— 
heit, Eoncejfionswefen ſowie auf die Verhandlungen des fünften Eongrefies deuticher 
Volkswirthe über die Stellung der gelehrten Berufsarten zur Gewerbefreiheit verwie- 
fen werben. Diefelben find, außer in den ftenographifchen Berichten noch in einem 
Separatabdrud herausgegeben und mit Anmerkungen verjehen vom Berichterftatter 
für Die ärztlichen Berufsarten (Altdorf, Weingarten. Drud und Verlag von Fr. 
Mollenfopf 1863). Die Freiheit der gelehrten Berufsflände hängt übrigens aufs 
engfte zufammen mit einer Reform der Univerfitäten und der Befeitigung des afade: 
en Zunftzwanges. Die ne. Einrichtungen unferer Univerfitäten nehmen zu 
wenig Rüdfiht darauf, daß die Wiſſenſchaft und Bildung jest verallgemeinert find 
und der Zutritt zu den Univerfitäten daher allen Lern» und Wiffensbedürftigen er- 
leichtert werden follte. V. Böhmert. 


Gemeinde und Gemeindewirthichaft. 

Nur bei Aderbau- und feßhafte Gewerbe treibenden Völfern giebt e8 Gemeinden ; 
Nomaden fennen nur Familien und Stämme. Gemeinde dagegen ift die von den zus 
fälligen SBerfönlichkeiten und perfönlichen Beziehungen der Mitglieder unabhängige, 
bleibende territoriale Verbindung der re ae zur Erreichung der aus 
diefer Nachbarſchaft hervorgehenden, beziehlich derfelben zu Grunde liegenden oder im 
Kreife derielben am beften erreichbaren gemeinfchaftlichen Interefien. So etwa läßt ſich 
der Begriff der Gemeinde in einer Weiſe ausprüden, welche für den nad) Ort und Zeit 
fehr verfchiedenen Umfang des Gemeindezwecks und Gemeindebezirks den nöthigen 
Spielraum läßt. Dieje nothwendige Elafticität ihres Begriffs hat die Gemeinde mit 
dem Staate gemein, dem fie in den meiften Beziehungen gleichartig ift, jo daß zu Zei- 
ten bier Staat und Gemeinde gänzlich aufammenfallen, dort die Aufgabe der Gemeinde 
in die des Staatd aufgenommen werden fonnte, in welchem legteren Falle die Ger 
meinde nur noch eine abminiftrative Unterabtheilung des Staats vorftellt. Eine vernünf- 
tige Politik hingegen fordert, daß die Gemeinde ein zwar in vielen Stüden dem Staate 
untergeordnetes, doc) innerhalb feiner Machtiphäre ſelbſtändiges Leben führe und fo 
wenigitens zu einem Theile diejenigen Lücken ausfülle, welche ver Staat in feinen Ver— 
anftaltungen zu Erreihung des Gefellichaftszwedes aufzeigt und aufzeigen muß, um 
entweder feinen Organismus nicht zu fehr zu compliciren und dadurch von dem 
Kraftaufiwande zu viel ohne Nupeffect zu verwenden, oder um durch Vertheilung der 
Aufgaben die Uebermacht des einheitlichen Gejellichaftsorgans über das Individuum 
nicht allzugroß zu machen, beziehlich mehr Garantieen gegen den Mißbrauch derjelben 
zu geben, 

i Jene politifche entfpricht auch am beften der hiftorifchen Stellung der Gemeinden, 
welche, in ihrer Mehrzahl älter al8 die ganze jegige europäifche Staatenwelt , den 
Wechfel der Herrichaften, ja der Nationalitäten überdauert und ein von den legteren 
unabhängiges, in der Natur der Sache liegendes Intereſſe als den Grund ihrer Eriftenz 
documentirt haben. Dieſes Intereffe knüpft fih an die Befigverhältnifie, und infofern 
trägt die Gemeinde viel ausgeprägter einen öfonomifchen Charafter als der Staat, 
einen Charakter, der ihr, freilich in anderer Geftalt, als Trägerin eigner Vermögens: 
— geblieben iſt, ſelbſt wo man ihr ſonſt alle ſelbſtändige Bedeutung zu nehmen ver⸗ 
ucht hat. 

Nach ihrer wirthſchaftlichen Eigenthümlichkeit ſcheiden ſich die Gemeinden in 
ackerbau⸗ und gewerbtteibende. Der ſchroffe Unterſchied, welcher in den älteren euro— 
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pätfchen Ländern zwifchen Städten und Dörfern hervortritt und felbft durch eine 
gewaltfam nivelliende Gejeggebung , wie die der franzöſiſchen Revolutiongzeit , nicht 
verwifcht werden fonnte, ift allerdings zum Theil Folge politiicher , wenngleich auf 
wirtbichaftlihem Grunde berubender Vorgänge und —— Der Aderbau ge- 
ftattet Feine foldye Concentration vieler Einwohner auf engem Raume, wie die Indu—⸗ 
ftrie. Infolge defien fehlte e8 den Aderbaugemeinden an Widerftandsfraft und Wider: 
ftandsmitteln. Sie geriethen in Abhängigkeit , während die gewerbtreibenven, on 
fpäter, meift erft unter dem Schuge geiftlicher oder weltlicher — entſtanden, fi 
ſelbſtändigere ng? ihrer innern Angelegenheiten, wohl gar völlige Unabhän- 

igfeit innerhalb ihrer Mauern und des nächſtangrenzenden Gebietes errangen, ja 
Ihrerfeit fich zu Herrfchern aufwarfen und Landfchaften , felbft den Adel (in Italien) 
unter ihre Botmäßigfeit bringen fonnten. Die landwirthichaftliche Decentralifation 
bat übrigens fehr verfchiedene Grade. Am weiteften geht fie in den rein deutichen Ge: 
bieten, wo die Anftevelungen nad) individuellem Belieben erfolgten. Hier ift die Ge- 
meinde ein nur juriftiich verbundener Gompler von Weilern, Höfen ıc. Das andere 
Grtrem bilden die coloffalen zwifchen Stadt und Dorf in der Mitte ſchwebenden Märkte 
Ungarns, in denen eine langdauernde Unficherheit auch die Aderbauer aus weiten Be- 
zirfe Schuß fuchen ließ, wenn fie nicht vorübergehend genöthigt waren , fid) zu ihren 
entfernten Feldern zu begeben, ein Fall, der bei der niedern Stufe der Landwirthſchaft 
viel feltener eintrat, als in den Gulturländern, wo der Anbau des Feldes eine faft un- 
ausgelegte Thätigfeit erfordert. Soldye Anftedelungen erinnern nody etwas an Noma- 
denlager. In der Mitte zwiſchen diefen beiden Ertremen ftehen die flawiichen „Ringe“, 
zufammengebaute Wohnungscomplere einer Kleinen Zahl Anftedler, welche wahrſchein— 
lich auch das Aderland der Gemarfung urfprünglich, wie noch bis in die neuefte Zeit 
in Rußland, mehr oder minder ald Gemeingut behandelten. Soldye Anfiedelungen 
haben den Dorfgemeinden im öftlichen Deutichland vorwiegend ihre Geftalt gegeben. 
Die Abhängigkeit war hier natürliche Folge der deutichen Eroberung, während fie im 
Weſten ſich ald Folge ungleicher Fähigkeit, die Laften des permanent gewordenen Kriegs: 
dienftes zu tragen , herausbildete und nur an der Weſtküſte und in den Hocgebirgen 
fi) ein ganz freies Landgemeindeweſen erhielt. 

Unter den Städten hinwiederum hoben ſich nur die durch bedeutende Erportindus 
ftrie und — ausgezeichneten — bei der Schwierigkeit des Landverkehrs beſonders 
die an Küſten und ſchiffbaren Strömen gelegenen — zu mehr oder minder unabhängiger 
Bedeutung, während die nur das induftrielle und Handelsbevürfniß einer befchränften 
Nachbarſchaft befrievigenden Landftädte ganz unter dem Patronat des Grund-, bez. 
Landesherrn verblieben. Endlich brachte die Herausbildung ftändiger Regierungsfige 
mit bedeutenden Garnijonen, die Vergrößerung der Territorien, die ausgebildeter 
Gentralifation der Verwaltung ein neues künſtlich ftadtbildendes Element hervor, deſſen 
Vereinigung mit den älteren, natürlichen, jene ungeheuern Gemeinwefen erzeugte, deren 
Einwohnerichaft, nach halben und ganzen Millionen zählend, ein Volk für ſich aus- 
macht und obwohl formell dem Staate untergeordnet, eine faft ebenjo beſtimmende 
und egoiftifc; ausbeutende Rüdwirfung auf den legteren äußert, als die durch Waffen- 
erfolg zu Staaten, ja zu Oroßreichen gewordenen Stadtrepublifen des Altertbums und 
Mittelalters. 

Nah der Verfhiedenheit der Größe der Gemeinden ändert ſich nothwendig 
auch der Umfang ihres Zwedes und ihre Organifation. Unter den einfachften 
Berhältniffen, auf gegenfeitigen Schuß befchränft, hält fi), wo für diefen im Weſent— 
lihen die Staatögewalt jorgt, die Thätigfeit kleiner Gemeinden in den nächſtengen 
Grenzen hülfreicher Bewachung der Feldfrüchte und verlaffenen Gehöfte, gegenfeitiger 

üffeleiftung in Feuers: und Waflersnoth, Sorge für Weg und Steg, für a. 
owie für die geiftigen Elementarbebürfnifie, für Schule und Kirche. In neuerer Zeit 
achtet man, trog häufigen factifchen Zufammenfallens, auf die innerliche Verſchiedenheit 
der Kirch: und Ortsgemeinde, die ſich aͤußerlich ſchon dadurch anfündigt, daß, wie bei 
den nächſtvorhergenannten Aufgaben, die Mittel der politifchen Gemeinde ſchon nicht 
immer zureichten und man deshalb zufammengefegte Kirh-, Schul- und Heimathe- 
gemeinden bilden mußte. Solch einfache Verhaͤltniſſe erheifchen faft gar feinen befon- 
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dern Verwaltungsapparat. Eine oder ein paar Perfönlichkeiten fönnen die Hauptjache 
als Ehrenamt nebenbei verwalten. Die demofratiiche Selbftregierung ift leichter als 
irgendwo. Trotzdem findet fich gerade hier in alten Staaten als Reft früherer Unfrei« 
heit und der damit zufammenhängenden Borausfegung ungenügender Fähigkeiten der 
Gemeindeglieder, eine über die allgemeine Dberaufficht (welche die Beobachtung der 
Gejege und die Nichtgefährdung der Intereffen der bleibenden Gemeinde durch die der 
zeitweiligen Gemeindeglieder wahren joll) hinausgehende ftaatliche, beziehlich gutsherr— 
liche Bevormundung. In Städten, namentlidy größeren, bringt ſchon das enge und 
maflenhafte Zufammenwohnen, welches die Berührungen mannicyfaltiger, die Gelegen- 
heit zu gegenteitigen Beeinträchtigungen häufiger und Uebelftände aller Art befchwer- 
licher und verderblicher madjt, die Nothwendigfeit einer ausgedehnteren Berwaltungs- 
thätigfeit mit fih. Zur Sorge für beffere Inftandhaltung von Weg und Steg gefellt 
ſich die für Reinhaltung, Entwäfjerung und Beleuchtung derfelben, Fir Eröffnung und 
Freihaltung von Gommunicationswegen. Die enge Nachbarichaft begründet höhere 
Anfprühe an Bau- und Gewerböpolizei , felbft wo man ſich aller überflüffigen Bevor: 
mundung auf diefen vornehmlich dazu verführenden Gebieten zu enthalten weiß. Die 
elementaren Bildungsmittel allein genügen nicht den Anforderungen, welche das öffent- 
liche Interefie an die Ausbildung der Einwohner ftellt, und wenn auch die Pflege von 
Wiffenihaft und Kunft mehrentheilg als etwas über die Aufgabe der Stadtgemeinden 
hinausgehendes betrachtet wird, fo erheifchen fie doch wenigitens infoweit Berüdfidh- 
tigung, daß ihnen die Gelegenheit zu ihrer Entfaltung nicht verfümmert werde. End» 
lih mag unter Verhältniffen, wo hierdurch nur die Annehmlichfeit einer Claſſe geför- 
dert würde, die ſociale Entwidelung aber eine der würdigen Erholung der anderen 
ungünftige Richtung genommen hat, felbft die Sorge für das öffentliche Vergnügen 
als eine nicht abzulehnende Aufgabe des Gemeinwefens betrachtet werden ; die Aufficht 
darüber ift ſchon im fittenpolizeilichen Intereffe unerläßlih. Zieht man nun in Be» 
tracht, daß neben dieſer Vermehrung der Gefchäftszweige zugleich der Umfang derjelben 
3. B. im Gebiete der Armen- und Krankenpflege, troß aller individuellen und Vereind- 
hülfe dergeftalt zu wachſen pflegt, daß fich eine Menge eigner VBeranftaltungen für die- 
jen Zwed nöthig macht, weldye wieder befondere Verwaltungen erheifchen , ſowie daß 
die Vervielfältigung der öffentlichen Organe eine complicirte Gliederung derfelben be- 
Dingt und daß die vergrößerte Gemeindethätigfeit bedeutende Mittel erheiſcht, deren 
Herbeifhaffung abermals einen neuen ausgedehnten Mechanismus mit ſich führt, fo 
erflärt es ſich leicht, warum feldft bei uneigennügigfter Selbftthätigfeit der Bevölferung 
auf dem Gebiete des Armenweſens ıc., die Verwaltung der Städte, und befonders der 

roßen, ein ftarfes bureaufratifches Element enthalten muß, defien Berwandt- 
ſchaft mit dem ftaatlihen eine Vermiſchung der beiderfeitigen Gebiete nicht 
wenig begünftigt. 

Diele Vermiſchung bildet gegenwärtig einen Hauptftreitpunct in der innern Po- 
fitif der europäifchen Staaten. Sie wurde angebahnt durdy immer ftärferes, maaf- 
gebendes Hervortreten der Refidenzftädte, in denen aus naheliegenden Gründen mächtige 
und wegen ihrer bedeutenden Mittel und Anziehungsfräfte gern geiehene Elemente das 
autonom municipale Leben mehr und mehr verdunfelten. Die Zertrümmerung des 
alten Feudalſtaates, welche mit den Privilegien der NRitterfchaft auch die der Städte 
(eigne Gerichtsbarkeit, gewerbliche, hin und wieder auch obrigfeitliche Herrſchaft 
über den Landbezirf) vernichtete, bahnte den Weg entweder zur Herabbrüdung aller 
Gemeinden in gleiche Abhängigkeit von der Staatsgewalt, wie in Frankreich, deffen 
Beifpiel neuerdings fogar das Mutterland freien Stadtgemeindewefens, Italien, an- 
geftedt hat, oder —— zur größern Einführung gouvernementaler Einflüſſe in die 
eigne ſtädtiſche Verwaltung , theils in der Herüberziehung wichtiger und elaftifcher . 
Berwaltungszweige, wie der Polizei, in die Sphäre der Regierungsorgane, theils 
in ftärfer betontem Beftätigungs-, beziehlich Nichtbeftätigungsrecdht der legteren 

egenüber den aus der Wahl der Bürger hervorgegangenen Leitern des Gemeinweſens. 

rüber, in der Zeit der oligarchiſchen Selbftergängung der Rathecollegien, hatte dieſes 

Beftätigungserforderniß der Bürgerfchaft als Schugmwehr gegen Mifbräuche der für fie 

unerreichbaren Kreife gedient, auf welche ſich active Theilnahme an der ftäptifchen 
23* 
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Autonomie befchränfte, gerade jo wie die Bürgerfchaft mandyer der Reichsfreiheit zu- 
ftrebenden Stadt nad) dem Fehlichlagen der auf ein demofratifches Zunftregiment ges 
richteten Beftrebungen in der landesherrlichen Gewalt eine Garantie gegen ihre Unter: 
drüdfung, der Bauernftand in der abjoluten Fürſtenmacht einen Damm gegen die Will: 
für des Adels erblicken fonnte. Das 19. Jahrhundert hat diefe Verhältniffe weientlich 
geändert, und feit die Principien der preußiichen Städteorbnung von 1808 allgemein 
geworden find und das ftädtiiche Selbftregiment fi von unten aufbaut, finden An- 
griffe auf dafielbe einen compacteren Widerftand, den ſelbſt der noch nicht überwunvene 
Zwiefpalt zwiſchen „prittem und viertem Stande“ höchftens für eine dominirende 
Stadt, nicht aber für decentraliftrte Länder aufzuheben vermag. 

Jener fociale Zwieſpalt fündigt ich im Gemeindeleben äußerlich an in der Unter: 
Iheidung von Bürgern und Nihtbürgern. Infofern hiermit der Gedanke ver: 
bunden ift, daß unter den erfteren die durch bleibenden Aufenthalt mit dem Intereffe 
der Gemeinde enger Berbundenen zu fuchen feien und diefen vornehmlich der beftim- 
mende Einfluß auf die Gemeindeangelegenheiten gebühre, mag der Untericheidung ihre 
Berechtigung nicht beftritten werden. Auch der freiefte Staat wird den auf feinem Ter- 
ritorium zufällig weilenden Fremden nicht an der Verwaltung feiner öffentlichen Ange- 
legenheiten theilnehmen laſſen, und für einen Ort, für eine Stadt muß verhältnismäßig 
die Ziffer der vorübergehend Anweſenden immer größer ericheinen, der Unterfchied alfo 
auffälliger fein, als für den größeren Staat. Er wird jedoch fünftlich gefteigert, wenn 
man einen großen Theil auch der eingeborenen und bleibend anweſenden Bevölkerung 
vom Stadtbürgerrechte entweder direct ausſchließt, oder indirect von dem Berlangen 
danach abzuichreden fucht, durch Feftiegung einer hohen Bürgerrechtögebühr, die wegen 
des Zwanges der Bürgerrechtserwerbung als Vorbedingung jelbftändigen Gewerbebe- 
triebs zugleich einen Hemmſchuh der gewerblichen Niederlaffung und Freizügigkeit ſ. d.) 
abgeben ſoll. Am ichreiendften wird das Mißverhältniß, wo die Ausübung des poli- 
tiihen Staatsbürgerrechts Feiner ſolchen Einfchränfung unterliegt, von den Stadtge- 
meinden aber zugleich der Grundfag, daß angefonnene Leiftungen in der Regel auch 
die Mitwirkung zum Entfcheid über Auswerfung und Verwendung derfelben begrün— 
den follten, aa den Kopf geftellt und troß der Beſchraͤnkung des Stimmrechts auf die 
„Bürger“, die Hauptmaſſe der öffentlichen Laſten (durch indirecte, Miethſteuer ıc.) 
auf Bürger und Nichtbürger ohne Unterfchied umgelegt wird. Gin ähnlicher Unter: 
ſchied, obgleich durch die Goncentration der öffentlichen Laften auf den Grundbefig 
eher entihulvbar, wird häufig in Dorfgemeinden zwifchen Anfäfigen und Unanfäfft: 

en gemacht, von denen aus gleichem Grunde den erfteren auch in den Städten inner: 
ji der Bürgerfchaft häufig eine erhöhte Geltung eingeräumt ift. Wo felbft die 

andgemeinden jener Greluftvität nicht mehr huldigen, da iſt es jedenfalls für die 
Städte hohe Zeit, ihr öffentliches Recht auf einer zeitgemäßeren Baſis aufzubauen. 

Wie in den legten Ausführungen bereits angedeutet, liegt der Schwerpunct des 
Gemeindebürgerrechts in dem Stimmrecht über den Gemeindehaushalt, beziehlich da, 
mit Ausnahme Fleinerer Dorfgemeinden, nur in feltenen Fällen von der ftimmberech- 
tigten Einwohnerſchaft unmittelbar Entichließung gefaßt wird, in der Wahl Derjeni- 
gen, welche darüber zu enticheiden haben, und zwar, da die Erecutive in der Regel 
wegen ihres berufsmäßig bureaufratifchen Gharafters einer Erneuerung nad) beftimm- 
ten Zeitperioden nur theilweiſe unterliegt, hauptlächlich in der Wahl der Gemeinde: 
repräfentanten, deren Mitwirfung auf dem Gebiete der Rechtsordnung feit der 
alljeitigen Unterordnung der Gemeinden unter das „Landrecht” zurücktritt gegen die Be- 
deutung ihrer Thätigfeit als unentbehrlihes Organ zum rechtsgültigen Zuftandefom: 
men des Gemeindehaushalts. Die Uebertragung des conftitutionellerepräfenta- 
tiven Schematismus auf die Gemeindeverwaltungen, welche viel unnüge Weitläufig- 
feit hereingebracht, hat allerdings auch in diefem Puncte ſich der Geltendmachung des 
Selfgovernments infoweit widerlegt, daß die Gemeinderepräfentanten — freilich im: 
mer noch beſſer als wo ſie nach franzöſiſchem Muſter nur als Berather des von der 
Regierung octroyitten, ſouverainen Maire erſcheinen, — meiſt auf die mehr negative 
Rolle eines Controlorganes beſchränkt ſind. Doch iſt ein merklicher —— zu 
Gunſten der Concentration der Beſchließungsgewait im Gemeinderath und Beſchran— 


Gemeinde und Gemeindewirthfhaft. 357 


fung —— auf die Executive in den neuſten öſterreichiſchen Gemeindegeſetzen 
zu bemerken. 

Auch in der Verwaltung des Gemeindevermögens ſind die Gemeindeorgane 
Beſchraͤnkungen unterworfen. Häufig iſt, namentlich bei Landgemeinden, ein Theil 
defielben (Weide, Waldıc.) zur unmittelbaren Benugung der Gemeindegliever, 
oder eines Theiles derfelben beftimmt, welche dann in diefem Puncte eine befon: 
dere Gemeinſchaft bilden, deren Nutzungsrechte den Schutz der Privatrechte ges 
nießen und auf abminiftrativem Wege nicht angetajtet werben können. Die Geſetzge— 
bung läßt jedoch im Landesculturinterefie eine Verwandelung diefes meift fchlecht ge— 
pflegten Oemeingutes in Privateigenthum der Betheiligten Bu: Pi In Städten fonı- 
men wohl auch ähnliche befondere und directe Nugungsrecdhte einer gewiflen Claſſe und 
Zahl von Gemeindeangehörigen an Theilen des Gemeindevermögens vor. Daneben 
treten aber auch wegen ber größeren Bedeutung des Geldcapitals bejondere Stif: 
tungen zu gleichem Zwede, Binfichtlich deren fein Zweifel darüber beftehen fann, daß 
ihre — wo ſie von den Gemeindeorganen geführt wird, dieſen nur kraft 
beſonderen Auftrags, — wie etwa bisweilen auch die Einziehung der Staatsab— 
gaben dur die Verwaltung der Drtsfinanzen gejchieht — zuiteht und durch den 
Zweck und die Vorfchriften der Stiftung der freien Verfügung abfolute Schranfen 
gezogen find. 

Auch hinſichtlich des eigentlichen Gemeindevermögens find die Gemeindeorgane 
gewöhnlid an der Zuftimmung einer höhern, zugleich Divergenzen ver legte- 

-ren löfenden Inſtanz, weldye nicht nothwendig eine bureaufratifche zu fein braucht, 
fondern aud) in einem Landesausſchuſſe ıc. befteben fann, gebunden, wenn es fi um 
Minderung der Subftanz, namentlich durch Verfauf von Grundeigenthum oder 
um Belaftung mit Anleihen handelt. Im legteren Falle hat dies meift nod) feinen 
befonderen Grund in der Form der legteren, dur Ausgabe von Bapieren auf den In» 
haber, welche überhaupt nit ohne befondere adminiftrative oder legislative Geneh— 
migung erfolgen darf. Im erfteren Kalle wirft die Furcht vor Verftändigung der lei: 
tenden Organe zu gemeinſchaftlicher Beraubung der Gemeinde, die allerdings bei den 
engeren Beziehungen der Mitglieder der legteren und namentlidy der gewöhnlich oben: 
anjtehenden Kreife, aus denen fi) leichter ein fog. Vetterfchaftsregiment bilden kann, 
eher möglid) ift, als in einem größeren Staate. Aber aud) die Erhebung von Steuern, 
wenigitens die Feſtſetzung des Steuerfußes, bedarf gewöhnlich einer ſolchen höheren 
Autorifation, theils vielleicht, weil in der Behandlung des Gemeindeweſens, welches 
in Grmangelung eignen Kriegswejens feine ſolche Steigerung der Ausgaben über die 
fonftigen Dedungsmittel erfuhr, fi noch einigermaaßen die alte Auffaffung der 
Steuer überhaupt als einer außerordentlihen Finanzmaaßregel hat erhalten können, 
theils weil das gemeindlicdhe Abgabenweien leicht mit dem ftaatlidhen in Gollifion ge: 
räth und namentlich auf Dem Gebiete der indirecten Abgaben eine unverhältnigmäßige 
Häufung der Steuer auf einen Artifel entftehen, auch der von Staatswegen freigege: 
bene Verkehr durdy neue Schranfen von Drt zu Ort illuforiich gemacht werden fann. 

Die Frage nad) dem zweckmäßigſten Syſteme der Befteuerung ift für Die Gemein: 
den, namentlich die größeren ftädtifchen, heutzutage eine ebenfo brennende als für die 
Staaten, feitdem gefteigerte Bedürfniffe und verminderter Geldwerth eine ſolche Er- 
höhung der Steuerfumme nad) ſich gezogen haben, daß Ungleihheiten der Veran: 
lagung nicht mehr fo leicht wegen der Geringfügigfeit des Betrags verfchmerzt wer- 
den können. 

Im Allgemeinen kann es für die Gemeinden feine andere Finanzpolitif geben als 
für den Staat, der ja Nichts der Art nach von ihnen Verſchiedenes ift. Es ift nur 
die Folge eines andy für Staaten von gleicher Befchaffenheit geltenden Grundfages, 
wenn Gemeinden von faft ausfchließlich aderbautreibenden Charafter, als welche je: 
doc) nicht alle Dorfgemeinden anzufehen find, ihre Gemeindebedürfniffe lediglich im 
Wege der Grundfteuer aufbringen. Auch kleine Stadtgemeinden von ganz einfadyen 
Berhältniffen, wo jeder Bürger fein eignes Haus bewohnt, mögen eine Zeitlang da— 
mit ausfommen. Aber jhon im Mittelalter mußten größere Städte diefes Syſtem 
verlaffen und griffen, um wenigftens Niemand frei ausgehen zu laſſen, zur Acciſe (f. 
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d.), welche bei der gewöhnlichen Abſchließung durch Feſtungswerke, wenigftens hin: 
fihtlich der Defraudation, nicht zu ſolchen Bedenken Anlaß gab, wie fie heutzutage 
den indireeten Steuern (f. d.) in offenen Städten, und vollends auf dem Rande an- 
leben. Die directe Steuer, die meift nur als gleiche Kopfiteuer auf die als Träger 
des Gemeinwefens wie des Mohlftandes betrachtete Bürgerfchaft Eingang fand, 
fonnte in diefer Geftalt mit der größeren rung rer ir ie unter der legteren 
und dem ftärferen Hervortreten eines bemittelten Nichtbürgerelements immer weniger 
genügen. So half ſich die aller mühjamen Ermittelung im Detail abgeneigte Finanz 
Ichließlich mit einer gewiffermaaßen wieder an die älteſten Zuftände anfnüpfenden 
Miethiteuer, welche in den größeren Städten oft bis zu einer bedeutenden Höhe an— 
gewachlen ift, die indirecten Abgaben aber infofern noch an irrationeller Grundlage 
übertrifft, als fie nicht einmal die Muthmaaßung größeren Wohlftandes wegen größe- 
ren Conſums zuläßt, ſondern fogar — für gleichen Genuß, alſo Ver— 
ſchlechterung der wirthſchaftlichen Lage des Steuerpflichtigen zum Anlaß höherer Be— 
ſteuerung nimmt, ungefähr als wollte man von der Steigerung des Getreidepreiſes 
das Motiv zu einer Erhöhung der Getreide, Mehl: oder Brodabgabe hernehmen ! 
Gerade in Städten, wo man gegenfeitig genauer die wirthichaftliche Gefammtlage 
der Steuerpflichtigen abihägen und wegen der gleichen Lebensbedingungen auf einen 
gemeinfhaftlihen Maaßſtab zurüdführen fann, als in einem ganzen Lande, jcheint 
die Cinfommenfteuer am meiften angezeigt. Um aber einerjeitd die Vervielfälti= 
gung bei feiner Abfhägung zu vermeidender Ungleichheiten zu umgehen, andererjeits 
den Beziehungen der Gemeinde zu ihren Gliedern möglichſte Unabhängigkeit zu 
wahren, möchte ſogar die eigne Feititellung einer nee: vor 
der Erhebung von bloßen Zujchlägen zu einer ftaatlihen, wohl gar zu einer ziem— 
lich willfürlich feitgeftellten ftaatlihen Gewerbe: und Perjonalfteuer den Vorzug vers 
dienen. 

Ausführliche politifche und juriſtiſche Erörterungen über das Gemeindewejen 
finden fich in jedem Lehrbuche der PBolitif und des Staatsrechts. Die Gemeindever- 
faflung iſt wenigftens in den Grundzügen für die meiften Länder codificirt in „Ges 
meindeorbnungen“. Außerdem liefern reichliches Material für mehrere beſtehende 
Zeitfchriften für Verwaltungsrecht, für Deutfchland überhaupt bejonders die fowohl 
Daten als Kritif und eigene Darftellungen enthaltende „deutiche Gemeindezeitung“, 
früher Monatsfchrift für deutſches Städteweien. Diefe, beziehlich die einen Theil 
davon ausmachende „deutiche Städtefunde* ift auch die Hauptfundgrube für Ge: 
meindeftatiftif, da die von den Magiftraten verfaßten „DVerwaltungsberichte” jonft 
meift nicht über den engften Kreis hinausfommen. Die von den Regierungen unter: 
haltenen ftatiftiichen Bureaus haben das Gemeindewejen noch nicht überall in den 
Kreis ihrer Arbeiten gezogen, wie dies 3. B. in Baden gefchehen ift. Sachſen lieferte 
wenigftens Zufammenftellungen des Haushalts und Vermögensftandes feiner Städte. 
Für die größten Stadtgemeinden giebt e8 übrigens eigne Statiftifen, fo für Wien, 
das ein eignes communalftatiftiiches Bureau unterhält, Berlin, wo Magiftrat und 
Polizeidirection in gleicher Richtung thätig find. Außerordentlid) reich ift die belgiſche 
Statiftif an Nachweifen über den Vermögens: und Nahrungsftand der Gemeinden. 
Ueber die legteren find fonft audy) noch die Handels» und Gewerbefammerberichte 
einzufehen. In England und Franfreich find befonders die Hauptftädte Gegenftand 
eigner Darftellungen jeder Art geworden, übrigens auch nod die ftatiftiidhen und 
voltswirthichaftlichen Privatzeitichriften zu vergleichen, in denen ſich wenigſtens das 
wichtigfte aufbewahrt und vereinigt, beziehlich beiprochen findet, was von Behörden 
ſonſt in zerftreuten Documenten und in politiichen Tagesblättern des Orts veröffent- 
licht worden ift. Eine bequeme Weberficht der in ihrer Art befonders merfwürdigen 
franzöftichen Communalgejepgebung findet fih in M. Block, Dictionnaire de 
l’administration francaise, Artifel commune; fürzer, mit Literaturnachweifen im 
3. Bande von R. v. Mohl’s Geſchichte und Literatur der Staatswiffenichaften. 

Petermann. 
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Gemeinpeitötheilung, Separation, Ablöfung von Dienftbarfesten 
(Servituten oder Grund de ie . Zufammenlegung der 
Grundftüde (Verkoppelung, Gonjolidation!, Arrondirung, Bereins 
ödung, Gommaffation). 


Die in dieſem Artikel behandelten Landesculturmaaßregeln, weldye fowohl nad 
ihrer inneren Berwandtichaft, ald nad) ihrer Außerlichen Verbindung in den darüber 
— Agrar: und Culturgeſetzen verſchiedener Staaten zuſammenhängen, be: 
treffen: 

1) die Aufhebung und Ablöfung culturfhädlicher Ländlicher Grundgerechtigfeiten, 

2) die Um: und Zufammenlegung der in einer Orts- oder Gemeindeflur oder in 
einem bejonderen Abjchnitt und Theil derfelben zerftreut und vermengt durcheinander 
belegenen Feldftüde und Grundftüdsparcellen derfelben Eigenthümer oder Befigungen 
zum Zwed ne arrondirter, feft abgegrenzter und gehörig zugänglicher Pläne 
und deren unabhängigeren, befleren und arbeitiparenden Bewirthichaftung und Be: 
nugung (Confolivation, Verfoppelung u. f. w.), 

3) die Vertheilung a. folder Grundftüde, weldye als Gefammteigenthum (Mar: 
fen, Erbenwald) oder als gemeinidhaftliches Eigenthum (Condominium) einer Mehr- 
* von Intereſſenten gehören Intereſſentenvermögen) und gleichzeitig deren gemein— 
amer, dabei culturfchädlicher Benugung durch Beweidung, Beholzung, Maft, Plag- 

en: und Bültenhieb, Streufammeln u. f. w.) unterliegen, in der Regel mit Auswei— 
Be des befonderen Antheild eines jeden Theilhaberd am Geſammt- oder Miteigen- 
thum in getrennter und fünftig feiner ausfchließlihen Verfügung und Benugung 
unterworfener Abfindung in Grundftüden, b. die Vertheilung folcher Grundftüde von 
(Stadt: und Land-)Gemeinden, woran das Eigenthum der Subftanz (des Grund und 
Bodens) der Gemeindecorporation zufteht, wovon aber die Nutzungen den einzelnen 
Gemeindegliedern als ſolchen und vermöge diejer ihrer Eigenichaft zufommen (Ge: 
meindeglieder: oder Bürger: auch Gemeinde: oder Bürgerclaffen-Bermögen), mit der 
Mirfung, daß Eigenthum, Befip und Benugung der den Gemeindegliedern für ihre 
antheiligen Nugungsrechte, gegen Aufhebung derſelben, aus der Subftanz zuzuthei— 
lenden befonderen Yandabfindungen in das Privatvermögen der berechtigt geweſenen 
einzelnen Gemeindeglieder übergehen. 

Bei der Behandlung diefer verſchiedenen Gegenftände haben die einzelnen Ges 
feggebungen, aud) in Deutfchland, fehr abweichende Richtungen und Wege verfolgt. 

Der Erörterung derfelben find indeß einige gefhichtlihe Bemerfungen voraus: 
zufchiden. 

Grwähnenswerth ift, daß in der Agrargefeggebung Branfreichs feine Anordnung 
über wirthichaftliche Zufammenlegung (oben zu 2) eriftirt. Es find dort vor der Re— 
volution im Ganzen etwa 5 oder 7 lediglich durch freiwillige Uebereinfunft zu Stande 

efommene Feldronfolidationen ——— hingegen 1789 keine einzige mehr. 
— unbedingt freier Theilbarkeit des Grundeigenthums und ſchon vor der Revolu— 
tion weitgreifender Zerſtückelung von Grund und Boden, ſollen noch 1840 neun 
Zehntel aller Grundſtücke Frankreichs nach Aberntung der Früchte der allgemeinen 
Beweidung (vaine päture) mit dem Vieh der Gemeindeglieder unterlegen haben.? 
Jeder Familienvater ift, nach dem Nuralgefeg von 1791, eine Kuh, ein Kalb und 
ſechs Schafe aufzutreiben berechtigt und mur die Einſchließung von Feldgrunpftüden 
durch Zäune, Gräben und Heden, die den Uebertritt des gemeinen Weideviches ver 


1) Das Wort Gonfolidation wird in einem doppelten Sinne, nicht blos für die bei Gemeinheits— 
theilungen und Servitutablöfungen vorfommende oder felbftändige wirthichaftlicde Zufammenlegung 
der Grundftüde zum Zweck der — Landescultur, ſondern auch für die Zuſammenſchla— 
gung verſchiedener Beſitzungen, z. B. von Bauerhöfen und bäuerlichen Ländereien mit Gutsfeld- 
marken, auch für Miedervereiniqgung abveräufferter Theile mit den Hauptgütern beim Lehn u. ſ. w. 
gebraucht, bei diefem Art. aber nur in dem erfteren Sinne. 


2) Nofcher, Nationaldfonomik des Aderbaues ©. 227. 


— 
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hindert, macht gegen Verzicht und verhältnißmäßige Beſchränkung der Mitweide auf 
der Feldmark, die foldyergeftalt eingehegten Grundſtücke fervitutfrei. 

Die franzöfiiche —— der Revolutionszeit wendete ſich vorherrſchend 
gegen das ſogenannte Feudalſyſtem und deſſen Ausflüſſe.“* 

Dagegen hat der Aufſchwung der engliſchen Landwirthſchaft der ſchon im vorigen 
Jahrhundert durch Parlamentsacten befoͤrderten Auftheilung von gemeinſchaftlichen 
Weiden in Verbindung mit der ſogenannten Verkoppelung, d. h. der Einhegung der 
den einzelnen Sheilhabern zum ausschließlichen Eigenthum in titthfhaftlic arron: 
dirter Lage zugetheilten Abfindungsgrundftüde, viel zu verdanfen.* Ebenfo wurden 
in Deut land Gemeinheitstheilungsordnungen zur Berbeiferung der Landcultur, 
3. B. in Preußen von Friedrid) dem Großen, auch für Schleswig:Holftein, ſodann in 
Hannover, dort bereit in der zweiten Hälfte des vorigen, in Hannover im erften und 
zweiten Jahrzehnt diefes Jahrhunderts erlaffen. Während jedod) in Preußen mit der 
Theilung der gemeinfchaftlid) benugten Grundftüde ſchon damals meift die Aufhebung 
der Dienftbarfeiten, wenigſtens zwifchen der Gutsherrſchaft und deg Mitgliedern der 
Dorfgemeinde, verbunden wurde, blieb es in Hannover noch fpäter (laut Gefeg vom 
30. Juni 1842) bis 1856 geftattet, die gleichwohl culturſchädlichſten Zehntrechte, wie 
die gutsherrlihen Schäfereiberechtigungen auf den getheilten und verfoppelten Grund» 
ftüden vorzubehalten, wenn ſchon „ohne deren vorgängige Aufhebung an feine Ver: 
befferung des Aderbaues zu denfen ift“ (Thaer). 

Auch in Bayern find die fogenannten Vereinödungen (Ab: und Ausbauten der 
Wirthihaftshöfe inmitten der aus der Feldgemeinheit und der vermengten Lage aus— 
gelonderten —— ſchon früher durch die Regierung befördert. 

Die in Oeſterreich 1768 verordnete Theilung aller Gemeinweiden binnen Jah— 
resfriſt von Amtswegen, hatte damals feinen erheblichen Erfolg. 

Es iſt oben erwähnt, daß die verſchiedenen Geſetzgebungen in Betreff ſowohl des 
Gegenftandes der Gemeinheitstheilung (Separation), Servitutablöfung und Zuſam— 
menlegung (Confolidation, Verfoppelung), wie in Bezug auf die verbundene und ge- 
trennte Behandlung theils der beiden een, eg der Servitutablöfungen mit der 
Eonjolidation, ſehr abweichende, fait entgegengelegte Syſteme befolgen. 

Nach Einigen ift die Auftheilung aud) des Gemeindeglieder:(Bürger:)Bermögens, 
(der Allmendgüter), mit der Wirkung geitattet, daß die antheiligen Abfindungen in 
das Privateigenthum der einzelnen Gemeindeglieder übergehen (3.B. Sachſen, Han: 
nover, Schwarzburg-Rudolſtadt). Nach der preußifchen Gemeinheitstheilungsgejep- 
gebung, neuerlich auch nad) der öfterreichiichen Gemeindeordnung, ift Died ausdrüd: 
lidy unterfagt. Erftere geftattet nur die anderweite beffere Ordnung der Nugungen.” 
*5 derleiben ift nur Interejlentenvermögen. (Marfen, Condominium) theilbar, 

ingegen Gemeindeglieder = gleichwie Gorporationsvermögen untheilbar,, allerdings 
jedody vorbehaltlich einer Landabfindung für die auch darauf ruhenden Dienftbarfeite: 
rechte. Die preußifche Gemeinheitstheilungsordnung von 1821 befchränft ferner die 
Auseinanderfegung der Nugungsgemeinfchaft® auf ÜBeide, Bob, Maft, Streu und 
Plaggenhieb auf Aedern, Wiefen, Forften, Weiderevieren, aber ohne Unterſchied, ob 
diet e Gerechtſame auf einem gemeinfchaftlichen oder Gefammteigenthum (3.8. einer 
genoffenfhaftlidhen Mark, einem Beerbtenwalde) , oder auf einem einfeitigen oder 
wechfelfeitigen Dienftbarfeitsrechte beruhen. Dazu erflärt das Ergänzungsgejeg von 
1850 nur noch einige untergeordnete Nugungen (Gräferei, Torf, Fiſcherei in Privat- 
ers u. ſ. w.), jedoch nur infofern für ablösbar, als diefelben auf einer Dienft: 

arfeit beruhen. 

Nach einigen deutfhen Gefeggebungen findet eine felbitändige Ablöfung und 
Sn auch bei andern Grundgerechtigfeiten, fo 3. B. auf Kies, Mergel, Sand, 
Thon, Steinlager ftatt (Sadjfen). 


3) ©. die Art. Grimblaften und Gutsherrfchaft. 

4) Thaer, Einleitung jet Kenntniß der Englifchen Landwirthſchaft und ihrer Fortſchritte. 
5) ©. Preußifche Declaration vom 26. Juli 1847. 

6) ©. darüber den Art. Dienftbarkeit. 
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In der preußiichen Agrargefepgebung fehlt es bis jegt an einer eigenen felbftän- 
digen Vorſchrift über die Um: und Zufammenlegung fervitutfreier Orunpftüde, Im 
Gegentheil joll die vermengte Lage von Ländereien allein, ohne deren gemeinjchaftliche 
Benugung oder Servitutbelaftung, feinen Antrag auf Auseinanderjegung begründen. 
Andererjeitd muß jedoch mit der Gemeinheitsauseinanderfegung oder Servitutablö: 
jung, fofern bei der legteren — wie im Allgemeinen Regel ift — Landabfindung ge= 
währt wird, gleichzeitig auf die möglichft Wirthfchaftlice Zufammenlegung der ver: 
mengt und vermijcht belegenen Grundſtücke aller beim Verfahren Betheiligter jedes— 
mal von Amtswegen hingewirft werden. Niemand ift indeß genöthigt, feine wenn 
aud) vermengt liegenden J——— Grundſtücke in die Theilungsmaſſe einzuwerfen. 

Dagegen verordnen oder geſtatten andere deutſche Geſetzgebuüngen, einerſeits die 
Servitutablöſung, meiſt nur gegen Rente oder Capital, ohne eine gleichzeitige Zu— 
fammenlegung der zeritüdelten und vermengten Feldſtücke, andererfeits wiederum Die 
Zufammenlegung nebſt Umtaufd der Grundftüde, ohne deren vorgängige oder gleich— 
zeitige Befreiung von Zehntrechten und Dienftbarkeiten. Mehrfady erließ man fogar 
die Gefepe über Gonfolidation früher als die über Servitutablöfung, während die 
preußijche Gemeinheitstheilungsordnung, glei der ganzen preußiſchen Agrargeſetz— 
gebung vor allem die —— eines ausſchließlichen, vollkommen freien Grund— 
ee Ba zum Ziele hat, in deflen Bewirthichaftung und Benugung, wie in der 
Verfügung über dafjelbe der Grundbefiger weder durch Dienftbarkfeitsrechte, noch durch 
einen von der vermijchten und vermengten Lage der Grundftüde untrennbaren $lur- 
zwang gehindert und gefeflelt wird. 

Mehr oder weniger fnüpfen fi an die gejchilderten Abweichungen im Syſtem 
der Behandlung, einerjeits der Servitutablöfungen, andererfeits der Gonjolidationen, 
ebenjo abweichende Beftimmungen über das Provocationsrecht, über die dem Verfah— 
ren zu unterwerfenden oder davon auszujchließenden Eulturarten und Nupungsgegen: 
ftände, über den mehr oder weniger auszudehnenden oder zu begrenzenden Umfang 
des dem Berfahren zu unterwerfenden Bezirks, über die Zus oder Unguläffigfeit eines 
Aus: und Umtaufches von Grundftüden verjchiedener Gulturart , Güte und Boden 
beichaffenheit, über die Entihädigungsart, endlich über die weiteren oder engeren 
Eultur= und Verwaltungsawede der Maafregeln. 

Auf jene und diefe Verjchiedenheiten war das bei der Vertheilung des Grund 
und Bodens innerhalb der Feldmarken vorberrichende Parcellarſyſtem einer= oder 
Hufenfyftem andererjeits nicht ohne Einfluß. Das Parcellarivftem hatte da ‘Play 
gegriffen, wo, infolge der von Alters hergebrashten Theilbarfeit , der Grundbeſitz ſehr 
zerjtüdelt ift; ihm fteht Dagegen gewöhnlich ein erhebliches Gemeinde: oder gemein: 
Ichhaftliches Grundeigenthum gegenüber und zur Seite (3. B. im Rheinlande, in Naſ— 
fau, Baden, Franfen, Thüringen). Mit dem Hufenſyſtem in den Dörfern verband 
ſich hingegen in der Regel Gerthloflenheit des Grumdbefiges und nicht ſowohl ein ge: 
meinſchaftliches oder corporatives Grundvermögen, als vielmehr nur die gemeinichaft: 
liche Benugung der Hufen durd eins und wechfeljeitige Dienftbarfeitsredhte (wie in 
den deutichen Golonijationslanden rechts der Elbe). Außerdem befteht (3.8. in Sach— 
jen) ein gemiſchtes Enftem, wo neben dem alten Befige der Nachbarn viele walzende 
Grundftüde oder Wandeläder, auch jogenannte Zinsitems, frühere Abipliffe und 
Trennftüde der Höfe, vorfommen. 

Nach der preußiichen Gemeinheitstheilungsordnung von 1821 fann jeder Theil: 
nehmer an der Gemeinheit, jeder belaftete Grundbefiger oder einfeitige Dienftbarfeits: 
berechtigte, für fi) allein Die Auseinanderjegung beantragen. Erft Ipäter (1828 und 
1838) wurde das Provocationsrecht, aber nur beim Umtauſch von Aedern, auf den 
vierten Theil der Befiger nad) Größe der Antheile beſchränkt. Zufolge der preuß. 
Gemeinheitstheilungsordnung Ipricht die Bermuthung für die Nüplichfeit und Aus— 
führbarfeit jeder Gemeinheitstheilung (Separation), ohne daß es darüber, wie in 
andern Staaten, einer ſachkundigen Vorunterſuchung und Entſcheidung bedarf. Der 
Widerfprechende kann einen Gegenbeweig nur darüber antreten, daß er fünftig, nad) 
der Theilung, allein einer bisher gemeinichaftliden Gefahr der Berfandung oder Be: 
ſchädigung der Subftanz durch Naturfräfte ausgefegt fein würde. Es ift der Aus— 
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taufch von Fläche und Güte, Entfernung und felbft Gulturart (3. B. Wiefen gegen 
Ader und umgekehrt) bis zur Grenze der Umänderung des Wirthichaftsiuftems und 
innerhalb der ganzen Feldflur zuläjfig. Landabfindung ift Regel und nur im Interefle 
der Erhaltung der Forften befchränft. Blos bei einfeitigen Forſt- und einigen andern 
Dienftbarfeiten hat der verpflichtete Provorat die Wahl zwilchen der Abfindung nad) 
dem — ———— der Dienſtbarkeit oder nach dem aus ihrer Aufhebung erwach— 
ſenden Vortheil. 

Dagegen machen die Geſetze der andern deutſchen Staaten das Provorationd: 
recht und zwar jelbft bei Ablöfung von gemeinſchaftlich ausgeübten Dienftbarfeits- 
rechten, insbefondere aber bei der Konfolidation, vom Beſchluß einer abfoluten, meift 
fogar einer Mehrheit von ?/, bis %/, der betheiligten Perfonen, außerdem der Hälfte 
des Grundwerths abhängig, laffen für Servitutablöfungen in der Regel nur Rente 
oder Kapital als Entihädigung zu, beichränfen bei Gonfolidationen den Aus- und 
Umtauſch auf Grundftüde von weſentlich gleiher Güte, Beichaffenheit, Entfernung 
und Gulturart, daher das Verfahren oft auf Fleinere Flurabtheilungen Verlooſungs— 
bezirfe) wie auf die beffere Form, Abgrenzung und Zugänglichkeit der Parcellen 
Naſſau). Andere nehmen vom Gonjolidationsverfahren unzwedmäßigerweife Wan: 
deläder und Forftgrundftüde aus Sachſen, Gele von 1834). 

Wie aus der preußijchen Gemeinheitstheilungsordnung von felbft folgt, To 
ſchließen die meift erft während des legten Jahrzehnts in den andern deutichen Staa: 
ten promulgirten Gonfolidationsgejege ausdrüdlid Weinberge, Gärten, Filchteiche, 
Erzgruben, Gyps- und Kalflager, Grundftüde mit Mineralquellen und ähnliche Eul: 
turarten und Grundftüde vom Confolidationsverfahren aus, da dergleichen bei einem 
Um: und Austauſch in natura nicht wohl zu erfegen und auszugleichen fein würden. 
In der Aufgabe des einen wie des andern Verfahrens liegt jedoch die Ausweilung 

emeinichaftlicher Viehtränfen, Flachsröthen, Lehm- und Sandgruben u. ſ. w., foweit 
de für die Wirthichaft der Interefjenten nöthig find und der einzelne Blanbefiger dieſel— 
ben nad) ausgeführter Theilung auf feinen privativen Grundftüden nicht hat, ingleis 
hen die Anlage von Entwäflerungen , wie die möglichfte Vorbereitung von forft und 
landwirthichaftlihen Meliorationen verfchiedener Art. In Naffau, wo die Eonfolida- 
tion, aber innerhalb Kleiner Beldabtheilungen, überwiegt, find dergleichen Meliora- 
tionen ein Hauptziel, auch anderweite Zwede, Berichtigung der Stod: und Lager: 
bücher mit der Confolidation verbunden und wie in Heſſen-Darmſtadt Barcellen- 
minima angeordnet, unter denen nicht getheilt werden darf. 

Hauptiächliche Theilftüde des Gemeinheitstheilungs:, Servitutablöfungs- wie 
Gonfolidationsverfahrens find 1) die Feftitellung der zu demſelben mitgebrachten, die 
Grundlage der Entichädigungsberehnung und Abfindung bildenden Eigenthumsrechte 
und Theilnahmeverhältnitje, deren Zuftändigfeit, Maag und Umfang nad) Urkunden, 
Verträgen und Verjährung, auch Statuten, des Umfangs insbefondere von Weidebe: 
rechtigungen nad) dem vehnjährt en Beligftande (der Ausübung, — in der Praris 
jedody nicht bewährt) , event. nad der Durcdywinterung des Viehes mit den auf dem 
—— Grundſtücke gewonnenen Futtermitteln, des Umfangs anderer ſonſt nicht 
genauer feſtgeſetzter Dienſtbarkeitsrechte nach dem jachverftändig ermittelten Bedürf— 
niß des berechtigten Gutes; 2) die Vermeſſung und Bonitirung der Grundſtücke, ver: 
bunden mit der Jahverftändigen Ermittelung des verjchiedenen höheren oder geringe: 
ren Werthes der gegeneinander auszugleichenden Gulturarten, Gattungen und Boni: 
tirungsclafien; 3) die Berechnung des Werth der Theilncehmungsrecdhte (Sollhaben) 
wie des Plans (Haterhalten), ingleihen die örtlihe Ausweifung neuer Landabfin: 
er 4) die Anfertigung und Bollziehung des das Verfahren abſchließenden 
Receſſes. 

Ueber die für das Gemeinheitstheilungs- bezüglich Servitutablöſungsver— 
fahren beſtellten Behörden ſiehe den Artikel „Ablöjfung“, im übrigen den Artikel 
„Dienftbarfeit “. 

W. A. Lette. 
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ir würden ung der Mühe überhoben halten , erft noch befonvers zu begründen, 
warum wir nicht das Fremdwort Ajfociation, fondern das deutfche Wort Ge» 
noſſenſchaft gebrauden, wenn nit B. U. Huber das legtere wegen feiner „viel zu 
vagen und allgemeinen Bedeutung“ verworfen und das erftere wegen des fchon mehr 
feftgeftellten Sprachgebrauchs in feiner „Doppelheimath Frankreich und England“ vor: 
gexogen) hätte. Hierzu ift zu bemerfen, daß 1) von den 25 älteften und bedeutenpften 
rwerbs- und Wirthichaftsgenofienichaften Englands eine einzige association, da— 
egen 18 society und 4 store heißen, 2) jo viel wir wiflen, auch unter der großen 
Sahı der minder bedeutenden Wirthichaftsgenoffenfchaften die Bezeichnung association 
feineswegs allgemein gebraudt ift, und 3), was auch Erwähnung verdient, in der 
Geſetzesſprache Englands das Wort association auch nicht der übliche Kunftausprud 
ift, indem das Gefeg vom 7. Auguft 1862 vielmehr den Titel führt: «The Industriel 
and Provident Societies Act.« Man fann demnach nicht behaupten, daß das Wort 
association als Kunftausdrud in England heimifc wäre. Daflelbe ift wohl aud) 
nicht von dort, fondern aus Frankreich zu ung herübergefommen, wo es allerdings die 
übliche Bezeichnung für gewille Verbindungen von Arbeitern ift. Von Franfreich es 
zu adoptiren, erjcheint aber Deshalb unbegründet, weil die franzöfifche association viel 
enger begrenzt ift und fi nur auf die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in 
einzelnen Gewerfen erftredt, während Die Bildungsgenoſſenſchaften und genofienfchaft- 
lichen Volksbanken in Franfreic) fo gut wie ganz fehlen, legtere erft in neuefter Zeit aus 
Deutichland hinüber getragen worden find, die Bezeichnung association alfo natürlic) für 
fie bisher auch nicht eriftiren fonnte. Iſt alfo infoweit der Begriff unferer „Senofienichaft” 
(oder auch ver Huber'ihen „Aſſociation“ viel umfaflender als der der franzöſiſchen asso- 
ciation, fo ift er andrerjeitd auch wieder begrenzter, jowohl als der der franzöſiſchen Aſſo—⸗ 
ciation, indem wir unter „Senofjenichaft* ein für alleMal feine durch die bejigenvden Claſ⸗ 
fen oder gar den Staat jubventionirte, fondern nur auf Selbfthülfe beruhende 
Anftalten verftanden wiffen wollen. Die Begründung , mit welder V. 4. Huber die 
Wahl des Wortes „Aſſociation“ hat rechtfertigen wollen, erfcheint alfo durchaus hin- 
fällig, weil in England ein feftftehender Sprachgebraud) in Betreff dieſes Wortes über- 
haupt nicht eriftirt, der in Frankreich feftitehende auf und nicht paßt und, was Die 
Hauptſache ift, die Genoſſenſchaften nicht nur in ihrer jegigen Geftalt und Organi— 
lation ein echt deutiches Juftitut jind, jondern ftets in unferer geihichtlichen Entwide- 
lung eine bedeutende, echt deutiche Rolle geipielt haben. 

Ohne auf die alten Stammes: und Eidgenoflenfchaften zurüdgehen zu wollen, 
welche in den erften Anfängen unjerer Geſchichte von größter Wichtigkeit geweſen find, 
erkennen wir in den Nachfolgern der alten heidnifchen Gilden, in den Innungen 
und Zünften der Handwerfer im ipäteren Mittelalter, das unmittelbare — man 
könnte jagen — Vorbild unferer Genofjenihaften. Im Mittelalter genoß der Ein- 
jelne fein Recht nur als Vorrechte, die er fich in Gemeinichaft mit feinen Standes- 
genofjen und im Kampfe gegen die andern bevorrechteten Stände errungen hatte. So 
wußten auch die Handwerker in den Städten durdy ihre Bereinigung in den Gilden 
fich) auf dem Wege der Selbithülfe einen wirffamen Schug gegen den Drud der Mäd)- 
tigen au fchaffen ; fie zerftörten die Burgen der Raubritter, die fich der veränderten 
Zeitftrömung nicht fügen wollten, und erwieſen fih in allen bedeutenden Bewegungen 
als die energiichiten Beförderer des Fortichritts. Es waren die mittelalterlihen Ins 
nungen und Zünfte auch auf Selbfthülfe gegründete, aber vorzugsweije politifche 
Genoſſenſchaften, die deshalb aud mit der Umgeftaltung des Staatsweſens ihre 
frühere Bedeutung verlieren mußten. Die Zünfte hatten den Ständeftaat zu ihrer 
Vorausiegung; mit dem Auffommen des modernen Staates, der „gleiches Recht für 
Alle“ als feine!®rundlage proclamirte, verloren fie den Boden, und was man und 
jest noch als Zünfte vorführt, das find mit ihren Gewerbsbeichränfungen und aben- 
tenerlichen Arbeitsgebietsabgrenzungen die Zerrbilder der mittelalterlihen Innungen. 
Gleichwohl wäre es merkwürdig, wie diefe Zünfte überhaupt noch ihre Eriftenz , wenn 
auch noch fo Färglicy, friften fönnten, wenn nicht ein dringendes Bedürfniß nad) Ver: 
einigung unter den Handwerkern herrfchte — ein Bedürfniß, welches auf eine fie bes 
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drohende Gefahr zurückgeführt werden muß. In der That beſteht eine ſolche Gefahr 
für die arbeitenden Glafen, insbejondere für Die Handwerker, welche das nothwendige 
Product unjerer induftriellen Entwidelung ift. 

Der enorme Fortichritt, welcher in den legten Jahrzehnten in allen Zweigen der 
gewerblichen Technik ftattgefunden und eine außerordentliche Zunahme der Majchinen- 
induftrie und Maſchinenarbeit und damit Hand in Hand ein immer wachſendes Ueber— 

ewicht des Großbetriebs über den Kleinbetrieb zur Folge gehabt hat, war für die ar- 
eitenden Claſſen nad) zwei Seiten hin mit großen Gefahren verbunden: einmal wurde 
dadurd) Die große Zahl der Kleinen Handwerker, welche weder die Mittel hatten, um 
ſich auch Maſchinen anſchaffen, noch die Bildung, um die neuen Entdedungen in den 
Naturwiſſenſchaften für fih nugbar machen zu fönnen, unmittelbar in ihrer Eriftenz 
bedroht, und dann wurde dadurch mittelbar die Lage der Babrifarbeiter um jo mehr 
verfchlimmert, als die Zahl der Arbeitgeber immer Fleiner und die Zahl der 
Arbeitnehmer durd) den Uebergang der Fleinen Handwerker in den Stand der 
Babrifarbeiter immer größer wurde. Die Zahl der unjelbftändigen, von der Hand 
in den Mund lebenden, und mit ihrer wirthichaftlichen Eriftenz nicht nur von ihrer 
eigenen Tüchtigfeit, jondern eben jo jehr von der Tüchtigkeit ihres Arbeitgebers und 
von für fie jelbft unberechenbaren Eonjuncturen abhängigen Arbeiter nahm in Bejorg- 
niß erregender Weile zu. Die induftriele Entwidelung in allen Gewerben drängte 
auf den Nuin des gewerblichen Mittelftandes, auf die Verarmung der großen Mafie 
des Volfs und ihr gegenüber auf die Bereicherung einer Fleinen Claſſe von großen 
Gapitaliften. Daß das Ende eines folhen Entwidelungsganges die ſociale Revolu- 
tion fein müſſe, fühlte man wenigftens, wo man es nicht Har zu denfen wagte. Die 
jen Entwidelungsgang zu hemmen, unbejchadet des induftriellen Fortſchritts auch dem 
unbemittelten Arbeiter den Weg zur wirtbichaftlichen Selbftändigfeit zu bahnen und 
die arbeitenden Glafjen zur Theilnahme an der — der wichtigen humanen und 
politiſchen Aufgaben, die unſerer Zeit geſtellt ſind, zu befähigen, darin liegt für uns 
heutzutage der Kern der ſocialen Frage. 

Diejer Entwidelungsgang aber war nur dadurch aufzuhalten, daß der Grund des 
Uebels bejeitigt wurde: der bei den arbeitenden Claſſen herrichende Mangel an Capi— 
tal im weitejten Sinne des Wortes. Diefen Grund des Uebels zu befeitigen, auf dem 
Wege der Selbfthülfe den arbeitenden Glafien das Kapital dienftbar zu machen, ent- 
ftanden unfere heutigen Genoſſenſchaften, welde man mit größerem Recht als eine 
Wiedergeburt der mittelalterlichen Innungen anjehen darf, als unfere jegt noch be> 
ftehenden und durch Gefege und Verordnungen fünftlic am Leben erhaltenen Zünfte. 
Wie die alten Innungen Anftalten der politifhen Selbfthülfe waren, beitimmt, 
den Gewerbetreibenden die ihnen gebührenden politifchen Rechte zu erobern, fo find 
unfere freien Genoſſenſchaften, den veränderten Zeitverhältniffen entiprechend , Anftal- 
ten der jorialen Selbfthülfe, beftimmt, den arbeitenden Claſſen diejenige joriale 
Stellung zu erobern, welche es ihnen ermöglicht, ein menfchenwürdiges Dafein zu füh— 
ten und die in der menjchlichen Natur liegenden edlen Keime auch bei ſich zur vollen 
Entfaltung zu bringen. Es zeigt fi) alſo, daß die Genoſſenſchaften echt deut- 
ſchen Urſprungs find und einen echt deutichen Charakter haben, weshalb es auch ge 
recht ift, Die deutihe Bezeichnung für fie beizubebalten. 

Wie zum Theil ſchon aus der vorangegangenen Darftellung erſichtlich ift, wer— 
den wir die Genoſſenſchaften zu definiren haben ald auf Selbfthülfe gegründete 
Verbindungen atomiftifcher Elemente der arbeitenden Elafjen, zu 
dem Zwede, fih das Capital (im weiteften Sinne des Wortes) dienft- 
bar zu machen und dadurd ihre Lage zu verbeifern. Die Genoffenichaf- 
ten beruhen auf dem überall, wo Menfchen zufammenwohnen, geltenden Grundfage, 
daß, wozu der einzelne Menfch zu ſchwach ift, er dazu fich mit anderen Seinesgleichen 
verbindet: mehrere Eleine Kräfte bilden zufammen eine Öropfraft, 
Diefer Grundſetz, der befonders im 4. und 5. Jahrzehnt diefes Jahrhunderts wieder 
in den Artiengefellihaften als ven Vergefellichaftungen des Capitals feine Kraft 
bewährt hat, hat jegt auch feine wohlthätige, wahrhaft civilifatoriiche Wirkung auf 
unfere Genoffenfhaften, als die Vergejellfihaftungen der arbeitenden Claſſen 
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ausgeübt. In dem Gegenlag der Gapitalafiociation zur Genofienichaft haben wir 
zugleich das charakteriftiiche Merkmal der jogenannten „arbeitenden Elaffen“ — ein 
Begriff, auf defien ftrenge Abgrenzung wir an diefer Stelle verzichten müflen — am 
beiten veranſchaulicht: die Gapitalafforiation erhält ihre Mitglieder aus den Reihen 
der „befigenden Claſſen“, welche nur das ſchon vorhandene, ihnen eigenthümliche Ea- 
pital (im engern Sinne) möglichſt vortheilhaft anlegen wollen; die Genoſſenſchaft 
recrutirt fi aus den „arbeitenden Claſſen“, deren Mitglieder durch diefelbe ſich das 
Gapital (im weitern Sinne einfchließlich der Bildung) dienſtbar machen wollen. Der 
Mangel an Capital (im weitern Sinne) und infolge defien das Uebergewicht förper- 
licher Arbeit zur Erwerbung des Lebensunterhalts ift aljo das Kennzeichen der arbei- 
tenden Glaffen , derenwegen die Genofienfchaften beitehen, ohne jedoch Mitglieder der 
befigenden Claſſen davon auszufchließen. Dieſen Gegenjag der arbeitenden und be— 
figenden Claſſen, der zu einer gefährlichen Kluft fich erweiterte, auszugleichen, die ar- 
beitenden Glaffen zu den befigenden emporzuheben und dem Niveau eines allgemeinen 
Wohlftandes und allgemeiner Bildung zu nähern durch Demofratifirung des 
Gapitale ift der Zwed der Genoflenichaften, der indeflen nur erreicht werben kann 
auf dem Wege der Selbſthülfe und Selbftverwaltung der in Bepürfniß ftehen- 
den. Es ift undenfbar, daß der großen Mehrheit der Gejellihaft — und die arbeiten» 
den Claſſen find die Mehrheit — von der Minderheit mit Gapital etwa in Form von 
Geſchenken oder, was auf daſſelbe hinausliefe, von unverzinslichen Darlchnen geholfen 
werden fönne: es würde dies nur zur Plünderung der Befigenden und zum Ruin des 
Volfswohlftandes führen man vergl. den Art. „Selbithülfe*). Und die Erfahrung 
hat gelehrt, daß die arbeitenden Claſſen vermöge der Genoflenichaft fic) felbit helfen 
fönnen. Der einzelne Handwerker und Arbeiter ift ebenſoſehr außer Stande, ſich Die 
zu feiner gewerblichen und allgemeinen Bildung nöthigen Hülfsmittel zu beichaffen, 
als fich den für einen vortheilhaften Gewerbebetrieb unerläßlichen geregelten Credit, 
billiges Rohmaterial und Mafchinen zugänglich zu machen, weil nur feine Arbeits— 
fraft ihm felbft feine Eriftenz und der Gejellichaft die Erfüllung feiner Pflichten ge: 
währleijtet, die Verwerthung der Arbeitskraft aber zu vielen Zufälligfeiten ausgefegt ift, 
als daß fie als eine Sicherheit für apitalanlage betrachtet werden fönnte. Dies ändert 
fich fofort, wenn eine größere Zahl von Arbeitern zu einer Genoffenichaft zufammentritt, 
und einerjeits durch Fleine Beifteuern die zu ihrer Bildung nöthigen Hülfsmittel ſich 
verichafft ſowie andererfeits durch eine jolidarifche Verbindung, jo daß Einer für 
Alle und Alle für Einen haften, dem Gläubiger die Rüdzahlung der von ihm geliehe- 
nen Gelder oder ereditirten Waaren garantirt. Verluſte, weldye durch die Schuld Ein- 
zelner vorfommen , werden dann von den Andern leicht übertragen, und daß eine grö— 
Bere Menge gleichzeitig rang werben jollte, ift durchaus unwahricheinlich. 

Auf diefe Weite hat fi die folidarifhe Haft als ein untrügliches Mittel, 
das Gapital anzuziehen und den in Genoffenichaften organifirten Arbeitern dienftbar 
zu machen, bewährt, und es bedarf weder der Gründung von Actiengefellichaften be- 
hufs Errichtung von Afjociationen , weldye ar für das natürlichfte (9) Mittel, 
den arbeitenden Glaflen zu helfen, erflärt hat, weldye aber wegen des mangelnden 
materiellen Intereſſes auf Seiten der Actionaire noch lange nicht in's Leben treten und 
gewiß niemals eine bedeutende Rolle fpielen werden, noch bedarf es des „Patronats- 
und Glientelverhältniffes“ zwiichen den befigenden und arbeitenden Claſſen, weldyes 
Huber für jehr erfprießlich hält, welches und aber ftarf nach Bevormundung fchmedt, 
und endlich bedarf es am allerwenigjten einer „Gontrole des Staates und nach Um— 
ftänden finanzieller Garantie und eventuell verzinslicher oder unverzinglicher Vor— 
ſchüſſe“, die — ebenfalls empfiehlt. Im Gegentheil hat ſich die Controle des 
Staates faſt überall als höchſt laͤſtig, nirgends aber als erſprießlich für die Genoſſen— 
ſchaften gezeigt, und verzinslicher Vorſchüſſe von Seiten des Staats haben fie nirgends 
bedurft, weil fie deren immer von Seiten der Privaten in ausreichendem Maaße * 
erhalten koͤnnen; unverzinsliche Vorſchüſſe aber oder finanzielle Garantie vom Staate 
zu Gunften einer einzelnen Claſſe der Staatsbürger leiften zu laſſen, wäre eine Maaß— 
regel, die als forialiftifch allen gefunden volfswirthichaftlihen Grundfägen entichieden 
iolberfpräche. So können wir denn in Bezug auf das Verhältniß der Genoſſenſchaften 
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zum Staate nur inſoweit mit Huber übereinſtimmen, als der Staat die Pflicht hat, 
die Genoſſenſchaften „legislativ zu fördern“, das heißt nicht etwa ihnen Vorrechte 
einzuräumen, fondern nur diejenigen Rechte zu gewähren, die fie ihrer Bedeutung und 
allgemeinen Verbreitung nad beanfpruchen Dürfen. wobei felbftverftändlich das Prin⸗ 
cip der Selbfthülfe nicht entfernt angetaftet werden darf. Wir fommen hierauf nod) 
weiter unten zurück. 

In Betreff des Verhältnifles der Genoſſenſchaften zur Kirche ftellt Huber 
den Sag auf: „die möglichfte Förderung kirchlicher Einflüffe im Sinne der inneren 
Miſſion wird immer eine Hauptrüdficht der Affociation fein.“ Soll in diefem Sage 
eine Prophezeihung ausgefprochen fein, jo haben wir nur zu conftatiren, daß Diejelbe 
nicht eingetroffen ift und wahrfcheinlich auch nicht eintreffen wird, foll aber damit das 
Ziel angedeutet fein, dem die Genoſſenſchaften zuzuftreben haben, fo meinen wir, daß 
abgefehen von den religiöfen Bildungsvereinen,, bei denen ed noch zweifelhaft ift, ob 
fie überhaupt zu den Genofienfchaften gehören (man vergl. den Art. Bildungsgenofien- 
ſchaften), die Demofratifirung des Capitals mit der as firdlicher Einflüſſe 
nichts au Schaffen hat. Man mag darüber, ob es überhaupt wünfchenswerth ſei, die 
kirchlichen Einflüfle zu fördern oder nicht, denfen wie man will, die Genoffenichaften 
find jedenfalls ein fehr übelgewählter Kampfplag,, um in innerer Miſſion zu machen. 

Wir fommen nun zur Eintheilung der Genoſſenſchaften und haben ‚da zwei 
große Claſſen zu unterfcheiden: 1) die Bildungsgenoſſenſchaften (man vergl. 
dieſen Artifel) , welche die Demofratifirung der Bildung bezweden und 2) die Er- 
werbs- und Wirtbihaftsgenoffenihaften, welde die Demofratifirung des 
Gapitald im engeren Sinne bezweden. Hierbei ijt nicht zu überfehen,, daß audy die 
legtern , indem fie einen Sporn zur Sparjamfeit enthalten, und über den Fleiß, die 
Ehrlichkeit und Ordnungsliebe ihrer Mitglieder wachen, einen bildenden und wahrhaft 
fittlichen Einfluß auf diefe ausüben. Die Erwerbs- und Wirthichaftsgenofienichaften 
zerfallen wieder in Diftributivgenoffenfhaften, welde den Zwed haben, den 
Mitgliedern in Verfchaffung irgend eines nothwendigen Bedürfniſſes die Vortheile des 
Bezugs im Großen, eine billigere und beffere Verforgung zu gewähren, wie fie fonft 
nur der Gapitalift hat; und Productivgenofienfhaften (man vergl. diefen 
Artikel), weldye den Zwed haben, ihren Mitgliedern durch die eigene Production 
irgendwelcher Lebensbedürfniffe auf gemeinfame Rehnung und Gefahr fämmtliche 
Vortheile des Großbetriebs zu gewähren. Die Diftributivgenoffenichaften alfo ſchaf⸗ 
fen die Vorbedingungen für einen vortheilhaften Gewerbebetrieb, und die Productiv- 
genoffenichaften treiben das Gewerbe jelbft mit Anwendung aller dem Großbetrieb zu 
Gebote ftehenden Hülfsmittel: fie bilden die Spige des Syſtems, die erftere nur eine 
rag pa Zu den Diftributivgenoflenichaften gehören die Volksbanken, 
Rohftoff:, Magazingenofienichaften, Genofienihhaften zur gemeinfamen Benugung von 
Maſchinen und Triebfräften, die Baugenoffenfchaften und Conſumvereine (man vergl. 
die betreffenden Artikel). Die Productivgenofienichaften find jelbftverftändlich ſehr 
mannichfaltig, je nach dem Gejchäft, welches fie betreiben, und muß man ſich deshalb 
auf eine Eintheilung derfelben in zwei große Claſſen befchränfen: 1) jolde Produc- 
tivgenoſſenſchaften, welche nur aus Mitgliedern eines, beziehungsweife der beftimm- 
ten Gewerbe beftehen, weldye beim Betriebe des Genoſſenſchaftsgeſchäfts in Anwendun 
fommen, fo zwar, daß die Beichäftigung aller Mitglieder im Dienfte der Genoſſenſcha 
das Ziel ift, das fie erftreben, 3.B. Shawlwebergenoſſenſchaften, und 2) joldye Pro- 
ductivgenoffenfchaften , welche fid) mit der Production irgendwelcher nöthiger Lebens: 
bedürfniffe und deren Verkauf an das Rublicum bejchäftigen,, fo zwar, daß Die mög— 
Lichft billige und gute Verforgung der Mitglieder, die übrigens den verjchiedenften 
Berufsarten angehören können, mit den betreffenden Artifeln der ee und der 
Verkauf an das Publicum mehr ald Nebengeichäft zu betrachten ift. Die erfte Claſſe 
der Productivgenoffenfchaften produeirt, um zu verkaufen, die zweite producirt, um in 
erfter Linie ihre Producte felbft zu verbrauchen. Zu der zweiten Claſſe gehören vor 
Allem die zu Productivgenofienfchaften erweiterten Conſumvereine, welche, je mehr 
Artikel fie in den Kreis ihrer Gejchäfte ziehen, immer mehr den Charakter von Actiene 
gefellfchaften annehmen. . 
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Den Uebergang von der Genoflenichaft zur VBerfiherungsgefellfhaft 
bilden die auf Gegenfeitigfeit beruhenden genoffenihaftlidhen Afiecuranzen, 
die Kranfen- und Invalidencaffen, Sterbecaflen u. ſ.w. Es find diefe Vereine genofen- 
ſchaftlich organifirt, injofern fie auf der Selbfthülfe der im Bedürfniß Stehenden beru— 
ben, aber fie unterſcheiden fi) von den Genoſſenſchaften dadurch weſentlich, daß ihnen 
ein gewagtes Gejchäft zwifchen dem Vereine und den einzelnen Intereffenten zu Grunde 
liegt, indem den legtern für den Eintritt gewiffer Bedingungen und Termine (der Er- 
franfung, des Todes u. |. w.), welche nicht bei jedem Einzelnen voraus berechenbar find, 
Zahlung eines beftimmten Capitals oder einer beftimmten Rente zugefichert wird, und 
deshalb, wenn die Caſſe beftehen ſoll, im Durchſchnitt Niemand bei Eintritt des Ver— 
fiherungsfalld mehr foften darf, ald er vorher an Steuern eingezahlt hat und das, was 
der eine Verficherte an Rente mehr erhält, durch ein Minder bei dem andern gedeckt 
werden muß. Das ift eben das Princip der Verfiherungsgejellihaft. Ohne die 
fegensreichen Wirfungen dieſer Gefellfchaften auch auf die Sedenshaltung der arbei- 
tenden Glaffen irgendwie unterfchägen zu wollen, können wir diefelben wegen diefes 
u doch nur als genoſſenſchaftliche Aſſecuranzen, nicht als Genoſſenſchaften 
anſehen. 

Nicht zu den Genoſſenſchaften gehören ferner nad) unſerer Erklaäͤrung die gewöhn— 
lihen Sparcaifen, fowie alle jonftigen Vereinigungen, die man unter der Bezeich- 
nung latente Aflociationen zufammenzufaffen pflegt; denn e8 fehlt ihnen zur Ge- 
nofienichaft das Moment der Selbitverwaltung der im Bedürfniß Stehenden. Weil 
wir dieſe für ein wejentliches Erforderniß der Genoſſenſchaft halten, dehnen wir diefen 
Begriff auch nicht jo weit aus, wie Huber, der jelbft die Fabrifen zu den (latenten) 
Afjociationen zählt. Aus demfelben Grunde haben wir auch feine Veranlaſſung in 
Berug auf ihre innere Berfafjung die Genoffenichaften in mehr demofratifch, ariftofra- 
tiſch oder monarchiſch organifirte einzutheilen, denn die Selbftverwaltung ift an fid) 
ſchon etwas Demofratifches, und fo haben auch unfere Genoſſenſchaften durchweg eine 
demofratifche Organifation, ohne daß, joviel ung befannt, jemals bisher die —28 
tung Huber's wahr geworben wäre, daß „Die demokratiſche Organiſation auf dieſem, 
wie auf dem politiichen (?) Gebiete leicht infolge bitterer Erfahrungen der Anarchie 
zur Monarchie oder Tyrannis umſchlüge“. Vielmehr können wir auf Grund einer 14= 
jährigen Erfahrung conftatiren, daß wo einzelne Vereine von dem richtigen demofra- 
tiichen Princip der ee. abgeirrt und ſich aus Vertrauensduſel oder aus 
fonftigen Gründen der unumfchränfkten Leitung ihres Vorftandes anvertraut haben, 
diejelben die Sünde gegen ihre naturgemäße demofratiihe Organiſation mit ſchweren 
Berluften haben büßen müflen : eine zur Unzeit beftellte Monarchie artete in Anarchie 
aus; denn in den Genoſſenſchaften muß Majorität, nicht Autorität gelten, wenn fie 
gedeihen follen. 

Es bedarf feiner Erwähnung, daß alle auf Subvention beruhenden Inftitute 
nicht zu den Genoflenichaften gehören. Wohlthätigfeitsanftalten find fowohl nad) 
ihrem Zwede, als aud) nad) den zur Erreihung des Zweds anzuwendenden Mitteln 
von den Genoſſenſchaften durchaus verfchieden. . 

Haben wir in Vorftchendem den Begriff der Genoſſenſchaft und ihre Eintheilung 
erläutert, fo haben wir zunächſt der bisjegt erzielten Reſultate kurz Erwähnung zu 
thun, und müffen da vor allen Dingen die Drganijation des deutichen Genoſſenſchafts— 
weiens , welche dem gedeihlichen Fortgang der Bewegung nad) einer Seite hin ſchon 
unendlich förderlich geweſen ift, mit einigen Worten darftellen. Wir jagen abfichtlid) 
nur „nach einer Seite hin“, weil ein einheitliches organifhes Zuſammenwirken der 
Bildungsgenoflenichaften erft in neuefter Zeit durch den deutlichen Arbeitercongreß 
angebahnt, aber noch feineswegs zum Abſchluß gefommen ift, daher von einer wejent- 
lichen in diefer Genoſſenſchaften durch ihre Gefammtorganifation füglich nicht 
die Rede fein fann. Ganz anders aber verhält es fih mit den Erwerbs. und 
Wirtbfhaftsgenoffenfhaften. Hier begegnen wir einer Organifation, welche 
fi) von unten herauf naturwüchfig aus dem Bedürfniß entwidelt und weſentlich dazu 
mitgewirft hat, daß wir überhaupt von einer einheitlichen deutichen Genoſſenſchaftsbe— 
wegung fprechen fönnen. Das größte Verdienft aber, diefe Organifation, immer dem 
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Bedürfniß nachgehend, weiter ausgebildet zu haben, gebührt dem Manne, den wir als 
den Schöpfer und Anwalt der deutjchen Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ver- 
ehren, Schulze-Delipich. Die Drganifation, wie fie den Anträgen des Anwalts 
gemäß vom allgemeinen Vereindtage der Erwerbs: und Wirthichhaftsgenofienichaften zu 
Görlig (1563) in ihren Grundzügen feftgeftellt und von dem zu Mainz (1564) in Form 
eines organifchen Statutd angenommen worden ift, ift folgende: Der Zwed des all- 
gemeinen Verbandes der deutichen Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ift die 
Ausbildung ihrer Verfaſſung und Förderung ihrer ya Pegel die Wahrnehmung 

emeinfamer Interefien mit vereinten Mitteln und Kräften und die Anfnüpfung gegen: 
feitiger Geichäftsbeziehungen. Die Angelegenheiten ded Verbandes werden durch den 
Allgemeinen Bereinsdtag geordnet, welcher die Statuten jegt und ändert, über 
die zu Verbandszwecken von den Vereinen verwilligten Geldmittel verfügt und die zur 
Verwaltung der Berbandsiachen beftimmten Organe einjegt, beziehungsweije entläßt. 
Der Vereinstag ift jedoch nicht befugt, den Vereinen obne deren Einwilligung neue 
Verpflichtungen aufzuerlegen,, oder in Betreff der Zwedmäßigfeit ihrer Einrichtungen 
Beichlüffe mit bindender Kraft für die einzelnen Vereine zu falten. Solche Beſchluͤſſe 
gelten nur ald Rath) und Empfehlung, denen nachzukommen den einzelnen Vereinen 
überlaffen bleibt. Die Organe des Verbandes zur Leitung feiner Angelegenheiten find: 
1) die Anwaltſchaft, 2) derengere Ausichuß, 3) Die Landes- und Provin- 
cialunterverbände. Der Anwalt wird vom allgemeinen Bereinstage auf ſechs— 
monatliche Kündigung gewählt und hat als Geſchäftsführer des Verbandes ein förm— 
liches Bureau: er vertritt das Genoſſenſchaftsweſen durch Schrift und Wort vor dem 
Bublicum, der Gejeggebung und den Behörden, fördert die einzelnen Genoſſenſchaften 
mit Rath und That durch Ausfunftsertheilung, Revifion der Statuten u. f. w. , forgt 
für Aufftellung einer möglichft genauen Statiftif des Genofienichaftswefens, giebt ein 
befonderes Organ für daflelbe in der Tagesprefle: „die Innung der Zufunft“ 
heraus und führt die Beichlüfie des allgemeinen Vereinstages aus, beziehungsweiſe 
bereitet fie vor. Der Anwaltichaft zur Seite im Allgemeinen als berathende Behörde 
fteht der engere Ausihuß, beftehend aus den Directoren der Landes: und Pro— 
vincialunterverbände: er hat neben dem Anwalt beichließende Stimme bei An- 
beraumung des allgemeinen Vereinstags, Vorbereitung der Tagesordnung und Ernen: 
nung der Referenten mit ſchriftlicher Berichterftattung und führt jelbftändig Die Gon- 
trole über das Gaflen- und Rechnungsweien des Verbandes. Die im allgemeinen 
Verbande ftehenden Vereine treten zu Landes: und Provincialslinterverbänden zuſam— 
men, welche die Mittelgliever bilden zwiſchen den Gentralftellen, der Anwaltichaft und 
dem allgemeinen Vereinstage einerjeits und den einzelnen Bereinen andrerjeits : ihnen 
liegt die Anbahnung engerer Geichäftsverbindungen unter den Vereinen ob, die Wahr: 
nehmung der Sonderinterefien der Vereine des Diftrictö und die Unterftügung des 
Anwalts und engern Ausichufles in deren Functionen. Die Unterverbände halten 
jährlich mindeftens je einen Verbandstag zur Beiprehung ihrer Angelegenbeiten und 
Mahl des geichäftsführenden Vereins, deſſen Vorfigender der Verbandsdirector 
ift. Die Statuten der Unterverbände unterliegen der Gontrole des allgemeinen Vereins» 
tage. Der Ein- und Austritt aus dem allgemeinen Verbande geichieht durch ſchrift— 
liche Ans beziehungsweile Abmeldung beim Anwalt oder Verbandödirector. Die 
zum Verbande gehörigen Vereine haben das Necht , fich des Rathes der Anwaltichaft, 
fowie der gemeinjam getroffenen Einrichtungen und gegenfeitigen Geſchäftsverbindun— 
gen zu bedienen und find dagegen verpflichtet, jährlich 2%, des Nettogewinnes mit 
einem Mindeft- und Höchitbetrage von 2—30 Thlen. zu den Koften des Verbandes 
zu entrichten, jährlich einen genauen Recyenichaftsbericht über das Vereinsgeichäft an 
die Anwaltichaft einzufenden, mindeftend 1 Eremplar der „Innung der Zufunft“ zu 
halten und die Intereffen des Verbandes in jeder Weile u fördern. 

Wir brauchen nicht erft befonders hervorzuheben, daß die unermüdliche, aufopfernde 
Thätigkeit ded Anwalts, verbunden mit einer glänzenden orgänifatorifchen Begabung 
und einer fehr genauen Kenntniß der Bedürfniſſe der arbeitenden Glaffen bei weitem 
das Meifte getban haben, um die Bewegung jo ſchnell in Fluß zu bringen und in 
dem regelrechten foliden Gange zu erhalten, der ihr ein geveihliches Ziel fichert. Um 
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ſo mehr iſt es zu bedauern, daß immer erſt die Minderzahl der Vereine ſich dem allge— 
meinen Genoſſenſchaftsverbande angeſchloſſen haben und die Mehrzahl nur möglichft 
an den Vortheilen deflelben theilnimmt, ohne die Laften, die, je allgemeiner der Bei- 
tritt wird, natürlich um jo geringer werden, mit tragen zu helfen. Es ſteht indeffen 
zu erwarten, daß die jegige Organifation des Verbandes den Beitritt zn demfelben 
ſchnell verallgemeinern wird. Es gehören ihm gegenwärtig (September 1864) 339 
Volksbanken, 33 Rohftoff- und Magazingenoflenichaften, 4 Productivgenofienfchaften, 
18 Conſumvereine und 1 Feuerverficherungsgelellichaft auf Gegenfeitigfeit, in Summa 
385 Genoffenfchaften an. Die Zahl der überhaupt der Anwaltichaft namentlich be— 
fannten Bolfsbanfen aber it 680, die Zahl der Rohftoff- und Magazingenofienichaf- 
ten 151, der Productivgenoffenichaften 22, der Genoffenfchaften in einzelnen Gewerfen 
alſo aufammen 173, die Zahl der Eonfumvereine 75. In Summa find alfo der An— 
waltichaft jegt 928 Erwerbs⸗ und Wirthichaftsgenofienfchaften befannt. Die Zahl 
der wirklich beftehenden aber kann man höher, auf gewiß 1150 anfegen, nämlich auf 
700 Volksbanken, 250 Genoflenfchaften in einzelnen Gewerfen und 200 Conſum— 
vereine. (Ueber die Gefchäfte der einzelnen Arten der Genoflenjchaften vergl. man die 
betreffenden Artikel.) Landes- oder Provincials-Unterverbände beftehen jegt 15 und 1 
ift in der Bildung begriffen. 

Der einheitlichen DOrganijation der Erwerbs- und Wirthichaftsgenoflenichaften 
haben es diejelben auch großentheils zu verdanfen, daß fie das eine der beiden wichti— 
gen Ziele, weldye zumächft zu erreichen ihnen oblag, auch wirklich erreicht haben, näm- 
lich die Errichtung einer eigenen, aus ihren Mitteln gefchaffenen Großbank, welde 
vorzugsweife ihren Bedürfniffen (bei plöglichen und vorübergehenden Geldflemmen) 
au dienen beftimmt ift. Mit diefem Unternehmen treten die Genoffenfchaften auf ven 
großen Geldmarkt und liefern den Beweis, daß die arbeitenden Claſſen durch ihr Zu— 
ſammenwirken felbft foldye Unternehmungen ins Leben rufen fönnen, welche thatſächlich 
bisher das Monopol des Großcapitald gewefen find. Das andere Ziel, welches die 
Genoſſenſchaften ſchon längft verfolgen, aber nody nicht erreicht haben, weil hier die 
Selbfthülfe nidyt ausreicht, fondern der Staat mithelfen muß, ift die gefeglihe Re— 
gelung ihrer privatrehtlihen Stellung. Was die Genoffenichaften in 
Diefer Beziehung thun fonnten, haben fie redlich gethan : fie haben den von ihrem Ans 
walt ausgearbeiteten Gefegentwurf durchberathen , allenthalben dafür agitirt — aber 
fonft blieb ihnen nur übrig, den hartnädigen Ehicanen, mit denen man fie im größten 
Theile Deutſchlands verfolgte, eine noch hartnädigere Geduld entgegenzufegen. Der 
Geſetzentwurf von Schulze» Deligfch über die privatrechtliche Stellung der Genofien- 
jchaften ift nocdy in feinem Staate zum Gefeg geworben. 

In Betreff der Genoffenichaften in nicht deutichen Ländern bemerfen wir, daß 
diefelben nirgends eine einheitliche Organifation haben, und verweifen deshalb auf die 
einzelnen Artifel „Conſumvereine“, „Volksbanken“ u. f. w. 

Literatur: Vor allen die Schriften von Schulze-Delitzſch, weldye ung 
neben den Acten der Anwaltichaft vorzugsweife als Duelle gedient haben. Es find 
folgende: a. Die Stellung, welche die Genoffenichaften bei Löſung der jocialen 
Frage einnehmen follen, behandeln: 1) Die arbeitenden Claſſen und das Aſſociations— 
wejen in Deutfchland. 2. Aufl. Leipj. 1863. 2) Capitel zu einem deutfchen Arbei- 
terfatehismus. Leipzig 1863. b. Ueber Geſchichte und Fortbildung des Genoſſen— 
ſchaftsweſens geben Aufihluß: 3) Die Jahresberichte für 1859 —63 über die auf 
Selbfthülfe gegründeten deutichen Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Leipz. 
(Guftav Mayer) 1860—64. 4) „Innung der Zufunft“, Blätter für das Genofien» 
ſchaftsweſen, Jahrgang 1862—64, bei E. Keil in Leipzig. — Huber, Reiſebriefe 
aus Belgien, Frankreich und England (Hamburg 1855). — Huber, Zeitſchrift 
Concordia. — E. Pfeiffer, Weber Genoſſenſchaftsweſen. Leipzig 1863. — 
Bluntſchli und Brater, Staatswörterbuch. Bd. J. Artikel „Aſſociation“, von 
V. A. Huber. 

F. Schneider. 
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Geſchäft. 

ae faßt unter diefer Bezeichnung zunächſt die Einzelbethätigung Des Verkehrs: 
willens, jede Verfehrsoperation, aus welcher Rechte und Verbinvlichkeiten fließen 
Rechtsgeſchäft), wie bei Kauf und Verkauf (Taufh), Darlehn, Miethe, Werhiel: 
acceptation, Bürgfchaft, Mäfelei, dann den gefammten Verfehrsbetrieb einer phyſi— 
ſchen oder juriftiichen Perſon. Gelhäftsmann ift derjenige, welcher aus dem Betriebe 
von Einzelgefchäften fein Gewerbe macht, daher ebenfowohl der Landwirth, welder 
feine Producte verfauft, als der Fabricant, der Handwerker, der Kaufmann, der 
Agent, der Mäkler. Herkömmlich begreift man unter jenem Namen, joweit er im ges 
dachten zweiten Sinne das Ganze eines regelmäßigen, erwerblichen Betriebs andeu- 
ten fol, vorzugsweile den Abſatz und die Taufchvermittelung der Handelsobjecte und 
den Betrieb der Hülfsgeichäfte des Handels , und modificirt dem entiprechend auch 
den Begriff Geihäftsmann. Gejchäft heißt demnady vor allem die Handlung (das 
„Haus“) des Kaufmanns, das concrete Gewerbe des Fabricanten, Des Agenten, des 
Mäflers, des Verficherers, des Spediteur, der Transportanftalten, der Banken ıc. 
Endlich bezeichnet Gefchäft auch die Kategorieen der betreffenden Erwerbzweige jelbft 
Bankgeſchäft, Rhedereigeſchäft ꝛc., ſowie die Ipeciellen Arten der Kaufverträge 
(Gontantgeihäft, Ereditgeichäft, Lieferungsgeſchäft ır.). Handelsgeſchäft als Einzel: 
operation ift jedes mit der Abficht auf Gewinn eingegangene Rechtsgeſchäft, welches 
den Güter: oder Werthumlauf vermittelt. Unter ven Handelsgeſchäften ift das wich— 
tigfte das Kaufgeſchäft (Kaufvertrag), deſſen zwei Seiten die Waare und der Preis 
find. Nicht jedes Kaufgejchhäft ift ein Handelsgeihäft und der Begriff der Handels— 
geichäfte felbft, wie der des Handels, wird nicht überall gleihmäßig gefaßt; das 
deutſche Handelögefegbudy Ipecificirt Diefelben in Art. 271—276. Wir haben hier 
lediglidy die Geftaltung und die Sonderformen im Auge, welche der Betrieb des Um— 
fages, das kaufmänniſche Geſchäft erzeugt. 

Die Gefchäftsführung ift das im — einer Betriebsſtelle, eines Ge— 
ſchäftshauſes herrſchende Srigime, weldes in allen Theilen der Verwaltung feinen 
Ausdrud findet. In einem irgend bedeutenden, ausgebreiteten Geſchäft ift der Ein- 
zelne, der Unternehmer, der Geichäftseigner Principal, Chef), oder der Vertreter 
einer Mehrheit von Unternehmern, der Dirigent, nicht im Stande, alle Verwaltungs: 
arbeiten felbft zu vollziehen; er bedarf der Unterftügung eines oder mehrerer Gehülfen, 
die fein Geſchäftsperſonal bilden. Dem Haupte des Geſchäfts bleibt die Oberleitung, 
die Direction; in ihm verförpert ſich der Geſchäftswille, defien Ausflug in der Vers 
fügung, Dispofition, erfcheint, welde die Arbeiten der Gehülfen regelt. Man 
verfteht aber unter der Dispofition im Geſchäftsleben vorzüglicd die Sphäre derjeni- 
gen Verfügungen, welche den Vertragswillen befunden, und von Demjenigen, welder 
zweckmäßig, im wahren Intereffe des Geſchäfts, dieſe Verfügungen zu treffen weiß, 
fagt man, daß er gut zu disponiren verftehe. Iſt das Geſchäft fo anjehnlich, daß der 
oder die Eigner oder Directoren hinſichtlich der Dispofition die Beihülfe anderer Ber: 
fonen in Anſpruch nehmen, weldye fie mit einer generellen oder fpeciellen Vollmacht 
befleiden, fo ragen natürlid) dieſe Bevollmächtigten unter dem Geichäftsperfonal ber: 
vor und find den übrigen Gehülfen ald Vertreter des Chefs mehr oder weniger vor: 
gelegt; fie heißen Geichäftsführer, Disponenten, PBrocuriften, Factoren. Die Anitel- 
lung eines Geſchäftsführers fann auch durch andere Umftände bedingt fein, namentlich 
dadurch, daß der Eigner fi mit der Leitung des Geſchäfts nicht befaflen fann (ein 
minderjähriger Erbe oder geſchäftsunkundige Erben, für deren Rechnung das Geſchäft 
des Erblaſſers fortgeführt wird, Krankheit oder hohes Alter des Chefs) oder will (Be: 
quemlichkeit) ; in diefem Falle ift der Vertreter des Gefchäftsheren Feine bloße Hülfs- 
perſon, fondern das factifche Verwaltungshaupt. Das deutſche Handelsgeſetzbuch 
regelt die rechtlichen Verhältniffe der Glieder des Geſchäftsperſonals in Art. 41—65 
und diejenigen der Procuriften insbefondere in Art. 41—56. In einer offenen Han- 
delögeiellichaft ift der Regel nad) jever Theilhaber zu allen gefchäftlichen Verfügun- 
gen berechtigt, doch kann aud der eine und andere von vielem Rechte ausprüdlich 
ausgejchlofien werden, und das Gleiche gilt von der Kommanditgefellfchaft, wenn dies 
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felbe mehrere vollftändig verantwortliche Theilhaber (Gomplementare; enthält, die 
dann unter ſich eine offene Gefellichaft bilden, häufig theilen ſich die Geſellſchafter 
in die leitenden Functionen, und regelmäßig findet eine ſolche Theilung unter den 
Dirigenten der Actiengefellichaft ftatt, wenn deren mehrere find. Die pecuniären 
Koften, welche die Führung eines Geſchäfts erheifcht, werden gewöhnlich Geſchäfts— 
fpefen oder Generaljpejen, Generalfoften genannt, Die wirthichaftliche Ueberlegen- 
heit großer Unternehmungen, weldye mit beträdytlihem Gapital arbeiten, ruht unter 
anderm auch mit darin, daß die Geichäftsunfoften relativ geringer find, als bei 
fleineren Geichäften, indem fie bei weitem nicht seh mit der Ausdehnung 
des Betriebes wachſen, was ebenfowohl von den Koften der Localitäten, als von 
der Bejoldung des Hülfsperfonals u. ſ. w. gilt. 

Wir haben den Compler der Gefchäftsthätigfeiten einen Organismus genannt, 
und er ift in der That Feine bloße Mafchinerie, vielmehr nimmt das Geihäftsgange 
eine Art jelbftändigen Lebens an, in welchem die Kräfte der Arbeit und des Capitals 
pulfiren und in ihrem unabläffigen Spiel bei eigener Gefundheit und gejundem Zu: 
ftande der Verkehrsatmoſphäre aus dieſer legtern fich fort und fort nährende Elemente 
ajlimiliren, die das Gleichgewicht jenes Lebens erhalten und dem Geſchäftskörper 
Wachsıhum verleihen. Somit folgt diefes Geichöpf eines Unternehmers bald feinen 
eigenen Lebensbedingungen;z es hat feine bejondere Eriftenz, die freilich vom Chef 
ausgeht und ihren Lebendodem zieht, von ihm geregelt wird und ihm dienftbar ift, 
allein zugleid) jeine ſelbſtändigen Anfprüche erhebt, die aus den Wirthichaftsbeziehun: 
gen, welche es ſich gebildet hat, erwachſen und nicht der Willfür des Eigners felaviich 
unterthan find. So darf der Kaufmann nicht vollgültig fagen: »mon Eetablissement 
c’est moi«. In diefem Einne faßt auch die Gejchäftswelt felbft, wenngleich meift in: 
ſtinctiv, die Gefhäftshäufer auf; fie untericheidet vielfady dieſe Gefchäftsftellen von 
den Gefchäflseignern und fagt 3. B., daß dieſes oder jenes „Gefchäft" in andern Hän: 
den befier gedeihen werde. In der That kann ſich das Gefchäft von feinem Eigner los: 
löſen und ein neues Haupt ſuchen; es kann ſammt dem Namen, unter dem jener es 
betreibt (der Firma) verfauft, vererbt werden; es kann durch einen Vertreter geleitet 
werden, wie es in der Regel für feine Verwaltung helfender Hände bedarf. Freilich 
aber bleibt es immer durchgeiftigt von dem Hauche der leitenden Perfönlichkeit, ſei dieſe 
der Gefchäftsherr oder ein Vertreter deffelben, und nad) dem Maaße der Kraft, der 
Energie, der Begabung und Umficht dieſes Führers wird es an Bedeutung und Gel: 
tung fteigen oder fallen. | 

Die Begründung und Eröffnung eines Geſchäfts, namentlich eines faufmänni- 
chen, die geihäftliche Niederlaffung , wird gewöhnlih Etablijfement genannt, 
unter weldyem Namen aud) größere geichäftliche Anlagen ſelbſt, namentlidy fabricative, 
verftanden werden. Die Eröffnung eines neuen Geſchäfts, Aenderungen in der Perfon 
oder den Prrjonen feiner Eigner und in den Geſchäftszweigen oder dem Domicil, und 
ebenio die Auflöfung des Geihäfts, werden den Perfonen, denen man davon Kunde 
zu geben wünſcht, namentlich aljo Geſchäftshäuſern (Aenderungen vor allem den jo: 
genannten „Geſchäftsfreunden“, d. h. den Häufern, mit weldyen man bereits in Ver: 
bindung fteht) durch Rundfchreiben (Girculare, Oblatorien) mitgetheilt; gewöhnlich 
erfolgt auch eine öffentliche Anzeige in Zeitungen, und die Handelsgefegbücher fordern 
eine Anmeldung bei der competenten Behörde behufs der Eintragung in das Handels- 
regifter (deutiches H.⸗“G.«B. Art. 19), jofern es ſich nicht blos um die Geſchäfto— 
objecte handelt. 

Der Drt der Niederlaffung ift in der Regel der Wohnplag des Eigners; er kann 
aber auch ein anderer fein, wie das bezichungsweife namentlid dann der Fall, wenn 
das Gejchäft mehr ald Einen Eigner hat und der eine oder mehrere der Chefs nicht am 
Drte des Geſchäfts domiciliren, wohl immer aljo bei der Artiengefellfchaft ſ. Geſell— 
ſchaft). Der Kaufmann fann ferner mehrere Geichäfte befigen, und diefe fönnen an 
verjchiedenen Drten ihr Domicil haben; in ſolchem Falle find die verſchiedenen Ge— 
ſchäftshäuſer des nämlichen Unternehmers entweder geſchäftlich vollkommen von ein— 
ander getrennt und von einander unabhängig, oder eines oder mehrere derſelben reſſor— 
tiren von einer Gentralftelle, find Zweiggeichäfte dieſes Hauptgefhäfts, jogenannte 
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Commanditen, welche ein verſchiedenes Maaß der Abhängigkeit oder Selbſtän— 
digkeit gegenüber der Hauptſtelle haben können. 

Wenn die Kaufgeſchäfte eines Handelshauſes volltändig auf Rechnung feines 
Eigners gehen, jo nennt man dafjelbe eine Cigenhandlung oder Properhand: 
lung, erfolgen dagegen feine Abſchlüſſe im Auftrage (in Commiſſion) dritter Perfo- 
nen, welche als Gommittenten jenes Haus zum Cinfaufe oder zum Berfaufe aufgefor: 
haben, fo ift daffelbe eine Gommiffionshandlung, ein Gommiffionsgeichäft; 
. Handel, 

® Die einzelnen Kaufgefchäfte unterfcheidet man zunächſt je nad) der Zeit der Lel— 
ftung des Kaufgeldes und der Leiftung (Lieferung) der Waare. Im erfterer Rückſicht 
ift das Kaufgeichäft entweder ein Baarfauf oder ein Greditfauf, in legterer Rückſicht 
entweder ein Tagesfauf oder ein Lieferungskauf. Wir folgen beiden Unterfcheidungs: 
momenten in der folgenden Aufftellung : 

I. Nach Maaßgabe der Zeit der Bezahlung. 1) Baarfauf, Contantfauf, 
Kauf per Caſſe, KaufzZugum Zug. Der Kaufpreis wird fofort nad) Ueber: 

abe der Waare geleiftet (bei Beziehungen aus der Ferne dann gewöhnlich durch 

ratte des Verkäufers bei der fymbolifchen Lebergabe, bei der Abjendung). Miß— 
bräuchfich verfteht man hier und da unter dem Ausdrude »per contant« (pour comp- 
tant) eine furze Greditfrift von 2 oder mehreren Wochen. — 2) Greditfauf, Zeit: 
fauf. Der Kaufpreis wird nadı Ablauf einer von der Ortsüblichfeit oder der befon- 
dern Verabredung abhängigen Frift entrichtet. Ueber die Grundlage diefer Kaufform, 
in welcher die meiften Kaufgeichäfte ericheinen, |. den Art, Credit. Wenn beim 
Greditfaufe der Käufer alsbald nad Lieferung oder Abſendung der Waare einen 
Wechſel des Verkäufers über deren Betrag acceptirt oder für * Rechnung von 
einem Dritten acceptiren läßt, ſo ſpricht man von einem Acceptationsgeſchäſt. Der 
Preis ift bei dem Greditfaufe natürlich ein höherer, als bei dem Baarfaufe, weil der 
Verkäufer das Gapital während der Ereditfrift entbehrt und für diefe Entbehrung 
Zinfen rechnen muß. Wird die gedachte Frift Dadurch) abgekürzt oder ganz aufgehoben 
(im legteren Falle der Greditfauf in einen Baarkfauf umgewandelt), daß der Käufer 
vor Ablauf der üblichen oder verabredeten Frift zahlt, jo werden ihm entiprechende 
Zinfen (Disconto, Sconto, Rabatt) auf den Greditpreis zu gute gerechnet, welche 
auf allen Handelsplägen einen feften Sag haben. Ob für den Käufer, weldyer die 
Wahl hat, auf Eredit zu höherem, gegen baar zu niedrigerem Preiſe zu kaufen, Die 
eine oder die andere Alternative den Be verdient, hängt zunächſt Davon ab, ob er 
ohne Unbequemlichkeit baar bezahlen fann, und dann von der größern Nützlichkeit des 
einen oder des anderen Weges: weiß er dem Kaufgelde während der Greditperiode 
anderweit einen höhern Ertrag abzugewinnen, als der Preisabſchlag darftellt, fo 
wählt er natürlidy den Greditfauf, im entgegengelegten Falle den Baarfauf. — 
3) Pränumerationsfauf. Der (ganze) Kaufpreis wird vor der Uebergabe der 
Waare gezahlt, entweder gleich beim Kaufichluffe, oder zwiſchen diefem und der Ab: 
lieferung der Waare. Diefer Kauf fommt nur ſehr felten vor, wohl aber manchmal 
eine theilweife Pränumeration ſ. unten). 

II. Nach Maaßgabe der Zeit der Waarenlieferung. 1) Tagesfauf, Taged- 
geihäft, auch Kauf effectiv und Kauf loco genannt. (Im Fonds: und Actienhanvdel 
ijt für den Tagesfauf die Bezeichnung „Gontantgefchäft“ oder „Caſſengeſchäft“ fehr 
gebräuchlich, welche aber fahgemäß dem Baarfaufe gebührt; |. oben.) Die Waare 
wird unmittelbar nach dem Kaufichluffe übergeben, beziehungsweiſe abgefandt. 
Der Umftand,, daß der auswärtige Verkäufer eine beftimmte, demnächſt eintretende 
Fuhr- oder Sciffsgelegenheit abwarten und benugen ſoll, ändert nichts an der 
Natur des Kaufes. — 2) Lieferungsfauf, Lieferungsgefchäft, unpaſſend aud) 
Kauf auf Gontract genannt, fowie ſehr häufig Zeitfauf oder auch Terminfauf (welche 
legtern Ausdrücke paſſender für den Greditfauf find, j. oben). Die Waare wird an 
einem fpäteren, als dem Termine des Kauffchluffes, und war an einem im voraus 
feftgeftellten,, geliefert, und diefe Pofteriorität ift ein Abfichtliches der Contrahenten. 
(Die Feftfegung eines fpätern Termins, welcher ferner oder näher liegen fann — 
3. B. mehrere Monate ab, oder, wie gewöhnlich beim Fondshandel in Wien, der 
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nächſte Tag — iſt der Ausfluß der entſcheidenden ſpeculativen Abſicht. Weber 
im Verkehr, noch in der Rechtswiſſenſchaft hat man bisher den Tageskauf und den 
Lieferungskauf durchgreifend geſchieden. Man giebt zu, daß ein Kauf, bei welchem 
Käufer und Verkäufer nur aus gewiſſen Rückſichten geſchäftlicher Bequemlichkeit den 
Empfang vielleicht um einige FBochen hinausichieben, nicht ein Lieferungsfauf zu 
nennen a ‚ aber man giebt diefen Namen bisweilen einem Kaufe, deffen Object vom 
Verkäufer deshalb erft in einiger Zeit herbeigeichafft werden fann, weil es erft ange: 
fertigt werden muß, wenn aud) Fein beftimmter Termin der Lieferung verabredet ift. 
In der heutigen Börfenfprache ift weder der eine, noch der andere Kauf ein Liefe— 
rungege DEN.) 

ährend die meiften Tagesfäufe zugleich Greditfäufe find, find die Lieferungs- 
fäufe wohl ohne Ausnahme zugleich Baarkäufe, d. h. zur Zeit der Lieferung der 
Waare erfolgt die Bezahlung, alfo gleichzeitige „Erfüllung“ von beiden Seiten. Bis— 
weilen auch wird beim Lieferungsfaufe vom Käufer ein Vorſchuß auf das Kaufgeld 
geleiftet, zur Sicherung für den Verkäufer, ein Umftand, der indeß aud) beim Eredit» 
tagesfaufe vorfommt (in — gewöhnlich ein Drittel des Kaufgeldes; „Hand— 
geld“ in Rußland und deſſen Oſtſeeprovinzen; in der Levante). 

Die Lieferungsgeſchäfte ſpielen heutzutage eine ſo bedeutende Rolle, daß 
wir ihnen etwas näher treten müſſen. In den meiſten Fällen iſt der Verkäufer beim 
Abſchluſſe des Geſchäfts noch gar nicht Eigenthümer der Waare; er verfauft in der 
Be daß er bis zum Tage der Ablieferung Erfüllungstage) zu einem wohlfeilern 

reife Faufen werde, ald dem, zu weldyem er verfauft hat. Der Käufer, welcher von 
der gleichen Abſicht auf Gewinn geleitet wird und dem die nämlichen Quellen des 
Kautes offen ftehen, hat die entgegengefegte Meinung vom Gange des Preijes. Die 
Intereſſen beider Kontrahenten heben fid) demmach diametral entgegen , während fie 
im fonjtigen Handel Hand in Hand gehen, und der Gewinn des Einen ift der Berluft 
des Anderen. Das Verlangen nach einem großen Gewinn läßt die Lieferungsgeichäfte 
der Regel nad) über fehr beträchtliche Quantitäten ſchließen, für welche ſich an den 
einzelnen KHandelsplägen feite Säge gebildet haben, deren Einmaliges oder Mehr: 
maliges das Object des Einzelgeichäfts ift. Gin derartiger Kauf, beiten Gegenſtand 
beim Abſchluſſe noch außerhalb der Verfügung des Verkäufers ſteht und deſſen Er— 
gebniß auf beiden Seiten fünftigen Verhältniſſen anheimgegeben wird, verdient nicht 
eigentlich den Namen eines Geihäfts, ift vielmehr ein Spiel. Seine Gegenftände 
find vorzüglich ſolche Waaren, welche ihrer Natur nad) einen ſehr wechjelnden Preis 
> und aljo der Sperulation ein weites Feld bieten, namentlich vegetabiliiche 

roducte, die einen fehr ftarfen Verbrauch finden (Getreide, Del, Spiritus, Baum— 
wolle), deren Preis aber je nad) den Ernteerträgen und der Meinung über die nächfte 
Ernte, Zu: und Abfuhr großen Schwanfungen unterliegt, ferner je nad) den localen 
Bedingungen manche andere Artikel (Talg, ‘Petroleum, Zink), ganz bejonders aber 
öffentliche Obligationen (Fonds) und Actien. Wenn der eine der Gontrahenten die 
Erfüllung des Vertrages weigert oder dazu außer Stande ift — und dies wird nur 
der durch den Preis zur Erfüllungszeit Benachtheiligte fein —, jo hat er den andern 
nah Maaßgabe der Differenz ee diefem Preife und dem contrahirten Preife zu 
entfchädigen, denn zu dem erftern wird der zur Erfüllung bereite Gontrahent die be: 
treffende Waare anderweit faufen oder verkaufen müffen, wenn er von der Erfüllung 
nicht abftehen kann oder will. Sehr gewöhnlic aber haben beide Parteien auch beim 
Kaufabichluffe gar nicht die Abficht auf wirkliche Lieferung und Uebernahme der 
Waare, treffen gar feine Fürforge für eine ſolche, find auch vielleicht nicht im Befige 
des zu folder Erfüllung erforderlihen Capitals, haben vielmehr nur die gedachte 
Ausgleihung durch Abrechnung über die Preispifferenz im Auge. In diefem Falle ift 
der Rauffchlas eine bloße Form für eine Wette auf den Preis, man giebt ihm den 
Namen Differenzgeihäft, Scheingefchäft, Blancogefhäft (weil der behandelte 
Waarenpoften nicht nachweislich für des Verkäufers 2 vorhanden), Schwin⸗ 
delgeſchaͤft. Die ganze Kategorie ſolcher Verträge bezeichnet man als Windhandel, 
Boͤrſenſpiel oder Agiotage. Das Differenzgeſchaͤft iſt, als eine bloße Wette, in den 
meiſten Staaten nicht elagbar, ja ausdrüdlicy verboten, aber das Verbot fann es 
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nur ſelten treffen, da es ſich in die Vertragsform wirklicher Lieferung und Uebernahme 
Fleidet. 

Der Lieferungsfäufer fann vom Abſchlußtage an bis zum Erfüllungs: oder Stich— 
tage jeden Augenblid „realijiren“, d. h. durch Wiederverfauf des gekauften Poſtens 
feinen Gewinn wenn der Preis geftiegen) oder feinen Verluft (wenn der Preis ge: 
junfen) feftitellen. Das Nämliche fann mutatis mutandis natürlich der Verkäufer 
feinerfeitd. Der Eine wie der Andere fann aud) formell feine durch den urſprüngli— 
chen Vertrag erworbenen Rechte abtreten oder, wie man zu jagen pflegt, „überweijen“, 
fo daß fich, wenn das von beiden Seiten geſchieht, am Stidytage behufs der Er: 
füllung oder Abrechnung andere Perſonen, als die anfänglichen Gontrahenten, gegen 
überftehen. Die urfprünglich contrahirende Partei ift aber nicht an allen Börjen zur 
Annahme folcher Ueberweifungen verpflichtet. 

Das Lieferungs: und begiehungsweile das Differenzgeichäft zeigt mehrere Modi— 
ficationen der Hauptform, und im Fonds: und Xetienhandel fommt eine ziemliche 
Menge derielben vor. Zunächſt wird dem einen Kontrahenten jehr gewöhnlidy die 
Freiheit gegeben, die Erfüllung entweder vom Tage des Abſchluſſes an („tägliche Lie— 
ferung“) oder innerhalb einer gewilfen Ipäter beginnenden Periode („fir und täglich“ 
die Erfüllung an jedem ihm beliebigen Tage mit Erfolg zu verlangen. — Um ferner 
den möglichen Verluft, den die eine Partei durd) Preis- oder Coursdifferenz erleiden 
fann, zu begrenzen, gefteht man nicht felten dem einen Gontrahenten den Rücktritt vom 
Vertrage zu, gegen Zahlung einer Entſchädigung, weldye entweder, und zwar, meift für 
das Recht auf Nichterfüllung gilt und dann „Prämie“ heißt, oder (jo in Berlin) nur bei 
der wirflihen Wahl des Rüdtritts geleijtet wird und in dieſem Falle ein Reugeld ver: 
ftellt. Gewöhnlich (in Frankreich ſtets ift e8 Der Käufer, der fich ein ſolches Recht ausbe— 
dingt, und die Prämie heißt dann Vorprämie oder Lieferungsprämie; genießt der Ver— 
fäufer das Rüdtrittsrecht, jo wird die Prämie Nüdprämie oder Empfangsprämie ge 
nannt. Das in diefer Weife modificirte Geſchäft jelbft führt den Namen des Prämien: 
geſchäfts. — Die Fondsbörſe complicirt und dehnt die Wahlrechte noch mannichfach. 
3. B. räumt man wohl dem einen Gontrahenten Wähler) das Recht ein, die Papiere 
von dem andern ‘dem Steller) zu einen bejtimmten Preiſe zu beziehen, oder fie ihm zu 
einem niedrigern Preiſe zu liefern ; beim Abſchluſſe weiß alſo feine von beiden Par— 
teien, ob jte Käufer oder Verfäufer der behandelten Papiere fein wird! Man nennt 
diejes Geſchäft das „Stellgeihäft” oder den „Schluß auf Geben und Nehmen“ und 
ftipulirt bei demjelben bisweilen auch nur Einen Preis für die facultative Beziehung 
und Lieferung, dann aber zugleich eine vom Wähler zu zahlende beiondere Pfämie 
(Stellgeld) für das Wahlrecht. Darf der Wähler gegen Zahlung der dann immer 
ausdrüdlich zu normirenden Prämie auch vom Vertrage ganz zurüdtreten, jo erweis 
tert jich das vorige Gejchäft zum jogenannten „zweilchneidigen Prämiengeſchäft“. Bei 
beiden Verträgen muß die Wahl an oder bis zu einem im Vertrage feitgeiegten Ter— 
mine erklärt fein. — Ein Lieferungsfauf, bei weldyem der einen Partei geftattet wird, 
rüdjichtlich eines beitimmten Theils der Papiere von der Erfüllung abzuftehen, für 
welches Vorrecht dadurch eine Prämie gezahlt wird, daß der ‘Preis ein vom Tages: 
faufscourje zu Ungunjten des mit dem Wahlrechte Bevorzugten abweichender ift, heißt 
„Schluß auf feſt und offen“. Das Gegenbild dieſes Kaufes ift das „Nochgefchäft” oder 
„Geſchäft mit Noch“, bei weldyem es dem Bevorzugten freifteht, die zunächſt contrahirte 
Menge der Papiere noch um ein gewiſſes Maaß zu vermehren. Bei beiden eben er: 
wähnten Gejchäften hat der durch das Wahlrecht begünftigte Gontrahent die Alterna= 
tive zwiſchen dem Verlangen einer größern und einer kleinern Summe von Papieren, 
für welche Bevorzugung er in jedem Falle eine Prämie zahlt, die durch den gedachten 
Unterſchied des Preiſes gebildet wird, jedoch auch bejonders normirt werden kann; bie 
Grundauffafiung aber ift verfchieden: dort gilt die Prämie für die vorbehaltene Ver: 
minderung, hier für die vorbehaltene Vermehrung. — Endlich fei der „Prolonga— 
tionsgeichäfte” (in Defterreich „Koſtgeſchäfte“ in — gedacht. Es treten an der 
Börje bisweilen Zeiten ein, zu denen ſich die Speculation lebhafter, als gewöhnlich, 
auf das vermuthete Steigen der Eourfe (auf die Hauffe) richtet; dann bildet ſich für 
den Lieferungsfauf ein beionderer Cours, der höher ift, ald der Cours des Tagesfau- 
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fes oder ſogenannte Caſſencouts, und den Unterſchied beider Courſe nennt man Re: 
port. Wiederum aber kommen zu anderer Zeit entgegengeſetzte Strömungen vor; man 
fpeculirt vorzüglich auf das Sinfen der Eourfe (auf die Baifle), es entfteht ein Cours 
für den Lieferungsfauf, welcher niedriger als der Caſſencours ift, und der Unterfchied 
zwiſchen diefen beiden Gourjen wird Deport genannt. Legt nun Jemand baares Geld, 
für welches er augenblidlich Feine beflere — hat, dadurch vorübergehend 
an, daß er ein Papier im Tageskaufe erwirbt und gleichzeitig auf ſpaͤtern Termin zu 
höherem Courſe (mit Report) wieder verkauft, jo macht er ein „Reportgefchäft“. Der 
mit ihm Gontrahirende macht das Gejhäft, um die Erfüllung eines Lieferungsge- 
ſchäfts länger hinauszuichieben. Verkauft dagegen Jemand im Tagesfaufe und Fauft 
gleichzeitig zum wohlfeileren Lieferungsfaufe zurück, jo vermiethet er gewiffermaaßen 
die in feinem Beſitz befindlichen Papiere umd der Deport ift fein Gewinn; er macht 
ein „Deportgeichäft“. Für Die mit ihm contrahirende andere Partei ift diefes Geſchäft 
die Verlängerung einer Speculation auf die Baiffe. Den Report- und Deportgeichäf: 
ten wird der gemeinjame Name „Prolongationsgefchäfte* gegeben; näher auf dieſel— 
ben einzugehen, liegt nicht im ‘Plane des vorliegenden Wertes, Die parifer Börfe 
fennt noch manche Unterarten dieſer Prolongationen. 

Man hat häufig behauptet, die Differenzgefchäfte übten einen nachtheiligen Ein: 
flug auf den Preisſtand überhaupt, auf die Preiſe, welche maaßgebend werden für 
wirflihe Erfüllung, auf die Tagespreife, und man hat insbejondere gejegliche Maaß- 
tegeln angerufen gegen die vermeintlichen „Wucherer“, welche in Zeiten der Theue— 
rung der erften Lebensbedürfniffe (des Getreides) deren Preife fünftlich fteigerten, 
indem fie durch ihre Maflenicheinfäufe einen Scheinbegehr erzeugten, der, wie ein 
wirklicher Begehr, dieſe Preile auf das Außerjte in die Höhe Ichraube, das aber 
fünftlidy, unberechtigt, wucherhaft, zum Unheil der darbenden, hülflofen Volksclafien. 
Wiſſenſchaft und Erfahrung haben den groben Irrthum diefer Meinung dargelegt, 
welche bier und da zu verhängnißvollen Erceſſen geführt hat. Für das Differenzge— 
ſchäft gilt der nämliche Preis, wie für das reelle Lieferungsgeichäft; befteht ein Käu— 
fer auf Lieferung, während der Verkäufer nur auf Differen -Ausgleihung gerechnet 
hat, jo darf jener allerdings für Rechnung der legtern faufen laffen, er thut Dies 
aber nur in dem Falle, daß er die Waare braucht, und wenn alſo fein Kauf 
wirfliher Waare auf Steigerung des Preifes wirft, jo ift diefe die Wirfung eines 
gefunden Begehrs, ver als folcher mit der Agiotage nichts zu thun hatz vollzieht 

egen Erwarten des Käufers ein Verfäufer die wirkliche Lieferung‘, um jenen in 
Berlegenheit zu jegen, jo nöthigt er ihn, wenn dieje Verlegenheit die Folge, zu 
fofortigem Wiederverfaufe und das Ausgebot dieſes Lieferungsfänfers Fann den 
Preis zu Gunften der Gonfumenten nur erniedrigen; — wo bleibt aljo die Wucherge- 
fahr? Die Differenzgeichäfte erhöhen die Preiſe ebenſowenig, als die Wetten beim 
Sport das Rennpferd jchneller laufen machen. Nach einer andern Seite hin aber wirft 
die Agiotage unheilvoll. Die im moraliſchen Sinne unverdienten Gewinnfte und un: 
verfchuldeten Verlufte und das bewußte Speculiren auf dieſelben untergraben die Sitt- 
lichkeit, wie fie eine Reihe unglüdlicher Sperulanten zum Ruin führen, deren Fall 
wieder andere Perfonen in Mitleidenſchaft zieht. Raſch und leicht gewinnt der „glüd- 
liche“ Agioteur, nicht aber zu feinem wahren Glüde, denn eben diefe Müheloſigkeit 
und Rapidität des Gewinnftes und daneben die Unficherheit der Dauer defjelben ver- 
leitet die Sperulanten zu einem Leben voll Lurus und Verſchwendung, welches ver» 
giftend weitere Kreife anzufteden pflegt. Differenzgeichäfte find volkswirthſchaftlich 
unproductiv; ſie ſind ein Auswuchs der wirthſchaftlichen Cultur, den freilich nur der 
eſunde Sinn des Handelsſtandes auszuſcheiden vermag, wie er es an einzelnen 

lätzen gethan hat, an denen der Agioteur die allgemeine Mißachtung auf ſich ladet 
as das anderwärts in Blüthe ftehende Differenziren feinen Raum hat gewinnen 
Önnen. 

Wenn die Lieferung einer unbedingt verfauften Waare deshalb Anftand haben 
muß, weil diefelbe fich noch unterwegs, und zwar auf dem Wafjertransport befindet, 
fo fann, falls die gefammte Partie, über welche der Frachtvertrag geichloflen ift, in Eine 
Hand verfauft wird, das Frachtdocument den formalen Kaufvertrag abgeben, indem der 
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Adreſſat dieſes Documents, der Deſtinatar, als Eigner der Waare oder als deſſen 
Beauftragter mit dem Eigenthumstitel zugleich das Recht auf die unmittelbare Em— 
pfangnahme der Waare an den Käufer überträgt. Dies geſchieht entweder durch ein- 
fache Uebergabe der Frachturfunde, wenn dieſe nämlicd „an den Inhaber“ lautet, oder, 
wie beim Wechfel,, durch formelle Uebertragung des Anrechts mittelft Indoſſaments, 
wenn fie auf den Namen des Deftinatard mit oder ohne den Zufag „an Drder“ lautet, 
oder wenn fie blos „an Order“ (d. h. an die Order des Abjenders, der dann als Eig- 
ner erfcheint) geftellt ift. Dieje Frachturfunde ift das beim Seetransport gebräuchliche 
„Gonnofjement“ oder der „Ladeichein“. Um für die auf der Fluß- oder Ganalfahrt be- 
griffenen Güter eine gleiche Eigenthumsübertragbarfeit zu ermöglichen, hat man für 
diefelben neben dem jonftigen Frachtbriefe ein Connoſſement eingeführt. Der Abſender 
ftellt das Gonnoflement in mehreren Gremplaren aus, von denen jedenfalls eines dent 
Deftinatar der Waare auf dem Poftwege zugeht, jo daß vor Ankunft der Waare das- 
jelbe zu dem gedachten Zwede benugt werden fann. Die Uebertragung des Connoſſe— 
ments num gilt nach vielen Particularrechten nicht nur ald Llebertragung des Anrechts 
auf Empfangnahme der Güter aus den Händen des Schiffer, jondern Aa ale 
Uebertragung des Befiges diejer Güter, und der ordnungsmäßige Empfang des Gonnofle- 
ments fommt alfo in legterer Rüdficht mit dem wirflidyen Empfange der Güter überein. 
Demgemäß füngirt ein übertragenes Connoſſement bezüglich der Waare, auf weldye cs 
lauter, in ähnlicher Weife, wie ein übertragener Wechjel rüdfichtlicy der Wechjelfummt, 
und in Befolgung diefer Regel wird häufig der Befigtitel wiederholt übertragen , gebt 
ein Gonnofjement durch mehrere Hände. Die betreffende Verkehrsform wird bisweilen 
ungeeignet „Sonnofjementenhandel” genannt. Der gedachte Sag, daß der Empfang 
des Gonnofjements ald Empfang der Waare gelte, ift übrigens gemeinrechtlid) 
feineswegs anerfannt, vielmehr vielfach beftritten, und felbft ein allgemeiner Handels— 
brauc läßt fich für denjelben nicht nachweifen, obgleich ver Handelsftand geneigt 
ſcheint, ihn zu adoptiren. Während u. A. die Hamburger Gerichte in neuerer Zeit 
gegentheilig entſchieden haben, erkennt das allgemeine deutfhe Handelsgeſetzbuch 
(Art.649) die Gleichgeltung der Uebergabe des Connoſſements mit der Lebergabe der 
MWaaren in ihrer rechtlichen Wirkung an, befchränft dieſe Anerkennung aber auf die 
an Order d. h. an Order ded Empfängers und an Drder des Abienders) geftellten 
Connoſſemente, welche allein nad) diefem Gejegbuche (Art. 302) indoffirbar find und 
neben denen e8 feine Connoſſemente an Inhaber zuläßt. Auch für die Landfradytfahrt 
— das deutſche Handelsrecht den Gebrauch von Ladeſcheinen mit der gedachten 
irkung. 

In gleicher Weiſe, wie eine unterwegs befindliche Waarenpartie durch Lleber- 
tragung des Gonnofjements, kann eine in einem Entrepot hinterlegte Waare 
durch Ceſſion (Imdoffirung) des Lagerfheins oder fogenannten Warrant 
(engl.) ihren Befig wechſeln, verfauft werden, und diefe Lebertragsform bildet eine 
ungemeine Erleichterung des Verkehrs, indem fie lagernde Güter mobilifirt. Das 
Warrantſyſtem ift feit ſehr langer Zeit in England üblich, feine Reception in andern 
Ländern und feine weitere Ausbildung gehören der neueften Zeit an; es bietet daffelbe 
eine Reihe befonderer Annehmlichkeiten für den Kaufmann, auf welche bier nicht ein- 

egangen werden kann, und es ift zu erwarten, daß es ſich mehr und mehr einbürgert. 
ie in England, fo ift das großentheils in Belgien, Holland, Franfreih und Spa- 
nien geſchehen, während in Deutichland kaum Anfänge dazu gemacht jind. Geſetz- 
gebung und Vorurtheil haben ihm lange Zeit hindernd im Wege geftanden. Das 
deutſche Handeldgejegbudy (Art. 302) geftattet die Uebertragung von Warrants, fofern 
fie an Drder lauten; in England können fie an den Inhaber lauten. Die ausländische 
Gefeggebung geftattet auch die beliebige Theilung einer gelagerten Partie und bezie- 
hungsweife des urſprünglich darüber ausgeftellten Warrant. In Franfreih, Spanien 
und Deutfchland fönnen nur die Lagerfcheine über in ftaatlih ermächtigten Anjtalten 
niedergelegte Güter dem erwähnten Zwede dienen; anders in England, Belgien und 
den Niederlanden. 

Noch wird bisweilen die Perfection eines Einzelgefchäfts, eines Kaufs, von dem 

Zutreffen gewiffer Borausfegungen abhängig, und es bilden ſich hierdurch einige be« 
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fondere Kategorieen bedingter Käufe. Daher gehört der Kauf „nah Probe“, 
welcher die Uebereinftimmung der contrahirten Partie mit einer vorher vom Werfäufer 
gegebenen oder aud vom Käufer eingelieferten Probe (einem Mufter) vorausiegt ; 
diefer Kauf kann ebenjowohl Tora als Lieferungsfauf fein. Bei der Ablieferung 
der Waare wird ihre Uebereinftimmung mit der Probe unterſucht, und wenn fie probe- 
mäßig ift, muß der Käufer fie annehmen, während er im entgegengejegten Balle jie ab» 
lehnen und unter Umftänden Schabloshaltung fordern fann. Sehr verfdyieden von 
dieiem Gefchäft ift ver Kauf „auf Probe“ oder „Kauf auf Beſicht“, welcher 
zunächft ein nur den Anbietenden , den Berfäufer bindender, alio ein einfeitiger Ver— 
trag ift, indem der Kaufluftige ſich erft nad) Unterfuhung (Befichtigung) der Waare 
über ihre Annahme enticheidet. Das beftimmende Moment für die Berfection ift alſo 
hier fein objertives, unmittelbar aus der Beichaffenheit der Waare abzuleitendes, fon- 
dern vielmehr ein jubjertives: Das Gefallen des unter jener Bedingung Kaufenden, 
welcher ſich allerdings der Regel nad) dur die Qualität der Waare ——— laͤßt, 
aber auch andere Beweggründe zum Für oder Wider haben kann, die er nicht anzugeben 
nöthig hat, — mithin ein reines Belieben am Kaufe, der Wille des Kaufluſtigen. Ein 
ſolcher Kauf iſt demnach nichts Anders, als ein Kanf mit der Freiheit des Rücktritts 
auf Seite des Käufers. Ob derſelbe dieſen Rücktritt ausdrücklich zu erklären hat, hängt 
von dem Wortlaute des Vertrages und den beſonderen Umſtänden ab; iſt erſteres der 
Fall Reſolutivbedingungh, jo wird der Kauf durch Unterlaſſung der mißbilligenden 
(abfälligen) Erflärung ein unbedingter; ift legteres der Fall (Suspenfivbedingung), jo 
it aus der Bejichtigung und nachherigem Stillfchweigen nicht Die Genehmigung zu 
folgern, welche dann vielmehr nur aus der pofitiven Erflärung des Kaufluftigen folgt. 
War die Waare dem Kaufluftigen ſchon vor dem Eintritte der Bedingung übergeben, 
oder war dieje Uebergabe verabredet, dann ift auf die Griftenz der Rejolutivbedingung 
zu ichließen , fall8 die Uebergabe nicht blos dem Zwede der Befichtigung dienen follte. 
(Allgem. deutihes Handelsgeſetzbuch, Art. 339, Alinea 4.) Im Zweifelfalle, 3. B. 
wenn der Vertrag nur die Glaufel „auf Probe“, oder „auf Beficht“, oder eine gleich- 
bedeutende enthält, wird Dagegen die Suspenfivbedingung angenommen, wie das all« 
gemeine deutſche Handelsgeſetzbuch in Art. 339, Alinea 1, Sag 2, ausdrücklich be» 
jtimmt. ft die Befihtigung nicht auf die ganze contrabirte Partie, fondern nur auf 
ein aus derjelben genommenes Mufter gerichtet, fo ift nad) deflen Gutheißung der oben 
erwähnte „Kauf nach Probe“ eingetreten. Der Kauf auf Probe oder auf Beficht heißt 
auch wohl „Handel auf Befichtigung“, — ‚ wie zu beſehen“, „Nehmen zur An— 
ſicht“, „Handel auf Nachſicht“ oder „auf Nachſtich“ (vorzüglich bei Kaffee und Zuder), 
„Handel auf Nachziehen“ bei Baumwolle ꝛc.), und bei denjenigen Waaren , deren 
Güte weſentlich von ihrem Geſchmack abhängt und durch defien Prüfung ermittelt wird, 
insbejondere bei Getränfen (Wein ıc.), giebt man ihm auch den Namen „Kauf auf’8 
Koften“. Vom Kauf nach Probe und vom Kauf auf Probe muß der „Brobefauf“ 
oder der Kauf „zur Probe“ unterjchieden werden. Der Zufag „zur Probe“ hat 
rechtlich gar feine Bedeutung und Wirfung und will nur fagen, daß der Käufer mit 
dem Kaufe einen Verſuch machen will; ==, Grund deflelben erfolgt oft ipäter ein Kauf 
„nad Probe“, d. h. ein Kauf von Waare der vorher erfauften Qualität. 

Jedes faufmännifche, ja jedes irgend beträchtliche Geihäftswirfen überhaupt er» 
heiſcht zur Gontrole und fteten leichten Ueberficht der Vermögens» und Ereditverhält- 
niſſe — der Forderungen, Schulden und Vorräthe — eine regelmäßige Aufzeichnung, eine 

eordnete Buchführung. Die Handelögefege fchreiben diejelbe dem Kaufmann eben» 
nahe vor, wie die Aufbewahrung der Handelsbücher (nad) dem deutichen H.⸗G.B. 
Art. 33 durch wenigftend zehn Jahre, vom legten Eintrage an gerechnet; ebenfo be= 
züglich der Inventarien und Bilanzen , für welche aber gleichfalls eigene Bücher be- 
fimmt zu fein pflegen), der eingehenden Handelsbriefe und der Copien der ausge: 
fandten Gorrefpondenzftüde, und legen den ordnungsmäßig geführten Büchern in 
Handelsfahen unter. Kaufleuten eine unvollftändige Beweishraft bei, welche durch 
andere Mittel ergänzt werden fann. Die Buchhaltung iſt demnach ein formales In— 
gredienz ber Ger häfteführung: fie ift, wenn fie getreu, die fortlaufende Abfpiegelung 
des lebendigen Geſchaͤftswirkens eines Einzelhaufes und feiner Ergebniffe. Ueber das 
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Syſtem oder die Methode der Buchhaltung und die unumgänglich zu führenden Bücher 
ſchreibt das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch nichts vor, verlangt aber (Art. 28), 
daß aus den Büchern des Kaufmanns deſſen — und die Lage ſeines 
Vermögens vollſtändig zu erſehen ſein ſollen. Wie bei dem Beginn des Betriebes, ſo 
ſoll der Kaufmann in gewiſſen Zeitabſchnitten ein Verzeichniß aller ſeiner Vermögens— 
beſtandtheile, d. h. feiner Beſitzſtücke und Forderungen, oder der ſogenannten Activa 
Activvermögen), und aller feiner Verbindlichkeiten directe Schulden und auf ihn gezo— 
ene, noch umlaufende Wechſel oder der Paſſiva Paſſivvermögen) aufnehmen. Diefes 
erzeichniß heißt Inventar Inventarium), die Aufnahme defielben und namentlich 
diejenige der materichen VBermögengftüde Inventur. Gr ſoll beide Theile des Inven» 
tars, Activa und Paſſiva, gegen einander abgleichen und durch dieſen fogenannten 
Abſchluß oder die Bilanz ded Jnventars (Bermögensbilang), der ein ähnlicher Abichluß 
in denjenigen Büchern vorausgeht , weldye Die Forderungen und Schulden in den ge: 
trennten Rechnungsaufftellungen für die einzelnen Ecyuldner und Gläubiger „Ge— 
ſchäftsfreunde“ nachweifen, jein wirkliches (reines) Vermögen ermitteln. Cine joldye 
Aufitellung, aus welcher das Gefammtrefultat einer gegebenen Periode erhellt, pflegt 
der Gejchäftsmann (Kaufmann, Babricant) zu einer paſſenden, relativ geichäftsftillen 
Zeit alljährlich vorzunehmen, und die meiften Handelsgejegbücher fchreiben eine ſolche 
jährliche VBermögensbilanz vor (das deutiche in Art. 29) ; nad) deutichem Handelsrecht 
braucht das Inventar des Waarenlagers, wenn defien Beftände nach der Beichaffenbeit 
des Geichäfts nicht füglich im jedem Jahre ermittelt werden fönnen, nur alle zwei 
Fahre aufgenommen zu werden (Art. 29, Alinea 2). Wenn das Inventar infolge 
einer a Zahlungseinftellung aufgenommen wird, fo heißt ed Status, Sta: 

tus der Maſſe. 

Fr. Noback. 


Geſellſchaft. Gorporation, Körperfhaft, Societät, anonyme, ftille, 
offene Handelsgefellichaft. 

Sefellihaft (societas) ift nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen eine durch gegen» 
feitig verpflichtenden Contract begründete Vereinigung mehrerer Perfonen zu einer 
rechtlichen, das Vermögen betreffenden Gemeinichaft. Gegenftand der Gefellichaft kann 
das ganze gegenwärtige und zufünftige Vermögen der Gejellichafter (socii) fein (socie- 
tasomnium bonorum), oder aud) nur Alles, was diefelben fünftig durch ihre Thätig- 
feit erwerben mögen. Es fann eine foldhe Erwerbsgejellihaft ein einzelnes Geichäft 
zuſammen macyen oder auch den Handel in einer beftimmten Brandye auf gemeinfame 
Rechnung treiben. Der Zwed der Gejellichaft fann aud) auf etwas Anderes ald Ver: 
mögensinterefien gerichtet fein, 3. B. auf Förderung der Kunft oder Wiffenichaft oder 
auf bloßes Vergnügen. Gin Rechtöverhältniß entiteht überall nur dann, injofern zur 
Erreihung jenes Zwedes vermögenrechtliche Verbindlichfeiten eingegangen werden. 
Der Gejellihaftsvertrag wird geſchloſſen durch die gegenfeitige Zufage der Gemeinſchaft 
und fann daher auch ftillfchweigend abgeichlofien werden. Auch können dabei ver: 
fhiedenartige, wenn nur überhaupt auläffige, mit der Natur ded Geichäfts verträgliche 
Nebenbeftimmungen, insbejondere Bedingungen, vorfommen. Die Antheile an den 
Beiträgen, an Gewinn und Verluft fönnen verichieden verabredet werden. Wo über 
den Antheil an Gewinn und Berluft nichts beftimmt iſt, da wird Gleichheit ala beab- 
fidhtigt angenommen. 

Die Obliegenheiten der Gefellichafter richten ſich zunächſt nach den Vertrags: 
beftimmungen und dem Zwed der Geſellſchaft. Der Geſellſchafter hat alſo einmal 
feinen Beitrag zur Gemeinſchaft zu geben und deſſen Verwendung im Intereſſe Aller 
geicheben au laſſen, als auch die zugeſagten Dienfte zu leiften, über Gefchäfte aber, die 
er für die Gefellichaft geführt, Rechenſchaft abzulegen, dagegen auch verhältnigmäßigen 
Erjag desjenigen zu fordern, was er in angemeffener Weife im Intereſſe der Gejell- 
ſchaft aufgewendet hat. 

In Angelegenheiten der Geſellſchaft hat jeder Theilnehmer den ihm ineigenen 
Angelegenheiten gewöhnlichen Fleiß zu bewähren und ift dafür verantwortlich. Bei 
einer allgemeinen Gütergemeinſchaft insbefondere haben die Gefellichafter 
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jeden rechtlichen Erwerb einzubringen und werden andererſeits deren Schulden und 
Lebensunterhalt als Laften der Gemeinfchaft betrachtet, vorbehaltlich der durch Ver: 
ihuldung und Fahrläffigfeit (culpa) des Ginzelnen begründeten befonderen Anſprüche. 
Was aber ein Gefellichafter durch unerlaubte Handlungen erwirbt, ift nicht Gegen: 
ftand der Gemeinichaft. Nehmen die Gefellichafter e8 dennoch, obwohl fie den Ur- 
fprung fennen, jo haften ſie auch mit für die vermögensrechtlichen Folgen des Delicts. 
Ebenſo aud) in dem Falle, wenn ein Gejellichafter ohne Schuld auf eine Delictsklage 
verurtheilt ift, während fonjt der Antheil des Schuldigen allein davon betroffen wird. 
Die Klage, mit welcher die Aniprüche aus dem Gejellihaftsverhältniß geltend gemacht 
werden, heißt Die Actio pro socio. 

Mas die Beendigung einer Gejellihaft anlangt, fo wird fie herbeigeführt : 

1) Nicht blos durch gemeinſamen Beichluß aller Gejellichafter, jondern auch durch 
einfeitige Auffündigung jeded Gingelnen , welche jedoch nicht hindert, daß die übrigen, 
vermöge neuer oder aud) zu Anfang ſchon für diefen Fall getroffener Verabredung fer 
nerhin in Gefellichaft bleiben. Unzeitige Auffündigung bewirft für Die Mitgefelihaf- 
ter einen Anfpruch auf Entſchädigung, ebenjo die vorzeitige Kündigung, falls eine be- 
ftimmte Zeitpauer feftgelegt und Die Kündigung nicht durch befondere Gründe gerecht: 
fertigt ift. Die Verabredung der Unauflöslichkeit der Gefellfchaft bewirft feine Aende— 
rung bezüglich des Aufkündigungsrechts. 

2) Durch den Tod eines Gejellichafterd. Unter den Uebrigen fann deflenunge- 
achtet je nach der getroffenen Verabredung die Geſellſchaft fortbeitchen. Der Erbe hat 
feinen Rechtsanſpruch auf den Eintritt an die Stelle des Erblaſſers, wohl aber die 
Pflicht, von diefem begonnene Geſchäfte in Angelegenheiten der Geſellſchaft jorgfältig 
zu erledigen. 

3) Durch Eoncurs oder Confiscation des Vermögens eines Gejellichafters. 

4) Durd Erreichung des Zweckes, um deswillen die Gejellichaft gegründet wurde, 
oder durch ſich herausitellende Unmöglichkeit, ihn zu erreichen, oder dur) Untergang 
des Gegenftandes, deſſen Gemeinjchaft bezwedt wurde. 

Die Klage, die ein Genoſſe auf Theilung des gemeinichaftlichen Gutes und fomit 
Aufhebung der Gemeinjchaft, beziehlich unter Umftänden auf Erftattung von Verwen— 
dungen oder auch Schadenerfag hat, ift Die jogenannte Actio communi dividundo, 
die Theilungsklage. 

Der Theilungsrichter hat nach Abwägung der gegenjeitigen Anfprüche der Theil: 
haber und mit Fefthaltung des unter ihnen gültig Verabredeten nad) billigem Ermeſſen 
durch Zuſpruch und Verurtheilung die Auseinanderjegung der Parteien zu bewirken. 
Er kann nach Umftänden dem einen und dem anderen Theilbaber verichiedene, bisher 
gemeinichaftliche Sachen oder reelle Theile derjelben Sache oder auch Einem allein den 
ganzen Streitgegenftand gegen Entſchädigung des oder der Anderen zufprechen, in Er» 
mangelung aller Entſcheidungsgründe felbit das Loos enticheiden laflen. Das ange: 
meflenfte Berfahren ift wohl in den meijten Fällen, namentlich wo eine förperlicdhe 
Fee unmöglich ift, den Gegenitand durch Berfteigerung entweder nur unter den 
Theilhabern oder auch mit Zulafiung anderer Bieter, zu veräußern, wodurd ſich 
gleichzeitig Die den anderen zuguerfennende Abfindung am leichteften ergiebt. 

Außergerichtliche Theilungen Tafien fich nicht blos wegen Betruges, jondern 
auch wegen jeder erheblichen Verkürzung, die ein Theilhaber wider Willen erlitten, 
anfechten und jo gelangt man alsdann zu einem richterlichen Theilungsverfahren. . 

&orporation, Gemeinheit (universitas),, ift in der Rechtsſprache eine juri— 
ſtiſche Perſon, weldye durch die Vereinigung einer Mehrheit natürlicher Perſonen zu 
einem idealen Rechtsſubject gebildet wird. Solcher Art find 3. B. Gemeinden im 
engeren Sinne, Städte, Dörfer, Zünfte und andere Genofjenichaften, infofern ihnen 
der Staat den Gharafter einer juriſtiſchen Perſon, Corporationsrechte , verliehen hat, 
oder jie jonft im Wege Rechtens entjtehen. 

Die Corporation aber ift ein von ihren einzelnen Mitgliedern verſchiedenes und 
ungeachtet des Wechſels derjelben ſtets ein und daſſelbe Rechtsſubject. Die Mitglieder 
find nicht nach Kopitheilen (pro parte) Subjecte der Bermögensverhältniffe der Ge- 
fammtheit, vielmehr können fie wie fremde Perſonen zu diefer felbft in befondere 
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Rechtsverhältniſſe treten, wie zu anderen Privatperſonen. Die Corporation bedarf 
eines Vertreters, eines Repräſentanten. Was dieſer oder dieſe — es können ihrer 
auch mehrere ſein — beſchließen und thun, gilt als Beſchluß und — der Cor⸗ 
poration. Die Statuten, Satzungen, beſtimmen regelmäßig die Art und Weiſe der 
Verfaſſung. Das Recht, Beſchlüſſe zu faſſen und Geſchäftsführer zu wählen, ſteht 
jeder Corporation zu; der Beſchluß der Mehrheit gilt als Beſchluß der Geſammtheit 
und iſt nur beſchränkt durch die Obervormundſchaft des Staats. 

Corporationen entſtehen durch Vereinigung Mehrerer für einen gemeinſchaftlichen 
Zweck zu einer Geſammtheit, unter Anerkennung ihrer juriſtiſchen Perſönlichkeit von 
Seiten des Staats. Dieſe kann auch ſchon durch einen Rechtsſatz gegeben ſein; fie ift 
andererſeits aber noch nicht in jeder blos polizeilichen Genehmigung enthalten. Zur 
Bildung ſollen mindeſtens drei Theilnehmer vorhanden ſein. 

Corporationen erlöſchen 1) durch Tod oder rechtmäßigen Austritt aller Mit— 
a 2) Durdy Entziehung der juriftifchen Perjönlichfeit feitens des Staats, was 

ei beichränfter Ertheilung audy unter Umftänden von jelbft eintreten kann; meift aud) 
3) unmittelbar durdy Beſchluß der Gorporationsmitglieder. Das Vermögen der auf: 
elöften Corporation ift wie erblofes Gut zu betrachten und fällt in der Regel dem 
iscus zu. 

Wenn Güter zu einem frommen oder gemeinnügigen Zwede beftimmt werben, fo 
fann daraus eine eigene juriftifche Perſon entftehen,, Die als Subject eben jenes Ber: 
mögens gilt ; ed entjteht eine Stiftung, die alfo eine Corporation it. Durch rechts— 
beftändige Privatbeftimmung fann zu jedem zuläffigen Zwede eine jolche juriftifche 
Perſon geichaffen werden. 

Der Fiscus felbit , aljo das gefammte Staatövermögen ift als juriftiihe Perſon 
zu denfen. Gewiſſen Gorporationen ift vor dem Fiscus und mit Ausfchließung des— 
ielben ein Redyt auf den erblofen Nachlaß ihrer Mitglieder gegeben, namentlich 1) dem 
Regiment gegenüber dem Soldaten, 2) der Kirche gegenüber den Geiftlichen, ſodann 
nad) der Praris 3) den Armenanftalten gegenüber ihren Pfleglingen. 

Eine ftille Gefellichaft ift nady den Beftimmungen des deutfchen Handelsgejep- 
buches vorhanden, wenn fi Jemand an dem Betriebe des Handelsgewerbes eines 
Anderen mit einer VBermögenseinlage gegen Antheil und Verluft betheiligt. Die ftille 
Geſellſchaft iſt in mannichfacher Hinficht ein Doppelgänger der Commanditgeſell— 
ſchaft (f. d.), tritt aber nicht nach außen hervor. 

- Eine offene Handelögefellichaft ift vorhanden, wenn zwei oder mehrere Ber: 
fonen ein Handelsgewerbe unter gemeinſchaftlicher Firma betreiben und bei feinem der 
Geſellſchafter die Betheiligung auf Vermögenseinlage beichränft ift. Sie ift beim 
Handelögericht anzumelden und in das Handelsregifter einzutragen. 

Anonyme Geſellſchaft ift ganz der Actiengefellichaft identitch (j.d.). 

Unter öffentlihen Handelsgeiellfchaften verfteht man Erwerbsgeſell— 
haften zum gemeinfchaftlichen Betriebe von Handelögeichäften nach einer beftimmten 
Gegend hin, oder für den Geldverfehr, oft nad) den Grundfägen des Affociationsweiens 
gebildet. In Jtalien ſchon feit dem 13. Jahrhundert befannt, blühten fie in Deutſch— 
land vor und zur Zeit der Reformation und gipfelten fi) in der berühmten „Hanfa“. 
Nach der Entdeckung von Amerifa und des Seewegs nad Oftindien wurden die Zwecke 
derartiger Gejellichaften fehr erweitert, und haben neben vielen untergegangenen Pro— 
jecten namentlich die englifcheoftindifche und die holländiſch-oſtindiſche ee fi 
einen Namen erworben. Jul. Frühauf. 


Gefeßgebung, gefeßgebende Gewalt. 

er Staat ift feine Einrichtung, weldye von den Einzelnen durch freie Einwilli- 
gung oder im Wege des Vertrags zum gegenfeitigen Schuge ihrer iperiellen Rechte 
und Interefien, oder etwa noch zu anderen Zweden errichtet ift, der Staat ift vielmehr 
das Ergebniß einer gefchichtlichen Entwidelung ; er ift Die bewußte fociale Ordnung 
innerhalb eines beftimmten Volfskreifes, der nad) innen und außen thätige jelbft- 
bewußte Gefammtwille, der nicht blos auf die Zwede der Einzelnen, fondern auf das 
große Ganze der forialen Zwede ſich richtet. Hiftoriich bilden fich Die Etaaten überall 
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aus den gemeinſamen Kriegsthaten eines durch Rechtsgemeinſchaft und durch den Ver— 
fehr ſchon innerlich geeinigten Volföfreifes gegen auswärtige Feinde und Angriffe und 
dadurch, daß aud im Innern des legteren jede Rechtsverletzung an einem einzelnen 
Gliede nicht blos ald eine Verlegung des unmittelbar Betheiligten erſcheint, und die- 
fem die Wiedervergeltung überlaffen wird (jus talionis), fondern daß die Verlegung 
als eine Verlegung der Sefammthrit betrachtet wird. 

Vermöge der geidyichtlichen Entftehung ift der Staat oder die Staatsmacht, die 
Staatögewalt einer unbeftimmten Mannicyfaltigfeit von Geftaltungen fähig. Jeder 
Staat hat feine eigene Verfaffung, d. h. die Form, wie der Gefammtwille zur Erichei» 
nung und Ausführung fommt, die Art und Weife, wie beftimmten Perſonen unter be- 
ftimmten Bedingungen Rechte übertragen worden find, ift thatfächlicy fehr verfchieden. 
Die ältere Staatöverfaffungslehre ging von der empirischen Wahrnehmung gewiffer 
Unterſchiede in den Daten aus und ftellte Glaffificationen auf, je nachdem die 
Staatögewalt in einer einzelnen Perſon vereinigt oder einer Mehrheit von Berfonen 
übertragen war. Bei allen Politikern des Alterthums herrſchte die Eintheilung in 
Monarchie, Demokratie und Ariftofratie vor. in fichereres Fundament gewann die 
Staatöverfafjungslehre erft feit Lode und Montesquieu, als diefe den Begriff der 
Staatsmacht einer logischen Betrachtung unterzogen und in jeine Beftandtheile zerleg- 
ten. Sie gelangten Dierburch dahin, in der an fid) reinen und untheilbaren Staats— 
macht eine Mehrheit von bejonderen Mächten und Gewalten zu unterfcheiden. Locke 
hob zuerjt den Gegenſatz zwiſchen gefeßgebender und vollziehender Gewalt hervor, ein 
Unterſchied, welcher feitdem in England und Amerifa officiell geworden ift. 

Bei der Aufftellung ſolcher Unterfchiede und Theilung der Staatsgewalt muß man 
indeß zunächft den Gefichtspunet nicht außer Acht ** daß dieſe verſchiedenen 
Gewalten nicht Weſen ſind, welche getrennt neben einander beſtehen können, ſondern 
ſie vermögen gleich den Geiſteskräften keine ohne die andere zu ſein und zu wirken. 
Als Locke jene zwei Gewalten unterſchied, konnte es ihm nicht entgehen, daß ſich nicht 
alle Functionen des Staates unter dieſe beiden Gegenſätze bringen laſſen. Montes— 
quieu führte daher noch den Begriff einer dritten, rihterlichen Gewalt ein. Allein 
weder geihichtlich noch philoſophiſch läßt fich begründen, daß der Staat innerhalb fei- 
nes Gebietes der Inhaber der Rechtspflege ift und daß von feiner Macht überhaupt 
alle Rechtspflege auszugehen habe. Die bürgerliche Rechtspflege ift vielmehr eine Sache 
der bürgerlichen Gefellichaft und ihrer natürlichen Organe, der Gemeinden, und dad 
Givilrecht bildete fi unabhängig vom Staat und vor dem Staat. Nur die peinliche 
Rechtspflege geht, weil wie oben bemerft, jede Rechtöverlegung des Einzelnen zur 
Sadye der Sefammmtheit wird, vom Staate aus, nicht von der Gemeinde. Allein das 
unmittelbar Thätige in der richterlihen Gewalt muß audy bier die Gefellichaft jelbft 
jein. Daher wird überall die Einridytung von Drganen der Gejellicyaft in der Juris— 
dietion gefordert, und darauf gründet fich das Inftitut des Geſchwornengerichts. 

Das Beitreben, den durd) Rode aufgeftellten Dualismus auszugleichen, ein Mitt: 
leres zwijchen Gefeggebung und Vollziehung zu finden, ift an ſich ganz richtig. Hegel 
nennt die dritte Staatsgewalt, weldye er begrifflich conftruirt, die fürftliche, wogegen 
nur dad Bevenfen entfteht, daß diefe Gintheilung blos auf die Monarchie, nicht auf 
alle Staatsverfafiungen paßt. Andere haben für diefe dritte Gewalt den Ausdrud „be- 
ſchließende“ gewählt. Die geſetzgebende Gewalt ift der Intelligenz zu vergleichen, fie 
bringt das zum Bewußtſein, was der Staat ald gut und zwedmäßig anerfennt, und 
ihr Gegenfland ift wejentlich das Allgemeine, im Öegenfah des Individuellen, Beſon— 
dern; die Grecutivgewalt ift der Thätigfeit ded Verftandes zu vergleichen, ihre — 
lungen tragen den Charakter der Einzelheit, der Anwendung einer gegebenen Norm 
oder Vorſchrift auf einzelne Fälle und Perſonen; die dritte Staatsgewalt bezieht ſich 
auf diejenige Thatigkeit, welche der Willensmacht im Einzelnen zu vergleichen iſt. 
Im Staatsleben wie im individuellen Leben iſt nicht Alles Alltagsleben, es giebt 
Thätigkeiten, die nicht durch das Geſetz zum Voraus geregelt find, oder ſich regeln 
laſſen; Willensentfchlüffe und Handlungen, deren Inhalt nicht eine dauernde Norm, 
fondern nur ein augenblidliches, in der Korm der Einzelheit auftretendes Geſchehen iſt. 
Dahin gehört die Auswahl der Perfönlichkeiten, durch welche die Verrichtungen der 
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geſetzgebenden und vollziehenden Gewalt erfolgen ſollen, die Vornahme der Wahlen, 
der Anftellungen, Zufammenberufung und Eröffnung der gefeggebenden Verſammlun— 
gen, Promulgation der Gefege, das Recht der perjönlichen Auszeichnungen, der Be— 
nadigung, das Recht des Kriegs und Friedens, d. h. nicht die Kriegsführung ſelbſt, 
era der Entichluß zum Krieg, die Leitung des diplomatiichen Verkehrs mit andern 
Staaten, die Verhandlungen oder der Abſchluß von Bündniffen, Handelöverträgen 
u. ſ. w. Der Unterfchied zwiſchen diefer Thätigkeit und der vollgiehenden Thätigfeit 
fällt mit dem Unterichied der Franzoſen zwiichen regner und gouverner zufammen. 

Es wird oft die Frage aufgeworfen, welche Staatöverfaflung die befte und vollfom« 
menfte ſei; man hat infolge deflen die Nüglichkeit und Zwedmäßigfeit der verfchiedenen 
möglichen Berfafiungsformen untertucht, zum Theil mit der Abſicht, darnach die Ver: 
fafjungen umzuändern. Im Allgemeinen läßt ſich indeß Diefe Frage nur dahin beant- 
worten, daß die Staatsverfaflung weſentlich überall mit dem Geifteszuftand eines Vol— 
kes, mit der Geftaltung und Entwidlung, weldye die Eigenthums- und Verfehröver- 
hältniſſe der bürgerlichen Gejellichaft genommen haben, zufammenbängt, daß dem min— 
der entwidelten Zuftande auch eine minder entwidelte Berfaffung zufommt, die befte 
und vollfommenfte Staatöverfaflung aber diejenige ift, welche alle Beſtandtheile und 
Momente, die im Begriff der Staatöverfaflung als ſchlummernde Kräfte liegen, aus» 
drüdlich entwidelt und zur fihtbaren äußern Ericheinung bringt.! 

Ehe der Staat und ein wirfliches Staatsleben ſich entwidelt, bilden ſich ſchon 
auf dieſer Stufe der bürgerlichen Gejellichaft vermöge des materiellen Verkehrs Rechts— 
begriffe und ein Recht, welches zuerft als Gewohnheit und Rechtsfitte lebendig wird. 
Die Gewohnheit iſt jelbjt heute noch vor und neben der geleggebenden Macht des 
Staates eine Duelle des pofttiven Rechts ; fie ift nicht blos ein zufälliges Erfagmittel 
oder eine Ergänzung des gejchriebenen Gejeges, fondern der Ausgangspunct aller 
Rechtsgeſetzgebung. Die gefeggebende Gewalt des Staates ift begrifflih und 
thatfädylicdy nichts Anderes, als die rechtsbeftimmende Macht der bürgerlidyen Geſell— 
ſchaft, ſowie fie in einem beftimmten Bolksfreife zum Bewußtſein fommt ; fie ift der 
ausdrüdliche rechtsbeftimmende Wille der Geſellſchaft, ver fich als foldyer weiß; da der 
Staat die jelbjtbewußte ſociale Ordnung ift, und die fociale Ordnung wefentlich in der 
Rechtsbildung befteht, jo ift auch die gefeggebende Gewalt die Grundlage aller Staatd- 
macht und ihre Thätigfeit erftredt fi nach drei Richtungen hin. 

Zuvörderft auf die Staatsverfaffung felbft. Die gefeggebende Gewalt ift an ſich 
jelbjt ein Zweig der Verfaflung. Die DBerfafung muß die Rechte, weldye eine ſolche 
Macht verleihen, ſchon vertheilt und in beftimmten Verhältniffen Einzelnen überwiefen 
haben. Man muß daher mit Lode zwilchen der verfaflungsgründenden Macht des 
Volkes und der geleggebenden, welche erft durch jene begründet wird, ausdrücklich 
unterfcheiden. Daher fann und foll im Wege der gewöhnlichen Gefeggebung auch eine 
organifche Fortbildung des Staatsgrundgejeges erfolgen, und diejenige Verfaſſung 
verdient den Vorzug, weldye einer ſolchen Fortbildung den meiften Raum gewährt. 
Denn wird der Weg friedlicher Reform verſchloſſen, jo bricht fi das Bevürfniß Bahn 
durch eine revolutionaire Umwälzung. Vom pofitiv ftaatsrechtlichen Geſichtspuncte ift 
die Revolution allerdings ein formelles Unrecht, vom weltgeſchichtlichen Standpunct 
aus dagegen ericheint fie dann gerechtfertigt. 

Eine zweite Thätigfeit der gefeggebenden Gewalt befteht darin, daß fte die civilrecht- 
lichen Grundfäge, weldye in der bürgerlichen Gefellfchaft als bloße Rechtsſitte eriftiren, 
zum ausdrüdlichen Bewußtſein bringt, ihnen die Form ausdrücklicher Rechtsbeftim- 
mungen verleiht und foldye, den materiellen und geiftigen Zuftänden entſprechend weis 
ter entwidelt und fortbildet. Mit dem Civilrcht und Givilproceß fteht das Eriminal« 
recht und der Griminalproceß im engften Zufammenhang, und auch bier ift es Sache 
der Geſetzgebung, ein Rechtss und Proceßſyſtem zu — *— 

Der Staat iſt in der Regel auch ein vermögensrechtliches Subject, welches theils 
Eigenthum und Forderungen befigt, theils auch Verbindlichkeiten zu erfüllen hat. Der 
Staat befigt Regalien und Domainen, es giebt Staatsſchulden, und hierdurch wird be» 
wirft, dag der Staat in dem Erwerb: und Verkehrsleben bei den Productions und 
Gonfumtionsverhältniffen der bürgerlichen Geſellſchaft eine wichtige Stellung ein» 
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nimmt. Die Gejeggebung hat nicht nur zu beftimmen , wie das Staatsvermögen zu 
verwalten, fondern auch feftuftellen, in welcher Weife die Staatsbürger zu den 
Staatszweden beizutragen haben. Das Binanzweien muß in einem gutgeordneten 
Staat fo eingerichtet fein, Daß dem Erwerb und Berfehr, dem focialen Proceß in der 
Gütererzeugung,, Verzehrung und Bertheilung fein Eintrag geichieht und die bürger- 
liche Freiheit gewahrt bleibt. 

Indeß bezieht ſich die Wirkſamkeit der gefeggebenden Staatögewalt ebenfowenig 
wie die Thätigfeit der Gemeinde blos auf die materielle und förperliche Seite der Ar— 
beit und des Verkehrs, fondern auch auf deren geiftige Seite. Die Sorge für die gei- 
tige Bildung, das Schulwefen ift daher ebenfalls ein Object ihrer Bunction. Endlich 
Gehört ins Bereich der Geſetzgebung die Heeredverfaflung , die Beftimmungen über die 
Aushebung zum Militair, die Zahl und Größe der Armee, die Bildung der Referve, 
Miliz oder Landwehr. 

Haben wir im Vorftehenden das Gebiet der Gefeggebung und die Grenzen der 
Wirkſamkeit der gefeggebenden Staatsgewalt furz dargelegt, ſo bleibt und nur noch 
eine Bemerkung übrig. Auf dem Gontinent hat fidy feit den legten fünfzig Jahren in 
der Literatur, Politik und Philofophie eine Anfchauung vom Weſen des Staates und 
von dem Umfang der Staatsthätigfeit eingeniftet, welche ebenfo entichieden unferer 
Geſchichte Fremd ift, wie fie mit den innerften menschlichen Intereſſen im Wider: 
ſpruch fteht. 

Diele Anſchauung hat den Begriff der bürgerlichen Gefellichaft völlig in den des 
Staates aufgelöft und es hat ſich hieraus die Idee einer Staatsallmacht entwidelt, für 
deren Thätigfeitsiphäre man faum mehr eine Grenze fennt. Der Staat ordnet fid) 
alle individuellen Jnterefien unter, Alles centralifirt er und macht er von ſich abhän- 
gig; die Gejeggebung ſoll Alles feitjtellen, reguliren und nivelliren. Die langjährigen 
Dr eneiniion6ttiee, in denen das Bebürfniß einer einheitlichen Gentralijation ſich gel: 
tend machen mußte, haben diefen Zuftand zunächſt herbeigeführt, und es hat dieſes 
Spftem allerdings infofern eine gewifie biftorifche Berechtigung, als es der noth» 
wenbige — — war, um den Patrimonial- und Feudalſtaat mit ſeinen Be— 
ſonderheiten, Stände-, Corporations- und Privilegienweſen zu überwinden. Die 
bureaukratiſche Geſetzgebung behandelt alle ſocialen Lebensmächte gleichmäßig nach 
einer Schablone. Damit iſt das Emporkeimen individueller und bürgerlicher Freiheit 
verhindert worden. Der Staat und die Geſetzgebung haben dagegen nur die Tendenz, 
die der Entwicklung der individuellen Freiheit entgegenſtehenden Hinderniſſe zu beſei— 
tigen und aus dem Wege zu räumen und bei dem Wiverftreit der einzelnen egoiftiichen 
Intereffen das Gleichgewicht der Intereffen herzuftellen und herbeizuführen. „Der 
Staat“, jagt Schopenhauer (Welt ald Wille und Vorftellung I. 395) fehr treffend, „ist 
keineswegs gegen den Egoismus, fondern allein gegen die nachtheiligen Folgen des 
Egoismus gerichtet, weldye aus der Vielheit egoiftiicher Individuen wechfelfeitig her— 
vorgeben und ihr Wohlfein jtören.“ 

Reditdanwalt Bernhard Miller (Dresven). 


Gefundheitöpflege. 

Das Gedeihen der einzelnen Brivatwirthichaft, wie das Anwachſen des National» 
vermögens beruhen auf der innigen Verkettung von Arbeit und Gapital. Wenn nun 
auch Die Arbeit nicht blos die phyſiſchen Kräfte des Menſchen, ſondern auch feine geis 
ftigen Fähigkeiten in Anſpruch nimmt, jo ftehen doch Körper und Geift in jo enger 
Wechſelwirkung, daß im Allgemeinen nur bei förperlihem Wohlbefinden des Indivi— 
duums von einem „Fruchtbringenden Arbeiten“ — gleichviel ob die geiftigen oder Die 
förperlidhen Kräfte vorwiegend in Anſpruch genommen werden — die Rede fein fann. 
Die Vollswirthſchaft ift daher lebhaft dafür intereffirt, daß die phyſiſche Beſchaffenheit 
der Bevölferung mindeſtens eine befriedigende fei, und fie jucht energifch jeder Störung 
der Gefundheit und jeder Verfümmerung der körperlichen Kraftentwidlung , die über: 
ia zu befeitigen geweien wäre, entgegenzuwirken. Sie beachtet und berechnet Die 

übe, Arbeit und Zeit, welche zur Kufeichun eines einzigen Menſchen erfordert 
wird, ehe derfelbe ald nügliches Glied der menichlichen Gefellichaft ſeinerſeits wirkſam 
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mit eintreten kann, und indem ſie das darauf verwendete Capital wenn auch nur mit 
Rückſicht auf den ganzen Volkshaushalt) als ein ſolches betrachtet, das durch die Wirk— 
famfeit des Erwachienen dem großen Ganzen wieder zurüdgezahlt werden foll, muß 
ihr daran liegen, daß die Arbeitskraft ihres Schuldners, als einzige Bürgichaft des 
gewährten Credits, nicht beeinträchtigt werde. Wie viele Hoffnungen und Erwartun— 
gen, wie viel Bamilienglüd außerdem mit einem frühzeitigen Tode begraben werden, 
in ‚wie weit ferner Forderungen der Humanität gleichfall8 auf die Erreihung des 
beften Wohlbefindens Aller losſteuern, ift zunächft nicht Sache der VBolfswirthichaft. 

So dringend indeß die Volfswirthichaft wünſchen muß, daß der Einzelne jeder: 
zeit der Schuld eingedenf fei, welche er der Geſammtheit durdy feine Wirfjamfeit abzu— 
tragen hat, und daß eine joldhe Erwägung zur Vermeidung aller Handlungen führen 
möchte, welche die eigene Arbeitsfraft ftören fönnen: jo wird fie Doch, getreu ihrem 
Grundiag, die perfönliche Freiheit und die Selbftverantwortlichfeit des Einzelnen fo 
wenig als möglich zu befhränfen, von einer directen Ginmifhung und von ſpeciellen 
Vorſchriften der Gejeggebung in den allermeiften Fällen abſehen müſſen. Nady un: 
jern Einrichtungen ift e8 aud) in der Regel dem Ermefien des Einzelnen überlaſſen, in 
wie weit er für fein perfönlicyes Wohlbefinden ſelbſt Sorge tragen will, und die Ge: 
feggebung greift nur dann ein, ſobald das Beftehen einer für die Geſammtheit hochwich— 
tigen Einrichtung durch das Thun oder Lafjen des Einzelnen offenbar bedroht ift. Im 
den Einzelheiten weichen freilich Die verfchiedenen Oefeggebungen jehr von einander ab, - 
als Grundfag iſt aber aufzuftellen, daß der Staat und feine Gefunpdheits- (Me: 
dicinal-) Polizei feinem dispofitionsfähigen Staatsangehörigen gegen feinen Wil: 
len Wohlthaten aufdrängen jollen, indem fie ihn zu Handlungen oder Unterlaffungen 
nöthigen, die nur ihm Vortheil gewähren können (Brater, Staatslericon). Wenn 
der Staat ferner, wie dies meift Schon gefchieht, die Gejundheitspflege für Unmündige 
den Familien überläßt, jo wird es eine Hauptaufgabe für ihn fein, die Lücken, welche 
die Privatthätigfeit übrig gelaffen hat, in auffteigender Linie zunächſt von der Gor- 
poration, dann von der Gemeinde ausführen zu laffen, um für feine eigene Thätig— 
feit das vorzubehalten, was die Kräfte der Uebrigen überfteigt. Hierher gehören 
beifpielweife Kranfen- und Gebärhäufer, Taubftummen- und Blinden: 
anftalten, felbft audy in gewiſſer Beziehung Verforgungsanftalten für Geiſtes— 
franfe ald Unternehmungen, bei denen die Privatthätigfeit nur ausnahmsweife für 
die unbemittelten Bolfsclaffen zu forgen vermag. ine weitere Aufgabe des Staats 
befteht darin, der Privatpflege die Hülfsmittel zu fihern,, die fie ſich jelbft nicht zu 
verfchaffen vermag , vorzugsweife für geeignete Lehranftalten zur Heranbildung von 
Aerzten, Hebammen, Apothefern u. |. w. zu forgen. Im allen ſolchen Fällen, wo na» 
mentlic) VBorbeugungsmaaßregeln getroffen werden müflen, die über die Befugniß und 
den Wirkungsfreis der Gemeinde hinausgehen (3. B. Abiperrungsmaaßregeln gegen 
anftedende Krankheiten, Austrodnen ausgedehnter Sümpfe u. ſ. w.) wird ferner ein 
Ginfchreiten des Staats geftattet fein. Die Hauptthätigfeit der Regierung wird in: 
deſſen in der Grlaffung angemeffener gefeplicher Vorfehriften für die medicinalpolizei: 
liche Thätigfeit der Gemeinde und in deren Ueberwachung zu beftehen haben, und ge: 
rade hier ift in allen Ländern noch viel zu thun übrig. Erfreulicherweife geſchieht, wie 
es fcheint, in Deutichland mehr, als in allen andern Staaten, felbft England und 
Franfreich nicht ausgenommen, wenn auch mand)e größere Städte der zulegt genann— 
ten Länder eine rühmlicdye Ausnahme machen mögen. 

Indem wir auf eine ausführliche Erörterung des Gegenftandes verzichten und ftatt 
deſſen auf die einfchlagende Literatur verweifen, jollen nur einige der hervorragenbiten 
Puncte angeführt werden. Die Medicinalpolizei wird um fo verdienftlicher wirfen, 
wenn fie weniger darauf ausgeht, bei bereits zur Entwidlung gefommenen Kranfheitd- 
ericheinungen einzufchreiten, jondern darauf bedacht ift, Schon die Kranfheitsurfachen 
zu befeitigen, oder wenigftens zu mildern, namentlich bei ſolchen Krankheiten, die in 
örtlichen Verhältniffen ihren Grund haben. In erfter Linie ift die Sorge für Beichaf- 
fung gefunder Wohnung zu nennen. Angemeſſene Beftimmungen über Anlage breiter 
Straßen und freier Pläge innerhalb der Städte, über zweckmäßige Bauart der Woh- 
nungen in Bezug auf Abzugscanäle, Latrinen, Kellerwohnungen u. |. w.; über Rein: 
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haltung der Straßen durd) unterirdiiche Abzugscanäle, Reinigung der Brunnen, Ver: 
weifung jolcher Gewerbe, welche Luft und Wafler verderben, nad) außerhalb der Stadt 
— alle diefe Einrichtungen und Beftimmungen der Medicinalpolizei beichränfen zwar 
nicht jelten Die perfönliche Freiheit des Einzelnen, fie find aber als höher ftehende For- 
derungen des allgemeinen Wohle unerläßlich. Ein anderer für die Gefundheits- 
pflege jehr beachtenswerther Gegenftand ift Die Sorge für gefunde Beichaffenheit der 
Nahrungsmittel, zumal wenn die Verfälfchungen jo ausgeführt worden find, daß der 
an und für ſich ſchon ftrafbare Betrug von dem Käufer ohne eine genaue fachfundige 
Unterſuchung nicht zu bemerfen ift. — Durd) angemeffene Ueberwachung der Schulen, 
in Bezug auf geräumige Bauart und hinreicyende Ventilation, durch Ginführung des 
Turnunterrichts u. ſ. w. fann ferner in fehr erfprießlicdyer Weife den Nachtheilen vor- 
gebeugt werden , welche anhaltendes Sigen und einfeitige geiftige Ausbildung auf die 
phyſiſche Entwidlung der Kinder nothiwendig ausüben müſſen. Aehnlich verhält ſich 
dies mit der Zuführung von friiher Luft und andern entiprechenden Einrichtungen in 
Spitälern, Gefängniſſen, theilweiſe audy in Babrifen. 

Dies find einige wenige Buncte, welche nur eine Andeutung von der umfaflenden 
und hochwichtigen Aufgabe der Medicinalbehörden geben jollten. Die Arbeiten, weldye 
namentlich die deutjchen Staaten durd ihre Sorgfalt um die Gejundheit ihrer Anger 
börigen ſich aufgebürdet haben, find nicht gering, die bi jegt erzielten Ergebniffe find 
aber aud) in vielen Beziehungen ziemlich befriedigend zu nennen. Grwägt man, daß 
trog der vielfach verfehrten Lebensweife, trog der Ueberſpannung der geiftigen und kör— 
perlichen Kräfte, trog der Vermehrung der verichiedenften Bedürfniſſe, trog der vielen 
Schyattenfeiten der jogenannten Givilifation die mittlere Yebenddauer eher augenonmen 
als abgenommen, die Anzahl der verheerenden Krankheiten ſich aber auf alle Fälle ver: 
mindert hat, jo find darin die wohlthätigen Folgen einer Gefundheitöpflege zu erbliden, 
die vielleicht Die gerade hier fehr fchwer einzuhaltende Grenze zwiſchen der perfönlichen 
Freiheit des Einzelnen und den Forderungen des allgemeinen Wohls nicht immer feſt— 
gehalten haben mag, die aber doc mit der Wichtigkeit ihrer Aufgabe ſelbſt etwaige 
Ueberſchreitungen einigermaaßen zu rechtfertigen vermag. 

Literatur: Müller, Archiv der deutihen Medicinalgefeggebung und öffentl. 
Gejundheitöpflege. — Schürmayer, Handbuch der medir. Polizei (1856). — 
Mohl, Polizeiwiſſenſchaft. I. S. 200 ff. H.R. 


Gewerbe. Gewerbefreibeit. Erwerb. Erwerbsfreibeit. 

Der Begriff des Wortes „Gewerbe“ iſt allmähli mehr und mehr erweitert 
worden, je tiefer die Wiſſenſchaft in Die Gelege des Wirthichaftslebens eingedrungen 
it und das Jneinandergreifen der verfchiedenen Arten menjchlicher Arbeit, ſowie 
deren Productivität fennen gelernt hat. Im engften Sinne des Wortes pflegt man 
unter „Öewerbe“ diejenige Thätigfeit zu veritehen, welche jich mit der Umänderung 
und Verarbeitung der Rohſtoffe, vorzugsweile in der Werkſtatt auf dem Wege des 
Kleinbetriebs im Gegenſatz zum Groß- oder Fabrifbetrieb beichäftigt. In einem wei: 
teren Sinne begreift man unter „Oewerbe, Gewerbebetrieb“ fowohl den Handwerfs: 
als aud) den Fabrifbetrieb und bezeichnet Handel, Gewerbe und Landwirthichaft ge: 
wöhnlich als die drei Hauptzweige wirthichaftliher Thätigfeit, indem man zwilchen 
Kaufleuten, Gewerbtreibenden, Landwirtben untericheidet. Im weiteften Sinne hei- 
gen „Sewerbe* überhaupt alle „Beichäftigungen für den Zwed des Erwerbs“, wobei 
man namentlid auc die Idee einer fortdauernden Beichäftigung und eines gewiflen 
Berufes, der dem Arbeiter als ein höheres Ziel vorſchwebt, mit dem Worte verbindet. 
Man ſpricht daher von ſog. landwirthichaftlichen Gewerben, vom Handeldgewerbe, 
vom Gewerbe des Haufirers, Banquiers ıc. und fogar von „gelehrten Gewerben“. 
Das deutiche Handelsgefegbuch beftimmt in Art. 4 „Als Kaufmann im Sinne dieſes 
Geſetzbuches ift anzuiehen, wer gewerbemäßig Handeldgejchäfte betreibt“ und im 
Art. 273: „Alle einzelnen Geichäfte eines Kaufmanns, welde zum Betriebe feines 
Handelsgewerbes gehören, find als Handelsgeichäfte anzufehen. 

Seitdem die Wiffenihaft der Nationalöfonomif zu der Anficht gefommen ift, daß 
alle nüglichen Arbeiten auch wirthichaftliche Productivität befigen, werden aud) die 
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geiftigen Arbeiten und perfönlichen Dienftleiffungen immer unbedenklicher zu den „Bes 
werben“ gerechnet. Während man früher die Gewerbe als artes illiberales den 
tsiffenfchaftlicyen und fünftlerifchen Erwerbsarten (artes liberales, professions libe- 
rales) ſchroff gegenüberftellte, haben fi) gegenwärtig Wiffenfchaft und Kunft immer 
mehr mit der Gewerbthätigfeit verjchwiftert. Die neuere Geſetzgebung hat dieſem 
Entwidlungsgange und dem Umichwunge der Anfichten in der Wahl ihrer Ausdrüde 
und Gejegesbeftimmungen ebenfalls Rechnung tragen müffen. Die frühern Gewerbe: 
ordnungen bezogen fidy meift nur auf die handwerfsmäßig betriebenen Gewerbe, Für 
die Fabrication, welche ſich ſchon ziemlich frühzeitig von allen Zunftgeiegen emancipirt 
hat, ertheilte der Staat „Conceſſionen“ und erließ zahlreiche Separatgefege und Spe— 
tialverordnungen für die unzünftigen Beichäftigungen. Die neueften Gewerbeordnun— 
gen ziehen in ihrer Mehrzahl ſämmtliche menſchliche „Beihäftigungen zum Zwede 
des Erwerbs“ in ihren Bereich, fie enthalten Vorfchriften für gewerblidye Anlagen 
und für diejenigen Berufszweige, welde einer Gonceifion bedürfen, und gedenken u. 
A. aud) der Aerzte, Apotheker, Advocaten, Echaufpieler ıc., wäre es auch nur um zu 
beitimmen, daß die allgemeine Gewerbefreiheit auf dieſe Perſonen feine Anmwendun 

leide, und „daß fie hinfichtlich der Berechtigung, ihr Gewerbe auszuüben, bis au 
Weiteres nad) den darüber beftehenden bejonderen gefeglichen Vorfchriften beurtheilt 
werden follen.“ 

Die Gewerbe können hinſichtlich der von ihnen gelieferten Objecte oder geleifte- 
ten Dienfte in zwei Hauptelaffen eingetheilt werden: 1) in ſolche, welche immate— 
rielle Broduete ſchaffen. Dazu gehören die perfönlichen Dienftleiftungen der 
Staatsbeamten, der Gelehrten, Echriftiteller, Richter, Feldherrn, Prediger, Lehrer, 
Aerzte, Advocaten, Schauipieler ıc., 2) in diejenigen, welche materielle Objecte 
liefern. Dazu gehören hauptſächlich a) die Urproductionen der Landwirthichaft , des 
Bergbaus, Fiſchfangs, der Jagd u. f. w., b) der Handwerfs- und Fabrifbetrieb, 
auch „Sewerfsarbeit, technifche Production, Manufactur-Induftrie“ genannt, welche 
die Rohftoffe umändert, um aus ihnen durdy Verbindung, Trennung und Formver- 
änderung Güter von höherem Gebrauchswerthe zu bereiten; c) der Handel, d.i. die: 
jenige wirthichaftliche Thätigfeit, welche den Austaufch der Güter zwiſchen Ergeugern 
und Confumenten beforgt, oder die Aufgabe hat, die Erzeugniffe der Urproduction 
oder Manufactur-Induftrie ohne eine andere Umgeftaltung als höchftens die des Zer— 
legens in Hleinere Bruchtheile von einem entfernteren Plage her in den geographiſchen 
Bereich des Conſumenten zu befördern. Der Handel bringt die Güter in die Kreile 
des Begehrs, er verhilft denfelben zur Vollendung ihrer Beftimmung und erhöht da— 
durd) ihren Werth, iſt daher an ſich völlig produktiv. 

Die Gewerbe pflegen auf eine faft unmerkliche Weife ineinander überzugeben, 
Indem der Urproducent zugleih Manufacturift und Handelsmann fein kann, und der 
Gelehrte bald einer bejondern Glaffe der materiellen Production, bald allen zufammen 
feine Dienfte leiftet. 

Nach ihrem Verhältniß zum Staat und der Ginmifchung der Staatsge— 
walt in den Gewerbebetrieb laſſen ſich die Gewerbe hauptiächlicy in vier verichiedene 
Glaffen eintheilen: 

1) in foldye, die der Staat überhaupt ganz frei gelaffen und mit feiner Bevors 
mundung völlig verfchont hat (freie Gewerbe). Es gehören dazu u. U. die land: 
wirthichaftlihen Gewerbe (Aderbau, Gartenbau, Viehzucht, Obſtbau, Fünftliche 
Fiſchzucht ıc.), der Großhandel, das Rhedergewerbe, der Schiffbau (in den meiften 
Ländern), das Gewerbe der Schriftfteller, Naturforfcher, Chemifer, Künftler, Photo: 
graphen, überhaupt alle Gewerbe, die neue Stoffe wie Guttaperha, Gummi x. ver 
arbeiten oder neuerfundene Lurusgegenftände, wie Grinolinen, Fünftliche Blumen, 
Pianino's ıc. anfertigen. Man hat noch von feinem der genannten Gewerbe gehört, 
daß fte fih unter der Freiheit etwa jchlechter befinden oder weniger fortgefchritten wä— 
ren als die unfreien Gewerbe; im Gegentheil haben beinahe fämmtliche ganz freige: 
laſſenen Erwerbsjweige die raſcheſten Fortſchritte gemacht; 

2) in ſolche Gewerbe, deren Betrieb ſich der Staat ausichließlich vorbehalten 
und den Privaten unterfagt hat (Monopole und Negalien); 
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3) in ſolche, die nur gegen befondere Erlaubniß und nad Erlangung einer 
Conceſſion betrieben werben fönnen [Eonceffionsgewerbe); 

4) in folche, die nur nad) erfolgter Aufnahme in eine Zunft oder Innung betries 
ben werden fönnen, wobei der Staat die Zunftverfaffung entweder jelbft angeordnet 
hat oder bereits beftehenden Gorporationen von Gewerbsgenofien feinen Arm lieh, 
um andere Arbeiter von dem betreffenden Gewerbszweige auszuſchließen, oder ihre 
Zulaffung an gewiffe Bedingungen zu fnüpfen (Zunft. oder Innungsgewerbe). 
Die Einführung der Gewerbefreiheit hat ſich hauptfächlich im Gegenjag zum Zunftwes 
fen vollzogen, weshalb es ſich empfiehlt, bei dem Artifel „Gewerbefreiheit“ (im 
engern Sinne des Worts als der Freiheit des Handwerks-, Fabrifs und vn 
triebes) auf den Artifel „Innungen“ zu verweilen und an diefer Etelle nur die 
allgemeinen Grundjäge der „Gewerbefreiheit“ im weiteften Sinne, ald der „Erwerbes 
freiheit”, zu entwideln. 


Gewerbefreibeit, Erwerbsfreibeit, Freiheit der Arbeit. 


Jede Gewerbthätigfeit und Arbeit, welche Nüglichfeiten und Merthe ichafft und 
feinem unfittlichen gemeinfchädlichen Zwede dient, hat Anſpruch auf den Rechtsſchutz 
des Staats umd freie Entfaltung. Staat und Gejellichaft werden durd) die gewerbliche 
Arbeit gegründet, erhalten und zum Fortfchreiten befähigt. Die gewerblichen Arbeiten 
der einzelnen Individuen greifen in wunderbarer Weile ineinander, bedingen und er— 
—— ſich gegenſeitig; ſie bewirken die fortgeſetzte Verbindung durch wechſelſeitige 

eiſtungen, welche wir „Verkehr“ nennen — ein lebendiges Netz von Beziehungen, 
das Bedürfniß und Leiſtung ununterbrochen knüpfen und löſenz fie ſchaffen den volks— 
wirthſchaftlichen Organismus, dem die beiden geiſtigen Triebfedern des Eigennutzes 
und des Gemeinſinns zu Grunde liegen und in welchem jedes Glied auf dem Wege 
der freien Concurrenz zwar zunächſt das eigene Intereſſe verfolgt, zugleich aber be— 
wußt oder unbewußt dem höheren Geſammtintereſſe dienſtbar wird. Freiheit der Ar— 
beit und freie Concurrenz find als die Hauptförberungsmittel des Mohlftandes ganzer 
Staaten, wie einzelner Staatsangehörigen zu betrachten. Jeder Staat, der das Glüd 
feiner Bürger befördern will, follte es daher zu feinen wichtigften Verpflichtungen 
zählen, jedem Bürger Echug zu gewähren in dem Recht und der Freiheit zu arbeiten, 
fich zu entwideln, feine Kräfte zu gebrauchen und die Frucht feiner Arbeit zu genier 
en. Diefe Freiheit und dieſes Recht ift älter als der Staat, es ift jedem Menfchen 
angeboren und als das urſprünglichſte aller Menichenrechte zu betrachten: denn der 
Menſch wird mit Bebürfniffen geboren, deren Befriedigung zum Leben unerlaäßlich ift 
und mit Organen und Kräften, um feine Bedürfniffe zu befriedigen. Die Anwendung 
der Kräfte zur Arbeit und Gewerbthätigfeit kann aber dem Menichen offenbar nichts 
nügen, wenn er nicht gewiß ift, die Frucht feiner Arbeit auch für feine Bedürfniſſe 
verwenden zu können. Dieſe Gewißheit und die Sicherheit der verarbeiteten und er: 
fparten Güter, des Eigenthums, ift daher auch einer der erften Zwecke jedes jungen 
Staates. Sogar unter den Wilden zweifelt Niemand daran, daß Demjenigen, der ſich 
eine Hütte erbaut und ein Thier erjagt hat, aud) der Befig und das Eigenthum an 
diefem Gute zuftehe. Der Staat wird meift deshalb erft gegründet, Damit das Eigen: 
thum der Einzelnen durdy die Geſammtkraft Vieler vor der Uebermacht der Stärferen 
gejhügt werde. — In dem Schuge des Eigenthums und der Sicherheit aller Bürger 
im Innern und nach Außen, fowie in der Rechtspflege und der Förderung aller höhe: 
ren Staatszwede, weldye weder Privatperfonen, noch freie Afforiationen, noch Ge: 
meinden durch eigne Kraft erreichen können, liegt daher die Hauptaufgabe der Regie 
rungen. Ad. Smith ftellt in feiner Mufterung der Urfachen des Nationalreichthums 
auf die oberfte Stufe „jene raſche und unparteitiche Verwaltung der Juftiz, welche die 
Rechte des geringften Bürgers ehrwürdig für den mächtigften macht und welche da— 
durch, daß fie Jedem die Frucht feiner Arbeit zufichert, die wirffamfte von allen Auf: 
munterungen zu jedweder Induſtrie abgiebt.“ Jeder Verſuch des Etaats, ſich als eine 
Art zweiter Vorfehung des Erwerbs: und Verkehrslebens mit feiner bevormundenden 
Allgewalt hervorzudrängen, fann den gefunden friichen Wettfampf der Arbeitskräfte 
nur beeinträchtigen. Die Regierungen laufen durch ein einfeitiges Eingreifen in die 
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Gewerbthätigfeit und durch Zwangsverordnungen immer Gefahr, mehr zu jchaden 
als zu nügen. Der Volfswirth hat ſich daher im Zweifel immer zu Gunften der Frei: 
heit zu entjcheiden und zu vertrauen, daß die Volfswirthichaft, gleich einem belebten 
Organismus, aus ji) ſelbſt im Stande jei, Uebel zu heilen und daß das eigene In: 
terejje jedes Arbeiters und die Selbfthülfe und Selbftcontrole des Publicums unter 
einer geordneten Nechtspflege gegen die unvermeidlichen Unvollfommenheiten jever 
Wirthichaftsftufe am wirfiamften anfnüpfen werden. 

Von diefem Standpuncte aus muß die volle, unbedingte Gewerbefreiheit oder 
Erwerbsfreiheit als das zu erftrebende Ziel der Volkswirthichaft hingeftellt werben. 
Unter den Worten „volle, unbedingte Gewerbefreiheit oder Erwerbsfreiheit“ ift jedoch 
fein Zuftand der Gejeglofigfeit und fchranfenlojer Willfür zu verftehen. Der Genuß 
jeder Art von Freiheit, mag fie Neligionsfreiheit, Nedefreiheit, Preßfreiheit, Ge: 
werbefreiheit heißen, ift an die Beobachtung der Gefege des Staats und jomit an 
Bedingungen gefnüpft. Jedermann hat das Recht, feine Anfichten frei au Außern, 
wer aber feine Zunge zu Verläumdungen und Betrügereien mißbraucht, fann als Ver: 
läumder und Betrüger angeklagt und verurtheilt werden. Auch unter der Herrichaft 
voller Preßfreiheit eriftiren Preßgeſetze, welche Ueberjchreitungen der Freiheit in ven 
Erzeugnifien der Prefje, wie Beleidigungen Dritter, mit criminellen Strafen bedro: 

en. Achnlich ift es mit der Gewerbefreiheit, die jid) nicht darin äußert, Daß die 

usübung des Gewerbebetriebes außerhalb der Gelege des Staates gejtellt wird, 
fondern ihrem Wefen nad) darin befteht, daß über die Berechtigung zum felbftän: 
digen Erwerbe nur die allgemeinen bürgerlichen Gefege, nicht aber obrigfeitlicdhes Er: 
meſſen oder ausfchließende und befchränfende Befugniffe Eingelner oder beftimmter 
Gorporationen enticheiden. Es ift mit einem Worte auch unter der Gewerbefreiheit 
felbitverftändlich, daß jeder Gewerbtreibende den allgemeinen ftaatsbürgerlichen Pflich: 
ten Genüge zu leiiten habe. Neben den allgemeinen Gejegen beftehen nod) zum Schuge 
der Geſellſchaft und des ftaatlihen Zufammenlebens für einzelne Gewerbe gewerbs— 
polizeiliche Vorfchriften. Es ift jelbftveritändlih, daß die Regierung eines Landes 
oder Die Behörde einer Gemeinde feine Pulvermühlen mitten in der Stadt errichten 
läßt; es ift gerechtfertigt, daß der Staat bei dem Bau von Häufern die Beobachtung 
ewiſſer fenerpolizeilicher Vorfchriften verlangt, daß er Verordnungen bezüglich ge: 
undheitsgefährlicher und die Nachbarſchaft ftörender Gewerbsanftalten erläßt u. ſ. w. 
Man kann daher einräumen, daß eine völlig unbedingte, oder fogen. ſchrankenloſe 
Gewerbefreiheit nirgends vorhanden ift und daß gewiffe Gewerbe laut beftimmter Ge: 
jege auch) in gewerbefreien Staaten nur unter Bedingungen betrieben werden dürfen. 
Allein man begeht einen großen Itrthum, wenn man aus diefem Grunde das Recht 
ded Individuums auf Freiheit der Arbeit läugnet und alle Gewerbsbefugniffe als 
„directen Ausfluß der Staatsgewalt und eines ihrer widtigiten 
Attribute” bezeichnet, wie es noch vor wenigen Jahren der Verfaſſer des neuejten 
bayriichen Gewerbegejegentwurfs gethan hat. Mit ganz derjelben Logif fönnte man 
behaupten, daß e8 fein „Eigenthum“ gebe, weil in gewiffen Ausnahmefällen der Staat 
das Recht zur Erpropriation hat, jobald das allgemeine Wohl und gewiſſe darauf 
bezüglidye Gefege eine Einichränfung der Privatrechte fordern. Wenn man gegen die 
volle Gewerbefreiheit zuweilen einwendet, daß die Vielheit der nebeneinander frei thä: 
tigen Einzelwirthſchaften unter allen Umftänden eine „Ordnung“ verlange, fo iſt 
darauf zu envidern, Daß die freie Goncurrenz mit ihren fegenftiftenden Wirfungen der 
zuverläfligite Negulator des Erwerbslebens und der zwar unfichtbare, aber doch immer 
gegenwärtige Gefeggeber ift, der Ordnung und Regel in die jo ausgedehnten, ver: 
widelten und taufendfach verzweigten induftriellen Beziehungen zu bringen vermag. 
Es ift das bejte Lob, welches man dem Syſtem der vollen Erwerbsfreiheit ertheilt 
hat, daß es allerdings das einfachfte und leichtefte Princip ſei. Die Wahrheit iſt im- 
mer einfach) und leicht begreiflich. Jedes tiefere Eindringen in eine Wiffenichaft macht 
den Foricher gewöhnlich beſcheidener. Welcher Volkswirth aber, der ernſtlich bemüht 
war, ſich in das große Geheimniß der Arbeitstheilung zu vertiefen, follte zu behaup— 
ten wagen, daß menſchlicher Scharfiinn, und wäre er auch mit taufend Augen be: 
waffnet, jemals im Stande jein werde, feine Vorftellungen von „Ordnung, Regel, 
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Zweckmäßigkeit“ diefem in Millionen von Adern auslaufenden Organismus des Er- 
werbslebens aufzuzwingen? 

Wenn man die verſchiedenen Gewerbe gleichſam militairiſch requliren, fie in ein: 
zelne Abtheilungen zergliedern, über jede Abtheilung einen Oberaufleher beftellen und 
ihm eine Zwangsgewalt über die einzelnen Gewerbsgenofien ertheilen wollte, jo könnte 
man dadurch unbeftreitbar eine gewifle Ordnung ftiften, allein diefe Ordnung, welche 
vielleicht dem Ideal mancher Gommuniften und Eocialiften entipricht, würde weder 
auf Gerechtigfeit beruhen, nody zur Förderung des Nationalwohlftandes beitragen, 
fondern jede Bewegung und jedes Kortichreiten der arbeitenden Menſchheit hemmen. 
Im Kriegsheer ift die Ordnung unerläßlich, weil ohne Disciplin fein Erfolg errungen 
werden kann, weil hier nur der Gedanfe eines Einzigen und die Mitwirfung Aller zu 
einem einzigen gemeinfamen Zwed den Sieg herbeiführt. In der Induftriewelt findet 
das Gegentheil ftatt, da find die Gedanfen und Beftrebungen ebenfo mannichfaltig 
wie die Erfolge. Da ift ed der Gewinn und Reichthum jedes Ginzelnen, woraus der 
Gewinn und Reihthum der Gefammtheit erwächſt. Ebenſo verfchiedenartig wie die 
Erfolge find die Mittel, um zu Wohlftand zu gelangen. Diefe Mittel laſſen fich 
nicht anbefehlen And militairifch anordnen, fie wechfeln je nach dem Productiong- 
zweige, der Einſicht, den Fähigkeiten, dem Fleiße, den Verbindungen, den Gapitalien 
und der Lage eines jeden Geſchäftsmannes und Arbeiters. Die Anftrengungen, weldye 
Jeder in feinem Kreife nach ſelbſterſonnenem Plane und felbfterwählter Arbeits» 
methode aufbietet, find ed, woraus die Gefammtordnung entipringt. Je beffer und 
energifcher ein Gewerbsmann unter der Herrfchaft der freien Goncurrenz feinem Privat: 
vortheile nachringt, deſto ftärfer fördert er den Nationalreichthum. Jede Einmiſchung 
einer obrigfeitlichen Gewalt fchadet dem Zwede, d. h. der Production, weil Feine 
Obrigkeit ſich ebenjogut Darauf verfteht wie der Privatmann, und den Verftand und 
die Selbitthätigfeit des Producenten nie erfegen fann. J. B. Say räth daher der 
Etaatöverwaltung, in ihrem Verhalten zur Induftrie dahin zu arbeiten, fidy entbehr— 
lic zu machen. Die Freiheit in der Anwendung der Mittel und die Echnelligfeit in 
der Ausführung find die Ecele gewerblicher Unternehmungen. Die Gewerbe fränfeln 
und fterben ab, wenn fie, außer den natürlichen, auch noch fünftliche Hinderniffe wie 
die Unwiſſenheit, Fahrläffigfeit und zuweilen fogar das entgegengefegte Intereffe der 
Staatöbeamten zu befämpren haben. Die Gapitaliften weigern fich, ihre Fonds in 
Unternehmungen zu fteden, in welche fih die Obrigkeit jeden Augenblid einmiichen 
fann. 

Mit Recht macht Rocher darauf aufmerkſam, „daß man die pädagogiich wohl: 
thätigen Folgen der Freiheit eben nur von der ganzen Freiheit erwarten könne.“ Eollte 
3. B. Handelgfreiheit eingeführt werden und die Gewerbe zünftig nnd gefeffelt blei— 
ben, fo würde der deutiche Gewerbfleiß mit gebundenen Händen in den großen Wett» 
fampf des internationalen Güteraustaufches hineingeführt. Oder follte der Grund— 
beitg mobilifirt werden, aber in den Gewerben noch Der alte Bann- und Zunftwang 
fortdauern, jo wäre der Abzug der ländlichen Ueberfchußbevölferung in die Städte 
faum möglidy. Der freie Berfehr und Erwerb iſt jedenfalls am beften geeignet, in das 
Zujanmenwirfen der Menjchenfräfte die nöthige Harmonie zu bringen, die durch das 
Eingreifen der Staatsgewalt nur gefährdet ift, da eingegriffen wird von Beamten, 
die außerhalb der maaßgebenden Verhältniffe ftehen und gewöhnlich nur an einzelnen 
oberflächlich hervortretenden Gricheinungen berumeuriren. Echug gegen Concurrenz 
ist nach I. S. Mill gleichbedeutend mit Enthebung von der Nothwendigfeit, ebenfo 
fleißig und geichidt zu fein wie andre Beute. Die Gewerbefreiheit ift natürlid nur 
einer der Factoren, um Wohlſtand zu fchaffen, fie ift Fein Liniverfalmittel gegen foriale 
Schäden und feine Garantie gegen Mißbrauch. Allein fo wenig man die Sonne zu 
vertheidigen braucht, obgleidy fie zuweilen die Erde verbrennt, die fie nur erleuchten 
und envärmen follte, jo wenig braucht die Erwerbsfreiheit und freie Koncurrenz ver: 
theidigt zu werden, welche für die arbeitende Welt daffelbe ift, was die Sonne für die 
phyſiſche Welt. Die Hauptaufgabe des Nolfswirthed, dem Gewerbewefen gegen: 
über, befteht nicht etwa darin, fogen. Ordnungen für das Erwerbsleben ae 
fondern den die Menichheit umgeftaltenden Einfluß der Gewerbefreiheit und Arbeits: 
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— — darzulegen und den Zuſammenhang von Urſachen und Wirkungen zu 
erklären. 

Literatur: Ad.Smith, Wealth of Nations. — J. B. Say, Traite d'éco- 
nomie politique. — Dunoyer, Liberte du travail. — Stenographifche Berichte 
über die Verhandlungen der eriten fünf Congreſſe deutſcher Volkswirthe. — Dr. Böh— 
mert, Freiheit der Arbeit. Ein Beitrag zur Revijion der deutſchen Gewerbegeiege. — 
Dr. Rentzſch, Gewerbefreiheit und Freizügigkeit. V. Böhmert. 


Gewerbeausftellungen ſiehe Inpuftrieausftellungen. 


Gewerbegerichte, 

Die Gewerbegerichte ericheinen theils ala PBolizeiftrafgerichte, theils bilden fie 
einen proviloriichen Erfag in gewiffen geringfügigen Rechtsſachen. Indem fte jich 
dem Verfahren der Verwaltungsbehörden im Allgemeinen anjchließen, ift das formell» 
juriftifche Element nicht das vorwaltende ; es fonımt weniger auf die rechtliche Ent- 
ſcheidung in einer Streitigfeit, fondern auf Die Gerbeifährung eines Vergleiche 
zwijchen den ftreitenden ‘Barteien an, weldyer unter der Autorität Des Gerichts nad) 
Lage der Sache und mit Berüdjichtigung der Zwedmäßigfeit abzuichließen it. 

Die in Deutichland diefleits des Rheins meift jeit der Einführung der Gewerbe: 
freiheit eingejegten Gewerbegerichte find den frangöftichen conseils des prud’-hommes 
nachgebildet, mit dem Unterfchiebe jedoch, daß der Vorfigende ein rechtöfundiger Ver: 
waltıngsbeamter jein joll. Die Berichte ftimmen darin überein, daß fich biete Inſti⸗ 
tute in Frankreich und am Rhein, wo ſie ſeit der franzöſiſchen Invaſion beſtehen, als 
tüchtig bewährt haben und ſich eines allgemeinen Vertrauens erfreuen. Es iſt zu be— 
ſtätigen, daß im Fabrikweſen und namentlich da, wo die Hausinduſtrie entwickelt iſt, 
Anſprüche und Contraventionen ſo eigenthümlicher Art vorkommen, daß ſie faſt nur 
von den Genoſſen des Gewerbes als vollkommen richtig durchſchaut und gewürdigt 
werden können, von dieſen aber auch meiſt ſehr ſchnell und ſicher beurtheilt werden; 
es iſt ferner hinzuweiſen auf das ſchnelle und weniger koſtſpielige Verfahren, auf die 
Verbreitung und Ausbildung des Sinnes für Recht und Moral: — allein alles dies 
läßt fich nach unferer Anſicht audy auf dem rein juriftiichen Wege, wenn es nöthig ift 
mit der Herbeiziehung Sachverſtändiger, erreichen, und deshalb brauchen Die Gewerbe 
faum bejondere Ausnahmegerichte. —* juriſtiſche Vorſitzende, welcher ſehr viel Ein— 
fluß ausüben kann, wird und muß ſich übrigens doch auch mehr nach dem Geſetze, als 
nach den Zweckmäßigkeitsgründen und der Sachlage richten. In der That ſind auch 
die Gewerbegerichte z. B. in Sachſen und Thüringen, obgleich ſie nunmehr 3 Jahre 

eſetzlich vorgeſchrieben ſind, noch nicht ins Leben gerufen worden, ſo daß noch gar 
eine Erfahrungen über ihren Einfluß vorliegen. Nur in ganz beſondern Verhältniſſen 
werden ſie, analog den Handelsgeriqten (1. d.), günſtig einwirken können, und zwar 
in ſolchen Fällen, wo Anzeigen des Fabrifbefigers vor den gewöhnlidyen Gerichten 
über nicht richtig (nah Maaß oder Gewicht) abgelieferte Fabricate der hausindu— 
ftriellen Thätigfeit etwas Gehäſſiges behalten möchten, und wo zur Entdeckung eines 
Betrugs oder zur Feititellung von gewerblichen Uſancen eine ganz genaue Sachkennt— 
niß des Richters erforderlid) ift. 

Außer ſolchen Streitigkeiten, die zugleih aus dem Arbeits: und Lehrvertrage 
— können und deren Gegenſtand eine Summe von 10—20 Thalern nicht über: 
chreitet, entjcheiden die Gewerbegerichte in der Regel als Polizeiſtrafbehörde über 
gewifie Vergeben, 4. B. ungefegmäßige Verabredungen über einzuhaltende Preiſe und 
Löhne, Beichäftigungen von Kindern, Lohnzahlungen in Gold, verbotenen Münzen 
und in Waaren, Mißbrauch von Muitern und Modellen, mangelnde Sicyerftellung 
der Arbeiter vor Gefahren, einfeitige Aufhebung des Lehr: und Arbeitscontracts ꝛc. — 
Das Gewerbegeridht wird gewöhnlicdy aus einem rechtsfundigen Verwaltungsbeamten 
als Vorfigenden, und einer gleichen Anzahl von felbitändigen Gewerbtreibenden 
(Arbeitgebern), ſowie von Arbeitnehmern als ftimmberechtigten Beiftigern zufammen: 
gelegt. Der Borfigende wird meiſt von der Behörde ernannt. Die Beifiger dagegen 
werden von den Arbeitgebern und Arbeitern auf 3—6 Jahre gewählt, und müjfen die 
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Arbeitsherren und Arbeiter mehrere Jahre lang ſich in dem Bezirke weientlic aufge: 
halten, ein gewifjes Lebensjahr zurückgelegt haben und der Ehrenrechte theilhaftig fein, 
Das Beifigeramt wird von den Arbeitgebern unentgeldlich verwaltet. Db und wie die 
Arbeitnehmer deshalb zu entihädigen feien, wird durd die Geſchäftsordnung des 
Gewerbegerichts bejtimmt. An jeder Sigung des Gewerbegerichts haben mehrere 
Beifiger jeder Claſſe theilgunehmen, welche der Vorfigende aus ſämmtlichen Beifigern, 
joweit thunlich unter Berüdjihtigung der Gewerbearten, welchen bei den in der 
Eigung zu verhandelnden Sachen die Betheiligten angehören, übrigens der Reihe 
nad, einzuladen hat. Die Eigungen find in der Regel öffentlih. Jedermann kann 
zur Ablegung des Zeugnifjes vor dem Gewerbegerichte ohne Unterjchied feines per: 
ſönlichen Gerichtsſtandes angehalten werden. 

Um ein möglichit Hares Bild über das Verfahren zu geben, folgen die wichtig: 
ten Bejtimmungen des ſächſiſchen Gefeges vom 15. Detbr. 1861. Die Motiven 
fagen darüber: „Die täglicd) vorfommenden unbedeutenden Differenzen zwiichen Rehr: 
herren und Lehrlingen, Arbeitern und Arbeitgebern will der Gefeggeber nicht im ſtren— 

en Juftizwege, ſondern im „väterlich disciplinaren“ Wege entfchieden wiſſen und fols 
en Kleine Differenzen der Art vor die Verwaltungsbehörden gebradht und von diefen 
verglichen oder proviſoriſch entichieden werden fünnen. Die Verwaltungsbehörden 
fönnen demnach in privatrechtlihen Streitigfeiten, welche aus dem Arbeits oder Lehr: 
vertrage herrühren und deren Gegenftand die Summe von zehn Thalern nicht über: 
fteigt, dann entiheiden, wenn diefelben mit Vergehen in Verbindung ftehen, deren 
Beitrafung den genannten Behörden zufommt oder wenn der Kläger darauf anträgt. 
Ein Recurd wider diefe Enticheidung findet nicht ftatt, dagegen fann binnen zehn 
Tagen nad) deren Bekanntmachung von jedem der ftreitenden Theile auf Enticheidung 
im Rechtswege angetragen werden. Geſchieht dies nicht, fo ift die Enticheidung der 
Berwaltungsbehörde vollſtreckbar. Pegtere hat auf Antrag der ‘Parteien das Doll 
ferefungsverfahren einzuleiten, wegen wirflicher Hülfevolftrechung aber ift den Bor» 
jchriften des Gejeges über Gompetenzverhältniffe nadyzugehen. Werden in dieſem 
Berfahren Gegenanſprüche geltend gemacht, welche die Summe von zehn Thalern 
überfteigen, jo leiden darauf die Beitimmungen des Gefeges über das gerichtliche Ver: 
fahren in Streitigkeiten über ganz geringfügige Givilaniprüche analoge Anwendung. 
Bon den Berwaltungsbehörden ift in ſolchen Streitigkeiten bis zur VBollftredung ſtem— 
pelfrei zu erpediren. R. 


Gewerbefammern ſiehe Handeld- und Gewerbefammern. 


Gewerbeſteuer. 

Unter „Gewerbe“ verſteht man die Summe derjenigen auf die Erzeugung oder 
Vertheilung von Gütern gerichteten Thätigkeiten, welche den vorzüglichen Lebensberuf 
eines Einzelnen oder ganzer Berufsclaſſen ausmachen. Vom Standpuncte der Privat— 
wirthſchaft aus iſt freilich nicht das Erzeugen und Vertheilen von Gütern, ſondern die 
Erwerbung von Einkommen der Zweck der gewerblichen Thätigkeit. Von dieſem 
Standpuncte aus iſt das Gewerbe nur eines von den verſchiedenen Mitteln zur Er— 
reichung jenes allgemeinen wirthichaftlihen Zwedes. Bon diefem Standpuncte aus 
pflegt man auch andere, ald auf die Erzeugung und Vertheilung von Gütern gerichtete 
Ihätigfeiten, infofern fie e8 unter Anderem, oder vorzugsweile auf die Erwerbung von 
Einfommen abjeben, und den wejentlichen Lebensberuf Einzelner oder ganzer Berufd- 
claſſen ausmachen, wegen des gemeinichaftlihen Zwedes zu den Gewerben zu zählen, 
und alſo beilpielsweife aud) von einem Dienftboten-, Lehrer-, ärztlichen, Advocaten- 
gar: u. ſ. w. zu ſprechen. Und fo gelangt man denn zu einer Eintheilung der 

ewerbe in 1) Gewerbe des Landbaues, 2) Gewerbe der Kunfterzeugung, 3) Gewerbe 
des Handeld und Handelshülfsgewerbe dieſe drei Claſſen zuſammen bilden den Um— 
fang des volfsthümlichen Begriffs der Gewerbe), 4) gewerbsmäßig betriebene perfön: 
liche Dienftleiftungen (nur vom privatwirthichaftlichen Gefichtspuncte aus den Gewer— 
ben beizuzählen). Eine Befteurung des Gewerbebetriebes könnte auf alle vier Claſſen, 
oder nur auf einzelne derjelben berechnet ſein. In der Regel werden von einer ſolchen 
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nur die Gewerbe der Gütererzeugung und des Handels betroffen. Sie fommt vor 
theils als eine auf Reinertragsihägung beruhende Abgabe vom Gewerbseinfommen — 
gewerbliche Einfommenfteuer — theils als, vielleicht claſſenweiſe veranlagte, aber doch 
unter gewiſſen Bedingungen von jedem fteuerpflichtigen Gewerbtreibenden zu erlegende, 
auf einer Reinertragsihägung nicht beruhende, den Reinertrag überhaupt nidyt berüd- 
fidhtigende, Gebühr. Im diefer legteren Form erfcheint fie 3. B. in der franzöftichen 
Patentfteuer. Hier erhält jedes Gewerbe einen einzigen, oder mehrere nach der Ein- 
wohnerzahl des Drtes abgeftufte Steuerfäge, und alle berwerböfeute in einerlei Gejchäft 
und Ort entrichten gleiche Steuerbeträge, weshalb auch die Steuer, welche ſonach in 
der That mehr den Charakter einer Gebühr an fich trägt, jogleich bei dem jährlich zu er 
neuernden Geſuch um Erlaubniß zur Betreibung oder Kortbetreibung eines Geſchäftes 
vorausbezahlt wird. Weder in diefer, an fi) ſchon jehr unvollfommenen, noch in der 
anderen, vollfommeneren, Form, der der gewerblichen Einfommenfteuer, könnte die Ge 
werbeftener als einzige Steuer beftehen, weil fie einzelne Glaffen der Bevölferung 
felbft bei der weiteften Ausdehnung des Begriffes der Gewerbe nicht treffen und die 
Gewerbtreibenden übermäßig in Aniprud) nehmen würde. Wir finden fie daher aud) 
meift ald organischen Beftandtheil einer allgemeinen Ginfommenfteuer, oder als be 
fonderen Theil jogenannter Steuerſyſteme neben anderen Echagungen und Aufwand- 
fteuern. 

Daß, wo die ganze Befteuerung, oder wenigftens die durch Schagungen, fich auf 
eine einzige allgemeine directe Einfommenfteuer concentrirt, das Gewerbseinfommen 
nicht unbelaftet gelaffen werben kann, vielmehr eines der wejentlichften Steuerobjecte 
bilden muß, verfteht fi von felbft. Hier werden, bingefehen auf die Veranlagung 
der Steuer nur befondere, die arafieritifchen Merkmale des Gewerbseinfommens be: 
rührende Beftimmungen zu treffen, und werden namentlich aud) die Örenzen, innerhalb 
deren diefe Beftimmungen Anwendung leiden — ob alſo unter dem gewerblichen Ein— 
fommen beiipieldweije auch das Einkommen von perfönlichen Dienftleiftungen zu be: 
greifen fei — beftimmt feitzufegen fein. Die Frage, ob eine befondere Gewerbefteuer 
vielleicht neben einer allgemeinen Einfommenfteuer , oder neben bejouderen Steuern 
von anderen Einkommenszweigen, zur Vervollftändigung eines jogenannten Steuer: 
ſyſtems, oder zum Behufe einer vorwiegenden. Belaftung des Gewerbebetriebes ge: 
rechtfertigt erjcheint, ift nach den allgemeinen Grundfägen der Beftenerung zu ent: 
ſcheiden; maaßgebend für diele Entſcheidung ift namentlich das Urtheil über die fisca- 
liiche Erfindung des fogenannten „Steuerſyſtemes“. Im Allgemeinen ift zu bemerfen, 
daß eine befondere, vorwiegende Belaftung des gewerblichen Einfommens von anderen 
Einkommenszweigen durch nichts gerechtfertipt ift, und daß, wenn das erftere durd) 
eine befondere Steuer belaftet werden foll, immer gewiflenhaft darauf Rüdficht zu neh: 
men ift, daß dadurch den Gewerbtreibenden nicht eine verhältnigmäßig höhere Bürde 
auferlegt werde, ald anderen Glaffen der Bevölferung. Neben einer Gapitalrenten: 
fteuer z. B., welche unterfchiedlos alle Gapitalrenten träfe, oder neben einer Lohnſteuer, 
welche alle Arbeitsrenten zur Befteuerung herbeizöge, würde eine befondere Gewerbe: 
fteuer ungerecht jein, vorausgejegt, daß Die nicht gewerbtreibenden Gapitaliften und 
ae nicht gleichfalls durch eine, die Gewerbtreibenden als ſolche nicht tref— 
fende Steuer doppelt belaftet würden. Eine Grundrentenfteuer von allen Grundbeſitzern 
zu erheben, und in der Gewerbefteuer außerdem auch noch die Grundrente, welche der 
Gewerbtreibende aus dem Fundus feiner Gewerbögebäude bezieht, au belaften, wäre 
ebenfo eine Ungerechtigkeit, wenn der nicht gewerbtreibende Grundrentner nicht eben— 
fall$ noch durch eine andere, den Gewerbtreibenden nicht treffende , befondere Steuer 
doppelt belaftet würde. 

Ginerlei, ob die Gewerbefteuer als Beftandtheil einer allgemeinen directen Ein- 
fommenfteuer, oder als bejondere Schatzung befteht — immer, wo fie als gewerbliche 
Einfommenfteuer aufgefaßt iſt, erfordert fie die Abihägung des gewerblichen Einkom— 
mend. Diefes Gejchäft hat jeine befonderen Ecywierigfeiten, weldye faft glei groß 
find, wenn e8 fi um Die gefonderte Abihhägung des gewerblichen Einfommens, als 
wenn es ſich um die Abichägung des Einfommens des Gewerbtreibenden überhaupt 
handelt. Vielleicht iſt Die erftere Art der Abihägung noch fchwieriger, ale die legtere, 
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da fie eine Ausicheidung des gewerblichen aus dem geſammten Ginfommen zu bewirfen 
hat, und das erftere mit anderen Einfommenszweigen des Gewerbtreibenden faft un- 
unterfcheidbar verichmolzen ift. Die Schwierigfeiten der Abichägung des gewerblichen 
Einfommens überhaupt liegen befonders in Folgendem: Jedes Gewerbe hat feine Be- 
fonderheiten in der Berbindung von Arbeit, Capital und Naturfräften ; bei dem einen 
Gewerbe überwiegt das eine, bei dem anderen das andere diefer Giewerbsmittel. Bei 
manchen Gewerben fehlt es an feften Anhaltepuncten für die Beurtheilung des Ein: 
fommens (Banfgewerbe). Dertlicdye und Zeitumftände üben einen mächtigen Einfluß 
auf das Gedeihen der Gewerbe aus. Innerhalb eines und defielben Gewerbes find bei 
den verjchiedenen Unternehmern die wirthſchaftlichen Verhältniffe, die Bedingungen 
des gedeihlichen Betriebes, außerordentlidy verichieden. 

Um diefe Schwierigfeiten zu bewältigen, find verfchiedene Arten des Abſchätzungs— 
verfahrens in Anwendung gebracht worden. Die Einen empfehlen die Einrichtung 
von Gewerbefteuercataftern , in denen jeder Gewerbefteuerpflichtige mit Namen, Woh— 
nung, jpecieller Angabe des Gewerbebetriebes verzeichnet ift, und in befonderen Rus 
brifen Die entweder aus eigenen Angaben oder Gommilfionsberichten entnommenen 
Unterlagen zur Berechnung des Steuercapitald detaillirt aufgeführt werden, fo daß das 
legtere, und alio die Steuer, fich leicht berechnen läßt. In der Regel find diefe Ga- 
tajter fo eingerichtet, daß fie je für einen Ort oder Bezirf dienen; darin pflegen die 
jämmtlichen Angehörigen ein und deflelben Gewerbes zujanımengeftellt zu fein. Das 
Reiultat der Abihägung wird durch die Zutheilung zu einer der beftehenden Glaffen 
dDorumentirt; in den auf Grund der Gatafter bearbeiteten Steuerrollen werden die 
Steuerpflichtigen orts- und claflenweile (fteuerclaffenweife) mit den entiprechenven 
Steuerclafien aufgeführt. Die Steuerrollen bilden die Grundlage für die Arbeit der 
Steuererheber. Die Anderen halten es für gerathener, von der Aufftellung von Cata— 
ftern ganz abzuſehen, und die Ab- und Cinihägung dem freien Ermeſſen eigens dazu 
ernannter Sommilftonen zu überlaflen, welche, mit eingehenden Inftructionen verjehen, 
fih von den einfchlagenden Verhältnifien der Gewerbefteuerpflichtigen gründlich zu 
unterrichten und diefe dann in die pafienden Steuercapitalsclafien einzuftellen haben. 
Am erften wird man das der Wirklichkeit entiprechende Refultat durch ein Verfahren 
erreichen, welcdyes etwa folgendermaaßen einzurichten wäre: Es werden Drtsliften der 
nach Maaßgabe des Gefeges fteuerpflichtigen Einwohner angefertigt. Dies hat feine 
Schwierigkeiten, wenn Ginrichtungen beftehen, denen zufolge die nach dem Gefege 
fteuerpflichtigen Gewerbtreibenden auch fonft ſchon den Behörden befannt fein müſſen 
3. B. Anzeigepflicht ald Vorbedingung des Gewerbebetriebes ; Gintragung in das 
Handelsregifter, Gonceflion). Wo dies nicht der Fall, und, wo etwa das Geſetz fich 
bei Feftitellung der Steuerpflicht mit Aufzählung der allgemeinen Bedingungen und 
Merkmale begnügt, müſſen die Ortsliften von Stenerloralcommilfionen angefertigt 
werden. Aus diejen Liften werden gruppenweife ertrabirt: Diejenigen, welche Ge: 
werbe des Landbaues Landwirthſchaft, Viehzucht, Gartenbau, Bergbau ıc.), Diejeni- 
gen, weldye Gewerbe der Kunfterzgeugung, Diejenigen, welche Gewerbe des Handels, 
welche Handelshülfsgewerbe, welche Transportgewerbe treiben, und endlich Diejenigen, 
welche gewerbsmäßig perfönliche Dienfte leiften (fall8 diefe überhaupt vom Gefeg als 
gewerbefteuerpflicdhtig angejeben werben). Man wird jo wenig als möglich folcher 
Gruppen, aber doch deren fo viel annehmen müſſen, daß die nachbeichriebenen Erhe— 
bungen mit einiger Zuverläiftgfeit vorgenommen werden fünnen. In eine befondere 
Gruppe müffen Diejenigen aufgenommen werden, welche mehrere getrennte und in ver: 
ſchiedene Gruppen gehörige Gewerbe gleichzeitig betreiben. Für jede Gruppe jind nun 
beſondere Frageftüde in Tafellenform zu entwerfen mit folhen Nebenfragen, deren 
Beantwortung je in der befonderen Gruppe entiprechendes Material liefert zur Beur— 
theilung der Beantwortung der ebenfall® mitzuftellenden Hauptfrage nach dem reinen 
gewerblichen Einfommen. Auf den Fragebogen find die Fragen ſelbſt, infoweit fie 
mißverftanden werden fönnten, zu erläutern. Alle Fragen nah Zahlen müßten auf 
Durdichnittsangaben beredynet fein. Die Bragebogen werden nun nad) den gemachten 
Gruppen ee und vertheilt mit der Auflage der Ausfüllung bis zu einer 
gewifien Frift. Den Empfängern wäre bemerflidy zu machen, daß fie Die Fragen nad) 
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beftem Wiflen und Gewiſſen zu beantworten und, wo ihnen die Frageftellung nicht 
klar jei, jih an beitimmt namhaft zu machende Ausfunftsperfonen zu wenden haben. 
Die wieder eingezogenen Fragebogen werden nun von Steuercommiljionen geprüft; 
während für die Berichtigung der mangelhaft geichehenen Ausfüllungen gejorgt wird, 
werden die formell untadeligen im Materiellen einer genauen Prüfung unterzogen. 
Da nidyt Das Individual-, Das effective, jondern das gewöhnliche, den allgemeinen 
wirthſchaftlichen Orts- und Zeitverhältniffen entiprechende, alſo gewiflermaaßen ein 
Normaleinfommen, zu befteuern ift, würde bei der Prüfung das Hauptaugenmerk auf 
diejenigen Angaben zu richten fein, welche der rmittelung des Reineinfommens zur 
Grundlage dienen. Aufgabe der Commiſſionen ift ed, auförberft zu fragen, ob Diele 
Angaben nicht im Widerſpruche ftehn mit motorischen Thatjachen. Iſt Dies nicht der 
Fall, jo wären fie in der That ald wahr anzunehmen, und nun zu prüfen, inwieweit 
das aus ihnen gezogene Refultat der Wirklichkeit entipricht, und wie fich das fo ermit- 
telte, und als — Individualeinkommen gefundene Reineinkommen zu dem, den 
allgemeinen örtlichen und Zeit-, ſowie den beſonderen Verhältniſſen der fraglichen 
Einzelwirthſchaft nach anzunehmenden Soll-Reineinkommen verhält. Das letziere iſt 
als Ergebniß der ganzen Ermittelung in die Steuercapitalrollen einzutragen, und zwar 
wenn etwa wegen progrejliver Befteurung, oder zur leichteren Berechnung des Steuer 
ſatzes Claſſen beſtehen, derart, daß nur der Name des betreffenden Steuerpflichtigen, 
in die betreffende Claſſe eingeftellt wird. Das Ergebniß der Einſchätzung ift den 
Steuerpflichtigen eine beitimmte Zeit lang vor dem Steuerzahlungstermine befannt zu 
machen mit der Aufforderung , etwaige Einwände binnen einer gewifjen Friſt an der 
zu bezeichnenden Stelle anzubringen. Zur Erledigung der angebrachten Einwendungen 
muß ein möglicyft furzes, aber gerechte Entſcheidung jicherndes Verfahren angeordnet 
werben. 
Iſt die Gewerbefteuer einmal in dieſer Weiſe veranlagt, jo werden vor allen Din- 
gen die Drtslijten fortlaufend richtig zu erhalten, die Öruppeneintheilungen alljährlich 
zu berichtigen jein; im Uebrigen aber werden die Ermittelungsarbeiten in den folgen: 
den Jahren ſchon geringere Mübe verurfachen. Den Steuerpflichtigen werden mit 
den vorjährigen Fragebogen neue und außerdem Fragezettel mit der einfachen Frage, 
ob fid) jeit der legten Erhebung in den Gewerböverhältnifien des Betreffenden Etwas 
eändert habe, zu behändigen jein. Bei Verneinung diefer Frage werden die neuen 
——— unausgefüllt, die alten unverändert zurückgegeben. Die Localcommiſſion 
* rg nur zu prüfen, ob die Verneinung der Veränderungsfrage in Richtigkeit 
erubt. 

Es joll nicht verfannt werden, daß auch das hier vorgeichlagene Veranlagungs— 
verfahren manches Bedenken gegen ſich hat. Namentlich bürdet es den Steuerbehörden 
und Commiſſionen eine große Arbeitslaft auf, und jegt es einen Grad von wirtbichaft- 
licher Bildung voraus, der, wenigftend da, wo das Verfahren erjt neu eingeführt wird, 
von vornherein nody nirgends vorhanden fein dürfte. Allein es hat den Vorzug der 
Combination der Selbftihägung und der Schägung durch Dritte , gewilfenhaft gehand- 
habt wird es mit der Zeit ſelbſt die Vorausjegungen ſchaffen helfen, auf Die es bafirt 
ift. Die jchwierigfte Aufgabe bleibt die Frageftellung auf den Fragebogen, zumal fie 
fo eingerichtet werden muß, daß fie für ganze große Gruppen von Gewerbtreibenden 
paßt. — Den allerdings großen und umftändlicdyen Apparat lediglich zur Grmittelung 
der Gewerbefteuercapitalien in Bewegung zu jegen, während er zur Ermittelung der 
Einfommenfteuercapitalien überhaupt faum wejentlih umftändlicher zu fein brauchte, 
mag freilicy bedenklich ſein. Aber das ift gerade einer der begründetiten Einwände 
gegen die Befteuerung beionderer Einkommenszweige, daß bier Die Steuerermittelung, 
wenn fie anders mit der erforderlichen Genauigkeit erfolgen joll, und die Steuererbe- 
bung bei geringen Erträgen doch faft gleiche Schwierigkeiten macht, wie Die Steuer: 
ermittelung und «Erhebung bei der allgemeinen Ginfommenfteuer. Das ift gerade eined 
der gewichtigften Bedenken gegen die fogenannten „Steuerſyſteme“, daß hier bei der 
Veranlagung viele Kräfte nuglos vergeudet werden, ohne daß jemals die Aufgabe der 
Gleichmäßigkeit und Allgemeinheit der Beſteuerung auf dieſem Wege zu erreichen wäre. — 
Am meiften Schwierigkeiten bietet für die Abjchägung wie zum Behufe der Einkommen— 
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fteuer überhaupt, jo auch zum Behufe blog der gewerblichen Einfommenftener nament- 
lid) das faufmännifche Gewerbe. Gerade hier aber, wo eine geordnete Buchführung 
zur Gewohnheit und Nothwendigfeit geworden ift, wird man am erften auf dem Wege 
der Frageftellung und der Selbftihägung zu den richtigen Refultaten fommen. 

Daß es fich bei der Gewerbeſteuer, wie bei allen Ginfommenfteuern, nur um die 
Beftenerung des reinen Einkommens handeln fann, verfteht ſich von felbft. Leber 
den Begriff „reines Ginfommen“ vergl. den Art. „Einkommen“. Cine der wichtigiten 
Fragen auf den Fragebogen wird die nach dem Verbrauch für perfönliche Zwede fein. 
Die Beantwortung diefer Frage befonders forgfältig zu prüfen, und die desfallfigen 
Angaben mit denen über den Gewerbebetrieb und denen über das effertive reine Ein— 
fommen kritiſch zu vergleichen, wird die wichtigfte, aber auch fchwierigfte Aufgabe der 
Loralcommiffionen fein, In der Inftruction muß gerade bei Entwidelung der Grund» 
fäge über die für die Beitreitung der Bedürfniffe der Nothwenpigfeit vom Roheinkom— 
men zu machenden Abzüge die größte Klarheit und Präcifton entfaltet werden. Daß 
foldye Abzüge ebenfo bei der Ermittelung des Gewerbefteuer- wie bei der des Einkom— 
menfteuercapitales zu machen find, dürfte feinem Zweifel unterliegen. 

Die Gewerbefteuer ift zwar feit Anfang dieſes Jahrhunderts eine jehr gewöhn— 
liche Steuer geworden. Aber nicht überall wird bei ihrer Veranlagung mit der doch 
erforderlichen Sorgfalt verfahren. In Frankreich, wie jchon erwähnt, ift bei der 
Patentjteuer von einer Abſchätzung gar nicht die Rede; es giebt zwar Claſſen; Diejel- 
ben werden aber nur nach der Gewerbegattung und der Ortseinwohnerzahl beftimmt. 
Bom Eleinften Betriebe ift Die nämliche Steuer zu entrichten, wie von dem großartigft 
betriebenen gleichen Gewerbe in dem nämlichen Drte. In Breußen wurde im Jahre 
1810 eine Gewerbefteuer eingeführt. Das Gefeg knüpfte den Betrieb eines Gewerbes 
an den Erlös eines Gewerbefcheines und hob damit alle bisherigen Berechtigungen 
zum Gewerbebetriebe auf, ohne ferner befondere Nüdjichten bei der Ertheilung eines 
Gewerbeicheines zu beobadıten. Im Steuerweien richtete es eine große Verwirrung 
an, die beim Hinzutreten der neuerworbenen Landestheile nody wuchs. Es wurde im 
Jahre 1820 revidirt. Das neue Gejeg giebt die Gewerbe namentlid an, weldye über- 
haupt oder unter gewijfen Bedingungen gewerbejtenerpflichtig fein jollen. Man 
wählte diejenigen aus, von welchen man annahm , daß fie vornehmlicd, geeignet jeien, 
eine Steuer überhaupt oder unter gewilfen WVorausjegungen zu tragen. Nach ver 
Wohlhabenheit (!) theilte man die Orte, in welchen die Steuer erhoben werden follte, 
in vier Claſſen. Die ländlichen Gewerbe werden von der Steuer nicht getroffen. Eine 
Ausmittelung des gewerblichen Einkommens geht der Erhebung nicht vorher. Die 
Steuer , welche durdichnittlich einen Ertrag von 3, Mill. Thlr. zu geben pflegt, ift 
in jeder Beziehung mangelhaft eingerichtet, und verdient am wenigften den Namen 
einer gewerblichen Einkommenſteuer; fie ift noch weniger rationell, als die franzö— 
fiiche PBatentfteuer. In England wird eine Gewerbefteuer unter der Income -tax 
(Schedula D. Ginfommen der gefammten Induſtrie miterhoben. Der Ertrag ift, wie 
der der ganzen Income-tax, welche jedes Jahr nad Maaßgabe des Bedarfs bejtimmt 
wird, jehr wechjelnd. Das Einkommenſteuergeſetz ift in feiner Normirung ſehr roh, 
wird aber im Ganzen ziemlich verftändig gehandhabt (Steuerfhägungscommifftonen). 
Sn Defterreich befteht neben der Einfommenfteuer eine jogenannte Grwerbiteuer 
(1860 mit 10'560210 Fl. Nettoertrag etatifirt). Die Steuerpflichtigen jind in vier 
Gruppen, jede Gruppe in mehrere Claſſen nady Art des Gewerbes, Ort, Gehülfenzahl, 
Gapital und Gefchidlicykeit des Unternehmers u. f. w. eingetheilt. Die Einſchätzungen 
werden lediglid von den Steuerbehörden beforgt. In Bayern, wo ein fogenannted 
Beſteuerungsſyſtem jehr confequent durchgeführt ift, aber doch neben mehreren beſon— 
deren Ginfommenjhagungen nod) eine allgemeine Ginfommenftener erhoben wird, 
befteht auch eine Gewerbefteuer, welche für die Finangperiode von 1561 —67 mit 
1'222921 Fl. Nettoertrag etatifirt ward, Nad) der Würtembergifchen Inftruction 
vom 13. Der. 1834 beftehen dort vier Oewerbefteuergruppen, jede mit mehreren Elaffen. 
Der Grundfag der Selbfteinihägung ift hier ziemlich confequent durchgeführt. Durch 
g’ Glafjenzahl und Complicirtheit des Planes zeichnet fih das Niederländiiche 

eb von 1819 und 1323 aus. In mandyen Glafien richtet fich die Steuer lediglich 
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nach der Zahl der Arbeiter. Bei manchen Handwerfen noch Zufchläge nad dem Be: 
trage des ftehenden Capitals; bei anderen außerdem Abftufung nad) den Mohnorten. 
Die Abſchätzungsarbeit befteht nur in der Beurtheilung der Frage, ob im einzelnen 
Falle die Merkmale zutreffen, von denen das Gefeg die Einihägung in eine der bes 
ftebenden Glafien abhängig macht, ift alfo ganz mechaniſche Arbeit. Auch das großh. 
Heſſiſche Gefeg von 1527 und das Badiſche von 1815 haben zahlreiche Glaffen 
mit Rücficht auf die Art des Gewerbes, die Zahl der Gehülfen, den Betriebsort u. ſ. w. 
Auch hier find gewifie Steuerfäge feft normirt , welche eintreten, wenn gewiſſe äußere 
und feicht erfennbare Merkmale vorhanden find. Diefe Art der Steuerveranlagung, 
welche auf willfürlihen Rüdichlüffen von gewiſſen äußeren Kennzeichen auf die Ein: 
träglichkeit des Gewerbes beruht, Fann nicht gebilligt werden. 

Vergl. übrigens: Nau, Finanzw. Leipz. u. Heidelberg 1855. 8 358 ff. Da- 
felbft auch reichliche Literaturnachweiſe. — Umpfenbad, Lehrb. d. Finanzw. Er: 
langen 1859. 8 94 ff. A. Emminghaus. 


Gewichtsweſen fiche Maaß- und Gewichtöweien. 


Gewinn. 

Das ganze Ginfommen einer Nation, jagt Carey, oder die Eumme der hervor: 

ebrachten tauichbaren Werthe rührt her von gegenwärtiger Arbeit, unterftügt vom 
Sapital, dem Reſultat früberer Arbeit, und ift zwiſchen Beiden getheilt. Die Vergü— 
tung für die erftere ift der Arbeitslohn; der Antheil des legtern ift der Gewinn. 
Beide vereinigt bilden den fogenannten Unternehmer:-Gewinn. — Nach Mal: 
thus befteht der Capital-Gewinn „in dem Unterſchiede zwifchen dem Werthe der 
Vorſchüſſe, welche nöthig find, um ein Product bervorzubringen, und dem Werthe des 
hervorgebradyten Products.“ Je nach der individuellen Auffaflung, welche diele Er: 
flärung zuläßt, fann man aber den Arbeitslohn unter diefen Vorſchüſſen mit inbegrif- 
fen denfen,, zumal wenn man die zahlreichen Bälle erwägt, in denen der Producent 
fremde Arbeitskräfte herbeisiebt, und dann ift unter dem Gapitalgewinn, wie ihn Mal: 
thus erklärt, richtiger der Unternehmergewinn zu verftchen. ) Schärfer präcifirt Mac: 
eullody Gewinn „als den Antheil an einem Producte , welcher dem Gapitalijten zu: 
kommt, nadydem Das von demielben in Zahlungen und Auslagen jeder Art aufge: 
wandte Gapital völlig erjegt ift.“ — Mar Wirth ‚Grundzüge der Nationalökonomie) 
verfteht unter „Gewinn“ den Betrag, welcher von einem neugeichaffenen Producte 
übrigbleibt , nachdem der Arbeitslohn und das Umlaufscapital abgezogen find. „Ge: 
winn an und für ſich ift als Bruttoertrag des Capitals, Zins als Neitoertrag anzu- 
ſehen: Zins nämlich als Gewinn desjenigen Capitals, welches gar feine Gefahr läuft; 
Gewinn aber al$ der Ertrag eines joldyen Capitals, welches größerem oder geringerem 
Riſico ausgelegt ift und alfo in feiner productiven Anwendung eine Verſicherungs— 
prämie abwerfen muß.“ 

Für die wilfenichaftliche Begründung der Volkswirthſchaftslehre ift es ein fehr 
fühlbarer Uebelſtand, daß eine große Anzahl der gangbariten Begriffe eine verfchiedene 
Deutung zulaften. Zu ihnen gehört auch der Begriff „Gewinn“. Nach der im ge 
wöhnlichen Leben gangbarften Auffaſſung beginnt zunächſt ein Gapitalgewinn erft 
dann, wenn ein höherer Zinsfuß, als der gerade landesübliche,, erreicht worden ift, 
(Euperdividende, oder wie es Whately nennt Surplusprofit). Der Zins 
für ein productiv angelegtes Capital wird alſo, ſobald er eine gewilfe procentale 2öhe 
nicht überfchreitet, gar nicht als Gewinn betrachtet. Die Volkswirthſchaftslehre fann 
fidy mit diefer vulgairen Auffaffung nicht befreunden, und fie bat den Mehrertrag eines 
zu Zweden der Production angelegten Gapitald — im Gegenjag zu den todten oder 
rubenden Gapitalien — als Gewinn jelbft dann zu betradhten, wenn audy jene, über: 
dies fchr variable, procentale Höhe des Mehrertrags, nicht erreicht werden follte. 

Wie Niemand Güter aufſpart, ohne fich deren Genuß zu fichern, fo findet ſich 
auch fein Menſch veranlaßt, Gapital productiv zu verwenden , ſobald nidyt Die Wahr: 
icheinlichkeit für ihn vorhanden ift, daß ihm durch die neue Production nicht nur das 
fämmtliche aufgewendete Capital zurüderftattet würde, fondern außerdem ein gewiffes, 
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bald geringeres bald höheres Plus dazu, dran jonft würde ja gar feine Veranlaffung 
vorhanden fein, warum eine Stoff: und Formenverwandlung des Capitals vorgenom- 
men worden wäre. Dies gilt ſelbſt für viele ſolcher Fälle, in denen vorausfichtlich die 
—— Capitals feinen Gewinn verſprechen läßt, beiſpielsweiſe bei plötzlich 
eintretenden Conjuncturen, oder bei der Gefahr, daß eine Waare verderben könne. Der 
Eigenthümer berechnet, daß er zwar bei der Verwendung ſeines Capitals zur Herſtellung 
oder Erlangung eines andern Werthsobjects faum auf feine Koften kommen wird, es 
ift aber die Gerahr vorhanden, daß bei längerm Warten der Verluft noch größer jein 
würde, und der Gewinn diejer Production oder Taufchoperation zeigt ſich als ein an 
und für fich zwar negativer, aber doch als ein folcher, der mit Rücſſicht auf die Zu« 
funft als ein pofitiver zu betrachten ift. 

Der Gewinn richtet fi im Allgemeinen nad dem Verhältniß zwiichen Angebot 
und Nachfrage, dann nad) der größeren oder geringeren Sicherheit und Bequemlichkeit 
der Gapitalanlage. (Vergleiche d. Art. „Zins“.) Außerdem bejtimmt fic feine Höhe 
durch Die Schnelligkeit, mit der ein und dafielbe Gapital in einem bejtimmten Seit 
raume — und zwar in der Friſt eines Jahres — umgelegt werden fann. i 


Giro, Girobanf. 
Giro ift juriftiich Die Mebertragung des Rechts aus einer auf den Namen lauten- 
den Scyuldurfunde Wechſel, Actie, Obligation auf Namen) an einen Andern, 
weldye durd) die auf der Urkunde ſelbſt geichehende Unterſchrift des rechtlichen Ins 
De rechtsgiltig vollzogen wird. Girirt fann werden an eine genannte und an eine 
eliebige Berfon (in blanco giriren, Blancoindofiement). Ueber das Wechielgiro val. 
befonders den Art. Wechſel. In volfswirthichaftlicher Beziehung ift e8 für das Cre— 
ditwefen, namentlich für den Verkehr in gewifien Geldfurrogaten (girirte Wechfel) und 
in verzinslihen Werthpapieren von großer Wichtigkeit, daß mittelft des Giro's vie 
Uebertragbarfeit der auf den Namen lautenden Forderungstitel jehr erleichtert wird. 
Die Redtsgiltigfeit des Blancoindofiements ift bejonders förderlich, die in blanco 
girirbare, auf den Namen lautende Echuldurfunde fteht dem reinen Inhaberpapier an 
praftiicher Umlaufsfähigfeit beinahe gleich. 

Das Wort „Giro, Giriren“ hat in der VBolkswirthichaftslehre aber noch einen von 
dem eben befprocyenen etwas verjchiedenen Sinn erhalten. Bei den Geldwechslern und 
Goldſchmieden, fpäter bei den Banken, welche Gelder zur Aufbewahrung oder mit der 
Erlaubniß theilweijer Benugung von Gefchäftsleuten erhalten hatten, bildete fidy früh— 
zeitig der Gebrauch aus, die Zahlung ſolcher Deponenten unter einander nicht durch 
die körperliche Uebergabe des Geldes, — alfo durch Wegnahme aus der Banf fei- 
tend Desjenigen, der zu zahlen hatte, Meberlieferung an den Gläubiger und Wieder: 
rüdgabe jeitens des legteren in die Bank — fondern einfacher dur ein bloßes Um— 
jchreiben des Zahlbetrags vom Gonto des Schuldners auf das des Gläubigers in den 
Bankbüchern zu bewerfitelligen. Dieſes Umfchreiben nannte man ebenfalld giriren, 
obgleich e8 hier nicht von dem Betreffenden ſelbſt, fondern in deflen Auftrag von der 
Banf geihah. Die legtere erhob wohl dafür eine Gebühr. Der Gefchäftszweig hieß 
das Girogefhäft, die Anitalt, welche ſich demielben ausſchließlich oder ganz vor— 
zugsweiſe widmete, Die Girobanf. Das Geichäft hat fid) dann’faft überall mit dem 
Depofitengeichäft weiter fort- und refp. ausgebildet (vgl. die Art. Banfen und bei. 
Depofiten). Es wird heute befonders von den Bontocorrent- und Checkbanken be— 
trieben, indem fich deren Geichäfte ſchließlich durch das Medium des Clearing-Houſes 
faft ganz auf ein Umjchreiben in dem Depofitenconto der Banfen zurüdführen laffen‘. 
Das Girogeſchäft als ſolches verdient wegen des einfachen, fiheren, wenig foftipieligen 
Zahlungsmodus das befte Lob. 


. 


1) Im Nactrage zum Art. Clearing-Houſe S. 151, 3. 11v. o.) fei hier bemerkt, daß im 
April 1864 auch die Bank von England in das Londoner GlearingsHoufe als Mitabrechner eingetreten 
if, was zur weiteren Defonomie des Geldweſens und befonders zur Verminderung der Banfneten 
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Mehrere eigentliche Girobanfen find übrigens hiftorifch nicht aus dieſem Bebürf- 
niß nad) einer einfachen, durch bücherliche Umschreibung bewerfftelligten Zahlungsart, 
fondern aus einem anderen Bedürfnig hervorgegangen. Die Einrichtungen zur Bes 
friedigung dieſes legteren führten dann nur zu dem Girogefhäft. Diefe Banken ent- 
ftanden nämlidy in den Münzwirren der früheren Jahrhunderte aus dem Bepürfniß 
nad) einer fetten Währung, fo namentlid) eine der berühmteften von allen, die eins 
zige der Hauptſache nach noch jegt auf der alten Grundlage beftehende Hamburger, 
welche in der Kipper- und Wipperzeit im Jahre 1619 gegründet worden ift Amſter⸗ 
dam 1611, Nürnberg 1621). Es wurde nur vollwichtige Münze angenommen, fpäter 
ging man in Hamburg (1770) zur Annahme blos reiner Silberbarren über, wo 
dann die Währung ein feſt beftimmter Gewichtstheil feinen Metalls , aljo das ward, 
was ihrem volfswirthichaftlichen Begriffe nad) überhaupt jede Münze (abgefehen von 
der Scheidemüngze) fein foll (Hamb. Marf Banco, 27%, M. B. aus der Kölner Mark 
fein S.). Die allmähliche Verichlechterung des Münzfußes des umlaufenden Geldes 
(Courant) gegenüber der Stabilität des Bantgelves gab dem legteren mitunter ein 
Agio (Amfterdam, Hamburg, bier das Verhältniß zwiichen Courant und Banco, wie 
5:4). Die VBerwaltungsfoften der Banf u. ſ. w. wurden dadurch gededt, daß das 
eingebradhte Silber etwas niedriger in M. B. qutgefchrieben wurde, als das heraud- 
genommene berechnet ward. In der Banf felbft wurden dann durch Umfchreiben auf 
den Contis die Zahlungen der Banktheilnchmer bewerfftelligt. Daher der Name Giro- 
banf. Die Benugung der Banken, befonders zur Wechfelzahlung, ward wohl geſetzlich 
verlangt. Manche Kleine Verſchiedenheiten beftanden bei den einzelnen Banken; all» 
mähliche Aenderungen und Fortichritte, legtere in der Richtung, die Benugung der 
Banf, wohlfeiler, bequemer, die Verfügung über das Geld leichter zu machen, erfolgten 
(Herabfegung der Provifion bei der Herausnahme, Wegfall der Beftimmung, daß das 
Geld, bevor weiter darüber verfügt werden fonnte, über Nacht auf dem Gonto, auf 
welches es umgefchrieben war, geftanden haben mußte u. a. dgl. m. in Hamburg). 
Mir können auch hier auf die Geſchichte, ftatiftifches Detail und einzelnes Technifche 
nicht näher eingehen, was zur Würdigung der Girobanf aus dem volfswirthichaft- 
lihen Gefihtspunct auch nicht nothwendig if. Im früherer rehtsunficherer 
Zeit, wo das Münzregal noch oft ald Finanzregal ausgebeutet und bei mangel: 
hafter Müngtechnif die Münzen jchledyt ausgeprägt wurden, haben die Girobanfen 
und hat vor allen die Hamburger ihren drei großen Zweden vortrefflich entſprochen: 
fie gewährte Sicherheit für das aufbewahrte Geld, Stabilität der Währung 
und eine bequeme, einfache Art der Zahlungsbewerfftelligung. Hamburg 
und Amfterdam hatten davon Vortheile. Auch manches Gelbgeicäft mag fi) mit 
Rüdicht auf die Sicherheit der Währung in dem Zeitalter der Münzwirren jenen 
Plägen zugezogen haben. 

Aber ebenfo entfhieden muß man fagen, daß ſich die ®irobanfen heute überlebt 
haben. Mit Ausnahme der Hamburger find fie audy eingegangen. Die Hamburger felbft 
aber entipricht den heutigen Bedürfniffen des Verkehrs nicht mehr. Die drei erwähnten 
Vortheile, welche fie gewährt, haben bei den jegigen Rechtsverhältniſſen und bei der jetzi— 
gen Auffaflung des Müngregald und dem factifchen Zuftande des Münzwefeng fein befon- 
deres Gewicht mehr. Als ſicherer Aufbewahrungsort und ale Hüter der feften Währung 
ift die Girobanf überflüffig. Die aparte Bancowährung, wie Die Hamburger, ift nur 
noch eine Beläftigung und nicht wohlfeile Beichwerbung des Creditverkehrs. Das Giro- 

eichäft jelbft wird durdy Die moderne Depofitenbanf gerade jo vortheilhaft betrieben. 
Diefe Art von Banken hat aber vor den irobanfen den großen Vorzug, daß fie Eredit- 
inftitute find, in welchen nad) den Orundiägen des Depofitenwefen If. d. Art.) 
die deponirten Gelder kurz oder jofort fällige Darlehen an die Banken, nicht bloße 
Depofiten zur Aufbewahrung wie bei den Girobanfen werden. Bon diefen Darlehen 
fann ungefährbet ein Theil ausgeliehen werden. Die Umbildung der Giro- und 
alten Depofitenbanf zur modernen Banf ift daher in jeder Hinficht ein eriprießlicher 
Fortichritt. Von den fonft zeitweife brachliegenden Gaflenvorrätben der Geichäftswelt 
fann durch die Vermittlung der Bank beffer wie dur die von den Einzelnen ſelbſt 
ausgehende Verleihung z. B. Tiscontirung, ein Theil den Verkehr zugeführt werben. 
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Nirgends zeigt fich dies mehr, wie in Krifen (Hamburg 1857, |. d. Art. Disconto), 
wo das Privatdiscontogeichäft ftodt, während eine Bank mit vorfichtiger Beichränfung 
aus den Depofiten weitere Ausleihungen madyen fann. Hierbei dreht fidy im übrigen 
Alles um die Eontroverje über die Berechtigung des Depofiten- und des modernen 
Bankweſens überhaupt ; das PBrincip der abjoluten Sicherung wird um desjenigen 
der höhftwahriheinlichen Sicherung willen aufgegeben ſ. die Art. —— 
und Depoſiten). Die Fortbildung des Bank- und Creditweſens der Neuzeit hat 
überall zum Aufgeben der Girobank geführt und mit Recht. Die Hamburger Bank iſt 
durch ihre Beleihung von anderen Münzſorten ihrem eigentlichen Principe doch auch 
untreu geworden, da fie überhaupt nicht beleihen mußte. Die Nothwendigkeit des 
Bruchs der Bankverfaffung in der Krifis von 1857 durch eine Beleihung von Werth« 
pavieren, zu welcher die Banf —— ward, zeigt im Zuſammenhang mit der 
maaßloſen Kopflofigfeit der Hamburger Börſe in jener Zeit klar, daß man in Kriſen 
zumal mit dem alten Banfſyſtem nicht mehr ausfommt, aber auch unbefchadet der 
Eicherheit des Vermögens der Deponenten felbft in den Höhepuncten des Mißcredits 
die partielle Umwandlung der Girobank zur modernen Greditbanf nicht zu fcheuen hat. 
Auch in Hamburg möchte daher der Beitand der Girobank in ihrer alten Verfaſſung 
und derjenige der Bancowährung nur noch eine Frage der Zeit fein. 

Literatur: ©. die Art. über Banken u. ſ. w. Ueber die Geſch. d. Hamb. 
Banf Soetbeer, Beitr. und Mater. 3. Beurtheil. v. Geld» u. Banffragen (Hamb. 
1855) ; für die Girobanf (Gefffen) zur Banffrage I. u. II. (Hamb. 1856) ; über 
die Hamb. Banf in der legten Krifis j. meine Theor. d. Peel’ichen Acte, S. 279 
bis 303. Adolph Wagner. 


Grund und Boden. 

Der Boden mit feinen Erzeugniflen ift dem Menſchen gegenüber ein freiwilliges 
Geſchenk der Natur. Er hat nur Werth, foweit Arbeit verwendet worden ift, ihn in 
Befig zu nehmen und anzubauen. In einem von Menichen unbewohnten Lande hat 
der Boden daher gar feinen Werth; denn legterer beginnt erft mit der menfchlichen 
Geſellſchaft. Sobald das Land anfängt bevölkert zu werden, hat der Boden gerade fo 
viel Werth, ald Arbeit zur Befigergreifung und zum Anbau verwendet worden ift, 
denn wenn Jemand einen höheren Preis verlangen würde, jo wäre nebenan immer noch 
genug unangebautes Land, welches mit dem gleichen Aufwand von Arbeit auf eine 
gleiche Stufe der Eultur oder des Ertrags gebracht werden fann. Eteigen die Gultur 
und die Bevölferung eines Landes, vermehren fich die Straßen, die jonftigen Commu— 
nicationsmittel und öffentlichen Anftalten, dann fteigt der Werth des Bodens in einem 
annähernd gleichen Verhältniß. Rechnet man indeifen im ganzen Großen Alles, was 
zur Hebung eines Landes aufgewendet worden ift, jo kommt nicdyt mehr Werth heraus, 
als wirflich Arbeit hineingetragen worben ift. 

In einem unangebauten, nicht in Beftg genommenen, hundert Meilen von jeder 
Givilifation entfernten Landftriche fann das ſchönſte Schiffsbauholz wachen. Doch es 
ift vollfommen werthlos. Kommt nun ein Anfiedler und ichlägt Bäume, jagt Wild, 
rodet Boden, baut ein Blodhaus, pflanzt Maid und Kartoffeln, fo erhalten die Pro» 
ducte, die er ſich verichafft, ven Werth der Arbeit, welche er darauf verwendet, ſammt 
dem Werth früherer Arbeit oder Dienftleiftung , welche er machen mußte, um ſich die 
Werkzeuge und die Lebensmittel (im weiteiten Sinne des Wortes) zu verichaffen , ver: 
mittelft deren allein er fein Werf vollbringen fonnte. Erſcheint an derjelben Stelle ein 
zweiter Anfiedler,, fo fann der erfte von feinen Producten an den anderen verfaufen. 
Diefer wird fich aber hüten, mehr dafür zu zahlen, als die Dienftleiftung werth ift, 
mehr, als die Arbeit beträgt, weldye der erfte Anfiedler auf das Product verwandt hat, 
mehr, als die Mühe werth ift, die ihm durdy Das Erzeugniß des anderen erſpart wird. 
Denn Sobald A. für das Holz, das er gefällt hat, mehr Entihädigung verlangen würde, 
als es B. Mühe foften würde, es jelbft zu fällen, fo würde B. ſich jelbft den Dienſt 
leiften, das Holz zu fällen. Denn da und fo lange die Bäume unentgeltlid von der 
Natur geliefert werden, ift das Holy nicht mehr werth, al& die Arbeit, welche dem 
Käufer durch dieſen geleifteten Dienft erfpart wird. B. fann dem A. möglicherweife 
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mehr vergüten für das Holz, das er zu feinem Blockhauſe braucht, als diefer jelbft 
dafür Arbeit aufgewandt hat, weil die Jahreszeit ſchon fo vorgeichritten ift, daß er 
das Holz jchleunig braucht, oder weil er nicht fo viel Fertigkeit und Kraft im Holz. 
fällen bat; die Arbeit, welche ihm eripart wird, ift aljo mehr werth, als die Mühe, 
welche A. aufgewandt hat, um die Bäume zu fällen, jobald aber A. mehr fordert, ale 
B. durch die Dienftleiftung des A. erfparen würde, jo würde B. die Arbeit ſelbſt verrich- 
ten, weil die Bäume von der Natur umjonft geboten waren. — Wenn die Regierung 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika fi für den Ader wilden, unbebauten Bo- 
dens 1'/, Dollar bezahlen läßt, jo ändert Died nichts an der Sachlage. Dieje Kauf: 
fumme ift nicht Die Entfchädigung für die „urfprünglichen Kräfte“ des Bodens, nicht 
die Vergütung der (capitalijirten) Bodenrente, jondern fie iſt die Entihädigung für 
einen geleifteten Dienft — nämlid) dafür, daß die Regierung den Anftedler in feinem 
Eigenthum jchügt und feine Niederlaffung durd) fentliche Verkehrserleichterungen 
begünftigt. Müßte der Golonift ſich auf eigene Fauft vor fremden Angriffen vertheidi- 

en, jo würde er eine große Zeit des Jahres mit Vorfichtsmaaßregeln zubringen müſ— 
* die ihm jetzt größtentheils erſpart werden, und ſtatt deren er weit mehr Arbeit 
vollbringen kann, als die wäre, welche ihm durch die Zahlung eines Dollars pro Acker 
erſpart wird. Wo dagegen die Wildniß fo entfernt iſt, daß der Schutz des Staates 
nicht ausreicht, da fiedeln fih nur Squatter an, die für den Boden nidıts be 
zahlen, und erft, wenn die Gultur nachgerüdt ift, genöthigt werden, den Preis nad): 
träglich zu entrichten, wann aljo die Vortheile, weldye der Staat bietet, ſchon fühlbar 
werden. 

Garen und Liebig behaupten, jelbit der theuerfte Boden der Welt erreiche nod) 
nicht Die Summe, welche auf ihn jeit feiner Dccupation verwendet worden ſei. Da— 
bei ift natürlich der Durcyichnitt eines ganzen Landes genommen, nicht ein einzelner 
herausgegriffener Stridy , weldyer eine Ausnahme bilden fann. — „Wenn man die 
liegen Gntwidlung betrachtet“, jagt Carey, „Io findet man, daß die zuerſt in 

ultur genommenen Ländereien nicht den fruchtbarften, fondern den minder ergiebigen, 
aber leicht beftelbaren Boden haben. Man findet, daß die Anſiedler ſich beftändig auf 
hochgelegenen Ländereien mit leicdytem Boden niederlaffen, wo Licyten von Urwald und 
Irodenlegung nur wenig erfordert wird, und welche für die aufgewandte Arbeit nur 
wenig Ertrag liefern, ebenfo beftändig findet man, daß fie dann die Hügel hinunters 
fteigen und Die niedrigeren und reicheren Yändereien entholzen und — ſobald 
Bevölkerung und Vermögen zunehmen.“ 

Wenn die Bevölkerung klein und Land daher im Ueberfluß zu haben iſt, ſo be— 
ginnt der Anbau ſtets mit dem ärmeren zum Anbau aber leichteren und weniger Ca— 
pital erfordernden) Boden. Mit der Zunahme der Bevölkerung und des Vermögens 
wird immer jchwererer, der Arbeit größeren Ertrag liefernder Boden in Angriff ge 
nommen, und ift deflen Ertrag im Verhältniß zu der darauf verwandten Arbeit in be» 
ſtändigem Steigen begriffen. Die Colonifation Amerika's beweift die Behauptung 
Carey's. Ueberall, wo neue Anfiedlungen gegründet werden, wird das Prairieland, 
wo der Pflug jofort eingreifen fannn (vorausgelegt, daß nicht der ganze Lanpftrich, der 
befiedelt wird, mit Urwald bededt ift) zuerft in Angriff genommen, weil die Ausrodung 
bewaldeter Stellen weit mehr Arbeit und Capital erfordert. Der Prairieboden ift aber 
der jandige, ärmere. Der fette Schlammboden, das jogenannte Bottomland, wird 
erſt viel jpäter in Angriff genommen, wann Gapital und Arbeitskraft genügend erjtarft 
find, um einen jchwereren, aber nadhhaltigeren Anbau unternehmen zu fünnen. Amer 
rika giebt überhaupt das einleuchtendfte Beifpiel einer rein volkswirthſchaftlichen Cul— 
tur. Dort wird der Bodenbau für nichts Anderes, ald eine induftrielle Unternehmung 
angejehen. Der Boden gehört zum Anlagecapital; er ift ſtehendes Gapital und bilvet 
mit dem Betriebscapital das Werkzeug zur Production. 

Der Werth des Bodens wird in einer Gapitalfumme ausgedrüdt,, weldye beim 
Berkauf ald Preis gezahlt wird. Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbanfall, das find die 
jegt nod) üblichen Arten der Hebertragung des Eigenthums an Grund und Boden. 
Während der Feudalzeit wurde er auch durch Belehnung übertragen. Das Grundſtück 
war in jolden Fällen vom Landesherrn durch Eroberung, Gonfiscation oder einen 
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andern ftaatlihen Proceß occupirt worden. Als Preis war oft das theuerfte Gut, 
Blut und Leben eingefegt worden. 

In einem cultivirten Lande, wo der fämmtliche Grund und Boden vertheilt ift, 
wo die wirtbichaftlihe Bewegung nicht durch hindernde Gefege, nicht durch Majorate 
und Fideicommifle geftört ift, wo Gefege über Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit 
der Bauerngüter nicht hindern, daß das Grundeigenthum in diejenigen induftriellen 
ei gelange, welche e8 am productivften zu bewirthichaften wiflen, in einem folchen 

ande, wo dad Grundeigenthum dur Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbichaft leicht von 
einer Hand in Die andere übergeht, da hat jedes Grundftüd feinen capitalifirten Werth. 
Die Summe des Ertrags, welcher nady Abzug des Betriebscapitals, Arbeitslohnes und 
der Amortijationskoften des ftehenden, aber abnugbaren Gapitals (Gebäude) von dem jähr- 
lichen Robertrag eines Grundſtückes übrig bleibt, bilvet die Zinjen des Anlagecapitals ; 
und dieje find in der Regel, im Vergleich zu Gapitalverwendung in anderen Induftrie- 
zweigen, Die geringften. Der capitalifirte Reinertrag eines Grundſtückes ift die Summe, 
welche dem MWerthe vefjelben gleichfommt, wenn der Preis auch nad) den jeweiligen 
Conjuncturen ſchwankt; und diefer Werth beträgt eher weniger, denn mehr, als die 
bis zum Verkaufe darauf verwandten Dienjtleiftungen. Gin Grundftüd, das bei glei- 
chem Betriebsrapital und gleichem Arbeitslohn weniger abwirft, ift weniger werth, hat 
aljo aud) einen geringeren Preis, als ein anderes. Ein Grundftüd dagegen, weldes 
bei gleichen Productionsfoften einen höheren Ertrag liefert, hat einen höheren Werth, 
wird mit einem größeren Gapitalwerth angefauft werden müſſen, und nach Abzug der 
höheren Zinfen für dieſes Gapital ebenfowenig nod) einen Ueberfhuß abwerfen, als 
das Grundſtück von geringerer Qualität, alio geringerem PBreife. Sollte ein Grund» 
ſtück aber dennoch eine Differenz zu feinen Gunften darbieten, fo fragt es ſich immer 
noch, wie viel davon dem jogenannten Unternehmergewinn , d. h. dem Gewinne des 
Berriebscapitals, der Prämie für die Gefahr, welche diefes laufen fann, und dem Ar— 
beitslohn in feiner vollen Bedeutung, aljo auch der Intelligenz des Landwirthes, zuge: 
theilt werden muß. 

Betrachten wir die wirthichaftliche Bewegung in Beziehung auf den Grund und 
Boden, jo jehen wir, wie anfangs das Grundeigenthum nur den Arbeitslohn abwirft. 
Ehe die Siedlungen mit ausreichenden Verkehrsmitteln veriehen find, wird es den An— 
fiedlern jchwer, wenn nicht unmöglich, ihre Producte nad) ihrem Werthe zu verkaufen, 
d. h. im Verhältniß zu dem Capital und der Arbeit, weldye darauf verwandt worden 
find. Werden dann Straßen und Ganäle gebaut, werden die Golonieen in das Net 
der Eijenbahnen gezogen, dann fönnen die ee. beſſer —* werden, Arbeits⸗ 
lohn und Capitalgewinn werden größer. Sofort wächſt die Nachfrage nach Grund— 
eigenthum, und deſſen Preis ſteigt. Der Gewinn, welcher dem Eigenthümer z. B. 
durch das Steigen der Getreidepreiſe, durch Verwerthung zu Tage liegender Stein— 
und Braunkohlen, durch Verpachtung einer bisher unbenutzten Waſſerkraft u. ſ. w. 
zu theil wird, iſt nicht die Frucht der unentgeltlichen Kräfte der Natur, des Bodens, 
die nach wie vorher wirkſam ſind, ſondern er iſt nichts Anderes, als der Unternehmer— 
gewinn, d. h. der Arbeitslohn im weiteſten Sinne des Wortes und der Capitalgewinn, 
die Prämie für die — der er ſein Capital bei der Anlage in einer wilden Gegend 
ausgeſetzt hat. Daß dieſe Gefahr nicht gering iſt, beweiſt die in Amerifa häufig vor- 
fommende Erfcheinung wieder verlaflener ———— 

Das Steigen der Preiſe der Bodenproducte m auch feine fehr gemeflene Grenze ; 
denn fobald die Colonie in das große Neg der Verkehrswege gezogen ift, hat fie die 
Eoncurrenz der entfernteren Gegenden auszuhalten. Sobald der neue Boden mehr 
Gewinn abwirft, ald den gewöhnlichen Arbeitslohn und mittleren Gapitalgewinn — 
oder, wollen wir der Kürze wegen für eine Weile jagen , den Unternehmergewinn — 
dann werden fofort Viele fich auf den Landbau, auf die Eultivirung des jungfräulichen 
Bodens werfen und durch die Goncurrenz die Preife wieder auf das gewöhnliche Ni- 
veau des Arbeitslohnes und des Gapitalgewinnes herabdrüden. Der Gapitalgewinn 
ſelbſt kann nicht zum Monopol werden, weil es immer nody unangebautes oder ſchlecht 
eultivirtes Land giebt, welches mit dem gewöhnlichen Maaße von Arbeit und Capital 
in Eultur gefegt werden kann. Zwijchen Capital und Arbeit jelbft befteht wieder eine 
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gewifle Concurrenz, denn fobald das Capital fi vermehrt, jo ſucht es neue Beichäfti- 
ung, die Nachfrage nad) Arbeitern, der Arbeitslohn fteigt und Damit vermindert ſich der 
Sapitalgewinn. ‘Diefe Verminderung des Bapitalgewinnes geht wieder bis zu der 
Grenze, wo das Capital anderswo lohnendere Beichäftigung findet und ſich zurückzieht, 
dann fällt wieder der Arbeitslohn, bis er neues Gapital heranzieht. So geftaltet ſich 
felbftverftändlich die wirthichaftliche Bewegung im Großen, denn raſch fann Das 
Gapital fi nicht vom Grundeigenthum zurüdziehen, felbft wenn ed mit Schaden 
arbeitet. Auch fönnen bei diefer Darftellung Ausnahmefälle nicht in Betracht fommen, 
wie fie durch Mißwachs, Krieg, Ueberſchwemmung, Handelskriſen, unbefonnenen 
Speculationsſchwindel u. dgl. hervorgerufen werden fönnen. (Bergl. die Art. Natur 
und Grundrente, ferner ausführlichere Darftellungen in meinen „Grundzügen der 
Nationalöfonomie*. Köln 1860.) Max Wiırth. 


Grund- oder Reallaften und Realrechte. (Zehnten, Laudemien, wie an: 
dere Natural: und Gelpdleiftungen.) 

Im weiteren Sinne begreift man unter Grund: oder NReallaften alle Leiftungen 
(Dienfte, Natural» oder Geldabgaben), weldye auf beftimmten Grundftüden oder 
Grundbefigungen haften und von jedem Beftger derjelben, in der Regel ohne Rück— 
ficht auf defien perfönlidye Eigenichaft, zu entrichten find. In diefer weiteren Be- 
deutung gehören dazu auch Leiftungen aus öffentlihen Rechtsverhältniſſen 
an den Staat, die Gemeinde, ingleichen die behufs Herftellung und Unterhaltung von 
Dämmen und Deihen, Entwälferungsanlagen und Schleuſen auf den dadurd ge: 
fhüsten und verbefferten Grundftüden einer Klußniederung untrennbar ruhende 
Deihlafl. Schon mit weniger Grund zählt man dazu auch wohl die mitunter als 
deutfch-rechtlihe Dienftbarfeiten bezeichneten Zwangs- und Bannredhte, d.h. 
die einer phyſiſchen oder moraliichen Berfon zuftehende Befugniß, die Grundbeſitzer 
oder Einwohner gewifler Glaffen oder Bezirke zur Anfchaffung oder Zubereitung ihrer 
Bedürfniffe aus und in den berechtigten Kaufs- und Betriebsftätten zu zwingen und 
diefelbe ihnen anderswo zu unterfagen.! 

Im engeren und eigentlichen Sinne find darunter aber nur dem Gebiete des Pri— 
vatrechts angehörige Verbindlichfeiten von Grundbefigern als ſolchen zu einem Thun, 
Geben oder Leiften, begriffen. Dadurch untericheiden fte fi von den Dienftbarfeiten 
(Servituten), welche das dienende Grundftüd ftets nur zu einem Leiden und Dulden 
verpflichten ſ. d. Art. Dienftbarfeit). 

Der dem Belige eines beftinnmten Grundftüds oder Grundbefiges anhaftenden 
(realen) Verbindlichkeit fteht das Forderungs-Real-recht eines Berechtigten 
gegen den Beſitzer des verhafteten Grundftüds gegenüber. Es gehört indeß nicht zum 
Weſen eines Realrechts, daß es, wie beim Dienftbarfeitsrechte (der Servitut- oder 
Grundgerechtigfeit), mit einem beredytigten Grundftüd verbunden ift. Daffelbe fann 
vielmehr auch einer phyſiſchen oder moraliichen Perſon, einer Corporation, Stiftung 
u. ſ. w. zuftehen. Von diefen Grund: oder Realrechten find die Realgerechtigkei— 
ten zu unterfcheiden, welche mit der früheren, in einigen deutſchen Staaten auch noch 
fortbeftehenden Gewerbeverfaffung zufammenhängen. Unter diefen legteren werden 
folche befondere Berechtigungen verftanden, die zu feinem Grundftüd gehörig, auch 
an die berechtigte Perſon nicht gebunden, daher jelbitändig veräußerlich und verpfänd— 
bar und im Verfehr den unbeweglichen Sachen gleichzuachten, deshalb auch in Die 

vpothefenbücher einzutragen find, wie z. B. die Banfgerechtigfeiten der 

leiicher, Bäder und Schuhmacher, die Apotheferprivilegien, Barbierftuben.” Deren 
Aufhebung oder Ablöfung gehört daher zur Patien een während die der 
Reallaften, andy der bei diefen mitunter vorfommenden handwerfsmäßigen Dienite 
zur Agrar: und Ablöfungsgeleggebung gehört. 


1) f. d. Art. Agrarverfaflung. 
2) ſ. Preußiſche Hypotheken? Ordnung von 1783. 1. 14. 15, Könige. Sächfifches Hupothefens 
Geſetz von 1343, Oeſterreichiſche Grundbuchs-Geſetzgebung. 
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In übermiegender Mehrzahl kommen die Reallaften als Reiftungen und Abgaben 
ebenfowohl des * als des unfreien Bauernſtandes vor, ſonach bei bäuerlichen 
Stellen und Grundſtücken, welche zu Eigenthums-, Lehn-, zu erblichen oder nichterb— 
lichen Nießbrauchs- (kaffitiichen) Rechten, oder unter der Korm von Pacht oder von 
Leib: und Zeitgewinn befeffen werden. Ihr Uriprung geht zum Theil auf die frühere 
Gefellfchaftsverfaffung zurüd, auf die Leibeigenfchaft, Eigenbehörigfeit und Erbim: 
terthänigfeit, auf die Guts⸗, Lehn:, Schug: oder Gerichtsherrlichkeit, auf Voigtei 
und obrigfeitliche Amtsgewalt (das fogenannte Feudalſyſtem, regime feodal) oder 
auch auf das Parochialverhältnig und Firchliche Patronatrecht.* Zu einem andern 
Theil find die Reallaften Gegenleiftungen für nugbare Rechte, Grundgerechtigfeiten 
und Dienfte (Weivdegeld, Borfthafer, Zehntichnitt), großentheils aber, auch ohne 
Nachweis eines jpecielen Rechtstitels Verjaͤhrung, Obfervanz, Vertrag und andere 
Urkunden) , als Preis und Bedingung einer urſprünglichen Verleihung nugbarer 
Grundftüde und Rechte aufgefaßt.* 

Auf diefe verfchiedene Auffaffung der Entftehumgsgründe der Reallaften gründet 
fi) die verichiedene Behandlung berielben in den einzelnen Agrar: und Ablöfungs« 
gefeggebungen und ihre unentgeltliche oder entgeltliche Aufhebung.” 

Bei der unendlichen Mannicdyfaltigfeit der unter den verfchiedenften provinziellen 
und localen Benennungen vorfommenden Reallaften und ihres danach auch fehr ab- 
weichenden und oft ſchwer zu erfennenden Urfprungs, würde deren Aufzählung und 
nähere Bejchreibung viele Bogen füllen.® 

Bon den ablösbaren (nidyt ohne Entfchädigung weggefallenen) Reallaften fön- 
nen deshalb, abgeſehen von den Dienften,” bier nur einige der wichtigeren erwähnt 
werden, die Zehnten, Laudemien Lehnwaare, in Frankreich lods et ventes) und der 
Erbpadytscanon. Die Zehnten beruhten urjprünglich auf Beichlüffen kirchlicher Sy— 
noden und auf der moſaiſchen Gefeggebung, find jedoch ſchon früh von den Fürften, 
auch von Gutsherrn umd anderen Laien erworben. Sie beftehen mitunter in einem 

rößeren oder geringeren Antheil als im zehnten und find entweder als jogenannter 
Sadzehnt (Decem) auf beftimmte Getreidemaaße firirt, oder als Blut und Fleifch: 
zehent von der Aufzucht des Viehes, oder ala Naturalzehent von den geernteten Früch— 
ten, hierunter als Kleingehent von den Garten-, ald Großzehent von den Feldfrüchten 
und zwar vom Rohertrage der Grumdftüde abzugeben, wovon in der Regel nur Nen- 
bruch und Rodeland , wenigfteng zeitweile, befreit ift. Sie betragen daher weit mehr 
als den zehnten Theil, mitunter mehr als die Hälfte des gewonnenen Reinertrages. 
Sie hindern vor allen anderen Reallaften die Guftur, wie die Steigerung der do: 
durction von Grund und Boden, weil die darauf — größeren Arbeitskräfte 
und Capitalien mit den daraus erzielten Ertragsverbeſſerungen, wie der infolge ratio— 
neller Beränderungen des Wirthſchaftsſyſtems ſorgfältigere Anbau werthvoller Han— 
delsgewachſe, Gartenfrüchte u. ſ. w. ſtets gleichzeitig, F Erſatz und Gegenleiſtung, 
dem Zehentberechtigten zu gute kommen. Erfahrungsmäßig unterbleiben fie deshalb. 
Aehnliches gilt von den ſogenannten Procentlaudemien, welche mitunter bei jeder Be— 
ſitzveränderung in herrſchender oder dienender Hand, auch im Erbgang, meiſt indeß 
nur bei faufsweifer Veräußerung und zwar an Fremde, vom Werth und Preis der 
Grundftüde abzuführen find, oft nur mit zwei, häufig aber aud) mit fünf oder gar mit 
zehn Procent deflelben oder noch darüber. Daraus erhellt ihre enorme Beläftigung 
und Erſchwerung des Verkehrs mit Grundftüden, und wie durch fie bei mehrmaligem 
Beſitzwechſel innerhalb weniger Generationen der ganze Werth der Grumdftüde immer 


3) f. die ebengedachten Artifel. 

4) z. B. Beichlüffe der Franzöſiſchen National-Berfammlung von 1759 und fpätere Franzöſiſche 
Geſetze, Kaiferlich Franzöſiſches Decret für das Großherzogthum Berg vom 13. September 1811, 
Deiterreichiiche Verordnung von 1848 und 1849. 

5) ſ. die Art. Gutsherrfchaft, Keibeigenfchaft, Frohnden, Ablöfung, Gemeinheitstheilung. 

.. 6) f. wegen der vormaligen Feuvallaften in Branfreich unter anderen 3. B. Aleris de Tocques 
ville, Vancien r&gime et la revolution und die Schriften und Auffäge 42 bie in denfelben alles 
girten Geſetze beim Artifel Agrarverfaflung. 

+) |. Art. Frohnden. 
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wieder von Neuem zu Gunſten der Caſſe der Berechtigten verſchlungen wird. Zum 
Theil waren fie ald Ausflüſſe und Nugungen der Eivilgerichtsbarfeit eingeführt. 

Das dem getheilten Eigenthum beim Erbzins ähnliche, der römischen Emphy- 
teufe nachgebildete Erbpachtsverhältniß befchränft den Erbpächter in der freien Ver: 
fügung und Gultur. Es legt ihm aber aud) einen in der Regel nad) Verhältniß des 
Nugungsertrags der Erbpachtgerechtigfeit vorbehaltenen Kanon in Geld oder Früch— 
ten auf, der insbeſondere alsdann hoöͤchſt culturſchädlich ift, wenn er periodiſch nach 
erneuerter Abſchätzung des erhöhten Ertrag gefteigert werden darf. 

Mehr oder weniger beichränfen alle andern Reallaften die Eultur, jedenfalls die 
vollfommen freie Bewirthichaftung und Benugung der Grundftüde. Sie greifen über: 
dies in die allgemeine bürgerliche und Verkehrsfreiheit ein und begründen unfreiwil- 
lige Abhängigkeits- und Verpflichtungsverhältniffe der einen Mitglieder des Staats: 
verbandes gegen die andern. 

Die geſetzliche Ablöfung auch der nicht unentgeltlich aufgehobenen Reallajten 
oder NRealrechte, ift daher ebenjo geboten wie die der Dienftbarfeiten oder Grund: 
gerechtigfeiten. W. A. Lette. 


Grundrente (Bodenrente). 

Jedes bewirthichaftete Grundſtück wird erft durch darauf verwendete Arbeit und 
darin angelegtes Capital ertragsfähig gemacht. Rechnet man von dem gewöhnlichen 
Ertrag des Grundftüdes die landesüblichen Zinfen des aufgewendeten Capitals und 
die Arbeitslöhne ab, fo wird in vielen Fällen ein Ueberſchuß bleiben. Diejer Ueber: 
fhuß wird der Kürze wegen ald Grundrente bezeichnet werden fönnen, obwohl 
er weiter nichts ift, ald Gapitalgewinn, der fofort in feine richtigen Verhältnifie 
zurüdgeführt wird, jobald man annimmt, daß ein höherer Zinsfuß als der landes— 
übliche erreicht worden ift. * 

Die überwiegende Mehrzahl der Defonomiften nimmt jedod gegenwärtig noch 
an, daß außer der Arbeit auch die Natur Taufchwerth herworbringe, in der Meinung, 
daß die unentgeltlichen Naturfräfte im Boden über das Product der Arbeit und des 
Gapitals hinaus einen Taufchwerthbetrag abwerfen, welchem fie ven Namen „Grund: 
rente“ oder Bodenrente beilegen. A. Smith und feine Anhänger bis auf John Stuart 
Mill und Rofcher theilen Dice Anficht.” Die Lehre von der Bodenrente follte von einer 
verhängnigvollen Wichtigkeit werden, denn auf die unhaltbare Baſis derjelben richteten 
die Wortführer der Socialiften und Gommuniften ihre Angriffe, aus der Inconjequenz 
diejer Lehre fuchten fie ihre Syſteme zu rechtfertigen, für die zehntaufend Menfchen in 
den Straßen von Paris ihr Leben ließen. 

Wenn es nämlich wahr ift, daß die unentgeltlihen Naturfräfte in dem Boden 
Werth (Taufchwerth) erzeugen, alfo einen jelbftändigen Betrag von Werthen Tauſch— 
werthen) über den Ertrag der zur Bebauung des Bodens verwandten Summe von Ar- 
beit und Gapital abwerfen, dann befinden fich die Eigenthümer des Grund und Bodens 
im Befige eines Privilegiumsd vor ihren ungünftiger fituirten Mitmenfchen. Viele 
hervorragende Nationalöfonomen haben daher wenn auch ftillichweigend anerkannt, 
daß das Grundeigenthum ein Monopol fei. Auf dieſes Zugeftändnis warfen fich die 
Gommuniften, um jofort die Gonjequenz zu ziehen: „Vor Gott find alle Menichen 
gleich, hebe dich weg, Grundeigenthümer , und mache der Gefellichaft Raum, tritt das 
Eigenthumsrecht dem Staate ab, damit die Grundrente an Alle gleichmäßig vertheilt 
wird.“ Die Socialiften, welche es eben jo unbillig fanden, daß ein Theil der Men- 
ſchen durch den bloßen Befig von Grund und Boden, ohne Mühe und Arbeit, von der 
Natur Werthe geſchenkt erhielte: die aber von einer Gütergemeinſchaft eine zu große 
Umwälzung oder zu große andere Nachtheile befürchteten, verlangten ald Aequivalent 


I) Indiefem Sinne ift der Begriff „Orundrente” in dem Handwörterbud 
überalldaaufzufaffen,mwoerentweder ver Kürze der Darftellungmwegen, cder 
um aneinen in bag vraftifihe Leben übergegangenen Begriff auzuſchließen, 
gebraudt worden ift. » DieRevdaction. 
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wenigſtens das Recht auf Arbeit, d. h. die Verpflichtung des Staates, jedem Einzel— 
nen Arbeit zu garantiren. Man muß geſtehen, die Nationalökonomen haben, nach— 
dem ſie jene Praͤmiſſe zugegeben, nicht das Recht, dieſe modernen Alchymiſten einer 
Inconſequenz zu zeihen. 

Es iſt nicht unintereſſant, die Entſtehung dieſes ganz unglückſeligen Begriffs der 
Grundrente bis in das Alterthum zu verfolgen. Wo nämlich früher die Grundherren 
ihr Eigentbum nicht felbft bewirthichaften konnten, jondern es an Colonen, Erbpächter 
oder Zeitpächter überließen, da mußten diefe dem Grundeigenthümer für die Nug- 
nießung des Bodens natürlicherweife eine Entihädigung geben, felbft für den Fall, 
wo fie die Urbarmachung des betreffenden Grundftüdes, die Befiedelung defjelben mit 
Wohn: und Wirthihaftögebäuden u. j. w. auf eigene Koften unternommen hatten. 
Diefe Vergütung für die Benugung des Bodens und feiner urfprünglichen Kräfte hieß 
man die Grundrente. Infolge biete ihres Ursprungs wurde fie felbft dann noch von 
der Gapitalrente unterfchieden , als die ——— zuſammenfiel, als die Ueber— 
tragung alles Grundeigenthums nicht mehr durch die ra fondern nur durch 
Kauf, Tauſch, Schenkung oder Erbfall vor ſich ging, als das bewegliche Capital ſich 
ftolz neben das Grundeigenthum ftellte, und ald man allgemein anfing, den Werth 
des Orundeigenthums in einer beftimmten Gapitalfumme auszudrüden. Daß das 
bewegliche Capital das Kind der Arbeit jei, daran zweifelte Niemand ; daß das unbe: 
wegliche Bapital, der Grund und Boden, aber auch nur durdy Arbeit occupirt werden 
fonnte — denn die Eroberung ift nur eine „andere“ Art von Arbeit, fie ift principiell 
mit der Arbeit identiſch, nur ift fie die mühfamfte und gefahrvollfte Arbeit — daran 
dachten Wenige. 

Schon bei den erften Anfängen der Wiflenichaft unterfchieden die Defonomiften 
daher drei Factoren der Gütererzeugung ; die Arbeit, das Capital und den Boden mit 
feinen urfprünglichen Kräften, und infolge deflen drei Arten von Einfommen: den 
Arbeitslohn, den Gapitalgewinn und die — 

Adam Smith mißt neben der Arbeit den „unzerſtörbaren Kräften des Bodens“ 
die Eigenſchaft bei, an und für ſich Werth zu ſchaffen; Ricardo den productiven und 
unvergänglichen Eigenſchaften der Erde; Say den Naturkräften (agents universels); 
der Kourierift Conſiderant der rohen Erde. — Buchanan adoptirt zwar im All- 
gemeinen die Theorie Smith's, bemerft aber dazu: „Smith, indem er den Theil der 
Bodenproduction,, welcher den Gewinn des Bodenfonde (Bodenftods) vorftellt, als 
vortheilbaft für die Geſellſchaft betrachtet, hat nicht daran gedacht, daß die Rente nur 
die Wirfung der Theuerung ift; und der Eigenthümer Alles, was er auf diefe Weife 
gewinnt, nur auf Koften der Gonfumenten gewinnt. Die Gejellihaft gewinnt nichts 
durdy Die Bodenrente; nur eine Claſſe gewinnt auf Koften der anderen.“ — Mac» 
Eulloc bemerkt: „Was man eigentlid „„Rente““ nennt, ift die Summe, weldye ge: 
zahlt wird für den Gebrauch der natürlichen Kräfte und der dem Boden innewohnenden 
Macdıt. Sie unterfcheidet fid) gänzlidy von der Summe, weldye für Gebäude, Zäune, 
Straßen und andere Bodenverbeflerungen bezahlt worden ift. Die Rente ift alio im- 
mer ein Monopol.“ 

Derfelben Anficht find: Scrope, Senior, Scialoja, Flores, Eftrada, 3. B. Say, 
Garnier, Blanqui, Eonfiderant, Proudhon. 

Gegen die Lehren der franzöftichen und englifchen Schule trat beſonders Friedrich 
Baftiat auf; doch ſchon mehr als zehn Jahre vor ihm hatte der Chef des preußiſchen 
ftatiftifchen Bureau’8, Oberfteuerratb Hofmann, in einem Vortrage vor der Afa: 
demie der Wiffenichaften die Identität der Bodenrente mit der Gapitalrente darzulegen 
verftanden. 

ze. fagt u. A.: „Der Begriff von einer Bodenrente, wie das phyfiofra- 
tiiche Syſtem ihn aufftellt, erfcheint als eine eitle Täuſchung. Es ift allerdings durch— 
aus wahr, daß der Menich unter feiner Bedingung aus Nichts Etwas machen kann; 
fowie feine Seele zur Offenbarung ihres Wollend und Wirfens in der Sinnenwelt 
eines Körpers ald Werkzeug bedarf, fo braucht der mit diefen Werkzeugen ausgeftattete 
Menſch auch ferner einen förperlichen Stoff, um Arbeit daran zu verrichten. Diefen 
Stoff beut ihm die Natur in feinen äußeren Umgebungen dar, aber er wird nur nuß» 
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bar für ihn, indem er fich venfelben durch Arbeit aneignet. Die Frucht dieler Arbeit 
ift der natürliche Lohn derfelben; fie gehört dem Arbeiter infofern ganz, als der Stoff, 
wovon, und die Hülfsmittel, womit er diefelbe verrichtet, fein Eigenthum ift. Lieh 
ein Anderer ihm diefen Stoff oder die Mittel zur Förderung feiner Arbeit, jo kann die 
fer ſich wohl berechtigt achten, einen Antheil an dem zu verlangen, was durch die Ar- 
beit hervorgebracht wurde, welche fein Beiftand möglich machte. Diefe Miethe nun 
ift die Rente, und zwar insbefondere die Bodenrente, wenn fie für Darreihung eines 
unmittelbar von der Natur hervorgebracdhten Stoffes entrichtet wird. Solcher Stoff 
wird in der Regel ausichließendes Eigenthum eines Menſchen, weil der Raum auf 
dem Erdboden es ift, worin er fich befindet, und worauf die Natur ohne menſchliches 
Zuthun ihm hervorbringt , daher der Name Bodenrente. Der Empfänger diefer Rente 
wäre offenbar ein ganz unnüges Mitglied des Staatd- oder Oemeindeverbandes, wenn 
er blos die Früchte der Arbeit verbrauchen hülfe, ohne dafür irgend etwas zur Förde 
rung der gemeinfamen Wohlfahrt zu thun; und die Vertheilung des Erdbodens zum 
ausichließlichen Eigenthum einzelner Menichen — womit dody geihichtlid das Er- 
heben des Menſchengeſchlechts über einen blos thieriihen Zuftand beginnt — wäre 
fodann eine der verderblichſten Erfindungen menjchlicher Thorheiten.“ 

Faft gleichzeitig mit Hofmann hatte Carey in Philadelphia wenigftend die Ri— 
cardo'jche Sheorie der Bodenrente vollitändig widerlegt. Den gleichen Gedankengang 
verfolgte Profeſſor Karl Heinrih Hagen in Königsberg in feinem 1839 erfdyienenen 
Buche „von der Staatslehre*, in welchem er den Taujch eine „Auswechslung von 
Dienften“ nennt. Auch ging Hagen in feiner Auffaffung der werthichaffenden Eigen: 
ichaften der unentgeltlihen Naturfräfte weiter als feine Vorgänger und wurde damit 
der eigentliche Urheber der neuen Lehre, wenn er auch nicht alle ihre Conſequenzen 309. 
Mit Recht dehnte Hagen den „Naturfonds“ auf den gefammten Stoff, auf den Boden 
wie auf die Kräfte der Menſchen aus. Er theilte den „Naturfonds“ in einen perjön» 
lichen und einen dinglichen, von denen der erjtere in alten Anlagen des Menfchen , der 
legtere in allen dinglichen Naturgaben und vorzüglidy in dem Grund und Boden be- 
fteht. „Unftreitig”, jagt er „gebührt dem perjönlichen Naturfonds der Vorzug, nicht 
blos weil er der PBerfon des Meunſchen angehört, fondern weil e8 audy von deſſen Aus— 
bildung abhängt, was der Menſch iſt und werden kann.“ Darauf baute Baftiat weiter 
und fagte: Die Duelle des Werthes (Taufchwerthes) ift weder an und für ſich allein 
die Brauchbarfeit, noch die Arbeit, noch die Seltenheit, noch das Urtheil, fondern — 
le service — welden Ausdrud Prince- Smith no ſchärfer, ftatt in das deutſche 
„Dienft* — in „Dienftleiftung“ übertrug. 

Die Anficht Ricardo’8, der die Grundrente ald eine Entſchädigung des Grund» 
eigenthümers für die uriprünglichen und ungerftörbaren Kräfte des Bodens anfah, und 
ver behauptete, daß fie anfange zu erjcheinen, jobald Boden geringerer Qualität in 
Anbau fomme, darf nunmehr wohl als ein überwundener Standpunct erklärt werden. 
Denn der amerifanische Volkswirth Karen hat bewiejen, daß nicht der Boden befferer 
Dualität zuerft angebaut werde, jondern der leichtere. (Vergl. den Art. Grund und 
Boren.) Auch iſt andererjeits klar, daß der Anbau jchlechterer Lagen noch keineswegs 
dent befferen Boden einen Mebrertrag zuführt, weil viel wahricheinlicher die Gultur 
der schlechteren Lagen nicht wegen des Steigens der Getreidepreife, jondern deshalb 
möglid; gemacht wurde, weil die Gommunicationsmittel, die Werkzeuge und Maſchi— 
nen, die Betriebsmethode verbeflert worden find, und weil die Möglichkeit der Herbei- 
führung von Düngjtoffen den Anbau ftatthaft gemacht hatten. Nach der Ricardo' ſchen 
Anficht würde die Grundrente mit den Getreidepreifen fid) heben und mit ihnen fallen 
oder ganz aufhören. Der Grundherr würde gedeihen bei Mißwachs, Theurung, Hun» 
gersnoth ! — ein Paradoxon, das ſchon an und für fid) Zweifel an der Richtigfeit der 
Ricardo'ſchen Lehre hätte erregen müſſen. Wir find vielmehr geneigt, das Gegentheil 
von der Ricardo’schen Behauptung anzunehmen. Der frühere angebaute Boden iſt 
mit jchlechteren Werkzeugen und Wegen, gar feinen Maſchinen, alfo mit mehr Mühe 
und Koften angebaut worden, ald der Neubrud) , denn durch den Fortichritt in der 
Givilifation werden immer mehr Naturfräfte nugbar gemacht, weldye die menfchliche 
Arbeit erleichtern. Die Arbeit kann mit Hülfe jener immer mehr bervorbringen. Der 


Grundrente. 407 


Ertrag der Arbeit ſteigt alſo ie frü 
ungünftigeren Umftä Ahr ehren he früheren Dienftleiftungen, weil fie unter 
fpäteren im Nachtheil find. Die Zunahme . an Werth verlieren, aljo gegen die 
mehrung der Production von Bodenerzeugnifien er DR rung Fan nur durd) eine Ber: 
hervorgerufen werden. Sobald aber di — eine Erhöhung des Arbeitslohnes 
bot von Arbeit, die Capitalien werfen ſich an erung ſich vermehrt, fteigt das Ange» 
Maſſe auf die Ausbeutung ded Bodens und it gröperat Schenbigfet und In größerer 
— — vermindern durch gegenſeitige Concurrenz 
azu kommt noch ein S 
a ha ara 
eigt, wird Capital angefa , Diele ü * Bodens und deſſen Wert 
— J ———— — = ee Capital zieht die überfhüffige 
mungen und Handel aber vermehren das € — . in * Handel. Induſtrieunterneh⸗ 
vermehrt wird. Solche Proſperität wird natü f * — aid dieſes im Sanbbam 
völferung beitragen, und num wäre der Au a. — zur Vermehrung der Be— 
ten Grundeigenthumer durch ein Steigern * id gefommen,, wo bie günftiger ſituir⸗ 
ausüben, wo fie Bobententen — — Bodenproducte ein Monopol 
Theorie Boden von jcjlechterer Qualität in — ſei es, daß nad) der Ricardo ſchen 
beſſere eine Rente trüge, ſei es, daß der Bode * der näher wird und jomit der 
gleichen Productionstoften a aleker Ge Hi * her näher am Markte liegt, bei 
einem ſolchen Augenblide wird mehr Capital da age, höheren Ertrag liefert. In 
alleroinge Baburc) den Sri de — Reigen uno Diejenigen, weite fe m 
em Zeitpuncte befigen, berei . he en, welche ſie zu 
wego Der en. — — it en entfteht dadurd) noch — 
dienen, um zu produciren. Große —* en Betriebscapital und Arbeit ſich be— 
werfen, um den Boden mit allen Mitteln * er ich „auf die Sandwirthichaft 
Technik darbieten, auszubeuten. Das auß der 3 d en oe 
— Capital wird, weil es vor Allem a — 
ringerem Gewinn begnügen; es wird mit den übrigen G ————— 
treten und babunt femohl er Dies eigen © rundbejigern in Goncurreng 
ducte wieder herabdrüden , cc) die vermehrte ‘Production die Preiſe der Pro- 
elthandels har — wenn dieſe überhaupt nicht durch die eher 

Die ——— oet rundrente, d. D. r 
Quelle, ald Capital und Arbeit herrühre,, wird ſchon durch die Verjchiedenheit des 
Preiſes der Baupläge bewiefen. Ein Morgen Landes in den fruchtbarften Theilen 
Amerifa’s ift für wenige Thaler zu haben, während der Preis eines folchen in der 
City von London, wo er gar nichts hervorbringt, in die Millionen geht. Daraus geht 
hervor, daß der Werth und Ertrag der Grundftüde fich nad der größer 
ren oder geringeren Entfernung vom Markte richtet. 

Der Boden theilt die Eigenſchaften er anderen Waare; er hat wie jede Waare 
feinen Preis, ijt wie jede Waare auf ein gewiſſes Quantum beſchränkt, und richtet fich 
die Höhe jeined Preiſes nach dem Geſetz von Angebot und Rachfrage. Zwiſchen dem 
Boden und den Gebrauchs- Gütern herrſcht im Allgemeinen eine Wechielwirfung, 
die vollfommene Gegenfeitigfeit bedingt. 

Der Preis und die Rente des Grundſtückes fteigt mit der Nähe und Größe des 
Marktes, weil bei angebautem Feld die Früchte weniger Transportkoften erfordern, um 
verfauft zu werden, weil Die Düngftoffe leichter zu haben find, weil Milchwirthſchaft 
getrieben werden kann, weil Werkzeuge und andere Hülfgmittel beſſer zur Hand find 
u. f. w., weil auf der anderen Seite bei Grunpftüden, auf denen Gebäude ſtehen, die 
Möglichkeit, gute Geſchäfte zu machen, mit der Nähe des Marftes ſich vermehrt. In 
einen Sag zujammengefaßt — liegt Das Steigen des Preiſes und der Rente der Grund» 
ftüce im Verhältniß zur Nähe des Marktes in ber Rerminderung der Trand- 

portfoften. Died haben num aber die Grundſtücke mit der Arbeitgemein. Auch 
der Lohn der Arbeit fteigt mit der Nähe des Marktes. Vermehrung 
der Bevölkerung und Fortſchritt in der Givilifation, wo eine Generation auf den 
Schultern der anderen ftehend mit je mächtigeren Hülfsmitteln zu höherer materieller 
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und geiftiger Blüthe emporftrebt, erhöhen gleichmäßig den Ertrag der Grundftüde und 
Arbeit. Es ift wahr, der Einzelne hat oft ſehr wenig Antheil an dem allgemeinen Auf: 
blühen, allein Lesteres im Ganzen ift dody nur ein Product der Gelammtthätigfeit 
eines Volkes. Das Steigen des Ertrags der Grundftüde ift nicht das Steigen einer 
(nicht vorhandenen) Grundrente, jondern ein Anwachien des Gapitals in Geftalt von 
(Unternehmer-) Gewinn. Abgeſehen von allem dem, hätte die Theorie der Boden- 
rente, jelbft wenn fie richtig wäre, doch fein praftiiches Dajein, jo lange es noch un- 
eultivirten Boden auf der Erde giebt, der in den Bereich von Angebot und Nachfrage 
gezogen werden fann. Wäre einmal die ganze Erde wie ein Garten bebaut, wären 
alle Mittel des Capitals, der Menjchen- und Mafchinenarbeit, der Wiffenichaft, weldye 
fämmtlidy die Bodencultur verbeflern und die Production erhöhen fönnen, erichöpft — 
dann erft würde die Theorie der Bodenrente, wenn fie überhaupt richtig wäre, in Frage 
fommen. Allein gerade dann iſt fie an ſich nicht möglich, weil ein weiterer Mebrertrag 
des Bodens nicht mehr denkbar ift. Aller Ertrag deflelben bis zu einem ſolchen Cul— 
minationspuncte ift aber leviglidy ein Product der Arbeit und des Capitals. Alle Vor: 
theile, weldye die Güte ded Bodens und Die Lage der Grundftüde gewähren, find in 
einer foldyen Epoche längft abgeihägt und durch Gapital bezahlt worden. Won da 
an fann die Natur nichts Neues mehr bieten, ed müßte denn eine Erdummälzung 
eintreten. 

Nimmt man die beiden Endpuncte der Eultur, fo giebt es am Alffang der Ber 
ſiedlung eines Landes feine Grundrente, weil ein Jeder noch genug angebautes Land 
nebenan finden kann — und es giebt feine zu der Zeit, wo aller Boden in Privateigen— 
thum übergegangen iſt und einen beftimmten Gapitalpreis reprälentirt. Welchen Grund 
fann man und dafür anführen, daß die Zwifchenzeit eine Ausnahme bilve? 

Die Grundrente löft fid) daher, man mag fie betrachten von weldyer Seite man 
will, ald Phantom in Gapitalgewinn auf. 

Literatur: Außer den bereits angeführten Schriften ausführlichere Ausein- 
anderjegung in meinen „Örundzügen der Nationalöfonomie“ (Köln 1860) — Carey, 
Principles of political Economy. I. S. 102—131.— Bastiat, Harmonies &co- 


nomiques. — Hoffmann, Vermiſchte Schriften (Lehre von den Steuern). 
Max Wirth. 
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zinſes, Blutzehnten u. ſ. f. 3) Die insbefondere ſogen. Grundrentenfteuer als 
eine Steuer, welche erhoben werden foll von dem Theile des Grundeinkommens, wel- 
her nicht als Gapital-, noch als Arbeitsrente anzufehen ift, von dem Theile alfo, wel- 
hen 3. B. der Verpächter eines Grundftüdes im Pachtzind bezieht, wenn er weder 
Capital, noch Arbeit mit vermiethet hat; endlich 4) die jogenannte Grundeinfommen- 
fteuer, d. i. Die Gewerbes oder Einfommenfteuer, welche der Grundeigner, oder Der: 
jenige, weldyer ein Landbaugewerbe betreibt, als folcher zu entrichten hat, entweder 
als bejondere Schagung, oder als Theil der allgemeinen Ginfommenfteuer. Mit allen 
diefen Steuern fann entweder Eigenthum, Rente oder Einfommen von allen Eultur- 
und Benugungsgattungen des Grund und Bodens, oder nur von einigen, die dann in 
den Steuergefegen befonders namhaft gemacht find, belaftet werben. 

Wird einmal grundſätzlich alles Vermögen als ſolches durch eine Bermögensfteuer 
belaftet, jo ift jelbitverftändlicy aud) das in Grund und Boden beftehende Vermögen 
mit zu verfteuern. Ein ſolche Steuer nur nady Größeneinheiten zu erheben, während 
die Bermögensfteuer im Uebrigen nur nad) Wertheinheiten erhoben werden fann und 
darf, wäre eine große Ungerechtigkeit. Die Erhebung nah Werthseinheiten erheifcht 
eine Ermittelung dieſer legteren, alfo eine Taration alles fteuerbaren Landes, welche 
nicht gut ohne Vermeflung bewerfftelligt werden fann. Cine ſolche Tare fann ent- 
weder von Kaufpreis⸗ oder Reinertragsermittelungen ausgehen, und ift, weil fie überdies 
die fortwährend vor fich gehenden Werthsveränderungen berüdfichtigen muß, eine fehr 
ſchwierige, zeitraubende und Foftipielige Arbeit — eine Arbeit, deren Schwierigfeiten 
in feinem Verhältniffe fteben zu dem geringen Werthe, welcher der Grundfteuer als 
Bermögensfteuer beizumefien ift, denn als joldye hat die Grundfteuer, zumal wenn ihre 
Beranlagung nicht derart geſchieht, daß man ficher ift, jedenfalld nie mehr al einen 
aliquoten Theil des Reinertrags herbeizuziehen , faft noch größere Bedenken gegen ſich, 
als alle anderen Arten von Bermögensiteuern .. 

Als Steuer vom Rohertrage ift die Grundfteuer gleichfalls wirthichaftlich nicht 
zu rechtfertigen, da fie das wirthicaftliche Vorwärtsftreben der Unternehmer erſchlafft. 
Ueberdies Fönnte fie, wenn anders unverhältnißmäßige Veranlagungsichwierigfeiten 
vermieden werden jollen, aud) nur von einzelnen Zweigen des gelammten rohen Ein» 
fommens von Grund und Boden, in beftimmten engbegrenzten Formen erhoben werden 
und würde fo die einen Unternehmer vor den anderen begünftigen (3. B. Getreides, 
Blut-⸗, Bergzehnt würde den Getreidebau, die Viehzucht und die Montaninduftrie be— 
laften, den Garten», Handelsfrucht-, Butter-, Wald- und Häuferbau freilaffen). 

Der fogenannten Grundrentenftener liegt eine, wenn auch vielfach angefochtene, 
jo doc) keineswegs völlig unrichtige Anjchauung zu Grunde; nur ift es verkehrt, dieſe 
Steuer als eine beiondere Steuer, und nicht vielmehr in der Grundeinfommenfteuer 
oder der allgemeinen Einfommenfteuer mit zu erheben. Daß man auf den Gedanfen 
einer bejonderen Grundrentenfteuer neben dieſen anderen Steuern gefommen, ift jeden« 
fall8 dem Ginfluffe der phyfiofratifchen Lehre zu danfen. Man mag immerhin die Gri- 
fteng der Girundrente ald eines befonderen Einfommenszweiges läugnen — das ift Doc) 
nicht au beftreiten, daß Arbeit und Gapital bei ihrer Einwirkung auf die Eigenichaften 
und Kräfte der Natur in den fämmtlichen Gewerben des Landbaues ſchon phyſiſch an- 
ders geartete Reſultate erzielen, als bei ihrer Einwirkung auf die Eigenichaften und 
Kräfte der Natur bei den Gewerben der Kunfterzgeugung. Dort befteht die Gütererzeu- 
gung in der Erzeugung ganz neuer, hier in der Form- und Eigenichaftsveränderung 
Fe vorhandener Stoffe. Der Menfch, wenn er das Land für die Saat vorbereitet, 
das Samenforn ausftreut und mit Erde bevedt, und nun die Saat fid) in die Hand 
wachfen und reifen läßt, fteht in anderen Beziehungen zu der Natur, als wenn er, die 
Kräfte der Eohäfton und Adhäfton überwindend, aus dem gereiften Korn Mehl be- 
reitet. Die Gintheilung des Reinertrags in Arbeits-, Capital» und Grundrente 
ift allerdings eine Fiction. Wenn man den Begriff der Grundrente fo weit faßt, 
daß man darunter den gelammten Antheil der Eigenichaften und Kräfte der Natur 
an dem Reinertrage begreift, jo liegt in jedem Reinertrage Arbeits, Gapital- 
und Grundrente, und zwar ununtericheidbar beifammen. Aber jene Fiction findet 
ihre Berechtigung in dem Umftande, daß bei manchen wirthichaftlichen Thätig- 
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feiten die Mitwirfung, oder Anwendung des einen vor der der anderen Gewerbs- 
mittel fait verfchwindend zurüdtritt, daß beijpieldweile der Nentier zur Erzielung 
feines Einfommens verbhältnigmäßig wenig Arbeit aufwendet, und zu dem Ende 
mit den Eigenfchaften und Kräften der Natur von ſich aus faft gar nicht in Be— 
rührung fommt, daß der Maichinen- oder Mufterzeichner im Verhältniß zu jeiner 
Arbeit jehr wenig Capital und fehr wenig Kräfte der äußeren Natur in Bewegun 

fest, um doch vielleicht ein jehr hohes Einkommen zu erzielen, und daß der Landwirt 

viel weniger Arbeit und Capital aufzuwenden braucht, um auf einem Morgen Marſch— 
land die gleiche Gütermafie zu erzeugen, wie auf einem Morgen Geeftboden, und von 
einer friihen Thalwieje höheren Reinertrag zu erzielen, ald von einer gleich gut im 
Verkehr gelegenen Strede er Dieſe Verſchiedenheiten eben führen oder ver— 
führen zu einer einjeitigen Berüdfichtigung des jeiweilig vorherrſchenden Elementes im 
Reinertrage, ja zu einem völligen Ueberſehen der anderen, in ihrer Mitwirkung jewei- 
lig zurüdtretenden Elemente. Rechneriſch, zahlenmäßig die fingirten Beitandtheile des 
Reinertrages erfaflen kann man nur mit Zuhilfenahme von Analogieen. Um z.B. zu 
ermitteln, wie viel von dem Neinertrage x Grundrente fei, zieht man Eapitalrente y 
+ Arbeitsrente z von xab. Den Betrag der Gapitalrente ermittelt man nach Ana— 
logie ähnlicher Gapitalanwendungen, wo die Rente in der That mehr ald reine Capi— 
talrente auftritt, den der Arbeitsrente nach der Analogie des Lohnes. Diele an ſich 
ſchwierige und unbefriedigende Arbeit unterläßt man, wo nidyt beiondere Gründe vor: 
handen find, fie vorzunehmen. Soldye Gründe machen fid) jeltener geltend, wo es fid) 
um den Reinertrag von Gewerben der Kunfterzeugung, als wo ed ſich um den von 
Gewerben des Landbaues handelt; oder man begmügt fich doch dort, theild weil Fein 
Bedürfniß vorliegt, theils weil die Wirkungen der Naturfräfte und die des Gapitaled 
bei jenen Gejchäften gar nicht aus einanderzuhbalten find, bei dem Verſuche der zahlen: 
mäßigen Sonderdarftellung der Arbeits- und Gapitalrente, bei den Landbaugewerben 
dagegen kommt die Trennung der Perſonen des Eigenthümers und des Bewirtbichaf- 
ters jo häufig vor und ift die Mitwirkung der Natur eine fo eigenthümlich geartete 
und jo bejonders hervorragende, daß bier jene firtive Scheidung und zahlenmäßige 
Sonderdarftellung als dringendes Bedürfniß und vorzugsweile berechtigt erfcheint. 
Freilich — Pachtzins ift nicht zu erzielen, außer wo das Gapital im volfäwirtb- 
ſchaftlichen (nicht im privatwirthichaftlichen) Sinne ſchon in jehr innige Berührung mit 
dem Lande getreten ift, aber der Decupant von dem Verkehr eröffnetem, der Gultur 
leicht zugänglichem, jedoch in folder Qualität an dem gegebenen, Orte nur ganz färg- 
lid) vorhandenem Neuland wird dafür doch unter Umftänden einen Zins erzielen kön— 
nen auch ohne Die geringfte jeinerjeitige Gapitalverwendung auf das fragliche Land; 
den Benugungspreid, welchen der Pächter bezahlt, mag diefer als Eriparnig von 
feiner Gapital» und Arbeitörente auffajien ; der Verpächter hat ihn feinem weient- 
lichften Bejtandtheil nad) nicht durch Arbeit: und Gapitalaufwendung verdient, fon- 
dern durch feine glüdliche Decupation erworben. 

Nur ift ed verfehrt, bei der großen Seltenheit folcher Fälle, wo es nachweisbar und 
evident ift, daß die Kräfte und Eigenſchaften der Natur den wejentlichiten Antbeil an 
dem Reinertrage haben, eine beiondere Steuer zur Sonderbelaftung der jogenannten 
Grundrente, aljo immerhin eines fingirten Sonderbeftandtheiles des Neinertrages, ein- 
zuführen ; noch verfehrter aber wäre e8, auf eine ſolche Steuer befonderes Gewicht zu 
legen , oder fie für bejonders gerecht zu halten deshalb, weil die fogenannte Grund» 
rente ein freies Geſchenk der Natur jei, weldyes nur denen in den Schooß falle , welche 
zu den begünftigten Gigenthümern von Grund und Boden, eines nur in befchränftem 
Maaße vorhandenen und auf feine Weile zu vermehrenden Gigenthumsobjertes, 
gehören. 

Daß bei der Veranlagung einer allgemeinen Gewerbe: , oder einer allgemeinen 
Einfommen-, oder aud) einer gelonderten gewerblichen Einfommenfteuer für alle An: 
gehörigen der Landbaugewerbe auf die eigenthümliche Natur der durch diefe Gewerbe 
erzielten Nente Gewicht gelegt werde, ift allerdings zu fordern ; aber es ericheint nicht 
einmal gerechtfertigt, wegen diefer eigenthümlich gearteten Rente eine befondere Grund» 
einfommenjteuer einzuführen, zumal, wenn etwa daneben Steuern beftehen, welche alle 
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Capital- und alle Arbeitsrenten belaften, ven jelbftwirthichaftenden Grundeigenthümer 
aljo doppelt belaften würden. 

Die Feitfegung der Grundfäge für die Ermittelung des Steuercapitales bei der 
Grundſteuer, jei ed nun, daß dieje leptere ald befondere Grundrenten», Grundvermö- 
gen- oder Grundeinfommenfteuer, oder fei ed, daß fie ald Beitandtheil einer allgemei- 
nen Einfommenfteuer erhoben wird, hat feit vielen Jahrzehnten die Kräfte der Finanz- 
theoretifer und Praftiter in hohem Maaße in Anfpruch genommen, und fann für eine 
der am gründlichiten und vieljeitigften erörterten Aufgaben in der gefammten Steuer: 
politif gelten. 

Schwierig ift es fhon, den Umfang des Steuerobjected zu beftimmen. Soll der 
Eigenthümer von Gebäudegrund, angebautem oder unangebautem, von Waldgrund, 
von Bergwerksareal, von Luftgärten u. }. w. zur Befteuerung herangezogen werden ? 
Zwei Momente werden maaßgebend für die Entideidung Dieter Fragen jein müffen. 
Erftens kann von einer Einfommenfteuer jelbftverftändlich nur da die Rede fein, wo 
Einkommen wirklid erzielt wird, oder doch unter den gegebenen allgemeinen wirth- 
Ichaftlichen Verhältniffen erzielt werden könnte, und dann werden nur diejenigen Theile 
des Einkommens ald Grundeinfommen zu betrachten fein, bei denen die Natur mit 
ihren Eigenichaften und Kräften ald Gewerbsmittel eine bejonders hervorragende und 
in die Augen fpringende Rolle fpielt. Es laffen fich Fälle denken, in denen überhaupt 
oder bei der augenblidlichen Lage der allgemeinen wirthichaftlicen Eultur Örundeigen» 
thümer von ihrem Grundeigenthum oder von Theilen deſſelben bei feinerlei Anwen— 
dung Reinerträge erzielen könnten. In ſolchen Fällen würde eine abgejonderte Grund» 
einfommenftener ebenjo wie die allgemeine Einfommenfteuer fein Befteuerungsobject 
vorfinden. Darauf jedoch darf nicht Nüdficht genommen werden , daß etwa zufällig 
bei der augenblidlichen Anmwendungsart Reinertrag nicht erzielt wird. Daß ein ger 
gebenes Areal augenblidlich als Luftgarten benugt, auf einem anderen ſeit Jahren 
vergeblicdy nach Kalk, Erzen, Kohlen u. f. w. gelucht wird, ein drittes mit großen 
Baulichkeiten eines Fabrikunternehmens, welches jeit Jahren ftill fteht, befegt iſt, kann 
nicht abhalten, diefe Grundftüde ald Steuerobjecte zu betrachten. Wo die Grundfteuer 
Beftandtheil eines ſogenannten Steuerſyſtems ift, wird fie nur dann unterſchiedlos 
alles Einfommen , weldyes unter Anwendung von Grund und Boden ald hauptiäd- 
lichen Gewerbsmittels erzielt it, mit in ihren Bereich ziehen dürfen, wenn nidyt ſchon 
durch andere Steuern, 3. B. Vermögensfteuern, Gewerbe-, Gapitalrentenfteuern u. |. w. 
dafür gejorgt ift, daß.diejenigen Zweige des Orundeinfommens, welche von der Grund: 
einfommenfteuer minder leicht erfaßt werden fönnen, nicht frei ausgehen. Bei einer 
einzigen allgemeinen Ginfommenfteuer , wo für die Ermittelung und Befteuerung des 
lediglich unter Anwendung von Grund und Boden erzielten Einkommens bejondere 
Grundfäge aufzuftellen find, wird man nicht nöthig baben und nicht gut thun, dieſe 
Grundjäge für andere Zweige des Grundeinfommens in Anwendung zu bringen, als 
für foldye, wo die Natur mit ihren Eigenfchaften und Kräften ald Gewerbsmittel eine 
deutlich erfennbare Rolle fpielt. Hier wird man aljo beiipielsweile das Einkommen 
von Baugrund, von Areal, welches lediglicdy zur Lagerung gewiller Güter dient, Das 
von Straßen, Eifenbahnen, u. |. w., nicht ald Grundeinfommen behandeln, wohl aber 
das Einkommen von zu land», forft-, garten», bergbauwirthichaftlichen Zweden be« 
nugtem Areale, oder ſolchem, welches augenblidlich zwar zu jolchen Zweden nicht be= 
nugt wird, zu einem oder dem anderen derjelben aber ganz bejonders tauglich wäre. 
(So wird man das Areal von Luftgärten bald als land», bald als forftwirthichaftliches 
Areal zu behandeln haben.) 

Nach Feititellung des Steuerobjerted handelt es jidy um die Beitimmung der zu 
beiteuernden Perſonen. In einem Steuerfuftem mit bejonderer Gewerbe: , befonderer 
Bermögend- und befonderer Grundeinfommenfteuer wird man das Grundeinkommen 
als Gewerbseinfommen betrachten und den Unternehmer, einerlei, ob er Eigenthümer 
oder Miether ift, befteuern müflen; der nicht felbftwirthichaftende Gigenthümer wäre 
dann nur mit der Vermögensfteuer zu treffen; der wirthichaftende Pächter mag fich 
wegen der Beftenerung der Grundrente an den Verpächter halten. Wollte man anders 
verfahren, jo müßte man den zufälligen Umſtand berüdfichtigen, daß der Eigenthümer 
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nicht ſelbſt wirthſchaftet, ſo müßte die Behörde der ſchwierigen Zerlegung des Einkom— 
mens in Grund: und Gapital- und Arbeitörente fidy unterziehen. Die Erhebung einer 
bejonderen Grundeinfommenfteuer als Gewerbeſteuer, weldye den wirthichaftenden 
Unternehmer, und einer befonderen Grund- (Örundrenten-, Orundeinfommen-) Steuer, 
weldye den Eigenthümer, einerlei ob Unternehmer oder nicht, treffen ſoll, ift ein irr- 
thümliches, auf dem Vorurtheil von der jelbftändig zeugenden wirthichaftlichen Natur« 
fraft beruhendes Verfahren, bei weldyem die abjolute Unmöglichkeit, fi die Grund» 
rente aus dem Einfommen völlig losgelöft, auch von menſchlichem Zuthun unabhängig 
entftanden zu denfen, überfehen wird. Wo die Grundeinfommenfteuer Theil einer alls 
gemeinen Ginfommenfteuer ift, ift der Pachtzins bei dem Pächter unter den Koften der 

irthichaft abzuziehen, dem Verpächter als Grundeinfommen an» und feinem ganzen 
zu verfteuernden Einkommen zuzurechnen. Selbftverftändlid, fann es fi) hier wie dort 
nicht um den wirklichen und gufällig vereinbarten , ſondern nur um den gewerbsmäßi- 
gen Pachtzins handeln. Selbftverftändlich wird bei dem Verpächter der Pachtzins dem 
gefammten Roh einkommen zuzuzählen fein, von weldyem die Koften zur Beftreitung 
der Bedürfniſſe der Nothwendigfeit in Abzug zu bringen find. 

Anlangend die Beranlagungs- und Erhebungsformen der Grundfteuer, fo ift 
zwiichen dem in allgemeinfter Anwendung befindlichen Gataftrirungsverfahren und dem 
freien, zum Theil auf Selbftihhägung beruhenden Abfchägungeverlahren, welches nodh 
nur fehr jelten Eingang gefunden bat, zu unterfcheiden. Das Eharafteriftiiche des 
(Barcellar«) Gataftrirungsverfahrens befteht darin, daß auf Grund einer jorgfältigen 
Landes» und PBarcellenvermeffung jedes einzelne Grundſtück, welches zur Erzielung 
von verfteuerbarem Grundeinfommen angewendet wird oder angewendet werden könnte, 
auf feinen zu verfteuernden Ertrag abgeihägt und mit der Steuercapitalquote in das 
Gatafter eingetragen wird, entweder unter befonderem Folium (Realcatafter) oder nebft 
anderen Grundftüden eines und defjelben Eigenthümers unter defien Folium Perſonal— 
catafter). Zum Behufe der Ertragsichägung bedient man ſich entweder des Ertrags« 
oder des Grundanſchlages. Häufiger wird der Grundanichlag angewandt, d. h. die 
Ermittelung des Ertrages nad) den äußeren, fihtbaren Merkmalen des Grundftüdes, 
die Einreihung defielben in eine der vorher feftgeftellten Bonitäts- und Ertragsclaffen. 
Bei der Feftftellung dieſer Elafien wird ebenfowohl auf die individuelle Beichaffenbeit 
(Bodenzufammenjegung, Tiefe u. |. w.) der Örundftüde, wie auf die Lage nach Klima, 
Richtung gegen die Sonne, Höhe über der Meeresfläche, und auf die Entfernung vom 
Wirthfhaftsmittelpuncte Rüdficht genommen. Ertragss wie Befigftandsveränderungen 
werden im Gatafter vorgemerkt. Desgleichen werden Laften, weldye dem betreffenden 
Grundftüde aufruben , oder Realrechte, die dem Eigenthümer zuftehen, zu Geld ange 
ſchlagen, im Gatafter mit vermerft, falls überall bei der Befteuerung auf folche Laften 
und Berechtigungen Rüdficht genommen werden joll. Das Gataftrirungsverfahren 
verurfacht, felbft wenn man von den Koften und der Arbeit der Vermefiung welche 
ja auch fonft nicht zu entbehren ift) abfieht, außerordentliche Koften und große Arbeite- 
laft. Dabei fönnen doch die einflußreichften Umftände, namentlich kann der Einfluß 
der beftehenden Verfehrsanftalten und VBerfehrseinrichtungen nicht füglich berückſichtigt 
werden. Und gefchicht dies auch bei der erften Anlage des Gatafters, jo muß doch, 
wenn die gleiche Rüdficht ferner nicht aus den Augen gelegt werden foll, das 
Gatafter fortwährenden umfänglichen Reviftonen und Umarbeitungen unterworfen 
werben. 

Die gewichtigiten diefer Bedenken würden gegen ein freies Ab- und Einſchätzungs— 
verfahren, namentlich wenn daflelbe auf den eigenen Angaben der zu Befteuernden bes 
ruht, nicht geltend zu machen fein. Iſt die Grundeinfommenfteuer Theil einer allge: 
meinen Ginfommenfteuer, jo wird der wejentlichite Beftandtheil derfelben ala Gewerbe. 
fteuer zu behandeln und in der für dieſe angemeffenften Weife zu veranlagen fein (f. den 
Art. „Sewerbefteuer“). Daß bei der Thätigfeit ver Shägungscommiffionen da, wo es 
fidy) um Gewerbe des Landbaucs handelt, ganz andere Momente in Rüdficht zu ziehen 
find, ald wo es gilt, den Ertrag von Gewerben der Kunfterzeugung zu ermitteln, vers 
fteht fi) von felbft. Auch bei einer befonderen Grundeinfommenftener dürfte das für 
die Veranlagung der Gewerbefteuer (f. d.) vorgeichlagene Verfahren im Wefentlichen 
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bei geringerem Aufwand von Koſten, gleich ſichere Reſultate ergeben, wie das Cata— 
ſtrirungsverfahren. 

Zahlreiche Literaturnachweiſe findet man bei Rau, Finanzwiſſenſchaft. Leipzig 
und Heidelberg 1855. $ 301 ff., woſelbſt auch das Capitel der Grundſteuer ausfuͤhr— 
lich abgehandelt ift. Geichichte und Kritif der verfchiedenen Gataftrirungsmethoden 
ziemlich vollftändig in Mar Wirth, Grundzüge der Nationalökonomie. Köln 1861. 
1. S. 401 ff. Vergl. auch Umpfenbad, Finanzw. Erlangen 1859. $ 76 ff. 


A. Emminghaus. 


Grundftüdswerthverficherung 

heißt derjenige Zweig der Hupothefenverfiherung, wodurch, in der Regel gegen 
eine im Voraus normirte Prämie dem Befiger eines verficherten Grundftüdes und den 
hypothefariichen Gläubigern deflelben während eines beftimmten Zeitraumes dafür Ge- 
währ geleiftet wird, daß das Grundftüd bei einer etwa eintretenden nothwendigen 
Subhaftation bis zur Höhe der Verfiherungsfumme verwerthet werde. Wird die Ver: 
fiherungsiumme durd den Subhaſtationserlös nicht erreicht, fo erfegt die Verfiche- 
rungsanftalt den fehlenden Betrag. Das nächfte Anrecht an die Entfchädigungsiumme 
pflegen die hupothefariihen Gläubiger nad) ihrer Reihenfolge im Hypothekenbuche zu 
haben ; der Ueberreft fällt, dafern der Befiger des verficherten Grunpftüdes in Concurs 

erathen ift, der gemeinen Mafle, außerdem ihm ſelbſt zu. Man pflegt mit der Grund» 
— * alle bis 70%, des Werthes eines Grundſtückes eingetragenen 
Hypotheken zu ar Gewöhnlidy ift, wie mit den anderen Hupothefenverfiche- 
rungsarten, aud) mit diejer die Garantie der regelmäßigen Auszahlung der laufenden 
Zinten am Zindtage verbunden, jo daß die Hypothefengläubiger, deren Forderungen 
nicht über den Betrag der Verfiherungsjumme hinauslaufen, nicht nur gegen Verluſt 
derjelben infolge ungünftigen Ausganges einer Subhaftation, jondern auc während 
der ganzen Dauer der Berficherung gegen Zinfenverluft gededt find. Die Grunpftüds- 
werthverfiherung wird mit dem Grundftüdsbefiger zu Gunften jeiner Hypothefen- 

läubiger abgeſchloſſen; der erftere hat die Prämie zu zahlen ; die legteren müffen, info» 
En fie aus einer Grundftüdswerthverficherungspolice Nugen ziehen und in den zwi- 
ſchen dem Verfiherungsinftitut und dem Schuldner abgeſchloſſenen Vertrag mit ein» 
treten wollen, Died dem Jnftitut jofort bei der Beleihung anzeigen, und erhalten hier- 
auf ein Duplicat der Police, übernehmen dagegen aud) die Verpflichtungen, welche bei 
der Hypothefenverfiherung dem verficherten Gläubiger obliegen ; B—— müfjen 
fie die an fie ergebenden Erlafje der Hypothefenbehörde dem Inftitute ungeſäumt mit» 
theilen. — Die wirthſchaftliche Bedeutung der Grundftüdswertbverficherung befteht 
darin, daß fie die Opfer, welche bei ungünftig ausfallenden Subhaftationen zu Laften 
der Gläubiger fommen würden, auf Dritte, nämlich auf Berficherungsinftitute, 
die ſich durch gehörige Vertheilung ihrer Rififen und durch entſprechend hohe Prä- 
mieneinnahmen für ſolche Fälle deden müflen, überträgt, und jo andererjeitd dem 
die Prämie zahlenden Grundftüdsbefiger es ermöglicht, unter Vorweis der Police 
Realcredit zu mäßigem Zinsfuße zu befommen. In vollem Maaße kann die Grund— 
ftüdswerthverficherung dieſe Vortheile nur da gewähren, wo die Prämie nebft den 
Koften die Verpflichtungen des Schuldners nicht jo hoch fpannt, daß er bei Aufwen- 
dung gleiher Summen auch ohne Berfiherung Eredit erhalten würde. * 

Bon den drei bis jetzt beſtehenden Hypothekenverſicherungsanſtalten hatte die ſäch— 
ſiſche am Ende des Jahres 1863 8607670 Thlr., die preußiſche zur ſelben Zeit 
8753191 Thlr. auf Grundftüdswerthverficherung laufen. Die legtere Anftalt berech— 
nete im 1. Zehntel ihrer Werthihägung 10, im 2. 15, im 3. 20, im 4. 27%,, im 
5. 35, im 6. 50, im 7. 75 Silbergrojchen von jedem Taufend Thaler desjenigen Be» 
trages, mit welchem die verficherte Summe ausläuft, an Prämien — alfo zufammen- 

enommen mit den Koften und etwa 4 — 4‘, % Zinfen ein Sag, zu welchem der 
Eehuloner. der jhon %, des Werthes feines Grundftüdes mit Hypotheken belaftet hat, 
ohne die Beihülfe der Verficherung fchwerlich ein weitered Darlehen erhalten würde, 
Vgl. audy den Art. „Hypothefenverfiherung“. E. 
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Grundvertheilung. Gebundenheit und Geſchloſſenheit der Grundbefigungen; Fidei—⸗ 
commig und bejdjränfte Erbfolge. Theilbarfeit des Grundeigen— 
thums, Diesmembration, Zerftüdelung des Grund und Bodens, Par: 
cellirung, 

Die politiſchen und wirthichaftliden Verfafiungen und Zuftände von Völkern 
und Ländern ftehen meift im nahen Zufammenhange mit der Vertheilung des Grund 
und Bodens, mit dem Berhältniß, in welchem eine größere oder geringere Zahl von 
Mitgliedern des Staatsverbandes am Grundeigenthum theilhat, oder doch ihrer Be: 
theiligung am landwirthichaftliden Gewerbe durch Bewirthſchaftung, Erpachtung 
oder Bearbeitung der Grundftüde. Diefe Verhältniffe werden zum großen Theil durch 
die freie oder ** Agrargeſetzgebung, wie durch althergebrachte auf ererbter Sitte 
beruhende geſellſchaftliche Einrichtungen (3. B. fränkiſche, ſächſiſche, engliſche Erb: 
rechte im Grundbeſitz, ebenſo aber auch durch den hiermit in Wechſelwirkung ſtehen⸗ 
den Charakter und Genius des Volks und die darnach verſchiedene Geſammtentwicke— 
lung ſeiner übrigen wirthſchaftlichen Verhältniſſe beſtimmt. Wie anders ſich im Laufe 
der Zeit unter dieſen Einwirkungen ſelbſt die mit der Gründung von Staaten verbun— 
den gewejene verfaflungsmäßige Eintheilung und Untereintheilung des Grund und 
Bodens, trog oft wiederholter Ge- und Verbote, geftaltet, davon legt die alte, wie 
die mittlere und neue Geſchichte Zeugnig ab (4.B. Juda, Sparta, Rom, England). 

Nur die Unkenntniß der wirklichen hiftorifchen Zuftände und ihrer Urfachen, wie 
vererbte tief gewurzelte Vorurtheile für dieſe oder jene Form der Grundvertheilung, 
erklären die Declamationen gegen unbeichränfte Verfügung über Grund und Boden 
und freie Theilbarfeit der Grundbefigungen, mit denen man die Anerfennung des voll- 
fommenen Grundeigenthumsredhts, insbefondere der Bauern, zu bekämpfen fi) ab» 
müht. Man hört nod) — in faſt wörtlicher Wiederholung, ebenſo, wie einſt in 
Frankreich lange vor der franzöſiſchen Revolution, als noch der weitaus größte Theil 
des Landes Eigenthum der todten Hand, des Fiscus, des Adels oder anderer großer 
Befiger war,? über die ſchädliche Zerfplitterung des Grund und Bodens und „deſſen 
Auflöfung in Staubtheile* Hagen. Noch heute —* es nicht an wiederholten wohlges 
meinten Vorfchlägen über Beichränfung der freien Verfügung und Theilbarfeit des 
bäuerlichen Grundbefiges „zur Erhaltung eines Fräftigen — als ob die⸗ 
ſer Stand nicht im Gegentheil durch die vererbliche Unfreiheit ſeiner Perſon und ſei— 
nes Grundbeſitzes Jahrhunderte hindurch in Armuth und Schwäche herabgedrückt 
würde,? dagegen erſt ſeit Herſtellung voller wirthſchaftlicher Freiheit eine mächtige 
Stüge und Grundlage des Nationalwohlftandes, wie der Finanz: und Wehrfraft der 
Staaten geworden ift. 

Trog der Zerftüdelung des Bodens hat ſich doch in Franfreich erft jeit 1789 ein 
freier mittlerer Bauernftand ausgebildet.” Eine größere ‘Barcellitung findet fich bes 
fonders da, wo die landwirthichaftliche Eultur, wie 3. B. in Belgien und am Rhein, 
nad) Jahrhunderten zählt. Bei gefunden land» und volfswirtbichaftlichen Zuftänden, 
wie fie fih unter anderen in ‘Preußen ſeit und durch Befreiung von Perſonen und 
Grundeigenthum, infolge der ſeit 1807 und 1811° allgemein geitatteten Theilbarfeit 
auch des vormald unfreien Grundbefiges, unverkennbar forticyreitend entwidelt ha— 
ben, Mitaltete fih das Verhältniß von großen, mittleren und Kleinen Grundhejiguns 
gen ohne Abnahme der Zahl der erftern, beſonders auch der felbftändigen Adernah: 
rımgen umd der auf eigenem freien Grund und Boden angefeflenen Glafje tüchtiger 





1) ſ. des Verfaſſers Vertheilung des Grundeigenthums im Zufammenhange mit der Gefchichte, 
ber Gefeßgebung und den Bolfszuftänden. Berlin 1650. 

2) Nachzuleſen bei Torqueville, Das alte Staatswefen und die Revolution. 

3) ſ. die Artifel Outsherrfchaft und Grundlaften, auch Agrarverfaflung. 

4) v. Sybel, Sefchichte der Nevelutionszeit von 1769—1795. 

5) Ediet v. 9. October 1807 und Landeultur-Ediect v. 14. Septbr. 1811, desgl. Edict de eod. 
wegen Regulirung der qutsherrlichen und bauerlichen Verhältniſſe $ 32 und Declaration v. 29. Mai 
1816. Art. 72. 
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Landbauarbeiter nur in Webereinftimmung mit den gefellfchaftlichen und Gultur- 
bedürfniffen.® 

Wo ſich die Theilbarkeit des Grundeigenthums in ihren Wirkungen zeitweife für 
die Volkswirthſchaft ſchäädlich erwieſen hatte, fehlte es in andern Beziehungen noch) 
an der gleichen wirthichaftlichen Freiheit, am der Cultur- und überdies an der Ge: 
werbefreiheit (MWürtemberg). Die ———— aber in ihren verſchiedenen Rich— 
tungen und Thätigkeitsäußerungen iſt ein zuſammenhängender Organismus. Jedes 
Glied dieſes Organismus gedeiht nur bei vollkommen freier Bewegung und Geſund— 
heit aller übrigen. 

Die Untheilbarfeit und Geichloffenheit , daher die durdy Majorat oder Minorat 
beichränfte —— der baͤuerlichen Grundbeſitzungen iſt nicht urſprünglich allgemeines 
deutſches Recht. Sie wurde hauptſächlich im 16. und 17. Jahrhundert, im Intereſſe 
der Guts- wie der Landesherren erft feſtgeſtellt. Man betrachtete die bäuerlichen Ber 
figungen ale Pfandobjecte für die fait allein auf ihnen laftenden guts- und. landes= 
eg a Leiftungen, Steuern und Frohnden.” Dennod) ift jene Untheilbarfeit häufig 
don früh wieder durchbrochen und ungeadjtet der in verfchiedenen Ländern wieder: 
holten landftändiichen Anträge und landesherrlihen Verordnungen wegen Reconfolis 
dation der Trennftüde, dennoch der alte Beſitzſtand nicht hergeftellt. Zur Theilung 
zwang bier und da auch die Leberbürdung mit gutsherrlichen Abgaben, für welche ver 
Ertrag der Grundftüde nicht ausreichte, daher der Verdienft aus perjönlicher Lohn: 
oder Handwerfsarbeit zu Hülfe genommen werden mußte. 

Es ift fein Beifpiel in der Gefchichte nachweisbar, daß durch zu ausgedehnte 
Vertheilung des Grundeigenthums Staaten zu Grunde gegangen und Länder verarmt 
oder in ihrem Wohlftande urüdgefommen wären. Und doch He in älterer, wie in 
neuerer Zeit Stände, Regierungen und Geſetze ftets nur gegen den Auffauf und die 
Zertheilung, immer nur von Bauerhöfen, durch Speculanten (gegen die fogenannte 
Aus: und Hofihlächterei) geeifert, hingegen nicht gedacht an das, für dem Fall von 
GEigenthumsbeichränfungen, „zur Erhaltung des Bauernjtandes“ weit näher liegende 
Bedürfniß von Maapregeln gegen die jenem Stande in einigen deutichen Ländern fo 
verderblich gewordene Einichlächterei, gegen das ungleich fpeculativere „Legen oder 
Gaitriren” von Bauergütern, gegen die Austreibung zahlreicher bäuerlicher Bamilien 
aus ihrem Grundbefig, und zwar ohne Kaufgeld, behufs einer dem Landesculturin- 
tereſſe weniger heilfamen Gonfolidation ,? der Zufammenfchlagung ganzer bäuerlicyer 
Felder mit dem Gutsareal, das ohnehin oft für die mit dem landwirthichaftlichen 
Fortjchritt fteigenden Geld- und Greditbedürfniffe der Gutsherren zu ausgedehnt war.? 

Dagegen find Staaten, Wohlſtand und Freiheit der Völker jehr häufig an 
der Zufammenhäufung des Grundeigenthums zu weitausgedehnten Großgutsbeſitzun— 
gen (Latifundien) im Eigenthum weniger übermäßig begüterter Familien, zu Grunde 

egangen. 
* ir aus Unkenntniß der thatſächlichen Verhältniſſe oder aus Mißverſtändniß, 
indem man den Umfang der Landwirthſchaften mit dem des Grundeigenthums ver— 
wechielt, bezieht man ſich auf Irland. Auch hier herricht vielmehr Großgutsbeſitz auf 
der einen, dabei Zwergwirthichaft auf der andern Seite, verichlimmert durch die Ab- 
wejenheit der Eigenthümer, wogegen die englifche Krone ſchon lange vergebens ein- 
ſchritt, ferner durch riefenhafte Generalpachten oder durch Agenten und Mittelsmän— 
ner und in Verbindung Damit durd die, bei Noth und Arbeitömangel einer zahlreichen 
Bevölferung maaßlos gefteigerten Preife der After-, beziehungsweife Unterafterpadh: 





6) Jahrbuch für die amtliche Statiftif des Preufifchen Staats. 1863. 

7) f. den Art. Frohnden. 

8) f. den Art. Gemeimheitstheilung. 

9, Morig Wiggers, Der Vernichtungsfampf gegen die Bauern in Medlendburg. Auch in Eng— 
land und Südſchottland gefchah die Austilgung des einft jahlreihen Bauernitandes beim Widerftand 
der im Parlament einflußreichen großen Öutsheren gegen die fchugenden Verordnungen der Tudors, 
meift indeß mittelit Auskaufe ; anders in den fchottifchen Hochgebirgen, nach Aufhebung der Glanz 
verfaſſung, fowie in Mecklenburg, indem man auch dort die Bauern ale bloße Pächter anfah, — in 
Irland durch Genfiscation alles Örumdbefiges infolge Eroberung und Bürgerkrieg. 
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ten, auch durch die aus dem irischen Erbrecht hervorgegangene Sitte der gleichen 
Auftbeilung der bänerlihen Pachtrechte, bezüglich Zwangwirthichaften unter die 
Kinder des Pächters. Dort trat die Beſſerung dieſer Grundeigenthums- und land- 
wirthichaftlihen Verhältniſſe nur im legten Jahrzehnt ein, nicht blos infolge der 
enormen Auswanderung und demzufolge vergrößerter Pachtſtücke, fondern noch mehr 
infolge Befigveränderungen und Theilungen der troß alledem hoch verfchuldeten aus— 
gedehnten Gütercomplere im Wege der Subhaftation. 

An der Zufammenhäufung des Grundeigenthums in wenigen Händen ging be: 
reitd das alte Sparta zu Grunde, wie ed das Delphiſche Drafel lange prophezeiht 
hatte. Den Latifundien erlag Bevölferung, Gultur und Wohlftand, wie jchon im 
römischen Reiche (wo 4. B. die halbe Provinz Afrifa nur ſechs Senatorenfamilien 
gehörte), jo in Jtalien, Spanien und Portugal. Der elende Zujtand von Boden, 
Gultur und landwirthichaftlicher Production in Sicilien, einft der Kornfammer Roms, 
ift allbefannt. Ebenſo der von Neapel, wo um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
der ſechzigſte Theil aller Familien fämmtliche Grundftüde ausschließlich beſaß, wäh— 
rend die übrigen 59 nicht jo viel eigenen Orundbefig hatten, um darauf begraben zu 
werden. Aus derfelben Urfache ift die römiſche Campagna, die im 15. — 
mit mehr Dörfern, als jetzt mit Pächtern beſetzt war, enivölkert und in Viehweide 
verwandelt. Im Anfange dieſes Jahrhunderts gehörten in Portugal drei Viertel aller 
Grundftüde dem Staate, den Ritterorden, Klöftern und Mannlehn und waren zwei 
Drittel des ganzen Landes unbebaut.'® 

In Spanien gehörte vor den politiichen und öfonomijchen Reformen, welche von 
den Gortes von Leon 1808 begonnen wurden, jedoch erft jeit Ferdinand's VII. Tode, 
1834, ind Leben traten, mehr als drei Viertel des Grund und Bodens der Kirche, 
dem Könige und zu den jeit dem 16. Jahrhundert, nad) mißverftandenen römischen 
und feudalen Gefegen, vom Adel in ungeheurer Ausdehnung geftifteten Majoraten, 
Dieje drei Viertel aber ertrugen weniger ald das übrige Viertel.“ 

In Deutfchland wurde das Inftitut der Fideicommiffe, — diefer untheilbaren, 
nad) Primogeniturrecht auf einen Sohn vererbten Befigungen, — erft im Laufe des 
16. Jahrhunderts befannt und nicht viel vor dem 17. eingeführt. Hier folgte der 
Heine landfäffige Adel dem Vorgange der Kurfürften in der goldenen Bulle (1356) 
und dem fpäteren der übrigen Randesherren und Reichsunmittelbaren; wie auch der 
Adel in Ober: und Mittelitalien erft nad) der Mitte des 16. Jahrhunderts das ſpa— 
niſche Vorbild nahahmte. Nur gewann das Inftitut in Deutichland wenigftens nicht 
eine folche Ausdehnung, als in jenen romanifchen Ländern, wo der Größe und Un: 
theilbarfeit des Grundeigenthums das Volf und die Gultur geopfert wurde. Je meht 
der jedesmalige Befiger des Fideicommiſſes oder Majvrats in feinen Verfügungen 
gebunden ift, defto jchädlicher wird legteres ebenfowohl für den Nationalwohlitand 
im Ganzen, als für die wirthichaftlihen Verhältniffe und die Sicherheit von Recht 
und Vermögen derjenigen Privatperfonen, die mit dem Fideicommißbefiger in Ver: 
fehr treten. In Spanien 3. B. durfte fein Majoratsbefiger über feinen Tod hinaus 
verpachten, fein Allodialerbe deflelben die vom Befiger gemachten Auslagen für irgend 
eine Grundftüdsverbefierung oder für Gcbäudereparaturen vom Fideicommißnachrolger 
fordern. Es unterblieben daher alle Landesculturverbefferungen. Freie Leute gingen 
auf Pachtung von Majoraten nicht leicht ein. Um fo mehr waren bei jeder Beſitzver— 
änderung im Fideicommiß, — beim Hofleben des Adeld — die ohnehin durd) Gene: 
ralpädhter oder Agenten und andere Mittelsperfonen der jorglofen, überdies jehr ver: 
Ihuldeten Gutsherrn gedrüdten bäuerlihen Pächter und Colonen gefährdet. Diele, 
Majorate trugen nicht am wenigften dazu bei, daß Spanien am Anfang des 19. Jahr: 
hunderts, troß feiner natürlichen Fruchtbarkeit, wie feines älteren Productenreichthus 
mes, entvölfert und ertraglos, daß das Aderland großentheild unangebaut war. 


10) f. über obige Mittheilungen Rofcher, Nationalöfonomif des Aderbaues S. 179, 261. 272. 

11) Samuel Sugenheim, Gefchichte ver Aufhebung der Leibeigenfchaft und Hörigfeit in Europa. 
Garrido, Das heutige Spanien, Deutich von Ruge, und Vierteljahrsichrift für Volkswirthſchaft u. 
Gulturgefchichte von Dr. Baucher und Otto Michaelis, Jahrgang 1864, ©. 73 ff. 
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Kaum bedurfte ed dazu noch der culturwernichtenden Schaftriftsberechtigung (Mesta) 
vieler Majoratsbefiger und Biſchöfe mit den erorbitanten Privilegien ihrer Ajfociation. 

Aehnliche — knüpfen ſich überall an das Inſtitut, lange es fein recht— 
liches Weſen behält. Daß ein durch Geiſt und Verdienſt hervorragender Mann, zu— 
mal ein Fideicommißſtifter, ihm gleichende Nachkommen hat, gehört nach dem Geſetz 
der Natur erfahrungsmäßig zu den Seltenheiten. Dem Nachfolger iſt durch die Für— 
ſorge eines Vorfahren ohne eigene Arbeit und Verdienſte ein reiches und ſorgloſes 
Leben auf Koſten der übrigen Familienglieder im voraus geſichert. Ihn erhebt nicht, 
wie den Nachfolger zur Krone, eine mit der Succeſſion untrennbar verbundene höchſte 
und perfönlichfte Berufspflicht gegen Volk und Staat. 

Keinesweges ruht in England das wennſchon erbliche Amt eines Mitgliedes des 
DOberhaufes auf einem nach Art deutfcher Fideicommiffe zu vererbenden Grundſtück.“ 
„Daß das Oberhaus verhindert ift, ein ftehender und fchmugiger Sumpf zu werben, 
liegt dagegen im beftändigen Auffteigen der Pairsfamilien aus den hervorragendſten 
Gliedern des Volks und ihrem fteten Herabfteigen in das Volf; nur darum ift die 
Pairie eine politiiche Inftitution, feine Kafte.“'? In Schottland eriftiren allerdings 
ewige Fideicommiffe, die jegt die Hälfte des Landes umfaffen follen, deren urſprüng— 
liche Stiftung die Erhaltung des Familienvermögens gegen tyrannifche Confiscatio— 
nen der Stuarts bezwedte. In England indeß H die Stiftung ewiger Fideicommiffe 
durch ein neueres Gejeß (unter Wilhelm IV. und Victoria) ausdrüdlicy verboten. 
Hier fann, aber jeder, fowohl der kleinſte bäuerliche Befiger, wie der größte Landlord, 
ohne Unterfchied, nur auf die Lebensdauer mehrerer Perſonen und 21 Jahre darüber, 
durch Subftitutionen über Vererbung von Orundeigenthum verfügen.'* In Alteng: 
land traten überdies auch die Gerichte den ewigen Fideicommiffen fchon früher ent: 
gegen, aus denfelben fittlihen und nationalöfonomifchen Gründen, aus denen fie die 

erfajler des allgemeinen preußifchen Landrechts (von 1794) wenigftens fehr zu be— 
Ichränfen ſuchten.““ Die preußiiche Regierung beförderte aud) wiederum 1807 deren 
Aufhebung, in jener dDrangvollen, aber geiftig erhobenen Zeit, als e8 ſich um die Wie— 
dergeburt des zerrütteten Staates handelte.' 

Wenn ganz Schottland nur 7800 Grundeigenthümer zählt, ein einziger Groß: 
qutsbefiger (der Herzog von Sutherland) aber erft 1829 noch 1'/, Millionen Acres 
erwarb, früher, 1511 bis 1820, 3000 Familien austrieb und die Felder einer ganzen 
Grafſchaft in Schafweiden verwandelte, wenn ferner auch in England das Grund: 
eigenthum in verhältnigmäßig wenigen Händen ift, dennoch aber die Landwirthichaft 
in England und Schottland blüht und Getreide: und Viehproductionen fteigen, To 
mögen dort die Mißverhältniffe in der Vertheilung des Grundeigenthums durd die 
ungeheuere Ausdehnung theild des Territoriums in den vielen Nebenländern und 
Golonieen, theil® der Inpuftrie und des Handels ausgeglichen werden. Jedenfalls 
aber hat ſich die englifche Geſetzgebung ihrerfeits nicht mit tendenziöfen Anordnungen 
über Verkleinerung oder Vergrößerung, über ein Marimum oder Minimum der 
Grundbefigungen ‚- aus Sympathie oder Vorurtheil für die eine oder andere Richtung 
im Güterleben des Volks, befaßt, wie ed dagegen noch neuerlich in einigen deutjchen 
Staaten geſchah. Darüber zu beftimmen hat man vielmehr der Sitte und Einſicht, 
d:m Berfehr und wirthichaftlichen Bedürfniß des Volks überlaffen. In Bayern 3. B. 
befahl die Regierung früher, 1762, „alle größeren und diejenigen Güter, welche mehr 
Boden haben, ald mit dem Viehe befchlagen werden fann, von Amtswegen zu zertrüm— 
mern, auc in Eoncurgfällen ftetö zu parcelliven“, hingegen, während fie noch 1805 
auf eine ſolche Güterzertrümmerung in jeder Weiſe hinzuwirfen befahl, begünftigt 
wiederum ein neueftes bayerifches Gefeg die Einführung fideicommiſſariſcher Gebun— 


12) Dr. Rudolph Gneift, Englifches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht. Dr. Fiſchel, Ver: 
faffung Englands. 

13) Lord Mahon, Geſchichte Englands 1. 376 ff. 

14) Solly, Grundfäge des Englifchen Rechts. Gneiſt; Fifchel a. a. O. 

15) v. Kampb, Jahrbücher für Preußifche Gefepgebung. 41. ©. 169. 

16) Berk, Leben des Minifters Freih. von Stein, 11. 16. 
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denheit auch bei Bauergütern; — bis jegt ohne Erfolg aus denjelben jehr natürlichen 
Gründen, aus welden ein preußifches Gejeg von 1536 über die bäuerliche Erbfolge 
in der Provinz Weftphalen nur Unfrieden und Verwirrung in den bäuerlichen Fami— 
lien bervorrief und 1545 wieder aufgehoben werden mußte. 

Auch in diefer Beziehung aber hat Die Gejeggebung des 19. Jahrhunderts , in 
Uebereinftimmung nicht allein mit den Lehren und inneren Gejegen der Volkswirth— 
haft, ſondern audy mit den ausgezeichnetiten Landwirthen Thaer, Koppe u. j. w.) 
durch Die Herftellung voller Grundeigenthumsfreiheit den allein richtigen Weg zu be: 
treten. Wie auf dem Gebiete der Gewerbe und der Arbeit, jo hat jie auch auf dem des 
Grundeigenthums und der Landwirthichaft nur die Fefleln der wirthichaftlichen Frei— 
heit zu bejeitigen, Dagegen die Grundvertheilung der vollfommen freien Bewegung des 
Güterlebens im Volke, nad) den wirthichaftlichen Bepürfniffen der Gegenwart wie der 
Zufunft zu überlafjen. W. A. Lette. 


Gut. 

Das Wort „Gut“ iſt vieldeutig. Man nennt die Geſundheit ein unſchätzbares 
Gut; man ſagt von einem reichen Manne, daß er mit Gütern dieſer Welt geſegnet 
ſei; man nennt einen Complex von Grundſtücken, welche zum Betriebe der Landwirth— 
ſchaft benugt werden, ein Gut; man nennt ferner alle Waaren, weldye im Hans 
delsverfehr vorfommen, ſchlechtweg Güter und jpricht von Kaufmannsgütern, Guter: 
erpedition, Güterverkehr im Gegenjag zum PBerfonenverfehr u. j. w. Man Ipricht 
endlidy von Gütern, als dem Mittel zur Befriedigung der irdiſchen, materiellen Bes 
dürfniffe des Menjchen, von einer Güterwelt, von Gütererzeugung, Vertheilung und 
Anwendung. Es liegt auf der Hand, Daß Dielen verjchiedenen Bedeutungen ein ges 
meinjamer Begriff zu Grunde liegt. Das ift der nämliche Begriff, welcher fich in dem 
Adjectivum „gut“ vorfindet. Das ald Adjertivum mit dem veutichen „gut“ gleich— 
bedeutende romanische Wort mit dem Stamme » bon« (bonus, bon) hat ald Eubjec- 
tivum nur wenige der Bedeutungen von unferem Subjertivum „Gut“, im Engliſchen 
»good«. »Bona« oder »biens« heißt nicht audy „Landgüter”, „Kaufmannsgüter“, 
„Güter“ im volföwirthichaftlien Sinne. Das englijche »goods« deckt den Begriff 
des deutſchen „Güter“ faſt in allen Beziehungen. Beiläufig einer der vielen Belege 
für den größeren PBhantafiereichthum und die größere Hähigfeit der Ideenaſſociation 
bei den Germanen! Diejer Vorzug enthält aber zugleich eine Mahnung, die mehreren 
Degriffe, welche mit einem Worte verbunden zu werden pflegen, um jo jchärfer aus— 
einanderzuhalten. Unter denjenigen Begriffen, welche man mit dem Worte „Gut“ 
verbindet, fommt jener der volkswirthſchaftlichen Bedeutung deſſelben am nächiten, 
weldyer in der Sprache des faufmännijchen Gewerbes damit verbunden wird. Es giebt 
zwar außer den Kaufmannsgütern noch andere Güter im volfswirthichaftlidyen Sinne; 
ed giebt z. B. Güter in Diefem legteren Sinne, die nie in den Handel kommen; aber 
alle Kaufmannsgüter find doch wenigftens auch zugleidy Güter nad) dem Sprachge— 
brauche, der Volkswirtbichaftslchre. Wenn dagegen die Dichterifche Sprache Leben und 
Geſundheit, die religiöfe Sprache, das Evangelium, alle Gaben Gottes u. ſ. w., Die 
Spradye des gewöhnlichen Lebens das geſammte Befigthum eines Menfchen, und Die 
Rechtsſprache landwirthſchaftliche Grundſtückscomplexe „Güter“ nennt, jo ift Damit 
— — Anderes verſtanden, als was die Wiſſenſchaft unter „Gütern“ zu ver— 
tehen hat. 

Sie nennt Güter nur irdifche Dinge, nur Dinge der äußeren, fihtbaren Natur, 
nicht Gaben und Kräfte, jondern Dinge, nicht überirdiſche, jondern irdiſche, nicht Be— 
griffe-, jondern handgreifliche Dinge. Und doch madyt nidyt das menſchliche Auge, 
oder der Taſtſinn, oder ſonſt einer der äußeren Sinne die irdiihen Dinge zu Gütern, 
ſondern erjt der menſchliche Geift ; nicht alle Dinge, welche wir in der Natur mit Augen 
fehen, mit Händen greifen fönnen, find darum ſchon Güter. Der Menſch iſt Jahr 
taujende lang an Koblenflögen, an Torfmooren, an Marmorfelfen vorübergegangen, 
ehe die Kohlen, der Torf und der Marmor Güter waren. Jahrtaufende lang hat der 
Gummibaum Gummi ausgefchwigt, ift an der Korfeiche die Korkrinde gewachſen, hat 
die Biene Honig geſammelt und das Huhn Eier gelegt; Jahrtaufende lang hat der 
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Menſch diefe Naturerzeugniffe mit eigenen Augen gefehen — und fie waren dod) nod) 
feine Güter. Das geiftige Auge des Menſchen, das Erfenntnißvermögen , und das 
geiftige Gefühl des Menichen, das Unterjheidungsvermögen, muß erft in den Dingen 
der äußeren Natur gewiffe Eigenichaften und Kräfte entdeckt haben, che diefelben an 
fangen fönnen, in die My der Güter einzutreten. Der Menſch muß erft die Taug- 
lichfeit diefer Dinge für feine wirthichaftlichen Zwede erfannt, er muß jein geiftiges 
„Ih“ in eine Beziehung zu den Dingen der äußeren Natur gefegt haben. Dies ift 
denn audy der Grund dafür, daß das Wachsthum des Umfanges der Güterwelt gleichen 
Schritt hält mit der Eulturentwidelung der Menfchheit. Dit diefer Eulturentwide- 
lung wachen die Bedürfniſſe des Menschen, wächſt aber audy zugleich jeine Kraft, an 
Dingen der äußeren Natur Eigenſchaften und Kräfte zu entdeden, welche diefelben 
tauglich erjcheinen laſſen als neue Mittel zur Befriedigung alter und neuer Bedürfniſſe. 
Es iſt ſchwer zu entjcheiden, ob das Bedürfniß das Befriedigungsmittel, oder ob das 
Befriedigungsmittel Das Bedürfniß ſucht. Jedenfalls ift das Bedürfniß eines weichen 
und elaftiihen Lagers älter, als die Erfenntniß, daß der Stahl ein vorzügliches Mittel 
zur Befriedigung dieſes Bedürfniffes abgiebt ; aber die Erfenntniß, daß ein Schaal- 
thier, wie die Aufter, von dem menjchlichen Magen verdaut werden fann und dem 
menſchlichen Organismus nicht nadıtheilig ift, ift jedenfalls Alter, ald das Auftern- 
bedürfniß des Aufternfreundes. Man wird jagen müſſen, daß die Bedürfniſſe mit den 
Berriedigungsmitteln und die Befriedigungsmittel mit den Bedürfniffen wachen. 
Beide aber — Bedürfniß und Befriedigungsmittel— wachſen gleichzeitig mit der fort 
jchreitenden Gultur. Es ift zugleich ein Merkmal und ein Ergebniß dieſer legteren, 
daß die Herrichaft des Menjchen über die äußere Natur zunimmt und fich befeftigt, 
das der Menſch ſich die Natur mehr und vielfältiger Dienftbar zu machen lernt. — 
Aber Dinge der äußeren Natur, deren Tauglichkeit für wirtbichaftliche Zwecke der 
Menſch anerfannt hat, find deshalb noch feine Güter. Wir wiflen recht qut, daß die 
Barden der Walfifche, welche eben jegt in der Südſee Wafferfäulen gen Himmel ſchleu— 
dern, fehr tauglich find zu allerlei Gewerbserzeugniflen ; wir wiſſen recht gut, daß das 
Fell der Eisbären, welche fi auf den Eisfeldern von Kamſchatka umbertreiben , treff: 
liche Fußteppiche und Schlittendeden giebt. Wer wüßte nicht, daß die Küften der 
Südſee von Korallen» und Mujcelbänfen ftrogen! Längs der norddeutſchen Küfte 
zieht fich ein breiter Gürtel von Torfmooren hin, und man weiß, daß ſich mit Torf im 
Dfen jedes Winters Kälte trogen läßt — furz es lebt und haftet Unzähliges auf, über 
in und unter der Erdoberfläche, wovon man weiß, daß es tauglich iſt für wirthichaft: 
lie Zwede. Aber was da lebt und haftet ift doch ein Gut nicht eher, als bis wir es 
in unferer Gewalt und Dispofition haben, ald bis wir es der Natur abgewonnen 
haben. Güter im Sinne der Volfswirtbichaftslchre find daher nur Dinge der 
Außenwelt, welde der Menſch als tauglich für feine Zwede aner— 
feunt, deshalb ihägt und der Natur abgewonnen hat. Wenn man 
diefe Wort: und die vorhergehende Sacdyerflärung näber ins Auge faßt, fo könnte man 
darauf fommen, ihr entgegenzubalten, daß hiernad) von einer Erzeugung von Gütern 
nur die Rede fein könne bei den fogenannten Gewerben der Urproduction, daß 3. B. 
der Spinner, der aus der Flode von Louifiana oder Südcarolina Garn fpinnt, fein 
Gütererzeuger fei. Und doch beſchränkt fich die Thätigfeit der Gütererzeugung feines» 
wege auf die Thätigfeiten des Yandmannes, des Forft: und Bergmannes, des Jägers 
und Fiſchers, jondern fie umfaßt audy die Thätigfeiten der fogenannten Kunfterzeugung, 
oder der Gewerbe — vom Schmieden des roheften Spatens bis zum Finiffiren des 
feinſten Uhrwerkes, vom Flechten des gröbften Baftgeflechtes bis zum Weben der fein: 
ften Gardinenftoffe, vom Zimmern des einfachſten Schoppens bis zum Grbauen des 
glänzendften Palaftes. Man jagt zwar nicht, Daß der Spinner das Garn, der Weber 
das Gewebe, der Färber das gefärbte Gewebe der Natur abgewinne, Aber eine Be: 
griffsbeftimmung wie die vorftehende foll audy nicht den ‘Proceß der Gütererzeugung, 
tondern nur das Weſen der Erzeugniffe entwideln. Und auf die oben erläuterte Be- 
griffsbeftimmung würden jene Bedenfen nicht paflen. Das feinfte Battiftgewebe eben: 
ſogut, wie Die eben abgeerntete Flachsfaſer, das Fünftlichite Uhrwerk jo gut, wie der 
eben zu Tage geförderte Erzflumpen ift ein Ding der Außenwelt, welches der Menſch 
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als tauglich für ſeine Zwecke anerkennt, deshalb ſchätzt und der Natur abgewonnen hat. 
Es wäre eine überflüſſige Conceſſion, wenn man dieſes letztere conſtitutive Merkmal 
erſetzen wollte durch den Zufag: „und mit Hülfe, ſowie durch Ueberwindung gewiſſer 
Naturkräfte gewonnen hat.“ 

Das Charafteriftiichfte an den Thätigfeiten der Gütererzeugung ift, Daß diefelben 
auf Dinge der äußeren Natur, der Außenwelt, gerichtet find. Sr Inhalt und ihr 
nächfter Zweck ift der, dieſe Dinge zu Gütern zu machen, und ihre Gutseigenfchaft 
fort und fort zu erhöhen. Wäre der Menſch ein Schöpfer, fo genügte ein Winf, und 
der Schooß der Erde öffnete ſich — und herausiprudelte ein Quell gediegenen Erzes; 
es genügte ein zweiter Winf — und das Erz formte fih in jene taufend und aber 
tauſend Gegenftände des täglichen Gebrauches, weldye man aus Erz zu fertigen pflegt. 
Aber jo leicht ijt e8 dem Menjchen nicht gemacht. Gin Schöpfer braucht zu feiner 
Schöpfung feines Mitteld — fein Wille ift Die bewegende Urfadye. Der Menſch aber 
braucht zur Erzeugung von Gütern unzählige Mittel. Er braucht vor Allem mate- 
riale Mittel, das find die bewirfenden Urſachen felbft, und er braucht formale 
Mittel, das find die Regeln für die Art des Gebrauches der materialen Mittel. Mit 
den formalen Mitteln hat die Volkswirthſchaftslehre, da fie feine Regeln zu geben hat 
(feine regulative Theorie ift) nichts zu jchaffen. Aber die Betrachtung der materialen 
Mittel bildet einen jo wefentlichen Beftandtheil der Lehre von der Gütererzeugung, wie 
die Betrachtung der Bafen, Salze, Säuren bei der Lehre des Wachsthums der Plan» 
zen unentbehrlid) ift. 

Die vielen materialen Mittel, welche zur Gütererzeugung erforderlich find, laſſen 
fi) in drei große Glaffen zufammenfaflen: 1) Arbeit, 2) Capital, 3) Natur und Na: 
turfräfte. it diefen Gattungen von Mitteln reicht der Menſch, welcher Güter er: 
zeugen will, vollfommen aus; aber er muß zu diefem Zwed auch jede diefer Gattungen 
in Anspruch nehmen. 

Daß Arbeit zur eg Gütern unentbehrlich ift, geht ſchon aus der obi- 
gen Begriffsbeftimmung von „Gut“ hervor. Es handelt ſich dabei um ein Erfennen 
der Eigenfchaften und Kräfte der-äußeren Natur und ihrer Werke, und es handelt ſich 
um ein Ueberwinden und Verwerthen diefer Eigenfchaften und Kräfte. Der Antheil 
der Arbeit an der Gütererzgeugung ebenfo wie Die Leiftungsfähigfeit der erfteren fteigert 
ſich gleichmäßig mit dem Wachsthum der Bedürfniffe und mit dem Wachsthum der 
allgemeinen Gultur. Vergl. auch den Art. „Arbeit“ .) 

Daß Capital (f. d.) zu jever Gütererzeugung mittelbar oder unmittelbar erforder: 
lich ift, leuchtet ebenfalls jofort ein. Selbſt die allereinfachften Verrichtungen ver 
Gütererzeugung können der Beihülfe des Capitales nicht gänzlich entbehren. Selbft 
wo der Brodbaum dem Menjchen feine Früchte in den Schooß fallen läßt, bedarf der 
Menſch des Gapitales zur Gütererzeugung. Seine Gütererzeugung befchränft ſich 
vielleicht auf die geringe Anzahl von Gütern, welche zur Friftung des dürftigften Das 
feins erforderlich find. Und die Natur macht ihm dieſe Thätigfeit außerordentlich 
leicht. Aber, um feine förperliche Kraft und Gejundheit zu erhalten, ohne weldye auch 
die einfachften Verrichtungen nicht denkbar find, ift doc) eine, wenn auch noch fo ein: 
fache, Wohnung, vielleicht auch eine Spur von Kleidung, und ift ein Vorrath von 
Lebensmitteln, wenn audy nur von einem Tage bis zum "anderen nöthig. Auf fo 
niedriger Gulturftufe übrigens, daß ed nur und ausſchließlich mit der Befriedigun 
der allerdringendften Lebensbedürfniſſe ſich beichäftigte, fteht kein Volf der Erde. Selb 
die Bewohner der Gefellichaftsinfeln haben Bedürfniſſe des Wohllebens, und felbft fie 
haben Werkzeuge und Geräthe, Borräthe von Rohftoffen und Hülfsftoffen, fowie von 
eigenen Erzeugniffen, die fie zu einem, wie gering auch immer entwidelten, Tauſch— 
handel aufipeichern. Die Völfer felbft, weldhe noch auf der Stufe der von Roſcher 
bezeichnend fo genannten occupatoriichen Wirthichaft ftehen, alfo die nomadifchen Hir- 
ten= und Fägervölfer, ſowie die Fiſchervölker, fünnen eines verhältnigmäßig umfang- 
reihen Gapitalvorrathes nicht entbehren. Aber die Nothwendigfeit des Gapitales und 
die Mengen der zur Gütererzeugung erforderlichen Gapitalien fteigen mit den Aufgaben 
der Gütererzeugung, mit der zunehmenden Gultur. 

68 bedarf des Beweifes nicht, daß, wo es ſich darum handelt, der Natur, der 
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Außenwelt, nügliche Dinge abzugewinnen, diefe Natur, diefe Außenwelt unentbehrlich 
ift. Allein die Thätigkeiten der Gütererzeugung bedürfen der Natur und ihrer Kräfte, 
nicht nur wie man eines Feindes bedarf, um Krieg zu führen, oder wie man einer 
Wohnung zum Wohnen bedarf, fondern auch jo wie man der Krieger bedarf, um 
Krieg zu führen und der Steine, Balken und des Mörtels, um eine Wohnung herzu— 
ftellen ; die Natur und ihre Kräfte find nicht nur der Gegenftand,, worauf fich die 
Gütererzeugung zu richten hat, jondern fie dienen eben auch als Mittel derſelben, als 
Gewerbsmittel — und dies zwar im allerweiteften Umfange. Der Menfdy hat bei 
der Gütererzeugung nicht nur die Natur und ihre Kräfte zu überwinden, fondern Die 
überwundene Natur und deren Kräfte ſich aud) dienftbar zu machen, fie zu verwerthen. 
Die Landbaugewerbe bevürfen zur Gütererzeugung nicht nur des Bodens, als des 
Hauptgegenftandes ihrer Thätigfeit, ſondern fie bedürfen aud) der Schwere, der Eohä- 
ton und Mohäfion, der Wärme, der Feuchtigkeit haltenden und durchlaffenden Kraft 
des Bodens; ihr wichtigftes Inftrument, der Pflug, ift ein foldyes, welches nach den 
Gefegen der Schwere, der fchiefen Ebene und des Hebels zufammengefegt ift; um es 
fortzubewegen,, bedürfen fie der Zugfraft des Thieres, oder der bewegenden Kraft des 
Dampfes. Der Dampf ift weder Arbeit, noch Gapital, aber die Eigenfchaften eines 
Gütererzeugungd- oder Gewerbsmittels hat er in hohem Maaße. Wenn e8 überhaupt 
eine Stufenleiter gäbe in der Unentbehrlicyfeit der Gewerbsmittel — die Natur und 
ihre Kräfte müßte man zweifeldohne mindeftens an der zweiten Stelle, gleich neben der 
Arbeit, welche das geiftige Element der Wirthichaft iſt, namhaft machen. Aber eine 
ſolche Stufenleiter giebt es nit. Hingeſehen auf ihre Unentbehrlichkeit find die Ges 
werbömittel einander ebenbürtig, befteht zwifchen ihnen vollfommene Gleichheit , fie 
find eben alle gleich unentbehrlih, und zwar alle gleich unentbehrlich zur complicirs 
teften, wie zur allereinfachften Verrichtung der Gütererzeugung. Sie find nicht ver- 
fchieden dem Grade, jondern nur der Art ihrer Mitwirkung nad. Nur daß bei ver: 
fchiedenen Gewerben in ein und derjelben Periode und bei allen Gewerben in ver: 
Ichiedenen Gulturepochen das eine Gewerbsmittel in höherem Maaße in Anſpruch ger 
nommen wird, ald das andere. Bei den Gewerben, weldye ſich mit den erften Stufen 
der Gewinnung von Gütern beichäftigen , tritt die Bedeutung der Arbeit und des Ca— 
pitald zurüd vor der der Natur und der Naturfräfte. Je complicirter die Thätigfeit 
Der Gütererzeugung und der Gütervervollfommnung wird, je mehr der Stoff aurüdtritt 
und die Korm überwiegt, um jo mehr fteigt die Mitwirkung der Arbeit. Gapital 
brauden am meiften diejenigen Gewerbe, bei denen es auf die Maflenerzeugung von 
Gütern ankommt, bei denen Stoff und Form in ihrer Bedeutung fih ungefähr die 
Waage halten, Mit der fteigenden Cultur vollzieht fich der Lebergang aus dem erten« 
fiven in den intenfiven Betrieb der Gewerbe der Gütererzeugung. Dieſe Unterfchei: 
dung läuft gerade darauf hinaus, daß bei dem erfteren Die Natur und die Naturfräfte, 
das Stoffliche, überwiegt , bei dem legteren aber das geiftige Element der Wirthichaft, 
die Arbeit, und das Eapital augenfheinlich ein Uebergewicht gewinnen. 

Das Wefen der Gütererzeugung befteht in der Anwendung der Gütererzeugungs- 
mittel zu dem Zwede der Gewinnung neuer Güter. Und für das Verftändniß dieſes 
Weſens ift es gleichgültig, ob es ſich darum handelt, der Natur Dinge, die vorher noch 
nicht Güter waren, abzugewinnen, oder aus Gütern neue Güter zu Schaffen. Das 
Erz im Schooße der Erde ift fein Gut; das zu Tage geförderte Erz ift ein Gut. Das 
geihmolzene Erz im Hochofen ift ein neues Gut; das in Maffeln erfaltete Eifen ift 
abermals ein neues Gut; die aus Maffeln durch einen eigenthümlichen chemiſchen 
Proceß zu Stahl verwandelte Stange desgleichen ; nicht minder die aus diefem Stahle 
oh geſchmiedete Mefferklinge ; im Vergleiche mit dieſer ift Die polirte Klinge ein neues 
Gut — und fo fort bis zu dem funftreichften Stahlfabricate, welches bei dem derma— 
ligen Stande der Technif überhaupt denkbar ift. Und der Arbeiter, weldyer dieſes 
Fabricat aus jeinen Händen hervorgehen läßt, ift jo gut ein Gütererzeuger, wie der— 
jenige, der das Erz aus dem Schooße der Erde zu Tage fördert. 

Man bat oft das Wort „Gut“ zu umſchreiben und zu erläutern gejucht durch das 
Wort „Befriedigungsmittel*. Zwar läuft der legte Zwed der Gütererzeugung auf 
die Befriedigung der menſchlichen Bedürfniſſe hinaus und diefe Bedürfniſſe, —* ſie 
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phyſiſche find, werden ſämmtlich mit Gütern befriedigt. Auch kann bei hoch ausgebil— 
deter wirthſchaftlicher Cultur, insbeſondere ſtark entwickelter Arbeitstheilung faſt jedes 
Gut im Handel verwerthet und ſo mittelbar zur Befriedigung menſchlicher Bedürfniſſe 
verwendet werden. Allein eben viele Güter doch nur mittelbar. Unmittelbar zur Befriedi— 
gung menſchlicher Bedürfniſſe laſſen ſich verhältnißmäßig nur wenige Güter anwenden, 
und die obige Umſchreibung oder Erläuterung iſt daher, ſoviel ſie auch angewendet 
wird, keineswegs bezeichnend und treffend. 
A. Emminghaus. 


Gutsherrſchaft, Guts-, Lehn- und Gerichts- auch Marfenberrlid- 
keit, gutsherrliche Polizeigewalt, Patrimonialgerichts— 
barkeit und Patronatrecht. 

Entſtehung und Ausbildung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe be— 
ruht weniger auf der Gewalt über Leibeigene und Hörige und auf den dem Leibherrn 
über diefe zuftehenden Gigengerichten, als auf der eigenthümlichen kauf-, lehn- over 
pfandweilen Erwerbung der vormals zu den fehr nugbaren Rechten gehörigen, ur- 
ſprünglich föniglichen oder fürftlihen Gerichtsbarfeit feitend der zum Schug der 
Eingeſeſſenen beftellten landesherrlichen Voigte oder auch feiteng der dem Fürften als 
Oberlehnsherrn zu bejonderer Treue und Kriegshülfe verpflichteten Befiger größerer 
Güter und Herrichaften, auch von Biſchöfen, Prälaten, Klöftern und Stiftern.' In 
diefer, feltener der hohen und Blut, als der Civil: oder Gentgerichtsbarfeit (dem Pa— 
trimonialgericht) war die obrigfeitlihe Gewalt und Polizei, und wenigftens ein Auf: 
fihtsredht über die Gemeinden und deren nächite Organe (Schulgen und Schöppen oder 
Gerichtömänner, — Dorfgerichte) eingeſchloſſen. Aus der Gerichts- und Polizeiherr— 
lichkeit entiprang das Eubjectionsverhältnif der Einwohner des von der landesherr: 
lichen Gerichts- und Amtsverwaltung befreiten Bezirfs oder Orts Immunität‘, ala 
Hinterlaffen und Unterthanen zum unmittelbaren Eigenthümer diefer Rechte von felbit. 

Die wiederfehrende Finanzbedrängniß der Fürften begünftigte Die Erwerbung auch 
anderer öffentlicher Rechte, jo der Burg» und Baudienfte, von Zehnten und Zinien, 
jelbjt von Steuern (Beden). Allmählich dehnten fih in vielen Territorien dergleichen 
fortan als Nechte des Privateigenthums behandelte Erwerbungen über alle bäuerliche 
Befigungen und Bewohner ganzer geichloffener Ortögemarfungen aus. Indem bei der 
Ausbildung des Ständeweſens die politifch mundtodten Hinterfaflen von ihren Guts— 
und Gerichtsherren auf den Yandtagen repräfentirt wurden, vertraten legtere den Lan— 
des- und Oberlehnsherren gegenüber, im Kampfe mit deren wachlender Macht, vor 
Allem ihre eigenen Intereflen und Vorrechte. Dabei benugten fie bei jeder Gelegenheit 
die Finanz- oder Kriegsnoth der Landesherren und die Bewilligung von Geldhülfen 
zur eigenen Befreiung von den öffentlichen Yandeslaften, Dagegen zur Befeftigung ihrer 
Privilegien, zur Erweiterung ihrer nugbaren qutöberrlichen Rechte auf Koften ver 
Hinterfaflen, und hierbei diente wiederum das erweiterte guts-, gerichtd- und polizei: 
berrliche Verhältniß als Motiv und Quelle.” 

Mit der Zerjplitterung und Entäußerung jener landesherrlichen Rechte war der 
alten bäuerlichen Gemeinfreiheit von Perfonen und Cigenthum der Hinterjaffen die 
Art an die Wurzel gelegt.? 

Auch entitand häufig da, wo die Marfengenoffen zum Schutz ihres Gejammt: 
eigenthbums an Wald und Weide, die Leitung und Hegung des Marfengerichts mit der 
Hütungs- und Forftpolizei und der Beſtrafung der Frevel einem mächtigeren „Marken— 
und Waldherren“ erblich übertragen hatten, aus dieſer Amtsgewalt ein Wild- und 
Forjtbann und ein Obereigenthum des Schughberen über Die gemeinfchaftliche Marf 

I) ſ. hierüber unter andern die altbairifchen landftändiichen Freibriefe mit den Pandesfreibeite: 
—— herausgegeben durch den Freiherrn von Lerchenfeld, mit geſchichtlicher Einleitung von 

chnger, 

. * die Art, Leibeigenſchaft, Grund: und Reallaſten, Frohnden. 

3) Droyſen, Geſchichte der Preuß. Politik, in der Mark Brandenburg vorzüglich unter der 

Bayriſchen und Luremburger Herrfchaft. 
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nebft einem ausfchließlihen Jagdrecht.“ Die Antheile am Gefammteigenthum, gleich 
viel ob freier oder unfreier Markengenoffen, wurden hier und da zu einzelnen Dienſt— 
barfeitd- und Nutzungsrechten (Servituten) eingefchränft. 

Die Einführung der Regalitätsrechte im 12. Jahrhundert aus dem römischen und 
aus dem longobardijchen — 5* (Bergbau, Ströme und Flüſſe u. ſ. w.), welche 
man als vorbehaltene Nugungs-, daher vom Eigenthum an Grund und Boden abge— 
jonderte Hoheitsrechte anfah, Fam auch den Bafallen und Ständen zu gute. Im 
Kampfe mit der noch Schwachen Gewalt der Oberlehns- und Landesherren und in Ver- 
——— ihres vollkommenen (echten) Eigenthums, errangen ſie wenigſtens für ſich, 
wie über die — innerhalb der orts- und gutsherrlichen Bezirke das Recht auf 
die niederen Regalien,, fo auf Benugung und Verwerthung der fließenden Gewäſſer 
durch Fifcherei, Anlegung und Goncejfionirung von Wafler- und Windmühlen, — 
auch „der Wind gehörte der Gutsherrſchaft“, — auf Die geringeren mineralifchen Pro— 
ducte des Bergbaus, auf niedere und mittlere Jagd. Allen Grund und Boden, der in 
feines Andern privatem Befig war, nahm der Gutsherr ald Zubehör des allein ibm in 
der Dorfmarf verbliebenen echten Eigenthums, als Grundherrfchaft, in Anſpruch 
(Auerecht in Schlefien). 

Seit dem dreizehnten Jahrhundert ftand der Ritterichaft, bald im Verein mit der 

ihr gleichberechtigten Geiftlichfeit, ein politifch recht. und waffenlofer Bauernftand 
gegenüber, der gleichzeitig die freien und unfreien Hinterſaſſen begriff ; es löſte fich das 
unmittelbare Band der Unterordnung derfelben zum Landesherrn. Defien Vajallen 
wurden Guts- und damit eigene Heine Territorialherren. Die Ritterfchaft hatte ſich zu 
einer bald nur der adligen Geburt zugänglichen Eorporation zufammengefchloffen und 
es nahm der Adel ausichließlich das Recht zum Befig von Ritterlehnen und Vaſallen— 
gütern in Anfpruch, dabei aber die Freiheit von andern öffentlichen Laften und Land— 
fteuern gegen Leiftung des Waffen: und Ritterdienftes. Dies urſprünglich perfönliche, 
dann mit den Ritterhufen, hier und da auch mit anderen Beftgungen verbundene ding- 
liche Recht wußte der Adel auch fpäter zu behaupten, als der einit ſchwere Ritterdienft, 
infolge der Umwandlung des Kriegs: und Heerweſens, von ſelbſt erlofch und ſich auf 
Geſtellung von Zehn» und Ritterpferden beſchränkte. 
Polizeigewalt und der Erbunterthänigfeit vollendeten die allgemeine Ausbildung der 
gutsherrlich-bäuerlicyen Verhältniffe, wie diefelben unter ähnlichen Formen in Franke 
reich bis zur Revolution, in Deutichland bis zur Agrargeleggebung des neunzehnten 
Jahrhunderts beitanden. 

Einen Redtsichug des Bauernftandes gewährte der Grundfag der gemeinen deut: 
ſchen Landesverfaflung, daß die bäuerlichen Stellen als jelbitändige Befigungen zu er⸗ 
halten ſeien, nicht zum Rittergutsareal eingezogen und in ihrem Nutzungsbeſtande nicht 
beeinträchtigt, daß daher auch deren Dienfte und Abgaben nicht erhöht oder erſchwert 
werden durften. Doc, blieb diefer Grundiag in nur wenigen größeren Territorien 
anerfannt und in Geltung. In Brandenburg, in Hannover, im Herzogthum Weite 
phalen wurde derfelbe feit dem 16. Jahrhundert und zwar im eigenen Interefle 
der wachienden Staatsmacht an der Steuer- und Leiftungsfähigkeit des Bauernftandes, 
doch im fteten Kampfe mit Nitterichaft und Ständen, durchgeführt.” In andern Terri- 
torien dagegen, 3. B. in Medlenburg, in Pommern vor der Hohenzollernſchen Herr: 
ſchaft, erlag der Bauernftand dem Mangel eines gleichen landesherrlichen Schützes. 

Bei den Rittergütern traten, während des 17. und 18. Jahrhunderts, an die 
Stelle der Nitterdienfte in einigen deutichen Territorien fehr mäßige Geldabgaben 
(Donativ: und Präfent- oder Lehnpferdegelver, Lehnkanon), wobei zugleid) der Lehns— 
verband mit der Oberlehnsherrlicyfeit der Landesherren und deren Ausflüffe Heimfall, 
Taren) wegfielen. 


4) Maurer, Gefchichte der Marfenverfaflung in Deutfchland. Anton, Geſchichte ver deutſchen 
Landwirthichaft. 

5) In Brandenburgs Preußen follten alle im 3ujährigen und Tjährigen Kriege wüſte gewordenen 
und eingezogenen bäuerliche Stellen ohne Ausnahme aus dem Outsareal wiederhergeftellt werden, — 
Verordnungen von 1714, 1739, 1749, 1764. 
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Bemerfenswerth ift es, daß dagegen in England der Entftehung und Befeftigung 
folcher gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe ſchon feit der normännifchen Er- 
oberung entgegengetreten ift. Die von Wilhelm dem Eroberer feinen normännifchen 
Großen, wie den Bilchöfen zugetheilten Ritterlehne, theild Grundſtücke, theild Rechte 
und Einkünfte, bildeten feine geichloffenen Gutsbezirfe ; die Aftervafallen wurden von 
der Krone unmittelbar in Treue und Eid genommen ; die Rittergüter blieben den ge- 
meinen Staatsfteuern und öffentlichen Laften unterworfen; deren Theilbarfeit war be» 
reits unter der Herrichaft der Tudors ausgeiprodyen und ed wurde deren Allodification 
nit der Aufhebung des jchon früher an Stelle des Ritterdienftes eingeführten Schild— 
gelves, durch Garl II. vollendet. Insbeſondere aber wirkte das jeit Jahrhunderten be» 
ftehende Inftitut der von der englifchen Krone ernannten Friedensrichter einer eigent- 
lichen Patrimonialgerichtsbarkeit entgegen.“ 

Am längften ließ die Aufhebung diefer Patrimonialgerichtsbarfeit und Polizei, 
der urjprünglichen Quelle der Gutsherrlichkeit und ihrer Ausflüffe, in Deutfchland auf 
fidy warten. Im Großherzogthum Baden erfolgte fie bereitö 1813, hingegen in Bayern 
erft 1848, in Preußen, — —* 1808 beabſichtigt —, doch erſt 1849, hier ſogar ohne 
die, vielmehr 1856 ausdrücklich wieder hergeſtellte gutsherrliche Polizei. In Oeſter— 
reich hebt die Verordnung von 1848 die gutsherrliche Patrimonialgerichtsbarkeit und 
politiſche Amtsverwaltung auf und zwar gleichzeitig mit „allen die Unterthänigkeit und 
das ſchutzobrigkeitliche Verhältniß normirenden Geſetzen, wie mit jedem Unterſchiede 
zwiſchen gutsherrlichen Dominical-) und bäuerlichen Ruſtical- Gründen, desgleichen 
mit allen Leiſtungen und Abgaben aus dem grundherrlichen Obereigenthum, aus der 
Zehnt-, Schutz⸗, Voigt- und Weinbergherrlichkeit, wie aus der Dorfobrigkeit, ebenſo 
in Bezug auf die Perſonen wie auf die Beſitzungen, ſodann mit dem dorfobrigkeitlichen 
Blumenſuch- und Weiderecht, der Brachhütung und Stoppelweide, dem Bier- und 
Branntweinzwang nebſt allen demſelben anhängenden Verbindlichkeiten, — bei un— 
entgeltlichem Wegfall aller aus dem Schutzverhältniß, aus dem obrigkeitlichen Juris— 
dictionsrecht und aus der Dorfherrlichkeit, gleichwie aus dem perſönlichen Unterthans— 
verbande entſpringenden Rechte und Bezüge, vorbehaltlich einer Entſchädigung für 
ſolche Abgaben und Leiſtungen, welche der Beſitzer eines Grundes, als ſolcher, dem 
Guts-, Zehnt: oder Voigtherrn zu leiſten hatte. 

In Preußen find jedoch die Ausflüfle der Leibeigenichaft?” oder Erbunterthänigfeit 
zuerft schon durd) die Verordnung vom 9. Det. 1807 unentgeltlidy aufgehoben, fodann 
die Ausflüffe jener übrigen oben gedachten Verhältniffe durch die VBerfaffungsurfunde 
von 1848 beziehungsweiie 1850, wie in dem Ablöjungsgefeg von 1850, hier bei jpe- 
vieler Bezeichnung derjelben, andere wie 3. B. die gutsherrlihen Zwangs- und Bann» 
rechte,® ferner die gewerblichen Conceſſions- und Excluſivberechtigungen, ingleicyen die 
Realgerechtigkeiten? bereit8 in der Periode der Stein « Hardenbergichen Gefepgebung 
(1807—1812) —gleidyzeitig mit Einführung der Gewerbefreiheit, und es wurden Diele 
Maaßregeln fpäter auf die jeit 1815 erworbenen Provinzen ausgedehnt. Dagegen be: 
ichäftigt fich das preußiiche Edict über Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniffe vom 14. September 1811 nebft Declaration von 1816 (für den damaligen 
Umfang des preuß. Staats), gleidy fpäteren Gefegen diefer Art (für neue Provinzen) 
lediglidy mit den privatrechtlichen Verhältniffen, mit der Verleihung des Eigenthums 
an die bisher nicht eigenthümlichen bäuerlichen Befiger und mit der Auseinanderfegung 
wegen der Dienfte, Abgaben, ein» oder gegenfeitiger Dienftbarfeiten und Rechte. In— 
ſoweit gehört das Edict von 1511 zur Ablöfungsgefeggebung. 

Dies gilt aud) von den Vorfchriften mehrerer deutſcher Gefepgebungen (Würtem: 
berg, Baden) über Entichädigung verichiedener, gleihwohl aus der Leibeigenſchaft 
und Gutsunterthänigfeit herrührender Leiftungen, theils zu geringeren Sägen — zum 
10: bis 16fachen Jahreswerthe, theil® aus der Staatscaffe. 


6) Dr. Rudolph Gneift, Adel und Ritterfchaft in England und deffen Engl. Verfaflungsredht. 
7) . diefe Artikel. 

8) ſ. den Art. Dienftbarfeit. 

9 f. den Art. Grund: und Reallaften. 
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Die gleichzeitig politiiche und volfswirthichaftliche Bedeutung einer vollftändigen 
Auflöfung der oben geichilderten gutsherrlich-bäuerlichen Berhältniffe befteht darin, 
daß durch fie die Landbaubevölferung, die Bauern und ihre Bamilien, wiederum in das 
Verhältniß unmittelbarer, gleichberechtigter Mitglieder des Staatöverbandes eintreten, 
daß fie zur vollfommenen bürgerlichen und wirthichaftlichen Freiheit ihrer Perſonen 
und ihres Eigenthums erhoben, daß dadurch auch für fie diefe wichtigiten Grundlagen 
des neueren Verfaſſungsſtaates, die Bedingungen und Ziele der volfswirtbichaftlichen 
Entwidelung des Jahrhunderts, hergeftellt werden. Dazu erjcheint es aber ferner un- 
erläßlich, daß das gutsherrlich bäuerliche Verhältniß, ſoweit e8 zugleich eine guts— 
obrigfeitliche Leitung und Beitimmung über das ländliche Gemeindeweien in fi) be- 
greift, durch eine mit der hergeftellten Freiheit von Perjonen und Eigenthum der Ge— 
meindegenoffen in Einklang ftehende Gemeindeordnung erfegt wird. . 

Noc bedarf es der Erwähnung des mit der Kirchenverfaflung zufammenhängen- 
den Patronatsrechts, welches infolge Stiftung und Unterhaltung neuer Kicchen- 
oder Pfarrfufteme, jei es von geiftlichen Inftituten oder von Laien, erworben wird. 
Das Laienpatronat wurde urſprünglich al8 perfönliches Eigenthum der Familie des 
Gründers betrachtet und vererbt. Gegenwärtig ift es in den ländlichen Gemeinden, 
insbefondere der evangeliichen Landestheile, in der Regel mit Grundbefißungen, vor» 
zugsweiſe mit Rittergütern, verbunden. Dafjelbe enthält einerfeits das Voigtei- oder 
Schugrecht über die ihm unterliegenden Kirchen oder Pfarren, auch das Präfentations- 
oder Wahlrecht der Pfarrer, mitunter auch das Recht auf den Zehnten, — andererfeits 
die Verpflichtung zur Erhaltung der Kirchen» oder Pfarrgebäude. Hierzu haben indeß 
häufig die bäuerlichen Gemeinden oder Befiger mit Spann- und Handdienften, aud) 
wohl mit Gelbbeiträgen, je nad) provinciell verichiedenen Maaßftäben, zu contribui- 
ren. Wo die Kirchenbaupflicht ganz oder theilweife auf dem Zehnten ruht, kommt fie 
als eine Gegenleiftung für das Zehntrecht , zugleich mit diefem zur Ablöfung. 

Es ift das Patronatsreht, ald Zubehör eines bevorrechteten Guts, nicht verein: 
bar mit dem Selbftbeftimmungs- und Wahlrecht wenigftens der evangelifchen Kirchen: 
und Pfarrgemeinden und mit der ihnen entiprechenden Presbyterial- und Synodal- 
verfaffung. Das hat unter anderen aud der Art. 17 der preußiſchen Berfaflungs- 
urfunde vom 31. Januar 1850 im Auge, wonach über das Kirchenpatronat und über 
die Bedingungen, unter welchen dafielbe aufgehoben werden kann, ein befondered Ge— 
jeg vorbehalten ift. Ein ſolches Geſetz iſt jedoch bisher noch nicht erlafien. Das Zehnt: 
recht aber, gleichviel ob daſſelbe einem geiftlichen Inftitut oder einem Laien, einer Per: 
fon und Familie oder einem Gute zufteht, muß geſetzlich ablösbar 1 a 

W.A. Lette. 


9. 


Hagelverficherung. 

Unter den Elementarerſcheinungen, weldye maflenhaft die Schöpfungen der 
menichlichen Arbeitskraft zerftören, ohne daß man es vermöchte, unmittelbar ihren zer— 
ftörenden Wirkungen vorzubeugen, fpielen atmofphäriihe Witterungserfcheinungen 
eine hervorragende Rolle. Unter diefen wieder muß man ſolche unterjcheiden , Die der 
wirthſchaftlichen Thätigkeit mindeftens ebenjo unentbehrlich find, al& fie dieſelben be: 
einträchtigen, und die zugleich in einer ſolchen Maffenhaftigfeit und Ausdehnung auf: 
treten, Daß ganze weitausgedehnte Rändergebiete, wie von ihrem jegensreichen Einflufie 


10) f. die Art, Grunde u. Reallaften u. Ablöfung. 
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Nutzen ziehen, fo auch unter ihren jhädlichen Einwirkungen leiden, und folche , die 
nur local, oder doch auf gewiſſe Landſtriche befchränft, auch verhältnigmäßig felten, 
aber wo fie einmal auftreten, da aud) lediglich zerftörend wirfen. Zu der legteren Glafie 
gehört der Hagel. Gegen die ſchädlichen Einflüffe weder des Regens, der Trodenheit, 
der Stürme, nody des Hageld fann man fih in genügendem Maaße unmittelbar 
fchügen. Aber bei dem fporadifchen und gewaltfam zerftörenden Auftreten des Hageld 
ift ein mittelbarer Schuß gegen die — Hagelſchlags den Einzelnen treffenden 
Capitalverluſte möglich und geboten. Das Mittel bietet ſich in der Vertheilung des 
Schadens, in der Verſicherung, dar. Die Anwendung dieſes Mittels hat wegen der 
Unberechenbarkeit des Eintretens jener Naturerſcheinung ihre beſonderen Schwierigkei— 
ten. Dieſelben werden ſich aber theils infolge des Fortſchrittes der meteorologiſchen 
Wiſſenſchaften einigermaaßen beſeitigen laſſen, theils find fie nicht fo groß, Daß fie 
jedes Prosperiren von Hagelverfiherungsinftituten a priori ausfclöflen. — Die 
— datirt aus dem vorigen Jahrhundert, wo die Ausbreitung der inten— 
iven landwirthſchaftlichen Cultur und die Entwaldung der Berghöhen überall Hand 
in Hand ging, und ſo das öftere Vorkommen des Hagels hervorgerufen und zugleich 
ſeiner zerſtörenden Wirkung werthvollere Objecte dargeboten wurden. Die Hagelver— 
ſicherung ſcheint in Deutſchland, England und Frankreich ziemlich gleichzeitig aufge— 
treten zu ſein. Es darf nicht Wunder nehmen, daß ſie zuerſt in der Form der gegen— 
ſeitigen Aſſecuranz auftrat. Die erſte bekannte größere ſolche Vereinigung iſt die i. J. 
1797 in Neubrandenburg gegründete Hagelverſicherungsgeſellſchaft. Meiſtens errichtet 
in Gegenden, in denen, ihrer geographiſchen Lage nach, Hagelſchäden häufig vorkom— 
men, und lediglich für dieſe berechnet, haben zahlreiche zu Anfang dieſes Jahrhunderts 
gegründete Heinere Hagelverficherungsvereine den Beweis geliefert, Daß in derartigen 
riet die Loralunternehmung unvortheilhak ift. Das Bedürfniß nadı 
großen, und zwar Actien-Unternehmungen machte ſich namentlich in hagelreichen Jah: 
ren lebhaft geltend — und dieſem Bedürfniß ift denn auch in den obengenannten Län: 
dern in neuerer Zeit vielfach entiprocdhen worden. Gegenwärtig beftehen in Deutſch— 
land (mit Defterreih) 12 Hagelverficherungsanftalten auf Actien (Darunter einige Ge— 
fellichaften , welche auch andere VBerficherungsgefchäfte betreiben), und 24 größere Ge- 
genjeitigfeitsanftalten. — Vom tehnifhen Standpuncte betrachtet find Die ſchwie— 
rigften Partieen des Hagelverficherungsgeichäftes: Die Bemeflung der Prämie und die 
Abſchätzung des Schadens. Die Gejellichaften würden gut thun — und bei einigen ift 
dieſer Modus auch eingeführt, von vorneherein Prämien zu fordern, weldye der ungün- 
ſtigſten Möglichkeit entiprechen, von dem nicht abjorbirten Theil aber gewifle Procent: 
jäge ald Dividende an die Verficherten zurückzuzahlen. Vereinigungen zwiſchen verſchie— 
denen Gejellichaften mit Berabredungen über die Tarife werden nur dann von ſegens— 
reichen Folgen fein, wenn fi die Gefellfchaften nicht gegenfeitig verpflichten , gewiſſe 
Tarifjäge einzuhalten, jondern wenn fie auf dem Grunde ihrer, einander gewiftenhaft 
mitzutheilenden,, Erfahrungen, Normaltarife ald Grundlage ihrer Gefchäftsführung 
aufftellen und alljährlidy revidiren. Die Taration der Schäden geſchieht am beften bei 
allen größeren Schäden auf fchiedsrichterlihem Wege. Der Vertreter des Verficherten 
muß gleiche Stimme mit dem Bertreter der Gejellichaft haben. Bei Nichteinigung 
wählen beide ‘Parteien einen Obmann. Der volkswirthſchaftliche Werth der 
—— liegt auf der Hand. Die Capitalverluſte des Einzelnen werden auf 
iele übertragen. Der Einzelne wird vor wirthſchaftlichem Ruin durch genofienfcaft: 
liche Selbſthülfe geſchützt. Und dies ebenſo, wenn die Hagelverſicherung von Gegen— 
ſeitigkeits- oder von Actienanſtalten betrieben wird. A. Emminghaus. 


Halbfabricate ſ. d. Art. Induſtrie. 


Handel. 

Im volfswirthichaftlihen Sinne verſteht man unter dem Begriffe Handel: den 
fortwährenden Austaufch der Güter wiſchen Einzelnen oder Völfern, im 
nee Sinne muß dazu nod die Eigenichaft eines gewerbemäßigen Betries 

es treten. 
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Sp lange nur vereinzelte oder ifolirte Taufchgefchäfte vorfommen , wie Dies bei 
Nomaden und Hirtenvölfern der Fall ift, fann vom Handel feine Rede fein; ift aber 
einmal das Maaß der Bedürfniſſe einer Nation fo groß, daß fie, um dieſelben insge— 
ſammt zu erfüllen, regelmäßig und andauernd einen Theil ihrer eigenen gegen fremde 
Erzeugnifie vertaufchen muß, dann tritt jowohl unter den Individuen als unter den 
Staaten jener habituelle Verkehr ein, den die Volfswirthichaft mit dem Worte Handel 
bezeichnet. In dieſer Bedeutung verliert ſich natürlid der Urjprung des Handels — 
wie Heeren bemerft — nicht weniger in die Nacht des Alterthums, als der Urfprung 
der erſten aftatiichen Gulturftaaten. — Zum Unterfchiede von der nationalöfonomifchen 
verlangt die juriftiiche Definition noch das Merkmal, daß der Umfag der Güter als 
Gewerbe betrieben werde und fo nennt auch das allgemeine deutfche Handelsgeſetzbuch 
ar denjenigen einen Kaufmann ſ. d.), „der gewerbemäßig Handelsgeichäfte be- 
treibt.“ 

Wir werden bier, der Weberficht wegen, zuerſt von der volfswirtbfchaftlichen 
und culturbiftoriichen Stellung des Handels, dann von deflen Arten und endlich 
* — Verwaltungsmaaßregeln ſprechen, welche die Pflege des Handels 

etreffen. 

I. Der Handel in der Volkswirthſchaft und in der Culturge— 
ſchichte. Es ift nicht gar lange her, daß man dem Handel den productiven und 
focialen Einfluß gänzlich abläugnen wollte; im Alterthume galt befanntlich der Gott 
der Kaufleute, Mercur, auch für den Gott der Diebe, Cicero fagt: „die Kaufleute 
lügen nur und nügen nichts“ — und von den handeltreibenden Gretenjern heißt es in 
der Bibel, fie jeien „immer Lügner und faule Bäuche“ Schäffle). Aber auch nach 
Ueberwindung dieler barbarifchen Irrthümer war die öffentlihe Meinung den Han- 
delsftande wenig hold, und Telbft unter den neueren Schriftitellern wird die willen: 
Ichaftliche Frage für ftreitig gehalten: ob der Handel mittelbar oder unmittelbar pro» 
ductiv fei, oder nicht. Mit Uebergehung der längft widerlegten Anfichten des phyſio— 
fratiichen Syſtemes, wollen wir fogleicy diejenigen Gründe auseinanderjegen , welche 
die Productivität des Handels außer Zweifel ftellen. 

Bekanntlich) ift die Production in der Volfswirthichaft nicht als ein Schaffen von 
Stoffen zu denfen, fondern befteht lediglich in dem Hervorbringen neuer oder in der 
Erhöhung der vorhandenen Gebrauchswerthe (f. d. Art. Production). Jede Thätig- 
feit, welche in dieſem Sinne eine Production zur Folge bat, wird den Namen einer 
productiven Thätigkeit verdienen. Prüft man nun die Aufgabe des Handels, jo liegt 
fie Darin, den Uebergang der Güter aus den Händen des Producenten in jene des 
Gonjumenten zu vermitteln. Diejer Uebergangsproceß hat aber den allerweientlichiten 
Antheil am Gebrauchswerthe eines Gutes. 

Erftlich giebt es viele Fälle, in denen das Product am Erzeugungsorte gar feinen 
und erft am Verzehrungsorte einen hohen Gebrauchswerth bat; da wird durch das 
Geſchäft des Handels ein Gegenftand dem Volfsvermögen zugeführt, welcher ald wah- 
rer Zuwachs defielben erfcheint ; zwar hat die erzeugende Arbeit an dem Schaffen jol- 
cher Werthe den urfprünglichen Antheil, aber diefer Antheil allein würde nicht genü— 
gen, vielmehr wäre die gefammte Arbeit nuglos vollbracht, wenn nicht der Handel als 
zweiter Factor hinzutreten und dafür forgen würde, daß der erzeugte Gegenftand an 
Denjenigen gelangt, für welchen er einen Gebrauchswerth hat. Der Streit welcher 
von beiden Factoren , ob die urfprüngliche Arbeit oder die Thätigfeit des Handels bei 
der Production ein größeres Verdienft hat, ift gerade fo müſſig, ald etwa die Frage, 
welches von den beiden chemiſchen Elementen: Waflerftoff und Sauerftoff an der Bil- 
dung des Waflers mehr Antheil hat. An Beiipielen für diefen Fall fehlt es nicht, Die 
Eismaſſen (2— 300000 Tonnen), welche aus dem nördlichen Amerifa, befonders über 
Bofton und Philadelphia jährlich nach den Tropenländern geiendet werden, hätten am 
Orte ihrer Gewinnung faft gar feinen Gebrauchswerth, fie würden gar nicht gewon— 
nen ; der Handel hat es ermöglicht, Daß jest an den Seen und Teichen Nordamerifa’s 
oft mehrere taufend Menfchen durch viele Wochen mit dem Eishaden bejchäftigt wer- 
den, daß derjelbe Artifel, welcher im Erzeugungslande Nichts werth wäre, in Pernam- 
buco, Rio, Mauritius, Reunion, ja fogar in Batavia, Honfong und Wamvoa zu 
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Preifen gefauft wird, welche ein Pfund Eis mit einem Pfund Baumwolle aufwägen 
laffen. — Ein analoges Beifpiel bietet das Holy der Urwälder und überhaupt uncul— 
tivirter Länderftreden, in Slavonien, im Banate und in den Donaufürftenthümern 
giebt ed noch Forfte, in denen man die Eichen fällt, um die Schweine mit den Früchten 
zu füttern, während das Holz der Fäulniß überlaſſen wird, dort hat alfo das Holz 
offenbar gar feinen Gebrauchswerth. Sobald ſich der Handel deflelben, infolge ver 
Anlage von Communicationsmitteln und dergl. bemächtigt, erhält es unmittelbar 
Gebrauchswerth. Wie theuer bezahlt der Engländer die Eichenftämme ald Baus 
material! — 

Neben diefen Fällen kommt es zweitens noch viel häufiger vor, daß der Handel 
dazu dient, den Schon vorhandenen Werth eines Productes bedeutend zu erhöhen, und 
nur wo diefe Erſcheinung eintritt, ift an einen dauernden Verfehr zu denken. Die 
Productionsbedingungen find über die Welt jo ungleich vertheilt, daß begreiflicher: 
weile die Geftehungsfoften einzelner Artifel für beftimmte Orte außerordentlich wech: 
feln. Wenn nun der Handel die Aufgabe erfüllt, die Güter gegenfeitig fo auszutau— 
fchen, daß jedes Land mit den am billigften erzeugten Waaren alle übrigen Waaren _ 
einfauft, jo gewinnt jeder der beiden Theile; wenn beifpielsweife feit faft einem Jahr— 
hundert Amerifa feine Baumwolle nad England und England dagegen feine Geſpinnſte 
und Gewebe nad) Amerifa gejendet hat, fo beweift dieſe Thatfache nur, daß die ameri- 
fanische Wolle, die am Erzeugungsorte x Thlr. werth war, in Liverpool x Thlr. 
und die Transportfoften, nebft einem Handeldgewinn werth ift, durd den Handel 
ift alfo der Werth des Productes für Amerifa ſelbſt geftiegen, aber auch England hat 
dabei gewonnen, denn es hätte Die Baumwolle auf andere Weife, wie die jegige Krifie 
beweift, vech nur viel theuerer erhalten fönnen. Ganz dafielbe gilt umgekehrt für die 
englifchen Geſpinnſte und Gewebe rüdfichtlich Amerifa’s. Dieſes Geſetz, welches in 
feiner Rüdwirfung auf die Preife von der größten Wichtigfeit für die internationale 
Nachfrage ift, gilt natürlich auch vom inländiſchen Handel. 

Nachdem das eben beiprocdhene Schaffen und das Erhöhen der Werthe ald eine 
unmittelbare Wirkung des Handels ericheint, hat diefer gewiß einen unläugbaren An- 
theil an der Production der Güter, d. h. er ift ald productive Arbeit anzuerkennen. 
Wenn diefer Sag feftfteht , ift es wohl eine Unterfuhung von fecundärer Bedeutung, 
wer bei den Handelsgeſchäften gewinnt, und in welchen Fällen der Gewinn als ein 
echter, in welchen er als abgeleiteter zu betradyten jei. Da die Möglichkeit vorliegt, 
und meiſtens auch erfüllt ift, daß durd) den Handel eine Werthserhöhung erreicht wird, 
dafern der Handel ſchon nad dem Gejege der Arbeitstheilung befruchtend auf die 
Bolktswirtbichaft wirfen muß und endlich auch mittelbar die Production hebt, indem er 
den Producenten mit dem Conſumenten in Berührung jest; den erfteren zu größerer 
Thätigfeit aneifert und ihm Capital flüffig macht: fo muß principiell zugegeben wer: 
den, daß jede Art des eigentlichen ap einen echten Gewinn ſchafft; Die Fälle des 
abgeleiteten Gewinnes dagegen müften ald Ausnahmen gelten , die hier ebenjo wie bei 
vielen anderen wirthichaftlichen Thätigfeiten vorfommen. Endlich bedarf es wohl fei- 
ned Beweijes für die Nüglichfeit des Handels in Bezug auf die Beſchäftigung, die er 
einer Menge von Arbeitskräften verfchafft. 

Menden wir und zu dem culturbiftorifchen Einflufie des Handels, fo ift 
derjelbe leicht zu erweilen. Soweit die Fäden der Völfergejchichte zu verfolgen find, 
zeigen fie die Verfnüpfung der Eivilifation mit dem Handel. „Die erften Sige des 
Völkerverfehres find auch zugleich die Stätten der erften Gultur und Givilifation ge: 
worden.” Heeren hat in feinem claffiichen Werfe (Ideen über die Politik, den Ver: 
fehr und den Handel der vornehmften Völfer der alten Welt) nachgewieſen, daß die 
Cultur der älteften Völker von Aften und Afrifa an dem Garavanenhandel hing. Die- 
fer brachte die Känder und Völferjchaften mit einander zuerft in Berührung, und wenn 
er fihh auch anfänglidy auf den Eintaufch gewilfer Bedürfniffe und Bequemlichfeiten 
des Lebens befchränft haben mag, fo lag ſchon darin eine VBervollfommnung der häus- 
lien Eriftenz. Dem Austaufche der Waaren folgte begreiflicherweife bald der Aus- 
taujch der Ideen und damit die erfte Anregung zum civilifatoriichen Fortſchritt. Wie 
infolge gegenfeitiger Anregung und gefteigerter Bedürfniffe der Verkehr an Lebhaftig- 
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feit zunahm, wurden — und das läßt fid) im Morgenlande, wie im Abendlande nach- 
weiſen — gewiffe Pläge im Innern der Staaten die Gentralpuncte des Handels; es 
wurden die großen Märfte gegründet, „wo ein Zufammenfluß der Nationen entfteht, 
wo viele, durch die Leichtigkeit des Gewinnes bewogen , ji) niederlafien und große 
Städte aufblühen,, wo durd) die Menichenmenge , die aufgehäuften Reichthümer, die 
Ueppigfeit und den Luxus, die fie erzeugten, auch unausbleiblich eine gewifle höhere 
Bildung, mit der ganzen Begleitung der guten und üblen Folgen ſich erzeugt, die da- 
von abhängig find.“ Die materiellen Interefien der Kaufleute führten zur Klärung 
und Förderung der geiftigen Intereffen ; viele Wiſſenſchaften, die Künfte, die Religion 
jind den Handelswegen gefolgt; die nädyften und älteften Stationen des phönizifchen 
Land» und Seehandels waren, wie Mevers jagt, aud) die älteften Sie des Ehriften- 
thums außerhalb Paläftina. 

Nicht blos im Alterthume, fondern auch im Mittelalter find Handel und Eultur 
innig verflochten , als die Völferwanderung die Verfehrsbeziehungen im Innern des 
ehemaligen weftrömiichen Kaiferreiches vernichtet hatte, brachen gleichzeitig die legten 
Ueberreite der occidentalen Kunft und Wiſſenſchaft zufammen; erft einer fpäteren 
Periode war es gegönnt, fie aus den Trümmern wieder zu conftruiren. Dagegen ſam— 
melten fid) in Byzantium, in der Metropole des oftrömiichen Reiches mit dem Han- 
delöverfehre auch die Refte der alten Gultur. — Späterhin jehen wir die italieniichen 
Seepläge im Süden Europa’s und die Hanfen im Norden Europa's als Stätten des 
Verkehrs und der Givilifation. — Die Blüthe aller ihönen Künfte in Venedig, Genua, 
Piſa, Livorno, Florenz, die Entfaltung des germaniichen Bürgerthbumes aus den deut: 
ihen Hanjeftädten find Thatjahen, die bis in den dritten geſchichtlichen Zeitraum 
herüberreihen. Daneben jehen wir in diefer neueren Periode mit der erhöhten Wich— 
tigkeit des Seehandeld die geographiichen Studien unmittelbar von dem ntereffe des 
Verkehrs geleitet. Alle großen Entdedungsreiien des 15., 16. und 17. Jahrhunderts 
verdanfen der Gewinnjucht ihr Zuftandefommen. — Die Eolonialpolitif endlich ift 
vorwiegend, wenn nicht ausfchließend im Solde des Handels und dod wird Niemand 
— daß die Gründung jeder neuen Handelscolonie auch eine neue Culturſtätte 

afft. 

Wenn wir zum Schluſſe dieſer Betrachtung auf die Ereigniſſe der neueſten Zeit 
einen Blick werfen, jo ſehen wir unter unſeren Augen das Civiliſationswerk des Han— 
dels vor ſich gehen; die fabelhaft rafche Entwidlung Auftraliens, jo insbefondere der 
in der Geſchichte faft unerhörte Aufihwung der engliichen Golonie Victoria, das Vor: 
wärtöfchreiten des europäiichen Einfluffes in Dftindien , die langfamen, vorfichtigen, 
aber defto mehr Erfolg verfprechenden Verfuche der Engländer, Franzoſen, Nordame: 
tifaner und Deutjchen in Gentralafien, in China und Japan feften Fuß zu faſſen: 
Alles das find Unternehmungen, die nur dem Interefie des Handels zugufchreiben find 
und die das Chriſtenthum, die Wiffenfchaft, die Kunft, furz Die ganze Cultur der alten 
und neuen Welt in jene fernen Länder tragen. Und bleiben wir auch nur daheim , fo 
dürfen wir und nicht verhehlen,, welchen Antheil der Handel an allen modernen Fort: 
ichritten hat. Jene riefigen Sommunicationsanftalten, die Dampfboote, Eifenbahnen, 
Telegraphen ‚ das Poſtweſen, das find wieder nur Erfolge der erhöhten Handelsthä— 
tigfeit; und ohne das Vorhandenfein des Verfehres mit Waaren fünnte audy der gei- 
ftige Verkehr, der Jdeenaustaufch nicht auf jener Stufe ftehen, auf der wir ihn jetzt 
treffen. Man geht daher nicht zu weit, wenn man die Behauptung aufftellt, daß die 
Geſchichte des MWelthandels eine Gefchichte der Eultur ift. 

II. Arten des Handels. Man fann den — nach den verſchiedenſten 
Beziehungen eintheilen. — Wird erſtens auf die örtliche, geographiſche Ausdehnung 
deſſelben Rückſicht genommen, ſo läßt ſich unterſcheiden: der Welthandel vom beſchränk— 
ten Handel, der äußere rg von dem Binnenhandel. 

Der Welthandel ift einerfeits der Inbegriff des gefammten, gegenfeitigen Ver: 
fehrs aller Völfer der Welt, und in diefem Sinne ift der Ausdrudf zu nehmen, wenn 
von einer Statiftif des Welthandeld oder einer Geſchichte des Welthandels die Rede 
ift: ſowie ſich der Begriff der Volfswirthichaft zu jenem der Weltwirthichaft erweitert, 
fo wird auch aus dem Handel der Welthandel. — Anderfeits und zwar viel häufiger 
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gebraucht man den Ausdrud Welthandel für den Gelammtverfehr derjenigen einzelnen 
Staaten, die infolge ausgedehnter Beziehungen mit allen größeren Gulturvölfern der 
Erde einen regelmäßigen und bedeutenden Güteraustauic) pflegen. Allerdings fteht bei 
der jenigen Bolltommenheit der Communicationsmittel fait jeder größere Staat mit 
allen Gulturvölfern in Berührung, allein von den Wenigſten wird ein regelmäßiger 
Güteraustaufch betrieben, welcher bedeutend genug wäre, um durd Ginflußnahme auf 
Angebot und Nachfrage die Waarenpreife am Weltmarkte zu beftimmen. Dieie hervor: 
tragende Stellung am Weltmarfte war zu allen Zeiten das PBrivilegium einzelner reicher 
Handelsvölfer,, die theild durch eine begünftigte Lage, theils durch Ausrüftung großer 
Handelsflotten,, theils durch Golonialbeiig , theils durch befondere Betriebjamfeit dazu 
gelangt find. So lag der Welthandel im Alterthume anfänglich in den Händen der 
Phönizier, dann der Garthager, im Mittelalter in den Händen der Jtaliener (bei. der 
Seeftädte Venedig und Genua) und der deutſchen Hanja; in defneueren Zeit in den 
Händen der Spanier und Portugieſen, dann der Dean und endlich Daneben bis 
jegt der Engländer und theilweife der Franzoſen. Die Gejdyichte beftätigt auch bier, 
daß eine Theilung der Arbeit nad) den naturgemäßen PBroductionsbedingungen unver: 
meidlich ift und große Binnenftaaten, wären fie auch nody fo mächtig, würden verge- 
bens den Beruf zum Welthandel künſtlich zu eriegen juchen. 

Der äußere oder auswärtige Handel überfchreitet bei feinen Geſchäften die 
Grenzen des Landes, ift alio ein regelmäßiger Verkehr mit dem Auslande, während im 
Gegenfage davon der innere, inländiiche oder Binnenbandel fid innerhalb 
der Grenzen eines Landes hält. Da bei dem inländischen Handel die geſammte, durch 
den Handel erzielte Werthserhöhung der eigenen Volfswirthichaft zu Gute kömmt, 
während fidy bein äußeren Handel die erzielten Gewinne zwilchen zwei Staaten ver: 
theilen, ift der erftere unter übrigend gleichen Umſtänden auch der wichtigere. 

Begreiflicherweiſe treibt jeder größere Staat ſowohl auswärtigen, als Binnen- 
handel, freilich in ſehr verichiedenen Verhältniſſen; der Umfang des erfteren läßt ſich 
aus den Zollliften mit annähernder Genauigkeit ermitteln ; für den Binnenhandel fehlt 
jeder Maaßſtab. Nach den ftatiftiichen Berichten der legten Jahre betrug der Gefammt: 
werth des äußeren Handels 

von Großbritannien im Jahre 1862 2614 Mill. Thlr. 
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Nimmt man zweitens auf die Handelsrichtung und auf die Provenienz der 
Waaren Rückſicht, To ergeben fidy Die Unterſchiede des Einfuhr und Ausfuhr-, dann 
des Zwiichenhandels. Der Einfuhr handel befteht in dem Verkehre mit ausländifchen 
Waaren, die für die inländische Gonjumtion beftimmt find, wogegen umgefehrt durd) 
den Ausfuhrhandel inländische Waaren der ausländischen Gonjumtion zugeführt 
werden; durch den Zwiichenhandel endlich werden ausländische Waaren bezogen, 
um jie wieder ind Ausland zu verjenden. — Wie man fieht, find die Einfuhr und 
Ausfuhr nur die zwei Seiten des äußeren Handels; die hohe volfswirthichaftliche Be: 
deutung, welche in früherer Zeit dem ziffermäßigen Verbältniffe zwiichen Import und 
Grport beigelegt wurde, ift von der Wiſſenſchaft längft als irrig erfannt worden 
Handelsbilanz). Als beiondere Unterarten des Aus» und Einfuhrbanvels 
bezeichnen Einige den auswärtigen Gonjumtion&handel, d. i. diejenigen 
Verfehröbeziehungen, bei denen von zwei Ländern das eine vorwiegend Die Rolle dee 
Producenten,, das andere die Rolle des Conſumenten fpielt; ebento ſprechen manche 
Nationalöfonomen vom indirecten oder umfchweifigen Conſumtionshan— 
del um jene Fälle zu unterfcheiden, wo eine Nation für die nach dem Lande A. gejen- 
deren Waaren nicht unmittelbar in demfelben Lande wieder Waaren für ihren eigenen 
Bedarf bezieht, ſondern zuerſt Die in A, eingetaufchten Artikel nach B. führt und in 
B. wieder umtaufcht, um auf dieſen Umwegen ihr and mit den nöthigen Sachgütern 
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aus B. zu verforgen. Dieſe Diftinctionen gehören mehr der Schule, als dem Leben. 
— Was insbefondere den Zwifchenhandel betrifft, jo vermag vderfelbe zwar nicht 
dauernd und auf unerfchütterlihen Grundlagen, aber deito rafcher eine Nation zu be: 
reichern , wenn nämlich ein Volk vorzugsweiſe dieſe Art des Verfehres betreibt, fo ent- 
ftehen für daſſelbe meift fehr große und doppelte Gewinne; der engliiche Kaufmann, 
der die Waaren in Dftindien fauft, um fie nad) Deutfchland zu verfaufen, zieht in bei- 
den Stadien des Geſchäftes, beim Einfaufe und beim Verkaufe feinen Nugen und zwar 
meift weit über die Verzinfung des Gapitald und den Lohn der Arbeit hinaus; die 
Sunme diefer Gewinne kömmt Englands Volksvermögen zu Gunften. Da directe 

andelöbeziehungen zwiſchen dem Lande der Production und dem Lande der Conſum— 
tion jelten vorfommen, ift der Zwiſchenhandel zu allen Zeiten jehr ausgedehnt gewefen ; 
auf dem Zwilchenhandel berubte ftets der Welthandel; dagegen bezeichnen wir den 
Zwiichenhandel weder als dauernd noch als unerjchütterlich, weil er von den politi- 
ſchen Gonjuneturen, von den wirthichaftlichen Verhältnifien aller anderen Staaten und 
endlich von den Handelöwegen (dem Handelszuge) abhängt ; ſowie dieſe geändert wer: 
den, kann der regſte Zwiichenhandel plöglich vernichtet fein. Der Verfall Venedigs in- 
folge der Entdeckung des neuen Seeweges über das Gap der guten Hoffnung nad) Oft: 
indien ift ein befanntes Beifpiel für diefen Satz. 

Nah dem Maaße, in welchem fi ein Volf an dem Handelsgejchäfte betheiligt, 
läßt fih drittens zwiſchen Activ» und Paffivhandel unterfcheiden. Unter Activ— 
handel verfteht man die unmittelbare thätige Betheiligung einer Nation an den Ge: 
ichäften des Verfehres, während beim Paſſivhandel die Nation die Beſorgung der 
eigenen Handelsgeichäfte , alfo den Faufmännifchen Beruf, den Betrieb der Communi— 
cationsmittel, das Ausrüften der Schiffe ıc. einer anderen Nation überläßt,; die mei— 
ten Gulturftaaten der neueren Zeit treiben Activhandel und höchftens von den vrien- 
taliſchen VBölferfchaften, von den Chineſen, Japanejen u. ſ. w. fönnte man fagen, daß 
fie Paſſivhandel führen. Es hängt natürlich von den fpeciellen wirtbichaftlichen Ver: 
hältniſſen ab, welches Maaß der Thätigfeit das vortheilhafte ift; in manchen Fällen 
wird nach dem Principe der Arbeitstheilung ſogar der paſſive Handel zu billigen fein, 
während gewöhnlich der active Handel die VBortheile der Unabhängigfeit und des mit 
dem Betriebe der Gommunicationsmittel verbundenen Erträgnifies bietet. Die veraltete 
Bedeutung der Worte Activ- und Baffiohandel für vorwiegenden Erport- und vorwier 
genden Jmporthandel verihwindet mehr und mehr. 

Nach der Verjchiedenheit der Handelswege giebt e8 vierten die zwei Arten: 
Land» und Seehandel. Geſchichtlich beginnt der Verkehr als Landhandel und zwar 
in der Form des Garavanenhandels, und bis zur Entdeckung Amerifa’s bleibt die 
Hauptrichtung des Welthandels auf die Landwege aus dem Driente nad) Europa und 
Afrifa bejchränft. Erft die Entdeckung Amerika's bradyte Die Nothwendigfeit mit fid), 
den Weg zu Lande, die Echifffahrt von Küfte zu Küfte, von Infel zu Inſel zu ver 
laffen. „Entweder mußte Diele ganze Entdefung mit allen ihren unermeplichen Folgen 
aufgegeben werden, oder der Menſch mußte e8 wagen, dem Dean zu trogen.“ Bon 
dieſer Epoche an „Teste fi das Meltmeer in den Befig feiner urfprünglicdyen Rechte, 
Hauptitraße für den Weltverfehr zu werden,“ Bekanntlich ift feither der Landhandel 
jehr in den Hintergrund gedrängt und der Seehandel die äußere Form des Welt 
handele. 

Außer diefen Unterfcheidungen , die ficdy auf den Handel eines Volfes im Ganzen 
und Großen beziehen, fann man mit Nüdfiht auf den Handelöbetrieb der einzelnen 
Staatsbürger nody weitere Arten des Handels anführen , nad) dem Umfange der Ge- 
ichäftsausdehnung giebt e8 nämlich fünftens Großhandel und Kleinhandel, — Der 
Großhandel beicränft fi auf den Verkehr zwiſchen Kaufleuten und Kaufleuten, 
oder Kaufleuten und Producenten ; der Kleinhandel beforgt den Umlauf der Güter 
bis in die Hände des Conſumenten. Allerdings iſt Diele eg are | wiſſenſchaft⸗ 
(ich nicht zu vertheidigen und mindeſtens iſt die Bezeichnung für den Begriff ſchlecht 
gewählt. Geht man aber bei diefer Unterfcheidung, wie die :Praris, blos davon aug, 
ob der Handel im Großen oder im Kleinen betrieben wird, fo giebt es Feine beftimmte 
Grenze, wo der Großhandel aufhören und der Kleinhandel anfangen follte, So ſehr 
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die Ausdrüde Großhändler und Detaillift im Sprachgebrauche eingebürgert find, fo 
wenig lafjen fie ſich alſo rechtfertigen, und es zeigt einen Fortfchritt der angewandten 
Wiſſenſchaft, daß die früher in vielen Staaten Deutſchlands und auch in den nicht 
deutichen Ländern Oeſterreichs beftandenen rechtlichen Unterjchiede zwiſchen Großhandel 
und Kleinhandel in dem neuen allgemeinen deutſchen Handelsgefegbuche nicht mehr 
vorfommen. 

Nach der Verſchiedenheit der Gegenftände, mit welchen ſich Die einzelnen Dar 
deldgeichäfte befafien, unterjcheidet man ſech ſtens zwiſchen Waarenhandel und Effec- 
tenhandel. Der Waarenhandel hat zum Dbjecte des Taufches alle Sachgüter mit 
Ausichluß des Geldes, der Geldfurrogate und Greditpapiere, die dagegen dem Effec- 
tenhandel angehören; da auch Geld und Geldeswerth neben der Eigenichaft eines 
Girculationsmitteld die Eigenfchaft einer Waare haben, ift ftreng theoretiich auch die 
eben erwähnte Untericheidung unbegründet; fie wurzelt in den faljchen Auffafiungen 
vom Wefen des Geldes. Die Praris hat ſich indeſſen daran ſo ſehr gewöhnt, daß man 
nur dann von Waarenhandel ſpricht, wenn Sachgüter von unmittelbarem Gebrauchs— 
werthe umgeſetzt werden, wogegen der Effectenhandel Sachgüter von imaginärem oder 
mittelbarem Gebrauchswerthe betrifft. — Der Waarenhandel läßt ſich natürlich nach den 
Gattungsbegriffen der Waaren wieder in eine Menge Unterarten eintheilen, z. B. Burh- 
handel, Kunfthandel, Eolonialwaaren-, Korn, Kandesproductenhandel u. ſ. w., deren 
Aufzählung überflüſſig und gar nicht in erfchöpfender Weife möglich wäre. —D er Effer- 
tenhandel zerfällt ebenjo zunächft in den Geldhandel, welder fid mit dem Tauſche 
von Münzforten, Papiergeld und Metallgeld, ungeprägtem Gold und Silber, befaßt; 
ferner in den Wechſelhandel, der faft immer mit dem Waarenhandel und Geld: 
handel combinirt wird, zunächſt den Kauf und Verkauf von Wechſeln zum Gegenftande 
hat, einen großen Theil der Thätigfeit der Banquiers ausmacht und je nad) den ver- 
Ichiedenen Speculationen, mit denen er in Verbindung gebradyt wird, auch verjchiedene 
Namen erhält; fo heißt er Disconto- oder Escomptegeichäft, wenn er fih auf 
den Platz des Banquiers bejchränft und neben dem Kaufe des Wechſels den Zins dis— 
contirt ſ. d. Art. Banfen) ; er heißt auch Arbitrage, wenn er den Kauf und Ber: 
fauf von Wedyjeln verfchiedener Zahlungsorte betrifft und befonders in den Unterſchie— 
den der Wechjelcourfe verjchiedener Borken den Gewinn ſucht u. f. fe — Endlich ift 
eine Unterart des Effectenhandels der Verkehr mit allen öffentlichen oder Privatichuld- 
verjchreibungen, d. i. der Staatspapier-, Actien-, Obligationen- und Looshandel. — 
Die zahlreihien Eombinationen der verfchiedenen Arten des Effectenhandels bilden zu— 
fammengenommen den Inhalt des Treibens an den Gelpbörfen. 

Nach dem privatrechtlicen Verhältniffe des Kaufmanne zur MWaare läßt fich 
chließlich jiebentene der Properhandel, Großaventurbandel und Commiſſionshan— 
del unterfcheiven. Zum Properhandel oder Eigenhandel gehören die auf eigene 
Rechnung des Kaufmanns betriebenen Geichäfte, der Großaventurhandel 
(Aventura grossa) befteht darin, daß der Kaufmann zwar auf eigene Koften und Ge: 
fahr, aber mit fremdem dargeliehenen Gapitale Handel treibt, (fo werben oft ganze 
Schiffsladungen von geborgten Waaren nady der Levante, nad) Dftindien, China ge: 
führt, dort im Detail verfauft und erft aus dem Erlöfe des Geicyäftes werden die Ca— 
pitaliften gezahlt) ; ver Commiſſionshandel endlid wird vom Kaufmanne im 
Auftrage und auf Rechnung dritter Perſonen betrieben. Die Commiffionsgeicäfte 
haben ſich jest zu einem ſehr wichtigen Theile des Handelögewerbes entwidelt und be- 
gründen ganz eigenthümliche Rechtsverhältniſſe, die befonders in dem neuen deutfchen 
Handelsgejege geregelt find (Art. 360—378). 

Wir haben in dem Vorftehenden den Tranfitohandel ganz übergangen, weil 
derfelbe fein eigentlicher Handel, nur ein Frachtgeſchäft ift. 

III. Die Pflege des Handels. Wie in allen Zweigen der Volfswirthichaft, 
fo ift aud) beim Handel ein völlig apathiſches und pafjives Verhalten der Staatsverwal⸗ 
tung unmöglich; das ftaatlihe Zufammenleben macht es nun einmal unvermeidlich, 
daß die Negierung in gewillen Beziehungen auf die wirthichaftlichen Angelegenheiten 
ihren Einfluß ausübt. Der Inbegriff aller derjenigen Maaßregeln, weldye von Seite 
der Verwaltung ergriffen werden follen, um den Handel auf die natürlichen Bahnen 
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des Gedeiheng zu lenfen und die Hinderniffe feiner Entwidlung zu befeitigen , bilden 
die Handelspflege oder die Handelspolitif im eigentlichen Sinne des Wor— 
tes. — Begreiflicherweife ift der Baba alles deſſen, was zur Handelspflege gehört, 
fo ausgedehnt , Daß er nur in umfangreichen Werfen behandelt werden fann. Indem 
wir hier von dem leitenden Principe der Haubelsfreiheit abfehen, das an geeigneten 
Orten beſprochen wurde ſ. den Art. Handelsfreiheit), beichränfen wir uns auf eine 
ſchematiſche Darftellung des bezüglichen Verwaltungsorganisnms und derjenigen Mit- 
tel, die zur Erreichung der volfswirtbichaftlichen Aufgabe zweddienlic find. 

I) Zur Leitung aller den Handel betreffenden Angelegenheiten beftehen in jedem 
‚geordneten größeren Staate gewiſſe jelbitändige, oberite Verwaltungsbehörden: Die 
Handelsminifterien; diejelben find meift mit den Bolfswirthichaftsminifterien ver: 
bunden, nur jelten von denfelben getrennt: jo hat Franfreich fein gemifchtes Ministere 
de l’agriculture, du commerce et.des travaux publies, welches nebft der Landescul- 
tur auch in gewerblichen und Handelöfragen die oberfte Leitung und Entſcheidung zu 
treffen hat ; ebenfo beiteht in Defterreich, Preußenu. ſ. w. fein eigenes Handels- fondern 
ein gemifchtes Minifterium. England dagegen befigt ein eigenes Handelsamt (board 
of trade), das freilich nur berathenden Einfluß hat und die Entſcheidung dem Minis 
jterium des Aeußeren überlaffen muß. Bei dem innigen Zufammenhange des Handels 
mit der geſammten Volkswirthſchaft fcheint auch die Beitellung einer getrennten Spe— 
cialbehörde nicht räthlich. 

Unter dem Minifterium ftehen in den meiften Staaten die Handelsfammern 
(1. d.) ; als ein weiteres Glied in diefem Organismus folgen dann die unteren Ad- 
miniitrativbehörden, denen außer der Leitung der Gewerbe aud) ftetd die com— 
merciellen Angelegenheiten zugewieſen find, und endlich al& die legten, und zwar auto: 
nomen Körperichaften die Handeldgremien, d. i. Genoſſenſchaften der Kaufleute 
und ihrer Gehülfen, mit der Aufgabe , die gemeinfamen Interefien nad) außen zu ver 
treten und gewifie ſociale und bumaniftifche Zwede, als: gegenjeitige Unterftügung, 
Gründung von Hülfscafien, Unterbringung dienftlofer Commis u. dgl. zu fördern. 

2) Die Mittel, welche von diefem Organe verwendet werden, um die Pflege 
des Handels nad) geſunden Grundſätzen zu leiten , beziehen ſich jubjectiv auf Die Herr 
anbildung des Kaufmannsftandes, objectiv auf die Förderung ded Umſatzes. Für Die 
faufmännifche Bildung beftehen die Handelslehranftalten und faufmänni« 
ſchen Bereine; beide gehören der neueren Zeit an. — Auf die Förderung des Um— 
ſatzes beziehen ſich: a. hinfichtlich des inneren Handels die Monopolsrechte der frü— 
heren Zeit ſſ. Monopol), die Märkte und Meſſen ſ. Markt), die Börſen (f. d.; 
b. hinſichtlich des äußeren Handels die Gründung und Privilegirung von Handels: 
compagnieen, die Abjchliefung von Handelsverträgen mit fremden Staaten ſ. Han— 
belöverträge), die Maafregeln der gefammten Zollpolitif, Die Bildung von Handels» 
colonieen ſ. Eolonieen) , die Beftellung von Conſuln auf fremden Plägen, endlich eben- 
falls die Börſen. 

Literatur: An wiflenfchaftlichen und auf das praftiiche Bepürfniß berechneten 
Werfen über den Handel fehlt es nicht. Noch gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
hat man einen jehr bedeutenden Theil der gefammten Volkewirtbichartelchte als Han 
delswiſſenſchaft bezeichnet, jo Fortbonais in feinen »Elemens du commerce «, 
Sonnenfels in den „Grundfägen der Polizei-, Handlungs- und Finanzwiſſenſchaft“ 
u. A. Erft in der neueren Zeit findet man jelbtändige,, in ſich abgeichloftene Mono- 
— über den Handel; hierher gehören, als Nachſchlagebücher: Mac Culloch, 

Jictionary, practical, theoretical and historical of commerce and commercial 
navigation, ‚Hehe 1844 (9. — Dicetionnaire universel, th&orique et pra- 
tique du commerce et de la navigation. 2 vol. Paris. Guillaumin et Co. — 
Als ſyſtematiſche Werke, die das Ganze der Handelswiſſenſchaft bearbeiten: Bleib— 
treu, Lehrbuch der Handelswiſſenſchaft. 1830. — Murhard, Dr. E., Theorie 
und Politif des —— 2 Bde. Göttingen 1831. — Nobad, Fr. Lehrbuch der 
Handelswifienihaft. 1. Bd. Berlin 1849. — Woerz, Dr. H., Leitfaden zu Bor- 


trägen über Handeldwiflenfchaft. Wien 1864. 
Franz Neumann. 
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Hanbelsbilanz. 

Schon im Alterthume hat man, in völlig irriger Auffaflung des Güterlebeng, 
als ein Gebot der Staatöflugheit verlangt, dafür zu jorgen, daß ein Volk durch fünft: 
liche Maafregeln reichlich mit Evelmetallen, mit Geld verforgt werde. Wie Mac Eul- 
loch aus einer Stelle bei Cicero (pro L. Flacco c. 28) nachzuweiſen verfucht , wurde 
in der römischen Nepublif die Ausfuhr von Gold und Silber mehrmals gejeglich ver- 
boten ; ebenfo hat das Kaiſerreich derlei Prohibitionen erlaffen. Die Jrrthümer , die 
in diefen Maafregeln liegen, haben fi, wie befannt, bis auf unfere Tage fortgeerbt ; 
im Mittelalter hat zwar das Vorwiegen der Naturalwirtbichaft für einige Zeit das 
gefammte Geldweſen in den zum gedrängt ; mit defto größerer Lebbaftigfeit 
wurden aber diefe Fragen zu Ende des 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts wieder 
aufgenommen. Da war ed zuerft Kaiſer Karl V., dann Heinrich IV., Dliver Crom— 
well und Ludwig XTV., die ihren Staaten durch Geldausfuhr: und Waareneinfubr: 
Verbote edle Metalle verichaffen und erhalten wollten. Mit den adminiftrativen Maaß— 
regeln entftand zugleich eine eigenthümliche theoretische Rechtfertigung , es bildete fidh) 
eine Schule von Volfewirthen und ein Spftem, das man mit dem Namen Mercanti- 
lismus, fäljchlicdy auch Colbertismus, bezeichnet. Al ein Stichwort dieſer Schule nun 
gilt ver Ausdrud „Handelsbilanz“. Man verftand unter Handelsbilanz das ziffer— 
mäßige Verhältniß zwilchen dem in Geld ausgedrüdten Werthe der über die Kandes- 
grenzen eingeführten und der ausgeführten Waaren. Die Handelsbilanz wurde gün- 
ftig genannt, wenn der Geſammtwerth der Ausfuhr den Gefammtwerth der Einfuhr 
überwiegt ; fie wurde als ungünftig bezeichnet, wenn das entgegengeiegte Ergebniß 
eintritt. Im erften Falle nannte man den Handel eines Staates activ, im zweiten 
Falle dagegen palfiv. 

Es ift leicht einzufehen, daß diefe Ausdrüde und die ganze Anſchauungsweiſe 
ihren Grund in der Uebertragung der für die einfache Privatwirtbichaft geltenden 
Gefege auf den höheren Organismus der Volfswirthichaft haben, Wie der einzelne 
Kaufmann am Ende des Jahres fein Debet dem Credit entgegenhält und daraus die 
Bilanz zieht, ebenjo joll der Staat die Jmportziffern den Erportziffern entgegenftellen ; 
ebenfo wie jeder Private defto reicher ift, je mehr Geld er zur Verfügung bat, foll nad) 
jeder mercantiliftiichen Theorie auch das Wolf defto reicher werden, je mehr es Edel— 
metalle anfammelt. 

Wir vermeiden es bier, in eine weitere Darlegung der Irrlehren des Mercan- 
tilismug einzugeben , indem wir auf den betreffenden Artikel verweilen |f. Mercan— 
tilſyſten), und befchränfen uns auf eine Widerlegung derjenigen Anfichten und Con— 
ſequenzen, die fih an den Ausdruck Handelsbilanz fnüpfen. Als felbftverftändlich jei 
hier nur das Eine vorausgeſchickt, daß mit der Erkenntniß von der Unrichtigfeit des 
mercantiliftiichen Syſtemes auch Die ganze Lehre von der Handelsbilanz fällt. Wenn 
nämlidy der Beweis geführt wird, daß der Beſitz der Edelmetalle allein nicht den Reich- 
thum der Völfer begründen fönne, jo entfällt auch die Folgerung von günftigen oder 
ungünftigen Ergebniffen der fog. Handelsbilang , und es zeigt ſich, wie verfehlt die 
Bezeichnungen „activer“ und „paſſiver“ Handel find. Allein jelbft abgeiehen von die— 
fen, am gehörigen Drte zu erörternden fundamentalen VBerwirrungen über das Weſen 
und Die Function Des Geldes, werden wir hier zeigen, wie es ganz und gar unftatthaft 
ift, überhaupt von einer internationalen Handelsbilanz zu Tprechen. 

Der faufmännifche Ausdruck „Bilanz“ ift auf den Handelöverfehr der Völfer gar 
nicht oder nur in jehr bedingter Weife anwendbar; das Soll und Haben find unter 
Nationen auch nicht einmal annähernd mit derjenigen Genauigfeit zu verbuchen, welche 
im geichäftlichen Leben gerade das eigentliche, innerfte Weſen der Bilanz bilden ; ein 
Kaufmann, der voraus wüßte, das es beim Abjchluffe der Bücher regelmäßige Diffe— 
renzen geben muß, würde feine ganze Buchführung und damit auch die Bilanz als 
werthlos erflären. Nun zeigt aber eine Analvfe derjenigen Größen, welche in das 
zn des internationalen Verfehres eingetragen werden , daß in der That foldye 
Differenzen naturgemäß und unvermeidlich, und zwar in der Höhe von vielen Millio- 
nen vorfommen müffen. Erftlidy findet, wie wir bei der Befprechung der Productivität 
des Handels ſ. d.) erwähnten, durch den Austaufch der Güter eine Erhöhung des 
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Gebrauchswerthes derielben ftatt, mit dem Gebrauchswerthe fteigt regelmäßig der 
— der Centner Eiſen, der am Productionsorte, z. B. in Schweden, einen 
Tauſchwerth von etwa 1', Thlr. hat, wird am Verbrauchsorte, z. B. in England, 
an und für fid) einen Taufchwerth von etwa 1%, Thlr. erlangen! ; umgefehrt wird der 
feine Meflerftahl, womit England das ſchwediſche Eifen bezahlt , am Productionsorte 
etwa 8 Thlr. pr. Eentner, dagegen in Schweden an und für fich etwa 9 Thlr. werth 
fein. Wenn wir vorläufig alle Nebengebühren für Transport u.f.w. außer Beipre- 
hung laffen, jo zeigt ſich Schon die Unrichtigfeit der fog. Handelsbilanz ; denn Schwer 
den würde 3. B. für 1000 Etr. Eifen einen Erportwerth von nur 1500 Thlrn., da— 
gegen für 218,, Etr. Stahl einen Importwerth von 1968 Thlrn. in feinen Zollliften 
eintragen; ed hätte aljo nach diefen Liften eine Mehrausgabe von 465 Thlen. zu mas 
den, und doch hat es nach unjerer Annahme thatjächlic fein Eifen in England um 
1750 Thlr. verfauft und dort um denfelben Betrag die erwähnten 218,, Etr. Stahl 
einfaufen fönnen. Umgefehrt könnte das Verhältniß für England gelten, oder es fönnte 
fi die Steigerung der Taufhwerthe auf beide Nationen vertheilen. Scheinbar und 
im Sinne der alten Lehre hätte dann gerade diejenige Nation einen höheren Import 
als Export, beziehungsweife eine ungünftige, paſſive Handelsbilanz , die durch den 
Handel den größeren Gewinn gemacht, alfo einen Zuwachs zum Bolfsyermögen er: 
reicht hätte, Wenn nun nady folhen Liften die internationale Bilanz gezogen wird, fo 
verfällt man in die erfte derjenigen Nechnungspdifferenzen,, Die wir ald unvermeidlich 
bezeichnet haben. Denn die Bilanz ergiebt für Schweden eine Schuld an England pr. 
468 Thlr.; und doch ift nach dem fingirten Beifpiele von einer Schuld gar feine Rede. 
— Zieht man die Nebenfpefen in Betracht, jo wird die Unrichtigfeit der Handelsbilanz 
noch Flarer gemacht. Denn die Transportfoften, Aſſecuranzgebühren, Senjarien u. 
dgl., die auch durch eine dritte Nation bezahlt werden können, werden die Differenz 
der Werthe in den Import- und Grportliften noch vergrößern, alfo das jcheinbare 
Saldo nody höher machen. — Aus diejer Betrachtung geht deshalb hervor, daß eine 
Bilanz höchſtens auf foldyen imaginären Kreuzungs- oder Durchfchnittspuncten des 
internationalen Verfehres denkbar wäre, wo die Werthöfteigerung und die Transport« 
foften ſich gegenfeitig compenfiren; an den factifchen Landesgrenzen wird dagegen jede 
Bilanz unrichtig fein. 

Außerdem muß man zweitend die Handelsbilanz aus dem Grunde verwerfen, weil 
Die Art und Weife, wie die Zollliften verfaßt werden , eine höchit ungenaue und mans 
gelhafte ift. Die amtlichen Werthichägungen ftimmen faft nie mit der Wirklichkeit 
überein; die Tabellen fönnen aus Rüdticht für die manipulirenden Zollbeamten nur 
nad längeren Perioden regulirt werden, und fo giebt es oft Differenzen von vielen 
Millionen Thalern zwiichen den officiellen und den thatſächlichen Werthen , ein Blid 
auf die ftatiftiichen Ausweife irgend eines Staates, Englands, Frankreichs, Oeſter— 
reichs zeigt Diefe ungeheuren Unterfchiede. — Zu foldyen, im Weſen der Sache liegen— 
den Fehlern fommen noch Fleinere beirrende Einflüſſe; nicht der unbedeutendfte derſel— 
ben geht vom Scyleichhandel aus. Alle jene Waaren, die über die Grenzen gepaicht 
werden, ericheinen in den Zollliften gar nicht und ftören deshalb wieder die Aufftellung 
einer Handelsbilang. Endlich fann in einem Etaate der Gewinn: und Verluftconto 
nie in derjenigen Weife geführt werden, wie in der faufmännifchen Buchhaltung ; der 
Geſchäftsmann nimmt am Ende des Jahres fein Inventar auf und er fchreibt gewiſſe 
Werthe ab; für die Volfswirthichaft ift ein ähnliches Vorgehen unmöglich; großartige 
Werthözerftörungen fommen hier gar nicht in Betracht, uneinbringliche Forderungen 
ericheinen am Ende fortwährend als eindringlich und die bloßen Ziffern der Mehraus— 
fuhr oder Mehreinfuhr laſſen deshalb gar keinen Edyluß ziehen. 

Aus allen diefen Gründen ift der Ausdruck Handelsbilanz ebenfo ſchlecht gewählt, 
als das Ziehen der Handelsbilanz nuglos und ohne volfswirthichaftlihe Bedeutung 
ift. Die ftatiftijchen Tabellen zeigen vielmehr und ganz begreiflicherweife, daß die reich: 


1) Dem Fachmanne bemerken wir zur Mechtfertigung diefer Anficht, daß wir glauden, bie 
Mill'ſche Gleichung der internationalen Nadyfrage trete nur nach längeren Zeiträumen umd nie ganz 
vollftändig ein. Natürlich find hier Beifpiele mit illuforifchen übertriebenen Ziffern gewählt. 
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ften Staaten, mit dem meift entwidelten Greditleben eine jog. palfive und umgefehrt 
einige wirthſchaftlich erjchütterte Staaten eine active Handelsbilanz haben. — Die 
Aufflärung diefer Ericheinung fteht aber mit der Widerlegung des Mercantilfyftemes 
in fo engem Zufammenhange, daß wir nochmals auf den betreffenden Artifel verwei- 
fen müſſen. 

Trotz des nahgewiefenen Irrthums der fog. Handelsbilanz darf man die Wichtig 
feit der Zollliften nicht verfennen, infofern diefelben ein annähernd richtiges Bild von 
den Productionsfräften jedes Staates gewähren. Franz Neumann. 


Handelsfreiheit. Freihändler. 

Dhne den Handel wäre die Arbeitstheilung , diefer erfte begründende Schritt 
alles Volfshaushalts, mithin aller Gultur, unausführbar. Man dürfte nicht, zur 
Vermehrung der Fülle, jede Arbeit in die ihr günftigfte Dertlichfeit verlegen und den 
für fie fähigiten Händen überweijen, wenn man nicht dafür Anftalt träfe, das Pro- 
duct dem Verbraucher wieder zuzuführen. Der Handel ermöglicht die Arbeitstheilung. 
Sein volfswirthichaftlicher Nugen befteht alfo in dem Mehrproduct, welches durch 
Arbeitstheilung und Austauſch, durch Volfshaushalt überhaupt, erzielt wird. Der 
bloße Kaufmannsgewinn giebt für den Nugen des ao. gar feinen Maaßſtab. 
Der Handel nügt nidyt dadurch, daß er viele dabei Beichäftigte ernährt und einige 
derfelben bereichert, denn Diefe fönnten, durch ihren Fleiß und ihr Gapital, fich in 
anderen Thätigfeiten ebenfogut Unterhalt und Reichthum erwerben ; und wenn fich die 
Producte ohne Diejelben zu Marfte fchaffen und verwerthen ließen, fönnten deren 
Kräfte und Mittel die Producte direct vermehren, anftatt fie blos zu vertheilen. Die 
Handelsfoften für Vorräthe, Lagerräume , Schiffe, Eifenbahnen, Ganäle, Häfen, ſo— 
wie für Unterhalt und Geſchäftsgewinn der bei dem Handels- und Transportweſen 
Thätigen, werden durch einen Aufſchlag auf die Einfaufspreije der Handeldwaaren 
gededt. Sie mindern alfo jene Verwo hifeilerung der Befrievigungsmittel, worin der 
volfswirthichartlihe Nugen des Handels liegt. Aber die durch den Handel ermöglichte 
Arbeitstheilung verwohlfeilert die Einfaufspreife um viel mehr ald den Betrag der 
daraufgeichlagenen Handelsfoften. Die Handelsfoften find alfo die unvermeidlichen 
Koften der Arbeitstheilung‘, und zwar jehr gut angewandte Koften. Aber es hieße in 
der Buchführung des Volfshaushalts das Sol mit dem Haben verwecjeln, wenn 
man diefe Koften, das Einfommen der Handelöbefliffenen, als den volkswirthſchaft— 
lihen Gewinn durch den Handel anjehen wollte. 

Der Handel ermöglicht nicht blos, er erzwingt fogar die Arbeitstheilung 
und zwar die zwedmäßigfte, Die ergiebigfte. Denn überall, wo ein Product, im 
Verhältnig zum Aufwande, in größter Fülle, alfo am mwohlfeilften producirt wird, 
dort fauft er und ermuntert dafelbft zur Ausdehnung ſolcher Production. Das Ge- 
faufte führt nun der Handel dorthin, wo es mit verhältnigmäßig größerem Aufwande, 
alfo theurer hergeftellt wird, und verfauft e8 dort zu Preiſen, bei denen ſolche Pro— 
duction daſelbſt gar nicht, oder wenigſtens nicht auf bisherige Weife fortbeftehen kann. 
Die damit Beichäftigten müflen entweder lernen, das gedachte Product ebenfo wohl- 
feil, ald irgend Andere e8 vermögen, herauftellen, oder de müſſen ein anderes Geſchäft 
fuchen, bei dem fie e8 in der Wohlfeitkeit allen Anderen gleihthun fönnen. Der Han- 
del bewirkt alfo, daß der Bedarf überall aus den wohlfeilften, d. h. ergiebigiten Quel— 
len verforgt wird; — und er forgt für die Eröffnung ergiebigfter Quellen, d. h. für 
die erfolgreichfte Verwendung jeder Productivfraft dadurd) , daß er Jeden zum Wech— 
feln des Gewerbes nöthigt, der mit feinen Mitteln und Kräften nicht verhältnismäßig 
in größtmöglicher Fülle producirt und feine Producte zu dem wohlfeilften Preiſe lie: 
fert, zu welchem fich der Marft anderweitig verforgen fann. Der Handel übt im 
Volfshaushalt die Erecutivgewalt in Geftalt von Concurrenz aus. 

Wie Jeder im Vorfehaushalt Thätige, ftrebt der Handel nur nad) dem eigenen 
Vortheil und bewirkt Gemeinnügiges; er will aus der Höhe der Verbrauchspreife über 
den PBroductionspreifen Gewinn ziehen ; da er aber durdy fein Waarenangebot überall 
jene hinabdrüdt, muß er ſtets beftrebt fein, auch diefe zu ermäßigen. Die Wirkjamfeit 
des Handels zur Steigerung der Fülle durch Erzwingung der zwedmäßigften Arbeits: 
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theilung ift der große Hebel zur unabläffigen Förderung des volfswirthichaftlichen 
Gemeinintereffes ; und im Jntereffe Diefer müßte ftets unbedingte Handelsfreiheit 
herrichen. Der Handel fann, bei abjoluter Freiheit, doc) überhaupt weiter nichts thun, 
ald beim Einfaufen und Verkaufen eine möglich ftarfe Goncurrenz veranlafien; und 
möglich ftarf concurriren heißt nichts anderes, ald beim Kaufen den Producenten 
möglich viel Geld für ihre Waare, und beim Verkaufen, den Gonjumenten möglich 
viel Waare für ihr Geld geben ; dies entfpricht alfo unbedingt dem Intereſſe ſowohl der 
Producenten ald der Conſumenten, mithin des Volkshaushalts; und es kann niemals 
im volfswirtbichaftlichen Gemeininterefle liegen, die Goncurrenz zu bejchränfen. Außer: 
ordentliche Zuftände , wie der Krieg fie erzeugt, oder die durch Unwiſſenheit und Un— 
jelbitändigfeit des Volfs nöthig werdenden Vorfehrungen im Intereſſe der öffentlichen 
Gejundheit und Sittlichfeit fonnen, aus politiihen und polizeilichen Nüdfichten , Be- 
ihränfungen des Kaufs und Verkaufs gewifler Dinge rechtfertigen ; doch ändert dies 
nichts an der principiellen Forderung unbedingter Handelsfreiheit, joweit rein volks— 
wirthſchaftliche Nüdfichten in Betracht fommen. 

Aber fo förderlicdy auch die unter der Handelsfreiheit fih Außernde Goncurrenz 
für dad Gemeininterefje wirft, jo unbequem wird fie oft dem Einzelnen, welcher durch 
ſie belehrt wird, daß er ein für feine Dertlichfeit , Perjönlichfeit oder feine Mittel un: 
geeignetes Gewerbe gewählt hat, oder es auf ungeeignete Weife betreibt. Nur die zwin- 
gendſte Noth bewegt ihn, fein Gewerbe von Neuem oder ein neues Gewerbe zu erler« 
nen. Er ſchreit Gewalt über die durch den Handel gebrachte Goncurrenz , welche feine 
Griftenz bedroht. Er fordert Befchränfung des Handeld. Und da der Handel überall 
die ungetheilte oder ſchlecht getheilte Arbeit angreift, anfangs aber alle Arbeit unge: 
theilt oder jchlecht getheilt ift, alfo die Uebermadht bildet, während dagegen der Han 
del, eben wegen der noch unentwidelten Arbeitstheilung, ſchwach ift, unterliegt an— 
fangs der Handel im Kampfe, wird überall in Feſſeln geichlagen. 

Die erften Anfänge des Taufches zwifchen Nachbarn ftoßen nicht auf Widerftand, 
Die Nachbarn theilen unter fich die Arbeit, ſoweit es der geringe Unterfchied ihrer 
Productionsfähigfeiten vortheilhaft, und das geringe Maaß ihrer angejammelten 
Hülfsmittel es thunlich macht. Sie bilden locale Wirthichaftsgemeinden , wovon jede 
für die Befriedigung ihrer Bedürfniſſe faft allein auf die eigene Arbeit angewiefen ift ; 
es iſt aber zu wenig Vorrath geſammelt, ald daß die eine Gemeinde in beträchtlicyem 
Umfange für die andere arbeiten fönnte. In Ermangelung der Mittel zu einem be- 
trädytlichen Verfehre zwiichen den localen Wirthichaftsgemeinden muß jede für fich Die 
zu ihrer Verforgung nöthigen Gewerbe, fo gut oder jo jchlecht e8 eben geht, einrichten. 
Bringt nun gelegentlich der Handel, in Geftalt eines Karavanenführers , eines Schif— 
fers oder Hanfirerd, aus fernen Himmelsftrichen wunderbare Erzeugnifie der Natur 
oder einer unbefannten Kunft, jo empfängt man ihn mit ebenfoviel Freude als Neu- 
gier. Bietet er aber für geringes Geld Dinge an, weldye bisher in der Gemeinde felber 
mit größeren Koften erarbeitet werden mußten, — droht er dadurch die mit Mühe ber: 
geftellten betreffenden Einrichtungen nuglos und die damit bisher Beichäftigten brot- 
[08 zu machen, fo ift, feitens der Gemeinde, Abwehr der erfte Gedanke, Der Vortheil 
größerer Wohlfeilheit der eingeführten Waare für die Confumenten fcheint den Nach— 
theil nicht aufzumwiegen, wovon einzelne Mitgenoffen der Erwerbsgemeinde bedroht 
werden. Unter ſolchen Nachbarn, die ſich urfprünglich zum Zwecke der gegenfeitigen 
Beſchützung zufammengruppirt haben, ift das Gemeingefühl ftarf. Bei Angriffen von 
außen ftehen Alle für Einen. Und als ein Angriff von außen erfcheint ihnen dieſe 
Handelsconcurrenz, welche ihre altbeftehenden Erwerbseinrichtungen gründlidy zu 
ftören droht. Bei der naiven Anfchauungsweife unentwidelter Wirthichaft fällt der 
Gemeinnugen der Verwohlfeilerung wenig ins Gewicht. Jeder fragt ſich vielmehr: 
„Sol id, wegen einer mir umerheblidyen Erſparung, meinen Nachbar zu Grunde 
richten laffen, — ihn der Gewinnfucht eines hergefahrenen Fremden opfern?“ Als 
Antwort wird, aus einſtimmigem Antrieb, aller Handel, welcher Gemeindegenofien 
dem Drude fremder Concurrenz ausfegen würde, verboten oder mit Geldftrafen, in Der 
Geftalt von Einfuhrzöllen, belegt. — Und fpäter, wenn ſich die Erwerbsgemeinden in 
ihrer Abgeſchloſſenheit weiter entwidelt haben, wird für die älteren Mitglieder derfel« 
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ben die Concurrenz der neu ſich einrichtenden jüngeren auch unbequem; und da die 
älteren meift die Macht in Händen haben, verbünden fie fich und fchaffen fich das Mo- 
nopol ihrer Erzeugniſſe, die Zunft. Dieſer zweite Schritt in ber Handelsbeichrän- 
fung untericheidet ſich, jeinem ganzen Charafter nad), wejentlicd von jenem erften. Es 
liegen ihm ganz entgegengejegte Motive zum Grunde. Während man, bei der eriten 
Abichliefung vor fremder Concurrenz , den Vortheil wohlfeilerer Befriedigung nicht 
auf Koften von Gemeindegenofjen haben wollte, find es jest Balve. welche 
gerade auf Koſten der Uebrigen ihren Nutzen ſuchen; — dort war es der naive Irr— 
thum des Gemeingeiſtes, hier iſt es die Gewaltthat des ihm entgegengeſetzten Mono— 
polgeiſtes, der, einmal erwacht, zum ſchlimmſten Feinde der Entwickelung des Vollks— 
— wird. So wurde faſt überall, ſehr früh und ſeht lange, der Handel be— 
chränkt und gehemmt. Die Entwidelung des politiichen Lebens indeflen, indem fie die 
fidy abſchließenden Nachbarſchaften zu größeren Staatsgebieten vereinigte, duldete nicht 
auf die Dauer eine mit der ftaatlichen Einheit unverträgliche Hemmung des innern 
Verkehrs. Innerhalb der ftaatlichen Grenze aljo entwidelte fidy der Handel immer freier 
und erzwang eine immer weitergeführte Arbeitstheilung. Auch zwiſchen den verfchiede- 
nen Staaten erlangte der Handel mehr oder weniger die Freiheit, gewifle Waaren dahin 
zu führen, wo man folcdye nicht producirt. Allmählich wurde auf dieſe Weife überall 
der weit größere Theil aller Arbeit Durch Die vom Handel bethätigte Concurrenz gezwun« 
gen, fid) D zu theilen und zu vervollkommnen, als es das Maaß der Hülfsvorräthe 
irgend nur ermöglichte, — und die alſo getheilte, concurrenzgewohnte Arbeit bildete 
endlich das überwiegende Intereſſe — derjenigen Arbeit, welche die auf Refor— 
mirung und Verlegung dringende Concurrenz von ſich abzuwehren gewußt hatte. Das 
veränderte Intereſſe bewirkte auch eine Aenderung in den Anſchauungen. Zwar hatte 
die Wiſſenſchaft ſchon viel früher erkannt und gelehrt, daß die internationale Handels— 
freiheit, welche internationale Arbeitstheilung erzwinge, allſeitigen Vortheil biete. 
Aber zwiſchen der Verkündung der Adam Smithſchen Lehre und deren allgemeinerer 
praftiichen Anwendung verftrich mehr als ein halbes Jahrhundert. Denn der blog 
logiichen Gewalt weichen beftehende materielle Hemmniffe nicht; zu ihrer Befeitigung 
bedarf es allemal einer materiellen Kraft, und dieſe fehlte dem Handel zur Sprengung 
feiner Felleln bis vor wenigen Decennien, Die Mafjenproduction war nod) zu wenig 
entwidelt, es fehlten die Mittel und Wege zur Fortbewegung ſolcher Maflen, die dem 
Handel ein entſcheidendes Gewicht geben konnten. Selbſt bei äußerer Freiheit wäre 
der internationale —— aus innerer Schwäche, ein verhältnißmäßig beſchränkter 
geweſen; denn die Maſſe von Befriedigungsmitteln, welche das damalige —— 
capital einem Volke von außen her hätte zuführen können, war ſehr klein im Verhält— 
niß zu derjenigen Maſſe, für deren Herftellung es direct auf fih angewiejen war. Seit 
der neueren Entfaltung der Maffenproduction und erftaunlichen Entwidelung ver 
Transportmittel hat ſich das Verhältniß auf reale Weife geändert. Es find nicht blos 
gewichtige wiflenichaftliche Gründe, welche gegen die Handelsfchranfen anrennen, fon: 

dern beladene Schiffe und lange jchwere Eifenbahnzüge, welche mit Dampfesgewalt 
gegen diefelben heranbraufen. Das früher mehr theoretiiche und profpective Uebel ſol— 
cher Handelsichranfen ift ein reales, gegemwärtiges geworden. Die Reclamationen 
dagegen werden erhoben, nicht blos von der Wiſſenſchaft auf Grund eines entgehen: 
den Gewinns, jondern von dem Gewerbe auf Grund zugefügter Schäden. Und die 
Kraft des Handels wächft täglich mit jeinen wachienden Mitteln‘, und jede reale Kraft 
erzwingt fich entiprechende Freiheit. Der Handel hat auch jegt, zur Sicherung ſeines 
abjoluten Sieges über jede ihm noch entgegenftehende Schranfe , einen zuverläffigen 
Bundesgenofien in dem ſich mächtig anhäufenden Gapitale, welches nicht anders, als 
in einer jehr erweiterten internationalen Arbeitstheilung, rentirende Verwendung fin: 
den fann. 

Aber es giebt noch andere Hemmungen des Handeld, welche nicht auf Antrieb 
concurrenzicheuer Producenten, jondern im Intereſſe der Staatdgewalten entjtanden, 
nämlic) die fogenannten Binanzzölle. Diefe Abgaben vermindern die Verwohlfei— 
ferung der Producte, mithin auch den Nugen des Handels. Der Kaufmann indefjen, 
der fie bezahlt , trägt fie nicht, und der Conſument trägt fie ald entgangenen Gewinn, 
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den er leichter erträgt, ald ein Fortnehmen des Gewonnenen. Gegen dieſe Finanzzölle 
entfteht nicht leicht ein Widerftand. Die Staatsregierungen halten diejelben daher, als 
ſehr bequeme und ergiebige Einnahmequellen feſt. Es liegt indeflen in der Natur der 
Finanzzölle jelber die Bürgichaft dafür, daß fie die Freiheit des Handels nicht zu em» 
pfindlich befchränfen. Denn da fie Abgaben nur von den durch den Handel wirklich 
bewegten Waaren find, werden fie eben nur in dem Maaße einträglic) , ald die Han 
delöbewegung lebhaft ift, — weshalb es im Intereffe der Staatsfinanzen felber liegt, 
die Säße der Finanzzölle jo niedrig zu normiren, daß diejelben möglidy wenige Han 
delsgejchäfte verhindern, — doch giebt es, beiläufig geſagt, noch immer viele Finanz— 
minifter, welche das Einmaleins der Zollberehnung erft lernen follen, wonach Die 
Hälfte von zwei nicht eins, jondern vier giebt, und man, um mehr zu erhalten, weni- 

er fordern müffe. Immerhin bleibt jedoch die Abichaffung aller Grenzzölle überhaupt 
— ver Freihändler, —denn ſelbſt die mäßigſten Finanzzölle find eine Geld— 
ſtrafe auf Arbeitstheilung. 

Die Forderung unbedingter Freiheit des Handels iſt indeſſen nur die eine Anwen- 
dung einer allgemeineren Lehre, welche die Freiheit überhaupt hinftellt, ald Grundbe— 
dingung fowohl der möglic größten Fülle als auch voller Gerechtigkeit im Volkshaus— 
halt. Die Anhänger diefer Lehre haben den Namen „Freihändler“ erhalten, weil 
fie zuerſt durdy den Kampf um Handelsfreiheit ihre Lehre praktiſch bethätigten. 

Der Freihandel fennzeichnet fih durch eine radical individualiftiiche 
Auffaffung volfswirthfchaftlicher Verhältniffe. Im dem Volfshaushalt, als joldyem, 
ſieht er jchlechterdings nur ein Nebeneinander von Einzelhaushalten, deren jeder, ſelb— 
ftändig in feinem Wirthichaften und allein für deflen Erfolg verantwortlich, nichts 
von den anderen zu beanspruchen hat, als gleiche Freiheit, gleiches Ungehindertfein in 
der Benugung feiner Mittel und Kräfte zur Beſchaffung von Befriedigungsmitteln, 
alfo Fernbaltung jeglicher Vergewaltigung. So vielfeitig auc der volfswirthicdhaft- 
liche Drganismus erſcheinen mag, der Freihandel fieht darin eigentlich nur ein einziges 
Organ: den Markt. So verwidelt und ineinandergreifend auch die Beziehungen 
der Einzelwirtbichaften zu einander erfcheinen, der Freihandel erblidt für diefelben nur 
einen VBerfnüpfungspunet: ven Markt. Alle fonftigen volfswirthichaftlichen Geftal« 
tungen find nur Einrichtungen, welche die Einzelnen treffen, um, Jeder für fi), aus 
dem Marfte Nugen zu ziehen. Daß Alle denjelben Trieb haben , denjelben Naturbes 
dingungen gegenüberftehen, und im Grunde Daſſelbe thun, dies bildet ein übereinftim- 
mendes, aber fein gemeinfames Handeln. Anftatt nämlich Mehrerlei für die eigenen 
Bedürfniſſe berzuftellen, arbeitet Jeder für den Markt Einerlei, gegen welches er mehr 
einzutaujchen hofft, als er fid) auf directem Wege fchaffen fönnte. Er wählt fi unter 
den Arbeiten, zu denen er die Mittel und die Gelegenheit hat, diejenige, deren Pro» 
ducte er im Marfte am beften zu verwerthen glaubt. Won feiner Anftrengung und be: 
fonders von feinen Hülfsvorräthen hängt e8 ab, wie viel er ſchaffen und zu Marfte 
bringen fann. Alles auf den Marft Gebrachte gebt auch zum Verbrauch ungefürzt 
Denjenigen wieder zu, welche den Marft verjorgten, und zwar Jedem nad) Maaßgabe 
ſeines Beitrags oder ſeiner Leiſtung, d. h. nach Verhältniß der von ihm bewältigten 
Schwierigkeiten, welche weit mehr in der Beſchaffung der Arbeitshülfsmittel, als in 
der direct für den Markt unternommenen Arbeit liegen. Die relative Leiſtung eines 
Jeden bei Verforgung des Marfts wird ermittelt, und der ihm gerechtermaapen ge 
bührende Erſatz ihm dafür übermittelt , indem er im freien Marfte erftens für feine 
Leiftung Denjenigen fucht, der fie am höchſten abjhägt und ihm das meifte Geld 
dafür giebt, und zweitens Denjenigen , der ihm für fein Geld das meifte von den von 
ihm verlangten Befriedigungsmitteln abläßt. Ueber dieſe Verwerthungsweife, welches 
auch ihr Ergebniß fein mag, fann fich Keiner beflagen , denn durch dieſelbe ſchafft ſich 
Jeder die nach den Marftverhältniffen beftmöglichen Bedingungen, — und die Markt— 
verhältnife beruhen auf den abfoluten und relativen Mengen aller zu Markt geſchaff⸗ 
ten Befriedigungsmittel, alſo auf der Vertheilung und Ergiebigkeit aller producirenden 
Kräfte und Mittel. — Und ift der freiwillig vereinbarte Austaufc von Leiftung und 
Gegenleiftung geichehen, jo hat der eine Marftgenofie an den anderen feinen weiteren 
Anſpruch. Im Marfte wird feine Gemeinſchaft gebildet, ſondern im Gegentheil ab- 
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gerechnet und auseinandergefegt. Die volkswirthſchaftliche Gemeinde, als ſolche, ift 
nur Marftgenofienichaft ; ſie befigt, wie gefagt, weiter fein gemeinfames Inftitut, als 
eben den Markt, und fie bat auch weiter nichts zw gewähren, als freien Zutritt zu 
dem Marfte, denn Alles indem Marfte ift Einzeleigenthum; — OddE zi rw Iduer 
Svrnia reluera srolka, „Nirgends wüßten wir dody des Gemeinfamen vieles ver: 
wahret.“ 

Zur Förderung des volfswirthichaftlichen Wohle im Allgemeinen fieht der rei: 
händler nur den einen möglichen Weg: die Freiheit jedes Einzelnen, das eigene Wohl 
nad Kräften zu fördern. Jedermann verjteht die Förderung des eigenen Wohle befier 
als Andere und befjer ald Anderes. In dem Verlangen nad) ungefürztem Genuß des 
Erworbenen, und in der Furcht vor Entbehrung- hat Jeder den ftärfiten Antrieb zur 
Ausbildung und erfolgreihen Aufbietung feiner Kräfte und Mittel; und doch ift es fo 
jchwer die Menichen hierzu anzutreiben , beſonders fie zu jener Anftrengung und Ent— 
haltjamfeit zu bringen, bei denen ein Grübrigen möglich wird, daß bisher alle Aug: 
ficht auf Wohlitand, alles Drohen der Noth nur einen Meinen Theil der Menſchen 
dahingebracht hat, die erforderlichen Vorfehrungen zur Erlöfung aus der täglichen 
Roth um das Unentbehrlichite zu treffen. Gin Abjchwächen jener Triebmittel, eine 
Verminderung jener Noth, welche zu wirtbichaftlihen Vorkehrungen aufftacheln ol, 
würde die Erhebung der Menfchen zum Gulturgenuß hoffnungslos madıen. — 
Ein Syſtem, wobei Sever fich un den ausreichenden Erwerb feines Nachbarn zu küm— 
mern hätte, wäre eine zweckloſe Verkehrtheit, welche blos die Anftrengungen in falfche 
Richtung, die Aufgaben in falſche Hände brächte. — Und ein Syitem gegenfeitiger 
Aushülfe beim Verbrauche, würde dem Einen den ungefürzten Genuß der Früchte ſei— 
ner Anftrengung, dem Anderen die Furcht vor Entbehrung ald Folge der Nichtan— 
ftrengung nehmen, alfo die wefentlihen Triebfräfte fchaffender Thätigfeit lähmen. — 
Freiwillige Vereinigungen zu Unternehmungen, wozu die Mittel des Einzelnen nicht 
ausreichen, beruhend auf dem Principe der Theilung des Ertrags unter die Aſſociirten 
nah Maafgabe der Beifteuer und Leiftung eines Jeden, find wirthichaftlich , injofern 
ſie nicht communiſtiſch find. 

Dem Einwande, daß der unbeichränft waltende Eigennug den eigenen Vortheil 
durch Benachtheiligung Anderer fuchen dürfte, begegnet der Freihändler durd) den Hin: 
weis, daß dies ohne Vergewaltigung unmöglid) jei, — daß vielmehr im freien Markt: 
verfehr Keiner den eigenen Nugen fördern fonne, ohne auch den Nugen Anderer mitzu: 
fördern. Den eigenen Nugen nämlich fördert man am erfolgreichiten dadurch, daß man 
möglich viel zu möglich hohen Preiſen verfauft, d. h. den relativ dringlichiten Bedürf— 
niffen Anderer möglich viel Befriedigung bietet. Selbft den verrufenen Speculations: 
gewinn erzielt man nur durch Verjorgen von Vorräthen für Noth, die man vorausiah 
und durch fein Angebot auch mildert. 

Daß der Eine aus dem Marfte viel mehr Befriedigungsmittel, al® der Andere 
bizieht, beruht gerechtermaaßen darauf, daß er, mit größeren Ginridytungen und Hülfs— 
vorräthen jchaffend, viel größere Schwierigfeiten bei der Verforgung des Marfts be: 
wältigt, und auch die Wahl derjenigen Arbeiten hat, welche, da fie befondere Kennt: 
niffe und Voreinrichtungen erheifchen und Wenigern zugänglich find, verhältnigmäßig 
weniger im Marfte angeboten, aljo am beften bezahlt werden. Das Wejentlidye alles 
Nolfshaushalts überhaupt, d. h. die Vermehrung der Befriedigungsmittel durch 
Arbeitstheilung und Marftverfehr, beruht doch auf angefammelten Hülfsvorräthen, 
auf Gapital. Alles was ein Induftrievolf materiell voraushat vor einer Horde Mil: 
der, hat es durch fein geiftiges und dingliches Gapital. Ganz gerecht ift es aljo, daß 
in einem Induftrievolfe diejenigen Familien, weldye das meifte Gapital angelammelt 
haben, aud den größten Antheil an dem durch Gapital verihafften Mehrbetrage an 
Befriedigungsmitteln beziehen. Für diejenigen Familien , welche in der ganzen Reihe 
der Jahrhunderte es niemals ermöglichten, über den täglichen Bedarf hinaus Etwas 
zu Schaffen und zu erübrigen zur befjern Ausbildung und Ausftattung der Nadyfommen, 
— für Bamilien alfo, welche noch auf der vo rwirthichaftlihen Stufe ftehen geblieben 
find, die Vortheile vorgefchrittener Wirthichaftlichkeit beanfpruchen, ift unthunlich. 
Wollte man irgend zwangsweiſe Etwas von den Früchten jenes angefammelten Gapitald 
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den Gapitallojen zuwenden, fo würde das Gapitalfammeln fogleich ftoden und das 
Derapitalifiren beginnen. Es ift eine unbeugiame Beitimmung der Weltordnung, daß 
feine Familie anders erlöft werde aus der urfprüngfichen Nahrungsnoth, als dadurch, 
daß ſie wirthfchaftlic etwas vor ſich bringe, haushälterifch etwas erübrige. Eitel find 
alte Vorichläge, das wirthichaftliche Loos der Bapitallojen zu heben, ohne fie erft fel- 
ber zu heben, d. h. ihre Lebensanſprüche fo zu fteigern, daß te die Wilfensfraft ge— 
winnen, nicht — vorrathslos jeder augenblicklichen Noth gegenüberzuſtehen, nicht 
länger ihre Nachkommen ohne einige Ausſtattung dem Lebenskampfe entgegenzu— 
fhiden. Hier freilich befinden wir und in dem Dilemma, daß die geftärfte Willens: 
fraft der Gapitallofen ihre Noth bredyen ſoll, während ihre Noth es ift, die ihre Wil: 
lenskraft bridyt. Aber gelegentlich wird Doc, dieſe Noth zeitweife gemildert, wenn neue 
Erfindungen und Entdefungen, oder die endliche Wegräumung alter Hemmniffe wirth— 
ihaftlicher Freiheit günftige Conjuncturen im Arbeitömarft erzeugen ; und indem dieſe 
Gonjumeturen dazu beitragen, die capitallojen Arbeiter an Befferes zu gewöhnen, ihre 
Lebensanfprüche und Strebefraft zu fteigern, ift eine Hebung ihrer ſelbſt, mithin ihrer 
Wirthſchaftslage möglich. 

Erkennt num der Freihandel die Freiheit und Freiwilligkeit als einziges ordnendes 
Princip für den Volfshaushalt, jo erfennt er auch damit die Nothwendigfeit einer 
Macht, welche jegliche Vergewaltigung abwehre. Diefe Macht muß auch der größten 
Macht gewachſen fein, von der eine Vergewaltigung drohen könnte. Sie muß alfo ge- 
bilder werden durch Vereinigung der größten Zahl nebeneinander lebender Menfchen, 
die irgend durch ein Gefühl der Zufammengehörigfeit und der gemeinfamen Intereſſen 
und Gefahren dahingebracht werden fönnen, aller Welt gegenüber für einander 
einguftchen. Soldye Vereinigungen bilden ſich durch den gefchichtlichen Proceß, 
d. h. dadurch, daß die Sucht der Vergewaltigung, weldye im Menichen, ehe er 
wirthichaften gelernt hat, beſonders vorherrſchend ift, Schaaren bildet, die folange 
miteinander kämpfen und fid) gegenfeitig abforbiren, bis Staaten übrig bleiben , die 
fich die Waage zu halten vermögen, Aber dem Staate erfennt der Freihandel feine 
andere Aufgabe zu, ald eben die eine: die Production von Sicherheit. Er ift alfo, der 
Staatsmacht gegenüber, mehr beftrebt, fie auf diefe ihre Aufgabe zu befchränfen, und 
ihrer Competenz Alles, was nicht Sicherheitsproduction ift, zu entziehen, als ihre 
Thätigfeit innerhalb ihres legitimen Wirfungsfreifes zu bejchränfen. Natürlich ver- 
langt er auch, daß die Staatsmacht ihr Geſchäft der Sicherheitsproduction möglich 
wirthichaftlich einrichte und betreibe. Von fonftigen productiven Unternehmungen durd) 
den Staat will der Freihandel principiell nichts wiſſen, weil die einzige Gewähr für 
Rirthichaftlichfeit bei einer Production darin liegt, daß die Leiter derſelben bei Etrafe 
des Banferotts dafür verantwortlich find, daß der Ertrag den Aufwand überfteige, 
was bei Staatsbeamten nicht zutrifft. — Vor Allem aber kämpft der Freihandel gegen 
eine mißbräuchlihe Verwendung der Staatögewalt zur Beeinfluffung der Marftver: 
hältniffe und Bewirfung von Gonjuncturen, welche, den Einen erhöhten Gewinn brin- 
gend, den Anderen in noch größerem Maaße Schaden zufügen. Denn das einzige 
Mittel, welches der Staat hat, um auf den Gang des Volfshaushalts einguwirfen, 
ift das Beichränfen,, das Verhindern gewiffer Zufuhren zum Markte, das Erzeugen 
eines Fünftlihen Mangels gewiffer Dinge, mithin das Erprefien eines erhöhten 
Opfers von Denen, die folher Dinge bevürftig find. Außer der hierin liegenden Un- 
gerechtigfeit gegen Einzelne, liegt hierin auch für den Volfshaushalt im Ganzen eine 
Schädigung Durch verfürzte Verforgung des Marftes im Ganzen. — Da überhaupt, 
beim Walten abjoluter voltswirthichaftlicher Freiheit, Jeder nach befter Einficht und 
nach Kräften ftrebt, das Einträglicyfte zu thun und das weniger Einträgliche au unter: 
laffen, fo fann die in ven Volfshaushalt ſich einmifchende Staatögewalt überhaupt an 
deffen freiem Gange nur dadurd) etwas ändern, daß ſie das weniger Einträgliche ge: 
bietet, das Einträglichere verbietet. — Der Staatsmacht aber will die Rolle des blo- 
Ben Producenten von Sicherheit nicht genügen. Sie möchte auch als die Quelle der 
Gottſeligkeit, Sittlichfeit, Bildung und des Wohlftands angefehen werden, möglic) 
viele Bunctionen an ſich reißen, möglidy viele volfswirthichaftliche Intereffen an die 
ihrigen fnüpfen. Der Einzige aber, der ein Intereffe haben fann an der Einmiſchung 
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der Staatsgewalt in den Bolfshaushalt, ift ver Monopolgeift, der den erhöhten eigenen 
Nugen nicht durch Erhöhung der eigenen Leiftung erftrebt, jondern durch Hemmung der 
Leiftung Anderer und Erzeugung einer fünftlihen Noth, aus der er höhere Preife feiner 
Leiſtung erpreßt; — darum ijt es immer nur der Monopolgeift, der die ftaatliche Ins 
tervention in den Volkshaushalt nachſucht, und immer nur im Bunde mit dem Mono: 
polgeift gefchieht e8, daß der Staat ſich in den Volkshaushalt einmifchen fann. Und 
darum befämpft der Freihändler, ald entſchloſſenſter Widerfacher des Monopols, jede 
Einmifchung des Staats in den freien Gang des Volkshaushalts.  Prince-Smith. 


Handelsgerichte 

jind befondere Gerichte oder befondere Abtheilungen der gewöhnlichen Givilge- 
richte , welchen die Entſcheidung der Streitigkeiten in Handelsſachen, auch , wo jolche 
üblich, die Führung der Handelsregifter, d. h. der Verzeichnifle der in ihrem 
Bezirke beftehenden Firmen, ihrer Inhaber und deren SProcuriften, und ähnliche Ge- 
ſchäfte obliegen. Sie unterjcheiden fi in der Regel von den gewöhnlichen Gerichten 
theils durch die Art ihrer Zufammeniegung, theild durdy ein fdyleunigeres, hier und da 
auch ftrengeres Verfahren, 3.8. Geftattung der Schulphaft, wo diefe bei den gewöhn- 
lichen Gerichten nicht oder nur in beichränfterem Maaße zuläfig ift. Die Errichtung 
von Handeldgerichten ift bis in das Mittelalter zurüdzuführen. In Italien , wo der 
Handel am früheften zur Blüthe gelangte, finden wir Handelögerichte (consolati), bei 
weldyen die Richter ſämmtlich oder zum Theil aus Kaufleuten beftanden , bereits im 
13. Jahrhundert; ihnen vorzüglich find die Keime eines felbftändigen Handels- 
rechtes zu danfen, welches ſich im Anjchluß an die Bepürfniffe des fteigenden Ver— 
kehrs immer mehr von den Fefleln der einfeitig am römiichen Recht hängenden Juris- 
prudenz befreite. Auch in Frankreich wurden Handelögerichte ſchon im 14. Jahrhun- 
dert errichtet, welche anfänglich aud) die Marftpolizei ausübten. Den frangöfifchen Ein— 
richtungen nachgebilvet beftehen foldye auf dem preußiichen linken Rheinufer, in der bav- 
riſchen Pfalz und einigen anderen deutichen Ländern am Rhein feit der Zeit der Napo- 
leoniſchen Herrihaft. Sie find da wie in Franfreich lediglich aus Kaufleuten zuſam— 
mengejegt, und cs ift ihnen nur ein Gerichtsjchreiber zur Erledigung der formellen 
Arbeiten beigegeben. Im übrigen Deutichland waren fie bis zur Einfübrung des deut- 
ſchen Handelsgeſetzbuchs nur eine vereinzelte Erſcheinung, es bejtanden deren 3. B. in 
Bayern, in Hamburg, Bremen und Leipzig. 

Bei der Berathung des genannten Geſetzbuchs war aud) eine gemeinfame Han- 
delsgerichtsorpnung in Ausficht genommen, doc Fam fie wegen Verſchiedenheit der 
Anfichten nicht zu Stande. Inzwiſchen finden die Handelsgerichte ſeitdem größere 
Verbreitung. Bom deutihen Handelstag und Juriftentag, ſowie vom volfswirthidyaft- 
lichen Congreß ift Zufammenjegung des Nichtercollegs aus Kaufleuten und einem ge: 
lehrten Richter ald Präfiventen empfohlen, wie fie in Sadyfen, Bremen und Hamburg 
befteht. Die Berheiligung des faufmännifchen Elements an der Rechtſprechung in zwei: 
ter Inſtanz ift nur an den beiden legteren Drten und in Bayern durchgeführt. Die 
Forderung eines fchleunigen mündlichen und öffentlichen Verfahrens gilt zwar 
für alle Gerichte, ift jedocdy für Die Handelsgerichte befonders dringend. Ohne foldyes 
würde auch die Theilnahme faufmännifcher Richter an der Rechtipredyung , welche be: 
ſonders da nothwendig erfcheint, wo das Gefeg dem richterlichen Ermejien freien Spiel- 
raum läßt, faft iluforiich fein. Zur Erhaltung und Fortbildung der durch das deutiche 
Handelsgeſetzbuch geichaffenen Rechtseinheit bleibt die Errichtung eines gemeinfamen 
oberften Gerichtöhofes ein noch zu erreihendes Ziel. — Bergl. bei. Creizenach, 
Das Weſen und. Wirfen der Handelögerichte und ihre Competenz. Beilageheft zu 
Goldſchmidt's Ztichr. f. d. gef. Handelsrecht. 1861. 

Dr. J. Gensel. 


Handelögefeßbudh. Firma. Procura. 

Der von der deutichen Nation lebhaft gehegte Wunſch, ein einheitliches Recht 
zu erlangen, um in demfelben ein ftarfes Band der Vereinigung aller deutichen 
Staaten und Volksſtämme zu befigen, ift auf denjenigen Rechtsgebieten, auf welchen 
die Interefien des Verkehrs das Bedürfniß der Rechtseinheit Doppelt fühlbar machen, 
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theilweiſe erfüllt. In der allgemeinen Wechſelordnung beſitzen wir bereits ein Erſt— 
lingswerk der einheitlichen Geſetzgebung, welches als eine der glücklichſten und für den 
Handel ſegensreichſten Schöpfungen unſerer Zeit anerkannt iſt. Das deutſche Han— 
delsgeſetzbuch war ein noch größeres Werk. Bereits 1836 und 1846 wurde die Idee 
zu demjelben von der württembergifchen Regierung angeregt, 1848 von dem Reiche: 
Minijterium der Juftiz in Frankfurt, fpäter von der preußiichen Regierung wieder 
aufgenommen, welche einen Handelsrechtd- Entwurf ausarbeiten ließ und von meh: 
teren Zollvereinsregierungen erfucht wurde, mit demjelben zum Zwed einer Verein: 
barung der deutichen Staaten vorzugehen. Im Jahre 1556 beichloß die Bundes- 
verjammlung nad) Vollendung jenes Entwurfs die Niederjegung einer Commiſſion, 
die am 15. ea 1557 in Nürnberg eröffnet wurde. Außer den Bevollmächtigten - 
der einzelnen Staaten war eine erheblide Zahl ausgezeichneter Männer des Kauf: 
mannsjtandes zu der Konferenz gejendet und wurde der preußifche Entwurf für die 
Berathungen zu Grunde gelegt, woneben auch einem von Defterreich eingebrachten 
Rechnung getragen werden jollte. Als Drt für die Verhandlungen über das Seerecht 
wurde Hamburg gewählt und traten die Bevollmächtigten dort am 26. April 1855 
zuſammen. Im Auguft 1860 wurde der Entwurf vollendet. Leider gingen die Ne: 
gierungen in die Berathung eines von der preußiichen Regierung vorgelegten Ent: 
wurfs des Handeldconcursrehts und Handelsproceßrechts nicht ein, weil dem weit 
durchgreifendere allgemeine Aenderungen in den einzelnen Concurs- und Proceßgeſetz— 
gebungen der verjchiedenen Staaten vorangehen müßten. Am 12. März 1861 wurde 
die Konferenz in Nürnberg in ihrer 589. Sitzung geichloffen und der nun mehrfad) 
begutachtete und durchgearbeitete Entwurf der Bundesverlammlung und den Bundes: 
tegierungen vorgelegt. Seitdem iſt derjelbe von denfelben nad) einander den Landes— 
vertretungen unterbreitet und publicirt worden. Zur leichteren Einigung über das 
große Werk ift bei mehreren Materien den Particulargejeggebungen freier Spielraum 
gelaffen, und die Einführungsverordnungen der einzelnen Staaten haben hier die Er: 
gänzungen nad) ihren fpeciellen Einrichtungen und Grundfägen vorgenommen. 

Das Handeldgejegbud; zerfällt in fünf Bücher und hat Geltung für das ganze 
Gebiet Des Handels: und Seerehts. Nur, infoweit das Geſetzbuch feine Beſtimmun— 
gen enthält, kommen die Handelögebräuche und in deren Ermangelung das allgemeine 
bürgerliche Recht in Amvendung. An den Beftimmungen der deutſchen Wechſel— 
ordnung wird durch dieſes Gefegbuch nichts geändert. Wo das Geſetzbuch von dem 
Handelsgerichte ſpricht, tritt in Ermangelung eines bejfonderen Handelsgerichts Das 
gewöhnliche Gericht an deſſen Stelle. — Das I. Buch handelt von dem Hans 
delsftande und zwar: von Kaufleuten, von dem Handelsregifter, von den Handels: 
firmen, Handelsbühern, Procuriften und Handelsbevollmädhtigten, Handlungs- 
gehülfen, Handelömäflern oder Senſalen. Das II. Bud) enthält die Beſtimmungen 
über die Handelsgefellihaften und behandelt: die offene Handelsgeiellichaft, 
die Errichtung der Gejellichaft, das Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter ein— 
ander, das Rechtöverhältniß der Gefellfchaft zu dritten Perſonen, die Auflöfung der 
Geſellſchaft und das Austreten einzelner Gejellichafter aus derjelben, die Liquidation 
. der Gejellichaft, die even der Klagen gegen die Gejellichafter, die Commandit— 

geiellfchaft und die Actiengefellichaft. Das III. Bud) enthält die Normen von der 
ſtillen Gejellichaft und von der Vereinigung zu einzelnen Handelsgeichäften für ges 
meinjchaftliche Rechnung; das IV. die Beftimmungen über die Handelsgeſchäfte, den 
Kauf, das Commiſſionsgeſchäft, Speditionsgeſchaͤft, Frachtgeſchäft überhaupt und 
die Eiſenbahnen insbefondere; das V. Buch Ichließt mit den Beftimmungen über bie 
verfchiedenen Gebiete des Seerechts. 

Die Firma eines Kaufmanne ift der Name, unter welchem er im Handel feine 
Geſchäfte betreibt und die Unterfchrift abgiebt. Die Firma ift aljo, wenn wir das 
präcis ausdrüden, der Handelsname des Kaufmanns. Durch diefe Beitimmung ift 
den Anjchauungen der Handelswelt gemäß das Princip anerfannt, daß alle Kauf: 
leute und nicht nur die Handelögefellfchaften oder gewifie Claſſen von Gewerbtreis 
benden eine Firma haben. Der Kaufmann darf der (gewöhnlichen faufmännischen) 
Firma feinen Zufag beifügen, welcher ein Geſellſchaftsverhältniß andentet, wie 3. B. 
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»et Compagnie«. Etwas Anderes iſt es bei der Commanditgeſellſchaft ꝛc. Dagegen 
find andere Zuſätze in Betreff der Perſon oder des Geſchäfts— ehatter. Die Firma einer 
offenen Handelsgefellichaft muß, wenn in dieſelbe nicht die Namen fämmtlicher Gefell: 
fchafter aufgenommen find, den Namen wenigftens eines der Gefellidyafter mit einem 
das VBorhandenfein einer Gejellichaft andeutenden Zufage ee Die Firma einer 
Gommanditgefellichaft muß den Namen wenigftens eines perfönlich haftenden Geſell— 
fchafters mit einem das Vorhandenfein einer Gefellihaft andentenden Zufage ent— 
halten. Der Name anderer Perſonen als; der perfönlid, haftenden Gefellichafter darf 
in die Firma einer Handelsgejellichaft nicht aufgenommen werden, aud) darf ſich Feine 
offene Handelsgefellichaft oder Commanditgeſellſchaft als Actiengeſellſchaft bezeichnen, 
* felbft wenn das Capital der Commanditiften in Netien zerlegt ift. Die Firma einer 
Actiengeſellſchaft muß in der Regel von dem Gegenftande ihrer Unternehmung ent: 
(ehnt fein. Der Name von Geiellichaftern oder anderen Perfonen darf in die Firma 
nicht aufgenommen werden. Jeder Kaufmann ift verpflichtet, feine Firma bei Dem 
a. in deffen Bezirf feine Handelsniederlaffung ſich befindet, behufs der 

intragung in das Handelsregifter anzumelden; er hat diefelbe nebſt feiner perfün- 
lichen Unterfchrift vor dem Handelsgerichte zu zeichnen oder die Zeichnung derfelben 
in beglaubigter Form einzureichen. In dieſer Verpflichtung jehen wir ein jehr taug: 
liches Mittel zur Beförderung der Sicherheit und des Credits. Die Vortheile zeigen 
ſich 3. B. wenn die Echtheit von Unterfchriften oder die Ermächtigung der handeln: 
den Perjonen zum Geſchäftsabſchluſſe in Frage ſteht; ſodann gegenuber joldyen Kauf: 
leuten, welche es mit der Beobachtung ftrengerer Formen nicht allzu genau nehmen, 
bei denen bald der Vater, bald ein im Geſchäft verwendeter Sohn x. unterzeichnet, 
ohne daß man über deſſen hinreichende Nollmacht ſicher ift, was befonders häufig bei 
dem auf dem Lande ftets mehr und mehr auftauchenden Handel mit Landesproducten 
vorfommt, endlidy gegenüber von Händlern, deren faufmännifche Natur zweifelhaft 
ift, bei denen alſo Die Möglichkeit, eine genaue Ausfunft über ihre Verhältniſſe ſich 
zu verichaffen höchft wünſchenswerth erfcheint. 

Jede neue Firma muß fih von allen an demjelben Orte oder in derjelben Ge: 
meinde bereits beftehenden und in das Handelsregifter eingetragenen Firmen deutlid) 
unterfcheiden. Hat ein Kaufmann mit einem in das Handelsregifter bereits einge: 
tragenen Kaufmann gleidhe Vor: und Familiennamen und will aud) er fich derfelben 
als feiner Firma bedienen, jo muß er diefer einen Zufag beifügen, durch welchen fich 
diefelbe von der bereits eingetragenen Firma deutlich unterfcheidet. Die Firma muß 
aud) für die an einem anderen Orte oder in einer anderen Gemeinde errichtete Zweig: 
niederlafiung bei dem für die legtere zußtändigen Handelsgerichte angemeldet werden. 
Es folgen jonft Drdnungsftrafen. Die Unterlafjung diefer Anmeldung ift jedoch von 
feinem Ginflufie auf die Rechtsbeſtändigkeit derjenigen Handelsgeſellſchaften, bei 
denen die Eintragung in das Handelsregifter Bedingung für ihre Entſtehung ift. 
Bei diefen Geſellſchaften enticheider für ihre Entſtehung die Eintragung in das Han: 
delsregifter desjenigen Handelsgerichts, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren Sig 
(ihre m hat. Der Eintragung der Zweignicderlaffung hat die (nad): 
zuweiſende) Eintragung der Hauptniederlaffung voranzugehen, Die Firma fann durd) 
Beltimmung des Erblaſſers oder mit Einwilligung der Erben fortgeführt werden. 
Die Veräuperung einer Firma, ohne das Handelsgeihäft inbegriffen, ift nicht zu: 
läfftg. Ungeachtet des Zu: oder Austrittd eines Mitgliedes aus einem Handels: 
ſchäft oder einer Handelsgefellihaft fann die Firma fortgeführt werden, nur bedarf 
es der Genehmigung des Geſellſchafters, Falls fein Name in der Firma enthalten ift. 
Wenn die Firma geändert wird oder erliicht, oder wenn die Inhaber der Firma ſich 
ändern, fo ift Died Dem Handelsgerichte zu melden, weldyes dies öffentlich befannt 
macht. Sonſt gilt die Aenderung rechtlich nur Denjenigen gegenüber, denen fte er: 
wiejenermaaßen befannt war. 

Procurift ift derjenige, welcher von dem Eigenthümer einer Handelsniederlaf: 
fung (Principal) beauftragt ift, in deffen Namen und für deffen Rechnung das Han- 
delsgeichäft zu betreiben und per procura die Firma zu zeichnen. Gr braucht, dies 
bemerken wir hierbei befonders, nicht zugleich Handlungsvorftcher oder Disponent zu 
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jein; er kann 3. B. ein Verwandter fein, welcher Vollmacht erhält, in Abwejenheit 
des Principals das, was die Handlungsgehülfen vorlegen, zu zeichnen. Verſchieden 
vom Procuriften ift der Inftitor, der Handlungsvenwalter, der mit allfeitiger Noll: 
macht das Geſchäft für den Principal führt und die Firma ohne Zufag zeichnet.) 
Wo mehreren Berfonen gleichzeitig Procura ertheilt ift, Sprit man von „Collectiv— 
procura“ Die Prormra ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen und außerge— 
richtlichen Geſchäften und Rechtshandlungen, welche der Betrieb eines Handelsgewer- 
bes mit fich bringt; fie erfegt jede nad) den Landesgefegen erforderliche ES perialvoll- 
macht; fie berechtigt zur Anftellung und Entlafjung von Handlungsgehülfen und Be: 
vollmächtigten. Zur Veräußerung und Belaftung von Orundftüden ih der Procurift 
nur ermächtigt, wenn ihm dieſe Befugniß befonders ertheilt ift. Eine Beichränfung des 
eben angegebenen Umfanges der Brocura hat dritten Perſonen gegenüber feine recht: 
liche Wirfung. Die Ertheilung fowie das Erlöſchen einer Procura ift dem Handels: 

erichte anzuzeigen, entweder durch den Principal perjönlid oder in beglaubigter 
kom. Dies gilt audy von dem Procuriften. Das Handelsgericht veröffentlicht die 

roruraertheilung. Die Verabſäumung diefer Vorſchriften bringt den Nachtheil mit 
ih, daß das Erlöfchen der Procura Dritten gegenüber, denen es nicht befannt war, 
nicht geltend gemacht werden kann. Dur das Rechtsgeſchäft, welches ein Procurift 
(oder ein Handlungsbevollmächtigter) gemäß der Procura (oder der Vollmadyt) im 
Namen des Principals jchließt, wird der legtere dem Dritten gegenüber berechtigt und 
verpflichtet ; wir jegen hinzu, auch in Betreff des Schadenerjages aus ſolchen Ver: 
trägen. Die Procura läßt ſich natürlich nur mit Ginwilligung des Principals über: 
tragen, fte erliicht jedoch nicht mit defien Tode, fonft aber iſt fie jederzeit widerruflich. 
Mer Geſchäfte ohne Procura oder mit Ueberfchreitung derſelben abſchließt, haftet 
alsdann perfönlich. Ueberhaupt darf der Prorurift ohne ft des Principals 
nicht eigene Geſchäfte für fich oder einen Dritten treiben, fonft kann der Principal 
diejelben als für fi) abgefchloffen anfehen, aud etwa verurfachten Schaden erfegt 


fordern. 
Jul. Frühauf. 


Handeld: und Gewerbefammern. an 

Ueberall da, wo die Gewerbefreiheit an die Stelle der frühern Zunftgefege getre- 
ten ift, hat man auf gefeglihem Wege Einrichtungen ins Leben gerufen, welche zwar 
im veredelten Sinne der alten Innungen, aber mit freierer Bewegung und mit weiter 
gehenden Tendenzen beftimmt find, die gemeinfamen Interefien des Handels und der 
Gewerbe nach Innen und Außen zu vertreten, Die namhaften Erfolge, weldye durd) 
die Handels und Gewerbefammern in Defterreicy und Preußen, in Rheinbefien und 
Baden, in Sachſen und Thüringen, in Württemberg und Bayern — in legterm Lande 
neben einer Gewerbegefepgebung alten Styls — erreicht worden find, können nicht 
verfehlen, in anderen Staaten zur Nahahmung au ermuntern. In der That ift auch 
das Feld der Thätigfeit für derartige Inftitute ein faft unermeßlihes. Der Begriff: 
„Wahrung der Intereffen der Gewerbe und des Handels“ birgt für eine Kammer, 
welche ihre Zeit verfteht und auf alle Zeichen diefer Zeit ein —— Auge hat, eine 
Fülle der ſegensreichſten und erſprießlichſten Arbeiten in ſich. Da gilt es nicht nur, die 
wirkſamen oder fehlenden Erfolge neuer Geſetzgebungen und Verordnungen nachträg— 
lic) zu conftatiren, fondern mit neuen VBorfchlägen jelbftthätig zur rechten Zeit aufzu- 
treten, und aus der engen Echranfe des Nothdürftigen hinüberzugehen in das Gebiet 
des Erlaubten. Was für den Handel die Sichtung der Handeld und Verfehrsufan- 
ven, das ift für das Gewerbe die Drganifation des Lehrlingsweſens, die Reform in 
der Stellung der Hülfsarbeiter und die Hebung des genoſſenſchaftlichen Principe. 
Für Beide gemeinfchaftlich find neue Hülfs- und Abjagquellen zu erichließen , find die 
Intereſſen zu wahren, gegenüber den öffentlichen Berkehrsanftalten , der Poft und den 
Bahnen, der Schifffahrt und der Telegraphie, dem Bank- und Berfiherungswefen. 
Durch das Sammeln und Verbreiten ftatiftifcher Nachweife können fid) die Kammern 
in den Stand ſetzen, nicht nur den Behörden über die Zwedmäßigfeit neuer Einrich— 
tungen unparteiifche Data zu geben, fondern aud) dem Geſchäftsmanne ſchätzbare 
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Hülfsmittel für den Verkehr zu verfchaffen. Da die großen Bewegungen des Handels: 
verfehrs über die pofitive Gefeggebung des einzelnen Landes hinausreichen, jo ift es 
ganz befonders Pflicht der Handelsfanmern, alle auf den diefleitigen Handel und die 
einheimifche Production bezuglichen Veränderungen in folhen Ländern im Auge zu 
behalten, mit denen Gejchäftsverbindungen angefnüpft worden find. Für die Regie— 
rungen endlich werden unparteiifche Darftellungen folder Gorporationen über Ge: 
528 des Handels, über die Lage der Induſtrie, über Reformvorſchläge u. ſ. w. 
immer einen gewiſſen Werth behaupten, mindeſtens geben ſie die in dem betreffenden 
Bezirke herrſchenden Anſichten und Wünſche in der Regel getreu wieder, und verdienen 
ſie deshalb als begutachtende Collegien in Beziehung auf —— und Verwal: 
tung des Staats die höchfte Beachtung. In manchen Ländern haben die Handelsfam- 
mern außerdem in Handelsftreitigfeiten privatrechtlicher Natur auf Anjuchen der Bars 
teien eine Ichiedsrichterliche Entjcheidung abzugeben, vor Gericht über Handelsujancen 
ihr Urtheil zu jprechen, das Mäklerweſen zu regeln, und nicht jelten ift ihnen auch die 
Börjenverwaltung und die Oberaufſicht über Handels- und Gewerbejchulen übertragen. 

Den franzöſiſchen Handelsfammern find die Deutſchlands und Belgiens nachge— 
bildet. Um das Jahr 1650 bejtand bereits in Marjeille eine Handelskammer, die von 
dem Handelsftande gewählt worden war, und 1700 wurden an verfchiedenen größern 
Handelsplägen auf Anordnung der Regierung ähnliche Inftitute, jedoch mit verſchie— 
denen, localen Berhältniffen angepaßten, Einrichtungen errichtet. Jm Jahre 1791 auf: 
gehoben, wurden fie wenige Jahre jpäter wieder ind Leben gerufen, und unter dem 
eriten KRaiferreiche mit größeren Vollmachten ausgeftattet, doch machen fich heute noch 
die Gentralifationsbeftrebungen bemerkbar , weldye die geſammte Leitung vom Sit der 
oberften Regierungsgewalt in Paris ausgehen laſſen. Neben den »chambres de com- 
merce« beftehen außerdem nod) »chambres consultatives des arts et manufactures«, 
die zwar in ähnlicher Weile wie die Handeldfammern die Intereffen der Fabrikinduſtrie 
und der Gewerbe vertreten follen, in Wirflichfeit aber nur Local» Handeld- und Ge: 
werbefammern repräfentiren. 

Wenn bier und da in der Preſſe von einem »conseil superieur du commerce, 
de V’agriculture et de l’industrie« die Rede ift, fo ift hierunter jenes Collegium zu 
verftehen — beftehend aus je 2 Mitgliedern des Senats, des gefeggebenden Körpers 
und Staatsrathes , aus 6 Notablen und den Directoren mehrerer Verwaltungsbehör— 
den, — weldyes Napoleon III. im Jahre 1853 zur Beruhigung der Fabricantenwelt 
ſchuf, um ihm bei Fragen des Tarifs, der Handeldverträge, Handels, Scyifffahrts- 
und Golonialgefeggebung berathend zur Seite zu ftehen. Nachdem nämlich durch Art. 3 
des Senatusconfultes vom 23. Decbr. 4853 dem Kaifer Das Recht eingeräumt worden 
war, jede Tarifreduction, welche bisher nur auf conftitutionellem Wege möglich ges 
weien war, nunmehr aus eigener Machtvollkommenheit zu verfügen, hatte ſich eine 
ziemliche Beſorgniß vor einer Aenderung der bisherigen Zollfpolitif der Handelswelt 
bemächtigt , und jenes Jnftitut des conseil sup. du comm. follte diefe Beſorgniſſe 
einigermaaßen zurüddrängen,. Die franzöfiiche Handelswelt ahnte inftinetmäßig, daß 
dem ftarren Prohibitivfyftem mit jenen Senatusconfult die Etunde gefchlagen hatte. 
Ge ift ſehr zu bezweifeln, ob bei dem frühern zähen Fefthalten an dem hoben Schutz— 
und Prohibitivſyſtem der franzöſiſch-engliſche und franzöſiſch-deutſche Handelsvertrag 
ohne jenes Collegium möglich gewejen wären. 

Belgien erhielt jeine Handelsfammern durch die franzöfiiche Invafton, und find 
dieſelben auch den franzöftichen in der Hauptfache nachgebilvet, wenigftens hat die Vers 
ordnung v. 17. Eeptbr. 1541 nur wenig geändert. 

In England hat die langjährige Anerkennung und Freiheit des Aſſociations— 
weiens Einrichtungen erfegt, wie fie auf dem Feftlande in der Form von Handels: 
und Getverbefammern von oben her durch die pofitive Gefeggebung hervorgerufen 
worden find. Schon 1695 wurde für London ein Handelsamt theilweife mit denfelben 
Beftimmungen wie die fpätern Handelskammern eingefegt, dem beftimmte Specials 
Departements für Schifffahrt, Eiſenbahn, Bank-, Börfenwefen u. ſ. w. untergeordnet 
waren. Im Allgemeinen hat England vermöge der Goncentration feiner Jnduftrie weit 
mehr ipecialifiven fönnen, als dies an andern Orten möglidy war, und finden fid) des— 
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halb neben den Handeldfammern freie Verbände für beftimmte einzelne Erwerbsbran- 
chen der verſchiedenſten Art. 

Für Preußen beftimmte die Gewerbeordnung v. 17. Jan, 1845, „daß die In— 
nungen und deren Vorfteher vorzugsweife berufen fein ſollten, jachverftändige Gut- 
achten in Angelegenheiten ihrer Gewerbe abzugeben“, und nachdem durch Verordnung 
vom 11. Fbr. 1848 für die in den Nheinprovinzen übernommenen, fpäter allgemein in 
allen Provinzen eingeführten Handelöfammern neue Beftimmungen erlaffen worden 
waren, wurde durdy Geſetz v. 9. Fbr. 1949 das Inftitmt des „Gewerberaths“ ein- 
geführt , das aber, ſoviel dem Verfaſſer befannt geworden ift, nur noch in Berlin be- 
fteht. Die Mitglieder des Gewerberaths follten zu gleichen Theilen in 3 Abtheilungen 
aus dem Handels, Fabrif- und Gewerbeftande des Bezirks gewählt werben, und 
außer den Obliegenheiten der Handelöfammern war dem Gewerberathe die Intereflen- 
vertretung des Handwerks- und Babrikbetriebs mitvorbehalten, und zwar: Regulirung 
des Innungs- und Lehrlingsweiens, der Hülfe-, Kranken- und Sterbecaffen der In— 
nungsgenofien , der Arbeitöverhältniffe und Arbeitsbefugnifle, endlich fogar Die Ent- 
iheidung über Dispenjationsgefuche von der vorgeichriebenen Lehrzeit, über die Dauer 
der Arbeitszeit, über die Annahme anderer Arbeiter ald Gefellen von Seiten eines 
Meifters u. ſ.w. — Außerdem find den Handelscorporationen einiger größerer Städte 
3. B. Berlin, Danzig, Magdeburg) unter Beibehaltung der frühern officiellen Titel 
die Rechte und Pflichten der Handeldfammern übertragen worden. 

In Bayern baſirt ſich Die Errichtung der Kammern auf die Vollgugsinftruction 
zum Gewerbegejege vom 17. Decbr. 1853 und bilden fie den Abfchluß einer univer: 
jellen Gliederung der Erwerböclaffen. Sie find gebildet aus den Vorfigenden und 
Vicevorſitzenden tämmtlicher im Negierungsbezirfe befindlichen Gewerbs-, Fabrik: und 
Handelsräthe, welche auf Einberufung der Regierung jährlich im Januar , in der Re: 
gel nicht über 10 Tage zufammentreten. Die Koften trägt der Kreis-, eventuell der 
Staatsfond. 

Württemberg gelangte durd; Verordnung vom 19. Septbr. 1854 zu feinen 
vier bis jegt beftehenden Handelskammern. Die Wahlordnung, im Jahre 1858 defini- 
tiv feftgeitellt, ift eine etwas eigenthümliche, indem eine Lifte wahlberechtigter Notablen 
durch verfchiedene Ausichüffe aufgeftellt wird, welche wiederum in jedem Oberamts— 
bezirfe Des Kreiſes von den politischen Bezirfscorporationen (die Ortsvorfteher mit 
dem Oberamtmanne), beftellt werden. Die Koften werden auf die Gemeinde und den 
Staat übertragen, während das angeführte preußische Geſetz und die öfterreichifche 
Verordnung das MWahlreht von einem beftimmten Gewerbefteuerbetrage abhängig 
machen und der Koftenaufwand für die Kammern auf die ftimmberechtigten Handels— 
und Gewerbtreibenden gepartirt wird. Wählbar find in Württemberg , wie überall, 
nur Glieder des Handels. und Gewerbftandes , jedoch findet eine Dreitheilung nad) 
Gewerbe, Rabrication und Handel ftatt und eine hiernach gelonderte Abftimmung. 
Nah Schäffle, Gewerbe: und Handelskammern im Staatslerifon von Bluntichli.) 

Defterreichs Handelskammern wurden durdy Verordnung v. 26. März 1850 ine 
Leben gerufen. Dadurch daß fie officiell mit der Gewerbeftatiftif,, mit der Negulirung 
des Firmenweſens, zum Theil audy) mit der Anmeldung der Patente und Fabrikmuſter 
beauftragt find, ift ihre Aufgabe bedeutend erweitert worden. 

In Sadyfen beftehen auf Grund des Gewerbegejeges von 1861 combinirte Han- 
dels- und Gewerbefammern. Die Wahlen erfolgen zur Handeldfammer von dem 
Fabrif- und Handelsftande, zur Gewerbefammer von joldyen Gewerbtreibenden,, die 
feine angemeldete Firma haben. Gemeinichaftliche Intereffen werden von beiden Kam: 
mern zuſammen berathen und finden Separatfigungen vorwiegend nur von Seiten der 
Handeldfammern ftatt. Einen Theil der Kojten trägt der Staat, in der Hauptfache 
wird der Aufwand durch Nepartition nad) den Sätzen der Gewerbefteuer von den 
Wählern aufgebracht. 

Die Nothwendigkeit und Nüglichkeit derartiger Inftitute fteht ficher außer Zwei— 
fel. Die rechte Entfaltung der Wirffamfeit wird aber da geftört werden, wo die Regie: 
rung die Ernennung des Präſidenten der Kammer ſich vorbehalten hat oder die Wahl 
der Mitglieder Fünftlich organifirt ift, endlich ſobald die Koften aus Staatsmitteln 
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beftritten werden und der Kammer das Recht vorenthalten worden ift, ihren Aufwand 
von den Wählern tragen zu laſſen. 

Die fünftliche Dreitheilung in Fabrif, Handel und Gewerbe fcheint ſich zur Zeit 
wenig bewährt zu haben. Was dem Großhandel und der Großinduftrie mügt oder 
jchadet, ift in gleicher Weije aud) dem Kleinhandel und dem Heinen Gewerbe förderlich 
oder nachtheilig, und etwaige entgegengelegte Anfichten laffen ſich leichter durd) Das Zu: 
jammenwirfen beider Theile klären, ald wenn bei getrennten Beratbungen jede Kam: 
mer von ihrem Barteiftandpuncte aus ihr Urtheil abgiebt. Schon die Zweitbeilung 
für Handel und Gewerbe würde fich nicht empfehlen, wenn nicht darauf zu jehen wäre, 
daß auch Vertreter des Kleingewerbed der Zahl nah vollftändig gewählt werden, 
während es jonft leicht gejchehen möchte, daß eine vwollftändig freie Zufammenftellung 
der Gandidatenlifte die Vertreter der Großinduftrie zu jehr berüdjichtigen würde. Bei 
richtiger Auffafiung ihrer Aufgabe und bei einheitlihem Wirken bleibt deſſenungeach— 
tet der Handeld- und Gewerbefammer die Möglichkeit , gemeinfame Interefien — und 
dies ift Doc die Mehrzahl — auf die angemeſſenſte Weiſe, d. h. in Plenarfigungen 
zu verhandeln. R. H. 


Handelsverträge. 

Die eigentliche Blüthezeit der Handelsverträge iſt vorüber, und die freihändleri— 
ſchen Tendenzen der Volfswirthichaftslchre laſſen ſich mit dem Abſchluß ſeparater 
era HN kaum nod) vereinigen. Das Beftreben der Neuzeit gebt vielmehr da- 

in, die Gingangszölle immer mehr herabzufegen, und fie vorläufig, bis ein völliges 
Aufgeben derjelben gejtattet fein wird, nur für eine kleine Anzahl von ausländiſchen 
Verbraudysartifeln beizubehalten. Damit werden zugleich, indem der Zolltarif zu einem 
allgemeinen, für alle Nationen gleidy geltenden gemacht wird, die Differentialzölle be— 
jeitigt, und ift Dies einmal erreicht, dann ift der Abſchluß eines Handelövertrags, d. i. 
eines Separatübereinfommens über die Bedingungen des Handelsverkehrs zwiſchen zwei 
Nationen, nicht mehr möglich. Wenn jegt noch Handelsverträge abgejchlofien werden, 
fo ift Dies ein Beweis, daß mindeſtens bei einer der beiden contrabirenden Nationen 
— Anſichten über Handel und Verkehr noch nicht zu voller Geltung gekom— 
men ſind. 

Handelsverträge mit den Tendenzen, den beiderſeitigen Kaufleuten eine. Milde— 
rung oder Befreiung von den beſtehenden Beſchränkungen zu — ſind nach dem 
griechiſchen Geſchichtsſchreiber Polybius (Zorogıa za FoAını) III. Cap. 22— 24) {bon 
zwiichen Rom und Garthago abgeichloften worden. Im Mittelalter treten fie zuerſt in 
den italienifchen Staaten, ſpäter in der deutſchen Hanſa, gewiſſermaaßen ale Schug- 
und Trugbündnifie gegen das Naubritter- und Seeräuberwefen auf. Sobald aber zwei 
unabhängige Staaten (3. B. Vertrag zwiſchen England und Portugal v. 29. Dechr. 
1642, Utrechter Bertrag v. 1713 wilden Spanien, Großbritannien, Portugal und 
der Niederlande) einen Handelsvertrag eingingen, handelte es ſich meift um vollitän- 
dige Ausnahmeftellungen der befreundeten Macht und ihrer Unterthanen. Der fried— 
liche ungeftörte Handelöverfehr galt ald Ausnahme; Störungen und Hemmniffe aller 
Art, nicht jelten vollftändiger Ausichluß der meiften fremdländischen Producte bildeten 
die Regel. Dies erftredte fi) ebenfo auf die Schifffahrt, wie auf den Landtransport, 
auf das Reijen und den Aufenthalt ausländifcher Handelsleute. Derartige Verträge 
bahnten zuerft einen halbwegs geregelten internationalen Verkehr an, indem fie aus« 
ländifchen Kaufleuten und deren Gütern einen gewilfen Rechtsſchutz zuficherten, etwa 
in der Weife wie europäiiche Nationen heute noch in gleicher Abfiht Handelsverträge 
mit den halbeivilifirten Völkern Aftens und Afrika's zu Ichließen fi) genöthigt ſehen. 
Daß dabei jede Nation die erlangten Vortheile einfeitig ausbeuten und alle andern 
Nationen von dem neu gewonnenen Markte ausgefchloften willen wollte, lag in der 
Richtung der Zeit, und erklärt fich daraus, daß nad) blutigen Kriegen der Sieger nicht 
jelten dem Beftegten die Bedingungen vorichrieb , unter welchen der gegenfeitige Han 
delöverfehr geftattet fein follte. 

Zu Colbert's Zeit fing man dagegen in den europäljchen Staaten (befonders in 
Holland, Frankreich, England, Portugal) an, der einheimischen Induſtrie jene ganz 
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befondere Sorgfalt zuzuwenden, die in dem ausgeprägten Schutzzollſyſtem (f. d. Art. 
Schupzoll) ihren Gipfelpunct gefunden hat. Außer vielen andern Nachtheilen zogen 
fi) Die Regierungen unter den eignen Induftriellen eine hartnädige Oppofition gegen 
die Abjchlüfe von Handelsverträgen groß, fobald es darauf anfam, der fremden Na- 
tion entjprechende Erleichterungen auf dem einheimifchen Markte zu gewähren. Durch 
hohe Eingangszölle, Prohibitionen und Hemmnifie aller Art für ausländifche Erzeug- 
nifje hielt die damalige Handelspolitif für nöthig, einzelne einheimifche Induftrie- 
zweige vor ausländifcher Concurrenz ficher zu ftellen, wobei allerdings ausgefprodyen 
wurde, daß jene Bergünftigungen nur al eine zeitweiſe Aufmunterung, gleichſam als 
erziehendes Hülfsmittel zu betrachten feien. Aber der Schußzollinduftrie gefiel ihre 
Erziehungsmethode fo gut, daß fie von einem folchen Gängelbande, das für ihren 
Geldbeutel äußerft vortheilhaft war, gar nicht wieder befreit Fin wollte. So oft nun 
auch der Verſuch gemacht werden follte, die Zollfäge wenigftens einigermaaßen zu 
mindern, um durch die vermehrte Goncurrenz zum Vortheil der Gonfumenten wie zum 
Sporn für die betreffende Induftriebranche die Preiſe etwas zu ermäßigen, proteftirten 
deren Vertreter jofort. Sie erflärten, die übermäßige Concurrenz des Auslandes jet 
noch nicht ertragen zu können, und baten ſich eine neue Frift aus, um nad) Verlauf 
derfelben dafjelbe Klagelied ertönen zu laffen. Ihren eigenen Vortheil hatten fie dabei, 
ihren Ausfagen nach, nicht im Auge, fondern fie wiefen vielmehr hin auf die Schaaren 
von Arbeitern, welche ohne den gewährten Schuß fofort brotlos würden. Die Taktif 
war allerdings verfchieden. Der Eine fchilverte die daraus folgenden Nothzuftände der 
arbeitenden Elaffen in den grellften Farben und fpeculirte auf das Mitleid der Regie: 
rungsbehörden , der Andere drohte mit Arbeiterframwallen. Merkwürdigerweife follte 
dieje Brotlofigfeit der Arbeiter aber auch in Zeiten drohen, in welchen die Landwirth- 
ſchaft, der Bergbau, Gewerbe und Handel trog der erhöhten —* über Arbeiterman— 
gel klagten. Die geſchützte Induſtrie wies ferner nach, wie vortheilhaft es für Kriegs— 
zeiten ſein müſſe, wenn das Land bei abgeſchnittener Zufuhr alle ſeine nothwendigen 
Bedürfniſſe ſelbſt produciren könne. Sie wollten nicht einſehen, daß das nicht viel 
anders ſei, als ein Land während der Friedensjahre in Kriegszuſtand verſetzen. Der 
Babricant verwies ferner auf die Gapitalien, die er auf den Fat hin von Dritten ge- 
lieben, auf die in Actien angelegten Summen, obgleidy e8 doch äußerft unflug genannt 
werden mußte, auf eine fo le: Sache hin, wie ein keineswegs garantirter Zoll 
immer fein wird, große Gapitalien anzulegen. Und doch wurden, felbft wenn eine 
Zollermäßigung von den Regierungen vorgeichlagen war, fortdauernd neue Unterneh— 
mungen gegründet, und in ziemlich leichtfinniger Weiſe Etabliffements errichtet, weldye 
vorausſichtlich fi nur fo lange halten fonnten, als der Zoll beftand. - Die allergrößte 
Thorheit endlid), die Erfindung der Begriffe: „nationale Arbeit und nationaler Han: 
del“ datirt fo recht aus der Zeit des Prohibitiv- und Schugzollfyftems. Während der 
Sreihandel darauf ausgeht, die fcheinbar entgegenlaufenden Interefien benachbarter 
Völfer zu vermitteln, während die ganze Richtung der Neuzeit bei ftrenger Wahrung 
der Nationalität ausjöhnend wirft, bemüht fi das Schugzöllnerthum, zwijchen den 
einzelnen Nationen fünftliche Verkehrsichranfen aufzubauen und die fremde concurri« 
rende Nation als eine principiell feindliche betrachten zu lafien. Es ift die alte tadelng- 
werthe Taftif der Zünfte, die Koncurrenten der Innung und fämmtliche Mitglieder 
der verwandten Gewerbscorporation,, die daffelbe Nohmaterial bearbeiten, als perfön- 
liche Widerfacher zu betrachten, denen man auf alle Weife ſchaden müffe. 
Derartige Anfichten wurden aber nicht nur von den Induftriellen, jondern aud) 
in Regierungsfreifen getheilt , und lange Zeit hindurch, jogar jegt noch, wenn auch 
nicht mehr mit der Schrofhei und Einjeitigfeit früherer — werden derartige 
Erwägungen den Verhandlungen bei den Abſchlüſſen von Handelsverträgen zu Grunde 
gelegt. Die Scyattenfeiten des verkehrten Syſtems fonnten den — unmög⸗ 
lich fange verborgen bleiben, und dieſe Nachtheile Außerten ſich, abgeſehen von dem 
ſchaͤdlichen Einfluffe eines übertriebenen Schutzes für die vaterländiſche Induſtrie, nur 
mit Rüdficht auf den ausländischen Verkehr vorzugsweiſe nach zwei Puncten bin. 
Bei dem internationalen Handelsverfehr bezahlen wir alle Dientleiftungen und Waa- 
renbezüge von außerhalb unferer Grenzen mit denjenigen Erzeugniffen, welche unferem 
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Boden eigenthümlic, für welche uniere Arbeiter beſonders befähigt find, die durch den 
darin aufgewendeten Gapitalreihthum in Maffe billig von uns fabricirt werben. Ins 
dem wir gleichzeitig die Bedürfniſſe unſerer Nahbarn zu erforichen bemüht find, be 
fähigen wir den Handel, die taufendfachen gegenjeitigen Bepürfniffe auf die ſchnellſte 
und billigfte Weite zu befriedigen. Da aber das dem Schugzoll zu Grunde liegende 
Mercantilfvftem von dem Grundfag ausgeht, foviel ala möglich im eignen Lande ſelbſt 
zu produeiren, fo fehlen für unfern Abjag nad Auswärts die Gegenwerthe, die wir 
von dorther ald Bezahlung für unſere dorthin gejendeten Producte erhalten , mit an- 
dern Worten: ein aderbautreibendes Volk fendet dem Induftrievolfe Rohftoffe aller 
Art wie Getreide, Flachs, Wolle, Vieh, Holz und taufcht dafür Webwaaren, Leder, 
Holz und Metallwaaren ein. Induftrievölfer treiben unter ſich ein ähnliches Tauſch⸗ 
geſchäft, indem jedes Volk die Stoffe verjendet, welche es am billigften produciren kann 
und diejenigen bezieht, welche von ihm nach Ouantität und Qualität nicht zu Denfel« 
ben Preiſen dargeftellt werden können. Das Schugzollivften greift in dieſen Tauſch⸗ 
verfehr ein, indem es die ausländischen Yabricate verdrängt und damit, freilich ohne 
es zu wollen, die einheimische Production in ihrem Abfag nady Außen einengt. 

Handelöverträge dienten daher zu der Zeit, ald die Auſichten der Mercantiliften 
die tonangebenden waren, dazu, die auffälligften Nachtheile einer durchaus falſchen 
— einigermaaßen zu mildern; fie waren ein Beförderungsmittel für Die 
einheimiſche bodenwüchſige (des Schuges nicht bedürftige) Induſtrie, und ftellten, wenn 
auch auf einem jehr großen Umwege und mit einer unnöthigen Vertheuerung durch 
Eingangszölle, das Gleichgewicht zwifchen Einfuhr und Ausfuhr eines Landes wieder 
her. Es hat lange gedauert, ehe die richtigen Anfichten Des Freihandels in den einzel- 
nen Ländern den Sieg gewannen, und das Verdienft der Priorität würde Preußen mit 
feinem im Jahre 1818 aufgeftellten Tarife für ſich in Anſpruch nehmen können, wenn 
derfelbe auf dem von Anfang feiner Gründung betretenen Wege fortredurirt werden 
wäre. Der Zollvereinstarif des Jahres 1833, der dem preußiichen nachgebildet war, 
gehörte damals noch zu den liberalften feiner Zeit, und gewährte der Einfuhr auslän- 
diſcher Waaren größere Erleichterungen als felbft der Tarif Großbritanniens. In 
Deutihland ift man aber bis zum Abichluß des viel angegriffenen deutſch-franzöſiſchen 
— — bei denſelben Sätzen ſtehen geblieben, während andere Staaten die 

ingangszölle Schritt für Schritt erniedrigten, die differentielle Behandlung der Waa— 
ren nach ihren Urſprungsländern) und der ausländiſchen Schifffahrt nach und nach 
bejeitigten, und das bei Handeldverträgen früher ftreng geforderte Recht der Gegen- 
feitigfeit ſ. d.) fallen ließen. In England datirt diefer Umſchwung v. Jahre 1539 
an mit der Beleitigung der alten Schifffahrtögefebr. und in jo raichem Laufe haben 
fi) die Freihandelsideen Geltung zu verichaffen gewußt, daß England bei dem Ab- 
ſchluſſe eines Handelsvertrags einer fremden Nation feine befondern Vergünftigungen 
mehr zu bieten vermag. Mehr ald einmal find aud) angeficyts der gegenwärtigen Ent: 
widelung von Induſtrie und Handel in England die Nachtheile von Handelsverträgen 
hervorgehoben worden, und hat man wre hingewieſen, wie die eigne freie Verfehre- 
bewegung beeinträchtigt wird, und wie zwei verfchiedene Nationen, die nicht felten 
ganz entgegengejegte Interefien verfolgen können, ſich gegenfeitig auf Jahre hinaus 
ſelbſt die an binden. 

Epochemachend und geradezu beftinnmend für die zwiſchen den europäiichen Eul- 
turftaaten ſpäter abgejchloffenen und noch abzuichließenden Handelsveriräge war der 
engliich-franzöfiiche Handeldvertrag vom Jahre 1860. Seit der erften Revolution er- 
freut ſich Frankreich im Innern einer faft vollftändigen Verkehrsfreiheit. Die Entfefle: 
lung des Grund und Bodens, die Freiheit der Arbeit, freie Wahl der Nieverlaflung, 
die 70 Jahre fpäter für Deutichland noch nicht vollftändig durchgeführt iſt, wurden 
damals ſchon proclamirt und haben für den inneren Verkehr außerordentlih günftig 
gewirkt. Im directen Widerſpruch mit einer ſolchen volkswirthſchaftlich höchft freifin« 
nigen Geſetzgebung hielt man doch, was das Eindringen ausländiicher Grzeugniffe 
betraf, an dem ſchon von Colbert eingeführten Prohibitivſyſtem feſt, da alle Verſuche 
der ſpaͤteren Regierungen an dem entichiedenen Widerftande der geichügten Induftriel« 
len ſcheiterten. Für einzelne Waaren beftanden geradezu Einfuhrverbote, andere Artifel 


Handelöverträge. 451 


wurden nur zu Zollfägen gelaffen , welche einer vollftändigen Prohibition faft gleich- 
famen, da fih Niemand finden wollte, der die fünftlich vertheuerten ausländiichen Er- 
zeugniſſe zu foldyen Preifen bezahlt hätte. Erſt der ftarfen Hand Napoleon's III. blieb 
es vorbehalten, durch einen volfswirthfchaftlichen Staatsſtreich, den plöglich abge- 
ſchloſſenen Handelsvertrag mit England, in die chinefiihe Mauer des franzöſiſchen 
Schutzzöllnerthums Breſche zu ſchießen. Nach der franzöfifchen Verfaſſung hat das 
Staatsoberhaupt das Recht, Verträge mit andern Ländern ohne die vorher eingeholte 
Genehmigung der gefepgebenden Körperichaften abzuſchließen, und von diefer ſehr aus— 
gedehnten und bei fo wichtigen Interefien doppelt gefährlichen Machtbefugniß machte 
der Kaiſer einen für ganz Frankreich fehr heilſamen Gebrauch, obgleich die franzöſiſche 
Nation fi) damals nur in geringem Grade dafür geneigt zeigte. Der Erfolg hat den 
Zweiflern die Augen geöffnet, und durd) das Steigen der franzöſiſchen Ausfuhr, wie 
durch den lebhaften Handelsverkehr zwilchen England und Frankreich ift von Neuem 
dargethan worden, daß ein Uebergang zu größerer Freiheit des Handels von gleich er- 
freulihen Folgen begleitet ift, wie = den andern wirthichaftlichen Gebieten. Seitdem 
aber England, der gefährliche Eoncurrent der deutichen Induftrie, Gelegenheit erhalten 
hatte, feine Producte zu ermäßigten Zollfägen nad) Frankreich zu A ra ‚ lag für 
den Zollverein die Gefahr vor, von dem franzöfiichen Marft ganz — zu 
werden. Hier galt kein langes Zaudern. Hat der Handel einmal feine Abſatzwege ge 
funden, haben ſich die Babricanten bereits nad) dem Gefchmad der Mode und den jpe- 
ciellen Wünfchen ihrer Abnehmer eingerichtet, find ferner die Preife nur irgend zufrie— 
denftellend,, jo ift e8 Außerft Schwer, den Handeltreibenden andere Bezugsquellen an» 
nehmbar zu machen. Monate, die man mit den Unterhandlungen zwifchen Berlin und 
Paris, fpäter zwifchen den einzelnen Zollvereinsftaaten, unnöthig verſchwendet hat, 
werden für einzelne deutiche Induftriesweige jahrelange Anftrengungen nothwendig 
machen, um den Engländern den Borfprung wieder abzugewinnen. Hier liegt der 
Echwerpunct des deutich - franzöfiihen Handelsvertrags, und der Grund, warum der 
Zollverein nicht zurücbleiben durfte, den wefteuropäiichen Handelsgebieten von Eng- 
land, Sranfreich, Belgien, Italien und der Schweiz ſich anzuichließen. Ölüdlicherweite 
hat der Zollverein von vornherein beftimmt, daß fein Tarif, wie er in dem deutid)- 
franzöfifchen Handelsvertrage feftgeftellt worden ift, zu einem allgemein (für alle Nas 
tionen) gültigen gemacht werden follte, und ift ſomit dem vorzüglichiten Nachtheile der 
heutigen Hanbelöverträge von vornherein die Spite abgebrochen worden. 

Bei dem Abichluß ſolcher Verträge — und gerade bei dem deutſch-franzöſiſchen 
Handeldvertrage hat fich dies recht deutlich gezeigt — wird ein viel zu hoher Werth 
auf vollftändige Gegenfeitigfeit gelegt. Es ift felbftverftändlich, daß ein Handels» 
nn nur dann eingegangen wird, wenn ſich beide Nationen zu gegenſei— 
tigen Erleichterungen verſtehen, und in Bezug auf die Grundfäge, nach denen den 
Angehörigen der fremden Nation die Niederlaftung zu gewerblichen Zweden und das 
Reifen — iſt, darf wohl annähernde Uebereinſtimmung gefordert werden. Von 
beiden Seiten wird man ſich ferner Mühe geben, für die vaterländiſche Schifffahrt eine 
moglichſt günftige Behandlung in fremden Häfen auszuwirken, doch würde es thöricht 
fein, die billige Zufuhr fremder Waaren durd) Repreflalien zu erfchweren, fobald der 
andere Staat aus falſch verftandenem Wohlwollen für feine eigne Echifffahrt fich nicht 
dazu verftehen will, für unfere Schiffe die Abgaben zu ermäßigen. Die empfindlichften 
Wunden fchlägt er doc der Confumtion feines eignen Volkes, und Fann dies fein 
Grund für ung fein, blos um dem Nachbar einen Vortheil zu verfagen, dem allgemei- 
nen Bedürfniß die nothmwendigen Verbrauchsgegenftände zu vertheuern. Vollkommen 
verkehrt ift aber die Korderung einer Gegenfeitigfeit, die für jedes Babricat — je nad) 
dem Gewichte oder dem Werte — bis auf den Grofchen genan gleihhohe Eingangs— 
zölle verlangen wollte. Wie fchon erwähnt, verjendet jedes Volk nur folche Erzeugniſſe, 
in denen es nn zu leiften vermag, und e8 bezieht ſolche Artikel, die im Aus— 
lande billiger und beſſer geliefert werden. Der Handelöverfehr ftubirt deshalb jorgfäl- 
tig die Preife, und hütet fid wohl ein Land mit Fabricaten zu überſchwemmen, die 
daffelbe nach Preis und Dualität gleichgut zu erzeugen vermag. Gin vollfommen 
gleihhoher Zolltarif ſetzt alſo Verhältnifle und Verkehrsbeziehungen voraus, die that- 
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ſächlich nicht beftehen, und ift es daher bei dem Abſchluß von Handelsverträgen weit 
vortheilhafter,, die Einfuhr des contrahirenden Staats mit niedrigen Zöllen zu bele- 
en, um für andere Güter unferer Ausfuhr ähnliche Erleichterungen zu erlangen, an- 
—* eine vollkommene Parität zu erſtreben, die feiner von beiden Parteien viel helfen 
würde. So ermäßigt beilpielsweije der Zollverein im deutſch-franzöſiſchen Handels: 
vertrage feine Eingangszölle durchſchnittlich um circa %/, ihrer frühern Höhe, und 
Franfreid, hat jih als Erſatz zu einer ziemlich gleich hohen Herabjegung verftan- 
den. Ohne daß für die Zölle, die früher nicht gleihhocd waren, eine Parität eingetre- 
ten ift, war dod) in diefem Sinne eine gewiffe Gegenfeitigfeit vorhanden. Durch Ab- 
ftufungen der gleitenden Scala für fpäter beftimmte NReductionen, durch Abrundun 
der Zolljäge behufs einer bequemen Berehnungsweije, durch gegenfeitiges Seat 
und Herunterhandeln von Seiten der beiden contrahirenden Iheile entftehen dann 
nicht Jelten größere Ungleichheiten, die mit in Kauf genommen werden müflen. 
Handeldverträge ** außerdem eine politiſche Seite, auf die die Vollswirth— 
ſchaft alle Urfache hat Gewicht zu legen. Nichts ift geeigneter, zwei feindliche Nationen 
auf die Dauer auszuſöhnen, als ein lebhafter gegenfeitiger Austaufch ihrer Erzeugniile. 
Zwei Bölfer, welche mit einander einen blühenden Handelsverfehr unterhalten, denfen 
nicht daran, ſich gegenfeitig zu befehden, und wenn eine vollftändig durchgeführte Han- 
delsfreiheit wirklich im Stande fein follte, Kriege für die Zufunft unmöglich zu machen, 
die Laſt der ftehenden Heere zu befeitigen und Hunderttaufende von Arbeitern in den 
Jahren der beften Gejundheit und der ausgiebigften Kraft der Production zur Ver: 
fügung zu ftellen, jo möchte ſchon deshalb jo bald ald möglich auf Die Befeitigung aller 
Zollſchranken hinzuwirken fein. Bis jegt fcheint ein allgemeiner Völferfriede noch zu 
den Träumen der Jdealiften zu gehören, vielleicht daß diefe Wünſche realen Boden 
gewinnen, wann nirgends mehr Handelsverträge abgeichloflen werden, d. h. wann 
der internationale Handel und Verkehr aller Feſſeln ledig find. H.R. 


Handelswiſſenſchaften. 

Unter Handelswiſſenſchaften ſind diejenigen Wiſſenſchaften zu verſtehen, deren 
Studium dem Kaufmann zum Betriebe ſeines Gewerbes nöthig, und auf die er vor— 
zugsweiſe angewieſen iſt, wenn er ſich eine höhere gewerbliche Bildung aneignen will. 
Zu den Handelswiſſenſchaften ——— gehören: J. Grundwiſſenſchaften der 
— ehre. 1) Naturwiſſenſchaftliche: die ſämmtlichen Naturwiſſenſchaften im 

llgemeinen und in ihrer beſonderen Beziehung auf den Handel. 2) Menſchenwiſſen— 
Ihaftlihe: die Volkswirthſchaftslehre. II. Hülfswiſſenſchaften der Handelslehre: 
1) Handelsrechtslehre , 2) Staatsrechtslehre, Völkerrecht und PBolitif, 3) Staats— 
wirthichaftslehre und Finanzwiſſenſchaft, 4) Allgemeine Geographie, 5) Allgemeine 
Weltgeihichte, 6) Mathematik und Arithmetik. TIL. Die eigentlichen Handelswiffen- 
ſchaften i.e. S. 1) die hiftorifhen: a. Handelsgeographie, b. Handelsſtatiſtik, 
c. Handelsgeſchichte, d. Waarenfunde; 2, die rationalen: a. Allgemeine Handels: 
Ichre (die Lehre von Arbeit, Land und Gapital je einzeln in ihrer Beziehung zum 
Handeldgewerbe, und von der Verbindung diejer Gewerbsmittel — Handelsbetriebs: 
lehre —, fowie Die Lehre von der Prüfung des Handelsbetriebs — Budyführung), 
b. Specielle Handelslehren. Hier wären die Regeln für die einzelnen Hauptzweige 
des Handels im Befonderen zu entwickeln; desgleichen die Lehren von den Hülfsmit- 
teln des Handels. 

Es ift eine Folge der Mangelhaftigfeit unferes Faufmännifchen Bildungsganges, 
daß unter den Fa Ah Tifenthaften die eigentlichen Handelswiſſenſchaften im 
engeren Sinne nod) feine gründlide und ſyſtematiſche Ausbildung erfahren haben. 
Der heutige übliche Bildungsgang der Kaufleute ift darauf berechnet, die zufünftigen 
Kaufleute möglichft frühzeitig im faufmännifchen Handwerk abzurichten, nicht aber 
darauf, deutliches Verftänpnig von den Aufgaben und dem Weſen ihres Berufes, von 
der Rolle, welche dem faufmännifchen Gewerbe in dem Organismus der wirthichaft: 
lichen und culturlichen Arbeitstheilung zufällt, in ihnen zu weden. Von einer höheren 
faufmännifchen Bildung fann bei und leider noch wenig die Rede fein. Der fünftige 
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Krämer macht faft den nämlichen Bildungsgang durd wie der Fünftige Großhändler; 
dort zwingt vielleicht Die Noth zu thunlichfter Abkürzung des allgemeinen Bildungs: 
ganges, zu Ichleuniger Abfertigung der Fachſchule, zu fchnellem und frühzeitigem 
Uebergang in den praftiichen Dienft. Hier ſcheinen Vorurtheil und Gewohnheit der 
Verfolgung eines anderen Weges, eines Weges, wie er bier möglid) und doppelt von- 
nöthen wäre, entgegen zu fein. Eine Handelslehranftalt, die ihren Unterrichtslehr: 
plan lediglich auf die höheren Bildungsbedürfniffe der Kaufleute einrichten wollte, 
oder eine handelswifienichaftliche Kacultät, welche auf einer Univerfität errichtet würde, 
dürfte mit jenem Vorurtheil und jener Gewohnheit ſchwere Kämpfe zu beftehen haben. 
Nichtsdeftoweniger werden jich auch in diefem Puncte die richtigen Ideen Bahn bre: 
hen. Und dann wird ein Syftem von Wiſſenſchaften, wie es oben'in fkisgenhafter 
Form zufammengeftellt iſt, fleißig aus: und angebaut werden und zu feinem vollen 
Rechte gelangen, dagegen von dem, was man — als Handelswiſſenſchaften ange— 
ſehen hat, Vieles als des Namens der Wiſſenſchaft nicht würdig und jedes Bildungs— 
elementes baar bei Seite geworfen, Anderes dagegen, was bisher ſchon unter jenem 
Namen fleißig, wenn auch ſyſtemlos angebaut worden iſt, in die richtige Stelle des 
Syſtems eingefügt und da gedeihlich weiter entwickelt werden. 

Das, was heutzutage auf Handelslehranſtalten als Handelswiſſenſchaften ge— 
[ehrt wird, ift ein buntes Gemiſch von Bruchftücden rationaler und empirischer Lehren 
und bloßer technischer Fertigkeiten. Es werden gewöhnlidy folgende Lehrgegenftände 
unter dem Namen von Handelewiflenfchaften aufgeführt: die neueren Sprachen, die 
fogen. Gontorwiffenichaft (!), ein Gonglomerat von fehr mannichfaltigem Inhalt und 
verichiedenartigem Umfange, (gewöhnlich wird darunter das kaufmännische Rechnen, 
die Buchhaltung, die * Correſpondenz, die Münz:, Maaß-, Valuten-, 
Cours- und Gewichtskunde verftanden), die Waarenkunde, die Wechſel-, Fonds: und 
Actienfunde, Handelsgefchichte, Handelsjtatiftif, Handelsgeographie und zuweilen 
magere, und, weil aus irgend einem beliebigen Syſtem herausgeriffen, unverftändliche 
Bruchſtücke aus der Volkswirthſchafts- und Handelsrechtslehre. 

Die unter der obigen Skizze eines Syſtems der Handelswiffenichaften mit auf 
geführte „Allgemeine Handelslehre“ wäre allerdings eine erft noch aufzubauende 
Wiſſenſchaft — eine angewandte Volkswirthichaftslchre, die dann ungefähr auf glei— 
her Stufe ftünde mit der Staatswirthichaftslehre oder Finanzwiſſenſchaft, noch mehr 
aber mit einer bereits jeit längerer Zeit in der Ausbildung begriffenen anderen allge: 
meinen Gewerbslehre, der allgemeinen Landwirthichaftsichre nämlich. Jene Wiſſen— 
fchaft hätte aus den Gefegen der Volkswirthichaftslchre die allgemeinen Regeln für 
den Betrieb des Faufmännifchen Gewerbes wiſſenſchaftlich zu entwideln; fie würde 
die eigentliche kaufmänniſche Fachwiſſenſchaft ſein und müßte den Mittelpunct des 
ganzen faufmänniichen Studiums bilden. Die Lehrer der handelswiffenichaftlichen 
Facultät an einer Hochſchule würden jehr bald das Bedürfniß nad) einer jolchen all 

emeinen Handelsiehre, welche die Vermittlerrolle zwiichen den Grundfägen der 
Rolfswirthichaftelehte und den Erforderniffen des faufmännifchen Gewerbslebens zu 
übernehmen hätte, fehr tief empfinden, und dieſem Bedürfniß abzuhelfen würde gerade 
für fie eine ſchöne und lehrreihe Aufgabe fein. Noch find wir aber nicht fo weit. 
Das Streben und der gewerbliche Bildungsgang der Kaufleute müffen ganz andere 
werden, ehe es um unfere Handelswiffenfchaften befier beftellt fein fan. Vor Allem 
muß, was jegt nicht gefchieht, Nüdficht genommen werden auf den doch unläugbar 
beftehenden Unterfchied zwilchen den Bildungsbedürfnifien des fünftigen Klein: und 
denen des fünftigen Großinduftriellen — um dieſe, wohl nicht mißzuverftehende Ueber: 
tragung anzuwenden. Der Handel wird befanntlich, wie jedes andere Gewerbe, im 
Kleinen und im Großen betrieben. Hier wird, wie Roſcher (Anfichten der Volks— 
wirtbichaft „Ueber Induftrie im Großen und Kleinen“ S. 121) im Betreff der tech— 
nifhen Gewerbe bezeichnend unterfcheidet, ein gebildeter Mann ſchon durch die Ober: 
leitung vollftändig beichäftigt ; dort läßt dDiefe Oberleitung dem Unternehmer noch Zeit 
übrig, um auch an der unmittelbaren Ausführung theilzunehmen, oder diefelbe ganz 
feldft zu beforgen, was zugleich fein allgemeiner Bildungsftand durchaus nicht ver: 
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Der Bildungsgang des fünftigen Kleinhändlers läßt fich natürlich bei der 
immer noch großen Verjchiedenartigfeit der Bedürfniffe auch in diefer Claſſe, nicht 
nad) einer Schablone regeln. Als allgemeines Bedürfniß tritt hier das entgegen, daß 
der angehende Gewerbsmann ſich jo frühzeitig, als möglich, jein Brod felbit verdie: 
nen könne. Wenige werden aus bloßer Liebhaberei, weitaus die Meiften gezwungen 
durch die Umftände, oder einem Familienherfommen, einer Gewohnheit folgend, oder 
mit Rüdjicht auf das Maaß der vorhandenen Sähigfeiten, ihr Ziel, oder das ihrer 
Kinder nicht höher ausſtecken, als bis zu einer Poſition hinterm Ladentiſch. Wo aber 
jene Umftände mitwirken, da ijt in der Negel auch) ein Zwang vorhanden zum früh: 
zeitigen Uebergang zur Berufsbildung. Da heißt es, wahrhaft gewerbfreiheitliche 
Zuftände vorausgejegt, faft immer: Je früher in die Lehre, je früher on je frü: 
her Verdienft. Da mag die Elementarfchule genügen, dann alsbald die Lehre folgen, 
die praftiiche Laufbahn beginnen. Es giebt unter den Lehrlingen ftrebfame und wij- 
fensdurftige Jünglinge. Es muß dafür geforgt werden, daß ihr Wifjensftreben Be: 
friedigung finde. Dafür mögen Vereine, oder die Gemeinden forgen durch Lehrlinge: 
ſchulen, durch Realfchulen, durch Handelsjchulen; für unbemittelte, befähigte Jüng— 
linge mögen auf folden Anftalten $reiftellen geftiftet werden. Wie der Unterricht auf 
diejen Anftalten einzurichten, damit er die praftifche Lehre möglichft fruchtbar mache, 
fördere, ergänze, ja den höher Strebenden auch noch überdies reiche geiftige Nahrun 
biete, und damit die Fähigkeiten des Schülers harmoniſch entwidelt werden — Diele 
Frage ift ven Schulmännern zu überlaffen. Das „Fach“ anlangend, jo wird es hier 
allerdings weniger auf Fachwiſſenſchaften, als auf Fachfertigkeiten, infoweit 
joldhe überhaupt in der Schule mit Erfolg geübt werden fönnen, anfommen; das 
größte Gewicht wird aber auch hier auf die jogenannten formalen Bildungsmittel, 
welche den Geift zur Selbftentwidelung tüchtig machen, zu legen fein. 

Die Söhne wohlhabender Eltern find in der glüdlichen Lage, fich ihre frühe 
Jugend nicht ſchon durch den Gedanken an den dereinjtigen Lebensberuf trüben lafjen 
zu müffen. Diefer Gedanfe, und noch mehr der frühzeitige Beginn der Vorbereitung 
auf einen beftimmten Lebensberuf, erzeugt — dies ift nicht hinmwegzuläugnen — in 
der Regel eine gewifle Engherzigfeit in der Lebensanſchauung, die bald als Krä- 
mergeift, bald ald Zunftmeifter: und Kleinbürgerthum auftritt, felten durch fpäter 
entgegenwirfende Einflüffe ganz bejeitigt wird, und in ihren verjchiedenartigen For: 
men unfere volksthümliche — — jeher ſtark beeinträchtigt hat. Unſere 
Voltswohlftandsverhältniffe müſſen erſtſeine ganz andere Stufe erreicht haben, wenn 
e8 die allgemeine Regel werben foll, daß erft etwa der 17—18jährige Jüngling 
ſich einem beftimmten Lebensberufe zuzuwenden nöthig hat. Allein in den Ständen, 
wo dies die Regel ſein fann, follte es nicht länger nur die Ausnahme fein. Und 
in der That ift e8 zwar nicht bei den fogenannten gelehrten Berufsftänden, aber im 
deutihen Kaufmannsftande die Ausnahme. Wer zu diefem Stande beftimmt ift, wird, 
und wenn er der Sohn eines Millionaire ift, vom 15. oder 16. Lebensjahre an in der 
Regel auch für diefen Stand gedrillt. Was hier von großartiger Lebensanfhauung, 
von höherer Auffafiung der Standesaufgabe und der Lebensaufgabe des Menſchen 
überhaupt zu finden ift — das wahrlicy iſt nicht dem Bildungsgange zu verdanken — 
einem Bildungsgange, der, wenn nicht die Einzelnen inwohnende, natürliche Kraft 
und Frijche hin und wieder nachhülfe, lauter Engherzigfeit und Kleinlichkeit erzeugen 
müßte. Wo aber die Fachſchule nicht ſchon in den erften Jahren des Jünglingsalters 
zu beginnen braucht, da hat die allgemeine humaniſtiſche Vorſchule ihren richtigen 
Play. Eine ſolche allgerneine humaniſtiſche Vorſchule ift die des Gymnafiums. Oder 
es foll wenigitens eine folche fein. Nicht überall ift dies wirklich der Kal. Hin und 
wieder find unfere Gymnaſien noch weiter nichts, als dem Namen und der That nad) 
„Lateiniihe Schulen“. Gin Gymnaſium, weldyes geeignet fein fol, gleihmäßig für 
den fogenannten Gelehrten: wie für den Gewerbeitand den Grund zu der höheren 
wiffenjchaftlihen Ausbildung zu legen, braucht viel weniger in Zahl und Art ver 
Lehrgegenftände, als in der Unterrichtsmethode von der bisher üblichen Einrichtung 
der fogenannten ateinifhen Schulen abzuweichen. Das claffiiche Altertum kann, 
ja ed muß nad) wie vor ein Reid) bilden, in weldem die Schüler heimisch gemacht 
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werden müſſen; aber nicht das philologiſche und das archäologiſche, ſondern das 
humaniſtiſche Element dieſes Stoffes muß in den Vordergrund gerückt, und es muß, 
wozu namentlich der hiſtoriſche und der cultur⸗ und literarhiſtoriſche Unterricht ver- 
werthet werden fann, verhütet werden, daß der Schüler mit feinem Dichten und Trac): 
ten in dem, wie immer claffiichen, fo doch heidnifchen und felavifchen, Alterthum 
fteten bleibe. Wie diefes Ziel zu erreichen — auch das ift eine reine Schul», eine 
paͤdagogiſche Frage, die hiet nicht näher erörtert werden fann. Wenn die jungen 
Leute das Gymnafium abfolvirt haben, alfo in der Regel im 18. Lebensjahre, dann 
ift erft die Zeit gefonmen, mo fie im Betreff der Wahl ihres Berufes ein verftändiges 
Wort mitreden fönnen. Run laffe man den Jüngling ri unter verftändiger Ein: 
wirkung, aber unter gewiffenhafter Berüdfichtigung feiner eigenen Neigungen und 
Fähigkeiten. Es ift beffer, daß hundert alte Firmen erlöfchen, oder in andere Hände 
kommen, als daß der vermuthlidhe Erbe einer foldyen Firma widerwillig in eine Be: 
rufsbahn gedrängt werde, für die ihm Neigung oder Fähigkeiten fehlen. — Fällt die 
Wahl auf den Faufmänniichen Beruf, fo beginnt num die Zeit der Lehre. Eine ver: 
ftändige Erziehung fann das Vorurtheil nicht auffommen laffen, daß es ehrenrührig 
fei, erft mit dem 18. Lebensjahre mit der Erlernung eines Gewerbes zu beginnen. 
Diefes Vorurtheil beruht auf Mangel an Standesehre, an Achtung vor dem eigenen 
Gewerbe. — Freilich tyrannifiren fann man einen gebildeten jungen Mann von 18 
Jahren nicht ; aber, wenn er wirflidy gebilvet ift, wird man ihm jede Arbeit, und die 
geringfte jelbit, zumuthen dürfen, fofern fie nur wirklich zur nn des Gewerbes 
nützlich ift. Er wird daſſelbe fchueller erlernen, weil er ſich überall nady Gründen 
fragt, und, weil er mit ernftem Willen an die Aufgabe herantritt, ganz zu gefchwei- 

n des Vortheils, daß ein foldher Lehrling das Geſchaͤft weniger durch Unachtſam— 
eit, Nachläffigfeit, Leichtfinn, unangemeffene Stellung gegenüber dem Hülfsperfo- 
nal u. ſ. w. beeinträchtigt, al8 ein Knabe von 14 Jahren dies in der Regel thun wird. 
Eine zweijährige Lehrzeit wird in der Regel genügen. — Soll nun der Zwanzig— 
jährige für alle Zeit dem Verfehre mit den ifenfeaften ganz entjagen? So gut, 
wie von dem Mediciner und dem Juriften, muß man auch von dem Kaufmanne, der 
auf eine höhere Bildung Anfpruch machen will, fordern, daß er akademiſch gebildet 
fei, daß er auf der Univerfität fich eine univerfelle und eine fachliche wiſſenſchaftliche 
Bildung in ſyſtematiſchem Studium anzueignen geſucht, daß er da wiſſenſchaftlich 
denken, daß er da lernen gelernt habe. Wie die Mediciner und Juriften, jo fönnten 
auch die Kaufleute ihre rein fahlidhe Ausbildung auf Sonderafademieen ſich 
ebenfo erfolgreich enverben, wie auf der Univerfität. Aber auf diefe rein fachliche und 
alfo einfeitige Ausbildung fommt es auch bei jenen ebenfo, wie bei diefen, in erſter 
Linie nicht an. Sie ift äußerft wichtig, aber um ihretwillen hat man die Uni: 
verfität ven Kaufleuten nicht zu eröffnen, fonvdern vor allen Dingen um der univer- 
ſellen, humaniftifchen Ausbildung willen, die felbftverftändlich feine andere Anftalt 
beffer bieten fann, als die Univerfität, und welche die Kaufleute felbft nicht länger als 
ein Monopol der fogenannten Studirten betrachten follten. Für diefen wichtigeren 
Zweig der Bildung ift auf allen Univerfitäten hinreichend geforgt, nur müßte noch für 
eine höhere Fachſchule durch Gründung von befonderen handelswiffenichaftlichen Facul⸗ 
täten Sorge getragen werden. Es bedarf dazu feines jo umſtaͤndlichen Appatates wie 
für die Fachſchule der Mediciner, und es wird Niemand läugnen, daß die Kaufleute 
daſſelbe Recht haben, wie jene, zu verlangen, daß da, wo fie ſich eine univerfelle, 
Peer Bildung ausschließlich aneignen können, auch für die Bedürfniſſe ihres 
peciellen Berufes geforgt werde. Und, wenn man ſich hiervon überzeugt hat, jo wird 
man finden, daß ſich die — — ebenſogut wiſſenſchaftlich begründen 
laſſen, wie z. B. die mediciniſchen. Die Verlegung der höheren kaufmänniſchen Aus- 
bildung auf die Univerfität wird zu diefer Begründung führten, an der es bis jegt 
fehlt, weil der bis jegt übliche Bildungsgang der Kaufleute der gleiche ift für Die Klein-, 
wie für die Großinduftrie des Handels, und nur für die Handwerfsmäßige Abrichtung 
eirierfeits und für dürftige Bruchftüde höherer Bildungselemente andererfeits einiger: 
maaßen Raum läßt. 

A. Emminghaus. 
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Handwerk. 

Die Entftehung des Handwerks, die bis in das graue Alterthum zurüddatirt, 
gründet fi auf das Geſetz der Arbeitötheilung. Das Wenige oder Viele, was in jedem 
Haushalt gebraucht wurde , arbeiteten die Hausgenoffen früher ſelbſt; fie bauten ihre 
pürftigen Hütten, zimmerten die einfachen Geräthichaften, gerbten die rohen Häute, 
fpannen und webten ihre Kleider, u. f. w., zwar auf eine Art und Weile, die dem 
gegenwärtigen modernen Geſchmack wenig behagen würde, wahrſcheinlich aber ebenfo- 

ut, als es jeder Ungeübte heutzutage mit denjelben Werfzjeugen ausführen möchte. 
lan GSefchidlicykeit und Neigung veranlaßten den Einen und den Andern ſich 
ausichließlich einer beftimmten Arbeitsbrandhe zu widmen, und mitten in der Natural- 
wirtbichaft, die ſich theilweiſe auf die Selbjtproduction der Bedürfnifie innerhalb der 
Familie gründet, bildete ſich allmählicd das Handwerk heraus. 

Soweit die geſchichtlichen Aufzeichnungen zurüdreichen, ſcheint in Egypten der 
Handwerföbetrieb bereits zu großer Blüthe gelangt zu fein, und ähnlich, den ſpätern 
Sünften beitanden dort beftimmte Kaften, die freilich nicht in dem nach Neigung frei 
gewählten Gewerbsgebiet, fondern in Geburt und Herfommen ihren Vereinigunge- 
punct fanden. ©riechenland und Nom haben, felbit wenn eigentliche Kunftproducte 
nicht ald Arbeiten des Handwerfers gerechnet werden, jehr Bedeutendes geleitet, ohne 
doc) einen auch nur ähnlichen Handwerferftand, wie wir, zu befigen. Die Arbeit des 
Handwerfers wurde vielfad) vom Sclaven mit ausgeführt, und mag dies der Grund 
gewejen fein, warum dem ganzen Stande nicht Die Achtung zu theil ward, Die der 
„freien Arbeit“ jederzeit zu zollen ift. Auch bei den germanischen Nationen war das 
Schaffen der eignen Bedürfniffe innerhalb der Familie von vornherein Brauch, Doc 
galt Jahrhunderte hindurch das Führen der Waffen, jelbft, wenn fie zu Naub und 
Sewaltthaten gemißbraucht wurden, für weit ehrenvoller,, ald das Betreiben eines 
Handwerks. Nur gewifie eng damit zufammenhängende Gewerbe, 3.B. das der Waf- 
tenfchmiede, jcheinen darin eine Ausnahme gemacht zu haben. Mit der Bildung der 
Städte beſonders ſeit Kaifer Heinrich I.) erftarkte das Bürgertbum, Von da an 
datirt der fogen. dritte Stand , der bis zur Zeit der Reformation für feine Emancipa— 
tion ſchon manchen Schritt vorwärts gethan hatte, dieſelbe aber in feinen politiichen 
Bezichungen erft durch die Nachwirkungen der erften franzöfiihen Revolution, in rein 
gewerblicher Beziehung erſt durch die Einführung der Gewerbefreibeit vollftändig er- 
reichte. Eigentlih charakteriſtiſch für die induftriellen WVerhältnifie der vergangenen 
Jahrhunderte ift daher der Handwerfsbetrieb, während gegenwärtig zur Beurtheilung 
der gleihen Zuftände das Fabrikweſen tonangebend geworden ift. Vielfach in ein- 
ander übergreifend , vielfady verſchmolzen, ift e8 überhaupt faum möglid) , beide indu- 
ftrielle Betriebsmethoden und deren zahlreiche Uebergänge ſcharf zu treunen, und ein 
thatſächlicher Unterſchied zwiſchen der Fabrifinduftrie und dem eigentlichen Handwerks: 
betrieb läßt fi wohl nur in der größern Intenfität erbliden, mit der das Fabrikweſen 
die Arbeitstheilung und die Anwendung von Gapitalien, Maſchinen u. |. w. und ins 
folge deffen die Maffenproduction zur Geltung gebracht hat. 

Es hat eines langen Zeitraumes bedurft, che der Handwerfsbetrieb angefangen 
hat, die Großinduftrie mit denfelben Mitteln zu befämpfen , welcdye der Kleininduftrie 
oder dem Handwerf die Goncurrenz erſchwert haben: der intelligentere Theil der Hand: 
werfer verichließt fich aber gegenwärtig nicht mehr der Einficht, daß das einjeitige Be- 
harren an der althergebrachten Betriebsweiſe der Kleininduftrie ſelbſt die tiefiten Wun— 
ben ichlägt, und fobald der Handwerfer nur einige Hülfsarbeiter zu befhäftigen im 
Stande ift, ift auch die Arbeitstheilung praftifch ein» und durchgeführt. Man hat fer- 
ner behauptet, die Fabrifinduftrie arbeite in der Hauptſache mit Hülfe der Maſchi— 
nen, während fi) das Handwerk vorwiegend der Werkzeuge bediene; bei näherer 
Betrachtung ift aber auch hier der bereits vermittelte Uebergang nicht zu verfennen. 
Zuvörderft ift ein ficheres und präcifes Unterfcheidungsmerfmal zwifchen Werkzeug und 
Maſchine wohl gar nicht zu finden. Am nächften kommt noch Rau der Wahrheit, in- 
dem er jagt: „Bei den Mafchinen geht die bewegende Kraft nicht unmittelbar von dem 
menſchlichen Körper aus, während das Werkzeug nur als ein befferer Erfag für ein- 
zelne menſchliche Gliedmaaßen zu betrachten ift. der Hammer wirft ähnlich, nur noch 
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beſſer ald die Kauft; die Pincette entipricht den Arme eye Fingerfpigen ; die 
Zange den gegen einander gedrüdten Nägeln.“ Die Technif hat aber bereits zahlreiche 
Hülfsmittel geichaften, und fie ſchafft faft täglich neue, die jelbit jene ſcharfſinnige De- 
ehem antiquirt ericheinen lafien. Dagegen ift allerdings nicht zu verfennen, daß die 
Fabrifinduftrie , als fie den Wettlampf zwifchen Majchinenarbeit und Handarbeit er 
öffnete, ald Siegerin hervorging und hervorgehen mußte. Vergebens hat ſich das 
Handwerk Dagegen gewehrt, es Bat vielmehr geſchehen laflen müffen, daß ihm ein Ar- 
beitögebiet nad) dem andern entriffen wurde, und mit Recht fann man jagen: Das 
Pfeifen der erften Dampfmaſchine war dad Grabgeläute, und der erfte Fabrifichorn- 
ftein war der Leichenftein des alten Handwerfäbetriebes. Aber auch nur des alten Be- 
triebes. Mehr und mehr fängt das Handwerk au, fi) derfelben Hülfsmittel wie die 
Groginduftrie zu bedienen, und gerade die neueften Erfindungen, wie die calorifche, 
wie die Gasfraftmafchine, waren berechnet, dem Handwerföbetriebe einen Erjag für 
die Dampfkraft zu bieten, Die der Handwerfer in den meiften Fällen nicht vollftändig 
ausnugen fonnte. Jene Erfindungen haben durdy ihre Leiftungen zwar noch nicht 
befriedigen können, die Technik wird aber nicht eher ruhen, bis auch dem Kleinbetriebe 
zwedentiprechende Motoren zur Verfügung geftellt worden find. 

Aehnlich ift es mit dem Gapital, deſſen Ueberlegenheit gerade von dem Hand» 
werfer in jo hohem Grade gefürchtet wird. Und doch ift das Bapital nicht jenes räth- 
jelhaft und geheimnißvoll wirkende Mittel, ald das ed gewöhnlid) hingeftellt wird. Es 
wirkt nur im Dienfte der Intelligenz, in der Hand des Unfähigen bleibt es ein todtes 
Werkzeug. Und ſelbſt für die Anwendung des Capitals giebt es gewifle Grenzen, die 
ohne Nachtheil nidyt überjchritten werden dürfen. In den Jahren 1853—56 tauchten 
zahlreiche Actienunternehmungen auf, die zum großen Theil darauf berechnet waren, 
mit Hülfe großer Gapitalien die Production auf ſolche Erwerbsbrandyen zu erftreden, 
die bisher von der Kleininduftrie betrieben wurden. Faſt allgemein war man der An- 
ficht, daß die Einführung des Großcapitals in dieſe Erwerbszweige von außerordent- 
licher Wirkung fein werde, und die Rentabilität derartiger Unternehmungen jchien 
über allem Zweifel erbaben. Fragen wir heute nach den Erfolgen, fo befteht diefelbe 
Kleininduftrie, fobald fie fi) des Fortſchrittes bemächtigt hat, ungeftört fort, von den 
großen Actienunternehmungen dagegen ift mindeftens die Hälfte fpurlos verihwunden, 
und von den noch vorhandenen friftet ein großer Theil jein Dafein nur höchſt müh- 
fam. Und doc waren es nicht allemal falſche Speculation und Unfenntniß, oder offen: 
barer Leichtfinn, welche die Unternehmungen nidyt prosperiren ließen. Wenn indeſſen 
doc) nicht zu verfennen ift, daß die Großinduftrie ihr gegenwärtiges Lebergewicht über 
die handwerfsmäßigen Erwerböbranden ihrem höhern Betriebscapital verdanft, jo 
haben wiederum die gemeinjamen Berlegenbeiten der Kleininduftrie zu wirkſamen Ber» 
einigungen geführt, deren hohe Bedeutung täglich mehr hervortritt. Die Ereditgenofien- 
ſchaften haben ja die Beftimmung , ihre Theilnehmer crevitfähig zu machen, Robftoff: 
und Verfaufsgenofjenichaften fichern die gleihen Vortheile der Großinduſtrie hinficht- 
lidy des Bezuges wie des Abſatzes zu, und die Zeit wird nicht mehr fern fein, wo Pro— 
ductiogenofienichaften die vereinzelt ſchwachen Kräfte zu wirkſamem Zufammenftehen 
vereinigen werden. Vergl. d. Art. Fabrikweſen. 

Wenig bedroht von der Concurrenz der Fabriken find übrigens noch diejenigen 
Handwerfe, deren GErzeugniffe localen oder individuellen Bedürfnifien entiprecen. 
Hierher gehören perfönliche Dienftleiftungen (Frifeure, Barbiere), die Bekleidungsge— 
werbe der Schuhmacher, Schneider , infoweit das individuelle Maafßnehmen geforvert 
wird, obgleich die reiche Auswahl fertiger Artifel in den Magazinen die perfönliche Be: 
ftellung vermindert hat; die Baugewerbe der Maurer und Zimmerleute, der Dachdeder, 
Schloſſer, Tapezierer, Glafer, Schmiede, Tiichler, Dfenfeger u. ſ. w.; endlich die 
große Zahl derjenigen Gewerbe, welche ſich neben der Fertigung neuer Artikel mit der 
Reparatur bereitd gebrauchter Artikel befafien,, wie Uhrmacher, Mechaniker, Bärber, 
Gold- und Silberarbeiter, Klempner, Schleifer, Schmiede, Wagner. Außerdem giebt 
es noch eine große Anzahl: von Gewerben, deren Erzeugniffe zwar bereits von der 
Großinduftrie fabrifmäßig geliefert werden, für die fich aber ein beftimmter localer 
Abſatzkreis audy für den handwerfsmäßigen Betrieb erhalten hat, theil® weil die Pro- 
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duction ſich nach der örtlichen Conſumtion zu richten hat die einem ſchnellen Verder⸗ 
ben ausgeſetzten Waaren der Bäder und Fleiſcher,, theils weil dad Fabrikweſen ven 
zahlreichen individuellen Geihmadsrichtungen des Publicums in allen Specialitäten 
nicht entiprechen fann (Bentler, Sattler, Riemer, Drechsler , Gelbgießer , Kupfer: 
ſchmiede, Tuchicheerer, Seiler). Für gewifle Arbeitsbrandyen hat außerdem die Technik 
die zur Mafienproduction nothwendigen Maſchinen noch nicht geliefert (Buchbinder, 
Korbmacyer u.j.w.). Daraus erklärt fi, daß ſelbſt in ſolchen Ländern, die ſich durch 
einen blühenden Fabrifbetrieb auszeichnen, die Zahl der Handwerker doch noch Die 
überwiegende ift. (So enthielt nad) der Zählung von 1861 das gewerbthätige König- 
reich Sadyien bei einer Bevölferung von 2'225240 Seelen, für die Fabrik- und Manu: 
facturgewerbe 290108 Selbftthätige und 242350 Angehörige, zujammen 532458, 
für Handwerfe und gemifchte Gewerbe 278502 Selbftthätige und 359044 Angehörige, 
in Summa 636546). 

Bejondere Beachtung verdient bei dem Handwerk die ſociale Stellung zwifchen 
dem Arbeitsheren (Meifter) und dem Arbeiter (Gefell und Gehülfe), die in vie- 
ler Beziehung anders als bei dem Fabrikweſen geftaltet if. Die Fabrifinduftrie fennt 
nur Arbeiter ; und meift ſteht der Arbeitgeber in intellectweller wie rein gefellichaftlicher 
ſocialer Hinficht hoch über feinen Arbeitern. Bei dem Handwerk dagegen bringt das 
Vormwiegen der perfönlicdhen Arbeit, der fich die vielen Fleinern Meifter mit 
unterziehen , Meifter und Gejellen in nähere Beziehungen , Die durch die Unterweiſung 
der Lehrlinge noch enger gefnüpft werden. Der Arbeiterftand des Fabrikweſens re- 
crutirt fich zum größten Theil aus den unterften Clafien, der Handwerferftand aus der 
intellectuell und finanziell etwas höher ftehenden Elajie des untern Bürgerftandes. Der 
Fabrifarbeiter hat nur ausnahmsweiſe die Aussicht, ein jelbftändiges Geſchäft betreiben 
oder ſich jeinem Principal jpäter gleichftellen zu können: der Hülfsarbeiter bei dem 
Handwerk geht von vornherein darauf aus. Der Fabrifherr befhäftigt eine große Ans 
zahl von Arbeitern, der Handwerker begmügt fich oft mit 2—3 Hülfsarbeitern, nicht 
jelten nur mit einem Lehrling. Infolge beiten befteht zwifchen dem Handwerksmeiſter 
und feinen Gehülfen von Alters her ein gewifies patriarchaliſches Familienverhältniß, 
das ſich auf Koft und Wohnung im Haufe des Arbeitgebers, wie auf eine gewiſſe 
Verantwortlichfeit der Hükfsarbeiter über ihr Berhalten außer dem Hauſe erftredt. 
Die neueften Zeitftrömungen haben indeflen dieſes Band bedeutend gelodert, zumal in 
großen Städten, wo fidy der Handwerker genöthigt jieht, der hohen Miethpreije wegen, 
nur das Verfaufslocal an belebtern Straßen und Plägen au bebalten, fein Arbeitd- 
local dagegen nach den billigern Stadtvierteln zu verlegen, und fobald Gefellen und 
Lehrlinge dem Haushalte des Meifterd nicht mehr angehören , fällt von felbft jene 
Ueberwachung weg, die in manchen Fällen jehr vertheilhaft gewirkt haben mag. Die 
Richtung der Zeit mit ihrer ftrengen Selbftbeftimmung und Selbftverantwortlichkeit 
des Individuums für das eigne Thun umd Handeln macht ſich audy hier geltend. Bill 
man doch bemerkt haben, 9 die Arbeiter im Handwerk ſich weniger gefügig und wil—⸗ 
lig zeigen, als in den Fabriken, vielleicht weil je willen, daß ihre Thätigfeit nicht fo 
leicht, wie dort, durch Maſchinen zu erfegen iſt; vielleicht auch, weil die größere Aus- 
wahl unter der Zahl der Meifter jie hoffen läßt, Doc einen ihren Anforderungen ent- 
ſprechenden Plag zu finden. Die vollftändige Freiheit in der Wahl der Arbeiter, als 
Folge der Gewerbefreibeit, hat übrigens aud) die mancherlei —— Anjprüche der 
zünftigen Gefellen auf das rechte Maaß zurüdgeführt. Darin befteht ja der wirkſame 
Einfluß einer freien Concurrenz, daß fie überall ausgleichend wirkt. In den Zünften 
tyrannifiren fich Meifter und Gefellen gegenjeitig, jenachdem viel oder wenig Arbeit 
vorhanden ift, Beide, weil fie willen, daß die Innungsftatuten die Beftimmung enthals 
ten, daß die Gefellen nur bei zünftigen Meiftern arbeiten, und dieſe ſich nur zünftiger 
Arbeiter bedienen dürfen. ft viel Arbeit vorhanden , fo fteigern die Gefellen ihren 
Moden: oder Stüdlohn nicht jelten außerordentlich, und will der Meifter die Beitel- 
lungen nicht zurüdweiien, jo ift er wohl oder übel gezwungen nachzugeben und höhere 
Lohnfäge zu bewilligen. Wird aber die Arbeit fnapp und wird ein Theil der Gefellen 
entlaflen,, jo ift der Meifter Herr der Situation, und leider fommt es wohl auch vor, 
daß er ſich durch mancherlei unnöthige und Fleinliche Scherereien für die erlittenen 
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Unbilligfeiten ſchadlos zu halten fuht. — Bis vor wenig Jahrzehnten waren ferner 
die Lohnjäge beim Handwerk ziemlich niedrig; die Eoncurrenz der Fabriken hat ſich 
aber bis auf das Abtrünnigmachen der Arbeitöfräfte erftredt, jo daß die Handwerker 
wohl oder übel mit ihren Bewilligungen höher gehen mußten. Im gleicher Weiſe ift 
naturgemäß die Auslohnung nad Zeit dem Stüd- und Accordlohn mehr und mehr 
gewichen. Der Vorſchlag, die Arbeiter zu Theilnehmern am Gewinn und Berluft zu 
machen, Commiſſionsſyſtem, nad) weldyem ein Theil des Arbeitslohn in Form 
einer Gewinnquote oder ald Tantieme berechnet wird) ift wohl nur fehr vereinzelt zur 
Ausführung gekommen, obgleich fih das Commiſſionsſyſtem bei dem Handwerk noch 
leichter durchführen laffen würde, als in einer Babrif. 

Was die Abiagverhältnifie des Handwerfers betrifft, jo wird in der Regel zunächft 
auf das locale Beduͤrfniß Nücjicht genommen, und eine große Anzahl von Handwer- 
fern, deren Artikel fabritmäßig dargeftellt werden können, halten fi nur dadurch auf- 
recht ; daß fie den Bedarf ihrer nächften Umgebung verjorgen. Derjenige Handwerker, 
welcher mit feiner Production auf den großen Markt jpeculirt (wo aljo die in der 
Praris nicht Scharf zu jcheidende Grenze zwiſchen Handwerf und Fabrik betreten ift), 
wird in der Regel die beften Refultate erzielen, jobald er ſich nur auf die Production 
beihränft, den Handel mit feinen Artifeln aber nad) dem Princip der Arbeitstheilung 
dem Kaufmann uberläßt. Da indeſſen vielfach Arbeiten auf Beitellung mit den Arbei- 
ten auf Vorrath wechſeln, läßt ſich wenigfteng für jegt bei diejer Gattung der Hand» 
werfer ein feites Brincip noch nicht erfennen. Gin weites Gebict bleibt endlich dem 
Handwerksbetrieb in der „Fünftlerifchen“ Vollendung der gelieferten Arbeit, und 
dahin wird ihnen jelbft das capitalmächtigfte Fabrikweſen mit jeiner Mafjenproduction 
nur höchſt ausnahmsweiſe folgen Fönnen. 

Zum Schluß bleiben nody einige fperifüche Bezeichnungen gewiffer Gruppen von 
Handwerkern zu erwähnen übrig. Die Namen „Bauhandwerfer“, „Beflei- 
dungshandwerfer“ (Bekleidungsgemwerbe) u.a. m. erflären ſich ſchon durd) 
ihre ee — Inter „Nothbhandwerfern“ verftand man diejenigen 
Gewerbtreibenden , denen es von den Zunftgefegen geftattet war, ſich auf dem platten 
Lande niederzulaflen, um dort den dringenditen Bedürfnifien Abhülfe jchaffen zu fon- 
nen. Dazu gehörten 3. B. Schuhmacher, Schneider, Echmiede, Wagner, Sattler, 
Fleiſcher, Bäder, Tiſchler, Glaſer, Seiler, doch durfte in der Regel in einer Dorfge- 
meinde jedes Handwerf durch nur einen Vertreter repräfentirt fein, zu deſſen Nieder: 
laflung außerdem die Bug 77 der Drisobrigfeit erforderlih war. — Markt: 
handwerker (Schuhntacher, Tiichler, Müpenmacher u. a. m.) arbeiten auf Vorrath 
und beziehen damit die umliegenden Jahrmärfte. Seitdem aber durd) die großartigen 
Transportanftalten der Neuzeit der Verkehr außerordentlich erleichtert worden ift, jeit- 
dem es möglich geworden iſt, alle Waaren jchnell und billig aus erfter Hand zu bezie⸗ 
ben, hat fidy eine Nothwendigfeit der Jahrmärfte in der Abſicht, wenigftend einiger: 
maaßen Goncurrenz zu jchaffen und fremde im Orte nicht verfäufliche Artikel herbeizu— 
führen , immer weniger herausgeftelt. Die Verkäufer fegen meift ohne Gewinn Zeit 
und Gapital aufs Spiel und an fid) dann gezwungen, durd) geringere Arbeit und 
ungenügendes Rohmaterial (fogen. Marftarbeit und Jahbrmarftswaare) eine 
Entihädigung zu erhalten, da fie felbftverftändlich billiger verfaufen müſſen, als die 
Gewerbtreibenden des Drtd. Gewöhnlich ift auch der Umfag ſehr gering und ift die 
Zahl der Marfthandwerfer in den legten Jahren überrafchend geringer geworden. 

Bergl. d. Art. Innung, Induftrie, Fabrikweſen. H. R. 


Hausinduſtrie. 

In der Hausinduſtrie ſind die erſten Anfänge des Fabrikweſens zu erblicken, und 
manche hausinduſtriell betriebene Branchen vertreten gegenwärtig noch eine Mittel- 
finfe zwilchen dem Handwerföbetriebe und der Fabrifinpuftrie. Die erften Anfänge 
datiren ohne Zweifel aus der Zeit, in welcher jede Familie ihre eignen Bedürfniſſe an 
Nahrung, Kleidung, Werkzeugen u. f. w. felbft dvarzuftellen pflegte, und wie die Haus» 
induftrie gegenwärtig ihren Saupifip noch auf dem platten Lande —— hat, 
fo benutzte damals ſchon der Landmann die freie Zeit während des Winters (und im 


460 Hausinduftrie. 


Frühling nach wollendeter Saat) zur Herftellung irgend eines viel begehrten Ber: 
brauchsartifeld, den er zu Markte brachte, ſpäter in der Regel an einen unternehmen- 
den Kaufmann entweder auf Beitellung oder auch ohne folche ablieferte. Seitdem die 
Landwirthichaft auf größern und mittlern Gütern, zumal bei ergiebigem Boden, in: 
tenfiver betrieben wird, ift die Thätigfeit des Landwirths von feinem Berufe aus— 
fchließlicd in Aniprucd genommen. In ſolchen Gegenden, wo fleinere Güter vor: 
bereichen, die zum Unterhalt einer Familie nicht "ausreichen, (namentlich in Gebirgs- 
gegenden mit geringem Bodenertrag) find jedoch dieſe Nebengewerbe erhalten geblieben, 
und im Laufe der Zeit zogen es in einer finderreihen Familie wohl * mehrere 
Söhne vor, das frühere Nebengewerbe als Beruf au wählen, dasjelbe aber in ver her— 
gebrachten Weile zu betreiben. Hier und da mögen auch die Beichränfungen der 
Zunftgefege über Ausdehnung des Betriebs und über felbftändige Niederlafiung den 
Grund für die hausinduftrielle Thätigfeit gelegt haben. 

Die Zahl der jo betriebenen Gewerbe ift eine ziemlicdy) große, und die Haus- 
induftrie ift überall da mit Erfolg anzuwenden, wo zum Betriebe feine theuern Ma- 
ſchinen und foftipieligen Motoren Waſſerkraft, Dampffraft) erfordert werben, die der 
Einzelne nicht benugen kann, theils weil ihm die Anlage zu viel Geld Eoftet, theils 
weil er fie allein nicht vollftändig auszunugen vermag. (Der Weber mit feinem Hand: 
ftuhl arbeitet zu Haus; der Mafchinenftuhl dagegen führt ihn in das geichloffene 
Gtabliffement der Kabrif. Uebergang des domestic system in Das factory system. 
Am häufigften ift diefe Art der Induftrie vertreten in den Gewerben der Weber (und 
zwar in Wolle, Baumwolle, Leinwand und Eeide) , der Strumpfwirfer, Band- 
mader, Polamentirer, der Holzfabrication, der Metallwaaren Uhrmacherei der 
Schweiz, Mefier- und Stahlwaaren,, Nagel» und Blechichmiede) , Bürſtenmacher ıc. 
Eine andere große Reihe hausinduftriell betriebener Gewerbe ift vorzugsweife in den 
Händen der Frauen und Mädchen meiſt in Gebirgsgegenden) und gehören bierher: 
das Spigenflöppeln, Weißnähen, Stiderei, Handſchuhnähen, die Fabrication von 
Bandzäckchen, Gorlnähen, Strohfledyten, Strobhutnähen, Babrication künftlicher Blu— 
men u. f. w. Aus den eigentlichen Handwerken lafjen ſich ferner viele Verrichtungen 
hausinduftriell umbilden, und nad) diefer Seite bin können befonders für Frauen, Die 
mit ihrer Arbeit nicht in die Deffentlicyfeit beraustreten wollen, mandyerlei lohnende 
Verdienftquellen erjchlofien werden. (Wal. d. Art. Emancipation, wirthichaftliche, der 
rauen.) 

Wie der Handwerker arbeitet der Hausinduftrielle in feiner Wohnung, er arbeitet 
aber nicht auf Beftellung des Gonfjumenten , fondern für den Unternehmer oder 
Bactor, der in der Eigenfchaft eines Zwiſchenhändlers die Beftellung offerirt, Das 
Arbeitsmaterial Rohſtoffe und Halbfabricate) liefert, Das etwa fehlende Betriebe: 
capital vorſchießt und die in vielen gefonderten Arbeiteftätten gefertigten Artifel ord- 
net, vereinigt und entweder für eigne Rechnung verjendet oder an den Großhändler 
(Babrifherr, Berlagsherr) abliefert. Bon der Thatkraft und Umficht der Factoren, 
von dem guten Geſchmack und der Einſicht über den Bedarf auf ausländischen Märk— 
ten, von der Glafticität, mit der fie neue Formen und Mufter au fchaffen , fich mit 
neuen oder verbefierten Betriebsmethoden befannt zu machen verftehen, von ihrer 
Solidität und von der Größe ihrer Eapitalien hängt dann eigentlich der Aufſchwung 
und die Blüthe des einzelnen hausinduftriellen Gewerbes ab. Bisweilen zieht es der 
Großhändler vor, neben der vorwiegend Faufmännijchen Thätigfeit des Vertriebs der 
gefertigten Waaren, die Production felbft mit zu leiten und zu überwachen, in den 
meiften Fällen bat ſich aber, abgejeben davon, Daß Dies überhaupt nur bei den Fleinen 
Geichäften möglich ift, Die goldne Lehre von der Nüglichkeit der Arbeitstheilung bewährt. 

Das günftigfte Berhältniß findet ftatt, wenn die Rohftoffe nah Qualität und 
Duantität ausreichend in der Nähe zu beziehen find und wenn für die erzeugten Ber: 
brauchsgegenftände im Inlande der Abfag hinreichend gefichert if. Dann find die 
Gefahren eintretender Gonjuncturen und der damit verbundenen Abfagftofungen am 

eringiten ; der Verkaufspreis hält ſich meift conftant in demfelben Verbältniß zu dem 
Einfaufopreis der Rohmaterialien und infolge deſſen bleiben Unternehmergewinn und 
rbeitslöhne nur geringen Schwanfungen unterworfen. 
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Die Berhältniffe ändern fic) jedod) in dem Maafe, als eine oder gar beide Vorbe- 
dingungen fehlen. Iſt die Induftrie mit ihren Rohmaterialien auf den ausländiichen 
Markt angewieſen, jo ift fie weit weniger im Stande mit ihrem Bedarf auf die Preife 
einzuwirfen, und Schwanfungen werden ſich in erfter Linie bei der Verzinfung der 
Betriebsrapitalien bemerkbar machen, obgleich von Seiten der Unternehmer fofort dag 
Beftreben eintritt, den Verluſt durch Herabfegung der Arbeitslöhne von fich abzu— 
wälzen. Der Verſuch, dem Verbrauchsartikel durch verbefierte Darftellungsmethoven, 
wie durch Verfeinerung und zwar durd) innern Werth (längere Haltbarkeit) wie durch 
geichmadvolleres Aeußere einen höhern Verkaufspreis zu fichern und die höhern An- 
lagefojten durch vermehrten Arbeitsgewinn zu paralyfiren, tritt zwar fofort ein, bietet 
in der Regel aber nur ausnahmsweiſe ein wirffames Abhülfsmittel , da zumal Artifel 
des täglichen Verbrauchs 3. B. ordinaire Holz» und Webwaaren,, eine durch Verfei— 
——— Preisſteigerung nicht vertragen. 

eit ſeltener ſtellt ſich eine gleichmäßige Rentabilität heraus, wenn die Erzeug— 
niſſe die Concurrenz auf dem Weltmarkte beſtehen müſſen, und wenn ſie ſogar, wie 
3. B. Spitzen, nicht Artikel des täglichen Gebrauchs ſind, ſondern als Luruswaaren 
ſpaͤrlichere Verwendung finden. Wer auf dem Weltmarkte mit den niedrigſten Her— 
ftellungs- und Lieferungsfoften eine hinreichende Zufuhr zu beſchaffen vermag, beftimmt 
den Preis, und feine Goncurrenten find gezwungen zu folgen, jelbft wenn ihr Gewinn 
leich Null wäre. Dann tritt an den Orten, welche weniger günftig fituirt find, das 
Beftreben der Großhändler auf, ihren Gewinnausfall auf die Factoren überzuwälzen, 
und dieje find feineswegs gelonnen, den Verluſt zu tragen, ſondern belaften den Ar- 
beiter der Hausinduftrie damit. Sofort jucht dieſer durch vermehrte Production , Die 
aber jelbftverftändlidy der Qualität nad) nicht befier fein fann, den Ausfall zu deden, 
und Doc) wird durch vermehrte Rieferungsangebote der Arbeitslohn dadurch nur noch 
niedriger. Hier liegen in den meiften Fällen die erften Urjachen der Ueberproduction 
mit ihren gefährlichen Krifen, und wenn die bedrohte Induſtriebranche aus dem ftetigen 
Ballen der Fabricate auf allen Hauptmärften das hereinbrechende Gewitter nicht vor: 
ber erfannt hat, tritt der Rückſchlag um fo verderblicher ein. Im großen Haushalt 
des Verbrauchs, des Handels und —*8* wird eine Dienſtleiſtung von dem Kauf— 
mann nicht nach der Mühe geſchätzt, die fie dem Arbeiter verurſachte, ſondern nad) 
dem Erfolge, und diefer Erfolg wird nad) unabänderlichen Gefegen immer auf die 
Arbeitslöhne einwirken. Daher die außerordentlich ſchwankenden Tr der Haus» 
induftrie, Daher Zeiten, in denen zahlreiche Beftellungen die Arbeit ſelbſt zur Nachtzeit 
nicht ausjegen laffen, und Zeiten, in denen der betreffende Induſtriezweig gänzlich 
darnieder liegt. 

Bor der Fabrifinduftrie hat die gay allerdings in moralifcher und 
forialer Hinficht mandherlei Vorzüge. o der Mann in der einen Fabrik, die Frau 
in der andern, die Söhne und Töchter in einem dritten und vierten geſchloſſenen 
Gtablifiement arbeiten, um am fpäten Abend ſich auf furge Zeit einander anzugehören, 
da werden die Segnungen des Familienlebens in weit geringerem Grade zur Erfgei- 
nung fommen fönnen, ald bei der Hausinduftrie, wo die Familie fid) zur gemein- 
famen Arbeit verfammelt, da das VBorhandenfein irgend einer paflenden Beichärtigung 
für die Kinder zu den Eigenthümlichfeiten der Hausinduftrie gehört, und eine weitere 
Arbeitstheilung nad) diefer Seite hin in der Regel —— iſt. Freilich iſt von 
einer ftreng geregelten Thätigfeit, wie fie die Fabrikglocke der Zeit nach vorſchreibt, 
nicht immer die Rede. In den Zeiten guten Verdienftes ift von der ganzen Familie 
der — raſch erworben; für die vergangenen Tage des Mangels glaubt man ſich 
um ſo mehr durch lang entbehrte Genüſſe ſchadlos halten zu müſſen und an ein „Spa— 
ren“ für jpätere Tage der Noth wird nur felten gedacht. Wo der Unterhalt für eine 
Bamilie raſch erworben wird, da werden auch leichter Ehen geſchloſſen, wodurch frei- 
lidy eine um fo größere Bedrängniß in den Zeiten der Geſchäftsſtockungen herbeige- 
führt wird. Zudem neigt ſich auch die Hausinduftrie dahin, diejenigen, die fi ihr 
einmal gewidmet haben, faftenmäßig feft zu halten Roſcher, Anfichten der Volks— 
wirthſchaft). Die dringenpfte Noth ift häufig nicht im Stande geweien, die Bevölfe- 
rung zu anderer Thätigfeit überzuführen ; die Vorliebe für ein zwanglofes Arbeiten je 
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nad) der augenblidlichen Neigung, wie die große Zähigfeit und das Hängen an der 
alten Beichäftigungsweife Documentiren fich in dem Widerwillen gegen den Eintritt in 
Dienftverhältniffe oder in die feften Arbeitsftunden einer Fabrik. Und doch ift es mehr: 
fach gefhehen, daß die eine oder andere Branche der Hausinduftrie durch die Ma- 
ſchinen vollftändig unterdrüdt worden ift, und daß der Berlagsherr fi geawungen 
fah, die Arbeiter in den Räumen einer Babrif zu vereinigen. (Die Nagelfabriten 
haben die hausinpuftrielle Thätigkeit der Nagelſchmiede fo gut wie ganz bejeitigt; ein 
ähnlicher Umſchwung fteht der ftärfften Branche, ver Weberei, durch Einführung der 
Mafchinenwebftühle bevor ; die Erfindung der Nähmafchinen dagegen hat die betref- 
fende Hausinduftrie nicht untergehen laffen , da die Anfhaffungskoften von Mandyen 
getragen werben konnten, hauptfächlich aber weil zum Betriebe der Nähmajchine die 
menschliche Kraft ausreicht, ein theurerer Motor alfo nicht erfordert wird.) Gerade 
bier wird ed Aufgabe des Genoffenfhaftswefeng fein, dur Vereinigungen 
der einzelnen ſchwachen Kräfte zu gemeinfamen Handeln (Productiv-Genoflenfdyaften) 
einem bedrohlichen Verfall entgegenzuwirfen. 

Eigentbümlich find der — oder vielmehr durch dieſelbe erſt bervor- 
gerufen, die ſogenannten obrigkeitlich eingerichteten Schau- und Stempelanftalten 
für ſolche Waaren, die von kleinen Producenten für den Weltmarkt geliefert werben. 
Wenn an dem Ablieferungstage eines Verlagsherrn die Hunderte und Taufende von 
Ellen, Stüden, Dutzenden, Schoden u. f. w. zufammenftrömten, jo war es nicht 
immer möglich, genau die Waare nady der Richtigkeit der üblichen Maaß-, Gewichts: 
oder Zahleinheit zu prüfen. Da aber bei einer abjichtlichen Täufhung der Keine Pro— 
ducent in der Hausinduftrie den fernen Confumenten gegenüber nicht verantwortlich 
war, fo wurden von Staatswegen beftimmte Vorfchriften über die Beichaffenbeit, 
Stüd- und Ellenzahl der abgelieferten hausinduftriellen Producte erlafien, (3. B. eine 
beftimmte Gattung von Leinwand foll genau 60 Ellen enthalten, Strobgefledht , das 
zum Berfauf fommt, 24 Ellen lang fein), bier und da wurde auch die Maare obrig- 
keitlich nachgemeſſen, und fobald fie für richtig befunden war , abgeftempelt (Tinnen- 
leggen). Gegenwärtig ift man davon faft ganz abgefommen, da «8 Aufgabe des Fabrik⸗ 
herren jein muß, mit feinem Namen und feinem Gefchäftscrebit für Die . der 
von ihm abgejendeten Waaren einzuftehen; dagegen find die Beftimmungen über ri 
tiges Maaß u. ſ. w. nad) den gewerblichen localen Ufancen beibehalten worden , und 
ift eine abfichtliche Täuſchung von Seiten der bausinduftriell Beichäftigten fiher ebenio 
ftrafbar, wie Betrügereien mit falihem Maaß und Gewicht im Handel (namentlich im 
Detailhandel) gerichtlich geahndet werden. 

Literatur: Vergl. d. Art. „Induftrie“. H. R. 


Haufirbandel. 

Der Handel beforgt die Vertheilung der Güter, indem er mit Hülfe eines auf 
Kauf und Verkauf beruhenden Taufchgeihäfts den Vermittler zwifchen dem Produ: 
centen und dem Gonfumenten bildet. Da mit Hülfe des Handels die Producenten 
die Gegenwerthe, die fte brauchen, mit weit geringerer Mühe für ihre Producte ers 
langen, und da die Gonfumenten ihre Bedürfniſſe auf die einfachite Weiſe und in be: 
liebigen Duantitäten vom Händler beziehen können, fo fparen Beide nicht nur Arbeit 
und Zeit, fondern in vielen Fällen auch die Gapitalzinfen für eine größere auf Vor: 
rath aufzubewahrende Quantität irgend eines Verbrauchsgegenftandes. In vorzüg: 
lidyer Meife machen ſich Diele Wortheile der Arbeitstheilung bei dem Haufirhandel 
geltend, d. h. bei derjenigen Handelsthätigfeit, weldye den Käufer jelbft auflucht, 
und demfelben feine Waaren anbietet, anftatt, wie es im Allgemeinen bei den übrigen 
Handelsbranchen geſchieht, ſich von demfelben fuchen zu laffen. Darin liegt ſchon ein 
großer Unterfchied und ohne Zweifel ein entfchiedener Vortheil zu Gunften des Käu- 
fers, da im Verfehrsleben derjenige, welcher einen Verbrauchsgegenftand zum Kaufen 
angeboten erhält, in Bezug auf den Preis ganz andere Gebote zu ftellen pflegt, ale 
wenn er felbft durch feine Nacdıfrage das Vorhandenfein eines zu befriedigenden Man 
gels erkennen zu geben veranlaft ift. 

Hinfichtlich he Einwirfungen auf die Production theilt der Haufirhandel Die 
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Eigenſchaften des Kleinhandels. Das Zerlegen der Waarenvorräthe und das 
Verkaufen derſelben in kleinen Abtheilungen vermehrt die Gelegenheiten des Einkaufs 
von Seiten der Conſumenten, zumal da denſelben zwiſchen verſchiedenen Arten und 
Sorten von Waaren die Auswahl offenſteht, was bei dem Großhändler nur ſelten der 
Fall ift. Der Kleinhandel ftudirt erft recht eigentlich die Bedürfniſſe des Markts für 
den Großhandel, und diefelbe Rolle übernimmt in gewiffen Handelsartifeln der Hau: 
firer für ven Kleinhändler, daher die Erfcheinung, daß ſolche Waaren, in denen der 

aufirhandel einen größern Umfag zu bewirken vermag, ſofort von dem angeſeſſenen 

leinhändler geführt werden. Durd) dieſe Verzweigung von dem Drte der Groß: und 
Maſſenproduction bis zu den entfernteften Gonjumenten wird die Vertheilung der 
Güter leicht und vollftändig bewirkt, und mit Recht ift der Haufirer als Pionier zur 
Auffuhung und Erſchließung neuer Abfaggebiete und zur intenfiveren Ausbeutung 
bereits ericyloffener Gebiete bezeichnet worden. 

Der Haufirhandel erfordert ein geringes Capital, weil dafjelbe bei der üblichen 
augenblidlihen Baarzahlung ichnell umläuft und deshalb in Jahresfriit mehrmals 
umgefegt werden fann. In dem Einfommen des Haufirerd erſcheint daher ein jehr 
bedeutender Antheil als Arbeitslohn für die Mühe des Kleinverfaufs, und ift der 
Gapitalgewinn jchon deshalb gering, weil neben der Einfachheit der Hülfsmittel und 
bei dem faft gänzlichen Fehlen jedes ftehenden Capitals ein nur fehr geringes Rifico 
vorhanden ift. Der Haufirer führt Artifel des täglichen Gebrauchs, für die er alſo 
jederzeit und mit großer Sicherheit auf Abnehmer rechnen darf; er ift vor Verluften 
durch Greditgewährung , wie fie bei dem angejefienen Krämer entitehen, jo gut wie 

anz befreit, und als einzige Schattenfeite ift nur der Umftand zu betrachten, daß er 
Feine Reifefoften mit auf den Verkaufspreis Ichlagen muß. Immerhin ift dies ein be: 
deutender Poſten, und fobald die Bevölferung in einem Bezirke dichter wird, jo daß 
der angefeflene Krämer auf einen regelmäßigen Abfag rechnen kann, hört aud) gewöhn: 
lich der Haufirhandel in ſolchen Artikeln auf. Infolge deflen wird der Kreis von Ge: 
genftänden, bei denen der Haufirhandel noch lohnend ift, in dichtbevölkerten Gegenden 
nur auf ſolche Waaren — die in kleinen Gewichtsmengen verbraucht werden 
oder nur an größeren Orten fortwährend zu haben find. In ſolchen Ländern dagegen, 
wo eine dünne Bevölferung zerftreut lebt (beifpielsweile die Mitte und der gReften 
der nordamerifanifchen Staaten, Ungarn, Rußland), ferner in rein landwirthichaft: 
lidyen Diftrieten hat fi der Haufichandel in feiner ganzen Bedeutung und als eine 
von vielen wohlthätigen Folgen begleitete Nothwendigfeit erhalten. 

Dem Borhandenfein derartiger wandernder Kleinhändler ift aber in vielen, und 
namentlich in den deutichen Staaten, die Gefeggebung ziemlich ungünftig entgegen: 
getreten, und merhwürdigerweife auch in ſolchen Ländern, welche ſich durch freie Ges 
werbegefepe auszeichnen. Es mag nicht verfannt werden, daß der Haufirhandel bis— 
weilen zu einer unordentlicdyen Rebensweife verleitet, und daß da, wo die Bevölkerung 
pro Duadratmeile nicht unter 3—4000 herabfällt, fich vorausſichtlich hinreichende 
Goncurrenz finden wird, um die Bedürfniffe eines Jeden auf die billigfte Weiſe zu 
befriedigen. Sicherlich darf man auch behaupten, daß das Brot des Hanfirers ein 
fümmerliches ift und daß, was nod) Ichlimmer, die Bande des Familienleben aufs 
äußerfte gelodert werden. Wenn man jagen fann, daß der Staat am beften auf die 
Familie zu bafiren und daß ein glüdliches Land nidyts weiter als eine Verbindung von 

lüdlihen Familien ſei, fo iſt auch auf die Erhaltung der Bamilienbeziehungen nicht 
erth genug zu legen. Da wo der Mann den größten Theil des Jahres in der einen 
Hälfte des Landes, die Frau in der andern haufiren geben, wird man fich nicht zu 
wundern brauchen, wenn die Erziehung und Pflege der Kinder zu Haufe leidet. Man 
hat ferner gefagt, daß der Haufirer feinen Beruf von felbft aufgeben werde, wenn er 
nidyt vorwärts fomme, dabei aber außer Acht gelaffen, daß Viele jelbft unter den miß- 
lichſten Verhältniffen nicht geneigt find, ihr gewohntes Umberichweifen mit einer 
figenden Lebensweife zu vertaufchen,, bei der fie nach den bis jegt beftehenden Geſetz— 
gebungen freilich auch feine Schäge Sammeln fonnten. Alle diefe Bedenken find aber 
nicht ausreidhend, dem Haufichandel unter den übrigen Gewerben eine Ausnahme» 
ftellung durch zu ertheilende Gonceffionen und beichränfende polizeiliche Gontrole zu: 
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zuweifen, und am alferwenigften möchte es dem Princip der Gewerbefreiheit entipre: 
chen, wenn die Klagen der angejefienen Kleinhändler über die durch den Haufirhandel 
gefteigerte Goncurreng für eine Beichränfung des Haufirergewerbes maaßgebend fein 
jollten. Die Geſetzgebung mag dem Einzelnen überlafien, auf weldye redliche Weile 
Jeder feinen Unterhalt verdienen will, und da, wo dies auf unredlidye Weife ges 
ſchieht, ift e8 Sache der Juſtiz, nicht aber der Verwaltungsbehörden,, einzujchreiten. 
Für das Haufirgewerbe erſcheint daher die einfache Anmeldung bei den gewerbspoli: 
zeilihen Behörden ald ausreichend, und wird nicht einmal eine Beichränfung auf ge: 
wife Waaren nothwendig fein. Die Erfahrung hat gelehrt, daß da, wo Dies wün- 
ſchenswerth wäre (3. B. bei dem Feiltragen von Apotheferwaaren, medicinischen Ge- 
heimmitteln u. j. w.), in Nüdficht auf die —— erlaſſene Verbote wir— 
kungslos geblieben ſind, wie nicht minder die Geſetzgebung in allen andern Fällen 
längſt darauf verzichtet hat, darauf zu ſehen, daß die Käufer für ihr Geld jederzeit 
preiswürdige Waare erlangen. Die Handelöwelt hebt endlich noch hervor, durch das 
vollftändige Freigeben des Haufirerwejens werde der Stand der Detailliften in mora= 
lifcher, intellectueller, überhaupt in focialer Beziehung fo erſchüttert werden, daß er 
die bis jet behauptete achtbare Rolle im deutſchen Bürgerthum verlieren werde: 
genau genommen find dies aber Diejelben Klagen, die vor der Einführung der Ge: 
werbefreibeit überall von den Innungen vernommen worden find. Man vergißt, daß 
der weitaus größere Theil der Bevölkerung vorfihtig genug it, Waaren, deren Güte 
fih auf den erften Blid nicht als unzweifelhaft herausftellt, von dem erſten beften 

erumträger zu Faufen, und daß erfahrungsgemäß in ſolchen Ländern, weldye den 
Haufirhandel freigegeben haben (3. B. Frankreich jeit 1791) der Krämerjtand deſſen— 
ungeachtet nad) feiner Seite hin jeine frühere Bedeutung verloren hat. 

Bon den gefeglichen Beitimmungen über das Haufirerwefen find in der Regel 
eine Anzahl von Gewerbe: und Handelsbranchen ausgenommen, die mit dem Hauſir— 
ad eigentlich nur den Gewerbebetrieb im Umberzichen gemein haben. Dabin ge: 
yören 3. B. die Ausführung von Gewerbsarbeiten durch ftändige Gewerbtreibende 
oder deren Arbeiter bei ihren Kunden, fowie das Austragen bejtellter Waaren ; dad 
Anbieten von perjönlichen Dienftleiftungen; das Herumtragen von Erzeugnifjen der 
Landwirtbichaft, des Waldbaues, des Gartenbaues, der Viehzucht, der Jagd und der 
Fifcherei, von Victualien und Brennmaterialien; der Einfauf inländifcher Erzeugnifie 
und das Sammeln von Beftellungen (mit Ausnahme des Subferibentenfammelns), 
durch Gewerbtreibende, deren Angehörige oder Handelsreifende. Es dürfen jedoch 
die eingefauften Waaren unterwegs nicht wieder verfauft und bei dem Sammeln von 
Beftellungen nur Muſter, Feine Fe mitgeführt werden.) — Dem Hanfirhandel 
am ähnlichſten ift noch das Herumtragen von Erzeugniften der Landwirthichaft; doch 
findet Dies nur in recht dicht bewölferten Gegenden, eigentlid nur in Städten und 

roßen Fabrikdörfern, ftatt, und handelt es jid) in der Hauptſache aud) um die Ver— 
aa fejter Kunden und um die regelmäßige tägliche Ablieferung von nothwendigen 
Verbraudhsgegenftänden in der Wohnung der Eonfumenten; in den Hauptpuncten 
daher um direrte Gegenfäße zu dem Haufichanbel 

Ueber die einſchlagende Literatur vergl. Rau, Grundjäge der Volkswirthſchafts— 
politif Il. $ 290— 292. H. R. 


Handfteuer. 

Die Erhebung einer Steuer, bei weldyer das Häufer«, oder beſſer Gebäubdecapital 
oder defien Betrag das Befteurungsobject bildet, ift in verſchiedenen Formen denfbar 
und zur Anwendung gefommen. Man fann fid) eine ſolche Steuer ald einzige Steuer 
oder ald neben anderen beftehende felbftändige Steuer, oder ald Beftandtheil einer felb: 
ftändigen Grund« oder Orundeinfommen- oder Gapitalfteuer, oder endlich ald Beftand- 
theil einer allgemeinen Ginfommenfteuer denfen. Das Steuerobject fönnen entweder 
lediglih Wohn⸗, oder lediglich Gewerbs-, oder beide Arten von Gebäuden zufammen, 
oder alle Gebäude überhaupt bilden. Man fann entweder von allen Gebäuden, oder 
nur von gewiffen Häufergattungen eine gleiche Steuerquote erheben, die ſich weder nad) 
dem Ertrage, nod) nad) dem Ergebniß einer Tare richtet, oder man kann die Gebäude 
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nad) gewiſſen äußeren Kennzeichen — Fenſter, Thüren, Schornſteine — claſſificiren und 
für verſchiedene Claſſen verſchiedene Steuerfäge beftimmen. Oder endlich man kann die 
Steuer in der Form einer ausgebildeten Schagung nad, Maaßgabe des Werthes, oder 
des Ertraged erheben. Zwiſchen diefen verjchiedenen Arten der Auffaffung und Ver- 
anlagung der Steuer find jelbftverftändlich zahlreiche Gombinationen denkbar, 3. B. 
Gebäudefteuer auf alle Gebäude als einzige Steuer mit gleihem Sage für alle; mit 
verfchiedenen Sägen nad) Maaßgabe äußerer Kennzeichen ; mit verfchiedenen Sägen 
nach Maaßgabe des Werthes oder Ertrages; Gebäudefteuer unter der Gapitalfteuer 
nad) einer der beiden legterwähnten Modifcationen erhoben u. |. w. 

So leicht erfennbar auch das Steucrobjert bei der Gebäudefteuer fein mag, und 
fo vielfältig daher auch die Meinungen der Aufnahme einer Gebäudefteuer ald felb- 
ftändiger Steuer in ein fogenanntes Steuerſyſtem günftig find, fo dürfte fich doch jene 
Steuer als einzige Steuer eines Landes aus verſchiedenen Gründen nicht empfehlen, 
jofern der Steuerbedarf des betreffenden Landes überhaupt fchon ein verhältnigmäßig 
umfangreicher ift. Die Art, wie, und das Maaß, in welchem das Wohnungsbedürfs 
niß befriedigt wird, oder die Thatfache des Gebäudebefiges läßt unmittelbare Rück— 
jcylüffe weder auf das Vermögen, noch auf das Einfommen der betreffenden Perſon 
zu. Eine Hausfteuer, wenn auch nach möglichft forgfältigen Taren und unter Berüd- 
ſichtigung aller den Werth wie den Preis der fraglichen Gebäude beeinflußenvden Um- 
ftände veranlagt, würde doch weit entfernt fein, die Steuerfähigfeit in richtigem Ber: 
hältniffe zu treffen, fie würde vielmehr vielfach Steuerfähigere ſchwächer, minder Steuer- 
fähige ftärfer treffen, je nachdem die Gebäudeeinnahmen einen geringeren oder größeren 
Theil des gefammten Einfommens, die Gebäudewerthe einen geringeren oder größeren 
Theil des gefammten Vermögens bilden. Der Grundiag der Gleichmäßigfeit und Ge: 
techtigkeit der Befteurung würde fidy durch die Einführung einer Hausfteuer als einzi— 
ger Steuer ebenfowenig verwirklichen laffen, wie die Forderung, daß die Steuern in 
ſich Garantieen bieten gegen die Verminderung der Steuerfraft, bei einer foldyen Steuer 
gefichert wäre. Aber ald einzige Steuer ift die Hausftener auch in feinem Staate zu 
finden, deflen Steuerbedarf einigermaaßen erheblich ift. Selbftändig neben anderen 
Steuern hätte die Hausfteuer nur dann einige Berechtigung, wenn jene anderen 
Steuern, jofern fie Vermögendfteuern find, das durdy Die Gebäude repräfentirte Vers 
mögen, jofern mine, das durch Gebäude erzielte öder zu erzielende Ein- 
fommen, nicht ſchon anderweit treffen, wenn alfo durch die Hausfteuer eine Lüde in 
dem fogenannten Steuerſyſteme auszufüllen ift. Im ſolchem Falle ericheint es ale das 
Gerathenfte, die Hausfteuer als eine Schagung vom Ertrage diefer bejonderen Gat— 
tung von Gapitalien aufzufaffen, fie der Einfachheit halber nur von den Eigenthümern 
der Gebäude zu erheben, aber ald Steuercapital unterfchiedlos den Ertrag aller Ge: 
bäude anzufehen, aus denen der Eigenthümer einen Reingewinn zieht, oder nad) den 
Regeln einer rationellen PBrivatwirthichaft ziehen müßte. Aeußere Merkmale — Zahl 
und Größe der Thüren und Fenfter, Größe der Gebäude, Zahl der Schornfteine — 
als maaßgebend für die Größe des anzunehmenden Steuercapitales anzufehen , ift 
falich, da es an einem Gaufalnerus zwifchen jenen Merkmalen und diefer Größe fehlt. 
Aud wird man die wirflich erzielte Miethe, den wirflich verausgabten Kaufpreis, die 
wirflid aufgewandten Banfoften nur höchftens als Anhaltepuncte für die Schägung 
benugen 397 Das zweckmäßigſte Veranlagungsverfahren wird auch hier der Selbit- 
einſchätzung nicht entbehren können. Zu dem Ende wird man Liſten anzufertigen hä— 
ben, auf denen in der erften Rubrif ver Name des Eigenthümers, in der zweiten Rubrif 
ein Berzeichniß feiner fämmtlichen Gebäude fich findet, die anderen Rubrifen aber durch 
die Ertragsclafien, deren man beffer nicht allauviele annimmt , gebildet werden. Die 
Liften es eine gefegliche Definition des Begriffes „zu verfteuernder Gebändeertrag“ 
und Vorjchriften für die Grmittelung deffelben. Die Gebäudeeigenthümer haben ſich 
jelbft in eine der Rubrifen einzufchägen ; die Einichägungen werden durch Steuerlocal- 
commiffionen geprüft. Gegen Abänderungen fteht dem Steuerpflichtigen Necurs au. 

Gegen die Erhebung einer jelbftändigen Hausfteuer neben anderen Steuern ſpre— 
hen die Gründe, welche überhaupt gegen die fogenannten gemifchten Steuerſyſteme 
(vergl. „Steuerwejen“) ſprechen. Daß bei einer allgemeinen Einfommenfteuer (f. d.) 
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das Einkommen von Gebäuden mit berückſichtigt wird, verſteht ſich von ſelbſt. * 
erſcheint vielleicht das geſammte Steuercapital eines Steuerpflichtigen mit einem klei— 
neren Betrage, als welchen das Steuercapital bei einer abgeſonderten Hausſteuer und 
bei dem naͤmlichen Steuerpflichtigen repräfentiren würde. Daraus geht ſchon hervor, 
daß die Hausfteuer ald jelbftändige Steuer die Steuerfähigfeit nicht berüdjichtigt. Vgl. 
übrigens aud die Artikel: Capitalfteuer, Einfommenfteuer , Gewerbefteuer, Grund» 
fteuer, Miethfteuer, Steuerwefen. 

Näheres in Rau, Grundfäge d. Finanzwiſſenſchaft. 3. Aufl. 2. Abtheil. $ 242 
bis 357 und den dort angeführten Schriften. — Ferner in Umpfenbad, Lehrbuch 
der Finanzwiſſenſchaft. Erlangen 1859. 1. Theil. & 84 und 85. 

A. Emminghaus. 
Heerweien.' 

In Europa repräfentiren die ftehenden Heere in Friedenszeiten eine Macht von 
circa 2’800000 Mann, von denen gewöhnlich die eine Hälfte beurlaubt die andere 
einberufen ift. Kommt ed dagegen zum Kriege , jo wird die Zahl der einzuberufenden 
wehrfähigen Männer fofort vergrößert. Kolb berechnet mit Einſchluß der für die 
Vertheidigung zur See aufgebotenen Mannfchaften die Zahl derjenigen Männer, 
welche während des Fräftigften Alters Jahr aus Jahr ein der Fahne zu folgen haben, 
für Europa allein auf mehr als 3 Millionen, und werden von den Kriegd- und Ma- 
rineminifterien jährlich) in Summa 874 Mill. Thlr. verbraucht. Und wohlverftanden 
in Friedenszeiten; jobald e8 zum bittern Ernſt des Krieges fommt, gelten diefe Durd) 
fchnittszahlen nicht mehr. Die folgende Tabelle giebt einen Ueberblid über die durch— 
ſchnittlichen Ausgabepoften der meiften europäifchen Staaten zu Zweden der Landed- 
vertheidigung:: 


Sefammtausgabe Procent der 
des Staats für Militair  Gefammtausgabe. 
Großbritannien . .... 460 Mill. Thlr. 200 Mitt. Thlr. 43,3% 
Frankteih— 586 = ⸗ 160 = ⸗ 27,⸗ 
Rußland ...: 2 222. 334 = ⸗ 146 =: ⸗ 43,7 ® 
Deſterreich ....... 245 : s 90 =: s 36,; : 
Draußen. ı 2200006 142 - : 43,5 : s 30, : 
2 28, : ⸗ Pe E 26,5 ⸗ 
Sachſen Pa — ———— — 12 =» ⸗ 2,3 ⸗ ⸗ 184 ⸗ 
— ER ————— 14 — 3 * . 22,, ® 
ürttemberg. 2.2... . . 8, : . 2, s 25,» 
Vaden. ee a T. ⸗ ⸗ 1,, : ⸗ 22,.,° 
Kurbeilen . 2 22 . .. 4, 3 . 1 » . 24, 
Großberzogthum Heflen. . 5, - s 1 » , 19,. * 
Medlenburg- Schwerin .. 3, : Er % . 29,4: 
Naſſau — ——— 2. ⸗ ⸗ 0, ⸗ ⸗ 17 ,s u; 
Braunihweig ...... 1% s 0° . 21: 
Oldenburg........ — 0,» . 21° 
Weimar......... > Beer ⸗ 0, ® ⸗ 11,, 
Deutichland ohne Defterreich | 
und Preußen .... 158 = . 27: . 17..# 
2. 7 117. re re 240 — s 97 ⸗ ⸗ 36,, * 
Schweiz er wer Gr ee Dar Ver var ver Ts ⸗ ⸗ 1a * 16, ’ 
Niederlande ....... 46,, = s 11 » s 23,8 ® 
Dänematf .. 2.22 2.. 12 — dr ⸗ 37, 
Schweden . 2.2 222.0. 20, > . 7⸗ 354 ⸗ 
Spanien. 222200. 160 = , 40 = s 25, * 
Portugal ......... 23,⸗ 64: . 274⸗ 
Belgie 84—⸗ . 294⸗ 
A EEG TE N 89,, ‚ 8 = . 425° 


Dabei ift nicht außer Acht zu laflen, daß die hohen Summen, weldye die genann- 
ten Staaten jährlidy zur Verzinfung, refp. Tilgung ihrer Schuldenmaffen aufzubringen 
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haben, zum größten Theil durch die Mehrausgaben für die Unterhaltung der ſtehenden 
* entftanden find. Man berechnet die Schulden der europäiſchen Staaten ſ. d. Art. 

taatsfhulden) zu mehr ald 17000 Millionen Thaler, und infoweit diefe 
Anleihen nicht zu productiven Zweden (Ankauf von Staatswaldungen , Anlage von 
Gifenbahnen) verwendet worden find, find das enorme Anwachſen derjelben ebenfo wie 
die heute noch faft regelmäßig vorfommenden Deficits in den Ausgaben für ftehende 
Heere zu fuchen. 

Man unterjcheidet bei dem Heere einen FGormationsbeftand, d.h. die Summe 
der einerereirten Mannſchaften, weldye bei Ausbruch eines Krieges , bei vollftändiger 
Mobilmahung fofort in's Feld geftellt werden fönnen. Der Effectivbeftand 
dagegen giebt diejenige Zahl an, welche dauernd einberufen if. Durch Beurlau- 
bungen ftellt fich der Effectivbeftand durchſchnittlich auf etwa die Hälfte des Forma— 
tionsftandes, und zeigt daher die eigentliche Größe des ftehenven — in Friedens⸗ 
zeiten an. Die geringſte politiſche Verwickelung, die vielleicht zufällige ſtärkere Einbe— 
rufung in einem Nachbarſtaate, die ungeſchickte Abfaſſung einer diplomatiſchen Note, 
irgend eine weniger wohlwollende Aeußerung eines mächtigern Fürſten, politiſche Un— 
ruhen im Grenzlande — ſie genügen, den Effectipſtand ſofort zu verändern. Die fol— 
en — über den Effectivſtand find daher nur als ungefähre Durchſchnittszahlen 
zu betrachten. 


Bermatiensitand Effectivftand 

Großbritannien incl. Indien u. Golonieen 240000 Mann 140000 Mann 
Frankreich mit Algier u. Golonieen ..... 450000 = 230000 = 
SIR RRERD 4 u 600000 = 270000 = 
ENTE u a ee an er 380000 —⸗ 200000 + 
SEE 2 5 u en na 230000 . «= 120000 = 
Deutichland ohne Defterreih u. Preußen . . 230000 — 120000 = 
SRRBIEER 2 0 en ee 240000 = 130000 — 
Schweiz ee ee ea 150000 ⸗ ca. 4000 x 
0 PETE RE EEE GE? 70000 = 25000 = 
olland mit Golonieen. . . 2 2 2 220. 60000 = 35000 = 
ERBE: u a ee a Area 24000 =: 11000 = 
Schweden u. Norwegen . . 2.2220. 84000 = 32000 + 
ERBE 2 0a 200000 = 90000  « 
BITIBERL 3 20000 . = 8000 * 
Griechenland - - 2: 2 2 2 2er nen 10000 = 4000 * 
EEE a Se A —— 100000 — 40000 — 


Die Vollswirthſchaft hat bis vor wenig Jahren ji mit dem Bedarf der Kriegs: 
und Marineminifterien nur höchſt felten beichäftigt, da fie ein Gebiet nicht berühren 
wollte, das zum großen Theile der Politif und den Staatswiflenichaften angehörte. 
Sie muß es aber endlid) als ihre Aufgabe betrachten, auf das bedenkliche Steigen der 
unproductiven Ausgaben für die ftehenden Heere hinzuweifen. Zuzugeben ift allerdings, 
daß gerade die legten 10—20 Jahre, in denen die Gefahr eines allgemeinen europäi- 
ichen Kriegs ald drohende Wetterwolfe den politifchen Horizont faft fortdauernd ver- 
büfterte, für die totale Umbildung des Heerweſens nicht günftig geweſen find, auf Die 
Dauer ift aber eine gleichftarfe oder fogar gefteigerte Anfpannung der Steuerfräfte 
vollfommen unmöglich. Jeder Aufwand von Arbeit und Capital verlangt nicht nur 
vollftändigen Erfag, fondern audy einen befondern Gewinn in dem gefteigerten Ge: 
braudyswerthe: bei den ftehenden he ift e8 indeflen unmöglich, für Die verwendeten 
Summen und die unproductiv befchäftigten Arbeitöfräfte einen nur annähernd gleichen 


1) In dem Artikel „Gonfeription“ ift auf Seite 176 ein preußifcher Geſetzentwurf mit dem Ges 
feß v. 3. Sptbr. 1814 vertwechfelt worden, das zur Zeit noch gilt. Die Dienftzeit beträgt demnach 
im ftehenden Heere 5 Jahre, vom 20—25 Lebensalter, davon 3 Jahre Präfenz bei der Fahne, und 2 
Jahre Reſerve. Thatjächlich ift die Präfenzzeit bei der Infanterie im ſtehenden Heere jegt zwifchen 2 
und 2%, Jahr, durchfchnittlich 2%, Jahr. Die Landwehr des erften Aufgebots dient vom 26—32., 
die des zweiten vom 32—39. Altersjahre, 


30% 
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Erſatz zu finden. Die Zeiten, in denen ein unmittelbarer Gewinn an eroberten Lan⸗ 
derſtrecken, an Kriegscontributionen oder aufgezwungenen Handelövortheilen die Laft 
der ftehenden Heere milderte oder theilweile compenfirte , jind glüclicherweife vorüber; 
und ſelbſt das franzöftiche Volk, das ſich über feine Heereslaft aus Ruhmſucht und 
Eitelkeit noch am wenigiten zu beklagen ſcheint, wird ſich jagen müſſen, daß durch die 
Annectirung von Savoven und Nizza Die mehr als vierzigjährigen Koften feines ftehen- 
den Heeres nur zu einem ganz Heinen Bruchtheile aufgewwogen worden jind. Wollte 
man indefien von einer aggrefliven Politif ganz und gar abjehen und die Vortheile der 
ftehenden Heere nur aus der Defenfivftellung herleiten, die ein Volk dem beutegierigen 
angreifenden Nachbar gegenüber einzunehmen in den Stand gelegt werden follte, fo 
hängt das Nefpectverhältnig, in das jich ein Staat durd) das Maaß feiner Wehrkraft 
zu jegen vermag, nicht davon ab, wie viel Mannfchaften fortdauernd bei der Fahne 
vereinigt find, jondern wie groß die Wehrhaftigfeit des Volks im Allgemeinen ift, und 
das ift ein Factor, der ſich nicht allein nach der Zahl der Bataillone, jondern nad) der 
Größe und dem Reichthum des Landes, nad) der Baterlandsliebe und der Tapferkeit 
feiner Bewohner richtet. Nach den ausgeſprochenen Anfichten unferer heutigen Kriegs: 
miniſter müßte die glorreiche Erhebung des preußiſchen Volks im Jahre 1813 ein 
Wahnwig jonder Gleichen gewejen fein, da alle Vorausjegungen fehlten, die für einen 
Vertheidigungsfrieg,, viel weniger für eine Aggreffivftellung , wie fie Preußen that- 
ſächlich einnahm, geltend gemadyt werden. — Die Schweiz ift der einzige Staat in 
Europa, der das Syſtem der ftehenden Heere nicht eingeführt hat, und doch würde 
3. B. das nach Größe und Bevölferung Doppelt jo mächtige Bayern trog feines ftehen- 
den Heeres von 84700 Mann faum wagen, die Schweiz anzugreifen, jelbft wenn alle 
übrigen Staaten die ftrengfte Neutralität zugeficyert hätten. — Die Türkei brauchte 
gegenwärtig zur Vertheidigung ihres Gebiets gegen Angriffe von Außen nur wenige 
Bataillone aufzuftellen, da die gegenſeitige Eiferjucht der europäifchen Großmächte ihr 
weit mehr Schuß verfpricht, als die foftjpieligfte Armee. Die politifche Stellung eines 
Staats richtet jih daher nicht nad) der Zahl von Hunderttaufenden feiner ftehenden 
Armee, Die Bolitif rechnet nicht allein mit der Zahl der Kanonen und mit Dienftjah- 
ren, fondern fie hat bei der Unterfuchung über die Machtftellung eines Staats Die 
complicirteften Verhältniſſe gleichzeitig zu erwägen. — Die fhönen Träume eines 
allgemeinen Völferfriedens werden leider in dieſem Jahrtaufend noch nicht in Erfül- 
lung gehen, und deshalb werden die Nationen immer noch Urſache haben, neben ihren 
inpuftriellen Beichäftigungen fih in dem Gebrauch der Waffen zu üben und, wenn es 
nöthig fein follte, ihre Widerftandsfähigfeit gegen Außen zu erhöhen. Wenn wir aber 
einen immer größeren Theil des Volks in dem Alter der größten Kraft und der höch— 
ften Arbeitsleiftung Jahre lang in den Caſernen zurüdhalten ; wenn wir mitten im 
Frieden die finanziellen Kräfte der Nation bereits bis auf das Höchfte anfpannen: jo 
verbrauchen wir in ganz unnöthiger Weile Die Mittel, weldye für wirkliche Zeiten Der 
Gefahr aufgeipart werden follten, und es ift mindeftens nicht Flug gehandelt , zur Er 
reichung eines Heinen Effects denjelben Kraftaufwand zu verlangen, der nur zur Er- 
zielung der höchſten Wirkung nothwendig iſt. Wenn 3. B. von Deutidyland bei einem 
etwaigen Kriege gegen mächtige Feinde mit einiger Sicherheit vorausbehauptet werden 
fann, daß die Foftipieligen ftehenden Heere zur Vertheidigung doch nicht ausreichen 
werden, jondern daß man thatjächlid) zu derjelben Volfsbewaffnung greifen wird, die 
wir für empfehlenswerth halten, jo liegt fein Grund vor, weshalb nicht ſobald als 
möglich diefer Rettungsanfer für die Verminderung der enormen Staatdausgaben aus: 
geworfen werden jollte. 

Die franzöfifche Revolution und die Napoleoniſchen Kriege zwangen mit dem 
Werbefvftem zu breden und an die Stelle des geworbenen Heeres trat das Con— 
feriptiongbeer ſ. d. Art. Confceription. Es ift aber gar fein Zweifel mehr, . 
daß bei einem Kriege, der nicht gerade gegen abjolut ſchwächere Staaten geführt wird, 
fein Volk mehr mit dem Gonfcriptionsheer , wie ed gegenwärtig beſteht, ausreicht. 
Preußen vermehrt feine Armee, weil Frankreich die Zahl feiner Bataillone vergrößert. 
England antwortet darauf fchleunigft mit der Errichtung von Freiwilligencorps, um 
durch dieſes Neberbieten wiederum Sranfreih und rüdwirkend Preußen jowie ſämmt⸗ 
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liche europäischen Staaten zu noch größern Anftrengungen zu bewegen. Seit 50 Frie— 
densjahren,, bis zum Schleswig = Holftein’schen Kriege lebt Deutfdyland in einem bes 
waffneten Frieden , und blos aus Furcht, im Fall der Noth nicht waffenfundige Arme 
enug zu befigen, haben wir die Gapitalien verfchwendet, Die und bei einem wirflic) 
chweren Kriege fehlen werden. . 

Und doch braucht man ein Heer eigentlich nur zum Kriege. „Angenommen , fagt 
Rüftow, ein Staat rechne nur immer darauf, fein Heer gegen Außere Feinde, nur 
zum Schug feines Staatsbeftandes zu gebrauchen; die Regierung denfe nicht daran, 
einen Drud auf die eigenen Unterthanen mit Anwendung von militairischer Gewalt zu 
üben ; angenommen ferner, die Bürger feien im Waffendienft gelibt und man fönne ſich 
darauf verlaflen, daß fie auf den erften Ruf fommen ; die bürgerliche Eintheilung j 
Provinzen, Kreile, Gemeinden, Quartiere jei der Art, daß aus ihnen ohne Weiters 
entiprechende Truppenförper hervorgehen als Divifionen, Brigaden, Bataillone, Com: 
pagnieen: jo fünnte man eines Außerlich jichtbaren Heeres ganz entbehren. Dies ift 
das Milizſyſtem in feiner reinften urfprünglichen Form.“ „In diefer Reinheit, fährt 
Rüſtow fort, läßt ſich aber das Milizſyſtem heute Faum noch durchführen, aber gewifle 
Grundzüge laſſen ſich daraus fefthalten, und zwar: 1) die Eintheilung des Landes in 
Bezirke, denen auch gewiſſe militairiihe Abtheilungen entſprechen, fo daß jeder Mann, 
welcher in einem beftimmten Bezirke feinen Wohnftg bat, audy einer beftimmten mili- 
tairiichen Abtheilung angehört; 2) die jährliche Verſammlung der verfchiedenen mili— 
tairiichen Abtheilungen je auf eine oder einige Wochen zu Uebungen ; 3) die Vers 
fammlungen der jungen Leute eines Bezirks, welche in einem Jahre ins Alter der 
Wehrhaftigkeit treten, in befondere Refrutenabtheilungen zu einer erften militairifchen 
Ausbildung auf 6—12 Wochen vor der Eintheilung in die den Bezirken entiprechen- 
den militairifhen Körper; 4) die Einfegung ftändiger militairijcher Behörden für die 
gefammte Verwaltung, Controle und Inganghaltung dieſes Syſtems.“ 

Es ift fraglich, ob man bei der beabfichtigten Reform fofort foweit gehen kann. 
Das reine Milizſyſtem im Auge behaltend, empfiehlt ſich vielleicht, nachdem für die 
Eperiahvaffen {und zwar für Cavallerie, Artillerie, Geniecorps u. |. w.) das bisherige 
Syſtem mit vorzugsweifer Benugung von Berufsioldaten beibehalten worden wäre, 
das Cadresſyſtem in der Art, daß für ein Corps vorzugsweiſe für Infanterie) nur 
ein Ihwaher Stamm Cadre) von wenigen DOfficieren und Soldaten permanent ge 
halten würde, um die laufenden Geſchäfte zu beforgen und die Mannfchaften im Kal 
der Ginberufung einzuordnen. Die Completirung der Bataillone erfolgt dann im 
Kriegstall nad) den Grundfägen des Miligfoftems, und zwar nad) der Reihenfolge der 
Altersclafien, in ähnlicher Weiſe, wie dies in der Schweiz geſchieht. Die Grundzüge 
des Schweizer Volfswehrweieng find in Kürze folgende: 

Schon während der früheften Jugend beginnt das Gewöhnen an den jpäteren 
Kriegsdienft. Zu dem Zwede find die meiften höhern Bildungsichulen ver Schweiz 
militairiich organiſirt; die Zöglinge derfelben vom eilften Jahre an für Uebungsftun: 
den und Ausmarich gleihmäßig uniformirt, mit Infanteriegewehren bewaffnet und 
von tüchtigen Inftructoren geleitet. Diefe Eadettencorps find von ihren eigenen Offi- 
cieren und Unterofficieren befehligt. Die Koften werden aus dem Schulfond beftrit- 
ten; die Waffen ftellt der Staat oder die Gemeinde, die Uniform der Knabe jelbit. 
Auf diefe Weife werden Taujende von jungen Schweizern Schon früh auf das Waffen: 
werf und deſſen Zweck, Vertheidigung des Vaterlandes, hingewieſen, werden geübt 
und vertraut mit der Handhabung der Waffen, mit den Aufgaben der Soldaten: 
ſchule, mit der Disciplin. Außerdem wird das Cadettenweſen im nicht geringem 
Grade durch das noch weit allgemeinere Turnweſen unterftügt, das bei allen Schul: 
anftalten mehr und mehr die verdiente Beachtung und Pflege findet und zur Krices— 
tüchtigfeit des Schweizervolfs nicht wenig beiträgt. Jeder Schweizer ift Soldat, Die 
Dienftpflicht begiunt mit dem vollendeten neunzehnten und dauert bis zum zurückgeleg— 
ten vierundvierzigiten Jahre. Jedody dienen in den höheren Rangelafien fehr viele 
Schweizer bis ins Greifenalter freiwillig fort. — Das Gefeg gewährt folgende Aus— 
nahmen vom Waffendienfte und befreit davon: die Mitglieder der oberften eidgenöfft- 
ſchen Behörde, des Bundssraths und defien Beamtenperfonal während ihrer Amts: 
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dauer; die Mitglieder der Kantondregierungen und deren Beamte , die Geiftlidyen, von 
denen jedoch die jüngere Generation den Bataillonen die Feldprediger liefert , das Un— 
terrichtsperſonal, mit Einſchluß der amtlich angeftellten Lehrer der Primarſchulen; 
die unentbehrlichften Angeftellten im Poſt-, Eiſenbahn- und Dampfſchiffweſen; die 
Aerzte, Apotheker und Thierärzte, von weldyen jedoch das Sanitätsperfonal der Armee 
gebildet wird, die aljo in ihrem Berufe dienftpflichtig find. Der Sohn einer Witwe 
oder bejahrter Eltern, die er durdy feine Arbeit ernährt, wird von Rechtswegen in eine 
ſolche Dienftelaffe eingetbeilt , welche ihm ven Dienjt erleichtert, Eörperlich ſchwächere 
oder mit einem zum Direrten Kriegedienjt unfähig macenden Fehler behaftete Leute 
werden als Militairpoftläufer, Schreiber der Bezirfscommandanten, oder in ähnlicher 
Weiſe beigezogen. Jünglinge, die an Geſichtsſchwäche höheren Grades, an ſchwachet 
Bruſt oder andern notoriich zum Kriegsdienft untauglich machenden Fehlern oder Ge 
brechen leiden, find zwar vom Dienfte befreit, werden jedoch mit einer ihrem Vermögen 
angepaßten Steuer belegt, deren Ertrag in die Staatscafle fließt. — Nach zurüdgelegtem 
neunzehnten Lebensjahre befteht der junge Schweizer die erfte Mufterung. Er findet 
fi) auf den Sammelplägen feines Bezirks ein, wo eine Militaircommiffion unter Bei: 
ziehung von Militairärzten die Einichreibungen vornimmt und etwaige Ausnahme: 
begehren unterfucht. Die mit Vorliebe zu einer Specialwaffe fi) vorftellenden Füng- 
linge werben möglicht berüdjichtigt. Die große Mehrzahl der durch Bildung und ge- 
jellichaftlicye Stellung zum Officiersrang befähigten jungen Leute meldet fidy im glei- 
chen zwanzigften Jahre zur Theilnahme an den zur Ausbildung alljährlidy angeorpne: 
ten, vom Bunde geleiteten Officiersafpirantencurjen , denen jedody für einen Jeden die 
cantonale Nerrutenfchule vorausgehen muß. Drei Glaffen find es, in welchem der 
fchweizerifche Soldat während vierundgwanzig Jahren dienen muß: Auszug, Reſerve 
und Landwehr. Diefe bilden das eigentliche Heer, bei einer Bevölferung von 2", 
Mill. circa 180000 Mann bewaffneter und ausgerüfteter Soldaten, mit denen die 
Schweiz jedem drohenden Angriff Fräftig die Spige bieten fann. In Zeiten der Ge 
fahr des Vaterlandes wird dieſe Streitmacht durch den Landiturm und zahlreiche Frei: 
willige, unter denfelben vortrefflihe Scharfihügen und jonft waffenfundige Leute, in 
fehr bedeutendem Grade vermehrt und damit das Volfsheer zur Vertheidigung des Va: 
terlandes in feiner höchften Entwidelung geſchaffen. — Die Infanterie bildet die Haupt: 
ftärfe der jchweizeriichen Armee, und liegt die Ausbildung der Infanterie den Gantonen 
ob. Die jungen Leute werden in kleineren oder größeren Abtheilungen in die Hauptorte 
zufammengezogen, eingefleidet und in der Gaferne einquartirt. Die Zeit der Inftruction 
ift kurz zugemeſſen. Für die Necruten der Gentrumcompagnieen dauert fie 28 Tage, für 
Die der Jägercompagnieen mindeftend 35 Tage. Das Ererciren wird mit möglichfter 
Abwechslung vorgenommen, und Theorie wechjelt mit Praris ab. Der militairiice 
Unterricht umfaßt die Soldatenichule, die Pelotons-, Compagnie und Bataillon 
jchule, den Plag- und Feldwachtdienft, den Sicherungsdienft auf dem Marche, Schieß— 
theorie und Scheibenſchießen, Tirailleurdienft, Bajonnetfechten und inneren Dienit, 
nämlich das Verhalten der Soldaten in der Gaferne oder Lager, gegenüber den Offi— 
cieren und unter ſich felbft. (An einigen Orten auch Turnen; in einzelnen Gantonen 
Prüfung der Recruten in Leien, Schreiben und Rechnen. Der Sold des Necruten be: 
trägt 45 Rappen täglich (4 Silbergrofchen‘. Davon gehen 8 Rappen für die Menage 
ab. Alte fünf Tage ift Yöhnungstag. Jeder Soldat erhält ferner täglich % Pfund 
Zleiih und 1', Pfund Brod. Man fieht, außer Zeitopfer erwarten auch Geldopfer 
den jchweizeritchen Soldaten. Allein neben der Ehre des Waffenwerkes gewährt daſſelbe 
auch Vortheile für Kräftigung und Haltung des Körpers, für Hebung des Selbitge: 
fühle durch Waffenkenntniß. Bier Wochen Uebung ift vorüber und ein Jeder geht an 
feine Arbeit, Waffen und Uniform ſorgſam hütend, bis eine nächfte Bataillonsübung 
oder ein Marjchaufgebot ihn ruft. Außerdem folgen jenen vier Wochen erfter Uebung 
alljährliche Bataillonswiederholungscurie von drei Tagen für den Auszug, yon zwei 
Tagen für die Referve und ein Tag für die Landwehr; Dfficiere und Unterofficiere in 
doppelt fo langer Zeit. Jeder Ausmarſch — Grenzbefegung oder eidgenöſſiſche größere 
Truppenzufammenzüge — vermehrt die Uebung der Truppen , die ſchon bis zum Alter 
von 26 Jahren fernhafte Bataillons darftellen, in Reſerve und Landwehr aber den 
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Kern der Männer mittleren Lebensalterd. Außerdem hat jeder Soldat, der einen Grad 
vorrüdt, eine weitere dreiwöchentliche Uebungszeit durchzumachen. WVolksſchrift des 
Schweizer Handelscourird: Das Volkswehrwefen der Schweiz.) 

Das ſchweizeriſche Heer hat in ähnlicher Zufammenfegung wie heute feine Schlag: 
fertigfeit und feine Tapferkeit feit Jahrhunderten bewielen, und anerfannte Militairs 
geben ihm jegt noch) das Zeugniß, daß es in Bezug auf Schnelligfeit in der Mobil- 
machung und an Bertrauenswürbigfeit, joweit ſich eine ſolche in der äußern Haltung, 
in der Gewandibeit bei Erereitien und befonders beim Manoeuvriren beurtheilen läßt, 
hinter feinem andern Heere zurüdftehe. Unſere gegenwärtige militairiihe Ausbildung 
Dagegen macht mit ihrer Detaildrefiur, die nur für die Parade berechnet zu fein fcheint, 
die eracte Haltung, die mühſam eingedrillte Accuratefie, die Egalität der Griffe, Rich— 
tung der Glieder, den Gleihhichritt, und was ed noch für Merkmale einer parademäßiy 
einerercirten Truppe geben mag, zur Hauptfache, die eigentliche für den Krieg nothwen- 
dige Gewandtheit und Ausdauer , die Leichtigkeit in den Manveuvrirbewegungen beis 
nahe zur Nebenſache. Jedes Manoeuvre wird den Unbefangenen überzeugen fönnen, 
daß alle bis zur Virtuofität cultivirten taftiichen Formen jofort verſchwinden, jobald 
man zur Nahahmung der kriegeriſchen Wirklichkeit übergeht. Da fieht man, daß von 
den hunderten bis zur Birtuofität cultivirten taftiichen Formen nur eine ganz Feine 
Zahl übrig bleibt, welche wirklich zur Anwendung fommt, und zwar völlig entfleidet 
von den Schladen des modernen Erercierplaged. „Da hört man feine accentuirten 
Gommandog; da fieht man, daß der Ernft die Bataillone über Gräben und Sturzäder, 
durd) Felder, —— und Hochwald führt; wo bleiben da Richtung der Glieder, 
Rottendeckung, Egalität der Griffe und Gleichſchritt? Wozu alſo die Paradedreſſur, 
wenn der Krieg ſelbſt, um deswillen doch die Armee da iſt, Nichts weiter verlangt 
als eine allgemeine Ordnung in der Bewegung bei gänzlichem Fortfall des 
Gleichſchritts und außerdem eine ganz kleine Zahl von Formationen und Evolutio— 
nen? Wozu das Opfer von drei koſtbaren Jahren, wenn das, worauf man mindeſtens 
der ganzen Dienſtzeit verwendet, um nicht zu lagen vergeudet, in den dem Ernit 
angemefjenen Grenzen, bei auch nur einiger Vorbildung innerhalb weniger Tage 
erlernt werden fann:“ (Hauptmann v. der Leeden). Die Antwort, welche man auf 
diefe Fragen aus der Mitte der Männer von Fady erhält, lautet ftereotvp: „Aus Rück— 
fiht gegen die Disciplin!“ und doch hat die Erfahrung hinreichend bewielen, daß uns 
eingeübte Heere, bei denen jene ſyſtematiſche militairische Jugenderziehung vollftändig 
fehlte, vem Gommandoworte mitten in der Schlacht ebenfogut gehorchten, wie die bei 
den Fahnen ergrauten Krieger. Weiß doch ferner jeder Dfficier, Daß gerade Die gehor- 
famjten und willigften Soldaten die noch völlig uneingeübten Reeruten find. 

Doch nody weit größer find die wirthichaftlichen Nachtheile, welde mit dem Ey: 
ftem der ftehenden Heere verbunden find. Wie bereits bei dem Artifel „Eonjerip- 
tion“ nachgewieſen worden ift, läßt fich das Princip der Arbeitstheilung nicht auf 
die allgemeine Wehrpflicht anwenden, da Berufsfoldaten ‚oder Gapitulanten) nicht in 
fo großer Anzahl angeworben werden können, als die Vertheidigung des Vaterlandes 
in Anipruc nimmt. Der Bürger muß alio den heimiichen Heerd ſelbſt vertheidigen. 
Anftatt nun die Zeit der Waffenübung auf das nothwendigfte Minimum zu beſchrän— 
fen, anſtatt dem eindringenden Feinde das ganze wehrfähige Volk entgegenzuführen 
und den fremden Gindringling dur die Wucht der Maſſen zum Lande hinauszuſchla— 
gen, werden eine große Anzahl der tüchtigiten und Fräftigften jungen Leute Jahre hin» 
durch der befruchtenden Arbeit entzogen und ihrem Beruf entfremdet. Der Gajernen- 
dienit ift fein Eldorado des faulen Nichtsthuns, er ift aber auch feine Fortbildungs⸗ 
ſchule für den Beruf, und nachdem der Soldat ſeiner frühern Thätigkeit unnöthiger— 
weiſe Jahre lang entzogen worden iſt, braucht es lange Zeit, ehe er ſich wieder an 
feine regelmäßige Beichäftigung gewöhnt und die frühern Fertigkeiten ſich wieder an— 
gerianet hat. Da wo Das Reſerve- und Beurlaubungsinftem in — 

eiſe gehandhabt wird, treten dieſe Nachtheile in vermindertem Grade auf, ſie müſſen 
ſich aber doch weit bemerkbarer machen, als dies bei einem angemeſſen eingerichteten 
Milizheere der Fall fein wird. Und wirthichaftlich iſt der Verluft ein doppelter. Die 
jegige Heeresorganifation Foftet dem Lande, d. h. den ftenerzahlenden Bürgern ſchon 
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in Friedengzeiten ungeheure Summen, und e6 ift faum denkbar, wie die jedes Jahr 
höher fteigenden Forderungen der Militairbudgets in Zufunft aufgebracht werben jol- 
len. Auf der andern Seite ift aber auch der Soldat trogdem jo ſchlecht bezahlt, daß 
der geringe Sold faum zur Dedung der nothwendigften Bedürfniffe ausreicht. Die 
Bolfswirthichaft erblict eine Steigerung des Nationalvermögens und ein Wahsthum 
des allgemeinen Wohlftandes am liebften in der Kräftigung der vielen Einzelwirth- 
ſchaften und in der Steigerung der zahlreichen SPrivateinnahmen. Gerade jo wie fie, 
die eigentlich aus demielben Grunde gegen alle Arten von Steuern oppofitionell auf: 
treten follte, gerecht vertheilte Abgaben, im Interefie des allgemeinen Wohle verwendet, 
für productiv erfennt, jo billigt ſie auch, daß im Intereſſe der Landesvertheidigung 
jedem wehrfähigen Bürger gewiſſe Opfer felbit in Friedendzeiten angejonnen wer— 
den , und zwar Opfer, die fi) (der Ginübung in den Waffen wegen) ald cin Verzicht: 
leiften auf eine gewilfe Summe von Arbeitslöhnen zu erfennen geben. Werben aber 
zu der Einübung, die in einigen Wochen, höchſtens in einigen Monaten beendet 
jein könnte, Jahre verwendet, jo werden dem Soldaten viel zu hohe Opfer zugemutbet, 
und der allgemeinen Production gehen nicht minder Taufende von fchaffenden Arbeitd- 
fräften verloren. Wie bereits nachgewiefen worden, werden durch die ftehenden Heere 
in Europa während der Friedengzeiten circa 1'/, Mill. Arbeitskräfte der bürgerlichen 
Beichäftigung entzogen, während bei entfprechender Heeredorganijation etwa ', Mill. 
(ald Cadres und abtheilungsweife Ginzuübende) vollfommen ausreichten, um im 
Kriegsfalle ein weit ſtärkeres Gontingent zu ftellen. Nimmt man an, daß von der 
übrigbleibenden Million der Fräftigften jungen Leute jeder täglich nur . Thlr. ver- 
diente, fo entipricyt Dies einem jährlichen Gefammtarbeitslohne von täglid 333333'% 
Thlr., bei 300 Arbeitstagen jährlich von nahezu 100 Mitt. Thlr. Um dieſe Summe 
bringt der Staat durch feine Ginrichtung der ftehenden Heere die jungen Leute, die er 
zu feiner Vertheidigung unnöthig der Arbeit entzieht, und um die Producte und deren 
Werthe, die dadurd) geichaffen werden könnten, bringt der Staat feine Angehörigen. 
Daß eine Anzahl von jungen Leuten jährlich auswandern, daß Andere ſich jelbft 
verftümmeln, um dem Militairdienfte zu entgehen, ſoll nicht in Betradyt gezogen wer— 
den, da es pflicht- und gefegwidrig ift, obgleich joldye Meberfchreitungen und Verir— 
rungen mit den Ginrichtungen des Heerweſens im engften Zufammenhange ftehen. 
Ueberraſchend ift aber die Thatſache, daß gerade bei dem Militair, alſo bei den Leuten, 
die man für die Fräftigften und gefündeften zu halten berechtigt iſt, in Friedenszeiten 
die Sterblichkeit bedeutend größer ift, als bei Leuten von demjelben Alter in Eivil. 
Nach Dr. Boudin betrug die Sterblichkeit bei der franzöſiſchen Eivilbevölferung von 
20— 30 Jahren auf 1000 durchſchnittlich 10,,, bei 1000 Soldaten dagegen in der 
anzen Armee 19,,, bei der Linien-Infanterie 22,, , bei der Garde-Infanterie 16,;. 
ei den Unterofficieren machte fich die befiere Verpflegung und befiere äußerliche Stel— 
lung infofern bemerkbar, als die Sterblichkeit nur 9,,—10,, betrug. Die Sterblichkeit 
betrug in England von der 19jährigen Benölferung nur 9,, auf 1000, und felbit in 
den ungejundejten Fabrikſtädten blos 11,, bis 12,, — bei der Gardereiterei Dagegen 
11, bei der Linienreiterei 13,, , bei der Linieninfanterie 18,,, bei der ſehr eng cater- 
nirten Fußgarde 20,,. In Preußen ift bei geringerer Dienftzeit die Sterblichkeit nicht 
fo auffallend, fie betrug aber doch 1821 —1830 bei Militairperfonen im 20—25. Le» 
bensjahre 11,,, bei Givilperfonen nur 10,,. In feinem verdienitlihen Werke „Hand- 
buch der vergleichenden Statiftif* bringt Kolb unter den Nachrichten über die piemon— 
teftiche und ruffitche Armee noch abichredendere Beifpiele. — Die Refultate ftehen feft, 
wenn aud) Die Urſachen diefer mindeftens höchſt auffallenden Ericheinung noc nicht 
hinlänglich aufgeflärt find. Wahrjcheinlich ift das Zufammengedrängtfein in den Ga: 
fernen beſonders ſchlechte Luft in den Echlaffälen) neben der — Koſt die 
Haupturſache. Nicht wenig moͤgen auch die Veränderungen in der Lebensweiſe, Man— 
gel an hinreichender Beſchaͤftigung und die mancherlei Verlockungen zu Ueberſchreitun— 
gen ꝛc. dazu mitbeitragen. 
Wenn endlich ein gewiſſer Werth auf die Unterſtützung gelegt worden iſt, welche 
die ſtehenden Heere der allgemeinen Rechtsſicherheit innerhalb der Landesgrenzen zu 
gewaͤhren haben, ſo werden ſelbſt nach Einführung der Milizheere Mannſchaften 


Heimath. 473 


gerug vorhanden fein, um der Polizei bei einem Aufruhr wirffame Hülfe zu leiften. 
er Sinn der Bevölkerung ift durchaus nicht jo anarchiſch, wie man in gewiſſen Krei- 
fen anzunehmen — iſt, und wenn es unter Tauſenden ſicher auch eine kleinere 
Anzahl von Köpfen geben wird, die ihre Anſichten am liebſten auf dem Wege der Ge— 
walt durchzuſetzen ſuchen, ſo laſſen ſich bei befriedigenden Zuſtänden die Maſſen doch 
nicht ſo raſch zu Ungeſetzlichkeiten verleiten, und eine Regierung, welche dem beſonne— 
nen Fortſchritt huldigt und ſonſt in redlicher Weiſe ihre übernommenen Verpflichtun— 
gen erfüllt, bietet für die Ruhe und Ordnung des Landes ſelbſt weit mehr Garantie, 
als das größte ſtehende Heer. 

Die Reduction der ſtehenden Heere wird nicht mit einem Schlage erfolgen dürfen, 
ſondern ſie wird ganz allmählich vorbereitet werden müſſen, deshalb wird es ſich aber 
auch empfehlen, rechtzeitig einen ſyſtematiſchen Plan in Ausführung zu bringen. Die 
Volkswirthſchaft erkennt es nicht für ihre Aufgabe an, den Kriegsminiſterien Vor— 
leſungen über Dienſtzeit, über Stärke der Bataillone, über Exercierreglements u. ſ. w. 
zu halten, ſie hat aber gegenüber dem bedeutenden Aufwand auf moͤglichſt intenfive 
Benugung zu dringen. 

Literatur: Schulz-Bodmer, Militairpoliti. — Kolb, Die Nachtheile 
des stehenden Heerweſens und die Nothwendigfeit der Ausbildung eines Volfswehr- 
ſyſtems. — Das Volkswehrweien der Schweiz, Volksſchrift des Schweizer Handels: 
Gourirs in Biel. — Dr. Boudin, Statistique de l’&tat sanitaire et de la mor- 
talit& des arm6es de terre et de mer. — Deutſche Wehrzeitung (Koburg). 

H 


Heimath. Heimathörecht. 

Das Heimathsrecht wurzelt in der Idee des bürgerlichen Gemeindewefens, wel: 
ches jeinerjeits theils aus der patriarhaliichen Grundlage des Hausweſens oder der 
Stammeseinheit, theils aus der örtlichen Nachbarſchaft des Grumdbefiges und der 
Wohnung hervorgegangen ift. Urfprünglicd an Grund und Boden gefnüpft, beftand 
die Gertteinde (f. d.) nur aus den Inhabern des Grund und Bodens, den freien, an: 
gefeffenen Familienvätern. Nur diefe bildeten die Gemeindebürger. Als indeß im 
Fortgang der focialen Entwidelung der Unterfchied zwifchen ländlicher und ftädtifcher 
Gemeinde hervortrat, fonnte der Grundbefig nicht mehr die ausichließlicdye Bedingung 
zur Theilnahme an der Gemeinde bilden, 

Zwar beruht die ftädtifche Gemeinde ebenfalls zunächft auf der fachlichen Grund: 
lage der Häufer der Stadt, allein es tritt bier das Princip der Gewerbe ein, und 
ohne Grundbefig wurde nunmehr das ftädtiiche Bürgerrecht durch die Ausübung 
eines — zünftigen — Gewerbes, durch die Theilnahme an einer Gewerbecorporation 
begründet. Nur dieſe vollberedhtigten Bürger hatten theil am Gemeindevermögen, 
an der Leitung des öffentlichen Verkehrs, der finanziellen und polizeilichen Verwal: 
tung und der Rechtspflege. Allein vermöge der organiſchen Natur der Arbeit und 
des Verkehrs bildete ic allmählich in den Stadt: und Landgemeinden ein Stand 
freier, aber befiglofer Arbeiter, weldye, obſchon ohne thätige Theilnahme in den Ge: 
sehen He For ange gleichwohl in den Rechtsverband der Gemeinde, ihrer Hei— 
math, eingefchloffen find und zu derjelben in einem Verhältniß der Abhängigkeit ala 
Untertbanen, Beilaffen oder Schutzverwandte ftehen. Insbejondere aber ha- 
ben fie ala joldhe die Sorge des Gemeinwejens für die Möglichkeit ihrer Subſiſtenz 
in Anspruch zu nehmen. Zu allen Zeiten in Sitte und Gejeg ift die Verpflichtung der 
Gemeinde zur Yirmenverforgung anerfannt umd ausgeſprochen worden, dergeſtalt, 
daß für die Gemeinde die Verbindlichkeit begründet iſt, ihre Heimathsangehörigen, 
fobald fie unterfommenlos geworden find, bei fid) aufzunehmen, und in foweit fie es 
nicht durd) eigene Anftrengung und durch Unterftügung der privatrechtlidy dazu Ver: 
bundenen 3. B. der Verwandten, vermögen, ihnen Unterfommen und nothdürftigen 
Unterhalt zu verſchaffen. Dieſes Heimathsredht wird in der Regel erworben, ent— 
weder durch die Geburt in einem beftimmten Ort, oder dadurch, daß die Eltern der 
betreffenden, auswärts zufällig gebornen Perſon, an diefem beftimmten Ort heimaths— 
berechtigt find, ferner durch Anſäſſigmachung und ausprüdlihe Aufnahme in den 
Gemeindeverband in Verbindung mit einem mehrjährigen Aufenthalt dafelbit. 
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Dagegen hat der länger fortgefegte Aufenthalt außerhalb des Heimathsorts 
ohne bejondere Legitimation von Seiten der Heimathsbehörde gewiſſe Rechtsnach— 
theile, in der Regel den Berluft des urjprünglichen Bürger: und Heimatherechts zur 
Folge. Der Staat ftellt ſich zu der Heimathsftage nur in der Weile, daß er das Princip 
aufrecht erhält, jeder ai muß irgendwo im Lande heimathsberechtigt 
fein. Zwijchen den einzelnen Gemeinden er jehr häufig rechtliche Differenzen 
über die Heimathsangehörigfeit verjchiedener Perfonen. Bei diejen Differenzen han 
delt es iR lediglich um die formelle Feftftellung einer materiell bereits beftehenden 
öffentlich. rechtlichen Verbindlichkeit dem Staat gegenüber. Der einzelne Heimathe- 
bezirf hat blos den Nachweis zu führen, daß er von diefer Verbindlichkeit aus irgend 
einem Grunde befreit bleibt, während er durchaus fein Intereſſe daran hat, daß feft: 
gejtellt wird, weldyen der gelammten übrigen Heimathsbezirke fie trifft. Weil es jo- 
nach an einem eigentlichen Parteienverhältnig und fomit an der Borausjegung eines — 
Eivil- und ſelbſt Apminiftrative — Procefies fehlt, jo werden ſolche Heimathsdiffe— 
renzen fajt überall im Verwaltungsweg entichieden. 

Aus dem Princip des Heimathsrechts folgt indeß nicht, daß die Heimath- 
gemeinde ihre aus värts aufhältlichen —— zu unterſtuͤtzen ver— 
pflichtet ift; eine ſolche Verpflichtung beginnt vielmehr erſt von dem Augenblicke ihrer 
Wiederaufnahme in den Heimathsbezirf. Ein Aniprud auf Erftattung der einem 
auswärts Heimifchen gewährten Unterftügung findet daher in der Regel nur dann 
ftatt, wenn dem aufnahmepflichtigen Heimathsbezirk eine unbegründete Weigerung 
oder Säumniß zur Laſt fällt. 

Dagegen fteht der Gemeinde angefichts der ihr obliegenden Verbindlichkeit das 
Recht zu, Diejenigen, weldye in ihrer Mitte ihren Aufenthalt genommen haben, ob- 
ſchon fie nicht heimarhsangehörig find, auszuweifen, jobald die Jnanfpruchnahme 
öffentlicher Unterftügung nachgewieſen wird. Bei der Ausübung diejes Ausweiſungs— 
rechts fünnen leicht große, zweckloſe und individuell wie volfswirthichaftlich ſchädliche 
Härten vorfommen,. Daher unterliegt nad) den meiften Oejeggebungen das Auswei— 
fungsrecht der Aufficht der Oberbehörden und es find auch font Beichränfungen des: 
felben eingeführt worden. Es darf z. B. der freie Schulunterricht in öffentlichen 
Armenfchulen oder die Bezahlung von Schulgeld aus der Ortsarmencaſſe für die 
Kinder unvermögender Eltern, oder endlich die Unterftügungen, welche von Privat: 
wohlthätigfeitsvereinen oder Anjtalten gewährt werden, fein Recht zur Ausweilung 
begründen. 

Um fleinen Gemeinden die aus dem Heimathsrecht entipringenden Verbindliche 
feiten zu erleichtern, hat man benachbarte Fleine Gemeinden zu einem gemeinjchaft: 
lien Heimathsbezirf vereinigt, weil der Zwed einer geregelten, die einzelnen Con— 
tribuenten jo wenig als möglidy beläftigenden Armenverforgung nur auf dieje Weife 
zu erreichen jteht. Judeß hat die unzweckmäßige Abgrenzung der Heimathsbezirke in vies 
len Fällen wieder zu Klagen geführt. Gewöhnlich wurden nur wohlhabende Bauern 
dörfer vereinigt und arme Tagelöhnerdörfer ifolirt. (Sriteres fonnte ohne Widerjpruch 
geichehen, dagegen fand die Zutheilung armer Gemeinden natürlich den hartnädig: 
ften Widerftand, den man nicht zurücdweilen zu können glaubte; gleihwohl gehören 
beide Arten von Dörfern naturgemäß zuſammen. Gerade die Tagelöhnerdörfer jind 
dent großen Grundbeſitzer unentbehrlich, er nugt ihre Arbeitskraft zu feinem Vortheile 
aus und will ſich doch der Arbeitsunfähigen möglichit entledigen.! 

Bon mandyen Seiten it an Stelle des Communalprincips der Parochialverband 

I) Im Königreich Sachen hat ſich im legten Jahrzehnt eine große Regfamfeit zu Verbefferung 
der Armenpflege, namentlich in den ländlichen Bezirken fundgegeben, und es find, auf dem Wege 
freier Ajfeciation, die vereingelten kleinern Heimathbezirfe zu Bezirfsarmenvereinen guiams 
mengetreten, welche ſich die Gründung von gemeinſchaftlichen Iwangsarbeits: und Serfer: 
——— zur Aufgabe gemacht haben. Vergl. Fr. Bitger, Die Bezirfsarmenarbeitshäufer im 

önigreich Sachfen. 1654.) — Auf diefem Wege der Affociation it die Amtslandichaft Meißen bes 
reits fo weit vorgefchritten, daß zu dem Zweck einer quten umd fräftigen Armenverforgung alle Ritz 
tergüter und Gemeinden zu einer Art Bezirksgemeinde ſich zuſammengethan haben, mit einer ſelbſt— 
gewahlten Gentralbehörte an der Spige und fo, daß der ganze Organismus vom Prineip der Selbits 
verwaltung durchdrungen ift. Die Rev. 
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als Grundlage der Heimathsbezirksbildung empfohlen worden, würde ſich aber ſelbſt— 
verftändlich nur in den Ländern dazu eignen, wo die Bevölkerung ihrer überwiegen: 
den Mehrheit nad) einer beſtimmten Gonfeffion angehört. 

Für die Inländer gilt in der Regel die Freizügigkeit ſchon jest. So darf z. B. 
in Sachſen nach dem Heimathsgefeg von 1834 feinem ſächſiſchen Staatsangehörigen 
die Aufnahme oder die Niederlaffung an einem andern al8 dem Heimathsort verlagt 
werden, dafern er nur 1) einen Heimathsichein, d. i. eine Beurfundung der den Ge— 
fegen nad} bereit& beftehenden Heimathsangehörigfeit, und 2) ein obrigfeitliches Zeug: 
niß Darüber, daß innerhalb der legten Jahre von ihm fein öffentliches Almojen be- 
anfprucht, oder ein anderer polizeilicher Ausweifungsgrund vorgefommen ift (Ver: 
baltichein), beibringt. Unbedingt fann die Aufnahme nur verfagt werden, wenn fid) 
der polizeiliche Grund zur Auswerfung nur auf die Verübung eines Verbrechens, oder 
ein unredlidyes oder unzüchtiges Gewerbe des Ausgewieſenen bezieht. 

Gerade dieſer von der Pichfiichen Heimaths: und Gemeindegefeggebung feitge- 
haltene und durchgeführte Grundjag der Freizügigfeit hat in Sachſen den jofortigen 
Uebergang zur unbedingten Gewerbefreiheit, weldye insbefondere auch die bisherigen 
Beichränfungen des Gewerbebetriebs auf dem Lande befeitigte, weſentlich erleichtert, 
ja in gewiſſer Hinficht möglich gemacht. Mit der Gewerbeiteibeit und mit der Frei: 
zügigfeit jind daher aud) indirecte Erfchwerungen der Niederlaftungsfreiheit unver: 
einbar, wie 3. B. die Abforderung mehr oder minder hoch gejchraubter Einfaufe- 
gelder, Aufnahmegebühren von nenanziehenden Gemeindegenoſſen, welche theilweife 
als Einnahmequellen für die Gemeindecaffen, theils jogar als Mittel zur Abichließung 
gegen fremden Zuzug benugt wurden. 

Ein befonderes Hinderniß iſt leider noch in Deutichland der unnatürliche Ehe: 
bund mit Gemeindebürgerrecht und Gewerberecht, indem in den Städten die Aus: 
übung des Gewerbebetrichs die Verpflichtung zum Eintritt in die Gemeinde als Bür— 
ger und folglich zur Entrichtung von Bürgerrechtsgebühren nad) jich zieht. Die Auf: 
rechthaltung diejes Princips dürfte ohnehin, wenn aud) nicht im Allgemeinen — da 
die Städte, ald Verfehrsmittelpuncte, eine natürliche Anziehungskraft für Die Gewerbe 
befigen — doch für gewiſſe Gegenden und Dertlichfeiten den Zug der Gewerbe von 
den Städten Fünftlidy weg- und dem platten Sande zuwenden. Die Gefeggebung 
wird Daher eine Lostrennung des jtädtiichen Bürgerrechts von der jegigen organischen 
Verbindung mit dem Gewerbebetrieb ins Auge zu faſſen haben und dürfte ſich nach dem 
Vorgang der Schweiz (Art. 41 der Bundesverfaflung für Nichtitantsangehörige) Die 
Einführung eines unvollfommenen Gemeindebürgerrechts mit den entiprechenden Ver: 
pflichtungen gegen die Gemeinde empfehlen lajfen. 

Beionders iſt in neuerer Zeit die Frage wegen Einführung eines allgemeinen 
deutichen Be ventilirt worden, in dem Sinn, daß den Angehörigen aller 
deutichen Bundesftaaten bei dem Aufenthalt und bei der Niederlaflung in einem an— 
dern Bundesſtaat die Rechte eines Inländers zuftehen follen, wie dies, wenn aud) in 
unbejtimmter Weife, durch die Art. 16 und 18 der deutjchen Bundesacte in Ausſicht 
geftellt und durch Art. 3 der deutichen Grundrechte ausgeiprocdyen wurde. Bis jegt 
befteht nur eine Vereinbarung über die Uebernahme von Heimathlojen und Ausge— 
wiejenen vom 15. Juli 1851, die fogenannte Gothaer Convention, welche indeß vor: 
nehmlich nur den Zweck hatte, den Staat der Niederlaffung gegen die Anſprüche des 
Niedergelaſſenen zu ſchützen, indem deifen Anfprüche an den Urfprungsftaat feitge: 
jtellt werden, dagegen hat die Konvention, die ſich ald die Vorbereitung eines deut— 
ichen Heimathsrechts anfündigte, noch nicht die Tendenz, durch die Niederlafjung in 
einem andern Bundesftaat für die ſen gegenüber dem ſich Niederlaffenden Verpflich— 
tungen zu begründen. Die Hauptichwierigfeit it jedoch infofern entfernt, als ver 
möge der Convention für den Aufenthaltsftaat Eine materiellen Nachtheile mehr aus 
dem Aufenthalt entftehen fünnen. 

Wie die Sachen gegenwärtig nody liegen, hat jeder deutihe Staat das Recht, 
einen Nichtftaatsangehörigen nach Willfür auszuweiien und in jeine Heimath zurüd» 
zuſchicken. Durch die Herftellung eines deutichen Heimaths- und Aufenthaltsrechte 
würde erſt ein wirklicher Edftein in dem Bau deuticher Einheit gewonnen fein. 
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Zunächt würde e8 fih nur darım handeln, daß jeder Deutiche in jedem Bun- 
desftaat ein Gewerbe ergreifen und ausüben fann. Allerdings ift noch heute die 
Gewerbeverfaflung in den einzelnen Staaten ſehr verjchieden. In einer großen An: 
zahl befteht die unbedingte Gewerbefreiheit, in andern dagegen noch das Zunft: und 
Eonceffionsweien in Verbindung mit einem beiondern Prüfungsiviten; Diele geſetz— 
geberiiche Verichiedenheit erfchwert zwar die Ausführung, ift indeß fein unbedingtes 
Hindernig. Wenn freilich in einem Staat der Inländer jelbft nur gegen Erfüllung 
beftinnmter Vorbedingungen zum Betrieb eines Gewerbes zugelaflen wird, jo fann 
der deutſche Ausländer nicht verlangen, daß ihm diefe Bedingungen erlaflen werden; 
er muß fich vielmehr die gleiche Behandlung wie der Inländer gefallen laſſen. 

Einige Länder, weldye jonft für ibre Angehörigen den Gewerbebetrieb nicht be: 
fchränfen, haben Bedenfen getragen, dies nämliche Recht andern Staatsangchörigen 
in dem Fall und folange zuzugefteben, als in dem Heimathsland des ſich Niederlaflen: 
den dieſe Behandlung nicht erwiedert wird. So bat 1. B. Baden jedem Deutſchen 
die freie Niederlafiung gewährt, unter der Bedingung, daß in Dem Heimathsland des 
Anziebenden der Badenter dem Inländer gleich behandelt wird, 

Beſonders wichtig für ein deutiches Heimathsrecht würde die Beſtimmung fein, 
daß Niemand genöthigt ift, in den fremden Staats = und Gemeindeverband einzu: 
treten. Wie in der Schweiz müßte der Niedergelafiene alle Rechte der Gantonbürger 

enießen, mit Ausnahme des Stimmrecdyts in den Gemeindeangelegenheiten und des 
titantheild an Gemeinde: und Gorporationsgütern. 

Mit Recht hat man endlich darauf aufmerfiam gemacht, daß ſich ein deutſches 
Heimathsrecht nicht blos auf das Recht zur gewerblichen Niederlaffung zu beſchränken 
bat. Auch bei den gelehrten Berufsftänden, zu deren Ausübung eine wiflenichaftliche 
Fahbildung und Prüfung gefordert wird, ift es ausführbar, daß jeder Deutiche in 
jedem Land zu den Prüfungen gelaffen wird, welche die Bedingung zu der nach voll: 
endeten afademifchen Studien zu ergreifenden Laufbahn find, und daß die in einem 
Land beftandene Prüfung auch zur Ausübung des betreffenden Berufs im Allgemei: 
nen, wie im öffentlidyen Dienft eines andern Yandes berechtigt. Cine ſolche Beftim: 
mung würde insbeiondere bei allen Technikern, Foritbeamten, Kirchendienern, Leh— 
rern und Aerzten ſich ohne Bedenken durdyführen laflen. 

Literatur. Fr. Bitzer, Das Recht auf Armenunterftügung und die Frei: 
zügigfeit, ein Beitrag zu der Frage des allgemeinen deutſchen Heimathsrechts; 
(Freiherr von Barnbüler) Ueber die Frage eines deutſchen Heimathsrechts; von 
Schönberg, Die Armengefeggebung des Königreichs Sachſen. 


Bernhard Miller. 
Hiftorifche Schule. 

Die Wiſſenſchaft, welcher das „Handwörterbuch“ gewidmet ift, widerftrebt viel- 
leicht einer ichulmäßigen Fortbildung ſolcherart, wie fie anderen Wiſſenſchaften, dar: 
unter namentlich der Rechtswiſſenſchaft, zu theil geworden iſt; vielleicht bat der viel- 
fach unfruchtbare Schulftreit, welcher lange Zeit die fchwerfällige Form bildete, in der 
in anderen Disciplinen der Fortichritt der Forſchung zu Tage trat, Denen, die fi) zur 
Förderung unferer Wiſſenſchaft berufen fühlten, zur Warnung gedient, oder hat der 
Umftand, daß das Kindheitsalter diefer Wiſſenſchaft in das Zeitalter des Aufſchwun— 
ges der Philofopbie fiel, dieſelbe für alle Zeit vor ſcholaſtiſcher Einfeitigfeit gejchügt 
— genug von „Schulen“ in dem bisher üblichen Sinne des Wortes, von einem Wi— 
derftreit geichlofiener und ſozuſagen organifirter Parteien, von denen Die eine den einen, 
die andere den anderen Weg für den ausichliehlich ridytigen zur Erforſchung der Wahr: 
heit erflärt, und zwiichen Denen weniger um die Wahrheit, als un den Weg dazu hart: 
nädig gefämpft wird, fann in der Volkswirthſchaftslehre faum die Rede fein. Vergl. 
aud) die Art.: „Eklektiſche Schule“ Handelsfreiheit“, „Mercantilivftem*, „Phyſio— 
fratifche Schule“, „Schutzzoll“.) Wohl aber kann es felbftverftändlidy dem Kenner der 
volfswirthichaftlichen Literatur nicht entgehen, daß verſchiedene felbftändige ſyſtema— 
tifche Bearbeiter der Wiffenfchaft bei ihren Forſchungen verichievenen Methoden fol- 

en, und, wenn man die ftillichweigende Cooperation zwiſchen den hervorragenden 
sen einer Methode und denen, weldye ihr Syſtem auf dem gleichen Wege weiter 
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entwideln, mit dem Namen der Schule bezeichnen will, jo fehlt es in dieſem Sinne 
allerdings auch in der Volkswirthſchaftslehre nicht an Schulen. Nur liegt hier jeden- 
falls der Schwerpunct des wiflenichaftlichen Fortſchrittes nicht in Diefer ſchulmäßigen, 
bewußt einer bejtimmten Methode folgenden Forſchung, und dann fehlt e8 hier für die 
in anderen Disciplinen bemerkte Schulfonderung an einem weſentlichen Elemente, 
naͤmlich dem der ftrengen Sonderung und Abſcheidung, jowie des Antagonismus, der 
nn die weniger um wiflenichaftliche Nejultate, ald um ſchulmäßige Stidyworte 
fämpft. 

In jenem minder fchroffen Sinne fann in der VBolfswirthichaftslehre auch von 
einer hiftoriichen Schule geredet werden. Die Anhänger diefer Schule halten die ge 
nannte Wiſſenſchaft für eine empirische hiſtoriſche, pofitive, Wahrnehmungs-), nicht 
für eine theoretiiche (angewandte Vernunft- Willenichaft, und ſuchen die Kenntniffe 
aus der Wahrnehmung, Beobachtung zu ſchöpfen, nicht aber die empiriſch geſammelten 
Kenntniſſe unter die allgemeinen Geſetze unterzuordnen und dadurch die Erſcheinungen 
des Wirthſchaftslebens zu erflären. „Was wir verſuchen“ — jagt Roſcher, der her— 
vorragendite, geiftvollfte und jchöpferifchite Vertreter dieſer Richtung — „ift die ein- 
fache Schilderung, zuerit der wirthichaftlichen Natur und Bedürfniffe des Volkes ; 
zweitens der Gejege und Anftalten, weldye zur Befriedigung der legteren beftimmt find ; 
endlich des größeren oder geringeren Erfolges, den fie gehabt haben.“ Würde die jo: 
genannte hiftoriiche Schule conjequent nad diefem Programme arbeiten , jo würde fie 
offenbar nie bis zur Entwidelung der Gejege des Volkswirthſchaftslebens, der im 
Weſen des Menſchen liegenden Örundbedingungen des Volfswohlitandes, gelangen, 
jondern nur das Material dazu darbieten,, die Schlußfolgerungen aber Anderen über: 
lafien. Schon das wäre ein großes Verdienft , ein um jo größeres, je richtiger und je 
umfaſſender Die angeftellten Beobachtungen , mit je jchärferer Kritif und auf je größe: 
rem Beobachtungsgebiete fie angeftellt find. Allein die hervorragendften Vertreter der 
hiſtoriſchen Richtung haben ſich auch keineswegs mit wirthſchaftsculturgeſchichtlichen 
Forſchungen und mit Unterſuchungen über die wirthſchaftliche Natur und Bedürfniſſe 
des Volkes begnügt, ſondern fie haben auch vielfach auf der Baſis dieſer Forſchungen 
Geſetze entwickelt, und in der That unterſcheidet ſich ihre Methode von denen anderer 
fogenannter Schulen (vgl. die Art.: „Philoſophiſche Schule“, „Philoſophiſch-hiſtoriſche 
Schule“) weniger hinſichtlich der Ziele, als hinfichtlid der Ausgangspuncte und da— 
durch, daß fie mit bejonderer Vorliebe das Feld der hiſtoriſchen — *— bebauen. 
Die gewöhnliche Darſtellungsart der ſogen. Hiſtoriker, welche Roſcher ſelbſt in dem 
Bekenntniß ſchildert: „Wir machen ——— auf die zahlloſen verſchiedenen Ge— 
ſichtspuncte, aus denen jede wirthſchaftliche Thatſache betrachtet werden muß, um allen 
Anſprüchen gerecht zu werden,“ hat dazu verleitet, der hiſtoriſchen Schule die Fahigkeit 
und das Streben abzuſprechen, wirthſchaftliche Tagesfragen, ſobald ſie, der Löſung 
harrend, aufgeworfen werden, nad) beſtimmten leitenden Grundſätzen poſitiv zu ent— 
ſcheiden. Wäre dem auch ſo, ſo würde die Arbeit des Hiſtorikers, wenn er ſich von 
ſeinem Standpuncte aus mit derartigen Fragen beſchäftigt, doch keineswegs verloren, 
ſondern ſelbſt für die unmittelbare Loͤſung vom höchſten Werthe ſein. Mehr und mehr 
wird es dahin kommen, daß, was wir jetzt etwa noch Schulen nennen, zu einer Art 
von Genoſſenſchaften wird, welche ſich in die verſchiedenen Aufgaben der wiſſenſchaft— 
lichen Arbeit theilen. Die ſogenannte hiſtoriſche Schule wird erſt dann recht zu ihrer 
Geltung kommen. Inſofern ſie ſich nur auf die Schilderung „der wirthſchaftlichen 
Natur und Bedürfniſſe des Volkes, der Geſetze und Anftalten ıc.“ ſ. oben) beſchränken 
würde, würde fie für fich allein, und jelbft die gefammte wiſſenſchaftliche Forſchung 
beherrichend, die Volkswirthſchaftslehre Faum ſonderlich zu fördern im Stande fein. 

Bergl. auch: 5. ©. Schulze, Deutiche Blätter Bv. I. 4 u. 5. II. 5 und 
Nationalöfonomie. Leipzig, ©. Wigand 1856. S. 21 ff. — Roſcher, Die Grundl. 
dv. Nationalöfonomie. Stuttgart 1861. ©. 36 ff. und die dort angeführte Literatur. 
Ferner: Knies, Die politiiche Defonomie vom Standpuncte der geichichtl. Methode. 
Braunſchweig 1853, überhaupt und befonders ©. 321 ff. 

A. Emminghaus. 
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Hypothekenbanken. 

Der Grundbeſitzer bedarf ſo gut wie der Kaufmann und der Induſtrielle des 
Credits, der von ihm theils zur Erwerbung und Unterhaltung des Grundſtückes, 
theils zu deſſen Verbeſſerung, zur Urbarmadjung, zu Abzugsgräben, zur Düngung 
und Beftellung unbebauter Felder, zu Wirthichaftsgebäuden mit ihrem Zubehör an 
Ställen, Scheunen ıc. verwendet wird. Indeß befieht ein wejentlicher Unterſchied 
zwifchen dem commerciellen und induftriellen Gredit einerjeits und dem Hypotheken: 
credit andererjeitd. Die Vorfchüffe, weldye dem Gewerbtreibenden und Kaufmann 
gemacht werden, find Vorſchüſſe auf das umlaufende Capital, mit dem er jein Gejchäft 
rührt und welches in furzen Zeiträumen ſtets wieder in der Form von Geld bei ihm 
eingeht. Die Darlehen, weldye der Grundbeftger aufnimmt, werden meift ein Theil 
feines ftehenden Gapitald. Die Ausgaben zur Melioration des Grundjtüds machen 
ſich erft nad) vielen Jahren wieder bezahlt und das MWiedereingehen des geborgten 
ftehenden Gapitals ift daher in allen Fällen ein viel langfameres, als das des umlau— 
fenden. Der Kaufmann und der Gewerbtreibende kann hinfihtlich feiner Darlehne- 
ſchulden zu kurzen Rüdzahlungsfriften ſich verſtehen. Der Grundbefiger aber vermag 
eigentlich jeine Schulden nur zu tilgen, d. h. innerhalb eines vieljährigen Zeit: 
raums fie allmählich aus den Ertragsüberichüffen feines Grundftüds zurüdzuzahlen; 
er fann im Grunde nur die fortwährende Verzinjung des Capitals oder deſſen Til— 
gung durch eine Zeitrente aus den Gutserträgniffen mit Sicherheit verfprechen. 

Gleichwohl find die meiften Hypothefencapitale, nad) verhältnigmäßig furzen 
Rückzahlungs- und Kündigungsfriften rüdzahlbar geftellt. Der Grundbeitger als 
Schuldner ift ſonach in der Lage, bei eintretender Kündigung fi) das Capital mit 
mannichfachen Opfern aufs Neue erborgen zu müffen, und dieje Procedur wiederholt 
fid) fortwährend in furzen Zeiträumen, weil die Hypothefenichuld meift aus einzelnen 
verfhiedenen Schuldpoſten befteht. Der Erfolg feiner Bemühungen um Wieder: 
beſchaffung des Geldes ift ftets ungewiß und unficher. Gelingen fe ihm nicht, jo 
fteht ihm die Subhaftation feines Grundftüds und damit der Verluft aller auf das: 
jelbe verwendeten Mühe und Arbeit bevor. 

Das Gefühl eines vorhandenen thatfächlihen Widerſpruchs zwijchen dem Syſtem 
fündbarer Hypotheken und dem Wejen des Grunderedits ift jedenfalls die Urſache, 
daß insbefondere die ältere Hypothekargeſetzgebung faft aller Länder ein langiames 
Subhaſtations- und Erecutionsverfahren einführte, und fidy fträubte, die ftrengen 
und fchnellen Formen des Handelsprocefied bei dem Verfahren gegen Hypotheken: 
ihuldner in Anwendung zu bringen. 

Andererfeits aber wurde die Lage des Grumdbefiges oft ohne fein Verſchulden 
durch Zeitereigniffe verichlimmert. Die mittelbaren und unmittelbaren Kolgen der 
Kriege übten ebenjo wie innere Erfchütterungen im Staate einen nachtheiligen Ein» 
fluß auf den Hypothefarcredit aus, und gleiche Wirfung hatte häufig eine anhaltende 
Wohlfeilheit der Bodenproducte,, welche die Nente des Befigers aus feinem Grund— 
eigenthum und damit die Möglichkeit einer pünctlihen Gapitalsverzinfung, — von 
einer Gapitalsrüdzahlung und Tilgung nod) ganz abgefehen — in hohem Grade ver: 
ringerte. Es trat infolge ſolcher Ereigniffe eine außerordentliche Wandelbarkeit der 
Bodenpreife und eine Infekalide Entwerthung des Grundbefiges ein. In der Provinz 
Preußen wurden Güter, welde 1817 150—180000 Thlr. gefoftet hatten, 1825 
zu 30—40000 Thlr. verkauft, und in den Holfteinichen und Hannoverſchen Marſchen 
ſank der Preis gleichzeitig um 50%, (Rofder), Syſtem x. Bd. II. pag. 349). So 
berichtet auch Lette in feiner Schrift über die Vertheilung des Grundeigenthume, 
daß 1820—1830 der Kaufpreis der Güter in der Provinz Preußen bis unter die 
Hälfte des landichaftlichen Tarwerths Eee war. 

Der Staat fuchte in ſolchen Fällen häufig durh Moratorien die Grund: 
befiger gegen die Kündigung der Hypothekenſchulden durd die Gläubiger zu fhügen. 
So ertheilte Friedrich der Große für Schleſien nad) dem fiebenjährigen Krieg ein 
ſolches auf die Zeit von drei Jahren, und auch neuerdings wurde durch Edict vom 
19. Mai 1807 ein Moratorium in Preußen gegeben, welches in der Marf, Scylefien 
und Pommern bis mit 1818, in Oft: und Weftpreußen aber felbft bis mit 1821 
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dauerte. Weber das Bedenkliche und Unzureichende der Moratorien überhaupt herr: 
[hen gegenwärtig faum noch getheilte Meinungen. Außerdem, daß fie die Rechte 
der Gläubiger insbeiondere bei Einftelung der Zinszahlung benadhtheiligen, ent- 
halten fie meift nur eine PBalliativmaaßregel. Das Moratorium ſchiebt für die Mehr: 
zahl der verſchuldeten Grundbefiger nur den Termin ihres Untergangs hinaus. 

Man hat daher auf andere Einrichtungen Bedacht genommen, welche den Zwed 
einer Befeftigung des Hnpothefarcredits in anderer und genügenderer Weife dauernd 
zu erfüllen beftimmt find. 

Eine wejentlidye Grundbedingung ift eine gute Einrichtung des Hnpothefen: 
weſens, damit die Gapitaliften, wenn a auch die Prüfung des materiellen Werths 
der beliehenen Grundftüde überlaffen bleibt, in rechtlicher Bertehun vollftändig ges 
fichert find. Gin wichtiger Schritt hierzu ift in faft allen deutichen Bändern injofern 
geichehen, als zur Sicherung der Eigenthums- und Forderungsrechte an Grunde 
ſtücken eine auf den Grundjägen der Publicität, Specialität und Priorität beruhende 
Hypothekenreform durchgeführt ift. Nur in wenig Ländern eriftirt nod) das Syſtem 
ftillichweigender Hupothefen. Bejondere Aufmerfjamfeit hat die als vorzüglidy be 
währte Einrihtung des Hypothefenweiens in Medlenburg erregt , und dafern es in 
Deutſchland zu einer allgemeinen Hypothefargefeggebung fommen follte, ift dieſe Ein— 
richtung als das muftergültige Vorbild mit Recht empfohlen worden. 

Bon bejonderem Werte ift e8, wenn die Gejeggebung die Uebertragbarfeit ein: 
getragener Hypothefforderungen möglichit erleichtert. In dieſer Beziehung ift nod) 
eine große Lüde in den vorhandenen Einrichtungen, obwohl gerade die Erleichterung 
der llebertragbarfeit von — bei den Gapitaliften am meiſten die Capitals— 
anlage in Hypotheken beliebt zu machen geeignet ift, und andererſeits eine große 
Anzahl von Kündigungen vermieden wird, jobald auf einem andern ebenfo zweck— 
mäßigen und ſchnell zum Ziele führenden Wege die Realifirung der Forderungen zu 
en ift. Bon gleich großer Wichtigkeit ift e8, daß der Staat nicht durch bedeu— 
tende Koften die — Ceſſion und Löſchung von Hypotheken erſchwert. Dieſe 
Koſten fallen um ſo mehr bei den Ländern ins Gewicht, in welchen ein kleiner, viel— 
fach — Grundbeſitz vorherrſchend iſt, wo die Grundſtücke aus vielen fleinen 
felbftändigen Barcellen beftehen, von denen jede ihr eignes Folium im Grund- und 
———— hat. Außerdem iſt in unſerer Geſetzgebung einer großen Claſſe von 

rundbeſitzern der Hypothekarcredit ſo ziemlich unzugänglich, insbeſondere allen 
Fabriken, Brauereien, Mühlen, inſoſern der Begriff des Immobiliars, welches als 
Unterpfand haftet, bei diefer Art von Anlagen fehr beichränft ift, und eine Menge 
von Vorrichtungen, welche zum Gejchäftsbetrieb weſentlich find, als Mobiliareigen- 
thum angeſehen werden. in weiteres durd) die Gefeggebung herbeigeführtes Hin— 
derniß für die Entwidlung des Hppothefarcredits, bilden in vielen Ländern noch die 
MWuchergefege. Sachſen ift in neuefter Zeit zu deren Abichaffung verjchritten. Es 
mögen dieſe Andeutungen an gegenwärtiger Stelle genügen, um den Einfluß der 
Staatögefepgebung auf den Grunderedit darzuthun und die Hauptgefichtspuncte einer 
wünſchenswerthen rechtlichen Reform darzulegen. 

Auf voltswirthichaftlichem Gebiet hat die Einficht von dem Widerſpruch zwiichen 
dem Berlangen des Grundbefiged nad) unfündbarem Grunderebit oder wenigiteng 
vollfommener Sicyerheit gegen vorzeitige Kündigung und Nöthigung zur Gapitale: 
rüdzahlung und zwifchen dem entgegengejegten Berlangen der Gapitaliften, jederzeit 
über ihr Capital frei verfügen zu können, zu der Errichtung von Greditanftalten 

eführt. Dieje find unter drei Formen aufgetreten, ald Anftalten des Staates, als 
— der Schuldner, der Grundbeſitzer, und als Vereine der Gläubiger. Außerdem 
aber ift ihr Zwed bald ausschließlich dem länplichen oder ftäptifchen Grundbefig, bald 
beiden gemeinfchaftlid, beftimmt. 

Das Verlangen nad) ſolchen Anftalten ift in der legten Zeit um fo lebhafter 
hervorgetreten, ald das Bedürfniß nad) Capital bei dem Grundbefig in den vergan— 
age drei Jahrzehnten im entgegengejegten Verhältniß zu der Luft der Gapitalilten, 
hr Geld in Hypothefen anzulegen ge'tiegen ift. Die Urfache hiervon liegt theils 
darin, daß große Gapitalien gebraucht wurden, um die Reallaften abzulöfen, und um 
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‚Meliorationen durchzuführen; theils insbeſondere darin, daß die Landwirthſchaft 
faſt überall weit mehr intenſiv betrieben worden iſt. Daher ſehen wir auch, daß 
Hypothekarcreditanſtalten in Deutſchland mehrfach als Staatsanftalten in der 
Zeit der Ablöſung der bäuerlichen Laſten entſtanden ſind. Dies iſt der Fall geweſen 
bei den Ablöſungscaſſen in Hannover, Kurheſſen, Naſſau, welche ſich zu Leihan— 
ſtalten für den Grundbeſitz erweitert haben. Der eredit foncier in Frankreich iſt 
weſentlich eine durch Staatsvorſchüſſe entſtandene Leihanſtalt und wurde dieſe Idee 
ſchon im Jahre 1848 der Nationalverfammlung empfohlen, damals aber von Leon 
Faucher und Thiers befämpft und verworfen. 

Gegen Staatsanitalten hat man mit Recht eingewendet, daß ihr Zwed ebenſo 
gut auf andere Weije erreicht werden fann, und daß die Llebernahme der Verwal: 
tungsgeichäfte eine ſchwere Aufgabe für Die Regierung ift. Der Vorſchlag felbit er: 
Icheint aber auch nur ala Ausfluß der durch den frangöfiichen Imperialismus ver: 
breiteten Gentralifationgidee, welche alle Lebensiphären dem Staate unterordnen und 
zuweifen will. ine Staatshupothefarereditanftalt würde von der ftenerpflichtigen 
Gefammtheit, mithin auch von den Nichtgrundbefigern vielfache Opfer bei eintreten: 
den Verluſten beanipruchen. Sie würde nicht nur die Zahl der Staatsbeamten ver: 
mehren, fondern auch den Grundbefig in eine vollflommen abhängige Lage von der 
Staatsregierung bringen. In der Hand der legteren würde es liegen, zu Dismem— 
brationen, Beiigwechteln ihre Genehmigung beliebig zu ertbeilen und zu verfagen, 
dem Einen Gredit zu geben, dem Andern zu verweigern. ine ſolche Staatsanttalt 
würde der vollftändige Ruin bürgerlicher und politiicher Freiheit fein, und ericheint 
daher in hohem Grade zweckwidrig und ſchädlich. 

In einem anderen Lichte dagegen ericheinen die Privatvereine der Grundeigen: 
thümer, welche unter dem Namen landſchafthiche Greditanftalten, Pfand— 
briefsinjtitute befannt find. Ihr Urheber war der Kaufmann Büring in Berlin, 
der nad) den großen Bedrängniffen des jtebenjährigen Kriegs und des nachfolgenden 
Sinfens der Getreidepreije zuerſt einen vollitändigen Plan entwarf. 1769 wurde der 
erjte Verein der Art in Schlefien und bald darauf aud) in den übrigen preußijchen 
Provinzen errichtet, wobei jeder Verein vom Staate einen Dotationsfond von 200000 
Thlr. Geld erhielt. Seitdem find ähnliche Injtirute in Medlenburg 1818, Königreich 
Polen 1838, Württemberg 1826, Königreich Sachſen 1844 entitanden. Die Grund: 
züge diefer Pfandbriefsinititute find folgende. Der Verein von Grundbejigern, zu 
welchem meijt nur ritterfchaftlicdye Güter beitrittsfähig find, läßt fih auf den Gütern 
jeiner Mitglieder Hypotheken ausjtellen. Bis zum Betrag der ſämmtlichen Hypo— 
thefen werden Vereinsobligationen ausgefertigt (Bfandbriefe,. Der Verein jorgt 
entweder jelbft für Die Unterbringung diejer Pfandbriefe an Gapitalijten, oder hän- 
digt die Pfandbriefe den Mitgliedern aus, welche dann ihre Verfilberung felbft über: 
nehmen. Zur Verhütung von Berluften wird nur bis zur Hälfte, bisweilen aber aud) 
bis zu %/, des vom Verein ermittelten Taxwerths Gredit gegeben, überdies aber haf— 
ten Jämmtliche dem Verein verpfändete Orundftüde gegenfeitig und folidariich für Die 
ausgegebenen Pfandbriefe. Die lesteren find theils fündbar, theils und meift aber 
unfündbar, von Seiten der Brandbriefsinhaber; der Verein fann feinen Mitgliedern 
die bejtellten Hypotheken nicht Fündigen; gegen Jäumige Zinszahler Dagegen wird mit 
der Sequeftration und Subhaftation verfahren. Außer den Zinſen müffen die Vereins 
mitglieder alljährlich einen Tilgebeitrag von ;— 1% an die Caſſe entrichten. Aus 
den angefammelten Tilgebeiträgen erfolgt Die Ausloojung der Pfandbriefe. Die Ver: 
waltungsfoften, welche in der Kegel fid) auf Y,% berechnen laſſen, werden ebenfalls 
aus jährlichen Beiträgen der einzelnen Mitglieder beitritten. Die Pfandbriefsbeſitzer 
haben nicht blos eine Forderung an den Verein, fondern auch ein unmittelbares 
Pfandrecht an den belichenen Gütern, welche daher auch auf den Pfandbriefen mit 
verzeichnet find. Die Gejchäftsleitung bejorgt cin von den Mitgliedern gewählter 
Ausihuß (Directorium). 

Im Gegenfag zu diejen Affociationen der Schuldner find nun in neuerer Zeit 
namentlich Gapitaliftenvereine in der Form von Actiengeſellſchaften entitanden, welche 
ebenfalls zwar die ſichere Unterbringung der Gapitale, zugleicd) jedoch auch Die Erzie- 
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lung von Gewinnſten bezwecken. Die ſolidariſche Haft der Creditvereinsmitglieder 
für Die ausgegebenen Pfandbriefe wird hier durch das Arctiencapital erſetzt, welches 
ald Garantie und Betriebsfond dient; für Die Summe der ausgegebenen Pfand» 
briefe muß ein gleicher Betrag in Hypothefen vorhanden fein. Die Darlehnsempfänger 
erhalten die Baluta entweder in Bfandbriefen, deren Verwerthung ihnen anheim- 
geitellt wird, oder in baarem Gelde. Die Darlehen werden bei pünctlidyer Zins» 
zahlung längere Zeit wenigftens nicht gefündigt. Die Schuldner müffen ebenfalls wie 
bei den Ereditvereinen ihre Schuld amortifiren und aus dem Tilgungsfond erfolgt 
die Einlöjung der Pfandbriefe. Die Pfandbriefsbefiger und Erwerber haben bei 
manchen Initituten das Recht, der Banf zu kündigen; in andern Fällen aber ift die 
Kündigungsbefugniß ausgefchloffen und es findet nur eine jährliche Verloofung der 
ausgegebenen Pfandbriefe ftatt. Bei mehreren franzöfifchen und belgifchen Inftituten 
erhalten die ausgelooften Pfandbriefe bei der Rüdzahlung eine Prämie, für welche 
eine beitimmte Quote des Neinertrags verwendet wird, Dagegen ift der Zinsfuß der 
Pfandbriefe jehr niedrig. Zum Theil haben diefe Actienbanfen ähnliche Privilegien 
als die Landſchaften in Bezug auf die Sequeftration und Subhaftation der verpfän- 
deten Güter. In Deutichland find in neuerer Zeit mehrere foldhe Aettenhypothefen: 
banfen in Frankfurt, Meiningen, Leipzig, Berlin (Hanjemann) entftanden. Aehnliche 
Inſtitute beftehen feit längerer Zeit in Belgien und Frankreich, im legteren Lande 
mit Staatsfubvention. 

Alle dieje Inftitute haben den unzweifelhaften Nugen, daß die Grundbeiiger 
nach Höhe des bewilligten Ereditd gegen vorzeitige Kündigungen bei richtiger Zins— 
zahlung gefihert find, während die Gapitaliften in den Pfandbriefen ein jederzeit 
verwerthbares und koſtenlos übertragbares Papier in Eleinen, beliebigen Theilbeträgen 
befigen, bei weldyem die Zinfen pünctlich eingehen und weldyes gleichwohl die Natur 
eines Unterpfandes befigt. Dagegen jind Diele Injtitute aud) vielfach mit Nachtheilen 
verbunden. Der Bormwurf ift allerdings Feineswegs begründet, daß fie eine zu jtarfe 
Berichuldung des Grundeigenthums verurjachen ; denn die Enticheidung der Frage, 
wie hod) ein Grundjtüd mit Hypothefen belaftet werden darf, hängt von dejjen durch— 
ſchnittlichen Erträgniffen ab. Abjorbiren die Hypothekenzinſen faft den ganzen Er— 
trag, fo wird die Birthfchaft gelähmt; die Hypothefenbelaitung wirft gefährlich) und 
ihäplich, zumal wenn außerordentliche Greigniffe wie Kriege, Ereditfriien, Miß- 
ernten, Rüden der Kornpreije eine Verminderung des Ertrags herbeiführen. Die 
Gefahr der Verſchuldung verringert fih überdies, wenn mit dem Syſtem der Bela: 
ftung auch ein Eyftem regelmäßiger Entlaftung — vermittelt der Tilgebeiträge — 
* in — geht, welches auf der Idee der ES Zinfen und 

injeszinfen beruht und den Erfolg hat, daß wenn 3. B. die Tilgungsrente nur 
1%, jährlic) beträgt, in 41 Jahren die gefammte Capitalſchuld durch Ginzahlung 
von insgeſammt 41%, des empfangenen Darlehns abgelöft wird. 

Man hat ferner für den Beitand jolcher Vereine und Banken wegen der Mög: 
lichkeit einer bedeutenden Entwerthung der Grundftüde, wie wir jelbit oben erwähn— 
ten, Bedenfen getragen. Indeß muß man erwägen, daß joldye anomale Verhältniſſe 
bejonders nur in fornansführenden Ländern beobachtet worden find, und daß eine 
allgemeine Entwerthung der Grundftüde um 30—40%, unter den gegenwär— 
tigen Berhältnifien nicht zu erwarten ift. Der Grundbefigwerth fteigt vielmehr über: 
all, wo die Bevölferung nicht in der Abnahme, jondern im Wachsthum begriffen ift. 
Denn je mehr das Legtere der Fall, defto mehr jteigt aud) die Nachfrage nad) Boden: 
producten und Grundbeſitz. 

‚Die landichaftlichen Greditvereine und die Actienhvpothefenbanfen find in der 
Regel nur auf den großen Grundbefig berechnet. Theile find die Rittergüter über: 
haupt ausichließlicy bei den erſteren beitrittsfähig, theils aber werden, felbit wo 
Dies nicht der Fall iſt, nur größere Befigungen belichen und ift die Minimalfunme 
eines zu gewährenden Gredits nicht unbedeutend. Kleine Gapitale werden nicht vor: 

eſchoſſen. Auf diefe Weile find die Heinen Örundeigenthümer von den Vortheilen 
Polcher Inftitute gänzlich ausgefchlofien, ja es wird ihnen fogar die Aufnahme von 
Darlehen zu billigen Bedingungen dadurd) erfchwert. 
Bollswirthichaftl. Handwoͤrterbuch. 21 
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Die Urſache hiervon liegt bei den Pfandbriefsinftituten in ihrer geſchichtlichen 
Entftehung ſowohl wie in der Schwierigkeit, daß ſobald die Zahl der Theilnehmer jehr 
roß ift, aud die Verwaltungsfoften beträchtlich wachen. Aus legterem Grunde 
Ba auch die Actienhypothefenbanten — mweldye ihren Actionairen ohnehin außer 
den regelmäßigen Zinfen noch Gewinnfte geben follen — das Minimum ihrer Dar: 
lehen ziemlich hoch gegriffen. 

Die Pfandbriefsinftitute haben im Allgemeinen, wie wir ſchon erwähnten, die 
Tendenz, der Belaftung des Grundbeftges mit fündbaren Hnpothefen entgegen zu 
wirfen. Allein diefem Zwede haben fie nirgends völlig gerecht zu werden vermodht. 
Der Grund hiervon liegt darin, daß der Pfandbriefscredit in der Regel ein jehr ge: 
ringer ift, und dies ift wiederum eine natürliche Folge davon, daß die Darlehen auf 
längere Zeit unfündbar gegeben werden. In einem langen Zeitraum können möglicher: 
* Schwankungen im Werth und Preis der Güter eintreten. Die Grundbeſitzer 
bedürfen daher meiſt noch eines höheren Hypothekareredits und dieſen können fie nur 
von Privatcapitaliften unter erſchwerenden Zins- und Rückzahlungsbedingungen auf 
zweite Hypothek erhalten, obwohl die Sicherheit, welche fie hierfür bieten, ebenfalls 
in Hinblid auf die fpeciellen Verhältniffe des verpfändeten Grundftüdes eine ganz 
ſichere zu nennen ift. Die neuerdings entftandenen Actienbypothefenbanten gehen zwar 
meift von liberaleren Abihägungsgrundfägen aus, als die alten Banbfchoften, allein 
der hieraus entipringende Vortheil wird dadurd) völlig illuſoriſch gemacht, daß fie 
ihre Wirfjamfeit in der Regel nicht auf ein fpecielles, ihnen näher befanntes Land 
oder Landesgebiet befchränfen, ſondern aud) in entfernten Ländern und Landestheilen 
sea treiben wollen (befonders in ſolchen, wo der Zinsfuß höher ift). 

adurd find fie zur Vermeidung eines koftipieligen Abſchätzungsverfahrens genöthigt, 
ebenfalls ihren Darlehnscredit Bee zu bemeflen. 

Man hat in neuerer Zeit öfters die Errichtung von Centralhypothekenban— 
fen in Vorſchlag gebracht, für welche das Recht zur Ausgabe von ‘Bapiergeld bean- 
ſprucht wurde. Ein ſolches Privileg ift indeß mit der Natur einer Hypothelenbanf uns 
vereinbar. Scheinbar müßte zwar ein auf dem Grundbefig als Unterpfand fundirtes 
Papiergeld das allerfiherfte und ftatt eines bloßen Werthzeihens in Wahrheit ein 
eireulirendes Unterpfand fein. Allein abgefehen davon, daß durch Bapiergeldaus: 
gabe nur ein fictives Capital gefchaffen wird, ift mit ihm auch der Begriff der unbe: 
dingten Einlösbarfeit gegen Metallgeld ungertrennlich verbunden. Gerade dieje Ver: 
bindlichfeit ift jedod) bei einer Hypothekenbank nicht ausführbar, weil fie die ausge: 
liehenen Gapitalien nicht fofort realifiren kann und zwifdyen dem Tag, wo fie füns 
digen darf und wo ihr das Gapital zurüdgezahlt wird, ein zu langer Zwifchenraum 
liegt. Angefichts einer Papiergelpfrifis und auch ohne eine ſolche jpecielle Veran: 
* wird daher ein Hypothekeninſtitut, welches Noten ausgiebt, ſehr leicht in die 
Lage kommen, die Notenauslöſung nicht ſofort bewirken zu können, um jo mehr, als 
der Nutzen und Gewinn, der durch hypothekariſche Ausleihungen erzielt werden kann, 
nicht einmal wie bei Handels- und Zettelbanken der Art iſt, daß ſie einen großen 
Baarbeſtand als Einlöſungsfond in der Caſſe bereit halten kann. 

Ebenſo wenig läßt ſich die Verbindung von Hypothekenbanken mit Sparcaſſen 
empfehlen. Eine Bank, welche auf lange Zeit Gelder ausleiht, kann nicht gegen 
kurze Kündigungsfriſten Spareinlagen aufnehmen, ohne ſich beim Eintritt irgend 
welcher politiſchen oder geſchäftlichen Kriſis großen Gefahren auszuſetzen. 

Aus dem Bisherigen geht hervor, daß bei zweckmäßigen Einrichtungen Hypo— 
thekencreditanſtalten eine ſehr nützliche Wirkſamkeit entfalten und dem Grundbeſitz 
große Dienſte leiſten können. Beſonders empfehlenswerth aber iſt es nach der Anſicht 
des Verfaſſers, daß ſolche Inſtitute in der Form von Aſſociationen der Grund: 
beſitzer ſich bilden, nicht als Actiengeſellſchaften; daß ſie ihren Wirfungsfreis nur 
auf einen beſtimmten Landestheil, Bezirk oder Provinz erſtrecken und es dadurch ermög— 
lichen, den Mitgliedern einen den ſpeciellen Verhältniſſen ihrer Grundſtücke angemeſſe— 
nen Gredit zu eröffnen; die Ereditbemeflung muß auf einer Abſchätzung beruhen, welche 
nicht wie bei den Landfchaften und Actienhupothefenbanfen von fictiven Reinerträgen 
ausgeht, jondern den wirklichen Ertrag eines Orundftüds, als Wirthichaftsgangen 
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mit Rüdficht auf die thatfächlich ftattfindende Wirthfchaftsweife ins Auge faßt; der 
Ereditverein darf fich nicht blos auf große Güter erftreden, fondern jedes Grundſtück 
muß beitrittsfähig fein, oder es müfjen für die kleinen Grundeigenthümer befondere 
Vereine gebildet werden. Nicht rathſam ift e8, daß die Befiger von ftädtifchen und 
ländlihen Grundftüden einen gemeinichaftlichen Greditverein bilden. 

Die Vereine müffen auf der ſolidariſchen Haft ſämmtlicher Vereinsgenoſſen und 
Grundftüde beruhen. Jedes Mitglied muß feine Hypothefen nad einem voraus: 
beftimmten Tilgungsplan amortifiren. Die Tilgebeträge werden theils zur Einlöſung 
der — Vereinsſchuldſcheine, theils zur Gewährung von Darlehen auf 
Hypothek an Die Vereinsmitglieder verwendet. 

Um etwaige Verlufte zu deden, muß ſich jedes Mitglied verpflichten, die Til: 
gungerenten noch einige Jahre länger, als der Tilgungsplan an ſich erfordert, zu ent= 
rihten. Derjenige, weldyer vor Ablauf der Tilgungsperiode austritt und ſich auf 
diefe Weiſe feiner Theilnahme an der Verbürgung für Verlufte entzieht, hat dafür 
dem Verein einen beftimmten Procentſatz feiner eingezahlten Tilgungsrenten als Ber: 

ütung zu überlaffen. Die Unterbringung der Vereinsichuldfcheine, Pfandbriefe er 
—* am beſten durch den Verein ſelbſt, nicht durch die Mitglieder, welche dadurch oft 
genöthigt ſind, die Obligationen unter Pari wegzugeben. Der Verein darf nicht mehr 
Obligationen ausgeben, als feine Hypothefforderungen an die Grundeigenthümer 
betragen. Einer Benennung des — dem Verein verpfändeten Gutes bedarf 
es auf der Obligation nicht. 

Literatur. v. Bülow-Cummerow, Ueber Preußens landwirthſchaftliche 
Greditvereine. 1843.— Gr.v. Soden, Entwurf eines allgemeinen Ereditvereind. — 
Kohlichütter in Rau und Hanfens Archiv. VI. 210 ff. — Dr. Engel über Ader: 
bau und Häufercredit in der dei. des preuß. ftatift. Bureaus. 1861. — Miller, 
Bericht an den volfswirthichaftlichen Congreß zu Eöln über die Zuftände des Real: 
credits in Sachſen und Defterreih. 1860. Derf., Ueber ländliche Vorfhuß- und 
Greditvereine. 2. Auflage. 1862. — Neumann, Der landwirtbichaftliche Erepit 
(Wien 1864). 

Bernhard Miller. 


Hppothefenverficherung. 

Mer eine doppelte (mündelmäßige) Hypothek anbieten kann, wird zu jeder Zeit 
Geld zu mäßigem Zins geliehen erhalten. Dies genügt aber häufig nit. Wer fein 
Beſitzthum weiter, als bis zur Hälfte des Tarpreifes, belaften will und belaften muß, 
unm feine Wirthſchaft mit Erfolg fortbetreiben zu können, fieht fid) genöthigt,, einen fo 
hoben Zinsfuß zu zahlen, daß dann das Darlehen geradezu die Natur eines hypothe— 
kariſchen verliert, und lediglidy der Perfonaleredit in Anfprud genommen zu fein 
ſcheint. Es ift nöthig, daß ein Mittel gefunden werde, einem Darlehn auf Grundftüce 
die Natur und die Vortheile eines hupothefarifchen aucy dann nody zu bewahren, wenn 
fein Betrag den halben Tarpreis des Grundftüds augenſcheinlich längft überfchritten 
hat. Die Vortheile des hypothekariſchen Darlehns liegen für den Schuldner in der 
Niedrigfeit des Zinsfußes, für den Gläubiger in der Sicherheit der Anlage. Diefe 
Bortheile müffen diefem Darlehn auf fünftlihem Wege aud dann noch bewahrt oder 
verichafft werden, wenn fie auf natürlichem Wege nicht mehr eintreten — vorausge- 
fest, daß das fünftliche Mittel vom Standpuncte der Volfswirthichaft zu rechtfertigen 
ift. Wenn jene Aufgabe gelingt, jo ift der Grund gelegt zur Ausgleichung des Miß— 
verhältnifies, welches zwilchen dem landwirthichaftlichen und dem induftriellen Credit 
befteht: fo wird eine jede Handels: und Induftriefrifis auf die landwirthſchaftlichen 
Greditverhältnifie die wohlthätige Wirfung ausüben, daß eine Menge flüffig geworde— 
nen Gapitales die geficherte Bahn der hupotbefarifchen Anlage auffuht, fo wird Diele 
Bahn aber auch in ruhigen Zeiten wieder häufiger aufgefucht werden. “Den Glänbi- 
ger, welchem eine nachfolgende Hypothek verichrieben wird, ebenfo ficher zu ftellen, wie 
den vorhergehenden, und dem Schuldner eine ſolche weitere Aufnahme zu ermöglichen, 
ohne ihm für Diefelbe einen beträchtlich höheren Zinsfuß angufinnen — das vermögen 
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die Creditinſtitute bei den vortrefflichſten Taxprincipien und ſonſtigen möglichſt voll— 
kommenen Einrichtungen nicht. Dieſes Ziel hat man neuerdings zu erreichen geſucht 
auf dem Wege der — und zwar durch Anſtalten, welche bezeichnend 
ypothekenverſicherungsanſtalten genannt werden. Der Gedanke der Hypo— 
thekenverſicherung iſt ſchon im Jahre 1801 von dem preuß. Kammerrath F. L. Wilde— 
gans angeregt worden, welcher bereits „eine geſellſchaftliche Verbindung aller oder 
doch mindeſtens derjenigen Grundbeſitzer, welche Pfandbriefe ſchon auf * Gütern 
haben, oder ſpäter aufnehmen,“ empfahl, „der Art, daß fie ſich wechſelſeitig den Erſatz 
des Schadens verfichern,, der Dadurd) veranlaßt wird, daß bei einer — 
Subhaſtation nicht ſoviel für ihre Beſitzungen geboten werden ſollte, als ſelbe land» 
ſchaftlich abgeſchätzt worden.“ In den dreißiger Jahren entſtand in Paris, allerdings 
faſt nur für die Erhaltung der Hypothelken bei Heimſuchung der dafür verpfändeten 
Grundftüde durch Feuer, eine Societe d’assurances des creances hypoth£caires.“ 
Im Jahre 1849 wurde dem k. preuß. Minifter des Innern das „Statut einer Ver: 
ficherungsbanf für ſtädtiſche Grundſtücke und Hypothefen“ zur Conceſſionirung einge: 
reicht. Allein verwirklicht wurde der Gedanke zuerft im Jahre 1858 durch Die Damals 
ſeitens des Dr. E. Engel erfolgte Gründung der „Sächſiſchen Hypothefenverficherungs- 
gefellihaft“ in Dresden. Heutzutage beftehen außer dieſer Geſellſchaft in Deutichland 
noch zwei Actiengejellichaften für Hypothekenverſicherung, nämlich die » Vindobona» 
in Wien, und die „Preuß. Hypothefenverficherungs » Actiengejellfchaft“ in Berlin. 
Letztere eröffnete ihren Gefchäftsbetrieb erft am 15. Auguft 1862. — Für den Hypo- 
thefargläubiger kann die Gefahr eintreten, daß der Schuldmer zahlungsunfähig wird, 
und der Verjicherungserlös der Hypothek zur Dedung der Hypothekenſchuld nicht hin- 
reicht. Für den einfach und genau beftimmbaren Eintritt dieſer Gefahr fann der Gläu— 
biger Schadloshaltung auf dem Wege der — ſich garantiren laſſen. Die 
Garantie begreift dann die Erſtattung des durch den Mindererlös des Prandobjectes 
entjtandenen Verluftes am dargelichenen Gapital. Der Verſichernde — fei dies nun der 
— — oder Schuldner — kann zwar, der erſtere durch Kündigung des 
arlehns in einer; für den Verkauf von Grundſtücken mißlichen Zeit, wo der Schuld» 
ner notoriih an Capital und Credit Mangel leidet, der legtere durch abjichtlidye Ver— 
wahrlofung des Pfandobjectes, jene Gefahr abſichtlich und willkürlich herbeiführen ; 
allein es giebt theild Mittel, ſolcher Willfür vorzubeugen, theils find die daraus ent» 
ftehenden Folgen nicht derart, daß fie den Verficherten zur willfürlichen Herbeifüh- 
rung der fraglichen Eventualitäten veranlaffen fönnten. Die Entwertbung verpfände- 
ter Grunpftüde pflegt nicht plöglih und ohne alle Vorbereitung auf ganzen großen 
Gebieten gleichzeitig einzutreten, und es folgt dieſelbe gewiſſen volfswirthicdyaftlichen 
Geſetzen. Wenn man diefe Thatfache berüdfichtigt, und dabei erwägt, daß das Princip 
der Verſicherung in unferer Zeit zu einer jehr hoben Blüthe der Entwidelung gediehen 
ift, ſo kann es nicht Wunder nehmen, daß intelligente Männer auf den Gedanken 
famen, der offenbaren Mangelhaftigkeit unferer landwirthichaftlichen Ereditverhältnifie 
unter Anderem auch durch Das Mittel der Greditverficherung abzuhelfen. Man bat 
nach den verjchiedenen Gefahren und Berluften, welche Hypothefengläubiger und 
Schuldner treffen können, verichiedene Hypothelenverſicherungsgeſchäfte unterſchieden 
und bei den beſtehenden Hypothekenverſicherungsgeſellſchaften eingeführt, nämlich: 
1) Die Verſicherung einzelner hypothekariſcher Forderungen gegen Subhaſtationsver— 
luſt (Hypothefenverfiherung i. e. S., auch Grundſtückswerthverſicherung — ſ. d. — 
genannt). 2) Die Verſicherung des Zinſenbezuges für hypothekariſche Forderungen 
(Zinfenverfiherung, 1. d.) 3) Die Berfiherung der pünctlichen Rüdzahlung der 
Hypothefenihuld (Gapitalverfiherung). 4) Die Verfiherung gegen Kündigung 
hypothekariſcher Forderungen (Kündigungsverjicherung). Die Berficherungsprä- 
mie wird in der Regel der Schuldner zu zahlen haben, wenn nicht direct an das Ver: 
fihyerungsinftitut, fo doch indirect, indem er fie dem Gläubiger im Zinsfuß erjegen muß. 
Sie darı nie jo hoc) fein, daß fie unter Hinzurechnung zum Zins einen Zinsfuß er- 
iebt, zu welchem der Schuldner auch ohne Verficherung Geld geliehen erhalten fann. 
Die Anwendung des Gegenjeitigkeitsprincips auf Die Hypothefenverficherung ift um 
deswillen nicht wohl möglich, weil fefte Prämientarife fich mit jenem Principe nicht 
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wohl vereinigen laflen , und die Prämientarife feftftehen müffen, damit Gläubiger und 
Schuldner berechnen können, od die Verſicherung im einzelnen Falle rathſam fei. Die 
bis jegt beftehenden drei Hupothefenverficherungsanftalten, fämmtlich auf Actien be: 
—— haben zwar noch manche, dem neuen Geſchäft entgegenſtehende Vorurtheile zu 
efämpfen, ſcheinen aber gut zu gedeihen. 
A. Emminghaus. 


J. 


agb. 

Nach alten deutfchen Volfsrechten waren Jagd und Fifcherei (f.d.) Ausfluß und 
Zubehör des Eigenthums an dem Grund und Boden, während nad) römifchem Recht 
alle wilden Thiere, die ſich nicht ſchon im Eigenthum eines Andern befanden, eigen: 
thümlich erworben werden fonnten. „Sobald das wilde Thier getödtet oder deffen 
Beſitz feit ergriffen worden war, war deffen Eigenthumserwerbung vollendet; das 
römische Recht hatte daher Feine Beranlaffung zwiichen jagdbaren und nicht jagdbaren 
wilden Thieren zu unterjcheiden.“ (Zette.) War fomit nad) deutfchem Recht von vorn- 
herein ein landes- oder gutsherrliches Jagdregal und Jagdvorreht auf fremden 
Grund und Boden nicht vorhanden, jo führte doch im Laufe der Zeit für die Heinern 
Grundbefiger der Verluft der Gemeinfreiheit und des echten Eigenthums an ihren 
Befigungen dazu. Schon die fränfifchen Kaifer hatten einzelne größere Waldungen 
als Bannforften, d. h. als ihre eigentlichen Jagdforfte erflärt, in denen jedem 
Andern das Jagen bei Strafe verboten war. Mit der Abnahme der Faijerlichen Macht 
maßten fid) der Adel und Die hohe Geiftlichfeit ähnliche Rechte an, und mit der Erb- 
lichfeit der Territorien und ihrer Immunitätsrechte, mit der ausgedehnten Gerichts- 
barfeit und Polizeigewalt über die Bewohner und Hinterfaffen, entwidelte ſich der 
Begriff der Forſthoheit und infolge deffen die Beſchränkung des Jagdrecht für Die 
fleinern Grundbefiger. Die fogenannte hohe Jagd blieb zwar in den meiften Ländern 
ein landesherrliches Regal, die niedere und mittlere Jagd dagegen kam zur Blüthezeit 
des Feudalinitems ganz in die Hände der fleinen Herren. 

Diefelben Zuftände fanden fi) mit geringen Abweichungen zur Zeit der Refor: 
mation in Frankreich, theilweife auch in England, und — mit Ausnahme der Schweiz 
und (bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts) einiger Bezirke von Schwaben und Franfen 
— wohl in den meiften Staaten. Die Strafen für unbefugte Ausübung des Jagd- 
rechts waren geradezu empörend; die polizeiliche Oberaufficht über Das Jagdwefen, 
die der Ausrottung des Wildes fteuern follte Wildbann), ging weit über das Ziel 
hinaus, und wenn auch die Gewaltthaten Wilhelm des Eroberers, der 30 Dörfer zer: 
flören ließ, um feinen Hirfchen, Rehen und Wildſchweinen ein ungeftörtes Revier 
einzuräumen, glüdlicherweife in gleicher Großartigfeit nur jelten vorgefommen fein 
mögen, fo wurde doch der Wildftand auf Koften des Aderbaues begünftigt, und war 
der Bauernftand durch die inzwijchen eingeführten Jagdfrohmden (Zutreiben des 
Wildes, Transport der Jagdbeute, Auffütterung der Jagdhunde), am allermeiften 
aber durch den Wildfchaden auf den Aeckern hart bevrängt. Befremden darf es daher 
nicht, daß die deutichen Bauernfriege von 1525 vorzugsweile gegen diefe Mißbräuche 
mit gerichtet waren. 

In der neueften Zeit — in Frankreich feit der Revolution von 1789, in Deutſch— 
land hauptjächlich feit 1848 — ift in den meiften Ländern der Grundbefiger wieder 
zu dem allein Jagdberechtigten auf feinem Grund und Boden gemacht worden. Um 
indeffen die Abgrenzung der Reviere nicht ganz illuforijch werden zu laffen und aus 
Gründen der Sicherheitspolizei wird die Ausübung der Jagd von einer beftimmten 
Ausdehnung des Neviers (3—1500 Morgen) abhängig gemacht. In der Regel ver: 
pachten die Gemeinden ihr Jagdrecht und die Grundbefiger theilen fid) nach Verhält— 
niß ihrer Bodenfläche in die Pachtſumme. Der Jäger hat fid) einen Jagdichein gegen 
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eine Abgabe zu löfen, die hier und da und nicht mit Unrecht als eine Art von Lurus- 
fteuer betrachtet wird. Außerdem beftehen noch Gefege über die Schonzeit des Wil- 
des, ſowie Beftimmungen über Entihädigungen entftandener Wildſchäden. Zu be- 
klagen ift, daß ähnliche Beitimmungen über die Schonung der Singvögel und ſolcher 
Thiere, welche in der Regel nicht zur Jagd gerechnet werden, fi aber durch die Ver: 
tilgung ſchädlicher Infecten nüglid machen, nur ſehr jelten beftehen. 

Für die Volkswirthichaft hat die Jagd nur in uncultivirten Gegenden einen 
hoben Werth, da diefelbe oft das einzige Mittel bilden fann, die Bodenproducte in 
Form von Fleifh, Häuten und Pelzwerk zu verwerthen. In den Polargegenden ift 
der Pelzhandel der bedeutendfte Zweig der Volfswirthihaft, und große Theile des 
innerm Afrika's find bis jegt nur durch die Producte der Jagd mit den übrigen Län- 
dern in Verfehrsverbindungen getreten. Mit dem Steigen der volfswirthichaftlichen 
Gultur und mit dem Wachsthum des Aderbaues vermindern ſich die Wälder und da— 
mit auch der Wildſtand, und obgleich bei der höhern Verwerthung des Wildprets (der 
ftärfern Nachfrage gegenüber) der Ertrag der Jagd rentabler werden fann, fo ijt neben 
den gleichfalls. hohen Productiongkoften dod der Schaden des Wildes an gutbeſtan— 
denen Saaten, und nicht jelten auch im Walde, oft bedeutender ald der Nugen, wel: 
cher der Bevölferung durch die vermehrte Production an Fleiſch, Häuten, Fellen ıc. 
erwachſen fönnte. Bei intenfiver Bodencultur, wie ſie indeſſen nur für hohe Eultur: 
jtufen denkbar ift, wird es daher vom rein wirthichaftlien Standpuncte aus, kaum 
zu beklagen fein, wenn wenigitens die hohe Jagd innerhalb der beicheidenen Grenzen 
bleibt, die ihr mit Rüdjicht auf die Ausdehnung des vorhandenen Waldbeitandes zu 
ſtecken fein werben. 

Literatur: Stieglig, Geſchichtl. Darftellung der Gigenthumsverhältniffe 
an Wald und Jagd in Deutichland (1832). — v. Rönne, Domainen:, Forft- und 
Jagdweſen des preußiichen Staates (1554).— v. Berg, Die Jagdfrage (1848) .— 
Roſcher, Rationalöfonomif des Aderbaues $ 173 u. 174, H.R. 
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Induſtrie. 

Im weiteſten Sinne hat man unter „Induſtrie“ jede Beſchäftigung zu verſtehen, 
welche mit Rückſicht auf Erwerb als Lebensaufgabe des Einzelnen zu betrachten iſt. 
Eine induſtrielle Nation iſt im Allgemeinen als eine in hohem Grade „erwerbs— 
fähige* zu bezeichnen, gleichviel ob fie ihre Hauptthätigfeit dem Aderbau, dem Han- 
del, dem Fabrikweſen, oder etwa ftreng wiflentchaftlichen (gelehrten) Bewerben zuwen— 
det. Vor der Volkswirthſchaft haben dieſe verichiedenen Erwerbsbrandyen gleiche Be— 
rechtigung, fobald fie dem Bedürfniß der Geſammtheit nügliche Güter zuführen, wenn 
fie aud) in der Meinung der großen Menge nody nicht als gleichberechtigt betrachtet 
werden mögen. 

Im engern Sinne verfteht man dagegen unter „Induftrie“ Diejenigen Erwerbs- 
weige, welche fh mit der Umbildung und Veredelung der Robitoffe be- 
ſchäftigen im Gegenjag zu den Erwerbszweigen, weldye die Gewinnung dieler 
Rohſtoffe als ihre Aufgabe betradyten. Man ftellt daher gewöhnlicdy Ader: und Wald: 
bau, Viehzucht, Jagd, Fiſcherei, Bergbau auf die eine, Fabrication, Handwerk, oft 
auch den Handel auf die andere Seite." Aufgabe der Induftrie ift e8 daher, mit Hülfe 
der perjönlichen Arbeit und mit den dazu vorhandenen Mitteln Werkzeuge, Maſchi— 


1) Für die wiſſenſchaftliche Unterfuchung ift damit freilich wenig gewonnen, und auch der Praris 
eutſpricht diefe durch den Sprachgebrauch feitgeftellte Entſcheidung ın vielen Fällen nicht. Wer will 
beifpielsweife entjcheiden, ob das Erzpochen des Bergmannsjungen nicht ſchon der Anfang der Um: 
bildung fei, die fpäter in dem doch überall zum Bergbau gerechneten Hüttenbetriebe ganz klar aus: 

eprägt ift. Der Flachsbau gehört ohme Zweifel der — an; das Bereiten des Rohflachſes, 

öften, Schwingen, Hecheln wird meift von dem Landmann ausgeführt und das ift doch nichts anderes, 
ale ſchon ein gut Stud Induftrie. Findet ferner nicht gerade bei der Viehzucht die großartigfte Um— 
bildung der gefütterten Rohftoffe ftatt ? 


Induftrie. 487 


nen) irgend einem Robftoffe die Brauchbarfeit für beftimmte Zwede des menjchlichen 
Bedarfs zu verfchaffen. 

Diefe Stadien der Brauchbarkeit find felbft für diefelben Stoffe verfchieden. Der 
Roggen kann beifpielsweife als Rohſtoff verfüttert; er kann zu Mehl gemahlen, zu 
Spiritus gebrannt werben, um in diefen beiden jehr verfchievenen Geftalten weiter zu 
hundert und mehr anderen Verbraudhsgegenftänden umgebilvdet zu werden. Die um» 
gebildeten Stoffe werden, zumal wenn jie in den Handel fommen, Fabricate ge 
nannt, doc) unterfcheidet man, je nachdem fie einer weitern Umbildung kn 
werden oder in der erlangten Geftalt und Form zur Gonfumtion gelangen, Halb« 
fabricate und Ganzfabricate. Begreiflicherweife fann ein und verfelbe Artikel 
in ganz derfelben Form bald als Halb», bald ald Ganzfabricat dienen. (So ift Spi- 
ritus, der zum Brennen gebraudht wird: Ganzfabricat; jobald er einer weitern Recti: 
fication unterworfen werden foll: Halbfabricat. Leinengarn nähert fid) in der Zivir- 
nerei dem Ganzfabricat, fobald es aber zu Leinwand verwebt werden foll, erhält es 
den Eharafter eines Halbfabricate.) 

Die Induftrie hat daher die hochwichtige Aufgabe, die meiften Güter, die in der 
von der Natur gebotenen Form nur felten fofort zu braudyen find, ven menfchlichen 
Bedürfniffen angemeflen umzubilden, und nad) diefer Seite hin we die Induſtrie mit 
den Erwerbsgweigen der Urproduction (Rand: und Forftwirthichaft, Bergbau) in ins 
nigfter Wechjelbegiehung. Nicht felten ift die mülfige Frage —— worden, 
welche der beiden Hauptkategorieen der wirthſchaftlichen Thätigfeit den Vorzug ver- 
diene, und die franzöftiche Schule der Phyfiofraten (f. d.) erflärte geradezu nur die— 
jenigen Erzeugungsarten für productiv und berechtigt, welche die materiellen Güter 
vermehren, merfwürbigerweife aber den Handel, der gerade die materiellen Güter 
eined Volkes durch Zufuhr fremder Erzeugniſſe vermehrt, für eine Schmarogerpflange. 
Der Standpunct der Phrfiofraten ift jegt glüdlicherweile überwunden, doc hat er 
infofern großen Schaden angerichtet, ala noch im Laufe dieſes Jahrhunderts die 
Mehrzahl der Geſetzgeber — und zwar nicht blos aus politiichen Gründen, d. h. 
wegen der vermeintlichen confervativen Gefinnungen der ländlichen Grundbefiger — 
Induftrie und Handel zu Gunften des Aderbaues zurüdgejegt haben. Cine lebens— 
fräftige und bodenwüchſige Induftrie braucht allerdings einen blühenden Ader: und 
Bergban, welche die erforderlicdyen Rohftoffe in hinreichender Anzahl herbeizuichaffen 
haben, und zwar ebenfo nothwendig wie einen umfichtigen Handel, der die umgebil- 
deten Güter dorthin führt, wo fie begehrt werden: die ſtoffſchaffenden Erwerbszweige 
find aber wiederum auf die Induftrie angewieien, und es liegen in den europäifchen 
GEulturländern zablreiche Beiipiele vor, daß die Entwidelung der Induftrie von dem 
wohlthätigften Einfluffe auf die Hebung des Ader- und Bergbaues geweſen ift. Die 
Geſetzgebung fol fid) daher jorgfältig hüten, durch fünftlihe Eingriffe das natürliche 
Gleichgewicht Hören und eine der beiden wirthichaftlichen Kategorieen bevorzugen 
zu wollen. 

Man ſpricht von Großinduftrie, und verfteht unter derfelben das Fabrik— 
weſen ſ. d.), nicht jelten auch den Grofjohandel, was, wenigitens foweit ſich die 
Fabrifinduftrie mit der Vertreibung ihrer Producte felbit befaßt, vollfommen bered): 
tigt ift. Die Kleinindnftrie ift dagegen durh das Handwerf und ent: 
Iprechenderweile durch den Detailbandel vertreten. {lleber die Eigenthüm— 
fichfeiten und Unterfchiede der genannten Branchen vergleiche Die betreffenden Spe- 
cialartifel.) 

Die Induftrie vermehrt eigentlid die Summe der bereitd vorhandenen Güter 
nicht direct, denn fie beichäftigt fi nur mit jchon vorhandenen Rohſtoffen und Halb» 
fabricaten , jondern indirect, indem fie Jeden, der einen gewiſſen Stoff braucht, der 
Mühe überhebt, mit weit größerem Aufwand von Arbeit und Capital ſich denjelben 
felbft aus dem vorhandenen Material umzubilden. Der Conſument erhält dann die 
gewünjchten Artifel nicht nur in größerer Anzahl und deshalb billiger, ſondern aud) 
zwedentiprechender und befler; in der Regel wird aud von dem Kundigern bei der 
Darftellung weit fparfamer mit dem Nohmaterial umgegangen werden fönnen. Durd) 
die Induftrie wird daher die Zahl der Genußobjecte vermehrt, indem das vielleicht 
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feiner Maffe nad) unverändert gebliebene Nationalvermögen an Gebraudsmwerth 
zugenommen hat. 

So würde die Induftrie aber nur in einem vollftändig für ſich abgeſchloſſenen 
BVerfehrsgebiete wirken. Durd den Contact mit andern Bölfern treten ganz andere 
und meift weit günftigere Geſichtspuncte ein. Jedes Land ift nämlich von der Natur 
mit einer größern oder fleinern Anzahl von Rohitoffen ausgeftattet, die nach Quanti— 
tät und Qualität nirgends fo gedeihen als gerade hier, und wenn die wärmeren Kli- 
maten begünftigter ericheinen, als die falten, fo fommt den” legteren einigermaaßen 
der durch das — Angebot erhöhte Preis ihrer Erzeugniffe zu Hülfe.? 

Jedes Land wird demnach in der Lage fein, nad) Befriedigung feines eignen Be: 
darf andern Rändern von feinem Ueberfluß mitzutheilen. Dieje Stoffe fönnen unver: 
ändert abgegeben und gegen andere Naturproducte eingetaufcht werden. Ein inpuftriel- 
les Volk wird jedoch einen ſolchen Tauſchhandel — die Naturalwirtbichaft im Verkehr 
der Bölfer — jehr bald dahin umändern, daß es feine Robftoffe vor der Abfendung in 
diejenigen Formen ummandelt, welde an dem fremden Plage die begehrteften find. 
Schon aus Rüdfiht auf die verminderten Transportkoften ließe fich dies empfehlen. 
Weit beachtenswerther ift aber der höhere TZaufhwerth der Fabricate im Gegenfag 
zu deren Rohproducten und die Vermehrung des Nationalvermögend, da für die um— 
gebildeten Stoffe weit mehr fremde Erzeugnifle eingetaufcht werden können. - Der da= 
durch ermöglichte Mehrbezug ift in der Hauptfache das Refultat der darauf verwende: 
ten Arbeit; mit andern Worten der Gewinn (immer mit Nüdficht auf das National: 
vermögen, nicht auf die Eingelwirthichaft) ift um größten Theil Arbeitsrente, gegen 
welche die Gapitalrente bis jegt noch zurüdtritt. Das Verhältniß ändert fidy aber jo- 
fort, fobald nicht blos die inländischen Rohftoffe zur Verarbeitung gelangen, ſondern 
fobald (in einer abermals höhern Stufe der induftriellen Entwidelung) —— Roh⸗ 
ſtoffe eingeführt werden, um zu Fabricaten verarbeitet, wiederum als Gegenſtände der 
Ausfuhr zu dienen. Jetzt tritt das durch die einheimiſche Arbeit eroberte re Capi⸗ 
tal an Naturproducten, Halbfabricaten in eine ganz andere, weit bevorzugtere Stelle 
zur Arbeitsrente, und in demſelben Verhältniſſe wächſt auch das Nationalvermögen 
nicht blos an Gebrauchswerth, ſondern auch an Tauſchwerth. 

Auf dem Weltmarkte ſelbſt wird dasjenige Volk den Sieg davon tragen, welches 
für einen gewiſſen Verbrauchsartikel die geringſten Gegenleiſtungen zu fordern im 
Stande iſt. Auf den Preis eines Artikels wirkt N hiektich immer die vorhandene Con— 
currenz oder Das Verhältniß zwiſchen Angebot und Nadıfrage enticheidend ein, ob aber 
irgend ein Volk feine Erzeugnifie zu diefem Preife vortheilhaft liefern fann, hängt 
ganz von dem günftigen Zufammenwirken einer Reihe von Umftänden und Einrichtun- 
gen ab. Als ſolche Vorbedingungen einer blühend entwidelten Induſtrie find zu be 
tradıten: das Borhandenfein eines oder mehrerer bodenwüchſiger In— 
duftriegweige, da von Anfang ber die Taufchobjecte zur Anbahnung des Verkehrs 
mit andern Völfern und zur Gapitalanfammlung vorhanden fein müſſen; er— 
leihterter Verkehr durch Schifffahrt, Eifenbahnen, Poſt u. ſ. w. fowohl für den 
Bezug wie für den Abfag (das Uebergewicht der engliſchen Induftrie berubt zum Theil 
mit auf feinem Sechandel) ;, Motoren für den Gebraud von Maſchinen 
(MWaflerfräfte, billige Steinfohlen); binreihende Arbeitsfräfte (wenn möglich 
für jede einzelne Brandye ein eingefchulter Arbeitsftamm) ; zollfreier Gingang 
aller Robftoffe und Saislabeicaie: vollftändige Rechtsſicherheit 
und die gefeglich garantirte Freiheit des Gewerbebetriebe, foweit nicht 
die Rechte Dritter verlegt werden. Damit ift indeflen die Zahl der Anforderungen noch 
nicht erjchöpft. Bei den innigen Wechſelwirkungen zwiſchen allen Zweigen des Wirtb- 
ſchaftslebens werden jede Verfennung eines wirthichaftlichen Grundgefeged, jede nad) 
theilige Einrichtung , das Vorhandenfein anderer wenig befriedigender Zuftände auf 
die Entwidelung der Induftrie mehr oder weniger ſchädlich einwirken. Selbft eine zu 


2) Selbit Sibirien hat feine bedeutende Ausfuhr am theurem Pelzwerf, einen fait unerfchöpflis 
chen Reichthum an Bifchen, bedeutende Vichheerden, endlich außererbentlich metallreiche Gebirge. 
In Bezug auf Eis fängt ein natürlicher Abſatzweg nach dem Süden Aſiens ſich jept erſt an zu bilden. 
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weit ausgedehnte ftaatliche Fürforge für die Induſtrie, alfo eine einfeitige Bevorzu⸗ 
ung, wie fie durch Schugzölle (f. d.) heute noch an der Tagesordnung iſt, rächt 
Ach als eine Verlegung der volfswirthichaftlichen Lehren. Anftatt daß der gewährte 
Schuß die Induftrie zum Fortfchritt anfpornen foll, befeitigt er nur das natürliche und 
deshalb befte Anregungsmittel, die freie Goncurrenz, und führt von dem allmählichen 
— des Induſtriellen zum Stillſtand und bis zum Rüdfchritt der geſchützten 
duftrie. 

Bon großer Wichtigkeit ift ferner Die Eoncentration der Induſtrie, die fich 
theils in der Größe der einzelnen Anlagen , theils in der räumlichen Bereinigung der 
Induſtriellen derjelben Kategorie für ein und daſſelbe engere Verkehrsgebiet zu erfennen 

iebt. Während in Deuticdyland eine und diefelbe Induftriebrandye in zahlreiche Eta- 

liſſements zeriplittert und in alle Provinzen verzettelt ift, concentriren fic) die gleich- 
namigen englifchen Jnduftriezweige um einen befonders günftig gelegenen Punct, was 
nicht nur für den Umfaß, fondern auch für den Betrieb und die Arbeiterverhältnifie 
von großem Vortheil ift. 

Die Einwirkungen einer blühenden Induftrie auf das ganze Wirthichaftsleben 
wie auf die focialen Berhältniffe eines Volkes find fo tiefgreifender Natur, daß felbft 
Die umfaflendfte Schilderung nur andeutend verfahren kann, und hierbei treten vor« 
zugsweiſe die Licht- und Schattenfeiten des Fabrikweſens (f. d.) in den Vordergrund, 
Durch die Industrie werden nicht nur neue Gapitalien in ein Land hereingezogen, fon« 
dern rüdwirkend aud) die Urproducenten zu größerer Energie angefpornt. Diefe Ber- 
mebrung der Genußmittel wird fi naturgemäß in einer angemefjenen Steigerung der 
Bevölkerung zu erfennen geben; denn je mehr durch die Induftrie Arbeitsgelegenhei- 
ten geichaffen werben, defto leichter wird der Unterhalt einer Familie, daher die durch» 
ſchnittlich zahlreichern und frühzeitigern Ehen und die größere Kinderzahl bei Fabrik— 
arbeitern, als bei Arbeitern der Landwirtbichaft. Im Allgemeinen vermag ferner die 
Induſtrie (und zwar das Fabrifweien ebenjo wie das Handwerk) beflere Löhne zu zah- 
len, ald die Erwerbszweige der Urproduction, doch giebt e8 auch, zumal in Zeiten der 
Geſchäftsſtockungen, manche Beifpiele vom Gegentheil. Die Frage, ob e8 vortheilhaf- 
ter fei, daß ſich die Induſtrie den theureren oder den billigern Artikeln des Maffenab- 
ſatzes zuwende, ift jehr verichieden beantwortet wokden. Im erftern Falle wird für den 
Unternehmer die Arbeitsrente, im zweiten Falle die Gapitalrente im Allgemeinen über: 
wiegen; für den Arbeiter ſelbſt ift ver Gewinn nidyt jo groß, ald häufig angenommen 
wird, da die jorgfältigere oder fünftlerifche Leiftung (von der größeren Fähigfeit eines 
Einzelnen abgeieben) in derfelben Zeit weniger fertige Producte liefern wird, als eine 
von vornherein für einen billigen Berfauf berechnete Xeiftung. Und die Erfahrung 
lehrt, daß billige Producte faft immer Abnehmer finden. Bei Genußobjecten vermehrt 
nämlich eine Minderung der Productionskoften die Zahl der Abnehmer nicht in arith- 
metiſchem, jondern geometrifchem Berhältnifie, weil in normalen Bolfswirthichaften 
jede Bermögensftufe, je tiefer fie liegt, um fo mehr Angehörige zählt. Man hat zur 
Berfinnlihung diefer Wahrheit das ie des Volkes mit einer Pyramide vergli- 
hen, und daneben eine Scala der Waarenpreife geftellt ; je tiefer die einzelne Waare 
auf diefer Ecala fteht, einem defto breitern Durdyichnitte der Pyramide entipricht fie. 
„Das müßte fchon eine Franfe, jedenfalls eine wahsthumsunfähige Volfswirthidyaft 
fein, wo diefe Regel feine Geltung hätte.“ Roſcher. 

Es mag zugegeben werden fönnen, daß die bei der Urproduction auszuführenden 
Arbeiten auf das förperlihe Wohlbefinden der Arbeiter im Allgemeinen günftiger ein- 
wirfen, als die meiften Beichäftigungen im zen und beim Fabrikweſen. 
Die geftiegenen Anforderungen der Humanität, wie fie fi) in den Verordnungen der 
Sanitätspoligei ausjprechen, haben indeflen mandye Scyattenjeite der 'induftriellen Be- 
fchäftigungen gemilvert. Unberechtigt ift Dagegen die vielfach vertretene Anficht, als 
ob in moraliſcher Beziehung die Beſchäftigungen im Dienfte der Landwirthichaft , des 
MWald- und Bergbaues as? die Arbeiter günftiger einwirkten. Die Griminalftatiftif 
weiß wenigitens bei Durdyichnittszahlen aus größeren Ländern feine jonderlichen Vor: 
züge der Aderbaubevölferung vor den eigentlichen Induftriebezirfen zu finden, und der 
von Dichtern und philofophirenden Jpealiften gerühmte „biedere“ Landmann hat vor 
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dem Fabrifarbeiter und deſſen „menfchenentwürdigender“ Arbeit in Bezug auf das 
moraliſche Verhalten durchaus nichts voraus. 

Literatur: Roſcher, Anfichten der Bolfswirthichaft, Cap. III—V (Leipzig 
1861). — Bülau, Der Staat und die Induftrie (Leipzig 1834). — v. Steinbeis, 
Elemente der Gewerbebeförderung (Stuttg. 1851). — Die Schriften von Juftus 
Möſer, Sismondi, Soden, Log. Die Schriften von Riehl bieten für Die 
eulturhiftoriiche und fociale Seite reiches Material und manche intereffante Gefichte- 
puncte, doc) find Die gezogenen Schlüffe mit Vorficht aufzunehmen. H.R. 


Induftrieausftellungen. 

Ein beliebtes Mittel der modernen Gewerbepolitif find die Ausftellungen ; aus 
unſcheinbaren Verſuchen hervorgegangen haben fie in den legten Jahrzehnten durd) 
rationelle Organijation, durdy räumliche Ausdehnung, und durch WVielfeitigfeit der 
dabei betheiligten Interefien eine allgemeine eulturhiftorifche Bedeutung erlangt, wie 
es urjprünglidy gewiß Niemand geahnt hat. 

Um mit einem kurzen geſchichtlichen Rückblicke zu beginnen, wollen wir une 
vorerft nach den Anfängen jener „Wölferwanderungen“ unferer Tage umfehen. Es ift 
faum möglich, den hiſtoriſchen Nachweis für die erften Keime der Ausftellungen zu 
führen, wir glauben indeß nicht zu irren, wenn wir der Annahme Raum geben, daß 
diefelben aus den Raritätenfammlungen und Mufeen des Mittelalters hervorgegangen 
find, Die freilich nocdy mehr der Schauluft ald der Lernbegierde fröhnten. In derlei 
Mufeen waren nämlich meift auch Induſtrie- und Kunftproducte ferner Länder zu 
ſehen; da man auf den Nugen aufmerfjam wurde, welcher indbefondere den Gewerbs— 
leuten aus der Nahahmung ſolcher Artifel erwachien fann, fo wurden jpäterhin — 
im Beginn und in der Mitte des vorigen Jahrhunderts — durch gemeinmügige In— 
ftitute derlei Sammlungen von Modellen, Muftern, neuen Erfindungen, Maſchinen 
u. |. mw. gegründet, und in eigenen Ausftellungsräumen dem PBublicum zugänglich 
gemacht. Bald ging man um einen Schritt weiter; eine engliſche Gejellichaft jchrieb 
im Jahre 1756, faft gleichzeitig mit der erften Kunftausftellung der Royal Academy, 
michrere Preiſe aus auf gewerbliche Verbeflerungen in Sal Manufacturen, und 
hielt eine Erhibition der Goncurßarbeiten. Die nämliche Geſellſchaft bezahlte im 
Jahre 1761 einen Ingenieur, der in ihren Räumen eine Majchinenausftellung ver: 
anftalten und die ausgeftellten Modelle den Befuchern erflären mußte, damit der beleh— 
rende Zwed vollitändiger erreicht wurde. Kurze Zeit nach diefen Uranfängen, und 
vielleicht ganz unabhängig von denjelben wurde in Kranfreich im Jahre 1798 mitten 
unter den Stürmen innerer und äußerer Kriege die erfte nationale Induftrier 
ausftellung zu Paris abgehalten ; fie dauerte nur wenige Tage, war von nur 110 
Ausftellern beichicdt, und es wurden dabei nur 10 oder 12 Medaillen vertheilt. Nichte» 
deftoweniger fand die Idee jo lebhaften Anklang, daß in den Jahren 1801, 1902, 
1806 und feit 1834 in fünfjährigen Intervallen bis 1949 im Ganzen elf franzöftiche 
Ausftellungen ftattfanden, deren legte nicht mehr 110, fondern jchon 4500 Ausiteller 
zählte. Zuerft wurde dieſes Beilpiel in Piemont durch Ausftellungen in den Jahren 
1805, 1811, 1812 und 1844 nachgeahmt. Hierauf folgte England in Jahre 1928 
mit der erften nationalen Ausftellung, dem jog. »National Repository for the Ex- 
hibition of Specimens of New and Improved Productions of the Artisans 
and Manufactures of the United Kingdome«; dort wurde zwar anfänglid) vielfach 
darüber fritifirt und geklagt, dennoch hielten mehrere Brovincialftädte, wie Manchefter, 
Birmingham, Leeds u. a. Localgewerbeausftellungen ab, und als die im Jahre 1845 
zu London im fog. Freihandelsbazar ftattfindende »Exhibition of Manufactures« 
wieder einen befiern Eindrud hervorgerufen hatte, dachte die Society of Arts an eine 
regelmäßige Wiederholung, und es wurden in den Jahren 1846—1849 alljährlich 
nationale Ausftellungen eingeleitet. — Auch die übrigen europätfchen Eulturftaaten 
blieben nicht zurüd ; Preußen veranftaltete in den Jahren 1822 und 1528, Oeſterreich 
in den Jahren 1835, 1839 und 1845, Belgien in den Jahren 1835, 1841 und 1847, 
Deutfchland ald Bundesftaat und Zollvereindgebiet in den Jahren 1842 (zu Mainz), 
1844 (zu Berlin) und 1554 (zu München) nationale Gewerbeausitellungen. 
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Eine neue, glänzende Epoche für das Nutzbarmachen dieſes Gedankens beginnt 
mit den internationalen oder Weltausftellungen. Das Berdienft, diefelben 
zuerft in Anregung gebracht zu haben, gebührt nad) ziemlich) einftimmiger Anerkennung 
den Franzofen; das Verdienſt, diefe Borfchläge zuerft durchgeführt zu haben, ift da— 
gegen befanntlicd den Engländern zuzuſprechen. Schon im Jahre 1834 hat der Prä- 
ſident der Societe Royale d’Emulation zu Abbeville in einem Vortrage eine »Expo- 
sition universelle« mit beredten Worten vorgefchlagen, und die Vortheile einer foldyen 
une e8 wurde indejlen feiner Rede ebenfowenig Aufmerffamfeit (von Seiten der 

egierung) geichenft, als den fpäterhin zu wiederholten Malen auftauchenden ähn- 
lihen Projecten; ja ſogar als der franzöfische Handeldminifter Buffet mit dem Plane 
einer in Paris abzuhaltenden Weltausftellung hervortrat, widerjegten fid) die Han- 
deldfammern demjelben, und jo blieb es der energiſchen Thatfraft des Prinzen Albert 
überlaffen, an der Spitze der Society of Arts die erfte internationale Ausftellung zu 
London im Jahre 1851 zu Stande zu bringen. Bon den freifinnigften Geſichtspunc— 
ten ausgehend, hat er alle Völfer der Erde gaftfreundlid, eingeladen, in dem Kryftall- 
palafte, der ſich nach Paxton's Plane bald im Hydeparf erhob, die Producte der Kunft 
und ded Gewerbefleißes auszubreiten, und dort ein großes, volfswirthichaftliches Tour- 
nier abzuhalten; dem »Prince Consort« war das unzweifelhaft, was man in Franf- 
reich bis dahin nicht einjehen wollte: »that exhibitions are better than prohi- 
bitions.« 

Nady den in jeder Beziehung glänzenden Erfolgen diefer am 1. Mai 1851 eröff- 
neten erften Weltausftellung in London gaben auch die frangöfifchen Induſtriellen 
ihre frühern Vorurtheile er und Kaifer Napoleon III. verordnete durdy ein Decret 
vom 8. März 1853 die Abhaltung einer allgemeinen Agricultur- und Induftrieaus- 
ftellung, die auch befanntlid) am 15. Mai 1855 in dem mit vielem Aufwande erbau- 
ten Palais de I’Industrie zu Paris eröffnet wurde. Obwohl infolge ded Krim- 
friegeö die Betheiligung des Publicums und der Induftriellen hinter den gehegten Er- 
wartungen zurüdblieb, hatte ji vennod das Princip der Weltaugftellungen aud) hier 
jo vollftändig bewährt, daß von der Society of Arts wenige Jahre darauf die nö- 
thigen Einleitungen getroffen wurden, um im Jahre 1861 neuerdiugs eine Weltaus- 
ftellung in Zondon abzuhalten ; wegen des italienischen Krieges (1859) und der damit 
zufammenhängenven Geihäftsitodung wurde der Zeitpunct verſchoben, und bie Eröff- 
nung der Dritten International-Exhibition fand erft am 1. Mai 1862 ftatt. — Um 
die äußeren Erfolge diefer drei großen Weltaugftellungen zu beurtheilen und verglei- 
chen zu können, haben wir die bezüglichen ftatiftiichen Daten überfichtlidy zuiammen- 
geftellt ; nur nebenbei ſei erwähnt, daß außer den bisher aufgezählten auch zu New- 
Vork eine Weltausftellung (im Jahre 1853) abgehalten wurde, die aber irgend eine 
höhere Bedeutung nicht erlangte, — Die Statiftif der bisherigen Weltausſtel— 
lungen läßt fi) in folgenden allgemeinen Ziffern! zufammenfaflen : 








London | Paris London 
1. Mai bis 15. Octbr. 15. Mai bis 1. Dechr. 1. Mai — Novbr. 
51. 555. 562. 
Anzablper Ausfteller|_ A — — DU: 
und zwar aus 
England u. Colonieen . . 7392 | 3269 | 7198 
Franfreich u. Golonieen. . 1760 10914 4000 
Zollverein © 2220... 1720 | 2175 | 2875 
DOeſterreich 748 1298 1410 
Andere Staaten ..... 2328 4123 9201 
Zufammen 13938 21779 24684 


I) Die in diefer Zufammenftellung gegebenen Ziffern find, fomeit es möglich war, ben amtlichen 
Berichten der bezüglichen Gommiffionen entnommen; wir bemerfen dies wegen der abweichenden Ans 
gaben, die fich in, Fond gediegenen, voltswirthichaftlichen Werken über diefen Gegenftand finden. 
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London Paris gondon 
1. Mai bis 15. Detbr. | 15. Mai bie 1. Decbr. | 1. Mai bis 15. Novbr. 
1851. 1855. 1862. 
Anzahl der ertheilten Ausz| große Medaillen 169 | Orden 161 | Medaillen 7000 


zeihnungen aller Art feine = 2918 | große Medaillen 112 | ehrenv. Erwähn. 5300 


ehrenvolle Er⸗ eld. = 352 ze ind 
wähnungen 2142 Hi. = 1.61.) 2282 zufammen 12300 


390 | bronc.= (ll. =) 3843 
PIERRE ehrenv. Grwähn. 3977 


zufammen 10727 





Anzahl der Beſucher 


und zwar: Induft.zabth. 47180117 
a. während der ganzen Kunze = 935601 
Dauer der Ausftellung 6039195 5115718 6211103 
| 
b. im Durchſchnitte täglich 42831 | 22781 36328 
c. der zahlreichfte Beſuch an 2 Ind. u. Kunftabth. 
einem Tage 109915 105022 67891 


Ausftellungsraum | 57000 Quadratmeter | 118786 Quadratmeter) 95000 Quadratmeter 


Gefammtfoften 
bes Unternehmens i'319850 Fres. | 32’000000 Free. ? 117471425 Fres. 

Brutto-&efammt: 
Ginnahmen 12'652500 Fres. ? 11490775 Fres 





Davon entfallen auf Ind. u. Kunſtabth. 
Gintrittegelder 10°594800 Free. | 37180495 Free. 10'213250 Free. 


Prüft man den Zwed und Nugen der Ausftellungen, jo müffen die unmittel— 
baren wirthichaftlidyen Erfolge von den entfernteren focialen und localen Vortbeilen 
etrennt werden. Die erfteren, die eigentlichen nationalöfonomijchen Zwede der Aus- 
Bann find wieder doppelter Art; fie find entweder induftrielle oder mercantile 
Zwede. — Was zuvörderft die induftriellen Zwecke betrifft, jo möchten wir zu 
denjelben alles Dasjenige rechnen, was die nationale Arbeit direct fördert; in diejer 
Beziehung bieten fowohl die Volks- als Weltausftellungen jehr bedeutendes Material. 
Es ift fein Zweifel, daß jede Erpofition ein mehr oder minder vollftändiges Bild der 
Leiftungsfähigfeit eines Landes ift ; der intelligente Induftrielle gewinnt durch den Vers 
gleich feiner Erzeugniffe mit denen feiner Goncurrenten die Selbfterfenntniß; er kann 
ebenfowohl daraus Muth und Vertrauen jchöpfen für fein fünftiges raftlojes Streben, 
als er feine Schwächen einfehen und heben lernt. Durch die comparative Beurthei- 
lung aller ausgeftellten einheimijchen und fremden Gewerbsproducte wird dem einzels 
nen Betheiligten und dem Volfswirthe Gelegenheit geboten, den eigentlichen Stand 
der Induftrie jedes Landes viel befler und unbefangener kennen zu lernen, als aus 
bloßen Beichreibungen oder ftatiftiichen Aufzeichnungen. Allerdings fucht jeder Aus: 
fteller nur feine vorzüglichiten Leiftungen bei foldyen Anläffen hervorzuheben, und häu— 
fig fieht es in den Verkitätten nicht fo glänzend aus, ald hinter dem Schaufaften. 
Dies verhindert indeflen, weil e8 eben von allen Seiten gefchieht, feineswegs die ver: 
gleichenden Studien. Aus diefer Betrachtung folgt vielmehr, daß der erfte induftrielle 
Zwed, der bei jeder Ausjtellung mehr oder weniger erreicht wird, eine technijch-volfe- 
wirthichaftlihe enquete ift. 

Außer dem Induſtriellen und Volfswirthe kann und foll auch die Elaffe der Ar- 
beiter bei den Ausftellungen die umfaſſendſte und unmittelbarfte rg rang 
Die neuen Erfindungen und Verbeſſerungen der Technif find ja an foldyen Drten fehr 
bequem und leicht zugänglich; es kann fich daher jeder Werfführer und Fachmann da- 
rüber belehren, und der Fortichritt des Einen kann zum Gemeingute Aller werden. 
Der gewöhnliche Arbeiter endlich wird auch dasjenige jehen, was in anderen Gewer⸗ 
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ben geleiſtet wird; er und überhaupt jeder bildungsfähige Menſch werden den Kreis 
ihrer Kenntniſſe erweitern und zu vielen nützlichen Gedanken angeregt. — Dieſer 
zweite induſtrielle Zweck, die Belehrung aller Stände iſt bei den Weltausſtellun— 
gen vielfach anerkannt worden. Mehrere Regierungen Europa's, dann gewerbliche 
und andere Corporationen und einzelne Private haben bedeutende Geldſummen darauf 
verwendet, um Fachmännern, jungen Gelehrten, Technikern, Werkführern und Arbei— 
tern den Beſuch der Ausſtellungen zu ermöglichen; auch ganze Inſtitute und Schulen 
wurden zur Belehrung der Jünglinge und Schüler dort eingeführt. Für beide Katego- 
rieen von Bejuchern wurden ermäßigte Eintrittöpreife bewilligt. Infolge folder Maaß— 
regeln zeigten die ftatiftiichen Aufzeichnungen der legten Weltausftellung zu London 
(1862), daß im Ganzen [abgerechnet 34090 Zöglinge und Schüler engliſcher Schu: 
len) 52154 Werkführer und Arbeiter aus allen Sheilen Europa's den Ausftellungs- 
palaft beſucht haben. 

Endlich liegt drittens ein induftrieller, durch jede Ausftellung erreichbarer Zweck 
in der Aneiferung des Ehrgeizes, in dem Hervorrufen des Erfindungsgeiftes, 
und in der Anregung ganz außergewöhnlicher Thätigfeit und Kraftanftrengung von 
Seiten der Induſtriellen. Abgejehen von den Gefühlen der Eitelkeit, die man durch 
das Streben nad) einer Medaille zu befriedigen fucht, wird der intelligente Induftrielle 
gewiß die Ausjtellung ald ein vorzügliches Mittel der Reclame benugen und deshalb 
recht Tüchtiges zu produciren tradhten. Es wäre eine faum fdywierige Aufgabe nach— 
zuweilen, wie viele moderne Erfindungen ihr Enttehen den Ausftellungen verdanken, 
und wie viele Etabliffenients auf Ausftellungen fich ihren Ruf erworben haben. Wir 
erinnern an Jacquard, der zuerjt auf einer franzöfifchen Ausftellung (1802) die Auf» 
merfjamfeit der Welt auf feine Gewebe lenkte, und an Beſſemer, deſſen Friſchproceß 
nur dadurch jo rafch in der ganzen Welt Eingang finden fonnte, daß die Londoner 
Erhibition ihn gehörig befannt machte. 

Wenn wir auf die mercantilen Vortheile der Ausftellungen übergehen, fo finden 
wir als joldye: die Vermehrung der Abſatzwege und die Anbahnung des Frei» 
handele. — Die Function der nationalen oder provinciellen Meſſen und Märfte 
ift im rafchen Abnehmen begriffen ; je mehr aber das verbefierte Gommmunicationswefen 
und die geregelte Handelsthätigfeit dieſe alten Einrichtungen entbehrlich macht, defto 
wichtiger werden namentlich Weltausftellungen ; fie haben die Aufgabe, die interna- 
tionalen Märkte für neue Artifel zu fein, und die Handelsbezicehungen unter den Völ— 
fern zu vermehren. — Und für die Durchführung des Freibandelsprincipes Ind die 
beredteften Vertheidiger die Vortheile einer allgemeinen Arbeitstheilung, und die Wi— 
dernatürlicyfeit der jegigen Zollgefeggebungen kann man in jeder Galerie eines Aus— 
ftellungspalaftes deutlicher leſen, als in dem beften Lehrbuch der politifchen Defonomie 
(Garnier). — Für beide Erfolge bieten ſich Beifpiele aus den legten Jahren; jede 
Weltausjtellung hat die Errichtung einer Anzahl von Filialen der ausftellenden Fabri— 
fen, die Gründung eigener Erportgeiellichaften und neuer Commiſſionsgeſchäfte nad) 
ſich gezogen, und jeder Weltausftellung folgten Herabfegungen der Zolltarife und 
liberale Handelöverträge. 

Neben den bisher geichilverten unmittelbaren volfswirthichaftlichen Vortheilen 
haben wir noch von dem focialen und localen Nugen der Ausftellungen zu ſpre— 
hen. Ohne Zweifel ift es für die Givilifation und den allgemeinen Wohlftand wich— 
tig unter den einzelnen Völfern der Erde Sympathieen, Friede und Eintracht zu Schaffen, 
da nun die materiellen Interefien fo ſehr das Staatenleben regieren, wird aud) ein 
fofcher Congreß der Interefienten aller Nationen nicht wenig beitragen, um Vorur— 
theile zu bejeitigen und das gegenfeitige Einvernehmen zu ftärfen. Prinz Napoleon 
hat in jeiner bei Gelegenheit des Scyluffes der 1855er Parijer Austellung gehaltenen 

ede mit vielem Recht hervorgehoben, „Daß die Anfeindungen und der Nationalhaß 
von der Iſolirung herrühren ; ed genügt häufig, die Völfer mit einander in Verbin— 
dung zu jegen, und fie find fich befreundet.“ 

Local hat jede Ausftellung den Vortheil, einen beträchtlichen Zufluß von Fremden 
zu verurfachen, und dadurch immerhin einzelnen Städten und ihren Einwohnern ein 
erhöhtes Einfommen vorübergehend zu fchaffen. 


5 — 
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Wir haben ung bei der Analyſe dieſer Folgen der Ausſtellungen fo lange aufge- 
halten, um auf deren Grundlage die Fragen zu entiheiden: wie, wann und wo 
Gewerbeausftellungen abgehalten werden follen. — Handelt e6 fic) in einem Lande blos 
um Erforſchung der eigenen Kraft und Leiftungsfähigfeit, oder um die Veranftaltung 
eines lebhaften Marktes für inländiſche Producte, 4 wird es ſehr gut thun Fleinere 
Gewerbeausftellungen zu veranftalten, zu denen nur einzelne Diftricte, Provinzen oder 
wenigftens nur Inländer gugelaffen werden; dabei ift natürlich die Wahl von Zeit und 
Ort fo ziemlich gleichgültig. Die nationalen Ausftellungen eines auf niederer oder 
nur mittlerer Gulturftufe ſtehenden Volfes (3. B. Eonftantinopel 1863) find von die— 
ſem Standpuncte ebenfo zu rechtfertigen, als die Kreisausftellungen, die mit Volfe- 
feften u. vergl. in Verbindung gebracht werden. — Sollen jedoch größere Ziele erreicht 
werden, will eine Nation entweder den Belehrungs- und Bildungszwed ala weſentlich 
in den Vordergrund ftellen, oder den Weltmarft erobern, oder feine Poſition auf dem— 
jelben befeftigen, jo genügen nur internationale oder Weltausftellungen ; freilich follte 
man ſich dabei vollfommen Far fein, was man eigentlich will. England hat bei allen 
Weltausftellungen entichieven den mercantilen, Franfreih in dem Jahre 1855 
wahrfcheinlich noch den induftriellen Zwed für maßgebend gehalten. Derlei groß- 
artige Tourniere erfordern aber aud) einen großartigen Tummelplag, und ale paffende 
Drte für Weltausftellungen dürften nur Polche Großftädte gelten, die zugleich die 
Knotenpuncte weitverzweigter Gommunicationslinien, oder lebhafte Handelspläge 
find; ebenfo forgfältig follte darauf gefehen werden, daß längere, mindeftens fünf- 
bis zehmjährige Zeiträume von der Abhaltung einer Weltausftellung bis zur nächften 
verfließen, jonft würden viele der gefchilderten Erfolge, 3. B. das Studium beträcht: 
licher Fortfchritte der Technik, die Aneiferung der Induftriellen u. dergl. nicht eintre- 
ten fönnen. 

Ein ganz moderner Gedanke liegt in der Errichtung permanenter, interna« 
tionaler Ausftellungen , die ald Waarenbazard dienen Sollen. und in Verbindung 
mit Agenturen oder Handeldgefellichaften viele mercantile Vortheile mit ſich bringen 
dürften. Der erfte Verfuch größerer Art, welcher jüngft in Paris gemacht werden 
follte, ift bie ur aus finanziellen Rüdfichten gefcheitert, aber noch feineswegs ala 
aufgegeben anzuſehen. 

iteratur: Um dem Lefer für eingehende Studien des adminiftrativen und 
technifchen Theiles der Ausftellungen das nöthige Material zu bieten, erwähnen wir 
aus den ungemein zahlreihen Monographieen, Berichten und Kritifen nur diejenigen 
Werke, welche zur vollftändigen Drientirung nöthig find. 

£ondon 1851: Reports by the Juries on the subjectsin the thirty classes. . 
of the exhibition of the works of Industry of all nations. London 1852 Tech— 
nifche Beichreibung und Beurtheilung der Ausftellungsobjecte und officielle Kifte der 
zuerfannten Auszeichnungen). — Blanqui, Ad., Lettres surl’exposition univer- 
selle de Londres, prec&dees d’un preambule et suivies du rapport presente à 
’Institut. Paris 1851 Anregende Darftellung vom volfswirthichaftlichen Geſichts— 
puncte). — Bericht, amtlicher, Ueber die Induftrieausftellung zu London im Jahre 
1851, von der Berichterftattungscommiffton der deutichen Zollvereinsregierungen. 
Berlin 1852 (Befonders für fahmännifche Fragen in Betreff einzelner Induſtrie— 
jweige). 

Maris 1855. Rapport sur l’exposition universelle de 1855 presente ä 
l’Empereur par S. A. le Prince Napoleon. Paris 1857 (Allgemeine und biftorifche 
Notizen nnd Sammlung aller auf die Austellung Bezug nehmenden adminiftrativen 
und ftatiftifchen Documente). — Rapports du Jury mixte international, publies 
sous la direction de S. A. le Prince Napoleon. Paris 1856 Techniſche Be- 
urtheilung der ausgeftellten Gegenftände und Lifte der vertheilten Medaillen und An: 
erfennungen). — Tresca, H., Visite à l’exposition universelle de Paris, en 
1855. Paris 1855 (Hiftoriich-ftatiftifhe Einleitung und eine von vielen Sadyver- 
ftändigen bearbeitete Beichreibung). — Bericht, amtlicher, Ueber die allgemeine 
Barifer Ausftellung von v. Viebahn und Schubart. Berlin 1856 (wie oben). 

£ondon 1862. Report of the commissioners for the exhibition of 1862 
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to the R. H. Sir G. Grey. London 1863 (Außer dem Plane und den officiellen 
Documenten noch eine Fülle von höchſt intereffanten adminiftrativen Aufichlüflen und 
ftatiftifchen Tabellen). — Rapports des membres de la section francaise du 
jury international sur l’ensemble de l’exposition universelle de Londres 1862. 
Publie sous la direction de M. Michel Chevalier. Paris 1862, 6 vol. Durch 
hundert Mitarbeiter vom franzöfifchen Gefihtspuncte, aber vorzüglich bearbeitet ; die 
Borrede M. Chevalier’s wurde befanntlid) beſonders abgedrudt und ift auch ins 
Deutfche überlegt worden). — Zollvereinsbericht, noch nicht ganz vollendet. — 
Defterreihifcher Bericht, im Auftrage des Handelöminifteriums herausgegeben 
unter der Leitung von Dr. Arenftein. Wien 1863 (fahmänniichstechnifch). — Hol- 
lingshead, John, A concise history of the international exhibition. London 
1862 (Geihichte der 1862er und aller frühern größern Ausftellungen, mit vielen ſta— 
tiftiichen Daten). Franz Neumann. 


Induſtrieſyſtem. 

In Fr. Liſt's bekanntem Buche: „Das nationale Syſtem der politiſchen Oeko— 
nomie“ (Stuttgart u. Tübingen 1841) finden ſich zwei Capitel, von denen das eine 
überfchrieben iſt: „Das Induftrieivitem (von der Schule fälfchlichh Mercantilſyſtem 

enannt)“ und das andere: „Das Taufchwerthinftem, (von der Schule fälſchlich Indu— 
Sriefoftem genannt)“. Hieraus ſchon erficht man, daß der Name „Induſtrieſyſtem“ in 
verichiedener Bedeutung gebraucht wird. Unter den ſog. ftaatswirthichaftlichen Syſte— 
men ift Feines, weldyes jenen Namen vorzugsweiſe verdiente. Das Mercantilipitem, 
wie Lift thut, Induſtrieſyſtem zu nennen, erfcheint nur dann gerechtfertigt, wenn man 
mit Lift eine jogenannte nationale Manufacturfraft annimmt, und die Mittel, welche 
das Mercantilivftem zur Förderung und Belebung diejer Kraft anwendet, für vor: 
zugsweife geeignet hält, den induftriellen Aufſchwung eines Landes zu fördern. Allein 
die Erfahrung hat gezeigt, und es erklärt fich leicht aus der Natur der Volkswirth— 
ihaft, daß das Mercantilivften zwar eine Menge neuer Induftriezweige ins Leben 
gerufen und diefelben auf Koften der Gejammtheit fünftlic) groß gezogen, aber die 
natürliche und wahrhaft gemeinnügige und dauerhafte Entwidlung der Inpuftrie mehr 

ehindert, als gefördert hat. Auch ging ausgeiprocdenermaaßen die Tendenz des 
Mercantiliyftems nicht auf die alljeitige Förderung der Induftrie, fondern höchſtens 
auf die Förderung derjenigen Induftriezweige hinaus, von deren Erzeugnifien man 
annahm, daß fie im ausländischen Handel gut zu verwertben jein würden. Darum 
befümmerte fi das Mercantilipftem um das Kleingewerbe nicht, und ließ daffelbe 
vielfach in zünftigem Geifte verfumpfen. Entgegen der Annahme Liſt's fönnte man 
weit eher das Verhalten einer Regierung, weldye fid von den Grundfägen A. Smiths 
. leiten ließe, ein Induſtrieſyſtem nennen. In der That hat man das ganze Lehrgebäude 
A. Smiths, infofern daraus für die Negierungsthätigfeit der Grundfag der Nicht: 
intervention zu entnehmen ift, auch vielfad, mit diefem Namen bezeichnet. Allein auch 
hier trifft die Bezeichnung feineswegs zu, da die einfeitige Beförderung der Induſtrie 
nicht die einzige, oder auch nur die hauptjächliche Frucht der Anwendung der Lehren 
Smiths auf die wirthichaftliche Regierungsthätigfeit fein würde. Mill man durchaus 
den Namen „Induftrieipftem“ in der Terminologie der Wiffenjchaft beibehalten, wo» 
für fein triftiger Grund ſpricht, fo würde man damit ein wirthichaftspolitiiches Sy: 
ftem bezeichnen müſſen, weldyes ſich auf die ftaatsjeitige und zwar allfeitige Beförde: 
rung der induftriellen Gewerbe concentrirte, und dieſes Ziel, einerlei mit weldyen 
Mitteln, conjequent zu erreichen ftrebte. Cine jolche Bezeichnung würde jedod) der 
biftoriihen Baſis ermangeln. A. Emminghaus. 


Sn Zünfte, Gewerbefreibheit. 

Die Innungen, Zünfte, Gilden find eine im Mittelalter entftandene Einrichtung 
zum Betriebe von Gewerben; fie find auf dem Boden der europäifchen Staaten er= 
wachien und in die nene Welt überhaupt nie verpflangt worden. Die Zunftverfaffung 
bat ſich am längften in den deutſchen Staaten erhalten, ift jedoch auch hier gegenwär— 
tig im Verſchwinden begriffen und gehört zum größten Theil nur noch der Geichichte 
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an. Anlangend zunaͤchſt ven Begriff der Worte: „Innungen, Zünfte, Gilden“, fo vers 
fteht man darunter „Vereine von Gemwerbtreibenden, die ein und dafjelbe Gewerf an 
einem Drte oder in’ einem gewilfen Bezirke handwerfsmäßig betreiben und dabei ge— 
wiffen ftatutariihen Beftimmungen, welche theild Vorrechte, theils Verpflichtungen 
enthalten, unterworfen find.“ Der Charakter des Zunftwejens, wie fid) dafjelbe all— 
mai entwidelte, befteht hauptfächlich darin, daß der jelbitändige Betrieb der zünf- 
tigen Handwerfe von einer bejtimmten Lehrzeit, Wanderzeit, der Anfertigung eines 
Meifterftüdes und der förmlichen Aufnahme in die Zunft abhängig gemacht und den 
Mitgliedern ein Ausjchließungsrecht gegen ſolche Perſonen, die der Zunft nicht ans 
gehören, eingeräumt wird. — Das Dunkel, welches über der frühbeften Geſchichte 
des —— ſchwebt, iſt erſt theilweiſe aufgehellt. Die ganze Inſtitution hat ſich 
zuerſt in den deutſchen Städten des Mittelalters ſehr allmählich entwickelt. Die gleich 
anfangs befeſtigten Städte wurden raſch Anziehungspuncte für die Bewohner der 
Umgegend, weil man hinter ihren Mauern Zuflucht vor äußern Feinden, Schutz vor 
der Bedrückung des Adels fand und ſich daſelbſt eine ſelbſtändige Exiſtenz, einen eige— 
nen Heerd und eine Familie begründen konnte. Es entſtand allmählich in den Städten 
ein freier Mittelſtand, der auf dem Gewerbe beruhte und die Handwerker in fi auf: 
nahm, und jo ald Bürgerftand noch in unfern Tagen fortdauert. Der Umftand num, 
daß die Handwerfsarbeit früher nur eine Beichäftigung von Sclaven, Kriegsgefange: 
nen und umfreien Knecdhten war und im Allgemeinen nicht für chrenvoll gehalten 
wurde, und daß jie mehr oder weniger mit der im Volke herrichenden Neigung zum 
Waffenhandwerf und zum Müffiggange in Widerſpruch jtand, macht es erflärlidy, daß 
diejenigen Handwerker, welche eine gleiche Beſchäftigung trieben, jic enger an ein- 
ander jchlofen, um durch ihre Vereinigung fidy über Die von den bevorzugten Stän— 
den ihnen zutheil werdende Mißachtung hinwegzuſetzen, und um fich zu einer ge- 
achteten Stellung empor zu arbeiten. Die friedlofe und gewaltthätige Zeit, welche 
ihrer Beichäftigung ſtets neue Hemmniſſe in den Weg legte, machte ihnen ein genoſſen— 
fchaftlihes Zufammenbalten zu einem Gebote ber Selbferhaftung. Außerhalb ihres 
Kreiſes bejtand noch feine wohlgeordnete Rechtspflege, feine Polizei: und Militairver: 
waltung, feine jtaatlihe Armenpflege, Feine Volfsihulen und techniſchen Anjtalten, 
und auch für die kirchlichen Bedürfnifje war ungenügend geforgt. Die Berufsgenofjen 
traten Daher zuſammen, um ihre Perſon, ihre Familien und ihr Eigenthum zu Ichügen, 
um in ihrem Kreife die nöthige Wirthichafts- und Sittenpoligei zu üben, um etwaige 
Fälfcher und Betrüger, die das Handwerk einer Stadt in Mißcredit bringen fonnten, 
unerbittlich zu ftrafen, um für die gehörige Erlernung des Handwerkes zu jorgen, um 
über Gefellen und Lehrjungen eine gewiffe Zudyt zu üben, um für Alte und Kranke 
aus ihrer Mitte zu jorgen, um fi) einer Kirche anzuschließen, für die Seelen der Ver- 
ftorbenen Meſſen lefen zu laſſen, um eine beftimmte Anzahl von Schügen zu den 
Schüßencompagnieen der Stadt zu ftellen u. |. w. Die neuerdings veröffentlichten 
Zunfturfunden aus dem 12., 13 und den folgenden Jahrhunderten jegen Died außer 
Zweifel. Danadı war die Verhütung unfolider Arbeit eine Hauptaufgabe der älteften 
Zünfte. Die Vorfteber der Zünfte hatten die Arbeiten zu unterfucdyen, namentlich 
wenn fie nach auswärts verfauft werden follten. Als eine wichtige Beſtimmung ift 
ferner hervorzuheben, daß die Rechte der Junftmitglieder gewöhnlich auf deren Söhne 
und Töchter forterbten, und daß der Zutritt für Fremde fehr erfchwert und von einem 
Eintrittägelde, von dem Befige eines gewiffen Vermögens uud von andern Erforder- 
nifjen abhängig gemacht wurde. Manche Zunftrollen jchreiben ferner für die neuein- 
tretenden Mitglieder die Anschaffung einer Rüftung, fowie die nöthigen Waffen u. ſ. w, 
vor. Die Vorfchrift der Anfertigung eines Meifterftüdes und die völlige Ausſchließung 
der Nichtmitglieder der Zunft von dem Betriebe des betreffenden Gewerbes kommt in 
vielen alten Urkunden noch nicht vor. Die Zünfte fcheinen ihren erclufiven Charakter 
erſt nach und nad) angenommen zu haben. Einzelne Claſſen der — kamen 
raſcher, andere langſamer zu Selbftändigfeit, Macht und Einfluß. Viele Beſchäfligun— 
gen gehörten noch im 17. und 18. Jahrhundert zu den fog. verachteten Gewerben, z. B. 
die Leinweber (textores), Laftträger (portitores), Abdeder, Marktvoigte, Schäfer x. 
In den neugebildeten Genofjenfchaften der Handwerfer bildete fid) jehr bald ebenfalls 





Innungen. 497 


eine jehr große Empfindlichkeit für Standesehre aus, weshalb fie es zu vermeiden 
fuchten niedriger ftehende Arbeiter aus jog. verachteten Gewerben, oder unehelich ges 
borne x. in ihren Kreis aufzunehinen. Nach und nad mußten die Handwerker, als 
die eigentlichen Repräfentanten der Arbeit, die einflußreichiten und mächtigften Ele 
mente der Städte werden, und man findet Daher auch die Zünfte im 14. und 15. Jahr» 
hundert in den mitteldeutihen und ſüddeutſchen Städten faft überall im Belige des 
Stadtregimente. 

Sp unheilvoll auch der Einfluß der Zünfte fich in den legten Jahrhunderten und bis 
auf die neueſte Zeit enviefen hat, und fo unbedingt fie vom Standpuncte der nationalöfo- 
nomischen Wiflenfchaft aus verurtheilt werden müſſen, fo erklärte ſich doch ihr Entſtehen 
jehr wohl aus den allgemeinen Zuftänden der Zeit, in der fie emporfeimten. Es läßt 
ſich nicht in Abrede ftellen, daß fie in den erften Jahrhunderten ihres Beftehens viel 
dazu beitrugen, die Gewerbsarbeit zu einer ehrenvollen Befchäftigung zu erheben, daß 
fie an der Heranbildung eines Fräftigen Bürgerthums im Mittelalter einen wejent: 
lichen Antheil haben, und daß fie die ihnen theils gejeglich verliehenen, theils factiſch 
angemaßten Gerechtſame damald weniger zur Monvpolifirung ihrer Gewerbe und 
zur Ausſchließung der niedern Glaffen, ald vielmehr zur Erlangung einer geachteten 
politiichen und ſocialen Stellung benugt haben. Die Zeitverhältniſſe begünftigten die» 
fen Entwidlungsgang. Das Handwerk ftand, unbeläftigt von einer Fabrikconcurrenz 
und im engen Bunde mit dem Großhandel, in einem lebhaften auswärtigen Verkehr; 
die Landwirthichaft ſchuf mit ihren unerfchöpften Hülfsquellen ringsum Wohlftand und 
Kauffähigkeit; Künftler und geſchickte Arbeiter wurden eher willfommen geheißen, als 
aus Brodneid und Furcht vor Concurrenz zurüdgewiefen, die wachfende Nachfrage 
nad den Handwerfsproducten der Städte begünftigte vielmehr die liberale Aufnahme 
friich zumandernder Arbeitskräfte. — Der eben geichilverte friiche Auffhwung, den 
Gewerbthätigkeit und Handel der Städte im 13., 14. und 15. Jahrhundert nahmen, 
machte namentlich im 17. und 18. Jahrhundert einer langen Periode des Stillftandes 
und Rüdganges der Städte Plag. Blutige Kriege vernichteten die aufgefammelten 
Capitalien und verbreiteten Berwüftungen und Elend rings umher. Muth und Kraft 
des Bürgerthums wurden gebrochen und die Bevölkerung gelichtet. Die Landwirth- 
fchaft lag darnieder, der Waarenabzug nad) der Umgegend und nach) der Ferne jtodte, 
den Meften und Märkten fehlte e8 an Käufern; die Faufunfähigen Conſumenten muß» 
ten ji auf die nothwendigften Bedürfniſſe befchränfen, und zu dem Allen gejellte ſich 
der Mangel an arbeitenden Händen. Diejenigen Arbeiter aber, die wirflicd vorhanden 
waren, wurden durch die verfehrtefte bejchränfende Gewerbegeieggebung an der Aus- 
beutung und Verwerthung ihrer Arbeitskraft verhindert und von den engherzig abge» 
grenzten Zünften ausgefhloffen. Arbeitsfräftige Männer hatten früher in den Städten 
ein willfommenes Aſyl gefunden, weil fie zugleich die Wehrfraft der oft hart bedräng- 
ten Einwohner vermehrten; allein diefelben Städte, hinter deren Mauern früher ein 
freiheitsliebendes Bürgerthum der anarchifchen- Außenwelt muthig getrogt hatte, wur« 
den jpäter die Sitze des größten Egoismus, der fein Heil in möglichiter Abwehr fähiger 
und tüctiger Menfchen ſuchte. Die Handwerker verlangten fortwährend, daß bie 
Staatd- und Stadtgewalt der Sicherung ihres Nahrungsftandes die größte Sorgfalt 
widmen folle, die Zünfte wurden immer erclufiver, der Eintritt in die Zunft wurde 
von widerfinnigen und foftipieligen Meifterftüden, von langen Lehr- und Wanderjah» 
ren und allerlei Auflagen abhängig gemacht, oft wurde die Aufnahme nur ſolchen mög: 
li, die Meiftersföhne waren, oder Töchter oder Wittwen von Meiftern heiratheten. 
Zur Ausfchließung der Koncurrenz und zur Verfolgung der fog. Pfuſcher oder Bön- 
haſen wurden ganz ertraordinäre Grecutionsgefege erfunden, indem man von Seiten 
der privilegirten Amtsmeifter den fleißigen Arbeiter ungefcheut im Heiligthum feines 

auſes überfiel und, alle Winkel durchiuchend, die Producte feiner Arbeit und fein 
andwerkszeug wegnahm, um % und die Seinen dem Elend preiszugeben. 

Es würde ungerecht fein, für dieſe Ausartungen und ſyſtematiſche Engherzigfeit 
den Stand der Handwerfer allein verantwortlich au machen. Die Großen gaben den 
Ton an. Zölle und Acciſe, Staatdmonopolien und Sporteln drüdten mit den Aemtern 
ſchwer auf den ftävtifchen Gewerbeftand. Das arbeitende Bublicum wurde durch eine 
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heillofe Staatswirthichaft und Maitreſſenherrſchaft ausgehungert. Aemterſchacher und 
Beftechlichfeit waren an der Tagesordnung. Der Mittelftand wurde von der Gunft 
der Fürften, der Höfe, der Regierungsbehörden und einzelner Beamten abhängig, und 
ein großer Theil der Handwerker fonnte nur von dem Lurus der Höfe und des ver- 
ſchwenderiſchen Adels leben. Es war daher fein Wunder, daß allmählich aud) der 
Handwerferftand nur von dem Geifte der gemeinfamen Ausbeutung erfüllt wurbe, 
daß fid) die Sittenverderbniß von oben herab in die untern Schichten der Geſellſchaft 
verbreitete, und daß die an den Höfen geltenden Grundiäge audy bei der Verwaltung 
der Handwerfsämter in Anwendung famen. Mit der Entiittlihung des Zeitalters 

ing die Lieblofigfeit und Verfolgungsfucht der Zünfte Hand in Hand. Die ganze 
———— wurde allmählich zum unerträglichſten Hemmniſſe des gewerblichen 
Fortſchrittes. Picht blos der Gewerbeftand, ſondern auch die übrigen Glaffen der Be: 
völferung hatten darunter zu leiden. 

Das Zunftwefen hat feine größte Ausbildung und längfte Dauer in Deutjchland 
gehabt, weil die deutfchen Städte überhaupt eine größere jelbftändige Entwidlung er— 
reichten, und ed an einer machtvollen Staatsgewalt und einheitlichen Reichsgeſetz⸗ 
gebung fehlte. 

In Frankreich, wo die Fürftengewalt ſchon früh entwidelt und centralifirt war, 
fonnte die Blüthe ſtädtiſchen Zunftlebens doch ebenjo gedeihen wie in Deutſchland. 
Das Zunftwefen war dafelbit im 16., 17. und 18. Jahrhundert allerdings ganz in den- 
felben Bahnen verlaufen und in denfelben monopoljühtigen Ausichliegungsgeift ver- 
funfen wie in Deutjchland ; allein die Regierung beutete das Zunftwejen mehr zu fid- 
caliichen Zweden aus und machte die Ertheilung von Meifterrechten zu einer Finanz» 
fpeculation. Heinrich III. hatte mit der Marime, „nur der König verleihe das Recht 
auf Arbeit”, einen monarchiſchen Socialismus proclamirt. Durdy Anwendung dieſes 
Grundjages drangen ausſchließende Zunftrechte allmählich in alle Handwerfe ein, und 
zulegt wurden jelbft die Blumenmädchen, Nähterinnen u. f. w. zünftig. Es gab bis 
zum Jahr 1776 zwei Zünfte von Nähterinnen (couturieres und decoupeuses), die 

ugmacherinnen waren von den Federzurichterinnen (plumassieres) getrennt, ſelbſt 
Straußbinderinnen, Haubenmacdyerinnen (coiffeuses de femmes), Fladysfrämerinnen, 
Strohmattenmader, Bogelfteller, Tanzmeifter und Kloafenfeger hatten ihre eigenen 
Zünfte. Die einzelnen gewerblihen Beichäftigungen wurden allmählidy immer mehr 
abgetheilt und ihnen immer engere Grenzen gezogen. So gab es 6 Abtheilungen der 
Tapezierer, eine eigene Zunft von limonadiers, ferner von Speifewirthen (traiteurs), 
Bratenföchen (rotisseurs) und Baftetenbädern (patissiers), und jogar von Haufirern 
mit altem Eiſen (crieurs de vieux fers), 

Die Nachtheile des Zunftwefens wurden in Frankreich ſchon früh empfunden, 
und ſchon 1614 war auf dem franzöfiichen Reichstage auf Abjchaffung der Zünfte vom 
dritten Stande angetragen worden. Turgot, mit phyſiokratiſchen Anichauungen erfüllt, 
verſuchte die Zünfte völlig abzuſchaffen. Das merfwürdige Edict vom Februar 1776, 
das am 12. März 1776 dem Parlament vorgelegt wurde, gehört zu Turgots größten 
ftaatsmänniichen Thaten. Die großartige friedliche Reform, weldye durdy die im Jahr 
1776 von Seiten der Regierung beantragte volljtändige Freigebung der Arbeit ange 
bahnt werden jollte, hätte vielleicht die große foriale und politifche Revolution des 
Jahres 1759 beihwören können, allein Turgot jcheiterte mit feinen Maafregeln an 
dem Widerſpruche des Parlamentes. Der König wurde bewogen, das Edict vom März 
1776 ſchon nad ſechs Monaten zurüdzunehmen, jedoch nicht ohne viele Gchrechen zu 
verbeffern, e8 wurden 3. B. von den bisherigen 110 Zünften 21 ganz aufgehoben und 
die 59 andern in 44 vereinigt, die Aufnahmegebühren ſehr vermindert, aber zum Theil 
für die Staatscaffe in Anfpruch genommen. Dreizehn Jahre fpäter ging aus den De- 
ereten der Nationalverfammlung die Freiheit der Arbeit, die Aufhebung aller Gewerbs— 
privilegien hervor. Das Gefeg vom 2. März 1791 geftattet jedem Franzoſen den Ber 
trieb jeglichen Gewerbes unter der Bedingung der jährlichen Löfung eines Patentes. 
Gin Gejeg vom 14. Juni 1791 verbot er alle Vereine von Arbeitern deſſelben 
J———— die Einführung von Mitgliederliſten, Vereinscaſſen und Behörden als 

rneuerung der Zünfte. In den Ländern franzöſiſcher Herrſchaft wurde die Gewerbe— 
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freiheit in dem erften Jahrzehnt diefes Jahrhunderts faft überall eingeführt, fo 3. B. 
im Königreich Weftphalen im Jahr 1808, jedoch erfolgte die Reftauration der Zünfte 
in veränderter Geſtalt. Neapel hob 1826, Norwegen 1839 die Zünfte auf. 

In England hat die Entwidlung des Zunftweiens feinen fo excluſiven Charakter 
wie in Deutjchland und Frankreich genommen. Das in den Quarter Sessions und 
in den höhern Gerichtshöfen gepflegte und fortgebilvete gemeine Recht hinderte die Aus- 
bildung einer privilegienhaften Zunftordnung, als allgemeiner, das ganze gewerbliche 
Leben des Landes gleichmäßig durchziehender Inftitution. Die Gilden und Corpora» 
tionen der Borough's erhielten allerdings mandyerlei Privilegien von den Königen 
und e8 bildeten fidy ausfchließende Gewerbe- und Zunftrechte in den Städten, die übri- 

ens nie in Real» und Banngewerbeberechtigungen,, auch nicht in Beichränfungen der 

ehrlings- und Gefellenzahl u. ſ. w. ausarteten. Allein außerhalb der Borough's 
fonnten fi die Gewerbe ganz frei entfalten und fo gefhah es, daß außerhalb die 
neuere Induftrie in der Atmofphäre der Gewerbefreiheit ungehindert zu den jegt größ« 
ten Gewerbaftädten heranwuchs. Nachdem fo ein weiter freier Spielraum gegeben und 
benugt war, hatte es feine Schwierigkeit, endlich auch für die bedeutendften privilegir« 
ten Städte alle ausſchließenden Privilegien abzufchaffen. Dies geſchah im Jahr 1835. 
Das englifhe Municipalitätsgefeg (5. und 6. Wilhelm IV. €. 76) vom Jahr 1835 
hat alle beichränfenden Beftiimmungen mit einem Male aufgehoben und eine unbedingte 
Gewerbefreibeit auch in den Gorporationsftädten gegeben, es hat zugleich die Aus— 
übung eines Gewerbes von dem Befige der ftädtiichen Freiheiten, oder der Mitglieder- 
fchaft einer gewerblichen Zunft unabhängig gemacht. Art. 14 dieſes Gefeges lautet 
nämlib: „Nachdem in verfchiedenen incorporirten Städten und Orten ein gewiſſes 
Herfommen geübt wurde und gewiffe Statuten beftanden, daß Niemand, weldyer nicht 
im Befig der ftädtifchen Freiheiten oder Mitglied einer gewerblichen Zunft oder Gilde 
war, daſelbſt einen offenen Laden halten oder irgend ein Gewerbe oder Handwerf trei— 
ben dürfte, jo jollen von nun an alle dergleichen ausschließende Privilegien abgeichafft 
fein!” — Die Tendenz, welche fo ftarf unter Elifabeth und dann wiederholt unter 
ihren Nachfolgern hervortrat, das Recht zum Erwerb als Ausflug föniglicher Vers 
leihung zu betrachten und demgemäß zum Gegenftand nugbarer PBrivilegirung zu machen, 
Icheiterte am Mideripruche des Parlamentes. In der Seſſion des Unterhauies von 
1601 erhoben ſich laute Bejchwerden über die Beichränfung der freien Betriebsthätig- 
feit des Volkes durch die große Vervielfältigung der Monopolbriefe. Das Parlament 
richtete eine Petition an die Königin, die in edelfter Weile Abitellung der Mißbräuche 
zuficherte. Unter Jacob I. erneuerte fid) das Unweſen, bis ihm ein vom Parlament 
durchgejegtes Statut (21. Jacob I. Cap. 3) eine Schranfe fegte, welche fortan unüber— 
ſchreitbar blieb. 

Die einzige allgemein gültige Beftimmung für das engliſche Gewerbeleben, welche 
an einen Grundftein der zünftigen Ordnung in Deutjchland erinnert, ift die ſiebenjäh— 
rige Lehrzeit, welche für alle Gewerbe unumgänglicdy dur ein Statut Eliſabeths 
(5. Elif. Gap. 5. Jahr 1562) vorgeichrieben wurde. Diefe Beftimmung wurde, nad). 
dem fie ſchon längft von den englischen Defonomiften angegriffen worden war, im Jahr 
1814 St. 54 Georg III. Cap. 96) aufgehoben, allein die ficbenjährige Lehrzeit wurde 
dennoch freiwillig in vielen Gewerben beibehalten. Auch haben ficy verſchiedene alte 
Gilden und Gewerbscorporationen Englands bis auf die neuefte Zeit erhalten, fie find 
jedoch nur noch freiwillige Genoſſenſchaften und jedes nachtheiligen Einfluſſes beraubt, 
und verfolgen meift gemeinnügige Zwede der Fortbildung und Unterftügung der Mit- 

lieder. 
e In Deutichland bat fid) die Auflöjung des Zunftweiens nur langſam volle 
zogen und ift nody nicht beendet. Zwar wurde die Abftellung einiger Mißbräuche des 
Zunftweiens ſchon in den Reichsabichieden von 1530, 1548, 1577, 1654 verfucht, 
ferner wieder auf dem Reichsſstage von 1672 bereits von Abichaffung der Zünfte ges 
ſprochen, und das Reichsgutachten vom 22. Juni 1731 droht am Schluß bereits offen 
mit der Gewerbefreiheit, indem der Kailer bemerkte: „Wir und das Reich fönnten bei der 
Fortdauer der Mißbräuche leicht Gelegenheit nehmen, nach dem Beifpiele anderer 
Reiche alle Zünfte indgefammt und überhaupt völlig aufzuheben und abſchaffen.“ Al— 
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fein die Durchführung diefer Drohung war bei der Beichränfung der faiferlichen Ge— 
walt nicht möglich, und fo ift Deutichland noch lange Zeit das claffiiche Land des 
Zunftweſens geblieben. Der einzige größere deutſche Staat, welcher bereits im erften 
Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts, ald er am tiefften gedemüthigt und erfchöpft darnieder: 
lag, raſch ans Werf einer großartigen öfonomifchen Reform ging, war Preußen. Die 
Idee der Gewerbefreiheit wurde von der Königsberger Univerfität namentlich durch 
Profefior Kraus verbreitet, welcher die Lehren Adam Smith's auf deutichen Boden 
verpflangte. Es bildete fich eine junge ftaatsmännifche Schule von Beamten, denen 
Preußen feine Selbftverjüngung auf politiichem und wirthichaftlichem Gebiete ver- 
dankte. Seit dem Jahr 1806 wurde eine Reihe von Edicten erlaflen, weldye die allge- 
meine gewerbliche Arbeitsfreiheit, die Auflösbarfeit des Zunftverbande und die Ablö- 
fung der realen Gewerbeberechtigungen zur Entſcheidung brachten. Das Epict vom 
2. Hopp. 1810 verordnete, daß Die Löſung eines jährlichen Gewerbeicheines (PBaten- 
tes) hinreichend fei, um die Befugniß zur Betreibung eines Gewerbes zu geben. So— 
dann beftimmte das Edict vom 7. Septbr. 1811, daß die Zünfte zwar fortbeftehen 
dürfen, aber die Inhaber von Gewerbeicheinen nicht verpflichtet feien in dieſelben zu 
treten, und dennoch Lehrlinge und Geſellen halten fönnen, daß jeder aus der Zunft 
treten, jede Zunft ſich felbft auflöfen, auch von der Obrigkeit aufgelöft werden dürfe. 
Zufolge dieſes Edicts blieben an vielen Drten die Zünfte noch vorhanden und in den= 
jenigen im Jahr 1815 durch Preußen neuerworbenen Landestheilen, wo das Zunft: 
weien noch beftand, ift e8 beibehalten worden. Die allgemeine Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 verordnet die Erhaltung der beftehenden und die Errichtung neuer 
Innungen, jedoch find die Meifter nicht verpflichtet einzutreten. Bei 42 Hauptgewer- 
fen darf nur derjenige Lehrlinge annehmen, welcher Beichäftigung nachweift und ber 
Innung angehört. 

Das Jahr 1848 hat Deutichland nicht nur die Enttäufchung einer verunglüdten 
nationalen Erhebung gebracht, jondern ift auch durch die Bewegung auf dem ökono— 
mijchen und focialen Gebiete merfwürdig geworden. Die durch die Revolution von 
Februar 1848 in Frankreich angeregten communiftifchen und jorialiftiichen Ideen, 
welche dort zur Errichtung von Nationalwerfftätten geführt hatten, verwirrten auch 
in Deutichland die ökonomiſchen Begriffe des — we Bürgerftandes und 
wurden durch jene verfehrten Regierungsmaaßregeln, welche das gefammte Erwerbs: 
leben künſtlich zu organifiren und von oben herab zu controliren juchten, nur genährt 
und gefördert. Die ganze Zunftverfaffung mit ihrer künftlichen Organijation des Ge— 
werbebetriebes, mit der ängftlichen Abgrenzung der Beichäftigungen, mit der Tendenz, 
die Concurrenz abzuwehren, den Nahrungsftand der einzelnen Handwerker zu fihern, 
und die Bevölkerung von oben herab gegen hohe Preife oder fchlechte Waaren zu 
ſchützen, trägt ein focialiftiiches Gepräge an fih. Während das Volf im Jahr 1848 
überall die ausgedehntefte politifche Freiheit verlangte, und die Abſchaffung aller poli- 
tiichen Privilegien, Gleichftellung der Bürger forderte, machte man zugleich den Staat 
verantwortlicd für Theuerung, jchlechte Zeiten, Mangel an Abjag, Stodung des Ge: 
werbebetriebes, und für alle unvermeidlichen Schattenteiten der freien Concutrenz, in« 
den man womöglich für jedes einzelne Gewerbe Schuß und fichern Verdienft der Zunft- 
mitglieder verlangte. Die deutichen Handwerker hielten bejondere Congreſſe ab, in 
denen fie Verſchärfung ihrer Zunftprivilegien verlangten und die deutſche Rational: 
verfammlung um eine Gewerbeordnung beftürmten. Die dafür aufgeftellten Grund: 
füge hätten, wenn durchgeführt, den deutſchen Gewerbebetrieb wieder in Die finfterften 
Zunftepodhen des Mittelalters zurüdvrängen müflen. Wie mächtig jene privilegien- 
jüchtige Bewegung des Deutichen Gewerbelandes im Jahr 1848 geworden war, erhellt 
zur Genüge aus der Thatfache, daß die preußifche Regierung ſich entichloß, im Monat 
Januar 1849 Abgeordnete aus den Gewerbsclaſſen zu gemeinfamen Berathungen und 
zur Kormulirung ihrer Wünſche nad) Berlin zu berufen. Die infolge diefer Verhand— 
lungen erlaflene Verordnung vom 9. Februar 1849 verkfümmerte und beichränfte wie- 
derum die Gewerbefteiheit, unter welcher das preußiiche Gewerbe eine früher ganz un— 
u. Blüthe erreicht hatte, ed wurde namentlich das Prüfungswefen für zahlreiche 

ewerbe wieder eingeführt und den Mitgliedern der Zünfte wieder verjchiedene Vor: 
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rechte vor den Nichtmitgliedern eingeräumt. In den übrigen deutfchen Staaten wur: 
den die alten Zunftverfaflungen durch die Stürme der Jahre 1848 und 1849 wenig 
berührt. Die von der deutihen Nationalverfammlung vorgefchlagenen Entwürfe zu 
einer deutjchen Gewerbeordnung find Marculatur geblieben. 

Das deutſche Volk wendete nad) der mißlungenen nationalen Bewegung des 
Jahres 1848 und eingefchüchtert von der Reaction feine Energie namentlich den 
materiellen Beftrebungen und der Hebung von Handel und Gewerbe zu. Die 
erfte Weltausftellung in London gab dazu den Fräftigiten Anftoß. An Stelle der poli- 
tifhen Fragen trat die Beſprechung der öfonomifchen und ſocialen Angelegenheiten 
immer mehr in den Vordergrund, und die öffentliche Meinung Deutſchlands fing aud) 
bald an ſich wieder mit dem Grundgebrechen der deutichen Gewerbthätigfeit, der Sunft, 
verfaffung zu beihäftigen. Während die Fabrifthätigfeit, ungehindert von den Zünf- 
ten, fi in Deutfchland immer blühender entfaltete, war der eigentliche Handwerksbe⸗ 
trieb unter den Fefleln der Zunft zurüdgeblieben, wie die großen Weltausftellungen in 
London und Paris bewiefen, auf denen die Grundfäge der Gewerbefreiheit und Han— 
delöfreiheit großartige Triumphe feierten. Es wurde allen deutichen Patrioten von 
Jahr zu Jahr immer Elarer, daß der deutiche Gewerbeftand, an Händen und Füßen ge- 
bunden und gemaafregelt, den großen internationalen Wettkampf der Induftrie mit 
denjenigen Völkern, die ſich der Gewerbefreiheit erfreuen, nicht beftehen könne, und es 
traten daher immer mehr Stimmen für die Gewerbefreiheit auf. Da erichien im De- 
cember 1855 der Entwurf einer öfterreichiichen Gewerbeordnung, in weldyem das Prin- 
cip der Gewerbefreiheit proclamirt wurde. Diefer Entwurf erregte eine große Sen- 
fatton in ganz Deutfchland, und gab Veranlaffung zu einer gründlichen Befprechung 
der Gewerbefrage und zur Berurtheilung des Zunftweſens in der öffentlihen Meinung. 
Es hat zwar länger als 4 Jahre bis zum 1. Mai 1860 gedauert, ehe die Gewerbe: 
freiheit in Defterreich eingeführt wurde; allein der Anftoß zur öffentlichen Discuffion 
war gegeben und auf den feit 1858 alljährlich abgehaltenen Congreſſen deutſcher Volks— 
wirthe, welche überhaupt eine lebhafte Bewegung für öfonomifche Reformen hervorge: 
rufen haben, erfolgte die Organifation einer friedlichen Propaganda, welche in allen 
Theilen Deutſchlands durch Schrift und Wort die völlige Befeitigung des Zunftweſens 
anftrebt. Das Ziel ift durch die wachſende Macht der öffentlichen Meinung fchon in 
vielen deutihen Staaten erreicht worden. Die Gewerbefreiheit ift eingeführt worden 
und in Kraft getreten : 

in Defterreichh am 1. Mai 1860, 

in Naſſau am 1. Juni 1860, 

in Bremen am 4. April 1861, 

in Oldenburg am 23. Juli 1861, 

im Königreich Sachſen am 1. Januar 1862, 

in Würtemberg am 1. Mai 1862, 

in Baden am 15. October 1862, 

in Sadyfen-Weimar:Eifenah am 1. Januar 1863, 

in Sadyjen-Meiningen am 1. Januar 1863, 

im Fürftentbum Walde am 1. Januar 1863, 

im Herzogthum Gotha am 1. Juli 1863, 

im Herzogthbum Coburg am 1. Juli 1863, 

in Sadyien-Altenburg am 1. Juli 1863, 

im Kürftenthum Reuß, jüngere Linie, am 1. Juli 1863, 
in Frankfurt a/M. am 1. Mai 1564, 

im Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt am 1. October 1864, 
in Hamburg am 1. Februar 1865. 

In anderen deutfhen Staaten, wie in Braunfchweig,, Kurhefien , ift die Ein- 
führung der Gewerbefreiheit von den legislatorischen — ſchon vorbereitet 
und ganz nahe bevorſtehend, während überall, wo noch Zünfte beſtehen und die Re— 
gierung nicht felbft die Initiative zur Reform ergriffen bat, wenigſtens eine lebhafte 
Agitation in der Bevölkerung gegen die Zünfte im wer ift. Bei diefem Stande der 
Gewerbefreiheitsfrage erſcheint e8 in der That unnöthig, jegt noch eine weitläufige 
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principielle Erörterung über die Vorzüge der Freiheit zu liefern, da Thatjachen bier 
weit mächtiger und nahdrüdlicher ald Gründe fprechen. Der innere Zerftörungsproceß 
des Zunftorganismus ift Hand in Hand mit den Erfindungen und technischen Fortichritten 
der Neuzeit von Jahrzehnt zu Jahrzehnt in immer rafcheren Schritten vorwärts gegangen. 
Das Maſchinen- und Fabrikweſen, die raftlofen Fortichritte der großen Induftrie und 
das Aufkommen immer neuer unzünftiger Gewerbzweige, die Beichleunigung und Er- 
leichyterung der Zufuhr fremder Producte durch die im fteten Wachsthum begriffenen 
neuen Berfehrömittel, die Begünftigung der internationalen Handelsthätigfeit , die 
Verbindung des Gapitald mit der Unternehmungsluft und Geichidlichfeit ließen die 
Unhaltbarfeit ded Zunftwejens immer fchärfer hervortreten, und man erfannte immer 
deutlicher, daß Beichränfungen der Erwerbsfreiheit, wie fie die alte Zunftverfaflung 
zum Schuge des Nahrungsitandes der Genoffen aufgeftellt hatte, diefen Zweck nicht 
mehr zu erreichen, die Wirfungen der Concurrenz nicht mehr aufzuhalten vermochten, 
und daß im eigenen Intereſſe des Gewerbeftandes nichts mehr übrig bleibe, als die 
allgemeine Gewerbefreiheit einzuführen. Der Staat felbft jah fidy genöthigt, den Boden 
des Zunftweſens durch Ertheilung von Gonceflionen immer mehr zu durchlöchern. 
Neue Stoffe, neue Induftrieen, neue Betriebsmethoden paßten gar nicht mehr in die 
zünftige Abgrenzung der Arbeit hinein, und vor Einführung der Gewerbefreiheit ftand 
beinahe jedem zünftigen Handwerk ein engverwandtes freies Gewerbe gegenüber. 
Den zünftigen Maurer: und Zimmermeiftern ftanden die freien Architecten gegenüber, 
welche polytechnijchen Schulen ihre Bildung verdanften und, ohne ein fogenannted 
Meifterftüd geliefert zu haben, doch die großartigften Bauten aufführten. Während 
ferner Schmiede, Schloſſer, Gürtler, Blechenfchläger meift zünftig waren, gehörten 
die Mechaniker, Maichyinenfabricanten und Berfertiger chirurgiicher Inftrumente zu 
den freien Gewerbtreibenden. Die Tiſchler und Radmacher hatten ihre Innungen — 
die Fournier- und Pianofortefabricanten waren frei. Die Schuhmacher waren zünf- 
tig, dagegen die Handſchuhmacher, Gummi- und Guttaperchafabricanten frei. In 
ähnlicher Weiſe ftanden den zünftigen Bädern die freien Gonditoren, den zünftigen 
Buchbindern die unzünftigen Zederarbeiter, fowie die Tapeten» und Rouleaurfabrican- 
ten gegenüber. Die Filz- und Hutmacher waren gebunden, dagegen die Seidenhut- 
macher und Strohhutfabricanten frei. Die Schneider waren zünftig, während die Putz- 
und MWeißwaarengeichäfte, ſowie die Gorfetfabricanten frei waren. Die Tuchmacher 
und Tuchbereiter blieben in ihrer alten Verfaſſung, während Baumwollweber, Segel: 
tuchmacher, Wattenfabricanten, Appreteure, Decorateure und Färber ſich freier bewe- 

en durften. Es entftanden außerhalb des Zunftweiens Maſchinenfabriken, Gigarren- 
Fabriken, Spritfabrifen, Dampfbrauereien, PBianofortefabrifen, Zuderfievereien, Reis: 
ſchälmühlen, chemiſche Fabrifen und zahlreiche andere freie industrielle Etabliffements, 
welche meift raſch emporblühten. So entwidelten fid) denn gar bald die fonderbarften 
Widerſprüche. Ein Schloß, ein Tiſch, ein Blechgeichirr, ein Brod waren zünftige, 
dagegen eine Majchine, ein Pianoforte, ein dhirurgiiches Inftrument, eine Torte un- 
zünftige Arbeiten. Das Tuch, der Filz, das Leder gehörten den Zünften, die moderne 
Baumwolle, Gummi, Guttapercha der Freiheit an. Die Bekleidung des Fußes erfor: 
derte zünftige Exrlernung, die Bekleidung der Hand war ein freies Gewerbe. Das ein- 
förmige Benftereinjegen war nur der Glaferzunft geftattet, während die Verarbeitung 
und das Schleifen des Glaſes frei waren. Kurz die Gewerbeordnungen ftanden im 
jchreiendften Widerſpruche mit dem thatfächlichen Zuftande der Gewerbe. Die charak— 
teriftifchen Unterichiede der zünftigen und unzünftigen Gewerbe der meiften deutichen 
Länder kurz vor Cinführung der Gewerbefreiheit laffen ſich etwa unter folgenden 
Hauptpuncten zufammenfaflen. Die zünftigen Gewerbe waren im Laufe der Jahre 
weit weniger zahlreich und viel unbedeutender geworden als die unzünftigen. Die 
zünftigen Gewerbe waren zum großen Theil weit leichter zu erlernen, und verlangten 
doch gejegliche Lehrzeit, Wanderzeit und Meifterftüd, — die unzünftigen Gewerbe re- 
präfentirten meift den ſchwerern, complicirteren und funftvollern Betrieb, ohne Lehr— 
und Wanderjahre und Meifterftüd dazu vorzufchreiben. Die zünftigen Gewerbe waren 
meift auf ihrer alten Stufe ftehen geblieben, während die freien Gewerbe zum Kunft- 
und Babrifbetriebe fortgejchritten waren und alle neuen Erfindungen benugten. Die 
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zünftigen Gewerbe bedienten fich meift einfacher Werkzeuge und der rohen Handarbeit, 
wogegen die unzünftigen Gewerbe Mafchinen und Arbeitstheilung anmwendeten. Die 
günftigen Gewerbe waren privilegirt und fchloffen andere Mitbürger von ihrem Er- 
werbe aus, — die unzünftigen genoflen feine Vorrechte und wehrten Niemanden ab. 
Die zünftigen Gewerbe riefen den Staat fortwährend um Hülfe und Abwehr der Nicht- 
privilegirten an, und verurfachten dem Staate viele VBerwaltungsfoften, — die un- 
zünftigen wollten vom Staate nicht bevormundet fein. Die zünftigen Gewerbe führ- 
ten foftipielige Zunftprocefie und verfeindeten fi) unter einander, — die unzünftigen 
brauchten fein Geld für Zunftproceffe auszugeben, fie vertrugen und förberten ſich 
—— Die zünftigen Gewerbe befriedigten nicht einmal den Localbedarf — die 
reien exportirten. Die zünftigen Gewerbe durften ihre Arbeitsgrenzen nicht über— 
ſchreiten und nicht in andere ** übergreifen, — die freien trieben oft fünf und 
mehr verfchiedene Gewerbe zufammen (Mafchinenfabricanten, PBianofortefabricanten).. 
Die zünftigen Gewerbe waren in der Annahme von Hülfsarbeitern an ſolche Perfonen 
ebunden, weldye das Gewerbe zunftmäßig erlernt hatten oder erlernen wollten, — die 
** Gewerbe konnten alle arbeitsluſtigen Perſonen zu Hülfsarbeitern verwenden 
und ſich dieſelben heranbilden. Die zünftigen Gewerbe bezahlten meiſt geringe Ar- 
beitsföhne und gaben ihren Lehrlingen und Gefellen wenig Gelegenheit zur Fortbil- 
dung, — die freien Gewerbe bezahlten meift höhere Arbeitslöhne und zum Theil fehr 
anjehnliche Gehalte, fie hatten die neueften Betriebsmethoden und beften Werkzeuge 
und Mafchinen, und bildeten die Arbeiter fort. Die zünftigen Gewerbe machten ihre 
Lehrlinge und Gehülfen erft fpät erwerbsfähig und felbftändig, und drüdten den wirth. 
ſchaftlichen Werth des Arbeiters herab, — die freien Gewerbe gaben fchon dem An— 
fänger jehr bald einen ihm gebührenden Lohn und beförderten überhaupt in jeder Hin- 
ficht den Verdienft durch Arbeit. Die zünftigen Gewerbe hielten unnüge Innungsver- 
fammlungen, beförderten den Kaftengeift, und hatten demoralifirende Herbergen, — 
die freien Gewerbe bildeten freie Genoffenfchaften, fchufen freie Kranken- und Unter» 
— gründeten Arbeiterbildungsvereine und förderten den wahren Ge— 
meinſinn. 

Jede Vergleichung der Eigenthümlichkeiten und Leiſtungen der zünftigen und 
der freien Gewerbe mußte nothwendigerweiſe zu Gunſten der Freiheit ausfallen. Die 
Ueberzeugung von der Unhaltbarkeit des Zunftweſens brach ſich daher, nachdem dieſe 
ſchreienden Miverfprüche und Verfehrtheiten öffentlich aufgededt und Discutirt worden 
waren, mit jolcher Rafchheit Bahn, daß wenige Jahre hinreichten, um Inftitutionen, 
deren Alter nach vielen Jahrhunderten zählte, Mr immer zu bejeitigen. 

Nachdem nunmehr die Gewerbefreiheit in der Mehrzahl der deutichen Bundes- 
ftaaten bereits eingeführt oder feft beichloffen ift, wird die ihr innewohnende bewegende 
Kraft alle noch widerftrebenden Staaten bald unaufhaltfam mit fich fortreißen; denn 
feine Regierung wird im Stande fein, die ihr angehörigen Gewerbtreibenden nod) län: 
ger mit gebundenen Händen arbeiten zu laſſen, wenn rings umher die Erwerbsichran- 

en befeitigt find und die Producte der gewerböfreien Staaten mit den Erzeugniſſen 
der zünftigen Induftrie in ernftliche Concurrenz treten ; feine Regierung wird es lange 
ruhig mit anſehen fönnen, daß Arbeitöfräfte und Gapitalien ihrer Bewohner nad) und 
nad) immer zahlreicher auf den leicht erreichbaren Boden der freieren Nachbarftaaten über- 
fieveln. Die innere Freiheit des Güteraustaufches im ganzen zollvereinten Deutſchland 
wird von allen freigewwordenen Staaten aufs Aeußerfte zum Nachtheil ver zünftig gebliebe— 
nen Broducenten ausgebeutet werden, und man wird ſich baldüberzeugen, daß in einem gro— 
Ben gemeinfchaftlichen Verfehrögebiete auch die Verkehrs- und Erwerbegejege ſämmtlicher 
betheiligten Staaten einander ähnlich werden müffen, daß mit einem Worte der freien Bewe- 
gungder Güter auch die freie Bewegung der fie producirenden Menſchen folgenmuß. Diefe 
Meberzeugung beherricht nicht nur die Gebildeten unjerer Nation, ſondern hat ſich auch 
den mittlern und untern Schichten der Bevölkerung bereits mitgetheilt. Die Agitation 
für Gemwerbefreiheit ift in Verbindung mit der mächtigen ——— faſt 
in alle Kreiſe des deutſchen Bürgerthums gedrungen, und gerade die Betheiligung an 
dieſem geiſtigen Kampfe, die allſeitige Erörterung der gewerblichen und allgemeinen 
volfswirthidhaftlichen Fragen hat Hunderttaufende über ihre bürgerlichen Rechte und 
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ihr Verhältnis zum Staat und zur Gefellichaft aufgeklärt und dadurch der forialen 
Frage ihren Stachel genommen. Es braucht am Schluß diejes Artifeld nur noch kurz 
darauf hingewiejen au werden, daß der lebensfähige Erfag für die Zünfte in den freien 
Genoffenfchaften zu fuchen ift. Die Zünfte unterjcheiden fi von den freien Genoffen- 
haften dadurch, daß die erfteren ergiwungene und die legteren freiwillig gewählte Ver- 
bindungen von Gewerbsgenofien find. Hand in Hand mit den auf Abichafftung der 
Zünfte gerichteten Beftrebungen geht daher die Agitation für das Genoſſenſchaftsweſen. 
Man hat jedody die Erfahrung gemacht, daß die alten Innungen meift durchaus unge- 
eignet find, in freie Genofienichaften übergeführt zu werden. Der Verſuch einer foldyen 
Ueberführung fcheitert überall an der eigenen Indolenz der Innungsgenofien; was in 
ihnen von Lebensfähigkeit noch war, das concentrirte fich in der Ausübung kleinlicher 
— und Ausſchließungsrechte, ſobald es damit vorüber iſt, iſt auch der letzte 
Lebensfunke in ihnen erloſchen. Endlich iſt noch hervorzuheben, daß die Gewerbefrei— 
heit bisher noch in keinem deutſchen Staate vollſtändig und unverfümmert eingeführt 
worben ift. Die fog. gelehrten Berufsftände find in der Ausübung ihrer Arbeit nody 
nirgends von einer ziemlich weit gehenden Bevormundung des Staates befreit , faft 
überall befteht noch eine Reihe von Gonceffionsgewerben ; in manchen neueren Ge: 
werbeordnungen verfucht man ferner, den Innungen eine Scheineriftenz zu erhalten, 
in andern wird eine fünftliche Regulirung der Verhältniffe zwifchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern erftrebt, wieder in andern macht man die freie Benugung der menſch⸗ 
lichen Arbeitskraft von dem Befige des Bürger- und Gemeinderechtes abhängig, und 
gewährt legteres nur unter jehr läftigen, für die Armen oft unerfüllbaren Bedingun- 
gen. In allen diefen Puncten fteht der weitern Ausbildung der Gewerbefreiheit bis 
zur vollen Freiheit der Arbeit noch ein großes Feld offen, und die deutichen Volfs- 
wirthe find berufen, auf diefes Ziel mit allen Kräften hinzuarbeiten (fiehe auch die Ar— 
tifel „Gewerbe, Erwerb, Erwerbsfreiheit, Conceſſionen, Baugewerbe , gelehrte Ge— 
werbe, Preßgewerbe“). 

Literatur: Arnold, Verfaffungsgeichichte der deutichen Freiftädte (II. BM). 
— Böhmert, Beiträge zur Geſchichte des Zunftweiens (Leipzig 1862, gefrönte 
Preisſchriff). — Werner, Urkundliche Gefchichte ver Iglauer Tuchmacherzunft 
(Zeipzig 1861). — W. Arnold, Das Auftommen des Handwerkerftandes im Mit- 
telalter (Bafel 1861). — Wehrmann, Die älteren Lübeckiſchen Zunftrollen Lübeck 
1864). — Rau, Grundfäge der Volkswirthichaftspolitif. II. Abth. 4. Aufl. Leipz. 
u. Heidelberg 1855. — Das Intereſſe des Menfchen und Bürgers bei den beftehenden 
Zunftverfaffungen. Königsberg 1803. — Bergius, Die preußiichen Gewerbegeſetze 
(Leipzig 1857). — Ebers, Ueber Gewerbe und Gewerbefreiheit in Breslau Bres— 
lau 1825). — Böhmert, Freiheit der Arbeit! Beiträge zur Reform der Gewerbes 


gejege ‚Bremen 1858). — Reutzſch, Gewerbefreiheit und Freizügigfeit (Dresden 
1861). — Die ftenographiichen Berichte der Congrefie deutſcher Volkswirthe von 
1858 -63. Viet. Böhmert. 
Intereſſe. 


Trotz der innigen Verkettung, in der ſämmtliche Branchen des wirthſchaftlichen 
Lebens zu einander ſtehen, kann es nicht fehlen, daß die Beſtrebungen der Einzelwirth— 
haft Ziele verfolgen, welche von den berechtigten Forderungen für das Wohl der All 
gemeinheit weit ablaufen. Der Einzelne verfolgt felbitiüchtig jein Privatintereffe, 
unbefümmert um die Rüdfihten auf das allgemeine Wohl oder das Gemeininter- 
eife, während, wie Schäffle! treffend fagt, das Ideal der Wirtbichaftsentwidelung 
der Menichheit als ein Zuftand zu denfen ift, in welchem jedes Privatinterefle als Ge— 
meininterefie und jedes Gemeinintereſſe als Privatinterefie von Jedermann mit Bewußt- 
fein verfolgt wird. Ein gewiſſer Spielraum wird dem Cigennug und der Selbftjucht 
immer übrig bleiben, wenigftens ift bis jegt noch manche Abweichung von jenem Ideal 
der Intereffenharmonie vorhanden. Der Menich ift in den allermeiften Fällen auch 
nicht im Stande, die Harmonie feiner Eingelwirtbichaft mit der gefammten WBolfs- 


1) Die Nationalöfonemie oder Allgem. Wirthichaftslehre (Leipzig, Spamer. 1861). 
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wirthichaft zu überſehen; vielmehr folgt er bei feinem Handeln den Anregungen des 
perlönlihen Nugens und den Eingebungen der Eigenliebe und Selbftfucht, und wenn 
er fidy bewegen läßt, die Rechte Anderer und die vorhandenen Gefege zu achten, jo wird 
jelbft darin in vielen Fällen diefelbe Eigenliebe als Triebfever mitzuerfennen fein , die 
mehr aus Furcht vor der Strafe und allen andern Nachtheilen einer unrechtmäßigen 
— als aus Rechtsſinn und aus Liebe zum Guten vor der Ausübung 
einer böjen That gurüdichredt. 

Und doc) ift gerade die Volkswirthſchaftslehre weit entfernt , die große Wirkſam— 
feit-eines in gewiſſen Schranken bleibenden Egoismus zu unterfchägen. Nur wenn die 
Selbftjucht, auf die Spige getrieben, alle Rüdjichten auf Gejeg und Ordnung bei Seite 
läßt, nur dann ift fie tadelnswerth. In allen andern Fällen ift aber gerade der Wunſch 
des perfönlicdyen Wohlbefindens die Triebfeder zur Anipannung aller Kräfte, ver befte 
Sporn zur Arbeit, der unentbehrliche Hebel des Fortſchritts. Ohne das Verlangen, 
Bedürfnifie befriedigen zu wollen, würde der Trieb fehlen, durch Arbeit die Mittel für 
den Genuß herbeizuichaffen ; die Luft zu ſparen, d. b. in der Gegenwart zu entbehren, 
um in fpäterer Zeit einen höhern Genuß zu haben, würde fofort verfchwinden ; ohne 
Sparen feine Capitalanſammlung, ohne diefe feine Eultur; ohne Eultur fein Fort- 
fchritt. Das Privatintereffe ift Daher die treibende Kraft, welche, für jede Einzelwirth— 
{haft vorhanden, Jeden antreibt,, zu ſchaffen und zu arbeiten, zunächſt nicht mit der 
Abficht, um dem Andern zu nügen, jondern nur mit Rüdficht auf das eigne Wohlbe— 
finden ; „es ift die mächtige Triebfeder, welche millionenfady in der Gefammtwirthichaft 
vorhanden und auf jedem beionderen Puncte als Selbftiucht wirfend , jeden Einzelnen 
— Nächſten anſpornt und dadurch den allgemeinen Fortſchritt erzeugt“ 
(Scyäffle). 

Ungeachtet diejes in dem Einzelnen mehr oder weniger ftarf ausgeprägten, aber 
doch nie fehlenden Selbfterhaltungstriebes vereinigen ſich aber doch ſchließlich die Pri— 
vatinterefien zu einer harmoniſchen Vertretung der Geſammt- oder Gemeinintereflen, 
und zwar nur durch die Verfchiedenheit der Fähigkeiten und Begabungen, der Wirth» 
ichaftsmittel, der Productionsgelegenheiten, wie der Bedürfniſſe, die bei jedem Einzel« 
nen fidy anders geftalten. Wie Alter und Geichleht, wie Armuth und Reichthum, 
Schwächlichkeit und Kraftfülle, wie Talent und Mittelmäßigfeit auf die Geftaltung 
der Einzelwirthichaft jehr mannichfaltig einwirfen , jo treten durdy Klima und Boden» 
beichaffenheit, durd) die Nähe des Meeres, durch Erziehung, Religion u. ſ. w. zwiſchen 
Stämmen, Ländern und Völfern neue Verfchiedenheiten auf. Im Verkehr zwiſchen 
zwei Privatwirthichaften verlangt fat ganz jo, wie im Verkehr zwiſchen zwei Völkern, 
das Bedürfniß an Dingen, die der eine Theil nicht befigt, feine Befriedigung, und 
dieſe Verſchiedenheit im ne Ueberfluß und Mangel unterdrückt oder mildert 
Die zu ftarfen Yeußerungen des Selbfterhaltungstriebed. Das Sonderintereffe ded 
Einzelnen verlangt viele Genufmittel gegen die möglichit geringe Summe von Gegen: 
leiftungen: genau in demfelben Falle ift aber aud) der Andere, der fich im Befig der von 
Jenem begehrten Dinge ſieht, der aber nad) anderer Seite hin Befriedigung für feine 
Wünſche ſucht. Folgten Beide einzig und allein den Eingebungen ihres Privatin- 
tereſſes, jo würde ſchwerlich eine Cinigung über den gegenfeitigen Austausch ihres 
Ueberfluſſes ftattfinden : erft die Verichiedenheit in den Arten des Beſitzthums und die 
Berichiedenheit der Wünjche führt eine Einigung herbei. Nehmen wir ein concretes 
Beiipiel. Der Kaufmann findet es in jeinem Interefle, von feinen Waaren möglichft 
viel und zu den höchften Preiſen zu verfaufen, feine Abnehmer dagegen verfolgen das 

emeinschaftliche Interefie, davon zwar auch möglichit viel, aber zu den billigften 
Sägen zu erwerben. Die Intereflen beider Theile fteben fich ſchroff gegenüber. och 
der Kaufmann überlegt, daß er andere Bedürfniffe und Wünfche zu befriedigen hat, 
die er bei fortgefegtem Beharren auf feinen Forderungen ſich nicht gewähren fönnte; 
er bedenkt ferner, daß bei hohen Preiſen des Artikels der Umſatz fein großer fein werde 
und daß es vorzuziehen fei, durch den billigen Verkauf vieler Artikel einen großen und 
befler lohnenden Umſatz zu erzielen, d. h. jein Privatinterefie führt ihn von ſelbſt dazu, 
den Forderungen des Gemeininterefled, das auf billige Waaren hinausging, gerecht zu 
werden. — Was von dem Einzelnen gilt, findet ebenfo bei Erwerbsgruppen Beitäti- 
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gung. Die Actionaire einer Bierbrauerei könnten es in ihrem Interefie finden, für 
geringes Bier hohe Preiſe zu fordern, während die Conſumenten jelbft für eine gute 
MWaare nur wenig bezahlen wollen. Bleibt der letere Theil hartnädig auf feinen kar— 
gen Bewilligungen ftehen, jo muß er auf das Genußmittel verzichten ; wollen dagegen 
die Actionaire einfeitig ihrer Gewinnjudyt nachgeben, fo wird fich die Verläugnung 
jeder Rückſichtnahme auf das Gemeininterefle ebenfo bitter rächen. Neben der Goncur- 
renz, die ſich hier in ihrer vollen Wirffamfeit zeigt, treten außerdem noch mancherlei 
andere Gefichtspuncte auf, die ein hartnädiges Verfolgen der Sonderinterefien aus 
andern wirthichaftlihen Gründen nicht auffommen lafjen. Eine Verficherungsgeiell- 
ſchaft wird 3. B. bei coulanten Bedingungen nicht nur weit befiere Erträge erzielen, 
jondern audy durch größere Geſchäftsausdehnung eine befiere Vertbeilung ihrer Rift- 
co's ermöglichen. Die Sclavenhalter Süvameritn’ werden voraugfichtlich mit freien 
Arbeitern weit beifere Ernten erzielen, als mit der Sclavenarbeit ; ihr Privatintereffe 
wird demnach bei richtiger Auffafiung daflelbe anzuftreben haben, was das Gemein 
interefje von ihnen jeit Jahren gebieterijch verlangt. — Was endlich von dem Verkehr 
zwifchen Privaten und Erwerbsclaſſen gilt, findet auch bei dem Verkehr zwiſchen Pro— 
vinzen und Völfern Anwendung. Hier wie dort ftellt ſich durch die Verſchiedenheit der 
Bedürfniſſe, und durd) die nicht minder große Verjchievenheit in den Productionsbe- 
— das wünſchenswerthe Gleichgewicht als Harmonie der ſtreitenden Intereſſen 
von ſelbſt her. 


Invalidencaſſen. 

Eine dauernde Erwerbsunfähigkeit oder Arbeitsuntüchtigkeit iſt theils die Folge 
des Eintritts in ein höheres Lebensalter, theils die Folge von äußern, noch vor dieſer 
Zeit eintretenden Umſtänden, wie z. B. körperlichen oder geiſtigen Gebrechen, Ver— 
wundungen u. ſ. w. Für dieſe Fälle beſtehen daher mannichfache Anſtalten, welche 
ihre Angehörigen in den Jahren, wo ſie nicht mehr arbeiten fönnen, vor Noth und 
Entbehrung ſchützen jollen. Die wichtigften Einrichtungen derart find, außer den 
Knappſchaftscaſſen und Gijenbahnpenfionscaflen, die Penſtonscaſſen der Staatsbe- 
amten. Abgejehen indeß davon, daß dieſe Caſſen meift vom Staate, den Eiſenbahn— 
geiellihaften oder Bergwerföunternehmern außerordentliche Geldzuflüſſe und Unter: 
ftügungen erhalten, richtet fich bei ihnen die zu gewährende Penſion theild nach dem 
Werthe, den die Arbeitsleiftung des Penſionsberechtigten hatte, theils nady der Dauer 
dieſer Leiftung, der Dienftzeit. Der Werth der Arbeitsleiftung wird nad) dem bisheri- 
gen Gehalte bemefien, obwohl derjelbe an fich fein ausreichender Maaßſtab ift, und 
vielmehr der Aufwand von förperlichen und geiftigen Kräften in Anjchlag zu bringen 
fein würde. Es ift num aber in neuerer Zeit beionders die Frage ventilirt worden, in 
wie weit derartige Invalidenpenſionscaſſen auch für andere Glafien ald Beamte, alfo 
für Perfonen, bei denen weder der Gehalt noch die Dienftzeit in Frage fommen fön- 
nen, fich anwenden und einrichten laflen. Hier muß, wenn joldye Gafien jelbftändig 
ohne fremde Zuflüfie beftehen jollen, das Recht auf Unterftügung durch die von den 
Mitgliedern zu entrichtenden Beiträge oder Steuern erworben werden. Die Penfion 
ift eine Folge des Beiſteuerns, und die Höhe der legteren ift auch für die Höhe der 
Penſion enticheidend. 

Zunächſt hat man ſolche Eaffen in der Weije eingerichtet, daß gegen Entridytung 
beftimmter, nad) dem Alter zur Zeit des Beitrittö zu bemeflender, gleichmäßig fortlau« 
fender Jahres- oder Monatsbeiträge bei Erreichung eines beftimmten Lebensjahres 
von da ab bis zum Tode eine jährliche Leibrente gezahlt wird. In diefer Weile grün- 
dete 3. B. die Gölner Lebensverſicherungsgeſellſchaft Concordia 1854 eine Penſions— 
anjtalt für Lohnarbeiter; ähnlich jind die teit 1850 in Frankreich beftehenden caisses 
de retraites ou de rentes viageres eingerichtet, bei denen Jemand x. B., welcher 
20 Jahre alt ift und jährlich 18,4 Fres berahlt, vom 50. Jahre ab eine Rente von 
100 Fres erhält. Die franzöſiſche Lebensverficherungsgeiellidaft Imperiale gründete 
eine jogenannte Handwerfercaffe, weldye monatlihe und jelbft wöchentliche Beiträge 

eftattet. Wer z. B. im 20. Lebensjahre beitritt und wöchentlidy 1*/, Fres zahlt, er— 
Bält bei Erreichung des 55. Lebensjahres nad) feiner Wahl entweder ein Capital von 
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3125 Fred, oder eine Leibrente von 282 Fred 40 Et. Stirbt derfelbe vor Erreichung 
des 55. Lebensjahres, fo empfängt feine Familie fogleich nad) feinem Tode daffelbe 
Gapital, jelbft wenn er nur eine einzige Zahlung geleiftet hätte. 

Diefe Einrichtung der Altersrenten entipricht indeß dem Bedürfniß der zahlrei- 
chen Claſſen feineswegs, für welche die Einführung von Benfionscaflen wünfchenswerth 
ift. Theils müſſen die Beiträge ſehr hoch jein, wenn eine nur irgendwie beträchtliche 
Altersrente gewährt werben joll, theils ift dadurd feine Fürforge für die Fälle ge- 
troffen, wo aud) vor Erreichung des beftimmten Altersjahres die — und das 
Bedürfniß der Penſionsunterſtützung eintritt. Man kann ſich für dieſe letzteren Fälle 
lediglich durch das Syſtem der reducirten Altersrenten helfen, wonach derje— 
nige, der ſchon eine Anzahl Jahre beigeſteuert hat, und vor dem urſprünglich feftge- 
ftellten Altersjahre eine Rente beziehen will, nicht die Rente in der urfprünglicyen 
Höhe, jondern nur eine nad) Verhältniß feiner geleifteten Beifteuern verminderte Rente 
beziehen fann. Wenn fi 3. B. ein 25jähriger Mann gegen eine jährliche Zahlung 
von ungefähr 11 Thlrn. eine mit dem 55. Jahre beginnende Leibrente von 93 Then. 
ausgemacht hätte, jedody mit 45 Jahren Invalid wird, jo würde er von diefer Zeit 
ab nur eine Rente von 50 Thlrn. erhalten. 

Man hat daher noch in anderer Weile die Frage über die Einrichtungen von In— 
palidencaften zu löfen geſucht. Der Lebensverfiherungstechnifer Dr. Heym in Leipzig 
trat zuerft vor mehreren Jahren mit einer Hypotheje über die Wahricheinlichkeit des 
InvaliditätseintrittdS auf. Es ergiebt ſich nämlich, daß die Wahrfcheinlichkeit invalid 
zu werden um fo größer fein muß, je weiter die Individuen im Alter vorrüden, d. h. 
der Wahrjcheinlichkeitsfactor muß von Jahr zu Jahr fteigen. So wie man längft 
Mortalitätd- und Morbilitätstabellen fennt (f. über legtere den Art. Krankencaſſen), 
jo ftellte Heym zur Bemeffung der Beiträge und Penfionen eine. Invaliditätstafel 
auf, welche von der Vorausfegung ausgeht, daß die Invalidität im Lebensalter von 
20 Jahren bei 6415 Pebenden mit der Wahrjcheinlichfeit von 0,00102 auftritt, und 
daß diefe Wahrjcheinlichkeit, in geometriicher Progreſſion anfteigend, im Lebensalter 
von 79 Jahren zur Gewißheit wird. Andere, wie Dr. Wiegand und neuerdings der 
Sperialdirector der Medlenburgifchen Gifenbahn, 2. Albert, haben ähnliche Tafeln 
über den Eintritt und den Verlauf der Invalidität aufgeftellt, wobei von der Voraus: 
fegung ausgegangen wird, daß mit dem 70., reſp. 75. Jahre abjolute Invalidität 
eintritt, nt ihre im 20. Jahre die Wahricheinlichfeit = 0,0001 oder 0,0004 ift. 

Im 60. Jahre würden z. B. demnad) von 100000 Perſonen defjelben Geburts: 
jahres nody 23340 Gefunde vorhanden jein und von dieſen 932 fterben, 3710 inva— 
lid werden. Außerdem würden 30550 Invaliden leben und 1168 davon fterben. 

Indeß bafiren zur Zeit diefe Berechnungen noch nicht hinreichend auf ftatiftifch 
und erfahrungsmäßig nachgewiejenen Vorausfegungen. Das Ziel, den durchſchnitt— 
lihen Eintritt der Invalidität in den verichiedenen Lebensaltern zu beftimmen dürfte 
indeß keineswegs unerreichbar fein. Die in Sachſen, Schleſien, am Harz beftehenven 
Knappichaftscafien bieten um fo mehr eine bedeutſame Unterlage, als die Erfahrungen 
eined mehr als fünfzigjährigen Zeitraumes, und zwar gerade bei einer jehr armen 
Bevölferungsclaffe, die ein befonders lebend- und gefundheitsgefährliches Gewerbe 
treibt, vorliegen. Bei der Freiberger Hüttenfnappichaftscafle zahlt 3. B. jeder Ar: 
beiter des firirten Lohnes, und erhält dafür außer Krankenpflege und einem Schul— 

elverbeitrag, jowie außer einem Beitrag zu Begräbnißfoften eine wöchentliche Penſion 
Fir fich, die je nad) den Wochenlöhnen und Dienftjahren fteigt ; außerdem eine Witt- 
wen: und Waifenpenfion. Es waren bei diefer Caſſe durchſchnittlich 11%, invalid, 
der Zuwachs an bleibenden Invaliden betrug 2,55%, das Abfterben 1,5% ; der Ins 
validenbeitand 12,,,%,, das durchſchnittliche Alter der Invaliden berug 53'% Jahr, 
das Dienftalter 21,,, Jahr. Die Beitragsleiftung eines Arbeiterd beträgt circa 
3 Thlr. 20 Nor. jährlich, die Invalidenpenfion berechnet ſich durchſchnittlich auf 
40 Thlr. 22 Ngr. 1 Pf. Durchſchnittlich bezog ein Invalid bis zu feinem Tode 3'/, 
Zahrespenfionen (vergl. Beitrag zur Statiftif des Knappichaftweiens von C. G. Gott- 
ſchalk in dem Freiberger Jahrbuch für den Berg: und Hüttenmann für 1861). 
‚Aus diefen und ähnlidyen bereits vorliegenden Erfahrungen fann die Ausführ- 
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barkeit von Invalidenvenfionscaffen, begründet auf die Grundfäge der Wahrfcheinlich- 
feitstheorie und des Geſetzes der großen Zahlen, jedenfall mit Recht gefolgert werden. 
Bernhard Miller. 


Juden. 

Die Juden find im weltgefchichtlichen großen Völferproceffe unftreitig eine der 
intereflanteften Nationen. Trog mannichfacher Zertrümmerung ihres Rechtes, Kort- 
fchleppung in die Gefangenſchaft, Verftrenung über die ganze Erde, troß der härteften 
Verfolgungen feitens der Pfaffen und habſüchtiger Fürften in den Reichen chriftlicher 
wie anderer Gonfeflionen find fie nicht blos nicht untergegangen, fondern haben fi 
auch faft überall in der Strömung des bunten Völfergemiiches ihre nationale Eigen: 
thümlichfeit bewahrt. Im innerften Grunde mag dieje außerordentliche Lebensfähig- 
feit einmal in dem erhebenden Cultus des einen Gottes beruhen, während andere 
Völker und felbft Ehriften mehr oder minder Vielgötterei in mehr oder weniger grober 
oder roher Form zum Vortheil des Pfaffenthbums und Hohn der Vernunft treiben, an- 
drerjeitd aber war e6 die ausnahmsweiſe große phyſiſche und geiftige Kraft, die fie vor 
dem gänzlichen Untergange oder der Abforption unter andern Völkern bewahrte. Der 
jüdiihe Stamm hat eine ähnliche Lebensfähigfeit und Lebensfülle wie der chineftiche, 
der in nenefter Zeit an den verſchiedenſten Puncten in überaus großer Fähigkeit, fein 
eigenes Leben in nationaler und culturlicher Beziehung zu bewahren, auftritt, raſch 
fidy acclimatifirt und mehrt, ſich nicht amalgamirt und fchnell gewifle Arbeitsgebiete 
an fich reißt. Dies ift in verfchiedenen Gebieten der Südfee, in Californien und andern 
Puncten ald Thatfache wahrzunehmen. Die Juden haben feine beſonders ftärfere Ver— 
mehrung, Dagegen eine ungemein geringe Sterblichkeit ; in Algerien 3. B. auf 1000 
33,, gegen 57,, unter der europäifchen Bevölferung (1844—49). De Neufville fand 
in Franfurt a/M. nad den Givilftandsregiftern von 1846—48 folgendes Sterblidy- 
feitöverhältniß : 

im Alter von 1— 4 Jahren 24 %, Ehriften, 12,, % Juden, 
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Die günftigeren Sterblichkeitsverhältnifie der Juden erflären fich einmal aus der 
größern Lebensfähigfeit ihres Stammes im weiteren Sinne des Wortes, andererjeits 
aus ihrer nüchternen, mäßigen Lebensweije und zugleich aus der höchſten Schonung 
der Frauen, die man überall bei den Juden als charafteriftiiches Merkmal findet. In 

eiftiger Hinficht find fie ein reich ausgeftattetes Volk, von ungemeiner Stärke des 
illens, der gewöhnlid, ein einmal erfaßtes Ziel confequent fefthält und fo erreicht. 

Nach den verjchiedenften traurigen politiſchen Schickſalen, unter denen das Reich 
der Juden zertrümmert, wiederaufgebaut und wiederum geftürzt wurde, follten ihnen 
weit fchlimmere und andauerndere Schickſale bereitet werben, als allmählich der chrift- 
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liche Bekehrungseifer die Staatsgewalt mit ſich fortriß, fie zu einer ‚nichtswürdigen 
Secte“ ftempelte und vom 4. Jahrhundert an faft ganz außerhalb alles Rechtes ftellte. 
Ihre Zerftreuung durch die verjchiedenen Völker, andererjeitd ihr Verbunvdenfein durch 
eine gemeinfame Sprache, das Hebräifche, — wir jelbft haben noch Gejchäftsbriefe 
Leipziger Juden aus dem Jahre 1563 in hebräiſcher Sprache gejehen, deren die älteren 
ziemlich überall nody mächtig find — hat nicht wenig dazu beigetragen, daß fie Die 
Bermittler ded Verkehrs zwiſchen den einzelnen Nationen wurden. Hierzu hat freis 
lich die unduldfame Beichränfung auf den einzigen Erwerbszweig, auf den Handel, ſo— 
wie das den Ehriften auferlegte Berbot des Zinsnehmens viel beigetragen. Das Zin- 
fennehmen wird im Mittelalter meift einer fremden verachteten Nationalität einge: 
räumt, wie in der Türfei den Griechen und Armeniern, in Oftafien den Hindus und 
Armeniern. Die Juden haben aud) durch die Muhamedaner Unterbrüdungen erlitten, 
aber im Ganzen find die morgenländifchen Völker viel humaner mit ihnen verfahren, 
als die abendländifchen chriftlichen Glaubens. Je größeren Schwung in einzelnen Ge- 
ihichtsepifoden die hriftliche Brömmigfeit nahın, defto größere Berfolgungen erwachten 
aufs Reue gegen fie. Die Kreuzzüge fachten die Flamme des Hafer neu an, das fa- 
noniſche Recht drüdte fie arg, und Jahrhunderte lang wußte die Priefterichaft das 
Volk gegen fie aufzuftacheln, und die Fabeln vom Kindermord, Brunnenvergiftung, 

oftienjchänderei u. a. m. in Umlauf zu bringen. Raubjüchtiger Pöbel beste fie von 
ihren Herden, und Fürften in Deutſchland, Frankteich und England machten fid) der 
ſcheuslichſten Erprefiungen gegen fie jhuldig. In Spanien wurden fie durch den Ein- 
fluß der Pfaffen 1492 ganz ausgetrieben. In mandyen Städten bewohnten fie eigene 
„Subdenviertel“ —8 »Judaria«, »Ghetto«). Bon den zünftigen Gewerben 
waren fie ganz ausgefchlofien, nur als Aerzte durften fie außer dem — noch thätig 
fein. Ebenſo durften fie nirgends Landbeſitz erwerben. Die fie infamirende Erlaub⸗ 
niß Zinfen zu nehmen führte fie zum Gelphandel, machte fie zu Wechslern und Dar» 
leibern gegen Pfand und Schein, machte fie reich und bald zu Schagmeiftern der 
Fürften. Manche Judenverfolgung muß indeß weniger auf religiöfe Gründe ald auf 
eine große Creditkriſis zurüdgeführt werden. Nach den Judenverfolgungen kam, von 
Italien eingeführt, das Leihhausfyftem auf. Das Capital war zwar bei den Juden 
theuer, aber doch wenigftend zu haben, und daher jchreibt ſich ihr größerer Schug bei 
den Reichsſtädten. 

Faft alle diejenigen Eigenichaften, weldye man an den Juden als Erbfehler tadelt, 
find, genau betrachtet, Die Folgen der harten Berfolgungen durch die andern Gonfei- 
fionen: Habgier, Schachergeift, Lift, ———— kriechendes Weſen, Zudring— 
lichkeit, Feigheit, Feſthalten an ihren Ueberlieferungen. Unterdrückung macht auf vie 
Dauer jedes Bolf ſchlecht. Wird doc ſelbſt das Thier unter ſchlechter Behandlung 
ſchlecht. Nur auf den Handel angewiefen, geächtet, veradhtet, jeder Mißhandlung aus- 
gefegt, und ftets auf Beraubung gefaßt, mußten fie ſittlich finfen, doch gilt dies nicht 
von der Geſammtheit. Je geringer die Berfümmerung ihrer politiichen und wirth— 
ſchaftlichen Verhältniſſe ift, defto größer ift die Moralität, und wir haben in den grö- 
Bern Städten Europa's einen tüchtigen Judentheil. Der Vater der reichten Juden 
Europa's, Rothſchild, verdanfte die Grundlage ded heut enormen Vermögens be- 
fanntlich einem Act ftrengfter Rechtlichkeit. Im öfterreichifchen Heere find eine große 
Anzahl Juden Dfficiere; eine große Reihe von Künftlern und Gelehrten berühmten 
Namens find Juden. Merfwürdigerweife ift Polen von jeher ein Aſyl für vie Juden 
gewefen. Schon in der Zeit der Kreuzzüge, die mit den blutigften Verfolgungen be: 
gannen, floh eine große Anzahl Juden aus Deutichland nad) Polen. Im Jahre 1113 
und fodann nad) dem Jahre 1500 wurden fie aud Rußland vertrieben, und ganze 
Schaaren nahmen diefelbe Zuflucht. Ein jüdiſcher Dichter preift deshalb auch dieſe 


1) Die Erfindung der Wechfel, welche ihnen einige franzöfifche Schriftiteller zufchreiben, gebührt 
den Klorentinern. Es rührt diefer Irrthum daher, daß bei Gelegenheit einer großen Verfolgung in 
Pranfreich die Juden, die meift nah Italien flohen, ihre Habe auf diefe MWeife, nämlich durch Wech- 
jel auf italienifche Plätze, fortbrachten. Wahrfcheinlich wurde in diefer Zeit der Bedrängniß ein das 
mals nody ungewehnt großer Gebrauch von den Wechfeln gemacht, 
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Freiftätte als „das königliche Land, darin wir ſorglos wohnen in Ruhe“. Hier, wo 
e8 hauptfählih nur Edelleute und Bauern gab, ergriffen fie die offengelaflenen bür— 
erlihen Beihäftigungen. Sie faft allein wurden Händler, Fuhrleute, Gaftwirthe, 
Echenfhalter, Lohnbediente, Echornfteinfeger, Schmiede, —— aller Art. Viele 
Landſtädte haben eine vorwiegend jüdiſche Bevölferung. Die polniſchen Juden ſtehen 
nicht gerade im Rufe großer Reinlichfeit und Liebenswürdigfeit. Indeſſen darf man 
bier die allgemeine Gulturftufe des gewöhnlichen polnifhen Volkes nicht vergeflen ; 
die Juden Polens fönnen immer nody zu ihrem Vortheil in Betreff der Sauber: 
feit und Meanierlichfeit einen Vergleich mit dem gewöhnlichen polnifhen Wolfe 
aushalten. 

Alle Revolutionen find der Befreiung der Juden günftig geweſen, fo die erfte 
—— die franzöſiſche, die deutſche von 1848; die nachfolgenden Reactionen 
haben jedoch manche Errungenſchaften wieder zu vernichten geſucht. Kein Wunder, 
wenn die Juden in dem großen gegenwärtig geführten Kampfe gegen die Refte 
der Feudalherrihaft im Staate, im Kampfe um die parlamentarijäye Regierung 
eine fehr entfchiedene Stellung in der Fortichrittspartei einnehmen, und nament- 
lic in der Preſſe ihre natürlichen geiftigen Waffen jcharf und wirffam führen. In 
Nordamerika ift die Befreiung volftändig durchgeführt, in Frankreich ift ein Jude Fi- 
nangminifter, ein Jude figt im englifchen Unterhaufe. Norwegen aber darf fein Jude 
betreten. Seit Herder, der die Juden „Das ausgezeichnetfte Volk der Erde“ nannte, 
feit Leffings „Nathan der Weife“ ift das Humanitäts- und Gerechtigkeitsgefühl gegen 
die Juden fortwährend im Wachſen begriffen. Noch 1744 wollte fie Maria Therefta 
aus Böhmen verjagen, und es Foftete ihnen ſchwere Opfer den weiteren einftweiligen 
Aufenthalt zu erfaufen. Joſeph II. gab ihnen aber 1787 ein Toleranzedict mit dem 
Befehl hochdeutſch zu reden und zu fchreiben. Zu Anfang unfers Jahrhunderts wurde 
der jüdische Leibzoll aufgehoben. Moſes Mendelsſohn mahnte zum Anſchluß an Sprache 
und Sitte des Landes. Es wurde allmählidy auch deutich in den Synagogen gepre- 
digt, und die Judenfinder befuchten jegt mehr und mehr die hriftlichen Schulen. 

Der Art. XVI. der Bundesacte erflärt es für eine Aufgabe der Bundesverfamm- 
lung, „in Berathung zu ziehen, wie auf eine möglichft übereinftimmende Weiſe die 
bürgerliche Berbeflerung der Befenner des jüdischen Glaubens in Deutichland zu be- 
wirken fei, und wie infonderheit denjelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen 
die Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bundesftaaten verichafft und gefidhert 
werden fönne. Aber erft $ 144 der deutichen Reichsverfaffung von 1849 ſprach die 
Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte von dem religiöfen Bekenntniffe aus. Die 
Praxis ift meift humaner als die alten ftehen gebliebenen unduldfamen Gejfege. 
In vielen Staaten jchließt man die Juden nody von der Orunderwerbung aus — 
obwohl Adel» und Bauergüter durch Vorſchüſſe jchon taufendfacd in ihren Hän- 
den find, die Landwirthihaft nur gewinnen, Heimathsgefühl und Patriotismus 
wachen würde —, oder von den Gewerben — obwohl ihre Befähigung bierzu recht 
wohl da wäre; wir erinnern nur an die hauptfächlic von Juden betriebene Diamant: 
fchleiferei zu Brüffel —, oder von dem activen und paffiven Gemeindewahltedyt, oder 
von dem Geichwornenamt, oder repräfentativem Rechte, oder von Richter- und Ber: 
waltungsämtern ,; oder man verbietet ihnen chriftliche Dienftboten zu nehmen, oder 
erlaubt ihnen nur beitimmte größere Städte des Landes als Aufenthalt, oder legt ihnen 
Heirathebeichränfungen auf. 

Alle diefe Verkümmerungen der ftaatsbürgerlichen und wirthichaftlihen Rechte 
wird die wachjende Gerechtigkeit der Zeit endlich noch ganz befeitigen als eine For: 
derung der politiichen Vernunft, als eine Sühne der Vergangenbeit. 
Jul. Frühauf. 


Juni, Juftizbebörden, Juſtizwiſſenſchaften. 

ie Juſtiz ift im geordneten Staatöwefen die Anftalt zum Schutz und zur Gel: 
tendmachung des Rechts. Die Juftiggewalt und Juſtizhoheit des Staates ift die Macht, 
Befugniß und Obliegenheit des Staates, für die freie Wirffamfeit des Rechts Sorge 
zu tragen. Die Juftizjadhen find die durch den Rechtsweg zu verfolgenden, nach Gejeg 
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von den Gerichten zu eutſcheidenden Rechtsſachen, welche entgegengeſetzt find den Ver- 
waltungsjachen (Polizei, Finanz» ꝛxc. Sachen). Die Juftigverwaltung des Staates 
befteht alſo in der Organijation, Leitung und Ueberwachung der civil- und criminal- 
richterlichen Anftalten und Organe, fowie in der Fortbildung der Gefeggebung. Lep- 
tere ift in conftitutionellen Staaten in der Hand des Regenten und der Kammern. Die 
Handhabung der Gelege liegt den Juſtizbehörden ob, die in drei Inftanzen zerfallen 
müſſen, in untere, mittlere und höchfte. Die Juftiz gehört allein in die Hand des 
Staates, fie ift ein unveräußerliches Recht des Staates und, wo derjelbe fid) etwa in 
Berwilligung von Privatjuftig verirrt hat, ſtets widerruflich. Unter dem modernen 
Begriffe Adminiftrativjuftiz verftehen wir die Fälle, wo ftreitige Rechtsſachen 
von den VBerwaltungsbehörden entichieden werden. Ohne Juſtiz fann die Gefellichaft 
nicht beftehen. Der Angriff eines Mitgliedes der ftaatlichen Gelellichaft auf das Recht 
oder Eigenthum, Ehre, Gejundheit und Leben ift immer, wenn aud) indirect, ein An- 
gehn auf die ganze ftaatliche Ordnung, wie es ferner feines weitläufigen Nachweiſes 

edarf, daß ohne Rechtsficherheit won einer wirthichaftlichen Entwidelung nicht die 
Rede fein kann. Deshalb muß der Staat im Interefie der Gejellihaft, deren Mitglie- 
der —* zur Selbſthülfe ihre Zuflucht nehmen würden, einen genügenden Rechtsſchutz 
gewähren. 

In den erften Entwidlungsperioden hat das Volk felbft faft überall an der Redht- 
ſprechung Theil. Im Mittelalter, wo die Gewalt des Fürften ſich ausdehnt, eine bu: 
reaufratiiche Kaſte fich bildet, und die Freiheit des Volkes mehr und mehr ſchwindet, 
geht ihm auch jene Theilnahme an der Juftiz verloren. In der Entwidelungsperiode 
eines Volkes werden die ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniffe verwidelter, und 
die Juftiz gelangt allmählich ausfchließlich in die Hände gelehrter Richter. Das Volf 
wird nicht blos gleichgültig gegen die Rechtspflege, fondern es bleibt namentlich in den 
unteren Schichten, eingedenf langen Drudes und langer Rechtsfränfungen und Ber: 
fümmerungen mißtrauiih. Wo die Freiheit des Volkes erhalten bleibt oder früher 
wiedererfämpft wird,'da gelangt man dann zu Schwurgerichten, für die der Grundfag 
gilt, daß die Leitung der Verhandlungen und die eigentliche Entſcheidung der Rechts— 
fragen dem gelehrten Richter obliegt, die Thatfrage aber dem Urtheile der Männer 
aus dem Volke verbleibt. Das Eindringen des milen in fremder Sprache geichrie- 
benen, deshalb dem Volke unverftändlichen Rechtes verdrängte feit dem 16. Jahrhunderte 
die Volfsgerichte mit aus der Juftiz, in den germanifchen Staaten die „Schöffenge- 
richte.“ Die Schöffen wandten fid) in allen verwidelteren Fragen an die Oberhöfe um 
Rechtsbelehrung, jpäter an die Univerfitäten. Im Jahre 1495 wurde alddann das 
Reichsfammergericht gegründet, woneben allmählich auch in den einzelnen Territorien 
„Kammergerichte”, Juftizfanzleien, Hof und Oberhofgerichte ſich bildeten. Theils die 
Maſſe der den Gerichten auftrömenden Rechtsfachen, theils die ungenügende Beicgung 
und hieraus folgende langwierige Verſchleppung, theils die Menge der entftehenden 
Patrimonialgerichte der adeligen Grundherren und Aurisdictionen der Städte, 
außerdem noch die Gumulation der Juſtiz und Verwaltung in den untern Inftan- 
zen brachten die Juftigpflege allmählich in Deutichland in einen bejammernswerthen 
Zuftand. 

Erft feit Beginn dieſes Jahrhunderts hat eine NReorganifation in langiamen 
Schritten begonnen, wenn auch in Deutichland Schwurgerichte und Friedensrichter, 
Deffentlichfeit und Mündlichkeit noch lange nicht allgemein find, und die Trennung 
der Juftiz von der Verwaltung und Einrichtung von Gollegialgerichten noch ihrer 
Durdyführung harrt. Man ift allmählich mit der wachſenden allgemeinen Eultur zu 
der Grfenntniß vorgeichritten, daß die Bindung des Rechts. keineswegs nur von gelehr: 
ten Richtern zu erwarten ift, daß es ferner gefährlidy ift, dem Inhaber der Staatsge— 
walt allein das Richteramt zu belafjen, und daß ed demnach nothwendig erjcheint, 
unbeicholtenen Männern aus dem Volke unter gewiflen feierlichen Formen einen An- 
theil an der Rechtsiprehung einzuräumen. Freilich find wir noch nicht dahin dieſe 
Grundfäge allgemeiner anerfannt und noch weniger durchgeführt zu fehen. 

Den Gerichten ift innerhalb ihrer Rechtiprechung volle Freiheit garantirt und der 
Eingriff der Staatsgewalt in die Rechtſprechung — Cabinetsjuſtiz — ausge: 
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ſchloſſen. Die Abgrenzung der Thaͤtigkeit der Juſtiz und VBerwaltungsbehörben führt oft 
zu Streitigfeiten über Die Competenz der einen oder andern Behörde im fperiellen alle 
— Eompetenzftreitigfeiten. Eine die Gegenwart bewegende Frage ift die über 
das Recht des Richters, die Gültigkeit der Gejege zu prüfen. Der deutiche Juriftentag 
zu Wien vom Jahre 1862 faßte folgenden Beſchluß: Der Juriftentag jpricht feine 
Uebergeugung dahin aus: „Verordnungen und Erlafie des Staatsoberhauptes oder der 
Staatsregierung, deren Inhalt nur in der Form des Gejeged mit der Zuftimmung 
der — hätte feſtgeſtellt werden können, haben für den Richter feine verbind— 
liche Kraft.“ 

Die Adminiftrativjuftiz, geftigt bei und befonders durd) die Cumulation der Juſtiz 
und Verwaltung in der untern Inftanz, ift ein franzöftiches Product, wodurch viele 
Gegenftände, welche wirklich Die Eigenſchaft der Juſtizſachen in fid) tragen, der Juſtiz 
entzogen find. Die Adminiftrativjuftiz ift etwas ſich jelbft Widerſprechendes. 

nter Juſtizverweigerung verfteht man die rechtöwidrige Verweigerung, 
Berzögerung oder Zerftörung des verfafjungsmäßigen richterlibhen Schuges für beftrit- 
tenes oder verlegtes Recht. Geht fie von den Gerichten aus, jo wendet man ſich um 
Schutz an die Obergerichte oder das Juftizminifterium. Die Juftigverweigerung fann 
aber audy von der Regierung jelbft ausgehn, indem entweder die Hülfe gegen gericht: 
liche Juſtizverweigerung *2 oder die ordentliche Leiſtung richterlicher Hülfe ver— 
hindert wird, oder die Regierung ſich der Cabinetsjuſtiz ſchuldig macht. 

Der Art. XII. der * verhieß die Errichtung eines oberſten Gerichts— 
hofes. Leider ſteht derſelbe, wie ſo Vieles in unſerm hochbelobten Deutſchland, noch 
immer auf dem Papier. 

Die Juſtizwiſſenſchaft iſt der Inbegriff derjenigen Rechts- und politiſchen 
Grundſätze und Lehren, welche die Begriffsbeſtimmung, die Gebietsabgrenzung, die 
Zwecke und die geſammte Thätigkeit der Juſtizgewalt in geſetzgebender und adminiftra- 
tiver Sphäre zum Gegenftande — Sie iſt, obgleich der Jurisprudenz verwandt 
oder naheliegend, dennoch, ihrem Weſen nach, ein Zweig der Staatswiſſenſchaft. 

Jul. Frühauf. 


K. 


Kaſtenweſen. 

Die Eintheilung des altägyptiſchen Volkes in vier Kaſten oder Berufselaſſen 
Prieſter, Krieger, Handwerker und Ackerbauer, die ohne Zweifel unter ſich wiederum 
ſcharf abgegrenzt waren) iſt von Seiten der Culturgeſchichte gewöhnlich ſehr hart ver- 
urtheilt worden , und im Vergleich mit den Erfahrungen, die aus unfern gegenmwärti- 
gen wirthichaftlichen Zuftänden zu jchöpfen find, muß man einem ſolchen Verdam— 


mungsurtheil vollftändig beitreten. Für jene Zeiten des grauen Alterthums mag aber 


dieje Gejeggebung trog ihrer großen Härte doc manches Gute gehabt haben, minde- 
ftend war die Kafteneintheilung in Aegypten eine zwangsweiſe Durchführung der Ar- 
beitstheilung gegenüber den Zuftänden einer vollftändigen Zeriplitterung der Broduc- 
tion und den Pachtheifen einer zu weit ausgedehnten Naturalwirthichaft. Aegypten ift 
durch dieſes Kaftenweien, das die Bapitalbildung in hohem Grade zu fördern geeignet 
war, blühend und reich geworden. Leider duldete dieſes erfte öfonomijche Syſtem, das 
aus dem grauen Alterthume bekannt geworben ift, feiner ganzen Einrichtung nach feine 
Erweiterung im Sinne des Fortſchritts, und da man die verfchiedenen Anlagen der 
Menſchen nicht berüdfichtigte, da der Beruf nicht nad) freier ah und Neigung, jon- 
dern ein für allemal von der Geburt abhängig blieb, wurde faft jede Regſamkeit des 
Geiftes und jeder Fortfchritt ausgeſchloſſen, und viefelbe Einrichtung, die, wie es 
ſcheint, das ägyptiſche Bolf zu feiner Blüthe emporgehoben hatte, hat in fpäterer Zeit 
den gänzlichen Verfall wieder herbeiführen müflen. In gewiflen erſten Stadien des 
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Eulturlebens eines Volkes, in den Urauftänden einer erſt beginnenden Givilifation 
mögen despotiſche Zwangsbeftimmungen dem großen Ganzen und dem allgemeinen 
Wohl förberlidy jein: ſobald aber ein höherer Grad der geiftigen wie wirtbichaftlichen 
Cultur erreicht ift, ſchlagen die wohlthätigen Wirkungen fofort in das directe Gegen— 
theil um. Für unfere Zeiten ift e8 kaum denkbar, daß ein font hoch entwideltes Volt, 
wie die Aegypter, eine jo unfinnige Ginrichtung, den Beruf eines Menſchen von dem 
Berufe des Vaters abhängig zu machen, nur ein Menjchenalter hindurch dulden konnte. 
Die nachtheiligen Folgen, follte man meinen, hätten fofort in die Augen fpringen 
müfjen. Und doch liegt jene Zeit nody nicht jo lange hinter ung, in der ſelbſt die vor- 
geihritteniten europäiichen Nationen — und zwar 4000 Jahre fpäter — in dem Felt: 
halten einer jtreng gegliederten Eintheilung in Stände Adel, Geiſtlichkeit, Bürger, 
Bauern) ähnliche Tendenzen, wenn audy nicht mit gleicher Härte, Jahrhunderte hin- 
durch aufrecht erhalten haben, und obgleich in den europäifchen Eulturftaaten gefeglich 
eine vollftändige Gleichheit Aller ausgeſprochen ift, beitehen heute noch factifch gewiſſe 
durch Herfommen , Sitte und Gewohnheit aufrecht erhaltene Mißbräuche des frühern 
Kajtenweiens und mancherlei bemerfbare Einwirkungen eines noch hinreichend vertre- 
tenen Kaftengeijtes. Glüdlicherweife find dies die legten Nefte von Anfchauungen und 
Einrichtungen, die in Die Vorzeit zurückweiſen, und gerade die wirthſchaftliche Ent: 
wickelung, die der Bejeitigung der Standesvorzüge und Standesvorurtheile ihren 
Aufſchwung mitverdanft, wird in hohem Grade dazu beitragen, die legten wahrnehm- 
baren Refte jener Zeit vollends verſchwinden zu lafien. 

Sieht man von der politifchen Stellung und von den religiöfen Einflüffen , wie 
jie beijpielöweife in Oftindien heute noch ein ftreng gegliedertes Kaſtenweſen aufrecht 
erhalten haben, gariz ab, jo bleiben perjönliche Freiheit und unbehinverte Wahl des 
Berufs die erften Grundlagen für die Luft und Liebe zur „Arbeit“ wie „zur Anſamm— 
lung von Gapital“ : die erften Vorbedingungen jedes wirthichaftlihen Fortſchritts. 
Das Kaftenweien in jeder Form ift die Sclaverei des Geiftes, und als foldye das 
— die Mittelmäßigkeit aufkommen zu laſſen, die Intelligenz dagegen — 
drüden. ‚BR. 


Kaufmann. 

Im weitern Sinne find „Kaufmann“ und „Handeltreibender“ gleichbedeutend, der 
Begriff des Handeltreibenden aber ergiebt fi) aus dem des Handels (f. d.), und je 
nachdem diefer leßtere ein engerer oder weiterer, ift Died auch dererftere. Nad) mandyen 

andeldrechyten und jo auch nach dem neuen deutichen, ift der Kreis der „Handelsge— 
häfte“ außerordentlich weit gezogen und fchließt.eine Menge von Geichäftsarten ein, 
die man gemeinhin und herkömmlich durchaus nicht als faufmännifche Geſchäfte zu 
fafien gewöhnt ift, die auch die Handelswiſſenſchaft als ſolche nicht anerkennt, 3. B. 
die Verfiherung, den Güter» und Perfonentransport, das Bodmereidarlehn ıc., 
re Hülfsgeichäfte des Handels, ſogar das Geihäft des Schenkwirths. 

as deutſche Handelsgeſetzbuch aber jagt in Art. 4: Als Kaufmann „im Sinne die— 
ſes Gejegbuches“ ift anzufehen, wer gewerbemäßig Handelsgeſchäfte betreibt. Das frei- 
lich verfteht fi von ſelbſt, daß der regelmäßige Betrieb des Handels Vorausjegung 
ift, denn die Eingehung eines einzelnen Handelsgeſchäfts ift fein Handel und madıt 
eine Berfon nicht zum Angehörigen des Handelöftandes, weift ihm feine befondere Berufs⸗ 
ftellung an. Wie in der engern und eigentlichen, in der wirthichaftlichen und handels— 
wifienichaftlihen Bedeutung der Handel dasjenige Gewerbe ift, welches den Aue: 
taujch der Güter in dem Sinne vermittelt, daß der Vermittler Eigenthümer der 
MWaaren wird, fie in dem nämlichen Zuftande in den Verkehr bringt, in welchem er 
fie angeſchafft *— und mit der Abſicht auf materiellen Gewinn, ſo definirt ſich hier— 
nach die wirthſchaftliche Stellung dieſes Vermittlers, des en Diefe 
feine charafteriftiihe Stellung jchließt jene Gewerbe aus, welche ihre Artifel jelbit er- 
zeugen, die Rohproduction und die Stoffveredlung, und der Landwirth, der Hand- 
werfer, der Fabricant find als joldye feine Hanbdeltreibenven, jo wenig wie derjenige, 
welcher lediglich den Transport vermittelt, der Frachtfahrer, ver Spediteur. Das deutſche 
Handelsgeſetzbuch, welches nicht mehr ein eigenthüwliches Recht des eigentlichen Kauf» 
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mannsftandes ift, fommt, indem es, wie erwähnt, zum Behuf gleichmäßiger Behand- 
fung eine Reihe von Gefchäften in den Begriff der Handelsgeichäfte einbezieht, die 
dem wirthſchaftlichen Wefen des Handelsbegriffes nad) durchaus nicht als ſolche gelten 
fönnen, und diejenige Berfon, weldye eine oder mehrere Kategorieen foldyer Geſchäfte 
als ihr Gewerbe betreibt, zum Kaufmann ftempelt, zu einer allein für die juriditchen 
Verhältniffe giltigen Faſſung dieſes Namens. Es liegt aber auch durchaus nicht in 
der Abjicht dieſes Coder, eine gemeingültige, eine abjolute Definition und Beftimmung 
des Begriffs „Kaufmann“ zu geben, und er fagt daher ausprüdlich in dem oben ange: 
zogenen Art. 4, daß er vom Kaufmann „im Sinne diefes Geſetzbuches“ handle, und 
überläßt es weiter in Art. 11 den fpeciellen Landesgefegen, in gewerbepolizeilicher oder 
gewerbfteuerliher Beziehung befondere Erforderniffe zur Begründung der Eigenſchaft 
eines Kaufınannes aufzuftellen. Sonach haben wir in dem Kaufmann des deutichen 
Handelsgeſetzbuchs (ähnlih wie in dem commergant des franzöfiichen Code de 
commerce) ein eigenes, vielgegliedertes Rechtsweſen, deſſen Eharafter aber particu: 
lare Gelege für ihre Zwecke wieder modificiren können, fo daß man hier und da zwar 
im Rechtsſinne Kaufmann fein, im polizeilichen und im politifchen Sinne aber Nicht- 
faufmann fein kann. Wie unftcher der Begriff, erfieht man daraus, daß manche ältere 
und neuere Sondergefeggebungen das Kriterium des Kaufmanns in rein formalen 
Eigenſchaften finden: nchöeigteit zur Innung (Zunft), Eintragung in die Han- 
deldmatrifel, Entrichtung eines gewiflen Steuerfages ıc. Es ift zu bedauern, Daß ge- 
rade einer der nächſten und wichtigften Grundbegriffe im Verfehr, der des Kaufmanns, 
fein objectiver geworden ift und auch nicht die Ausficht hat, das zu werden ; mit Recht 
äußerte man fih in der Nürnberger Handelsgeſetzgebungsconferenz dahin, daß dieſer 
Begriff immer ein jchwanfender bleiben werde, feine Erklärung aber wird hierdurch 
außerordentlidy erſchwert. Nicht viel anders ift ed mit den Namen „Handeldmann“ 
und „Krämer“. Unter dem Handelsmanne denft man fich im größten Theile Deutjdy- 
lands einen Handeltreibenden von untergeordneter Bedeutung in der forialen Rang: 
ftaffel, einen folyen, welcher jeine Waare an der Bezugsquelle perfönlich fauft und an 
den Abſatzplätzen felbft im Kleinen verkauft, legteres vielfach im Umbherziehen (auf 
Jahrmärkten), in Defterreich Dagegen, wie bei vielen Schriftftellern und in der Rechts— 
Iprache, werden „Handelsmann“ und „Kaufmann“ als identiſch gedacht. Krämer wird 
gemeinhin derjenige Handeltreibende genannt, welcher feine Waaren am eigenen Wohn: 
plage oder in deifen unmittelbarer Nähe Fauft und an die Verbraucher im Kleinen 
wieder verfauft, vielfach aber auch braucht man die Bezeichnung „Krämer“ (Kramer) 
gleichbedeutend mit „Kleinhändler“ überhaupt. Im Allgemeinen darf indeß behauptet 
werden, daß man unter „Kaufmann“ die obern Stufen der Handeltreibenden begreift 
und dabei nicht an den Brezelverfäufer auf offener Straße, den Obfthändler in der 
Bude, den Haufirer u. f. w. denkt, die doc) alle zu den Handeltreibenden zählen. Als 
Kaufmann wäre demnad) derjenige Handeltreibende zu faffen, deflen Bereich ſowohl 
rüfjichtlicy der Quantität der Waaren, als der Art des Bezugs und Abjages nicht ab- 
geidylofien ift. Nur der Kaufmann in diefem Sinne bedarf höherer Handelsfenntniffe, 
während die niedern Handeltreibenden in ihrem befchränften Wirfungsfreife auf ein- 
fache Manipulationen hingewiefen find. Der Begriff des Großhandels, der im „Gon- 
tor” feine Verwaltungsftätte, feine vorzügliche Werfftatt findet, und des Kleinhandels, 
welcher feine Hauptthätigfeit im „Laden“ entfaltet, ift unter dem Art. „Handel“ ent 
wicdelt worden, und mit ihm der des „Großhändlers* und des „Kleinhändlers“, jo 
daß darauf hier verwieſen werden darf. 

So umfaflend unfere neue Handelsgejeggebung den Begriff des Kaufmanns hält, 
hat fie ſich doch den weſentlichen Unteridieden nicht ganz verichloffen, welche in der 
wirthichaftlichen Bedeutung verichiedener ihrer Kaufleute und dem Bedürfnifle ihrer 
thatfächlichen Stellung im MWirthichaftsleben ftattfinden. Demzufolge bat fie gewiſſe 
Glaffen von „Kaufleuten“ vom Vollgenuß der Rechte und von den daraus entftehenden 
Verbindlichkeiten ausgefchloflen, welche den übrigen zuftehen und obliegen, und Damit, 
ohne es ausdrüdlich zu fagen, den Kaufmannsbegriff in einen weitern und einen engern 
gejpalten. Das Handelsgeſetzbuch ftellt nämlich im 3., 4. und 5. Titel des erften 
Buches und im zweiten Buche mehrere der weſentlichſten Rechte und Verbindlich— 
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feiten des Kaufmanns auf, indem es in den erwähnten Abichnitten die Beftimmungen 
über die Firmen, die Handlungsbüder, die Procura und die Handelögefellfchaften 
enthält, dann aber fchließt es in Art. 10 die Pose, Trödler, Haufirer und „derglei— 
hen Handelsleut: von — Gewerbebetriebe“ leider ein ſehr unbeſtimmter und 
verſchieden ausgelegter Begriff), die Wirthe, gewöhnlichen Fuhrleute, gewöhnlichen 
Schiffer und Perſonen, „deren Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerksbetrie— 
bes hinausgeht“, von jenen Rechten und Pflichten aus, indem es zugleich den fpe- 
ciellen Lanvdesgefegen überläßt, diefe Ginfchränfung noch weiter zu führen, oder aber 
aud) zu mindern, oder ganz in Wegfall zu bringen, während e8 den gedachten Claſſen 
die Theilnahme an allen übrigen Rechtsbeftimmungen für Kaufleute beläßt. Damit 
fpriht das Handelsgejegbudy aus, daß feine urjprüngliche, weite Ausdehnung des 
Kaufmannsbegriffs innerlich feine vollftändige Berechtigung bat. 

In den Zufammenfegungen braucht man ebenfowohl für den Kaufmann, wie für 
jeden andern Hanbdeltreibenden die Bezeihnung „Händler“, welche an und für ſich ger 
meinhin nur für einen untergeordneten Kleinverfehr, ähnlich wie „Handelsmann“, an- 
gewandt wird. So haben wir den Großhändler, den Getreidehändler, den Weinhänd- 
ler, ven Bictualienhändler, den Gemüſehändler. 

Das Frauenzimmer, welches dem Betriebe des Handels obliegt, heißt Han 
delsfrau, und, jofern das Geſchäft ein Faufmännifches if, Kauffrau. Die Be 
zeichnung „Handelsfrau“ ift nicht nad) Analogie des Namens „Handelsmann“ in dem 
oben angegebenen eingefhränkten Sinne üblich. Der Unterfchied zwiſchen „Handels: 
frau“ und „Kauffrau“ wird übrigens nicht ftreng feftgehalten und es ift die legtere 
Bezeichnung wenig im Gebrauch. Aeltere Particulargefege (3. B. das genuefer 
unterfagten vielfältig den Weibern den Betrieb des Handels oder fchloflen fie ne 
von gewiflen Kategorieen der Geichäfte aus (fo im alten Rom vom Gelphandel) ; mehr 
und mehr aber hörten diefe Einfchränfungen auf, und zwar zuerft in Bezug auf die 
MWittwen der Handeltreibenden, rückſichtlich derer der natürlichfte Grund eines Han- 
delöbetriebes gegeben ift, indem fie die Handlung des verftorbenen Ehemannes fort: 
führen. Eine Ehefrau darf nur dann Handelöfrau fein, wenn der Ehemann einwil- 
ligt, ein unter Geſchlechtsvormundſchaft ftehendes Brauenzimmer nur dann, wenn der 
Vormund ed zugiebt ; die Einwilligung kann ausdrüdlich erflärt, fie kann aber aud) 
eine aus Thatfachen abzuleitende ftillihweigende fein. Die Rechte und Pflichten der 

andelsfrau find die nämlichen, wie die des handeltreibenden Mannes (vergl. deut: 
ches Handelsgeſetzbuch, Art. 6—9). Für die außerhalb des Handelsbetriebes von ihr 
abgeſchloſſenen Geichäfte irgend einer Art gilt das anderweite für Weiber in Anwen— 
dung kommende bürgerliche Recht. Mit der Handelsfrau ift die Ehefrau des Handel— 
treibenden nicht zu verwechſeln, wenngleich diefelbe im Geſchäft durch Arbeit mit- 
wirft (deutiches Handelsgeſetzbuch, Art. 7, Alinea 3) ; nur der Betrieb des Handels 
für eigene Rechnung giebt ihr jenen Charakter, und es fann diefer natürlich auch der 
Ehefrau eines Handeltreibenden zufonmen. 

Als Kaufmann im Sinne des deutſchen Handelögefegbuchs gilt folgerecht aud) 
eine Corporation, eine Gemeinde, der Staat, überhaupt eine juriftiiche Perſon, fofern 
fie gewerbsmäßig „Handelsgeſchäfte“ treibt; wie das einzeln der Fall ift, beim Staate 
namentlich hinſichtlich der Erachtgefchäfte, der Staatspoften, der Staatseijenbahnen 
u. ſ. w. Ferner haben die Handelsgeſellſchaften die Erwerbögeiellichaften, deren Ge— 
genftand in „Handelsgeſchäften“ befteht) al8 Ganzes und die öffentlichen Banfen in 
den Grenzen ihres Handelsbetriebes Kaufmannsqualität. 

Die bloße Betheiligung mit Gapital, wie fie bei der Gommanditgejellfchaft und 
der Actiencommanditgefellichaft, ſowie bei der ftillen Gefellichaft des neuen deutichen Hans 
delsrcchts, namentlidy aber bei der Actiengefellichaft vorfommt , macht den Gapitalein: 
feger noch nicht zum Kaufmann, mag aud das Unternehmen, für welches die Einlage 
gemacht ift, ein Faufmännifches, die Geſellſchaft eine Handelsgejellichaft fein; denn 
das Handeldgewerbe wird im Nechtsfinne und nady der wirtbichaftlichen Aufaffung 
nur durch denjenigen betrieben, auf deſſen Namen dies geichieht, wenn auch nicht auf 
feinen Namen allein. Dagegen ift es gleichgültig, ob die betreffende Perfon dem Ber 
triebe ihre eigene Thätigkeit zumendet und ob derfelbe für ihre Rechnung oder für 
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fremde Rechnung ftattfindet, und Kaufmann im Rechtöfinne fann daher aud) ein unter 
Vormundſchaft Stehender fein (vergl. den Art. Gefhäft). 
Fr. Noback. 


Kopffteuer. 

Die einfachite Art der Erhebung der durch Beiteuerung zu beichaffenden Staatd: 
einnahmen wäre ohne Zweifel die Repartition der Staatsbedarfsſumme unter Die 
Zahl der Staatsbürger. Im Kindheitszuftande der Völker ift diefe Beſteuerungsart 
in der That vielfady üblich geweien. Die alten Aegypter wie Die Juden Fannten lange 
Zeit nur die Kopfitener. Auch in Rom ward diefelbe unter den Königen eingeführt, 
und zwar wurde fie ohne Unterfchied des Vermögens zu gleichen Theilen auf die 
Bürger vertheilt. Als fie nachtheilig zu wirfen begann, verwandelte Servius Tullius 
fie in eine Vermögensfteuer. In den legten Jahrhunderten des abendländifchen Kai- 
ſerthums finden wir fie im römischen Reiche wieder. Wir finden fie heute nod) in der 
Türkei, in Rußland und Nordamerifa. Die Erwägung, daß manche innerhalb des 
Staates zu verfchiedenartigen Zweden beftehende Gejellichaften und Vereinigungen 
vielfach die materiellen Mittel, deren fie bevürfen, durch gleiche Vertheilung unter 
ihre Mitglieder aufbringen, und dabei gedeihen; fowie die andere Erwägung, daß die 
ftaatliche Gemeinfchaft im modernen Staatsleben, welches Feine bevorredhteten Claſſen 
und Stände fennt, allen Staatsangehörigen gleihmäßig zugute fommt, daß der 
Staat, der fi) auf die Verfolgung der Ziele beichränft. welche der Einzelne ebenſo— 
wenig, wie jede außer dem Staate ftehende Verbindung von Einzelnen erreichen 
fönnte, das ftaatliche Bedürfniß des Arbeitsmannes ebenfo vollftändig befriedigt, wie 
das des Rentiers, der über Millionen gebietet — dieje Erwägungen fönnten dazu 
führen, die Kopfiteuer auch heute noch für die befte, die Rüdfehr zu dem Kindheits— 
zuftande des Steuerwefens auch heute noch für erwünfcht zu halten. Würde von an- 
derer Seite erwidert, bei der jegigen Größe der Staatsausgaben der modernen Cul— 
turitaaten würde die Nepartition zu einer den unbemittelten Claſſen unerträglicdyen 
Belaftung führen, jo fönnte man repliciren: ft dem fo, dann müſſen Die Staatsaus— 
gaben eingefchränft werden; auch im Staate beftehenvde Vereine und Gejellichaften 
richten fh in ihren Ausgaben nad) den Einnahmen; die verhältnigmäßig mindere 
Belaftung der wohlhabenderen Glafjen wird es Dielen möglich machen, durd) ‘Privat: 
vereinigungen eine Menge von gemeinnügigen Aufgaben zu löfen, weldye jegt der 
Staat Iertbümtich in den Bereidy feiner Thätigfeit gezogen hat, und wird überdies 
dahin führen, daß zum Frommen des Volkswohlitandes große Eapitalmafjen zur Ver: 
fügung Derer bleiben, welche fie am zwedmäßigften verwalten fönnen, nämlich der 
urjprünglichen Eigenthümer. Ueberdies wird die Kopffteuer das Gefühl der perjön- 
lichen Gleichheit und folglidy das politiſche Intereffe in allen Schichten der Staats: 
genofjen verbreiten, und alſo der Erreihung des Staatszweckes weientlihen Vor: 
ſchub leiften. 

Man macht ſich in der That die Verwerfung der Kopfiteuer, welche man als 
einzige Steuer nur aus der Kindheitsgeichichte der Völker, oder, als Theil eines 
Steuerfoftemes, aus der Geſchichte foldyer Staaten fennt, bei denen das Steuerweſen 
notoriſch wenig rationell dDurchgebildet ift, in der Regel viel zu leicht. Unter allen 
anderen Steuerarten giebt e8, wenn man von der allgemeinen einzigen Einkommen— 
fteuer abſieht, feine, für welche fo viele Gründe jprächen, wie für die Kopffteuer. 
Verzichtet man auf das, wirklich vielfach verwerfliche, ſogenannte gemifchte Steuer: 
ioftem, fo bleiben nur zwei Steuern übrig, weldye überhaupt als allgemeine und ein- 
jige Steuern denkbar find, nämlich die allgemeine Einfommenfteuer und die Kopf: 
fteuer. Und die legtere hat vor der erfteren neben anderen Vorzügen den großer Ein— 
fachheit unbeftreitbar voraus. 

Aber freilich die Gründe, weldhe gegen die Kopffteuer fprechen , find, wenn fie 
auch minder auf der Hand liegen, als diejenigen Gründe, welche es unmöglidy mas 
hen, 3. B. an die Gewerbe:, Grund, Gapital:, Erbidyafte- u. ſ. w. Steuer als ein: 
jige Steuer zu denfen, doch fo ftarf, daß die etwaigen Vertheidiger jener Steuer wohl 
darauf werden verzichten müffen, irgendwo in einem hochentwidelten Staatsweſen die 
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ſämmtlichen Staatsausgaben aus einer einzigen Kopffteuer beftreiten zu fehen. 
(Warum die Kopffteuer, und gerade fie, al8 Nebenfteuer neben anderen Steuern 
völlig ungerechtfertigt und finnlos fein würde, braucht hier des Näheren nicht darges 
legt zu werben.) 

Vor allen Dingen ift e8 eine Utopie, anzunehmen, daß in irgend einem hochent— 
widelten Staatöwelen jemals die Summe der Staatsausgaben fo eingefchränft wer: 
den fönnte, daß dazu eine Eteuer ausreichte, weldye ſich darftellt als das Product 
des Leiftungsmarimum der leiftungsunfähigften Staatsgenoffen und der Zahl aller 
Stantsgenoffen. Strenggenommen würde diefes Product beinahe überall und zu allen 
Zeiten glei Null fein. Wollten die Vertheidiger jener Steuer aber zugeben, daß die 
Leiftungsunfähigften bis zu einem gewiflen Grade von der Steuer befreit bleiben könn: 
ten, fo wäre hiermit das Princip ſchon ſtark durchlöchert, von den Gründen, welche 
fih für die Steuer anführen laflen, ſchon einer der anicheinend ftärfften befeitigt. 
Aber, gefept auch, es träten umfängliche Eteuerbefreiungen ein: beide Factoren des 
Productes — das Leiftungsmarimum des Leiftungsunfähigften, und die Zahl der 
fteuerpflichtigen Etaatögenoffen — ſchwanken fortwährend, und es ift daher aud) die 
Annahme iltuforifch, daß fih das Etenererträgniß immer ficher vorausberechnen laffe. 
Mollte man die Eumme des Staatsbedarfes repartiren, jo würde man über den zu 
wählenden Divifor im Unflaren fein, da man wohl die Zahl der Staatögenoffen er: 
mitteln, aber nicht in Erfahrung bringen fönnte, wie Viele überhaupt eine Steuer 
zahlen, wie Viele die Steuer zahlen fönnen, weldye fid) al$ Quotient ergiebt, wenn 
man mit einem fingirten Divifor die aufzubringende Eumme dividirt. Wollte man 
das Leiftungsmarimum des eben überhaupt noch Leiftungsfähigen ald Steuerbetrag 
annehmen, fo würde das Farit jedenfalls in allen Fällen zu klein ausfallen. Aber 
fhon, um die Leiftungsfähigfeit zu ermitteln, würde man auf die Schägung zurüd- 

reifen müffen, und durd) diefes Gefchäft würde man documentiren, daß die Leiſtungs— 
ähigfeit ein Moment ift, weldyes bei der Steuerveranlagung unter allen Umftänden 
berüdfichtigt werden muß, während man doc bei der Vertheidigung der Kopffteuer 
gerade —* Moment ganz außer Acht laſſen zu dürfen vorgab. 

In Bremen beiſpielsweiſe beträgt das Steuerbetreffniß ungefähr 10 Thlr. pr. 
Kopf der Bevölferung. E8 hatten hier von der Staatöbevölferung unter 1000 Einw. 
i. 3. 1863: 97 ein ftenerpflichtiges Einfommen von 250 Thlr. und mehr, 903 alfo 
ein Einfommen von unter 250 Thlr. Wieviele von jenen 1000 Einwohnern vermöd): 
ten wohl eine Kopfiteuer von 10 Thlr., oder wieviele von den ungefähr 200 Haus: 
haltungen eine Kopffteuerrate von je 50 Thlr. aufzubringen? Und dod) zeigt der Um: 
ftand, daß unter 1000 Einwohnern 97 ein Einfommen von 250 und mehr Thalern 
haben, deutlich genug, daß hier ein hoher Grad von Wohlftand vorhanden ift! 

So zeigt e8 fih, daß die Kopffteuer, wenn auch manche gewichtige Gründe für 
diefelbe zu Sprechen Tcheinen, doch in höher entwidelten Staaten vollitändig undurch— 
führbar ift. Sobald man verfuchen wollte, fie in die Praris einzuführen, würde man 
alsbald Conceſſionen machen müſſen, die den Charakter der Steuer als einer Kopf: 
fteuer völlig alteriren; die Zahl derer, die fie tragen fönnten, würde immer fleiner 
und kleiner und folglich die Einzelrate immer größer und größer werden. Statt zur 
Gleichheit würde fie endlich zu Ungleichheiten der drüdendften Art führen. 

A. Emminghaus. 


Koppelwirthichaft. 

Unter Koppelwirthichaft verfteht man ein, au Weide: oder Feldgraswirth— 
fchaft genanntes Feldbauſyſtem, deſſen charafteriftiiches Merkmal darin befteht, daß 
hier auf dem nämlichen Felde Kornbau und Graswuchs mit einander abwechſeln, aber 
nicht von Jahr zu Jahr, fondern erft nach mehreren Jahren. Ewige Weide fennt die 
Koppelwirthichaft nicht; es ift Grundſatz, alles Land nadyeinander unter den Pflug zu 
bringen. Nur etwa ganz feuchter Boden wird immer zur Wiefe, ſehr trodener und 
fteriler Boden immer zur Weide, insbefondere zur Schafweide, benugt. Ganz fteil 
gelegene, oder fehr entfernt belegene Grunditüde benugt man entweder ebenfalls zur 
Weide, oder als Holzung. Dieſes Syitem ift ebenfo in den füddeutichen Gebirgen, 
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wie in den norddeutfchen Küftengegenden, verbreitet, und tritt in fieben verfchiedenen 
Hauptformen auf, weldye nad) den Gegenden, wo fie befonders häufig vorkommen, 
oder vorzugsweife landüblic find, bezeichnet werden, nämlich a. die Holſtein' ſche 
Koppelwirthichaft, b. die Medlenburgiiche Koppelwirthichaft, c. die Märkifche Kop- 
pelwirthichaft, d. die Erzgebirgiſche — e. die Süddeutſche Gebirgs— 
alt, f. die Engliſche Koppelwirtbihaft, g. die Thüringen’fche Koppel- 
wirthichaft. 

Die Koppelwirthichaft eignet ſich befonders für große Güter, weshalb fie denn 
auch in folhen Gegenden die weitefte Verbreitung gefunden hat, wo die großen Gü— 
ter überwiegend find. Die erfte Einrichtung ift fchwer und bedarf jorgfältiger Berech— 
nung, da die Umlaufeperioden infolge eingeihobener Weidejahre in der Regel ziem— 
lich Um find. Ginmal eingeführt, bear die Koppelwirthichaft aber in Gegenden, 
für welche fie geeignet ift, weniger Arbeit und namentlich geringere Aufficht, als an— 
dere, complicirtere Syfteme. Beſitzer von vielen Gütern werden, wenn für diefelben 
die Koppelwirthichaft paßt, die Einfachheit der Verwaltung zu rühmen wiffen, welche 
diefes Syſtem mit fidy bringt. Der, in mandyen Gegenden Deutfchlande faft gleich: 
zeitig und in großartigem Umfange erfolgte Uebergang von den Felderwirthſchaften 
( d.) au der Koppeliirthfchaft ift als ein Fortichritt zu einem intenfiveren Wirth: 

haftsiyfteme aufzufaffen. Die Koppelwirtbichaft Fennt nicht, wie die Felderwirth. 
haften, ſolches Land, welches gar nicht unter den Pflug fäme, und es greift daher 
bei der Koppelwirthſchaft die Eultur weiter, wird aber ebendeshalb auch Foftfpieliger, 
als bei der Felderwirthichaft. Die Koppelwirthichaft läßt große Viehhaltung zu, be: 
fonders wenn fie noch natürliche Weideländereien und Riefelwiefen zur Verfügung 
hat. Eine große Viehhaltung veranlaßt große Capitalauslagen; man erzielt aber da: 
bei aud) große Düngervorräthe. Der Uebergang von den alten Felderiyftemen zur 
Koppelwirthichaft hat überall, wo er den Verhältniffen entiprechend eingeleitet wurde, 
den Erfolg einer beträchtlichen Steigerung der Fruchtbarkeit des Bodens und des 
Reinertrages zur Folge gehabt. In Vorkihire hat die Einführung diefes Syſtems den 
Reinertrag der Güter nachweislich in furzer Zeit verdreifacht. Die Koppelwirtbichaft 
eftattet ohne Beeinträchtigung der Bodenfraft die Anwendung von 41—43°/, des 
Bodens zum Bau von Brodfrucht, bezüglich Menichennahrung. Unter den natürlichen 
Bedingungen der Koppelwirthichaft nimmt die Feuchtigkeit des Klima’s und die Gras— 
wüchfigfeit des Bodens die erfte Stelle ein. Wo fie fehlen, muß man fünftliche Weide— 
ſchläge zu Hülfe nehmen, und eine der Fruchtwechſelwirthſchaft ſich möglichſt nähernde 
Fruchtfolge wählen. Unter den allgemein wirtbichaftlihen Bedingungen des Gedei- 
hens der Koppelwirthichaft ftehen — obenan: 1) Das Land muß verhältniß— 
mäßig niedrigen; Dagegen 2) die Arbeit verhältnißmäßig hohen Preis haben. 3) Es 
muß ein — Abſatz, ebenſo für thieriſche Producte, wie für Getreidefrüchte, geſichert 
fein. 4) Man erzielt mit diefem Syſtem auf größeren Gütern beffere Erfolge, als auf 
Heineren. — Uebrigens vergl. auch den Art. „Landwirthſchaft“. 
E. 


Kornwucher. 

In der gemäßigten Zone ift das Getreide nicht nur das wichtigfte Nahrunge: 
mittel, jondern das wichtigfte Gut der Volfswirthichaft überhaupt; daher jeder Aus: 
fall an feinem gewohnten Abſatze oder Angebote eine jchwere Galamität. Das Ge: 
treide ift Schwer transportabel. Sollen die Preife deffelben am einen Orte Zufuhren 
von anderen, weit entfernten Orten hervorrufen, fo müffen fie dort beträchtlich höher 
fein, als hier. Und während die durch hohe Preiſe angelodten Zufuhren unterwegs 
find, können diefe Preife erheblidy fallen. Deshalb und aus manchen anderen Grün: 
den ift Getreide ein beſonders gefährlicher Speculationsartifel. Aber dem Rifico gro» 
Ber Verluſte fteht bei der Allgemeinheit des Getreidebedarfs die Chance großer Ge— 
winne gegenüber. Deshalb ift Getreide von jeher ein Speculationsartifel par excel- 
lence gewejen. In allen getreideverbraucyenden Ländern, welche noch auf niedriger 
Gulturftufe ftehen,, hat die Kornſpeculation außer den Gefahren, die in ihr felbft lie 
gen, noch andere, künſtlich erzeugte, Gefahren zu beftehen. Diefe Gefahren entftehen 
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aus dem Vorurtheile der ungebildeten Menge, welche es für unſittlich hält, aus hohen 
Getreidepreiſen Gewinn zu ſiehen, und den Kornhandel in Zeiten der Korntheuerun 
als Kornwucher verdammt — ein Vorurtheil, welches die Geſetzgebungen * 
—— und durch verkehrte Anordnungen genährt haben. Das roͤmiſche Recht — 

igest. XLVII. 11. 6, das preuß. A. L. Recht II. 20 61292, engliſche Geſetze 
(Set6 Edw. VI. c. 14. 15. Charles II, c. 7) — beichränfen den Kornhandel, von 
jenem Borurtheile ausgehend; in Franfreich waren bis ins 18. Jahrhundert zum 
Kornhandel nur eigens dazu conceflionirte und beeidigte Leute befugt. Die Gefchichte 
jeder Korntheuerung in Europa weilet Xegionen von Verboten des Kornwuchers auf; 
man findet in ſolchen Verboten oft die ungereimtefte und willfürlichite Definition des 
Thatbeftandes. Diejelben reichen, ſelbſt in Deutichland, bis tief in Das gegenwärtige 
Yahrhundert herein. Das Verbot des „Auf: und Vorkaufens“ von Korn ıc. iſt bei— 
jpielsweife in Bremen erft i. 3. 1862 aufgehoben worden. in ungarifcher Comi— 
tatsvoritand hat noch im Juli 1863 ein Kornwucherverbot erlaffen. Freilich hat er 
daſſelbe wieder aufheben müffen, bevor es in Kraft getreten war. 

Die Furdt vor dem Kornwucher ift eine Gejpenfterfurdt. Kornwuchergeſetze 
nähren dieje Geipenfterfurcht in bedenflicher Weife. Das Uebel, welches fie verhüten 
oder mildern wollen, nämlid das Uebel des Kornmangels und der Korntheuerung, 
machen fie oftmals erft recht empfindlich. 

Starfe Ernteausfälle in fonft fornreichen Gegenden pflegen die gewöhnliche Ur: 
jache von Korntheuerungen zu fein, weldye wirflidy joldhe, und nicht etwa blos Sym- 
ptome eines ſtarken Sinfens des Geldpreiſes find. Starfe und einflußreiche Ernte: 
ausfälle werben jeltener mit der Zunahme der intenfiven Bodencultur. Aber Gegen: 
den mit intenfiver Eultur find meift nicht ſonderlich maaßgebend für den internatios 
nalen Kornhandel. Maaßgebend für diefen find vielmehr vorzugsweife Gegenden, 
welche noch lediglid auf der Aderbauftufe ftehen. Und bier pflegt e8 an Gapitalien 
für die Einführung der intenfiven Eultur zu fehlen. Das Wejen des Uebels der Korn: 
theuerung befteht im Getreidemangel zunächft im eigenen Lande. Gegen dieſen ſchützt 
am ficheriten ein ausgebildeter, capitalteicher , freier Getreidehandel. Und zwar wird 
diefer am ſegensreichſten wirfen, wenn ein befonderes Gewerbe daraus gemadyt, wenn 
er betrieben wird von Gewerbsleuten, welche durch ausschließliche Beihäftigung mit 
dieſem jchwierigen Handelszweige ſich einen ficheren Blick und ein gejundes Urtheil 
über das Berhältniß des zu erwartenden Bedarfes und Angebotes erworben haben. 
Die Kornhändler legen ihre Gapitalien in Getreide an, welches fie in Zeiten, wo fie 
auf ftarfen Begehr rechnen zu dürfen glauben, da anfaufen, wo jie es am billigften 
kaufen fönnen, und ed wieder verkaufen, wenn die erwarteten Gonjuncturen eingetres 
ten, oder wenn fie, trogdem daß diefe Gonjuncturen ausbleiben, verfaufen müffen. Da 
num die Lagerung größerer Getreidemaffen mit großen Gefahren Verſchlechterung auf 
dem Lager, Herabgehen der Preife) und Koften (Zinsverluft, Lagermiethe ıc.) verbuns 
den, und es jehr fraglich ift, ob Die Conjuncturen, weldye beim Anfauf erwartet wer: 
den, wirflich eintreten, jo würde ſich Niemand entjchließen , Getreidelager zu halten, 
wenn er nicht ſicher wäre, beim Eintritt von, ihm offenbar günſtigen, Preisverhält— 
niffen namhafte Gewinne zu realifiren. Der Verkauf von Getreide in Zeiten der 
Theuerung zu den hohen Tagespreifen — das Geichäft, weldyes die Menge ald Korn: 
wucher verurtheilt, bildet alle den Antrieb zur Lagerung von Getreide in Zeiten, wo 
dafjelbe weniger theuer ift, wird alſo geradezu ein Mittel, um dem Getreidemangel 
vorzubeugen. Auch ift es thöricht und gefährlidy zugleich, einem an ſich vollfommen 
ehrlichen und unentbehrlichen Gewerbe den Makel der Ehrlofigfeit anzudichten. Die 
wahrhaft ehrenhaften Kaufleute werden dadurch diefem Gewerbe entfremdet, und dass 
felbe wird dann ſchließlich blos noch von den wirflidy ehrlojen betrieben. Was man 
von dem Kornwucher fürchtet, Fönnte nur zeitweile in ganz fleinen , infelartig abge: 
ſchloſſenen und ſchwer zugänglichen Gebieten, zumal dann, ftattfinden, wenn etwa hier 
feit längerer Zeit nur wenige Privilegirte fi mit dem Kornhandel beihäftigt haben, 
und befhäftigen dürfen. Unter joldyen Vorausfegungen könnten dieſe privilegirten 
Kornhändler zeitweife allerdings den Marft beherrichen, und die Noth der Verbraucher 
zu ihrem Vortheile ausbeuten, und dies zwar nicht nur, wenn aud) ringsum die Ges 
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treidepreife in die Höhe gehen, fondern willkürlich zu jeder Zeit. Aber felbft hier wür: 
den fich die Confumenten von folder Tyrannei bald zu befreien fuchen, entweder durch 
Errichtung von Privatlagern, oder durch gewaltiame Bejeitigung der frivol ausgebeu: 
teten Handelsprivilegien. In Ländern, welche mitten im Weltverfehre ftehen und der 
Communication mit aller Welt leicht zugänglich, auch im Inneren mit hinreichenden 
Verfehrsftraßen verſehen find, könnte heutzutage Kornthenerung und Kornmangel nur 
dann noch in empfindlicher und zerftörender Stärke auftreten, wenn durch fehlerhafte 
Gejege der Kornhandel verhindert wäre, bei fteigenden Kornpreifen feine Vorräthe 
beliebig zurüdzubalten, oder zum Marftpreife zu verfaufen. Denn ohne dieſe Freiheit 
würde Niemand daran denken, in gewöhnlichen Zeiten für die Tage des Mangels zu 
forgen. Bei voller Freiheit des Kornhandels übernimmt nicht nur, angetrieben durd 
das ftärfite überhaupt in der VBolfswirthichaft wirfende Motiv, das Intereſſe nämlich, 
ein befonderer Stand, der Stand der Kornhändler, der zu dem Ende mit genügendem 
Capital, ausreichender Geihäftsfunde und zahlreichen guten Verbindungen ausge: 
rüftet ift, diefe Sorge ohne Weiteres, fondern da ftößt auch diefer Stand jelbft bei 
dem Verſuche willfürlicher Vertheuerung alsbald auf unüberfteiglihe Hinderniſſe; 
denn da loden übergewerbsmäßige Preife alsbald auswärtiges Angebot herbei, wel: 
* oh es auftritt, um fo ſchneller eine rüdgängige Bewegung der Preiſe 
zur Folge hat. 

Hand in Hand mit der unweilen Verfolgung des fogenannten Kornwuchers 

ehen meiftens fünftliche Regierungsmaaßregeln, mit denen entweder Vorfehr gegen 
angel oder, wenn der Mangel * eingetreten, Fünftliche Vermehrung des Vor: 
rathes oder fünftliche Verminderung des Verbrauches bezwedt wird. Zu dieſen Maaß— 
regeln gehören die Staatsmagazinirung, welche das befte Schugmittel gegen Kom: 
theuerung, die Entwidelung eines lebhaften Kornhandels, ftarf beeinträchtigt, und 
auch im Uebrigen mehr fchadet, als nügt, weil fie, obwohl Unfummen foftend, die viel 
befler von dem Volke, welches fie fteuern mußte, werbend angelegt wären, doch nur für 
furze Zeit ausreichen kann, aber doch Hoffnungen erwedt, die vom Sparen abhalten; 
ferner Einfuhrprämien, Ausfuhrverbote, Suspenfion der fornverbrauchenden Lurud: 
gewerbe. Auch diefe Maafregeln haben fid) nirgends als vortheilhaft oder ausrei— 
hend bewährt, wohl aber den Staatscaffen überall große Opfer verurſacht, oft Die 
Laft, weldye das Ganze bedrüdt, widerrechtlich auf die Schultern Einzelner gewälzt, 
und diefe Einzelnen fo ruinirt. 

Das Einzige, was von Seiten der Regierungen mit Erfolg im Intereſſe ded 
Kornhandels und einer immer genügenden Verforgung mit Korn geichehen kann, it 
die Einführung voller Gewerbe: und Handelsfreiheit , die Sorge für die ungehemmte 
Entwidelung des Verfehrs und die Sorge für rechtzeitige Publication wahrheitsge— 
treuer und umfaffender ernte- und handelsitatiftiicher Publicationen. Großbritannien, 
welches bei einem Bedarfe von 2,,, —2,, Duarters Getreide für den Kopf der Bevoͤl⸗ 
kerung, jährlich S—16 Millionen Quarters fremdes Getreide kaufen muß, hat ſeit 
Aufhebung der Kornzölle und ſeit dem Uebergange zur Handelsfreiheit nie unter er: 
heblihem Kornmangel zu leiden gehabt. Es bilvet den Hauptmarkt des Weltfornhan 
deld. Daß, was man Kormwucher nennt, d. h. der Aufkauf von Getreide, um es mit 
Vortheil wieder zu verfaufen, in England mit großartigen Mitteln und im ausgedehnte 
teften Maaße betrieben wird, fommt ganz Europa fehr wohl zu Statten, Wie in Eng 
land, fo wird aud) auf dem ganzen Gontinent das Geſpenſt des Kornwuchers immer 
mehr verjchwinden, je größere Bedeutung der Dampf ald Motor der Transportmittel 
gewinnt, umd je weiter und tiefer die Principien der Handelsfreiheit in die Maſſen 
eindringen. 

Daß man von Wucher nur bei zweierlei Handelsarten, beim Miethhandel mit 
Geld und beim Kaufhandel mit Getreide redet, hat feinen Grund jedenfalls darın, 
daß hier wie dort die Benugung eines Nothitandes zur Realifirung von außergewöhns 
lichen Gewinnften ganz beſonders leicht möglich, aber nach der Meinung der Menge 
auch befonders verwerflich fheint. Hier wie dort ift in neungig von hundert Fällen 
was als fträflihe Habgier verurtheilt wird, nicht nur völlig gerechtfertigte Betech⸗ 
nung, ſondern auch wirthſchaftliche Nothwendigkeit. Hier wie dort, wie im Hande 
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überhaupt, find vereinzelte Ausſchreitungen unvermeidliche Uebel, die aber an Zahl 
und Gefährlidyfeit zunehmen, wenn fünftlihe und faliche Mittel angewendet werben, 
um fie zu befeitigen. 

Literatur: Fr. ©. Schulze, Ueber den deutſchen Kornhandel und die 
deutiche Volfsbildung. Jena, Fr. Frommann 1848. — W. Roſcher, Ueber Korn» 
handel und Thenerungspolitif, Stuttgart 1852. — Derſelbe, Nationalöfonomif 
des Aderbaues. 3. Aufl. Stuttgart 1861. ©. 411—445, 

A. Emminghaus. 


Krankencaſſen. 

Krankheiten haben eine dauernde oder vorübergehende Erwerbsunfähigkeit zur 
Folge, ſo daß die von ihnen betroffenen Perſonen entweder gar nichts, oder nicht ge— 
nug verdienen fönnen. Frühzeitig bildeten ſich daher Inſtitute, welche theils die Verfors 

ung und Heilung von Kranfen in öffentlichen Anftalten, oder die Unterftügung der- 
Felben aus aefammelten Beiträgen bezwedten. 

Mährend man indeß jchon längft umfafiende Beobachtungen über die mittlere 
Lebensdauer und über die Sterblichkeit angeftellt hatte, fam man erft in neuerer Zeit 
dazu, auch über die Wahrjcheinlichkeit des Krankwerdens und über den Eintritt und 
die Dauer von Krankheiten umfaſſende ftatiftiiche Beobachtungen anzuftellen und Mor» 
bilitätstabellen gleich den Mortalitätstabellen zu entwerfen. 

Im Allgemeinen hat ſchon jedes Lebensalter feine eigenen Krankheiten, bei den 
20—40jährigen zeigen fich meift Yungenfranfbeiten, im Alter von 40—60 Jahren 
Unterleibsfranfheiten. Gewifle Arbeits» und Berufszweige erzeugen eigenthümliche 
Krankheiten; bei dem Zug- und Kahrperfonal der Eifenbahnen finden wir 3. B. rheu— 
matiiche und Lungenfranfheiten, Ericyütterungen des Gehirns und Nervenſyſtems; Die 
Schleiferwerfftätten und Stahlfabrifen erzeugen ebenfalls Lungenfranfheiten, gleichwie 
die Arbeiter in den Kalkfteinbrüchen frühzeitig ſchwindſüchtig werden. 

Befonders Finlaifon und Nelfon in England fammelten umfaflende Erfah: 
rungen über die Erfranfungen unter den Arbeitern jedes Alters, und über die Dauer 
diefer Krankheiten. Es fand ſich, daß von 100 Arbeitern durchfchnittlich 25 alljährlich 
franf werden, und daß die mittlere Kranfheitspauer durchſchnittlich 41 Tage beträgt, 
mithin auf jeden Arbeiter 10 Kranfheitstage kommen. 

Gigenthümlich aber ift die Beobachtung, daß mit jedem zurüdgelegten Arbeits- 
jahr die Zahl der Kranfheitstage fteigt ; fie beträgt bei 30 Jahren 7,95, bei 44 Jahren 
10,05, bei 57 Jahren 15 und bei 70 Jahren 38,,, Tage. 

In Leipzig ift durchſchnittlich die Zahl der Kranfheitstage geringer als in Eng: 
land. Sie verhält ſich in Leipzig wie 1:0,44. Aehnliche Beobachtungen hat man 
in Dresden bei den verjchiedenen Kranfencafien gemacht. Bei der Caſſe der Leipziger 
Polizeidiener betrug die Krankheitspauer durchſchnittlich 30 Tage; in Preußen wur- 
den 1861 in den öffentlichen Kranfenbäufern 171616 Kranfe mit 6555165 Krank— 
heitötagen verpflegt, jo daß auf jeden Kranken durchichnittlich 38 Tage fommen. 

Bei einem gemiichten Rublicum treten bezüglich der mittlern Krankheitsdauer für 
einzelne Länder und Städte feine erheblichen Unterjchiede hervor. 

Auf Grund diefer Erfahrungen, welche vor Allem in Deutichland durd Dr. Heym 
in Leipzig gefammelt worden find, hat man in neuerer Zeit rationelle Kranfenverfiche: 
rungsgejellichaften eingerichtet. Die Unterftügung,, welche den Mitgliedern zutheil 
wird, ift bei ihnen fein Almofen, Feine Art der Wohlthätigfeit, fondern ein wohler— 
worbenes Recht. Gleich den Grevditgenofienichaften find dieſe Gefellichaften auf den 
Grundfag der Gegenfeitigkeit und Selbfthülfe errichtet. Es handelt ſich bei ihnen um 
Leiftung und Gegenleiftung. Die bedeutendfte Geſellſchaft derart ift Die von Dr. Heym 
in Leipzig begründete Leipziger Kranken-, Invaliden- und Lebensverſicherungsgeſellſchaft 
Gegenfeitigfeit, welche bereits feit 1855 befteht. 

Weſentliche Momente, welche bei der Einrichtung einer foldyen Caſſe in Frage 
fommen, find: 1) Die Bemefjung der Monats: oder Jahresbeiträge, welche zu entrich« 
ten find, um ein beftimmtes wöchentliche® Kranfengeld zu erwerben. Gin 20jähriger 
hat, um in Kranfheitsfällen 1 Thlr. wöchentliches Krankengeld zu erhalten, monatlich 
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43 Pfennige, ein 3Ojähriger 51 Prennige zu bezahlen ; 2) die Beftimmungen über die 
Fälle, in denen Kranfengeld gewährt wird. Einige Vereine fnüpfen die Bezahlung an 
die ärztliche Beſcheinigung darüber, daß das erfranfte Mitglied in feinen gerwöhnlichen 
Arbeiten oder Berrichtungen ganz oder theilweile gehemmt oder beeinträchtigt it. Im 
legtern Falle wird nur das halbe Krankengeld gewährt. Jeder Anfpruch aber erliicht, 
wenn das erfranfte Mitglied außerhalb des Vereinsbezirks feinen Wohnfig nimmt und 
dadurd; eine Controle unausführbar geworden ift; wenn es vor der Aufnahme mit 
verjchwiegenen chroniichen oder ——— Krankheiten behaftet iſt, und die ärztlichen 
Vorſchriften nicht befolgt. Syphilitiſche Krankheiten gewähren, weil fie durch eigene 
Verſchuldung meift herbeigeführt werben, ebenfalls feinen Anfpruch auf Krankengeld. 
Dafjelbe ift der Fall bei verheiratheten oder unverheiratheten Frauen während der erften 
ſechs Wochen nach der Niederkunft, beim Eintritt einer Fehlgeburt und bei allen 
Krankheiten, welche eine gewöhnliche Folge der Schwangerſchaft oder Menftruation 
find ; 3) die Dauer der Gewährung von Krankengeld überhaupt. Viele Vereine geben 
nur ein halbes Jahr Krankengeld für die nämlicye Krankheit, und zwar zahlen % im 
eriten Quartal den vollen verficherten Betrag, im legten Quartal die Hälfte. Der 
Leipziger Verein gewährt anderthalbjähriges Krankengeld. Meberfteigt die Krankheit 
die ftipulirte Dauer, jo wird fein weiteres Krankengeld mehr gewährt, ebenjowenig in 
dem Falle, wenn über eine bejtimmte Gefammtzeit hinaus ein und diefelbe Kranfheit 
hervortritt, welche nur eine nothwendige Fortiegung der früher gehabten Krankheit ift. 
Die —— ven ſolchen rationellen Krankencaſſen ift den Arbeitern und 
den Arbeitgebern dringend zu empfehlen, und zwar um fo mehr, als die Entrichtung 
der Beiträge für die Arbeiter fein Opfer ift; die Ausgabe hierfür fommt dem gleich, 
was der Arbeiter alljährlicy durchſchnittlich für Krankheiten ausgeben muß, ja die Jab- 
resbeiträge kommen den Betheiligten in der Regel noch niedriger zu ftehen. 
Ein befondered Augenmerf ift darauf zu richten, daß foldye Kranfencaflen unter 
einer möglichft großen Anzahl von Perſonen verfchiedenen Alters und Geſchlechts ein- 
erichtet werden. Schon in den VBerwaltungsfoften tritt hierdurch eine erhebliche Er- 
parniß ein. Bernhard Miller. 


Krieg. 

Bi. ſchönen Zeiten eines ewigen Friedens werden leider noch lange blos fromme 
Wünſche und Träume bleiben, jo fehr ſich auch die weitaus größte Anzahl der Men- 
chen darnad) fehnen mag. Wenn irgend etwas geeignet ift, davon zu überzeugen, wie 
weit ſelbſt in den freieften und gebildetiten Staaten Europa's das Wolf noch von einem 
überwiegenden Einflufje auf feine Regierung entfernt ift, fo ift e8 die Wahrnehmung, 
daß eine verjchwindend Fleine Anzahl allerdings einflußreicher Männer, wenige Diplo» 
maten, nicht felten nur ein einziger ruhmbegieriger oder herrſchſüchtiger Fürft im 
Stande ift, zwei Bölfer zum wildeften Kampfe gegeneinander zu führen, obgleich auf 
beiden Seiten unter Tauſenden faum Einer für den Krieg geftimmt war, obgleich fer: 
ner von einer gegenfeitigen Grbitterung faum die Rede fein fonnte. Es ift ein gleich: 
gefährliches und gleichtrauriges Vorrecht der Fürften, jelbftändig über Krieg oder Frie- 
den entſcheiden zu können, und der einzige Rüdhalt der Volfövertretung , Die Budget: 
bewilligung oder die Genehmigung einer neuen Anleihe zeigt fid) gerade bei dem Kriege 
in ihrer ganzen Hohlheit, da befanntlich noch nie ein Krieg geführt worden ift, deſſen 
Koften im Voraus firirt worden wären. Das rollende Rad des Schladhtengotts läßt 
ſich durch fein Veto der Landesvertretung aufhalten, und wenn das Baterland in Ge- 
fahr ift, gleichviel ob verfchuldet oder unverjchuldet, gi fein Zaudern mehr; denn Jeder 
ift verbunden, Hab’ und Gut, und felbft das eigne Leben in die Schanze zu fchlagen. 

Der Krieg vergeupdet zuvörderſt das edeljte und koſtbarſte Capital des Staats, das 
Menſchenleben, und gegen den Verluft von Intelligenz und phyſiſchen Kräften kommen 
brennende Städte und Dörfer, zerftampfte Saaten, zerſtörte Waarenlager, kommt jelbft 
der größte Schaden, der durd) Die Stodung des Handels und des Verkehrs hervorge— 
bradyt worden ift, faum in Betracht. Und nicht Die blutigen Schlachten find es, Die die 
meiften Menfchenleben koſten. Auf 10 Gefallene oder Schwerverwundete fommen hun- 
dert, die infolge der Strapagen des Krieges oft ohne jede Berwundung ihr Leben ver- 
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lieren. In feiner Gefchichte der deutfchen Freiheitsfriege in den Jahren 1813 und 1814 
giebt Major Beitzke zum Schluß eine Ueberfiht von den enormen Menſchenopfern 
der Kriegsjahre von 1812— 1814. Napoleon verlor in Rußland durch Hunger, Kälte, 
Strapagen und Gefechte in Allem 500000 Mann , 150000 Pferde, 1200 befpannte 
Geſchütze und ein ungeheures Kriegsmaterial. Im Feldzug des folgenden Jahres ver- 
lor er bis zum MWaffenftillftande nach der Schladht bei Baugen bis zu 40000 Mann, 
und nad) wieder eröffnetem Kriege brachte er von den 300000 Mann, mit denen er den 
Feldzug eröffnete, nur nody 70000 Mann über den Rhein; die Uebrigen waren tobt 
oder lagen verwundet und Franf in deutfchen Lazarethen. Hierbei find die Mannſchaf— 
ten nicht mitgerechnet, die in Stärfe von 80000 Mann in den Feftungen zerftreut wa— 
ren und nad) der Gefangenichaft ihr Vaterland auch kaum zur Hälfte wiederfahen. 
Bon den über den Rhein geretteten Neften des Heered und von den neu eingezogenen 
Eonfcribirten ftarben zu Ende des Jahres 1813 und Anfang 1814 circa 100000 Mann 
am Nervenfieber ; weit über 100000 Menfchen koſteten auf franzöfifcher Seite bie 
Schlachten in Frankreich. Gleichzeitig wüthete der Kampf in Spanien und in Italien, 
fo daß die Vernichtung Napoleons Frankreich nicht weniger als eine Million feiner 
fräftigften Männer gefoftet hat, und nicht viel geringer — vielleicht nur um 100000 
Mann niedriger — fann der Verluft feiner Gegner geweſen jein. Zwei Millionen 
Menſchen — und welhe Mühe und Sorgfalt foftet allein ein Menfchenleben , zu wel« 
hen Erwartungen und Hoffnungen berechtigten alle die, welche von der blutigen Burie 
ded Krieges dahingerafft wurden; welches unendliche Herzeleid und welche Thränen 
wurden ibnen nicht nachgeweint! Heute noch machen ſich in Frankreich und in dem 
Lande, das verhältnigmäßig Die meilten feiner Söhne in den Befreiungsfampf jchidte, 
in Preußen, die Nachwirkungen des Riefenfampfes bemerkbar, dort in der Äußerft ge- 
ringen Zunahme der Bevölferung (1821 betrug die Einwohnerzahl Frankreichs 30,, 
Mill., 1861 36,, Mill., in 40 Jahren demnady nur 122:100), hier nad) den 
jhägenswerthen Unterfuchungen des Dr. Engel durch die Abnahme der fogenannten 
mittlern Lebensdauer, die von 1821—1860 von 38,., Jahren bis auf 35,,, Jahre 
herabgegangen ift. 
ie Befreiung vom ausländischen Joch und die Rettung der nationalen Selbftän- 
digkeit mögen von deuticher Seite felbft mit folhen ungeheuern Opfern nicht zu theuer 
erfauft fein. Das legte Jahrzehnt hat aber wiederum europäische Kriege im Gefolge 
gehabt, bei denen ein gleich hoher Preis höchft bedeutenden Verluften an Menfchen- 
leben und Gapital kaum gegenüberftand. Kolb veranfchlagt den Menjchenverluft des 
Krimfrieges auf 373000 Soldaten und zwar Britten 33637, Franzoſen 86982, Sar- 
dinier 2532, Türfen circa 50000 und Ruſſen 200000; die Koften für die Staatd« 
caffen alſo ohne Veranſchlagung des verwüfteten Privatvermögens und der Folgen 
einer allgemeinen Gefchäftsitodung) England 520 Mill. Thlr., Frankreich 619 (wo 
von 560 Mill. durdy Anleihen on el Türfei 50, Sardinien 16, Rußland 350, 
Defterreich, für Rüftungen 148, übrige Staaten 30 Mill. Thlr. — Seit nunmehr 3 
Jahren ift der furchtbarfte Bürgerkrieg in den nordamerifaniichen Staaten entbrannt, 
und ganz Europa ift darüber einftimmig, daß Süden und Norden mit einer unbegreif- 
lichen Verblendung in ihrem eignen Fleiſche wüthen. Ueber die Anzahl der infolge des 
Kriegs eingetretenen Menfchenverlufte liegen nody feine fidheren Data vor, eine Ueber: 
ficht der total veränderten Finanzlage der Union, wie fie für das engliſche Blaubuch 
durch den Secretair der engliſchen Geſandſchaft in zer dr Stuart, vorgelegt 
worden find, giebt wenigftens für die total unproductive Gapitalverfchwendung die 
nöthigen Unterlagen. Es betrug in den Nordftaaten — mit Ausfchluß des Südens — 
Schuld Verzinſung der Schuld Neue Anlehen 
1860. 13 299733 Pfd. St. 630372 Pfo. St. 4265954 Pfd. St. 


1861.  18'658691 — 821390 = 8595833 = 
1862. 105'587509 + 2708485 — 108766418 = 
1863. 225625883 — 5077997 = 159483031 = 
1864, 346397667 = 12148898 = 121'971252 = 


veranſchlagt bie 
30. Juni 1865. 458302913 +» 17533004 = —— 


* 


524 Krieg. 


Bon den Ausgaben nahmen Landheer und Flotte den weitgrößten Theil in An- 
fpruch, und trog der bedeutenden Erhöhung der Zölle, die auf die Production den 
empfindlichften Rüdichlag äußern muß, mußte nody eine großartige Erhöhung der 
Steuern neben den Anlehen aushelfen. 


Koften des Heeres Koften der Flotte Ertrag der Zölle 
1860. 3369562 Pfd. St. 2364096 Pfd. St. 10'921460 Pfd. St. 
1861. 4'718921 ⸗ 2552069 = 8127746 = 
1862. 80979139 =» 8’762745 — 10’073182 = 
1863. 123’059260 = 12’979693 = 14'180624 = 
1864. 181’823308 = 23199011 . 14899798 = 


Die directen Steuern ftellten ji 1862 auf 368651, 1863 auf 304949, die in- 
directen Steuern 1862 auf 7928114 Pfd. St. Für 1864 waren directe und indirecte 
Steuern (mit Ausnahme der Zölle) auf 19934232 Pfd. St. veranichlagt. 

Man muß ſolche Zahlen betrachten, um die furdhtbaren Wirfungen des Krieges 
in ihrer ganzen Größe nicht überfehen, fondern nur ahnen zu können. Und wie jelten 
entiprechen die Refultate nur einigermaaßen den gebradhten Opfern! Wenn aber doch 
faft jeder Krieg in feinen freilich jehr theuer erfauften Folgen wenigftens einiges Gute 
bringt, wenn er die Nationen hier und da erfrifcht,, fie aus ihrer Verſumpfung geret- 
tet, wenn beiſpielsweiſe durch den unglüdlicdyen Krieg von 1806 der Grund zu Preu— 
ßens inneren Reformen gelegt, wenn durch den Marfch der ruffiichen Völferichaften 
von 1813 und 1814 bis nach Frankreich hinein andere Anfchauungen in den Söhnen 
der rufftfchen und aftatiichen Steppen gewedt worden find: fo lagen dieſe Nugeffecte 
nicht in dem urjprünglichen Zwede der Kriegführenden, jondern in der ewig weten 
MWeltordnung des Schöpfers begründet, der felbft die größten Werfehrtheiten der 
Menichheit feinen großen und herrlichen Plänen dienftbar zu machen verfteht. 

Eine Verſchiedenheit der Meinungen und Interefien wird übrigens immer nicht 
nur zwifchen den einzelnen Menſchen, fondern auch zwifchen den Nationen beftehen. 
Der Eontact der Stämme und Völker unter einander, den Humboldt als den Trä- 
ger der Fortichrittsideen bezeichnet, Fann und muß bei den gegenwärtigen Verhältniffen 
zu gewifien Zeiten zu Reibungen führen, und wenn die ganze Erde unter der milden 
Herrichaft eines Einzigen ftände, fo würden die entgegenlaufenden Intereffen der Erd- 
theile jehr bald ein Auseinanderfallen des einen mächtigen Reiches bewirken. Die 
welthiftoriichen Mifftonen , ohne die eine längere Dauer eines größern Staats nicht 
möglid) ift, führen in ihren Differenzen ganz von felbft zu Verwidelungen, die jchließ- 
lich bei der Leichtentzündlichfeit der menjdylicdyen Gemütber durch die befannte ultima 
ratio der Machthaber entidieden werden. Db eine fpätere Zeit Dies Ändern werde, 
läßt ſich jegt noch nicht vorausfehen, fo fehr e8 audy zu wünfchen fein mag. 

Das Eine ift wenigftens durch die fortichreitende Gultur erreicht worden, daß die 
Kriege menschlicher geführt werden. Soviel Elend auch jeder Kampf zwiſchen 2Natio- 
nen im Gefolge haben mag, fo geht man dod) nicht mehr darauf aus, jeden einzelnen 
(Privaten) Angehörigen des feindlichen Staats an Leben und Eigenthum zu beichädi- 
gen, und fo vernichtend der Krieg auch jederzeit fein wird, fo werden dod) eigentliche 
Pernichtungsfriege immer feltener geführt. Gerade der Volfswirthichaft muß wefent- 
lid) daran gelegen fein, daß gewiſſe völferredhtliche Beftimmungen die Beftgthümer der 
Privaten nicht unter den Schuß der Verträge — denn Verträge hören mit dem Kriege 
auf, da diejer die Tendenz hat, Gewalt vor Nedyt gehen zu laſſen — fondern unter den 
Schutz der öffentlihen Meinung ftellen. Das Tödten wehrloier Bürger, das Erſchie— 
gen der Kriegsgefangenen, Sengen und Brennen wilder Kriegshorden , die uner- 
fdywinglidyen Gontributionen,, das zweckloſe Vernichten von Befigthümern, die nicht 
direct zur Verftärfung der Wehrfähigfeit geeignet waren, und hundert andere Gewalt: 
thaten find doch glüdlidyerweije Seltener geworden , weil die öffentliche Meinung fich 
mit viel größerer Entſchiedenheit, als früher dagegen ausſprach. Es wird Aufgabe der 
gefittetften Nationen fein, fi über gewiſſe Säge des Kriegsbrauds fchon in Frie— 
dengzeiten zu einigen, und wenn auch nicht mit Sicherheit darauf zu rechnen ift, daß 
während der Feindieligfeiten in allen Puncten darnach gehandelt werde, fo ift bei ecla- 
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tanten Fällen doch der öffentlihen Meinung, nah Befinden auch dem Einfchreiten 
mächtiger Staaten ein Anhaltepunct gegeben. 

Nicht minder wichtig ift für die Volfswirthfchaft Die Frage, ob es nicht möglich 
jei, den bedeutenden materiellen Schaden , der dem Einzelnen durch den Krieg erwach— 
fen fann, auf Die Gejammtheit des Staats zu übertragen und fo, ähnlidy wie im Ver: 
jicherungsweien, weniger fühlbar zu madyen. Daß der Staat verbunden ift, den er- 
werbsunfähig gewordenen Krieger nicht blos auf den Leierfaften und die Milpthätig- 
feit zu verweilen, ift als jelbftverjtändlid) zu betrachten ; denn wer dem Staat zu Liebe 
jein Leben in die Schanze geichlagen und mit feiner Gejundheit jeine Arbeitskraft ge- 
opfert hat, darf billigerweife nicht der bitterften Armuth preisgegeben jein. Wie wenig 
indefien leider für die Invaliden noch geichieht, ift befannt genug. — Daß ferner Ein- 
quartirungen , Lieferungsausichreiben, Kriegsfuhren,, ebenſo auch etwaige aus ftrate- 
giihen Gründen unvermeidlicd gewordene Zerftörungen von Privateigenthbum (Zer: 
ftörung von Eiſenbahnen, Brüden , Abbrud) von Gebäuden u. ſ. w.), fobald fie von 
der eigenen Regierung angeordnet find, vollentihädigt werden müſſen, bedarf wohl 
faum noch bejonderer Erwähnung. Sobald e8 ſich aber um die gleichen vom Feinde 
erzwungenen Anforderungen handelt, fommen andere Gejihtspuncte in Frage. Der 
Staat jelbft darf, was den Rechtspunct betrifft, hervorheben, daß jene Kriegslaften 
nicht auf feine Beranlaffung und Anordnung auferlegt worden find, und daß daher 
auch, ſolange der Staat nicht als allgemeine Aſſecuranzanſtalt betrachtet werden kann, 
eine Entihädigung von der Geſammtheit und jelbft von Denen nicht gefordert werben 
könne, die in abgelegenen Provinzen von ähnlichen Laften ganz verſchont geblieben 
find. Die Grengbezirfe, die größeren Städte und die Ortfchaften, welche an den Stra- 
Ben und Eijenbahnen liegen, baben außerdem in Friedenszeiten manche Vortheile von 
ihrer günftigen Lage: mit dem größern Gewinn haben fie für Kriegszeiten auch das 
größere Rifico zu tragen. Da der Handel und rüdwirfend die Production in Kriegszei— 
ten im ganzen Lande gejtört find, Jo würde nach analogen Fällen jeder einzelne Fabri— 
cant, jeder Keine Krämer, der feinen einzigen feindlichen Soldaten zu jehen befommen, 
eine Entjhädigungsrechnung einreichen dürfen. Uebrigens würde der Feind davon gleich- 
falls Notiz nehmen und fidy in weit geringerem Grade zur Schonung veranlaßt jehen, 
da jede Vernichtung von Werthgegenftänden nicht mehr den — man fönnte faft jagen: 
neutralen — Privaten, jondern den feindlichen Staat treffen würde. Sehr jchwierig 
würde endlich) von Seiten der Beichädigten der genaue Nachweis der Höhe ihrer An- 
jprüche zu führen fein, und übertriebene Korderungen möchten faum ausbleiben. — 
Aus Diefen Gründen iſt ed nicht zwedmäßig, Die unvermeidlichen Kriegslaften der be- 
drängten Diftricte ein für allemal gejeglich auf Die Gefammtheit zu übertragen — billig 
ift ed aber in jedem Falle, daß nad) beendigtem Kriege den Bezirken, die am meiften 
gelitten haben, durch Steuererlaß, Bermehrung der Kommunicationsmittel und andere 
Erleichterungen eine nachträgliche Entſchädigung zu theil werde. Hierher würden aud) 
theilweife Rüdzahlungen von Gontributionen und Brandſchatzungen gehören. Die 
volle Entihädigung derartiger Summen würde aber nad) den bereits erwähnten Grün: 
den faum gefordert werden Fönnen, wozu nod) fommt, daß Gontributionen und Brand- 
ihagungen in der Regel nichts anderes find, als der Losfaufspreis von nod) ſchwere— 
ren Uebeln, die der Feind jonft über Perſonen und Güter des bejegten Ortes oder 
Diftrictd verhängt haben würde. 

Ueber die abweichenden Verhältniffe des Seekriegs vgl. Art. Schifffahrt. 

Literatur: W. Rüftow, Der Krieg und feine Mittel. — Klüber, Euro- 
päifches Völferredyt. — Wheaton, Elements of international law (in franz. Be- 
arbeit. Elements du droit international. Leipzig 1852). — Heffter, Dad euro- 
päiiche Völferrecht der Gegenwart (Berlin 1844). H.B. 


Krifen Abſatz-, Productionskriſen, Geld», Gapital:, Ereditfrifen). 
Vol. u. A. die Art. Eredit, Speculation, Abfag, die verjchiedenen 
Bankaͤrtikel. 
I. Begriff und Weſen. Das Wort Kriſis hat in der Volkswirthſchaftslehre 
in vielen Fällen, 3. B. in Zufammenfegungen wie Baumwollkiifis, Krifis in der 
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Handweberei, Münze, Scheidemüngkrifis (mie beim Verſchwinden der Scheidemünge 
infolge ftarfer Entwerthung des uneinlösbaren Papiergeldes) diefelbe Bedeutung, 
wie im gewöhnlichen Sprachgebrauch: hochbedenkliche, der Entiheidung nahe, be= 
dürftige Lage. Verwandt mit diefer Bedeutung ift der beftimmte wiſſenſchaftliche Be: 
griff der Krifis, welcher fich allerdings nicht ganz leicht in eine präcife Definition 
zufammenfaffen läßt. Krifis bezeichnet biernach die maſſenhaft auf einmal 
auftretende Zahlungsunfähigfeit felbftändiger wirthſchaftlicher 
Unternehmer. 

Diefe Zahlungsunfähigfeit kann im doppelten Sinne vorliegen. Entweder be: 
fteht fie in der Nichterfüllung contractliher Verbindlidfeiten der 
Zahlung gegen den Öläubiger, jegt aljo das Borhandenfein irgend weldyer 
Greditverhältnifie voraus, oder fie tritt ald Mangel an Zahlungsmitteln Gü— 
tern) zum Anfauf der nothiwendigen Befriedigungsmittel und an Productionsmitteln 
(Gapital) zur Fortjegung der Production auf. Im erfteren Falle ift die Krifis eine 
Greditfrifis, eine Banferottepidemie. Dies find die Krifen, welche vom volks— 
wirthichaftlihen Gefihtspuncte aus vornehmlich zu unterfuchen find; fie hat man beim 
Worte Krifis auch meiftens im Sinne. Bei ihnen liegt faft immer eine mehr oder 
weniger weitgehende eigene Verfchuldung der Unternehmer vor. Ihr Wefen befteht in 
der ———— Nichtzahlung von fälligen Schulden, und zwar faſt ausnahmelos 
Geld ſchulden. Daneben kann eine Creditkriſe die Erſcheinungen der anderen Art 
Krifen mit im Gefolge haben. Diefe legtere, zweite Art hat aber oft ihren jelbitän- 
digen Urfprung in unabwendbaren Elementarereignifien, beſonders joldyen zerftören: 
der Natur, in großen Mißernten (Theil von Ungarn 1863), Ueberihwenmungen, 
Feuersbrünften, in Kriegen und inneren Unruhen, ſoweit hierdurd) eigenes (nicht ge: 
— Gebrauchs- und Productivcapital zerſtoͤrt wird, bedingungsweiſe auch in 
natürlicher (nicht in künſtlicher, durch Menſchen bewirkter) Ueberproduction, z. B. 
bei fortdauernden guten Ernten in der Landwirthſchaft (die landwirthſchaftliche Krifis 
eines großen Theild von Europa in den 1820er Jahren gehört infofern zum Theil 
— Hier liegen ſtarke Capitalzerſtörungen und daher Productionskriſen, ander— 
eits natürliche Ueberproduction und Abſatzkriſe vor. Dieſe Kriſen ſind mehr den nie— 
deren und mittleren Wirthſchafts- und Culturſtufen eigen verwüſtende Kriege i. e. S., 
der 30jähr. Krieg, ſchlechte Communicationsmittel). 

Die Ereditkrifis jegt eine größere Entwidelung des Greditweiens voraus, ift 
alio eine Erfcheinung höherer Wirthichaftsitufen, ein Kind der Neuzeit. Das Wort 
Ereditfrifis bezeichnet das Wefen der Ericheinung und fcheint deshalb auch noch 
den Vorzug vor dem Worte Abſatzkriſen, weldhes u. A. Roſcher befürwortet, zu 
verdienen. Die enticheidende Rolle unter den Urſachen der Krifis jpielt der Credit, 
defien Gebrauch und Mißbrauch Ueberjpeculation und Ueberproduction hervorruft. 
Der Ausbrudy der Krifis jelbft wird veranlaßt durch die Nothwendigfeit, Eredite ab: 
zuzahlen, Zinfen für Eredite (Hypothefen in der Landwirthichaft, beim Häuferbau) 
zu bezahlen, durch die Unmöglichkeit einer Prolongation des Credits u. ſ. w. Abſatz— 
ſtockung ift in der Regel eine die Krifis begleitende Erſcheinung, meiftens paßt daher 
der Name Abjagfrifen, das Wefen des Uebels bezeichnet er aber nicht jo genau, wie 
der Name Greditfrife. Für Krifen auf den Fondsmärkten, wie i. 3. 1856, eignet fid) 
der erftere Name z. B. nicht immer, wenn wie damals die Schwierigfeit vorzugsweile 
in der Leiftung der reftirenden Sinzahlungen liegt. Der Ausdrud Geldkriſis iſt 
irreführend, weil das Wort Geld vicldeutig iſt; Gapitalfrijis ift nicht genau 
genug, Handelsfrifen einfeitig, denn Krifen befchränfen fich nicht auf den Kauf: 
mannsitand, 

Hier fönnen, aus Nüdfiht auf den Raum, nur die Ereditfrifen betrachtet 
werden. Dieje Krifen zerfallen in befondere (fpeciale) und in allgemeine. 
Beide Arten werden bier getrennt unterfucht. 

II, Befondere (jpeciale) Krifen. 1. Speculation. Entjtehung und 
Verlauf diefer wie der allgemeinen Krifen hängen mit der Entwidelung der geſchäfts— 
mäßigen Speculation enge zufammen (f. d.). ine Speculation entfteht im Han: 
del und den anderen Sachgüter producirenden Gewerben regelmäßig in demjenigen 
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Zweige, in weldyem aus irgend einem Grunde die Herftellung oder Herbeifchaffung 
einer Waare vorausfichtlich befonders lohnend werden, d. h. einen höheren als ven 
üblichen Durchſchnittsgewinn bieten wird. Es bildet ſich eine „Meinung“ für den in 
foldyer günftigen „Eonjunctur“ befindlichen Artikel, infolge deren das Gapital mit 
Vorliebe der Production oder dem Handel mit diefem Artitel zuftrömt. 

Waarenhandelsfrijen find die wichtigften und häufigſten Fälle von fpecia- 
len Krijen. Eine eingetretene oder borausfichtliche Mißernte, ein plöglicdy ausbrechen: 
der oder drohender Krieg und das nahe Ende eines joldyen, wodurch Nachfrage und 
Angebot, Zufuhr, Production diefer oder jener Waare eine Aenderung erleiden muß, 
Zollreformen, Bejeitigung beftehender Zollihranfen, Aufichluß eines fremden Han- 
delögebietes, dieje und ähnliche Momente rufen mit Sicherheit gewiſſe Preisftellungen 
hervor und darauf jpeculirt der Kaufmann. Jede Sperulation, a la hausse wie à la 
baisse, gründet ſich auf einen ungewöhnlichen, infofern abnormen Zuftand der Volks— 
wirthichaft, und dient ald das wirthichaftlihe Correctiv diefer Abnormität. Nutzen 
und Berehtigung der Sperulation find deshalb ganz unzweifelhaft. Soweit der 
Credit, wie in der Regel bei der Speculation, namentlich aber bei der in größerem 
Maaßitabe erfolgenden, hierbei mitwirft, zeigt fich feine Erfprießlichkeit deutlich. 
Nur durd) die Speculation fann die heilfame Ausgleihung von Angebot und Nad)- 
frage und damit der Preije bewirft und das Gapital in diejenigen Ganäle geleitet 
werben, in welchen es in der momentan für die VBolfswirthichaft productivften Weife 
verwendet wird. Das wichtigfte Beiipiel ift die Speculation im Kornhandel, weldye 
mit Recht als das ficherfte Praͤſervativ gegen — gilt. Aehnlich dient aber 
die Speculation auf zeitliche und räumliche Preisunterſchiede überall als Regulator 
der Production und des Handels. 

2. Die Ueberſpeculation. In jeder Speculation liegt jedoch eine große 
Gefahr: fie überdauert leicht die ihr zu Grunde liegende Conjunctur. Der Specu— 
lant, zumal der Routinier gewöhnlichen Schlages, betrachtet ſich nicht als dienendes 
Glied im Wirthihaftsorganismus, er glaubt in der Side der Erwerbſucht nur zu 
bald, die Gonjunctur zu beherrfchen, während diefe ihn beherricht. Gerade mit durch 
feine Speculationen jchlägt die Gonjunctur um. Bei der Hauffeipeculation: Gonfum 
und Radyfrage vermindern, Angebot, Production, Zufuhr vermehren, die Läger füllen 
fi, weil der Preis fteigt. Dadurch werden gerade die Bedingungen erfüllt, um die 
Gonjunctur zu verändern. Dauert die Speculation jegt nody in derſelben Richtung 
fort, fo muß das entftehende Mißverhältniß von Angebot und Nachfrage bald einen 
Umſchwung der ‘Preife bewirken. 

3. Der Eredit und die Speculation. Hat der Speculant bier immer 
nur mit feinem eigenen Gapitale fpeculirt, namentlich nicht auf Eredit gefauft, jo 
fann der ftodende Abjag, der baldige Fall der Preife ihm natürlich große Verlufte 
verurfadhen, ihn ruiniren, Aber daraus fann nicht das hervorgehen, was man gegen: 
wärtig eine Krifis, in diefem Falle eine Handelsktifis nennt. Dieſe jegt immer eine 
Speculation, reip. Ueberjperulation mit Hülfe des Gredits voraus. Die Bes 
nugung des Credits macht die Ueberfpeculation erft jo gefährlih. Durch Prolonga- 
tion der abgelaufenen Gredite wird es 3. B. möglich, die Waaren, ftatt fie rechtzeitig 
verfaufen zu müffen, noch zurüdzubehalten, den Preis durch neue forcirte Käufe aber» 
mals zu fteigern. Das Mißverhältnig zwiichen dem Marftpreis und dem Verhältniß 
des wahren Angebots und der wahren Nadyfrage wird dadurch immer größer, daher 
denn fchließlic) der Rüdichlag um fo gewaltfamer. Der Zufammenbrudy der Specu— 
lation erfolgt dann oft durch ein unbedeutendes Ereigniß. Die künſtliche Gonjunctur 
und die Preiſe werden nur durch den Gredit gehalten. Legterer wird immer zurück— 
haltender, theuerer. Der Speculant, welcyer feinen Credit mehr findet, die alten 
Wechſel nicht länger mit dem Erlös neuer, nidyt mehr discontirbarer bezahlen kann, 
muß endlidy verfaufen, der Preis fällt, der Abjag ſtockt. Das ift ein Signal zum 
Losichlagen der Waaren für alle Sperulanten. Der Erlös genügt nicht zur Erfüllung 
der Verbindlichfeiten, Zahlungseinftellungen erfolgen. Die eine zieht nothwendig Die 
andere mit fidy, weil die Speculanten eine einzige große Greditfette bilden Wechſel!), 
eine Ereditfrifis bricht aus. Die Krifis ſelbſt, der Ereditlofigfeit zunächſt entiprungen, 
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fteigert dieje legtere noch mehr. Die Intenfivität der Krifis wächft. Ueber die Krifis 
jelbft und die Dabei auftretenden Erjcheinungen und darin zu ergreifenden Maaßregeln 
noch) einige weitere Bemerkungen in dem Abjchnitt über die allgemeinen Krifen. 

4. Beifpiele von Waarenhandelsfrifen. Zu den wichtigften und im— 
mer noch häufigiten jpecialen Waarenhandelsfrifen gehören Krifen im Kornhandel, 
im Handel mit wichtigeren Goloniahvaaren, fodann im europäifchen Fabricatenerport= 
handel nad) überfeeifchen Plägen und, in einem gewiſſen Zufammenhange hiermit, 
im Handel mit Rohſtoffen für die Fabrication, endlid im Handel mit den durd) 
Kriege beeinflußten Artikeln. Begreiflid) genug: je mehr Production und Abſatz eines 
Artikels von Bedingungen, weldye dem Einfluffe des Speculanten nicht unterftehen 
und nicht einmal eine beftimmtere VBorausberehnung geftatten, abhängen, um fo leich- 
ter führt die Speculation zur Weberjpeculation, weil der Speculant die Zukunft jo 
deutet, wie er fie wünfcht; um jo leichter droht natürlich auch eine Krifis. Dies gilt 
namentlich von Waaren wie Nahrungsmitteln und Robjtoffen, deren Production nad) 
Menge und Güte vom Fartor Natur wejentlidy mit beherricht wird (Ernteausfall), 
von Waaren, deren ‘Production, Zufuhr, Abfag von fo ungewiffen Ereigniflen, wie 
dem plöglichen Ausbruch und Schluß eines Krieges abhängt. Die Verhältniffe frem— 
der Länder find weniger befannt, die Conſumtionskraft der legteren wird leicht über: 
Ihägt, die Richtung des Conſums zu wenig berückſichtigt. Im überfeeifchen Erport- 
handel find jich bis in die neueſte Zeit mit faſt periodiicher Negelmäßigfeit in kurzen 
Intervallen Meberfüllung der Märkte, Stodungen, Krifen, Waarenmangel, brillante 
Gonjuncturen, große Gewinne, abermalige Ueberfüllung gefolgt. Leichtiinniges Cre— 
ditiren auf lange Friften, ein unbejonnenes Conſignationsſyſtem tragen die Haupt- 
ſchuld; die Langiamfeit des Nachrichtenverkehrs und Transports ift jedoch ebenfalls 
an diejen Mißitänden betheiligt. Der Fehler der Speculation im Waarenhandel liegt 
mit darin, nicht einmal die Möglichkeit, geſchweige den Grad der Wahrjcheinlichkeit 
ungünftiger, die Speculation kreuzender Ereigniffe mit in Rechnung zu ziehen (eng: 
liihe Kornhandelskrijis im Frühjahr 1847, Falliffemente nad) dem Krimfriege; 
wahrjcheinliche enorme Krijis beim plöglihen Schluß des jekigen amerikaniſchen 
Bürgerfrieges). Die Wiedereröffnung und der erſte Aufſchluß von Ablagmärften und 
Bezugsländern haben aller früheren Erfahrung ungeachtet ſtets wieder zu Ueberſpe— 
eulationen, partiellen Weberproductionen, Kriten geführt (engliiche Krijis nach der 
Aufhebung der Eontinentaljperre 1813/14, Krife nad) der Eröffnung des ſpaniſchen 
Südamerifa für den europäiſchen Handel 1823—25, nad) den Handelsverträgen mit 
China 1841, nad) der Auffindung der californifhen und auftraliichen Goldlager, 
1849 ff. und 1851 ff.). Aus der Bedeutung des Eredits für jolche Ueberſpeculatio— 
nen erflärt e8 fid, daß in den Perioden großer Ereditfacilitäten folche Krijen beſon— 
ders leicht vorfommen (europäifchzamerif. Handel 1854). 

Gin Kennzeichen für den Uebergang der Speculation in Ueberfpeculation im 
MWaarenhandel liegt in dem fortdauernden Anwachſen der Lager bei gleichbleibendem 
oder fogar nod) fteigendem ‘Preife. Das ideale Ziel der Kornipeculation nad) Miß: 
ernten läßt ich wohl bezeichnen: der Preis muß jo hod) fteigen, daß bis zu dem Zeit: 
puncte, in weldyem der muthmaaßliche Ausfall der neuen Ernte mit einiger Sicherheit 
beurtheilt werden Fann, infolge verminderten Gonjums und gefteigerter Zufuhr noch 
foviel von den alten Borräthen vorhanden ift, um ein eventuelles neued Ernte- 
deficit deden zu können. Vergleichende ‘Productions: und Preisitatiftifen früherer 
Theuerungsperioden können hier allein zum Anhalt dienen. Gerade der Kornipecu- 
lant macht oft den Fehler, mit Sicherheit eine abermalige ſchlechte Ernte anzu: 
nehmen. 

, 5. Verhütung von Ueberjpeculation und Krifen. Ald präven- 
tive Mittel gegen die Urſachen von Krijen, d. h. gegen Ueberfpeculationen, 
dienen: Die genaue Kenntniß der Productions: nnd Abfagverhältniffe der Waaren, 
eine gute, A veröffentlichte, genaue Handels: und Productionsftatiftif, zuverlaͤſſige 
faufmännifche Berichte, die aufmerkffame Beobachtung des Ganges der Preife, der 

andelsbewegung (Monat für Monat), der Zollausweife, der Einclarirung zum 
er in's Entrepot, der Herausnahme aus legterem beſte Controle für den Im— 
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port und die vorausfihtlihe Conjunctur europäifcher Waaren in den Vereinigten 
Staaten), der Läger in erfter und zweiter Hand, unabläjfige Beachtung der Zeichen 
der Zeit auf dem Geldmarkte, der Bankausweiſe (Banf von England, Franfreich, 
Newyorker Citybanks! wöchentliche Publication), des Standes des Disconts und der 
Wechſelcourſe, der Ein- und Ausfuhr von edlem Metall, genaueftes und fpeciellites 
Studium der Handelsgeichichte, namentlich der ftatiftifchen Daten aus früheren Spe- 
eulationgzeiten und Kriſen. 

6. Andere ſpeciale Kriſen. Waarenhandelskrifen führen oft zu Krifen der 
betreffenden landwirthichaftlichen und induftriellen Gejchäftszweige. Die Zahlung für 
die auf Credit verfauften Erzeugnifje bleibt aus, die Falliſſemente im Handel wirfen 
jurüd, der Abjag ftodt, der Credit fehlt, die Krifis bricht aud) hier aus. Im umge: 
fehrter Richtung des Productions: und Abjagprocefies wälzt die Krifis fich jo von 
Geſchaͤftszweig zu Gefchäftszweig fort. Begreiflich genug bei der heutigen weitgehen- 
den Arbeitstheilung und der damit in Verbindung ſtehenden Greditverfettung, fo z. B. 
bei den in den legten zwei Jahrzehnten faft periodiſchen Rüdichlägen im überfeeiichen 
Babricatenerporthandel (3.3. Erporteur, dann Druder, Färber, Bleicher, Appreteur, 
darauf Weber, nun Spinner, Rohftoffimporteur und Producent, darauf Mafchinene 
fabrirant, Eijenhüttenbefiger, Bergbau, Rhederei, Schiffbau u. |. w., fo u. A. 1854/55, 
als ſich die Ueberfüllung der nordamerifanifchen und auftraliichen Märkte ftrafte, das 
Knownothingthum wüthete). In den ftoffprodueirenden und veredelnden, in den 
Transportgewerben, bejonders in der Rhederei charafterifirt fich die Ueberſpeculation 
als wahre partielle Ueberproduction einzelner Geichäftszweige. 

Auch originär, nicht als Rüdichlag von Waarenhandelsfrifen, fommen ſpe— 
ciale Krifen in wichtigen anderen ‘Productionszweigen vor, aber jeltener. Die Krijen 
der Hondsmärfte haben faft immer den Eharafter allgemeiner Krijen (1846/47, 1856). 
Speriale Krifen in gewiflen Actienunternehmungen, Eiſenbahn-, Bank-, Bergbau: 
frifen ereignen ſich ebenfalls wohl. Eigenthümlich find Ueberproductionen und Krifen 
in der Landwirthichaft und im Häuſerbau, befonders der großen Städte. Mebriäh: 
tige ſchlechte Ernten, große Fortichritte der landwirtbichaftlichen Technik veranlajien 
leicht eine plögliche übergroße Gapitalanlage in der Landwirthſchaft, und zwar vor 
zugsweiſe eine ftarfe Benupung des Credits. Namentlicd wird viel umlaufendes in 
ftehende8 Capital verwandelt, alſo nur ratenweife in längeren Produrtionsperioden 
allmählid wieder disponibel. Dieſe fünftliche in Verbindung mit zufälliger natürs 
liher Productionsfteigerung (gute Ernten) drüdt dann wohl Preife und Abfag fo 
fehr, daß die Grundbeſitzer Br zahlungsunfähig werden, eine Kriſe ausbricht 
und zahlreiche Subhaftationen erfolgen (landwirthichaftliche Krife der 182Ver Jahre, 
neuerdings minder intenfiv in den Getreideerportländern Europa’s nach der Miß— 
ernteperiode 1853 —55). Aehnlich ift Urſache und Verlauf der Häuferbaufpeculatio: 
nen und Krifen: ftarfe Vollszunahme, Wohnungsmangel, Steigen der Miethpreiie, 
mafjenhaftes Bauen, Ueberproduction, fein Abjap der neuen Wohnungen, Sinfen der 
Miethen, Unfähigkeit, die hupothefariichen Zinjen zu zahlen. (Krifis partiell in den 
legten Jahren in manchen größeren deutichen Städten, Berlin, München, jest in 
Wien, — Stadterweiterungsbauten auf den Glarisgründen —). Die fperialen Krifen 
beweiien, daß erft Zeit und Erfahrung die richtige Beichränfung im Gebrauche des 
Gredits lehren müffen. 

III. Allgemeine Krifen. 1. Urfprung derſelben. Dieje entftehen zum 
Theil mit aus der Gleichzeitigfeit mehrerer fpecialen Krifen, was bei der innigen 
Verkettung der modernen Wirthichaftsverhältnifie, bejonders der Greditbeziehungen 
erflärlich ift. Aber das eigentliche Weſen der allgemeinen Krifen liegt darin, daß fie 
gewaltiame Rüdjchläge von Perioden allgemeinerer Ueberjpeculation auf fait 
allen Gebieten wirthichaftlicher Thätigfeit find. Dieſe Auffaſſung läuft indeſſen nicht 
auf die alte Malthbus-Sismondi'idye Theorie von der allgemeinen Ueber: 
production (general glut) und allgemeinen Abjagfrijis hinaus (ſ. u. Nr. 3), 
wie fid) ſogleich aus dem Kolgenden ergiebt. 

Die Entftehung allgemeiner Speculationen fteht nämlich mit einem wichtigen 


Bollswirtbihaftl, Handwoͤrterbuch. 34 


530 Kriſen. 


volkswirthſchaftlichen Geſetz in Verbindung, welches die neuere Nationalökonomik als 
„Tendenz des Gapitalgewinns auf ein Minimum zu finfen“ bezeichnet. Die befte Dar: 
legung diefes Gefeges hat J. St. Mill gegeben, worauf hier zu verweilen ift. (€. 
unten den Literaturnachweis.) In wohlhabenden Ländern fteht der Gapitalgewinn 
diefem Minimum gewöhnlich nahe und nähert fich demfelben periodifch mehr, indem 
troß der Ausdehnung der Gewerbthätigfeit, des Steigens der Bevölkerung, der Ver: 
befferungen bei der ern wodurd der Gejchäftsbetrieb rentabler oder die Be: 
zahlung der Arbeiter wohlfeiler wird, troß der heutigen fosmopolitiichen Richtung 
des Gapitalienverfehrs, wodurch das Gapital aus Ländern mit niedrigem im ſolche 
mit höherem Gewinne abftrömt, die Anfammlung von Capital fo raſch vor fih zu 
gehen pflegt, daß das neue Capital nicht länger zu dem bisherigen Gewinne Beſchäf— 
tigung findet. Leihzins und Disconto fallen ebenfalls. Beſonders empfindlich für 
Unternehmer und Gapitaliften wird dieſe Erfheinung, wenn infolge allgemeiner 
Stodung der wirthichaftlihen Thätigfeit, fei es aus politifchen (Furcht vor Kriegen, 
Revolutionen), fei e8 aus mercantilen Urſachen (Geihäftsunluft nach Handelskriſen, 
die Potenzen, welche gewöhnlich dem Sinfen des Gapitalgewinns entgegenwirken, 
wie die Ausdehnung des Beichäftigungsfeldes für das Kapital, geſchwächt, dagegen 
die das Sinfen befördernden Potenzen, beionders die Anfammlung unbefchäftigten 
Capitals, noch verftärft werden (fo 1848 u. ff.). Dies gefchieht am meiften in den: 
jenigen Epochen nady politiichen und mercantilen Krifen, in welchen noch wenig Luft 
zu activem Gefchäftsbetriebe wieder erwacht, aber doch ſchon wieder der Muth der 
Gapitaliften zur Fortleihung von Capital vorhanden ift. Die Geichäfte gehen Hau, 
„die allgemeine Klage ift, daß fein Geld zu verdienen fei“, wenig Neigung zur Ent: 
lehnung fremden Capitals ift da, während viel dDisponibles Capital auf dem Geld: 
marfte zum Leihen ausgeboten wird, die Gourje der Fonds und Effecten ftarf fteigen 
und der Zinsfuß (Disconto) für Wechſel ſehr tief fällt. 

Die nächſte Folge hiervon ift da8 Derangement der normalen Erwerbs- und 
Einfommenverhältniffe der Gefchäftsclaffen und Nentierd. Da erwacht denn bald, 
ſowie die allgemeine politifche und wirthichaftliche Page nicht gerader danach x 
than ift, den Unternehmungsgeift zu dämpfen, das natürliche Streben, eine Ausglei— 
hung der Einbußen durch Auffuchung neuer Unternehmungen, welche einen befieren 
Ertrag, wenn auch auf Koften eines größeren Rifico’8 verfprechen, zu gewinnen. 68 
entiteht eine fpeculative Tendenz, welche bald, unterftügt von dem niedrigen Disconte 
und Zinsfuße, dem leicht zu erlangenden Eredite (beides Symptome des Gapitalüber: 
flufjes) und angelodt von den bereits erzielten großen Gewinnften einzelner neuer 
Geſchäfte, zu Speculationen im größeren Umfange führt. 

Ohne Zweifel ift das dem finfenden Gapitalgewinn zuzufchreibende Auftauchen 
folder Sperulationen an ſich durchaus erwünfcht und wirthichaftlidy heilfam. Im 
erſten Stadium der Entwidelung, wo faft nur nügliche Unternehmungen, deren Aut: 
führung gewiffermaaßen ſchon erwartet wurde, entftehen, läßt fich gegen die Specu⸗ 
lation nichts jagen. Im Gegentheil, eine Menge der größten und wichtigften Unter: 
nehmungen, für deren Durchführung der Unternehmungsgeift in gewöhnlicher Zeit 
felten rege und muthig genug tft, würden fchwerlich ohne dieſe fpeculative Tenden; 
in's Leben treten. Wichtige öffentliche Unternehmungen, wie Eifenbahnen, Dampf 
ſchifffahrten, große Bergbau: und Hüttenwerfe, Fabriken, Banfen und andere 
großartige Actienunternehmungen verdanfen wir meiftens dieſen Speculationd 
perioden. DER 

2. Ueberiveculation. Aber wie die anfänglich faſt immer gerechtfertigte 
Waarenhandelsipeculation, fo überichreitet auch dieſe bei finfendem Gapitalgewinn 
. und Gapitalüberfluß entftehende allgemeine Speculation leicht die richtige Oremt. 
Im zweiten Stadium wird fchon zu viel auf einmal, ohne Beruͤckſichtigung der Kräfte 
des Gapitalmarfts unternommen und die Qualität der neuen Unternehmungen ver 
fchlechtert fih, im dritten Stadium geht die Speculation zu immer gewagteren un 
zu rein ſchwindelhaften Geichäften über, bei welchen der wirthichaftliche Zwech ded 
Unternehmens ganz zurüd, die Ausficht, rafch durch Ceſſion des Betheiligungsrectd 
an diefem Unternehmen einen durch den künftigen Erfolg vielleicht gar nicht gerecht: 
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fertigten Gewinn zu machen, ganz in den Vordergrund tritt (Agiotage). Man er- 
fieht leicht, daß die Gefahr der Ueberfpeculation aus der Benugung, hier alfo aus dem 
Mißbrauch des Eredits hervorgeht. Von epochemachender Bedeutung ift dabei das 
Princip der Capita (efoscfation durch den Eredit, befonders das Actienwefen 
Art. Eredit, V. ©. 198). Durd Unterbringung und Realifirung von Actien fann 
leicht ein Agio auf den erſt noch zu erwartenden Gewinn abgeihöpft werden, nod) 
bevor der legtere auch nur mit einiger Sicherheit zu beftimmen ift. Die Emiffton von 
Actien, worauf nur Feine Beträge eingezahlt find (Duittungsbogen), oder gar von 
„Berechtigungsicheinen“ (ohne alle Einzahlung) zum Bezug von Actien (Darmftädter 
Greditanfalt i. 3. 1857) geftattet eine Speculation mit jehr wenig Capital und be: 
deutenden Gewinnchancen. Das wildefte Börfenfpiel fnüpft fi) daran. Die Belei- 
hung von Actien u. |. w. durch die Banfen ermöglicht, wie die Benugung des Cre— 
dits im MWaarenhandel, die längere Dauer der Epeculation, nöthigenfalls auch in 
einer der Conjunctur entgegengejegten Richtung, und die Aufrechthaltung und weitere 
Steigerung der Eourfe. Das Ereditmobilierweien, die Sperulation auf die Specu: 
lation, wie man es genannt hat, befördert principiell, darf man fagen, die Leber: 
jpeculation auf den Kondsmärften, indem es feine Aufgabe in der Gründung immer 
neuer Unternehmungen und im Berfauf von Actien zu einem mit allen Künften des 
Börfenfpield hinaufgetriebenen Agio ſucht und nothwendig diefem Zwede gemäß 
die Speculationsära fo lange zu Gewinnften von fraglidiftem wirthichaftlichen 
und fittlihhien Werth ausnugen muß, als es nur irgend angeht (f. Art. Eredit- 
anftalten). 

Auch hier entiteht eine Meberfpeculation dann beſonders leicht, wenn eine fpecu: 
Lative Tendenz zeitlich mit dem Aufſchluß neuer Gebiete für den Unternehmungsgeift 
durch neue Entdeckungen und Erfindungen, deren praktiſche Durchführbarkeit bereits 
erprobt worden ijt, oder durch Wegfall beftehender Schranfen für die Ausdehnung 
des Handels und der Induftrie zufammentrifft (Actienbergbaufchwindel nad) der Be: 
freiung des ſpaniſchen Amerifa und der Anerfennung der neuen Republifen in Eng: 
Land 1824/25, die Eifenbahnmanie in England und auf dem Gontinente in den 1840er 
Fahren, in Defterreid damals und 1856, die Ländereijpeculation in Nordamerifa vor 
der großen Krifis von 1857 nad) der ftarfen Einwanderung von Europa beſonders 
1854/55, und ſchon früher vor der 1837er Krifis in d. 3. 1835/36, die Banfınanie 
in Nordamerifa, in den 1830er Jahren in England nach theilweifer Befeitigung des 
Monopols der engliſchen Banf, und in Deutichland 1853—57 als Reaction gegen 
Die Bankpolitif Preußens und der größeren Mittelftaaten, der Ereditmobilierfchwindel 
in denfelben Jahren, die Bergbau: und Hüttenwerfipeculation befonders in Preußen 

leihfalls in den 1850er Jahren). Neue mächtige Agentien, wie das Credit: und 
— — das Actiengeſellſchaftsweſen, die Eiſenbahnen werden in der Volkswirth— 
ſchaft zuerſt immer leicht mit Uebertreibungen eingeführt. 

Von Wichtigkeit iſt auch die Ausdehnung der Speculation von den ſogen. ge— 
Ichäftlichen auf die übrigen Bevölferungsclaffen. Da die Erfparniffe diefer legteren 
in dem hochentwidelten Ereditwefen der Gegenwart meiftens audy in Börjenpapieren 
angelegt werden, jo empfinden diefe Claſſen das Steigen der Courfe wegen des fin- 
fenden Zinsfußes, wenn fie neue Anlagen machen wollen, ebenfalls raſch. Zinsre— 
Ductionen, zu weldhen Staaten und Gefellichaften öfters diefen günftigen Zeitpunet 
benugen, entzichen den fleinen und mittleren Gapitaliften auch für ihre bereits ange: 
legten Eriparniffe einen Theil des Zinfes oder des Ginfommens, an weldyes ſich die 
Empfänger einmal gewöhnt haben engliſche Staatsichuldzinsreduction 1822/23, 
franzöfiihe nadı dem Staatsftreid 1852). Da finden denn viel verfprechende neue 
Projecte auch in diefen Kreijen leicht Anklang und Unterftügung. Die Wellenlinie 
der Speculation umfaßt ein immer größeres Publicum und immer mehr Gapitalien. 

3. Die Gontroverfe über die „allgemeine Meberproduction“. 
Regelmäßig pflegt die Zeit allgemeiner jpeculativer Tendenz auch für die Eperulation 
in einzelnen Geſchäftszweigen und im Waarenhandel beionders günftig zu fein, fo 
daß bei fi bietenden Gonjuncturen leicht auch auf diefem Gebiete „allgemeinere 
Ueberſpeculation entfteht. Freilich kann deshalb nicht in dem Sinne von allgemei— 
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nerUeberproduction und als Rüdichlag davon, von einer allgemeinen Ab: 
fapfrifis die Nede fein, wie 3. B. Malthus und Sismondiu. A. davon 
ſprachen, jene Theorie vom general glut, weldye namentlid) von Say, Ricardo, 
3. Mill, J. St. Mill erfolgreich widerlegt und als Widerſpruch in ſich felbft, da— 
her natürlich auch als praftifche Unmöglichkeit nachgewieſen ift. Eine wirklich all- 
gemeine Ueberproduction von allen Gütern und daher einen allgemeinen Abjag- 
mangel fann es nicht geben, weil aud) in der Geldwirthichaft in legter Linie Producte 
mit Ace ausgetaufcht werden. Wenn daher von jedem Product 3. B. Doppelt 
foviel erzeugt wäre, jo würde damit auch die Kaufkraft fich allgemein verdoppeln. 
Was man allgemeine Ueberfüllung der Märkte nennt, ift meiftens nur eine partielle 
Ueberfüllung derjelben mit gewiſſen wichtigen, beſonders beachteten Waaren, woneben 
gerade an anderen Waaren ein Mangel und daher ein Minus an Kaufkraft, um jene 
erften Waaren zu bezahlen, beiteht; 3. B. im Falle des Abjagmangels für Kabricate 
nad) einer Mißernte, wo es den Landleuten und wegen der hohen reife den unteren 
Glaffen überhaupt an Zahlungsmitteln fehlt. Wo ——— wirklich ein allgemei: 
ner Abſatzmangel vorhanden iſt, wie kurz vor und während einer Handelskriſis, da 
liegt das Uebel wiederum nicht, wie der jüngere Mill mit Recht jagt, in allgemeiner 
Veberproduction, fondern in einem Uebermaaß von Speculationsfäufen, durch welches 
die Preife der Conjunctur entgegen zu ftarf emporgefchraubt find. Dies gefchah mit 
Hülfe des Eredits, welcher nun plöglich verfchwindet. Die ausbrechende Creditloſig⸗ 
keit bewirkt eine furze Zeit lang, daß Jedermann fein Geld möglichſt zurüchhält, jo 
daß während deſſen, jolange die Krifis dauert, fein Käufer von Waaren, d. h. fein 
Berkäufer von Geld zu finden ift. Auch Roſcher hat in feiner Polemif gegen dieſe 
Say: Mill’fche Auffaffung doch eigentlich feine Thatfachen angeführt, welche zu 
einer principiellen Modincation diefer Lehre nöthigen würden. Die Einführung 
des Geldes, das Auffommen eines eigenen Handeldftandes, die Benugung des Cre— 
dits machen die Ericheinung im concreten Falle verwidelter und geben ihr das Aus: 
fehen einer allgemeinen Ueberproduction, ohne daß die Mil l'ſche Erklärung bier unzu— 
reichend würde, Aber Roſcher's Einwände haben deshalb doch der ſehr abftract ge= 
faßten theoretifchen Formel gegenüber ven praftifchen Werth, die Schwierigkeit in der 
Krifis ſelbſt richtig hervorzuheben. Der Zuſammenbruch des Credits und die zeitwei- 
lige Unluſt der Geldbefiger, fid) ihres Geldes zu entäußern, führen zu ganz denjelben 
Erſcheinungen, ald wenn die Theorie von der allgemeinen Ueberproduction richtig 
wäre. Dies ift von der anderen Seite nicht immer een ver berüdjichtigt worden. 
Nur 3. St. Mill made ſich auch hier feiner einfeitigen Verfennung der praftifchen 
Lage jchuldig. Nebenbei bemerkt liegt in diefer Auffaffung der berühmten Gontroverie 
aud) ein Grund mehr für unfere frühere Bevorzugung des Ausdruds „Creditkriſe“ 
ſtatt „Abſatzkriſe“. 

4. Der geſetzmäßige Charakter der Speculationsperioden. Der 
Urſprung der allgemeinen d. h. alſo „allgemeineren“) Ueberſpeculationen und Kriſen 
in dem Geſetze des ſinkenden Capitalgewinnes macht es erklärlich, daß dieſe Phäno— 
mene ziemlich regelmäßig periodiſch wiederkehren und in ihrem Verlaufe ſelbſt 
eine Geſetzmäßigkeit, eine gewiſſe feſte Periodicität zeigen. Man bat gerade 
diefer nothwendigen Folgerung wegen die bier vertretene Auffaflung der allgemeinen 
Speculationsperioden angefochten: die Anficht involvire einen nicht zuzugebenden 
organifchen Fehler der modernen Volfswirthichaft. Allein es liegt hier Fein Feb: 
ler, fondern nur eine beftimmte Gigenthümlichfeit des Wirthſchaftsorganismus vor. 
Diefe Eigenthümlichfeit bildet eine Berfuhung für die wirthichaftenden Menſchen, 
im Fortgange der Speculationen in Uebertreibungen zu verfallen und damit umver: 
meidlich Handelsfrifen hervorzurufen. Und erfahrungsmäßig unterliegen die Men- 
ſchen diefer Verfuhung immer wieder: alſo ein „organifcher Fehler“ unferes Ge: 
ne, wenn man fo will. Ethifche und materielle Factoren wirfen auch bier innig 
zufammen. Ein tieferes Eingehen auf diele Frage hat zu Analogieen der wirthichaft- 
lichen Handlungen auf dieſem Gebiete mit anderen guten und böjen Handlungen ge- 
führt. Allgemein mußte man ſich mehr und mehr überzeugen, daß die fcheinbar will: 
fürlichen menſchlichen Handlungen von beftimmten äußeren Urſachen gefegmäßig be: 
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herrfcht werden Geſetzmäßigkeit der Heirathen, Selbſtmorde, Verbrechen u. f. w.): 
In dem Falle der Speculationsperioden und Kriſen liegt nur, wie bei allen menſch— 
lihen Handlungen, die überaus fchwierige Frage vor, in welcher Weife Freiheit und 
Nothwendigkeit ineinandergreifen. Hier muß es genügen, auf diefen Zufammenhang 
unferes Thema’s mit dem großen philoiophiichen Problem hinzumweifen. Der gefeg: 
mäßige, periodifche Charakter der Sperulationen und gewiſſer mit diefen zufammen- 
hängender wirthſchaftlicher und forialer Erſcheinungen, befonders der Greditverhält- 
niffe ift übrigens nicht nur deductiv aus anderen Lehrfägen abgeleitet, fondern gerade 
durch viele neuere Unterfuchungen auch inductiv feftgeftellt worden. Won befonderer 
Wichtigkeit find die von Gilbart, El. Juglar, Shaffte, von mir und Anderen 
angeftellten Beobachtungen über die ‘Beriodicität der Ereditbenugungen bei den Ban: 
fen, des Notenumlaufs u. ſ. w. Man hat aus diefen und ähnlichen Beobachtungen 
über die Breife, die Bewegung der Ein» und Ausfuhr und der Lagerbeftände bereits 
einige empirische Gefege ableiten fönnen, welche zuverläffig genug find, um nad) ihnen 
bei dem Wiedereintritt ähnlicher Vorgänge in Fünftigen Fällen mit ziemlicher Be: 
ftimmtheit die Art und Rafchheit der Weiterentwidelung vorausfagen zu fönnen. Es 
läßt fid) 3. B. aus dem Stande des Banfportefeuille's und der Umlaufsfumme der 
einzelnen Banfnotenappoints unter Berüdfihtigung der bisherigen Bewegung der 
Preife und Ein und Ausfuhren auf die größere oder geringere Nähe einer Krifis 
ſchließen. (Vgl. bei. die Arbeiten von JZuglar und Schäffle, f. Lit. unten). Es 
ift flar, daß die Theorie der Krijen auf diefem Wege allmählich eine ftreng inductive 
Wiflfenichaft werden fann. — Das Ziel ift: eine jo genaue Erfenntniß des Geſetzes 
der Ericheinung, daß in jedem Stadium der Entwidelung der weitere Verlauf mit an— 
nähernder Beftimmtheit im Voraus angegeben werden fann. Die Erreichbarkeit die- 
ſes Zieles aud) hier, wo man es mit willfürlihen Handlungen der Menichen zu thun 
hat, ergiebt-fid) aus den Ergebniffen der neueren ftatiftiichen Unterfuchungen anderer 
fcheinbar willfürlicher menfchlicher Handlungen. Große allgemeine Krifen trafen 
England, das Land entwideltfter Greditwirthichaft, 1825, 1837 und 1839, 1847, 
1857, etwa alle zehn Jahre: auch hier eine gewiſſe ‘Periodicität. 

5. Die Ueberfpeculation und die Banfen. Das periodiihe Auftauchen 
jpeculativer Tendenzen, der Ueberfpeculation, der Kriie gab natürlich den Anlaß zu 
mancher theoretiichen Unterfuchung über die Urſachen der Krifis. Die bedeutfame 
Mitwirfung des Eredits fonnte niemals verfannt werden. Die zunächſt Betheilig: 
ten, die Praftifer, verfuchten ſich mit zuerft in der Analyfe der Erfcheinung, ließen 
fi) aber wie immer fo aud) hier vom erften Augenichein blenden und betrachteten die— 
jenigen einzelnen Factoren nicht nur ald Haupturſachen, fondern meift gleich als all: 
einige Urfachen, welche fie al8 irgendwie mitwirfende zufällig felbft beobachtet hatten. 
Diete ganz vereinzelten, niemals wiffenjchaftlich geprüften „Erfahrungen“, im Grunde 
dod) nur eine Summe von Vorurtheilen, weldye durch Zuthat einzelner ganz ungenü- 
gender Beobachtungen einen inductiven Erfahrungsbeweis bilden jollten, dienten ale: 
dann in weiteren Kreifen als Bafts für eine Theorie der Ueberipeculation und Krife. 
Richtig wurde die Möglichkeit ausjchreitender Eperulation auf den Mißbrauch des 
Eredits gurüdgeführt, aber immer wieder ward, je nach dem Lieblingsvorurtheil, 
die Benugung des Eredits in irgend einer beftimmten Form und die 
Unterftügung der Speculation durch eine beftimmte Art von Ereditanftalten 
‚Banfen) als alleinige Urſache der Ueberfperulation und des Creditmißbrauchs bes 
zeichnet. Am längften hat in Nordamerifa und Großbritannien das Zettelbanfe 
weſen, beionders die Kreiheit der Notenausgabe Feiner, miteinander concurrirender 
Banken als Sündenbod dienen müffen. Nod) jegt ift diefe Anficht im großen Publi— 
cum des Eontinents fehr verbreitet, Hamburg ftedt ganz voll von dem Vorurtheil. 
Präfivdent Buchanan jelbft wagte noch nad) der legten Handelsfriie von 1857 die 
Schuld allein diefen Banken zuzuſchieben. in unpartetifcheres wiffenfchaftliches 
Studium der Handelsgefhichte und Statiftif der früheren Krifen hat gelehrt, daß 
jene Anficht ftets fehr übertrieben, mitunter ganz irrig war. Nicht einmal in Nord» 
amerika, gefchtweige in England waren die Zettelbanfen je die primäre Urſache 
der Kuifen. Das richtige Verſtändniß der Function der Banknote in der Eredits 
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wirthichaft ift erft eine Errungenfchaft der neueren Wiflenichaft ſ. d. Art. Banf- 
note). Freilich find Zettelbanfen oft mißverwaltet worden, aber nicht minder Depo— 
fitenbanfen und große Monovolbanfen. Immer mußten die Banfen erft durch Erfah: 
rung und unter der unabläfftgen Controle der öffentlihen Meinung die richtigen Ver: 
waltungsgrundfäge lernen. Den Monopolbanfen ift es nicht anders gegangen. Sie 
haben aus Irrthum und mitunter jelbft auf den Impuls des Staats (franzöftiche Banf 
unter Napoleon III., befonders 1852 ff.) die Meberfperulation lebhaft angefacht und 
durch zu lange behaupteten niedrigen Discont und große Vorfchüffe ungebührlich un— 
terftügt (Banf von England früher wiederholt, jo noch 1835—37, und wiederum 
unter der Peel’ichen Acte 1844— 47, 1852 ff., preußifche Banf 1856). Große Mo: 
nopolbanfen bieten gerade wegen ihrer überlegenen Macht vielleicht noch mehr Ge— 
fahr, wie Fleine concurrirende, im Notenumtauſch ftehende Freibanken, obgleich diele 
Gefahr mitunter ebenfalls etwas überfchägt jein mag (wie von Coquelin und wohl 
auch vom Verfafler dieſes in feiner Erftlingsfchrift: Beitr. z. Lehre v. d. Banfen 1857). 
Gerade die Krifis von 1857 und die ihr vorausgehende Ueberjpeculation haben gelehrt, 
daß ein Mißbraud) Des Eredits überall und unter jeder Form möglich ift, Feine Art von 
Banfen ihn ganz zu verhindern vermag, grundiäslich ihn Feine mehr wie die andere 
erleichtert und verhütet, Daß das Moment der Berfchiedenartigfeit der Banf: und 
Greditorganifation in feiner Bedeutung für die Begünftigung der Ueberipeculation 
allfeitig überfchägt worden ift. Immer fommt es auf den Volfs- und Wirthichafte- 
charafter, die an der Spige der Banken ftehenden Männer an. Wo gar fein modernes 
Bankweſen beftand, wie in Hamburg, war der Greditmißbrauch ebenfo groß, nur 
unter anderen Formen Wechlel) verhüllter, und defto gefährlicher. Gelegliche Regu: 
lirung hilft wenig oder nichts; wenn man dem Gredit einen Weg verjperrt, nimmt er 
oft nur eine viel gefährlichere Geftalt an (Hamburg — Schweden). Die Grundfäge 
der freien Bewegung, der Deffentlichfeit, der Selbftverantwortlichfeit, die Lehren der 
Wiſſenſchaft, die Kenntniß der Theorie des Geld- und Creditweſens, weldye die mit 
ihrer Weisheit jo eclatant jcheiternden Routiniers ſtets verachten, find zu verbreiten. 
Vor Allem aber: der Begriff der kaufmänniſchen Nechtlichfeit und Solivität ift jchär- 
fer zu faffen: die wirthbichaftlihe Moralität ift zu verbeffern. Nichts Anderes 
hilft. (Vgl. Das unten genannte Buch von Evans, Facts, failures a. frauds.) Die 
fonftigen präventiven Mittel zur Verhütung von Weberipeculationen und Kriſen 
find im Weſentlichen die analogen, welche oben bei den ſpecialen Krifen ſchon erwähnt 
wurden (II, 5). 

6. Die Krijen ſelbſt, die Hülfsmittel dagegen während der: 
felben, die Function der Banfen in Krifen. Allgemeine Krifen fündigen 
ſich ähnlich wie ſpeciale Krijen an und haben denſelben Verlauf. Die mit der Aus: 
dehnung der Speculation verbundene Gapitalabjorption ift das ficherfte und befte 
Gorrertiv, weil dadurch eine fteigende Tendenz; des Gapitalgewinnes und Leihzinies 
hervorgerufen wird. Aber diejes Symptom beginnender Abjorption der angefammel: 
ten Gapitalien veranlaßt bald nur eine ftärfere Anfpannung des Credits. Allmählich 
jedoch entiteht ein immer größeres Mißverhältniß zwiſchen den für die neuen Unter: 
nehmungen, die Erweiterung vieler alten, die Ausdehnung der Production erforder: 
lihen Gapitalaniprüchen auf dem Geldmarfte und dem noch verfügbaren Capital, fo 
daß der Gredit immer jchwieriger und theuerer wird, der Disconto fteigt, die Courſe 
der Werthpapiere nur durch Fünftliche Hülfsmittel nod) gehalten werden. Die Aus: 
fchreibung neuer Einzahlungen für die Actienquittungsbogen laftet auf dem Geld— 
marfte. Die Verwandlung großer Beträge umlaufenden in ftehendes Capital für 
Eifenbahnen, Fabriken, Bergbau, Häuferbau, landwirtbichaftliche Zwecke entzieht 
viel Gapital dem Marfte für längere Zeit gänzlich (den Gegenfag bilden Banfunterneb» 
mungen). Die Staatsanleihen verzehren, oft großentheils zu unproductiven Zweden, 
ungeheuere Gapitalien. Die Hauſſe fontmt zum Stillftand. Eine gewiſſe Gedrüdtheit 
bemächtigt fich der Gemüther. Wegen der jtarfen Speculationseinfuhr und der bei 
den hoben Preiſen ſtockenden Waarenausfuhr werden die Wechfelcourfe ungünftig, 
baares Geld ftrömt ind Ausland. Die Banfen müffen zu ftarfen Discontofteigerungen 
greifen, um ihre Vorſchüſſe einzufchränfen. Endlich genügt auch hier ein Feines, an 
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ſich unbedeutendes Ereigniß, ein einzelnes Falliffement, um den Mißcredit weiter zu 
verbreiten, die Courſe, Preife fallen, Niemand creditirt mehr, Niemand fauft, die 
Krifis ift da und verbreitet fi) auf den Fonds- und Waarenmärften rapid. 

Andere wirthſchaftlich gerechtfertigte und bedeutend wirkſame — kurz 
vor und während der Kriſis, als die, welche ein gut geleitetes Bankweſen bietet, 
giebt ed faum. Die directe Staatsunterftügung ift im Ganzen entſchieden verwerflich. 
Gegenwärtig wird man in England en nicht mehr, wie früher mitunter, dazu grei« 
fen. In Hamburg jupplirte 1857 die Staatshülfe die Hülfe einer ordentlichen Bank 
nur mangelhaft. Allgemeine Moratorien (Rio Janeiro nody 1864 !), Suspenfion des 
Wechſelrechts oder wichtiger Puncte deſſelben (Art. 29 d. D. W. O. 1857 in Lübed!), 
andere Ausnahmegefege im Goncursverfahren u. |. w., foweit diefe Gefeße eine rüd: 
wirkende Kraft zu Ungunften der Gläubiger haben würden, die Ausgabe von Papier: 
- mit Zwangscours u. dgl. m. find rechtswidrig, allo durchaus zu vermeiden. 

nd dennod) ift Umwandlung der Schuldgefege und uneinlösbares Bapiergeld, da es 
ja an „Geld“ fehle, jedesmal wieder das erfte Verlangen des Routiniers! (Hamburg 
1857!) Möglichite Befeitigung der etwa beftehenden gejeglichen Schranfen der freien 
wirthichaftlihen Thätigfeit, Aufhebung der Wuchergetege (Preußen 1857), etwaiger 
Aus: und Einfuhrverbote u. ſ. w. ift eriprießlih, aber jelten von großem Erfolge 
mitten in den Krilen. 

Die Aufgabe der Banfen gerade im legten Stadium vor der Krifid und in dies 
jer ſelbſt ift eine höchft wichtige. Es gilt vor Allem, durch redytzeitige Creditbeſchrän— 
fung und Discontofteigerung die Speculation zu zähmen, die Einfchränfung der Ges 
ſchäfte über eine längere Periode hinzuziehen, dadurch den Creditzuſammenbruch in 
der Krijis jelbit möglichft abzuſchwächen, wenn nicht vermeiden zu helfen, den Abflug 
des baaren Geldes zu hemmen, jo daß nicht zulegt auf einmal eine enorme Disconto: 
erhöhung erfolgen muß, welche num ihrerſeits Die Krifis noch erichwert. Hier hat ſich 
die richtige Geichäftepolitif bei großen und Fleinen Banfen immer nur allmählich durch 
die Erfahrung nach manchem Fehlgriff eingebürgert. Die Banf von England beging 
1825, 1837, 1839, und ebenfo noch unter der Beef’fchen Acte 1847 den Fehler, viel 
zu ſpät den Disconto zu erhöhen. Biel beffer war ihr Verfahren fchon 1856 und 1857, 
Die nordbamerifanijchen , bejonders die Newyorker Banfen haben nad) großen Fehlern 
während der früheren Krifen i. 3. 1857 auch richtiger operirt. Die preuß. Banf hat 
i. 3. 1856 die Ueberfpeculation ungebührlidy mit unterftügt. Aber mit Genugthuung 
ift zu conftatiren, daß die drei großen maaßgebenden Banfen Europa's, die engliiche, 
franzöfiiche und preußiſche fammt den Hleineren Banfen uns i.3. 1564 vor dem Aus— 
bruch einer eigentlichen großen Creditkriſis, zu welcher fih im September und Deto: 
ber die Gelpflemme zu fteigern drohte, durch ihre Huge, und befonnene Geſchäftsfüh— 
rung bewahrt haben: die ungejunden Elemente jchieden einzeln aus, eine Banferott: 
epidemie ward vermieden. Daß es nicht der Zwangsjade der Peel'ſchen Acte bedarf, 
um eine richtige Geichäftsführung zu lernen, zeigt das gleiche Verfahren der franzö— 
fiichen und preußifchen Banf, der erfteren felbft unter dem Napoleonismus. 

Der Kernpunct des Uebels in den ren der Krijen liegt in dem an die 
Stelle des bisherigen zu weit gehenden Vertrauens tretenden maaßlos übertrie— 
benen Mißtrauen der Befiger des baaren Geldes als des geſetzlichen Zah— 
lungsmittele. Aücd der gewöhnliche Credit jchwindet völlig, allgemeine 
Grepditlofigfeit tritt ein. Hier giebt es nur Einen Weg zur Abhülfe: dem wirklich 
folventen Kaufmann muß Gelegenheit oder vielmehr nur die Au sficht auf Gelegen- 
heit, jidy Geld zu — eröffnet werden. Die Gefahr iſt, hierdurch das ſo wich— 
tige Gefühl der Selbftveräntwortlichfeit zu ertödten oder doch zu lähmen, den verdien— 
termaaßen der Kriſis zum Opfer Fallenden zu retten. Die praftiihe Schwierigfeit 
aljo liegt darin, zwiichen dieſem und dem wirklich folventen Gefhäftsmanne zu un: 
terjcheiden, der geeignete Vermögensobjecte befigt, um allen Verbindlichkeiten gerecht 
werden zu fönnen, aber wegen ausbleibender Zahlungen, verweigerten Credits, Un: 
realifirbarfeit der Activa die baaren Mittel zur Bezahlung feiner fälligen Schulden 
nicht hat. Diefe Unterjcheidung der Schuldigen von den Unfchuldigen fann aber und 
ift erfahrungsgemäß auch mitten im Trubel der Krijen von gutgeleiteten Banken ge: 


536 Krifen. 


troffen worden. Das berühmtefte Beifpiel bilden Die Operationen der Banf von Eng- 
land im October und November 1857. 2 hat die bloße Eröffnung der Aus— 
ficht, zu einem noch jo hohen Zinsfuße Geld erhalten zu können, weientlid) zur Bes 
feitigung des Panico beigetragen. Die Banf ftügte nicht, wie behauptet worden, die 
Inſolventen, fie füllte mit ihrem Credite nur die Lüde aus, welche in der gewöhn« 
lihen, ftets nöthigen Greditbenugung durch das gänzliche Zurüdziehen des Privat: 
credits entftanden war. Hier tritt der Aifecuranzanftaltscharafter der Banfen flar 
—— Man kann dieſe Function der Banken auch nicht aus dem Standpunct einer 
cheinbar abſoluten Gerechtigkeit wie die Times im J. 1857 damit angreifen, daß 
die ohne ein Dazwiſchentreten der Banken noch größere Steigerung des Zinsfußes 
nn und das noch tiefere Fallen der Courſe und Preiſe nur eine gerechte Ent: 
hädigung der Gelpbefiger für lange Zeit zu hohe Preiſe und zu niedrigen Zinsfuß 
fei. Denn in der Krifis erfolgt nicht nur ein gerechtfertigter, ſondern ein Rüdjchlag 
in's andere Ertrem. Die bisher Beſchädigten fünnen doch nicht ſchadlos gehalten 
werden. Das eventuell ftärfere Steigen des Disconts und Fallen der Courſe und 
Preiſe ift infoweit, wie es nur durd die allgemeine Ereditlofigfeit bewirkt 
worden, fein verdienter Gewinn, fondern nur ein unverdientes Glüd der Geldbeſitzer. 
Dieſe können ſich über die Hülfe der Banf jo wenig bejchweren, wie Maurer und 
Zimmerleute über die Löſchung eines Brandes. Uebrigens zeigt fid) in den Krijen un- 
läugbar die Glanzieite der großen Banken, aud) der Monopolbanten. Der unerichüt- 
terte Gredit führt ihnen Depofiten in Maffe zu und geftattet ihnen, fobald die Wech— 
felcourfe, wie regelmäßig bald in der Krife, umgeichlagen find, aljo fein Baargeld 
mehr fortgeht, Noten zur Linderung der Greditlofigkeit zu emittiren (f. die Art. über 
Banfen, Depofiten). Um wirtlich nur dem Bedrängten zu helfen muß der Die: 
cont fehr hoc) gehalten werden (8%, in 1847, 10%, in 1857 bei der englifchen Banf). 
Die Peel'ſche Acte hindert die engliiche Bank in diefer ihrer erfprießlichen Thätigfeit. 
Ein gutes Vielbankfiyftem, wie das Newvorfer, kann in befchränfterem Maaße übri— 
gens Ähnliche Dienfte mitten in Krijen leiften: der Eredit der Newyorker Stadtbanf: 
noten blieb 1857 trog der Zahlungsfuspenfion der Banken fait ungefchmälert. 

Der Verfaffer hat in diefem, wie in feinen übrigen Artikeln über Credit- und 
Bankweſen, die dogmatiſche Entwidelung als feine Aufgabe betrachtet. Die 
Theorie der Ueberjpeculationen und Krifen iſt aber freilich bisher ſyſtematiſch noch 
jehr wenig bearbeitet worden. Geichichte und Statiftif bilden neben den Deductionen 
aus den wirthichaftlichen Gefegen die Bafis einer joldyen Darlegung. Wir müſſen 
aus Nüdjicht auf den Raum hierfür jedoch auf die unten etwas vollftändiger an— 
geführte Literatur über die Krifen, diefe verwideltften Ericheinungen des modernen 
MWirthichaftslebens, verweifen. . 

Noch fei hervorgehoben, daß die große Sperulationsperiode 1848—57 , welche 
zur Kriſis der Fondsmärkte im Herbft 1856 und zur Handelsfrifis im Spätjahr 1857 
führte, von allen bisherigen die größte Ausdehnung und den intenfivften Charakter 
gezeigt hat. Erflärlich wird dies durch die der Krifis von 1847 folgende, der politi= 
hen Berhältniffe wegen fo lange andauernde und fo tief greifende Stagnation der 
productiven Thätigfeit und das Darniederliegen des Unternehmungsgeiftes Europa’s, 
beionders des Kontinents und hier wieder Frankreichs bis zum Staatsftreih vom 
2. December (bis 1850, refp. 1852). Ungeheuere Gapitalien warteten endlich auf 
Beihäftigung. Die politiiche Apathie trieb auch die Geifter bald um fo mehr den 
wirthichaftlichen Interefien zu. Die großen neuen Goldmaſſen Galiforniens und 
Auftraliend traten zunächft pro tanto, wie alles neue Edelmetall, als jo viel neues 
disponibles Capital, jo lange nicht eine entiprechende Geldentwerthung erfolgt war, 
hinzu. Erſt jpäter wurde der Einfluß diefer Goldmaſſen auf den Zinsfuß am Geld- 
markte durch den ftarfen Silberabfluß nad) Aſien theilweile paralyfirt. Der Krimfrieg 
hemmte eine Zeit lang die Entwidelung der Speculation etwas, um bei feinem raſchen 
und plöglihen Ende nach der ungeheneriten Gapitalverzehrung fie um fo heftiger em: 
porfachen zu laffen. Die wachſende Kosmopolitifirung des Capitals (die Capital: 
auswanderung nad) Nordamerifa 1848 ff., 1854 ff. !), der ungeheuere Umſchwung 
im Gommunicationswejen zu Land und zu Waſſer, die neue freiheitliche Richtung der 
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ötonomifchen Politik der civilifirten Völker, die Ausbildung der einzelnen Volkswirth: 
fchaften zu einer wirthichaftlidhen Einheit und Weltwirthichaft, der Aufihwung des 
Creditweſens auf dem Kontinente, das Staatsanleiheinftem Frankreichs, Dejterreiche 
und der anderen Staaten gaben diejen Gapitalmaflen das großartigite Beichäfti- 
gungsfeld. Kein Wunder, daß auch die Krifis des Jahres 1857 die erfte eigentlich 
univerjale war. In der Periode von 1848—57 fand eine der größten wirthicdaft: 
lihen Umgeftaltungen ftatt, weldye jemals in einem fo kurzen Zeittaume erfolgt ift.— 
Eine ftarfe Papiergeldemiſſion (uneinlösbares) bildet in der Regel zumächft audy eine 
GEapitalvermehrung pro tanto, bis die entiprechende Werthverminderung erfolgt ift. 
Sie führt daher auch leicht zu Leberfpeculationen (Defterreich 1851 ff.). 
Literatur: Sinfende Tendenz des Gapitalgewinns: 3. St. Mill, Bolit. 
Def. B. 4. Cap. 4 (D.v.Soetbeer, 2. Aufl., Hamb. 1864, S.546ff.). Allgem. 
Ueberproduction: Sismondi, Nouv. princ. d’econ. pol. (2. ed. Par. 1827) v. I. 
.113 f.; Roſcher, Anſicht. d. Volkswirthſch. Lpz. u. Heid. 1861) in d. Auff. 3. 
* v. d. Abjagfriien, ©. 293 ff.; J. B. Say, Cours d’econ. polit., 3. part., 
ch. 3; James Mill (Vater), Elem. d. Nat.öf., (D. v. Jakob, Halle 1824), 4. 
Cap., 3. Abſchn. bei. ©. 332 ff.; I. St. Mill a. a.O. B. 3, Gap. 14. — Ueber 
Handelskrifen: M. Wirth, Geih.d. Hand.ktif., Frankf. 1858); Roſcher's ſchoͤ— 
ner und reichhalt. Aufſatz; Tooke's Geſch. d. Preiſe; Macleod, Art. comm. cri- 
sis im Diet. of polit. econ. (Lond. 1863, v.1); Schäffle im Staatswörterbud, 
B. 4. ©.638ff.; Coquelin, Du cred. et des banques (Par. 1848). — Ueber 
die Krifis von 1847 (meift mit bei. Rüdf. auf Banfweien) Evans, Comm. cris. 
1847 (Lond. 1848); meine Beitr. 3. Lehre v. d. Banfen Lpz. 1857) S. 1911 — 
214. — Ueber die Kriſis von 1857: Evans, Hist. of the comm. cris. of 1857/58 
(Lond. 1859, viel actenmäß. offic. Mater.), Der. Facts, failur. a. frauds (Lond. 
1859); The currency (fr. the Times) (Lond. 1858); Gibbons, The banks of 
Newyork (N. 1859) p. 343 f.; ©. Midaelis, D. Krif. v. 1857, 9 treffl. Auff. 
in Pickford's Monatsichr. B. 1—3 (Erlang. 1858/59); Schäffle, D. Hand.krif. 
mit Rückſ. auf d. Banfwef. in d. Deich. Biert.j.ichr. 1858. Hefti; Derf., 3. Lehre 
v. d. Handelöftifen, 1. Art., Tüb. Ztichr. f. Staatsw. 1858. ©. 402 ff., (auch üb. 
and. Krifen u. d. Gefeg d. Krifen); Aſher, in Tooke's Geſch. d. Preife, Ueberſetz. 
3.2. ©.816 ff. ‚über Hamburg); meine Beiträge a. a. O. ©. 247-287, und 
meine Theor. d. Peel'ſchen Acte (bef. üb. d. Wirkſamk. d. Creditſyſteme in den Kriſen 
felbft) S. 257— 318. — Ueber die Periodicität der Krijen ıc.; Cl. Juglar, Des 
cris. commerc. et de leur retour period. (Par. 1862); Schäffle, Tüb. Ztfchr. 
a. a. D.; meine Beitr. ©. 228 ff., ©. 135, 137, 303. 


Adolph Wagner. 


8 


Landesökonomiecollegium. 

Wo der Staat ſich noch berufen glaubt, dem Volkswohlſtande feine unmittelbare 
Fürſorge zuzuwenden, muß man darauf Bedacht nehmen , eigene Behörden niederzu- 
-fegen, denen die Ueberwachung und Förderung der verfchiedenen volfswirthichaftlichen 
Thätigfeiten obliegt. Meift hat man nicht umhin gekonnt , in foldyen Behörden her 
vorragenden Vertretern der betreffenden Gewerbszweige Sig und Stimme einzuräus 
men, ohne diejelben zu wirflichen Staatsbeamten zu machen. So entftanden jene Be- 
hörden gemiichten Charakters, welche, theild aus Staatsbeamten, theild aus erwählten 
Notablen beftehend, bald als Gewerbe-, bald als Kandesculturräthe , Landesöfonomier 
collegien u. |. w., der oberiten Behörde als fachkundige Stellen und zur Ausführung 
von Aufträgen zur Seite ftehen, die Wünſche und Bedürfniffe der Gewerbtreibenden 
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mit motivirten Vorſchlaͤgen den betreffenden Minifterien unterbreiten, und überhaupt 
die Vermittelung zwiichen den Gewerbtreibenden und der oberften Gewerbepolizeibe- 
hörde übernehmen. Diejenigen Stellen, welche fo für die Landwirthſchaftspflege 
mancher Drten den Oberbehörden berathend zur Seite ftehen, hat man in manden 
Staaten Landesöfonomiecollegien genannt. Die Mitglieder dieſer Behörden find Land» 
wirthichaftsfundige, weldye entweder von der Regierung ernannt, oder von den Land» 
wirthen gewählt, oder theils ernannt , theils gewählt werden. Die früher in Sachſen 
beitehende Randes-Defonomie-Manufactur- und Eommerzdeputation war eine wirkliche, 
aus Staatsbeamten gebildete Oberbehörde für Landesculturfachen. Jetzt fteht in Sadı- 
fen dem Minifterium des Innern für die Landwirthichaftspflege ein jogenannter „Lan 
desculturrath“ zur Seite, der nicht aus Staatsdienern , jondern aus, unter Mitwir: 
fung der landwirthichaftlichen Vereine gewählten Notablen befteht, und nur zur Ber: 
mittelung des Verkehres mit der Staatsbehörde einen Minifterialbevollmädytigten ald 
Beifiger hat. Aehnlich ift das i. 3. 1842 coniftituirte preußiiche Kandesöfonomie 
collegium gebildet. Der nicht rein amtliche Charakter ſolcher Stellen ift als eine 
Eonceffion des ftarren PBolizeiftaated an den Grundfag der Selbftverwaltung aufzu— 
faffen. Allein es ift im Intereffe der vollen Durchführung diefes Grundfages zu hoffen, 
daß auch der Reft jtaatlicher Bevormundung, weldyen diefe Stellen noch repräjentiren, 
bald bejeitigt werde. Eine zweckmäßige Organifation und Gentralifation des land» 
wirtbichaftlichen Vereinsweſens fann, ohne mit der Staatsregierung in amtlichen Be 
ziehungen zu ftehen, Alles das leiften, was ein Landesöfonomiecollegium leiften fol. 
Es bedarf ein ſolches Vereinsweſen keineswegs der Staatsunterftügung,, weldye man 
ihm, zugleich in phyfiofratiichen und polizeiftaatlihen Irrthümern befangen , vielfach 
noch angedeihen läßt, und deren Verwendung in der Regel einen Hauptzweig der 
Thätigfeit der Landesöfonomiecollegien bildet; ja es wird ohne joldye Unterſtützung 
viel fröblicher gedeihen. Freilich erfaufen ſich die an die polizeiliche Fürſorge gewöhn: 
ten Landwirthe in Deutichland noch vielfach gar zu gern ſolche Unterftügung ihres 
Gewerbes durch das Opfer der vollen Selbftändigfeit ihrer gemeinnügigen Ihätigfeit, 
und tragen durch jolche verderbliche Opferwilligkeit viel dazu bei, die Regierungen 
lauben zu machen, daß ohne ihre mitwirfende Sorgfalt Fortichritte nicht zu erzielen 
* A. Emminghaus. 


Landwirthſchaft. 

Die Landwirthſchaft iſt dasjenige Gewerbe des Landbaues, deſſen nächſter Zwech 
vorzugsweiſe auf die Erzeugung von, zu Lebensmitteln dienenden, Rohſtoffen gerichtet 
iſt. Zwar erzeugt der Landwirth in der Regel auch andere Güter, z. B. Wolle, Häute, 
Knochen, Pllanzenfafern zu Gefpinnften, Delfaat u. ſ. w. Allein vorzugsweile find 
es doc) Die Lebensmittel im engeren Sinne, und zwar in unferen Himmelögegenden 
die wichtigften Lebensmittel, für welche die Landwirthichaft die Robftoffe zu liefern 
hat. Ob die Landwirthichaft nur bei einer Verbindung von Aderbau und Viehzucht 
und bezüglich Viehbaltung mit Erfolg betrieben werden fann, das ift eine rein tech— 
nijche, mit Hülfe der Naturwiflenichaften zu löfende, bis jegt noch nicht gelöfte Frage. 
Nach dem allgemeinen Sprachgebrauche muß man unter Landwirthichaft indeß unzwei— 
felhaft eine Verbindung diefer beiden Zweige gewerblicher Thätigfeit verftehen. Selbit- 
verftändlich fann aber der eine oder der andere Zweig zuweilen zu einer fehr unterge 
ordneten Stellung herabfinfen. Die culturliche Vorftufe der Landwirthichaft bildet Die 
Wirthichaft der Jäger: und Fiichervölfer (occupatoriihe Wirthſchaft) und Die der Hit— 
tenvölfer. Gegen diefe Vorftufen gehalten bezeichnet die Landwirthſchaft einen mächti— 
gen Gulturfortichritt. Bei ihr A. tritt die Arbeit in das richtige Verhältniß zu den 
übrigen Gewerbsmitteln; durch fie erzeugt ſich erft der Begriff des Grundeigenthums 
und der Heimath. Die Landwirthichaft ift von der Natur minder abhängig, ald Die 
blos occupatoriſche Wirthichaft. — Phyſiokratiſche Ueberfchägung hat lange Zeit bin 
durch der Landwirthichaft in der Meinung der Menichen einen höheren Rang ange 
wieſen, ald den übrigen Gewerben und fie als unentbehrlicher dargeſtellt, als Diele. 
Heutzutage ift man zu der Ueberzeugung gelangt, daß ein Unterſchied, dem Range, det 
wirtbichaftlichen Bedeutung nach, zwiſchen der Landwirthſchaft und der Induftrie nicht 
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befteht. Auc das Vorurtheil fängt — danf der wachfenden Leichtigkeit des Verkehrs 
zwijchen den Völkern! — zu weichen an, daß es ein, befonderer Erwähnung verdie— 
nender Borzug der Situation fei, wenn ein Volk fich felbft aus eigener Kraft unter 
allen Umftänden mit den nothwendigften Lebensmitteln verjorgen fann, ohne den aus» 
wärtigen Handel zu Hülfe nehmen zu müfjen. Diefe Art materieller Unabhängigkeit 
der Bölfer von einander fann heutzutage nicht mehr als nothwendige Bedingung des 
Boltswohlftandes angejehen werden. — Die volkswirthſchaftliche Aufgabe 
der Landwirthichaft ift in der obigen Begriffsbeftimmung ausgefprochen ; die privat» 
wirtbichaftliche ergiebt fich won felbjt daraus, daß Die Kandipirtbichaft ein Ge» 
werbe ift. Der Landwirth hat bei Betreibung dieſes feines Gewerbes zunächft den 
Zwed zu verfolgen, fid) auf die Dauer ein möglichft hohes und ficheres reines Einfom- 
men zu —A— Zur Erreichung des, allen Gewerbtreibenden gemeinſchaftlichen, 
höheren Zieles, welches wir in den Begriff „Wohlftand” faflen, ift die Landwirthſchaft 
nur einer der vielen fich darbietenden Wege. Daß der Landwirth bei der Befonderheit 
feiner gewerblichen Lebensftellung fid) befonders aufgefordert fühlen muß, dieſes höher 
ren Zieles ſich voll bewußt zu werden, mag nicht verfannt werden. — Die Mittel 
der Landwirthichaft find, wie die jedes anderen Gewerbes, theild formale, theild mate: 
riale. Die legteren fallen unter die drei Claſſen: 1) Arbeit, 2) Grund und Boden und 
Die Naturfräfte, 3) Capitalien. Die erfteren — die formalen Mittel — find die theils 
aus der Bolfswirthichaftslchre, theild aus der Naturwiffenichaft hergeleiteten Regeln 
für die Art des Gebrauches der materialen Mittel. — Wie bei jeder Gewerbsarbeit, 
fo fommt auch bei der er die Bildung des Arbeiterd — des Unterneh— 
mers, wie der Gehülfen — als förderndes Element wefentlich in Betracht. Die neuere 
Zeit hat es für unumgänglid) gehalten, für beſondere landwirthichaftliche a se 
anftalten zu forgen. Es beftehen ſolche Anftalten für Fleine Unternehmer und Gewerbe: 
gehülfen in den fog. Ackerbauſchulen, ferner für die — Unternehmer in den 
— landwirthſchaftlichen Akademieen und in Univerſitäten, von denen in 

eutfchland heutzutage manche beſondere Lehrſtühle für die Landwirthſchaftslehre ber 
figen. Bei den fogenannten Wehrli- oder landwirtbichaftlichen Arbeitsichulen bildet 
die gewerbliche Ausbildung der Schüler nur einen Nebenzwed. Aus ihnen gehen 
landwirthichaftliche Dienftboten , Auffichtsarbeiter und ganz Fleine Unternehmer her- 
vor. Die Aderbaufchulen find eigentliche niedere Fachſchulen. Yür die höhere allge: 
meine Bildung der Yandwirthe wird am beften gelorgt, wenn dem, ganz zu abjolviren- 
den, Gymnaſium die Lehrzeit und dann der Univerfitätscurfus folgt. Die gefonderten 
landwirthichaftlichen Afademieen beruhen auf dem Borurtheile, daß die höhere land» 
wirthichaftliche Fachbildung nicht ohne unmittelbares Anfnüpfen des Unterrichts an 
den Betrieb einer Lehrwirtbichaft gedeihen föünne. — Die landwirthſchaftliche 
Arbeit hat infofern ihre Bejonvderheiten,, als bei ihr ebenfo ver zeitlichen, wie der 
perfönlichen Arbeitstheilung engere Grenzen gezogen find, wie bei den meiften übrigen 
Gewerben, und als fie einen wejentlichen heil ihrer Aufgabe mit lebendigen 
Werkzeugen zu löjen hat. Beide Befonderheiten bringen ed mit ſich, daß an den 
landwirthichaftlicyen Arbeiter höhere Bildungsanfprücye zu ftellen find, ald an den in 
manchen anderen Gewerben. Der landwirtbichaftliche Unternehmer verſchafft fich 
fremde Arbeitskräfte entweder 1) durch Kaufhandel, oder 2) infolge von Realrechten, 
oder 3) durch Mietbhandel. Die Zwangsarbeit (1 und 2) bewährt ſich auch bei der 
Landwirtbichait durchweg am jchlechteften, Sowohl binfichtlich der Koften, als der Qua— 
lität der Yeiftungen. Sie ift bei fortgefchrittener Gultur unmöglich. Hier fann nur die 
freie Arbeit beſtehen, weldye durdy den Miethhandel erworben wird. Je nad) den we- 
fentlihen Bunctionen der Arbeiter unterjcheidet man neben dem Unternehmer: 1) das 
Auffihtsperfonal, 2) die eigentlichen Handarbeiter. In Bezug auf das Maap der 
Lohnberechnung unterjcheidet man: 1) Zeitarbeiter, 2) Stüd- oder Verdung-, Accord— 
arbeiter, 3) Antheilds oder Quotenarbeiter, 4) Arbeiter, welche nad) mehreren der vor- 
genannten Arten zugleich gelohnt werden. Hingeſehen auf die Art des Lohnes ift zu 
untericheiden, ob die Arbeiter 1) blos Geld, oder 2) blos Naturalien, oder 3) theils 
Geld, theild Naturalien ald Lohn erhalten. Die, wenigftens theilweile Naturallöh- 
nung ift in der Landwirthichaft, auch den nicht zum Gefinde gehörigen Arbeitern gegen: 
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über, noch eher zu rechtfertigen, al8 in anderen Gewerbszweigen. Auch in der Land- 
wirthichaft bewährt die Stüdlohnung ihre großen Vorzüge, und fann fie in viel grö- 
Berem Umfange eingeführt werden, als fogen. Praktiker, befangen in der Gewohnheit 
des alten Tagelohnſchlendrians, meift zugeben wollen. Das Tantiemefnftem empfiehlt 
fi), den Auffichtsarbeitern gegenüber wenigftens als Accidentiallöhnung, und bei Ge 
währleiftung eines Minimalbetrages. — Die wichtigften Landwirthfchaftfichen Capi— 
talien ſind 1) Gebäude, Geräthe und Nutzthiere ſtehende Capitalien). Die Gebäude 
dienen zu Wohnungs- und Aufbewahrungszwecken; die Geräthe erſetzen und bezüglich 
ergänzen und unterftügen die menichliche Kraft; die Nusthiere haben theild den glei- 
den Zwed, theild entnimmt der Landwirth von ihnen unmittelbar Dinge, die er als 
tauglich für feine Zwede anerkennt. 2) Vorräthe an Lebensmitteln, an Rohftoffen, an 
Hülfsftoffen, an eigenen Erzeugnifien, an Geld (umlaufende Gapitalien). Mittelft die- 
jer Gapitalien unterhält der Unternehmer ficy und feine Gehülfen; mittelft ihrer werden 
die Naturfräfte erhalten und unterftügt; fie dienen zur Erhaltung und bezüglich Er— 
werbung des ftehenden Gapitales ; fie haben den Zwed, theild Theile des ftehenden und 
umlaufenden Gapitales, die der Unternehmer nicht jelbit erzeugt, fonie Arbeit und 
Land, zu verichaffen, und bezüglich die Mittel zur Beichaffung diefer Gegenftände zu 
liefern , theil8 endlich einen Nejervefond für unvorhergefehene Fälle zu bilden. Er— 
worben wird das landwirthichaftliche Gapital, infofern überhaupt auf dem Wege des 
Handels , entweder durch Kauf: oder durch Miethhandel. Den Kaufhandel wird der 
angemefiene Kaufpreis entweder durch die Neinertragd- , oder Erzeugegebühren- (Ko: 
ften-) Berechnung ermittelt , oder man richtet fich nad) den augenblicklichen Marftprei- 
jen. Ebenjo im Miethhandel, für welchen man jedoch vorzugsweife auf die erften beis 
den Ermittelungsmethoden angewiefen ift. Bei der Verpachtung von Gütern und bei 
der Ueberweifung von Dienftländereien fommt die ftändige Mitvermiethbung, bezüglich 
Mirübergabe von Gapitalien am häufigften vor. Bei foldyen Gelegenheiten mitvermie- 
thetes, bezüglich zur Benugung mitübergebenes Capital wird Inventar genannt. 
Man unterjcheidet: 1) Eifernes Inventar, oder Capital, im w. ©. (weldyes auf dem 
Gute verbleibt, und bei der Abgabe des legteren wieder niit abgegeben werden muß), 
2) Eapital, weldyes noch außer dem eifernen vorhanden ift und nicht mit vermiethet 
werden foll, aber entweder contractmäßig mit übernommen werden muß, oder mit übere 
nommen werden kann (Superinventar). Das eiferne Capital wird an den Pachter, 
bezüglich Nugnießer entweder untarirt (ftehende Gapitalien, welche durd) den Gebrauch) 
nicht wejentlich verändert werden), oder tarirt übergeben. Im legteren Falle übernimmt 
e8 der Pachter entweder bezahlt oder ohne Bezahlung. — Beſonders häufig wird es 
in der Landwirtbichaft als eine nacytheilige Folge der Anwendung von Maſchinen 
bingeftellt,, daß diejelben viele Arbeiter brotlog machen. Allein gerade in der Land— 
wirthſchaft kann man, der Natur diefes Gewerbes zufolge, in der Ausbeutung der Vor— 
theile, welche die Maichine bietet, nie jo weit gehen, als in anderen, namentlich den 
fogenannten induftriellen Gewerben. ine verftändige Anwendung von Mafchinen 
macht zwar da, wo Diejelben angewandt werden, viele Arbeitsfräfte überflüfftg , er- 
möglicht e8 aber auch zugleich , dieſe Kräfte anderweit und zu anderen Zweden zu ver 
wenden. Weberdies bedarf die Anwendung von Maſchinen in der Landwirthſchaft meift 
mehr leitender menſchlicher Kräfte, als in anderen Gewerben. — Für die Frage der 
Erwerbung der Gelvcapitalien in der Landwirtbichaft ift die Einrichtung des Realcre- 
ditweſens von höchſter Bedeutung ſ. hierüber die Art.: „Credit“, „Hupothefenban- 
fen“, „Hypothekenverſicherung“). — Die Natur als dritte Gattung von landwirth- 
ſchaftlichen Gewerbsmitteln, gewährt dem Landwirth den Grund und Boden für jeine 
Gewerbsgebäude und Gewerbseinrichtungen ; fie bietet ihm Luft und Wafler zur Er- 
nährung feiner Pflanzen und Thiere, für die erfteren vor allem auch den Standort; fie 
ftellt ihm unzählige Eriheinungen, Eigenſchaften und Kräfte zu Gebote, ſei es, daß er 
diejelben erft mit Mühe überwinden und ſich unterwerfen muß, fei es, daß er fich ihrer 
mühelos bedienen fann, ſowie er fie vorfindet. Er muß ſich mit ihren Kräften und 
Gejegen genauer und vieljeitiger vertraut machen, als jeder andere Gewerbsmann ; 
denn er bat es mit allen ihren Reichen zugleich , mit der leblojen Natur fo gut, wie 
mit der lebendigen, mit der organifchen fo gut, wie mit der unorganifchen,, mit den 
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hemifchen Eigenjchaften der Naturförper fo gut, wie mit den phyſikaliſchen, zu thum. 
Aber feinem anderen Gewerbe ift auch die Natur ein jo ergiebiges Gewerbsmittel, als 
der Landwirthichaft. Der NReinertrag der Handels» und der induftriellen Gewerbe 
pflegt nur zu einem jehr geringen Theile Grundrente zu fein; wo legtere bei dieſen 
Gewerben einmal beträchtlich erjcheint , ift Dies ein Zufall; bei den Gewerben des 
Landbaues ijt die Erwerbung einer hohen Grundrente Ziel und Abfiht. Die Grund- 
vente bejteht gerade in dem Theile des Reinertrages , welcher durch die Verwendung 
von Arbeit und Capital auf die Natur — die Gefammtheit der Körperwelt außer ung, 
ſammt ihren Eigenichaften und Kräften, mit Ausnahme der ſchon erzeugten Güter und 
ihrer Eigenfhofen und Kräfte — erzielt worden ift. Man pflegt das äußere Thätig- 
feitögebiet des Landwirths nicht Natur, fondern „Land“ zu nennen, ohne damit jenes 
Gebiet auf die Beitandtheile der der landwirtbichaftlihen Cultur zugänglichen Erd» 
oberflädye beichränfen zu wollen. Der Landwirth, welchem die Wahl des Landes zum 
Betriebe jeines Gewerbes freifteht, hat bei diefer Wahl zu berüdjichtigen : 1) die Aus— 
Dehnung des Landguted. Man untericheidet , nicht etwa blos mit Rüdficht auf den 
Flächengehalt, jondern aud mit Rüdjicht auf den Ertrag, auf die gejellichaftliche 
Stellung, welche fie dem Landwirth gewähren, und die Capital» und Arbeitömenge, 
welche eine Bewirtbichaftung in dem landesüblichen Intenſitätsgrade erfordert: große, 
mittlere und fleine Güter. Groß ift ein Landgut, welches einen gebildeten Landwirth 
ſchon mit der blofen Leitung des Betriebes vollftändig beſchäftigt; mittelgroße Land» 

üter laffen dem Unternehmer Zeit, neben der Leitung audy an den ausführenden Ars 
al theilgunehmen , aber die Mehrzahl dieſer legteren Gejchäfte wird von Lohnarbei— 
tern beforgt; fein nennt man ein Landgut , welches in der Regel nur von dem Unter— 
nehmer und feiner Familie beftellt wird, aber deren Kräfte auch vollftändig in Anspruch 
nimmt. Wo Legteres nicht der Fall, kann von einer Landwirthichaft ald Hauptgewerbe 
faum noch die Rede fein. Der Adergehalt der großen, mittleren und fleinen Güter ift 
von Land zu Land, von Gegend zu Gegend verfchieden. Bei fortichreitender Volks— 
wirthichaft pflegt Der durchichnittliche Blächengehalt aller drei Claſſen immer Heiner zu 
werden. Nur darf man daraus, Daß irgendwo die Flächendurchſchnittszahlen für die 
drei Größenclafien ſehr Elein find, nicht immer auf einen hohen Stand der volfswirth- 
ſchaftlichen Eultur fließen. Der Landwirt hat bei der Auswahl des Yandgutes rüd- 
fichtlich der Größe, abgejehen von feinen Vermögensverbältnifien , feine eigene land» 
wirthichaftlidhe Bildung, feine Neigungen, feine geſellſchaftlichen Aniprüche, ferner die 
landesüblichen Wirthichaftöverhältniffe, endlidy Die Art der Erzeugniſſe, welche vors 
zugsweiſe gebaut werden jollen, in Rüdlicht zu ziehen. 2) Die Geftalt des Landes. 
Bei großen Complexen ift die dem Kreife, bei Eleineren die dem Quadrate ſich nähernde 
Geftalt Die befte. 3) Die Gejtalt der einzelnen Grundftüde und die Lage derjelben zu 
einander. Bieredige, möglichft rechtwinfelige Geftalt der Grundftüde, arrondirte Lage 
am vortbeilbafteften. 4) Die geographiſchen Verhältniſſe, und zwar die politifch- 
geographifchen ebenjo, wie Die mathematiſch- und phyfiich-geographiichen. (In einem 
Heinen, oder großen Staate, in der Mitte, oder an den Grenzen. Klima. Iſothermen. 
Ebene und Gebirgslage). 5) Die Fruchtbarfeit des Bodens. 6) Die allgemeinen volfs- 
wirtbichaftlichen, insbejondere die Verfehröverhältniffe (v. Thüen's itolirter Staat). 
7) Die Staatd- und Redyrsverhältniffe. — Erworben wird das Land durdy Kauf: 
und Miethhandel. Das Intereſſe der Landwirthſchaft erheifcht, daß dieſer Handel 
durchaus frei und in keinerlei Weife geſetzlich bejchränft fei. Wo völlige Freiheit ver 
Concurrenz im Handel mit Land herr, richtet fi der übliche Kaufpreis der Lände— 
reien, injofern er nach Geld berechnet wird, einmal nad) der Höhe der Örundrente und 
dann nad) der Höhe des landesüblichen Geldzinſes. Zur Ermittelung des angemeffenen 
Kaufpreifes dient der Kaufanſchlag. Der angemeſſene, gewerbsmäßige Miethpreis 
des Landes fommt der Örundrente gleich; theuer ift der Bachtpreis, welcher höher, 
wohlfeil der , welcher niedriger ift, al die Grumdrente. Zur Ermittelung des ange: 
mefienen Miethpreifes dient der Pachtanſchlag. Dabei find felbftverftändlich auch 
mitzuermiethende Bapitalien mit in Rechnung zu ziehen. Als oberfter Grundfag für 
alle Pachtgeſchaäͤfte ift der zu betrachten: Die Pachtung ſoll dem Pächter möglichit die 
Vortheile des Eigenthumes und dem Verpächter möglichft die Bortheile der Selbitbe- 


542 Landwirthfchaft. 


wirthichaftung gewähren. Hingejehen auf die Dauer des Miethverhältuifies unter» 
fcheidet man: Zeitpacht, Vitalpadıt, Erbpacht. In Beziehung darauf, ob der Pächter 
das Land von dem Eigenthümer , oder von einem Pächter miethweife erwirbt, unter- 
fcheidet man: Eigenpacht, Afterpacht ; hingejehen auf die Art der Zinszahlung unter- 
Icheidet man: Geldpacht, Naturalpacht, Gemiſchter Pacht. Hierher gehört auch der 
fogen. Theilpacht (vergl. d. Art. „Iheilbau“). Ob der Landwirth befier thut, fein 
Gewerbe auf eigenem, oder auf erpadhtetem Grund und Boden zu treiben, Diefe Frage 
enticyeidet fid) nad) den Bermögensverhältnifien. Ceteris paribus gewährt das Wirth- 
haften auf eigenem Grund und Boden eine höhere Rente, da der Eigenthümer außer 
- der Arbeitd- und Gapitalrente auch die Grundrente bezieht. — Bejonders wichtig für 
den Landwirth ift es, daß er nad) einem beftimmten Syſteme wirthſchafte, und daß er 
das den Verhältniffen angemefiene Wirthidaftsivftem wähle. Unter Wirthſchafts— 
ſyſtem verfteht man den Inbegriff der für die Verbindung der Gewerbemittel in einer 
ewiſſen Wirthichaft und für eine gewifie Jahrenreibe aufgefteliten Grundfäge. Feld— 
yſtem ift nur ein Theil des Wirthſchaftsſyſtems, aber freilich der wichtigfte. Die 
Vortheile eines beftimmten Wirthſchaftsſyſtems befteben darin, daß man die verſchie— 
denen landwirthichaftlichen Verrihtungen auf das ganze Jahr zweckmäßig vertheilen, 
zunehmender Entfräftung oder überhanpnehmender übergroßer Ueppigfeit planmäßig 
entgegenwirfen, fi vor übermäßigen Gapitalverwendungen ficherftellen, das Verhält- 
niß zwifchen Robertrag und Reinertrag regeln fann, und daß die Leitung und Beauf- 
ſichtigung des Betriebes leichter und wirffamer wird. ine Wirthichaft , welche nicht 
nad) einem beftimmten Syfteme betrieben wird, nennt man eine freie Wirthſchaft. 
Diefelbe ift nur da mit Erfolg möglid), wo Arbeitskräfte beliebig zu beſchaffen, Dünge- 
ftoffe von Außen beliebig herbeizuführen, Gapitalien im Ueberfluſſe vorhanden , alle 
landwirtbichaftlichen Erzeugniffe jederzeit Leicht abzufegen find. Die feit Thaer übliche 
Eintheilung der Wirthſchaftsſyſteme ift folgende: 1) Felderſyſteme im eng. Sinne 
(f. „Felderwirthſchaft'), 2) Wechjelwirthichaft im weit. ©. (f. „Fruchtwechiel *) 
a. Weide: oder Koppelwirtbichaft ſ. d.), b. Wechfelwirthichaft i.eng.S., 3) Wirth: 
haften mit Weidefütterung und Wirthichaften mit Stallfütterung, 4) Wirthichaften 
ohne Brache und mit Brache. Brache ift aber entweder reine, oder Halbe» oder Heges 
brache, oder befümmerte oder Futterbrache. Keines diefer Wirthichaftsinfteme ift unter 
allen Umftänden und für alle Zeiten das abjolut befte; es läßt fidy immer nur ein rer 
lativ beſtes Syftem für eine gewiffe Gegend, für gegebene Verhältniſſe und für be- 
ftimmte Zeiten auffinden. Es find nicht gerade gewiſſe Wirthichaftsinftene, welche 
lediglich der ertenfiven, oder lediglich der intenjiven Wirthichaft angehören ; 
man fann jedes Syſtem ertenfiver,, oder intenfiver betreiben ; indeß find die einen Sy- 
fteme durchſchnittlich auf größere Arbeitd- und Gapitalaufwände, die anderen auf grö— 
ßere Landflächen beredinet. Es befteht nämlih das Eigenthümliche der ertenjiven 
Wirthſchaft darin, daß unter den angewandten Gewerbömitteln die Natur vorherrſcht, 
Arbeit und Capital zurüdtritt, während das Streben der intenfiven Wirtbichaft dahin 
gebt, der Fleinen Fläche mit Hülfe von viel Arbeit und viel Capital möglichft große 
Erträge abzugewinnen. Irrig ift es, anzunehmen, daß der Reinertrag ber erten« 
fiven Wirthichaft an ſich geringer fein müfle, al8 der der intenfiven. Um gleiche Rein 
erträge fortzuerzielen,, wird man aber allerdings bei fortichreitender volfswirthichaftli« 
her Gultur allmählich zu intenfiverer Wirthichaft übergehen müflen. Da in jeder 
Wirthſchaft, fie mag ertenfiv , oder intenfiv fein, Viehzucht und Aderbau , Futterbau 
und Getreivebau in dreierlei verſchiedenen Verhältniffen zu einander ftehen können 
(Futterbau, und alfo Viehzucht, berricht vor , Futterbau und Getreivdebau werden gleich 
ftarf betrieben ; Getreidebau berrjcdyt vor) , fo kann man auch ebenfo die ertenfive, wie 
die intenfive Wirthichaft je in drei verſchiedene Ordnungen abtbeilen. (Hier wie dort: 
Tutterbau > Getreidebau, Butterbau = Oetreidebau, Futterbau < Getreidebau) . — 
Faft jede Wahl eines Wirthichaftsinftemes ift nur ein Uebergang zu einem anderen 
Wirthſchaftsſyſtem. Zu folden Uebergängen nöthigt namentlich vielfacdy die Grund» 
ftüdszufammenlegung in ausgedehnten Maaße. Unerläßlic für das Gedeihen joldyen 
Ueberganges ift, daß man einen zwedmäßigen Uebergangsplan aufftellt, und den— 
felben conjequent einhält. 
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Die Landwirthbfchaftswiffenichaft zerfällt, wie jede Gewerbswiſſenſchaft, 
in einen empirifchen, oder hiftorifchen und einen theoretifchen, oder rationalen 
Theil. Der biftorifche Theil zerfällt in 1) Landwirthſchaftsgeſchichte; 2) Landwirth: 
ſchaftskunde. Der rationale Theil zerfällt in 1) allgemeine Landwirtbichaftslehre, 2) ſpe⸗ 
cielle Landwirthichaftslchre (Pflanzenbau: und Thierzuchtlehre). Bon den rationalen 
Theilen ift der erftere volfswirthichaftlich, der andere naturwiffenichaftlich zu begründen. 
Die allgemeine Landwirthichaftslehre, als die Hauptwiſſenſchaft unter den Landwirth- 
ſchaftswiſſenſchaften, ift aufzufaflen als ein Syſtem von, der Volkswirtbicaftslchre 
entnommenen Regeln für den gedeihlichen Betrieb der Landwirthichaft. Sie hat ſich zu 
verbreiten über: 1) die volfswirthichaftliche Bedeutung , den Zwed und die Mittel des 
landwirthichaftlichen Gewerbes, 2) die Lehre von der landwirthichaftlichen Arbeit ins» 
beſondere, 3) die Lehre von dem landwirthichaftlichen Capital insbefondere, 4) die 
Lehre von der Natur als landwirthichaftliches Gewerbsmittel insbefondere, 5) die Lehre 
von der Verbindung der landwirthichaftlichen Gewerbsmittel, oder den Wirthichafts- 
foftemen , 6) die Lehre von der landwirthichaftlichen Buchführung und den landwirth- 
ſchaftlichen Anſchlägen. Die empiriichen Theile und die naturwifienfchaftlichen Zweige 
der theoretiſchen Landwirthichaftslehre find vergleichsweife frühzeitig angebaut und 
ausgebildet worden. Kür die Ausbildung der fogenannten allgemeinen Landwirth- 
ſchaftslehre iſt epochemachend das Werk von Albrecht Thaer: „Die Grundfäge der ratio» 
nellen Landwirthſchaft. 4 Bde. Berlin 1809—12*. Aber auf die Nothwendigkeit der 
volfswirthichaftlichen Begründung diefer Wiſſenſchaft hingewiefen , und fuftematifch 
behandelt wurde dieſelbe erft von F. G. Schulze, welcher mit feiner methodologiſchen 
Schrift „Ueber Wefen und Studium der Wirthichafts- oder reiten ic. 
Jena, Friedr. Frommann 1825* eine ganz neue Bahn gebrochen hat. Die natur» 
wiflenichaftlichen Theile der Sandioirthfcaftölehre (die fpeciellen Lehren) werden nebft 
fämmtlihen Hülfsfähern (Agriculturchemie, Phyſiologie ꝛc. in neuerer Zeit überaus 
fleißig angebaut. 
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siehungen zur Chemie, Phyſik und Meteorologie. Deutich von Gräger. Halle 1854. 
— Ferner die Werfe von Thaer, v. Papft, v. Schwerg, Sturm, Schober, Löbe, 
Schlipf u. ſ. w. Endlih: K. Birnbaum, Lehrb.d. Landwirthichaft. Frankf. 1859. 
— Emmingbaus u. Graf zur Lippe, Lehrbuch d. Allg. Landwirthſchaft nach 
Fr. G. Schulge's Spftem. Leipzig, ©. Wigand. 1863. 


Rebenöverficherung. 

Unter allen Zweigen der Berfiherung find Diejenigen, weldye man unter dem 
Gattungsnamen der Febensverfiherung im weiteren Sinne zufammenzufaflen pflegt, 
vom volkswirthſchaftlichen Standpuncte aus betrachtet , weitaus die wichtigften. Der 
Name paßt nicht zu dem Begriffe. Man kann fein Leben nicht „verfihern“; man fann 
nur durch die Aufwendung von einmaligen oder regelmäßig fortlaufenden Einzahluns 
gen für gewiſſe Altersftufen und für gewiffe während des Lebens eintretende Eventua- 
litäten fich felbft oder Anderen, und für den Fall des Ablebens bejtimmten anderen 
Perſonen gewiſſe Emolumente fihern. Die Lebensdauer hat für die Lebensverficherung 
nur infofern Bedeutung, als fie die Höhe jener Einzahlungen regelt, und als der Ein- 
tritt der Zahlung jener Emolumente mit dem Eintritt gewiſſer Lebensmomente in Ber: 
bindung gebracht ift. Ein fleißiger und forgfamer Familienvater fann ſich und den 
Seinen durch Spariamfeit und Umficht zu einem, fihere Rente gewährenden Bermögen 
verhelfen. Allein dazu gehört unter gewöhnlichen Berhältnifien und, falls felbft die 
erfte Grundlage des zu erwerbenden Vermögens in der betreffenden Wirthichaft erft 
geichaffen werden muß, eine lange Jahrenreihe. Und durch allerhand im Einzelnen 
unberechenbare Zufälle fann der, wie ſorgſam auch immer angelegte, Plan zerftört wers 
den. Die verichiedenen Zweige der Lebensverficherung fehen es gerade darauf ab, den 
Einfluß ſolcher Störungen zu neutralifiren, dem Einzelnen vermittelft der von ihm 
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ſelbſt gebrachten Opfer und vermittelſt der organiſirten Cooporation die Garantie zu 
verſchaffen, daß ſein Erſparungs- und Erwerbsplan, wenn nicht auf dem Wege des 
unmittelbaren Erwerbes, jo dod) auf einem anderen Wege, wenn nicht in feinem vollen 
Umfange, jo doc) bis zu einer gewiſſen Grenze, erreicht werde. So gewährt Die Lebens- 
verfiherung in allen Formen, in denen fie auftritt, dem Berficherten einen forgen, 
freieren Ausblid in die Zufunft, und jene Beruhigung , welche für den froben Genuß 
des Lebens und für das ungeftörte Streben nad) den höchften Gütern defielben unent- 
behrlich ift. Andererfeits enthält der Har vor Augen liegende Zufammenhang zwiſchen 
den regelmäßig zu bringenden Opfern und dem beftimmt zu erwartenden Gewinne 
einen Antrieb zur Sparfamfeit , weldyer auf feinem anderen Wege gleich ficher in das 
Wirthichaftsleben eingeführt werden fann. Die Tendenz der Lebensverficherung colli- 
dirt nicht mit dem bibliihen: „Sorget nicht für den andern Morgen“, ſondern fteht 
damit im fchönften Einklange. Jenes Wort ift nicht ftricte zu interpretiren ; fonft würde 
ed nichts wie wohlfeile Broletarierweisheit fein. Recht verftanden fordert es geradezu 
zu der Sorge auf, daß die Sorge für den anderen Morgen nicht die für die Ewigkeit 
abjorbire. Und jo ftehen der Lebendverficherung in der That auch die Fräftigften fitt- 
lien Motive zur Seite. 

Die erſten Keime der Lebensverficherung reichen bis in das Mittelalter hinauf, 
und liegen bier in einer Claſſe von Rechtsinſtituten, welche, obwohl voneinander we: 
ſentlich verichieden, doch der Sache nad) jämmtlich auf Sicherftellung einer Perſon 
gegen die Mängel und Gebrechen des Alters hinausliefen. Hierher gehört das „Wit- 
thum“, das „Leibgedinge“, die „Leibzucht“, der „Altentheildvertrag“, Das „Ausge- 
Dinge“, der „Renten- und Güldenfauf“. Unmittelbar aus dem leptgenannten dieſer 
Juſtitute entwidelte fidy der noch jet beftehende Keibrentenvertrag (vergl, hierüber ven 
Art. „Leibrentenverfiherung”). Aus diefem wiederum das Inititut der Tontine, 
jo genannt nach dem zu Ludwigs XIV. Zeiten in Paris lebenden italienijchen Arzte 
Tonti. Sie befteht in der Vereinigung einer Menge von Perfonen zum Zwecke des 
Rentengeichäftes mit der Beftimmung, daß die Portionen der Erftveriterbenden den 
Ueberlebenden zuwachſen, und hat namentlich in Frankreich und Italien, weniger in 
England und Deutichland, Ausbreitung gefunden. Die Ausbildung des eigentlichen 
Lebensverficherungsgeichäftes im heutigen Sinne des Wortes beginnt jedoch erft mit 
den theils infolge des Auffommens des fogenannten Bevölkerungsſyſtems, theils in- 
folge der zu anderen Zweden gepflegten Bevölferungsftatiftif fich verbreitenden Studien 
über die Gejege der Dauer des menichlichen Lebens. Nachdem der Engländer John 
Graunt (1655) die ftatiftifche Wichtigfeit und die Nothwendigfeit der Aufftellung von 
Berechnungen über die Dauer des menſchlichen Lebens nachgewieſen hatte, ftellte Hal- 
[ey gegen das Ende des 17. Jahrhunderts aus den Todtenliften der Stadt Breslau 
eine Mortalitätstabelle her, die i. 3. 1693 in den » Philosophical transactions « 
publicirt wurde. Auf der Grundlage ſolcher Mortalitätstabellen ließ ſich ein einiger- 
maaßen ficherer Maafftab für das Riſico conftruiren, welches derjenige übernahm, der 
mit Rüdficht auf Die Dauer des Lebens eines Dritten fich zu Renten: oder Capitalzah⸗ 
lungen verpflichtete, ließ ſich andererfeits für die Leiftung des die Verfiherung Neb- 
menden das richtige Verhältniß finden. Die Halley'ſche Methode, bei weldyer die 
Sterblichkeitsliſte leviglidy nach den Todesfällen,, ohne Berüdfihtigung der Zahl und 
des Alters der Lebenden, unter denen diefe Todesfälle vorfamen, conftruirt wurde, war 
keineswegs, ebenſowenig, wie die fogen. Süßmild « Baumann’iche, Die Northamp- 
ton’fche, die Duveillard'ſche u. ſ. w., zuverläffig. Allein fie gewährte doch jchon einigen 
Halt für die zur Ausbildung des Lebensverficherungsgeihäftes unerläßlihen Wahr: 
icheinlichfeitsberechnungen. Eine zuverläffige Sterblicyfeitslifte fehlt noch heute. 
Jedoch ift in neuerer Zeit durch Vervollfommnung der Volfszählungen etwas beſſeres 
Material zur Berechnung folder Liften gewonnen worden. Die jogenannte „Siebzeh— 
nerliſte“, welche jegt den Tarifen vieler Lebensverfiherungsgefellichaften zum Grunde 
liegt, ift hervorgegangen aus Beobachtungen , welche über das Geichäft von 17 engli— 
{chen Lebensverficherungsanftalten für den Zeitraum von 1762—1840 angeftellt wor- 
den find. Wie der erften Aufftellung einer einigermaaßen rationellen Sterblichfeitslifte 
bald die Errichtung einer eigentlichen Lebensverficherungsanftalt (»amicable society 
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for the insurance of life«,, gegründet i. J. 1705 zu London) auf dem Fuße folgte, 
jo hat jidy auch das Lebensverficherungsgeichäft überall, ebenſo ertenjiv , wie intenfiv, 
Hand in Hand mit der Ausbildung der Mortalitätsjtatiftif entwidelt. Schon bei dem 
ebengenannten erften Inftitute wurden Bolicen ausgeftellt, und die Verſicherungsſum— 
men verſchieden nad) dem Alter des Verficherungsnehmers und der Zeitdauer.der Vers 
ficherung feftgejegt. Nach diefem erften Vorgange entwidelte fi in England das 
Lebensverficherungsgeichäft bald und gewann daſelbſt große Ausdehnung. Zu Ende 
Des vorigen ——— beſtanden dort 10 große Lebensverſicherungsanſtalten; jetzt 
iſt die Zahl derſelben bis auf gegen 200 geſtiegen. In Deutſchland wurde zuerſt (durch 
Beneke in Hamburg) i. J. 1806 der Berhuc) zur Gründung einer eigentlidyen Lebens— 
verjiherungsanftalt gemacht. Allein der Krieg beeinträchtigte das Gedeihen vieler 
Hamburger Actien- Geſellſchaft, und fie mußte ihren Betrieb bald einftellen. Erft 
ein im Jahre 1927 anderwärts gemachter zweiter Verſuch (die Lebensverficherungs- 
banf für Deutichland zu Gotha) glüdte, umd num folgten raſch zahlreiche Lebensver— 
ficherungsanftalten. Es beftehen dermalen in Deutichland 25 größere ſolche Anftitute, 
und darunter 7 auf Gegenfeitigkeit, 18 auf Actien. Am Ende des Jahres 1862 hatten 
Diele Anftalten in der eigentlichen Lebensverficherung d. h. der Verſicherung einer 
Summe, welde im Falle des Ablebens des WVerficherten bezahlt wird) 183812 Theil— 
nehmer mit 176'607616 Thlrn. Verficherungsiumme. Sie vereinnahmten in jenem 
Jahre 7207704 Thlr. an Prämien und Zinfen, und hatten für 3063 Sterbefälle 
2743276 Thlr. Berfiherungsfumme zu zahlen. Sie arbeiteten mit einem Geſchäfts— 
fond von 27'927647 Thlrn. — Die Verſicherung auf den Todesfall ift jedenfalls Das 
ertenitv bedeutendfte, aber auch das vom volfswirtbichaftlichen Standpuncte aus wid). 
tigfte unter denjenigen Geſchaͤften, weldye von Lebensverficherungsanftalten betrieben 
zu werden pflegen. Die metjten nicht in dieſe Kategorie gehörigen Gombinationen, 
welche in den Gejchäftsbetrieb der Yebensverficherung aufgenonmmen wurden, aljo die 
Eombinationen der Rentenverficherung, der Tontine, der Altersverſorgungs-, Invali— 
den- und Penſionsverſicherung, der Verficherung gegen Reilegefabren u. ſ. w., ftimmen 
zwar in dem allgemeinen Zwed, einen Erfag für wirtbichaftliche Berlufte, oder eine 
Dedung für wirthichaftliche Bepürfniffe zu gewähren, ſoweit fie Durch ein das Leben 
vernichtendes oder beeinträchtigendes Greigniß, oder dur die Erreichung eines be= 
ftimmten Lebensalter8 hervorgerufen werden, mit den eigentlichen Lebensverficherungen 
überein, entfernen fidy) aber doch mehr oder minder von dem ftrengen Nechtsbegriffe 
derſelben, und haben wirtbichaftlicdy weder eine fo ſolide Baſis, noch eine fo ſegens— 
reiche Wirkung, wie die eigentliche Lebensverfiherung. — Bon den Lebensverfiche- 
rungstechnifern werden die verſchiedenen Arten der Lebensverficherung nicht nach den 
Bedingungen, unter Denen die VBerficherungsiumme zu zahlen ift, jondern nad) dem 
Dbject der Verſicherung claffifigirt. Man umnterfcheidet hiernach: 1) die Claſſe der 
Kentenverficherung,, 2) die Claſſe ver Gapitalverficherung. In der erften Claſſe ſind 
gegen 20, in der zweiten gegen 40 verſchiedene Gombinationen befannt und auszubils 
den verfucht worden. 

Die Lebensverfiherung untericheidet ſich inſofern von den meiften übrigen Ver: 
fihherungszweigen, als es bei ihr nicht eigentlich um Ausgleichung von, durch Elemen- 
tarereignifie berbeigeführten , VBermögensverluften , fondern um Erwerbung von Ans 
fprüchen auf Vermoͤgenszuwachs für gewiſſe im natürlichen Verlaufe des Lebens ein» 
tretende Gventualitäten fich handelt, und ferner infofern,, als bei ihr die reine Prämie 
als das Ergebniß mathematischer Berechnung fich darftellt, Deshalb jo lange unbedingt 
feftitcht , ald die Grundlagen der Rechnung nicht verändert werden, und, fofern Diele 
Grumdlagen richtig find, nicht ohme ſofort fichtbare nachtheilige Folgen , etwa infolge 
der Goncurrenz, ermäßigt werden kaun. Bei den großen Lebensverficherungsanftalten 
auf Gegenieitigfeit fommt die reine Prämie am klarſten zur Ericheinung, weil das Zu: 
vielerhobene in Korm von Dividenden an die Verſicherten oder deren Rechtsnachfolger 
zurüderftattet, dann aber, wenn die gezahlte Prämie einmal nicht ausreichen follte, ein 
Nachſchuß gefordert wird. Deshalb bieten langjährige Erfahrungen von Lebensver- 
fiherungsanftalten auf Gegenfeitigfeit , falls fie nur auf einem ausgedehnten Gebiete 
arbeiten und eine große Zahl von Mitgliedern haben, den beften Anhalt für die Er- 
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mittelung des „Preifes“ der Lebensverfiherung. Die Prämien, welche Actiengefell- 
fchaften vereinnahmen , enthalten entweder einen Ueberſchuß, der zur Verzinfung des 
Actiencapitales verwendet wird, oder, wenn fie einmal nicht ausreichen, ift der Aus: 
fall nicht von den VBerficherten, fondern von den Actionairen zu deden. Mit der 
mathematifchen Natur der Prämien bei der Kebensverfiderung hängt ed zujammen, 
daß hier die fogenannte Prämienreferve eine viel wichtigere Rolle jpielt, als bei den 
übrigen Verfiherungsarten. Man hat daher von jeher, jo lange nur das Lebensver- 
fiherungsgeichäft rationell betrieben wird, auf die Methoden der Berechnung der Prä- 
mienreferve ftets befondere Aufmerffamfeit verwendet. Ohne auf die Technif der Be— 
rechnung diefer Referve einzugehen, bemerken wir, daß die Rüdficht auf die Solidität 
einer Verfiherungsanftalt und auf das Interefie der Verficherten gebietet, daß von den 
Prämien ſtets derjenige Betrag nebft Zinfen referwirt werde, welchen die Verficherten 
zur Dedung eines erft fünftigen Rificos im Voraus entrichtet haben. Der Betrag 
diefer Vorausentrichtung beftimmt ſich aber lediglich nad) der Sterblichfeitslifte und 
dem Zinsfuße, welde der Prämienberehnung zu Grunde gelegen haben, und man 
muß daher von einer foliden Lebensverficherungsanftalt verlangen , daß fie feinen ge- 
ringeren Betrag ald Rejerve für die Verficherten zurüdftelle, als einen ſolchen, der 
na — angedeuteten Grundlage den Werth der Vorauszahlungen vollkommen be— 
leicht. 
® Wie die deutiche Literatur im Betreff des Verficherungsweiens überhaupt fehr 
dürftig ift, fo ift fie ed auch im Betreff des Lebensverficherungsmejend. Von hervor: 
ragender Bedeutung find nur die, meift Heineren, Schriften von Hopf, Heym, Zillmer, 
Wiegand. An einer wifienihaftlicen Darftellung der volfdwirthichaftlichen, jurifti- 
ſchen und geſchäftlichen Parthieen der gefammten Lebensverfiherung fehlt es und noch. 
Und nicht viel beſſer fieht e8 in Diefer Beziehung in der engliichen und franzöftichen 
Literatur aus, obwohl namentlidy die engliihe in manchen einzelnen Parthieen viel 
reicher ift, als die unfrige. Zwei neuerdings entftandene deutſche Zeitichriften: 
„Saski, Jahrbudy für das gelammte Verficherungsweien in Deutichland. Frankf. 
a. M.)“ und „Elsner, Archiv für das Verfiherungsweien (Berlin 1864) ſcheinen 
die Lücke nad) verichiedenen Seiten hin bedürfnißentfprechend ausfüllen zu wollen. 
A. Emminghaus. 


Lehn, Lehensgewerbe, Lehnsarten, Inveftitur, Lehensfolgeord- 
nung, Lehensfolgerecht, Erblehen, Freilehben, Felonie, 
Lehngeld, Lehbensjhulden, Conſolidation, Appropria- 
tion, Bauernleben. 

Ein Lehen (feudum) befteht darin, daß zwei Perſonen, Lehensherr und Vaſall, fich 
in einem Berhältniffe gegenfeitiger Treue befinden, und daß der Erftere einen 
Inbegriff Dinglicher Rechte von Legterem eingeräumt erhalten hat, welchen man mit 
dem Ausdrude „Lehensgewere“ bezeichnet. Dem Lehen entgegengefegt ift das Alod, 
das volle Eigenthum an Grundftüden. In Zweifelsfällen wird jederzeit angenommen, 
daß freies Eigenthum vorhanden fei. Nicht weſentlich ift die eidliche Angelobung der 
Treue, die Uebertragung der Gewere durch Auflaflung, Juveftitur. „Der Vater des 
Lebens ift der Krieg“ (Dahlmann). Gegen Kriegsleiftungen feitens der Gefolgs- 
ſchaften theilten Könige und Große, gegen andere Dienfte auch geiftliche Herren, 
ftäptiiche und geiftliche Gorporationen Grundbefig aus, und es war ſchon in ſehr früber 
Zeit die Weitervergebung des verlichenen Gutes nad) Lehenrecht nichts Ungewöhn: 
liches. Die Dorfgemeinden entftanden entweder aus Anfiedlungen freier Leute, oder 
auf freiem Grund und Boden, oder Durch Vereinigung von Hörigen auf dem Gute 
ihres Herrn. An der Regel find Gegenftand des Lehens nur unbewegliche Sachen und 
Grundftüde. Letztere aber auch nicht, fobald ihre Veräußerung verboten ift, wie 3. B. 
Domainen. Unter den Lehen an unförperlihen Sachen find anzuführen: Das Ren; 
tenlehen oder das Recht der Bafallen, eine auf ein beftimmtes Grundſtück des Herrn 
radicirte Nente zu erheben ; das dem ähnliche Zehntenlehen, das Vogteileben 
'feudum advocatiae), d. h. das verlichene Schugrecht über juriftifche oder phyſiſche 
Perſonen mit gewiſſen Ginfünften, das Amtslehen mit beftimmter Amtsfunction. 
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Im neueren Rechte fommt ein fogenanntes Pfandlehen vor, demzufolge einem Gläu- 
biger fein Pfandrecht zu Lehen gegeben wird. Eo im preuß. Landredht I. 18. 8 75: 
Das einem Gläubiger das Pfandrecht auf eine zur Sicherheit feiner Forderung über- 
gebene Sache zu Lehen verliehen worden, jo heißt es ein „Pfandlehen“. Die regel: 
mäßige Art der Errichtung eines Lehens ift die Inveftitur und befteht in der eid- 
lichen Angelobung der Treue feitens des Vaſallen, fowie in der fomboliichen oder 
wirklichen Lebergabe des Lehens, an deren Statt zuletzt ziemlich allgemein die Ueber: 
reihung des Lehenbriefes getreten ift. Wenn an den Herrn zurüdgefallene frühere 
Lehen wiederum zu Lehen gegeben werben, fo fpricyt man von Reinfeudation; wenn 
mehrere Perjonen — mit demſelben Gegenſtande beliehen worden ſind, 
von Coinveſtitur, die Belehnten haben alsdann gleiche Gewere, ſie haben das 
Lehen „zur geſammten Hand.“ Außer durch Inveſtitur vermag man ein Lehen 
auch zu erwerben durch Erfigung, Verjährung innerhalb 30 Jahren. Die Ordnung, 
in welcher die Lehensfolgeberechtigten in daffelbe fuccediren, heißt Lchensfolgeord- 
nung, das Recht hierzu: Lehensfolgerecht. Es fteht daſſelbe im Allgemeinen allen 
männlichen, durch Männer vermittelten Abkömmlingen des erften Erwerbers des Lehens 
zu. Aicendenten, Seitenverwandte und Eognaten des Letzteren erfcheinen demnach an 
und für fi) von der Lehensfolge ausgeſchloſſen. Doch kann joldyen PBerfonen durch 
jpecielle Verabredung und Aufnahme in die Inveftitur des erften Erwerbers ein Suc— 
ceifionsrecdht begründet werden. 

Lehensfähig find mur Kinder aus rechtmäßiger Ehe. Die zunächft Berufenen 
find die lebensfähigen Defcendenten, bei deren Succeſſion ein Repräfentationsrecht der 
Enkel, Urenfel ıc. ftattfindet. In Ermangelung dieler folgen die agnatijchen Seiten— 
verwandten, infofern folde von dem erften Erwerber abftammen. Söhne verftorbener 
Brüder werden mit den Brüdern zugleich berufen, wo fie dann nach Stämmen theilen. 
Das Erblehen ift das Lehn mit vollftändigem oder theilweifem civilrechtlihen Suc— 
ceffionsreht. Der Lehnherr ſowohl kann einen Vertreter haben (prodominium), als 
aud) der Vaſall (provasallagium, Provafall, Lehensträger) ; ebenfo tritt für den min» 
derjährigen Vafallen ein Lehensvormund ein. Die Lehenstreue verpflichtet den Va— 
fallen zu ehrenhaftem, ehrfurdhtsvollem Verhalten gegen den Lehnsherrn, zum Beiftand 
in jeder Noth und gewiſſen Dienften. Wo legtere nicht vorhanden find, befteht ein 
Freilehen. Die Berlegung der Lehnstreue heißt Felonie. Die Erneuerung des 
Lebens ift vorgefchrieben, wenn eine Veränderung in der Perfon des Herrn (Herren 
fall, Thronfall, Veränderung in der hberrihenden Hand), oder in der 
des Bafallen Lehenfall, Veränderung in der dienenden Hand) vorgeht. 
Der Vaſall muß dann binnen Jahr und Tag die Ertheilung der Inveftitur des 
Lehens nachſuchen das Lehen muthen), oder bei Verzögerung um Ind ult bitten, 
Die Abgabe für die Lehenserneuerung heißt Lehenswaare laudemium majus, 
Lehengeld, Handgeld ıc.). — Die frühern Lehengerichte, Lehenhöfe, find den 
ordentlichen Gerichten gewichen. 

Der Bajall hat erftend das Recht auf Schuß, Rehensprotection, durd) den 
Herren. Bricht dieſer die Treue, fo verliert er fein Eigenthum am Lehnsgegenftande an 
den Vaſallen. Das dingliche Recht des Vafallen beſteht in einem vererblichen, unter 
Umftänden auch veräußerlichen, vollftändigen Nießbrauche am Lehensobject, doc) trägt 
er auch öffentliche und SPrivatlaften des Lebens. Lehensſchulden, welde das Lehen 
bleibend belaften, bedürfen zu ihrer Begründung eines bejonderen Rechtsgrundes oder 
des Conſenſes der Lehensinterefjenten (conjentirte und gefegliche Lehensſchul— 
den). Zu legteren gehören: 1) Die Verbindlichkeit zur Alimentation lehnsfolgebe- 
rechtigter Perfonen, die wegen Förperlicher oder geiftiger Gebrechen von der Behnötolge 
ausgeichloffen find; nach mandyen Particularrechten 2) aud die Verbindlichkeit zur 
Alimentation der hinterlafienen Bafallentöchter und Wittwe, weldye Anſpruch auf 
Leibgedinge und Witthum haben; 3; die Koſten für das Begräbniß des legten Lehens— 
befigers. Die Alodialerben des Vafallen fondern das Alod vom Lehn und fönnen Er- 
fa von allen Verwendungen ind Lehn fordern, welche den Werth des Lehns erhöht 
haben, Lchensforderung. Das Lehensverhältniß hört auf durch Verkauf zu freiem 
Eigenthum, durch Erfigung und durch Aufhebung eines widerruflichen Iehensherrlichen 
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Rechtes. — Das vafallitiihe Recht hört auf durch Rüdfall des Lehns an den Herrn 
Gonjolidation, Jncorporation, Imcameration), 3. B. bei,Felonie oder 
Duafifelonie (ehrlofe Verbrechen gegen dritte Perfonen). Neuere Lehenrechte ſetzen 
meift mildere Beitimmungen feft, Geldbußen ꝛc. — Sonftige Eonfolidationsgründe 
jind Abſterben aller Dejcendenten des erften Erwerbers, Auflöfung einer belichenen 
juriftiichen Perfon, Verzicht des Bafallen oder Veräußerung an den Herrn, Erfigung 
der Lehensgewere durdy den Herren. — Der Uebergang der Rechte des Lehenshertn an 
den WBafallen heißt Appropriation. Cie fommt vor bei Eigenthumsübertragung 
von Seiten des Herrn an den Bajallen (Alodification), bei Erfigung des Eigen» 
thums durch den Vafallen und bei Felonie des Herrn. Stirbt die Familie des Herrn 
aus, jo geht die Lchensherrlichkeit auf den Fiscus über. 

Das eigenthümliche deutiche Recht kennt bäuerliche Befigesrechte, welche eine erb- 
liche, dingliche, nießbräuchliche Natur haben und mit einem mehr oder minder be: 
Ihränften Verfügungsredyte verbunden find. Unter diefe umfaflende Kategorie fallen 
verfchiedene Arten: Meierrecht, Landſiedellehen Oberheſſen), Schillings— 
güter (im Lüneburgiſchen), Zeidelgüter (in den Waldungen bei Nürnberg), Erb» 
pahtgüter (Königreih Sachſen und Thüringen), das Erbredt (Bayern). Der 
Eolone muß dem Herrn bejtimmte jährliche a eh geben. Das Verhälmig wird 
gänzlich beender durch das Ausfterben aller zur Nachfolge in die Erbleihe berechtigten 
Perſonen und durch die Abmeierung (Erpulfion) des Golonen, d. h. durch defien 
gerichtliche Entjegung vom Gute auf Antrag des Herrn. Neuere Gefepgebungen haben 
die Auflöfung des VBerhältnifies zu Gunften des Eolonen zu fördern gewußt (f. A b- 
löjung, Leibeigenjhaftund Frohnden). Jul. Frühauf. 


Reibeigenfchaft, Hörigfeit, Erbunterthänigfeit. 

Während es im alten Römerreih nur awei gegenüberftehende Claſſen menſch— 
licher Wefen, Freie — Freigeborne oder Freigelaſſene — lediglich mit einigen Ver— 
jhiedenheiten des Staats: oder Gemeinebürgerrehts — auf der einen und völlig 
rechtlofe, ald Sachen behandelte Sclaven auf der andern Seite gab, hat die Scla- 
verei, abgeichen von der Kriegsgefangenichaft nn heidniſcher Nachbarn Wen— 
den und Mauren), gleichwie in den von deutſchen Volksſtäͤmmen beſetzten römiſchen 
Provinzen (Franfreih, Spanien u. ſ. w.), auch in Deutſchland bereits früh und im 
14, Zahrhundert ganz aufgehört. Dort aber befand fih dagegen ſchon jeit der römi— 
Ihen Kaijerperiode bis zur Völkerwanderung, der Landbau auf den weitausgedehnten 
Großgutsbefigungen weniger übermäßig Reicher in den Händen meift von Sclaven 
oder Freigelafienen, mitunter auch von herabgedrüdten verarmten Freien, denen Feine 
bäuerlihe Güter gegen Leiftungen und Abgaben, häufig im Theilbau , als Colonen, 
zur landwirthichaftlichen Verwaltung und Benugung überlaffen waren, Im Allge: 
meinen herricht für die landwirthichaftliche Selbftverwaltung der Güter reicher und 
höher ſtehender Befiger, wie jchon bei den Römern der fpäteren Zeit, jo nody jetzt bei 
den romanijchen und fränkischen Völkern wenig Neigung und Interefie. Jene Golonen 
nebjt ihren Samilien und Abfömmlingen wurden als dem Grundſtück, auf dem fie ge: 
boren oder das ihnen verliehen, gewidmet und erblich angehörig, als jchollenpflichtig 
(glebae adscripti) betrachtet. Bei ihrer Entweichung jollten rn verfolgt und zurüd» 
gebracht, andererſeits aber ihre Leiftungen nicht erhöht und erfchwert, auch die Colo— 
nate ihren Abfömmlingen unter gleichen Bedingungen belaffeu werden." Der Boden 
würde fonft — jo bejorgte man damals nicht ohne Grund — von der Landbaubevöl: 
ferung und Cultur verlaffen worden fein. 

Auch die jtrengere Leibeigenichaft hat ih, am früheften in den romanifchen 
Ländern, in ein milderes, aber vererblihes Hörigfeitsverhältmiß umgewandelt. 
Die mit der erfteren verbundenen perfönlichen Seinen. Abgaben und Beichränfun: 
gen verjchmolzen mit den Nechts- und Verpfliditungsverhältniffen der verlicbenen 
Grundſtücke. Die Unfreiheit galt der Zugehörigkeit zur Stätte; es wurde das Vers 
pflihtungsverhältniß ein mehr rechtlich begrenztes. Hingegen verfiel der Bauernitand 


1) Codex Lib. IX. Tit. XLVII. sequ. 
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fogar erft feit Anfang des 17. Jahrhunderts wiederum einer fchlimmeren Leibeigen- 
{haft in denjenigen einzelnen deutichen Territorien, in welchen die entftehende landes- 
herrliche Gewalt ihres geihichtlichen Berufs und des Rechtstitels ihrer Eriftenz, der 
Schutzpflicht gegen die unterdrüdten Volfsclaffen im Kampfe mit den privilegirten, 
damals wieder mächtiger reagirenden Ständen des Adels und der Geiftlichfeit, ver- 

aß. So in Pommern, ingleihen in Medlenburg, wo erft noch der Erbvergleich zwi: 
dyen Landesherren und Ständen von 1755 „das landesfittliche Eigenthumsrecht der 
Ritterfchaft über ihre leibeigenen Gutsunterthanen“ ausprüdlich anerfannte. Und das 
im entſchiedenen Gegenſatz zur älteren Agrar: und Landesverfaffung gerade dieler 
Länder. Denn dajelbft wie im deutfchen Dften überhaupt jaß infolge deuticher Ein- 
wanderung und Golonifation meift ein perfönlic) freier Bauernftand, gegen gemeffene 
mäßige Leiftungen, auf eigenem Erbe.? 

In Bonmern fegte erit die hohenzollernſche Herrichaft, in Nebereinftimmung mit 
der brandenburg =preußifchen Landesverfaflung ſ. d. Art. Gutsherrſchaft), den aus 
der Leibeigenihaft abgeleiteten gutsherrlichen Forderungen täglichen Wagen: und 
Fußdienftes, willfürlicher Austreibung der Bauern und Einziehung ihrer Höfe zum 
Gutsareal, wie beliebiger Erſchwerung ihrer Leiftungen, eine Schranke. Anderwärts, 
wie im deutichen Süden und Norden, jo in Niederiachien und Weftphalen , beitand, 
theils landichafts-, theils jogar ortichaftsweife mit freien Meiern und Golonen ver: 
mischt, Hörigfeit und Leibeigenthbum bis zur Agrarverfaflung des 19. Jahrhunderts 
fort. Nicht blos die Geburt, fondern aud) die Luft (der Aufenthalt einer Perfon des 
Bauernftandes am Drte), wie die Einheirathung in eine leibeigene Stelle und deren 
Uebernahme machte leibeigen. Doc durfte der Leibeigene ohne den bäuerlichen Hof, 
zu dem er eigenbehörig (glebae adscriptus) war, nicht veräußert werden. 

Von den am häufigiten vorgefommenen Wirfungen der Leibeigenichaft ift her: 
vorzuheben: was der Leibeigene erwarb, erwarb er dem Guts- und Eigenthumsheren 
und der Stätte, daher der Tod- oder Sterbefall {mortuarium). Doch war dies guts— 
herrliche Recht in der Regel auf einen Antheil am Mobiliarnachlafie des Keibeigenen, 
meijt die Hälfte, fpäter wohl aud) nur auf ein beftes vom Gutsherrn auszuwählendes 
Stück beichränft (Befthaupt, Kürrecht, Kurmede, Baulebung u. ſ. w.). Die Leib: 
eigenen mußten ungemefiene Frohnden, deren Kinder nach Beſtimmung des Guts- 
bern, außer Geſindezwangsdienſten, auch andere häusliche und wirthichaftliche 
Zwangsdienfte ohne Zeitbejtimmung , öfter gegen obfervanzmäßig geringen Lohn, 
leiften, ferner den väterlichen oder einen anderen Hof annehmen, und fidy bet der Ent: 
laffung aus der Leibeigenfchaft freifaufen. 

Noch andere perjönliche Leiftungen und Beichränfungen der Leibeigenfchaft wur: 
den nicht blos auf die Hörigfeit, jondern auch auf die weit fpäter, erft in und nad) 
dem 30jährigen Kriege, ausgebildete Erbunterthänigfeit übertragen, 

Der Einführung dieſer legtern lagen hauptfächlich landespolizeiliche Anordnun— 
gen? und volfswirtljichaftliche Motive zum Grunde. Es ſollte der damaligen Ver: 
wüftung und Entvölferung der Territorien, dem tiefen Verfall der Landesceultur auf 
Guts- und auf Bauerwirthichaften und der in einer dreißigjährigen Auflöfung bür- 
gerliher Ordnung eingeriffenen Bagabundage durch Feffelung der Arbeitskräfte an die 
Orts- und Gutsbezirke begegnet werden. Die Erbunterthänigfeit griff deshalb auch 
in Landestheilen Plag, wo niemals Leibeigenthum und Hörigfeit bejtanden hatte, wo 
vielmehr von Alters her entweder erbliche Nießbrauchsrechte, wie 4. B. bei den mittel: 
freien Laßbauern der Mark Brandenburg und Niederlauftg, oder ſelbſt Freiheit der 
Perion und Eigenthumsbefig, wie in der Altmark und in Niederfchlefien, großentheils 


2) f. die treffliche hiſtoriſche Daritellung ın der Schrift von Morig Wiggers „Der Vernichtungs: 
fampf wider die Bauern in Medlenburg. 1864.* 

37 1.3. B. das preuß. Refeript vom 5. März 1509. Rabe, Sammlung preußiſcher Geſetze 
Br. 108. 56. Auch in Rußland war aus ähnlichen Motiven zunächft, 1601, nur die Freizügigkeit 
des Bauernftandes aufgehoben und defien Schollenpflichtigfeit eingeführt, dann aber durch Peter I. 
ein halbes Jahrhundert fpäter als die Erbunterthänigfeit in deutjchen Territorien, die firenge Leib— 
eigenſchaft angeorbnet. 
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auch in Oſtpreußen galten und in Bauerordnungen und Landtagsreceſſen anerkannt 
waren. Erweitert und befeſtigt wurde dieſe Erbunterthänigkeit mit der Ausdehnung 
der gutsherrlichen Polizei und obrigkeitlichen Gewalt über angeſeſſene wie über befig- 
lofe DOrtsbewohner. Daraus entiprangen während der für das Rechtsverhältnig des 
freien, wie des mittelfreien Bauernftandes befonders nadıtheiligen Periode von 1650 
bis 1750 mehr oder weniger allgemein der Geſindezwangs dienſt der Kinder der 
Unterthanen, die gutöherrliche Einwilligung zu deren Ehen, wie beim Uebergang zu 
einem andern Lebensberuf, zum Gewerbe oder Studium, ferner beliebige, erit fpäter 
firirte, bald als blos perfönlich, bald als dinglich behandelte Loslaffungs: und Abzugs- 
gelderzbei Entlaffung aus der Unterthänigfeit, bei Berheirathung der Töchter nad) aus— 
wärts, beim VBerlaften des Orts, ſelbſt infolge Veräußerung des Hofes (Marfgrofchen 
in Schlefien), fogenannte Schußgelder für die Erlaubniß der Unterthanenfinder zum 
Auswärtsdienen, auch wenn der Gutsherr deren Gefindedienfte in der eigenen Wirth: 
ſchaft nicht gebrauchte, die Auswahl des Hofannehmers unter den Bamiliengliedern 
oder die Genehmigung der desfallfigen väterlichen Beftimmung , ein befonderer, dem 
Gutsherrn zu ſchwörender Huldigungs: und Treueid bei Annahme der väterlichen 
oder einer andern Stelle, guisherrliche Einwilligung in Verpfändung oder Veräuße— 
rung auch der eigenthümlichen Höfe, die Zwangspflicht zur Annahme robotpflichtiger 
Stellen, ferner ſelbſt Anſpruch auf Arbeitsleiftungen der befiglofen DOrtsangehörigen, 
mitunter umfonft, mitunter gegen objervanzmäßiges oder geringes Lohn, wie auf Vieh: 
zehnt, Jurisdictionszins oder Schutzgeld, — wogegen der Gutsherr in Nothfällen für 
die Unterthanen und die Erziehung. ihrer Kinder, für Erhaltung der Höfe wie für 
Drtsarme und deren Beſchäftigung forgen follte. 

Dagegen hörte in Altengland die perfönliche Unfreiheit bei dem auch dort einft 
vorhandenen Bauernftande, bereits vor länger ald 300 Jahren ohne Geſetz auf.* In 
Franfreich erlag die Hörigfeit und Leibeigenfchaft, wie jede damit zufammenhängende 
perfönliche Dienftbarfeit (die jogenannte main morte personelle, reelle ou mixte) 
mit allen daran gefnüpften und Daraus abzuleitenden Beichränfungen, Leiftungen und 
Abgaben, und zwar ohne Entihädigung, den Beſchlüſſen der erften franzöſiſchen Na— 
tionalverfammlung von 1789 und darauf folgenden Gefegen. In Deutichland ging 
Preußen am 9. Detober 1807 mit ebenfo unentgeltlicher Aufhebung der Erbunterthä- 
nigfeit nebft ihren unmittelbaren Dependenzen, dem Gefindeswange, Losfaufsgelde ıc. 
voran. Auf den Domainen war in Preußen die Leibeigenichaft ſchon 1702 fortge— 
fallen. In Bayern erfolgte die Aufhebung der Leibeigenſchaft und Hörigkeit 1808 
durch die erſte Verfaſſung, in Würtemberg durch das Organiſationsedict von 1817 
und die Verfaſſung von 1819, doch ohne Ausdehnung auf die aus ihr entſprungenen 
perſönlichen Leiſtungen und Abgaben in dem königl. —8 — — Theile der Dber- und 
Niederlaufig (denn im übrigen Sachſen beftand ſtets perjönliche Freiheit und Eigen: 
thum) erſt durch das Gejeg vom 17. März 1832, auch in Hannover, wo, wie im 
Kurfürftenthum gehen, die fremdherrliche — franzöſiſche und weftphäliiche Geſetz— 
— bei der Reoccupation außer Kraft geſetzt war, wiederum erſt mittelſt Abloͤ— 
ei a, von 1833, ebenfo im Kurfürftentbum Heffen auch wiederum erft durch 
die Berfaffungsurfunde von 1831. 

Spätere Gefege der verfchiedenen deutfchen, auch anderer Staaten haben die: 
jenigen einzelnen perjönlichen Beichränfungen und Leiftungen, welche je nad) der ver: 
ſchiedenen Landesverfaſſung als Ausflüffe und Dependenzen der Leibeigenihaft und 
Unterthänigfeit ohne Entihädigung aufgehoben find (f. oben), meift ſpeciell bezeich: 
net, dagegen die auf früher leibeigenen, eigenbehörigen oder unterthänigen, wie auf 


4) Es wurden aber in Altengland, wie im Laufe des 18. Jahrhunderts in Schottland und frü— 
ber in Irland, nicht viel anders als in Mecklenburg und Neuvorponmern, die bäuerlichen Wirthe 
großentheils als fündbare Pächter behandelt, ihrer väterlichen Beſitzungen entfegt und deren Felder 
in freie Pachtgüter, auch wehl in Schaftriften umgewandelt — troß Verordnungen der Tudors 
(Heinri VII. und VIIL.) für Erhaltung der Bauern, die indeß das Parlament mit dem darin vor: 
herrſchenden Ritterflande zu befeitigen wußte. 
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freien bäuerlichen Stellen haftenden Grundlaften und Realrechte der gefeglichen Ab⸗ 
löfung gegen Entfchädigung vorbehalten (f. Art. Ablöfung). 

In öfterreichiichen Kaiferftaate wurde alles von den J— Maria The: 
reſia's und Joſeph's II. Verfäumte 1848 nachgeholt. Mit der unentgeltlichen Auf: 
hebung des ſchutzobrigkeitlichen Verhältniffes, wie der Unterthänigkeit wurden zugleich 
alle aus beiden fließende Rechte und Einnahmen befeitigt. 

Zu den großartigften,, tiefgreifendften Agrargefegen der neueften Zeit gehört die 
Aufhebung der Leibeigenichaft in Rußland durch Kaifer Alerander II. und damit in 
unmittelbarer Verbindung, wie es aud) faft in allen deutfchen Staaten gefchehen, die 
Berleihung eigenen Grund und Bodens an die leibeigen geweſenen Bauern gegen 
Entfhädigung der Gutsherren. Doch läßt e8 das rufftiche Geſetz v. 19. Febr. 1861 
vorerft bei der auf altjlavifcher Agrarverfafiung beruhenden, noch heute lebendigen 
Sitte beitehen, wonad) die in Befig und Nugung der ganzen Bauerngemeinde befind: 
liche Dorfflur periodifh unter die einzelnen männlichen Glieder in gleich aufgetheil: 
ten Stüden verlooft wird, ohne daß diefen einzelnen männlichen Gemeindegliedern an 
ihren Looſen ein vererbliches individuelles Privateigenthum eingeräumt ift. Erft dann, 
wenn durch Ablöfung der ald Entihädigung der Öutöherren Pefigefteltten Geldrente 
mittelft Capital, ein volles Eigenthum am Bauerlande envorben ift, fteht e8 der Bauer: 
gemeinde frei, entweder die alte Wirthichafts- und Feldgemeinfchaft fortzufegen oder 
das als Eigenthum erworbene Bauerland unter fi) privativ und vererblid an die 
Einzelnen zu vertheilen. 

Nicht alſo verfuhr die Gefeggebung in dem deutfchen Lande Medlenburg. Hier 
war der im Jahre 1820 erfolgten Aufhebung der Leibeigenfchaft die Vernichtung des 
Bauernftandes größtentheild ſchon lange vorausgegangen; nur nody zum Hleinften 
Theile folgte die letztere der erftern nach. 

Erft aus der vollftändigen Anerkennung und Achtung der perfönlichen Freiheit 
und Rechte erwächit auch beim ländlichen Arbeiterftande Ginicht, Energie und Geſchick— 
lichkeit, ſelbſt Pflichtbewußtfein, deren glüdlihe Wirkungen der landwirthichaftlis 
hen Eultur, wie dem Volfswohlftande überall zugute gefommen find. Man erjegt 
diefe Erfolge am wenigften durdy den Anachronismus von Prügelmandaten Mi 
gutsherrliche Dienftboten und Arbeiter, wie fie neuerlich in Medlenburg erlafjen 
worden. Derartige Verordnungen werden durch Feine noch jo feierliche diplomatische 
Note, durch feine politifche Bannbulle gegen Andersgläubige vor dem civilifirten 
Europa des 19. Jahrhunderts gerechtfertigt. Und am wenigften werden fie der Volks— 
wirthſchaft Medlenburgs und den landwirthſchaftlichen Intereſſen feiner Guts- und 
Polizeiherren zugute fommen. Denn fie am wenigften fönnen bei der aus naheliegen- 
den Gründen ungewöhnlichen Auswanderung und Entvölferung ihres Landes, die 
freien Arbeiter aus dem benachbarten ‘Preußen, entbehren, wie fie hauptſächlich aus 
denjenigen Gegenden, 3. B. aus dem Warthebruch, fommen, die feit einem — 
dert mit freien, auf eigenem Grund und Boden angeſeſſenen und gerade deshalb vor: 
zugsweiſe tüchtigen Arbeitern bevölfert find. Den medlenburgifchen Gutsherren wird 
die Befugniß zum ‘Prügeln ihrer Arbeiter fchwerlich zum dauernden Nugen gereichen. 
Der freie preuß. Arbeiter ift häufig Soldat oder Landwehrmann und der Androhung 
von Prügel ſchon feit der Publication der Kriegsartifel, feit 1808, ungewohnt. Er 
theilt die gleiche Pflicht zum Waffendienft. Die mit allen Ständen und Vollsclaſſen 
allgemeine Wehrpflicht aber hat nicht blos die formelle en der Leibeigenichaft 
und des perfönlichen Frohndienftes, ſondern auch ihrer Ausflüffe, Des guts- und polis 


eiherrlihen Züchtigungsrechtes, zur Vorausfeßung und Grundlage.’ 
zeiherrlihen Züchtigungsrechtes, 3 fegung — 


5) Auch zu dem vorſtehenden Artikel, wie zu den Artikelu Agrargefeggebung und Ablöfung, 
wird noch auf das Werk des fönigl. fächf. Kreisfteuerrath Albert Judeich: Die Grundentlaftung in 
Deutfchland. Leipzig 1563 aufmerffam gemacht, welches eine vollftändige Ueberficht der in den ein⸗ 
zelnen deutfchen Staaten erlaffenen Geſeße über Aufhebung der perfönlichen und dinglichen Abhäns 
gigfeitsverhältniffe enthält. 


me. 
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Reibrente, 

Die Abficht, fih, oder Dritten eine lebenslängliche Verforgung durdy Leiftungen 
Anderer zu verichaffen, fann Durch verichiedene Rechtsgeſchäfte ausgeführt werden. Es 
gehört zu diefen Geſchäften die Beftellung eines Witthums, einer Leibzucht Leib— 
gedinge), namentlidy aber der Leibrentenvertrag. Bei diefem Vertrage verpflichtet ſich 
Jemand, gegen Empfang eines Gavitaled oder eines nad) feinem Preiſe beftimmten 
(tarirten) Gegenftandes einem Dritten eine lebenslängliche Jahresrente zu zahlen. Da 
die unfichere Berechnung der Lebensdauer des Rentenempfängers den Maaßitab für die 
Größe des zu leiftenden Werthes gewähren muß, und die Rente Das gewöhnliche Zins- 
maaß überfteigt, jo ift Das Geichäft, namentlich, wo es vereinzelt, und nicht etwa in der 
Forn der Leibrentenverfiherung vorfommt, ein gewagted. Das Capital ift mit 
der Perfection des Vertrags verfallen, und der Rentenberechtigte ift nur nod) Gläubiger 
auf den Betrag der Nente („Leibgut ſchwindet Hauptgut“), deren Forderung übrigens 
im Goncurje feinen Vorzug genießt. VBorausgejegt wird jedoch, daß der Rentenſchuld— 
ner die Verpflichtung zur Zahlung der Leibrente nicht durch eine willfürlihe Handlung 
aufbebe. Wird das Gejchäft durch Eintreten einer hinzugefügten Refolutivbedingung 
aufgelöft, fo wird das Hauptcapital gegen Erftattung des die gewöhnlichen Zinfen 
überfteigenden Mehrbetrages der empfangenen Renten zurüdgezahlt. Dieje Grundfäge 
kommen nicht immer in diefer einfachen Geftalt zur Anwendung ; fie find oft in com— 
plicirtere factiſche Vorausſetzungen verflochten. So bei der jog. Tontine, d. h. dem 
Geſchäfte, bei welchem Mehrere ſich in der Art eine Leibrente beftellen, daß der Antheil 
der Verftorbenen den Ueberlebenden anwächſt; ferner bei den jogenannten Leibrenten- 
anjtalten (vergl. den Art. „Rentenverfiherung“), welche bei der großen Zahl der ſich 
betheiligenden Leibrentenfäufer auf einer der Einwirkung individueller Zufälligkeiten 
minder ausgefegten Bafis beruhen ; endlich bei den Witwenverforgungsanftalten, ıc. 
In den Zeiten einer rigoriftifhen Zinspolitif ift der Darlehnsvertrag häufig in die 
Form des Leibrentenvertrages eingefleidet worden. In Zeiten, in denen die volfswirth- 
fchaftliche Eultur auf einer hohen Stufe fteht, namentlid das Capital als Gewerbs— 
mittel eine bedeutende Rolle jpielt, und hohe Renten gewährt , gehört der Leibrenten- 
vertrag in feiner rohen und einfachften Form zu den felten vorfommenden Rechtsge— 
fhäften. Da er in diefer Form auch zu den gewagten Geichäften gehört , ift er volfe- 
wirtbichaftlich nicht zu rechtfertigen, zumal die ausgebildetere Form, die der Renten» 
verfiherung, allen wirklich hervortretenden Bedürfniffen dann gerade in ausreichender 
Meile entipricht. 

Hie und da hat man es verfucht, Staatsanleihen beliebter zu machen durch Gewäh- 
rung von Renten an die Gläubiger, und zwar hat man ebenfo Zeitrenten, Annui— 
täten (annuities for terms of years), wie Leibrenten (rentes viageres, annuities for 
life), und Tontinenrenten zu diefem Zwede gewährt. Dies ift eine Speculation auf die 
Eriftenz vieler arbeitsunfähiger, oder arbeitsicheuer Perfonen, welche Neigung veripüs 
ren, ihr Vermögen für ihren Unterhalt aufzuzehren, und nicht darauf bedacht find, ihr 
Gapital den Erben zu erhalten. Finanziell Fann diefe Art der Staatsanleihe guten Er- 
folg haben, wenn die Vorausfegung vollfommen zutrifft, alfo fic viele Staatsrenten- 

läubiger finden, wenn zu der Zeit, wo die Anleihe contrabirt wird, der Zinsfuß niedrig 
441 und wenn die Baſis der Berechnung richtig iſt. Volkswirthſchaftlich iſt fie nicht 
zu rechtfertigen, weil fie die Zerftörung von Gapitalien befördert, und die Neigung, 
das Gapital in Conſumtionsfonds zu verwandeln, großzieht. In Frankreich und in 
Großbritannien hat man Rentenanlehen öfter gemacht; in erfterem Lande waren fie 
leichter einzubürgern, al& in legterem. Bemerfenswerth ift, daß die engliiche Freiban- 
delspartei i. 3. 1846 die Durdyführung ihrer auf radicale Reform des Zolltarifes ge 
richteten Pläne ausprüdlicy auf das Jahr 1860 verſchob, weil in diefem Jahre die 
legte Staatörentenzahlung (von beiläufig 2 Mil. Pfd. St.) zu erfolgen hatte und dieſe 
Entlaftung des Budgets eine mögliche Minderung der Zolleinfünfte gleich anfangs 
leichter verfchmerzen ließ. Ueber „Yeibrentenverfiherung“ |. „Rentenverfiherung“. 
A. Emminghaus. 
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Leihhaus. 

Leihhäuſer ſind in China ſchon ſeit vielen Jahrhunderten eingerichtet 1833 be— 
ſtanden in Kanton allein 830, von denen die von der Regierung autoriſirten monat— 
lich 2—3 Procent, die nicht autorifirten bei höhern Vorſchüſſen 10 Proc. Zinfen nah— 
men), und ähnliche Anftalten beftehen feit langer Zeit gleichfalls in Japan. Kür die 
europäifchen Leihhäuſer ſcheint Jtalien Die Wiege geweien zu fein, und wurde das 
ältefte 1464 zu Perugia auf Beranlaffung des Minoritenmöndhs Barnabas ins Leben 
gerufen, während in Deutichland das erfte Leihhaus 1498 zu Nürnberg eingerichtet 
ward. Als größtes Leihhaus gilt gegenwärtig der mont de piete in Paris, der feit 
1777 befteht und circa 300 Beamte zählt. In den meiften Städten find ſeitdem meift 
unter Verwaltung und Garantie der Stadtgemeinde öffentliche Leihhäufer Verſatz— 
ämter) errichtet worden, die auf die Pfandobjerte —“ des tarirten Werths auf 
3—6 Monate, felten länger ausleihen und fich mit einem mäßigen Zinsfuß, der zu— 
— den Verwaltungsaufwand, Proviſionskoſten u. ſ. w. mit enthält, begnügen. 

erden die Prandobjecte nach einer beſtimmten Friſt nicht eingelöſt, jo werden die— 
felben öffentlich verfteigert. 

Derartige öffentliche Leihhäufer haben den Vortheil, daß gegen Verſatz Heine 
Darlehen zu geringen Zinjen aufgenommen werden fönnen, und fie geben dem Borger 
die Gewißheit,, fein Pfand wieder einlöfen und einem größern Verluft vorbeugen zu 
können, fobald fidy feine materiellen Zuftände gebeflert haben. Außer dieſen Leihhäu— 
fern befteht noch das Gewerbe der Privatpfandverleiher, das im Allgemeinen 
in feinem Gewerbebetrieb jih an die Einrichtungen der öffentlichen Leihhäuſer anlehnt, 
wenn aud) über Taration der Pfandobjecte, Höhe des Zinsfußes, Rüdzahlungsfrift 
die Bedingungen nicht gleich günftig für den Erborger fein mögen. Die Pfandverleis 
her unterliegen in der Regel zur Betreibung ihres Gejchäfts einer befondern polizei— 
lichen Conceſſion, und find nicht nur verpflichtet, genaue Verzeichnifie zu führen, die 
nicht eingelöiten Pfänder öffentlich verfteigern zu laften, ſondern find auch noch unter 
eine bald mehr bald weniger ftrenge polizeiliche Gontrole geftellt. Da wo die Wucher- 
gelege noch gelten , ift ihnen ein höherer Zinsjag als der landesüblicye geftattet. So 
erlaubt das preußiiche Reglement vom 13. März 1757 bei Darlehnen von 10 Thlrn. 
und weniger vom Thaler auf die erften 6 Monate einen ganzen, auf die folgenden 6 
Monate einen halben Zinspfennig für die Woche, die Gabinetsordre von 1826 den 
öffentlichen ftäptiichen Leihanftalten 8 Proc. Zinfen , unter Umftänden fogar bis zum 
Marimum von 12', Proc. zu nehmen. (Rette.) Daß unter anderen Formen bier und 
da weit höhere Beträge als Zinfen berechnet worden find, und daß troß dieſer Geſetze 
gegen den Pfandwucher das dargelicehene Gapital zu hohen Sägen verzinft werden 
muß, it befannt. — In früherer Zeit, als das Geſchäft der Pfandverleihung ſich faft 
ausichlichlic in den Händen der Juden befand, waren auf Betrügereien und wuche— 
rifche Uebervortheilungen ſehr harte Strafen gejegt. Diele Ausnahmsftellung hat zwar 
jegt faft überall aufgehört, doch bleibt den Prandverleihern außer den nad) einem be: 
ftimmten Echema zu führenden Pfandbüchern noch die ziemlich jchwierige Ver: 
pflichtung genau zu prüfen, ob das angebotene Pfandobject wirflidy der rechtmäßigen 
Verfügung des Verpfänders unterliegt. In einigen Ländern ift den Pfandverleihern 
geradezu unterſagt, fidy mit Perfonen , deren Befugnig zum Abſchluß von Verträgen 
im Allgemeinen, oder zur Aufnahme von Darlehnen im Belondern geleglich verboten 
oder beichränft ift, in Geichäftsverbindungen eingulaffen, und dahin gehören je nad) 
den einzelnen Gejeggebungen, alle unter wäterlicher Gewalt ftehende Perſonen, Studis 
rende, Soldaten, Dienftboten. Zu verfennen ift ferner nicht, daß das Pfandleihge— 
werbe zur Begünftigung von Diebeshehlerei und Unterichlagung, und bei aller Ned: 
lichkeit des Prandverleihers minvdeftens zur Verwerthung geftohlener Gegenftände leicht 
Veranlaffung geben kann, und ift Damit ein vollftändiges Freigeben des Pfandleihge— 
werbes ſchwer zu vereinbaren, wenn aud) zugegeben werden mag, daß deshalb eine 
befondere Conceſſion nicht erforderlich ift,, da die Behörde über die Zuverläffigfeit des 
Nachſuchenden gleichfalls allen möglichen Täufchungen ausgelegt fein kann. 

Die Leihkäufer follen hauptiächlich denjenigen Armen dienen , weldye die öffent: 
liche Armenunterftügung noch nicht in Anſpruch nehmen, alio denjenigen Claſſen der 


— —— ——— — — 


554 Leiſtung. 


Bevölkerung, welche theils aus Mangel an Sparſinn, theils infolge niedriger Arbeits⸗ 
Löhne oder zeitweiliger Arbeitslofigfeit für gewifle unvorhergejebene Fälle wie Kranf- 
heiten, Todesfälle, Geburten, Wohnungsveränderungen u. ſ. w. in Geldverlegenheiten 
fommen. Es handelt fid) aljo um die Gewährung von Gonjumtiveredit , bei dem dad 
dargeliehene Capital nicht reprodueirt, fondern gewöhnlich aufgezehrt wird. Die in 
drüdender Noth aufgenommenen Darlehen können daher nur mit hoher Affecuranz- 
prämie gewährt werden (eine Beleihung nur bis zu */ des Werths offenbar zu weit geht); 
fie werden aber, was hier auf eine niedere Stufe der Volkswirthſchaft hinweift, in vielen 
Fällen nicht zurüdgezahlt und ift dann für den Erborger der Gefammtwerth des Pfand: 
object vollftändig unproductiv aufgezehrt worden , ohne daß die verfchafften Genuß: 
mittel dem Werthe gleichfommen. In foldyen zahlreichen Fällen , in denen Leihhäufer 
zwar augenblidliche Noth abwenden, aber doch nur ein ſchwaches und, das fchließlice 
Refultat verzögerndes, Palliatiomittel bilden, dürfte fi) der Arme mit dem Verkauf des 
Pfandobjects weit befjer ftehen, da ihm der volle Ertrag des Verkaufswerthes zu Gr 
bote ftehen würde. Daß die Hoffnung und der gute Wille vorhanden waren, fid mit 
einem Fleinern Capital zu begnügen, damit das verfegte Pfand wieder eingelöft werden 
fönne, ift immerhin ein gutes Zeichen. Weit bedenklicher ift Die Wahrnehmung, daß 
Leihhäufer auch da Gonfumtinerebit zu gewähren haben, wo nicht eigentliche Notb, 
fondern nur Verſchwendung und Liederlichfeit unnöthige Ausgaben begehren laflen. 
Deffentliche Leihanftalten,, wie Privatpfandverleiher machen — — in den 
Zeiten den meiſten Umſatz, in denen ſogenannte Volksfeſte vorkommen, und um aus 
Gewohnheit, Eitelkeit oder Vergnügungsfucht fich daran betheiligen zu können, verjept 
der Arme nicht felten die unentbehrlichften Gegenftände feines Haushalts. Inſoweit 
hier die Leihämter einen Credit gewähren, der zu vollftändig unproductiven Ausgaben 
verwendet wird, wirfen fie geradezu ſchädlich, und es bleibt nur ein geringer Troft, 
daß bei dem Verfauf derfelben Gegenftände das erlangte größere Capital wahricein- 
lich ebenfo verſchwendet worden wäre, wie die vom Leihamt erhaltene Fleinere Sunme, 
die behufs der Einlöfung des verfegten Pfandes doch noch leichter wieder erarbeitet 
werben fann. H.R. 


Reiftung. 

Unter Leiftung verftehen die Juriften die Erfüllung (solutio) einer Verbindlichkeit, 
wodurd) das Obligationsverhältniß gelöft, die Forderung auf der einen, die Verpflich— 
tung auf der andern gelöfcht wird. Die Erfüllung fann beftehen in der Hingabe 
einer Sache, und zwar fowohl einer Waare (Lieferung), als baaren Geldes oder jei: 
ner Repräfentanten (Zahlung), wie auch in der Verrichtung von Arbeiten ſ. d.). 
An die legtere denft man gewöhnlich bei „Leiltung“ im Sinne des täglichen Lebend 
und begreift darunter, obwohl audy von Dienftleiftungen die Rede ift, die ifolir- 
ten Thätigfeiten, im Gegenfag zu der fortlaufenden Kette, welche der „Dienft“ ſ. d.) 
im engften Sinne ausmacht. — Jenes Streben nad) fcharfer Umgrenzung und objec- 
tiver Ausprägung zeigt fi) auch in den Leiftungen (Präftationen) feudalen und poli- 
tifchen Urſprungs, welche zuerft aus ungemeffenen in gemefjene, dann aus Natural: 
leiftungen in Geldleiſtungen übergeführt wurden, um in diefer das Intereſſe am prä— 
cifeften ausdrüdenden Form, wo irgend möglich den Weg der Ablöfung zu finden 
(f. Frohnden). Nur in Fällen wahrer Noth, 3. B. bei Galamitäten wie Feuers- und 
Waſſersnoth, gefährlichen Verfehrsftodungen, endlich in den mandherlei Ausnahme: 
zuftänden, welche der Krieg erzeugt, hat man von der Inanfpruchnahme perfönlicher 
oder fächlicher Hülfe, wo man fie aufzutreiben vermag, ohne Rüdficht auf dad Gleich⸗ 
maaß der Verpflichtungen nicht laſſen können. Doch gilt in ſolchem Falle, mit einziget 
Ausnahme der ſogenannten Wehrpflicht, heutzutage durchweg der Grundſatz, ſolche 
irregulaͤre Inanſpruchnahme durch entſprechende nachträgliche Vergütung ihrem Werthe 
nad) auf den als der Gerechtigkeit entſprechend angenommenen allgemeinen Leiſtungs— 
fuß zurüdzuführen. — Ueberfchreitet der Begriff der Leiftung in politifchem Sinne [hen 
den Kreis der Obligation im eivilrechtlihen Sinne, fo fpricht man auch wohl noch 
von Leiftungen in einer — welche jede Bezugnahme ‘auf rechtliche Ver— 
häftniffe ausjhließt, wenn man ftatt von ihrer Tauglichkeit von Leiftungen oder 
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Dienften einer Sache, eines Inftruments, einer Mafchine redet, ja von der letzteren 
auch wohl gejagt wird „fie arbeite”. Betrachtet man dergleichen nicht als rein figür: 
liche Anwendungen, fo bleibt nur der gemeinfame Begriff des Nupeffects übrig, eine 
Berallgemeinerung, die lediglich für ven Zwed der Nugberechnung, freilich der Seele 
des Wirthichaftsplanes, ihren Werth haben kann, wobei es allerdings darauf an= 
kommt, Arbeit und Capital auf einen gemeinfchaftlihen Generalnenner zu bringen, 
ihren Werth zu combiniren, beziehlich unter ſich und mit den Laften zu vergleichen. 
In diefer Weife auf ihren Werth reducirt werden Leiftungen im eigentlichen Sinne 
nidht nur Rechnungsfactoren, fondern aud Mittel des Umlaufs, worin fidy bei 
der fortichreitenden Mobilifirung der Werthe immer mehr Güter verwandeln. Es ge- 
fchieht dies, indem die gegenüberftehenvden Forderungen, entweder durch ein Pfand 
irgendwelcher Art gededt, oder durch den Credit (f. d.) dieſer Nothwendigfeit entho: 
ben, eine von den zufälligen Perſonen der Inhaber äußerlich faft unabhängige Geftalt 
gewinnen (verjchiedene Arten von Obligationsurfunden, Wechſel, Papiere au por- 
teur x.) und, ohne daß man ſich der Formalität der Ceſſion recht bewußt wird, von 
= zu Hand gehen. Zu erwähnen ift endlich nod) der Vollftändigfeit halber als 
egenftüd der hierin gevadhten Sicherheitsleiftung für einen verſprochenen be- 
ftimmten Werth, weldye in Hinterlegung eines reellen Aequivalents befteht, die unter 
der Bezeihnung Caution verftandene Garantie, weldye einen ebenſolchen Werth als 
Dedung für nicht zu beziffernde mögliche Verlufte des andern theils durch Verlegung 
übernommener allgemeiner Berbindlichkeiten einjegt, und welche ebenfowohl in öffent: 
lichen und Privatanftellungen als bei Verleihung von Eonceiftonen (f. d.) zu öffent: 
lichen Functionen, denen häufig gewiſſe literariihe Unternehmungen halb und halb 
affimilirt werden, endlich bei großen geichäftlichen Unternehmungen von mehr oder 
minder öffentlihem Charakter, Bauten, Lieferungen ıc. eine Rolle zu fpielen pflegt. 
Petermann. 


Lohn 

heißt in der Volkswirthſchaft der Miethpreis der Arbeit. Der Arbeitsermiether 
zahlt diefen Preis ald Gewerbsunternehmer aus dem Nohertrage feiner Unterneh- 
mung; für den, welcher Lohn für geleiftete Gewerbsarbeit erhält, ift derſelbe Arbeits— 
und Gapitalrente, legteres felbft da, wo der Arbeiter nicht mit eigenen Werkzeugen, 
Roh: und Hülfsftoffen ıc. arbeitet ; denn e8 gehören ſchon Bapitalaufwände dazu, um 
ſich arbeitsfähig zu erhalten. Ermiethet man Arbeit nicht zu — ſondern zu 
perſönlichen Genußzwecken, fo iſt der Lohn aus dem reinen Einkommen zu beſtreiten; 
für den Arbeitsvermiether bleibt das Verhältniß das nämliche; er empfängt im Lohne 
ſtets Arbeits- und Gapitalrente. Je nad) der Verjchiedenheit der er- oder vermietheten 
Arbeiten und Dienftleiftungen wird der Kohn bald Lohn jchlechtweg, bald Arbeitslohn, 
bald Gage, Gehalt, Sold, Honorar, Gebühr u. f. w. genannt. Das Honorar des 
Arztes, die Gage einer Tänzerin, der Sold des Soldaten, das Gehalt des Staatsdieners 
find ebenfogut Miethpreife für Arbeit, wie der Gefindelohn, der Tage- oder der Stück— 
lohn in den verfchiedenen Gewerben. 

DER der Güter, in denen der Lohn gezahlt wird, unterfcheidet man Na— 
tural» und Geldlohnung, binfichtlid der Lohnberehnung: Zeit-, Stüd- 
oder VBerdung- und Antheilslohnung. Die Auslohnung der Arbeiter in 
Naturalien, welche vorzugsweife im landwirtbichaftlichen, aber auch in anderen Ge— 
werben vorfommt, hat manche Vorzüge. Nur muß fie nicht ausſchließlich angewendet 
werben, weil fonft der Arbeiter genöthigt wird, einen Theil feines Lohnes zu veräußern, 
um diejenigen Bedürfniſſe zu befriedigen, welche nicht jchon durch die Beftandtheile 
des Lohnes jelbft befriedigt werden fönnen, und weil diefer Handel Zeit, Mühe und 
leicht auch Verlufte veranlaßt. Auch müflen die Naturalien, welche die Stelle des 
Geldlohnes vertreten follen,, auf Grund vorheriger Verftändigung zu gewiffen Durch: 
fehnittöpreifen angenommen werden. Dem Unternehmer wird diefe Art der Lohnzah- 
fung dann namentlich willfommen fein, wenn fie ihm eine fichere Abfapgelegenheit für 
einen Theil feiner Erzeugniſſe darbietet ; der Arbeiter wird dadurch — vorausgefegt, 
daß die ald Lohn gegebenen Naturalien in den wichtigften Nahrungsmitteln beftehen 
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— vor den ihm gerade befonders fühlbaren Einflüflen plöglicher Preisfteigerung jener 
Güter bewahrt, und ift, wenigftens wo ftrenge Rechtlichfeit waltet, vor Uebervorthei— 
(ungen im Betreff der Qualität und Quantität, weldye er übrigens auch beide contro- 
liren fann, gefichert. Indeß hat die Naturallohnung auch große Scyattenfeiten. Für 
den Arbeitgeber infofern, als fie meift eine verwidelte Buchführung und eine ſchwierige 
Gontrole veranlaßt, und, als fie ihn zwingt, von den fraglichen Naturalien immer 
größere Vorräthe zu halten, als fonft nöthig wäre. Auch wird, wer in natura lohnt, 
immer mit großem Mißtrauen feitend der Arbeiter zu fämpfen haben, und ſich fort- 
während ungerechtfertigten Vorwürfen von dieler Seite ausfegen. Der Arbeiter ande 
rerfeitö , wenn er durch Vertrag gehalten iſt, gewiſſe Theile feines Lohnes in Natura: 
lien anzunehmen, wird häufig Davon mehr , als er bedarf, annehmen, und den Ueber: 
ſchuß, vielleicht mit Verluft, verfaufen müffen. Auch ift er dem Irrthum und der 
Uebervortheilung , wenn nicht feitens des Arbeitgebers, fo doch feitend des Untergebe- 
nen deſſelben leicht audgejegt. Endlich wird, namentlic von ungebildeten Leuten, 
häufig mit einem Vorrathe von Naturalien weniger ſorglich gewirthſchaftet, als mit 
einem Geldvorrathe. Dieſe Nachtheile find überwiegend. Doch ift die Naturallöhnung 
für allen Mierhhandel mit Arbeit auf der Taufchhandelsftufe unumgänglich und Die 
theilweife Naturallohnung für die Arbeiten und Dienftleiftungen der Dienftboten, 
mandyer Gewerbsgehülfen, Matroſen, Soldaten u. j. w. aus Gründen, Die auf der 
Hand liegen, nicht leicht zu entbehren. 

Die Zeitlohnarbeit ift oft felbft bei im Uebrigen hochentwidelter Gultur 
noch mehr verbreitet, als die Stüdlohn-, Verdung- oder Accordarbeit. Am verbreitet: 
ften ift fie im Iandwirtbichaftlichen Gewerbe , wo die Lohnarbeit meift aus der Frohn— 
arbeit hervorgegangen ift, wo es bei Arbeitgebern und Arbeitern häufig noch fehr an 
volfswirtbichaftlicher Bildung fehlt, und wo allerdings manche Verrichtungen zur 
Anwendung der Accordlohnung nicht geeignet find. Für den Zeitarbeiter gehört ein 
hoher Grad von Rechtlichfeit, Arbeitsluft und Anhänglichkeit an den Arbeitgeber dazu, 
um der VBerfuchung zur Trägbeit und leichtfertigen Arbeit, welche darin liegt, wenn 
für wenig und Schlechte Arbeit derfelbe Lohn gezahlt wird, wie für viele und gute Ars 
beit, zu widerftehen. Die Zeitlohnarbeir enthält ein entfittlichendes Element, weil fte 
oft von Ungebilveten, der Erziehung Bedürftigen, Leiftungen fordert, Die nur von Ge 
bildeten erwartet werden können, und weil fie diefe Leiftungen im Weſentlichen in Die 
Willkür der Arbeiter ftellt. Bei einer Neibe von Arbeiten wird fie jedoch nie zu ent— 
behren fein. Das find ſolche Arbeiten, deren Ergebniß ſich nicht wohl in Leiftungsein- 
heiten eintheilen läßt. Jedenfalls aber fann der Kreis der Verrichtungen, bei welcen, 
ihrer Natur nach, die Accordarbeit nicht anwendbar ift, durch Ueberlegung und Be 
rechnung ziemlich eng gezogen werden. Es ift unrichtig, wenn man meint, Die Accord: 
arbeit könne nur bei joldyen Verrichtungen eingeführt werden, die nicht große Sorgfalt 
und Aufmerfiamfeit verlangen, und die bequem in Bezug auf ihre Qualität controlirt 
werden können. Bei derartigen Verrichtungen gewährt die Aeccordarbeit nur noch 
überdies den Vortheil, daß fie dem Unternehmer Aufficytsfoften erfpart. Die Beauf: 
fihtigung von Accordarbeiten iſt unter allen Umftänden leichter, als die von Tage 
lohnarbeiten; denn fie hat nicht auf die Quantität der Leitung, fondern nur auf Die 
Dualität zu adhten; wer Tagelöhner beauffichtigt, muß auf Beides achten ; bei ihnen 
ift Die Neigung , überhin zu arbeiten, meijt ebenſo groß, wie bei den Accordarbeitern. 
Eie hat dort nur andere Motive. 

Die Gewährung eines Antheiles am Grtrage der Unternehmung Antheils— 
arbeit) ift als befondere Art der Löhnung namentlidy bei faufmännitchen Gewerben 
vielfach in Uebung (Tantieme). In gewifler Beziehung ift bei Handelsgefellfchaften 
der Gewinnantheil des Geſellſchafters, deſſen Leiftung nur in Arbeit befteht, auch Ans 
theilslohn, ſofern man nämlich die juriftiiche Perfon der Geſellſchaft ald Arbeitgeber 
betradhtet. Der Antheilslohn hat, wenn rationell regulirt, überall den Vortheil, daß 
er Das Interefle Des Arbeiters für Die ganze an rege erhält, und ihn an- 
treibt, nady feinen Kräften eifrig mit beisutragen zum glüdlichen Gedeihen des Gan- 
zen. Breilih muß ihm dann auch eine gewifle Mitdispofition über das Ganze zuge 
ftanden werden. In vielen Fällen gebietet es die Vorficht auf Seiten des Arbeiters, 
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daß er ſich ein feites Minimum ausbedinge,, gebictet es die Klugheit dem Arbeitgeber, 
ein Marimum für den Antheil feftzuftellen. 

Angemeflen oder gewerbsmäßig nennt man den Lohn für gewerbliche Arbeiten 
oder Dienftleiftungen,, wenn er dem Theile des Nohertrages der Unternehmung ent: 
ſpricht, welchen der Unternehmer der fraglichen Arbeit oder Leiftung zu danfen hat. 
Bei ſolchen vermietheten Arbeiten, weldye nicht zum Gewerböbetriebe verwandt wer: 
den, giebt entweder die Vergleihung mit analogen Gewerbsarbeiten oder Leitungen 
das Kriterium für die Angemefjenheit der Benugungspreife ab, oder muß zur Beur- 
theilung derjelben auf andere Umftände Rüdjicht genommen werden. Alle Löhne haben 
die Tendenz, ſich dem angemeſſenen, oder gewerbsmäßigen Sage zu nähern. Sinten 
fie unter denjelben,, jo fteigt die Nachfrage, denn dann giebt die Unternehmung Ge: 
winne, welche zu neuen gleichartigen Unternehmungen anreizen; fteigen fie über jenen 
Sag, fo tritt dad Angebot in verftärktem Maaße auf. Diefes Gefeg fommt nur da voll 
zur Erſcheinung, wo nicht fünftliche —— das Anebot erſchweren, oder die 
Nachfrage unbefriedigt lafien. Deshalb ijt gerade im Interefje der Angemefienheit der 
Löhne unbeichränfte Arbeitd- und Niederlafjungsfreiheit zu fordern. Bisweilen ſcheint 
das Gefeg auch bei voller Freiheit zu verfagen. In manchen Gewerbsjweigen bleiben 
die Löhne oft lange Zeit untergewerbsmäßig, ohne daß ſich das Arbeitsangebot ab» 
Ichreden ließe. Dies erflärt fi in der Regel daraus, daß die Unternehmer ein natür: 
liched Monopol haben und die Arbeiter mehr von der Gewohnheit, als von dem 
Drange des Vorwärtsfommens beherrjcht werden. Würde hier der Lohn fo niedrig 
werden, daß er Die Arbeiter dauernd zur Dürftigfeit zwänge, fo würde dies mit Der 
Zeit zur Folge haben, daß die Arbeiterbevölferung leiftungsunfähig würde, und durch 
Zengung fih zu vermehren aufhörte. Dann würden die Unternehmer dody die Unter: 
nehmung aufzugeben oder höhere Löhne zu bewilligen gezwungen fein. Manche Löhne 
bleiben lange Zeit auf beträchtlidyer Höhe, ohne ftärferes Arbeitdangebot hervorzu- 
rufen. Wo dieſe Erſcheinung nicht aus fünftlichen Erjhwerungen des Angebotes, 
oder künſtlichem Zwange zur Fortſetzung der fraglichen Arbeitsermiethung zu erflären 
ift, wird fie Darauf zurüdzuführen fein, daß die fragliche Leiſtung ſeltene Kräfte erfor» 
dert, die fi) Mehrere nur durch langjährige Uchung verichaffen können, oder daß jie 
eine jeltene Neigung und Liebhaberei erheifcht. 

Die angemefienen Mittelfäge, denen die Löhne infolge der Concurrenz ſich zu 
nähern die Tendenz haben, jind verjchieden hauptfächlidy je nach den verjchiedenen 
Roherträgen, welche Die Unternehmer mit Hülfe der fraglichen Arbeiten erzielen, da, 
wo ed ſich nicht um gewerbliche Yeiftungen und nicht um Erträge handelt, find jene 
Mittelfäge je nach dem Werthe der Leiftungen verichieden. Die Urſachen, weldye in 
einigen Arbeitszweigen den Lohn höher ftellen,, ald in anderen, lafien ji) auf drei 
große Kategoricen zurückführen: 1) Seltene periönliche Erforderniffe der Arbeit. 
2) Großes wirthichaftliches Rifico der Arbeit. (Hierher gehört aud) die Gefahr häu— 
figer Unterbrechungen.) 3) Beſondere perjönlihe Unannehmlichfeiten der Arbeit. 
(Hierher gehört auch die Anrüchigfeit der Arbeit.) Wo es fih um Lohnarbeiten in 
Gewerbsunternehmungen handelt, muß der Unternehmer im Robhertrage feiner Unter: 
nehmung, wenn jene Uriachen lohnerböhend wirfen, aud) höhere Entichädigung bezie— 
hen, und daß er jie bezieht, zwingt ihn wiederum, die höheren Löhne zu zahlen. Wollte 
er fich weigern, jo würde das Angebot abnehmen. 

Die Löhne für Die jogenannte gemeine Lohnarbeit find , weil aud) dieſe noch ver— 
ſchieden iſt, hinfichtlich der perfönlichen Anforderungen , binfichtlich des Rifico’s und 
im Betreff der Unannehmlichfeit, gleichfalls jehr verſchieden. Wäre das Geſetz Ricar- 
do's richtig, wonady „der natürliche Preis der Arbeit der ift, welcher die Arbeiter in 
den Stand jegt, zu jubjiftiren und ihr Geſchlecht fortzupflanzen,“ und wonad der 
wirflihe Lohn der gewöhnlichen Handarbeit zwar nie dauernd unter dieſen natürlichen 
Preis finfen, aber auch nie dauernd über denſelben fich erheben fann, fo würden jene 
Berichiedenheiten der Lohnjäge in ein und derjelben Gegend ſchon nicht möglich fein, 
da ja das Exiſtenzminimum immer das gleiche iſt. Uebrigens ift mit jenem, in neuerer 
Zeit vielfach zu Gunften einer focialiftiichen Erhebung des Arbeiterftandes ausgebeu- 
teten jogenannten „ehernen Naturgejege“ auch wenig genug gefagt. In England ge- 
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hören au den articles chiefly used by the labouring classes unter Anderem: Malz, 
Hopfen, Zuder, Branntwein, Thee, Kaffee, Tabad, Seife und Zeitungen. Ueberall 
fteigert die Bildung das Maaß der „nothwendigen Lebensbedürfnifie“ ; ein größerer 
und mannichfaltigerer Gütergenuß wird erft zur Gewohnheit und dann zur Lebensbe: 
dingung. Aber taufendfältige Erfahrung zeigt, daß aucd zur Befriedigung von Be- 
bürmiffen des MWohllebens in vielen Källen die Löhne der gemeinen Handarbeit aus: 
reihen. Wo dies nicht der Fall, ift nicht ein angeblicyes chernes Naturgefeg, jondern 
der Mangel jener Bedürfniſſe, die Macht der Gewohnheit ſchuld. Und meiftens liegt 
die Schuld ebenfowohl darin, daß die Arbeiter , wie darin, daß die Arbeitgeber ihren 
Vortheil nicht verftehen. 

Zwiichen der Nothdurft der Arbeiter und den Roherträgen der Arbeitgeber befteht 
fein Cauſalzuſammenhang; wohl aber zwiichen dieſen und den Löhnen der Arbeiter. 
Die Arbeitgeber werden zeitweife infolge ihnen günftiger Concurrenz den Arbeitern 
Löhne zahlen fönnen, Die den aus dem Verkauf der Arbeitsproducte erzielten Preiſen 
nicht entſprechen: aber nicht auf die Dauer. Und immer, aud) wenn fidy wegen jchledh- 
ter Preife der Arbeitsproducte ihr Reinertrag weſentlich dadurd) verringern jollte, 
werden fie mindeftens, d. h. im Falle der ihnen günftigften Goncurrenz , jo hohe 
Löhne zahlen müflen, daß damit der standard of life der Arbeiter gededt wird. Außer 
durch das fich verringernde Arbeitsangebot würden fie jonft auch durch die Verjchlech- 
terung der Leiftungen, durch noch weiter gehende Verminderung des Reinertrages ge- 
itraft werden. ; 

Man hat neuerdings vielfach darüber geftritten, ob den Arbeitern das Recht zu- 
geftanden werden fönne, durch maflenweife verabrevetes Einftellen der Arbeit (Strike) 
zu verfuchen, eine Lohnerhöhung zu erzwingen (Coalitionsredht). Voraud- 

ejegt, daß die feiernden Arbeiter fi) weder Vertragsbrüche, noch gar Verbrechen zu 
Ehulden fommen lafjen, Iprechen auf höherer Gulturftufe überwiegende Gründe für 
Nidyteinmiihung des Staates. „Wo jeder Einzelne fündigen darf, ift ſchwerlich ein 
allgemein plaufibler Rechtsgrund zu finden, weshalb nicht alle zugleich fündigen und 
dann von Neuem contrahiren dürften“ (Rofcher). Wenn man die Strifes verbietet, wozu 
gar fein Rechtsgrund erfindlich, müßte man auch die ftillichweigenden Lohnvereinba- 
rungen der Arbeitgeber verbieten. Daß die Strifes den Arbeitern felbft bisweilen mebr 
ſchaden, als nügen, fann fein Grund fein, fie zu verbieten. Bisweilen nügen fie ihnen 
auch unmittelbar. Schon, daß Strifes nidyt verboten find, treibt die Arbeitgeber an, 
gewerbsmäßige Löhne zu zahlen, auch) wo ihnen die Concurrenz günftig zu fein fcheint. 

Dbrigfeitlihe Lohntaxen find oft, und nicht nur in außerordentlichen 
Zeiten, felbft für die gewöhnliche Lohnarbeit, bald zu Gunften der Arbeitgeber, bald 
zu Gunften der Arbeiter, aufgeftellt und aufrecht zu erhalten verfucdht worden. Es ift 
an diefer Stelle nidyt nöthig, auf die Gefahren und die Zwedwidrigfeit folder Maaß— 
regeln hinzuweiien. In das Walten der Gefege der Volfswirthidyaft läßt ſich ebenſo— 
wenig ungeftraft eingreifen, wie in das der Naturgefege. Selbſt daß aus wohlfahrte- 
polizeilichen Gründen ausnahmeweife die Aufftellung von Lohntaren zwedmäßig und 
geboten fei, muß bezweifelt werden. Durdy das Gebot der Veröffentlihung der Preis. 
taren läßt fi) da, wo die Kohntaren noch am hartnädigften vertheidigt werden (beim 
Droſchken-, Dienftmann-, Fremdenführerweien), das erwünjchte Ziel obne wefentlichen 
Eingriff in die Freiheitsiphäre des Arbeitsanbicters in der Regel vicl beſſer erreichen. 


A. Emminghaus. 

Elder 

ie Befteuerung der Erträge, welche dur Vermiethung der Arbeitskraft erzielt 
werden, ift ebenfo gerecht wie jede andere Grtragsbefteuerung. Es fragt ſich nur, ob 
ſich eine Lohnfteuer als befondere Steuer rechtfertigen läßt. Daß es unmöglich und 
ungerecht wäre, fidy bei der Beftenerung überhaupt auf die Löhne zu bejchränfen , da 
dann eine Claſſe der Bevölkerung verhältnigmäßig am meiften belaftet werden würde, 
welche jeden Steuerdrud am meiften empfindet , während alle die, welche aus der Ver- 
miethung ihrer Arbeitsfraft fein Gewerbe madyen, unmittelbar nidyt und auch mittel: 
bar nicht im richtigen Verhältniffe betroffen werden würden, bedarf des näheren Nadh- 
weifes nicht. Auch ift der Arbeitslohn nirgends zum Gegenftande einer ausſchließlich 
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auf ihn fallenden und alle feine Zweige treffenden Steuer gemacht worden. Als ein» 
zelne befondere Steuer ift die Lohnſteuer nur dann und inſoweit zu rechtfertigen , als 
der durch Vermiethung der Arbeitskraft erzielte Ertrag nicht ſchon durch anderweite 
Befteuerung mittelbar oder unmittelbar betroffen wird. Das ift aber bei einem joge: 
nannten gemifchten Steuerfyiteme wenigftens dann unvermeidlich, wenn daſſelbe bereits 
verichiedene Einfommenfteuern, oder neben anderen Steuern eine fogenannte allgemeine 
Einfommenfteuer enthält. Man hat fid) bei der Einführung von Lohnfteuern z. B. 
neben der Gewerbefteuer damit geholfen, daß man foldye Erträge, bei denen die Ars 
beitsrente nur einen geringeren, oder gleihgroßen Theil, wie die Gapital- und Grund» 
rente, ausmacht, unterſchied von joldhen Erträgen, bei denen die Arbeitsrente über: 
wiegt. Jene Erträge hat man zur Gewerbefteuer, dieſe zur Lohnſteuer herangezogen. 
Ya bei der Einführung der legteren ift man nicht felten von der Annahme oder der 
Fiction ausgegangen, Daß es Fälle gebe, in denen die zu befteuernden Erträge lediglich 
und unvermifcht aus Arbeitsrente beftehen. Nun ift ed zwar unläugbar, daß das vor« 
zügliche Gewerbsmittel 3. B. des Advocaten, Richters, des Geiftlichen, des Arztes, 
des Aufwärterd, des jogenannten Handarbeiters die Arbeit, daß der vorzügliche Be— 
ftandtheil ihres gewerblichen Einfommens Arbeitsrente ift. Aber jedenfalls befteht der 
Lohn, welchen diefelben unter verichiedenartigen Benennungen und in verfchiedenarti- 
gen Formen beziehen, nicht ausſchließlich aus Arbeitsrente, und jedenfalls fann die 
Grenze, wo die Arbeitsrente aufhört zu überwiegen, nicht genau feftgeftellt werden. 
Jede ſolche Feftftellung führt zu Willfürlichfeiten. Und zu folder Willfür zwingt die 
Erhebung einer befonderen Kohnfteuer neben anderen Ertrags- oder Einfommenfteuern. 
Neben einer allgemeinen Einfommenfteuer noch eine befondere Lohnfteuer zu erheben, 
geht, wenn man eine doppelte Belaftung des Arbeitslohnes vermeiden will, nur da an, 
wo die allgemeine Einfommenfteuer, was ſich freilich mit diefem Namen ſchwer verein- 
baren läßt, auf dasjenige Einfommen nicht mit beredynet wäre, welches vorzugsweife 
aus Arbeitsrente befteht. Beabfichtigt man, mit der Lohnfteuer insbejondere diejenigen 
Claſſen der Bevölkerung zur Befteuerung heranzuzichen, deren Gewerbe lediglich in 
einer gewerbsmäßigen Vermiethung von Arbeit beſtehen, jo läßt fi das nur dann 
rechtfertigen, wenn entweder dieſe Glaffen der Bevölferung wirflich nicht bereits durch 
andere Schagungen bequem mitbetroffen werden fann, oder wenn man nicht Ver— 
brauchsſteuern von den nothwendigften Lebensmitteln erhebt. Denn dieſe Steuern ge 
rade find es, welche die bezeichneten Claſſen der Bevölferung verhältnigmäßig ftärfer, 
als andere, belaften. 

Am zweckmäßigſten und einfachften läßt fich der Arbeitslohn, oder befier die Ar- 
beitörente, durdy eine rationell veranlagte allgemeine directe Einfommenfteuer mitbe- 
fteuern. Hier braucht man jene Grenzen zwijchen mehr oder minder ausjchließlicher 
Betheiligung der Arbeit am Einfommen nicht zu ziehen; bier erreicht man eine gleich— 
mäßige Befteuerung der Arbeitörente für alle Formen, in welchen diejelbe auftritt. Hier 
werden bei ſolchen Steuerpflidhtigen , deren Gewerbe in der gewerbsmäßigen Vermie— 
tbung von Arbeit beſteht, die unerläßlichen Gapitalaufwände meift lediglich als Aus— 
gaben zur Ermittelung des Reinertrages in Abzug zu bringen fein, während da, wo 
Gapital und Natur einen gleich großen oder größeren Antheil an dem Gefammtein- 
fommen haben, beide zugleich als fteuercapitalvermehrend aufgefaßt werden. Die Er- 
mittelung der Arbeitsrente aber geichieht hier wie dort nach gleichen Grundjägen. 
Wegen der Veranlagung |. d. Art. Einfommeniteuer. 

Ob, fei es bei einer beftehenden bejonderen Lohnfteuer , jei es bei der allgemeinen 
einzigen Einfommenfteuer , diejenigen Lohnbeträge mit zu befteuern jeien, welche die 
Staatscaſſe felbft in der Form von Gehalten, Honoraren, Remunerationen ıc. aud: 
zahlt, das ift eine viel beftrittene Frage. Nicht nur aus politiichen, auch aus wirth- 
ſchaftlichen Gründen dürfte diefe Frage zu bejahen fein. Denn der Staat gewährt mit 
gleichen Gehaltsraten Feineswegs gleiche Arbeitsrenten. Zu ermitteln, wieviel hier und 
wieviel dort von einem Gehalt von 1000 wirklich Arbeitsrente ift, das ift Sache der 
Steuerfhägung. Die Steuer gleicht wirthſchaftliche Ungleichheiten einigermaaßen 
wieder aus, welche der Staat bei der Bemeflung der Bejoldungen nicht wohl um— 
gehen kann. 
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Vergl. Rau, Finanzwiſſenſchaft. Leipzig und Heidelberg 1855. $ 391 ff. — 
Umpfenbad, Finanzw. Erlangen 1859. 891ff. (Arbeitsfteuer). — Mar Wirth, 
Grundzüge. Köln 1861. ©. 464 ff. 

A. Emminghaus,. 


Lombard, Kombardbanf. 

Die Entftehung dieſes Geſchäftszweiges des Banfgejchäfts und der Uriprung 
jeines Namens ift im Cingange zu dem Art. Banken dargeitellt worden. Das Activ— 
oder Ausleihegeichäft der Banfen hat fi aus dem Pfandleih: oder dem fogen. Lom— 
bardgeichäft entwidelt. Gegenwärtig unterfcheidet man zwifchen den Darlehen auf 
Faujtpfänder, welche von den jogen. Leihhäujern Verſatzämtern vorzugsweiſe an die 
ärmeren Claſſen und überhaupt an Gonjumenten, und welche von den eigentlichen 
Gommerzbanfen an die productiven Glafjen auf deren Waarenvorräthe — worun: 
ter auch edles Metall in Barren und anderen ald Währungsmüngjorten — gemacht 
werden. Nur die legteren Arten von Darlehen pflegt man Lombarddarlehen zu nen— 
nen. Zu diefem Waaren- oder Productenlombard tritt der Lombard auf Werthpapiere, 
befonders auf Staatspapiere hinzu. Die Darlehen erfolgen bier an gewerbliche Un- 
ternehmer, welche eine joldye Dedung geben können, namentlich aber an Banquiers 
und Börjenleute, mitunter auch an Privatleute (Rentiers), welche Börfenipeculatio- 
nen betreiben. Das Lombardgeichäft ift Daher zwar im Ganzen, aber feineswegs aus» 
ichließlich ein die Production unterjtügendes Geſchäft mit Producenten. Es bildet 
infofern nicht immer einen reinen Gegenjag zu den Darlehen der Leihhäujer. Die 
Banken welche vorzugsweije Das Lombardgeichäft treiben, heißen danach wohl Lom— 
barpbanfen; es find in der Regel Zettel- oder Depofitenbanfen, oder Banken, 
weldye dieje beiden Geſchäfte — führen. Meiſtens ſteht das Lombardgeſchäft als 
zweites Hauptactivgeſchäft neben dem Discontogeſchäft der Zettel: und Depoſiten— 
banfen, was im Ganzen die principiell richtigite und volkswirthſchaſtlich Förderlichite 
Verbindung ift. Neuerdings hat man übrigens aud) wieder jelbjtändige Lombardban— 
fen, Pfandleihanſtalten bejonders für den Verkehr in Agrirulturproducten, zu grüns 
den verfucht (Dejterreih, Ungarn). Dieſe Anftalten ziehen ihre Mittel zur Darlehen» 
gewährung aus ihrem Gejellichaftscapital und aus Depofiten. Die Handwerker: und 
Volksbanken find ebenfalls oft vorzugsweile Lombardbanfen. 

Da die Mittel zur Lombardirung der Zettelausgabe, dem reinen Depofitenge: 
ihäft und allenfalls mitunter einem Geſchäfte der Emiſſion verzinslicher, in bejtimm- 
ten nicht jehr langen Terminen fündbarer und fälliger Obligationen — eigentlich nur 
ein erweitertes Depofitengeichäft — entipringen, fo folgen Ihon hieraus gewiſſe Re— 
geln für die Einrichtung des Lombardgeichäfts: um ihren Werbindlichkeiten gerecht 
werden zu fönnen, müffen die Banfen, neben der Sicherheit der Ausftände im 
Lombard, vor Allem audy die ftete leichte Realiſirbarkeit dieler Ausftände im 
Auge haben. Dieſe beiden Momente, Sicherheit und leichte Realifirbarfeit, bedürfen 
aber aud) im Interefle eines joliden, volfswirtbichaftlich förderlichen Lombarpgeichäfts 
jelbft die größte Beachtung. Sonft fann dieſer Zweig der Banfgejchäfte jehr leicht 
ausarten und auf diefe Weile eine übertriebene und auf falicher Fährte befindliche 
Speculation eine ſehr gefährliche Unterftügung erfahren. 

Die Sicherheit des Lombards jucht man dadurch zu gewinnen, daß man von Der 
pfandmäßigen Beleihung alle leicht verderblichen, raſch entwerthenden, nicht leicht an 
Drt und Stelle abjegbaren, ſchwer und foftipielig aufzubewahrenden und aud) manche 
zu ftarf im Preiſe ſchwankenden Waaren und ferner alle weniger ficheren, itärferen 
Goursbewegungen unterworfenen und am Drte jchwer verkäuflichen Wertbpapiere 
ausjchließt. Der Waarenlombard muß fi) daher ganz nad) den localen wirthichaftlichen 
Verhältniffen richten. Zum Werthpapierlombard follten gewiſſe induftrielle Papiere, 
befonders mandye Actien, oft aber auch gewille Staatspapiere nicht zugelaſſen wer: 
den. Es ift ein Mißbrauch der ftaatlichen Einmiſchungsmacht, den Yombard der Ban: 
fen für die Staatspapiere, welche mitunter, wie 3.3. öfterreichiiche, eine weit ſchlech— 
tere Dedung als induftrielle Papiere find, zu monopolifiren. Ueberhaupt ift es auch 
bier wieder nicht die Aufgabe des Staats, Vorfchriften für das Lombardgeichäft auf: 
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zuſtellen. Unſere Regeln ſollen den Banken nad) deren freiem Entſchluſſe zur Richt: 
ſchnut dienen. Die Beförderung gewiſſer politifcher und finanzieller (1. B. Zinsre- 
duction, Rentenconverfion) und gewiſſer volfswirthichaftlicher und Börfenfpeculationg- 
zwede (3.8. Eifenbahnbau, Häuferbau) mittelft künſtlicher Steigerung des Lombard- 
geihäfts führt in der Regel nur zu Ertravagangen der Speculation, zur Mißleitung 
des Gapitald und zur Gefährdung des Lombardgeſchäfts (imperialiftifche Politik der 
franzöfiichen Banf fit 1851). Zur Sicherung des Lombards dient ferner die Beſtim— 
mung, daß, ähnlich wie beim Hypothefengeichäft, der gewährte Vorſchuß einen be— 
ftinmmten Procentiag des gegenwärtigen Preifes und Courſes des Pfandes nicht über: 
fteigen darf. Die Höhe Sieke6 Procents muß fid) nad) den Umftänden, dem Stande 
der Gourje und Preife, ob e8 Speculationg= oder ungewöhnlich niedrige Preife find, 
ferner nad) der Natur der einzelnen Waaren und Papiere richten. Ein höherer Sag 
wie 66°, — 75%, ift jelten in der Ordnung. Bei eintretender Baiſſe muß eine ftrenge 
Verpflichtung zu jofortiger Ergänzung des Pfandwerthes für den Schuldner beftehen. 
Auch fommt Alles darauf an, daß die Bank, im Falle ihr Schuldner nicht zahlt oder 
nicht nachzahlt, ein leicht geltend zu machendes Veräußerungsredht hat. In der —* 
abſetzung des Procents, bis zu welchem die Vorſchüſſe geleiſtet werden, hat die Bank 
in Zeiten der Ueberſpeculation und der Geldklemmen ein Mittel in der Hand, den 
Andrang an ihre Caſſen etwas abzuwehren. 

Um ihre Lombardforderungen leicht realiſitbar zu erhalten, muß die Bank die 
Vorſchüſſe auf nicht zu lange Termine gewähren, ſelten auf länger, als die Maximal— 
Discontowechielfriiten (3 Monat). Prolongationen mögen mitunter bewilligt werden, 
doch hat die Banf ftreng an dem Principe  faubalten, daß dieſe Prolongationen nicht 
die Regel werden, weil der Darlehnsempfänger ſich font jehr leicht daran gewöhnt, 
das geliehene Capital als einen fejten Theil jeines Betriebscapitals Prise 3 Hg da: 
nad) fein Geſchäft einzurichten, und den Eredit wohl felbft zu firen Gapitalanlagen 
zu benugen. Wie im Discontogefchäft, jo muß auch im Lombardgeichäft die Mono: 
polifirung des Banfcredits durch wenige Firmen verhütet werden. Auch größere Ban- 
fen jollten ein niedriges Vorſchußminimum feftiegen, um dem Fleineren Geſchäftsmann 
ebenfalls ihren Credit zur Verfügung zu ftellen. . 

Die richtige Negulirung des Lombardgeichäfts erfolgt, wie die des Wechſeldis— 
contogeſchäfts, vorzugsweile durch eine richtige Feftiegung des Zinsfußes für die 
Darlehen. Diejer Zinsfuß pflegt in der Regel etwas höher — Y—1% — wie der 

leichzeitige Discont zu fein. In feiner Bewegung muß er im Ganzen dem Discont 
arte (f. d. Art. Discont). 

Volfswirthichaftlih eriprießlich ift zumeift der Waarenlombard, der 
MWerthpapierlombard follte neben jenem nur eine fecundäre Rolle fpielen, blos 
die Ergänzung jein. Leider ijt e8 bei den privilegirten Banken faft immer umgekehrt, 
oft fehlt der Waarenlombard, wegen der mit ihm verbundenen Unbequemlic)feiten und 
der der Banfverwaltung fehlenden Waarenfunde, ganz, während der Lombard auf 
MWerthpapiere vielfah nur eine unfruchtbare Börfenfernlation begünftigt. Der Waa— 
renlombard befähigt ven Producenten, 5. B. den Landmann (Wolle) fi) das nöthige 
Geld vor dem WBerfauf des Products, 3. B. vor den Wollmärkten zu verichaffen, oder 
auch einmal eine befonders ungünftige Preisconjunctur vorübergehen zu laſſen. Hier 
kann daher ein ridytig regulirtes Lombardgeſchäft auf die Regelmäßigfeit des Abſatzes 
und der Preisverhältnifte günftig eimmirfen. Aber es liegt darin aud) eine Gefahr 
verborgen, welche nicht immer leicht vermieden wird. Der Lombard fann nämlid) den 
Sperulanten in den Stand jegen, fid) gegen die unvermeidlichen Wirkungen eingetre: 
tener Veränderungen der Angebot: und Nachfrageverhältniffe zu ftemmen, den Preis 
nod) weiter zu fteigern oder fein rechtzeitiges Ballen zu verzögern. Daraus geht danıı 
fpäter ein um fo ftärkerer Rüdfchlag hervor, der oftmals den Speculanten ruinitt. 
Die Bank muß daher aud) hier große Vorficht entwideln und Kenntniß des Waaren— 
geihäfts befigen. Im Uebrigen liegt die Errichtung von Lombarbbanfen, befonvers 
— * — —— bei den Filialen größerer Banken nur im Intereſſe der Volks: 
wirth t, 

Literatur, f. den Art, Banken. Adolph Wagner. 
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Lotterie und Lotto. 

Das wirffamfte Fundament einer gelunden Privatwirthichaft bleibt die eigne Ar- 
beit und die eigne Mühe. Nicht Zufall, oder Gunft und Gabe, noch eine Fünftliche 
Benormundung und Begünftigung des Staats follen über das materielle Wohlbefinden 
des Einzelnen entfcheiden , fondern einzig und allein die freie, ihrer Feſſeln entledigte 
Arbeit. Wird aber neben der Arbeit, wie Böhmert treffend fagt, noch eine andere 
Erwerbsquelle: der Spielgewinn und der Zufall als berechtigter Factor für die Ber- 
theilung des Vermögens öffentlid, anerfannt und gepflegt, dann wird das einzig zu⸗ 
läffige ———— einer geſunden Volkswirthſchaft unterwühlt, und der „Selbſthülfe 
durch Arbeit“ ihr wohlthätigfter Einfluß entzogen. Um fo bedenklicher iſt es daher, 
daß gerade von einer Anzahl deutfcher Regierungen aus Interefie für die Staatsein⸗ 
nahmen und unter dem nichtigen Borwande , die Leidenschaft zum Spielen fei einmal 
vorhanden, und es fei dann befler, daß fie vom Staate regulirt und zum Beften des 
Staates verwendet werde, Glüdsfpiele als ftaatliche Einrichtungen forterhalten wer: 
den. Es ift ein höchft unwürdiges Gebahren,, fobald von Seiten einer Regierung, 
wenn aud) zum Beiten der Staatscaffe, auf die Lafter der eignen Unterthanen — 
wird, wie man ferner nicht wünſchen kann, daß das Geſchäft der Ausbeutung der Un- 
wiffenheit und der Gewinnfucht von Staatswegen getrieben werde. Damit verträgt 
fid) weder der Zived des Staates nod das Anfehen einer Regierung. 

Während viele andere Länder, wie England (feit 1826) und Frankreich (feit 1836) 
Staatslotterieen nicht mehr kennen, beftehen in Deutſchland allein 9 foldye Inftitute, 
und zwar eine Zahlenlotterie (Lotto in Defterreich) und 8 Elafienlotterieen in Preußen, 
Sachſen, Hannover (hier allein 2 in Hannover und Dsnabrüd), Medlenburg-Schwe- 
rin, Braunfchweig, Hamburg und Frankfurt. Durch PBachtverträge und Eonceffionen 
find diefe Anftalten, die für das eigne Land gefeglich vor jeder Concurrenz ficher geftellt 
find, über andere deutfche Staaten ausgedehnt worden, und obgleich Würtemberg, 
Bayern, Baden, Heffen-Darmftadt und Oldenburg nicht nur Lotterie und Lotto abge- 
ſchafft, fondern auch den Vertrieb fremder Kotterieloofe gefeglich verboten haben’, jo 
gelingt e8 doc der Thätigfeit der übrigen privilegirten Spielinftitute, auch hier die 
Unwiffenheit und die Gewinnfucht auszubeuten. — In Defterreich hat man den 
Reinertrag der Staatslotterie geradezu unter die indirecten Steuern eingereiht, und für 
1859 war das Lotto mit 5’302180, für 1860 mit 6412602 Fl. etatifirt. Nach dem 
Bremer Handelsblatt (Jahrg. 1864 Nr. 671) befteht die preußiſche Elafienlotterie 
aus 95000 Looſen zu 52 Thlr. Einfag; mit 43000, in vier Elaflen vertheilten Ge 
winnen und 15000 Freiloofen ; der Preis des Loofes kann in vier Raten entrichtet 
werden , für jedes in den drei erften Claſſen herausgefommene 2008 erhält der Spieler 
außer dem planmäßigen Gewinnbetrage ein Freiloos für die nächfte Claſſe, wofür je 
doch die Einſätze der ſchon gezogenen Claſſen und zwar zur zweiten Glaffe mit 12, zur 
dritten mit 24 und zur vierten mit 36 Thlr. nebft Schreibgebühren nachgezahlt und 
legtere auch für die Claſſe, worauf das Freiloos lautet, mit entrichtet werden müflen. 
Bon allen Gewinnen werden 13°, % für die Generallotteriecaffe und 2% für den Ein- 
nehmer abgezogen ; aud) werden die Freiloofe al8 Gewinn betrachtet und mit 13% % 
Mehrbetrag in Rechnung geftellt; der Erwartungswerth eined Looſes beträgt nur 
41,90: Thlr., was gegen die zu leiftende Einlage von 52 Thlr. einen Verluft von 
10,948 Thle., oder 19,27% der Einlage ausmacht. Es wurden etatifirt für 1859-61: 
die Einnahmen mit 1’311800, 1’343600 und 1’340400 Thlr.; die Betriebs- und Ber 
waltungsfoften dagegen mit bez. 109300, 89600 und 24500 Thlr. — Die Staatd- 
lotterie des Königreih8 Sachſen erftredt ſich laut Vertrag mit auf die thüringiſchen 
Staaten. Der Betrag eined Looſes (gegenwärtig 80000) koſtet incl. Einfchreibegebüh. 
ren 51'% Thle. ; circa 8%, (in Summa gegen 300000 Thlr.) erhält die Staatdca 
als Reinertrag. Dadurdy daß die Theilung der Loofe in halbe, Biertel- und bie zu 
Achtel-Roofen durchgeführt ift und daß letziere factiſch in noch weit Heinere Antheile 
zerfplittert werben, wird auch für die untern Vollsſchichten die Betheiligung am Lot 
teriefpielen und eine um fo nachtheiligere Verzweigung der Glücksſpiele ermöglicht. — 
In Hannover beträgt der Gewinn des Staates bei beiden Lotterieen zufammen, 
nach dem Abfag der Looſe 10—12%, der Einnahme, und war in dem Budget 1864/66 
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der Ueberſchuß per Jahr mit 78000 Thlr. veranfchlagt. — In Medlenburg ift die 
Lotterie verpadhtet ; Die Gefammtgewinne betragen circa %, der Einfäge, der Ueberſchuß 
circa 80000 Thlr., von denen durchſchnittlich 40000 Thlr. in die großherzegl. Caſſe 
fließen. — Die Braunſchweiger Lotterie befteht feit 1826 als Staateinftitut; die 
Staatscaſſe bezieht jährlich durchſchnittlich 70000 Thlr. und waren für die Finanz— 
periode 1864/66 50000 Thlr. jährlich -etatifirt. Das Totallotteriebupget ftellte ſich 
auf 17825000 Thlr., der Kaufpreis eines Koofes auf 40 Thlr. — Die Hamburger 
Lotterie enthält 7 Elaffen mit ', Y,, /, und Y, Loofen, und foftet dad Loos 34 Thlr.; 
der Nugen der Staatscaffe beträgt für jede Lotterie ungefähr 52000 Thlr. — In 
Branffurt wurde im Jahre 1791 die Lotterie als Staatsanftalt eingeführt; der 
Reinertrag beträgt aus jährlich 2 Kotterieen durchfchnittlich 220000 Fl.; der Kauf: 
preis eines Looſes in allen 6 Ziehungen 90 FI. 

Außerhalb Deutfchland fennt vorzugsweiſe Italien den Unfug des Lotterieſpielens 
in hohem Grade und namentlich hat ſich der Kirchenftaat durch die Ausbildung des 
Lotto’, für das Jtalien überhaupt als Wiege zu betrachten ift, berücdhtigt gemacht. 
Im Uebrigen find Frankreich und England, wie nicht verfchwiegen werden foll, ſehr 
gute Kunden der deutfchen, namentlich der Frankfurter und Hamburger Lotterieen. 

Das Streben nad) materieller Habe und nad) Glücksgütern ift der menichlichen 
Natur nicht abzufprechen, und die Volfswirthichaft darf dies nicht mißbilligen , da fie 
gerade darin einen mächtigen Hebel für die „güterproducirende Arbeit“ wie für die 
einflußreiche Speculation des „gütervertheilenden Handels“ zu erbliden hat. Das 
Streben nad) Befig concentrirt fih in dem Wunſche, Gapitalien zu erlangen, und da 
das Geld die für den Verkehr bequemfte Form des Capitals repräfentirt, in dem Ver— 
langen, Geld auf die leichtefte Weile, d. 5. mit der geringften Anftrengung zu erwer: 
ben. Auch dieſes Beftreben ift an und für ſich nicht zu tadeln. Wenn Jemand eine 
nüsliche Mafchine erfindet, die ihm einen Theil der frühern ——— Arbeit erſpart, 
wenn ein Anderer nad) mineraliſchen Schätzen gräbt, wenn ein Dritter fremde Pro— 
ducte herbeiführt, fo find fie fämmtlich — der Eine mehr, der Andere weniger — von 
der Ausſicht auf Gewinn geleitet worden, und diefem Streben verdanft die Volfswirth. 
ſchaft einen nicht geringen Theil der Erfcheinungen eines gefunden wirthichaftlichen 
Fortfchritts. Vorbedingung bleibt indeflen eine wirklich productive fchöpferifche Ver— 
anlagung in der Art, daß nicht der Cine gewinnt , während der Andere bloß verliert, 
daß ferner der Umſatz der Gapitalien in der Abficht gefchehe, früher oder fpäter die 
Summe der vorhandenen Werthe (und zwar vorläufig gleichwiel ob als Tauſch- oder 
als Gebrauchswerthe) zu erhöhen. Diefe nothwendige pair Fu geht aber dem 
Zotteriefpiel ganz ab. Die Thätigfeit einer Anzahl von Staatsbeamten und eines gan— 
zen Heeres von Dber- und Untercollecteuren erftredt fi) blos darauf, das eriparte 
Geld aus den entfernteften Banälen herbeizuloden,, um ed mit bedeutenden Abzügen 
auf das Geradewohl wieder zu vertheilen, und zwar an Soldye, denen es gar nicht ge 
hört, und die ohne jede Arbeit genießen wollen, und ohne daß durch die Translocation 
des Capitals der geringfte wirkliche Nugen geichaffen wird. Daß in Deutfchland allein 
bis zu 10000 Menfchen ald Eollecteure mit einem Einfommen von circa 3Mill. Thlr. 
von den Stantslotterieen leben, wird wohl von Niemand als ein Nugen betrachtet 
werden, denn es fehlen bei diefer bedeutenden Summe die entfprechenden Gegenwerthe. 
Weit nachtheiliger als dieſe unproductive laser von Gapital ift der Einfluß 
anf die Spielenden. Nicht genug, daß dem Aberglauben (namentlich beim Lotto ift 
dies bemerkt worden) Thür und Thor geöffnet werden, wird die Phantaſie auf Abwege 
geleitet, und der Sinn für die ernite und productive Thätigfeit ſyſtematiſch untergra- 
ben. Nody im Jahre 1864 nannte zwar ein Mitglied einer deutichen Abgeorbneten: 
fammer in öffentlicher Sigung das Lotteriefpiel „den legten Reft der allmählich ver- 
ſchwindenden Volkspoeſie“, ſicher wäre es aber ein großes Glück, wenn einer derarti« 
gen Poeſie fo raſch als möglidy ein Ende gemacht würde. Leider ift ed vorzugs— 
weife der Arme, welcher, mißtrauiſch auf die eigne geiftige und phufifche Kraft und 
feine geringen Capitalmittel, die legten Sparpfennige opfert, um aus dem Glüdsrade 
Erfag für die fehlenden Glücksgüter zu erlangen, die ihm von der Natur (in Bezug auf 
Begabung), von feinen Eltern (in Bezug auf ein reiches Erbe), verfagt blieben, und 
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bie er theild durch eigne Schuld theils vielleicht infolge verfehrter Gefeggebung fich 
nicht jelbft zu erwerben wußte. Wie Viele werden aber getäujcht, und verlieren zugleich 
mit den eriparten Nothpfennigen Luft und Liebe zur Arbeit. Und wie jelten verfteht 
der Glüdliche, den ein günftiger Zufall das Gewünſchte erreichen ließ, den rechten Ge— 
braudy von den ohne eignes Zuthun und ohne Mühe erworbenen Glüdsgütern zu 
machen. Sehr oft gehen auch die Gapitalien der Kotteriegewinne der Steigerung des 
Nationalvermögens vo lange verloren, als fie fid) nod) in den Händen des Gewinnen- 
den befinden, und nicht jelten find der Leichtjinn und ein aus Leichtſinn entftehender 
verbredheriicher Sinn noch jchlimmere Früchte des Spiels. 

Was endlich die Einnahmen des Staates betrifft, jo werden fi) Diejelben auf 
andere Weile deden laſſen, wenigftens ift noch Fein Staat deshalb finanziell zu Grunde 
gegangen, weil er das Glüdsipiel von Staatswegen aufgehoben hat, und wenn man 
entihuldigend hat hervorheben wollen, die Spielleidenjchaft jei nun einmal dem Men— 
chen eigenthümlich , fo gilt uns die Idee des Staates zu hoch, ald daß wir demielben 
zumuthen follten, die Later feiner Angehörigen zu einer Finanzipeculation zu machen. 
In Wirklichkeit wird aber durch die Lotterieen die Spielleidenfchait wenn nicht geweckt, 
fo doch mit großgegogen. 

Nicht viel beffer ift e8 mit den fogenannten Induftrielotterieen beftellt, von 
denen man behauptet hat, daß fie der Induftrie neue Abjagwege jchafften und dadurch 
auf die Steigerung des Nationalvermögens einwirkten. Der Gewerbfleiß eines Volkes 
wird nur durch feften und ſichern Abjag gefräftigt, nicht aber durch die Gelegenheits— 
fäufe irgend einer Induftrielotterie, ganz abgejehen, daß der blinde Zufall nur aus» 
nahmsweiſe Jemand ein Induftrieproduet in die Hände fpielt, das derſelbe gerade 
braucht. Nach dieſer Seite hin hat felbft die ihres Zweckes wegen vielgerühmte Schil- 
lerlotterie mit Recht Die heftigften Angriffe erfahren müfjen. 

Was von den Litterieen gilt, findet in feiner ganzen Tragweite auch auf Die 
Lotterieanlehen Anwendung. Indem wir auf die von Dr. Wagner unter dem 
Art. Anleihe (S. 26) erwähnten Auseinanderfegungen verweilen, — wir dem⸗ 
ſelben Verfaſſer nach einem Artikel des Bremer Handelsblattes (Nr. 671) über „Lot— 
terieanlehen und Promeſſenſpiel“. Es heißt darin: „Wer nur irgend Gelegen— 
heit gehabt hat, das Unweſen der Lotterieanlehen in der Nähe anzufehen, wird zugeben 
müfjen, daß zwifchen dem Lotto und dem Lotterieanlehen für das moralifche und volks— 
wirthſchaftliche Intereffe verzweifelt wenig Unterfchied befteht. Das finanzielle In— 
terefje wird durch das Lotterieanlehen verlegt, weil die Ungleichheit der ſeitens Der 
Staatscafle zu leiftenden Rüdzahlungen die Regelmäßigfeit und Ordnung des Staats» 
baushaltes ftört und die Form des — es verhindert, daß der Staat jpä- 
ter zum Zwed der Zinsreduction von günftigeren Gonjuncturen des Geldmarftes pro» 
ftirt. Der Sinn der Bevölferung für die einfache Erg sel des regelmäßigen 
Zinſenbezugs wird durch die Lederei der Prämien zerjtört. Aberglauben und Arbeite- 
ſcheu werden durch die Lotterieanlehen faum minder wie durch die gewöhnlichen Lotte: 
rieen begünftigt, furz, die Lotterieanlehen find ebenfalls nur eine Speculation auf den 
Leichtfinn, den Aberglauben, die Unwirthichaftlichfeit der Bevölkerung. Man betrachte 
nur das klaſſiſche Land der Lotterieanlehen, Defterreich, mit feinen enormen Staats» 
lotterieanlehen , feinen zahllofen Loospapieren der Actiengejellihaften, Gemeinden, 
Standesherren, Wohlthätigfeitsinftituten u. ſ. w.! Das Lotterieunmefen in jeinen vers 
fhiedenen Formen ift wahrlich nicht die unwichtigſte Urſache vieler wirthichaftlicher 
und finanzieller Schäden des Kaiferftaates.” Man braucht nur die Courszettel von 
Frankfurt zu überbliden, um inne zu werden, wie reich Deutfchland mit Lottericanlehen 

ejegnet ift. Rotterieanlehen zu Staatd- und nicht minder audy zu Privatzweden finden 
fi außer Defterreich in Preußen, Baden, Helen» Darmftadt, Kurheſſen, Naſſau, 
Schaumburg Lippe, Anhalt, Lübeck und Hamburg, von außerdeutichen Ländern in 
Belgien, Frankreich (in beiden Ländern befonders zur Dedung von Communalanleben), 
Stalien, Rußland, Schweden und in der Schweis. Dr. Wild zählt gegenwärtig 51 
Lotterieanlehen,, mit einem Schulvenftand von 771 Mil. Fl., die durch 6551400 
gene Schuldſcheine vertreten waren, und von denen die legten im Jahre 1934 zur 

inlöfung gelangen follen. 
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Am nachtheiligften wirken ſolche Anlehen durch das „heillofe Promeſſenſpiel“, 
das damit untrennbar zufammenhängt. „Der legte ſchwache Vertheidigungsgrund der 
Lotterieanlehen gegenüber dem Lotto fällt damit. Denn das Promeffenfpiel ermöglicht 
die Betheiligung auch der minder wohlhabenden Glafjen an den Lotterieanlehen, wäh 
rend man die Bernhaltung diejer Elafien als einen Vortheil der genannten Anlehen 
betrachtet hat. Jenes Spiel wird für den mittleren und unteren Theil der Mittelclaf- 
fen, was das Zahlenlotto ſeit lange für den unteren Theil der Bevölferung war: es 
wird das Mittel, ‚die Summen, welche vom Einfommen erfpart werden könnten, zu 
vergeuden, den Sinn und die Freude des Fleinen Gapitaliften am Sparen und Zurüd: 
legen zu zerftören und das Gapital, welches in die Sparcafien , die Depofitenbanfen 
gebracht und in fundirten Schulden«des Staats und der Geſellſchaft angelegt werden 
würde, diefer ungleich befieren und productiveren Verwendung zu entziehen.‘ Hier 
bildet fi) eine ganz neue Claſſe von Spielern, junge Leute in den Anfangsftellungen 
der liberalen Berufe, Officiere, Commis, Schreiber ꝛc.; dem Lotto wird eine Claſſe 
wieder gewonnen, welche dem Zahlenlotto längſt Valet gefagt hat. Freilich verdient 
der Staat bei diefen Spielen, braucht eventuell von anderen Steuern weniger zu erhe- 
ben. Allein es ift doch nicht gleichgültig, wie der Staat die Dispofition über die ihm 
erforderlichen Summen befommt! Bon allen indirecten Abgaben find das Zahlenlotto, 
die Einnahmen aus den Lotterieanlehen, der Promefienftempel diejenigen, ‚welche am 
meiften gegen das Einfommenfteuerprincip verftoßen, und vorzugsweile auf den Schul- 
tern geiler Glafien der Bevölkerung ruhen, deren Leichtfinn und unwirthichaftliches 
Weſen dadurch in harte Buße genommen wird.‘ Das Promeſſenſpiel befördert aber 
auch in fehr unerfreulicher Meile die Uebertragung von Gapital von den wenig bemit- 
telten Käufern der Promeſſen an die verfaufenden Banquiers u. f. w. Gapital wird 
dadurch allerdings nicht zerftört, aber, wie durch faum ein anderes Geichäft, das Fleine 
Capital im SPromefjenfpiel vom großen Capital ausgebeutet,, die Bermögensungleich- 
heit gefteigert. 

Freilich ift das Promefjenfpiel wegen dieſer feiner potenzirten Unwirtbichaftlich- 
keit noch jegt vielfach von den pofitiven Gejeggebungen unferer Staaten verboten. Als 
lein faft erfolglos. Der Reiz ift zu groß. Das Promefienfpiel bietet auch die einzige 
Möglichkeit, daß eine größere Malle Looseffecten raſch als „Spielwaare“ „claſſirt“ 
wird. Trog dem Gefeg und gegen dafielbe hat das Promefjenipiel eine große Ausdeh— 
nung erlangt. Daher ift denn Defterreich unter den erften mit dem Beiſpiel vorange: 
gangen, diejes Spiel gefeglicy zu regeln und es mittelft eines Promeffenftempels 
zu einer neuen Ginnahmequelle zu machen (Geſ. vom 2. Der. 1862). Ein ſolches Ge- 
jeg war eine faum länger zu vermeidende Nothwendigfeit, weil dem Betrug wenigftens 
mit Erfolg ein Riegel vorgejchoben ward und die beftändige Umgehung eines Gelehes, 
Die man dody nicht hindern fonnte, aufhörte. Allein ein Promeſſenſteuergeſetz bleibt 
deshalb doch nur ein nothwendiges Uebel, denn dem Spiel muß e8 noch größere Aus- 
dehnung geben. Man befindet fich eben mit den unglüdlichen Lotterieanlehen in der 
Lage, immer neue Schritte auf unwirthichaftlihen Wegen geben zu müflen. Wer die 
zahllofen Annoncen in der Foftipieligen Rubrif „Eingefendet“ in den öſterreichiſchen 
Blättern, 3. B. der „Preſſe“ fieht, worin das Publicum zum Promeffenipiel angelodt 
wird, der fann ſich einen Begriff davon machen, wie viel Geld den Leuten durch Dies 
heillofe Spiel aus der Tafche gezogen wird, wenn daſſelbe ſolche coloflale Spejen er: 
laubt. An einem Ziehungstage der Ereditloofe bietet der Promefienhandel in Wien ein 
Bild, wie die Rue Guincambais in Paris zu Law’s Zeiten.” 

Literatur: Bender, Das Lotterieredyt (Gießen 1841).— Dr. A. Wagner, 
Das neue Lotterieanlehen und die Reform der Nationalbank (Wien 1860). — Dr. 
Albert Wild, Die europäifchen Rotterieanlehen (Zeipzig 1865). H. R. 


Luxus. 

Die Einen verſtehen unter Luxus jeden Aufwand, der über das Nothwendigſte 
hinausgeht, die Anderen nur den vom Standpuncte der Vollkswirthſchaft und der 
Moral verwerflichen Güteraufwand. Jenachdem man diefen Begriff in jener weiteren, 
oder in diefer engeren Bedeutung faßt, muß man zu einem verfchiedenen Urtheile über 
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den Luxus gelangen. Der Aufwand zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Wohllebens 
iſt an ſich weder tadelns- noch lobenswerth. Die Vermehrung und namentlich die Ver— 
allgemeinerung ſolcher Bedürfniſſe und die Ermöglichung dauernder Befriedigung der 
ſelben iſt einer der Zwecke der Volkswirthſchaft. Aber, wie die Bedürfniſſe an ſich ge— 
ſund, oder ungeſund ſein können, ſo iſt auch die Befriedigung derſelben entweder eine 
untadelige oder eine verwerfliche Handlung. Bei der Mehrdeutigkeit des Wortes, und 
da der Begriff des Luxus auch in der Wiſſenſchaft noch keineswegs in ein und derſelben 
Bedeutung gebraucht wird, thut es Noth, daß man vor Abwägung der Urtheile über 
die volkswirthſchaftlichen Wirkungen des Luxus ſich darüber verſtändigt, von welcher 
Bedeutung dieſe Urtheile ausgehen. 

Bei der Verbreitung von Begriffsverbindungen, wie Luxusſteuern, Luxusverbote, 
Luxusgeſetze ıc. wird ed am zweckmäßigſten ſein, den Begriff „Luxus“ in der weiteren 
der oben angegebenen Bedeutungen zu faflen und darunter aljo jeden Aufwand zu 
Zweden des Wohllebend zu verftchen. Die Bedürfniſſe der Nothwendigfeit find befrie- 
digt, wenn für die Erhaltung des Lebend und der Gejundheit in der durch örtliche, 
Gewohnheits- und Bildungsverhältnifie bedingten Weiſe hinreichend gejorgt ift. Es 

iebt für diefe Bedürfniffe eine phyſiologiſch feitzuftellende Grenze nad) unten, Die fein 
enfch überfchreiten darf, wenn er forteriftiren will, und es giebt eine ebenfo feft- 
ftehende Grenze nad) oben, die fein Menjch, um fortzueriftiren, zu überfchreiten braucht. 
Innerhalb diefer Grenzen bewegen ſich die bei verjchiedenen Völkern , zu verfchiedenen 
Zeiten, unter verfchiedenen örtlichen Bedingungen verjchiedenen Maaße der Bedürfniſſe 
der Nothwendigfeit. Wo der Genuß diefe Bedürfniffe befriedigt hat, fängt er an, Ge- 
nuß zur Befriedigung der Bebürfniffe des Wohllebens zu werden. Nennt man allen 
und jeden Aufwand, den ſolcher Genuß erheiicht, Luxus, jo ift zu unterjcheiden zwi- 
ſchen einem gerechtfertigten, ja einem Lurus, defien Verbreitung und Berallgemeine- 
rung man wünjchen muß, und einem unbedingt verwerflichen Luxus. 

Der Lurus, defien Verbreitung auch im Interefie der Volfswirthichaft zu wüns 
fchen iſt, ift der Lurus der —— Gebildeten aller Zeiten und aller Stände. Der 
wahrhaft Gebildete hat zahlreiche Bedürfniſſe des Wohllebens. Dieſelben werden be— 
friedigt unter Uebung der Tugenden der Mäßigkeit und Sparſamkeit. Dieſe Befriedi— 
gung, welche mit der Entfaltung von Kunſt und Wiſſenſchaft in Wechſelwirkung ſteht, 
iſt dem Volkswohlſtande förderlich. Sie veranlaßt eine großartige Gütererzeugung 
zum Zwecke einer Güteranwendung, welche auf der anderen Seite den 
Volkswohlſtand fördert, weil ſie die Bildung fördert. Der lobenswerthe 
Luxus hilft die Wiſſenſchaften entwickeln, indem er ihre Arbeit würdigt und bezahlt, 
und jo einen felbftändigen Gelehrtenftand erzeugt. Die Wiſſenſchaft aber leijtet Der 
Gütererzeugung mittelbar und unmittelbar mächtigen Vorſchub. Jener Lurus fpornt 
aber audy zum Fleiße und zur Sparjamfeit an; denn man fühlt ſich veranlaßt, das 
Einfommen zu erhöhen, welches mit dem Steigen der Bedürfniſſe des Wohllebens auch 
mehr und mehr ſolche Bedürfniffe deden muß. Diefer wahrhaft lobenswerthe Lurus ift 
der Luxus blühender Zeitalter, der Lurus der Völfer, weldye in der Blüthe ihrer Kraft 
ftehen. Er ift zugleidy nicht das Privilegium einzelner Stände; er dringt allmählid) 
bis in die unterften Schichten der Bevölkerung hinab, und läßt diejenigen Claſſen der 
Bevölkerung , von denen er ausgegangen ift, nicht in Verfommenbeit und Entartung 
zurüd. Er hat feine ungweidentigen, ftatiftiich erfaßbaren Merkmale, Große Familien, 
aber geringe Zahl der Haushaltungen unter einem Dadye, große Zahl der Räume 
zur Benugung für eine Haushaltung , große Zahl der Hausgärten, große Zahl und 
reichliche Dotirung der Schulen und Kirchen, große Zahl und reiche Deines auch 
zweckmäßige Verwendung der öffentlichen Stiftungen, zahlreicher Beſuch der öffent— 
lihen Kunftanftalten, hohe Blüthe der wiflenichaftlichen und Kunftgewerbe — das 
find einige untrügliche Anzeichen einer großen Verbreitung des lobenswerthen Luxus. 
Ein Blid auf die Gulturgefhichte unferes Volkes lehrt, daß dieſe Art des Luxus ſich 
feit den Befreiungsfriegen in erfreulichem Maaße bei uns zu verbreiten angefangen hat. 

Dhne Weiteres zu verurtheilen bleiben nur zwei große Elafien des Yurus, nänı- 
li) der unfluge und der unfittliche Lurus. Wer unflugen Lurus treibt, macht 
freiwillig Ausgaben, die das Einfommen überfchreiten, fo daß das Unentbehrliche um 
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des Entbehrlichen willen leidet ; wer unfittlichen Luxus treibt, „vergißt die Nothwen⸗ 
digfeiten der Seele über den Ueberflüffigkeiten des Leibes“ Roſcher). Der unfluge 
Lurus in jenem Sinne braucht nicht zugleich unfittlicher Lurus in diefem Sinne zu 
fein, und der unfittliche in diefem nicht zugleich unfluger in jenem Sinne. Die Volls— 
wirtbfchaftslehre hat nicht etwa blos über den unflugen, ſondern auch über den un» 
fittlihen Lurus zu Gericht zu figen. Auf dem Gebiete der Güteranwendung ift Alles, 
was unfittlich ift, auch unwirthſchaftlich. Die vage und triviale Revensart, daß hoher 
Aufwand, einerlei zu welchen Zweden gemacht, doc) jedenfalls den Vortheil habe, daß 
er „Geld unter die Leute bringe“, hat vor der Wiſſenſchaft feinen Beftand. Geredht- 
fertigt erfcheinen vor ihrem Richterftuhle immer nur ſolche Aufwendungen, durch weldye 
höhere Gegenwerthe erzeugt werden. Sie hält zwar den erlaubten Genuß und die An— 
nehmlichfeiten und Zierden des Lebens für foldye Gegenwerthe; aber das Uebermaaß 
hierin ift auch von ihrem Standpuncte aus vom Uebel, 

Der unfittliche Lurus äußert fi in zwei Hauptformen: der der Eitelfeit und 
Prunkſucht und der der Genußſucht. Jede diefer Hauptformen erfcheint wieder in tau— 
fenderlei ®eftalten. In rohen Zeiten prunft man mit colofjalen Maffen und mit ledig- 
lich äußerer Pracht; in Zeiten der Ueberbildung mit raffinirten Sonderbarfeiten, mit 
der Virtuofität des Wechſels. Das Raffinement und die Tyrannei der Mode ift für 
ſolche Zeitalter charakteriftiih. Auc der Lurus der Genußſucht gefällt fich in rohen 
Zeiten mehr in der Mafienhaftigfeit, in überbilveten mehr im KRaffinement des Ge- 
nuſſes. Dort zeigt er ſich mehr bei einzelnen ———— auch wohl bei einzelnen 
Ständen, hier durchdringt er das Leben des ganzen Volkes. Man verſchafft fi) Ge- 
nüfle und gewöhnt ſich an folche, die in der That nur durch die graffefte Entartung der 
Einbildungsfraft, oft auch nur durch eine mühlame Gewöhnung zu Genüffen werden. 

Daß der Aufwand der Eitelen und Prunffüchtigen ebenfo wie der der Genußſüch— 
tigen einen lebhaften Handel mit ſolchen Gütern erzeugt , weldye zur Befriedigung fei- 
ner Begierden erforderlich find, ericheint audy vom Standpuncte der Volkswirthichafte- 
Ichre keineswegs als ein Vortheil. Der Handel ſteht im Dienfte der Güteranwendung, 
und ift dieſe vom Uebel, fo ift es aud) der Handel, der fie befördert. Wird man einen 
lebhaften Branntwein-, Opium- oder Sclavenhandel für ein Glück und für einen Bor- 
theil halten? Und wie lange reichen die Kräfte aus, um diefen Handel in der gerühm- 
ten Lebhaftigfeit zu erhalten, wenn man ftetd vom Gapitalftamme zehrt, die Leiden» 
Ichaftlichfeit des Genuſſes jede Berechnung ausjchließt , durch den Aufwand nur Güter 
und Kräfte zerftört werden, ohne Gegenwerthe zu erzeugen, und ein großer Theil der 
Bevölkerung nicht nur die Hände in den Schooß legt, fondern auch zu jeder nützlichen 
Thätigfeit ih unfähig macht? 

Auf die Frage, ob Etwas und was von Staatswegen zu geichehen habe, um der 
Ausbreitung des unflugen und unfittlichen Lurus zu wehren, muß man geftehen , daß 
der Staat, vorausgelegt audy , daß er den Beruf habe, diefer Krankheit zu fteuern, zu 
dem Ende nur Weniges leiften fann, wovon man fid) eine unmittelbare Wirkung ver: 
fpredyen dürfte. Dem Verſchwender jegt man einen Vormund, und fann ihn 7 uns 
ſchädlich machen; aber für die Fälle des unflugen Luxus, welche nicht auf die Gefege 
pafien, welche den Staat zur Ernennung einer Zuftandsyormundichaft verpflichten, 
en es feine directe Abhülfe. Frühere Perioden find fehr erfinderifch gewefen in Ber 

oten, weldye namentlich gegen den unfittlichen Luxus gerichtet waren. Aber immer 
hat die Erfahrung gezeigt, daß die Lurusverbote (Kleider-, sun Tiſch⸗ ıc. Ord⸗ 
nungen) ganz abgeſehen davon, daß fie auch ſittlich erlaubte Genuͤſſe mit den unerlaub⸗ 
ten beeinträchtigten, nur dazu beigetragen haben, das Anjehen des Geſetzes und der 
Behörden zu ſchwächen. Auch das Uebel jelbft, gegen welches die Lurusverbote ans 
fämpfen, wird durch fie eher befördert , ald befeitigt. Denn derartige Verbote machen 
erfinderifch und raffinirt. Daß, wo umfittlicher Lurus in, öffentliches Aergerniß geben- 
den, Kormen — wird, die Polizei repreſſiv einzuſchreiten hat, verſteht ſich von 
ſelbſt. Mittelbar wird dem ſchädlichen Luxus am beften geſtenert durch Belebung eines 
ernften politifchen Strebens und vaterländifchen Gemeingeiftes, ſowie durd) die Pflege 
einer harmonischen Volfsbildung, durch Bflege der Wiflenfchaften und Künfte. Es ift 
bezeichnend, daß alle Formen des unfittlichen Luxus in despotifch regierten Staaten am 


et er nr en — — — 


568 Luxusſteuer. 


üppigften wuchern. Ueber die Luxusſteuern als luxuspolizeiliche Mittel vergl. d. Art. 
„Lurugfteuern“. 

Literatur: 8. ©. Schulze, Nationalöfonomie. Leipzig, Georg Wigand. 
1856. ©. 789 ff. — Roſcher, Anfichten d. Volkswirthſchaft. Keipn. u. Heidelberg 
1861. ©. 399 ff. — Derf., Grundl. d. Nationalöfon. Stuttgart 1861. ©. 446 ff. 
— Rau, 8ehrb. der polit. Defonomie I. 343—47. II. 359. III. 423. 425. 451. 
— J. B. Say, Nationalöfonomie. Bearbeitet von Meorftadt. eidelberg 1830. 
III. Bd. ©. 31—47. A. Emminghaus. 


Luxusſteuer. 

Den Begriff des Luxus ſ. d.) im weiteren Sinne gefaßt, würde unter Luxusſteuer 
eine Beiteuerung des Aufwandes zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Wohllebeng zu 
verftehen fein. ine ſolche Befteuerung könnte, confequent durchgeführt, zu ähnlichen 
Refultaten führen, wie eine allgemeine directe Ginfommenfteuer , nur daß fie den nicht 
verbrauchten , fondern übergefparten Theil des reinen Einfommens nicht zu erfaſſen 
vermöchte. In der Form der Erhebung würde eine ſolche Steuer von der Einkommens 
fteuer wejentlich abweichen. Hier wird das Einkommen ermittelt und von dem ermit- 
telten Ginfommen die Steuer erhoben. Dort wird der Verbrauch ald Kennzeichen des 
Einkommens befteuert. ine ſolche conjequent durchgeführte Befteuerung alles Auf 
wandes zu Zweden der Befriedigung der Bedürfniſſe des Wohllebens befteht nirgends, 
vollends nicht als ausjchließliche Befteuerung. Vorausgeſetzt, daß das reine Einfom- 
men das befte und ficherfte Steuerobject ift, müßte man aud) zugeben , daß eine einzige 
allgemeine Aufwandfteuer dieſes Object nur ſehr unficher und in ſehr ungerechter Weile 
as in würde. Denn der Aufwand für Bedürfniſſe des Wohllebens fteigt keineswegs 
im Verhältnifie des Einfommens. Auch wäre es geradezu unmöglich, allen und jeden 
foldyen Aufwand zu beftenern. Das nämliche Gut dient hier Bebdürfniffen der Notb» 
wendigfeit, dort folhen des Wohllebens. Das nämliche Gut ift jegt Capital, gleich 
darauf Genußmittel. Als Theil eines gemifchten Steuerfuftems fommt die Luxusſteuer 
vielfach vor, und zwar wird fie entweder zu fiscalifchen, oder zu polizeilichen Zweden, 
oder zu beiderlei Zweden zugleich erhoben. Die Form der Erhebung anlangend, jo bat 
man zu unterfcheiden zwiſchen der Erhebung beim Verkäufer Zoll, Accife, Aufichlag) 
und der Erhebung beim Verbraucher (Lurusfteuer i. e. ©.). Die nämlichen Gegen: 
fände werden oft in beiderlei Formen getroffen. In vielen Staaten befteht 3. B. ein 
Einfuhrzoll auf Luruswagen oder die dazu erforderlichen Stoffe und zugleid, eine 
Wagenfteuer. Auf ausländiichen,, oder von importirten Stoffen gefertigten Wagen 
ruht daher eine Doppelte Steuer. Und, wo eine Vermögens: und eine Einkommen 
ſteuer befteht, wird der betreffende Wagen überdies noch zweimal ald Steuerobject ans 
gejehen. Alfo unter Umftänden vierfache Beftenerung ein und deſſelben Objectes! 

Ganz abgeſehen von dem polizeilichen oder fiscalifchen Charakter und Erfolg der 
Luxusſteuern ift es, wo diefelben als Theil eines ſogenannten gemijchten Steuerſyſtems 
eingeführt werden, wohl zu beachten, daß es einer jehr jorgfältigen Auswahl der 
Steuerobjecte und der Verbrauchsvorgänge bedarf, wenn entweder die mehrfache und 
ungleiche Belaftung , oder die Belaftung von Aufwänden, die zugleich als Aufwände 
zur 7 von Bebürfnifien der Nothwendigfeit auftreten, vermieden wer 
den ſoll. 

Betrachtet man die Lurusfteuern als polizeiliche Mittel zur Steuerung des Lurus, 
fo drängt fi) die Frage auf, ob denn dem Staate das Recht zuſtehe, ven Luxus einzu 
ſchränken, zumal bei der Befteuerung darauf nicht Rüdficht genommen werden fan, 
ob der fragliche Aufwand verwerflicher, oder fittlich erlaubter , wirthfchaftlich gerecht⸗ 
fertigter Lurus (f. d. ift. Diefe Frage muß unbedingt verneint werden. Bejaht man 
fie aber auch, jo leuchtet e8 doch ein, daß wenn die Lurusfteuer in fcheinbar wirkſamen 
Beträgen erhoben wird, dies zur Umgehung reizt, daß fie aber, in niedrigen Beträgen 
erhoben, die Verbraucher nicht abfchredt. 

Diefe legtere Beobachtung läßt die Lurusfteuer gerade aus dem fiscalifchen Gr 
fihtspuncte zweckmaͤßig erfcheinen. Die fiscalifche Aufgabe ift nur, ſolche Gegenftände 
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und Gebrauchsvorgaͤnge zu wählen , die jehr allgemein zur Dedung von Bedürfniffen 
des Wohllebens verwandt werden, bezüglich fich fehr häufig wiederholen. Den größ- 
ten (aber den ungerechtrertigtiten !) Ertrag liefern die Luxusſteuern, welche Gegenflände 
treffen, die zugleich Bebürfniffen der Nothwendigfeit dienen. 1863 hat die Hausfteuer 
in England 844679 Pfd. St. die Steuer auf männliche Diener 208830 Pfv. ©t., 
die auf Luxuswagen 350833 Pfd. St., die Hundefteuer 205329 Pfd. St., die Wap— 
penfteuer nur 60000 , die Haarpuderfteuer (für Dienerfchaft, welche noch Puder im 
Haar trägt) wenig über 1000 Pfd. St. eingetragen. 

Die Erhebung der Lurusftener in Form des Zolled, oder Aufichlages ift die 
beaquemfte Art für den Staat, führt aber zu jchweren Verfehröftörungen. Luxus— 
gegenftände, die man beim Gingange mit einem Zoll belegt, müßten, wenn fie im In- 
nern gleichfalls erzeugt werden, hier mit einer Steuer von angemeflener Höhe belegt 
werden. Sonft nimmt die Einfuhr, alfo auch die Steuereinnahme, ab, während die 
inländifchen Erzeuger die Waaren um den Betrag des Eingangszolles vertheuern, Die 
ganze Maaßregel alfo blos den Erfolg der Verbrauchsverminderung und der Bereiches 
rung der inländifchen Producenten auf Koften der Verbraucher hat. Bon allen Zöllen 
übrigens laflen fi) offenbar die Eingangszölle auf einige wenige lediglich zur Befrie— 
Digung von Bedürfniffen des Wohllebens dienende, im Inlande gar nicht zu erzeu— 
gende Artifel noch am erften rechtfertigen. Die Erfolge der modernen englifchen Zoll: 
gefeßgebung beweifen, daß ſich dabei auch die Finanzen gut ftehen. 

Die Lurusfteuern i. e. ©., von Rau Finanzw. $ 425) „unmittelbarerho» 
bene Aufwandfteuern“ genannt, werden nicht ſowohl von einem Verfäufer vor 
ſchußweiſe erhoben, al8 vielmehr den einzelnen Verbrauchern unmittelbar abgeforbert, 
Belegt mit der Steuer werden ebenfowohl ſolche Ausgaben, bei denen die Vermuthung 
der Steuerfähigfeit nicht aus der Beichaffenheit einzelner eingefaufter Dinge entfpringt, 
fondern überhaupt aus dem Zwede einer gewiflen Verwendung, wie folche, bei denen, 
etwa wegen der längeren Dauer eines Gutes, oder aus anderen Urfachen, der Verfäus 
fer durch den Steuervorichuß allaufehr beläftigt werden würde. 

Die vornehmfte und gebräudylichite ver hierhergehörigen Steuern, aber auch Die 
bedenklichſte ift die Hausſteuer (f. d.), welche ſich ald Aufwandfteuer darftellt, wenn 
die Häufer nicht als Gapitalien, fondern ald Genußmittel aufgefaßt werden. Sie tritt 
bald ald Steuer der verwohnten Miethe, bald als Thür» und Fenfterfteuer u. f. w., 
auf. Sie findet fidy in diefen verfchiedenen Formen in England, Branfreich , Belgien, 
den Niederlanden, aud) im vielen deutichen Staaten, als Miethfteuer häufig in Städten 
für communale Zwede. Sehr verbreitet ift Die Hundefteuer, für welche meift neben 
der fiscalijchen ficherheitspolizeiliche Rüdfichten mit maaßgebend find. Die Erträgniffe 
find gering ; die fiherheitspolizeiliche Rückſicht rechtfertigt hohe Säge für Hunde, die 
nicht ald Gapital dienen; die hohen Stenerfäge vermindern die Zahl der Hunde. 
Außerdem fommen noch häufig vor: Steuern für Dienftboten, Luruspferde, 
Luruswagen, Wohnungseinrichtungen u. f.w. Sollen Ungerecdhtigfeiten 
vermieden werden, fo find bier die Mühen und Koften der Veranlagung und Erhebung 
im Berhältniß zum Ertrage wohl zu groß. Was man durdy folde Steuern erreichen 
will, erreicht man viel ficyerer und mit größerer Gewähr der Gerechtigkeit durch die 
allgemeine directe Einfommenfteuer mit progrejfiver Veranlagung. 

Vergl. Adam Smith, Ueber die Quellen des Bolkswohlftandes (bearbeitet v. 
Aber). Stuttgart 1861. IT. S. 399—437. — Rau, Grundl. der Finanzw. Leipz. 
u. Heidelberg 1855. 2. Abth. S. 174 ff. und die hier angeführte Literatur. ferner 
M. Wirth, Grundzüge. Köln 1861. II. ©. 524 ff. Legterer ein Vertheidiger der 
Luxusſteuern. 

A. Emminghaus. 
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Maaß und Gewicht. 

ie erften Maaße aller Völker laſſen ſich auf die einfachiten Naturmaaße zurüd- 
führen; der Fuß (Schuh) ; die Elle (vom Elnbogen bis zur Fingerjpige); dad Gran 
oder Korn (Waizen- oder Gerftenforn) ; das Tagewerf (ein Stüd Land, das in einem 
Tage bearbeitet werden konnte); die Klafter (fo weit Jemand mit ausgebreiteten Häns- 
den reichen fann) ; die Spanne und viele andere längft vergeflene Maaße dienten ald 
erfte Nothbehelfe des primitiven Verfehre. Da diefe Naturmaaße unter ſich ſelbſt aber 
bedeutenden Spielraum ließen, jo war eine genauere Feitftellung unvermeidlich, und je 
mehr der Handel feine locale Natur ablegte, defto ftärfer ftellte fih das Bedürfniß für 
feites Maaß und Gewicht heraus. Da ein ſolcher Wunſch in einem größern Verkehrs— 
gebiete fich nicht zu gleicher Zeit herausftellte, jo führte dies bei dem Fehlen jedes Zu- 
jammenwirfens zur allmählichen Einführung der verichiedenften Maaßbeftimmungen, 
indem man regelmäßig das bis dahin übliche Naturmaaß ald Grundlage benugte und 
dafjelbe entweder etwas vergrößerte oder verkleinerte. Nicht felten wurden aud) Die neu 
angenommenen Maaße unter den Schuß der Priefter — und die Urmaaße an ge— 
weihter Stätte niedergelegt. Für den damaligen Verkehr, der ſich in der Hauptſache 
doch nur auf den Drt und die nächte Nachbarſchaft befchränfte, reichte das angenom- 
mene Ortdmaaß aus, ja ed war ſogar höchſt wünſchenswerth, das Muttermaaß in 
ftreitigen Fällen in nächiter Nähe zu — Neben dieſen Maaßen tauchten ſpäter an— 
dere auf, die mit neuen Waaren aus fremden Ländern herübergebracht wurden, z. B. 
für Seiden- und Leinenwaaren, für Wein, Gewürze und Apothekerwaaren, die aber 
für dieſe Artikel unbehelligt neben den alten Maaßen fortbeſtanden. Hier und da fand 
es außerdem die Beſteuerung in ihrem Intereſſe, das frühere Maaß zu beſchränken, 
dort glaubte man wiederum bald durch ſchwereres Gewicht den Käufer, bald durch 
er a Gewicht den Berfäufer zu begünftigen und die Lebhaftigfeit des Marktes zu 
erhöhen. 

Befremden darf es daher nicht, daß die Zahl der in einem größern Lande neben 
einander beftehenden Maaße und Gewichte eine ganz enorme war. Zu Ende des vori« 
gen Jahrhunderts gab es in Europa allein mehr als 400 verſchiedene Pfunde, und für 
1532 führt das Annuaire du bureau des longitudes 215 noch gültige Fußmaaße 
namentlid) auf. Im Großherzogthum Baden fanden ſich 1822 mehr als 80 verſchie— 
dene Pfunde, 112 Ellen, 92 Flächen» und Feldmaaße, 65 Holze, 163 Getreide-, dann 
123 Ohm: oder Eimer⸗ und 63 MWirths- oder ———— Ebenſo hatte man im 
Großherzogthum Heſſen mehr als 40 Ellen, 129 Getreide- und 77 Ohmmaaße (Kolb). 

In der That hat auch Fein Land der Erde fo viel verfchiedene Maaße, Münzen 
und Gewichte gehabt, als das in zahlreiche Feine Staaten zerſplitterte Deutſchland, 
und obgleich die wirthichaftlidhen Nachtheile wohl nirgends jo grell hervorgetreten 
find, ald gerade hier, jo hat doc) die Kleinftaaterei mit jeltner Hartnädigfeit bis heute 
daran feftgehalten. Nach dem Berichte einer von dem Bundestage in biefer Ungelegen- 
heit niedergejegten Commiſſion beftanden 1861 in Deutichland wenigitens 30 verſchie— 
dene Fußmaaße von 25 bis 31,,, Gentimeter ; mindeftend ebenfoviel Ellen von 54,,. 
bis 83,, Gentimeter; Klaftern von 6 bis 10 Fuß, Nuthen von 10 bis 20 Fuß; Ader- 
morgen von 2025 bis 9657°%/, Quadratmeter ; Brennholzflafter von 2"/, bie 5%, Kur 
bifmeter. Beim Getreidemaaß find Scheffel von 22,, und von 222,,,, Malter von 100 
bis 1246, Simmern von 12% bis 110%, Liter vorhanden. Für Klüffigfeitsmaaße fin- 
den fid) Eimer von 29 bis 294 Liter, eingetheilt in 40 bis 160 Maaß; die Maaf 
ſchwankt zwifchen %% und 2iter; das Duart zwifchen O,so; und 1,14, Liter; Die Kanne 
zwifchen O,9, und 1,3, Liter; der Schoppen zwiſchen O,.,,; und O,, Liter. Wenige 
Jahre vorher herrichte diefelbe unglüdjelige Vielheit der Maaße auch hinfichtlich des 
Gewichts, doch fand die Commiſſion bereits innerhalb des Zollvereinsgebietes die Ein- 


Maaß und Gewicht. 571 


führung des neuen Zollvereinspfundes (*, Kilogramm) ald vollendete Thatfache vor. 
Doch jelbft in den Unterabtheilungen diefer neuen Gewidhtseinheit find fofort wieder 
neue BVerichiedenheiten zu Tage getreten; denn Süpddeutfchland blieb bei 32 Loth, 
Preußen und Sadjjen theilten das Pfund in 30, Hannover, Divenburg und die Hanfe- 
ftädte in 10 Loth. 

Seitdem der Berfehr die engen localen und nationalen Grenzen überfchritten hat, 
feitdem feine internationalen Beziehungen faft ebenjo bedeutend geworben find, wie die 
internen, bat ſich die Einführung eines einheitlich gleihen Maaß- und Ge- 
wichtſyſtems für alle Eulturvölfer als eine unbedingt nothwendige Forderung 
der Praxis herausgeftellt. Die deutiche Kleinftaaterei hat ed freilich noch nicht einmal 
über fid) gewinnen fönnen, in ihrem engiten Verfehrögebiete,, in dem feit 30 Jahren 
beftehenden Zollverein, ein einheitliches Daaf einzuführen, wenigftens find faft 4 Jahre 
verflofien, ohne daß die von jener Bundescommijfion gemachten Borfchtä e nur erſt in 
nähere Erwägung gezogen worden wären. Bon den in Deutichland er rn Maa- 
Ben kann fein einziges den beiden Anforderungen , die an eine Maaßeinheit überhaupt 
zu ftellen find: dem Bedürfniß des materiellen Verkehrs und den Ans 
forderungen der eracten Wiſſenſchaften entipreden, und daher ift auch 
nicht Die geringjte Ausficht, dag andere Nationen ein folches neues deutſches Maap- 
ſyſtem adoptiren würden. Sobald wir und aber, was jedenfall das befte it, an ein 
bereits bejtehendes Syſtem anfchliegen , bleibt uns nur die Wahl zwiſchen dem franzö— 
fiichen und dem englifchen übrig. Beide erfreuen ſich einer großen Verbreitung. Biele 
der engliſchen Maaße und Gewichte find außer in England und den englifhen Be— 
figungen in Europa, in den meiften Rändern Amerika's, in Auftralien , theilweife in 
Afrifa und Aſien, nicht minder in Rußland eingeführt. Das franzöfiiche Maaßſyſtem 
ift dagegen für den gewöhnlichen Verkehr von Belgien, Holland, Italien, Spanien, 
Portugal, Griechenland, und in mehreren Staaten des mittleren und füblichen Ame- 
rifa’8 angenommen worden, und weil die Derimaltheilung bequem und ſyſtematiſch 
durchgeführt ift, bedient man fid) gegenwärtig defielben überall bei wiſſenſchaftlichen 
Unterſuchungen, jelbjt England nicht ausgenommen. 

Es giebt feinen Körper, der nach den ftrengen Anforderungen der Wifjenichaft 
als Naturmaaß zu betrachten wäre, weil die Größenverhältniffe in der Natur jelbft 
nicht conftant Diejelben find. Nachdem Huyghens' Secundenpendel, das eine Zeitlang 
als eine für alle Theile der Erde conftante Größe gehalten wurde, ſich gleichfalls nicht 
probehaltig erwies, weil noch eine neue Variable, die Zeit, mit in Betracht gezogen 
werden mußte, wurde in Sranfreic vom Jahre 1791 an auf Grund jehr forgrältiger 
Meflungen der vierte Theil des Meridians ald Grundlage ded Maaßſyſtems beitimmt, 
und der zehnmillionfte Theil deſſelben als Maaßeinheit mit dem Namen „Meter“ bes 
zeichnet. So bequem aud) für die Theilung durd 2,3, 4, 6 das Duodecimalſyſtem 
ift, während die Zahl 10 nur durch 2 und 5 ohne Reft theilbar ift, fo entichied man 
ſich doc für das Decimalſyſtem, und um die Einführung des neuen Maaßſyſtems in 
andern Ländern nicht an nationalen VBorurtheilen jcheitern zu laflen, wurde die Bes 
zeichnung fämmtlicher Maaß- und Gewichtseinheiten der altgriechijchen und lateiniſchen 
Spradjye entnommen. Der zehnte, hundertfte, taufendfte Theil eines Meters heißen ein 
Deri-, ein Centi-, ein Millimeter, und das Zehn, Hundert-, Tauſend⸗, Zehntaufend- 
fache eined Meterd heißen Defameter, Hectometer, Kilometer, Myriameter. — Die 
Flächeneinheit ift ein Quadrat von 10 Meter Seite und heißt Are, ein Quadrat von 
100 Meter Seite heißt Heftare. — Ein Würfel von 1 Meter Seite heißt Stere und 
ift die Kubifeinheit für Die Maaße trodener Körper wie Holz, Kohlen, Steine u. ſ. w. 
— Ein Würfel von 1 Decimeter Seite heißt Liter und bildet die Einheit für Flüffig- 
keits und Getreidemaaße. — Das Gewicht des Waflers, welches bei der Temperatur 
von 40 C. einen Würfel von 1 Gentimeter Seite füllt, iſi die Gewichtseinheit und 
heißt Gramm. Seine Unterabtheilungen find das —— Gentigramm , Milli- 
—— Tauſend Gramm bilden das Kilogramm. — Endlich wurde der Frank zu 5 

ramm feſtgeſetzt, beſtehend aus ». Silber und '/,, Kupfer (Ph. Jolly). 

Neuere Mefiungen haben für die Länge deſſelben Meridian Kleine Abweichungen 
ergeben, und es ift Dadurch auch die mathematifche Grundlage des Meters erjchüttert 
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worden. Da ſich aber vorausiehen läßt, daß ein mathematiſch genaues Maaß ſich nie: 
mals finden laflen wird, fo mag man von diefen an und für ſich Fleinen Unricdhtigfeiten 
abfehen. Für das englifche Syſtem fpricht nichts weiter al feine Verbreitung. Da 
diefe bei dem franzöftihen Meterſyſtem faft ebenfo groß, mit Rüdjicht auf die Einfüh- 
rung bei wiffenichaftlichen Unterfuhungen noch größer ift, fo ift ohne Zweifel der an- 
derweite Vorzug des Meterſyſtems, Die für die Rechnung außerorventlidy bequeme De— 
cimaltheilung, venticheidend. Wenn es fid) ferner um ein Weltmaaß handelt, jo fann 
nicht mehr von nationalen Rüdjichten für ein in Deutichland bisher vielfach verbreite- 
tes Maaß, etwa für den rheinischen Fuß die Rede fein, wie ferner die internationalen 
Beziehungen des Verkehrs verlangen , daß joweit als möglich) die gleichen Benennun- 
gen Eingang finden möchten. So lobenswerth die Wahrung der deutichen Nationali- 
tät in jeder Beziehung ift; fo gern man anerfennen will, daß z. B. im Gerichtsverfah— 
ren die lateiniihen Ausdrüde und Bezeichnungen den deutichen zu weichen anfangen: 
fo würde doch bei der internationalen Frage eines einheitlich gleichen Maaßſyſtems eine 
zu weit getriebene Deutichthümelei die großen Ziele des gefammten Völferwirthichafts- 
lebens viel zu engherzig auffallen. 

Die Bundescommilfton hat in ihrem Gutachten dem Meterivftem und der Deci— 
maltheilung den Vorzug gegeben, fidy aber doch von dem nur gerügten Fehler nicht 
ganz frei gehalten. Um an bereit befannte Namen und bisher übliche Maaße anzu: 
fnüpfen, find beifpieldmweile Kachter von 2 Meter, Ruthen von 5, Meilen von 7500 
Meter vorgeichlagen worden, ebenfo Klafter von 4 Kubikmeter, Neuicheffel von 30 
— während man in andern Ländern mit den eingeführten Namen Meter, 

lilometer, Kubikmeter und Hektoliter ſich ſehr bald befreundet hat. 

Neuerdings hat das Meterſyſtem auch in England viele Freunde gewonnen, und 
ſteht zu erwarten, daß der Wunſch eines allgemeinen internationalen Maaßes ſeiner 
baldigen Erfüllung entgegengeht. In Deutſchland hat es nach dieſer Seite hin nicht 
an zahlreichen Kundgebungen gefehlt. 

Literatur: Eh. u. Fr. Noback, Handbuch der Münz⸗, Maaß- u. Gewichts— 
verhältniſſe aller Länder und Handelsplätze Leipzig 1851 u. 1858). — Dove, Ueber 
Maaß und Meſſen (Berlin 1835). — Mendelſohn, Handbuch der Münz-, Maaß— 
und Gewichtskunde Potsdam 1859). H. R. 


Märkte und Meſſen. 

Die Arbeitstheilung iſt nicht nur eine perſönliche, ſondern auch eine räumliche, 
und dieſes durch Productionsvortheile beſtimmte Auseinanderwohnen Derjenigen, 
welche ihre Bedürfniſſe miteinander auszutauſchen haben, macht, um beſchwerliches 
en zu vermeiden, eine Stelle nöthig, wo Angebot und Nachfrage von beiden 
Seiten fi) zufammenfinden. Da aber die Producenten jelbftverftändlidy den größten 
Theil ihrer Zeit daheim ihrer Ichaffenden Arbeit widmen müflen , fo entfteht, wenn fie 
unvermittelt miteinander in Verkehr treten müſſen, die weitere Nothwendigfeit, dafür 
gewifje Zeitpuncte feftzufegen, an welchen jeder Theil darauf rechnen kann, den andern 
am gemeinichaftlihen Verfammlungspuncte zu treffen. Beiden Zweden dienen die 
Märfte, deren Namen daher Re er, den Plag bezeichnet, wo, als die Zeit wann 
die Verkäufer zufammenfommen, 

I. Wochenmärkte. Die ältefte und einfachfte räumlidye Arbeitstheilung ift Die 
Vereinigung der Gewerbtreibenden in gewifien, befondern Wohnplägen, welche für die 
laufenden gewerblichen Bedürfniſſe der aderbautreibenden Umgegend die gewöhnlichen 
und regelmäßigen Bezugsquellen wurden. Da diefe für die ganze Umgegend als einzi— 
ger Berforgungspunct diefer Art, was von feinem der landwirthſchaftlichen Orte galt, 
eine gewifle auszeichnende Anziehungskraft befaßen, jo wurden fie die Sammelpuncte. 
Die Wiederholung der Zufammenfünfte beftimmte fich natürlich nach der Wiederkehr 
des Bedürfnifjes. Da aber, um Wege zu jparen, möglichft viele Beforgungen zufam« 
mengenommen wurden, fo bildete die Möglichkeit , wieweit dies Verfchieben und Zur 
fammennehmen getrieben werben fann, die Minimalgrenze der Häufigkeit der Märkte. 
Diefe Möglichkeit ift für viele Haupttaufcbartifel wegen ihrer fchnellen Ververblichkeit, 
fo fehr man ſich in wagefcheuen Zeiten und Orten fie in aufbewahrungsfähige Form zu 
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bringen bemüht (mehr geräuchertes als frisches Fleiſch, mehr Käfe als Milch ıc.), nur 
eine fehr beichränfte und daher eine häufige Wiederholung des Eonfumtibilienmarkteg, 
welcher für den Landmann zugleich die Gelegenheit zur Verforgung mit Manufactur- 
waaren bildet, eine Nothwendigfeit ; daher 8 ochenmärkte, Nundinae. 

Trotz häufiger Wiederholung legen dieſe dem Stadtbewohner, welcher ſich feine 
Bevürfnife nicht auf dem Lande zufammenholen mag — audy bei feftgewurzeltem Marft- 
wejen auf diefem Wege häufig gar nichts befommen würde, weil die Verkäufer, um 
fiher den „Marktpreis“ (f. Preis) zu erhalten, ihre Waare nur auf dem Marfte ver: 
einzeln wollen — die Nothwendigfeit auf, ſich auf eine wenn auch nur furze Zeit zum 
Voraus zu verforgen, ſich einen Vorrath einzulegen. Hierzu gehört aber etwas Vor» 
ausficht und aud) , da der auswärtige Verkäufer nicht creditirt, etwas Capital. Dem 
fteht bei der ärmften Claſſe ſchon der Mangel des lepteren entgegen und auch Die, 
welche nicht unter dieſem Mangel leiden, finden es oft bequemer, ihre Dispofition ſich 
vorbehalten, beziehlich nad) Borfommniß ändern zu können. Beiden fommt der Zwi— 
ihenhandel, die Höferei, derfog. „Birtualienhandel* zu Hülfe, der fich natürlich 
diefen Dienft in Form höherer Preife bezahlen läßt und deshalb wieder jcheel angejehen 
wird, namentlich, wenn er Denjenigen bei ihrer Selbftverforgung in den Weg tritt, 
welche feiner Dienfte nicht bedürfen. Diefem Widerwillen entiprang das in den mei- 
ften Städten für den Zwifchenhändler früher beftandene Verbot , ſich eher am Einkauf 
zu betheiligen,, als bis die Einfäufer für den eigenen Bedarf ſich verforgt haben fonn- 
ten, welcher Zeitpunct zu einer beftimmten Stunde durd) das „Fallen des Marktwiſches“ 
angezeigt wurde. 

Die Anſchauungen ver Neuzeit und die Berhältnifle der Großftädte, deren maflen- 
hafter Bedarf ohnehin nicht durch die Production der nächſten Nachbarſchaft gededt 
wurde, und, weil aus weiter Ferne der Producent nicht jelbft auf den Markt fommen 
konnte, ohnehin des Zwifchenhandels bedurfte, haben dieſer Einrichtung mehrentheils 
ein Ende gemacht. Mitbeftimmend war die Erfenntniß, daß der verbotene „Borfauf“ 
vor den Thoren, und wenn man aud) auf dieſe Gegenden die Ueberwachung ausdehnte, 
auf dem Lande felbft nicht verhindert werben fonnte, wo er ald Abnehmer des ganzen 
Vorraths dem Produrenten einen Vortheil bot, welcher mit der jchärfer — aud) den 
Werth der Zeit— calculirenden Geftaltung der landwirthichaftlichen Production, felbft 
dem etwa gebotenen niedrigeren Preife gegenüber in Anjchlag fam; und an eine Ver— 
pflihtung des Bauern, feine Producte auf den Markt zu führen, war doch nur in 
der Zeit der Unfreiheit zu denken! Die Neuzeit, welche ihren Schug gegen Uebertheue- 
rung in erweiterter Concurrenz ded Angebots ſucht, findet daher ein befieres Mittel 
als jene Zwangsmaaßregel in der handeldmäßigen Ausbildung auch des Victualien— 
verfehrs. Dabei fommt ihr die Wohlfeilheit und Schnelligkeit des Transportes durch 
die Eifenbahnen ausnehmend zu Hülfe, Die einen fonft nur den See- und Fluß» 
hafenftädten einigermaaßen gewährten Bortheil zum Gemeingut aller größeren Städte 
machen und ein Speculationsgeichäft ermöglichen , welches ſelbſt Producte wie Milch, 
Jain Fiſche ꝛc. aus viele Meilen weit entfernten Productionsplägen herbeizuführen 

eſtattet. 

Als bemerkenswerthe Erſcheinungen dieſer Entwickelungsperiode find noch zu nen» 
nen die Gründung börſenmäßiger Inſtitute und Auctionen (f. d.) auch für den Vie— 
tualienmarft (Gentralhallen in Paris, Wien ıc.) und die Ausdehnung der fonft nur 
auf Maaß nnd Gewicht, jorwie auf in die Augen ſpringende Verderbniß ſich erftreden- 
den wohlfahrtspolizeilichen Ueberwachung zu einer mit allen Mitteln der modernen 
Wiſſenſchaft gegen den raffinirten Betrug in Verfälſchung der Nahrungsmittel ans 
fämpfenden Controle; endlich die theils zur Steuer des letztgedachten Uebels , F 
aus ig oder focialen Gründen betriebene Gründung zahlreicher Conſum— 
vereine (f. d.). 

11. Jahrmärkte. Zu der Arbeitstheilung zwiſchen Stadt und Land gejellt ſich 
als Gliederung höherer Ordnung eine folche Br Stadt und Stadt, zwilchen Land 
und Land. Die größere Schwierigkeit des Austaufches läßt diefe Arbeitstheilung erft 
mit der fortjchreitenden Verbeſſerung der Verkehrsmittel zu rechter Ausbildung fommen 
und auf immer mehr Artikel ausdehnen, während fie fi urfprünglich nur auf die in 
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geringem Gewichte einen hohen Werth einfchließenden und wegen des natürlichen Mo— 
nopol& der Productionsftätten einer lediglich durch die — — der Käufer 
beichränften — — fähigen Waaren erſtreckte. So wurden ſchon in den älte— 
ften Zeiten edle Metalle, koftbare Gewänder und Spezereien durch unwegſame Wild- 
niffe und Wüften faravanenmäßig in weite Ferne verführt; dagegen fand ein Holz» 
und Getreidehandel nad) entfernten Ländern nur auf dem Wafferwege ftatt, jegt über- 
allhin zu Lande durch die Eifenbahnen. 

Eine Art des Taufchverfehrs, wobei die beiderfeitigen Producenten ſich noch viel 
ferner ftehen , bedarf nody viel mehr örtlicher Sammelpuncte als der Verkehr zwiſchen 
Land und Stadt. Schon die größeren Reifekoften drängen darauf hin, nur fie um wirklich 
bedeutender Umfäge willen zu risfiren und diefe laſſen fi häufig nur erwarten , wenn 
der Bedarf von einem weiteren Umkreiſe auf einen — concentrirt beziehlich von 
einer längeren Periode auf einmal befriedigt wird. Daher Jahrmärkte neben den 
Wocenmärkten. 

Für die Bedeutung und Tragweite der Jahrmärfte giebt es natürlich unendliche 
Abftufungen, nicht nur nach der Größe der Drte, wo fie abgehalten werden und welche 
den unmittelbarften Abnehmerfreis für die „Bieranten“ (von fiera) vorftellen, fondern 
auch nad) der Betheiligung von Käufern und Einfäufern aus größerer oder geringerer 
Entfernung. Je Kleiner die leßtere defto geringer das Bedürfniß nach Zwijchenhänd- 
lern, deftomehr find Eonfumenten und Producenten unmittelbar vertreten. In diefer 
Beziehung ift namentlidy unter dem Innungsweien als Correctiv defielben ein ftarf 
entwidelter auf Marftabjag berechneter Betrieb mancher Handwerfe hervorzuheben, der 
Anfang einer Specialifirung und Erportinduftrie im Kleingewerbe unter der Herrichaft 
einer periodifhen Gewerbefreiheit. So findet man eine eigne Marktichufterei, 
Markttifchlerei, Marktböttcherei, Markttöpferei ıc., welche troß der großen Speſen des 
fteten Umzugs den rafchen und baaren Umfag der Jahrmärkte cultiviren. Jene Speſen 
werden übrigens vermindert durch die ſchon im Interefle der Frequenz jedes einzelnen 
Marktes liegende ſyſtematiſche Vertheilung der Jahrmärfte innerhalb größerer Bezirke. 
Auch die nach wohlfeiler Production ftrebende , aber doch durch das Geſetz in der eige- 
nen Stadt zurüdgehaltene Verſorgung mit geringeren Waaren fonnte nur durch den 
Jahrmarkt zu billigeren Quellen gelangen. In diefer Eigenſchaft als Nothbehelf zur 
Emancipation von den Zunftfchranfen müffen die Jahrmärfte allerdings ihre Bedeu— 
tung verlieren, wo die Gewerbefreiheit eingetreten ift und hat man ** auch wohl 

leichzeitig mit Einführung der letzteten an Beſchränkung der Märkte gedacht. 

ie Praxis würde wahrſcheinlich einen ähnlichen Erfolg von ſelbſt herbeiführen, der 
überflüſſig gewordene Markt nicht mehr beſucht werden. Einſtweilen verwenden ſich 
freilich für ſein Fortbeſtehen eine Menge mit ihm verwachſener Intereſſen am Orte 
ſelbſt Quartiergeber, Schenkwirthe ıc.), ſowie hauptſächlich auf ſolche Gelegenheiten 
angewieſene ambulante Unternehmer von Schauſtellungen und Amuſements aller Art, 
denn das zur Vermeidung von Exceſſen faft aller öffentlichen Vergnügungen beraubte 
Volfsleben, befonders der feinen Städte, findet foldye häufig faft nur noch in den 
Jahrmärkten. Hat doch jelbft in London die für den Verkehr längft beveutungslos ge« 
wordene Bartholomäusmeffe als „Ausftellung wilder Thiere“ noch bis in dieſes Habt. 
hundert fortbeftanden ! 

Die größere Ausbildung des Verkehrs macht einen guten Theil des Marktweſens 
entbehrlich, indem fie durch häufigere Einfchiebung von Vermittlern, Zwifhenhänd« 
lern mehr Stabilität in die Handelsbeziehungen bringt. Bei Verkehrsmitteln und 
Einrichtungen, die jeden Augenblid den Bedarf aus der Bene herbeizufchaffen geftat- 
ten, find perfönliche Anmefenheit des Verkäufers oder die Benugung zufälliger Anwe⸗ 
fenheit an der Verfaufsftelle von geringem Belang. Man braucht die Einkäufe nicht 
fo zufammenzunehmen. In diefer Beziehung haben Eifenbahnen und billiges Porto 
ungemein felbft auf Zerfplitterung der Beftellungen gewirkt. Trotz alledem wird das 
Marftwefen nicht volftändig entbehrlich. In Heinen Orten nämlich ift eine bedeutende 
Ausbildung des Handels nicht denkbar. Nicht nur daß Eoncurrenz durd) die Natur 
der Sache ER ausgefchloffen ift, auch das Affortiment ift dürftig, die Wahl befchränft. 
Die geringfügige Nachfrage geftattet nicht für felten vorkommende Fälle eine perma- 
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nente Einrichtung zu halten, wohl aber vermag, auf einen Tag zufammengenommen, 
der Bedarf eines ganzen oder halben Jahres ein lebhaftes Geichäft zu unterhalten, 
Mit anderen Worten — der Jahrmarkt bleibt ein nothiwendiges Supplement des 
ftationären er Lehrreich ift in diefer Beziehung der Vergleich der öftlichen 
und weftlichen SBrovinzen Preußens. Trog der hohen wirthichaftlihen Entwidelung 
ift gerade hier die Zahl der Orte, an denen Jahrmarkt gehalten wird, freilich nur ein 
oder zweimal im Jahre, nidyt wie in manchen der öſtlichen Orte 10 oder 12mal, noch 
bis auf den heutigen Tag ungemein groß. 

III. Specialmärfte. In manchen Berhältnifien ift an der Stetigfeit des Han- 
del8 gar nichts gelegen, nämlich wo es fich um Bedürfnifie handelt, die überhaupt oder 
doch maffenhaft nur periodiſch eintreten; Beifpiel: die an manchen Drten ftattfinden- 
den Ehrift- oder Neujahrmärkte. Aber auch die allgemeine Periodicität des wirthichaft- 
lichen Lebens, welche der Wechſel der Jahreszeiten mit ſich bringt, wirft zeitlich con» 
centrirend auf das Bedürfniß. Kleider und Kleivungsftoffe werden hauptſächlich im 
Frühling und Herbft verlangt. Aehnlich ift es mit Einrichtungsgegenftänden für neue 
Haushaltungen namentlich auf dem Lande und die Periodicität des flotten Ganges 
verjchiedener Geichäfte wirft wieder auf den Geſchaͤfts- oder Hauseinfauf ihrer In- 
haber zurüd. 

Umgefehrt giebt aber auch die Periodicität der Production, infolge deren auf 
längere Zeit hinaus der Umfang des Vorraths nicht beliebig vermehrt werben fann, 
auch von den meiften Producenten periodisch losgefchlagen wird, Anlaß zur Abhaltung 
von Märften. Es gilt dies von den meiften Naturproducten, daher eine Menge Spe- 
cialmärkte für verfchiedene Artifel je nach den Productionsverhältniffen des Drtes und 
feiner Umgegend, 3. B. Honige, Hopfen-, Pech-, Flachs-, Pelz-, Bedermärkte ic. 
Dbenan ftehen die befonders in Deutſchlands öftlichen Provinzen (Breslau) bedeuten- 
den Wollmärfte, während die Koften der früher durch Weidegerechtigfeiten künſt— 
ih gehaltenen Feinwollzucht Sachſens die überfeeiiche Eoncurreng nicht mehr aushalten 
fonnte und infolge deſſen auch die daſigen Wollmärfte fehr zurüdgegangen find. Die 
Viehmärkte aller Art, Samenmärfte x. werden ebenſo durch die Periodicität der 
Production wie des Bedarfs bedingt. Solche Sperialmärkte behalten auch auf den 
höchſten Eulturftufen ihre Bedeutung und ftehen 3. B. in England in großem Flor 
(Stourbridge, Ereter, Ipswich, Falfirf in Schottland, Ballinasloe in Irland). 

IV. Mefjen. Manche Märkte endlich beruhen auf der Periodicität der Ver— 
fehrögelegenheiten. Wo die Waaren auf Schiffen und Boten herbeigebradht werden, 
ift die Gelegenheit hierzu öfters auf beftimmte Jahreszeiten befhränft (Aufthauen und 
Steigen der Flüffe, günftige Winde). Aucd die Wege des Landhandels ftehen nicht 
überall zu allen Zeiten offen (Schneeverwehung der Alpenftraßen und Schlittenbahn in 
Rußland) oder es find Gefahren damit verbunden, denen man ſich nur in größerer 
Zahl zu einer Caravane vereinigt, gewachſen glaubt. Die Anfunft der legteren ruft 
dann eine Art Marft hervor. Oder endlich es gilt, die Gelegenheiten zu benugen, die 
ohnehin eine Reife nöthig machen, beziehlich Menfchen aus weiter Berne herbeiführen. 
Dahin gehören die Balltahrten. welche ſchon zur Verforgung einer großen Zahl vor- 
übergehend Anweſender außerordentliche Anftalten nöthig mahen. So ift Mefa, 
ee urdwar in Dftindien dur die Wallfahrten zu einem Mepplage geworden. 
Auch zahlreiche große chriftliche Jahrmärfte find, wie fchon der Name „Meſſen“ (in 
Münden „Dult“, d. i. Indult, Ablaß) beweiſt, firchlichen Urfprungs, obwohl der- 
felbe häufig fo gut wie vergeflen ift und gegenwärtig nur das mercantile Intereſſe der 
Inftitution forterhalten und weiterentwidelt hat. 

Dieſes Interefle ift freilicy ein anderes geworden, nachdem die Nothwendigfeit, 
Ein- und Berfauf in Perfon zu beforgen, die früher wenigftens für den Kaufmann 
beftehen blieb, durch die ftetigen Eorrefpondenz- und Frachtverfendungsgelegenheiten 
weggefallen, ja felbft das Auffuchen neuer Verbindungen und manches andere am 
beften mündlich Abzumachende durch beauftragte oder gewerbsmäßige Vermittler 
(eigene und PBrovifionsreifende) erledigt wird. Gerade in den Hauptfigen der 
europäiichen Eultur giebt e8 daher feine Meffen mehr. In den Weltmärften Paris 
und London find diefelben gewiſſermaaßen ftehenn geworden. Frankreichs bedeutendfter 
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periodifcher Markt, die Meſſe von Beaucaite, liegt weit ab vom wirthichaftlichen Her- 
zen des Landes, und die einzige Meſſe Italiens wird an einem fonft ald Handelsplag 
unbedeutenden Orte, Sinigaglia, gehalten — Beweis, wie wenig fi) die Frequenz der 
Mefien zum Maapftab der Beveutung des Handels im Allgemeinen eignet. 

Die zahlreichft befuchten Mefien in Europa haben gegenwärtig die Länder des 
Ditens, europäijche Türkei Meſſe zu Uſundſchij und Rußland. Die Mefie von Niſch— 
nei-Nowgorod, deren zum Theil aus dem innerften Afien kommende Beſucher felbft- 
verftändlic; nur einmal im Jahre den weiten Weg machen können, ruft eine Handels- 
ftadt im größten Maaßftabe ind Leben — aber freilich nur für wenige Wochen. 

In Deutichland haben bis in die neuefte Zeit an Bedeutung gewonnen bie: 
jenigen Meppläge, welche mit dem Oſten in engfter Beziehung ftehen, Frankfurt a.D. 
und Leipzig, letzteres zugleich durch feine centrale Lage zu einem Rendezvous der zoll— 
vereinsländiichen und öfterreichifchen Induftriellen und Ginfäufer beſonders geeignet. 
Der einmal vorhandene Eentralpunct wurde natürlich auch von neuhinzutretender 
Kundichaft am Liebften aufgefucht und fo fanı es, daß neben den Ruſſen, Polen und 
Drientalen audy die Amerifaner , für welche der Beſuch in Europa doch immer eine 
Reife bleibt, Die man nicht alle Tage wiederholt, eine Stüge der Leipziger Meſſen wur— 
den, wenn fie gleich Helbitverjtändlich ihre Einfäufe nicht auf dieſe beichränften. Ge— 
funfen ift dagegen die Bedeutung der altberühmten Mefjen in Frankfurt a. M., der 
Meſſen in Braunſchweig und ganz ohne allgemeine Bedeutung find vollends die in 
Naumburg. Der centralifirende Zug der Meſſen hat ſich auch an ihnen ſelbſt bewährt. 
Beſäße Deutichland einen wirthichaftliben Mittelpunct , bedeutend genug, um perma- 
nent den in den Meſſen künſtlich aufgeftauten Strom des Verkehrs beiſammenzuhalten, 
vielleicht hätten die Meſſen für Deutichland jelbft ein Bedürfniß zu fein bereits völlig 
aufgehört. Bon den drei Haupthandelsplägen, Wien, Berlin und Hamburg, 
liegt aber feiner der räumlichen Mitte nahe genug, um Gentralmarft Deutſchlands 
fein zu fönnen, der Einwirkung politifcher und Zollbinderniffe ganz zu gefchweigen, 
und fo müflen die Meſſen, befonders die Leipziger, fortfahren, wenigftens periodiſch 
Handel und Induftrie aus Nord und Süd auf einem fozufagen neutralen und wirflich 
centralen Gebiete zuſammenzuführen. 

Unverfennbar ift übrigens eine große Beränderung des innern Charaf: 
ters der Meſſen, die eh aus Waarenvorrathsauslagen mehr und mehr zu 
freien Induftrieausftellungen, Börſen- und Abrehnungstagen umge: 
ftalten. Manche Artikel laſſen freilich ihrer Natur nad Kauf oder Beftellung auf 
Probe nicht wohl zu. Wo Dies aber der Fall ift, rechnete man fchon feit geraumer 
Zeit beim Meßgeihäft neben dem fofortigen Verkauf auf die fpäter in directer Sen- 
dung zu erpedirenden Beftellungen , fo daß die zur Mefje geführten Waaren theilmeife 
oder ganz den Charakter eines Mufterlagers bildeten. Schon aus diefem Grunde ift 
ed längft unthunlic geworden, den Umfang des Meßgeſchäftes oder gar des Geſchäfts 
der Eee teschen Firmen nad) der Menge der zur Meile geführten Waaren zu ſchätzen, 
die oft nur deshalb um fo größer ausfällt, weil vorher die Beftellungen ungewöhnlid) 
Ihwad) gegangen und infolge deſſen bei ven Fabricanten große Lager entftanden find. 
Manche Firmen endlich befuchen die Meſſen, oder wenigftens gewiſſe Meflen, z. B. die 
Neujahrsmefle, überhaupt weniger um neue Gejchäfte zu machen, als um ältere zu re» 
nn Es hängt dies zufammen mit der aus Älterer Zeit her üblidyen Sitte, von 

eſſe zu Mefie zu creditiren, weil in der Zwiſchenzeit Zahlungen oft große Um: 
her gemacht hätten, zumal es an Gelegenheit zur Ausgleichung der Forderungen 
ehlte. 

Es famen aber noch andere Umftände hinzu, welche die Abwidelung des Geſchäfts 
durd) die Mefjen befonders annehmlich ericheinen ließen und die man furzweg als die 
durch Die legteren vermittelte Borausnahme modern geordneter Handelsgrundlagen be» 
zeichnen kann. Welche Schwierigfeiten ftellten nicht in früherer Zeit Die Unficherheit 
des Weges, die vielen zu pafjirenden Zolljtätten,, die Verfchiedenheit des Rechts und 
Schywierigfeit auswärtiger Rechtshülfe, endlich die vielen Münzfüße einer großartigen 
Geſtaltung des Landhandels in den Weg! Gegen die erftgedachten Beſchwerden ſchütz⸗ 
ten den Meßbeſucher beſonders verfichertes freies Geleite und Befreiung von Zöllen 
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auf der Reife. Meßgeichäfte ftanden unter allgemein befanntem und frühzeitig ausge: 
bildetem Rechte des Handelsplages, an dem Te abgeichloffen waren, welches in der 
Folge weit über denjelben hinaus Geltung erlangte. (Leipziger und Augsburger Wech- 
ſeltecht). Meßzahlung gab eine fichere Baluta , mindeftens einen ſicheren Cours an die 
Hand. Die meiften dieſer VBortheile find gegenwärtig fein Privilegium der Meffen 
und der Meppläge mehr, Selbſt die Zollbefreiung ver zu denjelben eingehenden und 
dort ind Ausland weiter verfauften Waaren, vermittelt durch einen bis zur Entjcheis 
dung über die Beſtimmung offen gehaltenen Zolleredit (Meßconti) ift von geringem 
Belang, da jeit der weiten Ausdehnung des innern freien Verfehrögebietes die meiften 
Meßgüter ohnehin dem legteren angehören, die ka des Meßplatzes als eince 
periodiichen Freigebiets (f. d. aljo wenig an der Lage der Dinge ändern kann, wähs 
rend der maljenbafte internationale Austaufd) von Waaren in natura bedeutende un— 
nüge Transportipeien in allen Fällen vermeiden muß und fchon deshalb den Binnen» 
plägen fern bleibt. Selbſt das ceigenthümliche, auch zu den „Meßfreiheiten“ gehörige 
PBrivilegium, daß während der Meßzeit feine Wechſelhaft angelegt werden darf, hat 
nur noch eine Kleinliche Bedeutung, wo, wie in Leipzig dad Hauptgeichäft in den mei— 
jten Artifeln gemacht wird , ehe die formelle „Meßwoche“ (zwifchen Eins und Auslaus 
ten, nur ihren Anfang nimmt. 

Ein ungefähres Bild davon, wie fi) die Meſſen, ohne ganz aufzuhören geftalten 
können, wenn der urjprüngliche Zwed wirklichen Waarenumfages ganz dem Spitene 
directer Beziehungen gewichen ift, giebt die deutihe Buchhändlermeise if. Bud» 
handel), weldye jährlich ald Anhang der Leipziger Oftermeffe abgehalten wird, vorwie: 
gend den Zwed einer Generalabrechnung verfolgt, jozufagen ein periodiiches Clearing— 
Houſe ſ. d. ind Leben ruft, und nebenbei ala Gelegenheit zur Ausftellung nicht in 
den allgemeinen Verſand kommender Artikel ſowie zu Beiprehungen der Buchhändler, 
be3. Des Börſenvereins derjelben über gemeinjchaftliche Angelegenheiten benugt wird. 

So trefflidy fidy diefe ganz nach und nach aus den älteren Verhältniſſen heraus: 
gewachjene Inftitution als &hlusitein der bei feinem Handelszweige in ſolchem Maaße 
ausgebildeten „Drganijation“ bewährt, jo wenig hat es gelingen wollen, die Rolle 
der Meffen auf Induftriebörjen zu übertragen, wie deren in den legten Jahren an 
mehreren Orten, Frankfurt a. M., Leipzig ıc. für kurze Zeit ind Leben gerufen wurs 
den. Bei rajcher Wiederfehr auf den Beſuch aus der Nachbarſchaft beichränft und ohne 
Anichluß an die großen Perioden der Production und Conſumtion, entbehrten ſie der 
Anziehungskraft für Geichäftsluftige, und fonnten am wenigften Boden gewinnen, wo 
ein wirfliches Bedürfnig in den Meſſen Befriedigung fand, während das neu empor» 
geblühte Geſchäftsleben Südweſtdeutſchlands, das eines Sammelpunctes in feiner Mitte 
entbehrte, dem Rufe nady Stuttgart bereitwilliger Folge leiftete. 

Im Ganzen wird für alle Mepßpolitif der im Handel wie in der Entwidelung des 
Städteweiens ftetö erprobte Grundſatz feitgehalten werden müjlen, daß ſich nichts 
Dauerhaftes durch Beſchlüſſe und Befehle improvifiren läßt, am wenigiten, wo Die: 
jenigen, welche zur Ausrührung gehören, diefen Befehlen in feiner Weife unterwors 
fen ſind. Vertreiben laſſen ſich Handel und Mefien durch verfehrte Behandlung , wie 
fie die Ueberfievelung der Buchhändlermeſſe von Frankfurt a. M. nach Leipzig herbei— 
führen half. Fördern laſſen fich die Anfäge einer Entwidelung durch hülfreiches Ent 
gegenfommen. Aber nie läßt fich auf naturwidriger Grundlage eine ſolche erzwingen 
und am wenigften ein beſtimmtes Entwidelungsitadiun fefthalten oder gar einem be» 
reits fortgefchrittneren Zuftande gewaltiam einfügen. Die Geſchichte der Meſſen, 
Meßgründungen und Meßverlegungen ift reich an bejtätigenden Erfahrungen, welche 
PBrojecte auf Diefem Gebiete in einem Lande von Deutidylands Gulturftufe ald zu jpät 
gefommene Verſuche müflen erfcheinen laſſen. 

Literatur: Philippi, Beitr. zur Gefchichte u. Statiftif der Mefien Frank— 
furt.a. D. 1857). — Rüdiger, Staatslehre IT, 108. — Prince-Smith, Der 
Markt in Fauchers Vierteljahresichrift Jahrg. 1563. Bd. 4. — v. Jacob, Polizei— 
gel. I. S, 538 u, 591 ff. — Leuchs, Handelsw. II, 409. — Baumſtark, Wo- 
Genmarktöverfehrt (Maunheim 1836). a Teig Lehrb. der politifchen Defonomie II, 
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Mahlſteuer ſ. Dctroi. 


Mancheſterſchule. 

Der Satz, welcher das eigentliche Fundament der Lehre von der Handelsfreiheit 
ausmacht, und welcher aller ir zur oberften Richtichnur dienen follte — 
der Sag, daß alle fünftlihen Beichränfungen von Angebot und Nachfrage unberechen- 
bar und unverhältnißmäßig auf die Gütererzeugung, den Handel und die Güteran« 
wendung einwirfen und deshalb vom Uebel find, ift den Gebildeten unferer Tage völ« 
lig verftändlidy und geläufig. Seine Stihhaltigfeit wird in der Theorie nur noch von 
wenigen hervorragenden Forſchern — 3. B. Carey — ernftlidy angezweifelt; bier ift 
nach und nad) die Lehre des großen Schotten A. Smith, man kann jagen, zur Welt- 
herrichaft gelangt. Engherzigfeit und Kurzfichtigfeit veriperren diefer Xehre hier und 
da noch den Eintritt in das Neid) der vollen Verwirklichung. Aber allüberall macht 
ſich das Gefühl geltend, daß diefem Eintritt im Interefie des Völferfrievens und des 
Wohlftandes der Völker nicht länger zu wehren iſt. Soweit find wir aber noch kei— 
neswegs feit langer Zeit. Zu Anfang diefes Jahrhunderts und bis in die allerneuefte 
Zeit war Frankreich noch völlig in den Irrthümern des Mercantilinftems befangen ; 
bis gegen die Mitte des Jahrhunderts hatte der engliſche Tarif noch den Charakter 
ausgebildeter Abjperrung, ftand dort die Navigationdacte in vollfter Blüthe. Defter- 
reidy würde fein ſtrenges Prohibitiv- und Schusfoftem vielleicht heute noch nicht ge» 
mäßigt haben, wenn nicht politifhe Rüdfichten eine endliche Reform defielben ange- 
rathen hätten. In dem außeröfterreihiichen Deuticyland ſah es zu Anfang des Jahr- 
hunderts im Betreff des Zollweiens aber faft noch trauriger aus. Denn hier war auch 
der innere Verkehr, diejes wichtigfte aller Lebenselemente des Handels, auf das Aller: 
wivernatürlichfte durch Zollfchranfen und Verfehrshinderniffe eingeengt. Der Stein- 
Hardenbergiichen Gefeggebung und dem Zollvereine war es vorbehalten, die weſent⸗ 
lichiten dicker innern Verkehrshinderniſſe für alle Zeit zu befeitigen. Auch nahm die 
Außenzollgefeggebung Preußens und dann des Zollvereins einen handelsfreiheitlichen 
Anlauf. Eine Zeit lang konnte der Zollvereinstarif als der liberalfte Zolltarif in ganz 
Europa gelten. Aber es folgten Zeiten des Rüdjchritted und der Stagnation. Da 
erwacdhte in dem Waterlande A. Smith's feine Lehre zu neuem Leben. Anfnüpfend an 
fpecielle Tagesfragen halbpolitifcher, halbvolfswirthichaftliher Natur entfaltete dort 
zu Ende der dreißiger Jahre eine anfänglicy Feine, bald aber mächtig erftarfende 
Partei eine großartige Propaganda für die Verwirklichung der längft in der Theorie 
erfaßten und beftätigten Idee der — weitſtrebend in Zielen, ganz 
neu und eigenthümlich in der Wahl ihrer Mittel. Und dieſer Partei Verdienſt iſt es, 
wenn heutzutage jene Idee faſt überall populär geworden iſt, faſt überall in Europa 
die noch beſtehenden Widerſprüche zwiſchen den Forderungen der Theorie und den 
wirklichen Zuſtänden ſich auszugleichen anfangen. Im gr 1838 hielt ein Mr. 
PBaulton, angeregt durdy Vorträge eines Dr. Binney, zu Button vor einem Arbeiter: 
publicum Borlefungen über und gegen die englifchen Korngefege. Der allgemeinfte 
Beifall, der dem Dr. Binnen aus unbefannten Gründen verfagt wurde, ward feinem 
Nachfolger in immer fteigendem Maaße zutheil. Dr. Bowring, damals Vertreter 
für Blackburn, jpäter für Button, warb auf die durch jene Anregung entftandene Be- 
wegung aufmerfjam, erkannte ihre Berechtigung und vereinigte fich mit dem Heraus» 

eber der Mancdhefter- Times und dem Mitglieve der Handelsfammer zu Mandhefter, 
. B. Smith, zur fernerweiten Organifation der Bewegung. Bezeichnend genug be- 
gann man lediglich mit Mitteln der Aufklärung, populären ———— ———— 
gen der Korngeſetze in der Preſſe, in Flugſchrifien u. ſ. w. Im Jahre 1839 ging eine 
von Cobden verfaßte Bittfchrift um Aufhebung der Kornzölle von Seiten der Handele- 
fammer zu Manchefter an das Parlament. R. Cobden, der ſich bis dahin lediglich) 
als eifriger Agitator für den communalen Fortfchritt ausgezeichnet hatte, wurde nun 
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die Seele der ganzen Bewegung. Daß der von Mr. Villiers eingebradhte Antrag auf 
Abſchaffung der Kornzölle im Haufe der Gemeinen verworfen wurde, bewirkte, daß 
die Sache außerhalb des Parlamentes nun um fo eifriger und energifcher betrieben 
wurde. Cobden gründete die »Anti-corm-law- league«, einen Verein, den eins der 
hervorragendften Mitglieder, John Bright, felbft treffend als eine Verkörperung der 
Rechte und Interefien des Mittelftandes bezeichnet hat, und der feine Hauptftüge bei 
der rate Maſſe ver Bevölkerung anfänglich darin fand, daß er gegen die Uebermacht 
der Ariftofratie gerichtet war, der aber jpäter vorzugsweife auf dem handelspolitifchen 
Gebiete die großartigften Reformen ins Auge gefaßt und angebahnt hat. Die League 
ift zugleich der eigentliche Ausgangs- und Sammelpunct der fogenannten Mandyefter- 
ſchule oder Mandefterpartei geweſen. Nachdem fie in der denkwürdigen Sigung 
des Barlamentes vom 20. Juni 1846 ihr nächftes Ziel erreicht hatte, und innoithen 
u einer großartigen Macht und Autorität gelangt war, gelang ihr bald auch die Be- 
ideas der Navigationsacte, die Durchſetzung großartiger Reformen auf dem Ger 
biete des Zollweſens, welche für die Entwidlung der gefammten europäifchen Handels- 
geiengehung von höchfter Bedeutung geworben find, theild weil fie auch anderwärts 
zur Nachahmung aufforderten und den Freihändlern thatſächliche Belege in die — 
gaben, theils infolge des Umſtandes, daß Louis Napoleon, der während feiner Ver: 
bannung in England die große Bewegung beobachtet, an den ig ſich 
betheiligt hatte, und zu den Führern in intimen Beziehungen ſtand, durch jene Refor— 
men ermuthigt wurde, nachmals auch in Frankreich mit dem Prohibitiv- und Schutz⸗ 
zollſyſtem zu brechen. Der englifchefranzöftiche Handelsvertrag und das ganze jetzt 
in der Entwidlung begriffene fogenannte Syftem der internationalen Arbeitstheilung 
kann füglih auf die Anti-corn-law-league und die Mandhefterpartei zurüdgeführt 
werden. 

Das Programm der Partei — von einer Manchefterfchule läßt ſich ftreng ge: 
nommen höchftens infofern ſprechen, als die thätigen Mitglieder der Partei in der 
Preſſe und überall, wo es gilt, auf die öffentlihe Meinung zu wirfen, die gleichen 
Grundfäge mit den nämlichen Argumenten vertheidigen — ift, was feinen wirthichaft« 
lichen Theil — im Weſentlichen in den Worten des Einganges dieſes Arti— 
kels ausgeſprochen. Die Mittel, mit denen die Partei arbeitet, ſind die Mittel der 
Aufklärung, der Erziehung der öffentlichen Meinung. Das legte Ziel ift Die natur—⸗ 
gemäße Entfaltung der wirthſchaftlichen Kräfte des Volkes und Freiheit und Friede 
in den internationalen Beziehungen. Damit harmonirt vollfommen der politifche 
Theil des Programms, in welchem der Kampf für Die —— der Stände, 
für die conſequente Durchführung des self-government und des Rechtsſtaates als 
Hauptaufgabe hingeftellt wird. 

Das wirtbichaftliche ebenfo wie das politiiche Programm der Manchefterichule 
findet au in Deutſchland, Franfreih, Belgien, Holland, der Schweiz, Italien ıc. 
viele len ‚ und überall dient den legteren das befonnene, an unmittelbar praf- 
tifhe Aufgaben anfnüpfende, auf die Gewinnung der öffentlichen Meinung berechnete 
Borgehen der englifchen Gefinnungsgenoffen zum Mufter. 

A. Emminghaus. 


Manufaetur. 

Der Begriff „Manufactur* hat im Laufe der Zeit mannichfache Wandlungen er- 
fahren. Der Wortbedeutung nad) umfaßt die Manufactur das weite Gebiet der Hand: 
erzeugnifle gegenüber den Erengniffen der Mafchine und des Werkzeuge, und von 
a bildeten Manufacturwaaren den Grgenla zu den Erzeugniflen des Hands» 
werföbetriebs. Flechtwaaren aller Art (in Stroh, Rohr, Baft), Klöppeln, Tapifferie: 
und Pofamentirarbeiten, Putzwaaren, die Waaren des Weißnähens, Stridens u. ſ. w. 
waren und find heute noch Producte, bei deren Darftellung die menfchliche Hand ſich 
nur in geringem Grabe der Werkzeuge bedient, jevenfall® geringer, als bei den vu 
werfen der Metallarbeiter , bei der Darftellung von Holz» und Lederwaaren u. dergl. 
Die genannten Befchäftigungen lieferten faft ſämmtlich Artikel des allgemeinen Ver⸗ 
brauchs und der Ausfuhr, während die Handwerker durch Innungsgefege und Bann 
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meilen ihr Abjaggebiet jelbit befchränften, und fo fam ed, daß eine lange Zeit hindurch 
der Begriff „Manufacturwaaren“ nur Artifel der Mafienproduction in ſich faßte. Da— 
mals ſchon nahmen die Webwaaren in Leinen und Wolle, fpäter in Seide und Baum: 
wolle unter den Ausfuhrartifeln eine hervorragende Rolle ein, ſodaß trog des Web- 
ftuhls, der auf jeden Fall als Maſchine zu betrachten ift, die Webwaaren zu den Er- 
zeugniflen der Manufactur gezählt wurden, um ſpäter ald deren vorzüglichite 
Repräfentanten zu gelten. Die Einführung der Dampffraft in den Gewerbebetrieb 
vereinigte die zerftreuten Arbeitöfräfte in dem gejchloffenen Etablifjement der Fabrik — 
„Manufactur“ dagegen‘ bezeichnete die Thätigfeit der menſchlichen Hand als vorzüg- 
lichten Motor, im Öegenfag zu dem Betriche durch Naturfräfte. Die Technik gebt 
aber unausgejegt darauf aus der menſchlichen Hand den Mechanismus ihrer Bewe- 
gungen und Verrichtungen abzulaufchen und der Majchine zu übertragen, und nad)» 
dem es ihr bereitö gelungen ift, den Handwebftuhl durd den Majchinenwebituhl zu 
eriegen, wird Die Seit nicht mehr fern fein, daß für Weberzeugniffe der Ausprud 
„Manufactur” ald antiquirt zu betrachten ift. 

Die heutigen Manufacturgewerbe aufzuführen , ift eine jehr fchwere Aufgabe, da 
der Begriff außerordentlich ſchwankend geworden ift und bald weiter, bald enger gefaßt 
wird. Rother identificirt die Manufactur mit der für den Handel arbeitenden Haug: 
induftrie [Anfichten der Volkswirthſchaft aus dem geihichtlichen Standpuncte Leip— 
zig 1861) ©. 140) und ftellt fie als eine Mittelftufe zwiſchen dem Fabrifweien und 
dem Handwerk bin. Viele der hausinduftriell betriebenen Gewerbe gehören ohne Zwei» 
fel der Manufactur an, und gilt dies ganz befonders von den Branchen, in denen vor: 
zugsweile Frauen und Mädchen beichäftigt find (f. d. Art. Hausinduftrie). Viele an- 
dere Gewerbe, 3. B. die Blumen: und Gigarrenfabrication, find aber zu geichlofienen 
Etabliſſements, alfo zum Fabrifbetriebe übergegangen, ohne daß die harafteriftiiche 
Gigenthümlichkeit der Manufactur: „Ueberwiegender Einfluß der menjd- 
lihen Thätigfeit bei der Darftellung von Gewerbserzeugnifien gegenüber der 
Wirffamfeitvon Naturfräften und der Anwendungvon each 
und Maichinen verloren gegangen wäre. 

Volkswirthſchaftlich theilen die Manufarturgewerbe alle Eigenthümlichkeiten, 
Licht: und Schattenjeiten der Fabrifinduftrie und der hausinduftriellen Gewerbe, je 
nachdem fie zu dieſen oder zu jener zu rechnen find, und wird es faum zu beklagen fein, 
wenn der vielfach zu verwechjelnde, überdies kaum noch haltbare Begriff von der Theo» 
tie ganz aufgegeben wird.! 


Mafchine.s 
Maſchinen, fagt Ricardo, nügen dadurch, daß fie mehr Arbeit oder Beſchwerden 
eriparen, als jie ſelbſt gefoftet haben. Iſt dies Vorbedingung für die Zwedmäßigfeit des 
Majchinenbetriebs in irgend einer Erwerböbrande, jo kommt außer der Erjparung von 
Arbeitslohn (außer dem Gewinn von Zeit für eine beftimmte Arbeitsleiftung und außer 
der verhältnigmäßig geringern Anftrengung) eine Erjparung von Gapital hinzu, die 
fi) theils in dem rafchern Umfag der Betriebscapitalien,, theild in einer directen Er: 
fparniß am Arbeitsmaterial zu erfennen giebt. Die Maſchine hat die Aufgabe, die 
blos mit he bewaffnete menschliche Hand zu erfegen. Das Werkzeug jelbft 
dient nur Dazu die Wirfung der Kraft zu erhöhen, die unmittelbar vom menſchlichen 
Körper ausgeht, und mit Recht hat man den Hammer als eine Verftärfung der Fauft, 
die Zange ald eine Nahahmung der zufammengedrüdten Fingernägel , den Löffel als 
eine us ebildete hohle Hand bezeichnet. Die Einrichtung der Maſchine dagegen hat 
zwar der Zechnifer in vielen Fällen den Bewegungen der menſchlichen Gliedmaaßen ab» 
gelauicht ; die Mafchine dient aber nicht blos dazu, die menſchliche Kraftleiftung nad) 
einer beftimmten Richtung bin zu erhöhen (motorifhe Maſchine), fondern fie 
führt auch ihre Arbeiten, obgleich unter Leitung des Menſchen, mit einer gewifien 
Selbftändigkeit aus (Arbeitsmaichine). 
Die Einführung der Maſchinen geht bis zu dem unbekannten Zeitpuncte zurüd, 
ald der Menfch andere Trichkräfte, als feine eigne Musfelfraft benugen lernte. Schon 
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die Ben find als ſolche Motoren zu betrachten; fpäter wurde die Kraft des 
Waſſers, des Windes, endlich des Dampfes dienftbar gemacht.! Die Arbeit diefer be: 
wegenden Kräfte hat vorerft vor der Thätigfeit des Menfchen den Vorzug einer weit 
ftärfern Leiftung und zugleich größerer Wohlfeilheit voraus. Die Nahrung und Woh— 
nung der Thiere ift weniger foftbar, als die einfachfte Befriedigung der gleichen menſch— 
lichen Bedürfnifie; ihre zur Arbeit unfähige Kindheit währt nur furze Zeit, und ihre 
Leiftung ift nur bei den Heinern Zugthieren niedriger, als die des Menichen. — Unter 
den fogenannten blinden Naturfräften, fagt Rofcher, find Wafler und Wind nicht 
allein Bäcker als die Thiere, fondern zugleich für die Volkswirthſchaft im Ganzen be- 
trachtet, geradezu unentgeltlih. Die Bewegung durch (fließendes) Waſſer ift außerdem 
eine unaudgejegte, während der Wind feine Richtung und feine Stärke verändert , Die 
Thiere aber eine Ruhezeit beanjpruchen. Unter allen Maichinenfräften ift aber der 
Dampf die vollfommenfte, obgleich feine Erzeugung nicht foftenfrei erfolgt. Seine 
Kraftleiftung ift nicht nur eine ununterbrochen fortdauernde , fondern es kann auch die 
Etärfe verjelben ganz dem entiprechenden Bedürfniß angemefien eingerichtet werden. 
Die Anwendung der Dampffraft ift ferner nicht wie die des Waſſers, theilweife auch 
des Windes, an gewifle Localitäten gebunden , fondern fie ift überall da möglich, wo 
ausreichende und billige Heizftoffe zu erlangen find. 

Die Maſchine arbeiter Daher nicht nur billiger, ald die menichliche Arbeitskraft, 
fondern auch ausdauernder, bis zu einem gewiſſen Grade gleihmäßiger (4. B. Näh— 
maſchine), häufig jparfamer in der Verwendung von Arbeitsnaterial (Fournirfägen 
theilen die Bretter in jo dünne Blätter, wie e8 die menjchliche Hand nicht vermödhte, 
— Erfparniß an Robftoff bei der Branntweinbrennerei , beim Eifenhüttenbetrieb, in 
chemischen Fabriken u. ſ. w.) ; endlich macht die Mafchine Leiftungen möglich, weldye 
bald in Rüdficht der erforderlichen Kraft Dampfhammer), bald außerordentlicher 
Schnelligkeit (Eentrifugalmafchine), bald der Feinheit der Leiftung (Theilmajchine), 
bald ihrer Sicherheit (Zählmaichyine) von dem Menichen in gleichem Grade der Voll- 
endung nicht ausgeführt werden könnten. 

Das Uebergewicht der Mafchinenarbeit über die Handarbeit erflärt fid) daraus 
vollfommen. Doch find Mafchinen nur da mit Erfolg anzuwenden, wo es fidy um eine 
beftändige Wiederholung ein und derfelben Operation handelt ; fie find die eigentlichen 
Werkzeuge der Mafienproduction ‚oder des Fabrifbetriebes. Handelt es fid) Dagegen 
um Verrichtungen, die nad) Größe und Geftalt des Gegenftandes, nad) Verſchieden— 
heiten des Stoffs wechfeln, dann tritt wieder die menſchliche Handarbeit in ihre Rechte, 
obgleich einzelne Mafchinen , indem fte ihren Gang ſelbſt reguliren, aud) darin Er: 
ſtaunliches leiften. — Ueber die Haltbarkeit der Producte von Arbeitsmaſchinen be- 
ftehen noch mancherlei Borurtheile, die hier und da gegründet fein mögen: ficher jind 
aber die Fälle ebenfo zahlreich, in welchen Majchinen ein vauerhafteres, gleichmäßige: 
tes, im Allgemeinen zwedentiprechenderes Product liefern, ald der Geſchicklichkeit der 
blos mit Werkzeugen bewaffneten menſchlichen Hand möglid) ift. 

Die wirthichaftliche Wirkung der Maſchinen liegt jo un, vor Aller Augen, 
daß Darüber nur wenig gejagt zu werden braucht. Die Einführung einer neuen Ma: 
ſchine entzieht zwar vorübergehend einer größern oder Fleinern Zahl von Menfchen ihre 
bisherige Beichäftigung , faum wird e8 aber eine Machine geben, die nicht wiederum 
durch Die Erweiterung des Arbeitsgebietes zur Eröffnung neuer Verdienftesquellen mit 
beigetragen hätte. Die Spinnmafchine hat zwar Taujenden von Handjpinnern ihren 
färglichen Verdienſt entzogen, aber überall, wo fie eingeführt worden ift, weit dic 
Production an Mebwaaren eine rapide Steigerung auf. Bleibt man bei der Flachs— 
ſpinnerei ftehen, fo geht zwar in England, wie in Deutichland die Handipinnerei ihrem 
Untergange entgegen , dafür find aber indirect die zehnfachen Arbeitskräfte durch Die 
Mafchinenfpinnerei und deren weit ftärfern Flachsbedarf in Auſpruch genommen wor: 
den. Die Steigerung des Flachsbaues, die forgfältigere Bearbeitung des Bodens, Die 


° 4) Bon der Anwendung der Wärme Caloriſche Maichine), die ala Betrichsfraft jevenfalle eine 
Zukunft hat, kann bier wohl abgefchen werden. Daffelde gilt von ver Eleftricität und dem al: 
vanismus. 
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Arbeiten der —— das Röſten, Schwingen erfordern vielleicht allein ſchon 
dieſelbe Zahl von Arbeitskraͤften, die früher in der Sandfpinnerei thätig waren. Rech⸗ 
net man dazu die Zahl der Arbeiter in den Spinnereien felbft,, die größere Zahl der 
Weber, den vermehrten Umjag in Webwaaren , die Arbeiten des gefteigerten Handels 
und des Transports, die nothiwendig gewordene höhere Production an Steinfohlen, 
fo gelangt man zu dem Reſultat, daß zwar die Spinnmafhine augenblidlich einer 
Anzahl von Arbeitskräften die gewohnte Beichäftigung entzogen, dafür aber einer weit 
größern Anzahl — und darunter zum großen Theil denjelben Individuen — neue loh— 
nendere Arbeitszweige zugewiejen hat. Und wenn dies Alles nicht der Fall wäre, 
dürfte e8 empfehlenswerth fein, die Eriftenz der Flachsbauer und der Leinweber zu un» 
tergraben, um den Handipinnern ihren färglichen Unterhalt zu ſichern? — Gleiche 
Befürchtungen hegte man von der Nähmafchine in den Bekleidungsgewerben. Die Er- 
fahrung hat aber wiederum den alten Sag bewähren lafien, daß, fobald ein Ber- 
brauchsartifel billiger geliefert werben kann, nicht nur der Abfag ſteigt, fondern auch 
fofort das Beftreben nad) Verfeinerung eintritt. In dem Maaße wie Die Arbeit des 
Nähens mit Hülfe der Maſchine mehr producirte und ihren Einfluß auf die Preife 
geltend machen fonnte, erweiterte fich nicht nur das Abjapgebiet , fondern bei vielen 
Artikeln blieb für die menichlihe Handarbeit an Verzierungen, Befag, geichmadvolle- 
rer äußerer Ausftattung u. j. w. mindeftens daffelbe Arbeitsquantum übrig, als vor 
der Erfindung der Nähmaſchine. 

Der jcheinbare Widerſpruch, daß jede Mafchine menjchliche Arbeit erfpart, gleich- 
wohl aber der Lohnfag nicht niedriger wird, weit eher fteigt, erflärt fid) daraus, Daß 
die Verminderung des Arbeitslohnes für jedes einzelne Fabricat übertragen wird durch 
eine weit ftärfere Production in derfelben Arbeitszeit, und daß für gewiffe Verbrauch 
gegenftände, die nunmehr mit Hülfe der Maſchine billiger geliefert werden, der von 
den Gonfumenten herfömmlih gezahlte Preis einen weiteren Arbeitsaufwand zu 
Zweden der Verfchönerung und —— geſtattet. Im dieſem Sinne iſt die Be- 
hauptung von Mac Eulloc begründet, daß der Lohn für ein gewiffes Quantum 
Waare ftetd und nothwendig in geringerem Verhältniß abnehme als die dazu erfor: 
derliche Arbeitszeit infolge der Mafchinenverbefferung. In welchem Grade der Abjag 
gefteigert werden fann, hängt von der Fähigkeit der Conſumenten ab, das entjprechende 
Mehr von Taufchwerthen zu erzeugen, da ſchließlich nur durch ein foldyes Angebot von 
Taufhwerthen die Größe der eigentlich wirffamen Nachfrage beftimmt wird. Zu be- 
achten ift dabei ferner, ob der Preis der Rohſtoffe unverändert bleibt, da ſich der Preis 
der Fabricate nicht in demfelben Grade erniedrigen läßt, wie durd; die Maſchine am 
Verarbeitungslohne eripart wird. 

Bon großem Einfluß ift die Einführung der Maſchinen in irgendeinem Erwerbs: 
zweige auf die darin angelegten Gapitalien. Die Anlage von Mafchinen erfordert ein- 
mal ein größeres ftehendes Capital (Anlage von Gebäuden, Dampffefleln , Arbeits» 
mafchinen), ſodann, da die Majchineninduftrie auf Maflenabjag ausgehen muß, eine 
entiprehende Vermehrung des umlaufenden Gapitald. In Bezug auf Die Herftellungs- 
foften des einzelnen Fabricats fann die Majchineninduftrie das früher beftandene Ber: 
hältniß zwiſchen dem Antheil des Arbeitslohnes einerjeitd und dem dabei aufgewende- 
ten Gapitalfond andererfeits vollfommen umkehren, und durch dieſes Ueberwiegen des 
Capitals bei der Maichineninduftrie erklärt fich befonders die Rentabilität ** Fa— 
brikanlagen. „Der nächſte Erfolg einer arbeitſparenden Maſchine, ſagt Roſcher, iſt im— 
mer, die Capitaliſten weniger eifrig um Arbeit, als die Arbeiter um Capital bemüht 
zu machen.“ Da die Arbeitsnachfrage nicht ſowohl von der Größe des ſtehenden, ſon— 
dern des umlaufenden Capitals beſtimmt wird, da jeder Maſchinenbau die Verwand— 
lung eines umlaufenden Capitals in ftehendes bedeutet, fo find hier höchſt verjchiedene, 
zum Theil entgegengefegte Kräfte thätig, von welchen bald die eine bald die andere 
überwiegt. 

Man hat viel von der „menjchenentwürbigenden“ Arbeit, von dem gedanfenlofen 
Einerlei der Beichäftigungen und der —— Langeweile in der Maſchinenindu— 
ſtrie geſprochen, und doch, einzelne Faͤlle zugegeben, nicht beachtet, daß es doch noch 
weit weniger ehrenrührig und langweilig ſein muß, eine monotone Arbeit zu leiten 
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und die Leiftungen der Majchine zu beauffichtigen , ald diefelbe Arbeit jelbft auszufüh- 
ten. Mit Unrecht, wie zahlreiche Erfahrungen bewiefen haben, find die Arbeiter in 
faft allen Branchen der Einführung der Majchinen entgegengetreten, und die Beifpiele 
der Mafchinenzertrümmerer in England Ludditen) En auf dem Eontinente nicht 
vereinzelt da. Fehlt es doch nicht an obrigfeitlichen Verordnungen, welche in vollftän- 
digfter Verfennung der wirthichaftlichen Geſetze, die Einführung neuer Maſchinen ge- 
feglich verboten, Damit aber weiter nichts erreicht haben, als daß der Induftriesweig 
an einem andern Orte Wurzel ſchlug, und dann erft von dort aus die frühere Pflanz- 
ftätte vernichtete. — Die großen jorialen Erfolge der Mafchineninduftrie mit ihren 
Licht- und Schattenfeiten, von denen aber erfreulicherweife die erftern weit überwiegen, 
ipiegeln jich im Fabrikweſen wieder (f.d.), und mit Recht jagt Stuart (History 
of the Steam engine) ſchon 1824: „Es ift die Mafchine, welche während des legten 
furdhtbaren Kampfes die politiiche Größe unſeres Vaterlands aufrecht hielt. Es ift die 
nämliche große Kraft, welche ung in den Stand jegt, unfere Staatsſchuld zu verzinjen 
und den jchweren Wettfampf gegen die Gejchidlichfeit und das Capital aller anderen 
Länder zu beftehen.“ 

Literatur: Rau, Orundfäge der Volfswirthichaftslehre (Leipzig 1863) I. 
8 90, 91. $ 400—405. — Roſcher, Anfichten der Volkswirthſchaft Abjchnitt V. 
Ueber die volfswirthich. Bedeutung der Maichineninduftrie (Leipzig 1861). — og, 
Handbuch der Staatswirthichaftslehre I. 220 (Erlangen 1821). — Babbage, Ueber 
Majdyinen u. Fabrifwejen. — Mac Culloch, Statisticab account II83ff. (Lon- 
don 1847). — v. Keed, Syftemat. Darftellungen II 542 ff. III 735 ff. — Che- 
valier,Rapports sur l’ensemble de l’exposition universelle de Londres (Paris 
1862). — Ure, Philosophy of manufactures #. On the cotton manufacture 
(London). Deutich v. Hartmann (Weimar 1843). — Jul. Zöllner, Bud) der Er: 
findungen Leipzig b. Spamer 1863). H. R. 


Meer. 

Die Nationalökonomen haben ſich noch nicht darüber geeinigt und verftändigt, 
wie viel Fartoren (Productivfräfte) der wirthichaftlichen Production überhaupt anger 
nommen werden follen. Während Arbeit und Capital von Allen ald vollberechtigt ans 
gejehen werben, ift man über die Stellung der Natur und der Naturfräfte keineswegs 
einig. Unſerer Anjicht nad) wird mit Necht die Anjicht vertreten, daß der erweiterte 
Begriff „Capital“ (3.3. bei Grund und Boden in einer bereitd angebauten Gegend) 
die Productivfräfte der Natur mit in ſich fafle, und daß da, wo Died ausnahmsweiſe 
nicht der Fall zu fein jcheint (3. B. bei Luft und Wafler, die in fo großer Menge vor— 
handen jind, daß fie in der Regel Jedermann ohne entiprechende Gegenleiftung zu Ge» 
bote ftehen) ed doch wiederum der menjchlichen Anftrengung, d. h. der Arbeit bedarf, 
um dieje fogenannten freien Productivfräfte fi) dienftbar zu machen. Vergl. den Art. 
„Natur“; — Bei oberflächlicher Betrachtung jcheint das Meer die Anftchten der 
älteren Scyule zu rechtfertigen, da e8 für Die Production von unermeßlicher Wichtigfeit 
it, und ald die Duelle und der Wohnfig des reichiten thieriichen Lebens feine Wohl» 
thaten Allen in gleicher Weije zu theil werden läßt. Wergegenwärtigen wir ung erſt, 
wenn auch nur in überfichtlicher Weile jeinen großartigen Einfluß. 

Dem Küftenbewohner liefert das Meer in dem Keichthum an Geethieren theils 
eine meift leicht verdauliche und doch ſehr nahrhafte Speiſe, theild höchſt werthvolle, 
oft durch Surrogate nicht zu erfegende Rohſtoffe für Die Induftrie. Eine nicht geringe 
Anzahl von Küften find nur dadurch bewohnbar geworden, daß die unerichöpfliche 
Nahrungsfülle des Meeres für das dDürftige Pflanzenwahsthum und den Mangel an 
Fleiſch von Landthieren ſchadlos hält. Stoffe wie Fiſchbein, Ihran, Perlmutter laſſen 
ſich kaum durd) andere Rohproducte eriepen, während andere wie Seejalz, Jod, Brom, 
Guano u.f.w. an vielen Orten mit viel höhern Koften beichafft werden müßten. — 
Das Meer äußert einen ſehr wichtigen Einfluß auf die klimatiſchen und meteorologi- 
chen Berhältniffe eined Landes (See- und Gontinentalflima); und in dem Maaße wie 
die jährliche Regenmenge und die mittlere Jahredtemperatur fich zum Theil nad) der 
Entfernung eines beftimmten Gebietes von der Meeresfüfte richten, reguliren die Mee- 
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resftrömungen in den ir je nach der geographiichen Breite die Ertreme 
von Wärme oder Kälte. — Mit Hülfe der Schifffahrt bilder das Meer die bequemite 
und billigite Verkehrsſtraße für den internationalen Austauſch der Güter wie für den 
Perfonenverfehr, und Ebbe und Fluth des Meeres machen jogar den Unterlauf der 
größeren Ströme den Bortheilen des MWeltbandels zugänglich. Unterftügt wird ver 

andel durd die Meeresftrömungen. Mermöge diefer natürlichen Waſſerſtraßen 
ift England fait allen mercantil wichtigen Küften der Welt um 1500 engl. Meilen 
näher, als die öftlichen Vereinigten Staaten, ausgenommen die atlantiſchen Küften 
Amerika's nördlicdy vom Aequator , weil die Nordamerifaner , um die Linie zu pafftren 
oder eines der beiden großen Caps zu umfegeln , erft über den Ocean nad) den Azoren 
fahren müflen. Umgefehrt ift die füdamerifanifche Weftfüfte durch ihre Meeresſtrömun— 
gen, 3. B. von Merifo außerordentlich getrennt. Mit den Meeresftrömungen hängt 
es zufammen, daß Amerika nicht von Ehina, fondern von Europa aus colonifirt wor— 
den ift und nun feinerfeits die größte Ausficht hat, auf China und Japan einzuwirfen 
Roſcher). — Man beachte ferner den bedeutenden Unterfchied in der Lebensweiſe, 
der Thatfraft, dem Unternehmungsgeift, in dem Charakter zwiſchen Küftenvölfern und 
Pinnenländern. Der Vergleich wird, was wirthichaftliche Begabung und faufmänni- 
ches Talent betrifft, meift zu Gunften der jeefahrenden Nationen ausfallen, und fobald 
ein Wolf einen gewiffen Gulturgrad erreicht hat, fpielt die Ausdehnung feiner Meeres- 
füfte, wie Die Küftenentwicdelung überhaupt mit ihren voripringenden Landzungen und 
einfpringenden Buchten Bine nidyt unbedeutende Rolle. — Das Meer gewährt ferner 
au Zweden der Yandesvertheidigung die ſicherſte Naturgrenze, und geftattet,, da in der 
Regel für eine Landung größerer Truppenmaflen ſich immer nur wenig geeignete Buncte 
darbieten, Die der Handel gewöhnlich längft ſchon zu bedeutenden Plägen erhoben hat, 
unter fonft gleichen Verhältniſſen ein geringeres ftehendes Heer, als in Binnenftaaten. 

Ungeachtet diejes jehr bedeutenden Einfluffes auf das Wirthichaftsleben , der nur 
in einigen allgemeinen Gefichtspuncten geichilvert werden konnte, braucht man doch 
nicht einmal das „Meer“ unter der Kategorie der „Naturfräfte“ bei der wiſſenſchaft— 
lichen Darftellung der Production eine befondere Rolle jpielen zu laffen. Im Haushalt 
der Völfer ift. das Meer, das die Küften eines beftimmten Landes bildet, ein Theil des 
Volkscapitals, das dem Einzelnen ganz in derfelben Weife zu gute fommt, wie. B. 
die geordneten Zuftände und die Necytöficherheit in einem Staate, und befanntlid) er- 
flärt der geiftreichite Verfechter der Theorie der Naturfräfte, Roſcher, den Staat felbft 
für Das bedeutendite (unförperliche) Gapital. — Es fann feinem Zweifel unterliegen, 
daß das Meerwafler bei der Production von Seeſalz u. a. Stoffen als Nobftoff, mit- 
bin als Capital zu betrachten iſt, wie ferner die See, was die Gewinnung von Nah— 
rungsmitteln und andern Producten betrifft, ganz dieſelbe Rolle ſpielt, welche dem 
Grund und Boden bei der Erzeugung feiner Stoffe zugewieſen ift. Hier geben freilich 
die Anfichten der Nationalöfonomen auseinander , indem wir aber ganz die Anfichten 
theilen , welche in Den Artifeln „Orund und Boden“ und „Grundrente“ entwidelt find, 
halten wir auch bier an dem Begriff des Gapitals feft. Hier wie dort bedarf es der 
Arbeit, um der Natur die Stoffe abzugewinnen, und gerade die Seefiicherei ift ein Ge— 
werbe, Das neben perfönlicdyer Lebensgefahr nicht felten große Anftrengung erfordert. 
Die Meeresitrömungen und günftige Flimatifche Einflüffe derfelben würden noch weit 
eher als freies Geſchenk der Natur zu betrachten fein, doch wie der engliſche Landwirth 
den Boden dody bebauen muß, um trog des mildern Klima's und trog der ftärfern 
atmoiphäriichen Niederfchläge erſt mit Hülfe der Arbeit zu ernten, fo erweijen ſich im 
Bezug auf den Handel Meeresftrömungen erft derjenigen Nation nützlich, welche die 
„Arbeit“ der Schifffahrt nicht fcheut. Dem geiftesträgen türfifchen Wolfe ift der fchmale 
Bosporus für Handel und Verfehr weit cher hindernd, als förderlich geweien. 

Der wirthichaftliche Charakter des Meeres als „Gapital“ tritt dann noch ent» 
ſchiedener hervor, jobald einzelne Nationen gewifie Streden des Meeres als ausichließ- 
liches Fiſcherei- und gras ee in Anspruch nehmen. Die „freie Productivfraft“ 
ift dann, ob mit Recht bleibe vorläufig dahingeftellt , ald Monopol ausgebeutet, zum 
— gr geworben. Die freien Gefege des Wirthichaftslebens haben in diefer Be: 
ziehung für die internationale Concurrenz noch wenig Geltung erlangt , und will ed 
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ſich beiſpielsweiſe nicht recht mit der freien Gewerbegeſetzgebung Englands vertragen, 
daß derſelbe Staat, welcher auf feſtem Grund und Boben für Gewerbe und Handel 
die freiefte (internationale) Goncurrenz anerkennt, auf dem Weltmeere für den Handel 
Jahrzehnte hindurch ein Monopol beanfprucht bat und für die Fiicherei an einzelnen 
Nuncten jegt noch aufrecht erhält. 

Ziteratur: Tellegen, Disputatio de jure in mare (Groningen 1847). — 
Wheaton, Histoire I. — Gancrin, Abbandl. aus den Waflerreht I. ©. 44 ff. 
— Günther, VBölferrecht II. 55. H. R. 


Mercantilſyſtem. 

Unter den ſogenannten „ſtaatswirthſchaftlichen Syſtemen“, deren gemeinſchaft— 
liches Ziel in der Reform wirthſchaftlicher Zuſtände beſteht, haben es einige von vorn— 
herein mehr auf die wirthſchaftlichen Zuſtände der Staaten als ſolcher abgeſehen; erſt 
ſpäter wurden die Mittel zur Bereicherung der durch maaßloſe Verſchwendung erſchöpf— 
ten Staatscaſſen auch für Univerfalmittel gegen die Noth und das Elend in den unte— 
ven Schichten des Volkes erklärt. Gerade in diefem Puncte aber trat der Irrthum 
ichroff zu Tage. Andere haben es von vornherein auf die Reform der wirthichaftlichen 
Verhältniſſe der fogenannten „Geſellſchaft“, d.h. der Menfchen ohne Rüdficht auf den 
Staatd- und Volksverband, abgejehen. Bei ihnen liegt der Irrthum ebenfo in der 
Verkennung der Schäden, die geheilt werden follten , wie in der Wahl der — 
Zu der erſteren Gattung gehört das ſogenannte „Mercantil-Geld-, Induſtrie⸗, 
Handels-) Syftem“, aud Mercantilismus genannt. Als die Entdefung des See- 
weges nad Dftindien den Portugielen den ſehr einträglichen oſtindiſchen Handel, die 
Entdeckung Amerifa’8 den Spaniern die reichen Gold» und Silberbergwerfe von Merico, 
Peru und Chili eröffnet, als man gefehen hatte, wie die Holländer gegen Ende des 
ſechszehnten Jahrhunderts ald Nebenbubler der Bortugielen aufgetreten, und durch den 
Colonialhandel rajch zu einem erftaunlichen Grade von Reichthum und Macht gelangt 
waren, und wie bald auch die Engländer infolge der Hebung des Seehandels durd) 
Eliſabeth und Gromwell an dieſen Gewinnften theilmahmen ; als die edlen Metalle 
in gewaltigen Mailen von Amerifa nady Europa ftrömten , und die Preife aller Güter 
in bis dahin ungeahntem Verhältniſſe, zuvörderft zu Gunften der Gewerbsunterneh- 
mer, erhöht wurden — da gewann die Anjchanung bald breiten Boden, Gold und 
Eilber jeien das wünfchenswerthefte fachliche Gut, ein Gut, durch welches man un: 
fehlbar reich und mächtig werde. Der Sinn der Regierungen lenfte ſich — auf 
den auswärtigen Handel; auch die meiſten Schriftſteller theilten die Meimmg, daß er 
das Hauptmittel ſei, um Reichthum zu gewinnen, und betrachteten ihn vielmehr als 
Zweck, wie als Mittel der geſammten Volkswirthſchaft. So bildeten ſich allmählich die 
Vorſtellungen und Regeln aus, die man jetzt in ihrem Zuſammenhange das Mercan— 
tilſyſtem nennt, Die Grundſätze des Mercantilismus waren im 16. und 17. Jahrhun— 
dert jehr verbreitet. Sie hatten in der öffentlihen Meinung jener Zeit tiefe Wurzeln 
geſchlagen; man fann fie nicht auf einen einzelnen Urheber zurüdführen. Aber kein 
Staatsmann hat dieſes Syſtem fo beharrlicdy und vollftändig ins Leben eingeführt, wie 
der berühmte Finanzminifter Ludwigs KIV., Jean Baptifte Golbert. (Daher das 
Mercantilivftem auch „Eolbertismus“ genannt wird.) Die Mercantiliften jehen nicht 
auf das Befinden der Menfcben, nicht auf ihren Wohlftand, fondern auf ihren Beſitz, 
ihr Vermögen. Sie nehmen an, daß der Nationalreichthum allein, oder doch vorzugs— 
weile in der vorhandenen Menge von Geld, befonders Gold und Eilbergeld, beftehe ; 
fie fordern von der Regierung zur Förderung des Nationalreichtbums vor Allem folche 
Maafregeln, wodurd die Menge der edlen Metalle vermehrt wird. Kann fie dieß 
nicht durch den inländifchen Bergbau erreidyen, fo ſoll fie den ausländifchen Handel 
jo leiten, daß die „Handelsbilanz“ fidy günftig geftalte, d. b. daß mehr Waaren 
aus⸗ ald eingeführt werden, weil das Mehr der Ausfuhr von den Ausländern mit 
baarem Gelde bezahlt werden müffe. Da nun Fabrifwaaren weit leichter in das Aus— 
land zu bringen find, als Randbauerzeugniffe, fo wird möglichite Förderung des Fabrik— 
weiens als das Hauptmittel zur Hebung des Nationalreichthums angefehen. Um eine 
günftige Handelsbilanz zu erreichen, und die Geldmenge zu vermehren, fol die Regie 
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rung das Einführen fremder Fabrikwaaren und das Ausführen der rohen Stoffe, 
welche die Fabrifen verarbeiten, verbieten, ‚oder doch durch Zölle erſchweren, die An— 
lage neuer Fabrifen, oder die Erhaltung ſchon vorhandener durch Prämien, Vorſchüſſe 
und andere Unterftügungen fördern, zur Erleichterung des Abjages der Fabrifwaaren 

andelöverträge jchließen, —— privilegiren und Colonieen in anderen 
Erdtheilen zu erlangen ſuchen. Das Verbot der Ausfuhr von edlen Metallen ſoll 
ſtreng gehandhabt werden. Die Duelle dieſes großen Irrthums liegt auf der Hand. 
Man war praftifch geweſen bis zur Verblendung; man hatte ih an Thatſachen ge» 
halten, aber den Grund derjelben unrichtig erfannt; man hatte beobadytet, aber was 
die Wirkung war, hatte man für Die Urfache gehalten. Man ſah in ven Mengen der 
edlen Metalle, welche fih erft in Portugal, dann in Spanien, dann in Holland und 
England, aufhäuften, die Urjache des Nationalreichthums diefer Länder, während fie 
oe: nur die Folge davon waren. Es gefellte fich zu diefem Trugichluffe ein anderer. 
Man jah, wie der Einzelne fi durd; Geldgewinn bereicherte. Ebenjo, meinte man, 
müſſe aud) bei einem ganzen Volfe die Vermehrung des Metallgelves das beſte Mittel 
zur Erhöhung des Wohlftandes fein. Man dachte nicht an die ungeheuerlichen Eon» 
jequenzen Dieter Annahme. Eine Schiffsmannichaft wird auf eine wüfte Infel verſchla— 
gen. Sie rettet nichts von dem Schiffe, als ihr Leben und eine große Kifte voll Gold 
und Silber. Es fehlt den Leuten an Allem, an Stoffen zur Nahrung, Kleidung, Hei- 
zung u. ſ. w. — aber fie haben Ueberfluß an Gold und Silber. Iſt das ein beneidens— 
werther Zuftand? Man braudyt jich nicht darüber zu wundern, wie die Theorie lange 
Jahre an dem großen Irrthume feftgehalten, und wohlbegründete Einreden fiegreid) 
befämpft hat. Aber es ift nur im Zufammenhange mit dem Despotismus, in dem die 
meiften Bölfer Europa’s ſeit dem Dreißigjährigen Kriege biß zum Beginne unjeres 
Sahrhunderts geſchmachtet haben, zu verftehen, daß jener Irrthum in der Praris der 
Staatöverwaltung noch viel länger und viel hartnädiger , al8 in der Theorie, fi hat 
behaupten können. Es hat bis in unfer Zeitalter herein faum einen europäifchen 
Staat gegeben, der nicht mercantiliftifch regiert worden wäre — und der Mercantilis- 
mus ging überall Hand in Hand mit dem Despotismus, ja er war ein Despotismus 
für ih. Es ift geradezu unglaublich , weldye Eingriffe in die wirtbichaftliche Privat: 
thätigfeit er ji erlaubte. Den Babricanten wurden nur gewiſſe Waaren zu fertigen 

ejtattet, und ed wurde ihnen Mufter, Farbe, Stoffe und Stüdzahl der Waaren, Die 
He fertigen durften, oft zu fertigen gegwungen waren, vorgejchrieben. Es wurde der 
Berbraucd mancher fremder Erzeugnifje wie ein Verbrechen beftraft, und ganze Armeen 
von Schnffflern controlirten den täglichen Conſum der Familien. Colbert fuchte vor 
Allem durd) das Mercantilivftem auch für die franzöfiichen Finanzen, weldye durch die 
Verſchwendung des Hofes und durch geführte Kriege jehr erichöpft waren, neue Hülfe- 
quellen zu — Das gelang. Denn das Verbot der Einfuhr fremder Fabrikwaa— 
ren ward bald in die Maaßregel der Erhebung hoher Schutzzölle umgewandelt, und 
man blieb dabei nicht ſtehen, ſondern erhob auch hohe Zölle von allen anderen fremden 
Gütern, ſelbſt von ſolchen, welche Bedürfnifien der Nothwendigkeit entſprachen. So 
ſaugte man das Volk ſyſtematiſch aus, aber man reftaurirte den Staatsſchatz und ſtellte 
den Glanz der Krone wieder her. Die Erfolge reisten zur Nachahmung. Friedrich der 
Große widerftand dieſem Reize nicht. Es hält ichwer, ſich das Urtheil über dieſen gro— 
sen König durdy die befannte Thatjache nicht allzujehr trüben zu laflen, daß er das 
franzöfifche Finanzſyſtem auf deutichen Boden verpflanzte, ja daß er die Einführung 
und Leitung defielben franzöftiichen Beamten übertrug, deren ein Heer von ungefähr 
1500 Mann zu dem Ende angeftellt und mit unbefchränfter Machtbefugniß, dad Volf 
zu quälen und audzufaugen, ausgejtattet wurde. — Der Mercantilismug ift unter den 
wirthichaftlichen Verirrungen das, was der eig unter den fittlihen. Auch er ift die 
Wurzel vieles Uebels. Er ift fat mehr, ald eine Verirrung ; er iſt zugleid) das Zeichen 
einer niedrigen und gemeinen Weltanfhauung. Ebenfo befanntlid der Geiz. Der 
Geizige hungert und verfommt im Ueberfluffe. Ebenſo müßte ein Bolf verhungern und 
verfommen, in dem der Mercantilismus ald alleinherrfchendes Wirthſchaftsſyſtem viel- 
leicht unerfhöpflihe Schäge von Gold und Silber angehäuft hätte. Doch in einem 
Puncte find ſich der Geiz und der Mercantilismus unähnlich. Jener ift eine verabjcheu- 
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ungswürdige Verirrung ebenfo in abstracto, wie in concreto. Bor der Irrlehre des 
Mercantilfyftems in abstracto muß man immer noch Achtung haben. Sie ift die erfte 
große Verirrung , aber auch eine der erften großen Lebensregungen unferer Wiffen- 
ſchaft. In concreto freilich hat diefe Verirrung dem Wohlſtande der Völker tiefe 
Wunden geſchlagen. Bernichtung der Gewerbefreiheit, Gewaltherrichaft der Staatd- 
beamten, Unterdrüdung der Fleinen Unternehmungen und Vermehrung der Lohnarbei« 
ter, ig en; und Verfall der Landwirthſchaft; künftliche Vermehrung folder 
Fabrifen, deren Beſtehen von Polizeimaaßregeln, Schugzöllen und Staatsunterftüguns 
gen abhängig ift; mafjenweife Verarmung der Arbeiter — das find die Folgen diejes 
auf Trugfchlüffen aufgebauten Syſtems, weldyes noch überdies in hohem Grade die 
Verſchwendung an den Höfen der Fürften,, und den Despotismus begünftigte. Der 
Pauperismus und die indirecten Steuern — zwei Uebel, zwiſchen denen ein gewiſſer 
Zufammenhang unverfennbar ift, datiren aus den Zeiten des Mercantilſyſtems, und 
jind das traurige Erbtheil, weldyes daflelbe uns vermacht hat. 

Literatur: A. Smith (Ueber. v. Aſher. 1861. I.Bd. IV. Bud. II.Bd. 
IV. Bud. 8. Cap. — 8. ©. Schulze, Lehrb. d. Nationalöfon. S. 102 u. 489. 
— Rau, Lehrb. d. pol. Def. 6. Aufl. $ 33 ff. (hier ausführl. Literaturnachweis). 

A. Emminghaus, 


Miethe, Aftermiethbe, Miethgeld, Miethzins, Miethvertrag, Arbeit» 
miethe, Miethhandel. 

Unter Miethe verftehen wir im Allgemeinen einen Vertrag, durch welchen Jemand 
einem Anderen eine Sache zum Gebraudy gegen einen beftimmten Miethzins überläßt 
— Sach miethe. Befteht der Gegenftand des Miethvertrages in Dienften, jo nennt 
man den vereinbarten Preis — Lohn — Dienſtmiethe. Bei der Sachmiethe 
fann der Vertrag entweder lediglich den Gebrauch eines Gegenſtandes zum Zwecke 
haben, z. B. eines Arbeitspferdes, oder aber die volle Benuhung des Miethobjects 
mit den Früchten, wie z. B. bei Miethung eines Grundſtückes, einer Fiſcherei. Wir 
reden alsdann von einem Sachvertrage. Die Dienfte können entweder einzeln fein, 
oder der Miethvertrag begründet ein durch größere oder geringere Zeit fortgejeßtes Dienft- 
verhältniß, wie bei der Gefindemiethe. Hierüber —— wohl hie und da beſondere 
geſetzliche Normen. Wo es ſich um Vermiethung eines umfaſſenderen Dienſtes mit 
einem beſtimmten ſpeciellen Zwecke und Ziele handelt, wie beim Frachtvertrag, Lehr: 
vertrag, Accorbbau, 3. B. eines Haufes, da liegt ein VBerdingungsvertrag vor. 
Zunächſt ift ed zwar für die Gültigfeit des Vertrages im Allgemeinen gleidy, ob der 
Bermiether wirklicher Eigenthümer ift oder nicht, indeſſen nicht jo für den Umfang des 
Gebrauchsrechtes. Denn der Vermiether fann dem Ermiether nicht ein größeres Recht 
an der Sache einräumen, als er jelber hatte. Stirbt der VBermiether und hatte er bloßes 
Nießbrauchsrecht, jo hört die Miethe natürlidy mit dem Tode auf. Je nach Inhalt 
des Mierhvertrages kann die Sache von dem Ermiether wieder weiter vermiethet wer- 
den (Aftermiethe), oder es ift in dem Vertrage die Aftervermiethung unterfagt. Aud) 
die Aftermiethe kann nicht länger dauern, als der Bermiether die Sache laut Vertrag 
inne zu haben berechtigt ift. Der Aftermiether tritt in feinerlei Nechtsverhältniß zum 
urfprünglichen erften Vermiether Eigenthümer ıc.), und es fann dieſer feinerfeits aljo 
feinerlei Anfprüche gegen ihn geltend machen, die ihn etwa gegen feinen Abmiether zu— 
jtehen, wie 3. B. wegen rüdftändiger Miethzinfen ıc. ıc. Der Abmiether kann übrigens 
Alles fordern, was zum vollitändigen, durch den Vertrag bezeichneten Gebraud) der 
Sadye gehört, und zwar vom Anbeginn ded Miethverhältnifies an. Die Vorausbe— 
zahlung des Miethzinjes verfteht fich nicht Schon von jelbft beim Miethvertrage. Sie 
muß aljo ausdrüdlich bedungen werben , ift dies nicht geichehen, jo wird das Mieth- 
geld erft raue mit Beendigung der Miethvertragspdauer. Dagegen ift ed für die Gül- 
tigkeit des Vertrages, beziehendlich für die Zahlungsverpflictung des Miethgeldes 
ganz gleich, ob der Ermiether die Sache gebraucht hat oder nicht, vorausgefegt nur, 
daß er jie gebrauchen fonnte, und daß er nit vom Vermiether daran gehindert wurde. 
Der Ermiether hat die ermiethete Sache in brauchbarem Zuftande zu erhalten , Schaden, 
der durch reine Zufälle entiteht, trifft den Herrn ; dieſer hat denjelben auch wiederher: 
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ftellen zu laſſen, oder eventuell, konnte der Gebrauch fein voller fein, am Miethgeld 
nachzulaſſen. Geht die gemiethete Sache ganz unter, fo endigt Damit der Miethvertrag. 
Verwendungen in die gemiethete Sache ſeitens des Ermiethers hat der Wermiether nur 
dann zu eriegen, wenn fie zur Erhaltung derfelben wirklidy nothwendig waren oder 
dauernde Verbefferungen find. Andere Verwendungen brauchen von ihm nicht erftattet 
zu werden ; e& fteht aber dem Abmiether frei, dielelben bei Beendigung des Miethver: 
trages wieder abzunehmen. Entſteht ein Schaden an der Sache, der nicht Zufall (casus) 
ift, fo hat ihn der Abmiether zu erlegen, ja der Pächter haftet ſogar für den reinen Zu— 
fall, der das Inventarium trifft, falls c& bei der Lebergabe tarirt war (Eilernviehcon- 
tract). Er muß alsdann ein Gleichwerthiges zurüdgeben. Iſt für die Dauer des Mieth— 
vertrages feine Zeit feitgefegt und läuft fie ohne Kündigung ab, fo ſetzt ſich der Ver: 
trag ftillichweigend fort, gewöhnlich unter den alten Bedingungen. In Betreff von 
Gebäuden und Wohnungen gilt alsdann für die Zeitdauer bez. Kündigung des fort- 
gejesten Vertrages der Mietbzinientermin, bei Grundftüden aber das gerade Be henbe 
Syſtem der Feldwirthſchaft. Ralls der Abmiether den Miethzins nicht zu den ftipulir- 
ten Zeiten entrichtet oder die Sache mißbraucht, oder den Gebrauch der Sache hin- 
dernde Reparaturen macht, alsdann kann der Vermiether einfeitig fündigen. Ebenfo 
fann der Abmiether icon während der Vertragszeit einfeitig wieder zurüdtreten, im 
Fall die Sache ſich als nicht brauchbar erweift, oder der Vermiether den Gebrauch der 
Sache nidyt einräumt. Das Sprichwort: „Kauf bricht Miethe“ will fo viel jagen, 
daß der neue Eigenthümer kündigen kann (bez. der Legatar, Vermächtnißnehmer, nicht 
der Erbe). Der Miethvertrag aber beſteht infoweit noch zu Recht, Daß der Abmiether 
für fein früberes Weichen aus dem Vertrage von dem frübern Eigenthümer oder deſſen 
Erben ‘der auch jenes Kündigungsrecht nicht hat! Erſatz fordern fann. Mill jich ein 
Abmiether gegen dieſe Folge des Verkaufs oder Vermächtniſſes ſchützen, jo muß er gleich 
in den Miethvertrag die Elauſel fegen, daß jeder Nachfolger an den Miethvertrag ge 
bunden ift und foldhes im Grund» und Hypothekenbuche vormerken lafien. 
Ueber die Arbeitsmiethe, Dienftmiethe gelten folgende allgemeine Negeln: Die 
——— Dienſte — der Dienſtleiſtende Tagelöhner, Schreiber ww. ꝛc. iſt bier der 
ermiether — find zunächſt immer von der Perjon zu leiften, mit der vertragt worden 
ift, alfo nicht durch einen Stellvertreter, e& fei denn, daß der Vertrag gar nicht in Be— 
zug’auf perfönliche Leiftungen abgeichlofien ift. Auch da, wo ein Lohn nicht be- 
dungen worden ift, fann er von allen Perſonen, welche aus ihren Dienftleiftungen 
ein Geſchäft machen, nach erfolgter Dienftleiftung gefordert werden ſ. d. Art. Lohn). 
Das Miethgeichäft ift allmählich zu einem förmlicyen Gewerbe geworden. Es 
begreift dafielbe alle oben angegebenen Arten Miethe, Güter, Häufer, Einzelgegen- 
ftände, wie Zimmergeräthe, Betten, Kleider, Schmuckſachen, Büdyer, Muftcalien, mu— 
ftcaliiche Inftrumente, Pferde, Waffen ıc. ıc., oder auch Dienfte, als deren Vermittler 
fich die „Mäfler“, „Gefindemäfler“ erbieten. Das Gewerbe erweift ſich namentlich in 
größern Städten als nothwendig und müglich, und wird nicht felten fehr einträglich 
durch die beftinnmten Procente, weldye ald Proviftion von der Miethſumme von dem 
Miethvermittler, Mäfler, „Logisvermiethungsbureauinhaber* erhoben werden. Auch 
in gewerbefreien Staaten bedürfen nad neueren Gewerbeordnungen diefe Gefchäfte 
vielfach noch der Conceſſion der Behörde. Jul. Frühauf. 


Mietbfteuer, Hausſteuer, Thür- und Kenfterfteuer. 

Die Miethſteuer, Wohnungsſteuer gebört unter Die Aufwandfteuern und ift die 
erheblichite unter diefen Auflagen. Sie wird von jedem Bürger, er ſei Hauseigenthü- 
mer (Hausfteuer, Gebäudefteuer) oder Miethsmann, nach dem Miethzinfe der 
von ihm bewohnten Räume entrichtet. Die Wohnung zeigt im Allgemeinen den Auf- 
wand, die Vermöglichkeit der einzelnen Claffen an. Doch darf auch nicht überfchen 
werden, daß die Wohnung gleichzeitig eines der nothwendigſten Bedürfniſſe ift und viele 
Staatsbürger durch Gewerbe oder anderen Beruf, Größe der Familie w. genöthigt 
find, eine Wohnung von einer gewiflen — —— Lage und Beſchaffenheit zu be— 
ziehen, obwohl ihr Preis im Verhältniß zu dem Einkommen oft ſehr drückend iſt. Un— 
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abhängige Mitglieder der Gejellichaft haben in diefer Beziehung größere Freiheit. Es 
eignet ſich Daher nur der über jenes Bedürfniß hinausgehende Miethaufwand zur Be- 
fteuerung denn eine Miethiteuer, die von allen Bürgern einen gewillen gleichen Theil 
der ganzen Miethausyabe in Anſpruch nimmt, trifft Viele ſeht ſchwer. Die Micth- 
jteuer beträgt bisweilen nur oder noch weniger, fteigt aber auch öfters auf Y4, und 
jelbit % des Miethzinjes. Die Steuer bewirkt oft Die Wahl einer gefundheitsgefähr- 
licyen Kleinen Wohnung, drüdt die Rente der Häufer und fördert ficherlich in keinerlei 
Weije den für die Wohnungsnoth namentlich der arbeitenden Claſſen jo nothwendigen 
Neubau. Die ſchädliche Seite der Steuer wird jelbjt nicht aufgehoben, wenn man, wie 
in Sranfreich, finderreiche Familien, Zagelöhner w. in eine niedrigere Claſſe jegt, oder 
niedrige Mierhe abwerfende Räume frei läßt. Eine nad) der Zahl und Größe der 
Thüren und Fenjter — Thür: und Fenfterjtener — bemefjene Steuer wirft noch darum 
bejonderd ungleich, weil fie je nad) der Bauart einen verjchiedenen Betrag erreicht. 

Der größte Uebelſtand der Miethiteuer befteht aber darin, daß fie fteigt, wenn der 
Miethpreis ſich höher ftellt, ohne daß der Genuß ein größerer wird. Es ijt Dies ebenfo 
verfehrt, ald wenn man von dem Roggen einen Werthzoll erheben wollte, jo daß Die 
Abgabe um fo höher fteigt,, je theurer der Roggen wird. — In Frankreich wird Die 
Miethfteuer nad) dem Quadratmeter Bodenflädye erhoben, doch führt dies gleichfalls 
ju großen Ungleichheiten, da e8 wünichenswerth wäre, daß in größern Städten je nad 
dem Stadtviertel und darin wieder je nad) der Straße die Miethiteuer anders bemefien 
würde. — In Deutichland dient die Miethfteuer hier und da ald Ginnahmequelle für 
den Gemeindehaushalt, e8 wäre aber empfehlenswerther, wenn die Communalabgaben 
id) an eine rationelle Steuerveranlagung des Staats anlehnen könnten, und iſt des: 
halb der Vorſchlag, in Preußen anftatt der Mahl: und Schlachtſteuer die Miethſteuer 
ald Kommunalabgabe einzuführen, fein befonders glüdlicher. 

Die Thür» und Fenfterfteuer begreift gewöhnlich alle Thüren, die ind Freie geben 
und alle Deffnungen, weldye Licht von Außen in die Gebäude fallen lafien und mit 
Glas oder einem anderen Stoffe verichlofien find. Ein Fenfter , welches 2 Räume er— 
hellt, wird für 2 gerechnet, Werf-, Lehr: und Kranfenanftaltsräume , Ställe, Scheu: 
nen ꝛc. find frei, nicht aber (nad) franzöſiſchem Recht) die usines, in denen weniger 
Arbeits: ald Naturfräfte benugt werden, 3. B. Mühlen, Gießereien, Zuderfabrifen, 
ferner Werkftätten der Handwerker. (Dem Gejeg fehlt bier offenbar das fefte Princip., 
Der Tarif ift nad) der Zahl der Deffnungen und Einwohner abgejtuft. Bei einem 
Haufe von 6 und mehr Deffnungen in Städten von 10—25000 Einwohnern bezahlt 
eine gewöhnliche Hausthür und ein Benjter im Erdgeſchoß und rejp. den beiden erjten 
Stodwerfen 90 Gent., ein Kenfter im 3. Stod 75 Gent. — In England bejtand bis 
1834 eine Hausfteuer von 10 Pfd. St. Mierhertrag an. Der Steuerfuß war von 
10—20 Pd. St. Miethertrag an 1,Sch. (71%), von 20—40 Pr. ©t.: 2, Cd). 
(114%), von 40 und mehr Pfd. St. 2%, Sch. (144%). Im Jahre 1831 trat eine 
Ermäßigung für Handelsgebäude ein. Die Fenſterſteuer wirfte auch in England 
nachtheilig und wurde 1545 aufgehoben, da die Erbauer von Häuſern an Fenſtern 
u fparen juchten, eine in gejundheitlicher Beziehung ſehr bedenflihe Folge der 
Steuer. Es trat nun Geſetz vom 24. Juli 1851) eine Miethzinsfteuer auf und zwar 
von 20 Pd. St. an. Waarenhändler-, Landpäcter- und Arbeiter - Miethzinie find 
billiger tarifirt. Die Steuer, dort „Hausfteuer“ genannt, trug 1858/59 von 505795 
Häufern (mit einem Miethzinsertrage von 13'681893 Pfr. St.) die Summe von 
778916 Pfr. St. — In Belgien und den Niederlanden befteben ebenfalls Mieth-, 
Thür⸗ und Fenfterfteuern. 

Literatur: In fait allen bedeutenden Werfen über Steuerweſen finden ſich mehr 
oder weniger vollftändige Nachweife und Bemerkungen über die genannten Steuern. 


Vergl. außerdem Wirth, Grundzüge der Nationalöf. II, ©. 455—459. — Ber: 
bandlungen des vollswirthſchaftl. Kongrefies von 1864 (Berlin b. Herbig). — de 
Parieu, Traite des impöts III. (Paris 1862). — Mac Culloch, A treatise 


on the principles and practical influence of taxation and the funding system 
ndon 1845). —E.de Girardin, De l’impöt (Paris 1852). — Waldmann, 
as Steuerſyſtem in Preußen (Berlin 1861). Jul. Frühauf. 
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Militairdienftfteuer. 

Erft feit den Befreiungsfriegen hat fi) das allgemeine Urtheil nach und nad) da- 
bin beftimmt, daß die Pflicht, das Vaterland zu vertheidigen,, jeden waffenfähigen 
Mann treffe. Die Militairpflicht kann als Naturalleiftung betrachtet werden und zwar 
als eine der fchwierigften Art, die Leben und Gefundheit in Anfpruch nimmt. Sie trifft 
aber trotzdem, daß Alle der Stellungspflicht unterworfen find, nur die waffenfähige 
männliche Bevölferung ; fie ift daher ungleich vertheilt, da waffenunfähig durchaus 
nicht gleichbedeutend mit erwerbsunfähig ift. Um daher foviel ald möglich gerechte 
Vertheilung der Laft herzuftellen, ift vorgefchlagen worden, Diejenigen, die ihrer Wehr- 
pflicyt nicht nadyfommen können, weil fte bei der Gonicription di d.) als untüchtig 
zurüdgeftellt worden find, in einer ihren Berhältniflen und ihrer Erwerbsfähigfeit an» 
gemeffenen Weife zu befteuern. Eine ähnliche Einrichtung befteht bereits in der Schweiz. 
— Die BVorfchläge, die Dr. Engel darüber mit großer Umficht ausgearbeitet bat, 
laſſen binfichtlich ihrer ftatiftiichen Grundlagen feinen Zweifel auffommen, und doch 
hat die Steuer ihre großen Scyattenfeiten. Duck feine Steuer oder fonftige noch fo 
hohe Anforderung wird man eine Entfhädigung dafür verlangen fönnen, daß ein 
Anderer fein Leben und feine Gefundheit dem Baterlande opfert. Ein ſolches Opfer ift 
unbezahlbar, und es ift mindeftens bedenklich, für einen Dienſt, der in der Liebe zum 
Baterlande feine moraliſche Stüge befigt, eine Tare aufzuftellen. Wir meinen, daß die 
Pflicht für das Vaterland zu fterben ihrer poetifchen Erhabenheit und der Ehre des Hel- 
dentodes entfleidet, und daß aud dem Freiwilligen fein Dienft zu der ſchalen Profa 
des Kriegshandwerfs herabgewürbigt würde. — Zu foldyen allerdings ganz fubjectiven 
Betrahtungen fommt nod) die große Schwierigfeit der Veranlagung. Jemand, der bei 
der Stellung um einen Zoll zu kurz gefunden wurde, ift allerdings in einer weit beflern 
Lage, ald der Lungenleidende, der Einäugige günftiger fituirt, ald der Blinde. Doch 
wer zahlt in der Regel bei dem jungen Manne von 20 Jahren die Steuer? Sobald fie 
einen mittlern Betrag überfteigt , der Vater des Stellungspflichtigen. Ein Vater mit 
4 Söhnen, von denen 2 zum Militair einberufen, 2 wegen Untauglicyfeit zurüdge- 
ftellt werden, wird daher doppelt befteuert, da befanntlidy der geringe Sold für den 
Unterhalt ver Einberufenen Zujchüfle nothwendig macht. Ein Vater mit nur 4 Töch— 
tern dagegen geht vollfommen frei aus, und doch genießt er mit feiner Bamilie ganz 
denfelben Schuß, wie jener, der body befteuert wird. Warum will man confequenter» 
weife nicht audy die weibliche Bevölkerung zur Militairdienftfteuer heranzichen ? 

Es möchte daher, jo viel Wahres die Vorfchläge des Dr. Engel enthalten, die 
Papiere So Militairdienftfteuer fid) faum empfehlen. Eine Anzahl von Ehren» 
ämtern in Staat und Gemeinde (Volfs- und Gemeindevertretung, Geſchworene u. ſ. w) 
verlangen gleichfalls Opfer, und doch wird man nicht verlangen, daß die übrige Be- 
völferung, folange fie nicht die gleichen Dienfte zu leiften bat, befteuert werde. — Die 
Militairdienftfteuer hat jedenfalls den lobenswerthen Zwed, für die immer höher geftie- 

enen Anſprüche der Kriegsminifterien neue Mittel zu ſchaffen, ohne die bereits vor⸗ 
rec Steuern zu erhöhen. Das einfachite Mittel bleibt aber jedenfalls, die ftehen: 
den Heere foviel ald möglich zu reduciren, damit die Laft, die der Militatrdienftpflidh- 
tige in Friedengzeiten ganz unnöthig zu tragen hat, vermindert werde. Vergl. d. Art. 
Heerwefen.) H.R. 


Militairverfiherung. 

In den Staaten, wo die Militairdienftftellvertretung zuläfftg ift, haben die Ber- 
— EEHNGEGEI METER bin und wieder das jogenannte Militairverfiherungsgeichäft 
mit in ihren Geichäftsbereid gezogen. Der Zwed der Militairverficherung befteht 
darin, daß dem Militairpflichtigen e8 ermöglicht werde, ſich durch entfprechende Jah» 
reöbeiträge für den Eintritt des militairpflichtigen Alters eine Summe fihern zu 
fönnen, welde ausreicht, um die Stellvertretungsfoften zu beftreiten. Verſicherungs— 
fumme und Prämienbetrag pflegen beim Abjchluß des — welcher gewoͤhnlich 
in die erſten Lebensjahre des Verſicherten fällt, ein für alle Mal beſtimmt zu werden. 
Die Höhe der Prämie normirt ſich nach den Mortalitätserfahrungen für die Lebens- 
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alter zwiſchen 1 und (gewöhnlich) 21 und nad) dem Zins. Erfolgt das Ableben des 
BVerficherten vor dem Termine, an welchem die Berfiherungsfumme zu zahlen ift, fo 
erlöihen feine Anſprüche, verfallen die gezahlten Prämien dem Verficyerer. Bei der 
Unbeftändigfeit der Gefeggebung über die Militairpflicht, und, da Bemittelte die Stell- 
vertretungsfoften,, Unbemittelte den Militairdienft felbft nicht fcheuen, pflegt die 
Zahl derer, welche eine Militairverfidherung nehmen, nicht groß, und das Geſchäft 
nicht lucrativ zu fein; auch fehlt e8 aus eben diejen Gründen an den Bedingungen 
zu einer rationellen Geftaltung deffelben. Die fogenannten Kinderverforgungscafien, 
weldye viel allgemeineren Bedürfnifien entfprechen, und viel eher einen rationellen Ge- 
ſchäftsbetrieb zulaſſen, leiften auch die Aufgaben der Militairverfiherung gleichzeitig 
mit, und verdrängen Die legtere mehr und mehr. A. E. 


Mode f. d. Art. Lurus und Production. 


Monopol 

heit im Allgemeinen das einem Einzigen oder einer Gefellichaft verliehene Recht, 
den Handel nad) einem Lande oder mit einem beftimmten Artifel ausfchließlich zu bes 
treiben. Das Monopol an einzelne große Handelsgefellichaften hat feiner Zeit zuerft 
den — mit den Colonieen in Aufſchwung gebracht, allmahlich aber, als die Eni— 
wickelung des Verkehrs größer und allgemeiner wurde, fo heftige Angriffe gegen ſich 
wacdgerufen, daß die Befeitigung faft überall wieder vollzogen ift. Das auf Handels— 
artifel bezüglihe Monopol hat nad) geihichtlicher Erfahrung nur faule untüchtige 
Menſchen auf Koften des Publicums bereichert und den Kortichritt gehemmt. Die 
Staatsmonopole find als indirecte Steuern zu betradhten. Unter diefe Kategorie red): 
net der Sprachgebrauch die meiften nugbaren Hoheitsrechte, Die Regalien, wie das 
Tabafsmonopol, Salamonopol u.a. m., bei denen das Monopol nicht blos das Recht 
des alleinigen Handelsbetriebes, fondern auch das der Production miteinfchließt. 
Man verfteht unter Monopol, Regal, vorzugsweije ein Vorrecht der Etaatsgewalt in 
Beziehung auf ein Gewerbe, weldyes ohne eine bejondere gefeglihe Beftimmung zu 
den bürgerlichen Nahrungszweigen gehören würde. Nurift der Begriff Regalien ein 
weiterer und es umfaßt derjelbe nicht blos Tabaf:, Salz: und Salpeter:, ſondern 
auch Jagd und Filcherei, Münze, Telegraphen, Poft, Fähr: und Floßrecht, Lotterie 
und Glüdsipiele ıc. 

Bei den Staatsmonopolen ift entweder das Mitwerben der Bürger nicht ganz 
ausgefchloffen, die Regierung hat ſich aber das Recht vorbehalten, ein gewiffes Ge: 
werbe an foldyen Orten zu betreiben, wo nicht ſchon Privatperfonen ſich im Befig 
defielben befinden, ſodaß alſo hier noch Concurrenz bleibt; oder die Regierung hat 
ein ausichließliches Betriebsredht und dies Monopol fegt fie in den Stand, die Rreife 
der in den Berfehr kommenden Erzeugniffe oder anderer Leiſtungen beliebig feftzufegen; 
fodaß fie Daraus einen höheren Reinertrag ziehen fann, als es bei freiem Mitwerben 
möglich wäre. Diefer aus der Benutzung des Regales entftehende Monopolgewinn 
fommt feiner MWirfung nad) einer Steuer glei. Je größer die Anzahl der Monopols 
gewerbe, defto größer die Bedrückung der Betriebſamkeit eines Volkes. Selbft wo ſich 
der Staat mit einem geringeren Monopolgewinn begnügt, bleibt feine Production 
eine foftfpieligere und meift minder ausgedehnte, als die der Privaten. Hierzu fommt 
in vielen Fällen nody der Drud der Zwangsmaaßregeln, die man zu Hülfe nehmen 
muß, um Das Mitwerben von Privaten zu verhindern. Die Errichtung neuer Rega— 
lien würde in den Gewerben große Verlufte herbeiführen. Wenn Defterreic dem Zolls 
verein Apr: die Einführung des Tabakmonopols angerathen hat, fo war dies 
nur, um fi) eine Brüde zu bauen für die fpätere erhoffte gänzliche Zolleinigung, für 
die das öfterreihifhe Tabakmonopol allein ein fehr großes Hinderniß fein würde. 
Im Zollverein jelbft kann ein gefunder wirthfchaftlicher Verftand an dieſe nt 

ar nicht denfen. Das von dem BVicefönig von Egypten Mehmed Ali eingeführte 
onopol auf Baumwolle, Reis, Sub, eide, Zuder, Salz ıc. ſchuf ein künſtliches 
Fabrifenfyftem. Bis 1826 hatte daffelbe ſchon 7 Mil. FI. gefoftet. 
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Die hauptſächlichſten Gegenftände der Monopole und Regalien find: 

1) Erdarbeiten, Bergbau, Förderung des Steinfalges und der Salzioole, Sam— 
meln von Salpetererde, Goldwäſcherei, Jagd, Fiicherei u. dergl. 
Gewerksarbeiten; Salz: und Salpeterfieden, Münzprägung, Tabaks- und 
ES chießpulverbereitung ıc. 

Handelögeihäfte: Seehandel ꝛc., allo Monopole im ftrengen Sinne des 
Wortes. 

Dienftgefchäfte, welche unmittelbaren perjönlichen Nugen oder Vergnügen be: 
reiten; Kortichaffungsgewerbe (Port, Telegraph, Eijenbahnbetrieh), Lotterie. 

Die einzelnen Hauptgegenftände ſ. unter den beionderen Rubriken. 

Die Monopole entjtanden in einer Zeit, in weldyer man den Staatshaushalt 
ohne Rüdjicht auf die Volkswirthſchaft nur nach dem augenblidlichen VBortheil der 
Staatscaſſe einrichtete. Die Entwidelung der gewerblichen Thätigfeit des Volkes, 
der allgemeine Freiheitädrang von allen den freien Enverb beeinträchtigenden Feſſeln, 
die höhere Auffaſſung des Staatszweckes, der eine Miffton ift zur Förderung der 
höchſten Ziele der Völfer und Menjchheit und der jiher den Staat ausjchließt von 
den unmittelbar producirenden Wirken und Streben nad) Gewinn — Alles dies drängt 
mächtig gegen die Monopolwirthſchaft. Sie wird nad) und nad) ganz aus dem 
Finanzweſen verfchwinden und man wird Mittel finden, in anderen Einfünften Erlag 
zu Schaffen, wenn nicht fchon an ſich der Verfauf die Monopolsvortheile direct auf: 
wiegt, oder indireet durdy Zunahme der Stenerfraft. Bei dem Berfauf ift es ja an 
ſich natürliche Vorausfegung, daß Die Regierung die in dem betriebenen Gewerbs— 
zweige verwendeten jtehenden und umlaufenden Gapitalien oder wenigſtens einen, dem 
Neinertrage der legten Zeit entiprechenden Erlös aus jenen erhalte. 

Daß mit den Aufblühen eines Volkes die Monopole immer unerträglidyer wer: 
den, hat feine natürlichen Gründe. Die Monopole erdrüden oder erſchweren Die freie 
Concurrenz, diefe wirkſamſte Befreierin aller Kräfte der Volfswirthichaft. Das Mo: 
nopol iſt der contraire Gegenjag der Goncurrenz, Monopol heißt „die Beiteuerung der 
Betriebjamfeit durch die Indolenz, wohl gar die Raubſucht“ (Rojcher). Schuß gegen 
Concurrenz ift gleichbedeutend mit Enthebung von der Nothwendigfeit, ebenſo fleißig 
und geſchickt zu fein, wie andere Leute.“ (3. S. Mill.) 

Wenn man von Monopolpreifen Ipricht, jo find damit unverhältnigmäsig 
hohe Waarenpreife gemeint, die außerordentlich weit über die Productionskoſten ge: 
hen. Gewöhnlich treten diefe bei Waaren von großer Seltenheit auf. So bei Kunſt— 
werfen verjtorbener Meijter, die alfo gar nicht mehr vermehrbar find. Die Eonception 
von Murillo wurde 1852 für 586000 Fres. verfauftz; weiter bei Fäbigfeiten menſch— 
licher Berühmtheiten: Jenny Lind erhielt als Grtrag eines einzigen Concerts 25000 
Guineen. Bei Edeljteinen, die mitunter zufällig, alſo Foftenfrei gefunden werden 
und doch einen hoben Preis haben — der Finder des Kohinor hätte Millionen als 
Differenz zwiſchen Productionsfoften und Marktpreis gewinnen können; oder aud) bei 
Grzeugniffen bejtimmter Standorte: Johannisberger Wein, echter Champagner, chine— 
ſiſcher Thee, Zimmt von Ceylon, die Wolle der Angoraziege eines Heinen Bezirks in 
Aiien, indianiiche Vogelnefter. Da wo man die Pflanzen, Thiere ıc. dieſer Stand: 
orte zu verpflanzen verfucht hat, iſt meilt eine Ausartung erfolgt. Es find bier aljo 
natürliche Monopole vorhanden. Den Gegenfag zu den Monopolpreifen bilden Die 
Nothpreile. Ueber das in neuejter Zeit viel befprochene natürliche und factifche Mono— 
pol der Eiſenbahnen |. die Art. Eifenbahnen und Fracht. 


2 


— 


3 


4\ 


— 


Literatur: Bluntſchli, Allgemeines Staatsreht Bd. I. — Zachariä, 
Deutſches Staat- und Bundesrecht Bd. II. — Savigny, Syſtem des heutigen 


römiſchen Rechts. 
Jul. Frühauf. 


Mündigkeit, Volljährigfeit. 

Der Staat geftattet feinen Angehörigen erft dann den uneingelchränften Gebraud) 
der vollen öffentlichen und privaten Rechte, wenn fie ein gewiſſes Alter erreicht haben, 
weldyes Die genügende Reife der Erfenntniß der Geiege und Nechte vorausfegen läßt. 
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Das jugendliche Alter bis zum Zeitpunct der präfumirten Vernunft ünd bürger- 
lichen Reife hat im Gebiete des bürgerlichen Rechts eine Beichränfung nicht blos des 
Gebrauch der zuftehenden Rechte, jondern auch der Verantwortlichfeit bei Lebertretung 
von Strafgefegen zur Folge. Dieje Zeit der Reife ift freilich anthropologiich eine fehr 
verjchiedene je nad) den Verhältniffen des Klima's, der Stammrace oder der individuel- 
len Befähigung. Für das Recht macht fich aber natürlich eine allgemeine Formel 
nöthig und fo ift in den Gefegen des Landes jederzeit für den Zeitpunct des menſch— 
lihen Alterd, in welchem jene Verjtandesreife angenommen wird, ein beftimmtes 
Lebensjahr feſtgeſetzt, nad) defien Vollendung der volle Gebrauch der eigenen Rechte 
eintritt, Bolljährigfeit, Mündigfeit, Majorennität, während der vor diefem Eintritt 
liegende Zeitabichnitt Die Minderjährigkeit, — ha Minorennität heißt. 

Das römische Recht jegte die Volljährigkeit ans Ende des vollendeten 25. Jahres, 
trug aber auch gleichzeitig der frühen Entwidelung der italiichen Jugend zur Mann: 
barfeit Rechnung, und theilte auch Die diefer vorhergehende Zeit in Abſchnitte mit recht: 
licher Kebrjeite ein. Im den neueren Gejeggebungen hat man das Alter der Mündig- 
feit vielfach herabgeſetzt, jo auf 24 in Preußen, Oldenburg, Defterreih, auf 21 Jahre 
in Bayern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, Baden, Heflen » Darmftadt und mehre: 
ten anderen deutichen Staaten, ebenjo auch in Frankreich und England. 

Während der Zeit der Minderjährigfeit erhalten die Unmündigen , welche feinen 
Pater haben, zu ihrer Vertretung in Hechtöverhäftniffen. zum Schutze (mundium) 
einen Vormund. Zu diefer Function werden zunächft die Mutter oder nächiten Vers 
wandten genonmen ald natürlich berechtigte Perjonen. Nach ihrem Tode aber wer: 
den hierzu andere Perſonen gewählt, die nunmehr die Angelegenheiten der Minderjäh- 
rigen wahrzunehmen haben, unter öffentlicher Aufficht , als eins der wichtigften bür- 
gerlichen Aemter. 

Die Zeit der Minderjährigfeit zerfällt wieder in mehrere verjchiedene Perioden. 
Die erite, die der Kindheit, dauert bis zum 7. Lebensjahre, das Kind gilt als jedes 
rechtlichen Willens und jeder rechtlichen Verantwortlichkeit unfähig. Daher haftet es 
nur infoweit, ald ed durch feine Handlungen ſich zum Schaden Anderer bereichern 
würde. Die zweite Periode der Jmpubertät dauert beim Mädchen bis zum 12., beim 
Knaben bis zum 14. Jahre, ift aber im Weſentlichen nur für die Eheſchließung, die 
gemeinrechtlich erft nady Erreichung jener Altersjtufen geftattet ift und für die Straf: 
barfeit von Bedeutung, welche vor erlangter ‘Pubertät nur eintritt, wenn die indivi- 
duelfe Zurechnungsfähigfeit nachgewieſen wird (malitia supplet aetatem). Die neu: 
eren Strafgejeßgebungen haben meift andere Termine feftgelet und zwar fo, daß bis 
zu einem gewifjen Lebensalter, 3. B. 8., 10., 12. Jahre, vollitändige Straflofigfeit 
ftattfindet und bis dahin nur corrertionele Maaßregeln genommen werden fünnen, 
ipäter bis zum 16., 18. und 21. Lebensjahre die Jugend wenigſtens ald wejentlicher 
Milderungsgrund gilt. In eivilrechtlicher Beziehung ift nad) heutigem deutichen Rechte 
fein wejentlicher Unterjcyied mehr zwiſchen Unmündigen und Minderjährigen; beide, 
fofern fie feinen Bater mehr haben, ftehen unter Vormundſchaft und fönnen in der 
Regel nur mit Zuftimmung des Vormundes gültig veräußern oder ficd) verpflichten. 
Auch fteht dem Unmündigen wegen erlittener Rechtsnachtheile, felbjt wo er mit Vor— 
willen des Vormundes oder dieler für ihn gehandelt hat, in vielen Fällen die Wohl: 
that Der Wiedereinfegung in den vorigen Stand zu, weldye die neuere Geſetzgebung 
mit Recht namentlidy im Proceß zu beichränfen das Streben zeigt. 

Die Teftamentsfähigfeit beginnt mit dem 14. Jahre; die Ehemündigkeit jegen 
die Landesgejepgebungen fehr verſchieden feft; bei Mädchen wird mindeſtens erfordert 
das 14., bei Jünglingen das 18. Jahr. In Preußen können Leute unter 18 Jahren 
nur zu Protocol teftiren. Die Richtermündigfeit ift theild nad) römiſchem, theils 
canoniſchem Rechte das 18. Jahr, ebenfo die Thronmündigfeit jedoch in den ſäch— 
fiichserneftinifchen Rändern und Schweden das 21., in Norwegen * — ——— 

ul. Pruhaut. 
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Münze, Münzmwefen. 

Vgl. die Art. Geld und Währung. 

I. Begriff und Entftehung der Münze. Münze heißt das Metallgeld, 
welches in gewiſſen, meift von einer anerfannten Autorität nach Gewicht und Reinheit 
genau beftimmten Stüden von feftgefegter Form und unter üblibem Namen ericheint. 
Die Entftehung der Münze erklärt fid) aus dem volfswirthichaftlichen Bedürfniß, die 
legten Unbequemlichfeiten, weldye aud) nady der Einführung des Metall: und Ebel: 
metallgeldes den Geldverfehr noch ähnlich wie dem bisherigen reinen Tauſchverkehr 
anflebten, zu bejeitigen. Denn jelbft nachdem der Tauſch durd) die Verwendung des 
Geldes in Kauf und Verkauf zerlegt worden war, mußte doch noch immer bei jedem 
Umfage eine genaue Beftimmung der Güte (Qualität, Reinheit) und der Menge (Ge: 
wicht) des Metallgelves ebenfo wie der Waare felbft erfolgen. Diefe beiden Dpera- 
tionen, das fogen. Probiren (Feftiegung des Keingehalts) und das Wägen, in 
jedem einzelnen Falle vorzunehmen, war aber nicht nur höchſt läſtig und unbequem, 
fondern aud) gerade beim Evdelmetallgeld jehr chwierig. Denn eine genaue Beſtim— 
mung der Menge und Güte war für die ald Preismaaß dienende Waare durchaus 
nothwendig und wegen des relativ hohen Werthes der edlen Metalle auch praktiſch 
fehr wichtig: Heine Kehler veranlaßten bedeutende Verlufte. Das Probiren erheilchte 
ein ſchwieriges techniiches Verfahren, das Wägen fiel mit den unvollfommenen Wäge- 
apparaten im gewöhnlichen Leben nicht genau genug aus. Das volfswirthichaftliche 
Bedürfniß führte nun zuerft zum Gebraudy des Evdelmetallgelves in Stüden von be— 
ftimmtem oder von ganz reinem Feingehalt, indem die Etüde von einer anerfannten 
Autorität, frühzeitig jhon von der Staatsgewalt, mit einem Zeichen, 3. B. einem 
Stempel verfehen wurden, wodurd) der Feinheitsgrad kenntlich gemacht ward. Hier 
fand dann nur noch bei jedem Kauf oder jonftigen Geldgeihätt das Mägen ftatt. 
Diefe Art Geldverfehr hat bei verfchiedenen alten Völkern in der früheren Zeit ihrer 
Geſchichte beftanden. Bon da war e8 dann nur noch ein Fleiner weiterer Schritt, aud) 
das Gewicht der Stüde durch eine Autorität vergewiffern zu laffen, was zur Erſchwe— 
rung von Betrügereien am beiten durch gleichzeitige Annahme einer beftimmten 
au ß eren Form für die Metallftüde geſchah. Dieje Form war frühzeitig die einer 
dünnen fcheibenförmigen Platte, auf welcher gewiffe Zeichen und Bilder, namentlich 
das Symbol der Staatsgewalt,, das Bild des Monarchen , ftanden, ohne daß gerade 
diefe Form und diefe Zeichen zum Weſen der Sache gehörten. Diele alſo beſtimm— 
ten Metallgelpftüde heißen nun eben Münzen und führen nach ihrem Stoff und 
ihrer Größe gefeglich oder gewohnheitsmäßig gewiffe Namen. Diefe Namen find 
vielfach die der gemöhnlidyen Gewichtseinheiten und Gewichtstheile Pfund, Livre, 
Mark), wodurd) gleich die Beziehung der Münze zu dem Landesgewichte klar gemacht 
wird. Sieht man allein auf das Wefen der Sache, fo find mithin Münzen be: 
ftimmte Gewichtstheile Metalle, bei ung meiftens Edelmetalle von feftgejeg: 
ter Beinheit, welche ald Geld dienen. Die Herrihtung des Metallgeldes zu dieſem 
Zwede, um ald Münze zu fungiren, heißt das Geld prägen oder münzen, aus— 
münzen, die Fabtik oder Anftalt, in weldyer diefes Geichäft vorgenommen wird, — 
da, wo wie in der Regel der Staat müngt, die von ihm eingefegte oder beauftragte 
Behörde oder Anftalt — heißt Münzſtätte oder Münze. 

II. Irrthümer über das Wefen der Münze. Die Metall: oder, was 
vorzugsweife jet in Betracht fommt, die Edelmetallftüde verlieren durch die Prägung 
zu Münzen offenbar von ihrem Charakter ald Waaren gar nichts, jo wenig 3. B. 
wie der jortirte und gewogene Kaffee. Die Prägung hat nur den einen Zwed, der 
Volfswirthichaft brauchbares Metallgeld zu liefern. Jeder andere Zwed iſt volfe- 
wirthichaftlich verwerflich Damit wird fogleich ein Verdict über die zahlreichen Münz⸗ 
wirren der Praris und die nicht feltenen Fehlfchlüffe der Theorie des Münzweſens 
gefällt. Theorie und Praris haben Jahrhunderte lang das Wefen der Münzung und 
die Waareneigenihaft der Münze (des Geldes par excellence) mißverftanden 
und fi von der Form und dem Namen der Münze irreleiten laffen. Ausgehend 
von der Wahrnehmung, daß im gewöhnlichen Verkehr oftmals ohne befondre Auf: 
merffamfeit das Münzſtück auf feine übliche Form und fein Ausfehen hin angenom- 
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men wird, glaubte man, daß überhaupt die Form, die beftimmte Größe, die Farbe, 
die Bilder auf der Münze, das Mefentliche, der feine Metallgehalt der Münze das 
Untergeordnete ſei. Dieſe oberflächliche Anſchauung führte zur leichtfinnigen Verän- 
derung des Feingehalte der Münze, in der Erwartung, daß die leichteren und ſchlech— 
teren Münzen dennoch wegen derjelben Geftalt und defjelben Namens, den fie führ: 
ten, im gleichen Werthe mit den bisherigen befferen Münzen genommen werden wür: 
den. Aber felbft bei geringer Aufmerkſamkeit der verfehrenden Perſonen und bei ſelte— 
ner Gelegenheit, den a Gehalt der Münzen genau zu beftimmen, konnte eine 
folhe Veränderung im Metallgehalte der neuen Münzen nicht lange verborgen blei: 
ben. Die Werthverhältniffe der Münzen und die Preife der Waaren geftalteten fid) 
allmählicdy dem wahren inneren Metallgehalte gemäß. Indeffen der wichtige Vortheil, 
in der Form und Geftalt der Münze ein ſicheres Eertificat des Feingehalts und Ge— 
wichts zu befigen, fiel wieder fort. ’ 

Verhängnißvoll wurde der Irrthum, in Form und Namen der Münze etwas 
andres als die Bezeichnungen von Gewichts: und Feinheitsverhältniffen zu fehen, 
weil das Metallgeld faft immer gerade in der Münzform Währung, d. b. geſetz— 
lihe8 Zahlungsmittel wurde und diefe Eigenichaft dann in der Regel auch an 
den Namen, nidt an den Metallgehalt oder den Cours der Münze, gefmüpft wurde. 
M. a. W. der Werth von Geldſchulden wurde gefeglich fait immer nadı dem Nenn: 
werth, nicht nad) dem Eours= oder wenigfitend dem Metall: (Sadı:) werth 
berechnet. Die Regierungen fanden von früh an zu oft ihre Rechnung dabei, mit Be: 
rufung darauf, daß der Nennwerth entfcheide und der Thaler oder Gulden u. ſ. w. 
eben ein Thaler, ein Gulden fei, in fchwerer Münze aufgenommene Geldſchulden in 
leidyter Münze derfelben ar zurücdzuzahlen. Im Privatrecht bürgerte ſich der 
Grumdfaß, den Werth der Geldichulden nad) dem Nennwerthe zu berechnen, ebenfalls 
ein. Die größten Redytswidrigfeiten find davon augenicheinlid die unvermeidliche 
Bolge. Er der neueren Rechtswiſſenſchaft und Volkswirthichaftslehre war e8 vorbe: 
halten, die Berechnung nad) dem Nennwerthe durdy diejenige nach dem Cour s werthe 
zu erfegen. Unter Courswerth verfteht man den Betrag edlen Metalls, welchen man 
mit den Münzen einfaufen kann. Es muß dann der Gontract durd) Zahlung von jo 
viel Münzen erfüllt werden, als nöthig find, um die ſelbe Menge Metall zu faufen, 
welche man für die früheren Münzen erhalten Fonnte. Die Zugrundelegung des 
Gourswerthes bei der Berehnung des Werihs der Geldſchulden ift ein wirthichaftlid) 
und rechtlich auferordentlid) wichtiger Grundfag. Es giebt nur einige wenige Bälle, 
namentlich unter der Herrichaft uneinlösbarer Bapierwäßrung, wo bedingungsweife 
der Nennwerth richtiger ift. Diefe verwidelte und fchwierige Frage kann bier nicht 
näher erörtert werden. Bei einem vollfommenen Zuftande des Münzweſens würde 
der Metall» und Gourswerth der Münze faft gar nicht von einander abweichen fün- 
nen. Da dieſer Zuftand nicht immer vorhanden ift und notoriſch mitunter eine Münze 
auch nad) bereits eingetretenem Verluft an Metallgehalte nod) zu ihrem früheren, 
alfo höheren Werthe courfirt,, fo muß auch der Gourswerth für richtiger als der Me— 
tallwerth bei der Berechnung des Werth von Geldſchulden erklärt werden. Savigny 
ift hier gegen Puchta und mandye Nationalöfonomen im Rechte. 

Hat eine Münze nad) ihrem Nennwerthe die Eigenfchaft der Währung, ſo Fön: 
nen nicht Stücke defielben Namens, aber ungleichen Gehalts lange Zeit gleihwerthig 
neben einander circuliren. Vielmehr wird die beifere Münze von der jchledhteren ver: 
drängt, weil Jedermann lieber feine Zahlungen in der fchlechteren Münze leiftet und 
die vollwichtigen Stüde mit Gewinn einfchmilgt. Daher verfchlechtert fich hier die 
Währung. Man pflegt dies durdy die Regel auszudrüden: das ſchlechte Geld 
verdrängt das beifere. Genauer und richtiger muß man fagen: das ſchlechtere 
Geld oder die ſchlechtere Münze, welche zugleich mit beſſerer Münze (oder uneinlög- 
bares Papiergeld, welches mit Metallgeld) zum gleihen Nennwerth geſetz— 
wi Zahlungsmittel ift, verdrängt die beffere Münze. Bergl. den Art. 

ährung. 

III. Münztehnifhes. Die edlen Metalle, Gold und Silber, vereinigen in 
ungewöhnlihem Maaße alle Eigenfchaften eines guten Gelpftoffes und zugleich eines 
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guten Münzftoffes in fih. Die körperlichen Eigenichaften: große Härte, Dauerhaf- 
tigkeit, Unveränderlichfeit, Widerftandsfähigfeit gegen äußere Ginflüffe; leichte 
Schmelz: und Theilbarfeit; gleichförmige Pelchaffenheit (Subftanz) im reinen Zu: 
ftande. Die wirthſchaftlichen Eigenſchaften: hohe Productionskoſten, aljo hoher 
Tauſchwerth; Verwendung ald Schmudjtoff, wobei nur ein ſehr langfamer Ver: 
brauch ftattfindet; ziemlich gleihmäßiger Werth. Die Münzen werden deshalb mei- 
ftend aus Edelmetall geprägt, nur Kupfer und gewiſſe Miſchungen von unedlen 
Metallen dienen daneben in untergeorbneter Weile ald Münzſtoff. Platina hat fi 
wegen jeiner Seltenheit und der Schwierigfeit des Bearbeitens als Münzjtoff nicht 
bewährt. 

Die techniſchen Verhältniffe des Münzweſens erheiſchen einige weitere Erör— 
terungen, weil fie mit müngpolitiidhen eng zufammenhängen. Es handelt ſich dabei 
vorzüglid) um Definitionen der üblichen Kunſtausdrücke. Münzgrundgewicht 
oder Münzgewicht heißt die dem Münzſyſtem zu Grunde liegende Gewidhtseinheit 
Metalls, an welche fi) die Berechnungen anfnüpfen. Feines Metall heißt das Me: 
tall im reinen Zuftande, rauhes in Beimifchung von anderem, namentlid) das edle 
in Beimifhung von unedlem Metall. Beihidung oder Legirung nennt man die 
-Beimifchung von unedlem zu edlem oder von minder edlem zu edlerem Metalle. Der 
Zwed der Legirung ift die Härtung und bei Heinen Münzen die zum bequemen Ge- 
brauch erforderlihe Vergrößerung des Volumens der Münze. Die Legirung 
befteht bei Goldmünzen im Zuſatze von Silber (weiße Legirung) oder von Kupfer 
(rothe Regirung) oder von beiden Metallen (gemifchte Legirung). Gegenwärtig 
wird die rothe Legirung meiftend allein angewendet. Silber wird mit Kupfer legirt. 
Die Stärfe der a ift verfchieden, mitunter betrug der Zufaß ſelbſt bei — 
Münze 25% des Münzgewichts (z3. B. bei den preuß. Thalern vor dem Wiener Münz- 
vertrage). Im Anjchluß an das Decimalfyftem und nach dem VBorgange des franzöſi— 
ſchen Münzgefeges von 1803 hat man jegt vielfach die Legirung auf 10%, oder auf 
1 Theil ** zu ITheilen feinen Metalls feſtgeſetzt, jo auch in Deutſchland in dem 
Wiener Vertrage. Der Werth des fchlechteren beigemiſchten Metalls bleibt unbe: 
rüdjichtigt. Aeltere, zum Theil jegt abfommende Auspdrüde find: Schrot, d.h. das 
Gewicht der Münze, Feingehalt, d. h. das Gewicht des befieren Metalls in der 
Münze, Korn, d. h. das Verhältniß des Feingehalts zum Schrot. Neuerdings jagt 
man einfady: Gewicht und Feinheit. Die alte Ban des Korns beim legirten 
Golde nad Karaten und Gränen (24 Kar. zu 12 Gr.) und beim legirten Silber nad) 
Lothen und Oränen (16Lothä 18 Gr.) weicht in der Münztechnif mehr und mehr 
der Feinheitsbeftimmung in Decimalbrüchen. Das Münzgrundgewicht befteht entweder 
aus feinem oder aus raubem, jog. Prägemetall, erfteres in Deutſchland, 
wo das Münggewicht früher die Kölner Marf war, jegt nach dem Wiener Münzver— 
trage das Zollpfund (4, Kilogramm) ift, legteres 3.B.in Franfreich, wo das Kilo- 
gramm P feines Silber und Gold, und in England, wo die Troyslinge Standard 
Gold ("'/, fein) Münzgrundgewicht find. Die aus dem Münzgewicht feinen Metalle 
geprägten Münzen wiegen alfo joviel wie das Münggewicht und die Beichidung, aljo 
J. B. 30 Thaler wiegen 1%, Pfund. ———— wiegen die aus dem Muͤnzgewicht 
Prägemetalld geprägten Münzen genau foviel wie das Münzgewicht, 3.8. 40 Fünf: 
franfenftüde (Silber) 1 Kilogramm und 155 Napoleond’or ebenfalls 1 Kilogramm. 
Es ift ziemlich gleichgültig, ob das Münggrundgewicht aus Prägemetalf befteht oder 
die Legirung nod) befonderd hinzugeſchlagen wird. Wegen der Uebereinftimmung mit 
dem franzöftfchen Münzſyſtem wäre es vielleicht zweckmaͤßig geweſen, aud) in Deutſch⸗ 
land Prägemetall zum Münzgewicht zu wählen. Münzfuß heißt das gejeglich be- 
ftimmte Berhältniß der Stüdzahl der Hauptmünzftüde (Münzeinheiten) zum Münz: 
gewicht. Nach dem Namen des Hauptmünzftüds wird der Münzfuß oft benannt 
(30 Thlr.:$uß, 45=, 52%, $l.-Fuß). Schwerer und leichter heißt der Münzfuß, 
je nachdem eine Fleinere oder größere Etüdzahl von Müngeinheiten aus dem Grund: 
gewicht geichlagen wird. Der Thalerfuß ift fchwerer ala der Gulvdenfuß. Namentlich 
nennt man fchwerer und leichter Die Münzfüße, welche ſich einander folgen, indem all 
mählid aus demfelben Münzgrundgewicht eine größere Anzahl Müngeinheiten der: 
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ſelben Benennung, 3. B. Gulden (20 Fl.-, 21 Fl.⸗, 24, 24%, Fl.-Fuß) geprägt 
werden. Nemedium heißt die Feine Fehlergrenze in Gewicht und Feinheit, um 
welche die Münze von dem legalen Münzfuß im Mehr und Minder abweichen darf, 
ohne für unrichtig und ungejegmäßig geprägt au gelten. Abnugung (Abreibung, 
Ab» oder Verfchleißung) ift der Gewichtöverluft, welchen die Münze im Verkehr durch 
den Gebraud) erleidet. Zwei nicht feltene, obgleich nicht gut gewählte Ausdrüde find 
Münzpreis und Marktpreis des Barrenmetalld. Münzpreis heißt die Anzahl 
der Münzeinheiten, welche von der Münzitätte nad) dem Münzfuße aus dem Münz— 
— ——— geprägt werden, abzüglich eines etwaigen Schlagſchatzes. Der engliſche 

ünzpreis der Unze Standard Gold ift z. B. 3 Pd. 17 Eh. 10% D. Marktpreis 
heißt Die Anzahl der im Verfehre courfirenden Etüde der Münzeinheit, welche man 
für den Berrag des Münzgrundgewichts Barrenmetalls bezahlen muß. Schlag» 
ihag nennt man den Betrag der Prägefoften für eine bejtimmte Menge Münzen, 
3. B. für die aus dem Münzgrundgewicht geprägten. Gegenfäglid, fpricht man wohl 
vom Schlagſchatze ald dem Betrage an Prägefoiten, weldyen das Publicum, das fid) 
Münzen prägen läßt, der Münzanftalt a muß, und von Prägefoften als dem 
wirklichen Koftenfag des Prägens in der Münzſtätte. 

Münzeinheit oder Hauptmünzftüd heißt die als Rechnungseinheit dies 
nende Münze, von weldyer die größeren Stüde als Vielheiten, die Fleineren als Un: 
terabtheilungen aufgefaßt werden: Thaler, Gulden, Krank, Pfund Sterling, Dol: 
lard u. |. w., andererfeits ge 20 Fr.⸗Stück u. ſ. w. Theilmünzen 
heißen die vollwichtig geprägten Theilftüde der Münzeinheit (10 Gr.-, 5 ®r.-Stüde, 
Fl., "A SI. Öfterr. Währung , wo man dann wieder Haupttheilftüde und Kleinere 
Theilmüngen unterfcheiden fann). Alle nad) dem Münzfuße — geprägten und 
als Währung fungirenden Silbermünzen nennt man in den Ländetn der Silberwäh— 
rung im Gegenſatz zu den auch hier vorfommenden Goldmünzen und zu anderen Sil: 
bermüngen wohl Gourant, 3.82. ii Eourant, lübiſches, hamburgiſches, 
ſchleswig-holſteinſches Courant im Gegenſatz zu der Mark Banco und zu den Silber: 
münzen anderer Münsfüße. Grobe Münze heißen die — — und deren 
Vielheiten in der Silberwährung, z. B. Thaler, Zweithalerſtücke, Gulden, Kronen— 
thaler, Fünffrankenſtücke. Scheidemünze iſt die nach einem leichteren als dem 

eſetzlichen Münzfuß ausgeprägte, aber zu einem Höheren Nennwerthe, als ihrem 
Metallgehalte entipricht, angejegte Feine Münze. In Ländern der Goldwährung ge: 
hört dahin die leichter ausgeprägte Silbertheilmünze, worin das Silber zu einem 
höheren Nennwerthe dem Golde gegenüber, ald dem wirklichen Taufchwerthe ent: 
ipricht, berechnet wird, 3. B. die Schillinge, Kronen in England, die neuen 1: und 
2 Rr.:Stüde der Schweiz und nun auc Franfreihse. Die Silberfcheidemünge der 
Silberwährung befteht in den leichter geprägten Stüden unter dem Fleinften Cou— 
tantftüd, 3. B. die 2%, Sgre-, 1 Sgr.»Stüde. Die Eilbericheidemünge wird öfters 
auch ftärker legirt. Beträgt die Legirung über 50%, Kupfer vom Gefammtgewicht, je 
heißt das Gemisch Billon. Neben und unter der Silberfcheidemünge giebt e8 häufi 
Kupferſcheidemünze, bei welcher der Nennwerth ebenfalls über den Metallwertl) 
angejegt wird. Auch Scheidemünze aus Nidel, Bronce fommt vor. Münzforten 
heißen die verichiedenen Arten oder Kategorieen von Münzftüden. 

Cours der Münze heißt ihr Verkehrswerth, welcher an einer beftimmten ande: 
ven Münze, befonvders an der Währung gemefjen wird, z. B. Goldcours bei en: 
der Eilberwährung,, Gours der Thaler in den Ländern des rheiniichen Guldenfußee. 
Doch fann man and) vom Cours der Thaler im Gebiete des Thalerfußes ſprechen, 
wo der Eours mit dem dem Münzfuß gemäßen Metallgewichtstheil verglichen wird. 
Der Cours ftcht al Bari, wenn bei der Scheidemünzge Cours und Nennwerth, bei 
der anderen Münze ein und derfelben Metallwährung Cours, Nennwerth und Me» 
tallwerth gleich find und bei Münzen verfchiedener Bi rung der Cours genau dem 
wwiſchen beiden Metallen geſetzlich feitgeftellten oder üblicherweife angenommenen 
Werthverhältnig entipricht. Beilpiele find: 15 2% Egr. »Stüde gelten im Berfehr 
1 Zhlr., mit 30 Thalerſtücken kauft man 1 Pfund fein Silber oder mit 40 Fünffran: 
fenftüden 1 Kilogramm fein Silber; vier Fünffranfenftüde find ſoviel werth wie 
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1 Napoleond’or, 5 Silberthaler ſoviel wie eine Piftole. Der Cours ift Hoch, wenn 
er über, niedrig, wenn er unter Bari fteht, 3. B. 15 2°, Sgr.-Stüde mehr oder 
weniger als 1 Thlr., 4 Fünffrankenſtücke mehr oder weniger ald 1 Napoleond'or gel« 
ten. Der Betrag des „Ueber Pari minus das Pari“ heißt Agio, der Betrag des 
„Bari minus das Unter Bari“ heißt Disagio oder Entwerthung (Depre— 
tiation). Wenn 20 Piftolen oder 100 Thlr. Gold gleich 110 Thlr. Courant find, 
fo ift das Agio 10%; wenn 100 Thlr. in 5 Or.:Stüden gleich 99 Thlr. grob Cou— 
rant nad) dem Courſe find, fo find die 5 Gr.-Stüde um 1%, entwerthet. Die gewinn« 
füchtige Sperulation auf Agio und Disagiv der Münzen (befonders der Scheidemün- 
zen) heißt Agiorage. Die Ausdrüce Nennwertb, Gourswerth, Bari, Agio, Disagio, 
Agiotage, Entwerthung braucht man analog auch vom Papiergelde und von den ver- 
zinslichen und unverzinslichen Werthpapieren, weldye das Document über eine nicht 
fofort auf Verlangen fällige Schuld find (f. Art. Cours). Won der Entwerthung 
der Münze (und des Papiergeldes) ift paffend ald Werthverminderung die Ber: 
minderung des Taufchwerthes der Münze, ald des Geldes, gegen die anderen Waa- 
ren zu unterfcheiden, 

Herabwürdigung oder Devalvation nennt man die von der Staatdges 
walt verfügte Herabfegung Reduction) des Nennwerthes der Münze (Papiergeld) 
auf einen niedrigeren Nennwerth, 3. B. des Nennwerthes der entwertheten Münze 
auf den Eourswerth. Für verfchiedene Münzen, welche zu gleicher Zeit auf verſchie— 
dene Nennwerthe herabgefegt werden, wird dann wohl ein Devalvationstarif 
entworfen. Die Ausdrüde Einrufung, Außer-Cours-Se tzen find ohne Er: 
läuterung verftändlihd. Entmünzung oder Demonetifation heißt die Einzie— 
hung der Münze durd) die Stantspewalt, zum Zwede der Befeitigung, Umſchmel— 
zung, Umprägunf der Münze. VBerrufung heißt das Verbot der Staatsgewalt, 
eine Münze ferner zu Geldzweden im Verkehr zu brauchen. Sie erfolgt wohl für 
fremde Münzen, welche fid) in das Umlaufsgebiet eingeſchlichen haben (3. B. noch in 
den legten Jahren in Bayern für öfterr. Sechſer), oder für die Fleinen Refte älterer 
eigener Münzen, welche trog ftattgefundener Ginrufung noch im Verkehr vorfommen 
danach dann Einrufungs-, Verrufungsterminu. f. w.). 

Münzregal heißt das Recht der Münzprägung (Müngrecht) , weldyes der 
Staatögewalt als Hoheitsrcht zufteht. Müngconventionen (Müngverträge) 
wurden öfters die Staatsverträge über einen gemeinfamen Münzfuß u. |. w. genannt; 
danad) dann Gonventiongmünge, Gonventionsmünzfuß (am befannteiten der öſterrei— 
chiſche v. 21. Sept. 1753). Münzordnung, Reichsmünzordnung find Ältere Na: 
men für Territorial: und ee a 

IV. Aufgabe der Münzpolitif. Dieſe befteht vor Allem darin, dafür zu 
forgen, daß die Münzen das wirflidy find, was fie ihrem Wefen nad) fein jollen: 
Fefbeimmte Gewichtstheile Metalle. Bei der Verfolgung dieſes Zieles 
müſſen wirthichaftliche und technifche Geftchtspuncte gleichmäßig maaßgebend fein. 

Zunächſt handelt e8 fi) darım, das —— —8 nad ver: 
ſchiedenen Münzſtücken als Darftellern verjchiedener Werthmengen richtig zu befrie— 
digen. Hier fommt mithin eine richtige Stüdelung der Münzen in Betradt. Der 
Gedanke liegt nahe, ob man nicht Gold, Silber und Kupfer, drei Metalle von jo 
außerordentlich verfchiedenem Taufchwerthe, paflend in Einem Münzſyſtem vereinigen 
fönne. Dies ift auch in der That in der Praris oftmals verfucht worden. Jedoch 
fönnen zwei und mehrere Metalle vollftändig gleichberechtigt nicht nebeneinander be— 
ftehen, was vorausjegen würde, daß man eine Dawn, oder dreifadye Währung habe. 
Im Art. Währung wird die Unmöglichfeit hiervon gezeigt. Es fann nur Eine 
eigentliche Währung geben, die anderen Metalle können daneben in Einem Münz- 
ſyſtem nur eine untergeordnete Rolle fpielen. Welches Metall am pafjendften zur 
Währung gewählt wird, kommt ebenfalls im Art. Währung zur Sprache. Im Fol 
genden gehen wir von der Silberwährung aus, mit gelegentlicher Berüdfichtigung 
der Goldwährung. 

Das Hauptmüngftüd wird pafjend mit Rückſicht auf die Wohlftandsverhältnifie 
und die Größe der Durchfchnittsumfäge beftimmt. Bei der Silberwährung fann es 
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kaum größer wie der Thaler oder Fünffranfenthaler fein, der Doppelthaler ift zu 
groß. Je größer die en a um fo mehr Arten Theilftüde muß man haben, 
auch wird, außer beim Derimaliyftem, die Rechnung jchwerfällig in mehrere Columnen 
zertheilt. Dies der Nachtheil der Thaler, Groſchen und Pfennige, und des engliichen 
Pfundes. Andererjeits ift eine jo Feine Münzeinheit wie der Frank und die Neumarf 
(. Thlr.), für Verkehr und Rechnung läftig. Für die vom Heidelberger Handelstage 
empfohlene Neumark ſpricht in Deutſchland nur der gewichtige Grund, daß man da» 
mit am leichteften die Einheit des Münzivftenns herbeiführen fann. Am paffenditen 
wäre in Deutſchland wohl der öfterr. Gulden mit den 100 Neufreugern. Hat man 
eine Heine Münzeinheit, wie Frank oder Neumark, jo bedarf es noch größerer grober 
Münzitüde. Die Goldwährung bietet hier eine der Silberwährung abgehende Be: 
quemlichfeit. Bei legterer wird dem Bedürfniß nad) einem Vielheiten der eg 
darftellenden Müngftüd durd Goldmünzen jchwerlich abgeholfen werden fönnen. lm 
jo wichtiger ift hier ein ordentliches Banfnoteniyftem. ©. den Art. Währung. 

Die Eintheilung der Münzeinheit erfolgt nad) der herrichenden Anſchauung am 
pafjenditen nach dem Decimalfvitem.- Die Öröpe und Zahl der Theilftüde muß jich 
nad) der Größe der Münzeinheit rihten. Die größeren Theilftüde jollten jedenfalls 
vollwichtig nad) dem Münzfuße geprägt werden. Die Annahme einer ftärferen Legi— 
rung bei diejen Theilftüden hat daneben nichts gegen ſich, es jollten dabei aber nur 
technifche Rückſichten enticheiden. Die 5 Gr.-Stücke z. B. enthalten die münzfuß- 
mäßige Menge Silber von "so Bid. f., aber ftatt ',, 1%, Legirungszufchlag (48 ge: 
gen 10%, vom Scrot). 

Die Münsprägung foll für die Goldmünzen der Goldwährung und die groben 
Silbermüngen der Silberwährung unbegrenzt fein, d. h. nady Bedürfnig und 
Wunfc des Publicums, weldyes Barren bringt, wird geprägt. Die Prägung aud) 
der vollwichtigen Theilmüngen erhält dagegen befier den ihr vom Müngherrn nad) 
Beobachtung des reellen Bedürfniffes zu beftimmenden Umfang, befonders wenn Diele 
Münzen ftärfer legirt werden. Die Eigenihaft der Währung dürfen nur die voll: 
wichtig geprägten Münzen erhalten und zwar empfiehlt e8 fi, Die groben Sorten zu 
bevorzugen, 4 daß wenigſtens die ftärfer legirten Theilftüde nur bis zu einem be= 
ftimmten Betrage angenommen werden müjjen. Da diefe Stüde wegen des großen 
Kupferzufchlags ſchwerer und Foftjpieliger zu transportiren find, jo fann die unum— 
ſchränkte Annahmepflicht zu ungerechten Verluften führen. Indem Banken in ſolchen 
Stüden zahlen, vermögen fie eine fünftliche Entwerthung des Münzwefens bis zum 
Betrage der größeren Transport» und Schmelzfoften hervorzurufen. 

Befonders wichtig ijt eine richtige Scheidemüngpolitif zur Eicherung der 
Drdnung im Münzweien. Es empfiehlt ih, ſchon der höheren Prägekoften wegen, 
die Scheidemünze nad) einem leichteren Fuße zu prägen. Doch müſſen vier Grundjäge 
ftriet innegehalten werden: I) die Erleichterung des Münzfußes darf eine 
gewifie Grenze nicht überfchreiten, 15%, nad dem Wiener Müngvertrage 
der deutichen Staaten bei Silberjcheidemünge, in England wird die Troy Unze Stan: 
dard Silber, f., im Werthe von 61— 62 P. zu 66 P. ausgeprägt, ähnlich die 
neuen 1 und 2 Fr.-Stüde der Schweiz und Frankreichs, zu Yo ftatt zu %, Feinheit; 
die Kupfericheidemünge darf in Deutichland jegt höchitens zu 112 Thlr. pr. Gentner 
ausgebradyt werden. 2) Der höchſte Betrag des Scheidemünzeſtückes 
oder der fleinfte Betrag des vollwidtigen Münzftüdes muß a 
lichft niedrig angefegt werden; nad dem Wiener Vertrage ift der %, Thlr. 
oder '/, Fl. öjterr. das kleinſte vollwichtige, der Yı, Thlr. und 4, $l. öfterr. das 
größte Silberſcheidemünzſtück. Kupfericheidemünge joll ed nur für die Größen unter 
der Heinften Silberfcheidemünge (unter '; Sgr. und 5 Neufreuzer) geben. 3) Die 
Maife-der Scheidemünze ift möglihft auf den reellen Bedarf zu 
beihränfen, damit fein Sinfen unter den Nennwerth erfolgt. Nach dem Wiener 
Bertrage ift das Marimum auf”, Thlr. pr. Kopf der Bevoͤlkerung feftgefegt und außer: 
dem zwednäßig verordnet worden, daß bei gewillen Gafjen auf Verlangen Scheide— 
münze gegen grob Gourant ausgewechjelt wird, fo daß der Ueberfluß abjtrömen fann. 
4) Die minderwerthig ausgebradhte Scheidemünge darf nur big zu 
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einem nicht hoch zu greifenden Marimum geieglihes Zahlungs— 
mittel fein. Dieter Punct ift beionders geht Sa Betreff der Silbertheilmüngen 
der Golpwährung. Wegen des hohen fpecifiihen Werthes des Goldes können Gold: 
münzen nur nod) für verbältnißmäßig hohe Werthbeträge geprägt werden, die 10 8r.:, 
10 Shilling: (engl.) und Ducatenftüde find wohl die Eeinften zwedmäßigen Gold» 
münzen, Bünffranfenftüde und Dollars aus Gold haben ſich nicht bewährt. Man muß 
alfo auch die größeren Theilftüde aus Silber und wegen der Unmöglichkeit der Dop— 
pelwährung (. den Art. Währung) ald Scheidemünze mit höherem Schlagſchatz 
ausprägen. Auch dieſe Stüde können bei Befolgung der Drei vorausgehenden Kegeln 
in dem den Metallwerth überjteigenden Nenmwerthe wohl erhalten werden. Um aber 
den Empfänger der Silbermüngen, welcher in diejen einen Fleineren Betrag Edelme: 
tall, als worauf er Anſpruch hat, erhält, vor etwaigen Verluft ſchadlos zu halten, 
muß beftimmt werden, daß Jedermann nur bie zu einem gewiflen Betrage Silber: 
münze ald Zahlung anzunehmen braudyt, 3. B. in England bis zu 40 Sh. Für die 
Scheidemünze der Silberwährung ift das richtige Princip das des Wiener Münzver: 
trags: man braucht nur Scheidemünge bis zum Werthe der Fleinften Courantmünze 
anzunehmen. Wegen der in ftarfen Maſſen ſchlechter Scheidemünze liegenden Gefah— 
ren ift ed räthlih, den Mitgebraudy fremder Scheidemünge möglichjt zu verhindern. 
In Deutfchland wird man erjt zu vollftändiger Ordnung des Münzweiens gelangen, 
wenn wenigftens die Fleineren Staaten auf die zwedloje Ausübung ihres „Münz: 
regals“ — meijt nur nod) eine Eitelkeitsſache — verzichten. 

Iſt die Stüdelungsfrage richtig gelöft, fo handelt es fid) um zwei weitere wich- 
tige Aufgaben der Münzpolitif, um die Herftellung und um die Erhaltung 
guter Münzen. In erfterer Hinficht ift für eine richtige Borm, Geftalt und Be— 
zeichnung der Münzen zu forgen. Den Durchmeſſer der Münzen überhaupt, befon: 
ders der groben Silbermünzen wählt man mit Nedyt jegt Heiner, wie früher, die Dide 
der Münze verftärfend, um die Abreibungsflähen zu vermindern, Schönes umd deut: 
liches Gepräge, bejonders des Randes erjchwert das Beichneiden und das Nahahmen 
durch Falſchmünzer. Deutlichfeit des Namens und Werthbetragd der Münze, Bezeich- 
nung des Metallgehalts ſchützen vor Betrug und erleichtern die jo wichtige Verbreis 
tung des Berftändniffes des Münzweſens, fo daß Jedermann in der Münze felbft nur 
einen beftimmten Gewichtstheil Metalls jieht. Die Legirung bei groben Münzen 
nicht zu hoch zu wählen, empfiehlt fich allgemein aus Rüdficyten auf die Umlaufs— 
fähigkeit der Münzen, befonders bei Silbermünzen, deren Volumen und Gewicht 
ohnehin ſchon bedeutend ift. Die preuß. Thaler hatten früher eine übermäßige Legi: 
rung. Das Remedium ift auch beim jegigen Stande der Müngtechnif noch unver: 
meidlih, da die Münzen ohne fehr erhebliche Koften nicht abjolut genau nach dem 
Münzfuge Stüd für Stüd hergeftellt werden können. Dod muß das Nemedinm mög« 
licht niedrig angelegt, darf niemals zu abſichtlichem Vortheil der Münzſtätte ausge: 
beutet werden. Die Probe für die Beſtimmung des Feingehalts muß die auf dem 
naſſen Wege ſein. Nach dem Wiener Vertrage iſt das Remedium im Feingehalt im 
Marimum auf Pbo, im Gewichte bei Thalern auf Hoc und bei Doppelthalern auf 
000 beitinmt, 

Ideal vollfommen gelangen die Münzen demnach fchon nicht in den Verkehr. 
Noch weniger erhalten fie fich jo darin. Schon das Remedium dient mitunter zur 
Grundlage von Speculationen, indem diejenigen Müngjtüde, in welchen das Reme— 
dium zu Gunften ift, ausgelefen und mit Gewinn eingefchmolzen werden. Abfichtliche 
Beihädigungen der Münzen treten hinzu. (Kippen und Wippen des 17. Jahrhun— 
derts.) Und unvermeidlich ift Die Abreibung der Münzen durch den Gebraud). 
‚Sie wird jegt für grobe Silbermünze ungefähr auf '/,, für Fleine Münze auf 1%, 
für Goldmünzen auf Y, Promille im Jahre geichägt. Der Münzfuß wird mithin all 
maͤhlich verjdylechtert, der Marktpreis des Barrenmetalls fteigt über den Münzpreis, 
wenn die durchſchnittlich courfirenden Münzen an Gewicht verloren haben. Niemand 
hat Luft, fi) neue Münzen prägen zu laffen, weil diefelben im gewöhnlichen Verkehre 
troß ihres höheren Metallgehalts doch nur in demfelben Werthe wie die alten ſchlech— 
ten Münzen angenommen werden. Die von der Regierung neu geprägten Münzen 
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verschwinden fofort wieder aus dem Verkehre. Diefe Uebelftände führten in der früs 
heren Zeit immer von Neuem zur Verſchlechterung des Münzwefens und jur Erleich» 
terung des Münzfußes, indem fid) die Regierungen nicht anders zu helfen wußten, 
als durd; Herabiegung des legalen Münzfußes auf den Stand des wirklichen, welcher 
in den umlaufenden Münzen vorhanden war. Die Vorkehrungen gegen ſolches Llebel 
find 1) die Keftiegung einer Marimalgrenze des Gewichtsverluſtes (bei 
Thalern jegt 2, bei Doppelthalern 1°,°%/,), nad deren Leberjchreitung die Münze 
aufbört, gefegliches Zahlungsmittel zu fein. 2) Eine praftifch wirfjame Con— 
trole des Gewichts der umlaufenden Münzen. Diefe ift bei Goldmünzen nicht fo 
icdywierig. In London befteht 3. B. bei der Banf von England ein Apparat, welchen 
jeder Sovereign, der durch Die Banf geht, palfiren muß. Iſt er zu leicht, jo wird er 
von der Maſchine mit einem Einjchnitt verfehen und als nicht mehr legal hierdurch 
gekennzeichnet. Leider ift dieſes Verfahren bei Silbermüngen wegen deren ungeheuerer 
Menge nicht anwendbar, jelbit wenn Deutichland ein Gentralgeldinftitut von der Be 
deutung der engliichen Banf beiäße. Die Beftimmung des Wiener Vertrags, daß die 
Münzen beim Eingang in die Staatscaſſen überwacht und eventuell an die Münzans 
ftalt zur Umprägung abgeliefert werden follen , ift werthlos, denn wie können ſich die 
Staatscafjen diejer mühlamen Pflicht regelmäßig unterziehen? Hier liegt eine der 
ſchwächſten Seiten der Silberwährung vor. 3) Man muß daher womöglich eine 
periodifche Einziehung und Umprägung der Münzen, bejonders derer aus 
älteren Jahrgängen vornehmen, indem die Münzen bei den öffentlichen Caſſen aus— 
gelefen oder aud) durd) Einrufung eingezogen werden. Namentlich bei der jtarf ab- 
ſchleißenden Scheidemünge ift Died nöthig. Die Koften der Procedur müſſen für den 
Vortheil, wirklich vollwichtige Münzen zu haben, geopfert werden. In Deutſchland 
liegen bier bejondere Schwierigfeiten vor, wegen der zahlreihen noch beftehenden 
Münzherrlicykeiten, was aber eben nur abermals für die Nothwendigfeit jpricht, eine 
einzige Münzanftalt einzurichten. 

Bei Einrufungen und Demonetijationen müffen die Münzen bis zu einem Präs 
elufivtermin im bisherigen Nennwerthe von den Staatscafien angenommen werden. 
Die fofortige Devalvation, welche z. B. oftmals früher bei Scheidemünze erfolgte, 
ift ein Betrug. Im Wiener Müngvertrage haben die Staaten verfprodyen , dieſe 
Maafregel niemals vorzunehmen. Den zufälligen legten Inhaber einer entwertheten 
Münze den Verluft tragen zu faffen, ift ungerecht. Die Koften der Demonetijation 
fallen füglid) dem Münzherrn, dem Staate, zur Laft. Bei etwaigen Veränderungen 
des Münzfußes find alte Geldſchulden und Geldpräftationen aller Art, wie bereits 
oben feitgeitellt, nad) dem Courswerthe, im Falle legterer nicht zu beftimmen ift, nad) 
dem Metallwerthe umzuredynen. Nur der Umftand, daß die deutſchen Silbermünzen 
eine Kleinigkeit entwerthet waren, rechtfertigt es, Daß man bei dem nad) dem Miener 
Vertrage m Uebergang vom 14 zum 30 Thlr.:, vom 24", zum 52'/, Gld.:, vom 
20 Fl. öjterr. E.:M.« zum 45 Fl. öfter. W.⸗Fuße wegen der bequemen Rechnung die 
fleine Berichledyterung des Münzfußes um 0,2, und 0,5% unberüdfichtigt ließ. 

Die Berechnung eines Schlagichages läßt ſich vertheidigen, leere es ja 
Federmanns freier Wille ift, ſich Müne prägen zu laffen. Die Gründe für den 
Schlagſchatz, welche man aus der Nothwendigfeit, die Einichmelzung und Ausfuhr 
der Münze zu erfchweren, hergenommen hat, fcheinen mir indeffen nicht triftig genug 
zu fein. Frankreich hat einen Schlagſchatz, England für Goldmünzen eigentlid) nicht, 
wenn man nicht den Zinfenverluft, weldyer in der Differenz des Müngpreijes von 
3 Piv. 17 Sh. 10% D. und des Preifes, zu dem die englifche Bank Barren annch« 
men muß, 3 Pfd. 17 Sh. 9 D., reell liegt, einen Schlagidhhag nennen will. In 
Deutjchland wird ebenfalls Schlagichaß erhoben. Die 9 e muß offenbar nad) den 
Gonjuncturen des Geldmarftes beftimmt werden, e6 ergiebt ſich eine niedrige Maris 
malböhe, über: welche hinaus feine Nachfrage nad Münzen ftattfinden würde, Prägt 
der Staat, wie in der Regel in Deutichland, auf eigene Rechnung, fo hängt «8 ganz 
von dem Stande des Marftpreijes des Barrenmetalld ab, ob er einen Schlagſchatz 
berechnen.fann. Meiftens ift wegen der ftärferen Nadyfrage nad Münze, abgefehen 
von Zeiten, in welchen gerade Barrenmetall für dad Ausland ftarf geſucht ift, — was 
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allerdings gerade beim Silber jegt öfters vorfommt — der Marktpreis etwas unter 
dem Miünzpreis, 3. B. 29 Thlr. 25 Sgr. ftatt 30 Thlr. Durch Verichledhterung des 
Münzfußes darf natürlich der Schlagihag nicht eingebracht werden. Dies geſchieht 
nur in der erwähnten befchränften Weile bei Scheidemünge. 

V. Das Münzregal fann vom volkswirthſchaftlichen Standpuncte aus nicht 
als ein weſentliches Hoheitsrecht der Staatdgewalt angejehen werden. Zwedmäßig: 
feitögründe fprechen aber dafür, dem Stante das Münzrecht ausichließlich zu über: 
weifen. Die Vorausſetzung ift Dabei, gemäß den Grundfägen rationeller Münzpolitik, 
daß dieſes Recht durchaus nicht als Kinanzregal behandelt wird. Nur volfswirth- 
ſchaftliche Rückſichten dürfen bei der Ausübung entfcheiden. Bei dem unerheblichen 
Nugen des Münzregald hat die Abtretung des legteren ſeitens der Fleinen deutichen 
Staaten an die größeren auch gar nichts gegen fih. ine genaue rechtliche Begren- 
zung des Umfangs und Inhalts des Rechts ift dringend erforderlich, da jonjt die uns 
haltbarften Anſprüche, 3. B. das ausſchließliche Recht der Banfnotenausgabe, wel« 
ches immer nur auf ein befonderes Geſetz gegründet werden darf, leicht als „Aus: 
fluß aus dem Müngregal* abgeleitet werden. Daß der Staat, wie in Frankreich, 
nicht in Staatsfabrifen münzt, fondern controlirten Privatanftalten die Münzung 
überläßt, hat nichts gegen ſich, obgleich ed im Wiener Münzvertrage verboten ift. 
Wichtig bleibt eine Reviſion der eriminalrechtlihen Beftimmungen über Münzfrevel. 
Nur Falſchmünzung und betrügeriihe Beihädigung der Münzen muß ftrafbar fein. 
Die früheren, leider nidyt ſämmtlich antiquirten Verbote, Beijchränfungen, Beftrafun- 
gen der Auffäuferei, des Einſchmelzens, der Ausfuhr, mitunter auch der Einfuhr 
aller oder gewifler Münziorten (der Scheidemünge befonders) find volfswirthichaftlich 
unhaltbare und zwedloje, oftmals ſchädliche Beichränfungen des Privateigenthums: 
rechts an Münzen. Diejes Eigenthumsrecht ift unumfchränft anzuerkennen, jene Be: 
ftimmungen find zu bejeitigen. 

In Deutichland ift durd) den Wiener Müngvertrag v. 24. Jan. 1857 ein wich: 
tiger Schritt wie zu größerer Münzeinheit, fo auch zu einem rationell eingerichteten 
Münzweſen gejchehen. Leider hat und diefer Vertrag noch nicht die vollitändige Ein- 
heit des Münzweſens gebradht, deren Erreihung indeffen wohl nur noch eine Frage 
der Zeit it. Das Verbleiben bei der Silberwährung und die allgemeine Annahme, 
wenn nicht des Thalerd oder öfterr. Guldens, jo der Neumark, jcheint mir am er: 
wünfchteften zu fein. 

Literatur: Diefe it höchſt umfaſſend, beionders aud) über die Geſchichte des 
Münzweiens.. Vgl. Rau, Bolksw.politif $ 232—246. — J. G. Hoffmann, 
Lehre v. Gelde (Berl. 1838); M. Chevalier, La monnaie (Par. 1850); M’'Cul- 
loch, Treat. on metall. a. pap. mon. (aus d. Encycl. Brit.) (Edinb. 1858), 
überf. v. Bergius un. Tellfampfu. d. T. Geld u. Banfen Lpz. 1859). Mein 
Art. Münzweſen in Bluntſchli's u. Brater's Staatswörterbudy VII, 65—106; 
Scäffle, i. d. Tüb. Ztſchr. f. Staatswifj. B. 13 (1557) üb. d. Wien. Münzvertr. 
— Geihichtlihes bei Beer, Allg. Geſch. d. Welthand. I, 142 ff., II, 75 ff., II, 
167 ff. — ©. and) die Art. Geld u. Währung. Die Rechtsfragen vortrefflich bei 


Savigny, Oblig.reht B. 1. Adolph Wagner. 
—— 
In ähnlicher Weiſe wie bei den Erfindungspatenten (f. d. Art. „Patentweſen“ 


hat man in mehreren Staaten verfucht, für Mufter und Zeichnungen, welche auf der 
Dberfläche eines Stoffes (3. B- bei Geweben aller Art) in irgend einer Weile firirt 
(eingewebt) find oder (wie bei Porzellan:, Glas:, Thon, Holz: und Metallmaaren) 
die Form felbft beftimmen, dem Erfinder von Seiten des Staats einen Schuß in der 
Weile zu — daß eine gewiſſe Zeit hindurch jedem Dritten die Anwendung 
deſſelben Muſters von dem Erfinder unterfagt werden fann. Es ift dadurch ein 
Eigenthbumsreht an Zeihnungen und Modellen, die zur Reproduction 
in induftriellen Etabliffements verwendet werden fünnen, geidyaffen worden, und dem 
Erfinder eines artiftiich «gewerblichen Mufters auf gewiſſe Zeit ein Monopol für die 
alleinige Berwerthung feiner Erfindung ertheilt worden. 
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Geht man auf die einzelnen Gejeggebungen näher ein,' jo beruht Frankreichs 
Gejeggebung über den Mufterfhug in der Hauptiache auf dem Gelege vom 18. 
März 1806, welches das Gefeg vom 19. Juli 1793 Eigenthumsrecht der Schrift: 
fteller, Gomponiften, Maler und Zeichner) ergänzte, und auf den neueren Bejtimmuns 
gen vom 19. Febr. 1810 und vom 29. Aug. 1825. Das Gefeg geht von dem Grund- 
tage aus, dag das Mufter Eigenthum des erften Erfinders jei, und erftredt feinen 
Schuß auf alle Arten der Induftrie in ihrer Anwendung auf gewebte und bedrudte 
Stoffe, auf Papier, Porzellan, Glas, Thon, Holz, Bronce u. ſ. w. Urfprünglich war 
es nur für den Bezirk des zu yon niedergefegten conseil des prud’hommes bejtimmt ; 
im Jahre 1810 wurden im Strafgelegbuche in den Art. 425, 426, 427 und 429 die 
auf die Nachahmung angedrohten Strafen feftgefegt, und als ſich ipäter viele Fabri— 
vanten beſchwerten, daß fie nicht in dem Bezirke eines conseil des prud’hommes 
wohnten, ward das Geſetz 1825 auf das ganze Land ausgedehnt. Nach dem Gejepe 
ift jeder Babricant, welcher das Eigenthumsrecht für ein Mufter in Anspruch nehmen 
will, verpflichtet, eine Probe deſſelben, wenn irgend möglich ausgeführt oder minde- 
tens in möglichft guter Nachbildung, mit feiner Unterjchrift und verfiegelt in den 
Archiven des conseil des prud’hommes niedergulegen. Der Fabricant erklärt zu: 
gleich, ob er das ausichließliche Eigenthumsredyt während eines Jahres, während 
drei oder fünf Jahren (nur ausnahmsweiſe länger) in Anipruch nehmen wolle, und 
ift dafür an den Protocollanten eine ſehr niedrige Gebühr zu zahlen. Das Paquet 
wird mit dem Siegel des conseil des prud’hommes verfchen, außerdem mit dem 
Datum der Einregiftrirung und einer Nummer bezeichnet, welche dem Erfinder auf 
der Beicheinigung (Quittung) bemerft werden, und bleibt dann bis zum Ablaufe der 
geforderten Krift in dem Archiv der Behörde aufbewahrt. Das Mufter darf während 
diefer Zeit auf Feine Weiſe und durch feine Induftrie, ebenjowenig durd) Beränderun: 
gen in Form und Größe nachgeahmt werden. Entſteht ein Streit zwiichen zwei oder 
mehreren Kabricanten über das Eigenthumsrecht eines Mufters, jo öffnet das conseil 
des prud’hommes das oder die niedergelegten Paquete und enticheidet zu Gunften 
Desjenigen, welcher auf feiner Beicheinigung das ältefte Datum aufzuweiſen hat. 
Dem conseil des prud’hommes fteht eine weitere Entjcheidung oder eine Strafe 
nicht zu, vielmehr bleibt es dem Verletzten überlaffen, feine Entſchädigungsanſprüche 
bei den Juftisbehörden einzubringen, dod) fünnen diefe bei ftreitigen Fällen, weldye 

rößere Sachkenntniß erfordern, das Gutachten der prud’hommes einholen. Läßt 
ih eine wifientliche Llebertrerung des Mufterfchuggejepes nachweiſen — ein Fall, der, 
wie man mittheilt, dem Berlegten nur jehr felten gelingt, — fo find außer der Eon: 
fiscation der Waaren und felbft bei ganz verjchiedenem Rohmaterial, ziemlich hohe 
Geldftrafen und die Entziehung gewiffer Ehrenredhte, 3. B. der Mitglievfchaft im 
conseil des prud’hommes, gelegt. Man würde fich übrigens irren, wenn man an— 
nehmen wollte, daß Frankreich die Herrichaft, welche es gegenwärtig mit feinen Mu: 
ftern auf dem Weltmarfte behauptet, dem Mufterichuggelege verdanfte. Seit etwa 
300 Jahren übt der franzöftiche Geſchmack diefen Einfluß aus, während das Geſetz 
nody nicht 50 Jahre beiteht. Der Franzofe ift von der Natur mit mehr Scyönheite- 
finn, mit einem regern Erfindungsgeifte begabt, und die Heimath der meiften Mufter, 
Paris, vereinigt als Weltitadt durch günftiges Zufammentreffen vieler Umftände in 
ich alle die nöthigen Anregungspuncte, fo daß der Parifer Mufterzeichner durch Das 
täglihe:Sehen von hundert neuen Formen feiner ſchaffenden Phantafie befier zu Hülfe 
fommen fann, als der geübtefte Zeichner eines abgelegenen deutichen Fabrifortes. 
Freilich wird durd) die Betradytung folder Verhältniſſe Das franzöſiſche Eigenthums— 
recht der Mufter auf ſchwache Füße geſtellt, wie manches an und für fid) wenig ſchöne 
oder geradezu abgeſchmackte Mufter in der ganzen Welt blos deshalb zur herridyen: 
den Mode werden kann, weil es von ‘Paris kommt. Es hindert die deutiche Induftrie 
Nichts, die Geihmadsrichtung in der Zufunft von Paris unabhängig zu machen; 


1) Nach einer Zufammenftellung, die der Verf. zuerft in der Deutfchen Induftrie= Zeitung 
(Ehemnig) veröffentlicht hat. 
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wie die Sachen aber jetzt liegen, läßt ſich eine ſolche Revolution der Moden nicht im 
Handumdrehen bewerkſtelligen. 

Das belgiſche Muſterſchutzgeſetz iſt dem franzöſiſchen ganz und gar nachgebil— 
det, doch hat man irgend welchen Einfluß auf die Originalität der Muſter, wie auf 
eine Veredelung des Gejchmades dort noch nicht bemerken können. Wenn die belgische 
Induftrie in äfthetiicher Beziehung irgend welche Fortſchritte gemacht haben follte, ſo 
find die artiftiichen Handwerferjchulen auf alle Fälle von größerem Nugen gewelen, 
als das Gefeg, von dem man in Belgien nur felten Gebrauch madıt. 

Die engli ſche Gefeggebung unterfcheidet ſich principiell dadurch von der fran- 
zöfijchen, daß ſich der Schuß eines und deſſelben Mufters nicht auf alle Robftoffe er: 
ftredt, bei welden es überhaupt anwendbar geweien wäre. Nachdem die englifchen 
Waaren angefangen hatten, auf ausländifchen Märkten mit der dort einheimischen 
Induſtrie zu concurriren, mußten die Fabricanten Großbritanniens bald die Bemer: 
fung machen, daß ihre Erzeugniffe in Bezug anf die Gefälligfeit für das Auge wie in 
der gefammten Befriedigung der äfthetiihen Geihmadsforderungen nicht nur den 
franzöfiichen, fondern häufig aud) den deutſchen Producten nachftanden, und ganz wie 
es jegt in Deutichland der Kal it, glaubte man auch in England zur Heranbildung 
des Geihmades und zur Aufmunterung für die Fabricanten für den Mufterfchug 
nicht genug thun zu können. In der kurzen Zeit von 8 Jahren (am 1. Septbr. 1842, 
1. Septbr. 1843 und 14. Aug. 1850) wurden allein 3 Geſetze erlaffen, deren weſent⸗ 
lichfte Beitimmungen auf folgende Puncte hinauslaufen: Bor allen Dingen unter: 
icheidet man zwei Arten von Muftern: Ornamentzeihnungen und Nützlich— 
feitsmufter. Unter den eriten verfteht man Zeichnungen, weldye auf der Oberfläche 
eines Stoffes, 3. B. bei Zeuchen, gemalten Papieren u. |. w. oder an der Form felbit, 
- 3.8. bei Porzellanvajen, Glas» und Thonwaaren u. f. w. gebraucht werden. Bei 
den Nüglichfeitsmuftern ift weniger die äfthetiiche Form, fondern die praftifche Wich— 
tigfeit der Geftalt die Hauptiache, 3.B. bei Stahlfedern, Maſchinen, Keſſeln u. ſ. w. 
und nähern ſich derartige Mufter in hohem Grade den eigentlichen Patenten. Die 
engliihe Geſetzgebung erfennt ftreng genommen fein Eigenthumsrecht des Erfinders 
an, denn fie läßt ji den Schuß ziemlich hoch bezahlen. Wer fid) den Alleinbefig eines 
Mufters erfaufen will, hat bei dem Muftereinbringungsoffice zwei gleichlautende Be: 
ichreibungen nebft Zeichnungen des betreffenden Gegenjtandes mit feinem Namen und 
feiner Adrefje einzureihen. Das eine Eremplar bleibt auf dem Bureau zurück, das 
andere wird dem Petenten mit der Beicheinung der Eintragung zurüdgegeben. Gleich 
zeitig wird ein befonderes Zeichen gewählt, mit welchem der Erfinder En Fabricat bei 
Verluft des Eigenthumsrechtes zu verfehen bat. Das Eertificat für ein Ornamenta- 
tionsmufter foftet von 5 Schill. bis 4 Pfd. St. 10 Schill.; ein Nüglichkeitsmufter 
10 Pfd. St. Die Dauer des Schuges ift für Ornamentationsmufter je nad) den Roh: 
ftoffen von */, bis 3 Jahre feitgelegt , für Nüglichfeitsmufter beträgt fie in der Regel 
3 Jahre, doch fann von dem Handelsrathe eine Verlängerung bewilligt werden. Die 
Nahahmung eines eingetragenen Mufterd wird für jeden einzelnen Fall mit 5—30 
Pfd. St. beſtraft. — Wir bezweifeln, daß die engliſche Regierung mit diefem Ge: 
fege, das von Härten nicht freizufprechen ift, ihren Zweck erreicht hat, obgleich der 
furze Zeitraum von 1850 an zu wirflihen Erfahrungen faum beredytigt. Wenn die 
englifchen Waaren in der ganzen Welt willige Käufer finden, fo gefdieht es weniger, 
weil fie mit der äußern Eleganz eine für das Auge gefällige Form verbinden, ſondern 
weil fie meijt nad) Güte und Qualität ausgezeichnet geliefert werden, umd der leßtere 
Vorzug läßt und gern jenen Mangel überjehen. Die Induflrieausftellung von 1862 
zeigte allerdings für englifche Induftrieergeugniffe manchen Fortfchritt in der fünfte 
leriſchen Auffafjung, doch fommen diefe Erfolge weit mehr auf die neu errichteten Zeis 
chenichulen und die anerfennenswerthen Beftrebungen der engliſchen Induftrie den 
Geſchmack zu veredeln. 

In den Bereinigten Staaten von Nordamerifa ift die Induftrie ducch ein 
fehr ftrenges Geſetz gefhügt. Jede Nachahmung rines patentirten Mufterd, das in 
der Regel volle 7 Jahre Eigenthum des Erfinders bleibt, wird mit 100 Doll. und 
darüber beftraft. 


Muſterſchutz. 605 


In Oeſterreich iſt unter dem 7. Dechr. 1858 ein Muſterſchutzgeſetz erlaſſen 
worden, das mit dem 1.März 1859 in Wirfjamfeit getreten ift. Unter „Mufter" wird 
jedes auf die Form eines Jnduftrieergeugniffes bezügliche, zur Uebertragung auf ein 
joldye8 geeignete Vorbild oder Modell verjtanden, und wird das ausjchließliche Be: 
nutzungsrecht auf 3 Jahre ertheilt. Ehe das Mufter, welches gefchüst werben foll, 
in den Berfehr gebracht ift, joll e8 der Erfinder oder der Eigenthümer in der Ganzlei 
der Handels» und Gewerbefammer, in deren Bezirf er wohnt, niederlegen und ift es 
ihm überlaffen, dafjelbe offen oder in einem verfiegelten Umfchlage zu überreichen. 
Darüber wird ein Protocoll aufgenommen, das Mufter demfelben beigefügt und der 
Eigenthümer erhält gegen Erlegung von 10 Gulden, weldye in die Gaffe der Han: 
delsfammer fließen, eine Abjchrift des Protocolls als Eertificat. Innerhalb eines 
Jahres nad) der Hinterlegung muß der Schugberedhtigte das Mufter innerhalb des 
öfterreichiichen Staates auf Induftrieerzeugnifie anwenden und die legteren in Verkehr 
bringen. Dann werden die Siegel in Gegenwart von 2 Zeugen und unter Aufnahme 
eines Protocolls abgenommen und die Einficht des Mufters ift Jedermann geftattet. 
Das Recht geht indefien verloren, wenn das Mufter binnen einem Jahre nicht zur 
Anwendung gelangt ilt. Jeder Eingriff in das Mufterrecht, gleichviel ob er durch un: 
befugte Uebertragung oder Nachbildung, oder — durd) den Verkauf der hiernach ge: 
fertigten Waaren geſchieht, begründet für den Verlegten das Recht, auf die Einftel: 
lung der fernern Anwendung des Mufters und des fernern Verkaufs zu dringen. Der 
Beitger des Patents fann ebenjo verlangen, daß die zur Nahahmung gebrauchten 
Werkzeuge und Hülfsmittel für dieſen Zwed unbrauchbar gemacht werden, ja er ift 
jogar berechtigt, noch vor der Entſcheidung über feine Beſchwerde die Beichlagnahme 
der Waaren und Werkzeuge zu verlangen. Läßt fi) ein wiſſentliches Vergehen nad): 
weifen, jo ift außer einer etwa auch nad) dem allgemeinen Strafgefege eintretenden ° 
Strafe eine Geldbuße von 25—500 Gulden zu verhängen, welche je nach den Ber: 
mögensverhältniffen in Arreft — und zwar für einen Tag je 5 Gulden, verwandelt 
werden fann. Bei Rüdfällen kann die Strafe verdoppelt und außerdem eine Arreft: 
firafe von einer Woche bis zu drei Monaten verhängt werden. Als ein erſchwe— 
tender Umſtand wird endlich bei der Bemeſſung der Strafe in Anſchlag gebracht, 
wenn der Eingriff in das Mufterrecht durch einen Arbeiter oder I sig des 
BVerlegten erfolgte. Dem Vernehmen nad) fteht in Oeſterreich eine Reform dieſes 
Geſetzes bevor. 

Im Jahre 1864 ift auch Rußland mit einem Mufterihuggefeg nachgefolgt. 
Sämmtlicdye nad) dem privilegirten Mufter gearbeiteten Babricate müſſen ein beftimm: 
tes Fabrifzeichen erhalten, weldyes zugleich die Zeit des Erlöfchens des Privilegiums 
angiebt. Der Schutz wird auf 1—10 Jahre gewährt und foftet außer Stempel: und 
Eintragungsfoften pro Jahr 50 Kopefen. Jede unberechtigte Nahahmung eines pri— 
pilegirten Mufters wird mit 50--200 Rubel beftraft, abgefehen davon, daß der 
Eigenthümer außerdem noch auf Schadenerjag antragen fann. 

Bon Seiten einzelner deuticher Induftriellen ift zu wiederholten Malen der 
Wunſch ausgeiprochen worden, daß daſſelbe „Recht des geiftigen Eigenthums“, das 
bei den Patenten gilt, aud) auf die Fabrifmufter ausgedehnt werden möchte. Der 
Mangel eines er Geſetzes joll der Grund fein, weshalb neue Mufter und Formen 
in Deutſchland nur felten felbitändig erfunden würden, da die Koften der Erfindung, 
der Umformung in Modelle, Abvrüde u. f. w. dem Erfinder nur höchft ſelten erfegt 
würden, weil nad) dem Erjcheinen der erften Eremplare die Erfindung fofort Gemein- 
gut werde. Dem Fabricanten bleibe ae faft nur der Ausweg, fremde Mufter felbft 
mitnachzuahmen und, fo lange die Geſchmacksrichtung vorzugsweiſe von Paris aus 
Dietirt werde, in der nächften Saifon mit franzöfifhen Muftern aufzutreten, wobei 
allerdings nidyt zu umgehen fei, daß die geichüsten franzöftichen und englifhen Con— 
currenten ihre Producte der Neuheit wegen zu den höchſten ‘Breifen verwerthen könn— 
ten, während den Deutichen nur die Nadylefe übrig bleibe. Je mehr es wünſchens— 
werth ſei, daß die deutiche Induftrie felbftändig arbeite und ſich die Driginalität der 
Mufter zu erhalten ſuche, defto dringender jei auf dieſem Gebiete der zur Zeit nod) 
fehlende gejegliche Schug. Zugleich wird auch darauf hingewiefen, daß in dem mit 
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Oeſterreich unter dem 19. Februar 1853 abgeſchloſſenen Zoll- und Handelsvertrage 
Verhandlungen wegen übereinſtimmender Maaßregeln in Betreff ausſchließender Be— 
nutzungsrechte auf Muſter in Ausſicht geſtellt worden ſeien, und verlangt man bal— 
digſte Erfüllung diefer gegebenen Zufagen, befonders feitdem in Defterreich ein Mu: 
fterichußgeieg gegeben worden iſt. Es veriteht jich von ſelbſt, daß ein foldyes Geſetz, 
wenn ed nur von einzelnen deutfchen Staaten angenommen würde, der Induftrie nur 
unnöthige Bemühungen und Koften, aber audy gar feinen Schuß gewähren würde, 
da man im Nadhbarftaate das Mufter ungefährdet gebrauchen könnte. Bon vornher- 
ein ift daher auch ein einheitliches deutfches oder mindeftens ein Zollvereinsgefeß in 
Ausfiht genommen worden. So war in den Zollvereindconferenzen und beſonders 
zur Zeit der Münchener Induftrieausftellung der Mufterfchug der Gegenftand lebhaf- 
ter Grörterungen und wurde derjelbe auf Grund eines von dem handelspolitifchen 
Ausſchuſſe abgegebenen Gutachtens in der Bundestagsfigung vom 7. Novbr. 1851 
zur Sprache gebracht, ohne daß es indeß zu einem Nefultate kam. In Preußen ift 
von Seiten einiger Handeldfammern (3. B. 1853 von der Berliner Kaufmannidyaft, 
fpäter in einer von 500 Unterfchriften bededten Petition an das Haus der Abgcord- 
neten) wiederholt auf ein Mufterichuggefeg aufmerkfam gemacht worden, — hat 
Leonor Reichenheim vor einigen Jahren einen Entwurf für ein Muſterſchutzgeſetz 
ausgearbeitet. :Der Reichenheim'ſche Entwurf beantragt für den einem jeden Mufter 

ewährten Schuß eine jährlidhe Gebühr von 10 Thalern, „Damit durch diefe hohe 
* den Andrange unbedeutender Gegenſtände eine Schranke gelegt werde‘. Da dem 
kleinern Fabricanten für feine Erzeugniffe, welche feinen glei hohen Werth haben, 
nicht derfelbe Schug zu theil werden Sl wie dem Producenten werthyoller Erzeug— 
niffe, fo fehlt in dem Entwurfe die Gewährung gleihberechtigter Anſprüche auf den 
ftaatlihen Schutz. Eine Fabrik, die jährlich 100 und mehr neue Mufter liefern fann 
und nicht jelten liefert, hätte außerdem für den gefeglichen Schug etwa 1000 Thlr. 
zu zahlen, hundertmal ihre Erflärung zu Protocoll zu geben u. |. w., und das Alles 
für einen Vortheil, der ziemlich imaginärer Natur iſt. 

Die Gefeßgeber find mit der Ertheilung des „geiftigen Eigenthumsrechts“ ziem- 
lich freigebig gewefen, und doc) läßt fich — bei dem Muſter auf feinen Fall recht: 
fertigen (vergl. den Art. „geiftiges Eigenthum“). Anftatt das Werf eingehender Stu— 
dien und langdauernder Unterfuchungen, die doch bei den Erzeugnifien der Literatur 
und der Kunft und meift auch bei gewerblichen Erfindungen vorausgefegt werben 
fönnen, ift das Mufter in der Regel das Werk eines glüdlichen Einralls und des 
Augenblids. Es gründet ſich nicht auf Foftipielige Erperimente und fdywierige Lehr: 
fäge, fondern auf den Kormenreichthum der fchaffenden Natur, die Schönheiten 
nicht dem Einzelnen, fondern der Gefammtheit darbietet. Bei den Patenten ift doch 
gewöhnlich etwas ganz Neues vorhanden, Das der Mitwelt, wie früheren Generatio— 
nen unbefannt war: bei den Muftern und Verzierungen dagegen wird Niemand be: 
haupten wollen, daß die Vorzeit nicht irgend einmal dielelben Phantaftegebilde zu 
Tage gefördert hätte. Und doc foll Jemandem, der zufällig auf diefelben Kormen 
gekommen ift, die Anwendung unterfagt werden, weil ein Anderer die Priorität der 
Anmeldung für ſich hat! 

Doch felbft Zwermäßigfeitsgründe ſprechen nicht einmal für die Einführung des 
Muſterſchutzes. Der Schuß des Staates fann einem Fabricanten heute fehr angenehm 
fein, weil ein Mufter, das er fidy erſt mit ſchweren Koſten verfchafft hat, nicht nach— 

emacht werden darf, daffelbe Geſetz kann ihn aber morgen ohne fein Verſchulden 
Rraffältig finden, weil das neuefte Mufter oder die äußere Korm eines Artifels einer 
bereits geihügten Zeichnung ähnlich ift, von deren Exiſtenz der Fabricant erft durch 
den Strafantrag Kenntniß erhält. — Der abfihtlihen Nahahmung wird dagegen 
nichts leichter fein, als durch Heine unweſentliche Aenderungen in der Zeichnung, 
durd) Veränderungen in der Schattirung, durdy andere Längen: und Breitendimen- 
fionen, durch einen farbigen Untergrund, durd) reichere Ausſtattung, oft nur durch 
das Weglaffen oder Hinzufegen einer einzigen Linie daffelbe Mufter zu benugen, ohne 
daß dem Berlegten trog feiner Quittung über bezahlte Gebühren, trog der gehabten 
Mühe beim Nachſuchen um den ftaatlihen Schuß, trog des Niederlegens der Zeich— 
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nung bei den Behörden die zur gerichtlichen Belangung erforderliche Conſtatirung der 
wirklichen Nachahmung gelingt. Und wiederum iſt hervorzuheben, daß Geſetze, welche 
umgangen werden können, Dem, welchen ſie ſchützen ſollen, die falſche und nachthei— 
lige Meinung der Sicherheit gewähren, die große Menge dagegen demoraliſiren hel— 
fen, indem jte dad Anjehen und die Schen vor der Llebertretung der guten Gejege 
untergraben. 

Die Anmeldung eines Mufters zum Zwecke der Patentirung — die fehlende Ges 
feggebung hat für den Act felbft noch feinen Namen geichaffen — koftet Zeit und Geld, 
und eine einzige Babrif kann in der Lage fein, innerhalb eines Jahres viel von diefen 
beiden foftbaren Artifeln deshalb opfern zu müflen. Und doch muß der Staat dem 
Betheiligten jelbft überlaffen, Uebertretungen auszufundichaften, und nur dann wird 
er mit der ganzen Wucht der Gefege, die hier allerdings nicht viel befagen will, den 
Uebelthäter zur Strafe ziehen. Dieſe Ueberwachung iſt aber ein Moment, das nicht 
zu überjehen ift. Bei der Lebhaftigfeit unfers Verfehrs gelangen die fertigen Waaren 
während 2 bis 3 Tagen in die entfernteften Theile Deutidylande, und jedes neue 
Mufter fann dem Goncurrenten fofort, nachdem es auf den Marft gebracht worden 
ift, befannt fein. In den eigentlichen Induſtriebezirken wird vielleicht dem Fabrican— 
ten der Mißbrauch lange Zeit verborgen bleiben, weldyer an irgend einem abgelegenen 
Drte mit feinem Mufter getrieben worden ift. Bei dem rafchen Wechſel der Mode 
fann ferner ein Mufter felbft für den Befiger ſehr fchnell an Werth verlieren, fo daß 
er ed nicht der Mühe werth hält, unberechtigte Nachahmer zur Rechenſchaft zu ziehen. 

Außerdem erfcheint Das Mufter nicht wichtig genug, um mit Hülfe etwaiger 
Be gehn und je nach Ermeffen der Behörden offen gegen die Geſetze der 

ütererzeugung und Gütervertheilung fündigen zu laffen. Hält es doch nicht ein- 
mal einen Vergleich mit den zu patentirenden Erfindungen aus. Diefe berühren das 
Weſen, den innern Gehalt, die Brauchbarfeit eines Gegenftandes, jene nur die äußere 
Form; für diefe ift der Nugen enticheidend, für jene nur der angenehme Eindrud auf 
das Auge als eine Nebenſache, welche mit der Güte der Waare gar nicht zuſammen— 
zuhängen braudyt. Die patentirte Erfindung ift (wenn man von den mancherlei un— 
brauchbaren Neuerungen abfieht, welche Jahr aus Jahr ein patentirt werden) ver: 
möge ihres innern Werthes zu langer Dauer berufen, — das Muſter Dagegen ift dem 
rafchen Wechjel der Mode unterworfen. Je jchneller ver Fabricant neue Formen auf 
den Marft bringt, defto rentabler wird fein Gethäft ſein. 

Bis die deutſche Induſtrie dahin gekommen ſein wird, mit originellen Muſtern 
und Moden aufzutreten, wird ſich der unternehmende Fabricant unterdeſſen kaum ab— 
halten laſſen, ſelbſtändige Muſter und Formen zu erfinden oder zu kaufen, ſelbſt auf 
die Gefahr hin, daß ſie von dem Concurrenten nachgeahmt würden. Der Einzelne 
wird ohnehin nicht im Stande ſein, den ganzen sei Fach Marft und den Erport zu 
verforgen und allen Beftellungen zu genügen, um jo mehr, als die wechjelnde Mode 
jedem Mufter und jeder neuen Form eine meift ganz furze Blüchezeit geftattet. Außer- 
dem hat aber der Gewerbtreibende, welcher mit etwas Neuem zuerft auf dem Marfte 
erfcheint, auch hier den großen Vortheil der Priorität für ih, und nicht felten ent: 
ſchädigen die höheren Preiie, welche, fo lange die Goncurrenz fehlt, willig gezahlt 
werben, vollfommen für die Gefahr ver Nachahmung. Grlangt die neue Erfindung 
den Beifall der Confumenten, fo werden neue Beftellungen doch in der Regel bei Dem 
gemadht, von weldyen der Artifel zuerft bezogen wurde, und wenn der Fabricant in: 
folge der etwa eingetretenen Goncurrenz den reis auch etwas billiger ftellen müßte, 
das Hauptgejchäft wird er doch behalten, und in vielen Fällen wird er, weil er bei 
der Bearbeitung des betreffenden Mufters bereits Erfahrungen gefammelt oder in der 
Anwendung der neuen Formen größere Uebung erlangt hat, audy billiger arbeiten 
fönnen, als die Goncurrenten, weldye mit ihren Verſuchen erft begonnen haben. 

Literatur: Meißner, Bier Gefege für das deutiche Gewerbeweien (Leipzig 
1848). — Rengih, Staat und Volkswirthſchaft, S. 129 ff. (Leipzig 1863). — 
Außerdem enthalten die „Verhandlungen des niederöfterreihifchen Gewerbvereins“ in 
den Jahrgängen 1856— 1858, das Gewerbeblatt für das Großherzogthum Heflen 
(Jahrg. 1855 u. 1858) und das preuß. Handelsarchiv hinreichendes Material, doch 
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wird in diefen Blättern der entgegengefegte monopoliftiiche Standpunct vertreten. — 
Ferd. Noll, Mufterfhug (Berlin). — 5. Noll, Das UÜrhebereigenthum an Mu: 
ftern (Berlin 1865). H. R. 


N. 


Nachfrage und Angebot. 

Obwohl formell die Beftimmung des Preifes für Güter und Leiſtungen aller Art 
durch das freiwillige Uebereinfommen des Verkäufers und Käufers, mithin im Ver: 
tragswege erfolgt, und daher ein Gegenjtand der Willkür der Parteien zu fein jcheint, 
fo ift doch materiell der Preis theils von dem Werthe der auszutaufchenden Güter und 
Leitungen, d.h. von der Schägung des Widerjtandes abhängig, welcher zu überwin— 
den ift, ehe wir in den Befig des begehrten Gegenftandes gelangen, theils aber ift er 
durch das von den Producenten diejer Güter und Leiltungen bewirkte Angebot und 
von der Nachfrage der Gonjumenten bedingt." Jit die Mitbewerbung der faufluftigen 
Gonjumenten größer, als der Vorrath und die Menge der verfäuflichen Güter reicht, 
fo werden fie dem Verkäufer einen höheren Preis bewilligen müffen, während umge: 
kehrt der Verkäufer niedrigere Preiſe ftellen muß, wenn ihm die Gelegenheit zum Ab: 
faß fehlt. 

Auf die Stärfe des Angebotes und der Nadyfrage haben verfchiedene Umſtände 
Einfluß, welche ſehr mannichfachen Schwankungen unterworfen find. Bei einem Theile 
von Gütern wechjelt die Nachfrage, die Kaufluft mit den auf Sitten und Gebräuchen 
beruhenden Bedürfniffen; fie hängt jogar von der Eitelfeit der Menſchen ab, welche 
bisweilen für diefelben ein ebenfo gebieteriiches Bedürfniß ift, ald der Hunger, und 
felbft eine Laune des Gefchmads und der Mode fann eine große Veränderung in der 
Nachfrage herbeiführen. Diefe Schwankungen bewirken zugleich, daß der Producent 
nicht im Stande ift auf eine beftimmte Größe des Abfages zu rechnen, und daß er 
nicht weiß, ob der Begehr nad) feinen auf den Markt gebrachten Waaren nicht bereits 
wieder abnehmen wird, ehe er fie noch verfauft hat. Ein Hauptmoment für die Stärfe 
der Nachfrage bilden aucd die VBermögensverhältniffe der Conſumenten. Es müfjen 
diefe nicht blos Faufluftig, fondern aud) fauffähig fein, um einen höhern oder niedri— 
gern Preis bezahlen zu fönnen, und die Kauffähigfeit drüdt fid in dem Werthe der in 
ihren Händen befindlichen Geldfummen aus (v. Herrmann, Staatsw. Unter]. p. 72). 

Keil nun Niemand blos um des Vergnügens willen produrirt und die Produ— 
centen vielmehr ihre Waare mur zu Marfte bringen, um andere Waaren, welche fie zu 
ihrem Lebensunterhalte brauchen, dafür zu * ſo findet offenbar die größte 
Nachfrage nad) den Waaren ftatt, welche dem Käufer die zum Leben unumgänglichiten 
und umentbehrlichiten Dinge verſchaffen. Dieje werden unter allen Umſtänden das 
Privileg haben, den Markt an jich zu reißen und fortwährend begehrt zu werben. 
Bei gewiffen Waaren und Gütern fteht jedoch das Angebot nicht in der Macht des 
Menichen. Manche Producte gedeihen nur an beftimmten Orten und unter bejtimms 





1) Mill’fche Gleichung: Der Preis einer Waare iſt auf einem befimmten Marfte gerade 
fo body, um eine dem erwarteten oder fchon vorhandenen Angebote genau entfprechende Nachfrage au 
veranlaffen. Nur bei ſolchen Waaren, die feiner beliebigen Vermehrung fähig find, hängt der Preis 
von Angebot und Nachfrage ab; bei allen übrigen umgekehrt Angebot und Nachfrage vom Preife, 
und dieſer felbft richtet fich nach den Productionsfoften. Angebot und Nachfrage ftreben immer nach 
einem Gleichgewichte, das aber nur da wirflich erreicht ift, wo die Preife auf der Höhe der Producz 
tionsfoften ftehen (Principles III. Ch. 2, 4). — Rojder: Das Preisverhältniß zweier Waaren 
wird zunächit beftimmt durch ihr Berhältniß von m... und Nachfrage Wunſch zu befigen — 
Schwierigkeit zu erlangen). Beim Käufer bilden der Gebrauchewerth der Waare und feine eigene 
Bahlungsfähigkeit die Marimalgrenze des Preifes, die aber auf die anderweitigen Anſchaffungskoſten 
ermäßigt werben fann (und zwar find diefe bei freien Gütern = U), bei monopelifirten =); beim 
Berfäufer bilden die Productionsfoften die Minimalgrenze, die fich aber auf die anderweiten Anfchaf: 
fungsfoften für den Käufer ausdehnen läßt (Orundlagen der NRationalöf. I. $ 101). 
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ten klimatiſchen und atmoſphäriſchen Verhältniffen. Bei anderen Producten ift die 
Größe des Ertrags ebenfalls von verfchiedenen natürlichen Einwirkungen und Zufäl: 
fen abhängig, 3. B. beim Fiichfang, der Seidenproduction, der Bienenzucht, felbit 
der Schafzucht und bei der Ernte. 

In allen diefen Fällen läßt fidy die Quantität der anzubietenden Producte nicht 
willkürlich vermehren. Die Nachfrage nady den Bodenerzeugniffen hauptſächlich ver: 
mehrt fid) andererjeits ebenfo wie die Nachfrage nad) Grundftüden mit dem Wade: 
thum der Bevölferung und weil die Quantität des Ertrags der Grundftüde ſowie die 

enge der legteren an ſich eine beſchränkte ift, jo muß nothwendigerweife eine Preis: 
erhöhung eintreten, welche jolange andauert, bis entweder durch Verbefferung des 
fandwirthichaftlichen Betriebes (Umänderung des Verhältniffes zwifchen Butter: und 
Getreidebau, Verwandlung der Waldflächen in Felder, Vergrößerung des Vichftan: 
des, Verminderung der Productionsfoften, Werbefferung der Mahleinrichtungen ıc.) 
oder durch Verbeflerung der Transportmittel und durch Einfuhr aus entfernteren 
Ländern die vermehrte Nachfrage gehoben wird. 

Eine ſchlechte Ernte vermindert das Angebot von Getreide; fie hat jedoch kei— 
nen Einfluß auf das Angebot anderer Producte und modificirt nur deren Werth. Der 
Kornpreis jteigt, der Werth anderer Waaren dagegen finft. So wird eine fchlechte 
Ernte wenigftens zunächſt die Wirfung haben, daß die Fleifchpreife finfen, weil die 
Grundeigenthümer weniger Vieh beibehalten und aufziehen können. Ganz das Ge 
gentheil aber findet ftatt, wenn die Ernte reichlich ausgefallen ift. 

Allein nicht blos durch die Einwirkung natürlidyer Berhältniffe fann eine Ver: 
änderung in dem Angebot von Producten herbeigeführt werden. Auch die Menichen 
jelbft üben einen ſolchen Einfluß aus. So kann der Mangel an Arbeitskräften häufig 
bewirfen, daß eine bejtimnte Gattung von Producten nur in geringerer Quantität 
angeboten werden fan. Gewiſſe Erwerbszweige erheiichen von den darin beſchäftig— 
ten Arbeitern eine bejondere Fertigkeit und Geſchicklichkeit, welche ſich nur durch lange 
dauernde Arbeit und Uebung erlangen läßt. Wenn daher in manchen Ländern neue 
Induftriegweige eingeführt werden Jollten, jo erwiejen ſich die einheimischen Arbeiter 
anfangs häufig als unbrauchbar, und es mußten fremde Arbeiter herbeigesogen wer: 
den. So geſchah es 3. B. mit den flandrifchen Tuchwebern in England; die vertries 
benen franzöfiichen Proteitanten führten neue Induſtriezweige in Deutichland ein. 
Deutſche Bergleute werden nod) heute in die ferniten transatlantifchen Länder jowie 
nad) dem Ural begehrt. 

Die Einführung der Mafchinen hat zur Folge gehabt, daß die Käufer die Waare 
nicht nur wohlfeiler, jondern auch beſſer erhalten, und daß fie mithin die Ausgaben, 
welche fie hierdurch erfparten,, zu andern Zweden, zu andern Ausgaben oder zur Bil: 
dung neuer Gapitale verwenden fonnten. Dadurd) geichah es zugleich, Daß gerade die 
Maſchinen ed waren, weldye einer um jo größern Zahl von Arbeitern Unterhalt und 
Beſchäftigung verfchafften. Von diefem Geſichtspunct aus ift daher aud) die Einfüh— 
rung der uidinen von großem volfswirtbichaftlihen Nugen und Vortheil geweien. 
Andererjeitd wurde allerdings durch ihre Einführung häufig eine Gewerbsſtockung, 
ein übermäßiges Angebot von Arbeitsfräften erzeugt, indem die in einem beftimmten 
Gewerbszweig beichäftigten Arbeiter durch die Majchinen aus ihrer Arbeit verdrängt 
wurden, ohne daß ihnen fofort die Gelegenheit geboten war, in anderen Gewerbs— 
zweigen Beichäftigung zu finden. Diejes oft ſehr traurige Verhältniß dauerte 
dann jo lange fort, bi die vermehrte Ausdehnung des Abjages infolge der außer: 
ordentlichen Verminderung der Koften bei den Mafchinenerzeugniffen es möglich 
machte, in dem nämlichen Snduftriepneig diejelbe oder eine größere Zahl von Arbei: 
tern zu beichäftigen. 

Das Angebot mancher Waaren und Producte fann häufig ſich nicht vergrößern, 
weil es an dem zum Betrieb der Unternehmungen nothwendigen, ftehenden oder um: 
laufenden Gapital fehlt. So iſt e8 eine befannte Thatjache, daß e8 in vielen Ländern 
der Landwirtbichaft an dem erforderlichen Gapital fehlt. Diefer Umftand zeigt ſich 
befonders in dem Mangel an Biehftand, und in dem Steigen der Fleifchpreife. Auch 
die induftriellen Unternehmungen brauchen nicht minder große Gapitale, und in capis 
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talarmen Ländern geht daher auch die induftrielle Entwidelung nur langjam von 
ftatten. Das Verhältniß zwiſchen Angebot und Nachfrage nad) Eapitalien ift insbes 
fondere der Regulator des Zinsfußes bei Gelddarlehnen. Bieten ſich zahlreiche Ge— 
legenheiten zur Erlangung eines außergewöhnlicdhen und anziehenden Gewinnes dar, 
fo wächſt aud) die Nachfrage nad) Gapital. Iſt das vorhandene Eapital dieſer Nach— 
frage gegenüber ungenügend, jo fteigt der Zinsfuß. Der hohe Zinsfuß findet daher 
insbejondere in allen den Ländern ftatt, welche fich wie 3. B. Nordamerifa in der er- 
ften raſchen Entwidelung befinden. Hat fid) jedoch das Capital fchneller vermehrt, 
als die Bevölkerung, oder als die Gelegenheit zu einträglichen Gapitalsanlegungen 
vorhanden ift, jo erniedrigt Die Goncurrenz der Unternehmer den — 

Ein wegentliches Hinderniß der freien Goncurrenz jowie bejonders der Vermeh— 
rung des Angebots von Erzeugniffen verfchiedener Art bilden zum Theil auch noch 
viele ftaatlihe Einrichtungen. Dahin gehören ſowohl die Staatsmonopole ſelbſt, vers 
möge deren der Staat als Selbitunternehmer, Händler oder Fabricant die Preiſe vers 
ſchiedener Etoffe firirt (Tabads-, Salamonopole ı.), als aud) die vom Staat einzel: 
nen Glaffen der Bevölkerung oder einzelnen Perſonen ertheilten Monopole, Privile— 
gien, Schug: und Einfuhrzolle, Erfindungspatente, fowie die Beichränfungen des 
gewerblichen Verkehrs durch Zünfte, Innungen, nit minder endlich aud) die Hemme 
niffe der Freizügigfeit. 

- Nur da, wo unbeichränfte freie Concurrenz ftattfindet, kann ſich auch ein richti— 
ges Verhältniß, ein Gleichgewicht zwiſchen Angebot und Nachfrage entwideln. Wo 
dies der Fall ift, entwideln ſich aud) gejunde und richtige Preisverhältniffe. Denn 
wenn aud) der laufende oder Marktpreis vielfahen Schwanfungen im Verfehrsleben 
unterworfen ift, To gravitirt er doch ſtets, wie ſchon Adam Smith ridytig bemerkte, 
gegen den natürlichen oder Koftenpreis. Der Durchſchnittspreis der Waaren, d. h. 
die Quantität einer Waare, weldye gegen die Quantitäten einer andern Waare aus: 
getaufcht wird, beftimmt ſich regelmäßig durd) die Productionsfoften , das heißt, alle 
die Ausgaben, weldye die Erzeugung irgendeines Products nothwendig macht. Würde 
der Preis nicht die Productionskoften decken, fo würde der betreffende Producent ent» 
weder feine Arbeit mit Verluft fortfegen müffen, oder diejelbe folange vermindern, 
fuspendiren oder ganz aufgeben müffen, bis infolge der hierdurch eintretenden Ver: 
minderung des Angebots der ‘Preis wieder in die Höhe fteigt. Ueberſchreitet aber der 
a. die Productionsfoften, fo werden Die en und beziehlich andere 

nternehmer durch den hohen Preis und Gewinn veranlaßt, die Arbeit und Pro— 
duction zu verdoppeln und zu vergrößern, bis das verdoppelte oder vergrößerte Ange: 
bot den Preis wieder bis auf einen geringen Betrag über die Productionsfoften zus 
rüdgeführt hat. Denn durd) den hohen Steig und die Vertheuerung fehen ſich die 

Conſumenten genöthigt, ihren Verbraud) einzufchränfen. Der Abſatz vermindert ſich 
daher jolange, bis der Preis der Waare fid wieder dem natürlichen Preiſe nähert. 

Literatur: v. Hermann, Staatswirthicdaftl. Unterfuchungen, 4. Abſchn. 
p-66ff.— Ricardo, Principles of polit. economy and taxation I. chap. 5—7. 
— Say, Traite de Pécon. pol. II. 1—5. — Rossi, Cours de l’&con. pol. I. 
lec. 3—13. — Mar Wirth, Grundz. der Nat.:Dec. Bd. Ip. 281 ff. — J. S. 
Mill, Principles of polit. economy III. Ch.2u.3. — Tooke, History of 
prices Il.p. 155 ff. — Schr eingehend endlich bei Roſcher, Grundl. d. Nationalöf. 
I. $ 101—115. Bernhard Miller. 


Nation, Nationalität ſ. Volt. 


Natur (Naturfräfte). 

Die Natur fpielt bei der Gütererzeugung eine Hauptrolle, indem fie überhaupt 
der Inbegriff der organifchen und unorganifchen Dinge, d. h. der Thiere, Pflanzen, 
mineralifchen Stoffe und der fie geftaltenden Kräfte und Gefege ift. Sie liefert die be— 
fruchtenden Elemente, den Boden, die Luft, dad Waffer, den Regen, die Sonnen: 
wärme, die Eleftricität, die Keimfraft und das Wachsthum — Alles umfonft. Der 
Menic hat nur darnach zu greifen. 
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Die Natur bietet Stoffe und Kräfte dar, welche entweder in faft unbegrengter 
Fülle, oder in befchränftem Maaße vorhanden find. Die erfteren find, vermöge ihrer 
Beichaffenheit und Lage, faft ohne alle Mühe au jeder Zeit zu haben, fie fönnen die 
fogenannten freien Güter genannt werden; die legteren find nur durch eine bald 
Fleinere bald größere Anftrengung zu erlangen. Werden auch alle diefe Güter an und 
für fich von der Natur umfonft geliefert, fo ftehen fie hinfichtlich ihrer Benutzbarkeit 
in verfchiedenem Verhaͤltniß oder in verfchiedener Entfernung vom Menfchen. Licht 
und Luft find meiftens ohne alle Anftrengung zu haben, weil ſie für die Menfchen fo: 
zufagen allgegenwärtig und in unbegrenzter Fülle vorhanden find. Mineralien, Pflan— 
zen, Thiere müffen erft mittel8 einer größeren oder kleineren Anftrengung in den Be: 
reich der Benugung des Menſchen — denn diefer ift der Herr der Erde — gebracht 
werden. Aber auch jene erfteren find nicht immer ohne Anftrengung zu erlangen, denn 
dem Perlenfifcher in der Taucherglode muß die Luft durch eine bejondere angewandte 
Mühe zugeführt werden, und da der Menſch während der Nacht das Sonnenlicht 
entbehrt, fo muß er fi) einen Erfag dafür durch befondere Anftrengung verichaffen. 
Auch das Waffer ift in vielen Fällen nur durdy befondere Mühmwaltung zu erhalten. 
Der Unterjchied in der Benugung diefer Güter, deren der Menich zur Erhaltung fei- 
nes Lebens bedarf, liegt alfo nur darin, daß diefelben durch Anftrengung von einem 
mehr oder weniger entfernten Drte geholt, oder in diejenige Lage und Geftalt verlegt 
werden müffen, in welcher fie menfchliche Bebürfniffe zu befriedigen geeignet find. Je 
mehr der Menſch alfo, gegenüber einer gegebenen Summe von Naturgütern, fi) an: 
ftrengt um. in deren Befig zu gelangen, je mehr er arbeitet, defto beifer wird er mit 
den Mitteln zur Befriedigung feiner Bedürfniffe verfehen fein. 

Wenn der Menſch urfprünglich die Naturgüter zur Befriedigung feiner Bedürf— 
niffe durdy feine anderen Kraftmittel, als die ihm angebornen, zu erlangen ftrebt, ift 
feine Arbeit äußerft mühſam. Er erleichtert fich dieſe Arbeit in demfelben Verhältniß, 
in welchem er fid) unentgeltliche Kräfte der Natur dienſtbar macht, um einen Theil 
feiner Arbeit zu übernehmen. Die fteigende Erfahrung und Einficht in die Eigenſchaf— 
ten der Naturfräfte veranlaßte die Menfchen zur Erfindung der Werkzeuge und Ma: 
ſchinen. Durch den Fortjchritt in der Givilifation werden immer mehr Naturfräfte 
der menſchlichen Arbeit nugbar gemacht, und die Arbeit kann mit Hülfe jener immer 
mehr hervorbringen. Der Werth der Arbeit fteigt alfo (Mebergangsperioden abgerech— 
net) ftets, während die früheren Dienftleiftungen, weil fie unter ungünftigeren Um— 
eg zu Stande gefommen, an Werth verlieren, alfo gegen die fpäteren im Nach— 
theile find. 

Die Thätigfeit, die Mühewaltung, die Arbeit, die Dienftleiftung des Men: 
ſchen läßt ſich auf einen Begriff zurüdführen, die Bewegung. Der Charakter aller 
menfchlichen Thätigfeit ift die Bewegung. Wo der Menich diefe Aeußerung feines 
Seins mit der Natur und ihren Kräften in Verbindung fest, entfteht Production und 
Werth. Die urfprünglicyen Etoffe und Kräfte der Natur erhalten demnach erft Werth, 
fobald der Menich fie benugt, in Bewegung, in Anwendung gebracht, in die Lage 
verjegt hat, zur Erzeugung mitwirfen zu fönnen oder verbraucht zu werden. Bei der 
Luft und dem Wafler, welche in unbefchränfter Fülle vorhanden find, ift dies nicht zur 
erörtern, fie find als unentgeltliche Naturftoffe von allen Nationalöfonomen anerkannt. 
Anders verhält man ſich gegenüber den Urfräften des Bodens (vergl. d. Art., Grund 
und Boden“). Allein jene Urfräfte der Natur liegen nicht blos in der Luft, im Waſſer, 
im Boden, jondern auch im Feuer, in der Eleftricität, im Sonnenlicht, im Magnetis— 
mus, in der Schwerfraft und allen jenen Naturfräften, die wir kennen und noch fennen 
u lernen das Glüd * werden; ſie liegen auch in den Thieren und endlich im Men— 
ſchen ſelbſt. Alle dieſe Kräfte find an und für ſich umſonſt. Die Muskelkraft des Pfer—⸗ 
des, der Gerud) des Hundes, die Intelligenz und Erfindungsgabe des Menichen, fie 
find unentgeltlihe Naturfräfte, jo gut wie die unzerftörbaren Urfräfte des Bodens, 
Wenn man den Befig der urfpränglichen Bodenfräfte ein Monopol genannt hat, dann 
fönnte man auch die höhere Intelligenz eines Menfchen ein Monopol nennen; denn 
diefelbe wirft auch mehr Arbeitslohn ab, als das dem Menſchen zugetheilte durchfchnitt- 
liche Maaß von Verftand. Wenn der Befig eines beſſeren Grunpdftüdes ein Monopol 
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— ſoll, ſo gewährt auch der Beſitz eines neuen Gedankens, ſolange er nicht 
ekannt iſt, dem Erfinder ein Monopol. — Dieſe Idee des Monopols iſt beſonders 
ſcharf von Say hingeſtellt worden, doch der einzige Grund von Erheblichkeit, den 
Say dafür vorbringt, iſt, daß einige Naturkräfte Eigenthum werden können, andere 
nicht. „Unter den Naturfräften“, Hal derfelbe, „find einige der Aneignung fähig, 
d. h. fie fönnen das Eigenthum Deffen werden, der ſich ihrer bemädtigt, wie ein 
Feld, ein Waſſerbach; andere laſſen ſich nicht in dieſen ausschließlichen Beftg nehmen, 
fondern verbleiben zum Gebrauche Aller, wie der Wind, das Meer, die Flüffe, die 
als Laftträger dienen, die phuftiche und hemifche Einwirkung der Stoffe aufeinander 
u. ſ. w. Diefer Umftand ift fehr günftig für die Vermögenserzeugung. Jene Natur: 
fräfte, die einer Aneignung fähig find, wie die Ländereien, würden bei Weitem weni: 
ger erzeugen, wenn fein Eigenthümer der Einfammlung ihrer Früchte verfichert wäre 
und mit Zuverficht Gapitalwerth darin verwenden fünnte.“ 

Unter diefen als unentgeltlicdy angeführten Naturfräften fönnen wir aber eigent: 
lich nur die Luft als folche anerkennen, weil fie allein Jedem ohne Mühe zugänglich 
und unfonft ift. Die Flüffe fönnen Eigenthum werden, das beweifen die Flußzölle ; 
das Meer ift gewilfermaaßen Eigenthum der Küftenbewohner, die ed durch Schifffahrt 
und Fiſchfang für ſich ausbeuten, die Eleftrieität ift Eigenthum Derjenigen, welche 
fi im Befige der Materialien befinden, diejelbe hervorzurufen; das Sonnenlicht 
wird erft werthichaffend durd) den Apparat des Photographen, das Feuer hängt von 
dem Befige von Holz und Kohlen ab; auch die Wiſſenſchaft und die Gefege der Me- 
hanif find nicht primitives Eigenthum, fie hängen ab von Eigenſchaften, die nicht 
jedem Menfchen gegeben find. Nur die Luft ift alfo ein jo unaneigenbarer Stoff der 
Natur, wie die Anhänger der Bodenrente ſolche unterfchieden wiffen wollen ; für den 
Mann in der Taucherglode ift indeffen aud) fie e8 nicht mehr. 

Dbgleich alfo Natur und Naturfräfte einerjeits erft durd) die Arbeit des Men» 
ſchen befähigt werden, Güter darzuftellen, andererſeits es der Arbeit des Menichen 
bedarf, um gewiffen dargebotenen Gaben der Natur Taufchwerth für den Menſchen 
zu verleihen; obgleich daher Natur und Naturfräfte an und für fich ausnahmslos als 
Stoff und Kraft ohne Tauſchwerth zu betrachten find: weifen doch noch eine Anzahl 
der bedeutendften Nationalöfonomen der Natur bei der Production von Gütern eine 
gan befondere Stellung an, und unterfcheiden, unferer Meinung nad) mit Unrecht, 

atur, Arbeit und Capital ale die drei wirthichaftliden Productiv— 
fräfte oder als die drei Factoren der werthichaffenden Production, denn es giebt in 
Wirklichkeit nur zwei ſolche Factoren der Erzeugung von Taufchwertb: Arbeit 
und Gapital. 

Literatur: Ausführlichere Begründung in meinen „Srundzügen der National: 
öfonomie” (Köln 1860). — Sehr beadhtenswerth wenn audy die obenerwähnte Son: 
derftellung für „Natur und Naturfräfte” beibehaltend find die Lehrbücher von Rau 
(Grundfäge der Bolfswirthichaftslehre I. $ 86 ff. $ 135 ff.) und Roſcher (Grund: 
lagen der Nationalökonomie I. —— u. 6 46—47). — Quesnay, Maximes 
generales de gouvernement Ch. 3 (1758). — Mac Culloch, Principles II. 
Chap.1.—J. Mill, Elements III,2.— Rossi, Cours d’economie politique I. 


Max Wirth. 


Anmerkung der Redaction. So fehr die Mitarbeiter des Handwörter— 
buchs in ihren volfswirthfchaftliden Orundfägen und Anfhanungen harmo— 
niren, fo hat fih doc in diefem einen Buncte hinfihtlih der Productivs 
fräfte und zwar mit Rückſicht auf die Gtreitfrage, ob die „Natur“ als ein 
felbftändiger Factor der werthſchaffenden Production zu betradten fei, eine 
Uebereinftimmung nicht erzielen laffen (vergl. 3. B. den Art. „Gut“. Obgleich 
die Redaction in jeder Beziehung die in obigem Artifel entwidelten Anſich— 
ten theilt, fo hat fie es doch nicht über fih gewinnen fönnen, die eine Anſicht 
auch in den übrigen Artifeln als die allein berechtigte gelten zu lajfen. Für 
die wirthſchaftliche Praris mag die Gleichftellung des Begriffe „Natur“ mit 
den Begriffen „Eapital“ und „Arbeit“ vollftänpig gleichgültig fein; für bie 
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Darfiellung einzelner Zweige der Volkswirthſchaft bietet die Sonderftellung 
der „Naturfräfte* vielleiht manche Erleichterung bei der Erläuterung ber 
Art und Weife, wie Güter entftehen: im Allgemeinen ift aber die Annahme 
von brei Probuctivfräften nicht ale ein Gewinn für die fireng wiſſenſchaft— 
lihe Auffalfung zu betradten. Gerade auf dieſem Gebiete find noch ein— 
gehbenbere Unterfuhungen höchſt wünfhenswertb und ohne Zweifel fon in 
der nächſten Zeit zu erwarten. H.R. 


Naturalifation ſ. Heimath und Freizügigkeit. 


Naturallöhnung. 

Auch in Perioden ausgebildeter Arbeitstheilung und vollftändig zur Regel gewor- 
denen Geldhandels (im Gegenfag zu Taufchhandel) tritt der Miethhandel mit Arbeit 
noch vielfady in der Form des Taufchhandeld auf. Arbeitsleiftungen werden einge- 
taujcht gegen Nugungsrechte oder Gebrauchscapitalien. Bald bilden legtere die einzige 
Bezahlung für die erfteren, bald einen weientliden, oder überhaupt einen aliquoten 
Theil der Bezahlung. So beziehen Handwerfögehülfen und landwirthſchaftliche Hülfs- 
arbeiter häufig, Dienftboten faft immer, Matrofen ftets einen Theil ihres Arbeits: 
loh nes in Naturalleiftungen und Lieferungen (Wohnung, Koft, Wäſche, Land, Vieh— 
futter, Brotfrucht, Holz, Torf u. f. w.). In mandyen Zweigen der Arbeitövermie: 
thung ergiebt ſich dies von felbft aus der Stellung des Vermiethers zum Miether, 
oder erflärt e8 ſich aus Zwedmäßigfeitsrüdjichten. Das Dienftbotenverhältnig muß 
eine Art von Familienverhältnig fein, Matrofen müffen auf dem Schiffe wohnen, und 
ed wäre kaum möglich, ihnen die Beföftigung felbft zu überlaffen; Soldaten wohnen 
billiger zufammen, werden beffer gemeinſchaftlich beföftigt und auf Koften der Mili- 
tairverwaltung mit Kleidung verſehen; unter den landwirthichaftlichen Dienftboten 
find auch diejenigen, weldye mehr Gewerbögehülfen ala Dienftboten find, an das Haus 
gebunden, fofern ihmen 3. B. die Pflege und Wartung des Viehes anvertraut ift. 
Bisweilen freilich ift das Verharren bei der Naturallöhnung entweder blos Folge einer 
überfommenen Gewohnheit, oder eine nothwendige Conſequenz mangelhafter Ber: 
fehröverhältnifie (jo meift die Naturallöhnung der landwirthſchaftlichen Arbeiter in 
Medlenburg, Pommern, Oft: und Weftpreußen, Poſen u. ſ. w.). 

Die Naturallöhnung hat für Arbeitgeber und Arbeiter manche Vorzüge. Nur 
muß fie nicht ausjchließlicy angewendet werden, weil fonft der Arbeiter genöthigt wird, 
einen Theil feines Lohnes zu veräußern, um diejenigen Berürfniffe zu befriedigen, 
welche nicht ſchon durch die Beftandtheile des Lohnes befriedigt werden können, und 
weil diefer Handel Zeit, Mühe und leicht auch Verlufte Be Auch müſſen die 
Naturalleiſtungen und Lieferungen, welche die Stelle des Geldlohnes vertreten ſollen, 
wo dies angeht, auf Grund vorheriger Verſtändigung zu gewiſſen Durchſchnittspreiſen 
angenommen werden. Dem Unternehmer wird dieſe Art der Ablohnung häufig will— 
fommen fein, entweder weil fie ihm eine fichere Abfaggelegenheit für einen Theil feiner 
Erzeugniffe darbietet, oder weil für ihn die Naturalleiftung faum ein Opfer, oder doch 
nicht ein fo großes Opfer ift, al fie dem Empfänger Gewinn dünkt. Der Arbeiter 
wird, wo Die Naturalleiftung oder Lieferung in Rechten oder Dingen befteht, deren er 
unmittelbar zur Eriftenz bedarf, vor den Einflüffen plöglicher Preisfteigerung feiner 
Rechte und Dinge bewahrt, und ift, wo wenigftens ftrenge Rechtlichkeit waltet, vor 
Uebervortheilungen im Betreff der Qualität und Quantität, welche er übrigens auch 
beide controliren kann, gefichert. 

Indeß hat die Naturallöhnung auch große Schattenfeiten. Dem Arbeitgeber ver- 
urſacht fie — wenigftend wo er de ale AB wen anwendet — eine ver- 
widelte Buchführung und Gontrolichwierigfeiten, und fie zwingt ihn von den frag- 
lichen Naturalien immer größere Vorräthe zu halten, als fonft nöthig wäre. Auch 
bat, wer in natura lohnt, meift mit vielfeitigem Mißtrauen bei den Empfängern zu 
fämpfen. Der Arbeiter andererfeits, wenn er gehalten ift gewiffe Theile feines Lohnes 
in Naturalien anzunehmen, wird häufig davon mehr, als er bedarf, annehmen müffen, 
ohne daß er das Mehr gut verwerthen könnte. Auch ift er mehr als bei Geldlohnung 
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dem Irrthum und der Uebervortheilung ſeitens des Arbeitsgebers ausgeſetzt. Von 
ungebildeten Leuten wird häufig mit einem Vorrath von Naturalien weniger ſorglich 

ewirthſchaftet als mit einem Geldvorrath. Endlich macht die Naturallöhnung den 
Nrbeiter abhängiger von dem Arbeitgeber, ald die Geldlohnung. 

Die Nachtheile überwiegen die Bortheile für beide Theile. Deshalb follte man 
die Naturallöhnung auf die Fälle beichränfen, wo fie nicht zu umgehen find. Mandye 
Vortheile lafjen fi) auf anderem Wege erreichen. Der Arbeitgeber kann ſich 3.2. 
verpflichten, den Arbeitern ihren Bedarf an gewiffen Lebensmitteln, infoweit er Bor: 
rath davon hat, immer gegen Baarzahlung zu angemefjenem Preiſe abzulaffen. 

A. Emminghaus. 


Naturalwirthſchaft. 

Mit Berückſichtigung der hauptſächlichen charakteriſtiſchen Merkmale gewiſſer 
Stufen der wirthſchaftlichen Cultur ſpricht man, freilich ohne damit völlig in ſich ab— 
geſchloſſene Begriffsbilder hinzuſtellen, von Naturalwirthſchaft, Geldwirthſchaft, Cre— 
ditwirthſchaft u. ſ. w. Erblickt man in der Geſchichte der Volkswirthſchaft die Ge— 
ſchichte des Kampfes zwiſchen der Perſönlichkeit und dem Natürlichen, ſo wäre mit 
dem Worte „Naturalwirthſchaft“ etwa das erſte Stadium dieſes Kampfes, dasjenige, 
in welchem der wirthſchaftende Menſch noch völlig abhängig iſt von der äußeren Na— 
tur, oder, da der Menſch durch ſeinen Geiſt von Urſprung an ein gewiſſes Ueberge— 
wicht über das Natürliche beſitzt, dasjenige Stadium zu verſtehen, in welchem ſich erſt 
die erſten Keime ſeiner Herrſchaft über die Natur entfalten. Das iſt beiſpielsweiſe der 
Zuſtand der Jäger», Hirten- und Nomadenvölker, in welchem der Menſch nur zu er— 
greifen und zu verzehren verfteht, was fie ihm bietet. Da die Natur, auf fich ſelbſt an- 

ewiefen, nirgends dem vielfeitigen menſchlichen Bedürfniß entipricht, fo ift Diefer Zus 
Kan ein Armuthszuftand und zugleich ein Zuftand der wirthichaftlicyen Zerfplitterung. 
Es giebt fein Gefammtleben, feinen wirthichaftlichen Gegenfag der Intereflen und ſo— 
mit aud) fein Gejammtintereffe. (8. Stein, Lehrb.d. Volkswirthſchaft. Wien 1858. 
S. 351.) Einige Völker bleiben durch die Natur ihres Landes, weldyes zu arm ift, um 
auch bei angeftrengtefter Arbeit Befriedigung fteigender Bedürfniſſe zu gewähren, und 
welches zu weit ab liegt von den Straßen des Welthandeld, wie die Wüften und 
PBolarländer, andere dur den unerjchöpflichen und felbftthätigen Reihthum ihres 
Bodens, der zu üppig ift, um zur Arbeit zu veranlaflen, noch andere durdy ihre Volks— 
thümlichkeit (Indianer) auf diefer Stufe ftehen. Diefe Völfer werden meift unterwor- 
fen, wenn fie mit weiter entwidelten in Berührung treten, Aus folder Unterwerfung 
entjteht ſelbſt auf an fi ungünftigem Territorium oft rafd) aufblühende Eultur. Auf 
günftigerem Territorium, 3. B. in gemäßigten Klimaten, kann fi der Fortſchritt von 
der Naturalwirthfchaft zu anderen Culturſtadien bei den Autochthonen von Innen her- 
aus infolge der jteigenden Bedürfniſſe vollziehen, können Fiicher, Jäger und Nomaden 
zu jeßhaften Aderbauern und Gewerböleuten werden, lediglid) an der inneren 
Lebenskraft, der wachjenden Bebürfniffe und des fteigenden Mangels bei zunehmender 
bloſer Decupation. 

Meift, wie ſchon erwähnt, treten ald Vorftufen des Iandwirthichaftlichen Gewer» 
bes und als eigentliche Naturalwirthichaftsftufen die Jägerei , Fifcherei und die Heer: 
denwirthichaft auf. Die beiden erften Stufen nennt Rofcher bezeichnend die Stufen 
der blos occupatoriſchen Wirthihaft. (Nationalöfonomik des Aderbaues. Stuttgart, 
Gotta. 1861. S.15.) Man erntet nur, ohne je zu fäen. Das Jagdleben fordert große 
Anftrengungen, großen perjönlichen Muth und einige Gefchidlichkeit. Aber es beftcht 
in einem fteten Wechfel übermäßiger Arbeit und träger Ruhe, größten Mangels und 
wüftefter Bergeudung. Wenig Arbeitstheilung, wenig Capital, wenig ausgebildetes 
Privateigenthbum. Dabei loderes Familienleben und höchft Schwache Anlage zur Staa- 
tenbildung. Ganz ähnlich das Leben der Fifchervölfer. Hier nur etwas mehr Stabili- 
tät, etwas mehr Zugänglichkeit für Gulturfortfchritt. Es fehlt an jenen Anläffen zu 
Kämpfen und Streitigfeiten, weldye das Jagdrevier fo reichlid) bietet. Die natürlichen 
Verhältnifie der Küftengegenden fordern in der Regel mehr Sorgfalt für Wohnung 
und Kleidung. in —— Fortſchritt zeigt ſich in dem Gewerbebetriebe der Hir- 
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tenvölfer. Sie ernten nicht ohne zu ſaͤen. Das Gewerbe kann nur im Umbherziehen 
betrieben, aber verlafiene Weideftreden fönnen fpäter wieder aufgefucht werden. Dies 
bringt eine gewiſſe Regelmäßigfeit in das Umbertreiben — eine Art von Schlagwirth- 
ſchaft. Das Gapital, bei den Jägern und Fifchern gegen die Arbeit in feiner Bedeu— 
tung weit zurüdtretend, überwiegt unter den Gewerbsmitteln des Hirten , jeine Heer: 
den find fein Capital. Das Leben der nomadifirenden Hirten erhebt fid) meift nicht 
über die größte Einfachheit. Allein fie haben mehr Bepürfniffe und befriedigen diefel- 
ben mäßiger und geordneter, als die Jäger und Fiſcher. Wir finden bei Nomaden 
häufig Anfänge einer induftriellen Thätigkeit , das Hauptgewerbe läßt viel Muße übrig. 

Dieje unterften wirthichaftlichen Gulturftufen pflegen das Stadium der Natural» 
wirthichaft nicht auszufüllen ; daffelbe greift meift über in die erften Anfänge feßhafter 
Gewerbe. Denn audy hier ift anfänglid) die Arbeitstheilung noch ſehr wenig entwidelt, 
vie Befriedigung der Bepürfniffe lediglich durch eigene Kraft die Regel; die Natur 
wird zwar jchon zu regelmäßigen Leiftungen in den Dienft des Menſchen gezwungen ; 
aber nody fehlt e8 an derjenigen Kenntniß ihrer Gefege, welche die Herrichaft des 
Menſchen einigermaaßen —328 

Die Grenze des Stadiums der Naturalwirthſchaft wird man am beſten da zu zie— 
hen haben, wo es die Regel zu werden beginnt, daß man, anſtatt die meiſten Ver— 
brauchsgegenftände für Nahrung, Kleidung, Wohnung und ſonſtigen Comfort ſelbſt 
zu verfertigen,, diejelben meift im Wege des Kaufs oder der Beftellung, überhaupt auf 
dem Wege des Handels befriedigt, der dann Schon nicht mehr lediglich Tauſchhandel 
jein kann, weil es dazu an Zeit gebricht. Charafteriftiich für die Raturalwirthichaft ift 
die Naturallöhnung im Miethhandel mit Arbeit, joweit von einem ſolchen überhaupt 
fhon die Rede fein kann; harafteriftifch ferner die ertenfive Bewirthichaftung des Bo— 
dens in der Zeit, fofern überhaupt ſchon eine ſolche Bewirthichaftung ftattfindet ; 
&harakteriftiich vor Allem der mächtige Einfluß, welchen das Territorium auf die wirth— 
ihaftlidye Thätigfeit des Menjchen ausübt. Kann man aber aud) einige ſolche charak— 
teriftifche Merkmale — fo bleibt doch immerhin der Begriff der Naturalwirth— 
ſchaft ein vager und unbeftimmter Begriff, mit dem in der Wilfenfchaft nur ſehr vor» 
fihtig operirt werben mag. A. Emminghaus. 


Navigationsacte ſ. Schifffahrt. 


Nebenbahnen 

find Eiſenbahnen zweiten Ranges (fecundäre Bahnen, Rocal: 
bahnen), welche im Vergleiche mit denen erften Ranges (den Hauptbahnen) für 
weniger beliebte Gegenden, Kleinere Induſtriebezirke, minder wichtige Duerver- 
bindungen u. j. w. mit wefentlidy geringerem Koftenaufwande erbaut werden und 
ihrer ganzen Betriebseinrichtung nad) vorzugsweife den Localverfehr wenig bedeu: 
tender Städte, großer Induftrievörfer, ausgedehnter Rohproductenlager, wichtiger 
Forften u. |. w. unter ſich ſowie mit den Anichlußpuncten der Hauptbahnen und durch 
diefe mit dem ganzen Eifenbahnnege vermitteln. Ihr Nugen, über weldyen im Allges 
meinen dafjelbe geſagt werden muß, was für Eifenbahnen überhaupt gilt ſ. S. 258 ff.) 
ift either noch feineswegs hinreichend gewürdigt worden, weniger vielleicht, weil 
man ſich deffen in paffenden fpeciellen Fällen nicht bewußt geweſen ift, fondern haupt: 
fächlich deshalb, weil Jeder, der feinen Wohnftg in das Eifenbahnneg einzuflechten 
itrebte, zugleich den ſehr nahe liegenden Wunfch hegte, ihn an eine Hauptverfehre: 
linie zu bringen. Auf diefe Weife haben wiederholt kleine Ortfchaften und Induftrie: 
bezirfe, oft mit Aufwendung hoher Koften, Hauptbahnen erhalten, denen mit billigen 
Kebenbahnen weit mehr gedient gewejen jein würde, nicht nur, weil diefe ihr Anlage: 
capital verzinft hätten, ſondern auch, weil fie viel leichter in größere Nähe der Orte 
im Allgemeinen umd einzelner bedeutender Etabliffements insbefondere zu bringen ges 
wefe wären als die Hauptbahnen, bei deren Anlage natürlich immer der durchge— 
hende Verkehr in erfter Linie zu beachten blieb. Hätte man vom Anfange an darauf 
Bedacht genommen unter Berüdfichtigung der größeren Städte und Induftriediftricte 
auf Grund umfafjender Terrainunterfuchungen ein Hauptbahnneg ohne Bead)- 


616 Nebenbahnen. 


tung Feiner Zwifchenorte feftzuftellen, alle minderwichtigen Seitenverbindungen 
dagegen durdy Nebenbahnen bewirkt, man würde der Vollkommenheit im Eifenbahn« 
betriebe fich viel mehr genähert haben. 

Unbegreiflich erfcheint es, wie wenigen der maaßgebenden Kreife e8 bis jegt ge— 
lungen ift mit dem Gedanken an Einführung einer [harfen Trennung zwiſchen 
Haupt: und Nebenlinien beziehlicy ihres Baues jowohl wie ihres Betriebes ſich zu 
befreunden,, da eine ſolche doc) bei den Vorläufern der Eifenbahnen, nämlidy den 
Landftraßen fchon längit ala hödyft zweckmäßig ſich erwiefen hat und es überhaupt wie 
bei allen anderen Dingen jo audy hier ganz in der Natur der Sache liegt das Mittel 
zur Erreichung eines Zwedes diefem Zwede entſprechend einzurichten, nicht aber volle 
Millionen da zu verwenden, wo ebenjoviel halbe, hier und da jogar ebenfoviel Vier: 
telmillionen ausgereicht haben würden. 

Bei den Landſtraßen unterfchieden ſchon die alten Phönizier, Griechen und Rö— 
mer ebenfo wie wir heute nody Hauptitraßen (Ehaufjeen) und Nebenftraßen (Gommun= 
wege) und ift hierbei die Verfchiedenheit keineswegs blos in der Größe des darauf 
vermittelten Verkehrs , fondern ganz hauptſächlich aud) in der Bauart und abhängig 
davon in den Baufoften derjelben zu fuchen. Warum fann man nad) fo bewährten 
Erfahrungen bei den Eifenbahnen jo jchwer zu Aehnlichem ſich entichließen und wie 
ift es daher möglich, daß immer noch wahre Zwitterbahnen gebaut und betrieben wer» 
den, die viel zu weitgehende, aus ihrer Bauanlage herrührende befondere Anforde: 
rungen an die ale —59 — zuläſſigen Betriebsmittel anderer Bahnen ſtellen, als daß 
man ſie für den großen durchgehenden Verkehr als gute Hauptbahnen anzuſehen ver— 
möchte; die andererſeits aber auch wieder viel zu koſtſpielig ſind, als daß man ſie wie 
Nebenbahnen behandeln könnte? Nur die Macht der Gewohnheit neben dem an ſich 
ganz anerkennungswerthen Streben künftige Verkehrsſteigerungen möglichſt im Vor— 
aus zu berückſichtigen läßt dieſe Thatſache erklärlich ſcheinen. In Wirklichkeit freilich 
erklärt fie diefelbe nicht, weil eine mit großen Koften halbwegs in Form einer Haupt- 
bahn hergeftellte Linie, deren Unvollfommenheiten ihre Benugung beichränfen und 
deren Betriebsüberfchuß daher oft eine landesübliche Verzinfung des Anlagecapitales 
nicht gewährt, vom nationalöfonomifchen Standpuncte aus als ein unvollfommeneres 
Mittel zur Erreichung des angeftrebten Zwedes angeichen werden muß, als eine durch 
eine Nebenbahn hergeftellte Verbindung, die dem Verkehrsumfange entipricht und ihre 
Koften dedt. Bon der Anforderung natürlih, daß der Verkehr mit dem gefammten 
Gifenbahnnege allen billigen Münthen entfprechend bequem einzurichten ift, kann 
man aud) die Nebenbahnen nicht dispenfiren, vielmehr wird namentlidy hierauf ein 

anz befonderes Augenmerf zu richten fein, und ericyeint e8 daher zweckmäßig an die— 
* Stelle die Einrichtung der Nebenbahnen wenigftens in allgemeinen Um— 
riffen etwas näber zu bezeichnen. 

Beim Unterbane wäre das Minimum der Krümmungshalbmefier auf ca. 90 
Meter, das Marimum der Neigungen auf 1:40 feftzufegen und dabei weſentlich we— 
niger als bei Hauptbahnen eine Vermeidung verlorener Steigungen anzuftreben, viel 
mehr zur Umgehung großer Bauten, namentlich hoher Dämme und Brücken, tiefer 
Ginjchnitte und langer Tunnel, ein öfterer Wechjel von Steigung und Fall zu geftat- 
ten. Der Dberbau würde für viele Linien durchgängig von fogenannten alten noch 
brauchbaren 3 bis 4 Zoll hohen Schienen herzuftellen fein, da durch die bei wichtigen 
Hauptbahnen mit Rüdjicht auf Einführung ſchwerer Güterzugmaſchinen ftredenweife 
begonnene und nod) lange fortzufegende Einwechjelung mindeftens 5 Zoll hoher Schie- 
nen eine große Anzahl der zeither befahrenen disponibel werden, die bei Benugung 
leihter Locomotiven nod) vieljährige Dauer verjprechen. Die Spurweite aller Geleiſe 
muß gleich derjenigen der —— angenommen werden, wenn der gegenſeitige 
Verkehr nicht ganz empfindlich benachtheiligt werben ſoll. Die Hochbauten endlich 
müßten mit aller zuläffigen Einfachheit, jedoch ſo zur Ausführung gelangen, daß Ver⸗ 
änderungen beziehlidy Erweiterungen daran leicht vorgenommen und diefelben jomit 
den Localbedürfniffen, wie foldye im Laufe der Jahre ſich herausftellen, möglichft ans 
gepaßt werden fönnten. 

Auf derartig conftruirten Nebenbahnen würden nun für die Transporteins 
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rihtung, jo weit ſich diefelbe auf Zugkraft und Magenparf erftredt, jedenfalls 
Tenderlocomotiven — und dafern man fi) anfänglich zu vierräderigen , deren 
Räder gefuppelt, noch nicht entichließen Fönnte — wenigftens foldye mit zwei gefup- 
pelten Achſen und einem beweglichen Vordergeftelle, deren einzelne Räder mit nicht 
mehr als 90 Etr. auf die Schienen drüden, in Ausficht zu nehmen fein, während die 
Wagen ſämmilich vierräderige, mit furzgem Radftande von etwa 2", Meter im Mari: 
mum fein müßten. Natürlid) wäre die Bauart der legteren jo einzurichten, daß fie 
auch auf Hauptbahnen überführt werden Fönnten (fo wie umgefehrt diejenigen Wagen 
der — ——— deren Radſtände das für Nebenbahnen vorgeſchriebene Maximum 
von 2, Meter nicht überſteigen, zum Laufe auf letzteren geeignet fein müßten), damit 
beim directen Verfehre zwiihen Hauptbahn: und Nebenbahnftationen alle außerdem 
nothwendigen Umladungen und dabei unvermeidlichen Beihädigungen der Trans: 
portgegenftände umgangen, dadurd aber wefentlidhe Verluſte an Zeit und Geld 
vermieden und der Jnduftrie Die ihr zugedachten Begünftigungen gewahrt werben 
würden. 

Beziehlidy der Größe der Züge wäre als Grundfag zu beobachten, daß dieſel— 
ben entlang der ganzen Bahnlinie bequem von einer Locomotive zu befördern, eine 
Vorfpannmafchine daher zu vermeiden ſei, da bei der Conftruction und dem Zwecke 
diefer Bahnen dem Verfehre durch eine größere Zahl Fleinerer Züge wefentlidy voll- 
fommener gedient wird, als durch große Züge in Heinerer Anzahl. 

Die Fahrgeſchwindigkeit der Nebenbahnen würde füglih 3 Meilen pro 
Stunde nidyt überfteigen dürfen. 

Was ſchließlich den Koftenpunct betrifft, fo ift mit Nüdficht auf diejenigen der 
bereits vorhandenen Gifenbahnen, welche ihrer Bauart nad) den oben bezeichneten am 
meiften fid) nähern, mit voller Sicherheit zu behaupten, daß der Aufwand für Baus 
und Betriebseinrihtung im Mittel 150000 Thlr. betragen, bei befonders ungünftigen 
Verhältnifien aber das Marimum von 200000 Thlr. pro Meile nicht überfteigen 
werde und erhellt aus einem Vergleiche mit den gegenwärtig beftehenden Hauptbahr 
nen, welche in Deutichland durchſchnittlich mehr als 500000 Thlr., im Marimum 
weit über 1 Million Thlr. pro Meile gefoftet haben, daß die Einführung des Neben 
bahnſyſtems geradezu umentbehrlic) ift, wenn es fi darum handelt, aud) die minder: 
wichtigen Verfehrsgebiete in das Schienennep Des Weltverfehrs einzufledhten und da— 
durch lebensfähig zu erhalten. Speciellere Mittheilungen in „Wieck's Gewerbezeitung“ 
(Leipzig) Jahrg. 1863 Nr. 33" und in der „Deutichen Induſtriezeitung“ (Ehemnig) 
Jahrg. 1864 Ar. 29 u. 30. Dr. H. Fritzsche. 


Niederlagsrect. 

Das Wort Niederlagsrecht fommt in doppeltem Sinne vor; es bezeichnet einer- 
feits die Befugniß des Handel» oder Gewerbetreibenden, an einem von der Haupt» 
niederlaffung verichiedenen Orte ein Zweiggeſchäft zu gründen ; andererfeitd bezeichnet 
man damit dad Recht des Kaufmannes, ausländische Waaren in eigenen Magazinen 
(Entrepöts, Docks) aufzubewahren, um unter gewiflen Bedingungen der Zollbehand-» 
lung auszuweichen. 

In der erften, biftorifc älteren Bedeutung wird jegt nur noch felten von einem 
Nieverlagsrechte geiprochen ; früher haben die Gewerbe: und Handelsgejege allerdings 
die ftrengften Vorſchriften in Bezug auf die Eröffnung von Zweigniederlaffungen oder 
Niederlagen enthalten; als der Zunftzwang noch den numerus fixus der ausübenden 
Meifter eines gewillen Handwerkes feftjegte, mußte natürlich auch darüber gewadht 
werden, daß fein Handwerker eines fremden Ortes durd) Errichtung einer Niederlage 
den Ginheimifchen eine gefährliche Concurrenz bereitete. SoLbeftimmt beiſpielsweiſe 
nody ein öfterr. Hofdecret aus dem Jahre 1806, daß „Handelsleute anderer Provinzen 
außer dem Hauptjahrmarftsplage zur Haltung einer Niederlage in Wien nicht berech— 
tigt“ feien. Zu jener Zeit fonnte alfo allerdings von dem Niederlagsrechte ald einer 
bejondern Befugniß einzelner bevorzugter Arten von Kaufleuten (4. B. der Großhänd» 
ler) oder von Gewerbetreibenden (3. B. in Defterreidy der F. k. privilegirten Landes» 
fabricanten) die Rede fein. 
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Seitdem die Einführung eines freieren Gewerbeſyſtems wenigftend principiell als 
nothwendig anerfannt, und in vielen Staaten ſchon thatſächlich erfolgt ift, entfällt 
auch jeder Grund die Errichtung von Niederlagen irgendwie zu beichränfen, und auch 
das neue deutſche Handeldgefegbuch nimmt die Freiheit der Gründung von Zweig: 
niederlaffungen an (vergl. insbeſ. Art. 21, 86, 152 ıc.). 

Was das Niederlagsrecht im zweiten Sinne des Wortes betrifft, fo bezicht es ſich 
namentlich auf die Benügung der Entrepöts r&els und Aictifs ; jeder Kaufmann, der 
in ſolchen Zollniederlagen feine Waaren lagern darf, hat das Niederlagsrect (j. Freis 
gebiete). F.N. 


Nieberlaffung ſ. Freizügigkeit. 


D. 


Obligation 

(lat. obligatio) bedeutet: 1) urfprünglic das Rechtsverhältniß, vermöge defien 
eine Perſon (Gläubiger, ereditor) das Recht hat, von einer beftimmten andern Per: 
fon (Schuldner, debitor) eine Xeiftung zu fordern, weldhe einen Vermögenswerth in 
ſich fchließt oder fi auf einen folchen zurüdführen läßt Forderungsrecht); 2) vie 
diejem Recht entſprechende Verpflichtung auf Seiten des Schuldners (Schuld) ; 3) die 
zum Beweis des Schuldverhältniffes aufgenommene Urkunde (Dbligationsjchein). 
Die Lehre von den Obligationen bildet einen der wichtigiten Theile des Privatrechts 
— Dbligationd- oder DObligationenreht, Forderungenrecht. Gegen: 
ftand der Dbligation kann fein entweder eine individuell beftimmte Sache, welche aus 
dem Bermögen des Schuldners in das des Gläubigers übertragen oder auch nur Die 
ſem zurüdgewährt werden foll, oder eine Quantität von nur der Gattung nad be» 
ftimmten Saden, insbejondere eine Summe Geldes, oder eine Handlung oder Unter: 
lajjung des Schuldners, namentlich auch eine ganze Reihe von Dienftleiftungen (wie 
bei der Dienftmierhe), Gewährung einer Sadye zum Gebrauch (wie bei der Sadıen- 
miethe), Ausführung eines Unternehmens, 3. B. eines Gebäudes, Waarentranspor- 
ted; ferner der Erſatz eincd entitandenen Schadens oder entgangenen Gewinnes 
(Interefie\, insbeſondere Verſicherung gegen beftimmte Gefahren, Berahlun einer 
Goursdiffereng u. |. w. Es kann auch zwijchen mehreren Gegenftänden dem Schuldner 
oder dem Gläubiger die Wahl gelafien jein — alternative DObligation. Hit 
für die Leiftung eine Gegenleiftung bedungen, jo daß jeder der Betheiligten zugleich 
Schuldner und Gläubiger ift, jo heißt die Obligation eine zweifeitige (jo beim 
Lieferungsgeichäft, wo der eine Theil die Waare, der andere Theil den Preis jchuls 
det, oder bei der Miethe) ; eine einfeitige Dagegen, wenn nur ein Theil Schuldner 
ift (Schenfungsveriprehen, Darlehn, Depofition u. f. w.). Mehrere Schulpner kön- 
nen fidy gegen einen Gläubiger dergeftalt verbindlid machen, daß dieſer von jedem 
nad) feiner Wahl den ganzen Gegenjtand fordern kann (daß „Einer für Alle und Alle 
für Einen“ haften) —folidarijche oder Eorrealobligation, Geſammtſchuld. 
Eine foldye pflegt 3. B. bei den VBorfchußvereinen ftattzufinden, ebenfo haften nad) dem 
Handelsgeſetzbuch die Mitglieder einer offenen Handelsgeſellſchaft für alle Gejelichafts- 
ſchulden folidariich ; desgleichen wird bei der Bürgichaft häufig ſolidariſche Obligation 
des Bürgen ausbedungen. 

Den wichtigſten Entftehungsgrund der Obligation bilden, wie ſchon im Obigen 
angedeutet, Rechtsgeichäfte, insbeiondere Verträge (Eontracte) ; ferner vertragsähnliche 
Berhältniffe, z. B. Antritt einer Erbichaft, welcher die Pflicht zur Auszahlung der 
Vermaͤchtniſſe bedingt; endlich gewifle Zuftände, 3. B. Verwandtichaft (Alimentas 
tionspflicht), zufällige Bereicherung auf Koften eines Andern u.a.m. Da bie 
Arbeitötheilung in der Regel und ebenfo der Uebergang der Güter aus einer Hand 
in Die andere of ausſchließlich durch NRechtsgeichäfte vermittelt wird, deren Weſen 
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in der Erzeugung von Obligationen beſteht, fo ſpringt die Bedeutung der Obli— 
gation für die Volfswirthihaft von jelbit in die Augen — eine Bereutung, welche 
mit der Ausbildung des Verkehrs fortwährend gewachſen ift, während 3. B. in den 
ältern deutichen Rechtsbüchern das Obligationsrecht gegen das Sachenrecht jehr in den 
Hintergrund tritt. Namentlich gehört das Handelsrecht in feinen wichtigften Theilen 
dem Obligationsreht an. Das Bedürfniß, den Gredit zu mobilifiren, hat dahin 
geführt, daß die Urkunden über eine Obligation (Obligationen in dem Sinne unter 
3) häufig nicht auf einen im Voraus beftimmten Gläubiger, jondern auf den jeweili— 
gen) Inhaber geftellt werden — Inhaberpapier, Obligation au porteur, im 
Gegenjag des auf einen beftimmten Gläubiger lautenden fog. Rectapapiers. Die 
Ausgabe (Emiffion) und Girculation folder Papiere fegt natürlich die notoriſche 
Greditfähigfeit des Schuldners, welcher fie zuerft ausgiebt (creirt), voraus. Daher 
hat der Staat es hier und da für nöthig gehalten die Emiſſion von Geldpapieren auf 
Inhaber SPBrivatperjonen gänzlich zu unterfagen und fie überhaupt von feiner Geneh- 
migung abhängig zu machen. Die Anlehen der Staaten, Gemeinden, Aectienvereine 
und anderer juriftiicher Perſonen werden faft regelmäßig durd) Emifjion von Inhaber- 
papieren realiſirt; für fie jind daher die Bezeihnungen Staatd-, Stadtobliga- 
tionen a. allgemeinüblic. Auch die Banfnoten tragen dieſen Charakter, obwohl fie 
von Bielen fälſchlich zum eigentlichen Geld gerechnet werden. Erfolgt die Emijfion in 
rößerer Menge (Majjenpapiere) auf Grund eines Gefammtanlehens, fo pflegt man 
(ide Greditpapiere ald Bartial» (d. h. Theil») Obligationen zu bezeichnen; juris 
iſch repräfentirt jedes einzelne ſolche Papier eine für * beſtehende Obligation des 
Emittenten, nationalökonomiſch aber bilden ſie in ihrer Geſammtmaſſe das Anlehen. 
Die Zahlungsverbindlichkeit pflegt durch das ganze Anlehenprogramm beſonders nor— 
mirt zu werden, z. B. durch Vorbehalt der Kündigung, durch Feſtſetzung eines Aus- 
loojungsplanes ſ. Anleihe) u. ſ. w. Iſt der Emittent ein Actienverein, jo gehen die 
Rechte der Inhaber denen der Actionaire vor, daher werden die Papiere in diefem 
Halle Prioritätsobligationen, aud wohl Prioritätsactien genannt; fie pflegen 
durch Hypothef an dem Jmmobiliarvermögen des Vereins se zu jein. Solche 
Inhaberpapiere und mit ihnen das daran gefnüpfte Forderungsrecht gehen ald Waare 
durch Kauf u. ſ. w., ohne daß es einer Ceſſion oder, wie bei den Drdrepapieren 
(Wechſel, Eonofjement), eines Giro's (Indofjaments) bevürfte, aus einer Hand in die 
andere. Vom Papiergelve, deflen Functionen fie im Verkehr zum Theil vertreten, 
unterjcheiden fie ſich dadurch, daß fie ein privatrechtliches Forderungsrecht des In— 
habers darftellen, während bei dem durch ftaatliche Autorität geichaffenen Papiergeld, 
welches im eigenen Staate regelmäßig Zwangscours genießt, öffentlichrehtliche Grund: 
fäge zur Anwendung fommen. — Bergl., außer den Werfen über Obligationsrecht von 
Bucher, Kod, Unterholgner,v. Savigny, Kunge, u. A. befonderd Kunge, 
Die Lehre von den Inhaberpapieren oder Obligationen au porteur. Leipzig 1857. 
©. auh Schuld. Dr. J. Gensel. 


Dctroi. 

Das 17. Jahrhundert, welchem wir die flehenden Heere und die permanenten 
Staatsſchulden verdanken, brachte auch die Nothwendigfeit ausgiebigerer Finanzquellen 
und einer ſyſtematiſchen Ausnugung der Steuerfähigen. In —* wurde eigentlich mit 
der Entſtehung größerer, zuſammengehaltener Territorien der moderne Staatsbegriff 
geboren, vor der Hand nur, um an die Stelle der Feudalknechtſchaft die abjolute 
Staatsknechtſchaft zu jegen. Mit dieſer Umwandelung traten an die Stelle der ins 
dividuellen Verpflichtungen zu beftimmten perjönlichen Leiftungen oder Zahlungen 
an beftimmte berechtigte Inhaber die allgemeinen Staatspflidten und allgemeinen 
Staatdabgaben. Im indirecten Steuerweſen kamen die erft in geichloffenen und wohl: 
überwachten Ländern möglichen Grenzzölle zur Ausbildung, wurden die Accijen (f.d.) 
permanent und generell. In Frankreich, dem Mufterftaate der modernen Zollpolitif, 
fonnte man die legteren eher miffen. Die großen leitenden Gefichtspuncte des Staats 
hatten mit ihnen nichts zu fchaffen. Sie blieben daher im Wefentlichen Gemeindeſache, 
und daß fi) der Staat für die Geftattung diefes Eingriffs in fein Verfehrsiyftem einen 
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Antheil ausbedang, war gerade fein Sporn für die Städte, ſich danach zu drängen. 
Der erfihtliche Drud derAbgaben auf die Beihaffung der erften Lcbensnothwendig- 
feiten, der ihnen einen beſonders unpopulären Eharafter gab, brachte fie in der Revo— 
Iution zum Falle. Allein in dem Maaße, als der Drud des Volkswillens nachließ, wur» 
den auch die Stimmen in ihrem Haushalt geftörter und zur Entwerfung eines directen 
Befteuerungsiyftemes unfähiger Municipalitäten eindringlicher und wirfjamer. Ans 
fänglih unter verftedendem Namen wurden die Octrois durch Gonfulat und Empire 
allgemach wieder eingeführt und beftehen noch heutzutage gefeglich als zuläffige Stadt« 
abgabe auf Conjumtibilien, Bau» und Brennmaterialien. Dagegen ift es nicht ge 
ftattet, fie auf Manufacturen auszudehnen und dadurch indirect einen geihügten Pro» 
ductionsfreis innerhalb des freien gewerblichen Verkehrsgebietes des Staates herzu- 
ftellen. Die Stadt Paris zieht einige fiebzig Millionen, %, ihrer ordentlichen Einnah— 
men, allein aus dem Dctroi und davon wiederum den größeren Theil ald Abgabe von 
geiftigen Getränfen. So fehr diefe Geftaltung der Abgabe zu einer Lurusfteuer das 
Urtheil über diefelbe zu mildern geeignet ift, fo verhaßt war fie gleihwohl beim Wolfe, 
deffen Hauptlurus ihr Fundament bildete, und in Erfenntniß diefer Stimmungen wett- 
eiferten zulegt die Bourbonen und das Regime der hundert Tage in Verſprechungen 
ihrer Abſchaffung oder Ermäßigung, die natürlich Verſprechungen blieben (vgl. Mol- 
roguier, l’impot des Boissons). — Was müßte man — erſt von unſern deut⸗ 
ſchen Mahl- und Schlachtſteuern erwarten, welche die unentbehrlichſten Lebens— 
bedürfniſſe treffen! Dieſelben ſind übrigens im Grunde nur eine Fortſetzung der alten 
Acciſe und inſofern dem Princip des Zollvereins gänzlich zuwider. Trotzdem haben 
ſie ſich behauptet, theilweiſe ſogar als allgemeine Landesabgaben, während in Preußen 
der im Jahre 1810 während der größten Finanzklemme gemachte Verſuch, ſie über die 
von Alters accisbaren Städte hinaus auf das platte Land auszudehnen, nicht ein Jahr 
Beſtand hatte. Uebrigens würde fi die Erhebung der Mahlſteuer ſelbſt auf dem 
Lande wenigftens an beftinnmte, wenn aud) jehr zerjtreute , Kleine und ſchwer zu beauf- 
fidytigende Gtabliffements knüpfen, während die Schlachtſteuer, namentlidy von Klein- 
vieh, ſich für die Privathaushaltungen verliert, und dadurch ebenfo beſchwerlich ala 
zur Hinterziehung verführend wird. Selbſt von den Städten haben feit 1820, dem 
Jahre der Neuordnung des Steuerweſens, von der gelafienen Wahl viele zu Gunften 
des directen Claſſenſteuerſyſtems Gebrauch gemacht, und feit dem Jahre 1838 bis 1861 
war die Zahl der mahl« und fchlachtiteuerpflichtigen Städte anderweit von 118 auf 77 
heruntergegangen. (Ztichr. des preuß. ftatift. Bureaus vom Jahre 1863.) Beibehalten 
wurde fie hauptſächlich von foldyen größeren Gemeinden, weldye in dem geftatteten Ge- 
meindezufchlage, beziehlicy der für die verhältnismäßig höhere Beftenerung gewährten 
Vergütung, fid) eine ſchwer zu erfegende Einnahmequelle conferviren wollten, freilich 
zum Nachtheil der unmittelbaren Nachbarſchaft, weldye, durch die von der Eontrole ge» 
botene Einbeziehung des halbmeiligen Umfreijes in die Mahl- und Schlagtfeuerpficht. 
doppelter Befteuerung unterworfen wurde, theilweije felbft zum Nachtheile der ftädti- 
chen Gewerbjamfeit. (Wolff, Mahl: u. Schlachtſteuer in Preußen in Faucher's Vier: 
teljahresihrift, Berlin 1564). Im neuefter Zeit ift deshalb gerade in den größten 
Städten ein principieller Kampf über dieje Beftenerungsweife ausgebrochen und hat zu 
öffentlichen Diseuffionen in der Prefie wie in Berfammlungen geführt, unter denen die 
des 7. volfswirthichaftlichen Gongrefied (abgehalten zu Hannover am 22. — 25. Aug. 
1864) hervorzuheben find. (Vgl. den Bericht darüber in Fauchers volfswirthichaftlicher 
Vierteljahrsichrift, Heft 3 des gedachten Jahres, aud) in Separatabdrud erſchienen). 
Leider hat man bei diefer Behandlung der Frage ald Surrogat eine Steuer in Bor: 
ſchlag bringen wollen, die an Widerfinnigfeit der abzuſchaffenden nicht nachfteht, — die 
Miethiteuer. Auch in Frankreich ift gleichzeitig als etwas angeblidy neues und ratio» 
nelles die allgemeine „Oberflädhenfteuer” aufgetaucht. In einem Puncte wäre die letztere 
fogar noch etwas bejjer, obwohl fie in der Hauptſache auf demjelben medyanischen Prin⸗ 
cipe beruht und fogar durch die erforderte Oradation des Yeiftungsfußes an Künftlichkeit 
der gefürchteten Einfommenfteuer kaum nachſtaͤnde. Dagegen fünnte hierbei wenigitens 
nicht die Abenteuerlichfeit herausfommen, daß Jemand bei gleichbleibendem Einkommen 
wegen Vertheuerung defjelben Wohnungsgenufies, aljo Beichränfung feines Disponi» 
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bein Einkommens, in höherem Grade fteuerpflichtig würde, eine in diefer Art wohl un- 
erhörte Anwendung des Werthabgabeipftems, während man fonft bei unentbehrlichen 
Lebens bedürfniſſen jogar die firirte Abgabe in einem der Preisveränderung entgegen» 
efegten Sinn modificirt (gleitende Scala des franzöfiihen Getreidezollsſ. — Die 
ragweite ded Kampfes um die indirecten Drtsabgaben (f.d. Art. Gemeinde und Ge- 
meindewirtbichaft) ift nicht zu ermeffen ohne genaue Kenntniß der Gonjumtionsver- 
hältnifje, worüber die größeren Städte, die Hauptfige der Octrois, treffliche Arbeiten 
aufzuweifen haben, 4. B. Husson, Consommations de Paris, jodann neuerdings 
die aus Anlaß des Streits über die Accife veröffentlichte officielle Schrift „Hamburgs 
Märkte“ u.a.m. Im den größeren Staaten wo derartige Gemeindeabgaben ald Zu: 
ſchläge zu den indirecten Staatsabgaben erhoben werden, ift ed nöthig das Syſtem der 
legteren genau zu fennen, daher z.B. zu vergleichen: Schimmelfennig, Die preußifchen 
indirecten Steuern, für Bavern, wo gemeindliche Bierfteuerzufchläge nichts feltenes 
find, Neuforn, Die Finanzverwaltung im Königreihe Bayern, Cap. „Aufichlagsge: 
fälle. In Baden, deſſen Gemeindefinanzen in claffifcher Weife ftatiftiich dargeſtellt 
wurden in dem einen Theil der Beiträge zur amtlichen Statiftif der innern Berwals 
tung Des Landes bildenden Bande: „Die Gemeinden des —— Baden“, 
dient mehr der Wein ald nächftliegendes derartiges Beftenerungsobject. In Sad): 
jen, wo von der Mahl und Scyladhtfteuer nur die zweite Hälfte, aber ald allgemeine 
Zandesabgabe befteht , find wenigſtens die indirecten Gemeindefteuern und Gemeinde» 
zufchläge entweder abgeichafft oder in Abjchaffung begriffen. Intereffant ift e8 übrigens 
die Herausbildung des Conſumtionsſteuerweſens gerade in diefem Lande zu verfolgen, 
deſſen Echidjale im 18. Jahrhunderte an feine Finanzen verhältnigmäßig hohe An— 
iprüche ftellten und zu möglichfter Ausbildung der Finanzkunft trieben (vgl. Hunger, 
Denfwürdigfeiten der churfächſiſchen Finanzgeihichte). Weldyer Abftand,, wenn man 
das Refultat diefer Entwidelung , wie e8 unter einer wirklich wohlmollenden Regie: 
rung fich im Codex Augusteus de accisa generali niedergelegt findet, mit dem eins 
fahen Organismus vergleicht, den furz darauf feindliche Eindringlinge in Deutſchland 
einführten Ueberſicht der Conſumtionsabgaben im Königreid, Weitphalen)! — Im All: 
gemeinen gilt von den Accifen und Detrois, was von den indirecten Abgaben (j. d.) 
überhaupt zu jagen ift, und find darüber die allgemeinen Bearbeitungen der Finanz» 
wiffenfchaft, für weitere Nachweiſungen insbejondere von Rau, für die Darftellung 
des preußifchen Syftens „Hoffmann, Lehre von den Steuern“ zu vergleihen. Auch 
die neuere franzöfische Literatur hat, wie im Fache des Finanzweſens überhaupt (Parieu, 
Traite des impöts), jo auch über die Frage der Octrois beachtenswerthe Leiftungen 
und Polemifen, 3. B. im Journal des &conomistes aufzuweijen. Praktiſch ift die 
Frage in erfreulichfter Weife gelöft worden in Belgien, defien günftige Finanzlage dem 
Minifterium Frere erlaubte, die gefammten Octrois communaux, deren Berhältnifie 
ihon vielfach, aufs Gründlichſte erörtert und in einem ftarfen Bande ftatiftifch darge: 
ftellt worden waren, durch ein Staatsgeſchenk von 20 Millionen Francs, motivirt 
durch die ſowohl die ftädtifhen Gonfumenten als die Verfehröfreiheit der außerhalb 
ftchenden Producenten und Lieferanten ftörende Natur diefer Abgabe, einfach in Weg- 
fall zu bringen. Anderwärts dürfte ähnliches umfoweniger vorfommen , ald man Die 
ihrer Autonomie beraubten Stadtgemeinden mehr als Laftträger des Staats aufzufaffen 
liebt, die zwar ihrerfeits zur Entlaftung des Landes beizutragen, ihre Privilegien hin» 
gegen gratis auf dem Altare des Baterlandes niederzulegen haben. Wenn man nur 
erit in den betheiligten Kreifen erfennt, daß es fich hier um ein privilegium odiosum 
handelt, dann wird die Umgeftaltung aud ohne Staatshülfe vor ſich * 
etermann. 


Drganifation der Arbeit. 

Unflare Begriffe und verworrene Anfchauungen bedürfen eines Schlagwortes, 
hinter dem fie ſich verfteden fönnen, und ein ſolches Schlagwort ift aud) die Organi— 
jation der Arbeit“, unferes Wiffens zuerft von &. Blanc gebraucht, oder doch wenig» 
ftens am ausführlichiten erörtert umd vertheidigt. Vor allen Dingen enthält die Be- 
zeichnung des Begriffs in ſich felbft einen Widerfpruch ; denn die Arbeit richtet ſich 
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nach uralten Naturgefegen ; ſeit dem Beſtehen der Menſchheit organifirt, bedarf fie 
feiner andern Einrichtung. Nun haben allerdings in vielen Ländern verfehrte Geſetz— 
gebungen die Arbeit durch Beichränfungen aller Art (Zunftgefege, Beitimmungen 
über gewerbliche Niederlaffung, Schupzölle u. f. w.) in Feſſeln gefchlagen, und unfer 
Jahrhundert ift vollauf damit befchäftigt, die Freiheit der Arbeit wieder zu Ehren zu 
bringen. Doch derartige Beftrebungen find unter „Drganifation der Arbeit“ nicht zu 
verftehen, vielmehr denkt man fi darımter eine Leitung der Induftrie und der 
gelammten Arbeitsverhältniffe von Seiten des Staats, umd zwar in 
der Art, daß der Staat das perfönliche Wohl des Einzelnen in einer höchſt patriar: 
chalifc gedachten Weife überwachen und deſſen Intereffen vertreten foll. Diele Sorg- 
falt ſoll ſich erſtrecken nicht blos auf eine ftrenge Redytspflege, fobald Eingriffe in die 
Rechte Anderer vorkommen, fondern auf die Abichliegung der Arbeitscontracte und 
deren fpecielle Prüfung, auf die Beftimmung des Arbeitslohnes, Dauer der Arbeits- 
zeit, auf angemefjene Prüfungen für Soldye, die ein felbftändiges Gewerbe betreiben 
wollen, Berfegungen der Arbeiter, um hier dem Ueberfluß an Arbeitsfräften , dort 
dem Mangel daran abzuhelfen, Empfehlungen und Unterftügungen der Regierung 
bei Einführung neuer Erwerbszweige u. ſ.w. — In der verworrenſten Weife ift hierbei 
Nüslihes und Schädliches vermifcht. Niemand wird tadeln, daß 3.3. eine verftän- 
dige Regierung für die Arbeit der Kinder in Fabrifen ein Marimum der Arbeitszeit 
— ‚ fobald die Eltern als deren Vertreter das Wohl ihrer Kinder nicht berück— 
fidhtigen wollen ; dem erwachlenen Arbeiter dagegen darf man in diefer Beziehung die 
Sorgfalt für fein Wohl felbft überlaffen. Es ift zu billigen, wenn die Seid er. 
für den Fall, daß fein Arbeitscontract abgefchloffen worden ift, allgemeine Regeln 
aufftellt, nad) denen in ſolchen Källen die Zeit der Kündigung, der Auslohnung ıc. 
zu regeln ift, dody die Genehmigung jedes Arbeitscontractes einzuräumen, muß auf 
die ſchlimmſten Abwege führen. Und in feinem Falle ift es Aufgabe des Staats, 
feine Angehörigen unter Vormundfchaft zu ſtellen, fobald es fich um gewerbliche Un: 
ternehmungen, alfo um ihren eignen Geldbeutel handelt. Dazu fehlt nicht nur eine 
nothwendige alljeitige Kenntniß der Beantten, die in folder Vorzüglichfeit niemals 
vorhanden fein fönnte, fondern auch der blinde und felaviiche Volfscharafter, der ſich 
eine folche beifpiellofe Maafregelung gefallen laflen wollte. Die Organifation der 
Arbeit ift demnach nichts Anderes als ein Hirngefpinnft, eine unausführbare Ueber: 
tragung der patriarchaliſchen Sorgfalt eines Familienvaters auf den Etaat. 
Vergl. d. Art. Arbeiter, Arbeiterfrage, Arbeitseinftellung. H 


B. 


Pacht. (Afterpacht. Pachtſchilling. Etbpacht. Emphyteuſis.) 

Pacht iſt der Vertrag, durch welchen der eine Theil Verpachter) dem anderen 
Pachter, Pächter) eine fruchttragende Sache gegen eine in Geld oder Naturalien, 
oder in beiden beftehende Vergütung Pachtſchilling over Pacht zins) zurBenugung 
und zum Fruchtgenuß überläßt. Durch das legtere Moment unterfcheidet fidy der Pacht 
von der Sadyenmiethe,, bei weldyer nur die Benugung gewährt wird. Gegenftand des 
Pachtes find am häufigften ländliche Grundſtücke Landgüter, Felder, Mick, Frucht: 
Tan dody fann der Fruchtgenuß auch 3.B. in der Ausübung einer auf einem ftädti« 
hen Grundftüde liegenden Realgerechtigfeit beftehen ; nicht felten fpricht man, wenn 
ſchon uneigentlich, felbit da von Pacht, wo es ſich um Ueberlaffung eines ftäptifchen 
Grundftüdes zum Betrieb eines nicht an eine Realconceffion gefnüpften Gewerbes han« 
delt. Auch gehört hierher die fog. Biehverftellung, bei weldyer der Einfteller vom 
Verfteller einen Viehbeſtand in Pflege, Stallung, Fütterung übernimmt, und gegen 
eine Vergütung in Geld oder Naturalien (3. B. aud) dem Nachwuchs) die Nugungen 
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zieht. Das wichtigſte Verhaͤltniß aber bleibt die Verpachtung von Landgütern. Eigent⸗ 
liche Pachten — Zeitpachten, im Gegenſatz der Erbpachten /f. unten) — gegen 
einen feſten Pachtſchilling, zumal in Geld, pflegen nur in höher cultivirten Ländern in 
ausgedehntem Maaße vorzukommen, da dies einen intelligenten und wohlhabenden 
Mittelſtand vorausſetzt. Auf niederen Culturſtufen vertritt die Stelle des Pachtes theils 
der Theilbau (f. d.), theils die Bewirthſchaftung durch mehr oder weniger unfreie Co— 
lonen, bei Domänen und größeren Gütern durch Beamte. Am meiſten entwickelt iſt 
das Pachtſyſtem in England, Schottland und Belgien. Der Bahtfchilling ent- 
fpricht naturgemäß der Höhe der Zinfen für die und mit dem Grund und Boden über- 
lafjenen Gapitalien, während der Gewinn des Pächters fich weſentlich ald Unterneh— 
merlohn charakteriſitt. Jemehr fi das Pachtweien ausbildet, defto ausſchließlicher 
pflegen genau beftimmte und rein öfonomijche Leiftungen des Pächters ausbedungen 
zu werden, dies ift um deswillen vortheilhafter, weil unbeftimmte Leiftungen, Natu» 
raldienfte, Quartier u. dgl., mit Verminderung des Pachtſchillings in der Regel fehr 
theuer bezahlt werden und den gebildeten Pächter abfchreden. Dagegen hat die Com— 
bination von Geld und Naturalien (in beftimmter Quantität) den Boribeil, daß fie bei 
längerer Dauer des Eontractd den Einfluß von Preisihwanfungen abſchwächt. Ein 
—8 — Pachtſchilling entmuthigt den Pächter, ein zu niedriger läßt feine Thätigfeit 
erichlaffen. 

Die Beftimmung der Dauer des Pachtes ift von größter Wichtigkeit ; nur eine 
längere Dauer ermöglicht theils folhe Eapitalverwendungen von Seiten des Pächters, 
welc)e ſich durch den Mehrertrag erft allmählich) tilgen, theils die Befolgung eines ratio» 
nellen Wirthichaftsplaned. Soll feiner der Eontrahenten im Nachtheil fein, ſo muß der 
Pächter jedesmal den angefangenen Wirthichaftsturnus zu Ende führen fönnen; daher 
hat bei dem Dreifelderſyſtem die Zahl der Pachtjahre aufzugeben, wenn fie durch drei, 
bei der fiebenfchlägigen Feldgraswirthichaft, wenn fie durch) en dividirt wird u. 1. f. 
Die zunehmende Sntenfiät des Landbaues wirft mithin auf Verlängerung der Pacht— 
dauer hin (Rofcher). Die Widerruflichkeit des Verhältniffes, wie bei der in England 
vorfommenden tenancy at will, wirft ebenfo verderblidy wie die Unficherheit, welche 
durch den in Deutjchland gemeinrechtlich geltenden Grundjag für den Pächter herbeige- 
führt wird, daß der Käufer eined Guts einen darüber mit einem Dritten abgeſchloſſe— 
nen Pachtcontract nicht fortzufegen braucht („Kauf bricht Miethe“). Schutz dagegen 

ewährt nad) ven neueren Gefeggebungen die Berlautbarung im Grund» und Hypothe- 
Ar In Frankreich kann nach Code Napoleon Art. 1743 überhaupt in ſolchem 
Falle der Pächter Hortjegung des Verhältnifies verlangen, wenn nicht das Gegentheil 
ausdrüdlicdy ausgemacht ift. Um dem Berpadhter gegen Verichlechterung des Grund- 
ftüds während der legten Contractsjahre Sicherheit zu gewähren, ift das namentlich in 
England übliche Verfahren zu empfehlen, daß im Voraus ein Wirthichaftsplan feftge- 
jet wird, von weldhem der Pächter ohne Genehmigung des Eigenthümers nicht ab- 
weichen darf; häufiger fommt das Verbot vor, Heu, Stroh und Dünger zu verfaufen. 
Die Mitüberlaffung des Inventars (Vieh, Adergeräthichaften u. ſ. w.) übt regel- 
mäßig auf defien Güte einen nacytheiligen Einfluß aus, weil die dabei übliche Tara- 
tion durch fogenannte landwirthichaftliche Sahverftändige dem Werthe eines über den 
ewöhnlihen Durchſchnitt ſich erhebenden Inventars faft niemald gereht wird. — 
on großer Bedeutung für die Volkswirthſchaft ift die Größe der verpachteten Land» 
güter. Theilung vderjelben, auf welde das Wahsthum der Benölferung hinwirkt, ift 
bei. .intenfiverer Bewirthichaftung des Bodens bis zu einem gewiffen Grade vortheils 
haft. Zu große Zeriplitterung dagegen in fog. Zwergpadtungen erzeugt ein bes 
denfliches Proletariat; andererfeitd hat die Goncentrirung großer Latifundien in der 
Hand geldoligarchiſcher Riejenpäcter ebenfalls die Tendenz, den Mittelftand zu 
vernichten. Die erftere Erfcheinung wird fi) da beſonders häufig zeigen, wo, wie z. B. 
in: Irland, das Syftem des Afterpachts, d. h. der Weiterverpadhtung von Seiten 
des Bächters, eingerifien ift. 
&ewiffermaaßen in der Mitte zwifchen Verkauf und Zeitpacht fteht der (oder die 
Erbpadtsbeiweldem der Erbpächter gegen Bezahlung eines Laudemium Lehn— 
waare, Erbbeftandsgeld) bei Veräußerungsfällen und eines jährlihen Canon 
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ein vererbliches und veräußerlidyes Nutzungsrecht am Grundftüd erhält, jo jedoch, daß 
bei Veräußerung der Gutsherr in der Regel ein Vorfaufsrecht hat. Der Erbpacht 
fommt in der römifchen Kaiferzeit und im Frühen Mittelalter unter dem Namen Em: 
phyteufis, bejonders bei Kirchengütern, häufig vor; weiterhin bilder er mit man- 
nichfachen Mopdificationen (Erbzinsgüter, Erbleihben u. ſ. w.) in Deuticdyland 
das gewöhnliche Verhältnig zwijchen Rittergutsheren und Hinterjaffen. Die neuere 
Geſe —** dagegen iſt ihm nicht mehr günſtig. Das Verhältniß iſt in der Regel in 
der Weiſe ablösbar geworden, daß der Erbpächter gegen Erhöhung des auch ſeinerſeits 
wieder ablösbaren ne das volle Eigenthum erwerben fann. Während aber der 
Erbpadht den höheren Eulturftufen nicht entipricht, kann derfelbe auf niederen jehr wohl 
zur Hebung eines verfommenen Banernftandes dienen. — Bergl. beſonders Roſcher, 
Syſtem der Volkswirtbihaft, Bd. II. Nationalöfonomif des Aderbaus. Stuttg. 
1860. $. 61—70, wo ſich auch die einjchlägige Literatur verzeichnet findet. 


Dr. J. Gensel. 
Papiergeld j. Geld. 
Parcellirung j. Grundvertheilung. 
Pari j. Münze. 


Paßweſen. 

Päſſe find Documente, wodurch, und zwar in der Regel von der Staatspolizeibe— 
hörde, atteftirt wird, daß die im Paß beichriebene SBerjon eine nad) Zeit, Zwed und 
Gegend beftimmte Reife unternehmen will, und daß diefem Zwed fein Behinderungs— 
grund entgegenfteht. Das Paßweſen war ein wejentliches Inftitut des alten Polizei. 
und Bevormundungsſyſtems, weldyes einerfeitd in feine Willfür ftellte, ob es einen 
Ausländer in das Staatsgebiet zulajfen wollte, andererjeits aber aud) die Bewohner 
des eigenen Landes bei Reifen von feiner Erlaubniß hierzu abhängig machte, ihre Rei- 
jen und ihren Aufenthalt im In- und Ausland einer ftändigen Beauffichtigung unter: 
warf, wozu hauptſächlich das Vijiren der Bälle an jedem Aufenthaltsort diente. Für 
die Reijenden war Died mit vielen Beichwerlichfeiten verbunden ; jeder wurde von Haus 
aus von der Polizei ald ein verbächtiges Individuum angefehen. Das perſönliche Er- 
ſcheinen vor der Polizei behufs der Austellung und des Viſirens der Päſſe verur- 
ſachte dazu, außer mandyen andern Unaunehmlidyfeiten, Zeit- und Gelvverluft. Lepte- 
ter traf namentlid) die ärmere Glafje. Für die reifenden Handwerkögefellen, welche von 
der Polizei bisher mit überwiegendem Mißtrauen angejehen wurden, waren ftatt der 
Päfle fog. Wanderbücher eingeführt, welche materiell den Päſſen gleichen und ſich 
von ihnen nur formell unterfcheiden. Der Unterhalt ver Paßbüreau's an den Landes- 
grenzen und im innern Staatögebiet war für die Staatscaffe, trog der erhobenen be» 
deutenden Taren, ziemlich Foftipielig. — Die Erleichterung des Verkehrs mittelft der 
Eifenbahnen, und die durch legtere herbeigeführte Schnelligkeit der Reifen hat die Un- 
zuträglichfeit Diejes ftrengen SBapwejens in der neuern Zeit herausgeftellt. Die Paß— 
controle janf immer mehr und mehr in der Praxis zu einer leeren Formalität herab, 
indem die genaue Perfonalaufficht nur nachläſſig betrieben werden fonnte, und damit 
wurde auch der Zwed der gejammten Einrichtung immer hinfälliger. Faſt in allen 
Staaten ift man daher, nothgedrungen, zur Erleichterung des Paßweſens verjchritten. 
Ein wejentlicher Fortjchritt war die Einführung der Paßkarten und die dadurch 
bedingte Aufhebung der Viſa's in einer großen Anzahl deutfcher Länder, mittelft be- 
fonderer Staatsconvention. Dadurch wurden wenigitens für alle Inländer, mit Aus: 
nahme der Handwerfsgejellen, die Reifen innerhalb des Eonventionsgebiets von allen 
den bisherigen unwürdigen und unrechtlichen Beſchränkungen befreit, 

Nach den Älteren Örundfägen des Staatd- und Völferrehts ift fein Staat ver 
bunden, einen Nichtftaatsangehörigen in fein Gebiet zugulaflen, oder ihm den Aufent- 
balt in feinem Gebiete zu achten, Manche Staaten, wie 3. B. China, Japan befol« 
gen daher noch heute ein allgemeines Abjperrungsiyftem, und weiſen jeden Fremdling 
von der Landesgrenze zurüd , andere Staaten verlangen den Nachweis der erforderli- 
hen Subftftenzmittel oder die Bürgfchaft eines hierzu befähigten Inländers. Es läßt 
fich daher aud an fich nicht beftreiten,, daß jeder Staat mindeftens das Recht hat vor- 
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zuſchreiben, daß der Ausländer, der fein Gebiet betritt, ſich im Beſitz eines Paſſes ber 
findet. Die Geltendmachung dieſes Rechtes muß jedoch nicht, wie ſchon bemerkt, zu 
unnügen Quälereien ausgebeutet werden, fondern hat fidy lediglich auf Die dringendſten 
Fälle der Staatsficyerheit zu befchränfen. Die Staatögewalt hat insbefondere gegen» 
wärtig, wo die Grundjäge der Freizügigfeit zu immer größerer und weiterer Anerken— 
nung gelangen, im Wege der eigenen Geſetzgebung und durd Staatsverträge darauf 
hinzuwirken, daß alle Einrichtungen fallen, welche eine Abſchließung des einen Staats 
von den andern Staaten principiell in ſich ſchließen oder zur Folge haben. In Bezug 
auf die eigenen Staatdangehörigen aber läßt ſich die Erfchwerung des Reifens und der 
Paßzwang nur in Bezug auf gewifle Claſſen von Perſonen rechtfertigen. Selbftver: 
ftändlich muß der Sicherheitspoligei das Recht zuftehen, eintretendenfalls aus ſtrafrecht⸗ 
lien und Bräventivgründen von herumreifenden SBerfonen einen Nachweis über ihre 
Identität, über Die Zeit und die Dauer ihrer verfchiedenen Aufenthalte, über den Zweck 
ihrer Reifen gehörige Nachweiſe zu verlangen, und beziehlich Unterfuchungen anzus 
ftellen. Dafielbe gilt von dem Fall, wo Inländer außerhalb des Staatsgebietes fich 
zu begeben beabfidhtigen, 3. B. die Auswanderer in Seehäfen ; der Beſitz des Paſſes, 
der Paßzwang für dieſe Elaffe von Reifenden bewirkt, daß wenigitens die Bermuthung 
vorhanden ift, daß ihrem Austritt Fein gejegliches Hinderniß im Wege fteht. Ebenſo 
läßt der Paßzwang fich für die Perſonen rechtfertigen, weldye gewifle Orte des Landes, 
wie 3. B. Beftungen, Bertheidigungsanftalten, Städte, die im Kriegs- oder Belage 
rungszuftand ſich befinden, befuchen wollen; ferner bei Strafgefangenen, weldye aus 
der Haft entlafjen find und mittelft Marfjchroute oder Schubs an einen beftimmten Ort 
des Landes zu verweilen find; auch beurlaubte Soldaten müſſen fich ftets über ihre Ab» 
wejenheit von der Fahne durd) den Befig und die Borzeigung von Päſſen ausweijen. 
Dagegen läßt fich ein allgemeiner Baßzwang zu Reifen im Inland jowenig wie Anords 
nungen, welche unnötbigerweife die natürliche Freiheit der Staatsbürger beichränfen, 
rechtlich und volfswirthichaftlic begründen. Es ijt allerdings gerathen, daß Je— 
der, der ji von feinem Wohnort weiter entfernt, ſich freiwillig mit Legitimationd« 
papieren verfieht, um etwaige polizeiliche Bedenfen über feine Perfonenidentität und 
die Gefeglichkeit feines Reiſezwecks ſofort zu befeitigen, und ſich die Umſtändlichkeit 
einer Unterfuhung zu eriparen, und hierzu find die Päfle oder Paßkarten eine zweck— 
mäßige Einrichtung ; jedoch muß deren Benugung für die En: mit 
Ausnahme der wenigen obgedachten Fälle, facultativ und nicht obligatoriſch fein. 

Literatur: Rob. v. Mohl, Präventivjuftis, Buddeus in Erſch und Gru— 
bers Encytlopädie. Sect. III. Bd. XIII. Art. Paß. 

Bernhard Miller. 


Patentweſen. 

I. Patente (patents, brevets d'invention find Schutzrechte für eine Erfin— 
dung, die ſich gewerblich verwerthen läßt, und ift der Inhaber des Privilegiums bes 
rechtigt, während der Dauer des ertheilten Schuges den patentirten Gegenftand allein 
zu fertigen oder zu verfaufen, ſoweit nidyt Andere von ihm die Erlaubniß dazu erwer: 
ben. Handelt es fih um eine ganz neue Erfindung, fo fpricht man von Erfin— 
dungspatenten im engern Sinne; für die Einführung einer im Auslande bereits 
befannten Erfindung werden Ginführungspatente, für die Verbefferung einer 
Ihon befannten Erfindung Berbefferungspatente ertheilt, legtere indeß nur 
dann, wenn das für die urfprüngliche Erfindung gewährte Privilegium erlofchen ift, 
oder defien Inhaber ſich damit einverftanden erflärt. Die Bezeihnung: Ent: 
defungspatent für das Wiederaufnehmen einer "älteren unbenugt gebliebenen 
oder vergefienen frühern Erfindung hat feinen praftifchen Werth, da joldye Patente 
den Erfindungspatenten gleichgeftellt werden. — In der Regel ift der Verlauf bei 
der Erlangung eines Patents folgender: Wer eine neue Erfindung oder die Verbefie: 
rung einer foldyen geichügt wiſſen will, reicht bei der Patentbehörde (Abtheilung des 
Minifteriums für Gewerbe und Handel, in einigen Staaten bei den Handelskam— 
mern) fein Gefuch mit genaner Beichreibung des Gegenftandes ein. Bon Seiten die- 
fer Behörde wird entweder die Neuheit und Zwedmäßigfeit der Erfindung vorher un— 
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terfucht (Worprüfung) oder, wenn dies nicht der Fall iſt, die Erfindung ſelbſt vers 
öffentlidye und ein Termin beftimmt, bis zu welchem etwaige Anſprüche Dritter auf 
diejelbe Erfindung angemeldet werden fönnen. Je nad) den einzelnen Gejeßgebungen 
wird darauf auf eine Dauer von 3—20 Jahren das Patent ertheilt, beziehlich auf 
erneute Eingabe des Patentinhabers bis dahin verlängert, und ift e8 jedem Andern 
bei Strafe verboten, die Erfindung ohne Erlaubniß des Patentnehmers während der 
Dauer des Privilegiums zu benugen. Für die Ertheilung des Privilegiums ift ent— 
weder ein für allemal, oder je nach der Dauer des Patents eine beftimmte, meift ziem— 
lich hohe Abgabe (Patenttare) zu entrichten. 

Die Einführung der Erfindungspatente läßt fi) in England ziemlich weit zurüd 
verfolgen, ohne daß man die Zeit ihrer Entftehung fennt. Wie es ſcheint wurden die 
erften Batente ald Ausnahmen vom gemeinen Recht und zwar ald Schugwehren gegen 
die einjeitigen Korderungen und Beftimmungen der Zunftgefege ertheilt. Nachdem ſich 
die Zünfte ihr Arbeitsgebiet ſelbſt Fünftlich abgegrenzt und ihre Bevormundung bis 
auf die Darftellungsmethode,, ja fogar auf Qualität und Form der Erzeugniffe aus: 
— hatten, ſtießen Verbeſſerungen auf den heftigſten Widerſpruch. Die traurigen 

eiſpiele find nicht ſelten, daß die verblendete Menge den Schöpfer einer neuen Ent— 
defung nicht nur an deren Ausführung hinderte, jondern fogar fein Werf zerftörte. 
Mit Abſcheu und doch mit Erbarmen über die maaßlofe und wahnwigige Verblendung 
wendet man fid) von jenen Ecenen vergangener Zeiten, in denen geniale Männer ihre 
Erfindungen ſogar mit dem Leben bezahlen mußten. Solange die Regierungen die 
Zunftgelege nicht aufheben wollten oder fonnten, war es Pflicht, den Erfinder gegen 
die Handwerfsprivilegien durdy ein Sonderrecht zu fchügen. Im Laufe der Zeit ward 
von diefem Hoheitsrechte der fürftlihen Gewalt auch in andern Fällen Gebraudy ge: 
macht, jo daß das englifche Parlament 1623, nachdem es fi für Befeitigung aller 
andern Monopole ausgeiprochen,, die Krone ermächtigt, nur dem Erfinder das aus— 
ſchließliche Recht zu gewähren, feine Erfindung allein ausbenten und benugen zu fön= 
nen, Als Motive find hinzugefügt: „weil dieſe Privilegien dem Staate nicht nach— 
theilig find, den Handel auf feine Weife (auch nicht durch Preiserhöhung) beichrän= 
fen, nody den Landesgefegen entgegen find.“ Erft im Jahre 1787 folgten die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerifa nad. Doch in der langen Zeit haben fidy die 
Anſichten weientlic geändert. Während man fid) in England damit begnügte, das 
Patentweſen als eine unſchädliche Einrichtung darzuftellen, wird in Nordamerifa der 
Zwed der Patente in der Aufgabe gefunden, „das Fortichreiten der Wiſſenſchaften, 
die nüglichen Künfte und Gewerbe dadurch zu fördern, daß den Autoren und Erfin— 
dern für beftimmte Zeit das ausfchließliche Necht auf ihre Werke und Entdedungen 
zugefidyert werde,” Hier und noch mehr in Franfreicy (1790) giebt fid) das Beftreben 
zu erfennen, den Erfinder, der einen Erwerbszweig zu neuer Blüthe gebracht, zu bes 
lohnen, den Erfindungsgeift der Nation überhaupt anzuregen. Ob die Erfindung 
felbitändig in dem Territgrium des Staats gemacht, oder von Außen eingeführt war, 
fam damals faum in Betracht. — Im Jahre 1815 (Gefeg vom 14. October 1815) 
folgt Preußen nach, und gegenwärtig finden fi Patentgefege mit Ausnahme der 
Schweiz und einiger der Fleinften deutfchen Staaten in allen cultivirten und wirth— 
ſchaftlich entwicelten Ländern. 

So wurden Patentgejege entweder neu eingeführt oder erweitert im deutichen 
Zollverein (durdy die Mebereinfunft v. 21. Septbr. 1842), in Sadyfen durch Verord- 
mung v. 20. Jan. 1853), Bayern Geſetz v. 1791, Verordnungen v. 11. Septbr. 
1825, 10. Fbr. 1842 u. 21. April 1862), MWürtemberg Geſetz v. 29. Juni 1842), 
Hannover (Gefeg v. 15. Aug. 1852), Defterreich (Gefep v. 15. Aug. 1852), Italien 
(durch Geſetz v. 30. Detbr. 1859 auch auf die neuen Provinzen erweitert), Spanien 
(Gejeg v. 27. Mai 1826), Portugal (1809), Belgien (Gefeg v. 24. Mai 1854 und 
27. März 1857), Niederlande (Gefeg v. 25. Jan. 1817), in Rußland und — 
Republiken Südamerika's. In Dänemark iſt die Verleihung von Patenten geſetzlich 
gar nicht geregelt, ſondern den Adminiſtrativbehörden überlaſſen, welche für jeden 
beſondern Fall je nach ihrem Ermeſſen eine Schufrift v. 3—20 Jahren gewähren. 

II. Die Principien, weldye dem Ratentwefen von Seiten der Gejeggeber zu 
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Grunde gelegt werden, haben im Laufe der Zeit manche Veränderung erfahren, und 
nicht minder widerfprechend find die Anfichten ſelbſt unter denjenigen Theoretifern, 
weldye das Patentweſen aufrecht erhalten wiſſen wollen. In der frit. Zeitfchrift für 
Rechtswiſſenſchaften Jahrg. 1852 ©. 109 ff.) erwähnt Mohl vier der hervorra- 
gendften Anfichten über die rechtliche Natur der Erfindungspatente und zwar: 

1) Man erblidt in ihnen gewöhnlidy eine polizeiliche Maaßregel der Zwedmäßig: 
feit und des öffentlichen Nutzens. Man giebt dem Erfinder zur Belohnung 
und ald Aufmunterung zu ferneren Fortſchritten ein zeitweifes Monopol der 
Ausbeutung feiner Erfindung. 

2) Andere faflen die Erfindungspatente als einen Vertrag zwifchen Erfinder und 
Publicum auf, durch welchen Erfterer um den Preis eines zeitweifen Monopols 
auf die Geheimhaltung feiner Erfindung verzichtet. 

3) Eine dritte Anficht geht von der Anerkennung eines förmlichen Eigenthung: 
rechts des Erfinders an feiner Entdedung aus, und fieht in den Patenten nur 
eine Folge diefer Anerfennung, geht dann aber wieder in zwei weſentlich ver: 
ſchiedenen Richtungen auseinander: 

a. Die eine Richtung will diefes Eigenthumsreht aus Gründen des allge 
meinen Nutzens ebenfalls nur auf eine beftimmte Zeit befchränfen und 
ftellt e8 überhaupt unter eine Ausnahmsgefeggebung ; 

b. die andere, unter der Bezeihnung „Monautopol“ vertretene Anficht er: 
fennt vollfommenes, vererbliches und unerlöſchliches Eigenthum an jeder 
Erfindung an, und wendet auf joldyes einfach die allgemeinen gefeglichen 
Beftimmungen über das Gigenthum an. 

4) Eine vierte Anficht endlich ift die, daß das Erfindungspatent ein Reft veraltes 
ter und fonft in allen Beziehungen als ſchädlich und unrechtlich erfannter Ge- 
werbebevorzugungen fei, deren gänzlicdye Aufhebung, im Namen des Rechtes 
und der Zweckmäßigkeit gefordert werden müfle." 


Die Theorie des geiftigen Eigenthums für gewerblich-techniſche Erfindungen ift 
mit größerer oder geringerer Entichiedenheit namentlid von Franzoſen und Belgiern 
hingeftellt worden. » Une decouverte est la propriet& de l’auteur, elle est la plus 
sacree de toutes, parcequ’elle est l’oeuvre du genie; elle doit Etre recueuillie et 
respectee, puisqu’elle ajoute a la masse de nos richesses: le gouvernement 
doit donc la garantir entre les mains de l’inventeur« jagt Chaptal in feinem 
MWerfe de l’industrie frangaise T. II. p. 373. Jobard und Tilliere ftellen gleich ihm 
das Princip des Eigenthums an die Spige ihrer Betrachtungen über die Nothwen— 
digfeit des Patentſchutzes, und Baftiat verlangt, das Patent folle nicht eine Beloh— 
nung, eine Ermuthigung, eine Begünftigung, es ſoll „ein Recht“ fein. 

Nach ihnen bedarf die Erfindung als ein Recht des Staatsbürgers des Staats— 
ſchutzes, wie jedes andere Privatredt; und zwar foll diefer Schug nicht nur fi) ver- 
wirklichen und realifirt werden im Kalle der Rechtsbedrohung oder Rechtskränkung; 
fondern, fobald die Erfindung die Werfftätte des erfinderiichen Geiſtes verlaffen hat, 
foll fie von Staatwegen umgeben werden mit dem Schirme des Geſetzes, unnahbar 
gemacht und entrüct werden jedem drohenden Angriffe. Ein folder Staatsichuß verför« 
pert fich in dem Patente. Das Patent ift hiernady noch mehr, als eine Eigenthumsur: 
funde, als ein Kaufbrief, oder ein Teftament — es ift eine sauve-garde. Die Con: 
fequenzen diefer Anfchauung liegen nahe; nur ungern durchlöcherte fie Tilliere durd) 
das Zugeftändniß der Zeitweiligfeit des Schutzes; Jobard wollte la propriete de la 
decouverte ewig geihüst, das Patent auf Die ganze Dauer des Beſtehens der Er: 
findung ausgedehnt wiffen. Und doch ftellt fid) gerade der franzöſiſche Lehrſatz: »une 


1) Mohl erachtet von diefen vier verfchiedenen Hauptanfichten diejenige für „rechtlich und volfs= 
wirthfchaftlich haltbar“, mach welcher ein Patent ein vom Gefege gegebenes, wefentlich vorüber: 
gehendes, unter der Bedingung gewiffer Mittheilungen verliehenes Monopol ift, ertheilt zum Zwecke 
einer verhältnigmäßigen Nationalbelohnung, zwar wie . Monopol nachtheilig für Dritte, doch in 
der Hauptfache felbit für die Gefammtheit nüglich als Anfmunterung zu Erfindungen. 
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decouverte est la propriete de l’auteur« als unhaltbar, feine Ausführung fogar 
als gefährlich für die induftrielle Entwidlung dar, denn die Erfindung kann niemals, 
außer etwa dann Gemeingut werden, wenn der Gigenthümer ohne Erben verftirbt, 
und der Staat, an welden die Erfindung dann fallen würde, diefelbe frei erklärt” 
(Emminghaus, Zeitfchrift für gefammte Staatswiflenichaften.) 

Wäre die Erfindung als Eigenthum des Erfinders aufzufaſſen, jo bevürfte es 
feines befonderen Gefeges, um ihn in dieſem Rechte zu ſchützen, und würde ein Ge: 
fe, welches dem Erfinder für feine Erfindung auf zwanzig Jahre Schug verliehe, dann 
aber denjelben jeglichen Schuges baar ließe, widerfinnig fein. Wie wenig aber ein 
geiftiges Eigenthumsrecht ſich für Erfindungen aufftellen läßt, ift in dem Artifel „geie 
ftiges Eigenthum“ ſ. d.) nachgewiejen worden. Es leuchtet auch fofort ein, daß bei 
der Anerkennung des geiftigen Gigenthumsrechtes dem Erfinder ein außerordentlicher 
Machteinfluß auf die Entwidelung der Technik, wie der ganzen Induftrie zu Gebote 
ftehen würde; jeder Fortichritt würde von der Genehmigung deflen abhängen, der in 
dem fperiellen Falle vor langer, langer Zeit Wiffenjchaft oder Technif um eine an und 
für fid) vielleicht unbedeutende Erfindung oder Verbefjerung bereichert hätte. In der 
Praris würde zwar der Fall der Verweigerung jelten vorfommen, dafür würden aber 
bedeutende Dpfer an Zeit für die Nachſuchung und bei der Natur eines Monopole 
außerordentlich hohe Entihädigungen für die Erlaubniß der Benugung erforderlic) 
werden. Angefichts ſolcher Hemmnifle, die jede Weiterentwidelung zu völligem Er: 
ftarren bringen müßten, prüft die VBolfswirthichaft den rechtlichen Standpunct auf 
das Sorgfältigite, und glüdlicherweife läßt felbft die jpigfindigite Definition die Auf: 
rechthaltung eines geiftigen Eigenthumsrechts und deſſen weitgehende Folgerungen 
nicht zu. Uebrigens find die Anhänger des Patentichuges leicht geneigt, die Schwie— 
rigfeiten zu unterfchägen, welche der conlequenten Durchführung des geiftigen Eigen: 
thumsrechtes in andern Berufszweigen als den rein gewerblichen entgegenftehen. Der 
Staat wird fid) in vielen Fällen vollfommen außer Stand fehen, eine neue Idee als 
folche oder in ihrer praftiihen Ausführung zu jchügen, ſelbſt wenn der bejte Wille 
vorhanden ift. Dem Landwirth, der durd eine neue Betriebsmethode oder durd) ein 
neues Düngemittel feinen Bluren einen reihern Ertrag abgewinnt, wird niemals ge 
jtattet werden, feinen Nachbarn die Nadyahmung zu verbieten ; Niemand denft daran, 
dem Kaufmann, der mit mühevoller Sperulation und mit Koftenaufwand neue Ab: 
fag- und Bezugswege ermittelt hat, eine Entſchädigung anzubieten, wenn feine Eon: 
eurrenten hinter feine angefnüpften Gefhäftsverbindungen fommen und fie fofort aus: 
zubeuten bemüht find; dem Gelehrten fällt es gar nicht ein, das Weiterbauen auf 
dem gefundenen und veröffentlichten Lehrfage 5—10 Jahre für fich allein in An: 
fpruch zu nehmen und Andere an der Benugung folange zu hindern. Und wenn ja 
— das Beſtreben dazu vorhanden wäre, auf welche Weiſe ſollte die 
Durchführung ermöglicht werden! 

III. Die Anſicht, daß die Erfindungspatente als ein Vertrag zwiſchen Erfinder 
und Publicum aufzufaffen jeien, hat nicht viel Anhänger gefunden. Zu ihnen gehört 
unter Andern Ammermüller Mohls Zeitſch. Bd. III ©. 561 ff.‘: „Jedem fteht 
das Recht zu, mit feinem Wiffen anzufangen, was er will, und das Patent foll daher 
das Mittel fein, den Erfinder zu freiwilliger Mittheilung feiner Gedanfencombina= 
tionen und deren praftifchen Ausführung zu bewegen. Das Patent ift daher ein zwi: 
fchen dem Staat und dem Erfinder abgefchloffener Vertrag, durch welchen legterer 
feine Mittheilungen nad) einer beftimmten Friſt dem erfteren zum belichigen Gebrauche 
überläßt, nachdem er diefelben zu feinem eigenen Nugen möglichft erfchöpfend unter 
völliger Ausſchließung aller Goncurrenten hat ausbeuten dürfen. 

In ähnlicher Weife fagt Lord Tenterden: „Man überfieht häufig, daß ein der: 
gleichen gemeinnügiges Verfahren mit des Erfinderd Ableben auch verloren gehen 
würde und das Yublicum dann ae wäre, fi) des ohne dieſes Verfahren viel: 
leicht Foftfpieligeren und jchlechteren ‘Brodurtes wieder zu bedienen. Ginerfeits er: 
heiſcht des Erfinders Vortheil, feine Methode geheim zu halten, und ſich nicht, durch 
Enthaltung derfelben, der Gefahr preiszugeben, den Lohn mit Andern theilen zu 
müſſen; andererfeits begehrt aber das Publicum, das Verfahren genau fennen zu ler: 
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nen. Es gilt alfo, das Problem zu löſen und diefe verfchiedenen Intereſſen unter fich 
in Einklang zu bringen, und die Löfung wird von dem Publicum einfach dadurd) er: 
langt, daß es dem Erfinder einen gewiſſen befchränften Alleingebraud) feiner Erfin: 
dung als Lohn für feine Mittheilung zugefteht und fichert. Soldy ein Recht kann dem- 
nad) nicht als Monopol angejehen werden, bei dem das Gefammtpublicum in Nach— 
theil kommt, nod) als ‘Privilegium, das Jemanden auf Unkoften Einzelner aus dem 
Gefammtpublicum verliehen wird,“ 

Wie wenig haltbar eine ſolche „Bertragstheorie“ ift, leuchtet auf den erften Blick 
ein. Abgejehen davon, daß fie juriſtiſch nicht zu conftruiren fein würde, geht gerade 
das Intereffe des großen Bublicums darauf aus, eine Erfindung jo raſch und fo billig 
al8 möglich benugen zu können und Verbefjerungen raſch folgen zu ſehen. Wie fommt 
der Staat dazu, daß er dem Willen und der Anficht des Volkes entgegen einigen We: 
nigen bejondere Privilegien ertheilt und fi vertragsweife verpflichtet, der Erfindung 
nur diejenige Verbreitung zu geftatten, welche der Erfinder ſelbſt für angemeffen d. h. 
jeinem perſönlichen Vortheil entfprechend) hält? Etwa um das Geheimhalten der 
Erfindung zu verhindern? Biele halten dies allerdings heute noch für einen gültigen 
Grund zur Aufrechthaltung des Patentweſens. Jemand — dies ift ——— die 
logiſche oder unlogiſche Folgerung — der eine wichtige Erfindung gemacht hat, wird 
ſeine Erfindung erſt vor ſeinem Tode veröffentlichen oder wird ſie ſogar mit ind Grab 
nehmen, und die Induftrie wird fich immer noch befjer jtehn, wenn dem Erfinder eine 
Zeit hindurch das Privilegium der ausſchließlichen Benugung ertheilt wird, und wenn 
nad) Ablauf diefer Friſt die Erfindung Gemeingut der Nation wird. Ein jolder Ein— 
wand gegen die Bejeitigung des Patentwejens beruht nur auf einer gedanfenloien 
Nachbeterei. Mit Ausnahme der Schweiz finden fi) in allen größern civilifirten 
Staaten PBatentgefeggebungen, doc überall wird derjenige Erfinder, weldyer jeine 
Entdeckung wirflicd geheim halten fönnte, fid hüten, mit hohen Koften ein Patent 
zu nehmen und fidy den mancherlei VBorfchriften der Patentgefeßgebung zu unterwer: 
fen. Wenn vor 50 Jahren ein jolches ftillihweigendes Uebereinfommen zwiſchen dem 
Staate und dem Erfinder abgeichloffen worden wäre, fo hätte dies den damaligen 
Zeitverhältniffen vielleicht nod) entiprochen. Heute dagegen ift durch die Veröffentlichun: 
gen der Preſſe, durch Giewerbvereine und induftrielle Bildungsgelellichaften, durd) die 
Menge und Raichheit ver Gommunicationsmittel, durch die Lebhaftigfeit des Verkehrs, 
durch Induftrieausftellungen u, ſ. w. die früher übliche Geheimhaltung geradezu un: 
möglidy gemacht worden. Die allgemeine Befanntichaft mit den Lehren der Natur: 
wiſſenſchaften und der Technif bewirkt ferner in Verbindung mit der freien Goncur- 
renz, welche die Gewerbtreibenden auf allen Gebieten angejtrengt thätig fein läßt, 
daß eine Erfindung, weldye ausnahmsweiſe nicht fofort zu durchſchauen wäre, in ver: 
hältnigmäßig furzer Zeit nacherfunden wird. Grfindungen find ferner Kinder ihrer 
Zeit, umd zahlreiche Beilpiele find dafür vorhanden, daß Erfindungen, welche ihrer 
Zeit vorausgeeilt waren, unbenugt liegen geblieben find und vergeſſen wurden, wäh: 
rend wichtige zeitgemäße Erfindungen von Mehreren zu gleicher Zeit veröffentlicht 
werden fonnten, Nidyt ohne Glück haben Gewerbevereine und Verbindungen von 
Chemikern, Technifern, Ingenieuren und Induſtriellen in der Neuzeit für die Auffin: 
dung ſolcher allgemein wichtiger Berbeflerungen oder neuer Entdedungen Preisaus— 
fchreiben erlaffen, und find durch ſolche Aushülfsmittel, (die allerdings nicht in allen 
Hällen von Erfolg fein werden, da ſich eine Erfindung nicht erzwingen läßt), die ent: 
gegenlaufenden Interefien des Publicums und des Erfinders weit befier gewahrt wor: 
den, als durch die befte Patentgefeggebung. 

Wird ein Vertrag nefchlofen. fo ift in der Regel doch auch anzunehmen, daß 
beide Theile ihren Vortheil dabei zu wahren ſuchen. Der Erfinder wird aber (von ſei— 
nem Standpuncte aus) mit dem Gewinn, den ihm das Patentgefeg übrig läßt, ſchwer— 
lich zufrieden fein fönnen. Bor allen Dingen läßt jih der Staat den etwa eingegan: 

enen Schugvertrag ziemlich hoch bezahlen, So en die Taren und Gebühren in 
England für ein 14jähriges Patent bis zu 200 Pfd. St. — in Frankreich für 15 Jahre 
1500 res. und die Stempelkoften — in Belgien für 20 Jahre 2100 Fred. — Holland 
für 15 Jahre 600— 750 81. — Spanien für 15 Jahre 450 Thlr. — Nordamerifa für 
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14 Jahre 30 Doll. (Ausländer 3—500 Doll.) — in Oeſterteich für 15 Jahre 700Fl. 
— Rußland auf 10 Jahre 450 Rubel S. — Bayern für 15 Jahre 275 Fl. — Wür: 
temberg für 10 Jahre 50—200 Fl. — Sachſen auf überhaupt 10 Jahre 80 Thlr. — 
Preußen und Hannover nur die tarifmäßigen Stempel: und Sportelgebühren — und 
zwar überall gleichviel für wichtige und umwichtige, werthvolle und total unmüge Er- 
findungen. 

—— die vom deutſchen Bundestage im Jahre 1861 niedergeſetzte Patentcom— 
miffton konnte fih aus fiscalifchen Rückſichten nicht zu billigen Sätzen entichließen, 
fondern zeigte ſich geneigt, die öfterreichifche Tare zu Grunde zu legen, fo daß nad) 
Bitzer Vorſchläge, Stuttgart 1864) die Koften betragen follten 


bei Bereinspatenten? bei Zandespatenten 
für 1— 3 Jahre 40 Thlr. 16 Thlr. 
: d—6 : 56 — 21 + 
: 1—9 : 80 =: 40 : 
: 10—12 : 120 = 60 =: 
: 13—15 —⸗ 200 = 100 =: 
496 Thlr. 210 Thlr. 


Die Patentcommiffton fonnte freilich trog diefer hohen Summe auf eine bedeutende 
Koftenermäßigung hinweiſen, da die gegenwärtigen SPBatenttaren in allen deutjchen 
Bundesjtaaten zufammen fich auf circa 1100 Thlr. ftellen. 

Auf diefe Weije beeinträchtigen die Patentgeſetze gerade den unbemittelten Erfin: 
der am meijten, indem fie die Zuficherung des ftaatlihen Schuges mit hohen Koften 
verfnüpfen, und außerdem eine beitimmte Ausführungsfrift anjegen. In der Regel 
erlifcht nämlich das Patent, wenn der Inhaber feine Erfindung 1 Jahr nad) der Pa- 
tentertheilung noch nicht zur Ausführung gebracht hat, oder wenn die Ausführung fo 
lange unterbrochen worden ift. Einige :Batentgejege (Hannover, Preußen) gehen bis 
auf 4 Jahr herab, andere (Würtemberg, Franfreich) gehen bis zu 2 Jahren hinauf. 
Und dod wird durch das ertheilte Brivilegium ein Schug verfprochen,, der fajt immer 
illuſoriſch iſt. Patentproceſſe find fprüchwörtlich geworden, und in der That iſt für 
Den, der darauf ausgeht, eine fremde Erfindung gegen den Wortlaut des Geſetzes 
auszubeuten, nichts leichter, als durch Fleine Veränderungen den Scyein des Rechtes 
für fid) zu gewinnen. Der PBatentinhaber glaubt.die Goncurrenz vollfommen befeitigt 
und überzeugt fich nad) kurzer Zeit, daß feine Erfindung mit wenig Veränderungen Doc) 
nachgemacht wird, ohne daß die Gerichtsbehörden nach dem Buchſtaben des Geſetzes 
einfchreiten fönnen. Die Behörden müſſen ferner dem Patentinhaber felbft überlaffen, 
die Ueberwachung feines Privilegiums durchzuführen. Bei der Leichtigkeit des Ver 
kehrs fann ein gejeglich verbotener Gebrauch einer patentirten Erfindung an dem einen 
entfernten Theile eined größeren VBerfehrsgebietes lange Zeit hindurch ftattgefunvden 
haben, ohne daß der Erfinder etwas davon erfährt, und namentlid) in den Staaten, 
wo fein Marfenichug bejteht (J. d. Art. Etiquettenichug), ift einem unreellen Verfah: 
ren Thür und Thor geöffnet. Und obgleidy die Behörden faſt immer geneigt find, den 
PBatentinhaber zu ſchützen, fo find ver Nichter und die begutadhtenden Beifiger bei 
Patentproceſſen um ihre Schwierige Stellung doch wahrlid) nicht zu beneiden.“ 
Ebenjowenig fann mit einem foldyen Vertrage das Publicum zufrieden fein, wo: 





2) Bereinspatente follten innerhalb der deutjchen Staaten und ber außerdeutjchen öſterreichi— 
ſchen und preufifchen Provinzen, Landespatente nur innerhalb eines einzelnen Staates Gültig- 
feit haben. 

= Obgleich die meiften Patentprocefie wirklich rechtlichermeife zu Gunften der Patentinbaber zu 
entfcheiden Fein mögen, fo fommen doc felche Fälle vor, in denen die Behörde felbit von der Unbils 
ligfeit ihrer gefegmäßigen Entſcheidung überzeugt ift. Wenn beifpielsweife jederzeit die Priorität 
der Anmeldung den Anfpruch auf die Batentertheilun begründet ; wenn felbftänpige Grfindungen 
beftraft werden müflen, weil der Angeklagte ſammtliche Regierungsblätter 10—15 Jahre zurüc nicht 
forgfältig verglichen hatte und von dem Vorhandenfein einer gleichen patentirten — wirllich 
Nichts wußte, ſo ſind das Rechtsgeſichtspuncte gegen das Patentweſen, die eine beſſere Baſis be— 
ſitzen, als das künſtlich aufgebaute geiftige Eigenthumsrecht und die Fiction eines eingegangenen 
Vertrags zwiſchen Publicum und Erfinder, Und doch find das Forderungen, weldye von der Gefchs 
gebung folange aufrecht erhalten werden müflen, als überhaupt noch Patente ertheilt werden. 
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bei vorläufig von der Anſicht ausgegangen werben ſoll, daß es mit Hülfe der Vor: 
prüfung den Behörden möglich ſei, nur wirklich nüglichen und praftiichen Erfin- 
dungen den Schug des Staates während einer beftimmten Frift zuzufichern. Für 
alle Berbraudsartifel, die vorher nody nicht auf dem Markte erfchienen find, fehlt es 
an einer jihern Werthsbeftimmung, und in der Negel beitimmt der Verkäufer den 
Preis, doch nicht nad dem Selbitkoftenpreije mit Einfchluß des landesüblichen Gapi: 
talzinjes und einem mäßigen Aufichlage an Gapitalgewinn, fondern im Vergleich mit 
den Preijen anderer Verbrauchsgegenſtände, weldye Die nach der neuen Erfindung ge» 
fertigten Waaren in bejjerer Weife zu erjegen beftimmt find. Der Verfäufer erwägt, 
welchen Nugen der Gonfument aus der neuen Erfindung zu ziehen vermag und berech— 
net darnad) die Höhe der Korderung, die er dem Käufer anfinnen könne. Erſt die 
Goncurrenz vermag ein angemefjenes Berhältnig zwifchen Productionskoſten und Ver: 
faufspreis herzuftellen, und durch zahlreiches Angebot ftellt ſich gewöhnlich die rechte 
Harmonie zwiſchen Preis und Gebrauchswerth ziemlich raſch heraus. Bei den Patenten 
Dagegen documentirt fid) Die Eigenfchaft des Monopols ganz vorzüglid) durch die hohen 
Preite, welde während der Patentdauer für Die geſchützten —— zu zahlen 
find. In andern Fällen hat der Producent, welcher von einer Erfindung Gebraud) 
machen will, dem Batentinhaber eine ziemlich hohe Abgabe für das Benugungsrecht 
abzugeben und befindet ſich in offenbarem Nachtheil gegen auswärtige Goncurrenten, 
von denen diefelbe Erfindung unentgeldlich benugt wird. Dieje Vertheuerung würde 
noch weit empfindlicher jein, wenn die Concurrenz auf ungefegliche Weife nicht Mittel 
und Wege genug fände, dem privilegirten Producenten durd Nachahmung Abbruch 
au thun. Die Mitbewerbung ift aber dody noch feine freie und offne, und für das 
Riſico des Beftraftwerdend glaubt der Goncurrent eine Ertraprämie verlangen zu 
müffen, die natürlich der Gonfument bezahlen muß. 

Die Nachtheile gipfeln ſich ferner darin, daß die Patente die Fleinen Verbeſſe— 
zungen, die gewöhnlich zufammen wichtiger find, als die urjprüngliche Entdeckung, 
verhindern, und, wenn es nicht gelingt, mit dem Patentinhaber eine angemeſſene 
Uebereinfunft zu Stande zu bringen oder die Regierung zu einem wiederum unberedy: 
tigten Machtſpruch zu bewegen, die Induftrie nöthigen, ſich erſt nach Ablauf ver 
Patentfrift, d. h. erft nad) Jahren jener Fortſchritte bemächtigen zu können. Sicher ift 
aber die neue Idee, welche die Verbefjerung hervorrief, auf alle Fälle ebenſo beredy- 
tigt, wie die urfprüngliche Erfindung. Bei der verhältnigmäßig langen Dauer des 
Patents wird dann der gefammten Induftriebrandhe ein Vortheil bei der Production 
entzogen, der in manchen Fällen für ein ganzes Land von weittragender Bedeutung 
fein kann. 

Wie befannt, vermag aber felbjt die forgfältigfte VBorprüfung nicht zu verhin- 
dern, daß eine große Anzahl völlig unnüger oder ganz unbedeutender Erfindungen 
Jahr aus Jahr ein patentirt werden.* Man kann davon abjehen, daß das große 
Publicum mit der Reclamebezeihnung „patentirt“ den Begriff „leiner Vortrefflichkeit 
wegen von der Regierung belohnt und empfohlen“ verbindet, denn allmählich kommt 
der Käufer von folchen falichen Auffafjungen zurüd, aber durd) das Wachsthum Der 


4) In England wurden in den legten Jahren durchſchnittlich 3200 Patentgefuche bei dem Pas 
tentoffice eingereicht und für jedes eine Tare von 5 Pfd. St. bezahlt. Bon den 3200 Patenten wurz 
den 1200 vor Ablauf von 6 Monaten zurüdgezogen, ehe alfo die Tare von 20 Pfd. St. bezahlt war. 
Bon den noch übrigen 2000 Patenten wurde nur auf 546 die Tare von 25 Pfd. St. für die Dauer 
von 3 Jahren gezahlt, und nach dem dritten Jahre erfolgte nur auf 98 von diefen 546 die Einzahlung 
von 50 Rfd. St. Es find alfo von 3200 Patenten noch nicht 100 für fo wichtig gehalten werden, 
daß die Erfinder fie auf die ganze gefegliche Zeit in Geltung erhielten. — In den Jahren 1813—53 
ertheilte Preußen jährlich durdichmittlich 95 Patente, Bayern 102, Sachen 52, Würtemberg 25. 
Für die fpätern Jahre hat der Verfaſſer vollftändige Data nicht erlangen fönnen, doch wird man ſich 
faum irren, wenn man für 1853—63 das Doppelte annimmt. In Sachjen 3. B. iſt diefe Annahme 
mit durchfchnittlich 112 Patenten (1352—62) bereits überfchritten. In den nordamerifanifchen Freis 
ſtaaten wurden im Jahre 1850 995, in Belgien von 1841—50 durchfchmittlich 367, in Frankreich 
1853 in Summa 4065 Patente erheilt. Emminghaus berechnet (Zeitfchrift für gefammte Staates 
wiſſenſchaften, Jahrg. 1859), daß mit Nüdficht auf vie 1s5jährige Dauer der Patente im Jahre 1855 
in Franfreich bis zu 38000 Batente im Umlauf gewefen feien. 
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Patente wird Ichlieplich der Unternehmungsgeift auf Schritt und Tritt in Feſſeln ge- 
ſchlagen, und was früher eine Wohlthat geweſen fein mag, droht immer mehr zur 
Plage zu werden. 

IV. In den meiften Patentgefeggebungen der Gegenwart fcheint die Anficht 
Play gefunden zu haben, daß Patente als Einrichtungen der Zwedmäßigfeit und 
des öffentlichen Nugens zu betrachten jeien. Man betrachtet das Patent nicht mehr 
als einen Vertrag zwiichen Publicum und Erfinder, fondern als eine Aufmun— 
terung und als einen Sporn zu müglichen Erfindungen und ertheilt ein zeitweiſes 
Monopol im Intereffe des gewerblichen Fortichritts. So fagt Kraus (Geift der 
öfterr. Gefeggeb. Wien 1838): „Den Patentgejegen liegt nicht ein NRechtsprincip, 
fondern ein politifches Princip zu Grunde. Daſſelbe bezwedt die Belebung der größt- 
möglichen Menge von Erfindungen im Gebiete der Induftrie vermittelt des Reizes 
zeitlicher Alleinrechte, um nad) * Erlöſchen den Staat mit ihren Früchten zur Be— 
förderung des allgemeinen Wohles zu bereichern.“ Damit würde auf ein erziehendes 
Element des Patentweſens hingewieſen ſein. Großartige Erfindungen ſind indeſſen 
zu allen Zeiten und unter allen Verhältniſſen mit und ohne Patentſchutz gemacht wor— 
den und lehrt die Erfahrung, daß die deutſche Nation, obgleich Patentgeſetze erſt in 
der Neuzeit und ſpäter als in den Nachbarſtaaten eingeführt worden ſind, auf dem 
Gebiete der wiſſenſchaftlichen Entdeckungen wie der gewerblichen Erfindungen ſeit 
Jahrhunderten eine höchſt achtungswerthe Stellung eingenommen hat. a wenig 
ift die Schweiz , welche die Einrichtung des Patentweiens gar nicht kennt und wohl 
auch nie erhalten wird, an Erfindern arm zu nennen, obgleid, die Schweizer Indus 
ftriellen fich im Auslande nicht jelten um PBatente bemühen. Gerade die größten und 
genialften Erfinder waren häufig (gerade jo wie dies von mandyen namhaften Gelehr: 
ten gilt) in der Verfolgung ihrer Privatintereffen fo wenig fpeculativ, und fo forglos, 
um nicht zu fagen, nachläfftg, daß der pecuniäre Vortheil eines Patents für fie ganz 
wirfungslos geblieben wäre. Vom Fosmopolitifchen Standpuncte aus möchte daher 
eine allgemeine Bejeitigung des Patentweiens erfahrungsgemäß auf die Entwidlung 
der Induftrie feinen Nachtheil äußern. Das Streben nad Fortichritt liegt fo tief in 
dem menſchlichen Geifte begründet, der Wunfch, die Erfindung praftifc ausgeführt 
zu Sehen, ift jo mächtig, daß die Frage nad) Entihädigung oder Belohnung erft in 
zweiter Linie auftritt, in vielen Fällen erſt durch die Patentgefeggebung hervorgerufen 
worden ift. — Seitdem indeffen die Gefeggebung den Erfindungsgeift im nationalen 
Sinne, zunächſt für die eigne Nation, zu verwerthen trachtet, mag es wohl vorge: 
fommen fein, daß der Gedanfe an den zeitweiligen Schug vor freier Goncurrenz den 
Muth des Erfinders neu belebt, und daß der Ehrgeiz, öffentlich als Inhaber einer 
patentirten nüglichen Erfindung genannt zu werden, bewußt oder unbewußt zur Aus: 
dauer anipornt. Allein in dieſer Abficht pflegen fich doch nur die wenigften Erfinder 
abzumühen. Die neue Idee entfteht vielmehr in den meiften Fällen rajcy aus dem 
praktiſchen Bedürfniß, wenn fi ihre Nothwendigfeit redyt deutlich herausgeftellt hat. 
Daher find aud) unter der großen Menge der patentirten Erfindungen verhältnigmäßig 
nur wenige, welche als die Refultate von langwierigen und Eoftipieligen Erperimenten 
zu betrachten find, vielmehr find es, bejonders da, wo die Arbeitstheilung ftreng durch— 
geführt ift, die Ergebniffe ftufenweiler VBerbeflerungen, die im Geſchäft und bei der 

rbeit gemacht worden find; ja die Fälle find nicht lie daß der Arbeiter eine Er: 
findung machte, die fi fpäter der Arbeitäherr zu feinen Gunften patentiren ließ. 
Bon der Heinen Zahl Derer, welche fih geradezu auf das Erfinden legen, um mit 

ülfe der Patentgefege ihre Entdeckungen lucrativ auszubeuten, fann wohl ganz ges 
chwiegen werden, da doch noch nie ur diefe Weife eine nennenswerthe Verbeflerung 
gemacht worden ift. 

Solange Patente ertheilt werden, wird es dem Gewerbtreibenden mindeftens 
nicht zu verargen fein, wenn er die nun einmal vorhandene Gejeggebung zu feinen 
Gunften ausbeuten zu fönnen glaubt, doc) folgt daraus auf feinen Fall, daß die Er: 
findung nicht gemacht worden wäre, wenn der Staat feine Patente ertheilte. Uebri— 
—* befannt, daß alle Vortheile des Patentweſens in das directe Gegentheil ums 
Klagen, fobald es ſich um rafche Einführung der fogenannten Verbefferungspatente 
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handelt. Wer da weiß, mit wie großen Schwierigfeiten Patente für Verbefjerungen 
bereit8 patentirter Erfindungen, die viel häufiger vorfommen als felbjtändige Erfin- 
dungen, zu erlangen find, wie Verbefferungen fogar jolange ausgeſchloſſen fein kön— 
nen, als die urjprüngliche Erfindung patentirt bleibt, wird auf feinen Fall begreifen 
fönnen, wie man fi von dem Patentweſen einen befondern Einfluß auf die Rräftie 
gung des Erfindungsgeiftes verfprechen fann. — Neuere Vorſchläge gehen darauf bin: 
aus, für ſehr einflußreihe Erfindungen Nationalbelohbnungen zu ertheilen. 
Selbftverftändlich Fönnten folche Prämien der Erfindungsgabe nur mit Bewilligung 
der Volfsvertretung und zwar für den fpeciellen Fall (vielleicht auf Vorfchlag der Han: 
deld- und Gewerbefanmern) erfolgen; fehr bald würde aber eine Fluth von Gefuchen 
für Die unbedeutendften Erfindungen die immerhin precaire Prüfung in derfelben Weiſe 
einführen, wie dies bei der gegenwärtigen Patentertheilung meift der Fall ift, und wäh» 
rend bei der Entjcheidung Barteilichfeit und einjeitige Anfichten ihre Rolle fpielen, 
wird ed nur zu leicht gefchehen, daß eine wichtige Erfindung, deren Bedeutung ficy erſt 
fpäter herausſtellt, leer ausgeht. Nationalbelohnungen möchten daher nur in ganz 
vereinzelten Fällen anzuwenden fein; fobald fie verallgemeinert werden , treten fofort 
die meiften Schattenfeiten des heutigen Patentweſens noch greller hervor. 
Die Falichheit des Patentwejens zeigt ſich weiter recht deutlich darin, daß die 
forgfältigften Bemühungen, die Schattenfeiten zu entfernen , entweder ganz vergeblich 
ewejen find, oder bei andern Einrichtungen jofort neue Nachtheile zu Tage gebracht 
A Am offenbarften ift dies wiederum bei den Verbefferungspatenten hervorge- 
treten, die nirgends in ein befriedigendes Verhältnig zu den noch gültigen Patenten 
für die urfprüngliche Erfindung gebracht werden fonnten, ohne daß entweder die 
Rechte des erften Erfinders oder die gleichgerechten Anfprüche für die Verbefferung 
nach irgend einer Seite hin gewahrt worden wären. — Nicht beſſer war es mit dem 
Uebergang von der materiellen Vorprüfung auf die Neuheit, Eigenthümtlichkeit und 
Bedeutung der Erfindung (Bräventivfpfe m) zum Neprefiivivftem, Das jedes 
formell richtig eingebrachte Patentgeſuch berüdfichtigt. Jedem, der gegen die Patenti- 
rung Rechtögründe zur Geltung zu bringen vermag, bleibt aber der Weg des Proteftes 
vorbehalten und fann dann nad) richterlicher Enticheidung das Patent zurüdgezogen 
werden. Es ift nicht zu verfennen, daß das Präventivſyſtem den Behörden eine Arbeit 
aufbürdet, die trog aller Befähigung der fachverftändigften Beamten faum zu löfen ift, 
dag mannichfacden Erfahrungen Eee die ———— Erfindungen von ſehr gelehr— 
ten Collegien als Hirngeſpinnſte bezeichnet worden find, und daß es mehr oder weniger 
von dem guten Willen und der Einficht der Patentbehörde abhängig gemadyt wird, 
ob eine Erfindung oder die Verbeflerung einer foldyen des ftaatlihen Schuges theilhaf- 
tig zu erflären jei. Wenn man nun aud) zugeben muß, daß es weit gerathener fei, die 
Enticheidung über Die Brauchbarkeit einer Erfindung dem Publicum zu überlaflen, fo 
ift doch nicht zu überfehen, wie durch das Repreſſivſyſtem Die Zahl der patentirten total 
unnügen Erfindungen ganz unglaublich wächft und den inbuftriellen Kortfchritt ganz 
ju umgarnen droht, wie ferner ein und diefelbe Erfindung nad) Ablauf der Schutzfriſt 
mit ganz geringen Veränderungen fofort wieder als patentberechtigt angemeldet wird.” 
Beide Syſteme haben demnach ihre großen Mängel, und dieſe Mängel beruhen nur 
auf dem falfchen Principe, das dem ganzen Inftitut der Patente zu Grunde liegt, mag 
nun der Zwed der Belohnung oder der Förderung des Erfindungsgeiftes oder der 
faliche Rechtstitel eines geiftigen Eigenthums an die Epige geftellt werden. Nicht 
befier ift e8 mit dem fogenannten Caveatſyſtem beftellt, mit Hülfe defien der Erfin— 
der, fobald er nur die Wahricheinlichkeit der Ausführbarfeit feiner Erfindung erlangt 
F die Gewährung des Patents im Voraus mit Beſchlag belegt. Im vielen Fällen 
cher jehr zweckmaͤßig, weil der Erfinder feine weiteren Studien nicht geheim zu halten 
braucht und die nöthigen Hülfsarbeiter zuziehen kann, ift diefe Einrichtung namentlicd) 
in England von Induftrierittern ausgebeutet worden, die in allen denfbaren Richtun— 
gen Caveats einlegen, um fchließlich den wirklichen Erfinder zu brandſchatzen. 


5) Zu denfelben Uebelftänden führen aud niedrige Taren, während wiederum hohe Taren dem 
Zwed ganz entgegenlaufen, den die Batentgefege verfolgen. 
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V. Bei einem noch nicht hoch entwidelten Eulturgrade kann indeſſen 
eine angemeflene Patentgefeggebung von großer Wirkung für das Aufblühen der In— 
duſtrie fein, und obgleich die Einflüffe des Patentihuges in England vielfach übertrie- 
ben worden find, iſt doch nicht zu läugnen, daß neben einer ara Entwidlung in 
Bezug auf Nievderlafjung und ungeftörte Verwerthung der Arbeitäfraft, neben dem 
durchgeführten Princip der Selbftverantwortlichfeit und der Selbfthülfe, furz neben 
der bejlern Gejeggebung, deren jich England feit langer Zeit auf wirthichaftlichem wie 
auf politifchem Gebiete vor den Staaten des Feitlandes erfreut hat, die für frühere 
Verhältniſſe ganz zeitgemäße Patentgefeggebung jegensreiche Früchte getragen bat. 
Aber nicht blos in England, jondern aud) in Deutichland haben ſich die induftriellen 
Zuftände in einem Maaße geändert, daß es der beiondern Unterftügung der Erfinder 
nicht mehr bedarf. Unſere Verfehrsverhältnifie find nämlich jo weit vorgefchritten, daß 
der Erfinder mit fehr wenig Ausnahmen im Stande ift, fi den Hauptgewinn feiner 
Erfindung aud ohne Patent zu fihern. Eine Erfindung wird in der Regel von Dem 
gemacht, der fie gerade braucht. Iſt diefelbe wirklich von praftiichem Werthe, fo wird 
der Erfinder ald Gejhäftsfundiger hinreichend davon Nugen zu ziehen verjtehen, ſo 
daß es eines Privilegiums, * als Belohnung aufgefaßt, nicht bedarf. Iſt die Er— 
findung derart, daß ſie nach den Waaren, welche auf dem Markte erſcheinen, ſchnell 
nachgeahmt werden kann, ſo iſt allerdings Gefahr vorhanden, daß der Erfinder die 
Vortheile des Alleinbetriebs nicht lange genießen wird, und iſt dann der Producent 
einzig und allein auf die höhern Preiſe der Priorität angewieſen. Jetzt hängt es nun 

anz und gar davon ab, wieviel Waaren in kurzer Zeit abgeſetzt werden können, ehe 
ſich die Concurrenz des Artikels bemächtigt, und das iſt eigentlich der Angelpunct für 
die Entſcheidung, ob in einem beſtimmten Verkehrsgebiete das Patentweſen ferner bei— 
zubehalten iſt oder nicht. Je entwickelter durch Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt, 
durch Straßenbau, durch Beſeitigung von Zollſchranken, durch geregelte Geſetzgebung 
über den Credit, über Münz- und Bankweſen u. ſ. w. die Verkehrsverhältniſſe find; 
je höher ferner durd) Gapitalanfammlung die Conſumtion geftiegen ift: deſto rajcher 
wird der Abjag bewirkt jein, und defto jchneller werden etwaige Auslagecapitalien für 
die Erfindung zurüdgeholt werden fünnen. ine wirklich praftiihe Verbeflerung, 
welde an Vorftudien 500 Thaler gekoftet haben mag, wird z. B. in England, Frank: 
reich, Deutjchland durch den raſcheren Abjag viel Ichneller bezahlt fein, als in Spa- 
nien, Rußland oder Schweden. Im Bremer Handelsblatt (Jahrg. 1853) ftellt Horn 
den ganz richtigen Sag auf: „Die Dauer des Patents J um ſo kürzer zu 
bemeſſen, je höher das Verkehrsleben des Volfs entwickelt iſt.“ 
Mit Rückſicht auf die fortgeſchrittene und noch weiter fortſchreitende gewerbliche Ent— 
wicklung können wir nicht blos von der Einſchränkung der Patentfriſten reden, ſondern 
bei der raſchen und erfreulichen Steigerung des Verkehrs, die ſich z. B. im deutſchen 
Zollverein zu erkennen gegeben, iſt es ſtatthaft, ſchon für die nächſte Zeit die Dauer in 
Deutſchland ganz einzuſchränken, d.h. Die Patenteganz zu beſeitigen. Macht 
dann Jemand eine Erfindung, die er nicht verwerthen kann, weil er entweder in dem 
betreffenden Erwerbszweige nicht bewandert iſt, oder weil ihm zur Ausführung die 
Capitalien fehlen, ſo wird er ſeine Entdeckung verkaufen oder ſich mit dem Fachmanne 
aſſociiren. Für den Käufer gelten die ſämmtlichen bereits angeführten Erwägungen. 
Der Kaufpreis vertritt die Stelle der für etwaige Vorſtudien verwendeten Auslage— 
«apitalien und kommt es bei der Verwerthung der Erfindung weſentlich darauf an, 
den wievielften Theil des gefammten Betriebscapitals jener Kaufpreis einnimmt. Bei 
der unbegrenzten Verbreitung, deren rein gewerbliche Producte in der Regel fähig find, 
wird dies faft immer auf einen geringen Procentfag hinauslaufen. Webrigens darf 
man nicht überfehn, daß theoretiſch allerdings der Goncurrent um jenen Kaufpreis, 
oder um die Koften der Vorftudien billiger arbeitet, daß ſich aber in der Praris die 
Verhältniſſe zu Gunften des Erfinderd Doch noch anders geftalten. Wir haben den 
Legtern auf eine rafche Verwerthung feiner Entdefung verwiefen, damit er, folange 
noch feine Concurrenz vorhanden ift, höhere Preife fordern könne. Sobald diejelben 
Artikel von anderer Seite auf dem Marfte erſcheinen, hören war diefe Vortheile der 
Priorität auf, doch hält die Kundfchaft recht gern folange aus, als fie nicht über Ber: 
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ſchlechterung und Vertheuerung der Waaren zu klagen hat. Neue Beſtellungen werden 
eingegangen ſein, ehe der Concurrent mit ſeinen — * zu Ende iſt, und in 
jedem Falle wird der ſpeculative Erfinder, weil er mehr Uebung erlangt hat, bei grö— 
ßerem Gewinn mindeſtens ebenſo billig liefern. 

In der öffentlichen Meinung bereitet ſich gegenwärtig über das Patentweſen ein 
bedeutender Umſchwung vor. Nachdem ſich zuerſt die Dresdener Handelskammer im 
Jahre 1863 auf ein von der ſächſiſchen Regierung gefordertes Gutachten für vollftän- 
Dige Bejeitigung des Patentwefens ausgefprochen hatte, find viele preußiiche gewerb⸗ 
liche und Handelöcorporationen mit ähnlichen Beichlüfien nachgefolgt, und namentlic) 
beacdhtenswerth waren Die Verhandlungen des deutichen volfswirtbichaftlichen Con— 
grefies von 1863. in nennenswerther Wivderftand macht ſich höchſtens in einzelnen 
technijchen Branchen beſonders im Mafchinenbau) geltend, und bier ift allerdings zu— 
zugeben, daß in einzelnen Fällen der Erfinder größere Mühe haben dürfte, die Koften 
jeiner Verſuche der Goncurrenz gegenüber, die ſich feiner Erfindung bemächtigt, voll« 
jtändig wieder herauszufchlagen. Patente haben aber bis jegt ebenſowenig hinreichen- 
den Schutz zu bieten vermoct, denn gerade hier reichte eine unbedeutende Veränderung 
aus, der Nahahmung den Schein Des Rechts zu geben. 

Wie ſchon erwähnt haben fidy eine größere Anzahl deuticher Regierungen veran— 
laßt gefunden, durd) die Bermittelung des Bundestages ein einheitlich deutſches Pa— 
tentgejeg zu beantragen. Bor 20, 30 Jahren wäre eine foldye Ginrichtung vielleicht 
von großem Nugen gewejen, gegenwärtig ift fie mindeſtens überflüjfig, und wenn une 
ſere —* und Productionsverhältniſſe in derſelben geometriſchen Stufe weiter— 
ſchreiten, wird ein deutſches Patentgeſetz in 20 Jahren geradezu nachtheilig einwirken. 
Im Vergleich zu unſern heutigen kleinſtaatlichen Verhältniſſen, denen zufolge jedes 
Land ſeine eigenen Patentbehörden, Prüfungs- und Begutachtungscommiſſionen un— 
terhält, fo daß für einen und denſelben Act die zwanzig und mehrfache Mühwaltung 
und der zwanzigfache Koftenaufwand erfordert wird, wäre allerdings ein deutſches 
Batentgejeg mit Wegfall der Vorprüfung , mit Ermäßigung der Gebühren, mit kürze— 
rer Patentdauer bis auf etwa 3 Jahre, mit möglichfter Erleichterung für Verbeſſerungs— 
patente, vor allen Dingen aber mit gleicher Handhabung innerhalb der Einzeljtaaten 
ohne Zweifel ein großer Fortichritt und noch vor wenig Jahren hätte man mit einer 
ſolchen Abſchlagszahlung höchſt zufrieden fein fönnen. Heute dagegen erſcheint es faft 
se fi mit der Nedaction einer Geſetzeseinrichtüng zu befaſſen, die nicht mehr 
zeitgemäß ift, und um das Maaß unferer deutichen Zerfahrenheit übervoll zu machen, 
haben mehrere deutiche Regierungen die Betheiligung von vornherein abgelehnt , fo 
daß ſelbſt dieſe gutgemeinte Abſchlagszahlung fi nicht einmal bis zu einer einheit- 
lidyen Löſung der Frage aufidwingen wird. Leider hat aud) die vom Bundestage nie 
dergefegte Patentcommiſſton für ihre Neformvorfchläge einen der freiern gewerblichen 
Entwicklung günftigen Standpunet nidyt gewinnen können. Der Schwerpunct des 
Entwurfs eines deutichen Patentgefeges liegt in der gegebenen Möglichkeit anjtatt der 
bisherigen Kandespatente (nur für den einzelnen Staat gültig) nunmehr Bun— 
despatente zu erlangen. Anftatt aber die Landespatente aufzuheben und eine zu 
ichaffende Bundespatentbehörde mit der Ertheilung von Bundespatenten zu beauftra- 
gen, die für ganz Deutichland gültig wären , hat man beide Patentfategorieen neben 
einander beibehalten wollen. Dies ift nach Bitzer (Vorjchläge für ein deutſches Pa— 
tentgejeg, Stuttg. 1864) Deshalb geichehen , theils weil ſich die einzelnen Regierungen 
eines noch ala wichtig betrachteten Hoheitsrechtes nicht gänzlich entäußern wollten, 
theils weil es manchen Erfinder darauf anfomme, für feine Erfindung nur den Schutz 
in der nächften Umgebung oder in foldyen Gegenden zu erlangen, in denen das ein: 
ſchlagende Gewerbe befonders blühend entwidelt fei. Was zuerft die Hoheitsrechte 
betrifft, fo würde in den Erklärungen der Herren Commiffarien der Frankfurter 
Bundespatentcommiffion im directen Widerſpruch mit der Rechtfertigung des Patent: 
ſchutzes wenigftens das indirecte Verzichten auf die Anerkennung eines (geiftigen 
Eigenfhumsrechtes des Erfinders zu erbliden fein. Damit ift aber audy der — 
der Patente als Privilegien ausgeſprochen, die dem Erfinder nach dem Ermeſſen der 
Regierungsbehörden ganz mit demſelben Rechte verweigert werden können, und iſt es 
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für Den, der ſich für vollftändige Aufhebung des Patentichuges befennt , bedenklich, 
einer derartigen Auffaffung fidy anzufchließen. In Wirklichkeit wird die Ertheilung 
eines Patents längft nicht mehr als ein Act der Gnade aufgefaßt, jo daß ein „frei— 
williges“ Verzichten der einzelnen Regierungen der Autorität der Regierungsgewalt 
faum Gintrag gethan haben würde. — Wenn ferner mandper Erfinder ſich damit be» 
gnügt, den Patentihug nur in einem Fleinen Verkehrsgebiete in Anſpruch zu nehmen, 
ſo liegt dies faft immer darin, daß er die hohen Koften für die Patentertheilung in 
ſolchen Ländern fcheut, die ihm für den Abjag feiner Erzeugnifie oder überhaupt für 
die Verwerthung feiner Erfindung verhältnigmäßig wenig Gewinn verſprechen. Wird 
die Ertheilung von Bundespatenten nicht, wie dies bisher in den meiften Staaten der 
Fall war, zu einer ergiebigen Finanzquelle gemacht, fo wird der Erfinder nicht mehr 
daran denfen, den —— gewährten Schutz auf ein kleineres Gebiet ausdehnen zu 
wollen, als das Territorium des deutſchen Bundes beträgt. Ein Nebeneinanderlaufen 
von Bundes- und Landespatenten wird dagegen mit mancherlei Uebelſtänden verknüpft 
ſein, wie überhaupt zur Erreichung eines höchſt zweifelhaften Nutzens ein viel zu com— 
plicitter Weg eingeſchlagen worden iſt. 

Zum Schluß bedarf es wohl kaum noch der beſondern Erklärung, daß auch die 
Gegner des Patentweſens das wirkliche Verdienſt der Erfinder nicht herabſetzen wollen, 
und daß fie gern bereit fein würden, eine möglichſt reiche Entſchädigung für die Mühe 
der Verfuche und für etwaige Auslagen zu gewähren. Ja, wenn es möglich wäre, die 
Vortheile für den Erfinder mit den Nachtheilen des Patentweſens für die Induftrie in 
ein angemefjenes Gleichgewicht zu jegen, fo Fönnte eine foldhe ehrende Anerkennung je: 
ner Verdienfte veranlafien, die gleiche Wagſchale mehr zu Gunſten des Grfinders 
neigen zu laflen. Doc da die Nachtheile des Patentweſens überwiegen und es nicht 
nur unmöglich ift, Die entgegenlaufenden Interefien zu verſöhnen, fondern auch dem 
Erfinder durch Die Patenteinrichtungen ein ausreichender Schutz nicht einmal gewährt 
werden fann, fo empfiehlt fi anftatt der Privilegien die vollfommene Freiheit der Be: 
wegung, die dann von ſelbſt die wünfchenswerthe Ausgleihung der verjchiedenen 
Privat: und Gemeinintereffen herbeiführt. 
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In jedem Zweige der modernen Staatsverwaltung nehmen die Etats für Befols 
dungen und Penſionen Rubegehalte) der Beamten eine hauptjächliche Stelle ein. In 
Bayern betrugen fie in den zwanziger Jahren diefes Jahrhunderts 18 Proc. der ger 
fanımten Staatsausgaben ; in Baden war nach MWelfers Begründung feiner Motion 
auf einige Veränderungen in der Staatödienerpragmatif (1833) zu eben jener Zeit die 
Penſionslaſt für dem Staat nichtdienender Männer größer, als die Summe der Die: 
nenden; die Summe für das bloße Ausruhen bildete ein Siebentheil ded ganzen 
Etaatsaufwands. Die Urfachen hiervon waren namentlich in vielen deutichen Staaten 
infofern vorübergehender Natur, als fie zum Theil in den nad) dem Parifer Frieden 
ftattgefundenen Territorialveränderungen, den Abtrennungen und Hinzufclagungen 
von Gebieten, der Uebernahme von Beamten aus nunmehr mediatifirten Kandestheilen, 
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in der Invalidität vieler Militairperſonen u. dergl. ihren Grund hatten, zum Theil 
aber auch durdy die Folge der mannichfachen nothwendigen Veränderungen in den Ein» 
richtungen der Staatsverwaltung herbeigeführt wurden. In manchen Staaten hat ji) 
dazu ein zu zahlreiches Beamtenthum entwidelt. Der Gefhäftsgang in Rechtspflege 
und Verwaltung unterliegt vielfady einer Reihe unnüger Formalitäten ; die Behörden» 
organijation ijt complicirt, und dies, jowie das Beftreben der Regierung , alle Lebens— 
verhältniffe von oben herab eingreifend ordnen und beherrichen zu wollen, hat eine 
bedenkliche Vermehrung der Staatsdiener zur Folge gehabt, der gegenüber big jegt der 
Ruf nach Vereinfachung der Verwaltung und Einführung des grkncipe der Selbftre- 
gierung immer ungehört verflungen ift. Theoretiſch ift die Richtigkeit dieſes Principe 
überall anerfannt worben, während die Staatspraris geradezu immer mehr und mehr 
den entgegengejeßten Weg en hat. 

Das Wahsthum der Penfionslaft hatte daneben aud) noch andere Urſachen, in« 
dem die Penfionirung häufig als Mittel zur Erreihung politifcher Zwede gegen miß⸗ 
liebige Beamte, und zur Einſchiebung von Günftlingen in die erledigten Stellen be- 
nugt wurde. Der Beamte, welcher der Wächter des öffentlichen Rechts jein foll, wurde 
der Gegenftand fürftlicher oder minifterieller Willfür, und wenn er ſich nicht unbedingt 
der legteren fügte, jah er fi den geheimen Gonduitenliften und falſchen Denunciatio- 
nen preisgegeben. Diefer Zuftand ift nicht blos von demoralifirender Wirkung für die 
Beamten, jondern auch für die übrigen Staatdangehörigen, und hat in vielen Staaten 
wejentlich zu der Vermehrung der Penſionen beigetragen. 

Die Frage von der Penſionsberechtigung hängt aufs engfte mit der Frage zuſam— 
men, ob das Intereſſe des Staat und die rechtliche Natur des Etaatödienerverhält: 
niſſes es erheiichen, daß den Staatsdienern irgend ein lebenslänglicer Anſpruch ges 
jihert werde. Bon der einen Seite ift Diele Ei verneint, von der andern bejaht 
worden, und ebenjo ift aud) die Staatspraris in den verfchiedenen Ländern eine entges 
gengefegte. In Amerifa beftcht der Grundfag, daß im Allgemeinen alle Staatsämter 
nur auf Zeitdauer verliehen werden. Es fann daher dort überhaupt von einer Pen: 
jionsberechtigung, außer etwa bei invalid gewordenen Militairs, nicht die Rede ſein. 
In Frankreich find alle Berwaltungsbeamten amovibel, und nur die richterlichen Beam 
ten inamovibel. 

Unter den bürgerlichen Gewerbtreibenden und Kaufleuten zumal ift indeß auch 
bei und wiederholt die Anficht vertreten worden, daß eine immenfe Bevorzugung der 
Beamtenwelt in der Benfionsgewährung liege. Der Fabricant, Handwerfer oder Kauf: 
mann hat für den Fall, daß ihn Invalidität überfommt, oder die Erreihung eines 
höhern Altersjahres ganz oder theilweije arbeitsunfähig macht, Feine Penſion zu erwar» 
ten; ebenjo regulirt id der Lohn der Arbeiten, welche Hr Privatleute geleiftet werben, 
durd; die Concurrenz. Der Arbeiter wird vom Arbeitgeber oder Unternehmer um den 
geringften Lohn, für den er zu haben ift, gemiethet, und kann der Unternehmer einen 
befiern und gejchidtern Arbeiter erhalten, jo wird der früher engagirte Arbeiter ent» 
lajien; von einer Penftonirung aber ift feine Rede. Will fi) der freie Arbeiter oder 
Unternehmer eine Benfion verfchaffen, jo ift er allein auf die Betheiligung an freiwil: 
ligen Penſions⸗, Renten» oder Invalidencaffen verwiejen, deren co  ehivierigfeit 
ſich um deswillen nicht verfennen läßt, weil man ſich über die Menge der künftigen 
Benfionsgenußberechtigten feine auf mathematischer und zuverläjfiger Grundlage be: 
ruhende aa maden fann (f. Snvalidencaffen). 

Indeß ift die Analogie des Verhältniffes zwiſchen Staatsdienern und den Privat 
arbeitern nicht ganz zutreffend. Man darf ſich bei der Entſcheidung der Frage feines» 
wegs von augenblidlihen Zuftänden leiten lajien. Man vermag in den Wunfc nad) 

rbeiführung einer wohlfeilen und einfachen Dienftverwaltung vollftändig übereinzus 
timmen, doch mit dem Grundſatz, daß es beffer fei, wenn der Staat feine Diener gut 
beſoldet und dagegen deren Zahl vermindert, da geringes gejegliches Dienfteinfommen 
die. Beamten dazu verleitet, fi ein ungefegliches, — 2* Einkommen auf andere 
Weife, durch Annahme von Geſchenken, durch Veruntreuung oder Erpreſſungen zu vers 
ſchaffen welche, wie Weller treffend bemerft, dem Staat und dem Bürger an Geld und 
viel höhern Gütern hundertmal mehr foften, als genügende Gehalte. 
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In Deutſchland ift nicht ohme aureichende Gründe das Princip ſchon feit Kaifers: 
und Reichszeiten feftgehalten worden (vergl. auch Art. 15 der Bundesacte), Daß der 
Beamte zwar feinen, unbedingten Anfprud auf das ihm übertragene Amt, wohl aber 
auf das Gehalt befigt, und daß die Staatödiener im engern Sinne, im Gegenfag zu 
den widerruflich angeftellten, zu mechanischen Dienftleiftungen verwendeten Unterperfo- 
nal — beziehlidy nach Ueberftehung einer Probezeit, lebenslänglich angeftellt wer: 
den, und ihren Unterhalt nicht anders, ald durch eigene Verſchuldung, bejziehlich 
zur Strafe nady richterlihem Erfenntniß verlieren dürfen. 

Das Verhältniß zwiichen dem Staat und den Staatsdienern hat einestheils aller- 
dings die Natur eines freien Vertrags, durch welchen der Staat freiwillig ein Amt 
überträgt und Jemand dafjelbe annimmt; theils aber ift es öffentlich rechtlicher Natur. 
Dem Spfteme willfürlicher Entlaßbarkeit ohne Benfion fehlt, wie der badifche Minifter 
v. Winter einft trefflich ausführte, eine wefentliche Bürgichaft für die Treue der öffent: 
lihen Verwaltung, und fomit für das Wohl des Staats ſelbſt. „Durd) daflelbe wird 
ein ftetiger und gefährlicher Kampf der Parteien genährt und bei dem durch ihn begün- 
ftigten Wechſel können die Angelegenheiten des Staats unmöglid gut verwaltet wer: 
den. Dazu fommt noch, vom Standpunet des Dieners aus, daß er, wenn die Etaate» 
verwaltung ihn entläßt, meift erwerbslos wird, da er feine Jugend und fein Geld zur 
Vorbereitung für den Dienft des Staates aufgeopfert, und nidyts anderes erlernt hat, 
wodurd) er feinen Unterhalt in ehrbarer Weiſe fich wieder zu verfchaffen vermöchte. 
Der Staatöbürger, der fih einem andern Berufe widmet, treibt fein Gewerbe auf eigne 
Rechnung, er bedarf einer desfallfigen Berüdfihtigung vom Staat als foldyem nicht, 
fondern er findet im Publicum eine nach den Umftänden größere oder Fleinere Zahl von 
Abnehmern feiner Dienfte oder Arbeiten. Auch wenn er fi) in den Dienft eines an- 
dern Unternehmers begeben muß, ift immerhin das Feld für feine Arbeit nicht Fein. 
Verliert er feinen Dienftherrn, fo findet er wieder einen andern. Es fteht ihm nicht 
nur das Inland, fondern aud das Ausland offen. Anders verhält es fid) bei dem 
Staatsdiener ; ihm tft der Staat der einzige Abnehmer. Bon diefem entlafien, fann er 
feinen andern Dienftherrn mehr finden und die Gelegenheit geht ihm verloren, dasje— 
nige, wozu er ſich in feiner Jugend vorbereitet, fernerhin auszuüben und damit feinen 
Unterhalt zu verdienen.“ Aus diefen Motiven begründet daher die Verfegung in Ruhe— 
ftand, mag fie aus Aenderungen im Behördenorganismus oder aus unverfchuldeter 
Unfähigkeit zur Gefchäftsführung entftchen, den Aniprud auf eine Verforgung aus 
der Staatscaffe. Die Höhe der Penfton richtet fih dann theils nad) dem Werth der 
Leiſtung, d. i. dem Dienftgehalt, theild nad) der Dienftvauer, und 7* geſetzlich regu⸗ 
litt ſein. Mit der Dienſtdauer wächſt Verdienſt und Familienbedürfniß des Beam— 
ten. In manchen Staaten betrug die Penſion (3.B. Bayern, Naffau) im zweiten De— 
cennium 7/;,, im dritten %%,, im vierten ®,, der Befoldung, nad) vierzig nr die 
volle Befoldung. Bisweilen wird zwifchen Dienft- und Functionsgehalt unterjchieven, 
und legterer bei Feftitellung der Penfton nicht mit eingerechnet. In Sachſen wird jet 
felbft bei funfzigjähriger Dienfteit nicht mehr die volle Befoldung als Penfton ge 
währt. Das Marimum beträgt hier 3000 Thlr., in Bayern 4000 fl. In verfchiede- 
nen Staaten müffen überdies die Beamten noh von ihrem Gehalt jährliche Beiträge 
zum Penjtonsfonds entrichten, jo daß nur das Fehlende vom Staat zugefchoflen wird. 

Die Witwen: und Waifenpenfionen, welche den Hinterbliebenen der Beamten ge- 
währt werden, und für die unvermögenden Beamten eine Hauptquelle zur Befeitigung 
der Furcht vor Noth in ihrer Bamilie bei frühzeitigem Tode find, werden zum Theil 
ebenfalls durch jährliche Abzüge von den Bejoldungen, unter eventuellem Zufchuß der 
Staatscaffe, gebildet. Auch fie müffen in einem gutgeordneten Staatswefen feine bloße 
Gnadenſache, fondern gejeglich regulirt fein, und zu dem Dienftgehalt des verftorbenen 
Staatsdieners in einem entjprechenden Verhältniß ftehen. Da, wo der Benftonsbedarf 
nur zum Theil aus Staatszufhüflen ergänzt, und im Uebrigen aus Beiträgen der 
Staatödiener felbft gedeckt wird, erfcheint die Penfion zugleich als ein integrirender 
Theil der Bejoldungen felbft. Für einzelne Branchen von Staatsdienern, wie 3. 2. 
die Beamten der Staatseifenbahnen, hat man in einzelnen Ländern befondere Penfiond» 
caffen gegründet, Bemerfenswerth war ein vor einigen Jahren von dem ſächſ. Eifen- 
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bahndirector Mar Maria v. Weber gemacdhter Vorſchlag, aus den Ueberſchüſſen einer 
einzurichtenden Eifenbahnverjicherung die betreffenden Penftonscaflen zu dotiren. Ueber- 
haupt dürfte die Frage, ob die — —— der Penſionen, welche heute noch nach ziem— 
lich willfürlichen Grundfägen erfolgt, nidyt annähernd, wenigftens auf die im Ver- 
ſicherungsweſen angewendeten Principien, zurüdzuführen, und das Penſionsweſen 
hiernach entiprechend zu reconftruiren ift, noch einer weitern Erwägung bebürfen. 

Literatur: Malchus und Rau, Finanzwiffenichaft. Thl. IL refp. III. — 
Lay, Handb. V. 122. — Rönneberg, Ueber Dienftentlafiung. — Schlözers 
Staatsanzeiger. Bd. VIII. — Welfer, Abhandlg. üb. das öffentl. Redyt. ©. 160ff. 
Heffters Beiträge 3. Staate- und Fürftenreht. Bd. I. ©. 125. 

Bernhard Miller. 


Perſon. 

Der Menſch, nach der göttlichen Weltordnung ein geiſtiges, mit Vernunft und 
Bewußtſein ſeiner ſelbſt ausgeſtattetes Weſen, tritt mit feinem Daſein in einen Kreis 
von Rechten und Pflichten gegen feine Mitmenſchen und die bürgerliche Geſellſchaft 
ein, deflen Umfang durch allgemeine Bere und Geſetze, fpäter durch 
eigene Willensacte und Handlungen beftimmt wird. Nach feiner peiftigen Natur ift 
der Menſch ein freies Wefen ; auf diefer inneren Freiheit und Selbftbeftimmung beruht 
feine fittlibe und wirthichaftlihe Selbitverantwortlichkeit, hierauf wiederum ebenſo— 
wohl die Forderung an jeden gefunden und erwachienen Menſchen, daß er die Sorge 
für feine Eriftenz felbft übernehme, als auch die Redytfertigung aller Strafgefege. Nur 
müflen hiermit die äußeren Einrichtungen des Staats im Einklang ftehen. Verküm— 
mern fie dem Menichen den Gebraudy der Freiheit, — durch Beichränfung der Arbeit, 
der Freizügigkeit, des Cigenthums, der Gründung einer Bamilie, — fo fann fidy die 
bürgerlihe Geſellſchaft auf jene Selbftverantwortlichfeit nicht mehr berufen. 

Im unmittelbaren Widerfpruch mit dem Weſen des Menichen fteht Die Sclaverei, 
welche ihn als rechtlofe Sache, als willenloies Werkzeug eines Eigenthumsherrn, bes 
tradytet. Das gilt auch von der Leibeigenfchaft, Hörigfeit und Erbunterthänigfeit, wie 
von ähnlichen perjönlicdyen und daraus abgeleiteten dinglichen Abhängigfeitsverhält- 
niffen der einen Elaffe von Perſonen gegen eine andere, wenngleich fie den Menſchen nicht 
völlig rechtlos madıten. (S. die Artikel: Leibeigenichaft, Sutsherrichaft, Frohnden.) 

Unvereinbar mit der ihrem göttlichen Urfprung und Weſen nad) gleichen Perſön— 
lichfeit der Menſchen war auch jene, zufolge ftändifcher Gliederung des Mittelalters, 
nad geiellichaftlichen Abftufungen von Ständen, fogar von Berufsarten, verfchiedene 
Würdigung der Rechte auf Leben, Gejundheit, Ehre und Eigenthum, wie fie bei dem 
danach höher oder niedriger abgemefienen Wehrgelde (ver Buße und Strafe für 
Berlegungen jener Rechte), in den alten deutichen Volfsrechten ihren Ausdrud er— 
halten hatte. 

Folge von Verbrechen find, nach den, aber ohne Unterfcheidung, auf jeden Stand 
und Lebensberuf gleich anwendbaren Strafgejegen, der gänzliche oder zeitweile Verluft 
der ftaatsbürgerlichen (politifchen); Rechte oder der bürgerlichen Ehre, oder die zeitweise 
lige Suspenſion der eigenen Vermögensverwaltung während der Strafzeit und die 
Stellung unter Bolizeiauffiht nad) abgebüßter Strafe. Dagegen ſcheint es nicht ges 
rechtfertigt, wenn die Strafgefege einen Menfchen für bürgerlich todt, Damit aller Fa— 
milienredyte verluftig und ſelbſt feine Ehe für aufgelöft, oder ihn auch nur in anderen 
privatrechtlichen Beziehungen für rechtsunfähig erflären. 

Innerhalb des civilrechtlichen Gebiets find Einfchränfungen der Berfügungsfreis 
heit einer Perfon theild im Weſen der Familie, theild in der Pflicht zur Beihügung 
der Rechte derjenigen Perfonen begründet, welche, fei e8 wegen jugendlichen Alters, 
erzwungener Abwejenheit (3. B. Zuchthausftrafe, Gefangenichaft), oder fei e8 wegen 
Geiftes ge die Berwaltung ihrer Angelegenheiten zu beforgen außer Stande find. 
Zu foldyen Beichränfungen der SBerfon ehören 1) die väterlihe Gewalt über un— 
erzogene minorenne oder im Haufe des Vaters lebende Kinder, folange fie feine eigene 
Subfiftenz begründen ; eine Gewalt, die das Gefep öfter, befonders über majorenne 
Töchter, zu weit ausdehnt, welche dagegen bei grober Verabjäumung der ihr gegen- 
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überftehenden väterlichen Pflichten entzogen werden kann und die bei den vivilifirten 
Nationen — in der riftliben Welt — ihre Grenze in der Achtung der Menjchen- 
rechte und fittlichen Freiheit Des Kindes hat, 2) Die nach dem Tode oder bei Verbin» 
derung des Vaters, an die Etelle feiner Gewalt tretende Bormundfchaft über Uns 
mündige und Minorenne nach verſchiedenen Gejegen unter 25, 24 oder 21 Jahren) und 
über Geifteöfranfe, rejp. Die Euratel; jene zur Vertretung der ganzen Perſon und des 
Vermögens, diefe nur in Bezug auf das legtere oder für einzelne Gelegenheiten und 
Handlungen, ingleichen auch für Verſchwender, fobald fie al8 ſolche richterlich erfannt 
iind, wie für Abwejende, die gejeglich oder durch Ereigniſſe an der Verfügung verhin- 
dert find; 3) die längft überlebte, aber noch nicht überall abgeſchaffte Geſchlechtsvor— 
mundsichaft über unverheirathete nidyt unter wäterlicher Gewalt befindliche Berfonen 
weiblichen Gefchlechts, in der Regel auf Zuziehung eines männlichen Beiftandes bei 
Vermögensverfügungen beichränft, wofür bei verheiratheten der Ehemann eintritt, 

Zu den Berionen im bürgerlichrechtlichen Sinne gehören außer den phyſiſchen, auch 
die moralijchen oder juriftifchen. Sie beftehen entweder aus mehreren zu einer 
einheitlichen Vertretung von Rechten und Pflichten durch Vorftände, vereinigten ein- 
zelnen Privatperfonen (Aetienhandelsgejellichaften) , oder jie befigen die Eigenjchaft eines 
befondern Subjects von Rechten und Pflichten vermöge Verfaſſung und Gejeg, wie 
der Fiscus, eine Kirche, eine fromme und milde Stiftung, eine Gemeinde oder eine an— 
dere gleichgeftellte öffentliche Inftitution. Liegt der Vereinigung mehrerer einzelner 
Perſonen zu einem gemeinichaftlichen Zwed ein dauerndes gemeinnügiges Intereſſe 
zum Grunde, und bejigt diejelbe nicht jchon vermöge der allgemeinen Gelege oder der 
Staatöverfaflung Eorporationdrechte, wie 3. B. eine Gemeinde, jo erhält fie dieje Cor— 
porationsrechte durch bejondere Verleihung jeitend des Staats, bald mit unbedingter, 
bald nur mit bedingter Verfügungsbefugniß, 3. B. vorbehaltlich jedesmaliger bejon- 
derer Bewilligung zur Erwerbung von Geundfüden und Gapitalien. Zu den jurifti- 
ſchen Perſonen ohne corporativen Charakter gehören hingegen diejenigen Vereinigun— 
gen oder Gefellichaften, welche zur Verfolgung eigener privatrechtlicher, oft nur vor: 
übergehender Intereſſen zufammentreten, deren einheitliche Befugnifle und Pflichten als 
jelbjtändiger Nechtsiubjecte entweder jchon ein für allemal durch die Gejege über Bil 
dung joldyer verjchiedenartiger Gejellidyaften feftgejegt, oder durch jedesmalige Goncej- 
fionsurfunden beftimmt werden. 

Literatur: Held, Syitem des Verfaſſungsrechts. — Held, Staat und Ge: 
fellfichaft. — Dupon- White, L’homme et l’etat. — Guizot, Histoire des 
origines. — Bejeler, Gejchichte des deutichen Ständerechts. — Laboulaye, 
Recherches sur la condition des femmes. — Vattel, Droit des gens. — Sal— 
kowsky, Lehre von den juriftiichen Perſonen. 

W. A. Lette. 


Perfonalitener. 

Selbft in Staaten, welche die Kopfſteuer ſ. d. wegen ihrer Unzwedmäßigfeit 
und Ungerechtigfeit nicht einführten, oder wieder abichafften, hat man zu einer Perſo— 
nalfteuer ald Ginnahme-Supplement feine Zuflucht genommen. Diefe ift eine Steuer, 
welche von jeder überhaupt fteuerfähigen Haushaltung in gleihem Betrage zu 
entrichten ift. Sie hat vor der Kopfiteuer das voraus, daß fie nicht in dem Maaße 
wie diefe eine Strafe für die Vermehrung der Zahl der Haushaltungsgenofien invol- 
virt. Aber bei der Perſonalſteuer ift eine rationelle Veranlagung nicht möglich, da 
auch bei ihr auf die Steuerleiftungsfähigfeit und infofern Rüdficht genommen werden 
fann, als man diejenigen Haushaltungen ausjcheidet, von denen überhaupt eine Steuer 
nicht beizuziehen iſt. Auch bei der Perſonalſteuer bildet jelbftverftändlich das Leiftungs- 
minimum der mag Haushaltung den Multiplicanden, die Zahl der ber 
fteuerten Haushaltungen den Multiplicator , der Steuerertrag ift Das Product aus beis 
den — ein Broduet, welches unter allen Umftänden nur ein verhältnigmäßig ſchwaches 
Eupplement bilden fann zu den Mitteln, mit denen die Bedürfniffe einer modernen 
Staatsöverwaltung gededt zu werden pflegen. In einem gemiſchten — combinirten — 
Steuerſyſtem aber verſchwindet auch der an fich ſchon problematische, ja nur fchein- 
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bare Borzug der Gleichheit der Belaftung. Iſt dieſe Gleichheit wirklich eine Forde— 
rung der Gerechtigkeit — unferes Erachtens eine communijtiiche Annahme —, fo hilft 
es doch nichts, Daß fie bei der einen, no) dazu immer nur jupplementären, Steuer zur 
Geltung fommt, wenn die anderen Steuern, mögen jie nun nad) Maafgabe des Ber: 
mögens, des Einkommens, oder des Verbrauches erhoben werden, viele Gleichheit 
wieder vernichten. Den angeblichen Borzug der Gleichheit der Belaftung kann man, 
wenn überhaupt, doch nur für eine ſolche Steuer geltend machen, welche dazu angethan 
wäre, den ganzen Steuerbedarf allein aufzubringen. 

Troß diejer Bedenken, weldye gegen die Perſonalſteuer ſprechen, finden wir Dies 
felbe doch aud) heute noch in den Steueriyftemen mehrerer europäifcyen Staaten ver: 
treten. In Branfreic wird eine Perfonalfteuer im Betrage des dreifachen Tagelohnes 
der gemeinen Handarbeit erhoben. Die Steuer ift nicht ganz gleich; der Betrag 
ihwanft zwilchen 2 fr. 10 Gt. und 4 fr. 50 Gt. pro Haushaltung. Das Conseil 
general beftimmt, welche Säge in den einzelnen Gemeinden des Departements erhoben 
werden jollen. In den Hauptjtädten fommt der höchste Sag allgemein zur Anwendung. 
1861 brachte die Perfonalftener mit der Mobiliarfteuer zufammen 72 Millionen fres. 
brutto ein. Die beigiiche fogenannte Perſonalſteuer ift feine reine Perſonalſteuer, ſon— 
dern ein Syſtem von Aufwandfteuern. In Defterreich beftand von 1503 bis 1830 eine 
Perſonalſteuer, die fi) indeß ſchon mehr einer Kopffteuer näherte. Jede Perſon über 
15 Jahre zahlte nämlich jährlich) 30 kr., ſpäter 2 fl. Nur das Militair und erweislich 
Dürftige waren befreit. Die ruſſiſche Kopfiteuer geftaltet fih in einigen Gouverne— 
ments, 3. B. in Sibirien und den weitlichen Gouvernements zu einer Art von Perſo— 
nalſteuer; jedoch beſtehen verichiedene Säte, ohne daß das Marimum irgend erheblich 
über dem Minimum ftände. 

Uebrigens wird mit der Bezeichnung „Berlonaljteuer” auch noch ein anderer Be: 
griff verbunden, als der im Vorſtehenden entwidelte. Indem man nämlich jänmtliche 
Steuern in Real» und Perſonalſteuern eintheilt, verfteht man unter den legteren 
joldhe, die nicht mac VBermögensumftänden, bezüglich dem Einfommen, jondern nad) 
irgend einer perjönlichen Beziehung aufgelegt werden. Hierber würden die Kopffteuern, 
die Perfonalfteuern im obigen, engeren Sinne, ferner Rangfteuern, Judenfteuern, 
Hageftolgenfteuern u.j.w.gehören. Inſofern, wiebeider reinen Kopfſteuer, wirklich 
blos perjönliche Beziehungen, und nicht, wie bei der Perfonalfteuer und bei der Hage- 
ftolzenftener 3. B. gewifie Rüdjichten auf Vermögens und Einfommensverhältniffe — 
wer einen Haushalt begründen fann, muß aucd Steuern zahlen können; wer unverehes 
licht bleibt, kann es um fo beſſer —, oder, wie bei der Rangfteuer und der Judenfteuer 
der Gebührengefichtspunet, für die Steuerauflegung mit maaßgebend find, jpricht ge- 
gen die Perſonalſteuer im weiteren Sinne der Umftand, daß bei ihr das wichtige Mo- 
ment der Leiftungsfähigfeit eben unberüdfichtigt gelafien it. Ob die Unterſcheidung 
zwiſchen Real» und Berlonalfteuern nothwendig und alfo gerechtfertigt ift, hängt davon 
ab, ob jie behufs einer umfaſſenden hiftorischen Darftellung der gefammten, überhaupt 
je zur Erhebung gelangten, oder in Uebung geweienen und aus denkbaren Steuern, 
oder in einer wiffenichaftlichen Darftellung der Steuertheorie benugt wird. Im erfteren 
Falle dürfte jie unentbehrlic) fein; bei der Darftellung eines rationalen Steuerſyſtems 
wird fie feinen Plag finden, weil in einem ſolchen die Perfonalfteuer als ſolche feinen 
Plag findet. Vergl. übrigens den Art. „Steuerwejen.“ 


A. Emminghaus. 


Pfand. Fauftpfand. Afterpfand. Pfandſchilling. Verfallen. Pfand: 
brief. Hanpdfeite. 


Pfand (lat. pignus). — Unter den Mitteln, den Gläubiger wegen der mit dem 
GEreditgeber verbundenen Gefahr eines Verluſtes ficher zu ftellen, fpielt die Verpfän- 
dung eine wichtige Rolle. Das Wejen des Pfandvertrags befteht in der dem Gläubi- 
ger eingeräumten Befugniß, ſich wegen jeiner Forderung, wenn dieſe zur Verfallzeit 
nicht bezahlt wird, durd; Veräußerung des Prandes, d.i. der verpfändeten Sache, ans 
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dem Erlös ſchadlos zu halten. Je nachdem der Gläubiger den Beſitz des Pfandes er— 
hält oder nicht, heißt daſſelbe Fauſtpfand oder — Die neueren Geſetz— 
gebungen geſtatten an beweglichen Sachen regelmäßig nur die erſtere Art des Pfand— 
rechts mit Recht; denn wenn der Pfandſchuldner das Pfand an einen Dritten ver— 
äußert, ſo würde Dieſer, der das daran haftende Pfandrecht nicht kennt, durch deſſen 
Geltendmachung einen unverſchuldeten Verluſt erleiden; ebenſo bei wiederholter Ver— 
pfändung durch den Pfandſchuldner an verſchiedene Perſonen. Bei Immobilien iſt 
ſolchen Verwickelungen durch den Eintrag des Pfandrechtes in öffentliche Bücher vor— 
gebeugt Hypothek). Gegenſtand des Pfandrechtes kann auch eine dem Schuldner 
zuſtehende Forderung fein; fie wird dem Gläubiger zu feiner Sicherheit cedirt ſ. 
Schuld) und diefer erhält regelmäßig zugleich die etwa darüber ausgeftellte Urkunde 
als Fauftpfand , doch ift dies nicht weientlih. Bei indoffablen Papieren (3. B. Wedy- 
feln) erfolgt die Verpfändung durch Uebergabe des indoifirten Papiers. Inhaber: 
papiere, bei denen fidy die Forderung an den Beſitz knüpft ſ. Obligation), fünnen 
ebenfall8 nur mittels Befigübertragung verpfändet werden. Sie werden dazu ſehr 
häufig benugt, namentlich auch, wo es ſich um Beftellung einer Caution [wegen 
eines möglichen Fünftigen Anspruchs (infolge einer Amtsführung, Pachtung u. dgl.) 
handelt. Sie find zur Verpfändung befonders geeignet, theils weil fie fi) fogufagen 
von jelbft verzinfen, theils weil ihre Veräußerung, wenn das Pfand verfällt, d. h. 
zu rechter Zeit durch Zahlung der Pfandſchuld nicht eingelöft wird, wenig Schwierig- 
feiten macht. Auch ein Pfandrecht jelbft kann Gegenftand der Verpfändung von Sei: 
ten des Pfandgläubigers fein und wird dann Afterpfand (suppignus) genannt. 
Iſt das Pfand eine nugbringende Sache, fo hat der Gläubiger das Recht auf die 
Nugungen nur dann, wenn ed ihm, z. B. anftatt der Zinſen der Pfandſchuld, bejon- 
ders eingeräumt ift — antihretifches Pfand. Um den Schuldner gegen Uebervor- 
theilung beim Verfauf des Pfandes nad) deſſen Verfall zu ſchützen, muß nad) den mei— 
ften Gejeggebungen der Verfauf unter Mitwirkung des Gerichts erfolgen. Doch pfle- 
gen die öffentlichen Prandanftalten, die Banken und andere Ereditinftitute von diefer 
Vorjchrift befreit zu fein; auch haben die erfteren gewöhnlicdy das Privileg, daß fie 
eine von einem Nichteigenthümer verpfändete Sache dem Eigenthümer nur gegen Er: 
legung der darauf gelichenen Summe (Pfandichilling) herauszugeben brauchen. Daß 
die Formen des Verfaufs nicht zu Schwerfällig ſeien, liegt ebenfojehr im Interefle der 
Greditfuchhenden wie der Gläubiger , da es andernfalls um fo fchwerer ift auf Pfand 
geliehen zu erhalten. Zwedmäßig ift in diefer Hinficht die Beftimmung in Art. 311 
des deutihen Handelsgefegbuhs: „Wenn die Beftellung eines Fauftpfandes unter 
Kaufleuten für eine Forderung aus beiderfeitigen Handelsgefchäften erfolgt, und jchrift- 
lich vereinbart ift, daß der Gläubiger ohne gerichtliches Verfahren fi aus dem Pfande 
befriedigen könne, fo darf, wenn der Schulpner im Verzuge ift, der Gläubiger das 
Pfand öffentlich verkaufen laffen ; er darf in diefem Falle, wenn die verpfändeten Ge: 
genftände einen Börfenpreis oder Marktpreis haben, den Verkauf auch nicht öffentlich 
durd) einen Handelsmäfler oder in Ermangelung eines foldhen durd) einen zu Verſtei— 
gerungen befugten Beamten zum laufenden Breite bewirfen. Bon der Vollziehung des 

erfaufs hat der Gläubiger den Schulpner , foweit e8 thunlich , fofort zu benachrich— 
tigen; bei Unterlaffung der Anzeige ift er zum Schadenerfage verpflichtet.“ Selbftver- 
ftändlich muß der Gläubiger den Ueberfhuß des Erlöfes über den Betrag feiner For- 
derung herauszahlen. — Außer durd; Vertrag fann ein Pfandrecht auch unmittelbar 
durch Das Gejeg begründet werden. Doch find die meiften gefeglichen (ftillichweis 
genden) Pfandrechte durch die Aufhebung der Hypothek an Mobilien einerfeits und 
durch das auf Publicität und Sperialität Bafirte Spftem der Grund- und Hypothefen- 
bücher für Immobilien (Hypothek) in Wegfall gefommen. Nach dem deutjchen 
Handelögefegbuche haben die Kommiffionaire , Spediteure und Frachtführer ein gejeg- 
liches Pfandrecht wegen ihrer Provifion , Verläge , Vorſchüſſe u. f. w. an dem Com— 
mifftond-, Speditiond- und Frachtgut, ſoweit dafielbe noch in ihrem Befig ift oder fie 
in der Lage find darüber zu verfügen. Durch das legtere Moment unterfcheidet ſich 
dieſes Pfandrecht weientlich von den älteren gefeglichen Pfandrechten, welche nicht an 
den Beſitz der Sache gebunden waren. 
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Eine Form der Hypothek, welche dem Pfandrechte an Immobilien die Flüffigfeit 
einer Waare verleiht, hat das Bedürfniß des Verkehrs in den Pfandbriefen aus— 
gebildet, welche auf den Inhaber lautend, diefen als Pfandgläubiger legitimiren und 
zur Erhebung der Zinjen berechtigen. Mit der Vermittelung dieſer Art von Realeredit 
beichäftigen ji namentlich die Hypothefenbanten (1. d.) und andere Greditinftitute. 
Eine andere Art der Mobilifirung des Realcredits hat fi in den Bremer Hand- 
feften ausgebildet Revidirte Handfeftenordnung v. 40. Juli 1860), welche fich der 
— auf das Grundſtück willigen läßt und dann in willkürlicher Reihenfolge 
veräußert. 

Literatur: Miller, Mittheilungen an den 3. volksw. Congr. zu Cöln 
üb. d. Einrichtung der Handf. in Br. 1861. Ueberhaupt noch: Dernburg, Das Pfand— 
recht nach den Grundſätzen d. heut. röm. Rechts. 2Bde. Leipzig 1860. 1864. — 
Mittermaier, Grundſ. d. deutſch. Privatr. $ 260 (180) ff. — v. Holzſchuher, 
Theorie u. Caſuiſtik d. gem. Civilrechts 2. Aufl. herausg. v. Kuntze, Lpz. 1863 ff). 
Br. 2 €. 499 - 621. 

Dr. J. Gensel. 


Philoſophiſche Schule. Philofophifch-biftorifche Schule. 

Mollte man fit beim Studium der Volfswirthichaftslehre blos auf die Erkennt: 
niß der volfswirthichaftlichen Thatſachen und Erſcheinungen der Gegenwart und Ber: 
gangenheit beichränfen, jo würde man auf dieſem Wege eben nie zur Erfenntniß von 
Gejegen des Nolfswirthichaftslebens gelangen. Und dieje Gejege feſtzuſtellen, das ift 
gerade die Aufgabe unjerer Wifienichaft. Zwar in den Thatjachen und Ericheinungen 
dorumentiren ſich die Geſetze. Aber doch die volfswirthichaftlichen nicht frei von den 
Einwirkungen der Geſetze anderer Lebensgebiete. So geht denn auch die hiftoriiche 
Schule einen wejentlidien Schritt weiter, als blos bis zur Erfenntniß der Thatlachen. 
Eie conftruirt Gefege, indem fie aus den gemachten Beobachtungen diejenigen heraus» 
greift, bei denen fich gleiche Wirkungen aus gleichen Urfachen ergeben. Wenn und ins 
foweit diejelben Urſachen zu allen Zeiten im Wejentlichen diejelben Wirkungen hätten, 
läge es nahe, die Wirflichfeit der Gorrefpondenz von Urſache und Wirfung ale Noth— 
wendigfeit aufzufaſſen und hinzuftellen. Das in der That ift der Weg, auf dem die 
hiſtoriſche Schule die Gejege des Wirthichaftslebens entwidelt, oder Be: der Weg, 
den eine hiſtoriſche Schule (f.d.) zu dem Ende einfdylagen müßte, wollte fie conjequent 
verfahren. Aber die Wiffenichaft muß die Gejege nicht nur aufitellen, fondern auch 
ihre Untrüglichfeit beweifen. Wenn in taufend Fällen ein und derfelbe Körper im 
Iuftleeren Raume immer in der nämlichen Richtung und mit derſelben Gejchwindigfeit 
fällt, fo ift damit noch nicht bewiefen, daß er immer und immer jo wie beobachtet fal— 
len muß. Und die Geichichte bat e8 nicht einmal fo leicht mit der Beobadytung und 
der Ermittelung ihrer Thatſachen, ſelbſt wenn diefelben fich eben erft gewiflermaaßen 
vor den Augen des Forſchers vollzogen haben. 

Eine philoſophiſche Schule — vergl. übrigens, was a. a. D. über die 
„Schulen“ in der Volkswirthſchaftslehre gelagt ift; vergl. 3. B. den Art. hiſtoriſche 
Schule, eclectiihe Schule u. ſ. w. — würde ſich conjequenterweife um die volks— 
wirthichaftlihen Thatſachen und Erfcheinungen gar nicht, oder höchſtens zum Behufe 
einer Fritifchen Vergleichung der Wirklichkeit mit der Nothwendigfeit, des Seins mit 
dem Sollen, zu befümmern haben. Sie würde, von allgemeinen philofophijchen Grund— 
jägen ausgehend, daraus nach den Regeln der mathematifchen oder conftitutiven Theo— 
tie Folgefäge ableiten, und fo (auf dem dogmatiſchen, oder progreifiven, oder ſpecula— 
tiven Wege) zu den fpeciellen Lehren gelangen, ſowie Newton aus einem einzigen 
Lehrfage der reinen Mathematif die ganze Theorie des Sonnenſyſtems hergeleitet bat. 
Sind die Dberfäge über allem Zweifel erhaben, die Unterfäge richtig, jo muß die Me- 
thode unumftößlich richtige Ergebniffe haben. Aber die Dberjäge! Es giebt faum 
einen philofophifchen Grundfag, der übereinftimmend von allen philofophiichen Ev: 
jtemen adoptirt wäre. Das ift bei der reinen Mathematif, wo es fih um Raum und 
Zahlenverhältniffe, wenn auch oft unendliche, handelt, anders, als bei der reinen Philo— 
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jophie, die es nur mit incommenfurablen, auch durch Maaß und Gewicht nicht zu 
veranfchaulichenden Größen, ja in der Regel jogar nicht mit Größenbegriffen, fondern 
mit Begriffen ganz anderer Art zu thun bat. ine philofophiiche Schule würde be- 
hufs der Entwidelung der Gejege der Volkswirthſchaft genau jo verfahren, wie der 
Soricher auf einem Gebiete der angewandten Mathematik, 3. B. der Mechanik, bei 
GEntwidelung der mechanischen Gejege verführt. Wenn die reine Mathematik und die 
reine Philoſophie völlig gleichartige Gebiete wären, fo wäre die Nichtigkeit der Me: 
thode außer Zweifel, da die Philojophielals Wiſſenſchaft von den Zweden des menſch— 
lichen Lebens und den Kräften des menſchlichen Geiftes unbeftreitbar dasjenige Gebiet 
it, dem, wie alle Menſchenwiſſenſchaften, jo auch die Volfswirthichaftslchre, ihre 
oberjten Grundjäge entlchnen müffen. Unter jener VBorausiegung würde die philo: 
jophifche Methode nicht nur unbeftreitbare Gefege zu Tage fordern, fondern bei einer 
Vergleichung diefer Gejege mit der Wirklichkeit, des Sollens mit dem Sein, würde ed 
ſich herausftellen, das die Wirflichfeit dem Gefeg, das Sein dem Eollen vielfach), 
überall da, wo die Volfswirthichaft fich ungehindert entwideln konnte, vollfommen 
entjpricht, umd daß, wo dies nody nicht der Fall, immer doch die Volfswirthichaft eine 
Tendenz nad) der gefegmäßigen Entwidelung befundet. Zugleich würden die jo gefuns 
denen Gejege gemeingültige Gelege für alle Zeiten und Völfer fein, ebenfo wie es die 
Geſetze 3. B. der Mechanik find. 

Allein Die Borausjegung ift nicht richtig. Die Grundwiſſenſchaft der Volkswirth— 
ſchaftslehre, die Philoſophie, iſt Jelbit erft im Werden begriffen, taufendjährige Arbeit 
hat auch bier erſt Stückwerk geſchaffen. Nur das Gebiet der Wiltenichaft, das For: 
Ihungsgebiet, ift heutzutage erft gemügend begrenzt. Man weiß, daß die Volfswirtb: 
ſchaftslehre dieſem Gebiete und feinem anderen ihre Grundjäge zu entlehnen bat, 
und es fann feinem Zweifel unterliegen, daß jeder Kortichritt der Philoſophie unmit— 
telbar der Volfswirtbichaftslebre zu Gute fommen muß. Giner volfswirthichaftlid- 
philoſophiſchen Schule, welche fi auf die Verwerthung der unbeftrittenen philoſophi— 
ihen Wahrheiten beſchränkte, würde man die Berechtigung nicht abipredhen Dürfen. 
Dieſe ſchwere Pflicht der Enthaltſamkeit ift von Denen meift nicht geübt worden, weldye 
man heutzutage als Anhänger der philofophiihen Schule zu bezeichnen pflegt. Die 
Irrthümer des Gommunismus und Sorcialismus find Conſequenzen einer zu einfeitis 
gen und zuweitgehenden Anwendung der jpeculativen Methode. Bald find die Ober: 
jäge allerdings dem derzeitigen Stande der philofophiichen Wifjenichaft entiprechend 
geweſen, aber die Unterfäge faljch gewählt; bald waren dieſe richtig, aber die Ober: 
fäge nur unbegründete Hypotheſen. In beiden Fällen führten die Schlußſätze zu Ab: 
furditäten, denen die Wirklichfeit nicht nur nicht entſprach, fondern auch nachweislich 
nie entiprecyen kann. 

Roſcher — Syſtem. 1. Bd. 4. Aufl. S. 36 ff. — nennt die philofophiihe Me: 
thode die idealiftiiche. „Bei jeder Wiſſenſchaft, welche fih mit dem Volksleben beichäf: 
tigt“ — heißt e8 dajelbit S. 37. — „laffen ſich zwei Hauptfrageftellungen unterjchei- 
den: Was ift? (was ift geweſen, wie ift e8 jo geworden 20.2) und Was fol! jein? 
Die meiften Nationalöfonomen haben diefe Fragen vermengt, obwohl in ſehr verſchie— 
denen Verhältniſſe; wo fie aber jcharf gelondert werden, da zeigt fid) der Gegenſatz 
der phyſiologiſchen oder geſchichtlichen und der ivealiftiichen Methode.“ Wenn 
man aber mit Hülfe dervon Rocher jogenannten phyſiologiſchen oder hiftoriichen Methode 
nicht auch zu einer Antwort über das: „Was foll fein?“ gelangen könnte, jo wäre 
ſie eine Methode, die nur Eulturhiftorifer und Statiftifer gebrauchen fönnten, und 
zwar auch nicht für die legten Zwede ihrer Forſchungen. Und andererfeits: daß fie 
den Hauptwerth legen auf die Erforichung deflen, was ſein foll, auf die Erforihung 
der Gefege des Volkswirthſchaftslebens — das ift nidyt das Kennzeichen der Anhänger 
der philofophiichen, oder wie fie Nofcher nennen würde, der idealiftiichen Schule, fon- 
dern daß fie feinen Weg zu dieſem Ziele kennen und anerkennen, ald den der Specula- 
tion, Progreffion oder Syntheſe. Das Ziel muß das gleiche fein bei beiden, nämlich 
die Erforfchung der Gejege des Volkswirthſchaftslebens. Mit Unrecht polemifiren die 
Anhänger der fogenannten biftoriichen Schule häufig gegen die der fogenannten philo— 
jophifchen, oder idealiftiichen wegen des Zieles anftatt wegen des Weges. Glüdlicher: 
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weije befunden die vorzüglichiten unter den erjteren, und darunter vor Allen Noicher, 
durd die That, daß es aud) ihnen um das Ziel zu thun ift, und bleiben fie Daher fei- 
neswegs bei der Zuftandsichilderung ftehen. 

Wenn aber die hiftoriiche Methode fo wenig wie die philofophiiche die Volks— 
wirthſchaftslehre wejentlich und unmittelbar zu fördern vermag, fo fragt es ſich: welche 
andere Methode ift die richtige? 

Man muß fich erinnern, daß die Volkswirthichaftslehre eine angewandte Ver: 
nunft-, eine theoretiihe Wiſſenſchaft, oder eine Theorie ift, daß fie alfo allerdings vor 
Allem auf dem empirischen Wege Kenntniffe, Erfahrungen zu ſammeln, diefe aber unter 
allgemeine Geſetze unterzuordnen, und dadurd) die Ericheinungen des Volfswirth: 
ichaftslebens zu erklären, die gemeinen Erfahrungen zu willenichaftlihen Erfahrungen 
auszubilden bat. Theorieen, wie die Volkswirthſchaftslehre, werden am ficherften fo 
ausgebildet, daß man mit den jpeciellen Sägen, mit den einzelnen Wahrnehmungen 
beginnt, und Diejelben, geleitet von Grundſätzen — leitenden Marimen — ordnet. 
Man nimmt wahr, daß im freien Handel mit gegenleitiger Goncurrenz die Preife ein 
und defielben Gutes ſich am cheiten denjenigen Sägen nähern, bei denen Käufer und 
Verkäufer gleihermaaßen von dem Handel Nugen ziehen. Man gewahrt, daß, wo bie 
Goncurrenz des Angebotes von Erzeugniſſen nicht fünftlich beichränft ift, die Erzeug— 
nifte an Menge und Güte zunehmen, und gleichzeitig unter den Erzeugern Jeder Das 
leitet, was feinen Neigungen und Fähigkeiten entipricht. Je vielfeitiger dieſe Erfah- 
rungen durch Geichichte und Statiftif beitätigt werden, um ſo beſſer. Hiermit indeß 
find die Thatfachen wohl betätigt, noch aber nicht begründet. Werden dieſe und eine 
Reihe von anderen Erfahrungen, welche zu Gunften der Freiheit der wirtbichaftlichen 
Bewegung Iprechen, juftematiich, unter Zubülfenahme von auch auf anderen Gebieten 
der Forichung (bier namentlich der Pinchologie) gemachten Erfahrungen geordnet, To 
gelangt man zu einem Syſtem von Erfahrungen, welche unter einem gemeinichaftlichen 
Gefichtspuncte ftehen — hier dem Gefichtspuncte der Freiheit der wirthichaftlichen Be— 
wequng. Der Nachweis des,urfädylichen Zuſammenhanges zwilchen den zahlreich und 
in den verfchiedenartigften Zeiten und Umſtänden als gleichartig beobachteten Erſchei— 
nungen und dem allgemeinen Geſichtspuncte, unter den fie ſich harmoniſch einordnen 
laffen, führt, wenn er nad) den Regeln der Logik geführt ift, zur willenichaftlichen Be: 
gründung der Thatſachen, führt zur Erfenntniß von gemeingültigen Geſetzen. In der 
Erfenntniß ſolcher Gelege und in der ſyſtematiſchen Ordnung dieſer Gejege, unter im- 
mer allgemeinere und höhere Geftchtspuncte, befteht Die Aufgabe und die eigentlich 
fruchtbare Thätigfeit der Wiſſenſchaft. 

Die im Vorftehenden fkizzirte Methode der Forſchung ift die der jogenannten 
biftorifch-phbilofophiihen Schule, es iſt die reqgulative, analptifche oder in» 
ductive Methode, diejenige, welche bei allen angewandten Vernunftwiffenichaften die 
allein richtige ift. Die größten Forſcher auf dem Gebiete der Volfswirthicyaftslehre, 
unter ihnen vor allen Adam Smith, haben die Wiflenfchaft gerade auf diefem Wege 
gefördert. Wenn man von einer Smith’fhen Schule weniger mit Rüdficdyt auf die 
Refultate, ald auf die Methode der Forſchung Ipricht, jo ift Died nur ein anderer Name 
für die hiſtoriſch-philoſophiſche Schule. Die bedeutendften Vertreter der jogenannten 
hiftorischen Schule unterjcheiden fich von den bedeutendften Vetretern der hiſtoriſch-phi— 
[ofophifchen nur etwa fo, wie der Verfertiger der weientlichiten Theile einer Maichine 
von dem, der die Maſchine zufammenfegt. Beide müflen fid) immer das Ganze verge: 
genwärtigen, wenn aus ihrer Arbeit etwas Ganzes werden joll. Befteht wirklich ne» 
ben der philofophiich-hiftoriichen eine biftoriiche Schule, fo muß die Wiſſenſchaft fich 
hierzu Glück wünjchen, denn Beide müfien ſich in Die Hände arbeiten, auch wider Mils 
len und Geftändniß. Und um fo erfolgreicher, je anſpruchs- und felbitlojer ſich beide 
in den Dienft der Wahrheit ftellen. 

Literatur: Roſcher, Grundlagen der Nationalöfonomie ©. 42 ff. — Ro: 
ſcher, Grundriß zu Vorlefungen über die Staatswirthih. (1843). — J. Kautz, 
Theorie und Geſchichte der Nat.-Defon. (1858). I. ©. 313 ff. — Eolton, Public 
economy for the Unit. States ©. 28.— 3. Stewart, Principles ofpolit. econ. 
— &ismondi Principles nat. I. Ch. 2. — Gourtot, Recherches sur les 


ö— — — — — — — —— 


646 Phyſiokratismus. 


principes mathématiques de la theorie des richesses. 1838. — Senior, 
Outlines of polit. econ. (1850 .— Lang, Grundlinien einer politiſch. Arithmetik. 
— Ganard, Principes d’economie politique. (1501). 

A. Emminghaus. 


Phyſiokratismus Phyſiokrat. Syſtem; phyſiokrat. Schule). 

Unter den Staatsmännern der franzöſiſchen Geſchichte ift kaum Einer, der ſich in 
der Grofartigfeit der Ideen, der Tiefe der Gedanken, der Reinheit des Strebens, mit 
dem berühmten Minifter Heinrich's IV., dem Herzog von Eully (1560— 1641) meſſen 
fönnte. Als er in fein Amt eintrat, fand er die wirthichaftliche Yage Frankreich's in 
einem überaus traurigen Zuftande. Der Drud der Feudallaften hemmte jeden land: 
wirthſchaftlichen, das eritarrte, jelbftfüchtige Zunftweſen jeden gewerblichen Fortichritt ; 
die jchlehten Straßen, das verwahrlofte Münzweſen, die hoben Zölle im Innern des 
Landes, die Willkür in der Erhebung zahllofer Handelsabgaben machten einen fröhli- 
hen Aufihwung des Binnen-, wie des Außenhandel unmöglich. Dazu war das 
Steuerweien hödyft mangelhaft geordnet, maaßloje Verſchwendung in den Staatsaus- 
gaben an der Tagesordnung, die Veruntreuung öffentlicher Gelder, die Beſtechlichkeit 
der Beamten eine chronische Krankheit geworden. Diejen Augiasjtall von Mißwirth— 
ſchaft zu reinigen, machte fich der gewaltige Mann hinfort zur Aufgabe feiner amtli- 
hen Thätigfeit. Er wandte Mittel an, die fein Zeitalter nicht begriff — Mittel, deren 
fi) eine Staatöverwaltung unjerer Tage nicht zu ſchämen brauchte. Er erreichte fein 
Ziel in mandyen Stüden. Aber es gelang ihm nicht, fein Zeitalter für alle feine Grund: 
ſätze empfänglich zu machen. Die großartigften feiner Schöpfungen wurden von dem 
Mercantilfvftem über den Haufen geworfen. Als nun das Mercantilivitem feinen trau— 
rigen Dienit geleiftet hatte,gund Sranfreich theils durch den feudaliftiichen, theils durch 
den mercantilijtiichen Despotismug in der erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts an den 
Rand des wirtbichaftlichen Verderbens gelangt war, erwachten die Gedanfen, weldye 
ein Jahrhundert früher die Seele des einzigen Sully bewegt hatten, wieder in der 
Seele vieler Volfsfreunde. Es entftand ein neues ſogeñanntes ftaatswirthichaftliches 
Syſtem, welches nachmals das phyfiofratifche genannt wurde. Daſſelbe barg ge: 
ringere Irrthümer und tiefere Wahrheiten in ſich, als Die anderen ; aber ed gehört we: 
gen der Einfeitigfeit feiner Forderungen, und der Unbaltbarfeit vieler feiner Schlüffe 
doch auch zu den wirthichaftswifienichaftlichen Verirrungen — freilich zu den verzeib: 
lichiten und fruchtbarften. Seine falihen Grundſätze haben nie tiefeingreifenden Ein- 
fluß auf die Staatöverwaltung gehabt , die guten Keime, die es barg, find erſt ſehr 
ſpät, zum Theil erft in unferen Tagen, entwidelt worden. Die Praris der Etaatd- 
verwaltungen hat den’geringeren phyſiokratiſchen Irrthümern weniger geneigtes Gehör 
geichenft, ald den größeren mercantiliftifchen, und fie hat ſich die großen phyllofrati- 
ſchen Wahrheiten erſt faſt zwei Jahrhunderte, nachdem fie zuerft zu Tage getreten wa- 
ren, von der Theorie unter widerwilligem Sträuben aufdrängen lafien. — Als den 
Vater der phufiofratifchen Jdee muß man Sully, ald den Stifter des phyſiokratiſchen 
Lchrgebäudes muß man Francois Quesnay, den Leibarzt Ludwigs XV. (geb. 
1694, geft. 1774) bezeichnen. Im Jahre 1758 erichien fein »Tableau economiques, 
1767, alfo nur 7 Jahre vor feinem Tode, das noch vollftändigere Werf : »Physiocratie 
ou constitution naturelle du gouvernement le plus avantageux au genre hu- 
main.« Das neue Syitem fand, wie in Franfreich, jo auch in Deutichland, zahlreiche 
Freunde und Förderer. Die neuere Schule der Volfswirthichaft jteht in gewiſſen Par: 
tieen der Lehre auf Quesnay's Schultern. Der wenig jüngere, eigentliche Begründer 
unferer Willenichaft, Adam Smith, und nad) ihm zahlreicdye Lehrer der Nationalöfo: 
nomie, haben jich vielleicht gleich große Verdienfte erworben durch die Bekämpfung der 
phyſiokratiſchen Irrthümer, wie durch die Entwidelung der phyſiokratiſchen Wahrbei- 
ten. Nach Quesnay's und feiner Schüler Theorie ift „Die Natur die Urquelle der Gü- 
ter, mithin auch des Nationalreichthums.“ Die weitere Verarbeitung der Stoffe und 
der Umtaujch im Handel können nach diefer Lehre feine neuen Güter erzeugen ; fie er- 
höhen nur den Werth der Stoffe um foviel, als während und zum Behufe diefer Ver: 
richtungen andere Bodenerzeugnifie "wrjehrt werden. Sie find daher weſentlich von 
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dem Landbau verſchieden, durch welchen ein Ueberſchuß von Erzeugniſſen über die auf— 
gewendeten Koſten als Geſchenk der Naturkräfte gewonnen wird. Für dieſen Ueber— 
ſchuß — die Grundrente —, wurde der Kunſtausdruck „reiner Ertrag, produit net“ 
eingeführt. Durch die Erſtattung der Culturkoſten aus dem rohen Ertrage der Land— 
wirthſchaft erhalten die Landwirthe, welche die hervorbringende Glaffe — classe pro- 
ductive — der Geſellſchaft genannt werden, ihr Ginfommen. Die Grundeigenthümer 
— classe des proprietaires — erhalten den reinen Ertrag von den Landwirtben. Die 
unfruchtbare Glafje — classe sterile —, wozu alle Nidytlandwirthe und alle Nicht: 
grundeigenthümer gerechnet werden, bringt zwar durch ihre Thätigfeit mancherlei Nugen 
für die Gefellichaft zu Wege, trägt aber nichts zur Vermehrung des Volfsvermögens 
bei, und fann der Volkswirthſchaft höchſtens durch ihre Eriparungen nügen. Sie er- 
hält die ihr nöthigen ſachlichen Güter von den eriteren Glaffen zur Bezahlung der 
Dienfte, die fie ihnen leiftet. Aus diefen Grundfägen wurden nun folgende Regeln ab: 
geleitet: 1) Unter allen Gewerben verdient nur die Landwirthichaft die befondere Für: 
jorge der Regierung. 2) Alle die Freiheit der Bodenbenugung hemmenden Laften müj- 
fen zu Gunjten der Landwirthe entfernt werden; auch muß man den Abjag ihrer Er- 
zeugniſſe jowohl im In- ald im Auslande befördern, um ihre Einnahmen zu vergrö- 
Bern; 3) Handel und Gewerbe müflen ebenfalls von allen Beichränfungen befreit wer- 
den, weil die auf beide zu verwendenden Ausgaben unproductiv find und die freie Gon- 
currenz die gute Kolge bat, daß die Gejellichaft ihre Bedürfniffe durdy jene Ausgaben 
jo wohlfeil als möglich befriedigen fann. 4) Nur der Urproducent, der Yandbauer, hat 
Steuern zu zahlen, weil die Steuer nad) dem reinen Einkommen zu vertheilen iſt, und 
ein joldyes mur der Urproducent bezieht. — In diefen Forderungen des Syſtems liegt, 
wie man fieht, die Wahrheit dicdyt neben dem Irrthum. Aus falichen Vorderfägen jind 
einige richtige und einige falſche Schlußfäge gezogen. Der Hauptirrtbum des Syſtems 
liegt in der Annahme, daß die Natur Güter erzeuge. Die Natur bringt nur nügliche 
Dinge hervor; nur der Menich kann Güter erzeugen, und es ift gleichgültig für den 
volfswirthichaftlihen Werth dieſer Thätigfeit, ob der gütererzeugende Menſch jich mit 
der jogenannten Urproduction, oder mit der Kunſterzeugung beichäftigt; die eine wie 
_ die andere ift productiv, d. h., dient zur Vergrößerung des Volfswohlitandes. Des— 
halb ijt der Yandwirth keineswegs ein wichtigeres Glied der Wirthichaftsgemeinde, 
als der Gewerbömann, der Kaufmann u. ſ. w. Die Grundrente ift nur ein Theil Des 
gefammten Volkseinkommens; die Arbeitö- und die Gapitalrente find die anderen, 
nicht minder wichtigen Beitandtheile. Die ausichließliche Beſteuerung der Grumdrente 
wäre eine Uebervortheilung der Grundbejiger, weldye dieſe Steuer häufig nicht über: 
wälzen fönnen. Freilich bildet das Reineinfommen den beten Befteuerungsmaap- 
ftab ; aber nicht nur der eine, verhältnigmäßig ſogar unbedeutendere Theil deſſelben, 
die Grundrente, fondern nur fie und Die Arbeitd- und Gapitalrente zuſammengenom— 
men. — Zu folder Kritif des phyſiokratiſchen Syſtemes aber hat dieſes Syſtem felbft 
erſt die Wege gewieſen. Es hat die Aufmerkſamkeit der Menſchen überhaupt erft von 
der Größe des Befiges, auf welche das Mercantilivften zu großen Werth legte, auf 
das Einfommen, auf den Ertrag, ald das weit wichtigere Element in der Volks— 
wirthichaft gelenkt, und es hat die Wichtigfeit der Landwirtbichaft, welde das Mer- 
cantilivftem verfannte, zuerft erfennen gelehrt. Noch größer find die Verdienfte, weldye 
fih Die Phyſiokraten um die Wiſſenſchaft dadurd) erwarben, daß fie der Staatsthätig- 
feit im Betreff des Wirthichaftslebens die engften Grenzen zogen. (Freilich, wenn der 
Phyſiokratismus die Gewerfe und den Handel von der Staatsfürforge und der ftaats- 
feitigen Gängelung befreit ſehn will, fo geſchieht Dies nicht in der Abficht, daß fie nun 
jo in der Freiheit um jo fröhlicher gedeihen Tollen, fondern e8 geichieht in der Annahme, 
daß jene Zweige des Bolfswirtbichaftslebens der Staatsfürforge nicht würdig feien.) 
Auf dem von ihnen geebneten Boden hat ein Stein, und haben die fpäteren Förderer 
‚der Gewerbefreiheit, Freizügigkeit und Handelsfreiheit rüftig und erfolgreich fortarbei: 
ten fönnen. 

Literatur: Die bereits citirten Schriften von Francois Quesnay, Tabl. 
€con. u. Physiokratie ou constit. nat. — Kellner, Zur Geh. d. Phyſiokratis— 
mus, Göttingen 1847. — Schmitthenner, Zwölf Bücher I. 95. — Blangui, 
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Hist. II. 88. — Daire, im Journal des &conomistes XVII. 349. XVIII. 13. — 
K. Steinlein, Handb. d. Volfswirthichaftsl. Münden 1831. I. 34. — Rau, 
Lehrb. d. pract. Dec. 6. Aufl. $. 38 ff. (Hier u. in dem vorher cit. Buche ausführt. 
Literaturnachweiſe. — 5. ©. Schulze, Lehrb. d. Nat.:Decon. S. 109. 489. 

A. Emminghaus. 


Plänterwirtbichaft. 

Unter Plänterwirtbichaft (Wehbmelwirchbihaft, Febmelwaldbetrich; 
verfteht man ein Foritwirthichaftsinitem, bei dem die Verjüngung durch Samennad)- 
wuchs erfolgt. Künftlihe Anpflanzungen fehlen gang und infofern ift dieſer Betrieb 
jehr wohlfeil. In der Regel werden bei ganz ertenfivem Betriebe, wie er in fehr holz: 
reichen Gegenden ftattfindet, nur die ältejten Bäume geichlagen, doch foftet das gleich— 
zeitige Holzhauen, das Umherfahren im Walde ıc. nicht nur viel Zeit, fondern es wird 
aud) der junge Nachwuchs theilweile dadurch vernichtet, die Aufiicht über die Arbeiten 
erichwert, die Waldmweide unmöglich gemacht, und führt deshalb die Plänterwirtb- 
ſchaft ſehr leicht zur Waldverwüftung. (Devaftation). Das Pläntern zeigt 
daher ſchon deshalb, weil es die wenigiten Arbeitskräfte erfordert, eine niedere Stufe 
des Malpdbetriebs an, und läßt fid) nur Da empfehlen, wo der vollitändige Abtrieb des 
Waldes völlige Verödung befürchten ließe, oder wo aus Flimatifchen Rückſichten (im 
Hochgebirge zum Schuß gegen Lawinen, Stürme, Sandtreiben an Meeresfüiten und 
am Saum von großen Sandflähen und Wüſten die Erhaltung des Waldes angezeigt 
ift. — Mit einigen Modiftcationen findet das Pläntern im Niederwalde ftatt, in: 
dem man (bisweilen allerdings nad) beftimmten regelmäßigen Schlägen) die Stämme, 
ehe fie ausgewachfen find, an der Erde abichlägt, und aus den Wurzelitöden neue 
Stämme hbervorgeben läßt (Bujchhbolzbetrieb). DerMittelwald ift ein Nieder: 
wald, indem man einzelne Bäume (Oberbolz) völlig auswachſen läßt. Der Kopf: 
holzbetrieb läßt die Ausichläge am Kopfe von 6— 10 Fuß hohen entwipfelten 
Stämmen fidy bilden. Sämmtlidye wenig rentable Betriebsarten finden fich in der 
Negel nur in Forften von geringer Ausdehnung, die zum ländlichen (bäuerlichen) Grund: 
beſiz Bauernbüſche) gehören, und beichränfen fid) meift nur auf Laubhölzer. 
(Vergl. den Art. Forſtwirthſchaft. — 

Literatur: Gotta, Grundriß der Forftwiftenichaft ‚4. Aufl. — v. Berg, 
Staatsforftwirthichaftslehre.i ; 

H.R. 


Politik. 


I. Begriffund Umfang. Politik, von dem grieciichen zroAırıza (sc. vexvn), 
bedeutet urfprünglihd Staatsfunft, d. i. die Wiſſenſchaft von den Mitteln, 
durd welche Die Zwede des Staats zu erreichen find. In einem weiteren 
Sinne verfteht man darunter auch die Lehre vom Begriff und Weien des Staats und 
den Entwidelungsgefegen des ftaatlichen Lebens, fo daß fie dann dasjenige mitumfaßt, 
was Andere z. B. Mohl) unter dem Namen der „allgemeinen Staatslehre* begrei« 
fen und von ihr ausjcheiden. Unrichtig ift e8 jedenfalls, wie zuweilen die gefammte 
Staatswiflenichaft als Politif bezeichnet wird. Denn wenn audy die SBolitif mit den 
Lehren des Staatsrechts und der Staatsmoral nicht in Widerſpruch treten fol, jo bil: 
det fie doch eine von diefen Disciplinen gefonderte Wiffenichaft, deren leitendes Prin— 
cip nicht das Recht oder die Moral, jondern die Zwedmäßigfeit iſt; fie unterfcheidet 
fich von ihnen ebenfo wie für den einzelnen Menſchen die Klugbeitslchre von der Pri— 
vatrechtswiſſenſchaft und der Eittenlehre. Andererjeits ift e8 aber auch falſch, die Po— 
litik auf die Verhältniffe des Staats nad) außen hin, zu anderen Staaten, zu bejchrän- 
fen. Vielmehr erftredt fie fi, da der Staat in feiner feiner Beziehungen ohne Mittel 
eriftiren und wirfen fann, über das ganze Gebiet des ftaatlihhen Lebend. Aus dem 
Begriffe der Politif als der Lehre von den Mitteln zur Erreihung der Staatszwede 
folgt von jelbft, daß ihr Inhalt ein verfchiedener werden muß, je nadıdem man die 
Zwede des Staats fo oder anders, weiter oder enger auffaßt, jegt man dem Staate 
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das Ziel, für die Ausbildung ſeiner Bürger zur höchſtmöglichen menſchlichen Vollkom— 
menheit und für ihre irdiſche Glückſeligkeit durch poſitive Thätigkeit zu ſorgen, ſo wird 
dann ſelbſtverſtändlich die Aufgabe der Politik eine ungleich umfaſſendere, als wenn 
jener ſich mit dem beſcheidenen Zwecke begnügt, die Rechte ſeiner Angehörigen zu 
ſchützen. Im Laufe der Geſchichte haben ſich zwar Inhalt und Ziele der Politik mit 
der Auffaſſung vom Weſen des Staats mannichfach verändert, immer jedoch umfaßt 
der Begriff ebenjo das innere wie das äußere Staatsleben und in beiden Beziehungen 
wieder Die gejammten Aufgaben der Staatsgewalt. Verfaſſung und Verwaltung, die 
Einrichtung der Rechtspflege, der Polizei, des Heeres find ebenſo Gegenftände der 
Staatsfunft wie Handelsverträge mit dem Auslande u. ſ.w. Gewiſſe Theile der Po— 
litik haben fich als jelbitändige Disciplinen unter bejonderen Namen ausgebildet; jo 
die Finanzwiſſenſchaft, Polizeiwiſſenſchaft, die Diplomatie, doch bleiben fie dem Be— 
griffe der Politik untergeordnet. 

II. Verhältniß zur Volkswirthſchaftslehre. Socialpolitik. Die 
Rolfswirtbicbaftslehre fann — unbefchadet ihrer Bedeutung und ihrer Eelbftändig- 
feit als Wiſſenſchaft — ald eine Hülfswiſſenſchaft der Politik, und zwar als 
eine der vornehmften, betrachtet weiden. Mag man der Thätigfeit der Staatäge: 
walt ihre Grenzen jo eng oder jo weit fteden wie man will, immer bleibt es für ven 
Staatömann, wenn er willen will, was er zu thun und was er zu laflen hat, das 
Nothwendigfte, DaB er die Entwidelungsgelege des wirthichaftlichen Lebens der Völker 
fenne. Denn in viel umfaffenderem Sinne bildet das wirthichaftliche Leben des Volkes 
einen Gegenjtand der Politif als das geiftige, welches mit feiner fosmopolitiichen 
Natur und feiner Innerlichkeit fih der Herrichaft des Staates weit mehr entzieht. 
„Wer fann“, jagt Rofcher, „3. B. die politiihe Bereutung des Adeld würdigen, 
ohne den wirtbichaftlichen Charakter des großen Güterbefiges ıc. zu verftehen; wer 
fann die niedern Glafien politifch beurtheilen ohne Kenntniß des Arbeitslohnes , der 
Volksvermehrung ıc. Es wäre eher noch möglich, Pivchologie zu treiben ohne Phy— 
ftologie.“ Unberechenbar ift daher auch der Einfluß, welchen die Entwickelung der 
Nationalökonomie auf den wiltenichaftlichen Ausbau der Politif geübt hat und noch 
übt, und wenn es leider nur zu wahr ift, daß die Praxis der Politik in der Mehrzahl 
der Staaten von ſolchem Ginfluffe nocd wenig jpüren läßt, jo trägt die Schuld eben 
nur die Zähigfeit des bureaufratiichen Geiftes in den Regierungen und feine Allein: 
weisheit, im Weſen der Sache liegt fie nicht. Umgekehrt ift aber auch für die Volks— 
wirthichaftölehre eine ganz neue wiflenichaftliche Grundlage gewonnen worden, feit fie 
— hat, den Einfluß des ſtaatlichen Lebens, feiner Entwickelung und geſchicht— 
lien Mannichfaltigfeit zu erfennen und in Rechnung zu ziehen. Vordem zerfiel die 
Bolfswirthichaftslchre in zwei ganz heterogene Beftandtheile. Der eine handelte von 
den allgemeinen Grundfägen, welche ſich, unabhängig von concreten politifchen Ver: 
hältniften,, vermeintlich aus der menſchlichen Natur mit Nothwendigfeit ergeben ſoll— 
ten, der andere dagegen, die jog. nationalöfonomiiche Gewerbelehre,, fonnte nicht um: 
bin, von beftimmten, geichichtlich gegebenen politiſchen Verhältniſſen auszugehen. 
Während der erftere abjolute Geltung für ſich beanſpruchte, wurde der zweite von con— 
ereten Zuftänden abhängig gemacht, und zwar um fo mehr, je mehr er dem praftijchen 
Leben dienen wollte, Allein gerade die wunderliche VBerichiedenheit der Anfichten über 
die Fundamentalfäge der Wiſſenſchaft erklärt fid) aus dem Irrthum, daß man in der 
„allgemeinen Menſchennatur“ eine unabänderlihe Grundlage vor ſich zu haben glaubte, 
während dod in Wahrheit jeder eine andere Vorftellung davon hegte. Es ift befannt 
wie die älteren Theorieen vom Staate bald von einem „Krieg Aller gegen Alle“, bald 
von einem Zuftande idylliſcher Glückſeligkeit als dem uriprünglich gegebenen ausgin- 
gen — beides find Phantaſiebilder ohne hiſtoriſche Wahrheit und eben deshalb unge: 
eignet als Grundlage eines politiſchen oder ſtaatsrechtlichen Syſtems zu dienen. Eben- 
jo muß die Volfswirthichaftslehre,, wenn fie ſich nicht im leeren Raume verirren will, 
von hiftorifch Far erfannten politiichen Zuftänden ausgehen. Roſcher vornehmlicd) 
gebührt das Vervienft , die Nationalöfonomif von jenem zwieſpaltigen Weſen befreit 
zu haben, indem er (in feinem Grundriß der Staatswirthſchaft S. IV u.a.a.D.) ihr 
die Aufgabe zuwies, Die Entwidelungsgelege der Wirthichaft der Völker als poli- 
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tifhe Körper zu lehren — zu zeigen, wie die Völfer ihre leiblichen Bedürfnifie be- 
friedigen und wie die Art und Weiſe dieſer Befriedigung mit der Geſetzgebung und 
Verwaltung in Wechjelwirfung ſtehen; er nennt fie mit einem ſehr bezeichnenden 
Gleichnine die „Anatomie und Phyſiologie der Volkswirthſchaft“ (Örumdlagen der 
Nationalöfonomie $ 26). Erft auf diefer biftorifch » politiichen Grundlage fonnte die 
Volkswirthichaftslchre ebenbürtig in die Reihe der Staatswifienichaften eintreten. 
Früher wurde ihr dieſer Rang nicht ohne Grund ftreitig gemacht und nur einzelnen 
abgerifienen Theilen von ihr, wie der Volkswirthſchaftspflege, unter jenen ein Plätz— 
chen vergönnt , ihr allgemeiner Theil fchwebte in der Luft, und vergeblid) bemühte man 
fich, fie al8 ein Ganzes in die fogenannten „Selellichaftswifienichaften“ einzureiben — 
ein Syſtem, weldyes, von dem befannten Gulturbiftorifer Riehl u. W. angeregt und 
von Mohl zuerft wiſſenſchaftlich begründet, feine Entftehung wehl nur der früheren 
dürftigen Auffaſſung einerfeits der Politik und andererjeits der Volkswirthſchaftslehre 
verdankt.‘ Ebenſo jehreibt fi die „Socialpolitif“ ald Bezeichnung für eine ver: 
meintlicye befondere Willenfchaft von der an ſich ganz richtigen Beobachtung ber, daß 
die Politif bisher die Zuftände der bürgerlichen Gefellichaft, welche doch recht eigentlich 
ihr Material bilden, zu wenig ins Auge gefaßt hatte. Allein aus dieſer Beobachtung 
folgt doch nur, daß die Politik, theoretisch und praktiſch, den focialen Verhältniſſen 
mehr Rechnung tragen, nicht aber, Daß e8 eine befondere „Socialpolitif”, etwa neben 
einer nicht ſocialen, geben müfle. 

III. Aufgabe der Bolitif in Bezug auf die Volkswirthſchaft. 
Es ift hier nicht der Drt, die Aufgaben ver Politif in Bezug auf die Volkswirthſchaft 
im Einzelnen auszuführen und zu begründen ; auch fie nur aufzuzählen, würde zu weit 
führen. Denn faft bei jedem Gapitel der Volkswirthſchaftslehre drängt fih unwillfür: 
lic) die Frage auf: was hat der Staat hier zu thun oder zu laſſen? So ſpricht man 
von einer Bevölferungspolitif, Lohnpolitif, Zind-, Luxrus-, Agrar: , Handelspolitif, 
von einer Bolitif der Steuern und Abgaben u. j. w. Es muß dem Leſer überlaſſen 
‚bleiben, in den Artikeln, weldye von dieſen Gegenftänden handeln , ‚die Stellung auf: 
zuſuchen, welche dem Staate ihnen gegenüber vorgezeichnet ift. Nur in den allgemein« 
ften Grundzügen mag diejelbe hier angedeutet werden. 

Wir jagten oben, daß der Inhalt der Bolitif ein verichiedener werde, je nachdem 
man das Weſen und die Aufgabe des Staats enger oder weiter auffafle. In der That 
bat geichichtlich dieſe Auffaſſung gewaltige Veränderungen erlitten. Wie unendlich 
verjdyieden ift a. B. der antife Staatöbegrift von dem unferer Vorfahren! Während 
der Grieche dem Staate eine faft unumfchränfte Gewalt über Leben, Eigertbum, Sitte 
u. ſ. w. feiner Bürger einräumte und von den beiden Dingen, welche nad) Ariſtoteles 
die Freiheit ausmadyen — die Befugniß nad) feinem Belieben zu leben und die Theil: 
nahme an den Staatsgeichäften — faft nur das legtere, die politiſche Freiheit, für be- 
yehrenswerth erachtete, dagegen die perfönliche Freiheit der Macht Des Gemeinwejens 
willig zum Opfer brachte, wurde dem Germanen die perfönliche Freiheit im Staate 
nicht jelten zu einer Freiheit vom Staate — ein Freiheitsbegriff, deſſen Conſequenzen 
ung allmählich die Klein» und Vielftaaterei und damit die Staatlofigkeit eingetragen 
haben; „wir Deuticdyen“, fagt Treitichfe (hifter. u. polit. Aufjäge S.599), „haben 
am eigenen Leibe erfahren, mit welchen Verluſten an Macht und echter Freibeit Die 
„Libertät“ der Kleinfürften, die „habenden Freiheiten der Herrenjtände“ erfauft 
werden.“ Und eben diefe Kleinftaaten brachten wieder eine von jenen beiden verichie: 
dene Gattung des Staats zur vollendeten Erſcheinung — eine Gattung, weldye, unter 
dem Namen des continentalen Polizeiftaates hinreichend befannt, im 18. Jahrhundert 
und noch theilweife in den legten Jahrzehnten vor 1848 ihre fchönfte Blüthezeit erlebte 
und deren allmählicye Ausrottung recht eigentlich Das Arbeitsfeld des volfswirtbichaft: 
lichen Gongrefies bildet. „Alles für das Volf, nichts durch das Volf“, lautete ihre 
Devije, deren erfter Theil freilich nur zu häufig in fein Gegentheil verfehrt wurde. 


1) Vgl. befonders das höchit geiſtvolle Schriftchen: Die Geſellſchaftswiſſenſchaft. Ein kritiſcher 
Verſuch von Heinrich von Treitſchke. Leipzig 1859. 
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Diejer Politik ftellen wir die des modernen Necdtsftaates gegenüber, welcher die 
Aufrechterhaltung der Rechtsordnung als feine — erkennt, die Ausbildung 
der geiſtigen und ſittlichen Perſönlichkeit ſeiner Bürger aber ebenſo wie die Erreichung 
wirthſchaftlichen Wohlſtandes zunächſt und ſoweit als möglich der Thätigkeit der Ein— 
zelnen oder freier Vereinigungen überläßt. 

Von jeher hat die herrſchende Macht im Staate das Beſtreben gehabt, die poli— 
tiſchen Beziehungen einſeitig zu ihren Gunſten auszubeuten, und in der Regel haben 
die wirthſchaftlichen Intereſſen der nicht gleichberechtigten Volksclaſſen darunter leiden 
müſſen. Bekannt find die nachtheiligen Einwirkungen in ſolchen Ländern, in denen die 
Geiſtlichkeit der Ausbreitung der Intelligenz und der Förderung der Schulbildung 
entgegentrat und andern Staaten mit andern Religionsanſichten gegenüber ein Sperr— 
ſyſtem aufrecht zu halten ſuchte. Nicht minder hat das Junkerthum ſich angelegen ſein 
laſſen, ſoweit als möglich innige Beziehungen zu ſolchen Staaten zu unterhalten, in 
denen das ee mit allen feinen mittelalterlichen Einrichtungen in üppigiter 
Blüthe jtand, dagegen ſich folchen Ländern feindielig gegenüber zu ftellen , welche ſich 
durch) eine liberale Gefeggebung auszeichnen. So war noch in den Jahren der poliz 
tiichen Reaction nady 1548 in den meiſten deutichen Staaten der Verkehr mit der 
Schweiz erichwert, was weiter feinen andern Erfolg hatte, als daß der früher lebhafte 

andel zwilchen der Schweiz und dem Zollverein zum nicht Heinen Theil in franzöſiſche 
Hände fan). Selbit Induftrieftaaten haben fid von foldyen einfeitigen Einwirkungen 
der tonangebenden Glafien nicht frei zu halten verftanden, und braudyt nur während 
des legten amerifanischen Kriegs an die jonft ganz unerflärlichen Sympathieen erinnert 
zu werden, welche man in England den jüdjtaatlichen Sclavenhaltern als den Baum: 
wollproducenten und den Hauptconjumenten engliicher Waaren entgegentrug. Hier— 
ber gehört auch Die jogenannte Hauspolitif ( Bolitifder Dymatie) der regie- 
renden Fürften, welche verwandtichaftliche Beziehungen, perlönliche Zu: oder Abnei- 
gungen gegen andere Negenten, fjubjective Anſchauungen über die Nüglicyfeit oder 
Schädlichkeit gewiſſer Regierungsformen nicht felten höher geftellt hat, als das politische 
und hauptſächlich als das wirthichaftliche Intereffe des Landes. (Wenn nody in der 
neueſten Zeit die Negierungen von Naſſau und Heffen-Darmftadt gegen den Far aus: 
geſprochenen Willen der Landftände und des Volks dem deutichefrangofifchen Handels: 
vertrage und Damit der Erneuerung des Zollvereins lange Zeit ihre Zuftimmung ver: 
fagten; wenn im Jahre 1565 der Handelövertrag zwifchen dem Zollverein und Italien 
dadurch verzögert wurde, daß eine Anzahl deutſcher Mittelftaaten ſich nicht zur Aner— 
fennung des Königreichs Italien entichließen konnte: fo fpielten bei diefen bedauer: 
lien Vernachläſſigungen der wirtbichaftlichen Intereffen die Beziehungen der foge- 
nannten Hauspolitif der Negenten eine hervorragende Rolle. 

Es wurde oben die Volfswirthichaftslehre mit der Phyſiologie des menſchlichen 
Körpers verglichen. Führen wir das Bild weiter aus, jo würde der Politik eine der 
Medicin analoge Stellung zufallen. Bekanntlich ift num die neuere Medicin vermöge 
der Ausbildung der Phyſiologie — redyt im Gegenfag zu der älteren Heilfunft mit 
ihren unendlichen Arzneiflaſchen, ihren regelmäßigen Aderläfien und Purganzen — 
dahin gefommen, die Heilung im Wefentlichen der Natur au überlaffen und diefer nur 
durch angemefjene Diät und mit wenig Aufwand von Arznei nachzuhelfen. Ganz ähn- 
(ih verhält es ſich mit der Politik des Nechtöftaates. Die geihichtliche Betrachtung 
der Volkswirthſchaft hat zu der Meberzeugung geführt, daß in der Regel und faft auf 
allen Gebieten jeder abnorme volfswirthichaftliche Zuſtand die Krifis und damit die 
Bedingungen der Heilung in ſich jelber trägt; daß, wenn nur im Allgemeinen die Be: 
dingungen für eine gelunde Entwidelung des Volfsorganismus — wohlgeordnete 
Rechtspflege, Freiheit der Bewegung aller Kräfte und eine freie Verfaſſung — vor: 
handen find, die Heilung der Krankheiten in der Hauptfache dem ftillen Wirken der 
volfswirthichaftliden Naturgefege überlaffen werden fann und daß es Daneben nur der 
mehr negativen Thätigfeit des Hinwegräumens von Hinderniffen durch den Staat 
bedarf. Dies ift der Sinn der Bolitif des »laissez aller«. In der Auffindung 
jener Hindernifie mag immerhin der Rechtsftaat umfichtiger werden als es der Polizei— 
ftaat jemals geweſen ift ; erweitert fich doch) auch mit der zunehmenden Geftttung der 
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Kreis der zu einem menſchenwürdigen Daſein für nothwendig geachteten Dinge. „In 
demſelben Maaße“, jagt Treitſchke a. a. O. S. 611) „als die Bürger reifer werden 
für die Selbſtthätigkeit, in demſelben Maaße iſt der Staat verpflichtet, ja phyſiſch ge— 
zwungen, zwar dem Umfange nach vielſeitiger, aber der Art nach beſcheidener zu wir— 
ken. War der unreife Staat ein Vormund für einzelne Zweige der Volksthätigkeit, ſo 
umfaßt die Fürſorge des hochgebildeten Staates das geſammte Volksleben, aber er 
wirft, ſoweit möglich, nur anſpornend, belehrend, Hinderniſſe hinwegräumend. . .. 
Jede Wirkſamkeit der Regierung iſt ſegensreich, welche die Selbſtthätigkeit der Bürger 
hervorruft, fördert, läutert; jede vom Uebel, welche die Selbſtthätigkeit der Einzelnen 
unterdrückt.“ 

Dabei bleibt immer noch der äußeren wie der inneren Politik ein hinreichendes 
Feld der Thätigkeit übrig: dieſer vor Allem in der Aufrechterhaltung der Nechtsord« 
nung im weiteften Umfange, in der Beförderung der Bildung durch Hebung der Wolfe: 
ſchulen, durch Unterftügung von höheren Unterricdytsanftalten {die nur Die Concurrenz 
von Privatanftalten nicht ausichliegen darf), durch Aufftelung öffentlicher Samnılun: 
‚gen für Wiſſenſchaft und Kunft u. |. w. — jener in dem fräftigen Schuß der Intereſſen 
der Staatöbürger nad) außen, im der Abichließung von Verträgen zur Beförderung 
des Handeld und Verkehrs, in der Intervention zu Ounften der Freiheit und der Civi— 
liation, in der Ausbildung des noch jehr im Argen liegenden Völkerrechts. Für Die 
deutichen Staaten gehört leider audy nod) zu den Aufgaben der „auswärtigen“ Politik 
die Herbeiführung größerer Einigung Deutichlands auf volfswirthichaftlihem Ge— 
biete. Wie aber der Kortichritt der volfswirtbichaftlidyen Erkenntniß die innere Politik 
immer mehr auf eine der perfönlichen Freiheit der Staatöbürger günftige Einjchrän- 
fung der Staatsthätigfeit hinweiſt, To übt derjelbe auch auf die äußere Politif den 
heiltamften Einfluß. Die engberzige Anficht des Mercantilismus, daß in den 
Beziehungen der Staaten zu einander der eine Theil immer verliere, was der andere 
gewinne, ift der Ueberzengung gewichen, daß ein lebhafter Verkehr und Austaufch von 
Srzeugniffen der Kandwirthichaft und Induſtrie ebenfo für beide Theile nugbringend 
jein kann wie die wechjelfeitige Aneignung von Ideen und literariichen Erjeugniffen 
— oder, um einen beliebt gewordenen Ausdrud zu gebrauchen, daß das Intereſſe aller 
eivilifirten Staaten an dem Fortichreiten der wirtbichaftlichen und geiftigen Gultur 
ein folidariiches ift. Und jo wird das Fortichreiten der volfswirthichartlichen Erkennt: 
niß nicht nur eine Politik des Friedens, al8 der nothwendigen Grundlage alles Volfe- 
wohlftandes, befördern, jondern überhaupt den Geboten der Sittlichfeit und Humani— 
tät immer mehr Geltung in der Politik verichaffen. 

Literatur: Im Allgemeinen fiche den Abichnitt über die Literatur in dem 
Art. Staat. Unter ven Werfen, welche auf dem Boden des modernen Rectsitaates 
ſtehen, bleibt, wenn auch in vielen Beziehungen veraltet, doch immer noch von großer 
Bedeutung Montesquieu, Esprit des lois zuerſt 1748, überarbeitet 1757), fer: 
ner wegen feines englifchen Standpunctes® Craig, Elements of political science 
1814 (deutfch, jedoch verftümmelt, von Hegewiicd). — Von neueren Werfen: Dahl: 
mann, Die Politik (2. Ausg. 1547); Mill, On libertv; H. Rentzſch, Der 
Staat und die Volfswirthbichaft (1863); Garl Diegel, Die Bolfswirthichaft und ihr 
Verhältniß zu Geſellſchaft u. Staat 11864) , Bähr, Der Rechtsſtaat. Ferner Beiträge 
in: Möfer, Patriotiſche Bhantafieen (zuerft 1774); 8. E.v. Moſer, Moraliſcheu. 
politifhe Schriften (1763) u. Politiſche Wahrheiten (1796); „mehr Diagnoſe als Arz- 
nei”, wieR. v. Mohl fie kennzeichnet; Macaulay, Historical andcritical essays; 
H. v. Treitfchfe, Hifter. u. polit. Auffäge (1865). Endlich die Artifel Bolitif u. 
a. in dem Staatslerifon von Rotted und Welfer, dem Staatswörterbudy von 
Bluntſchli und Brater und dem Political dietionary (London 1845—46). 

Dr. J. Gensel 


Polizei. Polizeigeieggebung und Polizeiverwaltung. Sicherheits-, 
MWohlfahrtd-, Geſundheits-, Sittenpolizei. 

I. Begriff. Von feinem Zweige der Staatswifienichaften mag es fo mannid)- 

faltige und weit auseinandergehende Definitionen geben wie von der Polizei. Mit der 
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geſchichtlichen Entwidelung der Sache jelbft hat ſich die Begriffsbeftimmung wefentlich 
verändert. Dann aber faßt der Cine den Begriff im weiteren, der Andere im engeren 
Sinne; dieſer ſucht die Baſis in der Geſchichte, jener geht von concreten Verhält- 
nijlen oder von einem beftimmten Staatsideale aus. Erſteres ift a. B. bis zu einem 
gewiflen Grade der Fall bei der Definition, welche eine der berühmteften Autoritäten 
auf dem Gebiete der Staatswifienichaften, R. von Mohl! aufitellt, obwohl er von 
der Idee des Rechtsſtaates ausgeht; nach ihm hat die Polizei die Aufgabe, die ver: 
nünftigen und allgemeinen menichlichen Lebenszwecke, infoweit zu ihrer Erreihung 
Privatfräfte nicht genügen, mit Staatsmitteln unmittelbar zu unterftügen. Inwieweit 
diefer Sag der Idee des Rechtsſtaates entipredhe, darauf fommen wir unten zurüd. 
Jedenfalls leuchtet fofort ein, daß nad) ihm die Aufgabe der Polizei von zwei verän: 
derlichen Begriffen abhängt; denn als „vernünftige und allgemeine Lebenszwede* gel 
ten der einen Zeit dieſe, einer andern andere, und ebenfo verſchieden iſt zu verſchiede— 
nen Zeiten das Maaß deſſen geweien, was Privatfräfte zu erreichen vermochten. Die 
Ausführung von Mohl jelbit 4. B. zeigt, Daß er von der Macht der Selbithülfe,, wie 
fie neuerdings in dem Genofienichaftöweien zu Tage getreten ift, noch faum eine 
Ahnung hat. Schr weit ift ferner der Mohl'ſche Begriff der Polizei infofern, als er 
fie neben der Verfafjungspolitif, der Juftiz, dem Militair: und dem Finanzweien das 

anze Gebiet der inneren Politif ausfüllen läßt und ihr u. a. auch) die Sorge für die 
Bolfsbildung durd Gründung und Unterftügung von Schulen, Unterftügung der 
Kirche, öffentliche Kunftiammlungen, ferner die geſammte Landwirthichafts- und Han- 
delspolitif, das Poſt- und Telegraphenweien zuweift. Weber dieſe Ausdehnung des 
Begriffs wollen wir nicht mit ihm rechten. Denn wenn auch von dem, was man im 
gewöhnlichen Leben Polizei nennt, ein Theil dieſer Dinge nicht berührt wird, jo ift 
dod) einmal die Thätigfeit des Staates bei ihnen eine wejentlid) gleichartige wie z. B. 
bei der Medicinalpolizei, die allgemein unter diefer Benennung befannt iſt; und dann 
find ja der Etymologie nad) Polizei und Politik gleichbedeutend. Mit der Frage, ob 
und inwieweit jene Bunctionen der Staatögewalt nad) dem jegigen Stande des Volks— 
lebens berechtigt ſind, haben wir es vorerft noch nicht zu thun. — Weit enger faßt 
Roſcher den Begriff; er nennt ſie Syſtem Bd. I. $ 17) „die Staatögewalt, die alle 
Störungen der äußern Ordnung im Volke unmittelbar zu verhindern bejtimmt ift.“ 
Dabei betont er die Worte „äußere Dronung“ und „unmittelbar verhindern“; 
„denn mittelbar“, jagt er, „wirft auch die Kirche, Schule, Juftiz u. ſ. w. auf Ver: 
hütung folder Störungen hin; und eine höhere, geiftigere Ordnung wird auch unmit: 
telbar von vielen anderen Inftituten geſchützt.“ Aehnlich heißt es im Allg. preußiichen 
Zandrecht (Th. IL. $ 10. Tit. 17): „Die nöthigen Anftalten zur Erhaltung der öffent: 
lihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publicum oder 
einzelnen Mitgliedern defielben bevorftehenden Gefahren zu treffen, ift das Amt der 
Polizei.“ Dies entipricht dem, was man gemeinhin unter Sicherheitspolizei 
verfteht ,; Dagegen möchte die Wohlfahrtspoligei, welde die Straßen pflaftert, 
erieuchtet und reinigt, Brüden und Waflerleitungen baut, öffentliche Kranfenhäufer 
und Wajchhäufer gründet u. |. w. und welche — mag fie nun vom Staate ſelbſt oder 
von Kreifen und Communen gehandhabt werden — in einem civilifirten Staate feine: 
falls ganz zu entbehren ift, zumal in der Roſcher'ſchen Definition faum Plag finden. 
So erweitert auh von Rönne in feinem „Staatsrecdht der preußiſchen Monarchie“ 
Bd. I. $ 59) die obige Erflärung des Landrechts über Die Aufgabe der Polizei durch 
den — freilich viel zu allgemeinen — Zufag: „nicht minder aber auch alle diejenigen 
Anftalten und Maaßregeln zu verwirklichen , welche geeignet find, Die materielle und 
geiftige Wohlfahrt ver Staatsbürger zu befördern.“ Derjelbe führt demnad) als Zweige 
der Polizei u. a. auf die Fremden, Baß-, Armen-, Arbeits-, Theuerungs-, Sitten-, 
Geſinde-, Medirinal-, Flur-, Waflerpolizei ; ferner die Gewerbepolizei, die Feld- und 
Jagdpolizei, die See- und Flußſchifffahrts-, Bergbau:, Gijenbahn-, Handeld-, Kir: 


1) Die Polizeimiffenfchaft nah den Grundſätzen des Rechtsſtaate. 2. Aufl. Tübingen ‚1945. 
Encyklopädie der Staatswiflenfchaften. Tüb. 1859. 
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chen⸗, Schul: und Preßpolizei — und bleibt ſo, ausgehend von den Zuſtänden eines 
concreten Staates, nicht erheblich hinter Mohl's allgemeinerer Ausführung zurück, 
ja er geht über die Mohl'ſche Erklärung noch hinaus, indem er nicht wie dieſer dad 
Moment der Unzulänglichkeit der Privatmittel als Vorausſetzung für die Thätigfeit 
ver Polizei betont. So viel bleibt indeſſen gewiß, daß Die Sorge für das öffentliche 
Wohl aus dem Begriffe der Polizei nicht wegbleiben kann, wenn der Begriff nicht mit 
den Thatiachen in Widerſpruch treten foll. Ferner muß eine Definition, die allgemeine 
Geltung beanfprucht, Rüdficht nehmen einmal darauf, daß die Thätigfeit des Rechts— 
ftaates eine wefentlich bejcheidnere ift, als die des Patrimonial- oder des Polizeiftaa- 
tes u. 1. w., daß aber auch der legtere eine geichichtlich gegebene Staatsform ift , und 
jodann , daß Polizei nicht nothwendig Staatöthätigfeit bedeutet, jondern auch von 
Kreilen und Communen mit ausgedehnter Selbftverwaltung gehandhabt werden fann. 
Und jo mögen wir denn etwa jagen: Polizeiift derjenige Zweig der öffent: 
lihen Gewalt, welder Störungen der äußeren Sicherheit und Ord— 
nung unmittelbar zu verhindern und andererfeits die nad dem je— 
weiligen Gulturftande des Staats für erforderlich geltenden An: 
ſtalten zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt mit ftaatlichen 
oder communalen Mitteln ins Leben au rufen beftimmt ift. — Auf 
die communale Polizei fommen wir unten zurück. 

Noch ift aber hier hinzuweiſen auf den Unterjchied zwiichen Polizeigeſetzge— 
bung und Bolizeiverwaltung. Die Bolizeiverwaltung oder Polizei Ichlechthin 
ift ein Theil der vollziehenden Gewalt und als foldye den beftehenden Gejegen unter: 
worfen. Die Gejege jelbft, welche das Gebiet der Polizei beherrichen, zu erlaflen und 
abzuändern,, ift Sache der Polizeigefeggebung ; dieſe aber ift, wie die Gefeggebung 
überhaupt , im conftitutionellen Staate an die Mitwirkung der Landesvertretung ges 
bunden. Wenn man alfo etwa von der Pflicht der Polizei ſpricht die Frohnden aufzu- 
heben, die Theilbarfeit des Bodens zu geftatten u.f.w., jo meint man damit die Ge: 
ieggebung. Doch pflegen die hierher gehörigen Gefege, da die Polizei ihrem Weſen 
nach dehnbarerer Normen bedarf als die Juftiz, nur die leitenden Grundfäge feftzu- 
itellen, deren weitere Ausführumg dann den refjortirenden Organen, fei es dem Mini» 
jterium oder den Kreid- oder auch den localen Behörden überlaffen bleibt. Inſoweit 
deren Anordnungen ſich nicht blos auf einen einzelnen Fall beziehen, heißen fie techniſch 
Polizeiverordnungen (by-laws), Man verzeihe die etwas ermüdende Ausein- 
anderfegung, die zur Drientirung nöthig war. 

II. Abgrenzung gegen verwandte Gebiete. Wichtig, zum Theil aber 
and ſchwierig, ift vor allen Dingen die Abgrenzung der Polizei gegen die Juſtiz. 
Wo es ſich um ſtreitige Privatrechte, um Mein und Dein, Schuld und Zahlung han— 
delt, da hat die Civiljuſtiz zu entſcheiden, nicht die Polizei. Wenn mitunter ſolche 
Streitigkeiten, etwa zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwiichen Herrſchaft und 
Geſinde, der raicheren Erledigung wegen den Verwaltungsbehörden zugewielen find, 
jo ift das eine Anomalie ; auch pflegt dann die erfte Entjcheidung nur proviforiich und 
die Anrufung auf den Rechtsweg vorbehalten zu fein (vgl. d. Art. Gewerbegerichte). 
Ebenſo gehört die Beitrafung der Verlegungen der Rechtsordnung Verbrechen, Wer: 
gehen) der Zuftiz. Wenn unbedeutendere Rechtsverlegungen,, 3. B. Fleine Diebſtähle, 
Verbalinjurienn. |. w., bie und da, aud) von der Gefeggebung, als Polizeivergeben 
bezeichnet werden, jo ift das eine entichiedene Begrifföverwirrung. Insbeſondere ift die 
Beftrafung der Preßvergehen im weiteften Imfange, einichließlich der Beichlag- 
nahme und Vernichtung des betreffenden Preßerzeugniſſes und des etwaigen Verluftes 
der Redactionsbefugniß, durchaus der Juſtiz zuzuweiſen, wenn nicht eins der wichtig- 
ften PBalladien der bürgerlichen Freiheit der Willfür preisgegeben fein joll. Für eine 
„Breßpolizei“ bleibt hiernady Fein nennenswertber Raum übrig. So lange freilich der 
deutiche Bund die Preßpolizei als feine Domaine betrachtet, wird diefer Grumdfag nur 
bei einzelnen ausnahmsweife mutbigen deutſchen Regierungen Anerkennung finden. 
Die wirklichen Polizeivergehen, d. h. Uebertretungen rein polizeilicher Vorichriften, 
3. B. Fahren und Reiten auf Bußwegen, Unterlaffen des Eſſenkehrens, gefahrdrohen— 
des Aufftellen von Blumentöpfen u. |. w., pflegen, bald in engeren, bald in weiteren 
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Grenzen, den Polizeibehörden — Verlegung der Zoll- und Steuergeſetze den Finanz— 
behörden überlaffen zu fein. Doch jcheint es zur Sicherung gegen Willkür rathfam, 
auch hier dem Straffälligen , wenn er die Beftrafung nicht für gerechtfertigt hält, die 
Betretung des Rechtsweges zu ermöglichen, wie Dies 3. B. im Großherzogthum Wei— 
mar der Ka ift. Ebenſo jollten die Eorrectionshäufer für Vagabunden u. ſ. w. 
wenigiteng, wie im Großherzogthum Baden, der Mitaufficht der Juſtizbehörden unter: 
worfen fein; denn die Freiheit eines Menſchen, wäre er aud) ein noch fo verworfenes 
„Subject“, bleibt immer ein Recht, über das nad) bloien Zwedmäßigfeitsrüdfichten 
nicht entschieden werden darf. Wie viele find übrigens durch die unfelige Prügelftrafe 
erft auf die fittliche Stufe gefommen, die dann den Grund zu ihrer abermaligen Ein- 
iperrung bildet! — Ferner ift die Entdeckung begangener Verbrechen Sache der Juſtiz. 
Die Polizei joll ihr zwar dabei hülfreihe Hand leiften,, doch dürfen Hausfuchungen 
und Verlegung des Briefgeheimniffes nur auf Anordnung der Juſtiz und unter ftren- 
ger Beobachtung der gefeglichen Formen vorgenommen werden; ebenjo hat die Polizei, 
wenn ihr Berhaftungen überhaupt geftattet And, mindeftens den Verhafteten jofort an 
die Juftizbehörde abzuliefern. Auch die Verhinderung noch nicht begangener Verbre— 
chen weift Mohl der „Präventivjuftiz“ zu. Doch fcheint Dies recht eigentlic) das Feld 
der Sicherheitspoligei zu fein. Hier, wo ed vorzüglid auf rafches Eingreifen anfommt, 
würde der Arm der Behörden unter den ftrengeren Formen der Juftiz nur erlahmen., 
Auch find dabei unberechtigte Eingriffe in die perfönliche Freiheit leichter zu vermeiden, 
Solche Uebergriffe ver Polizei, wie fie 3. B. der jüngfte große Polenproceß zu Tage 
gefördert hat, gehören denn doc) zu den Seltenheiten, auch kann man ſchwerlich jagen, 
daß fie zum Zwed der Verhinderung von Verbrechen geicheben feien. 

Mit dem Finanzweien fteht die Polizei (in dem weiten Sinne, den wir nad) 
Mohl's Vorgang angenommen haben) oft in einem nod) viel innigeren Zufammene 
hange. Der frühere Bolizeiftaat namentlich hat eine Menge von Anftalten ins Leben 
— ‚ welcye, unter dem Aushängeſchilde der Sorge für die öffentliche Wohlfahrt 

egründet, zugleich einen erfledlichen Nugen abwerfen. Man denfe nur an die Poſt, 
an Staatseifenbahnen, Leihhäuſer u. ſ. w. Begrifflich find foldhe Anftalten nicht dem 
Finanzweien , fondern der Wohlfahrtspolizei zuzuweiſen. Dies ift infofern wichtig, 
als daraus folgt, daß diefe Anftalten,, folange fie als öffentliche beftehen, nicht vom 
finanziellen Gefichtspuncte, fondern in der dem Verkehr dienlichften Weiſe (die übri- 
gend auf die Dauer zugleic) die finanziell vortheilhaftefte zu fein pflegt) verwaltet wer: 
den follen. Auf der anderen Seite hat man mit finanziellen Maaßregeln häufig Zwede 
der Wohlfahrtspolizei zu erreichen geſucht. Ein eclatantes Beifpiel dafür find die 
Schutzzölle. Doch e8 mag bier genügen, dieſes Verhältniß angedeutet zu haben. 

III. Staatlihe Polizei und Selfgovernment. Wir fagten bereits 
oben, daß Polizei nicht notbwendig eine Thätigfeit des Staates bedeute. In der That 
ift gerade die Polizeiverwaltung das eigentliche Gebiet des Selfgovernment. Deren: 
tralifation der Geſetzgebung und der Juftiz ift für den modernen Staat ein Unding. 
Ebenſo ift die Befteuerung auch in England nicht decentralifirt, feine Steuer kann von 
einer Gemeinde oder von einem Kreile ausgejchrieben werden ohne geſetzliche Ermäch- 
tigung und nur zu einem durch dad Beleg gutgeheißenen Zwede. Nur die Verwaltung 
aljo bleibt für die Decentralifation übrig. Auf dem Gebiete der Wohlfahrtspolizei 
haben auch die deutſchen Städte ein erfreuliches Stüd Selbitverwaltung theil® bewahrt, 
theil8 durch neuere Gemeindeordnungen,, Die von dem Geifte unferes größten Staatd- 
mannes, ded Freiheren Carl vom Stein, angeregt find, wieder erhalten. So in 
Preußen, die meiften Städte mit Ausnahme einiger der größten, in Sachſen. Eine 
Gommune wie Leipzig — von größeren Städten wie Berlin, Wien gar nicht zu 
reden — hat ein größeres Verwaltungsbudget ald mancher deutihe „Staat“. Von 
Kreisverfaffungen zum Zwed der Selbftverwaltung find dagegen in Deutjchland 
theils nur ärmliche Refte, theild neue Anfänge — wie in Baden für die meiften 
Zweige der Polizei, in Sachſen, wenn auch noch fehr ſchwach, für das Armen: 
weien — vorhanden. Sie weiter auszubilden bleibt die Hauptaufgabe einer gefun- 
den inneren Politif, und ihnen wird dann ein großer Theil der Sicherheits: und 
Wohlfahrtspoligei, namentlidy die Armenpflege, die Sorge für Wahnfinnige und Wai- 
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fen, die Wege: und Brüdenpolizei , übertragen werden fönnen. Wegen des Weiteren 
müfjen wir auf Die Art. Selbftverwaltung und Gemeinde verweilen. Es leuch— 
tet aber nach dem Dbigen von jelbit ein, wie jchief es ift, wenn die Polizei lediglich als 
ein Zweig der Staatöthätigfeit aufgefaßt wird. 

IV. Umfang und Gintheilung der Polizei. Wenn die Aufgabe der 
Polizei theild in der Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, theils in der Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt beiteht, To ergiebt ſich von jelbft die Gintheilung in Sicher— 
heits- und Wohlfahrtspolizei — Begriffe, welche einer näheren Erflärung vor 
der Hand nidyt bedürfen. Gin drittes Gebiet, weldyes außerhalb dieſer beiden läge, 
eriftirt nicht. Defterd wird als joldyes genannt die Sittenpolizei, die es übrigen 
nicht mit der Beförderung der Volfsfitten — denn diefe wachjen von felbit und werden 
durch täppiiches Eingreifen der Bolizei höchſtens zerftört —, fondern mit der Verhin- 
derung grober Verſtöße gegen die Eittlicyfeit und Verlegungen des ſittlichen Gefühts 
Trunk, Hazardipiel,, ſchamloſe Schauftellungen ze.) zu thun hat. Allein das gehört 
doch eben aucd nur zur Förderung der Wohlfahrt, welche durch Aergerniß erregenve 
Unfittlichfeit gejtört wird. Ebenfo ift die Medicinal- und Gefundheitspolisei 
— Vorkehrungen gegen Anftefung bei verheerenden Krankheiten, Revifion der Apo— 
thefen, Entfernung gefundheitsgefährlicher Gewerbe und der Begräbnißpläge aus ven 
dichter bewohnten Stadttheilen u. 1. w. — theils der Sicherbeits-, theils der Wohl: 
fahrtspolizei untergeordnet. Das Nämliche gilt von der jog. Gewerbepolizei, der Wege: 
polizei, der Feld» und Waldpolizei und wie die Benennungen alle beißen mögen, 
welche Die Vielregiererei erfunden hat. So leicht übrigens die beiden obigen Gebiete 
der Sicherheits: und Wohlfahrtöpolizei begrifflicdy zu unterfcheiden find, fo ſchwer, ja 
unmöglich ift es, im Ginzelnen überall eine jtrenge Grenze zu ziehen. Man greife nur 
eine Anzahl polizeilicher Anordnungen beliebig heraus und frage ſich, ob fie dieſem 
oder jenem Gebiet zuzuweiſen find, und man wird finden, daß viele beiden zugleich 
angehören. 

Jede polizeiliche Thätigfeit bringt eine gewifle Beichränfung der perfönlichen 
Freiheit mit ſich, beftände fie auch nur in dem Zwange der Bürger, die dazu erforder: 
lichen Mittel aufzubringen. Sehr häufig geht aber die Beichränfung viel weiter, und 
bis zu einem gewiflen Grade ift fie unvermeidlich. An fich würde es 3. B. jedem frei— 
ſtehen, ob er jein Eigenthum gegen Feuersgefahr ſchützen will oder nicht. Allein ver 
Staat fann nicht dulden, daß der Einzelne durch Vernadyläffigung des eigenen Schugcs 
auch Leben und Eigenthum feiner Mitmenfcyen gefährde. Wenn ic) die Feuerungsan- 
lagen in meinem Haufe jo einrichte, daß ein leichtes Verſehen, ein heftiger Windſtoß 
einen Brand des Hauſes verurſachen kann, oder wenn ic) nicht für das Vorhandenjein 
von Löichgeräthichaften forge, jo ift zwar ein dadurch herbeigeführtes Brandunglüd 
zunächit mein eigener Schade ; allein wer bürgt dafür, daß nicht auch die Häufer mei- 
ner Nachbarn von dem Brande mit zerftört werden? Der Staat hat daher das Net 
und die Pflicht, mid) durch feuerpolizeiliche Vorfchriften zum Scug meines Hauſes 
gegen Feuersgefahr anzubalten und nöthigenfalls zu zwingen. Aehnliches gilt von 
Vorkehrungen gegen Waflersnoth , gegen Ginfturz von Gebäuden, gegen Zuſammen— 
ftoß von Fuhrwerken und Schiffen Waſſer-, Baur, Wege, Strompolizei) u. |. w. 
Dagegen läßt es ſich mit einer ſolchen Nothwendigfeit nicht rechtfertigen, wenn der 
Staat mid) zwingt, meine Gebäude gegen Beuerdgefahr zu verfichern, ſei es überhaupt, 
oder wol gar bei einer von ihm felbit ins Leben gerufenen Anftalt. Das ift eine dem 
Weſen des Rechtsſtaates durchaus fremde Bevormundung. Leberhaupt hat der Staat 
die Bürger in der Beförderung ihrer eigenen Wohlfahrt foweit als irgend möglich 
jelbft gewähren zu laflen. „Jede Hülfsthätigfeit des Staates“ — jagt Mohl, ver 
doch ficher die Grenzen der Staatsfürſorge nicht zu eng bemißt — „jede Hülfsthätig— 
feit des Staates in Fällen, wo Privatfräfte ausgereicht hätten, ift einerfeits eine Be: 
einträchtigung Der zur Bildung der Staatsgewalt und zur Lieferung der von ihr be: 
nöthigten Mittel verpflichteten Bürger, andererfeit8 der natürlichen Freiheit der zunächft 
DBetheiligten. Ueberdies werden in der Regel die legteren ihre Bedürfniſſe und die Ber 
friedigungsmittel jelbft am bejten fennen, wird ferner ihre Thatkraft und Geſchicklich— 
feit Durch eigene Uebung gefteigert, und hat endlich die Gewährung einer unnöthigen 
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Staatdhülfe einen Mangel an Mitteln zur Leiftung nöthiger Unterftügung zur Folge. 
Nur durch folgerichtigfte Fefthaltung diefer Grenzlinie zwiſchen der 
Thätigfeit des Staates und der Privaten ift ftörendes und fahlich 
nadhtheiliges Shwanfen in Gefeggebung und Berwaltung zu ver- 
meiden. 

Die gänzliche Verfennung diefes beherzigenswertben Grundfages von Seiten der 
meiften continentalen Regierungen im 16., 17. und 18. Jahrhundert, hie und da bis 
in die neuefte Zeit, hat ed dahin gebracht, daß ein großer Theil des Volfes (der übri« 
gend von Tag zu Tag mehr jhwindet), der Selbfthülfe entwöhnt , die Hülfe in jeder 

toth und alles Heil nur von der Polizei erwartet, während bei denen, die fid jenem 
Gängelbande entwachſen fühlen, ein gründlicher Widerwille gegen faft alle polizeiliche 
Thätigfeit eingetreten ift. So lange es fid) um rein ficherheitspolizeiliche Vorfchriften 
handelt, Liegt die Grenze der Thätigfeit fhon im Zwede. Dagegen ift das Princip der 
„allgemeinen Wohlfahrt“ ein unglaublid dehnbares; feine Maafregel ift fo 
tyranniſch und abfurd, daß fie nit — folange zumal von gefunder volfswirthichaft- 
licher Erfenntniß noch kaum die Rede war — mit diefem Princip hätte bemäntelt und 
vertheidigt werden fönnen. Go durfte denn, ausgerüftet mit diefem Talisman, die 
Polizei ih in alle Lebensverhältnifie einmifchen und das ganze Gebiet der perſönli— 
hen, bürgerlichen und wirthichaftlichen Freiheit mit einem dichten Neg von Refcripten, 
Mandaten, Ordnungen und Reglements überipinnen. Sie fchrieb vor und überwachte 
die Art und Weife der Fabrication, die Höhe des Lohnes für Handwerker und Dienft- 
boten, die Preife der Lebensmittel und anderer täglicher Bedürfniſſe, die Kleidertrach— 
ten, die Anzahl der Gäſte und der Gerichte bei Kindtaufen, Hochzeiten und Begräb- 
niffen, und zwar je nad) dem Stande der Betheiligten verfchieden, das Lebensalter für 
die Sage die Arbeitsgebiete der verjchiedenen Innungen bis herab auf die 
Heinften Kleinigkeiten, die Eintheilung und die Art der Bewirthſchaftung des Grund: 
eigenthums u. }. w. Schon die Reichspolizeiordnung von 1530 beftimmte, um dem 
Berihwinden der Standesunterfchiede Einhalt zu thun, genau, wieviel Geld, Sammt, 
Seide und Zierathen Evelleute, Bürger, Bauern, lüderliche Dirnen und Juden zu tra= 
en —— fein ſollten. Viele dieſer „Ordnungen“ geriethen begreiflicherweiſe ſehr 
ald in Vergeſſenheit oder überlebten ſich und mußten daher fleißig „erneuert und ver— 
ſchärft“ oder audy „erläutert“ werden. So wurde die eben ohne Kleiderordnung 
ihon 1577 wieder eingefchärft in der wohlmeinenden Abſicht, zugleich die „über: 
ſchwenkliche“ Geldausfuhr dadurch zu mindern. In dieſer gefeßgeberifchen Thätigfeit 
der unzähligen deutichen „Staaten“ und freien Städte, die eine ftattliche Reihe Folian— 
ten füllen würde, liegt intereffantes Material für die Vorgefchichte der Volkswirth— 
ihaftslchre, zugleich aber auch ein gut Stüd Gefchichte der Leiden des deutichen Vol- 
kes. Denn, wie ſchon Kant, der große Philoſoph, bemerfte, „die väterliche, auf Das 
Princip des Wohlwollens geftügte Regierung, welche die Bürger als unmündige Kin: 
der behandelt, ift der größte denfbare Despotismus.“ Das erfte Princip im Staate ift 
das Recht, das zu Gunften einer meift fehr illuforifchen Wohlfahrt nicht verfümmert 
werden darf. Eine freiere und gefundere Anjchauung trat zuerft ar und entichieden 
hervor in der Stein- Hardenberg’ichen Gejeggebung von 1808 und den folgenden 
Jahren. Nady der Geichäftsinftruction für Die ——— ſämmtlicher Provinzen 
des preußiſchen Staates vom 26. December 1808, die Stein, als er vor Napoleon's 
Bann fliehen mußte, dem Staate als Erbſchaft hinterließ, ſoll „bei allen Anſichten, 
Operationen und Vorſchlägen der Regierungen der Grundſatz leitend bleiben, einem 
Jeden innerhalb ver geſetzlichen Schranfen die möglichſt freie Entwickelung und An— 
wendung feiner Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte in moralifcher fowol als phyſiſcher 
Hinficht zu geftatten und alle dagegen noch obwaltenden Hinderniffe baldmöglichit auf 
eine legale Weife hinwegzuräumen.“ Dieſem Princip foll ſich „Geſetzgebung und Ver: 
waltung in allen Kreifen des Staats, des bürgerlichen und wirthichaftlichen Lebens 
der Nation anſchließen.“ Auf wirtbichaftlichem Gebiete waren denn die Ablöfung der 
Frohnden und Reallaften, die Gewerbefreiheit, die Anfänge zur Hanbdelsfreiheit der 
großartigfte Ausprud diefes Grundfages, den fpätere Regierungen aud) in Preußen wieder 
verläugneten und für defien immer weitere Durchführung wir jegt noch zu impfen haben. 
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Es leuchtet ein, wie vor diefem Princip der wirthichaftlichen Freiheit der Wuft 
wohlfahrtspolizeilicher Verbote und Gebote auf ein geringes Maaß zuſammenſch mel: 
zen muß. „Welches ungeheure Feld“, ruft Cette in dem gehaltreidyen Aufiag über 
Polizei in v. Rotteck u. Welder, Staatelerifon, 3. Aufl., Band IX, ©. 632 ff. 
aus, das ſich die Polizeigefeggebung oder Verwaltung auf Koften des Rechtsſtaats 
zur Niederhaltung der fittlihen Würde wie der Wohlfahrt der Menſchen angemaaßt 
hat, wird ihr nicht entzogen, wenn infolge der Gewerbefreiheit jene zahlloſen, ſich 
immer erneuernden polizeilihen Anordnungen und Verfügungen über die Verhältniſſe 
zwifchen Lehrlingen, Ghefellen und Meiſtern, wenn ferner die Jahrhunderte bindurd) 
in jeder Stadt unaufbörlichen Klagen und Enticheidungen über die Abgrenzung der 
verschiedenen Grwerbögebiete und deren Weberfchreitung zwilchen den Meiftern der 
einen oder andern Zum fortfallen, wenn mit Abfchaffung der Päſſe, Legitimation 
und Aufenthaltsfarten jene nuglofen Eontrolen und Legitimationsprüfungen der Reis 
jenden und Arbeiter, mit der Freizügigfeit, mit der freien Niederlaffung und unverhin— 
derten Begründung einer Ehe jene der polizeilichen Willfür, Gunft oder Ungunft Thür 
und Thor öffnenden chicanöſen und dabei meift illuſoriſchen Leumunds- und Vermö— 
gensprüfungen und Nachweife, mit der freien Berfügung über Eultur und Benutzungs— 
weije der Privatfelder und Privatwälder, wie der Ernten und Getreidevorräthe u. f.w. 
jene erfahrungsmäßig zwed- und fruchtlofen Verordnungen und Ueberwachungen der 
Privatwirthſchaften durch Polizei: und Gemeindebeamte aufhören, wenn mit Abjchaf: 
fung der Zinsbejchränfungen und fogenannten Wuchergefege der Geldmarft wie das 
Banfgewerbe feinen bejcyränften privilegienartigen Charakter verliert, aud) dad Hy— 
pothefenwejen von richterlicher Bevormundung befreit wird. Dadurch wird das Gapi- 
talbedürfniß des Gewerbes und der Sandroiribtchaft bereiter und ficherer befriedigt, wie 
durch jene aus der polizeilichen Bürforge des Staats hervorgegangenen, von ihm cone 
cefftonirten, aber aud) bevormundeten oder gar mit Staatögeldern dotirten bevorrech- 
teten Greditinftitute.“ 

„An die Stelle der Polizeigefeggebung und Verwaltung tritt Das aus den gegen- 
feitigen Intereffen und Bedürfnifien des Publicums ſich von jelbit ergebende lebendige 
Geſetz im fortgefegten Austaufc und Verkehr. Es entfpricht dies nur der Natur des 
—— ſoweit es ſich um deſſen bürgerliche und wirthſchaftliche Bedingungen 

andelt.“ 

Auf der anderen Seite läßt ſich aber auch nicht verkennen, daß in einer Beziehung 
die wachſende Geſittung und die Ausbreitung volkswirthſchaftlicher Erkenntniß und 
techniſcher Bildung eine Vermehrung wohlfahrtspolizeilicher Thätigkeit zur Folge 
haben wird und haben muß. Wir meinen jene Inſtitute für öffentliche Geſundheits— 
pflege und ähnliche Zwecke, die gerade in den beiden freieſten Culturländern, in Eng— 
land und der nordamerifanifchen Union, am meiften verbreitet find, und zwar als ein 
Werf der wohlfahrtspolizeilichen Selbftverwaltung der Kommunen und Kreife: öffent: 
liche Kranfenhäufer, Irrenanftalten, Waſchhäuſer, Badeanftalten, Waflerleitungen ı. 

Die weite Ausdehnung, weldye wir dem Begriffe der Polizei oben gegeben haben, 
würde an ſich erheiihen, daß wir und noch über das Verhältniß des Staates und der 
Commune zur Beförderung der Geiftesbildung verbreiteten. Bei der Befchränftheit 
des Raumes müffen wir aber darauf verzichten und deshalb auf den Artifel Schulen 
verweilen; ebenfo wegen verfchiedener Zweige der Polizei, die nur andeutungsweile 
erwähnt werben konnten, auf die einichlagenden Specialartifel. 

Literatur: Außer den bereits citirten Schriften von Mohl, Roſcher, Fette 
und Rönne:v. Jufti, Grundfäge der Polizeiwiffenfchaft (1756). — Loß, Ber 

riff der Polizei und Umfang der Staatspolizeigewalt. (1809). — von Soden, 

ationalöfonomie VII. Band: die Staatspolizei nach den Grund. der Nat.:Def. 

(1817). — Zimmermann, Die deutfche Polizei des 19. Jahrh. (1849). — Voll: 
ftändiger Literaturnachweis im I. Bd. von R. v. Mohl's Polizeiwiſſenſchaften. 
Dr. J. Gensel. 


oft. 
Unter den BVerfehrsanftalten der modernen Zeit reicht die Poſt am weiteften 
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zurüd. Schon im grauen Alterthume mußte fih offenbar das Bedürfniß einer regel: 
mäßigen Verbindung zwiſchen den Bewohnern der Nachbarorte, dann zwifchen Pro: 
vinzen und endlich zwiſchen Völferfchaften, die in gewiſſe Beziehungen zu einander 
getreten waren, fühlbar nrachen. Der Gedanfe eines regelmäßigen Verfehre, wie wir 
ihn fennen, Scheint jo naheliegend, und doc finden ſich ſelbſt bei den entwideltiten 
Nölfern bis zur Zeit der Reformation zwar gewilfe Verfehrsverbindungen, die fich zur 
Beförderung von Nachrichten eigneten, aber doch die Vortheile und namentlic) die 
Regelmäßigfeit und Sicherheit der heutigen Poft durchaus nicht zu bieten vermochten. 
Die Einrichtung einer regelmäßigen Verbindung zwifchen zwei Orten oder Provinzen feßt 
eine gewifle Lebhaftigfeit des Verkehrs voraus, derſelbe fann an einzelnen Tagen 
Marfttagen) oder in einzelnen Monaten Meſſen, Waarenmärfte, welche an gewiſſe 
Jahreszeiten gebunden find), ein höheres Wachsthum erreichen, doch auch in den Zeit: 
abjchnitten des ftillen Verkehrs müſſen die Beziehungen entwidelt genug fein, um der 
Verfehrsvermittelung ein gewiſſes Maaß von Beichäftigung au verſchaffen. Zahlreiche 
Poſtverbindungen find Daher nur in wirthſchaftlich hochentwidelten Zeiten möglich, 
und je entwidelter und lebhafter der Verkehr, deito beſſer wird die Poſt bei richtiger 
Verwaltung befähigt fein, jenen Intereſſen zu dienen und ihrerfeits zur Vermehrung 
der gegenfeitigen Verbindungen und Beziehungen wiederum mit beizutragen.! Nun 
hat es in der Vorzeit zwar nicht an jolchen hochentwidelten wirtbichaftlichen Perioden 
gefehlt, in der Negel war aber der bald plögliche bald allmähliche Verfall und Rück— 
ſchritt ſchon angezeigt, und Jo fonnten die bereits vorhandenen Grundlagen regelmäßiger 
Verfehrseinrichtungen zu weiterem Ausbau nicht gelangen. ine andere höchit be- 
achtenswerthe Erſcheinung bildet die geichichtlich nachweisbare Thatſache, daß die in 
andern Puncten höchſt nachtheiligen Gentralifationsbeftrebungen des Staats für die 
Entwickelung des Poſtweſens meiſt ſehr günftig gewelen find, und der Grund, wes— 
halb bis zur Zeit der Reformation das Poſtweſen zu einer intenfiven Gntwidelung 
ſelbſt in den größeren Staaten nicht gelangte, mag theilweife mit in den ganz entgegen: 
gejegten Anſchauungen über das Weſen des Staats und deffen Pflichten gelegen haben. 
Die erfte öffentliche Anstalt, die einer Pofteinrichtung ähnlich war, wurde nicht von 
den Phöniziern oder den Garthagern, als den handeltreibenden Nationen, ebenfowenig 
von den Griechen, jondern in dem despotisch regierten Reiche der Perſer, und zwar 
unter Darius geichaffen, und in Rom entwidelte ſich der Gedanfe einer allgemeinen 
Reihspoft, wenn man die damaligen Einrichtungen für regelmäßige Verbindungen 
durch) das ganze römische Reich jo nennen darf, erjt unter Auguftus, um unter den 
folgenden Kaijern vervollfommnet zu werden, bis der Despotismus und die Prätoren: 
wirthichaft den Untergang des Reichs herbeiführten. Im Mittelalter finden wir wie: 
der den Echöpfer der damaligen Gentralifationsidee des Etaatd, den um feine Zeit 
hochverdienten Karl den Großen mit der Einrichtung von Poſten befchäftigt, indem für 
die Beförderung und Verpflegung feiner Sendboten eine Anzahl von Stationen auf 
den alten Heeritraßen der Römer neu errichtet und befondere Beamte er winden, 
Kaum iſt es wohl als ein Zufall zu betrachten, daß Jahrhunderte fpäter Kaiſer Karl V. 
feinem innerften Wefen nad) gleichfalls ein ftarrer Anhänger ver ftaatlichen Gentrali- 
fationsidee für Deutfchland die erfte regelmäßige Poft in’s Leben rief, die endlid) die 
yolitiihen Stürme der folgenden Jahrhunderte überdanert hat. — Im Gegenjag zu 
diefer Auffafiung von den Zweden und Einrichtungen des Staats haben die handel: 
treibenden Phönizier und Garthager ohne Zweifel fich gleichfalls Inftitutionen ſchaffen 
müffen, welche die fehlende Poſt wohl oder übel erjegten, obgleich die Nachrichten da— 
rüber mehr als blos lüdenhaft find. Von den Griechen iſt wenigſtens befannt, Daß die 
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', Die regelmäßigen Poftverbindungen in Nordamerifa und Rußland (die wöchentlich zwei 
malige Overland-Mail vom Miffifivvi bis Galifornien und der ruſſiſch-chineſiſche Geurs über Ir: 
futef nach Pecking, zur Zeit die längften Streden der Poſten des Feſtlandes, finden ſich allerdings 
in wenig eultivirten Gegenden; hier handelt es ſich aber um internationale Berfehrsbeziehungen, und 
außerdem geht die amerikanische Regierung von dem Grundſatz aus, durch Beſchaffung regelmäßiger 
Verbindungen den Verfehr exit bervorzurufen, wahren Rußland den fibirifchen Cours vorwiegend 
aus pelitifchen Gründen und für feine Negierungsdepefchen eingeführt hat. 
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Seeleute den Verfehr mit den Golonieen vermittelten, und daß die Trierardyen (die 
Führer der Kriegsichiffe oder Trieren) die Depejchen und Frachten des Staats beſorg— 
ten und daß Kauffahrteifchiffe in ähnlicher Weile dem Privatverfehr dienten. Die Ver: 
bindung zu Lande wurde durd) Eilboten unterhalten. Aehnlich war es in Rom vor der 
Kaiferzeit, und wurde hier durch den Bau ausgezeichneter Straßen den jpäteren Poſt— 
einrichtungen fchon in früher Zeit vorgearbeitet. Die militäriſch organifirte Verwal- 
tung der eroberten Provinzen jchuf ſich ſehr bald regelmäßige Botendienfte, und der 
— wie freundſchaftliche und Familienbeziehungen zwiſchen den im ganzen großen 
eiche bei dem Heere oder im Amte zerſtreut lebenden römiſchen Bürgern und Rittern 
ſuchten dem entſtandenen Bedürfniſſe gegenſeitiger Mittheilung Befriedigung zu ver— 
ſchaffen. Doch alle dieſe Gelegenheiten waren nur vereinzelt; es fehlte die Sicherheit, 
mit der wir gegenwärtig beſtimmt auf das Eintreffen der Mittheilung rechnen können; 
es fehlte damit auch die Schnelligkeit, die nur durch das vorherberechnete Zuſammen— 
wirken der einzelnen Beförderungsgelegenheiten erreicht werden kann; es fehlte endlich 
wohl auch die Garantie für Ausführung der übernommenen Dienſtleiſtung, ſo daß die 
reichern römiſchen Familien aus ihren Sr eigne Boftläufer beftellien, und gerade 
diefer Verfchwendung von Arbeitskraft foll die Poſt in erfter Linie entgegenwirfen. 

Der Boftbetrieb hat zu allen Zeiten eine monopoliftiiche Tendenz gehabt, und bei 
dem Uebergewicht, welches die genaue Kenntniß der neueften Thatfachen dem Unein- 
geweihten gegenüber verfchafft, war die im Staate herrſchende Gewalt jederzeit bemüht, 
zunächft für fich allein die vorhandenen Verfehrsmittel zu benugen. Im Mittelalter 
herrichte die Geiftlichfeit. Durch Wallfahrer und beiondere Boten, von Klofter zu 
Klofter, durch die Orden wandernder Mönche ftellte die Hierarchie unter und für ſich 
jelbft eine Art von regelmäßiger Verbindung her, weldye von der Congregation von 
Elugny gegründet und durch die Kirchenverlammlung von Limoges (1031) befeftigt, 
ihren Gipfelpunct in der Poftanftalt der PBarifer Univerfität fand. Dieſe Anftalt unter: 
hielt Poſtläufer, reitende und fahrende Boten und beförderte Briefe, Pakete, Werth: 
——— Gelder und Perſonen. Ihre Ausbreitung geſchah vorzüglich durch die 
Begünſtigung der Erzbiſchöfe, mit deren Hilfe ſich ihre Züge zuletzt durch ganz Frank— 
reich bis in die Niederlande ausdehnten (Flegleri. Anfangs nur für die Zwecke der 
Geijtlichfeit und zur Wahrung firdylicher Intereffen beftimmmt, zieht diefe Roftanftalt zu- 
erit das rein wirthichaftliche GHement mit in ihren Bereich, und fie wird Das Vorbild 
für die Staatspoftanftalt, welche Ludwig XI. von Franfreicy 1464 ins Leben rief. 
Urfprünglidy auch nur für die Zwede des Staats gegründet, machte fich dieſe Poſtan— 
ftalt nad) und nad) den Privatzweden des Publicums dienftbar und wußte mit Hilfe 
— mächtigen Protection allmählich den Beſtand der Univerfitätsanftalt zu unter: 
graben. 

England datirt feine Staatspoften von den Zeiten Karl's I. an, obgleich ſchon 
Eduard IV. wiederum nur für den Depefchenverfehr des Staats die Errichtung einer 
Reitpoft angeordnet hatte. Wie in den andern Staaten bildete ſich auch hier der weitere 
Geſichtskreis für die Zwecke des Poſtweſens nur allmählidy aus, um aber jpäter in 
Folge des ausgedehnten Eolonialbefiges in Amerifa, Oftindien und Auftralien die groß- 
artigfte Ausdehnung zu gewinnen. Durch feine überfeeifchen Verbindungen hat Eng: 
ve für die Ausdehnung des internationalen Poftverfehrs am jchnelliten Bahn ge- 

rochen. 

Wenn Italien als das im 14. bis 16. Jahrhundert für Kunſt, Wiſſenſchaft, 
Gewerbe und Handel am meiſten entwickelte Land, für dieſe Zeit nur auf Botenzüge 
beſchränkt bleibt, welche zwiſchen den Städten Oberitaliens einerſeits und andererſeits 
bis nach Augsburg, Nürnberg und bis zu den Hanſeſtädten Norddeutſchlands unter— 
halten wurden, ſo lag der Grund ohne Zweifel in der geringen räumlichen Ausdeh— 
nung der vielen kleinen Staaten, vielleicht auch in der zunftmäßigen Abgeſchloſſenheit 
der damaligen Handelswelt, die in ihrer faſt kaſtenmäßigen Gliederung die Vortheile 
regelmäßiger Nachrichten für fich allein ausbeuten wollte. Aehnlich war ed in Deutſch— 
land. Der deutfche Ritterorden befaß zwar fchon um das Jahr 1290 in dem 
jegigen Dft- und Weftpreußen eine für damalige Zeit recht gut eingerichtete Reitpoft, 
doc) diente dieſelbe ausichlicßlich nur zu Negierungss und Drdenszweden und blieb der 
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Benugung des Publicums ganz verichlofien. Im deutichen Neich kennzeichnete ſich die 
Abgeiclofenbeit der Stände durch die verfdyiedenen neben einander laufenden Ein- 
richtungen, welche für den Verkehr beftanden. An den Hofhaltungen der Fürften wur: 
den die Verbindungen durch reitende Courire unterhalten; der höhern Geiſtlichkeit 
waren in dieſer Beziehung Mönchsorden und Wallfahrer dienftbar, der niedere Adel 
fendete feine Knappen, und der Handel richtete fich nach dem Mufter der italienifchen 
Städte Botenzüge ein, deren Mittelpuncte und Hauptpläge lange ZeitNürnberg, Köln, 
Amſterdam, — und Lübeck blieben. Für den niedern Bürgerſtand, für die Claſſe 
der Handwerker taucht beſonders am Rhein und in Schwaben eine ganz neue Verkehrs— 
verbindung in den Metzgerpoſten auf, und war allerdings die faſt überall mit großen 
Vorrechten ausgeftattete Kleifcherzunft der Cigenthümlichkeit ihres Gewerbebetriebs zu: 
folge wohl geeignet , die Bejorgung eines Verkehrs zu übernehmen, der fich für den 
Handwerferftand nur auf die nächſte Umgebung der Stadt befchränft und den Charakter 
von Gelegenheitsbeftellungen behalten haben wird. Nichts defto weniger war das 
heutige Gewerbe der leichten Lohnfuhrwerfe faft ausschließlich in den Händen der Mep- 
ger und trugen diefelben von Stadt zu Stadt für das Fortfommen der Reifenden Sorge. 
Mitten in dieſe Zeit fallen die großen politifchen und wirthichaftlichen Umwäl, 
zungen, weldye durch die Buchdruderfunft, durch die Entdedung Amerifas und des 
Seewegs nadı Dftindien, durch die Reformation, wie durch die allmähliche Umbildun 
der fleinern Territorien in größere Staatencomplere mit einheitlicher Spite theils nn 
hervorgerufen, theil8 in ihrem Verlauf befchleunigt wurden. Die Einrichtungen, weldye 
in Frankreich durch die Staatspoft eine gewiſſe Vollkommenheit erlangt hatten, führten 
aud) in den Niederlanden unter der Regierung Karl's V. zur Gründung einer Faifer- 
lihen Poſtanſtalt, und aus Anerfennung für die bei deren Verwaltung geleifteten 
Dienfte ertheilte Kaifer Karl V. dem Fürften von Taxis am 31. Februar 1543 die 
Ermächtigung, innerhalb des deutichen Reichs die Leitung der von ihm fchon errichteten 
Poften zu übernehmen. Anfangs breiteten ſich diefe Poften von den Territorialherren 
ungeftört in Deutjchland aus, und ohne Widerſpruch der Fürften warb im Jahre 1615 
die Kamilie Taris vom Kaifer Mathias mit dem Reich8-Generalpoftmeifteramte belehnt. 
Verwidelungen entftanden nur mit den Megerpoften, die aber theils durch den kaiſer— 
lien Machtipruch, theils durch) die größere Pünctlichfeit und Zuverläffigfeit der Reichs— 
poft bald lahm geleat wurden. Erft fpäter wurde der Grundfag, die Errichtung von 
often fei ein kaiſerliches Refervat von der unterdeflen gewachlenen Macht der deutfchen 
Fürften angegriffen, und nachdem ſchon 1648 der große Kurfürft von Brandenburg 
in feinen Landen durd) Errichtung einer Landespoft die Privilegien des Haufes Taxis 
eigenmächtig außer Kraft gefegt hatte, ohne daß der Kaiſer ernftlidy dagegen einichritt, 
folgten auch anderedeutfche Staaten nad). Gegenwärtig befteht die Turn- und Taris’fche 
Voſt nody in beiden Helen, Naffau, den thüringifchen Staaten (mit Ausnahme von 
Altenburg und dem preußifchen Diftricte) in Lippe, Brankfurt und den Hanfeftädten. 
Einen außerordentlichen Aufihwung nahm das Poſtweſen durch die Einführung 
des Dampfes al bewegender Kraft bei der Fortführung von Laften, und zwar fowehl 
durch die Gifenbahnen , als durch die Dampfſchiffe. Für den überfeeiichen Verfehr ift 
durch die Einrichtung der Poftvampferlinien nad allen Hauptplägen der Erde eine 
Regelmäßigfeit in der neh erlangt worden, von der man bei der frühern Segel: 
ichifffahrt feine Ahnung hatte. Die Bolt von Auftralien, von Indien, von Amerifa, 
fie differiren in ihrer Ankunft in London nicht mehr nad) Tagen oder Wochen, fondern 
fie treffen auf den Tag, nicht felten genau zu der Stunde ein, welche im Poſtplan be» 
ftimmt ift. Und doch handelt es fi) um Entfernungen von Taufenden von englifchen 
Meilen, 3.B. um die Route England-Galcutta S000 Meilen, die 12,000 Meilen lange 
Poſttour London: Melbourne, die über Suez in 1%, Monat zurüdgelegt werden kann, 
endlich bis zu 15,000 Meilen bei dem Seeweg von England nach Neufeeland. Eng— 
(and befchäftigt im Seepoftdienft allein gegen 5000 Mann ; große Anftrengungen haben 
auch Frankteich und die Vereinigten Staaten gemacht, nicht minder Spanien, Italien 
und Defterreidy (durch die Triefter und Donaulinien) , Hamburg und Bremen durd) 
ihre directen Verbindungen mit Nordamerika. Auf dem Meere hat der Boftbetrieb, 
was die Beförderung fowohl von Briefen und Paketen, als aud von Reifenden be- 
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trifft, ohme eigentliches Monopol jede andere Goncurrenz aus dem Felde geichlagen, 
auf dem feiten Yande Dagegen ift die Thätigkeit der Poſt durch die Gijenbahnen zwar 
etwas eingeengt worden, indem die ‘Poft da, wo Bahnlinien beftehen, auf die Beförde: 
rung von Perſonen und Paketen bis zu einem gewiſſen Gewicht herab ganz ver- 
zichtet: Dafür hat die Poſt aber an Schnelligkeit der auszuführenden Leiſtungen, an 
Zahl der Beförderungsitüde, an Leichtigkeit des Betriebs und infolge defien auch an 
Rentabilität ganz bedeutend zugenommen. Man könnte jagen: Was der Poftberrieb 
durch Die Eiſenbahnen ertenftv verloren, hat er durch intenfive Leiſtungen mehr als 
doppelt erjegt erhalten. Der Fiscus hat es auch überall verftanden, fid) von den Eiſen— 
bahnverwaltungen große Privilegien für die Beförderung der Poſt auszubedingen, 
und nicht felten wurden dieſe geradezu ald Bedingung für die zu ertheilende Conceſſion 
auferlegt. Der Poſt ift es aber wiederum in einzelnen Fällen zu danfen, daß die Eiſen— 
bahnverwaltungen ihr Privatintereſſe nicht ausichließlich zur Geltung brachten, und 
ya je diefer Einfluß in Deutichland befonders bei der Einrichtung der Nachtzüge 
ewährt. 

Ueber die wirthichaftliche Bedeutung des Poſtweſens mag zuvörderft die Etatiftif 
iprechen. Die Zahl der beförderten Briefe und Zeitungen bat nicht blos für die Poſt— 
inftitute und Staatskaſſen eine Bedeutung; fie ift ebenfo als Beitrag zur Bezeichnung 
des Gulturgrades der Bevölkerung von Wichtigkeit. Die deuticheöfterreichifchen Poſten 
haben im Jahre 1862 im Ganzen 345'502,000 Briefe und 155'471,062 Zeitungs: 
blätter befördert. Von dieſen find 317’811,000 Briefe in Deutſchland felbit aufge: 

eben und auch beftellt worden ; 11’903,000 vom Ausland eingegangen und in Deutich- 

and geblieben, 13’035,000 vom Ausland über Deutſchland tranfitirend wieder ins 

Ausland gegangen, Die Vertheilung auf die einzelnen Länder ift nach Kolb folgenve: 
Im Ganzen: Auf d. Kopf: 


Driefe. Zeitungen. Briefe. tg. 
Baden 10233000 5023410 7,0 Bas 
Baiern 28126000 38083248 5,5 S,ua 
Braunfchweig 17544000 17218137 Dies La 
Hannover 9836000 57553767 Ds 2a 
Lübeck 352000 166243 Ts 3.6 
Luremburg 998000 224693 4,95 1,a 
Medlenburg: Schwerin 3575000  1'652472 6,54 3,00 
.e Strelig. 413000 128867 Ayur 1m 
Deiterreich 112600010 34764914 3, O,os 
Oldenburg 1572000 17813084 Dar G646 
ep 127576000 69949548 6, 3.ra 
achſen 15992000 7441389 Gyr 3,5 
Thurn und Taxis 20192000 11702170 6,37 3ugı 
Würtemberg 117235000 7738410 6,5 4, 
315 502000 185 471062 4,5 2,5 
in außerdeutichen Staaten: 
England 642’000000 610000000 21 ‚33 20,se 
Franfreich 290°000000 212000000 7,70 53 
Schweiz 33311200 237463470 12,45 93 
Rußland 25000000 ir 
Belgien 27000000 * 
Niederlande 21000000 PR 
Spanien 51’000000 


3, 
Nordamerifa (1860) 175'000000 330000000 5, 12, 


Diefe Zahlen, bei denen Pakete, Geldfendungen und die Beförderung von Rei- 
ſenden tabellarifch deshalb nicht mit aufgeführt worden find, weil einzelne Staaten ſich 
nur auf den Brief» und Zeitungsverkehr beichränfen, geben eine Andeutung von der 
Lebhaftigfeit des Verkehrs in den einzelnen Ländern ; fie repräfentiren aud) die Summe 
von Arbeitsleiftungen, welche bei dem Fehlen einer centralifirenden, dem Allgemeinen 
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ihre Dienjte anbietenden Verfehrsanftalt von dem Einzelnen mit weit größerer Zeit: 
verſchwendung und mit viel bedeutenderen Koften hätten ausgeführt werden müſſen. 
Jede Werfehrserleichterung bat ökonomiſch den Zwed zur Herbeiführung eines und 
deſſelben oder eines größeren Refultats geringere Kraftanftrengungen beanfpruchen zu 
laſſen. Die Poſt übernimmt für die Gefammtheit die gleichzeitige Ausführung einer 
großen Menge von einzelnen Dienftleiftungen gegen eine Entichädigung, die gegenüber 
den Selbſtkoſten, d. h. jobald der Auftraggeber die Ausführung felbft übernehmen 
müßte — als ein Minimum betrachtet werden muß, und dieſe Selbftfoften zerlegen ſich 
in der Hauptſache wiederum in den Reiſeaufwand des Auftraggebers oder defien Boten 
und in den Werth der Zeit, während weldyer der mit der Beſorgung Beichäftigte eine 
andere nugbringende Arbeit auszuführen abgehalten ift. Je größer die Entfernung, 
deito höher wachen diefe Selbitkoften, daher das Beſchränken auf den Localverfehr in 
den Zeiten, wo jene Verfehrseinrichtungen noch fehlten und in den Ländern, wo fie 
heute voch mangelhaft find. 

Production und Conſumtion find auf einander angewielen, und der Austaujc 
ſtellt jich im Großen wie im Kleinen nicht anders ber, als daß Producenten und Gon« 
fumenten gegenfeitig in Verhandlung treten, gleichviel ob eine foldye mündlich oder 
Ichriftlicy erfolgt. Der Producent wiederum braucht bei der Durchführung der Arbeits: 
theilung die Mithülfe einer ganzen großen Reihe anderer Erwerbsbrandyen, die ſämmt— 
lich einen perlönlichen oder brieflichen Verkehr erfordern. Ye mehr die Production ſich 
fremder Robitoffe und Halbrabricate bemächtigt, je mehr fie ferner mit ihren fertigen 
Rabricaten auf einen ausgedehntern Abſatz ſpeculirt, der ſich alfo nidyt auf die nächſte 
Nähe befchränft, defto zahlreicher wird die briefliche Mittheilung an Stelle der perſön— 
lien treten müflen, deito forgfältiger find Erfundigungen über Preife, Abſatzwege, 
Greditfähigfeit der Abnehmer, über Wünfche der Conſumenten und über jene taufend 
verichiedenen Beziehungen einzuholen, die unfer hochentwideltes Verfehrsleben kenn— 
zeichnen. Je billiger , rafcher und ficherer diefe Erfundigungen und Mittheilungen er- 
folgen, defto günſtiger für das gefammte Wirthichaftsleben. Daher die Erſcheinung, 
daß ein geregelter Poſtverkehr mit billigen Portofägen als eine Vorbedingung für die 
wirthichaftlihe Entwidelung angeiehen werden fann, wie wiederum — nad) dem Ge— 
ied der harmonirenden Intereffen — eine hochentwidelte Volkswirthſchaft für die Ren: 
tabilität der Boitanftalten Bürgichaft leiftet. 

Mit vielen Andeutungen ift die Bedeutung der Poſt für den Verkehr noch lange 
nicht erichöpft. Je leichter und je öfter Menfchen in Beziehungen zu einander treten, 
deito mehr erweitert fid) der Gefichtsfreis, deſto leichter werden Vorurtheile abgeſchlif— 
fen, defto rafcher werden neue Geſichtspuncte und Kenntniffe gewonnen. Die regel: 
mäßige und rasche Verbreitung von Nadyrichten und Urtheilen Sadyfundiger, wie fte 
in den Zeitungen gegeben werden (oder gegeben werden follten), hat allein in den 
legten Jabrzehnten zahlreiche bemerfbare Spuren in der veränderten Anſchauungsweiſe 
hervortreten laſſen. Wie wäre es ferner anders möglich geweien, als durch die Erftarfung 
des Verkehrs und durch die große Erleichterung im Austausch von Nachrichten, daß trog 
mannichfacher politifcher Berwidelungen und mancher Productions: und Handelsfrifen 
diefes Jahrhunderts geiftige Bildung und Wohlftand, diefe beiden Haupterforderniffe 
für das Wohl eines Volfes, in nie vorher befannten Berhältniffen zugenommen haben. 

Mit Ausnahme der Kleinen deutichen Staaten, welche ihre Poftverwaltung 
entweder einem benachbarten Frößern Staate mit unterftellt (3. B. Altenburg dem 
Königreih Sachſen), over der Familie Thurn und Taris vertragsweije übergeben 
haben, find fämmtliche Boftanftalten Staatsinftitute. Bon einer freien Privatthätigfeit 
fann auch in dem legten Falle nicht die Rede fein, vielmehr ift die Poft in allen Staaten 
thatſächlich im Befis eines Monopols, d. b. fie jchließt in gewiffen Branchen ihrer 
Dientleiftungen jede andere Goncurrenz aus. Je nachdem die Fahrpoft zugleich mit 
der Briefpoft verbunden ift, worauf jpäter nod) A werden ſoll, iſt die 
Beforgung von Paketen innerhalb einer beftimmten Minimal:Gewichtsgrenze häufig 
freigegeben, ebenfo die Beförderung von Perjonen, nachdem feit der Einführung 
der Eifenbahnen der Berfonenverfehr von der Poſt felbit mehr als eine unvermeidliche 
Saft, denn als ein aufrecht zu erhaltendes Recht betrachtet worden ift. Für Briefe und 
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meiſt auch für Zeitſchriften iſt dagegen der Poſtzwang ausgeſprochen, wie überhaupt 
die Ausübung des Poſtbetriebs als ein Hoheitsrecht Poſtregal) aufgefaßt wird. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Privatthätigkeit, gleichviel ob ein einzelner 
Privatmann oder eine Actiengeſellſchaft, noch beſſer wirthſchaften werde, als dies von 
Seiten der Staatspoſten geſchieht; ebenſowenig werden geregelter Zuſammenhang, 
Pünctlichkeit der Ablieferung und Schnelligkeit der Beſorgung vermißt werden, und 
wahrſcheinlich wird das Briefgeheimniß von den Privaten weit beſſer gewahrt wer— 
ven, als es im Laufe der Zeit bei manchen Staatspoſtanſtalten der Fall geweſen iſt. 
In allen diefen Fällen wird ohne Zweifel die Staatsinduftrie vor der Privatinduftrie 
den Kürzern ziehen. Doc alle dieſe Vorzüge gelten wahricheinlid nur dann, wenn 
den Privaten gleichfalls ein Monopol für den Poftbetrieb gewährt wird. Sobald freie 
Concurrenz eintreten darf, würden jedenfalls für die beften und rentabelften Verkehrs— 
linien fofort zahlreiche Anerbietungen auftauchen, und ſoweit fich Eilenbahnen benugen 
laffen, würde der geringe Aufwand für die Beförderungsfoften die Portoſätze auf ein 
Minimum herabdrüden. Schwerlich würden aber die weniger frequenten Berbinduns 
gen nad) kleinern abgelegenen Ortichaften einer gleichen Bewerbung theilhaftig werden, 
und wenn für jeden Privatpoftunternehmer die Verpflichtung ausgeſprochen werben 
follte, jeden Brief zu mäßigen Sägen zu beforgen, der ihm überhaupt übergeben wird 
— ganz fo wie dies an den Staatspoften gefchieht — fo würde die Concurrenz zwar 
die Portofäge herunterdrüden , gleichzeitig dürfte aber audy die Sicherheit für raſche 
und pünctlie Beforgung in hohem Grade vermindert werden. Die guten Verkehrs: 
linien müffen bei dem Poſtbetrieb die wenig rentabeln mit übertragen, und diefes Rifico 
ſcheint allen Erfahrungen zufolge nur dann wegzufallen, wenn die Goncurrenz ausge: 
ſchloſſen iſt Bei andern Erwerbsbranden, weldye gleichfalls gewiſſe Riſico's übernehmen 
und doc fein Monopol für den ausichließlichen Betrieb zugeitanden erhalten (4. B. 
bei ven Verficherungsgejellfchaften ), ift die Uebernahme des Riſico's eine freiwillige 
und fonnen Geichäfte, weldye vorausfichtlic Verlufte bringen, zurüdgewiejen werben. 
Die Poſt ift nicht oder joll nicht in gleicher Lage fein; und wenn die Vortheile regel: 
mäßiger Berfchröverbindungen nicht verloren gehen follen, fo darf ein Brief nad) einem 
abgelegenen Drte nicht zurüdgewiefen werden können. — Nun würde allerdings mit 
demjelben Monopol, wie e8 jegt der Staat ausübt, beifpielsweife eine ‘Privatgefell: 
ſchaft auf alle Fälle wirthichaftlicher verfahren können , als die befte Staatsinduftrie ; 
jobald indefien aus Gründen der Zwedmäßigfeit ausnahmsweije für einen Induftrie: 
zweig ein Monopol ertheilt werden muß, dann — aber audy nur dann — iſt es ges 
rathener, dem Staate die Ausführung felbjt zu überlaffen. Eine Privatpoftanftalt wird 
jederzeit ihre Interefien in erfteLinie ftellen, uurungern Portoermäßigungen bewilligen, 
die wenig rentabeln Verfehrslinien mehr oder weniger vernachläſſigen u. 1. w., wäh: 
rend dem gleichen Beftreben, das der Fiscus in den meiften Staaten ganz offenbar vers 
folgt, durch die Landesvertretung, durch die Preffe wie durch Die Erwägung, daß durch 
Berfehrserleichterungen die Steuerfraft gehoben wird, weit wirffamer entgegengewirft 
werden kann. Der Staat fol bei der Poft darauf verzichten, einen dauernden Reinge— 
winn zu erzielen, vielmehr in dem Maaße wie Durdyichnittszahlen von 5 bis 10 Jahren 
ein conftantes Plus über die Verwaltungs: und Betriebsfoften ergeben, angemeffene 
Erleichterungen eintreten laffen. In den cultivirteften Staaten nähert man ftd) diejer 
Anſchauung gegenwärtig mehr, als ed vor circa 20 Jahren der Fall war, wobei freilich 
nicht zu vergeflen ift, daß es meift ſehr lebhafter Beſchwerden und wiederholter Anträge 
bevdurfte, ehe Tarifreductionen eintraten. So fanden fid) für 1862 


Reingewinn Poſtbureaux Boftbeamte 
England 8, Mill. Thlr. 11316 25376 
Vereinigte Staaten 2, = -Zuſchuß 28875 28500 
Frankreich du, =: « 5100 26000 
Deuticher Boftverein ? . ‚ 8985 35311 
(Defterreich) Is + z 3844 8202 
(Breußen) Is # . 2210 15785 
Italien Deficit ! 6556 


Rußland 1856) er 3950 16510 
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In Deutichland wird die Reineinnahme der Poſt durchichnittlich auf 10—15°%%, 
der Roheinnahme anzunehmen fein, da bier die Briefpoft mit der jchledyt rentirenden 
Kahrpojt vereinigt ift. In England — eine Staatspafetpoft eriftirt hier niht — be— 
trägt der Gewinn der Briefpoft bis zu 43%, der Noheinnahme, allerdings bei einem 
blühenden entwidelten Verkehr und bei durchſchnittlich fürzern Entfernungen. 

Außer ihrer Hauptaufgabe den Verfehr zu fördern, hat daher die Poſt noch die 
ihrem Zwede ganz fern liegende Nebenaufgabe erhalten, einen Beitrag zur Beftreitung 
der Staatsbedürfnifie zu Schaffen. Den Mehrbetrag,, den die Poſt über die volle Ent: 
ſchädigung ihrer Dienftleiftung erhebt, wird man nicht mit Unrecht unter dem Geſichts— 
punct einer Steuer betrachten können. Je höher dieſer Steuerbetrag anfteigt, defto mehr 
wird das Publicum deffen Zahlung zu vermeiden ſuchen, oder je höher die Brieftare, 
defto weniger Briefe werden verjendet, und der Correjpondenzverfehr wird auf das 
fleinfte Maaß beichränft werden, foweit nicht ein durchaus nothwendiger oder fichern 
Gewinn verfprechender Briefwechiel in Frage fommt. Die Feftftellung des bisherigen 
Portoſyſtems dient daher nicht nur dazu, die Gorrefpondenz zumal auf größere Ent— 
fernung unter ihrem natürlichen Niveau zurüdzuhalten,, jondern fie befteuert auch die 
Gorrejpondenten , wie ſogleich nachgewieſen werben ſoll, höchſt ungleich, da fie von 
Briefen nad) größeren Entfernungen einen höhern Reingewinn bezieht, als von folchen, 
die für fürzere Streden aufgegeben worden find. Nun Fehlt es zwar nicht an analogen 
Fällen, an denen die Befteuerung (3. B. bei den Gerichtsfporteln und der Stempeltare) 
nicht nad) der Höhe der Bea Gegenleiftung , fondern nady dem Werthe des 
fraglihen Objects gemeflen wird, bei der Poft werden aber ſolche Nebenrüdfichten 
faum in Frage fommen fönnen. 

Hinfichtlich der Portotare finden ſich überhaupt zwei Enfteme vertreten, das eine 
Syitem läßt das Porto nad den Entfernungen fteigen, Das andere 
ttellt für alle — — innerhalb eines größeren Verkehrs— 
gebiets eine gleiche einheitliche Tare auf. Für die letztere iſt zuerſt Eug— 
land im Jahre 1840 eingetreten. Im Jahre 1837 beſchäftigte ſich das engliſche Unter— 
haus mit Berathungen über das Poſtweſen, als von Rowland Hill die kleine 
Schrift „Post-office reform“ erſchien. Statt aller Palliativmittel ſchlug Hill vor, 
die Brieftaxe, welche bisher im Diſtriet von London mit 2Pence, in den übrigen Theilen 
der vereinigten Königreiche aber nach Entfernungsfägen, deren Durchſchnitt 8'% Pence 
betrug, erhoben wurde, auf den gleichen Sag’von 1 Benny (10 Spf.) für %, Unze für 
alle Entfernungen in den drei Königreichen herabzufegen. Die Parlaments-Commiſſion 
zog alsbald Hill zu ihren Arbeiten zu, und befürwortete zunächſt die Herabiegung der 
Brieftare im Bezirke von London von 2 Pence auf 1 Benny, welche im Juli 1837 er: 
folgte. Mit dem 10. Januar 1840 trat die Pennytare ins Leben. Der Erfolg der 
fühnen Maafregel war in Beziehung auf Die Hebung des Briefverfehre ein 
alänzender. Die Zahl der Briefe, weldhe im Jahr 1839 — wo zum Theil ſchon Er— 
leichterungen der Brieftare ftattgefunden hatten — 75 bis 76 Millionen betrug, ftieg 
ſchon im Jahre 1840 auf 168 Millionen, alfo um mehr als das Doppelte, und ift feite 
dem in fortwälrendem Steigen begriffen. Im Jahre 1848 ‚belief ſich die Zahl der 
Briefe auf 330 Mill., alfo auf mehr ald das Dreifache, im Jahr 1858 auf 522 Milt., 
um gegenwärtig faft die Hacye Briefzahl des Jahres 1839 erreicht zu haben. 

In finanzieller Beziehung ift freilich ver Ausfall am Ertrage der Poſt weit 
größer geweien, ald Hill angenommen hatte, nicht nur weil die Vermehrung der Cor— 
reſpondenz nicht in der Progreffton erfolgte, welche er hoffen zu dürfen glaubte „ ſon— 
dern hbauptiäcylich weil die Ausgaben dur die Vermehrung der Eorrejpondenzen in 
weit höherem Maaße ftiegen, als HiN im Vertrauen auf die Erleichterung , welche die 
ZwangsfrancaturmitMarfen mit fih führen würde, vorausgefegt hatte. Nach 10 
Jahren war erft der frühere Bruttoertrag, aber nur die Hälfte des früheren Reinertrags 
wieder erreicht. Dennod) hat in England weder Regierung noch Parlament, felbft zu 
den Zeiten, als man zur Einfommenfteuer-Erhöhung ſchreiten mußte, daran gedacht, 
die Bofttare wieder zu erhöhen. Auch ohne befondere Unterfuchung mußte es ein- 
leuchten, daß eine ſolche Belebung des Briefverfehrs neben anderen nicht in die finanzielle 
Wagſchale fallenden Vortheilen einen fo mächtigen Einfluß auf die Förderung der Er— 
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werbsverhältnifie haben muß, daß dem Staatsichage auf anderen Wegen der Ausfall 
in den Poſtrevenüen überreichlich vergütet wird. (Bremer Handelsblatt Jahrg. 1859) 
— Im Jahre 1944 hat Rußland die gleiche Tare von 10 Kop. ©. (3), Sur. 
eingeführt, Franfreich durch Gejeg vom 29. Auguft 1848 die gleiche Tare von 20 Gent 
(—=1%, Sgr.) welder Sag jedod im Jahr 1850 auf 25 Gent. (= 2 Egr.) erhöht 
wurde. Spanien hat 1849 vie gleiche Tare von 24 Maravedis (—1', Egr.) ange: 
nommen. Im Grundfage find dieſe Staaten alfo dem englifchen Syſteme beigetreten, 
nur haben fie den Tarjag weſentlich höher geitellt als in England, wo derjelbe nur 
1 Benny beträgt. In den meiften andern Staaten hat die Tarirung nad) der Ent: 
fernung, (welche durd die ſächſiſche Poſttarordnung vom 7. December 1840 erſt ihre 
vollfommenfte Anwendung erlangte, indem nad) diefer das Briefporto von Meile 
zu Meile um 1 Pfennig ftieg, ) wenigftens bedeutende Modiftcationen erlitten. An 
die Stelle der zahlreichen Tarftufen find allmählich im den meiften Yändern nur 2 oder 
3 ſolche getreten und zwar in der Weile, daß ſchon bei einer verhältnigmäßig geringen 
Entfernung das Marimum des Briefportog erreicht wird und Diefes auf alle weiteren 
Entfernungen ſich gleich bleibt. Zwei Navons nahmen 3. B. an: Bavern, 1849 bis 
12 Meilen 3 Xr. über 12 Meilen 6 &r., Belgien, 1849, (bis 30 Kilometer — 4 
Meilen, 10 Gent. = *%, Sgr., über 30 Kilometer 20 Gent.) , Norwegen, 1848, bis 
20 Meilen 4 Schill. — 2" Sgr., über 20 Meilen 8 Schill. ,; Sachſen bis 5 Meilen 
', Nor. , über 5 Meilen 1 Nar., drei Navons aber Preußen 1849, und der deutich- 
öfterreichifche Boftverein, 1850 bis 10 Meilen 1 Egr., bis 20 Meilen 2 Sgr., über 
20 Meilen 3 Sgr.'. 

In allen diefen Staaten ift daher thatfächlich das Princip, die Tare genau mit 
den Entfernungen fteigen zu laflen, aufgegeben worden, man hat vielmehr gewiſſe 
fünjtliche Zonentarife gebildet und eine beliebige Ginheit des Halbmeſſers als Baſis 
angenommen, jedenfalls, weil man bei jofortigem Uebergang zu einer einheitlichen 
Minimaltare einen zu großen Ausfall für die Poſtkaſſen fürchtete. 

Wenn ald Hauptargument für die ſtufenweiſe Erhöhung der Tare das Princip 
der Gerechtigkeit iniofern geltend gemacht worden ift, daß Derjenige, welcher größere 
Dienftleiftungen in Anſpruch nimmt, auch mehr zahlen joll, fo fann dagegen geltend 
gemacht werden, daß die eigentlichen Beförderungsfoiten der Briefe den Fleinften Theil 
des Aufwandes verurfachen. Der größte Theil der Koften Fällt auf die Annahme und 
Abgabe der Briefe, Die Erpedition und das Rechnungsweſen. Wird eine Poſt zwiſchen 
zwei Orten befördert, To ift ed meiftens ohne Ginfluß auf die eigentlichen Transports 
foften, ob das PBoftcolli einige Pfund fchwerer ift, und ob daſſelbe mit Hitte der Eiſen— 
bahnen einige Meilen weiter befördert werden joll, Auf Hauptrouten, wo fid ein 
großer Gorreipondenzverfehr bewegt, werden die Transportfoften , welche auf den ein— 
zelnen Brief fallen, auf 50 und 100 Meilen Entfernung fogar geringer fein, als auf 
Nebenrouten, wo einer unbedeutenden Correſpondenz wegen eine Fahr- oder Botenpoſt 
zu unterhalten ift. Der Maaßſtab des Aufwandes, welchen die von den einzelnen Gor: 
rejpondenten in Anſpruch genommene Leiftung der Poſt verurſacht, liegt Daher der, 
ftufenweifen Tare in den meiften Fällen nicht einmal zu Grunde, vielmehr bleibt der 
Poſt, durchſchnittlich von der in weitere Entfernungen fidy bewegenden Gorreiponden; 
bei einer ftufenweilen Erhöhung der Tare nach der Entfernung ein größerer Reinge— 
winn, ald bei der Gorrefpondenz zwiſchen näher liegenden Orten, die einen nur ge» 
ringen Berfehr unterhalten. 

In Anbetracht des außerordentlich geftiegenen Briefverkehrs in Deutichland wür— 
den nad Anficht des Verfafiers der Einführung der einheitlihen Minimaltare von 
1 Nar. für den einfachen (1 Loth jchweren Brief für alle Entfernungen innerhalb der 
deutichen Bundesftaaten feine erniten Bedenken entgegenftehen. Will man in einer viel: 
leicht übertriebenen Belorgniß für die Staatscaſſe vermittelnde Mebergänge nicht aus» 
geichlofien wiſſen, jo bieten fidy außerdem noch mehrere Auswege dar. Die Poftein- 
nahmen würden nur vorübergehend einen Heinen Verluft aufzuweifen haben, wenn der 
Tarjag von 3Ngr. ganz aufgegeben, oder falls dies nicht zu erreichen fein follte, wenn 
der Radius der 2 Neugrofchen: Zone ftufenweije auf 20, 30, 40 Meilen und fofort er- 
weitert würde, bis der 3 Grofchen-Tarfag von ſelbſt fallen würde. In anderer Hin» 
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ficht könnte nicht minder dahin gewirkt werden, daß die Verdoppelung des Gewichts 
eines einfachen Briefs nicht auch eine Verdoppelung des Portos zur Folge hätte, da 
einerfeits die Mehrkoſten das Doppelte nicht erreichen, andererfeits das höhere Porto 
durch Abfendung mehrerer Briefe als Paket eine allerdings ungefegliche Umgehung 
des höhern Satzes nur zu leicht herbeiführen läßt. Bon hohem Werthe find im Voraus 
fefte Bejtimmungen, daß, fobald fünf- oder zehnjährige Durchſchnittsberechnungen 
wiederum regelmäßige Ueberſchüſſe ergeben, eine abermalige Reduction des Tarifs bis 
zur Grreihung einer einheitlichen Minimaltare zu treffen find. 

Beſondere Beachtung verdient außerdem das Verhältniß zwiſchen Briefpoit 
und Fahrpoft. Die Beförderung von gewöhnlichen und recommandirten Briefen und 
Zeitungen, Muftern und Waarenproben, fowie von Kreuzbandiendungen gehört in 
der Regel der Briefpoft im eigentlidyen Sinne, die Beförderung von Paketen, Gel- 
dern und Berfonen dagegen der Fahrpoft an. In England, Franfreich, Belgien, Nord- 
amerifa, Spanien, Portugal und Italien beſchränkt ſich die Staatspoftanftalt nur 
auf die Briefpoit, und ift die Fahrpoſt der Brivatinduftrie überlaflen (Erprefcompag: 
nie in England, Meſſagerien in Sranfreich) , die in Bezug auf das Ineinandergreifen 
bei größern Entfernungen allerdings die Sicherheit und Rafchheit ver deutichen Fahr: 
poiten vermiſſen laffen. In Deutichland, der Schweiz, in Dänemarf, Schweden und 
Rupland ift auch die Fahrpoſt Staatsinftitut, Doc da die Letztere nicht überall mono— 
polifirt it, zeigt fih die Privatindufirie namentlich für den localen Verkehr und für 
die Geichäftsverbindungen benachbarter Ortſchaften thätig, und gerade dieſe Gorre- 
Ipondenz, die ſich auf einen Umfreis von durchſchnittlich 5 Meilen Halbmeiter erftredt, 
verdient befonders in's Auge gefaßt zu werden, um jo mehr, da mandye Staaten, 
3. B. Sachſen und Würtemberg für den Verkehr zwiſchen Nachbarorten eine niedrigere 
Tare als die geforderte 1 Grofchen-Tare bereits befigen. Die größern Städte bilden 
befanntlich die Marktorte für die Umgebung im Umfreife mehrerer Meilen. Da von 
Seiten der Bevölkerung ein lebhafter Umtaufch der gegenfeitigen Bedürfniſſe ftatt: 
findet umd nicht Jeder feine Einfäufe und Verkäufe ſelbſt beiorgen fann, wird ein 
Botenweſen zwifchen der Marftftadt , den Eleinern Städten und dem Lande zu einem 
unentbehrlichen Bedürfniſſe. Noch energiſcher ftellt füch die Unentbehrlichfeit des Boten: 
weſens in Rabrifgegenden heraus, wo Fabrikherrn und Factoren viele Arbeiter in der 
Umgegend beichäftigen. Einem folhen Verkehr kann die Poſt mit ihren allerdings 
zweckmäßigen und nothwendigen Beftimmungen über Form, Verpackung, Emballage ıc. 
nicht genügen, und nicht felten fällt auch der Zeitverlujt Schwer in die Wage, welcher 
jwijchen der Abjendung der Beſtellung oder Lieferung und dem Empfange des darauf 
Srwarteten liegen wird und liegen muß. 

Der Poſtzwang, welcher den Boten die Beförderung von Briefen und ähnlichen 
Sendungen unterfagt, geftattet indefien kaum eine Lebensfähigfeit Diejes nothwendigen 
Botenweſens, wie wiederum Die Poft durch Die erweiterte Goncurrenz in ihren Ein: 
nahmen nicht unempfindlich berührt werden würde. Bedenft man indejien, daß der 
Poſt, weil von ihr größere Sicherheit geboten wird, die mit höherm Porto belegten 
MWertbiendungen und die Mehrzahl der Briefe erhalten bleiben werden, jo läßt ſich 
wohl ſchon jeßt die Aufhebung des Boftzwanges für die Gorrefpondenz bis auf 5 Meilen 
Entfernung empfehlen, und dann fann durd) das ganze Gebiet eines Staats eine und 
diefelbe Bortotare ohne jede zu fürchtende Belaftung für den Localverfehr wie für die 
Verbindungen zwiſchen Nachbarorten angenommen werden. Glaubt indefien der Staat 
aus finanziellen Bedenken ven Poſtzwang für Briefe und Fahrpoftgegenftände für Diele 
kurzen Streden aufrecht halten zu müſſen, dann ift die Volfswirthichaft berechtigt im 
Interefie des Localverkehrs einen Tarif au fordern, der für kurze Streden noch unter 
die einheitlihe Minimaltare herabgeht. 

In manchen Staaten hat ſich ferner nod) die alte Sitte erhalten, bei Ablieferung 
des bereits bezahlten (franfirten) Briefes ein befonderes Austragelohn (Briefbe: 
ftellgebühr) zu erheben, und haben einzelne deutiche Staaten daran am hartnädig- 
ften feftgehalten , obgleich die deutich-öfterreichiiche Poftconvention ausdrüdlic jagt: 
Außer der ftipulirten Tare find mit alleiniger Ausnahme der Beftellgebühr,, wo foldye 
noch befteht, keinerlei Gebühren zu erheben, die Beftellgebühr ſoll Feinesfalls erhöht, 
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vielmehr auf gänzliche Autfebung oder doch Ermäßigung derjelben Bedacht genommen 
werden.“ Früher, ald der Briefträger die a Se noch als jeine austchließliche 
Ginnabmequelle zu betrachten hatte, lag in der Bezahlung noch eine gewiſſe Berech- 
tigung. Seitdem aber die Poſt den Briefträger gegen feſten Gehalt anftellt , ift das 
rechte Verftändniß für diefe Belaftung nicht mehr vorbanden. Wer einen Brief franfirt, 
will dem Empfänger feine weitern Koften verurſachen, und eine nicht geringe Menge 
von Poftfendungen, 3. B. Kreuzbandſendungen, Waaren und Breisliften , Geihäfte: 
veränderungen u. |. w. werden unterlaflen, weil der Abfender dem Empfänger für eine 
Notiz, deren Werth fich nicht a priori beftimmen läßt, irgend welche Ausgaben nicht 
zumuthen will. Das Beitellgeld endlich als Gontrole für richtige Beforgung der Briefe 
betrachten zu wollen, ijt durchaus illuforiich, da derjenige Poftbeamte, der einen Brief 
verloren oder gar untericylagen hat, die Fleine Beftellgebühr lieber aus feiner Taſche 
zahlt, ehe er fich einen Verweis feiner Behörde zuzieht. Der Poſteaſſe wird allerdings 
ein Ausfall erwachien, doch darf man denfelben nicht überfchägen, da die controlirende 
Rechnung in Zufunft wegfällt und ein Briefträger, jobald der Aufenthalt bei der Ab- 
gabe der Briefe aufhört, weit mehr zu leiften im Stande iſt. 

Außerdem befchäftigt fid die Poſt hier und da noch mit gewiflen Nebenverrich» 
tungen, 3. B. Vermittelung des Zeitungsdebits, Annahme von Abonnements, Ab: 
rechnung mit den Nedactionen, mit Vermittelung von Sparcafiengefchäften (post- 
office having banks in England), Bejorgung der telegraphbiichen Depeſchen, Wer 
mittelung und Gintreibungen von PBofteinzahlungen, Ertbeilungen von Poſtvor— 
ſchüſſen ꝛc., ſämmtlich Einrichtungen, die für den Verfchr ſehr eriprießlich wirfen 
fönnen, der eigentlichen Hauptaufgabe der Poft aber mehr oder weniger fremd find. 
In manchen diejer Brandyen ift leider hier und da der Mißbrauch nicht erfpart ge- 
blieben, au dem die Staatsinduftrie einer wenig gewiſſenhaften Regierung gegenüber 
nur zu leicht Beranlafiung bietet. Wenn wie in Oeſterreich und Frankreich das Briefge- 
heimniß nicht gewahrt worden ift, wenn andere Staaten oppofttionelle Zeitichriften Durch 
Entziehung des Poftdebits zu züchtigen verfuchen,, anftatt den offenen und geraden 
Meg des directen Verbots, geftügt aufeine Verurtheilung im Juftizwege, einzuichlagen, 
jo find dies Heberichreitungen des Poftregals, welche ſchweren Tadel verdienen. Auch 
wenn die Poft vom Staate geleitet wird, hört fie deshalb nicht auf, ein Speditions— 
geſchäft zu fein. Der Staat hat dann die Pflicht, mit derjelben Gewiffenhaftigfeit wie 
jeder Frachtführer zu handeln oder das Gejchäft aufzugeben. 

Höchſt wünjcdenswerth find endlich angemeſſene Erleichterungen in dem inter» 
nationalen Poſtweſen. Verträge, welche zwiſchen einzelnen Staaten abgeſchloſſen 
worden find, vermögen den immer zahlreicher auftretenden internationalen Berfehre- 
beziehungen nicht mehr zu genügen: ein inniges Zulammenwirfen, wie c8 beifpiele- 
weile noch im Jahre 1863 auf dem Pariſer Poftcongreß angeftrebt wurde, ift aber zur 
Zeit noch an den Sonderintereffen der einzelnen Länder gefcheitert. Die größten 
Schwierigkeiten bot der überfeeifche Verkehr, und die Schuld, daß feine Vereinbarungen 
erzielt wurden, fcheint für die Tranfitverhältniffe theild an dem Bureaufratismus des 
franzöftfchen Roftweiens, theils an der Abficht der Engländer gelegen zu haben, dem 
einbeimifchen Handel durch rafchere Mittheilungen von Nachrichten aus überjeeifchen 
Handelsplägen fein bisheriges Lebergewicht über den europäifchen Gontinent zu 
erhalten. 

Literatur: Matthias, Poften und Poftregale (Berlin 1832). — Flegler, 
Gejchichte der Roften (Nürnberg 1858). — Bad, Haftpflicht der deutichen Poftan- 
ftalten (Berlin 1863). — Stephan, Artikel, „Boftweien“ in Rottecks Etaatslericon. 
— v. Jufti, Staatswirthichaft Bd. II. ©. 151. — Klüber, Das Poftweien in 
Deuticyland (Erlangen 1811), nur geihichtlich noch von Werth. — von Jacob, 
Staatsfinanzwiſſenſch. Bd. I. S. 340 ff. — Die Schriften v. Knies, Communi— 
cationsmittel, fowie polit. Defonomie. — Rothſchild, Taſchenbuch für Kaufleute. 
S. 234—248. (Leipzig 1863). — Zahlreiches Material erhalten außer Fleineren 
Brohüren namentlich die officiellen Poftblätter der einzelnen Staaten, die Blätter 
der Tageöprefle (namentlid das Bremer Handelsblatt, darunter der bereits citirte 
fehr beachtenswerthe Artikel in Nr. 429 Jahrg. 1859 „die Poftbrieftare* ) Jahrg. 
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1865: Zur deutichen Poftreform und’ die Nothwendigfeit der Befeitigung der Taris'- 
ſchen Poftwirthichaft (ald Separatabdrud, Bremen 1865) die Jahresberichte der Han- 
deldfammern, endlich die ftatiftifchen Werke von Kolb und Hübner. — Lewins, 
Her Majesty’s Mails, an historical and descriptive account of the british post- 
office. London 1864). 

H.R. 


Prämie. Prämiengeichäft. 


Im Verfiherungswefen (f.d.) verfteht man unter Prämie den Preis, wel- 
hen der Verſicherte an den Verficherer für das aus dem Verficherungsvertrage für 
den Erjteren herfließende Recht zu entrichten hat, die Gegenleiftung des Verficherten 
für Die Leiftung des Verfichererd. Die angemefjene Prämie würde hier diejenige fein, 
welche ſich, eine gehörige Vertheilung der Rififen vorausgefegt, im Durchſchnitt einer 
gewiſſen Jahrenreihe bei einer möglichit großen Anzahl von VBerfiherungs-Inftituten 
an fi) Schon — alfo abgejehen von allen Nebeneinnahmen — als genügend heraus: 
geftellt hätte, um die entftandenen Schäden und Verwaltungsfoften zu deden, um 
gleichzeitig noch die rehnungsmäßige Reſerve für Die noch laufenden Rififen zu laſſen, 
und um, falld fremdes Betriebs: und Garantie-Capital verwendet wird, diefem eine 
der Gefahr entſprechende Rente zu gewähren. 

Geſetzt: zwölf rationell geleitete Feuerverfiherungs-Actien-Gefellichaften hätten 
auf ein und demjelben Gebiete während eines genügend langen Zeitraumes zuſammen 

earbeitet, und fünden es für gut, fih, nad) Verlauf diejes, an Wechelfällen mannich- 
Art reichen Zeitraumes, ihre Nefultate mitzutheilen. Es ergäbe fich eine Durch: 
Ichnittöverficherungsfumme von 10 Millionen Thalern pro Jahr und Gefellichaft, eine 
Durdyjchnittsprämieneinnahme von 25000 Thalern pro Jahr und Gejellichaft, eine 
durchichnittliche Entfchädigungsleiftung von reip. 15000 Thaler, und es hätte ſich 
herausgeftellt, vaß mit dem Reſt von 10000 Thalern die Verwaltungsfoften, fowie 
angemeffene Actiendividenden hätten beftritten und die rehinungsmäßigen Reſerve-Vor— 
träge hätten gemacht werden fünnen: jo wäre 2'% die allgemeine Durchſchnitts— 
prämie für die Feuerverficherung in dem betreffenden Lande, der gewerbsmäßige durd)- 
ſchnittliche Beuerverficherungspreis. Bei freier Goncurrenz würde es ſich herausitellen, 
daß feine jener Gefellichaften auf die Dauer im Allgemeinen durchichnittlich 2%, %, 
würde erzielen, feine im Allgemeinen auf die Dauer zu 2%, auf dem fraglichen Ge: 
biete würde arbeiten fünnen. Denn die theurere Gejellihaft würde ihre Kunden, die 
billigere ihren Gewinn verlieren ; die erftere ihre Kunden, weil Goncurrenz des Ange: 
bote8 vorhanden iſt; Die leßtere ihren Gewinn, weil fie mit ihren Einnahmen vielleicht 
eben nur ihre Koften hätte decken Fönnen. 

Wenn jo auch im Verſicherungsgeſchäft die Goncurrenz auf die Preife Einfluß 
hat, fo ift es dringend geboten, gerade in diefem Geſchäft das einzige Mittel, um zu 
erfahren, bis wie weit man der Concurrenz nachgeben darf, die Statiftif nämlich, forg- 
fältig anzuwenden. Statt zu ftatiftiichen Zweden, zur Mittheilung der Durchſchnitts— 
ergebniffe, fich zu vereinigen, find die Verfiherungsanftalten vielfach auf den unfrucht- 
baren Gedanken gefommen, fogenannte „PBrämien-Goalitionen“ zu fchließen, fi ge: 
genfeitig an Prämienfäge von gewiflen, angeblich durch die Erfahrung gebotener Höhe 
für gewiffe Rififen zu binden. Daß die Concurrenz ſich meift jlärfer erwies, als ſolche 
Goalitionen, darf nicht Wunder nehmen. 

Da beim Verfiherungswefen die Prämie gewiſſermaaßen der Kaufpreis für ein 
Recht ift, defien Inkrafttreten überhaupt, oder deſſen früheres oder jpäteres Infrafttre: 
ten von gewiſſen Naturgeiegen abhängt, welche nur auf dem Wege der Erfahrung er: 
fannt werden fönnen, jo liegt Die Wedhfeliwirkung zwiſchen der Höhe der Minimalprä- 
mien und den Fortichritten in der Erfenntniß dieſer Naturgejege auf der Hand. In 
demjenigen Verfiherungszweige, wo es fich im Wefentlichen nur um die Ermittelung 
des Zeitpunctes des Infrafttretend des vom Verficherten erfauften, und irgend einmal 
bei jedem WVerficherten in frafttretenden Rechtes handelt ‚* bei der Lebensverficherung, 
ift man verhältnigmäßigram weitelten gediehen in der Erfenntniß der die Prämie be— 
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ftimmenvden Umftände. Die Mortalitätöitatiftif ift der ältefte und beftangebaute Zweig 
der Statiftif. Die Wahrfcheinlichfeitsrechnungen, welche den Plänen der befferen Le— 
bensverficherungsanftalten zum Grunde liegen, laffen Prämientarife ermitteln, deren 
Angemeffenheit man mit einem hohen Grade von Sicherheit vorausfagen fann. Bei 
AHetiengefellichaften wie bei Gegenteitigfeitsanftalten müffen die erhobenen Prämien 
höher fein, ald die rehnungsmäßigen Sollprämien; bei beiden machen fih Zuichläge 
nöthig, welche zur Deckung der Verwaltungsfoften, bei den erfteren noch außerdem 
Zuſchläge, welche zur Verzinfung des Actiencapitales verwendet werden. Die redy- 
nungsmäßige Sollprämie bildet mit dem für Die Berwaltungsfoften erforderlichen Zu— 
ſchlage bei der Lebensverfiherung einen Minimalfag, der nicht unterfchritten werden 
darf. Wie weit er überjchritten werden kann, hängt von dem Einfluffe der Con— 
currenz ab. 

Bei den anderen Zweigen der Verficherung find die Wahrjcheinlichkeitsgefege, 
auf welche die Brämientarife gegründet fein müſſen, allerdings fchwieriger zu ermitteln, 
als bei der Lebensverficherung. Allein fo lange bier auf den progrefftven Wege nicht 
zu zuverläffigen Reiultaten zu gelangen tft, follte man wenigſtens den regreſſiven nicht 
verſchmähen, d.h. Die Ermittelung der Prämienſätze, welche im Verlaufe eines gewiſſen 
Zeitraumes durchſchnittlich für die verſchiedenen in Betracht kommenden Riſiken erfor— 
derlich geweſen ſind, oder geweſen ſein würden um die Schäden zu decken. Je länger 
der Zeitraum und je größer das Gebiet, für welche man jene Ermittelungen anftellt, 
um jo ficherer werden die Ergebnifje. Das Geſetz der großen Zahlen.) 

Bei Gegenfeitigfeitsanftalten werden entweder im Woraus Tarifprämien ent: 
richtet , oder Die fämmtlichen Koften pro rata der Verficherungsfumme repartirt. Im 
erjteren Kalle ift nur ausnahmsweife die von dem VBerficherten gezahlte Prämie er 
die rechnungsmäßige Sollprämie. Entweder find Nachſchüſſe zu leiften, die man jedo 
in der Regel vermeidet, indem man Theile früherer Ueberſchüſſe für jolche Bälle reſer— 
virt bat, oder es find Leberichüffe (Dividenden) au repartiren. Durch die Goncurrenz 
werden Gegenfeitigfeitsanftalten, hingejehen auf ihre Prämienfäge, nur infofern beein- 
flußt, als bei mangelnder Goncurrenz die Ausdehnung des Geichäftsgebietes erleichtert 
it, und foldhe Ausdehnung, wegen der größeren Vertheilung der NRififen, eine Ermä— 
ßigung des Tarifes bis zu einem — Puncte ermöoͤglicht. Freilich erzeugt auch 
andererſeits eine größere Concurrenz im Verſicherungsangebote ein ſtärkeres und viel— 
ſeitigeres Verſicherungsbedürfniß. — 

Unter Verſicherungsprämie verſteht man auch denjenigen Theil des 
Capitalzinſes, welcher dem Darleiher angeblich neben dem eigentlichen Mieth— 
und Benutzungspreiſe gewährt wird, um ihn für etwaigen Capitalverluſt einigermaa— 
ßen zn ee Vergl. jedoch über die Theorie der Afferuranzprämie im Zins den 
Art. „Zinſen.“ — 

Schleichhandelsprämie nennt man den Gewinn, welchen der Schmuggler 
entweder beim Verfauf der Gontrebande für eigene Rechnung in dem Kaufpreife, oder 
wenn er die Gontrebande im Auftrage Anderer glüdlich über die Grenze und in den 
Befig der Auftraggeber gebracht hat, in der Belohnung bericht, welche ihm für feine 
gefährliche Leiftung gewährt wird. Die Schleichhandelsprämie pflegt im legteren Kalle 
in Procenten des Zolliages, oder des Verkaufs-, oder Ginfaufspreifes der Gonterbande 
ausbedungen zu werden. — 

Prämien als Mittel der fogenannten Volkswirthſchaftspflege find 
Geld» oder fonftige Belohnungen, welche für hervorragende Leiftungen auf irgend wels 
chem wirtbichaftlichen Gebiete ausgelobt und dem, gewöhnlidy nach dem Urtheile einer 
Jury Beitleiftenden auerfannt werden. Gin Mittel, mit weldem großer Mißbrauch 
getrieben werden kann und getrieben wird. Ehrgeizige Bürger machen um der Prämie 
willen Anftrengungen, die vielleicht völlig unproductiv find, und viel beffer einem nütz— 
licheren Unternehmen zugewendet worden wären. Diejenigen 2eiftungen, weldye die 
Regierung , vielleicht befangen in landläufigen Vorurtheilen, oder infolge ſpecieller 
Liebbabereien einzelner maaßgebender Beamten, befördern zu müflen meint, pflegen ſel— 
ten die Leiftungen zu fein, von denen es im wirthichaftlichen Intereffe der Bevölferung 
wirflich wünſchenswerth ift, daß fie befchafft werden. Das eigene Intereffe eines in 
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feiner Gütererzeugung und in feinem Handel durch Ffünftliche Hemmniſſe nicht be— 
ſchränkten Volkes iſt für daſſelbe die beſte Lehrmeiſterin, der beſte Sporn. Am häufig— 
ſten werden freilich ſolche angebliche Beförderungsmittel des Gewerbfleißes gerade da 
angewendet, wo die wirthſchaftliche Kraft durch künſtliche Beſchränkungen darnieder 
gehalten oder auf falſche Bahnen geleitet iſt. Ein Uebel erzeugt das andere. Die Prä— 
miirung ausgezeichneter Leiſtungen durch Private oder Vereine, bei Gelegenheit von 
Ausſtellungen u. ſ. w. iſt im Weſentlichen harmlos, ihre Auslobung bisweilen das 
einzige Mittel, derartige Schauſtellungen wirklich reichhaltig und mannichfaltig zu 
machen. Ohne Ausficht auf eine Prämie würden fich viele Perſonen nicht mit Ginfen: 
dungen betheiligen. Je größer ein ſolches Unternehmen, je vorfichtiger müffen Die 
Veranftalter bei Ermittelung des wirklich Preiewürdigen und bei der Zuerfennung der 
Preife zu Werfe gehen. Wo ſich Prämien oder Preife, wie bei Concurrenzen für 
Kunftwerfe, Bauprojecte u. ſ. w. als eine befondere Belohnung für vorzügliche Lei- 
jtungen, deren der Goncurrenzveranftalter doch bevürfte, herausftellen, haben fie den 
guten Erfolg, dem Nachfrager ein reichliches Angebot, und in der That Leiftungen zu 
verfchaften, welche jo gut nur im Wetteifer beichafft werden. 

Prämien nennt man aud) die bei Lotterieanleiben ſ. d.) auf einen Loos— 
brief ‘ein Loos) fommende ganze Zahlung, möge fie nun blos Gapital und aufgelaus 
fene Zinfen oder auch einen Gewinn enthalten. Daher heißen die Fotterieanleiben auch 
Prämienanleihen. Durch die Form der Prämienzahlung namentlidy ſuchen die 
Unternehmer die Lotterieanleiben verführerifch zu machen. An die Prämienpläne 
fnüpft füch der verderbliche Schwindel des Promefienipieles. — 

Aus: und Ginfuhbrprämien. Man hat biöweilen eine für befonders nütz— 
lich gehaltene Ausfuhr von Landeserzeugniffen oder die Einfuhr ſolcher Robitofte, 
welche für den inneren Verbrauch vorzügliche Wichtigkeit haben, durch Prämien zu ers 
muntern gefucht. Weber die volfswirthichaftliche Wirkung diefer Art von Begünftigun: 
gen vergl. die Artifel „Ausfuhr und Einfuhr.“ Schon Adam Smith erflärt „Hans 
delögeichäfte, weldye durch Prämien betrieben werden,“ für Die einzigen, „welche unter 
wei Nationen eine geraume Zeit hindurch auf die Weife betrieben werden können, daß 
in der Regel die eine derfelben beftändig verliert, oder ihre Waaren wohlfeiler verfauft, 
als fie ihr bis an Drt und Stelle des Verfaufes koſten.“ 

PBrämiengeihäft. Wenn in Gejchäften, wo der Verfäufer fich verbindlich) 
macht, den Käufer nad) einer gewiſſen Zeit Das Handelsobject zu einem feitgelegten 
Preife zu liefern, der Käufer oder der Verkäufer fich das Recht vorbehält, gegen Zah: 
lung einer gewifien Vergütung (Prämie) an den Anderen das Geihäft rüdfgängig 
machen zu dürfen, jo nennt man Dies Handel auf Prämie, oder Prämiengeichäft. 
Daffelbe fommt namentlich int Producten- und im Staatspapier: und Artienhandel vor. 

Im Effectenhandel hat die Praxis ſehr verichiedene Arten von Prämiengefchäften 
ausgebildet. Die gebräuchlichiten find folgende: 1) das einfache Prämiengeichäft 
durch Die vorftchende allgemeine Worterflärung genügend erläutert) ,; 2) das Zweig: 
prämiengeichäft. Man fchließt gleichzeitig zwei entgegengefegte Prämiengeſchäfte ab; 
man kauft von A und verfauft an B; man hofft an einem der beiden Geſchäfte mehr 
zu gewinnen, ald an dem anderen verloren wird, ſodaß auch die zu zahlende Prämie 
gededt wird; 3) das zweifchneidige Prämiengeichäft. Der eine Theil erfauft jich gegen 
eine dem anderen zu zahlende Prämie die Wahl, vemielben entweder die Papiere zu 
liefern, oder fie von ihm zu beziehen, oder ganz von dem Geſchäft zurückzutreten ; 
4) das Stellgeichäft. Der „Wähler“ bedingt ſich das Recht aus, dem „Steller“ ent: 
weder die Effecten zu einem bejtimmten Courſe zu liefern, oder fie zu einem etwas 
höheren Gourfe zu bezichen. Die Differenz zwifchen den beiden Gourfen dient 
ald Prämie; 5) das Wandelgefchäft, 6) der Schluß auf feit und offen; 7) das Nochge: 
ſchäft u. ſ. w. 

5 Ueber das Prämiengefchäft, als eine bejondere Form des Sperulationshandels 
mit Producten oder Effecten, laffen fich befondere volfswirthichaftliche Betrachtungen 
nicht anftellen. Diefer Speculationshandel wird durch den Hinzutritt von Nebenbe- 
ftimmungen, wie die einer Prämie, in feinen volkswirthſcha ftlichen Wirkungen nicht 
geändert. Dem Epeculationshandel in Producten und Effecten wird eine volfswirth- 
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Ihaftlihe Würdigung zutheil in den Artifeln: „Handel,“ „Speculation,“ „Staats- 
papier.“ 

Literatur: Vergl. über das Prämiengejchäft die von Rau Lehrbuch der pol. 
Devon. I. $ 440 citirten Schriften und Michaelis über „die wirtbichaftliche Rolle 
des Sperulationshandels“ in der Faucher-Michaelisſchen Vierteljahrsſchrift für 
Volkswirthſch. und Kulturgeich. II. Jahrg. 4. Bd. ſowie die dort angeführte Literatur. 

A. Emminghaus. 


Preis. 


Unter den Gejegen des Handels find die wichtigften diejenigen, unter deren Ein— 
fluß fih die Preiſe verändern, d. h. fteigen oder fallen. Die Begriffe „Preis“ und 
„Handel“ find untrennbar. Nur beim Handel fann von Preis die Rede fein. Ohne Preis 
fein Handel, ohne Handel fein Preis. Der Preis ift das — Gut oder Leiftung —, 
was man im Handel für Etwas (Gut oder Leiftung) empfängt oder hingiebt. Der 
Preis ift aljo das nädyite Ergebniß des Handels. Das weitere ift die Vertheilung von 
Gütern und Leiftungen. Verkauft man 100 Gtnr. Tabak für 6000 Thaler, jo ſind 
dieje 6000 Thaler der Preis der 100 Etnr. Tabak, und Ddiefe find der Preis von den 
6000 Thalern. Nicht nur im gewöhnlichen Leben, auch in der Wiſſenſchaft ift Die 
Vermengung der Begriffe „Preis“ und „Werth“ an der Tagesordnung. Der Werth 
wird durch Das Urtheil, der Preis durch einen Handelsvertrag erzeugt. Alles, was 
Preis bat, hat auch Werth; aber es giebt viele werthvolle Güter und Leiftungen, die 
feinen Preis haben — da fie nie in den Handel fommen. Der Werth ift eine inten- 
five, der Preis eine ertenfive Größe. Den Werth fann man daher nie, den Preis im: 
mer in Zahlen ausdrüden. Der Werth eines Gutes oder einer Leiftung ift um jo gro: 
Ber, je tauglicher das Gut oder die Leiftung für wirthichaftliche Zwede iſt; der Preis 
ift um fo größer, je größer die Erzeugergebühren oder der Reinertrag des Gutes, oder 
der Leiftung ift, je begehrter und feltener diefelben find u. |. w., jemehr dafür gefordert 
und bezahlt wird. (Hoher Preis einer Robe von feinfter geftidter Gaze bei geringer 
wirthichaftlicher Tauglichkeit. Niedriger Preis des Roggens, 3.B. gegen den Des Ta- 
baks, bei viel höherer wirthichaftliher Tauglichkeit. Hoher Preis einer Antiquität, 
oder jogenannten Rarität.) Der Werth der Güter und Yeiftungen ift auf ihren Preis 
feineswegs ganz ohne Einfluß (vergl. den Artikel „PBrivatwirthichaft) ; aber er beftimmt 
den Preis feineswegs ausichließlid, oder auch nur vorzugsweile. Die Vermengung 
der beiden Begriffe trägt viel dagu bei, daß das wahre Weſen des Volfswohlftandes 
(den man 3. B. häufig verſucht, lediglich nach den Preiſen der Güter zu ſchätzen, und 
zwar zu berechnen und in Zahlen auszudrüden) und die höhere Beitimmung des wirth— 
fhaftlichen Lebens verfannt und die Alleinherrichaft des Cigennuges in der Wirthichaft 
zum Dogma erhoben wird. 

Da das freiwillige Geben und Nekmen und die Abficht zu gewinnen conftitutive 
Merkmale des Handels find, ift es erflärlih, daß auf die Höhe der Preife immer ein- 
mal der Eigennug, oder die Selbitliebe, und dann die Freiheit einwirfen, Man will 
faufen, miethen, verfaufen und vermiethen, um zu gewinnen, aber man fann das 
Kaufen, Miethen u. ſ. w. unterlaffen. Jemand, der zu einem Handel nicht gegwungen 
ift, entfchließt fich immer nur dann dazu, einen gewiflen Preis in diefem Handel an: 
zulegen, wenn das zu erwerbende Gut, die zu erwerbende Leiftung einen höheren Werth 
(für ibn) hat, als das hinzugebende Gut, oder die in Frage fommende Gegenleiitung. 
Aber freilich die Re eh ai ift nicht Die einzige auf die Handelsentſchließung 
einflußreiche Erwägung. Gerechtigkeit, Billigkeit, Ehrgefühl, Meinung und Gewohn— 
heit hemmen oft, or befördern fie Die Entjchließung, welche der ungehemmte Gigennug 
ichleunig treffen oder verzögern, oder gang aufgeben würde. So ftehen die Preiſe auch 
unter dem Einfluffe diefer Mächte. Die legteren wirken meift nicht vereinzelt und un— 
abhängig von äußeren Umſtänden; fie wirfen meift mit« und widereinander, in Wed) 
jelwirkung ftehend und von äußeren Verhältnifien abhängig. Das gerade macht es fo 
ſchwierig, für einzelne concrete Fälle über die wahren Beitimmgründe der Preife in's 
Reine zu kommen, Noch fehlt es an einer vollftändigen und ftihhaltigen Theorie der 
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en Fehlt e8 doc aud noch an einer vollftändigen und ftihhaltigen 
heorie des Pflanzenwahsthums! Und hier walten doch nur Naturfräfte, dort aber 
Kräfte des menichlichen Geiftes ! 

Einige Orundgefege der Preisveränderungen indeß laſſen fid) doch mit großer 
Zuverläffigfeit aufftellen und beweiſen. 

Das eine ift das Geſetz von der Eoncurrenz (f. d.): Je größer und mächtiger das 
Mitwerben der Begehrer ift, d. h. jemehr fie wünjchen, ein Gut oder eine Leiftung zu 
erwerben und mit je befieren Mitteln fie dazu ausgeftattet find, um fo höher ftellt fich 
der Preis; je größer das Mitwerben der Anbieter ift, d. h. jemehr fie wünfchen und 
wünſchen müflen, ein Gut oder eine Leiftung abzufegen, um jo niedriger ftellt ſich der 


reis. 

Dieſes Geſetz von der Concurrenz kann nur beim verſtändigen Handel zur vollen 
Geltung kommen, d. h. bei ſolchem Handel, wozu der Menſch ſich nur infolge der 
Ueberzeugung, daß das begehrte Gut oder die begehrte Leiſtung für ihn einen hoͤheren 
Werth hat, als das Angebotene, entſchließt. Für den Handel, der in der Leidenſchaft 
zum Abſchluß kommt, oder für den Gewohnheitshandel, bei dem man einen Preis zahlt 
weder nach Ueberlegung, noch in der Leidenfchaft, fondern bloß deshalb, weil man ein: 
mal gewohnt ift, Y viel zu zahlen, oder weil Andere jolhen Preis geben, lafjen ſich 
überhaupt feine Gefege aufitellen. 

Welche andere Bedingungen ſich noch erfüllen müflen, foll das Gefeg von der 
Goncurrenz zur vollen Geltung fommen, darüber vergl. den Artikel „Concurrenz“, be 
— da, wo von der beiderſeitigen Concurrenz und der Freiheit der Concurrenz die 

ede iſt. 

Bei verftändigem Handel mit beiderſeitiger freier Concurrenz werden die Preiſe 
durch die legtere beftimmt. Aber welche Preiſe? Daß die Preije der Güter und Leiftun- 
gen in foldyem Handel die angemefienen, gewerbsmäßigen fein müſſen, ift zugleich der 
Beweis für die Richtigkeit und der Grund für die fortdauernde Gültigfeit des Concur— 
renzgefeges. Wenn man zugleich die Wirkungen dieſes Gefepes auf das Maaf der 
Preife berüdjichtigt, jo erweitert es fich zu folgendem beftinmmteren allgemeinen — 
geſetze: Bei dem verſtändigen Handel mit beiderſeitiger freier Con» 
currenz müſſen fich die üblichen Preife nad den üblihen Gewerbe: 
verhältnifien, und zwar, wo Erzeugniffe ale ſolche in den Handel 
fommen, nad den üblihen Erzeugegebühren, wo Ergeugungsmittel 
als ſolche ver- oder gefauft, ver- oder gemiethet werden, nad den 
üblihen Reinerträgen richten. 

Mürden einmal die Preiſe eines Erzeugniffes jo weit finfen, daß die Erzeuger 
damit ihre Koften, alfo neben den nöthigen Auslagen auch ſolche Reinerträge für die 
von ihnen angewandten Gewerbsmittel, weldye zu ihrer und ihrer Familien ſtandes— 
mäßiger Erhaltung erforderlich find, nicht deden fönnten, jo würde das Angebot des 
fraglichen Erzeugniffes, fobald als es füglich eingefchränft werden fann, jeltener wer— 
den, und das jeltenere Angebot wieder eine Preisfteigerung zur Folge haben. Stiege 
nun der Preis jo hoch, daß damit nicht nur alle Grzeugegebühren gededt werden könn— 
ten, jondern dem Erzeuger auch noch außerordentliche Gewinne verblieben, fo würde 
das fragliche Erzeugniß, fobald als das füglich geichehen kann, ftärfer angeboten wer: 
den, und die Folge wäre ein Fallen des Preiſes. 

Ebenſo, wo Erzeugungs- oder Gewerbsmittel als fulde in den Handel fommen. 
Fiele einmal der Miethpreis einer gewiſſen Arbeit weit unter das Maaß des üblichen 
und nothwendigen Reinertrages, jo würden von den betreffenden Arbeitern fich Viele 
einem anderen Erwerbszweige zuwenden, und Das fo verringerte Angebot würde Die 
Ermiether von Arbeit zwingen, höhere Löhne anzulegen. Ein Lohn, der nicht nur zur 
Befriedigung der ftandesgemäßen Bedürfniſſe des Arbeiters hinreicht, jondern ihm noch 
einen erheblichen Ueberſchuß läßt, wird in der Regel zur Folge haben, daß der fraglie 
chen Arbeit ſich mehr neue Kräfte zuwenden, als ihr durdy den Uebergang Einzelner zu 
anderen, felbftändigen Unternehmungen (infolge der befieren durd hohe Löhne erziel- 
ten Situation) entzogen werden; der Arbeitgeber wird diefen günftigen Umſtand be- 
nußen ; die Löhne werden anfangen zu finfen, 
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Gefegt, mit Hülfe einer Maſchine fönnte ein Gewerböunternehmer den Reinertrag 
feiner Unternehmung um x erhöhen. Er wird gefonnen fein, einen dementſprechenden 
Preis für eine ſolche Maſchine anzulegen. Kaum hat er fie ſich angeſchafft, jo wird 
eine viel beffere Mafchine für den nämlichen Zwed erfunden. Die alte Majchine kann 
ihren alten Preis nicht ‚behaupten, denn ihr Reinertrag wird durch das Auffommen 
der neuen mittelbar verringert. Aber auch die neue wird auf Die Dauer nur im Vers 
hältnifje zu dem Reinertrage, den fie erzielen hilft, bezahlt werden. Ein höherer Preis 
würde fo viele ſolche Matchinen auf den Markt en daß das Einfen des Preijes 
die Folge wäre, ein niedrigerer Preis würde die Mafdyinenfabricanten veranlafien, 
ſich in ihrer Fabrication einzufchränfen, und bei gleihbleibendem Bedarfe, aber gerin- 
ger werdendem Angebote, wäre eine Steigerung des Preifes Die natürliche Folge. 

An diefem Beijpiele fieht man zugleih, daß bei ſolchen Gapitalien, die zugleich 
als Erzeugniffe und als Erzeugungsmittel in den Handel fommen, die Erzeugegebüh— 
ren und die Reinerträge gleichzeitig auf den Preis eimvirfen. Eine Nähmaſchine ift 
für den Mafchinenfabricanten ein Kaas. für den Schneider ift fie ein Gewerbs— 
mittel. Jener, der Fabricant, ftrebt danach, beim Verfauf feine Erzeugergebühren zu 
deden, diefer, der Schneider, ift nicht gewillt, einen höheren Preis zu zahlen, als einen 
foldyen, der mit dem Reinertrage, weldyen ihm die Maſchine gewährt, in einem ange 
mefjenen Verhältnifie fteht. Man follte nun meinen, daß die Preiſe für Gapitalien der 
hier fraglichen Kategorie unter dem doppelten Einfluffe, dem fie unterworfen find, am 
eheften dem gewerbsmäßigen Mittelfage fidy nähern müßten. Gerade bei Maſchinen 
aber, und — bei neuerfundenen Maſchinen iſt dies — beiläufig bemerkt — häufig 
nicht der Fall. Bei denſelben kann nämlich theils wegen künſtlicher Beſchränkungen, 
theils wegen der beſonderen Vortheile, welche dem Erfinder auch bei der Vervielfaͤlti— 
gung ſeiner Erfindung zur Seite ſtehen, das Angebot von Seiten der Concurrenten 
nicht willkürlich vermehrt werden, während, wenn die Maſchine ſich bewährt, die Nach— 
frage ſich außerordentlich zu ſteigern pflegt. Die hohen Gewinnſte, welche die Erfinder 
aus dem Verkaufe neuer Maſchinen ziehen, find vollfommen zu billigen, wenn fie nur 
dem legteren Grunde, nämlich den Vortheilen zu danfen find, weldye dem erften Ver: 
fertiger bei der Herftellung zur Seite ftehen; fie find dann eine gerechte Belohnung des 
erfinderijchen Genie’s. Ganz ungerechtfertigt würden fie aber dann fein, wenn fie ji 
ald Folge einer Fünftlichen Beichränfung des Angebotes (Erfindungspatente) heraus» 
ftellen. In foldyen Fällen fommt es vor, und ift ed nicht zu billigen, daß die Preife 
der Erzeugniffe auf Die Dauer weit über den Erzeugegebühren und die Preiſe der Ge— 
werbsmittel nicht im Verhältniß zu den Reinerträgen chen. 

Die Gültigkeit des allgemeinen Preisgefeges beruht auf der Nothwendigfeit des 
Reingewinnes für den Unternehmer. Weil es zur gedeihlichen Fortiegung einer wirth» 
fhaftlichen Unternehmung, welche mit dem Verkaufe oder der jonftigen Verwerthung 
eines Gutes oder einer Leiftung abjchließt, oder fich darin Documentirt, unbedingt er» 
forderlih ift, daß in dem Kauf: oder Mierhpreife dem Unternehmer außer den baaren 
Auslagen oder der antheiligen Entſchädigung dafür, aud) eine angemefiene Vergütung 
gewährt werde für die behufs der Ermöglichung des Verkaufes oder der Vermiethung 
von ihm ges oder verbrauchten Gewerbsmittel, — deshalb bildet dDiefe Vergütung, bil: 
den die Erzeugegebühren, oder die Reinerträge die Norm für die Preife der Erzeugnifie 
wie der Gewerbsmittel. Erzeugegebühren und Reinerträge bilden das feftftehende, be— 
rechenbare Medium. Die Concurrenz treibt die Preife zeitweilig unter dDiefes Medium 
hinab, oder über daffelbe hinaus; aber alle Preife haben die Neigung, jchließlich dem 
Medium gleichzukommen; die mittleren, die Durchichnittöpreije, weldye ſich bei vielen 
Verkäufen und Vermiethungen in längeren Zeiträumen berechnen lafjen, werden jenem 
Medium immer faft oder ganz gleichfommen. 

Im Betreff der Anwendung des allgemeinen Preisgefeged auf den Handel mit 
Gewerbsmitteln find nod einige Erläuterungen erforderlich. 

Die allgemeine Regel für die Miethpreife der Gewerbsmittel lautet: „Der 
übliche Benugungspreis eines Gewerbsmittels richtet ſich nach dem üblichen Reiner: 
trage, weldyen dafielbe den Unternehmern gewährt.“ 

Der Miethpreis der Arbeit, des Capitales, oder des Landes kann wohl zeitweilig 
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viel größer oder Feiner fein, ald der damit von dem Ermiether erzielte Reinertrag; 
nicht aber auf die Dauer. Die Reinerträge der Gewerbsmittel bilden das feftftchende 
Medium, weldyes die Miethpreife immer zu erreichen ftreben. Daß Gewerbsmittel ver- 
miethet werden zu Zweden, die mit einem Gewerbebetriebe nichts gemein haben (Arbeit 
im Staatödienft, Arthland zu Parkanlagen), thut der allgemeinen Gültigfeit des Ge» 
jeges feinen Eintrag. In ſolchen Fällen richten fid) die Preife ftreng nad) Analogie 
des gewerbmäßigen Miethhandels mit den fraglichen Gewerbsmitteln. 

Die Arbeit ift das einzige Gewerbömittel, welches nur im Miethhandel, nicht 
auch im Kaufhandel vorfommt. Der Sclavenhandel ift feiner eigentlichen Natur nad) 
Handel mit Capital. Die Zahl der Menſchen, die vom Bermiethen ihrer Arbeit les 
ben, ift überall auf den höheren wirthichaftlichen Eulturftufen außerordentlich groß. 
Daher ift der Stand der Miethpreife der Arbeit von größter Wichtigkeit für den Volfe- 
wohlftand. Unter der Borausjegung beiderfjeitiger freier Concurrenz richtet ſich der 
übliche Arbeitslohn nad) dem üblichen Reinertrage, weldyen der Unternehmer durch die 
fragliche Arbeit erlangt. Aber die ftandesgemäßen Bedürfniffe der Arbeiter fpielen 
dabei eine wichtige Rolle. Ein Lohn, der dem durch Die Arbeit erzielten Reinertrage 
vollfommen gleicdyfäme, aber nicht ausreichte, um die ftandesgemäßen Bedürfniffe der 
Arbeiter zu befriedigen, könnte auf die Dauer nicht beftehben. Der Arbeitslohn ift von 
zwei Seiten durch fefte Grenzen beftimmt. Die unterfte Grenze wird durd) die ſtandes— 
gemäßen Bedürfnifie (standard of life) der Arbeiter, die oberfte durch den Reinertrag, 
welchen die Arbeit dem Unternehmer liefert, bezeichnet. Das Nähere hierüber vergl. 
in dem Art. „Lohn.“ . 

Der Benugungspreis des Capitales erfcheint umter verfchiedenen Namen, bald 
als Zins (f. d.), Zinfen, Intereffen, bald als Disconto, bald als Miethgeld oder 
Miethe. Das allgemeine Geſetz für dieſen Preis lautet: der übliche Capitalzins richtet 
ſich nach der üblichen apitalrente. 

Bei der Beurtheilung der Höhe des Gapitalpreifes ift zu beachten, ob der Ver— 
leiher oder der Borger, oder beide gemeinſchaftlich die Unterhaltsfoiten und die Gefahr 
ren tragen. Trägt fie der Borger allein, jo bezieht der Verleiher nur die Gapitalrente; 
trägt fie der Verleiher allein, jo muß er außer der Gapitalrente noch die fämmtlichen 
Koften des Unterhalts und die ganze Verficherungsprämie bezieben. Tragen Borger 
und Verleiher jene Koften und Gefahren gemeinſchaftlich, jo bezieht legterer Die ganze 
Rente und eine antheilige Vergütung ‚für die Unterhaltung und für die Uebernahme 
der Gefahren des Verluftes. Beim Berleiben und Borgen von Gapitalien fpielt der 
Gredit ij. d. eine wichtige Rolle. 

Für den Miethhandel mit Ländereien, gewöhnlich Pacht genannt, lautet 
das allgemeine Preisgefeg folgendermaaßen: „ver übliche Grundzins richtet fich nad 
der üblichen Orundrente. Er kann auf die Dauer nicht erheblich über oder unter dem 
Betrage der Grundrente ftehen.“ Da die Grundrente bis zu einem gewiſſen, faft noch 
nirgends erreichten Grade mit der Zunahme der Bevölkerung fteigt, jo hat es wenig» 
ftens bei unjeren heutigen Gulturguftänden noch feinen merflichen Einfluß auf die H öbe 
des Grundzinfes, Daß das Angebot von Grund und Boden beichränft ift. enighens 
fann diefer Umftand nicht das Geſetz umftoßen, nidyt bewirken, daß der Grundzins auf 
die Dauer weit über der Grundrente ftehe. In unferen großen Städten, wo man für 
ein Feines Stüd Gartenland mitunter einen enormen Pacht zahlen muß, jcheint es bie» 
weilen jo, ald wenn das befchränfte Angebot den Grundeignern die Möglichkeit unbe» 
ſchränkter Pachtforderungen verliehe , aber in der That können fie auch hier nicht auf 
die Dauer mehr fordern, als die Grundrente beträgt , Die Folge einer jolhen Forderung 
würde fein, daß die Stadt auf's Neue erweitert, oder mit Pie Gommunicationds 
mitteln verjehen würde. (Die Wohnungsmiethe befteht felbftverftändlich aus Grund» 
und Gapitalzins.) Dagegen hat die Herrichaft des Preisgefeges freilich auch hier 
freie Concurrenz und Verbreitung fittlicher wie wirthichaftlicyer Bildung zur Voraus» 
jegung. (Halbpacht in Oberitalien und Teffin. Latifundienwirthſchaft in Medlenburg. 
Iriſche Pachtverhältniſſe, — Wie bei der Berechnung des Eapitalzinjes, fo ift auch 
bei der des Grundzinſes wohl zu berüdfichtigen, ob der Pächter oder der Verpächter 
die Auslagen allein beftreitet, oder ob fie ſich darein theilen. 
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Der Kaufpreis für Gapitalien richtet fi, wie ſchon gejagt, nad) der 
üblichen Gapitalrente. Allein Gapitalien find Erzeugnifie. Es wird daher nur in ſel— 
tenen Fällen die umftändliche Berechnung nad) Maaßgabe des Reinertrags erforderlich 
fein; man wird meift die leichtere Rechnung nad) Maaßgabe der Erzeugegebühren und 
unter Berüdjichtigung des augenblidlihen Zuftandes vorziehen. In manden Fällen 
ift es aber doch unerläßlich, jene umftändlichere Rechnung vorzunehmen. Man denfe 
an den Fall der Uebernahme eines Landgutes mit vielen Wirthichaftsgebäuden. Das 
Landgut eignet ſich nicht zur intenfiven Bewirthſchaftung; ed werden nur fchr wenig 
Gebäude gebraucht, wenn anders das Gut jeinen natürlichen und Verfehrsverhältnifien 
entfprechend bewirthichaftet werden fol. Wenn der Käufer die fraglichen Gebäude 
unter foldyen Umftänden als Erzeugniſſe bezahlen wollte, würde er einen zu hohen 
Preis bezahlen; er fann fie nur nad) Maaßgabe der Rente bezahlen. Diefe ift vielleicht 

leih Null. Für feinen Kaufanſchlag kommen aljo die Gebäude gar nicht in Betracht. 
In der That jehen wir häufig, daß große und foftfpielige Gebäude bei Gutsfäufen zu 
ganz geringfügigen Preifen erworben werden. 

Die Berechnung des Kaufpreifed nad der Rente wird befanntlicdy in der Weiſe 
bewerfftelligt, daß man zuvörderſt dieſen Reinertrag ermittelt, und diefen dann mit 
einem Zinsfuße, weldyer der Eicherheit entfpricht, mit der man auf einen folchen Rein- 
ertrag rechnen kann, capıtalilirt. 

Beim Kaufhandel mit Gapitalien ift ed eine Frage der Zwedmäßigfeit, ob man 
diefe umjtändlichere Art der Berechnung wählen joll, beim Handel mit Kändereien, 
wo von Heritelungsfoten nur ganz ausnahmsweije die Rede fein kann, ift man ledig» 
lich auf dieſe Berehnungsart angewiefen. Hier ift der angemefjene Kaufpreis immer 
nur der dem mit Sicherheit zu erwartenden Reinertrage entſprechende, ijt er ſtets ein 
Vielfaches dieſes Reinertrages. 

Zu den Bedingungen der Gültigkeit des allgemeinen Preisgejeges gehört, wie ge 
fagt,, die Möglichkeit unbeichränften Angebotes und unbeſchränkter Nachfrage. Bes 
ſchränkt finden wir beide hier durch fünftliche, dort durch natürliche Hinderniffe. Zu 
den fünftlichen Hindernifjen find alle Verfehrshemmniffe, aber aud Ein» und Ausfuhr 
verbote und Erjhwerungen, ferner Preistaren, Yohntaren, Zinswuchergefege, Grund» 
ftüdstheilungsverbote, Yurusgefege (3. B. Kleiderordnungen), ift aber auch das Zunft- 
und Conceſſionsweſen, find Die Freizügigkeits- und Niederlaſſungserſchwerungen u. ſ. w. 
zu rechnen. Alle diefe Hemmniſſe zu bejeitigen gebietet gerade die Rückſicht auf die Ans 
gemefjenheit der Preiſe. Die natürlichen Hindernifie find theils nicht völlig, theils 
überhaupt noch gar nicht au bejeitigen. Große Entfernung des ausichließlichen Erzeus 
gungs: vom ausjchließlichen Verkaufs- oder Vermiethungsplatze ift ein Hinderniß der 
eriteren Art. Abgeſchwächt wird fein Einfluß durd Erfindungen und Verbeſſerungen 
auf dem Gebiete des Transportweſens. Hinderniffe der legteren Art liegen in dem 
Umftande, daß die Vermehrung und Verminderung des Angebotes nicht in der Willkür 
des Menjchen fteht. Früher war beijpieldweife das Korn ein Gut, defien Angebot 
nicht alsbald willfürlih vermehrt werden fonnte. Daher oft Jahre hindurch Korntheu— 
rung infolge einer einzigen Mißernte. Jegt kann das Angebot von Korn in furzer 
Zeit faft willfürlicdh vermehrt werden; die Theurung kann Wochen, ja Monate lang 
anhalten; dann aber wird fie fo reiche Zufuhren aus aller Welt Enden veranlaflen, 
daß die Preife fi rajdı wieder dem gewerbsmäßigen Stande nähern. Biel häufiger 
als bei vem Korn kann bei anderen Früchten, namentlidy bei ſolchen, die fidy nicht 
lange aufbewahren und aucd nicht gut transportiren laffen, wie Kartoffeln, Obſt ıc.. 
längere Zeit hindurch große locale Wohlfeilheit oder Theurung beftehen. Im Durch— 
ſchnitt längerer Perioden dagegen beredynen ſich auch für joldye Erzeugniſſe gewerbs— 
mäßige — ſolche Preife, welche der Summe der aufgewandten Erzeugegebühren ent- 
iprechen. — Es fann nicht Wunder nehmen, wenn die Preije ſolcher Erzeugniffe, die 
zwar leicht transportirbar jind, wie Tabaf und Baumwolle, audy in gewöhnlichen 
Verhältniſſen nicht gut plöglidy in viel größeren oder geringeren Mengen angebaut 
werben fönnen, und binfichtlich ihres Anbaues im Ganzen doch nur auf gewiſſe Zonen 
beſchränkt find, an denjenigen Plägen, wo fie erotifch find, jelbjt längere Perioden 
bindurch weit über oder unter den Erzeugergebühren ftchen. Aber auch bei ſolchen Er» 
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zeugniffen haben die Preife doch immer eine entſchiedene Neigung nach dem gewerbs- 
mäßigen Mittelfage, wie body jie auch durch die Speculation zeitweife darüber hinaus: 
gehoben, oder darunter hinabgedrückt werden. 

Preiſe, weldye dem allgemeinen Gejege entiprechen, heißen angemeffen, ge 
werbsmäßig; diejenigen, welche höher jind, theuer, diejenigen, weldye niedriger 
find, wohlfeil. Theure Preife und hohe, wohlfeile Preiſe und niedrige find 
feineswegs gleichbedeutend. Ob ein Preis theuer oder wohlfeil fei, fann man berech— 
nen; ob er hod) oder niedrig fei, fann man nur durch Vergleihung finden. Die 
häufig gehörten Klagen über hohe oder niedrige Preife find an ſich und ohne weitere 
Erläuterung nichtsjagend. Es fragt ſich, aus welcher Vergleihung die Klage hervor: 
geht. Man kann die jegigen mit früheren, die hiefigen mit dortigen Preijen, die Preiſe 
zweier Dinge oder Leiftungen, weldye dem nämlichen Zwede dienen, miteinander, den 
Preis, den Jemand erhält, mit feinen Bebürfnifien vergleichen u. |. w. Nur die Ver- 
gleihung der Preife mit den Gewerböverhältnifien führt zu dem richtigen Urtheile, ob 
die erfteren theuer, wohlfeil, oder angemefien (gewerbsmäßig) feien. 

Die Veränderungen der Preife jind deshalb für die geſammte Volfswirthichaft fo 
unendlid wichtig, weil die Preife der Erzeugniffe und Leiftungen die Form bilden, in 
welcher die Unternehmer der Gewerbe ihren Antheil am Bolkseinfommen beziehen. 
(Daher man dem Handel mit Redyt die Functionen der Gütervertheilung zus 
Schreibt.) In den Preiſen der Erzeugniffe und Leiftungen bezieht der Unternehmer ſei— 
nen Unternehmergewinn (im weiteften Sinne des Wortes). Zeitweife Theurung 
fteigert, geitweife Wohlfeilheit vermindert diejen Unternehmergewinn auf Koften der 
gefammten Volkswirthſchaft. — 

Die Theurung oder Wohlfeilheit der Güter und Leiftungen fann in unferer Zeit, 
wo alle Eulturvölfer fi eines gemeinjanen Preisausgleichers, des Geldes, 
und zwar ded aus edlen Metallen gemünzten Geldes bedienen, entweder auf Seiten der 
Güter und Leiftungen, oder auf Seiten des allgemeinen Preisausgleichers, des Geldes, 
ihren Grund haben. Ob das Eine oder das Andere der Fall, ift ſchwer zu unterfuchen. 
Aber die Annahme ift wohl begründet, daß, wenn ungefähr gleichzeitig alle hauptſäch— 
lidy in den Handel kommenden Güter und Leiftungen im Preiſe fteigen oder fallen, die 
Urſache auf Seiten des Geldes liegt, von dem man dann jagt, daß es theurer oder 
wohlfeiler geworben ſei, daß dagegen, wenn die Veränderungen nur bei einigen Gü— 
tern oder Keiftungen wahrgenommen werden, Die Urſache auf Seiten der Güter und 
Leiftungen liegt. Weber den Preis des Geldes und das Geld als Preismaaß und 
Preisausgleicher vergl. den Artifel: „Geld.“ 

Literatur: Adam Smith, über die Quellen des Voltswohlftandes (Asher) 
Stuttgart 1861. Bd. I. Gap. 57. — 3. B. Say, ausführl. Lehrbuch ꝛtc., deutfch 
überfegt von R. Stirner. Leipzig 1845. Theil IIT. Gap. 4 und 5. — Ricardo 
Principles political. economy. Deutid v. Baumftarf. Leipzig 1838. Gap. 1 
und 4. — J. St. Mill, Prineiples x. Deutſch v. Sootbeer. Hamburg 1852. — 
Buch III. Cap. 1. und 2. — Rall, Lehrb. Bo. I. $ 146 ff. — Rofcher, Soſtem 
99 ff. — F. ©. Schulze, Nationalöconomie. Leipzig. G. Wigand. 1956. ©, 
502 ff. — Toofe, Die Geſchichte und Beftimmung der Preiſe. Deutſch von Dr. 
C. W. Asher. 2 Bde. (Dresden Rudolph Kunge. 1862). 

A. Emminghaus. 


Preßgewerbe. 

Zu den Preßgewerben rechnet man die Gewerbe der Buch- und Steindrucker, 
der Buch: und Kunſthändler, der Antiquare, der Inhaber von Leihbibliotheken und 
Leſecabineten, der Verfäufer von Zeitungen, Slugiehrijten und bildlichen Darftellun: 
gen, fowie der Sammler von Subferibenten auf Preßerzeugnifie. 

Diefe Gewerbe find den gelehrten Gewerben nahe verwandt und nehmen als die 
wirffamften — zur Verbreitung geiſtiger Bildung und zur Belebung des 
öffentlichen Geiſtes eine wichtige Stellung im Staats: und Wirthſchaftsleben ein, 
Die meiften deutſchen Regierungen haben die Preßgewerbe wegen ihres großen Ein: 
flufjes auf das politiſche Leben auch für befonders gefährlich erachtet und ihre Aus: 
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übung an ſehr erſchwerende Bedingungen geknüpft, und der Bundestag hat die be— 
reits vorhandene Tendenz zur Maafregelung der Preffe durch den Bundesbeihluß 
vom 6. Juli 1854 wegen allgemeiner Beftimmungen zur Verhinderung des Miß— 
brauche der Preſſe Fräftig unterftügt. Diefer Bundesbeichluß, der übrigens im Ein: 
gange den einzelnen Bundesregierungen die Befugniß vorbehält, „nad Bedürfniß 
noch eingreifendere Anordnungen zu treffen“ beftimmt in $ 2: 

„$ 2. Zur Ausübung des Gewerbes eines Buch- oder Steindruders, Buch: oder 
Kunithändlers, Antiquare, Inhabers einer Leihbibliothef oder eines Lefecabinets und 
Verkäufers von Zeitungen, Flugſchriften und bildlihen Darftellungen ſoll in allen 
Bundesitaaten die Erlangung einer bejonderen perjönlichen Conceſſion (obrigfeitlihen 
Bewilligung) erforderlicd und nur denjenigen Gewerbtreibenden, welche eine foldye 
Conceſſion obrigkeitliche Bewilligung) erlangt haben, die Erzeugung von Drudicrif- 
ten und der gewerbsmäßige Verkehr mit denfelben, nad Maaßgabe der Conceſſion 
(obrigfeitlichen Bewilligung) geitattet fein. 

Die nn der Gonceffton (obrigfeitlichen Bewilligung) im Falle des Miß— 
brauchs des Gewerbebetriebes, kann nicht nur infolge gerichtlidher Verurtheilung, 
fondern auch auf adminiftrativem Wege erfolgen; auf legterem jedod) nur Dann, wenn 
nad) vorausgegangener wiederholter hriftticer Verwarnung, oder nad) erfolgter ge— 
rihtlicher Beftrafung die vorerwähnten Gewerbetreibenden ihre Beichäftigung beharr: 
lic) w Verbreitung von ftrafbaren, infonderheit ftaatsgefährlichen Drudichriften miß— 
brauchen. 

Conceſſionen, welche in widerruflicher Weife ertheilt find, fünnen audy ohne der: 
artige vorhergegangene Entjcheidungen auf adminiftrativem Wege eingezogen werden. 

$ 3. Nur mit obrigfeitlicher Erlaubniß und innerhalb der Grenzen derjelben darf 
mit Drudichriften haufirt und dürfen diefelben an öffentlichen Drten ausgeftreut, an: 
geboten, vertheilt oder angejchlagen werden. > 

Dieje Erlaubniß fann jederzeit zurüdgenommen werden. 

Es reihen fid) daran eine Reihe ftrenger Vorſchriften bezüglich der Ausgabe der 
Drudichriften und Zeitungen und der Gaution für legtere. 

Die meiften neuern deutichen Gewerbegejege beharren unter Anlehnung an den 
Bundesbeihluß von 1854 bei der Goncefftonirung der Preßgewerbe. Die neue öfter: 
reichiiche Gewerbeordnung vom 20. Decbr. 1859 läßt es deutlich merken, daß jie die 
Unterwerfung der Preßgewerbe unter den Conceſſionszwang als eine politifche Maaß— 
regel betrachtet; denn fie geht jo weit, den Betrieb diefer Gewerbe in der Regel nur 
an Drten, wo eine politiiche Behörde ihren Sig hat, zu geftatten. Die auf die Preß— 
gewerbe —— $$ 16 sub I u. 2 u. 19 der öſtert. Gewerbeordnung lauten: 

8 16. Goncetlionirte Gewerbe. Nachſtehende Gewerbe werden als con= 
ceſſionirte erklärt: 

1. Alle Gewerbe, welche auf mechanischen oder chemiſchem Wege die Vervielfäl: 
tigung von literarifchen oder artiftiichen Erzeugniffen oder den re. mit 
denjelben zum Gegenftande haben Buch-, Kupfer:, Stahl:, Holz:, Stein: 
drudereien u. f. w. Dann Buch-, Kunft:, Mufifalienhandlungen). 

2. Die Unternehmungen von Reihanftalten für derlei Erzeugniffe und von Leſe— 
cabineten. 

819. Preßgewerbe. Bewerber um eines der im $ 16 unter 1 u. 2 erwähn: 
ten, mit Preßerzeugnifien fich befaffenden Gewerbe müffen fich über eine zum Betriebe 
des Gewerbes gemügende allgemeine Bildung ausweifen. Dieſe Gewerbe dürfen in 
der Negel nur an Drten, wo eine politiſche Behörde ihren Eig hat, errichtet werden. 

Dbige Beitimmungen erftreden ſich nicht auf den ausichließlih auf Schul- und 
Gebetbücher, Kalender und Heiligenbilder beſchränkten Handel.“ 

Unter den neueiten deutichen Gewerbegelegen zeichnet fi) das Coburgiſche Geſetz 
durch jeine Beitimmungen über die Preßgewerbe vortheilhaft aus. Der Landtag zu 
Coburg hat durch feinen Freimuth und feine Beharrlichfeit dem Lande das unichägbare 
politijche Gut der Preßfreiheit in weit höherem Maaße gefichert, als dafjelbe zur Zeit 
irgend anderswo in Deutſchland (nur etwa mit Ausnahme von Luremburg) gefeglich 
gewoährleiftet ift. Wenn es ibm auch nicht gelungen ift, die volle und unbedingte Con⸗ 
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ceffionsfreiheit für die Preßgewerbe zu erreichen, fo hat er Doch fo viel durchgeſetzt, 
daß der Conceſſionszwang faſt alle Bedeutung und die Gefahr einer polizeiftaatlichen 
Präventivmaaßregel verloren hat. Die he Brei Artifel 7 u. 30 des Goburgiichen 
Gewerbegeieges , wie fie in der Landtagsfigung vom 22. Juni 1863 einftimmig ans 
genommen worden find, lauten wie folgt: 

Art. 7. „Die Erlaubniß der yufländigen Verwaltungsbehörde Conceſſion) ift 
erforderlich zum Betriebe von Buchs und Steindrudereien, Buch: und Kunſthandlun—⸗ 
gen, Antiquariatsgefchäften, Leihbibliothefen und Lejecabineten, fowie zum Sammeln 
von Subferibenten auf Preßerzeugniffe. — Die Erlaubniß zum Betrieb diejer Ge: 
werbe fann jedoch nur Denjenigen verjagt werden, welche infolge gerichtlicher Verur— 
theilung wegen eines durch die Preſſe verübten Verbrechens oder Vergehens ſich nicht 
im Beſitze der ftaatsbürgerlichen und Ehrenrechte befinden.“ 

Art. 30. „Die Erlaubniß zum Betrieb diefer Gewerbe fann nur durch richter— 
liches Urtheil und nur in dem Falle entzogen werden, wenn gegen den Gewerbtrei« 
benden wegen eines durch die Preffe begangenen Verbrechens oder Vergehens auf den 
Berluft der ftaatsbürgerlichen und Ehrenrechte erfannt wird. Die Wiedererlangung 
diejer Rechte hat das Miederaufleben der Befugniß zum Gewerbebetrieb ſelbſt zur 
Folge.“ Die Agitation für Freigebung der Preßgewerbe muß Hand in Sm mit dem 
Streben nad) Preßfreiheit geben und ift eine der erften Aufgaben aller Politiker und 
Volkswirthe, welche ihrem Vaterlande den Befig conftitutioneller Freiheiten fichern 
wollen. Preßfreiheit wird von allen politiich reifen Bölfern al8 eine Grundbedingung 
und Hauptftüge politiicher Freiheit angeiehen. Ihr Segen ift ſchon vor hunderten 
von Jahren von Milton und zahlreichen Schriftftellern nach ihm fo beredt geprieien 
und fo Far bewiejen worden, daß man in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
fi) ein wiederholtes Abwägen der Gründe für und wider eriparen fann. ine Be: 
nugung der Preßfreiheit ift aber ohne Druder und Verleger nicht möglih. Wenn nun 
Druder und Verleger zur Ausübung ihres Gewerbes erft einer obrigfeitlihen Erlaub- 
niß bedürfen, jo heißt das nichts anderes, als daß die Benugung der Preßfreiheit einer 
obrigfeitlichen Erlaubniß bedürfe. Dies ift ein innerer Widerfprudy. Conceſſionen 
für irische bedeuten daher Zwang und obrigfeitliche Bevormundung der Prefle 
und find mit der Preßfreiheit unvereinbar. Mit Recht haben daher diejenigen Geſetz— 
geber, welche die redliche Abficht hatten, dem Volke Preßfreiheit zu geben, zu gleicher 
Zeit die Abichaffung der Goncefiionen zu Preßgewerben ausgeiprohen. Daher ent- 
bielt auch die octroyirte preußische Verfaſſung vom 5. Decbr. 1848 die klare Beftim- 
mung: Art. 24. Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud und bild: 
liche Darftellung feine Gedanken frei zu äußern. Die Preßfreiheit darf unter feinen 
Umftänden und in feiner Weiſe, namentlich weder durch Genfur noch durch Gon- 
ceffionen und Eicherheitsbeftellungen, weder durdy Staatsauflagen, noch durch 
Beſchränkung der Drudereien und des Buchhandels, nody endlich durch Poſtverbote 
und ungleihmäßigen Poſtſatz oder durch andere Hemmungen des freien Verkehrs be: 
ſchränkt, juspendirt oder aufgehoben werden.“ 

Die Wiedereinführung diefer Beſtimmung, die leider durch die fpätere Geſetzge— 
bung in freiheitsfeindlihem Sinne abgeändert wurde, ift eine Aufgabe preußiicher 
und deuticher Politik. 

Literatur: Die Briefe v. Junius, deutih v. A. Ruge Mannheim 18947). 
— Lorbeer, Grenzlinien der Nede- und Preßfreiheit nach engliihem Rechte. — 
Gneiſt, Das engliihe Verfaſſungs- und Verwaltungsredt. II. S. 250 (Berlin 
1860). — v. Mohl, Boltyeitoiffenfchaften III. ©. 125 (Tübingen 1845). — von 
Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie. I. ©. 351 (Leipzig 1856). — Böh— 
mert, Freiheit der Arbeit (Bremen 1858). — Rentzſch, Gewerbefreibeit (Dresden 
1562. — Artikel „Preßfreiheit und Preßpolizei“ in Bluntſchli und Brater's 
Staatswörterbud). 

V. Böhmert. 


Priorität, 
Wie unendlich wichtig ed häufig ift, mit irgend einem Plan, einer That, einem 
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Recht u. f. w. früher zu fommen als ein Anderer, kann man im gemeinen Leben alle 
Tage fehen. Das ift cd, was man mit Priorität von dem lat. Wort prior=frü- 
ber) bezeichnet. Und wie im Leben des Einzelnen, fo in der Volfswirthichaft im Gro— 
fen. Namentlich ſpricht man von der Priorität auf einem Abjaggebiete , durch welche 
der zuerft fommende Verfäufer die Concurrenten, jolange fie nicht größere Vortheile 
bieten, und oft auch dann noch, auszuſchließen pflegt; denn in der Volfswirthichaft 
gilt wie in der Phyſik das große Gejep der Trägheit. Wer zu ſpät kommt, findet den 
Plag befegt. Nach Millionen zählt der Schaden, den Deutichlands Handel und In— 
duftrie durch die Verzögerung des franzöftichen Handeldvertrags erleiden, die Englän- 
der und Andere haben inzwitchen jenen Markt ſchon Eennen gelernt, Verbindungen ans 
geknüpſt, fich dem herrſchenden Geſchmack accommodirt; ihre Waaren find geichägt, 
ihre Marfen und Gtiquetten befannt und geſucht, Bezeichnungen, Preiſe, Verkehrs: 
wege geläufig — wie viel wird für und übrig bleiben? Wir Deutfchen find ohnehin 
oft langjamer im Handeln, ald gut wäre, und fo lange wir ein ftaatlojes Dajein füh— 
ren, werden wir die Vortheile der Priorität im internationalen Verkehr nie genießen. 

Im Concurſe genießen gewifle Gläubiger geieglic das Recht der Priorität, d. h. 
ihre Forderungen werden zuerft („prioritätiich“) voll befriedigt, che der Reſt unter die 
nicht privilegirten Gläubiger vertheilt wird, jo meiftend die Ehefrau wegen ihres Ein- 
bringeng, das Gefinde wegen rüditändigen Lohnes, Pfandgläubiger u. ſ. w. Mit an- 
deren Privilegien werden auch dieje mehr und mehr ſchwinden. 

Man jagt auch häufig Priorität für Prioritätsobligation, auc bier bezeichnet 
das Wort den Vorzug, welchen diefe Werthpapiere vor anderen von derjelben Geiell- 
ſchaft ausgegebenen genießen. 

Siehe darüber Actie, Obligation. J. G. 


Privatwirthſchaft. 

Das wirthſchaftliche Streben des Einzelnen iſt nicht darauf gerichtet, mög— 
lichſt viel möglichſt taugliche Güter einer gewiſſen Gattung zu erzeugen; er erzeugt die 
Güter, welche, und ſoviel davon, als er braucht, oder er erzeugt die Güter, deren Ver: 
fauf ihm den höchften Reinertrag gewährt. In der Volkswirthſchaft liegt der 
Zwed aller Gütererzeugung in der Bereicherung der Güterwelt. Den Einzelnen 
kümmert es nicht, ob die Güter, die er verfauft, gerade an die Stelle gelangen, wo man 
ihrer am meiften bedarf; wenn er nur im Verfaufspreife eine feinen Beduͤrfniſſen ent: 
fprechende Entihädigung für feinen Arbeits: und Gapitalaufwand erwirbt. Die 
volföwirthbichaftlide Aufgabe des Handels ift die gerechte und bepürfnißgemäße 
Vertheilung der Güter. Der Einzelne fragt nicht danach, ob feine Arbeit die Güter« 
welt bereichert, wenn er nur eine hohe Rente damit verdient. Kür die Volkswirth— 
haft fann eine Arbeitsleiftung vom höchſten Werthe fein, welche den Leiſtenden ganz 
ohne Rente läßt (3.3. eine große Erfindung). Für die Einzelwirthſchaft find viele 
Gapitaltheile ftehendes Capital, welche für die Gefammtwirthichaft eines Volkes als 
umlaufendes Capital betradytet werden müflen und umgefehrt. Kür die Einzelwirth— 
ſchaft hat der reichliche Geldgewinn eine hohe Bedeutung; für die Volkswirthſchaft an 
fidy ift er ein vergleichsweile unbedeutendes Moment. Was der Ginzelwirtbicaft als 
Grundrente erfcheint, ift vom Standpuncte der Volkswirthſchaft häufig lediglich Capi— 
talrente.' Für die Einzelwirtbichaft haben in deren Bereich befindliche Dinge und 
Reiftungen, welche einen hohen Preis haben, auch fchon deshalb einen hohen Werth, 
vorausgefegt nur, daß fie im freien Handel verwerthet werden fünnen. Auch bier zwar 
deden ſich Die Begriffe Preis und Werth keineswegs, find aber ihre wechjelfeitigen Be: 
ziehungen fehr mannigfaltig und in die Augen Ipringend. Für die Volkswirthſchaft 
find manche jehr theure Güter und Leiftungen fo gut wie werthlos, haben mandye ſehr 
werthvolle Leiftungen und Güter gar feinen Preis, weil fte nie in den Handel fommen. 
Der Einzelwirthſchaft ift, wenn fie anbietet, die Concurrenz der Anbieter, wenn fie 





1) Der Streit über die Eriſtenz oder Nicyterifteng einer Grundrente würde alsbald veritummen, 
wenn man ſich den Unterfchied zwifchen Privat: und Volkswirthfchaft allerfeits klar vergegenwärtigte. 
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nachfragt, die Concurrenz der Nachfrager feindlich ; für die Gefammtwirthfchaft eines 
Volkes ift die Concurrenz eine Bedingung gedeiblicher Exiſtenz; fie fennt nur eine 
ungünftige Art der Goncurrenz, die blos einjeitige nämlich. 

Aus diefen Gegenüberftellungen wird es zur Genüge erhellen, daß fidy die Einzel: 
wirthichaft zur Geſammtwirthſchaft eines Volkes nicht verhält, wie die Einheit zur 
Summe. Aud) das Volk ift mehr als eine bloße Vielheit von Individuen. Will man 
das Verhältniß der Einzelwirthſchaft zur Volkswirthſchaft durch einen Vergleich fich 
verdeutlichen, jo wird vor Allem an das Verhältniß der Volks: zur Weltwirth: 
haft zu denfen fein. 

Damit ift aber, jelbft, wenn man den Begriff der Volfs- und Weltwirthichaft als 
befannt vorausjegt, der der Einzelwirthichaft noch nicht gegeben und nody weniger der 
der Privatwirthichaft. 

Unter Einzelwirthihaft würde man die Summe der Thätigfeiten zu verftehen 
haben, durch welche ein einzelner Menſch, oder eine durch Lebensgemeinfchaft und 
völlige Harmonie der wirthichaftlihen Interefien verbundene, in die Claſſe der einfach— 
ften und natürlichften menichlichen Verbindungen gebörige Mehrheit von Individuen 
(Familie), die Sorge für die Befriedigung der irdiihen Bedürfniſſe befundet. Will 
man eine ſolche Summe von ſolchen Thätigfeiten mit einem einzigen Wort bezeichnen, 
fo nennt man fie eine Einzelwirtbichaft. Man denkt dabei nicht blos an Robinſons— 
eriftenzen. Aber man beachtet dabei nicht den organiichen Zufammenhang ver fraglis 
hen Einzelwirthichaften mit den unzähligen anderen, die Daneben beftehen, man über: 
ſieht es gefliffentlich, daß fie ein Glied der Volks-, ja der Weltwirthichaft ift. 

Will man diefen Zufammenhang andeuten, fo bezeichnet man die fraglicye Ein: 
zelwirthichaft ald Privatwirthſchaft. Aber Privatwirthicdaft ift der Gattungs— 
begriff für die Einzelwirthſchaften, infofern fie al8 Glieder eines organiſchen Ganzen 
betrachtet werden. Man jpridyt daher nicht von „einer Privatwirthſchaft,“ ebenjo- 
wenig wie man das wirthichaftliche Xeben eines gegebenen Volfes „eine Volfswirth- 
ſchaft“ nennt. Unter PBrivatwirtbichaft würde vielmehr die Summe der Functionen 
zu verftchen jein, welche die Einzelwirthſchaft als organifcher Beftandtheil der Ge- 
Jammtwirtbichaft zu verrichten hat, und zugleich, wie man unter Volkswirthſchaft aud) 
das Syſtem der das Volkswirthſchaftsleben beherrichenden allgemeinen Gejege verfteht, 
das Spftem von auf den Gejegen der Volkswirthichaft begründeten Regeln für den 
erfolgreichen Betrieb der Einzelwirtbichaft. 

Die Functionen der Einzelwirthſchaft fönnen der Art und den Zielen nad) ver: 
fchieden fein von den entipredyenden Functionen der Volköwirthichaft. Aber jemehr 
durch die Erfüllung derjelben in jeder Einzelwirthichaft dem Einzelinterefje gedient 
wird, umjomehr wird dadurd) auch dem entiprechenden Intereſſe der Volfswirthidyaft 

edient. Wie im Gingange diefer Betrachtung beifpielsweile erwähnt ift, leitet den 

inzelnerw bei der Erzeugung der Güter ein anderes Interefle, als welches die leitende 
Marime der Gütererzeugung in der Volfswirthichaft it. Es fümmert ihn nicht, ob 
durch feine gütererzeugende Thätigfeit die Güterwelt wirflidy bereichert, zur beſſeren 
Befriedigung der Volksbedürfniſſe beigetragen wird. Aber jemehr er bei diefer feiner 
Thätigkeit jeinen Blick darauf richtet, daß ſich Die Erzeugnifie derfelben vortheilhaft ver- 
wertben laflen, um jo gewifjer bilft er auch das volfswirthichaftliche Ziel der Güterer— 
zeugung mit erreichen. Denn er verdient jelbft da am meiften, wo er die dringendſten 
Bedürfnifie am beten befriedigt, ja wo er ganz neue Bedürfnifie hervorruft und für 
die Mittel zu ihrer Befriedigung ſorgt. 

Die volfdwirthihaftlihe Aufgabe des Handeld ruht in der Gütervertheilung. 
Diefe Aufgabe wird durch den Handel gelöjt, theils indem er die Vermittlung zwiſchen 
der Erzeugung und dem vielleicht um Welttheile Davon entfernt vor fid) gehenden Ber: 
brauch übernimmt, theils indem die Kaufe und Miethpreife der Erzeugnifie und Lei— 
ftungen die Form bilden, in weldyer die Gewerbsunternehmer ihren Antheil am ge: 
fammten Bolfdeinfommen beziehen. Der faufende und verfaufende, miethende und ver» 
mietbende Einzelne weiß nicht nur nicht, fondern es fümmert ihn auch nicht, ob durch 
feinen Kauf oder Verkauf, durdy fein Er- oder Bermiethen eine gerechte und bepürfniß- 
gemäße Bertheilung von Gütern und Leitungen unterftügt, und ob dadurch ihm und 
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Denen, mit weldyen er handelt, ihr entiprechender Antheil am Volfseinfommen zuge: 
führt wird. Wenn er nur eine nad) feinem Ermeflen hohe Rente aus dem Geſchäft 
sicht. Aber gerade dieſes Gewinnftreben der Einzelnen erzeugt jenen Kampf, den wir 
Goncurrenz nennen, und aus dem, den Goncurrenten unbewußt, die angemeflenen, 
d. h. diejenigen Preiſe hervorgehen, welche wirklidy eine gerechte Gütervertheilung in 
beiden Bedeutungen dieſes Wortes ermöglichen und enthalten. 

Und jo überall, wo fcheinbar die privatwirthichaftlicyen mit den volfswirthichaft- 
lichen Intereffen collidiren, ftehen fie und bewegen fie ſich doc fchlieglich unter dem 
gleichen Geſetz. 

Aber — der privatwirthichaftliche Begriff von Gapital, von Geld, von Grund- 
rente, Preis und Werth ift ein anderer, als der volfswirthichaftliche, oder Diele Be 

riffe haben in der Privatwirthichaft doch mehrfad, einen anderen Inhalt oder Um— 
De eine andere Geltung als in der Bolfswirthichaft. Die öffentlichen Verkehrswege 
und viele Verkehrsanftalten, die Jeder benugen kann, gehören im Sinne der Wolfe. 
wirthſchaft zum Capital, nicht im Sinne der Privatwirthichaft ; das Geld ift im Sinne 
der Privatwirthichaft umlaufendes, im Sinne der Volkswirthſchaft bald ftehendes bald 
umlaufendes Gapital; das Geld ferner hat privatwirtbichaftlich mehr den Eharafter 
eined Gewerbsmitteld des Handels, volfswirthichaftlicdh mehr den eines Förderungs— 
mitteld des Handels, was fdyon daraus erhellt, daß die volfswirthichaftliche Bedeutung 
des Geldhandels (d. h. des Handels, wo Geld die Waare ift) lediglicdy darin liegt, 
daß Geld von da weggeführt, wo es im Ueberfluſſe vorhanden und dahin geichafft wird, 
wo es zu den Dienften der Preisausgleidyung erforderlich ift. Jemand, der ein Grund: 
ftüd erbt, weldyes bei gleichen Arbeits- und Gapitalaufwendungen eine zehnmal höhere 
Rente abwirft, ald das Nachbargrundſtück, kann dieſes Plus der Nente nicht ale feine 
Arbeits- oder Gapitalrente auffaſſen; für ihn ift es Grundrente. Vom Standpuncte 
der Volfswirthichaft ift e8 vielleicht lediglich Doc Gapitalrente. Wer einen Diamanten 
findet, wird dadurch um ein zugleich für ihn jehr werthvolles und an ſich jehr theures 
Gut bereichert. Vom Standpuncte der Volfswirthichaft haben Diamanten bei Weitem 
nicht jo hohen Werth, als manche Güter, von denen man vielleicht Mafien mit einem 
linfengroßen Diamanten erfaufen fann. 

Und follte e8 gleichwohl möglich fein, die Privatwirthichaft (in der zweiten der 
obigen Bedeutungen, d. h. gleich Privatwirthichaftslehre) zu begründen auf die Geſetze 
der Volfswirthichaft, da doch die Begriffe, mit denen beide operiren müflen, bier einen 
anderen Inhalt und Umfang haben wie dort? 

Wie hinfichtlicy der Bunctionen und Ziele, jo beſtehen trog jcheinbarer Ungleich— 
heiten doch auch binfichtlich der Grundbegriffe zwiichen der Privat- und der Volks— 
wirthichaft feine Widerſprüche. Das fünftlich conftruirte Gebiet der Privatwirthſchaft 
ijt nur mehrfach unter anderen Gefichtspuncten zu betrachten, ald das wirklich vorhan- 
dene der Volfswirthichaft. Statuirt man eine Privatwirthſchaftslehre als befondere 
Wiſſenſchaft, jo wird es gerade eine der Hauptaufgaben derfelben fein, die Verſchie— 
denartigfeit jener Geftdytspuncte in ein möglichit helles Licht zu ftellen. Unter den Re 
geln, welche diefe Wiſſenſchaft für das wirthichaftliche Volksleben zu geben hat, wer- 
den die meiften unmittelbar aus den Geſetzen der Grundwiffenichaft herzuleiten, nur 
bei mandyen wird jene VBerfchiedenartigfeit der Geſichtspuncte zu berüdfichtigen fein. 

Man unterfcheidet: 1) Allgemeine Privatwirthichaftslehre, welche die Regeln 
entwideln foll, wie jeder Privatmann feinen Haushalt einzurichten und zu führen hat 
(allgemeine en): und 2) Spectelle Brivatwirtbichaftslchren Gewerbs— 
lehren), 3. B. die Wiflenfchaft von den Gewerben des Landbaues, die Lehren von den 
technifchen Gewerben, die Kehren von den Gewerbe des Handeld. Die allgemeinen 
Theile aller dieſer Privatwirthichaftslehren entlehnen ihre Regeln den Grundſätzen der 
Volfswirtbichaft; die Ipeciellen Theile entlehnen diefelben den Grundjägen anderer 
rationaler MWiflenichaften, 3. B. den Naturwiflenichaften. 

Literatur: Der Unterfchied zwiſchen Privat: und Volkswirthſchaft aus den 
Geſichtspuncten, welche für Die vorftehenden Andentungen maaßgebend waren, ift kaum 
irgend genügend erörtert. Zerftreute Bemerkungen findet man bei Stein, Lehrbud) 
der Volfswirthichaft. Wien 1858, befonders S.1ff., S. 96 ff., ©. 162 ff., ©. 
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270 ff., ©. 329 ff. ; ferner in Rau, Lehrbuch 8 3 ff., endlich in Kr. G. Schulze, 
Nationalöconomie. on Wigand 1856) ©. 5, 7, 212, 304 ff. ; endlich in Pid- 
ford, Einleitung in die Wiflenfchaft der polit. Deconomie. Frankfurt a. M. Sauer: 
länder. 1860) ©. 1 ff., bei. ©. 6, ©. 158 ff. — Zur Erläuterung des Begriffes 
„Allgemeiner Theil einer fpeciellen — — möge dienen: Gmming- 
haus und Graf zur Lippe, Lehrbuch der allgemeinen Landwirthichaft. (Leipzig. 
G. Wigand 1863). 


A. Emminghaus. 
Privilegium. 


Privilegien find Diejenigen Verfügungen der Staatdgewalt, durch die einer Perſon 
oder einer gewiflen Clafie von Perfonen das Vorrecht ertheilt wird, in einem beftimm: 
ten Ball, A oft derfelbe vorfommt , von dem gemeingültigen Recht eine Ausnahme zu 
machen. Es gehört hierher, wenn eine Perſon von der Verbindlichkeit eines Geſetzes 
in jedem vporfommenden Falle befreit oder ihr das ausschließliche Recht verliehen 
wird, etwas, was nach dem gemeinen Recht entweder Niemanden oder Allen verboten 
ift, allein thun zu dürfen. Dadurd) daß die Wirkung des Privilegs erfolgt, fo oft der 
Fall, auf den es ertheilt worden, eintritt, unterfcheidet es ſich vonden Nedhtsausnah- 
men, welcde in einem einzelnen Fall ertheilt werden, wie 3. B. von den Dispen- 
fationen gegen Eheverbote, ven Abolitionen. Die Eonceffionen, welche derStaat zur 
Ausübung eines gewillen Berufs oder Erwerbs gewährt, find rechtlich nicht zu den 
Privilegien zu zählen. In der Gonceffionsertheilung liegt nicht die Feftftellung einer 
Ausnahme von einem allgemeinen Recht, jondern nur die gefeglich vorgejchriebene Ans 
wendung ded gemeinen Rechts auf die einzelnen Fälle. Thatſächlich fönnen freilid) 
Privilegien und Conceſſionen in ihren Wirkungen mit einander zufammenfallen. 

Von den Privilegien find auch die Gelege zu unterfcheiden , wodurch zu Gunften 
aller oder einer gewiſſen Glafie von Staatsbürgern die allgemeine Verbindlichkeit der 
Gelege eingejchränft oder aufgehoben wird (jura singularia, Rehtswohlthaten), 
1. B. die den Frauen bei Bürgichaften zuftehenden Rechte , Die Rechtswohlthaten bei Erb» 
Ihaftsantretungen u. j. w., welche jedem Staatsbürger zuſtehen, der ſich in dieſem 
Fall befindet. 

Da ſich Niemand im Staat ein Vorreht vor Andern anmaßen darf, fo kann 
auch nur der Souverain Privilegien ertheilen. Iſt der Souverain nicht der alleinige 
Inhaber der gefeggebenden Gewalt, jondern an die Zuftimmung der Landes oder Volfs- 
vertretung beim Erlaß von Gejegen gebunden, fo ift zur Gültigkeit der Privilegien die 
Zuftimmung der Landesvertretung nöthig. Weil die Privilegien Ausnahmen vom 
gemeinen Rechte find, dürfen fie nicht auf andere, obſchon ähnliche Fälle ausgedehnt 
werden, vielmehr find fie dann, wenn fie Andern zum Nachtheil gereichen, aufs ftrengite 
zu interpretiren. 

Ein Privileg wird entweder einer Berfon oder einer Sache ertheilt, perfönliche 
und dingliche Privilegien; legtere gehen auf jeden Befiger der Sadye über und 
fönnen aud) an dritte Perſonen abgetreten werden. 

Ein Privileg erlifcht durdy Ablauf der Zeit, auf welche es ertheilt worden, durch 
die mit feiner Gewährung etwa verbundene Refolutivbedingung, dur ausdrüdlichen 
oder ſtillſchweigenden Verzicht des Privilegirten, längeren Nidytgebrauch (Verjährung), 
und wenn ed ein perfönliches durdy den Tod des Inhabers, wenn es dingliches durch 
den Untergang der privilegirten Sache; endlich aud) außer durch richterliche Entſchei— 
dung infolge Widerruf feiten der Staatsgewalt. Beſonders wichtig ift die Frage, in 
wie weit der Staat ein einmal ertheiltes Privileg, hinfichtlich deffen er ſich den Wider» 
ruf bei der Verleihung nicht ausdrüdlidy vorbehalten hat, einfeitig widerrufen kann. 

Die natürliche Borausfegung und Bedingung jedes Privilegs ift allemal, daß es, 
fei ed nun vorgeblich oder wirklich, zur Wohlfahrt des Staatd, zum gemeinen Nutzen 
gereicht. Der Staat ift daher auch an ſich berechtigt, ein Privileg wieder aufzuheben, 
welches ſich in der Folge für die Staatswohlfahrt ſchäbdlich erweift, der Rechtsgleichheit 
widerfpricht, oder welches uriprünglich eine gegenwärtig nicht mehr vorhandene Gegen» 
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leiftung der Privilegirten gur Grundlage hatte, wie dies 3. B. bei den Adelsvorrechten 
und bei der dem Nitterftand bis in die neuefte Zeit zuftehenden Steuerfreiheit der Fall 
war, weldye ald ein Yequivalent für die ihnen vor Einführung der ftehenden Heere 
obliegende Landesvertheidigung galt. Ein ſolches Aufhebungsreht des Staates ift 
beſonders bei den Privilegien anzuerfennen, welche öffentlichrechtliher Natur find. 
Bei Privilegien, durch welche Brivatredyte begründet werden, ift Dagegen die Aufhebung 
nur gegen Entihädigung gerechtfertigt, und es haben hier dieſelben Grundjäge wie bei 
Grpropriationen einzutreten, 

Vom volkswirthſchaftlichen Standpunct aus laflen fih Privilegien , welche einem 
Einzelnen oder wenigen Begünftigten verliehen werden (wie 3. B. Stenerbefreiungen, 
das ausschließliche Recht auf die Anfertigung und den Verkauf gewifler Gegenftände) 
nicht rechtfertigen. Denn fte hemmen die alljeitige Entwidelung der materiellen und 
geiftigen Kräfte der Staatdangehörigen, welche der Staat umgekehrt zu befördern und 
zu entfefleln verbunden ift. Sie bringen aber auch) dem Nationalvermögen infofern 
Verluft, ald der Privilegirte dur den Mangel an Goncurrenz zur Vervollfommnung 
feiner Erzeugniffe und damit zur Erhöhung des Werth derfelben wie des Nationalver: 
mögen nicht angeipornt wird. Der hohe Preis, den der Alleinberechtigte für fein Pro- 
duct verlangt, vernichtet zugleich die Kaufsluft, jo daß die Production anderer Tauſch— 
werthe unterlaflen wird. 

Bon befonderem Gewicht find Diele Bedenken, wenn der Staat fein Hoheitsrecht 
dazu gebraucht, ſich felbft ein Privileg eitweder auf den Alleinhandel mit Waaren oder 
auf deren Anfertigung, zu feinem Gewinn zu ertheilen. Im erften Fall find die in- 
ländiſchen Producenten gezwungen, ihre Erzeugnifie nur an den Staat zu verkaufen, 
welcher den Preis willkürlich feititellt, oder fie müſſen ihre Bedürfnifie lediglich beim 
Staat einkaufen, ohne die VBortheile der Concurrenz in Bezug auf die Beſchaffenheit 
der Erzeugnifle genießen zu können. 

Behält fi) der Staat aber die ausfchließliche Anfertigung eines Erzeugnifies vor, 
fo wird abgejehen von der in der Regel um fo theuern und oft nachläffigen Verwaltung 
von Staatögewerben, ein ergiebiges Privatgewerbe vernichtet und die Anwendung von 
Privatcapitalen und Arbeitöfräften beeinträchtigt. (S. audy die Art. Patente, Mono- 
pole, Salz-Tabatömonopol.) 

Literatur: Bluntichli, Allgem. Staatsreht I. p.479.—Mohl, Polizeis 
wiſſenſchaft Bv. IT. p. 261 ff. — Savigny, Syſtem des heutigen römischen Rechts. 
Bd. I. p. 61—65. — Lotz, Staatswirtbichaftslehre Bd. II. p. 116, 235 — ältere 
Literatur ausführl. bei Zahariä, Deutſch. Staats: u. Bundesrecht Bd. II. p. 186. 

Bernhard Miller. 


Production. 


Die Mafle der Urftoffe , aus denen die Welt befteht, ift weder einer Vermehrung 
noch einer Verminderung fähig. Daher bezeichnet man mit dem Wort Production 
Hervorbringung, nicht die Erzeugung von Stoffen, dagegen können die Stoffe braudı- 
bar gemacht oder ihre Braudhbarfeit erhöht werden. In diejer Brauchbarfeit beſteht ihr 
Werth, und Production ift daber die Schöpfung oder Vermehrung, Erhöhung von 
Werthen in den Stoffen. Dadurd) begründet fie zugleich die Nachfrage nady den Sachen 
oder Stoffen, welche die Haupturiadye ihres Preiſes ift. Jede Sache, deren Werth 
auf diefe Art erichaffen oder erhöht worden ift, heißt ein Product. Als Bevin- 
gungen oder Werkzeuge der Production treten die menjchliche Arbeit und das Gapital 
hervor. Neben dieſen beiden Productivfräften haben indeß verichiedene national» 
oͤkonomiſche Echriftiteller noch die Naturfräfte aufgeführt und noch andere die 
Grundſtücke als vierte Broductionsgquelle unterjchieden. Der Wertb diefer Unter: 
ſcheidungen ift mehr von theoretifcher als praftiicher Bedeutung. Die Naturfräfte 
und die Natur liefern allerdings freiwillig und ohne Maaß eine Menge von Dingen, 
welche zu unjerm Gebraudy dienen. Die Gefege der Körperwelt, 3. B. das Gejeg 
der Schwere, die Wärme, die Atmoſphäre wirken allerdings zur Production mit bei; 
allein für fich jelbft vermögen weder die Begetationsfraft des Erdbodens nody die 
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mechaniſch en und chemifchen Naturfräfte, wenn fie ſich felbit überlaffen find, eine 
Werthserhöhung zu Stande zu bringen; dieſe Naturoperationen und diefe freiwillig 
von der Natur gelieferten natürlichen Reichthümer haben feinen Taufchwerth , fobald 
fie nicht durch menſchliche Kraft aufgeregt, geleitet, benugt, unterftügt und vervoll- 
fommnet werden. „Keine Freigebigfeit, feine Kraft der Natur“ jagt daher Storch, ob» 
gleich er für die Dreitheilung der Broduct ivfräfte ift, „kann dem Menfchen unmits 
telbar nüglicy werden ohne Arbeit ; jelbft die gewöhnlichften Naturerzeugniffe werden blos 
um diejen Preis erworben.“ Ebenſo wie mit der Arbeit verfchmilzt und vermifcht fich 
die Productiondfähigfeit der Natur jehr häufig aufs innigfte mit den Productionsfräften 
der Gapitale. Bei der Mafchinenarbeit verdankt daher der Menich einen Theil des 
Products dem Gapitalwerth der Mafchine und einen andern der Wirfung der Natur: 
fräfte. Aus den nämlichen Gründen fann man daher audy nicht die Grundſtücke und 
Ländereien zu einer bejonderen eignen Productivfraft machen. Denn wenn auch Die 
Grundftüde der Aneignung und dem Alleinbefig unterliegen und infolge des indivi- 
duellen Eigenthumsrechts ſich ihr Ertrag vermehrt, fo ift Died doch wiederum nur die 
Wirkung der darauf verwendeten Arbeit und des Gapitald. Die Naturfräfte als ſolche 
Ihaffen feinen Werth und üben bei freiem Verkehr feinen Einfluß auf die Güterpreife 
aus. Selbit das Einfommen der Grundbefiger ift nur eine Verzinfung der auf die 
Bodenbewirthihaftung gewendeten Arbeit und Gapitale (Baftiat). 

Wenn indeß auch die Natur nicht ald beiondere Productivfraft unterfchieden wird, 
fo wird dadurch doch feineswege ihr und der Naturfräfte Einfluß auf die Production 
in Abrede geftellt. Diefer ift vielmehr von folder Bedeutung, daß die phyſiokratiſche 
Schule die Wichtigkeit der Arbeit und des Capitals gänzlich ignorirte und nur der 
jenigen Arbeit, welche neue Rohſtoffe liefert, ald dem Gewerbe des Landbauers, Des 
Fiſchers, des Bergmanns Productivität zugeftehen wollte. Sie berüdfichtigte dabei 
nicht, daß dieſe Rohftoffe nur in Bezug auf ihren Werth Reichthum find, und daß, 
wenn der Werth eines Stoffes den Reihthum ausmacht, der Reichthum geſchaffen wird, 
indem man Werth beibringt, während im entgegengejegten Fall ſich die Größe des 
Vermögens, des Reichthums blos nad) der Menge von Stoffen beftimmen müßte. Die 
Phyfiofraten wandten zwar hiergegen ein, daß der .einem Product durch die Wer: 
arbeitung oder durch den Umtauſch im Handel gegebene Werthszuſatz um den Werth 
der —5— um ſoviel als während und zum Behuf dieſer Verrichtungen andere Boden— 
erzeugniſſe verzehrt wurden, ſich mindere und daß beim Landbau allein ein Ueberfluß 
von Producten (Reinertrag, Nettoproduct) über die darauf gewendeten Koften, ale 
Naturgefchenf erlangt werde. Allein auf der einen Seite ift der Beweis zu vermifien, 
daß die Production der Induftriellen nothwendig dur die Conſumtion aufgewogen 
wird, und andererjeits find die Gewinnfte der Induftrie darıım fein minder reeller Er— 
werb, weil jte zum Unterhalt der Inpuftriellen und ihrer Familie dienen , ja fie ver: 
mögen nur darum zum Unterhalt zu dienen, weil fie ebenio reelle Reichthüner find, 
ald die gleichfalls zum Unterhalt ihrer Producenten dienenden Producte der Grundbe— 
er und Landwirthe. Der ganze vollftändige Werth der Produrte dient zur Bezahlung 
des Verdienftes der Producenten. Cine Nation als Totalität lebt nicht von dem Netto- 
product, dem nach Abzug der Productionsfoften verbleibenden Werth, fondern von dem 
Bruttoproduct, d. h. der Geſammtheit aller erichaffenen Werthe. Das Wort Netto- 
product hat nur einen Sinn in Bezug auf die dem Einzelproducenten gegenüber den 
übrigen Produrenten zufommenden befonderen Vortheile. Nach der phyſiokratiſchen 
Lehre wären mit Ausnahme der Grundbefiger und Landwirthe alle übrigen Stände 
unfruchtbar. Im Gegeniag hierzu legte Smith ausfchließlich der menſchlichen Arbeit 
die Fähigkeit, zu produciren, bei. Er fam hierdurch ebenfalls zu falſchen Schlußfolge— 
tungen, und fchrieb 3. B. der Arbeitstheilung einen ungeheuern Einfluß zu, obgleich 
die Hauptrefultate auf dieſem Gebiet der Anwendung mit beizumeſſen find, welche von den 

apital- und Naturfräften gemacht worden find. Nur aus der engen BVerfchwifterung 
aller Triebkräfte, der Arbeit und des Gapitals entftehen die Producte und Werthe. 

Die Arbeit als die anhaltende Thätigfeit zur Production von Werthen (Gütern 
oder Vermögenstheilen) richtet ſich auf die Production theild von äußern, theils von 
Inneren Gütern. Manunterjcheidet Daher Förperliche, materielle Production von 
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der unförperlihen, immateriellen. Beichränft fich die Arbeit darauf, die von 
der Natur erzengten Güter einzufammeln, oder die Erde zur Hervorbringung nad) menſch⸗ 
lichen Zweden zu leiten, jo heißt fie landwirthichaftliche Gewerbjamfeit, Landwirthichaft ; 
wenn fie die Naturerzeugnifie zerlegt, miſcht, verarbeitet, um fie für unfern Gebraud) 
paſſend zu machen, Gewerbsarbeit, und bewirft fie den Austaufc von Gütern, um fie 
von den Erzeugern zu den Gonjumenten zu bringen, Handelsinduftrie, Handel. 

Eine vielfach erörterte Streitfrage ift, ob der Handel an ſich felbft productiv ift. 
Raynal, Eondillac u. U. ſprechen ihm diefe Eigenichaft ab, ebenfo befangen im 
Irrthum als die Phyſiokraten, welche nur die Landwirthſchaft für productiv hielten. 
Denn das Wejen des Handels befteht keineswegs darin, daß jede Waare für ihren 
Verkäufer weniger gilt ald für den Käufer und daß fie allein an Werth zunimmt , ine 
dem fie von einer Hand zur andern übergeht, jondern es befteht darin, daß der Handel 
das Product von einem Plag zum andern transportirt, ed den Conſumenten näber 
bringt und dadurd) zugleich den Werth des Products erhöht. Won dieſem Geſichts— 
punct aus ift Daher auch der Handel productiv zu nennen. Im Allgemeinen ift jede 
förperliche Arbeit productiv, Sobald fie nicht blos den Koftenbetrag wieder erzeugt, denn 
der Arbeiter oder Producent muß Nahrung, Kleidung, Wohnung , Geräthe, Stoffe 
haben. Würde das Product dieſen Aufwand nicht vollftändig vergüten , fo hätte Die 
Arbeit mehr conjumirt als producirt und wäre ſonach unproductiv. Siemuß aber noch 
mehr ald die Koften decken und noch einen Werth darüber hervorbringen, weldyer das 
Volfsvermögen vermehren fann. Iſt Dies bei einem Gewerbs- und Arbeitszweig der 
Fall, fo ift er productiv. Der einzelne Gewerbszweig fann indeß nur productiv fein, 
wenn die übrigen Zweige es auch find. Alle Gewerbözweige unterftügen fidy wechiel- 
feitig in der Production von äußern Gütern und fie würden nichts herworbringen, wenn 
fie von einander getrennt wären. Für das Volfövermögen ift diejenige Arbeit für die 
productivfte zu halten, welche bei gleichen Productionskoſten die meiften und beiten 
Producte liefert und je mehr jie den nothwendigen Preis der Producte, den die Pro— 
ductionsfoften bilden, ſſ. Art. Nachfrage) im Fortgang ihrer Vervollfommnung ver: 
mindern fann. Die Production, führt Fr treffend aus, ift ein Taufch , wobei man 
die Productionsfoften hingiebt, um dafür Die producirte Brauchbarkeit zu empfangen. 
Der Tauſch ift um fo vortheilhafter,, je bedeutender die producirte Brauchbarfeit im 
Verhältniß zu den Productionsfoften ift. 

Die Arbeitötheilung, die Trennung der verichiedenen Gejchäftssweige ift ein 
wichtiger Hebel zur Vermehrung und zur VBervollfommnung der Production. Sie 
madyt aud) die Producte wohlfeiler, indem fie davon mehrere um die nämlichen Pro: 
ductiondfoften liefert. Den Hauptnugen von ihr zieht daher der Gonfument. Doc) bat 
fie ihre Grenzen theils in der Art mancher Gewerbe, 3. B. der Landwirthſchaft, theils 
in der Abjagfähigkeit mancher Erzeugniffe und in der Auspehnung des Marktes, weldye 
von der Leichtigkeit der Waarenverfendung abhängt. 

Der zweite Factor bei der materiellen Production ift das Capital, Erwerbsſtamm) 
d. h. wie Einige ed ausdrüden, ein Vermögensvorrath, der fidy wiedererzeugt und eine 
Rente giebt, oder wie Andere jagen, die Anhäufung von Werthen und bereits vorhan- 
denen Producten , welche zur Erihaffung neuer Werthe verwendet werden. Ungeachtet 
bei der Production die Bapitaltheile angegriffen und zum Theil ganz vernichtet werden, 
bleibt doc) das Capital ſelbſt; denn es befteht nicht in diefen oder jenen Stoffen , ſon— 
dern in dem Werthe diejer Stoffe. Gapitale find Güter aller Art: die Werkzeuge der 
verschiedenen Gewerbe, die Werthe der Werkſtätten und Gebäude, die Werthe der von 
der Induftrie verarbeiteten Robitoffe , die Unterhalts- und Lebensmittel der Arbeiter; 
feineswegs beiteht das Kapital blos aus Geld; dieſes macht vielmehr den Hleinften 
Theil des Nationalcapitald aus und ift nur der Repräfentant diefer Güter und ein Um: 
laufsmittel. Jeder Gewerbsthätigfeit folgt ein Capital voraus und je mehr die In— 
dujtrie vervollfommmet wird, deſto größer wird ihr Gapitalbedarf. Erzeugt nun ein 
Unternehmen mehr Werthe ald es conjumirt, fo entjteht ein Ueberichuß, welcher ent- 
weder unbenugt liegen bleibt, oder unfruchtbar, oder endlich fruchtbar, reproductiv 
angelegt wird. Während der Production verbraucht der Producent audy zu feinem Bes 
dürfnig Werthe; es kann daher nur ein Theil der produeirten Werthe, der jeinen Be— 
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darf überfteigt,, angefammelt, erjpart und productiv angelegt werben. Je mehr dies 
aber geſchieht, deſto mehr wird der Einzelne und die ganze Geſellſchaft bereichert, in— 
dem jede Erſparniß und jeder dadurch erzielte Capitalzuwachs einen jährlichen und 
fortwährenden Gewinn erzeugt. Die außerordentliche Capitalsvermehrung in unſerer 
Zeu haben Einige der Sparſamkeit in der Conſumtion zugeſchrieben, (Smith, 
Turgot), Andere aber der verftärkten Productionsvermehrung. Für Lepteres ſpricht 
der Umftand, daß der Staatd- und Privataufwand geftiegen ift und gleihwohl in der 
Mehrzahl der europäiichen Staaten der Reichthum zugenommen hat. Große Summen 
von Gapitalen liegen in Klöftern und Kirchen unproductiv. Es giebt aber auch viel 
müßige Gapitale, wo infolge der Eitten eine große Geldverwendung auf Kleider, 
Mobilien, Schmudjahen ftattfindet. 

Die immaterielle Production, die förperlichen Arbeiten, welche vertaufcht werben, 
nennt man Dienjte, fie find, wie Sav bemerkt, Producte, deren Werth im Augen: 
blid ihrer Entitehung oder ‘Production confumirt wird, oder wenigitens auf andere und 
minder fichtbare Weife als die körperlichen Erzeugnifje. angefammelt und aufbewahrt 
werden. Smith verweigert ihnen aus diefem Grunde den Namen Producte, und 
nennt die Arbeit, die ihnen gewidmet wird, unproductiv, da er den Ausdrud Producte 
nur den aufbewahrungsfähigen Tauſchwerthen beilegt. Gleichwohl enthält die Thätig: 
feit Des Arztes, Richters, Sachwalters ıc. offenbar eine Production. Der Arzt erhält 
die Gefundheit des menichlichen Geiftes und Körpers, welcher doch felbit einen Gapi- 
talawerth in fich jchließt, der Lehrer produeirt Bildung, der Richter Rechtsſicherheit ır. 
und diefe Thätigfeiten find eben fo reell als diejenigen, denen Smith das Prädicat 
Producte zugeiteht. 

Die immaterielle Production jegt einen Eörperlichen Gütervorrath voraus. Je 
größer der materielle Reichthum eines Volkes ift, deſto größere Fortſchritte kann feine 
geiftige Bildung machen. Andererfeits kann indeß aud ein Volk nur infoweit äußere 
Güter hervorbringen, als daß Maaß feiner inneren Güter ed ermöglicht, als feine 
geiftigen und fittlichen Kräfte entwidelt find. Materielle Producte, Vermögenstheile 
und unförperliche Arbeiten fönnen gegen einander vertaufcht werden. Die Production 
diefer beiden Arten von Gütern nimmt umfomehr zu, ald Güter der andern Art vor: 
handen find, gegen welche fie vertaufcht werden fünnen. Das Gleichgewicht beider 
Arten von Gütern, von äußerem Wohlſtand und Bildung ift es, wodurd die Volks— 
wohlfahrt weſentlich bedingt und erhöht wird. (Storch, Theorie der Eivilifation.) 

Die Wirkfamfeit der productiven Kraft der Arbeit und des Capitals kann vielfach 
befördert und gehemmt werden. Gin mächtiger Hebel derfelben ift das perfönliche 
Eigenthum und das Recht der Menſchen, ihre Fähigkeiten und Talente zu gebrauchen, 
ſoweit nicht Die Freiheits- und Nechtsiphäre der anderen Mitmenfchen dadurch beein: 
trächtigt wird. Im Intereffe der Production felbft fann eine Beichränfung des Eigen- 
thums eintreten; dies geſchieht 3. B. in der Forftwirthichaft und beim Bergbau, wo 
die Geſetze einen geregelten Betrieb verlangen, und ferner bei der Erpropriation des 
Eigenthums zu Sfentlichen Zweden. 

Alle Production hängt davon ab, daß auch Conſumenten und Eonfumtionsfähige 
vorhanden find. Läßt ſich ein Theil gewiſſer Erzeugniffe nicht verfaufen, fo muß es 
aud) für andere Erzeugniſſe an Käufern fehlen, weil die Verfäufer und die übrigen 
Theilmehmer an der zu viel producirten Gütermaffe nicht in der Lage find, foviel Dinge 
anderer Art einzukaufen. Say machte zuerjt die intereffante, halbparador klingende 
Bemerkung, daß jedes Product vom Augenblide feiner Erzeugung an, für den ganzen 
Betrag feines Werthes andern Producten einen Abfagweg eröffnet, indem jeder fein 

sroduct zu verfaufen und des Gelvderlöfes wiederum ſich zu entledigen fucht, was aber 
nur dur) den Ankauf anderer Producte gefchehen fann. Der Mangel an Abfag von 
Producten liegt in der Negel darin, daß eine größere Menge davon vorhanden ift, als 
der allgemeine Bedarf erheifcht und dies rührt immer daher, daß der Vorrath anderer 

toducte, weit entfernt, eben fo vollgepfropft zu fein, faft geleert ift und daß dieſe 
andern Producte ihrer Seltenheit wegen in demfelben Grade jtärker, wie die erfteren 
ſchwaͤcher gefucht werden. Gerade weil die Production der mangelnden Producte gez 
litten hat, finden die überflüffigen Producte feinen Abfag und muß ihr Werth finfen. 
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Daher fteigen in den Zeiten von Productionskriſen, wo fich gewiſſe Waaren fchwer 
verfaufen lafien, gleichzeitig die Preife anderer Waaren auf enorme Weile, wie z. 2. 
in den früheren Kriſen die Belmiifmansen und Getreidepreife. Eine allgemeine Leber: 
production, in derArt, daß von allen Gütern zugleich eine größere Menge producirt 
würde, ald man abzufegen im Stande ift, wie dies von Malthus und Simonde 
de Sis mondi angenommen wurde, giebt e8 nicht. Ein allgemeines Sinfen der 
MWaarenpreife rührt aus einer völlig anderen Urfahe, aus den Veränderungen im 
Geldwerth her. (Rau, Stord). 

Bon großem Einfluß auf die Production ift die Girculationder Güter. Je fchneller 
ein Product angefertigt und verkauft wird, je Schneller die Confumenten mit ihrem Be- 
darf verforgt werden, deſto ſchneller fönnen auch die apitale zu neuer Production ver: 
wendet werden. Je fchneller die Girculation, defto mehr vermindern ſich auch die Pro- 
ductionsfoften, weil in diefem Fall die Gapitale minder lang befchäftigt werden. Doch 
giebt es audy eine unproductive Girculation. ine folche verurſacht die Agiotage und 
der Speculationshandel. Diefer zieht eine Waare aus der Eirculation, um fie erit, 
wenn die Preiſe wegen der Seltenheit geftiegen find, wieder in Girculation zu bringen. 

Auch die Regierungsmaaßregeln und Staatseinrihtungen äußern ihre Wirfung 
auf die Production und die Art derfelben. Abgejehen von den Wirkungen der Münz- 
Anleihe und Steuerſyſteme, begründen Gefege, welche die Einfuhr gewiſſer Waaren 
beijchränfen oder hindern, ein Monopol für die Producenten des Inlandes gegen die 
Gonfumenten defjelben. Ueber Staatsinduftrien, und über die Verlufte, welche der 
Nation aus Fnduftrieunternehmungen der Regierung entipringen, ift an andern Orten 
in diefem Werfe geiprochen worden. Dagegen kann Die Regierung die Privatproduction 
durd) gute Communicationsmittel und öffentliche Anftalten mächtig forciren. Das 
ftärfte Körderungsmittel aber ift die Entfeffelung der wirthicyaftlichen Nationalfräfte 
und die Nechtsjicherheit. 

Endlich möge hier noch der Einfluß der Moden auf die Production erwähnt 
werden. Diejer Einfluß ift ein ſchädlicher infofern, als durdy die Moden die Nachfrage 
nad) Erzeugniffen ungleidy wird. Der Induftrieunternehmer , weldyer die Laune der 
Mode erräth, erzielt bedeutenden Gewinn, während die großen Vorräthe Anderer keinen 
Abſatz finden. Bei einer geregelten Volkswirthſchaft ift e8 aber fein günftiges Zeichen, 
wenn nur Einzelne gewinnen, da Diefen Gewinnſten ebenjoviel Berlufte Andrer entgegen 
ftehen. Ganz anders bei dem Verdienen; wenn der Eine verdient, verdienen alle An: 
dern. Die Launenhaftigfeit der Mode hat außerdem die Folge, daß die Preife der 
Modewaaren gleihlam um eine Art von Berfiherungsprämie erhöht werden. So 
ſchädlich fie in vieler wirthichaftlicher und moralifcher Beziehung wirken, fo darf man 
indeß dieſe Nachtheile nicht fo übertrieben hinftellen, und die Beibehaltung des von 
Altershergebradhten, als das allein Rühmliche und Nügliche empfehlen, wie dies z. B. 
von Storch geichieht. Die Mode ift wie der Lurus, nur unter denfelben Bedingungen 
wirtbichaftlich nachtheilig, unter denen fie überhaupt eine unproductive Gonjumtion 
herbeiführen kann. Sie ift wie der Lurus eine unvermeidliche Folge des Fortſchreitens in 
der Induſtrie und der Anfammlung von Vermögen. 


Literatur: Dunoyer, Liberte du travail (insbef. über die Productivität 
immaterieller Zeiftungen Lib. II. p. 19). — Roſcher, Syſtem der Volkswirthſchaft, 
Bd. J. — 8. Stein, Lehrbuch der Volfswirthichaft (1858). — Log, Staatswirth- 
ſchaftslehre Bo. I. p. 149 ff. — Rau, Grund. der Volfswirthichaftsichre Bd. I. 
p. 99 ff. — Sismondi, De la richesse commune Bd. I. p. 20—28. — Mal: 
thus, Principles p. 442. — Storch, Leber die Natur des Nationaleinfommens 
p. 27—87. — Stord, Handbudy. Bd. I. u. II. — Gondillac, Le commerce 
et le gouvernement Bd. I. p. 6—10 (1776). — Sismondi, Nouveau prin- 
eipes Bd. II. — Say, Traite. Bd. I. — Wakefield, An essay upon politi- 
cal economy (1804). — Baftiat, Volkswirthſchaftl. Harmonien p. 150. 
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Probductivgenoffenfhaften (Broductivajfociationen). 

find auf Selbfthülfe gegründete Berbindungen atomiftifher 
Elemente der arbeitenden Claſſen, au dem Zwed, auf gemeinjfame 
Rechnung und Gefahr ein Gewerbe zu betreibenund dadurd ihren 
Mitgliedern die wirthſchaftliche Selbftftändigfeit zu fichern, be» 
jiehbungsweife zu erwerben. 

Wir haben zunächſt bei dieſen Genoſſenſchaften (f. den Art. Genoflenichaften 
©. 366) zu unterfcheiden, ob das von ihnen betriebene Gewerbe zugleich das aller ihrer 
Mitglieder ift, deren aller Beihäftigung im Dienfte der Genofjenichaft und damit die 
Bereinigung ded Arbeitgebers und Arbeiterd in einer Perſon das Ziel derfelben 
ift, oder ob die Genofienichaft lediglich ald Unternehmer oder Arbeitgeber erfcheint, 
deren Mitglieder nebenbei ihrem eigenen Gewerbe nachgehen, weldyes ein ganz anderes 
als das der Genoflenichaft fein kann. Bei der zuerjt erwähnten Claſſe wird der Verkauf 
der producirten Waaren an das Publicum, bei der zweiten Claſſe Dagegen in der Regel 
der Conſum derjelben durdy die Mitglieder die Hauptjache fein. Eine Genofjenichafts- 
Bäderei 3. B. wird der eriten oder auch der zweiten Claſſe von Productivgenofien- 
ihaften angehören können, je nachdem eine Anzahl Bäder fie begründet haben, zu dem 
Zwed auf gemeinfame Rechnung zu baden und ihre Badwaaren an das Publicum zu ver: 
faufen, oder je nachdem eine große Anzahl von Gewerbtreibenden verſchiedener Be- 
rufsclafien fie gegründet haben zu dem Zwed, ſich jelbjt mit billigen Backwerken zu ver- 
forgen und nebenbei nod) von dem Berfauf an Das Publicum Gewinn zu ziehen. Immer 
haben wir es mit einer Productivgenoſſenſchaft zu thun, aber beide Arten weichen 
offenbar in ihrer Organijation, Entitehung, fowie in ihrem Ziele erheblich von einander 
ab. Zu der erften Claſſe bilden unter den Diftributivgenoftenichaften die Rohſtoff— 
und Magazingenojjenihaften, auch die Genoſſenſchaften aur gemein» 
famen Bei aus von Triebfräften und Majchinen die Vorſtufe, nicht 
nur theoretiich , jondern oft aud) in der Praxis; die zweite Clafie hat die Conſum— 
vereine zur Vorftufe und wird fih in der Negel erft aus diefen entwideln. Auch 
die Volfsbanfen fann man für die zweite Claſſe ald Vorftufe betrachten, indem ver 
genofienfchaftliche Betrieb eines Bankfgeichäftsdurd eine Menge verichiedenen Be— 
rufsarten angehöriger PBerjonen recht wohl denkbar ift, während andererjeits die Ver: 
einigung mehrer Banfierd zum gemeinfamen Betriebe eines Banfgeichäfts in der Regel 
ein einfaches Compagniegeichäft fein und des genofienfchaftlichen Charafters entbehren 
wird. Immer jedody bilden, wie wir ſehen, die PBroductivgenofienichaften die Spige 
ded ganzen genoffenjchaftlichen Syſtems. 

Wegen des verſchiedenen Charafterd aber der beiden Claſſen, in die jie zerfallen, 
wird cd angemefien fein, verichiedene Bezeichnungen für fie einzuführen und dürfte viel— 
leicht audy) mit Bezug auf ihre abweichende Entwidelung für die erſte Claſſe die Be— 
zeihnung „Productivgenofjenihaftenimengern Sinne“, für Die zweite 
die Bezeichnung „productive Verbrauchsgenoſſenſchaften“ die pafjendfte jein. 

Nachdem ferner Das Handelsgefegbuch den theoretiich nicht feitzuftellenden und oft 
jelbit in der Praxis nicht ohne Willfür aufrecht zu erhaltenden Unterichied zwiſchen 
bandmwerfsmäßigem und fabrikmäßigem Betrieb von Neuem janctionirt hat, 
wird man die „Productivgenoflenichaften im engern Sinne“ in handwerfsmäßigbe- 
triebene und in fabrifmäßigbetriebene oder, um nicht eine wirthichaftlic nicht definir- 
bare Eintheilung anzuerfennen, in foldye, Die der Wohlthaten des Handels: 
geſetzbuchs theilhaftig erklärt find und jolhe, die ihrer nicht theil- 
baftig erklärt find, eintheilen müjjen. Dieſer Unterſchied ift deshalb von großer 
Wichtigkeit, weil je nachdem eine Productivgenofienichaft der einen oder andern Unter: 
abtheilung angehört, ihre rehtlihe Form und damit ihre ganze DOrganijation 
eine verjchiedene jein wird. Aus demijelben Grunde wird man ferner überall da, wo 
die Gewerbefreibeit noch nicht vollftändig durchgeführt, jondern der jelbititändige Be- 
trieb eines Handwerks von der Aufnahme in eine Innung oder Ablegung einer Prü— 
fung vor der Behörde abhängig gemacht ift, untericheiden nrüffen zwiſchen Handwerker: 
Productivgenofienichaften,, vie nur aus jelbitjtändigen Meiftern beftchen und joldyen, 
die theils aus Meiftern, theils aus Gejellen over aus Gejellen allein beftchen. 
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MWährend die nur aus Meiftern beftehenden Handwerfer-Productivgenoflenichaften in 
Bezug aufihre Organifation mit feinerlei gewerbegefeglichen Hinderniflen zu fämpfen 
haben, werben die theilweife oder ausſchließlich von Gejellen gebildeten derartigen Ge— 
noſſenſchaften immer einen Meifter ald Vorftand an ihre Spige ftellen müſſen, der 
rechtlich als Inhaber des Geſchäfts ericheint. 

Die „productiven Verbrauchsgenoſſenſchaften“ werden in der Regel unter die Vor— 
fhriften des Handelsgeſetzbuchs fallen und unter der einen oder der andern der von die- 
fen fanctionirten Gejellihaftsformen ſich mehrund mehr den Actiengefellichaften nähern. 

Haben wir im Vorftehenden eine kurze Charakteriftif und die Eintheilung der 
Productivgenofienfchaften gegeben, wobei wir ſchon Beranlaffung hatten, auf mandye 
ihnen entgegenftehende geſetzliche Hindernifie hinzuweifen, fo fommen wir nun auf eine 
Betrachtung der Schwierigkeiten, mit weldyen die Productivgenofienfchaften und zwar 
befonders die „im engern Sinne“ bei ihrer Gründung und weitern Ausbreitung zu 
fämpfen haben. Daß es zwedmäßig oder gar allgemein empfehlenswerth fei, „pro- 
ductive Verbrauchsgenoſſenſchaften“ unvermittelt, gleichlam aus dem Nichts ind Leben 
zu rufen, ift noch nicht behauptet worden, weil bier die alltägliche Erfahrung dafür 
ſpricht, daß ſolche Genofjenichaften immer aus einfachen Conſumvereinen hervorgehen, 
und die Frage, ob es zeitgemäß, zur eigenen Production überzugeben, immer nur nad) 
den fpeciell vorliegenden Verhältnifien zu beurtheilen jei. 

Wohl aber ift neuerdings vielfach die Frage aufgeworfen und beiprocyen worden, 
ob die Zeit zur Gründung von Productivgenoffenfhaftenim engern 
Sinne gefommen fei. Ueber dieje Frage zu ftreiten, ift jedoch unferer Anficht 
nad) eine völlig müßige Beihäftigung, weil —* wenn man den Beweis beibringt, 
daß zur Rettung der wirthſchaftlichen Selbſtſtändigkeit der kleinen Gewerbtreibenden 
und Arbeiter aller Branchen die ſofortige allgemeine Begründung von Productivge— 
noſſenſchaften durchaus nothwendig fei, Damit noch feinesweges der Beweis geführt 
ift, daß die allgemeine Einführung von Productivgenofienfchaften auch ſogleich wirth— 
ſchaftlich möglid jei. Die Frage ift in diefer Allgemeinheit überhaupt nicht zu 
beantworten, fondern es läßt fi) auch hier immer nur über jeden einzelnen concret 
vorliegenden Fall ein ſachgemäßes Urtheil fällen. Zunächſt find die verfchiedenen Ge: 
werbsaweige in jehr verſchiedenem Grade zum genofjenichaftlichen Betriebe geeignet; 
in allen Branchen, in denen das Capital im engern Sinne bei der Production die 
Arbeit überwiegt, werden Productivgenofienichaften viel weniger am Plag fein, als 
in den Brandyen, wo das Verhältniß zwiſchen Arbeit und Capital umgekehrt it. Für 
den Bau von Eifenbahnen 3. B. Productivgenofienihaften zu gründen, würde ein 
Unternehmen fein, welches fehr wenig Ausſicht auf Erfolg hätte, während die Fabri— 
cation von Shawls und Tüchern oder von Cigarren recht gut von Productivgenoffene 
ſchaften betrieben werden kann. 

Abgelehen von diefen je nach dem Fabricationszweige verſchiedenen Hindernifien 
ftehen der Begründung von „Productivgenofienfchaften im engern Sinne“ hauptſächlich 
in den Perſonen der Gründer beruhende Schwierigfeiten entgegen. Wieder iſt es der 
bei den Mitgliedern herricdhende Mangel an Capital im weiteften Sinne, der 
oft entweder die Gründung einer ſolchen Genoſſenſchaft unmöglich macht, oder ihren 
baldigen Untergang herbeiführt. Vorerft müffen die Gründer hinreichende Gelpmittel 
befigen, nicht nur, um die Anlagefoften, fondern auch für die erfte Zeit die Be: 
triebsfoften, einfchließlich des Arbeitslohne, den fie jelbit zu ihrem Lebensunterhalt 
brauchen, deden zu können, ohne Gredit in Anjprud; nehmen zu müſſen; denn Die 
Borausfegung, daß man das Fehlende leicht werde dur Aufnahme von Darlehnen 
etwa unter folidarijcher Haft aller Mitglieder deden fönnen, erweift fidy in der Regel 
als unrichtig, — ehr natürlich, weil Niemand einem Geſchäfte Geld leiht, weldyes 
feine Lebensfähigkeit erft beweilen foll, und deſſen Inhaber außerhalb des Geſchäfts 
meiſt fein Vermögen beftgen, das über die Befriedigungsmittel des zum täglichen Leben 
augenblicklich Nöthigen hinausgeht. Die Erfahrung in Deutfchland lehrt, daß dieſe 
Anlage: und eriten Betriebsfoften von den Gründern der Productivgenofienfchaften in 
der Regel zu niedrig veranfchlagt werden; — ein Rechenfehler, der ſchon für viele 
Genoſſenſchaften verhängnißvol geworden ift und der ung auf das intellectuelle 
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und moraliſche Capital führt, welches bei den Gründern und Mitgliedern einer 
Productivgenoffenfchaft im engern Sinne, um deren Beftehen zu fihern, in viel höherem 
Maaße vorhanden fein muß, als bei den Mitgliedern irgend einer andern Genofien: 
(haft. Jener Rechenfehler ift oft eine Folge des Mangels an Vorausſicht oder an 
faufmännifchem Blid, — Eigenfchaften, die jelbft die tüchtigften Arbeiter ins Geichäft 
nicht mitzubringen pflegen , fondern erft darin erlernen müflen. Berner die Kenntniß 
der beften Bezugsquellen für das Rohmaterial und der beften Abſatzquellen für die 
fertigen Waaren, ſowie das Geſchick, Die Vorzüge der Waaren beim Publicum zur 
Geltung zu bringen, find ebenfalls — die mindeſtens die Leiter einer Pro— 
ductivgenoſſenſchaft beſitzen müffen. Was aber nicht nur für dieſe, um das Geſchäft zu 
verwalten, fondern auch für alle Mitglieder, um die Verwaltung ftreng controliren zu 
fönnen, unentbehrlic) ift, das ift Die genaue Kenntniß der Faufmänniichen Buchführung. 
Die Mitglieder einer-PBroductivgenofienihaft müflen mit einem Worte Kaufleute 
fein, oder wenigftens die Anlagen dazu haben, fich jchnell zu Kaufleuten auszubilden, 
— Anlagen, die ihnen 3. B. dadurd) ſicherlich nicht beigebracht werden, daß ihnen der 
Staat unverzinsliche Darlehne gewährt. Hiermit iſt das Regifter der Erfordernifie noch 
nicht geichloflen: eine Productivgenofienihaft wird nicht gedeihen, audy wenn ihre 
Mitglieder in hohem Grade faufmännifche Bildung beſitzen, wenn fie nicht zugleich) 
von dem rechten genoſſenſchafthichen Geifte befeelt find. Die willige Unter- 
ordnung unter die Beſchlüſſe der Mehrheit und die pünctlihe Befolgung der Anord- 
nungen der Vorfteher, jowie die gegenfeitige Verträglichkeit und Nachjicht bei etwaigen 
fleinen Mißgriffen anderer Genofien , aber um jo größere Strenge gegen fich ſelbſt — 
diefer genoſſenſchaftliche Geiſt, das ift Das moraliihe Capital, welches die Mitglieder 
in das Gejellihaftsunternehmen mit einwerfen müflen. 

Wie ſchon angedeutet, find bei den „productiven Verbrauhsgenofienfchaften“ die 
entgegenftehenden Schwierigkeiten deshalb nicht fo groß, weil diefe Genoſſenſchaften 
fi) au8 Den Gonjumvereinen, und zwar fchrittweife mit Zunahme der Gefchäfte, zu ent— 
wideln pflegen, fo daß einerjeits die Mitglieder Zeit haben, fi allmählidy die nöthige 
faufmännifche Bildung und den rechten genofienfchaftlichen Geift anzueignen und 
andererfeits dieſe Genoſſenſchaft nicht eher fremde Gelder aufzunehmen braucht, als bie 
fie ſchon durch fortdauerndes Wachsthum ihre Lebensfähigfeit bewiefen bat und des— 
halb jowohl, ald weil eine große, in die Hunderte fi belaufende Mitgliederzahl, oder 
u. ein bedeutender eigner Fond für etwaige Berlufte haftet, leicht den nöthigen 

redit erhält. 

Gedenfen wir nun nod) mit einigen Worten des Ziels, welches die Productiv» 
genoffenfchaften im Allgemeinen verfolgen, indem wir auf fie beftimmt anwenden, was 
wir als das Ziel der genoffenichaftlichen Bewegung überhaupt hinftellten: die Demo- 
fratifirung des Gap itals (vgl. den Art. Genoflenihaften). Daß die Production 
jemals in allen Gewerbszweigen oder aud nur in den für den genoffenichaftlichen Be- 
trieb geeigneten ausſſchließ lich durd Productivgenoſſenſchaften geichehen ſollte, ift 
völlig undenkbar, einmal, weil unter jonft gleihen Verhältnifien in der Einheit der 
Geichäftsleitung, wie fie von einem einzelnen Babricanten ausgeübt wird, ein bedeuten» 
der Vorzug liegt vor der Vielköpfigkeit des genoſſenſchaftlichen Regiments und dann, 
weil es immer viele Arbeiter geben wird, die entweder nicht dazu befähigt find, brauch— 
bare Mitglieder einer Productivgenoflenfchaft im engern Einne zu werden, oder die es 
vorziehen, Lohnarbeiter zu bleiben, als das Riftco der Begründung eines jelbftftändigen 
Geichäfts mit anderen auf fi) zu nehmen. Den genoffent&aftlichen Betrieb in irgend 
einem Fabricationszweige zur ausjchließlichen Geltung zu bringen, kann alfo nicht das 
Ziel der Productivgenoftenfchaften fein; vielmehr haben fie die Aufgabe, dem tüchtigen 
Arbeiter den Weg zur gewerblichen Selbftitändigfeit zu zeigen und es mit der Zeit da- 
bin zu bringen, daß die Fabricanten ihren Arbeitern, um nicht die tüchtigen an die 
Productivgenofienfchaften zu verlieren, eine Tantitme vom Neingewinn ihres 
Geihäfts gewähren. Wenn dieſes Ziel erreicht ift, wenn Die enormen Gewinne, welche 
die Fabricanten oft machen, zu Gunften einer gleihmäßigeren Vertheilung des Volks— 
vermögens auch den Arbeitern zu Gute fommen, und deren Intereſſe dadurch eng an 
das ihrer Fabrikherrn gefnüpft und ihr Lohn zum beiverfeitigen Vortheil erheblich ges 
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fteigert wird und wenn den beften Elementen der arbeitenden Claſſen immer die Mög- 
lichfeit offen gehalten ift, ſich durch die Productivgenoſſenſchaft jelbft zu Fabricanten zu 
machen, dann ift im Großen und Ganzen die Aufgabe der Productivgenofienidaften 
für unfere foriale Entwidelung gelöft. Die Löfung diefer Aufgabe aber wird nicht 
durch die Anwendung irgend eines wunderbaren Recepts erreicht werden , vielmehr er- 
heiſcht fie nody die Arbeit von Generationen ; jedoch verdient fie auch folche gewaltige 
Anftrengungen, denn ſie verheißt ung den dauernden gefellichaftlichen Frieden zwiſchen 
den jogenannten arbeitenden und den jogenannten befigenden Glaffen. 

Die „productiven Verbrauchsgenoſſenſchaften“ werden zur Erreichung dieſes Ziels 
wefentlih mitwirken, indem fie durch Die billigere Herftellung der wichtigften Lebens: 
bepürfnifie und deren gewinnbringenden Verkauf an das Publicum den Mitgliedern 
durch Erjparnifie und Gewinn Gapital zuführen, weldyes ihre ganze Lebenshaltung 
auf die Dauer beflert, das Maaß deſſen, was fie zu den nothwendigen Be- 
dürfniſſen rechnen, erheblich fteigert, und weit entfernt unter dem Einfluffe ungünftiger 
Gonjuncturen auf eine dauernde Erniedrigung des Lohne binzuwirfen, vielmehr ent: 
ſprechend den mit der befiern Lebenshaltung wachſenden Arbeitsleiftungen den Anſpruch 
auf höhern Arbeitslohn immer dringender werden läßt. 

Wir haben jchließlich nody kurz der Erfahrungen zu erwähnen, welche auf dem 
Gebiete der Productivgenofienichaften gemacht find, indem wir wegen genauerer Mit: 
theilungen bierüber auf die Literatur verweilen. In England Anden wir die „pros 
ductiven VBerbraudysgenofienichaften“ die,,cooperative stores“‘ befonderg ftarf vertreten 
und zu einer großen Vollkommenheit ausgebildet; aus ihnen find bier vielfach „Pro: 
ductivgenoſſenſchaften im engern Sinne“ hervorgegangen. Bon den erfteren find bes 
fanntlich die ältefte Die 1844 gegründeten Rochdale equitable pioneers, die Anfangs 
1561 3900 Mitglieder zählten, während defjelben Jahres einen Umſatz von 17174711 
Thlr. hatten und am 1. Dctober 1862 ein eigenes Capital von 266739 Thlr. befaßen. 
Achnliche Gefellihaften befteben in England jegt 500, von denen aber nur 25 vor 1856 
entjtanden find und viele namentlich unter den erft in den legten Jahren gegründeten, 
nody nicht zur eignen Production übergegangen fein mögen, mithin noch zu den Con— 
ſumvereinen gehören. 

Jene 25 älteften haben ein eigenes Vermögen von 1195000 Thlr. und einen 
Umjag von 6130000 Thlen., während alle 500 Vereine zufammen 3—4 Million 
Thlr. eigenes Capital und einen jährlichen Umfag von 17 Million Thalern haben. 

Aus diefen „productiven Verbrauchsgenoſſenſchaften“ find bis zum Jahre 19650 
ihon 31 größere Fabriken Productivgenoſſenſchaften im engern Einne) hervorge: 
gangen, welche zufammen ein Betrieböcapital von mebr als 7 Million Thalern haben, 
von denen etwa 4 Million eigened Actiencapital (in Actien von ganz kleinem Betrage) 
und der Reft fremde Gelder find. Auch in den hbandwerfsmägig betriebenen Ge— 
werben z. B. unter den Schneidern erijtiren in verſchiedenen engliſchen Städten blühende 
„Productivgenoſſenſchaften im engern Sinne.“ In Sranfreic haben die arbeitenden 
Glafien von jeher eine befondere Vorliebe für die Productivgenoſſenſchaften im engern 
Sinne an den Tag gelegt. Die ältefte, noch beitehende ift Die 1534 gegründete der 
Juweliere (Bijoutiers en dore) in Paris, die ein Capital von mehr ald 100000 Fred, 
und 4 Gejchäfte hat, weldye nicht unter 20%, Dividende abwerfen. Bon 1548 bis 1851 
bejtanden in Frankreich wohl 300 Produetiv : Afforiationen, wovon 150 auf Paris 
fonımen. Bon legteren blieben nur 14 übrig, zu Denen erſt 1858 2 neue famen. Augen» 
blidlich aber zeigt jich auf dielem Gebiete nicht nur in Baris, fondern aud) in den Pro: 
vinzen eine außerordentliche Bewegung. Allein während des Januar 1865 haben fi) 
3 neue Productivgenoffenichaften in Paris gebildet mit einem Capital von 10,000, 
12000 und 19000 Fres. und jind viele andere in der Bildung begriffen. 

Bei uns in Deutſchland jind die Erfahrungen nod) fehr gering. Productiv— 
genoflenichaften im engern Sinne iind jeßt (Februar 1555, 25 bekannt, niebrere find in der 
Bildung begriffen. Die Mehrzahl gehort dem handwerfsimäßigen Gewerbebetriebe au, 
und meift iind es Schneidergenofienichaften, aber über ihre Refultate wiflen wir wenig, 
da die im Allgemeinen bei den Handwerfergenofienjchaften herrſchende Scheu vor der 
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Deffentlichkeit hier ganz befonders ftarf hervortritt!'. Mehr wiſſen wir von einigen fabrif- 
mäßig betriebenen Genofienidyaften, den Lanıpenmacern, dem Verein felbft- 
ftändiger Stuhblarbeiter, der Afiociation der Gigarrenarbeiter, fämmt: 
li in Berlin, indeffen find deren Erfahrungen noch zu furg, um über ihre Refultate 
fchon ein Urtheil fällen zu können. Bor Allem aber verdient noch erwähnt zu werden 
als der erfte Verſuch in Deutſchland, daß Arbeiter im engften Einne des Worte eine 
Fabrik in großem Style aus eigenen Mitteln gegründet haben: Die deutſche Ma— 
Ihinenbauarbeiter-&ompagnie zu Chemnitz. Es ift eine Actiengejell- 
ſchaft auf Grund des Handelsgeſetzbuchs, deren Stand ſich aus folgender Bilance vom 
31. December 1864 ergiebt. 


Activa. Paſſiva. 

Thlr. Thlr. 
Grundſtück, Gebäude u. Hülfs— Hypothekenſchulden .. 25,000 

maſchine.... 33,500 Auf Credit entnommene Waa— 
Vorräthe und in Arbeit befind» ren und Buchſchulden . . 19,000 
lie Maichinen und Maſchi— Stammcapital -. » » ... 10,000 
nentheile . . » =»... 16,500 Bon Mitgliedern geliehenes Ca— . 
Außenftände ... 13,000 pital — 4600 


Thlr. 63,000 Thlr. 58,500 

Da von den Activis noch Abnugungsipelen abzuichreiben find, fo wird ſich pro 
1864 ein Reingewinn von 1000— 1200 Thlrn. ergeben. 

„Productive Verbrauchsgenoſſenſchaften“ haben wir nur eine, den Conſum— 
verein in Zürich, aufzuweiſen, defien Leiftungen allerdings den englifcyen coo- 
perative stores nichts nachgeben. 

Literatur: Schriften von Schulze-Deligich, welde wir ſchon unter dem 
Artikel „Genoſſenſchaften“ aufgeführt haben. — Die feit November 1864 erjcheinende 
Zeitfchrift: L’association. Bulletin international des societes cooptratives par 
M. Beraud. Paris et Bruxelles. — Huber, Reijebriefe aus Belgien , Franfreich 
und England (Hamburg 1855). — Huber, Zeitichrift Concordia. — Vielfach be- 
handelt ift der Gegenftand in den zahlreichen kleinen Brochuren, die in den Jahren 
1863 und 1864 über die Löfung der Arbeiterfrage erſchienen find. 

F. Schneider. 


Productivkräfte, fiehe Natur und Production. 


Progteſſivſteuer. 

In den Augen der Vertreter des Grundſatzes der Allgemeinheit und der Gleich— 
mäßigfeit der Beſteuerung gelten diejenigen Steuern für unvolkswirthſchaftlich, welche 
nur gewiſſe Perſonen, Stände oder Berufsclafien treffen ; aber ebenfo Diejenigen, welche 
zwar alle Staatsangehörigen treffen, aber die Einen mehr belaften als die Anderen. 
Die große Schwierigfeit, ja die Unmöglichkeit der Herftellung einer vollftändigen 
Gleichmäßigkeit der Belaftung darf die Gefeggebung nicht abhalten, wenigftend das 


1) Dem Jahresbericht der Dresdner Handelsfanımer entnehmen wir die Geſchäftsabſchlüſſe eini— 
ger Handwerfergenoflenfchaften für 1863. 











| | Summe | Guthaben 


Namen. ‚Mitgliederzahl | der verkauften | Reingewinn. | der RKeſervefond 
Maaren | | Mıtglieder. 
1 \ 
Schneider⸗Aſſoe. Con- Thlr. | Thlr. Thlr. TIhlr. 
cordia (Dresden) | 12 23033 - 691 i 1622 | 430 
Edmeider:Affoc. Ger: | | | | 
mania (Dresden | 60 159220 Be 17 a 16416 


Schuhmacher⸗Aſſoc. in | | 
Freiberg | 9 11566 332 pn I — 
Die Redaction. 
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Princip anzuerkennen, und die Verwirklichung deſſelben conſequent anzuſtreben. Die 
ſogenannte Steuerprogreſſion, oder dad progreſſive Claſſenſyſtem — Progreſſto— 
ſteuer — iſt eine Conceſſion an das Princip der Gleichmäßigkeit. Man geht hierbei 
von dem Grundſatze aus, daß die Steuerraten in anderer Progreſſion aufſteigen müſſen, 
als die Steuercapitalclaſſen, da der Druck der Steuerlaſt nicht in gleichen Procenten 
wachſe, wie die Größe des Steuercapitales, ſondern in einem ähnlichen Verhältniß 
abnehme, wie das Steuercapital wachſe, da mit anderen Worten, wer 100 zu verſteuern 
bat, durch 2 mehr gedrückt werde, als wer 1000 zu verſteuern hat, durch 20. 

Diefe legtere Annahme ift richtig, aber fie ift ed nur unter einer Vorausſetzung. 
Unter der Borausjegung nämlich, daß das Steuercapital gebildet wird durch dag reine 
Einfommen der Steuerpflichtigen, daß alfo in dem Steuerwejen des betreffenden Staa- 
tes bereits der allein richtige Maaßſtab der Steuerleiftungsfähigfeit erfannt und that- 
fählich anerfannt ift und daß es fid darum handelt, eine — directe Einkom⸗ 
menſteuer als einzige Steuer gleichmäßig zu vertheilen. Daß bei jeder einzelnen belie— 
bigen Steuer eines gemiſchten Steuerſyſtems der Steuerdruck in einem ähnlichen Ver— 
hältniß abnehme, wie das Steuercapital wachſe, iſt keineswegs anzunehmen, und, wenn 
es zufällig bei einer ſolchen Steuer der Fall wäre, jo wäre dadurch noch nicht erwieſen, 
daß für dieſe Steuer fid) eine progrejfive Scala nöthig made; denn bei irgend einer 
oder einigen der anderen Steuern, welche diejelben Perfonen belaften, fönnte in ver 
That der Steuerdrud bereits in gleichem oder ftärferem Berhältniffe, wie das Steuer: 
capital wachſen, und jo würde eine annähernde Ausgleihung herbeigeführt werden ; 
oder vielmehr: in einem gemifchten Steuerjyftem, wo verſchiedene Maaßftäbe für die 
. der Leiftungsfähigfeit angenommen werden, auf die Leiltungsfähigfeit 
auch wohl überhaupt gar feine Rüdjicht genommen wird, fehlt jede Handhabe zur Be— 
mefjung des Geſammtſteuerdruckes. 

Aus diefem Grunde wollen die Vertheidiger der progrefjiven Scala diejelbe auch 
nur bei der Einfommeniteuer, und, jofern fie zur Begründung jener Scala auf den 
Grundſatz der Gleihmäßigfeit der Beiteurung zurüdgehen und die Berückſichtigung der 
Leiſtungsfähigkeit ald unumgänglic darthun, jelbit nur dann angewendet ſehn, wenn 
die Einfommenfteuer die ausichließliche, einzige Steuer des betreffenden Standes ijt. 
Sie verlangen nicht, Daß eine Grundrentenſteuer progrejfiv veranlagt werde, weldye 
vielleicht neben einer Zinsrenten-, einer Erbſchafts-, einer Salzſteuer und neben ver: 
ſchiedenen Yurusfteuern befteht. Könnte man auch das Steuercapital, welches die ver: 
Ichiedenen Steuerpflicdytigen des Landes bei Diefem gemifchten Steuerjpftem haben ver: 
fteuern, und die Summe der Steuern, welche Jeder von dem ermittelten Gapitale bat 
entrichten müflen, genau ermitteln — und ftellte e8 fidy dann aud) heraus, daß die ge— 
tingeren Steuercapitalfunmen verhältnigmäßig geringere Laften getragen haben, als 
die größeren — wer möchte behaupten, daß nicht trogdem die Repräfentanten der ge: 
ringeren Summen zu ftarf, die der höheren zu ſchwach belaftet worden fein können? 
In einem gemijchten Steuerjyitem läßt das höhere Steuercapital nicht einmal auf eine 
abfolut — wie vielweniger auf eine relativ größere Leiftungsfähigfeit zurüdichließen. 
Hier findet die Leijtungsfähigfeit im Steuercapital gar feinen bejtimmten Ausdrud. 

Die Gegner der Progrejfivfcala, auch wenn diejelbe nur bei der allgemeinen di— 
recten Einfommenjteuer angewendet werden foll, geben 1) den Sat nicht zu, daß die 
Steuerfähigfeit in ftärferem Verhältniſſe zunehme, al8 das Steuercapital — Die Größe 
des reinen Ginfommens, und 2) werfen fie ein, die progrefiive Scala jei an fi un- 
durchführbar, da, wenn man die Progreſſion confequent fortfege, fie bald zu Steuer: 
jägen führen werde, welche das ganze Steuercapital, ja mehr als dieſes, abjorbiren. 

Auf diefe Einwände ift Folgendes zu erwidern: 

ad. 1. Don den Roheinfommenfägen jind behufs der Ermittelung der Reiner: 
tragsſätze zweierlei verfcyiedenartige Abzüge zu machen. Die eine Claſſe von Abzügen, 
die Koſten, fteht in feinem bejtimmten Verhältniffe zu dem Roheinfommen ; die andere 
fteigt zwar bis zu einem gewiſſen Grade mit der Höhe des nad) Abzug der Koften ver- 
bleibenden Reftes ; die Steigerung hat aber jehr enge Grenzen. Das ijt die Glafje der 
zu Beftreitung der Bedürfnifie der Nothwendigfeit (des Eriftenzminimums) zu berech— 
nenden Abzüge. Diefe Abzüge, wenn fie aud) in den unterften Steuerclafien abjolut 
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ein Wenig geringer find als in den höheren, machen doc) dort immer einen größeren 
Theil des nad) Abzug der Koften übrigbleibenden Roheinfommenreftes aus, wie bier, 
laſſen alfo dort ein relativ Heineres Keineinfonmen wie hier. Das Reineinfommen 
dient zur Beitreitung der Bedürfniffe des Wohllebend. Diefe Bedürfniſſe find einer 
unendlichen Steigerung fähig. Aber für jede Gegend läßt fich eine untere Grenze feft- 
ftellen, bis zu welcher das reine Einfommen mindeftend reihen muß, wenn von einer 
Steuerfähigfeit überhaupt noch die Rede fein fol. Auf diefer unterften Stufe wird 
jedes, auch das kleinſte materielle Opfer, fchwer empfunden. Andererſeits giebt es 
Stufen, wo das procental gleiche Opfer gar nicht empfunden wird. Dieje größere oder 
geringere Empfindlichkeit ift nur ein anderer Ausdrud für die größere oder geringere 
Steuerfähigfeit. Ihr gerade muß man durch die Steuerveranlagung gerecht werden. 
Um die Steuer in gleid) hohem, oder vielmehr in gleidy geringem Maaße empfindlich zu 
machen, muß man zu auf» oder abfteigenden Procentjägen feine Zuflucht nehmen. Aber 

ad. 2. man will durch die fteigende Scala nur eine möglichit gleichmäßige Be— 
laftung herbeiführen. Diejer Zwed würde durch eine Steigerung der Scala bis zu 
100%, vereitelt werden. Man behauptet nicht, daß ein reines Einfommen von 
100000 Thlrn. durch eine fünfprocentige Steuer minder belaftet wird, als ein reines 
Einfommen von 80000 Thlrn., fondern man behauptet nur, daß ein reined Einfom- 
men, welches fnapp binreicht zur Beftreitung des niedrigften Maaßes der Bedürfniſſe 
des Wohllebens durch ein procentweije gleiches Opfer ftärfer getroffen wird, als ein 
reines Einkommen, womit man diefe Bedürfniffe, foweit fie auch innerhalb der Schran: 
fen des Bernünftigen und ſittlich Gerechtfertigten ausgedehnt fein mögen, reichlich be- 
friedigen fann, oder welches wohl gar dann noch einen Ueberſchuß läßt. Bon da an, 
wo jtd) jolche Ueberſchüſſe zu ergeben pflegen, belaftet ein gleicher Procentjag den 
Steuerzahler in der That gleich ftarf, oder vielmehr gleich wenig. 

Die meiften Gegner der Progreffivftener — J. B. Umpfenbad, LXehrb. ver 
Finanzwifienfchaft $ 53; Rau, Grundfäge der Finanzwiflenichaft. 3. Aufl. $ 400 
— halten mathematifche Gegengründe für die erheblichften. Sie erſcheinen durchaus 
unerheblich. Yefanntlich giebt es in der Mathematik Linien, welche Aſymptoten haben, 
denen fie jich immer mehr nähern; bekanntlich fann das Steigerungsgefeg der Steuer: 
ſcala jehr füglic durch eine Bunction ausgedrüdt werden, die eben den Verlauf einer 
jolhen Linie darftellt. Bekanntlich giebt es Reihen, deren Summe mit wachiender 
Gliederzahl einer beftimmten endlichen Größe immer näher fommt. (Vgl. Bremer Hans 
delsblatt. Jahrg. 1863. Nr. 636 d. Art. „über progreifive Beiteurung.“) 

Es muß zugegeben werden, daß der Sag: „Ein geringeres reines Einfomnen 
wird durch denjelben Steuerprocentjag mehr belaftet ald ein höheres,“ wenn er auch 
an ji wahr ift, in Zahlen nicht mathematifch genau überfegt werden fann. Es han» 
delt ſich um Unterichiede, die ziffermäßig dargejtellt werden müſſen umd fich doch der 
genauen Berehnung entziehen; es handelt ſich um Unterfchiede, die man berüdjic- 
tigen muß, um nicht ungerecht zu fein, und für deren jachgemäße Berüdjichtigung noch 
keine Formel gefunden iſt, vielleicht nie eine Formel gefunden werden wird. Soll man 
aber AR ganz von dem Verſuche abſtehen, dem richtigen Principe Rechnung zu 
tragen 

Die oberſte Grenze der Progreſſion ift gleichfalls ſchwer zu ermitteln. Auch bier 
fommen Dinge in Betracht, die fich nicht wohl in abstracto zahlenmäßig darftellen 
laffen. Für ein gegebenes Gebiet wird man fie wohl mit einiger Zuverläjfigfeit beftim- 
men fünnen. Iſt Dies geichehn, fo hat man ſich über den höchſten Sag der Stufenleiter 
zu verftändigen, der überhaupt in Betracht fommen fol. Nach diefem Sage wird ſich 
die Zahl und Größe der procentalen Abftufungen, fowie die Zahl und Größe der Pro» 
areffionsclafien beftimmen müfjen. Diefe Dinge feftzuftellen,, fann nicht Sadye der 
Wiſſenſchaft fein, das ift der Finanzpraris zu überlafien, welche auf Grund ihrer fta- 
tiftiichen Erhebungen die für das betreffende Land angemeffenen Abftufungen und Pros 
grejfionsraten zu ermitteln hat. 

Mehrere deutſche Stenergefege enthalten eine Steigerung. So unter den neueſten 
das Oldenburg. Gefeg, betreffend die Glaffen- u. claffifiz. Einfommenftener. Auch 
die preuß. Glafjenfteuer iſt eine Progreſſivſteuer. 
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Unter den Bertheidigern der Progreifivftener vgl. namentlih v. Groß, Allgem. 
progreifive Grund- u. Einfommenfteuer. Jena 1848. — Unter den Gegnern: Jolli- 
vet, De l’impot progressif. Paris 1793. — Thiers über d. Eigenthum. Deutſch 
von Obermayer 1848. ©. 195. — Umpfenbach u. Rau a. den bereits ermähn- 


ten Orten. 
A. Emminghaus. 


Bropibition. 

Die Gefchichte weift zahlreiche Beifpiele auf, nach denen einzelne Regierungen 
gewiſſe wirthichaftliche Tendenzen und Bewegungen in andere Bahnen zu leiten oder 
ganz zu verhindern fuchten, und eigentlich find unter Prohibitionen (Probibi> 
tiv: Maaßregeln) alle Beftrebungen und Gefege der Regierungsgewalt zu verftehen, 
welche der freien wirthichaftlichen Entwidelung, wie fie fidy bei unumſchränkter Herr- 
fchaft der volkswirthſchaftlichen Geſetze von felbft herausftellt, entgegenzumwirfen ver: 
fuchen. Wenn Erfhwerungen bei Schließung von Ehebündniſſen die Vermehrung der 
Bevölkerung zurüdhalten, wenn drüdende Beftimmungen über Niederlafiung, Paß— 
weſen und polizeiliche Gontrole die Einwanderung und den Zuzug bis auf das Maaß 
beichränfen follen, das dem Gefeggeber das angemefienfte zu fein ſcheint; wenn Eon: 
ceffionswefen und Innungsvorrechte die freie Concurrenz ausfchließen ; wenn Gejege 
über die geftattete Höhe des Zinsfußes die Betheiligung des Capitals bei vielen Unter: 
nehmungen einengen : jo jind dies ſämmtlich Prohibitiv-Maaßregeln mit dem far und 
deutlich ausgeiprochenen Zwede, die freie Entfaltung der wirthſchaftlichen Gelege: durch 
Beichränfungen einzuengen. Im engern Sinne verfteht man jedody unter Prohibition 
den Ausfhluß der freien Concurrenz aufdem Gebiete desinternati- 
onalen Handels, meift mit der Tendenz, durch Ein» beziehlich Ausfuhrver- 
bote die einheimifche Production zu fördern. 

Die Zölle von ausgehenden und eingeführten Waaren wurden lange Zeit bin- 
durch nur als eine Quelle der Staatseinnahmen betrachtet. Wie wenig man in ganz 
früher Zeit daran dachte, die Zölle zugleich mit als Schugmaaßregeln aufzufafien, er: 
heilt unter Anderm daraus, daß man, anftatt Zollgrenzen gegen das Ausland zu 
Schaffen, im Innern der Länder an den frequenteften Land- und Wafleritraßen Zoll: 


ſchranken errichtete und ohne jedes Syſtem von den Reifenden und ihren Waaren , je 


nachdem man Geld brauchte, bald höhere bald niedere Auflagen verlangte. Sobald 
Directe Verbote für die Ein- oder Ausfuhr gewifler Artikel erlaſſen wurden, lagen ſtets 
andere Gefichtspuncte, als die rein fiscaliidyen vor, und ſchon die erften Anfänge des 
Prohibitivfyftems waren lediglicd auf den Schug einzelner Induſtriebranchen 
berechnet. Bereinzelt traten ſolche Anfichten bereits im Mittelalter hervor. So wurde 
in Languedoc 1305 die Ausfuhr von Wolle und Farbeftoffen, in ganz Frankreich unter 
Ludwig XI. die Einfuhr von indischen Seidenzeugen, unter Franz I. die Einfuhr 
fpanifcher Tücher verboten. Rau.) Ein ausgedehnteres Sperrfyftem wurde zuerſt 
von Karl V. in den fpanifchen Erbländern eingeführt, in Frankreich folgte — IV, 
auf Anrathen des Minifters Sully nad), ſpäter Dliver Eromwell mit der Navigations— 
Acte in England, und felbft die alte Handelsftadt Venedig ließ fi von den damals 
herrfchenden Anfichten beftimmen, zum Scug der einheimiichen Induftrie einzelne 
ausländische Handelsartifel von dem Verkehr ganz auszufcließen. Mehr und mehr 
traten die finanziellen Rüdfichten zurüd, bis endlich Eolbert die Prohibitionen mit 
den Anfichten des Mercantilivftems (f. d.) ftügte (Eolbertismus), und diefelben, 
anftatt fie ald vorübergehende Schugmaaßregeln für einzelne Gewerbe gelten zu lafien, 
für alle Induſtriebranchen durch volfs- und ftaatswirthichaftlihe Rückſichten zu recht- 
fertigen juchte. — Da die Mercantiliften von der falihen Meinung ausgehen , daß 
die edlen Metalle den Reichthum eines Volks ebenſo dauernd begründen müſſen, wie 
dies in der Privatwirtbfchaft (nicht einmal ausichließlidy) der Ball ift, jo prüfte man 
die Handelsbilanz (f. d.) und fam zu der Folgerung, daß, wenn die Ausfuhr eines 
Landes die Einfuhr regelmäßig überfteigen würde, das erportirende Land jchließlich 
das meifte Geld befigen,, und um fo viel reicher werden müßte, als die übrigen Län: 
der ärmer geworden wären. Gegenwärtig ift wohl allgemein befannt, daß man das 
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Werthzeichen mit dem Werthe jelbft verwechfelte, und daß die edlen Metalle dem Ber: 
hältniß zwifchen Angebot und Nachfrage ganz in derfelben Weife unterliegen, wie jede 
andere Waare. Jedes Land kann ferner je nad) der Größe feines Verkehrs nur eine 

ewiſſe Menge von Epelmetallen in Umlauf fegen, und wird dieſes Maaß überfchritten, 
* werden Gold und Silber entwerthet und ſchließlich das ganz entgegengeſetzte Re— 
fultat erreicht. 

Die wirthſchaftlichen Naturgeſetze waren jedoch zu mächtig, als daß das Prohibitiv- 
ſyſtem in feiner ganzen Ausdehnung jemals in Anwendung gefommen wäre, denn felbft 
China und Japan haben ſich dent Verfehr mit andern Ländern niemals ganz abſchließen 
können, obgleich in diefen Ländern ganz andere ftaatswirthichaftliche Grundiäge zu 
ähnlichen Beichränfungen geführt haben. In den europäifchen Staaten fuchte man 
durch Verbote, ſpäter durch hohe Zollfäge, die einem directen Verfehre faft gleich zu 
achten waren, die Einfuhr von Kabricaten zu hindern, damit Die Edelmetalle, welde 
dafür zu zahlen gewejen wären, im Rande bleiben follten, dagegen beförderte man fo 
viel als möglich die einheimische Production und deren Erport, und ließ fich wohl auch 
beſtimmen, ſolche Robproducte, die im Inlande vorzugsweife für den Erport vers 
arbeitet wurden, mit Ausfuhrverboten oder doch mit hohen Ausgangszöllen zu belegen. 
Ya man wich fo ſehr von dem früheren Plane ab, daß man fogar die Einfuhr von 
Rohmaterialien, die für einen im Auffhwung brgriffenen Induftriegweig erfordert 
wurden, ganz frei gab, nicht jelten fogar prämirte. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts gewann die beffere Anficht Boden, daß auf 
die Vermehrung des Geldes irrigerweife ein viel zu hohes Gewicht gelegt worden 
fei, doch anftatt mit dem bisherigen Syſtem zu brechen, das mit feinen großen Schat- 
tenfeiten nicht mehr zu vertheidigen war, verlegte man den Echwerpunct auf Die „Ver— 
mehrwng der Arbeitsgelegenheit im Inlande“, und wiederum wurden 
unter dem Aushängeichild „Beförderung der nationalen Arbeit und Unabhängigkeit 
vom Ausland“ neue Einfuhrverbote und Zollerhöhungen als berechtigte Forderungen 
der Nolfswirthichaft angepriefen und leider auch eingeführt, wenn nicht beibehalten. 
Nur inländische Waaren jolten in den Handel fommen, deshalb mußte beifpielsweife 
in Oeſterreich nach den Zollpatenten von 1784 und der Zollordnung von 1788 jedes 
Fabricat mit dem Gommerrialwaaren= Stempel bezeichnet fein, wenn es nicht als 
ausländifches Produet confiseirt werden follte, die Kaufleute hatten binnen einer gewiflen 
Friſt die gefeglich außer Cours gefegten Maaren in die Staatsniederlagen abzuliefern. 
Neumann). Eelbft Kaifer Zotenb fandte die franzöfiichen Meine feines Keller in 
die Spitäler und überall brannten Autodafe’s confiscirter Waaren (PBlenfer). Kaum 
blieb von Seiten der vorſorglichen Regierungsgewalt ein Mittel unverfucht, um zum 
Ziele zu gelangen. Eo wurde in England, um der britifchen Induftrie ihre Ueberlegen— 
beit im Mafchinenfady au erhalten, die Ausfuhr der meilten Maſchinen (jedoch mit 
Ausnahme der Dampfmaſchinen, in denen ein ftarfer Export bereits Platz gegriffen 
hatte), unterfagt ; die Ausfuhr mancher Robftoffe (3. B. Graphit) war bei Todesftrafe 
verboten, wie jänmtliche Verbote, Die zu verſchiedenen Zeiten bald enger, bald weiter 
* wurden, in England erſt durch das Geſetz vom 22. Auguſt 1843 gänzlich be— 

eitigt worden ſind. 

Für das Feſtland trat ein neuer Höhepunet der Prohibition durch die Continen— 
talfperre ein. Durch das von Berlin aus datirte Decret des Kaifers Napoleon vom 
21. November 1806 wurde in ganz Frankreich und in den von Franfreih abhängigen 
Staaten die Einfuhr britifcher Waaren und Golonialproducte unterfagt. Die größeren 
Gontinentalftaaten Europa's, Defterreih, Rußland, Preußen ſahen fidy aus politischen 
Gründen zu dem Anfchluß an das berüchtigt gewordene Gontinentalinftem ver: 
anlaft, doch jegt galt es nicht, die einheimische Production zu fhügen, fondern das 
auf dem Meere unbeftiegbare England in feinen materiellen Intereffen anzugreifen und 

th) den erwarteten Ruin feines Handels und feiner Production zum Nachgeben zu 
Wwingen. Und doch hatte fich Napoleon verrechnet. Den eignen Ländern wurden durd) 
die unerhörten Forderungen der Gontinentalfperre die empfindlichiten Wunden geichla» 
gen, der Handel lag ganz darnieder, Die Verbrauchsgegenſtände waren unnöthig ver» 
!heuert ; die einheimische Production fonnte mit ihren geringen Surrogaten den Bedarf 
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nur zur höchſten Noth deden, und trog der Eoftjpieligften Zollbewachung fand der 
demoralifirende Schmuggelhandel in ſchönſtem Flor. Für England war die Continental⸗ 
fperre gleichfalls ein harter Schlag, doc) nachdem ganz Europa der englijchen Inpuftrie 
und dem mn den Vernichtungsfrieg erklärt, bejaß Großbritanien in feiner Flotte 
das bejte Mittel, den Spieß vollftändig umzufehren. Nachdem fämmtliche fremde 
Kauffahrer von allen Meeren weggefegt, mußte ed dem engliſchen Handel bald ge- 
lingen, das, was auf dem europäiichen Feitlande eingebüßt war, in den Häfen der 
übrigen Welttheile, in denen es jegt allein Käufer und Verfäufer war, mindeftens in 
derjelben Ausdehnung wiederzuholen. Anftatt Englands Handel zu vernichten, hat Die 
Gontinentaliperre feine Weltftelung nur befeitigt. 

Nach der Niederwerfung der Napoleonifchen Herrichaft hörten zwar die Beftim- 
mungen der Continentaljperre fofort auf, doc) zu einem vollftändigen Brecyen mit dem 
Prohibitivſyſtem fonnte man fid) nicht entſchließen, wenn man aud) die meiften Vers 
bote durch hohe Schupzölle (f. d.) zu erjegen ſuchte. Die Praris war etwas milder 

eworden, der Erfolg blieb in der Hauptiache derjelbe, da in den meiften Fällen eine 
* Ein- oder Ausgangsabgabe hinreicht, den Handel in ſolchen hochtarifirten Artikeln 
ſofort zum Stillſtand zu bringen. Preußen 1818) und der Zollverein (1833) gingen 
zuerft zu den Sägen eined mäßigen Schugzolls über, England folgte bald nad, um 
fpäter in raicher Aufeinanderfolge zu den jogenannten Finanzzöllen überzugeben, 
während Frankreich, Defterreich, Rußland und die meiften übrigen Staaten das Pro: 
bibitivivftem beibehielten. Durch allmählicheReductionen der Tarife wurde zwar aud) 
bier dem Syſtem des gewerblichen Schuges die Spige abgebrochen, immerhin ift es 
aber erjt durch die neuejten Handelöverträge, deren Abſchluß im Jahre 1865 in vielen 
Ländern noch nicht vollendet ift, gelungen, die ſchroffſten Seiten der Prohibitionen zu 
bejeitigen. So war in Franfreich bis zum Abſchluß des engliichefranzöftichen Handels: 
vertrags die Einfuhr von raffinirtem Zuder, vielen chemiſchen Producten, feinem 
Steingut und Fayence, verjchiedenen Twiltnummern, gewiffen Baumwoll- und Wol— 
lenwaaren, feineren Glas-, Stahl: , Blech-, Leder- und Holzwaaren entweder ganz 
verboten oder doch mit Zollfägen belegt, die bie zu 60, in einzelnen Fällen bis zu 80 %, 
des Werths anftiegen und als vollig prohibirt betrachtet werden konnten. 

Und was ift mit Diefem auf die Spige getriebenen Schugivftem erreicht worden? 
Einzelne Induftriebranchen haben allerdings mit Hilfe der ‘Prohibitionen vorübergehend 
einen raſchern Aufichwung erfahren, für die gelammte Induftrie war aber das Aus: 
ſchließen vom Weltmarkt von dem größten Nachtheil, denn in dem Maaße als wir andern 
Nationen ihre Erzeugnifie abfaufen, fegen wir fie in den Stand, unfere Producte ſich 
anzueignen. Sobald ferner ‘Prohibitionen einer fünftlich geichaffenen Induſtrie im In« 
lande den Abſatz ficherten, wurde der Umjag einer anderen bereits blühenden und meift 
weit lebensfähigeren Brandye geihmälert. Durch den Ausichluß der Goncurrenz er: 
lahmte jehr bald jelbft bei den geichügten, künſtlich heraufgebradyten Gewerbsjweigen 
das Streben nad) Fortichritt und der Sinn für Verbefferungen, und jede beabjichtigte 
Reform rief fofort eine Anzahl von Proteften der betheiligten Claſſen und Fabricanten 
hervor, denen zufolge der vollftändige Untergang des gejammten gewerblichen Lebens 
ganz unvermeidlich war. Für das conjumirende Bublicum endlich wurden die geichüg: 
ten Artifel unnöthig vertheuert, die Staatscaſſen verloren an ihren Zolleinnahmen und 
an den Grenzen wirfte ein lebhaft betriebener Scyleichhandel in höchitem Grade demo: 
talifirend, Alle Staaten, weldye dem Prohibitivſyſtem gehuldigt haben , find während 
diefer Zeit in ihrer Gefammtentwidelung nur wenig vorwärts geichritten und der 
Exporthandel, zu deflen Hebung der ganze Foftipielige Apparat in's Leben gerufen 
wurde, ift nirgends dauernd gefräftigt worden. Kurz überall machten ſich die nad): 
theiligen Wirkungen hoher Schutzzölle in verftärftem Maaße geltend. 

Die gegenwärtige Zeit, weldye energiih auf die Erreichung der Reformen des 
Freihandels hindrängt, Icheint ganz darnach angerhan zu fein, die legten Spuren des 
Prohibitivſyſtems zu vernichten, und allmählich) durch Umwandlung der Verbote in 
mäßige Schugzölle einen Uebergang zu dem weit ridhtigern Syſtem der Finanzzölle und 
fpäter zu wirklicher Handelsfreiheit anzubahnen. Bon dem Weltmarfte kann ſich gegen: 
wärtig fein Staat ohne empfindlichen Nachtheil mehr ausjchliegen, und wenn aud 
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einzelne Pofitionen der Tarife bid zu einem gewiffen Grade einen prohibitiven Cha» 
rafter behalten haben mögen , jo gehört doch das eigentliche ftrenge Prohibitivſyſtem 
der Vergangenheit an, und Rüdfälle find nur noch als Ausnahmen zu betrachten. 
Die Ausfuhrverbote, welche in Kriegszeiten für Munition und Pferde, überhaupt 
für den Kriegsbedarf erlaflen werden, entziehen ſich der ſtreng volkswirthſchaftlichen 
Beurtheilung. Von vorn herein nur für einen Ausnahmezuftand berechnet, find fie ins 
fofern gerechtfertigt, als jie der feindlichen Nation die Mittel zuführen würden, mit 
denen ung nur größerer Schaden zugefügt werden Fönnte, und zumal wenn an diejen 
Artifeln im eigenen Lande fein Ueberfluß vorhanden ift. Weber die Einfuhrverbote 
von ſolchen Artifeln, für weldye der Staat das Handeldmonopol fi) vorbehalten hat, 
vergleiche die Art. Regalien, Salz» und TZabafsmonopol; ebenjo die Art. 
Ausfuhrzölle und Einfuhr. 
Literatur: Gegen volle Handelsfreibeit, doch hiſtoriſch von größerem Werth: 
Ferrier, Du gouvernement considere dans ses rapports avec le commerce. (1805) 
— Glaſer, Ueber die Bedeutung der Induftrie und die Nothwendigfeit von Schuß 
maaßregeln (Berlin 1845). — Fr. Lift, Das nationale Syftem der politiichen Oeko— 
nomie (1841 und 1844). — Goldenberg, Libre echange et protection, (Paris 
1847).— Rittinghaufen, Le systeme protecteur et le libre echange (Brüffel 
1856). — W. Atfinfon, Principles of social and political economy I. London 
1858). — 3. Law, Money and trade considered wıth a proposal for supplying 
the nation with money (Edinburg 1705) (eine in ihrer Art vollendete Darftellung des 
Mercantilismus); — Enquete relative a diverses prohibitions &tablies à l’entree 
des produits &trangers, (Paris 1835), (vom Handelsminifter Dudyatel ange: 
ordnet). Für Handelsfreiheit: Aſher, Die Handelspolitif in der Handelsge— 
ihichte (Berlin 1850). — Brunner, Was find Mauth- und Zollanftalten der Nati— 
onalwohlfahrt und dem Staatsinterefje? (Nürnberg 1816). — Murhard, Theorie 
und Bolitif des Handels II. — Maccullod, Handel und Handelsfreiheit, über]. 
v. Gambihler (Nürnberg, 1834). — Prince-Smith, ersehen 
‚Königsberg 1843). — Prince-Smith, Nactheile für die Induſtrie durch Er: 
höhung der Einfuhrzölle (Elbing 1845). — Brüggemann, Der deutiche Zollverein 
und das Schußinftem (Berlin 1845). — Ehevalier, Examen du systeme com- 
mercial connu sous le nom de systeme protecteur (Paris 1852). — Dollfuß, 
De la levce des prohibitions douanieres (Paris 1860). — Rau, Grundfäge der 
Volfswirthichaftspolitif 2. Abth. S. 78 ff. (Heidelberg 1863). — Neumann, 
Defterreich8 Handelspolitif (Wien 1964). — 


Prüfungen 
werden alltäglich unter tauſend verſchiedenen Formen und Verhältniſſen vor— 
genommen. Jedermann prüft im täglichen Verkehr und Austauſch mehr oder 
weniger genau die Gegenftände, die er einfauft,, oder die Perſonen, deren Dienfte er 
in Anſpruch nimmt, Das Staatsoberhaupt prüft mehr oder weniger gewifienhaft die 
bisherigen Leiftungen derjenigen Perſonen, denen die Leitung des Staates übertra- 
gen wird, dieſe Minifter prüfen wieder ihre einzelnen höhern Beamten, dieſe ihre Eub- 
alternbeamten, die Gemeinden prüfen ihre Prediger, Lehrer und Angeftellten, der Pri- 
vatmann prüft die Leitungen derjenigen Perjonen, denen er die Erziehung feiner Kin» 
der, die Heilung feines Körpers, die Führung feiner Procefje, die Vertretung feines 
Wahltreit. den Bau feines Haufe, die Anfertigung feiner Kleider und Schuhe ıc. 
übertragen will. Nach den Grundfägen der Bolkswirthichaft ift Die Staatsgewalt weder 
berufen noch befähigt, diefe fortwährend auszuübenden Prüfungsforgen den Staats: 
angehörigen abzunehmen: Theorie und Erfahrung lehren vielmehr, daß die betheiligten 
Privaten, Gorporationen oder Inftitute diefe Prüfung viel ſchärfer und beſſer ſelbſt 
vornehmen und daß jedes Individuum die Folgen mangelnder Borficht bei der Prüfung 
ſelbſt zu tragen hat. Es hat Zeiten und Staaten gegeben, in denen die Regierungen 
die Ausübung fait jeder Art productiver Thätigfeit von der vorherigen ftaatsfeitigen 
Erlaubnig oder Prüfung abhängig machten. Am ausgebildetften war Dies Syſtem bei 
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den früher zünftigen Gewerben unter dem Namen der Meifterprüfungen. Diefe 
Prüfungen find jegt in den meiften civiliftrten Ländern abgeichafft. Sie find durchaus 
ungenügend und geben feinen Beweis für die Tüchtigfeit der Geprüften; fie geben zu 
allerlei Parteilichkeit und Ehifanen Veranlaflung und halten die möglichft zeitige Vers 
werthung der Arbeitöfraft ungebührlic auf; fie find Foftfpielig und verurfachen dem 
Geprüften einen unnügen Aufwand von Zeit und Geld, der oft das ganze erſte Erfpar: 
niß des fi) etablirenden Gewerbsmanns aufzehrt; fie geben gar feine Garantie für 
das Fortfommen des geprüften Meifters ; fie find eine Ungerechtigkeit gegen den Stand 
der Heinen Handwerker, weil der viel gefährlicyere Fabrikbetrieb und die zahlreichen 
freien Gewerbe von diefer Erfchwerung der Erwerbsfähigfeit verfchont find; fie find 
widerfinnig, weil fie ſich thatlächlich meift nur auf die leichtern Erwerbsgweige erftredten, 
während bei den fchwereren Gewerben feine Prüfung nöthig war. Der Glafer wurde 

eprüft, der Glasſchleifer und Spiegelfabricant nicht, die Bäder, Schloffer, Tiſchler 
Dreheler, Zimmerleute ıc. wurden geprüft, während die Gonditoren, Mafdyinenfabri- 
canten, Bianofortfabricanten, WVerfertiger hirurgiicher Inftrumente, Architecten, Schiff: 
bauer ı. ohne fog. Meifterprüfung ihr Gewerbe treiben fonnten. — Der Hauptarund, 
welcher dagegen ſpricht, die Ausübung gewerblicher Thätigfeit oder nüglicher Dienft- 
leiftungen auf allen Gebieten der — und des Erwerbslebens von dem Be— 
ſtehen ſtaatsſeitig angeordneter Prüfungen abhängig zu machen, iſt der Umſtand, daß 
die Prüfungen Fi feldftverftändlich niemals auf die inneren moralifchen Gigenichaften 
der zu Prüfenden erftreden fönnen, worauf doch in allen Erwerbszweigen ein viel 
höherer Werth zu legen ift, als auf äußere Gefchidlidyfeit und Talente. Die Reellität, 
die Pünctlichkeit, die Zuverläffigfeit, die Gefhäftsumficht,, die Sparſamkeit und Ge: 
nügiamfeit fann feine Prüfungscommiffion erforſchen. Das find aber Haupteigen- 
haften eines tüchtigen vertrauenswürdigen Geſchäftsmanns. Der gefchidtefte Bäder 
und Fleiſcher kann gerade wegen feiner Schlauheit und Fertigkeit der feinfte Betrüger 
und Fälfcher fein. Wiederum fann ein Mann, weldyer nidyt im Befig der geforderten 
tehnijchen Fertigkeiten ift, der reellfte Charakter und vollfommen fähig fein, die ihm 
mangelnde Fertigkeit durch eine gefchidte Wahl von Hülfsarbeitern, durch forgfältige 
Ueberwachung derfelben, durch Anfchaffung von Maſchinen, durch zweckmäßige Arbeits: 
theilung ıc. zu erſetzen. Angenommen, die Prüfung wäre im Stande, die Äußere und 
innere Füchtigfeit eines Mannes im Moment der Prüfung zu erforfchen , jo fann 
fie doch gar nichts beweifen für den guten Willen und für die fernere Ausbildung des Ge— 
prüften, auf weldye doch in unferer gewerblich, tedyniich und wiflenichaftlich fo raſch fort: 
ſchreitenden Zeit die Hauptſache anfommt, 

Literatur: Böhmert, Beiträge zur Gefchichte des Zunftweſens (Leipzig 1862) 
(gefrönte Preisichrift). — Böhmert, Freiheit der Arbeit, Beiträge zur Reform der 
Gewerbegejege (Bremen 1858). — Rau, Grundfäge der Volkswirthſchaftspolitik 
Il. Abth. 4. Aufl. (Heidelberg 1858). — Rengich, Gewerbefreibeit und Freizügig- 
keit 2. Aufl. (Dresden 1862). — Leuch s, Gewerb- und Handelsfreiheit (reich an 
draftifchen Beifpielen; (Nürnberg 1848). — Pidford, Zunftwefen, Gewerbeordnung 
oder Gewerbefreiheit Mannheim 1860). — Die ſtenographiſchen Berichte ver Eon: 
greſſe deuticher Volfswirthe von 1858—1863. 

V. Böhmert. 


N. 


Realgewerbe, Realgerehtigfeit. 

ie gewerblidyen Verbietungsredhte finden ihren Gipfelpunct in den Realrechten. 
Man verfteht darunter verfäufliche undvererbliche (reale oder übertragbare) Ge» 
werbsrechte, die als privatrechtliche Vermögenstheile des jedesmaligen Befigers auf- 
zufafien find. Als dauernde Privilegien find fie gewiffen Grundftüden (Gebäuden) zuge- 
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wiefen, die in früherer Zeit für einen beftimmten gewerblichen Betrieb eingerichtet wur, 
den (Brauereien, Bapierfabrifen für Lumpenfammeln, Mühlen, Gafthöfe) , und war 
der jededmalige Befiger von der Einholung einer Conceſſion oder von der erneuten Bes 
dürfnißnachweijung befreit. Die auf Immobilien beruhenden Gewerberechte heißen auch 
radicirte Gewerberechte, doch herricht darüber in den einzelnen Gejeggebungen feine 
Uebereinftimmung. Für innungsmäßig betriebene Gewerbe war in der Regel unbe 
ſchadet des Realrechts von: dem neuen Erwerber der Nachweis perjönlicher Befähigung 
zu leiften. Manche Gejeggebungen fennen wiederum Realrechte, die im Nechtöverkehr 
gas unabhängig von der vorhandenen gewerbliden Einrichtung erworben und vers 

ußert werden fönnen. So wurden beilpieldweife in Frankreich öffentliche Functionen 
(Rotariate, Wechielagenturen) als käuflich übertragbare Rechte erworben; nicht min- 
der famen aud) jolche reale Rechte auf, die nicht an Häujern hafteten, jondern erft in— 
folge einer feften Zahl von Verfaufsplägen (geichlofiene Innung), die nicht überfchritten 
werben durfte, einen gewiflen Monopolpreis erlangten, Fleiſchbaͤnke; Gewerbe, denen 
für den Verkauf ein beftimmter Plag auf dem Marfte zugefichert war.) — Dbgleich 
ſich die Regierungen im Fall des Bedürfniſſes vorbehalten hatten, neue Gewerberechte 
zu verleihen, jo wurde doch nur jelten davon Gebrauch gemacht und man gewöhnte ſich 
ſehr raſch, ein ſolches Recht ald unverlierbare Werthserhöhung eines Grundſtücks zu 
betrachten, ja ed wurden fogar Hypotheken Darauf eingetragen. 

Die Realgerechtigkeiten machen den Betrieb vieler Gewerbe nur den Gapitaliften 
möglich, und ſchon dadurch — ganz abgejehen von den Realrechten geſchloſſener Ins 
nungen und von den Fällen, in welchen ein gewifler Bezirk zur ausſchließlichen Bes 
nugung der betreffenden berechtigten Anftalten geawungen war (Bann gewerberecdte) 
— ging das Publicum der wohlthätigen Wirkungen freier Eoncurrenz verloren. Das 
Capital, weldyes bei dem Verkauf der Realrechte erworben wird, ift einzig und allein 
durd) das Monopol entſtanden, und die Zinfen diejes Capitals tragen den Eharafter 
einer Steuer, welche die Gonfumenten dem Inhaber der Realgerechtigfeit zahlen. Um 
den Betrag diejer Steuer werden die Producte theurer und dem Inhaber des Monopols 
24 ſchließlich durch die Verminderung des Abſatzes vielleicht ſelbſt nicht der kleinſte 

achtheil.* 

Ueber die nothwendige Befeitigung diefer Rechte ift man überall, und jelbjt in 
Ländern, welche nody zünftigen Gewerbebetrieb fennen, im Stlaren, darüber indeſſen, 
ob die Inhaber zu entichädigen find, herrichen die widerjtreiteniten Anfichten. Es vers 
ſteht ji) von felbit, daß da, wo das Wiederaufheben vorbehalten it, von einer Ent» 
ſchädigung nicht die Nede fein kann. Doch auch alle anderen Berbietungsrechte, weldye 
auf beſſerer Bafis beruhen, find durchaus nicht ald echte Eigenthumsrechte zu betrad)- 
ten. Sie mußten vielmehr, ald ausnahmsweiſe Vergünftigungen, von felbft fallen, 
jobald ihr urjprünglicher Zwed — Unterftügung eined Gewerbes durdy Ausichluß der 
Concurrenz — erreicht war. Das ftrenge Recht, jagt Leuchs, verlangt dieſe Ent- 
ihädigung nicht, denn fowie der Kaufmann bei verändertem Gang des Handels ſich 
gefallen lafien muß, feine Abjagquellen zu verlieren, der Fabricant jein Gewerbe, jeine 
Ginrichtung durch eine neue Erfindung werthlos gemadyt ſieht; ganze Gewerbe durch 
veränderte Gewohnheiten eingehen; Beſitzer von Häuſern, Feldern, Etaatspapieren 
durch örtliche oder politiiche Verhältniſſe ven Werth ihres Beſitzes gemindert jehen, jo: 
wie Niemand daran dachte, joldye Gafthöfe zu entichädigen, die durch die Eifenbahnen 
um allen Berfehr gefommen find: den Zinngießern Erjag dafür zu leiten, daß Die Mode 
PBorzellan-, Steingut= und Glaswaaren einführte: jo gut muß ſich auch der Inhaber 
eines Realrechts die Folgen veränderter Gejeggebung gefallen lafien , befonders wenn 


1) Nach ven Angaben des ſtatiſtiſchen Bureaus wurde in Sachſen eine irealberechtigte) Fleiſch— 
banf bis auf 3000 Thaler gefchäßt. Wenn alſo von dem jebigen Inhaber feiner Zeit fur dae Vers 
bietungsrecht allein jo viel bezahlt worden ift, fo baben die Gonjumenten, d. h. alſo das Fleiſch 
faufende Publicum, die Zinjen dafür zu tragen gehabt. Nimmt man 5 Procen an, ſo haben die 
Cenſumenten einem einzigen Banffleifcher für die Waaren 300 Thaler mehr zahlen müſſen, als wenn 
dieje Realrechte gar nicht vorhanden gewefen wären, Sind aber diefe Rechte aufgeheben, fe fann 
derselbe Banffleifcher feinen Kunden ım Laufe jedes Jahres die Fleiſchwaaren um dieje Summe 
billiger liefern. 
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die Wohlthaten diefer Gefeggebung ihm felbft wieder zu Gute fommen. Man kann 
geltend machen, daß Jemand beiſpielsweiſe 2000 Thaler für ein Nealrecht nur deshalb 
giebt, weil die örtlihen Monopol«) Verhältniffe jo find, daß er die Zinfen und nad 
und nad) das Gapital felbft durch vermehrten Abſatz oder durch Abfag zu Monopol: 
preifen wiebererhält,, daß er alſo, wenn er ein ſolches Realrecht eine Reihe von Jahr 
ren befigt, feinen Anſpruch auf Entfchädigung hat, da anzunehmen ift, daß er das da- 
für Gegebene vielleicht mehrfad, wieder gewonnen habe. Man fann ferner anführen, 
daß die Mitbewerbung nidyt jo plöglich entfteht, daß namentlidy für theuer bezahlte 
Gewerbe, 3. B. Gafthöfe, Bierbrauereien, Bädereien, Mühlen ficdy nicht jogleich Leute 
finden, die Gapital und Fähigkeiten haben, Goncurrenz zu machen, dab daher die 
Furcht vor den Folgen der Gewerbefreiheit — wie ſich dies auch überall gezeigt hat, 
— mehr in der Einbildung befteht, als in der Wirklichkeit, — daß der jegige Befiger 
eines guten durdy die Rocalität begünftigten Geſchäfts immer noch Zeit hat, fo viel 
abzufegen und zu ſparen, daß er die nad) und nad) fommende Mitbewerbung ertragen 
kann; ferner, daß ihm eben durch die Gewerbefreiheit audy der nicht zu unterichägende 
Vortheil erwächſt, neben feinem bisherigen Gewerbe jedes andere einträgliche zu ber 
treiben, und ſich dadurch für vieleicht fommende Verlufte zu entſchädigen. 

In der Regel ift ferner nicht beachtet worden, daß der Inhaber einer Realgerechtig— 
feit nad) dem Aufbören der Vergünftigung nicht abgehalten ift, fein Gewerbe fortu- 
betreiben. So lange beifpielsweite die 12 Brotbänfe einer Stadt jelbft Kach dem Ein- 
treten der Gewerbefreiheit nidyt vermehrt werden und feine neue Concurrenz eintritt: 
fo lange find die Verhältniffe diejelben geblieben und fann die Frage einer Entſchädi— 
gung gar nicht geftellt werden. Erft wenn die Zahl der Bäder bis auf 13 fteigt, könnte 
von einer Entſchädigung die Rede fein. Eine foldhe wäre aber auch dann noch nicht 
voll zu zahlen, fondern nur im VBerhältniß zu der um ein Zwölftheil gefteigerten Eon- 
eurrenz zu bewilligen. Selbit wenn die Zahl der Bäder auf 24 fteigen ſollte, brauchte 
erit die Hälfte der vollen Entihädigungsiumme gezahlt zu werden, da idie früheren 
Realinhaber ihr Gewerbe fortbetreiben. Vorausſichtlich wird die Goncurrenz nirgends 
fo plöglicd, fteigen, und dann läßt eine allmähliche Entwerthung der Realgewerbe eine 
Entihädigung weniger dringlich erſcheinen. — Die Werthsermittelung ſelbſt gehört 
zu den ſchwierigſten Aufgaben, da die Realinhaber bei der Angabe des Kaufpreifes 
nicht zugeftehen wollen, daß außer dem Verbietungsrechte auch Lage und Kundichaft 
von Einfluß auf den Preis geweien find. In Bayern, das im Jahre 1855 allein 
74619 reale und radicirte Gewerberechte mit einem Anjchlagswerthe von 68,, Mill. 
Fl. aufweifen konnte, betrug die durchſchnittliche Schägung einer Kramergerechtigfeit 
3476 Fl., eine Bierbrauerei 1905 Fl., bei Gaftwirthen 1366 Fl., Mühlen 1266 Fl., 
Schmieden 519 Fl. In Sachſen betrugen die angeblichen Kaufpreife bei Fleiſchbänken 
(je nad) der Größe der Stadt) von 100-6000 Thlr., bei Brotbänfen von 150 —2000 
Thle., bei Barbieren 2—5000 Thlr., bei Schuhmadyerbänfen von 150—500 Thlr. 

Entihädigungen für die Aufhebung der Realrechte find feiner Zeit weder in Eng: 
land, noch in Frankreich und in neuefter Zeit bei Einführung der Gewerbefreiheit eben- 
fowenig in Defterreih, wie in Nafjau und Oldenburg gezahlt worden. In Preußen 
wurde durch das Edict vom 7. Septbr. 1811 der Zeitwerth der Realrechte mit 4'% Proc. 
verzinft, und allmählich theils dur Zufchüfle der Stadtgemeinde, theild durch das 
Vermögen aufgelöfter Innungen, größtentheild aber durch Zahlungen neu eingetretener 
Gewerbtreibender derfelben Kategorie getilgt. (Breslau hatte 3. B. 17165320 Thlr. 
für Realrechte zu vergüten). — In Württemberg wurde die Entſchädigung zur 
Hälfte vom Staat und zur andern Hälfte von der Gemeinde geleitet. — In Sachſen 
Geſetz v. 16. October 1861) wurde das zu zahlende Entidädiqgungscapital, wobei 
durchichnittliche Neinerträge mit dem 20 fachen Werthe capitalifirt wurden, bis zur 
Auszahlung mit drei Procent jährlich verzinft. Die allmähliche Auszahlung erfolgte je 
nad) der Art des Verbietungsrechts entweder durch die betreffende Stadtgemeinde oder 
durch den Staat. Die Stadtgemeinde gewährte dem Berechtigten den Betrag in Ecyuld- 
icheinen, welche zu drei Procent verzinslicd, find und bis zum 1. Januar 1872 voll- 
ſtaͤndig getilgt fein müflen. Der Staat zahlt die ihn treffenden Entſchädigungen in dreis 
procentigen Staatöpapieren nad) dem Nominalwerthe. Dem Staate wie den Stadt 
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—— ſteht indeſſen das Recht zu, ſtatt der Staatspapiere oder Schuldſcheine das 
apital jederzeit ſofort zu zahlen, wobei der Zeitwerth nach vier Procent rabattirt wird. 
Diejenigen Gewerbtreibenden, auf welche ſich die aufgehobenen Verbietungsrechte be— 
zogen, können von den Stadtgemeinden zu angemeſſenen Beiträgen mit herangezogen 
werden, und können diefe Beiträge beftehen in angemefienen Einfaufsgelvern der neu 
eintretenden Gewerbetreibenden und in jährlichen Beiträgen aller Betheiligten des be- 
treffenden Handwerks. Der Gefammtbetrag darf aber in feinem Falle 2°, Procent des 
Entihädigungscapitals für das Jahr überfteigen. 

Vergl. die Art Grund- und Renllaken“, „Gewerbe* und „Innung.“ 

Literatur: Zeller, Gewerbe-Pol. I. 330. — Kleinſchrod, Beiträge zu 
einer deutfchen Gewerbeordnung, S. 183. — Böhmert, Freiheit der Arbeit. — 
Leuchs, Gewerbe: und Handelsfreiheit. — Rentzſch, Gewerbefreiheit und Frei- 
zügigfeit, S. 90 ff. und 227. — Zeitfchrift für die gefammte Staatd- 
wiitenfhaft, 21. Jahrg. (1865.) ©. 1: Zur Lehre von der Werthſchätzung abzu- 
löfender Realgewerberechte, ebenjo 14. Jahrg. die Zünftigfeit des Handwerks in Wür- 
temberg von Biger.— Hoffmann, Die Befugniß zum Gewerbebetriebe = 81, 

. R. 


Refactie. 

Im kaufmänniſchen Verkehr verſteht man unter Refactie den Abzug, der wegen 
Beſchädigung einer bezogenen Waare in Anſpruch genommen und vom Gewicht zu— 
rüdgerechnet wird. — Seit der großartigen Entwidelung der Transport und Spe- 
ditionsgefchäfte dur Eifenbahnen und Dampfichifffahrt ift der Begriff Refactie er- 
weitert und allmählich in einem andern Sinne aufgefaßt worden. Für fleinere Sen- 
dungen erwachſen den Transportführern ſchon in Bezug auf das Rechnungsweſen, auf 
Berladung wie Ablieferung verhältnißmäßig mehr Arbeiten als für größere Sendungen 
ein und derjelben Gattung, und wenn die Transportgefellichaften im Allgemeinen dem 
Grundſatz huldigen, daß der höhere Werth des Frachigutes auch einen höhern Fracht⸗ 
lag erfordere,, fo ift dies in folder Allgemeinheit zwar nicht zu billigen, da die Koften 
der Zugfraft ganz diefelben find, ob beifpielsweife 10 Gentner Seidenwaaren, oder 
10 Gentner grobe Holgwaaren zu befördern find, in Bezug auf die Verpadung, Sorge 
vor Beihädigungen, endlich mit Rüdjicht auf die Höhe der von den Eijenbahnen ſelbſt 
zu verfichernden Summe, fobald die vollftändige Erfüllung der Haftpflicht durch— 
geführt werden foll, werden ſich bis au einem gewifien Grade Differentialtarife 
nad) verjchiedenen Güterclafien rechtfertigen lafien. Daß dieſe Befugniß nicht zu ſehr 
ausgedehnt und die Rechnung durd die Einführung einer größeren Anzahl von Güter: 
dafm nicht zu ſehr erfchwert werde, liegt felbftverftändlich ſchon im Intereſſe der 
Transportführer. 

Aehnliche Rüdfichten machen fich geltend, wenn von einem und demielben Fradıt- 
aufgeber regelmäßig größere Quantitäten dem Transportunternehmer zugewiefen wer: 
den, und find nach diefer Seite die billigern Säge für ganze Lowrieladungen den ge: 
rechten Anforderungen des Handeld ganz entiprechend, wie in gleicher Weife bei gan- 
zen Schiffsladungen für die Gewichtseinheit niedrigere Säge berechnet werden, ale 
wenn jeder Brachtaufgeber nur ein Bruchtheil ver Gefammtfracht der Beförderung über: 
giebt. Solche Frachtermäßigungen haben aber die Transportunternehmer felten freis 
willig zugeftanden und kann vorzugsweile den Eifenbahnen der Vorwurf nicht erfpart 
werden, daß fie auf ihr Monopol bauend ihr Intereffe einfeitig auszubeuten verfucht 
haben. Erft der Goncurrenz der Eijenbahnen unter fidy felbft iſt es zu danfen, daß, 
wenn auch nur erft für größere Streden, gewiffe Ermäßigungen eingetreten find. Seit: 
dem nämlid) durch den Ausbau der Eifenbahnnege für eine größere Strede, beifpiele: 
weile Hamburg-Wien, 2, 3 oder 4 verfchiedene Linien eingeſchlagen werden fönnen, 
die in ihrer Länge nicht gu ſehr von einander abweidyen, fah ſich eine Bahn nad) der 
andern genöthigt, ihre Tarife herabzufegen, freilich nur für diejenige Strede, auf 
welcher die Goncurrenz zu fürchten war. Daraus entftanden die widernatürlichen 
Frachhtdis paritäten mit ihrer Begünftigung des Durchgangsverkehrs und 
mit ihrer Benachtheiligung des localen Verkehrs. 
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Ein anderer Ausweg, die Goncurrenz paralleler Bahnen (leider gilt diefe Be- 
zeichnung big jegt nur mit Rückſicht auf weit entfernte Endpuncte) lahm zu legen, bot 
ſich den Gifenbahnbirectionen durch die Fradhtermäßigungen für ein gewiſſes Güter» 
quantum, welches von einem und demjelben Frachtaufgeber der Bahn im Laufe eines 
Jahres überwiejen ward. Man addirte nämlidy die einzelnen Güterpoften, die von dem 
Handeltreibenden der Bahn übergeben wurden, und berechnete das Geſammtgewicht 
nad) den Sägen ganzer Lowrieladungen. Für jede einzelne Fracht ift bei der Aufgabe 
der volle Tarif zu entrichten, am Schlufie des Jahres wird aber der Gejammtbetrag 
nad) den ermäßigten Sägen berechnet und dem Frachtaufgeber der gezahlte Mehrbetrag 
zurüderitattet. Diele Vergütung nennt man Refactie. Sie ijt gewöhnlich nur bei 
joldyen Bahnen eingeführt, die durch andere Bahnen oder durch eine bequeme Wafler- 
ftraße eine unliebfame Goncurrenz erfahren, und in der Regel wird dem Frachtaufgeber 
nur dann eine Entihäpdigun gewährt, wenn die von demjelben abgelieferte Güter: 
menge eine gewiſſe Mintmalzah erreicht. Früher nahm man als Minimum ziemlich 
allgemein 100000 Gentner an, doc) find die Bahnen allmählicdy damit heruntergegangen, 
und wird vermitteljt Separatverträgen, die nicht immeran das Licht der Deffentlichkeit ge: 
langen, ſelbſt für ein Jahresquantum von einigen Taufend Gentnern von vielen Di: 
rectionen eine Refactie gewährt. Am freigebigiten find gewöhnlich die Staatsbahnen 
mit ſolchen Vergünftigungen geweſen, was um jo weniger befremden darf, als bei der 
Staatsinduftrie eine Rentabilität nach landesüblihem Zinsfuße hinter der Erreichung 
anderer Zwede nicht felten zurüdjtehen muß. 

Sp lange das Monopol der Eifenbahnen factiih noch beftcht, hat die Refactie 
allerdings einige ſehr grelle Nachtheile bejeitigt und ift fie namentlidy) dem Spedition: 
handel zu Gute gefommen, der die kleinern Poſten der übrigen Handeltreibenden vers 
einigt und diejelben bis zu einem gewiffen Grade an dem Refacrtiegewinn theilnchmen 
läßt. Die Volfswirthichaft darf ſich mit diefem Aushilfsmittel nicht begnügen, das den 
Hauptübelſtand ungeftört fortbeftehen läßt; fie hat vielmehr darauf hinzuarbeiten, daß 
durch rajche Vervollftändigung der Eiſenbahnnetze die hinreichende Goncurrenz ge: 
ſchaffen werde, die allein geeignet ift, zugleich mit billigen Tarifen die nöthige Gewiſſen— 
baftigfeit der Bahnen in der Beforgung der übertragenen Gejchäfte zu bewirken, So— 
bald unter den Frachtführern die Wahl möglich jein wird, werden die Klagen des 
Handelsjtandes jofort bejeitigt fein.‘ Vergl. die Art. „Eifenbahnen“ und „Fracht“. 

Literatur: Knie, DieEifenbahnen und ihre Wirkungen (Braunichweig 1853). 
— Michaelis, Das Monopol der Eiſenbahnen. — Michaelis Arbeiten über dad 
Eijenbahnwefen in der Volkswirthſchaftl. Vierteljahrsichrift von Faucher und Micha- 
elis, Jahrg. 1863 und 1564. 

H. R. 


Regalien. 

Die deutſche Finanzwiſſenſchaft hat die Eintheilung der ordentlichen Staatsein— 
nahmequellen in Domainen und Regalien einerſeits und Steuern aller Art andererſeits 
ſchon aus hiſtoriſcher Gewöhnung. Jene erſte Rubrik umfaßte die feiner ſtändiſchen 
Bewilligung unterſtehenden Zuflüſſe der landesherrlichen Kammer, dieſe diejenigen der 
meiſt widerſtrebend geöffneten Steuercaſſe. Kein Wunder, wenn die abſolutiſtiſche 
Zeit jene mit Vorliebe pflegte und zu entwickeln bemüht war. Die hierdurch ins Leben 
gerufene Cameralwiſſenſchaft, aus der ſich erſt allgemach die Volkswirthſchaftslehre 
entpuppte, fand den ergiebigſten Boden in der zweiten Hälfte ihres Gebiets, den Re— 
galien oder nutzbaren Hoheitsrechten, die ſich eher als der reelle Beſitz durch Inter— 
polationen und Decrete ausdehnen ließen. Sie hat davon in praxi jo reichlich Gebrauch 


1) Die Leipzige Dresdner Bahn war die erſte Deutſchlande, und merfwürdigerweife ift viefelbe 
Bahn wiederum die erite, welche durch Beichluß vom 23. Marz 1565 den Bau einer zweiten £inie 
Leipgige Dresden (über Grimma und Meißen) genehmigt hat, um fich eigentlich felbit eine Goncurrenz: 
bahn zu fchaffen. Da beide Linien in einer und derfelben Hand find, wird der Grfolg, wie ihn der 
Handel wünfden muß, allerdings faum nennenswerth fein, immerhin fpricht fid) aber dadurch die 
außerordentliche Steigerung des Verfehrs aus, und fpäter wird man ohme Zweifel diefen Tag als 
eine Epoche in der Geichichte des deutfchen Gifenbahnbau's bezeichnen. 
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zn daß es der Theorie ſchwer wurde, hinterher den Begriff genau zu firiren. 
eine juriftiiche Ausdehnung ift noch heute nicht unbeftritten. Die germaniftifchen 
Rechtshiſtoriker (Walter, Hildebrand) faffen ihn einfeitig unter den privatrechtlichen 
Gelihtspunct des beeinflußten Privat- und insbejondere des Sachenrechts. Die 
Staatsrechtslehrer laſſen meift das Detail der Verwaltung und insbefondere der Finanz. 
verwaltung gänzlich bei Seite liegen. Die Finanztheoretifer halten fich entweder ein- 
fach an das pojitive Herfommen oder löjen fid) mit ihrer Speculation gänzlich vom 
Sprachgebrauch lod. Dahin gehört es, wenn Stein in feinem Lehrbudy der Finanz: 
wiſſenſchaft (S.107, 135ff.), die Sache auf den Kopf itellend, das Weſen der Regalien 
darin ſucht, „daß diejelben nicht um des Reinertrags willen, jondern für Die Bedürfniſſe 
der gelammten Volfswirthichaft betrieben werden “ und infolge defien nur noch Poſt, 
Eifenbahn und Telegraphen, Münze, Papiergeld und Lotterie als Gegenftände eines 
Regals anerkennen will. Gerade das Gegentheil entipricht der hiftoriihen Auffaffung, 
und dieſer, nicht der begrifflichen Conftruction a priori gehören die Regalien an. Der 
Gefichtspunct des Ertrags war der vorwiegende. Deshalb wurden Hoheitsrechte, welche 
wohl aud) Ertrag gewährten, deren Zwed aber in etwas anderem beitand, 3. B. die 
Juſtizhoheit nicht zu den Regalien im engern Sinne gezählt. Im Weiteren freilich) 
faßte man darunter alle a age überhaupt. Das hat aber mit der vorliegenden 
Frage nichts zu thun. Regalien, joweit die Finanzwiſſenſchaft ſich mit ihnen zu bes 
Ihäftigen hat, find Ertrag gewährende Unternehmungen, welche die Staatsgewalt ſich 
felbft vorbehalten hat, entweder um fie jelbit zu betreiben oder gegen vortheilhafte Ab- 
findung Andern zur Ausbeutung zu überlajien. Es find Monopole, wenn man diejen 
Ausdrud, der dann aber aud) auf Privatrechte, Bannrechte ıc. Anwendung leidet, 
nicht nad) dem jtrengen Wortfinn auf Handelsgeſchäfte einichränft. Aus dem Begriff 
des Staats find ſolche mit Nothwenpigfeit nicht abzuleiten und gerade hinfichtlicy der 
von Stein angeführten neuen Verfehrshilfsmitteln ift ein Regal weder rechtlich zu be— 
gründen, nod) factiſch allgemein nachzuweiſen, noch aus dem praftifchen Bedürfniß, 
dem die wohlfahrtspolizeiliche Lebung der Staatshoheit genügt, zu deduciren. 
Hinſichtlich der älteren ald Regal anerfannten hat Log (Revilion der Grund» 
begriffe der Nationalwirthichaftslehre Nr. 139) auf die gerade aus dem Reichöpoftregal 
bervorgegangene Thurn» und Taris’ihe Privarpoftanftalt hingewiejen. Bei den 
Münzen ift in neuerer Zeit durdy die überhandnehmende Geldwährung der internati- 
onale Eharafter in den Vordergrund getreten: und die Subjumtion der Banfnoten, 
welche lediglich ein Stüd Obligationenrecdht darftellen, unter dieje Kategorie würde 
folgerecht auch noch zu einem Actienregal und anderen Seltjamfeiten führen. Der 
richtige Sinn, der in jener Umfehrung der alten Bedeutung von Regalien enthalten, 
ift der, Daß es dem volfswirthichaftlichen Intereſſe entfpricht, die Staatögewerbe, welche 
immer zum Monopol neigen, weil jie entweder nur unter diefer Bedingung die Con— 
currenz beftehen können, oder durdy die Mittel, welche fie in Bewegung zu jegen ver: 
mögen, ven Privatcomceurrenten erdrüden, abzufchaffen, joweit fie mit volfswirthichaft: 
lien Vortheil durch Privatunternehmungen erjegt werden können. Das legtere iſt 
nicht der Fall bei Anftalten, welche wie die Pot, insbejondere die Briefpoft, um mit 
den geringiten Koften das Größte zu leiften, eine vollftändige Gentralijation voraus» 
ſehen, aljo die Concurrenz, die Hauptfchugwehr gegen Privatwillkür, ausichließen. 
Darum ift dieſe auch in den wirihſchaftlich freieften und ftrebfamften Staaten, wie 
England und Nordamerifa, dem Staate vorbehalten. Profit für den Staatsſchatz ift 
hierbei wie beim Münsprägen (f. Münze) jetzt durchaus die Nebenſache. Im Gegen: 
theil werden die betreffenden Verkehrszweige unter thunlichfter Herabfegung der vom 
Publicum zu zahlenden Gebühren, meift nur etwa die Koften deden, oft aud) dies nicht. 
Berwerflic hingegen ericheinen nach den heutigen Anfichten der Beftenerung die ohne 
fonftigen Grund und behufs Erprefiung eines Monopolgewinnes dem Staate vorbe- 
haltenen Gewerbsunternehmungen, insbefondere das Salzmonopol, dem fi das Tabaks— 
monopol, das in Rußland neuerdings durch eine Productionsfteuer erfegte Brannt-» 
weinmonopol (f, d. betreffenden Artikel) anſchließen. Das Bergregal (f. Bergbau) 
erftreckt ſich meift nuraufMetalle, denen fid) ſpäter das Salz angefchloffen und fo zu dem 
erwähnten Salinens, jowie den Salzhandel umfafjenden Salzregal geführt hat. Das 
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Jagdregal (f. 8 wird mit Abſchaffung des Jagdrechts auf fremden Grund und 
Boden gegenſtandlos. Ein Forſtregal dies wäre das ausſchließliche Recht, Forſten zu 
befigen), at es nie gegeben. Der Ausdrud beruht auf Verwechſelung mit dem Dber- 
auffichtsrechte des Staats über die Forften, der Korfthoheit. EinStraßenregal, ein 
ausfchließliches Recht, Straßen zu bauen, wäre eine fehr ſeltſame Ginfommensquelle. 
Die darauf erhobenen Wegezölle haben längft aufgehört eine Duelle von Ueberſchüſſen 
zu ſein. Aehnliche Ausflüſſe des Waſſerre gals, Flußzölle (f.d.), Brüdengelver (wobei 
um des Zolles willen keine concurrirende Brücke oder Fähre geduldet, alſo die Brücke 
lediglich um der Einnahme willen eriftirt), Abgaben von der Fiſcherei ſ. d.) ꝛc. find 
————— aus Mißbraͤuchen entſtanden und wo fie noch beſtehen, Gegenſtand Des 
ngriffs für den wirthſchaftlichen Fortſchritt. 

Literatur: Detaillirte Erörterungen und Literaturangabe fämmtlicher Regalien 

befonders in Rau's Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 1. Bd. 2. Abſchn. S. 229 — 348. 


Petermann. 


Regierung. 

1. Die Staaisgewalt — Die Herrfchaft, welde der Staat über feine Bürger, und 
die Macht, weldye er nad) außen hin befigt — bedarf zu ihrer Ausübung und Anwen 
dung eines Trägers, der entweder ein Ginzelner oder eine juriftiiche ‘Berjon fein fann 
(Stammesoberhaupt, Landesherr, Fürft, Senat, Volfsverfammlung ꝛc.) und welcher 
diefe Gewalt entweder jelbit ausübt, oder durch einen Kreis von ihm.beauftragter 
Berfonen, wenigftens zum Theil, ausüben läßt. Die Perfon oder Perjonen nun, 
welche die — in einem Staate als Inhaber der Staatsgewalt oder kraft 
ſolchen Auftrags ausüben, nennt man im Allgemeinen deſſen Regierung (lat. 
regere — leiten, lenken; rex, — König) ; wiewohl diefe Bezeichnung nur bei denjenigen 
Staatöformen, weldye den höheren @ulturftufen entiprechen, üblich), für das Ober: 
haupt 3. B. eines patriarchaliſchen Nomadenftaates dagegen nicht gebräuchlich iſt. Je 
nachdem der Träger der Staatsgewalt ein Einzelner oder eine geringere Anzahl von 
Berjonen oder endlich die Mehrzahl der Staatsbürger ift, untericheidet man die 
monarchiſche, ariftofratiiche und demofratifhe Regierungsform. So logiſch rich— 
tig aber dieje Unterſcheidung ift, fo wenig pflegt dod) die Negierungsform eines con- 
ereten Staats einer von Mein drei Gattungen ausjchließlich anzugehören; vielmehr 
ift fie fast ftetd aus Elementen aller drei Gattungen oder doch zweier von ihnen ge= 
mijcht. Namentlich gilt dies von der im modernen Rechtsftaate am häufigiten vorfom:» 
menden Regierungsform, der conftitutionellen Monarchie, in weldyer der Monarch 
in der Ausübung der Staatsgewalt durch ariftofratifche und demofratiiche Elemente 
(Haus der Lords, Herrenhaus, erfte Kammer; — der Gemeinen, Volksvertretung, 
zweite Kammer u. ſ. f.) beſchränkt iſt. Ebenſo erſcheinen in den republikaniſchen 
Staaten der Neuzeit, in der Schweiz, den freien deutſchen Städten und ſelbſt in der 
nordamerikaniſchen Union ariftofratifche und demofratiidhe Elemente gemifcht. Im 
conftitutionellen Staate verfteht man unter Regierung jpeciell das verantwortliche 
und wechſelnde Minifterium im Gegenfag zu dem rechtlich der Berantwortlichkeit ent« 
hobenen Fürften („Sr. Majeftät derzeitige Regierung“). Uebrigens läßt ih — auch 
abgejehen von dem Dbigen — nicht läugnen, daß jene Eintheilung in Monarchie, 
Ariftofratie und Demokratie das MWefen der verfchiedenen Staaten nur an der Ober: 
fläche ftreift und namentlich ihren volfswirthichaftlichen Charakter unbeadhtet läßt. 
Wie unendlich verichieden ift 3. B. der patriarchalifche Nomadenftaat, bei dem die 
Thätigkeit des Dberhauptes umfchrieben ift, wenn man ihn den Anführer im Kampf, 
den Schiedsrichter im Frieden nennt, von dem „aufgeflärten Despotismus“ eines 
Friedrich des Großen, defien eingreifende Fürforge ſich faft auf alle Zweige eines 
reihen Eulturlebens erftredt, oder von der ftarfgegliederten englifchen Verfaſſung auf 
der Grundlage des Selfgovernment — und doc) gehören dem herrichenden ‘Principe 
nad) alle drei derfelben Sattung an. Auf die ſyſtematiſche Eharakterifirung der eins 
zelnen Staatsgattungen einzugehen ift hier nicht der Ort (f. den Art. Staat). 

2. Aud) das —— Gebiet deffen, was die Regierung in dem Sinne unter 
1. zu thun hat oder das Gebiet der Staatsthätigfeit überhaupt bezeichnet 
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man mit dem Worte Regierung. Diefe Staatsthätigfeit ift in den verfchiedenen Staats— 
gattungen, wie ſchon angedeutet, dem Umfange nach ſehr verichieden. Die Grenzen 
derfelben, wie fie einerfeits durch den Begriff des Rechtsftaates, andererfeits durch den 
Grundfag der wirthichaftlichen Freiheit vorgezeicdhnet werden, im Einzelnen feſtzu— 
jtellen, würde hier zu weit führen; wir verweifen deshalb auf die Art. Politik und 
Polizei. 

3. In einem engern, ftaatsrechtlich technifchen Sinne ift die Regierung oder 
Regierungsgewalt, Regierungshoheit, als Ausfluß der Etaatögewalt, 
entgegengefegt einerſeits der geſetzgebenden, andererfeits der vollziehenden Gewalt. 
Während die erftere, die geſetzgebende Gewalt, fid) mit der Feftitellung dauernder 
Normen für das Leben im Etaate beichäftigt, die legtere, ald Juftiz und Venvaltung, 
die Anwendung der Gelege zur Aufgabe hat, bleibt fürdie Regierungsgewalt — welde 
ihrerfeitö zwar auch die Gejege und die wohlerworbenen Rechte der Einzelnen zu refper= 
tiren hat — noch ein ſ. 3. ſ. neutrales Gebiet übrig. Sie handelt nad) freier Er- 
wägung des Zweckmäßigen und Nüglichen und ift der unmittelbarfte Ausprud des 
allgemeinen Willens, welcher im Träger der Staatsgewalt repräfentirt wird. Dahin 
gehört 3. B. die Anftellung, Verjegung und — joweit fie grundgejeglich gejtattet ift 
— die Entlaffung von Beantten, die Ertheilung von Dispenfationen und Privilegien, 
die Begnadigung von Verbredhern ꝛc.; ferner Fon dad gelanmıte Gebiet der auswär— 
tigen Politik. Während die Gefeggebung im conftitutionellen Etaate an die Mitwir: 
fung der Volfsvertretung gebunden ift, ftcht Die Regierungsgewalt dem Fürften allein 
zu, daher die wichtigiten in ihr enthaltenen Rechte ald Prärogativen der Krone 
bezeichnet zu werden pflegen. „Die Lehre von der Prärogative*, fagt Gmeift') „läßt 
fi, fo überjegen: es giebt große Gebiete der Staatsthätigfeit, weldye nicht gewählten 
Verfammlungen mit nothwendig wechjelnden Majoritäten, fondern dem Königthum, 
der fejten ewigen Perſon überlaffen werden müflen; weil der König der Nepräfentant 
der Stetigfeit und Geredhtigfeit des Staats ift. Dies Gebiet bilder die Staats— 
verwaltung. Daß diefe Verwaltung einen feften Organismus erhalte, ift Das dauernde 
Recht der Minorität gegen die Majorität.“ Mittelbar freilich kann die Wolfsvertre: 
tung auch hier durch das Steuerbewilligungsrecht einen mehr als blos moraliichen 
Einfluß ausüben. Die Tendenz des Rechtsftaates geht dahin, Dem Gebiete der Regie: 
rungsgewalt möglichit fefte Grenzen zu ziehen; theild durch grundgefegliche Ver: 
fafiungsbeftimmungen,, wie Ausichließung von Monopolen, Unabjegbarfeit der rich: 
terfihen Beamten, Einſchränkung des Erpropriationsrehts auf beſtimmte Fälle ıc., 
theild durch einfad) gejegliche Regulirung deffen, was früher dem Gebiet des Willen 
oder der Willfür der Regierung angehörte, jo daß, wo früher ein Negierungsact, 
Dispenjation und dergl. nothwendig war, jegt nur das Gejeg von der Verwaltungs: 
oder Juftizbehörde in Anwendung gebracht zu werden braucht oder wohl auch die Mit— 
wirkung der Behörde ganz entbehrt werden fann. Man denfe an die Gewerbefreiheit 
und an den Zuftand, welcher ihr voranging. Gleichheit vor dem Gefeg entipricht dem 
Weſen des Rechtsſtaates und gefegliche Freiheit ift die Lebensluft für den volkswirth— 
ſchaftlichen Fortichritt. Durch, jo weit möglich gefegliche Regulirung der wirthichaft: 
lichen Verhältniffe wird zugleich die zeitranbenve, koſtſpielige und zweckloſe, oft fogar 
läderlihe Beichäftigung der höheren Behörden mit Kleinigfeitsfram abgefchnitten — 
oder wäre es nicht ebenjo komiſch wie traurig, wenn es eines Regierungsactes bedurfte, 
um z. B. einem Judenfnaben die Erlernung diefes oder jenes Handwerks zu geftatten? 


— nn ⸗ 





!) Das heutige engliſche Verfaflungs: und Verwaltungsrecht, Bd. I. $. 15 Hauptbeſtandtheile 
ber Brärogative in England find nach demfelben : 1. In Bezug auf auswärtige Mächte ift der Könia 
der Delegirte oder Repräfentant feines Wolle. Daraus folgt das Geſandtſchaftsrecht, das Recht der 
Verträge und Bündnifle mit fremden Staaten, Krieg und Frieden, Retorfion, ficheres Geleit u. ſ. w. 
2. Seneraliffimns oder Befehlshaber aller Streitkräfte zu Sande und zur See. 3. Quelle der Juftiz 
und allgemeiner Bewahrer des Reichsfriedens (Chef der Bolizeigewalt). Gr ift auf diefem Gebiete 
jedoch nicht Auctor, fondern nur „Diftribitor“, d. h. mit dem Necht und der Pflicht, Recht zu gewähe 
ten durch verfaffungsmäßig beſetzte Gerichte. 4. Quelle der Shrenämter und Privilenien. 5. Arbiter 


of cummerce, d.h. er ordnet die öffentlihen Märkte, Meilen, Maaße, Gewichte, Dunzen. 6. Haupt 
der Staatsfirche, 
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Die geſetzliche Beſchränkung der Regierungsgewalt hat alſo eine heilſame Beſchränkung 
der Centraliſation zur Folge. Die conſtitutionelle Verfaſſung wirft übrigens dahin, 
daß aud) die Regierungshandlungen im obigen Sinne immer mehr dem allgemeinen 
Volfswillen angepaßt werden, denn gefunde conftitutionelle Einrichtungen führen con: 
jequent zur parlamentarijchen Regierungsform, bei weldyer das Minifterium 
jedesmal aus der Majorität der Volfsvertretung hervorgeht. Einem mehr oder weniger 
ftarfen Einfluß des Minifteriums fann ſich aber auch auf diefem Gebiete der Fürſt nicht 
entziehen. Wenn in Deutichland (nicht in Preußen allein) eine dem Flaren Bolfswillen 
entgegenitehende Regierung ſich Jahre lang behaupten kann, fo iſt das ein beachtens— 
werthes Symptom dafür, wie außerordentlid ſchwache Wurzeln der Eonftitutionalie- 
mus erft gefaßt hat, wie garnichtd der Buchitabe der Verfaffung ift, fo lange nicht 
ihr Geijt in Fleiſch und Blut des Volfes übergegangen. „Noch heute jagt Treitſchke 
Hiſtor. und polit. Aufläge, S. 468) „bejigt in feinem deutſchen Staate der conftitus 
tionelle Staat eine andere Gewähr als den guten Willen des Fürften.“ Nicht noth- 
wendig mit dem Parlamentarismus verbunden ift die Ausübung von Regierungs- und 
Verwaltungsacten durch das Parlament, wie fie ebenfalls in England aufeinzelnen Ge: 
bieten des Staatslebens vorfommt — eine Einrichtung, welche von dem Vorwurf 
großer Schwerfälligfeit nicht freigufprechen ift. Im Staatenbunde, mehr noch im;Bun- 
desſtaat, ift die Regierung des Einzelftaats noch durch das Verhältnig zur Gefammt: 
heit bejchränft. Das Nähere f. unter Staat. 

4. In befonderem Sinne wird die Bezeichnung „Regierung“ für gewiffe Pro- 
vincial-VBerwaltungsbehörden gebraucht 3. B. in Preußen. 

5. Das WortRegent wendet man für gewöhnlic) ald gleichbedeutend mit „Fürft“ 
an. Dody wird techniſch auch derjenige fo genannt, weldyer die Stelle des Fürjten 
während der Minderjährigfeit oder ſonſt bei Dauernder Regierungsunfähigfeit Dejjelben 
(Geiftesfranfheit und dgl.) vertritt. Unheilbare Unfähigkeit ſollte confequenterweife 
völlige Ausichliegung des Unfähigen und mithin eigentliche Regierungsnachfolge des 
Nächftberechtigten nad) fi ziehen. Won welcher Bedeutung es ift, daß das öffent: 
lihe Recht darüber klare und zwedmäßige Beftimmungen treffe, damit nicht unberech— 
tigte Einflüffe während einer foldhen Periode überwuchern, haben in den Jahren 1857 
und 1858 die Verhältnijfe in Preußen gelehrt. Schon die bloße Unficherheit des recht: 
lichen Verhältniffes ift für das wirthichaftlice und das ganze jtaatliche Leben über: 
haupt von nachtheiligſtem Ginfluffe. Ueber die Nothwendigfeit des EintrittS einer 
Regentichaft, wie über die völlige Unfähigkeit des Fürften fann in einer conjtitutionellen 
Monarchie nicht entjchieden werden ohne Mitwirkung der Ständeverfammlung. „Es 
gereicht” fagt Mohl (Encyflopädie der Staatswiſſenſch. S. 208) „ihre Unterſuchung 
und Anerfennung ebenfofehr zum Schuge der Rechte des zu Entfernenden als zur Sicher: 
ftellung der Rechte des eintretenden Stellvertreter. Ueberdies hat das Volf ein Recht 
auf eine bejtimmte Meberzeugung, daß der von ihm geforderte Gehorfam gegen den 
Stellvertreter auch wirflicy rechtlich begründet fei. Einfeitige Erklärungen von irgend 
einer Seite gewähren nicht dieſelbe Gewißheit; und welche rechtliche Kraft Beſchlüſſe 
von Perfonen und Vereinigungen haben follen, denen font feine Zuftändigfeit in 
Staatsangelegenheiten zur Seite fteht (wie etwa eined Yamilienrathes) ift ohnedem 
nicht einzufchen.“ | 

Dr. J. Gensel. 


Red. 
Die Rechtslehre ift ein Theil der Sittenlehre, indem ihr Recht wie die Sittlichfeit 
die Gejege und Anforderungen für den menihlihen Willen enthält. Der Menſch ift 
nicht blos als Einzelner zu faſſen, fondern eriftirt nur in und für die Gemeinjchaft. 
Dim Einzelnen gegenüber fann der reine Zuftand, die „Erlöfung“, wie ed die theolo— 
giſche Weltanfhanung nennt, wenn auch nicht in allen jeinen äußern Folgen, doch 
wenigitens in feinem eignen Innern wicder hergeftellt werden. In der Gemeinſchaft 
der Menichen fann indeß die Erfüllung der Idee der Sittlichkeit nicht an das Zufällige 
der einzelnen Perfonen gebunden jein. Die fittlihe Welt muß daher hier als Außer: 
liche, objertive Macht auftreten, welche unabhängig von dem Willen der Einzelnen be 
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fteht, ja fogar Zwang gegen ihn ausüben fann. Hierin liegt der Unterjchied zwiſchen 
Recht und Moral. Die legtere gehört dem Individuum an, ein moralifches Leben kann 
nur durch freie innerliche Selbjtbeftimmung erreicht werden. Das Recht ift Dagegen 
die äußere Drdnung des Gemeinlebens, weldye daher aud) als Außerliche, zwingende 
Macht auftritt. Es richtet fich nicht auf den Willen des Individuums als foldyen, 
jondern nur ald Glied der Gemeinfchaft. Es it daher nichts irriger als die Anficht, 
der Staat fei eine Anftalt zur Beförderung der Moralität. Die innere Gefinnung, 
der allein Moralität oder Immoralität zufommt, der freie Wille, läßt fidy nicht von 
Außen modifteiren, der Staat ift vielmehr gerade unter der Vorausfegung, daß reine 
Moralität, Rehthandeln aus moraliſchen Gründen nicht zu erwarten iſt, nur gegen 
die nadıtheiligen Folgen des Egoismus der Einzelnen errichtet. Außerdem wäre er 
ſelbſt vollftändig überflüffig. 

Das Weſen ded Mentchen ift die Freiheit. Alle Menſchen find fidy in der Eigen- 
ſchaft der Freiheit und Selbjtbeftimmung gleich; aber jeder ift frei nur in der Gemein— 
ſchaft mit den Andern. Dies Bewußtjein der gemeinfamen Freiheit legt Jedem die 
Verpflichtung auf, die Freiheit der Andern anzuerkennen und die eigne Freiheit durd) 
die der Andern einichränfen zu laffen. Der allgemeine Ausdrud dieſes Wechfelverhält- 
nifjes der freien Individuen und ihrer Handlungen ift das Recht. Die gegenfeitige 
Anerkennung der Menſchen durch den Menſchen ift das Princip, die Urthatſache des 
focialen Rechtsbewußtſeins. Das Recht bedeutet die in jener gegenfeitigen Anerfen- 
nung enthaltene und durdy fie bedingte Freiheit von fremder Gewalt, und die Möglid- 
feit, mit diefer Freiheit zugleich in ein rechtliches und ſittliches Band zu den Andern 
einzutreten, Rechte in Bezug auf Perfonen und Sachen zu gewinnen. Diefe gegenfei- 
tige Anerfennung ift die Vorbedingung der eigentlichen Givilifation, mit ihr entſteht 
der Begriff der freien Berfönlicykeit, der perfönlichen — äußern — Freiheit, der Rechts— 
fähigkeit. Allein diefer Begriff ift nicht, wie Kant wollte, blos ein unmittelbaree 
Boftulat der praftijchen Vernunft, fondern das Refultat einer langen geſchichtlichen 
Entwidelung. Selbft wenn innerhalb der Völker und in ihrer eignen Mitte der Be- 
griff der freien Perfönlichkeit ſich herausgebildet hat, erfennen fie noch nicht Die Glieder 
anderer Völfer als rechtsfähige, freie Menichen an. Bekannt ift der Gegenfaß, den die 
Hellenen zwiichen ſich und den Barbaren feftftellten. Aehnliches begegnet und in der 
altitaliichen Geſchichte, und insbefondere finden wir häufig die Redytsfähigkeit zuerft 
auf die Kamilienhäupter befchränft. Indem der Menfc dem Andern, dem er Rechts— 
fähigfeit, den Bejig von Rechten, die Theilnahme an der Gemeinichaft mit Andern zu« 

efteht, eine allgemeine Werthsihägung zu Theil werden läßt, verfnüpft jid mit dem 
Begriffe der perjönlichen Freiheit überall der Begriff der Ehre, und jene erfcheint als 
ein wejentliches Ehrenrecht und Attribut der Menſchenwürde. 

Die Gerechtigkeit ift die unwandelbare Aufrechterhaltung der ſittlichen Ordnung 
in allen einzelnen Lebensverhältnifien, der Freiheit der einzelnen Individuen und ihres 
Rechts auf freie Entwidelung in der Gemeinfchaft oder Geſellſchaft. Sie erſcheint daher 
theil8 als eine ſchützende Macht, theild als eine vergeltende, Lohn und Strafe verhän- 

ende, und muß ſich ſtets theild in beftimmten Rechtsverhältniſſen in der Form fefter 

echtsfagungen, theils in der unbedingten Vollzichung der Gefege an ihnen innerhalb 
eines beitimmten Gejellichaftskreifes oder einer beftimmten Rechtsgenoſſenſchaft dar- 
ftellen. Die Verhältniffe ver Menfchen ald Perfonen zu einander, als Glieder der Fa— 
milie, der Gemeinde, des Volks oder Staats, die Rechte und Verpflichtungen in jeder 
Form der Gemeinſchaft werden durch Nedhtsinftitute geordnet. Dem ftrengen 
Recht, weldes alle Unterfchiede feiner Gleichheit unterordnet, fteht das Recht der 
Billigfeit gegenüber, welches die Gleichmäßigfeit der Rechtsvorſchriften auf ven 
einzelnen individuellen Fall zur Anwendung bringt (die verſchiedenen Strafmaaße im 
Strafrecht). 

Während durd die Anerkennung der perfönlichen Freiheit die Geſellſchaft im All- 

gemeinen begründet wird, gelangt fie zur realen Eriftenz im Verkehr. Die Rechtsbe— 
tiffe erzeugen blos die Moͤglichkeit diefes Verkehrs zwiſchen den Gefellichaftsgliedern 
— .Art. Bedürfnig), welcher in der ſteten Wiederholung, Ergänzung, Schaffung und 
Auflöfung von Familienbanden, Erwerbungen und Benugungen von Eigenthum be 


710 Necht. 


fteht. Nur infolge eines wirflichen Verkehrslebens treten andererfeits dic Rechtsbe— 
griffe ins Bewußtſein. Die beſtimmten, befondern Begriffe des Rechtsbewußtſeins, Die 
Rechtsgrundſätze jind bedingt durch die gefchichtliche Entftehung und Fortbildung der 
Geſellſchaft, durch Die eigenthümliche Natur, die befondre Entwidlungsd- und Bildungs- 
ftufe der Arbeitd- und Verkehrsverhältniſſe in befondern Gejellichaftöfreifen. Hieranf 
gründet ſich Die pojitive oder hiftoriihe Natur des Rechts. Alles Recht ift 
pojitived Recht. Ein natürliches Nedht in dem Sinne, daß ein Rechtszuſtand ohne Ge» 
meinichaft und ohne Geltung der Gelege eriftiren könne, giebt ed nicht. Das pofitive 
Recht iſt indeß auch andererieits nicht Das Nefultat einer gefeggeberiihen Willkür, jo 
daß feine Beitimmungen auch beliebig anders fein könnten, ald fie in Wirklichkeit find, 
jondern es ift vielmehr mit den allgemeinen und nothwendigen Grundbeitimmungen 
alles Rechts und mit den Thatlachen des realen Verkehrs und Geſellſchaftslebens eng 
verwacjen. Im Gegenfag bierzu wurde von Philofophen und Juriften unter den 
Namen Vernunft: oder Naturrecht ein Syſtem der Rechtsgeſetzgebung vielfad) 
entworfen, welches auf dem Wege apriorijtifcher Deduction ein für alle Rechtsgeſell— 
Ihaften ohne Unterſchied anwendbares Recht fein, in der Vernunft feine ausichließ- 
lidye Quelle haben und eine allgemeine Quinteffenz alles defien darbieten follte, was 
an fich recht oder unrecht fei. Veranlaßte urjprünglich auch ein praftifches Bedürfniß 
die erften Arbeiten auf diefem Gebiete des Natur: und Völferrebts (Hugo Grotius, 
De jure belli et pacis), jo nahm doch der Verſuch, aus dem Begrife der Rechtsgeſell— 
ſchaft die in abstracto für jede Geſellſchaft nöthigen Gefege und Rechtsbeftimmungen 
herzuleiten, unter feinen Nachfolgern Puffendorf, Thomaſius, der Leibnitz-Wolſ'ſchen 
und Kant'ſchen Schule, — eine formaliftifiche und unfruchtbare Wendung. Erft der 
fogenannten biftorifhen Schule verdanfen wir ed, daß eine andere Einſicht Platz 
griff und daß das Recht nicht als cin zufällig oder willfürlich gemachtes, fondern als 
ein nothwendiges Erzeugniß der geicbichtlihen Entwidelung der verjchiedenen Kreile 
der bürgerlichen Geſellſchaft anzuſehen ift, in welchen es feine geichichtliche Wirklichkeit 
hat. Eben weil das Recht an den Gemeinwillen gerichtet ift, muß es überall fchon 
äußere, objective Geltung haben, um Recht zu fein. Nach langer Verfennung wurde 
indbejondre in dem Gewohnheitsrechte die nothwendige Grundlage und der noth: 
wendige Ausgangspunct aller Nechtögefeggebung erblidt, welde nur allmählich der 
politiihen Gejeggebung Platz macht. Die Gewohnheit ift aber nicht blos als eine be- 
ftimmte, ftetig innerhalb eines Volkes befolgte Handlungsweiſe, weldye durch ihre 
Gleichmäßigkeit zum Rechtsſatze wird, fondern vielmehr ald das Rechtsbewußtſein zu 
verfteben, welches ſich durch dieſe Handlungsweife ausdrüdt. 

Durch Die Doppelte Gemeintamfeit des Verfehrs und des durch Gewohnheit, 
Rechtsſitte auf eigenthümliche Weife ausgebildeten Rechtsbewußtſeins entjteht die bür- 
gerlihe Geſellſchaft in einem räumlich und zeitlich begrenzten Kreile, ein Volk. Die 
Enveiterung des materiellen und geiftigen Verkehrs unter den einzelnen Völkern erzeugt 
ihrerſeits eine entiprehende Veränderung des vorhandenen Rechtsbewußtſeins oder 
Rechtszuſtandes. Denn fie hat eine Eollifion der verfchiedenen volfsthümlichen Rechte 
zur Folge, weldye nur auf der VBorausjegung des innern Verkehrs beruhen. So bildete 
fi) aud) unter den Römern das jus peregrinum neben dem jus civile und beide ver 
ſchmolzen fi, jemehr Rom ein Weltreich wurde, defto inniger mit einander. 

Die Colliſion der verſchiedenen Rechte veranlaßt zugleich das Beftreben nad) einer 
Ausgleihung der Unterichiede unter denjelben und die anfangs inftinctartige Bildung 
geht in eine felbjtbewußte Nechtsbildung über. Das Recht der Biftenfchaft 
(Juriftenredyt) übernimmt es, theils das Gegebne in jedem Rechtsinftitut und Rechts: 
fa zum Verſtändniß zu bringen, theild den individualifirenden Trieb der Rechtsidee 
darin wieder aufzufinden, und jo den innern Geift des Nechts, aus dem biftorifchen 
Stoffe geläutert, darzuitellen. Die allgemeinen Grundfäge, welche im pofitiven Rechte 
verborgen wirften, werden zum Bewußtfein gebracht und damit entjtcht auch die Mög: 
licyfeit, das Recht in Diefem bewußten Geijte weiter fortzubilden. Wo ſich ein weitver: 
zweigter Verkehr bildet, und infolge deſſen verfchiedene volfsthümliche Rechte zur 
Anwendung und in Frage fommen, tritt neben der Nothwendigfeit, die Rechtöverhält- 
niffe zu unterfuchen und Div Nechtöbegriffe weiter auszubilden, auch die Unmöglichkeit 
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ein, daß bei der langen und complicirten Rechtsentwickelung eines Volkes Jedermann 
ohne Weiteres eine vollftändige Kenntniß der Rechtsbeftimmungen erwerben und be» 
figen fann. Durch diefe Thatſache wird die in neuerer Zeit (v. Kirchmann) aufgewor- 
fene Frage beantwortet, ob man die Rechtswiſſenſchaft ald Ufurpation der Rechte des 
Bolfes durd) einen Faftenmäßigen Gelehrtenftand betrachten könne. 

Die rechtsbeftimmende Macht der bürgerlichen Geſellſchaft, jobald fie innerhalb 
eines voltsthümlichen Kreifed zum Bewußtſein ihrer jelbft gelangt und ausdrücklich als 
rechtsbeſtimmende Willensmacht auftritt, ift ihrem Urſprung und Inhalt nad) die 

ejeggebende Staatsgewalt. Das Recht wird ein neteplich verfündetes 

echt. und die Gejeggebung ericheint als ein wejentliched Attribut der Regierung. 
Das Geſetz ift der allgemeine Wille, weldyer unbedingte Geltung für ji in Anſpruch 
nimmt. Weil er dies aber ijt, fo fann in einem ausgebildeten Staatsorganismus die 
Gefepgebung nur mit Zuftimmung des Volfes, beziehlich feiner Vertretung zu Stande 
fommen und erlangt erjt durch Diefe Zuftimmung gefeglihe Kraft. Das gefegliche 
Recht muß gleichen Schritt halten mit der Ausbildung und den Bedürfniſſen der 
Geſellſchaft. Neue Verhältniffe bringen audy neue Gefege. Insbeſondere muß die 
Gefeggebung nach und nad) die überlieferten particulären und provinziellen Eigen: 
thümlichkeiten abftreifen, deren Werth jelbft vom hiftoriichen Gefichtspunet aus oft 
fehr zweifelhafter Natur ift. Je mehr die ökonomiſchen Verhältniffe, wenn au nicht 
den alleinigen, jo doch einen weſentlichen Inhalt der Rechtsbeſtimmungen bilden, um 
fo wichtiger ift ed, daß die Rechtsgeſetzgebung auf einer umfaſſenden Kenntniß der 
wirtbichaftlichen, ökonomiſch-politiſchen und finanzwiſſenſchaftlichen Grundfäge beruht. 
In neuerer Zeit hat man daher befonders den innigen Zufammenhang zwiichen Natis 
onalöfonomie und Jurisprudenz betont und in einer Analyje der Beftimmungen des 
heute noch ausgedehnte Geltung befigenden Römifchen Rechts darzulegen verfucht, 
daß gerade diefes Recht nur ſchwache Spuren einer wiſſenſchaftlichen Anſicht nach der 
nationalöfonomifcyen Seite hin darbiete. Läßt ſich nun andy nicht läugnen, daß mande 
Senatsbeſchlüſſe und Faiferliche Entfcheidungen von Anfhauungen durchdrungen find, 
weldye in neuerer Zeit theoretifch und praktiſch widerlegt find, jo läßt ſich doch die 
Behauptung feineswegs rechtfertigen, daß im Ganzen und Großen den römijchen 
Juriften die Erfenntniß der wirthichaftlihen Grundwahrheiten, auf denen der ge— 
fammte fociale und politifche Organismus beruht, fremd geblieben fei. Selbftverftänd: 
lid) machten es verſchiedene ſociale Inftitutionen der Römer unmöglich, in einzelnen 
Fragen, wie 3. B. über Arbeitslohn, Capital, Geld, Productivität der techniichen 
Induftrie umd des Handels zur vollen Wahrheit durchzudringen. 

Literatur: Hegel’s Philofophie des Rechts, Werke Bd. 8. — Stahl, 
Philoiophie des ER I. und II. (1847. — Immanuel Fichte, Die philofophi: 
ihen Lehren von Recht, Staat und Sitte. Leipzig 1850. — Sismondi, Nouv. 
Prine. de l’econ pol. Livr. I. chap. 3. — Danfwardt, Nationalöfonomie und 
Jurisprudenz. Heft 1. III. 1857 ff. 

!Bernhard Miller. 


Reichthum. 

Es iſt wahr: das erſte wahrhaft elaſſiſche, die ganze Volkswirthſchaftslehre um— 
faſſende Werk iſt betitelt: »Inquiry into the nature and causes of the wealth of 
nations«, und dieſes »wealth of nations« ift zwar nicht von dem claſſiſchen deutſchen 
Bearbeiter Smith (Asher), aber von zahllojen anderen nicht anders überfegt worden, 
ald „Volks⸗“ oder „Nationalreihthum“. Deutiche, franzöftiche, italienische Volfswirthe 
ipredyen von dem „Reichthum“ als Ziel der Volkswirthſchaft (3. B. Sartoriug, 
«Bon den Elementen des Nationalreihthums". —-W.v. Prittwig, „Die Kunft 
reich zuwerden, oder gemeinfaßliche Darftellung der Bolfswirthichaft“.— Simonde 
de Sismondi, »De la richesse commerciale ou principes de l’economie 
politique«.. — Louis Say, »Trait& el&mentaire de la richesse individuelle 
et de la richesse publique« und »Etudes sur la richesse des nations«. — 
C. Bosselini, »Nuovo essame delle sorgenti delle privata e publica rich- 
ezza«. — Palmieri, »Richezza nazionale«.) Roſcher (Syftem 1.3.) ſpricht 
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ſich nicht über das Ziel der Volkswirthſchaft aus; aber der Zuſtand, den er ($ 9 u. 10) 
als Volksreichthum ſchildert, fcheint in der That der volfswirthichaftliche Idealzu— 
ftand fein zu follen. Ein eifriger Gegner der Methode Roſchers hat ganz neuerdings 
in einer polemiſchen Schrift, „Die Entdedung der Geſetze, nach welchen der Reich» 
thum in der menſchlichen Gefellihaft producirt und vertheilt wird“, als die Aufgabe 
der politifchen Oekonomie hingeftellt. (Ernft Petſche, Gefhichte und Geſchicht— 
fchreibung unferer Zeit. Leipzig, Dito Wigand 1865. S.91.) Kurz, der „Reihthum“ 
gilt noch heute vielfach als der für die Volfswirthichaft wünſchenswerthe Zuftand und 
als ein Hauptgegenftand der wirthichaftswifienicaftlihen Korihung. Ob dies richtig 
ift, läßt fic) nur dann enticheiden, wenn man über die Bedeutung dieſes Begriffes einig 
ift. Das engliſche »wealth« mit „Reichthum“ zu überfegen, dürfte — beiläufig ge— 
fagt — nicht richtig fein, wie fchon die Zufammenfegung » common-wealth« = „Ge- 
meinwefen“ andeutet. Nach dem gemeinen Spradhgebraud), dem die Bolfswirthichafte- 
lehre die Bezeichnungen für ihre Begriffe möglichft entlehnen follte, bedeutet Reichthum 
urſpruͤnglich weiter nichts, als Fülle des Befiges, oder das in Fülle in der Dispofition 
einer Perſon Befindliche. Weiter aber verfteht man hier unter Reichthum insbeſondere 
auch die Fülle des Befiged an materiellen Dingen und folchen zwar, weldye allgemein 
geihegt find und die in Fülle im Beſitz einer Perſon befindlichen folhen Dinge zuſam— 
mengenommen. Der Begriff ift dann gleichbedeutend mit Beſitz von verhältniß- 
mäßig großem Vermögen und bezüglich mit verhältnigmäßig großem Vermögen felbft. 
In den Augen der Menge wohl, nicdyt aber in den Augen der Gebildeten fann der Zu— 
ftand des Reichthums an fich für einen wirtbichaftlicd wünfchenswertben Zuftand gel: 
ten. Wenn ich von einem Einzelnen fage, daß er reich fei, fo habe ich damit an ſich 
über feine wirthichaftliche Lage noch fein günftiges oder ungünftiges Urtheil ausgeipro: 
hen. Befindet ſich ein reicher Verfchwender oder ein reicher Geizhals, ein reicher Säug— 
ling, oder ein reicher Kretin in einem auch nur wirthſchaftlich beſonders erfreulichen 
Zuftande? Aber auch ein Volk kann in der Fülle des Beſitzes von Dingen, die allge- 
mein geichägt find, arm fein. Spanien hatte nady der Entdeckung von Amerika unend« 
liche Reichthümer an edlen Metallen in feinem Beftg, war aber dody ein armes Land. 
Welche Fülle von Gütern ruht in Merico und Brafilien, und zwar nicht nur Natur— 
fhägen, fondern wirfliden, der Natur bereitd abgewonnenen Gütern! Und möchte 
wohl die fleine Schweiz auch nur ihre wirthichaftliche Stellung mit der eines der gro— 
fen Kaiferreiche vertauſchen? Hält man ſolchen Betradhtungen entgegen, daß, wer von 
Nationalreichthum fpricht, eben nicht blos an den Befig von allgemein gejchägten Gü— 
tern, fondern zugleich an die günftige Vertheilung, an den verbreiteten zweckmäßigen 
Gebraudy derfelben, an die Dauerhaftigkeit des Befiges und an die freie und weile 
Dispofition darüber denke, fo ift darauf zu erwiedern, daß, wenn dem jo wäre, der 
Sprache des gewöhnlichen Lebens mit jener Anwendung des Wortes „Reichthum“ un- 
nöthigerweife Gewalt angethan werden würde. Ohne allen Zweifel ift „Reichthum“* 
ein Begriff, mit weldem auch die Volfswirthichaftslehre zu operiren bat. Im Eins 
flange mit dem Sprachgebrauche verfteht fie unter Reichthum ebenfowohl einen Zuftand, 
wie eine Summe von im Befig eined Individuums, oder eines Volfes befindlichen Ger 
genftänden. Aber, wo fie den Begriff als Zuftandsbegriff faßt, beichränft fie ſich ledig« 
lich hierauf, verbindet fie mit der Bezeichnung „Reichthum“ nicht zugleich ein Urtheil 
über den wirtbichaftlichen Werth dieſes Zuftandes. Er ift ihr lediglich ein Zuftand des 
Befiges, nicht ein Zuftand der wirtbichaftlihen Macht, ein Zuftand des Habens, nicht 
des Könnend. Das Object des Habens oder des Befiges find Güter und Rechte, und 
Güter und Rechte zwar von allgemein anerfanntem Werthe. Der Befig folder Güter 
und Rechte macht reich, wenn er ein relativ großer ift. Aber es ift irrelevant, ob diefer 
relativ große Befig eine wirthichaftliche Macht ift oder nicht. Er kann Beides fein. 
Ob er das Eine oder das Andere ift, hängt von den perfönlichen Verhältnifien des 
Befigenden, von der Art feiner Verfügung über feinen Befig ab. Und ob diefe Art 
der Verfügung den relativ großen Belig zu einer relativ entiprehend großen Macht 
geftaltet, darüber enthält fich der Volkswirth eines Urtheiles, wenn er die Bezeichnun⸗ 
gen „reih“, „Reihthum“ gebraudt. Darum ift ihm aud) der Reihthum nicht derie- 
nige Zuftand, auf deffen Erreichung es die wirthichaftlichen Thätigkeiten eines Voltes 
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abzufehen haben. Wird in der Volfswirthichaftslchre ver Begriff „Reichthum“ zur 
Bezeihnung einer Summe von Gegenftänden gebraucht, fo find unter diefen Gegen: 
fänden ebenfalld Güter (f. d. Art. „Gut“) oder andere Vermögensobjecte gemeint 
und zwar ein in der Dispofition eines Individuums, oder eines Volfes befindlicher, 
relativ großer Gompler von Gütern oder Vermögensobjecten. In diefem Sinne ift 
„Reichthun“ völlig gleichbedeutend mit relativ großem „Vermögen“. Auch in diefem 
Sinne genommen enthält das Wort Reichthum nicht ſchon ein qualitatives, fondern 
nur ein quantitatives wirthſchaftliches Urtheil. Ob ein relativ großes Vermögen ein 
relativ gleidy großer wirthichaftlicher Factor ift, hängt lediglicd von der Anwendung 
ab, welche damit gemacht wird. Unermeßlicyen Schägen ift in der Hand eines geiftig 
trägen und auf niedriger Eulturftufe ftehenden Volkes nicht einmal ihre Dauer garan— 
tirt; fie find in folden Händen ohne jeden wirthichaftlichen Werth, vielleicht J ein 
Hemmniß als ein Förderungsmittel der wirthſchaftlichen Entwickelung. 

Ob von Reichthum im einen oder anderen Sinne die Rede ſein könne, kann ſich 
lediglich aus einer Vergleichung ergeben. Dabei werden entweder frühere Zuſtände mit 
ſpäteren, frühere Vermögensbeſtände mit jpäteren, Zuftände oder Vermögensbeſtände 
am einen Ort, in einer Er mit denen an einem anderen Ort, in einer anderen Hand, 
zugleich aber aud) die Befriedigungsmittel, welche das Object des Vermögens ausma- 
chen, mit den Bedürfniſſen verglichen. Bei der legteren Vergleichung bleibt, wo von 
Reichthum Die Rede ift, das Urtheil über die Natur wie über die wirthſchaftliche Be— 
rechtigung der fraglichen Bedürfniſſe ebenſowohl wie das über die Möglichkeit der 
Dauer ihrer Befriedigung völlig ausgeſchloſſen. Reich ift auch ein Volk, welches für 
beliebig kurze Zeit feine beliebig unwirthſchaftlichen Bedürfniffe reichlich, und ohne 
damit alsbald fein Vermögen zu vernichten, befriedigen kann, mag audy vielleicht ſchon 
die nächfte Generation darben müflen. 

Die im Vorſtehenden verfuchte Feſtſtellung des volfswirthichaftlichen Begriffes 
von Reihthum fteht mit dem Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens, obwohl fie 
fih an denjelben anlehnt, ſcheinbar im Widerſpruch. Aber es kann nicht Aufgabe der 
Wiſſenſchaft fein, der Beweglichkeit des Sprachgebrauches nachzugeben. Wenn fie Die 
Bezeichnungen für ihre Begriffe dem Spradyicyage des Volkes entlehnt, hat fie dieſelben 
doch ftrenger von anderen zu unterſcheiden, ald der Sprachgebrauch. Zu ſolchen Un— 
terficheidungen reicht ihr der legtere, jo wenig wählerifch er auch jcheint, doch immer 
felbft die Hand. Nicht umfonft kennt unfere Sprache die Worte: „Preis“ und „Werth“, 
beide. Der Sprachgebrauch verwechfelt fie ftets. Die Wiſſenſchaft hat durch die Firi- 
tung der Begriffe ihrem Bedürfniffe ebenfo wie dem Wink, welchen ihr fchon die 
er giebt, zu gehorchen. Aehnlich ift ed mit den Worten „Reichthum“ und 
„Wohlftand.* 


A. Emminghaus. 


Rente, 


Während man unter Reinertrag (Einfommen mit Beziehung auf das Wirth: 
Ihaftsobject), reinem Einkommen, Reingewinn (Ertrag mit Beziehung auf das Wirth: 
ſchaftsſubject den Ueberfhuß der durch wirthſchaftliche Thätigfeit erworbenen 
Güter über die zum Zwed diefer Erwerbung aufgewandten Güter als Ganzes ver: 
ftcht (vergl. d. Art. „Einfommen“), nennt man Rente den fictiven Theil diefes Ge— 
jammtreinertrags oder Einfommens, weldyer einem der bei der wirthichaftlichen Thä- 
tigfeit angewandten Gewerbsmittel zugeichrieben wird. Man fpricht nicht von einer 
Volfsrente ftatt „Volkseinkommen“, aber man fpricht von Arbeits-, Capital» und 
Grundrente ald den fictiven Beftandtheilen des reinen Volfseinfommens. Auch in der 
Privatwirthſchaft ſpricht man nicht von der Rente einer wirthichaftlichen Unterneh: 
mung, eines Wirthſchaftsjahres, einer wirthichaftenden Perfönlichkeit, wohl aber von 
der Arbeitö-, Gapital» und Grundrente, welche der Unternehmer erworben, oder die 
wirthichaftliche Thätigfeit innerhalb eines gewiffen Zeitraumes abgeworfen hat. Rente 
ift alio das reine Einfommen, der Reinertrag mit Rüdficht auf feine fictiven Beftand- 
theile, oder mit andern Worten, diefe Beftandtheile heißen Rente, während ihre Summe 
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Ginfommen oder Neinertrag heißt. Die Zerlegung des Einfommens ſ. d.) in feine 
Beftandtheile ift eine Fiction, weil die verfchiedenen Gewerbsmittel ſich ihre Reiftungen 
einander übertragen. Aber die Fiction muß gemacht, und ed muß damit das richtige 
Verhältniß möglichit genau getroffen werden, weil es bei wirthichaftlichen Unterfuchun- 
gen häufig darauf anfommt, den einen oder den anderen Beftandtheil abgejondert zur 
Erſcheinung zu bringen. 

Es fragt fih, nad) welchen Grundfägen die Abtheilung vorzunehmen ift. Die 
Anwendung der Gewerbsmittel dürfte zu dem Ende am zwedmäßigften unter dem Ge— 
fihtöpunete der Vermiethung an die Unternehmung zu betrachten fein, der fie dienen ; 
die Anwendung Der Arbeit unter dem Gefichtöpuncte der Arbeitövermiethung, Die dee 
Gapitald unter dem Gefichtspuncte der Gapitalvermiethung, die des Landes unter dem 
der Grundvermietbung. Die Miethpreije repräfentiren die Rente. Dabei ift zu berüd- 
fihtigen, daß die Capitalverwendungen — bei Feithaltung des obigen Gefichtspunctes 
— fich theild als Verkäufe, theild ald Vermiethungen darftellen. Für Gapitalien, 
weldye bei dem Unternehmen verbraudyt werden — umlaufentes Capital — muß das 
rohe Einfommen den Kaufpreis enthalten. Um die Gapitalrente zu ermitteln, fann 
man aber nur die blos gebrauchten Gapitalien — ftehendes Capital — berüdjichtigen. 
Der Miethpreis, welchen das Unternehmen in feinem Gewinn für die aufgewandte 
Arbeit abwirft, ift Die Arbeitsrente, der, weldyen es für das gebrauchte Capital ab- 
wirft, die Gapitalrente und der, welchen es für die benugten Naturfräfte abwirft, die 
Grundrente.' Die Beträge diefer Preife find nur nach Analogieen zu ermitteln, Als 
tertium comparationis find Diejenigen Miethpreiie zu betrachten, welche im freien 
Handel mit beiderjeitiger Goncurrenz (f. d.) für Leiftungen und Güter derart bezahlt 
werden, wie fie bei der fraglidyen Unternehmung vorfommen und beziehlich angewendet 
werden. Der übliche Arbeitslohn, der übliche Gapitalzins (der Gapitalabnug muß 
unter den Koften — Kaufpreis ſ. Preis) — vergütet werden), der üblidye Grundzins 
bilden die Anhaltepuncte, Ueber die Beftimmungsgründe und die Höhe der Arbeite- 
rente vergl. den Art. „Arbeit“. Die Auf und Abwärtäbewegung der Capital: 
rente fteht unter den nämlichen Gefegen, wie Die des Zinſes ſ. d.). Für folde Ca— 
pitalien, welche ichwer zu erlangen jind und doch bei Erzeugung fehr gefuchter Güter 
große Vortheile gewähren, jowie für ſolche, weldye bei der fraglichen Unternehmung 
der Gefahr des Serluftes in hohem Maafe ausgelegt find, muß eine höhere Rente be- 
rechnet werden, als für leicht zu beichaffende, bei der Erzeugung nur geringe Vortheile 
bietende, dem Berluft nur wenig ausgefegte Gapitalien. Die Auf und Abwärtsbewe: 
gung der Grundrente fteht unter den nämlichen Gefegen, wie Die des reinen 
Grundzinſes. 

Es iſt ein noch ungelöftes Problem, ob und welche Bedeutung die in der Privat— 
wirthichaft unentbehrlidhe Scheidung des reinen Einkommens in feine — fictiven — 
Beſtandtheile für die geſammte Volfswirthichaft und namentlich für die Volkswirth— 
ſchaftslehre hat. Die Ermittelung der geſammten Arbeits-, Capital- oder Grundrente 
eines ganzen Volkes kommt praktiſch nur etwa zu Steuerzwecken in Frage. Die begriff— 
liche Feſtſtellung der Beſtandtheile iſt in der Volkswirthſchaft, namentlich bei der 
Grundrente, weit ſchwieriger als in der Privatwirthſchaft. Und was den wiſſenſchaft⸗ 
lien Werth der Ermittelung und Schägung der Beftandtheile anbelangt, fo ift der- 
felbe ebenſo zweifelhaft wie der der Schätzung des gefammten Volkseinkommens ſ. d. 
Art. „Einfommen“ ©. 245 u. 46). 

Das Wort „Rente“ wird in übertragener Bedeutung auch für das feſte Einfom- 
men einer Berfon aus verlicehenen Geldcapitalien (f. d. Art. „Eapitalfteuer“ ) ge 
braucht; (daher die Bezeichnung Rentier) und endlich bezeichnet man damit das, 


I) Hinſichtlich der Theorie von der Grundrente ſtimmt der Verf. diefes Artifels und der Art. : 
„Ginfommen“, „Grundſteuer“ ıc. nicht mit den Berfaflern der Artifel: „Grundrente”, „Orund und 
Boden”, „Capital“ überein. Der Stanppunct des Erfteren iſt andeutungsweife dargelegt in dem 
Art. „Srundftener“ vg ©. 409 u. 410. Es hat nicht fehlen fünnen, dürfte aber auch dem Werthe 
des Handwoͤrterbuches feinen Gintrag thun, daß ein in der Wiffenfchaft noch keineswegs ausgetrager 
ner Streit hier feine Vermittelung nicht gefunden hat. Anmerf. d. Herausgebers. 
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meift für Lebenszeit, garantirte Ginfommen einer Perſon, welches fich diefelbe durch 
dad Opfer einer einmaligen, oder in gewiflen Raten erfolgten Capitalzahlung erwor: 
ben hat. Vergl. d. Art. „Leibrente*, „Lebendverficherung“.) 

A. Emminghaus. 


Rentenverficherung. 

Man fann die verfchiedenen Arten der Lebensverficherung ſ. d.) entweder nad) 
den Bedingungen, unter denen die Verficherungsjumme zu zahlen ift, oder nad) dem 
Object der Verfiherung claffificiren. Im erfteren Falle ergiebt fi) die Eintheilung in 
Verficherung auf den Fodesfall und Verfiherung auf das Leben; im anderen Falle 
ergiebt fi die Eintheilung in Gapital- und Rentenverfiherung. Weber Gapitalver- 
fiherung ift das Nähere in dem Art. „Lebensverjiherung“ abgehandelt. Dort findet 
man auch Allgemeines über die Rentenverficherung. Diejer Gegenitand verdient aber 
bier noch bejonderer Erörterung. Bei der Nentenverficherung erwirbt der Verſichernde 
fi) oder Dritten den Anſpruch auf eine Rente. Bei der heutigen Ausbildung der Ren- 
tenverfiherung wird Diefelbe in den verfchiedenartigften Kombinationen gewährt. Vor 
alten Dingen können die Renten ihrem Betrage nad) zunehmen, abnehmen, oder fid) 
gleich bleiben. Es können Renten verfihert werden A. auf ein Leben, und zwar 
1, fofort beginnende und zugleich lebenslängliche Renten (eigentliche Leibrenten). 
2; aufgelchobene, die erft nad) Ablauf einer gewiffen Reihe von Jahren beginnen (auf: 
geichobene Leibrenten) ; 3) aufhörende oder temporäre Renten, 4. B. für ein Kind, bis 
es jich jelbft ernähren fann dieſe Nenten fönnen zugleich aufgeichoben fein). B. auf 
zwei verbundene Leben, und awar 1) zahlbar bis zum Tode des Leptiterbenden, oder 
2) des Erftfterbenden, oder 3) eines beftimmten von Beiden, z. B. der Ehefrau (jog. Ehe» 
renten). C.Ueberlebungsrenten, ſo daß die Rente beginnt 1) beim Tode des Erft- 
fterbenden ; 2) beim Tode einer beftimmten Perfon von beiden (jog. Witwen- und 
Waifenpenfionen). E83 verfteht ſich von felbft, daß innerhalb dieſes Rahmens noch 
eine Menge verjchiedener Gombinationen denfbar find. Jede derfelben wird aber auf 
eine der ebenangegebenen Grundformen zurüdzuführen fein. Durd das Inftitut der 
Rentenverficherung wird es möglidy, für ſich oder Andere für den Fall der Unfähig- 
feit ji unmittelbar und aus eigener Kraft den Lebensunterhalt ſelbſt zu verdienen, 
den Anſpruch auf Unterftügung zu erwerben. Die Aufwände, welche dazu erforderlich 
find, würden nicht in allen Fällen und mit Sicherheit hinreichen, um fich oder Anderen 
auf anderem Wege gleiche Vortheile zu verfchaffen. Durch die Berheiligung Bieler an 
der Rentenverfiberung wird, da Einzelne mehr leiften, als ihnen oder den von ihnen 
Begünftigten in Form der Rente wirklich zu Gute fommt, e8 ermöglicht, daß die An- 
deren, welche weniger leiften, damit ausfommen, und daß Allen die vollftändige Er— 
füllung ihres Anfpruches gefichert iſt. Da bei der eigentlichen Leibrentenverficherung 
die Größe der Leiltung der Nentenverficherungsanftalt von der Dauer des Lebens des 
Rentengläubigers abhängt, und bei den anderen Arten der NRentenverficherung Die 
Leiftungspflicht entweder ebenfalls mit dem Ableben des Gläubigers erliicht, oder, wenn 
der Begünftigte ein gewiſſes Alter nicht erreicht, oder, wenn gewiffe andere mit der 
Lebensdauer zufammenhängende Gventualitäten nicht eintreten, gar nicht zur That 
fommt, fo liegt e8 auf der Hand, daß, wie bei der Lebensverſicherung im engern Sinne, 
jo auch bei der ern, für die Berechnung von Prämie und Rente außer 
der Döhe des Zinsfußes die Ermittelung der mittleren Lebensdauer, die Mortalitäts— 
ftatigtif, vorzüglich maaßgebend ift. 

In allen europäiſchen Gulturftaaten ift die Rentenverficherung zu einem hohen 
Grade der Entwidelung gediehen. In Deutichland befafien fid) unter den daſelbſt be— 
jtehenden Lebensverfiherungsanftalten nur wenige nicht mit der a Fe 
Soll man die verfchiedenen Arten der Rentenverfiherung nad) ihrem volkswirthſchaft- 
lichen Werthe beurtheilen, fo gebühren ohne Zweifel diejenigen Arten, welche darauf 
berechnet find, Perfonen, weldye in einem Alter ſtehen, wo fie fi ihren Unterhalt noch 
nicht, oder nicht mehr verdienen fünnen, ein ficheres Einkommen zu verichaffen, vor 
denen den Vorzug, welche ohne ſolche Rüdjichten Renten zu gewähren beftinmt find. 
Namentlic kann die eigentliche Leibrentenverficherung, wenn fie auch Perfonen zugäng: 
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lich ift, welche noch im Fräftigften Alter ftehen, nur ganz ausnahmsweiſe wirthichaftlid, 
zu rechtfertigen fein. In der Regel enthält fie einen Antrieb zur Unthätigfeit und zur 
unwirthichaftlichen Umwandlung von Gapital in Confumtionsfonde. 


A. Emminghaus. 


Riſico. 

Unter Riſico verſteht man in der Terminologie der Volkswirthſchaftslehre die 
durch gewöhnliche Vorſichtsmaaßregeln nicht abzuwendende Gefahr des Mißlingens 
irgend einer auf Gewinn — wirthſchaftlichen Thätigkeit, die Möglichkeit, daß 
da Verluſt, und zwar am Vermögen, an der Arbeitskraft, an dem Einkommen eintritt, 
wo man auf Gewinn rechnet. So ſpricht man zuvörderſt von einem Riſico der Arbeit, 
als einem der Beſtimmgründe des Arbeitslohnes. Gewiſſe Arbeitszweige ſind zwar 
für die geſammte Volkswirthſchaft unentbehrlich; allein für den einzelnen Arbeiter iſt 
die Gefahr des Verluſtes, wenn er ſich dem fraglichen Arbeitszweige widmet, groß. 
Der Entſchluß, dieſer Gefahr ſich auszuſetzen, wird überhaupt nur dann gefaßt wer— 
den, das Arbeitsangebot wird in den betreffenden Arbeitszweigen nur dann ein dem 
Bedarf entſprechendes ſein, wenn andererſeits auch die Chancen des Gewinnes günſtig, 
insbeſondere alſo die Arbeitslöhne hoch ſind. Faßt man den Staats- und — 
dienſt als Erwerbszweige auf, ſo muß zugeſtanden werden, daß Diejenigen, die ſich 
dieſen Zweigen widmen, ein großes —— Riſico übernehmen. Wenn in 
beiden Geſchaäftszweigen das Arbeitsangebot dennoch groß iſt, fo kann das verſchiedene 
Gründe haben. Bald neutraliſirt die Erwartung einer angeſehenen ſocialen Stellung, 
bald die Ausſicht auf ſicheres Brod, bald die Moͤglichkeit einer raſchen und glänzenden 
Garriere die Sorge, daß man möglicherweiſe zur großen Zahl derer gehören werde, 
welche zeitlebens jchlecht befolvet find. In beiden Zweigen menſchlicher Thätigfeit 
pflegen die Löhne der meiften Arbeiter fo gering zu fein, theils, weil der Staat ſich mit 
Lohnägquivalenten (Ehre, Rang, Sicherheit) behilft, theilß, weil wenigftens da 6 Riſico 
minder, als bei anderen Erwerbszweigen, vorhanden ift, daß man bei nachmals fi 
herausftellender nicht genügenver Fähigkeit ganz auf Lohn verzichten müffe. Bei einer 
Menge von Gewerbszweigen, denen namentlidy, weldye der Gefundheit nachtheilig 
find, läuft der Arbeiter das Riſico, frühzeitig arbeitsunfähig au werden, in hohem 
Maaße. Wenn trogdem hier und da auch —— Gewerben das Arbeitsangebot ftarf 
iſt, ſo muß das als eine auf beſondere Urſachen Gewohnheit, Mangel an Bildung, 
Mangel an anderen Erwerbszweigen am Ort und Schwierigkeit der Ueberſiedelung 
nach anderen Orten u. ſ. w.), zurückzuführende Ausnahme betrachtet werden. In der 
Regel wird die Sorge vor der Gefahr nur durch hohe Löhne und durch die Ausſicht, 
daß, wer der Gefahr entgeht, namhafte Gewinne aus der Arbeit zieht, neutralifirt wer« 
den müffen, wenn anders auf genügendes Arbeitsangebot gerechnet werden foll. Ge— 
wiffe andere Gewerbszweige find infofern riscant, als bei ihnen die Möglichkeit häu— 
figer Abſatzſtockungen, oder längerer Arbeitslofigfeit vorliegt. In diefem Sinne riscant 
ift der Berfauf von Artifeln, welche häufigem Modewechſel unterworfen find. Der 
Verkäufer muß ſich für den möglichen Verluft infolge rafchen Modewechſels deden, 
indem er, während der Artikel gefucht ift, hohe Preife berechnet. In diefem Sinne 
riscant ift aud) die Arbeit einer ganzen Claſſe von Unternehmern, aller derer nämlich, 
welche gewerbsmäßig irgenpweldye perfönliche Dienfte leiften, befonders der Fremden— 
führer, der fogenannten Dienftleute, Drofdskenkutfcher, Lohndiener u. f. w. Daher 
pflegen diefelben für ihre Dienftleiftungen Löhne zu fordern, weldye, wenn das Riſico 
der Unterbredhung und der langen verdienftlofen Perioden nicht beftände, außer Ber- 
hältniß zu der Leiftung ftehen würden. Riscant in diefem Sinne find auch alle Unter- 
nehmungen, welche auf gewiſſe Witterung, auf die befondere Beichaffenheit gewiſſer 
Jahreszeiten berechnet find. Wo der Winter fünf bis ſechs Monate dauert, der Froft 
aber bisweilen nur zwei, bisweilen volle ſechs Monate anhält, ift das Gewerbe des 
Flußichiffers und Fifchers riscant. Sein Verdienſt muß in der froftoffenen Zeit fo 
hoch fein, daß er damit für die „ftille Zeit“ mit entfhädigt wird. Die Arbeitslöhne in 
der Landwirthſchaft pflegen bei ſehr intenfivem Betriebe in gemäßigten Klimaten ver 
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haͤltnißmaͤßig niedriger zu jein, ald bei ertenfivem Betriebe in der heißen oder falten 
Zone. Aber der Arbeiter verdient dort nicht weniger wie hier. 

Es ift ſchon im Vorftchenden beiläufig nicht nur von dem Riſico der Arbeit, ſon— 
dern auch von dem Rifico der Unternehmung die Rede geweien. Der Unternehmer 
risfirt nicht nur Schaden än feinem Arbeitslohn, fonvdern auch Schaden an feinem 
Gapital. Bei einzelnen Unternehmungen ift dieſes Rifico ftärker al bei anderen. Dort 
muß daher die Arbeits- und apitalrente, welche das einzelne Gejchäft gewährt, höher 
jein als hier. Gerade der Begriff des Rifico’s hat darauf geführt, von einem Unter: 
nehmergewinn, aldbejonderem, neben der Arbeits-, Kapital» und Orundrente beftchen« 
den nothwendigen Beltandtheil des Einfommens zu ſprechen. In der That ift diefer 
Unternehmergewinn weiter nichts, ald die Verficherungsprämie, weldye der Gewerbs- 
unternehmer im Reinertrag feines Gewerbes mit beziehen muß, weil er feine Arbeits» 
kraft, jein Gapital und eventuell fein Grundeigenthum „risfirt“. Wo dieſes Nifico 
jehr gering, pen! die Concurrenz ed nicht zu einer befonders hohen Rente, nicht zu 
dem, was Viele Unternehmergewinn nennen, fommen zu laflen; wo das Riſico fehr 
groß ift, pflegt die Durchſchnittsrente, von vielen joldhen Unternehmungen zufammen, 
zwar nicht höher zu fein, ald dort — wäre dies eine Zeitlang der Fall, fo würde den 
Zudrang zu ſolchen Unternehmungen das Verhältniß bald reguliren —: aber die 
Rente, welche einzelne glüdende Unternehmungen, vder die fämmtlichen Geſchäfte ein» 
zelner Unternehmer abwerfen, pflegt bejonders groß zu fein. Gerade die Jedem ſich 
eröffnende Ausjicht, daß es vielleicht ihm gerade glüden werde, eine hohe Rente, eine 
hohe Berjiherungsprämie zu verdienen, bringt ed mit fich, daß es aud) fo riscanten 
Unternehmungen nicht an Liebhabern fehlt. Wenn man meint, die Theorie vom Un» 
ternehmergewinn durch den Hinweis auf die hohe Rente zu rechtfertigen, welche folche 
Unternehmungen abwerfen, deren Leitung eine außerordentliche Intelligenz erfordert, 
jo vergißt man, daß die Belohnung für intelligente Leitung nichts ift, ald Arbeits» 
rente, Die bekanntlich einer ebenſo unbegrenzten Steigerung Phi ift, wie die Ausbil» 
dung des Gewerbsmitteld, mittelft deflen fie verdient wird — der Arbeit. — Man 
ſpricht viel jeltener von einem Rijico der Arbeit, ald des Capitales des Unternehmers, 
Für diefes Rifico muß der Unternehmer in der That unter Umftänden neben den Zins 
eine Berjicherungsprämie in Ausficht haben, foll er anders bewogen werden, fein Ca— 
pital „daran zu wagen.“ Es liegt auch fein Grund vor, diefen Theil der Gapitalrente 
ald Unternehmergewinn zu bezeichnen. Es ift eben Zins und Verjicherungsprämie — 
aljo Rente — von dem zum Gewerbebetrieb angewandten Capital. Die Annahnıe 
eines bejonderen Unternehmergewinnes neben der Rente verwidelt unnöthigerweije 
eine an ſich jchon jchwierige Partie der Wilfenichaft. 

Dem Begriffe des Gapitalrifico’8 bei der Gewerbsunternehmung fommt am näd)- 
ften der Begriff des im Verſicherungs weſen eingeführten terminus technicus 
„Rifico“ (gewöhnlich hier der Rifico). In der Epradye des Verſicherungsweſens 
heißt das Verfiherungsobject „Riſico“. Alſo bei der Lebensverfiherung der Gegen- 
and einer Lebensverficherungspolice, 3. B. ein menſchliches Leben, bei der Feuerver— 
jicherung ein Gebäude oder ein Gebäudecompler, ein Complex von Mobilien ꝛc. bei 
der Transportverficherung ein Transportmittel, oder ein Transportgut und die Reife 
derfelben, bei der Hagelverficherung ein bebautes Feld u.f.w. Man fpricht von einem 
„ſchlechten“, einem „guten“ Rifico. Befonders häufig wird das Wort bei der Beuer- 
verjiherung angewandt, wo beifpieldweife ein einzelnftehendes, oder ein von anderen 
benadybartes, aber von diefen durch fihernden Zwifchenbau getrenntes Gebäude, ein 
pater, dagegen ein Complex von Gebäuden, weldye vorausfichtlid durch eine darin aus— 

techende Feuersbrunſt gleichzeitig und gemeinfchaftlich zerftört werden würden, ein 

ſchlechter Riſico genannt, daher dieſes Wort zur Bezeichnung der größeren oder geringeren 
Gefahr der Zerftörung durch Feuer (aljo in nichtübertragener Bedeutung) angewandt 
wird. Im franzöfifchen Verficherungsgefchäft nennt man z. B. »risque locatif« die 
Gefahr, welcher ein Object der franzöfifhen Verſicherung ausgejegt ift infolge der 
Dertlichfeit, wo es ſich befindet. 


A. Emminghans. 
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Rohſtoffgenoſſenſchaften. Rohſtoff-Aſſociationen.) 

Die mit der Entwickelung der Maſchineninduſtrie Hand in Hand gehende Ver— 
wandlung des handwerksmäßigen Betriebs in einen fabrikmäßigen bei vielen Gewerken, 
die geſteigerte Arbeitstheilung und Entſtehung neuer Fabricationszweige ſchuf den 
zünftigen Handwerksmeiſtern eine Concurrenz, welche zu beſtehen ſie nur dann Ausſicht 
hatten, wenn ſie ſich auch ſo viel als möglich die Vortheile des Großbetriebs zugänglich 
machten und vor allen Dingen energiſch dem Krebsſchaden abzuhelfen ſuchten, der 
wejentlich zur Vertheuerung ihrer Waaren beitrug, nämlidy dem Außerft foftipicligen 
Bezug der Rohmaterialien in Heinen Partieen unter Vermittlung der Zwijchen: 
händler und meift gegen Eredit. Der Aufſchlag, welchen insbeſondere unbemittelte 
Handwerker bei Entnahme auf Credit gegen den Engrod- Preis entrichten mußten, be 
trug bisweilen 50 bi8 80%, bei Schuhmachern im Ledergeichäft nicht felten 30 bi8 60%, 
bei Schneidern im Tuch- und Autterftoffgefhäft 16 bis 20% u. ſ. w. und verhinderte 
die Handwerfer, wenn fie überhaupt nody eriftiren wollten, ihre Preife, entiprechend 
den in den großen Kleidermagazinen u. f. w. üblichen herabaufegen. Natürlich aber 
hatten num die höhern Preiſe, welche die Handwerfer fordern mußten, die Folge, daß 
fie die Kundſchaft verloren und immer mehr in ihrem Gewerbe zurüdfamen. Die Ge: 
fahr, welche fie bedrohte, war ernft genug, um ihnen die Ueberzeugung aufzunöthigen, 
daß fie in ihrer bisherigen Jfolirtheit, weldye fie Fälfchlich für „Selbſtſtändigkeit“ hiel: 
ten, nicht fortwirtbichaften fönnten, und fo entftand auf Anregung des Schöpfers 
unferer deutjchen Erwerbsgenofienfchaften, Schulge-Deligfch, im Herbfte 18419 die 
erfte Handwerfergenofienichaft zum gemeinfamen Bezug der Rohftoffe en gros; die 
Rohſtoffgenoſſenſchaft dverTiichler zu Deligich, welche überhaupt die erfte auf ſolida— 
rifcher Haft aller Mitglieder beruhende deutfche Erwerbsgenofienfhaft war. Nach 
ihrem Beifpiel bildeten fich bald in und um Deligicy unter Schuhmachern und Schnei— 
dern noch mehrere Rohftoffgenofienichaften und hat fih die Bewegung von da weiter 
über ganz Deutichland verbreitet. Nach dem Gefagten haben wir die Rohitoffgenoffen- 
ſchaften zu definiren ald auf Selbfthülfe gegründete Verbindungen ato- 
miftifher Elemente der arbeitenden Glatfen und zwar jelbftftändiger 
&ewerbtreibender zu dem Zwede, für ihre Mitglieder die zu ihrem 
Gewerbebetrieb erforderlihen Rohftoffe gut und billig zu beſchaffen 
und dadurd ihre Lage zu verbefjern. Ald Grundzüge ihrer Organijation, 
wie fie fich im Laufe einer ſechszehnjährigen Erfahrung allmählich, vervollfommnet und 
neuerdings, fo viel ung befannt geworben ift, allenthalben bewährt hat, find folgende 
Puncte hervorzuheben: 

1. Das zum Ankauf der Rohftoffe erforderliche Capital wird gegen folidarifche Haft 
der fämmtlichen Mitglieder aufgenommen, oder auch die Waaren unter Öefammt:- 
haft derjelben auf Gredit ah: 

2. der Verfauf der Waaren aus dem gemeinfchaftlihen Lager an die Mitglieder 
erfolgt mit einem Aufichlage von durchichnittlich 4—8 % über den Einkaufspreis. 
Von dem dur diefen Preisaufidylag erzielten Ueberfchufle werden ſämmtliche 
Geſchäftsunkoſten, als: die Zinjen an die Gläubiger, die Verwaltungsfoften, 
einfchließlicdy Kocalmiethe und Gehalte der Beamten, gededt, und außerdem in 
der Regel ein nicht unbedentender Nettogewinn erzielt, welcher an die Mitglier 
der nady Höhe defien, was jedes einzelne im Laufe Des Rechnungsjahres für ent: 
nommene Waaren in die gemeinichaftlidye Caſſe gezahlt hat, vertheilt wird; 

3. ein eigner VBereinsfond in Geſchäftsantheilen der Mitglieder und 
Referve (Gefammtvermögen des Vereins) wird überall durch Innebehaltung ver 
Gewinnantheile der Mitglieder , bei vielen, meiftend neuern Vereinen aber 
nod außerdem durch Einzahlung von Monatsfteuern der Mitglieder (ganz wie 
bei den Vorjchußvereinen) gebildet. 

4, die Beamten, befonders der agerhalter, Caſſirer und Gontrolcur, 
werden durdy eine Tantieme vom Verkaufserlöfe entichädigt, welche bei reinen 
Rohitoffgeichäften in der Regel 2—3°%, im Ganzen beträgt und wofür der Lager: 
halter — infofern es ſich nicht um ein Berfaufsmagazin für das Publicum ban- 
delt, — meift das Local zur Aufbewahrung der VBorräthe und deren Ablag an 
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die Mitglieder mitgewährt. Einſchließlich der übrigen Koften und Spejen 
nimmt die Verwaltung etwa 3,—t% in Anfprud, fo daß von dem vorftehend 
erwähnten Aufichlage nod 2—3%, übrig bleiben. Da nun der Umſchlag des 
Betriebscapitals jährlich 2—4 Mal erfolgt, wodurch ſich jener Reft auf S— 10%, 
erhebt , fo ergiebt fich noch ein hübfcher Ueberſchuß, auch wenn man die Zinfen 
an die Vereinsgläubiger mit 4—5% davon abrechnet, jobald nur irgend ver- 
nünftig gewirthichaftet wird. 

Es find derartige Genofienfchaften der Anwaltichaft jept (Februar 1865) 138 
namentlidy befannt , von denen 7 außer dem Rohftoffgefchäft aud) ein Magazin zum 
Verkauf der fertigen Waaren auf Rechnung der Mitglieder haben, die Zahl der wirklich 
beftehenden aber fann man auf ca. 200 ſchaͤtzen, unter denen die Schuhmacher⸗, Schnei⸗ 
der- und Tiſchler-Genoſſenſchaften die zahlreichſten find. 

Welche Refultate dieſe Genoſſenſchaften auf Grund ihrer Organifation er- 
zielt haben, läßt jich leider nur im Allgemeinen, aber nicht in beftimmten Zahlen an= 
geben , indem im Ganzen nur 18 Rohitoffgenoffenichaften für das Jahr 1863 bei der 
Anwaltichaft ihre Rechnungsabſchlüſſe eingereicht haben, welche in dem legten Jahres» 
bericht veröffentlicht find; von den Ergebniffen diefer 18 Genoſſenſchaften aber einen 
Schluß auf den allgemeinen Stand der ganzen Claſſe ziehen zu wollen, offenbar ganz 
willfürlich wäre. Nur das ift nicht zu bezweifeln, daß neben der erheblichen Erjparniß, 
welche den Mitgliedern aus dem Bezug der Rohftoffe vom Genoflenichaftslager im 
Vergleich gegen die frühere Art des Bezuges erwächſt, eine andere, zwar nicht in Zah— 
len abzuſchätzende, aber nicht minder fegensreiche Wirkung der Robftoffgenoflenichaften 
darin befteht, daß fie für die Genoffen deſſelben Gewerfs ein Feld zu gemeinfamer nüg- 
licher Thätigfeit Schaffen, dadurch gegenfeitige Verträglichfeit herftellen und dem leidigen 
Brotneid und der Mißgunft entgegenarbeiten, die nocdy immer unter unfern Handwer— 
fern fehr verbreitet find und ſich oft in höchft unliebjamer Weile äußern. Andererjeits 
Iprechen allerdings viele Anzeichen dafür, daß gegenüber der jegensreihen Wirkſamkeit 
viele dieſer Genoflenfchaften manche andere, alte wie neu entftehende,, immer wieder 
an demjelben Fehler zu Grunde gehen, an dem ungeregelten Ereditgeben an 
ihre Mitglieder. Die bei unfern Handwerkern allgemeine unglüdlihe Scheu vor 
der Deffentlichfeit verhindert, die lehrreihen Erfahrungen der einzelnen Genofienfchaf- 
ten in diefer Beziehung den anderen zur Warnung vorzuhalten und fo fommt es, daß 
der bei den Mitgliedern obwaltende Mangel an volfswirthichaftlicher Einficht , welche 
durch die Kenntniß jener Erfahrungen einigermaßen erjegt werden fönnte, die Rohftoff« 
genoffenichaften fo oft noch verleitet, ihren Mitgliedern ohne angemefjene Verzinſung 
und ohne feftes Ziel die Waaren vom BVereinslager auf Eredit abzulaffen und diefes 
Verfahren jo lange zu beobachten, bis fie durch eigenen Schaden Hug werden, und aus 
den Berluften,, die fie erleiden, lernen, daß Niemand, der feinerfeitd den Gredit mit 
Zinien bezahlen muß, anderen denfelben umfonft gewähren fann. 

Indefien ift zu hoffen, daß die neuerdings beginnende Drganifation der Rohſtoff— 
genoſſenſchaften, insbeſondere die Unterverbände, welche fid) auch dem allgemeinen 
deutfchen Genoflenichaftsverbande (vergl. den Artifel Genoflenfchaften) einordnen , in« 
fofern nad) zwei Seiten äußerfterfprießlich wirfen werden, als dadurch einmal ein frucht⸗ 
bringender gegenfeitiger Austausch der gemachten Erfahrungen erzielt werden wird und 
dann die Rohftoffgenofienfchaften fich daran gewöhnen , ihre Angelegenheiten öffentlich 
zu verhandeln und ihre Geichäftsergebniffe der Kritif des Publicums preiszugeben. 
Und. der Austauſch der Erfahrungen wird weiter den wichtigen Erfolg haben, daß 
wenigftens Die Hauptartifel für alle zum WVerbande gehörigen Vereine aus den beften 
Bezugsquellen gemeinfam eingekauft werden und dadurch beſſer und billiger eingekauft 
werden, als es bisher den einzelnen Genofienfchaften möglich war, fie zu bezichen. In 
vieler Hinficht alſo kann man ſich von den befonderen Unterverbänden der Rohſtoffge— 
noſſenſchaften eine gedeihliche Wirkſamkeit verfprehen. Es ift gegenwärtig ein folder 
Unterverband nämlicy von den Shuhmadergenoffenfhaften des mittlern und 
nördlichen Deutſchlands in Thätigfeit, ein zweiter Verband für die eben dort gelegenen 
Schneidergenofjenfhaften ift in der Bildung begriffen. 

Aus außerdeutſchen Rändern wiſſen wir nichts von der Eriftenz der Rohftoffge- 
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noffenichaften, und gewiß find diefelben nirgends auch nurannähernd fo verbreitet, als 
in Deutſchland, jehr natürlich, weil gerade dieſe Form der Genoſſenſchaft der wahrhaft 
franfhaften Neigung unferer Handwerker, möglichſt für fih allein „ſelbſtſtändig“ ihren 
Meg zu gehen und immer nur foweit fich zu affociiren, ald unbedingt nothwendig ift, 
befonders Rechnung trägt. 

In anderen Ländern, wie England und Frankreich, wo bei den Handwerkern die 
Neigung zur Iſolirtheit fehlt, ift aud) fein Bedürfniß zu diefer Form der Genoſſen— 
ſchaft vorhanden ; dort beſchränkt man fi) nicht darauf, bei der Vorjtufe zur Production 
auf gemeinfame Rechnung ftehen zu bleiben, jondern man fängt fogleidy mit der ge— 
meinjamen Production an. 

Literatur: Die Schriften von Schulze-Delitzſch, Kapitel zu einem deut: 
ſchen Arbeiterfatehismus, Leipzig 1863. — Die Jahresberichte für 1859— 1863 über 
die auf Selbfthülfe gegründeten deutichen Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 
Leipzig 1860 — 64. — Innung der Zufunft, Blätter für das Genoſſenſchaftsweſen. — 
Die weitere Literatur am Schluß des Artifeld „Genoſſenſchaften.“ 

F. Schneider. 


Nüdverficherung. 

Seitdem das Verficherungsgeichäft überhaupt gewerbsmäßig betrieben wird, hat 
ji) aud) eine Anwendung defielben vielfach geltend gemacht, bei der dad Charakteriſti— 
iche darin beftcht, daß der Verficherer jelbit im Betreff beftimmter von ihm übernom— 
mener Rififen zum DBerficherten, oder doch zum Verficherungsvermittler wird. Gejchäfte 
diejer Art werden in der Praxis allgemein als „Rüdverficherungen“ bezeichnet — eine 
Bezeihnung, die nur für eine beiondere Glajje von ihnen paßt. Man wird die Ge: 
fammtheit jener Geſchäfte, bei denen das Charakteriftiiche ift, daß der urfprüngliche 
Verjicherer im Betreff eines von ihm übernommenen Riſico's Verficherter oder Cedent 
wird, befier ald „indirecte Verficherungen“ bezeichnen, und die Rückverſicherung einers, 
die Betheiligungsverjiherung andererjeit3 ald Unterarten der indirecten Berkcherung 
auffaffen. Das Weſen der Rüdverficherung befteht darin, daß der Verficherer eine 
übernommene VBerficherung ihrem vollen Betrage nad), oder theilweife unter den ur: 
fprünglichen oder neuen Bedingungen einem oder mehreren anderen Verficherern über: 
trägt. Der urfprünglicde Verlicherte hält fich an feinen Verficherer ; das zwiſchen bei- 
den beftehende Rechtsverhältniß kann durd) einen von legterem eingegangenen Rüdver: 
fiherungsvertrag nicht alterirt werden. Wird die Zahlung der Verfidyerungsfumme ganz 
oder theilweije fällig, jo entfteht für den uriprünglichen Verficherten lediglich ein Forde— 
rungsrecht gan den erſten Verficherer, für dieſen aber entiteht ein Forderungsrecht 
gegen den Rüdverficherer auf Erjag der ganzen geleifteten Zahlung, oder einer Rate 
derjelben. Soldye Rüdverfiherungen find im Bereicdye der Secafleruranz nachweislich) 
in England ſchon im 17. Jahrhundert vielfady vorgefommen; fie waren in diefen Ge— 
ſchäft befonders geboten, weil dafjelbe Damals meift von Privatverficherern gehandhabt 
wurde. Heutzutage ift „die Rüdverficherung bei allen Verſicherungszweigen üblich. 
Das Interefie des Verfichererd kann ein verichiedenes fein. Er fann bei der Verfiche: 
rung über jeine Kräfte gegangen fein, und durch die Rüdverficherung das rechte Ver: 
hältniß wieder heritellen wollen , er fann an der Prämie verdienen wollen ; gelingt es 
ihm, den Rifico bei dem Rüdverficherer zu niedrigerer Prämie anzubringen, fo ift die 
Differenz zwiichen der eingenommenen und der abzugebenden Prämie reiner und ficherer 
Gewinn; er fann fidy eine beiondere Provifionseinnahme fichern wollen. Das Inte 
teile, weldyes er an der Verficherung bat, hat der Rückverſicherer an der Rüdverfiche- 
rung. Da in der Regel die an den Verficherer zu zahlende Proviſion kein volles Acqui- 
palent für die aufgewandten Verwaltungsfoften ift, der Rüdverficherer feinerfeits aber 
einen großen Verwaltungsapparat (namentlich Agenten) entbehren fann, und in ber 
Regel die Rüdverficherungsprämien nicht niedriger — bisweilen ſogar höher — find, 
ald die urfprünglichen Prämien, jo fann die Rüdverficherung ſehr wohl als felbitän- 
diged Unternehmen gewerbemäßig betrieben werden, was denn aud) in Deutfchland 
theils von Seiten vieler Verſicherungsgeſellſchaften, theils von eigentlichen befonderen 
Küdverjiherungsgefellichaften geſchieht. Es beftehen deren in Deutjchland zur Zeit 
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ſechs, von denen einige Filialanſtalten von älteren Verſicherungsanſtalten ſind, und 
mit dieſen vorzugsweiſe, oder ausſchließlich arbeiten, während andere ſich als ganz 
ſelbſtändige Unternehmungen darſtellen. In England iſt das Rückverſicherungsgeſchäft 
durch Statut 19, von Georg II. Cap. 37 auf die Fälle beſchränkt, wo der Verſicherer 
inſolvent oder bankerott wird, oder mit Tod abgeht. Andere Rückverſicherungen find 
geleglich für ungültig erflärt. Das Verbot wird aber vielfady dadurch umgangen, daß 
man die Rüdverjicherungspolice in der Borm der fogenannten Chrenpolice —»policy 
of honour« — ausjtellt. In Frankreich darf — wie es ſcheint infolge eines Ge: 
wohnbheitsredyts ,; der Code de Commerce enthält nichts über diefen Punct — nicht 
der volle Betrag der urfprünglichen Police rüdverfichert, jondern muß davon jedenfalls 
der Betrag der urjprünglichen Prämie in Abzug gebracht werden. In Holland, Bel: 
gien, Sardinien, Portugal, Spanien thun die Handelögejege der Rüdverficherung 
feine Erwähnung , die Hamburgiſche Aſſecuranz- und Havarie-Drdnung, fowie der 
revidirte allgemeine Plan EEE Seeverſicherungen geftatten die Nüdverfiche- 
rung ausdrücklich. Im Anhange des Handelsgeſetzbuchs findet Die Nüdverficherung in 
Art. 753 und 865 Erwähnung, jedody nur mit Beziehung auf die Eeeverficyerung. 

In ihrem Anlaß mehr als in ihrer rechtlichen Wirfung für die urjprüngliche Ver: 
jiherung verfchieden von der reinen Rückverſicherung ift Die Betheiligungsverfide: 
rung, welcheman gleichfalls vielfah Rückverſicherung au nennen pflegt. Tritt diefelbe in 
der Form auf, Daß der uriprüngliche VBerficherer die ihm angetragene Verſicherungsſumme 
nur bis zu einem gewiſſen Belauf zeichnet, für den Reſt dem Verficherten andere Deckung 
ſucht, und für die Vermittelung von dem zweiten Berficyerten id) eine Vergütung — 
Vroviſion — zahlen läßt, jo fann, zumal wenn der zweite Verficyerer einen bejonderen 
Vertrag mit dem Verficherten, wenn auch unter gleichen Bedingungen, wie der erite, 
abichließt, von Rüdverficherung überall nicht die Rede fein. Hier handelt es jih um 
eine reine Betheiligungsverfiherung. Erſcheint aber der erjte Berficherer dem Ber: 
jicherten gegenüber ald alleiniger Verficherer, und findet er ed nur für nöthig, einen 
Theil der Verfiherungsjumme, vielleicht, weil dieſe das vorgeichriebene oder ufance- 
mäßige Marimum überfteigt, an einen anderen Verſicherer abzutreten, jo wird Dad 
Geſchäft eine Betheiligungsverfiherung anderer Art, eine ſolche nämlich, welche ſich 
von der reinen Nüdverficherung nur durch das Motiv, das Intereffe, unterjcheidet. 
Das Intereſſe des Verficherers bejteht hier darin, die ganze Verficherungsjumme zeich- 
nen zu fönnen, aber nicht für die ganze Summe haften zu müffen. Die ftaatliche Be- 
ichränfung des Verfiherungsweiens, namentlid die Conceſſionsverweigerung, giebt 
oft das Motiv für eine dritte Art von Betheiligungsverficherung (oder Rüdverfiberung 
im uneigentlichen Sinne) ab. Gefellichaften, weldye in Staaten arbeiten wollen, wo 
fie zu arbeiten verhindert find, jchließen mit dort befugten Anftalten Verträge, deren 
Hauptzwed it, fie entweder an allen, oder an gewiflen ausdrücklich bezeichneten, oder 
an einzelnen Verſicherungen pro rata zu betheiligen, oder ſolche Verficherunger ganz 
für ihre Rechnung zu Stande zu bringen. Das Rechtsverhältniß bei den verichiedenen 
Arten der indirecten Verficherung ift folgendes: 1) bei der reinen Rückverſicherung ift 
der VBerficherer für den nämlichen Rifico Verficherter eines anderen Verſicherers; 
2) bei der reinen Betheiligungsverficherung ift der erſte Verficherer Verficherungsver- 
mittler für den aweiten; 3) bei der Betheiligungsverficherung wegen zu hoher ur- 
iprünglicher Verficherung ift das Rechtsverhaͤltniß das der reinen Rüdverficherung , 
4) bei der Betheiligungsverficherung der zulegt genannten Art ift der erſte Verſicherer 
Mandatar des zweiten. 

A. Emminghaus. 


Rückzölle (drawbacks), Erportbonificationen. : 

ede wirthfchaftlich verkehrte Maaßregel rächt ſich früher oder ipäter, und macht, 
wenn die Einrichtung dauernd fortbefteht, irgend welche andere Maaßregeln nothwen— 
dig, welche die Schattenfeiten der urfprünglichen Beftimmung wenn nicht ganz bejei- 
tigen, fo doch mildern ſollen. Rüdzölle find folche Ausgleihungsmaaßregeln theils für 
hohe Schugzölle,, theils für eine übermäßige indirecte Befteuerung irgend eines Con— 
fumtionsartifels. Soll ein foldyer Artikel nad) dem Auslande verführt werden, jo würde 
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der Verfäufer um den Betrag des Zolls oder der Steuer theurer verfaufen müflen, als 
feine ausländifchen Goncurrenten, die den gleihhohen Zoll oder die gleihhohe Steuer in 
ihrem Vaterlande nicht zu zahlen hatten, und da der ausländifche Markt ſolche Rüd- 
ſichten zu beachten begreiflicherweife nicht geneigt ift, entfchließt ſich die einheimiſche 
Regierung bei dem Ausgang folder Waaren den Zolle oder Steuerbetrag entweder 
ganz oder theilmweife zurüdzuzahlen. Wenn beijpielsweife auf Robftoffe wie Wolle, 
Ceide, Baumwolle, ebenfo auf die daraus erzeugten Halbfabricate (Garne) ein hober 
Eingangszoll gelegt ift, und fertige Fabricate aus diefen Stoffen ausgeführt werben, fo 
verlangt der Fabricant an der Grenze den im Inlande für die Robitoffe und Halbfabricate 
gezahlten Zoll zurüd; dafjelbe gilt von der indirecten Beftenerung, 3. B. bei Rüben- 
zuder und Spiritus. Infoweit die indirecte Befteuerung den Conſum im Inlande als 
ihr Object auffaßt, müßte eigentlich confequenterweife für jedes ausgeführte Fabricat, 
deffen Stoffe einer inländijchen Abgabe unterworfen geweſen find, eine Rückentſchädi— 
gung gewährt werden; die ſchwierige Ueberwachung und die Umftändlichkeit der Nach— 
weifung, hauptſächlich aber der Umftand, daß die Staatscaffe fich höchſt ungern zu * 
auszahlungen verſteht, haben ſolche Exportbonificationen nur für einige wenige beſon— 
ders hervortretende Zoll: und Beſteuerungsſätze eintreten laſſen. — Ausfuhrvergütungen 
ſind nach dieſer Seite hin vollkommen gerechtfertigt, ſo lange das Schutzzollſyſtem und 
eine faliche (innere) indirecte Beſteuerung hartnäckig beibehalten werden; man darf in: 
defien niemals vergeffen, daß ihre Eriftenz, die manche Schattenieiten in fich führt, 
nur fo lange zu vertheidigen ift, als richtige und bejiere Grundjäge über das indirecte 
Eteuer- und Zollweien das Uebergewicht noch nicht gewonnen haben, Der Fabricant, 
welcher die Rüdvergütung erhält, hat zwar denjelben Theil des Zoll- und Steuerbe- 
trage nur verlegt, immerhin gehen aber die Zinfen und während der Zwilchenzeit das 
Gapital ſelbſt für die Production verloren. In andern Fällen weiß jich der Producent 
durch einen Preisaufihlag für den Zinjenverluft zu entihädigen (Ueberwälgen der 
Steuern), der ausländische Marft dagegen nimmt auf eine ſolche Entſchädigung feine 
Rüdficht, weil andere Goncurrenten in ihrer Heimath für ihre Producte entweder nie- 
drigere oder gar feine Steuern zu zahlen hatten und auf dem Marfte derjenige ftets 
als Sieger hervorgeht, weldyer für Diefelben Artifel gleicher Qualität und Quantität 
die niedrigften Preife fordert. Außerdem erwachſen dem Handel nicht nur Verluſt an 
Zeit bei der Anmeldung und der Beobachtung der für die Zollbehandlung unvermeid- 
lihen Vorſchriften, fondern auch mandyerlei höhere Speſen, da nicht felten (3. B. in 
Franfreich) nur gewiſſe Zollämter zur Behandlung foldyer ausgehender Waaren ange: 
wiejen find und die Einfchiffung der Waaren oder der Uebergang über die Grenze unter 
den Augen des Zollperjonals zu erfolgen bat. So ſchwierig wie eine joldye Gontrole 
ift, To läftig ift fie in vielen Fällen für den Handel ; gleichwohl ift fie für die Zollcafle 
ſelbſt ziemlich Foftfpielig, da fie der leicht moglichen Defraudationen wegen einen um: 
fangreichen Ueberwadhungsapparat erfordert. 
Am ausgedehnteften hat die Einrichtung der Rüdzölle in Franfreich beftanden. 
Für 1855 wurden diejelben (mit Einſchluß der Ausfuhrprämien) auf 21°, Mill. Free. 
bei einem Betrage des Einfuhrzolls von 152,, Mill. Fred. angeicylagen. Bei der Aus: 
fuhr von Seife wurde der Gingangszoll für Del und Natron, bei der Ausfuhr von ge: 
reinigtem Schwefel der Einfuhrzoll des Rohſchwefels; bei Leder und Lederwaaren der 
Eingangszoll für dieſelbe Gewichtsmenge roher Häute zurüderftattet. Für Glaswaaren, 
Salzſäure, Soda, gefalzene Butter und Fiſche, gepödeltes Fleiſch, überhaupt für Waa- 
ren, bei deren Babrication Kochſalz eine Rolle fpielt, richtete fit die Erportbonification 
nad) der inneren Salzfteuer. Außer der nach gleichen Verhältnifien berechneten Aus: 
fuhrvergütung für Zuder werden Nüdzölle gewährt für Wollenwaaren, Baumwollen: 
ewebe, feine Strohhüte (früher auch für gewiſſe Sorten von Metallwaaren). — 
ngland gewährt nur noch für verarbeiteten Tabak und raffinirten Zuder Rüdzölle ; 
in Defterreich kommt gleichfalls feit 1860 faft nur noch der Zuder (3%, FI. vom Etr., 
raffinirter 4%, 51.) in Betracht. Im deutſchen Zollverein waren die Bemühungen der 
Producenten von feinern Eifen- und Stahlwaaren, ferner von Baumwoll- und Seiden- 
geweben für eine Rüdvergütung der hohen Eifen- und Twiftzölle fehr lebhaft, glüd- 
licherweife ohne Erfolg, da eine Reduction der hohen Zollfäge, die leider durch den 


Rückzolle. 723 


Tarif des deutſch-franzöſiſchen Handelsvertrags noch nicht als ausreichend erachtet 
werden kann, für die einheimiſche Production weit erſprießlicher ſein wird, als die 
Einführung von Rückzöllen. Innerhalb des ganzen Zollvereins fommen nur Rüdzölle 
bei der Ausfuhr des Tabafs und des Zuders {für Raffinade 6 Thlr. pro Etr. mit 
2° %, Abzug für Emballage) vor; für Spiritus gewähren die einzelnen Zollgruppen 
für die innere Befteuerung innerhalb des Zollvereins befondere Vergütungen. So be— 
trug 1862 die Branntweinfteuer in den Steuervereindländern 10224286 Thlr., die 
Grportbonification 1’620891 Thlr.; von 100 Eimern wurden durchſchnittlich 15,5 
Eimer ausgeführt. 

Rüdzölle würden dagegen ganz am Plage fein, fobald es jid um die Wieder: 
ausfuhr von Waaren, —— Ganzfabricaten, re die ald ſolche eingeführt 
und wieder ausgeführt werden follen, wenn ſich derjelbe Zwed nicht durch andere Ein- 
richtungen weit befjer erreichen ließe. Gehen die Güter durch ein Zollgebiet hindurch, 
ohne längere Zeit in irgend einer Niederlage aufbewahrt zu bleiben, “ werden über: 
haupt eigentlihe Eingangszölle nicht gefordert und Ele defien bei der Wiederaus- 
fuhr aud) feine Rüdzahlungen geleiftet. Höchſtens waren nur Durchfuhrzölle (f. d.) 
zu entrichten, die indefien in den meiften Staaten bejeitigt find. Für ſolche Artike 
dagegen, welche für den inländiſchen Conſum bezogen, aber jpäter aus irgend welchen 
Gründen wieder ausgeführt werden, fünnten fih Rüdzölle empfehlen, wenn die Nad)- 
weife jich fo ficher feftftellen ließen, daß Zolldefraudationen unmöglid wären, und 
wenn ferner (zumal zur See) nicht die Gefahr vorhanden wäre, daß die Güter, für 
welche der Rüdzoll bei dem Austritt bereits gezahlt worden ift, wieder eingeihmuggelt 
würden. Weit fiherer, und jowoßgefür die Zollbeamten wie für den Handel bequemer 
ift die Einrichtung der KreigeMete (j. d.) mit den zollamtlichen Freilagern, 
(Entrepots) ünd den PBrivatlagern, in denen binnen einer längern Friſt die Waaren 
erft Dann zur VBerzollung gelangen , jobald fie in den innern Verfchr übergehen. Der 
Einfuhrzoll wird in ähnlicher Weile bei den fogenannten Meßgütern geftundet 
(Mepcontirung); eine Nüdzahlung des Zolls für wieder ausgehende Waaren 
macht fich hier ebenjomwenig nothwendig. Endlich ift noch der Kal zu erwähnen, daß 
halbfertige Waaren in ein Zollgebiet eingebracht werden, um hier vervollftändigt und 
dann wieder ausgeführt zu werden, ein Verkehr, der namentlich in Grenzbezirken ziem— 
lich ftarf entwidelt ift. Bei ſolchen Aufträgen für die einheimiſchen Arbeiter find in 
den meijten induftriellen Staaten Zollermäßigungen und andere Bergünftigungen nach— 
gelaflen worden, da die Einführung der Nüdzölle die Operationen unnöthig erſchwe— 
ten würde. — So gerecht daher Rüdvergütungen zu fein fcheinen, fo find fie doch nur 
in einigen wenigen Fällen als wirklich zweckmäßige Sicherungsmaaßregeln gegen die 
Nacıtheile eines übertriebenen Schugzollivftems oder einer ſeht hoben Beiteuerung zu 
betrachten, und ift ed dann weit empfehlenswerther, das faliche Syſtem jo bald ale 
möglich zu befeitigen, als den Handel und Die Producenten auf den umftändlichen 
Weg der Rüdvergütung zu verweilen. Wenn ricytigere Anfichten des Breihandels in 
der Seligeiepgebung überall Platz gegriffen haben werden, wird man von allen Seiten 
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auf die Rüdzölle gern Verzicht leiften. — Vergleiche die Artifel Zollweſen und 
Schupzolt. 
giteratur: Chaptal, De l'industrie fraucaise II. — Leuchs, Gewerbe: 


und Handelöfreiheit ©. 267. (Nürnberg 1826). — Friedländer, Das brititche 
Zollſyſtem €. 19, 47 ff. — Fr. Lift, Das nationale Syſtem der polit, Defonomie 
und „Dad Zollvereinsblatt” (jeit 1843) vertheidigt für Die damaligen Zeiten die Rüd: 
zölle). — Stölzel, Rübenzuderfabrication. (Berlin 1853). — Die Rübenzuderfabri: 
cation des Zollvereins (fariftiiches Material) (Stuttgart 1861). . 
H.R. 
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Salzmonopol. 

Wenig Naturförper find an Wichtigkeit für den Menfchen dem Salze zu ver: 
gleichen. Seine wirthſchaftliche Rolle ift nicht minder bedeutend als die von Kohlen 
und Eifen. Als directes Genußmittel unentbehrlich, hat es zugleich für die Land: 
wirthichaft als Dünge: und Viehſalz eine erft neuerdings mehr und mehr gewürdigte 
Bedeutung gewonnen. In der Induftrie endlich find feine Verwendungen faft zahllos. 
Indirect gehört ed zur nothwendigen Bafis des größten Theils der hemifchen Fabri— 
cation. — Die Erhebung einer Steuer von diefem Artifel gehört zu den unglüdlichften 
Erfindungen der Finanzfunft. Sie gehört einer Zeit an, wo die Verwendung des 
Kochſalzes ald Genußmittel in erfter Linie ftand und erfchien dann als eine Kopfiteuer, 
an deren Verhältnißlofigfeit zur individuell verfchiedenen Steuerfraft man in rohen 
Zeiten nicht viel Anftoß nahm. Heutzutage fommt zu diefer mißlichen Seite hinzu eine 
ungemeine den Mitbewerb erichwerende Belaftung der wirthichaftlichen Production der: 
jenigen Völfer, welche diefer irrationellen Gontribution unterworfen find, ein Uebel: 
ftand, der faum bei irgend einer indirecten Steuer in folhem Maaße hervortreten 
dürfte. Am verderblicdyiten wirft die Befteuerung des Salzconjums durch Monopoli: 
firung der Salzproduction und des Salzhandeld, wobei oft gerade die beften Bezugs— 
quellen willfürlich verfchloffen werden, während die Salzſteuer (wie in Franfreich) der 
Speculation wenigftens einen gewiffen Spielraunfläßt. ft Dagegen der Staat Mo- 
nopolift, jo fällt dad Antereffe an wohlfeiler Production hinweg, das Publicum muß 
ja doc) den vorgefchriebenen Preiszahlen, mögen die Selbitfoften fein, welche fie wollen. 
Privatialinen, wo ſie überhaupt erlaubt find, dürfen nur an den Staat verfaufen, und 
was diefer nicht faufen will, muß unbenugt bleiben, kann nicht einmal im Erport nupß- 
bar gemadyt werden. Das Tabafsmonopol, jo ähnlich feine Gonfequenzen, greift nicht 
entfernt fo jchwer und vielfeitig in die Beziehungen des wirthichaftlichen Lebens ein, 
als das Salzmonopol. 

In Erfenntniß diefer Nachtheile hat zuerft England nach befonders hartem Drude 
fich) und feine Induſtrie und Landwirthichaft von der aus dem Alterthum ſſchon die 
Römer fannten vectigalia ex salinis und annonae salariae) herrührenden Beftene- 
rung des Salzes und zwar bereits feit einem Menfchenalter frei gemacht. Frankreich 
ichaffte fein drüdendes, allgemein verhaßtes Ealzregal (gabelle) 1790 ab, und führte 
dafür eine Confumtionsfteuer ein, die indeſſen ziemlich hoch bemeffen ift. Selbft Ruß: 
land ift nachgefolgt. Defto bedauerlicher ift es, daß die deutſchen Staaten, die Zoll- 
vereinten fogar gegenfeitig durch Vertrag gebunden, von dem jedoch) in dieſem Puncte 
Hannover fi feine Freiheit wahrte, am Salzmonopol und den erfünftelt hoben Salz- 
preifen ja fogar als Garantie gegen unerlaubte Venvendung cin Gonfumtionsmari: 
mum fefthalten. Die der Landwirthihaft und Induftrie gewährten Begünftigungen 
durch billigeren Abjag denaturirten Salzes, bez. unter Gontrole, zur Verhütung 
anderer Verwendung vermögen feineswegs den aus dem Monopole hervorgehenden 
Nachtheil zu befeitigen, Nicht nur daß aus den oben angeführten Gründen die durch— 
ichnittlichen Selbftfoften gewiß für den Staat felbft höher find als fie zu fein brauch: 
ten, wenn man ſich — an die billigſten Bezugsquellen hielte: der Käufer muß 
auch noch die Laſten einer völlig uuhloien Arbeit und der hierzu verwendeten, wenn 
nicht Schädlichen doch beffer wegbleibenden widerlihen Zuſatz-Stoffe, und deren Mit: 
transport eventuell die Gontrole unterwegs und bei der Weiterverarbeitung tragen, fo 
das ihm die fchlechtefte Qualität immer noch viel theurer zu ftehen fommt, als feinen 
von feinem Monopol gedrüdten Koncurrenten die befte. Was will Dagegen der Feine 
Northeil bedeuten, daß der Staat die Salzpreife überall gleich hoch hält, d. h. die hin- 
zufommenden Transportfoften an feinem monopoliftiichen PBreisauffchlage nadyläßt. 
Mürde das Salz doch ohne diefe Vergünftigung immer noch billiger fein können, wenn 
eben das Monopol überhaupt nicht wäre. 
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Die jährliche Salzproduction beträgt in Oeſterreich gegen 6 Mill. Etr., ebenſo— 
viel in Preußen, in Bayern 14 Mill., in England und Rußland je 9 Mill. Ctr., 
Franfreich 7% Mill., Spanien 6 Milt., Portugal 5 Mill. Gentner. — In welchem 
Maaße das Monopol die Salzpreije vertheuert, Production und Conſum einſchränkt, 
das beweifen die Reſultate des Salinenbetriebes und Galzverfaufs in Preußen. 
Englifches weißes Salz hätte fi) im Jahre 1863 in den Oſtſeehäfen auf 31 Sgl. 
die preuß. Tonne von 378 Zollpfund calculirt, dagegen verfaufte die einheimische 
Regie in den Provinzen Pofen und Preußen das Dünge-, Vieh: und Fabrik— 
falz zu 3?,—4 Thlr. Franzöſiſches Kochjalz, von der Saline St. Dieuze im Elſaß 
foftet incl. der Conjumtionsfteuer 6 Thle. 16 Ngr. die Tonne; die preußifche Regie 
erhebt ziemlich das Doppelte, und doc) beredynet jich die Bergverwaltung die durch— 
ſchnittlichen Selbitfoften des Kochſalzes, trogdem daß jogar noch Werke in Betrieb 
find, die bedeutenden Zuſchuß erfordern, nur zu %, Thle. Dafür betrug in Preu— 
fen der perjonale Conſum von Kocjalz nur 15—17 Pfund auf den Kopf, jo: 
viel ald man in England ala das Minimum allein für den menſchlichen Genuß an: 
fieht, die Steuern aber, weldye eine Familie von 6 Perfonen (auch) die ärmfte) in den 
zu ihrer Kartoffelnahrung des meiften Salzes benöthigten öftlidhen Provinzen im Mo— 
nopolpreife mit zu bezahlen hatten: 3 Thlr. bis 3 Thlr. 13%, Sgr. Aehnliche Gr: 
örterungen bezüglich des Königreichs Sachſen, weldyes jein Salz vertragsmäßig aus 
Preußen bezieht, in der Zeitichr. des ſächſ. jtatiftiichen Bureaus Jahrg. 1858. €. 
138. Vergl. ferner Weinlig in Rau und Hanſſen's Ardiv. IX. 273. — Die 
neuften Angriffe gegen das Salzmonopol mit ftatiftiichen Belegen feiner Folgen bei 
Kerit, Das Salzmonopol. Berlin 1865. — Meyn, Das Salz im Haushalt der 
Katur und des Menjchen (Leipzig 1857). — Milne Edwards, Bericht über Pro- 
duction und Verwendung des Salzes in England (Berlin 1851). — v. Thielau, 
Productionsfteuer v. Salz und Rübenzuder in Deutichland (Braunfchweig 1851. 
Deutſche Gerberzeitung, Jahrg. 1864 Nr. 13—24. — Detailirte Angaben 
= — — ſehr eingehend in Rau, Finanzwiſſenſchaft (Leipzig 1964 ) 

. 252 ff. 
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— 
Die unter Auguſtus ſtattgehabte aroygagpı überſetzt Luther im Lucas IT. 2. 
mit „Schatzung“. Es warjedenralls eine Art Volkszählung zu Zweden der Befteuerung. 
Nah Moſer, Würtemb. Finanzgefege II. S. XXXV. wurde die Nothbede in 
Schwaben Schagunggenannt. In Oldenburg hieß ehemals die Grundfteuer Schagung. 
Ebenſo hießeine Einfommenfteuer von 12% inder Rheinpfalz; Rauchſchatzungen 
nannte man früher die Hausfteuern in Osnabrüd. Ueberall, wo diefer Ausdruck vor: 
fommt, bezeichnet er eine Steuerbelegung, der ein Anfchlag aum Grunde liegt. Des- 
halb hat Rau (Grundf. d. Finanzwiffenid. 3. Ausg. Leipzig und Heidelberg. €. 
8. Winter'ſche Verlagsb. 1855. ©. 389), dem die vorftehenden Notizen entnommen 
find, jene Bezeichnung in die Theorie des Steuerweiens eingeführt. Wo die Art und 
Weife, wie die Steuern der keiftungsfähigfeit ver Bürgerangepaßt und zur Erreichung 
diefes Zwedes an gewiſſe wirthichaftlihe Erſcheinungen und Thätigfeiten angeknüpft 
werden können, zum Gintheilungsgrund für die Steuern genommen wird, da — meint 
Raua.a. D. — ergeben ſich zwei Wege. Entweder es wird die Leiftungsfähigfeit 
— ſei e8 das Vermögen, oder das Einfommen — jedes Einzelnen ermittelt, und Bier: 
nach ihm eine entfprechende Steuerlaft zugetheilt, oder man kann von gewiſſen Ver— 
wendungen des Vermögens oder Einfommens auf defien Größe jchließen und Daher 
die Steuern an die Ausgaben der Steuerpflichtigen anlehnen. Die Steuern der erfteren 
Art nennt Rau „Schagungen“, die der anderen „Aufwandsfteuern“, Die Unterſchei— 
dung ijt jedenfalls treffend, wenn auch — beiläufig bemerft — die Größe des Ver: 
mögens oder Einkommens oder der Leiftungsfähigfeit bei den meiften Aufwandfteuern 
bisher ganz außer Betracht geblieben ift. Auch ift die Bezeichnung „Schagungen“ ohne 
— gut gewählt und hat ſich daher raſch eingebürgert. Umpfenbach, Lehrb. 
. Binanzwiffenfchaft (Erlangen Ferd. Enke 1859. 865 adoptirt fie und verſteht 
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unter den Schagungen „oder Ertragsfteuern" (im Gegenfag zu den Aufichlägen oder 
Verwendungsiteuern) ſolche Steuern, beidenen „Die concrete Beitragsfähigfeit dadurch 
getroffen wird, daß man die ihr correfpondirenden unbefannten Erträge wirflich ab: 
Ihäßt, und dann eine unabänderlich zu erfüllende Stenerforderung folgen läßt“. In 
diejer Definition ift nur zugleich eine, in dem citirten Buche allerdings näher begrün: 
dete, theoretiiche Forderung enthalten. Thatſächlich bildet nämlich feineswegs bei 
allen von Nau unter Schagungen begriffenen, und füglid darunter zu begreifenden, 
Steuern der Ertrag den Steuermaaßftab; bei manchen wird auf diefen gar feine Rüd: 
ficht genommen, fondern nur auf das Vermögen. 

Scyayungen in dem von Rau angenommenen weiteren Sinne haben , wie des 
Näheren in dem Art. „Steuerwefen“ ausgeführt wird, den Aufwandsfteuern gegen: 
über das für ſich, daß fie die Steuerleiftungsfähigfeit überhaupt berüdfichtigen, daß 
fie e8 dem Steuerzahler ermöglichen, den Umfang feiner Steuerleiftung genau fennen 
zu lernen, daß die Laft bei ihnen leicht durch die Einführung von Terminzahlungen er: 
leichtert werden Fann, daß bei ihnen eine Erhöhung oder Ermäßigung der Beiträge 
leicht zu bewerfjtelligen ift, daß fie bei zwedmäßiger Veranlagung und mäßigen Be: 
trage einen ziemlich gleichmäßigen, wo die Steuerjäße nicht verändert werden, eher 
allmählich jteigenden, als finfenden Ertrag liefern, ihre Anfäße alſo, fall& der Staats: 
bedarf nicht erheblich fteigt, allmählidy ermäßigt werden fonnen. 

Die Wirkung des fteigenden Ertrags troß gleichbleibender oder gar ermäßigter 
Anfäge haben allerdings vornehmlich) diejenigen unter den Schagungen, bei denen die 
möglichite Garantie geboten ift, Daß die Steuerzahlung nur das Opfer eines aliquoten 
Theiles des reinen Einkommens involvirt, alfo insbefondere bei den eigentlichen Ein: 
fommenfteuern, und dieß auch bei diefen nur dann, wenn die Schägungsmethode auf 
rationellen Grundfägen beruht, und bei der Ginfchägung jede Willkür ausgeichlofien 
ift. Ueber die verfchiedenen Arten der Schagungen vergl. d. Art. „Steuerweien.“ 

Schatzungen find nicht gleichbedeutend mit directen Steuern, wie häufig ange: 
nommen wird. Die Unterfcheidung zwiſchen directen und indirecten Steuern beruht 
auf einem anderen Eintheilungsgrunde wie die zwifchen Schagungen und Aufwand: 
fteuern. Hier ift das Veranlagungs-, dort das Erhebungsverfahren maaßgeben?. 
Die häufig vorfommende Verwechslung hat ihren Grund darin, daß die meiften ald 
Schatzungen veranlagten Steuern direct, die meiften als Aufwandfteuern veranlagten 
aber indireet erhoben werden. Literatur vergl. Steuerwefen. 

. A. Emminghaus. 
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Schifffahrt. 
I. Eharafter und Bedeutungder Schifffahrt ale Transportart. 

Schifffahrt im weiteften Sinne bezeichnet das Transportwefen zu Waller. 
Sie ift auf Binnengewäflern und, wenigftens den Küften entlang, auch auf dem Meere 
eine der Älteften Transportarten, welche fchon in den früheften Zeiten der Völferent- 
widelung ziemlich wichtig ift. Sie bildet ſich verhältnigmäßig früh ſchon vollfommener 
wie das Gommunicationswefen zu Lande aus, weil die Bedingungen für fie in unglei 
höherem Maafe von der Natur jelbft gegeben find. Für das Transportweſen find 
drei Puncte wefentlich, der Weg, auf weldem, der Gegenftand oder das Kahrzeug. 
in welchem, und die Kraft, mit deren Hülfe eine Laft, Perfonen oder Güter, trand 
portirt wird. Bei dem Waflertransport ift der Weg in der Hauptfache von der Natur 
in brauchbarem Zuftande geliefert. Der Widerftand, welchen jeder Meg durd) die 
natürliche Reibung, Luftdruck ıc. dem Transport, d. h. der Fortfchaffung der Laft, ent’ 
gegenfegt, ift aus natürlichen Urfachen im Waffer bedeutend geringer, wie auf dem 
Landwege. Auch die bewegende Kraft liefert die Natur bei fließendem Waffer wenig 
ftens nad) einer Richtung und die mächtige Naturfraft des Windes kann auf deu 
Waſſer mit Hülfe einer nicht fehr fünftlichen Vorrichtung an dem Fahrzeug ungleich 
leichter und beffer wie auf den Lande ausgenugt werden. Dagegen ift der Weg für 
jeden etwas größeren Transvort auf dem Lande erft Fünftlich berzuftellen und ert 
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ein fehr hoher Grad menſchlicher Kunft und als deren Vorausſetzung ein hoher Grad 
menſchlicher Entwidelung macht e8 möglich, Landwege von ähnlicher Vollkommenheit, 
d. h. vor Allem von ähnlicher Geringfügigfeit der Widerftände, zu fchaffen,, wie fie 
die Waſſerſtraßen oft bieten. Die machtvollen fogenannten todten Naturfräfte fann 
der Menſch ferner wegen jeiner Unbefanntichaft mit ihnen oder doc) wegen feiner Un— 
fähigkeit, die Einrichtungen zu treffen, um diefe Naturfräfte auf einen beabfichtigten 
Zweck hinwirken zu Igjien, anfangs für den Landtransport , etwa mit theilweifer Aus— 
nahme der Schwerkraft, faft gar nicht benugen. Er ift auf feine eigene oder auf bie 
Musfelfraft der Thiere angewiefen, womit auf mangelhaften Wegen wenig Erfolg er: 
zielt werden fann, zumal die Concentration der Musfelfraft mehrerer Menjchen oder 
Thiere zur Bewältigung eines einzigen Widerftandes abermals befondere Fünftliche 
Einrihtungen vorausjegt. Nur in der Herftellung des Fahrzeugs ftehen ſich Land: 
und Waſſerweg anfangs einigermaaßen gleidy: in beiden Fällen muß die Kunſt das 
Fahrzeug herftellen. Jedoch ſelbſt hier bietet der Waſſerweg wieder einen wichtigen 
Vortheil. Es genügt vorerft ein robes Fahrzeug, das wenig Kunft erfordert. Aus 
Ba bereitet (etwa ein ausgehöhlter Baumſtamm, wird ed wegen feines geringeren 
pecifiichen Gewichts vom Wafler getragen, fo daß auch die bloße Mustelfraft (Rudern) 
ſchon einen bedeutenderen Effect erzielt. Das Landfahrzeug muß dagegen von vorn: 
herein feiner, alfo fünftlicher gearbeitet fein, um von der Kraft, welche anfangs allein 
zur Verfügung ſteht, von der Musfelfraft auf den ſchlechten Wegen überhaupt nur 
fortbewegt werden zu können. 

Die frühere Entwidelung der Schifffahrt vor dem Landtransportweſen beruht 
mithin auf Naturgeiegen und auf vem Gefege der menfhliden Eutwide- 
lung, weldes die Kenntniß und die Beherrihung der Naturfräfte dem Menſchen 
erft auf einem langen und mühjeliget Wege zu gewinnen vergönnt. Die frühere, rafchere 
und höhere Entwidelung der Wirthſchaft und Eultur in den Küftengegenden und an 
den ſchiffbaren Flüſſen im Vergleich mit dem Binnenlande ift folglich auf diefelben 
Naturgejege der Außenwelt und Entwidelungsgelege der Menjchheit zurücdzuführen. 
Die Schifffahrt ift deshalb von Alters her das wichtigfte Hülfsmittel des menſchlichen 
Verkehrs und gleichzeitig ein Gulturmittel von wahrhaft univerjaler Bedeutung ge> 
wejen. Neben dieſem direrten Einfluß auf Wirthihaft und Cultur geht ein ebenfalls 
fehr wichtiger indirecter Einfluß einher. Die Natur der Beihäftigung des Menichen 
in der Schifffahrt wirft auf Körper, Geiſt und Charafter des Mentchen bedeutungsvoll 
ein und fchafft ein muthiges, Fühnes und unternehmendes Geſchlecht, weldyes feine 
Perridaft und mit ihr feine materielle und geiftige Gultur von Volk zu Volf, von 

and zu Land zu tragen fucht. Krühzeitig dient die Schifffahrt den ‘Plänen des Ehr: 
geized, der Abentenerfudht und der Eroberung nicht minder wie dem ——— 
der Auswanderung und der feindlichen Coloniſation. Der Blick der Völker, der be— 
grenzte Horizont der Nationalität erweitert, kosmopolitiſcher Sinn entwickelt ſich. Vor 
allem iſt die Seeſchifffahrt als belebendes Moment im wirthſchaftlichen und poli— 
tiſchen Leben der Völker ſeit lange anerkannt. Jede große Nation ſtrebt mit Recht, an 
die See zu gelangen. Kurz, die allgemeine Bedeutung der Schifffahrt für Wirthſchaft, 
Cultur und Politik der Voͤlker kann gar nicht hoch genug veranſchlagt werden. Dieſe 
univerſale Bedeutung der Schifffahrt erklärt auch allein die S chitffahrtspolitif 
der Völfer. Es find für diefe legteren feineswegs nur wirthichaftlihe Geſichtspuncte 
enticheidend gewejen. 

Abſolut ift die Bedeutung der Schifffahrt infolge der Fortfchritte der legteren 
jelbjt wohl mit der Entwidelung des Völferlebend immer nod) geftiegen, aber relativ 
ift dDieje Bedeutung im Vergleich mit dem Landtransportweien — höheren Wirth: 
ſchafts- und Eulturftufen geringer geworden. Dies mußte aus natürlichen Urſachen 
auch jo fein. Denn wie Engel in einem außerordentlich geiftvollen Aufjage, welchem 
wir hier manche Gefihtspuncte entnehmen, mit Redyt bemerkt, die Grenzen des Er: 
findungsgeiftes find für die Schifffahrt viel enger geftedt, wie für das Landtrangsport- 
weien, und zwar wejentlic aus denfelben oben angedeuteten natürlichen. Urjachen, 
welche die frühere Entwidelung der Schifffahrt begünftigen. An dem wichtigften Theile 
der Schifffahrt, der Seeichifffahrt zeigt fich Died am deutlichften. Eigentliche Verbeſſe— 
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rungen der von der Natur gelieferten Bahrftraße jind nicht möglich, der Kortichritt be— 
(ehränft fi) alſo nothwendig auf verbeflerte Kenntniß der Seewege, worin ja gerade 
unfere Zeit durch Anftellung ſyſtematiſcher Maſſenbeobachtungen allerdings Großes 
leiftet. Der Zuftand des Fahrwaſſers, die Tiefe, die Strömungen und Windrichtungen 
werden feftgeftellt, die Arbeiten von Maury und Dove erlangen audy praftiidy die 
größte Bedeutung. Die Benugung der Maury'ſchen Seefarten hat zur Abkürzung der 
Fahrzeit von Newyork nad) San Francisco für Segelichiffe von 180 auf 100 Tage, 
von England nad) Auftralien von 250 auf 125 Tage geführt. Blos für die nordame- 
rikaniſche Marine ermöglichen diefe Seekarten eine jährliche Erſparniß von 8 Mitt. 
Thaler. Aber groß wie diefe Fortichritte find, treten fie doc) gegen diejenigen im Land: 
transportweien zurüd. Als bewegende Kraft wurde bis in Die neuefte Zeit neben der 
menfhlihen Musfelfraft Rudern) , weldye mehr und mehr blos zur Bewegung ganz 
Kleiner Fahrzeuge (Kähne) benugt wird, wie von Alters her der Mind gebraucht. 
Technische Fortichritte in der Tafelage und dem Segelwerf, jowie im Bau der Schiffe 
machten eine befjere Verwerthung diefer Naturfraft möglich. Aber immerhin war doch 
Dadurch nur innerhalb nicht allzuweiter Grenzen ein Kortfchritt zu erzielen. In unferer 
Zeit ift num aud) die Dampffraft als Motor für Schiffe fowohl wie für Landfahrzeuge 
hinzuactreten und die Benugung diefer Kraft hat bereits eine ungeheure Veränderung 
im Sectransport herbeigeführt. Aber einen fo fundamentalen Umichwung im 
Gommunicationsweien wie auf dem Lande hat die Dampffraft auf dem Waffer nicht 
hervorgerufen, weil dort gleidyzeitig die Beichaffenheit der Wege fidy jo außerordentlich 
verändert hat. Auch die Benupung der erwärmten Luft (valoriihe Maſchinen, als 
Motor wird in der Schifffahrt nicht jo tiefgreifende Umgeftaltungen herbeiführen kön— 
nen, wie es das Eiſenbahnweſen bei dem Transport zu Lande gethan hat. Die Fort- 
Schritte in der Naturfenntniß haben ſchon vor Jahrhunderten durch die Erfindung des 
Compaſſes der Schifffahrt den denfbar mächtigften Impuls gegeben , indem von da an 
erft eine eigentliche Seejchifffahrt im Gegentheil zur Rüftentahiffahrt ermöglicht war. 
Die neueren Fortichritte der Theorie des Erdmagnetismus, die Beftimmung der Ab: 
weichung der Magnetnadel bejeitigten abermals weientliche Schwierigferten der Schiff- 
fahrt. Aber die Kortichritte im Landtransportweien waren und mußten doch noch grö— 
fer fein, weil hier neben der Ginführung neuer Kräfte al$ Motoren die Transportwege 
fo außerordentlidy verbefferungsfähig waren. 

Die wichtigften Bortichritteim Waffertransport warenin der Eonftruction und 
Herftellung des Fahrzeugs zu machen, denn hier war dem Erfindungsgeifte wie bei 
den Landfahrzeugen ein weiter Spielraum gegeben. Mit den Fortfhritten der Natur- 
wifienichaften und der Technif fand daher eine großartige Verbeſſerung im Schiffbau, 
in der Gonftruction des Schiffsförpers, in der Benugung des Material, in der Ein- 
richtung des Segelwerks, in der Herftellung der Schiffsuhren, neuerdings auch im 
Bau der Dampfihiffe (Rad, Schraube, Erfindung Reſſel's) ftatt. Man wußte die 
Form und Größe der Schiffe dem Bedürfniß der Linie, für welche das Schiff fahren 
follte, anzupaflen, verminderte durch beftimmte Methoden der Gonftruction die Gefahr 
des Verlufts der Schiffe (3. B. Zerlegung des Schiffsraums in mehrere abjperrbare 
Räume), durch beftimmte Einrichtungen und Manipulationen die Abnugung der Schiffe 
3. B. Bekupfern und Zinfbeichlagen der Schiffe gegen Bohrwürmer u. ſ. w.), erhöhete 
die Gefhwindigfeit durch eine die Gefege der Phyſik und die Regeln der Mechanik 
ſorgſam berüdftchtigende Bauart des Schiffs z. B. Klipper, jene prächtigen, zuerft 
in Nordamerifa gebauten Schnellfegler, deren Breite fi zur Länge wie 1:5—6, ſelbſt 
wie 1:8—8'/, verhält, während das frühere Verhältniß meift 1:3—4 war; einzelne 
Hamburger Klipper wie die Donau, haben die Fahrt von Newyork nah Kurhaven 
ſchon in 20, felbft in 18 Tagen gemacht, während die guten Dampfer dody nicht unter 
1314 —14 Tagen, die per ar Segelſchiffe 5—6 Wochen braudyen). Gerade in 
unferen Tagen erfolgen hier ja fortwährend noch die wichtigften Verbeſſerungen. Die 
He ned Thells der Hanftaue durch eiferne Ketten, befonders die Einführung 
eiferner Anferfetten, die Verwendung des Eifens als Schiffsbaumaterial , des Zinks 
und Kupfers zum Belegen der Schiffe, der Bau immer größerer Schiffe , bei weldyen 
relativ an Koften gefpart werden und mit welchen den wachſenden Bebürfniffen des 
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— doch gedient ſein kann, dieſe und andere Reformen mehr erhöhen die Leiſtungs— 
fähigkeit der Schifffahrt zu Transportzwecken in großem Maaße, ohne daß doch der 
Seetransport und Waſſertransport im Allgemeinen ſich auf höheren Entwickelungs— 
ftufen des Volfs, alio 3. B. in der Gegenwart relativ jo bedeutend verbeflern fönnte, 
wie der Landtransport. Speriell in wirthichaftlicher Hinficht jehr wichtig find die Fort— 
fchritte der Nautit (Schifffahrtsfunde) und des Schiffbau's aud) deshalb, 
weil die Schiffe mit immer Hleineren Bemannungen fahren können (am weiteften haben es 
wohl die Nordamerifaner gebracht) , weil weniger wirthichaftliche Güter durch See— 
verluft verloren gehen und allgemein eine bedeutende Zeiterfparniß erzielt wird. 

Bon einem höheren culturhiftorifchen Standpuncte aus ift das gefchilderte natur: 
gemäße Verhältnig des Waſſer- zum Landtransport jehr beachtenswertb. Bis zu einer 
gewiflen Grenze muß nämlich das natürliche Monopol, man möchte jagen das Gul- 
turmonopol der Länder und Orte, weldhe an der See und an ſchiffbaren Binnenge- 
wäſſern liegen, durch die Entwidelung des Landtransportwejend an wirthichaftlicher 
und eulturlicher Bedeutung etwas verlieren. Erfegbar ift der Waflertransport durch 
den Pandtransport allerdings Feineswegs in weitem Umfange. Die Verfehrövermitte: 
lung zwifchen manchen Ländern, 3. B. zwifchen Europa und Diftafien, wird vermuth« 
lich immer, jedenfalls noch für jehr lange Zeit der Schifffahrt verbleiben. Auch für 
die eigentliche Binnencommunication, 3. B. innerhalb Mitteleuropa’d, werden 
natürliche und fünftlihe Waflerftraßen felbft den Eifenbahnen gegenüber immer 
hochwichtig fein. Gerade in allerjüngfter Zeit hat man mit Recht die Nothwendigfeit 
wieder betont, daß fich Eifenbahnen und Wafferftraßen je nad) der Natur der Waaren 
in den Gütertransport zu theilen haben /j. den Art. Canal S. 132). Aber in ihrer 
allgemeinen Entwidelung werden Länder ohne wichtige Waflerftraßen und ſelbſt ohne 
Seeſchifffahrt jest nicht mehr hinter den begünftigteren Ländern mit Waflercommuni- 
cationen foweit zurädbleiben müffen: eine relativ gleihmäßigere Entwidelung ift 
ermöglicht. Merkwürdige Umgeftaltungen bereiten ſich bier ſchon in der Etille vor und 
find in ihren oh 5 bereits zu erfennen, fie werden in der Folgezeit noch große Be— 
deutung erlangen. Die ſich verbältnißmäßig verringernde Wichtigkeit der Schifffahrt 
ift daher wirthichaftlich, ſocial und politiich ehr zu beachten, und zwar nur um jo 
mehr, je weniger man in der Gegenwart welche einen fo gewaltigen Aufichwung der 
Schifffahrt zeigt, geneigt ift, jenes Moment zu würdigen. 

Es fann nicht die Aufgabe dieſes Auffages fein, in welchem die Schifffahrt nur 
vom volkswirthſchaftlichen Standpuncte zu betrachten ift, auf tech niſche Ver— 
hältniffe und auf das Privatfeerecht einzugehen. Die in volkswirthſchaftlicher Hin- 
ficht bemerfenswerthen Kunftausdrüde der Schifffahrt find auch ohne Erläuterung ver- 
ſtändlich. Die Gegenfäge von Handels und Kriegsmarinen, Binnen», Küften: und 
Eceihifffahrt, Segel: und Dampfichifffahrt, das Rhedereiweſen fönnen in der Haupt- 
fache als befannt vorausgefegt werden. In Betreff der Bedeutung der Kriegsmarine 
für die Handeldmarine und den Schug des Handels in fernen Ländern ift auf die Art. 
Schug und Staat zu verweilen. Das Recht, Fluß-, Küften» und Seeſchifffahrt zu 
betreiben, muß mitunter nad) dem Gelege für jede Art der Schifffahrt beſonders er- 
worben werden. Ueber die Rhederei, die Eintragung der Schiffe in die Schiffsregifter 
u. a. m. wird, foweit es in allgemein wirthichaftlicher Hinficht von Wichtigkeit ift, 
in dem Abfchnitt über die Schifffahrtspolitif gehandelt. Bon befonderem Interefje für 
die Gegenwart ift das Verhältniß der Segelichifffahrt zur Dampfihifffahrt. 
In den meiften wichtigen Häfen beobachtet man bisher von Jahr zu Jahr eine Zu— 
nahme des Dampfidyiffverfehrs im Verhältniß zur Segelichifffahrt. Offenbar waltet 
im Berfehr die Tendenz ob, die Segelfchifffahrt auf den Transport voluminöfer Waa- 
ren von geringem fpecifiihen Werthe und auf den Verfehr mit Häfen zweiten und 
dritten Rangs zu bejchränfen. Werthvollere Waaren tragen und fordern den ichnelleren 
und vor Allem den pünctlicheren Transport mit dem Dampfer und die Haupthäfen ge» 
ftatten die Errichtung regelmäßiger Dampferlinien, weil hier immer auf eine genügende 
Kraft zu rechnen fein wird. Die „werthvollfte Waare”, der Menſch, wird ſchon jetzt 
immer ausichließlicher vom Dampfer befördert , felbft im Auswanderertransport tritt 
das Segelſchiff zurüd. Mit der Zeit wird fich ein beftimmtes Verhältniß zwiſchen 
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Segel: und Dampfbenugung herjtellen. An eine vollftändige Verdrängung der reinen 
Segelichiffe ift fo Lange nicht zu denfen, als die Technik nicht eine minder koſtſpielig 
bewegende Kraft, wie die Dampffraft mit Kohlenheizung , geliefert hat. Schrauben 
dampfer, weldye zugleich Segler find, werden jegt beſonders bevorzugt, namentlich für 
MWaarentransport (England und Eontinent, auch England und Dftfee) , obwohl die 
Sicherheit dieſer Schiffe beftritten wird. 

Bon befonderem wirthichaftlichen Interefie ift eine gute Schifffahrts und Rhe— 
derei ftatistif. Statiftiiches Material liegt aus allen Ländern der Erde maflenhaft vor, 
aber es ift leider nicht nach gleichen Grundjägen gelammelt. Ballaft- und beladene 
Schiffe, Dampfer und Segelichiffe,, Küften- und Seeſchiffe, fremde und einheimiſche 
Schiffe find bald getrennt, bald vereint aufgeführt, hier find die Ausweiſe nad) den 
Flaggen, dort nad) den Herfunfts- und Beltimmungsländern geordnet. Cine voll: 
ftändige Vergleichbarfeit der Daten ift jelten vorhanden. Große Mühe verurfachen 
auch die noch immer gebräuchlichen verfchiedenen Maaße. Von mehr Intereffe wie die 
bloße Schiffszahl ift die Größe der Ladungsfähigfeit, welche in England nad Tons 
(a 20 Gtr.), in Frankreich nach Tonnen (a 20 Zollcentner), bei und meift nah Rog: 
genlaften (a4000 Pfd., Preußen, Bremen, Hannover , in Hamburg nah Commerz— 
laften a 6000 Pfd. H. ©.) gemeflen wird. Eine bemerfenswerthe Ericheinung bildet 
die in den meiften Häfen und Rhedereien wahrnehmbare langjame aber ftetige Ber: 
größerung des Durchſchnittstonnengehalts ver Schiffe. Die Ausdehnung des Verkehrs 
mit fernen Rändern, der immer ftärfere Transport voluminöfer Waaren (Baumwolle, 
Auswandererichiffe!) , Die Vergrößerung des Handelsverkehrs im Allgemeinen, die 
Hortjchritte der Nautif und Schiffbaufunde, welche im Bau und in der Führung gro: 
Berer Schiffe eine Koftenerjparnig möglich machen (auch an Bemannung), drängen da: 
rauf hin (Durdichnittsgröße der Bremer Schiffe 1855 252, 1864 342 Yaft. der 2 
burger Schiffe 1840 82, 1864 149 E. L.). Die gewöhnlichen transatlantiicdhen Dam: 
pfer haben jegt 2000— 3500 Tonnen Größe, die größten Segelſchiffe Vollſchiffe, mit 
drei vollftändigen Maften) noch jelten über 2000, meift 600— 1500 Tonnen. Nady den 
verjchiedenartigen Verfehrsbedürfniffen pflegt in den einzelnen Verkehrsgebieten und 
Häfen auch die Ducchichnittsgröße der Schiffe verſchieden zu fein (Heiner 3. B. im 

ittelmeer , wie in den Norbjeehäfen mit ſtarkem transatlantifchen Handel). — Ueber 
Seeverfiherung j. den Art. Transportverficherung. 

I. Schifffabrtspolitif. Die Wichtigkeit der Schifffahrt, namentlich in der 
minder entwidelten Volfswirthichaft bei mangelnden Yandeommunicationen, für die 
wirthichaftlichen und politiichen Interefien der Nationen bat verhältnigmäßig frühzeitig 
die Regierungen zu einer Schifffahrtspolitif veranlaßt, deren Zwed die möglichite 
Hebung der einheimifchen Rhederei und des Schifföverfehrs von einheimischen Schiffen 
und die möglichite Schädigung der fremden Schifffahrt und Nhederei, deren Mittel 
aber der Vorbehalt gewifier Schifffahrten für die Landesichiffe oder wenigftens die Be- 
günftigung der heimiichen Flagge im Verkehr war. Es ift bezeichnend, daß die bewußte 
rationell und ſyſtematiſch verfahrende Schußzo ll» und Probibitivpolitif 
zuerft in der Schifffahrtspolitif zur Geltung gelangte (England) und dem Anfchein nach 
ſich auc in diefem Zweige der wirthichaftlihen Thätigfeit mit am längften erhalten 
wird. Der unmittelbare politiiche Vortheil, welchen die Schugzollpolitif befonders in 
früherer Zeit doch ftets zumeift im Auge hatte, war eben gerade durch die Sroung der 
Rhederei am leichteften zu erzielen. Für die culturhiſtoriſche und politiihe Würdigung 
des Schugzollfuftems verdient es Beachtung, daß von einem eigentlichen, confequenten 
Syſtem des Schuges zuerft in der Schifffahrtspolitif gefprocdhen werben fann. 

Am vollftändigiten ift befanntlich Icon vor 200 Jahren das Princip des Schuges 
der nationalen Schifffahrt in England in Cromwell's berühmter Navigationsacte 
zur Öeltung gelangt. Diefe Acte bildet mit ihren Erneuerungen und Erweiterungen den 
Angelpunct des ganzen englifchen Schugiyitems und das Mufterbild für die Schiff: 
fahrtsgefepgebung zahlreicher anderer Staaten. Sie ift mit Stolz und Wohlgefallen 
lange Zeit ald die Magna charta maritima der Briten gefeiert worden, bis fie endlich) 
erft in den jüngften Tagen der befleren Einficht erlegen ift. Da unfer Zwed und die 
Rüdfiht auf ven Raum eine hiftorifche Darftellung der Entwidelung der europäifchen 
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Schifffahrtspolitik im Einzelnen bier ausjchließen, jo mag eine furze Erörterung der 
Hauptpuncte diefer Politif an eine Skizze der britiſchen Navigationsacte angefnüpft 
werben. 

Es ift ein Irrthum zu meinen, die englifche Schifffahrtspolitif jei zuerft durch die 
Cromwell'ſche Navigationdacte begründet worden. Im Einzelnen finden fich einige 
Hauptgrundjäge Dieter Acte ſchon viel früher, nur waren fie nicht immer in der Praxis 
zur Geltung gefommen und erft durch Cromwell wurden fie in ein Syftem gebradıt. 
Der politifche Gefichtspunct, welcher in diefem Theil der wirthichaftlichen Geſetzgebung 
dmmer jo einflußreich blieb, tritt in früheren Beftimmungen zum Theil nod) deutlicher 

ervor. Die Äälteften engliichen Schifffahrtögefege rühren aus dem 14. Jahrhundert ber, 

duard III. verordnete um 1340 die Regiftrirung der Schiffe (aus militairifchen Grün: 
den) und verbot den Verfauf von Schiffen an Fremde. Unter Ridyard II. wurde 1381 
die erfte eigentlihe Navigationsacte erlaffen: Waaren jollten nur in heimischen 
Schiffen ein» und ausgeführt werden, eine Beftimmung , welche wegen Mangel an 
engliihen Schiffen freilich ichon ein Jahr darauf vorübergehend befeitigt wurde. Ein 
Jahrhundert Später wurde unter Heinrich VII. 1485 ein zweiter Örundfag der ſpäteren 
Geſetzgebung ausgefprochen: Wein aus Frankreich follte nur auf einheimifchen Schiffen, 
mit einer Mehrzahlenglifher Bemannung eingeführt werden. Im Jahre 1553 
wurde beftimmt, daß aud) der Capitän eines engliichen Schiffs Engländer fein müſſe; 
ein dritter Grundjag: 1563 wurden die Fremden von der Küſte nei fffahrt und 
legal (noch nicht factiich) auch von der Küftenfifcherei ausgeſchloſſen; im Interefie 
der heimijchen Fiſcherei (als Schule für die Matrofen!) verordnete Glifabeth i. 3. 1564 
2 Fafttage in der Woche und verbot den Fiſchern, Fiiche von den Holländern zu Faufen. 
Unter Jacob I. und Karl I. trat die Eiferfucht gegen Holland immer mehr hervor und 
führte zu einigen neuen Schugmaaßregeln für das Inland und Beichränfungen für das 
Ausland. Unter dem langen Parlament und Grommell begannen (1646, 1650) auch 
bald die Beichränfungen des Scyifffahrtsverfehrs der Fremden mit den Golonieen. 
Aber Eonjequenz und Syſtem wurde dann allerdings erft durch die berühmte Acte von 
1651 in die Schifffahrtsgefeggebung gebradyt. Der wejentlich politiiche Eharafter der 
Acte als einer feindlichen Maaßregel gegen Holland ift jedoch niemals zu vergeflen. 

Auch die Regierung der Reftauration hielt an der eingejchlagenen Scifffahrte- 
politif feft und baute fie gleich im erften Jahre confequent weiter aus (1661, Gef. 12 
Karl II. c. 18.). Gin inzwifchen von Frankreich eingeführter Differentialzoll auf 
fremde Echiffe (50 Sous pro Tonne) diente mit als Anlaß. Einzelne fpätere Geſetze 
des 17. und 18 Jahrhunderts führten Heine Zugeftändnifie an das Princip des freien 

andel&, meift wieder nur zu Gunften einzelner Nationen, 3. B. der Hanfeftädte, im 

gemeinen aber nur folgerichtige Erweiterungen des Schuginftems, namentlidy im 
Verkehr mit den Colonieen, herbei. In den Kriegen mit der franzöfiichen Republik 
und dem Kaiferreich wurde das Syſtem noch jchärfer und rüdjichtslofer gehandhabt. 
So blieb der Zuftand der Schifffahrtspolitif im Wejentlihen von der Mitte des 17. 
Jahrhunders bis zum Jahre 1815 der gleiche. Erft der jungen nordamerikaniſchen 
Republif (1815) und bald darauf Preußen (1824) gelang es durch Bornahme von und 
Drohung mit Reprefjalien, England zu einiger Nachgiebigkeit in feiner egoiftifchen Po— 
litik zu bewegen, aber erft in den legten Jahren (1849) wurde die alte Navigationsacte 
im Princip aufgegeben, e8 war dies die fpätefte der großen Freihandeldmanßregeln der 
Peel und Ruffell und noch fpäter erft ift die Acte vollftändig befeitigt worden (1854). 
Die Hauptgrundfäge der Navigationsacten, welche dann wie bemerft, in anderen 
— mit Aenderungen von blos nebenfächlicher Bedeutung wiederkehren, waren 
folgende. 

1. In Betreff der Nationalität der Schiffe wurden die ftrengften Anforderuns 
gen gemacht. Ein Schiff galt nur dann als englifches, weldyes in die Regifter einges 
tragen, mit einem dem nationalen Charakter des Schiffs beftätigenden Regiſterbrief 
— werden durfte, und die engliſche Flagge führen fonnte, wenn es vollſtändig 
in England (oder defien Golonien, jedoch mit Beichränfungen 3. B. in Betreff 
Indien's gebaut, ausfhließlih im Eigenthum britifcher Unterthanen befind- 
lid}, mit einem englifchen Gavitän und mit mindeftens %, englifcher Mannſchaft be: 
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mannt war. Beförderung des heimiſchen Schiffsbaues, Heranziehung tüchtiger und 
zahlreicher heimischer Seeleute waren offenbar die leitenden Geſichtspuncte für dieſe 
Vorfchriften. Politiſche Erwägungen, Sorge für die Eicdyerheit des Landes und für die 
Deu der Kriegsmarine hatten darauf ebenjoviel Einfluß als handelspolitifche 

ründe. Die rüdfichtslofe Schroffheit der englifchen Politif Spricht fich aber vor Allem 
darin aus, daß aud) die Nationalität fremder Schiffe nicht nad) den betreffenden 
Landesgefegen, fondern nad) den obigen Beftimmungen beurtheilt wurde, — ein vor— 
nehmlich gegen Holland Monopol des Zwiſchenhandels gerichtetes Verfahren. So— 
weit alfo — Schiffe überhaupt noch mit England Verkehr treiben durften, mußten " 
fie genau den Beftimmungen der Navigationdacte in Betreff der Nationalität entſpre— 
chen, wodurd) viele Shit wiederum ausgejchloffen wurden, 

2. Die Küftenfchifffahrt war englischen Schiffen ausſchließlich vorbe- 
halten; ebenfalls vornehmlich, um durch dieſe ſchwierige Schifffahrt tüchtige Mann- 
ſchaften heranzubilden. Diejes Monopol behielten die engliſchen Rheder bis 1854, 
obgleich, wie auch die Erfahrung feitdem beftätigt hat, gerade in diefem Zweige die 
fremde Goncurrenz am wenigften zu fürchten war, denn Die Küftenfchifffahrt verlangt 
eine fehr genaue Kocalfenntniß. Auch jegt ift die Betheiligung der fremden Flagge an 
diefer Fahrt eine höchft geringfügige (1862 bei Segelichiffen 0,75, bei Dampfern 0,013 % 
nad) der Tonnenzahl!). Aus Ähnlichen Gefichtspuncten wurde nur die Einfuhr und 
die Wiederausfuhr von Fiſchen geftattet, welchen engliſche Fiſcher gefangen hatten. 

3. Die Schifffahrt Englands mit feinen Eolonieen (Ein: und Ausruhr) wurde 
anfangs unter heftigem Widerfpruch namentlidy der nordamerifanijchen Golonieen, 
auf Schiffe der nationalen Flagge beichränft. Da gleichzeitig (1663) europäifche Pro: 
ducte nur, wenn fie über England gingen und von hier in engliihen Schiffen verladen 
wurden, nad) den Colonieen fommen durften und die wichtigften für Europa beſtimm— 
ten Golonialproducte zuerft nad) England gebradyt werden mußten, jo hatte eigentlich) 
die engliiche Rheverei aud) das Monopol des Golonialhandeld. Zu den Producten, 
für weldye das Mutterland das Stapelrecht genoß, („aufgezählte Artifel*, enumera- 
ted articles) gehörten Zuder, Tabaf, Baumwolle, Indigo, Farbehölger, Droguen ; 
ipäter, 1739, wurde Zuder unter läftigen Bedingungen ausgenommen; 1705 fam 
Reis und Syrup, 1722 Kupfer, Rohſeide, Pelzwerk, 1729 Schiffsbaumaterial hinzu; 
1730 ff. wurde geftattet, Reis, 1766 alle aufgezählten Artikel, aber nur ſüdlich bie 
Gap Finisterre nach Europa zu verfchiffen, um die Goncurrenz der Nordjeehäfen nicht 
zu ftärfen. 

4, Aus Amerika, Alien und Afrifa durfte eine Einfuhr nur in engliichen 
Schiffen erfolgen. 

5. Zur Förderung des dir ecten Verkehrs (der langen Fahrt!) uud zur Schä— 
Digung des ungeheueren holländischen Zwijchenhandel8 wurde der Jmport einer 
Reihe wichtiger Artikel aus holländischen und deutichen Häfen ganz verboten. Dahin 

ehörten vornehmlidy Golonialwaaren und nordifche Producte (Specereien, Gewürze, 
abaf, Salz, audy Wein ercl. deuticher, Potaſche, Pech, Theer, Harz, Bretter, Bau: 
holz, Dlivenöl, fpäter noch mehr). 

6. Im gewöhnlicdhen europäiichen Verkehr durften Waaren nad) England 
und feinen Golonieen nur eingeführt werden in englifchen Schiffen oder in Schiffen des 
Productions⸗ oder des gewohnheitsmäßigen Verſchiffungslands. Schon im erften Jahre 
Karl’8 I. wurde awar diefe Beftimmung auf ruffiiche und türkiſche Erzeugnifie (lange 
Fahrt !) befchränft, aber zugleidy) von dem freien Verkehr von anderen Häfen aus eine 
Reihe von Artifeln wieder ausgeſchloſſen. Man bildete eine neue Lifte „aufgezählter 
europätfcyer Artikel“, weldye die meiften wichtigeren und voluminöjeren Waaren ums 
faßte und bis in die Neuzeit immer vermehrt wurde. Zur Zeit der Aufhebung der 
Navigationsacte (1849) gehörten dazu Maften, Bauholz, Bretter, Theer, Talg, Dani, 
Flachs, Lein-, Raps- , Kleefaamen, Eicdyenrinde, Korkholz, Wein, Cognaf, Tabaf, 
Feigen, Pflaumen, Apfelfinen , Gitronen , Olivenöl, Schafwolle, Sumac, Krapp, 
Krappwurzeln, Schwefel! Was blieb noch übrig? ine ebenfo zahlreiche, wie in’s 
Heinliche gehende Lifte ! 

7. Brei war daher, abgefehen von dem Colonialverkehr, eigentlich nur die aus— 
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ehende Schifffahrt. Aber da die fremden Schiffe wegen der Navigationsacte in der 
Regel eine Ballafttahrt machen mußten, wirfte Die ——— immer mehr auf ein 
factiſches Monopol für die britiſche Flagge hin. 

Allmaͤhlich bildete ſich ein förmlicher Schifffahrtscoder aus. Auf einfache, von 
ihrem Standpuncte aus verſtändliche Principien war eine Maſſe von Regeln und 
Sätzen, welche vielfach bis in das Kleinlichſte hinein gingen, gepfropft. Es war für die 
Nächſtbetheiligten ſchwer, ſchließlich nur einen klaren Einblick in den Stand des pofi- 
tiven Rechts zu gewinnen. Wohlgemeinte Beſtimmungen wurden zweiſchneidig, indem 
fie den britiſchen Rheder und Kaufmann von vielen gewinnbringenden Geſchäften aus— 
ſchloſſen. Die ſchärfſten Strafen, meiftens gleih „Berfallvon Shiffund La: 
dung“, waren für die geringften Uebertretungen der Acte ſeitens der heimischen und 
fremden Schiffe verhängt. Syſtematiſche Umgebungen des Gefeges ließen ſich troß- 
dem nicht hindern. 

Und weldye Erfolge hat die Acte erzielt? Diejenigen madyen es ſich leicht, welche 
jagen, 1650 hatte England faft feine Schifffahrt und eigenen Handel, 1550 war e8 
das erſte Seehandel treibende Land der Welt, folglih . . . .! das post hoc ergo 

ropter hoc ift hier am wenigften zuläffig. Gleichzeitige Berichte der Zeitgenofien 
Velbit folcyer, welche wie Child das Gefeg im Princip billigen, können die nachthei— 
ligen Einwirkungen der Acte auf Englands Handel nicht läugnen. Bekannt ift noch 
A. Smith’ s hier nationalzeinfeitige Auffaffung, daß die Arte „nicht günftig für den 
fremden Handel und für das Wachsthum des Reichthums, welder daraus entjtehen 
fann, ift“, daß aber, „da Sicherheit des Landes (defence) weit wichtiger, wie Reich: 
thum, die Acte doch die weiſeſte von vieleicht fämmtlihen Handeldmaaßregeln Eng- 
lands ſei.“ Wäre diefe Auffaffung richtig, jo müßte Englands Seeſchifffahrt aber durch 
die Acte empor gefommen fein, während Dies notoriſch erjt viel jpäter der Fall war. 
Erft mit dem gewaltigen Aufihwung, welden England vom Anfang und bejonders 
von der Mitte des vorigen Jahrhunderts an durch ne technifchen Erfindungen , be: 

ünftigt von feiner injularen Lage und feiner ruhigen politifchen Entwidelung feit der 
Bertreibung der Stuart's nehmen fonnte, ift auch feine Seeſchifffahrt jo gewaltig ge: 
wachen. Wozu auc) trog aller Schutz- und Berörderungsmaafregeln, Rhederei und 
Schifffahrt, bevor dafür Beichäftigung verhanden ift, welche erft die Entwidelung der 
Volkswirthſchaft, der Production und des Handels giebt? Andere nicht jo günftig ge: 
jtellte Länder , vor Allem Frankreich, haben die Schifffahrtspolitif der Briten nachge— 
ahmt und feinen Erfolg erzielt. Unparteiiſchere und genauere bijtoriihe Detailfor- 
jdungen lehren immer mehr, daß das Schutzzollſyſtem, ſpeciell 3. B. die Col— 
bert'ſche Politif in Franfreih größeren Schaden als Nugen geftiftet hat. In Betreff 
der engliihen Navigationsacte jcheint uns das Urtheil, welhes Porter vor der 
Enquetecommilfton über die Schifffahrtsverhältnifie i. 3. 1847 niederlegte, vollfont- 
men begründet zu fein: „die Größe unferer Schifffahrt verdanfen wir nicht der Navi: 
gationsacte, fondern dem großen Gapital des Landes, Dem gewaltigen Handel, den 
wir treiben, dem VBolfsgeifte, welcher jeder Art Unternehmungen, beſonders Seeunter- 
nehmungen günftig ift, der großen Geichidlichkeit, welche wir zu der Betreibung unferer 
Geichäfte erworben haben, der Zahl der Häfen in allen Theilen der Küfte, und in der 
That den natürlichen und erworbenen Vorzügen dieſes Landes, welche im Vergleich zu 
fremden Ländern jehr groß find. Die Zunahme unjerer Handeldmarine verdanfen wir 
allen diefen vereinigten Urfachen trog der Parlamentsacten.“ 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerifa waren zuerft in der Lage, wirkſame 
und jhmerzhafte Repreilalien gegen England zu ergreifen. Da ihre auf Gleichſtellung 
der Flaggen abzielenden Unterhandlungen fehlihlugen, fo erließ die Unionsregierung 
i. 3. 1787 ein der englifchen Navigationsacte genau nachgebildetes Gejeg und führte 
außerdem ein Differentialfvftem zu Gunften der heimifchen Flagge gegenüber 
allen fremden Flaggen ein, wonach ſowohl legtere höhere Schifffahrtsabgaben in den 
Se (Tonnengelder) als auch die auf fremden Schiffen eingeführten Waaren höhere 

ölle entrichten mußten. Jahre lang fuhren die engliſchen und amerikaniſchen Schiffe 
zwiichen beiden Ländern einmal mit Ballaft! Im Jahre 1815 wurde endlich ein Han— 
delövertrag gefchloffen, welcher die beiderjeitigen Schiffe gleichitellte, nachdem ähn- 
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liche Berträge mit Portugal und Brafilien ſchon während der Kriege von England aus 
politiichen Gründen gewährt worden waren (1810). 

Bei der Neugeitaltung der Verhältniffe nach dem Jahre 1815 haben viele Staa- 
ten auch ihre Schifffahrtsgeſetzgebung reformirt. Die alte Politik blieb, aber fie wurde 
in der Ausführung gemildert. Küſten- und Golonialichifffahrt wurde nad) dem Vor— 
gang Englands meiſtens der nationalen Flagge vorbehalten. Der übrige Seeverfehr 
ward vielfacd) einem Differentialabgabeiyftem unterzogen; die Echifffahrtsab: 
gaben und mitunter auch die Einfuhrzölle wurden für fremde Schiffe und mit dieſen ge: 
Bier Waaren höher geftellt. Dieſes Syſtem ift namentlidy in Frankreich durd) ver: 
ſchiebene Gefege von 1814 am durchgeführt worden und hat wieder, wie alles franzöftiche 
Weſen, anregend in anderen europälichen Staaten, befonders romaniſcher Zunge, ge: 
wirft. Neben der Begünftigung der nationalen Schifffahrt hat das Differentialivitem 
mitunter noch die Beförderung des directen Seeverfehrs bejonders zwiſchen europäiichen 
und transatlantiichen Ländern mit Umgehung der großen Entrepots (England) beab: 
ſichtigt — lange Zeit namentlich ein Lieblingsgedanfe deuticher binnenländiicher han— 
delspolitiicher Dilettanten. — An dieſes Syftem ſchloß ſich dann bald das heutige 
Spftem der Schifffahrtsverträge an, weldyes zunächſt durch die Zugeftändnifte, 
zu welchen ſich England unter Huskiſſon im Jahre 1824 genöthigt ſah, eine große 
praftifche Bedeutung erlangte. Man verdankt ed dem Vorgehen Preußen's, weldes 
England mit ungünftigerer Behandlung der engliichen Schiffe in den preußifchen Häfen 
bedrohte, daß die englifche Regierung in die Befeitigung einiger Beſtimmungen der 
Navigationsacte willigen mußte. England verftand ſich zu den fogenannten Reci— 
procitätsverträgen, in welden Gleichftellung der Schiffe in den Schiffsabgaben 
und den Zöllen für die Ladungen verabredet wurde. Soldye Verträge ſchloß England 
im Jahre 1824, 1825 und den folgenden mit Preußen und den meiften anderen deut- 
chen und europäifchen, auch mit einigen amerifaniichen Staaten ab. In diefen und ähn: 
lichen Schifffahrtsverträgen fehlte dann der Vorbehalt jelten, auf dem gleichen Fuße 
mit dem Inlande oder wenigftens auf dem Fuße der meiftbegünftigten fremden 
Nation behandelt zu werden. Dadurch wurde einer weiteren differentiellen Behandlung 
unter den verjchiedenen fremden Flaggen vorgebeugt und die im Laufe der Zeit bei der 
Abſchließung neuer Schifffahrtöverträge nicht ausbleibenden weiteren Zugeftändnifle 
wurden auf die meiften Staaten, mit weldyen Verträge in Kraft waren, ausgedehnt. 
So entjtand allmählich der jegige Unterichied zwiſchen gleich geftellten, mehr oder 
weniger privilegirten und nichtprivilegirten Flaggen, wobei indefjen die 
große Mehrzahl der Flaggen gegenwärtig faft überall privilegirt ift, denn in den legten 
Jahren und Jahrzehnten find zahlreiche Handels- und Scyifffahrtöverträge unter den 
meiften civilifirten Staaten nad) den Principe der vollftändigen oder relativen Recipto— 
vität abgeichloffen worden. 

Von größter Wichtigkeit war ed daher, daß England endlich im Jahre 1849 nad) 
langen Zögerungen und nad) einer jorgfältigen Enquete im Jahre 1847 feine Naviga: 
tionsacte im Wefentlichen aufgab, nicht mehr principiell im Voraus Reciprocität ver 
langte, um die fremde Flagge der englifchen gleichzuftellen und auf dieſe Weife in die 
Bahnen des Freihandels auch auf dieſem Gebiete einlenfte (Ge. vom 26. Juni 1949, 
in praftifcher Geltung jeit 1. Januar 1850). Nur die Küftenichifffahrt (Gabotage, In 
Großbritanien und den Golonieen blieb der englifchen Flagge noch referwirt, doc) wurde 
anch letztere Beichränfung einem gefeglichen Vorbehalt gemäß bald bejeitigt und 
die Gabotage in Großbritanien im Jahre 1854 freigegeben. Im Auslande gebaute 
Schiffe können nationalifirt werden. Die Bedingung der Reeiprocität hat ſich England 
nur vorbehalten, für den Fall daß gegen fremde Staaten, welche die engliiche Flagge 
nicht auf dem Fuße der meiftbegünftigten behandeln, Reprefialien erforderlich fein fol 
ten. Das freihändleriihe Vorgehen Englands aud) auf diefem Felde hat um jo nad 
haltigere Bedeutung erlangt, je weniger es jelbjt nad) den Reformen Peel's erwartet 
wurde. In Dentfchland war in den Jahren 1847, 1848 viel von der Einführung 
eines Differentialſchifffahrtsſyſtems zu Gunften der nationalen Flaggen und der Directen 
Fahrt die Rede. Auch die preußifche Regierung ging eine Zeit lang mit dem Projecte 
um. Aber glüdlicherweiie wurde durch den Widerftand Hamburg's, das eine treffliche 
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Denkſchrift ausarbeiten ließ, diefer Plan befeitigt. Die Hanfeftädte find bei ihrem 
freien Syftem und der Behandlung aller Flaggen auf demjelben Fuße wie die einhei: 
mifche jedenfalls jehr gut gefahren. Auch ohne Schugzoll ift ihre Marine von allen 
Handeldmarinen mit am rafcheften gewachſen Hamburg 1840 15,875 E. 8.; 1849 
27,351, 1857 57,639, 1864 79,666 €. 2.) Wer fid) über die praftifchen Wirfungen 
des engliichen Schifffahrtsſyſtems belehren und damit auch den richtigen wiſſenſchäft— 
lichen Standpunct zu der Frage gewinnen will, der ftudire die treffliche Enquete von 
1847, welche ven hartnädigiten Schugzöllner belehren wird. Zu weldyen unfinnigen 
Beläftigungen und Hinderniffen des Handeld, zu welchen Berluften für das engliiche 
Gefchäft, zu weldyen Umgebungen des Geſetzes die britische Schifffahrtspolitif geführt 
bat, das ift kaum glaublid. Peruvianiſche Alpacawolle ging einmal von Hamburg 
über Hull tranfito nad) Newyork, um von da aus nad) Liverpool für NYorkſhire ver: 
ichifft zu werden (Ausjage von R. A. Swaine vor der Gommiffion von 1847)! Die 
Aufhebung der Navigationsarte hat England nur gute Früchte getragen und die eng: 
lifche Technif wieder auf die Höhe der ihr vorauseilenden nordamerifaniichen gebracht. 

Auch Frankreich ift in den neueren KHandelöverträgen mit England (23. Juni 
1860), Belgien 1. Mai 1861), Preußen (2. Auguft 1862) und außerdem felbititändig 
durch gefeßgeberifche Acte auf eine liberalere Schifffahrtspolitif eingegangen , hat die 
Colonialſchifffahrt freigegeben, die differentielle Belaftung fremder Schiffe theils be— 
feitigt, theild herabgemindert, je nad) der Behandlung welche die franzöftiche Flagge 
erfährt und je nachdem es ih um eigentliche Schiffsabgaben und Einfuhrzölle handelt. 
Die Weiterentwidelung wird allem Anſchein nach aud) in Franfreih, nadıdem die 
Tarifreform den Bezug von Schiffsmaterial erleichtert hat, bald zu einer völligen Be- 
jeitigung des Schutzſyſtems in Schifffahrtsangelegenheiten führen. Andere Staaten, 
wie Preußen, Dänemarf, Schweden haben ebenfalls eine liberale Scyifffahrtspolitif 
adoptirt und meijtens völlige oder faft völlige Gleichftellung der Flaggen gewährt, 
wenigftens an diejenigen Staaten, weldye fie ihnen eingeräumt haben auch in Betreff 
der Babotage). No andere Staaten, namentlich Spanien und Portugal, werden 
nachfolgen und durch die Handels: und Schifftahrtöverträge wird die Gleichitellung 
der Flaggen in nicht ferner Zeit zu einem feften Grundjage des Völferrechts der civili- 
ſitten Völker geworden fein, zum Ruhme unferer Zeit und zum allfeitigen Wortheil 
unferer Bolfswirtbichaften, deren Schifffahrt, Rhederei und Handel fich unter freier 
Goncurrenz am beiten entwideln würden. 

III. Bölferjeeredht in Kriegszeiten. Es iſt gerade bei diejer jehr erfreu- 
lien Entwidelung der Dinge, nachdem kleinliche nationale Eiferfucht überwunden 
und die Wahrheit des Sages immer allgemeiner anerkannt worden, daß die höchite 
Blüthe jedes einzelnen Landes nur ein Vortheil, fein Nachtheil für die anderen, für 
alle Glieder der einen großen Weltwirkhichaft iſt, — es ift gerade hierbei um jo eher 
zu hoffen, daß endlich aud) das VBölferjeereht in Kriegszeiten eine unferer Gi: 
viliſation entiprechende Reform erfahre. Das unverrüdbare Ziel ift: vollftändige 
Achtung des Privateigenthbums zur See jo gutwieichon jeit längerer 
Zeit auf dem Lande. Grfreuliche Fortichritte brachten daber die Praris der legten 
Kriege Krimmkrieg, italienischer, dänischer Krieg) und die Parifer Seerechtsde— 
clarationen von 1856. Das vertragsmäßig allerdings ſchon vielfad) früher auch für 
Kriegszeiten gegenieitig aufgegebene Recht des Embargo,d. h. der Beichlagnahme der in 
den inländifchen Häfen zur Zeit des Kriegsausbruchs liegenden Schiffe und Ladungen 
ift zwar trogdem oft wieder geltend gemacht worden, aber wenigſtens hat die neuere 
Praris meiftend den Schiffen Friften geftedt, binnen deren fie ungefährdet auslaufen 
und fi) in neutrale oder heimifche Häfen begeben fünnen. Auch hat man wohl die 
ohne Kenntniß des Kriegsausbruchs auf der Fahrt begriffenen Schiffe nicht genommen. 
Die Barifer Beftimmungen haben den lange beftrittenen Grundjag „frei Schiff frei 
Gut“, alſo audy „Feindlihes Gut auf neutralem Schiffe ift frei“ („die 
Flagge dedt die Ladung“) zur Anerfennung unter den europäijchen Staaten gebracht. 
Saft zu früh hat man fogar ſchon allgemein (mit Ausnahme der Vereinigten Staaten) 
auf das Recht, Gaperbriefe an Privatſchiffe zu ertheilen, für Kriegszeiten verzichtet, 
denn die Fleinen Ecemächte begaben ſich dadurch der einzigen wirffamen Repreffalien 
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gegen die gewaltthätige Verletzung des Privateigenthums zur See ſeitens der großen 
Seemächte. Aber immerhin bleibt das Princip erfreulich. Jedoch noch find wir weit 
vom Ziel entfernt. Es muß durchaus dahin fommen, daß alles feindliche Gut mit 
Ausnahme der Kriegscontrebande und alle feindlichen Handelsichiffe frei find, daß die 
Gaperei durch Kriegeichiffe und das Embargo aufhören und daß überhaupt der Han: 
del und Verkehr als ſolcher auch in Feindesland nicht abfichtlih durch zu die— 
jem Zwed ergriffene Maaßregeln geftört oder gehindert werden. Erjt Die Be— 
jeitigung der Blofade, foweit fie den Handel treffen fol, wird den Seeverfehr 
auf einen gleichen Fuß mit dem Landverfehr in Kriegszeiten ftellen. Daß die Pariſer 
Declaration, eine Blofade müfle, um redytsgiltig zu fein, eine effective, feine blos 
papierne fein, nur eine papierne Vorſchrift ift, hat der jüngfte Krieg mit Dänemarf 
gelehrt. Die alte Vertheidigung des noch geltenden „Gewaltredts“ zur See, daß 
durch möglichite Schädigung des Privateigenthums der Unterthanen des Feindeslands 
dem Gegner recht viel Abbruch geſchehen, feine Hülfsmittel geihwächt, feine Neigung, 
Frieden zu jchließen, verftärft werden müſſe, gälte nody weit mehr von der Wegnahme 
des Privateigentbums im Landfrieg, wo Gottlob humanere Grundfäge trogdem Platz 
gegriffen haben. Auch hat die Erfahrung das Zweiichneidige jenes Mitteld und noch 
gegenwärtig wieder feine &rfolglofigfeit, den Frieden herbeizuführen, gezeigt Conföde— 
rirte Staaten). Hoffen wir, daß gegen engliichen Egoismus audy hier Die Humanität 
bald fiege, denn England widerjtrebt dem Grundjage der Unverleglicyfeit des Privateigen- 
thums zur See allein noch hartnädig. 

Literatur: Engel, Die Grenzen des Erfindungsgeifted im Transportweien, 
Zeitfchr. des kgl. preuß. ftat. Bur. Jahrg. 1564. ©. 113 ff. — Rau, Bolkswirtb- 
ſchaftspol. 8 272 ff. — A. Smith, Wealth of nat. B.IV. e. 2, c. 7 part. 3. — 
Vidalin, (u. a. Schriftft.) Art. navigation (fehr reichhaltig) im Diction. du com- 
merce etc. Paris 1561. Vol, II. p. 765—808 (vielfeitiger wie in M. Culloch's 
Diction. of comm.) — Nizze, Scercht B. 1. Roſt. 1857. — Kaltenborn, 
Grundſ. des praft. Seerechts, Berlin 1851, 2. Bd. — Deri. im Staatswörterb. 
Art. Flotte B. 535—556. u. Schifffahrtsgelege u. Schifffahrtsverträge 
B. IX.©. 204—234 (reichhaltig). — Marquardſen, Art. Embargo, Staate- 
lericon. Bd. V. S. 77—85 (3. Aufl.). — Richelot, Hist. de la reforme com- 
merc, en Angleterre. Paris 1853, vielfache Stellen. Rep. fr. the select comm. 
on navig. laws. London 1847, parl. pop. — J. 8. Ricardo, Anatomy of the 
navig. laws. London 1847 (treffliche Bearbeitung des Materials der Unterſuch. comm. 
v.1847). Die engl. Navigationsacte aus dem Engliichen im Auszuge von F. S., 
Hamburg 1848 (jehr interefl. Auszüge aus diejer Enquete). Asher, aus den Verhdl. 
der Spec. comm. ıc. über die Navigationsacte, Berlin, 1848. — „Das Differenzzoll- 
foftem nah d. ı. Vorſchl. für die Errichtung eines deutſchen Scyifffahrtverfehre. 
Hamburg 1847. Zahlreiche Heine Schriften über das deutſche Differenzzollſyſtem in den 
Fahren 1847, 1848. — Biel ftatijt. Material in den Bes Jahrbüchern (über 
Deutichl.) desgl. nebit zahlreichen treffl. Auflägen im Bremer Handelsbl., im Preuß. 
Hand. Archiv. Im legteren auch die wörtliche Mittheilung aller Schifffahrtsverträge 
teit 1847, eine fehr Danfenswerthe Sammlung. 

Adolph Wagner. 


Schlachtſteuer fiche Octroi. 


Schlagwirthſchaft. 

Bei dieſem Syſteme der Waldcultur iſt der Wald in Schläge von gleichem Alter 
getheilt und wird in jeder Wirthſchaftsperiode der älteſte Schlag abgetrieben. Die 
Neubewaldung erfolgt in der Regel durch Saat oder durch Verpflanzung junger Stämm— 
chen, nur bei wenig ſorgſamer Bewirthſchaftung wird der Anwuchs der Natur über— 
laſſen. Ausſchlagswald.) Iſt die Schlagzeit Turnus) fo berechnet, daß die 
Bäume zu ihrer vollen Höhe, oder wohl auch zu ihrer vollen Stärke herangewachſen 
find, fo geht die Schlagwirthichaft in Die Hohmwaldcultur über, d. h. in die ein- 
träglichjte und bei Dichter Bevölferung und angemefjenen Holzpreifen günftigfte Forft- 
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bewirthihaftungsmethode. Der Hochwald erfordert höhere Eapitalanlage und mehr 
Arbeitöfraft, als jede andere Bewirthichaftungsmethode mit Ausnahme der Korft- 
gärtnerei. Ob indeſſen ein beftimmtes Capital, das ald negatives in dem Boden ge: 
Lafienes Holzcapital ſich durch den Nachwuchs der Hochwaldſtämme mit Zins und Zin- 
ſeszinſen vermehren fol, denfelben Zuwachs erfährt, ald wenn der Wald in früberer 
Zeit niedergefchlagen, zu Geld gemacht und Letzteres zinsbar angelegt wird, hängt in 
der Hauptladhe von den Holgpreifen ab. Unterftügt wird die Rentabilität des Hoch» 
walobetriebes dadurd), daß die Gewinnung des werthvolleren Rutzho lzes (im Gegen- 
fage zum Brennholz) vorherrfchend ift, und daß die Ausbeutung gewiſſer Neben: 
nusungen des Waldes, wieMWaldweide, Walpftreu, theilweife auch Gewinnung von 
Harz, Gerberlohe ıc. ohne Nachtheil für ven Betrieb nur hier möglich ift. Vergl. zu— 
gleich Hinfichtlich der Literatur die Art. „Forſtwirthſchaft und Staatswal— 


dungen.“) 
H.R. 


Schleichhandel, Paſchhandel oder Shmuggel 

wird jede abfichtlicdhe Uebertretung der Zollgefege genannt. Zumeift wird aller- 
dings mit diefen Ausdrüden nur eine invorwiegend gewinnfüdtiger Abjicht und 
geihäftsmäßig betriebene Umgehung der Grenzzölle und Prohibitionen bezeichnet; 
allein auch der Reifende, der aus ganz anderen Motiven, etwa zu feiner Bequemliche 
keit u. dgl. der Zollbehandlung ausweicht, wird im uneigentlihen Sinne Schmuggler 
genannt, und endlich bildet die Nichtentrichtung der an gewiffen Buncten im Innern 
eines Landes, 3. B. beim Eingang in die Städte zu zahlenden Accifen, Aufichläge oder 
Octrois eine Art des Schleihhandels. 

Der Schleichhandel ift jo alt, als die Zollgejeggebung; der Anreiz, durch eine 
verwegene liftige That und ohne Arbeit oder Mühe jich rs einen beträchtlichen Ge: 
winn zu verfchaffen, ift fo verlodend, daß ſchon die erften Prohibitionen Kaifer Karl's V. 
ein fpäterhin faft militärifcy organifirtes Heer von Schleihhändlern nad Spanien 
zogen; ebenfo befannt ift das Treiben der Schmuggler in England vor den Reformen 
Husliſſon's und Robert Peel's; in Deutſchland, Rußland, Holland zur Zeit der Con— 
tinentalſperre, in Oeſterreich vor dem 1853er Zolltarif, in Rußland und theilweiſe 
in Frankreich bis heute. 

So wie der Schleihhandel ſich irgendwo mit Ausficht auf Erfolg einrichten läßt, 
wird er auch gleich zu einer völligen, Telbfändigen Induftrie, die ihre Arbeiter, Be: 
amten, Unterhändler, Spediteure und ihre großen Unternehmer hat; ganze Landſtriche 
des Grenzgebietes nähren fih vom Schmuggel; nicht genug, daß immer und überall 
die Grenzbewohner felbit nur mit gepaichten Waaren verforgt werden, treiben fie mit 
denselben auch ftets einen lebhaften Verkehr und es ift thatfächlich mehrmals vorge: 
fommen, daß Grenzdörfer infolge der Aufhebung oder Erniedrigung gewifler Zölle 
gänzlich verarmt find, weil die Hauptermwerbsquelle ihrer Bewohner dadurch verfiegen 
mußte. Gin Beweis für die ſyſtematiſche Einrichtung und die verzweigte Ausdehnung 
des Schleihhandels liegt überdies in der Erfahrung, daß man fidy nicht jcheut, Das 
Gelingen eines beabſichtigten Paſchgeſchäftes theils durch wechjelieitige, unter den 
Echmugglern gebildete Aſſecuranz-Geſellſchaften, theils bei einzelnen Privat-Aſſecu— 
tateurs verfichern zu laflen. Zur rapiden, überwuchernden Berbreitung fommt aber 
noch, daß der Schmuggler fich jeines Gewerbes durchaus nicht ſchämt, jondern ſich des— 
felben mit frecher Stirne rühmt. Durd) ein eigenthümliches faft in allen Schichten der 
Geſellſchaft eingewurzeltes Vorurtheil läßt man ſich verleiten, nod) Sympathieen mit 
dem Baicher zu haben, der von dem Corps der Grenzwächter eingebradht oder erſchoſſen 
wird. Nur Wenige erbliden im Schleihhandel eine Unftttlichfeit oder Ungerechtigfeit 
und gewöhnlich hält man „die Ahndung des verlegten Zollgeleges für eine bloße Gon- 
ventionalftrafe, in die verfallen zu fein, nicht ſchimpflich iſt. Der Schmuggel wird 
deshalb gar leicht zur Leidenfchaft; „er hat“ — wie Frhr. v. Hod in jeinen „öffent: 
lihen Abgaben und Schulden“ fagt — „mit allen Beichäftigungen, die ein Leben von 
Abenteuern, Wagniffen und ftarfen Wechſelfällen des Glüds bedingen, Das gemein, 
daß er einen Schimmer der Poefte und des Ruhmes um fich verbreitet; er reizt und 
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verführt, und der Schmuggler ſchließt ſich, durch das Gemeinſame der Lebensweiſe, 
der Hülfsmittel und der Gegner veranlaßt, leicht an den Wildſchutzen und den Wege: 
lagerer an.“ Hat dody Cooper fogar einen ganzen Roman dem „Schmuggler* ge: 
widmet und Beranger in einem prächtigen Liede das Gewerbe der contrebandiers 
vertheidigt. 

En bei ruhiger Ueberlegung doch Niemand beifallen fann, eine abficytliche 
Gefegesübertretung zu billigen, fo laſſen wir uns in gar feinen Beweis für die Straf: 
barfeit und Unfittlihfeit des Schleihhandels ein; felbit wenn das Zolle oder Steuer: 

efeg ungerecht oder unbillig wäre, muß es, unter Vorausſetzung feines legalen Zu- 
er von jedem Staatsbürger beachtet und befolgt werden. Zweifelhafter 
als vom ftaatsrechtlichen, dürfte Manchem die Kritif des Schmuggels vom volfe: 
wirtbihaftliden Standpuncte erfcheinen. Es giebt nämlich Nationalöfonomen, 
— und dahin gehören namentlich einige franzöſiſche Schriftfteller, — die den Schmug- 
gel zu vertheidigen ſuchen; derſelbe ſoll als eine Art von Sicyerheitsventil dazu die— 
nen, eine ſchlechte Zollgefeggebung unſchädlich zu machen und deren traurigen Folgen 
theilweife vorzubeugen ; er Pal gemeinfam mit den Lehren der Wiſſenſchaft den Sag 
von der Verfehrtheit aller Prohibitionen und Schugzölle zur Geltung bringen; er foll 
endlich, indem er der BVolfswirthichaft gewiſſe Artikel billiger verſchafft, jogar den- 
jenigen Entgang mittelbar deden, welchen er den Zollcaffen direct zufügt. — Die 
Sophiftif diefer Argumentation ift leicht zu zeigen; vorerft darf man fid) doch nie fo 
weit hinreißen laffen, eine Gefegesverlegung als Mittel zu billigen, um die Aufhebung 
des Gefeges zu erreichen; zu welchen Gonjequenzen würde das auf den übrigen Ge: 
bieten des ftaatlidyen Lebens führen! Man denfe an den Diebftahl und das Eigen: 
thumsrecht, oder den Ehebruch und die Monogamie; aud) darf ja die Moral nie der 
Wirthichaft zum Opfer gebracht werden. Abgejehen von diefen naheliegenden Gegen» 
ründen, ift es aud) total falſch, zu glauben, daß der Schleihhandel die Ungerechtig— 
eit der Zollgefeggebung ausgleichen oder der Volfswirthichaft durch Zufuhr billiger 
Artifel einen Gewinn Besen werde; er macht vielmehr alle dieje Uebelftände noch 
fühlbarer und ärger. Die etwaige Ungerechtigfeit der beftehenden Zölle wird durch den 
Schleichhandel erhöht; denn der Ban. welcher mit dem Schmuggler in Berbin- 
dung fteht, kann feine Waaren um denjenigen Betrag wohlfeiler geben, weldyer nady 
Abzug der Schhmugglerprämie 2 auf den Zoll entfallen würde; ed kann nun ent: 
weder der Fall eintreten, daß der Paſcher wirklich diefe niederen Hreiſe macht; dann 
wird der ehrliche Concurrent, der keine gepaſchten Waaren führt, um dieſelbe Differenz 
höhere Preife haben, er wird infolge deſſen feinen Abfag finden, zu Grunde gehen 
und dem Schmuggler allein den Marft überlaffen müffen; oder ed fann der andere 
und zwar häufigere Fall eintreten, daß der ſchmuggelnde Kaufmann den ganzen Ge: 
winn des Scyleihhandels für ſich behalten, alſo nicht mit dem Preiſe auf feine Pro: 
ductionsfoften herabgehen will, dann hat der Conſument gar feinen Vortheil und der 
Schmuggel wird zur Prämie der Unehrlichkeit. Endlich darf man, bei Betradhtung 
der wirthichaftlihen Folgen des Schleichhandels nicht vergefien, daß die Thätigkeit 
des Schmugglers eine ganz unproductive Arbeit ift. Der Gewinn defjelben ift ein 
abgeleiteter, er entzieht den Staatscaſſen, was er etwa fid) oder den Abnehmern dabei 
eripart. Wollte man jelbft einwenden, daß dieje Gewinne in den Händen des Einzel» 
nen productiver wirfen, als in den Händen des Staates, fo ftellen doch die Koften 
der Grenzbewachung, weldye nur auf — der Schmuggler kommt, eine ſo immenſe 
Summe vor, daß von einem volkswirthſchaftlichen Nutzen dieſes Treibens gewiß nicht 
die Rede fein darf. 

Da alſo der Scleihhandel vom ſtaatsrechtlichen Gefihtspuncte zu verdammen 
und auch der Volkswirthſchaft höchſt nachtheilig ift, wird die frage nad) den Gegen: 
mitteln fehr wichtig. Die einfachfte und wirfjamfte Maafregel zur Verhütung des 
Schleichhandels wäre allerdings die Aufhebung aller Zölle; fein Zweifel, „ie —* 
die Zollſchranken geſtellt ſind, deſto häufiger wird man unter denſelben durchſchlüpfen,“ 
und je niedriger ſie ſtehen, deſto weniger wird ſich der gewerbemäßige Paſchhandel 
breit machen fönnen. Leider aber hat ſich einerſeits die Erkenntniß von dem ausgleichen: 
den und harmonischen Principe des Freihandels noch nicht genug Bahn gebrodyen und 
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andererfeits wird es fiher noch für lange Zeiten gewiſſe unentbehrliche Finanzzölle geben, 
die einen Theil der Staatseinfünfte zu bilden berufen find. Die Abhülfe, die von der 
Zollgefeggebung jelbft zu erwarten ift, muß ſich darauf befchränfen, durch rationelle 
Erniedrigung der Zolljäße, Abftufung derjelben nad) dem wahren Werthe der Waaren 
und gehörige Rüdjihtnahme auf das Volumen des Gegenftandes, das Geſchäft des 
Schmugglers minder einträglic zu machen! und dadurd) die Luft zum Schmuggel zu 
vermindern. Diefes und fein anderes Mittel ift von wirfiamer Kraft. Die Vermeh: 
rung der Orenzwachorgane entzieht dem Lande nur nügliche Arbeitsfräfte; die beſſere 
Bezahlung derfelben oder Ausfegung hoher Prämien abforbirt einen allzugtoßen 
Theil der Zolleinfünfte; die VBerfhärfung der Gontrolen und die Einführung ftrengerer 
Strafen macht die Verzollung nur noch gehäſſiger und rechtfertigt den Schmuggel nur 
noch mehr in den Augen der Menge; und alle diefe Maaßregeln werden durd) die 
weite Verzweigung der Scleihhändlerbanden meift erfolgreidy umgangen und ver: 
mehren das Uebel. Der ärgfte Mißgriff aber wäre es, die Zölle zu erhöhen, um durch 
ihren Mehrertrag den Entgang zu deden, welchen der Schmuggel nach ſich zieht. 
Eine ſolche Erhöhung „feigert den Reiz zum Schmuggel, und vermindert dort, wo es 
ich um Verbrauchs- und Gebrauchsfteuern handelt, auch die Zahl und Größe der 
Kreife, die an dem Genufje fi) betheiligen.“ Im Uebrigen wird bei verftändigem Vor: 
ehen der Zollbehörden und bei mäßigen, billigen Tarifen auch der gefunde Sinn der 
evölferung am eheften erwachen und Dadurch der Schleihhandel auf ein unſchädliches 
Minimum reducirt. 
giteratur: Villermö fils, Les douanes et la contrebande. Paris, Guil- 
laumie 1851. — — C. Frhr. von, Die öffentlichen Abgaben und Schulden. 
Stuttg. 1863. S. 37 ff. — Garnier, Joſ., im Dietionnaire de l’&conomie poli- 
tique, Art. „ontrebande, “ 
Franz Neumann. 


Schuld. Ceſſion (lex Anastasiana), Delegation, Erpromiffion, Novation, 
Zahlung, Compeniation. 

Schuld im Sinne des bürgerlihen Rechts ift die Verpflichtung einer Perſon, 
(Schuldner, Debitor), einer anderen Perſon (Gläubiger, Ereditor) eine Leiftung zu ges 
währen, welche einen Vermögenswerth in fi jchließt oder fich auf einen ſolchen zurüd- 
führen läßt. Sie bildet die palfive Seite eines nenne und ed leiden 
daher die in dem Artifel Obligation entwidelten Nebenbegriffe (alternative, ſolida— 
riſche, Gefammt-Schuld) hierebenfo Anwendung wie dasjenige, was dort über Die mög» 
lichen Gegenftände und die Entftehungsgründe einer Obligation (Vertrag, Erbicyaft, 
rechtswidrige Handlungen u. ſ. w.) gelagt ift. Dagegen fann man natürlicy nicht von 
einer zweijeitigen Schuld reden, wie von einer zweifeitigen Obligation ; die leßtere in— 
volvirt — zwei, allerdings von einander abhängige, Schuldverhältniſſe. 

Die volkswirthſchaftliche Bedeutung der Schuld ſpringt ſofort in die Augen, wenn 
man erwägt, daß ſie die Vorausſetzung und ſo zu ſagen die Kehrſeite des Credits 
iſt. Denn das Weſen des Credits beſteht ja eben darin, daß im Güterverkehr der eine 
Betheiligte ſich ſtatt der ſofortigen Etlangung eines realen Bermögensobjectes mit einer 
Schuld des anderen Theiles, d. h. mit deſſen Verſprechen begnügt, ihm ein ſolches Ver: 
mögensobject ſpäter zu gewähren. Den Gegenſatz bildet das Tauſchgeſchäft, bei wel— 
chem die Auswechſelung von Leiſtung und Gegenleiſtung auf der Stelle, Zug um Zug, 

eſchieht; der Kauf gegen baare Zahlung iſt nur die beſondere Form, in welche ſich das 
—c in der —E kleidet. Hier entſteht, der Abſicht der Contra— 
henten nach, feine Schuld; denn die Verpflichtung des Verfäufers für verborgene Fch- 
ler aufzufommen u. f. w. erftredt ſich nur auf Fälle, die beim Abſchluß des Gefchäfts 
nicht beabfichtigt werden. Dagegen bleibt die wichtigfte Art der Entftehung einer 
Schuld (und wiederum die einfachfte Art der Ereditgebung) das Darlehn, bei wel- 


1) Die Zollfäge für Uhren, Gefchmeibe, feinfte Modewaaren und —* haben deshalb ihre ganz 
beſtimmten Marima, über die hinaus fie erfahrungsgemäß ganz wirfungslos werben. Wenn ber db 
bes Schmuggels gar zu bedeutend ift, wird leicht jeder Keitenbe zum Pafcher. 
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chem der Darleiher eine Summe Geldes (oder eine Quantität anderer vertretbarer, d. 
b. joldyer Sachen, bei denen es nicht auf die individuellen Stüde anfommt) —— ge⸗ 
gen das Verſprechen des Darlehnsempfängers, ſpäter, ſei es zu einer im Voraus be— 
ſtimmten Zeit oder nach Kündigung, eine gleiche Summe zurückzugewähren; hier liegt 
alſo die Entſtehung einer Schuld im Weſen des Geſchäfts. Neben der Verpflichtung 
zur Rückzahlung des Capitals läuft diejenige zur Entrichtung von Zinſen, welche ſich 
beim geichäftlihen Darlehn, zwar nicht überall nach den Geſetzen (ſſ. Darlehn), wol 
aber volkswirthſchaftlich, wenigſtens auf den höheren J— von ſelbſt verſteht 
als Vergütung für den Vortheil der Verwerthung des Capitals „Intereſſe“), welchen 
der Empfänger dem Darleiher entzieht und ſeinerſeits gewinnt. Inſofern hat das Dar— 
lehn Aehnlichkeit mit der Miethe, ') und man hat es hie und da als „Miethhandel mit 
Geld“ bezeichnet. Juriftifch zwar unterjcheidet ſich Die Schuld des Miethers dadurch, 
daß dieſer außer dem Miethzins die gemiethete Sache jelbit, inNatur, zurüdzugeben hat, 
der Darlehndempfänger nur eine gleihe Quantität derfelben Gattung; daß der legtere 
Eigenthümer der Sachen wird, die Gefahr zufälligen Verluftes trägt u. f. w., der 
erjtere nicht. Allein nationalöfonomifch ift audy der Darlehnsgläubiger immer noch 
als Eigenthümer und Gefahrträger des verliehenen Capitals zu betradyten; und charak— 
teriftiich nannten daher die Römer die Schulden aes alienum, d. i. fremdes Geld (Erz) 
— cin Ausdrud, welder urſprünglich vorzugsweiſe von Darlehnsichulden gebraucht 
worden fein mag. 

Schuldner fann ftets nur eine Perſon, fei es eine phyſiſche oder juriftiiche (mo- 
ralitche) 3. B. eine Wohlthätigfeitsanftalt , eine Gemeine, der Staat u. f. w., oder 
eine Mehrzahl von SBerfonen fein. Man jpricht zwar 3. B. von einem verfchuldeten, 
überjchuldeten Grundftüd, wenn dafjelbe verpfändet ift ſ. Pfand), allein dann ift doc 
nicht das Grundſtück der Schuldner jondern der jeweilige Gigenthümer; diefer haftet 
für die Pfandſchulden, jedoch, wenn er fie nicht befonders übernommen hat, nur big 
zum Belauf des Werthes des Grundftüds. Die Pfandſchuld ift eine acceiforifce, 
d. h. fie befteht neben der Hauptichuld, erliicht aber (in der Regel) mit diefer. Habe 
id) 3. B. dem A gegen Berpfändung feines Haufes 1000 Thlr. geliehen und dieſer 
verkauft das Haus an den B, fo kann ich, wenn das Darlehn fällig ift, nad) meiner 
Wahl den B oder den A felbft auf Rüdzahlung belangen; zahlt aber der Eine, jo wird 
aud) der Andere mir gegenüber von der Schuld frei. Ebenjo ift die Schuld des Bür- 
gen eine accefforiiche, der Bürge fann aber, wenn er nicht bejonders darauf verzichtet 
oder ſich als Selbſtſchuldner verbürgt hat, nurnachvergeblicher Ausflagung des Haupt: 
fhuldners belangt werden. Pfand und Bürgichaft befördern den Eredit, indem fie Die 
Sicherheit des Gläubigerd vermehren. Gin anderes Mittel befteht darin, daß der 
Schuldner fid) im Voraus einer befonders ftrengen und jchleunigen Grecution unter: 
wirft, wie beim Wechfel (j. d. Artifel Schuldgefege und Wedel). Gejegliche 
Privilegien gewähren zwar auc den durch fie bevorzugten Gläubigern größere 
Sicherheit, indem bei Unzulänglichkeit des Vermögens des Schuldners die privilegirten 
Horderungen vor den übrigen (den jog. Buch- oder hirograpbariichen Forber- 
ungen) berüdfichtigt werden ; Dagegen werden die legteren in eben dem Maaße benach⸗ 
theiligt und dadurch die Greditfähigfeit des Schuldners vermindert. Mit Recht find da- 
her die neueren Gejeggebungen den Privilegien nicht günftig (das Nähere j. unter 
PBrivilegium). 

Die Schuld wurde oben als die Kchrieite des Credits bezeichnet. Es leuchtet da- 
ber von jelbit ein, von welcher Wichtigkeit Die Uebertragbarfeit der Schulden ift. 
Hierher gehört zunächft die Ceſſion, wiewol fie eigentlich nicht eine Uebertragung 
der Schuld, jondern des ihr auf Seiten des Gläubigers entfprechenden Forderungsrech— 
tes (f. Dbligation) auf einen anderen Gläubiger ift; die Perfon des Schulpnerd 
ändert fich nicht. Die Schuld des Anderen an mid) bildet für mich ein Vermögensob— 





‚I Darauf weift in der deutfchen Sprache der Gebrauch des Wortes Zins für die Vergütung 
bei der Miethe ſowol wie beim Darlehn. Die Römer fagten für Zinfeu usurae (von usus Gebrauch), 
für Miethzins merces, welches auch den Lohn bei der Dienftmiethe bezeichnet. Auch in den romas 
niſchen Sprachen und im Englifchen find die Ausdrücke für die beiden Degriffe verfchieden. 
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ject, welches ic) auch ohne feine Einwilligung durch Verkauf, Schenfung u. f. w. ver 
äußern und verpfänden fann. Der Werth diejes ideellen Vermögensobjertes befteht in 
der größeren oder geringeren Sicherheit, daß der Andere feiner Zeit zahlen, d. h. mir 
das reelle Bermögeneobject, weldyes den Gegenftand der Schuld bildet, gewähren werde. 
Je geringer dad Vertrauen zu der Zahlungsfähigkeit und dem guten Willen des Schuld- 
ners, defto geringer ift der Werth des zu veräußernden Rechtes.‘ Auf einer Verfen- 
nung dieſer Wahrheit beruht die von dem römiichen Kaifer Anaftafius erlaffene, von 
Juftinian ergänzte lex Anastasiana, welche beſtimmt, daß, wer eine Forderung durd) 
Kauf erworben hat Ceſſtonar), vom Schuldner nicht mehr einflagen dürfe, als er dem 
bisherigen Gläubiger (Cedent) dafür gezahlt hat, mit Zurechnung landesüblicher Zin- 
jen — eine Vorfchrift welche bei ftrenger Handhabung die Veräußerung unficherer For: 
derungen geradezu unmöglich machte, übrigens häufig umgangen wurde und aus beis 
den Gründen von den meiften deutfchen PBarticulargefeggebungen mit Recht befeitigt 
worden ift. Die Ceſſion ift infofern jchwerfällig, als die — dem Schuldner 
kund gethan und nöthigenfalls vom Ceſſionar beſonders bewieſen werden muß. Bei 
Schulden, die im Handel häufig veräußert werden, hat daher das Bedürfniß des Verkehrs 
leichtere Formen der Uebertragung erzeugt. Dahin gehört namentlich das Indoſſa— 
ment oder Giro, beſtehend in einer einfachen von dem jeweiligen Berechtigten auf die 
Rückſeite der betreffenden Schuldurkunde geſetzten Bemerkung, daß, anftatt an ihn ſelbſt, 
an einen Dritten oder an deſſen Ordre (Verordnung) gezahlt werden jolle, oder auch 
in der blofen Namendunterichrift an der bezeichneten Stelle; diefe Form hat fidy zu— 
naͤchſt für den Wechſel ausgebilvet, ift dann aber auch aufandere Handelspapiere, 3.82. 
Connoſſamente Ladeſcheine übertragen worden, und mannennt deshalb diefe Papiere 
indoffable oder Drdrepapiere. Noch einfacher, durch blofe Beitgübertragung der 
Urkunde, gefchieht Die Uebertragung der Forderung beiden Inhaberpapieren (j. Obli- 
gation). — Bei der Ceſſion tritt in der Perfon des Schuldners und in der Natur 
der Schuld feine Aenderung ein, mur die Perſon des Gläubigers wechielt ; hatte der 
Schuldner Einwendungen, fo fann er fie gegen den Ceſſionar ebenfo geltend machen 
wie vorher gegen den Gedenten. Der leßtere haftet daher auch dem Ceſſionar für die 
„Verität“ der Forderung, d. h. für deren Griftenz ; für die „Bonität“, d. h. die Zah— 
Iungsfähigkeit des Schuldners, nur dann, wenn es befonders bedungen ift. Bei der 
Delegation (in dem ftrengen Sinne des römischen Rechts) dagegen wird die bis— 
herige Schuld aufgehoben und eine neue anderen Stelle gefegt: estritteine Novation 
ein; fie fann entweder fo geſchehen, daß eine andere Perſon Gläubiger, oder fo, daß 
eine andere Perfon Schuldner wird, jedenfalls bedarf es eines neuen Verpflichtungs— 
grundes. Das Schuldverfprechen des neuen Schulpners heißt Erpromiffion. Sie 
fommt nicht häufig, am meiften wol noch in Verbindung mit der Uebernahme eines verpfän- 
deten Grundſtücks vor. Uebrigens fann die Erpromilfion auch ohne vorgängige Dele- 
gation Anweiſung) von Seiten des bisherigen Schuldners , ja ohne deffen Vorwiſſen 
Ben, Novation heißt audy jede andere weſentliche Aenderung eines Schuldver— 
ältniffes, 3. B. wenn eine Kaufpreisihuld in eine eigentliche Darlehns- oder eine 
Wechſelſchuld verwandelt wird; das gänzliche Erlöfchen der bisherigen Schuld wird 
nad) jegigem Rechte nur dann angenommen, wenn der Wille der Contrahenten unzwei— 
telbaft darauf und nicht etwa auf Begründung einer neuen Obligation neben der alten 
gerichtet war. 
Die wichtigſte Art des Erlöfchens, der Tilgung der Schulden ift die Zahlung 
\solutio), d. h. die in der Abſicht, die Verbindlichkeit zu erfüllen, geſchehende Leiftung 
des Schuldgegenftandes an den Gläubiger; ferneraußer der fchon erwähnten Novation, 
die Gompenfation, die Berjährung ſ. d.), derlibaratorifche Vertrag, der aud) 
ftillſchweigend geſchloſſen werden kann, z. B. durch Zerreißung der Schuldurkunde; 
uittung ohne vorgängige Zahlung gehört ebenfalls hierher. Compenſation iſt die 
Aufrechnung einer Schuld gegen eine andere ihr gleichartige. Ihre Borausfegung ift, 


8» Forderungen, welche an Inhaberpapiere gefnüpft find und mitdiefen im Handel aus einer Hand 
'n die andere gehen, haben fogar einen Marftvreis oder Cours, der ſich weſentlich mit nad) der 
obigen — beitimmt. ©. Eou 18, Obligation und bie übrigen einichlagenden Artifel. 
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daß jeder der Eompenfirenden zugleich Gläubiger und Schuldner des andern fei, was 
aber unter einer Mehrzahl von —— auch durch vorherige Uebertragung der For- 
derungen bewirkt werden kann. Ein einfaches Beiſpiel: A ſchuldet dem B 100 Thlr., 
eine gleicdye Summe ſchuldet B dem C, der legtere ift aber wiederumdem A 200 Thlr. 
fhuldig; cedirt nun B feine Forderung gegen A dem C, fo gleicht er damit feine 
Schuld an diefen aus und C fann weiter die ihm cedirte Forderung an A gegen feine 
Schuld an denfelben aufrechnen, fo daß diefe nur noch 100 Thlr. beträgt. Derſelbe 
Zwed wird erreicht, wenn C feine Forderung gegen B dem A zur Ausgleichung ber 
Hälfte feiner Schuld an diefen cedirt, fo daß A mit B aufrechnen fann. Diefe gegen: 
feitige Uebertragung und Aufrechnung fann natürlich unter einer beliebigen Menge von 
Derioen, die unter einander in Schuldverhältniffen ftehen, vorgenommen werden. 
er wirthichaftliche Vortheil leuchtet von felbft ein; er befteht in der Erfparung 
von Umlaufsmitteln. Sollten in dem obigen Beifpiel alle Schulden gleichzeitig 
wirflich bezahlt werben, jo würde dazu eine Geldfumme von 400 Thlr., auch bei der 
bequemften Reihenfolge aber (wenn A zuerft an B zahlt u. f. w.) immer noch eine 
Summe von 200 Thlr. erfordert, vermögeder Gompenfation aber —— 100 Thlr. ; 
und denft man fich nod) eine vierte Perſon D hinzu, weldye dem C 100 Thlr. ſchuldet 
und von A 100 Thlr. zu fordern hat, jo können fämmtlihe Schulden im Wege der 
Gompenfation ohne alle Zahlungsmittel getilgt werden. Natürlid) muß jeder der Be- 
theiligten wiffen, wer der Gläubiger feines Gläubigerd und Schuldner feines Schuld» 
ners ift. Darauf beruht —— der Vortheil des clearing-house (f. d.). 
Auch bei den Cheques fommt die Compenfation in Anwendung. Hauptfädlich die 
Eompenfation ift e8, welche es ermöglicht, daß 3. B. in Großbritannien ungefähr ”/,, 
aller Zahlungen ohne Hülfe von Münzen oder felbft Banfnoten abgemacht werden. 
Literatur: Die Werfe über Dbligationsreht von Bucher, Koh, Unter: 
holzner, von Savigny und Kunge. — Dankwardt, National-ökonomiſch— 

cioiliftifche Studien. Leipzig und Heidelberg 1862. 

Dr. J. Gensel. 


Schuldgefege. Seifahthie. Moratorium. Schulphaft. 

Als Schuldgefege im weiteften Einne fann man alle diejenigen gefeglihen Be— 
ftimmungen bezeichnen, weldye fi auf die Entftehung, Veränderung, Uebertragung, 
Tilgung und Eintreibung der Schulden beziehen ; fo aufgefaßt, würde der Begriff den 

rößten Theil des bürgerlichen und Proceß-Rechts umfaften. Im engeren Sinne ver» 
Reh man darunter die Gefege über den Schuß, welchen dieStaatsgewalt durch die Ge» 
richte und jonftige Organe der Rechtspflege mitteld Zwangs gegen den Echuldner den 
Privatrechten angedeihen läßt, insbefondere alfo über die Art und Weife und den Um— 
fang der Grecution (Hülfsvollftredung). Unter den älteren Praftifern ift die Anficht 
allgemein herrichend, daß der Staat den Schuldner möglichft begünftigen müſſe — eine 
Anficht, deren Durchführung im gemeinen deutfchen Ginilprocefe die Entwidelung des 
Ereditd gewaltig hemmte ; denn der Eredit bedarf nothwendig der Sicherheit, daß der 
etwa fehlende gute Wille des Schuldners durch den Zwang der Staatögewalt raich und 
vollftändig werde erfegt werden. Scyleppender Proceßgang, häufige Gompenfation der 
Koften, bei weldyer feine Forderung ohne Abzüge zu erlangen ift, beeinträchtigen den 
Gredit. „In Ländern, wo der Gläubiger von den Gerichten nicht vollfommen geſchützt 
wird, ift der redliche Mann bei Anleihen in derfelben Lage, wie in befier geordneten 
Ländern der notorifch unredliche oder leichtfinnige*, bemerkt treffend Adam Smith; 
„er befommt“, fügt Roſcher hinzu, „jchwerer geborgt und muß einehöhere Aſſecuranz⸗ 
prämie bezahlen. Strenge Schuldgefege dagegen verringern für die ganze Vollswirth— 
ſchaft den Betrag der „böfen Schulden“, d. h. aljo einen bedeutenden Theil der Pros 
ductionskoſten; erhöhen zugleich, ſoweit Geſetze dies überhaupt vermögen, die natio⸗ 
nale Ehrlichkeit und das wecyjeljeitige Vertrauen der Menjchen“. 

Noch verderblicher als metbobint lare Schuldgeſetze wirken plögliche Eingriffe der 
Staatögewalt in den Gang der Rechtöpflege oder in den Beftand der privatrechtlichen 
Forderungen. Dahin gehören namentlich die im alten Griechenland in revolutionären 
Zeiten mehrfad) wiederfehrenden ö ffentlihen Schulderlaffe (Seifachthieen) , durch 
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welche alle Schulden um einen gewiſſen Procentfag (3. B. um25%,) herabgeſetzt wur⸗ 
den; gewifienlofe Staatsmänner benutzten diefe Gelegenheiten zur Anhäufung von 
Reichthümern (durch vorherigen Ankauf von Grundftüden auf Eredit u. |. w.) ebenfo 
wie jegt an gewiflen Drten die Politik mit dem Börfenfpiel Hand in Hand geht (Bei- 
fpiele ähnlicher Schulderlaſſe aus dem Mittelalter bei Roſcher, Grundlagen, $ 94 
Note 4). Auch Moratorien, durch welde dieSchuldgefege eine Zeit lang, fei es im 
Allgemeinen (wie in Neapel früher während der legten 6 Monate einer königlichen 
Schwangerſchaft) oder nur für einen einzelnen Schuldner (Specialmoratorium), 
durch einen Önadenact fuspendirt werden, find vom Standpunct der Gerechtigkeit wie der 
volkswirthſchaftlichen Zweckmaͤßigkeit gleich verwerflid und durd Die neuere Gefeg- 

ebung meift ganz befeitigt. Die Specialmoratorien wurden früher gewöhnlich auf 5 
Sahre gegeben, daher auh Duingquennalien genannt; „Duinquennellen gehören in 
die Höllen“, fagt ſchon ein älteres Sprichwort. Dagegen kann ein verftändiges Accord» 
geſetz, durch welches die Gefammtheit der Gläubiger mittels richterlich beftätigten Ma- 
joritätsbejchlufies gegen die Folgen der kurzſichtigen Härte eines Einzelnen geichügt wird, 
fehr heilfam wirken; nur muß e8 gegen betrügerifche Erjchleihung des Majoritätsbe- 
ſchluſſes genügende Sicherheit bieten. 

In der geſchichtlichen Entwidelung der Creditgeſetze laflenfich in Deutſchland (und 
ebenfo beiden anderen hauptſächlichſten Eulturvölfern) drei Perioden unterfheiden. Für 
die älteften Geſetze iftcharakteriftiih die Schuldknecht ſchaft („zu — und Halfter“), 
welcher der ſaͤumige Schuldner verfällt undwelche ſich ſogar bis zur Befugniß des Gläu— 
bigers ihm zu tödten ſteigert; „wer ſolche Vorſchriften beurtheilen will“, ſagt Roſcher, 
„darf weder die mannichfache Gebundenheit des Familienvermögens in damaliger Zeit, 
noch die Kraft des Troges in jenen eifernen Gemüthern —— Das canoniſche 
Recht verbot, ſich an die Perſon des Schuldners zu halten, doch wurde häufig die Kort- 
dauer des älteren Schuldrechts contractlich —— durch den Einfluß des römiſchen 
Rechts wurde es im ſpäteren Mittelalter immer üblicher ſich bei inſolventen Schuldnern 
mit der bloſen Vermoͤgensabtretung (in Rom ſelbſt durch Caäſar's lex Julia eingeführt) 
zu ge Die höheren Eulturftufen kehren gewöhnlich wieder zu größerer Strenge 
zurück. Hier verdient namentlidy die Schhuldhaft (contrainte par corps) Enwäh- 
nung, welche bei Wechfelfchulven feit dem 17. Jahrhundert, in Italien und Niederlant 
nod) früher, mit gewifien Ausnahmen (Frauen, Geiſtliche, Soldaten ıc.) nn bei 

andelsichulden überhaupt vielerorten, hie und da auch bei anderen Schulden üblich 
it. Es find vorzugsweiſe die wirthichaftlihen Gründe der entzogenen Erwerbsfähig- 
feit, welche gegen die Schulphaft fprechen, allein der Handelsftand wenigitens fann 
eines jo ftrengen Zwangsmitteld — welches bei Geftattung der Wahl anderer 
Ererutionsarten verhältnismäßig nicht häufig angewendet zu werden pflegt, bei manchen 
Schuldnern aber in der That als das einzige wirffame Mittel zur Erlangung des 
Schuldbetrags erfcheint — kaum entbehren. Es handelt fic dabei, wie Droz richtig 
bemerkt, nicht etwa darum, die Freiheit gegen „elendes Geld“ abzuwägen, fondern die 
Unfreiheit Weniger gegen die Nichterfüllung eingegangener Verbindlichfeiten , d. h. 
alſo gegen die Zerftörung des öffentlichen Glaubens überhaupt. Zu mißbilligen ift 
ed allerdings, wenn ein Gefeg die Perfonalhaft vor der Erecution in das Vermögen 
begünftigt. Auch ift bei Heinen Schulden die Schuldhaft dem Erebit von geringem 
Nugen. In England ift fie feit 1844 für Summen unter 20 Pfund Sterling he 
hoben (1831 faßen in London in einem Schuldgefängnifle 1120 Berfonen, deren Schuld 
durchſchnittlich nur 2 Pf. 3Sch. 2 D. betrug) ; in Frankreich joll fie nad) einem neuen 
——— überhaupt ſehr befchränft und insbeſondere für kleine Schulden abgekürzt 

en. 

Geſetze, durch welche Minderjährige, Studenten, Grundbefiger u. ſ. w. verhindert 
werben ſollen, über ein gewiſſes, je nady den Perfonen verfchiedenes, Maaß hinaus 
Schulden zu contrahiren, find auf mittleren Eulturftufen fehr beliebt, jedoch wegen der 
damit verbunden für den Geichäftsmann oft unmöglichen Ermittelungen unpraftifch ; 
es wird durch fie „der Unredlichkeitebenfo viel Spielraum gegeben, wie der Unbeſonnen⸗ 
heit entzogen“ (Rofcher). 

Sehr wichtig dagegen find firenge Strafgefege gegen leichtfinniges Aufborgen, be» 


744 Schule und Schulwefen. 


fonderd wenn es mit betrügerifchen Manipulationen verbunden ift, umd gegen leicht» 
finnigen und betrügerifchen Banferott; fie find um fo nothwendiger, je mehr bei einem 
entwidelten Creditſyſtem Gelegenheit gegeben iſt, mit frembem Gapital zueigenem Nut⸗ 
zen, aber auf fremde Gefahr zu jpeculiren. Erfahrungsmäßig find die meiften Banke— 
rotte durch eigenes Verjchulden des Falliten herbeigeführt. Daß unrichtige oder auch 
nur un Buchführung bei falliten Kaufleuten Strafe nad) ſich zieht, verfteht ſich 
von jelbft, aber auch zu lange Verzögerung der Iujolvenzanzeige, ungewöhnlich großer 
häuslicher Aufwand, hohes Spiel und dgl. werden in neueren Geſetzgebungen mit Recht 
ald Umftände angefehen, welche den darauf folgenden Bankerott zu einem jtrafbaren 
machen. 

Literatur: Roſcher, Grundlagen der Nationalöfonomie, $ 91—94, wo 
ſich aud) viele andere hierher gehörige Schriften verzeichnet finden. — J. St. Mill, 
Grundſ. der polit. Defonomie, überf. v. Soetbeer, Bd. II. Buch 5, Gap. 8,8 3 
und Gap. 988 (©. 359 ff. 356 ff. der Ausg. v. 1852). Baumeifter, Abhandl. über 
Schuldrecht. Oſtſeezeitung Stettin 1865). 

Dr. J. Gensel. 


Schule und Schulwefen — Volkserziehung. Volksſchulen und Kin- 
dergärten. 

Alle Beranftaltungen, welde im Intereffe der Heranbildung eines ebenfo 
intelligenten wie fittlich tüchtigen Geſchlechts getroffen werden, find als die Grund: 
lage des Gefammtwohles der Staaten und Völfer zu betrachten. In diefem Sinne be- 
hauptet mit Recht der Socialöfonom Jules Simon, daß der Staat der befte jei, der 
die beften Schulen aufzuweijen habe. Und von diefem Gefihtspuncte aus beichäftigt 
die Schulfrage gegenwärtig mehr oder weniger dieRegierungen wie die Abgeordneten 
aller Gulturkaaten Europa's. Befonders ift es Die Angelegenheit der Volfsfchule, 
welche die namhaften Bertreter der Pädagogik, fo wie die Eultusminifterien allent: 
halben jchon feit mehreren Jahrzehnten auf das lebhaftefte intereſſitte. Das Bedürf— 
niß nad) einer weſentlichen und alljeitigen Hebung der jocialen Zuftände, weldye be= 
kanntlich auf dem Programm der Bolitifer, wie der Social» und Nationalöfonomen 
voranfteht, wird immer wieder auf Die Löjung der Fragen nad) einer befriedigenden 
Volfspädagogif angewieien werden müſſen. Unſere Aufgabe jei es, eine Rundſchau 
zu halten über die verfchiedenen Unterrichtsanftalten mit ftetem Hinweis auf deren innere 
Beziehungen zu den fittlihen, intellertuellen und rein praktischen Bedürfniſſen des 
Staates. Nur müflen wir hierbei zuerft geltend machen, daß es übel um die allgemeine 
Volksbildung beftellt fein werde, wo der Grad und die Intenfivität der Erziehungs 
mittelvom Stand und Befige der Eltern abhängig erſcheint — itatt daß allen Kindern 
ohne Unterjchied das gleiche Maaß von Unterricht, nämlich von vorbereitendem 
Volksſchulunterricht gewährt wird —, wo ferner durd) Einrichtung von Confeſſions— 
fhulen ein durchaus falidyer Ausgangspunct für die Anftalten des Kinderunterrichts 
genommen wird. Im Principe der Schulpflicdhtigfeit aller Kinder eines Staa: 
tes ift ftillichweigend das andere Princip des Socialismus der Bildungsaniprüche 
gegeben. Fordert der Staat, daß alle feine Angehörigen Schulbildung juchen, forgt er 
dafür, daß Alle eine folche gewinnen fünnen, jo wirder doch hoffentlich dieſe Ein 
Proclamationen nicht dadurch wieder Desavouiren und problemariih machen, daß 
er nur einen Schein oder einen Geruch von Bildung Denjenigen gewährt, deren Mit— 
tel höchftens für die Außerfte Nothdurft ausreichen, Wenigſtens fönnen wir uns durd)= 
aus nicht mit dem Satze vereinbaren, den wir im irgend einem Unterrichtsentwurf 
ausgeiprochen fanden, „es ſei beſſer, eine ſchlechte Schule befuden als gar 
feine“ indem wir meinen, daß eine übel beftellte Schule ihren Schülern cher ſchaden, 
als fie irgend wie fördern werde. Die Merkmale einer fchledhten Schule find aber in 
erfter Linie: ungenügende Lehrkräfte, überfültte Claſſen und unpaſſende Lchrgegen- 
ftände. Der Maaßſtab, den man an die durdyichnittliche Volfsbildung zu legen pflegt, 
indem man die Zahl derer berechnet, weldyeleien und jchreiben fönnen, dürfte in Wahrs 
Ar ein höchſt untergeordneter genannt werden. Die Bedingtheit der zu erlangenden 

ildungsmittel durch die ſociale Stellung und namentlich durch den Befig der Un— 
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mündigen heißt und foviel als die Berewigung deruntergeordneten Lage des Armen, 
ift un gleihbedeutend mit den Grundjägen der Rafteneintheifung des Volkes, ftreitet 
wider die Geltung jeder allgemeinen pädagogiichen Theorie und nicht minder gegen 
das jihunabläffig fteigernde Bedürfniß nad) ſittlichen Staatsbürgern, intelligenten und 
praftiich tüchtigen Vertretern von allen möglichen Zweigen menſchlicher Bethätigung. 
Iſt man ſich darüber flargeworden, daßmit der Zunahme und Verbefferung der Volfs« 
bildung Die Gefammtwohlfahrt eines Volkes ſich fteigere, ſo kann kaum nod) ein Zweifel 
—— die Unzuläſſigkeit jener Eintheilung der Schulen „nach dem Stande und Beſitze“ 
obwalten. 

Nicht minder erſcheint es als dem Weſen der Sache ganz fremdartig, wenn man 
verſchiedene Schulen je nach den verſchiedenen Confeſſionen einrichtet, — dies würde 
vorausſetzen laſſen, daß die geſammte Bildung auf die Confeſſion zugeſpitzt werden 
ſolle, oder daß vom Standpuncte der Confeſſion aus ſowohl die Wahl, als die Be— 
handlung der Unterrihhtsgegenftände erfolgen müfle. — Iſt doch von Vielen die con» 
feiftonelle Färbung des Religionsunterrichts in der Schule verworfen worben: wie 
fönnte man nun dem ganzen Unterrichtsſyſtem einer Schulanftalt den confelfionellen 
Stempel aufdrüden wollen! Das confeffionelle Sonderbewußtiein fhon an den Kin- 
dern nähren heißt aberjedenfalls ihre Unbefangenheit und Naivetät zerftören und jeden 
echt religiöien Funken aus ihren Herzen herausreißen. 

Mit der Gründung und Forderung von Gonfeiftonsichulen pflegt die Leitung der 
Schule durdy die Kirche eng verbunden zu fein: ja es läßt fi) das Eine ohne das 
Andere faum denfen. Gegen dieſe firhliche oder geiftlihe Schulinfpection iſt 
jeit Jahren mehr oder weniger erfolgreich gefämpft worden. Die Kirche fonnte die: 
jer Oppofition gegenüber wohl nur ein hiftorifches Recht geltend machen; eine 
theoretiihe Begründung ihrer Anſprüche mußte jederzeit an den Angriffspuncten ſchei— 
tern, an denen die Gegner fie zu faffenwußten. Der Kernpunct in diefer Angelegenheit 
aber fann fein anderer jein, als die Forderung, daß demjenigen zu erſt und allein 
die Leitung und Vertretung einer Sache undeiner Einrichtung zufalle und gebühre, der 
ſie durch eigenes Studium und durch eigene Braris am vollkommenſten fennen gelernt bat. 
In jeder anderen Beziehung des focialen, politiſchen, wiſſenſchaftlichen Lebens dringt 
man auf fahgemäße Leitung einer Inititution: auf die Schule follte das feine An— 
wendung erleiden? Nur indem einen Falle wäre die Kirche, d. b.der Clerus berufen, 
die Leitung der Schule zu übernehmen oder doch zu theilen, wenn nämlidy deffen Mit: 
glieder für den Dienft der Schule gebildet und in diefem Dienfte hinreichend geübt 
worden wären. Wir geftehen beiläufig, daß uns dies legtere zur Gefunderhaltung 
der Kirche ald durchaus wünichenswerth erſchiene; wir fürchten jehr für die Eriftenz 
einer von der Scyule gänzlich losgelöften Kirche). Die Beftellung von Oberſchulräthen 
und Bezirksſchulinſpectoren jollte unter allen Ilmftänden aus techniſch gebildeten Schul» 
männern hervorgehen, eine Oberichulbehörde ohne mindeſtens techniſche Beiräthe er: 
icheint uns als eine Abnormität, In Deutfchland ift e8 an mehreren Stellen , zuerft 
im Herzogthum Goburg-Gotha,, fodann im Großherzogthum Baden zur Loslöſung zu— 
naͤchſt der Volksſchule von der alleinigen Leitung durd) die Kirche gefommen ; andere 
Staaten jtehen im Begriffe ein Gleiches zu thun (Weimarıc). In den beiden genannten 
Staaten hat man als nähfte Shulauffihtsbehörden der einzelnen Gemeinden 
theils Schulmänner, theils Gemeindemitglieder (Vorfteher) und theild Drtsgeiftliche feſt⸗ 
gelegt: Dies jedenfalls aus dem durchaus richtigen Gefichtspuncte, daß die Sache der 
Schule jeden Stand, ja jedes Mitglied in der Gemeinde angehe und intereffiren müfle, 
daß aber eben diejes Intereffe nurdurch eine möglichit vemofratifche Leitung der Schule 
gewedt und geftärft werden fünne. Die Wahl von Schulvorftehern der Gemeinde 
toll gleichſam den äußeren Ausdrud dafür geben, daß die Schule eine wefentlihe An- 
gelegenheit eben der Gemeinde ſei. 

* dieſen Vorbemerkungen wenden wir uns zur Beſprechung der einzelnen 
Schulen ſelbſt, und beginnen hier füglich mit der Kleinkinderſchule oder dem Kin— 
dergarten. Bekanntlich gilt als Begründer deſſelben F. Fröbel, auf deſſen Ideen 
dann Männer wie Middendorf und Erzieherinnen wie Fr. Mahrenholz weiter fortbau— 
ten. Eine naturgemäße Beichäftigung des zarten Kindheitalters und damit eine glüd: 
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liche Ergänzung der häuslichen Erziehungerjcheint als einer der vorderften Geſichts— 
puncte bei Beurtheilung der Berechtigung und derNüglichfeit des Kindergartens. So 
lange ed eine Menge Mütter und Eltern geben wird, deren Erwerbsmittel außer dem 

aufe gefucht werden müflen oder deren erzieherifches Talent und erzieherifcher Ver: 
el unter Null fteht, jo lange wird auch der Kindergarten fein gutes Recht behaup- 
ten. Wir erbliden in ihm ein Seitenftüd zur Krippe oder eine Fortjegung des Findel: 
haufes, oder eine ſchätzenswerthe Zufluchtsftätte in ihrer Familie übel aufgehobener 
Kinder. Seine Brauchbarfeit fteigt natürlich mit der pädagogiichen Tüchtigfeit und 
liebevollen Hingabe feiner Vorfteher. Die Angriffe, die gegen den Kindergarten gerich⸗ 
tet wurden, und nad) denen 3. B. eine Bär des Kindes an zu leichte, weil 
fpielende Beichäftigung zu fürdhten fei — ein Vorwurf, der alfo auch dem Baſedow'⸗ 
ſchen Philanthropin gemacht worden ift —, müflen zu nidhte gemacht werden durch 
eine —— Bethätigung der Kleinen, ſowie durch den Hinweis auf die ja nicht 
zu überjehenden Gefahren, weldye jo vielen Kindern entweder ausgänzliher Verwahr⸗ 
lofung, oder aus den bedenklichſten häuslichen Berhältniffen, oder aus thörichter, ver: 
fehrter Erziehung erwachſen. Nicht um der mangelhaften Ausführung wegen wollen 
wir die Idee des Kindergartens verwerfen. Werden alle junge Mädchen zu tüchtigen 
Müttern gebildet, und find alle Mütter im Stande, unbehindert durdy Tagelohn= und 
andere Arbeit ihrem Erzieherberuf nachzugehen, dann dürften vielleicht die Kindergär» 
ten als Kleinfinderfchulen überflüffig erfcheinen, obwohl immer noch ein zweiter 
Zwed für diefelben aufgeftellt werden fönnte: nämlich der, eine Mittelftufe au bilden 
zwifchen leichterer und angeftrengter Thätigfeit der Kinder in der Schule, oder der 
einer erften Form der Erziehung des Kindes durch die Schule. Die Frage über das 
ſchulpflichtige Alter Fann erft dann genügend gelöftwerden, wenn man fid) Flar gewor: 
den ift über die erften angemeſſenen Beichäftigungen des Kindes für den Zwed 
feiner früheften Seelenthätigfeit. Erweiſt fid) der Kindergarten als eine brauchbare 
Pfianzftätte der Entbindung des geiftigen Lebens der Kleinen, dann begrüßen wir in 
ihm eine Art Vorichule, welche das Kind etwa vom fünften bis zum fiedenten Jahre 
bejuchen fönnte. Als leitende Gefihtspuncte für den Kindergarten als eine Vorjchule 
ftellen wir jchließlicd) folgende auf: 1) das Directe Einwirfen der Kindergärtnerinnen 
auf die Kleinen jei möglichft ſparſam; e8 walte diefelbe mehr als eine unbemerkt be- 
auffichtigende und etwa zu einer Bethätigung anregende, denn als eine eigentliche 
Lehrerin; ein fortwährendes Commandiren und Dirigiren der Kinder im Kindergar- 
ten würde jede Eigenartigfeit des Geifteslebens ausrotten oder doch abſchwächen und 
müßte den Kindern die erfinderifche Kraft, die gerade imfreien Spiele zur Entwidelung 
fommen joll, ertödten. 2) Die Anjpannung des Kindes bei einer einzelnen Thätigkeit 
bleibe ſtets auf kurze Zeit beichränft, und namentlid) werde jedes anhaltende geywun« 
gene Stillfigen vermieden. 3) Es werde mehr techniſch-phyſiſch, als geiltig von 
den Kindern gearbeitet. 4) Bon den Seelenthätigfeiten werde zunächſt nur das Ans 
ihauungsvermögen und die Vorftellungsfraft der Kinder geübt und in Anſpruch ge: 
nommen durch jtufenmäßige Schilderungen 3. B. von Naturgegenftänden, fodann 
durch Erzählungen. 5) Der kindliche Körper werde vor Allem in — Drang nach 
freier Bewegung und ungehinderter Entfaltung berüdfichtigt. 

Wir wenden uns zur Volksſchule. Die Vorfragen in Betreff derjelben 
wurden theilweije ſchon berührt: nämlich die allgemeine Schulpflichtigfeit der Kinder 
eined Staates und die oberjte Leitung der Boltsthnle, Doch voraus nody ein Wort 
über den Begriff der „Volksjhule*. So ſchwankend der Begriff „Boll“ jo un- 
beftimmt ift auch derjenige „der Volksſchule“. Factiſch ift unter Volksſchule Die 
für die Kinder aller Stände offen ftehende, denfelben eine elementare oder vorbe— 
teitende Bildung en Schule zu verftehen, fo daß in ihr begriffen ericheint 
die Dorf- und die jtädtiiche Bürger: fowie die Armen» und Freifchule. Weitere Merf- 
male verjelben find 3. B. der niedere Satz ihrer Unterrichtshonorare (refp. der Weg» 
fall jedes Schulgeldes), ferner die durchſchnittliche Seminarbildung ihrer Lehrer, — 
aber auch die überaus große Zahl ihrer Zöglinge u. ſ. w. Sofern die Vollksſchule 
nur eine elementare und vorbereitende Bildung gewähren will, fönnte man fie auch 
geradezu Elementarfchule nennen, wie man denn ihre Lehrer meift Elementarlehrer 
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nennt. Da num aber jedem Kinde von einem und bis zu’einem gewiffen Alter eben nur 
eine elementare Bildung geboten werden fann, fo folgt von felber, daß am Wefen und 
der Eigenthümlichfeit jeder Volfsichule jede andere Schule participire, welche Kinder 
von ihrer Schulfähigfeit an aufnimmt. Freilich entfteht hier fofort die Frage, was in 
den Bereich der Elementarbildung zu ziehen fei: ob etwa nur Lefen, Schreiben und die 
Erlernung des Einmaleins, oder weiter auch Heimathskunde, Naturgejchichte, biblifche 
Geſchichte u. ſ. w. Es ift unmöglich, eine haarjcharfe Abgrenzung der Gegenftände 
des Elementarunterrichts zu geben und den Grad zu beftimmen, bis zu welchem man 
indem und jenem Stoffe in der Elementarclaffe fortzujchreiten habe. So gewiß es it, 
daß in jeder Privat-, Real» und ſelbſt gelehrten Schule, fo oft neue Lehrgegenftände im 
Lectionsplan auftreten, auch immer wieder aufeine elementare Bildung abgejehen wer- 
den müfle, jo unzweifelhaft werden fich in jeder fogenannten Volksſchule Unterrichts- 
penfen finden, welche über die Elementarbildung binausliegen. Meine Theorie der 
Volksſchule würde demnach in folgenden Hauptiägen zufammengefaßt werden: 1) Die 
Bid. ift die, allen Kindern offenſtehende, denſelben eine elementare Bildung gewäh- 
rende Schule. 2) Diefe Vſch. muß mit ihrem Programm bis dahin reichen, wo andere, 
etwa Mittel ſchulen zu nennende, Unterrichtsanftalten mit demihrigen beginnen — 
und es joll ihr zur Pflicht gemacht werden, ihre Zöglinge nicht früher zu entlaffen, 
als bis fie zur Aufnahme in eine Mittelichule reif befunden worden find. Solche 
Mittelihulen würden den Rang einnehmen von den erften Elaffen unferer Bürgers, 
von den mittleren Claſſen unferer Realſchulen und etwa von der Tertia eines Gymna- 
ſiums). 3) In der Vſch. kommt es aufeine erfte allgemeine Anregung und Bethätigung 
des findlichen Geifted und darauf an, dem Kinde gleichfam die erften Handgriffe und 
die einfachſten Werkzeuge des Lernens darzubieten. 4) Die Beftimmung über das Lehr: 
penſum der Bid). darf nimmermehr von irgend einem anderen Gefichtöpuncte aus, als 
dem in der Sache felbft begründeten und von der Pädagogif an die Hand gegebenen, 
getroffen werden. 5) Daher gilt für die Vſch. wie für jede andere die Marime : biete 
das dem Kinde Angemejfenfte in der wirkſamſten Weife (d. h. mit Bejeitigung aller 
offenbaren Hinderniffe eines gedeihlichen Unterrichts , wie 3. B. zu ftarfer Claſſenkör— 
per, ferner mit Vermeidung zu weniger oder ungünftig gelegter Unterrichtsftunden ꝛc. 

Diejem zufolge würden wir und niemals mit dem Grundjage einigen können, die 
Bich. ald einen nothrürftigen Lückenbüſſer anderweitiger Unterrichtsanftalten zu betradyten 
und von ih ren Anſprüchen geringerzu denken, aldvon denen irgend einer anderen Schule. 
Vielmehr vindiciren wir der Vſch. einen unbedingt hohen Werth, der Durch die niedrige 
Herkunft und die Armuth der fie befuchenden Kinder in feiner Weife alterirt werben 
fann. Daher erklären wir uns denn auch ganzentjchieden gegen die übliche Annahme, 
es bedürfe der Volksſchullehrer einer geringeren wiflenichaftlihen d. h. geiftigen 
Bildung, als z. B. der Lehrer einer Realfchule oder eines Gymnaſiums. Gehen wir 
bei Beurtheilung einer tüchtigen Lehrerfraft von dem * Zweifel allein giltigen 
Grundſatze aus, daß die geſammte geiſtige und ſittliche Reife weit mehr, als die Menge 
pofitiver einzelner Kenntnifje wünfchenswerth erſcheine, dann werden wir ſofort zu— 
geben, daß es zur Heranbildung einer gediegenen Lehrerperſönlichkeit der unbedingt 
beſten Veranſtaltungen bedürfe. Man hat mit Recht behauptet, der Lehrer wirke 
mit dem was er ſei, als mit dem, was er wiſſe, d. h. es komme bei ſeinem Ein— 
fluſſe weſentlich auf feine Perſönlichkeit an, aus der ja auch feine Lehrmethode reſul⸗ 
tirt. Der überhaupt am beften gebildete Lehrer wird auch der befte Bolfsjchullehrer fein, 
und dann hat es ja die Schulbehörde in ihrer Hand, eine Lehrkraft zuerft oder theil- 
weile in der Volks⸗ und theilweife wiederum in einer höheren Unterrichtsanftalt zu ver- 
wenden. Eine Abftufung in der Borbildung der Lehrer zu machen, dünkt und erftlich 
darum verkehrt, weil in feinem Amte ——— eine Kraft jemals zu gut, wohl aber 
leicht zu gering ſein kann, man alſo ſtets auf die Gewinnung der beſten Kraft wird 
— haben beſonders im Lehramte), zweitens weil jeder ſtrebſame Lehrer ſich 
danach ſehnt, nicht für alle Zeiten oder doch nicht ausſchließlich Elementarlehrer zu 
bleiben, ſondern auch theilweiſe unter reiferen Schülern zu arbeiten, was natürlich nur 
dann leicht geihehen kann, wenn feine Vorbildung von vorn herein darauf zugefpigt 
wurde, dritteng weil ed wohl möglidy wäre, u. A. mit den, auf Seminare verwen» 
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deten, Summen vielen ärmeren Afpiranten des Lehrerberufes den Beſuch eines Gym: 
nafiums und der Univerfität zu eröffnen, und weil es demnach thöricht erfcheint, von 
zwei möglichen Bildungswegen nicht den anerfannt befferen einzuſchlagen; endlich 
weil jede Lehrthätigkeit ftümperhaft und ungenügend bleiben muß, jo lange es dem 
Lehrenden an der ———— der Elemente fehlt, vermittelſt deren er ſich mit ſeinem 
Lehrgegenſtand völlig vertraut machen könnte (dazu rechnen wir aber z. B. die Kennt— 
niß der alten Spradyen). Soll alſo mit der Schulpflichtigfeit jener Ernft und jene 
Würde verbunden fein, die wir in allen Schuleinrichtungen ab eo ipso vorausſetzen, 
dann begreifen wir faum, wie man principiell daraufausgehen fann, für irgend eine 
Schule nicht die unbedingt beftvorbereiteten Lehrer zu —— Unſer Ruf geht al— 
fo nicht auf eine theilweiſe Verbeſſerung der hier oder da beſtehenden Seminare, ſon— 
dern auf die intenfiv gleich tüchtige Ausbildung aller Xehrer eines Staates. Es leuchtet 
jedem jchärferen Beobachter focialer Zuftändeein, daß namentlic das Kind der Volks— 
ichule eines Seeljorgerifchen Lehrers, eines erziehenden und gemüthbildenden Unter: 
richts bebürfe, da ja feine häuslichen Verhältniffe oft weit mehr negative d. h. ſchäd— 
liche, als pofitive Einrichtungen bieten und außerhalb der Schule fi Niemand um jein 
Seelenbeil, wie um feine gefammte Sittigung befümmert. Hierbei dürfte e8 am lage 
fein, der Volksichule die Eigenichaft einer Erziehungsanftalt im vollften Sinne 
des Wortes noch ganz befonders zu vindiciren und den dringenden Wunfc zu äußern, 
es möge die Zahl jener geichloffenen Anftalten immer mehr zunehmen, in denen dic 
Kinder der Armen und Aermiten ähnlich, wie in den Rettungshäufern von Hom 
oder Reutlingen ıc., völlig unterhalten, unterrichtet und namentlich aud) in allerlei 
praftiiche Arbeiten (theils landwirthichaftliche, theil® gewerbliche) eingeführt werden. 
Die aus der Schweiz unter dem Namen der Wehrliſchulen wohlbefannten Arbeits: 
ſchulen verdienen in dem Gapitelder Volksſchule eine ganz befondere Berückſichtigung. Die 
Luft und Geichidlichkeit zu allerlei technischer Arbeit wird offenbar— wieüberhauptjedem 
Kinde, fo beſonders dem Kinde des Armen außerordentlidy zu Statten fommen, da Bei- 
des ganz unjchägbare Schugmittel gegen ungeregeltes Leben und Tagedieberei find 
und bleiben werden. (Warum forget man nur in den Mäpdchenfchulen für Hand: 
arbeiten?) Es iſt jeltiam und muß dem aufmerffamen Pädagogen Wunder neh: 
men, daß die meiften eigentlichen Erziehbungsanftalten, alſo geichloffene Mädchen: 
und Knabeninftitute für Die Kinder der wohlhabenden und vornehmen oder wenigſtens 
der leidlih fituirten Familien gegründet werden, während äußerjt flein die Zahl der 
Kettungshäufer und der ihnen ähnlichen, für ganz arme Kinder beftimmten, Schulen 
ericheint. Man follte doc meinen, daßvornehme, gebildete und wohlhabende Kamilien 
am eheiten geeignet wären, ihre Kinder ſelbſt zu erziehen, daß dagegen die Mehrzahl 
der Bamilien des Fleinen Hanpwerfers, Tagelöhners und namentlich des Fabrikarbei— 
terd mehr oder weniger ungeeignet erſcheine, ihren Kindern eine auch nur leidliche Er: 
ziehung zu Theil werden zu laſſen. Aber audy hier macht fich im Großen das tragiſche Ge: 
ſchick der Bedürftigkeit und Mittellofigfeit geltend. Dem gegenüber erklären wir: feine 
Volksſchullehrer ohne ſeelſorgeriſchen Trieb, ohne feelforgerijche Thätigfeit und eine 
Volksſchule, die nicht zugleich Erziehungsanftalt in dem oben bezeichneten Sinne wäre! 

Indem wir den Boden der Volfsichule verlaſſen, haben wir e8 auch, ftreng ge- 
nommen, fogleich mit der Fach ſchule d. h. mit derjenigen Schule zu thun, die nicht 
mehr eine bloß allgemeine vorbereitende fondern eine, aufbeitimmte Berufsarten berech— 
nete Bildung gewähren will. Denn ohne Zweifel hat 3. B. die Realſchule ſchon die 
Färbung der Fachbildung, indem jte nicht, wie das Gymnaſium das Studium der alten 
Spradyen,fondern dasjenige der Naturwiffenichaften, der Mathematif und der neueren 
Sprachen, zu ihrer Hauptſache macht, damit aber offenbardarauf verzichtet, auf gewifle 
höhere Studien 3. B. das juriftiihe und theologiſche vorzubilden, Wir möchten die 
Realichule und das Gymnaſium Fachichulen zweiten Ranges oder Mittel-Fachſchu— 
len nennen. Mie nämlich die erftere eine Vorftufe abgiebt zum Beſuche der höheren tech— 
niſchen Anftalten, der Forſt-⸗, Berg- und landwirtbichaftlichen Akademie und überhaupt 
zu allen Berufsgweigen einer mehr realiftiihen Färbung , fo jcheint es die Aufgabe des 
Gymnaſiums zu fein, befonders auf allgemeine wiffenfhaftliche Garrieren, fowie auf 
juriftiiche und Lehrämter vorzubereiten. 
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Wir möchten im Betreff ſämmtlicher Fachſchulen einige allgemeine Bemerkungen 
vorausſchicken: erſtlich man hüte ſich und behüte die lernende Jugend vor der Verfrühung 
der eigentlichen Fachbildung; namentlich aber bemahre man den Schüler vor dem ver- 
derblihen Wahne, er brauche nur jo viel zu lernen, als die Führung feines Fünftigen 
Berufes erheiiche. Zweitens geftatte man auch in der Fachſchule wenigftens einigen der 
Fächer Zutritt, welche die rein humane Bildung des jungen Mannes bezweden. Denn 
nichts ift abjchredtender, ald der Anblid von Männern die über dem beruflichen jedes 
andere Intereſſe vergefien, nichts niederjchlagender, als die Häufig au machende Wahr: 
nehmung, daß die beit fituirten Beamten und Vertreter realiftifcher Berufszweige einen 
gänzlihen Mangel an jeder feineren Bildung und anjedem Verftändniß, anjeder Füh— 
lung für allgemeinere edlere Beftrebungen fundgeben. Die allgemeine Verrohung 
des Gemüthes, die Verfälfchung aller tieferen jocialen Bedürfnifie, der Mangel an ei- 
nem offenen politiſchen Sinne und einem regen Interefie für das Oemeinwohl, die Aus: 
prägung des widerwärtigften Egoismus : Died werden und müfjen die Folgen fein einer 
in ihrer Einfeitigfeit nr die Spige getriebenen Fachbildung. Am wenigften ließe fid) 
ein folder Vorwurf wohl dem Gymnaſium machen, weldyes in feinem Lertionsplan un- 
befümmert um das laute Getümmel des Marktes und unberührt durd) Die zudringlichen 
Rufe der Tageshelden nad) einer Zuftugung aud) der gelehrten Bildung auf die praftis 
ſchen Bedürfniſſe des Lebens, feine Bahnen beichreibt, um Jahr aus Jahr ein eine Zahl 
junger $reunde der Wiſſenſchaft auf die Hochichule zu entjenden. 

Die Realfchule, welche an mandyen Orten wohl auch unter dem Namen der 
höheren Bürgerfchule auftritt, ift ein Product der neueren Zeit und das Refultat jenes 
vpädagogiſchen Kampfes zwilchen den Humaniften und Realiften oder zwilchen den 
Anhängern einer formalen und andererjeits einer materialen Bildung. Die Realichule 
joll ven Bildungsbedürfnifien des mittleren und höheren Bürgerftandes entfprechen und 
foll jenes Wiffen ihren Zöglingen zuführen, auf weldyem der fünftige Induſtrielle oder 
Verwaltungs: und Rechnungsbeamte oder der Land» und Forftwirth und Bergbaube- 
amte am jchnellften und ficherften weiter bauen fann. Im Unterfchiede vom Gymnafium 
ift ed der Realſchule eigenthümlich, daß fie einen reicher bejegten Lectionsplan aufzu— 
weilen hat und daß fie von den Lehrfächern die mathematiicd) « naturwiflenichaftlichen, 
fowie die modernen Weltiprachen bevorzugt. Zum Ruhme iſt e8 diefer Gattung von 
Schulen angerechnet worden, daß fie ihren Zöglingen eine praktiſche und aljo braud)- 
bare Bildung gewähre, daß fie diefelben mit gefchärftem Sinne in das Leben abgebe, 
fo daß fie io in der Braris leicht zurecht finden fönnten. Dergegen die Realjchule er: 
hobene Borwurf lautet: fie verleite mit ihrem reichen Lectionsplan zu einer Verflachung 
der Jugendbildung und leifte dem rohen Nüglichkeitsprincip in Sachen des Unterrichts 
zu viel Vorſchub, fie würdige die Wiſſenſchaft zu einer Sclavin des reinen Berufs- 
interefled herab. Eine, die Realjchule nahe angehende Frage war bis in die jüngfte 
Zeit die, ob man das Latein ald facultatives oder obligatorifches Fach auf: 
nehmen folle. 

Da wir den Zwed des Gymnaſiums ſchon oben mehrmals bezeichnet haben, 
fo Dürfen wir und hier darauf beichränfen, die Reformvorichläge zu nennen, Die 
rüdfichtlicdy des Oymnafialunterrichts laut geworden find. Die Einen fämpfen gegen die 
rein grammatijch-philologiihe Methode des altclaffiihen Unterrichts und verlangen 
eine vorwiegend hiftorifcheantiquariiche Ausbeutung der mehr curſoriſchen, als jtata- 
tischen Lectuͤre, zugleich verwerfen fie die Anfertigung von lateinischen und griechiſchen 
Verſen und wenigftend auch griechifche Erercitien als Arbeiten, dieman wohl dem Phi— 
lologen auf der Univerfität,, nicht aber dem Gymnaſiaſten zumuthen fünne, da dieſer 
feine geiftige Kraft nurfo weit auf die alten Sprachen richten dürfe, um ſich an ihren 
literarifchen Producten zu nähren und zu ftärfen, um aus ihnen Kenntnifie und Ge: 
danfen zu jchöpfen, — jene fchriftlichen Uebungen aber jedenfalls dazu beitragen würden, 
eine möglichit gleichmäßige Berüdfihtigung aller Hauptichuldisciplinen zu verbieten. 

Mit diefem Legteren ift auch zugleich auf die zweite wichtigeReformforberung ver: 
wiejen, daß nämlich dem Gymnafiaften doch auch eine leidliche Befanntichaft mit Ma- 
thematif, Naturlehre und Naturgefchichte, fo wie mit den neueren Sprachen ar 
gemacht und er nicht ausichließlich mit Griehifch und Latein gefüttert werde. Soll 


750 Schule und Schulmwefen. 


das Gymnafium feinen bisherigen großen Vorzug der ftarfen Bejegung weniger Fächer 
im Lectionsplane und zugleich den allgemein gepriefener Bildungsmittel behaupten, fo 
muß es jedenfalls mit Vorficht auf foldye Reformen eingehen; es fann feinen Studien- 
freisnurdann ohne größere Gefahr erweitern, wennes das Gapital intenfiver Bildung, 
die aus dem gründlichen und allfeitigen Studium der Alten gezogen werden fann, durch 
eine entiprechende gründliche Betreibung z. B. einermodernen Sprache zu erjegen weiß. 
Man kann ed den Vertretern eines breiteren Unterridhtsftoffes für alle Schulen und 
alfo audy für die Gymnaſien nicht eindringlich genug fagen, daß die Schule weit mehr 
eine Gymnaſtik des Geiftes d. h. feiner Denffähigfeit, alddie Darbietung vieler Kennt: 
niffe zu erftreben habe. Selbftverftändlich läßt fi) der Unterfchied von formaler und 
materialer Bildung nicht auf die Spige treiben, fo daß man etwa mit gewiflen allge: 
meinen Kategorieen an alle möglichen Wiflensftoffe herantreten fönnte, fondern ver: 
ſchiedene Materien der Wiſſenſchaften erfordern auch verſchiedene geiftige Uebungen 
oder verfchiedene Formen der geiftigen Arbeit. Mit anderen Drganen arbeitet der 
Mathematifer und Phyfifer, mit anderen wiederum der Hiftorifer und Grammatifer. 
Jedenfalls ift ed dem Gymnaſiaſten zu wünſchen, daß er wenigftens die erften und ein- 
fachſten Handgriffe zur Beihäftigung mit jeglicher Wiſſenſchaft erlange und daß man 
daher von ihm fein ſolches Lebermaab von rein philologifcher Bildung erwarte , wel- 
ches leicht jedes andere Intereffe und Studium abjorbiren fönnte. 

Darauf legen wir fein befonderes Gewicht, ob die Realjcyule neben dem Gymna⸗ 
fium ald ganz befondere Anftalt beitehe oder ob dieſelbe nur ald Realgymnafium fi 
aus dem allgemeinen großen Stamme des Gymnaſiums nebendem humaniftifchen Gym— 
naftum herausgeftalte. Eo wie in der Realichule e8 Elaffen zu geben pflegt , welche 
mit den Unterrichtszweden der Volksidyule zufammenfallen, jo auch im Gymnaſium, 
deſſen Befuch, ftreng genommen, eiwa vom 14 jährigen Schäler mit dem beftimmten 
Zwede einer Kumanififchephifologifgpen Bildung begonnen werben fann. 

Mie wir das Polytechnikum, die höhere Gewerbeichule, die landwirthichaftliche 
und andere Afademieen als mit der Realjcyule correfpondirende und auf ihr fortbauende 
Lehranftalten betrachten, jo die Univerfität als die höchſte Bildungsichule der Abi- 
turienten des Gymnaſtums. Wir nannten oben das Gymnaſium die Vorfchule der 
Univerfität. In der That fol auch jenes zum ausgiebigen Beſuche der letzteren geſchickt 
machen. Freilich haben mehrfach auf Univerfitäten junge Leute zu den Borlefungen 
Zutritt und werden jogar inferibirt, die nie ein Gymnaſinm betraten oder doch feinen 
Eurfus nicht beendigten. Die philofophifche Facultät fteht 3. B. Pharmaceuten und 
jungen Defonomen offen, die etwa eine Realichule durchmachten und dann einige Jahre 
der Praris ihres Berufes widmeten. Die Univerfität bietet einerfeits eine allgemeine 
encyclopädiſche, andrerfeits die verfebiedenartigfte Fachbildung. Jede einzelne Facultät 
fönnte man als befondere Fachſchule bezeichnen (die philoſophiſche umfaßt deren meh. 
tere zugleich), das Nebeneinanderbeftehen aller Bacultäten auf der Univerfität wedt 
und bewahrt indefien in jedem empfänglichen Studirenden das Bewußtfein von dem 
inneren Zufammenhang aller Wiflenfchaft und damit alles Wiſſens. Es wäre von 
hohem Intereffe die ſämmtlichen Eigenthümlichkeiten deutfcher Univerfitäten, nament« 
lic in ihrem Unterfchiede 3. B. von englifchen oder franzöſiſchen (?) eingehender zu 
fennzeichnen. Wir müffen und auf Weniges beichränfen. Das weientliche Merkmal 
deutſcher Hochſchulen ift die fogenannte afademiiche Freiheit, welche umfaßt die wenig 
beichränfte Wahl der Lehrer und der Eollegien, alfodie Lernfreüheit, fowie die faft voll- 
ftändige Ungebundenheit des Privatlebens der Studirenden und drittens die wenigftens 
principiell befannte Xehrfreiheit. Größere oder geringere Abweichungen finden ſich 
freilich innerhalb der deutſchen Staaten rüdjichtlich diefer akademiſchen Freiheit mehr: 
fach. Zum Beifpiel wird die Lernfreiheit chimärifch durch die aus dem Profeſſoren⸗ 
collegium einer Zandesuniverfität hervorgehende Prüfungscommiffion, deren Zufam- 
menjegung den Eraminanden wenigitens indirect auf gewiſſe Docenten hinweiſt, die er 
bei völlig freier Wahl vieleicht nicht gehört haben würde. Sodann wird diefe Lern- 
freiheit beichränft durch die Nöthigung, gewiſſe Stipendien nur auf der Landesuniver⸗ 
fität genießen zu dürfen, fowie durch gejegliche Beftimmungen über eine geringfte Dauer 
des Aufenthaltes des Landeskindes a feiner heimathlihen Hoch ſchule. Nicht minder 
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hat ſich wiederholt an mehr als einer Stelle die Beeinträchtigungder Lehrfreiheit ge— 
zeigt, beſonders bei Bejegung philojophifcher, theologiicher und hiftorifcher Lehrftühle, 
deren Vertretung etwa von einer gewiſſen politifchen oder religiös kirchlichen Richtung 
abhängig gemacht wurde. Niemand hat mehr Hohn und fchärfere Lauge über ſolche fchil- 
lernde Lehrfreiheit des afademijchen Lehrers ausgegoflen, als Schopenhauer. Selbft- 
verftändlich muß jede Wiſſenſchaft in die Scholaftif zurüdfallen, fobald ihr Ziel und 
Forihungsmittel von etwas außer ihr felbft Gelegenen vorgezeichnet werden. Bes 
trachtet man, wie Died Doc) vorausgeſetzt werden muß, die Univerfitäten als die großen 
Laboratorien des gefammten wiſſenſchaftlichen Fortfchrittseiner Nation, ale die Höhen: 
und Gentralpuncte ihrer jelbftändigen Forfhung, ald die Quellen und Wegweifer für 
ftet8 neu fich geftaltende und vervollfommnende Lebensverhältniffe, dann muß man ihnen 
namentlid) eine völlig freie Bewegung des philoſophiſchen Studiums, als desjenigen 
wünjchen, welches die Gentralfonne aller anderen Studien bilden, diefelben befruchten 
und fruchtbar machen fol. Die hohe Pflege der Philofophie ſcheint uns ein Haupt- 

radmeſſer für den inneren Werth einer Univerfität zu fein, weil die Philofophie das 
See gegen alles blos mechanifche und lediglich auf den Beruf berechnete Stu— 
dium bilden fol. Ein jelbftändiges freies Erfaflen einer Wiflenichaft ift dem unmög— 
lich, der ftets nur mit fecirendem Verſtande Ginzelnes betrachtete und feinen Stolz in 
mafienhafter Aufipeiherung von pofitiven Einzelfenntniffen fuchte. 

Die Form, in welcher auf den Univerfitäten gelehrt zu werden pflegt, ift vorwie— 
gend die afroamatijche. Eine fpeciellere Leitung des Studiums des Einzelnen tritt ge— 
wöhnlich erft gegen Ende der Studienjahre ein und findet da meiftin fogenannten Pri— 
vatijfima, oder Graminatorien und Seminaren ftatt. Es fpigt fid) demzufolge aud) der 
Privatfleiß der Studirenden meift nur auf die Gewinnung der beim Staatderamen ge: 
forderten Kenntniffe und Fertigkeiten zu, während ein im fich jelber ruhendes freies 
Privatitudium zu den felteneren Ausnahmen gerechnet werden muß. Es wäre denkbar, 
daß bei anhaltender, gleidy mit Anfang der Univerfitätszeit beginnender intimerer Ein- 
wirfung des Docenten auf den Studirenden, oder bei periodifch mehrmals im Jahre ein— 
tretender EontroledesStudiengangs der Einzelnen ungleich mehr ftreng wiflenichaftlicher 
Geiſt in die Mafje derStudirendenfommen würde. Wenigftenslehrt die Erfahrung, die 
manz. DB. an dem Tübinger Stift gemacht hat, daß die unter fortgehender Gontrole ar— 
beitenden Studenten verhältnigmäßig die meiften Epoche machenden Vertreter der Bhilo: 
ſophie und Theologie in der neueren Zeit aufzuweifen haben. Daraus würde ſich nun 
aud) der Wunſch nach einer Beichränfung der Ungebundenheit des Privatlebens der 
Studirenden ergeben. Gerade diefe Seite der afademifchen Freiheit hat fait ebenjo 
Scharfe Gegner, ald warme Bertheidiger gefunden. Während die Einen — (zu ihnen 
gehört Herder, Gervinus u. A.) es für den tollften Unfinn erklären, junge Leute in der 
gefährlichften Zeit ihres Lebens fid) ganz jelbft zu überlafien und daraus die große Zahl 
verfommener Genies, liederlicher Literaten und gefinnungsloier Beamten herleiten wollen, 
haben Andere, wie Scyleiermader, die Eigenartigfeit und Ungebundenheit des afademi- 
ſchen Lebens für eine pfychologiid-pädagogifche Forderung und für ein ſociales Ber 
dürfniß erflärt. Bon obrigfeitlicher Seite dat man gewöhnlidy nur den fchreiendften 
Unfittlichkeiten der jungen Leute entgegentreten wollen ; doch bildeten die burfchenichaft- 
lichen Verbindungen periodiſch auch wohl den Gegenjtand eines geheim-polizeilichen 
Verfahrens. 

Reformvorichläge, die man rüdjichtlich der deutſchen Hochſchulen könnte laut 
werden lafien, würden ſich etwa auf folgende Buncte concentriren: 1) Man treffe Ein« 
richtungen, um das philofophiihe Studium wieder zu feiner vollen Geltung kommen 
zu laſſen. 2) Man dringe auf das Schulebilden der Docenten, wonad) diejelben ver- 
anlaßt werden, fid) außer den VBorlefungen um ihre Zuhörer zu kümmern und ihnen in- 
timere, fpeciellere Anregungen zu wiſſenſchaftlichen Arbeiten zu geben. 3) Man fordere 
von den Studirenden wenigftens halbjährige Belege für den Gang unddie Refultate ihrer 
Studien. 4) Man gewähre nur denjenigen Verbindungen die Freiheit der Eriftenz, 
welche nachweifen können, daß fie edleregefellige und wiflenfchaftliche Zwecke verfolgen. * 


1) Die Redaction theilt im diefen Puncten die Anfichten des Verf. nicht vollftändig. Für die 
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5) Man erleichtere nach Möglichkeit die Eriftenz von Privatdocenten, ald den jüngeren 
aufitrebenden Kräften, welche zu fpeciellerer Hingabe an die Studirenden beſonders ge- 
ſchickt und aufgelegt fein werden. 6) Man nehme, je nad) den allgemein laut werden: 
den praftiichen Bedürfniffen, von Zeit zu Zeit neue Disciplinen entweder ald Theile ter 
bereit8 beftehenden oder ald neue Facultäten in die Univerfitätsftudien auf, — (wie z. 
DB. für Geographie, neuere Philologie und Pädagogik hie und da noch immer wenig 
oder gar nicht Sorge getragen wurde, ift allgemein empfunden worden). 

Daß vom Geitte und von den Einrichtungen unferer Univerfitäten das Oejfammt: 
wohl der deutjchen Staaten und der deutichen Ration wejentlich abhänge, bedarf faum 
nod) der Erwähnung. 

Neben und vielleicht parallel den Univerfitäten fönnen wir die mancherlei Aka: 
demieen jtellen, welche entweder zu einer Beamtencarriere im Staatsdienfte, oder zu 
privaten Unternehmungen in landwirtbicyaftlichen und industriellen Branchen oder end— 
lic zur Künftlerlaufbahn vorbereiten jollen. Der Name „Akademie“ ift von Man: 
den entweder für die Selecte des Gymnafiums oder für Veranftaltungen gebraucht 
worden, in denen nad) Abjolvirung der allgemeinen philoſophiſchen Studien das be: 
ftimmte einzelne Fachſtudium gepflegt werden follte ; endlich hat man „Afademieen“ 
Vereine von Männern der Wiffenichaft zur höchften und vollfommenften Pflege deriel: 
ben genannt. Wie den Univerfitäten mit jämmtlichen (2) oder doch mehreren Facul: 
täten ſolche Hodyichulen, wie die von Bologna für die Rechtsgelehrſamkeit, die von 
Salerno für Medicin, die Pariſer für Theologie, alfo zunächſt für je eine Wiſſenſchaft 
voraufgingen, fo beftehen noch gegenwärtig neben den Univerfitäten Afademieen für die 
eine oder andere Wiflenichaft (3. ». Münter für Theologie; bis vor nicht langer Zeit 
Graz u. A.), namentlid für Agronomie, Berg: und Forſtwiſſenſchaft. Theils locale, 
theils finanzielle und andere mehr zufällige Umſtände haben wohl die Jfolirung von 
dergleichen Afademieen wünjchenswerth gemacht. Denn felbitverftändlich wird man 
eine Bergafademie gern in die unmittelbare Nähe von Berg« und Hüttenwerfen brin- 
gen, um den Studirenden eine Menge nüglicher oder nothiwendiger Anſchauungen zu 
gewähren ; das land= und forftwirthichaftliche Studium erheiicht vielleicht (2) nicht 
minder das Borhandenjein praftiicher Verſuchsſtationen und Etablifjements, als das 
theologische die Gelegenheit zu Predigerfeminaren u. |. w. Am eheften ließe ſich wohl 
durch Kauf oder Pacht die landwirthichaftliche Verſuchsſtation in die Nähe der Uni- 
verjität bringen (3. B. ift für das landwirthichaftliche Inftitut in Jena das ein Stünd- 
den entfernte Kammergut in Zwägen ald Verſuchsſtation beftimmt worden), um dann 
das landwirthichaftliche Studium in den Bereich der Univerfitätsftudien hineinzuziehen. 
Es würde Died mandye Erjparniß an Lehrfräften und Lehrmitteln 4. B. Naturalien- 
fammlungen und Laboratorien herbeiführen, und felbftverftändlich fäme auch dem jun» 
gen Defonomen auf der Univerfität der Umftand zu Gute, daß er hier von einem all: 
gemein wiſſenſchaftlichen Geifte angeweht würde, wie er auf einer jpecifiich landwirth— 
ſchaftlichen Afademie vielleicht felten zu finden fein dürfte. Ob fidy die Univerfität 
dabei wohl fühlen würde, wenn junge Leute vom Gute oder von der Realichule in 
größerer Menge bei ihr eintreten könnten, ift freilich eine andere Frage. Aber jeder 
Akademie wünſchen wir, wie oben erwähnt, wenigftend einen, die humaniftiichen Fä— 
der vertretenden, Lehrftuhl (etwa für deutiche Literatur, Geſchichte und philo: 
ſophiſche Propädeutif oder eineArt Wiſſenſchaftslehre, ferner für Geſetzes- und Verfaf: 
fungsfunde, Rationalöfonomie und Gefellihaftswiflenichaft). Ueber die akademiſche 
Freiheit und Gerichtsbarfeit in folchen Akademien erlauben wir und nur die furze Be: 
merfung , daß in denielben um jo weniger ftudirt und gelernt werben wird, je mehr die 
veralteten Lächerlichfeiten reip. Rohheiten des deutichen Studentenlebens bei ihnen 
Eingang und Boden gewinnen. 


Bildung des Charakters ift bei jungen Leuten im Alter ver Stubirenden jeder formale Zwang nur 
von Nachtheil, umfomehr als es gilt, fo früh als möglich die Selbitverantwortlichfeit für das eigene 
Thun und Handeln zur Geltung zu bringen. Wenn man ferner nach Ginführung der Gewerbefreiheit 
den Eehrlingen die Prüfungen erlaffen hat, ohne im Allgemeinen Nachtheile zu bemerken, fo wird man 
den nicht nur im Alter mehr vorgefchrittenen, fondern auch in Bezug auf geiftige Bildung weit höher 
ftehenden Studenten mindeftens dafjelbe Vertrauen entgegenbringen fünnen. H. R. 
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Die höhere Gewerbe: odertehnifhe Schule, als für fünftige Ingenieure, 
Ehemifer, Mafchinenbauer u. f. w. beftimmt , könnte ebenfowohl ald ein Ingredienz 
der Ulniverfität gelten, wie die öfonomifche Lehranftalt. Mathematiker, Naturhiftoris 
fer, Ehemifer: furz die Vertreter aller weientlichen Theile der Mathematif und Natur- 
wiflenichaft bilden den Grundftod des Lehrförpers eines Polytechnifums. Die Anfprüche 
an einen Univerfitätslehrer der genannten Fächer werden kaum größer fein, als die an 
einen Lehrer der Technik zu ftellenden. Alfo auch hier wäre e8 möglich, eine Goncen» 
tration der Lehrkräfte und Lehrmittel vorzunehmen , wenn man die Studien des Tech— 
nikers als Univerjitätsftudien auftreten ließe. In Züridy ift dem einigermaaßen ent» 
ſprochen, indem ein einziger mächtiger Palaft in feinen Hauptflügeln die San der 
Techniker und der anderen Studirenden umfaßt. Hier fönnen dann leicht die Technifer an 
manchen Vorleſungen der allgemeinen Wiſſenſchaften theilnehmen und wiederum kann 
manche, der Technik zunächſt gewidmete, Sammlung auch anderen Facultäten zu Gute 
kommen. Gegen eine ſolche Zuſammenlegung verſchiedener Afademieen und der Technik 
mit der Univerſität könnte nur die Gefahr der übermäßigen Anhäufung lernender Jüng— 
linge in venfelben Hörfälen, an denjelben Drten geltend gemacht werden. Da bereits 
allenthalben Bharmareuten, Chemiker und jonftige Naturwifjenichaftler ihre höchſte Fach⸗ 
bildung auf Univerfitäten juchen und finden fonnten, da ferner hie und da auch Defo- 
nomen zu denfelben zugelaffen wurden, jo wüßten wir wenigitens feinen inneren 
Grund dagegen ausfindig zu machen, daß auch fünftigen Baumeiftern und Inge 
nieuren ihre theoretifche Ausbildung auf einer Univerfität geboten werde. Jeden— 
falls fönnte das Technifum feine Aufnahmebedingungen jo hoch ftellen, daß die Lehr— 
weiſe ebenfall® eine vorherridhend afroamatifche würde und jomit der Charakter der 
Schule noch mehr aus ihm verſchwände. Die private Rebensftellung der Techniker ift 
meiftentheils derjenigen der Studenten faft ganz gleich gemacht worden: Dafür fonn- 
ten die Techniferbewegungen in Zürich vom Juli 1864 Zeugniß ablegen, dafür ſpre— 
hen ferner die offenen Verbindungen 3. B. der Drespner Techniker, die man kaum noch 
mit dem Namen technifche „Schüler“ zu bezeichnen wagen möchte. 

Uebrigens Fann das Polytechnikum ähnlich, wie die Univerfität , eine größere 
oder geringere Zahl von Disciplinen in fi aufnehmen. Außer den Architecten, Ingeni- 
euren, Chemikern, Mafchinenbauern fönnen in ihm auch Induftrielle und Kaufleute, fowie 
Land» und Forſtwirthe unterrichtet werden. Wirflich find in einigen technischen Anftalten 
Lectionen für handelswifienfchaftliche und agronomifche Fächer angelegt. Was für die 
möglichite Theilung und Sfolirung der Sactdhulen fpricht, ift jedenfalld die, Damit an 
die Hand gegebene, leichtere Beherrfchung und Leitung einer Anzahl Lernender. Nichts 
ift dem fruchtbaren Unterricht jo zuwider, als eben die übermäßige Anhäufung von 
Schülern in einer und derjelben Lehranftalt. In je mehr Städten höhere Bildungs: 
anftalten errichtet werden, je mannichfacher ferner die Schulen ſich auseinander legen, 
defto intenfiver wird im Allgemeinen die Bildung eines Volkes werden. Jede tüchtige 
Scyule ift mit ihrem Lehrförper und mit ihren gefammten Unterricytsmitteln ein nicht 
body genug anzujchlagender Vorpoften der gefammten Cultur. Je mehr Schulen, defto 
mehr Lehrer, je mehr Lehrer, deſto mehr pofitive Einwirkung auf die Maſſe, deſto wer 
niger Reprefjalien gegen rohe, verfommene, gegen Zucht und Ordnung fich auflehnende 
Individuen im Staate. Freilich möchten wir wünschen, daß manche Hochichule, deren 
Beſuch immer dürftiger wird, und daß manche ausgezeichnete Lehrkraft einer Univer- 
fität im Verhältniß zu den auf fie verwandten Mitteln auch einen weiteren Wirkungs— 
freis d. h. eine größere Zahl von Lernenden gewänne; dieß könnte gefchehen, wenn 
man einem abblühenden Mufenfige durch Hinzufügung neuer Lehr: Abtheilungen zu 
den beftehbenden Facultäten neue Anziehungskraft verichaffte. Ohne Zweifel erhielt 3. 
B. Jena durch feine landwirthichaftliche Akademie einen neuen, zunächſt nad) mates 
rieller Seite hin nicht zu unterjchägenden Aufihwung. 

Indem wir nody immer auf dem Boden der Facdylehranftalten ftehen , müflen wir 
weiter der Handelsfchule gedenken (f. Art. Handelswiſſenſchaft). Noc immer hat es 
derjelben nicht gelingen wollen, ſich ähnliche ftaatliche Anerkennung und Unterftügung zu 
erringen, wiedie Gewerbeſchule oder dielandwirthfchaftliche Afademie rc. Eie ift ſaſt ohne 
Ausnahme auf Privatmittel angewiefen und hatfogar noch vielfach mit dem Widerſpruche 
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oder der Geringihägung feitend des Kaufmannsftandes zu kämpfen. Obgleich der Han- 
delsbetrieb in den verfchiedenften Formen und in dem verfchiedenften Maaffiabe vielleicht 
den größten Theil einer überhaupt thätigen Geſellſchaft beichäftigt, und obwohl er mit den 
fteigenden Bedürfniffen und mit dem täglid) zunehmenden Bölkerverfehr geradezu eine 
Macht und ein weientlicher Factor in der Gejammtheit menjchlicher Beichäftigungen 
fo wie in der Befriedigung menſchlicher Bedürfniffe geworden ift, fdyeint man ſich doch 
fortdauernd der Einicı verfchließen zu wollen, daß der Kaufmann jo gut wie jeder 
andere Berufsmenfc zu feinem eigenen und zum Wohle der Geſellſchaft Schule und 
zwar Fachſchule durchmachen müfle. Es eriftirt bekanntlich faum eine Praris, die nicht 
von der Theorie unterftügt und gefördert werden fünnte. Wen geht das Studium der 
Bolitif und Theorie des Handels, wen die Handelswiſſenſchaft, wen die Arithmetif, 
die Waarenfunde, die Kenntniß des Wechſelrechts, des deutichen Handelsgeſetzbuches 
oder de8Code de commerce, wen die Befanntichaft mit allen ae der Natio- 
nalöfonomie und mit den Weltfprachen näher an, ald den Kaufmann? Es gibt natür- 
Lich vorzüglidy begabte Naturen, Autodidacten, weldye aud) ohne Schule das Höchfte in 
ihrem Berufe und ald Menjchen überhaupt erringen: aber für die durchſchnittliche Be- 
gabung ift ein Hinzutreten der Theorie zur Praris von ganz unihägbarem Werthe. 
Und zwar find wir feineswegs der Meinung, daß die Kortbildungsichule des jungen 
Kaufmanns demfelben nur berufliche Vorbildung zu gewähren habe: fie ſoll ihn 
vielmehr zugleich zum gebildeten Menichen überhaupt erziehen. Die Fragen, ob Han- 
delsichule oder Handeldafademie vorzuziehen jei, wollen wir dahin beantworten, daß 
die Handelsichule für 14—16jährige junge Leute fich zur Handelsafademie für Commis 
und vielleicht felbft für junge Principale ähnlich verhalte,, wie die niedere Aderbaus 
ſchule zur landwirthichaftlicen Akademie, oder wie die Realjchule zum Polytechnikum. 
Das Eine braucht das Andere nicht auszuichließen. Der angehende Lehrling wird in 
den meiften Fällen der Schule und nicht der Akademie bedürfen, für ihn wirdes ammohl- 
thätigften fein, in feinem nod mangelhaften Willen allerlei nachzuholen. Dagegen könnte 
namentlich in jedem arößeren Orte für eine höhere wiflenfchaftliche Fortbildung der 
gut vorbereiteten Lehrlinge und Commis durd regelmäßige Vorträge geforgt werden. 
Auch würde fih im Anſchluß an jede Handelsichule recht wohl eine Eelecte errichten 
laſſen für diejenigen ihrer Abiturienten, die große Neigung zu weiterer Fortbildung 
empfänden. Eine befondere, wenn audy nur furze afademische Laufbahn würde man 
dem Commis (ähnlich wie dem Defonontie-Eleven) namentlich dann empfehlen, wenn 
derfelbe ficd) entweder zum höheren Binanzfache oder zur Leitung eines verwidelteren, 
größeren induftriellen Etabliffements heranbilden wollte. 

Während, wie erwähnt, nicht wenig Kaufleute noch immer eine geringichägige 
Meinung von der theoretifchen Ausbildung ihrer Fachgenoſſen durch die Handels: 
fhule hegen, bat fid) dagegen im Edyooße des Handwerks und Heinen Gewerbebe- 
triebs feit längerer Zeit eine erfreuliche Regſamkeit im Intereffe der Fortbildung 
des Handwerfers und Gewerbetreibenden fundgegeben. Dafür zeugen jowohl eigent: 
lihe Handwerfer- oder niedere Gewerbeſchulen, als die fogenannten Ar» 
beiterbildungsvereine, die man neuerdings u. A. in Berlin in mufterhafter 
Drganifation vorfindet (j. Art. Bildungsgenofienfhaft). Mögen nun die eben ge- 
nannten DVeranftaltungen zur Fortbildung des Handwerfers lediglich einen erweiter— 
ten und vollfommeneren Fachunterricht z. B. im Zeichnen, Movelliren, in Geometrie 
u. ſ. w.), gewähren oder ſich eine allgemeinere humane Ausbildung ihrer Schüler zur 
Aufgabe machen: jo geben fie unter allen Umftänden ein ſchönes Zeichen für den Auf 
ſchwung des dritten Standes, jo verheißen fie dem Bürgerthum eine reiche Zukunft. 
Die Handwerker: und niedere Gewerbeichule tritt auf ald Abend» oder Sonntage 
oder auch ald Tagesſchule: je nachdem den Lernenden mehr oder weniger Muße * 
Beſuche von Lectionen, zum Anhören von Vorträgen und zum Fertigen von Arbeiten 
gegönnt wird. Außer den eigentlichen beruflich-techniſchen Fächern, unter denen das 
Zeichnen immer voranſtehen wird, dürften noch folgende andere eine beſondere Bead- 
tung verdienen: Vollswirthſchaftslehre, Buchhaltung, Geographie, Geſchichte, Geo: 
metrie, Arithmetif und neben der Mutterfprache wenigftens eine der fremden leben- 
den Hauptipradyen. Die immer ftärfere Entwidelung der Maſchineninduſtrie ift es 
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nicht allein, welche dem zur Goncurreng herausgeforderten Handwerker und klei— 
nen Gewerbsmann die Pflicht einer möglichft tüchtigen techniſchen Ausbildung auf 
erlegt,, auch das allgemein gefühlte Beduͤrfniß nad) einem regen Gemeindeleben mit 
den mannichfahen Merkmalen der Selbftverwaltung tritt mit den höheren Bildungs: 
anfprüchen an den Kleinbürger heran. Wenn aljo der Egoismus und die Rohheit ein- 
zelner Meifter ihren Gehülfen die Benugung der fid) bietenden Fortbildungsgelegen- 
heiten abſchneiden wollte, jo müßten entweder die Gemeinderäthe oder die Staatsobrig- 
feiten oder die Ständeverfammlungen ihre Redyte geltend machen und mit gefeglichem 
Zwange da eintreten, wo an Freie Entfehliefung nicht mehr appellirt werden fann. Am 
beiten werden aber dergleichen Handwerker Fortbildungsichulen überall da gedeihen, 
wo die Regierung (das Gultusminifterium) und für das allgemeine Wohl begeifterte 
Lehrer und Vertreter der verfchiedenen Fahwifienichaften den ehrenwerthen Mitgliedern 
des Handwerferftandes zu gemeinfamer Anbahnung, Einrichtung und Fortentwidelung 
jener Schulen die Hand reichen. Selbſtverſtändlich müffen hierbei Opfer von allen Sei— 
ten gebracht werden: von Seiten der Lehrer nicht minder, al8 von Seiten der Hand» 
werfsmeifter und endlich der Obrigfeiten, damit nicht auch hier die Armuth des Lern« 
begierigen und Lernfähigen die Urfache zur Vernachläffigung feiner Bildung werde. 

Die Arbeiterbildungsvereine, in denen fowohl Lehrlingen , ala Gefellen 
und Meiftern durch Unterricht, Vorträge, Bibliotheken und Zeitfchriften Gelegenheit 
zu beruflicher, wie zu allgemein humaner Bildung (3. B. durdy Gefdyichtsvorträge) ge— 
boten werden fell, find nur eine befondere Form der Veranftaltungen zur Fortbildung 
der — und des Volkes überhaupt. Die Hauptſorge wird bei denſelben darauf 
gerichtet ſein müſſen, zwar von warmem Intereſſe für des Volfes geiftige und materielle 
Wohlfahrt erfüllte, aber doch in ihrem politiſch-ſocialen und religiöfen Standpuncte 
weile Mäßigung bewahrende Männer ald Vorfigende, Lehrer und er au ges 
winnen, damit nicht der edle Zwed der Unternehmung durch überfpannte und wirklich 
unausführbare Beftrebungen verdächtigt undverfälicht werden könne. Social-politiſchen 
Tact bedürfen die Arbeiterbildungsvereine nicht minder, al8etwa die Turnvereine; 
befleigigen ſie fi) einer foliden gefunden Haltung, dann fichern fie ſich ebenfowohl die 
immer größere Theilnahme des Handwerferftandes , wie die Sympathie und factiiche 
Unterftügung der Männer der Wiffenfchaft und des Staates, Damit aber eben die ihnen 
jo lebhaft zu wünfchende dauerhafte Eriftenz. 

Uebrigens müſſen wir hoffen, daß auch auf dem Lande mehr und mehr Einrid) 
tungen ähnlich den eben beiprochenen Vereinen getroffen werden mögen. Die durch: 
ſchnittlich höchft mangelhafte Echulbildung des Dorfbewohners erheifcht ftcherlich des 
Nachholens und Ausbauens von mancherlei Kenntnifen in hohem Maafe und es ift 
von mehr ald einem Eocialöfonom auf die Nothwendigfeit hingewiefen worden , den 
forialen und alfo befonders auch den Bildungszuftänden der Landleute eine energifchere 
Pflege zu widmen. Hier müßten vor Allem die Geiftlihen in Gemeinschaft mit den 
Lehrern und den gebildeten’wohlhabenderen Defonomen die Sache der Bortbildung in 
die Hand nehmen, um theild die Förderung landwirthichaftlicher Kenntniſſe, theils die 
Fortjegung einer allgemeineren Bildung zu bewerfitelligen. Daher meinen wir aber 
auch, daß die Vorbildung des Geiftlichen und Lehrers eine ſolche fein müſſe, daß er auf 
die Intereffen feiner Gemeinde einzugehen unddenfelben fogar zu dienen im Stande jei. 
Namentlid) in den Wintermonaten hat der Landmann hinreichend Muße, um ſich einiger 
theoretischer Kortbildung zu widmen; fowohl an Wochenabenden, wie am Sonntage 
nady dem Gottesdienft fönnte durch Unterweifung der ländlidyen Jugend und durd) 
Anregungen für die Erwachienen mandy’ werthvoller Beitrag zu dem geiftigen und ſitt— 
lichen Wohl der Landgemeinden geliefert werden. Allerdings beftehen hie und da fo- 
genannte Aderbau:- und Winterſchulen fürdieSöhne des ländlichen Mittelitandeg, 
aber theils find diefelben nody viel zu wenig verbreitet, theils gelten fie zunädyft nur der 
heranwachienden Jugend, nicht den Erwachfenen, die wir um feinen Preis ohne einige 
wiſſenſchaftliche Anregung laſſen möchten. 

Uebrigens wird jever Staat, dem an einer möglichft intenfiven Production feines 
Gebietes und Volkes gelegen ift, fich nicht daran genügen laſſen, nur für die rein land« 
wirthichaftlihe Fortbildung zu forgen durch ökonomiſche Afademieen und niedere Aderz 
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baufchulen), fondern er wird auch bemüht fein, tüchtige Blumenzüchter, Pomologen, 
Gemüfebauer u. ſ. w. heranzubilden, und wiederum innerhalb der landwirthſchaftli— 
hen Studien befonderen Zweigen , wie dem Wiefenbau oder einem beitimmten Zweige 
der Viehzucht, der fic für feinen Boden vielleicht vorzüglich, eignet (wie der Schafzucht), 
durch Gewährung entipredyender Bildungsmittel (wozu z. B. aud) die Darbietung von 
Reifeftipendien , ferner die Unterftügung von Bachjournalen, die Beranftaltung von 
Ausjtellungen u. ſ. w. gehört) eine größere Aufmerkſamkeit zu jchenfen. 

Mir And mit der Aufzählung der Fachſchulen noch nicht zu Ende: weder die Kunſt— 
afademieen, nody die Kriegsichulen, noch die Afademieen für Thierärzte wurden erwähnt. 

Die Kunftafademieen, deren wir z. B. in Dresden, Mündyen, Wien, Düffel- 
dorf u. a. D. finden, haben den Zwed, dem bildenden Künftler einestheils rein beruf: 
liche, theils allgemein wiffenjchaftlihe Bildung zu gewähren. Alles, was auf der 
einen Seite zur Gewinnung technischer Fertigkeit und Vollkommenheit in dem gewähl« 
ten Kunjtzweig führen und beitragen (aljo namentlich Zeichnen nach der Natur; Act- 
Zeichnen und Malen) und was auf deranderen den fünftleriich fchöpferiichen Geift 
nähren, weden, beleben fann, joll in den Bereidy der Kunftafademie gezogen werden. 
Das Studium des menfchlichen Körpers, aberauch der menſchlichen Seele (alfo Anthro- 
pologie im weiteften Sinne des Wortes) , ferner eine Be reihe Anſchauung von 
Naturgegenftänden, jo wie von Situationen aus dem Leben der Menfchen (alfo vor: 
züglich auch Geihichteftudium) dürften neben der fleißigen Benugung von Kunſtſamm— 
lungen aller Art dem Kunftafademifer vornehmlich zu empfehlen fein. Und wie dann 
weiter ed dem Univerfitätsftudium die Krone aufjegen müßte, wenn tüchtige Docenten 
für ihre Wiſſenſchaft einen Kreis von Gfoterifern zu einem Seminar oder Privatiffi- 
mum um ſich jammelten, um im eigentlichen Sinne des Wortes Schule zu bilden (nad) 
Art der griechiſchen Philoſophen), 5 wird jeder Jünger derbildenden Kunft durch jeine 
Aufnahme in das Atelier eines anerfannten Meifterd natürlich) auch unendlich gefördert 
werden (obwohl die Gefahr des Mangeld an Selbitändigfeit hierbei aud) keineswegs 
zu überſehen ift). Daß für die Architecten diepraftiiche Borbildung auf dem Bauplage, 
daneben der Beſuch von mathematijchen und Zeichnenftunden, jodann die höhere Aus— 
bildung in einer Baugewerfen- oder polytechnifchen Schule und die Theilnahme an ei- 
nigen VBorlefuugen in der Kunftafademie wie z. B. der Kunftgeichichte) empfehlenswerth 
fei, möge noch nachträglich erwähnt werden. Wie für die land = und forftwirthicdyaft« 
lichen und für die Bergakademie beftimmte Localitäten als befonders oder allein geeignet 
ericheinen, jo auch für die Anlegung von Kunftichulen. Man wird diejelben in foldye 
Städte bringen, wo reihe Anjchauung von Kunftwerfen in Mujeen oder auf öffent: 
lichen Plägen zu finden ift, wo ferner ein gewifler Wohljtand die Pflege der Künfte in 
höherem Maaße geftattet, wo mehrere Meifter der verjchiedenen Künfte bereits ihren 
Sitz aufgeichlagen haben, — und wo vielleicht noch Die Reize einer fchönen Natur und 
Anregungen eines reich bewegten, gefunden Volkslebens hinzufommen. 

Zu den Kunftihulen müflen wir auch die Conſervatorien für Mufifer 
rechnen mit denen 3. B. in Dresden dienöthigen Bildungsmittel für dramatische Künft- 
ler verbunden find. Hier gelten ganz die gleichen Geſichtspuncte für die Aufftellung 
des Lectionsplanes, wie bei den en: nämlich der technifch-beruflihe und 
der allgemein wiflenfchaftliche. Gemeinfam allen Kunftjüngern fünnten Borlefungen 
über Aefthetif, über Kunft: und allgemeine Gulturgefchichte fein. Eine tiefere Gedan— 
fen und eine gediegene fittliche Bildung jollten allen Kunftichulen ald Ideale vorſchwe— 
ben: denn nur an Öedanfen reiche, zum Denken geſchickte und fittlidye Naturen fönnen 
ihre technische Fertigfeit zur wirklichen Förderung des gefammten Kunftgebietes ver: 
werthen. 

Die Errihtung von Kriegs ſchulen fcheint ih von felbft aus der hohen Aus: 
bildung der Kriegsfunft und Kriegewifienichaft zu ergeben. So lange die Kriegführung 
eine einfachere war, fo lange der Krieg mehrdie perfönliche Tüchtigkeit des einzelnen Käm- 
pfenden, ald die Anwendung namentlidy der Feuenwaffenerforderte, jo lange insbeſon— 
dere die Belagerungsfunft noch in ihrer Kindheit lag, konnte das Kriegshandwerf auch 
wohl als Nebenbeihäftigung eines jeden Mannes gelten. Die Ausbildung der ſtehen— 
den Heere, und damit die Bejeitigung der Nolfsbewaffnung , fodann die vorwiegende 
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Befegung der höheren militärifhen Chargen mit jungen Adeligen haben außerdem das 
Ihrige dazu beigetragen, um jene Kriegsichulen in's Leben zu rufen. Mit Rückſicht 
auf die geringe Zahl ihrer Afpiranten, ſowie auf die hie und da üblichen ganzen oder 
halben Freiftellen für junge Inländer erfordern diefe Schulen allerdings verhältnifmäßig 
fehr bedeutende Summen aus den Staatsfonds. Jene Einrichtungen, namentlich die 
für gumnaftifche Uebungen und allerlei Erercitien beftimmten, jo wie die Bejoldung 
ihrer Lehrer jegen nicht geringe Mittel voraus. Zweierlei könnte hier geltend gemadht 
werden: erftlicd), inwiefern ein inneres Recht dazu vorliege, aus Staatsmitteln einer 
vielleicht Fleinen Elite zu Gefallen, durch ganze oder halbe Freiftellen im Alumnat (denn 
dies ift ein wefentliches Merkmal der Kriegsichule) verhältnigmäßig bedeutende Sum— 
men aufzumenden, zweitens ob nicht der Gurjus der Kriegsſchule dadurch bedeutend 
abgefürzt und alfo billiger gemacht werden fönnte, daß diefelbe ſich lediglich mit tech— 
nifch-beruflichen Disciplinen befaßte, während fie eine angemeffene allgemeinere Bil: 
dung 3. B. in den Sprachen, in Geſchichte und Geographie von ihren Abiturienten 
zwar forderte, aber ſich um deren Darbietung felbft nicht fümmerte. Käme der Gadett 
von den oberen Glajfen des Gymnaſiums oder einer Realſchule in die Kricgsichule, 
fo müßte man bei ihm jelbftverftändlich jene allgemeinere Vorbildung vorausfegen und 
er fönnte nun ungetheilt den praftifchen, wie theoretiichen Uebungen und Etudien 
feiner militäriihen Laufbahn obliegen. Damit träte aber natürlich eine nicht unwe— 
fentliche Erſparniß an Lehrfräften und Unterhaltungsfoften für Gadetten ein. So wie 
die polytechniſche Schule fid) in dem Maaße zur höheren Fachſchule, ja zu einer Uni- 
verfitäts-Abtheilung emporarbeitete, als fie von ihren Recipienten immer mehr Wiffen 
forderte, wie fie hiemit die etwaigen Glemente und Einrichtungen der Mittelichule von 
fidy ausichied, um ihren Charakter rein darzuftellen , jo fönnte dies in entiprechender 
Weife gewiß auch die Kriegsichule thun. In Frankreich ift unferer hier ausgeſproche— 
nen Forderung ſchon längit genügt. 

Es liegt uns nahe, ſchon hier den Wunſch auszufprechen, es möge rüdfichtlidy der 
gefammten Unterrichtsanftalten eines Staates auf ein herzuſtellendes Gleich— 
gewichtin der Bertheilung von Unterrichtsfonds hingearbeitet und eine 
weife Defonomie in der Nuganwendung und Berwerthung von Lehrkräften und über: 
haupt von Lehrmitteln beobachtet werden. Vielleicht laffen fi) namentlidy zu Gunften 
der Volksſchule und Volfserziehung hier und da in den höheren Unterridytsanftalten 
— durch Goncentration des zu Vereinigenden und Bereinbarten — Erfparnifie machen, 
die ja diefen felbft wieder zu Gute kommen würden, da ihnen daran gelegen fein muß, 
recht gut vorbereitete Schüler aufzunehmen. Wir haben an mehr ald einer Stelle auf 
foldye mögliche Zufammenziehungen getrennter Unterrichtsanftalten verwiefen. 
Die uns noch übrigen Kachichulen, wie die Seemanns- und Marinefhulen, io 
wie alle getrennten gewerblichen Anftalten 3. B. Webeſchulen (neben den Gewerbe: 
und technifchen Anftalten) geben dafür neue Belege. Je klarer und fnapper 3. B. die 
beiden erftgenannten Schulen ihr Programm entwerfen und aufftellen, defto kürzer wer— 
den wenigftens aud) ihre Eurje ausfallen fönnen. Vieles, was in der Seemannsfchule 
zu lernen ift, kann aud) in der Real- und technischen Anftalt gelernt werden, und wie- 
derum werden fich die fperielleren Zwede der Seemannsſchule als der allgemeineren 
und der Marinejchule als der befonderen vielfady deden. Die Marinefchule aber bildet 
zugleich eine Unterabtheilung der Kriegsfchule, und demnach follten dieſe beiden ſich 
auch womöglic; gegenfeitig in die Hände arbeiten. 

Die Thierarzneifchule (akademie) fcheint und nicht minder ſehr überflüffiger 
Weiſe eine ganz ifolirte Anftalt zu bilden. Ganz fahgemäß würde fie fi (u Gunften 
des Koftenpunctes) entweder mit den landwirthichaftlichen Akademieen (wo ſolche für 
fich beſtehen), oder auch mit den Univerfitäten vereinigen laſſen; ihre Profejjoren der 
Chemie, der Zoologie, der Phyfiologie u. |. w. werben ohne Zweifel jederzeit auch auf 
einer landwirthichaftlichen Afademie oder an einer Univerfität willfommen fein und hier 
einen ausgedehnteren Gebrauch von ihrem Lehrtalent machen können, als es die viel- 
leicht geringe Zahl von ihren befonderen Afademifern möglich macht. Wenigfteng follte, 
fo lange die von ung gewünjchte Concentration der Schulen und Afademieen nody nicht 
eingetreten ift, dafür geforgt werben, daß die ſehr wenig praftiich beichäftigten und 
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doch meift gut honorirten ‘Brofefforen der einen Anftalten auch etwas von anderen in 
Anjpruch genommen würden: Damit wäre dem vielfady empfundenen Rehrermangel jo: 
gleich nicht unweſentlich abgeholfen. — 

Wir haben zwar bereits oben unfer Urtheil über die aus der Sache ſelbſt ſich er- 
gebenden Forderungen in Betreff der Lehrerbildung (für Volksſchulen) ausgeſprochen, 
find aber aufdiebeftehenden Seminarſchulen, ald Bolksjcyullehrer-Bildungsanftal- 
ten ſelbſt noch nicht eingegangen. Als Fachſchulen dürfen wir dieſelben keinesfalls über- 

eben. (E8 ift auffällig und von vielen Seiten für einen Mangel erflärt worden, daß 
* die praktiſch-pädagogiſche Tüchtigkeit eigentlich nur der Volksſchullehrer, 
dagegen wenig oder nicht der Lehrer höherer Unterrichtsanſtalten geſorgt wurde). Ihre 
Exiſtenz ift verhältnißmäßig noch eine junge, erft jeitdem ftatt der Küfter (refp. ver 
Veteranen der Armee) wirkliche Lehrer für die Volksſchule beftellt wurden, dachte man 
daran, bejondere Anjtalten für deren Ausbildung zu errichten. Dergleichen gibt ed aud) 
gegenwärtig in allen gebildeten Staaten. Wir theilen fie inInternate und offene Schu- 
len ; aud) wohl auf privatem Wege kann die Vorbereitung zur Wahlfähigfeitsprüfung 

etroffen werden. Für die Jnternate hat man geltend gemadht, daßfich in ihnen der 
ee an ein ordnungsmäßiged Familienleben gewöhnen werde, das er doch in 
jeinem Amte durchaus pflegen müſſe; auch folle das Internat den Sinn für Einfachheit 
und den Geiſt der Subordination weden und nähren. Das Internat an fid) kann ebenio 
gut eine Duelle des Segens wie des Fluches für die ihm Anvertrauten werden ; dieſelben 
fünnen unter Umſtänden alle nur denfbaren Gebrechen des Leibes undder Seele, aber unter 
guter Zeitung allerdings auch eine treffliche Erziehung für das Leben aus dem Internat 
mit hinwegtragen. Iſt die Einrichtung in demjelben cafernenartig, find deſſen Leiter und 
Gehülfen bloße mechaniſche Pflichtmenichen, die feinwahres Herz für die Alumnen haben 
und diejelben lediglich mit jtarren Geſetzen unter der Zuchtruthe halten, wird auf ſolche 
Weiſe der Aufenthalt im Alumnat fürdie Zöglinge zur drüdenden Bürde und dieſes jelbft 
zu einer Zwangsanjtalt, deren Geboten man ſich durch alle möglichen Lügen und Ränfe zu 
entziehen bemüht ift, dann freilich fehrt jich der Segen des Internats zum Fluche um. 
Gegen die Internate find Vorwürfe verbreitet, welche aber nur das jchlecht geleitete 
Alumnat treffen fönnen : Die größere Ausgelafienheit der eben aus dem Internat Entlajie- 
nen, ihr Mangel an Menichenfenntniß und Umgangstalent, jo wie ihre Gewöhnung 
an Verftellung, ja Unwabrheit find einige der meiftend hervorgehobenen fchlimmen 
Folgen des ſchlechten Alumnats. 

Doch das iſt nicht Dieeinzige Frage, welche die Volksſchullehrerbildung angeht: die 
andere frage betrifft ven Kreis ihrer Lehrfächer. Wir haben und oben gegen eine prin- 
cipielle Theilung der Lehrer überhaupt nad) ihrem Bildungsgrade erklärt und müflen 
demnach auch grundjäglich die bisher üblichen jogenannten Seminare verwerfen. So 
lange und jofern dieſelben aber beftehen, möchten wir in Betreff ihrer Disciplinen folgende 
Säge geltend machen. Erjtlich gilt uns Die Abjolvirung einergediegenen Realihule für 
die entiprechendfte Vorbereitung aufden Eintritt in das Seminar undzwar darum, 
weil auf diefer Nealichulbildung am beften weiter gebaut werden fann zu Gunften der 
Vorbereitung eines Lehrers für das Volk, für das Gros des dritten Standes mit feinen 
mannichfachen realiftiichen Bildungsbedürfniffen. Damit das in derRealichule Erlernte 
vor dem Eintritt in's Lehramt nicht wieder verloren gehe, müßten die Hauptfächer jener 
auch im Seminare eine weitere vorzügliche Pflege erfahren: Alſo würden die Haupt- 

egenftände des Seminars jein: neuere Sprachen, Naturwifienichaften mit der phyii- 
* mit Mathematik der aſtronomiſchen Geographie verbunden, Geſchichte (mit Ue— 
bungen im Vortrag und mit Auflägen), Latein, Pädagogik Syſtem und Geſchichte der: 
felben), Religionslehre, Geſang, Zeichnen, Gymnaſtik. Ginen 3jährigen Curſus vor- 
ausgefegt, jo müßten die praftiich-pädagogiichen Uebungen namentlich das 3. Jahr ftarf 
in Anſpruch nehmen, und zwar würden diejelben beftehen 1) im Unterrichten 2) in pä— 
dagogiichen freien Arbeiten (3.3. in methodifchen, in Katechefen und in gegenfeitigen 
Kritiken über die praftifchen wie theoretifchen Leiftungen der Seminariften). 

Auf feinen Fall ift zu wünfchen, daß durch verfrühte Praris die möglichit voll: 
ftändige wiſſenſchaftliche Vorbildung verfürzt werde. Geſetzt, der Seminarijt käme als 
16jähriger in dad Seminar, verlaffe daſſelbe mit dem 19. Lebensjahre, ſo könnte er vor 
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dem Antritt einer jelbftändigen Lehrerftellung recht gut noch 1—2 Jahre lang Bicar- 
oder Probedienfte bei einem älteren Lehrer oder in einem größeren Lehrercollegium lei— 
ften, um fid) fpeciell für die Lehrerpraris vorzubereiten. (Jede Schule follte vaheraud) 
zugleich al8 Lehrerbildungsanftalt betrachtet und benugt werden). Wir find keineswegs 
darüber im Zweifel, daß man das vorftehende Programm der Seminarbildung für zu 
hoch geichraubt bezeichnen werde, aber ebenfo feſt überzeugt halten wir uns auch, daß 
die geſammte Milfton der Volksſchule nur unter Vorausſetzung einer wefentlich geftei- 
gerten wiſſenſchaftlichen Ausbildung des Volksſchullehrers erfüllt werden könne. Da» 
her wünſchen wir aud) lebhaft, daß der allgemein vernehmbare Ruf nah Aufbeſſerung 
der Bolfsjchullehrergehalte durch den anderen nad) Erweiterung der wiffenfchaftlichen 
Borbildung des Volksſchullehrers geftügt werden möge. 

Aber nicht bloß Lehrer, jondern auch Lehrerinnen wollen gebildet fein, und fo 
möge bier gleich von Bildungsanftalten für die legteren, fowievon weiblidhen Fort— 
bildungsicdhulen überhaupt die Rede jein. Das Bedürfniß nad) dergleichen ift erft in 
der neuejten Zeit nicht bloß empfunden, jondern auch bereitö vielfach befriedigt worden. 
Je mehr ſich die Ueberzeugung Bahn brady, daß dem weiblichen Geſchlecht eine wür— 
digere Stellung in der Gejellichaft eingeräumt, demfelben aber namentlich ein größerer 
- Spielraum von beruflichen Arbeiten zu jelbftändigem Erwerb eröffnet werden müffe, 
defto mehr Anftalten wurden getroffen, um auch den Töchtern wenig bemittelter Familien 
eine angemefjene Bor- und Fortbildung zu verjchaffen. Es ift hier nicht unſere Auf- 
gabe , alle die Vorſchläge zu nennen und durchzumuſtern, die in Betreff weiblicher Be- 
rufe gemadt wurden, um jo weniger, als in dieſem Werfe bereits in dem Artikel 
„Emancipation der Frauen“ hierauf eingegangen ift. Alle weibliche Fortbildung muß 
auf zwei Hauptziele losfteuern: einmal auf die Heranbildung tüchtiger Mütter 
oder Hausfrauen (aljo Erzieherinnen und Haushälterinnen) , und Dann auf die 
Vorbereitung der erwachienen Mädchen auf allerlei gewerbliche Arbeiten und vielleicht 
auch auf eine Anzahl von Aemtern, die bisher im Großen nur den Männern vorbe- 
A Die weiblichen Fortbildungsichulen wollen demnach geichieden fein 
in joldye 

1) für Erzieherinnen (Mütter und eigentliche Lehrerinnen) 

2) für tüchtige Haushälterinnen (zur Führung eines kleineren Haushalts oder auch 
einer größeren Defonomie) 

3) für gewerblich-technifche Berufsarten 

4) für weibliche Aerzte (nicht bloß für Hebammendienfte,, ſondern aud) für Frauen: 

Krankheiten) 

5) für Künftlerinnen (im Bereiche der Malerei und der verichiedenen plaftifchen 

Künfte, jo wie der Mufif, des Gefanges und der Schaufpielfunft). 

Zur Vermeidung größerer Ausgaben würde e8 ſich empfehlen, in den weiblichen 
Fortbildungsjchulen verjchiedene Sectionen je nad) den verjchiedenen Bildungsbepürf: 
niffen einzurichten, jo daß einige Fächer für alle, andere nur für einige Schülerinnen 
beftimmt wären. Allen jungen Mädchen würde 3. B. zuempfehlen fein: ein Eurfus im 
faufmänniichen Rechnen, in ver Buchhaltung, fo wie in allen den naturwiflenichaftli« 
den und technologiichen Disciplinen, die mit der Hauswirthidhaft im Zufammenbange 
ftehen. Wo fid) übrigens an die Töchterfchulen Selecten anfchließen , würde es dieſen 
zufallen, auf die wa yo praktiſchen mehr, als auf die fogenannten Afthetifchen 
Standesbepürfnifie Rüdjicht zu nehmen. Daß die weiblichen —— in den 
Lectionsplan aller weiblichen Schulen gehören, iſt ſelbſtverſtändlich; nur möchten wir 
diejelben über das Nähen, Striden und Stiden aud) 3.3. auf rein wirthichaftliche und 
auf Gartenarbeiten ausgedehnt und dem entiprechend die weiblichen Erziehungsanftalten 
eingerichtet jehen. Die Lehrerinnenbildung würde am beften in Kindergärten und Mäd— 
chenſchulen zu gewinnen fein; wie es überhaupt erwachfenen Mädchen anzurathen wäre, 
einen Kindergartencurjus durchzumachen, da eine jede Die Möglichkeit ver Berheirathung 
im Auge behalten muß. Bon volfswirthichaftlicher Seite erfcheint es als durchaus gebo- 
ten, tüchtige Mütter, mit Weisheit begabt und mit pädagogifchen Grundfägen, jo wie 
mit erzieherifchem Geſchick ausgeftattet, heranzubilden. Die Unzahl verfommenver oder 
doc der Gefellichaft gefährlicher Subjecte muß außer Anderem namentlich aud dem 
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Mangel an geiftig reiferen, fittlich Fräftigen und alfo zur Erfüllung der erften und wah- 
ren Mutterpflichten geeigneten Frauen zugeichrieben werden. Borläufig find wir noch 
von totalumwiffenden und im Urtheil unreifen Müttern auf der einen, mit nervöſen und 
überbildeten Damen auf der anderen Seite nur zu jehrumringt. Es thut noth, der Ver- 
rohung nicht minder, ald der Hyperfötation durch gediegene, eine einfache, aber fräf- 
tige geiftige Speife gewährende Töchterſchulen entgegenzuarbeiten. Der auf die Spige 
getriebene Modeunfinn unferer Tage, die Blüthe der Salons, die Unmaffe von wan— 
dernden Gouvernanten, Kindermädchen und Ammen, die Unzahl von Leihbibliothefen 
und Journalzirfeln: Dies und vieles Andere gibt Belege für die dringende Nothwen— 
digkeit von Reformen im Gebiete der weiblichen Erziehung. 

Unter den verfchiedenen Gattungen von Schulen müfen wir aud) des Unterfchiedes 
von Gemeinde: oder Staats- undvon Privatſchulen gedenken. Nur ein Wort 
über die legteren. Ihre große Zahl jcheint ihre Eriftenz hinreichend zu rechtfertigen ; die— 
felben erſcheinen als unentbehrliched Surrogat der öffentlichen Volksichulen. Ihre Vor— 
züge fucht man in ihrem jhwächeren Beſuche, alfo in Heineren Claffenförpern, fodann 
aber auch in der größeren Anzahl ihrer Lehrfächer und etwa nod) in der durch fie ges 
botenen Abjonderung der Kinder je nad) der Wohlhabenheit und dem Stande der Eltern. 
Wir möchten nur den erjteren Vorzug gelten lafien, den zweiten höchſtens bedingt, 
d. h. wenn die Volksſchule wirklich etwas ſchwer zu Entbehrendes aus ihrem Lehrplan 
ausichlöffe, und den dritten gar nicht, da ja eine Abionderung der Kinder je nad) der 
Stellung ihrer Eltern ebenjo üble Folgen nad) fi) ziehen muß wie diejenige nach Con— 
feſſionen. Berfchweigen dürfen wir auch nicht die Gefahren der Privatichule: vie 
hauptfächlichite liegt in der finanziellen Stellung des Privatichuldirertors. Dieſe kann 
denjelben nur zu leicht dazu verführen, aus jeiner Schule ein Geihäft, eine Specula- 
tion zu machen, jodaß die Befolgung echt pädagogifcher Grundjäge nicht jelten mit 
dem augenblidlicyen materiellen Intereſſe in Streit gerathen wird. Wie fich einerfeits 
nimmermehr läugnen laffen wird, daß eine Reihe von SPrivatichuldirectoren Epoche 
macende Pädagogen gewejen jeien, ebenfowenig wird man verfennen dürfen, daß 
Alles, was im Unterrichts- und Erziehungswelen auf den Schein berechnet war und 
dem Urtheil der großen Maffe fröhnte, kurz daß alle pädagogiiche Charlatanerie jid) 
vorwiegend im Gebiete der Privatichule vorfand. Gegenüber der vielleicht oft zu con- 
fervativen Haltung der öffentlihen Schulen, deren leitende Behörden mehr oder 
weniger jpröde und langfam in der Berüdjichtigung neuer Ideen zu fein pflegen, zeigt 
die Privatſchule nicht felten den Charakter reformatoriſcher Haft und erperimentirenver 
Pädagogik, und wenn der Lehrförper jener Schulen in feiner Zufammenjegung nicht 
jelten ein allzufeſtes Bollwerk bildet, jo dürfte das Collegium mandyer Privatichule 
einem Taubenſchlag verglichen werden , jo häufig wechjeln bier oft die Lehrkräfte. Der 
Grund für legtere Ericheinung liegt in einem nicht zu überjehenden Umftande. Obgleich 
fämmtliche Lehrer der Privatſchule z. B. in Sachſen gefeglich geprüfte Lehrer fein jollen, 
wird ihre Wirkſamkeit an einer ſolchen Schule doch feineswegs als eine dem Staate zu 
Gute fommende betrachtet , wie jid) daraus ergiebt, daß fein Privatſchullehrer als ſol— 
cher auf eine Staatöpenfion Anſpruch erheben fann. So ift e8 theils dieſe mangelnde 
Ausficht auf Penfionirung , theils die zu ſcharf ausgeprägte Abhängigkeit des Lehrers 
von der Perfönlichkeit und den Schickſalen eines Directors, theild auch Die geringe Be— 
foldung, weldye — im Ganzen — die meiften Lehrer antreibt, jo ſchnell ald möglich 
die Privatichule zu verlaflen und in eine öffentlihe Stellung einzurüden. In Betreff 
der mit Penſionaten verbundenen Privatichulen verweiſen wir auf das über die 
Internate Beigebrachte. 

Es ift ein rühmlicher Beweis für die Cinwirfungen des wahren in der Liebe thä- 
tigen Chriſtenthums, daß durch Schulen nicht blos für Die Heranbildung der ärmften, 
fondern audy der unglüdlichen Geihöpfe gelorgt wurde, welche des einen oder anderen 
Sinnes beraubt oder auch des gefunden Verftandes entbehrend eine ganz bejondere 
Pflege durch Unterricht und Erziehung beanſpruchen. Wir weijen damit auf Die Anftalten 
für Eretins, Blödfinnige, Blinde und Taubftumme, Jit es ſchon jchwierig genug, dem 
normalen Menfchen eine durchaus angemeffene Erziehung angedeihen zu laffen, fo fteigern 
fich die pädagogiichen Schwierigfeiten natürlich um das Doppelte bei Behandlung franfer 
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und Shwachfinniger Kinder. Es müffen die Männer, die fich einem ſolchen Erzichungs- 
werfe mit Freudigfeit und Geichid gewidmet haben, zu den größten Wohlthätern der 
Gefellichaft geredinet werden. Bewunderungswürdig find jedenfalls die Nefultate, 
weldye bejonders der Blindenunterricht häufig erzielt. Wie die ſittlich verwahrloften 
Kinder durch Kinderbeiferungsanftalten, fofollen alle jene geiftig und förperlich 
verfümmerten unglüdlichen Geichöpfe durch wohleingerichtete Anftalten als wenigſtens 
einigermaaßen brauchbare Glieder der Geſellſchaft zugeführt werden. Denn dag ift eines 
der beiden großen Ziele alles Schul» und Erziehungsweſens, daß man der beftehenden 
Gejellichaft im Bernunftftaate immer neue brauchbare, ja edle Organe gewinne, welche 
den Gefellichaftsförper gefund erhalten und ihn nad) der materiellen wie nad) der geiftig- 
fittlichen Seite unablälfig fördern. Das andere Ziel, die Bürger eines unfichtbaren 
Gottesreiches zu erziehen, wird nur mit ftetem Hinblid auf das erftere erreicht werden 
fönnen. 

Literatur: Pädagogiſche Syiteme von Schwarz, Niemever, Schleier- 
macher, Palmer, Rofenfranz, Waigu. A. — Pädagogiiche Encyflopädieen 
v. Schmidt, Stoyu. A. — Geihichten der Pädagogif v. Krahmer Pädagogik 
der Alten), Raumer, Schmidt, Schwarz (geſchichtliche Einleitung in deflen Er: 
ne — Gomnafialpädagogif v. Thaulow, Schmidtu. A. — Ueber 
Univerfitäten]. Schleiermader (Pädagogif), Herder, Savigny, Gervinus, 
Diefterweg, Steffens, Erdmann, Scheidler, Schelling u. A. — Ueber 
Elementar- u. Volfsichule befondersDiefterweg, Gräfe, Harniſch, Dinteru. A. 
— Das meifte Material über den Kampf zwiichen den Vertretern der realiftifchen und 
humaniftiihen Bildung enthalten die pädagogiichen Zeitichriften, von denen wir bei: 
jpielöweije nennen: Mützell' s Zeitichr. für Gymnaſialweſen, Jahn's Philolog. 
Jahrbücher mit einem pädagog. Theile herausgegeben von Fledeifen und Mafiug; 
Langbein's pädagog. Archiv; Diefterweg' 8 Rheinische Blätter und Jahrbücher; 
Lüben's Pädagog. Jahresbericht, Berthelt's Allgem. Deutfdye Lehrerzeitung ; die 
Reform von Lauckhardt ıc. — Werthvolle ftatiftiiche Materialien über die Schulen’ 
in den verſchiedenen Staaten enthalten ftatiftiiche Werfe wie die von Kolb, Bra— 
chelli, Srang, Ezovernig, Schmidt (Statift. Handbücdlein für die öfterr. Mo- 
nardyie) ıc.; Jahrbuch für die amtliche Statiftif des Preuß. Staats; ferner die Volfe- 
wirtbfchaftlichen Werfe von Roſcher, Rau, Schulze [von denen der zweite ſich be» 
ſonders aud) über Armen- und Fachſchulen verbreitet, während alle drei ausführliche 
Beridyte über Iandwirthichaftliche Afademieen und Aderbaufchulen liefern). Wie Ev. 
Jac. Noeggerath „die Anftalten zur Beförderung der Gewerbetreibenden ıc. in 
Deutſchland“ in einem Schriftchen behandelt, fo finden wir auch werthvolle Berichte 
über die Schulen fremder Länder, 3. B. bei Thierich {der im Auftrag der bayr. Re— 
gierung eine pädagogiſche Reife machte), Wieſe (Briefe über engl. Erziehung, aud) 
Einiges über holländische Schulen), Voigt (über engl. Erzieh.), E. Wagner (das 
Volksſchulweſen in England), A. Tylor (Induftrie und Schule, Mittheilungen aus 
England, deutih v. B. v. Öugler), Huber (in defien Reifebriefen 3. B. Beichrei- 
bungen belgiſcher und holländiicher Rettungsanftalten zu treffen find), Dieſterweg 
(über däniiches Schulweſen), x. — Ron anderem Material, das und vorgelegen, 
nennen wir: Gutachten der Handeldfammer zu Breslau über die Drganifation der 
Fortbildungsichulen für die dem Handwerk, Fabrik und niederen Handelsgewerbe ſich 
juwendende Jugend auf dem Lande und in den Städten. Breslau 1864. — Die 
modernen Berufsichulen von A. Steffenhbagen. Bardim 1852. — Das land» 
wirthichaftliche Inftitut in Jena, befchrieben v. Schulze. Jena 1843. — Nagel, 
Die Idee der Realjchule ıc. Ulm 1840. — W. Löbe, Die landwirthichaftlichen Lehr: 
anftalten Europa’s. — C. Köriftfa, Der höhere polytechnifche Unterricht in Deutich- 
land, der Schweiz, Frankreich, Belgien und England. Gotha 1863. — Holzapfel, 
Mittheilungen über Erziehung und Unterricht in Franfreih. Magdeburg 1853. — 
8. Schoedler, Die höheren techniſchen Schulen nad) ihrer Idee und Bedeutung. 
Braunfchweig 1847. — K. Preusker, Bürgerhalle. Anjtalten und Ginrichtungen 
zur cn fowie zur allgemeinen Kortbildung des Bürgerftandes. Meißen 1848. 
— J. H. v. Weſſenberg, Ueber die Bildung der Gewerbetreibenden Volfsclaffen ıc. 
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Eonftanz 1833. — R. Rotter, Die Realfchule als Mitbegründerin eines freien Bür- 
— x. Wien 1862. — Brougham, Praktiſche Bemerkungen über die Aus- 

ildung der gewerbetreibenden Claſſen ꝛc., mit Vorrede und Anm. von Klöden. 
Berlin 1827. — Nebeniug, Ueber techniiche Lehranftalten in ihrem Zufammen- 
hange mit dem gefammten Unterrichtsweſen. Karlsruhe 1833. — F. Schmitt, 
Statiftif des öfterreichifchen Kaiferftaates. Wien 1860. — Klöden, Ueber Bort- 
bildung der Gewerbtreibenden außer der Schule, Programm der Gewerbfchule in Ber- 
lin. Berlin 1827. — Desberger, Ueber öffentl. Unterricht überhaupt und über 
polytehnifhe Schulen indbefondere. ee und Leipzig. 1827. — T. Franke 
u. J. A. Schubert, Die polytechniſche Schule ald Grundlage aller techniſchen Fach— 
fhulen Sachſens. Dresden 1849. — Hehl, Die Reorganifation der höheren Gewerb: 
ſchule in Caſſel, ein Beitrag zur praftiichen Pädagogif. Caſſel 1849. 2. Heft. Mar- 
burg 1850. — Scheidler, Ueber das Univerfttätsttudium der rationellen Deconomie. 
Jena 1862. — Scheidler, Ueber Weſen und Werth der allgem. Studien, jo wie 
über ven Zufammenhang und die Wechjelwirkung zwifchen der höheren, namentlich 
rationell-öfonomijchen Gewerbs- und Gelehrtenbildung. Jena 1861. — Weiden: 
hammer, Zwed und DOrganifation der landwirthichaftlichen Lehr-Anftalten und Vor— 
ſchläge zu deren Reorganifation. Düffeldorf 1863. — K. Preusfer, Andentun- 
gen über Sonntage: , Real: und Gewerbichulen,, Cameralftudium, Bibliotheken, Ver: 
eine u. a. Förderungsmittel des Gewerbfleißes und allgemeiner Bolfsbildung, 3 Thle., 
Leipzig 1835. — NM. v. Lengerke, Statiftif der deutichen Bundesftaaten in 2 Bänden. 
Braunfchweig 1840. — 8. F. H. Straß, Ueber dieMittel zur befleren, materiellen 
und — Heranbildung der künftigen Generationen, Berlin 1855. — J. Haft, 
Der Pauperismus; praktische Vorſchläge zu Reorganifationen im Armen-, Kranfen- 
und Gefängnißweſen ıc. Berlin 1853. — Ehr. Fr. Lange, Ländliche Erziehungsan- 
ftalten für Armenfinder, zur gartenmäßigen Betreibung des Aderbaues, als das aller» 
wohlfeilfte, zwemäßigfte und durdhgreifendfte Mittel gegen das Ueberhandnehmen der 
Armennothrc., 3Thle, Dresden u. Leipzig 1836—47. — H. Keferftein, Pädagog. 
Briefe. 1. Theil: Zur Reform der Volksſchule; 2. Theil: Zur Beurtheilung der 
höheren Lehr: und Erziehungsanftalten; 3. Theil: Pädagogiſche Wanderungen. 

Dr. Keferstein. 


Schulzwang. 

Jedermann begreift, wie der Staat dazu fomme, die Schulpflidtigfeit zu 
einem Grundgefege zu machen. Er will fih damit eben nur Die Garantie einer 
fittlihen und den Bedingungen der ftaatlihen Exiſtenz genügenden Gejellichaft 
von Unterthanen refp. Bürgern verichaffen. Will fi der Staat den übermäßigen 
Kampfwider eine zahllofe Menge unbrauchbarer, roher , wilder Elemente in jeinem 
Innern erfparen, will er namentlich auch deffen überhoben fein, verhältnigmäßig 
mehr Repreffalien gegen die Krankheitsitoffe und gegen das Unbrauchbare in jeis 
nem Körper ergreifen zu müſſen, als pofitiv auf und ausbauend wirken zu fönnen, 
dann wird er der Pflege und Heranbildung der Unmündigen eine ganz entjchiedene 
Aufmerkjamfeit widmen müflen. Denn immer wird fi) die vernadyläffigte, frei 
gelaffene Natur des Menichen an denen rächen, die fie eben nicht rechtzeitig zu 
zügeln und zu fittigen juchten. Den Staat lediglich zum Hüter von Leben und 
Eigenthum feiner Unterthanen zu ftempeln, ihm feine anderen höheren Aufgaben 
zu jtellen, jcheint uns auf ein Verfennen und Unterfhägen der Miſſion des 
Staates hinaugzulaufen. Warum foll er auf Gefängniffe und Arbeitshäujer, wa- 
rum auf ein Heer von Richtern und Aufjehern größere Summen verwenden, ald 
auf Schulen und Lehrer! Der Mangel an freien Staatderziehungsanftalten bedingt 
die Ueberzahl von Zwangsanitalten jeglicher Art., Und warum jollte der Staat, den 
man doc) gern im Lichte einer fittlihen Gemeinfchaft betrachtet, immer erſt darauf 
warten, bis in den entfernteften Puncten feines gefellichaftlichen Körpers das Bedürf: 
niß nad) und die Einficht für Bildungsmittel erwacht ift. Die menſchliche Natur will 
überall zuerft äußerlich befriedigt und gejättigt fein, bevor fie den edleren und feineren 
Genüfjen nachgeht. Der gemeine Mann entichließt ſich fehr träge dazu, einen Theil 
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feines Erwerbes auf die Unterweifung feines Kindes zu verwenden ; befonders dann, 
wenn fich feine Ausficht eröffnet, e8 werde fein Kind je zu einem Pig ſchwierigeren 
Berufe durchdringen, als der ſeinige iſt. Alle mächtigen Fortſchritte in der Geſell— 
ſchaft ſind —* von wenigen Einzelnen ausgegangen, deren Einſicht dem allgemei— 
nen Verſtande vorauseilte und die ſich nur die Aufgabe ſtellen mußten, für ihre Ein— 
ſicht Propaganda unter der Menge zu machen. Die leitenden Organe des Staates 
werden entweder ſelbſt als die vorangehenden einſichtsvolleren unmittelbar erſcheinen, 
oder fie werden fich der offenbar überzeugenden Vorſchläge Anderer aus dem Wolfe be- 
mächtigen. Wie jpröd die Maſſe gegen das ihr gebotene Gute fei, fehen wir daraus, 
daß überall nody Eltern ſich dazu zwingen laflen, ihre Kinder felbft unentgeltlich in 
eine Schule zu ſchicken. Lieber nehmen fie diejelben mit in die Fabrik und auf den 
Tagelohn, um ihre phyſiſche Arbeitskraft möglichit früh augzubeuten. Um die weiteren 
Folgen folder Fahrläffigfeit find fie nicht mehr beforgt, al8 der wüfte Verfchwender 
um das „Morgen“ feines Dafeins. Wollten wir Rs auch den Schulbejuh nicht 
apriori ald einziges weſentliches Mittel zur Sittigung und Entwilderung der Maſſe 
der Unmündigen betrachten, jo müßten wir doc wenigftens jeder wohlgeleiteten und 
gut bejtellten Schule einen hohen Beruf, befonders allen denen gegenüber einräumen, 
welche im Haufe, in ihrer Familie feinerlei fördernde Einflüffe erfahren. Gebildete Eltern 
fönnen die Schule allenfalls erjegen, woher aber den Kindern rober, vielleicht in Laſter 
und Verbrechen aller Art verjunfener oder doch von materieller Arbeit und von ma- 
teriellen Intereſſen faft ganz in Anjprud) genommener Eltern eine bildende Einwirkung 
kommen ſolle, wenn nicht von der Schule, das willen wir faum zu fagen. 

Aber freilid die Proclamation der „allgemeinen Edyulpflichtigfeit” "als eines 
EStaatsgefeges genügt nicht. Hinzutretenmuß vielmehr erſtlich eine theilweije freie Ge— 
währung des Schulbeſuches und zweitens eine wirklich angemeflene Einrichtung der ſo— 
genannten Volfsichule, als derjenigen Schule, auf deren — zunächſt jenes Geſetz 
berechnet erſcheint. In Wirklichkeit beſtehen an vielen Orten ſogenannte Frei» oder 
Armen- oder Communalſchulen, deren Benutzung entweder ganz unentgeltlich oder um 
ein Minimum von Edyulgeld zu haben ift. Erft nad) Gewährung des freien Unter: 
richts läßt jih der Schulzwang allen den Eltern gegenüber Kr Bea und durd)- 
führen, deren Eubjiftenzmittel nur einmal höchftens für Beſchaffung des Nothwendig— 
ften ausreichen wollen. Im Uebrigen aber hat man fid) gewip mit Recht gegen eine 
allgemeine Unentgeltlichfeit des Unterrichts erflärt, indem man geltend machte, daß 
dergewöhnliche Menſch Dinge und Einrichtungen gering achte, die er ohne jedes Dpfer 
haben könne. Wieder anders würde die Frage zu entjcheiden fein, ob man dem Aerm— 
ften, der alſo fein Schulgeld entrichten fann, nur*ein geringftes Maaß von Edulbil- 
dung und Unterricht gewähren oder ihm aud) den Zutritt zu höheren Bildungsanftalten, 
wie zu Fachſchulen, gewähren jolle. Erſt eine dahin gehende Ginrichtung würde dem 
Geſetze des Schulzwanges die Krone aufſetzen. Denn nun erft wäre jedem —28* wer⸗ 
denden Talent, jeder ſtrebſamen Kraft die Bahn geöffnet, erſt nun würden alle ein leb— 
hafteres Bildungsbedürfniß empfinden, da ihnen das Weiterbauen auf den gewonnenen 
Elementarkenntniſſen in Ausſicht ſtände; erſt nun würde die ganze Bildungsfrage von 
jeder kaſtenmäßigen Beeinfluſſung befreit erſcheinen. 

Die Befürchtung, daß bei Gewährung eines höheren Bildungspenſums an die 

Kinder der niederen Stände, der arbeitenden Claſſen, deren Anſprüche auf beſſere, an— 
—— Beſchäftigung, jo wie aufverfeinerte Genüſſe, höheren Lohn und dergl. wach— 
en möchten, daß man am Ende gar feine Leute mehr für gröbere Arbeit und niedrige 
Dienftleiftungen finden werde u. |. w. beruht auf falſchen Worausfegungen über die 
ſocialen Rechte jedes Einzelnen , jowie auf irrigen Vorjtellungen von dem Wejen und 
den Wirkungen jeder wahren Bildung. Es ijt durchaus unchriſtlich und lieblos, die 
Geifter der Armen um ihrer Armuth willen darben zu laſſen; es iſt aber aud) gegen 
das öfonomifche und jedes andere reale Interefje des Staates dem Talente und der 
entſchiedenen Begabung nicht völlig freie Bahn zu laffen. 

Während man bis heute weder in Großbritannien, noch in Franfreich es zu einem 
Volloſchulgeſeh gebracht hat, welches den Schulzwang“ proclamirte, befteht ein 
ſolches in allen deutfchen Staaten, theilweife ſchon feit dem vorigen Jahrhundert. In 
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Preußen fegte das Edict vom 28. September 1717 den Schulgwang für Kinder vom 
5. big zum 12. Jahre feit und ward derfelbe am 29. September 1736 eingeführt, Nach 
den General:Landichaftsreglement vom Auguft 1763 dehnte man den Schulbeſuch bis 
zum 14. Jahre aus. Im Königreih Sachſen befteht der Schulzwang nad) dem Gejege 
vom 6. Juni 1835 für Kinder vom 6. bis 14. Jahre. In Bayern tritt zu dem Schul— 
zwange für Kinder vom 6. bis zum 13. Jahre der weitere Zwang des Bejuches der 
Feiertagsichule bis zum 16. Jahre. Gleiches findet fi) im Großherzogthum Baden, 
wo nad) dem Volfsjdyulgefege vom 18. Mai 1834 — (theilweife geändert am 3. Det. 
1851) — fid) das fhulpflidytige Alter für Knaben vom 6. bis zum 14. Jahre und für 
Märchen bis zum 13. Jahre erftredt. In Kurheſſen ward die Schulpflichtigfeit in 
den Jahren 1803 und 1818 geregelt und die Jahre vom 6. bie zum 14. als Schuljahre 
feftgeftellt (ebenjo in Hannover nach dem Volksfchulgejege vom Mai 1845 und im 
Großherzogthum Heſſen nady dem Gefege von 1832). In Würtemberg gilt das 7. 
Lebensjahr als fchulpflichtiges Alter (f. Geleg vom 29. September 1836, mit Verän- 
derungen vom November 1558). Auch hier muß die Sonntags» (Fortbildungs-) ſchule 
bis zum 18. Jahre beſucht werden. 

Dbwohl der Staat fid) das Recht beimißt, den Schulzwang gefeplich einzuführen, 
erklärt er dody vorwiegend die Schule für eine Gemeindefahe (jo Würtemberg, wo jede 
Gemeinde eine oder mehrere Volksschulen unterhalten muß; Heflen-Darmitadt, Hans 
nover, Kurhefien, Bayern ıc.). Und zwar legt er derjelben die Pflicht der Aufbringung 
der Mittel zur Unterhaltung der Volfsfchule auf, indem er fich nur im Nothfalle zu 
Subſidien bereit erflärt. Im Jahre 1821 gab der preußiiche Staat 147377 Thlr. oder 
6%, der Oefammtfoften der Volfsfchule und 1857 217336 Thlr. oder ca. 3%, der 
Lehrergehalte. Dazu fam ein unbeftimmter Beitrag zur Verbefierung der Elementar: 
Ichrergehalte: 1852— 1857 45772 Thlr. Die Unterhaltungstoften für die Seminare, 
die doc auch der Volfsichule zu Gute fommen, wurden theils aus eigenem Vermögen 
und Stiftungen, theils ca. 77% vom Etaate beitritten. Hierbei darf übrigens nicht 
überjeben werden, daß in Preußen den öffentlichen die Privatvolfsichulen in 
keineswegs geringer Zahl gegemüberftehen. Es befuchten 1861 in Preußen von 3090294 
ichulpflidhtigen Kindern 2875936 vie öffentlichen und 84021 concejfionirte Privat: 
Ihulen. Für die Lehrergehalte wurden durch Schulgeld 2320968, durch die Gemein— 
den und Fundation 4’799958, durch den Staatnur 328298 Thlr. aufgebracht. In Baden 
gewährte nad) neueſtem ftatiftiichen Ausweis der Staat für Volksſchulen 130799, für 
höhere Bürgerichulen 31000. Die Finanzperiode von 1564/66 weift in Braunfchweig 
für Seminare und Bürgerichulen 51681, für Dorfſchulen 22269 auf. Der Gtat von 
1564/65 gewährt in &.- Detmold der Glementarjchule 24382, der Mittelfhule 4448. — 
Die ganze Staatsausgabe für den Primärunterricht belief ſich in Jtalien unter der 
neuen Regierung nur auf etwa 112000 Duc. — In Polen werden die Mittel zu den 
Glementarjchulen durch Steuern aufgebracht, die gleihmäßig auf alle Einwohner ver: 
theilt find; die Krone giebt jährlich Beifteuern (f. Ausland 1865. 3N.). — Wenn 
u. U. die Schweizercantone im Vergleich zu allen Staaten Europa's verhältniß- 
mäßig vielleicht die größten öffentlichen Bonds für Unterrichts: und Erziehungszwecke 
auswerfen,, wenn fich hier namentlich ein bedeutendes Plus zu Gunften des Unter 
richtsfonds gegenüber denen für das Heerwefen — gerade umgefehrt in Frankreich — 
herausftellt , h, dürfte doch hieraus fein nadter Schluß auf die abjolut höhere oder 
niedere Dotirung 3. B. der fchweizeriichen Volksſchulen gezogen werden, da ja, was 
in der Schweiz aus den öffentlichen ſtaatlichen Caſſen nady diefer Seite hin verwendet 
wird, anderwärts theild aus Schulgeldern, tbeild aus Stiftungen und aus Gemeinde: 
mitteln aufgebracht werden fann. Um ein völlig Mares Bild über die in verfchiedenen 
Staaten für Unterrichtsgwede überhaupt und für das Volksſchulweſen insbejondere 
verfügbaren Geldmittel zu gewinnen, müßte man vor Allem die Quellen nadweijen, 
aus denen hier und dort geichöpft wird, Nicht minder wäre auf die Angaben über die 
Menge ihulpflictiger Kinder überhaupt und der die Volksſchule Beſuchenden insbe: 
fondere, und endlic auf die allgemeinen Preisverhältniffe in den verjchiedenen Ländern 
einzugehen. Leßteres wäre befonders bei einem Vergleiche der Lehrergehalte, ihrer Mi— 
nima und Marima unumgänglid) nöthig. 
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Welche tiefeingreifenden Folgen in fittlicher und volfswirthichaftlicher Beziehung 
übrigens der Schulgwang und ein regelmäßiger, aus ihm rejultirender Schulbefuch mit 
fich führe, Das zeigen und 4. B. Beobachtungen an der Verbrecherftatiftif. Es wird 
ich nämlid wahrnehmen lafien, daß die größere Zahl der Verbrecher ohne jede Ele- 
mentarbildung geblieben fei. Nach Kolb (Stat., neue Aufl.) waren in Frankreich von 
den Dur die Schwurgerichte abgeurtheilten Angeklagten ganz ohne Schulbildung 
1862: 1953 — 39,, %, hatten beſſere Schulbildung nur 321 = 6,, % Bon je 1000 
Angeklagten waren unterrichtet 1862: 843. Einen Schlüffel für die faubere Briganten- 
wirthſchaft in Jtalien finden wir wohl mit Recht in folgenden Angaben : nad) neueren 
Unterfuchungen fonnten von je 1000 Einwohnern weder lefen noch fchreiben : 

in den alten ‘Provinzen und der Lombardei 461 männliche, 574 weibliche, 
in Mittelitalien . . 2 2 2020.64 . 750 = 
in Neapel und Sicilin . . 2 2...835 z 938 — 

In Unteritalien ergeben die Erhebungen unter der neuen Regierung, daß von 3094 
Gemeinden, die nach Einwohnerzahl und Bedeutung jedenfalls Primärfchulen befigen 
jollten, 1084 deren ganz entbehrten und daß an 900 Scyulen der Unterricht durch In— 
dividuen ertheilt wurde, die jelbit der Glementarfenntniffe ermangelten. Mit vielen 
Lehreritellen war feine höhere Bejoldung verbunden, als 18 Ducat. (ca. 21 Thlr. jähr: 
lichj. Und es ſtimmt zu der ungeheueren Menge von Verbrechern im Kirchenftaate, 
wenn bier 1859 für Unterricht und Wohlthätigfeit nicht mehr aus dem Staatsbudget 
aufgewendet wurde, ald die Feftlichfeiten bei Creirung von 8 neuen Gardinälen er: 
heifchten und wenn man, wie feiner Zeit auch in Rußland, Defterreich ıc., das Volf 
in möglidhfter Unwiſſenheit hält. In Belgien fonnten beim Eintritt in die 
Zudythäufer von 1000 Sträflingen weder lefen nody ſchreiben 1850: 550, 1855: 
566; mehr ald leſen und Ichreiben 1850: 18, 1855: 14. Die Zahl der fhulpflich: 
tigen Kinder betrug jchon 1856 : 699731, dagegen fanden ſich 1860 erft 515892 in 
die Schulregifter überhaupt nur eingetragen. In Spanien, das man heutzutage doch 
auch nur höchſtens zu den ſich erholenden Gulturländern zählt, beträgt der gewöhn— 
liche Jahresaufwand für das Volksſchulweſen 61589465 Real., nämlich 17466632 aus 
Stiftungen, 547330614 von den Gemeinden und 5'792219 Schulgeld. Dazu fam in den 
5 Jahren von 1856 —60 zuſammen ein außerordentlicher Aufivand von 21529587 R. 
Nach der Aufnahme von 1860 Fonnten von den Einwohnern 

lefen und fchreiben: 2413944 männliche, 716071 weibliche, 
nur lefen: 316565 s 359095 ⸗ 
keins von beidem: 5’034608 :  6'802807 : 

In Portugal zählte man 1822 29000 Geiſtliche und nur 873 Elementarſchulen. 
Selbit 1854 beftanden erft 1349 Volksſchulen = 1 auf 3000 Einwohner und 1 Schüler 
auf 84 Menihen. — In Griechenland fol man 1853 gezählt haben 30 Biſchöfe und 
Erzbiſchöfe, 5114 Beiftlihe, 12549 Beamte, dagegen nur 674 Lehrer. — Die ganze 
Bevölkerung des Königreihs Polen zählte 1862 nur 151557 Perſonen beiderlei Ge: 
ſchlechts, die eine höhere Bildung beſaßen, 846767 die leſen und fchreiben fonnten und 
3973869 Individuen ohne alle Bildung, (!) Alfo von 4972193 Perfonen beiderlei 
Geſchlechts gegenwärtiger Bevölferung fönnen nur 2% zu den Gebildeten geredynet 
werden, während 7%, eine ganz oberflächliche Bildung haben und 80,, % gänzlich unge: 
bildet find. Letzterer Kategorie gehört befonders der Bauernjtand an. Durch Ufafe 
vom Auguft 1864 find allerdings Reformen angebahnt.) Wie ſchon in den Staaten, 
welche den Schulzwang lange eingeführt haben, e8 Schwierigfeiten Foftet, Die arbeiten: 
den Glaffen an den „Lurus“ des Schulbeſuchs zu gewöhnen, wenn es hier fogar gilt, 
mit Strafen feinen Zweck zu erreichen, wenn bier namentlid) durch Freifabriffchulen 
u. dgl. dem Geſetze Nachdruck gegeben werden muß, wie ungleich ungünftiger wird ſich 
da nicht das Verhältniß in folhen Staaten herauöftellen, welche jenen Zwang nod) 
nicht bei jic) eingeführt haben. Der Genfus von 1861 ergab für England 4’449242 
Individuen im Alter von 5—15 Jahren ; davon erhalten überhaupt 2616731 Unter: 
richt ; 633274 find „aufandere Weile beihäftigt” ; 17194247’ find zu or ohne Schul⸗ 
unterricht. In Franfreich giebt es 1018 Gemeinden ohne jede Schule, 10119 andere 
Orte befigen foldhe nur vorübergehend ; ohne eigene Schulhäufer waren 19303 , 600000 
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Kinder blieben ohne jeden Unterricht. Gegen 6 Millionen Staatsſchulfonds für Volks— 
fhulen ftanden 463 Millionen für die Land- und Seemacht; ja für das ganze Volks— 
ſchulweſen war weniger ausgeworfen, als was der Hof direct oder indirect foftet. Won 
288936 Heirathenden Ffonnten 1860: 86142 Bräutigame und 129744 Bräute nicht 
einmal ihren Namen unterfchreiben, 1861 konnten von 305203 Heirathenden 89339 
Bräutigame, 134782 Bräute dies nicht leiften. Von den 1860 conferibirten Jüng— 
lingen konnten weder lefen no cd) jchreiben: 90781 = 29,5%, eine höhere Bildung 
darthun nur 9198 — 2,55 °%. 

Wir fommen in Betreff des Schulzwanges fchließlich zu folgenden Rejultaten: 
Derfelbe fcheint berechtigt, ja nothwendig 1) um dem Staate die nöthigen Garan- 
tieen der Heranbildung einer Bevölkerung zu gewähren, welche im großen Ganzen 
wenigftens die Grundlagen der Geftittung und der praftifchen Brauchbarfeit in 
fid) aufgenommen hat: 2) weil der Saumfeligfeit in dem Grgreifen des dem Staate 
Nüslichen, ja Unentbehrlichen auf Seiten gahlreiher Staatsangehöriger jederzeit und 
in allen möglichen Beziehungen durch gefegliche Beftimmungen nachgeholfen wer: 
den muß; 3) weil eben die Schulbildung als dem unter 1. angegebenen Bedürfniß 
des Staates am meiften entfprechend erfcheint. Dagegen ift, als den Schulzwang noth— 
wendig ergänzend, Folgendes feftzuftellen: 1) Der Etaat hat dem Schulweſen die 
ftärfiten Garantieen einer fahgemäßen Organifation und eines möglichit hohen Er» 
folges zu gewähren: 2) Der Staat hat die Pflicht, dem Unbemittelten den Schulbeſuch 
zu erleichtern und überhaupt die Gelder mit aufbringen zu helfen, weldye zur Unter: 
haltung guter Schulen unumgänglidy nöthig find. Aus 1. folgt, daß die Schule 
überhaupt weſentlich eine Sache des Staates ei. 

Literatur: Die hierher gehörige Literatur f. Liter. unter Art. Echule und be- 
fonders die dort aufgeführten ftatiftiichen Werfe. Dr. Keferstein. 

Nachſchrift der Redaction. Angefichts der freien Selbſtbeſtimmung, welche 
die Volfswirthichaft in allen Zweigen des rein wirthichaftlichen Lebens und jelbft bei 
der wiſſenſchaftlichen und technifchen Ausbildung Erwachſener nad) dem hodyzuhalten- 
den Grundfage freier Selbftverantwortlichfeit zur Geltung zu bringen hat, fann die 
Einführung beziehlich Beibehaltung des Schulzwanges allerdings Befremden er: 
regen, mindeftend möchte der Vorwurf der Inconſequenz auf den erften Blid nicht er: 
ſpart bleiben. Zu den jehr wichtigen Gründen, welche in vorftchendem Artifel ent: 
wickelt worden find, fommt aber noch hinzu, daß bei Kindern bis zu dem jchulpflich- 
tigen Alter von 12 (wie 3. B. in Deiterreich) oder 14 Jahren von einer Eelbitbeftim- 
mung und einem Flaren Erkennen der VBortheile einer guten Schulbildung unmöglid, 
die Rede fein kann. Vielmehr find die Eltern verpflichtet, mit Rückſicht ur das jpätere 
Fortfommen ihrer Kinder diefe Sorge zu übernehmen, wobei freilich in Betracht fommt, 
daß die Eltern bei Vernachläffigung ihrer Pflicht die Folgen in der Regel nidyt jelbft 
zu tragen haben. Läßt ſich alfo hier die Selbftwerantwortlichfeit nicht durchaus an- 
wenden, fo darf man bei ver Wichtigkeit einer ausreichenden Bildung für den fpäteren 
Staatsbürger dem Staate felbft die Pflicht aufchreiben, die Rechte der Unmündigen da 
zu wahren, wo fte verlegt werden, und anftatt ſich in eine Unterfuchung zwiſchen ſäu— 
migen und pflichttreuen Eltern einzulaffen, macht der Staat für alle Kinder den Echul: 
befuch obligatorifch. Dies ift die Rechtsbaſis für einen Zwang, der übrigens doch nur 
gewifjenlofen Eltern läftig fallen wird, da bei verftändigen und pflichtgetreuen Vätern 
und Vormündern e8 der gefeglichen Verpflichtung nicht bedürfen wird. H.R. 


utz. 

9 — den Auffaſſungen über das Weſen und die Aufgabe des Staates treten uns 
gegenwärtig drei Theorieen als die wichtigſten und bedeutendſten hervor. Die erſte, 
am meiften von der modernen Philofophie (Hegel und feine Edyule) vertheidigt, be 
trachtet ven Staat lediglich als Selbſtzweck. Er ift ihr „Die Wirklichkeit der ftttlichen 
Idee, der göttliche Mille ald gegenwärtiger, die Wirklichkeit der Idee des Guten, in 
welchem der Wille allein feine Eittlichfeit und Pflihtmäßigfeit bewähren fan.“ Die 
Eittlichkeit und die Rechte der einzelnen Individuen find nur cin Mittel, um den allge 
meinen Geift des Staats hervorzubringen. Alle Beftrebungen gehen in den Staatd- 
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zwed auf und der Vernunft des Staates müffen fich alle Einzelwillen unbedingt unter- 
ordnen und in ihr aufgehen. Nach diefer Anſchauung ericheint der Staat nicht ale die 
Ergänzung , jondern al& der Inbegriff aller übrigen menſchlichen Verhältniſſe. Mit 
Dieter Auffaſſung fommt das Redyt der ru Ale niemals zur vollen Geltung. 
Ihre praftiiche Conſequenz ift die Verherrlihung des patrimonialen und bureaufra- 
tifchen Staates, der abfoluten Bevormundung des Einzelnen durch die Geſammtheit. 

Eine entgegengejegte zweite Anſchauung betrachtet den Staat ausſchließlich als 
eine Zwangsanftalt zum Schupe des Rechted und der äußeren Freiheit. Ihr Ideal ift 
der abfolute Rechtsſtaat. Die Vertretung diefer Anficht finden wir insbefondere bei 
Kant und feiner Schule; unter den Neueren vorzüglidy bei Rotteck und Welder. Einer 
dritten Theorie begegnen wir in den focialiftifhen Schulen. Sie löſen den Begriff des 
Staates umgefehrt in den Begriff der Geſellſchaft vollftändig auf. Ihnen ift der Staat 
wenig mehr al& eine große Erwerbsgejellichaft, der faft ausichließlich zur Erfüllung und 
Erreichung öfonomifcher Zmede bejtimmt ift. Mit dem Schuge der Arbeit, mit der 
Verbeflerung des Loojes der arbeitenden Elafien, welche zwar ein wichtiges, aber 
immerhin doch nur ein untergeordnetes Glied in der Kette der focialen und menjchlidyen 
Aufgaben bilden, ift ihnen die höchſte Idee des Staates und die höchſte Aufgabe des 
Menſchengeſchlechts verwirklicht. Diefe ausfchließliche Richtung auf die materielle Seite 
des Lebens treffen wir bei allen Eocialiften von Baboeuf, St. Simon und Fourier an 
bis auf Cabet, Louis Blanc, Proudhon. 

Der Staat ift jowenig Selbitzwed, wie bloße Rechtsgemeinſchaft oder Erwerbe- 
geſellſchaft. Er ift auch eine Gulturgemeinihaft. Das Recht umfaßt (f. Art. Necht) 
nur eine Seite, keineswegs das Ganze des fittlichen und Geifteslebend der einzelnen 
Völker und Individuen. Der Rechtsjuftand ift ein wejentlicher Beftandtheil der Eultur 
und Givilifation, umfaßt aber nidyt ſämmtliche Beziehungen derjelben. Der Staat 
fann zwar nidyt die innere Gittlidyfeit bei dem Einzelnen hervorbringen, allein feine 
Aufgabe ift e8 für die äußere Wohlfahrt und die fittliche und geiftige Bildung des Volkes 
zu jorgen. Er erfcheint ſonach als das Mittel zur Erreichung der vernünftigen fittlichen 
Zwede des Einzelnen. In diefem Sinne wurde die Idee des Etaated ſchon von Ari- 
ftoteles und Hugo Grotius, unter den neuern Denfern aber von Herbart, Kraufe, 
Ahrens, Fichte jun., Stein u. A. aufgefaßt, und nur durch dieje Auffaffung 
wird ung die hiftoriiche Entwidelung des Staats begreiflih, während entgegengefeßten- 
falls eine Mehrzahl wichtiger Thatſachen, Ericheinungen und Einrichtungen völlig 
unaufgeflärt bleiben muß, welche durchaus den Charakter des ſchlechthin Zufälligen 
und Andersjeinfönnenden an ſich tragen. 

Der Staat ald Rechts- und Culturgemeinſchaft ift die über dem forialen Leben 
ftehende und befchügende Macht. Als foldye bat er zunächft das Recht der freien Per— 
fönlichfeit (f. Art. Recht) oder perfönlichen Freiheit und deſſen Ausfluß das Recht und 
die Freiheit des Gigenthums zu ſchützen. Sodann aber den Verkehr, den unabläffigen 
Austausch der Befige und Arbeitsleiftungen, und die aus dem Verkehr hervorgehenden 
BVertragsformen in ihren jelbitändig getroffenen Anordnungen zu gewährleiften, endlich 
aber das verlegte Recht durch Rechtsſpruch oder Strafe wiederherzuftellen. 

Nächſtdem hat der Staat aber noch anderen al8 den Rechteinterefien Schutz zu 
gewähren. Nächſt der Rechtspflege hat er für die bürgerliche Ruhe und Sicherheit 
(Sicyerheitspolizei) , für die Sicherheit des Vermögens, der Landwohlfahrt, der leib- 
lichen Geſundheit der Menfchen und Nusthiere durch die Wohlfahrtspoligei) au forgen 
fowie die Unmündigen und Unfelbftftändigen vor Irrthümern und Nachtheilen durch 
das Vormundfchaftsweien zu bewahren ; vor Allen aber audy die fittliche Wohlfahrt und 
Eultur des Volkes durch allgemeine Schulen und Studienanftalten, durch Errichtung von 
Kunft- und Wiffenfchaftsanftalten zu befördern und die öffentliche Eittlichfeit nicht bloß 
durch Beftrafung von Verlegungen derfelben, fondern auch durch Auszeichnungen und Be- 
lohnungen für jelbft aufopfernde Thaten zu fchügen. Schwerlich wird man ſich mit 
der Erflärung NRotteds begnügen, daß die Eorge für die Eulturbildung nur darım 
in den Zwed feines Rechtöftaates fällt, weil darin ein wirffames Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung der Äußeren Rechtsordnung liege. 

Dagegen fällt es außerhalb der Aufgabe des Staats, den Verkehr durch eine Or- 
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ganijation deffelben befchüsen zu wollen. Der wirkliche Verkehr ift durch die Arbeits: 
theilung bedingt. Wie jchon im Art. Bedürfniß erwähnt worden, ift Die Arbeit der 
Berwingung und Leberwältigung der Natur, wodurch theils die ſinnlichen Bedürf- 
niffe befriedigt, theild das finnlihe Wohl der Einzelnen gefteigert werden foll, auf das 
Priueip der Arbeitstheilung zurüdzuführen. Diefem industriellen Princip ift das com— 
mercielle Princip der Handelsfreiheit zur Seite zu ftellen,, indem erft durd) den Aus- 
taujch jedes Arbeitsproduct der Möglichkeit und Wirklichkeit nach ein Gut Aller wer: 
den fann. Aus beiden Principien entwidelt fid) der Begriff des National» oder Ge— 
fammtvermögend, wealth of nations, d. i. die Geſammtheit des Eigenthums aller 
Einzelnen, nur nicht ald ruhende Mafje gedacht, fondern jowie ed in der fteten Be 
wegung feiner Erzeugung und feines Umtaufches begriffen ift. Die Vertheilung ver 
Arbeit kann nun aber nicht mit ausprüdlicher Abfichtlichfeit durch die Gefellichaft oder 
den Staat angeordnet werden, jondern fie vollzieht fich von jelbft durch den naturge: 
mäßen Freiheitsgebrauch der Einzelnen, welche ſich dabei durch ihre Privatzwede leiten 
lafien. Das Princip der freien Perjönlichkeit entfaltet fi) daher, wie zum Princip des 
freien Handels, jo zugleich zum Princip der freien Goncurrenz, als der allein richtigen 
Weiſe, wie Die Arbeitstheilung zur vollen Verwirklichung gelangt. Sobald ein Einzel: 
ner oder eine Elafle von Privatperjonen ſich mit dem Schwert der Staatsgewalt waff- 
nen fann, um eine Goncurrenz von ſich abzuwehren , fo genießen fie ein Monopol auf 
Koften der gefammten übrigen Gefellihaft. Ebenfo begründen Gejege, weldye zum 
Schutz eined inländifchen ——— die Einfuhr des Auslandes verhindern 
oder hemmen, ein Monopol für die inländiſchen Producenten gegen die inländiſchen 
Conſumenten. Zwiſchen dem Schutz einzelner Intereſſenten und dem Communismus 
und Socialismus beſteht fein qualitativer, ſondern nur ein quantitativer Unterſchied. 
Die Organiſation des Verkehrs durch den Staat, die Regulirung der Erwerbs⸗ und 
Productionsverhältniffe, die Vertheilung der Arbeit durch denſelben würde nur eine 
Medyanijation fein, welche allen Kräften, die in der lebendigen Natur weben und gäh— 
ren, ihre Stelle anweifen will, und ihr Endrefultat fann nur der härtefte Despotis- 
mus jein. 

Der wirkſamſte Schug, den der Staat dem materiellen Verkehr angedeihen lafien 
fann, vermag einzig in der Entfeflelung der wirthichaftlihen Kräfte der Einzelnen von 
allen entgegenftehenden Hemmniſſen in der Bejeitigung der Störungen und Eingriffe 
in die individuelle Freiheit durch Monopole und in der Kennt des Gleichgewichts 
unter den verſchiedenen einzelnen und egoiſtiſchen Intereſſen bejtehen. 

Literatur: Stein, Spft. der Staatswiſſenſchaft. 1852 f. — Theodor 
Bernhardi, Kritif der Gründe x. Petersburg 1847. 


Schutzzoll. 

Die Abgaben, welche von den über die Grenze eines Landes eingebrachten Waas 
ren erhoben wurden, dienten urjprünglich nur dazu, auf eine möglichtt bequeme Weile 
die Einnahmen der Territorialherrichaft zu erböhben. Je nachdem der Staat Geld 
brauchte, wurden die Ginfuhrzölle erhöht, um fpäter, fobald man bemerfte, daß die 
Kaufleute durch zu hohe Abgaben den vaterländiichen Markt nicht mehr in der früheren 
Anzahl befuchten , wieder herabgefegt zu werden. Ein beftimmtes klares Syſtem gab 
es damals ebenjomwenig, wie ja die heutigen indirecten Steuern aller Länder jegt noch 
meift jeder wifjenfchaftlihen Grundlage, ja ſelbſt einer praktiſch gerechtfertigten ſyſte— 
matifchen Durchführung ermangeln. Mit den größeren finanziellen Anforderungen, 
mit den vermehrten Berürfnifien des Staates, den wachſenden Ausgaben für das ſtehende 
Heer, für Polizeir und Verwaltungsbeamte u. ſ. w. fteigerten ſich von ſelbſt die An- 
jprüche an die eingehenden Güter, umjomehr als bei den ftummen Gonfumenten diefe Art 
der Belaftung aufgeringeren Widerftand ftieß, ald die Vermehrung der directen Abgaben. 

Rüdjihten auf ven Schuß beftimmter Erwerbsjweige waren bei den Zöllen des 
Mittelalters nad) feiner Weije hin maaßgebend; wollte man eine heimathliche Indu— 
ftriebrandye ſchützen, jo griff man zu dem weit draftiicheren Mittel der directen Ein— 
und Ausfuhrverbote (j.d. Art. Prohibition) und fchloß dadurd) jede unlich- 
fame auswärtige Goncurrenz unbedingt aus. Erjt im Zeitalter der Reformation taucht 
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gleichzeitig in Deutichland, Jtalien (Venedig), England und fpäter auch in Frankreich 
der Gedanke auf, Zölle ald Mittel zur Beförderung der Gewerbe zu benugen, und es 
fonnte nicht fehlen, daß die Durchführung nicht lange auf fid) warten ließ, da nicht 
nur die großen Härten der Aus- und Einfuhrverbote in etwas gemildert wurden, fon- 
dern auch der vermeintlich gute Zweck praktiſch zu einer ganz vorzüglichen Finanzquelle 
zu werden verſprach. Gleichzeitig gewann die falfche Anſicht Die Oberhand, daß der 
Reichthum eines Landes durd) Die Menge des vorhandenen Metallgelvdes beftimmt 
werde (Mercantilivftem). Nichts fchien natürlicher, als daß die Regierungen das 
Abfliegen der edlen Metalle entweder (wie in Spanien, Rußland) durch directe Ver- 
bote zu hindern juchten, oder daß da, wo man fich nicht bis zu ſolchen Unverſtande 
hinaufgipfelte, die Einfuhr von Waaren erſchwert, die Ausfuhr dagegen begünſtigt 
wurde. Indem man die eingeführten Waaren durch die Zölle vertheuerte, hoffte man 
die eigenen Unterthanen vor dem Anfauf zurüdzuhalten. Gewiſſe Artifel wurden aber 
trotzdem begehrt und ungeachtet des hohen Preiſes bezahlt. Es blieb daher nichts An- 
deres übrig, als die Production derartiger Waaren im Inlande fo zu fräftigen, daß 
das Ausland gar nicht mehr gebraucht wurde. Dies anzuftreben gab e8 mehr als einen 
Weg. Erreicht ift der Zwed nie worden, umd läßt er fich auch nicht erreichen , felbft 
wenn man zu der größten Härte in der Zollgefeggebung verfchreiten würde. Die Er: 
zeugung der Waaren im Inlande ließ ſich nämlich fcheinbar begünftigen, wenn man 
darauf Ipeculirte, daß die Conſumenten in der Regel die geringeren billigeren Waaren 
des Inlandes den vertheuerten, wenn auch befferen des Auslandes vorziehen. Ein ans 
derer Weg beftand darin, die Rohitoffe des Inlandes durch Ausgangszölle vor der Ver: 
fendung ins Ausland abzuhalten, damit der fünftlicy gejchaffene niedrige Preis den ein- 
heimifchen ‘Producenten erhalten bleibe. Nidyt minder fuchte man auch dem Handel 
ſolche Wege anzuweiſen, daß die heimathliche Production möglichft befördert wurde, 
und wendete ſich die Aufmerffamfeit der Regierungen in jener Zeit, als die Communi— 
cationsmittel zu Lande noch von der traurigiten Art waren, vorzugsweile der Schiff: 
fahrt zu. Wenigftens find die Schifffahrtsabgaben,, die hohen Lootſen-, Tonnen- und 
Hafengelder für fremde Schiffe fo lange ald eine Abart der Schugzölle aufzufaffen, 
als die Schifffahrt vorzugsweife die Producte des eigenen Landes verfradhtete. Im 
Laufe der Zeit verloren die Schifffahrtsabgaben allerdings den Charakter der Schutz— 
zölle für die vaterländiiche Production ; fie bildeten fi) mehr oder weniger zu Protec— 
tionsmaaßregeln für die Schifffahrt felbft heraus, und gerade England (gegen: 
wärtig in der Handelspolitif der liberalfte Staat) hat durd) feine Navigationsacte (f. 
Schifffahrt) das Schugiyftem mehr ald 2 Jahrhunderte lang auf die Spige getrieben. 
Die Gründe, mit denen das Schutzzollſyſtem vertheidigt worden ift, find nicht 
immer diejelben geblieben, obgleich jederzeit Pas Beftreben maaßgebend war, die in- 
ländiſche Induftrie zu größerer Ausdehnung und auf eine höhere Stufe der Vervoll- 
fommnung zu bringen. Die Rüdjichten auf den Reichthum von vorhandenen Edel: 
metallen (Mercantiliviten) wechlelten mit der Sorgfalt für die in gewiffen Erwerbs- 
branchen angelegten Gapitalien, um ihrerjeitö wieder „der Kräftigung der nationalen 
Production“ und „ver Sorge für das Wohl der arbeitenden Claffen“, nicht minder „den 
Rückſichten für eine größere Stenerfähigfeit der geichügten Erwerbsbrandyen“ Plag zu 
machen. In allen diefen Fällen fam es darauf an, einen oder mehrere Betriebszweige 
zu größerer Blüthe zu bringen und der heimathlichen Induftrie durch die künſtliche Ab— 
ſchließung oder Verminderung der auswärtigen Concurrenz eine bevorzugte Stellung ein- 
zuräumen, obgleicy die eigentlichen Motiven mit den Anichauungen der leitenden Regie: 
rungsgewalten wechlelten. DieSchugzölle follten die Differenz zwiſchen den Marftpreifen 
der in- und ausländischen Waaren, infofern fich Diefelben nach den Erzeugungskoſten rich— 
ten, ausgleichen, und deshalb nennt fie Bianchi auch Differentialzölle, ob: 
gleich dieſe Bezeichnung in einem ganz anderen Sinne gebraucht wird (f. d. Art.). 
Es ift volltommen —— daß ein blühend entwickelter Gewerbebetrieb für 
den Wohlſtand einer Nation ſehr vortheilhaft und im Allgemeinen als ein günſtiges 
—* einer hoch und ſegensreich entwickelten Bolteroirthiehaft zu betrachten ift. In 
duftriefändern ift eine reelle Bafis für eine ftetige Vermehrung der Bevölkerung ge: 
geben, da in der Regel das Eapital ſich raich vermehrt, Arbeitögelegenheit in hin— 
Volkewirthſchaftl. Handwoͤrterbuch 49 
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reichender Menge vorhanden ift und auf alle anderen Erwerböbrandyen, namentlich den 
Handel, aber audy Aderbau, Bergbau und felbft die Fünftleriichen und gelehrten Ge— 
werbe eine wohlthätige Rüdwirfung bald bemerkbar wird. Doch iſt e8 bedenflidy, eine 
beftimmte Gruppe von Erwerbszweigen von Dben herab zu bevorzugen und auf eine 
fünftliche ungleihmäßige Bertheilung von Gapitalien und Urbeitäträften binzuwirfen. 
Die Geſchichte Fennt Beifpiele genug, daß auch Völfer mit vorherrfchender Landwirth— 
fchaft fi) wohl befanden, ohne daß für die Induftrie im engeren Sinne bejondere Reiz 
mittel zu größerer Intenfität der Leitungen vorhanden waren. In den einzelnen Theilen 
eines größeren Verfehrsgebiets herricht überhaupt je nad) der Bodenbeichaffenheit Bo— 
denclaffe, Klima, Gebirgsgegend, Küftengebier, Nähe ſchiffbarer Ströme u. |. w.) bald 
die eine, bald die andere Hauptelaffe von Erwerbd- und Nahrungszweigen vor, und 
wie die eine Gegend vorzugsweile Landbau und Forſtwirthſchaft treibt, eine andere 
dem Bergbau obliegt, wie dieſe fi wieder in Viehzucht, Anbau von Getreide oder 
Handelsgewächſen, dort in Erz- oder Kohlenbergbau jpalten, jo bilden ſich von jelbft 
in reinen Induftriebezirfen gewilfe Gruppen für einzelne hervorragende Gewerbe aus 
(Spinnerei, Weberei, Majchinenbau, Erzeugung von Holzwaaren, Papier, Leder 
waaren, Kurzwaaren u. |. w.), während andere Gegenden, die durch locale Bortheile 
(Schifffahrt der Flüffe und Sechandelspläge) dazu befonders befühigt find, ihre Ar: 
beitöfräfte und Gapitalien vorzugsweile im Dienfte des Gütervertheilenden Handels 
verwenden, Einen Erwerbsjweig aber bejonders zu bevorzugen und denielben durch 
fünftlihe Maaßregeln, wie Schußzölle es jederzeit bleiben werden, zu rafcherer Blüthe 
bringen zu wollen, bleibt jederzeit ein gewagted Unternehmen; das Erperiment kann 
in einzelnen Fällen gelingen, ohne daß wejentliche Nachtheile für die anderen Branchen 
bemerkbar werden, in den meiften Fällen jedoch wird eine Fünftliche Bertheilung von 
Arbeitskräften und Gapitalien geichaffen, deren Rüdwirfung auf die übrigen Zweige 
der Volfswirtbichaft fih, wenn auch erft nad) einer langen Reihe von Jahren , ale 
nachtheilig herausſtellt. Der Staat befeitigt auf fünftlihem Wege für einzelne Er: 
werbszweige die ausländifche Goncurrenz und erflärt dadurch Direct oder indirect, daß 
er an dem Emporfommen diefer Induftriezweige befonderes Interefie habe. Grund ge: 
nug, daß das Gapital ſich derartigen Gewerben zum Nachtheil für andere lohnendere 
und naturgemäßere Induftrieanlagen zuwendet, und gewerblidye Branchen im Inlande 
roß gezogen werden, deren Producte aus dem Auslande weit billiger bezogen werben 
önnten. Sehr treffend jagt Brince-Smith: „Zwang in den volfswirthichaftlichen 
Verkehr einführen, heißt Willfür an die Stelle der Gerechtigfeit jegen, das Gleichge- 
wicht zwiſchen Production und Verbrauch umftoßen, — das volfswirthichaftliche 
Lebensprincip, welches die Freiheit ift, verlegen. Und doch ift die Verſuchung für Ein- 
zelne groß, vermittelft der Staatsgewalt das Spiel des volfswirthichaftlichen Verkehrs 
zu fälfchen. Können nämlich gewiſſe Producenten bewirken, daß durch Conceſſions— 
zwang, Gewerbeordnungen, oder durch Strafgelver, unter dem Namen von Schuß: 
zöllen, Concurrenten vom Marfte ausgeichloffen werden, fo entfteht ein fünftlicher 
Mangel an den Producten der Monopoliften, und es müffen die Verbraucher mehr da: 
für geben, als fie jonft zu geben nöthig hätten. Schreiend genug ift ſchon die Unge— 
rechtigkeit einer ſolchen Einmiſchung der Staatdgewalt, um dem Einen auf Koften des 
Anderen Bortheil zuzuwenden. Aber noch jchreiender ift die Unwirthichaftlichfeit der: 
felben. Denn damit für Einzelne ein größerer Antheil an den Marftvorräthen erpreßt 
werde, muß die Marktzufuhr im Ganzen vermindert werden. Ueberhaupt befigt die 
Staatsgewalt, um den volfswirthichaftlidhen Verkehr von feinem freien Gange abzu— 
lenken, fein anderes Mittel, ald das Erzeugniß des Mangels. Der volkswirthſchaftliche 
Zwed, nämlidy die möglichite Vermehrung und gerechtefte Vertheilung der Befriedi- 
ungsmittel wird durch unbedingte Freiheit des Verkehrs auf das vollftändigfte gewähr: 
eiſtet; hierzu bedarf e8 durchaus feiner Einmiſchung der Staatsgewalt. Den freien 
Gang der Volfswirthichaft kann die Staatsgewalt nur dadurd abändern, daß fie das 
Wirthichaftliche verbietet, das Umwirthichaftliche gebietet, 
Die erfte Folge eines neuen Zolls für jede Gattung von Verbrauchsgegenftänden 
macht fich in ber Nreiserhöhung der tarifirten Artikel geltend, und mit Recht nennt 
deshalb Prince- Smith die Schuggölle Theuerungszölle. Nach dem Syſtem 
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der eberwälzung der Abgaben zahlt ſchließlich der Conſument den Zoll, doch nicht 
blo8 den Betrag, jondern (billigerweife) eine Ertragsvergütung für die Mühe und den 
Aufwand von Zeit, welche der Handel bei der Berzollung jelbit und bei der Befolgung 
der mandyerlei Zollvorichriften (Einhaltung der Zollſtraße, vorfchriftsmäßige Ver: 
padung, Gewichtsdifferenzen u. j. w.) aufzuwenden hat, nicht minder eine Entſchädi— 
gung an Zinfen für den einftweilen verlegten Zollbetrag. Beim Verkauf — am bemerf- 
arften beim Detailhandel — werden indeflen die Breite nicht nur abgerundet, fondern 
es herricht auch das Beftreben von Seiten des Berfäufers vor, einen über den reellen Ge- 
winn hinausgehenden Ertragewinn zu erzielen und in der Regel beansprucht fait jeder ver- 
zollte Artikel einen höheren Aufichlag, als die Gejammtfoften der Verzollung betragen. 
Die Schugzölle greifen hier künſtlich ein nicht blos in die naturgemäße Einrich— 
tung der nationalen Vollswirthſchaft — wir meinen unter dieſer allerdings vieldeu- 
tigen Bezeichnung das gefammte wirthichaftliche Leben innerhalb der Landesgrenzen 
eines Staates — fondern fie ftören auch die naturgemäße Vertheilung und Anord« 
nung im Bereiche der gefammten Weltwirthichaft, und ftellen für den internationalen 
Austauſch der Güter eine Unregelmäßigkeit her, die fidy früher oder fpäter rächt. Ein 
Bolf bezieht von dem andern diejenigen Waaren, weldye nicht fo billig von ihm herge— 
ftellt werden fünnen, und zwar von dem Einen Robjtoffe, welche das Klima und der 
einheimifche Boden nicht in Derfelben Güte und Anzahl wachen lafien, von dem An— 
deren Halbfabricate, weldye bei größerem Gapitalreichthum leichter herzuftellen waren, 
von einem Dritten Ganzfabricate, weil dort die Arbeitöfraft billiger war. Der Trans: 
port der Güter wird von einem vierten Volke beforgt,, das durd) das günftige Zufam- 
mentreffen mehrerer Umftände darin Befonderes zu leiften befähigt it. Das Wolf, 
welches die Erzeugnifle anderer Nationen einhandelt, taufcht dagegen feine eigenen 
Waaren um, und zwar vorzugsweife diejenigen, welche e8 billiger und befier herftellen 
fann, ald Jene. So erhalten wir aus den Tropengegenden die Naturftoffe, welche das 
wärmere Klima dort reifen läßt, 3. B. Rohrzuder, Kaffee, Gewürze, Baumwolle, 
und ſenden dieſen unfere Induftrieproducte. Mit ven Rohſtoffen fann die gemäßigte 
Zone allerdings nicht concurriren, da die Natur unjerer Breiten nicht die ichöpferifche 
Fülle der Tropenländer gewährt, obgleich felbft die Polarländer Producte, die ihrem 
Boden eigenthümlich find, 3.9. Eis, Metalle, Pelzwerf, Fiſche, Häute u. ſ. w. nad) 
jenen Ländern fchiden, uns kommt aber dafjelbe gemäßigte Klima zu Hülfe, das die 
Arbeit weit weniger erichwert, als die tropiihe Sonne, das ung geiftig friich erhält, 
Geift und Körper ftählt, jene milde Temperatur, die fogar eine Vorbedingung der Gi- 
vilifation zu fein Scheint. Wir verarbeiten die Rohproducte und enden die Erzeugniffe 
jener Länder gegen eine reihe Entſchädigung an Arbeitslohn und Gapitalgewinn in 
ihre Heimath zurüd. Derjelbe Tauſch wiederholt ſich unter denfelben Breitengraden. Das 
Aderbau und Viehzucht treibende Bolf verforgt die Induftrienation und das Handelsvolf 
mit Getreide, Fleifh, mit Häuten, Flachs, Wolle, Holz u. f. w., dieſe liefern die Er: 
zeugniſſe ihres Gewerbfleißes. Auf dieſe Weife findet Die Handelsipeculation Gelegen- 
heit, die tauſendfachen Bedürfnifie auf die fchnellfte und billigfte Weiſe zu befriedigen, 
Nun ift allerdings nicht zu verfennen,, daß unter zwei Ländern, die in Handels— 
verbindungen ftehen, das eine in der Lage fein kann, eine höhere Anzahl von Artikeln 
in größerer Fülle und beflerer Qualität zu liefern. Der größere Gapitalreichthum ge: 
ftattet vielleicht eine beflere und eingehendere Arbeitstheilung, die Einführung der 
neueften Maſchinen, den Ankauf von Rohftoffen in größeren Maſſen und zur günftig: 
ften Zeit; bei geeigneter Goncentration der Induftrie finden ferner wejentliche Erleidy: 
terungen in der Kabrication und Erfparniffe der Transportkoften ftatt, wie enblid) der 
größere Bapitalreihthum bei dem Verfauf ein längeres Greditgeben und damit eine 
Erweiterung des Abjaugebietes geftattet. Der Gapitalreichthum kann ſich aber aud) 
darin ausſprechen, daß ein Land infolge befieren Bodens oder eines günftigeren Klima's 
weit mehr producirt und im der Lage ift, feine Erzeugniffe billiger abzugeben , daß fer- 
ner ein großer natürlicher Reihthum an mechaniſchen Triebfräften (fließendes Wafler, 
aud) große Lager von foſſilen Brennmaterialien) die Productionskoften vermindert, 
natürliche Wafleritraßen (Meeresfüfte und ſchiffbare Ströme) den Transport erleichtern. 
Während hier das Capital im weiteren Sinne (Natur: und Naturfräfte, nad) der in 
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der Volkswirthſchaftslehre gebräuchlichen Ausdrucksweiſe) für die Production ſehr gün— 
ſtig iſt, können wiederum ſehr billige Arbeitskräfte des einen Landes ein Uebergewicht 
über das andere Land verſchaffen und trotz des Fehlens mancher oder ſelbſt der meiſten 
anderen Vortheile die Concurrenz möglich machen. 

Es kann fein, daß die Vortheile eines großen Capitalreichthums zuſammentreffen 
mit den Vortheilen der Naturkräfte, wie ſich dieſelben ausſprechen im Klima, im Bo— 
denreichthum, in der günſtigen Bid Pre Lage u. ſ. w., und ein foldhes Volt 
wird anderen Nationen eine jehr bemerkbare Boncurrenz bereiten Fönnen. (England 
bietet gerade dafür ein recht eclatantes Beifpiel.) Capital (mit Einfchluß der Natur- 
fräfte) und Arbeit bilden die beiden Bactoren der Production, oder wie fie genannt wor: 
den find, die Productivfräfte. Würde ein Volf außer feinem Reichthum an Gapitalien 
und an Naturgaben aud) nod) den Vortheil überflüffiger d. h. billiger Arbeitsfräfte haben, 
jo würde eine Concurrenz von Seiten anderer Völker, bei denen einer diefer Vortheile 
fehlte, nicht möglich fein. Daß indeffen eine ſolche Vereinigung nicht vorhanden fein 
fann, liegt in den Gejegen der Volfswirthichaft jelbft begründet. Capitalreich— 
thumſchließt ganz von felbft billige Arbeitsfräfte aug, und umgekehrt: 
wodie Arbeitsfräfte im Ueberfluß vorhanden find, da hat das Ca— 
pitalerft fpärlid Verwendung gefunden. Das Angebot (Ueber: 
fluß) von Capital und Das Angebot von Arbeitskräften ftehen fid 
ftets Direct entgegen; wenn das Eine fteigt, fällt das Andere und um: 
— England z. B. hat vor dem ganzen Continent den Vortheil der größeren 

apitalanfammlung, die günftigere Welthandelslage, außerdem gewiffe natürliche Bo— 
denreichthümer ( —— Eiſen- und Kohlenbergbau, milderes Seeklima für ſeine 
Landwirthſchaft u. ſ. w. voraus. Gerade ſein Ueberfluß an Capitalien bedingt aber 
eine weit bedeutendere Capitalentſchädigung für die Leiſtungen der menſchlichen Ar- 
beitöfraft, als in folchen Ländern, wo Gapitalien nicht im Ueberfluß vorhanden find 
und infolge defien höher im Preife ftehen, wo alfo für die gleiche Arbeitsleiftung 
weniger gezahlt zu werden braucht. Die Naturfräfte theilen auch hierin die Eigen: 
Idyaften der Gapitalien. An und für fi (vergl. d. Art. Natur) werthlos , bildet ſich 
ihr größerer oder geringerer Werth erft je nad) dem Grade ihrer Verwendung heraus; 
überall wird da, wo man fie am intenfioften zu verwerthen verfteht, die Arbeit 
jelbft niemals im Ueberfluß zu Gebote ſtehen, d. h. einen geringen (billigen) Werth 
befigen. Am fchöpferifchiten ift ohne Zweifel die Natur unter der tropifchen Sonne; 
die Arbeitskräfte Dagegen — mit Rückſicht auf die Zeitdauer und die Qualität der 
Leiftung eines Arbeiterd — find theurer ald an allen anderen Puncten der Erde. Je 
intenfiver der Aderbau auf einem fruchtbaren Boden betrieben werden foll (wobei nicht 
zu überſehen ift, daß die Nentabilität fich wiederum nad) dem Abſatze, diefer wieder: 
um nad) der Nacdyfrage richtet), deſto mehr foften die Arbeitsfräfte. Die höhere Ver: 
werthung eines Kohlenbergwerfes jegt eine hochentwickelte Jnduftrie voraus, die wie: 
derum ohne höhere Arbeitöpreife nicht denkbar ift. Je günftiger ein Hafen oder eine 
Stadt an einem ſchiffbaren Fluffe liegt, je entwidelter infolge deffen Handel und Schiff. 
fahrt find, defto höher müflen die Arbeitsleiftungen bezahlt werden u. f. w. 

Es ift daher gar nicht denkbar, daß ein Land Ueberfluß an Capital und eine be: 
jondere Begünftigung von Seiten der Natur verbinden fönnte mit billigen Arbeits: 
löhnen. Eine Vereinigung der beiden legteren findet in vielen Ländern ftatt, die ihrer 
vollen Entwidelung noch entgegengeben ; von einem gleichzeitigen Gapitalreichtbum 
fann aber nimmer die Rede fein, vielmehr hat man dann die natürlichen Vorzüge ent: 
weder noch gar nicht benugt oder nur erft zum Theil erfchloffen. Dagegen ift es 
allenfalls möglich, daß Mangel an Gapitalreichthum, unerjchloffene oder nur gering 
benugte Vorzüge des Grund und Bodens, der Lage, des Klima’s, überhaupt der natürs 
lichen Hülfsquellen zufammentreffen mit einer geringen Bevölferung und mit hohen 
Arbeitslöhnen, Zuftände, welche in gewifien Theilen Rußlands, in Medlenburg, 
Spanien, im füdlichen Jtalien, in der Zürfei, getroffen werden. Ein folder Zuftand 
ift aber fein normaler, er ift vielmehr durch die Jahrzehnte oder Jahrhunderte lange 
Einwirkung und Geltendmahung wirtbichaftlich verfehrter Gejege und Einrichtungen 
geichaffen worden. Eine Bedingung nämlich, die fehr Häufig überfehen wird, und die 
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doch unerlaͤßlich bleibt, iſt die wirthſchaftliche Freiheit der Bewegung, be— 
ründet durch eine auf richtige volkswirthſchaftliche Grundſätze baſirte Geſetzgebung. 
obald der fähigen aufſtrebenden Kraft durch Beſchränkungen der Freiheit der Arbeit 
und der Freizügigkeit die Möglichkeit des ungehinderten Gewerbebetriebs entzogen, 
fobald durd), die Wuchergefege das Eapital gewinnbringenden Unternehmungen ent: 
fremdet, durch eine —— Geſetzgebung über Bank-Verſicherungs⸗und Actienweſen 
wider Willen der Eigenthümer feſtgehalten wird, da wo die Staatsinduftrie ſich von 
vornherein gewiſſer Erwerbsbrandhen bemädhtigt und der Privatthätigkeit faft nur die 
Nachleſe läßt, wo endlich ein übermäßiger Steuerdrud (Defterreih, Rußland) das 
vorhandene Gapital zu ftarf angreift oder wo die Laft der ftehenden Heere die Arbeits: 
löhne fünftlich hinauftreibt: da darf ed faum befremden , wenn das natürliche Gleich- 
gewicht zwifchen dem Gapitalreichthum oder präcifer: zwiſchen dem Preiſe des Capi— 
tal8 und dem Preiſe der Arbeitskraft geftört wird, und wenn dann die Induftrie, er 
drüdt von der auswärtigen Eoncurrenz, weil fie im Innern gehemmt ift und die natür: 
lichen Verhältniffe zwifchen Arbeit und Capital total Re vorfindet, nach Schutz— 
zöllen ruft, wer wollte ihr zürnen? Sie ſtrebt inſtinctiv darnach, das harmoniſche 
Gleichgewicht in der Production wieder herzuſtellen und greift nach dem falſchen Mittel. 
Die Schutzzölle können wohl augenblicklich der einen geſchützten Branche den Ausfall 
erſetzen, den ſie einem anderen beſſer ſituirten Lande gegenüber zu leiden hat; eine 
ründliche Abhülfe, auf die es allein ankommen ſoll, koͤnnen fie nicht gewähren. Im 
Öegentbeif, da fie eine energiiche und gründliche Beflerung verfchieben, ift ihr Einfluß 
nur um fo nachtheiliger. Nicht infolge der Schugzölle ift Englands Induſtrie erftarkt, 
fondern weil eine liberale Geſetzgebung aufammentraf mit einer großen Anzahl natür: 
licher Hülfsquellen und infolge deſſen der jährliche Capitalzuwachs ſich nicht in arith- 
metifcher , fondern in nahezu geometrifcher Progreffion fteigerte. Die Heine Schweiz 
hat wenig Hülfsquellen. Der Boden producirt wenig, die Kebensmittel find infolge 
defien theuer; von dem Meere abgefchnitten wird der Transport der Güter erſchwert: 
fie hat fich aber einzig und allein durch ihre Arbeit emporgeichwungen, und jegt, nad): 
dem durch die Anfammlung von Eapitalien das Verhältniß ſich fo umgeändert hat, daß 
fie auf billige Arbeitslöhne nicht mehr rechnen kann, jegt gründet ſich das Uebergewicht 
der Schweizer Induftrie auf den Capitalreichthum und auf eine richtige volfswirth- 
fchaftliche Geſetzgebung, bei der felbft die geringe Steuerlaft im Verhältniß zu den 
angrenzenden Ländern feine geringe Rolle fpielt. Und das hat die Schweiz erreicht, 
ohne hohe Schugzölle gefannt zu haben, während andere Staaten mit hohen Schup- 
zöllen (Defterreih, Rußland) nur jehr langjam vorwärts gefommen, in ihrem Capi— 
talreihthum weit eher rüdwärts gefchritten find. In der Regel fanden ſich — eine 
Ausnahme macht Frankreich — die höchſten Schupzölle da, wo dem Fortichritt und 
der freien wirthichaftlichen Bewegung die geringften Eonceffionen gemacht worden find. 
Wie ganz anders geftalteten ſich die Verhältnifie in England! Schon im Mittelalter 
verſchwindet dort troß des ariftofratifchen Einflufies des reichsftändifchen Erbadels die 
Leibeigenichaft und Frohnde; ein Bauernaufftand unter Richard II. hatte zur Eman- 
cipation geführt, die thatfächlich jeit dem Ende des 14. Jahrhunderts durchgeſetzt 
wurde und die ehemaligen Naturalleiftungen waren vollftändig in Geldrenten umgewan⸗ 
delt. Mit dem erften Bau der Freiheit, mit der Ginführung der Parlamentsver: 
faffung verfchwindet aljo die alte Feflel des Bodens, die Knute für den Bauer. Als 
nad) der engliihen Revolution (1688) und nad) Vertreibung der Stuarts das König: 
thum reftaurirt und dem ‘Barlamente diejenige Einflugnahme gefichert war, welche den 
formalen Abſchluß der Verfaſſung und den Beginn der eigentlich conftitutionellen Pe: 
tiode bezeichnet, da wurde mit der liberalen Staatsform auch die Gewerbefreibeit ein: 
geführt. Die Zünfte und die Beichränfungen des Gewerbebetriebes, wie fie unter Kö- 
nigin Elifabeth beftanden, wurden aufgehoben und Georg III. (1760—1820) procla= 
mirte durch ein pofitives Geſetz das Princip der Gewerbefreiheit'. Die naturgemäße 
Eonjequenz diefer Vorgänge, die Befeitigung der Prohibitionen, jenes muthvolle Auf- 
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treten Huskiſſons und Cannings in dem dritten Decennium unſeres Jahrhunderts, die 
durch Robert Peel und Richard Cobden angeregte freihändleriihe Bewegung aus den 
vierziger und fünfziger Jahren vollendeten eine Reform, die für die Staaten des Eon- 
tinents ein leuchtendes Vorbild ift. Eine Vergleihung der engliichen Zolltarife für 
einige wenige Artifel aus den Jahren 1819, 1842, 1859 und 1865 giebt dafür die 
beiten Belege. Es waren tarifirt: 








1819. | 1802. | MR 
. (nach Me. Cul⸗ (nach einem . 
: er BanpEe: loch Commer- amtlichen 1865. 


(nah Me. Culloch.) 




















Gegenitände, theilweiſe 


oder ganz zum Gebrauch 


cial DIR, | Ten 
teinenwaaren: 7 | 
Cambrics und Linon . 11 sh. 4. 5. sh. p. Stück 
per Sr v.7 — 
Damafe. . 2...» 504 10 sh. per | frei 
U yard 
eblümte Leinen . . 508 ı 5sh.do. | 
oriette . . —F 505 | 158 ı2sh. pr Dup. frei. 
Brüſſeler Spitzen — 508. | 128 ’ 103 
Gegenftände, theilweiſe 
oder ganz zum Gebraud) 
fertig . . 508 15$ 5} 
Alle ae Leinenwaa⸗ 
ne 508 | 15$ | frei 
Baummwollenwaaren: | | 
— und ER 508 | 205 3. d. per Duß. 
trümpfe . 508 208 '6d. | 
Franſen. are 903 | 208 2d. per "engl. 4. 
Gorjette . . 508 | 208 2 sh. per Dup. | 
Spitzen unter Zoli Breite 408 12$ 1 £ per engl. &., 
do. über » + 408 | 123 ES ir Sa He 
Gegenftände, theilweiſe | | | 
oder ganz zum Gebraud) | | | 
fertig . . 508 | 208 | 58 | 
Alle übten Baumwollen: | | 
waarn 2. 2.2. 508 | 108 | frei 
Wollenwaaren: | | 
Deden x. . 50% | 15$ ‚6d. per Oyard 
Shawld und Umfchlage: | 
tücher, ungedrudt . 508 | 15$ ‚4. d. per engl. &. 
do. do. gedrudt 508 | 15% BU 
— er a. 505 | 208. 3 d. per Dutz. 
ollenfpigen . . . 50% | 128 ‚1 sd. perengl. 44. |; frei. 
| 





fertig . 502 | 20; 5 
Alle übrigen Wollenwaa— | 
ren 5 508 153 frei 





Schritt für Schriu iſt England in der Reduction ſeines Zolltarifs vorgegangen 
und ei * die englifcheInduftrie, fo groß der Widerſtand anfänglich auch war, ſelb 
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eingeſehen, daß die damalige Oppoſition eine vollftändig unberechtigte war. Vergleicht 
man nur in einigen der hervorragenften Artikel die Tartfe ver europätfchen Staaten, 
fo ftellt jich eine zwar bunte, aber nichts defto weniger ſehr lehrreiche Mufterfarte zu— 
fammen, und zwar lehrreich deöwegen, weil der erfte Blid auf die überaus verſchiede— 
nen Abftufungen zeigt, daß für die Normirung der einzelnen Pofitionen ein durd- 

ehendes haltbares Princip fid) faft nirgends findet, und daß in der Regel Diejenigen 

taaten, welche in Bezug auf eine liberale Auffaffung der wirthichaftlichen Zuftände 
am weiteften zurüdgeblieben find, die höchſten Tarife befigen. Es zahlen‘ 


























— Baumwollen 
Webſtoffe. 
Länder nicht gezwirmte | nicht gezwitnte | " ungefürbte ungebleichte 
ungebleichte | wungebleichte ollen aare 
Baumwollen Leinen 
pro Gtr. pro Ctr. pro Etr. pro tr. 
1 Zhle. | Sge. | Thle, | Sge. | Thle. | Sgr._| Thlr. | Ser. 
En. -. - - -» «|— t—- I !— | I— I |- 
Deuticher Zollverein alter | | 
REIT u a a 3 — 2 — I— |I15 150 — 
neuer Tarif (f.1. Juli 1865) | 2 | — 2 |— I— ]|ıs 110 | — 
| | bie 
| | a 
Hamburg . . 2... franco franco franco ad vu- 
| | lorem 
Drei . ». » 1310 1,20 3 10 | 28 | 10 
Frankteih. 2 — 2 — 3 10 16 24 
bis | bis big bie 
40 | 16 13 16 13 16 40 12 
Shmel . -. » » 1— 16 — 16 — 16 — 16 
Beigien.. 12 — 11 10 J.“ 6 20 
bis bis 2 20vöis 
s Ina la  »Il ı | — 
Ma. : franco — 26 franco 5% adval. 
alien . 2 co of 34 | 
bie H 14 6 4 6 4 
3 6 | 
Spanien, a. fpanifheSchiffe | 29 | 14 | 
bie | — 21 24 11 41 
33 16 | | 
b. fremde Schiffe | 35 | 11 | | 29 9 
bie 4 14 bie 49 14 
40 4 | 42 10 | 
Portugal . .: 2.0.1710 8 19 1 531 !14 |7 18 
und und und 11 | 13 
3% Zufhlag|3 % Zujchlag]3 % Zuichlag ſu. 3% Zuſchl. 
Dänemark 1 127 13 '16 |4 111 | 12 
Schweden I 8 112 6 16 117 | 2%0 
Norwegen 3 22,13 |22,110 |4 7115 
Rußland 12 18 [10 24 14 | 12 ]|50 16 
Griechenland — 1 25 4 20 Inichtangegeben| 3 | 10 
Sekt. -. - . +19 3 Tu d 7, Rad 2 | 27, 


| valorem valorem 





1) Unter Benugung einer von der Handels: und Gewerbefammer zu Wien aufgeftellten Tabelle, 
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Länder*® 


- England. . 

Deuticher Zollverein alter 
Tarif . 

neuer Tarif ſ. 1. Sul 1865) 

Hamburg ; 

Defterreich 

Frankreich 

Schweiz . 


Belgien . 
Holland . 
Italien 


Spanien, a. ſpaniſche Schiffe 
b. fremde Schiffe 
Portugal 


Dänemarf 


Schweden 
Norwegen 


Rusland . 


Griechenland 
Türfei 


Schußjoll: 































Baunmvollen-| Leinen- Wollen-Gewebe 
Mebeftoffe — 
gedruckte ide Tücher Zeuche 
pro &tr. pro Gtr. pro Gtr. — Etr. 
hle. | Ser. Thlr. | Sgr. | Thlr._| Ser. 
— se 
50 | — — 
16 — — 
1,%, adva- 1, %% ad va-|'/, °%, adva- 
lorem lorem lorem 
71 — 35 10 |35 10 
15%, ad va- 10%, adva- | 10%, adva- 
lorem lorem lorem 
| 
2 | 4 2 14 2 4 
bis 
Br 
15%, adva-| 15%, adva-|10%, adva-|10°, ad va- 
lorem lorem lorem lorem 
5% adva-|]5%, adva-|5°, ad va-]5% ad va- 
lorem lorem lorem lorem 
15 16 |3 16 10 %ad va-[10%, adva- 
| bis lorem lorem 
7118 | | 
ıs |28 |oa |25 |s6 17 
61 20 bis bis ı bie 
— 114 1127 — 154 28 
22 20 1113 25 | 67 27 
74 | 5 Ins bie | bis 
85 ,10 | 152 | 13 113 | 25 
41 | 27 134 9 34 9 114 | 10 
und und und bie 
3%, Zuſchlag 13 % Zufchlag |3% Zufchlag| 190 | 16 
| u. 3% Zuſchl. 
25 10 1— 24 |38 4 25 10 
j bis 
| 4 1 8. 
39.24 |4 6 66 10 | 66 10 
3 2 2 ;12 | 20 ; 10 | 20 10 
i bie bie bis 
7 19,, | 31 23,, | 31 23,4 
93124 | Bu „ bis 115 15, | 
| 27 ',% adı bie ı 173 6 
| valorem | 202 4 | 
7 14 14 > 14 5 37 22. 
— 5 74 0), valo-|7', %valo-| — ; 12 
bis rem rem bie ı 
— 1 1 ‚a — | 22 4 
pro Stüd pro Stüd 
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Eiſen Papier 














kaͤnder Stangen⸗ Druck⸗ Schreib⸗ 
pro Etr. pro Etr. pro Etr. 
ee Thlr. | Sr. | Thle. | Sgr. | Thlr. | Ser. 
England . . . — — — — J — — —— 
Deutfcher Zollverein alter 
Tarif . — (10 |1 15 ji — 13 10 
neuer Tarif f. 1. Su 1805) — /7%|— | 25 j1 — [1 10 
Hamburg . . franco franco |%,% ad va-|',°% ad va- 
| | lorem lorem 
Defterreich — |8 1 101 I2 i— I5 10 
Frankreich 2.2.1 18 — 24 |1 ;10 |1 10 
Shwil -. - » : ..J1— 12 — 18 — 13 | — | 28 
Belgien . .... — 14 — 12 11 ı2 
Holland . . . 2... franco franco 5%, ad va- | 5°, ad va- 
| | lorem loremi 
Stalin . . fanco |— 24 |ı 110 J1 10 
li | | | 4 22 
Seen a. ſpaniſche Schiffe — | 8 1 ! 10 10% adval. K bis A 
7 1 
| | 5 | 20 
b. fremde Echiffe “|| 10 | 18 ara | 
28. 
Portugal . . 17 134 |7 718 
1.30% Bufäil. u. . 39, —* u. ee Zufeht u. 3% Zuſcht 
Dänemark franco — 27,,| 3 
Shweirn . . . . . franco in 2 20.5 
| | | se 
| | | 6 16 
Norwegen . » 2. .| frano |— |i8 [2 !ı6 6 ı 10 
Rußland .....|- 15 ı 18 19 ;24 | 19 24 
Griehenlann . . ..[—- !1,1|1- 5 1 4 1 4 
Zul . . 2. 2.2.1 135 1 16 17% ad val. 7, ad val. 


Es würde ſich an vielen Beifpielen nachweiſen laſſen, wie wenig den einzelnen 
gefhügten Induftriebrandyen der hohe Echugzoll geholfen hat. Concurrenz ift Die Mut: 
ter des Fortſchritts, die einzige Bürgichaft dafür, daß die Producte die Zufriedenheit 
der Gonfumenten fortdauernd behalten. Indem aber die Schugzölle die Goncurrenz 
vermindern, entziehen fie den Producenten Das nothwendige Reigmittel, die Bedürfnifle 
des Bublicumg zu erforichen und ſich nach dem Geſchmacke des Marktes zu richten. 
Dann gilt e8 nicht mehr die zweckmaͤßigſte Productionsgmethode anzuwenden, den beften 
Weg für den Bezug wie für den Abſatz aufzufinden, die ſorgfältigſte Arbeitötheilung 
mit Anwendung der beften und neueften Maſchinen aufzuſuchen: mit der Beſeitigung 
der Concurrtenz erliſcht auch in den meiſten Fällen ſofort jenes Beſtreben, und nicht 
ſelten ſucht der durch den Schutzzoll verwöhnte Induſtrielle höhere Einnahmen durch 
Artikel von geringerer Dualität zu erzielen; der inländiiche Markt ift ihm ja vom 
Staate garantirt. Seit langer Zeit ſchon hat 3. B. die deutiche Baummwollenweberei 
die englifche Concurrenz zu befämpfen. Abgefchen von dem großen Fehler der deutſchen 
Induſtrie, dem Mangel an Concentrirung verwandter Induſtriebranchen, ſind die Halb— 
fabricate, die Garne in Deutſchland eſchützt, und deſſenungeachtet liefern die Spin— 
nereien ven Webereien nur einen kleinen Theil des Bedarfs. Der Weber muß alſo 
ausländische Garne beziehen. Jeder Gewichtstheil wird ihm aber, damit der inländiſche 
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Spinner deſto beſſere Geichäfte mit feinen Geſpinnſten mache, mit einem Aufſchlag des 
Eingangszoll zugeführt. Nachdem die Webwaaren fo zu jedem Gentner um diefen Zoll 
theurer producirt find, follen fie nun auf dem Weltmarft noch mit ven englifchen ‘Bro- 
ducten concurriren, welche, von feinem Gingangszoll beläftigt, außerdem aber nicht 
nur von der Macht der ungeheueren Betriebscapitalien,, ſondern auch von der techni« 
ſchen Vollendung billigerer und beſſerer Maſchinen begünftigt find. Wer trägt ſchließlich 
die Belaftung der nothwendig vom Ausland zu er er Garne? Der Confument, 
und bei den gerade hier ganz eigenthümlichen Verhältnifien in Gemeinjchaft mit die- 
fem der Weber. Und diejer Tribut wird dem Spinner, dem Privatbefiger oder Actionär 
gezahlt, welche, da der Rohſtoff frei eingeht, jeden Gentner Geſpinnſt um den Betrag 
des Schugzolles billiger produciren und ihre Garne fofort ſelbſt in eigenen mechanischen 
MWebereien verarbeiten. Daß dann dem Weber, der jeine®arne nur unter Zollbelaftung 
erhält, die Goncurrenz unmöglich gemacht werden muß, leuchtet von jelbit ein. 

Einzelne geſchützte Etwerbszweige haben allerdings durd) den Ausfchluß einer un- 
liebfamen Concurrenz wenigftens Zeit erhalten, ihren Betrieb zu vervollfommnen und 
dadurd wahricheinlich gemacht, daß die Concurrenz in fpäterer Zeit auh ohne Zolls 
ſchutz möglid fein wird, felten geichah dies aber ohne daß nicht irgend ein anderer 
bodenwüchfiger und bereitd entwidelter Induftriezweig ernftlid in Gefahr gefommen 
wäre. In wie weit Die deutiche Baummollenweberei durch den Schugzoll auf Baum: 
wollgarne (Twiftzoll) gefährdet worden ift, wurde bereitd nachgewieſen, einen an- 
derweiten Beleg bildet die früher blühende deutiche Leinwandinduftrie, die feit dreißig 
Jahren zum großen Theil durch die verfehrte Zollpolitif dem Rüdichritt entgegengebt. 
Die Einführung der mechanischen Flachsſpinnerei fiel in Deutichland mit dem Zeit 
puncte aufammen, wo man für nöthig hielt, durch hohe Schugzollfäge die Baumwoll— 
induftrie groß zu ziehen. Befanntlidy erfordert eine Flachsſpinnerei faft das Doppelte 
Anlagecapital einer Baumwollipinnerei, und Die Folge war, daß der Leineninduftrie 
durch den vermittelft der Schußzölle rentabler gewordenen Betrieb der Baumwollbran- 
chen Capital und Arbeitöfräfte entzogen wurden. Im Jahre 1834 führte der Zollver- 
ein für 23 Millionen Thlr. Leinenwaaren aus, 1858 für.nur 14 Mill. Thlr. , wäh. 
rend innerhalb derjelben Zeit die Gefammtausfuhr von 83 auf 203 Mill. Thlr. ge 
ftiegen war. Mir wiflen recht wohl, daß bei diefem Rüdgange der deutichen Leinenin- 
duftrie noch andere Urfachen influirten, fönnen aber die Behauptung aufrecht erhalten, 
daß gerade der Zolltarif weſentlich mitbetheiligt ift. Der Eingangszoll auf Garn bes 
nadıtheiligte in hohem Grade die hochentwidelte deutſche Webinduftrie. Deutiche Lei- 
nengarnfpinnereien liefern nicht fämmtliche Garnnummern , welche gebraucht werben, 
und ift die Induftrie daher auf den Bezug ausländischer Garne angewieien. Nun foftete 
aber jedes aus England bezogene Schock gebleichtes Leinengarn nach Nr. 30 berechnet, 
durch Packungs-, Einfaufs-, Transport und Zollipefen dem deutfchen Fabricanten 
3'%4 Thaler, das ift bei gewöhnlichen SPBreifen 16% mehr ald dem engliichen. Redynet 
man hierzu die durdy-die Ungunft der größeren Entfernung vom überfeeiihen Markt 
entftehenden Koften für Veriendung der Waaren bi Hamburg, Bremen ıc., jo muß 
eine Webe Leinwand, wozu 12 Stüd Nr. 30 erforderlich, circa 24 Sgr. billiger, das 
ift beim Preife von 6 Thlen. = 13%, % billiger gewebt werden , als in England, 
um dann, ins Schiff geladen, gleich billig au fein. Da nun der Webelohn für eine 
Webe Leinwand ca. 1 Thlr. beträgt, jo ift erflärlich, welche Rolle diejen Löhnen gegen» 
über eine Bertheuerung von 24 Sgr. ſpielt und welche Urſache die deutſche Induſtrie 
von den Märkten verdrängt, die englifche Fabricanten einmal aufjuchten und für die 
fie ſich einrichteten. 

Die Nachtheile der geographiichen Lage für das Erportgeichäft hat die Inpuftrie 
zu tragen und theils durch andere Verhältniſſe auszugleichen, theils durch Geſchicklich— 
feit, Thätigfeit, Genügſamkeit zu überwinden; die Zollgefeßgebung aber liegt in den 
Händen der Regierungen, und es ift nicht jchwer einzuſehen, daß jolche Zölle auf 

Halbfabricate entweder ganz befeitigt oder doch auf ganz niedere Säge herabge: 
egt werden müflen. Gingen leinene Garne zullfrei ein, jo würde ein Stüd leinene 
Maare um 11 Sgr. billiger erzeugt werden fönnen, und das würde den deutſchen 
Erport in Stand —— die gebliebenen Abſatzfelder zu behaupten, von den verlorenen 
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wenigſtens einige wiederzugewinnen. Die Baumwollenbranchen haben ſich zwar ſtatt 
deſſen in überraſchender Weiſe gehoben, doch möchte kaum zu beweifen fein, daß die hohen 
Eingangszölle, die heute noch gelten, einzig und allein die Urſache find. Wäre durd) 
das Einmifchen der Staatsgewalt keine einjeitige Partheiftellung erfolgt, jo würde nicht 
nur ein durchaus bodenwüchjiger Induftriezweig nicht vernadhlälfigt, — es würden 
auch bei dem plöglichen Fehlen des ausländischen Baumwollenrohſtoffes, der durch den 
ausländiichen Krieg verurſacht ward, die Nothzuftände unter den Arbeitern weniger 
fühlbar geworden fein. 

Solche Erfahrungen haben weit mehr als die jorgfältigften wiffenfchaftlichen Aus- 
einanderjegungen,, an denen ed von Seiten hervorragender Vertreter der Volkswirth— 
fchaftslchre nicht gefehlt hat, dazu beigetragen, einen richtigeren Urtheil über die Wirk— 
famfeit der Schugzölle auch bei den Induftriellen jelbft Eingang zu verfchaffen. Man 
fieht ein, daß diefelbe Arbeitstheilung, welche zwiſchen den Angehörigen des Staates 
zum großen Gewinn der Induftrie Plag gegriffen hat, auch zwiſchen den Völkern der 
Erde ftattfindet. Nicht derjenige ftellt dad Product am beften her, der es gerade braucht, 
fondern der, welcdyer ſich darin geübt hat, mit den geeigneten Hülfsmitteln am beften 
verjehen und in der Lage ift, die gegebenen Berhältnifie am beften auszunügen. Schließt 
dann ein Land einem Theil diejer Haaren feine Grenzen , fo beraubt es ſich des Bor: 
theil® des billigeren Bezugs, und ed muß dann innerhalb feiner Landesgrenzen um 
dafjelbe zu erreihen mehr Capital und Arbeit aufwenden, ald nothwendig gewefen 
wäre. Diejes Plus an Arbeitskraft und Capital würde Die Producenten befähigt haben, 
in ihrem Fache mehr produeiren zu fönnen, wofür fie einen weit größeren Theil jener 
Waaren hätten eintaufchen fönnen. Man überfieht außerdem gar zu leicht, daß Jeder, 
der für den großen Marft arbeitet, von demjelben Marfte auch feinen Bedarf zu bes 
ziehen genöthigt ift, und daß bei dieſem freien Wettbewerb diejenige Nation das befte 
2008 ziehen wird, weldye bei der großen Nadyfrage die billigften Angebote ftellen kann. 
Und auf dem Weltmarkte, das geitehen jelbit die Anhänger des Mercantilivftems zu, 
hört ver Schugzoll auf. 

Aus diefem Grunde haben die Bertheidiger des gewerblichen Schuges die Bafis 
des Mercantilivftems als unbrauchbar zur Vertheidigung ihrer Anfichten bei Seite 
geworfen, fie find aber um SHerbeiziehung anderer Gründe nicht verlegen gewejen. Vor: 
an fteht der Hinweis auf die in anderen Ländern nody beftehenden Scyugzölle, wobei 
die Vertheidiger der Schuggolltheorie in der Regel nicht auf (höher entwidelte Indu— 
ftrieländer, fondern nur auf ſolche Staaten verweilen, welche tiefer oder mindefteng 
auf der gleichen wirthichaftlichen Stufe ftehen. Zumal bei dem Abſchluß von Handels- 
verträgen tauchen die Bemerkungen regelmäßig wieder auf, daß, weil der andere con— 
trahirende Staat unfere Erzeugnifje mit hohen Eingangszöllen belegt, wir nad) dem 
Princip der Gegenfeitigkeit ſ. d.) die gleihhohen Zölle als Erwiederung der Zoll: 
maaßregeln (Retorfion) adoptiren jollten. Wie ſehr man dabei überſieht, daß bei 
den ganz verfchiedenen Entwidelungsftufen, in denen fid Capital (inclufive der natür— 
lichen Hülfsmittel der Production) und Arbeit in beiden Ländern befinden fönnen und 
befinden werden, nicht Zug um Zug, Thaler gegen Thaler gerechnet werden ;fann, 
braucht wohl faum nochmals hervorgehoben zu werben. Roh verfehrter ift aber die 
Meinung, einen anderen Staat damit beftrafen zu wollen, daß man fich jelbft die gleichen 
Einfuhrbeihränfungen auferlegt. Und jelbit dann, wenn die Production des einen 
Landes durch die ftärfere Entwidelung der Hülfsquellen ein Uebergewicht über die 
Production des anderen Landes dauernd behaupten fönnte, bleibt es höchſt zweifelhaft, ob 
dasjenige Bolf, welches die billigen Erzeugniffe des anderen Volfes zu Gunften feiner in- 
laͤndiſchen Induſtrie ausichließt, —* Vortheil von dieſem Ausſchluß habe. M. Wirth). 

Der Schutzzoll ſoll ferner ein Erziehungsmittel für die einheimiſche Induſtrie fein, 
ein Gedanke, der von Lift und von Carey in, wie man nicht anders ſagen kann, geiſt— 
teiher Weiſe vertheidigt worden iſt. Es iſt in der That nicht leicht, einen Erwerbs— 
zweig in einem Lande ganz nen einzuführen. Ehe hinreichende Erfahrungen gefammelt, 
die nöthigen Abjagwege eröffnet, das Vorurtheil der Gonfumenten gegen den neuen 
Artikel befiegt, Arbeiter herangebilvet find, bleiben mancherlei Schwierigkeiten zu über— 
winden übrig. Namentlich da, wo wie in Ländern mit vorherrichendem Aderbau die 
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commercielle Unternehmungsluft noch ſchwach entwidelt, und infolge deſſen für die Ver— 
mehrung der Gommunicationsmittel noch wenig geforgt ift, glaubte man die durch den 
Schugzoll bewirkte Vertheuerung des Berbraudys, als ein einitweiliges Opfer betrach⸗ 
ten zu dürfen, das der „induftriellen Erziehung“ zu bringen fei. „Unter dem Schuge 
ſoll die fünftlich hervorgerufene Induftrie nafürliche Wurzeln jchlagen um erft mit der 
Zeit concurrenzfähig werden und des Zollihuges entbehren zu können.“ „Dies wäre,“ 
fagt Brince-Smith, „alſo eine rein commercielle Speculation , bei der man zu« 
naͤchſt die Koften mit dem Zwed zu vergleichen hätte. Das gefchieht aber jo wenig, 
daß wir feine geſchützte Induftrie haben, bei der nicht fchon das von den Eonfumenten 
gebrachte Dpfer um das Vielfache den Betrag alles in ſolche Induftrie geftedten Gapi- 
lals überftiege, und noch ift die Zeit unabjehbar fern, zu welcher man auf fernere Opfer 
verzichten wollen dürfte. Um eine Induftrie zur Goncurrenzfähigfeit, d. h. zur Zweck— 
mäßigfeit, Sparfamfeit und Rührigfeit zu erziehen, giebt es fein verfehrtered Mittel, 
ald wenn man ihr Preiſe ſchafft, bei denen fie ohme jene Eigenfchaften beftehen kann.“ 
Wie wenig ed Ernft mit diefer Erziehungsmethode ift, fieht man nicht nur aus den 
verhältnigmäßig geringen Fortſchritten, welche die gefhügten Induftriegweige im Ber: 
gleidy zu denjelben ungeihügten Brandyen in freihändleriichen Staaten, wie England, 
in der Schweiz u. ſ. w. machen, jondern faft nod) beffer daraus, daß ſich die Schug- 
zöllner durchaus nicht dazu verftehen wollen, einen längeren oder fürzeren Zeitraum 
anzugeben, nad) defien Verlauf die Erziehung beendet jein ſoll. Jedesmal, wenn von 
einer Zollreduction, keineswegs von einer gänglichen Befeitigung, die Rede ift, erflären 
fie nody nicht ſoweit vorgejchritten zu fein, um die Ausfallspifferenz tragen zu fönnen. 
Meift wird dann auch die Aufmerkjamfeit auf die Arbeiter hingelenkt, die in der ge» 
fhügten Brand)e beichäftigt jind und denen nad) der Meinung der Induftriellen das 
traurigfte Loos bevorfteht. Gerade darin liegt aber einer der ftärfften Vorwürfe gegen 
das Schugzollweien, da Die Arbeitskräfte auf Fünftliche Weife anderen bodenwüchſigeren 
Brandyen entzogen und auf Erwerbszweige verwiefen worden find, die nicht auf eige- 
nen Füßen ftehen fönnen. Gerade diefe unwirthichaftliche Vertheilung von Arbeits: 
fräften widerjpricht den natürlichen Hülfsquellen der geographiichen Lage, des Grund 
und Bodens, des Klima’s und der localen Verhältnife, Der Spinner und der Eijen- 
hüttenbefiger verweilen auf ihre Arbeiter, wenn die Twift: und Eijenzölle herabgejegt 
werden jollen; fällt ihnen denn nicht ein, daß gerade ihr Zoll die weit größere Anzahl 
von Arbeitern in den Fächern der Bleicherei, Weberei, Druderei, Bärberei — bei den 
Eifenzöllen die Arbeiter der Eiſenwerkzeuge, der Stahlfabrication,, der Drabtzieherei, 
Eijengießerei, des Maſchinenbaufachs und der vielen Handwerferftätten, die Eiſen be 
arbeiten, in weit höherem Grade beeinträchtigt, weil denjelben das Fabricationsmaterial 
durd den Zoll a vertheuert wird? 

In gleicher Weiſe jind Nüdjichten für die in den geſchützten Branchen bereits an- 
gelegten Gapitalien geltend gemacht worden, und den Borwurf fönnen die Induſtriellen 
den Regierungen nicht mit Unrecht machen, daß durd) die Zollfäge das Eapital in 

ewiſſe Unternehmungen geleitet worden ift, die ſich jpäter als nicht rentabel erwiejen 
rang Man hat in der Erwartung, der Zoll werde Menichenalter hindurch unver: 
ändert fortbeftehen,, allerdings Gapitalien feftgefahren (3. B. bei Eiſenhüttenwerken, 
welche ein Erz von fehr geringem Procentgehalt in Gegenden mit hohen Brennmaterial- 
preifen verarbeiten) und verlangt, der Staat jolle einer folden verkehrten Speculation 
zu Liebe das ganze Volk zwingen, für die nothwendigiten Verbrauchsartikel höhere 
Preife zu zahlen. Waren die Gapitalien wirklich irrationell angelegt und gelingt es 
nicht, durch Betriebsverbeflerungen eine hinreichende Rentabilität zu erzielen, fo wer: 
den unveränderte Schugzölle das Uebel durch fortgefegten Mißbrauch nur verfchlimmern 
helfen. Sehr richtig bemerft übrigens Rau: „Die Behauptung zur Vertheidigung der 
Schutzzölle, ein Theil der Gapitalien fei aus Mangel an Gelegenheit müßig oder in 
wenig ergiebiger Weife angelegt, ift der Annahme, Daß andere Länder, namentlid) Eng- 
land, wegen des Gapitalreihthums in Wortheil ftehen,, ganz entgegengefegt ; es ift 
in jedem gegebenen Falle nur die eine von beiden Meinungen zuläffig.“ 

Endlich jucht man noch die Frage von dem teinvsirthfhaftlichen Etandpuncte hin⸗ 
über auf den politiſchen zu verſchieben. „Derjenige Staat iſt ſelbſtſtändig und unab- 
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haͤngig von anderen Staaten, welcher ſeine Verbrauchsgegenſtände ſelbſt zu liefern 
vermag.“ — „Im Kriege erwächſt daraus der große Vortheil, daß der Staat, auf ſich 
ſelbſt angewieſen, feinen Mangel zu leiden braucht.“ — „Unfere Erbfeinde dadurch 
zu a dag wir ihre Waaren faufen — ihre Gapitalien wie ihre Bevölferun 
und infolge deſſen ihre Widerftandsfähigfeit zu vermehren, ift höchft unklug.“ Durd 
dieſe und ähnliche Aeußerungen nährt man nur einen Da zwiſchen Nachbarvölfern, 
der dem friedlichen Austaufch und der eigenen Entwidelung ſchaden muß. Die Han- 
delsfreiheit ift das befte Mittel, Kriege für die Zukunft unmöglich zu madyen, während 
wir von dem Ausländer , deſſen Waaren wir entweder zuruͤckweiſen oder nur gegen 
hohe Zölle einpaffiren laffen, übertriebene Freundſchaftsgefühle nicht verlangen fönnen. 
Ein Land, das die Einfuhr von fremden Waaren erſchwert, die mit Hülfe eines gün- 
ftigeren Klima's, billigeren Capitals, geringerer Steuern oder niedriger Arbeitslöhne 
zu einem bilffgeren Tauſchwerthe angeboten werden, beraubt ſich des Vortheils, alle 
dieſe Vorzüge in Geftalt jener Waaren mitzugenießen , und indem es mit Hülfe dieſer 
Vortheile feine eigene Production, den einheimifhen Productionsquellen angemefien, 
hätte vermehren können, vermindert ed nad) Qualität und Quantität die Taufchfähig- 
feit feiner Producte. d. h. e8 entzieht ſich die Möglichkeit, die vorhandenen natürlichen 
Vortheile entjprechend auszunugen , feine Arbeitsfraft höher zu verwerthen und Die 
Gapitalanfammlung zu verftärfen. 


Literatur: Für Shugzölle: Vergleiche die Literatur des Art. „Pro— 
hibition,* namentlich die dort citirten Schriften von Ferrier, Lift, Ritting- 
haufen, Atfinjon, von denendie neueren Schriftiteller die Fragen mit um fo mehr 
Mäfigung behandeln, und weit mehr zu Gonceffionen bereit find, je jünger das Da- 
tum des Erſcheinens ihrer Werfe iſt. Carey, Principles of social science III®». 
Philad. 1858) — Carey, Letters to the president on the for. and domest. pol. 
of the union (Phil. 1858). — Ehrift, Ueber die Frage der Schugzölle (Frankfurt 
1851). — Schriften des Vereind zum Schuge der vaterländ. Arbeit (Frankfurt 1848 
und 1850). — Zahlreiche Specialſchriften erfchienen während des Abichluffes des 
deutſch⸗franzöſiſchen Handeldvertrages, namentlich 9. Mohl, Commiffionsbericht der 
würtembergiichen Kammer über den deutich-franzöfiichen Handelövertrag (1863). — 
Hanjemann, Die wirthichaftlihen Verhältniffe des Zollvereins (Berlin 1863). 

Gegen Schupzölle: Baftiat, Die Trugichlüfte der Schuggöllner, deutich v. 
Nobad (Berlin 1847). — Log, Handbuch der Staatswirthichaftslehre II. u. III. 
(Erlangen 1822). — Mac-Culloch, Ueber z u. Handelsfreiheit. — Aber, 
Die Handelspolitif in der Handelsgeihichte (Berlin 1850). — Prince-Smith, 
Handelsfeindieligfeit (Königsberg 1843). — Prince-Smith, Nacdıtheile für Er: 
höhung der Einfuhrzölle (Elbing 1845). — Prince-Smith, Die Eifenzölle. — 
Mar Wirth, Nationalöfonomie (Köln 1862). — Rau, Grundfäge der Volfe- 
wirthſchaftspolitik II. S. 78—122. — Neumann, Defterreihs Handelspolitif 
(Wien 1864). — Chevalier, Examen du systeme protecteur (Paris 1852). — 
Rentzſch, Staat und Volkswirthſchaft S. 165 ff. epug 1863). — Michaelis, 
Bericht der Commiſſion des Preuß. Abgeordnetenhauſes über den deutſch-franz. Han— 
delsvertrag 1862. — Verhandlungen des volkswirthſchaftlichen Congreſſes 1861. — 
Berichte des Hamburger Vereins für Handelsfreiheit. — Hübner, Die Zolltarife 
aller Länder. Leipzig 1852 hiſtoriſch noch von Werth). — Carl v. Hock, Finanz— 
verwaltung Frankreichs Darſtellung des franzöſiſchen Schugzollwefens). — J. St. 
Mill, Principles of political economy V. — Bon Zeitſchriften find beſonders das 
Bremer Handelsblatt (in zahlreichen — Artikeln) und der „Arbeitgeber“ 
gegen das Schutzzollſyſtem aufgetreten. — Reiches Material zur Beurtheilung fpecieller 
Zollfäge enthalten die Jahresberichte der Handeldfammern, v. Viebahn, Statiftif 
des Zollvereins und Hübners Jahrbücher für Statiftif. H.R. 
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„In Ländern, wo die Gefittung weiter fortgefchritten und ein aufrührerifcher Geift 
zu Haufe ift, macht Die Menge, die in allen Dingen auf die Hülfe des Staates war- 
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tet oder wenigftens nicht gewohnt ift, fich felber zu helfen, ehe nicht der Staat feine 
Erlaubniß dazu gegeben und ſelbſt jeine Mitwirfung zugefagt hat, ganz naturgemäß 
den Staat für alle Uebel, die ihr zuftoßen, verantwortlid), und wenn das Uebel einmal 
die Geduld überfteigt, jo erhebt fie jich gegen die Regierung nnd macht eine jogenannte 
Revolution“. (3. St. Milli. Die Geſchichte hat die Wahrheit dieſes Sapes wieder- 
holt beftätigt, und ſollte man es deshalb für das Dringendfte Interefle der Regierung 
jedes gefitteten Volkes halten, ſich dieſer gefährlichen Verantwortlichkeit für alled mög. 
liche Unheil dadurch, foweit es thunlich, zu entziehen, daß fie Die Menge entwöhnt 
in allen] Dingen auf die Hülfe des Staates zu warten, indem fie fi) insbeſondere 
enthaltfam zeigt in ihrer Einwirfung auf das wirthſchaftliche Gebiet und die wirth- 
fchaftlihen Intereffen der einzelnen Staatsbürger von den Legteren ſelbſt wahrneh- 
men läßt. 

Eine ſolche weife Enthaltjamfeit müfjen wir indeflen an der Staatsgewalt in un- 
feren modernen Staaten vielfach miffen. Nicht nur jcheint es heutzutage die Aufgabe 
des Staats zu fein, für die Redytsficherheit der Staatsbürger nad Innen und Außen 
zu forgen, Gleichheit vor dem Geſetz und inBezug auf die politiichen Rechte herzuftellen, 
fowie die Erziehung der Jugend bis zu einem gewillen Grade elementarer Bildung zu 
gewährleiften und alle Hemmnifie des Verkehrs und der Erwerbsthätigkeit hinwegzu⸗ 
räumen, damit Alle möglichit unter gleichen Bedingungen in den Kampf um die wirth- 
fchaftliche Eriftenz eintreten — nein, im Gegentheil jcheint Die Thätigfeit des Staats 
auf wirthichaftlichem Gebiete immer noch wie ſchon vor Alters her darauf gerichtet, 
den Starken vor dem Schwachen zu begünftigen und die unbemittelte Maſſe vorzugs— 
weiſe ald ein Object polizeilicher Beaufjichtigung und Bevormundung zu behandeln. 
Die „induftrielle Erziehung der Nation“ hat ald Grund herhalten müfjen, um vie 
Schutzzöhle zu rechtfertigen, und dem fleinen, mit der Fabrication beichäftigten Bruch— 
tbeile des Volkes auf Koften der großen Maſſe der Gonfumenten Bereicherung zuzu— 
wenden. Gegenüber diefer Begünftigung einer fleinen Minderheit ftehen die vielfachen 
Beichränfungen und ladereien, weldyen die fo viel zahlreicheren den „arbeitenden 
Claſſen“ angehörenden Staatsbürger in Bezug auf die Art wie, undaufden Ort, wo 
fie ihrem Erwerb obliegen wollen, meift noch heute unterworfen find, und weldye zum 
Theil eher für Vagabunden als für ehrliche, ihres bürgerlichen Erwerbes befliffene 
Männer verordnet zu fein fcheinen. Nothwendig müflen ‚ebenfowohl diefe der Freiheit 
der Arbeit und der Freizügigkeit entgegenſtehenden Hinderniffe, welche gleichſam eine 
auf den ErwerbgelegteSteuer find, die aber weder dem Staate noch) ſonſt Jemand einen 
Ertrag bringt, in dem Arbeiter das Gefühl der Selbftverantwortlichkeit und der Pflicht 
der Selbſtſorge unterdrüden, als die durch die Schugzölle herbeigeführte Vertheuerung 
der Waaren, welche als eine Befteuerung des Conſums zu Gunften einer fleinen Min- 
derheit von Fabricanten erfcheint, in ihm die Forderung wachrufen muß, die Staats- 
hülfe einmal zu feinen eignen Gunſten thätig zu fehen. Wenn die Staatögewalt den 
Einzelnen in der freien Ausübung jeines Erwerbs behindert, ihm überall mit ihren Ver— 
ordnnungen auf die Zehen tritt, jo nimmt fie Damit wenigſtens zum Theil die ungeheuere 
Verantwortlichfeit auf ji, für feinen Unterhalt zu forgen und gewährt ihm einen ge 
rechten Anſpruch auf die Hülfe des Staats. 

In der That find denn auch aus den Reihen der arbeitenden Claſſen wiederholt 
und auch in neuefter Zeit die verichiedenartigiten Anſprüche auf Staatshülfe erhoben 
worden. „Schug der Gewerbe“ verlangten die zünftigen Handwerker, und er wurde 
ihnen, in vielen Staaten Deutſchlands, wie fte allmählidy wohl jelbft einzufehen anfan- 
gen, zu ihrem eigenen Schaden gewährt, „Organijation der Arbeit“ war der Ruf, der 
aus Frankreich zu uns herüberdrang , aber erft kürzlich in Deutſchland einen beredten 
Vertheidiger und in den Kreifen der Fabrifarbeiter manchen Anhänger gefunden bat. 
Die praktiſchen Vorfcyläge, welche neuerdings zur Herftellung diefer — 5— Freiheit 
der Arbeit gemacht worden ſind, laſſen ſich in folgende Sätze zuſammenfaſſen: Vorerſt ma— 
hen ſich Die Arbeiter mit Hülfe des allgemeinen gleichen und directen Wahlrechts zu 
Herrn des Staats, dann organifiren ſich ſämmtliche Arbeiter je eines Gewerks an jedem 
Orte freiwillig in eine einzige Productivafjociation ; das erforderliche Anlagecapital 
giebt die zu dem Zwede gegründete Staatsbanf und das zum Betrieb nöthige umlaufende 
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Capital wird beichafft, indem die Königlichen bez. Staatsbanf-Inftitute angewiefen 
werden, die Wechjel dieſer Productivaffociationen zu Discontiren. Durch die Vereinigung 
immer eines ganzen Gewerfs an einem Orte zu einer Productivaflociation wird Die 
Goncurrenz befeitigt und mit der Concurrenz ift das Riſico befeitigt ! Das Rifico 
wird zur Jllufion! Die weiteren Segnungen, die aus diefen Productivafiociati- 
onen mit Staatshülfe erwachſen jollen, können wir füglich mit Stillichweigen über- 
geben, müfjen und auch an diefer Stelle eine Widerlegung der großen Irrthümer, welche 
in diefen wenigen Sägen enthalten find, verfagen ; indeffen genügt wohl aud) der Hin- 
weis, daß weder die freiwillige Bereinigung aller Mitglieder eines Gewerfs an den 
meiften Orten wahrjcheinlich ift, noch eine jolche Vereinigung in dem Zeitalter der Eiſen— 
bahnen und Telegraphen die Concurrenz verjchiedener Orte untereinander ausſchließen, 
noch aus der Bejeitigung der Soncurreng allein ſchon die Aufhebung des Rifico folgen 
würde. Das Abenteuerlichediefer Organifation der Staatshülfe zu Gunſten der arbei« 
tenden Claſſen ift jedem Einfichtigen leicht begreiflich ; gleihwol hätte manerwarten dürfen, 
daß diefe Theorie, die mit einem großen Aufwande von Scharfſinn und Sophiftif ver- 
theidigt wurde, unter den Maſſen einen ftarfen Anhang finden und eine gewaltige Auf- 
regung hervorrufen würde, nachdem der Staat jo lange das Seinige gethan, um den 
Arbeitern jeine Allmacht zu ihren Ungunften fühlbar zu machen, und nadydem das Be- 
wußtfein ihres großen Einflufies * die ſociale und politiſche Entwickelung unſerer 
Zuſtände immer tiefer in die Maſſen eingedrungen war. Dergleichen Befürchtungen 
zeigten ſich aber als unbegründet. Zwar mußte dieſe Theorie zahlreiche Anhänger fin— 
den unter gewiſſen Elementen der Arbeiterbevölkerung, welche es bequemer —*— 
durch Staats hülfe ihren Unterhalt zu gewinnen, als ſich ihn auf dem Wege der 
Selbſthülfe durch eigene Kraft und Anſtrengung erwerben zu müſſen, die tüchtigen 
Elemente unter den Arbeitern aber verhielten ſich abwehrend gegen jene ſocialiſtiſchen 
Lehren, und die ganze Bewegung berührte daher nur die Oberfläche der Maſſen. 

Daß die Theorie der Staatshülfe auf ſocialem Gebiete bei den arbeitenden Claſſen 
in Deutſchland nicht verfing, glauben wir vorzugsweiſe auf drei Urſachen zurückführen 
zu müſſen: einmal iſt im Allgemeinen bei und die Bildung Schon zu tief ind Wolf ein- 
gedrungen, als daß dafjelbe nicht jeder Beglüdungstheorie mißtrauiſch entgegenfommen 
jollte: dann haben dieunabläffigen Bemühungen unferer „liberalen“ Nationalöfonomen 
nicht nur die Einſicht in das Wirthichaftsleben der VBölfer und Staaten verallgemeinert 
und die Urtheilskraft auch der unterften Schichten der Bevölferung in dieler Beziehung 
geichärft, fondern es haben diefe Bemühungen auch ſchon bedeutende praftiiche Erfolge 
gehabt, indem die Gejeggebungen in neuefter Zeit immer allgemeiner die Principien der 
Freiheit der Arbeit, Freizügigkeit und des Freihandels zur Geltung bringen, jo daß die 
vollftändige Durchführung derjelben nur noch als eine Frage der Bet ericheint. Solche 
Erfolge, deren Bedeutung für ihr eigenes Wohlbefinden den Arbeitern täglidy vor Augen 
tritt, mußten fie überzeugen, daß auf diefem Wege, der dazu führte, die Einwirkung des 
Staats aufdaswirthichaftliche Gebiet immermehr einzuichränfen, ihre Lage eher dauernd 
gebeffert werden würde, als wenn fie auf die Verwirklichung von Plänen warten wol- 
len, welche eine Beſſerung erft nad) vollftändiger Umgeftaltung aller beftehenden ſo— 
cialen Verhältnifie verfprocdhen, und welche die Staatögewalt auf wirthſchaftlichem Ge- 
biet allmächtig au machen drohten. Endlich aber und ganz befonders fand die Staate- 
hülfe bei den arbeitenden Glaffen deßhalb feinen Anklang , weil die Inititute der 
Selbithülfe ſchon vorher unter ihnen jchnelle und ausgedehnte Verbreitung gefunden 
und die günftigften Refultate erzielt hatten. Daß die arbeitenden Claſſen, obgleich ih— 
nen auch hierbei wieder die Staatsgewalt mit mancherlei Beläftigungen entgegentrat, 
in der auf Selbithülfe und Selbitverwaltung beruhenden Vereinigung vieler Fleiner 
Kräfte zu einer Großfraft, in der Genoſſenſchaft man vergl. d. Art.) das Mittel 
erfannt haben, um ihre Lage dauernd zu beſſern, fichert ebenjowol ihnen für die Zu— 
funft eine hervorragende Rolle in unferer ganzen geichichtlichen Entwickelung, als es 
die Selbfthülfe auf forialem Gebiete nad) und, nach zum allgemein gültigen Princip 
erheben wird. 

Die Thatſache, daß die große Elaffe der Gefellihaft, welcher die Selbfthülfe am 
ſchwerſten wird, welche felbft bei den größten Anftrengungen es felten über einen mä- 
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Figen Grad von Wohlftand und Bildung hinaus bringt, und der das Verlangen nady 
Staatshülfe durch die fortwährenden ftörenden Eingriffe einer kurzſichtigen Staatsge- 
walt in das Gebiet des Erwerbs recht eigentlicy aufgedrängt wurde, trogdem fich immer 
allgemeiner dem Princip der ſocialen Selbfthülfe zuwendet, muß die Beftrebungen der 
„liberalen“ Nationalöfonomen mächtig unterftügen, alle von Staatswegen beftehenden 
Begünftigungen des einen und Beichränfungen des anderen Erwerbszweiges von Grund 
aus zu befeitigen. Hat erft das Princip der Selbfthülfe bei den arbeitenden Claſſen 
durchgeſchlagen, fo wird man z. B. das Intereffe der Gefellichaft an der Hebung des 
Berfehrs und andem Bau von Eifenbahnen, das die Zinsgarantieen feitens des Staats 
rechtfertigen fol, bald auch für hinreichend gewahrt halten, wenn man die Eifenbahnen 
nicht eher bauen läßt, als bis fie ohne Staatsunterftügung gebaut werden, und aud 
in der Gefeggebung der Staaten wird die wirthichaftliche Selbfthülfe Anerfennung 
finden. Die arbeitenden Claſſen aber, deren Jnitiative man dieſes günftige Refultat 
vorzugsweife wird zu verdanken haben, werden als Träger des wirthichaftlichen Fort: 
fchritts ericheinen. 

Doch nicht das allein. Die conjequente Anwendung der Selbithülfe und zwar der 
Selbfthülfe in der Vereinigung muß auf die ganze Lebenshaltung der arbeitenden Elaj- 
fen audy in intellectueller und — Hinſicht einen höchſtbildenden Ein— 
fluß ausüben: damit wird ihre Stellung innerhalb der Geſellſchaft in jeder Beziehung 
gehoben werden, fie werden dann überhaupt Vertreter jedes humanen Fortichritts fein. 
MWenn ed nun außer Zweifel ift, daß jegt nicht mehr die großen Staatsactionen den 
Inhalt der Gefchichte bilden, daß nicht mehr hervorragende Fürften, StaatSmänner und 
Diplomaten e8 jind, die die Geſchichte machen, fondern die Maffen, fo können wir den 
Gewinn nicht body genug anichlagen, den unfere künftige geichichtlihe Entwidelung 
daraus zichen wird, daß das Prineip der wirtbihaftlihen Selbithülfe zuerft 
und unverfälfcht bei den arbeitenden Claſſen zur Geltung gefommen ift. 

Wir haben bisher nur von der wirthſchaftlichen Selbfthülfe gefprochen, und 
wollen nur nody kurz erwähnen, welche Bedeutung die politifhe Selbfthülfe bat. 
Die Herftellung der Rechtsgleichheit, der Rechtsjicherheit nah Innen und Außen ge 
hört zwar, wie wir jchon andeuteten, vorzugsweile zu den Aufgaben des Staats, der 
nicht dulden fann, daß ſich der Einzelne auf dem Wege der Selbithülfe fein Recht 
ſchafft — denn dies würde oft nur auf eine Vergewaltigung des Schwächeren durch den 
Stärferen binauslaufen — gleichwohl, meinen wir, ift audy auf dieſem Gebiete die Selbit- 
hülfe nicht ausgeichloflen, jpielt vielmehr befonders bei der Ummwandelung des abjoluten 
in den conftitutionellen Staat eine bedeutende Rolle. Es beſteht dieſe nicht nur er- 
laubte, jondern im Intereffe des Gemeinwohls für jeden Staatsbürger als Pflicht an- 
aujebende politifche Selbithülfe in der thatfräftigen mit allen geleglichen Mitteln 
erftrebten Geltendmachung und Wahrung der jedem Einzelnen zuſtehenden politifche 
Rechte, und wird ausgeübt von dem Einzelnen für ſich allein, oder wie auch die wirth. 
ſchaftliche Selbfthülfe durch die Vereinigung vieler Feiner Kräfte zu einer Großfraft in 
den politiichen Vereinen, welde im Sinne einer beftimmten Partei eine „Ein- 
wirfung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecken.“ Es iſt dieſe politische Selbithülfe 
der Gegeniag des jogen. „paſſiven Widerftandes* und Die nothwendige Ergänzung der 
Staatshülfe auf politiichem Gebiet; welche legtere für fich allein einen Staat nicht frei— 
machen fann. Die Hülfe des Staats ift erforderlih, um eine freifinnige Verfaffung 
und freifinnige Geſetze berzuftellen. Aber die freiftinnigite Verfaſſung wird feinen Be: 
ftand haben, wenn nicht die Selbfthülfe der Staatsbürger fie zu erhalten und zur 
Wahrheit zu machen trachtet. Auch auf politiichem Gebiete alſo ift das Princip der 
Selbithülfe von großer Bedeutung die, wie zu conftatiren ift, immer allgemeiner in 
allen Schichten der Geſellſchaft erfannt wird. Und fo zeigt fi) der große, das Staate- 
leben verfittlichende und wenigftend vor der Außerften Gorruption bewahrende Einfluß 
der politiichen Selbithülfe in unjeren Tagen am deutlichften in den Staaten, wo eine 
at Regierungsgewalt die Rechte und Freiheiten des Volks zu untergraben 

emüht ift. 

Literatur: Schulze-Deligich, Capitel zu einem Deutichen Arbeiter Kate: 
chismus, Leipzig 1863. — Dr. H. Rentzſch, Der Staat und die Volfswirtbichaft. 
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Leipzig, 1863. — Dr. E. Diesel, Die Volfswirthfchaft und ihr Verhältniß zu Ge— 
ſellſchaft und Staat. Frankfurt aM. 1864. — Außerdem berühren alle Lehrbücher der 
Volkswirthſchaft gelegentlich mehr oder weniger die Frage der Selbfthülfe und der 
Staatshülfe, befonders 3. St. Mill, Prince. of polit. econ. d. v. Soetbeer , 2. 
Aufl. Hamb. 1864). — Für die gegentheilige Meinung namentlih F. Laffalle, 
ge Baſtiat Schulze von Deligfch oder der ökonomische Julian (Berlin 1864) — und 

aſſalles offener Brief an die Arbeitervereine, die ihrerfeit wieder eine große Ans 
zahl von Brochüren für und wider hervorgerufen haben. 

F. Schneider, 


Selbftregierung. Selbftverwaltung, Selfgovernment. 

Es iſt ald das Naturgefeß der Volfsentwidelung bezeichnet worden, daß mit dem 
Auffteigen zu höherer Eultur die Staatdgewalt immer Mehreres in das Bereich ihrer 
Zwede hereinzieht, jo daß im Anfang jedes Volkslebens das einzelne Mitglied vom 
Einfluß des Ganzen noch fehr wenig Pate und wie die Leiftungen des Staats, fo auch 
die Anfprüche defielben gering find. Auf diefer Eulturftufe werde ein großer Theil dee: 
jenigen, was bei und gegenwärtig als politifches Bedürfniß gilt, durch Fleinere Kreife, 
als Familiencorporationen, Gemeinden, Städte oder Provinzen befriedigt. Mit dem 
Wachsthum der Volfszahl und des fteigenden Verkehrs trete indeß der Staat, die Ger 
fammtheit des Volks mit jenen Heinen Verbindungen auf feinem Gebiet in Kampf 
und die Eoncentrirung und Einheit erfcheine als ein Hauptmittel der Macht (Rofcher). 
Diefe Anſchauung entfpricht indeß weder dem Wefen und der Beftinmung des Men- 
ſchen und der menjchlichen Gefellfhaft, noch dem Proceß der gejchichtlichen Entwicke— 
(ung felbft. Sie nimmt ein Glied, ein Moment der legteren für deren abfolutes End- 
ziel. Das Weſen des Menſchen ift die bewußte Selbftbeftimmung , und die Durchfüh— 
rung dieſes Principe in der öfonomifchen, politifchen und fittlichen Welt vollzieht ſich 
nad regulairen geihichtlichen Abjtufungen. Die gefammte gefellfchaftliche Entwide- 
lung richtet fi) dahin, das Princip des einfeitigen Negiertfeins , der Gentralifation, 
immer mehr aufzuheben und an deren Stelle das Princip der freien Gemeinschaft, das 
Zufanmenwirfen ſich ſelbſt beftimmender Menjchen, die in Allem gleiche Genoflen find, 
zu jegen, die Pflichten und Leiftungen, weldye bisher dem auf dem Gegenfag zwiſchen 
Regierenden und Regierten, Herren und Dienern beruhenden, abjolutiftifchen Staat über: 
tragen waren, einem jelbftthätigen, felbitbewußten und fouverän ſich beftimmenden Ge: 
meinwefen zu übertragen. Dies ift die Aufgabe und das Ziel des im Werden und in der 
Verwirklichung nen Rechts-und Volfsftaats. Bevor der Begriff deſſelben ent- 
ftehen und ſich ausbilden, bevor die Jdee allgemeiner bürgerlicher und politifcher Freiheit, 
des allgemeinen gleichen Rechts für Alle ſich herausarbeiten fonnte, war allerdings ge— 
ſchichtlich nothwendig, daß der patrimoniale und Keudalftaat überwunden und auf: 
gelöft wurde, welcher auf dem Principe des Privilegienwefens, der Vorrechte Einzelner 
und der Unterthänigfeit der Mehrheit berubte, in welchem die Rechte nur ald das Pri- 
vateigenthum Einzelner angefehen wurden. Die Abſchaffung der patrimonialen Gerichts— 
barfeit, der justice des seigneurs, wo die Rechtspflege ald Eigenthum der Gutsherren 
und der Städte erichien, und die Uebertragung der Rechtspflege auf den Staat, war ein 
nothwendiger Durchgangspunct zur Reinigung derfelben ; der abjolute Staat, der an 
die Stelle des Feudalftaates trat und alle Gewalt in ſich centrafifirte, war die Vorbe— 
dingung zu einer reicheren und tieferen Geftaltung des Staats- und Volfslebens. 

Die Durchführung der centralijirten Staatsmacht ging am reinften und deutlich- 
ften in Sranfreich vor ſich. Schon Jahrhunderte lang hatten die Könige von Franfreic) 
dahin geftrebt, die Einheit der Staatsgewalt herzuftellen und allen Theilen des Volfes 
gleichmäßigen Gehorſam aufzuerlegen. Die franzöfifche Revolution führte diefe Be— 
ftrebung vollends dur und jchuf nach einem ſyſtematiſchen Plane eine vollfommene 
Gleichheit der Staatsverwaltung. Befonders waren es die langen Revolutiondfriege, 
welche die Gentralifationsideen wedten und nährten. Sie bildeten die Reaction gegen 
die von den Fremdmächten beabjichtigte Zeriplitterung des Gebiets und nöthigten die 
Nation zu einer Concentration aller Eingelfräfte. Die militärifche Dietatur wurde zum 
Princip der inneren Staatsverwaltung erhoben. Die Eonfularregierung führte zuerft 
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die Zufammenfaffung der gefammten Verwaltung im Mittelpunct des Staates durch 
und übertrug die Enticeidung aller nur einigermaaßen wichtigen, individuellen , com: 
munalen und provinziellen Angelegenheiten der oberften Staatsbehörde. Napoleon I., 
welcher zugleich die Ordnung im Innern herftellte,, legte mit Bewußtjein alle Staats» 
thätigfeit in die Hände des Staatsoberhauptes und feiner Minifter, und nur darum 
wurde diefer Zuftand erträglicher, weil mit der Vernichtung der alten feudalen Privi- 
legien, Ordnungen und Einrichtungen greichgeitig die wirtbichaftliche Freiheit des Grund: 
eigenthums fowie der Gewerbe und die Rechtsgleichheit eingeführt und dauernd hergeftellt 
wurden. Die von Napoleon begründete Staatdomnipotenz und die mit ihr in Zuſam— 
menhang ftehende Verwaltungsorganijation aber wurde auch von jeinen Nachfolgern, 
fowohl von den Regimes der Bourbonen und Louis Philipps , ald aud von der zwei⸗— 
ten Republif und dem zweiten Kaiſerreich nicht blos übereinftimmend beibehalten, fon- 
dern vielmehr noch verſtärkt. 
In Deutichland wurde, wenn auch in anderer Form der nämliche Kampf durch— 
efochten. Die Specialgeſchichte der einzelnen Länder zeigt auf der einen Seite die 
A der Landesherren von der Reichögewalt , ein Beftreben, das um fo mehr 
gelang, ald Defterreich vor Allem auf die Begründung jeiner Hausmacht hinarbeitete, 
und die Verhältniffe zwiichen ihm und dem Reich immer loderer werden ließ, auf der 
anderen Seite einen fortwährenden Streit der Landesherren mit ihren Ständen über 
die gegenfeitig von ihnen beanſpruchten Nechte und deren Beichränfung. Auch bier 
endete der Kampf zunächit im Interefie der Macht und Einheit des Staats, fowie der 
Rechtsgleichheit damit, daß die Rechte und Privilegien der verfchiedenen Gorporationen, 
Communen und Stände von der Fürftengewalt unterdrüdt wurden. Es entitand nad) 
franzöfifchem Vorbild der moderne Beamten und Bolizeijtaat, der Staat des auf: 
geklärten Despotismus, welcher alle Intelligenz für feine Verwaltung in Anspruch nimmt 
und das Volk feiner Bevormundung unterwirft. Das Volk ift darin zu einem Aggregat 
von Perfonen, zu einer aus lauter ifolirten Einzelnen beftehenden Mafie herabgeſunken 
und in eine mit nivellirender Gleichheit behandelte Menge von Regierten aufgelöft, ein 
Chaos, weldyes mit Militair und Polizei beherrfcht und zu Paaren getrieben wird. 
Wegen feiner Jiolirung kann das Volf, aud) da, wo der Abſolutismus die Form des 
Sceinconftitutionalismus angenommen hat, zu irgend weldyem beftimmenden Einfluß 
auf die Regierungsgewalt nicht gelangen. An Stelle der früher mitberathenden und 
mitwirfenden Stände liegt alle beftimmende Macht in den Behörden des Staats. Nur 
das Gute hatte der aufgeflärte Abſolutismus, daß er zuerft aud) die Staatsverwaltung 
und Staatswirthichaft rationell einzurichten fidy bemühte. Immerhin aber lebt dieſer 
Staat in einem inneren Widerſpruch mit fid) ſelbſt; auf der einen Seite tritt er mit 
dem Anfprud) auf, rationell zu fein, auf der Grundlage der Freiheit und Vernunft zu 
beftehen, andererfeits aber wird die Vernunft nur ald beichränfter Untertbanenverftand 
behandelt und Alles der Bevormundung und Autorität der Staatsbehörden unterworfen. 
Der Proceß der Gentralifation ift felbft in dem Lande vor fid) gegangen , welches 
fo oft und vielfady als das Ideal der Selbftregierung betrachtet worden ift und wo, 
wie noch Roſcher bemerkt, das heilſame Gleihgewicht zwiichen den beiden Gegenfägen 
des Self-government und der Gentralijation am früheften erreicht und am längiten 
bewahrt worden ift. Mit dem wirthichaftlicyen Umbildungsproceß ſeit der Mitte des 
achtzehnten Jahrhunderts, mit den Fortjchritten der Großproduction und des Grobe: 
triebs, der Gentralijation der Arbeit, des Gapitald und des Reichthums machten die 
Ideen der politifchen und adminiftrativen Gentralifation auch in England Fortichritte. 
Früher gab es dort zahlreiche locale Gentren ; London, Edinburg, Dublin hatten ihre 
eigenen Parlamente. Die Angelegenheiten der vielen Counties oh wie der Städte 
wurden durch locale Autoritäten verwaltet. Allein dieje find nach und nach verſchwun— 
den. Eelbjt die Angelegenheiten der fleinen Städte find, wie Carey (Örundlagen der 
Eorialwiffenihaft) ausführlich jchilvert, in die Hände von Regierungscommiffarien 
übergegangen, welche alle localen Geſchäfte aus der unmittelbaren Nähe des einzigen 
Parlaments leiten. Diefes Parlament hat fi) bald mit der Enticheidung von Fragen 
zu beichäftigen, welche die Lebenginterefien der verichiedenen Golonieen in entfernten 
Welttheilen betreffen, bald mit der Ordnung des Herbergsweſens oder des Fiafertarifs 
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von London, bald mit den Abzugsranälen der Städte und Dörfer des gelanımten ver: 
einigten Königreichs. Es wird von Bittitellern um Gifenbahnen und andere Privilegien 
belagert, deren Bewilligung nur durch allerhand Ränfe und Privilegien , fowie durch 
Beſtechung erreicht werden kann. „Ein Gebiet von zwanzig Einwohnern, fagt die Weft- 
minfter Review, braucht einen gemeinfchaftlichen Abzugscanal oder einen gemeinſchaft— 
lihen Weg. Nur eine Barlamentsacte, Die mit enormen Koften und aus einer Ent: 
fernung von vielen Meilen geholt werden muß, kann diefe Verbeſſerung bewerk— 
ftelligen. Deshalb wird die Verbeflerung niemald gemacht und felbft der Traum der: 
jelben wird als ein Traum unterdrüdt und dann fommen Gentralifirer und Doctrinäre 
und überhäufen die localen Eigenthümer mit allen denkbaren Ehhmähungen über ihren 
Mangel an Kenntniß und Intereffe in ſolchen Dingen; ohne Weiteres wird cin großes 
Bureau in der Hauptitadt errichtet, um der Provinz die Energie zu liefern, künſtlich 
einzupumpen, die das Parlament jelbft an ihrer natürlichen Quelle unterdrüdt hat. 
Darauf folgen Zwiftigfeiten zwifchen den Meinungen der Provinz und den Befehlen 
der Hauptſtadt und darauf eine nene Schmälerung des geringen Intereffes, welches 
man bisher noch an der Sadye nahm. So ftrebt, wie die Wirfung auf die Urfache 
folgt, die enggefchloffene Bureaufratie ftets nad) feiterer Begründung, und wäre es nicht 
wegen Urſachen, die ihr noch zu ſtark ſind, ſo würden wir uns raſch dem froſtigen und 
gefährlichen Syſteme von Oeſterreich und Frankreich zuneigen, trotz jeder Reform, die 
nur eine Wahlreform iſt.“ In ähnlicher Weife urtheilt auch Montalembert (De l’avenir 
politique de l’Angleterre) , daß England bereits auf dem verhängnigvollen Abwege 
der Gentralifation und ihrer regelmäßigen Begleitung, der allgemeinen und unmäßigen 
Begierde nah Staatsanftellungen, der ſchlimmſten aller ſocialen Krankheiten, ange 
fommert fei. 

In Deutſchland wie in Frankreich hat fich eine freilich zur Zeit noch mehr theo- 
retiſche, als praftifch wirffame Reaction gegen die Eentralifation und Omnipotenz des 
Staats geltend gemadt. In Preußen, wo die Regierung den Staat nur im Militair 
und in dem Beamtenthum erblidte, war ſchon feit dem Anfang des 18. Jahrhunderts 
jedes freiere und jelbjtändige Leben der Stadtgemeinde unterdrüct worden. Jedes Ver: 
fügungsreht in ihren Angelegenheiten war ihnen genommen und auf dem flachen 
Lande beftand eine eigentliche Gemeindeverfaflung gar nicht; Die adeligen Güter waren 
gar nicht im Gemeindeverband. Diefe Eentralifation hatte zuerft allerdings die Macht, 
dann aber auch allmählich den Verfall des preußifchen Staates herbeigeführt. Stein 
und Hardenberg erfannten daher mit richtigem Scharfblid in der Wiedererwedung der 
Selbitändigfeit der Gemeinden und in der Befreiung des Grund und Bodens von dem 
Feudalſyſtem, in einer neuen Agrargefeggebung die Vorbedingungen zu einer Kräftigung 
des Staats, die Grundlagen eines höheren politifchen Lebens und die Urfachen zu 
einer Blüthe des materiellen Verkehrs. Die gefeierte Städteordnung vom 19. Nov. 
1508 gab den Gemeinden die — ——— ihrer eigenen Angelegenheiten zurück, be— 
ſchränkte das Oberaufſichtsrecht der Regierung auf das Nothwendigſte, und gewährte 
der Bürgerſchaft durch Einführung einer freigewählten Vertretung einen Einfluß und 
eine Mitwirfung bei der Verwaltung. Leider aber wurde die Wirfung diefer Maaß— 
regel durch die politiiche Reaction der darauf folgenden Jahrzehnte alsbald wieder ver- 
fümmert. Der Rheinprovinz lieg man die franzöſiſche Gemeindeverfaffung und gab 
ihr 1845 eine eigene Ordnung für ländliche und ftäptifche Gemeinden ; die Städteord- 
nung von 1808 wurde im Sinn einer erhöhten Regierungseinmiihung revidirt 
(13, März 1831). Im Jahre 1848 wurde eine einzige Gemeindeordnung für alle 
Provinzen, für Stadt und Pand, große und Feine Orte ohne Unterſchied dringend vers 
langt, und 1850 fam aud) ein derartiges Gefeg zu Stande, mufte aber, da es das 
Uebel nur verichlimmerte, bereits drei Jahre fpäter wieder zurüdgenommen werben. 

Die Entwidelung der Staatseifenbahnen, des Poft- und Telegraphenweieng, 
welches in den meiften deutfchen Staaten der Hauptjahe nad) Staatslahe geworden 
ift, hat die Ausbildung der Gentralifation thatjächlich befördert. Dagegen hat die 
politiiche Doctrin fortwährend die Nothwendigfeit der Selbftregierung und das demo— 
talifirende Element der Gentralijation hervorgehoben. euren wurde vielfach 
wieder auf Die Bedeutung der Corporationen — wenn auch feineswegs im mittel: 
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alterlihen Sinne — aufmerffam gemacht. Es find in diefer Beziehung — gel, Dahl— 
mann zu erwähnen, welchen R.vonMohl, Ahrens, Liebe, Riehl, Gneiſt 
auf diefem Felde folgten. 

In Frankreich fehlte e8 zwar nicht an officiellen Lobrednern der Gentralifation 
jowie an begeifterten Anhängern derfelben, wornach fie es iſt, welche dort alles Große 
gethan haben ſollte und jelbit ald der legte Rettungsanfer der Gefellichaft und der Eivi- 
lifation hingeftellt wurde. [Timon-Cormenin, (Delacentralisation 1842) und die ge: 
fammte franzöfiiche focialiftiiche Demokratie fteht auf dem Standpunct der Staals— 
allmacht. Dagegen traten jhon früh Benjamin Gonftant, Barante, Toc— 
queville, fowie in neuerer ZeitRaudot (De la decadence de France), Bechard, 
Chambrun für die Wiederherftellung der communalen und provinziellen Selbit- 
ftändigfeit auf und die focialiftiiche Doctrin fand in Proud hon den ſcharfſinnigſten 
Kritiker und den entichiedenften Gegner der herrſchenden gouvernementaliftiichen An- 
ſchauungsweiſe. 

Wenn die Selbſtregierung als politiſches Poſtulat aufgeſtellt wird, ſo ſoll damit 
indeß keineswegs die Einheit des Staats und der Staatsgewalt in Frage geſtellt werden. 

Es iſt ſicher, daß in jedem Lande für gewiſſe Theile des politiſchen Lebens eine 
vollſtändige, einheitliche, gleihmäßige Behandlung vorhanden fein muß. Theils laſſen 
ſich nur auf diefe Weife die Zwede verſchiedener Einrichtungen überhaupt erreichen, 
theild würden aus einer verfchiedenen Behandlung die erheblichiten Nachtheile entſtehen. 
Jedermann wird zugeftehen, daß es für die heutige Entwidelung des Verkehrs von der 
größten Wichtigkeit ift, wenn in den Haupttheilen des bürgerlichen Redyts eine Ueber: 
einftimmung in den verfchiedenen Landestheilen und weiter auch 3. B. innerhalb der 
deutihen Bundesftaaten herricht. Dieſes Bedürfniß hat insbejondere zu einer einheit- 
lichen Wechjel- und Handelsrechtögefeggebung geführt und den Verfuch der Begrün- 
dung eines allgemeinen Obligationenrechts veranlaßt; ebenjo wichtig ift eine einheit- 
liche Gefepgebung über Münze, Maaß- und Gewichtsweſen, Gewerberecht, Freizügig- 
feit, Heimathsrecht; Dagegen giebt e8 wiederum andere Theile Des Rechts, deren Ord— 
nung ohne großen Nachtheil für die Gefammtheit nach den verſchiedenen Territorien 
oder Provinzen verfchieden fein fann, zumal wenn diefe Verfchievenheit in localen oder 
provinziellen Rechtsgewohnheiten fefte Wurzeln geichlagen hat, wie z. B. im Eherecht, 
eheweiblichen Güterreht, Vormundſchaftsweſen, Erbredt ꝛc. In anderer Beziehung 
wie in der Proceßgeſetzgebung, dem Strafrecht macht jich dagegen wiederun das Be: 
dürfniß der Rechtsgleichheit geltend, ſowie aud) die Errichtung eines oberften deutichen 
Gerichtshofes nothwendig ift, welcher die Uebereinftimmung der verfchiedenen Unter: 
gerichte in der formellen und materiellen Behandlung des Rechts aufrecht erhält. Nicht 
minder erheilcht es das Bedürfniß des Verfehrs, daß die öffentlichen Communications— 
mittel, die Eifenbahnen, Posten, das Telegraphenweſen nad) einem einheitlichen Plane 
eingerichtet find. Ebenſo ijt ed von Wichtigfeit, daß der Binnenverfehr nicht durch 
locale Zölle oder Abgaben gehemmt oder erſchwert wird, daß die Zollgejege mindeſtens 
an den verfchiedenen Grenzorten gleihmäßig angewendet werden. Die Heereseinrich 
tungen müffen ebenfalls nad) einem Plane eingerichtet fein und einer einheitlicyen 
Leitung und Oberaufficht unterliegen. Jede Decentralifation in diefen wie in vielen 
anderen Dingen, welche einen weſentlichen Beſtandtheil des Staatsorganismus bilden, 
würde nur hemmend, verwirrend und zerftörend wirfen. 

Dagegen ift e8 nicht unbedingt erforderlich), daß die Rechtspilege ausschließlich 
durch vom Staat eingejegte Beamte erfolgt , fondern es ift ſeht wohl mit der Einheit 
des Staatd und der Rechtspflege verträglih,, daß die erftinftanzliche Enticheidung 
wenigftens über Mein und Dein, über Kopf, Freiheit und Ehre der Bürger den Ge: 
meinden und den von dieſen eingejegten Richtern überlaften wird; es ift nicht noth— 
wendig, daß der Staat alleiniger Inhaber der Eifenbahnen, Communicationen und 
Telegraphen ift; daß alle Angelegenheiten, welche eine größere oder Fleinere Anzahl 
von Bürgern berühren, ſogleich als Staatsangelegenheiten aufgefaßt und unter eine 

emeinfame höchſte Leitung geflellt werden; daß der Staat das Beftätigungsredht über 
enmenatien ausübt und feinen Befchlen und Behörden auch ſolche Angelegen- 
heiten unterwirft, weldye von den einzelnen Gemeinden wie von dem unmittelbar bes 
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theiligten Einzelnen viel beffer und minder foftfpielig beforgt werden, und deren gleich: 
mäßige Erledigung weder durch den Zwed des Staates nody durch das Interefte der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung bedingt ift. Der Staat überbürbet fich mit 
einer Menge von Geſchäften, und unterwirft feiner Leitung und Ueberwachung eine 
Mafle von Angelegenheiten , deren Beforgung er ohne Nadıtheil für das Ganze dem 
jelbftftändigen Leben der Gemeinden und der übrigen gefellichaftlichen Kreife, fowie 
der natürlichen Aſſociationskraft überlaffen fann. Der Staat joll nicht die Lebens— 
thätigfeit feiner Angehörigen ablorbiren, fondern nur da unterftügend und ordnend 
auftreten, wo die geiftigen und materiellen Kräfte der Einzelnen oder der verfchiedenen 
Genoſſenſchaften nicht ausreichen. 

Die Folge der politiichen und abminiftrativen Gentralifation ift die große Anzahl 
von Beamten nnd Behörden, zumal im Mittelpunct, in der Hauptftadt des Landes. 
Dadurch wird auf der einen Seite eine genaue Eontrole derfelben in hohem Grade er— 
ſchwert, auf der andern Seite aber tritt aud) eine Verzögerung in der Ausführung der 
dringlichften Angelegenheiten ein, infolge der vielfachen Anfragen, Berichterftattungen 
und Beichwerden an die oberften Staatöbehörden. Dazu fommt aber nody der weitere 
Uebelftand, daß von den oberften Staatöbehörden Anordnungen getroffen werben, welche 
nur die größte Unbefanntfchaft mit den localen Verhältnifien verrathen,, da ihnen die 
Grundlage einer unmittelbaren praftifchen Anfhauung fehlt und fie nur vom grünen 
Tiſch aus decretirt werden. Vor Allem aber wird dadurd ein Staatsaufwand verur- 
ſacht, weldyer von Jahr zu Jahr ein bis ind Unerträgliche fteigendes Wachsthum des 
Staatsbudgets veranlaßt. 

Der Begriff der Selbftregierung ift bereits oben als die auf dem Selbftbeftim- 
mungsrecht der einzelnen Glieder beruhende Volfsordnung bezeichnet worden. Bei 
feiner näheren Feftftellung aber fommt es hauptſächlich auf den Unterfchied zwiſchen 
Staat und Gefellichaft an. 

Es giebt Lebensfreife und Thätigfeitsfpuren, welche als das Erfte und Urfprüng- 
liche zu betrachten find und noch vor dem Staate vorhanden waren. Der Staat ift ein 
nationales Ganze ; die bürgerliche Geſellſchaft, foweit fie ihr Dafein in dem natürlichen 
Lebensproceß des Verkehrs manifeftirt, reicht über diefe nationalen Grenzen hinaus. 
Die Gefege, wornad fi die Verhältniffe zwifchen Production und Conſumtion, wis 
ſchen Angebot und Nachfrage reguliren, oder der Werth einer Arbeitsleiftung oder eines 
Arbeitsproducts die Vertheilung der Arbeit beſtimmt, bilden fidy nicht mit ausdrüd- 
licher Abfichtlichfeit, fondern vollziehen fi von felbft ohne Dazwiſchenkunft des Staa- 
tes, und wie er fein Recht hat, den Güterverfehr des innerhalb feiner nationalen 
Grenzen wohnenden Theil& der bürgerlichen Gefellichaft mit den außerhalb feines Ge— 
bietes Lebenden übrigen Theilen der großen menfchlichen Gejellichaft zu hemmen und 
den naturgemäßen Freiheitsgebraudy der Einzelnen einzufchränfen, jo fehlt ihm auch 
die Macht, diefe Verhältnifie zu organifiren. Gerade auf dem Gebiete des wirtbichaft- 
lichen Verkehrs hat fidy die Einficht von der Unmöglichkeit einer Jnitiative des Staats 
in den legten Jahrzehnten immer entfchiedener und allgemeiner verbreitet und hier ift 
auch praftiich und thatfächlidy der Individualfreiheit ein wichtiges Terrain erobert wor: 
den. Weſentlich hat nicht blos eine theoretifch gewonnene Ginficht der Regierungen, 
jondern deren Selbftintereffe dazu beigetragen. Die Anfpannung der Steuerfrait des 
Volfes hat ihre Endgrenze, fobald nicht der Nationalwohlftand gleichzeitig zunimmt, 
und das legtere ift nur möglich durch die Entwidelung der wirtbichaftlichen Kräfte der 
Einzelnen und durch die Befeitigung der Hemmniffe, welche ihrem natürlichen Affocia- 
tionstrieb entqegenftehen. 

Bor dem Staate waren die Gemeinden vorhanden. Bei den Griechen bob fid) in 
dem Begriff Stadt (polis) der Begriff des Staates auf. Aus der Verwaltung und 
Rerfaffung der Städte ift gefchichtlich in Oberitalien und Deutſchland erft das eigent- 
liche politifche Leben hervorgegangen. Die Gemeindeverfaffung ift noch heute in der 
Schweiz, Nordamerifa und Belgien vorwiegend. Nicht jede Gemeinde ift nun zwar 
cin Staat, aber der Staat befteht aus Gemeinden. Sie fönnen daher eine relativ unab- 
hängige Stellung, und für ihre eignen Angelegenheiten volle Autonomie beanspruchen. 
Dagegen müffen ihrem Wirkungsfreis viele der Zwecke entzogen bleiben, welche jegt mit 
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Recht als dem Staate zukommend betrachtet werden, wie z. B. die Truppenwerbung, 
die Selbſtvertheidigung, das Münzweſen. Ihre Autonomie hört auch da auf, wo 
als Theile des Staatsorganismus handeln, ſelbſt Staatsorgan ſind und im Auftrage 
des Staates und nach allgemeinen Geſetzen die Localverwaltung z. B. in Bezug auf 
Gewerbs-, Sicherheits- und Sittenpolizei beſorgen. 

Im Allgemeinen iſt feſtzuſtellen, daß der Staat die individuelle Freiheit zu ſchützen 
und zu erhalten, andererſeits aber auch die verſchiedenen Einzelintereſſen mit einander 
ins Gleichgewicht zu ſetzen hat. Zum Theil kann der Einzelne ſeine Rechte, Wohlfahrt 
und innere ſittliche und geiſtige Bildung nur durch das vereinigte Wirken mit Andern 
erreichen; zum Theil hat auch die Geſammtheit ein Collectivintereſſe. Daher muß inſo— 
weit auch eine Beicyränfung der individuellen Freiheit eintreten. Begriffsmäßig ift es 
nun indeß viel leichter, die Befugniffe des Staates und der Individuenfreiheit abzu— 
grenzen, während praktiſch und im Einzelnen es viel jchwieriger ift, diefe Orenzlinie 
zu beftimmen. Der Erfag für die Beichränfung der Einzelrechte im Staat liegt in 
der auf Selbftregierung des Volks begründeten politifchen Drganifation des Staates, 
darin, daß dem Volk felbft die Ausführung diefer vielfach beichränfenden Beftimmun: 
gen übertragen wird. Die innere Staatöverwaltung darf nicht durch eine außerhalb 
des Volkes ftehende Beamtenclafie beforgt werden, jondern die Staatsgewalt hat der 
eigenen Einficht und Thätigfeit der Einwohner eine Menge von Geſchäften zu über- 
laſſen, und wirft für alle Uebrigen nur durch Abfaffung von Gejegen und allgemeinen 
Verfahrungsregeln, dem Publicum und der öffentlichen Meinung aber ift hauptfächlich die 
Gontrole ihrer Amtsthätigfeit und Pflichtmäßigfeit zu überlaffen, wie denn auch im 
Gegenjag zu unjerem heutigen Beamtenftaate beſonders jeder Beamte für jede Leber: 
ſchreitung feiner gefeglihen Gewalt nicht blos der Regierung, jondern dem ganzen 
Volfe verantwortlic fein muß. Nur dadurd) werden die Mißbräudye der Staats- 
gemalt vermieden. Auch wird ein Hauptgewicht darauf zu legen fein, daß eine große 
Anzahl von Amtsgeichäften nicht durd) beſoldete Beamte, welche viel foften, einen ge: 
fährlichen Einfluß ausüben und nur Maſchinen entfernter Oberbehörden find, bejorgt 
wird, jondern durch Männer, welche aus dem Negieren fein eigentliches Geſchäft und 
Gewerbe machen, jondern die Geſchäfte unentgeltlich und neben ihrem eigentlichen Be: 
rufe ausführen. 

„Die Fähigkeit eines Volfes , öffentliche Gefchäfte zum eigenen und allgemeinen 
Beften auszuüben, jagt von VBinfe mit Recht, jegt freilich allgemeinere Eriftenz von 
Verftand, Baterlandsliebe und Gemeingeift voraus, weldye anfcheinend erft Wirkung 
einer freien Verfaſſung fein fönnen, aber fobald nur die nothwendigen Bedingungen 
gegeben find, folgt die Sache wie von jelbit. Die Form der Staatsverfaflung iſt aller 
dings nicht gleichgültig, aber fie ift nicht nothiwendige Bedingung. “ 

Literatur: v. Vinke, Darftellung der inneren Verwaltung Großbritaniens 
v. 2. Freih. von Binfe, herausgegeben v. Niebuhr. 1815. — Dahlmann, 
Politik. 2. Aufl. p. 239 ff. — Ahrens, Organiſche Staatslchre I. p. 229. — 
— Gans E.—. Ueber die preuß. Städteordnung in d. Beitr. 3. Reviſ. der pr. Geſetz— 

ebg. p- 250.— 8. Bucher, Der Parlamentarismus. 1855. — Gneift, Englands 
Bertafunge- und Verwaltungsrecht. 
Bernhard Miller. 


Selbitiudt. j 

Der Menich kennzeichnet fih durch die Individualität und durch die Geſellſchaft— 
lichkeit. Er ift ohne Zweifel ein Wefen, weldyes der Freiheit bedarf, aber er ift zugleich 
das gejellichaftlichite Geichöpf, Das am wenigſten Die Bande und Hülfsquellen der Geſell— 
fchaftlichkeit entbehren fann. Es ijt daher in anderen Artifeln ſ. Bedürfniß bereits 
darauf hingewiejen worden, daß die großen Refultate der Arbeitstheilung nicht blos 
der Ausfluß der perjönlichen Kraftentwidelung find, fondern daß ſich die Arbeit nur 
darum theilt, weil die Menichen die Eigenichaft befigen, ihre individuellen Anftren: 
gungen in Ginflang und Zufammenwirfung zu bringen und daß die Echeidung der 
Kräfte nur in einer vorangegangenen oder vielmehr, dem allgemeinen organifchen Ent: 
widelungsgeieg gemäß, in einer zugleich mit der Scheidung allmählich und ſtufenweiſe 
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ſich vollziehenden Einigung liegt. Der Menſch hat außer den Pflichten gegen ſich ſelbſt 
auch Pflichten gegen die verſchiedenen Geſammtheiten, zu denen er gehört. Er hat zur 
Verwirklichung einer jirtlichen Vollkommenheit Pflichten gegen ſich ſelbſt und darunter 
tritt zuerjt die Pflicht zur Selbſterhaltung hervor. Sie ericheint aber nicht ald Zwed 
an ſich, jondern nur als Mittel zur Darftellung der fittlichen Idee; fie ſchließt die 
Pflicht zum Erwerb und zum Eigenthum in fich, da nur durch das Legtere die Perſön— 
lichkeit ſittlich volllommen und jelbftändig wird, und fie wird auch zur Pflicht der Er- 
haltung der rechtlichen Freiheit und der fittlichen Selbftbeftimmung des Individuums, 
(Was wir hier Pflicht nennen, ift indeß nicht blos ein äußerliches Gejeg oder Gebot 
für den Willen, jondern ihr Inhalt ift dasjenige, ohne defien Erfüllung das Subject 
mit feiner eigenen Gefinnung (Tugend, Grundwillen) fich in Widerſpruch fegen würde. 
Eie ift der unmittelbare Ausfluß des inneren Tugendwillend, des ewigen Grundwillens 
im Menſchen, im äußern Handeln. Nur durdy dieie Anffaflung ift es möglich, die 
Ethik ala Pflichtenlehre zu behandeln, wie e8 Kant, Schleiermader gethan haben.) 
Die Pflichten in Bezug auf Andere beziehen fich auf die menſchliche Gemeinſchaft und 
fie regeln den unmittelbaren Verkehr unter den freien Perſonen; es ſind Dies theils die 
Rechtspflichten, welche die allgemeinen äußeren Bedingungen enthalten, unter denen 
überhaupt eine geordnete Gemeinſchaft beftehen kann, theils die Liebes pflichten, welche 
aus dem Wohlwollen entipringen und nicht aus Zwang , fondern aus der freien Ge: 
finnung hervorgehen. Beide Pflichtgebiete jtehen jedoch nicht im Gegenfag zu einander, 
jondern in innerer Wechjelbeziehung. Die Idee der Bolltommenheit fann ſich nur an 
der fittlihen Gemeinſchaft, in der Gefellfchaft verwirklichen und andererfeits ift nur die 
Gemeinſchaft fittlih , welche die Vollfommenheit ihrer einzelnen Theilnehmer erhöht. 
Die „Socialpflichten“ wirken mittelbar auf die Selbſtvervollkommnung zurüd. 

Der Eharafter, ald der Ausdruck des fittlichen Willens erfcheint jedoch auch in 
der Wirklichkeit des Lebens als ein jelbftfüchtiger, fobald der Einzelne feine Perfönlic: 
keit, Selbftheit zum höchſten Zwede macht, feinen Willen zum ausjchließlichen unter 
irgend einer Geftalt des Selbitgenuffes erhebt und alles Andere nur ald Mittel zum 
Zwed betrachtet. ” 

Es giebt verfchiedene Stufen der Selbftiuht. In ihrer befchränfteften und un- 
freieften Geftalt ericheint fie an irgend einen einzelnen Trieb gebunden, der wenn er 
andauert und intenfiv wird, fich zur Leidenfchaft fteigert. Auf diefer Stufe ericheint 
das Böſe als Leidenschaft und wenn dieſe unwillfürlidy zur Gewohnheit geworden, als 
Lafter. Der bejonnene, freigedachte Zwecke fich fegende Wille ift untergegangen und in 
Knechtichaft gerathen; er ift zur firen Idee geworden, welche den Willen vollftändig 
unterjocht. Die unbefonnene, freibewußte Selbftiucht fennt weder nach Form und Inhalt 
Schranken; Alles, aud) das Höchſte und Tiefite wird ihr dienſtbar gemacht. Die eigene 
Perſönlichkeit ift der abjolute Zwed alled Handelns, der Mittelpunct alles Anderen. 
Die bewußte Selbſtſucht äußert fich ihrerfeits hauptſächlich in drei Formen, ald Hoch— 
muth, Herrihbegierde und Eigennug. Der Hochmuth ift Die Form, welche am wenig» 
jten schädlich und am meiften lächerlich ift. Bei ihm wiegt die Unbedingtheit des eigenen 
Erkennend vor. Die Herrichbegierde will die Willfür des eigenen Beliebend gegen das 
Recht der Welt und der Anderen herriſch oder liftig durchſetzen, fie ift die Unbedingt: 
heit der eigenen That ; beim Gigennug hat die Liebe zum eigenen Ich fi auf den engen 
Standpunct des Befiges beſchränkt. Geiz und Habjucht find die häßlichften Ausge— 
burten hiervon. 

In feltenen Fällen nur verwandelt fich die angeborne Selbftliebe in eine fo ver- 
härtete Eelbftiucht, daß alle menschlichen Gefühle gänzlich zurücdgedrängt werben. In 
der Selbftjucht liegt der höchfte Widerſpruch des Menſchen mit feinem eigenen Weſen, 
welches von Natur auf die Gemeinſchaft und Gejellihaft hingewieſen ift und nur im 
Bewußtſein diefer Gemeinichaft volle Befriedigung findet. Das Subject ſetzt ſich jelbit 
als höchſtes Gut, während bei der normalen Willensrichtung das höchfte Gut inftinctiv 
oder mit Bewußtfein in einem Zwecke außer und und über uns gefucht wird, für wels 
hen der Einzelwille ſich felbft als Mittel herabegt. 

Der Nationalökonomie insbejondere ift oft der Vorwurf gemacht worden, daß fie 
eine materialiftiiche Miffenfchaft jei und in dem Begriff des perfönlichen Intereſſes 
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Alles auflöfe. Wenn fie indeß zuweilen und ſelbſt in der Perſon ihrer würdigſten Ver—⸗ 
treter fidy zu diefer Doctrin befannte, fo ift Died doch nur eine auf die Spige getriebene 
Behauptung die ihre Urſache in den philofophiichen Ideen des vorigen Jahrhunderts 
hatte, als die Leidenſchaft für die Freiheit um ſo lebhafter unter den Menſchen vorhanden 
war, je mehr fie derfelben in politifcher und focialer Beziehung entbehrten. Der Kampf 
der Geifter richtete fich damals gegen die Mißbraͤuche der Staats- und Regierungsgewalt, 
und die VBereinzelung wurde als die natürlichfte und vortheilhaftefte Dafeinsform hin: 
— Rouffeau beneidete das Glück des im Walde lebenden Wilden und ſogar 
ontesquieu glaubte die „große Freiheit“ der Nomadenvölfer anpreiien zu müſſen. 
Die conftituirende franzöſiſche Nationalverfammlung geftattete zwar die politichen 
Clubs, allein in ihrer Haft gegen die alten gewerblichen Gorporationen verbot fie das 
Vereinsprincip für fonftige materielle gemeinfame Intereifen. Es fonnte daher nicht 
fehlen, daß auch die Nationalöfonomie die Vereinzelung unter der ihr eigenthümlichen 
Form des perlönlichen Interefles als Princip aufftellte und daß fie nur als die Wiflen- 
Schaft definirt wurde, weldye von dem Nationalreichthum handelt und ſich mit der Er- 
zeugung und Vertheilung der Werthe befaßt. In dem Hauptwerfe des vorzüglichften 
Begründers der Nationalöfonomie, Adam Smith wird in der That der fubjective 
Individualismus und die fchranfenlofe Selbftberehtigung des Einzelnen als 
Spige des Syſtems dargeftellt , obwohl fidy bei ihm der gleichzeitige philanthropiſch— 
an. Zug feines Jahrhundertsebenfalls nicht verläugnet und bei feinen unmittel: 
aren Nachfolgern Ricardo, Say, Mac-Eullody tritt nicdyt minder die faft aus— 
fchlieglihe Betrachtung der rein öfonomijchen Elemente und Factorender Güterbewwegung 
hervor, jo daß der Menſch nicht als ein ethifch-politifches Weſen erfcheint, fondern nur 
nad) jeiner ökonomiſchen Productionskraft im Getriebe eines großen Mechanismus be- 
trachtet wird. Die Wiflenfchaft der Volkswirthſchaft finft Dadurch zu einer bloßen Natur: 
lehre des Erwerbs und Verfehrs herab. Daher wird nur der Tauſchwerth einfeitig betont 
und nur die materielle Arbeit ausfchließlidy ald productiv anerfannt. Andererjeits haben 
auc) Die Formen unſeres modernen Wirthichaftsbetriebes, das Fabrikweſen, die Ma— 
ihinen, die Großproduction und die Gewerbsfreiheit, die übertriebene Arbeitstheilung 
den Geift der Selbſtſucht praftiich genährt und entwidelt. Die freie Concurrenz bat 
die Arbeit allerdings emancipirt, jeden Arbeiter zu felbftändigen, durch Talent und 
Fleiß ins Unendliche zu fteigernden Leiftungen befähigt und fo auerft den wahren Werth 
der Arbeit und ihres Productes enthüllt. Allein die ſchrankenloſe Concurrenzfreiheit ift, 
wie Proudhon in feinem Systeme des contradictions &conomiques mit fo jcharfer 
Dialectif auseinanderlegte, auch das Scyladytfeld, auf dem die Schwachen und Kleinen 
von den Großen und Starfen verfchlungen werden. Sie wurde zu einem Monopol des 
großen Capitals, welches aber jelbft zu neuen Kataftrophen führte. Der Werth der 
Arbeitsproducte iſt ein völlig Schwanfender geworden , denn er hängt vom Wechſel der 
Erfindungen, Moden ıc. ab. In dem Elend der Yohnarbeiter , weldye allen diefen Zu— 
fällen ſchutzlos preisgegeben find, erreicht Die moderne Wirthichaftsverfaflung zufolge 
des darin überwiegenden Princips des Eigennußes und der freien Goncurrenz ihren 
Gipfelpunet, welcher die gefellichaftliche Desorganifation zur Folge haben muß, fobald 
nicht zwifchen Arbeit und Productenmafle, zwiichen ſittlich ſocialen und ökonomiſchen 
Interefien ein beftimmtes Gleihgewicht hergeftellt wird. 

Es hat nidyt an Beitrebungen gefehlt, welche nicht nur die materialiftiiche und 
utilitarifche Richtung der volfswirthichaftlichen Doctrin befämpften, fondern aud) das 
fittlich ethiiche Element in der Nationalöfonomie beſonders arcentuirten. Von den Fran 
ofen waren ed befonderd Simon de Sismondi, Michel Chevalier, von 
Deutihen Ahrens, Knies, Hildebrand, R. Mohl, welde den Charakter der 
Nationalöfonomie als einer focialen und moralpolitifchen Wifienichaft aufrecht erbiel- 
ten. Auch fie erfennen an, daß das perlönlidye Interefle ein Hebel von der größten 
Energie ift, ohne welchen die meiften unferer Handlungen der Urjache entbehrten und 
folglich unterbleiben würden ; es muß daher bei jedem Volke dieſe Tricbfeder anerkannt 
und ihr ein weiter Spielraum gelaffen werden, da fonft die Freiheit nur ein leerer Schall 
jein würde, Sie verwerfen daher ebenfalls das Syſtem der Arbeitsorganifation, welches 
die Sorialiften als Gegenfag zu dem Spftem der freien Goncurrenz proclamiren und 
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welches nur ein jchredlicyer Despotismus, die Verneinung der menfchlichen Freiheit ift. 
Allein wenn fonady das wohlverftandene Eigenintereſſe als ver berechtigte Ausdruck 
der individuellen Freiheit betradytet wird, jo wird damit noch nicht gefagt, daß ed auch 
ohne Regel und Gegengewicht gelaflen werden müffe. Auch die Nation oder die Geſell— 
fchaft, deren Mitglied der Einzelne ift, hat ein Recht zur Freiheit. Auch die Eollectiv- 
freiheit, nicht minder mächtig als die Einzelfreiheit , hat ihre Forderungen ; es giebt 
Geſellſchafts- und Eollectivintereffen, deren Verlegung oder Unterbrüdung 
die Eriftenz der Geſellſchaft ſelbſt in Frage ftellen und fie desorganifiren würde. 

Gerade auf wirtbichaftlichem Gebiete muß ſich das allgemeine fittliche Geſetz be— 
währen, daß Individualität und Geſellſchaft in ihren höchſten Zielen fi nicht wider: 
fpredyen, fondern Eines nur durch das Andere zur Vollfommenheit gelangen kann. 
Vom höchſten Standpunct aus zeigt fi, daß zwifchen dem Eigeninterefe und dem In» 
terefle der Anderen ein wahrer Gegenfag nicht befteht; daß die Verarmung des Einen 
mittelbar gewiß aud) den Andern jchadet , daß das große Capital wider feinen eigenen 
Mortheil handelt, wenn e8 das Heine Gapital oder die Heine Arbeitskraft ausbeutet. 
Im wahrhaften Interefie beider liegt es vielmehr, fidy wechielfeitig zu verbinden und 
gegenfeitig das Fehlende fidy darzubieten. Der Gedanke der Aſſociation ift ein alter, 
zugleich aber auch ein fo elaftiicher und vielgeftaltiger, daß auf ſeiner Durchführung die 
praftiiche Verföhnung zwiſchen Individualität und Gefellichaft beruht, der 
Vortheil der Genoſſenſchaft ift zugleich der des Einzelnen und umgefehrt; fie ift die 
öfonomifche Ueberwindung der Selbſtſucht. Durdy fie müffen fich die Schäden 
in den modernen Eigenthumsverhältniffen nad) einem innerlich und organiſch nothwen— 
digen Geſetze ausgleichen. 

Literatur: Hildebrand, Nationalöfonomie der Gegenwart und Zukunft, 
p. 29 ff. — Knies, Polit. Defonomie, p. 188. — Vorländer, Das fittliche 
Princip in der Volfswirtbichaft. Tübinger Ztichr. 1855. — Michel Chevalier, 
Zwölf Nationalöfon. Vorträge, X. Vortr. — R. v. Mohl, Geſch. und Liter. der 
Staatswiflenih. Bd. III. p. 304. 

Bernhard Miller. 


Selbitverantwortlichfeit, Selbftbeitimmung. 

Das Verlangen nad) wirthſchaftlicher Freiheit, das die Volkswirthſchaft an die 
Epige ihrer praftiichen Forderungen ftellt, wäre nicht möglich, wenn man nicht zur 
Ginficht gefommen wäre, daß die Enticheidung , was dem Ginzelnen nüglich und heil: 
ſam iſt, Jedem am beiten felbft gu überlafien fei, vorausgeſetzt, daß 
die Rechte Anderernichtverlegtwerden. Die Zeiten find vorüber, in denen 
die Behörden, wenn aud) in der wohlmeinendften Abficht,, Jedem , der es wollte und 
Jedem, der fich dies gern verbeten hätte, mit Rath und That zur Seite ſtanden, fid) 
durdy Prüfungen und Nachweiſe über Geſchicklichkeit, Geſchäftstüchtigkeit, Gapital: 
fond ꝛc. in Kenntniß zu fegen fuchten, ob das beabfichtigte Unternehmen Ausficht auf 
Rentabilität biete, den Drt der Thätigfeit, Bezugs- und Abfagwege zu beftimmen 
trachtetoͤn, fich in die Gontractverhältniffe zwiichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein- 
mifchten,, furz jene Zeit, in welcher jede hochwichtige und ebenfo jede noch fo unbes 
deutende Aenderung in den Verhältnifien eines Menfchen, mochte fie ſich auf feinen 
Wohnort, feinen Erwerbszweig , feine Verbeirathung , feinen Bildungsgang und auf 
wer weiß noch Alles berieben , von der fperiellen Erlaubniß der hohen vorgeiegten Be— 
hörde abhing. Nadyklänge aus jener Periode eines fait allmächtigen Bureaufratismus 
find zwar noch zahlreich vorhanden, im Allgemeinen hat fid) aber doch und jelbft in 
der Gefeggebung die Meinung befeftigt,, Jeden foviel als möglidy feinen eigenen Weg 
geben zu laffen, und bei freier Selbjtbeitimmung Jedem die Verantwortlichfeit für das 
eigene Thun und Handeln jelbft zu überlaflen. Und da die nöthigen Schranken, wie fie 
Drdnung, Sitte und die Redyte Anderer verlangen, erhalten blieben, hat man daran 
Recht gethan ; wenigitens hat e8 die Erfahrung taufendfach bewieſen. 

Zur Zeit Des Innungsweſens fümmerte ſich beiſpielsweiſe Die wohllöbliche Polizei 
um die verfchiedenften Dinge, die fid) heute ohne ihr Zuthun ganz von ſelbſt und noch 
dazu weit befier machen. Damit Niemand zu Grunde gehe, war die Anzahl der Lehre 
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und Wanderjahre vorgejchrieben ; der angehende Meifter mußte fich einer langwierigen 
Prüfung unterwerfen und wenn er endlich für würdig befunden war, hielt die Obrig: 
feit in ihrem Schügeramte ſoviel als möglich die Concurrenz fern, verwies ihren 
Schützling aber auch auf ein ftreng abgegrenzted Arbeitsgebiet, jchrieb ihm womöglich 
in den Taren den Verkaufspreis jeiner Producte vor und hielt über die Brauchbarkeit 
der zu Marfte gebrachten Erzeugniſſe Gericht. Jede Ortöveränderung war mit den 
größten Schwierigfeiten verbunden. Nach ihrem Ermeſſen entichieden die Behörden 
über die Zulaffung eines Neneinwerbenden , und nad) forgfältiger Prüfung, ob vie 
Geichidlichkeit, der gute Ruf und das Eapital des Einwerbenden gegenüber der Anzahl 
der bereit8 vorhandenen Goncurrenten ein Prosperiren des neuen Geſchäftes erwarten 
lafle, nad) eingehenpfter Erörterung, ob die Armencafie etwa Gefahr laufe, den Ein: 
tretenden jpäter unterftügen zu müſſen, ward die Grlaubniß ertheilt oder verweigert. 
Nicht befier war es bei der Verheirathung; ganz ähnlich bei der Auswanderung, ja 
bei dem Abſchluß von Privatverträgen, bei Kauf: und Pachtcontracten, bei der Eapital« 
miethe (Wuchergefege) jtanden die Behörden helfend und rathend zur Seite. 

Und was ift Damit erreicht worden? Bei aller guter Abficht, dem Einzelnen zu 
helfen und zugleich der Gefammtheit zu nügen, und abgefehen von den mandjerlei bös— 
willigen Ehicanen, die bei ſolcher Machtvollkommenheit leider nicht ausbleiben fonnten, 
war doch weder dem Einzelnen noch der Geſammtheit damit gedient. Die taufendfachen 
Berichiedenheiten der Gefchidlichkeit und der keiftungen, des Charaktere, der Ausdauer, 
der Genügiamfeit, der Betriebfamfeit und der Speculation,, der Erfindungsgabe und 
der tehniichen Fortbildung lafjen ſich nicht ſchablonenmäßig beurtheilen. Tauſende find 
zurüdgewiefen worden, die vollfommen tüchtig waren, und Taufenden ift die Gench- 
migung ertheilt worden, die einer ſolchen nicht würdig waren. Wer will auc, für alle 
Fälle von vornherein enticheiden, ob ein wirtbichaftlicher Plan reuffiren werde, ſobald 
die für die Beurtheilung nothwendigften Unterlagen fehlen? 

Die neuere Zeit ift noch in der Arbeit begriffen, mit diejen Lebergriffen des büreau- 
fratiichen Polizeiregiments aufzuräumen. Gegenwärtig find alle Reſte nod) lange nicht 
bejeitigt, Doch der Grundfag gewinnt immer mehr Boden, daß ſoviel ald nur möglich 
Jedem zu überlaffen fei, fein Thun und Handeln felbft zu beftimmen, daß dann aber 
auch jeder die Fehlgriffe felbft zu tragen habe. Die Behörden befreien ſich dadurch von 
einer Aufgabe, der ſie unmöglich gewachlen fein können und von einer Verantwortung, 
die den wohlwollenden Beamten nicht jelten ſchwer genug gevrüdt haben mag: von 
Eeiten der Regierten dagegen wird und muß Jeder am beiten wiſſen, wie viel er feiner 
Kraft und feinen Mitteln zuzutrauen hat, und wenn er weiß, daß ihm die Regierung 
die bisweilen ſchwere Pflicht des Nachvenfens und Prüfens nicht mehr abnimmt und 
daß er einzig und allein jeines Glüdes Scymied ift, dann wird auch jene Vorficht und 
jenes forgfältige Ueberlegen zur Regel werden, ohne weldye die Aufftellung eines ge- 
regelten Wirthichaftsplans und das Gedeihen einer Privatwirthichaft überhaupt nicht 
moͤglich ift. H: R. 


Servitut fiche Dienftbarfeit. a 


Sicherheit, 

d. h. Schutz vor den Eingriffen willfürliher Gewalt in die Rechte der Perſon 
und des Eigenthums zu gewähren ift nicht nur eine Hauptaufgabe des Staates , jon- 
dern von dem Grad, in welchem dieſe Sicherheit vorhanden ift, wird die Productions— 
kraft und der Wohlftand einer Nation wejentlicdy bedingt. Die rafche und unparteiifche 
Handhabung der Zuftiz, welche Die Rechte des geringften Bürgers auch für den reichiten 
und mächtigiten zu einem Gegenftande ver Achtung macht, und jedem dadurd) die Frucht 
feiner Arbeit fichert, ift eines der ftärkften Mittel zur Aufmunterung und Beförderung 
des Gewerbfleißes. Die afiatiichen Länder, welche einft mit vielen blühenden Städten 
bededt waren, find heute völlig verarmt. Eine dünn gefäete Bevölkerung wohnt dort, 
von Räubern und Regierungen geplündert. Kein Menſch ift gegen perfönfiche Mip- 
handlungen und Erpreffungen gefichert. 

Jeder Staat muß zuvörderft für die äußere Sicherheit forgen, denn es liegt ihm 
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das Recht und die Pflicht der Selbfterhaltung ob, er muß fein Dafein gegen andere 
Staaten fihern und befejtigen. Unter den Staaten findet ein ähnliches Rechtsverhältniß 
wie unter den Perſonen ftatt. Dies macht fich zunächſt in frieplicher Weife durch Unter: 
handlungen geltend, wodurch jeder Staat dem Andern gegenüber feine Rechte und In— 
terefjen wahrnimmt und fichert. Die einzelnen Staaten haben jedoch ihre Garantie 
nicht in einem höheren Organismus, der jich zu ihnen fo verhielte, wie die Staatsgewalt 
zu Brivatperfonen. Ein Völkerrecht in dem Einne, daß die Beftimmungen defelben 
eine unbedingte Geltung für alle Etaaten befigen, giebt es nit. Jeder Staat hat das 
Recht der Selbithülfe und fobald er von Außen her in Gefahr geräth, fo hat er zugleich 
die Pflicht, für feine Selbfterhaltung das Gut und das Leben feiner Staatsangehörigen 
auf das Acußerfte in Anſpruch zu nehmen, da ſich an feine Erhaltung auch zugleich die 
wichtigiten Gulturinterefien anſchließen. Der Krieg ift der höchfte Ausprud der Selbit: 
hülfe. Er ift entweder ein Angriffskrieg, welcher Die Beitrafung von bereits erlittenen 
Rechtsverlegungen zum Zwede hat, oder ein Vertheidigungäfrieg , welcher zur Abwehr 
feindlicher Angriffe geführt wird. Weil jederzeit die Möglichkeit eines Angriffs vorhan— 
den ift, fo ift e8 eine weitere Verpflichtung des Staats, * durch ein wohlausgerüſtetes 
und organiſirtes Heer jederzeit kriegsbereit zu halten. Im Mittelalter war eine Zeit 
lang und in vorübergehenden Fällen der Papſt und die Kirche die Autorität zur Schlich— 
tung der unter den Staaten entſtehenden Streitigkeiten. In neuerer Zeit hat die Kirche 
zwar eine ſolche Autorität nicht mehr in Anſpruch genommen, jedoch wurde fie wieder— 
holt von fatholiihen Staatsphilofophen wie Bonald (Theorie du pouvoir pol. et 
relig. dans la societe) und Lemaiſtre Geſprächsabende von Et. Petersburg) als 
das geeignetite Organ bierzu vorgeichlagen. Es fteht aber dieſer Vorſchlag in Wider- 
ſpruch mit dem öffentlichen Bewußtlein umfomehr, als Lepteres in der Kirche feine 
Macht anerkennt, welcher in weltlichen Dingen die Entjcheidung und Suprematie zufteht. 

Die Herftellung oder Annäherung an einen allgemeinen Friedenszuſtand ift aller— 
dings Das nothwendige, wenn auch nicht vollfommen erreichbare Endziel der Staaten 
politif, d. h. des jelbjtbewußt nad) Außen gerichteten Wollend und Strebeng der ein« 
zelnen Staaten. Aus diefer Politif erwuchs das zuerft von Heinrich IV. von Frank— 
reich erfundene Snftem des europäifhen Gleichgewichts, weldes feitvem fort: 
während und bis in die neuefte Zeit von den hervorragendften Vertretern der Politif als 
Baſis ihrer Beftrebungen angefehen wurde. Die Philofophie behandelte zum Theil die 
Möglichkeit des Kriegs als ein Uebel, ftellteden Begriff des ewigen Friedens, einer durch— 
gängigen Rechtsjiherung als PBoftulat der praftifchen Vernunft auf und fuchte den 
Krieg auf die Vorschläge zur Errichtung einer freiwilligen, die Selbfthülfe ausichließen- 
den Rechtspflege eines permanenten Schiedsgerichts zu befeitigen (St. Pierre, Roufjeau, 
Kant, Fichte, Schelling) , von anderer Eeite (Hegel) wurde Dagegen der Krieg als 
das ftärkjte Hinderniß gegen das Verſumpfen der Menſchen betrachtet. 

Je mehr indeß die Givilifation und der internationale Verkehr zunimmt, defto 
mehr wird aud) ein etwaiges Bedürfniß des Kriegs abnehmen, ohne daß man für die 
höher civilifirten Völker Stagnation in der Geiftesbildung zu befürchten braucht, welche 
bei halbeivilifirten und barbariicdyen Völkern allerdings leicht unter den verweichlidyen- 
den Einflüffen eines langen friedlichen Lebens eintreten kann. Der Verkehr ift dem 
Blutumlauf in einem gefunden Körper zu vergleichen; je rajcher die Girculation, defto 
weniger bedarf auch der jociale Körper jener gewaltjamen und gefährlichen Erſchütte— 
rungen. Auch im friedlichen Verkehr eröffnen fidy die Mittel und Wege, um Stodungen 
zu verhüten. Je mehr die Givilifation und der internationale Verkehr fteigen deſto 
deutlicher tritt ins Selbſtbewußtſein der Gedanke, daß kein Staat einem andern ſchaden 
kann, ohne ſich ſelbſt zu ſchaden. Unter der Herrſchaft des Mercantilſyſtems ſ. d.) 
war es ein Vorurtheil der Staatenpolitik, daß der Wohlſtand des eignen Landes 
nur auf einer vortheilhaften Handelsbilanz (f. d. Art.) beruhe. Viele Kriege des 
vorigen und jelbit des gegenwärtigen Jahrhunderts waren infolge defien zum großen 
Theil Handelöfriege, und man fuchte das Refultat einer günftigen Handelsbilang auf 
alle mögliche Weife, ſelbſt auf dem Wege des Kriegs zu erreichen, um die Handelsblüthe 
fremder Völker zu vernichten. Gerade unfer heutiges Handelsſyſtem, welches auf dem 
Princip der Freiheit, der Abſchaffung der nationalwirthichaftlidyen Eiferſucht, der Auf: 
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bebung der gegenfeitigen Abiperrung und der Herftellung eines lebendigen freien Tauſch— 
verfehre unter den Völkern beruht, wird mehr als alle politifhe und philoſophiſche 
Dortrinen dazu beitragen, den Krieg felbit und den cben fo unerträglicyen Zuftand des 
Syſtems des bewaffneten Friedens zu befeitigen, bei welchem die andauernde Vorbe— 
reitung zum Kriege die zur Kriegsführung felbft nöthigen Mittel zum Voraus erſchöpft. 

Neben der Sidyerheit nad) Außen ift ed Die wichtigfte Aufgabe des Staats für die 
Sicherheit nad) Innen, durch den Schug der perfönlichen Freiheit und des Eigenthums 
zu forgen. Im Mittelalter, vor der Entftehung des Begriffs eines wirklichen Staate- 
lebens, hatte jede Rechtöverlegung nur ein Gntftehen neuer Rechte von Seiten des 
Verlegten zur Folge. Darauf gründete fid) das Recht der Selbfthülfe (jus talionis) 
und das Fehderecht. Perſönlichkeit ftand der Berfönlichkeit gegenüber , das Rechtsbe— 
wußtjein enthielt feine Garantie für das Recht. Wie die irrenden Ritter infolge 
ihrer fubjectiven Gefinnung oder aus einem unruhigen Thätigfeitstrieb unternahmen, 
den Berionen, die für ihre Perſon unvermögend find fich zu ſchützen, Kindern, Brauen, 
Mönchen, Geiſtlichen beizuipringen , fo wurde auch zu jener Zeit das Ridyteramt für 
feine Pflicht der Regierung, fondern nur für eine in der Willfür desStaatsoberhauptes 
ftehende Gnade betrachtet, weldye es ſich von denen bezahlen ließ, die fie gebrauchten. 
In den europäiichen Staaten war nad) dem Untergang des römischen Reihe die Rechts— 
pflege nur eine Einfommensquelle für die Fürften und Grundherren. 

Grit als die Idee zum Selbſtbewußtſein fam, daß aus jeder Rechtöverlegung nicht 
blos der Verlegte ein Gewaltrecht gegen den Verlegenden erwirbt, daß vielmehr aud) 
ein Recht der Unbetheiligten, der Geſammtheit Aller erwächſt, daß in jedem einzelnen 
verlegten Glied das Ganze, der durch gemeinfames bürgerliches Rechtsbewußtſein zu: 
fammengefchlofiene Volkskreis verlegt wird, entwidelte fih ein Nechtszuftand. Hierin 
lag die Genefis des Staats und eines jpecififch-politifchen oder ftaatlichen Bewußtfeine. 
Kriegsreht und Strafrecht find die Kriterien für das Vorhandenfein des Staates. Die 
richterliche Gewalt jonderte ſich zugleich infolge der Vermehrung und Gomplicirtheit 
der Gefchäfte von der vollzichenden Gewalt ab. E8 bildete ſich ein eigner Richterſtand 
und damit geichah auch der erfte Schritt zu einer regelmäßigen und unparteiifchen 
Rechtspflege. Die Nothwendigfeit einer vollftändigen Unabhängigkeit und damit zu: 
gleich Unabſetzbarkeit des Richterſtandes geht daraus von felbft hervor und wird prin« 
cipiell in allen Verfaffungen anerkannt. 

Das Weſen der Staatsverfaffungen jelbft befteht darin, daß an ihnen das Wer: 
hältniß der berechtigten Gewalten im Staate untereinander hergeftellt, und einestheile 
die Art der Negierungsgewalt geordnet, anderntheils jedem Einzelnen der Umfang 
feiner Rechte bejtimmt wird. Die öffentliche Freiheit wird erft in der Staatsverfafiung 
geſichert und unter den Schutz des Staates geftellt. 

Die innere Sicherheit wird indeß nicht blos durch Die Rechtspflege, fondern auch 
durd die unmittelbar an diefelbe grenzende Sicdyerheitspolizei gewährleiftet, an welche 
fid) die Wohlfahrts- und Geſundheitspolizei anſchließt. Alle Rechte und Polizeian— 
ftalten erhalten indeß ihren Werth erſt als Mittel zur Hervorbringung und Erhaltung 
menschlicher Gultur. 

Je mehr die Wohlfahrt eines Volkes fortichreitet , defto mehr verschwindet auch 
die willfürlihe Gewalt. Wohlſtand, Aufklärung und Eittlichfeit eines Volkes find es, 
welche dem Despotismus einen unüberwindlicden Damm entgegenfegen. 

Literatur: Fichte jun., Ethik. TI. Theil. — Martens und Klüber, 
Europäiſches Völferredyt. — Klüber, Die Unabhängigkeit des Richteramts. 1831. 
— Pfeiffer, Die Selbftitändigfeit und Unabhängigfeit des Richteramts. 1851. — 
R. v. Mohl, Polizeiwiſſenſchaft. — Funk, Auffaſſung des Begriffs Polizei im vor. 
Jahrh. in Ztichr. f. Staatswiſſenſchaft. 1864. Heft ICSIII. 
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Sklaverei. 
Kaum wird es ein Volk gegeben haben, das auf ſeiner niedrigſten Culturſtufe nicht 
bis zu einem gewiſſen Grade die perſönliche Unfreiheit eines bald größeren, bald 
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fleineren Theild der eigenen Stammedangehörigen bei ſich eingeführt hätte. Je geringer 
die Bedürfniffe find, defto größer ift auf ſolchen Wirthichaftsjtufen Die Indolenz, deſto 
ftärfer die Abneigung gegen die Arbeit, deito empfindlicher aber auch ein durch Miß— 
ernten, Viehſeuchen oder geringe Jagdausbeute leicht entftehender Mangel. Da die 
Arbeitstheilung fo gut wie noch nicht vertreten ift, bleibt der Einzelne auf das ange: 
wiefen, was er der Scholle, deren Beſitz dem Schwächeren vielleicht noch ftreitig ges 
macht wird, mit jo wenig Arbeit ald nur möglich abgewinnt, und wenn ihn die ſchoͤpfe— 
rifche Kraft der Natur bei der (Ernte im Stidy läßt, fo vermag er dem Fleißigeren und 
Vermögenderen ald Pfand für dargeliehene Lebensmittel, für —— ſelbſt Woh— 
nung ꝛc. kaum etwas Anderes zu bieten, als ſeine und der Seinigen Arbeitskraft. Das 
perſoͤnliche Dienſtver hältniß erbt ſich auf die Kinder fort und im Laufe der Zeit befeſtigt 
ſich ſtillſchweigend ein Abhängigfeitsübereinfommen, bei dem für die erften Zeiten beide 
Theile ihre Rechnung zu finden ſcheinen. — Die Unfreiheit war ferner für den, welcher 
Hab und Gut nicht befaß, die Strafe für begangene Verbrechen, wie jelbit bei den ger: 
manischen Völferfchaften trog aller Hochachtung vor perfönlicher Freiheit die Leiden- 
ſchaft des Spiels bis zur Verpfändung der eigenen Perfon und der Familie führte. 

Feder Fortichritt in dem wirthichaftlichen wie in dem gefammten Eulturleben ers 
folgte in damaliger Zeit nicht, wie heute, durch das gleichzeitige Zufammenwirfen Vie— 
fer, fondern durch einzelne hervorragende Berfönlichkeiten, die entweder aus der Fremde 
(ald Kaufleute, Miffionäre) einwanderten und die befleren Einrichtungen ihres Vater: 
landes auf den neuen Boden verpflangten, oder durch bejonders begabte Männer aus 
dem eigenen Volke. Die Intelligenz verfteht zu allen Zeiten die rohe phyftiche Kraft zu 
unterwerfen und fich dienftbar zu machen. Die rohe Jlolirung der Familien hebt ſich 
dadurd) auf, daß die Stärferen und Klügeren die Schwächeren zu ihrem Dienfte zwingen. 
Rocher.) Mit dem Eintritt der Arbeitötheilung legt fi der geiftig Stärfere auf die 
höheren, der Schwächere auf die niederen Geichähe und ſchließlich wird die eine Hälfte 
des Volkes gezwungen, über ihr eigenes Bedürfniß hinauszuarbeiten und die materi- 
ellen Bedürfniffe der dominirenden Glaffe zu beichaffen. 

Sehr häufig dehnten ſich indeſſen folche Abhängigfeitsverhältniffe nur bis zur Leib- 
eigenſchaft (f. d.) aus, ohne durch die Sklaverei den Menjchen ſelbſt bis zur Waare 
oder Sache herabzuwürdigen. Zur vollftändigen Unfreiheit hat vorwiegend die Befiegung 
im Kriege geführt, doch mit Recht bezeichnet Roſcher die damalige Einführung der 
Sklaverei ald einen culturhiftoriihen Fortſchritt. Ein friegeriicher Stamm oder ein 
Zägervolf, das auf Raub und Plünderung ausgeht, weiß mit den Gefangenen des 
unterdrüdten Nachbarſtammes nur wenig anzufangen, die Jagdbezirfe reichen kaum 
zur Ernährung der eigenen Angehörigen aus, und man gewöhnt ſich, halb durch die 
Noth gezwungen, an die barbariiche Eitte, die Gefangenen zu tödten. Der Nomade 
kann ſchon menſchlicher fühlen, indem er dem Unterworfenen das Leben läßt und feine 
Arbeitskraft beanſprucht; der Aderbau begünjtigte die Humanitätsrüdfichten — im 
Sinne damaliger Zeit — in nod) höherem Grade, da das Födten der Öefangenen höchſt 
unmwirthichaftlich geweien wäre. 

Für jene Zeiten mag wohl auch in Bezug auf die Sklaverei manches Drückende 
nicht jo hervorgetreten fein, da erſt Die geiftige Bildung des Individuums dafür maaß- 

ebend wird, in welchem Grade die Entwürdigung der Menſchenrechte empfunden wird. 
In dem Maaße, als die geiftige Cultur mit dem Wohljtande fortjchreitet, tritt jedoch 
eine [härfere Trennung zwiichen dem Herrn und den Sklaven hervor, und je mehr der 
Verkehr eine Steigerung der Production vortheilhaft erfcheinen läßt, defto größer ift die 
Gefahr, daß die eigentlihen Arbeitsjflaven (im Gegenſatzzuden Hausfflaven) 
zu übertriebener Arbeit gezwungen werden. * Mit der Verfeinerung der Sitten und mit 
der Verbreitung humaner Anſchauungen tritt zwar im Allgemeinen eine beflere Bes 
handlung der — ein, für das Wohlbefinden des Einzelnen iſt aber nicht die ge— 


1) Auf den Zuckerplantagen Weſtindiens berechnete man, ob durch eine Mehrproduction von 
Zucker, welche die Neger übertrieben anſtrengte, das Capital zum Ankauf neuer Neger zu einem ange— 
meſſenen Zinsfuße verintereffirt und amortifirt würde, wie die Arbeitsjflaven — ganz ſowie die Ar— 
beitsthiere — um fo mehr ausgenugt werden, je höher fie im Preiſe ftehen. 
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ringſte Bürgichaft vorhanden, vielmehr ift derielbe ganz und gar der Tyrannei feines 
zeitweiligen Herrn unterworfen. Bis zu cinem gewifien Grade vermag vielleicht der 
für die Arbeitskraft gezahlte hohe Preis eine angemefiene Schonung der phyſiſchen 
Kräfte des Sklaven angemefien erjcheinen laſſen, wie wenig aber eine derartige ſpecula— 
tive Berechnung, die dem Menfchen gegenüber an ihrer Nichtswürdigkeit nicht verlic- 
ren kann, vonder graffeften Willfür abzuhalten vermag, leuchtet fofort ein, Bedrüdun- 
gen, fogar Mißhandlungen der niederen arbeitenden Glafien find zu allen Zeiten vor: 
gekommen, in den Sflavenftaaten tritt aber gewöhnlich der erfchhwerende Umstand hin: 
zu, daß von den Sklaven der Rechtsweg entweder gar nicht betreten werden kann, oder 
wenn dies doch für außerordentliche Fälle geitattet fein jollte, meijt vollfonmen wir: 
fungslos ift. 

Merhvürdigerweife ift die Sflaverei nicht nur auf der unterften Gulturftufe der 
einzelnen Völkerſchaften, fondern auc unter allen Regierungsformen und felbft unter 
der die allgemeinen Menſchenrechte noch am meiiten achtenden demofratiich-republifa- 
nifchen Staatsverfaffung aufgetreten. Mo nicht blos ein Theil des Volkes ſich in per: 
fünlicher Abhängigkeit befindet, fondern wo überhaupt Alle dem Einem, dem Despoten 
gegenüber Sklaven find (Staaten in Afrifa und Aiten) , darf es allerdings nicht über: 
rajchen, daß die politifche Sklaverei die Privarjklaverei zur Begleitung hat. Aber 
auch in den geiftig vorgeichrittenen Republifen des Alterthums und jelbft bei dem von 
humanen Anfchauungen durchdrungenen Volke der Athenienjfer, wie bei der theofra: 
tischen Verfaffungsform der Juden ſcheint man das große Unglüd der rein phyſiſchen 
Ausbeutung der Menſchen durdy den Menſchen nicht erfannt zu haben. 

Die Juden fannten, wie ihre Nachbarn in Syrien, Aegypten alle Arten der 
Sklaverei und des Sklavenverkehrs, doch erfreuten fich einheimiſche moſaiſche) Eflaven 
mancher Vorrechte vor den aus der Fremde gefauften, da fie nad) Gjähriger Dienftzeit 
wieder freigegeben werden mußten, wie überhaupt das moſaiſche Gefeg die Willfür der 
Bejtiger in manchen Puncten beſchränkte. — Bei den Griechen jcheint die Sklaverei 
jeit Homer's Zeiten in Aufnahme gefommen zu jein, und traf Died Loos namentlich die 
unterjochten griehiichen Völkerfchaften und die Kriegsgefangenen. Während in Athen 
die Sklaven jid im Allgemeinen einer milden Behandlung erfreuten und durd) das Ge: 
je vor Mißhandlungen einigermaaßen gefchügt waren (der mißhandelte Sklave flüchtere 
in ein beftimmtes Ajyl, von wo aus er auf Beftrafung feines Herrn antragen konnte; 
durch Nebenverdienft und hervorragende Kriegsthaten fonnte er die Freiheit erhalten) : 
hing die vollfommene Schuglofigkeit der Sklaven in Eparta mit der Geſetzgebung Lykurg's 
zuſammen, welche dem freien Spartaner jede erwerbende Belchäftigung und im voll: 
ftändigften Gegenlag zu den Fundamentaljägen der Volfswirthichaft der „menjchlichen 
Arbeit“ ihre ehrenvolle Stellung verfagte. Den Heloten und jpäter der Bevölferung 
der eroberten Landichaft Meflenien waren nicht nur faft fämmtliche Arbeiten übergeben, 
fondern in ſchmachvollſter Weife wurden fie zu Laftern und Ausichweifungen veranlaßt, 
theils um ihre Energie für Wivderftandsverfuche zu brechen, theils um der fpartanifchen 
Jugend als abidyredendes Beijpiel des Lafters zu dienen, und trogdem daß Sklaven: 
jagden einer zu ftarfen Vermehrung vorbeugen follten, fam Sparta mehrmals in Ges 
fahr von feinen eigenen Sflaven überwältigt zu werden. — In Corinth waren die 
Sklaven gleichfalls ſehr zahlreich ; und wurden fie wie in Athen hauptſächlich in den 
Gewerben und im Dienfte des Handels und der Schifffahrt verwendet. Ueberall war 
ihre Zahl größer, als die der Freien, und obgleich man fi) das Gefährliche einer fol: 
chen Lage nicht verhehlte, jo war doch das Sflavenwejen im Laufe der Zeit jo jehr mit 
den Antchauungen und wirthichaftlichen Einrichtungen Griechenlands verwachien, daß 
ſelbſt Männer wie Plato und Ariftoteles dafielbe zwar als widerrechtlich, doch aber als 
ein nothwendiges für Erhaltung des Staatd unvermeidliches Uebel anerkannten. 

Die Römer gingen von vornherein auf vollftändige Unterwerfung der benach— 
barten Bölferichaften aus, und wenn man erwägt, daß ihr Familienleben bis zu einem 

ewifien Grade vollftändige Unterthänigkeit dem Willen des Hausherrn gegenüber 
**— ‚ daß bei großen Verbrechen der römiſche Bürger erſt zum Sklaven degradirt 
wurde, damit die Strafe an ihm vollzogen werden fonnte, und die freie perjönliche 
Selbitbeftimmung gefeglich als Pfandobject für Zahlungsverbindlichkeiten galt: fo darf 
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es faum befremden, daß die Sklaverei im römischen Staate am meiften ausgebildet war. 
Der Staat hatte feine eigenen EHaven, die zu öffentlichen Bauten, in den Bergwerfen 
und au anderen Dienftleiftungen verwendet wurden, noch weit ausgebildeter war aber 
der Skflavenbefig der Privaten, da die Reichen und Großen ihre Sklaven oft nad) Tau: 
fenden zählten. — Co lange Rom eine republifaniiche Verfaffung befaß, war der 
Sklave ganz in die Gewalt jeines Herrn gegeben, und die mandherlei Sklavenempörun- 
gen werfen auf die Behandlung, der jene Unglüdlichen ausgefegt waren, fein günftiges 
Licht. Erft zur Kaiferzeit erhielt der Sklave gewifie Rechte, und um das römijche Bür- 
—— zu regeneriren fanden zahlreiche Freilaſſungen bald durch die Machthaber, 

ald durch die Herren ftatt, namentlicy war e8 aber das Ehriftenthum, das die große 
Kluft zwiichen Herren und Sklaven einengte, obgleich die Sklaverei den Untergang 
des römischen Reichs überdauerte. 

Die germaniichen Nationen fannten die Sklaverei gleichfalls, doc, herrichte 
nach Tacitus eine jehr milde Form, und wurden nur Kriegsgefangene,, erft während 
der fpäteren Völkerwanderung auch Unterjochte zu Sklaven gemacht und bei dem Ader- 
bau verwendet. (Eine Ausnahme jcheinen diejenigen Stammesangehörigen gemacht zu 
haben, die in der Leidenſchaft des Spiels ihre perfönliche Freibeit einiegten, da diefelben 
in die Fremde verkauft worden fein follen.; Nachdem invdefien die einzelnen Stämme 
wieder fefte Wohnfige eingenommen hatten, entwidelte ſich durch Naubzüge und die 
Kämpfe mit den benachbarten ſlaviſchen Völkerſchaften ein ziemlih ſchwunghafter 
Menichenhandel, der nach England, Franfreic und Italien betrieben wurde. Gin bes 
deutender Sflavenmarft war von, der Austaufchort für die Sklaven mauriichen Ur— 
iprungs aus Spanien mit den von den Germanen unterjochten ſlaviſchen Stämmen. 
Ein anderer Mittelpunct blieb lange Zeit hindurch (außer den meiſten Scehäfen) Rom, 
da hier bis tief in das Mittelalter hinein und ſelbſt unter der Herrichaft der Päpſte 
von Spanien aus mauriiche Sflaven an die Muhamedaner verhandelt wurden ; nament- 
lich betheiligten fi) Die Venetianer jehr ftarf an dieſen für unfere Anichauungen feines» 
wege ehrenvollen Unternehmungen. Die riftliche Kirche hätte die Aufgabe gehabt, 
hbumanere Anjichten zu weden, doc blinder Glaubenseifer, der durch die Geiftlichen 
noch mehr geihürt ward, ließ Ghriften und Muhamedaner gegenfeitig als Ungläubige 
erkennen, denen die Menfchenrechte ohne Weiteres verweigert werden koͤnnten, und nad)- 
dem gegen Ende des 13. Jahrhunderts in den meiften europäiichen Staaten die Efla- 
verei allmählich verſchwunden und in die mildere Form der Leibeigenichaft umgewans 
delt war, führten die erbitterten Kämpfe auf der pyrenäifhen Halbinfel zwiichen Spa— 
niern und Mauren, in Kleinafien und der Türkei zwiichen Griechen und Türfen den 
Sklavenmärkten fortdauernd „neue Waare” zu. Nachdem die Mauren vollitändig nad) 
Arifa zurüdgetrieben waren, bildete fich ein vollftändiger Menichenraub heraus, an 
dem ſich in den erften Jahrzehnten die Spanier ebenio ftarf betheiligten, wie die Muha— 
medaner auf der nordafrifanischen Küfte. Noch drei JZahrhundertelang haben die Staaten 
Marocco, Algier, Tunis und Tripolis zur Eee den humaneren Anfichten der Neuzeit 
often Hohn geiprodhen und merfwürdigerweile haben die europäiſchen Nationen ge— 
duldet, daß der Seeverfehr im höchſten Grade durch die Sklavenpiraten der Berberei 
unficher gemacht wurde, bis endlich Franfreid) im Jahre 1830 Algier eroberte und der 
Seeräuberei fowie dem Handel mit chriftlichen europäiichen Sklaven ein Ende machte. 

Der Islam verbietet zwar Glaubensgenofien als Sklaven zu halten, und im 
Koran ift nicht nur den Herren Milde empfohlen und die Freilaffung als ein verbienft- 
liches Werf bezeichnet, doch beftcht die Sklaverei gegenwärtig noch in allen muhame- 
danischen Staaten. Der „Bedarf“ wird theild aus Afrifa durch den Ankauf von Negern, 
theild durdy einzelne Stämme des mittleren Aftens gededt, und alle Verſuche, dem 
Sflavenhandel in den muhamedaniichen Reichen zu fteuern, find bis jegt vergeblich ger 
weien. Den Anforderungen der Humanität gegenüber bleibt es nur ein ſchwacher 
Troft, daß zumal bei den Fürfen, den Aegyptern, Perſern und bei den Fürften Hinter» 
indiens, d. h. in Staaten, wo eigentlich das ganze Volf zum Sklaven des Fürften her- 
abjinft, die Sklaverei im Allgemeinen mildere@eiten gewonnen hat, und die dem Dienft: 
botenwejen nicht unähnliche Form der Hausfflaverei die vorherrfchende ift. Die 
Negerrace. hat auch hier das fchlechtere Loos gezogen, was fi) befonders in den Staa— 
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ten Nordafrifa’s, endlic in fehr hervortretender Weije in den eigentlichen Negerftaaten 
des inneren Afrifa’s bemerkbar macht, wo Menjchenraub, Mentchenhandel und Men- 
ſchenopfer leider noch an der Tagesordnung jind. 

Leider blieb e8 indefien chriftlichen Staaten vorbehalten, die Unmenſchlichkeiten 
der afrifanifchen Negerfürften, wenn nicht hervorzurufen,, jo doch zu nähren und zu 
fteigern, und zwar durch die Cinführung der Negerjflaverei in die amerifanijchen 
Eolonieen. Schon die Bortugiejen eröffneten jofort nadı der Entvefung des See— 
wegs nad) Indien an den Küften Afrifa’s den Menihenhandel; die Spanier da- 
gegen machten die Indianer Amerifa’s zu unfreiwilligen Arbeitern in den Bergwerfen 
und auf den Pflanzungen. Die ſchwächliche Menjchenrace, welche die Arbeit als jolche 
faum zuvor gefannt hatte, war ſolchen Anftrengungen nicht gewachfen; ganze Stämme 
ftarben aus und man mußte fid bald nad) fräftigeren Arbeitern umfehen , die aber zu— 
folge des Syſtems, die entdedten Länder möglichit auszubeuten, Feine hohen Koften 
verurfachen follten. Die muhamedaniichen Sklaven aus Spanien waren bald verbraucht, 
dagegen hatten die Negerjflaven, die man von 1506 an den Portugiefen abgefauft 
hatte, den Erwartungen entiprochen , und es bedurfte faum noch des Vorſchlags des 
wohlwollenden Indianerapoiteld Las Caſas, die Arbeit der Indianer den Negern zu 
übertragen. Las Caſas war ſelbſt noch Zeuge, in weldyer jcheußlichen Weile durch den 
Negerhandel alle Gejege der Menfcylichfeit mit Füßen getreten wurden, und für alle 
Zeiten bleibt dieſer Menſchenhandel eins der traurigiten Blätter im Buch der Gejchichte. 
Alle feefahrenden Nationen, welche Eolonieen befaßen, Bortugielen, Spanier, Franzoſen, 
Niederländer und Engländer nahmen nad) einander daran Theil und die Möglichkeit, 
Afrika der Gultur zuzuführen, war auf Jahrhunderte hinaus vernichtet. — Es ift bier 
nicht der Ort, eine detaillirte Schilderung der haarfträubenden Thatiachen und Unge— 
heuerlichkeiten des Sklavenhandels zu geben, ift doch ſchon die Thatjache betrübend ges 
nug, daß diefer Handel im 19. Jahrhundert überhaupt noch befteht, nachdem jchon ſeit 
1727 (und zwar durdy die Quäler Nordamerifa’s) auf das himmeljchreiende Unrecht 
der Sflaverei hingewiejen worden war. Seit 1787 wirfte die African Institution, um 
deren Gründung Clareſon ſich unfterblicyes Verdienft erworben, für Bejeitigung des 
Sflavenhandeld, und nachdem 1790 die franzöſiſche Revolution die völlige Freiheit der 
Sflaven in den franzöfiichen Golonieen erflärt hatte, freilich um durd) diefen unvorbe— 
reiteten Beſchluß einen furchtbaren Sflavenaufitand auf Haiti herbeizuführen, wurde 
in England durd) die Abolition act of sclavery der britifche Negerhandel vom 1. Jan. 
1808 unterfagt. Die ſüdamerikaniſchen Republifen folgten während ihres Unabhängig— 
feitsfampfes,, 1815 die Nordamerifaniichen Staaten, 1816 auch Franfreih, 1817 
Spanien, 1823 Portugal, 1530 Braftlien. Trogdem bejtand ein ungefeglicher Scyleich- 
handel überall fort, und trog aller Aufficht zur See, die nur von der engliſchen Regie: 
rung ernſt gemeint war, wurden fortwährend neue Sklaven eingeführt. Das einzig 
wirkſame Mittel blieb nur die Aufhebung der Sklaverei und renitenten Staaten gegen: 
über das freilich bedenkliche Durchſuchungsrecht verdächtiger Schiffe. Im Jahre 
1831 erfolgte in den britiichen Golonieen die Freilaffung der Kronfflaven und am 
1. Aug. 1838 die der ſämmtlichen übrigen Sflaven gegen die Entichädigungsjunme von 
20 Mill. Pfd. St.; Schweden folgte 1845, Dänemarf 1847, Franfreid 1848. In 
den niederländiichen Golonieen ift die Aufhebung der Sflaverei am 1. Juli 1863 in 
der Weile in Kraft getreten, daß für jeden emancipirten Kopf dem Eigenthümer 425 Ar. 
bezahlt werden und die bisherigen Sklaven 3 Jahre lang auf den Pflanzungen eine 
Lehrperiode durchmachen, während weldyer die Hälfte ihres Arbeitslohnes an die Ne: 
gierung bezahlt wird. 

Endlich ift auch nach jahrelangen vergeblihen Bemühungen der Abolitioniiten 
ſ. d.) und nad) einem vierjährigen höchſtblutigen Bürgerfriege am 31. Jan. 1865 
mit 119 gegen 56 Stimmen die Aufhebung der Sklaverei in den Nordamerifaniichen 
Freiftaaten in folgender Weife beichloffen worden: „Weder Sklaverei noch unfreiwillige 
Dienftbarfeit (ausgenommen infofern fie nach rechtöfräftiger Ueberführung ale Ber: 
brechensftrafe verhängt wird) foll innerhalb der Vereinigten Staaten oder an irgend 
einem zu ihrer Jurisdiction —— Orte beſtehen.“ Es widerſtreitet zwar dem 
deutſchen Rechtsgefühle, wenn bei einem ſo anerkannten Unrecht, wie es die Unter— 
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johung einer ganzen Menfchenrace und ihre Herabwürbigung bis zum Thiere und bis 
zur Waare iſt, der materielle VBortheil herbeigeholt werden muß, um die Unterjocher zu 
menſchenwürdigen Anjichten zu bringen: wir weifen aber den Bundesgenofien, der um 
fo wirfiamer für unfere Meinung jprechen kann, nicht zurüd, fondern dürfen dann eine 
um fo feftere Ueberzeugung von dem Unredyt der Sklaverei bei den Plantagenbefigern 
erwarten. — Die füdlichen Unionsftaaten machen für die Beibehaltung der Sflaverei 
geltend, daß fie auf feine Weile im Stande fein würden, die Arbeit, welche bisher von 
circa 4 Mill. Sklaven verrichtet worden ift, freien Händen zu übergeben, und daß ihre 
Production an Baumwolle — felbft der Anbau des Zuderrohres und des Tabaks ver: 
fhwindet Dagegen — fofort vernichtet fein würde. Sie haben ein gewiſſes Recht, dies 
zu betonen, denn die amerifanische Baumwolle übertrifft in Qualität wie in der Quan— 
tität der auf den Marft gebrachten Maffen die gleichen Producte aller anderen Länder, 
Obgleich die Baumwolle von Ditindien nad) Amerifa verpflanzt worden iſt, fo ift dag 
oftindiiche Product doch furzftapelig, nicht gleich elaſtiſch, felten jo weiß und nebenbei 
felten gut gelejen, angemefjen gereinigt und verpadt. An den Ufern des Miffifippi und 
Ohio ift das eigentliche Klima der Baummolle, nicht zu heiß und doch auch nicht zu 
falt, nicht zu troden und nicht zu naß; bier findet oder and ſich der angemeſſenſte 
nicht zu humusreiche und doch kräftige mit Sand vermiſchte Boden, der die atmoſphä— 
riiche Feuchtigkeit leicht eindringen läßt. Durch die Vortrefflichkeit ihres Productes 
haben die Plantagenbefiger der Südftaaten ein Monopol auf dem europätfchen Baum: 
wollenmarfte erlangt, aber dies hat nur dazu gedient, daß fie durch den Erfolg ermun- 
tert, mit den natürlichen Kräften des Landes wenig fparfam umgegangen find. Durch 
den Anbau der Baumwolle, der mehrere Jahrzehnte hindurch unausgefegt fat ganz 
betrieben worden ift, durch den Mangel des thieriichen Dünger, der wiederum 
durch das Fehlen jeder Fruchtwechjelwirtbichaft bedingt war, ift der Boden an vielen 
Drten erichöpft worden, umd follen viele Pflanger den Baumwollenbetrieb wenigfteng 
zeitweilig einzuftellen beabfichtigen, nicht weil die Ausfuhr abgefchnitten war, fondern 
weil die Ernte regelmäßig unergiebiger ward. Damit fällt ſchon der eine Hauptgrund 
für die Beibehaltung der Sklaverei, da der Anbau der Gerealien und Futtergewächie 
nur zum Fleineren Theile in die heißefte Jahreszeit fällt und bei Anwendung von Ma- 
fhinen weniger Arbeitsfräfte erfordert. 

Die Sklavenarbeit wird gewöhnlich für ſehr billig, oder, da von Lohnzahlungen 
feine Rede ift, wohl gar für völlig foftenlos gehalten. Nad) Berechnungen, weldye 
amerifaniiche Statiftifer (3. B. Kendall) angeitellt haben, belaufen fich die jährlichen 
Unfoften für einen Feldneger an Intereffen vom mittleren Kaufpreife, an Nahrung, 
Kleidung, Wohnung u. ſ. w. auf 150—190 Dollars, während der Plantagenbefiger 
unter günftigen Berhältniffen die Arbeitsfraft jeines Sklaven höchſtens zu 200 Dollar 
verwerthen föonne. Man redynet nämlidy den Jahresertrag an Baumwolle pro Kopf 
der Arbeiter auf 2000 Pfd. a Y%. Doll. nad) den Durdjchnittsmarftpreifen von New: 
Drleand. Der Gewinn des Sflavenhalters beträgt demnad) nur 10—20 Doll. pro 
Kopf und da man annimmt, daß ein Neger jährlich 4 Acres a 160D.:R. Rode (6'% 
preußiiche Morgen) bearbeiten fann, fo ftellt ſich ohne Abzug der übrigen Koften der 
Gewinn pro Ader auf 3—6 Dollars. Damit verjchwindet jofort die vermeintliche hohe 
Rentabilität der Plantagen und ihrer Sflavenarbeit. Die Arbeit des freigelafienen 
Negers wird dem Pflanger der Südftaaten Jahr aus Jahr ein faum mehr foften, wäh: 
rend zu erwarten fein wird, daß die Arbeit des Freien beffer ift, als die des Sklaven. 
Für die erften. Jahre werden ſich freilich günftige Refultate nicht erwarten laſſen. Ein 
gefnechtetes Volk verliert gewöhnlich feine guten Eigenſchaften, während Die weniger 
guten um fo rüdhaltlojer hervortreten, und wenn man dem Neger Trägheit des Kor: 
pers und des Geiſtes, Genußfucht und Leichtfinn vorwirft, jo wird der plögliche Ueber: 
1 aus der Knechtſchaft zu vollftändig freier Selbftbeftimmung nur bei dem Fleineren 

heile den gewünschten Erfolg haben. Zu beflagen ift, daß durch den Bürgerfricg die 
entfprechenden Uebergänge nicht vermittelt worden find, und wenn man vorgefchlagen 
bat, daß Kinder bis etwa zum 10. Jahre und reife fofort freizulaffen find, wogegen 
die übrige Negerbevölferung einen Theil des Entihädigungscapitald, das der Staat 
an“die Pflanzer zu zahlen hat, felbft abtragen müfle und fo lange in ihren bisherigen 
Boltewirthſchaftl. Handwoͤrterbuch. 51 
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Berhältnifien, doc unter den mildeften Kormen zu verbleiben habe, muß man wohl 
jegt, nachdem Taufende von Negern für ihren Befreiungsfampf die Waffen getragen, 
auf eine jolche Uebergangsperiode verzichten. Auf die heranwachſende freigeborne Ge- 
neration wird für die Production weit mehr zu rechnen fein, als auf die in der Skla— 
verei großgewordene Negerbevölkerung. 

Analoge Verhältnife, wenn aud) nicht von gleich ſchroffen Gegenfägen finden wir in 
der neuerdings aufgehobenen rufftichen Leibeigenſchaft und in noch milderer Form in 
den Zeiten der a und Hofedienfte, weldhe in manden Gegenden Deutichlande 
in den erften Jahrzehnten diejes Jahrhunderts abgelöft worden find. Gerade hier war 
der Unterjchied zwiſchen freier und —— ner Arbeit recht deutlich zu ſehen. 
Trotzdem daß die Rittergüter über die Arbeitskräfte vieler Ortſchaften meiſt ohne alle 
Entſchädigung zu gebieten hatten, waren die Fluren derſelben am ſchlechteſten beſtellt, 
nad) der Ablöjung —— hat ſich der Ertrag bei bezahlter oder freier Arbeit namhaft 
geſteigert. Die Negerbevölkerung der Vereinigten Staaten läßt ſich natürlich nicht mit 
dem deutſchen Bauernſtande vor der Ablöſung der Frohnden vergleichen, ein analoger 
Rückſchluß ift aber bis zu einem gewiflen Grade geftattet. Die englifchen Eolonieen in 
Weftindien datiren freilich von der Emancipation ihrer Negerbevölterung die Stabilität 
ihrer Baummollencultur und jprechen von dem bevorftehenden Verfall der früher blü- 
— Colonieen. Sie wollen aber nicht zugeben, daß die Nordamerikaner bei größerer 

ührigkeit, mit größeren Capitalmitteln ausgerüſtet und bei einem für die Baumwollen— 
cultur günftigeren Boden und Klima in der Sflavenarbeit höchſtens einen nur ganz 
geringen Vortheil beſaßen. Seit 1840 begann übrigens die Zuderproduction in den 
engliichen Eolonieen wieder zu fteigen und hat längft die frühere Sr überjchritten, 
wobei nicht zu überjehen ift, daß die europäiiche Rübenzuderinduftrie der Rohzuder- 
production weit nadhtheiliger geworben ift, als die Aufhebung der Sklaverei. In 
den eigentlichen Tropenländern mag es endlich für die weiße Bevölkerung unmöglich 
fein, ohne Nachtheile für die Gejundheit fid) Förperlichen Anftrengungen auszufegen ; 
in den nördlicher gelegenen Freiftaaten dagegen kann der weiße Eingeborne mit Aus» 
nahme der heißen Mittagsftunden ohne Nachtheile arbeiten, und wenn dies bis jegt 
nicht geihab, jo lag ein Hauptgrund darin, daß es dem Weißen als jhimpflich galt, 
eine Arbeit zu unternehmen, zu welcher der verachtete Neger beftimmmt war. 

Die Anerkennung der Menfchenrechte und die Wirthichaftlidykeit der „freien“ Ar- 
beit find in Nordamerika mit vielem Blutvergießen erfauft worden. Auf den Trüm- 
mern des zerftörten Lebensglüdes von Taufenden wird aber nad) Jahren ein neues Eul- 
turgebiet erblühen, und höchſt wahrfcheinlich find die wirthichaftlichen Erfolge für die 
Union noch bedeutender, als die politiiche Wiedereinigung des großen von 2 Welt- 
meeren bejpülten Gebiets. Noch harren die Sklaven in Brafilien und auf den ſpaniſchen 
Golonieen der Stunde ihrer Erlöfung ; doch audy für fiewerden die blutigen Schlachten 
auf nordamerifaniihem Boden nicht vergebens geichlagen worden fein und die Auf- 
hebung der Sklaverei ift für fämmtliche hriftliche Staaten nur noch eine Frage der Zeit. 
Für Afrifa beginnt von dieſem Augenblide an eine neue Epoche. Sobald die Sklaven: 
jagden aufhören, werden fidy die Negerftämme des afrikaniſchen Bodens weit mehr der 
productiven Arbeit zuwenden; um diefelben Bedürfniſſe kaufen zu können, weldye bis 
jet duch Menichenraub erlangt wurden, werden dem Boden durdy größeren Kleiß und 
befiere Bewirthichaftung mehr Producte abgewonnen werden müſſen. Iſt aber einmal 
eiu Volk für ein reguläres Wirthichaftsleben gewonnen, hat der Handel, bafirt auf eine 
bodenwüchlige Induftrie, dauernd Wurzel geichlagen, dann bleiben aud) das Streben 
nad) Fortjchritt und vermehrter geiftiger Eultur, Sinn für Kunft, Intereffe für Bil 
dung von Gemeinden und Staaten, Verbeſſerung der Verkehrsmittel u. j. w. nicht 
aus, denn die freie Arbeit ift die erfte Örundlage für Die harmoniſche 
Uebereinftimmung in der fittlihen, intellectuellen und phyſiſchen 
Entwidelung. (Bergl. d. Art. Eultur.) 

Literatur: Klemm, Allgemeine Eulturgefchichte ver Menfchheit Leipzig 1852). 
— Las Casas, Brevisima relacion de la destruction de las Indias (1541), 
deutich von Andrä (Berlin 1790). — Bazard, Exposition de la doctrine de St. 
Simon (1831) ©. 153 ff. — Clarcſon, Essay on the slavery and commerce of 
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human species London 1786). — Hüne, Darftellung aller Veränderungen bes 
Negerhandels (Göttingen 1820). — Burton, Der afrifanifche Sklavenhandel deutſch 
v. Sins, Leipzig 1841). — Sturz, Die Befeitigung der Eflaverei (1843). — 
Friedrich Kapp, Sklaverei in den Verein. Staaten Newvorf 1860). — Sturz, 
Krifis der deutich. Auswanderung enthält über die Verhältniffe in Brafilien manche 
Data (Berlin 1862). — €. Andree, Die Aufhebung der Negerjklaverei in Nord- 
amerika (Zeitichrift Globus Bd. 8 [der Verfafler ift zwar ſüdſtaatlich gefinnt, giebt 
aber mandye beacdhtenswerthe praftifche Winfe]). — Göll, Eulturbilver aus Hellas 
und Rom. — Rihard Jones, Essay on the distribution of wealth and the 
sources of taxation. — Reichhaltige Nachweiſe in den Schriften v. Olmſted. 


H.R. 
Socialismus. 

Sobald Menſchen in ſtetigen Beziehungen zu einander leben, beſteht auch ſchon 
die „Geſellſchaft“, nicht als bloße Abſtraction, wie man von einer „menschlichen Geſell— 
ſchaft“ fpricht, fondern als eine concrete Macht, ein Factor, deſſen Einfluß fich Jeder 
gefallen laſſen muß, mag er durdy förmliche Verpflichtungen dazu verhalten fein oder nicht. 

Je vielfältiger und verwidelter die Bezichungen, deſto ftärfer wird das aus der 
Gelammtheit der Berhältniffe fih um den Einzelnen webende Neg , defto beichränfter 
für ihn die Möglichkeit, nady individueller Willfür fein Leben zu geftalten. Und wieder: 
um vervielfältigen ſich die Beziehungen hauptfächlic in Proportion mit der Vermeh- 
rung der äußeren Sachgüter. Dieſe Vermehrung aber, wenn fie auch die Lage der 
Gefammtheit foweit verbeflert, daß felbft die Aermeren an ſich befler daran find, ale 
früher die Wohlhabenden, macht Doc, gleichzeitig größere Abitände möglich, und in 
Diefen, nicht in der befferen oder ichledyteren Lage an fich, wurzelt Die Unzufriedenheit, 
welche fid) gegen den Mitmenjchen, gegen das, was das Verhältniß zu Diejem ausprüdt, 
gegen die Geſellſchaft Fehrt. 

Aus diefer Unzufriedenheit quillt der Socialismus. Ihm, dem Etreben, die Ge: 
jellichaft umzugeftalten, begegnen wir nicht erft in neuefter Zeit. Er ift dageweſen zu 
allen Zeiten, wo mit der ungünftigen Geftaltung der Verhältniſſe einer ganzen Glafle 
das Bemwußtfein diefer leßteren 9 vereinigte, daß nicht individuelles Uebelwollen der 
beſtimmten Perſonen, mit denen Jeder zunächſt zu thun hatte, ſondern ein Syſtem 
überwunden werden müſſe, um Beſſerung herbeizuführen. Dieſes Syſtem, ſei es ent— 
halten in geſetzlichen Vorſchriften oder in phyſiſchen Macht-, namentlich Beſitzverhält— 
niſſen, wird dann Gegenſtand einer reflectirten Bekämpfung, welche bei allem Fana— 
tismus, der ſich ihr beigeſellen mag, doch weit verſchieden iſt von der bloßen perſön— 
lichen Wuth und Rachgier des „Sklaven, der die Kette bricht.“ Der Socialismus 
hat ein Programm. 

Die Programme find natürlich verſchieden nach der Natur der Verhältniſſe, welche 
das geiellichaftliche Hinderniß für das Gedeihen der leidenden Glafie ausmachen. Inden 
Zeiten vorberrichender Naturalwirthichaft dominirt ver Agrarjocialismus. Als eine 
umfichgreifende Latifundienwirthichaft das Beſitzthum des Fleinen römischen Bür— 
gers zu verichlingen begann, wehrte fid) Dagegen der Agrarjocialismug der Gracchen. 
Gegen Berichuldung des Grund« oder Richtbefiges an die Inhaber des flüffigen Capitals, 
welche dadurch allmächtige Herren des erfteren wurden, gab es Seifadhthieen, novae 
tabulae. Gegen den Drud der Feudalwirthſchaft empörten fi die englifchen, fran— 
zöftichen und deutfchen Bauernfriege. Endlich gegen bie Uebermacht der Örofinduftrie, 
das Product des ausgebildeten Mafchinenweiens, das fchranfenlofes Umſichgreifen 
eines Einzelnen in Production und Marft erft möglich machte, regt fi) der heutzutage 
hauptjächlidy fogenannte (induftrielle) „Socialismus.“ 

Die Geburtsftätte deffelben ift gleichwohl nicht im Haupt: und Mutterlande der 
modernen Großinduftrie zu fuchen. Es gehören eben zwei Dinge dazu, Vorhandenjein - 
drüdender Glafienunterfchiede und Erfenntniß derfelben. In legterem Puncte, in 
der ffeptiichen Betrachtung, war Frankreich dem übrigen Guropa vorausgegangen. 
Der Humanismus des 18. Jahrhunderts, der nicht mehr Intereffen gegen Anterelien, 
fondern den Menſchen überhaupt mit feinen „angebornen Rechten“ gegen die pofttiven 
Einrihtungen und Verhältniffe fegte, hat dem Socialismus mächtig vorgearbeitet. 
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Was unter der Herrſchaft des erſteren vereinzelte Gedankenſchöpfung, wie Morelly's 
Baſiliade, ward zwei Menſchenalter ſpäter Programm einer —2* agitirenden 
Schule. Schon die Vielſeitigkeit der Kritik, welche nicht blos die Staatseinrichtungen, 
ſondern auch Sitten und Lebensweiſe und deren Zuſammenhang mit jenem in ihr Be— 
reich zog und gleich den alten Griechen, denen Staat und Geſellſchaft eins war, beide 
zugleich reformiren wollte Rouſſeau), ſpielte den Kampf vom politiſchen auf's geſell— 
Ian: Gebiet. Der philoſophiſch-literariſchen Oppofition lag dies fogar näher 
als jenes. 

Und als der Kampf losbrach, bei dem nicht zum erftenmale in der Gefchichte eine 
geiellichaftliche Frage, die gedrüdte Lage der fteuerzahlenden Plebejer, dem Verlangen 
nad) ftantsrechtlichen Veränderungen erſt rechten Nachdruck gab, da gerieth durch Die 
Berfnüpfung des Widerftandes mit perfönlichen Interefien alsbald ein gut Stüd Ver: 
mögensmacht in Fluß. Die Vernichtung des ganzen Feudalweſens, von dem fich in 
England unter dem Schuge fortdauernden Friedens viel mehr erhielt, änderte gründlich 
die Lage einer Unzahl von Eriftenzen. Im Kampfe lernte man erft recht deſſen Trag- 
weite —8 Die feindliche Abſchließung gegen das induſtrielle Europa, welche die 
franzöſiſche Induſtrie groß machte, impfte ihr von vornherein den gebieteriſchen, 
unbotmäßigen Geiſt ein, welchen das Proletariat der weltbeherrſchenden Stadt über 
die Zeit der Militärherrſchaft hinüberrettete. 

Fabrik-Elend iſt nur zum Theil die Quelle des Socialismus. Im Gegentheil, 
das Elend ift meift tiefer, wo vereinzelte Handarbeit nad) alterthümlidyer Weife durch 
äußerfte Billigfeit der Löhne allein die Eriftenz eines Gewerbszweiges gegenüber aus— 
ländifcher Mafchineninduftrie fortfriftet. Wo die marfterobernde Kraft der legteren 
ihre Triumphe feiert, ift der Arbeitslohn Fein fo bedeutender Factor des Preifes mehr, 
daß an diefem hauptſächlich die Billigfeit der Production herausgebradyt werden müßte, 
Zahlreiche Aufträge mehren die Nachfrage nach Händen, während in den Gegenden, 
wo die Jnduftrie im Erfterben ift, ihr überſchüſſiges Angebot den Preis herabvrüdt. 
4 Trogdem liegt felbft im blühend gefchloflenen Fabrifgewerbe eine ftärfere jocialiftifche 
Triebfeder als in der hungernden Hausinduftrie. Das Zufammenleben in großen 
Maſſen ſchärft das Elaffenbewußtfein und erhöhtdas Kraftgefühl. Der mannichfaltiger 
gegliederte, von ftetem Fortſchritt beeinflußte und im engen Kreilg dazu ermutbigende 
Arbeitsbetrieb ift audy in anderen Richtungen der Geiftes- und Charafterentwidelung 
reſignirtem Gehenlafjen nicht günftig. Unternehmungsluft und Jnitiative find größer 
und die Ausfichten des Vorwärtskommens gleichwohl Fleiner al8 beim althergebrachten 
Handwerk. Wenige hervorragende Treffer fönnen das Mißverhältniß für Die Maſſe 
nicht befeitigen. 

Falſch ift es übrigens in den meiften Fällen, von einem Zurüdgehen der Aus- 
fihten durch modernes Auffaugen des Handwerks feitens der Großinduſtrie zu fprechen. 
Der Hauptgegenftand des modernen Fabrifweiens, die Gewebeinduftrie, hat feit 
Jahrhunderten, wenn auch nominell unter den Formen ded Handwerfs, in den Ban- 
den des vermittelnden Großcapitald gelegen, und nicht die Erfegung der gewöhn- 
lien Handwerfsleiftungen durch Mafchinenproducte der Großinduftrie giebt den Fabrif: 
ftädten ihren veränderten Charafter, fondern die Anhäufung der zum Bedürfniß 
des Orts außer aller Beziehung ftehenden, auf Erport berechneten Unternehmungen 
an Einer Stelle. Gleichviel, e8 bleibt die Thatfache, daß an den entjcheidenden Pune— 
ten das Vermögen und die Beftrebungen fid) in immer disharmoniſcherem Verhältniß 
gruppiren und diefe Thatfache wird felbft durch das Gegentheil, foweit es fid) um ganze 
Staaten handelt, in ihrer Bedeutung nur wenig abgeſchwächt. Die nominelle Gleich: 
berechtigung aller Staatsgenofien, welche die ** zu unbedeutenden Minori— 
täten herabdrückt, verhält ſich ſelbſt wo ſie beſteht, nicht anders zu der ſocialpolitiſchen 
Thatſache der Entſcheidung durch die großen Städte wie die privatrechtliche gleiche Er— 
DSH zu der durchichlagenden focialen öfonomijchen Ungleichheit in derfelben 

eziehung. 

Bir find bier an einem Puncte angelangt, welcher das Grundbprincip der moder— 
nen Wirthichaftspolitif: daß das freie Waltenlaffen aller Kräfte von felbit das Beſte 
berbeiführe, ftarfen Anfechtungen ausfegt. Diefe Anfehtungen verkörpern ſich in den 
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ſocialiſtiſchen Syſtemen, von denen die Mehrzahl ein organiſatoriſches Eingreifen zur 
Rettung der öfonomifchen und politiihen Geſellſchaft vor Verfall in Dligarchie auf 
der einen, Mafleniklaverei auf der anderen Seite für nöthig hält. Durchgängig ift 
dieſe Richtung allerdings nicht, denn gerade der vielleicht am tiefften in alle herkoͤmm— 
lichen Borftellungen eingreifende Fourierismus hoffte durch die Vorzüge feiner Wir, 
fung allein die nöthige Propaganda zu machen, und nur zum erften Erperiment ſuchte 
fein Urheber, als fidy fein rent Privatmann fand, zulegt beim Minifterium 
Polignac eine Subvention, über deren Gewährung ſich zu entjcheiden dieſem der eigene 
Sturz erfparte. Der Fourieridsmus war von rund aus friedlich, rein philofophifch ; in 
den Händen feiner Apoftel gerieth er jedoch ebenfall® in das politifche Fahrwaſſer, 
worin feit der Thronbefteigung des Bourgeoisfönigs Louis Philipp, Republikanis— 
mus und Socialismus Aller Schulen auf den Sturz der beftehenden Ordnung über: 
haupt gemeinſchaftlich hinfteuerten. 

Die Schöpfung des Zeitgenofien und publiciftiichen Vorgängers Fouriers, des 
Grafen St. Simon, hatte um jene Zeit ald Schule zu eriftiren bereits aufgehört, jedoch 
nicht ohne eine Anzahl ausgezeichneter Köpfe dem Studium der focialen Frage über: 
haupt gewonnen zu haben. Die Allgemeinheit der St. Simoniſtiſchen Lehre, welche 
im Weſentlichen doch nur herausfam auf Betonung des focialen Bevürfniffes in der 
Induftrie, des Mißverhältniffes zwifchen Lohn und Verdienft in der gegenwärtigen 
Welt, und auf die Forderung einer gleihjehr durch Nächftenliebe, Talent und Sad): 
funde ausgezeichneten Leitung der Wirthichaftsgefellichaft, worin die des Staats 
aufgehe, hatten den Schülern faft alle befondere —— anheimgeſtellt und da- 
mit immer wachſenden Differenzen und Abfonderungen Raum gegeben. 

Gemeinfchaftlich war diefen beiden Syftemen, deren jpecielle Ausführung an 
diefem Drte der Raum nicht geftattet (fie ift in dem untenbenannten Literaturwerfen 
nachzufehen) , daß fie bei aller Neuheit ihrer Forderungen doch durch ihre Ausgangs: 
puncte mit bisher geltenden Principien verbunden find. Fourier will „Wunder“ im 
eigentlichen Sinne, eine vollfommene neue Schöpfung herbeiführen durch die „Kraft 
der anziehenden Arbeit.“ Darin ftedt die Anerkennung der Mehrleiftung freigewählter 
Arbeitstheilung: Neu ift dagegen die Bemerfung, daß die ewige Fortſetzung derfelben 
Arbeit, die man fonft als rg ter Verteilen durch zeitigere Ermüdung 
die Peiftung wieder beeinträchtige. (Der Nachtheil für den Geſammtmenſchen ift kaum 
ernithaft bezweifelt worden). Fourier gelangt er zu der fogleich ins Phantaftifche 
ausgeiponnenen Forderung ewigen Arbeitswechſels. Nicht anders find die meiften 
feiner abenteuerlichen Aufitellungen aus urjprünglid) richtigen, oft fehr feinen Beo— 
bachtungen des wirklichen Lebens entftanden, die der auf's bloße Grübeln angewieſene 
Denfer zugleich in’8 Ungeheuerliche ausdehnte und mit fpielender Detailausmalung 
verjah. So ift die phantaftifche Fdee feiner Phalangen nichts ald eine Ableitung aus 
den an fich richtigen Sägen der Vorzüge der Groß: vor der Klein, der Gemein- vor 
der Einzelwirthichaft, der Planmäßigfeit vor dem Durcheinander, Säge, die auch dem 
alten Induftriefvfteme angehörten, von den Vertretern defjelben aber auf die bei ihnen 
meift ziemlich kurz abgehandelte Confumtion nicht angewendet worden waren. Die 
letztere Seite der Wirthſchaftslehre zu ebenmäßiger Geltung gebracht zu haben, ift über- 
haupt ein unbeftreitbarer Verdienft der Socialiften. Am dyarakteriftiichften für ihre 
Angehörigfeit zur alten Zeit ift beiden, Fourier und St. Simon, was mit der Fried: 
lichkeit ihrer Tendenzen fehr gut harmonirt, daß fie über der leidenden Claſſe, der fie 
von Grund aus beide nicht angehörten, zwar alles mögliche Gute ausichütten möd)- 
ten, aber von der Gleihberechtigung derfelben durchaus nichts in ihr Syſtem aufge: 
nommen haben. „Jedem Talent nad) feiner Fähigkeit, jeder Fähigfeit nad) ihrer Lei- 
ftung“ fagt St. Simon und läßt die Welt von den Talentvollften regieren, die auch 
einen ent|prechend höheren Lohn begehren können. Auch Fourier läßt den ausgezeic)- 
netften Dentern, Dichtern, Künftlern durch Generalabftimmung fämmtlicher Phalangen 
fabelhafte — zudecretiren. Die Geſammtheit ſoll gehoben werden, „die Aerm— 
ſten mehr Genuß haben, als jetzt die Könige.“ Aber es bleiben immer Leute übrig, die 
viel, ſehr viel vor den anderen voraushaben. St. Simon und Fourier finden das 
Rathſel, welches der Socialismus aufgiebt nur im Mißverhaͤltniß der Befriedigungs⸗ 


806 Socialismus. 


mittel zu den abſoluten Bedürfniſſen. Gerade das, was dem Mißbehagen feine Rich— 
tung gegen die Gefellichaft giebt, Das relative Ungenügen, laffen fie beitehen. 

Hier tritt Broudhon, der Proletarier von Geburt ein. Mit eiferner Energie wie: 
berholt er fort und fort das Verlangen der Gleichheit. Sein Buch gegen das Eigen- 
thum ift im Grunde nur eine Anklage gegen den Reihthum, welcher die Antheile 
Anderer mit in Beichlag nehme. Der Eapitalzins fol abgeichafft werden — was bei- 
läufig nichts anderes heißt, als verlangen, Daß was einen Gebrauchswerth hat umd 
zwar unter Umftänden einen recht hoben, auch nicht in unbegrenzter Fülle vorhanden 
ift, feinen Taufchwerth haben jolle! Auch die ausgezeichneten Köpfe müſſen ſich mit 
dem nöthigen Unterhalt und der Gewährung der Mittel zu ihrer Arbeit begnügen. 
Proudhon duldet feinen weientlichen Vorzug in der Lebenslage. Damit trifft er am 
beiten die Anſchauungsweiſe der forialiftifchen Claſſe jelbft und dies giebt feinem Auf— 
treten eine Popularität, weldye weder die ſchulmäßige Dialectif feiner Darftellung, 
noch die faft rein negative Tendenz feines MWirfens zu erflären vermöchte. 

Die pojitive Ergänzung im Sinne der „zahlreichften aber ärmiten Claſſe“ giebt 
der Communismug | f d.), Fir den ſich unter ven Maflen immer aahlreichere Anhänger 
gefunden haben, während der blos „organijtrende” Socialismus, deſſen Wirfung ſich 
nicht im Voraus mit Händen greifen ließ, mehr Anhänger aus den gebildeten Schidy: 
ten gewann. Auch die Propaganda für das einfache gewaltthätige Berrüden der Eigen- 
thumsjchranfen mußte eine andere fein, als die Agitation für eine freiwillige oder ge: 
fegmäßige Neuordnung der Gefellichaft. Für Diefe fonnte man fchriftftellern, für jene 
mußten geheime Gefellichaften, Verſchwörungen und Revolutionen eintreten, wie fie 
das heutige Franfreic von Babeuf, dem Gommuniften der erften Revolution bis auf 
den Junifampf und die Marianne herab in Menge aufzuweifen hat. 

Fragt man nad) dem pofttiven Erfolge aller dieſer Beftrebungen, fo ift er zur Zeit 
faft nur ein theoretiicher gewelen. Der ſyſtematiſche Sorialismus ift Phantom ge: 
blieben und der bewaffnete ift bis zur Stunde allemal niedergefchlagen worden. Der 
frievlihe Gommunismus eines Owen, Gabet, ingleichen religiöfer Schwärmer, wie 
fie das Schwabenland dieſſeits und jenjeits des Oceans auf die Bühne geführt hat 
(Rappiftern, Werner in Reutlingen) hat im beften Falle kleine Anläufe zur Folge ge: 
habt, welche beſtanden, jo lange die Superiorität und das überlegene Leitungstalent 
der Gründer alles zufammenbielt. Der Communismus der einzelnen Klöfter hatte 
wenigiteng die ftaatlich anerfannte Ordensregel zur Stüge unddie Familienlofigfeit der 
Mitglieder ald das Privatinterefje abſchwächendes Moment zur Seite. Von Familien: 
rüdjichten gerflüftet (weshalb die ftrengen Gommuniften durchaus Abſchaffung der Ehe 
verlangen) und die VBerlodungen einer dem ganzen Weſen feindlichen, die Abtrünnig- 
feit begünjtigenden Welt um fich, haben die heutigen communiftiichen Gemeinden felbft 
abgefehen von ihrer wirthichaftlichen Inferiorität infolge der Ertödtung der perſön— 
lien Intereſſen, einen äußerft ſchweren Stand. 

Mehr Anklang gefunden haben die Verjuche der Sorialreformer, blos in gemein 
ſchaftlicher Production, bez. Einfaufsweile, dem Arbeiter die Vortheile des Groß: 
capital® und der Großunternehmung zuzuführen, ohne im Uebrigen feine perjönliche 
und häusliche Sonderexiſtenz anzutaften (ſ. d. Art. Genoſſenſchaften und Arbeiter: 
frage). Auf diefem Felde haben in Frankreich Buches, in Deutichland Huber, namentlich 
Schyulze-Deligich durch ihre Anregungen Hervorragendes geleiftet. Des Letztern jpätere 
vorwiegend auf Entwidelung der VBorichußvereine ald Volksbanken gerichtete Thätig— 
feit wären aud) bei Fourier (Comptoir communal) und Proudhon (Banque du peuple) 
Analoga an die Seite zu jegen, die aber beide nicht mit dem Strome der volfswirth- 
ſchaftlichen Naturgefege,, jondern gegen ihn fortfommen wollten und daran theils 
theoretifch, theils auch praftiich fcheiterten. 

Mit der Circulation, dem Handel betritt der Sorialismus ein Gebiet, dem er 
durchaus nicht gewachien ift. Fourier war freilich felbit Kaufmann geweien, d. b. er 
war im Laden eines Heinen Krämers aufgewachſen, deſſen betrügeriiche Kniffe er für 
das Wefen des Handels hielt, gerade als wenn unfolide Arbeit das Weſen der Ins 
duftrie, oder Prellerei im Verkauf der Naturalien das Weſen des Aderbaues wäre. 
Bon der Bedeutung des Handels für die Welt hatte er feine Idee. Da er übrigeng Die 
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Welt ſelbſt umgeſtalten wollte, kümmerten ihn die geographiſchen Eigenthümlichkeiten der⸗ 
ſelben nichts. St. Simon hatte in den großen Speculationen gelebt, aber er hatte ſie nur 
als Mittel gebraucht, Reichthum zu gewinnen, um auf dem Fuße der großen Welt ſtudiren 
und die Müßiggänger verachten zu lernen. Dazu hing das Intereſſe der zahlreichſten Claſſe, 
das ihn befchätigte, an der Induftrie, nicht am Sandel, und die Zeitumftände legten 
namentlich für feinen Geſichtskreis in jene die weltbewegende Entwidelung, nicht in diefe. 

Die Neuzeit hat dies gründlich geändert. Waaren- und Werthtransportmittel 
haben eine nie geahnte Bedeutung erlangt. Auch die Induftrie ift vollftändig abhängig 
von ihnen. Die Fourier'ſche alle Arbeiten vereinigende Phalange, die freilich einen 
Dmniarchen in Hintergrund hat, wozu der St. Simoniſtiſche induftrielle Papſt auch 
avanciren fönnte, verträgt ſich nicht mit der nach Ueberwindung des Protertionismus 
allgemein anerfannten internationalen Arbeitstheilung. Sroudhon. der die demofra- 
tiiche Gleichheit keinem ſolchen hierarchiſchen Despotismus opfern mag, hat fchon inner: 
halb der Nationen den Föderalismus zum Princip erhoben. Damit wäre politiſch in 
der Welt, wie fie ift, eher etwas zu machen, ald mit dem allen Wivderftand herausfor: 
dernden Univerfaldespotismug ; aber für die Fragen, weldhe das Dominiren des Grof- 
capitald im Handel, im Banfweien, zum Präjudiz der induftriellen Freiheit aufwirft, 
ift damit gar nichts gewonnen. Die Feinde, mit denen fich der Induſtrieſocialismus 
herumſchlaͤgt, ftehen jelbit jchon in zweiter Linie; die Goncentration der Vermögen, 
welche die Flüſſigkeit der Forderungen, dem äußeren Auge unfichtbar ‚vor fich gehen 
läßt, hat der Socialismus faum geahnt. 

Moderner in dieſer Beziehung ift Die deutſche Fortfegung des franzöſiſchen Socia— 
lismus durch Laſſalle. Dieſer, der erfte namhafte Denker, welchen Deutichland in 
den Reihen des Socialismus aufzuweifen hat — denn des Schweizer’ 8 Weitling com- 
muniftifche Aufrufe und die Agitationen der Rheinifchen Jahrbücher in den vierziger 
Jahren waren reine Reflere der franzöfiihen Bewegung oder populäre Anftöße ohne 
ſonderlich wiflenfchaftlihe Bedeutung — Laffalle nimmt in das jchlimme Eonterfei, 
was er von den gejellichaftlihen Glaffenunterjchieden entwirft, reichlicher die Züge 
auf, welche der Eigenthümlichfeit der jegigen Wirthichaftsperiode entiprechen. Aber 
jein Heilmittel „Imduftrielle Afjociation“ — denn der Aderbau wird mur bei- 
läufig erwähnt, um dem Vorwurf der Einfeitigfeit zu begegnen — liegt ganz im Louis 
Blanc'ſchen Gedankenkreiſe. Ja jelbft ven Socialreformern gegenüber würde allein durch 
die Forderung einer Staatsjubvention zum Anfang ein fo — Unterſchied, wie 
ihn der erbitterte Kampf vorauszuſetzen zwingt, nicht heraustreten. Den Unterſchied 
macht die Socialpolitik Laſſalle's, feine Ueberzeugung, daß in der forialen Frage 
auch die treibende Kraft zur Neugeftaltung der Staatsordnung enthalten fei. Hier: 
durch charakteriſirt er fich als Socialift im vollften Sinne, der e8 mit der ganzen 
Geſellſchaft zu thun hat, nicht mit ifolirten Yunctionen derfelben, während auf der 
anderen Seite Politiihes und Wirthichaftliches ald nur zufällig und meift negativ ſich 
berührende Gebiete angejehen werden. 

Durch Laſſalle's Auftreten ift die jociale Frage, welche jeit anderthalb Jahr: 
zehnten jcylummerte, für Deutichland wieder von dringendem praftijchen Intereffe ge: 
worden, weil es ſich nicht blos um eine philofophiihe Meinung, jondern um eine 
energiiche praftiiche Agitation handelt. Eine Löfung ift in ihrem Syſteme fo wenig 
als in den älteren zu erfennen. Dagegen ift nicht abzuleugnen,, daß fie durd) die be- 
hauptete Unmöglichkeit fiegreichen Genofienichaftswejens blos mit den Mitteln der 
Arbeiter ein neues Ferment in die Gährung geworfen, ein willfommen geheißenes Heil- 
mittel fchärferer Prüfung ausgejegt und durch lautes Betonen wer rien welche 
dem richtig Weberlegenden längit offenbar fein mußte, (nämlich daß auf diefem Wege — 
man follte hinzufegen, auf dem der Affociation überhaupt — eine Menge Schwierig- 
feiten nicht zu befiegen feien) eine Menge gutmüthiger Zuverficht erfchüttert, mis 
trauen und Ahnungen bevorftehender Kämpfe verbreitet hat. 

Dhne Umfturz der beftehenden Vermögensverhältnife geht es bei ſolchen nicht 
ab. Schon jede gewöhnlich politiſche Verwickelung hat durch Yallimente ıc. eine Ver- 
ſchiebung derfelben zur Folge, nur daß fi) das Danıe innerhalb der Mitglieder einer 
beftimmten Claſſe abzujpielen pflegt. Aufhebung der Bodengebundenheit, Güterzer- 
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ſchlagung, Desamortifation find neuerdings beinahe felbftverftändliche Begleiter des poli= 
tiichen Falls des Feudalismus. Hier macht fi) die Sache leicht wegen der möglichen 
Naturaltheilung , für das Weitere braucht man nicht zu forgen. Die öfonomifche Vor— 
theilhaftigfeit des neuen Syſtems legt in dieſes jelbft bi8 auf Weiteres die Garantie 
jeines Beſtehens. 

Anders bei der Induftrie. get hat die große eben überhandgenommen, weil die 
kleine an Ausnugung techniſcher Vortheile zurüdftand. Den alten Zuftand berftellen, 
hieße, zumal wo e8 ſich um Erportinduftrie handelte, die Henne tödten, welche zeither, 
wenn auch nur für Wenige, goldene Eier legte. Das würde aufhören ; aber die Anderen 
würden zugleich das Wenige verlieren, was davon an fie fam. Soll fein Rüdjchritt 
eintreten, ;p muß das tehnijhe Ganze erhalten bleiben, es darf nur pro 
indiviso getheilt werden, foweit Died eben möglich ift, ohne den Lebenszweck des Un— 
ternehmeng zu zerichneiden. Und ob felbft dies durch einfachen Abkauf ſeitens der Ars 
beiter möglic) ift, wird fid) leicht ermeffen, wenn man das Gapital, welches ald Vor— 
bedingung der Beihäftigung jedes Einzelnen derjelben in den meiften Fabrifen hat 
verwendet werden müflen, mit dem durdyfchnittlichen Befig der Leute vergleicht. Iſt 
ed nicht der fuftematifche Communismus, fo ift e8 doc) eine große Vermögensaus— 
gleihung, was unvermeidlidy in den Poſtulaten des praktiſchen Sorialismus ein- 
geichlofien ift- 

Aber auch nad) politifcher Seite fünnte e8 ohne vorläufigen Rüdfchritt in der 
formellen Entwidelung nicht abgehen. Die individuelle Freiheit muß leiden in dem 
Maaße, ald die gleihmäßig allgemeine garantirt werden ſoll, und die innigere Ver— 
fettung aller Beziehungen mit dem Begriff der Gelammtheit, giebt dem, was als 
Willen der legteren gilt »nothwendig eine Tragweite, die dem des unumfchränfteften 
Despotismus nahezu gleichfommt. Proudhon's Widerftreben, welcher, um diefe Klippe 
zu vermeiden, den Staat ganz aufheben möchte, ändert nichts an der Sache. Irgend— 
wo muß die oberfte Macht liegen, wenn die geiellihaftlichen Beziehungen ſich nicht 
durch fich felbft zu halten vermögen, und wer diefe Macht hat, ift eben Despot, ob 
ftaatlicher oder gefellfchaftlicher , darauf fommt wenig an. Die legteren machen ſich 
ja ſchon gegenwärtig, wo formell nody unabhängige Gegengewalten beftehen,, fühl« 
bar genug. 

ohne immer höher hinauf gipfelnde Oberleitung fann der fünftlich fortgejegte Soci— 
alisms nicht beftehen, denn an dem Puncte, wo er die Zügel aus der Hand giebt, würde 
eine neue Pleonexie, 3.3. die internationale Börſenmacht, vor welcher fid) bereits Staa— 
ten fammt ihrer ganzen Bevölferung beugen, ſich derjelben bemächtigen und das ganze 
Gleichjtellungswerf durdy Begründung eines neuen Abftandes zwilchen jid) und der 
aſſociirten Gefellichaft feines reellen Inhaltes entleeren fönnen. Da hilft fein Föde— 
ralismus! Der Socialismus, wie er gegenwärtig ift, duldet feine Einzelfreiheit. Wo 
alles garantirt fein will, muß auch alles bevormundet fein, denn was man nicht mit 
beftimmte, dafür fann man feine Mitvertretung übernehmen. 

Und dies gilt bis auf die Zahl der Theilnehmer und ihr Verhältniß zu den Ge- 
nießmitteln. Die focialiftiiche Confequenz wird wie im Alterthum fo auch jept, ſchließ— 
lich einen Ausgang nehmen müſſen, der ſich vom Syſtem ihres Antipoden Malthus 
nur darin unterfcheidet, daß, was bei dieſem Gebot der perſönlichen Klugheit, bei ihr 
zum gelellichaftliben Zwange wird. Dann, wenn nicht früher, wird man dann aud) 
von diefem Wege umfehren, wie es dem rohen Kommunismus gegenüber die meiften 
Verftändigen ſchon bei feinem abjchredenden erften Anblid thun und fid) befcheiden, 
daß wenn die Frage nicht auf natürlicherem Wege gelöft werden Fann, fie eben zu den 
Uebeln gehört, denen das individuelle wie das Leben der Völker nun einmal unver: 
meidlich unterworfen ift und die wir durch allauvieles Guriren eher ſchlimmer als 
befier machen. 

Die Literatur des Socialismus ald Tagesfrage befteht zum großen Theil in 
Tagesichriften, Brochüren, Zeitungsartifeln, Fir die es feine Nachweiſe giebt. Die 
—— Verſuche und Utopien verzeichnet hiſtoriſch Roſcher, Syſtem ber 
Bolfswirthichaft. I. $ 78 ff. — Ueber die neueren Socialiſten berichtet ausführlich 
2. Reybaud, Etudes sur les reformateurs ou socialistes modernes II Bbe., 
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ferner: K. Grün, Die fociale Bewegung in Branfreih und Belgien ; befonders ein- 
gänglich mit reihen Literaturnadhweifen aber Stein: Socialismus und Communis- 
mus des heutigen Frankreichs. 

Petermann. 


Sparcajfen. 

Sparen vermehrt den Reichthum. Aber der Reichthum foll auch fein todter 
bleiben. Nach beiden Seiten hin, im Anreizen zur Capitalauffammlung und im Nug» 
barmachen des aufgefammelten Fonds wirken höchſt wohlthätig vermittelnd die Spar- 
caſſen. Ihr Entitehen gehört ſchon dem vorigen, ihre rafche Vermehrung und das 
enorme Wahsthum der Einlagen dem gegenwärtigen Jahrhundert, der beijpiellos 
langen Zeit im ganzen ungeftörten Friedens an. Auch das allgemeine Auffommen der 
Geldwirthichaft hat feinen Theil daran. Vorher bejaß gerade bei den nunmehrigen 
per para der Sparcafle der etwa für den augenblidlichen Genuß entbehrliche 

ohlitand nicht die Form, die zum Einlegen in eine Caſſe gehörte. Erft die Gewohn- 
heit, mit Geld umzugehen, lehrte die Rotbiwendigfeit feines Hin» und Herrollens be- 
greifen, entfernte die myſtiſche Vorliebe für feinen förperlichen Beſitz; vermehrte Ein: 
ficht und größeres Vertrauen in die öffentlichen Verhältniffe, machte dem Eingraben 
des Geldes ein Ende und lenkte die Erfparniffe in Fleinen Poſten, wie fie gemacht wur« 
den, alsbald in die Sparcafie. 

Es ift nicht nöthig, daß fie dort verbleiben. Der wirthichaftliche — der 
Sparcaſſe iſt erfüllt, wenn es gelungen iſt, die kleinen Anfänge von Capitalien, die 
vereinzelt einer nugbringenden Berwendung unfähig wären, durch ihre Vereinigung für 
die Gejammtwirthichaft fruchtbar und, was lediglich Folge des erfteren ift, für den 
Eigenthümer zinstragend zu machen. Das leßtere giebt den Antrieb, ihnen neue Poſten 
hinzuzufügen, und durch diefe ftete Vermehrung entftehen allmählidy Gapitalien, die, 
um nur überhaupt nugbar gu werden, der VBermittelung einer Caſſe nicht mehr bedürfen. 
—— ſie dieſe Höhe erreicht, dann verſagt die Caſſe ſogar meiſtentheils ihre fernere 

azwiſchenkunft. Der Punct, wo dies geſchieht, iſt nach den ſocialen Verhältniſſen, 
der Localität und den individuellen Anſichten der Verwalter oder Geſetzgeber ſehr ver— 
ſchieden. Ob es überhaupt geſchehen müſſe, iſt eine Frage, die mit der Grundauffaſſung 
und Anlage des Sparcaſſenweſens eng zuſammenhaͤngt. 

Bon Anfang an behandelte man die Sparcaffen als wohlthätige Inftitute. In 
diefem Sinne riefen patriotifche Privatleute und gemeinnügige Gefellihaften dergleichen 
Gafien in's Leben, widmeten ihnen unentgeldlich ihre Arbeit und Fürforge, traten mit 
ihrem Vermögen für etwaige Wechfelfälle ein. Das war ein Opfer, welches man der 
Armuth und nur diefer bringen wollte. Später traten Gemeinden, Bezirfe als Garanten 
der neuentftehenden Sparcaffen ein. Die Auffaffung blieb diefelbe, aber die Sache 
änderte ſich. Die Sparcaffen dedten nicht nur alle Verwaltungskoſten, fie warfen ſo— 
gar Ueberichüffe ab. Aus einem Opfer war ein Gejchäft geworden. Und gerade den 
großen Conten, den großen Einlagen danfte man das. Wenn eine Eparcaffe hundert 
Ginlagen a 1 Thle. empfängt , die fie mit 3'/, %, verzinft und jelbft mit 4%, anlegt, 
fo hat fie im Jahre daran %, Thlr. verdient. Man ftelle diefer Summe die Arbeit der 
Beamten in Erpedirung von 100 Sparcaffenbüchern, in Eintragung und Berehnung 
von 100 Gonten entgegen und man wird finden, daß fie an VBerwaltungsfoften weit 
mehr hat aufiwenden müflen, al& fie an Zinsdifferenz gewonnen. Anders bei einer ein» 
sigen Einlage von 100 Thalern, woran genau ebenjoviel verdient wird, während doch 
die Arbeit, folglich auch die daraus entfpringenden Verwaltungsfoften, nur den hun— 
dertiten Theil betragen. Die erhöhten Zinfen, welche neuerdings viele Sparcaffen allen 
ihren Deponenten bewilligen,, rühren her von dem ftarfen Ueberverdienft an größeren 
Eonten und Einlagen, deren Vortheile auf diefe Weife den Heinen, welche meift die 
Mehrzahl ausmachen, gutgefhrieben werden. Man wirkt dem Zwede durch hohe Ver: 
zinfung zu Spareinlagen anzureizen, entgegen, wenn man bie Einlagen zurüdweift, 
welche dies hauptjächlich erft möglich — 

Eine Gefahr für die Sparcaſſen entſteht aus der Vernachlaͤſſigung des Grund⸗ 
fages, längeren Eredit zu geben, als fie nehmen. Die Meiften zahlen auf Verlangen 
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fofort oder wenige Tage nach der Kündigung zurüd, während Doc ihre Beftände zum 

rößten Theile in Hypothefen und Staatspapieren angelegt, alfo nicht ſchnell, wenig: 
Bene nicht immer ohne Schaden flüffig zu machen find, Bei den aus fleinen Poſten 
allmählich heranwachfenden Gapitalien ift die aus dieſem Mißverhältniß entftehende 
Gefahr einigermaaßen gemildert durch den Zwed dieler Einzahlungen, weldyer eben 
auf Sparen, alſo womöglih auf Innelafien des Erfparten gerichtet ift, daher 
praftifch von ſelbſt ein ftetigered Verhältniß herbeiführt, als durch die Reglemente 
mit den darin den Einlegern gelafienen weitgehenden Füglichkeiten vorgeſehen ift. 
Große Conti und große Einzahlungen lafien eher muthmaaßen, daß ed nur auf eine 
vorübergehende nugbare Anlage abgejehen jei. Wo für ſolche Zwecke eine Bank beiteht, 
die Sparcafie aber Zinslofigfeit der erften Wochen und angemeſſene Kündigungsfriften 
der Ausnugung ihrer, fonft günftigen Bedingungen zu dergleichen für fie mit Verlegen: 
heit verbundenen Agitationen gegenüberftellt, bat ed auch mit den großen Gonten für 
die Sparcaffe feine Gefahr. Ihr wegen der eigenen Berwaltungsfoften immer etwas 
unter den landesüblichen zu haltender minderer Zinsfuß wird ihr diefelben ohnehin 
nicht in großer Menge zuführen. 

Eine wichtige Frage für Sparcafien ift ihr Berhältniß zu einander. Das 
Publicum, welches der Sparcafle feine Gelder anvertraut, geht dadurd) mit dem Ga- 
ranten der erfteren eine Berficherung feiner Forderungen ein, die diefer umſomehr ge- 
währen fann, als die Menge der durch ihn weiter placirten Gapitalien, ſelbſt abgejehen 
von der vorfchriftsmäßigen VBorficht bei der Anlage, das Riſico jeder einzelnen in hohem 
Grade vermindert. In diefer Beziehung bedarf er alio feiner Rüdverficherung. Da- 
gegen ift dad oben erwähnte Mißverhältniß des Fälligwerdens der eingezahlten und 
des der ausgeliehenen Gelder ein Punct, der ſchon manche Sparcafie in Verlegenheit 

ebracht hat. Hingegen ſuchen vorfichtige Verwalter gern eine Rückdeckung und glau- 
a diefelbe am beiten zu finden in den verfügbaren augenblidlidy entbehrlihen Mitteln 
anderer Sparcaffen oder einer von ihnen gemeinschaftlich benugten Banf. Da aber das 
Stürmen auf die Sparcaflen feltener aus örtlichen als aus allgemeinen Urjachen ent- 
fpringt, fo ift die Stichhaltigfeit einer ſolchen Verbindung fehr zweifelhaft und dürfte 
dabei leicht derjelbe Fall eintreten, wie beim gegenieitigen Verlag der Banken auf ein: 
ander. Weit jchlimmer nod) ift es, wenn, wie in Frankreich, die Sparcaffen zur Ab- 
führung ihrer entbehrlihen Mittel in eine vom Staate verwaltete und zur zwangs— 
weiſen Unterbringung feiner Schuldfcheine benugte Gentraliparcaffe genöthigt find. 
Da hierbei die Möglichkeit einer auf felbititändige Prüfung geftügten freien Ent: 
ſchließung über Aus:der-Handegeben oder Innebehalten der Fonds wegfällt, jo fann 
auch jelbftverftändlich von einer Berantwortlichfeit der Localverwaltung nicht mehr die 
Rede fein und deren Fortbeftehen ftatt einer bloßen Succurfale der Haupteaſſe lediglich 
den Zweck haben, die Furcht vor fiscaliſchem Eindringen in die Bermögensverhältniffe 
der Einzelnen zu bannen. 

Die Unabhängigkeit der einzelnen Zweige der Verwaltung, die Sicherheiten gegen 
deren autofratifchen Mißbrauch und die glüdlicye Wahl des Beine haben gerade in 
England neuerdings auch dieſe legte Schranke zu überipringen und zur reinen Staate- 
ſparcaſſe überzugehen geitattet — nämlidy der Boftiparcafie. Hauptvortheile da- 
bei für das Bublicum find: außerordentliche Vielfältigkeit der Gelegenheit zum Verkehr 
mit der Gafje, tägliche und lange Erpeditiongzeit, endlich, da alle Depofiten in eine 
Caſſe fließen und die verfchiedenen Poftanftalten jämmtlich nur Annahme: und Aus— 
zahlungsftellen derielben find, die Möglichkeit, das gemachte Depofitum ohne Weiteres 
an jedem anderen Drte wieder erheben, bez. fortjegen zu können. Daneben geftattet Die 
ohnehin vorhandene alſo nicht erſt von etwaigen Ueberjchüffen des Sparcaflenweiend 
zu erhaltende Verwaltung bei allerdings niedrigerem Zinsfuß (2% %) den Gafienver: 
kehr auch auf die zeitraubenden Manipulationen mit ganz fleinen Beträgen, bis zu 
1 Schilling herab, auszudehnen. Die ftarfe Benugung der von dem Schagfanzler 
Gladftone in’s Leben gerufenen Einrichtung beweift, daß einem wahren Bebürfniß 
damit abgeholfen wurde. 

Eins geht freilich bei jeder Gentralifation nothrwendig verloren, die Möglichkeit, 
die Erjparnifje des einen Theils der Bevölkerung eines Landftriches dem anderen geld: 
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bebürftigen zu erhalten. Wo alle Sparcafieneinlagen in Staatspapiere verwandelt 
werden, it freilich Davon ohnehin feine Rede. Aber jelbft das in vieler Beziehung 
irrationelle Ausleihen auf Hypothek bat wenigftens jene Möglichkeit erhalten und 
nebenbei in einer Zeit, wo der begehrlihe Mobiliarrredit mit einem hohen Zinsfuß 
und feiner bejieren Organijation , dem cereditbedürftigen Grundbeſitz, der weniger be- 
fähigt war auf dem allgemeinen Marfte Capital zu ſuchen, einigermaaßen aus der Ver— 
fegenheit geholfen. Immer bleibt freilich der Borwurf beftehen, daß der focialen Ueber: 
wanderung des Capitals aus der wegen Mangels deflelben zur unabhängigen herab- 
finfenden in die ohnehin jelbitändige Claſſe, aljo Der bei Erweiterung der Kluft bei diefer 
Ausleihungsweile nicht gefteuert fe. Das wird freilich auch nicht anders werben , fo 
lange e8 an Gelegenheit fehlt, Erjparnifie ald nugbringende Gapitalien in den Händen 
der arbeitenden Claſſe ficher anzubringen. reift das Genoſſenſchaftsweſen (f. d.) Durch, 
fo ijt bei Productiond-, Bau⸗ ꝛxc. Genofjenichaften dieſe Gelegenheit reichlich vorhan— 
den und nicht nur die betr. Claſſe felbjt wird dann ihre eigenen Erſparniſſe dieſem 
Zwede widmen fönnen, fie werden ihr aud) von anderer Seite zufließen. 

Einen Uebergang bilden augenblidlic die Spar- oder Depofitencafien der Vor— 
fhußvereine (}. d.), injofern fie bereits die bei ihnen gemachten Einlagen auf kurze 
Frift im Gewerbe und zwar befonders im Kleingewerbe umtreiben , oder wenigfteng 
ihrem Programme nad) umtreiben follten. In der Lage, höhere Zinfen zu verdienen 
und folglich auch gewähren zu können, als die alten Sparcaflen, haben dieſe Vereine 
tajch eine außerordentliche große Menge Depofiten an ſich gezogen, ohne daß Doch, 
ſelbſt wo fie am ftärfften entwidelt find, dad Sparcafienweien dadurdy merflichen Ab: 
bruch erlitten hätte. Es find eben wieder andere Fonds, welche fie dem Verkehr zuge: 
führt haben, weniger wachjende Erſparniſſe als augenblicklich unbeichäftigte Gelver, 
für deren vorübergehende Beihäftigung die Sparcaffen nur zum geringen Theil Ge- 
legenheit boten. En und wieder hat freilich das fchwerfällige Verfahren der Spars 
caſſe auch eigentliche Spargelver den Vorſchußvereinen zugeführt, denen fie durch ihre 
Stetigfeit beſonders willfommen fein mußten, da troß der formellen Gewährung der 
Darlehne auf kurze Zeit, Diefe häufig entweder immer noch länger war, als die von den 
Deponenten verlangte Kündigungsfrift, oder auf Verlängerung der Darlchnsbewilli- 

ungen ftillfcdyweigend gerechnet wurde. Die eigentlichen Spardeponenten , welche in 
era Falle die Ausgleihung erleichterten , hatten dafür den Nugen höberer Zinfen 
als fie anderwärts erlangen fonnten, dafür aber aud) ein größeres Rifico, während ger 
rade Sicherheit bei einer derartigen Bapitalanlage noch höher angefchlagen werden 
follte, als reichlicdye Zinſen. 

Literatur: Vgl. Lette, Das Sparkaſſenweſen im 1. Bde. des 1. Jahrg. 
der Faucher’fhen volfswirthichaftlichen Vierteljahrsichrift S. 54 ff. — Mangold, 
Die Aufgabe, Stellung und Einrichtung der Sparfafien. — Gonftantin Schmid, 
Das Sparkaſſenweſen in Deuticyland. — Spyri, Die Erfparnißfafien der Schweiz. 
— Séeratchley, Practical 'Treatise on Saving Banks. — Horn, Des Caisses 
d’epargne en France im 41. Bande des Journal des Economistes pg. 70. ff. und 
die officiellen Rapports sur les caisses d'épargne. Returns on Saving Banks x. 
in England Wales, Scotl. und Jreland; ferner die Zeitichriften und Jahr: 
bücher der verfchiedenen ftatiftiichen Büreaus, and) was Italien anbetrifft, den Ab: 
fhnitt: Casse di risparmio im 2. Jahrgang des Annuario statistico italiano von 
Gorrenti und Maeftri, ©. 603 ff. — Ueber die jpanifchen dürftige Notizen im 
Journal of the statistical Society of London XXIII. 173. 

Petermann. 
Speculation. 

Die kaufmännische Sprache nennt „Speculation“ überhaupt die Vorausberehnun 
der mit einem Unternehmen wahricheinlich verbundenen Erfolge; in diefem Sinne i 
jeves Gefchäft mehr oder weniger eine Speculation, denn jeder ‘Producent und jeder 
Kaufmann wird bei vernünftiger Handlungsweife den vorausfihtlicen Gewinn cal: 
culiren, ehe er fich in das bejtimmte Unternehmen einläßt. — In der engeren und 
eigentlich technijchen Bedeutung jollte man nur dann von einer Speculation fprechen, 
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wenn Jemand Waaren oder Effecten in der Abſicht einfauft, um beim 
Gintritte der gehofften günftigen Conjuncturen dur deren Ber: 
faufeinen Gewinn zuziechen. Der Speculant fauft alfo nie, um zu behalten; 
fondern ſtets nur, um im rechten Zeitpuncte Alles wieder loszufchlagen, um zu „rea= 
lifiren“; er rechnet von vornherein auf eine Aenderung der Marftpreife. Dadurch 
unterfcheidet fi) der Speculant von dem Producenten, der zwar aud) den Moment des 
niedrigften Preifes für die Einfäufe feiner Hülfsftoffe, und den Moment des höch— 
ften Preiſes für die Verkäufe feiner Erzeugniffe abzuwarten fucht, aber feinen 
wejentlihen Gewinn nicht in diefen Preisänderungen, fondern in der Schaffung neuer 
oder in der Erhöhung vorhandener Werthe findet. Dadurch unterfcheidet fi) der Spe: 
culant aber aud) von dem gewöhnlichen Kaufmanne, der ohne Rüdficht auf befondere 
„Conjuncturen“ unausgejegt Taufchgeichäfte betreibt. Sowie alſo die eigentliche 
Speculation dur) die offenfundige Abjicht einerfeits von dem bloßen induftriellen oder 
merfantilen Unternehmen wefentlich verfchieden ift, fo follte fie auch andererfeits nicht 
mit dem Spiele und der Agiotage verwechjelt werden. Das Spiel und die Agio: 
tage ift Dadurch dyarafterifirt, daß es Dabei niemals auf reelle Käufe oder Verkäufe, 
fondern nur auf den Gewinn abgejehen ift, welcher durch die Differenz der Preife in 
verjchiedenen Zeitpuncten gehofft wird; ob der Spieler nun auf das Steigen des Preis 
ſes, auf die Hauffe, oder auf das Fallen des Preiſes, auf die Baiſſe wettet, nie 
wird Die bezügliche Waare oder das bezügliche Effect wirflich geliefert; es wird nur der 
Preisunterichied baar ausgeglichen. Während alfo bei der eigentlichen Speculation 
Tauſchgeſchäfte ausgeführt und Gapitalien im Verkehre engagirt werden, ift Feines 
von beiden beim Spiele oder der Agiotage der Fall. Aeußerli find allerdings Das 
Spiel und die echte Speculation enge verfnüpft; beide bedienen fid) bisweilen der: 
felben Rechtsformen, beide haben die Börfe zu ihrem Tummelplage, beide ruhen auf 
den nämlichen Vorausberechnungen. Dennody ift der efjentielle Unterfchied zwifchen 
beiden jo groß, daß man ihn fefthalten muß. 

Indem wir binfichtlicd) der einzelnen, praftifchen Speculations- und Spielcom: 
binationen auf den Artifel „Sefchäft“ verweilen, beichränfen wir uns hier auf die 
volfswirthichaftlihe Charafteriftif der Speculation. Es ift befannt, daß man bis vor 
Kurzem jede Speculation mit mißliebiger Miene anfah und von der Meinung ausging, 
daß die Speculanten bisweilen unnatürlicye Preife abfichtlicy hervorzurufen iın Stande 
feien, jedenfalls aber als überflüffige Mittelsperfonen immer die natürlichen Preife 
um den Betrag ihres Unternehmergewinnes erhöhen. Dieſe Auffaffung verftieg fi 
bis zu pofitiven Verboten gegen einzelne Zweige der Speculation, namentlid) in Be: 
zug aufnothwendige Güter; jo war es in Athen mit Todesftrafe bedroht, wenn Jemand 
über 50 Trachten Korn zugleich aufkaufte; überhaupt haben die meiften Gefeggebun- 
gen bis auf die neuefte Zeit jeden Kornhandel, der auf Speculation betrieben wird, 
als Kornwucher (Auffäuferei) verpönt undzu befchränfen verfucht. Noch heute ver: 
bindet das Vorurtheil mit der Speculation den Begriff einer mehr oder weniger un— 
foliven Gebahrungsweife und eines gemeinfhädlihen Vorgehens. Wer das Wefen 
der eigentlihen Speculation richtig erfaßt, wird diefe Anſchauungen auf ihr wahres 
Maaß zurüdzuführen wiffen. Die Speculation bildet das ausgleicdyende Princip zwi— 
hen Angebot und Nachfrage und verhütet daher die gefährlichiten Schwanfungen der 
Güterpreife. Indem der Speculant bei niederen Marktpreifen gewifle Waaren oder 
Effecten auffauft, verhütet er ein weiteres Sinfen der Preife; er vermehrt die Nadı: 
frage nad) diefen Artifeln und bildet fich einen Vorrath derfelben , den er für fpätere 
ir aufbewahrt. Tritt num infolge irgend welcher Conjuncturen, infolge einge: 
hränfter Production oder vermehrter Gontumtion eine Steigerung der Preife ein, fo 
wirft er diejelben Waaren oder Effecten auf den Markt, er vergrößert das Angebot 
und jegt dem unmäßigen Emporfchnellen der Preife einen Danım. Während alfo ohne 
Dazwiſchenkunft des —* zuerſt eine übergroße Anhäufung und eine nothge— 
drungene Verſchleuderung einzelner Güter, dann ein Mangel und Monopolpreiſe der: 
felben Güter eingetreten wären, werden derlei Krifen durch eine gut organifirte Spe— 
culation viel leichter überwunden, und möglicherweife ganz vermieden. Beſonders leb⸗ 
haft kann man ſich diefe Erfheinung bei dem Handel mit nothwendigen Gütern, mit Ge: 
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treide, Lebensmitteln ıc. vergegenwärtigen. Was in alten Zeiten durdy Zwangsmaaß⸗ 
regeln, durch Staats-Kornmagazine, Ausfuhrverbote ıc. nimmer zu erreichen 
war, das vermag die Speculation mit Leichtigkeit auszuführen. Der „Kornwudyerer" 
der antiquirten Gefeggebungen fann eines der nüglichften Glieder in der menſchlichen 
Geſellſchaft fein, indem er die Unterſchiede zwifchen reichen Ernten und Mißjahren, 
zwijchen den fetten und den mageren Kühen der Bibel viel eher ausgleiht, als alle 
öffentlichen Getreidefpeicher; er kann bei dem ausgebildeten Gommunicationswejen der 
Gegenwart den örtlichen Abſatzſtockungen vorbeugen und fo fpielt die Speculation 
wirklich diefelbe Rolle in der Bolfswirthichaft, wie „das Sicherheitsventil beim Dampf- 
fefjel.“ (Horace Say). Im Zujammenhange mit diefen Betrachtungen muß man fid) 
auch noch darüber Far werden, daß der Gewinn, welchen der reelle Speculant madıt, 
vollfommen in den volfswirthichaftlichen Gejegen begründet ift. Einerfeits hat der 
Sperulant Capital und Arbeitskraft nöthig, und ift felbft der Unternehmer; er hat 
daher Anſpruch auf Zins, Arbeitslohn und Gewinn; fein Anfpruch wird logar ein 
ziemlich hoher fein, weil das Unternehmen ſtets mehr oder minder gewagt ift, weil fich 
nie ein beftimmtes Minimum garantiren läßt, alſo das Rifico ein fo bedeutendes ift, 
daß er in den gelingenden Geſchäften den Erfag für die mißlingenden finden muß; 
andererfeit8 fann die Dazwilchenfunft des Speculanten in der früher geſchilderten 
Weiſe jowohl dem ‘Producenten , als dem Konfumenten zum Vortheile gereichen und 
dafür jollen fie audy billigerweife ein Entgeld leiften. Das Einfommen, weldyes durd) 
die Speculation entfteht, ift demnad) in jeder Beziehung eher Deal gerechtfertigt 
und es zeigt von unrichtiger Erfenntniß des inneren Verfehrslebens, wenn man das 
Geichäft des Speculanten allgemein verdammt. Freilicd) ift die Speculation dem Miß— 
brauche ganz befonders ausgejegt, und fann dann fehr ſchädlich wirken; die Häufig- 
feit des Mißbrauches und das Verfennen der Grenzen zwijchen der Speculation und 
dem Spiel haben wahrscheinlich zu der vorgefaßten Meinung der großen Menge ge: 
führt. Begreiflicherweife Fönnen 3. B. Speculationen, die auf bloßen Scheingeichäf- 
ten beruhen, die Marftpreife momentan auf eine fünftliche ar bringen; fie fönnen 
die große Menge irre leiten und eine Ausbeutung der Unwiffenden und Leichtgläubigen 
durch einige durchtriebene Echwindler herbeiführen: ebenfo fönnen Verabredungen 
der Speculanten Nothpreife und Monopolpreife hervorrufen, indem dieſe abſichtlich 
mit allen Käufen in einem beftimmten Artikel oder mit allen Verfäufen warten , bis 
die größte Bedrängniß eingetreten ift und dann übermäßige Differenzen realifiren ; oder 
es fönnen fogar abjichtliche Zerftörungen einzelner Waaren vorgenommen werden, um 
die Preife der übrigbleibenvden fünftlich zu fteigern. Allein alle diefe Fälle werden um 
fo feltener, je mehr das Communications- und Verkehrsweſen ſich entfaltet ; fie gehören 
ſchon heutzutage vorwiegend in das Reich der Fabel und würden nur beweifen, daß 
gar feine und auch die befte menſchliche Inftitution nicht vor Mißbräuchen ficher ift. 
Dem Kaufmann wäre e8 ohne Zweifel am wichtigften, die Frage beantwortet zu 
jehen, nach weldyen Regeln Sperulationen auszuführen , nad) welden Grundfägen ihr 
Erfolg vorauszufehen, nach weldyen Gefegen ihr Gewinn zu berechnen ift. Leider fann 
die Nationalöfonomif nur fagen, daß das organische Ganze der Volfswirthichaft, weil 
es zum größeren Theile von re menfchlichen Handlungen abhängt, aud) dann nod) 
feine mathematifche Vorausberechnung zulaffen würde, wenn die Naturwiffenichaften 
jede Erfcheinung der phyſiſchen Welt ſchon gründlich erklärt und jedes Räthſel des Kos— 
mos gelöft hätten. Denfen wir nur an einige der gewöhnlichften Urfachen, aus denen 
großartige Preisänderungen entftehen; Krieg oder Frieden, Mißernten oder Ueberpro- 
duction, Mode, neue Grhnlancen ‚ neue Abjagwege ıc. ; wer vermöchte da mit pro- 
phetiihem Auge die Gewißheit einer Speculation vorauszufehen? — „Der Erfolg der 
Speculation bleibt daher immer Glücksſache; die auf Grundlagen der größten Wahr: 
iheinlichfeit gebaute Unternehmung kann fehlichlagen, die widerfinnigite kann einen 
uten Erfolg haben. Wäre ed möglich, eine brauchbare Speculationslehre zu geben, 
wäre dieſe Die Ouinteffenz der Handeldwifienfhaft“ (Nobad). Der einzige Weg: 
weifer für die Vorausſicht des Speculanten liegt nur in einer umfaffenden Kenntniß 
der Production und Conſumtion, beziehungsweife dem Verhältnig von Angebot und 
Nachfrage für die beftimmten Artikel, in denen er fpeculirt. Die Gefchäftsberichte aller 
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Art, insbefondere über Ernteausiichten, Ernteergebniß, Erzeugungsmengen, Geld» und 
Greditzuftände (Cours und Börfenbericht) u. ſ. w. geben pofitive Anhaltspuncte, und 
jegen freilich ein bedeutendes Maaß von Scharfiinn, Erfahrung und Glück voraus, 
um zu Erfolgen zu führen. Alle Verſuche, ſpecielle Regeln für das Gelingen der Spe- 
culation aufzuftellen, find aber nur zu belächeln, 

@iteratur: Toofe, History of prices III., deutih von Aſher (Dresden 
1862). — 3. St. Mill, Principles u. III., deutih von Sootbeer (Hamburg 
1852). — Say, Traite d’®conomie politique Il. — Lotz, Handbud der Staats: 
wirthichaftslehre (Erlangen 1821). 

Franz Neumann, 


Spielbanken. 

Das Vaterland der Glüdsfpiele und Spielhäufer ift Italien, fpäter wurde Paris 
das Eldorado der Spieler. Gegenwärtig find Dies Die deutichen Bäder, in denen nament- 
lich feit Schluß der Parifer Spielhöllen das Spiel auffam. Doch war auch ſchon den 
Alten das Hazard befannt; das alte römiſche Recht jegt verihiedene Strafen darauf, 
die Juftinian zum Theil in den Pandecten erneuerte,, fo namentlich die, daß das ſchon 
gezahlte Geld, wenn e8 in einem unerlaubten Spiel verloren worden ſei, noch inner» 
halb 50 Jahren zurüdgefordert werden könne. Schon der ausgebildetfte Staat des Alter: 
thums erfannte alfo die Gefahren, welche das Glüdsjpiel der Gelellichaft bringt. Die 
modernen Staaten verhehlen ſich diejelben gleichfalls nicht, doch ein großer Theil von 
ihnen hat durdy falſche Maaßregeln die Sache nicht beiler , ſondern ſchlimmer gemacht. 
Ausgehend von dem Wahlſpruch: „nur Der verdient fi Freiheit und das Leben, der 
täglidy fie erobern muß,“ müßte man entſchieden alles Glüdsipiel verbieten. Arbeit 
und Selbfthülfe durch Arbeit find die Factoren, die allein den Wohlftand eines Volkes 
herbeiführen und erhalten fönnen, während die Epielwuth nur wieder zerftört, was jene 
gewonnen. Dod) es widerftreitet dem Principe der wirthichaftlichen Freiheit, jedes Spiel 
zu verbieten, denn mit feinem Gute joll jeder beliebig Ichalten und walten fönnen. Wenn 
aber das Hazardipiel in öffentlicher, das Publicum zur Theilnahme verführender Form 
getrieben wird, fann es dem Volfswohlftande fo nachtbeilig werden, daß es heilige 
Pflicht des Staates ift, Repreffalien dagegen zu ergreifen , es in diefer Form ftreng zu 
verbieten, vor Allem aber nidyt durch Begünftigung des Spieles den Sinn zum Epas 
ren zu zerftören und Gewinnjucht an die Stelle des beharrlichen Fleißes zu fegen. Dem 
Voltswohlftand gehen dadurch alljährlih Millionen verloren; viele Menjchen richten 
ſich vollftändig zu Grunde und werden fogar bis zum Selbitmord getrieben. Daß ein 
großer Theil ſolcher Unglüdlichen dem Mittelftand und den unteren Glaffen angehören, 
fteht notorisch feft. Man kann deshalb das öffentliche Hazardipiel feineswegs einen 
leicht zu verzeihenden leichtfinnigen Uebergriff der Reichen nennen, nein, es beutet weit 
mehr den Mittelftand aus und demoralifirt denjelben. Trägheit und Aberglauben, 
Unzufriedenheit, Leichtfinn und Unredlichfeit werden dadurch befördert. Man erftaunt 
darüber, daß angefichts aller diefer Nacıtheile viele Regierungen fo falſch und inconſe— 
quent auf legislatoriſchem Wege vorgeichritten find. Sie belegen jegliches Hazardſpie— 
len von Privaten mit den härteften Strafen, conceiftoniren aber dabei Spielbanfen, 
errichten Staatslotterieen und Potterieanleihen (vergl. diefe). Die deutſchen Regierun- 
gen 3. B. haben in großer Mehrheit Staatslotterieen , dazu beftehen nody 12 Spiel: 
banfen in Deutihland, aber faſt in allen ihren Gefeggebungen finden wir einen Para— 
grapben, der „jede Art von Glüdsipielen , wie fie immer genannt und erfunden werden 
mögen“ verbietet. Natürlich ift auch die Veranftaltung öffentlicher Xotterieen u. j. w. 
leitens der Privaten verboten. Der Staat hat das Spiel für ein Regal erflärt und 
zieht Nugen aus dem Leichtfinn und der Leidenschaft feiner Unterthanen , anftatt die 
Spielbanken ganz zu befeitigen und alles Hazardipiel zu verbieten, welches gewerbs— 
mäßig oder in irgendwie zur allgemeinen Theilnahme verleitender Form betrieben wird. 
Man hat zwar nicht mit Unrecht behauptet , es werde troß des Verbotes geipielt wer» 
den und deshalb thue der Staat am beften, wenn er, der doch die befte Aufſicht ausüben 
fönne, die Sache in die * nehme. Geſpielt wird, weil die verführeriſchen Anſtalten 
einmal da ſind, die die Leidenſchaft täglich anreizen. In England gilt es heute nach 
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der gejeglichen Aufhebung der Spielbanken für unanftändig, an öffentlichen Orten eine 
Karte in die Hand zu nehmen, oder ji an öffentlichen Hazarbfpielen zu betheiligen, 
an die Stelle des Spiels ift die Wette getreten, und obgleich diejelbe in ihren An 
ſchreitungen dem Hazard jehr ähnlicy werden kann, jo enticheidet doch nicht blos der 
Zufall, — bis zu einem gewiſſen Grade Sachkenntniß und Berechnung. Das 
Spiel geht bei der Wette nicht ſelten in wirkliche Arbeit über. 

Alles Nachtheilige was über Hazardſpiel im Allgemeinen geſagt wurde, gilt dop- 
pelt von den Spielbanfen. Man jagt zwar, das Spiel fei ein Beduͤrfniß der Reichen, 
die ſich allfonımerlicy in den Bädern treffen. Dem ift jedoch nicht jo, vielmehr wird die 
Spielwuth nur durdy die Spielanftalten gewedt und gefördert, und befteht überdies der 

rößte Theil der Spieler entweder aus routinirten und ruinirten Subjecten oder aus 

ngehörigen des Handwerker: und Arbeiterftandes. Der Staat hat aber ganz beſonders 
darauf zu jchen, daß fein Mittelftand gejund bleibe, der fein Lebenselement bilvet. 
Unwahr ift ferner die Behauptung, die Emolumente , welche der Staatscaffe durd) die 
Spielbanfen zuflöflen , feien als eine Steuer von reihen Dummföpfen anzufehen , die 
noch dazu größtentheild Ausländer jeien. Die unteren Glafien bezahlen das Meifte da« 
bei, jelbjt va, wo wie in eh Aare den Unterthanen des eigenen Staats das 
Spiel verboten ift. Die Arbeiter der nicht heffen-homburgifchen Umgegend laſſen ſich 
den furzen Weg nicht gereuen. Erwägt man jedoch; wie gering die Einnahme ift, welche 
die Staatscaſſe von den Spielbanken befommt, fo muß es im höchften Grade verwunder- 
lic) vorfommen, wenn man behauptet, fie fönnen diefelben nicht entbehren. Baden z. B., 
defien Spielbanf gegenwärtig ein ——— für Spieler iſt, hat als Gewinn 
für die Staatöcafte nur eine jährliche Durchſchnittseinnahme von 130000 fl., die der 
Verfhönerung des Eurorts zu Gute fommen. Die Regierung von Medlenburg-Schwe: 
rin erhält von der Doberaner Banf jährlich 70— 80000 Thlr. Gewinn, die zur Hälfte 
in die großherzogliche Privatcaſſe fliegen. Die Nafjauer Staatscafje genießt von Wies— 
baden jogar gar feine unmittelbaren Emolumente, da die ganze Pachtſumme für Theater 
und nicht felten unnöthige Verihönerungen verwendet wird. Waldeck erhält nur 
6400 Thlr. von Pormont, von Wildungen gar Nichts. Hiernady fann man nicht von 
einer finanziellen Unentbehrlichkeit diejer Einkünfte reden, da es unmöglich ſchwer fein 
fann, für dieſe geringen Beträge Grfagquellen zu finden. Das Lächerlichfte ift jeden— 
falls, die Spielbank zu den Volfsbeluftigungsmitteln zu zählen, wie es beifpielsweife 
in Gotha geichieht, wo alljährlich beim Vogelſchießen auf STage, ferner auf den Mas— 
fenbällen im herzoglichen Theater eine Spielbank geftattet wird. Cine wahre Volks— 
beluftigung, die den Kern des Volfes zu Grunde richtet! — Gänzlich falſch ift endlich 
die Behauptung , daß die beträchtlihen Summen welche oft einzelne „Glückliche“ ges 
winnen, und Die aus den Heinen Ausgaben der übrigen Spieler gefammelt werben, 
wie eine Erfparung aus den Einfünften wirkten. „Wie gewonnen, jo zerronnen,“ jagt 
das Sprichwort fehr wahr. Im Spielgewinne ftedt fein Segen, er wird zum größten 
Theil leichtiinnig verſchwendet und bringt höchft felten eine dauernde Verbefierung des 
Vermögensftandes einer Familie hervor. 

Deutichlands 12 Spielbanken in Baden-Baden, Doberan, Ems, Hofgeiömar, 

Eemburg. Nenndorf, Nauheim, Pyrmont, Travemünde, Wiesbaden, Wildungen und 

ilhelmsbad find noch Die einzigen vom Staate conceifionirten in Europa. Für einige 
ift aufolge des Gontractes die legte Stunde nicht mehr fern: jo glüdlicherweife für cine 
der;gefährlichften, die in Baden-Baden. Der Eontract des Herrn Benazet läuft zwar 
bis ult. 1870, doch fteht von Anfang 1863 an beiden Theilen, dem Staate wie jenem 
die Kündigung frei, und es ift zu erwarten, daß der Staate bald von dieſem Recht Ger 
braudy machen werde. Die Conceſſion für Nenndorf und Hofgeismar läuft nur noch 
bis Ende 1865, für Wilhelmsbad ift fie fogar fhon Ende Februar 1865 abgelaufen. 
Kurheffen würde von diefen edlen Stantsandalten ‚ die im Jahre 1849 bereits aufger 
hoben waren, auch heute noch ganz frei fein, wenn fie nicht das jog. „chriſtlich-conſer— 
vative* Minifterium Haſſenpflug-Vilmar wieder eingeführt hätte. Es gie! aber nod) 
Spielpächter genug, deren Gontract noch lange läuft. In Wildungen 3. B. ift dieBanf 
bis 1884 verpachtet. Nauheim ift bis 1877 conceffionirt. In Wiesbaden fann der 
Contract früheftens 1870 von der Regierung gelöft werden. Dort wird auch am ärg- 
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ften gewirthichaftet; man verfchreibt Die halbe Demi-monde von Paris, bezahlt fie 
als Lockvögel und erftattet ihre etwaigen Verlufte ; der Finanzminifter ift zugleich lan— 
desherrlicher Commiſſar bei der Spielgefellichaft und bezieht als folder jährlich 3000 fl. 
Gehalt. Wie es fcheint, wollen die hohen Gönner von einer Aufhebung der Banf 
Nichts wiſſen; fie haben ſich anfcheinend gern die Hände gebunden. Bon dem Bundes» 
tage ie Nichts zu erwarten, nachdem derfelbe die von der deutſchen Reichsverſammlung 
am 8. Januar 1849 datirte Aufhebung ſämmtlicher Spielbanfen annullirt hatte. 

Es ift fehr anerfennendwerth, daß Franfreich bereit im Jahre 1837, als feine 
Finanzverhältniſſe jehr zerrüttet waren und es den Steuerbetrag von mehreren Millionen 
France, welchen die Pariſer Spielhöllen einbradyten , fehr wohl brauchen fonnte, den— 
nod) diefelben jchloß. Obwohl die deutſchen Regierungen finanziell weit beffer fituirt 
find, die Einnahmen, welche fie aus dem Spiel ziehen, aud) durchaus nicht bedeutend 
genannt werden fönnen, jo wird es doch des noch Flarer ausgefprochenen Berdammungs» 
urtheild der öffentlihen Meinung und des entjchiedeneren Eintretens der Preſſe be: 
dürfen, ehe Deutfchland von dem Unwefen der Spielhöllen vollftändig befreit fein wird. 

Literatur: Verhandlungen des 7. Eongrefies deuticher Volkswirthe in Hanno» 
ver (Berlin b. Herbig). —Staatslericon v. Rotteck u. Welder, Art. Glüdsipiele. 
— Bremer Handelsblatt vom 20. Aug. 1864. — In der belletriftiichen Literatur ift 
befonders die „Sartenlaube” 1863 und 1864 mit detaillirten Schilderungen gegen die 
„Spielhöllen“ eingetreten. 

Emmerich Augener. 


Staat. Staatsvertrag, Staatsverfaffung, Souveränität, Staats: 
gebiet, Staatsgattungen. Bundesftaat und Staatenbund. 

Wie eng Staat und Volfswirthichaft zufammenhängen, zeigt ſchon der Umftand, 
daß von vielen Schriftftellern (fo ſchon von Jufti, Staatswirthichaft 1755) die Aus: 
drüde Staatswirthichaftslehre und Volkswirthſchaftslehre als gleichbe: 
deutend gebraucht werden. Ob diefe Terminologie berechtigt ſei, mag für jegt dahin: 
geftellt bleiben ; jedenfalls würde eine Volfswirthichaftslchre, welche den Staat unbe: 
rüdjichtigt zu laffen oder wohl gar nur die Bolfswirthichaft vor der Entftehung des 
Staates zu betradhten gebächte, fi nur mit den allgemeinften Begriffen befaflen kön— 
nen, wenn fie ſich nicht auf einem faum denkbaren, wenigftend aller Erfahrung unzu- 

änglichen Gebiet bewegen wollte. Das gefammte politifcheeben fteht mit dem wirth- 
Fafttichen in engfter Wechfelwirfung. „Die Wirfungen der allgemeinen Staatöge- 
walt auf die Volkswirthſchaft,“ fagt Knies, „find weit größer als ihre die öfono- 
mifchen Dinge unmittelbar und beabfichtigterweife erfaffende Thätigfeit ; auch von allen 
übrigen Erfcheinungsfreifen des Lebens her werden die legteren berührt.“ Das Thema 
vom Staat, auch nur von der volfswirthichaftliden Seite betrachtet, ift unerjchöpflich ; 
ift doch die Volkswirthſchaftslehre mit den Staatswiffenfchaften auf's engfte ver: 
wandt (welche die Mutter und welche die Tochter ift heute noch ftreitig), und haben 
doc) alle großen nationalökonomiſchen Fragen aud) eine eminent polititche Bedeutung 
(wir meinen dies nicht im Sinne eines politifhen Partei intereffes, wie das 
Wort fo häufig mißverftanden wird). Der gegenwärtige Artikel muß fid) daher auf 
furze NUR: auf Hervorhebung einiger der wichtigften Gefichtspuncte befchrän- 
fen und im Uebrigen auf den fonftigen Inhalt dieſes Lericons verweilen, wo faft 
auf jeder Seite davon die Nede ift, wie der Staat auf diefen oder jenen Zweig der 
Volkswirthſchaft jegensreich oder unheilvoll eingewirft hat und noch einwirkt, was er 
auf jedem Gebiet zu thun und noch mehr wag er zu unterlaffen hat. 

I. Begriffund Wefen des Staates, 

Was der Staat ift, weiß Jedermann, und doc) ift es ungemein jchwierig , fich 
über Begriff und Weſen defielben genaue Rechenichaft zu geben. So gehen denn auch 
die Definitionen der Männer der Wiſſenſchaft — Philoſophen, Staatslehrer, Politiker, 
Nationalöfonomen — weit auseinander. Schen wir auch ab von Plato und Ari- 
ftotele8, von ee Locke und Hugo Grotius — felbft nur unter den neue: 
ren Denfern unjeres Volkes herricht die größte Mannichfaltigkeit der Anfichten. Von 
der dürftigen Definition des Altmeifterd der deutfchen PBhilofophen Kant: „der 
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Staat ift Die Bereinigung einer Menge von Menfchen unter Rechtsgefegen“ — einer 
Bezeichnung, welche leicht auf die verichiedenften Genoſſenſchaften angewendet werben 
fann und Daher entfchieden zu weit ift — bis zu Eifenhart'8 „Gemeinmwefen , wel- 
ches die vier Garbinalgüter diefer Erde: Wohl, Bildung, Bürgertum nnd Recht, 
durch Arbeitstheilung vollfommen zu verwirklichen hat“ und 3. H. Fichte' s „Ge 
meinichaft zur Verwirklichung des Rechts, fowie des äußeren und inneren Wohles’ — ; 
von Savigny’s berühmtem Worte: „der Staat ift die äußere Form, die ſich das 
innere Leben der Nation auf natürliche Weiſe felbft gefchaffen hat“, bi8 zu Ahrens’ 
„geiellichaftlicher Rechtsordnung“, Zöpfel' s „Zuftand anſäſſiger Familien in völfer- 
KBaftlicher Einigung auf einem beftimmten Landesbezirfe*, Bluntſchli's „Geſammt— 
heit von Menfchen in der Form von Regierung und Regierten auf einem beftimmten 
Gebiete verbunden zu einer fitlicheorganitchen Berfönlichkeit* und Mohl's „dauern» 
dem einheitlichen Organismus derjenigen Einrichtungen, welche, geleitet durch einen 
Sefammtwillen fowie aufrechterhalten und durchgeführt durch eine Gefammteraft, 
die Aufgabe haben, die erlaubten Rebenszwede eines beftimmten und räumlich abge: 
ſchloſſenen Volkes, und zwar vom Einzelnen bis zur Gefellichaft zu fördern“ — eine 
bunte Mufterfarte von Definitionen, bald mehr die Form, bald den Inhalt des 
Staated betonend, bald in prägnanter Kürze, bald in der Vollftändigfeit aller Merf- 
male ihre Aufgabe findend. Man wird es und gern erlaffen, dieſe Reihe durch eine 
eigene Definition zu vermehren. Statt defien erwähnen wir nod die Rofcher' ſche 
Definition: „unabhängige, mit einer phyfiihen Zwangsgewalt verfehene und auf 
unbefhränfte Dauer berechnete Gefellihaft" — und das frifhe Wort von Treitichke: 
„Der Staat iftdas Volfinfeinemeinheitlihen äußeren Zufammen- 
leben.“ Jedenfalls fann es und nicht genügen, wenn man den Staat nur als eine 
Form, einen Zuftand, einen Organismus von Einrihtungen auffaßt, zum 
Staat gehören nothwendig aud Land und Leute, gehört die „bürgerliche Ge— 
ſellſchaft“ und das Volfsvermögen. Man kommt fonft leicht in Gefahr, einen 
Staat, der feine Verfaffung ändert, nicht mehr für denfelben Staat zu halten, obwohl 
er dann nur in eine andere Entwidelungsphaje getreten ift. 

Viel ift darüber geftritten worden, ob der Staat ein Organismus jei. Man 
hat 3. B. die Vergleihung mit dem menſchlichen Körper, ald dem vollftommenften Dr: 
ganismus, bis auf die einzelnen Theile verfolgt, die Regierung mit dem Gehirn, das 
Minifterium des Aeußeren mit der Nafe verglichen u. |. w. Solches Phantaſieſpiel 
ift jehr müßig. Auch ift der Ausdruck „Organismus“ fo vieldeutig, daß man mit der 
Bezeichnung an fi) ohne nähere Erklärung nichts gewinnt. Betrachtet man ald Merk: 
male des Begriffs einmal den Gegenfag des Regellofen oder nur von der Willkür Ges 
tegelten und ferner ein ſolches Verhältniß der in ihm zur Erfcheinung fommenden Vor— 
gänge zu einander, daß feiner blos als Urfadye und ebenfowenig blos ald Wirkung 
eined anderen betrachtet werden fann, daß fie fich vielmehr unter einander wech ſel— 
feitig bedingen, fo darf man ihn in diefem Sinne wohl auf den Staat anwenden. 
Jede politifche und wirtbfchaftliche Erfcheinung im Staate ift ein Product einer Reihe 
von anderen Erfcheinungen; fie wirft aber auch, mehr oder weniger direct, auf Diele 
wieder zurück. So fommt die Blüthe der Induftrie durd das Wachſen des Wohljtan: 
des und der Bebürfniffe dem Aderbau zu Gute; umgefehrt wird aber auch durch in- 
tenfive Bodencultur der Gewerbfleiß gefördert. Die größere wirthichaftlihe Einigung 
der dentichen Länder (Zollverein, Eifenbahnnege ꝛc.) drängt mit Nothwendigfeit auf 
eine politifche Einigung nicht nur in der Gefepgebung Handelsgeſetzbuch), fondern 
auch in der Verfaflung hin; auf der anderen Seite wird die legtere, wenn fie in's 
Leben tritt, auf die gefammte Volkswirthſchaft einen unberechenbaren Einfluß üben, 
wie wir dies in der Schweiz, in Jtalien wahrnehmen. Diefes Merkmal der Wed = 
ſelwirkung zwifchen den Gliedern hat der Staat mit einem thierifchen Drganismus 
— während beider Maſchine, mit welcher eine äußerliche, büreaukratiſche Auf: 

afſung ihn auch häufig verglichen hat, nur eine einfeitige Wirkung von einem Theil 
zum anderen ftattfindet. — Eine fernere Aehnlichfeit mit einem lebendigen —— 
mus liegt in der allmählichen Entwickelung nach Geſetzen, welche trog der Willens— 
freiheit der in ihm wirkenden einzelnen Menſchen als Naturgefege bezeichnet wer- 


Volktwirtsfhaftl, Handwerterbuch. s2 


818 Staat. 


den dürfen; jeder wählt 3. B. feinen Beruf, verheirathet fid) u. ſ. w. nach feinen be» 
fonderen Neigungen und doch lafien Bevölterungs- und Gewerbeftatiftif u. f. w. im 
Großen und Ganzen bejtimmte Gelegeerkennen, deren regelmäßiges Walten ebenſo wun⸗ 
derbar wie lehrreich ift.— Daß auch der lintergang der Staaten nad) einem Raturgejepe 
unausbleiblich fei, ift nad der Analogie alles Irdiſchen wahrfcheinlich. Jedenfalls 
bat aber ein Staat jo fange, als ſein Bolk fittlih und politifch tüchtig ift, den Unter 
ang nicht zu fürchten. Das glänzendfte Beijpiel dafür in der Geſchichte gewährt die 
hebung des dentichen Volkes gegen die napofeonifche Herridhaft. Unſer Bolf hatte 
dabei nod) die verrotteten politiichen Zuftände durch feine fistlihe Tüchtigfeit zu über: 
winden. Aber nicht vergefien dürfen wir, daß damals in Preußen die Stein-Harden- 
berg’iche Reform, auf das Princip der perſönlichen und wirthſchaftlichen 
Freiheit begründet, ſchon begonnen hatte fic in ihren Wirkungen geltend zu machen. 
Und wer mag behaupten, daß nicht diefes Princip, defien volles Berftändnif den ger- 
manifhen Stämmen vorbehalten blieb, — welches ein weit vollftändigeres Auslchen 
der einzelnen Kräfte im Staate geftattet und dem heilenben und regenerirenden Wirfen 
der Naturgejepe weit größeren Spielraum läßt, als dies je im antifen Staate oder 
wohl gar in einer orientaliſchen Defpotie möglich geweſen, — daß nicht diefes Prin— 
eip dem Untergang der Staaten follte trogen fünnen? 

Erörtern wir nun das Weſen des Staats nad) feinen Hanptbezichungen. 

1. Im Begriff des Staates als eines einheitlichen Ganzen liegt die Herrſchaft 
eines Geſammtwillens, ohne weldye ein geordnetes ſtaatliches Leben nicht denkbar ift 
— Staatsgewalt. Der Träger, gleichfam die Berförperung dieſes Gefammtwil: 
lens ift die Regierung (f. d). Seine Grenzen und die Art der Ausübung werden be- 
fimmt durd die Staatsverfafjung im weiteften Sinne des Worts, mag dieſe 
nun in einer Berfafiungsurfumde oder in einer Reihe von einzelnen Grundgefegen 
(magna charta, bill of rights u. f. w.) niedergelegt fein oder auch nur ie Her 
fommen und tbatfächlihen Machtverhältniſſen ſich geftaltet haben (in diefem weiteften 
Sinne hat jeder Staat eine Verfaffung; in einem engeren Sinne verfteht man unter 
Verfaſſungs- oder conftitutionellen Staaten befanntlicy nur diejenigen , in welchen die 
Ausübung der Staatsgewalt, indbelondere die Gefepgebung, an die Mitwirkung von 
Repräfentanten des Volkes gebumden ift). Die Staatsgewalt ift begrifflich nichts Au— 
deres ald der Gefammtwille, „die gerechten Gewalten der Regierungen“ — heißt es 
in der Unabhängigfeitserflärung der nordamerifanifchen Union — „kommen ber von 
der Zuftimmung der Regierten”. Das Staatsoberhaupt (Fürft, Senat, Präſident ıc.) 
ift Organ, Repräfentant des Staates als einer juriftiichen Perfon; er ift Träger der 
Staatdgewalt nicht im eigenen, fondern im allgemeinen Intereffe. Begrifflich, jagten 
wir. Daß die geſchichtlich gegebenen Staaten diefer idealen Auffaffung nicht überall 
entiprechen, ift nur zuwahr, und fommen wir unten darauf näher zu fprechen ; veir 
erinnern an den Patrimonialftaat des Mittelalters, in welchem die Regierungsge» 
walt wie ein Brivatrecht des Fürften angefehen und ohne Bedeufen verſchachert und ver- 
pfändet wurde, oder an das inhaltfchiwere Wort Ludwig XIV.: ‚„‚Yetat c'est moi‘“, 
das als die eigentliche Devife des abfolutiftifchen „Königthums von Gotted Gnaden“ 
gelten fann. Dem Staate, nicht dem Staatsoberhaupt für feine Berfon, fommt aud 
die Souveränität zu, d. h. das Recht auf Unabhängigkeit, auf ein felbitändiges 
Leben nad) felbftgeichaffener Verfafftung und mit jelbftgewählten Mitteln — ein Recht, 
welches fo lange und infoweit anzuerfenmen ift, als nicht durch feine Ausübung die 
Rechte anderer Staaten verlegt werben. Die Grenzen diefes Sages find freilich) in der 
Theorie ftreitig und in der Praxis der Politik Außerft dehnbar,, wie denn überhaupt 
das Völferrecdht wenige Normen zählt, denen eine unbeftrittene thatfächliche Geltung 
zufäme. &8 ift ja befannt genug, wie mit den Begriffen Intervention und Nicht— 
intervention in diejer Zeit gefpielt worden ift. Räher darauf einzugehen , ift bier 
nicht der Drt, einige wenige Bemerkungen mögen genügen. Das fogenannte Princip 
der Legitimität — des zeither ausgeübten und vererbten Rechtes einer beftimmten 
Dymaftie auf einen Thron — bildet an ſich im Fall der Berjagung der Dynajtie feinen 
Grund zur Intervention von Seiten anderer Staaten. Der Verſuch der Durchführung 
diefes Princips würde zu der beillofeften Verwirrung führen, da wenige Staaten exi⸗ 
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ftiren,, im welchen nicht zu irgend einer Zeit ein gewaltiamer Wechſel der Herrichaft 
ftattgefunden hätte; man müßte denn den privatrechtlichen Begriff der Verjährung 
hinzunehmen, defien Anwendung im Staatsrechte wiederum mit Recht beftritten ift. 
Auf der anderen Seite kann man auch nicht jeder Ufjurpation, jeder Revolution ale 
einem fait accompli ohne Weiteres ein Recht auf die Anerkennung der anderen Staa- 
ten zugeftehen. Das maaßgebende Kriterium dafür, ob einem thatfächlichen Zuftande 
dieſes Recht gebührt, ift die Anerfennung des betreffenden Staates jelbit, 
welche Freifich weder aus einem bloßen zeitweiligen Stillichweigen gefolgert, noch 
durch ein fogenanntessuffrage universel immer mit Sicherheit feftgeftellt werden fann, 
Wenn aber eine Dynaftie fo ohne Sang und Klang fich vertreiben läßt, wie dies in 
den jüngften Jahren 3. B. bei Franz II. von Neapel und anderen Regierungen der 
Ball war, fo ift das ein untrügliches Zeichen dafür, daß fie durch eigene Schuld ſchon 
vorher die Anerkennung des eigenen Volkes und damit allen Boden unter den Füßen 
verloren hat. „In ftaatlihen Dingen darf fein wohlerworbenes Recht beftehen um 
eines Menſchen, jondern allein um des Staates willen“ (Treitichke). Dem geeinigten 
Italien die Anerkennung verfagen, heißt unfruchtbare Hauspolitif treiben ; und offen= 
bar ſchaͤdlich wird foldye Politik, wenn fie die Flarften volfswirthfchaftlichen Intereffen 
des eigenen Staates dem Phantom fremder Legitimität hinanfegt. — Durch Verträge 
mit anderen Staaten (Eintritt in einen Staatenbund, Militairconventionen u. f. w.) 
fann die Souveränität befchränft werden, ohne daß ihr Begriff dadurch aufgehoben 
würde; ebenfowenig wie im Privatrecht der Begriff des Eigentums durd) Einräu- 
mung von Orundbdienftbarfeiten. 

Dem Staate fommt feiner Natur nad) die oberfte Herrfchaft in der Außeren 
Drdnung des menſchlichen Zufammenlebens zu; jede andere Gemeinichaft kann in 
diefer äußeren Ordnung nur herrfchen durd) einen Uebergriff in das politiiche Gebiet. 
Gewiß fann man der politiichen Thätigfeit z. B. der römischen Kirche im Mittelalter 
einen hohen Grad von Bewunderung nicht verfagen und noch weniger darf man dieſe 
Macht unbeachtet lafien. Man denfe nur an das canonifche Recht, das fid) nicht blos 
den weltlichen mit gleicher Geltung zur Seite ftellte, fondern auch vielfady umgeftal- 
tend anf daffelbe einwirfte (Eherecht, Wuchergefege ıc. ıc.) ; an die Coloniſation gro« 
Ber Gebiete durd) die Kirche über das ganze Abendland hin; an die wirthichaftlicye 
Bedeutung der Zehnten,, des Prieftercölibates, der Heiligung der kirchlichen Sonn: 
und Fefttage, der Einfchränfung des regelmäßigen Fleiſchverbrauchs durch die Kaften ; 
an den Einfluß der Kirdye auf Das Armenwefen, auf den Schulunterricht, auf die Ge- 
— der Grundeigenthumsverhältniſſe.“ Es mag dahingeftellt bleiben, inwiefern 
diefe Macht Segen, inwiefern fie Unheil geftiftet hat; ſicher ift fie nur dadurch möge 
lich geworden , daß die gleichzeitigen Staaten ihre Aufgabe verfannten oder zu ohn- 
mächtig waren, fie jelbft zu erfüllen. Auf gleichen Gründen beruhen die neueren Eon: 
cordate, joweit fie in die politifche Ordnung übergreifen. 

2. Wenn wir jagten, der Staat fei das Bolt in feinem einheitlichen äußeren Zus. 
fammenleben, fo dürfen wir dabei den Begriff des Volkes nicht zu eng auffaffen. Dem 
neuerdings oft mit Dftentation betonten Nationalitätsprincip liegt der ganz 
richtige Gedanfe zu Grunde, daß gemeinfame Abftammung und Raceneigenthüms 
lichfeit einer der mächtigften Hebel ift zur Förderung gemeinfamen politifchen Lebens 
und Wirfend. Diefer Thatfache läßt fi ein berechtigter Einfluß auf die Geftaltung 
der politifchen Berhältniffe nicht abfpredyen. Nur darf man jenes Princip nicht überall 
und ohne Rüdficht auf andere gleich ſchwer wiegende gefchichtliche Verhältniffe durch⸗ 
führen wollen. Unter den Urfachen der Größe Englands hat aud) die Verſchmelzung 
verfchiedener VBolfsftämme ihre Rolle gefpielt. Selbft ein ans mehr oder weniger un= 
vermijchten Nationen zufammengefegter Staat wie Defterreid, hat unzweifelhaft eine 
große geſchichtliche Miſſion. Ein folder Staat foll und muß alferdings die Eigen: 
thümklichfeit feiner Provinzen nad) der verfchievenen Abftammung ihrer Bewohner, 
nad) ihrer Rage und Geſchichte bis zu einem gewiflen Grade anerfennen umd bleibt 


1) Bol. beſ. Knies Polit. Defonomie, 6.93 ff. und H. v. Treitſchke, Geſellſchaftswiſſen- 
fhaft, ©. 50 fi. 
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nichtödeftoweniger ein wirklicher, einheitlicher Staat. Dagegen wird der Einigungs— 
drang einer in verfchiedene Staaten geipaltenen, aber durch das Bewußtſein gemein: 
famer Abftammung, Sprade, Sitte, Bildung und Literatur, durch die unverfennbar: 
ften und wichtigften volkswirthſchaftlichen Intereflen verbundenen Nation — einer 
Nation, die nur durch die Einigung die ihr gebührende Machtftellung erringen Fann, 
auf die Dauer durch feinen noch fo zähen Widerftand gehemmt werden. — Dies führt 
uns zugleich auf die Frage nad) der volfswirthichaftlihen Bedeutung der Größe der 
Staaten, weldye im Nachftehenden,, foweit es der Raum erlaubt, angedeutet wer: 
den foll. 

3. Die Begrenzung auf ein beftimmteg Territorium — Staatsgebiet — liegt 
ebenfalls im Begriff des Staated. Die Grenzen deffelben bezeichnen die räumliche 
Ausdehnung der Staatögewalt, welche im Allgemeinen innerhalb diefer Grenzen aud) 
die im Inland aufpälttichen Ausländer umfaßt, über diefelben aber nicht hinausreicht. 
Doch erftredt fi) die Herrſchaft der Gelege über die Bürger des Staates in gewiſſen 
Beziehungen auch dann, wenn fie fi im Auslande aufhalten, insbefondere wird im 
Privatrecht die Rechts- und Handlungsfähigkeit einer Perfon in der Regel nad) den 
Gefegen ihres Wohnortes beurtheilt; andererjeits find gewiffe Perfonen (auswärtige 
Fürften, Gefandte ıc.) von der Herrichaft der Gejege des fremden Staates, in wel: 
chem fie ſich aufhalten, befreit : fie genießen das Recht der Erterritorialität. 

Gin Staat ohne Landesgebiet ift nicht denkbar, — die meiſten anderen ge— 
ſellſchaftlichen Verbaͤnde, überhaupt die meiften juriſtiſchen Perſonen einer ſolchen 
räumlichen Ausdehnung nicht bedürfen. Noch mehr: es liegt auch ſchon im Begriffe 
des Staates eine * Größe des Gebiets; denn weder nennen wir eine Anzahl 
von Menichen, die auf wenigen Quadratmeilen zufanımenwohnen, ein Volk, noch 
fann bei einem foldyen Ländchen eigentlich von Macht die Rede fein oder von Un: 
abhängigfeit, mag man aud) die legtere in einem nody fo engen Einne auffafien. 
Leider haben wir in unferem Deutfchland noch „fouveräne Staaten“, deren Einwoh- 
nerzahl und Finanzen die einer mäßigen Stadt nicht erreichen. Allein das ift felbft 
dem Begriff nad) eine Anomalie, um nicht zu fagen ein Widerfinn. „Ein fpannen- 
langes Schiff,“ fagt Treitichfe, „ift fein Schiff.“ Kleine Republifen kennt die Ge- 
ſchichte, welche Fire Großes geleiftet haben, zumal wenn fie durch aus— 
wärtigen Handel Blüthe und Macht erworben hatten. Aber eine monarchiſche Ord— 
nung auf einem Raum von wenigen Geviertmeilen ift nur haltbar, fo lange die patri- 
moniale Auffafiung vom Staate dauert, jo lange man nur einen „Landesvater“ und 
„Landeskinder“, aber nicht ein Staatsoberhaupt und Staatdbürger fennt. Nicht ein- 
mal felbftändige Rechtspflege ift in einem ſolchen Staate denkbar; faum ein Geſetz, bei 
dem fich nicht die dadurd mit Vortheilen oder Nachtheilen Betroffenen mit Händen 
greifen ließen; feine irgend felbftändige Politif. Die Intereffen des Staated gehen 
theils auf in denen der Dynaſtie, theils veichen fie an allen Orten und Enden über die 
Landesgrenzen hinaus, find der Gefeggebung , der inneren Verwaltung , der Politik 
des Auslandes unterworfen und müſſen unter foldem Zwiefpalt verfümmern. Der 
ganze Beftand des Staates hängt ab von dem guten Willen der Nachbarn. Dabei ein 
unverhältnigmäßiger Aufwand Hr die Hofhaltung, für Regierung und Verwaltung, 
für das „Heer.“ Der ganze Jammer der Kleinftaaterei fpiegelt fi) wider in der Ges 
ſchichte unferer Volfswirthichaft,, die fonft fchmwerlic hinter der irgend eines Volkes 
zurüdtehen würde. Man denfe nur an den Zollverein mit feiner unendlich mühevollen 
und langſamen Geburt, feiner langfamen Entwickelung, die faft öfter zum Schlechten 
als zum Guten führte, feinen regelmäßig wiederkehrenden, Handel und Induſtrie läh— 
menden Krifen; an den Mangel des nothwendigen Schuges für unfere Handelsflotte; 
an die Schwierigkeiten, welche einem wirffamen Schuß des literarifchen Eigenthums 
entgegenftehen ; an den frommen Wunſch der Breizügigfeit, — an taufend Dinge, welche 
anders fein follten und fönnten. Jede wahrhaft ftaatliche Gefinnung in unferen Klein: 
ftaaten fann nur gipfeln in dem einen Wunfche, daß folder Jammer bald aufhöre. 
Die entgegengefegte Frage, wie groß ein Staat fein dürfe, läßt ſich nur ganz allge- 
mein dahin beantworten, daß = eine einheitliche Regierung moͤglich fein muß. Diefe 
Möglichkeit hängt aber von concreten Verhältniflen ab. Ein Alerander, ein Carl ver 
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Große vereinigen ungeheure Ländergebiete unter ihrem Ecepter, aber unter den Epigo- 
nen fallen fie auseinander. Die Idee eines Weltftaates ift ein Traum, defen 
Berwirklihung wohl nur mit dem Ende der menfchliden Dinge überhaupt zufammen- 
fallen könnte, fo er aud die volfswirthichaftlichen Onteteien fi) mehr und mehr 
über Länder und Erbtheile erftreden und das Verhältniß von Staat zu Staat fried- 
licher geftalten. 

II. Entftehung des Staates. 

Die Frage, ob der Staat eine göttliche Einrihtung oder eine menſchliche Erfin- 
dung, ob er durd) Vertrag, durdy Gewalt oder wie ſonſt entftanden fei, hat zu allen 
. Zeiten die Denker befhäftigt. Nicht felten in der Gefchichte ift die eine oder andere 
Anficht über die Entftehung des Staates zum Anhalt oder zum Dedmantel politifcher 
Beftrebungen gemacht worden. Und umgekehrt hat die Wiffenichaft durch die jeweiligen 
ftaatlihhen Zuftände Anregung und beftinnmenden Einfluß empfangen ; denn bei jedem 
gebildeten Volke macht ſich das Bedürfniß geltend und befonders ift es unferem Wolfe 
eigen, die Beftrebungen, welche die Gemüther bewegen, auf Ideen zurüdzuführen und 
wiflenfchaftlich zu begründen. Gewiß ift es auch fein Zufall, daß die ah 
' Schriften des Engländere Hobbes (De cive 1642; Leviathan 1653) und feines 
großen Landsmannes Rode (Two treatises on government 1690) die beiden eng- 
liſchen — — begleiteten, daß Rouſſeau mit feinem contrat social 
(1762) der franzöfifhen Revolution voraufging. 

Wir können hier natürlich nur auf die wichtigften dahin gehörigen Anfichten 
furz eingehen. Hobbes, welder zuerft die Vertragstheorie ausführlicher begründet 
hat, denkt fih als Urzuftand einen „Krieg Aller gegen Alle“ ; das damit verbundene 
allgemeine Elend führt die Menfchen auf die Nothwendigfeit einer orbnenden Gewalt 
bin, welche dadurch begründet wird, daß alle Einzelnen mittelft Vertrages alle ihre 
Rechte einem Einzelnen (Monarchie) oder einer Mehrheit (Republik) zum Schug des 
Friedens übertragen. Allein ein foldyer Krieg Aller gegen Alle ift nicht nur geſchichtlich 
nicht nachweisbar, jondern erfcheint auch mit der menſchlichen Natur, welcher der 
Trieb zur Gefelligfeit und der Gemeinfinn fo gut eingepflangt find wie die Eigenliebe, 
nicht verträglih. Ebenfo ift die Annahme einer plöglichen Entftehung durch Vertrag 
(etwa in einer Volksverſammlung, deren Berufung doc) auch fchon bei einem Kriege 
Aller gegen Alle fid) nicht wohl denfen läßt) für die meiften Staaten ungeſchichtlich. 
Eine Mehrheit von Coloniſten, die aus älteren Culturſtaaten ſich auf einem vorher 
uncultivirten Boden zufammengefunden, mag fo ſich felber gleihfam aus dem Nichts 
einen Staat begründen und die bis dahin ungeorbneten Zuftände ordnen, wie Cali— 
forniens Beilpiel zeigt; nicht aber ein urjprüngliches Volf. Der Widerfprud; mit 
der Geſchichte wird aud) nicht gehoben, wenn man etwa mit Bufendorf (Jus natu- 
rae et gentium 1672 u. ſ. w.) den Staatsvertrag in drei Örundverträge — den Ber: 
einigungs-, Unterwerfungs- und Berfaflungsvertrag — zerlegt. Eine andere Idee 
von dem Naturzuftande, welcher der Begründung des Staates vorangegangen fein ſoll, 
hat Rode. Er betrachtet ihn als einen Zuftand vollfommener Freiheit, nur durch Ver- 
nunftgefege wird derfelbe geregelt, deren vornehmftes ift, Niemandem Unrecht zu thun ; 
lediglich zur Vermehrung der Sicherheit, nah Entftchung des Privateigenthums, 
wird ein vernünftigsfreier Staat begründet — eine Theorie, welche in der Erfahrungs 
welt ebenjowenig Beftätigung findet, wie die entgegengefegte von Hobbes. Jean 
Jacques Rouffeau’s Naturzuftand endlich ift ein Zuftand volllommener Gleich— 
heit, aus weldyem durch den contrat social der Staat mit völlig fchranfenlojer Ge- 
walt * Mehrheit hervorgeht, freilich nur unter der Vorausſetzung vollſtändiger Re— 
ciprocität. 

Solchen Gebilden bloßer Speculation ift entgegenzufegen die gefchichtliche An- 
fhauung, foweit fie bei der mangelhaften Kenntniß von der Urzeit der meiften Staa- 
ten überhaupt möglich ift. Die zeigt denn eine große Mannichfaltigkeit; für die 
meiften Staaten abereine allmähliche Entwidelun en Der Trieb 
zur ftaatlichen Drganifation wohnt dem Menfchen von Natur ebenfo inne wie die An- 
lage zur Sprache, zu Wiffenihaften und Künften oder wie die Idee des Rechts. Der 
Staat ift kein fertiges Gefchenf der Gottheit, feine befondere göttliche Einrichtung. 
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Aber er ift — eine willfürliche menſchliche Erfindung. Er ift ebendeshalb 
auch nicht, wofür ihn Manche ausgegeben haben, ein „nothwendiges Uebel“ ; er be: 
rubt auf einem unabweislichen Bedürfniß der menschlichen Natur, aber auf einem 
Bedürfniß, welches der menjchlihen Natur Ehre madıt ſo gut wie dad Bebürfniß der 
Sprache, des Rechts, der Wiſſenſchaft. Unter den Keimen ded werdenden Staates 
find die wichtigften die Bamilie und die Gemeinde. Die Gewalt, weldye auf nie: 
deren Gulturftufen der Familienvater ausübt (Kinderansfegung, richterliche Stellung) 
wird Vorbild ver Staatögewalt.* Alles Strafrecht hat fich erft aus der Blutrache ent- 
widelt. „Eine Menge wirthichaftlicher Einrichtungen des Mittelalters , und zwar bei 
den meiften Völkern, ruht auf dem Grundgedanfen, daß am Vermögen nicht bloß der 
jeweilige Befiger, fondern auch deſſen Familie ein Recht ausübt“ (Rofcher). Manche 
Staaten ferner kann man ebenio gut ein Bündniß von Gemeinden nennen , wie Die 
Gemeinden Theile des Staates; oft läßt fi) der Urfprung des Staates aus dem Ge— 
meindewefen deutlich nachweiſen, z. B. in Attifa, in Schweden. Der Anfang des 
eigentlichen Staates ift jo ſchwer zu firiren,, wie bei dem einzelnen Menfchen der An— 
fang des Selbftbewußtjeind. So gewiß eine unter der patriarchalifchen Gewalt ihres 
Stammoberhauptes ftehende Nomadenborde nod) nicht den Namen eines wirklichen 
Staates verdient, jo gewiß enthält ihr Zufammenleben ſchon den Keim ftaatlichen 
Lebens. Prägnante Stufen der Entwidelung eines concreten Staates werben bezeich: 
net durch Greignifie verfchiedener Art, weldye, vorbereitet durch die allmähliche Geftal- 
tung der volkswirthſchaftlichen und Eulturverhältnifie, der folgenden Periode oft auf 
Zahrhunderte hinaus einen beftimmten Charakter aufdrücken: das Auftreten eines ge 
waltigen Herrjchergeifted, eines Carl des Großen, eines Friedrich; die Eroberung von 
Seiten eines mäcdhtigeren Stammes, fei es daß die Sieger die höhere Eultur der 
Befiegten ſich aneignen, jei es daß fie das einheimiſche Volk unterbrüden und ſei— 
ner nationalen Eigenheit berauben, oder endlidy daß fie Angefichts der von außen dro+ 
benden ®efahren mit ihm zufammenhalten und innig mit ihm verſchmelzen; eineRevo- 
Iution, wie die englifche, welche die freie Verfaflung dieſes Staates für alle Zeiten feft 
begründet hat ; ein fiegreicher Kampf gegen einen fremden Eroberer, welcher das Be- 
wußtfein der Zufammengehörigfeit des Volkes erwedt und dad Vertrauen in die eigene 
Kraft tählt u. f.w. Wo noch Feine eigentlich ftaatlihe Drdnung, da 
ſteht aud die Volkswirthſchaft auf der niedrigfien Stufe. So bei 
rohen Fifcher- und Jägervölfern, bei viehzuchttreibenden Nomadenhorden, deren Staats: 
wejen den patriarchaliichen Charakter einer großen Bamilie trägt, felbft noch bei vor- 
wiegendem Aderbau, wo der Gemeindeverband das hauptfächlichite Element der Drga- 
nifation bildet. Der Gebrauchswerth der Güter fteht da noch im Wordergrunde vor 
dem Tauſchwerthe. Das allmähliche Wachſen des Verkehrs ruft das Beduͤrfniß nad 
fiheren Rechtsnormen hervor und mit ihm geht das Bedürfniß nad) ftaatlicher Or 
ganifation Hand in Hand. Politiſche Ereigniffe wie die vorhin angegebenen pflegen 
zugleich wichtige Epochen in der Entwidelung der Volkswirthſchaft zu bezeichnen. Un— 
ter der Regierung Carl’ des Großen hob fh die Landwirtbichaft, neue Berfehre- 
ftraßen wurden in Angriff genommen. Es folgen unter den fräftigen deutichen Kai: 
fern aus dem Haufe Sachſen die Anfänge der Städtegründung— der wichtigfte Hebel 
der Arbeitstheilung und fomit der Ausbildung der Gewerbe; von den Städten geht in 
der Folgezeit die Bildung des Privatredhtes (Meisthümer, Schöffenfprüde) aus. 
Weiter, zuerft von Rudolph von Habsburg Fräftig in Angriff genommen, die lang- 
fame Ausrottung des Fehdeweſens, ald Grundbedingung jeder gedeihlichen Entwide- 
lung des Handels, ja der Volkswirthſchaft überhaupt. Wiederum wirft der Verfall 
des deutſchen Reiches, insbejondere der dreißigjährige Krieg, lähmend auf Diele ein. 
bis in den einzelnen Territorien fich eine neue Staatdgewalt entwidelt Landeshoheit 
— leider zugleich die unjelige Zerfplitterung. Welche Hebung Aderbau, Induftrie umd 


1) Mit Recht erinnert hier Rofcher daran, daß auch da, wo fich der Urforung bes Staats aus 
der Familie nicht nachweifen läßt, doch die älteften politifchen Formen gern nach Analogie der häus: 
fichen aufgefaßt zu werben pflegen; fo bei den häufig vorfommenden Bezeichnungen : Väter, Aeltefte, 
Stämme, Bhratrien, Geſchlechter, Brotancum (Heerd für Mittelpunct der Regierung) ıc. 
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I dem Erftarken ver Staatsgewalt in den größeren Staaten, 3. B. in Preußen 
umter Friedrich dem Großen und feinen Vorgängern, trog vielfacher Mißgriffe und 
Irrthümer verdanten , das verzeichnet die Gefchichte in hellen Zügen. Unter den Ur» 
ſachen des trog aller Hemmniſſe großartigen Fortſchreitens unjerer gefammten Volks- 
wirthichaft in den legten fünfzig Jahren darf man gewiß die Hebung des fittlichen und 
patriotifchen Bewußtſeins nicht vergefien, welche wir den Freiheitöfriegen verdanfen. 
Wir müffen ung leider auf dieſe aphoriftiichen Andeutungen über die Hand in Hand 
gehende Entwidelung von Staat und Volkswirthſchaft beichränfen. 

Daß eine Eroberung , die Losreifung einer Eolonie vom Mutterlande, die ver- 
tragsmäßige Einjegung einer oberften Gewalt unter Anfieblern, welche bisher ohne ftaat- 
liche Ordnung auf einem Landftriche zufanımenwohnten, und ähnliche Ereigniffe aud) 
die plögliche Entftehung eines fertigen Staates hervorrufen fönnen, dafür zeigt die 
Geſchichte allerdings Beilpiele. Im Allgemeinen aber läßt fi) wohl fagen, daß die 
regelmäßige und natürliche Art der Entftehung des Staates in einer allmählichen Ent- 
is Ares aus Familie, Stamm, Gemeinde, in einem langfamen Wachſen der Staats- 
gewalt aus einer patriarchalifchrichterlidien Gewalt, aus der Autorität des rg 
im Kriege, des Weifeften im Rathe zu finden ift; daß Staat und Volkswirthſchaft ge- 
meinjam reifen und zur — gelangen. Die höhere Wahrheit aber birgt Die 
Bertragstheorie in ſich, daß jedem Recht im Staate auch eine Pflicht entfpricht , daß 
die Regierung um des Staates, um der Allgemeinheit willen da ift und nur zum Zwed 
der Erfüllung ihrer Aufgabe die Gewalt befigt. 

Hl. Staatsaattungen. Aufgabe des modernen Staates. 

Die befanntefte Cintheilung der Staaten ift die nad) der Regierungsform : Mo: 
warchie, Ariftofratie und Demofratie. Für unferen Zwed ift jevody damit nichts ge- 
wonnen. In ihrem Verhalten zur Bolfswirthichaft fteht 3. B. die Schweiz mit ihrer 
republifaniichen Berfaffung dem monardiichen England weit näher ald etwa einer 
Republik des claſſiſchen Altertbums. Freilich giebt e8 wieder in dieſem Verhalten des 
Staates fo viele Abftufungen, daß es ſchwer fällt, darnach eine einigermaaßen fichere 
Eintheilung zu gewinnen. In Nachſtehendem ſoll verfucht werden, Die Hauptgattungen 
kurz zu charafterifiren, doc muß im Voraus bemerkt werden, daß ein concreter Staat, 
in irgend einer Phaſe feiner Entwidelung aufgefaßt,, felten die eine oder andere Gat- 
tung unvermifcht darftellt, daß vielmehr ein ftetiger und unmerklicher Uebergang von 
einer Gattung zur andern, ſowohl zwijchen verſchiedenen gleichzeitigen Staaten als 
auch bei einem umd demſelben Staate im Berlauf der Geichichte ftattfindet. 

1. Einfachen, urſprünglichen Berhältnifien, einer noch unentwidelten VBoltswirth- 
ichaft entfpricht die patriarhalifche Regierungsform, die man als Vorftufe zum 
Staat bezeihnen fönnte. Bon einer reichgegliederten Geſellſchaft ift noch feine Rede, 
die einzelnen Familien haben noch das Bemwußtfein ihrer Stammesverwandtſchaft; 
ebenſo find Verfehr und Arbeitstheilung auf die allererften Anfänge befchränft, Lebens— 
art, Bildung, Beruf bei allen Einzelnen wejentlich die gleihen. Wenn die Bedingun- 

en zur Befriedigung der nothwendigften Bedürfniffe in frievlihem Nebeneinander: 
ben vorhanden find; wenn für Schlichtung etwaiger Streitigkeiten und Abwehr 
äußerer Feinde geſorgt ift, fo ift der Zwed eines foldyen Gemeinwefens erfüllt. Die 
oberfte Zeitung , die hiernach faft nur im Ricdhteramt und der Anführung im Kriege, 
vielleicht noch in der Befleivung der Stelle eines Oberpriefters befteht, iR tegelmäßi 
einem Einzelnen, al® dem anerfannten Stammeshaupte, ausnahmsweije wohl =: 
der Verſammlung fämmtlicher Familtenväter oder einem Rath von Aelteften übertra- 
en. Die Urt der Gewalt, die Mittel ihrer Ausübung find die eined Hausvaters 
ie beruhen, wie das ganze Stammesleben , weniger auf ausgeſprochenen Rechts: 
normen, ald anf der gemeinfamen ſittlichen Anſchauung und auf Gewohnheit. 

Sobald höhere Lebensywede zur Geltung fommen, ———— und Verkehr 
ſich entwideln, geſellſchaftliche Kreiſe ſich abſondern, kann eine fo einfache Verfaſſung 
nicht mehr genügen. Wenn fie gleichwohl in einem großen Staate, bei complicirten 
Berhältnifien feitgehalten wird, Yo find Die unausbleibliche Folge chineſiſche Zuftände. 
Die patriarchaliſche Herrichaft wird zur Defpotie, eine harte und empörende Gewalt⸗ 
berrichaft tritt unter dem Borwande und in der Form des väterlichen Rechtes auf. 
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2. Mit der patriarhalifchen Regierungsform nahe verwandt iftdie Theofratie, 
d. h. diejenige Staatsform, welche auf eine vermeintliche unmittelbare göttliche An- 
ordnung gegründet ift und (nad) dem Glauben der Staatdangehörigen) unter der un: 
mittelbaren Leitung der göttlichen Macht fteht. Borausjegung ihres ungeftörten Be- 
ſtehens ift der unbedingte Glaube an ihren göttlichen Urfprung und die Unmittelbarfeit 
des Eingreifen der Gottheit, mag diefed nun in einer Incarnation der legteren, in 
bejonderen Infpirationen, Drafeln u. ſ. w., oder in einer bleibenden Uebertragun 
der unfehlbaren Erfenntniß des göttliben Willend an eine heilige Priefterichaft id 
bethätigen ; die Erhaltung diefes Glaubens ift daher eine Hauptaufgabe eines ſolchen 
Staats. „Unduldfamfeit gegen Ungläubige und Andersgläubige ift in der Theofratie 
feine Härte und Rechtsverletzung, fondern lediglich Selbftvertheidigung des Staats. 
Ein Angriff auf einen Glaubensſatz ift nicht blos Bottlofigkeit, fondern zugleich Hoch— 
verrath“ (Mohl). 

So lange jener Glaube in einem Volke allgemein und unangefodhten befteht und 
befonders auch die Herrſchenden jelbft befeelt (denn von vornherein einen bloßen 
„Briefterbetrug“ anzunehmen, widerfpricht durchaus der menſchlichen Natur), jo lange 
alle gebenöverhäftniffe von der religiöfen Auffaflung durchdrungen find, hat die Theo» 
fratie unleugbar etwas Ehrwürdiges. Ihrem Weſen nad muß fie ftabil fein; jede 
Veränderung der Lebensanihauungen wird ihr gefährli, auch wenn fie fich nicht 
unmittelbar auf die Hauptfäge der Religion bezieht , weil alle fittlichen und felbft die 
wirthichaftlihen Normen ihre Geltung von der legteren herleiten und fomit auf Unfehl- 
barfeit wenigftens bis zu einem —* Grade Anſpruch machen. Ein raſcher Fort— 
ſchritt der wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe, ein lebendiger Verlehr und Ideenaustauſch 
mit anderen Voͤlkern iſt mit der Theofratie kaum verträglich, wie dies die Geſchichte 
des jüdischen Volkes zeigt; noch weniger eigentliche Bittenfcaft. Bon ihrem Stand» 
puncte aus hat die Theofratie Recht , einen Galilei zu verurtheilen. Wir aber müffen 
fagen, daß eine ſolche Verurtheilung der ganzen Theofratie den Stab bricht. Je mehr 
die Voltswirthichaft ſich entwidelt, die wiſſenſchaftliche Erfenntniß ſich ausbreitet, 
defto unhaltbarer wird jene. Ein Blid auf die lebendige Ruine des Kirchenftaates 
mit ibrer claifiichen ——— ſagt genug. 

Staaten anderer Gattungen haben oft, zumal wenn ſie in ſich ſelbſt des rechten Haltes 
entbehrten, ſich auf theokratiſche Elemente geſtützt. So nahm man ſchon im Alterthum 
bei wichtigen Angelegenheiten Orakelſprüche zu Hülſe; die Staaten des Mittelalters 
Ihwanfen faft durchgängig zwiichen Anlehnung an die mächtige Hierarchie und Kampf 

egen ihre Uebergriffe ; auch der Begriff des „Königthums von Gottes Gnaden“ gehört 
eg Selbft ein Staatsmann wie Eromwell trug fi mit dem Ideal eines rein 
evangelifchen Staats, doch bewahrte ihn fein gefunder praktiſcher Sinn vor den Eon» 
ſequenzen ſolcher Einfeitigfeit. 

3. Der Grundgedanke der Anſchauung vom Staate, wie ſie ſich in den beiden 
Hauptculturvölfern des Alterthums, den Öriechen und Römern, manifeftirt, — ded 
claffifchen oder antifen Staats — ift ein möglidhft vollfommenes Ge- 
meinleben (xowwvia, res publica), in welchem der Einzelne feine Befriedigung 
findet, aber auch vollfommen aufgeht. Die befondere Richtung diefes Gemeinlebend 
beftimmt fi nach) dem Eharafter und Gulturzuftande des Volkes: Krieg und Herr: 
ſchaft; Wiffenihaft und Kunft; Gewerbe und Handel. Ueberall aber macht fidy jener 
Orundgedanfe geltend. Die perfönliche Freiheit ift auf das geringfte Maaß befchränft. 
Der einzelne Menj findet die Erfüllung feines Lebenszwedes nur im innigen An- 
ſchluß an den Staat, er hat feine befondereu Zwede denen der Gefammtheit unterzu- 
ordnen, felbft bis zur Aufgebung des Privateigenthums , des abgefonderten Familien⸗ 
lebens ; ja das Leben der Angehörigen wird dem Staatöwohl geopfert: ſchwaͤchliche 
Kinder müffen ausgefegt werden. Nicht blos der Unterricht, fondern die gefammte Er- 
ziehung der Jugend ift Sache des Staats. „Die Verfolgung einer geiftigen Richtung, 
welche mit der der Geſammtheit nicht übereinftimmt, wäre ein fhwered Vergehen, und 
mag alſo verboten und beftraft werden“ (Mohl). Für einen Sokrates hat ein foldyer 
Staat feinen Raum. „Selbft Erfindungen oder neue Gewohnheiten können Gegenftände 
von Berbot und Verfolgung fein, wenn fie den Kern der beftehenven Volfseigenthüm- 
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lichkeit zu ändern drohen. Daß jeder Bürger dem Heere eines foldhen Staates ange: 
hört, verfteht fich ebenfojehr von felbft, als daß er überhaupt Aemter, Aufträge und 
Laſten zu übernehmen bat, zu weldyen er befonders tauglich erfunden wird. Dagegen 
nimmt aber aud) der Bürger vollen Antheil an dem Staatsleben. Er bringt feine Zeit 
auf dem öffentlichen Plage oder in verfaffungsmäßigen Berfammlungen und Geſchäften 
zu; er hat Anfprucd an den Genuß aller Güter und Vortheile, welche dem Staate ge- 
es er kann vollftändigen Unterhalt vom Staate verlangen, wenn feine eigenen 

ittel nicht ausreichen ; fein Schug im Auslande gebührt ihm als einem integrirenden 
Theile des Staated. Die härtefte Strafe nad) der Kebensberaubung ift Verbannung, 
welche von allen Gewohnheiten und Zweden des ganzen Dafeins ausfchließt.“ 

Daß Fremde in ein ſolches geichloffenes Gemeinweſen grundfäglich nicht aufge- 
nommen, jondern hödhftens aus Nüglichfeitsrüdfichten geduldet werden, verfteht Fa 
‚von felbft. Dagegen ruht der ganze antife Staat weſentlich auf der Sklaverei, 
durch welche der Freie faft jeder eigentlich wirthichaftlichen Thätigfeit — felbft der 
Leitung gewerblicher Etabliffements, dem Handel, der Nhederei, ja einem großen Theil 
der voifenfchaftlicen Beihäftigungen — enthoben wurde; ohne fie ift ein Tolihes Auf- 
gehen des Bürgers im Staate, eine ſolche Hingabe an die Staatsgefchäfte nicht möglich. 

In neuerer Zeit hat 3. B. Fichte in feinen Reden an die deutfche Nation eine 
Jugend» Erziehung nad) dem Mufter des antifen Staats empfohlen ; allein der Gedanfe 
war unpraftifch , weil er mit der ganzen modernen Lebens und erg. in 
entfchiedenem Widerſpruch ftand. Wir Neueren verlangen vom Staate nicht blos 
politifche, fondern vor allen Dingen auch perfönliche und wirthicyaftliche Freiheit, die 
Erziehung ift ung in erfter Inftanz Sache des Haufes. 


4. In fchroffem Gegenfag gegen den antiken Staatsbegriff fteht der im Mittel- 
alter vorherrihende Batrimonialftaat. Er ift bedingt einerfeitd dur das Vor—⸗ 
handenjein einer Macht, welche auf großem Grundbefig, Kriegsruhm oder dgl. beruht 
und nicht erft der Anerkennung von außen bedarf; andererfeits durch eine Lebensauf- 
fajjung, welche in Befig, Erwerben und naivem Genuß ihr Genüge findet. Das Be— 
dürfnig des Schuges auf diefer, wirthſchaftlicher und anderer Leiftungen auf jener 
Seite ruft ein gegenfeitiges Verhältniß hervor, das fi) von einem privatrechtlichen 
nicht oder nur wenig unterfcheidet und Unterwerfung unter einen höheren Willen nur 
infoweit fennt, ald die Zwede des Verhältniffes es erheiihen. Ob die Macht einem 
Einzelnen oder einer juriftifchen Perfon, 3. B. einer Stadtgemeinde, gehört, macht 
feinen wefentlichen Unterjchied. 

Mährend im antifen Staat der Einzelne in der Gefammtheit,, geht hier umge» 
fehrt der Staat auf in den befonderen Verhältniffen der Einzelnen oder — 
Claſſen, Eorporationen zu der Regierung. Der Fürſt übt feine ihm blos übertragene 
Macht aus, fondern er befigt feine Macht Fraft eigenen Rechtes und ald Privateigen- 
thum ; fie wird erworben wie ein ‘Privatrecht durch Kauf, Tauſch, Decupation, Ber: 
jährung; die „Landichaftscafie” ift häufig von der „herrſchaftlichen“ gar nicht getrennt. 
Andererjeitd üben die Unterthanen ihre Rechte gegen den Fürften als Privatrechte aus; 
fo namenflid au die „Stände“, welche fi dadurch weientlih von den Volfsre- 
präjentanten des conftitutionellen Staats unterfcheiden. Alle diefe Rechte ruhen auf 
pofitiver Grundlage, nicht auf einem allgemeinen PBrincip ; fie gehen, foweit Brief und 
Siegel befagen, um fein Haar breit weiter. Die Aemter, welche wir als öffentliche zu 
betrachten gewohnt find, werden ebenfalls als Privatrechte ausgeübt, fie fönnen vererbt, 
wol auch —* veräußert werden. Die Verpflichtung zum Kriegsdienfte richtet ſich 
nur nady befonderen Vereinbarungen und Herfommen. Die Gerichtsbarkeit und die 
gemeiniglich noch geringen polizeilichen Anftalten werden von Priväten, Gemeinden 
und andereren Gorporationen kraft eigenen Rechtes ausgeübt — Patrimonialges 
rihtsbarkeit, gutsherrliche Polizei u. f. w. Gemeinden, Klöfter befigen die weit 
gehendfte Autonomie und find durch Privileg von der Staatögefeggebung erimirt 
— Jmmunitäten; fie erheben jelbftändig Zölle, prägen Münzen, führen Fehde u. 
f. w. Ueberall Staaten im Staate, die ausgedehnteften „Freiheiten und Privi- 
legien“ ; aber ebendeshalb Fein eigentlicher Staat, Feine wahre gefegliche und allge 
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meine Freiheit. Bannrecdte, Monopole, Zunftrechte, Frohnden find für 
diefen Zuftand charafteriftiih. Die Naturalwirthichaft it noch vorherrſchend. 

Die wichtigfte Unterart diejer Gattung ift der Feudalſtaat, herporgegangen 
aus dem mittelalterlichen Lehnsweſen, welches mit feinen Analogieen faft alle Lebens— 
verhältnifie beherrichte. Ueberreſte defielben ragen bis in unjere Zeit herab, wie die 
PBatrimonialgerichtsbarfeit, die gutsherrliche Polizei, die Zünfte. 

5. Den höchſt intereffanten Uebergang von dem Patrimonialitaate in den im 
vieler Hinficht ihm entgegengefegten Bolizeiftaat können wir hier leider nicht ver- 
folgen. Die Eentralifirung — fo fann man den Ummandlungsproceß kurz bezeichnen 
— beginnt gegen den Schluß des Mittelalters. Der Staat tritt mit den Heineren Ber- 
bindungen auf feinem Gebiete in Kampf und jucht ihre Autonomie zu befeitigen oder 
doc) zu beichränfen. Wichtige Momente find dabei der Berfall des Lehnsadeld und 
der Kirchenmacht auf der einen, das Emporblühen eines wohlhabenden und gebildeten 
Bürgerftandes in den Städten auf der anderen Seite; die Erfindung der Buchdrucker— 
funft und Begründung der Univerſitäten; die Erfindung des Scießpulvers und 
die dadurch bewirkte Umgeftaltung des Kriegsweſens. Das Gefep der Arbeite- 
theilung fängt an fid) in Bezug auf die Beitung der öffentlichen Angelegenheiten 
geltend zu machen. Das wachſende politifche Bedürfniß kann nicht mehr fo nebenher 
vom Hausvater, Gutsherrn, Zunftoorfteher ıc. befriedigt werden; es werden bejon: 
dere Leute dazu angeftellt , welche einen Lebensberuf daraus machen, — bejoldete Bes 
amte. Dazu fommt das natürliche Beftreben jeder Regierung ihren Einfluß immer 
weiter auszudehnen — ein Wunſch, weldyem von Seiten der Regierten das Bedürfniß 
entgegenfommt, den Staat nad) außen hin gegen Angriffe geſchützt zu wiflen. 

Der Bolizeiftaat fennt, wie der antike Ehrnt ‚ nicht das Princip der perfünlichen 
und wirtbichaftlichen Freiheit. Er will — was freilidy oft nur Vorwand abjolutifti- 
fcher Gelüfte ift — das Glüd der „Unterthanen“ befördern, jei ed auch ohne und felbft 

egen ihren Willen. Die alleinweife Regierung ift Bormund des unmündigen Volkes. 
& alle Lebendverhältniffe greift der Staat mit feinen Ordnungen und —— 
ein; in dem Art. Polizei haben wir eine kleine Blumenleſe davon gegeben. Aber 
während der antike Staat das vollſte Maaß der politifchen Freiheit, der Betheili— 
gung der —— an den Staatsgeſchäften gewährt, iſt der Polizeiſtaat auch da— 
rin abfolutiftifch ; „Ruhe ift die erfte Bürgerpflicht.“ „Alles für — Nichts durch 
das Volk,“ ift die Devife des f. g. aufgeflärten Despotismus, welcher nad) der 
religiöjen Zwingherrichaft eines Philipp II. und dem höfiichen Abjolutismus Lud— 
wig 8 XIV. die dritte Unterart unferer Gattung bildet. Der Staat gleicht nad) dieſer 
Auffaffung einerMafchine, welche von einem einzigen Puncte aus in Bewegung geiest 
und geleitet wird — fein Wunder, daß Unordnung entfteht, fobald der Lenfer, die 
Regierung, ed an der nöthigen Aufmerffamfeit fehlen läßt. Das Selfgovernment wird, 
wo es beftanden, bis auf die dürftigften Ueberbleibfel beichränft , die Reite des Feu— 
dalftaates, wie die Zünfte, wenigftens in büreaufratiichem Sinne umgewandelt und 
andgebeutet. Wie für den Patrimonialftaat die Privilegien und Zumftredyte, jo find 
für den Polizeiftaat die obrigfeitlihen Gonceffionen, Brüfungen und Taren 
harafteriftiich; ferner Schugzölle und Ausfuhrprämien, um die Induftrie — 
oder richtiger gewiſſe Induſtriezweige auf Koften anderer — zu pflegen; das Paß— 
mwejen, Beihräntunn des Vereinsrehts, der Preſſe n. j. w. Auf allen Ge- 
bieten will der Staat feine Weisheit befunden, in der Staatsinduftrie (f. d.) tritt 
er felbft auf dem Gebiet der Privatwirthidyaft mit dem Einzelnen in die Schranfen. 

Es wäre ungerecht zu leugnen, daß der Polizeiftaat, wie er in der Geſchichte des 
europäifchen Gontinents die notwendige Meberganasitufe vom Batrimonialftaat zum 
Rechtsſtaat gebildet und dem Begriff der Staatögewalt, gegemüber den Staaten im 
Staate, wieder Geltung vericdyafft hat, auch der Vollswirthſchaft von Nugen ge 
wejen ift durch die Gentralifation der Geſetzgebung, durch Hervorrufung von Verkehrs⸗ 
und Unterrichtsanſtalten, durch Förderung von mancherlei Lebens zwecken, zu deren Er- 
reichung die Selbſthülfe damals noch zu wenig ausgebildet war. Was er auf dieſem 
Gebiete gefehlt hat, läßt fich im Wehentlichen darauf zurüdführen: ed mangelte ihm 
die befcheidene Erkenntniß, daß in der Voltswirthichaft Naturgefege walten, deren 
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Wirken ſich zwar, wenn man fie fennt, nutzbar machen und reguliren , durch millfür- 
liches Eingreifen aber nimmermehr hemmen, jondern höchftens in faliche Bahnen leiten 
läßt und welche daher vor allen Dingen als eine vorhandene Macht anerkannt fein 
wollen. Er erſchwerte 3. B. das Heirathen aus Furcht das Proletariat zu vermehren 
und erhöhte dadurch die Zahl der unebelichen Geburten (j. Ehe); er befchränfte die 
Darlehnszinfen auf ein in vielen Fällen willkürliches Maaß, um den Ereditbedürftigen 
zu helfen, und trieb fie Dadurch betrügerifchen Wucherern in die Arme (f. Wucher) ⁊c. 

6. Die Anerfennung jener Naturgefege ift auf wirtbichaftlichem Gebiet das dya- 
rafteriftifche Merkmal derjenigen Staatsgattung , wie fie dem gegenwärtigen Stande 
der Wiffenfchaft und der modernen Lebensanſchauung entipricht. Wir wollen diefe 
Gattung mit dem gebräudylichen, wenn aud vieleicht nicht ganz paflenden Namen 
des modernen Rechtsſtaates bezeichnen. Die Aufrechthaltung der Rechtsord— 
nung im weiteften Sinne des Wortes ift feine erfte und nächftliegende Aufgabe; fo: 
wohl nad) Außen hin gegen andere Staaten, ald im Innern, und bier wiederum gilt 
fein Schug ebenfoviel den Rechten der Einzelnen und Genoſſenſchaften unter einander 
und gegen die Gefammtheit, al8 denen des Ganzen gegen die Theile. Die Rechte des 
Einzelnen find weder abhängig von einem religiöfen Glauben wie in der Theofratie, 
noch find Fremde rechtlo8 wie im antifen Staate. Auch gehen die Staatsbürger nicht, 
wie in dem legteren, mit ihren Lebenszwecken völlig im Staate auf; vielmehr wird 
das Recht des Individuums anerfannt, feine Zwede nad) eigener Lebensauffaffung und 
mit freigewählten Mitteln zu verfolgen. Schranfe diefes Rechts tft nur, daß die Rechte 
Anderer und der Gefammtheit nicht geihädigt werden: es herricht relative Freiheit 
Aller gegen Alte. So fann es 3. B. Niemandem geftattet werden, ein Gewerbe, das 
mit gefährlichen Ausdünftungen verbunden ift, oder eine Bulverfabrif in einer volf- 
reihen Stadt zu betreiben. Aber diefe Schranken find, foweit möglih, geſetzlich nor- 
mirt, nicht von der Willfür der Behörden abhängig. Genoſſenſchaften können ſich frei 
entwideln in reicher Mannichfaltigkeit, es fteht ihnen fogar ein wirflidyes Geſetz⸗ 
gebungsrecht zu innerhalb der Grenzen des gemeinen Rechts; aber „jede Abänderun 
des gemeinen Redyts durch Privatgenofienichaften , jede Ausdehnung ihrer Macht ur 
Ungenofien ift unverträglich mit der Sonderung des öffentlichen Rechts vom Privat- 
rechte“ (Treitichke). Der Rechtsſtaat fann feinen Staat im Staate dulden wie der Feu- 
dalſtaat. — Auf die Mittel der Sicherung der Rechte — Repräfentativverfaflung, 
Preßfreiheit, freies Vereins» und Verſammlungsrecht, Unabfegbarfeit der richterlichen 
Beamten, Geftattung des Rechtöweges gegen Mebergriffe der Polizei ꝛc. — können 
wir bier nidyt näher eingehen. 

Aufrechterhaltung der Rechtsordnung iſt theils Selbftzwed, ein an ſich zu erftreben- 
des Gut, theild die erfte und unerläßlice Bedingung des allgemeinen Wohles. Sie 
iſt aber nicht die einzige Aufgabe des Rechtsftaates. So befcheiden er fich, im Gegen- 
fag zum SBolizeiftaate, der individuellen Freiheit, der Selbfthülfe und dem Walten der 
volfswirthichaftlihen Naturgefege gegenüber verhalten mag, fo fann er ſich doch nicht 
völlig auf jene nur mittelbare Beförderung derBolkswirthichaft beichränfen. (Wir be: 
ziehen ung hier im Allgemeinen auf das in den Art. „Politik“ und „Polizei“ 
Geſagte.) Der Hauptgrundiag aber bleibt, jedem Einzelnen die möglichft freie Ent- 
widelung und Anwendung feiner Anlagen, Fähigkeiten uns Kräfte in moralifcher fo- 
wohl als phyſiſcher Hinficht zu geftatten und alle dem entgegenftehenden Hinderniſſe 
thunlichft zu befeitigen. Anerfennen foll ver Staat vor allen Dingen das Recht des 
Einzelnen , fi) niederzulafien an dem Orte und fich feinen Erwerb zu fuchen auf die 
Weiſe, welche er feinen Zweden entſprechend findet — Freizügigkeit und Gewerbefrei- 
heit —; das Recht, ſich zu verehelichen , ohne erft der umftändlichen und meift doc) 
Üluforifchen Bermögensnachweife zu bevürfen; das Recht des Gonfumenten, feinen Be 
darf auf die wohlfeilfte und befte Art zu befriedigen — Aufhebung der Bannredhte 
und Monopole, Handelsfreiheit —; das Recht, von feinem Capital den nad) dem 

von Angebot und Nachfrage höchftmöglichen Nutzen zu er — Aufhebung 
der chraͤnkungen, der polizeilichen Taren, Eoalitionsrecht u. |. w. Er foll an- 
erfennen, daß alle diefe und hundert andere Dinge durch die eigene Einfidht der 
Betheiligten und durch das lebendige im freien Verkehr waltende 
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Naturgefeg fiherer und beffer geregelt werden, als durd feine Ein- 
mifhung und Bevormundung mit ihrer menſchlichen Kurzjichtigfeit. 
Denn, wie M'Culloch mit Recht bemerkt, „jeder urtheilt am Flügften, wo es ſich um 
feinen eigenen Vortheil handelt; fein noch jo hochgeftellter Beamter ift jo jachverftän- 
dig wie der Gewerbsmann im eigenen Bade.“ Aus diefem Grunde fann aud die 
unmittelbare Beförderung des „Glückes“ der Einzelnen nicht Aufgabe des Staates 
fein. „Diefe Weltverbeflerungen“, jagt Mohl, „würden alle Freiheit jo gründlich ver- 
nichten, daß feine Strafanftalt eine — und härtere Beſchränkung auferlegen 
könnte.“ Die weitere Ausführung dieſes Thema's bildet — wir wiederholen es — 
eine Hauptaufgabe des gegenwärtigen Wörterbuches und dürfen wir daher auf deſſen 
geſammten Inbalt N 

Die Idee des modernen Rechtsſtaates ift vergleichsweiſe am meiften verwirklicht 
in England, Belgien, der @chweiz, den Vereinigten Staaten. Sie wurde in Deutjchland 
zuerft principiell anerfannt durch unferen großen Staatsmann Carl vom Stein. Von 
dem mächtigen Einfluß des Metternidy’schen Syſtems zurüdgedrängt, hat fie erft in den 
legten Jahrzehnten wieder begonnen, ſich durch Vermittelung der Wiflenichaft auch 
im Leben Bahn zu brechen; re bisherigen Erfolge ftellen ihr eine weitere Sieges— 
laufbahn in Ausficht. 
IV. Bundesftaat und Staatenbund. 

Zum Schluß diefes aphoriftiichen Auffages feien und nod einige Bemerkungen 
über die volfswirthfchaftliche Bedeutung des Gegenfages zwiſchen Bundesftaat und 
Staatenbund geftattet — eined Gegenfages, der Air und um jo mehr Intereffe hat, 
al8 der deutſche Fund principlos zwiſchen beide Geftaltungen gefegt ift, von beiden 
die Schattenfeiten entlehnend ; als ferner nicht nur die deutiche Revolution in ihrem 
Kern darauf hinausging, einen wirklichen Bundesftaat an der Stelle dieſes Zwitter- 
weſens zu errichten, jondern auch alle neueren politifchen Beftrebungen unjeres Volkes 
hier ihren Schwerpunft haben.‘ 

Der Unterfchied zwifchen dem Bundesftaat und dem Staatenbund läßt fich Furz 
fo bezeichnen, daß der Staatenbund nur die auswärtigen PVerhältnifle der verbün: 
deten Staaten, namentlidy ihre Sicherheit gegen das Ausland und gegen einander, 
betrifft, während der Bundesftaat auch in die inneren Verhältniffe derfelben ein- 
greift, ihre Souveränität auch im Innern beſchränkt. Das Zollweien z. B. ift im 
Bundesftaate (in der Schweiz, den Vereinigten Staaten) Sache des Bundes, im Staa- 
tenbunde Sache der einzelnen Staaten. Für die Verfaffung ergiebt fid) aus dieſem 
Grundunterfchiede die Folge, daß bei einem Bundesftaate (namentlich wenn er aus 
conftitutionellen Staaten befteht) dem Volke eine Mitwirfung bei der Ausübung der 
Gentralgewalt zufommt, während das Regiment im Staatenbunde regelmäßig nur in 
der Hand der Regierungen liegt. Der deutſche Bund, bei weldyem befanntlich das 
Lestere der Ball ift, * — in die inneren Verhältniſſe der verbündeten Staa» 
ten (abgefehen von der Militairverfaflung, welche nur Mittel zum Zwed der äußeren 
Sicherheit fein fol) infofern über, als er auf der einen Seite ein befcheidenes Maaf 
von „Rechten der deutſchen Unterthanen“ und nominell den Beftand der Verfaffungen 
gewährleiftet, auf der anderen die Erhaltung der inneren Sicherheit der einzelnen 
Staaten (d. h. der —— gegenüber den Unterthanen) ſich zur Aufgabe geſtellt 
und unter diefem Borwande befonders die Prefie und das Vereinsweſen in polizeiliche 
Feffeln gelegt hat. Die Zugehörigkeit zu einem Staatenbunde hat für die Volfswirth. 
ſchaft des einzelnen Staats wejentlih nur den Einfluß, daß die Madhtftellung des 
legteren nad) außen hin vergrößert, daß die Intereffen der Bürger dem Auslande 
gegenüber nachdrücklicher vertreten, der auswärtige Handel beffer geihügt wird — 
vorausgefegt, daß der Bund feinen Zweck wirklich erfüllt. Ungleich umfangreicher ift 


1) Heinrich von Treitichfe hat neuerdings in feinem trefflichen Auffage: „Bunbesftaat und Eins 
heitsftaat“ (hifter. und pol. Auff. ©. 444 ff.) gewichtige Gründe gegen die Haltbarkeit eines Buns 
desftaates von Monarchieen geltend gemacht und dagegen den Ginheitsftaat als das einzig zu erſtre— 
ern —— Immerhin wird —— der Bundesſtaat mindeſtens das Uebergangs⸗ 

adium bilden. 
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der Einfluß des Bundesſtaates. Man erinnere fih, wie die Bewegung des Jahres 
1848 fofort fid) des volfswirthichaftlichen Gebietes bemäcdhtigte, um das in den langen 
Friedensjahren von der Gefepgebung Verſäumte nachzuholen. Wie mächtig ertönte 
das Feldgeichrei "Sandelöfreiheit !* gegenüber dem „Schuge deuticher Arbeit!“ Wie 
anders würde es längft um unfer Zollweſen ftehen, wenn anftatt der Geltung des 
Widerſpruchs jeder Heinften Dynaftie die Majorität der Staaten nad) ihren realen 
Machtverhältniſſen, unterftügt von einer deutichen Volfsvertretung, zu enticheiden ge: 
habt hätte. Welche Mühe und Zeit hat e8 gefoftet, bis das deutſche Handelsgefegbuch 
nad) und nad) wenigftens in den meiften Staaten, noch dazu mit den bunteften Amen» 
dements eingeführt wurde, weil dies nicht Sache der Gefammtheit war, fondern nur 
auf fozufagen zufälliger und halber Vereinigung der einzelnen Staaten beruhte! 
Daffelbe gilt von der Einführung gleichen Maaßes, gegenfeitiger Rechtshülfe im bür- 
erlihen Proceß, von den erften Anfängen der Freizügigkeit u. f. w. Mit einem 
orte: erft dann, wenn das deutjche Volk fich eine feiner würdige ftaatliche Orga— 
nifation geichaffen hat, erft dann — dann aber aud) gewiß — wird die deutiche Volks— 
wwirthfchait ‚ der dreißigfachen Feſſeln entledigt, die Stelle einnehmen, weldye ihr nad) 
der geiftigen Bildung, der fittlihen Tüchtigfeit, den wirthichaftlichen Anlagen und 
Fähigkeiten dieſes Volkes gebührt. 

Literatur: Mehr oder weniger gehört hierher die gefammte Literatur der 
Staatswifienfchaften in ihrer unendlichen Reihhaltigfeit, von weldyer das umfang» 
reihe Werk von R. von Mohl: Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften 
(3 Bände, Erlangen 1855—58) eine ausgezeichnete Heberficht für ein gründliches Stu- 
dium giebt. Faßlicher ift deſſelben Encyklopädie der Staatswiffenfchaften. Tüb. 
1859, ebenfall8 mit guten Literaturnachweilen. — A. 2. Schlözer, Allg. Staats- 
recht und Verfaffungsrecht, mit Einleitung in alle Staatswiſſenſchaften. Gött. 1793. 
— F. Bülau, Eneyflopädie der Staatswiſſenſch. 2. Aufl. Leipzig 1856. — KR. ©. 
Zahariä, Vierzig Bücher vom Staate. 2. Ausg. Heidelberg 1839—43 (für Laien 
faum brauchbar). — C. v. Rotted, Lehrbuch des Vernunftrehts und der Staats- 
wiffenfch. I—IV. Stuttgart 1829—35. — Schmitthenner, Zwölf Bücher vom 
Staate. Bd. I. und III. Gießen 1839—43. — 3. €. Bluntfhli, Allg. Staats- 
recht. 3. Aufl. Münden 1863. — H. Ahrens, Die organifhe Staatslehre. Wien 
1850. — Montesquieu, Esprit des lois (zuerſt 1748, überarbeitet 1757). — 
Craig, Elements of political science, 1814 (deutich , jedoch unvollft. v. Hege- 
wifh). — H. Brougham, Political philosophy. London 1844. — Ad. Mül- 
ler, Elemente d. Staatsfunft. 1809. — D. Bähr, Der Rechtsſtaat. 1864 (befon- 
ders über den Schug der Rechtsordnung). — W. Roſcher, Syſtem der Volfswirth- 
ihaft. Bd. II. Einleitung S. 1—15 u. a. a.D. — Bon Soden, Nationalöfo- 
nomie (1817) Bd. VII. — C. Diegel, Die Volkswirthſchaft und ihr Verhältniß 
zu Gefellfhaft und Staat. 1864. — K. Knied, Polit. Defonomie. 1853, bef. ©. 
89— 123. — Ueber die Aufgaben des Staats in Bezug auf die Volkswirthſchaft ing: 
befondere: 3. St. Mill, Essay on liberty. 1859. — Deffelben Grundfäge der 
pol. Defon. (überfept v. — ——— ‚ bei. Bd. II. Buch V. Cap. X. und XI. — 
H. Rentzſch, Der Staat u. die Volkswirthſchaft. 1863. — Treffliche Bemerkungen 
bei 4. Emminghaus, Die fchweizerifche Volkswirthichaft. 2 Bde. 1861 u. 62. — 
Vergl. a. die Artifel Staat u. a. in den Staatswörterbüchern von Bluntfchli u. 
Brater und von Rotted u. Welder.f 


Dr. J. Gensel. 


Staatseifenbahnen. 

Die erften Eifenbahnen wurden von Privatgefellichaften gebaut; der Staat ver- 
hielt fi) zuwartend, ob die neuen Unternehmungen, die Eapitalien von außerordent⸗ 
licher Höhe in Anſpruch nahmen, prosperiren würden, und man jchägte ſich von Seiten 
der Unternehmer ſchon glüdlic, wenn vom Staat einem Eifenbahnproject feine Schwie- 
tigfeiten in den Weg gelegt wurden. Es bedurfte aber nur einer furzen Reihe von 
Jahren, um den Staat aus feiner paffiven Rolle hervortreten zu fehen. Die Wirfungen 
der&ifenbahnen für Handel und Verkehr waren fo in die Augen fallend, die finanziellen 
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Ergebuiſſe für manche Bahnen fo überrafchenn günftig, daß der Staat, halb in feiner 
Eigenidyaft ald fürforgende landesväterliche Behörde, halb durd) die Ausficht einer 
Bereicherung des Fiscus bewogen, felbftthätig mit Hand anlegte und Bahnen auf 
eigene Rechnung erbaute und verwaltete. Der erfte Schritt — mamentlich in 
Deutſchland) meiſt dadurch, daß für manche Bahnlinien, die aus Privatmitteln gebaut 
werden ſollten, das Actiencapital zu niedrig berechnet war und die Regierung, welche 
ſich bisweilen mit einer größeren oder geringeren Summe betheiligt hatte, ſich veran— 
laßt fand, die Ausführung jelbft zu übernehmen. Nachdem der erfte Schritt gethan, 
blieben weitere Unternehmungen nicht aus, und bald fam der Staat foweit, daß er, 
wenn dies irgend möglid war, fid) beftrebte, fänımtlidye Eifenbahnen feines Terri» 
toriums in feinen Beftg, mindeftend unter feine Verwaltung zu befommen. 

Die Eifenbahnen haben in jedem Lande ihre eigene Geichichte, die mit den Eigen 
thümlichkeiten des Volkes und den Einrichtungen des Etaates im genaueften — 
menhange ſteht. In England hat man ohne Beihülfe des Staates ſehr raſch Eijen- 
bahnen gebaut, in dem fonft fo beweglichen Frankreich ift die Bevölferung lange miß- 
trauiſch gegen die neue Erfindung geweſen und der Staat hat das Meifte thun müffen. 
Die franzgöftihen Privatbahnen erhielten ſchon 1840 und 1842 ELTERN: 
und jeitdem ift faum ein Jahr vergangen, in weldyem der Staatscaffe nicht durch Sub- 
ventionen an die Eifenbahngejellichaften bedeutende Ausgaben erwachſen wären. 1852 
erhielten alle Gefellichaften eine Gonceffton auf 99 Jahre, und 1859 erlangten fie eine 
neue Unterftügung, indem der Staat für alle Summen, weldye auf den Ausbau neuer 
Linien verwendet wurden, eine Zinfengarantie von 4, %/, gewährte. Die Bahnen 
haben diefen Zuſchuß zurüdzuzahlen, abgefehen davon, daß der Staat für Poſtweſen ıc. 
ſich noch beſondere Gegenleiftungen vorbehalten hat, und einigen Bahnen foftet bei 
genauer Berechnung die Staatsunterftügung eine Verzinfung von 10,,%. — Ganz 
anders war die Entwidelung des Eifenbahnweiens in England. Trogdem daß Eng- 
land weder Staatsbahnen noch Staatdunterftügungen für Eifenbahnen fennt, hat doch 
die Privatinduftrie fehr raich die Bedeutung ausreichender Verkehrsmittel finanziell 
auszubeuten verftanden. Die Ausdehnung, welche das engliihe Eifenbahnneg in 
neueſter Zeit erfahren, tritt fofort hervor, wenn man erwägt, daß die Gefammtlänge 
der englithen Bahnen im Jahre 1849 ſchon 6031 engliiche Meilen betrug, bis 1854 
fi) auf 8054 Meilen hob, im 3. 1859 10002 erreichte und 1861 bis auf 10809 
engliihe Meilen wuchs. In Procenten ausgedrüdt, hat fich ſomit die Länge der Bah— 
nen in den legten 15 Jahren um ca. 105%, oder durdyfchnittlich per Jahre um 7°, ver« 

rößert. Der Bau neuer Bahnen bejonders von Zweig: und Nebenbahnen,, 2 ftetig 
Fortfchritte gemacht, während die feit einigen Jahren beftehenden großen „Trunk— 
Linien“ in voller Thätigfeit geblieben find. — Die Anzahl der im Jahre 1863 be» 
förderten Paflagiere belief fi nad) dem Bremer Handelsblatt auf 204699466 Per: 
fonen, der Biehtransport auf ca. 12700000 Stüd , die Maffe der beförderten Güter 
auf 32000000 Tons, die Anzahl der abgelaffenen Züge auf 4°675633, die Totals 
Bruttoeinnahme für Paffagiere und Güter auf 31’851442 Pfv. St. 

Am bedeutendften ift das Syſtem der Staatsbahnen zur Zeitwohl in dem deutfchen 
Staaten entwidelt. Die Bahnen des deutichen Eifenbahnverfehrs befaßen (nad) Dr, 
Michaelis) im Jahre 1862 an Bahnlänge 2352,., Meilen, wovon im mittleren 
Jahresdurchſchnitt 2320,,, Meilen im Betriebe waren. Bon der Gefammtlänge famen 
742,13 Meilen auf Staatsbahnen, 199,,, Meilen auf in Staatsverwaltung, 1410,;, 
Meilen auf in Privatverwaltung befindliche Privatbahnen. Das verwendete Anlage: 
capital betrug 1259148530 Shit. oder 534616 Thlr. pr. Meile Bahnlänge. Be: 
fördert wurden erclufive 45’045774 Etr. Bau- und Betriebspienftgüter, 71’964376 
Perſonen auf 391499791 Berfonenmeilen, 830922578 Etr. Güter auf 9264735324 
Gentnermeilen. Im Berfonenverfehre find eingenommen werben 45'079665 
Thlt. oder 3,4, Gr. pr. Berfon und Meile. Im Güterverfehre betrug die Ein« 
nahme 92213229 Thlr. oder O,.,, Gr. pr. Etr. und Meile. Mit Hinzurechnung 
der Nebeneinnahmen betrug die Summe aller Einnahmen 143'254612 Ihlr. oder 
60901 Thfr. pr. Meile Bahnlänge, 13,., Thlr. pr. Nugmeile. Die Ausgaben in 
Summa 61’881448 Thlr. oder 26308 Thlr. pr. Meile Bahnlänge, 5, Thlr. pr. 
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Nugmeile, 43,,3% der Bruttoeinnahme. — Biele deutſche Staaten (Baden, Bayern, 
Würtemberg} haben fat nur Staatsbahnen, in anderen Sachſen, Hannover) betragen 
die Staatsbahnen und die unter Verwaltung des Staates ftehenden Privatbahnen 
2/,—!/, ſämmtlicher Linien. In Preußen ift der Procentfag der Staatsbahnen zwar 
geringer, die Anzahl derſelben fcheint aber erweitert werden zu jollen. Oeſterreich * 
weniger um ein richtiges Princip zur Geltung zu bringen, ſondern um Finanzcalamitäten 
abzuhelfen, einen Theil jeiner Staatsbahnen rn. 

In den übrigen europäiſchen Staaten ift der Staat, meiſt erft in den legten 
10—15 Jahren gleichfalls felbftändig als Eifenbahnunternehmer aufgetreten, und 
felbft die Schweiz, deren Regierung der Staatsinduftrie am wenigiten geneigt ift, hat 
fi) der Richtung der Zeit infofern nicht ganz zu entziehen verftanden, als fie fid) zur 
Uebernahme einiger Heinen Streden auf Staatsfoften entſchloſſen hat. Taucht doch 
gegenwärtig jelbft in England, wenn auch nody vereinzelt, das Beftreben auf, jämmt- 
iche Bahnen in einer Hand und zwar im der des Staates, zu vereinigen. 

Die legten Jahre haben daher die überrafchende Thatfache zur Ericheinung gebracht, 
daß, während die Rachtbeile der Staatsinduftrie (f. d. immer klarer erfannt, und 
bei den Berhandlungen der Landtagsabgeordneten, und in Vereinen, wie in der Preſſe 
auf deren Beſchränkung hingewirkt worden ift, die Vermehrung der VBerfehrsanftalten 
auf Staatsfoften und unter der Verwaltung des Staates fehr eifrige Anhänger und 
jelbft aud) unter denen gefunden hat, weldye die fonftige induſtrielle Thätigfeit des 
Staates verwerfen. Die Bermehrung der Communicationsmittel ift für die wirth- 
ſchaftliche Entwidelung fo wichtig, daß die Bevölkerung eines induftriellen Bezirks 
unabläjfig darauf bedacht fein wird, für ihren Verkehr fo viel Erleichterungen ats 
möglid) zu gewinnen. Indem die Eifenbahnen der größeren Schnelligfeit des Bezugs 
wie der Berfendung eine bedeutende Verminderung der Transportipeien hinzufügen, 
vermögen fie felbft den natürlichen Schug gewiſſer Gegenden, wie fidy ein folder im 
ven billigeren Arbeitöfräften zeigt, durdy die Zufuhr von foffilen Brennmaterialien 
auf andere Bezirke zu übertragen, und in allen den Brandyen , in welchen Mafchinen- 
betrieb möglich ift, wird mit Hülfe der Dampffraft ungeachtet höherer Arbeitslöhne 
doch billiger producirt, fobald nur durch die Eifenbahnen Kohlen billig herbeigeführt 
werden. Die Induftrie jucht nicht mehr die Gebirgsthäler mit ihren Waflerfräften und 
niedrigen Arbeitdlöhnen auf, fie wendet fich immer mehr nad) den Knotenpuncten der 
Bahnen, und das werden in der Regel immer die größeren Städte fein, oder doch in 
der Zukunft werden. Befremden darf e8 daher nicht, wenn in alten Gegenden , welche 
von einer Eifenbahn noch nicht durchſchnitten werden, die Wirkungen einer, weun 
nicht abnehmenden, jo dod) habil werdenden Production anfangen bemerkbar zu wer- 
den ; das Capital wendet ſich den begünftigteren größeren Orten zu ; neue Induſtrie—⸗ 
zweige bürgern ſich jchwer ein oder entwideln fi) nur langfam, das Wachsthum ver 
Bevölkerung und der Steuerkraft (infomweit die Legtere ven Capitalzuwachs zu berüd- 
fihtigen vermag) bleibt procental hinter anderen begünftigteren Landestheilen zurüd. 
Befremden wird es daher nicht, Daß folche Bezirke Alles aufwenden, um eine Eifenbahn 
zu erhalten, und fobald die unficyere Rentabilität der projectirten Linie für die Be- 
ſchaffung von zen Schwierigkeiten bietet, wendet man ſich an die Regie 
rung, um den Bau aus Staatsmitteln zu verlangen, wobei man einerjeitd einen über- 
aus blühenden Verkehr und eine jehr hohe Dividende in Ausficht ftellt, andererjeitd — 
und zwar in derjelben Petition — anf die beifpiehlofe Armuth umd Dürftigfeit des 
Bezirks verweift. Die Regierung, zur einen Hälfte gedrängt durch unklare Borftellun: 
gen über die Tragweite ihrer Verpflichtungen, zur anderen Hälfte durd) die Ausficht 
auf eine gewinnbringende Anlage der Aüffigen oder noch zu borgenden Eapitalien be— 
wogen, A umfo leichter geneigt, die Petition der Volfsvertretung gegenüber zu bevor» 
worten, je mehr fie bereits Bahnen in eigener Verwaltung befigt, und fo treibt man, 
zumal in den dentfchen Staaten, mit vollen Segeln einer Erweiterung der Staatsin⸗ 
dufirie zu, die über ganz enorme Staatsmittel verfügt und bei dem Eintreten politifcher 
Krifen den meift fehr had) angefpannten Staatscredit auf das Aeußerfte gefährden kann. 

Was in diefem Werke über Staatsinduftrie (f. d.) überhaupt gefagt ift, gilt auch 
vom dem Staatsetfenbahnbetriebe. Es mag fein, daß in Bezug auf die Koften des 
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Baues und der Verwaltung die Privatbahnen als Actiengefellfchaften vor den Staats— 
bahnen wenig oder nichts voraushaben mögen. Hier wie dort find Beamte, die bei 
aller Ehrenhaftigfeit des Charakters und bei aller Tüchtigkeit in ihrem Fach durch fein 
perfönliches Intereffe angeipornt werden, über die vorgejchriebene Verpflichtung hin- 
auszugeben; hier wie dort werden bei der Feitftellung der Linie und bei dem Bau der- 
felben Behler vorkommen; hier wie dort wird die Verwaltung nicht allemal den geeig- 
netften Händen übertragen werden. Die Erfahrung hat gelehrt, daß gutgeleitete Staats» 
bahnen neben ſchlecht geleiteten befteben, ganz fo wie dies von den Privatbahnen gilt, 
und ſelbſt die durdichnittlichen Baufojten pr. Meile fprechen nicht immer zu Gunjten 
der :Privatbahnen. Es fann feinem Zweifel unterliegen , daß die Privatinduftrie im 
Allgemeinen billiger zu bauen und billiger zu wirthfchaften vermag, weil die Ent: 
ſchließungen rafcher und einfacher, nicht an ein hemmendes Formenweſen gebunden, 
von Solchen getroffen werden, die mitten im Getriebe ftehen und das ntereffe der 
Privatunternehmer doch noch wachſamer bleibt, ald das der Staatsbehörden — doch 
es fehlt dafür der ummwiderlegliche Nachweis der Preis- und Ertragspdifferenz , da bei 
der monopoliftiichen Stellung der Eifenbahnen jede Linie nur einmal gebaut worden 
ift, und Durchſchnittszahlen die fehr verfchiedenen Terrainſchwierigkeiten, verfchiedene 
Höhe der Arbeitslöhne, Preis des Grund und Bodens ıc. nicht berüdjichtigen. Dafür 
giebt e8 aber andere weit befiere Belege für die Nachtheile des Staatseifenbahnweiens. 

Der Staat baut oder fauft Eifenbahnen mit dem Capital, das alle Staatsange- 
hörigen durd) ihre Steuern aufgebracht haben oder mit dem Credit, der wiederum in 
der Steuerfraft des Landes — nicht in dem Privatvermögen der Staatsbürger — feine 
natürliche Baits zu finden hat. Zweifellos find die Einfünfte eined Landes zur Her: 
ftellung von Einrichtungen zu verwenden, welche allen Staatsangehörigen mittelbar 
oder unmittelbar zu Gute fommen; auf feinen Fall find fie aber fo zu veranlagen, daß 
der Eine auf Koften des Andern bevorzugt wird. Bei dem Staatseiſenbahnweſen ift 
das offenbar der Ball. Durch den Bau einer Eifenbahn lenkt der Staat Arbeit und 
Capital nad) gewiſſen Puncten und Gegenden des Landes; er verfchiebt die natürlichen 
Berhältniffe zu Gunften desjenigen Bezirks und der Drte, welche die neue Bahn er- 
halten, und erfchwert denen die Concurrenz, welche fich mit den früheren Communica— 
tiongmitteln behelfen müſſen. Und dieſe Ungerechtigkeit wird um jo größer, wenn man 
im Boraus weiß, daß die Rentabilität der neuen Linie mehr als zweifelhaft ift und die 
legtere, wie von den Landſtänden oft erflärt worden ift, nur in der Abficht gebaut wird, 
den Erwerbs- und Verfehröverhäftniffen eines Bezirks aus Staatsmitteln aufzubelfen. 
Sobald einmal der Grundfag einer ficheren Rentabilität aufgegeben ift, kann jeder 
Eleine Drt ven Bau einer Eifenbahn aus Staatsmitteln verlangen, und da dies felbit 
bei den blühenpften Finanzen nicht möglich wäre, ſich mit Recht beichweren, daß feine 
Steuerbeiträge dazu benugt würden, die noch vorhandenen freien Gapitalien und den 
geringen Verkehr nach anderen bevorzugten Gegenden und Bezirken hinzuleiten. Als 
der Staat noch nicht daran dachte, für die Perfonenbeförderung wie für den Waaren- 
transport feiner Angehörigen den Spediteur gu machen, bauten die Gegenden mit einem 
blühend entwidelten Verkehr ihre Bahnen aus eigenen Mitteln, und wenn aud) der 
Erfolg für die Bezirke ohne Eifenbahnen annähernd derfelbe war, fo fonnte doch jener 
Vorwurf der Ungerechtigkeit nicht erhoben werden. Jegt dagegen haben die Regierungen 
nur dazu beigetragen, die Selbftthätigfeit und die Selbithülfe der Staatsbürger zu 
lähmen, und indem man bei jedem Eifenbahnproject in erfter Linie daran denkt, um 
eine age zu petiren, ſchreckt der Bezirk, indem er der eigenen Kraft ſelbſt nicht 
vertraut, das fremde Capital von vornherein zurüd. 

Man hat ferner behauptet, daß der Staat jede Speculation auf Gewinn von fi) 
fern halten und bei ver Anlage der Bahnen lediglich das Interefie der fandesangehörigen 
ind Auge faffen werde. „Er wird, fagt man, nicht blos die rentableren Linien berüd» 
fihtigen,, fondern das nothwendige, vollftändige Nep für ein ganzes Land in allen 
feinen Theilen. Weil er die Zufunft im Auge behält, baut er Polider: weil er feine 
Dividende zu erftreben braucht , kann er niedrigere Tarife anfegen; weil die Berwals 
tung vor der Lockung felbftjüchtiger Gewinnſte bewahrt ift, leiftet fie redlichere Dienfte. 
Während die Eifenbahn ihrer Natur nach gar nicht zum Selbſtzweck, nicht zu einem 
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Gegenftande der Privatipeculation gemacht werden fol, find die Privateifenbahnen eiır 
ungerechted Monopol Ginzelner zum Nachtheil aller Lebrigen ; während man die Wege 
der Selbftfucht gar nicht zu überfhauen und nicht vollftändig einzufchränfen vermag, 
geräth oft der Bortheil der Privatgefellichaften mit dem Gemeinwohle in Conflict.“ 

Die Erfahrung hat hinreichend erwiefen, daß in fehr vielen Fällen das directe 
Gegentheil erfolgt ift. Die Rüdfiht auf die Rentabilität ihrer Capitalien veranlaßt 
die Privatinduftrie, ihren Bahnlinien eine folhe Richtung zu geben, welche zugleich) 
den allgemeinen Verkehrsintereſſen entfpricht: der Staat dagegen (zumal in den deuts 
ſchen Staaten von geringer Ausdehnung) will in eine Hauptbahn , die in der Haupt— 
fache für den großen Durchgangsverfehr berechnet ift, troß eines Umweges aud) einen 
fleinen abgelegenen Nebenplag mit aufgenommen wifjen und macht dadurd) die Vor— 
züge des Eiſenbahnweſens, Schnelligkeit und Billigfeit des Transportes, wieder illus 
forifh. Die Regierung fommt mit 8* ſelbſt in Conflict, indem die Wahl der Linien 
bald von der landesväterlichen Sorgfalt und der angenommenen Unterſtützungstheorie, 
bald von dem Streben, für die Staatscaſſe reiche Einnahmen zu erzielen, dictirt wird. 
— Was die Uneigennügigfeit des Staats betrifft, fo find— einzelne wenige Beilpiele 
abgerechnet — in der Regel die Privatbahnen zuerft mit der Herabfegung ihrer Tarife 
vorgegangen, fie haben weit mehr als die Staatsbahnen dem Orundfag gehuldigt, daß 
niedrige Fahrpreiſe eine öftere Benugung der Bahn herbeiführen und * den In— 
tereſſen der Bahnverwaltung wie den Intereſſen des reiſenden und Güter aufgebenden 
Publicums zugleich dienen. * Wie wenig das hemmende Formenweſen, dem der Staats— 
beamte bei induſtriellen Unternehmungen unterworfen bleibt, geeignet iſt, Schnelligkeit der 
Entſcheidung, Coulanz und Eingehen auf die Wünſche des Publicums zur Geltung 
zu bringen, iſt gerade bei dieſem Zweige der Staatsinduſtrie oft bemerkt worden; 
Transportunternehmungen wollen nach kaufmänniſchen Geſichtspuncten, nicht nach 
dem Schematismus der Büreaufratie verwaltet werden. 

Hervorzuheben ift ferner, daß der Staat zu anderen Gonflicten gelangt vermöge 
feiner Doppelgewalt als jelbftändiger Eifenbahnunternehmer und als oberſte Aufſichts— 
behörde als Polizei und Richter in eigener Sadye. Der Staat bildet die höchſte In- 
ftanz auch für ſolche Beſchwerden, welche gegen feine eigenen Inftructionen gerichtet 
find: er beftätigt Tarife, und übt das Aufjichtsrecht über ſolche Privatbahnen, welche 
den Staatsbahnen gegenüber als Eoncurrenten auftreten, ja e8 find Beifpiele vorhan- 
den, daß Gonceffionen für Privatbahnen verweigert worden find, weil für die vor: 
handene induftrielle Thätigfeit des Staates eine mehr oder weniger gefährliche Mitbe— 
werbung zu erwarten war. 

Durch das deutſche Handeldgefegbuc find die Eifenbahnen von der Erfüllung 
einer Reihe von Verpflichtungen befreit worden, denen früher in Bezug auf Einhaltung 
der Lieferzeit, richtige Ablieferung nah Stüd und Gewicht ıc. jeder Frachtführer 
tedhtmäßigerweife unterworfen war, und diefe monopoliftifche Stellung iſt weſentlich 
durch das Staatdeifenbahnmwefen erreicht, der Widerftand der en Ai durch die 
Wahrnehmung verftärft worden, daß die Staatsbahnen die gleichen einfeitigen In— 
tereften zu verfechten gefonnen waren. Die ftreitigen ragen wären vielleicht ganz 
anders geregelt worden, wenn der Staat nicyt veranlaßt gewejen wäre, bei der geſetz— 
-_ — an die von ſeinen eigenen Bahnen zu leiſtenden Entſchädigungen 
zu denken. 

Die Frage der Staatsbahnen iſt endlich nicht blos eine wirthſchaftliche, ſie 
iſt eine —— Frage. Die Staatsbahnen geben der Executive einen ſehr 
weitgehenden Einfluß auf das Koh oder Wehe ganzer Landestheile; denn der Staat 
entjcheidet „uneigennügig“ nach feinem Ermeffen über Neubauten, Transportmittel» 
vermehrung und Tarife, und eben durch den Wegfall des „Eigennuges“ in Bezug auf 





1) Die Einführung des Pfennigtarifs für Steinfohlentransport (1 Pfennig pr. Meile und 
Etr.) hätten gerade die Staatsbahnen ihren oft ruhmredig ausgeſprochenen Tendenzen zufolge 
De vornehmen follen, und doch bepurfte es auch hier nach dem Vorgange der Privatbahnen langer 

erhandlungen, che ſich die Staatsbahnen zu ähnlichen Frachtermäßigungen entfchleffen. 
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die Geldfrage ift für ihn der Befig der Eifenbahnen eine Macht in den Händen der 
Executive.“ 

Alle dieſe Schattenſeiten des Staatseiſenbahnweſens, die dadurch nicht aufgewogen 
werden, daß gutgeleitete Staatsbahnen ſchlecht geleiteten Privatbahnen gegenüber 
ſtehen, find nicht verkannt worden, und man hat deshalb verſchiedene Aushuͤlfsmittel 
vorgeſchlagen, um den Eiſenbahnbau trotzdem ſoviel als möglich zu beſchleunigen. Man 
hat verlangt, daß der Staat in Gegenden, wo er durch Domainen, Staatswaldungen, 
Staatöfabrifen u. f. w. als Intereftentauftritt einen Theil desnöthigen Actiencapitals 
mit aufbringen helfe und in alle Rechte und Pflichten eines Actionärs mit eintrete. 
Ein folhes Verlangen ehr die Staatsbahnen zu Gunften einer anderen Staats— 
induftrie und läßt fidy nicht fchwer vorausfehen,, daß der Staat bei dem Bau, wie bei 
der Verwaltung jid foviel Einfluß fichern werde, daß eine foldye Bahn uur dem 
Namen nad) eine Privatbahn bleibt. 

Ein anderes Syſtem befteht in der Zinfengarantie, Der Staat verpflichtet 
fidy für den Fall, daß dieReineinnahmen der Bahn nicht ausreichen, un eine Dividende 
von einer beftimmten Höhe zu gewähren, das Fehlende zuzuſchießen. Dadurch) fällt 
aber für die Privatgefellichaft und ihre Organe der Sporn zu möglidhfter Sparfamfeit 
und zu fortfchreitender Verbefferung der Einrichtungen faft gänzlich weg, und um den 
nacıtheiligen Folgen vieles Verhältniffes für die Staatscaffe an ar aeg ‚ bat 
man der Regierung das Recht vorbehalten, die Verwaltung der betreffenden Bahnen 
feldft in die Hand zu nehmen und die Gefellichaftsbehörden davon ganz auszuſchließen, 
ein Recht, von dem in vielen Fällen Gebraud) gemacht worden ift. it dieſes Syſtem 
ſchon deshalb bedenklich, weil die von derStaatscafle zu leiftenden Opfer in unrubigen 
und friegerijchen Zeiten und während allgemeiner Handelöftijen und Verfehrsftodungen, 
aljo gerade in ſolchen Zeiten befonders groß werden, in denen der Staat jeine Aus: 
gaben foweit als möglich befhränfen möchte, jo hat gerade Diefe Zinfengarantie in 
vielen Ländern zuerft zu dem Spftem der Staatsbahnen geführt, da DieRegierung durch 
ihre vermeintliche Unfehlbarkeit bei eigener Leitung ſich von der läftigen Zinsgarantie 
zu befreien hoffte. 

Nicht viel beſſer ift c8 mit der Zinfenbeihülfe, die ſich von der Zinfengarantie 
dadurch unterfcheidet, daß nicht ein Minimum der Verzinfung garantirt, ſondern nur 
eine, nad) einem Procentalverhältnifie des Anlagecapitald bemeflene feſte Summe fo 
lange und infoweit gezahlt wird, als fie erforderlich ift, um den Actionären einen be: 
ftimmten Dividendengenuß zu fihern. Die Höhe der Beihülfe und der Dividenden- 
genuß, bei welchem jie aufhören fol, müſſen indeſſen ziemlich bedeutend fein, wenn 
diefe Art der Unterftügung eine verlodende Kraft auf das Privatcapital ausüben foll, 
und wird der Staat dann ſehr bald auf den Gedanken fommen, fein eigenes Capital 
auch jelbit verwalten zu wollen. 

Sollte ausnahmsweife — und folche Fälle werden fehr felten fein — die PBrivat- 
induftrie 9 nicht geneigt zeigen, eine rentable Linie zu übernehmen, oder ſollte aus 
politiſchen und ſtrategiſchen Rückſichten der Bau einer Linie aus Staatskoſten unver— 
meidlich ſein, dann würde ſich weit eher die Verpachtung an eine Geſellſchaft als die 
eigene Verwaltung auf Rechnung des Staats empfehlen, Ein. ſolcher Ausweg bietet 
aud) mandherlei Schwierigkeiten, er enthebt aber die Regierung mancherlei Verant— 
wortlichfeiten, befeitigt die ſchwierige Doppelftellung des Staates ald Richter in eigener 
Sache, enthebt die Staatscaſſe eines unficheren Voranſchlags ihrer Einnahmen, und 
entfernt die zahlreichen weiteren Ecyattenfeiten der Staatsinduftrie. 

Die Landftände, weldye in neuefter Zeit faft in allen Staaten geneigt geweſen 
find, für Errichtung von Staatsbahnen anſehnliche Geldmittel zu gewähren, find bins 
zuweilen auf den mit großer Majorität am 1. Auguſt 1862 von dem preußiichen Ab- 


1) Leider fehlt es auch hier nicht an Beifpielen, daß bei der Anlage von Staatsbahnen Orts 
fchaften und Bezirke, welche ihre Ungufriedenheit mit dem herrfchenden Regierungsinftem zu erfennen 
gegeben hatten, unberüdfichtigt blieben, daß liberal gefinnten Babrifdefigern die Anlage eines Pris 
vatgleifes nach ihrem Gtabliffement, das fie auf ihre Koften errichten wollten, verweigert wurde ıc. 
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geordnetenhauſe beichloffenen Antrag der Abgeordneten Michaelis und Cette: „Das 
Haus Ipricht die Erwartung aus 1. Daß die Staatsregierung den eigenen Bau und 
Betrich von Eijenbahnen durch den Staat fünftig nur noch da für zulälfig erachten 
werde, wo dies durch allgemeine politiiche Rückſichten, oder Durch die befonderen Ver— 
hältniffe der einmal beftehenden Staatsbahnen vollftändig und unzweifelhaft gerechte 
fertigt ift; 2. Daß die f. Staatöregierung durch eine von allen monopolijtiichen Rück— 
fichten freie Politik bei Concejfionirung von Privatbahnen, ferner durch eine, Rechte 
und Pflichten der Eiſenbahngeſellſchaften völlig ficherftellende Neform des Eiſenbahn— 
eieges vom 3. November 1838 den Unternehmungsgeift für Eifenbahnbauten ent: 
Pefleln werde.“ 
Literatur: DieSchriften v. Liſt über Bedeutung der Eifenbahnen. — Knies, 
Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen. Braunſchweig 1853. — Rau, Grundſ. der 
Finanzwiſſenſchaft. I. Abth. ©. 331 ff. Leipzig 1864.— Rengid, Etaat u. Volks— 
wirthſchaft. S. 207 ff. Leipgig 1863. — Michaelis, Das Eiſenbahumonopol. — 
Michaelis, Arbeiten über das Eiſenbahnweſen in der Volfswirthich. Vierteljahrs- 
fchrift von Faucher und Michaelis. 1863 u. 1864. — Die Jahrgänge der Statiftif 
deuticher Eifenbahnvermaltungen. Leipzig. — Denkſchrift der Dresdner Handelsad⸗ 
niniftration über das Gijenbahnmonopol, Dresden 1560. — Verhandlungen des 
deutschen Handeldtags von 1860. — Verhandlungen des preuß. Abgeordnetenhauſes 
von 1862, *F 
. R. 


Staatshaushalt. 

I. Begriff und Weſen. Die Wirthſchaft, welche der Staat zur Deckung 
feines Bedarfs an Gütern führt, heißt Staatshaushalt over Finanzwirth— 
fchaft, auch wohl Staatswirthſchaft im engeren Sinne Inſofern die an 
dir Epige des Staats ftehende Regierung nothwendig auch die Yeiterin des Staats» 
haushalts iſt, kann legterer audy Negierungswirtbichaft genannt werden. 

Das Wejen des Staatshaushalts folgt aus der Natur des Staats. Die öffent- 
lichen Bepürfniffe, welche derfelbe im Intereſſe des Gemeinweſens zu befriedigen bat, 
fünnen nur durch die Verwendung von wirtbichaftlichen Gütern befriedigt werden. 
Der durdy diefe Bedürfuiffe veranlagte Bedarf an folhen Gütern heißt Staatsbe: 
Darf. Zur Dedung dieſes Bedarfs werden im Staatshaushalt wie in jeder Wirthichaft 
durd) eine planmäßige fortdauernde Thätigfeit Güter erworben, welche alövdann vom 
Staate bei der Erfüllung feiner auf die Befriedigung jener öffentlichen Bedürfniſſe ge- 
richteten Aufgabe wieder zugelegt werden. Diefer ſich fortentwidelnde Proceß des 
Gütererwerbs und der Güterverwendung bildet eben das der Finanzwirthſchaft 
mit allen anderen Wirthihaften als Wirthſchaften gemeinfame Weſen. Mit die 
jen Wirtbichaften fteht der Staatöhaushalt in der fie alle zufammen umfaftenden Volks— 
wirtbichaft. Der Unterſchied des Staatöhaushalts von den Privatwirthichaften 
liegt dann in der Natur und Stellung der wirthichaftenden Eubjerte und in der wirth— 
ſchaftlichen Thätigkeit, weldye jid) daraus ſowie aus der verfchiedenen Aufgabe und 
mithin aus der Berjchiedenheit der zu befriedigenden Bedürfniffe ergiebt. Wie ver: 
ſchieden Zwed und Aufgabe der Staaten in den verfchiedenen geichichtlichen Entwick— 
lungsſtufen auch in der Praxis aufgefaßt werden und wie ſehr auch bis heute noch die 
Meinungen über den Staatszweck und den richtigen Umfang der Staatsthätigkeit aus— 
einander gehen, ſoweit herrſcht doch Uebereinſtimmung, daß der Staat ſich zur Auf— 
gabe die Befriedigung ſolcher Bedürfniſſe ſetzen ſoll, welche weder der Einzelne, noch 
die freie Vereinigung von Einzelnen oder welche dieſe Einzelnen und ihre Vereinigun— 
gen wenigſtens nur in niederem Maaße und unverhältnißmäßig ſchwerer (mit einem 
relativ größeren Aufwand von Mitteln) zu befriedigen vermögen. Der Staat ift mit 
der entiprechenden Zwangsgewalt ausgeftattet, um im Intereſſe Aller und ald der Ver— 
treter der Geſammtheit jich der Erfüllung feiner Aufgabe widmen zu können. Wie er 
als Berfon über allen phyſiſchen und juriftiichen) Perſonen fteht, jo jteht auch der 
Staatshaushalt über allen Privathaushalten. Die dem Staate oder der Regierung 
an defien Epige zur Durchführung der allgemeinen Staatdaufgaben gegebene Staats» 
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gewalt erſcheint im Staatshaushalte und fperiell in der auf die Dedung des Staatöbe- 
darfs gerichteten finanzwirtbfchaftlichen Thätigfeit ald Finanzhoheit. Mittelft der 
legteren vermag der Etaat eine Art des Gütererwerbs, weldye von derjenigen der Pri— 
vatwirthichaften principiell verfchieden ift, Durchguführen, indem er nämlich zwangs— 
weije ohne einen unmittelbaren Entgelt in jedem einzelnen Fall oder wenigftend gegen 
einen Entgelt, defien Höhe er ſelbſt und nicht der freie Verkeht beftimmt , den Privat: 
wirthichaften Güter entzieht. Die Ausübung diefer Finanghoheit liegt aber auch im 
Interefje eben diejer PBrivatwirthichaften. Der Staatshanshalt ift nicht, wie Diele 
legteren e8 doch immer für fich zunächft find, Selbftzwed, infofern es ſich nicht um 
die Befriedigung von Berürfniffen des Staats felbft, fondern von Berürfniffen der im 
Staate vereinigten Einzelnen durch den Staat handelt. Der Staat ift wirthicyaft- 
lich betrachtet eben Die Anftalt zur, Befriedigung der gemeinfamen Bedürfniſſe der die Ge— 
jammtheit bildenden Einzelnen und der Staatshaushalt folglich die im Interefje Alter 
und mit den Mitteln Aller geführte Geſammtwirthſchaft. Die den Einzelnen 
nad) einem gleihmäßigen Verhältniß entzogenen wirthſchaftlichen Güter werden in die— 
jer Gefammtwirthichaft in Diejenigen anderen Güter, deren Herftellung der Staat ji 
im öffentlichen Intereffe zur Aufgabe gelegt hat, verwandelt. Die Befriedigung der 
Bedürfniffe der Menjchen erfolgt alfo im Staate auf eine doppelte Weiſe, einmal mit: 
telft der jelbit erzeugten oder im freien Verkehr gegen die Producte anderer Privatwirth- 
ihaften umgefegten Güter, ſodann mittelft Hingabe eines Theils diefer Güter an den 
Staat, weldyer durdy deren Verwendung in den Stand gefegt wird, die von ihm gefor- 
derten Güter feinerjeits zu produeiren. Diefe legteren Güter fönnen Staatsleiftun: 
gen genannt werben, fie beftehen zum erheblichiten Theil in immateriellen Gütern, 
während ein großer Theil des Staatsbedarfs durch materielle (Sady-) Güter gededt 
werden muß. 

Ganz allgemein betrachtet , bildet die einzelwirthfchaftliche Production oder der 
Einzelbetrieb der Privatwirthichaften und die gefammtwirtbichaftliche Production oder 
der Staatshaushalt nur eine befondere Form der Arbeitstheilung innerhalb 
der — Wie jeder anderen ſo liegt auch dieſer Arbeitstheilung als Urſache 
der Umſtand zu Grunde, daß auf dieſe Weiſe relativ am beſten für die Befriedigung 
der Bedürfniſſe geſorgt wird. Eine feſte Grenze giebt es und kann es zwiſchen dieſen 
beiden Productionsweiſen nicht geben. Nach der Entwicklung des Volks, ſeiner Wirth— 
ſchaft, ſeiner Cultur, nach Zeit und Ort und Umſtänden muß dieſe Grenze ſehr verſchie— 
den gezogen werden. Bald iſt die einzelwirthſchaftliche, bald die geſammtwirthſchaft— 
liche Thätigfeit zu erweitern oder einzuengen. Die letztere fällt mit dem Umfang der 
Staatsthätigfeit und Ddiefer mit dem Umfang der Aufgaben und Zwede 
des Staats zufammen. Die theoretiiche era unn des Staatszwecks gehört im 
Ganzen einer anderen Wiffenfchaft als der Volkswirthichaftslehre und Finanzwiſſen— 
ſchaft, nämlich ver Politik an und foweit fie mit der Volkswirthichaft zufammenhängt, 
joweit es fi namentlich darum handelt, dem heutigen Standpuncte der Wiffenichaft 
gemäß Die Productivität derfogen. Staatsconfumtion gegenüber dem einfeitigen 
Smithianismus und den Manchefter-Doctrinen indas richtige Licht zu ftellen, muß hier 
auf den Art. Staat verwiejen werden. Hier haben wir nur Act davon zu nehmen, daß 
von einem feftftehbenden, ein für allemalrichtigen, wie mangemeint hat aus der Natur 
der Sache fi) ergebenden Umfang oder Bereich der Staatsthätigfeit wirth: 
ſchaftlich betrachtet unferer Auffaffung nad) feine Rede fein und daß man folglich auch 
nicht eine beftimmte Richtung der öfonomifchen und finanziellen Bolitif als die an ſich 
für immer richtige bezeichnen fann. Mit diefer Anficht wird jene Politif abgewieſen, 
welche die gefammtwirtbichaftliche Thätigfeit ohne Wahl aus Princip auf Koften 
der eingelwirtbichaftlichen ftets ausdehnen und ohne Scheu zu einer außerordentlichen 
Ausdehnung des Staatsbedarfs und zu jener Benormundungspolitif und Staatsomni- 
potenz führen will, welche in dem Syſteme des aufgeflärten Despotismus des vorigen 
Jahrhunderts befonders charakteriftiich in die Erfcheinung getreten find. Nicht minder 
wird von Ddiefem Standpuncte aus aber Front gegen den Grundfag des abfoluten 
Laisser faire et laisser passer als unbedingt leitended Princip für Die Staatsver- 
waltung und gegen jene ungejchichtliche, willfürliche Beichränfung des Staats auf den 
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Schutzzweck gemacht. Diefe Auffaffung ift thatfächlicd) gegenwärtig in unferen Cultur— 
ftaaten in zahlreichen einzelnen Fällen ald Reaction gegen die foftipieligen und ſchäd— 
lien Auswüchie eines übertriebenen Bevormundungsiyftens vollfommen berechtigt, 
aber fie ift ald ſtets giltiges Princip nicht einmal für die gegenwärtige Zeit und ir 
unfere Staaten, gehäweige für andre Zeiten und Staaten auf anderen Gulturftufen 
richtig. Im Gegentheil erweitert ſich gerade bei fortichreitenden Völfern ertenfiv und 
a die Staatsthätigfeit erfahrungsmäßig , und mit Recht , immer mehr , trogdem 
gewifle Thätigkeiten wieder zum Vortheil Aller den Privaten überlafien werden. Die 
höhere Eultur bringt nothwendig aud) für den Staat immer mehr neue Aufgaben hin- 
zu, ald alte Aufgaben fortfallen. Daher denn aud die Folge dieſer Thatfahe: der 
Staatsbedarf ift bei fortichreitenden Völkern im Ganzen in regel» 
mäßiger Vermehrung begriffen, — was gerade aus dem finanziellen Gefidhts- 
puncte fehr beachtenswerth ift, weil daraus wieder zahlreiche andre wichtige Folgen 
hervorgehen, 

II. Aufgabe der Finanztheorie. Von den dargelegten Gefichtspuncten 
aus erhebt fi) die Aufgabe, für den Staatshaushalt nach allgemeinen 
Grundfägen zu ſuchen und ein oberftes Princip für die Ordnung dee 
jelben aufzuftellen. In erfter Linie find Grundfäge für die Beſtimmung des 
Staatsbedarfs erforderlih. Der Staatsbedarf ergiebt fid) aus dem beftehenden 
Umfang der Staatszwecke und aus der Art der Staatsverwaltung, d. h. aus dem Sy— 
ſtem von Einrichtungen und Mitteln, durch welches die Staatszwede verwirklicht wer- 
den. Der Staatöbedarf führt alddann zu einer Staatdausgabe, d. h. zu einer 
Verwendung von wirthichaftlichen Gütern im Staatshaushalte, um die vom Staate 
geforderten Leitungen hervorzubringen. Die Staatsausgabe erfolgt in der jegigen 
Geldwirthſchaft unferer Eulturftaaten faft ganz in Geld, indem Naturalverwenduns 
gen zum Zwed der Hervorbringung von Staatsleiftungen, 3. B. die Bezahlung der 
Beamten in Naturalien immer ne werden, (eine Ausnahme bildet 3. Th. noch das 
Naturalquartier u. A. m.). Die Feftftelung des Staatsbedarfs geichieht daher gegen- 
wärtig meiftens durch die Beftiegung der Etaatsausgabe, des fogen. Staatshaus- 
haltserforderniſſes der vorliegenden Finanzperiode. Im Staatsbedarf wird aber 
gleichzeitig die ganze Thätigfeit des Staats, alfo feine Politif im weiteften Sinne des 
Worts beitimmend geordnet. Ein wahres Budgetbewilligungsrecht enthält deshalb 
ftets das Recht, den maaßgebenden Einfluß auf die Politik des Staats auszuüben. Die 
ridytige Feititellung des wahren Erforderniffes und in dieſem, des wahren Staatsbe— 
darfs jegt eine unbefangene Prüfung des wahren Staatsintereffes, der Aufgaben und 
Zwede, ver Einrichtungen und des Verwaltungsſyſtems des Staates, ferner eine jorg« 
fältige Berüdfichtigung der Lage der Volfswirthichaft, der Entwidlung der ieh 
ſchaftlichen Thätigfeit, der Höhe des Volfseinfommens und der Quote des davon für 
Staatszwecke verwendbaren Theild voraus. Demnach muß dann eine Erweiterung 
oder eine Beichränfung der Staatsthätigfeit, die Hinleitung diefer Thätigfeit nach dem 
einen, das Zurüdziehen derfelben von dem anderen Puncte erfolgen. Iſt die Veränder— 
ung im Bereich der Staatsthätigfeit demgemäß durd)geführt worden, fo ergiebt ſich ein 
veränderter Staatöbedarf und Ausgabebetrag, welcher als der in der gegebenen Periode 
richtige anzuerkennen ift. Sparſam ſoll hier verfahren werden, das heißt aber nur jo 
viel, als der Zwed muß richtig beftimmt, die Staatsthätigkeit mit Recht ftatt der 
Privatthätigkeit und die Mittel zur Erreihung des beabfichtigten: Zwecks müfjen 
iwedmäßig gewählt fein. An fi die „Sparlamfeit” zu einem leitenden Princip 
im Staatöhaushalt zu machen, hat gar feinen Einn. Die gerehtfertigte Staatd- 
ausgabe ijt jo productiv wie irgend eine Verwendung in der Einzelwirtbichaft. Die an⸗ 
gedeutete Prüfung und Beachtung aller berüdjichtigungswürdigen Umftände wird vor— 
ausjichtlich am beften im modernen Rechtsſtaate und namentlich im Verfaſſungsſtaate 
erfolgen, wo die Regierung nicht allein in eigner Cache richtet und anordnet, jondern 
ein unabhängiges Binanzcontrolorgan zur Eeite hat. Deshalb kann man wohl den 
Rechts- und Verfafiungsftaat als eine der wichtigften Bedingungen für den richtig ge— 
leiteten und geordneten Staatöhaushalt bezeichnen. In der abfoluten Monardie 3. B. 
ift zwar eine gute Finanzpolitik allerdings auch möglich, aber nicht fo wahrſcheinlich, 
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weil die unparteiifche Prüfung ſchwerlich fo leicht ftatthaben wird. Es fommt immer 
darauf an, die Opfer, welche die Einzelwirthſchaften der ſtaatlichen Gefammtwirtbichaft 
bringen müffen, möglichit genau mit dem Nugen der Staatsleiftungen für die Einzel» 
wirthichaften zu vergleihen nnd danach den Umfang der Staatsrhätigfeit feftzuftellen. 
Entſcheidet Die Regierung allein, jo wird ihr einfeitiged Streben, das Gebiet ihrer 
Ihätigfeit zu erweitern, leicht andere Nüdjichten überwiegen. 

Fit auf diefe Weije der Staatöbedarf, im concreten Falle alfo das Staatshaus— 
baltserforderniß oder der Betrag der Staatsausgabe einer Finanzperiode, 3. B. des 
Finanzjahrs fejtgeftellt worden, jo muß nothwendig die Höhe dieſes Erforderniffes über 
die Höhe der Staatseinnahmen zur Dedung defielben enticheiden. Dies ijt der Sinn 
des viel beiprochenen , von Freund und Gegner oft mißverftandenen Satzes, daß ſich 
„im Staatshaushalt zum Unterfchied vom Privathaushalt die Ein- 
nahmen nad den Ausgaben richten müſſen“. Richtig aufgefaßt ift dieſer 
Sag nicht bloß unzweifelhaft wahr, fondern er bildet auch den Ausgangspunct einer 
wiſſenſchaftlich genügenden Finanztheorie und einer rationellen Finanzpraxis. Bei der 
Eigenthümlichkeit des Staatshaushalts ift jener Sag jogar das einzig denfbare oberjte 
Princip des Finanzweſens, in welcher Eigenſchaft er nur einer jorgfältigen Analvie 
und Formulirung feines Inhalts bedarf, um fofort praftiich anwendbar zu fein. Die 
gewöhnliche Polemik trifft von Eag gar nicht. Man hat demfelben vorgeworfen, daß 
mit ihm die willführlichite Ausdehnung der Staatsausgaben und der Staatöthätigfeit, 
alſo auch die rüdfichtslojeite Steigerung der Steuern ohne Beachtung der volfswirth- 
fchaftlihen Steuerfraft in Schuß genommen werde. Keinedwegs, alle dieſe Rüdjichten 
find auf das Sorgfältigfte bei der Feſtſtellung des Stantsberarie und des Ausgabevor: 
anſchlags zu nehmen. Aber wenn dann einmal der Ausgabebetrag in der und der Höbe 
für die jegige Finanzperiode feitgeitellt ift, dann muß diefer Betrag auch unbe» 
dingt die Höhe der Staatseinnahmen beſtimmen. Es follte zur Vertheidigung dieſes 
Sapes gar feiner Erläuterung bedürfen, er ift eigentlich felbftverftändlich, aber gerade 
deshalb für Theorie und Praris um jo wichtiger. Den Einwänden liegt ein falicher 
Gedanke zu Grunde. Die Conſequenz unferes Satzes ift 3. B. für unſre Verfaſſungs— 
ftaaten, daß die Volfövertretung die Mittel für die Dedung des von ihr ſelbſt mit feft- 
geitellten Erforbernifjes bewilligen muß, wenn fie nicht in Widerſpruch mit fi) ſelbſt 
gerathen will. Daraus jcheint Manchen die genaue Webereinftimmung mit der regie— 
rungsfeitigen Auffaſſung der Staatszwede und mit der zur Verwirklichung der leßteren 
eingeichlagenen Politik hervorzugehen. Das ift aber feineswegs nothwendig der Fall. 
Die Budgetbewilligung befagt nur, daß fiir die jegige Finanzperiode der 
Staatsbedarf nicht zu ändern ift, Folglich aud) Einnahmen in entiprechender Höhe 
zu eröffnen find. In Zufunft kann mit der Aenderung der Staatspolitif auch der 
Staatsbedarf und die Höhe der Einnahmen geändert werden. Unfer Sag behält nad) 
allen Seiten die Bedeutung eines politifiben und finanzwiſſenſchaftlichen Arioms. 

III. Theorie der Staatöbedarfsdedung. Die Aufgabe der allgemeinen 
Finanztheorie befteht alsdann in der richtigen Formulirung jenes Satzes, um dadurd) 
zu einer Theorie der Dedung des Eruatößcharte zu gelangen. Zu diejem 
Behufe muß die Gefammtausgabe nach gewiſſen Merkmalen claffifteirt und ſodann 
müſſen die Wirkungen, weldye die einzelnen Arten von Ausgaben, und Diejenigen, 
weldye die Methoden der Ginnahmebeihaftung auf die Volkswirthſchaft ausüben, un— 
terfucht werden. Grit in jüngfter Zeit ift man, vornehmlich in der deutſchen Wiſſenſchaft, 
zu einer principiellen Behandlung dieler Buncte gelangt, wobei fidy namentlich Diegel 
Verdienfte erworben hat. Die Theorie der Dedung des Staatsbedarfs ift für die Fi- 
nanzwiflenfchaft und die Praris um jo wichtiger, weil man erjt mit ihrer Hilfe aud) 
zu einer richtigen Theorie des Staatscredits und feiner Anwendbarkeit im Staats: 
haushalte gelangen Fann. 

Bei der Glafjification der Staatsausgabe jind, um zu einer Entſcheidung über die 
Art der Dedung des Staatsbedarfs zu fommen, die Begriffe des umlaufenden und 
ftehbenden Capitals auch auf die Finanzwirthſchaft Des Staats zu übertragen. Man 
muß in dem feit lange beachteten und auch ſehr naheliegenden Gegenjag zwiſchen 
ordentlichen und außerordentlihen Ausgaben nicht wie bisher rein äußerlich) 
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den Zeitpunct des Eintretens einer Ausgabe und des ihr zu Grund liegenden Be: 
dürfniſſes, fondern vor allem das innere Moment der Dauer der durch eine Ausgabe 
bervorgerufenen Wirfungen und demnach auch der Wahrfcheinlichfeit der 
Wiederholung einer Ausgabe berüdfichtigen. Gewiffe Ausgaben fchaffen ein ma- 
terielled oder immaterielles Capital für den Staat, weldyes alsdann über die Finanz- 
periode, in welcher die Ausgabe erfolgte, hinaus ald Grundlage einer Nugung dient. 
Diefe Ausgaben ftellen den Aufwand für ftehendes Capital dar. Es ift ihnen charac» 
teriftifch, daß fie den Staat ohne eine entjprechende weitere Ausgabe dauernd für läns 
gere Zeit leiftungsfähiger machen. Die andern Ausgaben wiederholen fich ſtets regel« 
mäßig in jeder Finanzperiode, die betreffenden wirthichaftlichen Güter werden bei der 
Production der Staatdleiftungen alljährlidy vollftändig zugefegt. Sie repräfentiren den 
Aufwand an umlaufendem Capital, welcher immer wieder von Neuem zur Fortfegung 
der Staatsthätigfeit nothwendig wird. 

Die Staatdausgaben im —— kann man in folgende Haupttheile zerlegen. 

1) Die eigentlihe Staatsausgabe. Sie umfaßt alle Ausgaben, welche 
zur Berwirflichung der jeweilig anerfannten Staatszwecke nad) dem zur Zeit in Kraft 
ftehenden Syitem der Staatsverwaltung gemacht werden. 

2) Die privatwirthbichaftlide Gapitalanlage, diejenigen Ausgaben 
begreifend,, mittelft deren der Staat ein privatwirthichaftliches Unternehmen , welches 
ihm zur Dedfung der eigentlichen Staatdausgaben einen Reinertrag geben ſoll, ſchafft 
oder verbeffert. Domänenfauf, Eifenbahnbau, Erweiterung der Berg- und Hüttens 
werfe ı1. dgl. m. 

3) Die Staatsfhuldentilgung oder die Ausgabe, deren Zwed eine Ver— 
minderung der Schuld und der für die Verzinfung der legteren jährlich zu machenden 
Ausgabe — ein Theil der eigentlichen Staatsausgaben — ift. 

Die eigentliche Staatsausgabe zerfällt dann nad) dem oben erwähnten Unterſchei— 
dungsmerfmal in drei Theile. 

a) Das Normalerforderniß umfaßt die Ausgaben, welche durch den gege- 
benen Bereich der Staatsthätigfeit und das gegebene Berwaltungsſyſtem jährlich in 
demjelben Betrage erforderlich werden und von der neuen Ausgabe den bleibenden, 
deshalb ebenfalls jährlich wiederfehrenden Theil einfchließen. Das Normalerforderniß 
repräjentirt daher ausjchließlich einen Aufwand an umlaufendem Capital. Wie in der 
Sahgüterproduction wird das legtere auc) in der Production der Staatöleiftungen, 
d. h. cben im Staatshaushalte in jeder Productionsperiode (Finanzjahr) volls 
ftändig zugeſetzt, fein Werth geht vollftändig in den Werth der Staatsleiftungen 
über und wird Daher mit dieſen legteren ſelbſt in der betreffenden Periode jedesmal gänz- 
lidy confumirt. Zum Normalerforderniß gehört in gewöhnlichen Zeiten der weitaus 

rößte Theil der Staatdausgaben, die regelmäßigen Verwaltungs- und Betriebe- 
often des Staatseigenthums, der Monopole, Regale, die Einhebungsfoften der 
Steuern, die Zinfen (und deren Nequivalente, die Lotteriegewinnfte) der Staats: 
Ichuld, der dauernde Aufwand für die Gentralleitung, die Givilverwaltung und die 
Kriegsmacht (Heer und Flotte), foweit er durch die herrichende Auffaffung der Staats» 
zwecke und das politifche Syftem hervorgerufen wird. Aus Arbeitslohn, d. h. Schal» 
ten, Gagen, Löhnungen befteht auch der größte Theil des umlaufenden Capitals in der 
Finanzwirthſchaft. 

b) Die ſtaatswirthſchaftliche Capitalanlage. Gewiſſermaaßen eine 
Capitalanlage in den Staat, worunter hier der größere einmalige oder nur in längeren 
Perioden ſich wiederholende Aufwand für die Staatseinrichtungen und Staatsanftalten 
zu verftehen ift, wenn dadurd) die Grundlage für eine dauernde Nutzung, dad Mittel 
zu dauernden Staatsleiftungen ohne Wiederholung der betreffenden Ausgabe geichaffen 
wird. Hier wird durch die Ausgabe alfo ein ftehendes (Immaterial:) Capital herge- 
ftellt, der Staat wird in Wahrheit auf dem Gebiete feiner Berufsthätigfeit leiſtungs— 
fähiger. Dieſe ftaatswirtbichaftliche ift durchaus von der privatwirthichaftlichen Capi— 
talanlage zu unterfcheiden. Es gehören zu jener Ausgaben, welche in fortfchreitenden 
Staaten immer vorfommen, ſich aber namentlich in Perioden großer Staatd- und Vers 
waltungsreformen häufen. So die Ausgaben behufs Reorganifation der Juftiz, Ads 
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miniſtration, Polizei, Finanz, des Behördenweſens, behufs Cataſteranlagen für 
Steuerzwecke (Örundfteuercatafter!), behufs Straßen- und Waſſerneubauten u. A. m. 
im Reſſort der Eivilverwaltung. Ferner im Militärdepartement die nicht durch Aus— 
nahmezuftände, fondern durch dauernde Erhöhung des Militär» und Flottenaufwande 
und durd) die Umgeftaltungen der Angriffs: und Bertheidigungswaffen verurſachten 
einmaligen oder vorübergehenden Ertraausgaben für die Anlage und den Umbau von 
Befeftigungswerfen und die Anichaffung und Umänderung des ftehenden Kriegsma— 
teriald der Land und Seemacht. Einige der hergeftellten Staatdeinrichtungen , 3. B. 
Straßen: und Wafferbauten, Poſtweſen u. A. m. können unbejchadet des ihnen hier 
beigelegten Charakters auch einen fiscaliihen Nebenzweck haben. Allen diejen ſtaats— 
wirthichaftlichen Gapitalanlagen ift Dod) Das gemeinfam, daß die einmal erfolgte Aus« 
gabe künftigen Finanzperioden für fürzer oder länger ald Ausgabeerfparniß und Er- 
höhung der ftaatlichen Leiftungsfähigfeit zu Gute fommt. - 

c) Dieaußerordentlihe Ausgabe wird durch dieabnormen, fih vor- 
übergehend der Verwirklichung der Staatdzwede entgegenftellenden Schwierigkeiten 
veranlaßt. Der Aufwand für Kriegsrüftungen und Kriegsführung gehört namentlich 
dahin. Man fann, wie ed gefchehen iſt, aud) diefe Ausgabe, welche 3. B. den Werth 
des Staats für die Volfswirthichaft mitunter erhöht, in einigen Beziehungen zu der 
ftaatswirthichaftiichen Gapitalanlage rechnen, paſſender ift aber die hier befolgte Unter: 
ſcheidung. Da dieſe Ausgaben zwar mit einer gewiflen Nothwendigfeit im Leben des 
Staats wiederfehren, aber erfahrungsgemäß in der Regel nur nad) längeren Perioden, 
ähnlidy wie Elementarunfälle, fo bieten fie doch viel Aehnliches mit den Ausgaben für 
ftaatswirthichaftliche Gapitalanlagen. Die Wahrjcheinlichkeit Ipricht dafür, daß die 
außerordentliche Ausgabe, einmal vorgefommen, längere Zeit nicht erforderlich fein 
wird. Wird ſie in einer Binanzperiode betritten. fo haben die nachfolgenden Perioden 
eine gewiffe Sicherheit, daß fie jene Ausgabe nicht fofort zu wiederholen brauchen. 
Dieſer Umftand geftattet Die außerordentliche Ausgabe nad) ähnlichen Grundſätzen wie 
die ftaatswirthichaftliche Kapitalanlage zu behandeln. 

Im Ganzen laſſen fich alfo fänmtliche denkbare again wor in zwei Haupt⸗ 
gruppen Re ‚ in die Gruppe derjenigen Ausgaben, deren Nugeffect , wie der des 
umlaufenden Gapitals in der Ginzelwirthichaft, in der einzelnen Finanzperiode verzehrt 
wird, — ordentlidye Ausgaben in dieſem Sinne — und in die Gruppe der Aus: 
gaben, deren Nupeffect fi) über längere Zeiträume erftreft, — außerordentlide 
Ausgaben in diefem Sinne. Zur erften Claſſe gehört das Normalerforderniß, zur 
weiten die privatwirtbichaftlihe Gapitalanlage und die Schuldentilgung fowie die 
ftaatswirthichaftlihe Bapitalanlage und die dharafterifirte außerordentliche Ausgabe. 

Diefe Beichaffenheit der Ausgaben rechtfertigt eine grundfäglidhe Verſchieden— 
heit der Einnahmeu. Die die — von umlaufendem Capital repräſentirenden 
Ausgaben erheiſchen ihre Deckung aus regelmäßigen, nachhaltigen Einnahmen, die 
wir ordentlihe Ginnahmen nennen können. Die Eingeltoirtbfäpaften liefern dieſe 
Einnahmen in jährlidy wiederkehrenden, gleichmäßigen Beiträgen, in den Steuern an 
den Staat und bezahlen damit ihren Antheil an den Koften des Staatsweſens, defien 
Reiftungen ihnen dafür im Laufe der Finangperiode zu Gute fommen. Die Staats: 
ausgaben der genannten zweiten Gruppe geftatten dagegen an ſich wenigfteng, 
foweit der Zwed der Verwendung der dem Staate zur Verfügung ftehenden wirtbichaft 
lichen Güter darüber entſcheidet, eine Dedung mittelft außerordentlider Einnah— 
men, unter welchen die Veräußerung von fog. werbendem Staatseigenthum und na— 
mentlich die Benugung des Staatscredits zu verftehen if. Man gelangt daher zu 
dem wichtigen finanzwifienfchaftlichen Princip: Die — to ift im mos 
dernen Staat grundjäglic eine Doppelte, die der ordentlidhen Einnahme, befon- 
ders die Benugung der Steuerfraft, und die der außerordentlihen Einnahme, befon- 
derö die Anipannung des Staatdcredite. 

Erft in neuefter Zeit ift e8 gelungen, wie bereitd bemerkt, auf diefe Weife eine 
wahre Theorie der Dedfung des Staatsbedarfs aufzuftellen. Früher mühte man ſich 
vergebens um die richtige Auffaflung des Staatscredits in der Theorie und um die Ges 
winnung eines feiten Ausgangspuncts für die Praris, von dem aus man eine Regel 
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für die Anwendbarkeit des Staatscredits finden fönnte. Vielfach wurde die Frage er- 
örtert, ob und wann Staatsausgaben durd) die Benugung des Staatscredits gedeckt 
werden dürften. Aber um hierauf eine Antwort zu geben, mußte zuvor die Vorfrage 
erledigt fein, welche Ausgaben grundjäglid ihre Deckung durch ordentliche Ausgaben 
erheiſchten. Beide Fragen hängen eng zuſammen und find auf ein oberftes Princip, 
wie im Obigen gefchehen, zurüd zu führen. 

Die ordentlihen Einnahmen des Staats zerfallen im Wefentlichen in zwei 

Hauptelafien, in Die Steuern, d. h. die zwangsweiſe unter verfchiedenen Modali- 
täten, nach allgemeinen Regeln von den Staatsangehörigen erhobenen Beiträge zur 
Beitreitung der Koſten des Staatsweſens, und in die Einnahmen aus denjenigen pri- 
Sotolrihfgerttiden Gapitalanlagen und Staatsanftalten, deren Zwed für 
den Staat die Erzielung eines Reinertrags zum Behufe der Dedung der allgemeinen 
Staatsausgaben ift. Für dieſes ertraggebende Eigenthum, weldyes der Staat privat 
rechtlich beiigt und wie Die Eingefroirtbihaft verwendet, dient der Name Domäne im 
weiteften Sinn des Wortes. Ueber die Domänen, Steuern, einzelnen Arten von 
Steuern, vergl. die Separatartifel, dsgl. über die Frage der ferneren Beibehaltung der 
Domänen zur Dedung der Staatdausgaben den Art. Domänen (S. 227). Hier ift 
nur aus dem Gefichtöpuncte der allgemeinen Finanztheorie nod) hinzuzufügen , daß bie 
Beftreitung des durch ordentliche Einnahmen zu dedenden Theils der Staatdausgaben 
mittelft Steuern aus dem Wejen des Staatshaushaltes folgt, weil legterer die nach ei» 
nem richtigen Arbeitstheilungsprincip gegründete Oefammtwirthichaft der Einzelwirth- 
fchaften darftellt. Der Staat foll ſolche Güter produciren, welcye die Einzelwirthichaft 
gar nidyt oder nicht fo gut liefern kann, „Staatsleiftungen“, nicht aber Güter, welche 
der Private ſelbſt und meiftens beſſer wie der Staat berftellt. Die Finanzwirthſchaft 
bildet ja eben den Umwandlungsproceß von Gütern der Einzelwirthichaften in für die 
Gefammtheit bejtimmte Güter. Die hiftorifche Entjtehung der Staatsgewalt aus dem 
Patrimoniahvejen erflärt die überwiegende Bedeutung des Domaniums auf niedrigen 
Stufen der Staatdentwidlung. Im entwidelten Staat tritt die Befteuerung immer 
mehr in den Vordergrund. Die großen europäifchen Eulturftaaten ziehen nur noch 
einen ſehr Heinen Theil ihrer ordentlichen Einnahmen aus Domänen (Großbritannien, 
Frankreich, Defterreih). Nur die befonderen gefhichtlichen Verhältniffe Deutſchlands, 
welche erft in neuefter Zeit die Entftehung eines Großftaates in Preußen herbeiführten 
und aus den kleinen Territorialboheiten jelbftändige Staaten werden ließen, erklären 
die relativ große Bedeutung , weldye jelbjt heute nocdy das Domänenweien in den deut- 
fhen Staatshaushalten behauptet, obgleich aud) hier durch die Entwidlung der Dinge 
augenjcheinlich die relative Wichtigkeit der Befteuerung als Mittel zur Dedung des 
Staatöbedarfs immer wachſen wird. 

Die oben aufgeftellte Regel für die Deckung des Staatöbedarfs mit ordentlichen 
und außerorbentlidyen —— bezeichnet die Untergrenze für die Steigerung der 
ordentlichen Einnahmen, alſo namentlich der Beſteuerung, und die Obergrenze für die 
Benugung ded Staatsereditd. Die weitere Aufgabe liegt in der Unterfuchung , ob und 
wieweit zur Deckung von Ausgaben, welche nach der vorausgegangenen Erörterung 
nicht nothwendig mit Steuern, fondern an fid) auch durch ne von Staat: 
ſchulden beftritten werden dürfen, nun die eine oder andere Art der Einnahmebeichaf- 
fung den Vorzug verdient. Diefe Frage, ob Steuern, ob Staatsſchuld, muß durd) eine 
vergleichende — der Einwirkungen jeder von beiden Arten der Einnahmebe— 
ſchaffung auf die Volkswirthſchaft entfcyieden werden, wobei, wie leicht erfichtlich , die 
concreten Verhaͤltniſſe der Zeit und des Landes von wichtigem Einfluß find. Der Er- 
Örterumg Dieler Frage ift der Art, Staatsichulden gewidmet. 

Die techniſche und formelle Seite der Sinanzwoirtbiähaft ‚ die Einrichtung der Fi- 
nanzbehörden, das Rechnungsweſen, die Buchführung, der Voranſchlag, der Finanz: 
ausweis über das Nefultat der Finanzgebahrung, dies und Verwandtes mehr ift in der 
fperiellen Finanzlehre zu erörtern und entzieht ſich als technifches Detail von neben» 
fähliher Bedeutung für die Volfswirthihaft im Allgemeinen der Aufgabe dieſes 
Werks. Es handelt ih nur um die volfswirthichaftlihen PBrincipienfragen, 
welche mit der Finanzwirthſchaft zufammenhängen. 
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IV. Binanzwiffenfhaft. Die Lehre vom Staatshaushalte heißt Finanz- 
wiſſenſchaft. Sie hat die Aufgabe, unter Berüdfihtigung der Grundfäge des allge» 
meinen Staatsrechtd und der von der Volkswirthſchaftslehre entwidelten Gejege der 
Volfswirthichaft die Zuläffigkeit desStaatsbedarfs und den Einfluß der Güterentzieh- 
ung durd) den Staat auf die Volfswirthichaft zu beurtheilen ſowie die richtigfte Me— 
thode der Beſchaffung der Staatseinnahmen aus dem Volfseinfommen zu bezeichnen. 
Im Rechtsſtaate ift Das Ziel: die Feftftellung und Befriedigung des Staatsbedarfs ges 
mäß der aus der Rechtsidee ſich entwicelnden Grundjäge und gemäß der die Geſetze der 
Volkswirthſchaft anerfennenden rationellen Volfswirthichaftspolitif. Die Finanz— 
wiſſenſchaft joll bier zum Syftem eines allgemeinen Finanzrechts werden 
(Umpfenbad). Dann würde fie den Eharafter einer volfdwirthichaftlicdhen und einer 
ftaatsrechtlichen Disciplin richtig vereinen. Formel wird die Finanzwiſſenſchaft mit 
der Nationalöfonomif zu den Staatswiflenfchaften gerechnet, und zwar gehört fie zu 
den praftifchen Wiffenjchaften, welche im Gegenfag zu.den theoretifchen Wiffenichaften 
ftehen. Legtere beantworten die Fragen, „was iſt?“ und „wie ift e8?* jene dagegen 
die Fragen, „was fol fein?“ und „wie-foll es fein?“ unter Berückſichtigung der von 
den theoretifchen Wiſſenſchaften gelehrten Zuftände und Entwidlungsgejege der Dinge. 
Die theoretiicye Orundwoiffenfchatt der Finanzwiſſenſchaft ift mithin vor allen die Volks— 
wirthichaftslehre. Cine Verfündigung gegen die Gefege der Volkswirthſchaft rächt ſich 
durch den Mißerfolg der finanziellen Maaßregeln. 

Die Finanzwiffenihaft als juftematifche Darlegung der Staatshaushaltsgrund» 
ſätze gehört begreiflich zu den jüngften Wiſſenſchaften, denn erft die Entwidlung des 
Staatöbegriffd und der Volkswirthſchaftslehre machten fie möglid. Nicht nur im 
Mittelalter, fondern ſelbſt im claſſiſchen Alterthum begegnen wir nur vereinzelten theo— 
retiichen Betrachtungen über einzelne finanzielle Buncte. Erſt feit dem 16. und 17. 
und vornehmlich dem 18. Jahrhundert, als ſich die Staatsgewalt und mit ihnen die 
Staaten felbftändiger herausbildeten und der Staatsbegriff ſich von der patrimonialen 
Auffafiung loslöfte, gelangt man zu einer wenn aud) anfangs jehr einfeitigen, ftreng 
fiscaliichen, doc allmählich tiefer, wiflenfchaftlicherund foftematifcher werdenden Theorie 
des Finanzweiend. Im 17. und 18. Jahrhundert galt noch das Domänenweien, 
wenigftens in Deutichland und zum Theil überhaupt auf dem Gontinent, als Mittel: 
punct des Staatshaushalts. Ihm wandte fich die Aufmerffamfeit der Theoretifer und 
rationellen Braftifer auch in der theoretiichen Behandlung vornehmlich zu. In Deutfch- 
land wurde das Finanzwefen ſchon damals mit größerer Vorliebe und im Ganzen aud) 
mit befferem Erfolge als in anderen Ländern theoretifch unterfucht. Aus dem 17. Jahr: 
hundert find befonders von Sedendorfund von Schröder zu nennen. Bis tief in 
die Mitte des 18. Jahrhunderts herein beherrichte das Mercantilſyſtem die volfswirth: 
ſchaftlichen Anjchauungen der Theoretifer und Praktiker faft vollftändig. Deutichland 
war und blieb dann auch das Land, wo die Finanzwiflenichaft im Laufe des 18. Jahr: 
hunderts als Theil der jog. Cameralwiſſenſchaft vorzüglich zu weiterer ſyſtema— 
tifcher Ausbildung durd Juſti, Sonnenfels u. N. gelangte. Aber erft der Epoche 
machende — den Staatswiſſenſchaften und in der Volkswirthſchaftslehre, 
welcher ſich an die Namen der Montesquieu, Quesnay, Turgot, Hume, 
Adam Smith und ihrer Zeitgenoſſen und Nachfolger knüpfte, hat allmählich zu einer 
wahrhaften Finanzwiſſenſchaft geführt. Das Verdienft der Verjelbftändigung und 
weiteren inneren Ausbildung diefer Wiffenichaft in fich gebührt den Deutjchen. Die 
Engländer Ricardo, 3. Stuart Mill, Mac Eullod und im Ganzen auch die 
Franzoſen haben die Finanzwiſſenſchaft felbft in den befonderen, ſich auf die Finanzen 
befchränfenden Werken in der Negel nur anhangsweiie ala Theil der Volkswirth— 
fchaftslehre und demgemäß auch felten in ſyſtematiſcher Volftändigfeit behandelt , wie 
ja eigentlich der Staat im Syftem der ftrengen Smith'ſchen Schule überhaupt feinen 
rechten Platz findet. Die tiefere deutſche Auffaffung des Staats, die rechtsphilofophifche 
und ftaatswifienfchaftliche Bildung im allgemeinen fommen den Deutjchen neben ihren 
weiteren biftoriichen und ftatiftifchen Kenntniflen zu Gute. Aber allerdings Flebt aud) 
gerade der deutſchen Finanzwiſſenſchaft, jelbft den beften Werfen, eine gewiſſe Enge des 
politijchen Gefichtsfreifes an, weldye man nur auf den Einfluß der Kleinftaaterei 
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und der aus legterer hervorgehenden immer noch etwas privatwirthichaftlichen Auffaf- 
fung des Finanzweſens zurüdführen kann. Die bis vor Kurzem der deutihen Schule 
charakteriſtiſche beſondere Berüdfichhtigung des Domänenwefens hängt damit zufammen, 
wenn fie auch durch Die Sadylage mit veranlaßt wurde, Inter den älteren Scrift- 
ftellern find als die vorzüglichiten v. Jakob (Staatsfinanywifl., Halle, 1821, 22.) 
und v. Malchus (Handb. d. Finanzwiſſ. Stuttg. 1830, 2 B.) zu nennen. Das 
beſte deutſche Werk ift aber noch jegt das des Altmeiiters der lebenden deutfchen Natio- 
nalöfonomen, 8. H. Rau's (Grundf. d. Finanzwiſſenſch., Lpz. u. Heivelb., 1864 
—65, 5. Aufl. 2 B.). Unbefangenheit und Nüchternheit des Urtheils, Reichthum 
des Inhalts, umfafiendfte Gelehrſamkeit, ſyſtematiſche Vollſtändigkeit und Durdar- 
beitung find diefem Werke vielleicht jelbft in noch höherem Maaße eigen wie den anderen 
Theilen des großen Rau'ſchen Spitems. Und wenn Rau auch nicht ganz auf dem 
Standpuncte fteht, welcher auch unſrer Auffaflung nad) gegenwärtig als der für die 
Finanzwiſſenſchaft richtige namentlich in Betreff der principiellen Würdigung des 
Staats vom volfswirthichaftlichen Gefichtspuncte,, der Staatsronfumtion und.der Bes 
nugung des Staatseredits erjcheint, fo ift Rau doc der Ausgangspunct für unfere 
deutiche, Finanzwiſſenſchaft geworden, wir Alle ftehen auf feinen Schultern und jein 
Werk ift noch von feiner neueren Leiftung übertroffen. Die jüngfte Phafe der Finanz: 
wiſſenſchaft, bis jegt ebenfalls vornehmlicy in Deutſchland zur Entwidlung gefommen, 
ging aus der neueren Rechtsphiloſophie, welche die Beichränfung des Staats auf den 
Schutzzweck ablehnt, aus der tieferen geichichtlichen Auffaffung des Staats und aus der 
Anerkennung der Productivität der Dienftleiftungen (Hermann, J. G. Hoff: 
mann) hervor. Diegel (Syft. d. Staatsanleihen, Heidelb. 1855), Umpfenbad 
(Lehrb. d. Finanzwiſſ., Erl. 18559—60, 2 B.), 8. Stein Lehrb. d. Finanzwifl., Lpz. 
1860) haben hier namentlidy eine folgenreiche Umgeftaltung mehrerer Hauptlehren der 
Binanzwiffenfchaft angebahnt (f. den Art. Staatsjchulden I). Unter den auch für 
die allgemeine Binanztheorie werthvollen Werfen mehr praftiichen Inhalts find beſon— 
ders v. Hock's trefflihe Schriften, „Die Finanzverwaltung Frankreichs“ (Stuttg. u. 
Augsb. 1857) und „die öffentl. Abgaben u. Schulden“ (ebend. 1863) hervorzuheben. 

Vol. ferner über den Gegenitand diefes Artifel8 außer den im vorigen ſchon ger 
nannten Schriften: YA. Smith, Wealth of mations. V. 3. Stuart Mill, Princ. & 
v. Soetbeer, 2. Ausg. Hamb. 1864) Buch V. (S.590 ff.); Garnier, Elem. de 
fin. (Paris 1858); H. Rentzſch, Staat und Volkswirthſch. (Leipzig 1863) ©. 236 ff; 
meine „Ordnung des öfterr. Staatshaushalts* (Mien 1863), wo S. 1—19, 36—63 
die im Terte dargelegte Anficht näher motivirt ift. Neichhaltige Literatur bei Rau: 
Finanzwifjenichaft, $ 20, 21, 23. Die Sperialliteratur über Beitenerung, Staatsichul: 
den ꝛc. in den betreff. Artikeln. Finanzftatiftif in Hübner's Jahrbühern, Horn’s 
Annuaires du cred. publ., Kolb, Handbud) der Statiftif. (4. Aufl. Leipzig 1865), 
v. Reden, Allgemeine vergleihende Finansftatiftif (Darmftadt 1851 ff.) und befonders 
in v. Czörnig, Das öfterr. Budget (2 Bd. Wien 1862), das wichtigite Werf ver 
vergleichenden Finanzitatiftif (die fünf Großmächte, Spanien, Portugal, Holland, 
Belgien, Bayern). 

. Adolph Wagner. 
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Die Dnellen der Staatdeinfünfte find im Laufe der Zeit fehr wechjelnd gewejen 
und eine Geſchichte der praftifchen Finanzwiſſenſchaft würde das buntefte Bild vor- 
führen; der Gedanfe jedoch, den Staat als foldyen mit der Unternehmung und mit dem 
Betriebe einzelner wirtbichaftlicyer Branchen zu beauftragen und mit feinen Einnahmen 
(wenigjtens theilweife) auf Die bald fallenden bald fteigenden und allen Schwanfungen 
des Marftpreijed ausgefegten Ergebniffe einer von feiten des Staats unternommenen 
Induftrie zu verweiſen, eine folche Idee ift erft feit dem vorigen Jahrhundert zu der 
ganzen Blüthe gelangt, die für ein verfehrtes Syſtem überhaupt nur möglich ift. Schon 
im Alterthum trieb der Staat Induftrie und namentlid Rom zeichnete ſich durch den 
Beſitz jehr ausgedehnter Ländereien aus, wie ferner der Staat feinen Bedarf an Kriegs⸗ 
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geräthen und Ausrüftungsgegenftänden für die ftreitende Mannſchaft felbft beforgte, 
und den zunächſt für feine Bedürfniffe errichteten Poſt- und Verfehrsanitalten geftattete, 
dem Privatverfehr dienftbar zu fein. IJmMittelalter trifft man, nachdem fich wiederum 
neue Staaten confolidirt hatten, Diejelbe Ausdehnung des Grundbeftges und ift nament- 
lic) die Domainenbewirthihaftung Karl's des Großen hervorzuheben. Bei dem Mangel 
jeder geregelten Beſteuerung dienten die Erträge dieſer Ländereien zur Dedfung der 
laufenden Staatsausgaben und zum Unterhalt des Landesherrn; gab doch damals 
Grund und Boden den faft einzig ficheren Neinertrag, wie der Landesherr bei den da— 
maligen Zuftänden veranlaßt war, die Bewirthichaftung durch feine Beamten felbit 
ausführen zu laflen. Durchaus fremd war aber jener Zeitder Gedanfe, die Staats» 
induftrie . auf andere gewerbliche Branchen auszudehnen, und den Staat hereinzuziehen 
in die Chancen der Speculation,, ihn hier ald Babricanten , dort ald Kaufmann, da 

Zals Spediteur auftreten zu laffen, furz das Gapital des Staats zur Betreibung folcher 
Geſchäfte und zur Ausführung folder Speculationen zu verwenden, die am beiten der 
Privasinduftrie zu überlafien find. Die Staatsindujtrie des Mittelalter mag bis zu 
einem gewifien Grade unvermeidlich geweſen jein; der Staat unterzog fi) derfelben, 
weil er von den Verhältniffen dazu gedrängt wurde : die Staatsinduftrie der Neuzeit 
dagegen bat meift ganz unnöthigerweife Erwerbsbranden an ſich geriffen, und Be: 
dürfniſſe zu befriedigen übernommen, die durch Andere weit befler befriedigt worden 
wären. Für den Staat des Mittelalters war die Verwaltung des Staatsvermögens 
eine Pflicht, welcher fidy der Landesherr nicht entziehen fonnte: den Staat der Neuzeit 
dagegen reizt die vorhandene Gapitalanfammlung, nicht felten blos der Staatscredit zu 
jpeeulativen gewerblichen Unternehmungen, wobei man von dem irrigen Gedanken aus— 
geht, daß der Staat ald Wohlthätigkeitsanftalt dazu berufen fei, viel und jo raid) 
als möglidy auftauchenden Wünfchen der Staatsangehörigen Befriedigung zu vers 
idyaffen. Daß das rein fiscalifcye Intereffe mit der wohlmwollenden Unterfüben 8= und 
Wohlfahrtstheorie ſeht häufig in den grellſten Widerſpruch kommen wird und fommen 
muß, in bereit taufendfad) gekommen ift, wollen freilic) die meiften Regierungen nicht 
begreifen. 

i Die productive Thätigfeit der Regierung mag in allen Staaten nicht ohne Weiteres 
von der nn zu weifen fein; vielmehr wird fich das Maaß der Staatsinduftrie in der 
— e nach dem Culturgrade der Regierten zu richten haben. Iſt das Volk an die 

elbſtthätigkeit noch nicht gewöhnt, iſt die Privatſpeculation durch Mangel an In— 
telligenz oder an Capital noch nicht hinreichend gekräftigt, dann, aber auch nur dann, 
wird es zu billigen ſein, daß die Regierung die Initiative ergreift und den Fortſchritt 
durch anregendes Beiſpiel Fräftigt, wie der Production durch angemeſſene Einrichtung 
der verbindenden und vermittelnden Zwifchenglieder die Wege ebnet. Diejenigen Fälle, 
in welchen der Staat, 3. B. bei Bulvermühlen und Schiffswerften für feine eigenen 
unvermeidlichen Bedürfniffe arbeitet, fönnen ausnahmsweife nicht hierzu gerechnet 
werden, um fo mehr wenn höhere Intereffen dadurch gefährdet werden fünnen, daß 
die nothwendigen Verbrauchsgegenſtände für reine Staatszwede nicht in der gehörigen 
Duantität und Qualität beſchafft worden find. In allen anderen Fällen fann aber der 
Grundfag meift ohne Ausnahme ald Regel aufgeftellt werden: ‚von Seiten des 
Staats zeitgemäße und dringend nothwendige induftrielle Unter: 
nehmungennurdann zu entriren, wenn die Brivatthätigfeit deren 
Ausführung abgelehnt hat und feine Aussicht vorhanden ift, daß 
ein allgemein al8 dringend empfundenes Bedürfniginnidt zu lan— 
ger Zeit Befriedigung finden werde.” Iſt aber ein Volk bis zu einer ge- 
wiſſen Stufe der Eultur emporgedrungen, dann hat der Staat die Pflicht, der wenn 
auch langſamen, fo doc) naturgemäßen Weiterentwidelung nicht vorzugreifen. — Die 
Voltswirthichaftslehre hat in dem Entwidelungsftadium, in weldyem fie fi gegen- 
wärtig befindet, dem Staat in allen volfswirthichaftlichen Fragen faft einftimmig 
eine lediglich paffive Rolle zugewielen. Der Staat foll nicht, wenigftens nicht mit 
organilatorifcher Thätigfeit, in das Getriebe des Volfswirthicdhaftslcbens eingreifen, 
er foll weder „Vorſehung ſpielen“, nod gar als Goncurrent der Privatthätigkeit 
auftreten. Damit ift nicht gejagt, daß die Entwidelung des Rolfswirthicaftslchens 
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von der Regierung außer Acht zu laflen fei: den Beobachtungen foll vielmehr nur 
die Abficht zu Grunde liegen, darüber gewiß zu werden, ob jener Entwidelung irgend 
welche Hinderniffe entgegenftehen , welche die Einzelnen , oder Gefellfchaften von Ein- 
zelnen hinwegguräumen unfähig find, geichehe dies aud) nur aus Mangel an Erfennts 
niß oder aus engherziger Befangenheit. Sowie der Eigennutz Einzelner fid) im Wirth» 
ſchaftsleben zum Nachtheil der leiblichen und geiftigen Wohlfahrt des Ganzen nicht 
geltend machen darf, jo wenig darf auch der Staat feine Gapitalmadıt, d. h. die Gapi- 
talfräfte feiner Steuerzahler und den Credit, den er daraufhin genießt, benutzen, um 
für Die fiscalifchen Unternehmen in gleicher egoiftifcher Abficht ein Uebergewicht zu er- 
langen. Ueberläßt die Regierung, jobald eine gewiſſe Eulturftufe erreicht ift, die Wei- 
terentwidelung der Privatinduftrie — wir fprechen nur von den modernen Eultur- 
ftaaten , die der Staatsinduftrie bereit viele Erwerbsbranchen unterworfen haben, 
während die Frage, ob es für vollfommen unentwidelte Länder nicht befier fei, wenn 
der Staat auf jede Induftrie von vornherein verzichte, einftweilen unerörtert bleiben 
mag, — jo wedt die gefteigerte Intelligenz den Erfindungsgeift und mit diefem die ſchlum— 
mernden productiven Kräfte. Die vermehrte Production erhöht das Capital, Fräftigt 
den Keen Sperulative Triebfraft und Erwerbesthätigfeit fuchen ſich 
dann die geeigneten Gebiete ihres Schäffens und Wirkens aus, und vereinigen ſich da, 
wo die Kraft des Einzelnen nicht ausreicht, zu gemeinfamen Handeln. Die Gapital- 
macht des Staates, die von dem Einzelnen nur ganz ausnahmsweife erreicht werben 
lann, ift ja durch unfere modernen Actiengefellihaften mehr als einmal überboten 
worden. 

Die Finanzwirthichaft unferer heutigen Staaten huldigt im Allgemeinen nicht mehr 
den Anfichten des vorigen Jahrhunderts, in Bezug auf die Staatsinduftrie find aber 
jene entwidelten Grundfäge nur in einigen wenigen Staaten beachtet worden. Andere 
Regierungen — und immer ift es nod) der größte Theil — haben ſich nicht entichlagen 
fönnen, in größerem/oder geringerem Grade mitzuwirthfchaften. Der Staat ift Land» 
wirth und Forſtmann, er baut auf Erze und mineralifche Brennftoffe, er legt chemiſche 
und metallurgifche Hütten an. Der Staat ift Babricant ; er verfpinnt je nad) Anficht 
feiner Lenker Robftoffe zu Garn und läßt aus den Producten Gewebe herftellen , er: 
richtet Glashütten und Porzellanfabrifen, braut Bier, brennt Ziegel, ſchneidet Hölzer, 
legt Kaltöfen und Mahlmühlen an, um fchlieplicy mit dem Fabricate der Lepteren die 
Staatsangehörigen mit Brot zu verforgen. Der Staat baut Eifenbahnen und Ganäle 
und jpielt mit deren Hülfe den Spediteur; er ſucht durch Poſten und Telegraphen den 
Bedürfnifien feiner Angehörigen gerecht zu werden. Der Staat handelt mit Salz und 
Tabak, mit Spielfarten und Potterieloofen, mit Salpeter, Pulver und den jämmtlichen 
Producten feiner Landwirthſchaft und feiner Fabrifinduftrie. Er borgt mit Hülfe feiner 
Banken dem Kaufmann wie dem Landwirth Gapitalien; er leiht gegen Pfaͤnder, ver: 
jichert die unbewegliche Habe gegen Feuerſchaden, forgt fogar durch Errichtung von 
Spielbanfen dafür, daß die Verlufte einer für unvermeidlic, gehaltenen Spielwuth der 
Staatscaſſe aufhelfen, und was giebt e8, das der forgfame, berathenvde und fchügende 
Staat nicht zum Gegenftand feiner Bewirthichaftung machte? 

Die folgende Zufammenftellung foll nad den Einnahme» und Ausgabepoften 
wenigftens eine annähernde Ueberſicht über die Staatsinduftrie der — ie 
Eulturftaaten geben. Auf Details einzugehen konnte nicht Aufgabe dieſes Artikels fein, 
da es ſich nur um eine jummarifche Aufftellung handelte, bei der nur die größeren 
Poften namhaft gemacht werden follten , während vereinzelte Branchen 3. B. Staats- 
drudereien, Erträge aus einzelnen gewerblichen Etabliffjements im Staatsbefig nicht 
berüdfichtigt werden konnten. Da wo noch ſolche einzelne Staatsinduftrie-Etablifie- 
ments aus jener Zeit, in der DieRegierung die „Borfehung“ ſpielen zu müflen glaubte, 
vorhanden find, ift deren allmähliches Verſchwinden bereits angezeigt. Bon höherem 
Interefje find dagegen die größeren Verkehrsanftalten im Befig des Staates , Eifen- 
bahnen, Poſt, Telegraphie, sa der Grundbefig des Staates in Domainen, Wal: 
dungen und Bergwerfen, endlich die Handeldmonopole für Tabak, Salz, Salpeter ıc. 
Lotterie und Epielbanfen. Hier bleibt zur Verbreitung beflerer Ginfichten noch ein 
tüchtiges Stüf Arbeit für die Volkswirthſchaft und ihre Vorkämpfer übrig. 


846 Staatsinduftrie. 


England! 1860. Einnahme aus der Poſt 1'447569 Pfd. St., Kronländereien 
(Domainen) 289568 Pf. — im Jahre 1861 Boft 1351669 Pfd.; Domainen 
293479 Bid. — Der Ertrag aus den Domainen gewährt nod) nicht des jähr- 
lien Staatsbedarfs ; Die Ausdehnung der Staatswaldungen beträgt nur 60000 Acres 
a O, Hectaren. Außer diefen Kronländereien tritt eigentlid nur die Poft als einzige 
Ctaatsanftalt auf, Die aber weit mehr vom volfswirthichaftlichen, als vom rein fis— 
caliihen Geſichtspuncte aus verwaltet wird. 

Sranfreid 1862. Roheinnahme aus den Domainen 18’200000 Fr., Wal» 
dungen und Fifchereien 41’911000 Fr. Der Werth der Domainen betrug nad) einer 
Scyägung vom Jahre 1856 1293173804 Fr. Bon den 9’589869 Hectaren Waldun— 
gen gehörten 1791 dem Staate, 1'360492; von circa 8300000 Hertaren befaß der 
Staat 1862 nur nody 17077046 Hectaren. Nach neuefter Bejtimmung ift für die 
Dauer von 10 Jahren jährlid 1 Mill. France zur Wiederbewaldung der Berge aus— 
geſetzt. — Die Roheinnahme der Poft betrug 1862 62’976000 Fr. — Das Tabafs- 
monopol brachte 1812 einen Reingewinn von 26 Mill. Fr., 1817 ſchon 42 Mill., 
1841 72, 1852 121 und 1860 194 Mill. Fr. — Telegraphen (1860 bejaß Frankreich 
16049 Kilometer oder 2160 deutjche Meilen an Telegraphenlinien) ergaben für 1860 
cine Robeinnahme von 4’022799, gegenüßtr einer Beranfchlagung der Betriebskoften 
son 6°106898 Fr. — Für — hat der Staat bis 1861 811 Mill. Fr. beige— 
jteuert und weitere 200 Mil. Staatsunterftügung zugelagt, ohne dieſe Bahnen in 
ſeinen Eigenbefig zu nehmen, doch find Die Bahnen zur Küdzahlung verpflichtet (vergl. 
d, Art. „Staatseilenbahnen“). — Aus früherer Zeit beftehen in Frankreich noch zahl- 
reidye vereinzelte induftrielle Unternehmungen des Staates, fortdauernde finanzielle 
Verlegenheiten der Regierung haben aber den Berfauf derjelben anbahnen laſſen. 

Dejterreich bat Icdyon im vorigen Jahrhundert und aud in dem jegigen viele 
feiner großen Domainen zur Scyuldentilgung veräußert, fo von 1818—1851 für faſt 
36 Mil. Bl. Im Jahre 1855 wurden weitere 156,, Mill. Fl. an liegenden Gründen 
der Nationalbank als Pfand überlaffen und darf die Bank dieje Güter allmählich ver- 
äußern und deren Erlös dem Staate qutichreiben. In demfelben Jahre wurden für 
200 Mit. Sl. Eijenbahnen, Bergwerfe und andere indujtriche Unternehmungen an 
eine franzöftiche Gejellichaft verfauft. — Im Jahre 1860 betrug die Einnahme aus 
den Staatsgütern ſammt Forften in Verwaltung 1. des Staats 1’333630 Fl.; 2. der 
Nationalbanf 1’431690, erledigte Pfründen 261472, Staatsbahnen 270201, Staats: 
fabrifen 128381, Bergweien 37262366, Münzweſen 1530514, Salz 33'952796, 
Tabak 35217299, Lotto 6’412602, Poſt 2°833702 Fl. — Die Staatstelegraphen 
verurfachten ein Deficit. — Die Wiener Borzellanfabrif fojtete 1849 — 1851 jährlich 
6073 Fl. Zufchuß, dieTeppichfabrif: und Wollendruderei in Linz 1849 über 27000 Fl., 
gab jedod) jpäter gegen 29000 Fl. Reingewinn. 

reußen. Das Budget für 1861 weift für Domainen (Güter) eine Einnahme 
von 5009620 Thaler und für Forften 6568540 Thaler nad. Bis 1820 find für 20 
Mill. und von da bis 1840 für 35%, Mill. Thlr. preuß. Kammergüter verfauft wor: 
den, (1854— 1856 betrug der gleiche Erlös nur 281834 Thlr.). Cinnahme aus dem 
Salzmonopol 8741650, Lotterie 1’340000 , Seehandlungsinftitut 300000, Preuß. 
Bank (Antheil des Staates) 17146000, Münze 227076, ferner Poſt 11’453800, 
Telegraphie 805400, Staatsfabrifen 320630, Berg-, Hütten: und Salinenwejen 
11'822247, Eiſenbahnen 10'843737 Thlr. 1856 bejaß Preußen 533 Meilen Eifen- 
bahnen , darunter 146 Meilen Staatsbahnen und 70 Meilen Privatbahnen unter 
Ctaatöverwaltung, 1861 790 Meilen, wovon der Staat 214 Meilen befaß. 

Bayern. Budget 1861—1867. Einnahme aus den Ealinen 3130000 Fl., 
andere Bergwerke 250000, Forften 5000000, Domainen 305900 , Eijenbahnen 





1) Die Zufammenitellung if in der Hauptfache nach Kolb (Handbud der Statiftif) erfolgt. 
Da es fi nur um vergleichende Ucberfichten handelt, find häufig abgerundete Zahlen gegeben wers 
den. Endlich befteht für die Vergleichung eine große Schwierigfeit darin, daß viele Budgets außer 
ihrer fonftigen Unflarheit und fehr willfürlichen Zufammenftellung Reineinnahmen angeben, während 
in anderen Ländern bei denfelben Poſten richtiger „Roheinnahmen“ notirt find. 


Staatsinduftrie. 847 


5003256, Poft 570000, Donaudampfichifffahrt 25149, Donau-Maincanal 26133, 
Telegrapbie 30000, Banf in Nürnberg 150000. Der Waldbefig des Staates erftredt 
jich auf 37300000 preuß. Morgen. Bon den 250 Meilen Eifenbahnen befanden ſich 
Ende 1861 151°, Meilen in den Händen des Staates, doch ward, weil die leßteren 
fehr ſchlecht rentirten, der Berfauf von feiten der Landesvertretung empfohlen. (Die Bor: 
zellanjabrif zu Nymphenburg koſtete 1837—1843 jährlih 11752 Fl. Zuſchuß. Das 
Hofbrauhaus zu München war 1861—1867 mit einem Roheinfommen von 212602 FI. 
und einem Reingewinn von 16338 Fl., das Brauhaus zu Würzburg mit einem Roh— 
einfommen von 67383 $l. und einem Gewinn von 3418 Fl., jedoch ohne Zinſenbe— 
rechnung für das Anlagecapital etatifirt, und wurde deshalb Verkauf oder Verpach— 
tung En 

Sachſen. Budget aus der Finanzperiode 1861—1863. Staatswaldungen 1 
Mil. Thlr., Kammergüter 126000 , Steinfohlenwerfe 56000, — 
13000, Berg- und Hüttennutzungen 171000, Flößerei und Holzhöfe 34300, Chauſſee⸗ 
und Brückengelder 240000, Zeitungsnutzungen 18000, Salzmonopol 500000, Poſt 
372000, Staatsbahnen (1863 waren von 107'%, MI. 74%, MI. Staatöbahuen) 
1450000 Thlr. Der Werth der Staatsbahnen wird auf 45 Mill. Thlr., der Forften 
auf 25,, Mill. Thle. geihägt. — Die Telegraphen erforderten einen jährl. Zuſchuß. 

MWürtemberg für 1861—1862 Reinertrag bei den Domainen (Gameralämtern) 
795072 Fl., Borftverwaltung 2411300, Berg. und Hüttenwerfe 359500, Salinen 
900000, Bleihanftalt Weißenau 4000, Gijenbabnen 1’891010, Poſten 236000, 
Dampfihifffahrt 26900 Fl. Im Jahre 1861 beſaß Würtemberg 59 MI. Eifenbahnen, 
fämmtlich vom Staate mit einem Aufwand von 40,, Mill. Sl. ausgeführt, die fich zu 
6,, °/, verzinften. 

Hannover. Roheinnahme nad) dem Budget von 1861—1862 aus Domainen 
und Forften 1'990625 Thlr., Bergwerf und Hüttenwejen 2545000, Kohlenwerfe 
354226, Salinen 47432, Kalfwerfe 40192, Poften 1’029500, Eifenbahnen und 
Telegraphen 4950000 , Ehauffeer und Brüdengelver 190000, Lotterie 68000. Auf 
die Staatsbahnen waren big Ende 1860 45’083133 Thlr. verwendet, die ſich 1560 
zu 5,55% verintereffirten, wobei aber für Abnugung nichts geredynet war. (!) Tele: 
graphen brachten 6,28%. | 

Baden. Der Werth der Domainen wird auf 50 Mill. Tl. geſchätzt, der der Bah— 
nen auf 90 Mill. (Ende 1861 50% Mill.), Telegraphen 117 Ml. Linienlänge; 
1862— 1563 wurden etatiſirt: 


Einnahme, Ausgabe. 
‘Boftverwaltung . . . Fl. 2795622 Fl. 2081036 
Giienbahnbetriebsverwaltun «e 10'859338 = 6608928 
Eifenbahnbauverwaltung 15'573241 


Gameraldomainenverwaltung =» 17345724 » 742080 
Forſtdomainenverwaltung : 1'929010 ⸗ 604426 
Berg und Hüttenverwaltung = 623911 = 586978 
Schweiz. Ertrag der Domainen 263977 Fr., der Poft 17486561, die aber den 
Ginzelcantonen zufließen, der Telegraphen, Pulver-Zündkapſel und Müngverwaltung 
218594 Fr. Im Allgemeinen findet die Staatsinduftrie in der Schweiz feinen Boden 
und die nody vorhandenen Gewerböbrandyen des Staats, zu den neuerdings nod) 
Staatsbahnen gekommen find, werden wenigftens nicht im fiscalifchen Ontereie aus⸗ 
ebeutet. 
Belgien beſaß 1860 76% Meilen Staatsbahnen, zu deren Erbauung 190,, 
Mil. Fr. aufgewendet waren, und außerdem hatte derStaat 24 Meilen PBrivarbahnen 
gepadhtet. Die Betriebsfoften erforderten 51 ‚su % der Roheinnahme. Die Einnahme 
der Poſt betrug 2’840000 Fr., Dampfidifffahrt zwifchen Oftende-Dover 110000, 
Telegraph 500000 , für den Verkauf von Domainen wurden 400000 Fr. beredynet. 
olland im Jahre 1862 Einnahme aus den Domainen 505746 niederl. Gul- 
den (Koften 337978), Etaatsdruderei 55000 (Koften 53698), Telegraphen 315000 
(Koften 476000), Boft 2000000 Koſten 1’092550), Lotto 410000, Erlös von ver- 
fauften Staatögütern 100000 Gld. 
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Italien. Die VBerhältniffe, die in den früheren Staaten in Bezug auf Staate- 
induftrie die größten Verfchiedenheiten zeigten, find zur Zeit noch zu wenig geregelt. 
Im Allgemeinen ift die Tendenz vorherrſchend, die Staatsinduftrie einzuengen, doch ift 
wohl mehr die Finanznoth, als die Erfenntniß richtiger volfswirthichaftliher Grund- 
fäge dafür maaßgebend. 

Rußland. Reinertrag der Salgeinfünfte und des Salzhandels von jeiten des 
Staates 8 Mill. S. Rubel, des Staatsbergbau’d und der Hüttenwerfe im Jahre 1863 
2307462 R. ; der Ertrag der Domainen ward 1850 auf 40’730000 R. berechnet, 
doc) find darunter Veräußerungen und ca. 5 Mil. R. Gemeindeabgaben einbegriffen. 
Das Branntweinmonopol, das indeſſen gegenwärtig aufgehoben ift, brachte incl. der 
Getränffteuer 123 Mi. R. ein, Poſt: Einnahme 7044532, Ausgabe 3’524860, 
außerdem über 2 Mill. Subvention für Unterhaltung von Boftdampfichiffen. — Der 
Gijenbahnbetrieb ift vorwiegend in den Händen von PBrivatgefellichaften, doch hat Die 
Regierung 5% Zins garantirt. In jehr vielen Branchen ift außerdem die Staatsinduftrie 
thätig ; das für 1862 zum erften Mal veröffentlidyte Budget giebt indeffen über die 
Rentabilität der einzelnen Unternehmungen feinen Aufichluß. 

Spanien. Budget für 1861: Tabak 306 Mill. Real., Salz 120 Mill., Pul— 
ver 21 Mill., Lotterie 142Mill., Münze 7'552000, Poften und Telegraphen 9'852000 ; 
Staatöbergwerfe 42'256000, Etaatsgüter 37175000. Seit einer Reihe von Jahren 
find die Nationalgüter infolge der Finanznoth veräußert worden, leider nicht blos in 
der Abficht Schulden zu tilgen, fondern um die durch faljche Verwaltung entjtandenen 
Deficits zu decken. 

Nordamerifa. Für die Finanzen ift der Verkauf von „Congreßland“, das 
als Staatsvermögen zu 1%, Doll. pr. Acre verkauft wird, eine jehr ergiebige Quelle. 
1855 wurden aus Landverfäufen 8917645 Doll., 11%, der Gefammtausgaben gelöft; 
von 1833—1857 114’271800 Acres um 132656347 Doll. verfauft. 1557 beſaß die 
Union noch 1086 Mill, Acres Land. Die Poft ift Staatsanitalt, fchließt aber in den 
weftlichen Staaten meift mit einem Deftcit ab; die Eifenbahnen dagegen gehören der 
Privatinduftrie an, und doch bejigt Fein anderes Land mehr Eifenbahnen als Nord: 
amerifa ; 1861 waren 31179 engl. Meilen = 6722 deutjche Meilen im Betrieb. — 
Andere Branchen der Staatsinduftrie find der Union gleichfalls fremd , und doc hat 
fein Land der Erde einen jo rafchen Aufihwung genommen, wiedie Nordamerifanifchen 
Freiftaaten. 

Die Frage: „Empfiehlt fih die Einführung der Staatsinduftrie in einem Lande, 
das ſich noch auf einer niederen Stufe der volfswirthichaftlichen Entwidelung befindet?“ 
wird von der Volfswirthichaftslchre nur für einzelne wenige Branchen bejaht werden, und 
auch dann behält ſich diefelbe noch die Entſcheidung für den einzelnen ſpeciellen Fall 
vor. Es it behauptet worden, Staateinduftrie fei dann angezeigt, fobald die erforder: 
lichen Gapitalien im Privatbejig entweder nicht vorhanden oder zu einer Ginigung 
vergeblich aufgefordert worden feien, und fobald der regelrechte Betrieb einer Branche 
um rentabel zu fein, eine monopoliftifche Stellung verlange (wie dies beifpielsweije 
bei dem Poſtweſen der Fall ift), oder mit Rüdfichten auf das Gemeinwohl geordnet 
werden müſſe, deren Beachtung man von den Privaten nicht verlangen fönne (ein Fall, 
der 3.B. in Anbetracht der Wichtigfeit gleichmäßig vertheilter Waldungen für die Bei- 
behaltung der Staatsforften angeführt werden fönnte). In der That ift aud) das Poſt— 
wefen vielleicht die einzige Branche, die ihrer monopoliftifchen Tendenzen wegen am beften 
vom Staat verwaltet wird, während die Erhaltung oder Erwerbung von Staatsforften je 
nad) der Zahl und dem Stand der vorhandenen Privatwaldungen, je nad) geographi- 
fher Lage und Klima, je nach der Entfernung vom Meere ıc. zu enticheiden fein wird. 
Mer den Grund anführt, der Staat jolledann eintreten, fobald die Gapitalmittel feiner 
Angehörigen nicht ausreichten, überſieht ganz, daß das werbende Vermögen des Staats 
erft durch die Steuern der Staatsangehörigen gebildet wird, und daß, wenn cs fi 
erft um Einführung der Etaatsinduftrie handelt, in einem armen Lande der Staat 
verhältnißmäßig eigentlich der ärmfte fein follte und als ſolcher am allerwenigiten in 
der Lage fein fönnte, mit großen Gapitalien zu operiren. Können ſich dagegen in 
einem einigermaaßen wohlhabenden Lande die Privatcapitalien zu einer gemeinfamen 
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induftriellen Speculation, etwa zum Bau einer Eifenbahn, nicht einigen, fo ift damit 
vollfommen deutlich angezeigt, daß man an der entfprechenden Rentabilität eines fol- 
hen Unternehmens zweifelt und da der Privatbefig in ſolchen Dingen. meift ſchärfer 
eo als die Regierung, ift es für den Staat umfomehr geboten, von foldhen Unter: 
nehmungen —— 
Doch die Regierung ſoll ihren Unterthanen mit gutem Beiſpiel vorangehen, fie 
ſoll den Trieb zur Induftrie wecken und beleben, neue Erwerbsbrandyen in das Land 
hereinziehen, fie, ſoll, da fie ſich leicht in den Beſitz größerer Capitalien ſetzen kann, 
fobald nur das Vermögen und der Eredit der Staatsangehörigen iventificirt wird mit 
dem Vermögen und dem Credit des Staates, durch Anlegung von Verkehrswegen 
(Eijenbahnen, Telegraphen, Dampferlinien) bereits für einen Verkehr forgen, der erft 
erwartet wird.“ So ungefähr lautet das Programm der Freunde einer für Alles for: 
enden Staatsinduftrie. Und was wird damit erreicht? Nichts weiter als daß die 
egierung eingreift in die harmonische Entwidelung des Wirthſchaftslebens eines 
Landes, wie fi eine folhe ganz von felbft weit naturgemäßer, wenn auch langfamer 
heranbildet je nach den natürlichen Hülfsquellen des Landes, je nad) feinen Producten, 
je nad) dem Eharafter der Bewohner, je nach der Summe der vorhandenen Gapitalien. 
Eine blühende Induftrie, die ſich naturgemäß entwidelt hat und in ſich ſelbſt die 
Mittel trägt, die nie fehlenden Schattenfeiten (Productiongfrifen, Abhängigfeit der 
Unternehmer und der Arbeiter von den politiſchen Eonftellationen und der Productiong: 
fähigfeit anderer Länder) wiederauszugleichen, ift auf alle Fälle die Duelle reichen 
Segens für ein Land. Damit ift aber nicht gejagt, daß eine aderbautreibende Be: 
völferung mit ihrem Looſe nicht gleichfalls zufrieden fein könnte, und daß ein von feiten 
der Regierung unternommener Verſuch, durch Einführung gewerblicher Unternehmungen 
die natürlichen Verhältnifie zu verſchieben, nothwendigerweije beglüdendere Zuftände 
herbeiführen müßte. Sind derartige Unternehmungen naturgemäß, jo wird ed nur 
einer geringen Anregung von feiten der Regierung, nicht aber des Vorbildes der 
Staatsinduftrie bedürfen. Sobald ſich der Fiscus eines Erwerbszweiges bemädhtigt, 
wird vielmehr in der Regel die Concurrenz der Privatinduftrie durch Die überwiegen: 
den Gapitalien des Staates lahm gelegt, und was noch ſchlimmer ift, das Volk ge 
wöhnt ſich nur zu rafch daran, die Regierung für ſich jelbft denken und ſorgen zu 
laſſen, allen Fortichritt und alle Verbefferungen von Oben herab zu erwarten, von der 
Staatscaſſe Verſuche und Erperimente aller Art (die Landwirthichaft betrachtet nad) 
diefer Seite hin die Domainen geradezu als Verſuchsſtationen für den landwirthichaft: 
lichen Betrieb) zu verlangen, und Einrichtungen, welche von der Geſammtheit der Be: 
theiligten recht gut getroffen werben Fönnten (3. B. Hüttenweſen beim Bergbau, Hy— 
pothefenbanfen für den Grundbeſitz, Flußregulirung für die durch Waſſerkraft getrie- 
benen gewerblichen Etablifjements, Errichtung von Niederlagen für gewiſſe Handels— 
artifel 2c.), der Staatsinduftrie, richtiger der Staatscaſſe zu überweifen. Nach Diefer 
Seite ift die Induftrie des Staates außerordentlich gefährlich, da fie anftatt zum Fort- 
ſchritt zu ermuntern, die Selbftthätigfeit im Volfe untergräbt , und in der Regel das 
Gegentheil von dem erreicht, was beabjichtigt worden ift. ME 
Wendet man ſich ferner der materiellen Seite zu, fo ift diefe für die Staatscaſſe 
d. h. für das Steuern zahlende Volf gleihungünftig, da der Staat faft ohne Ausnahme 
theurer wirthichaftet ald der Privatmann. Bei diefem hängt die Eriftenz mehr oder 
weniger von dem Gelingen des Unternehmens ab, und defhalb vereinigt derfelbe alle 
jeine Umſicht und feine Sorgfalt, feinen Fleiß und feine Kenntniſſe in der Kührung 
feines — Unternehmens. Das perſönliche Intereſſe bleibt einmal, jo lange 
wir eben Menſchen find, ein mächtiger Sporn zur Entfaltung aller Kräfte. Der Staat 
verwaltet dagegen feine Erwerbszweige durd) feine Beamten, welche bei aller Ehren: 
haftigfeit des Üparakters, bei allen ihren theoretiichen und praftiichen Kenntnifien und 
— — einer geringen Rentabilität gegenüber ebenſowenig directe Nachtheile zu 
eſorgen, wie ſie bei einer reichen Geſchäftsausbeute keinen beſonderen Gewinn zu 
hoffen haben. Die Sorgfalt des Privatbeſitzers kann und darf von ihnen nicht erwartet 
werden. — Der Beamte iſt ferner dem Staate verantwortlich, und wie recht und billig 
muß ſich der Letztere darum kümmern, daß das ſtaatliche Unternehmen proſperire. Bei 
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der Heinften unvorhergefehenen Abänderung, wie fie in jeder Gefhäftsbrandye täglich 
vorfommt, entfteht dann ein langwieriger Inftanzenzug von Unten nad) Oben, und 
von da wieder zurück. Der Zeitverluft ift noch nicht der Uebel größtes, obgleich zumal 
bei gewerblichen und Handelsgefchäften eine rentable Speculation an die richtige Be- 
nugung des Augenblids gebunden ift. Bon noch größerem Nachtheil ift der Umftand, 
daß man am Sig der Regierungsbehörde fehr hä ganz anderer Anficht ift, als der 
berichterftattende Beamte, der doch mitten in dem Getriebe ftehend in der Lage ift, die 
wirfjamften Maafregeln vorfchlagen zu fönnen. Die ——— aller Staats⸗ 
induſtrie erflärt ſich daraus ebenſo leicht, wie ihre meiſt geringe Rentabilität, begreif— 
lich wird endlich die geringe Coulanz, mit welcher Staatsinduſtriezweige auf die 
Wuͤnſche des Publicums, er fie Aenderungen im Betriebe oder Preisermäßigungen 
betreffen, eingehen. Und dabei find Beamte vorausgefegt , die von dem beften Willen 
befeelt und mit den geeigneten Kenntniflen ausgerüftet find. Wie dann, wenn der gute 
Wille und die praftifche Tüchtigfeit fehlt, wenn, wofür leider nicht wenige Beilpiele 
vorliegen, die Staatsinduftrie dazu gemißbraudyt wird, mißliebigen liberalgefinnten 
Staatsangehörigen gegenüber anders zu verfahren als bei den fogenannten „Gutge- 
finnten!* Nicht mit Unrecht ift aud) darauf verwielen worden, daß jede Vergrößerung 
der Staatsinduftrie durdy die Vermehrung der Beamten die yo der von der Regie: 
rung abhängigen Staatsangehörigen vermehre, was bei einer Regierung, die nicht ver- 
fafjungstreu verfährt, fehr —— in's Gewicht fällt. 

Bei nicht wenigen gefhäftlichen Unternehmungen fommt außerdem die Staatsin- 
duftrie mit dem Fiscus und deſſen Tendenzen in den entfchiedenften Widerfpruch. “Der 
Staat baut 3. B. Eifenbahnen und Ganäle, errichtet Poften und Telegraphenämter, 
um dem Volfe fichere und billige ea Ve zu verfchaffen. Je mehr die 
Preiſe herabgeſetzt werden, deſto vortheilhafter iſt es für das Volk, doch da die Staats— 
induſtrie gleichzeitig als Finanzquelle mit benutzt werden ſoll, deſto nachtheiliger 
(wenigitens nach den Anſichten der Finanzbeamten) für die Staatscaſſe. Zum Schaden 
des Publicums bleiben die hohen Preiſe in Kraft, und der Staat ift meift umfomehr 
in der Lage, das Terrain auszunugen, als er fich jelbft ein Monopol ertheilt und die 
Privatthätigkeit von vornherein ausjchließt, eine neue Ungerechtigkeit , die einzig und 
allein in der Staatsinduftrie wurzelt. Aber auch felbft da, wo der Staat eine unbe 
fchränfte Goncurrenz mit feinen gefchäftlichen Unternehmungen ausnahmsweiſe ge: 
ftatter, bleibt er immerhin ein ziemlidy gefährlicher Nebenbuhler der Privatinduftrie, 
Der Gapitalreihthum des Staates, welcher dem des Privatmannes gegenüber faft 
unerfhöpflid genannt werden kann, geftattet nicht nur außerordentliche Ausdehnung 
des Betriebes, fondern macht aud zum Nachtheil der Mitbewerber ein übermäßiges 
— der Preiſe um leichter möglich, als die etwaigen Verluſte bei unguͤn— 

igen Gonjuncturen aus der großen Caſſe des Staats, d. h. aus der Tafche der Steuer: 
er gedeckt werben. Leider ift nad) diefer Seite hin das Uebergewicht der ftaatlichen 
Induſtrie zu wiederholten Malen und in den verſchiedenſten Erwerbszweigen gemiß: 
braucht worden, wie ed aud) nicht gar zu felten vorgefommen ift, daß der Staat bei 
Rechtsentſcheidungen, als Richter in eigener Sache, feinen Vorteil ziemlich partheiiich 
zu wahren verftanden hat. Entihädigungsaniprüche, weldye durd) Eingriffe der Staate- 
induftrie in den Privatbefig hervorgerufen wurden, find häufig anders beurtheilt wor- 
den, als diefelben Procefie zwifchen Privaten. 

Wenn daher die Behauptung aufrecht erhalten werden muß, daß die Induftrie des 
Staates weit Be nadıtheilig als fördernd eingewirft habe, fo folgt daraus von felbft, 
daß fie fo rafch als oh a zu befeitigen fei. Selbftverftändlich wird eine 
ſolche Abwidelung in jedem Staate eine geraume Zeit in Anſpruch nehmen, da der: 
artige große Angebote nicht fofort Käufer finden , wenn der Preis nicht fünftlich her 
abgedrüdt werden foll. Ein geeigneter Ausweg bietet fid) in dem Verpachten für ge- 
voiffe Staatsinduftriebrandyen bis zu dem Zeitpuncte dar, wo der Verkauf zu ange 
meſſenen Preifen erfolgen kann, wobei indeffen ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt wird, 
daß die gelöften Gapitalien nicht zur Dedung irgend einer durch fchlechte Verwaltung 
herbeigeführten Finanzverlegenheit, fondern zur Verminderung der Staatsfchulden, 
die leider in feinem Lande fehlen, zu verwenden find, 
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Eine Ausnahme conftatirt der Verfafler, wie bereit erwähnt, nur für die Boft 
und eventuell audy für die Staatswaldungen. Der Poftdienft (vergl. die weitere 
Ausführung in dem Art. „Boft“, würde ohne Zweifel von der Privatinduftrie ebenjo 
gut und jedenfalld nody billiger verwaltet werden können, als Dies jegt in allen cul— 
tivirten Ländern vom Etaate geichieht. Die Privatinduftrie, welche nicht nur die fre— 
quenten und deßhalb rentablen Linien, fondern auch die Poftrouten mit geringem Ber: 
fchr zu gleichbilligen Sägen zu übernehmen hätte, würde aber jofort ein Monopol 
fordern, damit die Concurrenz nicht die rentableren Linien ausbeutete und nur die 
wenig rentablen unberüdjichtigt ließe, und da der Betrieb diefes Erwerbszweiges 
ausnahmsweiſe fo beichaffen ift, daß die Erteilung eines Monopols unvermeidlic) ift, 
ift ed gerathener, dafjelbe dem Staate zu übertragen. Bei dieſem ift zwar aud) 
das Beitreben vorhanden, Die Poft zur ergiebigen Binanzquelle zu machen, folche Fehl— 

riffe laſſen fich aber durd) die Landesvertretung leichter corrigiren, als bei der Privat: 
indujtrie, Die auf Die eingegangenen Verträge pocht, und von feiten des Fiscus wird 
Rüdjiht darauf genommen werden können, daß jede Verfehrserleichterung die Steuer: 
fraft erhöht und infolge deflen ein etwaiges Minus in der Poſteaſſe in einem weit 
höheren Plus der Steuercafie wieder zum Borichein fommt. 

Für die Staatswaldungen (vergl. d. Art.) kann die hohe Wichtigkeit gleich— 
mäßig vertheilter Wälver auf die klimatiſchen Verhältniffe geltend gemadyt werden, 
obgleich e8 nicht an Beijpielen fehlt, daß der Staat mit feinen Forſten ebenfo leicht: 
finnig umgegangen ift, wie der Privatbeitg. Die Staatswaldungen bleiben aber wenig. 
ſtens als tolche beftehen,, während das Areal der Privatwaldungen, nachdem legtere 
abgetrieben, häufig anderen landwirthſchaftlichen Zweden übergeben wird. Außer: 
dem tritt bei der Korftwirthichaft der Ausnahmefall ein, daß ein rentabler Betrieb nur 
bei einem großen Areal möglich ift, wie die Nachhaltsbewirthſchaftung ferner einen 
Befiger verlangt, der auf Jahre hinaus auf jede Rente verzichtet, Anforderungen, 
denen allerdings der Staat am beiten entiprechen kann. Nichtsdeftoweniger wird fid) 
die Enticheidung Diefer Frage hauptiächlich nad) der Anzahl und dem Stand der vor- 
handenen ‘Privatwaldungen, nad) dem Klima und der Entfernung vom Meere, nad) 
der vorhandenen Einſicht über die Wichtigkeit der Wälder zu richten Haben, und ob— 
gleich nicht zu zweifeln ift, daß in fpäterer Zeit auch auf dieſem Gebiete die Staats: 
induftrie wird aufgegeben werden fönnen, jo würde der Verfafter ſpeciell für die deut: 
chen Staaten den fofortigen Berfauf der Staatswaldungen doch für einigermaaßen 
bedenklich halten. 

Von den übrigen Gewerben der Urproduction find die Domainen und der 
Staatsbergbau hervorzuheben. Was den landwirthichaftlidden Grundbefig des 
Staates betrifft (f. den Art. „ Domainen*), fo geben die jogenannten Kron- umd 
Kammergüter meilt niedrigere Erträge, ald Güter von derjelben Bodenbeſchaffen— 
heit und gleichem Areal im Privatbefig, und jelbft wenn die Staatsgüter verpachtet 
find, wird einer allmählichen Entwertbung nur durch Erbpacht vorgebeugt werden, 
der aber wiederum in Bezug auf die Rentabilität wenig empfehlenswerth ift. Vol: 
fommen wibderfinnig ift ed, daß manche Staaten ihre öffentlichen Schulden mit 6%, 
verzinfen unb doc, hartnädig an einem Grundbeſitz feithalten, der faum 3—4%, Rente 
abwirft. — Als ein Induftriegweig, welcher bei angemejjener Vorſorge Jahrhunderte 
lang mit Erfolg betrieben werden kann, it der Staatsbergbau felbft von ſolchen 
Männern, weldye die Staatsinduftrie befämpften, dem Staate überlaflen worden, weil 
derjelbe mehr Sorgfalt aufwenden werde, als Privatperfonen, welche die Früchte ihrer 
Speculation und ihres Fleißes fo bald als möglid) zu ernten beftrebt ſeien. Die Ers 
fahrung hat indeß gelehrt, daß die Privatinduftrie bei einer angemefienen Geſetzgebung 
zu jenen Beforgniffen feine Beranlaffung gegeben hat, und daß in Ländern mit großem 
Reihthum an mineralifchen Nugftoffen aller Art der Bergbau aud) ohne Staatsin» 
duftrie gedeiht. Dagegen wirft es Fein günftiges Licht auf die ftaatlihen Bergbaus 
unternehmungen, daß hier und da Streitigkeiten, wie fie gerade bei dem Berg- und 

üttenweſen * leicht vorkommen, ziemlich partheiiſch zu Gunſten des Staates ent— 
chieden worden find, daß namentlich Entſchädigungsanſprüche (hervorgerufen durch 
die fiscaliſchen Hüttenwerke und deren Verpeſtung der Luft und des Waſſers zum Nach—⸗ 
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theil des thierifchen und Pflanzenlebens), entweder unbeachtet geblieben oder nur 
zum Heinften Theile berücjichtigt worden iind. Glüdlicherweile find für cultivirte Län- 
der jene Zeiten vorüber, in denen der Staat für feine Induftrie den Alleinbetrieb in 
Anſpruch nehmen durfte. So war (nad) Kolb) in Spanien bis 1825 zu Gunften der 
Staatsbergwerfe jede Privatausbeutung der Bleiminen verboten. Vor 1820 fürderten 
die fönigl. Minen jährlicd nur 30000 Er. Blei, nach 1825 ftieg die Production auf 
800000 6t. (1856 auf 5'985756 Etr. Bleierze), und dieBevölferung des Königreichs 
Granada, die jeit der Vertreibung der Mauren im tiefften Elende lebte, verbejierte ihr 
2008 durd) reichlohnende Arbeit. — Um ihre Staatsbergwerfe in Südamerika zu für- 
dern verbot die ſpaniſche Regierung die Ausbeutung der reichen Kupfer und Zink: 
lager im Mutterlande und zwang die vaterländifche Induftrie, aus dem fernen Chile 
und Peru ein Product zu berieben, das ihr aus nächſter Nähe zugeführt werden fonnte. 
Für die rein gewerblichen Unternehmungen find als Staatsanftalten hauptſächlich 
Spinnerei, Bleicherei, Weberei, hemifche Fabriken, Bulvermühlen, Ziegelbrennereien, 
Bierbrauerei, Porcellanfabrifen, Glashütten, Mühlen aller Art, Buchdruderei und 
Regierungsprefie, Mafchinenbauanftalten x. zu nennen, und fpricht fchon der Um— 
ftand, daß in einem Lande diefe, in einem andern jene Brandyen ald Staatsinduftrie 
gem fehlen, ohne daß irgend ein nachtheiliger Einfluß auf das Wohlbefinden des 
olkes bemerkbar geweſen wäre, für ihre Entbehrlichfeit. Solhe Unternehmungen 
eignen fid) am wenigften für den Staat, weil der Betrieb des ſchon erwähnten In— 
ftanzenzuges wegen ziemlich hohe Koften verurfacht, weil die Anlage neuer Gapitalien 
für Berbeflerungen faft immer auf Schwierigkeiten ftößt, die Verantwortlichfeit der 
Beamten Speculationen und Verjuche ausſchließt, ſchließlich eine büreaufratiich ge: 
führte Verwaltung zu einem faufmännifch zu betreibenden Fabrikgeſchäft durchaus nicht 
paßt. Die Erträge aller diefer Staatsinduftriezweige find in der Regel außerordentlich 
gering, und trogdem daß die Finanzminifterien in ihrer Galeulation die Zinſen für das 
nlagecapital an Gebäuden, Maſchinen ꝛc. ebenjowenig in Anfdylag zu bringen pfle— 
en, wie eine Amortifationsfumme, macht fich nicht jelten Jahr für Jahr noch ein Zu- 
up aus der Staatscafle nothwendig. Die Beijpiele find zahlreich, in denen Die 
Landftände bei jeder Seffion auf den Verkauf derartiger Staatöunternehmungen dringen. 
Die Finangminifterien fönnen an ſolchen mit wenig Erfolg unternommenen 
Branchen unmöglid) ihre große Freute haben, und nod) werden die Deficit8 von einem 
Etat zum andern mit hinübergeichleppt. Die Gründe beitehen bald in einer wohl: 
wollenden aber ganz faljchen Sorgfalt für einen eingelernten Arbeiterftamm, den man 
weit lieber penfioniren follte, bald in der Vorliebe für eine beftimmte Kunftrichtung 
(Borcellanfabrifen, artiftifche Anftalten, Drudereien), häufig in dem traditionellen Rufe 
der alten Firma, die man erhalten will. So wenig foldye Anftalten dem Volke nügen, 
weil diejelben Verbrauchsartifel von anderer Seite, im Nothfall aus dem Auslande 
ebenſo billig beichafft werden können, fo ſehr fchaden fie der gleichnamigen Privatin- 
duftrie durch ihre Concurrenz, da die Preife von feiten des Fiscus häufig ganz beliebig 
firirt und Gonjuncturen erzeugt werden, denen der Privatmann mit feinen geringeren 
Gapitalmitteln nicht immer gewachſen ift. Höchft unbillig ift e8 daher, daß der Leptere 
durch jeine Steuern einer Induftrie mit aufbelfen muß, die vollfommen fteuerfrei und 
mit allen möglichen VBorrechten ausgerüftet, durch häufig ganz unwirthichaftliche Ope— 
rationen dem Steuerzahlenden eine mehr oder minder gefährliche Concurrenz bereitet. 
Das weite Gebiet der Regale (f. d.) um Monopole hat ebenfalls viele und 

ſehr gerechtfertigte Angriffe erfahren müſſen. Wir verweifen auf die einſchlagenden 
Artikel, in denen die Unwirthichaftlicykeit dieſer Einrichtungen eingehend erörtert wor: 
den ift. Zu den Nachtheilen der Staatsinduftrie tritt hier noch der Ausichluß der Con— 
currenz und die beliebige Firirung der ‘Preife für nothwendige (mitunter unentbehrliche) 
BVerbrauchsartifel hinzu. Zu welchen unerhörten Maaßregeln der Fiscus greifen kann, 
davon giebt das frühere (1862 aufgehobene) Branntmweinmonopol in Rußland 
Belege der traurigften Art. Um die Einfünfte (die ruffifche Krone zahlte nah von 
Reden nur 18%, des Berfaufspreifes) nicht fchmälern zu laffen, wurden unter Kaifer 
Nicolaus die Mäßigfeitsvereine verboten, und als die Bauern einiger Gouvernements 
gemeindeweile das Gelübde ablegten, nur in Krankheitsfällen und bei Bamilienfeften 
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Branntwein zu genießen, jollen nad) Verficherungen des Fürſten Delgorufow die von 
den Branntweinpächtern gewonnenen Rocalpolizeibehörden mitunter fogar offene Gewalt 
(Ruthen: und Stodjdläge) angewendet haben, um die Bauern zum Branntweintrinfen 
au zwingen. 

Belondere Vorliebe haben die Regierungen in neuefter Zeit außer der Poſt den 
Verfehrsanftalten zugewendet |Staatsbahnen, Staatstelegrapben), und 
fcheint e8 auf den erften Blick, als ob es Sue Pflicht der Regierung ſei, dem 
wachjenden Verkehr rechtzeitig die geeigneten Mittel zu bieten und dadurch mit der 
Mohlfahrt der Bewohner die Steuerfraft des Landes zu heben. Indem wir aud) hier 
auf die einſchlagenden Artikel verweijen, fei nur bemerft, daß die Privatinduftrie, 
welche überhaupt in den meiften Staaten den Eijenbahnbau zuerft in die Hand ge— 
nommen, noch niemals den Bau einer rentablen Bahn abgelehnt Hat — und unrentable 
foll der Staat nicht bauen — wie die Verwaltung eines Speditiond- uud Transport» 
geichäftes nad) faufmännifchen, nicht aber nach büreaufratifchen Grundfägen zu leiten 
ift. Diefelbe Regierung, welche unpartheiiſche Auffichtsbehörde und Richter für ftreitige 
Rechtsangelegenheiten wie für Ueberfchreitungen in Eifenbahnfachen fein foll, ift zu— 
glei Dirigent der eigenen Bahnen, Polizei und Richter in eigener Sache. Der Staat 

ildet die höchfte Iuſtanz auch für ſolche Beſchwerden, welche gegen feine eigenen In— 
ftructionen gerichtet find, er entjcheidet über Streitigkeiten zwifchen feinen eigenen und 
den Privatbahnen, er beftätigt Tarife und übt Polizeirecht über ſolche Bahnen, weldye 
feiner eigenen induftriellen Thätigfeit gegenüber ald Mitbewerber auftreten. Der Streit, 
weldyer Jahre lang zwiichen den Eijenbahnen und der Handeldwelt geführt worden ift, 
ift durch die gleihen Sünden der Staatsbahnen gegen den Fradytverfehr großgezogen 
worden, und Die Privateifenbahngejellichaften beuten um jo ficherer ihr Monopol aus, 
weil jie wilfen, daß der Staat diefelben eigennügigen Intereſſen zu verfechten gelonnen 
ift. Zum Ueberfluß ift auf die Ungerechtigkeit zu verweifen , die fich darin Fundgiebt, 
daß der Staat mit dem Steuercapital des ganzen Landes für einen Bezirk eine Bahn 
baut und einer anderen fteuernzahlenden Gegend den Eijenbahnbau aus Staatsmitteln 
verfagt, obgleich kurz vorher bei der Befünwortung jener erften Bahn den Landftänden 
ausdrüdlich erklärt worden ift, daß nicht die geringe Rentabilität, ſonden die „volks— 
wirthſchaftliche“ Nothwendigfeit ald maaßgebend zu erachten jei. — Das Telegra« 
phenweſen ift, joviel dem Berfaffer befannt, in den europäifchen Staaten nur in 
England in den Händen der Privatinduftrie. Iſt auch in Deutfchland dafürfein Mono— 
pol gefordert worden, fo haben doch nur die Eiſenbahngeſellſchaften für die Länge ihres 
Bahnkörpers gewagt mit der Staatsinduftrie in die Schranfen zu treten, und macht 
fi) die fehlende Goncurrenz namentlidy in den hoben Preiſen bemerkbar, die für die 
Benugung des Telegraphen zu zahlen find. Nur in aller Kürze ſei an diefem Orte 
bemerkt , daß, wenn in Bezug auf Eifenbabnen und Telegraphen ausnahmsweiſe eine 
ſehr wichtige, d. 5. zugleich eine rentable Linie von der Privatinduftrie nicht über: 
nommen werden jollte, dem Staate allenfalls überlaffen werden möge, die Linie zu 
bauen, beziehendlich herzuftellen, den Betrieb felbft aber zu verpacdhten. Dadurch wür- 
den für jolhe Ausnahmsfälle, weun aud) nicht alle, fo doch die meiften Nachtheile der 
Staatsinduſtrie bejeitigt werden. 

Eine vollftändige Ausführung der einzelnen Fälle, in denen der Staat mitwirth: 
fdyaftet, würde die Grenzen dieſes Artifels überfchreiten; dagegen mögen einige Be- 
merfungen über diejenigen Inftitute, bei denen der Staat (nad) der neueren volfs- 
wirthſchaftlichen Bezeichnung) mit Hülfe feines Credits Handelsgeihhäfte betreibt, ge- 
ftattet fein. In Bezug auf das weite und gefährliche Gebiet der Ereditfperulationen 
bei Staatsanleihen verweifen wir auf die Artifel „Anleihe“ ind „Staatsſchulden,“ wie 
ferner die Berwerflichfeit des Grundfages mit Hülfe der Lotterie und der Spiel: 
banfen (f. d.) den eigenen Unterthanen das Geld aus der Taſche zu loden 
und es der Staatscaffe zunlieien zu laſſen, damit ed nicht in Anderer Hände gelange, 
feiner weiteren Ausführung bedarf. Wereinzelt fommen dagegen noch andere Inftitute 
des Staates vor, weldye die wirthichaftlihen Nachtheile der Staatsindujtrie jederzeit in 
der deutlichjten Weiſe haben erfennen laffen, und zwar die Staatsbanfen und das 
Staatsverfiherungsweien. Auf feinen Fall iſt der Staat berufen, die Er 
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richtung und Verwaltung von Ereditinftituten in die Hand zu nehmen, oder ſich an 
folhen Unternehmungen irgendwie zu betheiligen, und iſt jede andere Mitwirfung des 
Staates, als die einer nach beitimmten gejeglichen Vorichriften handelnden Oberauf— 
ſichtsbehörde nachtheilig. Faßt man den Begriff einer Staatsbank (vergl. übrigens 
den Art. „Banken“; in dem Sinne auf, daß der Staat das Capital liefert und Die 
Banfgefchäfte für eigene Rechnung betreibt, jo möchten überhaupt nur wenige derartige 
Inftitute zu finden fein, und gehören nur dieBanfen zu Petersburg, Warfchau, Etod- 
holm und die Staatsbanfen einiger Feiner nordamerifanifcher Freiftaaten in dieſe 
Kategorie. Bei der Preußischen Banf ijt der Staat mit einem Fleinen Capitale betheis 
ligt und bezieht dafür die Hälfte des Neingewinnd. Die übrigen fogenannten Staats» 
banfen, 3. B. die englifche, die öfterreichiiche , die franzöfiiche Banf, ftehen mit dem 
Staate nur infoweit in Verbindung , als fie ſich, oft nicht einmal aus freier Wahl, 
an den Anleihen des Staates mit großen Gapitalien betheiligt haben und die Geldge: 
ſchäfte des Staates vermitteln. Alle übrigen Banfen find Unternehmungen von Actien— 
geiellichaften, und weifen die Anfichten der Zeit weit mehr auf eine Einichränfung der 
Staatsinduftrie ald auf eine Ausdehnung derjelben bin. Keine einzige Staatsbanf 
hat bis jegt freie Concurrenz vertragen können, jondern jederzeit ift für das Ereditin- 
ftitut des Staates ein Monopol für gewilfe Branchen gefordert, und immer ift der 
Gredit des Staates mit dem Eredit der Staatdangehörigen verwechjelt worden. Wird 
nämlich ſchon in Zeiten geregelten Verkehrs von der Leiftungsfähigfeit einer Staats⸗ 
bank und von ihrem Nutzen für Handel und Induſtrie nicht viel zu erwarten ſein, weil 
der langwierige Inſtanzenzug ihre Operationen lähmt, die an die richtige Benutzung 
des Augenblicks gebunden ſind: ſo kann eine Staatsbank, ſobald der Staat namhafter 
Capitalien bedarf, für Handel und Induſtrie geradezu gefährlich werden. Die Erfah: 
rung hat gelehrt, daß ſämmtliche Banfen, welche mit dem Staat Geſchäfte gemacht 
haben, deshalb in große Galamitäten gerathen find, weil ihnen die Macht fehlte, ven 
Staat zur Erfüllung feiner eingegangenen Berbindlichfeiten zu zwingen und weil ſelbſt 
die von feiten des Staats geftattete Suspenfion (Zahlungsunfäbigfeit für den beſtimm— 
ten Tag) und der durch den ausgejprochenen Zwangscours der Noten bejeitigte Bun: 
querott weniger der Banf, aber dem Handel und der Jnduftrie die empfindlichiten 
Wunden geichlagen haben. Gilt dies ſchon von Banfen, die mit dem Staate in Ver: 
bindung getreten find, — und Defterreich mit feiner Nationalbanf gilt heute nody ala 
warnendes Beiſpiel — wie viel mehr ijt Dies von einer Bank zu fürchten, die auf 
Rechnung des Staates verwaltet und geleitet würde? Selbft erleuchtete Regierungen 
haben dem Drange ungünftiger, über den Staat hereinbrechender Gefahren und der 
faft zwingenden Nothwendigkeit nicht widerftehen können, die der Banf anvertrauten 
Gapitalien zu Staatszweden zu verwenden und die Notenemiffion weit über die vorge: 
fteeften Grenzen auszudehnen. 

Nicht viel beffer ift e8 mit dem Verſicherungsweſen des Staates beichaffen, bei 
dem in der unglüdlichen Weiſe mit einem reinen Creditgeſchäft gewöhnlich eine jehr 
übel angebradhte Unterftüßungstheorie verbunden wird. Es handelte ſich 
übrigens, und noch dazu in wenigen Fällen, nur um die Verfiherung gegen Feuer: 
ihaden (Staaatsimmobiliarfeuerverfiherung, Landesbrandcafje in 
Sadyjen, Würtemberg, ferner die Verficherungsverbände einzelner Kreife oder Pro— 
vinzen in einigen der deutichen Staaten) , andere Brandyen des Verſicherungsweſens, 
wie die Hagel» und Transportverficherung, vor allen Dingen aber die Lebensverſiche— 
rung find gewiß nicht minder wichtig, und doc) hat fid) der Staat nicht für verpflichtet 
gehalten, die mangelnde Sorgfalt des Einzelnen zu übernehmen und den Verſicherungs— 
zwang des Staates auch auf diefe Branchen auszudehnen. Wie man bier fid) ge 
nöthigt fieht, der wachienden Intelligenz nnd der vermehrten Ginficht der Bevölferung 
zu vertrauen und dem Einzelnen mit der vollen Freiheit des Thuns und Handelns aud 
für deren Folgen die vollftändigfte Selbftwerantwortlichkeit zu überlaffen ; fo empfiehlt 
e8 fi, den gleichen Weg bei der Feuerverficherung der Immobilien einzufchlagen,d. b. 
die Kandesbrandcafien als Staatsinftitute aufzuheben und die Verficherung der Ge: 
bäude den Privatgeiellichaften in derfelben Weife zu überlafien, wie dies jegt ſchon mit 
den Mobilien überall ver Fall ift (f.d. Art. „Verſicherungsweſen“). Es flingt zwar in der 
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Theorie fehr plaufibel, wenn man den Jmmobiliarcredit nur dadurd aufrecht zu er- 
Halten und die Hypothefargläubiger nur dadurch ficher ftellen zu können meint, daß der 
Staat eine Garantie gegen die Zerftörung der verpfändeten Werthe übernimmt, und 
doch ift der Jmmobiliarcredit in den Rändern ohne Zwangsverficherungsanftalten keines⸗ 
wegs geringer, ja derſelbe ift durd deren Auflöfung nicht im Geringften gefährdet 
worden. Die Gläubiger dringen der Sicherftellung ihrer Hypothefen wegen von felbft 
Darauf, daß ihr Pfandobject bei einer entftandenen Feuersgefahr nicht werthlos werde, 
und die Vorficht der meiften Orundbefiger entband die Regierungen von der bevormun» 
denden Fürforge. Außerdem ift darauf hinzuweiſen, daß —* Privatgeſellſchaften die 
Hypothekenglaͤubiger gleichfalls vor Nachtheilen ſchützen und würden ſich ohne Schwie- 
rigkeiten Einrichtungen treffen laſſen, welche den Gläubiger rechtzeitig von der abge— 
laufenen Verſicherungszeit eines Grundſtücks in Kenntniß ſetzen. In anderer Hinſicht 
fürchtete man, daß bei dem Uebergeben der Gebäudeverſicherungen an die Privatgejell- 
fchaften die jchlechten Gebäude der ärmeren Staatsangehörigen von allen Geſellſchaften 
entweder zurüdgewiefen oder nur gegen ſolche Prämien angenommen werben würden, 
welche die Befiger nicht zu entrichten vermöchten. Die Staatsanftalten rühmen fich des 
allerdings wenig faufmännifchen Principes, alle, und jelbft die gefährlichiten Gebäude 
zu den möglichft niedrigen Beiträgen zu verfihern, d. h. aber dadurch, daß die guten 
Gebäude möglichjt hoch verfichert werden, wobei manvon dem Grundfage auszugehen 
fcheint, daß der Beliger eines folid gebauten Haufes jederzeit ein wohlhabenver, der 
Eigenthümer des ſchlecht gebauten oder feuergefährlich gelegenen jederzeit ein armer 
Mann fein müffe. Die Erfahrung lehrt aber auch hier, daß da, wo die Privatgefell- 
ſchaften in ihrer Thätigfeit nicht gehemmt find, die freie Concurrenz aud) den kleinſten 
Gewinn nicht verfhmäht. Die Prämien werden bei gefährlichen Gebäuden allerdings 
etwas höher, d. h. der Gefahr angemeffener werden, fie werden aber wahrjcheinlich 
Dazu 7 daß der Beſitzer der hohen Beiträge müde, ſich entſchließt, ſein Haus ſolider 
einzurichten. 

Vorausſichtlich wird es noch langer Zeit bedürfen, ehe die Regierungen ſich ent» 
fchließen werden, das unwirthſchaftliche Syftem der Staatsinduftrie aufzugeben, und 
in gewiffen Branchen 3. B. in Betreff der karte ge und Telegraphen drängt die 
Bevölkerung, durch die Staatshülfe verwöhnt, felbft zur Erweiterung der Staatsin- 
duftrie hin. Sowie man ſich aber bereit8 zu überzeugen anfängt, daß der Staat zur 
— ——— der kleineren gewerblichen Unternehmungen, die als Reſte früherer Zeiten 
noch ſortbeſtehen, ganz ungeeignet iſt, ſo wird ſich doch wohl endlich die Meinung be— 
feſtigen, wie im Intereffe der Voltswohlfahrt und zum Beften der Staatscaffe die 
Regierungen auf die Beibehaltung der Staatsinduftrie bis auf die wenigen bezeichne- 
ten Fälle am beften ganz verzichten. 


Literatur: Außer den bei den Separatartifeln bereits angezogenen Schriften 
fehr eingehende Schilderung und Literaturnachweiſe bei Rau, Grundjäge der Finanz- 
wiſſenſchaft, 1. Abth. S. 111— 348 (Leipzig 1864). — Mar Wirth, Grundzüge 
der Nationalöfonomie (Köln 1862). — Log, Handbuch der Staatswirthichaftslehre. 
III. Bd. ©. 87 ff. (Erlangen 1822). — v. Hod, Finanzverwaltung Frankreichs. 
210 f. — Emminghaus, Die jchweizerifche Volfswirthichaft (Leipzig 1861). — 
Kolb, Handbud) der vergleichenden Statiftif (Leipzig en — Rentzſch, Staat 
und Volfswirthichaft S. 194 ff. (Leipzig 1863). — Sehr inhaltreiches Material ift 
indenBerichtenüberdie Verhandlungender Landftände conftitutioneller Staaten, in den 
officiellen ftatiftiichen Jahrbücdyern, in den Jahresberichten der Handels- u. Gewerbes 
fammern, und in den ftenographifchen Berichten volfswirthfchaftlicher Geſellſchaften 
jerftreut. Bon der Tagröpreie hat fi) das Bremer De delsblatt durch die Con— 
ſequenz bemerkbar gemacht, mit der es in vielen, meiſt ſehr guten Artikeln gegen die 
Staatsinduftrie zu Felde gezogen iſt. — Eine vollftändige monographiſche Behandlung 
der Staatsinduftrie fehlt zur Zeit noch, wie übrigens zwijchen den hervorragendften 
Vertretern der Wiſſenſchaft über die zu geftattende Ausdehnung der Staatsinduftrie 
noch ſehr verfchiedene Anfichten herrichen. 

H.R. 
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Vol. die Art. Credit und Anleihe. Im letzteren findet ſich die formelle Seite 
des Staatsichuldenweiens (Formen der Anleihen u. f. w.) erörtert, hier handelt es ſich 
um die materiell volfswirthichaftliche Seite. Vgl. ferner den Art. Staats— 
haushalt (N. III), worin der Nachweis geführt wird, daß die Dedung des Staatd- 
haushalts im modernen Staate grundfäglich mittelft ordentlicher Einnahmen, 
Steuern und Reinerträgen des Domaniums, und mittelft außerordentliher Ein- 
nahmen, insbeſondere durdy die Benugung des Staatscredits, bewerfftelligt werben 
darf. 

I. Die volfswirtbichaftlide und finanzwiffenfhaftlihe Auf- 
faffung des Staatsfhuldenwefens jegt und früher. — Zwiſchen 
Theorie und Praris heryiht auf mandyen Gebieten der Volkswirthichaft ein Wider: 
ipruch, der der Ausgleichung nach dem Urtheil aller dabei betheiligten Unbefangenen 
bedarf. Im Staatsichuldenweien ericheint dieſer Widerjpruch aber bis vor Kurzem, 
und ſelbſt jegt noch ziemlich allgemein jo groß, daß die Verföhnung wohl für ganz um- 
möglicy gilt. Unfere Staaten haben mit geringen Ausnahmen nicht nur im Striege, 
jondern auch in Friedenszeit, oft unter dem Bedauern der leitenden practifchen Finanz- 
männer, Schuld auf Schuld gehäuft. Im Kriege zumal ift der Aufwand alles Abmah- 
nens ungeachtet ſelbſt von den reichften Staaten, wie England nody im orientalijchen 
Kriege, immer nur zum Fleinften Theil durch die Beſteuerung, zum größten durch 
Staatsihulden gevedt worden. Große finanzielle Kataftrophen,, Staatsbanferott und 
wirtbichaftlicher Ruin waren ſchon mehr als einmal die Folgen diefer Methode der 
Dedung des Staatsbedarfs und drohen es von Neuem in Defterreih, Italien und 
anderen Staaten zu werden. Die Theoretifer haben dieſe Praris bisher meiſtens 
ohne Weiteres verurtheilt. In ihren finanzwiflenichaftlihen Syſtemen fand das 
Staatsichuldenweien eigentlich feinen Plag, die Aufnahme von Staatsſchulden 
wurde höchſtens als Nothbehelf zugelafien, zu welchem man fo fpät wie möglich) 
greifen folle. Aber begreiflih genug war mit foldy’ reinem Negiren bier fo wenig 
wie anderswo viel Einfluß zu erlangen. Die Theorie vom Nothbehelf rechtfertigte 
überall oder nirgends die Aufnahme von Schulden, — je nad) der Beurtheilung des 
einzelnen Kalle. 

So wenig die Staatsfchuldenpolitif der Praris in ihren colofjalen Ausichreitungen 
im Entfernteften entfchuldigt werden kann, ebenjo wenig ift jedoch der Standpunct der 
bisherigen Theorie zu billigen. Es war dies ein durchaus einfeitiger, welcer 
aber freilich durch die in der Volkswirthſchaftslehre herrichende Auffaflung des Staats 
nothiwendig mit bedingt war. Die einfeitige Smith’iche Anſicht von der Productivi- 
tät der Arbeiten, die Verneinung des Charakters der Productivität für die perfönlichen 
Dienfte, die bevorzugende Beachtung der Production von Gütern und die ftets ftief- 
mütterliche, meiftens mißgünftige Beurtheilung der Conſumtion in den volfswirtbichaft: 
lihen Syitemen, die Einreihung der Staatsausgaben ald (unproductive, wenn aud 
nicht ganz entbehrliche) Staatsconfumtion unter die Conjumtion im Allgemeinen, das 
Liebäugeln mit dem phyfiofratifchen Princip des abjoluten Laissez faire et laissez 
passer in der Volkswirthſchaftspolitik, die jehr berechtigte Reaction gegen das über- 
triebene Bevormundungsiyftem des aufgeflärten Despotismus, die Ausdehnung der 
Freibandelspolitif auf ein Gebiet, wo fie nicht allein entfcheiden fann, die Sympathie 
des Zeitalters für alles, was mit Freiheitund Emancipation von bevormundenden Eins 
flüffen zuſammen zu hängen fchien, dann, last not least, die herrfchende rehtsphilojo- 
phiſche Auffafiung des Staats in der Kant'ſchen Schule und die einfeitige Betonung 
des Schutzzwecks ded Staats — diefe und Ähnliche Anfichten ließen auch eine unbefan« 
gene volfswirthfhaftlihe Würdigung des Staatd nicht zur Geltung fommen. 
Wie man es auch immer verblümte, um ſich nicht fofort in die handgreiflichften Irr— 
thümer zu verwideln: der Staat war und blieb für die ältere Smith'ſche Schule Eng- 
lands und des Gontinents doch nur einnothwendiges Uebel. 
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Aus einer folhen Auftaffung konnte feine principielle Würdigung des Staatd- 
credits, mußte fogar eine principiell abwehrende Stellung gegen das Staatsſchulden— 
wefen hervorgehen. Wenn ſchon die gewöhnliche Staatsconfumtion mit Mißgunft an- 
geiehen wurde, wie erft vollends diejenige, welche durch die Benugung des Staats» 
eredits ermöglicht ward? Wenn man die Befteuerung zum Behuf der Dedung des 
Stantehebarts ſchon bedauerte und wenigſtens in der Theorie die Sparfamfeit zum uns 
bedingt leitenden Grundjag der Finanzwirthichaft erhob, wie mußte man erft die 
Steuern zum Zwed der Verzinfung und Rüdzahlung von Schulden beflagen, wo die 
ohnehin jo zweifelhafte Nüglichfeit der mit diefen Schulden gededten Ausgaben doch 
der Gegenwart, der verbreiteten Meinung nad, nicht mehr zu Gute fam? Vom 
Standpunct der Älteren Smith’fchen Schule aus mußte man folgerichtig die Benutz— 
ung des Staatdcreditd verwerfen und fonnte das VBerdammungsurtheil Punct für Punct 
mit den damals noch allgemein für richtig geltenden Gründen erhärten. 

Mit der Umgeftaltung und der Modification einiger wichtiger Grundlehren der 
Nationalökonomik mußte aber ſchließlich nothwendig ei eine andere, unbefangenere 
Würdigung des Staatscredits Platz greifen, wie dies jept auch allmählich geichieht. Die 
veränderte Lehre von der Productivität, die Berüdfihtigung der Confumtion auch in 
der Theorie, Die Daraus mit hervorgehende Anerkennung der wirthſchaftlichen Unent- 
behrlichkeit und höchſten Nüglichfeit Des Staats, die tiefere philofophifche und gefdyicht« 
liche Auffafjung deffelben, die wiſſenſchaftlichen Fortfchritte, welche in der Volkswirth— 
ſchaftslehre [don von Say, dann von Hermann, J. ©. Hoffmann, Lift, 
neuerdings von Rofcher, in den nächſt verwandten Disciplinen von R. v. Mohl, 
2. Stein, in andern verwandten Fächern von Savigny, Eichhorn, Stahl 
u. X. m., furz von Männern verfchiedener politifcher Parteiſtandpuncte, aber dennoch 
mannichfach ähnlicher, wiflenfchaftlicher Auffaffung angebahnt wurden, — dieſe Fort- 
fchritte kamen feinem Theile der politifchen Defonomif fo zu Statten , wie der Finanz- 
wiſſenſchaft, und hier injonderheit wieder der Lehre vom Staatscredit. Auf der neuen 
wifjenichaftlichen Bafis entjtand eine neue Theorie des Staatscredits, durd welche zu— 
erft eine principielle Würdigung defielben erfolgte. Weit entfernt, daß damit irgendwie 
die craſſen Mißbräuche der Praxis beichönigt werden, gewinnt die Theorie vielmehr 
den richtigen Standpunct, das Maaß der Zuläffigfeit des Staatseredits zu beftimmen 
und damit auch die Ausjchreitungen im Gebrauche des Eredits richtig zu beurtheilen. 
Die Reform fnüpft fich befonders an den Namen von 8. Diesel an. 

II. Die Benugung des Staatdcredits im Staatshaushalte. — 
Das Staatsſchuldenweſen fann nicht ifolirt, fondern muß im Zufammenhange mit dem 
ganzen Staatshaushalte betrachtet und demgemäß muß aud) die Lehre von den Staats» 
Ichulden im Spften der Finanzwiſſenſchaft behandelt werden, Weder in der Praris 
noch in der Theorie kann man die Frage, „find die Staatsfchulden gut oder Schlecht?“ 
ganz abftract beantworten, abjolut bejahen oder verneinen. Immer ift auf die Ant- 
wort von enticheidendem Einflufie, welcherlei Staats8ausgaben mit Staats— 
ſchulden gededt werden und welderlei Wirkungen die Befteuerung oder Die 
Schuldaufnahme auf die Volfswirthichaft ausüben. Es giebt eine Reihe von Ausga— 
ben, die gewöhnlichen , fortlaufenden, fih regelmäßig in demfelben Betrage wieder: 
holenden Ausgaben, das Normalerforderniß in diefem Einne, welche unter 
feinen Umftänden mittelft Staatsfchulden beftritten werben ſollten, weil fie gleich dem 
Aufwande am umlaufenden Cafital im Privatgefchäft, vollftändig in; den mit ihnen, 
hergeftellten Staatsleiftungen einer Finanzperiode zur Gonfumtion durd) Die Volks— 
wirthichaft gelangen. Vgl. darüber den Art. Staatshaushalt N. III. Die übrigen 
Staatdausgaben Dagegen erhöhen, dauernd, für fürzer oder länger, die Leiſtungs— 
fähigkeit des Staats und erfparen dadurch folgenden Finanzperioden Ausgaben. Wenn 
der Staat diefe alfo wirkenden Ausgaben durch Staatsichulden deckt, fo entipricht der 
Sinsgahlung, welche er leiften muß, die künftige Wiederausgabe und die höhere Lei— 
ftungsfähigfeit. Daraus läßt fi Die Regel ableiten: alle Ausgaben zu dauernden Ver— 
wendungen in den Staat und feine Anftalten, wodurd die Grundlage für eine dauernde 
Nutzung geihaffen und fünftigen Finangverioden direct und indirect im Fall der Dedung 
dieſer Ausgaben durch die ordentlichen Einnahmen einer einzelnen Finanzperiode cine 
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Koftenerfparniß zu Gute fommt; ferner alle außerordentlichen Ausgaben, welche in 
einzelnen Finanzperioden zur Befeitigung außergewöhnlicher Hinderniffe bei der Aus— 
übung der Staatsthätigfeit nothwendig werden, aber ihrer Natur nad) nicht regelmäßig 
wiederfehren,, (Krieg) — alle diefe Ausgaben dürfen, foweit darüber die Natur der 
Staatsausgaben entjcheidet, durch die Benugung des Staatscredits gededt werden. 
(vgl. Diegel, Syft. d. Staatsanl. S. 152, Wagner, Ordn. d. öflerr. Staats» 
haush. S. 40). Um Wiederholungen zu vermeiden, fei im Uebrigen auf den Art. 
Staatshaushalt N. III. verwiejen. Die Befolgung diefer Regel fichert vor dem 
Einreigen der gefährlichften Schuldenwirthfchaft, vor dem hronifchen Deficit, wie 
wir es in Defterreich und Jtalien fehen. Denn die Regel fegt für die Benugung des 
Staatscredits eine unüberfchreitbare Marimalgrenze feſt und ftellt an die Leiter des 
Staatshaushalts die Forderung, für ein hohes Normalerforderniß, das ihre Politik 
unentbehrlich macht, auch die Steuerfraft umfaffend in Anfpruch zu nehmen. 

Daß man aber überhaupt zur Dedfung der genannten Ausgaben Staatsſchulden 
contrahiren darf, ergiebt fid) aus dervergleichenden Prüfung der ee welche 
die Steuer und die Schuld auf die Volfswirthichaft ausüben. Hier ftellt fih im 
Gegenſatz zu der älteren Anſicht heraus, daß in einigen wichtigen Fällen diefe Wirkun— 
gen beider Schuld entjchieden günftiger wie bei der Steuer find und demgemäß die 
- Aufnahme einer Schuld oftmals den Ber vor der vermehrten Befteuerung verdient. 
Nad dem Ergebniß einer folden prüfenden Unterfuhung muß die Regel für die wirf- 
liche Anwendung des Staatscredits im concreten Falle formulirt werden. Nach unferer 
Anficht bedarf die zuerſt von Diegel aufgeftellte Regel für die Dedung des bejprochenen 
außerordentlichen Staatsbedarfs doch einer Einjchränfung, indem dieſer Bedarf nicht, 
wie Diegel will, jtetö, jondern nur in gewiffen näher zu bezeichnenden Fällen mit 
Staatsihulden gededt werden follte. 

Das Eapital der Anleihe fann aus drei verfchiedenen Quellen fommen, nämlid 
1) aus wirflih disponiblen Gapitalien der heimischen Volkswirthſchaft, 
2) aus Gapitalien fremder Volfswirthichaften, 3) aus heimiſchen Kapita- 
lien, welche durch die Anleihe einer anderweiten productiven Verwendung 
im Inlande entzogen werden. In den erften beiden Fällen verdient die Anleihe 
unbedingt den Vorzug vor der Gteuererhöhung,, im legten Falle ift Dagegen umgefehrt 
die Befteuerung anzurathen. 

Wirklich disponible Gapitalien find als folche nicht productiv angelegt und wer— 
den dies nach Rage der Dinge zunächft aud) nicht werden. In hochentwidelten, reichen 
Volkswirthichaften pflegt e8 häufig, befonders im Beginn von Eperulationgzeiten, 
ziemlich viele ſolche Gapitalien zu geben. Durch die Anleihe werden diefe wahrhaft 
paraten Mittel herangezogen, zum VBortheil Aller , oft Fann einer ftarfen Vergeudung 
von Gapital in Ucberecaiatfonen durch die Anleihe noch rechtzeitig vorgebeugt wer: 
den. Der Krieg macht ferner gerade in der entwidelten Volkswirthſchaft unferer Eultur: 
ftaaten viel angelegtes Capital zeitweilig disponibel. Auch dieſes Capital ſucht paſſend 
im Intereffe der ganzen Volkswirthſchaft eine Anlage in der Anleihe, während die 
Steuer in einer ſolchen Zeit der Geſchäftsſtockung um fo drüdender wird. Hier wird 
die Anleihe daher durchaus der Steuer vorzuziehen fein. Aber freilich darf dabei auch 
nicht vergeflen werden, daß felbit in derhochentwidelten VBolfswirthichaft nicht immer 
disponible Gapitalien für Die Anleihe bereit find und Gapitalien, weldye zeitweilig die: 
ponibel find, vielleicht bald eine productivere Verwendung als in den Staatsanleihen 
finden würden. Deshalb muß auf die Lage des Geldmarfts auch hier Rüdjicht 
genommen werden. „Ze nad dem Verhältni des vorhandenen Gapitalvorraths zu 
den vorhandenen Anlagegelegenheiten wird der Einfluß, welchen die Contrahirung einer 
Staatsſchuld übt, von einer empfindlichen Schwächung des Gapitalmarfts durch die 
mannidyfaltigiten Stadien hindurd) bis zu einer wohlthätigen Erleichterung deffelben 
gehen können“ (Umpfenbad). 

Die Anleihe aus fremden Gapitalien, die auswärtige Anleihe, bat für das 
Inland immer die Bedeutung einer Anleihe aus disponiblem Gapitale, darin liegt ihr 
großer Nugen im Vergleich mit der Steuer. Die Anleihe bietet oft die einzige, mit: 
unter die befte Gelegenheit, fremdes Capital in dieeinheimifche Bolfswirthichaft herein- 
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zuziehen und hat dann nothwendig die günftigen Wirkungen in ihrem Gefolge, welche 
die Vermehrung des Capitald in der Volfswirthichaft hervorruft. Dies wird gewöhns 
lic, überſehen, weil der Blick an der Oberfläche der wirthichaftlichen Erfcheinungen 
hängen bleibt. Die „Verſchuldung an das Ausland“, entftanden durch formell im 
Auslande contrahirte Anleihen und durch den Uebergang gewöhnlicher infändifcher 
Schuldverſchreibungen von inländifchen an auswärtige Gapitaliften , ift meifteng jehr 
unpopulär,, fie hat gelegentlich auch ihre politifchen Nachtheile, welchen aber aud) 
einige politijche Vortheile gegenüberftehen. Die wirthſchaftlichen Nadıtheile da- 
egen, weldye vornehmlich in der regelmäßigen Hinauszahlung der Zinfen an das Aus- 
and liegen follen, find nicht fo Br ra wie man fie ſich vorftellt. Selbft im Falle 
des allerunfruchtbarften Staatsaufwands bietet die Dedung der betreffenden Ausgabe 
mittelft auswärtiger Schulden ftatt mit Steuern einen Vortheil. Denn fie ermöglicht 
den unveränderten Fortgang der volfswirthichaftlichen Ihätigfeit in demjelben Um: 
fange wie bisher, weil das heimische Capital feine unproductive Zerftörung erlitten 
hat. In der Klage über die Zahlung der Staatsſchuldzinſen an das Ausland 
wird Urſache und Wirfung verwechſelt. Zu beflagen kann höchftens die betref: 
fende Staatsconfumtion, alſo die fie verurfacyende innere oder auswärtige Politik des 
Staates fein. Aber erfreulich bleibt gerade dann um fo mehr die Dedung diefes Staats» 
bedarfs durd) die vom Auslande entlehnten Gapitalien. Da das inländifche Capital 
unvermindert ift, fei es, daß die fonft aufgelegte Steuer das vorhandene Capital ange: 
griffen oder die Neubildung von Capital durch Erfparung gehemmt hätte, jo fönnen 
mit den Gütern, welde als Steuer zur Verzinſung der Schuld an den Staat und 
von diefem an die auswärtigen Gläubiger entrichtet werden, in der Regel nod) 
andere Güter fortwährend producirt werden, während fonft die geſammte Pro— 
duction eine entiprechende Einſchränkung hätte erleiden müflen. Der Entgang an 
Gütern würde mithin größer wie im Fall der Zinszahlung an das Ausland geweien 
fein. Demgemäß hätte ſich auch die Lage der Bevölkerung, insbefondere der arbeitenden 
Claſſe fonft nody mehr verfchlechtert. Aehnlich wird auch die Dedung der an fid) pro- 
ductivften Staatsausgaben, 3. B. der Eifenbahnbauten durch Benugung des im Aus— 
lande zu findenden Credits der heimischen Volkswirthſchaft förderlich fein. Denn unter 
den Umftänden, weldye die Benugung foldyer fremder Gapitale ermöglichen, kann im 
Inlande fein Ueberfluß an Gapital beſtehen, jo daß jegt erft die gleichzeitige Ausfüh- 
rung anderer wirthichaftlicher Aufgaben neben der Dedung des Staatsbedarfs noch 
möglich bleibt. Länder, wie Defterreih, Rußland, Nordamerika find durd ihre Ca— 
pitalaufnahme in den reicheren Staaten mit niedrigerem Zinsfuße ſicherlich nur ge— 
fördert worden. Auch die dermaleinftige Rüdzahlung des entlehnten Capitals dur) 
eigentlihe Schuldentilgung oder durch Rüdfauf der Obligationen feitend der heimi- 
ſchen Gapitaliften ift —*8 für die Volkswirthſchaft ungleich weniger ſchwierig, 
als die fofortige Aufbringung des Capitals im Inlande, vollends wenn deſſen unpro— 
ductive Vergeudung in Ausficht fteht. Denn die Rüdzahlung erfolgt nun in einer 
Zeit, wo die heimische Volfswirthichaft eine viel größere Entwidlung genommen hat. 
Es ift eine durchaus unrichtige Auffaffung, daß 3. B. ein Staat wie Oeſterreich vor: 
züglich durch feine —— — in ſeine jetzige bedrängte Lage gekommen 
jein ſoll. Das iſt nur inſofern richtig, als daſelbſt ſeit Jahren auch ein Theil des Nor: 
malerforderniffes durd) Anleihen ftatt durch Steuern gededt worden, und foweit ferner 
das Capital der Anleihen aus dem Inlande gekommen iſt, denn in Oeſterreich's wirth— 
Ichaftlicher Lage verdient die Steuer den Vorzug vor der inländiſchen Anleihe (ſ. u.). 
Aber ein ſehr großer Theil der öfterreihiichen Staatsjchuld it bekanntlich im Aus— 
lande placirt. Die diefem Theil entiprechende Beftenerung hätte ſicherlich das Land 
weit mehr beſchädigt, als es die Schuldaufnahme that, hätte das Land vielleicht 
total ruinirt, weil Die abermals erhöhete Steuer weder durch Steigerung der 
Production, noch durd Verminderung des gewöhnlichen Conſums eingebracht wors 
den wäre, jondern aus dem Gapital hätte bezahlt werden müffen. Zu tadeln mag 
Die die große Staatsausgabe verurfachende Politik, nicht aber die Staatsichulden- 

politif hier fein. 
Ein bemerfenswerther rein wirtbfchaftlicher Nachtheil klebt allerdings der Ver— 
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fhuldung an das Ausland an: die legtere kann die Eicherheit des heimifchen Geld— 
weiens, die Einlösbarkeit der Banfnoten gefährden. Auch bier ift zwar nicht der Ein» 
flug der regelmäßigen Zinszahlung zu befürchten , aber in kritiſchen Zeiten, befonderd 
infolge von politischen Greigniffen, welche den Staatscredit ftarf erfhüttern , pflegt 
plöglich ein bedeutender Theil der Staatöpapiere von dem ängftlich werdenden fremden 
Gapitaliften zur Realiſirung in das Inland zurüdzufommen. Dadurch entftcht eine 
ſtarke Nachfrage nach baarem Gelde, welche nur bei einer ſehr vorfichtigen und gejchid- 
ten Leitung der Banfen ohne Suspenfion der Baarzahlungen ablaufen wird. Aber 
einmal wirft jede Verfchuldung an das Ausland, 3. B. wenn das Ausland große 
Maſſen einheimischer Actien beſitzt, ähnlich ein, denn alle Ereditpapiere leiden unter 
der politiſchen Krife. Und fodann hängt e8 bei der heutigen fosmopolitiichen Rich: 
tung des Gapitalienverfehrs gar nidyt vom Willen des Staates ab, ob feine Obligatio- 
nen, falld er einmal Anleihen aufnimmt, im In» oder im Auslande find. Darüber 
entjcheidet der Stand der Zinsfüße. Auch dieſer Nachtheil möchte von den: Vortheilen 
der auswärtigen Schulden aufgewogen worden. 


Wenn dagegen die Anleihe Capitalien aus der für fie beftimmten wirthichaftlichen 
Nerwendung weg zieht, jo führt fie zu einer Einjchränfung der Production, welche in 
legter Linie namentlich der arbeitenden Claſſe zum Nachtheil gereicht. Diejer Fall bil: 
det doch im Ganzen die Regel und infofern verdient die Steuer allgemein be» 
trachtet den Vorzug vor der Schuld, nur daß die beiden foeben erörterten Fälle zwei 
ſehr wichtige Ausnahmen von der Regel bilden, Ausnahmen, weldye gerade in der hoch— 
entwidelten Volkswirthſchaft fehr oft vorfommen. Die Steuer wird meiftens, folange 
fie nicht eine gewille Höhe überichreitet, durch Einichränfung des Conſums, reſp. durch 
vergrößerte Sparjamfeit ohne Verminderung des productiv angelegten Gapital® wieder 
eingebradyt. Selbft eine übermäßige Steuer, weldye das in productiver Verwendung 
befindliche umlaufende Gapital angriffe, wird aller Bermutbung nach auf die allgemeine 
Production und auch auf die Lage der aus dem umlaufenden Gapital des Landes bes 
ſchäftigten Arbeiter minder ungünitig einwirfen, als eine Anleihe diefer Art. Denn 
immerhin wird audy hier cher die Steuer durch größere Sparfamfeit der wohlhabenden 
Glaffen aufgebracht werden, ald die Anleihe, bei welder der Unterzeichner, da 
er feine Ginbuße an jeinem Einkommen erleidet, feinen befonderen Beweggrund zu 
größerer Sparfamfeit hat. Hier verdient daher die Anleihe den Tadel, welchen be 
ſonders die engliichen Defonomiften bis auf J. Stuart Mill über fie im Gegenfag 
zur Befteuerung ausſprachen. Die fortvauernde Belaftung des Staats mit den Sinien 
der Anleihe bildet hier, aber auch) nur hier, ein Moment mehr, das gegen die An: 
leihe ſpricht. 


Früher hat man beſonders einen Vortheil der Anleihe gegen die Steuer hervorge— 
hoben und noch jetzt wird dieſer Vortheil nicht ſelten betont. Man ſagt, bei der Steuer 
trage die gegenwärtige Generation das ganze Opfer und den Aufwand an Capitalien, 
bei der Anleihe dagegen werde dieſes Opfer mittelſt der Zinſen und Tilgungsquoten auf 
die künftigen Generationen mit vertheilt. Dies nannte man z. B. gerade in Betreff des 
Kriegsaufwands billig, weil die kommenden Geſchlechter doch indirect an den Früchten 
theilhätten. Hierin liegt eine Annäherung an die oben auseinandergeſetzte Auffaſſung. 
In der ſoeben erwähnten Motivirung iſt jedoch ein Irrthum enthalten. In beiden 
Fällen, bei der Anleihe nicht minder wie bei der Steuer, find es und können es natur: 
gemäß nur die Güter Des jegigen Geſchlechts fein, welche dem Staate 3.B. im Laufe 
eines Jahres aus dem infommen oder Gapitale des Volks zur Verfügung geftellt 
werden. Im Ganzen werden der Volkswirthichaft gleich viel Sachgüter zur Krieg— 
führung entzogen, mag der Staat zur Anleihe oder zur Steuer ſchreiten. Es foll nur 
eben diejenige Korm der Heranziehung von Gütern in den Staatshausbalt gewählt 
werden, welche die Volkswirthſchaft relativ am Meiften ſchont, am Menigften ven 
Fortgang der Production hemmt und den etwaigen Drud möglichſt von den ſchwächſten 
Schultern, denen der Arbeiter, abwälst. 

Die Regel für die wirflihe Anwendung des Staatscreditd wird man daher in 
folgender Weile zufammenfaflen können: Non denjenigen Staatsausgaben, welde 
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überhaupt nicht grundjäglich durch ordentliche Einnahmen, reip. Steuern zu deren 
find, muß die privatwirthichaftliche Capitalanlage , d. 5. die Ausgabe zur Schaffung 
und Erweiterung des werbenden Staatsvermögens des productiven im engeren Einne) 
durch Anleihen gededt werden. In Betreff der übrigen Ausgaben fpricht die Vermu— 
tbung in capitalreihen und in folden Ländern, weldye viele auswärtige Gapitalien 
mittelft ihrer Anleihen heranziehen können, für die Anleihe und gegen die Beftenerung, 
zumal bei den als ftaatswirthichaftliche Gapitalanlagen zu bezeichnenden Ausgaben, 
durch welche gewiffermaaßen das ftaatliche Inımaterialcapital vergrößert wird. Umge— 
fehrt ſpricht Die Vermuthung in capitalarmen Ländern, in welchen die Anleihe angelegte 
Gapitalien abjorbiren würde, gegen die Anleihe und für die Steuer , zumal binfichtlicy 
der auferordentlihen, durch Kriegsfall hervorgerufenen Ausgaben. Vgl. den Art. 
Staatshaushalt, bei. N. I. 

III. Schuldentilgung. Bergl. aud den Art. Anleihe, über fundirte 
Schulden, S. 25—27. Die neuere Auffaſſung des Staats und des Staatscrevits hat 
nothwendig aud) zu ehr veränderten Anſchauungen über die Schuldentilgung geführt: 
die Schuldentilgung gilt nicht mehr für principiell unter allen Umftänden nothwendig, 
ebeniowenig für ftets durchaus nützlich, der Staat joll fid) , um unter pafjenden Ver: 
hältniffen wirklich zu tilgen oder fi die Möglichkeit einer Zinsreduction zu eröffnen, 
das Recht der Tilgung, alfo das Kündigungsrecht vorbehalten, aber ſich nicht im Vor: 
aus durd) die Zufage, irgend einen feften Tilgungsplan zu befolgen, feft verpflichten. 
Dies gilt wenigftend in Betreff der eigentlidyen Staatsjchulden im Gegenjag zu den 
Schulden, weldye der Staat nur als großer Privatunternehmer für werbende privat: 
wirthichaftlihe Gapitalanlagen (Eifenbahnen u. f. w.) aufnimmt. Die privatöfono: 
miſchen Gefichtspuncte, welche für dDiefe Unternehmungen überhaupt maaßgebend find, 
laſſen hierbei auch ein regelmäßiges Tilgungsſyſtem zweckmäßig ericheinen. 

Die Tilgung der eigentlichen Staatsſchulden ift nicht principiell nothmwendig und 
oft jogar fchädlicd) wegen der eigenthümlichen Natur des Staatshaushalts (f. den Art.). 
Der Staatöhaushalt ift eben Die im Intereffe der Einzelwirtbhichaften und mit den 
Mitteln derjelben geführte Gefammtwirtbihaft. Jede Tilgung von Staatsichul- 
den feßt eine entiprechende Befteuerung voraus, denn eine andre Tilgung als diejenige 
„aus reellen Einnahmeüberſchüſſen“ hat überhaupt feinen Sinn und wird daher felbft 
dort, wo man noch tilgen will, aufgegeben (England, */, der reellen jährlichen Ueber: 
fchüffe, foweit fi diefelben zufällig ergeben, wird zur Tilgung verwendet). Ob es 
nun für die Volkswirthichaft und deshalb audy für die Finanzwirthichaft von Vortheil 
ift, das betreffende Capital in den Händen der Einzelwirthichaften zu fernerer produc» 
tiver Verwendung zu belaflen und nur die zur Verzinſung der Staatsichulden nothwen- 
Dige Summe aus der jährlich erzeugten Gütermenge durch die Beftenerung zu erheben 
oder aber mehr Steuern zum Zwed der Tilgung aufzulegen und bierdurdy das Capital 
pom Steuerzahler an den Staatsgläubiger übergehen zu laſſen, — darüber läßt fid) 
wiederum feine abjolut giltige Regel aufftellen. Es hängt das immer von den Um: 
ftänden des Falls ab, mitunter kann die Tilgung jehr angebracht, meiftens wird fie in 
der gegenwärtigen Entwidlungsitufe unjerer Volteroirthfchaften dagegen nadıtheilig 
fein. Die Staatsgläubiger werden jelten mit dem erhaltenen Capital jo viel leiften 
fönnen, wie die fteuerzahlenden Producenten. Leicht wird das Capital in unpaffenden 
Anlagen und ſchlechten Speculationen vergeudet werden, oft, im Augenblide,, wo es 
geichieht, noch zum Nachtheil des Landes, in die Fremde zurüdwandern. Die Ber: 
muthung ſpricht in unferen Staaten meiften® gegen die Räthlichfeit der Tilgung. Der 
Einwand, daß ein Staat mit Fleinerer Schuld oder vollends ein jchuldenfreier Staat 
finanziell fräftiger wie ein fchuldenbelafteter Staat fei, ift freilich unläugbar, aber er trifft 
bier gar nicht zu. Denn die Tilgung gefchieht doch nur mit den Mitteln der Volks: 
wirthichaft, fte ift weiter nichts al8 eine Cigenthumsübertragung innerhalb der Volks— 
wirthſchaft. Ob dieſe Hebertragung wirthichaftlic und Deshalb auch finanziell erfprießlich 
ift, das muß jedesmal jpeciell unterfucht werden. Selbft der an fich für die Vornahme 
einer regelmäßigen Tilgung ſprechende Umftand, daß doch auch die anfangs nüglichften 
ftaatswirthichaftlihen Gapitalanlagen umd die zur Führung wahrhaft heilfamer Kriege 
verwendeten außerordentlihen Ausgaben mit der Zeit ihren nachhaltigen Nugen für 
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den Staat völlig verlieren fönnen, macht gleihwohl die Tilgung nicht abiolut noth— 
wendig. Denn immer bleibt e8 auch hier erſt zu entjcheiden, ob nicht Die Fortdauer der 
Staatsſchuld beffer als die Tilgung auf die Volkswirthichaft einwirft. Dies ift 4. B. 
in Betreff der britifchen Staatsſchuld, weldye Doch fait ganz für bereits definitiv con« 
ſumirte Staatsleiftungen —— worden iſt, gewiß der Fall. Eben deshalb ſoll 
der Staat gegenwärtig Anleiheformen wählen, welche ihm hinſichtlich der Vornahme 
und der Größe der Tilgung freie Hand laſſen: die kündbare Rentenſchuld ver— 
dient den Vorzug (f. Art. unteihe ©. 27). Der Vorſchlag finanzwiſſenſchaſtlicher 
Dilettanten, etwa durd) eine einmalige große Abgabe die Staatsſchuld abzuzahlen, be: 
fürwortet ein Mittel zum Ruin der ganzen Volkswirthſchaft. 


IV. Zwangsanlehen. Diefe find feine Ereditgejchäfte, weil ihnen das Mo» 
ment der Freiwilligkeit der Gapitalübertragung abgeht (f. Art. Credit ©. 192). 
Maafgebend find für fie daher auch nicht die Gefichtspuncte , von weldyen aus Die Be— 
nugung des Staatscredits, fondern vielmehr die Gefichtöpuncte, von weldhen aus 
die Benugung der Beftenerung, refp. der Steuerfraft des Landes beurtheilt 
werden muß. Zwangsanlehen find in der höchften Noth des Staats, wenn freiwillige 
Anlehen gar nicht oder nur zu einem Zinsfuße, welcher dem Staate und in ihm ver 
Gejammtheit zu ſchwere Opfer auflegt, zu erhalten find, allerdings ebenfowohl wie 
große außerordentliche Vermögensſteuern gerechtfertigt. Aber fie müflen unter allen 
Umftänden auf die höchften Nothfälle befhränft werden. Bor eigentlichen Vermögens— 
fteuern bieten fie den Vortheil, daß die im Augenblid bei mangelhaften Befteuerungs- 
und Repartitionsmaaßftäben vielleicht nicht ganz gerechte Vertheilung doch wenigſtens 
jpäter fid) befier geftalten läßt und daß durch die Möglichkeit, die Schuldurfunden im 
freien Verkehr weiter zu begeben, manche unmittelbare Härten eher ausgeglichen wer— 
den fönnen. Im Ganzen aber wird gerade wegen der Scywierigfeit, Zwangsanleben 
gerecht umzulegen, ſelbſt die Eoftipieligfte freiwillige Anleihe ven Vorzug vor der erzwuns 
genen verdienen. Denn hier trägt dann wenigftend die Gefammtheit bei dem Vorhan— 
denfein eines rationellen Befteuerungsiyftems den Verluft gemeinſam. Die allerunge- 
rechtefte und wirthſchaftlich Shädlichfte Zwangsanleihe ift die Ausgabevon uneinlös— 
barem, mit dem Zwangscours verjehenen Papiergelde. Wenn gleidy- 
wohl bis auf die Gegenwart die Staaten mit den verfchiedenften Negierungsformen 
(Defterreih, Rußland, Nordamerika) im Drange der durch plögliche große außeror— 
dentlihe Ausgaben hervorgerufenen Finanznoth zu jenem Mittel griffen, fo liegt dies 
allerdings zum Theil daran , daß die Regierungen nicht den Muth hatten, für freie 
willige Anleihen den den Umftänden entſprechenden Zinsfuß zu gewähren oder große 
Grtrafteuern zu erheben. Die Hauptichuld jedody trägt der Mangel an Befteuerungs- 

rundlagen, weldhe in großen Kriegen raſch nad) einem gerechten und volfswirth- 
Pehaftlich zwedmäßigen Maaßſtabe ftarfe gewöhnliche Zwangsanlehen oder ftarfe Steuern 
aufzulegen geftatten. Die Uebel der Papiergeldwirthſchaft kennt Jedermann, aber troß- 
dem greift man zur Papiergeldausgabe, weil man die erforderlihen Mittel nicht auf 
anderem Wege erlangen kann. Abhilfe gewährt hier nur die rechtzeitige Ausbildung 
von braudbaren nase. — eine vom Verfafler dieſes auf dem volks— 
wirtbichaftlihen Kongreß in Hannover (1864) vertheidigte Anficht, welche daſelbſt mit 
durchaus nicht überzeugenden Argumenten angegriffen worden ift. 


Literatur: ©. den Art. Staatshaushalt. — Urbenius, Deffentl. 
Gredit (2. Aufl. Earlsruhe 1829). — 3. Stuart Mill, (Grundſ. d. polit. Defon. 
d. v. Soetbeer, 2. Aufl. Hamb. 1864.) Band 5, Gap. 7, ©. 653 ff., auch 
Band 1, Gap. 5,88 ©. 61 ff. — Rau, Finanzwiſſenſch. $ 471— 529. — von 
Malchus, (Handb. der Finanzwiſſenſch. 1. Th. Stuttgart und Tübingen. 1830) 
N 88—98. — Umpfenbadh, (Lehrbuch der Finanzwiflenich., 2. Th. Erlangen 1860) 

194—224 — L. Stein, Eehrbuch d. Finanzwiſſenſch., Leipzig 1860) S. 460—565. 
— €. Diegel, (Syſtem der Staatdanl. Heidelberg. 1855), die wichtigfte Schrift 
fiber die neuere Theorie des Staatseredits. — v. Hof, (Die öffentl. Abgaben und 
Schulden, Stuttgart 1863) ©. 265 ff. — H. Reu tzſch, (Staat und Volkswirthſch. 
Leipzig 1863) ©. 237—43. — A. Wagner, (Ordnung des öfter. Staatshaush. 


Staatsunterftüßung. 863 


Wien 1863) S. 1—63, bef. S. 19—36, ferner ders. Art. Staatsfhulden in 
Bluntſchli' u. Brater's Staatswörterb. B. 9, worin die eingehendere Motivirung 
der im Terte vertretenen Auffaffung zu finden ift. — Ueber Staatsſchuldenſtatiſtik vgl. 
die Angaben im Literaturnachweis des Art. Staatshaußhalt. 

Adolph Wagner. 


Stantsunterflügung, Staatsintervention. 


Die Idee, daß der Staat die Aufgabe habe, Aderbau, Handel und Gewerbe zu unter: 
fügen, gehört erft der neueren Zeit an. Im vorigen Jahrhundert noch wurde von Volk 
und Regierung der Staat nur als ein Inftitut angejehen, welches militärisch finanzielle 
Zwede zu verfolgen hat. Staatsintereffe und Volkswohl waren zwei völlig verſchie— 
dene Begriffe. Der Staat war nicht um der Menjchen willen, jondern die Menſchen 
lediglid um des Staats willen da, das Volf wurde nur al die willenslofe, blind ge: 
horchende, ftumme Maffe betrachtet, welche für die Zwecke der fürftlichen Höfe und ir 
die Steigerung der Militärfraft auszubeuten war, wie denn in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts die Unterhaltungskoften der Armeen in Defterreih 4, und in Preußen 
unter Friedrich dem Großen nahe %, aller Staatseinfünfte veridylangen. Alle Maaß— 
regeln der Regierungen in Bezug auf wirthichaftliche Angelegenheiten ließen fih nur 
aus dem angedeuteten Geſichtspunct auffaffen. Die mercantiliftiiche Anſchauung, 
welche von einer übertriebenen Werthihägung des Geldes ausging und den Beginn 
des an Stelle der Naturalwirthichaft tretenden modernen Geldwirthſchaftsſyſtems be= 
zeichnet, trug wejentlidy zur Begünftigung diefer Staatsidee bei. Das Beftreben der 
Regierungen mußte ein doppeltes fein, fo viel Geld und fo viel Menjchen wie möglid) 
zu befigen, wenn in diefem Doppelbefig die Quelle aller Macht lag. Das Streben nad) 
Geld führte zu den Maaßregeln, weldye den Abfluß des Geldes ins Ausland verhüten, 
die Einfuhr fremden Geldes in das Inland aber befördern follten. Das geeignete Mittel 
hierzu bot ſich in der Begünftigung der einheimifchen Induftrie dar, deren Unternehmer 
mit Privilegien, Prämien, Vorſchüſſen unterftügt wurden. Auch auf Staatdfoften 
wurden Fabriken angelegt, und ein Zollſyſtem eingeführt, welches, ausſchließlich um 
daraus eine lucrative finanzielle Einnahmequelle zu fchaffen, die Einfuhr fremder 
MWaaren und die Ausfuhr roher oder bloß halbverarbeiteter Stoffe verbot: dagegen die 
Ausfuhr fertiger Waaren begünftigte. Auch foldye Gegenftände wie Poften und Ver: 
fchröanftalten wurden nicht als Hebel volföwirthichaftlichen Fortichrittes, fondern nur 
als Einrichtungen zu fiscalifhem Gewinn betrachtet. Das Recht zur Arbeit wurde wie 
ein Privilegium angefehen, deſſen Ausübung ein Patent erforderte und theuer bezahlt 
werden mußte. 

Bon der Blüthe der Induftrie erwartete man das Wachsthum der Bevölkerung, 
und dies ift der zweite Punct, um weldyen fich die Finanzgpolitif der damaligen Zeit 
dreht. Die Größe der Bevölferung wurde ald das Fundament der äußeren Staatsmacht 
angefehen. Durch die Beförderung des Fabrifwefens, durch Aufnahme Fremder, durch 
Erleichterung und Beförderung der Ehen, durd; Erjchwerung der Auswanderung, ja 
felbft durch religiöfe Tolerang — Joſef II. und Friedrid der Große — ſuchte man 
diefen Zwed zu erreihen. Auf die Erhaltung der Nolfsmenge fuchte man durd) die 
PBolizeimaaßregeln wegen Austrodnung der Sümpfe, Verforgung mit gefunden Lebend- 
mitteln und Reinhaltung der Städte fowie durch das Verbot fremder Werbungen zu 
wirken. Gemifcht mit unklaren Borftellungen über Wohlthätigfeit wurden aus gleichem 
Grunde Armen-, Findel-, Waifen- und Braun äufer errichtet, landesherrliche Ver: 
fiherungsanftalten gegen Feuer-, Hagel» und Waflerfchäden eingeführt, zur Ver— 
hütung von Hungersnoth — welche in Sachſen allein 1771—1772 150000 Menden» 
leben dahinraffte, — der Kornhandel unter polizeiliche Beſchränkungen geftellt, Ge: 
treidemagazine angelegt. Mit diefer Pflege für das materielle Wohl der Unterthanen 
ging indeß charafteriftifch genug eine grobe Bernadläffigung des Unterrichtsweſens 
Hand in Hand. Wenn gleichzeitig bei Staatsmännern und Theoretifern auch viel 
von Beförderung des Volkswohls und gemeinen Beftens die Rede war, jo war Dies 
wenig mehr als eine Phrafe und Vorwand, um das Bevormundungsfoftem, wornach 
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das Volk als ein krankes Kind betrachtet wurde, dem vorgeſchrieben werden muß, was 
es eſſen und trinken ſoll, — zu beſchönigen und zu rechtfertigen. Das Volkswohl 
kam nur inſoweit in Frage, als die Staatscaſſe dadurch gefüllt wurde, „Alles 
Streben”, ſagt Wilhelm v. Humboldt, „ging nur dahin, von der Nation ſoviel als 
möglid) Geld aufzubringen, die Möglichkeit beruhte aber auf zwei Dingen. Die Nation 
mußte Geld haben, und man mußte es von ihr befommen. Jenen Zwed nicht zu ver: 
fehlen, mußten ihr allerlei Quellen der Induftrie eröffnet werden ; dDiefen am beften zu 
erreichen, mußteman mannichfaltige Wegeentdeden : theil® um nicht durch aufbringende 
Mittel die Empörungen zu reizen, theild um die Koften zu vermindern, weldye die 
Hebung ſelbſt verurjachte. Hierauf gründen ſich eigentlich alle unſere heutigen poli- 
tiichen Syſteme. — Gutmüthige Menſchen, vorzüglich, Schriftiteller, Fehrten die Sache 
um: nannten jenen Wohlftand den Zwed, die Erhebung der Abgaben nur das noth: 
—— Mittel dazu. Hier und da kam dieſe Idee auch wohl in den Kopf eines 
ürſten.“ 

War dies der Charakter jener Zeit, welche der Alter Heeren mit Recht ale 
die mercantiliich-militäriiche Periode bezeichnet hat, fo darf man indeß nicht glauben, 
daß es heutzutag wefentlih und thatfächlicdy anders geworden ift. Auch heute wird 
Induftrie und Handel der äußern Politik dienſtbar gemacht. Im Staatsfinanzweien 
herricht wie früher der Grundſatz, daß die Staatsausgaben ſich nicht nach den Ein- 
nahmen fondern die Einnahmen nach den Ausgaben richten müfjen. Bei dem unbe: 
— Streben nach Erhöhung der Macht des Staates findet die Beſteuerung ihre 

renzen in der Steuerfähigkeit. Nur haben die Regierungen heute eine klarere Einſicht 
in die Bedingungen des Wachsthums des Nationalvermögens gewonnen und erkannt, 
daß in der — des Verkehrs, in der Beſeitigung der Beſchränkungen, welche 
die Bewegung der Induſtrie und des Handels, der Perſonen, des Credits und der 
Verfügung über den Grund und Boden hemmen, das wirkſamſte Mittel zur Capital— 
vermehrung und damit aud) zur Erhöhung der Steuerfraft liegt. Man ift aud) dahin 
gefommen, daß es vortheilhafter ift, die Steuernicht gerade da zu nehmen, wo man fie 
am bereiteften findet, fondern geht in der Veranlagung der Steuern gleihmäßiger und 
ivftematifcher zu Werfe. 

Die Theorie hat nun allerdings in neuerer Zeit dem Staate die Verpflichtung auf: 
erlegt, daß er für das Wohl und Glüd der Nation forgen müffe. 

Zunächſt wurde der Staat von ihr ald eine Hülfs- und Armenanftalt angejehen. 
Beifpielöweife wurde die Beibehaltung einer StaatsbräAndverfiherungsanjtalt in 
Sachſen durch die Verpflichtung des Staates motivirt, Dafür zu forgen, daß jeder Ein- 
wohner wenigftens ein Dbdad) habe. Es wurde die gefegliche Armenpflege organifirt, 
wodurd den Armen gewiflermaaßen ein Recht auf Unterftügung und Beiltand gegeben 
wurde. Der Staat, die Provinzen und Gemeinden follten verbunden fein, zur Be 
Ihäftigung der Arbeitslofen geeignete öffentliche Arbeiten einzuführen. Auch hiſtoriſch 
und ftaatsrechtlich fuchte man eine derartige Unterftügungspflicht de8 Staats daraus 
zu deduciren, daß der Staat ſich in den Belig der Klojtergüter durch deren Einzichung 
gelegt habe, während die Kirche früher gehalten war, ein Viertel ihres Ertrags den 
Armen zufließen zu laſſen. 

Aus der Theorie der Aufopferung und des Beiftandes ging in gerader Linie die 
Theorie der Aufmunterung in ihren verfchiedenen ln hervor. Von der Bes 
günftigung der einheimischen Induftrie und Fabrifen duch Schugzölle, der Abhaltung 
der Goncurrenz ded Auslandes war nur ein Schritt zu der Bejeitigung der freien Con— 
eurrenz überhaupt, der Fejtitellung des Arbeitslohnes und der Organifation der Arbeit 
nach der jocialiftiichen Doctrin. die Drganifation der Arbeit ift gegen die Privatin— 
duftrie gerichtet und will legtere durch) die Nationalinduftrie befeitigt willen. Der 
Staatögewalt wird die größte Initiativfraft zugeiprochen. Auf Koften des Staats 
follen öffentliche Werkftätten geichaffen und als Gommanditen eingerichtet werden. 
Verwandt mit diefen Theorieen ift die Theorie einer Organifation des Ereditd. Der 
Staat ſoll zum Fürften des Credits gemacht werden, was nur dadurch geichehen ann, 
daß entweder aus dem Gredit unter dem Vorwand des allgemeinen Nugens der 
Gegenftand eines Monopols zum Nugen ded Staats gemacht wird, oder daß 
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man es geichehen läßt, daß die Staatsbanf mit allen Bankier des Landes con- 
currirend thätig ift. 

Die Staatsunterftügung ift von verfchiedenen Seiten neuerdings auch um des⸗ 
willen befürwortet worden, weil die abfolute Selbfthülfe jedes Einzelnen ſchon wegen 
der ungeheueren Ungleichheiit der Einzelnen ungenügend fei. Billiaume ver- 
gleicht die liberalen Defonomiften, welche den öffentlichen Beiftand verwerfen und 
die „politiihen Eajuiftifer” von heute fogar mit den Jefuiten des 17. Jahrhunderts 
(Vasquez, Molina), weldhe um der reihen Welt zu gefallen, ven Sag aufgeftellt 
hatten, daß es eigentlich feinen Meberfluß gebe. Wie Laffalle in Deutfchland im 
Fahre 1863, jo verlangte Villiaume ſchon 1857 in der erften Ausgabe feines Wer: 
fed für die Arbeiterafjociationen und für deren Beginn die Staatsgarantie eines 
Gredits von 100 Mill. France, indem er bemerkte, diefe Garantieintervention 
des Staates fei ebenjo gerechtfertigt, ald die Zinfengarantie von Eifenbahnen oder die 
Garantie für das Capital des credit foncier, Garantieen welche im Intereſſe der Un— 
ternehmerwelt gegeben worden feien. Laſſalles Idee hat daher weder an ſich noch in 
ihrer Begründung den Anfprud auf Neuheit und Originalität. Wie Fourier ſchon 
6 Millionen Franc —— und ſeine Schule ſich Jahrzehnte hindurch Mühe gab 
dieſe Summe zuſammenzubringen, ſo warten dieſe ſocialiſtiſchen Theoretiker no 
heute auf ein politiſches Ereigniß, welches ihnen die Autorität und die Caſſe in die 
Hände ſpielt. 

Ueber die ——— Armenpflege haben wir ſchon in dem Art. „Armuth“ ver— 
handelt. Die Wohlthätigfeit gilt als die erfte chriftliche Tugend. Allein fobald fie 
ald Werkzeug der Gleichheit und als Gefeh des Gleich ans aufgefaßt und zum 
Staatsprineip erhoben wird, ift fie ein Gebrechen der Gefellichaft. Sie ift die Um— 
fehrung des öfonomifchen Principe, daß jeder Menſch das produciren muß, was er 
eonfumirt. Daher ift ihre nothwendige Folge ftetd Die unproductive Conſumtion. 

Die Spar: und Penfionscaffen, die Vericherungspefellfchaften find unftreitig 
wichtige Vorbeugungsmittel gegen die drohenden Folgen von Unglüdsfällen. Die 
Sicherheit ift jedod) eine Waare, wie jede andere und muß daher gleidy dieſer bezahlt 
werben. Die Gegenleiftung, welche man für die entrichtete Zahlung empfängt, die 
Verficherungsfumme, richtet fich nach der Höhe der Beifteuern, welche geleiftet werden 
fönnen. Daher bleiben dieje Inftitute für die arbeitenden und armen Glaffen unfrucht- 
bar. Ihre Benugung fegt fchon einen gewiflen Grad von Wohlftand voraus. Sie ent- 
halten Feine Sicherheit gegen das Uebel, jondern gewähren nur eine andere Verthei- 
lung des Uebels, indem fie die Maſſe der verficherten Theilnehmer den Schaden tragen 
laffen, welcher dem Einzelnen vergütet wird. 

Die Einführung der öffentlichen Arbeiten fchließt wie alle übrigen auf dem Princip 
der Staatsunterftügung beruhenden Vorſchläge ein Syitem induftrieller Organifation 
in fi, welches die Vernichtung der Privatinduftrie nad) ſich zieht, um in legter Folge 
aus den Ruinen der individuellen Arbeit die Collectivthätigfeit, die Initiative des 
Staates hervorgehen zu laſſen. 

An und für fi) betrachtet, kann ein Staat öffentliche Arbeiten erft dann vorneh⸗ 
men laflen, wenn die erften nothwendigen Bebürfnifie befriedigt find. Die öffentlichen 
Arbeiten find für den Staat daffelbe, was für den Privatmann die Lurusarbeiten find. 
Sobald man, wie 3. B. die franzöfifche Eonftitution von 1848 bezwedte, ein Syſtem 
öffentlicher Arbeiten einrichtet, fo wird Dies alsbald zu einer dauernden und progreifiv 
wachſenden Inftitution werden. Urfprünglich nur für zeitweilig unbefchäftigte Arbeiter 
beftimmt, wird ſich naturnothwendigerweiſe eine ftändige Arbeiterclafie bilden , welche 
ausichließlich in öffentlichen Arbeiten beichäftigt wird. Ein zahlreiches feftes Perfonal 
von Beamten und Auffehern muß geichaffen werden. Diefe induftrielle Armee von Ars 
beitern würde fich alljährlich vermehren, mit ihr aber die Staatsausgabe für öffentliche 
Arbeiten alljährlich wachen. Neben einer Nation von freien Producenten würde eine 
Nation von ftaatlic), corporativ organifirten Producenten entftehen und es ift unſchwer 
vorauszufehen, welches das Schidjal der erfteren fein wird. 

Die Getreivemagazine, Die Verbote gegen das Auffaufen und Auffpeichern des 
Getreides haben fich überlebt. Jedermann weiß, daß wie ſchon Turgot bewies, die 
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Verwaltungskoſten bei dergleichen Dingen immer flärfer ausfallen, als die Koften 
und Gewinnfte der Kaufleute zufammengenommen; daß die Regierung niemals im 
Stande ift, fo genau wie Privatfaufleute den jevesmaligen Bedarf zu fennen, und 
daß fie niemals % wohlfeil wie diefe bedient wird. Wenn die Regierung verproviantirt, 
fo unterläßt ed der Kaufmann, denn Niemand will gleich * — treiben, um da⸗ 
bei zu verlieren. Die Regierten ſelbſt endlich gewinnen beim Einkauf ihres Kornes 
unter dem Marktpreis nichts, denn fie müffen den Unterſchied in anderer Form, in der 
Form der Steuern wieder vergüten. 

Bon den Schugzöllen hat Baftiat mit Recht gefagt: Der Protectionismus ift 
der Communismus und legterer ift ebenfo treffend Die Ausbeutung der Starfen 
durch die Schwachen genannt worden. Zwiſchen dem Echugzoll und dem Commu—⸗ 
nismus befteht nur ein quantitativer, fein qualitativer Unterfdhied. Der 
Schutzzoll iſt ein Monopol zu Gunften Einzelner. Die Regierung, weldye um 
die einheimifche Induftrie zu begünftigen,, die Einfuhr gewiffer ausländiicher Waaren 
entweder ganz verbietet oder den Einführer zur Bezahlung eines Zolles nöthigt, be— 
gründet ein Monopol zu Gunften der inländifchen Producenten jener Waare gegen 
die, welche fie confumiren. Sie verleiht jenem ein Privileg, die Preife der betreffenden 
Waaren um den ganzen Betrag dieſes Zolles zu erhöhen und zwingt den Eonfumen- 
ten zur Bezahlung diefer Prämie, Was die Producenten gewinnen, wird aus der 
Tafche ihres Nachbars, eines Bewohners des nämlichen Landes erlangt. Der Eonfu- 
ment ift um fo reicher, je wohlfeiler er einfauft und um fo ärmer, je theurer er bezahlt. 
Bertheuern fi die Waaren, jo wird, da die Claſſe ver Eonfumenten die ganze Nation 
begreift, audy die ganze Nation ärmer. Selbft wenn der Schutzzoll nur eine Reprefjalie 

egen andere Völker fein fol, ift feine Wirfung doch zugleich eine entgegengejegte. 
Dem anderen Volfe wird zwar ein Schaden zugefügt, gleichzeitig jedoch auch dem 
eigenen Volk. Durch Ausfuhrprämien wird der Gewinn vorausbezahlt, den man an 
dem Ausland machen will. Grmuntert aber eine Prämie zur Erzeugung eines Pro- 
ducts für den inländifchen oder ausländifchen Bedarf, welches ohne diejelbe nicht auf- 
efommen wäre, fo entfteht daraus eine [hädliche Production, welche mehr koftet, als 
ie werth ift. ug von den Mißbräuchen, Verſchleuderungen, ungerechten Bes 
günftigungen, welche fid) bei den von den Regierungen bewilligten ee 
darbieten, ift jede Aufmunterung, jede der Induftrie bewilligte Belohnung ein Gratis» 
— eine Zugabe, welche man vom Conſumenten vorwegnimmt und in ſeinem 

amen einem von der Staatsmacht Begünſtigten für Nichts gewährt. So wird ſie 
zu einer Aufmunterung nicht zum Fleiß, — zur Trägheit. Die einzige Aufmun— 
terung zur Arbeit iſt der Gewinn, der ſich in dem natürlichen Preis eines Productes 
fund giebt. Liefert Die Arbeit feinen Reinertrag, fo muß fie jobald als möglich aufge— 
geben werben; gewährt fie dagegen einen foldyen, fo ift es widernatürlich, noch ein 
unverdientes Geſchenk — 

Die Organiſation der Arbeit, wie fie Louis Blanc und die ſocialiſtiſche Schule 
im Auge hat, ift Die Subftitution des Staates an Stelle der perfünlichen Freiheit. Sie 
foll die Ausführung des fogenannten Redytes auf Arbeit fein, ald wenn die Gefellfchaft, 
dies Eollectivwefen, oder der Staat, der fie repräfentirt und durch ſich felbft nichts pro- 
ducirt, Jedermann Arbeit geben fönnte. Es ift unnöthig daran zu erinnern, daß jede 
Gorporation ihre a... Schlechter beforgt, als ein Privatmann, der von einem 
perfönlichen Intereffe bejeelt ift. Alle Fehler, weldye man bei der Verwaltung des 
Staatsvermögens im Gegenfag zum Privatvermögen wahrnimmt, würden ftch bei 
der vom Staat organifirten Arbeit auf'8 Neue wiederholen und einftellen. Es ift be 
fannt, welchen großen Wechfelfällen Privat- und Aectienunternehmungen ausgefept 
find, wie groß die Zahl der jährlichen Falliſſements ift. 

Man hat * behauptet, daß von 100 induſtriellen Anſtalten 20 zu gar keinem 
feſten Beſtand gelangen, 50—60 längere oder kürzere Zeit bis zu ihrem Ruin vege— 
tiren, und höchftens 10 zu einer großen Blüthe gelangen, nachdem die Chefs derfelben 
vorher Leib und Leben haben wagen müffen. Würde dies unter den vom Staate her: 
vorgerufenen und geleifteten indufriellen Etabliffemehts anders fein? 

Die DOrganifation der Arbeit beruht auf der irrigen Vorftellung, als wenn der 
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Werth der Arbeit oder cines Productes durch den Willen des Geſetzgebers, durch 
ftaatliche Einrichtungen feftgeftellt und daher auch ein beftimmter Lohn gewährleiftet 
werden könne, In Wahrheit aber ift es wiederum allein die Goncurrenz , weldye den 
Werth beftiimmt und wenn auch Niemand die Uebelſtände in Abrede ftellen wird, welche 
die Goncurrenz mit fi) bringt, jo fann doch das Heilmittel nicht in der Abichaffung 
der Eoncurrenz, oder was gleichbedeutend in der Aufhebung der individuellen Freiheit 
und Verantwortlichfeit beftehen, fondern es muß in der Goncurrenz ſelbſt gefucht wer: 
den. Man hat die Concurrenz als den Bürgerkrieg bezeichnet, in weldyem der Eieg 
dem ftärfften Bataillone, dem Capital gefichert ift. Allein man vergißt dabei, daß die 
freie Concurrenz heutzutage noch gar nicht in ihrer vollen Ausdehnung eriftirt, und 
daß es ſich gerade darum handeln muß, in der Berallgemeinerung derfelben das wahre 
Heilmittel zu finden. 

Die JveederOrganifation des Credits willzwarnicht fo Direct wie Die Orga» 
nifation der Arbeit, aber mittelbar die individuelle Arbeit und die freie Concurrenz 
befeitigen. Villiaume und Laſſalle gehen wie früher Law von der Vorftellung 
aus, daß der Staat Schöpfer und Vertheiler des Gredits fein folle. Der Staat iſt 
jedoch an fidy etwas Unproductives; was er an beweglichen oder unbeweglichen Wer: 
then befigt, iſt ſchon längft verpfändet, Alle Staaten find damit beihäftigt, ihre An— 
leihen zu ordnen; andere ftehen dem Banferott nahe. Der Staat, diejer alte Borger 
und Banferotteur, wie man ihn genannt hat, kann nur Darum immer noch neue An- 
leihen machen, weil er mit jeder neuen Belaftung befiere Bedingungen feinen Gläu- 
bigern und Darleihern ftellt. Das einzige, was der Staat denfelben bieten kann, ift 
das Vermögen feiner Unterthanen, die Steuer. Wenn man daher verlangt, daß der 
Staat Eredit geben foll, jo geht man von der ftillichrweigenden oder ausdrüdlichen 
Vorausjegung aus, daß Alles, was den Bürgern gehört, dem Staate gehört, daß der 
Staat an dem Vermögen der Bürger ein Obereigenthumsrecht hat, daß das Staats- 
vermögen mit der Gejammtheit der Privatvermögen identiſch ift. 


Daneben läuft auch eine faliche Vorftellung vom Weſen des Eredits überhaupt 
unter. Der normale Eredit fann feine Anticipation der Zufunft fein; er muß ſich auf 
Mirklichfeiten, nicht auf Erwartungen ftügen. Der Eredit ift feine Güterquelle; nicht 
der Eredit, fondern das Capital ift es, welches produeirt. Er vermag die Maife des 
vorhandenen Capitals nicht zu vermehren, er bewirkt nur eine fehnellere und leichtere 
Deplarirung und eine rafchere Girculation derfelben. Alle induftriellen Schöpfungen 
fönnen daher nur aus einem vorhandenen Ueberihuß von angelammeltem Reichthum 
entftchen, der ihr als Baſis oder Einlagefond dient. Iſt das Capital vorhanden, 
fo wendet es ſich von felbft den productiven Gewerben zu, ohne daß es einer fünfte 
lichen Hinleitung durch den Staat bedarf. 


Mill man die Intervention ded Staates, fei es durch Gapitalvorfchüffe, Credit— 
gewährung oder Zinsbürgichaft als Princip aufftellen, jo haben fünftig alle Arbeiter 
ein Recht auf diefe Intervention, felbft wenn man die Ausübung dieſes Rechtes an 
die Erfüllung gewifler allgemeiner Borbedingungen macht. Man fann den Credit 
nicht dem einen Theil gewähren, dem andern verweigern; Alle werden ſich beeilen, 
davon Gebraudy zu machen. Diefe Staatsintervention kann aber thatſächlich nicht 
Allen zu Gute fommen, und wird daher auch nur zu Gunſten eines Theils der Arbeiter, 
und zwar den in gewifien Fabrik- und Maſchinenarbeiten Befchäftigten begehrt. Bei 
einer großen Anzahl von anderen Arbeitern, die bei fi) zu Haufe oder bei Nrivatpere 
fonen arbeiten und bei den Pandarbeitern ift das Afleciationsprineip entweder gar 
nicht oder nur in beichränfter Weife anwendbar. Dieſe Staatsintervention ift daher 
nur ein Monopol, eine Verwendung öffentlicher Mittel zu Gunften Einzelner. Sie 
ift die Gewährung des Rechts auf Eredit und Capital, an Stelle des Rechts auf 
Arbeit; fie ift mehr als dies; fie übertrifft die Fühnften Träume des Socialismus. 
Mir wollen hier unerörtert laffen, ob überhaupt unter den zu einer Genoſſenſchaft ver: 
einigten Arbeitern eine Manufactur oder Induftrie mit Erfolg auf gemeinfame Rech— 
nung betrieben werden fann, ob Dies nicht eine Elite von Arbeitern vorausfegt, ob 
umgefehrt Genoſſenſchaften unter Beitritt von Arbeitern ausführbar find, weldye auf 
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der verjchiedenften fittlichen und intellectuellen Stufe fteben. Wir wollen auch davon 
abſehen, daß jede Eredit-, Capital» oder Bürgichaftsgewährung ſeitens des Staates 
eine fortvauernde Gontrole der Productionsverhältniffe und — zur 
Folge haben muß. Es iſt auch ebenſowenig gerechtfertigt zu glauben, daß es ſich blos 
um einige Millionen Thaler handelt; wer das in den Gewerben ſteckende umlaufende 
und ſtehende Capital kennt, weiß, daß es ſich bei der Dotirung von ſolchen Aſſociationen 
um hunderte von Millionen handeln würde. Die unausbleibliche Folge einer ſolchen 
Maaßregel würde daher darin beſtehen, daß mittelbar die gegenwärtige Privatinduftrie 
der ed ſchon an Abfagmärften fehlt, einer Staatsconcurrenz ausgelegt würde, welche in 
ihren Wirkungen nicht etwa blos den Privatunternehmern und Befigern Nachtheil 
bringt, jondern gleichzeitig eine Zerftörung oder Werthöveränderung des in Dielen 
Unternehmungen angelegten Gapital® hervorbringen müßte. Privatinduftrie und Han: 
del müfjen in legter Inſtanz ihren perjönlichen Charakter und ihren Markt verlieren, 
— und verſchwinden, ſobald ſie ſich einer fo ungleichen Concurrenz gegenüber 
efinden. 

Die Staatsintervention, in welcher Form ſie auch auftritt, iſt in letzter Conſe— 
quenz ſtets die Monopoliſirung einer Volksclaſſe auf Koſten der Uebrigen, die Auf: 
löſung der Geſellſchaft und die Zerſtörung der individuellen Freiheit. 


Literatur: Charles Dunoyer, Liberte du travail (1845. 3 Bde.. — 
Villiaume&, Nouv. trait& d’economie politique. II. ed. 2 Tom. 1864. — 
Earey, Grundlagen der Socialwiſſenſchaft, Deutfih von Dr. Adler. 1863. — Die 
Schriften von Schulze-Delitzſch f. unter „Genoſſenſchaften“. 
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Mit feltener Uebereinftimmung haben fid in der legten Zeit die Vertreter ſonſt 
verſchiedener volfswirthichaftlicherRichtungengegendie Staatsinduftrie (f.d. Art.) 
gewendet, und ganz dieſelben Schattenfeiten, welche für die andern Branchen gelten, 
in denen der Staat als Induftrieller auftritt, gelten audy für Die Verwaltung der Staatd- 
forſten: die koftipieligere Bewirtbichaftung ; jchleppender Gefchäftsgang ; Mangel an 
perjönlichem Interefle der Beamten bei ſonſt anerfennenswerther Tüchtigfeit und Ge— 
wifienhaftigfeit ; unnöthige, oft ſchaäädliche Eingriffe in den Betrieb von Seiten der höchft- 

ejtellten Beamten; die Plende Sperulation bei der Verwerthung der Producte; ge: 
ehrliche Goncurrenz für den Privatbeſitz durch Herabdrüden der Preiſe; durchſchnitt— 
lich geringe Rentabilität der angelegten Gapitalien; partheiiiche Rechtsentſcheidungen 
da, wo der Staat gleichzeitig ald Richter und als Betheiligter auftritt. Es unterliegt 
ferner feinem Zweifel, daß ein Privatmann im Befig gleihgroßer Waldflächen, wie der 
Staat zu verwalten hat, feinen Forften eine höhere Hente abgewinnen würde, denn es 
würden ihm nidyt nur diefelben intelligenten Beamten zu Gebote ftehen, ſondern er 
würde auch bei noch beflerem Betriebe fpeculativer bei der Verwerthung verfahren. 
Schließlich würde fich nicht nur der Producent befier ftehen, fondern bei größerer Aus: 
wahl ihrer Bedürfniſſe aud) die Conſumenten. Das Bedürfniß der Holzabnehmer ändert 
fich fortwährend. Namentlich beim Nugholz und bei ven Erträgen der Nebennugungen 
(3. B. Rinden für Lohgerbereien, Harz, ebenjo bei Holzfohlen) machen ſich jederzeit 
mit dem Fortichreiten oder dem Wechſel der Induftriegweige andere Wünſche geltend. 
Trog der bewilligten höheren Preife ift die Induftrie bei jolhen Neuerungen fatt regel: 
mäßig auf die Privatwaldungen angewielen, und lange nachher entſchließt ſich wohl 
aud die fiscalifche Domainenverwaltung,, die gleiche Einrichtung nad einem freng 
vorgefchriebenen, oft nur für einen gewiflen Bezirk paflenden Schema von Oben hera 
für ihre fämmtlichen Wälder zu dictiren. 

Bei der Eniſcheidung über die Rentabilität ift indeflen von einer Vorausfegung 
ausgegangen worden, die thatſächlich nur höchit felten vorhanden ift. Nur in ſeht 
wenig Fällen wird ein Privatmann im Befig gleichgroßer Waldflächen wie der Staat 
fein, und da es eine charafteriftiiche Cigenthümlichfeit des Waldgewerbes ift, daß ein 
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rentabler Betrieb nur’ bei einer großen Fläche möglic) ift, (vergl. d. Art. For ſtwirth— 
ſchaft) fo befigt der Etaat einen Vortheil, der ihn für Die anderen unvermeidlichen 
Nachtheile feines Betriebes wieder ſchadlos hält. So erfordert, um nur einen Punct 
anzuführen, die Nachhaltsbewirthſchaftung, daß der Befiger für lange Jahre 
auf eine angemeffene Rente verzichte , und wird man fchon diefe eine Anforderung dem 
Privatmann nicht immer ftellen dürfen. 

Enticheidender als alles Andere ift aber der hochwichtige Einfluß angemeffen ver: 
theilter Waldungen auf das Klima, auf die Feuchtigfeitöverhältniffe, auf Quellenbil— 
dung und den regulären Stand der fließenden Gewäſſer, endlich auf die Fruchtbarkeit 
eines Landes und das Wohlbefinden feiner Bewohner. Von dem Privatbefig ift nicht 
immer zu erwarten, daß er feine individuellen Anfichten und fein Privatintereffe dem 
allgemeinen Wohl opfere, und auf der andern Seite ift e8 wiederum bedenklich, dem 
Staat Eingriffe in die Bewirtbichaftung der Privatwälder zu geftatten, da erfahrungs: 
gemäß die Freiheit des Betriebs eine den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen am meiften 
entiprechende Bodenbenugung hervorruft, während jelbit die ftrengften Forſtgeſetze die 
Devaftation der Privatwälvder nicht gehindert haben. Die Staatswaldungen als — 
beibehalten, heißt daher unter den beiden Uebeln: Staatsinduſtrie und ſtaatliche Be— 
vormundung des Privatbeſitzes das kleinere wählen. — Bei dem heutigen Stande der 
meiften deutichen Privatwaldungen würde nur zu beflagen fein, wenn die Staatöwal- 
dungen, nur um ein jonft ganz richtiges Princip zu retten, verfauft und der möglichen 
Ausrodung preisgegeben würden. Die jegt geichloffenen Staatsforften würden ficher 
im Laufe der Zeit in unendlich viele Stüde zeriplittert werden und Dabei nicht nur ein 
großer Theil des früheren Ertrags verloren gehen , jondern es würden auch die durch 
(“ Geſchloſſenheit der Wälder begünftigten klimatiſchen Verhältniffe fi) auffällig ver: 

lechtern. 
Sr um ihr Prineip von der Schäplichfeit der Staatsinduftrie zu retten, haben 
Die, weldhe die Staatswaldungen verfauft wiſſen wollten, vorgefchlagen, bei der Ver— 
fteigerung follte zugleich als Bedingung feftgefegt werden, daß die Waldungen fort 
dauernd als ſolche auch vom Privatbeiiper erhalten werden müßten. Wir begreifen 
dann aber in der That nicht, wie man auf Jahrhunderte hinaus den wirthfchaftlichen 
Betrieb firiren will, und liegt ein großer Widerfpruc darin, daß man unter ſolchen 
unerhörten Verfaufsbedingungen auf einen hohen Preis rechnet. Wir ziehen es deß- 
halb vor, dem Staate, der in Deutichland wenigftens der großen Flächen wegen faft 
ohne Ausnahme rationeller wirthichaften kann, als der Privatbefig, feine Waldungen 
zu erhalten, obgleich wir nicht zweifeln, daß in fpäterer Zeit, wenn die fteigende In— 
telligenz die Wichtigkeit der Wälder in allen Kreiien befefügt und wenn die Grundfjäge 
einer rationellen Forftwirthichaft dem Walde einen höheren Ertrag als jetzt gefichert 
haben werden, auch diefer Theil der Staatsinduftrie [chrittweife wird aufgegeben wer: 
den fönnen. Daſſelbe gilt aud) von den Waldungen der Schulen und Richen, der 
Körperichaften und Stiftungen, deren Befigthum der Oberaufjicht des Staates unter» 
worfen ift, reip. vom Staate garantirt wird. 

Die Beurtheilung, ob die Staatswälder beizubehalten find, läßt ſich übrigens 
nicht fummarifch, ſondern nur für ein beftimmtes Land und deſſen meteorologiiche Ver» 
hättniffe feftitellen. England befigt z.B. beinur 5% Waldareal verſchwindend kleine Do: 
mainenforften. In unmittelbarer Nähe des Meeres und bei dem faft gänzlichen Man— 
gel der Erfcheinungen eines continentalen Klima’ ift ganz Großbritannien auf geringere 
Waldflächen angewiefen, und felbft feinen ae vermag ed, abgejehen von dem 
Reichthum an Steinfohlen, vermittelft der Seeihifffahrt und einer ausgedehnten Ga: 
nalifirung bequem zu deden. Den directen Gegenfag bildet das mittlere Rußland, das 
bei 30,, % Waldareal und (nädıft den Vereinigten Staaten von Nordamerifa) dem 

rößten Domainenbefig der Welt, klimatiſche Nadytheile unbedachter Entwaldung und 
eichtfinniger Devaftation der Forften bereits empfunden hat. 

In Deutfchland findet ſich zur Zeit mehr als die Hälfte des gefammten Wald: 
areald in den Händen des Staates, der Stiftungen, Kirchen, Schulen ıc. und zwar 
nad Maron (Korftftatiftif) : 
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| j P Kirchens | 

© x — | Staats: | Gemeinde: um | Privat: 

taat. Wahde. bdorſten. | forften. ——— forſten 

Morgen. Morgen. | Morgen. Moorgen, | Morgen. 

Preußen . 25'637841 | 77874432 | 3'605523 | 223818 | 13’934068 
Bavem 2. 2 2..19696456 | 37309201 | 1'357303 ı 179564 | 4850388 
MWürtemberg . . | 2'324519 | 749303 747301 | 64563 763352 
Baden . . . .11996343 | 343726 970905 | 41320 640392 
Sadien . . . . | 17792739 | 603120 77837 | 42385 | 1’069397 
Hannover — 531929 206487 193215 22703 109524 
Kurheſſen ..1449206 782130 490368 | 43847 222861 
Großherz. Helen . | 17081357 | 328996 401324 | 3218 347819 
Sahjen-Weimar . | 356776 171212 49147 3945 132472 
Schwarzb.-Sondersh. 98107 62532 22570 | 909 12096 
Schwarzb.-Rudolftadt 125668 | 69548 23036 | 1896 34183 
Goburg-Gotha . . 240359 | 159138 | 42211 | 1646 37364 
Meiningen . . . 363947 | 157639 | 126529 | — 79779 
Sahjen-Altenburg . 158791 | 65857 | 5016 | 4567 83351 
Anhalt⸗Deſſau⸗Coͤthen 112636 97395 1917 | 446 12878 
Reuß jüngere Linie . 125247 | 61452 2616 | 1890 59289 
Anhalt:Bernburg . | 107071 70435 391 | 1859 34386 
Lippe-Detmod . . 132904 71229 17024 | 343 44308 
Braunihwein . . | 467178 | 3235781 | 105944 | 1743 33710 
Medlenburg:Strelig | 235413 160639 | 4254 | 652 69868 
————— 259643 125708 | 573535 — 128200 
ldenburg mit Eutin 174684 | 74206 | 44027 | — 56451 
Hamburg . . . 2361 1883 = 1? — 478 
Hellen-Homburg . 29763 7050 18897 | 39 3777 
Luremburg m. Limburg | 369464 — 110211 | 517 | 258736 
Nalum . 2... 755699 | 143273 | 570112 3344 35970 
Waldeck mit Pyrmont 163450 106702 42836 | 1278 12634 
Franffurt . 16396 13564 2398 370 64 
Deutfchl. ohne Defterr. | 50879081 ,17'383633 | 9191288 | 669408 | 23'634752 











Wie allen Zweigen der Staatsinduftrie, fo Flebt übrigens aud) der Verwaltun 
der Staatsforften ein Zug der Milvthätigfeit an, die höchſtens der notorifchen — ** 
gegenüber zu billigen iſt. Sobald ſie aber dieſe Grenzen überſchreitet, ſchmälert ſie 
nicht nur den Ertrag der Waldgrundſtücke ohne Noth, ſondern gewährt auch den Be— 
theiligten einen Schuß, der ſich früher oder fpäter rächt. Warum 5. B. der Staat, der 
* als Induſtrieller auftritt, ſich für verpflichtet erachtet, Waldſtreu abzugeben, ſeine 

rasnutzungen zum Nachtheile des jungen Beſtandes vom Vieh der Nachbardörfer ab- 
weiden zu laffen, warum der Staat endlich zu feinem pecuniären Schaden bier vor- 
zugsweile Brennholz eriielen, dort — die Bedürfniffe der Gerber an Eichenrinde 
berüdjichtigen,, da — erzeugen ſoll und zwar, worauf es ankommt, zu einem 
billigeren Preiſe, als dies von Seiten der Privatwaldungen geſchieht, iſt in der 
That nicht einzuſehen. Wer ein Gewerbe betreiben will — und der Waldbau iſt ein 
ſolches — hat vor allen Dingen das Geſetz der nachhaltig höchſten Reinertragspro— 
duction zu beachten, und die Staatsforſtwirthſchaft ift hierbei geradefo aufzufaſſen, 
wie die Privatforftwirthichaft. „In feiner Eigenſchaft als Waldwirth im technijchen 
Sinne oder in feiner Eigenſchaft als fiscaliicher Holzproducent hat aud) der Staat 
und der Staatsforftwirth fein höheres und überhaupt Fein anderes Geſetzbuch ald das 
volfd- und privatwirthichaftliche* (Preßler). Unbedingt ift es als eine Verwirrung 
der Begriffe aufzufaffen, wenn der Charakter des Staats fin feiner Eigenihaft als 
Mohlfahrtspoligei und DOberauffihtsbehörde für die Privatwaldungen übergetragen 
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wird auf die andere zufällige Eigenſchaft des Waldbefigers und Holzproducenten; viel- 

mehr foll auch der Staat, * lange er Waldbeſitzer bleiben will, bei feiner Forſtwirth— 

6 en höchſten Bodenreinertrag,, d. h. die höchfte Rentabilität zu er- 
reben fuchen. 

Diefer Schattenfeiten ungeachtet find die Staatswaldungen den meift fhlechter 
bewirthichafteten Privatwaldungen gegenüber in Deutfchland als Nüdhalt dafür zu 
betradhten, daß Himatifche und wirthfchaftliche Nachtheile nicht fo leicht eintreten fönnen, 
und ift ed erfreulich, daß die Erträge und die Bewirthichaftung der meiften deutfchen 
Staatswaldungen fic in einem günftigen Lichte zeigen, während viele andere Regierungen 
mit den Wäldern der Krone unverantwortlicher als felbft die Privatbefiger umgegan- 
gen find. Bekannt ift, wie der franzöfifhe Staat unter allen Regierungsformen (in 
der Republik wie im Kaiferreihe) unverantwortlich mit feinen Korften gefchaltet hat. 
Spanien, das Schredbild des Wäldermangeld , hat Ende 1861 für viele Millionen 
Trance feiner Staatswaldungen verfauft, während Italien und Griechenland mit ihren 
Beftänden früher ſchon faft ganz aufgeräumt haben. Zur Zeit ift e8 ferner noch nicht 
ganz aufgeklärt, ob in der neueften Zeit in einem größeren deutfchen Staate, um 

ei Binangbedürfniffen die wenig gefügigen Landftände übergehen zu können, ein grös 
Berer Abtrieb ftattgefunden habe, ald nad) dem angenommenen Wirthſchaftsſyſteme 
ftatthaft gewefen wäre. 

Derartige Wahrnehmungen find freilich wenig ermuthigend, der Staatsinduftrie 
im Forſtweſen dag Wort zu reden, und bleibt ed immerhin ein geringer Troft, daß im 
Staatsbefig wenigftens der Waldboden als folcher erhalten bleibt , während der Pri- 
vatbefig verfucht fein Fönnte, den Wald gleichfalls niederzufchlagen, aber den Boden 
zu Aderland zu verwenden. Bon der dauernden Befeftigung der conftitutionellen Re- 
gierungsform und von der energifchen Ueberwachung der Landftände bei Feftftellung 
des Domainenetats wird ed abhängen, ob in einem Lande die Erhaltung der Staats- 
waldungen einer forftpolizeilichen ee Privatforften vorgezogen werden 
ſoll. Für jegt empfiehlt e8 fid), den Verfauf der Staatswaldungen fo lange zu hindern, 
ald nicht der Mangel an der nöthigen Einfiht und an rationeller Bewirthichaftung 
der Privaten jede Bejorgniß für eintretende Elimatifche Nachtheile verfchwinden läßt. 
Bergl.d. Art. „Domainen.“ 

Literatur: v. Berg, Staatsforftwirthichaftslehre (Leipzig 1850). — Mas 
ron, Forftftatiftif (Berlin 1862). — Rengih, Der Wald im Haushalt der Natur 
und der Volfswirthichaft (Leipzig 1862). — Roſcher, Syſtem der Volkswirthichaft. 
Bd. II (1860). — Rau, Grundfäge der Finanzwiffenihaft (Heidelberg 1864), 
$. 137—152. — Hundeshagen, Encyclopädie der Forſtwirthſchaft. — v. Seut: 
ter, Domainenbenugung. — Pfeil, Grundfäge der Forſtwirthſchaft. — Lotz, 
Staatswirthichaftslehre I. u. III. (Erlangen 1821). — Murhard, Ideen aus dem 
Gebiete der Nationalöfonomie. — v. Jacob, Finanzwiflenichaften I. $ 225 ff. — 
Jud eich in der Vereinsichrift für Forft:, Jagd- und Naturfunde,. Jahrg. 1864. — 
Preßler, Der Waldbau des Nationalöfonomen (Dresden 1865). En 


Staatswiffenfchaften. Geſellſchaftswiſſenſchaften. Cameralia. 

Der Staat, ald die wichtigfte und umfafjenpfte unter den äußerlichen Ordnungen 
des menjchlichen Zufammenlebens, läßt die vielfeitigfte Betrachtung zu und ift infolge 
defien der Gegenftand einer ganzen Reihe von Disciplinen geworden, weldye war unter 
fi) in einem natürlichen Zufammenhange ftehen, jedoch auf jelbftändigen Principien 
beruhen und mit Recht auf den Namen ne Wiſſenſchaften nnd er eine getrennte 
Behandlung Anſpruch mahen. Mohl giebt in feiner Encyklopädie der Staatswiffen- 
ſchaften $ 9 ©. 53 folgende Eintheilung derfelben: I. Dogmatifche Staatswiflen- 
ſchaften. 1. Allgemeine Staatslehre. 2. Deffentlihes Recht. A. Staatsredht: 
a. philoſophiſches, b. poſitives. B. Völkerrecht: a. philofophifhes, b. pofitives. 
3. Staatsfittenlehre. 4. Staatsfunft (Stofflihe Grundlagen; politifche 
Piychologie ; innere Staatskunſt — aljo Berfaffungs- und Verwaltungspolitif, letztere: 
DOrganifationslehre, Juſtizpolitik, Polizeiwiſſenſchaft, Finanzwiſſenſchaft; — aus 
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wärtige Politik). II. Hiftorifhe Staatswifſenſchaften. 1. Staatengeſchichte. 
2. Statiftil. — Die dogmatiſchen Staatswiffenihaften find alſo gegliedert nach 
den drei Hauptgeſichtspuncten des Rechts, der Moral und der Zweckmäßigkeit; die 
allgemeinſten Saͤtze, welche keinem dieſer Principien ausſchließlich angehören, werden 
hier in die „allgemeine Staatslehre“ verwieſen, gemeiniglich aber im Staatsrecht oder 
in der Politik, als der vornehmſten Staatswiſſenſchaft, abgehandelt. Die Staatsfitten- 
lehre hat eine jelbitändige wiflenfhaftliche Bearbeitung no faum gefunden. Neben 
diefen Kreis der Staatswiſſenſchaften ſtellt Mohl ein ähnlich gegliedertes Syſtem der 
Geſellſchaftswiſſenſchaften, nachdem der Begriff der Gefellihaft als eines zwiſchen 
dein Einzelleben und dem Staat mitteninne ftehenden Lebenskreiſes zuerft von Schlö— 
zer faplich aufgeftellt, von Hegel, Herbart, Riehl, Ahrens u. U. weiter aus- 
geribet worden war. Db diefes Syſtem eine Berechtigung hat, darüber herricht noch 
Streit. Mit großem Scharffinn weift Treitſchke in feiner „Selellfehaftswiflenichaft“ 
(ein fritifcher Verfuch, Leipzig 1859) die Betrachtung der forialen Gruppen (Stände, 
Gemeinden, Stämme, religiöfe, wirthichaftliche Verbindungen ıc.) — injofern ihre 
Mannichfaltigkeit überhaupt eine foftematische Behandlung zuläßt — den Staatswiflen- 
ſchaften zu, insbejondere der Politik, zum Theil aud) der Volkswirthſchaftslehre. 

Nah Mohl's Auffaffung hätte die Nationalöfonomif unter den Staats— 
wifienichaften feinen Pla. „Die ſämmtlichen allgemeinen Lehren derfelben, alfo über 
Gut, Werth, Preis, Capital, Arbeitskräfte und Arbeitstheilung, Erzeugung und Ver— 
zehrung der Güter, Credit, Verhältniß der verjchiedenen Beichäftigungsarten unter ein- 
ander ꝛc. haben mit dem Staate gar nichts Befonderes zu thun und gelten für jeden 
Lebenskreis, von dem der einzelnen Perfönlichfeit an aufwärts. Nur alfo da, wo es 
fih von Forderungen an den Staat zur Unterftügung in wirthichaftlihen Dingen 
mittel8 der Öefammtheit oder von dem eigenen Haushalte des Staates handelt, gehören 
die Lehren der Wirtbichaftswiflenfchaft in den Kreis der ftaatlichen Disciplinen , wo 
fie dann, je nad) Zwed und Syſtem des Einzelnen, ald eigene und befonders bezeichnete 
Wiſſenſchaften (öfonomijche Politik und Finanzwiſſenſchaft), oder nur ale a der 

efammten inneren Staatöfunft behandelt werden mögen.“ — Allein nad) diejer Auf: 
Er fällt, wie Treitfchfe (a. a. O. ©. 38 ff.) treffend nachweiſt, dieVolfswirth- 
ſchaftslehre in zwei völlig heterogene Theile auseinander; fie würde demnach nicht nur 
feine Staatswiſſenſchaft, fondern überhaupt Feine einheitliche Wiffenfchaft bilden. Ver— 
fteht man dagegen mit Rofcher unter Bolfswirthichaftslehre oder Nationalöfonomif 
die Lehre von den Entwidelungsgefegen der Wirthichaft der Völker als politifcher Körper, 
welche zeigt, wie die Völfer ihre leiblichen Bedürfniſſe befriedigen, welchen Einfluß die 
Art und Weife diefer Befriedigung auf das Ganze des Voltslebens, auf Geſetzgebung, 
Staatsverwaltung, Cultur ausübe und von daher erfahre, fo ift damit nicht nur ein 
fiherer Boden für ihre Behandlung als wirkliche Wiffenichaft gewonnen, jondern es 
laͤßt fich ihr dann auch ein ehrenvoller Plag unter den Staatswiſſenſchaften nicht be- 
ftreiten. Der Ausdruck „Staatswirthſchaftshehre“ (économie politique, 
political economy) wird noch jegt häufig mit jenem ſynonym gebraucht. Richtiger ift 
es, darunter nur die Lehre von der wirthichaftlichen Gefeggebung und Verwaltung des 
Staates zu verftehen, und dann bildet fie formell einen Theil der Politik, materiell aber 
fällt allerdings ihr Gegenftand faft gänzlich mit dem der Volkswirthſchaftslebre zu- 
ſammen. „Ebenfo far wird der enge Zufammenhang zwifchen Politif und National: 
öfonomif bei der Finanzwiſſenſchaft oder Lehre vom Regierungshaushalte. Dieſe 
gehört offenbar ihrem Zwede nad) zur Bolitif, nad) ihren Mitteln aber zur National» 
öfonomif,. Wie der Phyfiolog die Thätigfeit des Rumpfes nicht verftehen fan, ohne 
die des Kopfes, fo würden auch wir das organifche Ganze der Volkswirthichaft nicht 
begreifen, wenn wir die größte — im Bolfe, die auf alle übrigen fo ununter⸗ 
brochen, unmwiderftehlicy einwirft, daraus weglaffen wollten“ Roſcher). 

Die Volkswirthichaftslchre hat ſich, gleich der Finanzwifienihaft und einigen 
anderen Disciplinen, in Deutichland entwidelt aus der fogenannten Cameralwiſſen— 
ſchaft, und diefer gebühren daher hier noch einige Worte. Seit dem Ende des Mittel 
alters beftand in den meiften deutfchen Ländern eine eigene Behörde für die Berwaltung 
der Domainen und Regalien — die Kammer, welcher im Laufe der Zeit die raſch 
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wachſenden Boligeigeihäfte, namentlich die Wirthichaftspolizgei, übertragen wur- 
den. Bon demNugen für den fürftlihen Haushalt wurde man auf die Betrachtung der 
Bolkswirthichaft hingeführt; „ein Hausvater,“ fagt bezeichnend von Schröder, 
fürſtl. Schag: und Rentenfammer (1686), „muß feinen Ader düngen und pflügen, 
will er davon etwas erndten. Das Vieh muß er mäften, will er es ſchlachten, und die 
Kühe muß er wohl füttern, wann er will, daß fie follen viel Mildy geben. Alfo muß 
ein Fürſt feinen Unterthanen erft zu einer gutenNahrung helfen, wenn 
ervonihnenetwasnehmen will.“ Die für Kammerbeamte dergeftalt nöthigen 
Kenntniffe nun, foweit fie nicht in den juriftiichen Vorlefungen gelehrt wurden, fing 
man an als eine eigene Doctrin — freilich in verfchiedenem Umfange — zufammenzus 
faſſen. Friedrich Wilhelm I. von Preußen gründete zuerft in Halle und Frankfurt a. O. 
eigene Profeffuren der Defonomie und Cameralwiſſenſchaft, und allmählich bildete ſich 
auf den Univerfitäten eine förmliche Schule deuticher Gameraliften aus, welchen wir 
die Anfänge der Volkswirthſchaftslehre verdanken. Jegt ift der Name „Gameralien“ 
veraltet; ihr Inhalt gehört theils den Staatswiffenfchaften, theild der Horftwirthichafts- 
lehre, Bergbaufunde, Technologie rc. zu. — Welche Hülfe übrigens die Bolkswirth- 
fhaftslehre von den übrigen Staatswiſſenſchaften empfängt und ihnen andererjeits ge- 
währt, leuchtet von jelbft ein; von den hiftorischen Staatswiſſenſchaften ift ihr namentlich 
die Stariftif unentbehrlih. Vergl. die Art. Politik, Polizei, Staat, Statiftif, Volks: 
wirthichaftslchre. 

Literatur: Roſcher, Syſtem, Bv. I. $ 16—21. — Mohl, Encyflopäbie 
der Staatswiffenihaften, 1859 und deffelben Gefchichte und Literatur der Staats: 
wiflenichaften, 3 Bde. 185558. — Bülau, Enchyklopädie der Staatswiſſenſch. 
2. Aufl. 1856. — Röſſig, Pragmat. Geſchichte der ökonomischen, Polizei- und 
Gameralwifienichaften. 1781. — Kan, Ueber die Gameralwiflenfchaft. Entwidelung 
ihres Weſens und ihrer Theile. 1825. — Wichtige Beiträge in dem Staatslerifon von 
Rotted und Welder und dem Staatswörterbuch von SIR Le ne — 

.. enseil. 


v 
Städte. 

Zwei Hauptmomente find es, denen die Städte ihre Entftehung verbanfen: ber 
Handel und der Schutz bewaffneter Macht. Schon früh fehen wir Etädte aufblühen 
an wichtigen Handelsftraßen fowohl, als am Fuße wohlbefeftigter Burgen. So ift 
Athen unter dem Echuge der Afropolis herangewachſen. Hamburg nnd Lübeck ge 
langten als günftig gelegene Puncte für Waarenaustauſch und Abfag bald nad) ihrer 
Gründung zu hoher Bedeutung. 

Erft im Beginn feines Mittelalters kann ein Volf Städte gründen. Es ift dazu 
ein gewifler Grad volfswirthichaftlicher Eultur erforderlich, midyt minder geordnetere 
ftaatlicdye Berhältnifie, als fie das Alterthum eines Volkes zu bieten vermag, vor Allem 
ein kräftiger Schug nad) Außen, der die Einfälle des Feindes abhalten kann, ebenfo 
im Innern ein geordnetes Juſtizweſen, ohne das ein blühender Verkehr unmöglid) ift. 
Für Deutichland war es die Regierungszeit Heinrich I., in die der Anfang der deut— 
ſchen Eultur fällt und in der die meiften Städte gegründet wurden, wie man denn aud) 
mit Recht jenen König den Städtegründer nennt; für Griechenland und Italien ift die 
— Periode in die Zeit zu ſehen, von welcher uns ihre Geſchichte zuerſt ſichere 

achricht giebt. — Wichtige Seeftädte entftanden immer erft jpäter, als man im der 
Schiffsbaukunſt Fortfchritte und Entdedungen, wie die des Compaſſes, gemacht hatte, 
die weitere Seereifen geftatteten. Als Beifpiele feien die phöniziichen Mutterftäbte und 
Golonieen, fowie die Begründer der Hanfa, die norddeutfchen Städte, die auf Gothland 
und London erwähnt; die Blüthezeit der legteren begann erft im 12. Jahrhundert, 
als man befiere Schiffe zu bauen anfing. 

Zahlreich und groß find die Vortheile, welche die Städte der Volkswirthſchaft 
feiften. Obwohl der Urfprung der Städte mit dem Urfprung des Handels zufammen; 
fällt und legterer das Lebenselement der Städte wurde , haben fie doch lange Zeit ge 
braucht, bis fie ihn gu einem wirflichen Element der — Volkswirthſchaft mach⸗ 

ten. Es iſt leicht begreiflich bei Städten, die wie z. B. Rom, urſprünglich nur zu Fe— 
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ftungen beftimmt waren, in denen der Handel lange Zeit für ein ſchimpfliches Gewerbe 
alt und der allmählich fi heranbildende Bürgerftand mit den herrſchenden Adelsge—⸗ 
hlechtern die bitterften Kämpfe um Gleichberechtigung zu führen hatte; aber auch 
Städte wie Hamburg, Lübeck, Leipzig u. A., die der Handel hervorgerufen, brauchten 
mehrere Jahrhunderte dazu, um wahre Handelsftädte zu werden, vor Allem um ſich 
einen ftarfen Bürgerftand zu fchaffen. Auch in ihnen find Die alten Standesunterfchiede 
erſt ſpät verwilcht worden. Im Anfang ward noch viel Aderbau getrieben, ja dies 
dauerte fort, ald Handel und Gewerbe die Hauptbeihäftigung der Einwohner gewor— 
den war. Natürlid) , denn das 12. und 13, Jahrhundert machte ja den Grundbefig 
zur Bedingung politiiherRechte! — Nicht überall hat man dem Handel ſolche Hemm⸗ 
niſſe in den Weg gelegt, doch haben wohl alle Städte mit Schwierigfeiten zu fümpfen 
gehabt, bis fie den Handel in einer der Volfswirthichaft wahrhaft nüglichen Weije bes 
treiben fonnten. 

Zunächſt waren und find die Städte die Knotenpuncte der Handelöftraßen, die 
Lagerpläge der eingeführten und auszuführenden Waaren und damit die Markt: und 
BVerfehrspläge. Darum wählte man die am günftigften gelegenen von ihnen zu Meß: 
plägen. Der internationale Verkehr ift befonders durch die Mefien gediehen; und als 
ſolche Städte anfingen, der Sig des Reihthums, der Mode und des Lurus zu werden, 
als eine Menge Fremder, um großhändleriihe Geichäfte zu fchließen, in ihnen zufams» 
men ftrömte, dehnte fich auch der unmittelbare Verkauf an die Confumenten aus und 
ward diefen die Meſſe wichtig gemacht (f. Markt und Mefle). 

Im natürlichen Zuſammenhange mit der Ausbildung des Handels fteht die des 
allgemeinen Taufchmitteld, des Geldes. Uns fehlen die Nachrichten, was in dieſer Ber 
ziehung die Städte des Alterthums geleiftet haben, von unfern deutichen Städten aber 
wiflen wir, daß fie weit eher als die Regierungen die immenje Wichtigkeit des Geldes 
erfannten und durch Prägung guter Münzen Sicyerheit in den Verkehr brachten. Da» 
mit die Münzinhaber feinen dem Verkehre nachtheiligen Wucher treiben fönnten, nah— 
men fie ſchon früh eine Mitaufficht bei Ausübung des Müngrechtes in Anfpruh. Co 
erhielt die Stadt Speig ſchon im Jahre 1111 ein Privileg von Heinrih V., wonach 
der —— nicht ohne Zuftimmung des Raths verringert oder verſchlechtert wer⸗ 
den Durfte. 

Die Städte haben ferner zuerft für gute Straßen geforgt und damit den Verkehr mäd)- 
tiggehoben. Sie haben in früherer Zeit den Landftraßenbau begonnen und ausgeführt 
— berühmt ift die alte Hamburg-Nürnberger Straße —, fie haben in der Neuzeit den 
Gedanken der Eifenbahnen zuerft erfaßt und mit Nugen ausgebeutet, wie für Deutjchland 
die Nürnberg-Fürther und die Leipzig: Dresdener Eifenbahn bezeugen können. — Nicht 
minder bedeutend ift ihre Sorgfalt für Poftverbindung und endlich fchufen fie die eriten 
Bene und gaben dem Verfehr auf den Meeren natürlichen wie rechtlichen Schuß 
Lübiſches Seerecht). 

Nicht nur der Handel blüht im Weichbild der Städte auf, die Cultur überhaupt 
nimmt in ihnen ihren Wohnſitz. Das Leben in der Stadt erweckt und ſchützt die höheren 
Beſtrebungen des Menſchen, die ganze Civiliſation weit mehr, als eine herumziehende 
Lebensweiſe oder auch das Wohnen auf dem Lande in kleinen Orten oder zerſtreut lie— 

mes Das ftädtifcheLeben, kann man wohl jagen, bezeichnet und fördert eine 
höhere ulturftufe der Völfer. Städtiſche Gewerbe, Induftrie, Kunft u. f. f. entfpres 
hen dem Rechtsſtaat, eben weil fie bürgerlichen Gemeingeift und die höchſte Eultur 
bedürfen und darum fördern. Sie verdanken den Städten ihre Griftenz oder doch) wenig» 
ftens ihre Ausbildung. Das, was fich bis dahin im Bedürfnißfall Jeder felbft bereitet 
hatte, ward ‚von dem Einzelnen in Menge gefertigt, der durch dieſes Anfertigen der 
einichlagenden Artikel in größerer Anzahl Geichidlichkeit in der Ausübung des betr. 
Gewerbes erlangte. Die Städte haben fo zuerft den Gedanken der Arbeitstheilung zur 
Ausführung gebracht, und je bedeutender fie wurden, je mehr fich die Bedürfniſſe ihrer 
Bewohner mehrten, deito mehr fand derjelbe Anwendung. Herodot erzählt, wie weit 
in diefer Beziehung die alten Egypter vorgefchritten waren. Man jah den Nugen 
ihrer Gewerbe ein und ließ ihnen ftäbtifcen Schutz angedeiben. Sie ſelbſt ſicher— 
ten ſich durch feſtes Zuſammenhalten und durch eine Beaufſichtigung des Einzelnen 
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durd Alle. So entftanden die Kaften der Egypter, in europäifchen Städten die In- 
nungen (f. d). Nur in einer Stadt fonnte früher ein Gewerbetreibender mit Nugen 
arbeiten, und die Geſchicklichkeit nahm im Allgemeinen mit der Größe der Stadt zu. 

Aus den ftäptiichen Gewerben entwidelte fid) wiederum das Fabrifweien. Im 
Laufe der Zeit ift allerdings der Fabricant den billigeren Wafferfräfen und den niedrige: 
ren Arbeitslöhnen des platten Landes nachgegangen, und der Wunſch, die Frachten für 
Die Rohmaterialien zu ſparen, hat das Seinige dazu beigetragen: feitdem aber die Er: 
langung ausgiebiger Motoren von dem Preile foffiler Brennmaterialien abhängt und 
feitdem Eijenbahnen gebaut find, hat fi die Großinduftrie aus den abgelegenen Thä— 
lern und Orten nach den Kuotenpuncten der Bahnen hingezogen und die Induſtrie 
zahlt lieber höhere Arbeitslöhne, ald daß fie auf die engite Verbindung mit dem großen 
MWeltverfehr verzichtet. Das Capital ift ven Bahnen gefolgt, wenn es nicht mächtig 
genug war, die Richtung der Eiſenbahnen nad) feinem Wohnplage zu lenfen. In wun— 
derbar jchneller Weije haben ficdy die meiften Städte gehoben, welche mit Bahnlinien 
in directer Verbindung ftehen, während früher blühende Orte, die plöglic aus dem 
Hauptverfehr traten, jih nur mit Mühe auf der bisherigen Höhe behaupten. 

Der ſtädtiſche Fabricant befigt ferner den großen Vortheil vor feinem ländlichen 
Goncurrenten, daß er im Anfang der Industrie nicht lange Jahre auf die Erziehung 
tüchtiger Arbeiter verwenden muß. Die Induftrie hat den Städten dafür ihren Danf 
gezollt, indem fie aus einem großen Theil müßiger Proletarier nügliche Mitglieder 
der Geſellſchaft machte; (in Berlin find 3. B. die Edenfteher verfchwunden, feitdem 
ſich die industriellen Gtabliffements dajelbft vermehrt haben.) — Wie e8 indeß viele 
Induſtriezweige giebt, die wenigftens bis in die neuefte Zeit auf dem Lande mit mehr 
Nugen betrieben werden fonnten, als inden Städten, jo giebt es andererſeits eine große 
Anzahl, deren Betrieb ſich ausſchließlich auf Die Städte beichränft. So der fabrifmäßige 
Betrieb der Bäderei, der Bierbrauerei — bier ift die Nähe der Eonfumenten fo * 
tig, daß heute wohl nur noch ſehr wenige Brauereien auf dem Lande beſtehen u. a. m. 
und rückwirkend hängt die Bevölkerungszunahme der großen Städte in den legten Jahr: 
zehnten wiederum mit der wachienden Zahl der Jnduftrieetablifiements zuſammen., 

Daß nur die Städte der Sig der Künfte und Wiflenichaften wurden, erflärt fich 
aus dem größeren Zulammenfluß von Menſchen, der nicht nur neue Anregung 
fchafft, fondern audy die Anlegung von allgemeinen Bildungsmitteln, wie Bibliotheken, 
Museen, Gemäldegallericen, Theater ermöglicht und der Kunft, da wo ihre Leiftungen 
feinen Effect von langer Dauer haben fünnen , ein größeres (zahlendes) Publicum zur 
Verfügung ftellt. 

Bir t man einen Blid auf die politifche Bedeutung der Städte und die Vortheile, 
die fie dem Staatsleben gewähren, fo ift zunächft eine große Verfchiedenheit zwiichen 
den Städten des Alterthums und den modernen (vornehmlidy germanischen und flavis 
ſchen) au bemerken. Der Grund ihrer Entftehung war gleich ; einfachere, frühere Na- 
turzuftände löften fi auf, mächtige Häuptlinge bedrohten das Land mit Verwüftung 
und Unterdrüdung, Städte wurden erbaut zum Schug gegen dieſe und bahnten das 
neue, wirthichaftliche Leben an; durdy die ftäptifche Bildung entitanden freie Verfaf- 
fungen, wahre Freiheit. Aber ihre Entwidelung war verjchieden. Die griechiſchen und 
italiihen Städte trennten fich von der Einheit und Freiheit ihres Volkes, machten ſich 
fouverain in irgend einer Art und unterdrüdten die umwohnenden Landbewohner, die 
flavifchen ferner konnten ſich nicht von der Leibeigenjchaft und Hörigfeit der Fürſten 
und Adeligen befreien, wie namentlih in Rußland. In den germanischen dagegen 
blieb die alte Volfsfreiheit erhalten, welche Staat und Eultur, die beide durd) das 
Fauftreht am Rande des Verderbens jchwebten, rettete. Ohne dieſe Städtefreiheit 
wäre nimmer das Mufterbild des Gonftitutionalismus, die britiiche Staatsverfaflung, 
entftanden, hätte nimmer der holländische Handel ſolch' immenje Ausdehnung erhalten, 
wäre Deutfcyland nimmer geworden, was es im Mittelalter war, der Träger der Eul: 
tur fowohl, als der damals lebensfähigſte Staat. Und vielleicht werden wir ihm dieſen 
Rang wieder zuerfennen dürfen, wenn feine Städte die alte Bedeutung oder doch die 
alte Berfaffung wiedererlangt haben, wenn ihnen jeneRechte, die fie einft befefien haben, 
die demokratiſch⸗gleichen Genoſſenſchafts- und Freiheitsrechte, das Recht der freien 
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Einigung der Einzelnen, der Autonomie, der freien Wahl ihrer Vorfteher (wie ſeht 
hat man ihnen dies neuerdings in Preußen gefürze!! nicht mehr verfümmert wer: 
den. Hierdurd würde die politifche Bildung des Einzelnen zweifellos erzielt wer: 
den und der politifhen Erftarfung im Innern die nach Außen folgen. Wie ſchon 
gejagt, verdanken wir den Städten, weldye jene Rechte beiaßen, geradezu unſere 
conftitutionellen Verfaſſungen, denn in ihnen entwidelte ſich zuerft der Gedanke der 
Repräjentation, namentlich da auftretend, wo ein engerer Ausihuß, aus Bürgerver: 
ordneten beftchend, anfing, die allgemeine Volfsgemeinde dem regierenden Rath 
gegenüber zu vertreten ſſ. Gemeinde). — Doc) ift es dies nicht allein, was der Etaat 
den Städten verdankt. Sie führten zuerſt einen Staatshaushalt ein und die Territorien 
haben jpäter die Kinanzverwaltung der Städte zum Mufter genommen. Die Gonfum- 
tiongfteuern kamen zuerft in den Städten auf (anfangs in Natura geleiftet) , fpäter die 
directen Steuern. Nicht minder hat ſich die Polizei durch die Städte herangebilvet:: der 
Rath hatte ein Oberauffichtsrecht über Handel, Gewerbe, Zucht u. |. w.; feine Re 
glements nahmen dann jpäter die Regierungen an. Den Städten verdanfen wir fogar 
die Ausbildung der gefammten Adminiftrativgewalt. Im deutfchen Mittelalter ift Stadt 
und Feftung gleichbedeutend. Die Städte beuteten zuerft die neue Erfindung des Schieß— 
pulvers aus und thaten Alles, um die veränderte Art der Waffenführung zu ihrem Bor: 
theil zu gebrauchen. (Schon im Jahre 1360 ließ Kübel Pulver machen und Augsburg 
errichtete um diefelbe Zeit Stüdgießereien.) Heute fann man nicht mehr von einer Be: 
deutung der Städte in ihrer Eigenſchaft als fefte Pläge reden. Städte mit befonders 
lebhaftem Verkehr, wie London, Paris, Berlin, können und dürfen nicht Feftungen 
fein. Die heutige Kriegskunft verlangt befonders günftige Lage und Feſtungswerke, die 
ihr entiprechend eingerichtet find , wie beides or faum bei einer großen Stadt der 
Fall fein wird. 

Soweit von den Vortheilen, welche die Städte der Volfswirthichaft und dem 
focialen Leben gewähren. Verhehlen wir und aud die Nachtheile, namentlich der großen 
Städte nicht. Eine Menge der forialen Schäden, die wir heute beklagen und an denen 
ers ehemals das Alterthum franfte, find durch die Städte verfchuldet. Zunächft 

ft e8 erflärlich, wie bei dem Zufanmenftrömen von Menfchen aus allen Weltgegenvden 
die Sittlichfeit der Benölferung leiden muß. In Griechenland und Rom war wegen 
der niedrigen Stellung des Weibes der Schaden noch ſchlimmer, als bei ung; doch find 
jedenfalls 3. B. die Berliner Verhältniffe, die neuerdings Wiggers beleuchtet hat, 
bedauerlich genug. Die dortigen proftituirten Dirnen koſten, wie er nadyweift, der 
Männerwelt jährlih 12 Millionen Thaler! Freilich tragen dort auch die polizeilichen 
Maafregeln durchaus nicht zur Verbeflerung der Sache bei. — Doch die Proftitution 
und Das immer größere Anwachſen der Zahl der Pröftituirten ift in moralifcher Hin« 
ſicht immer noch nicht der ärgſte Schaden der Städte, Ein Ehebruch wiegt in diefer 
Beziehung zehn Stupra auf: wo die Ehe nicht mehr heilig gehalten wird, hört das 
Bamilienleben und damit einer der wichtigften Factoren des Volkswohlftandes auf. 
Ein abjchredendes Beiſpiel bieten ung in diefer Hinficht die franzöſiſchen und italienijchen 
Städte; wie e8 mit den römijchen Ehen unter Hadrian beftellt war, zeigt und Juvenal 
in feiner 6. Satire. Wir Deutichen fönnen und glüdlich preifen, daß ung foldye Pers 
hältniffe noch ziemlich fremd find. Wir glauben, daß Frankreich und Stalien um ein 
utes Theil lebensfähigere Staaten fein würden , wenn in ihnen ein gefunderes Fami— 
ienleben wohnte. — Da die Angaben der Griminalftatiftif ſehr unficher find, foll die 
bisweilen aufgeftellte Behauptung, daß die Zahl der Verbrechen in Städten größer ſei 
als auf den Lande, weder begründet noch widerlegt werden, doch von den Sittlichkeits— 
vergehen kann man mit voller Sicherheit behaupten, daß fie in den Großftädten in 
überwiegender Anzahl vorfommen. 

Ein anderer und zwar der größte Schaden der Städte ift ihr Proletariat. Es ift 
zwar keineswegs nur durd die Städte und die ftädtifhe Induſtrie entftanden, wiewohl 
dies wiederholt behauptet worden ift: die Noth Irland's zu einer Zeit, wo daflelbe als 
reines Agriculturland Nichts von Induftrie wußte, eine Noth, die auf dem flachen 
Lande beionders groß war, conftatirt zur Genüge die Unwahrheit diefer Behauptung, 
in gleicher Weile die niederländischen induftriellen Städte, weldye kaum ein Proletariat 
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fennen. Dennoch ift nicht zu verhehlen , daß die ärmeren Glafien in den Städten weit 
leichter zum Proletariat übergehen, als die auf dem Lande. Ein Hinaufgehen der Preiſe 
der nothwendigen Lebensbeduͤrfniſſe empfinden fie weit ſchwerer ald der Naturahwirths 
ſchaft treibende Landbewohner, und gerade die ftärfere Nachfrage nadı Wohnungen, 
Kleidung, Nahrungsmitteln und allen anderen —— bringt regelmaͤßig 
eine weit höhere Preisſteigerung hervor, als in kleinern Städten und auf dem plat« 
ten Yande. 

In Bezug auf den Luxus haben die Städte die Bedürfniſſe allerdings vermehrt, 
aber auch verfeinert und aus dem Lurus des rohen Volkes, der fih in unproductiver 
Berihwendung fundgiebt, meift einen vernünftigen, productiven Aufwand gemadht. 
Es ift natürlid, daß bei einem finfenden Volke diefer wieder verichwindet, gerade Durch 
feine Raffinerie unproductiv wird; 3. B. in Rom zur Kaiferzeit und in dem deutfchen 
Städten im fpätern Mittelalter, wo Studenten eine Bluderhoje um ein Rittergut kauften. 

Es ift intereffant, den Entwidelungsgang einzelner Städte zu verfolgen, wie fie 
Handel, Gewerbe, Kunft u. |. w. in cn Schooße aufblühen ließen, und wie fie 
von ihrer Höhe berabftürzten, nachdem fie jene Urheber ihrer Größe aufgegeben hatten. 
Wir wollen jhweigen von Athen und Rom, deren Untergang mit andern Gründen zu« 
fammenhing , vielmehr den Blick auf einige germanifhe Städte richten. Lange vor 
Gründung der Hanja blühte der Handel imNorden Deutfchlande ; zwei Städte, Rethra 
und Vineta waren ed vornehmlich, die eine ſolche Eulturftufe einnahmen. Bon Vineta 
jagt der glaubwürdige Adam von Bremen: „es wird, was Sitte und Gaftlichfeit an- 
langt, fein Bolf zu Anden fein, daß fich ehrenwerther und dienftpflichtiger bewieſe.“ 
Als der Handel andere Straßen erwählte, ald namentlich am Rhein und in Süddeutich: 
land mädıtige Städte entftanden, Tanken jene tiefer und tiefer, zumal fie ſich, wie wenig» 
ftens die Sage geht, dem Lurus und der Weichlichfeit ergeben hatten, ja fie find ganz 
vom Erdboden verfhwunden und heute fennt feiner mehr die Stätte, wo fie geftanden 
haben. — Ein beionders intereffantes Bild liefert uns ferner die Stadt Köln in ihrer 
Entwidelung. Bon den Römern gegründet und wohlbefeftigt, nahm fie von jeher unter 
den Städten des Rheingaues eine hervorragende Stelle ein. Als im 12. und 13. Jahr: 
hundert die Gegend am Mittelrhein Die geradezu cultivirtefte Gegend der ganzen Erbe 

eworden war, gewann Köln jeine Weltbeveutung, Nirgends in Deutichland entfaltete 
ich das ftäptifche Leben großartiger und herrlicher. Keine Stadt konnte mit ihm wett- 
eifern in Beziehung auf Reihthum und Macht, Blüthe des Handeld, wunderbare 
Gebilde der Kunft u. f. w. Als Knotenpunct der Handelsitraßen verband ed den 
Eüpden mit dem Norden. Im 12. Jahrhundert ſchon gewann jein Handel europäijche 
Bedeutung: nah England, Schweden, Böhmen und Ungarn gingen von hier aus 
Maaren. Zu Ende des 13. Jahrhunderts zählte Köln 120000 en: Don da 
an ftodte der Handel, Kriegszeiten Lafteten jchwer auf der Stadt, namentlicd der 30- 
jährige Krieg nahm fie hart mit. Bor Allem aber trug auch die Pfaffenwirthſchaft 
zu ihrem Verderben bei. 1780 hatte ed nur noch 40000 Einwohner, darunter 2500 
Eleriker. Induftrie und Gewerbe lagen gänzlich darnieder. Mit Anfang diefes Jahr- 
hunderts hob fich die Stadt wieder. Im Anfang der 30er Jahre, als Induftrie und 
Gewerbe einen neuen Aufſchwung zu nehmen begannen, hatte fie e6 wieder zu 60000 
Einwohner gebradht. Im Jahre 1854 hatte fie deren fihon 100000 ; gegenwärtig hat 
fie in Beziehung auf — die alte Höhe überſchritten. Die günſtige Lage 
Kölns hat gewiß das Meiſte zu feiner abermaligen Größe beigetragen; Worms, 
eine Stadt, die im 13. Jahrhundert mit Köln wetteiferte, hat ſich nicht wieder empor» 
zufchwingen gewußt. Im J. 1270 zählte fie 60,000, zu Anfang des 30 jährigen 
Krieges 30000, jegt nur 10000 Einwohner. 

Die Größe der meiften heutigen Städte ruht auf einem andern Fundament, als 
die der mittelalterlihen: fie richtet fich im Allgemeinen nad) der Größe der Staaten, 
deren a ee fie find. Mit dem Staate wachen aud) fie, mag nun das Wachs⸗ 
thum ein Äußeres fein, wie in England durch die Eolonieen, ober ein inneres, wie in 
Sranfreich durch die Gentralifation und das Königthum. „ Hauptftädte“ in unferem 
Sinne gab e8 im Mittelalter nicht; nur da konnte damals das Städteweien gedeihen, 
wo feine günftigiten natürlichen Lebensbedingungen vorhanden waren, So finden wir 
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die blühendften Städte gerade da, wo der Staat am meiſten zerklüftet war Oberitalien 
und namentlidy Lombardei). Seit fi die Länder aber zu einheitlichen Staaten aus- 
bildeten, ward der Sig der Staatsgewalt, Die Reftdenz, auch zum Sig alles Lebens, 
alles Verkehrs gemacht, ja, auch des gelammten Handels des Landes, wenn es die 
Lage zuließ (London). Paris hat jeine Größe dem Siege des Königthums über die 
Ariftofratie zu verdanken ; man fann deutlich bemerfen, wie die Vergrößerung gleicyen 
Schritt mit der Eentralifation aller Kräfte des Landes hält; Paris iſt Franfreidy. Auch 
in Deutichland find die größten Städte die Hauptftädte der größten Staaten: Wien 
und Berlin; die vom See- und Binnenhandel beſonders begünftigten Plätze bilden 
immer nur eine Ausnahme: Hamburg, Leipzig, Köln, Trieft. Die Hauptftädte find 
durchfchnittlicy viel jünger als die Städte, welche im Mittelalter blühten. Diefe gaben 
an jene Leben und Verkehr, und als fie im Kampfe für ftädtiiche Autonomie und 
Selbftändigfeit unterlagen, fan ihr Wahsthum zum GStillftand. London 'hatte zu 
Ende des vorigen Sahrbunderte 1 Mill., im Jahre 1824 17300000, jegt nahe an 3 
Mill. Einwohner. Paris zählte deren im Jahre 1825 nur 720000, jest 1'800000. 
In den deutſchen Städten ift die Bevölferungszunahme verbältnigmäßig noch bedeu— 
tender geweien. Berlin 3. B. hatte zu Anfang diefes Jahrhunderts wenig über 100000 
ih im Jahre 1825 jchon 195000, nad) der neueften Zählung 603000. Leip- 
zig hatte in den 30er Jahren 40000, jegt zählt es über 80000 ,;, Dresden 1830 faum 
60000, jeßt fait 150000. 

Literatur: Klemm, Allgemeine Eulturgeichichte ver Menichheit (Leipzig 1852). 
— Reiches Material für die Gegenwart enthält die „Deutihe Gemeindezei— 
tung“ (Berlin) ; ebenjo die Mittheilungen der ftatiftiihen Büreaus der größeren 
Städte, wie Wien, Berlin, ‘Paris, London, und die Tagesprefle, die ſich ſpeciell mit 
den ftädtiichen Angelegenheiten einer beſtimmten Stadt beihäftigt Communalblätter in 
Berlin, Dresden x). — W. Arnold, Verfaffungsgeichichte der deutſchen Freijtädte 
(Gotha 1854). — Die Hanja als deutiche See- und Handelsmacht (erichienen in der 
von Ferdinand Schmidt herausgegebenen Deuticyen Nationalbibliothek), von Dr. 
Johannes Falke — Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften 
Bd. 3. — Gaupp, Ueber deutibe Städtegründung (Jena 1824). — Hullmann, 
Städteweien im Mittelalter (4. Bd., Bonn 1829). — Reichard, Statiftif der 
ftädtiichen Berfaffungen (hiftoriich noch von Werth) (Altenburg 1844). — Carl 
Diesel, Volkswirthſchaft und ihr Verhältniß zu Gejellichaft und Staat. S. 332 ff. 
Frankfurt 1864). 

Eminerich Augener. 


Stapelredt. 

ALS eine Folge der Anfhauung des Mittelalters, daß eine möglichfte Beihränfung 
der freien Goncurrenz dauernde Vortheile fchaffe, und daß man deshalb die Production 
und den Verkehr pofitiv maaßregeln müſſe, feben wir im Gefolge der Bannrechte, des 
Zunftzwanges, der Monopolien und Probibitionen auch eine Reihe von Vorfchriften 
über die Benugung der wichtigften Handelsftraßen. Insbejondere war Deutidyland 
vermöge feiner territorialen Zerfplitterung und mit der eigenthümlichen Reichever: 
faflung eine fruchtbare Stätte particularrechtlicher Beftimmungen foldyer Art. Zu den 
— des Staatsoberhauptes rechnete man nämlich auch das Commerz— 

egal (jus commerciorum regium), d. i. die Befugniß deſſelben alle Arten des 
Handels zum gemeinfamen Staatdwohle zu leiten und zu überwachen, und als einen 
Ausflug dieſes Regales faßte man die Grtheilung von dir Handelsprivis 
[egien (jus emporiü ) an einzelne Gorporationen und Städte auf; jo entftanden die 
Monopolsredhte, die Lagerhausgerehtigfeit, das Kranrecht und nebit nod) 
manchen anderen auch die „Stapelgerechtigkeit“ und das „Umfchlagsredt“, 
das erftere gewöhnlich mit dem Straßenzwange verbunden. 

Das Stapelrecht beftand in der Befugniß eines Drtes, zu verlangen, daß alle 
oder gewiſſe Waaren, welche auf dem Fluffe oder einem anderen Verkehrswege in der 
unmittelbaren Nähe des Drtes vorübergehen, eine beftimmte Zeit hindurch dafelöft zum 
Verkauf feilgeboten werden. Der Name diefes fonderbaren Vorrechtes ftammt davon, 
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daß die Waaren auf Gerüſten, „Staffeln“, „Stapeln“ zum Verkaufe ausgeſtellt 
werden mußten, und im Zuſammenhange damit unterſchied man in ſolchen Städten, 
die fein allgemeines Stapelrecht hatten, zwifchen den „ftaffelbaren“ und „nicht 
ftaffelbaren* Waaren. Die Zeitdauer, während welcher die durchziehenden Kaufleute 
ihre Waaren aufftapeln mußten, wechfelte je nach dem Inhalte der localen Privilegien 
zwifchen einigen Tagen und einem Jahre, ja fogar darüber. Sowie in der Zeit, herrichte 
auch in Bezug auf den Umfang des Stapelrechtes die größte Verfchiedenheit ; meiftens 
hatten die Kaufleute wenigftens foviel Freiheit, ihre im Stapel liegenden Güter an 
jeden Käufer, an den Einheimifchen wie den Fremden zu veräußern, und nad) Ablauf 
der vorgejchriebenen Frift Die nicht verfauften Waaren weiter zu führen; auf manchen 
Plägen war indeflen das Privilegium jo ausgedehnt, daß die zugeführten Waaren nur 
an die Einwohner der bezüglichen Stadt veräußert und erft von dieſen weiter in Handel 
gebracht werden durften. 

Die Bortheile, weldye man ſich von der Stapelgerechtigfeit erwartete, waren dop⸗ 
pelter Art; erftens hoffte man dadurch das rafche Aufblühen und den Wohlftand des 
privilegirten Ortes zu befördern, indem ein Zufammenftrömen der Kaufleute, cine 
Eoncentration des Marftverfehres erzwungen, ein lebhafter Umſatz, Fremdenbeſuch und 
Bermehrung der Einwohnerzahl erreicht werden ſollte; dann aber wollte man zweitens 
durch das Stapelredht den Zug ded Handels beftimmen ümd dafür forgen, daß zwei 
Staaten, die durch das Gebiet des privilegirten Ortes Zwijchenhandel treiben , nicht 
unmittelbar mit einander Seihäftsabiclüfe machen fünnen, jondern genöthigt wer: 
den, ihren Bedarf „durd die Hände und die Gommercien des dazwijchenliegenden 
Volkes zu empfangen.” Es ift begreiflih, daß das Mittel der Stapelgerechtigfeit 
feinen dieſer Zwede erfüllte. Wie leicht ließen fich derlei Vorfchriften umgehen. Lag 
der bevorzugte Plag, wie dies in der Mehrzahl der Fall war, an einer Waflerftraße, 
die man nicht vermeiden fonnte, jo war es doch unmöglich, die Kaufleute au zwingen, 
um für beftimmte Preije ihre Waaren feilzubieten ; wenn fie daher das Stapelrecht um— 
gehen wollten, fo durften fie nur übermäßige Preife verlangen. Diefer Ausweg ift jo 
einfach , daß fchon ein alter Schriftfteller, Bergius, der noch von dem Geiſte des 
Zunftwejens befangen war, doc) zugiebt: „Die Stapelgerechtigfeit ifteine fo unbillige, 
der natürlichen Freiheit der Commercien fo nachtheilige und zugleich eine fowiderfinnige 
und dumme Erfindung, daß es unferen vernünftigen Zeiten (1774) zur Schande gereicht, 
ein ſolches Redyt fortzufegen.“ — Lag aber die privilegirte Stadt nicht an einer Waſſer— 
ftraße, fo fuchte der Handel lieber auf Umwegen an den gewünfchten Abjabort zu ges 
langen, als fic) der läftigen Pflicht des Aufitapelns zu unterziehen. Die beabfidhtigte 
Begünftigung brachte aljo den entgegengeiegten Erfolg, nämlid eine Vermeidung und 
Umgehung ſolcher Pläge mit fi; zwar fuchte man dem durch den Straßenzwang vor: 
zubeugen, indem die Randesregenten den in- und ausländifchen Kaufleuten genau die 
Wege vorfchrieben, auf denen fie „bei Verluft des Kaufmanndgutes“ reifen mußten ; 
war aber eine ſolche Maaßregel zu drüdend, fo erfticte fie völlig den Verkehr und wurbe 
nur ſchädlich und nicht nützlich. — Diefe Heberzeugung hat dazu geführt, daß heute 
alle Stapelgerechtigkeiten aufgehoben find. 

Hiſtoriſch finden wir das Stapelrecht ſchon fehr frühzeitig, fo hatte beiſpielsweiſe 
Arhen diefes Privilegium für alle einlaufenden Kornſchiffe. Die eigentliche Geburts- 
zeit ſolcher engherziger handelspolitifcher Maaßregeln war aber das germanijche Mittel: 
alter; feit dem 10. Jahrhundert erhielten viele bedeutende Städte an den deutſchen 
Flüffen das Stapel» und Umſchlagsrecht. Die Gefchichte diefer Privilegien ift meiftens 
ſchwer nachzuweiſen, weil die meiften Städte bemüht waren, die Entftehung ihrer Bor» 
rechte in möglichft ferne Zeit zu rüden. Heinrich IT. ertheilte mehreren Donauftädten 
folche Vorrechte; ſchon im 13. Jahrhundert hatte Wien das Privilegium, daß es frem⸗ 
den Kaufleuten bei Strafe von zwei Mark Gold verboten war, ihre Waaren über diefe 
Stadt hinaus zu verführen ; ja fte durften fich nur zwei Monate lang dort aufhalten 
und ihre Waaren nur Wiener Bürgern verkaufen. Auch die Städte am Rhein hatten 
frühzeitig, einige fogar ſchon unter der Herrſchaft der Karolinger ausgedehnte Privi— 
legien ee Köln, das ſchon lange das Stapelrecht befaß, erwarb im Jahre 1254 
vom Erzbiſchof Conrad das Recht, daß Fremde zu Thal nur bis Riel nahe unterhalb 
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der Stadt, zu Berg nur bis Rothenkirchen fahren durften; Kaiſer Karl IV. beſtätigte 
dieſes Recht im Jahre 1355. Dortrecht verſchaffte ſich das Stapelrecht im Jahre 1299; 
Mainz ließ ſich ein althergebrachtes Stapelrecht im Jahre 1495 durch Marimilian I. 
beftätigen. Die wichtigften deutichen Städte, die überhaupt das Stapelredht genoflen, 
waren am Rhein: Köln, Mainz, Speier, Worms; an der Mojel: Trier; an der 
Donau: Wien, Regensburg, Ingolftadt, Baflau, Ulm, Donauwörth (für Sal) ; an 
der Weſer: Bremen, Münden, Minden: an der Elbe: Hamburg, Magdeburg, Dres: 
den (für Getreide), Pirna ; an der Oder: Stettin, Breslau, Frankfurt (für Salz) ; ander 
Trave: Lübek; am Pregel: Königsberg; ald Binnenftädte: Leipzig, der alte Handels: 
plag Buchhorn in Anjehung der Güter, die von St. Gallen und Steinach famen ꝛc. 

Da man die Zwedwidrigfeit diefer Maafregeln einjehen lernte, wurde jchon Fer- 
dinand III. in feiner Wahlcapitulation (1637) verpflichtet, die frühere Unbeichränft- 
heit des faiferl. Rechtes der Ertheilung folder Privilegien aufzugeben; nur „mit ein- 
müthiger Einwilligung der geſammten Kurfürften“ follte in Zukunft das Stapelrecht 
verliehen werben. Seit jener Zeit fommt fein Beiſpiel einer neuerlichen Verleihung 
vor ; wohl aber wurde für die Abjchaffung der beftehenden Privilegien Sorge getragen. 
Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts begann man immer weniger auf eine ftrenge 
Vollziehung derfelben zu ſehen; die Rheinichiffahrtsacte vom 15. Auguft 1804 hob 
den Mainzer und Kölner Stapel auf; die Wiener Eongreßacte vom 9. Juni 1815 traf 
in Gemäßheit des Art. 5 des Pariſer Friedens nebft vielen anderen Verfügungen über 
die Freiheit der Schifffahrt auf internationalen Flüſſen aud) die, daß „das € tapel— 
recht (droit d’etape) und der gezwungene Umſchlag oder das Stationenrecht 
(droit de reläche forcee et d’echelle ou de rompre charge) nirgend mehr ein: 

eführt werden darf,“ und daß, wo diefe fchon beftehen,, fie nur ſoweit fortdauern 
Are als die Uferftaaten, ohne Rüdjicht auf Intereffe des Drtes oder Landes, ſolche für 
die Schifffahrt oder den Handel im Allgemeinen für nothwendig oder nüglich erachten 
werden. (Art. 114). Im Zulammenhange damit wurde im Zollvereinsvertrage vom 
30. März 1833 verabredet, „daß auf den fogenannten conventionellen Strömen der 
Verkehr möglichft frei fein fol,“ und „vom Tage des Infrafttretend der gemeinichaft: 
lihen Zollordnung“ alle Stapel und Umſchlagsrechte im Bereinsgebiete aufhören 
follen, und daß Niemand zur Anhaltung, Verladung und Lagerung gezwungen werden 
fann, außer wo die gemeinfchaftliche Zollordnung oder die betreffenden gemeinichaft- 
lichen Schifffahrtsreglements es zulafien oder vorjchreiben. Diefe Beftimmungen gelten 
noch heute für den reconftruirten Zollverein, indem fie in allen folgenden Zollvereins- 
verträgen aus den Jahren 1833, 1835, 1836, 1841 und 1853 anerfannt und auch in 
den legten Verträgen vom Jahre 1864 (Art. 1) beftätigt wurden, auch find fie in 
mehrere neuere internationale Handelöverträge übergegangen. Insbejondere wurden 
fie noch in der Donauidhifffahrtsacte vom 30. März 1856 (Art. 15) ausdrücklich an- 
erfannt. Der Handel ift ſomit jegt von den läftigen Fefleln der Stapel- und Umſchlags⸗ 
rechte gänzlich befreit. 

Literatur: Nobad, Fr., Handelswiſſenſchaft. Berlin 1849. ©. 490 ff. — 
Bergius, J. H. L., Polizei: und Gameral-Magazin. Frankfurt a.M. 1774. VIII. 
— Beer, Dr. Ad. Geſchichte des Welthandels. Wien 1860—1862 I. und II. — 
Klüber, 3., Oeffentliches Recht des teutichen Bundes u. der Bundesftaaten. Franf- 
furt 1817. ©. 792 und 808. 

Franz Neumann. 


Statik. 

Man verfteht unter Statifdenjenigen Theil der Mechanik, welcher die Bedingungen 
des Gleichgewichts behandelt. Statif fteht der Dynamif, der Lehre von den Sägen der 
Bewegung, gegenüber. Der nicht body genug zu ſchätzende Werth einer ftreng wifjen- 
Ihaftlihen Begründung der naturwifienichaftlichen Lehrjäge mit Hülfe der Mathematif 
führte zu dem Gedanken, ob nicht für die Volkswirthſchaft, die in ihrer Art als ein 
Stüd Natur, ald die naturwiffenfchaftliche Lehre von dem Zuſammenleben und Zus 
fammenwirfen der Menſchen aufzufafien ift, Die Mathematik und deren Säge gleichfalls 
als Grundlagen für die Lehren der Nationalöfonomie mit Erfolg zu verwenden ſeien, 
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Verſuche find gemacht worden, doch kann man fie bis jegt kaum gelungen nennen. So 
enthält 3. B. Das Lehrbuch von Rau (7. Ausgabe Bd. I. ©. 556) eine geometrijche 
Darjtellung von den Wirkungen des Mitbewerbens auf den Preis der Waaren, die in 
ihrer Art zu den beften Anwendungen der Mathematif auf die wirthichaftlichen Er- 
ſcheinungen und Lehrjäge gehört. 

Die mathematische Darjtellung würde offenbar ein außerordentlicher Gewinn für 
die Entwidelung der Volkswirthſchaftslehre fein, Doc wird fie faum zu einiger Voll- 
fommenbeit gelangen, weil die Bolfswirthichaftslehre, wenn auch nicht mit unbefannten, 
fo doch mit ftets variablen Größen rechnen muß. Sieht man von vereinfachen Gleihung 
ab, mit der bis jegt nicht mehr gewonnen wurde, als daß ein leicht verftändlicher allge— 
meiner Saß dem Auge in überfichtlicher Form dargeftellt wurde, fo iit vielleicht weit 
mehr graphiſch durch Eurven mit Hülfe der analytiihen Geometrie zu erreichen, da 
* durch beliebige Werthsſetzungen der Variabeln die Conſtruction der Linie er— 
reicht wird. 

Man hat allerdings über gewiſſe ziemlich feſtſtehende Grundſätze einige Propor- 
tionen und Reihen aufgeftellt, und fpricht 3.B. von einer Statif der Stoffe und 
der Arbeitsfraft, d. h. von dem Verhalten des Stoffes zur Arbeit, von dem Maaß, 
der Art, der Zeitdauer, der Geſchwindigkeit der Arbeitskraft je nach der Feftigfeit, 
Zähigfeit, Härte ıc. des zu bearbeitenden Stoffes und hat dieſes große Gebiet des fait 
rein tehnifchen Wiffens wirthbihaftlihe Statif genannt, ohne indefien damit 
vielmehr erreicht zu haben, ald einen neuen vieldeutigen Begriff. — Ebenfo Ipricht 
man von einer Statif der Werthordnung und verfteht darunter Maaß und Grad 
des MWerthes eines Gutes an ſich oder fein Merthverbättniß zu den anderen für den 
allgemeinen Wirthichaftszwed brauchbaren Gütern je nach der Bedeutung , welche der 
Menic in den verfchiedenen Stadien des Wirthichaftslebens denfelben beizulegen ver: 
anlaßt it (MWerthbgleihung, Werthproportion). 

Andeutungen über eine derartige mathematische Auffaflung finden fid) in vielen 
der neueften Lehrbücher, 3. B. in Stein, Syſtem der Staatswiſſenſchaften; in den 
Werfen von J. S. Mill, Ricardo, 3. B. Say (Vermögensfkräfte des Volkes 
unter dem Bilde einer Pyramide mit einer Sfala der Waarenpreife; je höher ein Gut 
auf diejer Preisſkala fteht, defto Heiner ift der entiprechende Durchſchnitt der Pyramide). 
— Schäffle, Nationalöfonomie. ©. 58, 94 (Leipzig 1861). j 
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Statikif. | 
Die gemeine Auffaffung zieht unter dieſe Bezeichnung jeden ziffermäßigen Aus— 
weis, mit Ausnahme derjenigen, für welche herkömmlich bereits andere Namen jtehend 
geworden und von früher her in Gebrauch find, 3.B. wenn es fi) um eine Vermögens: 
gebahrung handelt, „Bilanz“ ꝛc. Man lachte einftmals darüber, ald — von einem 
anderen Grundbegriffe ausgehend — ſich Schriftfteller biS zu einer „Statiftif des Ge— 
ſchmacks“ ꝛc. verftiegen. Heutzutage find wir ziemlich auf demfelben Buncte wieder 
angelangt. Was damals die Schranfenlofigfeit, das bewirft jegt der Mangel eines 
Gegenftandes, die Verftellung des Begriffs auf Die bloße numerische Ausdrudsform, 
daher eine ſolche Statiftif (denn in dieſem Sinne fann e8 ihrer hunderttaufende geben, 
die unter ſich gar feine jonftige Verwandtichaft haben) erjt Dur Angabe des Gegen: 
ftands, dem fie gewidmet ift (3. B. der Leiftungen einer Maſchine, der Zufammenfünfte 
einer efellichaft ıc.) und den fie, ohne etwas für ſich vorzuftellen, foweit es geicheben 
fann, ziffermäßig darftellt, firirt werden muß. 
andbücher der Statiftif, wie fie auch heute noch erfcheinen, trogdem der alte 
Begriff „Statiftif”, der ihnen zu Grunde liegt, dem Publicum weniger geläufig gewor: 
den ift, jegen einen beſtimmten und befannten Gegenitand voraus. Einen foldyen gab 
der neuen Wiffenfchaft der publiciftiiche Vater ihres Namens, der Göttinger Brofenor 
Achenwall. Er und feine Nachfolger verftanden darunter, wie der Baralleltitel feines 
1749 zuerft erfchienenen Werfes darüber befagt,, die Kenntniß der „Staatsverfaſſung 
der wichtigften europäifchen Reiche.“ Doc war der Ausdrud ‚Verfaſſung“ nicht ftreng 
im juriftiichen Sinne zu verſtehen, ſondern begriff alles, was unter dem Gefichtspunct einer 
Voltkewirthſchaftl. Handwoͤrterbuch. 56 
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politiſchen Kenntniß der betreffenden Staaten zu bringen war, alſo namentlich auch die 
„Staatsfräfte.“ Das Ganze war und iſt ein aus Nützlichkeitsrückſichten geſchaffenes 
Compoſitum von Staatsrecht, Geſchichte und politiicher Geographie. Die Rehrbücher 
der legteren, welche gemeiniglid aud) von dem erfteren aufnehmen, Fönnten dem In— 
halte nady oft ebenfogut Handbücher der Statiftif heißen und führen daher auch oft beide 
Titel nebeneinander. In diefem Puncte wäre die Statiftif durchaus nicht als eine Er- 
findung des 18. Jahrhunderts zu betrachten, denn ſchon die Geographen des Alter- 
thums gaben in ihren Werfen faft ebenfoviel von der Geſchichte und Verfaſſung, als 
von der Erdbefchreibung der betreffenden Ränder. 

Allein fie geben dies alles einfach unter dem Geſichtspuncte der allgemeinen Merf: 
würbigfeit. Der Neuzeit, welche in der Praris der HugenRepublif Venedig ihren Bors 
läufer hatte, war es vorbehalten, die politifche Wichtigfeit dieſer Kenntnifle zu ent: 
deden. Daher ift die moderne Statiftif, auch als fie noch nicht dieſen Namen trug, 
officiellen Urfprungs und wurde nicht glei anderen Wiffenfchaften den Uni» 
verfitäten überlaffen, fondern von Staatsbeamten betrieben und in dem Archive der 
Regierung geleitet, bezüglidy darin vergraben. Es ging hierin der officiellen Staats» 
funde wie der officiellen Geographie, dem Refultate der militairiichen Landesaufnahme. 
Man wollte ſich damit einen Vorſprung fihern und war ebenfo jehr bedacht, joweit es 
das eigene Land betraf, eiferlüchtig über den Beſitz zu wachen, als, joweit es die frem— 
den anging, in den Mitbeſitz der foftbaren Geheimniffe zu gelangen. Die Zeit des Mer- 
cantilivitems , welche die Gameraliftif und das centralijirende NRelationenweien zur 
Blüthe brachte, ſchuf die Unterlagen der Statiftif. Die Loderung ihrer Feſſeln durch Die 
Zeit und die geänderten Anſichten ließen von diejen Particularitäten foviel tranfpiriren, 
daß damit ein allgemeines Ganze ausgebaut werden fonnte, 

———— * die Sache keine — Schwierigkeiten mehr. Die Rückſicht auf 
den öffentlichen Credit zwingt die Staaten, das ſonſt am tiefſten bewahrte Finanzge— 
heimniß vollftändig zu brechen, und die überall gegründeten officiellen ſtatiſtiſchen 
Büreaus haben nicht nur den Auftrag, was jie ermitteln fönnen zu fammeln, fondern 
auch joweit thunlich im Drud zu allgemeinem Nugen hinauszugeben. Ihre Thä— 
tigfeit liegt der Natur der Sache nady in der Richtung der Staats beſchreibung. 

Eine grundverfchiedene Auffaffung hat durch jeine meifterhafte Leiftung auf diefem 
Gebiete beſonders Duetelet zur Geltung gebracht. Aus allen in verfchiedenen Staaten 

epflogenen Erhebungen, welche direct die menichlihe Perſon angehen, entftand in 
Be Hand zuerft das abitracte Bild des „mittleren Menſchen“, welches in den ver: 
fhiedenen Durchſchnittsergebniſſen verfchiedener Länder uns nur verichievene Schat- 
tirungen erfennen ließ. Damit war der folgenreichfte Schritt zur vergleichenden 
Statiftif geichehen. Nicht mehr Staat mit Staat, die verjchiedenen Organe und 
Thätigfeiten des gefellichaftlichen Lebens, felbftändig, losgelöft von dem Verbande der 
Sefanmtftaatsgeelfchaft wurden Gegenftand der Bearbeitung. In der vergleichenden 
Statiftif war ein Feld gefunden, auf dem auch Private, ohne blos zu ercerpiren und 
reproduciren, thätig fein fonnten. Die internationalen ftatiftifhen Congreſſe 
— feit 1853, wo auf Anregung der bedeutendften belgiichen Statiftifer der erfte in 
Brüſſel ftattfand (die folgenden 1855 in Paris, 1857 in Wien, 1860 in London, 
1863 in Berlin) — wurden die officielle Propa anda, welche der vergleichenden Statiftif 
dur Anbahnung einer Gleichförmigfeit der Unterlagen die Wege ebnen follte, neben- 
bei durch den äußeren Apparat, mit dem fie auftraten, den Reſpect vor der Statiftif 
mehren halfen. 

Das meifte in legterer Richtung haben unbedingt die Zeitungen gethan, welche 
die veröffentlichten aber in der Maffe ungenießbaren in Kolianten enthaltenen Ziffern brüb- 
warm ertrabirten, und al8 Argumente ihrer Demonftrationen zu gebrauchen wußten. 
Das Ableiten von Folgerungen aus den Zahlen, das Anfnüpfen einesRaifonnements, 
wie ed durch die Socialftatiftifer, welche nicht mehr blos nahmen, was fie vorfanden, 
fondern combinirten um weiteres zu fuchen, mit fo glüdlichem Erfolg geübt worden 

"war, ift heutzutage untrennbar von der politifchen Statiftif. Es ift das einzige, was 
der öffentlihen Meinung , für deren Forum die Statiftif jegt hauptfählich cultiwirt 
wird, übrig bleibt. Maafregeln danach ergreifen, wie es der Zwed der ercluftv offi- 
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ciellen Statiſtik war, kann fie nicht, wohl aber Maaßregeln fordern, billigen oder ver⸗ 
werfen. Aus demjelben Grunde gehören ftatiftifche Nachweife zu den Argumenten, 
‚womit Maaßregeln motivirt und vertheidigt werden. Leider ift Dadurch aud) eine Duelle 
von Unrichtigfeiten in die Etatiftif gefommen , welche neben der allem Menſchenwerk 
anhaftenden unvermeidlichen Unvolltommenheit, abfihtlichen Verdrehungen — es müflen 
nicht einfache Fälfhungen fein — unzuläffigen Gombinationen, deren Refultate für 
unmittelbar geihöpfte Wahrheit ausgegeben werden, a und Thüre öffnet. Die 
Tendenzftatiftif hilft den Satz „Zahlen beweifen“ ebenfo discreditiren, als die 
gedrudte Lüge und Sophiftifdas fonft für unwiderleglich geltende „Schwarz auf Weiß.“ 

Gerade die legte Anwendung der Statiftif hat ungemein zu ihrer Ausdehnung 
beigetragen. Jedes Project wird mit einer Fülle oft eigens zu diefem Zwecke gefam- 
melter numerifcher Daten unterftügt, Die aber weit entfernt ein Beitrag zurallgemeinen 
Aufklärung über die Verhältnifie zu fein, nur die Maſſe des verdächtigen Materials 
vermehren, welche jchon viel früher einem verdienftvollen Statiftifer, Lüders, ſchließlich 
die ganze Statiftif verleidete. Auch die officielle Statiftif ift oft nicht frei von dem 
Vorwurf der Unzuverläffigfeit, namentlich wenn fie die in den Unterlagen vorhandenen 
Lüden verſchweigend, mit der Miene apodictifcher Gewißheit auftritt. Cine Angabe 
der Methode, wie die Daten gewonnen wurden und ein Verſuch, durch Controlen oder 
doppelte Ermittelung auf verſchiedenen Wegen die Fehlergrenze annähernd zu beftimmen, 
follte womöglich nie unterlaffen werden. Zur Erläuterung diefes Punctes mögen einige 
Mittheilungen über das Entftehen der gemeinhin fogenannten ftatiftifhen Aus— 
weiſe dienen. 

Die moderne Verwaltung bedarf zu ihren eigenen Zweden eine Unmaſſe Regiiter- 
werf, die weitſchichtige Finanzverwaltung einer Buchhaltung, welche nicht nur die 
flingenden Refultate, tondern aud) die Quellen derfelben angeben, bes. evident erhalten 
muß. So bedingt das Orumdfteuercatafter eine genaue Bodenvermefiung und Ab- 
ſchätzung feines Ertrags, die Zollerhebung eine genaue Gontrole bez. Notirung der 
aus: und eingehenden Waaren ıc. 

Ebenfo find über alle möglichen Acte der Verwaltung und Juftiz Aufzeichnungen 
vorhanden, aus denen fich durch einfaches Auszählen und Gruppiren nad) verfchiedenen 
Richtungen hin Tabellen gewinnen laffen. Juftig-, Armen:, Kranfenftatiftif ıc. gehören 
daher auch zu den faft nirgends fehlenden. Nicht minder ift von jeher die Kirche zu- 
gleich in den meiften Ländern die Bewahrerin des ivilftandes für genaue Verzeichnung 
ihrer Glieder und dermit denfelben vorgehenden Veränderungen bejorgt gewefen. Hier 
- aus ergeben ficy die Summen der Geborenen, Geftorbenen, Getrauten ıc. Alles dieſes 
Material ift in jedem leidlich wohlverwalteten Staaten nidytum der Landeskunde, ſon— 
dern um der Führung der öffentlichen Verwaltung jelbft willen vorauszufegen und dag 
befondere Intereffe, welchem es fein Entftehen verdanft, bürgt einigermaaßen für die 
Sorgfalt bei feiner Einfammlung. 

Anders bei Ermittelungen, welche zunächft lediglich zur Gewinnung von Notizen 
veranftaltet werden und wobei die Ausführenden entweder fein oder doch nur ein fehr 
entferntes perfönliches oder berufliches Intereffe haben, ja vielleicht gar der Widerwille 
vor anjcheinend unmotivirter Neugier oder die Furcht, durch genaue Angaben irgend 
einerBenaditheiligung, namentlich Steuererhöhung eine Handhabe zu bieten, direct der 
Richtigkeit entgegenwirft. Die Refultate ſolcher ——— Volkszählungen, Declara— 
tionen von Ein- und Ausfuhr, wo feine Zollcontrole daneben fteht ıc., können theils 
aus diefem Grunde, theild wegen der Ungeübtheit der nicht berufsmäßigen vermitteln« 
den Organe jedenfall® nur in geringerem Grade als die der erftgedadhten Claſſe für 
eract gelten, wenn man auch, wo nicht gerade erfichtliche Entftellung ftattfindet, 
einigermaaßen auf Selbftcompenfation der bald in diefer, bald in jener Richtung ftatt- 
findenden Verſehen rechnen darf. Diefe größere Genauigkeit der — um es furz zu bes 
zeichnen — „Berwaltungsftatiftif“ vor der „Zählungsftatiftif" gilt natürlich nur, 
wenn man in ihr lediglich das finden will, was fie ift, nicht z. B. eine Gtatiftif der ausge» 
fprochenen Griminalurtheile für eine Moralitätsftatiftif ausgiebt, wobei ebenjo die 
Verſchiedenartigkeit der Geſetzgebung als der Unterſchied zwiichen begangenen und ent« 
dedten bez. beftraften Miffethaten complet ignorirt wird, 
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Zur Einziehung ſtatiſtiſcher Daten braucht die oberſte Staatsgewalt, wie ſchon 
bemerkt, vermittelnde Organe. Es ſind dies in der Regel die für den betr. Verwal— 
tungszweig beſtehenden Unterbehörden. In der politiſchen Verwaltung führen dieſe 
häufig neben ihrer Function als Organe des Siaats ein eigenes Leben als Spitze eines 
jelbjtändigen Intereſſenkreiſes, wir meinen die Gemeinde: und Provinzialbehörden. 
Dieſe treiben dann außer der ſtaatlichen häufig noch ihre eigene Statiſtik — Verwaltungs— 
ausweiſe der Städte, Specialſtatiſtiken der engliſchen Colonieen, der einzelnen 
Schweizeriſchen und Nordamerikaniſchen Bundesſtaaten neben der Bundes-, reſp. Uni— 
onsſtatiſtik. So erſteht eine Statiſtik gewiſſermaaßen in mehreren Etagen, deren im 
Interefie der wiflenjchaftlichen Ueberſicht zu wünſchende Vereinigung im Allgemeinen 
erit in Anbahnung begriffen ift. Als eine noch tiefere Etage fönnte man die Statiftifen 
einzelner Gejellichaften, Genoſſenſchaften ꝛc. bezeichnen, die nur, wo fie behufs ihrer 
rechtlichen Entitehung, Conceſſion, Beftätigung der Statuten, die Staats- oder Gemeinde— 
gewalt auffuchen mußten, auch der ftatiftiichen Firirung zugänglich wurden, während Die 
meifte freie Bereinsthätigfeit, obwohl oft mit Örgenftänden der officiellen Etatiftif con« 
— z. B. auf dem Gebiete der Wohlthätigkeit ſich der Beobachtung großentheils 
entzieht. 

Aber auch fachlich laufen in den meiſten Staaten bis in die oberſte Inſtanz hin— 
auf mehrere ftatiftiiche Apparate getrennt neben einander ber. Juſtiz, Finanz, insbe— 
fondere Zollverwaltung, Verfehrsweien, find meiftentheils in anderen Händen als die 
Volkszählung und die fonftigen Gegenftände der adminiftrativen Etatiftif. Den daraus 
entipringenden Unzuträglichfeiten jucht man nad dem Vorgang Belgiens abzubelfen 
durch ftatiftifche Gentralcommiffionen, welde, durch Deputirte aller einichla- 

enden Berwaltungszweige gebildet, die Elaborate der einzelnen unter ihnen gemein: 
— Controle unter», bez. gemeingültige Normen für Veranſtaltung und Heraus: 
gabe derjelben feftitellen jollen. Der praftifche Erfolg ift in der Regel nicht fo bedeutend 
geweien, ald man vorausiegen follte, die Wirfung mehr eine zurüdhaltende als an- 
eifernde. Die Hauptſache ift, wo es jich nicht blos um Forterhaltung eines en 
lichen handelt, immer tüchtige perfönliche Initiative. Diele kann durch fein Gollegial: 
ſyſtem geichaffen werden. Sie muß vorhanden fein und hat in dem legteren, welches 
die ————— Schwierigkeiten zu einer Maſſe zuſammenballt, in der Regel 
weniger Unterſtützung als Hemmung zu erwarten. 

Der Gedanke der ftatiftifchen Gentralcommiffionen giebt dem Bedürfniß der Plan- 
mäßigfeit Ausdruck, weldye in der angedeuteten Zerfplitterung der ftatiftiichen Arbeiten 
natürlich nicht ftattfindet. Nachdem eine Zeit lang an allen Drten und Enden jog. 
ftatiftiiches Material in einer zufälligen Mafienhaftigfeit entftanden war, daß es un: 
moͤglich ſchien, Darüber einen Ueberblid zu behalten, aucd; mit dem Zufammentragen 
aller und jeder Notiz in das ftatiftifche Archiv nichts gewonnen ſchien, Das ohne feften Plan 
bald in einem Ballaft von allen möglihen Dingen erftiden mußte, ſah man fich ge 
zwungen, in neuerer Zeit wiederum prüfend auf die Idee der Statiftif zurückzukommen. 
Der Rahmen der gefammten Staatsmerhwürdigfeiten war ſchon am Anfang des Jahr- 
hunderts jo groß geworden, daß man damit nicht mehr ausfam. Man hatte fich mit 
Vorliebe auf's Ziffermäßige geworfen umd die intereffantefte und epochemachendſte Seite 
der modernen Entwidelung , die des materiellen Güterlebend , war diefer Neigung zu 
Hilfe gefommen. Jetzt wurde auch des Numerifchen zu viel. Man beichyränfte jich auf 
die in Zahlen ansgedrüdten Thatfachen, „welche für Staat oder Geiellichaft von Belang 
find“. Damit war dem fubjectiven Tact und Ermeflen der Spielraum angewieſen, den 
auch der Hiftorifer nicht entbehren Fann, wenn er aus der Univerjalgeichichte — aber 
darum nidyt aus der Geſchichte — hinauswirft, was der Local, Sperialgeichichte, der 
Biographie angehört. Schlözer's Wort: „Die Statiftif ift ftillitehende Geichichte‘ 
hätte fchon längit auf diefen Parallelismus der Behandlung führen follen. Verſuche, 
den pofitiven Boden überhaupt zu verlaffen und die Statiftif zu einer Lehre von den 
Geſetzen, welche die Gefellichaft regieren oder zur Wiffenichaft von der Behandlung 
der fog. ftaatlichen Thatfachen zu ſtempeln, möchten hiernach durch die Analogie einer 
Geſchichte, welche nicht das Geſchehene, fondern die Theorie der Entwidelung der 
Staaten, reſp. der Minfchheit oder Die Methode der hiſtoriſchen Forfchung zum Gegen: 
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ftand haben jollte, am beften gefennzeichnet fein. Alle jene wiflenichaftlichen Disci— 
plinen haben ihre Berechtigung, nur möge man nicht willfürlich eine der anderen fub- 
ftituiren. 

Das praftifche Leben hat ſich mit den Ecrupeln weniger zu jchaffen gemacht, Die 
nur der empfand, welcher durch die moralifche Verpflichtung auf Bollftändigfeit und 
planmäßige Abgrenzung feiner Arbeiten bevaht war. Die Privatſtatiſtik, weldye 
mehr Noth hatte, ftatiftifches Material hervorzuloden, als fidy vor der Ueberfülle des 
Zuftrömenden zu retten, ift daher immer der weiteften Auffafiung der Statiftif treu 
Frhr Dies gilt insbefondere von den ftatiftifhen Geſellſchaften und Zeit- 
Ichriften. 

Deutjchland hatte jeit Reden’s und Hübner’ Verſuchen ein ſolches Special: 
organ nicht mehr aufzuweifen. Nur ein Jahrbuch der deutfchen, bez. Verkehrsſtatiſtik 
geht alljährlich aus der bedeutendften Unternehmung eigentlicher Privatftatiftif, dem 
Hübner'ſchen Centralarchiv in Berlin, hervor. Die Statiftif des Eijenbahnvereins 
fann füglich nicht mehr der Privatftatiftif zugezählt werden, trifft auch nur einen ein- 
zelnen Zweig, für den es an nichtftaatlidhen Sammelpuncten auch fonft nicht fehlt, 3.8. 
die Statiftif des Buchhandels, des Genoſſenſchafts-, Verfiherungsweiens ıc. In Paris 
und London dagegen beftehen noch bejondere Gefellichaften für allgemeine Satiftif, 
allgemein nicht blos hinfichtlich des Gegenſtandes, jondern aud) des **— welche 
eigene Zeitſchriften herausgeben. Im übrigen flüchtet ſich die Statiſtik gemeiniglich 
unter die alte Volkswirthſchaft, join Hildebrandt's Zeitichrift, dem Econo- 
mist, Journal des Economistes, oder des Handels und Verkehrs, 3. B. im Bremer 
Handelsblatt und den verſchiedenen Börfenzeitungen, die in ihren fnappen Geſchäfts— 
notizen ein unendlich reiches, faft garnicht verwerthetes Material aufzeichnen. Daſſelbe 
gilt von den meift auch nicht in's größere Publicum dringenden PBarlamentsichriften 
ziemlich aller conftitutionellen Staaten und den Jahresberichten der Handelsfammern, 


Die legteren beiden Quellen deuten zugleich zwei praftifche Berwendungen der Spe» 
cialftatiftif an. Den praftifhen Nugen der allgemeinen zu demonjtriren, würde 
ein ähnliches Unternehmen fein, wie die Nachweilung des Nugens der Gefchichte oder 
Geographie, zwijchen denen fie Das Bindeglied bildet. Denn als beichreibende Doctrin 
nähert fie ſich der legteren und als chronologiſch vergleichende behufs Aufzeigung des 
Entwidelungsganges trägt ſie den hiftorijchen Charakter. Mit ven „neueften That- 
ſachen“ allein ie diege Vergleihung würde in den meiften Fällen wahrſcheinlich 
wenig gedient fein. Das jchließt nicht aus: daß man jich von Stande der Dinge immer 
jobald ald möglidy Rechenſchaft zu geben, daß man die Berichte jo Schnell ald möglich 
den Porgängen, auf welche fie fich beziehen, folgen laffen joll. Gleiches erftrebt ja auch 
die Vorarbeit in der Geichichte, die Tagespreite. Aber daß die Statiftif je dahin ge- 
langen follte, mit diefer Schritt zu halten in der Tauglichkeit, als Baſis organijcyer 
Gombinationen und Speculationen des Augenblids zu dienen, ift ſchon deshalb nicht 
anzunehmen, weil fie ihre Daten ſammeln muß, nicht blos mit einzelnen abgeſchloſſe— 
nen Vorgängen zu thun hat. Die Sammlung erfordert immer einige Zeit und was 
Tact und geübte Schägun a längit feftgeftellt und benugt haben, wird man 
aus der Hand der — eſſung nothwendig immer erſt ſpäter, alſo wenn in 
den meiſten Fällen für die Speculation die Zeit vorüber iſt, erhalten können, abgeſehen 
davon, daß Vorgänge, die der Zukunft angehören, Ausſichten, Neigung oder Abnei— 
gung wohl der erſteren, nie aber der letzteren zugänglich ſind. Hier bleibt der Statiſtik, 
auch der ſchnellſten, hauptſächlich nur die Rolle des Hiſtoriographen, von dem freilich 
der ſcharfſinnige Geſchäftsmann ebenſogut allgemeine Lehren zu ziehen weiß, wie der 
Politiker. 

Die ſtatiſtiſchen Sammelwerke, in denen Originaldaten niedergelegt ſind, können 
* nicht einzeln aufgezählt werden. Abgekürzte bez. vergleichende Ueberſichten der 

auptſächlichſten und neueſten ſtatiſtiſchen Daten über die europäiſchen Culturländer 
findet man in den Handbüchern der Statiſtik von Kolb, zen, Brachelli und 
— in nuce auch im gothaiſchen genealogiſchen Almanach und feinen aus— 
laͤndiſchen Nachahmungen, ſowie in Hübner's ſtatiſtiſcher Tafel aller Länder, Aus— 


886 Stempelgebühren. 


führlicheres in den größeren geographifchen Werfen von Stein-Wappäusu. A.; 
die Literatur über den Begriff der Statiftif als Wiffenichaft |. ausführlihd in Mohl's 
Geſchichte und Literatur der Staatswiffenichaften. S. 639 ff. — — —* nach 
Achenwall: Gatterer, Ideal einer allgemeinen Weltſtatiſtik i. J. 1773 urſprüng— 
liche Göttinger Auffaſſung der Statiftifald Staatsbefchreibung) . — Ebenſo Schlözer, 
Theorie der Statiftif. 1804. — Mone, Theorie der Statiftif. 1824. — Dagegen 
die mathematijche Auffaffung inDufau, Traitè de Statistique. 1840. — Moreau 
de Jonnes, Elemens de Statistique. 1849. — Knie, Die Statiftif als ſelbſt— 
ftändige Wiffenichaft. 1850. — Ungemein ausgeführter Schematismus bei Fallati, 
Einleitung in die Wiſſenſchaft der Statiftif und Gioja, Filosofia della Statistica. 
Petermann, 


Stempelgebübren. (Stempeliteuer.) 

In dem Art. „Gebühren“ findet der Leſer eine Kritif des Gebühren: 
weſens im Allgemeinen. Die dort entwidelten Grundſätze find aud für die 
Beurtheilung der Stempelgebühren maaßgebend. Die legteren erfordern aber eine 
befondere Betrahtung, da fie neuerdings mehrfach; als die vorzugsweife gerechtfertigte 
Gebührenart, ja ale Berger zur Aufbringung eines wejentlichen Theiles des gefammten 
Staatsbedarfes hingejftellt worden find, und dieß zwar mit leidlich plaufiblen Gründen 
(vergl. 3. B. den geiftvollen Aufjag „über Stempelfteuern“ von Dr. Alerander Meyer 
Jahrg. II. Bd. 3. der Faucher-Michaelis'ſchen Vierteljahrsſchrift für Wolfe: 
wirthichaft und Eulturgeihichte. Berlin 5. A. Herbig. 1864.) Die Stempelge- 
bühren, auch Stempeljteuern genannt, bilden eine Art der Abgaben, welche ihren 
Namen von der Form erhalten hat, in welcher die einzelnen Beträge erhoben und quit— 
tirt werden. Abgejehen von diefer Erhebungsform ftellten fih die Stempelgebühren 
dar als Abgaben von Ichriftlihen Aufzeichnungen, durd) welche die Thätigfeit einer 
Staatsbehörde zunächft im Intereſſe eines Einzelnen hervorgerufen ift (Gingaben an 
Staatsbehörden), oder hervorgerufen werden kann Wechſelſtempel, Duittungsitem: 
pel). Man nennt Gebühren oder Steuern „Stempelgebühren“ oder „Stempelfteuern“ 
auch jchon lediglich Deshalb, weil die Erhebungs : und Quittungsform der Stempel 
ift; jo Spielfartenjtempel, Zeitungsftempel. Die materiellen Kriterien der 
Stempelgebühren treffen hieraber nicht zu , Die Spielfartenfteuer ift eine YAuhvand: und 
die Zeitungsfteuer eine, übrigens jehr bedenkliche, Gewerbeftener. Andererfeits unter: 
ſcheidet man lediglich mit Rüdjicht auf die Erhebungsform Sporteln, jelbft wenn fie 
ſich als Abgaben für ſchriftliche Aufzeichnungen der obengedachten Art daritellen, von 
Stempelgebühren, obwohl die materiellen Kriterien bei beiden übereinftimmen. — 
Gefordert wird und eingeführt it mit größerer oder geringerer Gonfequenzs Stempel: 
pflidtigfeit 1) füralle obligatorischen Urfunden ohne Unterfchied der Art, 2) für Erb: 
Ichaften und Legate 3) für Eingaben an Behörden. Vielfach werden auch Stempelge— 
bühren entweder anftatt oder neben den Sporteln erhoben für Attefte, Erfenntnitte, 
Erlaſſe, Verfügungen ꝛc. der Behörden, weldye entweder auf Anfuchen odervon Amts: 
wegen erlafjen werden. 

Anlangend die Berechnungsart, fo werden theils die fteuerpflichtigen fchriftlichen 
Aufzeihnungen nach gewiffen Normen in gewiffe Stempelcaffen gebracht, theils wird 
der Stempel nad) dem durch die fragliche Urkunde repräfentirten Werthe ermittelt und 
in Procentbeträgen dieſes Werthes erhoben. (Glaffenftempel, Werths- over 
Gradationsftempel.) Meift find beide Berechnungsarten gleichzeitig in Uebung. 

In den meilten Staaten, wo Stempelgebühren erhoben werden, wird die Unter: 
laffung der Zahlung thörichterweife noch als eine Steuercontravention geahndet. 
Es genügt jedenfalls vollftändig, ald Folge der Nichtzahlung bei Urkunden dieſen die 
Beweisfraft zu entziehen, bei Eingaben an Behörden als Folge des Stempelmangels 
völlige Nichtbeachtung auszuſprechen. Geſchieht dieß Legtere, jo verfteht es ſich von 
felbft, daß nur folche Eingaben für ftempelpflichtig erklärt werden fönnen, aus deren 
Nichtbeachtung (im Falle des Stempelmangels) dem Gemeinwefen feinerlei Schaden 
erwachſen fann. Die Nihtzahlung des Erbichaftsftempels wird man nicht umbin 
fönnen, ald Stenercontravention mit unmittelbarer Strafe zu belegen. 
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Wenn Gewohnheit und Verbreitung wirklich eine Steuer empfehlenswerth machen, 
fo verdient die Stempelgebühr unter den beften genannt zu werden; denn fie erfreut 
fi) einer jehr weiten Verbreitung und man hat fi) in den meiften civilifirten Staaten 
fehr an diejelbe gewöhnt. Gewiß ift auch die Leichtigfeit der Erhebung und die ver: 
hältnigmäßige Einträglichkeit diefer Gebühr wenigftens vom figcalifchen Gefichtspunct 
aus ein triftiger Grund, fie beizubehalten, vielleicht gar, fie weiter auszubilden. 

Wenn wir nur die Stempelverträge einiger größerer Europäljcher Staaten an 
fih und im Vergleihe mit den Gejammtitaatseinnahmen betrachten, fo finden 
wir, daß in Großbritannien jene Erträge fortwährend fteigen 3. B. blos der Ertrag 
des Vermächtniß- und Erbfchafts: Stempels (1821: 1’803000, 1831: 27116000, 
1841: 2’221000, 1851: 27379000, 1856:3’098000 Pfd). In der Staatsrechnung 
von 1560 finden wir 67’458093 Pfd. Staatseinnahmen überhaupt, und darunter 
8,046,709 von Stempelgebühren. — In Frankreich finden wir für 1862 unter 
1974'070028 Fr. Gejammtjtaatseinnahme: gegen 290 Mill. Fr. Einahme vom 
“ Enregistrement, weldyes zum Theil ganz die Katur der Stempelgebühr hat, und 
außerdem nod) ca. 55 Mill. Fr. eigentlihe Stempelgebühren. — In Defterreidh er: 
gaben Stempel und Taren im Jahr 1860: 32,739,505 Fl. bei 281 Mill. Fl. Ein- 
nahmen von dDirerten Abgaben überhaupt. — In Preußen brachte der Stempel i. 3. 
1861: 4’150000 Thlr., während alle indirecten Abgaben zujammen ca 36 Mil. 
Thlr. ergaben.f 

Mit je geringererMühe der Stempel —— wird, und jegrößere Erträge er bei 
nur einigermaaßen rationeller Veranlagung liefert, um fo näher liegt die Verſuchung, 
dieſe erg ng ai ftarf ausgubeuten, und um fo forgfältiger hat man dieſe Gehüh 
renart auf ihre Gerechtigkeit und Wirthichaftlichkeit zu prüfen. 

Vor allen Dingen pflegt man auf ihre Gerechtigkeit großen Werth zu legen. 
Man jagt: Der Stempelzahler bezahlt im Stempel eine Leiftung des Staates, im 
Urfundenftempel die vom Staate geleiftete Garantie für die Aufrechterhaltung des 
Rechtsgeſchäftes, im Erbichaftsitempel die vom Staate gewährleiftete Umwandlung 
des Erbichaftsanipruches in den Erbichaftsbefig, im Eingabenftempel die durch die 
Eingabe veranlaßte behördliche Mühwaltung. Aber manbedenft nicht, daß nicht jede 
Gegenleiftung für jede Leiftung an ſich Schon gerecht ift. Gerecht ift nur die wirth: 
ſchaftliche Gegenleiſtung — der Preis, wie er fih im Handel mit beiderjeitiger freie 
Goncurrenz daritellt. Deshalb fann von einer „Gerechtigkeit“ der Gebühren auch nur 
da die Rede fein, wo jie bezahlt werden 3. B. für Leiftungen, welche der Staat in 
Goncurrenz mit PBrivatunternehmungen leiftet. Gerecht iſt die Gebühr von x Igr. pr. 
Meile Fahrgeld auf einer Staatsbahn, wenn diefer Preis durch die Concurrenz ſo feſt— 
gejtellt ift. Auch in den Koften der Leiftungen des Staates, wofür Stempelgebühren 
entrichtet werden, hat man feinen Maaßſtab für die Bemeffung der Gerchhtigfeit der 
Höhe der leßteren. Oder es müßten denn die Kojten der gefammten Staatöverwal: 
tung durch Stempelgebühren gededt werden, was aber wieder zu der großen Unge— 
rechtigfeit führen würde, daß dieſe Koften nur auf die Schultern der Wenigen fielen, 
welche, vielleicht nicht einmal aus eigenem Antriebe, vielleicht ohne entfprechenden Ges 
winn, Staatseinrichtungen eigens für fid) in Anfprucy nehmen müffen. (Ein Bürger 
wird häufig von nächtlichen Hubeftörern behelligt; er macht Anzeige über Anzeige; 
jede ijt jtempelpflichtig; Die Polizei wird aber der Ruheftörer nicht habhaft. — Ein 
Grundbefiger fommt dur) Krieg, innere Unruhen x. in Vermögensverfall; er muß 
feine Grunpftüde veräußern; im Ganzen fann er fie nicht losſchlagen; nur parcellen= 
weije nad) und nad); die Verkäufe müfjen wegen des Stempels ſchriftlich gemacht 
werden; jeder Verkauf foftet Stempelgebühren.) Wenn die — nicht 
gerecht ſind, oder beſſer, wenn es ein Ding der Unmöglichkeit iſt, ſie ſo zu veranlagen, 
daß ſie immer eine entſprechende Gegenleiſtung des Bürgers für die betreffende Staats— 
leiftung bilden, (ein Wechfelfiempel foftet beiſpielsweiſe 5 Sgr. bei einem Nennbetrage 
von 50 Thlr. Man fragt billig: find 5 Sgr. eine entiprechende — für dem 
Wechſelglaͤubiger ſtaatlich garantirte wechſelmaͤßige Sicherheit? Und iſt dieſe Garantie 
dem 50 Thlr.»Gläubiger nicht genau fo viel werth, wie dem 5000 Thlr.-Gläubiger, 
der vielleicht 16 Thlr. 20 Sgr. Wechlelitempel zahlen muß? Vielleicht find 50 Thlr. 
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Alles, was der Eine, und 5000 Thlr. Allet, was der Andere ereditiren kann, — kann 
auch der Vorzug der Wirthichaftlichkeit nicht für fie geltend gemadyt werden. Nie: 
mand vermag zu enticheiden, ob im einzelnen Kalle das Opfer der Gebühr für den Ge- 
bührenzahler dem Vortheile entipricht,, den er jich dafür erfauft, ob der legtere wirth— 
Ichaftlich genommen für diefen Vortheil jenen Aufwand machen durfte. Man mag den 
Quittungs- oder Wechſelſtempel normiren wie man will — irgend eine Garantie hat 
man dafür nicht, daß die Gebühr nicht den reinen Gewinn derjenigen geichäftlichen 
Transaction, welche der Gebührenzahlung vorhergeht, abiorbirt, oder gar noch mehr 
als nur diefen aufzehrt. Im einem kleinen Gemeinwesen ift neuerdings mit einer Steuer, 
welche völlig die Natureiner Stempelgebührhat, in diefer Beziehung eine fehr traurige 
Erfahrung gemacht worden. Vor einigen Jahren wurde in Bremen eine fogenannte 
Umfapfteuer eingeführt. Jeder Kauf, der abgeichloffen wird, unterliegt einer Steuer 
von 4, °% ; war die Sache aber fchon einmal mit der Umfaßfteuer belegt, von '% % 
des Kaufpreifes. Bei einem Tauſchvertrage wird Diefelbe Steuer vom Werthe ſowohl 
der hingegebenen , al8 der eingetaufchten Sachen erhoben. Befreit von der Steuer 
find Beträge unter 50 Thlr., vorausgejegt, daß nicht ein Gefchäft in fraudem legis 
in kleinere Theile zerlegt ift; ferner gewifle, namentlich aufgeführte Gegenſtände, bei 
denen zwingende Gründe eine Ausnahme gebieten. Die Steuer hat Bremen für 
eineReihe von kg enger, emacht. Man mag darüber 
ftreiten, ob dieſe ſogen. Umfasfteuer wirklich eine Stempelgebühr iſt. Darüber fann 
aber fein Zweifel herrichen, daß ihre wirthichaftlichen Oefakren bei allen Stempelge: 
bühren von obligatorischen Urkunden über Rechtsgeſchäfte wiederfehren. Es handelt 
fich hier eben um Abgaben an den Staat, von denen es nicht erweislich ift, daß fie der 
Einzelne zu tragen vermag; es ift dabei auf die Stenerfähigfeit feinerlei Rüdficht 
genommen. 

Die Stempelpflichtigfeit der Gingaben an Behörden läßt fich höchftens als eine 
Art von Garantie gegen * Behelligung der Staatöbehörden rechtfertigen; kei— 
neswegs ald Bezahlung für die der Behörde dadurch verurfachte Mühwaltung. Denn 
erftens hat auch der Inbemittelte Anſpruch auf behördliche Hülfe, und dann müßte 
die Eingabengebühr, um gerechtfertigt zu fein, ſich als eineentiprechende Gegenleiftung 
Für die durch Die Eingabe veranlaßte behördliche Leiftung daritellen. Wie vermöchte 
man aber einen Tarif aufzuftellen, deſſen Pofttionen in diefem Puncte wirklich gerecht 
wären? Zumal ja der gefammte Behördenapparat ftetö vorhanden fein muß, einerlei 
ob er viel, oder wenig, oder zeitweife gar nicht in Aniprucd) genommmen wird. 

Der neuerdings in der Steuertheorie vielfach in den Vordergrund geftellte Grund» 
fag, daß mit den Steuern die Leiftungen des Staates nicht mur im Ganzen bezahlt 
werden müffen, fondern daß auch unter den einzelnen Steuern nur die gerechtfertigt 
jeien, weldye jich ihrer Art nad als entfprechende Leiltungen für adäquate Staats: 
leiftungen darftellen, ift mit der Auffafiung der Staatsthätigfeit als einer ganzen, un: 
getheilten ebenfowenig wie mit ber Berichtigung der Etenerleiftungsfähigfeit und 
dem Grundfage der Allgemeinheit der Beſteuerung vereinbar, alfo politifch fo wenig 
* a oT zu rechtfertigen. Mit diefem Grundfage fällt aber auch die Stem— 
pelgebühr. 

5 Literatur: Rau, Finanzwiſſenſchaft. I. S. 315 ff. — Umpfenbach, Finanz: 
wiſſenſchaft. I. 67. — Lotz, Handbuch der Staatswirthichaftslchre. Erlangen 1522, 
III. 291. — Malchus, Handbud) der Finanzwiſſenſchaft und Finanzverwaltung. 
Etuttgart und Tübingen. 1830. I. 301. — Rotted, Lehrbuch d. Vernunftsrechts. 
Etuttgart 1835. IV. 282. 363. — J. ©. — Die Lehre von den Steuern. 
Berlin. 1840. S. 427. — Bierſack, Ueber Beſteurung. Frankfurt 1850. S. 200. 
— J. St. Mill (Soetbeer). 2. deutſche Ausgabe. Hamburg. Perthes-⸗Beſſer und 
Maufe. 1864. Bd. V. Cap. V.$. 1 ff., bei.$. 3. 

A. Emminghaus, 


Steuerwefen. 
Unter Steuern im w. S. verftcht man alle unmittelbaren Geldabgaben der Bürger 
an die Staatsregierung oder die Gemeindeverwaltung, welche fi nicht als marft- 
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mäßige Preiſe für verkaufte oder vermiethete Güter oder gewährte Dienſtleiſtungen darftel= 
len. — gehören unter die Steuern ebenſo die Steuern im engeren Sinne, wie ge— 
wiſſe Gebühren ſ. d.), jedenfalls aber nicht Domainenpachtpreiſe, Kaufpreiſe für Holz 
aus Staatsforften, Beförderungsgebühren fürBriefe, Güter und Perfonen auf Staats— 
verfehrsanftalten. Unter Steuern im engeren Sinne verſteht man ſolche Auflagen, 
welche nicht bei einzelnen behörplichen Handlungen und als Duaft= Zufchüfle zu den 
beionderen Koften derjelben, ſondern ald Beiträge der Bürger zu den Staats» oder 
Gemeindeausgaben überhaupt nad einem allgemeinen Maafftabe erhoben werden. 
Hiernad) gehören zu den Steuern ebenjowohl die Steuern im engften Sinne, wie 
Aufichläge, Grenzzölle u. ſ. w., nicht aber Gebühren irgend welcher Art. Unter 
Steuern im engften Sinne endlidy verfteht man nur die unmittelbar erhobenen, 
die dDirecten Abgaben, und unterfcheidet daher 3. B. zwiichen Steuern uud Zöllen. — 
In der nachfolgenden Darftellung foll das Wort „Steuern“ ſtets nur in der zweiten 
Bedeutung gebraudyt, auch zunächſt und wo nicht Anderes ausdrüdlich bemerft ift, nur 
von Staatsitenern gehandelt werden. 

Das die Staatsbedürfniffe zum Theil auf dem Wege der Steuererhebung gedeckt 
werden, ift immer Ichon das Zeichen einigermaaßen entwidelter ftaatlicher Gultur. 
Mit diefer wachen die Staatsaufgaben, wenn nicht ertenfiv, jo doc) intenſiv; mit den 
Staatsaufgaben aberwachfen die Staatsbedürfniffe, und, fobald dieſelben bis zu einem 
gewiflen Grade gefteigert find, ift e8 nur unter ganz befonderen, immerhin feltenen 
Umftänden, möglich, zur Befriedigung derfelben von der unmittelbaren Beitragsleiftung 
der Bürger abzujehen. Höchſtens ganz Fleine Staaten können, bei verhältnigmäßi 
ausgedehntem nugbaren Staatdeigenthum, und, da fie, wie ausgedehnt auch * 
verhältnißmäßig der Staatsbedarf ſein mag, für die Löſung der koſtſpieligſten Staats— 
aufgabe, der ——— nach Außen, keine Aufwände nöthig haben, dauernd auf 
Steuererhebung verzichten. Freilich ſind ſolche Staaten, wie Lippe-Schaumburg, 
Schwarzburg Rudolfadt. Reuß-Greiz, wo nod heute, von den Zöllen abgelehen, 
Staatsſteuern jo gut wie gar nicht entrichtet werden, auch faum Etaaten zu nennen). 

Ueber die Geſchichte des Steuerweiens vergl.: Hüllmann, Urfprünge der 
Beitenerung. Köln 1818. — Histoire de la decadence et de la chute de !’empire 
romain. Traduite de l’Anglais de feu Edouard Gibbon. Baris 1795. — D. 
g- Hegewiſch, Hifter. Verſuch über die rom. Finanzen. Altona 1804. — 

. D. Hüllmann. Deutihe Finanzgeſchichte des Mittelalters. Berlin 1805. — 
K. H.Lang, Hiſtor. Entwidelung der deutſchen Steuerverfaffungen. Berlin 1793. — 
9. ©. v. Kremer Darftellung des Steuerweiens. Wien 1821. Tendleru. 
v. Manftein. 1. Thl. 1. Abidynitt. 

Ueberall jehen wir die Natural» (Dienit: und Sachen- Leiftung der Geldleiftung 
vorhergehen. Wie der Uebergang des Taufchhandels zum Geldhandel eine Folge der 
entwidelten Arbeitstbeilung ift, ſo hat dieſe legtere aud) weientlic die Umwandlung 
der Natural= in die Geld » Steuerleiftung befördert. Beſondere Perſonen, befonders 
vorgebildet, machten die Naturaldienftleiftung an den Staat als Krieger oder Beanıte) 
zu ihrem Lebensberuf; die Anderen mußten zu deren Unterhalt ftenern. Im modernen 
Staat ift die Naturaldienftleiftung Aller, oder doch die Verpflichtung Aller hierzu in 
der Gemeindeverwaltung wieder aufgelebt, wo die meiften Aemter unentgeldlich 
verjeben werden und jeder zu jeder Zeit gerufen werden kann. Anders, wie im 
Staate, dürfte in der Gemeinde dieſes neue Verhältniß nicht blos ein Durchgangs— 
ftadium fein. In der Gemeinde drängt die Entwidelung zum self-government, wel» 
ches ohne allgemeine Dienjtpflicht der Gemeindebürger nihtvenfbariß. Auch macht bier, 
gleichfalls anders wie im Staate, die allgemeine Dienftpflicht nur einen Heinen Theil 
der Steuererhebung entbehrlich; es ift Jeder zu ®emeindedienften verpflichtet, Jeder aber 
auch, und felbft der augenblidlich Dienende, zur Gemeindefteuerleiftung. 

Wie das Auffommen der Steuern ein Zeichen der wachſenden ftaatlichen Cultur, 
fo ift e8 auch ein mächtiges Förderungsmittel des Fortichrittes in der Staatsverfaflung. 
Ueberall jehen wir die Theilung der Gewalten , die Inanfprucdnahme der Mitwirkung 
der bis dahin blos Regierten an der Regierung und Gejeggebung hervorgehen aus der 
Steigerung der materiellen Bedürfniffe der Regierungen. Das Eteuerbewilligungs- 
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recht iſt auch hiſtoriſch das Grundrecht der Repräſentativverfaſſungen. Vergl. hierüber: 
Pütter, Hiſtor. Entwickel. der heut. Staatsverfaſſung d. t. Reichs. II. 22 4. Deſſ. 
Institut. jur. publ. germ. $. 254. ff. — Zöpfl. Deutſche Staats- und Rechts— 
geich. 1836. III. 181. 

Die Eintheilung (die Arten) der Steuern. Die Steuern fönnen je nad) 
den verfchiedenen fi) ergebenden Eintheilungsgründen auf mehrfache Weile eingetheilt 
werden. Bor allen Dingen drängt fid) die Frage auf: I., wie werden die Steuern der 
Beitragsfähigfeit der Bürger angepaßt, und wie wirb zur Erreihung dieſes Zweckes 
Die — * an gewiſſe Gegenſtände angeknüpft? 

Bon dieſem Geſichtspuncte aus unterſcheidet man 1. Schatzungen, 2. Aufichläge, 
oder Verwendungsfteuern auch Verbrauchs-, Verzehrungs- oder Gonjumtionsfteuern 

enannt). 
; Bei den Schagungen vermittelt man die Steuerleiftungsfähigfeit der Bürger und 
theilt ihnen hiernady gewifle Steuerlaften zu. Bei der Prüfung der Steuerleiſtungs— 
fähigkeit fann man von verichiedenen Gefichtspuncten ausgehen. Entweder fann man 
das Ginfommen, oder das Vermögen unmittelbar in Betracht nehmen, oder an gewiſſe 
wirthichaftliche Handlungen anfnüpfen, von denen man annimmt, daß fie einen Rüd: 
ſchluß auf die Leiftungsfähigfeit geftatten, daß fie ſichere Symptome der legteren jind. 

Bei den Aufichlägen hält man ſich lediglic) an die Ausgaben der Steuerpflichtigen. 
Man prüft nicht, man präjumirt höchftens die Steuerleiftungsfähigfeit. Bedingung 
der Steuerforderung und Erhebung ift, daß der Steuerpflichtige einen Aufwand madıt, 
Im Momente der geichehenden Aufwendung tritt die Steuerforderung an ihn heran. 

Zu der großen Claſſe der Schagungen ſ. d.) gehören 1. die Einfommenfteuern 
und zwar die allgemeine Einfommenjteuer (j. d.) ebenfowohl, wie die verichiedenen 
einzelnen Arten der Ginfommensbefteuerung (Örundrentenfteuer, Capitalrentenfteuer, 
Lohniteuer, Gewerbeſteuer, Miethiteuer 1x.) 2. Die Vermögensfteuern, und zwar die 
allgemeine VBermögensfteuerarten ebenjowohl, wie die einzelnen Vermögensſteuerarten 
(3. B. Grundfteuer, Hausſteuer, Gapitaljteuer, Erbichaftsfteuer). Ob die PBerfonal: 
oder Kopffteuer (f. d.) zuden Einfommend- oder Bermögensfteuern zu rechnen ſei, hängt 
Davon ab, ob bei der Beiteuerung der Steuerpflichtige ald Vermögensſubject, oder ald 
Ginfommen erwerbendes Wirthichaftsiubjeet aufgefaßt wird. Welcher diejer Geſichts— 
puncte maaßgebend ift, läßt fi am beiten nad) den für die Steuerbefreiung geltenden 
Grundfägen beurtheilen. Streng genommen freilich gehört die Kopfiteuer nur inſo— 
fern unter die Schagungen, als bei ihr ein Minimum von Steuerfähigfeit aus der 
Eriftenz des Pflichtigen präjumirt, und diefem präjumirten Minimum auch nur ein 
Minimum von Laft angepaßt wird. 

Die Aufichläge fünnen nad) den bei ihnen angewandten Veranlagungs- und Er: 
bebungsformen in zwei Kategorieen unterjchieden werden. Entweder 1., ed werden 
Steuern erhoben vom Anfauf oder Verkauf von Gegenftänden des ausländiichen Ver: 
fehrs, und zwar beim Ueberichreiten der Landesgrenze — Zölle, Zollaufichläge 
(f. d.) und zwar Ein- Aus» und Durhfuhrzölle, oder 2., es werden Steuern erhoben 
von Gegenftänden des inneren Verkehrs, und zwar bei Gelegenheit irgend eines geeignet 
ericheinenden Vorganges während ihrer Erzeugung oder während ihres Umſatzes — 
Mauthen, Mauthbaufihläge, Acciſen (f. d.) Die Unterarten der Mauthen 
benennt man meift nad) den Gegenftänden, von denen fie erhoben werden (3. B. Fleiſch— 
mauth , Fleifchaccife, Mahl» und Schlachtſteuer, Zuderfteuer, Bieraccife, Brannt» 
weinfteuer, Wein-, Tabakſteuer ıc.). 

Sehr verbreitet ift II. die Eintheilung der Steuern in directe und indirecte. 
Direct ift diejenige Steuer, welche von eben der Perjon gefordert wird, welche ſie nad 
Abſicht der Behörde auch tragen ſoll; indireet diejenige, welde von Jemandem gefor 
dert wird in der Erwartung und Abſicht, daß er auf Koften eines Anderen ſich ent» 
ſchädige. (Vergl. 3. St. Mill. [Spetbeer] 2. deutjche Ausg. Hamburg. Perthes-Beſſet 
und Maufe. 1864. ©. 611 ff.) Da ſolche Aufwandfteuern,, welche von dem Verfaufe 
und Gebrauche einer einzelnen Waare gefordert werden, ſich größtentheils zur indirecten 
Erhebung von dem Verkäufer eignen, hat man oft die Aufwandjteuern ſchlechtweg in: 
directe Steuern genannt, überhaupt die Unterfcheidung sub I. mit der sub II. vielfach 
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zufammengeworfen. Indeß giebt es —— die indirect erhoben werben, 3. B. 
mit der Grundſteuer will man auch den Miether treffen, mit der Gewerbeſteuer auch 
den Lohnarbeiter, und ed giebt Aufſchläge, welche direct erhoben werden, z. B. die Mahl— 
und Schlachtſteuer von dem für den Hausverbrauch Vermahlenen und Geſchlachteten. 

Die ſogenannten Luxusſteuern ſ. d.) find entweder eigentliche Schatzungen 
Vermögensſteuern), oder Aufſchläge (3. B. Zölle auf Gewürze). Freilich tritt, wo fie 
als Schagungen erfcheinen, das Moment der Leiftungsfähigkeit meift hinter der anderen 
Erwägung zurüd, daß der Steuerpflichtige die Steuerbelaftung verdiene. 

Auf eine andere Eintheilung der Steuern fommen wir im folgenden zurüd. 

Einrihtung des Steuerweſens. Das der Veranlagung und Erhebung der 
Steuern üblihermaaßen und naturgemäß vorhergehende Verfahren befteht darin, daß 
man ermittelt, welche Theile des nothwendigen Staatsaufwandes aus anderen Quellen 
(Staatsvermögen, Staatögewerben, Gebühren ıc.) gededt werden fönnen, und welche da» 
gegen auf die Dedung durdy Steuern angewiefen find. Der Ermittelung des Steuerbe- 
darfs folgt die Aufftellung des Steuerplanes, des Steuerſyſtems. In diefem Steuerſyſtem 
pflegt man nun auf den vorherzufehenden regelmäßigen Steuerbedarf zu rechnen und 
nur die jogenannten ordentlichen, d. i. die zu regelmäßig fortvauernder Erhebung 
beftimmten Steuern, in Betracht zu ziehen. Auf die fogen. außerordentlidhen 
Steuern, weldye nur vorübergehend zur Dedung außergewöhnlid) vergrößerter Staatd- 
bedürfnifie erhoben werden, wird dabei nicht Rücfih: genommen. Die ordentlichen 
Steuern, feien fie nun welcher Artimmer, müfjen thunlichft fo eingerichtet werben, daß 
fie ohne Schwierigkeiten, und namentlich ohne weientliche Veränderungen in dem Er» 
hebungsapparat in ihrem — dem veränderlichen Staatsbedarfe angepaßt, alſo 
erhöht, oder ermäßigt werden können. Dieß geht am beften jo, indem man den 
Steuerfuß in einer Proportionalzahl des Steuercapitals ausprüdt, fo daß es 
möglid wird, bald den einfachen Steuerſatz, bald einen Bruchtheil, bald ein Mehr: 
faches deſſelben zu erheben. 

Auf einen wichtigen Vorgang in der Einrichtung des Steuerweſens weijet die 
aus dem franzöfifchen Finanzweſen ſtammende Unterfheidung in Vertheilungs— 
oder Nepartitiond» und Quotitätsfteuern bin. Bei der Vertheilung oder 
Repartition der Steuern im techniichen Einne des Wortes, wird zuvörderſt feftgefegt, 
wie viel die fragl. Steuer im ganzen Lande einbringen joll, fodann wird diefe Summe 
auf die Provinzen, Kreife, Aemter, Gemeinden und endlicd auf die einzelnen Steuer: 
pflichtigen ausgejchlagen. (Rau, Finanzw. 1855. $ 295.) Hier laflen ſich zwei 
Fälle untericheiden: a) Man fennt die Zahl der vorhandenen fteuerbaren Gegenſtände, 
und, falls fie nidyt einen gleichen Betrag zu gewähren haben, aud) das Zahlenvers 
hältniß der Steuerjchuldigfeit jeder Claſſe. a ergiebt fi) aus der bejchlofienen 
Summe des ganzen Steuerertrags ſogleich aud) , wieviel Steuer auf jeden gegebenen 
Betrag des befteuerten Objectes, 3. B. auf 100 Thle. Ertrag oder Preis, treffen 
werde. Der Steuerfuß folgt aljo unter diefen Umftänden von jelbft aus der Steuer» 
fumme. b) Wenn man foldye Nachrichten nicht beftgt oder doch die Vertheilung nicht 
nad) ihnen vornehmen will, fo zeigt fi derSteuerfuß erft nach beendigter Vertheilung, 
und es kann leicht vorfommen, daß derjelbe in den einzelnen Gemeinden des Landes 
verichieden ausfommt. Duotitätsfteuern werden Diejenigen genannt, bei denen 
die Beftimmung des Steuerfußes (der Duotität) vorausgeht, und der geſammte Steuer 
ertrag das nicht fogleich zu erfennende, jondern erft zu erwartende Ergebniß ift. 
(Bergl. auh Thum. Syſtem der dDirecten Steuern in Franfreid 2. Auflage Mainz 
1819. ©. 2.) Die Abſicht, welche der Repartirung zum runde liegt, nämlid) die 
Sicherung eines bejtimmten Grtrages, kann nur erreicht werden durch forgfältige 
ftatiftifche Ermittelungen, weldye ohnehin der Erhebung jeder Steuer vorhergehen müflen. 
Mit wenigitend ibn: Genauigkeit kann bei einer rationell organifirten officiellen 
Statiftif das Steuercapital im Voraus feftgeftellt werden. Aus diefer Summe und 
dem Steuerbedarf läßt ſich der Steuerfuß mit Leichtigkeit ermitteln. Freilich ift das Er: 

ebniß ſolcher Erhebungen bei Schagungen immer zuverläffiger, als bei Aufjchlägen. 
e erfteren eignen fid) daher vorzugsweiſe zur Repartition, während bei den legtern 
meift nichts übrig bleibt, als Die Quotirung, fo lange wenigftend nicht langjährige 
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Erfahrungen vorliegen. Und, will man, ſelbſt nad) langjährigen Erfahrungen mit dem 
einen Steuerfuße einen anderen einführen, um einen gewiflen anderen Ertrag zu er» 
zielen, fo bleibt die Berechnung immer unficyer, weil bei den Aufichlägen andere Steuer- 
füße immer andere Erträge, höhere Eteuerfüße 3. B. meift geringere Erträge, 
gewähren. 

Lange Zeit ift man zweifelhaft geweſen, ob es richtiger fei, die Steuererhebung 
im Wege der eigenen Staatöverwaltung Regie) oder duch Berpadtung zu be» 
wirfen. Einer der gründlichiten und vorurtheilsfreieften älteren deuticyen Bearbeiter 
des Steuerweiens Alois E. v. Kremer a. a. D.) wägt noch in feinem 1821 erichie= 
nenen Buche jorgfältig die Vortheile und Nachtheile beider Methoden gegeneinander 
ab, und läßt doch, wenn aud) im Allgemeinen der Regie weit mehr zugethan, unter ge» 
wiſſen VBorausiegungen die Verpachtung gelten. Die Frage muß heutzutage als offen- 
bar zu Gunften der Regie entichieven angejehen werden. Bor allen Dingen ift die 
Steuerverpachtung mit vollem Rechte, und, weil des Staates gänzlich unwürdig, über: 
aus unpopulär. Als noch Rom feine Weltherrſchaft ausübte, blühte dort das Steuer- 
pächterunweſen; Die Pächter waren jenem Rechtlichgeſinnten ein Gräuel; die öffentliche 
Meinung hatte fiegeächtet. In Frankreich war dDieWirthichaft der Fermiers generaux 
eine der Urſachen der Revolution. Der jpaniihe Minifter Marquis von Enjenada, 
welcher im Jahre 1746 die Steuerverpadtung abitellte, wurde ald Wohlthäter des 
Volfes verehrt. Die Auffaffung der Steuererhebung als eines Gewerbes, defien Ertrag 
durch Betriebfamfeit des Unternehmers gefteigert werden kann, fteht im jchroffeften 
Widerfpruch mit dem modernen Begriff des Steuerweiend. Jedenfalls wird Durch die 
Verpachtung der Steuern auch die 10 befonders wirffame nnd praftijch wie finanziell 
vortheilhafte active Betheiligung der Steuerpflichtigen an der Steuerveranlagung und 
Erhebung ausgejchloffen. Streng und gründlich verurtheilt wird die Steuerverpadhtung 
von Say, Daritellung der Nationalöfonomie. Bearb. von Mohrftadt. 3. Aufl. 
Heidelberg 1830. III. Bd. ©. 393 ff. 


Befteuerungsgrundfäge. Beieinerwiffenichaftlihen Behandlung des Steuer: 
weſens ift es unerläßlich, fich die allgemeinen Grundfäge, die leitenden Marimen zu 
vergegenwärtigen, von denen bei aller Befteuerung ausgegangen werden muß, fol fie 
anders für rationell gelten. Solcher allgemeiner Grundfäge hat Adam Smith 
(Ueber die Quellen des Volfswohlftandes. Bearb. von Aiher. Stuttgart 3. Engel: 
born. 1861. II. ©. 346 ff.) vier aufgeftellt, die man als clafftich bezeichnen fann, 
indem die fpäteren Schriftiteller fie allgemein und ohne Widerfpruch adoptirt haben. 
(vergl. auch J. St. Mill |Soetbeer) a. a. D. ©. 595 ff.). Diefe Grundſätze find die 
folgenden : 

I. Die Untertbanen jedes Staates müflen zur Unterftügung der Regierung fo ge 
nau ald möglicdy nad dem Verhältniß ihrer Fähigkeit, d. h. nach Verhältniß der 
Einkünfte, weldye ein jeder unter dem Schuge des Staates genießt, beitragen, 
Grundſatz der Gleichmäßigfeit.) 


II. Die Steuer, welche jeder Ginzelne zu entrichten bat, muß feft bejtimmt jein. 
Die Zeit der Zahlung, die Art und Weife derfelben und die Summe, weldye ent» 
richtet werden ſoll — alles Died muß den Eteuerpflichtigen klar und deutlich fein. 
(Grundiag der Beftimmtheit und Dffenfundigfeit.) 


III. Jede Steuer muß zu der Zeit und in der Weiſe erhoben werden, wann und wie 
ed dem Steuerpflichtigen wahrfcyeinlic am leichteften Fällt, fie zu bezahlen. 


IV. Jede Steuer foll jo eingerichtet fein, daß fie aus der Taſche der Steuerpflichti- 
gen möglichit wenig über die Summe hinaus, welche ſie der Staatscaſſe einbringt, 
nimmt und Derielben dauernd entzieht. 

Der dritte diefer Säge ift von geringerer Michtigfeit, als ein anderer, bier feh— 
lender, der es in hohem Maaße verdient, unter die leitenden Marimen der Steuerpo: 
liti mit aufgenommen zu werden, dag ift der Grundjag der Allgemeinheit der 
Beſteuerung, wonad alle Steuerbefreiungen als unzuläſſig erſcheinen. Diefer 
Grundjag ift, weil dem der Gleihmäßigfeit verwandt, und, weil die Steuerbefreiung 
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Einzelner oder ganzer Stände die Uebrigen um ſo ſtärker belaſtet, im eminenten Sinne 
auch ein wirthſchaftlicher, nicht etwa nur ein politiſcher, Steuergrundſatz. 

Unter den obigen Sägen bedarf höchftens der erfte, als vielfach bejtritten, einer 
näheren Erläuterung. Die Forderung der Gleihmäßigfeit der Befteuerung gründet 
fih auf die Vorausjegung der Gleichmäßigfeit des ftaatlichen Interefies. Das In, 
terefie des Einzelnen an der Staatsordnung befteht in der Schägung der Garantieen, 
welche der Staat für die freie Entwidelung der individuellen Kraft und für die freie 
Entfaltung der Macht derArbeitstheilung — im weiteften Sinne des Wortes — bietet. 
Der Staat hilft m. a. W. die nächſten und die höchſten Zwecke des Menfchenlebeng 
erreichen. Daber iſt e8 feine wirthichaftliche, fondern eine politische und ethiſche 
Frage, wie viel Intereſſe der Einzelne an der Staatdordnung hat, und dieſe Frage 
fann von der Politif und der Ethik nicht anders beantwortet werden, als zu Gunſten 
einer völligen Gleichheit des Intereffes aller Staatsgenofjen in abstracto. Es ift ver- 
kehrt, zubehaupten, daß der Reiche größeres Aniereife am Staate habe, als der Arme; 
diefe Behauptung wäre jelbft dann faljch, wenn der Staatszwed ausſchließlich, oder 
auch nur vorzugsweile ein wirthichaftlicher wäre. Unter dem Mangel der Staatsord» 
nung würde der Arme genau fo jchwer zu leiden haben, als der Reiche. — Nun ver: 
langt die Staatsordnung zu ihrer Erhaltung gewifle, auch materielle, Mittel. Es ijt 
nicht anders denkbar, als daß diefe Mittel, beim Mangel anderer Einnahmequellen, 
beichafft werden durch Leiftungen der Staatsangehörigen. Injofern viele Leiftungen 
wirthichaftliche find, fallen daruntern. A. die Steuern. Es liegt nahe, die Steuern 
als die Kehrſeite des ftaatlichen Intereffed zu betrachten. Und es liegt noch näher, bei 
der notorischen Gleichheit dieſes Intereſſes auch eine Gleichheit des Opfers als ein na— 
türliches Poſtulat anzuſehen. Diefes Opfer, infoweit ed, wie bei den Steuern, ein 
materielles Opfer ift,, leiter die Betrachtung aus dem politifchen und ethiichen in das 
wirtbichaftliche Gebiet. Und hier fragt es fih nun einmal, welder Maaßſtab ift zu 
Hülfe zu nehmen, um eine Gleichheit, hier beſſer Gleihmäßigfeit, des Opfers für alle 
Staatsbürger ausfindig zu machen, und dann, welche Rüdjichten hat man vom 
finanziellen Geſichtspunct aus zu beobachten, um ficher zu fein, daß man nicht da oder 
dort die Opferfähigfeit, die Steuerfraft, überbürde und alfo vernichte? Dieje Fragen 
führen weiter auf die andere von der Leiftungsfähigfeit, d. h. alſo von der Fähigkeit 
des Einzelnen, eine Ausgabe zu Zweden, welche feine wirthichaftlihe Perfönlichkeit 
nidyt unmittelbar berühren, eine Ausgabe aljo, die feiner wirthſchaftlichen Thätig— 
feit nicht unmittelbar wieder zu Gute kommt, auf die Dauer zu beftreiten. 

Bei einer unbefangenen Beantwortung diefer Fragen, und unter gewifienhafter 
Berüdjichtigung der anderen oberften Befteuerungsgrundfäge, insbejondere des zweiten, 
gelangt man dazu, indem Ginfommen, und zwar indem reinen Einfommen, und zwar 
nicht indem Individual-Effectiv-Cinfommen, fondern dem Soll-Einkommen, demjenigen, 
welches der Steuerpflichtige unter Berüdfichtigung feiner gefammten öconomifchen Lage 
und bei verftändiger Ausbeutung derjelben erzielen müßte, das geeignetfte Steuerobject 
zu erfennen; gelangt man weiter dazu, die progreifive Veranlagung der Einfommen- 
ſteuer für gerechtfertigt zu halten. Wer die obigen leitenden Marimen für unbejtreit- 
bar erflärt, und die Einfommenfteuer mit progrelfiver Veranlagung nicht rechtfertigen 
zu Dürfen meint, zieht aus den Unterfägen nicht Die unerläßlichen Gonfequenzen. In 
der That find auch die meiſten Gimvände gegen die progrejlive Einfommenjteuer nicht 
gegen das Princip derjelben, jondern gegen ihre technifchen Schwierigkeiten gerichtet. 
(Bergl. die Art. „Einfommenfteuer“ und „Progreſſivſteuer“.) Eifrig vertheidigt wird 
en Einfommenfteuer u. a. von. B. Saya. a. O. Bd. 3. ©. 123 ff. 
u.S. 372 fl. 

Der zweite der obigen Grundfäge, der der Offenfundigfeit und Beſtimmtheit der 
Steuerlaft, follte eigentlich jeden Streit darüber ausjchließen, ob die Directen, oder Die 
indirecten Steuern den Vorzug verdienen. Denn es ijt gerade das Charafteriftiiche 
und eine, al& freilich jehr problematifcher Vorzug der indirecten Steuern geltend ge— 
machte Eigenichaft derfelben, daß der Steuerpflichtige die Laft trägt ohne im Moment 
der Belaftung darum zu wiffen, ohne ihren Betrag zufennen. Demohngeachtet werden 
auch von Solchen, die fich unbedingt zu dem obigen Grundfage befennen, jorgfältige 
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Erörterungen angeſtellt über die Vorzüge der indirecten vor den directen Steuern; da— 
bei werden in der Regelſchließlich beide Arten unter gewiſſen Bedingungen für gerecht- 
fertigt m (vergl. 3.8.3. St. Mill. a. a. O. S. 611 ff. J. B. Say a. a. O. 
©. 140 ff.). 

Vielerörtert ift ferner die Frage — und fie in der That wirft fid) aud) dem con= 
fequenten Vertreter der obigen leitenden Marimen und dem Vertheidiger der progrei- 
ſiven Einfommenfteuer auf, — ob e8 nicht gerechtfertigt fei, ven Gewinn aus Handel 
und Gewerben mit einem geringeren Eteuerfage zu belegen, ald das Ginfommen 
aus Zinfen oder Bodenrente, ob ein Einfommen auf Lebenszeit nicht geringer zu be= 
fteuern fei, wie immerwährendes Ginfommen. Es hat jedenfalls viel für jih, hin— 
fichtlicy des reinen Einfommeng einen ſolchen Unterfchied nicht zu machen, da er be— 
reits bei Ermittelung des reinen aus dem rohen Einkommen gemacht ift, da von 1000 
Thlr. rohem Einfommen aus Gehalt, oder Gewerbebetrieb zur Ermittelung des reinen 
Einkommens bereits viel größere Abzüge gemacht werden müſſen, als von 1000 Thlr. 
rohem Einfommen aus Zinfen oder Bodenrente, und, da in der That das Einfommen 
aus Zinjen oder Bodenrente jchon viel höher, weil immerfortlaufend, befteuert wird, 
als das vorübergehende Ginfommen aus einem Gewerbebetriebe. Dieje Frage ift 
gründlich erörtert, und zu Gunften einer vorzugsweilen Belaftung des mühelos er- 
worbenen Einkommens entſchieden bei Mill a. a. O. ©. 602 ff. vergl. auh Rau 
Finanzw. 8.377 ff. und die Art. „apitalfteuer* „Orundfteuer“ im Handwörterbuche. — 

Als ein weiterer oberfter Grundfag der Eteuerpolitif wird neuerdings vielfach 
der aufgeftellt, daß die Steuer in der Art und Höhe der Entrichtung jich immer dar: 
ftellen müffe als eineentiprechende m... ür die Leiftungen des Staates. Man 
vergißt hierbei, daß die Vortheile, weldye die Staatsordnung bietet, weder blos oder 
auch nur vorzugsweife wirthichaftlidhe, noc genau untericheidbare , in dem Maaße, 
wie fie dem Einzelnen zu Gute fommen, erfennbare, Einzelleiftungen find. Auch würde 
es gar nicht möglich fein, für gewiffe Staatsleiftungen, 3. B. die diplomatiſche Ver— 
tretung nad) Außen, eine Steuer ausfindiggu machen, welche eine derArt nad) entipre- 
chende Gegenleiftung wäre. Endlich wäre der obige Grundfag mit dem der 
Allgemeinheit und dem der Gleichmäßigfeit der Befteuerung nicht in Einklang zu brin- 
gen. Vergl. übr. aud) den Art. „Stempelgebühren“. 

Selbſt in ver Communalbefteuerung, für welche der obenerwähnte Grundfag 
bejonders empfohlen wird (vergl. Fa ucher in feiner und Michaelis: Vierteljahre- 
Schrift für Volkswirthſchaft und Eulturgeichichte Jahrg. 1863. II. Bd. ©. 184 ff. 
in dem Aufjag über „Staats- und Communal Budgets“), dürfte e8 weder in irgend 
welchem Intereſſe geboten, noch auch möglidy fein, denfelben einigermaaßen confequent 
durchzuführen. Allerdings find bei der ——— manche andere 
Rückſichten maaßgebend, wie bei der Staats-Finanzverwaltung: die oberſten Steuer— 
grundſätze behaupten aber dort ebenſo ihr Recht, wie hier. Ünd es dürfte fein ge— 
nügender Grund beizubringen fein dafür, daß, wenn das Staatsſteuerſyſtem rationell 
eingerichtet ift, nicht bei der Gommunalbefteuerung im Wejentlihen der vorhandene 
Staatöfteuer-Veranlagungs: und Erhebungs:Apparat mit benugt werden folle, was 
ja nicht ausichließen würde, daß ganz befondere Dienfte, welche die Gommune einzelnen 
Bürgern leiftet, von diefen auch noch beſonders vergütet werden fönnen. 

Steuerſyſtem. Es ift im Vorftehenden hin und wieder von einem „Steuer: 
ſyſtem“ die Rede geweſen. Damit follte einfach die Ordnung des Steuerweſens ge 
meint fein. Man braucht aber mitunter aud) das Wort Steuerſyſtem“ gleichbedeutend 
mit „gemifchtes oder combinirtes Steuerfyftem“ und im Gegenfage zu einer, in ver» 
fhiedenen Formen mehrfach; empfohlenen einzigen Steuer, 3. B. einer einzigen allge 
meinen directen Einfommenfteuer, oderBermögengfteuer u. j. w. Das Steuerſyſtem 
in diefem Sinneift lediglich eine Erfindung des Fiscalitätsgeiftes oder der Plusmacherei. 
Man giebt zu, daß jede einzelne Steuer, die erhoben werden fönne, ihre Schattenfeiten 
habe ; um diefelben minder fühlbar zu machen, glaubt man eine möglichſt große Zahl 
von Steuern und durch jede nur einen Kleinen heil des ‚gefammten Steuerbedarfs er» 
heben zu müffen. Mag nun aud) ein foldyes gemifchtes Steuerſyſtem durch die Macht 
der Gewohnheit populärer geworden fein, als eine einzige Steuer fein würde, durch 
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welche der gefammte Steuerbedarf aufgebracht werden joll, fo fann doch darüber kaum 
ein Zweifel herrfchen, daß bei einer ſolchen Eteuer die Eteuerleiftungsfähigfeit ges 
wiftenhafter berüdjichtigt und geſchont, und daß bei ihrer Veranlagung und Erhebung 
mehr an Koften neipart werden kann, als bei einer Maffe von Steuern, von denen 
immer mehrere fid) nur dur) den Namen und etwa die Erhebungsform von einander 
unterfcheiden und bei deren Gejammterhebung der Behörde fowohl wie dem Steuer 
pflichtigen die Beurtheilung der Höhe der wirklichen Steuergefammtbelaftung völlig 
unmöglich wird, die Ueberſicht über Die Steuerwirfung völligabhanden fommt. Selbit, 
wo man den Sag willig zugiebt, daß die Steuern aus dem reinen Einkommen bezahlt 
werden müffen, und von dem Betrage deffelben immer nur einen Fleinen Theil in An— 
ſpruch nehmen dürfen, hält man es vielfady für erforderlich, al8 Maaßſtab der Be- 
ftenerung nicht nur das reine Einfommen, jondern neben diefem noch das Vermögen, 
den Umfang des Gefchäftsbetriebes, den Berufsftand, die bloſe perfonale Eriftenz, den 
Güterverbraud) , die Güterein: und Ausfuhr u. |. w. anzunehmen, neben Steuern, 
weldye Den wirklich treffen, von dem fie erhoben werden, noch folche zu erheben, von 
denen man annimmt, daß der Zahler ſich von Anderen dafür entfhädigen werde, ja 
da felbit, wo man das reine Einfommen direct und in erfter Linie befteuern will, die 
einzelnen Theile des reinen Einfommens je mit befonderen Steuern zu belegen, oder 
einzelne Theile frei zu laffen, andere vorgugsweife zu belaften. Wenn der Kortfchritt von 
dem Steuerfvftem (im fiscalifchen Sinne) zu der einfahen Steuer in der Praris der 
Staatsverwaltungen zur Zeit nod) aufunüberwindliche Schwierigfeiten ftößt und fich, 
etwa fchon den Vorurtheilen der öffentlichen Meinung gegenüber, mit einem Male 
nicht verwirklichen läßt: fo follte doch die Miffenfchaft der irflichfeft das Zugeftändniß 
nicht machen, daß fie das Beftehende fürnothwendig, das von ihrem Standpuncte aus 
Erſtrebenswerthe felbft für unerreichbar erklärt. Leider find bisher die meiften Finanz: 
theoretifer in diefem Puncte allzuliberal geweſen. 

Bolfswirthbihaftlihe Wirfungen der Befteuerung. Eine Steuer, 
welche den oberften Grundjägen der Steuerpolitif in aller Stüden entfpricht, führt zu 
einem völligen Gleichgewicht der Belaftung, und wird, wenn die legtere nicht einen 
zu großen Theil des reinen Einkommens in Anfpruch nimmt, und alfo die Befriedigung 
der anderen, auf das reine Einkommen angewiejenen Bedürfniffe nicht beeinträchtigt, 
volkswirthſchaftlich nicht als Laft empfunden, erfcheint vielmehr als lucrative —— 
Einen ſolchen Zuſtand gleichmäßiger Belaſtung herbeizuführen, muß das bei der Steuer— 
geſetzgebung unverrückbar feſtzuhaltende Ziel ſein. 

Erfolgt aber die Beſteuerung in einer der Beitragsfähigkeit der einzelnen Steuer— 
pflichtigen nicht entſprechenden Weiſe, ſo entſteht bei den Ueberlaſteten die Tendenz, 
das zu viel zugemuthete Steuerquantum von ſich ab- und den geringer Belaſteten zu— 
zu wälzen. Dieſe Tendenz hat nicht immer Erfolg. Denn der Ueberlaſtete kann nur in 
ſeltenen Fällen eine nachhaltige Verminderung des Marktangebotes ſeiner eigenen wirth+ 
ſchaftlichen Leiſtungen und alſo eine Preisſteigerung derſelben willkürlich herbeiführen, 
noch ſteht es häufig in feiner Gewalt, einen Theil feiner Bedürfnißbefriedigung wohl⸗ 
feiler als feither zu erlangen. Wo jenes Beftreben der Ueberwälzung nicht: gelingt, 
bleibt aljo eine drückende Ungleichheit beftehen, welche ftets eine Lähmung wirtöfchah. 
liher Kraft zur Solge hat. Eine fort und fort erhobene Steuerüberlaft muß nothwen— 
dig um ihren capitalifirten Betrag den Werth der Erwerbsgelegenheit vermindern, auf 
welcher fie haften bleibt (IImpfenbad, Finanzwiſſenſchaft $ 67.). Sie trifft den- 
jenigen, weldyem fie ungerechter Weife einmal zugefallen iſt; und jeder Nachfolger in 
der Erwerbögelegenheit wirdvorderen Antritt die Darauf haftende Steuerüberbürdung 
irgendwie in Rechnung zu bringen ſuchen. Bilder ein verfäufliches Stammvermögen 
die Erwerbögelegenheit, jo wird Jemand, der e8 von demlleberbürdeten käuflich über: 
nimmt, um fo vielweniger dafürbezahlen, als die Summe beträgt, deren Zinfen gleich 
der fortlaufenden Steuerüberlaftung find. Beruht die Erwerbsgelegenheit lediglich 
auf perjönlicher wirthichaftlicher Zn fo werden nur Leute, für deren unterge- 
ordnete Befähigung der durch die Steuer verminderte Ertrag noch als ausreichende 
Vergeltung ihrer Leiftung erfcheint, eine ſolche überlaftete Berufsart wählen. Durch 
Steuerüberbürdung wird eine Menge von wirthichaftlihen Leiſtungen pofitiv ver- 
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ſchlechtert. Eine Finanzverwaltung, welche mit einem Gonglomerat von im erſten Ur— 
ſprunge bereits verfehlten Steuern operirt, greift immer mit roher Hand in das Gleich» 
gewicht der wirthichaftlichen Lebensjtellungen ein, wenn der veränderte Staatsbe— 
darf verftärfte oder verringerte Steuern erbeiicht, und verewigt die einmal begangene 
Ungeredhtigfeit, mit welder unvermeidlich Unficherheit und Verfehrsverfünmerung 
parallel geht. (Umpfenbada.a. D.$ 68.) 

In den einzelnen Staaten muß man die Wirkungen der Steuern aus ftatiftifchen 
Thatſachen zu erforichen juchen. Das Uebermaaß der Steuern im Ganzen giebt ſich 
durch die harten Entbehrungen der unbegüterten Claſſe von Einwohnern, durch die 
zunehmende Verarmung, die Vertheurung werthvoller Güter, den Verfall einzelner 
Gewerbe, das Sinfen des Steuerertrags wegen angehäufter Ausitände oder ftarfer Ab: 
nahme der beftenerten Conſumtion und dergl. fund. Ueberbürdungen einzelner Volks— 
clafien oder Gewerbszweige laſſen fih aus partiellen Ericheinungen ähnlicher Art 
wahrnehmen. Die Mitwirkung fremdartigerlirfachen auszufcheiden ift natürlich unter 
Umijtänden fehr ſchwer. 

Literatur: A. Smith, Aſher) Grundbedingungen. Bd. II. ©. 346 ff. 
— K. Krönde, Das Steuerweſen nad) feiner Natur u. ſ. Wirfungen. Darmitadt 
1804. — Derſ. über die Grundfäge ni aa Yang Heidelberg 1819. — 
D. Monthion, Quelle influence ont les diverses especes d’impöts sur la 
moralite , l’activite et lindustrie des peuples? Deutih v. Zimmermann. 
Gießen 1814. — J. P. Harl, — d. Steuerregulirung J. Erlangen 1814. 
16. II. — Krehl, Das Steuerſyſtem nach den Grundſätzen des Staatsrechts und 
der Staatswirthſchaft. Erlangen 1816. — A. ©. v. Kremer a. a. O. — K. 
Murhard, Theorie u. Politik d. Beſteurung. Göttingen 1833. — Derſelbe, Ueber 
verhältnißmäßige Beſteurung. Leipzig 1834. — F. C. v. Fulda, Ueber die Wir: 
kungen der verſchied, Arten der Steuern ꝛc. Stuttgart 1837. — J. G. Hoffmann, 
Die Lehre von den Steuern, mit beſ. Bez. auf den preuß. Staat. Berlin 1840. — 
M. v. Prittwitz, Theorie der Steuern und Zölle. Stuttgart 1842. — J. R. 
Mac Culloch, A treatise on the principles and practical influence of taxation 
and the funding system. London 1845. — J. St. Mill Soetbeer, a. a. D. 2. 
V. Gap. 1I. — 3. B. Say Mohrftadt.) a. a. O. Bd. 3. ©. 108 ff. u. 365 ff. — 
Rau, Lehrb. d, Finanzwiſſenſch. 1555. II. Abth. €. 337 ff. II. Abth. S. 1— 229. 
Umpfenbac, Lehrb. d. Finanıw. Erlangen 1559. I. Theil ©. 102— 254. 

A. Emminghaus. 
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Stiftungen, Stipendien. 

Stiftungen find die theils von Privatperſonen, theils vom Staat an Unbemittelte 
gewährten Unterftügungen und Aufmunterungen, Auszeichnungen, Geldbelohnungen, 
um denjelben theils den Zugang zu einem wiflenichaftlichen oder technifchen Berufe zu 
erleichtern, theils um ihnen einen Preis für eine außerordentliche Kraftbezeigung ihres 
Beiftes oder ihrer Geſchicklichkeit zuzuerkennen. 

Früher fonnte man aneine Dotationvon Schulen, Univerfttäten nur durch Grund» 
ftüde denfen, woraus ſich der große Grundbeſitz der Kirchen, Schulen, Univerjiräten 
bildete, der mit dem Ausdruck todte Hand bezeichnet wird, und in manchen Ländern 
faft zur gefährlichen Abjorbirung alles Privatgrundeigenthums führte. Jetzt ift Die 
Ausjegung von Gapitalen und Renten feiten der Privatperfonen üblicher, und die 
Gewährung von Stipendien und Belohnungen ift eine fteigende Ausgabe im Staats: 
budget geworden. 

Das Stipendienwefen iſt ebenſovielfach vertheidigt als angegriffen worden. Der 
Uebelftand tritt allerdings bier wie in vielen andern Dingen zu Tage, daß derartige 
Aufmunterungen und Begünftigungen ſehr häufig nicht denen zufallen, welche fie am 
meiften verdienen, jondern denen, welche fie am gefchidteften zu erbitten wiſſen und 
daß jomit der Zweck, der bei der Errichtung der Stipendien vorfchwebte, Feineswegs 
erreicht wird. Auch hat man den Einwand erhoben, daß durch Die Erleichterung, 
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welche die Stipendien der Erwerbung geiftiger und techniicher Bildung verfchaffen , in 
den Arbeitdzweigen, welche nicht unmittelbare Vermögenstheile, jondern nur perjön« 
lidye Güter produciren, in den perfönlichen Dienften, weldye Aerzte, Lehrer , Künft- 
ler ıc. leiften, eine Ueberfüllung hervorgebracht werde, und daß darin ein ſchädliches, 
künſtliches Reizmittel zur Ergreifung gelehrter Profefiionen liege. Von anderer Seite 
wie 3. B. auch von dem Deconomiften Say, it dagegen hervorgehoben worden, daß 
Aufmunterungen folcher Art Nacheiferung erweden und die allgemeine Aufflärung vers 
ftärfen, ohne die Induftrie und die Gapitale von ihrer vortheilhafteften Anlegung ab» 
aulenfen, und daß fie in Bergleihung mit den gewöhnlichen Koften der anderen Auf: 
munterungen eine unbedeutende Ausgabe veranlaflen. Die Prämie zur Begünftigung 
der Kornausfuhr hat England, wie Smith berichtet, in gewiflen Jahren über 7 Mill. 
Fres. gefoftet. „Ih glaube nicht, bemerkt Say hierzu, daß je die engliiche oder irgend 
eine andere Regierung an den obenerwähnten Aufmunterungen und Auszeichnungen 
den fünfzigften Theil diefer Summe in Jahresfrift ausgegeben hat.“ 

Und man wird wohl glauben, daß derartige Aufmunterungen in unferem heutigen 
Staatsleben von feinem jhädlichen Einfluß find, wenn man die geringfügigen Eums 
men in Betracht zieht, welche der Staat in feinem Budget für das Unterrichtäwefen 
anjegt. Es mag bier an die jüngft im öfterreichiichen Neichsrath erwähnte Thatſache 
erinnert werden, daß der Aufwand für alle Unterrichtd- und EStudienanftalten nur um 
119000 Fl. mehr ausmacht, ald was den Hengjten und Stuten dort zugewendet wird. 

Man fann daher gegenwärtig nicht aus dem Stipendienwelen eine Verrückung 
des Gleichgewichts zwiſchen productiven und perjönlichen Dienften befürchten und 
braucht nicht gegen Einrichtungen zu Sprechen, weldye e8 den unteren Glajien und Ein- 
zelnen unter ihnen ermöglichen, jich die Bildung anzueignen, welche die wohlhabenden 
Glaflen auf eigene Koften fich zu erwerben vermögen. Nur dann würden ſolche An: 
ftalten überflüffig und ſchädlich ſein, wenn der Wohlftand eines Volkes ſchon jo be» 
trächtlich und allgemein geworden ift, daß jeder ſich auf eigene Koften die höheren Kennt— 
niſſe verichaffen fann. Zufolge der natürlichen Gejege, weldye den Preis der Dinge 
beftimmen, werden die höheren Kenntniffe ohnehin nur mittelmäßig bezahlt. Es haben 
deshalb, wie Say bemerkt, „alle Bölfer, weldye aufgeklärt genug waren, um den Nugen 
wiffenichaftlicher und fünftleriicher Arbeiten ae durch joldye Aufmunterungen 
und Auszeihnungen, die Gelehrten und Künftler für die Kärglichkeit der mit der Aus» 
übung ihrer Induftrie und mit der Anwendung ihrer angeborenen oder erworbenen 
Talente gefnüpften Gewinnfte zu entichädigen geſucht.“ 

Literatur: Say, Darftell. d. Nationalöfonomieüberf.v. Mor ſtedt, Bd. J. 
p- 326. Bd. II. p. 93. — Gegen Stipendien: Roeßler, Zur Kritif der Lehre vom 
Arbeitslohn. 1861 p. 182. — Bergl. auch Roſcher, Syſtem Bd. II. p. 279, über 
todte Hand. 

Bernhard Miller. 


Straßen Landſtraßen. 

Der Verkehr eines Volkes, feine Production und Conſumtion von Gütern wer: 
den wefentlich beeinflußt von der Güte und Menge feiner Straßen. In einem Lande, 
deſſen Straßen ſchlecht ſind, fann der Handel zumal mit ſchwer zu transportirenden 
Gütern niemals aufblühen, und rüdwirkend gilt dafielbe für Induitrie und Gewerbe 
wegen ihrer nahen Verwandtichaft mit dem Handel. Griechenland und Italien hatten 
in ihrer Blüthezeit im Alterthum ſchon ziemlich gute Berbindungswege, obſchon die 
Lage diefer Länder die Landftragen entbehrliher machte, da ihnen die See das be- 
quemfte Transportmittel war; binfichtlich ihrer Kunftftraßen jtehen die Römer wohl 
heute noch unerreicht da. Erft in dieſem Jahrhundert haben aber die modernen Staaten 
allmählich angefangen, für befiere Landſtraßen zu forgen; wie jchleht das Mittel 
alter mit folchen berathen war, ift allbefannt. 

Was die Technik betrifft, auf die hier nicht näher eingegangen werden fann, find 
bei der Anlegung einer Straße die Neigung, Wölbung, Breite, Die Fußwege und Grä- 
ben an der Seite und vor Allem die Richtung zu berüdfichtigen. In Bezug auf die 
Steigung nimmt man in Deutſchland an, daß fte nicht mehr al8 "As der Länge betragen 
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darf. In England follen die Straßen nicht mehr ald 4 Procent Steigung, oder circa 
2 Grad Neigungswinfel haben. Weberflüffige Breite ift fehr Eoftipielig fowohl in Ber 
ziehung auf den Anfauf der nöthigen Grundftüde, ald auch auf die Erhaltungskoiten. 
24 Fuß find für die Fahr⸗, 6 für die —— hinreichend; in der Naͤhe großer Städte 
empfiehlt es ſich jedoch, die Straßen etwas breiter zu machen. Man wölbt ſie, damit 
das Waſſer gehörig an den Seiten abfließen kann. Eine vollkommene Straße ſoll fer— 
ner eine möglichſt gerade Richtung haben, wodurch ſowohl an Terrain, wie für das 
Fortkommen an Zeit gewonnen wird, doch gilt dies nur für die Ebene, während in 
gebirgigen Gegenden zur Vermeidung ftarfer Steigungen nicht jelten bedeutende Um— 
wege räthlicher find, als wenn die Straßen direct über die Berge ee werden. 
Außerdem foll fie fi) über das Niveau des näcyftliegenden Terrain erheben, das 
mit fie nicht wie früher, als man fie in gleichem Niveau mit demjelben baute, 
bei Regen» und Ihauwetter überſchwemmt und grundlos wird. Die Richtung 
der Straße ift fo zu wählen, daß fie den daran Wohnenden den möglichft größten 
Nugen gewährt. Hierbei kommt es einestheild auf die Menge der Waaren an, 
welche auf ihr transportirt werden follen, anderntheils auf die Erjparung an Trans: 
portfoften. Man untericheidet ferner Staatsftraßen, Communal: und Vici- 
nalwege. Daß der Bau der erfteren, welche das ganze Land durchſchneiden, vom 
Staate mit größerer Umficht und Trefflichfeit geleitet werden fann, als von den 
Gemeinden, unterliegt feinem Zweifel, und joll der Staat vor Allem darauf jehen, daß 
alle Theile des Landes gleihmäßig gute Straßen erhalten. Der Staat hat befiere Tech— 
nifer in feinem Dienft, als die Gemeinde, und fommt es oft genug vor, daß ſich legtere 
bei dem Bau von Gommunalwegen an ihn wenden. Ein ganz außerordentlicher Ge— 
meinfinn ift nothiwendig, wenn man den gefammten Straßenbau den Gemeinden über: 
laffen will. Deshalb fonnte dies nur ein Land wie Großbritannien thun, wo überhaupt 
nicht große, uncultivirte Streden,, fondern meift jehr reiche und gewerbliche Städte zu 
finden find. In Gegenden der erfteren Art kann man den Straßenbau unmöglich den 
Gemeinden überlaften, und felbit in England herricht über das Straßenbauweſen oft 
große Klage. Es find aber aud beim Straßenbau Rüdfichten zu nehmen, die nur 
der Staat beobadıten kann, weil fie ganz außerhalb des Gelichtöfreifes der Gemeinde 
liegen. Im Allgemeinen wird diefer immer nur an die localen Bedürfniſſe denken und 
nicht an das große Ganze. — Den Bau der Communal» und Bicinalwege dagegen 
foll man den Gemeinden überlaffen, wenn aud unter ftaatlicher Aufficht. 

Die Entſcheidung der Frage, wer die Bau- und Unterhaltungsfoften tragen fol, 
hängt davon ab, ob die Straße dem ganzen Lande oder blos einem einzelnen Theile 
defjelben allein oder vorzugsweiſe Nugen bringt. Im legteren Kalle fann man die 
Straße von den betreffenden Bewohnern — wenigftens zum Theil — anlegen und 
unterhalten laffen: fonft muß der Staat die Koften tragen. 

Der Preis der Anlegungs- wie der Unterhaltungsfoften ift aus verfchiedenen Grün: 
den fehr ungleich. Er richtet ſich vor Allem nad) den Koften der anzumendenden Steine, 
die je nach der Entfernung von den Steinbrüchen theurer oder wohlfeiler find, nad) 
dem Preis der anzufaufenden Grundftüde, Zahl der Brüden und Biaducte, der Lage 
(eben oder gebirgig), der verichiedenen Höhe des Arbeitslohnes u. f. w. Die Streden 
in der Nähe der großen Städte find immer am theuerften, weil fowohl Grundftüde 
wie Arbeit am theuerften bezahlt werden müflen. In Deutfcyland betragen die An- 
legungsfoften pro Meile durchſchnittlich circa 20000 Thlr., in Frankreich für die lieue 
(4000 Met.) bei Staatsftraßen 80000 F$r., Departementsftraßen 50000, Bicinal- 
wegen 30000. — Um die Straßen in gutem Stand zu erhalten, machen fi) außer den 
Reparaturen gewifle Beftimmungen nothwendig , die indeſſen nicht fo weit gehen dür- 
fen, daß der Verkehr dadurd) —— wird. Hierher gehören: Begünſtigung breiter 
Radfelgen ; Schmale Räder jchneiden tiefe Furchen in den Weg, erfchweren den Pferden 
den Zug und machen öftere Reparaturen nothwendig. Wenn man das Wegegeld be- 
ftehen laſſen will, fo thut man am beften, wenn man daffelbe für Wagen mit ſolchen 
ſchmalen Rädern höher . „, als für die mit breiten, fonft muß man Strafen auf 
die Benugung jener Wagen jegen. Sodann find Vorfchriften über die Belaftung der 
Magen erforderlih. Die Verbefierung der Straßen hat die Fuhrleute oft veranlaßt, 
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zu ſchwer zu laden. Dadurch fönnen in furzer Zeit die Wege einer ganzen Gegend un: 
Be gemacht werden. Faft überall hat ſich daher die Geſetzgebung veranlaßt ge: 
eben, einen höchſten Sag für die Wagenbelaftung anzugeben. Natürlicy dürfen Wagen 
mit breiten Rädern mehr laden, als die mit fchmalen ; im Winter darf weniger geladen 
werden, ald im Eommer. Das Hannov. Gefeg vom 4. December 1854 3. 8. erlaubt 
4 räderigen Wagen unter 6 Zoll Spurbreite nicht über 130 Etr., bei zehn und mehr 
Zoll nicht über 160 Gtr. zu laden. Achnliche Beftimmungen in der Schweiz, Baden, 
England und Frankreich. Auch über den Gebrauch des Hemmſchuhs pflegt man Bor: 
fchriften zu erlaffen. — Zur wenigftens theilweilen Dedung der Unterhaltungstoften 
hat man ferner von jeher von den Fuhrwerfen, welche die Straße benugten, eine Ge: 
bühr, jog. Wege: oder Cha uſſeegeld erhoben. Die Unterhaltungskoſten ganz hier: 
mit deden zu wollen, würde jehr verkehrt fein; der geringe Nugen, den man dadurd) 
erzielte, würde durch den Schaden, den der Verkehr dabei erlitte, überwogen werben. 
Durch Billigfeit, bequeme Erhebungsart, vor Allem durch gänzlihe Abıhaffung 
des Wegegeldes dagegen wird dem Verfehr und damit dem ganzen Lande gedient, 
umfomehr, da die Erbebungsfoften feit der Verallgemeinerung der Eifenbahnen an 
jehr vielen Orten die Gefammteinnahme nicht felten überfteigen, und in diefen Fällen 
dem verfehrenden Bublicum nur unnöthige Beläftigung und Zeitverluft zugemuthet wird. 

Gegenwärtiz haben die Landitragen den größten Theil ihrer ehemaligen Bedeu— 
tung verlorenfund an die Eifenbahnen abgeben müflen. Doc find fie immer noch für 
ein cultivirtes Land unentbehrlich. Nicht überall hin fünnen die Eifenbahnen gehen ; 
die Landftraßen müſſen noch Streden genug übernehmen. Sie find und bleiben jo zu 
fagen Detailliften für den Verkehr, defien Groififten die Eifenbahnen geworben find. 
Die Volkswirthſchaft ift ſich volllommen bewußt, daß fie, fobald für Anlage und Ver: 
beflerung der Landftraßen Wünſche ausgefprochen werden, nicht auf die Rentabilität 
der Anlagefoften verweilen Darf, vielmehr wird darauf hinzudeuten fein, daß jede Er- 
leichterung der Communication einen lebhaften Verkehr, jede Erfparniß in den Trans— 
portipefen (fowohl in Rüdficht auf den Bezug wie auf die Verfendung ) günftigere 
Zuftände in der Production wie in der Gonfumtion herbeiführt und daß Ichließlich die 
Rentabilität einer Straßenanlage zu fuchen ift in der erhöhten Steuerfähigfeit der be— 
rührten Gegend. — Die beften und meiften Straßen befigen gegenwärtig Großbritan— 
nien, Belgien und Deutichland , die jchlechteften und wenigften Spanien, Portugal 
und Italien. 

Literatur: Vergl. die Art. Eifenbahnen, Canal, Wafferftraßen 
und Fracht. — K. H. Rau, Volfswirthichaftspolitif, II. Abth. S. 217— 225. — 
Mac:Adam, Remarks on the system of road-making 1822 deutſch Darmftadt 
1825). — K. Arnd, Der Straßen» und Wegebau in ftaatswirthichaftlicher und tech» 
niicher Beziehung (Darmftadt 1827). — Umpfenbah, Theorie der Kunftftraßen 
(Berlin 1830). — Dupin, Forces productives et commerciales de la France 
(Baris 1827). — Pehmann, Anleitung 3. Straßenbau (München 1835). 

Emmerich Augener. 
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Zabatmonopol, Tabafregal. 

Unter den en (f. Regalien) nimmt das Tabafmonopol eine hervor: 
tragende Stelle ein. Schon 1625 unter Karl I. in England eingeführt, wenn aud) 
bald wieder aufgehoben, fand e8 1657 in Venedig und im Kirchenfaats, 1669 in Bor» 
tugal (im Jahre 1864 aufgehoben), 1670 inDefterreih, 1674 in Frankreich Eingang, 
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um, wenn auch auf kurze Zeit (fo in Frankreich von 1789 —1811, in Oeſterreich von 
1701 —1723) bejeitigt, in diefen Ländern feine volle Giltigfeit heute noch zu behaup- 
ten. Nah Rau find dem Tabafmonopol gegenwärtig über 116 Mill. Ginw. oder 
beinahe 44%, der Gefammtbevölferung Europa's unterworfen. Zu dielen Staaten ge: 
hören außer den genannten Spanien, Königreicd) Italien, Rußland (Polen) und Lich: 
tenftein. Weber die Modalitäten, unter denen das Monopol durchgeführt wird, ift im 
Allgemeinen Folgendes zu bemerken: Der Tabafbau ift zwar meift im Inlande ge- 
ftattet, doch erftredt fich die Erlaubniß nur auf einzelne Randestheile und der befleren 
Ueberwachung wegen auf beftimmte Diftricte, nicht jelten auch nur auf eine im Vor: 
aus beftimmte Aderflähenzahl. Gegen einen im Voraus beftimmten Preis, der alic 
eintretende Gonjuncturen nicht berüdfichtigt, wird das gewonnene Rohproduct von der 
Tabaföverwaltung aufgefauft; was von der Regie nicht gebraucht wird, muß nadı 
dem Ausland verführt werden. Privatperfonen ift die Einfuhr von rohem und ver- 
arbeitetem ausländiihen Tabaf verboten und fteht dieſes Recht zur Verſorgung des 
Bedarfs für das Inland nur der Regierung zu. Der Tabaf wird in vom Staat ge: 
leiteten Tabafsfabrifen verarbeitet und aus den Niederlagen an die meijt conceſſio— 
nirten Groß: und Kleinhändler abgegeben, denen der Verkaufspreis vorgeichrieben wird. 

Zu läugnen ift nicht, daß diefe Einrichtung den einen Vortheil befigt, der Staats: 
caffe eine ziemlich fichere und fehr anfehnlicdye Reineinnahme zu verfchaffen, wie fie 
durch einen noch fo hohen Eingangszoll auf ausländiiche Tabafe und durch eine Pro: 
ductenfteuer des ausländifchen Erzeugnified faum zu erreichen fein möchte. Segt man 
den Eingangszoll jehr hoch an, fo wirft ein foldyer für den inländifchen Tabafban ala 
Schugzoll und veranlaßt dann eine in Bezug auf Die Ueberwachung fehr umfängliche 
und höchft Läftige Gleichbefteuerung des einheimischen Rohproducts, die ſich in ihren 
Nachtheilen den Wirfungen des Tabakmonopols nähern kann; bei en 
des Tabakzolles dagegen bleiben die Einnahmen weit hinter denen einer privilegifirten 
Staatsinduftrie zurüd. Wie es fcheint, bildet ver Tabaf einen fo verbreiteten und für 
Den, der fich einmal an den Genuß gewöhnt hat, faft unentbehrlihen Conſumtions— 
artifel, daß jelbft eine anjehnliche Vertheucrung den Eonjum in weit geringerem Grade 
einzujchränfen vermag, als bei anderen Artikeln, in denen die Bevölferung bei einer 
Zollerhöhung jofort den Verbrauch einfchränft und meift zu den Surrogaten greift. 
Wenigftens hat fi) der fonft jo richtige Sag der Finanzwiſſenſchaften: „je niedriger 
die Steuer, defto größer der Conſum, deſto ftärfer die Einnahme; je höher die Steuer, 
defto ftärfer der Ausfall in der Zollcaſſe“ bei dem Tabak erfahrungsmäßig nicht allent: 
halben bewährt. Der Verbraud) pro Kopf, wie er ſich in den einzelnen Ländern er: 
giebt, läßt eine Vergleihung nur in wenigen Fällen zu, da der Gonfum in den ein: 
zelnen Rändern außerordentlich verfchieden ift. So beträgt der jährliche Verbrauch, auf 
den Kopf in Defterreich 1,5: Pfd., nad) anderen Angaben 2,., Pfd., in Frankreich 
1,005 Pfd. ; im Zollverein ohne Monopol allerdings 2,3, Pfd., dagegen in England 
unter ähnlichen Verhältniffen nur 1,., Pfd., alfo noch geringer als in Defterreich. 
Noch deutlicher tritt dies hervor, ſobald man in einem beftimmten Lande eine längere 
Reihe von Jahren hindurch den durchſchnittlichen Gonfum mit den veränderten Zoll. 
jägen vergleicht. So betrug in England (ohne Irland) ! 

Verbrauch pro Kopf. Zollertrag. 


in den Jahren 1798— 1800 1,0; Bid. 1 sh. 8, d. 
2 ⸗ 1818 -1820 On: 8 «5 «© 
ee = 1838-1840 0, ® 3 + 0,» 


2» 18581860 — 4: 0%: 

Hier hat trogdem, daß die Eitte in England den Tabafverbraud) einfchränft, die 
Erhöhung des Zolls auf das Doppelte doc nur geringe Schwankungen des jährlichen 
Conſums ergeben, während die Wirfungen in einem anderen Lande vielleicht ganz 
andere geweien wären. 


1) Parliamentary papers, Sess. 1865 Nr. 14. 
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Wie bedeutend die Erträge des Tabafmonopols find, werden folgende Zahlen 
beweilen. Es betrug 


Defterreid. Sranfreid. 
— n * ET —— — 
Roheinnahme. Reineinnahme. Roheinnahme. Reineinnahme. 
1525... . 5, Nill. The. 3,, Mill. The, 18,. Mill. Thlr. 11,, Mill. Thlr. 
185156 pro Jahr 6, = =: Hu =: 39, 3 = a. 20 
18666... 34 ⸗ 22, ⸗ ⸗ 48,, = ⸗ 334 s si, 
IB... BB ⸗ WU, 5 ⸗ 59,. ⸗ ⸗ 43, 5 ⸗ 


In Frankreich nahmen die Koſten 1862 27,,%, der Einnahme hinweg, der Rein— 
ertrag ftellte ſich demnach auf 72,.°%. 

Diejer bedeutende Ertrag für die Staatscafie ift aber auch der einzige Haltepunct 
für das Fortbeftehen der Tabafmonopole, und felbft in denjenigen Staaten, welche 
ihrer zerrütteten finanziellen Verhältnifie wegen an dem Tabafmonopol fefthalten zu 
müfjen glauben, gefteht man deſſen viele und bedenkliche Schattenfeiten offen ein. 
Handelöregale fügen zu den anderen Uebelftänden der Staatsinduftrie ſ. d.) durch 
das Monopol noch den Ausichluß der Concurrenz hinzu ; fie beläftigen den inländiichen 
Producenten, indem fie nicht nur Die erfchwerendften Formen des Betriebs verlangen, fon- 
dern auch den Umfang der Production zu beftimmen und für die von der Privatinpuftrie 
gelieferten Rohſtoffe Fünftliche Preisfäge anzufegen wiflen. Sie hindern ferner die Aus— 
und Einfuhr des monopolijirten Artifeld, und erichweren nicht nur durd) die läftigite 
Grenzbewahung den Verkehr mit den Nahbarländern, jondern vermindern aud) die 
Taujchgelegenheiten und den Abfag ſolcher einheimifcher anderer Producte des Gewerb— 
fleißes, mit denen Die vom Staat in Beichlag genommene Waare den Ausländern ab» 
gekauft werben fönnte. Sie vertheuern endlich dur den Ausichluß der Concurrenz 
einen mehr oder weniger nothwendigen Verbrauchsgegenſtand, liefern denjelben nicht 
nur in geringerer Güte, jondern veranlaflen auch bei den immerhin jehr hohen Regie: 
foften, die außer der jederzeit theurer producirenden Staatsinduftrie hauptſächlich durch 
die foftipielige Grengbewadhung veranlaßt werden, der Staatscaffe einen bedeutenden 
Ausfall in der Reineinnahme. Das Tabafmonopol zeigt dieſe für die Volfswirthichaft 
höchſt empfindlichen Nachtheile in dem ftärfften Maaße. Länder wie das jüdliche Franf- 
reich, namentlich aber Ungarn liefern unter den Zwangsmaaßregeln des Tabafmono: 
pols bei Weitem nicht die Menge von Tabaf, zu deren Production fie befähigt wären, 
und bleibt die Ausfuhr von Rohtabaken weit hinter anderen Ländern zurüd, was umfo 
empfindlicher für die Landwirthichaft einwirkt, ald gerade diefe Branche des Anbau's 
von nt rd ie fich für den fleineren ländlichen Grundbeſitz vorzüglic eignet. 
(In Sranfreih ſank bei derWiedereinführung des Monopols die Production von Rohr 
tabafen fofort auf die Hälfte, in der Umgebung von Lille auf /, herab.) Die Bear: 
beitung des Tabafs, von feiten des Staats geleitet, entzieht ferner der Privatinpuftrie 
einen lohnenden Erwerbszweig und ſchmälert die Verwendung von Arbeitskräften und 
die nugbare Veranlagung von Gapitalien. Der Staat beichäftigt zwar bei feinem 
Großbetrieb gleichfalld eine große Zahl von Arbeitern; er richtet En Betrieb aber 
hauptiächlicdy für den inneren Conſum ein, und felbft unfähig, feinem Fabricat im 
Auslande dauernd Eingang zu verfchaffen, hindert er die Privatinduftrie, auswärtige 
Rohtabake zu beziehen und diefelben mit einem Aufichlag von Gapitalgewinn und Ars 
beitslohn verarbeitet wieder nach Außen zu verfenden. Der Zollverein bezieht aus jeinen 
Tabafröllen zwar den 10. Theil feiner Zolleinnahmen, er erlangt aber doch bei Weitem 
nicht die Erträge Frankreichs und Oeſterreichs, doch dafür entſchädigt der bedeutende 
Induftriegweig der Gigarrenfabrication mit einer Einfuhr van 529290 Etr. Rohtabaf 
und einer Ausfuhr von 152138 Etr., darunter 92460 Etr. verarbeitete Tabafe* (für 
1859; in reihlihem Maaße, und es verdient Anerkennung, daß die deutihen Zoll 
vereinsitaaten die Aufforderung Oeſterreichs, das Tabafmonopol einzuführen in rich» 
tiger Würdigung der wirtbichaftlichen Verhältnifie jelbft Damals zurüdgewiejen haben, 


) Mach Kolb betrug die Reineinnahme 1860 ichen 194,, Mill. fr. = 51 Mill. Thlr. 
2) Rau, Finanzwiſſenſchaften $. 204, ©. 298. 
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als e8 fich darum handelte, mit Defterreih in eine gemeinfchaftliche Zollgruppe einzu 
treten und das innere Abjaggebiet um das Doppelte des Areals zu erweitern. 
Literatur: Rau, Grundfäge der Finanzwiflenidaft. I. S. 290 —299. 
(Leipzig 1864). — Der Zollverein und das Tabafmonopol (Berlin 1857). — von 
Plenker, Das öfterreichiiche Tabatmonopol (fehr eingehend) (Wien 1857). — 
v.Hod, Finanzverwaltung Franfreihe. ©. 330 ff. (1857). — Tubr, Memoire 
sur les progres de l’impöt du tabak en France (Paris 1861). m 
H.R. 
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ift die Handlung, durch welche ein Gut gegen ein anderes Gut bin» 
gegeben wird. Der Tauſch fpielt in dem wirthichaftlichen Leben der Völfer eine jo 
bedeutende Rolle, daß einige Gelehrte die Nationalöfonomif als „Katallaktik“, 
d. bh. Wiffenichaft vom Tauſche bezeichnet haben; wenn dieje Auffaſſung aud eine zu 
weit gehende und unlogiiche ift, To hängen doch die Grundbegriffe der Volkswirthſchafts— 
Iehre, e8 hängt das Weſen des Merthed und Preifes der Güter fo innig mit dem 
Tauſche zufammen, daß John St. Mill mit vielem Rechte den Umlauf der Güter als 
eine fortgefegte Reihe von Tauſchgeſchäften anfieht und den Taufh „die Maſchine“ 
nennt, „wodurd der Productiondertrag eines Landes fich unter die verfchiedenen Glaffen 
feiner Bewohner verhältnißmäßig vertheilt.“ 

Mer dem eulturgeichichtlihen Entwidelungsgange folgt, oder das Güterleben 
irgend einer modernen Volfswirthichaft beobachtet, muß die Wichtigkeit des Tauiches 
einjehen lernen; der Taufch iſt nicht nur in öfonomifcher, ſondern aud) in forialer 
Beziehung das Kennzeichen für den Beginn einer felbftändigen organifchen Entwide: 
lung. Nur die erften Menichen, Goloniften, Einftedler, Sonderlinge oder einzelne 
auf der tiefften Stufe der Gultur ftehende Nomadenftämme könnten als Beilpiele für 
die Möglichkeit der Selbftherbeiihaffung aller Griftenzmittel angeführt werden; die 
erften Bamilien und Genoflenichaften wilder Jäger und Fiicherwölfer mögen allerdings 
ohne Taufch beitanden haben, indem fie theilten, was Jeder durch feine Arbeit zum ge: 
meinfamen Lebensunterhalt herbeifchaffte ; die Männer erlegen die Thiere, der Eine 
jagt, der Andere fiicht, ein Dritter fällt das Holz, indeß die Weiber die Nahrung zu— 
bereiten. Dieſe primitivfte Aſſociation hat aber nirgends lange gewährt. Der Hang 
zu feilfchen, zu ſchachern und zu taufchen ift jedem Menfchen angeboren, ja Die Mög 
lichfeit des Taufches ift nadı Adam Smith eines der Merkmale, das den Menichen 
von den Thieren unterfcheidet. Wenn auch die nothwendigen Bedürfniſſe gemeinichaft: 
lich befriedigt werden , fo finden ſich doch fchon in den Urzuſtänden eine Menge über: 
flüffiger Güter, die man gegenfeitig vertaufcht, um die Fülle der Gemüffe zu erheben. 
Die Gelegenheit dazu ift h, verlodend, daß fie fogar neue Bedürfniſſe jchafft, die 
man anfänglich gar nicht Fannte ; der Einzelne wirft fich auf beftimmte Zweige der Pro— 
duction, mit deren Ertrag er fih von Anderen dasjenige eintaufcht, deſſen Beſitz ihm 
wünſchenswerth ift; es erwacht unter den Menfchen das Bewußtiein, daß es für den 
Einzelnen und für die Geſammtheit viel vortheilhafter ift, wenn fie ſich in die Beichäf- 
tigungen und Arbeiten je nad) ihren Anlagen, Fertigkeiten und Neigungen theilen ; 
bald werden nebft den überflüffigen auch die nothwendigen Güter nicht mehr gemein: 
Ihaftlich, jondern von Einzelnen produeirt. Es tritt eine allgemeine Arbeitstheilung 
und ein vielfacher Tauſch an die Stelle der urfprünglichen Affociation und von dieſem 
Moment angefangen verläßt der Tauſch die Volfswirthichaft nie mehr. Freilich find 
auch hier noch drei diftinete Stadien der Entwidelung zu unterfcheiden: die Naturals 
wirthichaft, Geldwirthſchaft und Creditwirthſchaft; das Weſen des Tanfches bleibt 
aber in jedem Stadium daffelbe und nur die Form, in der er abgeichloffen wird, ändert 
fih. Anfänglich wird das eine Gebrauchsobject unmittelbar gegen das andere umge: 
ſetzt; es werben Thierfelle gegen Waffen, es wird Sleiich gegen Brot, Kleider werden 
gegen Vieh eingetaufcht. Diejes erite Stadium dauert oft ſehr lange fort; wie Roſcher 
el fol in manchen Theilen der Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
noch gegen Schluß des 18. Jahrhunderts der Taufchhandel jehr verbreitet geweien 
fein. In Vermont z. B. bot der Arzt feine Medicamente aus, um ein Pferd dagegen 
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einzutaufchen, der Druder gab feine Zeitungen gegen Korn, Brot u. ſ. w. Zu Eorrien- 
tes lief noch 1815 eine Menge Jungen auf den Straßen umber und rief „Salz für Lich. 
ter, Tabak für Brot u. ſ. w. — Fun hat aber dieſes concrete Taufchen bedeutende 
Unzufömmlichfeiten,, e8 ift ſchwer Angebot und Nachfrage gerade im richtigen quan- 
titativen Berhältniffe zufammenzubringen. Deshalb tritt das Streben auf, ein ſolches 
Gut zu finden, welches ald allgemeines Taufch mittel anerfannt wird und als Maaß— 
ftab aller — dienen kann. Dieſes Gut iſt das Geld in ſeinen verſchiedenen 
Formen und die Tauſchgeſchäfte, welche in dem zweiten Stadium volkswirthſchaftlicher 
Entwidelung durch Dazwifchenkunft des Geldes geichloffen werben, nennt der Sprach: 
gebrauch und die juriftiiche Terminologie Käufe und Berfäufe. Daß ſie ökonomiſch 
nichts Anderes als die eigentlichen Taufhgeihäfte find, ift far; in dieſem Geſellſchaſts— 
zuftande der Geldwirthichaft, „wo dad Syſtem der Erwerbsthätigfeit gänzlich auf 
Kaufen und Berfaufen beruht, lebt jedes Individuum in der Regel nicht von Dingen, 
an deren Production es jelbit theilgenommen hat, fondern von Diss ‚ die es durch 
zweifachen Tauſch erhalten hat, nämlich nachdem auf ein Verfaufen, ein Kaufen folgte.” 
— Auf der höchften Entwidelungsftufe wird endlich auch das Geld zum Theil bei 
Tauſchgeſchäften entbehrlich gemacht, indem an die Stelle einer wirklichen, gegenwär— 
tigen, das Verſprechen einer künftigen Leiftung tritt; dieje Art des Taufches , der Ab» 
alu von Leih- und Borggeichäften ift dad Kennzeichen der eintretenden Creditwirth— 
ſchaft und das legte, bisher ald erreichbar befannte Ziel. 

Damit ein Taufch zu Stande fommt, mäffen in der Regel gewilfe Beringungen 
eintreten, auf welche wir hier nah Sfarbef furz hinweifen wollen. Die erite Be: 
dingung ift die Anerkennung des Eigenthumsrechtes an Gütern; wenndas Einzeleigen: 
thum nidyt anerfannt wird, ift an einen Tauſch nicht zu denfen; „denn wenn alle 
Güter allen Menſchen gemeinjam wären, wenn Alle daffelbe Recht hätten, die Güter 
zu gebraudyen und wenn Niemand einen Anderen von dem Beſitze und Gebrauche aus— 
fchließen dürfte, fo würde ein Tauſch gar nicht eintreten können, weil Alle auch ohne 
Tauſch den gleihen Anſpruch auf die zur Befriedigung von Bedürfnifien dienlichen 
Gegenftände hätten.“ — Die zweite Bedingung ift Die Lebertragbarfeit der Güter. 
Die werthvolliten Gegenftände, deren man fidy nicht entäußern fann, oder die nicht 
von Hand zu Hand abgetreten werben fönnen, bilden feinen Gegenſtand eines Taufches. 
„Die Talente, die geiftigen Fähigkeiten, die techniihen Fertigfeiten find Güter und 
wirfliche Gebrauchswerthe; jie haben aber feinen Tauſchwerth, weil der Menſch nicht 
zu Gunften eines Anderen jie aufgeben, weil er fie nicht übertragen kann. Das Licht, 
die atmoſphäriſche Wärme, das find auch wirkliche Güter, unentbehrlihe Werthögegen- 
ftände, aber man vermag jie nicht zu cediren und deshalb laſſen fie feinen Tauſch zu.“ 
Eine dritte Bedingung endlich für das Zuftandefommen von Taufhgeichäften ift die 
Verſchiedenartigkeit der Güter. „Wenn alle Individuen, weldye eine Gejellichaft 
oder einen Staat bilden, gleichmäßig mit Gütern verjehen wären, die zur Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe ausreichen, wenn alle diejelben Werthe befigen würden, jo würde 
Niemand das Verlangen haben, dasjenige zu erlangen, was einem Andern gehört, 
weil er jelbit mit den nothwendigen Eriftenzbedingungen verforgt wäre. Deshalb ift 
die Verjgiedenartigfeit der taufchrähigen Güter nöthig, damit ein Tauſch zu Stande 
fommt.“ — Daß alle dieſe Bedingungen mit der Erhöhung der Eultur und Givilifation 
viel häufiger und reichlicher auftreten, daß aljo die Anzahl der Taufchgeichäfte jelbft 
ein Maaßſtab für den Fortichritt werden fann, ift einleuchtend. 

Literatur: John St. Mill, Grundfäge der politiichen Defonomie, deutich 
v. Soetbeer. Hamburg 1864. III. Bud „Tauſch“. — Sfarbef, $r., Theorie 
des richesses sociales, suivies d’une bibliographie de l’economie politique. 
Paris 1829. Liv. II. ch. 1. — Dictionnaire de l’&conomie politique; 
v. echange. — Mar Wirth, Örundzüge der Nationalöfonomie. 

Franz Neumann. 


Zaren. 
Unter Taren verfteht man im Allgemeinen die Preisbeftimmungen, welche vom 
Staat (Polizei) oder von Gemeinden Hr gewifle Gewerbserzeugniſſe, Waaren over 
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Dienftleiftungen feftgelegt werden. Derartige gefegliche Vorichriften finden ſich ins- 
befondere vor, bei den Preifen verjchiedener Yebendmittel, beim Arbeitslohn für gewiſſe 
Verrichtungen und bei dem Preis für Die Benugung des Geldes, Lebensmittel-, 
Lohn: und Zinsdtaren. 

DieTaren für die nothwendigften Lebensmittel find nicht ſowohl auf die zur Nah— 
rung dienenden Robftoffe eingeführt worden, da bei dieſen, wie z. B. beim Getreide der 
Preis von dem Verhältniß zwiichen Angebot und Nachfrage, insbejondere auch von 
der Fruchtbarkeit des Grund und Bodens, jowie von den größeren oder geringeren 
Koften, weldye mit deren Transport verbunden find, abhängig ift. Sie fommen vielmehr 
am häufigften bei den Producten vor, welche ihren Abjfagmarft in der Nähe haben und 
beidenen feine weite Verſendung ſtattfindet, daher namentlich bei Fleiſch, Brot und Bier. 

Die Tare ſelbſt richtet ſich nach dem Durchſchnittsbetrag der Erzeugungskoſten, 
und wird mit Rückſicht auf die hierbei ſtattfindenden Schwankungen meiſt nur auf ge— 
wiſſe Zeit beſtimmt, nad) deren Verlauf eine neue Prüfung darüber vorgenommen wird, 
ob jich jene Koften vermehrt oder vermindert haben. So werden die Brottaren in der 
Regel nurauf 14 Tage, längſtens auf vier Wochen jedesmal feitgeftellt , die Biertaren 
dagegen gewöhnlich auf ein halbes Jahr. Bei der Feftftellung der Tare müflen die 
Ausgaben für die — und den Gebrauch der —8 Hülfsſtoffe, Mate⸗ 
rialien), ſowie der Verwandlungsſtoffe matières premières, welche nur eine Zus 
richtung und Umgeſtaltung durch eine zweite Gewerbsarbeit erleiden, die auf die 
erfte, ihre Gewinnung folgt; Storch, Handbuch I. Bd. pag. 153), ferner die Aus: 
gaben für Arbeitslohn, für die Verzinjung, Abnugung und Tilgung des indem Unter: 
nehmen ſteckenden ftehenden und umlaufenden Capitals, die Ausgaben für ftaatlihe und 
communliche Steuern und Abgaben , endlich auch der Betrag des Gewerbsverdieniteg, 
der den Unternehmern nad) Abzug aller diefer Ausgaben angemefjenerweije ald Frucht 
ihrer Unternehmung übrig bleiben muß (profit del’entrepreneur) , in Anſatz gebracht wer: 
den, und dabei wird auch aufdie Verhältniffe, welche bei dem betreffenden Gewerbe je nad) 
dem beftimmten Drt oder Bezirk in Frage fommen, Rüdjicht genommen. Hiernady wird 
nun der Preis für jedes einzelne Pfund Fleiſch oder Brot, fowie für jedes einzelne 
Maaß Bier ausgeworfen. Um dies durch ein Beifpiel zu verdeutlichen, jo wird 3. B. 
in Bayern bei der Feftitellung der Biertare von der Annahme ausgegangen, daß durch— 
ſchnittlich ein Scheffel trodnnes Malz und drei Pfund Hopfen fieben Eimer Winterbier, 
Die gleiche Quantität Malz und fünf Pfund Hopfen aber ſechs Eimer Sommer- oder 
Lagerbier geben. Ein Brauhaus gewöhnlicher Größe conjumirt jährlid ungefähr 
450 Scheffel trodnned Malz und braut daher im Ganzen etwa 3000 Eimer Bier. Die 
Koiten für Gebäude, Arbeitslohn, Pferde, Malzbrehen, Pech, Holz, Licht, Zinien 
werden mit 3397'% BI. veranichlagt, fodaß demnad das Maaß Bier ca. 4’, Prennig 
zu ftehen fommen würde, hierzu find jedoch 6—7 %, der Roheinnahme ald Gewerbe: 
verdienft hinzuaufchlagen und außerdem find noch die Malzfteuer, Gerfte und Hopfen 
auszuwerfen. Die Abſicht, aus welcher diefe Taren hervorgingen , war hauptiächlich 
darauf gerichtet, einen für Producenten und Conſumenten angemefjenen Preis zu er: 
zielen, welcher die Productionskoſten einfchließlicy des Unternehmergewinnes deden, 
und hierdurch gleichzeitig eine Uebervortheilung der Äärmeren Volfsclafien , igiwie eine 
plögliche mit dem Arbeitslohn außer Verhältnig ftehende Vertheuerung der dringenditen 
Lebensbedürfniffe verhindern follte. Das Syftem der Taren ftand in der Regel in engem 
Zufammenhang mit der gefammten Gewerböverfaftung. Wo dieje auf dem Princip 
des Zunftweiens beruht, wo feine freie Concurrenz ftattfindet und die Producenten zum 
Theil Privilegien, Zwangd- und Bannrechte ſ. d.) befigen, der Zutritt neuer Pro: 
ducenten oder Gewerbtreibender vielfach beichränft ift,, wo die Städte fich gegen länd- 
liche freie Zufuhr abjchließen können, wo endlich Die große Zahl der Gonjumenten aber 
hinfichtlidy der Befriedigung ihrer Bedürfniffe auf eine geringe Anzahl von Producenten 
und Verfäufern angewiefen find, da mögen ſolche polizeiliche Maaßregeln und Be: 
ſchränkungen fi wo nicht rechtfertigen, doch immer wenigftens erflären laſſen. Sie 
waren vorzüglich für ſolche Heine Städte und Marktfleden von Wichtigkeit, wo nicht, 
wie auf dem Sande das eigene Baden und Hausichlachten die Drtsangehörigen von 
dem Bäder und Fleiicher ziemlich unabhängig macht. Indeß hat ſich das Syſtem der 
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Polizeitaren auch unter den oben geichilderten Gewerbszuſtänden fchon darum ftets 
als unzulänglich erweifen müſſen, weiles an ſich {ehr ſchwierig ift, Die Productionstoften, 
welche jelbit, wie wir jchon bemerkten, vielfachen Schwanfungen unterworfen find, 
richtig auszumitteln und weil überdies die Anjprüche der Eonfumenten und Producenten 
fich fo einander gegenüberftehen,, daß fie durch polizeiliche Einrichtungen niemals zur 
Zufriedenheit aller Theile ausgeglichen werden fönnen. 

Iſt die Tare, wie häufig vorkommt, zu niedrig, fo wird dadurch bewirkt, daß der 
Verkäufer ed unterläßt, die zur Dedung des Drtsbedarfs erforderliche Menge von 
Lebensmitteln vorräthig zu halten und zum Weiterverfauf anzubieten. Iſt umgefehrt 
aber die Tare zu hoch gegriffen , fo ift damit ein den Käufern und Gonfumenten nad)» 
theiliges Privileg zu Gunften der VBerfäufer hergeftellt worden, indem den Gonjumenten 
die Möglichkeit verfagt ift, ſich feine Bedürfniſſe auf billigerem Wege verfchaffen zu 
fönnen. Man hat oft die Befürchtung gehegt, ed werde durch die Aufhebung der Taren, 
da wo fie eingeführt waren, eine Vertheuerung der Waaren herbeigeführt werden. Es 
ift dieſe Befürchtung aber felbft da nicht zur Wahrheit geworden , wo man wie 3. B. 
in Dresden und Leipzig lange noch unter der Herrfchaft des Zunftweiens zur Aufhebung 
der Brot und Fleiſchtaxen verjchritt und es kann erft recht nicht unter dem Syftem der 
Gewerbefreiheit eine derartige Vertheuerung dauernd eintreten, da alddann die Zahl 
der Verkäufer jowohl, wie das Einbringen von Waaren aus anderen Orten feiner Be- 
ſchränkung mehr unterliegt. Das ſächſiſche Gewerbegefeg von 1861 , welches auf dem 
Grundiag der Gewerbefreibeit beruht, hat die Einführung von Taren für Gewerböpro» 
ducte und Waaren im Allgemeinen fünftighin für unyulätig erflärt und nur den Vor- 
behalt hat der Gefeggeber gemacht, daß für Bedürfniſſe des nothmwendigen täglichen 
Unterhalts an einzelnen Drten und auf beftimmte Zeit Ausnahmen mit Genehmigung 
des Staatdminifteriums, mithin nicht blos durch Beichluß einer untergeordneten Polizei— 
oder Kocalbehörde, eingeführt werden können. Dagegen ift es geftattet, daß Bäder, 
Fleiiher, Schanf- und Gaftwirthe durch obrigfeitliche Verfügung angehalten werden, 
ihre Preife in ihren Gewerbslocalen auszuhängen. Etwaige Beſchlüſſe diefer Gewerb- 
treibenden über feftzuhaltende höhere Preiſe find nach ausdrüdlicher Beftimmung des 
Geſetzes ohne alle verbindliche Kraft. Seit der Geltung dieſes Geſetzes find auch jelbft 
aus Heinen Orten niemals Klagen über etwaige Nacıtheile und Vertheuerungen laut 

eworden. 
. Eine geieglihe Regulirung von Waarenpreifen findet nur noch bei dem Saliver- 
faufspreis ftatt. Diefer ift eine Folge des Salzregals, welches nicht nur die Gewinnung 
und Bereitung des Kochjalzes, fondern auch den inländischen Handel des Staats da— 
mit in ſich ſchließt ſ. dv. Art. Salgmonopol). Gleiches findet auch hinfichtlich des 
Tabaks da ftatt, wo dieſer ebenfalls al8 Staatsmonopol, wie in Oeſterreich, betrach— 
tet wird. 

Die Lohntaren find ſchon jehr alt. Bereits die Reichspolizeiordnung von 1577 
beſtimmte, daß jede Obrigkeit für den Lohn der Dienftboten, Handwerker und Tage: 
löhner eine Satzung aufrichten follte. Das Motiv zu dieſer gefeglichen Beftimmung 
beruhte theils auf der Abficht, eine allgemeine Wohlfeilheit der Producte und Dienft- 
leiftungen zu erzielen, theild wurde fie Durch Beſchwerden der Arbeitgeber hervorgerufen 
und zu deren Gunften eingeführt. In engem Zufammenhang mit den Lohntaren ftchen 
auch die Verbote für die Arbeiter, in Betreff ihres Lohnes gemeinfame Verabredungen 
zu treffen (Koalition). 

Zunächſt läuft hierbei eine irrige Vorftellung über die Vortheile und Nachtheile 
hober oder beziehlich niedriger Arbeitslöhne mit unter. Hohe Löhne find an und für 
fich ein Zeichen günftiger Wermögensverhältniffe und einer eingetretenen Vermehrung 
des Nationalcapitald, ſowie durch fte Die Thatſache befundet wird, daß die Gewerbe 
einen großen Gewinn abwerfen. Hohe Löhne find jelbftverftändlich für Die Arbeiter von 
wohlthätiger Wirfung, weil es ihnen dadurd möglich wird , ihre phyſiſche und mora- 
liſche Lage au verbeflern, fich größeren Gütergenuß zu verichaffen und eine eigene Familie 
zu begründen. Durd) Legteres zumal wird wiederum eine Vermehrung der Volksmenge 
und dadurch zugleich eine Vermehrung des Angebots von Arbeitskräften bewirft und 
wenn das Gapital nicht gleichzeitig und gleihmäßig mitwächit, fo finft der Lohn ohne- 
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dies wieder herab. Der Lohn aller productiven Arbeit und productiven Dienfte richtet 
fi) nun neben dem Grad von Geſchicklichkeit und Fleiß der Arbeiter zuvörderſt nach 
den Zweden, für welche dieſe in Thätigfeit gefegt werden, jodann aber nach dem Werth 
der Arbeit, dem Unterhaltungsbedarf der Arbeiter und der Concurrenz, d. h. der Zahl 
der Arbeiter, die ihre Arbeit anbietet, und der ag von Gapital, welches beftimmt 
ift, Die Arbeiter in Unternehmungen zu beichäftigen. Dieſe allgemeinen, überaus mäch— 
tigen Verhältniffe fönnen weder infolge einer gejeglichen Feftftellung noch infolge einer 
fünftlihen Verabredung, fei ed num unter den Lohnherren auf der einen Seite, ſei es 
unter den Arbeitern auf der anderen Seite geändert werden, fondern entziehen fich allen 
derartigen Einwirkungen. Bei den fünftliheren Gewerbsarbeiten laffen fi die Lohn— 
taren wegen der großen Verſchiedenheit in den erforderlichen Fähigfeiten und in der 
beiderfeitigen Goncurrenz nicht anwenden, bei den gewöhnlichen Dienftleiftungen, bei 
der niedrigiten Claſſe von Verrichtungen aber find fie ſchon um deswillen unnöthig, 
weil hieran ſich fhon ein großes Angebot von Arbeitskräften, ein folder Zudrang von 
Arbeitern ftattfindet, daß der Lohn deßhalb ohnehin auf den Minimalfag, den Unter: 
haltsbedarf, herabzufinfen geneigt ift. 

Man hat die Verwerflichfeit der Lohntaren daher auch jegt allgemein anerkannt 
und in allen ven Ländern, wo Gewerbefreiheit eingeführt ift, find fie ebenfalls verboten 
worden. Eine Ausnahme davon hat man nur in folgenden Fällen eintreten laſſen: 
1. Wo durch die fefte Tare, wie bei Verrichtungen, weldye nur eine kurze Dauer in 
Anipruch nehmen, der Arbeiter in feiner Weile benachtheiligt wird, ſondern durch 
diefelbe nur dem Publicum eine Erleichterung geſchafft wird, welche ihrerfeits zur Folge 
hat, daß jene Dienftleiftungen viel häufiger gelucht werden. 2. Wo feiten der Arbeiter 
die Gewährung der Dienftleiftung zur Geltendmachung übermäßiger Anſprüche benugt 
werben fönnte, und 3. Wo infolge befonderer ftaatlicher oder polizeilicher Einrichtungen 
das Angebot gewiſſer Dienftleiftungen an und für ſich beichränft ift. Zu den unter 1. 
und 2. aufgeführten Fällen gehören die Arbeiten, welche die Unterhaltung der Com: 
munication innerhalb der Drte durd) Fiacres, Drojchfen, Omnibus, Gondeln, Sänf- 
ten betreffen. Zu den Fällen unter 3. find die Dienftleiftungen zu zählen, welche be— 
fonders Vertrauen in Anipruch nehmen, 3. B. Agenten, Commiſſionäre, Gefindes 
mäfler, Pfandleiher, Auctionatoren, Dienjtmänner, Yohndiener, Fremdenführer, Auf: 
läver, Pader. In Betreff ſolcher Perſonen fann der Drtspolizeibehörde die Aufftellung 
verpflichteter, und mit Inftructionen zu verfehender Perſonen überlaffen werden. Jedoch 
muß hierbei ebenfalls die allgemeine Regel maaßgebend fein, daß das Publicum nie: 
mals in dem Gebraudy nicht verpflichteten Perſonen eingefhränft werden darf. Info» 
weit muß ftets das Princip der freien Goncurrenz aufrecht erhalten werden. In 
diefer Weiſe behandeln die neuern Gewerbegeieggebungen die Frage, wie denn auch 
das in den meijten deutſchen Staaten eingeführte allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch 
für die obrigfeitlich beitellten Handeldmäfler ein allgemeines Ausſchließungsrecht zur 
Vermittelung von Handelsgeſchäften nicht mehr für zuläffig erflärt (Vergl. Preuß. 
Einführungsgeieg $ 2. Sächſ. Einführungsgejeg). 

Zu den a gehören ferner auch die Vorſchriften über den Preis bei Benugung 
des Geldes, über die 8* der vertragsmäßigen Zinſen. Die Gründe, welche für die 
Ausſchließung aller Beſchränkungen des Geldverkehrs und für die Aufhebung der 
Wuchergefege fprechen, werden in dem Art. „ Wucher“ jpecieller beleuchtet. Hier mag 
nur angedeutet werden, Daß der Zinsfuß fich nicht willfürlich durch Gefege reguliren 
läßt, fondern fich nach dem Verhältniß zwiſchen Angebot und Nadyfrage nad) Eapitalien 
richtet und daß die Größe der gebotenen Sicherheit einen weientlichen Factor und Be 
ftimmungsgrund bildet, wie andererjeitd die Fürſorge, welche man durch die Ginfüh: 
rung eines beftimmten Zinsfußes und Beitrafung des Nehmens höherer Zinfen für 
einzelne Individuen und Bevölferungsclaffen beswedte, ihren Zwed in feiner Weife 
erreichte und insbefondere nicht verhütet werden kann, daß fid) die Betreffenden durch 
andere nachtheilige Gejchäfte in Schaden bringen. In vielen deutfchen Staaten ift 
man daher bereitd mit Erfolg und ohne daß unheilvolle Wirkungen daraus entitanden 
wären, zur Aufhebung aller Wuchergefege geichritten. 

Endlich verfteht man unter Taren audy die Gebühren, weldye vom Staate bei der 
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Uebertragung eines öffentlichen Amtes, bei Ertheilung von Ehrenvorrechten, bei Ver- 
leihung von Gewerberechten (Eonceffionstaren ‚ Xicenzgebübren), und bei 
Bewilligung von Nahfihten, Befreiung von gefeglichen allgemeinen Vorſchriften, 
Dispentationen, 3. B. Eheverboten erhoben werden. 

Ehrenvorrechte können ebenfowenig wie Stellen ein Gegenftand des Kauf fein. 
Sie follen als Belohnung für wichtige, dem Staat und der Sefelfehaft geleiftete Dienite 
und für ein tadellofes Verhalten bei Innehabung ftaatlicher Bunctionen gewährt wer« 
den. Es hat daher feinen Sinn, bei foldyen Gelegenheiten von denen, welchen der 
Staat einen jhuldigen Danf abftattet, Gebühren zu erheben. Die Taren, welche bei 
Anftellungen erhoben werden, find ihrer Natur nad) nichts anderes als Abzüge, welche 
von den Befoldungen zum Voraus gemacht werden. Die Gonceffionstaren aber find 
Steuern, welche die Unternehmer irgend eines Gewerbes zum Voraus bezahlen müſſen 
und find ſchon um deswillen er weil fie zu entrichten find, ohne daß dabei in 
Erwägung gezogen wird, ob dag betreffende Unternehmen einen größeren oder geringeren 
Reinertrag, ja ob es überhaupt einen Reinertrag abwerfen wird. Alle von diefen Taren 
betroffenen Unternehmer werden ohne Unterfchied und daher ungleichmäßig belaftet. 
Sind diefe Taren übrigens bedeutend, fo ift die Folge davon, daß der Unternehmer fich 
auf andere Weile, durdy Ueberwälzung auf die Confumenten ſchadlos zu halten fucht. 

Die Dispenfationstaren, welche 3. B. bei der Geftattung von Ehen in ver— 
botenen Berwandtichaftsgraden,, oder bei Wiederverheirathung Gelhievener, bei der 
Münpigfeitserflärung in einem früheren als dem gemeinen Volljährigfeitsalter, bei dem 
Erlaß eines mehrmaligen Aufgebots eingeführt find, findein Zeichen, Daß die betreffenden 
allgemeinen Gejege entweder fich überlebt haben, und für die gegenwärtigen Verhält- 
niffe nicht mehr paflen, oder daß fie an und für fich mit den Grundfägen einer wahren 
und vernünftigen Gefeggebung in Widerſpruch ftehen. Beruht ein Verbot auf der 
Wahrnehmung, daß durd) eine dem Verbot zumwiderlaufende Handlung das Intereile 
der einzelnen Individuen und der Geſellſchaft gefährdet ift, fo fann audy ohne Unge— 
rechtigfeit hiervon nicht zu Gunften Einzelner, insbefondere derer, welche vermögend 
genug find, um die Tare zu bezahlen, eine Ausnahme gemacht werden. Erheifchen aber 
individuelle Rüdjichten eine folhe Ausnahme, fo muß die Nachſichtsertheilung auf fitt- 
lichen Erwägungsgründen beruhen und darf nicht zum ©egenjtand einer Gelvabgabe 
gemacht und von deren Bezahlung abhängig gemacht werben. 

Literatur: v. Mohl, Boligeiwiflenichaft. II. Bd. — Rau, Lehrbuch der 
polit. Defonomie. Bd. II. 3. Ausg. pag. 293, 317 ff., Bd. III. 4. Ausg. pag. 233, 
245 ff., 5. Ausg. Abth. II. S. 364 f. — Storch, Nationalwirthichaftslehre II. Bo. 
18 ff. — Vergl. ferner die Literatur unter Innung. 

Bernhard Miller. 


Telegraph. er 

Schnelle Beförderung von Nachrichten in die Berne, jchneller als fie irgend ein 
Medium zu vermitteln vermag, ift Schon feit dem Altertum, namentlich wenn es 
wichtige öffentliche Nachrichten galt, angewendet worden. Zu einem allgemeinen Ver: 
fehrsmittel ift der Telegraph erft durd) die Anwendung des Elektromagnetismus ge: 
worden. Für die Volfswirthichaft insbeſondere ift mur die legte zur Zeit vollfommenfte 
Geitaltung des „Fernichreibeapparats“ von Belang. 

Gleiche Wirkung in Zeiterfparniß, nahezu gleichzeitiged Auffommen und die enge 
Berbindung, in der ra ſich räumlich, Sowie dienftlich zu befinden pflegen, verſchmilzt in 
der typiſchen Vorſtellung des 19. Jahrhunderts Eiſenbahn und Telegraph beinahe zu 
einem Begriff. Sie unterftügen und ergänzen einander. Während die Eifenbahn , wie 
die ftehende Dampfmaſchine, an roher phyſiſcher Kraft Ipart, giebt der Telegraph, in⸗ 
dem er den denkenden Kopf beinahe allgegenwärtig macht, der intellectuellen eine unge— 
meine ausgedehnte —— Aber fie gewöhnt auch an's Alles ſelbſt thun und ent— 
ſcheiden wollen, verhindert die Entwickelung ſelbſtſtändiger Stellvertreter, ein Um— 
ſtand, welcher namentlich die Telegraphenverbindung mit der Heimath dem Feldherrn 
oft mehr ald Hemmniß, denn ald Unterftügungsmittel erſcheinen läßt. 

Jedes verbeſſerte Productions- und Verkehrsmittel vergrößert den Abſtand zwi⸗ 
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ſchen den begünftigten, welche ſich dafjelbe zugänglich zu machen vermögen und denen, 
die es nicht im Stande find. Natürlich mag feiner gern zur legten Claſſe gehören. 
Wer ſich nicht ſelbſt dieſem Schidjal entreißen kann, fucht Hülfe beim Staat. So das 
focialiftifche Verlangen der Fabrifarbeiter. So das provinziale Petitioniren um Staate- 
eifenbahnen. Eine Conceſſion zieht Die andere nad) ſich; am — bedenklich iſt 
dies bei den Telegraphen, deren Herſtellung nicht den hundertſten Theil einer Eiſen— 
bahnverbindung koſtet, deren Unterhaltungskoſten ſich auf den Gehalt einiger Stations— 
beamten, Unterhaltung von Apparaten ꝛc. beſchränkt. 

Ueberdem ift der erfte Schritt zur Entwidelung des Telegraphenweiens in den 
meiften Ländern aud) der erfte Schritt zu deren Ausbildung ald Staatsgewerbe ge— 
weſen. Nur England hat aud) in diefem Zweige der Verkehrsgewerbe lediglich Privat: 
induftrie. Es war nicht nöthig,, von Staatswegen zu Hülfe zu fommen , jonft hätte 
auch die Analogie der Poſt ſchwerlich etwas Bedenfliches darin finden lafien. Die noch 
leichtere Möglichkeit einer Verlegung der Discretion beim Telegraphen:, als beim 
Poſtweſen möchte zwar in mandyen Fällen cher gegen als für die Ausführung von 
Staatswegen ſprechen. Den continentalen Staaten Europa's wurde indeß dieſe Frage 
überhaupt dadurch erfpart, daß factifch, ehe die Privatinduftrie fich regte, die Staats— 
regierungen an’8 Werf gingen und zuerft in öffentlichem Intereffe die Sache zur Ver— 
wirflihung brachten. Das private Bebürfniß, welches die Gifenbahnen als Vehikel 
des Berfonen- und Sadyentransports vorfanden, mußte erft entwidelt werden, denn 
der geringe Gebrauch außerordentliher Mittel zu ſchnellſter Nachrichtenbeförderung, 
wie er etwa an Hauptplägen von Brieftauben gemacht wurde, gab noch feinen frucht- 
baren Boden für eine Induftrie. Wenigftens war die Sache dem continentalen Unter: 
nehmungsgeift nicht verlodend gene. während umgefehrt die Regierungen in einer 
Zeit, wo die Meiften um ihre Eriftenz hatten fämpfen müſſen, die Wichtigkeit des 
Selbitbefiges aller Beförderungsmittel vollftändig begriffen. 

Der wachſende Berfehr machte zwar die Telegraphenanlagen aud) rentabler, aber 
doch nicht in dem Grade, wie bei Poft und Eifenbahn, denn nahezu proportional 
fteigerte ſich, jobald, wie freilich bei vielen Fleinen Stationen der Fall, dieſe nicht zumeift 
unbenugt fteht, aud) der Aufwand an Apparaten, Drähten und Berfonen, die immer ja 
nur eine Depeche auf einmal zu befördern vermögen, bei weitgehenden fogar an 
näheren Orten von einem und demjelben in Anſpruch genommen werden. Eine Rom: 
land Hill'ſche Poftreform war daher auf dem Gebiete des anfänglich durch ungemein 
hohe Preiſe nur befchränft zugängigen Telegraphen nicht wohl denkbar. Trogdem wur: 
den die Preife aud) in Deutjcyland, wo der gemeine Nugen, nicht die Concurrenz wie 
in England, dahin wirfte, gleich im Anfang wiederholt ermäßigt, bis 1857/63 eine 
Periode völligen Stillftandes in dieſer Beziehung eintrat und Franfreich das Signal zu 
einer gründlichen Umgeftaltung geben mußte. 

Die enormen Streden,, welche das Telegramm faft augenblidlich durdläuft, 
machen räumlich befchränfte Vorkehrungen zu feiner Beförderung noch viel ungeeigneter 
als bei der Poſt. Und doch hatte man auch bei diejer, wie beim Eifenbahnweten in 
Deutichland das Bedürfniß empfunden, der Kleinbeit der einzelnen Staatsgebiete 
durch unmittelbares Jneinandergreifen der verfchiedenen Verwaltung vertragsmäßig die 
üble Rüdwirfung zu nehmen. Die Art und Weife aber, wie im Telegraphenverein das 
Abrechnungsſyſtem geregelt wurde, war eine fo unglüdliche, daß an diefem Puncte 
allein —— jede Verbeſſerung ſcheiterte, bis das Ablaufen der alten Verträge eine 
Aenderung herbeiführte und, zwar nicht wie in der kleinen Schweiz das Syſtem eines 
uniformen Satzes für jedes einfache 30 Worte zählende Telegramm ohne Unterſchied 
der Entfernung, auch nicht das franzöſiſche zweiſtufige, aber doch ein weniger als bis— 
her die Einheitsſätze vervielfältigendes zur Annahme kam. Für ihren inneren Verkehr 
Kubi und haben deutſche Regierungen inzwilchen das eine oder andere jener dem 

ublicum günjtigeren Syſteme oder wenigftens niedrigere Ginheitsjäge als fie der 
Verbandtarif feitftellt, adoptirt. Mehr noch als durch die unmittelbaren Tarifre: 
ductionen ift das Bublicum der Wohlthaten der Telegraphen theilhaftig geworden durch 
das Syſtem gemeinfamen Bezugs folder Telegramme, welche für einen größeren Kreis 
Intereife haben, fo Zeitungsnadhrichten, Börlenberichte, in Amerifa gewöhnlich durch 
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geichäftliches Zufammenwirfen der einander fonft ganz fern ftehenden Zeitungen (Uni- 
ted Press) , in Europa durch telegraphifche Eorrefpondenzbureaus Wolffin Berlin, 
Wagner in Frankfurt, Havas in Paris, Reuter in London, Stefani in Turin u. f. w. 
vermittelt. Die große politiſche Wichtigkeit dieſer Anftalten, fowie deren Bedürfniß 
nad) authentiſchen Nachrichten hat auch dieſe meiftenstheils in enge Verbindung mit 
den Regierungen gebracht und der kritikloſe Glaube, welcher ſich an die Telegramme 
hängte, im Allgemeinen den Werth der Zeitungen oft ebenfo herabgedrüdt, als die 
Schnelligkeit der Mittheilungen ihn erhöht hatte. 

Eine für Schifffahrt wie Landwirthichaft gleich wichtige telegraphiiche Einrichtung 
verjpricht die tägliche meteorologifche Eorrejpondenz der verfchiedenen Obfervatorien 
zu werden, jobald es gelingt, Die Notizen mit entſprechender Schnelligkeit von dieſem 
an die betheiligten Kreife gelangen zu laffen. 

Wie die Eifenbahnen, fo gewinnen die Telegraphen und zwar progreffiv an Be: 
deutung mit ihrer Ausdehnung, und zwar eilt in dieſer Beziehung das Neg der Tele— 
graphen jchneller ald das der Eiſenbahnen feiner Vollendung entgegen. Den legteren 
zur Zeit, wenn auch nicht im Project, noch unzugängliche Wüften find bereits vom 
Telegraphen durchſchnitten (pacifiicher, fibirifcher nach Irkutsk, der feiner Ausdeh— 
nung bis zur Behringsitraße und weiter nach Californien entgegengeht). Meere, auf 
welchen das Dampfichiff die Eifenbahn ablöft Nord» und Dftiee, Mittel: und Rothes 
Meer), find von Telegraphenfabeln durchſetzt. Zweimal ift die größte Unternehmung 
dieſer Art, die Verbindung Irlands und Neufundlande auf demielben Weg gefcheitert. 
Ihr Gelingen wird den Beginn einer längftvorbereiteten neuen Epoche bezeichnen, der 
Zeit, wo Europa aufhört, der Inbegriff einer „Welt“ zu jein. Sie ift bereitd vor der 
Thür. Ihre ökonomiſchen und politiihen Folgen find unabfehbar. 

Literatur: Knies, Der Telegraph ald Verkehrsmittel (Tübingen 1857). — 
Schellen, Der electromagnetifche Telegraph (Braunfchweig 1861).— Rau, Finanz: 
wiſſenſch. 5. Aufl. ©. 329 ff. 

Petermann. 


Theilbarkeit des Grund und Bodens fiche Grundvertheilung. 
Theilbau, (Halfenwirthfchaft, Halbbau, Sadbau, metayage,cham- 


pars, mezzeria) 
nennt man das, namentlich in ganz Südeuropa, im Süden Franfreihs und in Vor: 
derajien viel verbreitete, im Mittelalter aber auch im europäiichen Norden vielfad) 
üblich geweiene Verpachtungsſyſtem, bei welchem der Eigenthümer außer den Grund: 
ftüden gewöhnlich nody einen Theil des Inventars, der Pächter Dagegen den übrigen 
Theil des Inventard und Die Arbeit zu liefern hat, und der Rohertrag in einem ge: 
wiſſen Berhältniffe, meift zur Hälfte (Halbbau, mezzeria) unter beide getheilt wird. 
Der Theilbau bildet bald die Vorſtufe, bald die Form einer Entartung des Zeitpachtes — 
Erſteres da, wo die Gutsherren ihr Land nicht jelbft zu bebauen, aber auch nicht an 
Frohnbauern zu veräußern Luft haben, und es noch an geeigneter Nachfrage von Miethern, 
wie die Eigenthümer diefelben wünfchen müflen, fehlt; Legteres da, wo ein verarmter 
Pächterſtand, durch die Noth getrieben, von Capital entblößt, ſich allenfall8 zu dieſem 
unvortheilhaften Verhältniß entjchließt. inige Berechtigung hat der Theilbau 
dba, wo perennirende Culturpflanzen, und foftbare, zu F Anbau verwendete und 
dauernd damit verbundene Capitalanlagen den Hauptbeſtandtheil des Gutes bilden. 
In ökonomiſcher Hinſicht iſt der Theilbau ſchon deshalb verwerflich, weil das Ber» 
hältniß feinen Antrieb zu erheblichen Anſtrengungen auf Seiten des Verpächters wie 
des Pächters enthält. Daher der Theilbau den Fortfchritt zur intenfiven Gultur 
ausſchließt, den Schlendrian großzieht. Trog der öfonomijchen Verwerflichkeit hat das 
Syſtem doch wegen feiner angeblich großen fittlichen Vorzüge zu allen Zeiten viele Ver: 
theidiger gefunden. Wo glüdliche ſociale Beziehungen zwifchen Grundeigenthümern 
und Sächtern nicht ohnehin ſchon vorhanden find, wird der Theilbau fie nicht er: 
zeugen können; erhalten werden diefelben aber aud) bei einem vernünftigen Zeit: 
pachtſyſtem. Es widerfpricht aller Erfahrung, daß ein öfonomifches Verhältnig zwi- 


910 Theuerung. 


ſchen Verpächtern und Pächtern,, welches weder für die Einen, noch für die Anderen 
vortheilhaft ift, welches weder den Einen noch den Andern Ausficht auf öfonomijche 
Fortichritte gewährt, einen fittlich veredelnden Einfluß ausüben follte. In der That 
finden wir auch Lebervortheilungen des Eigenthümers (dur Borwegnahme vom Roh: 
ertrage) und des Pächterd (durch fchlechte Erhaltung des mitverpachteten Capitales) 
nirgends häufiger als 3. B. in den Theilbaugegenden der Gantone Teffin und Wallis, 
und des mittleren Hügellandes der Lombardei. 
A. Emminghaus. 

Theuerung. 

Die Begriffe Thenerung und Wohlfeilheit bezeichnen die Veränderungen, welche 
in der Güterwelt in Bezug auf die Preife der Producte und Leiftungen ftattfinden. 
Diefe Veränderungen find 1. abjolute (reelle, permanente), 2. relative item: 
poräre), 3. nominelle. 

Das regulirende Princip des Taufchwerthes und Preifes aller feinem Monopol 
unterworfener Waaren find die Productionskoften, weldye ihrerfeitd mit der Quantität 
der zu ihrer Production und Verführung auf den Marft nöthigen Arbeit iventifch find. 
Die Productionsfoften und der Marktpreis diefer Producte treffen zwar nicht immer 
zufammen, allein die Concurrenz der Producenten wird ſtets die Preife auf dieſes 
Maaß erhöhen oder herabbringen. Beide ftreben ftetig darnach, fich mit einander in’s 
Gleihgewicht zu fegen. In gewiſſen Induftriegweigen, 3. B. in der Landwirthichaft, 
auf welche die Veränderungen der Jahreszeiten einen wejentlichen Einfluß ausüben, 
findet jedoch ein längerer Zwifchenraum ftatt, che der Marktpreis des Products und 
die Productiongfoften ſich mit einander gleichftellen. 

Sobald in den Productionskoften gleichzeitig feine Veränderung eintritt, vermag 
eine Veränderung in der Nachfrage feinen langen Einfluß auf die SRreife zu äußern. 
Wenn die Nachfrage von Wirkung fein foll, jo muß fie die Productionsfoften deden. 
Veränderungen in der Nachfrage können nur temporäre Veränderungen des Preiſes 
verurjachen. Werden die Broductionsfoften dagegen vermindert, fo verringert ſich auch 
in gleiher Weiſe der Preis, felbjt wenn ſich die ———— beträchtlich vermehrt bat. 

Eine Verminderung der Productionskoften ift ftets das Nefultat einer befieren 
Benugung der Productionsmittel und einer Eriparniß in der Anwendung der Pro» 
ductivfräfte. Veränderungen in den Productionsfoften, der Urfprungs: oder natürlichen 
Preiſes eines Productes (Smith, Say) hängen feineswegs von den Veränderungen 
ab, weldye bei anderen Producten eintreten, und find daher nur ein Refultat der Ver— 
rag welche jeder einzelnen Art von Production ſpecifiſch eigenthümlich find. Es 
one daher eine Theuerung oder Wohlfeilheit ebenſowohl allgemein als partiell vor: 

ommen. 

Wenn der Preis infolge einer Verringerung der Productiongkoften ſinkt, fo trifft 
den Producenten keineswegs ein Verluft, der mit dem Vortheile in Verhältniß ftände, 
welcher dem Conſumenten zu Theil wird. Der Conſument erlangt vielmehr einen Ge: 
winn, ohne daß der des Producenten geihmälert wird. Darnad) ift auch die vielfach 
aufgeworfene und verfchieden beantwortete Frage zu enticheiden,, wie es kommt, daß, 
obſchon der Nationalreihthum eines Landes aus dem Werth des Vermögens und der 
Producte befteht, welche es befigt, ein Land um fo reicher und beſſer verjehen ift, je 
tiefer die Waaren in ihm fallen, und je billiger die Preife geworden find. Jede wirk— 
liche Preisverminderung bewirkt eine Bereicherung der Nation und des Landes. Denn 
das Vermögen, weldyes aus den productiven Fonds der Induftrie und Gapitale ge 
bildet ift, iR um fo anfehnlicher, je mehr andere Producte und Güter damit erworben 
werden fönnen und jene Fonds vermögen umfomehr Güter zu erwerben, je wohlfeiler 
diefelben find. 

Mit der Wohlfeilbeit nimmt aud) die Menge der Güterzu. Jemehr fie an Werth 
verlieren, wächft ihre Reichlichkeit. Jedes Fallen der Preife ift ne wie Say mit 
Recht bemerkt, ein Schritt, welcher die Producte den natürlichen Gütern nähert, die 
wir unentgeldlich in reichftem Maaße genießen. Die Werthöverminderung, welche jedes 
Product einzeln genommen erleidet, wird auf diefe Weiſe bei jedem Preisabjchlag durch 
die vergrößerte Gefammtlumme der producirten Werthe erfegt. 
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Umgefehrt bewirft jede Vertheuerung, jede Erhöhung der Preiſe eine Berminde- 
rung der Reopurtion und damit auch eine Berringerung der Totalſumme der producirten 
Werthe, ſowie eine Schmälerung des Rationalreihthums. Denn die Vertheuerung des 
einzelnen Products wiegt nicht Die Damit verbundene Verminderung des Gefammtvor: 
rathes auf. Dies würde nur dann der Ball fein, wenn troß des Steigens der Waaren: 
preije die Nachfrage überhaupt dieſelbe bleiben fönnte. 

Im Allgemeinen werden bei Vermehrung und Zunahme des Wohljtandes und 
Nationalreihthums alle diejenigen Producte wohlfeiler werben, deren Erzeugung von 
der Ausbildung des menſchlichen Gewerbfleißes und der Anfammlung größerer Gapi- 
tale abhängt. Dagegen werben die Producte, weldhe nur eine begrenzte Vermehrung 
durch menſchliche Arbeit zulafien, mit vem Wachsthum des Mohlitandes und der Ber 
völferung theuerer, fo namentlich rohe Pflanzen und Thieritoffe, Getreide, en. Fleiſch, 

äute. Gewerbswaaren werden meiſt wohlfeiler, wenn nicht die Vertheuerung der 

ohftoffe und die Steigerung des Arbeitslohnes entgegenwirft. Die Vervollfomm- 
nung ded Handels, welche auch die Entwidelung eines eigenen Handelsftandes, Ber: 
befierung des Geldweſens, Erniedrigung des Zinsfußes und des Handelsgewinnes in 
fich jchließt, bewirkt gleichfalls ein Einfen der Waarenpreife. 

Während nun die abjolute Preisveränderung darin befteht, daß der Werth der 
Producte im Berhältniß zu den Productionskoſten ſich ändert, ändert ſich bei der rela- 
tiven Preisveränderung in verfchiedenem Grad der Werth verichiedener Waaren im 
Verhältnig zum Werthe anderer Waaren. Derartige Preisveränderungen betreffen blos 
die laufenden oder Marftpreife und haben ihren Grund in Aenderungen des Verhält: 
nifies zwiſchen Angebot und Nachfrage. Sie fünnen nur temporär eine Theuerung 
oder Wohlfeilheit zur Folge haben, weil fi Angebot und Nachfrage ſtets mit einander 
ins Gleichgewicht zu jegen juchen, wo nicht durch willfürliche Gejege oder Staats— 
und Polizeieinrichtungen die freie Concurrenz und Girculation der Arbeit und Pro: 
ducte in größerem oder geringerem Grade erichwert wird. Die Folge diejer temporären 
Theuerung oder Wohlfeilheit ift ftetö , daß der Gewinn, den der Producent macht, ein 
Berluft für den Eonjumenten ift und umgefehrt. Ihre Wirkung ift daher meift jchäd- 
liher Natur, zumal da die gewinnende Partei den Gewinn ohne eine Production zieht, 
und die Verlufte Herbeigeführt werden, ohne daß eine entiprechende Gonfumtion ftatt- 
gefunden hat. 

Endli find die nominellen Preisveränderungen zu erwähnen. Weder auf die 
abfolute noch auf die relative Preisveränderung übt an fid) der Werth des Geldes 
einen Einfluß aus. Allein das Geld felbft unterliegt , wie dies in großem Maaßſtab 
nad) der Entdeckung Amerifa’8 und feiner Minen im 16. Jahrhundert zu Tage trat, 
foldhen SPreisveränderungen, und zwar jowohl in Betreff der Productionsfoften als im 
Berhältniß zu den übrigen Waaren. Um die Preife von Waaren und Gütern zu ver 
ſchiedenen Orten und Zeiten mit einander zu vergleichen, ift es nöthig, daß man die 
Waaren und Güter nicht blos mit den Münzſorten und mit dem Nennwerth derMün- 
zen vergleicht, jondern mit der Anzahl und dem inneren Werth der Münzen, d. 5. mit 
dem Gewicht des reinen Metalles , für welches ein Product eingetaufcht wird. Nur 
dann, wenn die Geldpreiſe gegen alle oder die meiften Güter zugleich) geftiegen oder ge- 
funfen find, fann man darauf fchließen, daß in den Metallpreiien eine Aenderung ein» 

etreten ift. Iſt aber blos eine Gattung von Gütern im Preis geftiegen oder gefunfen, 
o hat jedenfalls bei dieſem jpeciellen Gute ein Wechjel ftattgefunden. Die große Wohl: 
feilheit in den zwanziger Jahren diefes Jahrhunderts bei allen Waaren, insbejondere 
aud) bei den Erzeugniflen der Yandwirthichaft, welche um 45—50 %, ſanken, ift von 
vielen Defonomiften zum großen Theil auf die Abnahme der Geldmenge, der Vermin- 
— des Metalls und Papiergeldes geſetzt worden. 
in Gegenſtand beſonderer Erörterung find die ungewöhnlich Hohen und niedrigen 
©etreidepreife und die vorzüglich infolge von Mißerndten eintretenden Theuerungen 
der unentbehrlichften Nahrungsmittel geweſen, welche nicht nur Handelsfrifen zur 
Folge haben, fondern aud) den Arbeitslohn herabdrüden und felbft politiiche Gefahren 
mit fi bringen können. Die Regierungspolitif betrachtete die Korntheuerung fehr 
häufig als Wirfung einer wucherlihen Handlungsweife der Grumdbefiger und Korn- 
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händler und griff, unterftügt von der irregeleiteten öffentlichen Meinung, zu den ver- 
ſchiedenſten Maaßregeln, um jolden Zuftänden vorzubeugen oder Abhülfe Dagegen zu 
verichaffen. Man jchritt zu Kornausfuhrverboten, Euspenfton der Lurusgewerbe, weldye 
wie die Branntwein:, Bier: und Stärfefabrication, Korn ald Robitoff verarbeiten, 
ferner zu Feftiegung von Marimalpreifen und Errichtung von.Kornmagazinen u. ſ. w. 
Die Erfolglofigfeit diefer Maapregeln bat dargethan, daß die praftiich richtige Theorie 
und das natürliche Heilmittel gegen die Theuerung allein in der Entwidelung eines 
lebhaften und mit hinreichendem Capital ausgeftatteren, fowie umfichtig geleiteten freien 
Kornhandels liegt. 

Literatur: Roſcher, Kornhandel u. Theuerungspolitit. — Mac Culloch, 
Grundjäge der polit. Defonomie, über]. von Weber. 1831 pag. 197 ff. — Say, 
Lehrbuch der polit. Defonomie, überfegt von Mar Stirner. Bd. I. pag. 148 ff. — 
Storch, Handbud der Nationalwirthichaftslehre. Bo. I. pag. 305—409. — Rau, 
Lehrbuch der polit. Defonomie. Bd. I. $ 168. II. pag. 293 ff. 

‚Bernhard Miller. 


Tranfitohandel, auch Durchfuhr oder Durchzughandel, 

ift diejenige Art des kaufmänniſchen Geſchäftes, wobei ausländiiche Waaren durch 
das Gebiet eines Staates hindurch gehen, ohne daß die einheimiſchen Kaufleute activ 
daran betheiligt werden. — Dad Durchzugsland tritt zu den tranſitirenden Waa— 
ren in keine eigentlichen Handelsbeziehungen; die fremden Güter werden von dem 
fremden Kaufmanne auf ſeine Rechnung bei der einen Landesgrenze importirt und 
bei der anderen erportirt, ohne daß im Lande ſelbſt irgend ein Umſatz ſtattgefunden 
hätte. Der Tranfito ift alio, da er ftets im Verhältniffe zu demjenigen Staate be- 
trachtet werden muß, durch deflen Territorium er betrieben wird, fein Handels-, 
fondern nur ein Speditiond: und Frachtgeſchäft. 

Der Tranfito unterfcheidet ih), wie man ſieht, wefentlich von dem Zwifchenhandel ; 
und doch werden beide in der Umgangsſprache und ſelbſt von Kaufleuten noch häufig 
mit einander verwechfelt! Während beim Zwiſchenhandel der Inländer an den 
Geſchäften thätigen Antheil nimmt, indem er die ausländische Waare auf eigene Koften 
und Gefahren anfauft, um fie bei guter Gelegenheit mit Gewinn wieder in's Ausland 
zu verfaufen, werden beim Tranjito alle faufmännijchen Operationen durd) den Aus- 
länder felbt auf feine Rechnung betrieben, indem er die Waaren von einem Orte zum 
andern fickt und mit dem Inlande nur dadurch in Berührung fommt, daß er deſſen 
Gommunicationsmittel benugt. Mit vielem Rechte hat man daher den Zwijchenhanvel 
als eine eigentlich productive Thätigfeit viel höher angeichlagen, als den Tranfito ; 
der volföwirthichaftliche Vortheil des Zwiſchenhandels liegt in allen denjenigen beveu- 
tenden Ueberſchüſſen, welche die eigenen Kaufleute durch ihre Dazwiichenfunft erzielen ; 
das find für das Inland echte Gewinne, wirkliche VBermehrungen des Volfdvermögend. 
Der Tranfito hingegen wird dem Durdgangslande nur durd) die Reinerträgnifle 
der Spedition und durd) den damit verbundenen Abfag gewifler Producte nüglich;, fein 
volfswirthichaftlicher Werth reducirt fich alfo auf den Be welchen Die &ommuni: 
cationsanftalten, die Eifenbahn- und Dampfihifffahrts-Unternehmungen , die Fuhr⸗ 
werfer und Frächter bei der Beförderung der tranfitirenden Güter machen, oder welcher 
bei dem Verkaufe der Unterhaltsmittel an den tranfitirenden Frächter erübriget. Nichte 
deftoweniger ift auch diefer Gewinn nicht zu unterfchägen und die Verwaltung muß im 
———— Intereſſe der Volkswirthſchaft darauf bedacht ſein, jene Hinderniſſe 
zu beſeitigen, welche den Tranſito erſchweren, weil bei der heutigen Entwickelung der 
Verkehrswege der Waarendurchzug ſonſt leicht eine andere Richtung wählen und dies 
die beftehenden Straßen insbefondere in fleineren Städten veröden fünnte. Betrachten 
wir diefe Aufgabe der Verwaltung näher, fo zeigt ſich als erftes und bedeutendftes 
— das hinwegzuräumen iſt, der Beſtand von Zöllen aller Art: Einfuhr-, Aus» 
uhr- und Durchfuhrzöllen. Hinfichtlich der Einfuhr: und Ausfuhrzölfe hat man in der 
Sorge für den Tranfito ſchon allerwärts folhe Einrichtungen getroffen, daß fie erträg- 
licher werden. Um nämlich den Durchzugsgütern die Entrihtung eines Eingangszolles 
und die läftige Manipulation der Rüdvergütung deflelben bei vem Wiederaustritte zu 
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eriparen, wurden in allen Staaten Formalitäten gefeplich beftimmt, die dieſe Schwies 
rigfeiten heben. Die Tranfitogüter werden bei nd Uebertritte über die Zollgrenge 
nad) Quantität und Qualität unterfucht oder ed wird deren fefter Verſchluß conftatirt, 
fie werden dann überdies unter befonderen amtlichen Verſchluß, durch Anwendnung von 
Drahtſchnüren, Plomben, Siegeln ıc. geftellt, mit einem amtlichen Begleitfcheine ver: 
ſehen und an dasjenige Zollamt angewiefen, bei welchem fie frei austreten dürfen. Den 
hierbei leicht möglichen Umgehungen der Zollbehörden ſucht man durch Sicherftel- 
lungen und Gautionen, weldye die Parteien zu leiften haben, vorzubeugen. 

Nicht jo weit als bei diefer formellen Frage ift man in der materiellen Beziehung 
nämlicd mit den Durchfuhrzöllen gelangt. Die Entſtehung derfelben ruht auf den 
älteften hiftorifchen Grundlagen des Zollwefens; man faßt fie ald Entfhädigung für 
den Genuß der ftaatlihen Sicherheitsanftalten, als Gebühr für den Schutz der Waaren 
während ihres Durchzuges, aljo ganz fo wie das altgermanifche „Seleite-Geld“ auf; 
und während das „fichere Geleite* als eine Abfindungsjumme für die Brandfchagungen 
derRitter und Gaugrafen doch faum mehr in unfere Seit paßt, beftehen die Durchfuhr— 
zölle als eine fiscalifche Maafregel ohne eigentlichen Rechtfertigungsgrund noch heute 
in vielen Staaten. Daß ihr Wegfall wänihenewertn und dringend geboten ijt, läßt 
ſich nicht nur theoretifch leicht nachweifen, fondern es ift auch praktiſch von mehreren 
Regierungen in den legten Jahren anerfannt worden. Der Tranfito fchafft, wie wir 
früher erwähnten, gewiffe®ewinne ; die Koſten, welche der Kaufmann für den Trans» 
port, für Nahrung, Unterfunft, Schmiede-, MWagnerarbeiten ıc. bezahlt , enthalten zu» 
gleich den entfprechenden Theil jener Steuern, die auf den Preis aller diefer Leiftungen 
vom inländifchen Producenten zurückgewälzt werden. Der tranfitirende Ausländer wird 
aljo ohmedies zur Befteuerung, mithin wenn man fo fagen darf, zur aliquoten Ent» 
fhädigung für den Genuß der Staatsanftalten herangezogen und es ift gar fein denf: 
barer Grund für eine Doppelbefteuerung in der Form von Durdyfuhrzöllen. Hingegen 
ſchrecken die Durchfuhrzölle den Waarenzug von der beftimmten Verfehrsitraße ab, And 
aljo pofitiv ſchädlich. — Die Durchfuhrzölle find deshalb aufgehoben worden vorlängft 
in England, in Italien durch das Zollgejeg vom 9. Juli 1859, im Zollverein 
infolge Webereinfunft der Vereinsftaaten ſeit 1. März 1861, in Defterreich durch 
das Öefeh vom 17. Auguft 1862 ıc. Dagegen beftehen insbefondere in Frankreich und 
Belgien noch bedeutende Tranfitogölle. 

So dringend geboten die Aufhebung der Durchgangszölle ift, fo wünfcheuswerth 
bleibt e8 doc), die Waarenbewegung des Tranfito genau zu kennen und deshalb ent» 
ſprechend zu controliren. Eine joldye Gontrole, die — wie Englands Handeldausweife 
zeigen — aud) bei völliger Freiheit und ohne alle Beläftigung des Verkehrs möglich ift, 
hat den großen Nugen, daß man aus Art und Menge der durchziehenden Güter einen 
Schluß ziehen fann auf die eigene wirthfchaftliche Leiltungsfähigfeit. Genaue Studien 
des Tranfito führen zur Selbfterfenntniß; fie zeigen, welche Waaren das Inland nod) 
nicht entipredyend billig oder gut genug producirt, um den ausländischen Marft zu 
befriedigen; denn jede durchziehende Waare fönnte der Durchzugsſtaat um einen Theil 
der Transportkoften billiger liefern; wenn die anderen Factoren des Preifes alfo die 
gleichen wären, könnte er mit Erfolg concusriren; zeigen 3. B. die Ausweife Oeſter— 
reichs, daß der — über Trieſt gewiſſe Glasſorten nach dem Orient ſendet, ſo 
fordert das zum Studium der Urſachen auf, weshalb nicht Oeſterreich ſelbſt dieſe Gläſer 
producirt, es führt zur Erkenntniß und vielleicht zur ſiegreichen Concurrenz. In dieſem 
Sinne leiſtet Frankreich Außerordentliches. Dort wird der Tranſit mit einer Aufmerk— 
ſamkeit ſtudirt, die ſogar hart an Mißbrauch des Vertrauens ſtreift. — „Man läßt 
dort“ — wie ein unterrichteter Kaufmann erzählt — „nicht immer ſich daran genügen, 
daß eine Sendung mit der normalen Inhaltsanſage eingelangt iſt; ſondern nicht ſelten 
werden Tranſit⸗Collien geöffnet, um durch Sachverſtändige den eigentlichen Urſprungs— 
ort der Provenienz feftfellen zu laffen. Die dortige Induftrie gelangt dadurd) zu 
zeitiger Kenntniß neuer Erfcheinungen auf gewerblichem Gebiete; Frankreich aber zu 
einer möglichft richtigen Controle des Verkehrs dritter Staaten über feine Marken. “ 
Bei der Wichtigfeit genauer ftatiftiicher Nachweiſe ift es daher Doppelt zu bedauern, 
daß viele der beitehenpen Aufzeichnungen über den Tranfitoverfehr höchſt unvollitändig 
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find. Im Zollvereine fowohl, als in Defterreich werden die Waarenfendungen nur 
nad) ihrem Aus: und Eintritt über die Grenzen, nicht aber nady ihren Anfunfts- und 
Beftimmungsorten —— fetner begnügt man ſich vielfach mit Waarenclaſſen, 
wo doch die kleinſten Details der einzelnen Waarengattungen nöthig wären; endlich 
iſt unter „ Durchfuhr“ im Zollvereine ſowohl der eigentliche Tranſit (die Spedition), 
alsein Theil des Zwilchenhandels begriffen. Entſprechende Schlußfolgerungen laffen 
ſich alfo auf derlei Zahlen nicht bafiren. Nach dem vorhandenen, eben * ungenügen⸗ 
den Material ſtellt ſich der Tranſitoverkehr in den bedeutenderen Staaten Europa's ſo, 
daß Spanien, Portugal, Schweden und Norwegen faſt gar keine Durchfuhr haben; 
England hat bei immenſem Zwiſchenhandel nur geringen Tranſito; dagegen befteht 
ein großer Durchzugsverkeht in der Schweiz, Defterreich ‚ Belgien, Holland, Franf- 
reich, dem Zollverein und den Hanſeſtädten; in den legteren foll, nad) den leider unver: 
läßlihen Angaben Hausner's, der Tranfit den Erport und Import um mehr als 
100 Procent übertreffen. Die vorliegenden officiellen Ausweife, die nur mit Rüdficht 
auf den oben erwähnten Vorbehalt zu benugen find, geben folgende Ziffern: 
Durhfuhr in Gngland im Jahre 1862 31425193 Thlr. Werth, 

, « Defterreih «= = 1862 80 224158 ⸗ . 

⸗ » Branfreih » = 1962 144 800000 = s 

⸗ im Zollverein » = 1861 150482788 = 5 
Franz Neumann, 
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Transportverficherung. 

Die räumliche Gütervertheilung ift eine der Hauptaufgaben des Handels. Mit 
der Entwidelung des Handel vermehrt fi die Zahl der Straßen, auf denen dieſe Ver— 
theilung fich vollzieht, erweitert fich die Entfernung zwifchen den Drten des Bezuges 
und Verbrauchs, welche durch folche Straßen zu verbinden find, vervielfältigt ſich die 
Menge der Transportmittel. Weit mehr Güter, ald an einem Tage von der Bevölke— 
rung der ganzen Erde verbraucht werden, find jeden Tag gleichzeitig auf der Wande— 
rung vom Erzeugungds: zum Verfaufsorte, von da zum Miederverfaufs: oder Vers 
brauchsorte begriffen. Diele großen Gütermaffen find, fo lange fie unterwegs find, 
fortwährend der Zeritörung durch Naturfräfte in weit höherem Maaße a als 
Gütermaſſen, die ſich im Zuftande der Ruhe befinden. Diefelben Kräfte, welche ihren 
Transport in weite Fernen ermöglichen, verurſachen, wo Menfcenfraft nicht hin» 
reicht, der Naturfraft zu gebieten, ihre — der Gütermaſſen — plögliche, oder doc 
raſche Zerftörung. Die Vermögensverlufte,, die dem Einzelnen fo infolge des Güter 
transportes entftehen, hat man * frühzeitig durch Vertheilung erträglicher zu machen 
verſucht. Die Transportverſicherung — der älteſte Verſicherungszweig — iſt nichts 
als Vertheilung der Einzelne betreffenden Verluſte an im Transport begriffenen Capi-— 
talien auf Biele. Capitalien gehen durch Havarie unrettbar und unwiderbringlich für 
die — Volkswirthſchaft verloren. Aber, indem die Transportintereſſenten ihre 
Verlufte auf dem Wege der Verfiherung unter ſich vertheilen, ichaffen fie fich entichä- 
digende Aequivalente, Diefe Schädenvertheilung greift auch Pla, wo, wie dies bei 
der Transportverficherung befonders häufig vorfommt, ein einzelner (Privat-) Were 
ſicherer Berfiherungen für eigene Redynung übernimmt, und für die Verlufte allein 
mit feinem Vermögen auffommt. Das Serdäft deſſelben wird erft dann für ihn [ucra= 
tiv und für die Verficherten ficher, wenn von dem einzelnen Verficherer zahlreiche und 
mannigfaltige Rififen gezeichnet werden. Aus der Summe der Beitragsleiftungen Aller 
werden die Schäden der Einzelnen auch von dem einzelnen Verficherer vergütet. — 
Die hohe volfswirthichaftliche Bedeutung der Transportverficherung liegt auf der Hand. 
Ihre Entwidelung ift nicht nur eine Folge, fondern aud) eine Bedingung der Entwicke⸗ 
lung des Welthandels. Sie vermag nicht Capitalien zu erhalten, oder zu erjeugen, 
Aber, indem fie dem wirthichaftlichen Ruin Einzelner vorbeugt, beugt fie auch den 
— der Gütererzeugung vor, welche die unvorhergeſehene Zerſtörung ganzer 
inzelvermögen in höherem Grade im Gefolge haben müßte, als die von vorneherein 
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bei dem betreffenden wirthichaftlichen Unternehmungen in Rüdficht und Rechnung ge: 
zogene Zerftörung Feiner Bruchtheile des Vermögens aller Interejjenten. R 

Die Transportverfiherung tritt zuerft in der Form der Seeaffecuranz auf. 
Die alten Griechen fannten jedenfalld das Bedürfniß, fi) gegen die Gefahren der Sees 
ſchifffahrt im Voraus zu fihhern, ſeht wohl. Zur Befriedigung deffelben bedienten fie 
fich einmal des Rechtsinftitutes der Anweifung (Mandat), und dann der Bürgſchaft. 
Der Aflecurangvertrag war ihnen noch unbekannt. Ebenfo den Römern. Diefe befaßen 
zwar zwei Recdtsinftitute, welche, obwohl ganz anderen Charafters, als die moderne 
Aſſecuranz, doc in Anjehung des Erfolgs, eine von anderen Rechtsgefchäften unab— 
hängige Vergütung des durch Seegefahr herbeigeführten Schadens bezwedten, nämlich 
das jogen. »fenus nauticum« oder »pecunia trajectitia«, d. h. ein Darlehn, weldyes 
beftimmt ift, über's Meer geſchickt zu werden, und das durd) die lex Rhodia de jactu 
begründete, der germanifchen Havarei nahe verwandte Redytsinftitut, find aber über 
dieſe Rechtsbildungen nie hinausgefommen. Den Alten war die Aſſecuranz in der 
That noch nicht dringende Bedürniß,. Eie wurde e8, als im Mittelalter die Ephäre 
des Welthandels ſich durch große Entdeckungen und durch Fortfchritte in der Theilung 
der internationalen Arbeit erweiterte. Im Mittelalter ward zunächſt, befonders im 
re der nordeuropäiichen Handelsrepublifen, das germanifche Inftitut der 

odmerei und Havarei ausgebildet. Doch finden ſich untrügliche Zeugniffe, daß aud) 
das Injtitut der Seeverficherung im Weſentlichen in feiner heutigen Geftalt fchon fehr 
früh, nämlich icon zu Anfang des 14. Jahrhunderts, befannt war. Eine alte flan— 
drifche Ehroniferwähnt eine Aifecuranzfammer, welde ſchon 1310 zu Brügge be» 
ftanden haben fol, und bei der man gegen See- und andere Öefahren Verficherung habe 
nehmen fönnen. Die ältefte nody vorhandene Ajfecuranzordnung aber ift die von 
Barzelona aus d. J. 1435. Und dieje nennt fich ſelbſt eine durch die Zeit nöthig ge— 
wordene Verbefferung früherer Ordnungen. In Florenz wurden zu Anfang des 16. 
Zahrhunderts Afferuranzordnungen erlaften. Die Terminologie des See⸗ wie über: 
haupt des Verficherungsgeichäftes ift der italienischen Epradye entnommen. Die Ent- 
defung von Amerifa und die des Seewegs nah DOftindien bilden eine hervorragende 
Epoche in der Geichichte der Eeeverfiherung. Von hier ab ward die legtere zu einem 
Inſtitute, welches fich überall Geltung verichaffte, wo der Seehandel feine Niederlaf- 
jungen errichtet hatte. In England erſchien ſchon 1601 eine Codification des Affe: 
euranzrechtes, nachmals mehrfach, beſonders durch Stat. 13, 14. Charles II. Cap. 
23 erneuert und beftätigt. In Nordamerifa ward engliiches Recht eingeführt. In 
Italien finden wir, außer den erwähnten älteren florentinifchen auch ſpätere genueftiche, 
neapolitanifche und venezianifche Aſſecuranzordnungen. Auch in Spanien machte die 
Seeverſicherungsgeſetzgebung feit dem 15. Jahrhundert rajche Fortichritte. Das jpan. 
— von 1829 hat das bis dahin gültige Recht codificitt. Unter den franz. 

ejegen ragt Bd. IIT. Tit. VII. der 1681 erlaffenen »Ordonnance de la marine« 
hervor. Das jegige franzöſiſche Eceverficherungsrecht enthält der, befanntlid) in vielen 
anderen Staaten recipirte Code de commerce. Auch in Holland, Schweden und in 
Deutichland hat fich das Seeverſicherungsrecht feit dem Anfange des 16. Jahrhuns 
derts rafch entwidelt. 1731 die Hamburger Aſſecuranz- und Havarie-Drdnung. In 
Preußen 1727 ein Seerecht mit le über das Aſſecuranzweſen; dann 1786 eine 
preußifche Aſſecuranzordnung. Dann Th. II. Tit. 8 des Allgemeinen Pr. Landrechtes. 
Heutzutage ift das deutſche Seeverſicherungsrecht codiftcirt in B. 5 Tit. 11 des Allg. 
deutichen Handelsgejegbucyes, welcher überſchrieben ift: „Die Verficherung gegen die 
Gefahren der Seeichifffahrt.” 

Erft im Laufe diefes Jahrhunderts ift neben der Seeaſſecuranz aud) die Verfiches 
rung gegen die Gefahren des Fluß-, Landfee- und Landtransportes in Auf: 
nahme gefommen. Alle Iransportverficherungsgeichäfte werden heutzutage ebenſo— 
wohl von Privatverficherern, wie von Gegenfeitigfeitsanftalten und Xctiengefeüfepaften 
betrieben. In England ruht die Seeverfiberung vornehmlich in der Hand von Privat- 
verficherern. In den norddeutſchen Seeplägen operiren zahlreiche (in Hamburg 5. B. 
26, in Bremen 22) Seeverfiherungsgefellichaften, welche theils auf Actien, theils auf 
Gegenfeitigfeit begründet find. Der in der Regel nur zu einem Fleinen Theile einge: 
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zahlte Actienfond dient als Garantiefond. Die Theilnehmer einer ſolchen Gefellichaft 
muͤſſen ihre Rififen bis zu gewiffen Beträgen der eigenen Geſellſchaft zuwenden, er— 
halten aber auch Dividenden auf ihre Prämien außer den Zinfen für das eingezablte 
Bapital. Die beiden wichtigſten norbdeutichen Seepläge, Hamburg und Bremen, haben 
feit längerer Zeit je gewiffe Normativbedingungen (Pläne, Bedingungen) für die Sees 
verfiherung adoptirt, nach denen die Policen geſchloſſen, die Rechte und Pflichten der 
nterefienten normirt werden, und welche als geichriebenes Gewohnheitsrecht anzu: 
fehen find. Beide — die Hamburger wie die Bremer Bedingungen haben je ihr be: 
fonderes Gültigfeitsgebiet — ; die Hamburger in den Seeplägen an der Elbe und öft- 
lich von derſelben, die Bremer in den Seeplägen an der eier und weftlid von der: 
felben. — Die Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches in Preu- 
Ben, — Medlenburg, Bremen, Oldenburg, Dame und Hamburg werden das Ge- 
fegbuch ebenfalls in der Kürze einführen — hat die Frage nahe gelegt, ob man fi 
nicht, da die Hamburger und die Bremer Bedingungen doch ohnehin einer Revifion 
unterzogen werden müßen, über einheitliche Bedingungen für ganz Norddeutichland 
zu einigen vermöge. Es ift alle Ausficht vorhanden, daß eine Polche Einigung dem- 
nächſt zu Stande komme. 

Es beftehen zur Zeit in Deutichland 6 allgemeine Transportverficherungsgefell, 
fchaften, von denen einige jedody auch anderweite Verficherungsgeichäfte betreiben , 2 
Gejellichyaften für Landtransport (Landtransportverficherungen werden aber auch von 
vielen Feuerverficherungsgefellichaften, von Poften, Spediteuren, Eiſenbahngeſellſchaf— 
ten u. ſ. w. gegeben), ferner 12 Stromtransportverſicherungsgeſellſchaften, und 
gegen 100 Vereine und Gefellichaften für Waflertransport überhaupt , insbejondere 
aber Seeverficyerung. Welche Ausdehnung das Seeverfiherungsgeihäft in Hamburg 
und Bremen gewonnen, geht daraus hervor, daß dort im Jahre 1862 598’538100 
Markt Banfo, bier im Jahre 1863 85'407713 Loor. Verfiherungsfumme bei einhei- 
mijchen und Agenten auswärtiger Compagnieen und bei Privat-Affecurateurs gezeich— 
net waren. 

Jede Transportverfiherung hat den Zweck, Erſatz des Schadens zu gewähr: 
leiften, weldyer aus den Gefahren der Reiſe entfteht. Meift ftehen die Trans— 
portverficherungsanftalten jegt aber allgemein für Gefahren, die während der Reife 
entftchen, ein. Die fogenannte Eifenbahnverficherung leiftet Gewähr gegen alle Ele: 
mentarfchäden, gegen Vernichtung irgend welcher Art, gegen Diebftahl, Abhanden: 
fommen, Anfcheuern u. ſ. w. fowohl während der Fahrt, ald während der Lagerung 
auf den Etationsorten. Früher war es Regel, höchſtens gegen ſolche Schäden Ver: 
ſicherung zu geben, welche der Frachtführer nicht hindern kann; jegt ift es Regel, fie 
zu geben gegen Schäden, welche der Eigenthümer nicht hindern kann; die Berficherung 
haftet aud) für die Folgen der Handlungsweife des Frachtführers. — Der gewöhnliche 
Gegenſtand der Seeverficherung ift die Schiffsladung und das Schiff jelbft (casco). 
Dazu tritt die Fracht und der imaginäre Gewinn. Auch das Intereffe eines Dritten 
zur Schiffsladung fann Gegenjtand der Verfiherung fein. Soldye Intereffen find Bor- 
ſchüſſe, Bodmereis und Havariegelder, Reifeeffecten der Baflagiere u. f. w. Die Ge 
jeggebung hat in den verfchiedenen Staaten der Seeverfiherung bald engere, bald 
weitere Grenzen gezogen, theils unmittelbar , indem fie die Verfiherungsbedingungen 
jelbft in Erwägung 309, theils mittelbar durch Feftftellung der Pflichten und Rechte 
der Rheder, Sciffsführer und Eigenthümer der Waare, an deren Stelle der Berficherer 
tritt umd deren Pflichten und Rechte daher die Grenzen feiner Verantwortlichkeit er- 
geben. — Die Prämien im Seeverficherungsgefchäft richten fich ſelbſtverſtändlich nad 
der Beichaffenheit der Fahrzeuge, der Natur der Waare, der Richtung der Reife und 
der Jahreszeit, in welcher fie ftattfindet. Der Verficherer muß bei der Seeverficherung, 
wie bei allen anderen Verficherungen,, auf möglichite Vertheilung der Rififen hinar: 
beiten und die Vertheilung nicht nur auf viele Schiffe, fondern auch auf verfchiedene 
Reiferichtungen und verfchiedene Zeitpuncte erftreben. Er muß fi) von allen Gegenden 
und dem Zeitpuncte des Wechſels ihrer Gunft und ebenfo von den Eigenfchaften der 
Schiffe, deren Casco oder Ladung er verfichern fol, zu unterrichten fuchen. Die 
Kenntniß der Echiffe erleichtern die verfchiedenen Bureaur zur Regiftrirung und Elaf- 
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ſificirung der Seeſchiffe, welche, wie der Lloyd in London, der Lloyd Francais Veri- 
tas, das Rögistre maritime de Bordeaux, der Lloyd austriaco in Trieft u. A., 
alljährlid Regifter der Seefahrzeuge aller en mit möglichft vollftändigen 
Notizen über Alter, Bauart und Güte der Schiffe herausgeben. — Die Seeverficye: 
rung ift bei Weitem der wichtigfte und jchwierigfte Zweig der gefammten Transport» 
verjiherung. Aber die gefammte Transportverfiherung ift wieder der, wenigſtens 
juriftifch, vielleicht auch techniſch bei Weitem ausgebilvetfte Zweig des gefammten Ver 
ficherungsgeichäftes. 

Literatur: Meno Pöhls, Daritellung des Seeaſſecuranzrechtes. Ham— 
burg 1832—34. — W. Benefe, Syſtem des Affecruranz- und Bodmereiwelens. 
Hamburg 1805—10 und 1821. — AN. Morel, Kurzgefaßte Ueberficht und Ver— 

leihung der gewöhnlichen Bedingungen und Ujancen bei Verfiherungen gegen 
Seegefahr. Aus dem Franz. Hamburg 1840. — Nolte, Bin. Wilh., Benede's 
Spitem des Aſſecuranz- und Bodmereiwefend. Hamburg 1851, 52. — Parsons 
Theoph. L. L. D. Laws of bussiness for Bussiness Men. Boſton 1857. — 
Duer Law and Practice of Marine insurance. 2. Vol. Newvorf 1845, 46. — 
H. Tedlenborg, Syſtem des Seeverfiherungsweiens. Bremen. C. Schüne: 
mann. 1862, 

A. Emminghaus. 


Truckſyſtem (Eottage-Spftem). 

Das Truckſyſtem bezicht ſich auf die Lohnzahlungen in der Fabrif- und Hausin- 
duftrie und verfteht man Darunter die aufgedrungene Entrichtung eines Theils des 
Lohnes in gelieferten, meift zu hoch angeichlagenen oder auch den Bedürfniffen der 
Arbeiterfamilien nicht entipredhenden Waaren. Es würde zumal bei ifolirten Fabriken 
auf dem platten Rande nur zu empfehlen fein, wenn der Fabrifherr nach Art der Eon: 
fumvereine die gangbarften Artifel im Großen einfauft und fie feinen Arbeitern gegen 
einen mäßigen Aufichlag wieder verfaufte, und den erjten Einrichtungen mögen aud) 
derartige Billigfeitsrüdfichten zu Grunde gelegen haben. Der Eigennug mancher Fabrik— 
— hat aber zumal in Zeiten der Arbeitsſtockungen die traurige Lage ihrer Arbeiter 
njofern ausbeuten laſſen, als fie ihnen unter Androhung der Entlaſſung nicht nur 
ſchlechte Waaren zu jehr hohen Preifen verabfolgen ließen, fondern auch durch Ge: 
ftattung von Buchſchulden den Arbeiter ganz und gar von fih abhängig zu machen 
verftanden. Aehnlich ift das jogenannte Häuschenſyſtem, bei dem der Fabrifherr 
für die Wohnung des Arbeiters jorgt und den Miethzins von dem Lohne innebehält. 

Die mitunter beifpiellofen Erpreflungen, welche vorgefommen find, haben in vie- 
len Gefeggebungen dazu geführt, das Auslohnen mit Waaren! mit ftrengen Strafen 
zu belegen. In vielen Fällen werden Einführung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit 
nicht nur dem Fabrifheren für feinen Wucherhandel die höchſt nöthige Concurrenz 
Schaffen, fondern auch dem Arbeiter die Auffuhung einer anderen Nahrungsauelle er: 
leichtern. Freifinnige Gewerbegefeggebungen wollen ferner Verbände der Arbeiter unter 
fi nicyt mehr verboten wiffen, und ift eine fefte corporative —— der Arbeiter 
ſicher im Stande, eine ſolche Handlungsweiſe unmöglich zu machen. Coalitions— 
recht, Recht der Vereinigung der Arbeiter zur Erreichung günſtigerer Lohnſätze oder 


kürzerer Arbeitszeit; vergl. den Art. „Arbeitdeinftellung“). — Ausführliche Darftel- 
lung fiehe Rofcher, Anfichten der Volkswirthſch. Leipzig 1861). ©. 218 u. ge 
H. R. 





1). In Ländern der Sılberwährung ſpricht ſich das Trudivitem gleichfalls durch das Auslohnen 
mit leichten Goloftüden aus, und ift deshalb häufig auch verboten, den Arbeitern ihren Lohn in Gold 
auszuzahlen. 
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ll. 


Vebergangsabgaben, Ausgleihungsabgaben. 

Der Artifel „Uebergangsabgaben * bat eine Einrichtung zu behandeln, die in 
ihrer Art nur innerhalb des deutichen Zollvereins ſ. d.) zu irgend einer Ausbildung 
gefommen ift, weshalb wir und auch nur auf eine furze Charafteriftif der hier ge: 
troffenen Anordnungen beichränfen werben. 

Bei der Gründung des Zollvereins war es felbftverftändlich, daß von dem mäch— 
tigften Staate d. h. von Preußen, dort bereits beftehende Einrichtungen und Bes 
ftenerungsgrundfäge aufrecht erhalten wurden, und Daß die Fleineren Staaten ihre 
Steuergeſetzgebungen foviel als möglich den preußifchen analog einrichteten, Wie fi 
dies ſchon bei dem preußischehefltichen Zollvertrage vom 14. Februar 1828 geltend 
machte, der fich binfichtlicy der Verbraudsabgaben an das preußifche Gejeg vom 
26, Mai 1818 anlehnte, jo ftellten im Laufe der Zeit eine Anzahl anderer deuticher 
Staaten bei ihrem Eintritt in den Zollverein ihre Verbrauchsftenerfäge den preußischen 
gleich. Leider war diefer Schritt Fein allgemeiner, vielmehr hielten einzelne Regie 
rungen an ihren Sägen für gewifle Artifel, die einer Productiondfteuer unterworfen 
waren, feft, und diefe Ungleichheit der Beltenerung einzelner Conſumtionsartikel ver: 
anlafte innerhalb des Zollvereins die Bildung mehrerer neben einander beftehenden 
Zollgruppen, die, wenn auch für Die meiften Artifel vollfommen freier Verkehr beftand, 
für einige wenige Waarengattungen doch wiederum künſtliche Binnenzollichranfen 
ſchufen. So beftimmt ſchon Art. 6 des im Jahre 1833 zwilchen Preußen, Heflen: 
Darmftadt und Heſſen-Caſſel einerfeits und Bayern und Würtemberg andererfeits ab» 
geichloffenen Vertrags, daß von dem freien Berfehr ausgenommen fein follen : 

a. die zu den Staatsmonopolen gehörigen Berfaufsartifel Salz und Epielfarten); 

b. die im Innern der contrahirenden Staaten entweder mit Steuern von ver: 
Ihiedener Höhe oder in dem einen Staate gar nicht, in Dem anderen Staate aber mit 
Steuern belegten und Deshalb einer Ausgleihungsabgabe unterworfenen inländiichen 
Grzeugniffe, und 

c. ſolche Gegenftände, für welche durch die Patentgeießgebung der einzelnen 
Staaten ein zeitweiliges Verbietungsrecht der Nadyahmung oder der Einfuhr gewährt 
worden war. 

Die unter b angeführten Ausgleichungsabgaben eritredten fih auf Bier und 
geihrotenes Malz, auf Branntwein, Wein und Traubenmoft, endlich auf Tabaf, und 
wurden damit begründet, daß die geringere Befteuerung in dem einen Lande den Pro: 
dienten geftatten würde, um diejen Betrag billiger zu produciren und den Produ— 
centen des anderen Landes mit höherer Belteuerung eine ſehr empfindliche Concurrenz 
zu bereiten. Außerdem — und dies war das eigentlich beftimmende Motiv — ſollte 
die Steuercafle Feine Berluite erleiden, da zu erwarten war, daß die Benölferung, 
anftatt die eigenen hohen Eteuern zu zahlen, zu den billigeren fremden Verbrauchs: 
artifeln greifen würde. Das finanzielle Intereffe verlangte Daher, da Nüdvergütungen 
der geyahlten Steuer nicht gewährt werden jollten, für dieſe Artifel einen Eingangs— 
zoll, deſſen Höhe durch die Differenz zwiſchen der inländifchen und der fremden Be- 
fteuerung beitimmt ward. 

Am Schluſſe des Jahres 1833, ald dem Zollvereine außer den genannten Gebieten 
noch Sachſen, die thüringiichen Länder und Die Heineren Staaten Mitteldeutfchlandg, 
(Anhalt, Waldeck, Hefien- Homburg), beigetreten waren, ftanden fidh bereits vier Ge- 
biete mit verſchiedenen Uebergangsſteuern gegenüber, und zwar 1. Preußen mit Sachjen 
und den thüringiichen Staaten, 2. Bayern und Würtemberg, 3. das Großherzogthum 
Helen, 4. Kurbefien. 

Die Anichlüffe von Baden, Naffau und Frankfurt verwidelten die ohnehin fchon 
fehr umftändlichen Verbältniffe noch mehr, Da Naſſau die fraglichen Artikel gar nicht, 
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Baden und Frankfurt nur die inländiſche Bierproduction befteuerten und infolge deſſen 
anderweite Öruppirungen ſich nothiwendig machten. Dur den Erneuerungsvertrag 
vom 8. Mai 1541 wurde das Syſtem glüdlicherweife etwas vereinfacht. Die Abgaben 
normiren ſich von da an nicht mehr nad) der Differenz des Betrags der fremden Ber: 
brauchsftener von der inländiichen, fondern es wird beim Uebergange die volle in- 
ländiiche Steuer erhoben. Die Ausfuhrbonification , früher nur ausnahmsweiſe ges 
ftattet, findet volle Anwendung. Dagegen wurden die Verbrauchs- und Zube: 
reitungsfteuern auf Eifig, Cider, Mehl: und Mübhlenfabricate, Badwaaren, 
Fleiſch und Fett ausgedehnt, und nur infofern wiederum eine Erleichterung geſchaffen, 
als man ſich über gewiſſe Maximalſätze verſtändigte. Am wichtigſten war die Beſtim— 
mung, daß keins der inneren Erzeugniſſe bei der Einfuhr aus einem anderen Vereins: 
ftaate höher oder in einer läftigeren Weife, ald das inländiiche, oder als das Erzeug: 
niß der übrigen Bereinsftaaten befteuert werden darf. Dadurch änderte ſich das Syſtem 
der „Ausgleihungsabgaben“ in das der „Uebergangsabgaben“. 

Von 1841 an erweitert fid) das preußifchetächffchthüringifche Gebiet durch den 
Beitritt von Braunjchweig, Lippe, Luremburg, Anhalt, und einigen fich diefe Staaten 
nicht nur über die gleiche Befteuerung innerer Erzeugnifle, fondern auch über die Ge— 
meinichaftlichfeit der Einnahmen. Der Eintritt des Steuervereind (Hannover, Olden⸗ 
burg) in den Zollverein im Jahre 1852 verftärft wiederum dafjelbe Gebiet, da nur in 
Bezug auf Bier nicht vollftändig freier Verkehr zugeftanden wird, während für Wein 

pr. Etr. 25 Sgr.), Weinmoft (20 Sgr.), Branntwein (pr. preuß. Ohm bei 50%, 

ralles 6 Thlr.), Tabaf- und Tabafsblättern (20 Sgr. pr. Etr.) die gleiche Behand— 
lung eintrat. — Nur in Bezug auf Wein, Moft und Tabaf verftand ſich Kurheſſen 
zum Beitritt zu dieſer größten Binnenzollgruppe , für Bier und Branntwein behielt 
es jeine eigenen Säge bei. Großherzogthum Hefien und Baden befteuern nur das 
Bier, Bayern und Würtemberg dagegen halten ihre Specialtarife aufrecht , fo daß für 
einen und denjelben Berbrauchsartifel 3.3. für das Bier von 1852 an allein 9 ver: 
fchiedene Abftufungen der Uebergangsabgabe, mit Einfluß des hierher gehörigen 
Braumalzes allein 11 eriftiren. 

Dadurch daß von 1541 an nicht mehr die Differenz zwiſchen den verfchiedenen 
Befteuerungsfägen, jondern die Höhe der inländiichen Beiteuerung für den Ueber- 
gangsabgabentarif maaßgebend war, daß man aljo dad Ergänzungs- oder Aus— 
gleihungsfteuerivftem aufgab und ftatt deſſen dem Erporteur die bereits gezahlte 
inländiſche Steuer zurüdzahlte (Erportbonification) , ihm aber nötbigte, die in dem 
anderen Zollvereinsitaate geſetzliche Verbrauchsfteuer vollzuzahlen, ift allerdings das 
Verfahren vereinfacht worden; wenigitens ift der gegründete Borwurf ungleicher Gone 
cutrenz weggefallen. Deſſenungeachtet bleiben aber die Mebergangsabgaben ein großes 
Hemmniß für den freien Verkehr. Die öffentlihe Meinung ſpricht ſich mit immer 
größerer Entichiedenheit gegen die Befteuerung von nothwendigen Lebensmitteln und 
Halbfabricaten aus, und gerade an diefen mitten im Zollverein gefchaffenen Binnen» 

renzen documentirt ſich die Verwerflichkeit der indirecten Beiteuerung. Mögen die 

egulative für Erbebung und Gontrolirung der Uebergangsabgaben auch mit der 
größten Nüdiichtnahme zu verfahren vorſchreiben, immerhin werden das Einhalten 
gewiffer Straßen, die Durchſuchung der Frachtſtücke, die Abfertigung mit Transport-, 
Ausgangse, Uebergangs-, Durchfuhr- und Begleiticheinen, Die Depofition der Aus- 
gleihungsabgabe, und andere Verkehrsbeſchränkungen fo lange unvermeidlid) bleiben, 
als die Ansgleihungsabgaben überhaupt fortbeitehen. Selbitverftändlich werben aber 
nicht bloß die erwähnten fteuerpflichtigen Güterfendungen von diefer Eontrole betroffen, 
fondern um die gerade hier vielfady vorfommenden Zolldefraudationen zu hindern , ift 
eine Gontrole des ganzen großen Geſammtverkehrs unvermeidlich. In der That ift aud) 
die Erhebungsweile eine ziemlich foftipielige und für einige Artifel, wie Wein, Tabaf 
und Malz war der Gewinn, welcher jchließlich der Staatscafle verblieb, außerordent- 
lich gering. Es war daher nur zu billigen, daß bei der Erneuerung der Zollvereind: 
verträge von 1865 an Tabaf und Wein in der größeren Binnenzollgruppe frei gegeben 
wurden, und wenn man fic) in Zukunft über den Wegfall der allerdings fehr einträg- 
lihen Bier- und Branntweinfteuer nicht verftändigen follte, obgleich Dies aus viel- 
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fachen Gründen das Befte wäre, fo empfiehlt fi) doc) dringend wenigftens eine gleich— 
mäßige Befteuerung diefer Verbrauchsartifel zu mäßigen Sägen, gemeinicaftliche 
Erhebung und Repartition nad) der Einwohnerzahl. 

Literatur: Siehe unter dem Artifel „Zollverein.“ — Eingehende hiſtoriſche 
Darftellung: Bremer Handelsblatt Nr. 526, 527 und 528 (Jahrgang a0, 
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Umlauf, Umlaufendes Capital, Umlaufsmittel. 

Wenn das Leben der Güter mit der Production feinen Anfang nimmt und mit 
der Eonfumtion fein Ende erreicht, jo ftellt der Umlauf jene organische Bewegung vor, 
in der fich diefe Güter von der Entftehung bis zum Untergange befinden müſſen, um 
ihre Werthsqualität zur vollen und ununterbrocdyenen Geltung zu bringen. Der Aus: 
druck Umlauf bezeichnet nämlich den Hebergang der Güter von einer Hand in die andere, 
alio in legter Linie die Uebertragung derjelben vom Producenten zum Confumenten, 
wodurd) die gegenfeitige Ergänzung der Eingelwirthichaften vollzogen wird. — Die 
Worte: Verkehr, Umlauf, Umfag, Tauſch, Handel fommen im gewöhnlichen Sprady: 
gebrauche oft ſynonymiſch vor; wiſſenſchaftlich beftehen indeffen Unterfchiede , die man 
nicht außer Acht lafjen jollte. Verkehr ift die gefammte Verbindung der Menichen 
unter einander, die ſich foctal durdy den Austausch der Ideen, wirthſchaftlich durch den 
Austaufch von Dienftleiftungen und Gütern harafterifirt. Umlauf ift die Totalität 
der in der Güterwelt ftets vor fi) gehenden und die Einzelwirthichaften ergänzenden 
Befigveränderungen. Umſatz ift diefe Bewegung, fofern fie am einzelnen concreten 
Gute beobachtet und verfolgt wird. Tauſch ift der Act der Hingabe eines Gutes für 
ein anderes Gut. Handel endlid) ift der habituelle, fortwährende Austauſch der Güter 
unter Ginzelwirthichaften und Volkswirthichaften,, alio das Drgan des Umlaufes und 
das Werkzeug, defien fich der Verkehr bedienen muß. 

Es ift unfchwer einzufehen, daß mit den erften Anfängen der Volfswirtbichaft 
auch der Umlauf der Güter ald das nothwendige Bindeglied der Einzelwirthicyaften 
eintreten muß, und infofern von der höchften Bedeutung ift, als er ftets dem Produ: 
centen den Abjag verfchafft und dem Conſumenten dasjenige zuführt, was er zur Be 
friedigung feiner Bedürfniffe nöthig hat. Die Geſammtheit der &üter, welche producirt 
wird, hat die Beftimmung zur Befriedigung der menſchlichen Bedürfniffe zu dienen. 
Alle Arbeit, welche auf die Production von I erthen und Gütern gerichtet iſt, bezieht 
ſich theild auf die Gewinnung der Stoffe, auf deren Loslöfung vom Groboden 
und Befigergreifung , theil® auf die Bearbeitung und Umänderung der Stoffe, theild 
endlich auf die Erleichterung des Gebrauches der Erd» und Gewerfsarbeiten und ibrer 
Uebertragung auf andere Perſonen. Nun ift zwar das Product eine einzige Sache, 
allein es haben viele Berfonen zu feiner Production mitgewirft. Sein Werth muß da: 
her auch) unter die Eigenthümer der productiven Fonds, Gapital und Arbeit, im Ber: 
hältniß zu der Wichtigkeit ihrer Mitwirkung vertheilt werden. Denn die Dienfte, welche 
die productiven Fonds leiften, find die urjprüngliche Quelle von dem Einfommen eines 
Jeden. An ſich würde nun an Jeden ein beftimmter Theil des Products, zu deſſen Ent: 
ftehung er mitgewirkt, vertheilt werden müſſen. Da indeß die Bedürfniſſe der Mit- 
producenten fi auf andere Gegenftände, ald diejenigen, welche fie unmittelbar mit- 
producirt haben, erftreden, jo müſſen fie ihren Antheil an den produeirten Vermögen 
gegen andere Waaren und Dienfte eintaufchen. Diefer Austaufc oder Kauf von Waa- 
ren und Dienften, dieſe gewiflermaaßen einen Kreislauf befchreibende Fortbewegung 
einer abichägbaren Sache oder Werthes aus der einen Hand in die andere, der Ueber 

ang der einzelnen Güter von einem Eigenthümer zum andern ift der Umlauf, die 
56 

Ein Theil der Güter wird unmittelbar conſumirt, in ein Befriedigungsmittel 
menfchlicher Bedürfnifie verwandelt, und bringt unmittelbaren Vortheil (Genußmittel, 
Gebraudesvorräthe) , ein anderer I aber wird, auch weil fi) vieles davon nicht 
unmittelbar confumiren läßt, durch die Arbeit in eine dauerhafte Form verwandelt und 
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feine Eonfumtion auf einen fleineren oder größeren Zeitraum vertheilt. Diefe Güter 
der leßteren Art bilden das Bapital, den Erwerbsftamm oder werbenden Gütervorrath. 
Das Capital ift Die dauernde Bafis von Nugungen (Herrmann), der Inbegriff der 
Güter, weldye erft noch weiter verarbeitet werden, oder zur weiteren Verarbeitung, 
überhaupt zur entiprechenden Befriedigung menfchlicher Bedürfniſſe mitwirken follen 
(Diegel\. Dieſe Güter tragen zur Nugbarmadjung der Naturfräfte bei, verftärfen zum 
Theil die Arbeitöfräfte und unterftügen die Production anderer Güter. Unter den 
Gapitalen felbit zeigt fi) aber fofort ein wichtiger Unterfchied. Wenn man nämlid) 
zunächſt und rein äußerlich jhon die Perfonen, die Gigenthümer der Gapitale in Be- 
tracht zieht, jo ae ſich, daß ein Theil der Gapitale nur dann productiv wirft, ein 
Einfommen, eine Nugung gewährt, wenn es im Beſitz Des Arbeiterd oder Unternehmers 
ift. Ein anderer Theil von Eapitalen aber gewährt dem Befiger erft dann einen Nugen, 
wenn er ed weggiebt, wenn es zwiſchen verfchiedenen Perfonen umläuft, wenn der 
Eigenthümer ftatt der Güter, die aus jeinem Befig treten, andere Güter erwirbt. Die 
erite Art von Gapitalien nannte man ftehendes, feſtes, eingelegtes Capital, die 
andere Art umlaufendes, circulirendes, Dffenbar tritt bei der eriteren die Capital» 
eigenjchaft ftärfer und lebhafter zu Tage. 

Zu dem erfteren werden die Gebäude, Maſchinen, Utenfilien, der Werth der Ver- 
beflerungen, Bauten, Umzäunungen ıc. gezählt, zum umlaufenden Capital gehört das 

anze Gapital des Kaufmanns, mit dem er Waare fauft und wieder verfauft; bei den 
anufacturen der Theil des Capitals, für weldhen man Rohſtoffe kauft, die ſich in 
Producte verwandeln, und die Auslagen, welche der Unternehmer macht, um feinen 
Arbeitern den Lohn für Die ihm geleifteten productiven Dienfte auszubezahlen (Smith, 
Say). Ricardo dharafterifirte, wenn auch nicht unrichtig, aber doch nicht erfchöpfend 
den Unterſchied beider Gapitalsarten durd) das langfame Sichabnutzen des Einen und 
die fchnelle Vergänglichfeit des Anderen. Herrmann bob zuerſt Part hervor, daß 
beim ftehenden Gapital blos die Nugung, beim umlaufenden aber das Capital jelbft 
in das neue Product übergeht. 

Alles neuentitebende Gapital ift zunächft ein umlaufendes oder wie es Diegel 
nicht ohne Grund nennt, disponibles, d. h. es könnte fofort zur unmittelbaren 
Befriedigung der Berürfniflfe verwendet werden, wenn es der Befiger nicht vorzieht, es 
durch Die Arbeit in eine dauerhaftere Form zu bringen. Da jedes Capital ein Werkzeug 
der Production an fich ift, To ift Die Aniammlung von Gapitalien, welche die Repro— 
duction neuer WVerthe zum Gegenftand hat, mithin Die Vermehrung des ftehenden Ca— 
pitals identiſch mit der Zunahme der Production und des Reichthums, , mit der fort» 
währenden Bervollfommnung der Arbeitsthätigfeit und die Verwandlung des umlau— 
fenden Gapitals in ftehendes die Hauptverrichtung einer in Fortſchritt begriffenen 
Volkswirthſchaft. Mit ver fteigenden Eultur wird außerdem ein beträchtlicher Theil 
Des umlaufenden Gapitals nicht blos zur Production von fachlichen, förperlichen Gütern 
— deren Gonfumtion ohnehin eine Grenze hat, — jondern auch zur Herftellung der 
immateriellen Producte, in denen der Menſch eine Nüglichfeit findet, welche fein mora- 
liſches Eigenthum und feine gefellige Bildung ausmachen, verwendet. 

Die Verwandlung des —— Capitals in ſtehendes hat nun allerdings auch 
ihre natürliche Schranfe und zwar darin, daß Letzteres zu ſeiner Befruchtung und 
MWirkjamfeit eine fortwährende Ergänzung aus Erfterem nöthig hat. Das ftehende 
Gapital fann das umlaufende nicht entbehren und ohne feine Mitwirfung und Ver» 
mittelung niemals ein Ginfommen verſchaffen. Die Verfchiedenheit der Arbeiten und 
Beichäftigungen bringt es jedody mit ſich, daß je nad Verhältniß bald ein größeres 
ftehendes, bald ein größeres umlaufendes Capital erforderlich ift. Fiſcher und Jäger 
brauchen wenig ftehendes Capital. Ein defto größeres aber der Bergbau und der Land» 
bau. Der Kaufmann hat ein großes umlaufendes Gapital nöthig, nämlic, die Waaren, 
die er abfegen muß, um aus ihnen ein Einfommen zu ziehen. 

Wie nun bei jeder productiven Beichäftigung eines Einzelnen es von großer Wich- 
tigkeit ift, daß zwiichen dem ftehenden und umlaufenden Gapital ein richtiges WVerhält« 
niß obwaltet, jo muß auch zwifchen beiden Gapitalsgattungen in der gefammten Volfs- 
wirthichaft ein entiprechendes Verhältniß vorhanden fein. 
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Die Gefammtwirtbichaft, welche fich neben ven vielen Privatwirthichaften inner: 
halb eines beftimmten Volkskreiſes oder Staatsförpers gebildet hat und zur Erreichung 
des Staatszwedes dient, befteht ebenfalls aus ftehendem und umlaufenden Gapital. 
Legteres ift insbefondere auch der Theil, welcher alljährlih von den Staatsmitgliedern 
zur Gejammtwirtbichaft beigefteuert wird, um diefe, ſowie die immateriellen Produc— 
tivdienfte ded Staats zu erhalten. Zu dem ftehenden Capital gehören alle die Anftalten 
und Hülfsmittel, welche der Staat befigt, um die Staatdordnung aufrecht zu erhalten. 
Lestere jelbit ericheint in der Natur eines immateriellen Capitals, welches Rechtsſchutz, 
Sicherheit prodwirt. In der Geſammtwirthſchaft des Staates nimmt das ftehende 
Gapital aud) feinem Umfang nad) den erften Rang ein. 

Der Grund des Güterumlanfes liegt, wie bereits bemerkt, in Tauſch- und Kauf: 
verträgen und zwar nicht blos über materiellen Producten , fondern auch über Dienit: 
leiftungen. (Nur die inneren Güter des Menjchen find nicht vertaufchbar.) Der Um— 
lauf erfordert, daß zwei Waaren austauichsweile gegen einander laufen. Unter der 
Herrſchaft des Geldes jedoch) laufen die Waaren gegen Geld um, d. h. ſie werben ver 
fauft. Wenn man indeß jagt, daß eine gewifle Ouantität Waaren im Umlauf bes 
griffen ift, jo meint man dadurch nicht, daß der Umlauf ſtets durch einen thatſächlichen 
Uebergang der Waare aus der Hand des Verkäufers in die des Käufers, durch die 
räumliche Drtsveränderung erfolgt, jondern zu dem circulirenden Waarenquantum 
gehört auch die Gelammtheit der Waaren, welche feilgeboten wird, wie 3. B. die in 
den Magazinen, Läden und Speichern befindlicdyen Güter, ja jogar felbjt die Arbeit, 
welche Beichäftigung fucht. Der Preis der Waaren richtet ſich ebenfalls nidyt nad) 
der unbeftimmten Quantität, welche in Umlauf fommen fann, fondern lediglich nad) 
der im wirklichen Umlauf begriffenen Quantität. Sobald die Güter in die Hände der 
Conſumenten oder Käufer übergehen, oder jobald fie der Yefiger nicht mehr feilbietet, 
oder jobald fie zerftört werden, fommen fie aus dem Umlauf. 

Der Umlauf verurfaht Koften. Dieje begreifen 1, die geſammten Handelsfoften, 
d. b. den Aufwand für die Arbeit und das Gapital der Berfonenclaffe, welde fi da» 
mit beichäftigt, Producenten und Gonjumenten miteinander in Verbindung zu jegen, 
fowie 2. die Koften für das allgemeine Umlaufsmittel, das Geld, in ſich, welches die 
Eigenichaft hat, eine beftändig circulivende Waare, ein Preismaag, Vermögensmefler zu 
fein (das Silber in Geichirren ꝛc. ift nurin Umlauf, fobald die Waaren feilſtehen). Das 
Geld iſt, wie Garen treffend bemerkt, für die Gefellichaft dafielbe , was das Brenn» 
material für die Locomotive und die Nahrung für den Menſchen ift. 

Die Umlaufsfoften wirken aud) auf den Preis ein und erhöhen Legteren. Inſofern 
aber als durch den Umlauf die Producenten erft Abſatz, die Conſumenten aber Ge— 
legenheit, jich mit ihrem Bedarf zu verforgen erhalten, ijt der Umlauf an ſich nützlich 
und wirft jelbft productiv. Alle Umwege, Verzögerungen des Umlaufs, Zwilchenver- 
tauſchungen, welche dem Zwede des Umlaufs nidyt unmittelbar dienen, find Dagegen 
ſchädlich, weil fie ohne Noth die Güterpreife erhöhen, zumal wenn vermittelit der 
Käufe und Verkäufe nur auf die Veränderung der Preiſe fpeculirt wird. ine folche 
falfche Girculation ift der fogenannte Wucherhanvdel, die Agiotage (bei Ereditpapieren). 
Dei Waaren fommt fie hauptſächlich in den Zeiten vor, wo die freie Bewegung im 
Handel durd) politifche Einrichtungen, Ge- oder Verbote gehemmt ift. Diele unnüge, 
falihe Gireulation fann wohl den Einzelnen Gewinn bringen, dagegen läuft fie den 
Intereſſen der Geſammtheit zuwider, indem fie die Reproduction nicht befördert. 

Je rafcher die Eirculation, d. 5. je Fürzer Die Zeit zwiichen mehreren Lebergängen 
der einzelnen Güter ift, defto mehr vermindern fich die Productionskoſten, weil die 
Gapitale in diefem Fall minder lang beichäftigt find. Je ichneller eine Waare producirt 
und verkauft wird, deito jchneller kann auch diefer Gapitaltheil zu neuen Productiv- 
dienften verwendet werden und defto weniger Zinjen nimmt er in Anjpruch. “Der Um— 
lauf ift langiam, wenn ver Unternehmer jelbft die Zunctionen des Kaufmanne ver- 
richten muß, ferner in ändern, wo noch geringe Eultur, wenig gefellige Bildung herrſcht, 
und wo der Umlauf durd; Kriege, Steuern, Agiotage ıc. gehindert wird. Daher find 
die Ablonderung der Claſſe von Arbeitern, welche jid) hauptſächlich mit der Güterüber- 
tragung beichäftigen, ferner Leichtigkeit des Waarentransports nächſt Entwidelung des 
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Geld: und Ereditverfehrs die wichtigften Mittel zur Beichleunigung des Umlaufs. 

Findet in einer beftimmten Zahl von Menſchen im Laufe eines beftimmten Zeitraums 

—* groBe Menge von Güterübertragungen ftatt, jo nennt man dies einen lebhaften 
mlauf. 

Was das Geld insbejondere anlangt, fo nimmt, wenn feine Girculation raſcher 
wird, feine Nüglichfeit zu, während dagegen fein Werth finft. Das Auffpeichern des 
Geldes vermindert jeinen Nugen und erhöht feinen Werth. Lepteres findet auch ftatt, 
wenn jeine Bewegung verzögert wird. Ein lebhafter Geldumlauf ift in der Regel das 
Zeichen einer ausgedehnten Production und Conſumtion. Der Bedarf und die Nach— 
frage nad) Geld wächſt niemals in gleichem Verhältniß mit der Vermehrung der übrigen 
Producte. Je größer der Geſammtreichthum eines Landes, defto verhältnigmäßig geld- 
armer wird dad Land. Die Lebhaftigfeit und Schnelligkeit des Geld» und Güterums 
laufs gejtattet, daß man fich mit einer geringeren Quantität Geldes begnügt. Auch 
wird das Geld leichter durch den Credit erfegt. David Ricardo und Andere nad) 
ihm waren fogar der Meinung, daß ſich ein nody wohlfeileres und ficherered Umlaufs— 
mittel herftellen lafje und daß Das gefammte Baargeld, deffen metallifche Eigenichaften, 
fo lange es als Geld dient, nuglos find, durch Papiergeld wie durch irgend eine andere 
Waare ohne Werth erjegt werden fünne. 

Wie groß die Geldmenge im Verhältniß zu dem Volfövermögen fein muß, hängt 
theils von dem Preis der Metalle gegen andere Güter, theild von der Menge der cite 
culirenden Güterquantitäten, theild davon ab, wie viel Geichäfte ohne Geld durd) 
bloßen Tauſch vorgenommen werden und läßt fich im Allgemeinen ohne Rüdjicht auf 
einzelne Länder nicht bejtimmen. Montesquieu glaubte irrthümlich, daß die ges 
fammte Geldmenge der Geſammtmaſſe von circulirenden Gütern gleich fein müfle, indem 
er den öfteren Umlauf des Geldes jelbft garnicht in Betracht zog. Aeltere Schriftfteller 
jchägten den Gelobedarf auf Y bis "/, des Volfdeinfommens. Humboldt nahm den 
Geldbedarf in Nord- und Oſteuropa auf 14 fl. Rh., in Süd: und Wefteuropa auf 
25 fl. per Kopfan. In Belgien hat man pr. Kopf 28 fl. angenommen. In Deutſch⸗ 
land veranschlagt Rau den Bedarf auf 25—30 fl. pr. Kopf. In armen Ländern und 
in den Anfangsperioden der Gefellichaft ijt Die umlaufende Geldquantität im Verhält: 
niß zu der Gefammtjumme des Verkehrs, welcher unterhalten wird, ſehr anſehnlich. 
Mit der Zunahme der Bevölkerung und der daraus entipringenden Affociationsfraft, 
mit jedem Fortichritt, welcher Die Summe des Verkehrs ſteigert, wächit zwar die Nüß: 
lichkeit des Geldes, aber mit dem Eintreten der Greditwirthichaft wird die erforderliche 
Geldquantität geringer. Es waltet der nämliche Fall wie beim Wafler, bemerkt 
Carey. Mit großer Zunahme der Gefhwindigfeit des ftrömenden Waſſers wird die 
zur Erzeugung einer gewifien Wirfung erforderliche Quantität Feiner. 

Die Eigenfchaften, welche eine gedeihliche Function des Umlaufs bedingen, find daher 
feine Lebhaftigkeit, Negelmäßigfeit und Freiheit. Die Lebhaftigfeit oder Schnellig— 
feit des Umlaufes befteht darin, daß die Güter fo raſch als möglich an den eigentlichen 
Beftimmungsort, in die Hand des Gonjumenten gelangen, damit einerfeits ihre volle 
Werthsqualität in Kraft tritt und damit andererfeits die Rüdbewegung von Geld und 
Geldjurrogaten, welche durch den Abjag der Güter entftehen muß, Diet Gegenwerthe, 
welche die fungibelften Gapitalien find, jogleich wieder einer fruchtbringenden Verwen- 
dung zuführt. Der Umlauf ift um fo lebhafter, je mehr für die Tauſchwerkzeuge und 
die phyfifche Fortbewegung der Güter gejorgt ift; insbefondere foll ſich daher eine 
rationelle Verwaltung mit der guten Einrichtung des Geldweiens, mit der Entwider 
lung des Credits, mit den Transport- und Gommunicationsanftalten und mit der Her: 
anbildung jener Mittelöperfonen befafien, welche den Handel als felbitändiges Gewerbe 
oder weldye ein Hülfsgewerbe des Handels betreiben: Raufleute, Mäkler, Spediteure ıc. 
Unter übrigens gleichen Umftänden ift allerdings „der Umlauf deſto raſcher, je näher 
die Glieder eines Arbeitstheilungsorganismus bei einander find, aljo im Kleinhandel 
mehr, ald im Großhandel; in vielen Städten mehr, al auf dem platten Lande , bei 
dichter Bevölferung mehr als bei dünner“ Roſcher). Gewiß Fönnen aber diefe 
Glieder durch Vervollkommnung der Umlaufsmittel und Verfehrsanftalten eins 
ander näher gerüdt werden. Die Regelmäßigfeit des Güterumlaufes Fennzeichnet 
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ſich durch ununterbrochenen Fortgang der gegenfeitigen Uebertragungen ; zeitliche oder 
örtliche Goncentrirungen, wie fie namentlich durd) die Feftfegung einzelner Marft- oder 
Meftage und durch die Wahl von wenigen Meforten hervorgerufen werden, find jchäd- 
lich, infofern fie die Gapitalien auf übermäßig lange Zeit binden und die Production 
felbft hemmen, Die Freiheit des Umlaufes endlich befteht in der Aufhebung der 
focialen und geienlidien, der örtlichen und nationalen Schranfen, welche ſich der unge 
hinderten Uebertragung der Güter entgegenitellen. Die Freiheit des Umlaufes, ge: 
wöhnlid mit dem Ausdrude „freie Concurrenz“ bezeichnet, wird alfo durch Rechte: 
fiherheit,, Aufhebung aller Vorrechte, durch Banffreiheit, freien Verkehr mit Grund 
und Boden, durch Gewerbe: und Handelsfreiheit erreicht. „Sie ift die natürliche Folge: 
rung aus den Principien der perfonlichen Unabhängigkeit und des Privateigenthums. 
Sie entwidelt fidy deshalb ebenfo langiam, wie dieſe und fommt zur Blüthe nur bei 
hochcultivirten Völkern. Auf jeder ganz niedrigen Wirthichaftsftufe ift der Umlauf 
taufendfach gefeflelt durch die allgemeine Rechtsunſicherheit; in der nädyftfolgenden 
Periode durch die Vorrechte unzähliger Familien, Corporationen, Gemeinden, Stände; 
weiterhin gewöhnlich durch eine juriftiich allmächtige Bevormundung, ja Erziehun 
von feiten des Staats. Cine jede diefer Epochen hebt die vorhergehende auf, und i 
milder als fie bis zur vollen Freiheit, wo jede Wirthſchaft fogar ſchädliche Handlungen 
vornehmen darf, wenn fih nur der Schaden auf fie allein beſchränkt“ Roſcher). 
Das Eigenthümliche in der Wirthichaftsgefchichte ift Das, Daß jene franfhaften Er- 
fcheinungen, welche durch Beichränfungen der Umlaufszeit hervorgerufen werden , io 
häufig für Zeichen wirthſchaftlichen Glüdes gelten, wogegen die nothwendigen Heilunge: 
frifen beim Uebergange zur freien Bewegung für ein großes Unglüd gehalten werben. 
Erft jegt beginnt allmählich die Baftiat’iche Idee von der Harmonie der Interefien 
auch auf diefem Gebiete ihre Früchte zu tragen. 

Vgl. die Art. Abſatz, Handel, Tauſch, Verfehr. 

Literatur: Rofher, Spftem der Volfswirthih. I. 8 95 ff. — Schäffle, 
Nationalöfonomie. 8 181 ff. — Rau, Lehrb. d. polit. Defon. I. $ 131 ff., $ 252 ff. 
— Say, Lehrbuch Bd. I. p. 180 ff. — Storch, Nationalwirthichaftslehre Bd. I. 
». 176 ff. — Hermann, Staatswirthich. Unterfuhungen S. 43 ff., — H- ©. 

arey, Grundlagen der Eorialwiflenfhaft von Dr. Adler, Bd. II. Cap. 30 ff. 
— Diegel, Syſtem der Staatsanleihen 1855. p. 33 ff. 


Umfchlag. 


Das Umſchlagsrecht beftand in dem Vorrechte eines Plages, demgemäß Fabr- 
zeuge eines anderen Ortes nicht vorüberfahren durften, jondern verpflichtet waren, ihre 
Waaren auszuladen und wieder leer zurüdzufehren. Die Veranlaffung zu diefer, für den 
freien Schifffahrtsverkehr fo außerordentlich läftigen Maaßregel lag theild in der han- 
delspolitifchen Auffafiungsweife des Mittelalters , theils in ftrompoligeilichen Gründen. 
Man glaubte in der erften Beziehung durch den Zwang des Umladens die locale Schiff- 
fahrt raſch heben zu können umd zugleich einen Handelsverfehr an den begünftigten Ort 
zu ziehen; auch betrachtete man den Umſchlagsort als eine Station, weldye die fchnelle 
und fichere Beförderung der aus weiter Ferne fommenden Güter erleichtern und die Un— 
orbnungen der Spedition bejeitigen würde. In Bezug auf die Strompolizei ging man 
von der Meinung aus, daß ein und dafjelbe Fahrzeug nicht geeignet fei, einen Strom 
in feinen verfchieden mächtigen Streden zu beicyiffen und daß deshalb ein Umladen be- 
fohlen werden müffe. 

Was den handelspolitifchen Grund betrifft, fo verweilen wir binftchtlich feiner 
Peurtheilung auf dasjenige, was von dem analogen Privilegium des Stapelrechtes 
(f. d.) gefagt worden ift. Cine Grleihterung der Spedition wird aber gewiß 
nicht durch Zwangsmaaßregeln folcher Art anbot werden fönnen , fondern bleibt 
viel befier dem natürlichen Gange des Handels überlaffen. Der Güterfrächter wird fi 
ſcheuen, einen Ort zu berühren, an dem er zu einer Manipulation verbunden ift, die 
ſich für ihm vieleicht nicht rentirt und gerade die größten Unordnungen hervorrufen 
fann. — Hinfichtlich der ftrompoligeilihen Nüdfiht darf man vorerft nicht vergeflen, 
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daß die moderne Schiffstechnik derlei fhablonenmäßige Verordnungen ganz und gar 
unpaſſend erfcheinen läßt, daß ed den Schiffern vielmehr anheimgeftellt bleiben muß, 
ihre Fahrten jo einzurichten, wie e8 ihrem Vortheile entipricht und daß das Umic)lags» 
recht geradezu ein Hinderniß für den Verkehr mit ſolchen Orten bildet, die nicht weit 
über den privilegirten Plag hinausliegen. Stets ift das Umfchlagsredht alſo eine 
überflüffige, ſchädliche Feflel des Verkehrs. 

Das hiftorifche Entjtehen des Umſchlagsrechtes geht parallel mit der Stapel: 
gerechtigfeit (ſſ. d.); die meiften Städte, welde das legtere Vorrecht genoffen, befaßen 
auch den Umſchlag; die großen deutichen Ströme, Rhein, Elbe, Donau durften nur 
auf den Streden von einer großen Stadt bis zur anderen mit denjelben Schiffen be- 
fahren werden; jo mußte man dreimal umladen, um von Rotterdam über Mainz hin: 
auszufahren, nämlid in Köln und in Mainz, die Elbe durfte von Hamburg bis 
rigen nur mit Hamburger, Magdeburger oder märfifhen Schiffen befahren 
werben. Die Umfchlagsrechte find meift gleichzeitig mit den Stapelrechten aufgehoben wors 
den (f. d.); fpeciell wurde der Mannheimer Umſchlag erft durch eine bad. Verordnung 
vom 15. Februar 1827 befeitiget und für den Kölner und Mainzer Umſchlag erfolgte 
erft durch Die neue Rheinichifffahrtsacte vom 31. März 1831 die Durchführung des 
in der Wiener Eongreßacte ausgefprochenen Principes. 

Literatur: Rau, Bolitiihe Defonomie II. 2. S. 270 und die beim Art. 
Stapelreht angef. Werke. 
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wird derjenige genannt, welcher die einzelnen Mittel der Production vereinigt, 
um auf feine eigene Gefahr beftimmte Wirthſchaftszwecke zu erreichen, alfo ſpeciell um 
neue Werthe zu Schaffen und die vorhandenen zu erhöhen. 

Seit Adam Smith unterfcheidet die Schule befanntlidy) dreierlei Mittel der 
Production, oder fog. Productivfräfte: Naturkraft, Arbeit und Gapital; vom wirth- 
Ichaftlihen Standpuncte erfcheint aber die Naturfraft ftets an ein Außerliches Beſitz— 
object gebunden und dieſes Befigobjeet bildet ftetS wieder ein Capital; die drei Mittel 
der Production werden deshalb befanntlidy) von der Mehrzahl der neueren National: 
öfonomen auf zwei: Arbeit und Capital reducirt. Aber auch diefe zwei Bactoren wirken 
ifolirt, für fich allein gar nie productiv , der Menſch muß erft das gewöhnliche Element 
hineinlegen, er muß fte jeinem Willen unterwerfen, um Güter zu erzeugen. Nun trifft 
es fich äußerft jelten, daß ein und daffelbe Individuum über die zu einer beftimmten 
Production nothwendigen Arten des Capitals und der Arbeit verfügen fann. Dem 
Arbeiter fehlt häufig das Gapital, dem Befiger unbeweglicher mangeln die beweglichen 
Eapitalien, dem apitaliften überhaupt fehlt der Wille oder die Fähigkeit, beftimmte 
Arbeiten zu verrichten. Deshalb ift es in der modernen Wirthichaft unerläßlich, daß 
ein Dritter hinzutritt , der fid) gegen die entiprechenden Entlohnungen jene Arten von 
Arbeit und Capital aneignet, die zu einer gewiffen Production erfordert werden, der 
dieſe dann auf fein Rifico und nad) feinen Plänen leitet und organifirt und das Reful: 
tat feiner vermittelnden Thätigfeit für fid) verwerthet. Die Perſon, welche fid) einer 
folchen Aufgabe unterzieht, ift ver Unternehmer, fein Eingreifen, weldyes man mit 
anderen Worten auch ald „die Verbindung mehrerer Einzelwirthichaften zum Zwede 
der Erzeugung für allgemeine Bedürfnifie Dritter“ (Stein) bezeichnen fann, heißt 
das Unternehmen. In diefem weiteren Sinne, alfo in einem Sinne, der von dem 
gemeinen Sprachgebraud) einigermaaßen abweicht, beherrfcht das Unternehmen die 
ganze —— unſerer Zeit und je mehr es vorwiegt, deſto weiter iſt die Volks— 
wirthſchaft fortgeſchritten, denn deſto vollſtäändiger kann die Arbeitsordnung durchge— 
führt fein. Unweſentlich ift dabei natürlich, ob der Unternehmer ſelbſt eines der Pros 
ductionsmittel in feinem Beftge hat odernicht, charakteriſtiſch bleibt nur die Vereinigung 
und die Leitung der ganzen Production. 

Die Arten derlinternehmen find zweifach, je nachdem der Unternehmer eine ein- 
zelne Perſon oder eine zur wirthichaftlichen und juriftifchen Einheit verbundene Mehr: 
heit von PBerfonen ift: „Privatunternehmung und Erwerbsgeſellſchaft.“ 
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Bei der Erfteren zieht eine Privatwirtbichaft das Capital und die Arbeit Anderer 
gegen Zins und Lohn an fi, hat aber ausſchließlich die Betriebsleitung und die 
MWerthgefahr. Sie ift die allgemeinfte Form, hat durch die erclufive Berantwortlichfett 
des Unternehmers, fowohl was umfichtige Erfahrung, als eine zugleich vorfichtige 
und energiiche Gapitaldispofition betrifft, Die Chance des ficherften Gelingens; fie hat 
aber ihre Grenze zunächſt an der gegebenen Größe des Privatvermögens und des Pri— 
vatcredited. Sie reicht nicht aus, wofern ein Unternehmungscapital erforderlich ift, 
welches weder aus eigenem Vermögen nody durch Privateredit befchafft werden kann, 
oder wenn die Gefahr fo groß ift, daß das Unternehmen nicht auf ausichließliche Ver: 
antwortlichfeit eines Einzigen übernommen werden will, oder wenn eine Perfon für 
die Betriebsleitung nicht ausreicht und dieſes letztere Bedürfniß durch Gelohnte und 
Befoldete nicht in erforderlicher Weiſe ergänzt werden fan. Yon Erwerbögejellichaften 
fann man (mit Stein und Schäffle) wieder dreierlei Formen unterfcheiden: erſtens 
Gollectivunternehmungen (faufmännifche Societäten, Gompagnieen, Afforie- 
geſchäfte), die darin beftehen, daß mehrere Einzelwirthichaften dem gemeinfamen Unter: 
nehmen ihr eigenes Gapital, ihren Gredit und ihre Arbeitskraft ganz oder theilweite 
widmen und gemeinichaftlic die Leitung und das Riſico bei der reduction tragen; 
zweitens Commanditgefellfichaften, wobei zwar auch mehrere Privatwirthichaften 
ihre Gapitalien vereinigen, aber nur in einem beichränften Maaße an dem Riftco theil: 
nehmen und die Leitung fowie das unbejchränfte Rifico einer Einzelwirthſchaft dem 
Garanten) überlafien, endlidy drittens das Actienunternehmen (Antheilunter: 
nehmen), bei welchem ſich mehrere Privatvermögen verbinden, um das Rifico zu tragen, 
aber die Leitung einer außerhalb ſtehenden Berfönlichfeit (Direction, Berwaltungsrath) 
übertragen (Üche den betreff. Art.). 


Derjenige Ueberſchuß, der nad) Dedung aller dur) das Unternehmen hervorge: 
rufenen Koften, Löhne und Zinſe ald Reinertrag der Production verbleibt, wird Unter: 
nehmergewinn genannt. Derjelbe ift alſo der Entgelt für die bei der Leitung auf: 
gewendete Arbeit und zugleich ein Eriag, eine Verficherungsprämie für das mit dem 
Unternehmen verfnüpfte Riſico. Seine Höhe richtet fid) im Allgemeinen nad) dem 
PBreisgejege ; vom Arbeitslohn und allen ubrigen Einfommengzweigen unterjcheidet er 
fi) aber Dadurch, daß er nie ausbedungen werden kann, fondern im conereten Yalle 
von dem Erfolge des Unternehmens abhängt. Trotz dieſer Gigenthümlichfeit iſt es 
eine, unter den Nationalöfonomen ftreitige Frage, ob der Unternehmergewinn als eine 
diftincte Art des Einkommens zu betrachten jei. Canard, Log, Say u. 4. rechnen 
ihn zum Arbeitslohne; J. B. Say insbefondere nennt das Unternehmen nur eine Der 
drei Arten von Arbeit: industrie des savans Erforſchung der productiven Gejege), 
industrie des entrepreneurs (Anwendung derfelben) und industrie des ouvriers 
(Ausführung derjelben) und bezeichnet folgerecht den Unternehmergewinn als den Ent» 
gelt der zweiten Art von Arbeit. Ad. Smith, D. Ricardo, Senior, Sid» 
mondi, St. Mill halten ihn für einen Theil der Capitalrente, der Legtere freilich 
mit dem Bewußtfein, daß im Gapitalgewinne neben dem Zins und der Verfiherungd- 
quote auch ein „Lohn für die Beauffichtigung“, eine Entſchädigung für „die Anftren 
gungen und das Rifico des Unternehmens“ enthalten find. Roſcher meint, daß im 
Unternehmergewinn nie ein bejonderer Beftandtheil des Ertrages, jondern nur ein 
Moment liege, das die Aflecuranzquote oder den Arbeitslohn modificirt. Im Grunde 
aber ift, wie Schäffle jehr richtig hervorhebt, der ganze Streit ein müßiger. Dem 
Weſen nad) ift e8 dod) unzweifelhaft, daß „der Unternehmungsgewinn der Werthüber: 
ſchuß ift, der dem Unternehmer, als dem Productivcombinator der Elemente verſchie— 
dener Privatwirthichaften zufommt . . . . Der Zwed, wie der Erfolg der Einjegung 
der gefammten wirtbichaftlichen Perfönlichfeit für Die Production ift der Unternehmer 
gewinn.“ — Jedenfalls fann man die eine Thatfache conftatiren, daß im Unternehmers 
gewinn die meiften Reichthümer der neueren Zeit gebildet werden. — Vergl. auch die 
Art. Arbeiter, Gewinn und Lohn. 


Literatur: Mangoldt, Die Lehre vom Unternehmergewinn. 1855. — 
Schäffle, Nationalökonomie, S. 179 ff. — Roſcher, Syſtem der Volkswirthſch. 
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Franz Neumann. 


cl Sr 
as geltende Recht ift weſentlich hiftoriiches. In dem Rechtsbewußtſein wur— 
zelnd, war daflelbe früher in Hebung, als geichriebene Gefegbücher beftanden. Das 
Bevürfniß —— Beurtheilung und Entſcheidung trieb dazu an, die in einem 
Volke anerkannten Rechtsſätze aufzuzeichnen und das poſitive Recht zugleich zu einem 
eſchriebenen zu machen. Bis dahin aber war es ein Gewohnheitsrecht, und die Ent— 
heidungen ftreitiger Fälle ftügten fich vorzugsweile auf vorausgegangene Entichei« 
dungen anderer, analoger Streitigkeiten. Die wachſende Mannichfaltigfeit ver Verkehrs— 
interefien bei Gulturvölfern machte die Gefegbücher mehr und mehr lüdenhaft; vie 
Godification fonnte nicht Schritt halten mit dem rajchen Kaufe, weldyen die materielle, 
die wirthfchaftliche Entwidelung nahm, und für deren neue Geftaltungen mußten ſich 
neue Normen der rechtlichen Anſchauung bilden, die in den betheiligten Kreifen als 
maaßgebend anerfannt, die ein dem Bedürfniffe entiprungenes Gewohnheitsrecht 
wurden. Traten Streitigkeiten ein, für welche Das gefchriebene Recht Feine Anhaltepuncte 
bot, fo wurde nach foldyen Gewohnheiten oder Uran sen entichieden , jelbft wenn fte 
mit —.., des aufgezeichneten bürgerlichen Rechts nicht im Einklang ftanden, wie 
das beim Mangel eines eigenen Handelsrechts im Faufmännifchen Verkehr des Mittel 
alter& faft durdyweg der Fall war, und vielfady wurden fie als Quelle der Entjcheidung 
geieglich anerfannt. In England ruht das dort im Handel fo mächtige Gewohnheits- 
recht überhaupt, von dem die Uſanzen nur eine Species bilden, auf Präjudizien der 
Gerichte und ſchon ein einziges Präjudiz gilt als Richtſchner für Fünftige Fälle, was 
gemiß, wenn man den Einfluß der bejonderen Umftände eines vorausgegangenen Falles 
erückſichtigt, nicht gedeihlich ift, thatfächlich aber aud in Franfreidy mehr und mehr’ 
Pla greift, wo die Entideidungen des Gaflationshofes als fefte Normen für die Zus 
funft betrachtet werden. Ganz bejonders wuchſen Ujanzen im Handel hervor (Hans 
delsuſanzen), derjader Schöpfer fo unendlich vieler wirthichaftlicher Neugeftaltungen 
ift und, mag man das loben oder tadeln, allmählid) jeine eigenen Geſetzbücher erhielt. 
Nahmen diefelben allgemein anerfannte Uianzen als Rechtsſätze auf, jo hörten jene 
damit auf, bloße Gewohnheiten zu fein; da aber fort und fort Uſanzen neu ſich bilden 
und nad) Anerfennung ringen, jo bleibt die Bedeutung der Ufanz überhaupt unent- 
fräftet und fchreitet Diefelbe unabläffig neben dem geichriebenen Rechte einher. Das neue 
allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch erflärt in jeinem erften Artifel, daß in vn 
ſachen, foweit dieſes Geſetzbuch feine Beftimmungen enthalte, die Handelsgebräude 
in Anwendung kommen follen. Demnach wirft die Ufanz nad) unſerem Getegbuche er— 
änzend, nicht aber abändernd, und die Handelsbräuche fönnen demnach weder die ab- 
ee noch auch die dispofitiven Eäge des Handelsgefegbuches in ihrer Kraft ſchmä⸗— 
lern. Diefe Bräuche haben fich im Allgemeinen in den verihiedenen Handelsitaaten 
gleichartig entwidelt, was fehr natürlich, da die naͤmliche Materie einer vernünftigen 
Beihauung nicht entgegengefegte Nefultate zu liefern pflegt; dennod zeigen fih in 
diefer Rückſicht mehrfache Abweichungen bei jenen Fragen, welche verichiedene Auf: 
faffungen zulaſſen, wie ja aud) die Enticheidungen verjchiedener Gerichtshöfe in der 
nämlichen Sadye und nad) dem nämlichen geichriebenen Recht nicht felten Differiren, 
ja bisweilen einander ſchroff gegenüberftehen. Und dem entiprecyend mag nicht nur der 
einzelne Staat, der einzelne Berfehredifttict. fondern jelbft der befondere Pla feine 
eigene Uſanz gebildet haben , in weldyem legteren Falle die particulare Uſanz eine blos 
locale, eine fogenannte Platzuſanz [ein Plaggebraudh) ift, im Gegenfage einer allge 
meinen und beziehungsweife einer gemeinen. Selbft die localen Uſanzen haben bis— 
weilen ihre Einfhränfung auf befondere Gefchäftsmärfte Börſengeſchäfte, Meßge— 
fchäfte 2c.) und erfcheinen ald.Börfenufanzgen, Meßufjanzen ıc. 
Mo e8 ſich um das Beftehen einer Ufanz handelt, welche eine der ftreitenden Parteien 
anipricht, wird ſich der Richter, fofern er diefelbe nicht Fennt, an competenter Stelle, 
alfo durch Gutachten (Parere) kaufmänniſcher Behörden oder erfahrner Kaufleute, 
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von der Wirklichkeit derſelben zu unterrichten haben. Zu dieſem Zwecke genügt nad 
der Anficht der heutigen Theorie und Praris das generelle Zeugniß ſachkundiger Maͤn— 
ner, ohne daß die fperielle Darlegung einzelner Uebungsfälle erforderlich wäre, durch 
welche gleichfalls die Eriftenz der fraglichen Rechtsnorm bewiefen werden kann. Nicht 
felten beftreitet die andere Partei das WVorhandenfein der behaupteten Ufanz, und 
wenn diefelbe nicht in der gedachten Weiſe nachzuweiſen iſt, oder wenn verfchiedene 
gleich gewichtige befragte Stimmen ſich hinſichtlich ihres Beftehens widerfprechen, jo 
eriftirt eben die Ufanz nicht, oder fie eriftirt noch nicht, ift vielleicht im Entftchen be 
tiffen,, aber noch nicht dDurchgedrungen, ift eine erſt werdende, noch nicht anerfannte 
Gewohnheit, Don Wichtigkeit ift demnach die Aufzeichnung der wirklichen Uſanzen 
von jeiten der kaufmänniſchen DOrtöbehörde garage ꝛc.), und mehrfach ift 
eine folche erfolgt und in der Fortführung begriffen, wie in Hamburg, Bremen, Franf- 
furt am Main u. a. Orten. So fehr eine Alche Birirung die Orientirung des bethei— 
ligten Bublicums und des Richters erleichtern muß, haben fid) doc auch) Stimmen gegen 
Diejelbe erhoben und namentlich hat die Handelsfammer in Breslau im Anſchluß an die 
Meinung ihres Syndicus Dr. Kompe geltend zu machen verfucht, daß eine Aufzeichnung 
bedenklich fei, weil die Uſanzen ſich ändern und ihre Regiftrirung die „verjüngende 
Kraft“ der Ufanz jelbit und die dadurch bedingte lebensvolle Fortbildung des Han: 
delsrechts abſchwäche. (!) Ganz dem entgegen fagt mit Recht Kreisrichter Koch 
in Danzig, daß die Nechtöquelle der Ujanzen mit var der Aufzeihnung in 
einflußreicher Weife ihre „verjüngende Kraft“ berhätigt habe. Wollte man 
dem Ausipruche jener Handeldfammer nachgehen, fo Fönnte man mit gleich gutem 
Grunde die Godification des Handelsrechts und des Rechts überhaupt verwerfen; wer 
aber wollte die rühmenswerthen legislatoriihen Schöpfungen unferes Jahrhunvderts, 
den Code de commerce yad das deutſche Fragen geringfchägen, weil fie 
ſich nach Jahrzehnten der Verjüngung bedürftig erwiefen haben und weiter erweifen 
werden? Iſt das erftgenannte Nechtsbuch weniger wohlthätig gewejen, weil man die 
Fallimentsgefeggebung und das Recht der Handelsgejellichaften umzuändern für ange 
meſſen befunden hat? Würde nicht vielmehr die niedergefchriebene Sammlung der 
Ujanzen eine Rechtsquelle von größerer Pauterfeit fein, als die blos traditionelle? Was 
anerfannt ift, verträgt wohl die Aufzeichnung, und wenn die Zeit ein anderes aner: 
fennt, jo mag man obs Bedenken aufzeichnen, was fie am Alten umgeftaltet hat. Weit 
minder erheblich) ift doch die Aufzeichnung einer thatfächlicy gewordenen reformirenden 
Uſanz, als die Reception eines neuen Rehtsfapes in den Pandescoder. Nimmt ein 
Handelsplag alle oder beftimmte, für zweckmäßig erfannte Ufanzen eines "anderen 
Platzes als giltige Normen an, jo werden ftreng genommen diefe damit nicht zugleich 
des Erjteren Ufanzen, vielmehr zunächſt ein vereinbartes Recht defielben ; die Wirfung 
ist freilich, fobald die betreffenden Normen nicht etwa blos dur eine Handelscorpo- 
ration empfohlen oder autonom vorgefchrieben , oder nur von einer gewiflen Zahl von 
Kaufleuten befolgt werden, jondern wirklich allgemeine Uebung finden, die nämliche, wie 
die der aus dem eigenen Boden erwachienen Uſanz. Wie wichtig die Kenntniß localer 
Ujanzen für den Auswärtigen werden fann, der an dem betreffenden Drte geichäftliche 
Verbindungen hat, und wie bedeutfam ſchon in dieſer Rückſicht ihre Aufzeichnung, bedarf 
feiner näheren Auseinanderfegung. Uebrigend muß eine Ujanz, um richterliche Beachtung 
zu finden, ein redlicher Brauch jein, d. h. nicht gegen Eittlichfeit (mamentlicdy Treu 
und Glauben) und Gemeinwohl verftoßen. 

Als Beijpiel einer Nechtsgewohnheit mag die an einem Plage üblich gewefene 
Greditirung des Preifes beim Kaufe von Waaren angeführt werden. Ein ohne Ver- 
abredung einer Zahlungszeit geichloffener Kauf würde nad) allgemeinen Rechtsgrund: 
fägen und den Vortheilen des Handelsrechts (deutiches Handelsgeſetzbuch Art. 342, 
Zeile 3) die Leiftung des Kaufgeldes zur Zeit der Uebergabe der Waaren erheifchen, 
ift c8 aber an einem Orte Handeldbrauch geworden, die betreffende Waare auf drei 
Monate Eredit zu handeln, jo greift dieſe Uſanz auch da Platz, wo über die Zahlung®- 
zeit zwiſchen den Parteien vorab nichts fetgeftellt worden ift. 

Neben den Rechtsgewohnheiten beftehen im Handel noch eine große Menge nad 


der Dertlichfeit vielfach auseinander gehender Verfehrsgebräuche, die zum Geſchäftsſtyl 
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gehörig, gleichfalls unter dem Namen Handelsufanzen begriffen werden. Dahin gehören 
3.B. die Preisnormen (ob der Preis einer realen Waare für 1 Pfund oder für 
100 Pfund ic. ſich verfteht), die feften Säge für Rabatt, Kommiffionsgebühr (Provifion), 
Delceredere, Courtage, Tara, Gutgewicht, befondere Localität für Die Abholung oder Ab: 
lieferung einer Waare, Verfendungsweife von Waaren, Geldern und Briefen u. ſ. w. 
Dieje Elaffe der Ufanzen, welche an ſich Feine Rechtsquelle find , jedoch bisweilen ges 
fegliche Feftitellungen bewirken, fünnteman willfürliche oder meh anifche nennen, 
während jene erfteren rechtliche find und auch ald organische zu bezeichnen wären. 
Aber audy willfürliche Ujanzen nehmen den Charakter rechtlicher Normen an, fobald fie 
in einer Streitigfeit ald Mittel der Auslegung des Willens der Parteien maafgebend 
werden, 3. B. wenn die berechnete uſanzmäßige Provifton von '/, Procent angegriffen 
wird,da im Zweifel das Uebliche als beabfichtigt angenommen werden muß, und auch die 
localen Uſanzen über die Frift des Eredits find im Grunde zunächft nur fogenannte 
willfürlihe. Auf ſolche Uſanzen weilen verfchiedene Artikel des deutichen Handelsge— 
fegbuches hin und namentlich Art. 279, welcher beftimmt , daß „in Beziehung auf die 
Bedeutung und Wirkung von Handlungen und Unterlaffungen auf die im Handels: 
verfehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen“ fei. Eine bloße 
Rechnungsgewohnheit vermag dagegen, fei fie auch noch jo weit verbreitet, nie eine 
faufmännifche Recht s gewohnheit zu begründen; wenn es daher bei den Franffurter und 
Wiener Banfhäufern gebräuchlich ift, im der Zinsberechnung des Gontocorrent den 
Monat zu der Zahl feiner wirklichen Kalendertage, das Jahr aber zu 360 Tagen zu 
rechnen, jo ift das nicht nur arithmetisch inconfequent und unrichtig, fondern zugleich 
rechtlich unrichtig, und es hat daher in Frankreich der Gaffationdhor in den vielen be— 
treffenden zur Klage gefommenen Fällen den Bankier zur Herausgabe des zuviel berech— 
neten Betrages verurtheilt. Endlich fann man noch zwijchen generellen Ujanzen, welche 
für alle Zweige des Handels und feiner Hülfsgewerbe in Kraft find, und fpeciellen 
Uſanzen, die einzelnen Zweigen (3. B. dem Mäflerweien , der Frachtfahrt ıc.) eigen 
find, untericheiden. 

Das Wort „Uſanz“ entitammt dem mittelalterlihen Latein und ift deſſen usancia 
oder usanzia, Gewohnheit, namentlich herfömmliche Verpflichtung. 

Literatur: Büſch, Ueber Handels-Ujanzen in Büſch und Ebeling, Handlungs» 
bibliothef, I. 241—271, 660—681. Hamburg 1784/55. Sämmtliche Schriften VI. 
121—153. Hamburg 1826.) — Fr. Nobad, Die Handels-Uſanzen. Chemnig 1855. 
— Goldjhmidt, Handb. d. Handelsrechts. I. 1. Abth. 223—260. Erlangen 1864. 
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V. 


Vacante Güter 
nennt man im weiteren Sinne ſolche unbewegliche oder bewegliche Sachen, an 
denen feine beſtimmte Perſon mehr ein Eigenthumsrecht beſitzt und die ſonach herren— 
los geworden find. Das Civilrecht geftattet, daß an herrenloſen beweglichen Sachen 
jeder Andere durch Befigergreifung Eigenthum erwerben fann und u überdies zu 
ſolchen Sachen diejenigen, welche noch in Niemands Eigenthum geweſen ſind, oder 
deren Eigenthum der bisherige Eigenthümer ohne Uebertragung u einen andern auf: 
egeben bt. Es gehören dahin wilde Thiere, wenn fie ſich in ihrer natürlichen Frei- 
eit befinden, wogegen diejenigen, welche in Thiergärten find, ebenfowenig die Fifche 
in Teichen als herrenlos betrachtet werden. Bezüglich des ausfliegenden Schwarms 
eines Bienenftodes ift der Eigenthümer nad) gemeinem Recht befugt, ihn in den näch— 
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ften zwei Tagen nad) dem Ausflug auf fremden Boden einzufangen, muß jedod den 
dabei entftandenen Schaden dem Grundeigenthümer erfegen. Nach Verfluß diejer Zeit 
gilt der Schwarm als herrenlos. Werden eingemauerte, vergrabene oder fonft ver— 
borgene Sachen entdeckt, deren Eigenthümer fi nicht ermitteln läßt, fo erwirbt der 
Finder das Eigenthum daran, werden fie jedoch in einer fremden Sache entdeckt, jo 
theilen fich Finder und Eigenthümer, beziehlich die Grenznachbarn; particularrecht— 
(ich beanfprucht der Staat aud) einen Theil davon. Wer verlorene oder jonft abhan- 
den gefommene Sachen, von denen ihm der Eigenthümer unbefannt ift, entdedt, muß 
den Fund in einer beftimmten Frift der Obrigkeit anzeigen, und erlangt, wenn fich auf 
öffentliche Aufforderung der Legteren Fein Berechtigter meldet, das Eigenthum daran. 
Barticularrechtlich erwirbt indeß aud) der Staat das Eigenthum. Meldet ſich der 
Eigenthümer in der beftimmten Krift, fo hat der Finder einen Binderlohn zu bean- 
fpruchen. Nach den neueren Gejegbüchern beträgt derfelbe meilt bie zu 10%, und bei 
Sachen im Werth über 100 Thlr. außerdem vom Mehrbetrag 1 %. a 

Ein befonderer Gegenſtand Schon des römischen Rechts war die Kriegsbeute. Die 

Römer erfannten überhaupt an ſich fein Eigenthum fremder Völfer rechtlich an und 

ewährten ihm daher aud) gar feinen Schug in Rom. Sie geftanden ihnen nur den 
Kußerlichen Befig zu. Zwiſchen Mitbürgern, Gliedern eines und deſſelben Staates 
konnte feine Knechtung und Beute ftattfinden. Dagegen wurde den Römern, weldye 
vom Feinde durch defien Unterwerfung und Befiegung Beute machten, ein unbedingtes 
wohlerworbenes Eigenthumsrecht zugeftanden. Auch im heutigen gemeinen Recht gilt 
nod) der Sa, Daß Angehörige des Inlandes oder eines befreundeten Staates, weldye 
friegeriiche Beute erlaubterweile machen, das Eigenthum daran durch Befigergreifung 
(Dicupation) erwerben. 

In Bezug auf die herrenlos und erblog gewordenen Sachen Vacante Güter im 
engeren Sinn) unterjcheidet das moderne Civilrecht noch folgende Fälle. Wenn ein 
vom Staat als juriftische Perfon anerkannter Berfonenverein, oder Anftalt, welcher das 
Recht zuftand, Vermögensrechte zu haben, aufhört, ohne daß über dad Vermögen der 
jelben rechtögültig verfügt worden, fo fällt Dies, joweit e8 nicht zur Dedung der Schul: 
den erforderlich ift, dem Staate zu. Ferner wenn der Eigenthümer einer unbeweglichen 
Sache fie aufgiebt, jo wird er gegenwärtig, da das Syftem der Grundbücher eingeführt 
ift, ftetd immer fo lange noch als Eigenthuͤmer betrachtet, als er im Grundbuch einge: 
tragen ift. Erft Dann, wenn er bei Gericht erklärt, das Eigenthum aufgeben zu wollen, 
wird die unbewegliche Sache als erblojed Gut behandelt, es muß jedoch in der Regel 
zuvor ein öffentlicher Aufruf der etwa Berechtigten ftattfinden. Wenn endlich ein Ver: 
ftorbener Niemanden binterläßt, welcher ihn vermöge Erbvertrags, legten Willens oder 
Geſetzes beerbt, jo fällt — ſchon nad römischen Recht, fein Nachlaß an den Staat. 
Der Legtere hat, jobald er den erbloſen Nachlaß erwirbt, alle Rechte und Pflichten eines 
Erben. Jedoch kann ein Nachlaß nicht eher für erblos angelehen werden , als bis die 
möglicherweife vorhandenen Erben öffentlich vorgeladen und durch richterliches Erfennt- 
niß ausgeſchloſſen worden find. 

Bernhard Miller. 


Baluta fiche Währung. 
Berbrauch fiche Coniumtion. 


Dereinswefen. 

Die Gejfelligfeit it die Wiege der menfchlichen Eultur. Sie wurzelt in der Idee 
der PBerfönlichkeit, welche ihr Selbit jid) nur durch die Berührung mit anderen Ber: 
onen verihafft und erft in der lebendigen Gemeinfchaft mit diefen ihre höchſte Ent» 
widelung und vollendetite Geftaltung erlangt. Die primitive Form der Gefelligfeit it 
die Familie und die Freundichaft zwiichen beftimmten Perſonen. Sie erweitert fi 
aber zu einer univerjellen Form, zu der Geſellſchaft und zu den Vereinen, in welchen 
die Einzelnen fidy mit anderen Gleihgefinnten zur gemeinfhaftlichen Verwirklichung 
und Berfolgung beftimmter, dauernder Zwecke verbinden. Die Grundlage und Bor- 
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ausſetzung der Geſellſchaften und Vereine iſt die individuelle Freiheit und Selbſtbe— 
ſtimmung. Sie beruhen auf der freien Vereinigung der Kräfte zur Erreichung eines 
gemeinſamen Ziels, welches den Vortheil und Genuß Aller vor Augen hat. 

Das Recht der freien Vereinigung iſt ein Urrecht der einzelnen Individuen und 
Völker. Die Wirkſamkeit der Vergeſellſchaftung, der Aſſociation erſtreckt ſich insbe— 
ſondere auf alle die individuellen Aufgaben und Bedürfniſſe des menſchlichen Geſchlechts, 
welche der geſetzliche Staatspragmatismus theils ſeiner Natur nach nicht erfüllen kann, 
theils gegenwärtig vernadhläffigt und noch nicht in das Bereich feiner Thätigkeitsſphäre 
gezogen hat. So ericheint dad Vereinsweſen ald ein unabweisbares Bedürfniß der 
bürgerlichen Gefellihaft und als eine beveutungsvolle Ergänzung des Staatslebene. 

Die Gejellichaften und Vereine untericheiden fid) von einander nach ihren Zwecken 
und find jo unendlich verichiedener Natur wie dieſe jelbft. Im Ganzen laſſen fich vier 
Gruppen von Vereinen aufftellen. 

Die unterfte Gruppe nehmen die Vereine ein, deren Zwede fi in der Sphäre 
der reinwirthichaftlichen Intereffen bewegt, und welche auf die unmittelbare Pro: 
durction oder Conſumtion äußerer Güter gerichtet find. Es find dies die induftriellen 
und commerziellen Unternehmungen, bei denen durch die Form der Gemeinfchaft dem 
Einzelnen die Befriedigung materieller Bedürfniffe oder felbft die Erzielung von Ge— 
winn erleichtert werden fol. Es gehören hierher auch die Vereine, welche die Erhal- 
tung des Gapitald vor Berluften und ein Zujammenftehen der Einzelnen gegen eine 
Gefahr, welche jeder zu befürchten hat, bezweden oder das durch Unglüdsfälle vermin- 
derte Capital zu ergänzen beftimmt find. Auch die Vereine, welche die Befeftigung 
des Credits zum Gegenftand haben, find hierher zu rechnen. 

Die zweite Gruppe von Vereinen befchäftigt fich im Gegenfag zu dervorigen mit 
der reinen gefelligen Unterhaltung, mit Verftandes- oder Glüdsfpiel; bei diefen kann 
von einer individuellen Geiftesthätigfeit nur in geringem Maaße die Rede fein. Höher 
ftehen die Vereine zum Zweck gefelliger Gejpräcdhe und Ideenaustauſches, ſowie zu 
fünftleriichen Productionen,, ald Gejang, Lertüre von Dichtungen, Darftellung leben- 
der Bilder und dramatischer Werke. 

Die dritte Gruppe bilden die Vereine, welche geiftige Zwede verfolgen, humane 
und fittlihe Aufgaben zu verwirklichen juchen und zwar insbejondere für ſolche, welche 
entweder vom Staat überhaupt nicht erfüllt werden fünnen,, weil der Mechanismus 
des Staats nur äußerlich wirft, oder weldye zur Zeit wenigftens von ihm nicht hin— 
reichend befördert werden. 

Sp gab e8, als die Seeftaaten noch nicht Die Aufhebung der Negerſclaverei als ihre 
politische Pflicht anerkannt hatten, in England zahlreiche Vereine, welche dieſe Tendenz in 
der Form der freien Affociation zu erreichen bemüht waren. Die großen Verdienſte von 
Granville Sharp und Wilberforce in diefer Beziehung ſtehen noch heute in 
lebendigem Andenken. Noch früher bereits eriftirten auch im füdlichen Europa Vereine, 
welche diejenigen losfauften, welche bei den Barbaresfen in die Eclaverei gerathen waren. 
Es ift hier auch an die Mäßigkeitsvereine zu erinnern, welche dem Lafter der Trunf- 
fucht entgegen arbeiten und für welche insbejondere Bater Mat hew mit Erfolg wirkte. 
Zuder Zeit, wo der Staat als folder ebenjowenig wie Die Gemeinden mit der Eorge für 
Hülflofe und Arme fih beſchäftigten, übernahmen viele geiftliche und Nitterorden 
diefe Function. In gleicher Weife wirfte, ald der Staat fid) noch nicht zu der Idee 
der allgemeinen Gleihberechtigung der Individuen und der Gleichitellung der Con— 
fefftonen erhoben hatte, der — * für die Verbreitung dieſer Een und 
war lange Zeit der alleinige Träger der Toleranz und Humanität. 

In neuerer Zeit ift die Armenpflege wieder vielfach ein Gegenftand der Thätigfeit 
von Privatvereinen gewelen, welche die freiwilligen Beiträge von Begüterten und den 
Beiftand wohlgefinnter Perfonen in Anfprucy nehmen, um die gefammelten Erträge 
an die Hülfsbedürftigen zur Vertheilung zu bringen. E8 gehören hierher auch die von 
Wohtthätigkeitsgefellichaften — namentlich in den Niederlanden — begründeten Armen 
colonieen und Armenichulen, fowie die von ihnen übernommene Leitung der Auswan— 
derung. Iſt auch nicht zu verfennen, daß ſolche Vereine häufig ein Band zwifchen ven 
Armen und ihren Wohlthätern knüpfen, jo bleibt natürlich ihre Wirkfamfeit immer 
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nur localer Natur und unvollftändig, und ift weientlid) davon abhängig, ob die Vor: 
jteher folder Vereine auch die erforderlichen Befähigungen und Eigenſchaften befigen, 

Ebenfalls zur dritten Gruppe gehören die Vereine, welche die Gründung und Er: 
haltung von Unterrichtsanftalten zum Gegenftand haben ; je wichtiger die Verbreitung 
nüglicher und fpeciell technologiſcher Kenntniffe für einzelne Gewerbe ijt, deſto größer 
und einflußreicher auf die Entwidelung der Jnduftrie, wird durch die Errichtung folcher 
tehniicher Schulen gewirkt. Der gute Erfolg der an vielen Orten beitehenden Sonn: 
tagsichulen deutet an, wie viel auf diefem Gebiete Durch Vereine ausgerichtet werden 
kann. Selbſt größere technijche Lehranſtalten, wie 3. B. die zu Zürich wurden durch 
Privatvereine geftiftet und unterhalten. Bejonders wichtig ift auch die Einricytung 
öffentlicher Bibliothefen mit oder ohne Verbindung mit ſolchen Anftalten. 

Außer Dielen Vereinen, welche Die unmittelbare Bildung des jüngeren und heran: 
wachſenden Geſchlechtes erftreben, verdienen beſonders die in Deutichland zahlreich ent: 
ftandenen landwirtbichaftlihen und Gewerbvereine Beachtung. Cie find ein be: 
fonders wirkſames Mittel, um unter den Vereinsmitgliedern Kenntniffe zu verbreiten 
und vielfahe Vorurtheile zu zerftreuen,, indem in ihren Verfammlungen Betrieböver: 
bejierungen berathen, Verſuche angeftellt, mügliche Erfindungen verbreitet, für gewiſſe 
gemeinnügige Unternehmungen Preiſe angefündigt und vertheilt werden. Die land: 
wirthichaftlichen Vereine haben jogar hier und daMuftergüter errichtet, auf denen die 
befte Methode, eingeführt, die neueften Werkzeuge angeſchafft, neue Gewächje ange: 
pflanzt wurden. Derartige Vereine mit ihren Zeitichriften,, Bibliotheken, Leſezirkeln, 
Ausitellungen, Feften, öffentlichen Sigungen und öffentlichen Wanderverfammlungen 
haben einen doppelten Nugen ; fie tragen bei, das Volf wie die Regierungen über das 
Weſen vieler volfswirthichaftlichen Einrichtungen und Bedürfniſſe aufzuflären. Sie 
treten verbindend in die Mitte zwifchen dem, was im Staate und der Gefellichaft be: 
reits anerfannt und in öffentlichen Gelegen und Einrichtungen feſt geworden ift und 
zwifchen den vielleicht unausführbaren Ideen und Entwürfen einzelner Individuen. 

Die vierte Gruppe find die politiichen Vereine und Berfammlungen. Neben 
der Preßfreiheit ift das freie Vereins: und Verfammlungsrecht eines der wichtig: 
ften und erften öffentlichen Rechte. In feinem Staat, in welchem nicht die Dietatur eines 
Einzelwillens herricht, fondern der auf dem Princip beruht, daß der allgemeine Wille zur 
Geltung fommen foll, darf dieſes Necht der Staatsbürger aufgehoben oder beichränft 
fein. Durch die politischen Vereine und Verfammlungen erfolgt im Allgemeinen 
die politiiche Bildung und Erziehung des Volks; e8 wird befähigt, in den allgemeinen 
öffentlichen Angelegenheiten, welche das individuellfte Interefie jedes Einzelnen mehr 
oder minder mitberühren, jelbjt mitzuwirfen und jeine Intereſſen zur Geltung zu 
bringen. Aus der Discuffion der Preſſe und Vereine und Verfammlungen entwidelt ſich 
die öffentlihe Meinung. Iſt ſie gehörig erftarkt, jo gelangt das, was fie als noth— 
wendig erkannt, zur praftiichen Verwirflihung durch die unmittelbaren Träger der 
Staatsgewalt. Nur unfreie Staaten, in welchen fein wirklich verfaffungsmäßiges 
Leben eriftirt, find die Gegner zugleich des freien Vereinds und Verſammlungsrechis. 
Die Ausübung defielben ift an die einzige Bedingung zu fnüpfen, daß die Verfamm: 
lungen friedlidy und ohne Waffen ftattfinden. Die Polizei darf nicht mehr verlangen, 
als daß ihr Drt und Zeit der VBerfammlungen, die Namen ihrer Reiter oder Vorfteher, 
und ihr Zweck angezeigt wird. Gin Recht, die Vereine und Verfammlungen aufzu— 
löſen, ift ihr nur für den Ball uzugeftehen , daß diefelben geſetzwidrige Zwecke und die 
Begehung von Verbrechen bezweden oder aus dem Bereich der theoretiichen Wirkſam— 
feit beraustretend unmittelbar terroriftiich,, mit Umgehung des verfaflungsmäßigen 
Weges, wirffam zu fein unternehmen. Die Bildung geheimer Vereine ift unftatthaft. 
Sie erfolgt aber aud) gewöhnlich nur in den Zeiten und Ländern, wo Preſſe und 
reg Vereinsweſen unterdrüdt find und feine verfaffungsmäßigen Zuftände 

errichen. 


Verjährung, Erfigung. 
In der Natur der Privatrechte — fei es Eigenthum, Pfandrecht, eine Grund» 
dienftbarfeit, oder eine Korderung aus Darlehn, Kauf und Verfauf, Miethe, Depo- 


Bernhard Miller. 


Verzährung. 933 


fitum u. ſ. w. — liegt ed an ſich nicht, daß fie durch Nihtausübung unter: 
gehen follten. Gleichwohl ift eine gefegliche Einrichtung, nad) welcher die längere 
Unterlafjung der Ausübung eines Rechts defjen Verluſt zur Folge hat und weldye man 
ale Verjährung bezeichnet, durch das Intereffe der Rechtsſicherheit — einer der Haupt: 
— des Gedeihens der Volkswirthſchaft — geboten und daher der Geſetzgebung 
faft aller Yänder und Zeiten gemeinfam, wenn auch in verfchiedener Ausdehnung. Am 
meiften einleuchtend iftjenes Bedürfniß bei den Forderungen, dieim täglichen Verkehr am 
häufigiten vorfommen, auf welche man eben deshalb fein bejonderes Gewicht zu legen 
pflegt und über deren Bezahlung oft nicht einmal Quittung gegeben wird: bei den 
Aniprüchen der Handwerfer, der Kaufleute, Apotheker, Gaftwirthe u. f. w. für die 
Lieferung der gewöhnlichen Bedürfniſſe des Lebens. Wer vermag fi) nad) einer län: 
geren Reihe von Jahren nody genau zu entfinnen, ob er dies und jenes in feiner 
Wohnung repariren laffen, jo und fo viel Pfund Kaffee oder Fleifch gefauft und ob 
und wann er e8 bezahlt hat oder nicht? Wäre e8 dem Handwerfer und Kaufmann 
geftattet, noch nach Verlauf vieler Jahre derartige Anfprüche geltend zu machen, fo 
würde der gewiffenhafte Kunde häufig in Gefahr fommen zu bezahlen, was er gar nicht er— 
halten, oder noch einmal zu bezahlen, was längi abgemacht war, weil er feiner Sache 
doch nicht fo ficher ift, um vor Gericht einen Eid darüber zu leiften. Das Gefeg be: 
ftimmt deshalb eine Friſt, 3.8. von 3 Jahren, innerhalb deren ſolche Forderungen 
eingezogen werden müflen, widrigenfalls ihnen dann die Einrede der Verjährung 
entgegengefegt werden fann mit der Wirkung, daß die Forderung, wenn fie überhaupt 
eriftirt haben follte, dadurch erlifcht. Zu weit gebt das Gefeg, wenn es (wie dies z. B. 
in Sadıfen bis zur Ginführung des neuen bürgerlichen Gefegbuches der Fall war) be— 
ſtimmt, daß der Richter den Ablauf der Verjährungsfrift von Amtswegen zu berüd- 
fichtigen habe, alio auch dann, wenn der Beklagte fidy nicht darauf beruft. Ebenfo 
entipricht e8 der Natur Des Inftituts, daß die nady Ablauf der VBerjährungsfrift ger 
leitete Zahlung nicht zurüdgefordert werden fann und daß der Lauf der Verjährung 
durch Anerfenntniß von feiten des Schuldners unterbrodyen wird. Daß gerichtliche 
Klage die Verjährung unterbricht, verfteht ſich von ſelbſt. 

Für Forderungen anderer Art, bei denen jchriftliche Beurfundung üblich ift oder 
über deren Griftenz aus anderen Gründen nicht jo leicht ein Zweifel entitehen fann 
— Depofitum, Darlehn, Forderungen der Kaufleute unter fich aus Handelsgeichäften ıc. 
— ift eine fo kurze Verjährungsfrift nicht Bedürfniß; nach gemeinem Recht beträgt fie 
regelmäßig 30 Jahre, ausnabmeweife vermöge bejonderer bier welche die 
neueren Gefepgebungen mit Redyt meift befeitigt haben, 40 Jahre. Rechte an Grund: 
ftüden, welche in den öffentlichen Büchern eingetragen find, pflegen von der Verjährung 
ganz ausgefchloffen zu fein; überall macht ſich der Gedanke geltend, daß die Verjährung 
nur um der Nechtöficherheit willen nothwendig ift. Dagegen beträgt die Friſt für Gel— 
tendmachung von Aniprüchen wegen Fehlerhaftigfeit einer gekauften Sadye in ber 
Negel nur ſechs Monate; fo z. B. nach dem deutichen Handelögefegbuche, welches dem 
Kaufmann außerdem baldmöglichfte Prüfung der Waare und fofortige Anzeige der 
Tehler an den Verkäufer zur Pflicht macht. 


Andererfeits können auch Recdhtedurd Verjährung erworben werden — Adqui— 
fitivverjährung, Erfigung. Eine bewegliche Sache, welde ihrem Gigenthümer 
ohne Rechtsgrund abhanden gefommen, wird vondem dritten Befiger, welcher fie jeiner- 
ſeits rechtmäßig erworben hat und in gutem Glauben befigt, durd) Ablauf von 3 Jahren 
(nady gemeinem NRedyt) erſeſſen; nach 30jährigem Beſitz wird Die rechtmäßige Erwer— 
bung präſumirt. Dem unredlichen Beſitzer kommt die Verjährung nicht zu ftatten. Der 
Zwed ift auch hier Sicherheit des Gigenthums ; unbeweglidye Sachen find deshalb, wo 
Grund» und Hypothekenbücher beſtehen, regelmäßig der Erfigung entzogen. Ferner 
wird bei einer Grunddienftbarfeit, weldye lange Jahre hindurch ohne Widerſpruch aus— 
geübt worden ift, Die rechtmäßige Erwerbung vorausgefegt. Daflelbe galt früher von 
den Neallaften, ſeit den Ablöfungsgefegen jedoch nicht mehr. Perfönliche Forderungen 
fönnen der Natur der Sache nach nicht durch Berjährung erworben werden. 


Dr. J. Gensel. 


934 Verkehr. 


Verkehr 
iſt die ununterbrochene Verbindung, in welcher die Menſchen durch gegenſeitige 


Leiſtungen und gegenſeitigen Güteraustauſch ſtehen; der Verkehr bildet, wie Hermann 
ſagt, „ein lebendiges Netz von Beziehungen, das Bedürfniß und Leiſtung ununter— 
brochen knüpfen und löſen;“ er iſt nicht blos ein materielles, ſondern auch ein ethiſches 
Element, das jede ſociale Geſtaltung erſt belebt und auf ihre Fortentwickelung den 
allergrößten Einfluß nimmt. — Die Umgangsſprache und ſelbſt ein Theil der wiſſen— 
ſchaftlichen Terminologie gebraucht die Ausdrücke Verkehr und Handel ziemlich gleich— 
bedeutend; dennoch beſteht zwiſchen beiden ein Unterſchied. Verkehr bezeichnet einen 
viel umfaſſenderen und weiteren Begriff, als Handel, denn es wird damit nicht blos 
der Güteraustauſch, ſondern die ganze geſellſchaftliche Verbindung gemeint. „Alle 
Menſchen fühlen den Drang, ſich mit einander zu vereinigen und au verbinden, Ge: 
danfen und Dienfte mit einander auszutauschen und jo den Verkehr aufrecht zu er: 
halten; nur einige Menſchen Dagegen juchen den Tauſch für andere Menjchen zu 
vermitteln und fo den Handel aufrecht zu erhalten. Der Verkehr ift das Ziel, das 
man überall wünjcht und überall zu erlangen ſucht. „Der Handel iſtdas Werkzeug, 
das der Verkehr zu feiner Ausbildung, benugt.“ Dieſe Auffaſſung, nad) welcher jeder 
Aſſociationsact ein Act des Verkehrs tft, ftimmt offenbar mit der ftrengen Diftinction, 
die die Volkswirthſchaftslehre zwiſchen Verkehr und Handel machen jollte , viel beſſer 
überein, als die ganz willfürlicye und auf einem Mißverftändniß beruhende Unter: 
ſcheidung mehrerer Defonomiften, welche den inneren Handel ald Verkehr, und nur 
den äußeren Handel als eigentlihen Handel bezeichnen. 

Das Verhältniß, in welchem Verkehr und Handel zu einander ftehen , ift jo auf: 
zufafien, daß der Handel eines jener Organe und Werkzeuge ift, deren fich der Verkehr 
bedienen muß, um zu gedeihen; je entwicelter diefes Werfzeug ift, deſto eber und 
leichter wird ſich der legte Zwed der menschlichen Gefellichaft erreichen laffen. Won 
einem feindlichen Oegenüberftchen des Handels gegen den Verkehr, wie Garen infolge 
feiner einfeitigen focialpolitiichen Richtung behauptet , fann alfo nicht die Rede fein; 
e8 ift ebenfo leicht theoretiich zu beweiien, als es praktiſch die Geichichte der reichiten 
und blühendften Staaten lehrt, daß der Verkehr ohne Handel undenkbar wäre; mit der 
bloßen „Begründung localer Gentren und localer Thätigfeit“, wie der Amerikaner 
fie als Ideal hinftellt, würde dem Fortichritte, der Givilifation und Cultur Hohn ger 
ſprochen, die internationale Arbeitstheilung, welche die Natur durch die kumatiſche 
Verichiedenheit ven Menſchen lehrt, wäre nimmer auszuführen und es ift eine der 
eclatanteften VBerirrungen eines fonft logiichen Denfers, wenn Garen fidy zur Behaup— 
tung verleiten läßt, daß „Alles, was die Tendenz hat, Die Kraft des Handels zu ver: 
mehren, Zerftörung der Individnalität und Abnahme der Aflociationsfraft, Alles da: 
gegen, was die Tendenz hat, die Kraft des Verfehrs zu vermehren, geiftige Entwicke— 
lung und Zunahme des Strebens der Afforiation“ bewirfe. So engherzig darf wahr: 
haftig das Weſen der menichlidyen Gefellihaft und ihrer höchſten Ziele nicht gedacht 
werden! Der Verkehr, der mit Hülfe des Taufches ind Leben tritt, muß durch Gir: 
eulationsmittel aller Art, durdy Gommunicationsanftalten und Handel in immer 
weitere Kreife fommen und zulegt nicht blos eine einzelne Kafte oder einen Stamm, 
oder eine Nation, fondern alle civilifirten Völferfchaften zu einer einzigen großen 
Aſſociation verbinden, in welcher jene Harmonie der Interefien berrfcht, die Carey 
nur erclufiven, Heinen Gorporationen zu verheißen vermag. 

Die Wege, welche die Volkswirthſchaftspflege einichlagen muß, um dahin zu ge: 
langen, zeigen fidy nady dem Weſen der Eadye von ſelbſt; nur felten wird es eines 
pofitiven Gingreifens, einer wirklichen Unterftügung und Staatshülfe bevürfen ; in der 
Mehrzahl der Fälle wird e8 genügen, jene Hinderniffe zu befeitigen, welche in focialer 
und wirihſchaftlicher Beziehung der Affociation entgegenftehen ; e8 wird meiftens aus— 
reichen, ven gebundenen Berfehr, den Privilegien und Vorrechte aller Art, gewerb— 
liche Conceſſionen, Schugzölle, agrariſche Geſetze, Niederlafjungs und Heimathe- 
gefeße geichaffen haben, feiner Feſſeln zu entledigen. 

Vergl. die Art. Handel, Handelsfreiheit, Umlauf über „freien und gebundenen 
Verkehr“ d. Art. „Zollweien.“ Franz Neumann, 
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Verlagsrecht, Autorrecht, Nachdruck. 

Unter Autorrecht find die Schutzmaaßregeln zu verſtehen, die dem Schöpfer gei— 
ftiger Arbeiten in der Abficht gewährt werden, um ihn die Früchte feines Talentes und 
feiner Anftrengungen genießen zu laffen. Diefe Früchte find theil materieller, theils 
idealer Natur; fie befteben in einer realen Gegenleiftung von feiten Derjenigen, welche 
ſich der geiftigen Schöpfungen des Dichters, des Gelehrten, des Künftlers u. f. w. 
erfreuen wollen (Honorar), fowie in der Anerfennung und in der Ehre, die einer 
trefflichen Leiftung von jeiten der Mitwelt gezollt wird. Das Autorreht in feiner 
urſprünglichen Geftalt joll dafür forgen, daß dem Autor die rechtliche Befugniß ge- 
wahrt bleibe, über die Veröffentlihung feiner geiftigen oder Fünftlerifchen Werke nad) 
eigenem Ermeſſen zu verfügen, namentlidy aber die unberufene Vervielfältigung durd) 
Andere zu verhindern, — Das Berlagsredht ift ein abgeleitetes Recht, das auf das 
Autorrecht zurüdzuführen ift. Man hat zwar verfucht, das Verlagsrecht als ein jelbit- 
ftändiges Schugrecht für den Verleger zu conftruiren und darauf verwieſen, daß 
von demjelben Arbeitsfraft und Capital auf die Vervielfältigung und den Vertrieb 
eines literarischen Werkes verwendet worden fei, Die vor einer Entwerthung durd) 
Andere geihügt werden müßten: jobald aber entfchieden werden foll, wer unter meh» 
reren Berlegern als der rechtmäßige zu betrachten fei, wird man fofort auf den Autor 
zurüdfonmen, 

Beide Rechte find erft feit der Zeit entftanden, als durch die Erfindung und Ver— 
vollfommnung der Buchdruderfunft die Möglichkeit gegeben war, literarifche und 
fünftleriiche Erzeugnifie in faft unbegrenzter Zahl auf eine verhältnigmäßig wenig 
foftipielige Weiſe zu vervielfältigen. Schon im Alterthum galt es zwar für unehren- 
haft, ein geiftiges Product fälſchlich für ein eigenes auszugeben, gegen die Verviel- 
fältigung durch Abichreiben beftand aber fein Verbot, obgleich in Rom ſowohl, wie 
jpäter in den cultivirteren Staaten des Mittelalters eine nicht geringe Zahl von Men- 
ſchen das Abjchreiben der Bücher als lohnenden Erwerbszweig betrieb. ft 
doc jogar heute nody das Abjchreiben eines Buches geftattet,, obgleicy Died eine Ver: 
vielfältigung ift, Die der beabfichtigten Wirfung des Verlagsrechts ebenfo entgegen: 
läuft, als der freilidy weit ventabelere Nachdruck. Schon daraus folgt, daß nicht 
eigentlich die Vervielfältigung an und für fid) den Gegenitand des Verbietungsredytes 
bilden joll, jondern die Art und Weife wie eine folche erfolgt. Das Verlagsredht ift 
weit mehr ein Arbeits: als ein Handeldmonopol, obgleich es von jeiten der meiften 
Geſetzgebungen vorwiegend als letzieres aufgefaßt wird. 

Die erjte Form, in welcher diefer Schuß gefeglich auftritt, war die der Privi— 
legien, und find die erften Schugmaaßregeln zu Ende des 15. Jahrhunderts von 
deutſchen und italieniſchen Städten (Venedig, Mailand ‚ Bamberg 1490, Nürnberg 
1494) ertheilt worden. Scyon damals erfolgte diefe Ausnahmeftellung nicht aus Rück— 
jicht für die Schriftfteller, jondern nur auf Anfuchen der Buchhändler, nicht das 
Eigenthum an einer Idee ward geſchützt, fondern die fachlichen Stoffe und Erzeugniffe, 
duch und mit welchen die Idee erft zur Wahrnehmung gelangte. 

In Deutſchland verließ zuerft Nürnberg (1623), ſpäter Kurſachſen (durdy ein 
Mandat von 1656) den Weg einer ausnahmsweiſen Vergünftigung und befonderer 
für den fperiellen Fall zu ertheilender Privilegien, denn e8 wurde der Grundfag recht: 
lich anerkannt, daß die Autorichaft eines Werkes ſchon an fi Anſpruch auf Rechts— 
ſchutz begründe und infolgedefien der Nachdruck joldyer Bücher verboten, weldye die 
Verleger von den Verfaflern redlicherweiſe an ficy gebracht hatten. Für die Entwidelung 
des Leipziger Buchhandels war diefer Schuß, der 1773 noch beſtimmter und nicht blos 
den Autoren, jondern rechtlicherweile auch den Verlegern direct gewährt ward, von 
großer Tragweite. Die übrigen deutichen Regierungen folgten ziemlich ſpät nad), 
Defterreich erft 1775 und 1811, Preußen 1794, Bayern 1818; in den meiften übrigen 
Staaten blühte das Nachdrucksgewerbe in der üppigften Weife und war Died gerade 
der Grund, weshalb Die Regierungen mehrerer deutichen Kleinftaaten dem Anſchluß 
an die Gefeggebung der Nachbarländer widerftrebten, bis endlich Preußen auf dem 
Wege der Gegenfeitigfeit mit 32 deutfchen Bundesftaaten einen gemeinfamen Vertrag 
zu Stande brachte, und 1832 einen Bundesbeſchluß herbeizuführen wußte, in dem der 
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Schutz der Autoren und Verleger geſetzlich garantirt war. In den Jahren 1837, 1841, 
1845 und 1856 wurden Die Beltimmungen gegen Nachdruck weiter vervollftändigt, 
namentlich auch auf die unbefugte Aufführung dramatiicher Werke und muſikaliſcher 
Gompofitionen ausgedehnt, und die Schutzfriſt auf die Lebenszeit und fernere 30 Jahre 
nad) den Tode des Verfaſſers erweitert. Außer diefem allgemeinen Bundesgejeg 
bejtehen in den meiften deutichen Staaten noch befondere Ausführungs- und Vollzugs— 
verordnungen, die bald milder, bald ftrenger gefaßt find. - 

In England wurden bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts gleichfalls Privi— 
legien an einzelne Autoren und Verleger ertheilt. Im Jahre 1566 erhielten die 
Stationers (Buchhändlerinnung) das Monopol des Bücherdruds und Bücherverlagg, 
nur war die Erlaubniß des Verfaſſers einzuholen und der Titel des Werfes in ein 
von den Stationers zu führendes Generalregifter einzutragen. Nach mancherlei Ab: 
änderungen des Verlagsredits (copyright) wurde den Autoren von 1710 an eine 
Schutzfriſt von 14 Jahren geftattet, Die aber im Laufe der Zeit erft auf 28, fpäter auf 
42 Jahre, darunter 7 Jahre über die Lebensdauer der Autoren hinaus erweitert wurde. 

Frankreich ficherte den Autoren durch das Geſetz über die »imprimerie et la 
propriete litteraire« von 1793 für ihre Lebensdauer und 10 Jahre darüber hinaus 
das ausichließliche Verlags: und Verfaufsrecht ihrer Erzeugnifle zu, und war von dem 
Nahdruder eine Strafe zu zahlen, welche dem Verfaufspreis von 3000 Gremplaren 
gleichkam. Nach vielfachen Abänderungen wurde 1554 das Schugrecdht für Die Lebens: 
zeit des Verfaſſers anerfannt, den Kindern der Autoren eine weitere Friſt von 30 Jab: 
ren, den übrigen Hinterlafienen nur eine foldye von 10 Jahren gewährt. 

In allen übrigen Ländern Europa’s und den größeren Staaten Amerifa’s wird 
den Verfaffern während ihrer Lebenszeit die alleinige Verwerthung ihrer geiftigen Er: 
zeugnifie gewährleiftet. Für die Hinterlafienen erfennt nur die Türfei eine weitere 
Schyupfrift nicht an, dagegen Chile auf 5 Jahre, die meilten Staaten in Südamerika 
und Merico auf 10, Nordamerifa 14, Kirchenjtaat 12, Griechenland 15, Italien, 
Belgien, Holland, Schweden und Norwegen 20 , Portugal und Dänemarf 30, Spa: 
nien und Rußland 50 Jahre. 

Die juriftifche Auffaſſung des Verlagsrechts ift in den genannten Staaten außer: 
ordentlich verichieden. Die franzöfiiche Auffaffung nähert ſich der Idee des geiftigen 
Eigenthums am meiften, und Marie, Gaftambide, Nion, Breulier, La— 
martine, Garnier, Laboulaye undder belgifche AJurift Gapellemans haben 
diefe Anficht zu verjchiedenen Zeiten gegen die Gegner der Eigenthumstheorie Victor 
Foucher, Renouard, Victor Faider, Dunover, Wolowsky, Galmes u. N. 
vertheidigt. — In England fand die Eigenthumstheorie feinen günftigen Boden, ob: 
gleihh Talfourd, fpäter Mahon"und Tenterden in faft jeder Parlamentsieifion 
darauf zurüdfamen,. — Die deutfche Gefeggebung hält, wie Wächter herworbebt, 
an dem Grundfag feft, das Verlagsrecht jei eine vermögensrechtliche Nugung, worin 
der Autor geichügt werden müſſe, obwohl in der Regel nicht das Princip, fondern 
defien wejentliche praftifche Conſequenzen ausgeſprochen werden. Die Bundesbeichlüfie 
fegen die rechtliche Folge des Nachdrucks in die Entihädigung des Verlagsberechtigten, 
(vermögensrechtlicye Leiftung). 

MWiewenigein geiftiges Eigenthumsrecht fich aufrecht halten läßt, ift bereite 
in dem betreffenden Separatartifel diefes Werfes (S. 333 ff.) nachgewieſen worden. So 
lange Jemand die neue Jdee noch für fich behält, darf er fie nody als fein ausſchließ— 
liches Eigenthum betrachten ; fobald fie aber veröffentlicht und in den Beſitz Anderer 
gelangt iſt, kann von einer rechtlichen Alleinherrfchaft nicht mehr die Rede fein, ganz 
abgeiehen davon, daß für die Idee als etwas unförperliches der greifbare (reale) 
Gegenftand ganz und gar fehlt. Rechtsgründe ftehen dem Verlagsreht, wie aus dem 
Art. „geiftiges Eigenthum“ folgt, nicht zur Seite, fondern nur, wenn auch überwie: 
gende, Gründe der Billigfeit und Zwedmäßigfeit und Rüdfichten auf die Verbreitung 
einer möglichft allgemeinen geiftigen Bildung. Das Verlagsrecht ift ein Monopol und 





1) Wächter, Das Verlagsrecht. I. 95. 
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verdient als ſolches von der Volkswirthſchaft nur in Rückſicht auf ſeine ausnahms— 
weiſe günſtigen Seiten beibehalten zu werden. Soviel als möglich muß aber darauf 
Rückſicht genommen werden, daß dieſes Monopol der Richtung der Zeit und ihrem 
Widerwillen gegen alle Ausnahmsftellungen durch die Entkleidung alles deſſen gerecht 
werde, was der allgemeinen Benugung der geiftigen und fünftleriichen Erzeugniſſe 
innerhalb gewifler Grenzen im Wege ftehen fünnte. Durch das Verbot des Nachdrucks 
ift indeflen nicht die Benutzung und weitere Verwerthung einer in einem Werfe ent- 
haltenen wiſſenſchaftlichen Forſchung, nicht der Vortrag irgend eines Gedichtes oder 
einer muftfaliichen Compoſition, das Verleihen eines artiftiichen Kunftwerfs verboten, 
fondern nur die gewerbsmäßige Vervielfältigung und Darftellung deſ— 
felben Gegenftandes und zwar genau in derfelben Form. Iſt es doch 
gerade die Abficht des Autors, daß fein Werk zu neuen Productionen fo raſch als 
möglich aniporne, wie den meiften Verfafiern fein größerer Gefallen geſchehen fann, 
als jo oft ald möglich citirt zu werden. Freilich laufen die Intereffen des Autors und 
die des Verlegers infofern nicht zuſammen, als der Erftere vollfommen befriedigt ift, 
wenn die Citation mit der Nennung des Namens (der Quelle) erfolgt ſonſt aber um— 
ſomehr erfreut iſt, in je ausgedehnterer Weiſe die Citation erfolgt. Nachdem die mate— 
rielle Gegenleiſtung durch das Honorar von ſeiten des Verlegers erfolgt iſt, bleibt 
für den Autor noch die andere ideale Gegenleiſtung, die ehrenvolle Anerkennung übrig, 
und dieſe iſt in der Regel um ſo größer, je mehr ſich der Nachdruck des Werkes zu 
bemächtigen trachtet. Anders der Verleger, deſſen Aufgabe es iſt, das „verlegte“ 

onorar incluſive der Capitalauslage für äußere Herſtellung des Werkes und der Ent— 
chädigung an Arbeitslohn mit Zinſen und Unternehmergewinn zurück zu erlangen. 
Nach unſern jetzigen Verhältniſſen ſchützt daher das Verlagsrecht in erſter Linie den 
Verleger, und nur erſt indirect den Verfaſſer. 

Man hat auf die beſondere Eigenthümlichkeit des Buchdruckergewerbes und auf 
die Leichtigkeit verwieſen, mit Hülfe einer einmal ausgeführten Arbeit des fertigen 
Satzes der Buchſtaben) binnen kurzer Zeit und ohne große Mühwaltung die Zahl der 
Berfaufsartifel Druckſachen aller Art) raſch au vermehren und hat darauf ein befon- 
deres Gewicht gegemüber der Darftellung anderer gewerblicher Erzeugniffe legen wollen. 
Bei den meiften Verfaufsgegenftänden erfordert allerdings der einzelne Artifel in der 
Regel feine befondere Arbeitsleiftung,, in dem Maaße jedoch als in allen Induſtrie— 
branchen die Maichinenarbeit nach und nad) die Handarbeit verdrängt und gleichfalls 
durch eine einzige Operation eine unbeichränfte Anzahl von Vervielfältigungen darge: 
ftellt werden fan, werden jene Cigenthümlichfeiten des Buchdrudergewerbes nicht 
mehr vereinzelt daftehn. Selbit die vielfach behayptete Analogie mit patentirten ger 
werblichen Erzeugnifien ift in Bezug auf die Herftellungsfoften zutreffend, wenn auch 
nicht in Hinficht der VBerwerthung. Nehmen wir an, der Producent irgend eines paten— 
tirten Artifeld habe die Erfindung gefauft und fünne bei der Verwerthung derfelben 
den größten Theil der Arbeit mit Hülfe von Maſchinen ausführen, jo befindet er fich 
ganz und gar in der Lage des Buchhändlers, und da bei der Nachahmung der Erfindung 
der Goncurrent das Anlagecapital für den Ankauf der Erfindung gerade fo erjpart, 
wie der Nachdruck das Honorar, fo würden die Verhältniffe ganz gleich fein. Der 

auptunterſchied liegt indeflen in den Abjagverhältniffen, alfo in dem Handel mit dem 
rien Artifel. Dem Producenten irgend eines patentirten Gegenitandes jteht der 
anze Weltmarkt offen. Artikel, die der Fabricant in Deutichland nicht verwerthen 
ann, finden in Franfreich, England willige Nehmer; er arbeitet biß auf wenige Aus: 
nahmen nicht für eine Nation, nicht für einen Erbtheil, Sondern für die geſammte 
lebende Menichheit. Anders im Buchhandel. Der Abjagfreis eines Buches iſt meift 
durch die Grenzen der Sprache beftimmit, in der ed geichrieben ift, und auf feinen Fall 
darf der Buchhändler daran denfen, den Ausfall, der ihm dur einen Nachdruck in 
Deutichland erwachlen wäre, in England, Rußland oder Auftralien deden zu wollen. 
Nur bei Mufifalien, für welche alle Nationen fich derfelben Zeichen bedienen, ift der 
Abſatzkreis ein unbefchränfter,, höchſtens eingeengt durch die verſchiedene Geſchmacks— 
richtung der einzelnen Völfer, allenfalls durch die Sprache, in der das Titelblatt ab— 
gefaßt ift. Für felbftändige Abbildungen und Zeichnungen, die fonft gleichfalls einen 
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unbeſchränkten Abſatzkreis haben, iſt derſelbe Umſtand noch entſcheidender, als bei 
Muſikalien, abgeſehen davon, daß der Gegenſtand der Darſtellung doch nur in wenigen 
Fällen ein allgemeines Intereſſe in Anſpruch nimmt. 

Eine weitere Eigenthümlichkeit des Buchhandels liegt darin, daß ſich der Abſatz 
der Bücher innerhalb ſeiner engern Grenzen außerdem noch nach dem Culturgrade 
der einen Nation richtet, in deren Sprache ſie verfaßt ſind. Während der Bedarf an 
gewerblichen Erzeugniſſen in vielen Fällen ſich mit einiger Gewißheit vorherſehen läßt, 
vermag der Verleger niemals die Nachfrage nach einem Buche, und wäre es das vor— 
züglichſte, vorauszubeſtimmen. Und dieſes Riſico wird noch vermehrt durch die ver— 
hältnißmäßig kurze Zeit, in welcher Bücher veralten, und durch die faſt vollkommene 
Werthloſigkeit der Maculatur, indeſſen die meiſten übrigen Verbrauchsartikel längere 
Zeit hindurch ihren Preis behalten und bis zu faſt vollkommener Werthloſigkeit höchſt 
jelten berabfinfen. 

Alle diefe Gründe müſſen auf den Abjag von Geiftesproducten einwirfen. In— 
folgedefien bildet bei einer mittelitarfen Auflage der Kaufpreis des Manuſcripts oder 
der Driginalgeihnung einen weit höhern Theil des Anlage: und Betriebscapitals als 
3. B. bei patentirten gewerblichen Grzeugnifien der Kaufpreis der Erfindung. Bei 
dem einzelnen Artifel (Eremplar) ift es dann von Wichtigkeit, ob der Nachdrucker um den 
dritten Theil oder die —— der Herſtellungskoſten billiger arbeiten kann, im Gegen— 
ſatz zu den patentirten Erfindungen, bei denen der Bruchtheil, um den die Concurrenz 
bei den Nachahmungen der Erfindung billiger zu liefern vermag, weit kleiner, in 
vielen Fällen verſchwindend klein iſt. 

Mit Rückſicht auf die allgemeine Verbreitung geiſtiger Bildung kann allerdings 
geltend gemacht werden, daß ein gutes Buch um ſo raſcher ſeinen Einfluß ausüben 
wird, je billiger es iſt, und da der Nachdrucker um den Betrag des Autorenhonorars 
billiger arbeiten kann, würde es ſcheinbar im Intereſſe der Volksbildung liegen, das 
Verlagsrecht aufzuheben, d. h. den Nachdruck zu geſtatten. Die Arbeit des Nach— 
druckers iſt in der That lucrativ, nicht blos deshalb, weil ein großer Theil des Anlage— 
capitals (oft bis zu 20—50 %,, bei ſehr hohem Honorar von noch größeren Procent— 
theilen) für Herftellung einer literariichen oder artijtiichen Unternehmung erjpart wird, 
fondern weil der Nachdruck ein jehr geringes Riſico trägt, da in der Kegel nur folche 
Werke nachgedrudt werden, deren reichhaltiger Abſatz bereits angezeigt ift. In dem 
Maaße als ſich der Gewinn des Nachdruckers vergrößert, würde aber Das Rifico des 
rechtmäßigen Verlegers vermehrt werden, und die wenigen Groſchen, um die etwa ein 
nachgedrudtes Buch billiger verkauft werden fönnte, würden bei allen Originalwerfen 
durch weit höhere Preiſe aufgewogen werden müflen, da nach Aufhebung des Echup- 
rechtes jede buchhändlerische Speculation jo risquant fein würde, daß der etwaige Nadı- 
theil von vornherein durch hohe Forderungen für das Driginalwerf foviel als möglich 
ausgeglichen werden müßte. Bekanntlich geht aber der Nachdruck nidyt von der gemein: 
nügigen Beftrebung aus, das Publicum mit billigen nüglichen Schriften zu verforgen, 
ſondern feine Abjicht gebt dahin, feine Erzeugniffe um einen Fleinen Betrag niedriger 
auszubieten, als der rechtmäßige Verleger. Nicht an der Möglichkeit billiger liefern zu 
fönnen, fondern an dem guten Willen ift bei dem Nachdrucker zu zweifeln, fo daß die 
Hoffnung, die Bücherpreije niedriger geftellt zu ſehen, eine durchaus illuforiiche fein 
möchte. Das Monopol des Buchhändlers geitattet allerdings eine höhere Preisforde- 
rung, als eine foldye bei freier Goncurrenz aufgeitellt werden würde, in den ganz eigen- 
thümlichen Berhältniffen gerade diefes Monopols liegt aber auch zum Theil wieder: 
um das Mittel einer gegenwirfenden Abhülfe. Es Ichließt ja die gejeglich gejtattete 
Reproduction in anderer Form die Möglichkeit nicht aus, jo daß, wenn ausnahmaweije 
für ein wichtiges Werf ganz ungewöhnliche Preiſe gefordert werden follten, der Kern 
des Ganzen in anderer Darftellung zu einem neuen Werfe verarbeitet werden fann, 
und eriftiren unangefochten eine große Zahl von Schriften, die die ftreng wifienfchaft- 
lich geichriebenen Forſchungen der erften Gelehrten dem großen Bublicum zurecht legen 
und ſich jelbft als jolche populaire Dolmeticher anfündigen. Die Eriftenz derartiger 
Schriften beweift, daß die mit jedem Monopol verbundenen Nachtheile fich hier be: 
deutend abgeftumpft haben. 
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Eine große Schwierigkeit wird freilich für die Geſetzgebung jederzeit darin beſtehen, 
die Grenzen zwiſchen einer berechtigten Aſſimilation und zwiſchen unberechtigter Nach» 
bildung genau zu bezeichnen. Wie bekannt herrſchen in der öffentlichen Meinung über 
das ſogenannte literariſch-artiſtiſche Eigenthum die verſchiedenſten Anſichten, 
die in ſehr vielen Fällen von den Begriffen über das ſachliche Mein und Dein ganz 
entichieden abweichen. Die Quinteſſenz eines langjährigen Studiums, die Schluß: 
folgerungen einer umfafienden Arbeit jind wörtlich wiederzugeben erlaubt, die Beweis: 
führung jelbft kann wörtlidy anzuführen verboten fein. Ganz unentſchieden ift ferner 
Die Grenze, von weldyeran der jtrafbare Nachdruck beginnt, d. b. die räumliche Ausdeh: 
nung deflen, was rechtlicyerweile einem anderen Werfe entlehnt werden darf; noch un— 
beitimmter das Urtheil der öffentlichen Meinung, in wie weit billigerweife der eine Ver: 
faſſer fich auf die Schultern feiner Vorgänger ftellen darf. Bei der widerrechtlichen 
Aneignung fremden ſachlichen Eigenthums verliert endlich der Diebftahl oder Betrug 
nicht an feiner Schmachwürdigkeit und Strafbarfeit, jobald der unrechtmäßige Beſitzer 
offen eingefteht, von wem der ſachliche Gegenftand entfremdet worden ift — bei dem 
literariſch-artiſtiſchen Eigenthumsrechte dagegen gilt das Eingeftehen der Benusung 
fremder Ideen für eine ehrenvolle Handlung , Die mit dem etwaigen Unrecht vollftän- 
dig ausjöhnt. In gewiſſen Verbältnifien, 3. B. bei Zeitungen hat ſich ſogar der Miß— 
brauch eingeichlidyen, Kleinere Notizen ohne Angabe jeder Duelle zu benugen, ohne 
daß die öffentlihe Meinung daran jonderlichen Anftoß nimmt , wie ferner geiprochene 
Vorträge, Reden allerlei Art, gelegentlihe Mittheilungen, die in ihrer Art doch gleich— 
falls auf ein geiftiges Eigenthumsreht Aniprucd machen dürften, vollftändig als Ge— 
meingut und als ein der Geſammtheit zugängliches Befigthum betradytet werden. 

Eine weitere Schwierigfeit beftebt in dem Mangel des internationalen 
Schutzes für literariiche und artiftiiche Erzeugnifie. Der Schutz des Inlandes ver- 
mag nody feine Gewähr zu leiften für unberechtigte Nachbildungen im Auslande, und 
wenn auch für Die meijten literariichen Erzeugniffe der Markt fich nur auf das Eprad)- 
gebiet beichränfen mag, für welches das Werf geichrieben ift, fo hat doch die Erfah- 
rung gelehrt, daß für Werfe von ausgedehnterem Abſatz ſich Dicht an den Grenzen eine 
ziemlich Inerative Nachdrucksinduſtrie entwidelt. Kür Muſikalien und artiftiiche Er— 
zeugniffe beftehen übrigens, wie bereits bemerkt, kaum ſolche Spradygebietögrenzen. 
Erſt jeit 1840 find auf dem Wege der Gegenfeitigfeit internationale Verträge ange: 
bahnt worden, und es iſt namentlich das Verdienſt Frankreichs, zuerft Den im Aus— 
lande veröffentlichten Werfen ven gleihen Schutz wie den einheimiſchen zugefichert zu 
haben, fobald deren Verfaſſer gewiſſe leicht auszuführende Förmlichkeiten erfüllen. — 
Beiteben nun audy in den meiften Staaten Reciproritätöverträge,, Die in Allgemeinen 
das Verlagsrecht zu ſchützen veriprechen, jo ift Doch Die gleiche Behandlung und die 
Zufage aller Gulturftaaten dringend zu wünjchen, namentlich bedarf e8 ficherer Bes 
ftimmungen über dad Ueberſetzungsrecht, für das, weil die Nebertragung in eine 
andere Sprache theilweile ald eine eigene Schöpfung zu betrachten ift, mit Necht 
kürzere Echugfriften gefordert worden find. Beachtenswerth ift in dieſer Beziehung 
der Beichluß des 1855 in Brüfjel abgehaltenen Congreſſes für den internationalen 
Schuß des literarifchen und artiftiichen Eigenthums (Compte rendu des travaux du 
Congres herausgegeb. von Nomberg, Öeneraljecretair des Congreſſes, Brüfiel und 
Paris 1859): „Das Recht des Eigenthümerd am Driginalterte begreift in derjelben 
Ausdehnung auch Das Recht der Ueberſetzung in dem Lande, in welchem das Driginal- 
werf erichien. Außerhalb vieles Landes darf nad) Ablauf von 3 Jahren, wenn binnen 
derjelben der Autor von feinem Rechte nicht Gebraudy gemacht hat, wenn er aber Died 

ethan hat, nach 10 Jahren Jeder eine lleberfegung des Werfes überall verbreiten, mit 
usnahme des Landes, wo das Werf erichien. * 

Außerdem empfiehlt es fich, der Richtung der Zeit und ihrem Widerwillen gegen 
alle Ausnahmsftellungen dur eine Ermäßigung der Zeitdauer des Autorenrechts 
einigermaaßen gerecht zu werben, Billigen Anſprüchen würde hinreichend entiprocdyen, 
wenn das Autorenrecdht für Bücher überhaupt auf 15—20 Jahre nad) deren Erſchei— 
nen feftgefegt, und nur für dramatiſche und mufifaliiche Werfe, die in ihrer Form feine 
Aenderung zulajien, auf 30 Jahre nad) deren Erfcheinen normirt würde. Obgleich 
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endlich fein Bedenken vorliegt, bei dem Fehlen ftrenger Rechtsgründe nur aus Rüd- 
fihten der Billigkeit und Zwedmäßigfeit die Gefeggebung gegen den Nachdrud heute 
nod) für zweckmäßig und zeitgemäß zu erflären, jo ift doch ausdrüdlich hervorzuheben, 
daß eine Spätere wejentliche Umänderung der heute vorhandenen Verhältniffe eine ganz 
andere Löſung der Frage herbeiführen fann. Ob in einem Zeitraume von 50, 100 
Jahren das Verbot des Nachdrucks noch nothwendig fein wird, ob die geiteigerte Bil- 
dung des Volfs einen größeren Bedarf an Büchern und die Anbahnung einer größeren 
Goncurrenz wünfchenswerth machen, ob mit der Zeit ein größerer Austausch der gei- 
ftigen Producte im Original zwiichen den einzelnen Nationen den Abjagfreis der lite 
rariihen Werke vergrößern werde, wagt der Verfafler nicht zu beftimmen. 
Literatur: D. Wächter, Das Verlagsredit. 2 Bve. (Stuttgart 1857, das 
gründlichite Werf über diefen Gegenftand). — Jolly, Die Lehre v. —*8* Hei⸗ 
delberg 1852). — Eiſenlohr, Literariſches und artiſtiſches Eigenthum Schwerin 
1855). — Schmidt, Büchernachdruck aus d. Geſichtspuncte des Rechts Jena 1823). 
— Friedländer, Einheimiſcher und ausländiſcher Rechtsſchutz gegen Nachdruck 
Leipzig 1857. — Godson, A practical treatise on the law of patents for 
inventions and on copyright London 1840). — Curtis, A treatise on the law 
of copyright (%onden 1853). — Renouard, Traité des droits d’auteurs dans 
la litterature, les sciences et les beaux arts Paris 1839). — Laboulaye, 
tudes sur la propriöte litteraire en France et en Angleterre (Paris 1858). — 
Capellemans, De la propriete litter. et artist, en Belgique et en France 
(Brüffel 1854). — Romberg, Compte rendu des travaux du congres de la 
propriete litteraire et artistique 1858. — Rentzſch, Staat und Volfswirthichaft. 
©. 105 ff. Leipzig 1863). — Staatswörterbudy von Rotteck und Welfer, Art. 
Eigenthum (Leipzig 1860. Bd.4. ©. 753 ff.). 
H.R. 


Vermögen, Nationalvermögen, VBolfsvermögen. 

Im Allgemeinen bezeichnet der Ausdrud Vermögen die Fähigkeit oder Möglich: 
feit, etwas zu thun, eine beftinnmte Wirkſamkeit zu entwideln. Im wirtbichaftlichen 
Einn jedody nennen wir Bermögen alles Das, was ſich der Menich unterthan gemacht 
hat, und was gleichzeitig dazu geeignet ift, um feine Zwede zu erreichen und für feine 
Bedürfniffe Befriedigung zu verichaffen. Gewöhnlich verbindet man mit dem Begriff 
Vermögen zugleich die Idee eines großen Grades von dem Befig folder Sachen. 
Der Ueberfluß daran ift Reichthum. Wer foviel fortvauerndes Ginfommen hat, 
daß jein nothwendiger Aufwand überftiegen wird, ift reich. Der Ueberfluß gebört 
indeß nicht zum Weſen Des Vermögens. Es mag Jemand 100 Scyeffel Getreide oder 
1000 Scheffel befigen, jo tft dies fein Vermögen. 

Eine große Anzahl von Gütern wird ung von der Natur umfonft geliefert, 3. B. 
Licht, Luft, Wärme. Diefe find nun zwar feine Vermögenstheile der Einzelnen, gleich— 
wohl aber für den Vermögenszuftand eines ganzen Volkes von hoher Wichtigfeit. Es 
gehören hierher audy die perfönlichen,, moraliſchen Güter, welche für ung ein Geſchenk 
der Natur oder des Zufalls find, wie 3. B. Gefundheit, natürliche geiftige Anlagen, 
gute Charaftereigenicyaften, fogar das öffentliche Anfehen, das Vertrauen, weldyesman 
genießt. Diefe Clafie von Gütern nennt Say das natürliche Vermögen (Herr- 
mann: freie Güter). 

Es giebt jedoch eine zweite Claſſe von Gütern, welche erft durch Arbeit, im Al: 
gemeinen durch Opfer und entgeldlicdy erworben und angeeigmet werden müffen, wie 
- 3. B. die Nahrungsmittel, welche erft angebaut, die Geräthe, welche erft angefertigt, 
die Häufer, welche erft gebaut werden müffen. Say nennt diefe Güter Das gefell- 
fhaftlihe Vermögen (Herrmann wirtbichaftliche Güter). Ein weſentliches Merk 
mal diefer Claſſe von Gütern ift es, daß fie fich im Eigenthum, im ausschließlichen 
Befit derer befinden, welche fie auf — eine Weiſe durch Production erworben 
haben. Auch ſogenanntes natürliches Vermögen kann in das Eigenthum eines Ein— 
zelnen kommen, der ſich den ausſchließlichen Beſitz derſelben aneignet, wie z. B. das 
Waſſer, welches eine Mühle treibt, Eigenthum des Müllers iſt und als ſolches vom 


Vermögen. 941 


Staat anerfannt und geihügt wird. Auch der Grund und Boden, welchen die Men- 
fchen ja nicht produciren, it urfprünglich natürliches Vermögen und wird erft mit 
der Einführung des Eigenthumsrechts geiellihaftlihes Vermögen. Zu legterem rech— 
nen einige Defonomiften auch die perfönlichen Dienfte, d. h. alle Arbeiten, wodurd) 
der Menicd den andern Menſchen unmittelbar Vortheile gewährt und welche gegen 
eine vereinbarte Vergütung in ſachlichen Gütern geleiftet werden, wie 3. B. Pflege, 
Unterriht, Schutz x. Bon anderer Seite hat man jedody nicht ohne Grund ein- 
ewendet, daß ein Volk durch ſolche Arbeiten und Dienfte noch nicht reich wird, 
——— erſt durch die mittelſt derſelben erworbenen oder erzeugten materiellen Güter 
und daß ſie daher nicht ſelbſt Vermögen, ſondern nur ein Mittel zu deſſen Erwerb 
iind Rau). 

Wenn wir das Vermögen ſchätzen wollen, ſo haben wir zu unterſuchen, welchen 
Nutzen oder Vortheil es ſeinem Eigenthümer bringt. Nicht jedes Gut gewährt den 
nämlichen Nutzen wie ein anderes. Der Grad von Nutzen iſt der Werth oder ſpeciell 
der Gebrauchswerth. Theils ift dieſer individueller Natur; er hängt von dem Urtheil 
der Einzelnen über die Nüglichfeit und Brauchbarfeit der Sache zu feinen Privat: 
zwecken ab: theild laffen ſich indeß auch unter den Sachen felbit Vergleiche darüber 
anjtellen, inwieweit fte zur Beförderung menfchlicher Zwede und zur Gewährung von 
Nugen objectiv geeigneter oder unentbehrlicher find. So hat man z. B. feitgefteltt, 
inwiefern verjchiedene Nahrungsmittel im Vergleich mit einander werthvoll find, ſodaß 
vermöge des Nahrungsgehaltes 1 Scheffel Weizen foviel werth ift ald 1% Scheffel 
Roggen. Liegt nun auch in den Dingen felbft vermöge der Eigenſchaften, welche fie 
befigen, ein Werth, jo würde Dies doch nur ein von dem Beliger anerkannter fein. 
Mit dem Begriff Werth ift der Begriff der Vergleihung untrennbar verbunden. Der 
Nützlichkeits- oder Gebrauchswerth ſetzt eine Beziehung zu dem Werth anderer Gegen- 
ftände voraus; nehmen wir aber auf die Urtheile ver anderen Perfonen außer dem Be- 
figer Rüdjicht, jo erfennen wir, daß der objective Maapitab des Werths in der Duan- 
tität anderer Sachen liegt, welche mir von anderen Perſonen im Austausch für die 
Duantität Sachen gegeben wird, welche ich denfelben gebe. Daraus entfteht der ge: 
ſellſchaftliche oder Tauſchwerth; die Fähigkeit eines Gutes, andere Sachen dafür ein- 
zutauichen oder zu faufen, macht ein Gut zum Vermögen. Diefe Fähigkeit liegt zum 
Theil in feiner Nüglichkeit oder Brauchbarkeit. 

Die Güter oder Leitungen, welche einen Tauſchwerth haben, oder wie Storch ſich 
ausdrückt, welche förperlich find und einen Preis haben, bilden das gejellichaftliche 
Vermögen, weil fie „die einzigen find, welche dem Befiger den Genuß aller Dinge 
ohne Unterichied Ichaffen, die jeine Bepürfniffe befriedigen, oder feinen Neigungen 
einen angenehmen Reiz verichaffen können“ (Say). Manche Güter enthalten ſowohl 
natürlichen als geſellſchaftlichen Werth, aber beides in einem ſehr verſchiedenen Ber: 
hältnis, das Eiſen z. B. hat mehr natürlichen Werth und ift nüglicher wie das Gold; 
legteres aber enthält mehr gefellichaftlichen und Tauſchwerth in fich und ift Daher mehr 
werth wie das Eiſen. 

Das gefellichaftliche Bermögen fommt ald Einzelvermögen und als Volksver— 
mögen in Betradht. Das Vermögen der Einzelnen befteht aus Grundftüden oder aus 
Producten, d. h. aus Sachen, welchen Die menſchliche Arbeit erft einen Werth gegeben 
hat oder welche der Natur abgewonnen find. Ein Theil der Producte bildet das Capi— 
tal oder den werbenden Gütervorrath, ein anderer Theil aber muß unmittelbare Vor: 
theile bringen, mithin Bedürfniffe befriedigen und darüber hinaus Genuß gewähren. 
Zu dem Einzelvermögen gehören auch die Forderungen ſowie alle fontigen verfäuf- 
lihen Rechte. Bei dem Einzelvermögen fommt nicht in Frage, ob der Beftger die Güter, 
aus denen es beſteht, gefchaffen hat, oder in welcher andern Form der Schenfung, 
Uebertragung, des Austaufches, der Abtretung u. f. w. er diefe Güter erlangt hat. 
Die Güter anderer Berfonen können ſich um foviel vermindern, als der Zuwachs bei 
ihm betragen hat. Der Gewinn des Einzelnen fann für den Anderen ein Verluft fein, 
ohne daß die Geſellſchaft dabei betheiligt ift und etwas verliert oder gewinnt. Andere 
ift dies beim Volfsvermögen (Richesse nationale, wealth of nations). Dieſes ift 
das Gefammtproduct menſchlicher Arbeitsfähigfeit und beſteht aus den ſämmtlichen 
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Gütern, welche fich in den Händen und im Befig der einzelnen Mitglieder eines Volks— 
freies einichließlich der Gorporationen, Gemeinden ıc. befinden. Durch den Begriff 
Volfävermögen wird darauf hingewieſen, Daß das, was durch Die Arbeitstheilung, Die 
Ginzelthätigfeit hervorgebracht wird, nicht blos ein gelonbeeker Beitg der Einzelnen ift, 
die e8 hervorgebracht haben , jondern zugleich ein Gemeingut der gefanmten bürger- 
lichen Gefellichaft jein joll, wenn anders die Arbeitstheilung ihren Zwed erfüllen will. 
Diefer Begriff eines Gemeingutes widerfpricht indeß Feineswegs dem Princip des Pri- 
vateigenthums, welches die Grundlage der Geſellſchaft und, wie wireben geſehen haben, 
des gefellichaftlichen oder Tauſchvermögens bildet, fondern er bezeichnet nur, daß ver: 
möge der Taufchfähigfeit jedes Arbeitöproduct, jedes Einzeleigenthum der Möglichkeit 
nach ein Gegenftand des allgemeinen Tauſches werden fann und der Wirflichkeit nach 
es vermöge des Verfehrs wird. Das Volks: oder Geſammtvermögen, weldyes durch 
die Theilung der Arbeit erzielt wird, ift nicht ein befonderer Gegenftand neben dem 
Gigenthum der Einzelnen, jondern e8 ift die Gefammtheit des Einzeleigenthums jelbft, 
nur nicht als todte, ruhende Maſſe gedacht, ſondern als in der fortdauernden Bewegung 
feiner Production und feiner Girculation beorifen (vergl. Art. Bedürfniß). 

Als Öegenfag zum Bolfsvermögen wird häufig das Staatsvermögen hingeftellt. 
Das Feudalſyſtem des Mittelalter wurzelte in der Anjhauung, daß dem Staat, be 
ziehlih Staatsoberhaupt, Lehnsherrn, an dem Privatvermögen der Staatsmitglie- 
der oder der Unterthanen ein Dbereigenthbumsrecht zuftehe; das Grundeigenthum er: 
ſchien insbefondere als ein verlicehenes und daher unter gewifien Umftänden widerruf: 
liches Recht. Auch der Sorialismus geht, wiewohl unter Modiftcationen von der: 
jelben Vorftellungsweife aus, nur daß er an die Stelle des Lehnsherrn die organifirte 
Geſellſchaft jest. In Eonfequenz diefer Anihauung geht alles Privat: und Volksver— 
mögen in dem Begriff des Staates auf. Nicht in diefem Sinne aber ftellt die politische 
Defonomie Volks: und Staatövermögen einander gegenüber. Sie verfteht unter Letz— 
terem nur das dem Staat als Perſönlichkeit und Gentralorgan eines beftimmten Volks— 
freifes zuftebende Vermögen an Grundftüden, Unternehmungen, Material, Ausrüftung 
der Armee und Flotte, an außenftehenden Gapitalien und Forderungen. Der Staat als 
Vermögensbefiger ift der Beltger einer Einzelwirtbichaft den andern Einzelnen gegen: 
über, nur daß das Staatövermögen oder deſſen Einfünfte zu andern Zwecken als denen der 
Einzelnen verwendet wird und beziehlid) den Gefammtzweden des gefammten Volfe dient. 

Das Volfsvermögen ändert ſich, wie wir bemerften, nicht gleich dem Einzelver- 
mögen durch Uebertragungen von einer Perfon auf die andere. Es vermehrt fich nur 
durch die Production, vermöge deren das Volf feine Bedürfniſſe fich fichert. Es ift 
hierbei daran zu erinnern, daß alles Produciren nicht in der Schaffung von Stoffen 
beſteht, fondern darin, daß man den Stoffen Brauchbarfeit giebt, daß man ihren 
Nutzen, ihren Werth, ihre Fähigkeit, andere Gegenftände dafür mittelft Taufches zu 
erwerben, vermehrt. Erft durdy die Veränderung ihres Zuftandes, durch Trennung, 
Verbindung, Umwandlung, Transport, werden die Sadyen zu Vermögen. 

Man hat die Frage aufgeworfen, wie e8 fommt, daß eine Nation um fo reicher 
fein fann, je niedriger die Dinge, die man beſitzt oder producirt, im Preiſe ftehen? Der 
Preis ift mur der in Geld abgeihägte Werth. Say löft diefen ſcheinbaren Wider: 
ſpruch durch die Bemerkung, daß unfer Vermögen eigentlich in den Productivfonds, 
d. b. der Induftrie, den Gapitalen und Grundftüden befteht, und daß diefe um fo 
größer find, je mehr Producte man mit ihrer Hülfe erzeugen fann. Die Frage ift 
jedoch auch durch den Hinweis darauf zu beantworten, daß Nüglichfeit und Werth der 
Dinge überhaupt fi) in entgegengeiegten Richtungen bewegen und immer in umge 
fehrtem Verhältniß zu einander ftehen. Jeder Stoff trägt die Fähigfeit in ſich, dem 
Menſchen nugbar zu werden, aber um ihn nugbar zu machen, bedarf es einer großen 
Summe phyfticher und geiftiger Anftrengung. Mit der Vereinigungsfraft der Men: 
ichen wächft die Möglichfeit, die Stoffe nugbar zu machen. Jeder Schritt aber, durch 
welchen wir das Maaf des Widerftandes vermindern, welcher zur Erzeugung der für 
unfere Zwede erforderlichen Lebensbedürfniffe oder Gegenftände überwunden werden 
muß, muß von einem Fallen des Werths der Stoffe begleitet fein, weil der Werth zu— 
gleich jenes Maaß des Widerftandes ſelbſt ift. Gleichzeitig muß aber auch die Leichtig- 
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feit Reichthümer zu jammeln zunehmen. Daher ift das allmähliche und andauernde 
Sinfen der nothwendigen Waarenpreije ſtets ein Zeichen , daß ein Wolf reicher wird, 
daß Die Arbeit beſſer getheilt ift, daß die Werkzeuge und Mafchinen vollfommener, die 
Arbeiter geichicfter geworden, der Geldzins und Unternehmergewinn gefunfen find, daß 
das Nationalvermögen gewachſen ift. 

Außer durch Production fann ſich das Volfsvermögen nach der Anficht mehrerer 
Defonomijten nur durch den auswärtigen Handel vermehren und zwar in Hinficht auf 
den Preis, wenn die Preije der auswärts verfauften Waaren erhöht werden fünnen. 
Indeß aud) beim auswärtigen Handel ift es vortheilhafter, mehr auf die Menge ver 
verfauften Waaren ald auf den Gewinn im Preiſe zu rechnen und daher gefchieht, wie 
Storch richtig bemerft, die Bereicherung immer wieder nur durch Vermehrung der 
Landeserzeugnifie. 

Die Frage, welche Gewerbsgweige der Vermehrung des Nolfsvermögend am 
günftigften find, hängt mit der verichiedenen Productivfraft der einzelnen Gewerbs— 
zweige, der Erdarbeit, der Induftrie und ded Handels zufammen und muß mit Rüd- 
ficht zugleich auf die jedesmalige Stufe von Reichthum eines Volkes beantwortet wer: 
den. Jm Allgemeinen läßt fi nur jagen, daß die Arbeit dieſen Zwed am beiten erfüllt, 
welche bei gleichen Productionsfoften die größte Menge von vollfommenen Gütern liefert, 
und ein Arbeitözweig ift um jo nüglicher und productiver, je mehr der Koftenpreis der 
Producte ſich im Verfolg feiner Vervollkommnung vermindern fann. 

In der Ungleichheit der Bertheilung des Nationalreichthums hat man häufig die 
Urſache des materiellen Nothitandes erblidt. Gewiß ift, daß die bürgerliche Gefellichaft 
als Ganzes genommen gegenwärtig viel reicher und ftärfer ift, als fie jemals geweſen 
ift und daß nicht alle Claſſen der Gejellichaft gleihmäßig an diefen Fortichritten theil- 
genommen haben. Die jociale Ungleichheit ift indeß nicht fowohl die Urfache des Noth— 
ftandes des größten Theild der Bevölferung , ſondern diefe Urfache liegt in dem, dem 
Wachsthum der Bevölkerung gegenüber immer noch geringen und befchränften Umfang 
der Circulation. In der Vermehrung und Erweiterung der Production, welche ihrer: 
ſeits die Entfeflelung der wirthichaftlichen Kräfte der Nation zur weſentlichen Voraus— 
fegung hat, liegt in Verbindung mit der Entwidelung der Aſſociationskraft, der 
KHaupthebel zur Verbefferung der Zuftände der arbeitenden Claſſen. 

Literatur: Carey, Grundlagen der Socialwiſſenſchaft v. Dr. Adler. Bd. 1. 
p. 180 ff., 225 f. — Storch, Nationalwirtbichaftsichre Bp. J. 52 ff., Bd. II. 
220 ff. 414 ff. — Rau, Grundfäge der Volkswirthichaftsichre Bo. I. $ 46 ff. — 
Say, Lehrbuch der polit. Defonomie über]. v. Mar Stirner, Bd. I. p. 81 ff. — 
Roffi, Cours I. 29. — Herrmann, Staatdw. Unterf. p.5 ff. — Mac Cul— 
(od, Grundfäge der polit. Defonomie überf. v. Weber. 1831. 

Bernhard Miller. 


Vermögensſteuer. 

Unter „Vermögen“ im engeren Sinne ſ. d. Art.) verſtehen wir die Summe aller 
Güter, welche ſich im Eigenthume einer Perſon befinden. Zu dem Vermögen im 
weiteren Sinne gehören aber audy Rechte, welche wirthichaftlichen Werth haben, 3. B. 
Forderungen, Realrechte, Nugungsrechte. Hiernach umfaßt das Vermögen einer Per— 
ſon i. w. ©. alle dergleichen zuftehende Redyte, welche wirthichaftlichen Werth haben, 
und alle augenblidlich im Eigenthum der betreffenden Perſon befindlichen Güter, einer: 
(ei, ob diefe Güter Capital oder Genußmittel im privatwirtbichaftlichen Sinne) find. 
Den Vermögensbeftand — im Ganzen oder einzelne Theile Davon — als joldyen hat 
man ſchon frühzeitig zu einem Gegenftande der Befteuerung gemacht, und noch in 
unferer Zeit befteben hie und da Vermögensfteuern neben Erwerbs- oder Einkommen— 
fteuern unter dem Namen „Vermögensſteuern“ und mit der ausdrüdlichen Tendenz, 
nicht das Einfommen als ſolches, jondern eben das Vermögen zu treffen. Die Glafien: 
eintheilung, welde Servius Tullius behufs der Befteuerung einführte, ging von 
dem Vermögen aus. Die athenienfifche Eisphora war eine außerordentliche Bermögend- 
(Glaffen:) Steuer. Schoß, Schagung, Kofung find Namen für alte reichsftädtifche 
Bermögensfteuern, die jhon im 14. Jahrhundert vorfommen. (vergl. die bei Rau, 
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Finanzw. $402. cit. Quellen: Knipſchild, De jurib. et privil. civitat. imperialium. 
1687. ©. 418 u. Schlöger, Staatdanzeigen IV. 85. VII. 464. X. 187; Harl, 
Handbuch der Steuerregul. Erlangen 1814, II. 29 u. 53; Lang, Hiſtor. Entwidel. 
d. deutichen Steuerverf. Berlin 1793. S. 162.) Auch die unter dem Namen „gemeiner 
Pfennig“ beitehende, danndurd) die „Römermonate“ verdrängte deutſche Reichsfteuer, 
ferner die 1454 eingeführte Sächſiſche, Sch oditeuer* waren Vermögensiteuern. (Ueber 
den gem. Pfennig vergl. Yang a. a. A. S. 182). In Zürich wurde bis zur Einführung 
der neuen Verfaflung eine Vermögensiteuer von 1% (Gef. v. 24. Juni 1832) erhoben. 
In Bremen befteht noch heutigen Tages ein „VBermögensichoß“, welcher bei außer: 
ordentlichen Bedürfniffen der Staatscafle erhoben wird und dem, wie es in der neuen 
Schoßordnung vom 23. Detbr. 1848 heißt, „in der Negel jedes Vermögen, welches 
1000 Thlr. und mehr beträgt, nad) einem procentweife feftgelegten Maapitabe unter: 
worfen ift.“ Gleichzeitig mit dem Vermögensichoß werden von denjenigen, deren Ber: 
mögen unter 1000 Thlr. beträgt, jogen. Collecten — eine Abgabe, bei der theils auf 
das Gewerbe, theild auf das Vermögen Rüdficht genommen wird — erhoben. Der 
Vermögensichoß wird „auf Bürgereid“ ohne Gontrole „in die Schoßkiſte“ gezahlt. 
Zu dieſer „außerordentlichen“ Steuer hat man in den Jahren von 1730— 1563 72 mal 
feine Zuflucht genommen; fie lieferte 1863 einen Ertrag von 154666 Thlr. Gold. 
(Hiernady ift die Angabe bei Rau, Finanzw.. $ 403 Not. a., daß die Steuer nad) 
1530 aufgehört habe, zu berichtigen, nadı 1530 wurde noch Imal „geihoßt“ und die 
Schoßordnung befteht in voller Kraft.) 

Infoweit die Vermögensſteuer, wie mehrfach gejchehen, nur von dem fogenannten 
realifirten Eigenthum, welches nicht als Capital im Geichäft des Eigenthümers ange: 
wendet wird — Grundftüde, öffentl. Bonds, Hupothefen, Actien — erhoben werden 
ſoll, läßt fie fich nicht beffer verurtheilen, als Dies von 3. St. Mill, Principles. 
(deutich von Soetbeer. Hamburg. Perthes-Beſſer u. Maufe. 1864. ©. 601) ge 
ſchehen. „Mit Ausnahme des Vorſchlags, die Staatsichuld einfach auszuſtreichen“ 
— heißt 08 dajelbft — „bat wohl feine gröbere Verlegung der einfachiten Ehrlichkeit 
in unferem Zeitalter Anhänger genug gefunden, um Gegenftand der Erörterung zu 
werden. Für dieſen Vorſchlag läpt ih nicht geltend machen, was für eine progreſſive 
Einkommenſteuer geltend gemacht wird, daß man nämlich die Laft denen auflegen wolle, 
die am beften im Stande ſeien, fie zu tragen; denn „realifirtes Gigenthum“ begreift 
faft alles dasjenige, was zur Verjorgung der Arbeitsunfähigen bejtimmt ift, und be- 
jteht meiftens aus fehr Eleinen Summen. Ich kann mir faum einen ſchamloſeren Ans 
ſpruch denfen, als den, daß der größere Theil des Volfsvermögens, das Vermögen der 
Kaufleute, Pächter und Kleinhändle von feinem Antheile der Steuerlaft frei bleiben 
und. daß dieſe Claſſen erft, wenn fie fi aus dem Geichäft zurüdzichen, anfangen foll- 
ten, ihren Beitrag zu leiften, dagegen, wenn fie im Gejchäfte verbleiben, niemals einen 
joldyen zu leiften hätten. Aber ſelbſt dies giebt noch feinen vollftändigen Begriff von 
der Ungerechtigkeit des Vorſchlags. Die Laft, die in diefer Weile ausfchließlich den 
Eigenthümern des Fleineren en des Volksvermögens aufgebürdet werden Toll, 
würde nicht einmal diefe Elaffe für alle zufünftigen Generationen treffen, fondern 
ganz ausfchließlich auf Die Individuen fallen, Die zur Zeit der Auflegung der Steuer 
gerade dieſe Claſſe ausmachen . . . . Die Anlegung einer jolhen Steuer wäre foviel 
wie eine Gonfiscation zu Gunften des Staates von einer Quote ihres Eigenthums, 
welche der ihrem Ginfommen auferlegten Steuerquote entſpräche ꝛc.“ 

Inder Form, daß fie lediglidy die fogenannten werbenden Bermögensbeftandtheile, 
die Betriebscapitalien, zu treffen beftimmt wäre, ift unferes Wiſſens die Vermögens— 
fteuer nie aufgetreten. Sie wäre in Diefer Form nicht nur noch ungerechter, wie in der 
von Mill verurtheilten, fondern auch vom rein fiscaliichen Gefichtspuncte unzwed— 
mäßig, weil fie Folgen haben würde, die ihren eigenen Ertrag verringern müßten. 

Aber auch als allgemeine auf alle Beftandtheile des Vermögens bafirte Steuer 
ift die Vermögensfteuer („Allgemeine Bermögensfteuer”) nicht zu billigen. 
Zwar ift es ganz richtig, daß alle Steuern, welchen Namen fie auch haben mögen, 
aus dem Vermögen des Steuerpflichtigen gezahlt werden. Indeß geſchieht dies bei 
einigen — indirerten — nur vorfchußweife und bei allen denen, die nicht Vermögens: 
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fteuern find, nicht in der Abficht, gerade das Vermögen als folches, in feinem augen: 
blidlihen Beftande, zu belaften. Auch wird der Bermögensfteuer daraus gar fein Bor« 
wurf gemacht, daß fie aus dem —— bezahlt, ſondern nur daraus, daß ſie ee 
dem Bermögen veranlagt wird. Offenbar giebt das Vermögen feinen Maaßfta 
für die Steuerfähigfeit ab. Ein arbeitsunfähiger Greis, der ein Vermögen befigt, von 
defien Ertrag er jein Leben friften kann, ift in der That viel weniger fteuerfähig, als 
ein junger, Fräftiger und geichidter Gewerbsmann in dem Augenblide , wo er fein Ge- 
werbe lediglich mit fremden Mitteln beginnt. Eine Vermögensſteuer würde diefen gar 
nicht, wohl aber jenen treffen. Bei der Einfommenfteuer fann und muß man von der 
Belaftung des Effectiv- und Individual-Einkommens ra: der Steuerpflichtige 
muß ein Einkommen verfteuern , welches er nach feiner wirthichaftlichen Lage und bei 
rationeller Wirtbichaft erwerben müßte. Mit der Vermögensfteuer fann man nur das 
augenblidliche Individual +» Effectiv - Vermögen treffen und treffen wollen. Denn wie 
wäre ed möglich, zu beurtheilen, wieviel ein Steuerpflichtiger eigentlich Vermögen 
haben müßte? Soll die Vermögensfteuer aber, infoweit dies überhaupt möglich ift, 
gerecht veranlagt werden, fo muß das effective Vermögen im Moment der Erhebung 
und bei jeder neuen Erhebung vom Neuen — da ja nichts jo jehr, ald das Vermögen 
dem Wechjel unterworfen ift — ermittelt werden. Wenn man gegen die allgemeine 
directe Einfommenfteuer und manche anderen Steuern aus dem Grunde fidy erklärt, 
weil ihre Veranlagung und Erhebung große Schwierigkeiten mache, jo gilt diefer 
Grund in noch viel höherem Maaße gegen die Vermögensſteuer. Eine, inſoweit dies 
überhaupt möglich ift, gerecht veranlagte Bermögensfteuer erfordert höhere Veranlagungs— 
und en als irgend eine andere, und bei feiner liegt die Gefahr der De— 
fraude jo nahe, wie bei ihr. Es fommt dazu, daß ein bei dem Vermögen hochwich— 
tiger wirthichaftlicher Factor in Zahlen gar nicht zu ermitteln und Darzuftellen ift. Was 
man abjchägen fann, ift immer nur der Preis, nicht aber der Werth (f. d.) der Ver— 
mögensbejtandtheile, und doch ift nicht nur jener, fondern auch diefer, ja diefer oft in 
höherem Maaße, maafgebend für die Steuerfähigfeit. Es fommt hinzu, daß von aus- 
eliehenen Bermögensbeitandtheilen jelbftverftändlich der Eigenthümer, nicht der Be— 
ber, die Vermögensſteuer entrichten muß. Ein Verſchwender, der von anderen ehre 
lichen Leuten leichtfinnig erborgte Mittel vergeudet, geht leer aus ; die Darleiher müflen 
ihr jo überaus gefährdetes, vielleicht Schon verlorenes Vermögen mit verfteuern. »Ha-— 
beant sibic— fann man einwerfen; warum borgen fie leichtfinnigen Schuldnern? 
Wie aber dann, wenn arbeitsunfähige Gapitaliften arbeitsfähigen und tüchtigen credit— 
fähigen Gewerbsunternehmern borgen? Zur Zeit der Fälligfeit der Steuer find diefe 
vielleicht noch völlig vermögenslos. Wenige Monate ipäter vielleicht haben ſie mit 
— der erborgten und von den Steuerpflichtigen verſteuerten Mittel ein reichliches 
Vermögen erworben. Wollte man einwerfen, daß ſie ihren Antheil an der Steuer in 
dem Zinsfuße der ermietheten Capitalien getragen haben, ſo iſt dieſem Einwande leicht 
mit dem Hinweiſe darauf zu begegnen, daß nicht die betr. Quote des Zinsfußes, ſon— 
dern höchſtens immer nur eine Quote diefer Quote der Staatscaffe, Das Uebrige aber 
lediglich vem Darleiher zu Gute gefommen ift. - 

So zeigt e8 ſich, daß die Vermögensfteuer als folche weder dem Örundjage der 
Gerechtigkeit, noch dem der Allgemeinheit, noch dem der Gleihmäßigfeit entipricht, 
noch auch der Forderung genügt, daß das Verhältniß zwiichen Netto» und Bruttoertrag 
der Steuer ein möglichft günftiges fei. Der von der VBorausfegung, daß der Einzelne 
in dem Verhältniffe feines Vermögens am Staate interejfirt fei, zu Gunſten einer allge: 
meinen Vermögensftener als Hauptfteuer hergenommene, mehr politiiche als wirth» 
ſchaftliche Grund ift hinfällig, weil die Borausfegung nicht zutrifft. Schug der — 
und des Eigenthums iſt nicht die alleinige Aufgabe der Regierung. „Die Aufgaben 
a! find ebenfo umfaffend, als die der menſchlichen Gejellichaft über 

aupt.“ .) 

ALS einzelne Arten von Vermögensfteuern erſcheinen: Die Grundſteuer, die 
— ———— die Mobiliarſteuer, die Erbſchaftsſteuer, die Abzugsfteuer ıc. 

lle dieſe Steuern werden vielfach zu den Einfommenfteuern, nicht zu den Vermögens» 
feuern, die Erbichaftsfteter hin und wieder unter die Gebühren gerechnet. Ob die legtere 
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Auffaſſung richtig iſt, wird lediglich won der Höhe der Steuer und davon abhängen, ob 
bei der Einführung der Geftchtspunet der Gegenleiftung, oder der der Bequemlichkeit 
der Erwerbung eines Lucrums für die Staatscafie maaßgebend geweſen ijt. Wie Die 
Abzugsſteuer — die beiläufig gefagt an M. Wirth (Örundzüge derNationalöfonomie. 
Köln. Du-Mont-Schauberg. 1861. IL. 463) einen eifrigen, ziemlich alleinftehenden 
Vertheidiger findet, unter die dDirecten Steuern vom Einkommen aus dem Gapital ges 
räth (wie bei demſ. Schriftfteller geichehen), ijt nicht abzufehen. Die Grundfteuer und 
die Hausfteuer können allerdings auch als Einfommenfteuern veranlagt werden. Dann 
hat man aber Namen für fie, welche diefe Veranlagung deutlicher bezeichnen (vergl. 
d. Art. „Grundſteuer“ und „Hausfteuer“). Daß die Mobiliarfteuer unter Umftänden 
ebenjowohl ald Aufwand- wie als Bermögensfteuer aufgefaßt werden kann, mag zu— 
gegeben werben. 

Literatur: Außer den imTerte citirten Schriften und dem Art. „Steuerweien“ 
fowie der dort angezogenen Literatur vergl. noh: K. Krönde, Das Steuerweien 
nad) feiner Natur und feinen Wirfungen. Darmitadt 1804. S. 21. — Derjelbe über 
die Grundjäge einer gerechten Befteuerung. I. Abhd. — Mathy, Vorjchläge über 
die Einführung einer gerechten Vermögensſteuer in Baden. 1831.— PBebrer, Histoire 
financ. II. 342. Entſchiedener Gegner der Vermögensiteuer außer A. v. Kremer 
in dem unter „Steuerwefen“ 'cit. Werfe. I. ©. 203 ff, Raua. a.D. $ 402 f., 
M. Wirth a. a. O. ©. 394, und Anderen: J. R. Mac-Culloch, A treatise on 
the principles and practical influence of Taxation. Lond. 1845. ©. 114. 

A. Emminghaus. 


Verſchwenden. 

Nach landläufigen Begriffen nennt man Denjenigen einen Verſchwender, deſſen 
Ausgaben innerhalb eines beſtimmten Zeitraums die Einnahmen überſteigen. Selbſt 
auf die Einzelwirthſchaft angewendet iſt dieſe Definition nur unter gewiſſen Vorbe— 
halten anzunehmen. Zuvörderſt giebt es Fälle genug, in denen Ausgaben nothwendig 
find, die erſt nad) ſehr langen Friſten zurückkehren, wie dies bei der Land- und Forft: 
wirthichaft, beim Bergbau, bei Eifenbahnunternehmungen, ja bei der Gründung der 
meiften Fabrik- und Handelsgeſchäfte der Fall ift, und doc) wird Niemand einfallen, 
bei folhen Unternehmungen blos deshalb von Verſchwendung zu reden, weil Ein: 
ge und Ausgabe nidyt ſofort eine günftige Bilanz geſtatten. Es geichieht ferner 
nicht zu jelten, daß die Einnahmen auf kürzere oder längere Zeit zur Dedung der un 
vermeidlichen Lebensbedürfniſſe nicht ausreihen, und braucht außer den notoriſch 
Armen nur an die Wirfungen von Productiond« oder Geldfrijen, an den Einfluß 
politiſch unruhiger Zeiten auf den Geſchäftsgang, auf Krankheit oder fonftige elemen— 
tare Ereigniffe, die den Beſitzſtand beeinträchtigen (Feuerichaden, Hagelichlag), er- 
innert zu werden. Auch hier wird theilweife aus ähnlichen Gründen, wie in den erften 
Fällen, von Verſchwendung nicht die Rede fein können. Immerhin mag aber geltend 
gemacht werden, daß diefe Conſumtion erfolgt mit Rüdjicht auf eine fpätere Produc: 
tion, und daß Einnahme und Ausgabe fid ausgleichen werden, fobald nur ein län— 
gerer Zeitraum in Anſchlag gebracht werde. Die Verſchwendung erfcheint Dagegen 
als der Mangel der wirthſchafilichen Harmonie zwifchen Production und Conſumtion. 
Es wird mehr confumirt ald producirt, nach gewöhnlichem Sprachgebrauch des Volkes 
mehr ausgegeben, als eingenommen. Für die Einzelwirthichaft wird aber die Scala 
der wirthichaftlich zu rechtfertigenden Gonfumtion eine außerordentlicdy verichiedene 
fein; fie richtet fi) nad) der Höhe der Production und kann es daher geihehen , daß 
derjelbe Verbrauch) von Bedürfnißgegenitinden und Genußmitteln, von Dienftleiftun- 
gen — von materiellen Genüſſen Theater, Gemälde), bei dem Einen ge— 
rechtfertigt, bei dem Andern tadelnswerth iſt. Reiche Leute, die durchaus nichts pro— 
duciren, — nur ihr Vermögen aufzehren, find vom wirthſchaftlichen Standpunct 
jedenfalls als Verſchwender zu betradyten, obgleich der juriftiiche Begriff von der freien 
a über das Ei —— hierin der Volkswirthſchaft wenig entgegenkommt. 
In dem Maaß, als die Conſumtion des reichen Privatmanns ſich nad) deſſen Pro— 
duction richtet, mindert fi) der zu erhebende Vorwurf der Verſchwendung (nugbare 
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Ausleihung von Capitalien, Betheiligung an Actiengeſellſchaften u. ſ. w. bei ſon—⸗ 
ſtiger — Beichäftigung) , um auf der andern Seite da um fo greller aufzu- 
treten, wo bei dem Mangel an Eriftenzmitteln Trägbeit und Genußfucht in ihrer Ver: 
einigung zur Quelle der bitterften Armuth und des wirthfchaftlich tiefften Elends 
werden. Den von der Volfswirthichaft nicht genug zu empfehlenden Gegenjaß bildet 
Sparjamfeit, als „die Anlammlung von Gütern, weldye das Opfer eines gegen» 
wärtigen Genufjes im Hinblid auf einen fünftigen Genuß erfordert“ (Rae). Der 
Geiz dagegen repräfentirt das andere unwirthichaftliche Extrem, und doch wirft er 
nit jo nachtheilig als die VBerfchwendung. Die aufgeftapelten Güter des Geizigen 
gehen in der Regel nur den Mitmenjchen als Gapitalien im weiteften Sinne verloren ; 
nad) feinem Tode treten fie wieder produeirend auf, der Verichwender dagegen zer— 
ftört Bermögenstheile, aus denen entweder gar fein Gegenwerth gejchaffen wird (über- 
flüffige Dienerichaft, unnöthige Equipagen, lururiöje Gärten, Vergeudung in theue- 
ren Speifen und ©etränfen), oder die häufig in fo Heine Vermögenstheile zerfplittert 
werden, daß die befruchtende Kraft der größeren Gapitalanfammlung verloren geht. 
Von dem Berjchwender haben die Mitmenfchen aus egoiftiihen Motiven eine 
ünftigere Meinung , als von dem Geizigen, weil Jener durch Steigerung der Con— 
ion die Arbeitögelegenheiten vergrößern und den Gapitalumfag ——— 
hilft; daher die falſche Anſicht, daß reiche Leute, welche viel Geld für unnütze Dinge 
ausgeben, nützlicher ſeien als ſolche, welche ſparſam leben und den Ueberſchuß ihres 
Einkommens entweder ausleihen oder in induſtriellen Unternehmungen anlegen. Es 
mag ſein, daß die Ausgaben eines Verſchwenders in einigen wenigen Artikeln einen 
vorübergehenden größeren Umſatz hervorbringen und daß auch einige Faullenzer, die 
fonft nicht viel arbeiten wollen, fidy glüdlich fühlen, eine gelegentliche leichte Be— 
ſchäftigung erlangt zu haben. Dadurch daß der erlangte Umfag fein natürlicher, lang 
andauernder, jondern ein vorübergehender, künftlich erzeugter ift, liegt für die Pro— 
ducenten jchon eine große Schattenjeite, und wenn man erwägt , daß diejelbe Summe 
induftriell angelegt, viele Arbeitskräfte, wenn auch in ganz anderer Richtung, beichäf- 
tigt hätte, fo ift nicht zu zweifeln, daß Bäder, Fleiicher, Schneider, Bauhandwerfer 
und wie die Gewerbe des täglichen Bedarfs ſämmtlich heißen, einen viel bedeutenderen 
Umſatz gemacht hätten, als der Gewinn beträgt, den fie aus den übertrieben geftellten 
Rechnungen für jenen Verſchwender herausgeichlagen haben. Der Verichwender richtet 
nicht nur feine eigene Wirthichaft zu Grunde, fein Verfahren nügt auch den übrigen 
Einzelwirthſchaften in weit geringerem Grade, als gewöhnlich behauptet wird. 
Weit enticyiedener ift aber das Verfahren des Verichwenders von dem Stand» 
puncte der Gefammtwirthichaft, von der Volkswirthſchaft zu verurtheilen. Hier ift die 
Verihwendung nicht mehr zu betrachten ald die mangelnde Bilanz der Einzelwirth: 
ſchaft, jondern ald die unproductive Verwendung von Arbeitundvon 
Gapital, „weldye mit einem unmittelbaren Genuſſe endet, ohne eine Vermehrung 
des anzulammelnden Vorraths neuer Genußmittel“ (3. St. Mill). Von diefem Stand: 
puncte aus handelt es fich nicht mehr um die Unterfuchung, ob Jemand feinem Stande 
und feinem Vermögen gemäß feine Ausgaben regulirt, fondern um dießrage, ob durch 
den gemachten Aufwand für Die gefammte Volkswirthſchaft ein höherer, mindeftend 
ein gleichgroßer dauernder Gegenwert erzeugt wird. Die Anlage eines Parks, 3. B. 
fann für den Befiger als eine unnöthigeAusgabe, für defien Privatwirthichaft ald eine 
Verihwendung angefehen werden; fte ift e8 aber möglicherweife für die Volkswirth— 
ichaft nicht, Sobald der Eigenthümer edeldenfend genug ift, dem großen Publicum die 
Mitbenugung zu deflen Erholung zu geftatten. Die Unterhaltung eines Opern» und 
Schauſpielhaufes ift für die rivatcaffe eines Fleinen Fürften möglicherweije als Ver— 
fhwendung aufzufafien, und dod) fann der Nugen für die Geſammtheit fo groß fein, 
daß die Bewohner der Heinen Refidenz die Ausgabe als eine durchaus productive an« 
erfennen müffen. Wiederum fann eine für die Einzelwirthichaft jehr rentable Arbeits: 
verwerthung oder Gapitalanlage für die Volfswirthichaft als Verſchwendung aufges 
faßt werden, fobald einer anderen nüglicheren und nothwendigeren Branche Arbeits: 
kräfte und Gapitalien entzogen werden , und braucht man nur an den Luxus der römi- 
hen Kaiferzeit, an die Domainen in den Händen des Staats, an die liegenden Gründe 
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der fatholifchen Geiftlichkeit, an den Lurus zu denfen, der gegenwärtig von feiten des 
Pariſer Hofes Fünftlich großgezogen wird. Das eclatantefte Beifpiel liefern indeſſen 
die Schutzzoͤlle. Zu Gunften einer geringen Anzahl von Privatwirthichaften (der ges 
fhügten Fabricanten) tragen die Conſumenten höhere Koften für ihre Bedürfniſſe oder 
zahlen für geringere Erzeugniffe diefelben Preiſe, für welche fie von Auswärts Artifel 
von beflerer Qualität erhalten hätten. 

Die leihtfinnigfte Verihwendung ift allerdings diejenige, weldye mit der Arbeit 
und dem Capital bei der Production getrieben wird, fie fommt überall da vor, wo 
man verfäumt, die menfchliche Arbeitskraft durch die billigere Mafchinenfraft zu er- 
fegen, und wo man mit dem Rohmaterial nicht ſparſam umgeht, fei es, daß man dem 
Gewicht nach mehr Stoff verbraucht, ald nothwendig geweſen wäre, fei es, daß man 
ohne Noth die billigeren Surrogate verfhmähte, fei es, daß durch ſchlechte Communi— 
cationsmittel, fehlende Verſicherungs- und Creditinſtitute, Zolltarife u. ſ. w. der 
billige Bezug von Auswärts geichmälert wird. Hierbei verlieren nicht nur die Einzel: 
wirtbfchaft durch die Unrentabilität des Betriebs, fondern die gefammten Gonjumenten 
durch die unnöthige Preisfteigerung der Verbrauchsartikel. 

Eine ähnliche Verſchwendung und zwar jowohl von Gapitalien wie von Arbeits- 
fraft läßt fich der Staat durd) feine ftehenden Heere zu Schulden fommen. Es ift Auf- 
gabe des Heeres, durch feinen Schug dem Lande einen productiven Dienft zu leiften, 
productiv deshalb, weil Sicherheit vor feindlichen Angriffen jowohl von außerhalb als 
innerhalb der Landesgrenzen als eine der Grundlagen für eine gedeihliche Entwidelung 
des gefammten Mirthfchaftslebens zu betrachten ift. Daß wehrfähige Kräfte für den 
Fall einer Gefahr bereit gehalten werden, darin liegt feine Berfchwendung, wohl aber 
in der Wahl der Mittel, um die Jugend waffenfähig zu machen (zu lange Dienftzeit) 
und in der zu großen Anzahl der bereitgehaltenen Kräfte. Was ift es anders, als die 
großartigfte Verſchwendung von Arbeitskraft, wenn Jahr aus a ein in den größe: 
ren Staaten Hunderttaufende von jungen Leuten in den beften Jahren ihrer Kraft der 
Arbeit entzogen werden, die nidyt nur ar die Soldaten felbft, fondern für die Volks— 
wirthſchaft nußbringend verwendet werden fünnte, da erwielenermaaßen (3. B. in der 
Schweiz) eine jehr kurze Dienftzeit zur Erreichung deflelben Zwecks ausreicht? Aehn— 
lic) ift e8 mit den Gapitalien, die zur Erhaltung der ftchenden Heere unproductiv auf- 
gebraucht, und von Denen mindeftend die Hälfte erijpart werden fönnte. Und wie 
wenig erfennt man doc die richtigen Grundjäge der Volkswirtbichaftslehre! Keine 
Landtagsfeifion geht vorüber, bei der während der Budgetberathung nicht Die land- 
läufig gewordene Redendart gebraucht würde, „das für die Armee genehmigte Geld 
fei wirtbichaftlich nicht verloren, weil es im Lande verzehrt werde.“ Sehr richtig ! 
Das Geld bleibt allerdings in den meiften Fällen im Lande, — die zu tadelnde Ver: 
ſchwendung befteht vielmehr darin, daß mit dem größten Theile diefer Gapitalien im 
Dienfte der Landwirthichaft und des Bergbaus, der Induftrie und des Handels , für 
Berbefjerung und Erweiterung der Gommunicationsmittel, zu Zwecken der intellectuellen 
Bildung u. f. w. weit größerer Nugen gefchaffen werden fönnte, fobald man ſich nur 
——— will, durch andere Organiſation des Heerweſens Erſparungen eintreten 
zu laſſen. 

Literatur: Mar Wirth, Grundzüge der Nationalöfonomie (Köln 1860), 
©. 408 ff., 433 ff. — 3. St. Mill, Grundf. der polit. Defonomie, deutfch von 
Soetbeer (Hamburg 1864), ©. 39 ff., 128 ff. — Rofcher, Grundlagen der 
Nationalökonomie (Stuttgart 1858), I. Thl. $ 218— 223. 

H.R. 
Berficherungswefen, Aſſecuranz. 

Sein Befigthum vor den Gefahren , die e8 vernichten können, zu behüten, hat 
man verichiedene Mittel: Die forgfame Verwahrung ift das einfachite unter allen. 
Aber ed giebt Gefahren, vor denen man fid) aud) mit der größeften Vorſicht nicht zu 
Ihügen vermag, Gefahren, deren Erſcheinen, bie jegt wenigftens , ſich jeder menſch⸗ 
lihen Berechnung entzieht, die nicht, wie der Roft und die Abnugung gewiflen in ihren 
Wirkungen leicht voraus zu beftimmenden Naturgefegen folgen. Üeberall ift es die 
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er des Menfchengeiftes im wirthfchaftlichen Leben, Herr und Meifter der unper- 
fönlihen Natur zu werden. Wo der Menſch überwältigt wird von der Macht der 
Elemente, wo er ihren zerftörenden Einwirkungen feinen Einhalt zu thun vermag: da 
foll er diefelben wenigftens fo unſchädlich als möglich machen, da foll er auf Mittel 
und Wege finnen, den ftörenden Einfluß, welchen die unbezwingliche Raturfraft auf 
fein Thun und Treiben ausübt, möge abzuſchwächen. Kann man dem zerftörenden 
Elemente, „welches das Gebiet der Menjchenhand haſſet“, nicht gebieten : jo will man 
fi) wenigftend an feinem Vermögen nicht unheilbare Wunden durch daffelbe fchlagen 
lafien ; kann man feiner Gier den Raub nicht entreißen, jo will man dody nicht „hoff: 
nungslos am Grabe feiner Habe“ den Verluft bejammern müffen; die Naturfraft — 
jo will der mächtige Menichengeift — hat über ihren Sieg und über die ihr wohlge— 
lungene Vernichtung nicht triumphiren können. Sonft, wenn man heimgefucht ward 
von der zerftörenden Wuth des Elementes, tröftete man ſich mit dem Bettelbrief und 
mit der Eollecte. „Hinweg mit dem Almojen, wo Hülfe aus eigener Kraft moͤglich 
ift!“ ruft der Geift der neuen Zeit. Die Brandbettelbriefe und Brandrollecten , die 
— ꝛc. ruiniren mehr Wohlſtand, als dem fie aufhelfen ſollen und fie ent« 

ttlichen den Bettelnden noch obendrein. Zur rechten Zeit muß man daran denken, 
daß, kann man ſchon nicht umhin, der unbezwinglichen Naturkraft nach wie vor zu 
weichen, in der Aſſociation ein Mittel dargeboten iſt, um ſich für die Zerſtörungen der 
erſteren ſchadlos zu halten. Der Gedanke, ſich durch das Mittel der freiwilligen Aſſo— 
ciation Schadloſigkeit, oder wenigſtens theilweiſen Schadenerſatz für Fälle —— 
infolge von eintretender „höherer Gewalt“ zu ſichern, fand ſchon frühe, ſchon zur Zeit 
der Blüthe der italieniſchen Städte und der Hanſa, feinen Ausdruck in dem Inſtitute 
der Transportverficherung (f. d.). Bald nachher lernte man die fälfchlich fogenannte 
Lebensverfiherung (f. d.) fennen. Heutzutage ift das bildfame, gejchmeidige und höchft 
fruchtbare Verficherungsprincip auf Die verfchiedenartigite Weife angewendet worden; 
unjer „materielles“ Zeitalter ficht e8 nicht gern, daß der Wohlſtand einer Familie, 
einer Öemeinde, wohlgareines ganzen Landftriches, Durch eine am unrichtigen Drte glims« 
mende Kohle gefährdet werbe, daß große und altbegründete Handelshäufer durch einen 
einzigen Blitzſtrahl, oder ein einziges Sturmwetter um den größten Theil ihrer Habe 
gebracht , daß Familien durch den Tod ihres Erhalters in das tieffte Elend geftürzt, 
daß ganze Flächen Landes, wenn einmal ein Hagelwetter fi darüber hin ergoffen, 
num Jahre lang öde gelaffen werden. Das Verſicherungsweſen hat feit einigen Jahr« 
zehnten im der ganzen civilifirten Welt eine außerordentliche Verbreitung und die 
höchſte volfswirthichaftlihe Bedeutung gewonnen ; bei ihm zuerft hat fi) das Princip 
der fogenannten „latenten Genoſſenſchaft“ überrafchend bewährt. 

Hie und da laffen ſich Stimmen vernehmen, welche das ganze Berficherungswefen 
als einen frevelhaften Eingriff in die göttliche Fügung, als ein willfürliches Vorgreifen, 
als eine menſchliche Anmaaßung verurtheilen. Durch Elementarſchäden herbeigeführte 
Verlufte — jagt man — find Fingerzeige des göttlichen Willens. Der davon Betroffene 
fol! davon betroffen werden, und das Unglüd foll eine ernfte eindringlihe Mahnung 
für ihn fein. Neutralifirt Ihr durch euren Menfchenwig die Wirkung, fo ift das ein 
Frevel, der doch wieder gefühnt werden wird. In der That ift mandyer Drten aus 
joldyen Gründen der Entwidelung des Verſicherungsweſens entgegengetreten worden. 
Noch heutzutage finden wir in manchen, namentlich Fatholifchen Gegenden die Brands 
collecte in beflerem Anfehen, als die Berfiherumgspolice, glaubt man fidy durch die 
Fürbitte bei dem Schugheiligen,, oder durch die Anheftung feines Bildes am Haufe 
vor Bermögensverluft beſſer zu ſchützen, ald durch die Verficherung. Bigotte Geiftliche 
warnen vor dem Satan, der in der Geftalt des Agenten erfcheint, und wiffen aus der 
gläubigen Dummheit ver Menge Gapital zu fchlagen. Man hat mit der eben ange 
denteten Anfchauung nicht zu rechten. Auf dem nämlichen Gebiete, auf dem ſie ent- 
fpringt, kann fie ohne Mühe gefhlagen werden. Der Menſch ift zum Herren der Ich: 
(ofen Schöpfung geiegt. Jeder unmittelbare Sieg, oder jede mittelbare Bezwingung 
der Naturkräfte ift ein Schritt nach diefer Aufgabe hin. Das find doch immer nur die 
geringften menfchlichen Leiden, vor deren Wirkung der Menſch ſich ſchützen fann, und, 
weil er’s kann, fidy fhügen fol; die größeren Leiden entfpringen feinem eigenen Ins 
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nern und gegen ſie iſt ein Schutz oder eine Abwehr durch äußere Mittel unmöglich. 
Je geringer die Sorge um die Güter dieſer Welt zu ſein braucht, um ſo empfänglicher 
wird die Seele für die Güter jener Welt. 

Beſondere Erörterung verdient die Frage nach dem natürlichen Machtgebiet des 
Verfiherungsmweiens. Der planmäßigen Vertheilung und alfo Erleichterung für den 
Einzelnen in vorbedachter Weiſe und gejchäftlicher Form zugänglich find zuvörderſt 
alle Gapitalverlufte, welche nicht unter den Begriff des Abnutzes durch Gebraud) fallen, 
welche controlirbar und ftatiftiich erfaßbar und entweder gar nicht, oder doch nicht mit 
leicht zu verbergenden Mitteln willfürlich herbeizuführen find. Diefen Anforderungen 
entiprechen mehr oder minder alle Gapitalverlufte, welche durch die gerftörende Gewalt 
der fogenannten elementaren Kräfte herbeigeführt werden. Einige dieſer Kräfte können 
durch menfchlihe Willfür entfejfelt werden, wie 3. B. das Feuer. Aber einestheils 
fann dies nur durch Mittel geicheben, die meiit zur Entdefung der Handlung führen; 
theils erreicht den Urheber häufig der Arm der weltlichen Gerechtigkeit. Andere dieſer 
Kräfte find in ihren gerftörenden Wirkungen ſtatiſtiſch ſchwer erfaßbar. Aber das liegt 
theils in der Mangelbaftigkeit der Beobachtungen, theils jchließt e8 die Anwendung 
des Verficherungsprineipes an fidy noch feineswegs vollftändig aus, wie man am 
beiten an dem bie und da gewinnbringenden Betriebe des Hagel: und des Seever— 
fiherungsgeichäftes fiebt. Das Vichverficherungsgeichäft krankt zur Zeit noch an der 
Schwierigkeit der Controle des Eintritted und Umfanges der Schäden. Es werden aber 
unfehlbar Mittel gefunden werden, um über diefe Scywierigfeit glüdlich himvegzu- 
fommen. Ein Geſchäft, weldyes in großen Städten jegt an Ausdehnung'gewinnt — das 
Spiegeliheibenverjiderungsgeihäft —iftinjofern inftructiv für Die Theorie 
des Verſicherungsweſens, als es fich hier meift nidyt um Berlufte durch die zerftörende 
Wirkung elementarer Kräfte, und als es fich hier meift um foldye Verluſte han— 
delt, welche in der That leicht willfürlich herbeigerührt werden fünnen, und deren 
Eintritt der ftatiftifchen Ermittelung ſtark widerftrebt. Das Beifpiel dieſes Verſiche— 
rungszweiges zeigt, Daß die Technik des Verficherungswefens im Stande ift, auch 
widerjtrebende Stoffe jidy zu unterwerfen, jobald nur hinfichtlich ihrer das Verſiche— 
rungsbepürfniß in hervorragender Weiſe ſich geltend macht. Gin neuer Zweig des 
Verficherungsweiens, die Hnpothefenverficherung,, bat deshalb vom Standpuncte der 
Theorie ihre volle Berechtigung, weil es ſich hier um die Sicherung gegen Berlufte 
handelt, auf welche in der That alle oben angedeuteten Kriterien paflen. Die Dete— 
rioration des hypothekariſchen Pfandobjectes zwar ift in die Willfür des verficherten 
Schuldners gegeben. Aber fie entzieht fid) nicht der Gontrole, und bringt dem Schuld» 
ner jelbit den größten Schaden. Auch hat man Mittel, das Verſicherungsgeſchäft ihrer 
ſchädlichen Einwirfung einigermaaßen zu entziehen. Daß es fich hier nicht um Eicherung 

egen Verluſt von Individualcapitalien, fondern von fungiblen Sadyen, je unter Um— 
Bänden von Rechten Forderungsrechten, handelt, thut nichts zur Sache. — Bei der 
Lebensverfiherung (im weiteften Sinne des Wortes) fommt die Verficherung gegen den 
Verluft vorhandener Gapitalien gar nicht in Frage. Die Tendenz ift bier nit, Erſatz 
für Berlufte durch Vertheilung derſelben, ſondern durch gemeinichaftliches Zuſammen— 
wirfen Vieler einzelnen Mitwirfenden für gewiſſe vorausbeftimmte Bälle effectiven Ge— 
winn zu fchaften. Der Name „Lebensverficherung“ ift zwar dem Weſen dieſes Ber: 
fiherungszweiges wenig entipredyend, aber daß die fogenannte Lebensverficherung alle 
weientlihen Merkmale eines Berfiherungsgeichäftes hat, ift nicht im Abrede 
zu ftellen. Denn das Weſen der Verficherung beiteht eben darin, daß man fich durch 
beftimmte Leiftung die Gewähr gewifjer Gegenleiftungen für den Eintritt gewiſſer 
vorausbeftimmter Eventualitäten erfauft. Daß bei allen anderen Zweigen des Ber: 
fiherungswelens für den Einzelnen der Eintritt dieſer Eventualitäten überhaupt , für 
einzelne Branchen des fogenannten Lebensverficherungsgeichäftes nur die Zeit des Ein- 
trittes derjelben fraglich ift, fan ebenfowenig einen Unterichied madyen, wie daß dad 
Dbject der Gewährleiftung dort Schadenerfaß , bier Gapital- oder Rentenzahlung ift. 
Auch manche andere weientliche Merkmale hat die jogenannte Lebensverfidherung mit 
den übrigen Verficherungszweigen gemein. Vor Allem joll bier wie dort die Erfüllung 
der gegebenen Zulage dem Verficherer als ſolchem durch die Leiftungen der Verficher: 
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ten ermöglicht werden, und gilt es alſo hier wie dort zwiſchen den Leiſtungen der Letz⸗ 
teren und den Verpflichtungen der Erfteren das richtige Verhältniß zu finden. Hier wie 
dort wird das richtige Verhältniß auf dem Wege der Wahrfcheinlichfeitsrechnung ges 
funden. Hier wie dort ftellt ſich daſſelbe um fo ficherer feft, je mehr die Refultate der 
Wahrfcheinlichkeitsrehnung mit der Wirklichkeit übereinftimmen , je größer und man« 
nichfaltiger das Gebiet der Thätigfeit des Verficherers ift. 

Es darf nicht außer Acht gelaflen werden, daß die wirthfchaftliche Macht des 
Verſicherungsweſens immer auf der Macht der Affociation beruht. Dies fommt bei der 
fogenannten Verficherung auf Gegenfeitigfeit (vergl. den Art. „Begenfeitigteitsan- 
ftalten“), welche ſich als bewußte Affociationen darftellen, klarer zur Erfcheinung, als 
bei dem Geſchäft der Privatverficherer, oder der Actiengefelichaften. Vielleicht liegt 
gerade hierin der Grund für die beionders fruchtbare ſittliche Wirfung der Verſiche— 
rung auf Gegenfeitigfeit. Aber daß auch das Gejchäft der Privataffecuradeurs und 
der Actiengefellihaften auf der Affociation der Verficherten beruht, liegt auf der Hand, 
Die bei einem Privatverficherer oder einer Verſicherungs-Actiengeſellſchaft Verſicher— 
ten bilden eine Genoſſenſchaft, in der die Leiftung und das eventuelle Forderungsrecht 
Aller mit der Zahl Aller in einem gewiſſen Verhältnifie fteht. 

Wir jehen das Verfiherungsweien in manchen anderen Staaten weiter ausge: 
bildet, als in Deutichland. Das Verficherungsgeihäft kann der Kreiheit zu feinem 
Gedeihen nicht entbehren, und in Deutichland ftedt dafjelbe mit wenigen Ausnahmen 
noch überall in der Zwangsjade ver Staatöcontrole. Auf feinem Gebiete haben polizei— 
ſtaatliche Vorurtheile, die wir aus dem vorigen Jahrhundert ererbt haben, fo ſchädlich 
gewirkt, wie auf dem des Verfiherungsweiens. Man meint, der Staat dürfe Ver: 
ficherungsinftitute nicht entftehen laffen , für weldye nad) Anficht der competenten Be- 
hörden ein Bedürfniß nicht vorhanden fei. Als ob Jemand, und als ob man zumal am 
grünen Tiſche gu enticheiden vermöchte, ob das Bedürfniß nad) Verficherungsanitalten 
irgendwo gededt fei! Als ob man nicht von vornherein deffen überzeugt fein Fönnte, 
daß Gapitaliften, welche ihr Capital an das Geichäft wagen, in diefem Puncte com» 
vetenter find, als alleBehörden des Landes zufammengenommen! Als ob eine Verfiche- 
rungsanftalt nicht ein gemeinnügiges, ſondern vielmehr ein gemeingefährliches Inftitut 
jei! Man maaßt ſich das Recht an, zu entfcheiden, ob eine ſchon beftehende fremde Geſell— 
ſchaft im Lande ihr Gejchäft betreiben dürfe. Man erlaubt fich, hierüber nach admini— 
ftrativem Ermefien enticheiden zu wollen. Man ift weit entfernt, den Interefienten die 
Prüfung felbft zu überlaflen, und, indem man fie für diefelben übernimmt , denft man 
nicht an die Verantwortung, die man damit fich aufladet. Denn, wo der Bürger durch 
lange Gewöhnung verführt ift, die Regierung für ſich denfen zu laflen, muß ihm ein 
Inftitut, welches die Regierung auf Grund ihrer Prüfung zum Geichäftsbetriebe zu: 
läßt, für empfohlen gelten. Man beichränft audy die concejftonirten Inftitute in ihrem 
erlaubten Geſchäftsbetriebe noch in mannichfacher Weife, oft mit den raffinirteften 
Mitteln. Man bejchränft fie vor Allem in der Zahl ihrer Vermittler; man legt ihnen 
taufenderlei Ausweife auf, die viel Arbeit Foften, und nachher in den Archiven der Bes 
hörden unangefehen verftäuben ,; man unterwirft fie allerhand Steuern und Abgaben, 
ohne zu bedenken, daß dieſe Opfer durch das Geichäft, alfo durch die Prämien, welche 
bei beichränfter Goncurrenz vielleicht ohnehin jchon höher als angemefien find, wieder 
eingebrad)t werden müſſen. Die Geſellſchaften find in einem ewigen Kampfe um ihre 
Freiheit begriffen, oder, wo fie fidy in das ihnen auferlegte Joch willig fügen , fordern 
und erhalten fie bisweilen excluſive Berechtigungen zum Lohne für ihre Fügſamkeit — 
wahrlich nicht zu Gunſten der VBerliherungsluftigen. Wer an dem deutichen Ver— 
ficherungsgeichäft,, namentlich dem Feuer- und Lebensverfiherungsgeichäft, allerhand 
tief eingefreflene Krebsichäden entdeckt — und es gehören dazu nicht bejonders ſcharfe 
Augen —, wer bier vielfach den gemeinften Brotneid und den Fleinlichiten Krämergeift 
fidy blähen ficht, braucht nad) den Urjachen dieſer widerwärtigen Erſcheinungen nicht 
lange zu fuchen. Sie liegen in der Feindfeligfeit des Polizeiſtaates gegen die freie Ent- 
widelung des Verſicherungsweſens. Weitaus am tiefften pflegt die polizeiftaatliche 
Unvernunft in das Gefchäft der Feuerverficherung ſich einzumiichen. Dies ift auch der 
Zweig der Verfiherung, in welchem die Regierungen felbit ald VBerficherer und für ge= 
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wife Branchen fogar ala ausſchließlich berechtigte Verficherer auftreten. Weniger be- 
fümmern ſich die Behörden um die Lebensverficherung ; wenigftend pflegen bier nicht, 
wie bei den Feuerverficherungen, die einzelnen Geichäfte der polizeilichen Gontrole zu 
unterliegen. Am unbeichränfteften läßt man die Transportverficherung walten. Was 
die Wiſſenſchaft im Interefie des Verſicherungsweſens fordert und zu fordern berechtigt 
ift, das läßt jich in den Sägen zuſammenfaſſen: Bolle Befreiung des Verſicherungs— 
wefens von jeder adminiftrativen Willkür! Zulaffung jedes Verſicherungsgeſchäftes 
und jedes Verlicherungsvermittlers ohne präventivpolizeiliche Maapregeln! Wahrung 
der Interefien der Verficherer und Verficherten durch allgemeine gefegliche Feſtſtellung 
der beiderjeitigen Nechte und Pflichten! Erft dann, wenn dieje Forderungen aud) bei 
ung erfüllt find, wird das Verficherungsweien feine volle wirtbichaftliche Macht zu 
entfalten vermögen. . 


Literatur: Außer den bei den Artikeln über die einzelnen Zweige des Verfiche: 
rungsweſens angeführten Schriften Literaturnachweife in Rofcher, Syſt. der Volks— 
wirthichaft. II. S. 439 ff. (Stuttgart 1860), und in Rau, Grundf. der Volke: 
wirthſch. II. 1. Abth. S. 226 ff. (Leipzig 1862). — von Berg, Handbuch. III. 
©. 332 ff. — Bernouilli, Vorzüge der gegenfeitigen Afferuranzgen (1827). — 
Mafius, Lehre der Verficherung (1846). — Kleinere Schriften v. Brüggemann, 
Emmingbaus, Theuerle, Bergius, Hopf, Heym, Zillmer, Wiegand, 
Schreber, Engel, Richter, Milleru. A. — Zahlreiche zerftreute Artikel und 
ftatiftifches Material in Hübner's Jahrbüchern, im Bremer Handelsblatt, den ver: 
fhiedenen Börfenzeitungen, im Actionait (Franffurt a. M.), in den Jahresberichten 
8* Handelskammern und ſpeciellen für das Verſicherungsweſen berechneten Zeit— 

chriften. 
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Verſorgungscaſſen 

haben den Zweck, ihren Mitgliedern und Theilnehmern in Fällen der Erwerbs— 
lofigfeit oder bei plöglich eintretenden außergewöhnlichen Ausgaben, wie fie z. B. durch 
Krankheiten, Geburten von Kindern, Todesfälle in der Familie hervorgerufen wer: 
den, Hülfe und Beiftand zu gewähren. Ihre volfswirthichaftliche Bedeutung liegt da- 
rin, daß fie zur Zurüdlegung Heiner Eriparnifie ermuntern, zur Fürſorge für die Zu— 
funft anregen, wirthichaftlichen Sinn unter den Mitgliedern hervorrufen und das Ver- 
trauen in rd in ihre Kraft erhöhen , fo daß fie in Fällen des Bedarfs nicht an die 
Armen: und Almofenanftalten fi) wenden. Für die Gejammtheit wirfen fie nüglich, 
indem fie Eleine, ſonſt todt daliegende Gelvbeträge anfammeln und concentriren, ſowie 
zur Erhaltung und Vermehrung des Gapitald beitragen. Zwar werden die in den 
Caſſen angefammelten Bapitale von diefen jelbit nicht unmittelbar productiv angewen⸗ 
det, jondern in Staatspapieren werbend angelegt, oder an Gemeinden, Gorporationen 
und Privatperfonen gegen vorzügliche Sicherftellung ausgelichen ; theild aber machen 
die Entleiher von den Capitalen einen productiven Gebrauch , theild wird durch Diele 
Gapitalanfammlungen es moͤglich, daß in den Fällen, wo Staat oder Gemeinde ıc. 
zu ihren Ereditoperationen Geld gebrauchen , andere Privatcapitale nicht heran- und 
aus dem Verkehr gezogen werden müffen. Die Gapitalfummen , welche in Deutfchland 
fhon gegenwärtig in den — derartiger großer und kleiner Caſſen ſich befin— 
den, beläuft ſich —— t auf Hunderte von Millionen Thalern. 

Je nad) ihren Zweden laſſen ſich verjchiedene —— ſolcher Caſſen unter- 
ſcheiden. Zuerſt treten uns die Sparcaſſen (Sparbanken, Rettungsbanken, saving- 
banks) entgegen. Ihre Entſtehung ſcheint nicht über das letzte Viertel des vorigen 
Jahrhunderts hinaufzureichen. In Deutſchland beginnen ſie erſt in den letzten 50 
Sale fich zu bilden. Berlin und Stuttgart waren die erften Städte, welche foldhe 
Gaffen errichteten. Ihr Zweck befteht blos darin , von Einzelnen fleine Einlagen auf« 
zunehmen, über weldye ſich die Einleger das Recht jederzeitiger Verfügung vorbehalten 
und welche ihnen bis zur Rüdzahlung verzinft werden. In den Städten fowohl wie 
auf dem Lande wirken fie höchſt vortheilhaft auf die ärmere Glaffe der Tagelöhner, 
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Geſellen, Dienftboten, denen erfahrungsgemäß der größte Theil der Gejammtcapitale- 
einlagen gehört. Ohne Noth und zur Erichwerung für die Gaflenverwaltung hat man 
bisweilen das Recht zum Einlegen ausſchließlich auf ſolche Volksclaſſen beichränft. 
Michtig ift, daß die Caſſen audy fleine Beträge annehmen, wogegen auf der andern 
Eeite ein gefeglihes Marimum für wiederholte Einlagen nebjt zugejchlagenen Zinjen 
nicht unzwedmäßig ift, weil es nicht die Aufgabe folcher Gaffen fein kann, für wohl— 
habende und reiche Leute Die Sorge der verzinslichen Anlegung ihrer Capitale zu über» 
nehmen. Kleinen Orts- und Bezirksſparcaſſen fehlt e8 jogar häufig an Gelegenheit 
zur Ausleihung größerer Gapitale. Auch die Zeit, zu welcher die Theilnehmer ihre 
Einlagen bewirken wollen, ift in der Regel ihrem freien Ermeffen zu überlaffen. Nur eins 
zelne Brivatiparvereine haben Er wie die Vorfchußvereine, bei denen jedoch die 
Einlagen zugleidy den Garantie» und einen Theil des Betriebsfonde bilden, ihre Theil: 
nehmer zu regelmäßigen laufenden Beiträgen verpflichtet. Die Berzinfung beginnt 
um den Laften zur Dedung der Berwaltungsfoften einen Vortheil zu verfchaffen , in 
der Regel nicht jofort mit dem Tag der Einlegung; auch werden faft nirgends höhere 
Zinfen ald 3—3'/,% gewährt. Der durch höhere zinsbare Anlegung der gefammelten 
Gapitale erzielte Ueberſchuß wird theild zur Anfammlung eines Detervefonde ‚ theils 
bei mandyen Anftalten zur Prämiirung entweder der Einlagen, welche lange Zeit in 
den Gaflen verbleiben, oder der Einlagen der ganz unbemittelten Claſſen der Dienft: 
boten, Tagelöhner, Arbeiter verwendet. In England erhält Jeder, der von 20 bis 30 
Yahre wöchentlich 5 Schilling in eine Sparcaſſe einlegt, vom 60. Jahre an eine Leib- 
rente von 20 Pd. Die Verwaltung der Caſſen fteht — unter der Obhut 
der Gemeinden. Es hat dies den Vortheil der geringeren Koſtſpieligkeit und des Vor— 
handenſeins einer abjoluten Garantie. Letztere ſetzt allerdings voraus, daß die Ge— 
meinde felbit hinreichendes Vermögen befigt und namentlich bei großen Capitalskün— 
digungen für die Geldbeſchaffung einzuftcehen vermag. Viele Gemeinden benugen die 
Sparcaflen aud), um aus den Ertragsüberjchüffen einen oft nicht unanfehnlichen Bei— 
trag zu den Gemeindelaften fich zu verfchaffen. Da die Einlagen nach furzen Kün- 
digungsfriſten rüdzahlbar find, empfichlt es ſich, daß die Beftände nicht blos ficher, 
fondern auch fo ausgeliehen werden, daß jie alsbald wieder flüffig gemacht werden 
fönnen. Die Ausleihbung des größten Theil der Einlagen auf Hypotheken ift daher 
nicht unbedenklich, da ſich zur Zeit politifcher und Handelsfriien ein großer Andrang 
von Gapitalsrüdforderungen fundgiebt, dem dann nur mit vielen Opfern Genüge ge— 
leiftet werden fann. In England werden die Einlagen der Londoner und Dubliner 
Bank überwiejen, und von diefer in Bank-Annuitäten und Schagfammerfcheine umge- 
fegt. Auch die Boitanftalten dienen dort ald Sparcaſſen. In Frankreich müflen die 
Beftände in Staatscaſſen angelegt werden. 

Nicht rechtfertigen läßt es ih, wenn mandye Staaten in bevorınundender Weiſe 
für die ärmeren Glaffen nur Gemeinden und Gorporationen die Errichtung öffentlicher 
Sparcaffen geitatten. PBrivatvereine, bei denen den Theilnehmern das Recht der Eon» 
trole und der Mitwirkung an der Berwaltung zufteht, können gleiche Garantieen bie- 
ten. Die Beijpiele der Spar: und Vorfchußvereine, der würtembergifche Eriparniß- 
verein u. 9. find praftiiche Belege dafür. Keine Regierungsbevornundung fann ver: 
hindern, daß die untern Volksclaſſen trog jened Verbotes der Errichtung von Privat- 
fparcafien, ihre Gelder auf andere Weile als dort, und unficyer anlegen. 

So nüglidy an ſich die Sparcaffen find, jo erfüllen fie doch den Zwed, Verſor— 
gungsanftalten zu fein, nur unvollitändig. Das Recht der beliebigen Dispofition 
über die Einlagen feiten der Theilnehmer zerftört vielfady die erwartete Wirfung. Die 
Einleger find auch oft durch Ereigniffe in ihrem Privat: oder Familienleben genothigt, 
ihre Erfparniffe zurücdzuziehen, ehe fie zu einem genügenden Fond angewachſen find. 

Dies hat daher — von den Staatsanftalten für Die Staatsdiener, deren Wittwen 
und Waifen abgejehen — zu einer zweiten Elaffe von Verforgungsanftalten geführt, 
welche Direct die Fürforge für jene einzelnen, beftimmten Fälle bezweden, in denen das 
Bedürfniß nad) Erlangung eines Capitals herwortritt; dieſe Anftalten beruhen ebenfalls 
auf dem Princip der Entrihtung von Einlagen, welche jedody nicht nur in regel- 
mäßigen, fortlaufenden Terminen während eines vorausbeftimmten Zeitraums bezahlt 
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werben müflen, fondern auch, außer bei Eintritt der beftimmten Ereigniſſe nicht zurück— 
gefordert werden können. Ueberdies endlich beruhen diefe Anftalten auf dem Princip 
der Gegenjeitigfeit, d. h. der gegenieitigen Uebertragung der die einzelnen Mitglieder 
oder deren Angehörige treffenden Gefahren und Unglüdsfälle. 

Es leuchtet ein, daß man unglüdlicyen Verhältniffen, welche nicht blos Einzelne, 
ſondern ganze Maſſen treffen, und fid jeder Vorausberechnung entziehen, nicht durd) 
foldye Verforgungscafien begegnen fann. Es fann Noth und Verarmung eintreten, 
weil einzelne Drte oder Gegenden ihre Erwerbsquellen verloren haben, oder gewiſſe 
Gewerbe unter einem Ichwanfenden Abjag leiden oder felbft ganz zurüdgehen, over 
andere Gewerbe eine ftarfe Goncurrenz ertragen müſſen, der FBabrifinduftrie, den auf 
dem Weltmarkt eintretenden Productions- und Handelskriſen unterliegen. Soldyen 
Urſachen der Berarmung gegenüber müſſen ganz andere Hebel in Bewegung gejegt werden. 

Es bleiben daher Joldye Caſſen zweckmäßig und nüglidy nur für joldye Fälle 1. wo 
vermöge des Alterd und von Krankheiten vorübergehende oder dauernde Erwerbsun— 
fähigfeit eintritt, 2. wo bejondere Greignifle außergewöhnlicher Art aus dem herkömm— 
lichen Einfommen nicht gu beftreitende Ausgaben verurfachen. Alle diefe Ereigniffe müſſen 
jedod) das gemeinfchaftliche Merkmal haben, daß ihr Eintritt zwar bei dem Ginzelnen 
ungewiß it, Dagegen fich bei einer großen Anzahl von Affociirten durchſchnittlich zu 
gewillen Zeiten wiederholt, jo daß hier das Beleg der großen Zahlen und die Theorie 
der Wahricheinlichfeitsrechnung Plag greifen kann. 

Auf die Fälle der eriteren Art find die Kranfen- und Invalidencaſſen (f. die betr, 
Artikel) eingerichtet. Auch gehören hierher die Rentenanftalten. Für Fälle der 
zweiten Art find die Lebensverfidyerungen mit ihren verjchiedenen Gombinationen, 
Kinderansftattungen, Ausfteuercafien ıc. berechnet. 

In den Rentenanftalten Fauft Jemand ſich ſelbſt oder Andere entweder durch eins 
malige Zahlung einer vorausbeftimmten Summe oder gegen eine mehrjährige bes 
dungene Leiftung von jährlichen Beiträgen ein, um dafür von der Anftalt eine lebens» 
längliche, feitbeftimmte Leibrente bis zu feinem Tode zu erhalten, welche entweder 
jofort vom Beitritt an oder erft nach Ablauf einer beftimmten Anzahl Jahre, bei Er» 
reichung eines gleichfalls beftimmten Alters ihren Anfang nimmt (aufgeichobene Rente). 
Die Höhe der Rente beftimmt fich theils nad) dem Betrag der Einzahlungen oder der 
Einfaufsfumme, theils ift fie von der wahridyinlichen Lebensdauer bedingt. Um z. B. 
eine Leibrente von 100 Thlr. vom 50. Jahre ab zu erhalten, muß man bei einem Ein— 
trittsalter von 20 Jahren ca. 24 Thaler, im Alter von 30 Jahren ca. 48 Thlr. jähr- 
(ich bis zu der Zeit, wo die Leibrente beginnen joll, zahlen. Das eingezahlte Capital 
he in der Regel — und zwar felbft wenn die Rente noch nicht begonnen hat, der 

nitalt. 

Diefe Einrichtungen haben unter den Defonomiften mannichfache Gegner gefun« 
den, namentlich fobald die Renten durch Zahlung einer Einfaufsfumme erworben wer» 
den, weil das Gapital dann in eine den gewöhnlichen Zinsfuß überfteigende Rente 
aufgeloft und jo die Gapitalsgerftörung , außerdem aber auch der Egoismus auf Un— 
foften der Erben begünftigt werde. Früher machte der Staat auch jelbit Anleihen mit 
einer den üblichen Zinsfuß überfteigenden Zeitrente, fo daßaljo in der Rente Berzin- 
jung und Gapitalabzahlung inbegriffen ift und in einer beftimmten Zeit die ganze 
Schuld erlifcht. Die neuere Finanzpraftif hat nidyt mehr zu ſolchen Ereditmitteln ges 
griffen. Kür finderlofe Gapitalbefiger und Arbeitsunfähige läßt ſich der Nutzen Dicker 
Anftalten minder beftreiten, zumal wenn die Ginzahlungen in fortlaufenden Kleinen 
Raten zu bewirfen find. 

Eine zweite Gattung von Rentenanftalten find die Vereine mit fteigen- 
der Rente; die mit einer Gapitalseinlage eintretenden Theilnehmer bilden nad) der 
Zeit ihres Beitrittes Jahresgefellfchaften, welche ſich wieder in verſchiedene Alters: 
clafien theilen. Jede Altersclafie erhält jofort eine beftimmte Anfangsrente, wobei das 
Princip gilt, daß jede Claſſe eines und defjelben Jahres eine Rente erhält, weldye um 
fo höher ift, je älter ihre Mitglieder find. Die Mitglieder jeder Altersclafie einer Jah— 
reögelellichaft bilden einen Separaterbverein; jobald ein Mitglied ftirbt, erben die 
Ueberlebenden defien Rentenantheil. Anftalten derart find in neuerer Zeit unter dem 
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Titel „Verſorgungs- oder Rentenanftalten“ vielfach, jo in Berlin, Drespen, 
Wien, Stuttgart, Carlsruhe, Darmjtadt ıc. entftanden. Auch mit der bayrischen Hypo» 
thefen: und Wechjelbanf iſt eine jolche Anftalt verbunden. Manche derfelben geftatten auch, 
daß die Gapitalseinlage in Theilzahlungen | Stüdeinlagen ) bewirkt wird, nad) deren 
allmählicher Ergänzung unter Zufchreibung der Zinfen erft der Nentenbezug beginnt. 
Andere zahlen den Erben eines verjtorbenen Theilnehmers foviel von der Einlage zus 
rück, als diefer nocdy nicht an Renten empfangen hat. 

Die großen Erwartungen, welche dieſe Nentenvererbungsvereine bezüglicd) der 
progreffiven Nentenfteigerung rege machen, erfüllen fich faft nirgends. Nur unter ganz 
bejonders günftigen Auſpicien und in den jeltenften Fällen wird ed möglich fein, daß 
Jemand für 100 Thlr. Gapitaleinlage jährliche Rente von 150—300 Thlr. erhält. 
Zu den Urſachen, welche ein jchnelleres Rentenwachsthum erichweren, treten bei meh 
reren Anftalten noch verſchiedene fehlerhafte Einrichtungen hinzu, wie 3. B. die zu 
große Anzahl von Altersclaſſen, zu große Benadhtheiligung der jüngeren Mitglieder, 
welche ſich anfänglicy mit ganz geringer Gapitalöverzinfung begnügen müflen, Ans 
tammlung übermäßiger Rejervefonde ꝛc. 

Beide Gattungen von Nentenanftalten jegen übrigens, um ihrer Vortbeile theils 
haftig zu werden, jchon einen gewillen Grad von Wohlitand und ein nicht unbedeuten— 
des jährliches Einfommen voraus und bleiben für die unbemittelten Volfsclafien, ins» 
bejondere den Arbeiterftand, unzugänglich. 

Die Lebensverficherungen fichern den Hinterlaffenen des Verficherten oder irgend 
einer andern Perſon ein nad) dem Tode des Verjicherten zahlbares Gapital entweder 
gegen eine Einkaufsſumme oder gegen jährliche, während des gefammten Lebens des 
Verficherten zahlbare, im Voraus beftimmte Beiträge, Prämien, zu. Die Legteren 
richten fidy theild nach dem Lebensalter des Verficherten zur Zeit des Beitrittö, nad) 
dem Grundjag, daß mit jedem vollbradhten Lebensjahre die Gefahr wächſt, theild nad) 
der Höhe der Verfiherungsiumme, welche gezahlt werden joll. In der Regel entipricht 
fie ver Verfiherungsiumme dividirt durch die Zahl der wahricheinlich noch zu verlebens 
den Jahre, unter Zugrundelegung eines meift geringen Zinsfußes (2—3%,) für die 
geleifteten Jahreseinzahlungen und unter Zurechnung eines Beitrags zu den Verwals 
tungsfoften (15—20%, | der Netto-Fahresprämie. Im Fall die Verfiherung nur zu 
Gunſten einer bejtimmten Perſon erfolgt, wird zugleich deren Alter bei Auswerfung 
der Prämie in Betracht gezogen. Auch werden Verficherungen auf nur eine beftimmte 
Reihe von Jahren zugelaifen. 

Iſt die Gefammtprämieneinnahme größer ald Die Ausgabe für Sterbefälle wäh. 
rend des Nedynungsjahres, jo wird nad) Abzug eines beſtimmten Theild des Leber: 
ſchuſſes für den Nefervefond der Reft, je nachdem die Verfiherungsanftalt ein Actiens 
unternehmen ift oder auf Gegenieitigfeit beruht, unter die Actionaire oder unter Die 
Verficherten vertheilt, reſp. legteren auf ihre fünftigen Prämienzahlungen gut ger 
fchrieben. Der größte Theil dieſer Gefellichaften nimmt nur Gejunde auf, Ginzelne 
haben auch, wiewohl natürlich mit erhöhten Tarifen die Verficherung franfer Perſonen 
übernommen. Die vielfady beftehenden Sterbecaflen, weldye nur einen Beitrag zu den 
Begräbnißfoften gewähren, müſſen rationellerweije ebenfalld nach Art der Lebensver— 
fiberungen eingerichtet fein, auf dem Princip der wahrſcheinlichen Lebensdauer be— 
ruhen und die über die Berechnung der Prämienreferve bei jenen beobachteten Grund: 
jägen ebenfalls in Anwendung bringen, wenn fieihren Mitgliedern wirkliche Garantieen 
für die übernommenen Berpflichtungen bieten wollen. 

Die Lebensverficherung fann die Sparcafie nicht erſetzen, wirft indeß in anderer 
Weiſe nüglich, namentlich in den Fällen, wo es wichtig ift, daß gewifle Berfonen — 
Erben oder Gläubiger — nad) dem Tode des Verficherten, ſelbſt wenn dieſer frühzeitig 
erfolgt, ein beftimmtes Gapital erhalten. Dagegen geht das Recht beliebiger Dispo— 
fition über die Ginzahlungen verloren. Doc ift ed neuerdings üblicher geworden, 
daß die Gefellichaften ihre Verficherungspolicen zurüdfaufen. Das inmittelſt über- 
nommene Rifico vermindert und reducirt den Werth der Einzahlungen, welche zurück— 
erftattet werden, in der Negel auf die Hälfte, ja oft nur ein Drittheil des Werths der- 
felben. Auch die bei Einftellung der vereinbarten jährlichen Prämienzahlung eintretende 
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Verwirkung aller Rechte aus dem Verſicherungsvertrag hat man neuerdings vielfach 
gemildert, und theild Nachzahlungen in beftimmten Srifien geftattet, oder die Verfiche: 
rungsſumme nad) Maaßgabe der bereits bewirften Ginzahlungen verhältnigmäßig 
reducirt. Auch bei Reifen in’s Ausland, insbefondere über's Meer, bei Selbitmord 
des — pflegen die Geſellſchaften jetzt nicht mehr ſofort die Policen für erloſchen 
zu erklären. 

Vermoͤge einer beſonderen Combination hat man auch die Einrichtung getroffen, 
daß das verſicherte Capital ſelbſt außer dem Fall des Todes bei Lebzeiten des Verficher: 
ten, und bei Erreichung eines beftimmten Alters ausgezahlt wird. Die Prämien find 
natürlich hierbei angemefien erhöht. Diefe Combination hat namentlich in den ſoge— 
nannten Kinderansftattungen viel Beifall gefunden und zwar haben legtere ent— 
weder die Einrichtung, daß für jedes verficherte Kind eine nad) dem Beitrittdalter zu 
bemeffende jährliche Erfte Prämie bis zu einem beftimmten Alter bezahlt und dafür bei 
Erreichung des halben eine gleichfalls vorausbeftimmte Erſte Verfiherungsfumme zur 
Auszahlung fommt. Im Fall früheren Todes findet in der Regel feine Rüdvergütung 
ftatt, einige Anftalten zahlen indeß einen Theil der geleifteten Prämien ohne Zinfen» 
zuſchlag zurüd. 

Der bieraus erzielte Gewinn fommt der verficherten Gefellihaft zu Gute. Bei 
einer zweiten Forn wird für jedes Kind zwar ebenfalls bis zu einem beftimmten Lebens⸗ 
jahr eine beftimmte Jahresprämie gezahlt, jedoch ift die bei deſſen Erreichung zur Per— 
ception gelangende Summe unbeftimmt. Es beerben ſich nämlich die innerhalb eines 
jeden Jahres beigetretenen Kinder gegenjeitig derart, daß die Ginzahlungen der in- 
mitteljt Verftorbenen den Ueberlebenden zuwachſen. E 

giteratur: De Gerando, De la bienfaisance publique Bd. III. — Mal: 
chus, Die Sparcaffen in Europa. 1838. — Herrmann, Ueber Sparanftalten im 
Allgemeinen. 1835. — Littrow, Ueber Lebensverficherungen und Verſorgungsan— 
falten. — Moſer, Die mittlere Lebensdauer. 1839. 

Bernhard Miller. 


Verſuchsſtationen. 

Bei den großen Fortſchritten, welche die Naturwiſſenſchaften beſonders ſeit Anfang 
dieſes Jahrhunderts gemacht, und bei dem Einfluſſe, welchen ſie auf die Entwickelung 
der ſpeciellen Theile der rationalen Landwirthſchaftslehre Pflanzenbau- und Thier— 
zuchtlehre), Sowie auf die naturwiſſenſchaftlichen Hülfsfächer der landwirthſchaftlichen 
Gewerbswiflenichaft gewonnen haben, darf es nidyt Wunder nehmen, daß audy in der 
durch die Wiffenichaft fort und fort befruchteten landwirthſchaftlichen Praris die An- 
betung der Empirie der eingeftandenen Achtung vor den Ergebniffen der Forſchung mehr 
und mehr gewichen ift. In je weiterem Umfange dies geſchah, um fo weiter griff das 
wiſſenſchaftliche Erperimentiren um fih. Solche Privatverfuche, die ebeniowohl auf 
dem Gebiete der Thierzucht, wie des Pflangenbaues angeftellt wurden, haben, wenn 
nur ragen mit vollem Bewußtjein des Zwedes und gewiffenhaft ausgeführt, die 
Praris, wie die Wiffenfchaft wefentlic; gefördert. Allein in ihrer Vereinzelung koſte— 
ten ſolche Erperimente viele und ſchwere Opfer , und ergeben fie doch nur jelten allge— 
meingültige Refultate; auch gelangten die Refultate häufig nicht zur allgemeinen 
Kunde. Dies beobachtend, find namentlicy landwirthſchaftliche Vereine innerhalb der 
legten zehn bis fünfzehn Jahre bemüht geweien, an geeigneten Orten fogenannte land» 
wirthichaftliche Verfuchsftationen einzurichten, d. h. Anftalten, welche theils zu land» 
wirthſchaftlichen Verfuchen die Anregung bieten, Pläne ausarbeiten, die gewiffenhaite 
Befolgung derjelden überwachen , die Nefultate zufammenftellen, Schlüſſe daran 
ziehen und dieje veröffentlichen, theils die Analyie von Düngemitteln, Erdarten, Futter 
ftoffen u. ſ. w. im Auftrag Einzelner beſorgen, theil® endlich ſelbſt ſowohl Dünge:, 
ald Anbaus, Fütterungs- und Zuchtverſuche anftellen, und die Refnltate, wiſſenſchaft⸗ 
lich verarbeitet, zur Kenntniß des Publicums bringen. An der Spige folder Verfuchs: 
ftationen pflegen theils wiflenichaftlich gebildete Landwirthe, theils eigentliche Fachge⸗ 
Ichrte, Agriculturchemifer und Phyfiologen zu ſtehen, welche dann in der Regel ge 
bildete Landwirthe, auch wohl Ihierärzte x. zur Seite haben. Viele der jegt in Deutſch⸗ 
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land beftehenden landwirthichaftlichen Verfuchsftationen find auch von Staatswegen 
gegründet, Viele ftehen mit höheren landwirthichaftlichen Lehranftalten in Verbindung. 
Neuerdings ift auch eine Wanderverfammlung der Vorftände deuticher Verfucheftatio- 
nen und der deutichen Agriculturchemifer und eine Zeitichrift („Die landwirthichaft- 
lihen Berfuchsftationen“) , welche die Intereffen diefer Anftalten fördern foll, ger 
gründet worden. 

A. Emminghaus, 


Berwaltungsbehörben. 

Dem Syſtem der Eentralifation — dem Ideal des Polizeiftaates des achtzehnten 
Jahrhunderts und ebenjo des Bonapartismus — entipricht eine hierarchiſche Gliede— 
rung von befoldeten Beamten, unter denen der untere dem nädyfthöheren ftreng unter« 
worfen ift, fo daß alle wichtigeren Anordnungen von der oberften Stelle ausgehen: 
das büreaufratiiche Regiment. Collegialiſche Zufammenfegung der Behörden, 
weldye naturgemäß mit einer größeren Selbftändigfeit Hand in Hand geht, verträgt 
fich nicht wohl mit diefem Syſtem in feiner reinften Ausbildung ; Präfect, Unterpräfeet, 
Maire fönnen wohl helfende und berathende Beamte zur Seite haben, aber ein Ber 
ſchluß von gleichberechtigten Mitgliedern eines Gollegiums paßt nicht in eine Ma— 
ſchine, weld)e eigentlich nur durch Einen Willen bewegt wird. Welche außerordentliche 
Macht in einem jo einheitlich gegliederten, ſcharf zugeipigten Baue liegt, hat fein 
großes Vorbild, die Fatholifche Kirche in ihrer Blüthezeit, und ebenfo die Herrichaft 
Napoleons I. ‚gelehrt. Große Thatfraft und Folgerichtigkeit laffen fid ihm nicht ab— 
ſprechen. Ohne Zweifel find bei einem ftraffen büreaufratifchen Regiment 3. B. groß: 
artige Reformen in der Verwaltung weit durchgreifender und raicher auszuführen, als 
wo die Elemente des Selfgovernment mit ihrer zähen Eelbftändigfeit vorberrichen. 
Dagegen jchneidet auch bei jenem der verderbliche Einfluß einer jchlechten Regierung 
weit tiefer ein. Ein Wechſel des Regierungsſyſtems erfchüttert, wie abermals die Ge— 
ſchichte Frankreichs zeigt, noch die unterften Regionen der Verwaltung. Und umge- 
fehrt werden die Sünden der Unterbehörben der Man zur Laft gelegt ; nicht ohne 
Grund, dennwer Alles nur nad) feinem Willen lenfen will, übernimmt aud) die weitefte 
Verantwortung. Wenn fid) die Vortheile der Arbeitstheilung in der größeren Ges 
Ihäftsroutine der Beamten geltend machen, jo reißt andererfeits der Beamtendünfel, 
welcder die Bedürfniffe des wirflichen Lebens vornehm überficht, und eine große 
Einfeitigfeit leichter ein, jedenfalls überwiegt der Nachtheil, fobald das Volk in Un- 
mündigkeit und in unfruchtbarer Apathie gegen die öffentlichen Angelegenheiten er- 
halten wird. 

In den deutichen Staaten ift durchſchnittlich der Organismus der enge 
behörden derart, daß unter den Minifterien, welche fih in die verfchiedenen Zweige 
der Verwaltung theilen (Unterricht, Aderbau, Handel und Gewerbe, „Inneres“ im 
Allgemeinen u. ſ. w.) collegialifch bejegte Mittelbehörden (Regierung, Kreis: 
regierung, Kreisdirection) ftehen, während die unmittelbare Verwaltung in unterfter 
Inftanz theild den communalen Behörden (fo namentlich die fogenannte Wohlfahrts- 
polizei in den Städten den Stadträthen) , theild bejonderen Beanıten, theils endlich 
den unteren Juftizbehörden obliegt. Das legtere ift, da die Functionen des Richters 
und des VBerwaltungsbeamten wenig mit einander gemein haben, im Princip entfähie: 
den verwerflih; „Trennung der Juftiz und Verwaltung“ ift daher eine der älteften und 
allgemeinften Forderungen der Vertreter des Rechtsſtaats. Alle wichtigeren Ange: 
legenheiten find meift den Mittelbehörden oder auch wohl den Minifterien zur Ent: 
iheidung vorbehalten, denen deshalb jchriftliche Berichte erftattet werden, — eine Ein- 
richtung, welche in den meiften Fällen ebenjo zweckwidrig als geitraubend und koſt— 
ipielig ıft. Die fprichwörtlihe Redensart „vom grünen Fifcher ift befannt genug. 
Sind ſchon in der unteren Inftanz die Pag rasch Elemente des Eelfgovernments nur 
in fehr beichränftem Maaße vertreten, fo find fie hier meift entweder ganz und gar aus— 
geſchloſſen, oder es find gewiſſe Elaften, 3. B. die großen Grundbefiger, einfeitig be: 
vorzugt. Mit einer durchgreifenden Reform haben ſich — nad) dem Vorbilde von 
England, als dem claſſiſchen Lande des Selfgovernments, und Belgien, weldyes in 
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feiner volfsthümlichen Behördensrganifation eine der Hauptgrundlagen feines mate- 
riellen Wohles befigt — in Deutfchland zuerft das Großherzogihum Weimar und 
neuerdings befonders Baden hervorgethan. Der bier zugemeflene Raum erlaubt es 
nicht, ein ausführliches Bild der dortigen Ginrichtungen zu geben. Nur fo viel fei 
darüber erwähnt: Zunächſt ift der Unterſchied feftgehalten zwiſchen der Pflege der 
wirtbichaftlihen Intereſſen und des Culturlebens der Staatdangehöri« 
en, welche wejentlic den legteren feldft, d. h. durdy ihre gewählten Organe, in 
Ken und größeren Verbänden | Ortsgemeinde, Bezirfd-, Kreisverband) über: 
lafien ift, und der Sorge für Aufrehterbaltung der Verfaſſung und der 
Sicherheit des Staats, jowie der Enticheidung von Streitigkeiten (Apmini: 
ftrativjuftig), welche vorzuasweiie in den Händen ftändig angeftellter Fachbeamten 
liegt, wiewohl die aus den Bürgern gewählten Amtsräthe auch bei der Entſcheidung 
öffentlicherechtliher Streitigfeiten (über Drtsbürger- und Heimathsrecht, Leiſtungen 
iu Gemeindezweden, Verbindlichkeit zur Unterhaltung von Wegen, Bewäflerungs- 
anlagen u. f. w.) mit thätig find und ihre Mitglieder als Einzelne ſelbſt das Recht 
fürforglicer Verhaftung von Verbredern haben. — Die früheren Kreisregierungen 
find ganz weggefallen. Dagegen fällt der Schwerpunct der Organijation in die 
Kreisverfammlungen, ald die Drgane der Kreisverbände, deren das Land 11 
zählt, gebildet theild aus indirect Gewählten, theild aus Abgeordneten der Gemein: 
den, Vertretern der größeren Städte und den größten Grundbefigern im Kreiſe. 
Die Mitgliedichaft ift Ehrenamt. Die Kreiöverfammlung faßt mit freier Initiative 
und endgültig Beichlüffe über Anlegung und Unterhaltung von Straßen, Brüden 
und Ganälen, Errichtung von — Werkhäuſern, Armen-, Waiſen- und 
Krankenhäuſern, ſonſtige Armenpflege u. ſ. w. Die Ausgaben des Kreisverbandes 
werden durch Anlagen gedeckt. Für den Vollzug der Beſchlüſſe der Kreisverſamm— 
lungen, Verwaltung des Kreisvermögens und Kreisanſtalten haben die aus jenen 
gewählten Kreisausſchüſſe zu forgen. — Wer den Segen der Selbitverwaltung 
nur einigermaaßen fennen gelernt hat, dem empfiehlt ſich dieſes Spitem von felbit. 
Der Einfluß der Regierung (welche im Nothfall auch die Kreisverlammlung auf: 
löfen und Neuwahlen ausichreiben fann) , und die Thätigfeit der Fachbeamten find 
auf das ihnen gebührende Maaß reducirt und die Regierung einer Verantwortung 
enthoben, welche, für menſchliche Schultern zu jchwer, jo oft zu ihrem eigenen und 
des ganzen Staates Unheil ausgeichlagen iſt. 

Literatur: Bluntichli, Allgemeines Staatsrecht. VIIT. ©. 498 ff. — 
Bülau, Die Behörden in Staat und Gemeinde (Leipzig 1536). — Zachariä, 
Deutſches Staatd- und Bundesreht. II. ©. 86 ff. — Pfeiffer, Praktiſche Aus: 
führungen. VI. 1—124. — Gneift, Das englifche Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
recht. — De Fooz, Le droit administratif belge. I. ©. 243 ff. — Encyclo- 
pedie des gens du monde, VIII. Art. »Droit administratif.« 

Dr. J. Gensel, 


Biehverficherung. 

Bei Ackerbau und Viehzucht in großer Ausdehnung betreibenden Völfern bilden 
die Arbeits: und Nugthiere jehr wichtige Gapitalien. Diefe Gapitalien find allen den 
Glementargefahren ausgelegt, Durch welche Gapitalien überhaupt zerſtört werden. Au— 
ßerdem unterliegen ſie als Organismen, als lebendige Welen, noch befonderen Le— 
bens-/Störungen. Die Gefahr frübzeitigen Ablebens, oder durdy Krankheit er- 
zeugter Unbrauchbarkeit der Arbeits: und Nugtbiere ift da geringer, wo, bei einem 
hohen Stande der allgemeinen Volfsbildung, der Pflege, Wartung, Benugung und 
Behandlung der Thiere größere Sorgfalt gewidmet wird. Allein abzuwenden it fte 
nicht. Nachdem einmal der Gedanfe der Verfiherung Boden gefaßt hatte, war es ge: 
geben, den den Einzelnen infolge von Viehſterben feefrenben Wayitalveriün im Wege 
der Verficherung durch Vertheilung zu verringern. In der That ift ed nur von hohem 
MWerthe, daß dieſe Aufgabe in umfaflender Weiſe gelöft werde, und ed widerjtrebt 
auch die Natur jener Verluſte dieſer Löjung feineswegs. Allerdings aber ſtehen der 
Entwidlung der Viehverficherung zunächit noch große Hinderniffe im Wege. Vor allen 
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rg fehlt e8 noch an einer einigermaaßen zuverläffigen Mortalitätsftatiftit und ift 
das Leben der meiften Hausthiere an ſich jo kurz, daß eine ſolche Statiftif ihre beſon— 
deren Schwierigkeiten hat. Weiter hängt der Eintritt von foldyen Gefahren, gegen weldye 
Viehverficherung gegeben werden kann, allzufehr von Umftänden ab, weldye herbei- 
zuführen in der Willfür der VBerficherten liegt. Berner ift e8 ſchwer, die Identität 
eines verficherten Thieres feftzuftellen, und endlich find die Verwaltungsgeichäfte bei 
der Viehverficherung außergewöhnlich groß im Verhältniß zu dem Verficherungsobject 
und den möglichen Einnahmen. Kleinere Gegenjeitigfeitsanftalten, deren in Deutſch— 
land jehr viele (früher unter dem Namen Viehverſicherungs-Gilden“ beftehen, 
bieten zwar die Möglidyfeit forgfältiger Gontrole, aber fie haben den Nachtheil, daß fie 
eine räumliche Gefahrenvertheilung nicht ermöglichen. Große Viehverfiherungs-Ans 
ftalten dagegen pflegen an der Se der Berwaltungsaufwände und an der Schwie— 
rigfeit der Gontrole zu ſcheitern. Das Mißglüden vielfacher Verſuche und die Schwie: 
rigfeit des Unternehmens darf nicht abhalten, den richtigen Weg zu fuchen, auf dem 
der Gedanke der Verſicherung aud) auf dieſem Gebiete fruchtbar zu machen ift. Preu- 
Ben befigt zwei größere Viehverfiberungs-Gefellihaften auf Gegenfeitigfeit, nämlic) 
den Potsdamer Vichverfiherungs-Verein und die VBiehverficherungs-Banf für Deutſch— 
land in Berlin, Verſchiedene Fleinere Verbände eriftiren in Schleſien und Weftphalen. 
Soldye Verbände beftehen auch in Defterreih, Würtemberg, Hefien, Königr. Sachſen, 
Braunjchweig, Waldeck, Holftein. Die meiften größeren Aectien-Gefellichaften für 
Viehverficherung haben fid) bald nad) ihrer Gründung wieder aufgelöft. In der 
Schweiz, wo außer mehreren kantonalen Viehaſſecuranzen auch eine allgemeine, 
die „Schweizeriiche Vich-Affecuranz zu Bafel“, größere Gefchäfte macht, fcheint 
man die größten der der Ausbildung dieſes —— entgegenſtehenden 
Hinderniſſe ziemlich glücklich überwunden zu haben. 

Literatur: Nachweiſe in Roſcher, Syſtem der Volkswirthſchaft. II. S. 453 
und in Rau, Lehrbuch der polit. Defonomie. II. Bd. 1. Abth. S. 234 ff. 


A. Emminghaus. 
Viehzucht fiche Landwirthicaft. 


Bolk, Bevölkerung, Nation. 

Die ſich als ein Ganzes darftellende, der Thierwelt fich entweder als deren höchſte 
Stufe anfchließende oder ihr als ein durchaus felbitftändiges Gebilde des Schöpfers 
gegenüberftehende Menjchheit zeigt die Tendenz, ſich in ſich jelber mannichfach zu in» 
dividualifiren. Nicht blos haben Naturforfcher und Anthropologen (refp. Ethnologen) 
das Borhandenjein verichiedener Racen nachzuweiſen und feitzuftellen gejucht, jondern 
auch ein Zerfallen der Racen in verfchiedene Stämme als in neue und neue Unterab- 
theilungen ift nachgewiefen worden. Die legten durchſchlagenden Urſachen für der- 
gleihen Individualifirungen innerhalb der Menichheit darzulegen , die relative oder 
abjolute Gültigkeit diefer Unterfchiede zu ergründen, bildete einen Gegenftand des For— 
ſchens, Beobachtens und Nachdenkens nicht allein des Völferphyfiologen, jondern aud) 
des Geihichtsphilofophen und Politikers. — Es dürfte in den ftatiftifchen Theil eines 
volfswirthichaftlichen Wörterbuchs gehören, ohngefähre Angaben mitzutheilen über Die 
Kopfzahl bei den verfchiedenen Racen und Stämmen, fowie deren Verbreitung auf der 
Erde in einzelnen ftarfen Strichen zu zeichnen, und es würde eine ebenfo intereflante 
als lehrreiche Aufgabe der Nationalöfonomen fein, Parallelen aufzuftellen zwifchen den 
wirtbichaftlichen Zuftänden bei den mannichfachen Stämmen und den über ihnen ftehen- 
den Racen. Aber wir müſſen uns hier darauf beichränfen, diejenigen Begriffe zu ers 
flären, welche zur Bezeichnung größerer, einheitlicher, wirtbichaftlicher Körper dienen. 
Die Wiſſenſchaft, um deren encyflopädiiche Bearbeitung es fich hier handelt, giebt ung 
mit ihren zwei üblihen Namen „Nationalöfonomie“ und „Volkswirthſchafts— 
Ichre“ jelbft ven Winf, uns die Begriffe „Volk“ und „Nation“ näher anzufehen und 
fie zu definiren. 

In Welder's Staatslericon Bd. XV. p. 727 ff. giebt Hofmann folgende De- 
finition von Volk: „Volk ift nicht jede Menfchenmenge, die Abftammung, Sprade, 
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Eitten u. dergl. gemein hat, ein Volk wird fie erft dann, wenn fle anderen Menſchen 
gegenüber ſich als Einheit und als abgeſchloſſenes Ganze fühlt und erfennt. Der Ins 
begriff deſſen, worauf dies Gefühl und Bewußtiein der wirthichaftlichen Einheit beruht, 
heißt Vollsthum und ift von dem Begriffe eines Volkes ebenfo untrennbar, wie von 
dem einzelnen Menſchen feine Eigenthümlichfeit. — Dad Volf find 1. diejenigen, in 
welchem fich die in der Geichichte offenbarte Volkseigenthümlichkeit abipiegelt und 2. 
diejenigen, in welchen das Bewußtlein und das Gefühl der Volfgeinheit lebendig ge 
worden ift. Das Volf find alfo die höheren Stände nur infofern als fie noch nicht 
in europäifcher Weltbildung ihre Volkseigenthümlichkeit verfcherzt haben, und das 
Volk erfcheint ald großer Haufe nie, wo es blos dem thieriichen Triebe der Eelbftfucht 
folgt.“ Und Welder fagt (Art. Völkerrecht) : „Volk im natürlichen Sinne ift die durch 
Abjtammung und gemeinfchaftliches Zufammenleben verbundene Mehrheit von Men: 
ſchen. Im juriftiichen Sinne ift Volk die als felbftändige, unabhängige, moraliſche 
Perfönlichkeit, ald Staat anerkannte Mehrheit von Menfchen, wobei dann gemein: 
ſchaftliche Abftammung gewöhnlich, jedoch nicht nothwendig iſt.“ Mit Legterem über— 
einftimmend, äußert fih Bluntichli (Bluntjchli und Brater, Deutſches Staatswör— 
terbuch, Bo. VII. p. 152 ff.) über Volk und Nation ungefähr in folgender Weiſe: 
Die weitliche Sprechweiſe (der Franzofen und Engländer) verfteht unter Nation eine 
politiſch geeinigte Gemeinſchaft, unter peuple, people gewöhnlid) eine unorganijche 
und nurdurc Die gemeinfame Sitte und Sprache oderden Wohnort verbundene Menge. 
Nach diefer Sprechweiſe ftehen 3. B. die Nationen mit einander in Bertragsverhält- 
niffen und haben als ſolche politifche Verfaffung. Der deutiche Sprachſinn giebt es 
vor, die bloße Gulturgemeinichaft eherNation und nur dieStaatsgemeinihaft Volt 
zu nennen. Aber in einer Wendung dreht ſich der deutiche Sprachgebrauch fonderbar 
um: unter Nationalfouverainetätverftehtdie deutiche Literatur nämlich oft, wie die 
Franzofen, die Souverainetät der ftaatlich geordneten Nation, unter Volksſouverai— 
netät Die Macht der desorganifirten Menge. Der Etymologie der Wörter und dem Sinn 
der Alten nad) jcheint der deutfche Sprachgebrauch der richtigere zu fein, nur follte er 
confequent feftgehalten werden, denn das Wort Nation weift auf die Abftammung, 
auf die Race, oder auf den ethniſchen Zufammenhang hin, das Wort BoLlf dagegen 
(populus) auf eine politifche Verbindung. Im Vergleich mit dem Volk iſt alfo die 
Nation ein Natur» oder ein allgemeiner Gulturbegriff, das Volf aber ein Staatsbe- 
griff. — Neben der Sprache als dem einflußreichften, giebt e8 noch) andere Momente, 
welche eine Trennung der Nation bewirken. Die Religion hat a. B. im alten Aſien 
und im Mittelalter in Europa die bisher befreundeten Stämme auseinander getrieben, 
fowie ferner ftehende Maſſen zu einer Nation vereinigt. Der ganze Begriff der Nation 
ift, weil er wejentlich auf geiftiger Gemeinschaft beruht, beweglich und veränderlich. 
Das Volf im vollften böcften Sinne des Wortes ift Die zum Staat geeinigte und ftaat- 
lich organifirte politiſche Perſon; daher find die Grenzen der Staatsangehörigfeit zus 
green die Grenzen des Volkes. Der Staat ift gleichſam nur der Leib dieſes Bolfes. 

ie Anlage dazu, der Trieb, Volk zu werden, kann wohl in der Nation fich regen, 
die noch nicht zu ftaatlicher Darftellung ihrer Einheit gefommen ift, aber die Wirklich 
feit ded Volkes wird erft mit dem Staate geboren; und wenn der Staat untergeht, 
fo ftirbt audy — nicht die Nation, aber das Volf dieſes Staates. Der deutiche Sprach— 
gebrauch verfteht aber auch feit alter Zeit unter Bolf den mafienhaften regierten Beitand- 
theil. Die vulgäre Redeweife bezeichnet auch die unterften Schichten als Volk. Das 
felbe erfcheint im Gegenfage zu den gebildeten Claſſen. Solch' unwifjenfchaftlicher 
Sprachgebrauch hat den Volfäbegriff feiner Würde entfleidet.) 

In dem entfprechenden Sinn faßt auch R. v. Mohl in feiner Politik (in Mos 
nographieen) I. Bd. in dem trefflichen Auffag über die Nationalfrage den Begriff der 
Nationalität. S. p. 333 ff. 

So ſehr der Rationalöfonom oder Volkswirth Urfache hat, fich eine beftimmte Ans 
ficht über die Begriffe Volk und Nation zu verfchaffen, fo nahe liegt es ihm auch, 
die Stellung zu erwägen, weldye die Nation und Nationalität zum Staate einnimmt. 
Es laͤßt ſich leicht denken, daß das Rationalitätsprincip, welches namentlich ſeit 
dem legten italieniſchen Kriege wieder in den Vordergrund der politiſchen Agitationen ges 
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ftellt wurde, ſich auch in volfswirthichaftlicher Beziehung, fei es in pofitiver, fei es in 
negativer Richtung geltend machen fann. Wir dürfen bier nicht des Nähern auseinander 
legen, in wie mannichfacher Weife das nationale Element im Staate auftreten und welche 
Aufgaben e8 den Regierungen zu löſen geben fann; darauf aber ift hinzuweiſen, daß 
jede in einem Staate durd nationale Bewegungen verurfachte Dscillation fofort aud) 
in dem wirthichaftlihen Leben und defien normaler Entwidelung empfunden werden 
müfle. Wie die Verfaſſungs-, Confeſſions-, Juſtiz- und Eprachenverhältniffe in 
einem von verfchiedenen Nationalitäten befegten Staat allerlei zarte Rüdfichten er- 
fordern, fo auch die wirthichaftlichen. Wie eng fich volfewirthichaftliche Principien 
an. beftimmte Gulturftufen der Nationen anfchließen, hat Niemand allfeitiger und 
ſchlagender nachgewieſen, al8 Roſcher. 

Devölferung. 

Die Bevölkerung eines Staates läßt fi) von fehr verichiedenen Seiten zum 
Gegenftande der Betrahtung machen. Man fann fie nad) ihrer Abftammung, d. h. 
nad) ihren nationalen Elementen, oder nad) ihren confeffionellen Richtungen, oder 
nad den bei ihr vorherrjchenden Beichäftigungen, ferner nach ihren überwiegenden 
Talenten und Fähigkeiten, nad) ihren politiichen Einrichtungen, ihrem Eharafteru. ſ. w. 
näher in's Auge fallen. Eine höchſt wichtige Seite der Betrachtung bietet aber auch ihre 
numerifche Stärke. Keine der angedeuteten Erjcheinungsformen einer Bevölferung 
darf fi) dem Auge des Nationalöfonomen entziehen, denn ed würde fich erweifen 
laffen, daß die volfswirthichaftlihen Zuftände eines Staates im innigften Zufammen- 
bange jtehen mit foldyen Factoren, wie fie in der geſammten geiftigen Leiftungsfähig- 
feit, in dem Eharafter, in der fittlidhen Bildung, in dem politifchen Standpuncte, in 
den confejfionellen und anderen Verhältnifien feiner Bevölkerung gelegen find. 

Bisher wurde die Bevölferung in den volfswirthfchaftlihen Syſtemen jedoch vor« 
wiegend nad) ihrer numerischen Seite ausführlidy in Erwägung gezogen, und wollen 
auch wir und hier zunächit auf dieſe befchränfen,, indem wir zuerit den Werth und Die 
Wichtigkeit der Zählung der Bevölkerung, zweitens die dabei zu beobadhtenden Mani: 
pulationen und Geſichtspuncte, drittens die Gejchichte jolher Zählung, vierten die 
aus den Zählungen gewonnenen Lehren und endlich die Mittel betrachten, welche zur 
Herftellung einer gewünjchten Bevölferungszahl aus den Bevölferungslchren abge: 
leitet werben fönnen. 

Die mit Volkszählungen verbundenen Abfichten fönnen fehr mannichfacher Art 
fein. Man wünſcht die Steuerfraft der Bevölkerung fennen zu lernen, will militai- 
riſche Aushebungen vornehmen." Der Werth diefer Zählungen kann erft dann völlig 
erfannt werden, wenn man ſich der bei denfelben zu beobadhtenden Geſichtspuncte be= 
vußt geworden. Es erfordert nämlich die Volkszählung vor Allem eine Individuali— 
firung ihrer Aufgabe. Es genügt Feineswegs, die ganze Zahl der in einem Staate 
in einem und demjelben Zeitpunct (der vorzunehmenden Zählung) vorhandenen In— 
dividuen zu erfahren, jondern man will zugleich herausbefommen , wie ftarf Die ver: 
ſchiedenen Gejchlechter, Lebensalter, Beihäftigungen, vielleicht auc VBermögensgrade 
vertreten feien, wie groß ferner die Menge der Stadt» und Landbewohner, der Ges 
brechlichen, Geittesfranfen, Verbrecher, Schwachfinnigen u. ſ. w. Und aud) dies ges 
nügt nod) feineswegs. Nidyt blos der Stand der Bevölferungshöhe oder ihre zum 
Stehen gefommene Menge kommt in Betracht, fondern aud die Bewegung dieſer 
Menge. Gerade aus diefer legteren, d. b. aus der Beobachtung z. B. der Anzahl von 
Geburten und Sterbefällen eines beftimmten Staates und Zeitabichnittes, oder der in 
einer gewifien Periode gefchlofienen Ehen, laffen ſich erft allgemeine Lehren der Bes 
völferung herausnehmen. Und nicht blos an einer Bevölkerung wollen dergleichen 
Zählungsmanipulationen vorgenommen fein, fondern an mehreren, ja vielen der— 





1) R. v. Mohl, Gefchichte und Literatur der Staatswiflenfchaften, Br. III. ©. 442. Die 
Sejammtzahl einer Bevölkerung ift ein wichtiger Beftandtheil der Berechnung, ob etwa und wie groß 
in einem ? Ari der wahricheinliche Austall an Lebensmitteln fein wird. — Diefelbe tur 

ufammengehalten mit den Ginfuhrliften der Zollämter giebt einen Maaßſtab für die durchichnittliche 
ichtigkeit fremder Waarenartikel. — Nicht felten werden beitimmte Wahlen, fei es zu Staates, ſei 
es zu Öemeindeämtern, nach der Ropfzahl der betreffenden Bevölferung geordnet. 
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gleichen. Denn je reicher die pofitiven Vorlagen und je mehr Parallelen zum Aus- 
gangspunct dienen, deſto ſicherer laffen ſich Refultate ziehen, auf defto befierem Grunde 
baut fi) die Bevölferungslehre auf. So wenig es einen Sinn hätte, eine Bevölke— 
rungstheorie ohne Bevölferungsftatiftif zu conftruiren, fo unzureichend und proble« 
matifch in ihrem Werthe erjcheint auch die legtere ohne die erfte. 


Der Werth und die Wichtigkeit diefer Bevölferungsftatiftiffann den gegebenen 
Andeutungen zufolge nicht mehr auf weniges Allgemeines beichränft erſcheinen, wird 
ſich vielmehr in feiner Vielfeitigkeit herausstellen. Man wird befonders von der Be- 
wegung der Bevölferung Anhaltepuncte gewinnen, z. B. zur Errichtung von Alters:, 
Renten:, Lebensverfiherungs-, Penſions- und Sterbecaffen, und ed werden die über 
Stand und Bewegung der Bevölferung gewonnenen Zahlenangaben nügliche 
Winke nicht nur für die Bevölferungslehre, fondern aud) die Bevölferungspolitif dar- 
bieten. Hat die Statiftif 3. B. nachgewiefen, daß in mehreren Staatdgebieten in ge— 
wiffen Zeitabfchnitten fid) dem Stand der Bevölkerung offenbar nachtheilige Ergeb- 
niffe herausftellen, fo wird die Bevölferungspolitif dergleichen Fingerzeige danfbar 
hinnehmen und verwerthen. 


Ueber die Art und Weile, wie fich ftatiftiiche Thatfachen gewinnen laflen , ſowie 
über die gefchichtliche Entwidelung der Statiftif felber entnehmen wir einiges Material 
aus R. v. Mohl's „Geihichteund Statiftif der Staatswiffenichaften.“ Im III. Bo. 
©. 416 heißt es: „Was zuerft den Stand der Bevölkerung betrifft, fo ift es möglich, 
denfelben zu ſchätzen, falld es an einer unmittelbaren und zuverläffigen Kenntniß 
fehlt, und es wird diefe Methode angewendet, wenn entweder in einem Sande die 
fiheren Maaßregeln noch nicht getroffen find, oder aber wenn es fid) von entfernten 
Zeiten oder von weniger bevölferten Völfern handelt. Natürlich fegt aber eine ſolche 
Schägung die Kenntniß wenigftens einer Thatſache voraus, welche in unmittelbarer 
Beziehung zu der Menfchenzahl fteht und von welcher aus dann ein mehr oder weniger 
fiherer Schluß auf eine beftimmte Bevölferungsgröße gezogen werden kann.“ (Soldye 
Thatjachen find z. B. die Zahl der Wohnhäufer in einem Gebiete, der Ertrag mandyer 
Abgaben ıc.) Dffenbar ift dies ganze Verfahren ein höchft unſicheres. „Um alle (bei 
der bloßen Schägung unvermeidlich vorfommenden) Fehlermöglichkeiten zu vermeiden, 
muß man wirflihe Zählungen veranftalten.“ Schon im Altertum und im Mittel- 
alter find Volfszählungen vorgenommen worden (in Aegypten unter Amaſis; in Gricr 
henland zur Feftftellung politifcher Rechte, wegen Kriegseinrichtungen ıc.; in Rom 
nahmen die Genforen regelmäßige Zählungen alle 5 Jahre vor; Karl der Große ordnete 
genaue ftatiftifche Erhebungen durdy feine Sendboten an; in Franfreid) fand eine Zäh- 
lung unter Karl IX. ftatt; in England ließ Wilhelm der Eroberer eine genaue Zäh- 
lung vornehmen; in den jetzt beigifhen Provinzen fanden Zählungen nad) Feuerſtellen 
ftatt 1453, 1473, 1480, 1526 ıc.; in Preußen begannen die Zählungen 1716, in 
Schweden 1749, in der Union 1790). „Die Erreihung einer vollftändigen Genauig- 
feit und einer für alle wiſſenſchaftlichen und ftaatlichen Zwede genügenden Ausführlich— 
feit ift erft fpät gelungen.“ Sie erfordert einen wohleingerichteten VBerwaltungsorga- 
nismus und beträchtlichen Geldaufwand. Auch ift fie ohne eine entgegenfommende 
Mitwirkung des Volkes, bei weldhem ein gewifier Grad von Bildung und Vertrauen 
in die Abſichten der Regierung vorauszufegen ift, nicht wohl möglid. Sodann muß 
die Zählung eine gleichzeitige, eine zuverläffige und erſchöpfende fein; 
auch müflen die Aufzeichnungen der perjönlicdhen Berbältnife jehr in's Einzelne 
gehen. Für die Gewinnung von Verzeichnifien über die Bewegung einer Bevölferung 
fann erſtens die Geiftlichkeit (mit ihren Kirchenbüchern) , zweitens die Führung von 
Eivilftandsregiftern durch eigens beftellte Beamte wirkſam jein. 

Als Schriften, in welhen Schä an en einer Bevölferung enthalten find, führt 
Mohl u. A. folgende auf: Hume, D., On the populousness of ancient nations; 
in deifen Essays Bd. III. („ohne Zweifel ift diefe Arbeit das Befte, was überhaupt 
vor Malthus über das Bevölferungswelen gefchrieben worden iſt'); Price, R., 
. Essay on the population of England from the revolution to the present time. 
Lond. 1780 ıc. 


Bolt. 963 


Anweifungen zu Zählungen enthalten folgende Schriften: Recherches 
statistiques sur la ville de Paris et le departement de la Seine. 1821. 
Br. 2, Paris 1833. 4., ©. LXXIX. ff. — Rominger, C. D., Spftemat. 
Zufammenftellung jämmtliher Vorſchriften über die verſchiedenen Bevölferungsauf- 
nahmen in Würtemberg. Reutlingen 1842. — Recension generale de la 

opulation. In der Bulletin de la Commission centrale de statistique. Brux. 
4. Bd. III. 1847. ©. 39 ff. — Tableaux distribues dans toutes les com- 
munes de la Suisse a l’occasion du recensement de la population. Berne 1850. 
— Census of Great Britain. 1851. — Population tables. Report and sum- 
mary tables. 1. II. Lond. 1852—54. Fol. („Durd) die amtlicyen Berichte des eng» 
liſchen Zählungsamtes wird ein Einblid in den ganzen Mechanismus der Zählung 
in einem großen Staate geöffnet“). — Unter allen Schriften über diefen Gegenftand 
ragen die des ausgezeichneten deutichen Statiftifer6 Dr. Engel hervor und find zu 
nennen: Tabellen über die Volkszählung in Sachfen (1853) ; Holtftändige Sammlung 
aller bei der Volfszählung und Productions- und Gonfumtionsftatiftif des König: 
reih8 Sachen im Jahre 1855 zur Anwendung gefommenen Liften, Fragebogen 
und fonftigen Schriftftüde. Dresden 1855. — Ueber die Bedeutung der 
Bevölferungsftatiftif, mit befonderer Beziehung auf die diesjährige Volkszählung und 
Productions- und Gonfumtionsftatiftif im Königreih Sachſen. In der eitfhrift des 
ftatiftifchen Büreaus für das Königreich Sachſen. 1855. Nr. 9. — Die Volfszäh- 
lungen, ihre Stellung zur Wiſſenſchaft und ihre Aufgabe in der Gefchichte (Zeitichrift 
des preußifchen fatiftifchen Büreaus (1862 Nr. 2). 

Auf der Lifte der Schriften, welche Zählungen und Aufzeichnungen einer Be- 
völferung&bewegung mittheilen, verzeichnet Mohl dergleichen aus Baden, Bayern 
(große ftatift. Veröffentlihungen unter Hermann’s Leitung), Belgien, England ıc. 
„Schweden war der erfte Staat, weldyer den Benölferungsverhältniffen eine regel- 
mäßige und genaue amtliche Thätigfeit zuwendete, und daher find denn auch die da— 
rüber gemachten Mittheilungen, weldye jegt über ein Jahrhundert zurückgehen, hödy- 
lichſt Fb in der Bevölferungslehre.* 

o vielfach aud der Nugen und Werth genauer Volkszählungen (nady Stand 
und Bewegung der Bevölkerung) fein mag, fo gewiß ift es, daß die bloßen Thatfachen 
des Standes und der Bewegung einer Bevölkerung in vielen Fällen keineswegs hin: 
reichen, und die Lehren nicht unmittelbar ausfprechen, welche wirflidy in ihnen ent— 
halten find. Hierzu ift vielmehr eine Auffindung der natürlichen Gefege, nach welchen 
ſich die Bevölferungsverhältniffe geftalten, nothwendig. Unter Seth ift hier die 
„durchſchnittlich zu Tage tretende Erfcheinung* zu verftehen. Man will feftftellen, „wie 
groß thatlächlich Das Verhältniß der Geburten von Knaben zu denen von Mädchen ift, 
wie viele Menſchen aus einer gegebenen Zahl durdyfchnittlih vor dem zwanzigſten 
Fahre fterben ıc“. 

Auf dem Wege der Induction gelangt man zur Auffindung ſolcher Gefege. „Es 
wird alſo aus dem gleich bleibenden Vorhandenfein gewiſſer thatfächlicher Verhältniſſe 
in einer Mehrzahl von befonderen Fällen auf eine allgemeine Regel geichloffen.” 

„Merkwürdig ift, daß felbft gute Anfänge einer wiffenichaftlichen Bearbeitun 
der Bevölferungsgefege weit früher gemacht worden find, als ein ausreichender Stof 
für fie vorhanden war.“ 

Der Erfte, welcher die verfchiedenen, bei einer fich bewegenden Bevölkerung 
ergebenden Erjcheinungen auf einen gemeinichaftlihen Ausdruck zurüdzuführen 
juchte, war J. Graunt aus London (Natural and political observations 
upon the bills of mortality. London 1664. 4.)* Sir W. Petty (Essay in 
political arithmetic conc. the growth of the city of Lond. London 1683), läßt 
ftch Ichon auf bedeutend weiter reichende Schlüffe ein. — Einen höchſt wejentlichen 
Fortichritt machte die ganze Bevölferungslehre durch Süßmilch (Die göttliche Ord— 
nung in den Veränderungen des menfchlichen Gefchlechtes aus der Geburt, dem Tode 
und der Fortpflanzung deffelben ; zuerft erfchienen 1740. Neue Aufl. J.AIII. Ber: 
lin 1798. Der 3. Band ift von Baumann. Eine Art Auszug ift: Schrader, 
2. A. G., Orundgefege der Natur in der Geburt, dem Leben und dem Tode der Mens 
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fchen. Glüdjtadt 1777). Hier ift zum erften Male der ganze Gegenftand fuftematifch 
umfaßt. Wir finden bei ihm die ganze Bermehrungspolitif des 18. Jahrhunderts. 
Mit Süßmilch's Werke hat das von Moheau (Unterfuhungen und Betrachtungen 
über die Bevölkerung von Franfr. Aus dem Franz. v. Ewald. Gotha 1780) Aehnlich— 
keit.“ — „Mit Meifterichaft behandeln einzelne Fragen die Arbeiten von Sir Franeis 
d’Jvernois (Sur le mouvement de la population de deux paroisses de la 
Suisse. In der Bibl. univers. Liter. 1532. Bd. III. ©. 113 ff. ıc.). Derjelbe 
erörtert an den Bevölferungsverhältnifien zweier Schweizergemeinden den Sag, daß 
der vortheilhaftefte Zuftand einer Bevölferung da vorhanden fei, wo die wenigiten 
Veränderungen vorfommen, d. h. die wenigften Geburten, Ehen und Sterbefälle im 
Verhältniß zur Gefammtzahl. Das Ergebniß eines ſolchen Zuftandes ift nämlich die 
höchſtmögliche Anzahl arbeitsfähiger und vollftändig ausgebildeter Menichen.“ — 
Bernoulli (Handbuch der Populationijtif, oder die Volfer- und Menſchenkunde 
nach ftatiftifchen Ergebnifien. Ulm 1541 und Neue Ergebnifie der Pop. Ulm 1843.) 
erörtert ſowohl die allgemeinen Berhältnifje der Bevölferung, als auch Die Bevölkerungs— 
verhältnifie einzelner Laͤnder. — Duetelet, A., (Du systeme social et des lois 
qui le regissent. Paris 1848. Derjelbe, Sur l’homme et le developpement 
de ses facultes, ou essai de physique sociale I. II. Baris 1535. Deutſch von B. 
A. Riede) behandelt in feinen zwei Werfen die eisen ra zwar nicht aus— 
ſchließlich, aber mit beſonderem Geſchick. Er iſt, gleich Bernoulli, im Ganzen ein An— 
hänger von Malthus. — Steenfen liefert in ſeiner Bevölkerungsſtatiſtik der europ. 
Staaten, mit befonderer Berüdjichtigung Des Großh. Oldenburg, in der Hauptiache 
eine Abkürzung von Bernoulli's Handbuch. — Legoyt' R., Arbeit (Lois stati- 
stiques de la population in dem Dictionnaire de l’econ. polit. Bd. II. ©. 402ff. 
ift deshalb jehr zu beachten , weil der Verfaller ausführlich die Meinung erörtert, daß 
es zu einer abichließenden Feititellung der Gelege noch zu frühe fei, indem unfere Kennt: 
niß von den Bevölferungsverhältnifien ſich noch nicht über eine hinreichend lange Zeit 
und über genügenden Raum verbreite, überdies nicht immer zuverläffig genug fei. 
„Eine bejondere Abtheilung von populationiftiichen Schriften bilden diejenigen 
Abhandlungen, welche ſich mit ven Geſetzen der Sterblichfeit und mit den An- 
wendungen der Ergebniffe auf gewiſſe ftaatliche oder von Privaten entnommene Ein- 
richtungen beſchäftigen.“ Sole Abhandlungen, welche zunächſt Die Schwierigfeit der 
Anlegung und Berechnung von Sterblidyfeitdtabellen auseinanderfegen, und die Mittel 
zur richtigen Bornahme lehren, find 3. B. von Hoffmann (über die Bejorgniffe, welche 
die Zunahme der Bevölferung erregt. Berl. 1535, 4.), Villerme (Considerations 
sur les tables de mortalit& im Journal des Econ. Nov. 1853), Duetelet 
(Sur les tables de mortalite ete. im Journal des Econ. Nov. 1854) geliefert wor- 
den. Bon denjenigen, weldye die Sterblichfeitsgejege aufiuchten und fib an die Be- 
rechnung der Mortalitätstabellen jelbft wagten, werden bei Mohl u. A. folgende auf: 
geführt: Halley (An Estimate of the degrees of mortality of mankind, drawn 
of tables of the city of Breslau. Xondon 1691); Euler (Recherches generales 
sur la mortalit© et la multiplication du genre humain. In den M&m. de l’Acad. 
de Berlin, 1740); Süßmild (göttl. Ordnung f. o.); Deparrieur (Essai sur 
la probabilite de la durée de la vie humaine. Paris 1746. — Supplem. 1760. 
— Derfelbe, Reponse ou objections contre l’essai s. 1. probab. Paris 1746), 
welcher „uerft das Bedürfniß, aber aud) die große Schwierigkeit vollftändiger Nach— 
richten über die Zeit der Geburt und des Todes ganz eingejehen und klar nachgewiejen“; 
Kerieboom, welcher „zuerft Die Thatſache feititellte, Dap Mädchen eine etwas größere 
Lebenswahricheinlichkeit haben, ald Knaben“; R. Brice (Observations on reversio- 
nary payments, or shemes for providing annuities, on the Method of calcula- 
ting the values of assurances on lives and the national debt. London 1769. 
Ed. 7, 1812); Quretelet Mémoires sur les lois de naissance et de la mortalite 
à Bruxelles. 18925. In den Mem. de l’Acad. de Brux. Bd. III. — Derſelbe, 
Recherches sur la population, les naissances, les deeös. — Derj., Recherches 
sur la reproduction et la mortalite de ’homme aux differents äges. Brux. 
1832. — Derf., De !’influence des saisons s. I. mortalite aux differents äges. 
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In den Mem. de l’Acad. dessc. mor. et polit. Bd. I.); Casper, 3.2. (Tie 
wahricheinliche Lebensdauer des Menſchen in den verjchiedenen bürgerlichen und ge— 
jellichaftlihen Ständen nad) ihren Bedingungen und Hemmniffen. Berlin 1835); 
Mofer (Die Gejege der Lebensdauer, nebjt Unterfuchungen über Dauer, Fruchtbarkeit 
der Ehen und Tödtlichfeit der Krankheiten. Berlin 1839); de Neufville Lebens— 
dauer und Todesurſachen 22 verichiedener Stände und Gewerbe, nebit vergleichender 
Statiftifder hriftlichen und ifraelitifchen Bevölkerung Frankfurts. Franff.); Glattner 
(Mortalit. Tabellen von 1850—56 über 4546 verichievenen Ständen und Gewerben 
angehörige Individuen. — Derſ., Ueber die Lebenschancen der Jsraeliten gegenüber 
den hriftlihen Eonfeiftonen). Eins der vorzüglichften Werke ift endlich die Schrift: 
A. Wagner, Die Gelegmäßigfeit in den ſcheinbar willführlichen menſchlichen Hand- 
lungen vom Standpuncte der Statiftif (Hamburg 1864). 

Wie ih die Bevölferungslehre zur Bevölferungsftatiftif (als zuihrer 
Voransiegung) verhält, fo zu der eriteren die Bevölferungspolitif. Verſtehen 
wir nämlich unter der legteren Die Summe der zur Herftellung eines gewünjchten Be: 
völferungsitandes von einem Staate zu treffenden Maaßregeln,, jo müſſen für die 
fegteren die Lehrjäge aus der Benölferungslehre gezogen werden. Innerhalb 
diejer ftanden fich nun bisher zwei Hauptanjchauungen einander gegenüber. Der einen 
zufolge galt eine numeriich ftarfe Bewölferung für einen weſentlichen Factor zur För— 
derung der ftaatlichen Wohlfahrt und wurde alfo der Staat ermuntert, eine möglichite 
Steigerung feiner Bevölferung anzuftellen. Es ſchien ſich nad) derjelben eine dichte 
Bevölferung mit dem Begriffe eines namentlich in wirtbichaftlicher Hinficht glücklich 
fituirten Staates gleichſam zu decken. Nach der andern Anfchauung wurde zwar die 
Dichtigfeit der Bevölkerung in ihrer productiven Kraft anerfannt und fomit ihr pro- 
ductiver Werth feineswegs überiehen, dagegen aber auch ein anderes wichtiges Mo- 
ment feineswegs vergefien, nämlich die zu fordernde Harmonie zwiſchen dem Nah: 
rungsjpielraum eines gegebenen ftaatlichen Gebietes (als des natürlichen Rahmeng, 
innerhalb defien ſich die wirthichaftlihen Zuftände eines Volkes bewegen) und der 
Menge feiner Bevölkerung. Wie man auf der einen Seite erfannte, daß eine dichte 
Bevölkerung ebenfogut ein den Wohlftand producirender Factor, ald das Farit eines 
gewiflen Grades von Wohlftand fei, fo mußte man auf der andern zugeben, daß es 
erftlich beftimmte Grenzen für die productiven Kräfte einer Bevölkerung gebe, über 
welche hinaus ein überfchüffiges Angebot von Production fich herausftellt, daß 
zweitens jedes Zurüdbleiben der gefammten nöthigen Unterhaltsmittel hinter der 
Zunahme ver Bevölferung ald ein Mißverhältniß anzufehen fei. Zwar liegt auf der 
Hand, daß, das Erftere betreffend, das Productionsgebiet ein ungemein dehnbares, 
durch alle möglichen Mittel der induftriellen und commerciellen Bortichritte und durch 
ein ſich unabläffig fortentwidelndes VBerwaltungsivitem unendlich erweiterungsfähiges 
fei und daß es, das Andere anbelangend, in der Hand einer weilen, ſtets wachſamen, 
theoretiich arbeitiamen und praftifch rührigen Regierung liege, die Unterhaltsmittel 
ihrer Untertbanen auf lange Zeit hinaus zu vermehren und 3. B. die natürlichen 
Mängel ihres Staatsgebietes auf allerlei fünftlichen Wegen zu decken, — aber doch läßt 
fid) die Möglichkeit einer endlich zu erreichenden Grenze nady beiden Seiten nicht hin— 
wegdisputiren. 

Wenn alfo gegenüber den zahlreichen VBerfechtern einer möglichft dichten Bevölfe- 
rung, wie fie ſich faft Das ganze 17. und noch einen guten Theil des 18. Jahrhunderts 
hindurch fanden und theild aus der Menichenvergendung in den zahlreichen Kriegen 
dieſer echt Friegerifchen Jahrhunderte [wurden doch felbit Taufende von deutſchen 
Männern nady Amerika geworfen, um bier im Dienfte Englands zu fechten), theils 
aus den überhandnehmenden Weberfiedelungen von Europäern nach fremden Welt— 
theilen, theil8 vielleicht auch aus der noch nicht gehörig in den finanziellen Nugen' der 
Staaten gezogenen großen Anzahl privilegirter d. h. mit verhältnigmäßig geringen 
Steuern belafteter Angehörigen des Adels und Elerus, theild endlich aus dem durch 
Adam Smith geltend gemachten volfswirthichaftlichen Grundprincip der Wichtigkeit 
der Arbeitsfraft für Die Wohlfahrt des Staates erklären dürften, und gegenüber 
den mancherlei wohl begründeten und ausführbaren oder auch lächerlichen Vorjchlägen 
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zur Volksvermehrung ſchon vor Malthus und nach defien durchichlagendem Auf: 
treten eine Neaction zum Borſchein Fam, welche das im Voraus anzunchmende Glüd einer 
dichten Bevölkerung in Zweifel fegte, jo war darin eben nur die zwingende Gewalt 
der Logik fowie der handgreiflichen ftatiftiichen Erfahrungen zu erkennen. 

Malthus hat nit überhaupt zuerft, fondern zuerſt nur in joftematifcher und 
umfaflender, auf zahlreiche ftatiftiiche Thatſachen fich ftügender Weife die unerbittliche 
Forderung des rechten Einflangs zwiichen Dichtigfeit der Bevölkerung und dem Nah 
rungs=, wie überhaupt dem Unterhaltsipielraum eines Staates geltend gemacht. Zu: 
nächſt auf ftatiftiiche Studien im Gebiete der nordamerifanifchen Staaten begründet 
Malthus feinen befannten Sag, daß, während die Bevölferungdas Stre: 
ben zeige, in geometrifher Progreffion (1.2.4.8 0.) zu wadhien 
und jede gegebene Anzahl von Menſchenſich in 25 Jahren ver- 
doppeln könne, die Unterhalts- (hier natürlich die Nahrungs-) 
mittel ſich je in 25 Jahren nur in arithmetifcher Progreſſion 
(1.2.3.4 x.) vermehren fönnten, daß fomit in fürzefter Zeit zwi: 
ſchen ihnen und der Menſchenzahl ein Mißverbältniß einzutreten 
drohe (Malthus'ſches Gefeg). Gegen den billig zu habenden Einwurf, daß 
die Annahme einer, den Nahrungsjpielraum überfteigenden Bevölkerung gleichiam 
eine contradictio in adjecto enthalte, verwies Malthus darauf, daß fid ver 
unverhältnigmäßigen Vermehrung einer Bevölkerung wirklid) Hindernifie in den Weg 
ftellen. Dieſe Hindernifie find nad ihm verhindernde und wieder vernichtende. 
Jene umfafjen diejenigen Urfachen, welche die Erzeugung von Kindern ganz befeitigen, 
und beftehen theils in freiwilliger Enthaltjamfeit, theils in geichlechtlichen Ausichwei- 
fungen und deren Folgen. Diefe find theil große Unglüdsfälle, wie Seuchen, Miß— 
wachſe und Kriege, theild Elend in verſchiedenen Formen, welches die bedürftigen 
Glaffen beftändig Decimirt und die bereits Gebornen vorzeitig wieder wegrafft. Die 
für das Leben hieraus gezogenen Bolgerungen find aber im Wefentlichen ebenfalld wie: 
der doppelter Art. Einerſeits wird der Sa aufgeftellt, daß es fünftlicher Anreizungen 
zur Erhaltung und Bermehrung einer Bevölferung niemals bedürfe, und daß diefelben 
fogar in den meijten Fällen ohne alle andere Wirfung feien, als daß fie das Elend und 
die Zahl der vorzeitigen Todesfälle vermehren. Andererfeits wird gelehrt, daß fittliche 
Pflicht und Klugheit von jedem Einzelnen fordere, nicht zur Ehe zu jehreiten , wenn 
feine verftändige Ausficht auf gemügenden Lebensunterhalt für die (etwaigen) Nach— 
fommen vorhanden fei.“ 

Bei Aufzählung der Meinungen über Bevölferungspolitif unterſcheidet Mohl 
Iſ. a. a. O. ©. 467; dieBorgänger von Malthus, deſſen eigene Leitungen, die 
jeiner Anhänger, Widerfaher und Kritifer, und Diejenigen, welche einen das 
ganze Gebiet umfaſſenden Standpunct zu gewinnen verfucht haben. 

a. Borgängervon Malthus: Botero, im 16. Jahrhundert lebend, macht 
in feinem Werfe (della ragione di stati, Lib, VII. c. 10) u. A. darauf aufmerfiam, 
daß eine Vermehrung der Bevölferung namentlich durch eine große mittlere Lebens— 
dauer (nicht etwa allein durd) die Steigerung der Zahl der Ehen! erreicht werde. Im 
Uebrigen erflärt er fich für den ftaatlichen Werth einer abfolut großen Bevölferung. — 
Dies thun auch mit ganzer Zuverfichtlichkeit die Politiker des 17. Jahrhunderts, 3. 2. 
der Spanier Saavedra-Farardo (Idea de un principe christiano, symb. 66) ; 
Sir W. Temple (Works B. I.), weldyer in der Dichtigfeit der Bevölferung einen 
Sporn zu Fleiß und Sparfamfeit erblidt; Sedendorf, W. L. v. (Teuticher Für: 
ftenftaat. I.—III. Frankf. 1688) , welcher alle Kinder armer Eltern auf öffentliche 
Koften zu ernähren anräth; Becher, ©. Polit. Discours von den eigentlichen Ur- 
fachen des Auf und Abnehmend der Städte und Länder. 4. Aufl. Franffurt 
1759. Die 1. Auflage um die Mitte des 17. Jahrhunderts), der u. A. alle Ge: 
werbe und Beichäftigungen nur danach ſchätzt, ob fie eine größere oder Fleinere 
Anzahl von Menſchen ernähren, Bauban (Projet d’un dixme royale. s. 1. 1707, 
12), der wenigitend die Vermehrung der arbeitenden Claſſen für die höchſte Aufgabe 
des Staats erachtet. Auch nad Süußmild (f. o.) ift „die Glüdfeligfeit der Menge 
des Volfes proportionirt. Ohne die nöthige Anwendung davon zu machen, jpricht 
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Mirabeau (L’ami des hommes, ou trait® de la population. I-V. Paris 
1755, 12) den Sag aus, das Maaß der vorhandenen Lebensmittel fei aud) das Maaß 
der Bevölkerung. Dagegen fann nad) Zufti, J. H. ©. v. (Grundfäge der Polizei— 
Wiſſenſchaft. 2. Aufl. Göttingen 1759), ein Staat nie zu viel Einwohner haben, 
wächft nad) ihm der Nahrungsftand mit der Menge der Menſchen und bezeichnet das 
Steigen der Bevölkerung die „innere Cultur“. Aehnlich Sonnenfels, 9. v. 
(Grundf. der Poliz., Handels: und Finanzwiſſenſch. I—II. Wien 1765); J. 3. 
Rouffeau im Contrat social. III, 9. und der Mailänder Gervua (Altre idee 
su la populazione), welcher Reinheit der Sitten, Befeitigung des Lurus, Beſchrän— 
fung der Geiftlichfeit auf das Bedürfniß, allgemeine Volfserziehung und dgl. ale 
Volfsvermehrungsmittel empfiehlt. — Dagegen werden Malthus' Ideen vorbereitet 
z. B. durh Sir W.Raleigh (History of the world, I. Works 8. VIII.), welder 
bereits die verhindernden und die wieder zerftörenden Urſachen des thatſächlichen Be— 
ftandes der Bevölferung , ſowie die natürliche Tendenz der Vermehrung fennt; durch 
Child (A new discourse of trade. Lond. 1668), weldyer bemerkt, daß die Bevölkerung 
im Berhältniß zur Beichäftigung fteht, ferner juht Sir Mathew Hale (The primi- 
tive origination of mankind. London 1677), zu beweilen, daß jede menjchliche 
Bevölkerung ſich in verbältnigmäßig furzer Zeit zu vermehren vermöge und jagt aus— 
drüdlich, daß dies in einem „geometrifchen Verhältniſſe“ gejchehe. Er kennt audy die 
zerftörenden Gegenwirfungen gegen eine zu ftarfe Zunahme der Bevölferung. Des» 
ee macht B. Franklin in feinen Observations conc. the increase of man- 

ind and the peopling of countries von 1751 und in den Works, Boft. 1840 
auf die Schwierigfeit aufmerfjam, in ftarf bevölferten Ländern ein genügendes Aus» 
fommen für die Bamilie zu finden. „Nur in neuen Ländern fei fowohl Land genug 
vorhanden zur leichten Gründung frifcher Anfiedelungen und Hausftände, als ein hoher 
Lohn für jede Arbeit, damit aber die Bedingung zahlreicher, frühzeitiger und frucht« 
barer Ehen.” Und nidyt minder werden der Neapolitaner Genovefi (Lezioni di 
commercio, o sia d’economia eivile. I. 5. 1765), Stewart (Inquiry into the 
principles of political economy. I. 12.1767), Herrenfhwand (De l’&conomie 
politique moderne. Discours fondamental s. J. population. London 1786), 
Ortes |Riflessioni sulla popolazione delle nazioni per rapporto all’economia 
nazionale. Venez. 1790 — in der Sammlung von Euftodi in Bd. XXV. ımd 
XC.) und Townfend (Dissertation on the poor-law. London 1787 und 1817. 
— Derf., A journey through Spain in 1786—87. Ed. 2. I.—III. London 1792), 
als Vorläufer von Malthus hinfihtlich ihrer Anfichten über Bevölferungsgröße auf: 
geführt. 3. B. ſprach Townſend fowohl die Möglidyfeit einer fortichreitenden Ver: 
doppelung der Bevölferung in beftimmten Zeiträumen und alfo ihre Vermehrung in geos 
metriihen Berhältniffen, als die langfame Zunahme der verfügbaren Lebensmittel mit 
flaren Worten aus. 

Da die Hauptiäge der Lehre von Malthus, wie fie in deſſen Werf »An in- 
quiry into the principle of population, or a view of its past and present effects 
onhuman happiness. 1. Ausg. 1798 ; 6. Ausg. 1826. („Die einzige deutſche Ueberſ. 
von Hegewiſch, Altona 1807, ift verftümmelt“) enthalten find, bereitd mitgetheilt 
wurden, jo geben wir (nad) Mohl) im Folgenden noch einiges aus der fih an Mal— 
thus anſchließenden, theils ihm folgenden, theils ihn befämpfenden Literatur. Zuvor 
bekämpft Mohl felbit (f. a. a. O.S. 483) den von Malthus aufgeftellten Sag, daß 
die Lebensmittel fih nur langfam um die urjprüngliche Einheit zu vermehren ver: 
mögen. Nicht nur jei Dies offenbar unrihtig in Beziehung auf neu bevölferte Länder 
von normaler oder gar von außerordentlicher, 3. B. tropiicher Fruchtbarfeit, wo die 
Lebensmittel fogar viel jchneller vermehrt werben fönnen, als die Menichen ; fondern 
es jei überhaupt der Sag ohne Anwendung, wenn und jo lange aus andern Län— 
dern gegen Ablafjung von Kunfterzeugnifien dort überflüffige Lebensbedürfniffe bezogen 
werben können. Bei der Möglichkeit, eine Bevölferung zu ernähren, komme aud) Die 
Steigerung des Capitals jehr in Betracht, theils hinfichtlich der Verbefferung der Bo— 
bencultur im eigenen Lande, theils bezüglich der Schaffung von Tauichwerthen. Das 
Gapital aber könne ſich erfahrungsmäßig recht gut auch in geometrischen Verhältniſſen 
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vermehren. Jedenfalls habe Malthus ein zu einfaches Gehe für ein höchſt verwidel- 
tes Verhältniß gegeben; er babe überfehen, Daß die allgemeinen Gelittigungs: und 
Wirthichaftszuftände eines Volkes jowie das ftaatliche Gedeihen oder Verkommen 
deſſelben auf die Vermehrung oder Verminderung der Bevölferung von eben jo großem 
Einfluß fei, wie auf die meiften übrigen menfchlichen Verhältniffe. Weder für den 
Mann der Wiffenichaft, noch für den der Thätigfeit im Staate fei die Malthus'ſche 
Bevölferungslehre vollfommen richtig, ihre Säge bebürften der Entwidelung und An- 
paffung an die verichiedenen Fälle. 

Als Anhänger der Malthus’schen Lehre e- folgende: Luden, „welcher in 
feinem Handbuch der Staatdweisheit oder Politik I. (Jena 1811) zuerft auf dem Feſt— 
lande wenigftens in Deutſchland Die Säge des Malthus als Beftandtheil eines wiffen- 
Ichaftlihen Syſtems der Staatskunft einführte”, Say, J. B., Vollftändiges Handbuch 
der Nationalöfonomie überi. von 3. v. Theobald. Bv. IV. ; Ehalmers, Tb., On 
political economy. Grlang. 1832; Roſſi, P., Cours d’&conomie politique. 
I—IV. Baris 1840. Bd. II. ©. 328 ff.; Thornton, ®. Th., Over-popula- 
tion and its remedy. London 1546 („bei der arbeitenden Glaffe muß durd Steige: 
rung des allgemeinen Wohlftandes eine unüberwindliche Scheu vor dem Herabfteigen 
in fchlechtere Zuftände entwidelt werden“) ; Garnier, $., Du principe de popu- 
lation. Paris 1857. 

Die Gegner der Malthus’ichen Lehre theilt Mohl in ſolche, welche 1. die von 
Malthus aufgeftellten oberften Grundfäge leugnen, weldye 2. zwar die Grundlage 
billigen, aber die Richtigkeit der daraus gezogenen Kolgerungen in Abrede ziehen, deren 
Angriffe 3. auf vollfommenen Mißverftändniffen beruhen. 

Gegner beider Orundfäge find: Enfor, G., An enquiry conc, the population 
of nations, containing a refutation of Malthus’s Essay on population. London 
1818. („Das geometriiche und arithmetifche Verhältniß find Worte ohne Einn. Wo 
das Eigenthum billig vertheilt und die Arbeit frei ift, giebt e8 feine andere Tendenz, 
als die, das Nothwendige zu beichaffen.“ Nach Enfor ift das vielfache Elend in 
der Welt niemals eine Folge des Mißverhältniffes zwiſchen Menfchenzabl und Lebens: 
mittelmenge, jondern lediglich von ungleicher Vertheilung des gefammten Volksver— 
mögeng, von fchledyten Regierungsmaaßregeln x.) ; Ravenftone, P., A few doubts 
on the correctness of some opinions generally entertained on the subjects of 
population and political economy. London 1821; Morel-Vinde, Sur la 
theorie de la population, ou observations s. |. systeme professe par Malthus. 
Ed. 2. Bari 1829, Sadler, M. Th., The law of population. London 1830. 

Gegner der Vermehrung in geometriichen Verhältniffen: Godwin, Of popu- 
lation. An inquiry conc. the power of increase in the number of mankind, 
being an answer of Mr. Malthus’ essay on that subject. London 1520, Dou- 
bleday, The true law of population, shewn to be connected with the food 
of the people. London 1840. 3 ed. 1554; Spencer, A., 'Iheory of popu- 
lation, deductet from the general law of animal fertility. London 1852. 

Gegner der blos arithmetiichen Vermehrung der Lebensmittel: Gray, S., The 
happiness of states: or an inquiry cone. population, the modes of subsisting 
and employing it. London 1815. 4. 

Gegner, welche nur die von Malthus gezogenen Folgerungen läugnen: Gra: 
hame, J., An inquiry into the principle of population. Edinburg 18916; Wey— 
land, J., The principle of population and production, as they are affected by 
the progress of society. London 1516; Everett, U. H., New ideas on popu- 
lation. Ed. 2. Bojt. 1826; Senior, N. W., Two lectures on population. Lon-⸗ 
don 18313 Scrope, Principles of politic. economy. London 1833; Aliſon, 
The principles of population. I. II. Evinb. 1840. 

Als Kritiker bezeichnet Mo hl endlich Diejenigen, weldye im Weſentlichen mit 
Malthus einverftanden find, allein doch nicht unbedingt mit ihm geben zu können 
meinen, fondern feine Lehre in mehr oder weniger wichtigen Einzelheiten einer Ber: 
beſſerung unterziehen; als jolcye werden u. A. aufgeführt: Sismonde de Sis— 
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mondi, Nouveaux principes d’econ. polit. Ed.2. I—II. Paris 1827; Bille- 
neuve Bargemont, Econ. polit. chretienne. I—II. Paris 1834. Bd. I. x. 
Hoffmann, J. ©., Ueber die Beſorgniſſe, welche die Zunahme der Bewölferung 
hervorruft. Berlin 1835. 4; Schmidt, F. Unterfuchungen über Bevölferung, Ar- 
beitslohn und Pauperismus in ihrem eigentlichen Zufammenhange. Leipzig 1846. 

Mohl kommt, nad Aufzählung diefer Literatur, zu folgendem Endrefultat: 
„Die gegen Malthus grundfäglich aufgetretenen Gegner haben ihn in der Hauptfache 
nicht zu widerlegen vermocht.“ „Es ift aber noch ein Gedanfe übrig, welcher eine 
ernithafte Erwägung erfordert, nämlich der Sag, daß die Bevölferungslehre auf die 
verichiedenen Wirthſchafts- und Gefittigungszuftände der Völker Nüdficht nehmen 
müſſe, fomit diefelbe nicht einem einzigen Öefepe unterworfen werden bürfe.“ 

Den einen der zwei in diefer Richtung gethanen Schritte nimmt Mohl für fi 
in Anſpruch. „Er ging Polizeiwiſſenſch. ꝛc. .—IIH. 2. Aufl. 1844) davon aus, 
daß zwar allerdings jede Bevölkerung die Fähigkeit und den Trieb zu einer unbe: 
ftimmten Vermehrung habe, und daß Dagegen die Lebensmittel fehr häufig wenigftens 
weit langjamer zunehmen, daß aber dieje allgemeinen Säge weſentlich durch thatjäch- 
liche Verhältniffe beeinflußt werden und namentlich drei ganz verfchiedene Verhältniffe 
der Bevölferungsmengen vorhanden und im Staatsleben zu beachten feien: einmal 
der Zuftand einer Untervölferung (infolge davon Ueberfluß an Lebensbedürfniſſen, 
hoher Preis der Arbeit, große Leichtigkeit der Erwerbung von Grundeigenthum, 
aber auch geringe Gewerbethätigfeit wegen mangelhafter Arbeitstheilung, Schwierig: 
feit des Abjages überfchüffiger Erzeugnifie wegen mangelhafter Verbindungsmittel, 
niedere geiftige Ausbildung wegen jeltener Berührung, Schwäche der öffentlichen 
Macdıt) , zweitens der Zuftand zwar dichter, aber doch für die zu befchaffenden Nah: 
rungsmittel nicht übermäßiger Bevölkerung (Folgen davon: die Nothwendigkeit einer 
war angeftrengten,, aber doch nicht übermäßigen und lohnenden Arbeit, ferner die 
Bebauung aud) minder einträglichen Bodens, Leichtigkeit der Arbeitstheilung , reges 
geiftiges Leben, für den Staat zureichende Kraft und Verfügbarfeit der ihm zugehörigen 
Mittelar.) ; dritten der Zuftand derllebervölferung (deren Folgen: übermäßige 
Anftrengung der Kräfte ohne lohnendes Ergebniß, vielmehr Armuth, Elend, fittliches 
und leibliches Verderben, für den Staat aber die Beftürmung um Hülfe, endlich 
Schwäche oder Unficherheit wegen der Mittellofigkeit und Unzufriedenheit der Bevöl— 
ferung“). Natürlich bedingt jeder diefer Bevölferungszuftände befondere Maaßnahmen 
des Staates, welche ausfindig zu machen, eben die Aufgabe der Bevölferungspolitifift. 

Die von Mohl jelbft zugegebenen Rüden feines Syſtems, meint er, jeien durch 
Roſcher hinlänglich ausgerüllt worden. Indem Roſcher (Spft. der NVolfsw.) 
die von Malthus aufgeftellten Grundfäge (den der arithmetiihen Vermehrung be- 
dingungsweije) anerfennt, ftellt er „mit überzeugender Klarheit“ die Modificationen 
auf, welche in den drei von ihm angegebenen Gefittigungsftufen der Völfer zu Tage 
treten. „Er weilt zuerft nach, daß bei rohen Völkern die Menfchenzahl immer Fein 
bleibt.“ „Hierauf werden bei gefittigten Völkern die Wirkungen der Vermehrungs- 
neigung nachgewiefen, fomie be Deierhntunn theils durch vorbeugende, theils durch 
wieder gerftörende Urjachen (als bezeichnende Eigenthümlichfeiten diefes Zuftandes 

elten: beträchtliche mittlere Lebensdauer und wenige Geburten).“ „Endlich weift 
ofcher bei finfenden Nationen Verdorbenheit der Sitten, Lafter und Verbrechen aller 
Art nad), welche, namentlich in Verbindung mit üblen wirtbichaftlichen Verhältniflen, 
jogar ein Fallen der Bevölferungszahl veranlaffen fönnen, und jomit den Sieg davon 
tragen über den in dem gefunden Menſchen wirfenden Bevölferungstrieb.“ 

Uns bliebe noch übrig, die verichiedenen Mittel anzuführen, welche entweder gegen 
Unter: oder Lebervölferung in der Bevölferungspolitif gewöhnlid) geltend gemacht 
worden find. Die Fürfprecher einer möglichft dichten Bevölkerung , wie fie oben als 
Vorgänger von Malthus bezeichnet wurden , riethen u. U. zur Erleichterung der Ehe: 
ſchließung, zur Unterftügung der durch vorübergehende Unglüdsfälle in Noth ge- 
rathenden ärmeren Glaflen, zur ftaatlichen Fürforge für die Erhaltung des Lebens und 
einer forgfältigen Erziehung der Kinder aus armen Familien, zur Prämiirung zahl: 
reicher Fachtommentcaft, zur Erfchwerung refp. gewaltjamen Befeitigung der Ehe- 
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loſigkeit, zur Beförderung der Einwanderung, zur Eröffnung neuer und neuer Erwerbs⸗ 
mittel, zu einer ftetS zunehmenden Zufuhr der verjchiedenen Unterhaltsmittel, zur Ver- 
befferung und Mehrung aller wohlfahrtspolizeilihen Maaßregeln, zur Verbreitung 
von diätetifchen Kenntniffen und jener Rebensweisheit, weldhe namentlidy die ftarfe Zu- 
nahme der Menjchen von „mittlerer Lebensdauer“ bedingt ꝛc. Es liegt auf der 
Hand, daß aud) die Verhütung eined unfittlihen Treibens in der Geſammtbevölle— 
rung, fowie die ftaatlihe Wachſamkeit gegenüber etwaigen Anzeigen hereinbrechender 
Seuchen und anderer die Bevölferung decimirender Unglüdsfälle und die möglichite 
Beihränfung der Kriegführung auf Fälle der äußerften Nothwehr zunächft zur Er: 
haltung eines gewünfchten Bevölferungsftandes beitragen werden. 

Die Uebervölferung anbelangend, fo find in der That deren wahre Merkmale 
fhwer zu firiren. Denn es fann 3. B. der Mangel an Nachfrage nach gewillen Ar: 
beiten oder Arbeitderzeugnifien unter Umftänden recht wohl als die Folge einer zu un« 
gleihmäßigen Vertretung der verjchiedenartigen Berufs- und Beſchäftigungszweige 
angejehen werden. Es drängt ſich, möglicherweife infolge mangelnder Unterridyts- 
und Erziehungsmittel, eine zu große Maſſe in ein verhältnigmäßig zu enges Arbeite- 
gebiet, jo daß dann die hier ftattfindende Leberfülle von Angebot den Mangel an einem 
jolhen an anderer Stelle nach ji) zieht. Es werden namentlich die höheren Berufs- 
arten, welche einen bedeutenderen Grad von geiſtiger und auch jittlicher Bildung vor- 
ausfegen, nur darum zu Zeiten eine zu geringe Zahl von Aspiranten aufweilen, weil 
fo viele durdy wirflihen Mangel an Bildungsmitteln und Bildungsgelegenheiten oder 
durch eine natürliche Bequemlichkeit — vielleicht die Frucht zu langer VBernadyläffigung 
— in den erften beften Arbeitskreis hineingedrängt werden. 

Und nicht minder fann der größere Nahrungsipielraum oft nur durch eine ſchlechte 
Verwaltung, durd) leichtfinnige Vergeudung der Bodenſchätze, durch Vernachläſſigung 

ewifler Beichäftigungen, wie des Berg: und Landbaues, oder durch Fahrläffigkeit in 
Bar auf Wegebau, oder durch eine einjeitige Ausbeutung des Bodens für Lurusbe- 
dürfnifte (große Parks, Ziergärten ıc.), oder durch Raubbau (oft auf ungefunden 
Grundbeſitzverhältniſſen beruhend) beſchränkt werden, fo daß die Uebervölkerung ſchließ⸗ 
lid) nur als eine relative und nur als das Refultat einer ganzen Menge von Be 
gehungs- oder Unterlaffungsfünden aller mit der Leitung des Staates und Gemein» 
weſens betrauter Männer — oder freilich auch des nocdy mangelnden oder im Sinfen 
begriffenen Gefittigungszuftandes eines Volkes — betrachtet werden darf. Wir 
brauchen faum auszuführen, wie theild die elementaren Gewalten im Natur: und 
Menichenleben (Erdbeben, Sturmfluthen, Schiffbrüche, Kriege, Seudyen ıc.), theils 
die ſittliche und intellectuelle Unfertigfeit und Verkommenheit, theil® aber auch der ftarf 
ausgeprägte Egoismus und dann die Willensjtärfe des Menſchen das Gegengewicht 
egen zu rafche und zu große Vermehrung einer Bevölkerung gelten fönnen. Und es 
ieße ſich vielleicht daran die Behauptung fnüpfen, daß der Stand der Bevölferung und die 
Art der Bevölferungspolitif ein Hauptmerfmal für den inneren gefunden Entwidelungs: 
gang der Staaten abgebe, aber daß auch der jedesmalige Stand der Volksmenge und deren 
Geſammtzuſtand einen der erften Regulatoren für die Entſchließungen und die Thätigfeit 
eines weiten Sorialpolitifers bilden müfle. Es will und dagegen bedünfen, daß die 
Malthus'ſche Theorie zu viel Aufforderung enthalte, in Betreff einer zuweilen vielleicht 
„vermeintlichen“ Lebervölferung jchnell tabula rasa au machen, und daß fie infofern 
die ſich aus einer gewiffen Bolfömenge ergebenden Aufgaben des Staatslenfers nicht 
ftreng genug in’s Auge falle. 

Zu den Umftänden, welche eine Bevölkerung decimiren, gehören übrigens feined- 
wegs nur Seuchen, Kriege, Naturereignifie oder mangelhafte Kindespflege, jondern 
vor Allem auch die Art der täglichen Beichäftigungen, jowie die Beichaffenheit der 
Dertlichfeiten. Die Sterblichfeit wird in Induftries und Bergbaugegenden ungleich 
größer jein, als in ſolchen mit vorberrichendem Aderbau. Je raffinirter unjere Lebeus— 
bedürfniffe werden, je mehr Menjchen in den Dienft gefundheitsgefährlicher Arbeiten 
— vielleicht gegen verhältnipmäßig hohen Lohn, oder weil jie feinen anderen Arbeits» 
marft finden — gezogen werden, defto reicher muß ſich die Sterbelifte füllen. Und es 
liegt auf der Hand, daß der Gropftädter im Ganzen eine fürzere Lebensdauer aufweilt, 
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als der Landmann, jo daß auch daran viel gelegen iſt, ob in einem Staate die ſtaͤdtiſche 
Bevölkerung diejenige auf dem Lande fehr bedeutend überwiegt. 

Wenn dies ſchon fehr gewichtige Gründe find, die vem Malthus’ichen Be— 
völferungsgeieg entgegengeftellt werden fönnen, fo hat Mar Wirth durch 
feine trefflihen Unterfuchungen über dieje Streitfrage (M. Wirth, Grundzüge der 
Nationalökonomie, Köln 1862) das andere wichtigere Geſetz entgegengeftellt, vaß Die 
Subjiftenzmittel mit der Bevölferung gleihen Schritt halten fönnen, 
wofern entweder die Zinfen der Gapitalien gefpart, oder foweit produ— 
cirt wird, daß das Gefammtcapital des Landes ſich inetwa 25 Jahren 
verdoppelt, und Wirth hat nachgewiefen, daß dies nicht nur möglich, fondern aud) 
zu allen Zeiten gefchehen fei, weshalb die Furcht vor einer Uebervölferuug als eine 
Fiction bezeichnet werden fünne. — Faßt man die Frage gleichzeitig von der naturs 
wiflenichaftlidhen Seite auf, fo wird man finden, daß wie bei allen Thierclaffen, fo 
auch bei der höchitftehenden Species, den Menſchen, die Vermehrung ſich genau richtet 
nad) der Summe der vorhandenen Eriftenzmittel, daß alfo die Vermehrung der Be: 
völferung zu betrachten ift ald die Wirfung einer geftiegenen Eapitalan«- 
jammlung und einer bereits gefräftigten Güterproduction. (Bergl. übri« 
gens die trefflichen ftatiftifchen Arbeiten v. Engel, Kolb Handbuch der vergl. Stati» 
ftit S. 478 ff. Leipzig 1865], ferner Haus ner vergl. Statiftif. I. Bd. Lemberg 1865). 

Dr. Keferstein. 


Volksbanken, Creditgenoſſenſchaften Vorſchuß-, Ereditvereine, Hand: 
werfer:, Gewerbebanfen.) 

Das Capital ift zwar nur ein Hülfsmittel der gewerblichen Production und als 
foldyes wird e8 in feinen Wirkungen nicht jelten überſchätzt; man darf aber doch nicht 
verfennen, daß ed im Dienfte der Intelligenz und der Leiftungsfähigfeit zu einer Macht 
heranwächſt, gegen deren Einfluß der an Capital Arme, aber fonft gleich Geſchickte 
und Fähige vergebens anfämpft. Iſt das fchon bei fonft gleichen oder ähnlichen Vor— 
bedingungen der Production der Fall, wie viel ſchwerer wird die Concurrenz da aus— 
zuhalten ein, wo von — aus Mangel an Begabung und Fähigkeit, unzureichende 
geiftige Bildung, wie fehlende Lebung das Lebergewicht des Capitals noch vergrößern! 
Ohne alle jene Hülfsmittel , die für Geld und Geldeswerth zu erlangen find, ift heut» 
zutage die Anlage irgend eines Gefchäftes, und ſei es auch das kleinſte, geradezu un« 
möglih. Wird ein PelbRftändiges gewerblicdhes Unternehmen aber mit unzureichenden 
Mitteln unternommen, fo vermag es die Mitbewerbung auf dem Markt des Lebens 
mit dem des Vermögendern nicht auszubalten, jobald Dieter mit gleichem Fleiße, gleich 

uter Speculation, gleicher Umficht und mit gleichen Fähigkeiten arbeitet. Der Fleiß 
—* an der Creditloſigkeit, die ſicherſte Speculation verläuft nutzlos, da ihr Die 
nothwendige Nachhaltigkeit vorhandener Mittel fehlt. Ohne vorhandene Bürgſchaft 
aber auch fein Gredit. Befigt auch Jeder als Geſchenk der Natur hinreichende Bürg- 
haft in der Leiftungsfähigfeit und in der Arbeit, die er mit feinem Geifte oder mit 
feinen Händen fchafft: die taufend Zufälligfeiten, denen diefe Arbeitskraft ausgejegt 
fein kann, laſſen e8 dem Gläubiger faum gerathen erfcheinen, der objectiven Thatfraft 
zu viel zu vertrauen, ganz abgefehen davon, daß die jubjective That- und Willenskraft 
fi) nie mit Sicherheit vorausbeftimmen läßt. Zeigt ſich derſelbe Mangel an Eredit 
doc ſchon bei Denen, welche wenigftens einigermaaßen Mittel zur Dedung etwaiger 
Berlufte befigen. Alle unjere größern Greditanftalten, die vor wenig Jahren wie 
Pilze aus der Erde geichoflen find, find nur für ven Großverkehr, Hypothefenbanfen 
nur für den größeren Grundbefig berechnet. Selbft die Sparcaflen, die ihre Gapitalien 
erſt ven mühfam aufgefparten Grofchen der untern Glafien verdanfen , verwenden ihre 
Summen nicht im Dienfte der Einlegenden , fondern fuchen ſich entweder Die Hypo» 
thefen des großen Grundbefiges aus oder Faufen Staatepapiere an. 

Mit der Ausbreitung der Mafchineninduftrie wurde daher das Bedürfniß der 
Kleinen Gewerbtreibenden und Handwerker nach einem geregelten und nicht zu theuern 
Eredit immer dringender. Die Verſuche, diefem Bedüͤrfniß abzubelfen, führten zur 
Entftehung der Volfsbanfen, und nahmen zuerſt der Staat und ftädtifche Behörden 
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die Sache in die Hand, indem fie Anftalten in’® Leben riefen, weldye unbemittelten, 
aber fonft tüchtigen Gewerbtreibenden Vorfchüffe gewähren follten. So lobenswerth 
die Abficht war, fo wenig ift durch ſolche Darlehnscaſſen erreicht worden. Der 
Eredit ift als eine Aeußerung des öffentlihen Vertrauens zu der Leiftungsfähigfeit 
irgend einer Perfönlichkeit fo zarter Natur, daß jede Spur von fremder Wohlthätig- 
feit, von unentgeldliher Dienftleiftung , felbft von einer foldyen Hülfe, die nicht nach 
dem gerade giltigen Maaße der Gegenleiftung entichädigt wird, dem Vertrauen jchadet. 
Die Beforgniß, den Eredit zu untergraben, ift defto größer, als die Unterftügung —* 
licher zu werden verſpricht, und in der That haben die meiſten Gewerbtreibenden, ſo 
nothwendig fie auch Betriebscapital brauchten, eine ſolche Unterſtützung verſchmäht. 
Nur die wenigen Leute, welche hierin nicht vorſichtig zu Werke gehen, ſowie diejenigen. 
die ſich in dringendſter Noth befinden, werden ſich herbeilaſſen, von derartigen Unter— 
ſtützungsanerbieten Gebrauch zu machen. Daraus erklärt ſich nicht nur der geringe 
Umfas, den derartige Darlehnscaſſen aufzuweifen haben, fondern auch der hohe Pro— 
centfag der Verluſte Rentzſch, „Staat und Volkswirtbichaft”). So hatte der jeit 
1849 beftehende Verein in Caſſel mit einem Betriebscapitale von 2625 Thlrn. auf 
Actien, einem Legat von 1500 Thlrn. und einem zinsfreien Darlehn von 7500 Thlrn. , 
in Summa mit 11625 Thlrn., nur ein Gefchäft von 11000 Thlrn. gemacht, alfo fein 
Capital noch nicht einmal umgefegt. Man wird der Wahrheit jehr nahe fommen, 
wenn man behauptet, daß eine joldye Darlehnscafie jogar einen um jo geringern Um: 
ſatz und um jo mehr Verluſte aufzuweilen hat, je mehr fie auf Unterftügung beruht. 
Ein niedriger Zinsfuß berechtigt ſchon zu größerer Lebensfähigfeit ald zinsfreie Dar: 
leihung, dieje endlich mehr als die durchaus unwirthichaftliche Schenfung des Betriebs 
capital8. Die jpecielle Sorgfalt, die man in Bayern von Seiten der Regierung auf 
die Greditverhältnifie der untern arbeitenden Glafien verwendete, ift nad) der Meinung 
der Behörden mit Undanf belohnt worden, während man fid) doc) hätte jagen müflen, 
daß der Ereditbedürftige beſſer ald die Behörden erfannte, wie fein Credit durch Unter: 
ftügungen nicht gefräftigt, fondern untergraben werden würde. Nöch größere Eontrafte 
fanden fi in Berlin‘. Im Jahre 1848 wurden allein gegen hundert jolcher Caſſen 
gegründet und mit einem Gapitale von 85000 Thlrn. ausgeftattet. Deſſenungeachtet 
erreichte der Umfag von 84 Caſſen, die ein Vermögen von 84018 Thlr. zuſammenge— 
bracht hatten, im Jahre 1857 nur 68769 Thlr., alfo nod) nicht einmal die Höhe des 
Grundcapitald. Der Umfag einzelner Caſſen ftreift in der That an das Rächerliche, 
denn die Caſſe des 2. Bezirks fegte mit 1457 Thlr. nur 72 Thlr., die des 46. Bezirks 
mit 897 Thlr. nur 25 Thlr. um. Aehnliche Beifpiele laflen fi aus Thüringen und 
Hannover, aus Helen und MWürtemberg anführen. 

Nachdem der Staat dem in den Kreifen der Handwerfer oft wiederholten Ver: 
langen nad) Errichtung von Handwerferbanfen aus Staatsmitteln nicht ent- 
Iprochen hatte, traten vielſach, namentlich im größeren Orten, wohldenfende Männer 
der bemittelten Claſſen zuſammen, und brachten durch Beiträge und felbft durch zins— 
freie Darlehne einen Fond auf, aus weldhem an Berürftige Vorfchüffe gegen einen 
niedrigen Zins gewährt wurden. Ginen ſolchen Verein gründete auch Schulze— 
Deligic in feiner Vaterftadt , aber mit dem Unterfchiede, daß die Ereditbedürftigen 
ebenfalls dem Verein beitreten und durch monatliche Beifteuer von 1 Sgr. zur Ver— 
ftärfung des Vereinsfonds aus eigenen Mitteln mitwirfen mußten. War hiermit auch 
dem Princip der Selbfthülfe der Weg gebahnt, fo ftellte fich das völlig Unzu— 
reichende der durch einen ſolchen Verein gewährten Hülfe doch jehr bald heraus. Won 
vorn herein war der Fond für das vorhandene Greditbedürfniß zu Fein, und da er 
auch nicht wuchs, jo zogen ſich Die Greditbedürftigen mehr und mehr zurüd, und der 
Verein drohte bald an Theilnahmlofigfeit wieder zu Grunde zu gehen. Da machte 
man zuerit in Eilenburg (1851) den Verfuch, das Princip der Selbfthülfe zur vol: 
len Geltung zu bringen durch Einführung der folidarifchen Haft, weldye zuvor 
bei den von Schulze gegründeten Rohftoffgenofienichaften mit dem beften Erfolge an« 





1) Bericht von Schulge-Delisich an den volkswirthſchaftlichen Gongreß von 1859, 
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gewendet worden war. Auch hier war das Rejultat überrajchend günftig. Ohne irgend 
welche Beihülfe von Außen traten mehrere Hundert Handwerfer und Arbeiter , welche 
die Vorſchüſſe zu ihrem Gewerbebetrieb brauchten, zu einem Verein zufammen, nahmen 
Darlehne und Spareinlagen gegen Zinfen und unter folidarifcher Haft aller Mitglie- 
der auf und brachten dadurch, jowie nebenbei durch Fleine Monatsbeiträge (1 Ser.) 
die fie jelbjt einzahlten , einen fo bedeutenden Fond auf, daß alle Vorfchußgefuche bei 
vorhandener Sicherheit gewährt werden fonnten. 

So war der Eilenburger Darlehnscaffenverein die erfte Ereditge- 
noſſenſchaft, von der aus ſich die Genofenichaftsbewegung in wenigen Jahren über 
ganz Deutjchland verbreitete. Und immer mehr haben ſich diefe zu wahren Volksbanken 
erweitert, jo daß dieje generelle Bezeichnung für Vorſchußvereine dem jegigen Stande 
der Bewegung Re ericheint. 

Wir definiren hiernach die Ereditgenpfienichaften ald auf dem Princip der 
Selbfthülfe berubende Verbindungen atomiftiicher Elemente der 
arbeitenden Elajjen zu dem Zwed, ſich den zu ihren Erwerbs- und 
Wirthbihaftszweden erforderlihen Eredit möglihft ſchnell und 
billig zu befhaffen und Dadurd ihre Lage zu werbejjern. 

Die Bortheile, welde die Creditgenoſſenſchaften (Volksbanken) ihren Mit: 
gliedern gewähren, find furz zufammengefaßt folgende: 

1. Sie jegen diefelben in den Stand, jeden Augenblid eine ihren Verhältniffen 
angemeflene baare Geldfumme zu leihen ; 

2. Die hohen Zinfen, die fie früher für foldye Darlehne, wenn fie überhaupt 
einen Darleiher fanden, zahlen mußten, zu ſparen; endlich 

3. fließt der Gewinn des Vorjchußgeichäftes in ihre eigenen Taſchen zurüd und 
führt mit den fie nicht beläftigenden Monatsbeiträgen zur eigenen Gapitalbildung, 
deren fegensreiche Wirkungen auch für die nicht felbftjtändigen Fabrik- und Lohnarbeiter 
nicht hoch genug veranfchlagt werden fünnen. 

Die Örundzüge inder Drganifation derBolfsbanfen, wie fie fich alfent- 
halben entwidelt haben, find folgende: 

1. Daß der Vorſchußſucher ſelbſt Träger und Leiter des auf Befriedigung ihres 
Ereditbepürfnifies gerichteten Inftituts, d. h. Mitglieder des Vorſchußver— 
eins, und daher Hifico und Gewinn des Gefchäfts ihnen gemeinjam find; 

2. Daß der durch den Verein vermittelte Geldverfehr überall auf geſchäft— 
lihem Fuße (Leiftung und Gegenleiftung) geordnet ift, ſodaß den Vereins— 
gläubigern durch die Vereinscaſſe ebenjo wie der legteren durdy die Vorſchußnehmer 
banfmäßige Zinjen und Provifionen nad) den Verhältniffen des Geldmarktes gewährt 
werden und jede Subvention wegfällt ; 

3. Daß entweder durch fofortige Vollzahlung, oder meift allmählich durch fort- 
laufende Fleine Beifteuern der Mitglieder, Gefhäftsantheile (Guthaben) in der 
Bereindcaffe gebildet werden, nad) deren Höhe der Geſchäftsgewinn vertheilt und ihnen 
bis zur Erreihung der feftgeiegten Normaljumme zugeichrieben wird, wodurd man, 
wie durd Actien, ein ſtets wachſendes Stammcapital für das Vereinsgeſchäft erhält ; 

4. Daß außerdem durch Eintrittsgelder der Mitglieder und Gewinnantheile ein 
Gefammtvermögen des Vereins ald Referve angefammelt wird, welches vor- 
zugsweije zur Dedung von Verluften dient ; 

5. Daß die außerdem zum vollen Gefchäftsbetriebe erforderlichen fremden Gel: 
der anlehnsweile auf gemeinfchaftlichen Eredit und unter folidarifcher Haft aller Mit- 
glieder aufgenommen werben ; 

6. Daß den Vorftehern des Vereins, insbejondere den Eaffenbeamten eine ihrer 
Mühwaltung entiprechende Entichädigung gewährt wird; 

7. Daß endlich die Zahl der Mitglieder unbefchränft und der Eintritt Allen, 
welche den allgemeinen Bedingungen des Statutd genügen, offen fteht, eben jo der 
Austritt, legterer unter Junehaltung gewiffer Kündigungsfriften. 

Wie hieraus hervorgeht, gehören die Volksbanken nad) den Erediten, welde fie 
aufnehmen, zu ven Depofitenbanfen, und infofern fie Eredit gewähren, zur Er: 
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höhung des umlaufenden (nicht des ftehenden) Capitals ihrer Kunden, zu den 
Handels» oder Gewerbebanfen (im Gegenfag zu den Hupothefenbanfen) . 

Die Drganifation , wie wir fie hier wiedergegeben, bewährte ſich überall und 
wurde von Schulze-Delitzſch, zu deſſen Kenntniß die Refultate und Erfahrungen 
aller Borfchußvereine famen, und der der Rathgeber aller war, im Einzelnen mehr 
und mehr ausgebildet. Und fobald die Bewegung größere Dimenfionen annahm, 
wurde weiter durch die Begründung der „Anwaltichaft für die deutſchen Ge— 
noffenfhaften“ fowie durd das Zufammentreten und die regelmäßige Wiederkehr 
des allgemeinen Vereinstags der deutichen Vorſchuß-, Eredit- und Rohftoffvereine, 
welche beide vorzugsweife ans Betreiben der Vorfchußvereine in’s Leben traten und 
nachher die Hauptorgane des allgemeinen deutfchen Genoſſenſchaftsverbandes wurden 
(man vergl. den Artikel „Genoſſenſchaften“), die gedeihliche Entwidelung der Volks— 
banfen in den bisher inne gehaltenen Bahnen geſichert. Bon dem günftigften Einfluß 
ES war auch dad Organ der Genoffenichaften in der Preffe, die von dem Anwalt 

erausgegebene Zeitichrift: Die Innung der Zukunft, fowie in neuefter Zeit 
die Entftehung der Landes- und Provinzial-Unterverbände, welche eben- 
fall8 den Volksbanken zuzuſchreiben ift. 


Reſultate. Nach dem neueften Jahresbericht (für 1864) beträgt die Zahl der 
1 


862. 1863. 1864. 
bei der Anwaltichaft befannten Vereine: 511. 662. 890. 
Die Zahl der Vereine, die ihre Ab- 

ſchlüſſe eingeichidt haben... . . 243, 339. 455. 
Mitgliederzahl der legteren .. . . . 69202. 99175. 135013, 
Gewährte Vorfchüffe und Prolongatio- Thle. Thlr. Thlr. 

nen derfelben . 2 2: 2 2 2020. 23674261. 33’917948. 48’147495. 
Eigener Bond derfelben ....... 1332438.  2’021250. 3252757. 
Auf Eredit entnommene Gelder, An- 

NEIE: u 2 a ie 3441033. 5641820.  7’401317. 
Bpattlnlagen 4 25 2747577.  3'416220. 5355265. 
Durhichnittsbetrag für die einzelnen 

—— u: 2 0 a ee 25467. 26719. 28036. 
Durchſchnittlicher Procentfag des eige- 

nen zum fremden Fond... ... 21... 225: 25, 


Geht aus diejen Zahlen die fortwährend zunehmende Bedeutung der Volfsbanfen 
deutlich hervor, jo machen wir noch befonders auf die ftetige Zunahme der Anleben 
und Spareinlagen aufmerffam, welche nad) einer Seite hin den Vereinen einen gerech— 
ten Anfpruc auf die Bezeihnung „Volfsbanfen“ gewährt. Es ift gewiß ein voll» 
gültiger Beweis für die Bolksthümlichkeit diefer Inftitute, daß fie geradein den Kreilen» 
der Bevölferung fo fchnell Vertrauen finden , die in der Anlage ihrer Erſparniſſe am 
vorfichtigften zu fein pflegen, und denen die Kreis: und Communaliparcafien vermöge 
der hinter ihnen ftehenden Garantie der Gemeinden eine Sicherheit bieten, wie fie Vor: 
ſchußvereine nicht bieten fönnen. Laſſen die bei legteren gemachten Spareinlagen auch 
nod) feinen Vergleich zu gegen den Betrag der bei den öffentlihen Sparcaflen ange 
legten Fonds, fo tft doch bei vielen Volksbanken in diefer Beziehung ſchon ein jehr 
beachtenswerther Anfang gemacht; fo betrug am Schluß von 1864 bei dem Vorichuß- 
verein zu Zwidau die Summe der Spareinlagen 332180 Thlr., bei dem Verein zu 
Chemnitz 255406 Thlr., zu Colberg 116396 Thlr., zu Bruchſal 134811 Thlr., 
au Hallea. ©. 114814 Thlr. u. f. w., und gewiß würde die Summe der Sparein 
lagen noch bei weitem größer fein, wenn nicht viele Vereine , fobald das Eonto ded 
Spareinlegerd eine 2 Summe von 3.8. 50 Thlr. erreicht hat, die Spareinlagen in 
ein regelmäßiges Anlehen gegen Schuldfchein zu verwandeln pflegten. Man wird da- 
her einen nicht unbedeutenden Theil der Anlehen ebenfalls auf Rechnung derjenigen 
Claſſe der Bevölferung fegen müffen, welche ihre Erfparniffe bisher bei den Sparcaften 
angelegt hat. Won wem fonft die Anleben bei den Volksbanken herrühren, entzieht 
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fi) natürlich im Einzelnen der Kenntniß unbetheiligter Dritter; indeſſen ift aus man: 
hen Gegenden mit vorwiegendem Aderbau befannt, daß befonders die Randwirthe den 
Bereinen ihre apitalien zuführen, wie wiederum durch die Bildung land wirth- 
ſchaftlicher Ereditvereine (3. B. im Königreih Sachen) die urfprüng- 
lichen Zwede der Ereditgenofienfchaften in erfreulichfter Weije bereits auf andere Er: 
werbsbranchen als die rein gewerblichen übertragen worden find. Erweitern fidy alfo 
die Borfchußvereine rüdfichtlic des ihnen Geld bringenden Publicums immer 
mehr zu allgemeinen Depofitenbanfen nicht nur für die „arbeitenden Claſſen“ im 
engeren Sinne, fondern auch für den Mittelftand, fo verhält es ſich mit ihrer Kunds» 
fchaft, mit dem bei ihnen geldſuchenden Bublicum ähnlid. 

Gemäß ihrer urfprünglichen Beftimmung, dem Fleinen Gewerbe zu dienen, find 
die Vorſchüſſe von niedrigem Betrage bei ihnen vorherrfchend. Der durdyichnittliche 
Betrag der einzelnen Vorſchüſſe war bei den 455 Vereinen, die ihre Abſchlüſſe einge— 
reicht hatten, im Jahre 1864 noch nicht 145 Thlr. und es befanden ſich darunter 
mehrere, die nur Darlehne bis höchftens 50 Thlr., andere die nur foldye bis höchſtens 
100 Fl. ausleihen, deren Kundſchaft aljo jedenfalls ſich auf kleine Gewerbtreibende 
beichränfte. Dagegen finden wir eine weit größere Zahl von Vereinen, die in einem 
Poften 1000 Thlr. und mehr ausleihen, und es fommen fogar einzelne vor, die Ere- 
dite bis 11000 und 15000 Thlr. gewähren. Iſt dies ſchon ein Beweis, daß die 
Kundichaft der Borfchußvereine ſich vielfach au auf den wohlhabenden Mittelftand 
erftredt, jo finden wir eine Beftätigung dafür außerdem nicht nur in den zahlreichen 
uns vorliegenden Mitgliederverzeichni en vieler Vereine, fondern auch in dem Um— 
ftande, daß etwa 11%, der Vereine, deren Abichlüffe der neuefte Jahresbericht enthält, 
den Eontocotrentverfehr bei ſich eingeführt haben, und daß diefer — ſchon 
einen nicht unbedeutenden Umfang gewonnen hat. Von 48 Vereinen wurden bei einer 
Geſammtſumme von 8526166 Thlr. an gewährten Vorſchüſſen mehr als 25 %, nämlich 
2317956 Thlr. im Contocorrent ausgegeben, und zwar wurde dieſer Betrag, wofür 
auch die bei vielen Vereinen aus dem Jahresbericht zu erfehende durchſchnittliche Höhe 
der in laufender Rechnung eröffneten Conten einen untrüglicdhen Beweis liefert , zum 
großen Theil an Perfonen des wohlhabenden Mittelftandes verlichen. 

Aus dem allen ergiebt fih, daß die Ereditgenoffenfhaften dur die Be: 
ig u der verfchiedenften Bolfsclaflen fowohl als Gläubiger wie als Mitglieder 
und Kunden in der That den Eharafter von Bolfsbankfen angenommen haben und 
daß man ihnen defhalb ein fchnelleres Wahsthum und größere Blüthe vorausfagen 
fann, als fie ald bloße Handwerferbanfen hätten erwarten fönnen. 

Sofort drängt ſich Die Frage auf, wie fommt es daß die Ereditgejellichaften fo 
ſchnell die Spareinlagen der Fleinen Leute an fich zu gichen wußten? Und wie fommt 
es, daß wohlhabende Gewerbetreibende trog der folidarifchen Haft in großer Zahl 
ihnen beigetreten find und gern mit ihnen Gefchäfte machen? Der Grund liegt einer 
ſeits in der auf Selbftverwaltung beruhenden Drganijation der Volksbanken und in 
der Publicität ihrer Gejchäftsführung , fowie andererfeits in der Einrichtung unferer 
Sparcaffen und der mangelhaften Entwidelung unferes Bankweſens. Die Sparein- 
feger wurden zunaͤchſt durch den höheren Zinsfuß, den die Volksbanken gegen die Spar» 
caſſen gaben, angelodt, dann aber wohl aud) dadurch, daß fie jahen, ihre — 
kamen hier ihren eignen Gewerbsgenoſſen zu Gute, während die Fonds der Sparcaſſen 
ſoviel ſie überhaupt davon hörten, in der Regel bei großen Grundbeſitzern und Capi— 
taliſten, alſo bei ihren Concurrenten angelegt wurden. Und die Sparcaſſen find auch 
nicht in der Lage, der ihnen in den Volksbanken entſtehenden Concurrenz wirkſam ent— 
gegen zu arbeiten, da ihre büreaukratiſch eingerichtete Verwaltung, vielfach gebunden 
durch die Beſtimmungen der Statuten, außer Stande iſt, in ihren Operationen jeder— 
zeit die Vorſchriften des Bankverkehrs zu befolgen, während die Volksbanken ſich in 
ihrer Geſchäftsführung immer dem herrſchenden Bedürfniß und den Verhältniſſen des 
Geldmarftes anpaflen und darıım ihren Gläubigern beivollftändiger Sicherheit größere 
Vortheile bieten können als die Sparcaflen. So verfpricht das Depofitengefchäft, Das 
bisher feitens unferer Großbanfen fehr ftiefmütterlich behandelt worden if in natur⸗ 
wüchfiger Weife ſich au einem Hauptgefchäftszweig der Volksbanken zu entwideln. 
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Daß aber auch wohlhabende Gewerbtreibende mehr und mehr ſich den Vorſchuß— 
vereinen zuwenden, liegt zum Theil wenigſtens daran, daß ihnen gar feine andere 
Wahl bleibt, indem die deutſchen Großbanken faft ausschließlich der Großinduſtrie ihre 
Dienfte widmen. Die der freien Entwidelung des Bankweſens durdy die Gejeggebung 
bereiteten Hinderniſſe haben diefe Einfeitigfeit hervorgerufen oder dody erbeblidy geför- 
dert und dädurch der jchnellen Ausbreitung der Volfsbanfen als einer glüdlichen Ab- 
* gegen die Schäden unſeres Bankweſens nach dieſer Richtung hin, weſentlich Vor— 

chub geleiſtet. 

Das Reſultat dieſer Entwickelung der Dinge aber dürfte das ſein, daß ſelbſt die 
Aufhebung der geſetzlichen Beichränfungen des Bankweſens die Volksbanken in ihrem 
Beftande gar nicht berühren würde, denn die ſchon erworbene Kundſchaft der wohl: 

abenderen Gewerbtreibenden werden fie nicht verlieren, weil dieſe fi von der Unge— 
—* der ſolidariſchen Haft überzeugt haben und es vorziehen werden, das ihnen 
als Mitgliedern des Vorfchußvereins zuftehende Recht auf Gredit, und zwar auf 
einen eben jo billigen Eredit, als ihn ein Bankier gewähren fann, ferner in Anſpruch 
zu nehmen, ald mit einer neu entftandenen Banf in Geichäftsverbindung zu treten. 
Die Wirkung der Aufhebung jener Beichränfungen auf die Volfsbanfen würde daher 
———— nur die ſein, daß die weitere Verbreitung der letzteren ſich mehr auf die 
arbeitenden Claſſen im engern Sinne beſchränken, und ihr Geſchäftsumfang demgemäß 
nicht mit derſelben Schnelligkeit wie bisher zunehmen würde. Aber ihre Zukunft wird 
dann doch immer noch bedeutungsvoll ſein, und ſie werden einen dauernden und ſegens— 
reichen Einfluß auf die Geftaltung der wirthſchaftlichen Zuſtände ausüben, wenn fe 
aud darauf beichränft bleiben, die Depofitenbanfen der Maſſen zu werden, 
deren Fonds dem Greditbedürfniß des Fleinen Mannes abzuhelfen beftimmt find. Alm 
die Gewährung des Bankcredits bei dieſen Inftituten möglich zu machen, ift vor allen 
Dingen eine befjere Buchführung der Gewerbtreibenden nothwendig und bleibt die 
Scheu zu überwinden, den Leitern foldyer Inftitute bei Anleihegefuchen ihre Bücher zu 
öffnen. Sicher bietet auch Die Beleihung von Waaren feine zu großen Schwierigkeiten, 
ebenjo die Gewährung eines Geſammteredits an Gruppen, welche fich für deſſen Be 
trag folidarifch verpflichten, die Vertheilung des Riſico's unter einander aber ſelbſt zu 
beftimmen haben. 

Die Fehler, deren ſich einzelne Ereditgenoffenichaften bis jegt jchuldig gemacht 
haben, entipringen zum großen Theil aus dem Webertreten der erften Regel des ge: 
ſammten Banf- und Creditweſens: jederzeit kündbare Gapitalien nicht auf längere 
Kündigungsfriften auszugeben. Greditinftitute, weldye auf ſolidariſche part gegründet 
find, bebürfen zu ihrer erfien TIhätigfeit eines außerordentlich geringen Betriebsfondg, 
um dennod) für die erften Jahre außergewöhnlich hohe’ Dividenden abzuwerfen, und 
die Folge ift, daß das Gapital, um an den hohen Zinjen theilzunehmen , feine 
Dienfte in größerer Menge anbietet, als für eine fichere und den Zweden der Genoſſen— 
ſchaft entiprechende Verwendung Gelegenheit vorhanden ift. Das für jedes Mitglied 
feftgeftellte Marimum des Antheils hindert zwar das Dominiren des Großcapitals, 
das ſich nur in der Abficht eindrängen würde, die Thätigfeit des Vereins in feinem 
Interefie auszubeuten: durch die Spareinlagen, die meift unbegrenzt angenommen wer: 
den, häufen fich aber größere Gapitalien auf, für welcde, um fie nicht todt liegen zu 
laſſen, nicht felten Geſchäfte entrirt werden, die außerbalb ver urfprünglichen Sphäre 
der Ereditvereine liegen. Geht die Verwaltung nidyt mit der größten Vorſicht zu 
MWerfe, jo liegt die Gefahr ſehr nahe, daß die angebotenen Gapitalien nicht mit der 
nöthigen Sicherheit angelegt werben, und daß Verlufte unvermeidlich find, wie einige 
Vereine in der umfafiendften Weiſe bereits erfahren haben. 

Schr wünſchenswerth ift ferner, daß die Geſetzgebung die Eigentbümlichkeiten des 
Genoſſenſchaftsweſens in entipredyender Weile berüdfichtige. In der geſammten deut: 
ſchen Geſetzgebung fehlt es an den nöthigen Formen, mit deren Hülfe den Ereditge 
noflenichaften die Nealifirung von Rechten und Pflichten erleichtert werden fünnte, 
und nachdem das deutſche Handelsgeſetzbuch das Vorhandenſein der Genoflenichaften 
fo gut wie unbeachtet gelafien, fehlt es auch in den Separatgefeggebungen der deutichen 
Staaten an ausreichenden Beſtimmungen und Rechtsformen für die naturgemäße Ent: 
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wickelung des Genoſſenſchaftsweſens. In dem Jahresbericht der deutſchen Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften für 1862* hat Schulze-Delitzſch einen Geſetzentwurf 
ausgearbeitet, der die im deutſchen Handelsgeſetzbuche enthaltenen Rechtsgrundſätze 
über die offene Handelsgeſellſchaft und den Actienverein combinirt, und mit geringen 
Mopificationen als Zutan ejeg in das deutfche Handelsgelegbuc eingeführt 
werden könnte, und durdy Aufftellung eines dem wirklichen Bedürfniß entiprechenden 
Genoſſenſchaftsrechtes die Hindernifke bejeitigen würde, die der Weiterentwidelung der 
Greditvereine noch entgegenftehen. 

Ueber die deutichen Grenzen hinaus hat das Syſtem der Volksbanken neuerdings 
auch in Jtalien, Belgien und Franfreicd Fuß gefaßt. In Italien find in 
den legten Jahren 34 Volksbanken entftanden,, welche ſich auch fchon zu einem Gen» 
tralverband vereinigt haben. In Frankreich zeigt fih bejonders der Eljaß für die 
Idee der Volksbanken empfänglich, und wurden in legter Zeit dort in mehreren Städten, 
wie inStraßburg, Colmar, Vorjchußvereine aufGegenfeitigfeit begründet, welche 
auch mit den deutfchen Vereinen in Verkehr zu treten fich bereit gezeigt haben. Ebenſo 
hat Belgien mehrere Volksbanken aufzuweifen. Bereingelte Berfüche find auch in 
Rußland ſchon gemacht und im Jahre 1863 ift jogar in Alerandria in Aegyp— 
ten unter der lebhaftelten Zuftimmung des Vicefönigs ein Vorfchußverein gegründet 
worden. Von erheblichen Refultaten läßt fih bei allen diefen Verſuchen wegen der 
Kürze der Zeit natürlidy nod) nicht reden. In England beftehennad Huber gleich. 
falls Vorjchußvereine, indefien fehlt ed uns leider an den nöthigen Nachweiſen, inwies 
weit diefelben mit den deutſchen Aehnlichkeit haben. Beruhen % im MWejentlichen auf 
denjelben Grundfägen wie die hiefigen, jo würde ihre Eriftenz ein Beweis für unfere 
Behauptung fein, daß Banffreibeit die Volksbanken noch nicht überflüffig macht. 

Literatur: Vor allen die Schriften von Schulze-Delitzſch, Aſſociations— 
buch für deutfche Handwerker und Arbeiter (Leipzig 1853), Vorſchuß- und Ereditver- 
eine als Volksbanken (3. Aufl. Leipzig 1862) ; Die Sahresberichte für 1859 — 1964 
über die auf Selbjtbülfe —— deutſchen Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen— 
ſchaften Leipzig 1830 — 1865); Die arbeitenden Claſſen und das Aſſociationsweſen 
in Deutſchland (2. Aufl. Leipzig 1863); Capitel zu einem deutſchen Arbeiterkatechis— 
mus (Leipzig 1863) ; — der Zukunft, Zeitſchrift für das Genoſſenſchaftsweſen. 
Jahrg. 1862 -1865. — Huber, Zeitſchr. Concordia Leipz. 1862). Eu Reife: 
briefe aus Belgien, Franfreid und England — 1855). — E. Pfeiffer, 
Ueber Genoſſenſchaftsweſen Leipzig 1863). — Außerdem zahlreiche kleinere Schriften 
und Flugblätter. j 

F. Schneider. 
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Je nachdem wir den Begriff „Volk“ enger oder weiter faflen, werden wir auch 
von der Volfsbildung in engerem oder weiterem Kreife zu jprechen haben. Sehen wir 
nämlich) im „Wolfe“ die große Mafje der Handwerker, Tagelöhner und aller mit ihrer 
Hände Arbeit jich ihr Brod Verdienenden, fo müſſen wir mit ungleich anderen Forde— 
rungen in Betreff der Volksbildung hervortreten, als wenn wir unter jenen Begriff 
die Gefammtheit aller Staatsangehörigen ſubſumiren. Von Lepterem ift hier Ab- 
ftand zu nehmen, und es ift nur unfere Aufgabe, in furzen Zügen die und wichtig er» 
icheinenden Mittel der Erziehung der ärmeren und arbeitenden Claſſen namhaft zu 
machen. Selbftverftändlicy müffen wir die Volfsichule und alle, ſich an dieſelbe an- 
ſchließende und über fie Hinausführende, Bildungsanftalten voranftellen. Da hiervon in 
dem Art. Schule bereits gehandelt wurde, fobleibt ung hier übrig., folgende Mittel zur 
geiftigen, fittlichen und leiblichen Förderung des Volkes zu nennen : 


1. Arbeiterbildungsvereine. Die Organifation eines ſolchen Vereins ift 
z. B. in Berlin mufterhaft zu nennen und mögen hier ftatt anderer deflen Einrichtungen 


1) Leipzig, bei Guſtav Maver. 1963. 
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näher geſchildett werden. Der Berliner Handwerferverein hat laut Bericht von 1863) 
vom 1. April 1861 bis 1. Octbr. 1862 überhaupt 10135 Mitglieder gehabt. Von den 
6 (Verwaltungs) Commiffionen befteht eine für den Unterricht, die andere für die 
Bibliothek. Der $ 1 des Vereinsſtatuts fagt: Der Berliner Handwerferverein, 
von Handwerkern und anderen Gewerbtreibenden der hiefigen Stadt, fowie von Freun« 
den defielben begründet, hat den Zwed, allgemeine — ——— tüchtige Berufs— 
fenntniffeund gute Sitte unter feinen Mitgliedern zu befördern. Die Fortbil- 
dung wird innerhalb des Vereins durd Vorträge, Unterricht und Bibliothek 
mit Leſe zimmer angeftrebt. Dreimal wöchentlich finden des Abends im großen Saale 
des Vereinshaufes Vorträge ftatt. Dem Vortrag geht Gefang vorher und folgen 
Debatten. Der Beſuch wechielt zwiſchen 800—1600 Perfonen. Vom 1. April 1861 
bis 31. März 1863 find 313 Vorträge gehalten worden: 24 über Erziehung, Unter 
richt, Volfsbildung und Volfsleben,, 23 Volkswirthſchaft und Statiftif, 32 Techno: 
logie, Handel und Gewerbe, 87 Naturwiſſenſchaften und Medicin, 31 Geographie und 
Reiſen, 53 Literatur und Kunft, 24 Gefchichte, 21 Nechtsfunde, 15 das Baufach, 
4 Mathematif. — Die Unterrichtscommilfion hat die Aufficyt über den Unterricht, 
ftellt dad Honorar feft, entwirft die vierteljährigen Unterrichtspläne , vertheilt die Lehr: 
räume und forgt für Lehrkräfte und Lehrmittel. — Die Wahl der Lehrcourfe ift frei. 
7'/, Sgr. vierteljährliches Honorar (für Zeichnenunterricht 15 Sgr.). Die meift halb: 
jährigen Gourfe find im Winter am befuchteften. Im Winter 1862/63 zählten diefelben 
an Theilnehmern: 140 im Schreiben und Deutih, 40 Redynen, 23 Mathematik, 90 
Zeichnen, 50 Stenographie, 43 Buchführung, 26 Franzöſiſch, 200 Turnen. — Unter: 
richtszeit für jeden Gegenftand in der Regel wöchentlidy einmal an den von Vorträgen 
freien Abenden von 8',—10'/, oder von 9—11 Uhr; nur für Zeichnen, Buchführung 
und Stenographie Sonntag Vorm. von 8— 12 Uhr. Außer den oben angeführten 
Gegenftänden umfaßt der Unterricht noch: Literatur, Geographie, Englifh , Geſang. 
— Seit Neujahr 1863 haben neben diefen Fächern Vorträge für gefchloflene Zuhörer: 
freie ftattgefunden. — Die Bibliothek hatte März 1863 1686 Bände (1. Abtheilung 
Ihönwifienichaftliche Werke). Ein Stamm von ca. 100 Leſern benugte faft an jedem 
Abend die Bibliothek und im Jahre wurden ca. 1000 Bände entlichen (die Mehrzahl 
von Gehilfen). — Im Lehrcabinet liegen 51 Zeitichriften aus (10 politifche, 12 theils 
politifche, theils belletriftiiche, 2 religiöfe und 10 gewerbliche). An jedem Abend wird 
das Lejecabinet von mehr ald 100 Mitgliedern benugt. — Unter den VBortragenden 
(Januar bis März 1864) finden wir namhafte Gelehrte aus der Reihe der Univer- 
firätslehrer, 3. B. Profeffor von Holzendorff, v. Virchow, ferner literariiche No— 
tabilitäten Dr. Lette, Berth. Auerbach u. j. w. 

Die Zahl der Arbeitervereine im Königreich Hannover betrug im Winterhalbjahr 
1562/63 19 mit 2376 wirklichen und 210 Ehrenmitgliedern. In Hannover zählt der 
Verein 750 Mitglieder. Die Höhe des Eintrittögeldes ſchwankt zwiſchen . — 10Sgr., 
die des monatliden Beitrags zwifchen 1— 7%, Sgr. — Der Zwed , geiftige und ſitt— 
lihe Hebung und Fortbildung der Mitglieder fol erreicht werden durch 1. regelmäßige 
Unterrihtsftunden und gelegentlidye Vorträge, 2. Bibliotheken und Zeitichriften; 
3. gemeinfame gefellige Unterhaltungen und Vergnügungen. — Unterrichtögegenftände 
find ohne Ausnahme: Schreiben, Rechnen, Zeichnen, Deutih und Geſang; dazu 
fommen bie und da Mathematik und neuere Sprachen; gelegentliche Vorträge 
über Buchführung, deutiche Geſchichte, Geographie, Naturgefchichte, Phyſik u. ſ. w. 
Der Unterricht wird an den Abenden der Wochentage, meift aber Sonntags ertheilt; 
er wird durchgängig honorirt. Die 19 Vereine zahlen jährlich etwa 1500 Thlr. an 
Lehrerhonorar (der in Hannover 650 Thlr). Die Bibliothefen zählen 6035 Bände 
(davon Hannover 15185). Im Ganzen erhalten die Vereine ſich lediglich) durch eigene 
Kraft; von den Arbeitgebern Fam ihnen nur fehr vereinzelt Unterftügung zu. eben: 
fall8 aber haben, ſowohl die Arbeitgeber wie die Gemeindeverwaltungen, das größte 
Interefie daran, diefe Beftrebungen der Arbeiter in jeder Weiſe zu unterftügen durch 
Zuwendung von Büchern, Theilnahme an den Verfanmlungen durd Private, Be 


willigung von Lehrräumen, Lehrkräften und Lehrmitteln dur die Gemeindever— 
waltungen). 
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Die nicht mit den Geſellenvereinen (von ausgeſprochen confeſſionellem 
GEharafter) zu verwechfelnden Arbeitervereine erftreden fich über ganz Deutſchland. 

2. DieTagespreffe, deren erzieherifche Aufgabe nicht hoch genug augeſchlagen 
und die daher nicht gewiffenhaft genug geleitet werden fang. Cine gute Volkszeitung 
follte enthalten a. furze, klar und verftändlid) gefaßte Berichte über die Weltbegeben: 
heiten und bejonders wichtige Vorgänge aus dem engeren Baterland. Die beigegebene 
Reflerion reſp. Erklärung müßte fih von jeder irre führenden und aufreizenvden 
Tendenz fern halten; b. Allgemein belchrende und populär geichriebene Abfchnitte 
aus allen Wiffenszweigen. 

3. Volksbibliotheken, beftehend aus Werfen a. biftorifchen, b. äfthetifchen, 
ec. naturwiſſenſchaftlichen und geographiſchen, d. tehnologiich-gewerblichen Inhalts’ 
(alfo Weltgefhichten, Sammlungen von Biographien, flafiiche Dichtungen, Reife: 
beichreibungen, Naturbefchreibungen ıc.). Zur Benugung derjelben würde regelmäßige 
Aufforderung in der Preſſe, ferner die Herausgabe —— — mit Nennung 
ſämmtlicher Leſet und der von ihnen geforderten Bücher, vielleicht auch die Einrichtung 
von Leſezimmern wejentlich beitragen. 

4. Die Wedung und Pflege des politifhen (nationalen) und Gemeindeinterefie 
theils durd) die Tagespreſſe, theils durch regelmäßige oder doc) periodische Verſamm— 
lungen, in denen durch befonnene Vorfigende Mittheilungen über äußere politifche 
und innere Gemeindeangelegenheiten gemacht und unter Umftänden eine Debatte ein: 
en und gelenkt würde, Vorträge von Reifepredigern über wirthichaftlihe Tages- 

ragen. 

s 5. Die Herftellung und Unterhaltung eines Volfstheaters, von dem die üppigen 
Auswüchfe der modernen Oper, fowie die alles fittlihe Bewußtfein untergrabende 
Poſſe und das inhaltloje bloße Converſationsſtück ausgeichloffen wären, um nament- 
lich dem hiftorijchen und bürgerlihen Drama und dem feineren Luftipiel deſto größeren 
Spielraum zu verfchaffen. 

6. Die Errichtung und Förderung jeder Art von Fortbildungsichulen, auch 
für das weiblihe Geſchlecht. Veranftaltungen für die firtliche Hebung und geiftige An— 
regung der Dienenden wären namentlid hier nod) zu wünjchen übrig, indem zwar für 
Handwerker und überhaupt Gewerbtreibende durch Arbeiterbildungsvereine, Sonntags: 
ſchulen u. A. geforgt ift, aber eine fittigende und veredelnde Einwirkung auf die die- 
nende Glaffe im großen Ganzen noch immer vermißt wird. 

7. Die Einridtung von Turn» und Gejangvereinen, in welde jeder 
Arbeiter Zutritt erhält und in denen natürlid auf gejunde Statuten und deren ftrenge 
Beobachtung zu halten ift. Die Mitglieder diefer Vereine würden mit ihren Leiftungen 
weſentlich dazu beitragen, daß 

8. Die Volksfeſte einen würdigen Hintergrund und Inhalt befämen und von dem 
Charakter vorwiegend materieller, zum Theil grobfinnlicher Beluftigungen befreit wür- 
ben. Zu den firchlichen Seiten müßten foldye binzutreten, in denen das Andenfen großer 
Männer und Epoche madender Ereignifie gefeiert würde. 

9. Die Herftellung öffentliher Sammlungen (wenigftend natur und cultur— 
biftorifchen Inhalts) auch an Fleineren Drten, um den geiftigen Horizont des gewöhn— 
lidyen, aber wißbegierigen und bildungsfähigen Mannes audy auf dem Wege einer ers 
weiterten Anſchauung zu vergrößern und feine Intelligenz zu heben. Mit jeder Dorf- 
fchule follte und fönnte eine Naturalienfammlung, ferner ein Fleines Waarencabinet, bes 
ftehbend aus Natur: und Kunftproducten, verbunden fein, das dann natürlich auch den 
Erwachſenen zu Gute fäme. 

10. Die Herftellung einer freien, d. 5. presbyterialen Kirchenverfaſſung, 
welche als ein wejentlicher Hebel zur Belebung des kirchlichen Intereffe angejehen 
werden fann. Zur Förderung des Kirchenbeſuches aber und der religiöjen Erfenntniß 
würde die entfchiedenere Accomodation der Prediger an die fortgefchrittene gefammte 
geiftige Cultur fehr beveutend beitragen. 

11. Die möglihft günftige Geftaltung der Einnahmequellen des Handwerkers 
und überhaupt des Arbeiterd: durch gefunde Gewerbegeſetze, durch Eröffnung neuer 
Arbeitsgebiete, durch Förderung productiver Genoſſenſchaften, durch Vorſchuß⸗, Spar-, 
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Credit- und Konſumvereine, durch gehörig beaufſichtigte und nach humanen Grund— 
ſätzen geleitete Lombarde, durch eine vernünftige Handelspolitik, durch Gründung von 
Armencolonieen im Heimathslande, durch angemeſſene Leitung der Auswanderung ꝛc. 
Die Gewöhnung des Volkes an feinere, dabei billige Bedürfniſſe, überhaupt an eine 
behaglichere äußere Eriftenz muß als ein wejentliches Hülfsmittel feiner fittlihen Bil- 
dung angejehen werden. 

12. Die Prämiirung und öffentliche Belobung von braven Dienftboten und ge: 
ſchickten fleißigen Handwerfern. 

13. Die Gründung von Mäßigfeitövereinen, um namentlich dem Branntwein— 
genug Einhalt zu thun; Unterftügung dieſer Vereine durch eine ftrenge Gefeggebung 
‚hinfichtlich des Branntweinverfaufes im Detail. 

14. Die Aufhebung der Lotto's ald entjchiedener Hemmniſſe eines ſoliden, jpar- 
famen, auf redlichen und dauerhaften Gewinn abjehenden Lebens. 

15. Eine weile geleitete Armenpflege, ald deren oberfte Gelege gelten müflen: 
Aufjuchung der wahren Urſachen der Armuth, Concentration der Unterftügungsmittel, 
Veranftaltungen,, um den arbeitd- und erwerbsfähigen Armen durch eigene Kraft ſich 
aufbelfen zu laffen. Als Mittel der Berhütung der Armuth gelten natürlich vor Allem 
eine gewifienhafte Erziehung aller im Elend aufwachienden Kinder in Krippen, Ret- 
tungsbäujern, freien Arbeits reip. Armenhäufern ꝛc. Selbftverftändlicdy wird die Ver 
vollfommnung der Volksſchule nad) diejer Seite von ganz befonderem Einfluſſe werden, 
wenn jie namentlich mehr den Charakter der Arbeitsfchule annimmt (f. d. Art. 
Schule und Erziehung). 

ALS Mittel der leiblichen Pflege des Volfes, auf der eigentlich die geiftig firtliche 
Hebung defjelben auferbaut jein will, und welche einen außerordentlich wichtigen Factor 
in der ſogenannten Bevölferungspolitif bildet, nennen wir fchließlid : 

1. Die Verbreitung anthropologifcher Kenntniffe unter dem Volke. Keine Mutter 
namentlidy follte ohne die Befanntichaft mit den Hauptjägen der Gejundheitslchre 
bleiben, um ihrem Kinde eine wenigftens leidlich vernünftige Pflege angedeihen zu 
laffen. Freilich verbietet nicht felten die bittere Noth die Anwendung der dringendften 
Forderungen der Diätetif. 

2, Die Sorge für gefunde Wohnungen durch Baugefellichaften , die Gründung 
von öffentlichen Wafchanftalten und Volksbädern (damitaudy der Aermſte die erquickende 
Wohlthat der Neinlichfeit an Kleidung und eigenem Leibe genießen fünne und das 
Bedürfniß der Reinlichfeit empfinden lerne) ; die Unterhaltung von öffentlichen Speife: 
anftalten ; die Anlegung von Volksgärten, öffentlichen Spielplägen; die ftrenge Auf: 
ficht der Wohlfahrtspolizei über den Vertrieb von Lebensmitteln ıc. 

Wir find in dem glüdlichen Falle, eine größere Anzahl der hier vorgeichlagenen 
Volkserziehungsmittel bereits hier und da realijirt zu wiffen ; daß aber der Sinn und die 
Empfänglichfeit für eine pofitive Förderung der Volksbildung noch weit mehr entwidelt 
fein wolle, jehen wir an der fortdauernden großen Menge von Correctiond- und Straf: 
anftalten, oder auch von Blinden, Taubſtummen- und Jrrenanftalten, die Doch offen: 
bar in dem Maaße an Zahl abnehmen werden, in welchem die ‚Volkserziehung“ allieitig 
organifirt und mit Energie gepflegt worden ift. 

Literatur: ©. Bit. unter Art. Schule und zwar befonders die dort angeführten 
Schriften von Rau, Noeggerath, Tylor, Huber, Preusker, Klöden, 
Straß, Haft und Lange. 

Dr. Horst Keferstein. 


Volkswirthſchaft. Volkswirthſchaftslehre. Nationalöfonomie. 

Bei einer metaphyſiſchen Betrachtung des Menſchenlebens treten uns ungeſucht 
dreierlei verſchiedene Beziehungen und Verhältniſſe, mithin auch drei Claſſen von 
Thätigkeiten des Menſchen, drei verſchiedene Lebensgebiete, vor Augen. Das eine 
dieſer Lebensgebiete nennen wir Wirthſchaftsleben, das andere Geſellſchaftsleben, das 
dritte Bildungsleben. Das erſte dieſer Lebensgebiete umfaßt die Beziehungen und 
Verhältniſſe des Menſchen zu der äußeren Natur. Der nächte Zweck der hierher ge: 
hörigen Thätigfeiten des Menfchen beſteht in der Befriedigung der materiellen Bedürf- 
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niſſe. Die Gaben und Kräfte der Natur werden dieſem Zwecke dienſtbar gemacht. 
Das zweite diefer Lebensgebiete umfaßt die perfönlichen Beziehungen und Verhältniſſe 
der Menſchen zu einander. Hier find die ſchöpferiſchen Thätigfeiten des Menſchen ges 
richtet auf die Fortpflanzung des Geſchlechts, auf die Eingehung menſchlicher Verbin- 
dungen, auf die Erhaltung und Ausbildung der friedlichen Coeriſtenz; die zerftören« 
den Thätigfeiten verfuchen gefchaffene Verbindungen zu zerreißen, den Frieden der be» 
ftehenden Goeriftenz zu vernichten. Das vernünftige nächſte Ziel der Thätigfeiten 
dieſes Lebensgebietes befteht in der an der menichlichen Gefellihaft. Das 
dritte der genannten Lebensgebiete weifet Thätigfeiten auf, welche unmittelbar auf die 
Vervollkommnung, auf die harmoniſche Entwidelung der menfchlichen Geiftesfräfte 

erichtet find. Der Zwed diefer Thätigkeiten ift zugleich der Zwed des ganzen Mens 
Beben. Und doch erfcheint mit Rüdficht auf die befonderen, bewußt und unmittel: 
bar diefem Ziele zugewandten menfchlichen Thätigfeiten die Annahme eines befonderen 
foldyen Lebensgebietes nicht nur ungefucht, ſondern nothwendig. 

Die Grenzen der drei Lebensgebiete find ſchwer feftzuftellen ; fie laufen vielfach, in 
einander und bedingen einander. Die Wirthichaft ift ohne Geſellſchaft und Bildung, 
die Gefellichaft ohne Wirthichaft und Bildung, die Bildung ohne Wirthichaft und Ge- 
jellfchaft nicht denkbar. Dennoch ift die Scheidung unerläßlih. Aufgabe der Meta- 
phyſik ift ed, die Grenzen ebenfo wie die Beziehungen der verfchiedenen Lebensgebiete 
zu einander immer Elarer feftzuftellen. 

Dasjenige unter diefen Gebieten, welchem wir hier unfere vorzugsweiſe Aufmerk— 
famfeit zuzuwenden haben, ift erft in neuerer Zeit ald den anderen ebenbürtig anerkannt 
worden. Die Menſchen haben vom Anfang der Dinge an gewirthichaftet. In je frühere 
Gulturepochen wir hinabfteigen , einen um fo größeren Theil der menfclichen Kraft 
jehen wir die Menfchen den wirthichaftlichen Thätigfeiten zuwenden. Allein erft in 
der Zeit, wo es dem Menſchen vergönnt ward, Entdeckungen zu machen, die mit einem 
Male unzählige Kräfte erfparen und die wirthichaftlichen Ergebniffe doch taufendfältig 
vermehren halfen , erft in der Zeit, wo die Naturwifjenichaften mit einem Male zu 
neuem Leben erwachten und in Jahrschnten größere Kortfchritte zu machen begannen, 
als in Jahrhunderten zuvor — erft da lernte man die hohe Bedeutung des Wirthichafts- 
lebens ſchätzen, lernte man es begreifen, daß die Herrichaft des Rechtes und die Fort: 
Idhritte der Bildung nur auf dem Fundamente des Wohlftandes wohlbegründet und 
gefichert find. Jedenfalls haben zur befieren Würdigung des Wirthichaftslebend auch 
jene großen Reformen auf dem Gebiete des Geſellſchaftslebens, welche die neue Zeit 
von der alten weſentlich unterfcheiden — wir meinen die Befeitigung der Sklaverei, 
die Anerfennung der perfönlichen Freiheit des Individuums — nicht minder aber hat da- 
zu die zunehmende Erfenntniß des menschlichen Geiftes (rein förperliche Arbeit ein 
nonsens!) wejentlich beigetragen. 

Wir haben die Wirtbichaft (f. d.) aufzufaſſen als einen Inbegriff von menſch— 
lichen Thätigfeiten. Dieſe Thätigkeiten brauchen nicht unmittelbar Gegenftänden und 
Kräften der äußeren Natur zugewendet zu fein, ja fie find dies zum großen Theile 
nicht. (Man denfe nur an zahlreiche perfönliche Dienftleiftungen.) Aber in ihrem End» 
ziele laufen fie darauf hinaus — und das ift ihr gemeinfchaftliches conftitutives 
Merkmal —, Mittel zu Schaffen zur Befriedigung menschlicher und zwar in erfterfinie 
natürlicher — in der gewöhnlichen Sprache: „leiblicher“ — Bedürfniſſe. Liebesdienſte 
find feine wirthichaftlichen Thätigfeiten. Aber aud) Dienftleiftungen, weldye auf Dienft- 
vermiethung beruhen, find es häufig nur zum Theil. Ob und inwieweit fie es find, 
läßt fidy im einzelnen Falle unfchwer , freilich aber oft nur unter Berüdfihtigung der 
Berjönlichfeit der Dienitleiftenden, untericheiden. 

Der Begriff der Wirthichaft begreift nur Thätigfeiten und Norgänge ohne Rück— 
ficht auf die Bei. von denen jene Thätigfeiten ausgehen, mit denen dieſe Nor: 
gänge ſich vollziehen. Auch zieht er feine räumlichen Grenzen, innerhalb deren menſch— 
liche Thätigkeit fich mittelbar Gegenftänden und Kräften der äußeren Natur zuwendet, 
um mittelft oder mit Hülfe derfelben menſchliche Bedürfniſſe zu befriedigen. 

Die Rüdfihtnahme auf die thätigen Perfonen und auf die räumlichen Grenzen 
führt zu den zufammengefegten Begriffen Privatwirthſchaft ſ. d.), Staats- 
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wirthſchaft ſ. d., Volkswirthſchaft, Weltwirthſchaft. Obwohl weitere 
räumliche Grenzen der wirthſchaftlichen Thätigkeit nicht gezogen werden können, als 
die der bewohnten Erde, fo iſt doch der Begriff der Weltwirthſchaft (eigentlich Erden— 
oder Völferwirthichaft) keineswegs gleichbedeutend mit dem der Wirthichaft überhaupt. 
Denn unter Weltwirthichaft werden die weitverzweigten wirtbichaftlichen Beziehungen 
begriffen, weldye unmittelbar und mittelbar zwifchen allen Völkern der bewohnten Erde 
beftehen, die Wirkungen der Arbeitstheilung und des Handels zwijchen allen Völkern, 
der wirthichaftliche Organismus, zu welchem alle Völker der Erde vereinigt find. Der 
Begriff der Wirthichaft ſchlechtweg fennzeichnet nur ein beftimmtes Lebensgebiet, eine 
beftimmte Claſſe von menjchlichen Thätigfeiten, Es fehlt darin der Hinweis auf die 
beſtehende Gombination, auf die Vereinigung, auf die wirtbichaftlichen Wechſelbe— 
iehungen, auf den Organismus. 

Bei dem Begriff der Volkswirthſchaft ift die urjprüngliche von den abge- 
leiteten, übertragenen Bedeutungen zu unterfcheiden. Der urfprüngliche Begriff der 
Volkswirthſchaft beruht auf einer Fiction, welche ſich als ſolche immer deutlicher her— 
ausjtellt, je mehr die Annahme von der Möglichkeit einer völlig in ſich abgeſchloſſenen, 
völlig felbitäudigen Eriftenz eines einzelnen Molte zu nichte wird, je augenfcheinlicher 
durch Die Ausbildung des Verkehrslebens die taufend und abertaufend Fäden an den 
Tag treten, welche alle Bölfer mit allen VBölfern verknüpfen. Die Fiction ciner abge: 
ſchloſſenen, in ſich jelbftändigen Bolfswirtbichaft ift denfelben Bedürfniſſen entiprun- 

en, ift vielleicht in gleicher Weije für gewiſſe Gulturftufen — es ſoll dahingeitellt 

leiben, ob auch noch für die unfere — unerläßlich, wie die Fiction einer in fich jelbftändigen 
und unabhängigen Privatwirthſchaft. Man verfteht unter Volfswirtbichaft in der 
urjprünglichen Bedeutung den Inbegriff der innerhalb eines Volfes der Befries 
digung von irdiichen Bebürfniffen zugewandten, auf die Erzeugung, Verbreitung und 
Erhaltung von Wohlftand (f. d.) gerichteten wirthichaftlichen Thätigfeiten. 

In übertragener Bedeutung verfteht man unter Volkswirthſchaft 1. den wirtb- 
ſchaftlichen Zuftand, die wirthichaftliche Lage eines gegebenen Volkes. Diefe Lage zu 
jchildern , ift Die Aufgabe der wirthfchaftlihen Statiftif. Ein Urtheil über die Gunft 
oder Ungunft diefer Lage gewinnt man durch die vergleichende Statiftif, wenn deren 
Unterfudungen von geläuterten Grundſätzen der Volkewirthſchaftslehre ausgeben. 
Eine gründliche Kenntniß der wirtbichaftliden Zuftände eines Volfes ift nicht zu er— 
langen ohne Berückſichtigung der wirhichaftlihen Beziehungen des gegebenen Volfes 
zu anderen Völkern. Man fpricht von der deutſchen, ſchweizeriſchen, engliichen ıc. 
Volfswirthichaft und meint Damit die wirthichaftlichen Zuftände diejer Völker und 
ihre wirthichaftliche Stellung zu anderen Völkern. 2. Verfteht man unter Volkswirth— 
ichaft in übertragener Bedeutung das Nämliche, was unter Weltwirtbichaft. Der 
Begriff der Weltwirthſchaft iſt noch Fein gemeinverftändlicher Begriff. Man vergegen- 
wärtigt ſich noch zu wenig die wirthichaftliche Abhängigkeit Aller von Allen. Daher 
rührt auch die an fich nicht wohl geredhtfertigte Ucbertragung einer befannten Bezeich— 
nung auf einen noch nicht vollftändig geflärten Begriff. Durd) dieje Uebertragung 
ſucht man ji den legteren verftändlicher zu machen. Man hat eine Ahnung davon, 
daß die nämlichen Geſetze, welche das Wirthichaftsleben eines einzelnen Volkes be— 
berrichen , für das Wirthichaftsleben der Menfchheit maaßgebend find, daß gleiche 
wirthichaftliche Beziehungen, wie fie zwiichen den Einzelnen, den Familien und fon- 
ftigen Verbindungen eines Volkes bejtchen, aud) zwiſchen den Völferindividuen, Völ— 
ferfamilien, zwijchen den Bölfern der ganzen bewohnten Erde, wenn auch noch in 
unvollfommenem Maaße, vorhanden find. 3. endlich verfteht man unter Volkswirth— 
fchaft in übertragener Bedentung die Geſetze, welche das Wirthſchaftsleben der Men» 
fchen beberrichen,, die Grundbedingungen des Volks- und Völferwohlftandes, foweit 
fie im Weſen des Menſchen liegen und die wiffenichaftliche Erforſchung, die ſyſtematiſche 
Drdnung und Unterordnung jener Gefege und diefer Grundberingungen , alſo das 
Nämliche, was man unter Volkswirthſchafts-Lehre oder Wiflenichaft zu verftehen bat. 

Allen wiſſenſchaftlichen Operationen mit dem Begriffe Volfswirthichaft pflegt 
heutzutage eine der drei übertragenen Bedeutungen zu Grunde gelegt zu werden. 
Logijc gerechtfertigt ift höchſtens die erſte und die zweite. 
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Devor wir zu einer Darftellung des Weſens und der Aufgabe der Bolfswirth: 
f&haftölehre übergehen, mögen bier noch einige Bemerkungen folgen über den Umfang 
und Inhalt der VBolfswirthidhaft in der zweiten, übertragenen Bedeutung, alfo der 
Volkswirthſchaft im Gegenfage zu der Privatwirthfchaft. 

Die phyſiſchen Eriftenzbedingungen des Menfchen find fehr mannichfaltig. Wir 
brauchen zur Eriftenz Licht und Luft, wir brauchen aber auch Nahrung, Kleidung, 
Wohnung , überhaupt Mittel zum Schug gegen die Einflüffe der Witterung. Einige 
diefer Eriftenzbedingungen bietet die Natur meiftentheild in dem erforderlichen Um— 
fange und der erforderlichen Beſchaffenheit freiwillig dar, andere müflen ihr , theils 
unter Benugung, theild mit Ueberwindung ihrer Kräfte abgerungen werden. Nament⸗ 
lich diefe legteren Eriftenzbedingungen,, oder die Bedürfniſſe, deren Befriedigung nur 
durch eine Verwerthung oder Leberwindung von Naturfräften ermöglicht wird, wachen 
der Zahl nach und verfeinern ſich der Art nach mit der zunehmenden geiftigen Bildung. 
Zwiſchen der Befriedigung zahlreicherer und feinerer Bepürfniffe und dem Wahsthum 
der geiftigen Gultur befteht eine Wechſelwirkung, bei der es ſchwer zu jagen ift, auf 
welcher Seite der erfte Anſtoß zum Fortfchritt gegeben wird. In dem Maaße wie die 
Bedürfnifie, wachjen aud) die Befriedigungsmittel, wächft aber auch die Ausdehnung 
und Stärfe der Cooperation der Mentchen zur Beichaffung diefer Mittel. In rohen 
Anfängen vom Urjprung der Dinge an vorhanden — ohne Spuren von Arbeitstheilung 
ift Die menjchliche Exiſtenz überhaupt nicht denfbar — bildet fie ji) aus zu immer 
höheren und umfänglicheren Verbindungen. Schließlich wird fie ſich darftellen als 
eine bewußte Cooperation der ganzen Menſchheit. Gerichtet ift das Zufanmenwirfen 
der niederen, einfacheren, wie der höheren, umfaffenderen Berbindungen der Menichen 
im Bereiche des Wirthichaftslebens in erfter Linie auf die Befriedigung derjenigen Be- 
dürfniffe, welche fich nicht, wie das Licht- und Luftbedürfniß, nur Pe dem Wege des 
Empfangens freiwillig gefpendeter Gaben befriedigen laffen. Auf höheren Eultur: 
ftufen , namentlich bei dDichterem Zufammenwohnen der Menfchen wird die wirtbicdyaft- 
lie Eooperation felbft zur Erleichterung der Befriedigung der Bedürfniffe dieſer letz— 
teren Gattung in Anipruch genommen. (Wir beziehen Häufer-Bentilations-Apparate 
von England, Glas zu Oberlichtern von Belgien ıc.) Das wirthichaftliche Zufammen- 
wirfen der Menjchen äußert jich in der Erzeugung, der Bertheilung und der Anwen: 
dung von Gütern. Auf dem Gebiete der Gütererzeugung wächft Die Intenfität und die 
Ausdehnung des Zufammenwirfens, der Arbeitstheilung, in dem Maafe, wie die Be: 
dürfniffe an Zahl zunehmen , in der Art ſich verfeinern. Aufgabe des Handels iſt «8, 
die Ergebniffe diefer Cooperation auf dem Gebiete der Gütererzeugung den Bebürfnifien 
entiprechend zu vertheilen, und der Güterergeugung eine fortichreitende Ausbildung zu 
ſichern. Diefe Aufgabe löft der Handel, indem er jedem Gliede, welches an der gemein» 
jamen Gütererzeugung fich betheiligt hat, zu dem ihm dafür zukommenden Antheile am 
Gejammtgewinne verhilft, ihm alſo die Möglichkeit verichafft, immer von Neuem an 
der Gütererzeugung ſich zu betheiligen, und indem er mit dem Veberfluß bier den 
Mangel dort ausgleicht. Diefe cooperative Thätigfeit der Menjchen auf dem Gebiete 
der Gütererzeugung, Gütervertheilung und der Güteranwendung bildet den Inhalt 
und Umfang der Volkswirthſchaft (in der zweiten der obigen übertragenen Bedeutungen). 
Ihr nädyfter Zwed iſt die Befriedigung der phyſiſchen Bebürfniffe der Menichen. Ihre 
Mittel find die covperative Arbeit und die Kräfte der Natur, fowie die aus früheren 
Perioden ftammenden Erzeugnifie von beiden, infofern diefelben zu weiterer wirth— 
ſchaftlicher Thätigfeit verwendet werden follen. Ihre Erfcheinungsformen find: die 
Gütererzengung, die Gütervertheilung und die Güteranwendung. 

Man riet von einer nächiten und einer höheren Aufgabe der Volkswirthſchaft. 
Die erftere ift ſoeben charakterifirt. In dem Maaße wie fie erfüllt wird, wird auch die 
andere erfüllt. Denn, wie wir fahen , befteht eine innige Wechfelwirfung zwiſchen der 
Zahl und der Art der Bedürfniffe einer» und den Fortfchritten der geiftigen Eultur des 
Menfchen andererieits. Mit der zunehmenden geiftigen Eultur wächſt das geiftige Ele- 
ment in dem phyſiſchen Bedürfniß. Was wir bei Berüdfichtigung der nächften Auf— 

abe der Bolfswirthichaft Bedürfnißbefriedigung nennen, nennen wir „Wohlitand“ 
ſ. d.), mit Rüdficht aufdie höheren Aufgaben, und legen gleichen Werth darauf, daß in 
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dieſem Zuſtande die vorhandenen Bedürfniſſe dauernd und mit Sicherheit befriedigt 
werben fönnen, wie darauf, daß fie derArt nach mannichfaltiger, höher, geiftiger find. 
Ueber die unterfcheidenden Merkmale ter Begriffe: „Volks- und Privatwirth— 
haft“ vergl. den Art. „Privatwirthſchaft“. 

Die Aufgabe der Naturwiflenichaften ift e8, die Gegenftände und Erjcheinungen 
der äußeren Natur fennen zu lernen und die Naturgefege zu erforichen, unter denen die 
erfteren entftehen und ſich verändern, unter denen die legteren — die Naturerfcheinun- 
gen — ſich vollziehen. Die Aufgabe der pſychiſchen Menichenwifienfchaften ift es, die 
Kräfte und überhaupt das Weſen des menjdylichen Geiftes zu erforfchen und die Ge: 
fege zu entwickeln, unter denen die Erjcheinungen des geiftigen Lebens des Menſchen 
ſich vollziehen, Es beftehen Analogieen zwiſchen diefen beiden Claſſen von Wiſſen— 
Ichaften und ihre Gebiete — ſich vielfältig Anthropologie). Aber die Verſchie— 
denheit der Objecte der wiſſenſchaftlichen Forſchung bedingt eine verſchiedene Methode 
der letzteren, wie eine geſonderte Behandlung der beiden verſchiedenen Gattungen von 
Wiflenfchaften überhaupt. Wie im wirthichaftlichen Leben , fo ift auch in den Wiflen- 
ſchaften die Arbeitstheilung eine Bedingung gedeihlihen Fortihrittes. Die Volks— 
wirthſchaftslehre ift eine Menfchenwiflenthatt Nicht das Weſen der Dinge der äuße- 
ren Natur, nicht die Bedingungen und Gefege der Naturerfcheinungen, an Er- 
Iheinungen des Menjchenlebend hat fie zu erforfchen,, zu erklären, auf ihre Grund» 
urſachen oder Grundgefege zurüdzuführen. Nur in übertragener Bedeutung und ohne 
damit das Verſtändniß des Weſens und der Aufgaben Diele Wiſſenſchaft zu fördern, 
Ipricht man von ihr als von einer Phyſiologie der Wirthichaft , bezeichnet man fie jo- 
gar hin und wieder ſchlechtweg als eine Naturwiflenihaft. Sie hat die Natur in Bes 
tracht zu ziehen nicht al8 Gegenftand ihrer Forſchung, jondern ala einen der Gegen: 
ftände derjenigen Elaffe von menſchlichen Thätigfeiten, welcher ihre Forichungen haupt: 
ſächlich zugewendet find. So — um ein Bild zu gebrauchen — wie der Hiftorifer das 
Terrain eines Schlachtfeldes in Betracht zieht, nicht aus Intereffe für die natürlichen 
Eigenſchaften deſſelben, jondern zum Behufe der plaſtiſchen Schilderung der Ereigniffe, 
welche ſich auf diefem Boden und von jeiner Geftaltung weſentlich beeinflußt, voll— 
zogen haben. 

Die Aufgabe unferer Wiſſenſchaft befteht im der Erforfchung der Gejege des 
Wirthſchaftslebens, oder, wenn man das fpecifiihe Ziel des Wirthſchaftslebens mit 
dem Worte „Wohlftand“ bezeichnet, der Grundbedingungen des Wohlitandes, foweit 
fie im Wefen des Menichen liegen. Diejenigen Bedingungen des Wohlftandes, welde, 
wie die Lage und äußere Beichaffenheit , die Fruchtbarkeit ꝛc. des Landes, natürliche 
jind, find nicht Gegenftand der Forſchung für die Volfswirthichaftslehre. Die Geſetze, 
welche fie darzuftellen bat, jind allgemeingültige , überall fid) bewährende, von natür- 
lien Bedingungen unabhängige Öeiepe. 

Eine Wiſſenſchaft, welde die Gefege des Wirthichaftslebens zu erforjchen hat, 
sollte man Wirthichaftslchre ſchlechthin nennen. Allein diefer Name ift nicht gebräuch— 
lich ; eher wird er ſynonym mit Privat-, als mit VBolkswirtbichaftslehre gebraucht. 
In der jegt in Deutichland hauptjächlich üblichen Bezeichnung „Volfswirthicdhaftslchre* 
fol der erfte Theil des zufammengefegten Wortes nur den Gegenfag zur Privatwirth— 
ihaftslehre andeuten. Wenn diefe Abjicht auch erreicht wird, jo wird andererſeits durch 
Diefe Bezeichnung leicht das Vorurtheil erzeugt, als müſſen die Lehren dieſer Wiſſen— 
ſchaft verichiedene jein für verfchiedene Völker. Immerhin aber ift die jegt übliche Be- 
zeichnung den anderen vorzuziehen, welche, wie „Nationalöfonomie” früher bei une 
gangbar waren, oder wie „politiiche Defonomie“ (franz. »&conomie politiquea«, eng!. 
»political economy«, italin. »economia politica«) aus fremden lebenden Sprachen 
herübergenommen und noch jegt vielfach in Gebraudy find. Rau behandelt die Volks— 
wirthichaftslchre ald einen Theil der von ihm jogenannten politifchen Defonomie. Da 
er felbft die Finanzwiſſenſchaft und die Volkswirthichaftspolitif, welche bei ihm die 
anderen beiden Theile ausmachen, al8 regulative Theorieen , die ihre Grundfäge der 
Volfswirthichaftsichre entlehnen, behandelt, ermangelt jene Eintheilung der logiſchen 
Nichtigkeit.) Gang unrichtig und verwirrend dürfte die Bezeichnung „Staatswirth:- 
ſchaftslehre“ fein, deren ſich ein neuerer Schriftfteller (Dr. B. Lin dwurm ineinem 
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fonft verdienſtlichen Auffag über „die Theorie des Werthes“ in Hildebrand's Jahrb. 
für Nationalöfonomie und Statiftif. Jena. Fr. Maufe 1865. 1. Bo. 3. u. 4. Heft 
S. 165) wieder, wahrſcheinlich Sartorius, Kraus, Schlözer, Hufeland und anderen 
Aelteren folgend, ſchlechtweg für denfelben Begriff bedient, den wir heute mit dem 
Namen Volkswirthſchaftslehre bezeichnen. Thäte es Noth, einen neuen deutſchen Na- 
men für unfere Wiffenfchaft zu finden, fo würde diefelbe vielleicht am bezeichnenpften 
„Allgemeine Wirthſchaftslehre“ genannt werden. 

Grundwiſſenſchaft ver Bolfswirthichaftslehre ift die Philofophie, und unter 
den philofophiichen Disciplinen find es namentlidy die Ethik, als die Wiſſenſchaft von 
den Zweden des menſchlichen Lebens, und die Pinchologie, als die Wiffenfchaft von 
den Kräften des menſchlichen Geiftes und den Gefegen des menſchlichen Geifteslebeng, 
denen die Volfswirthichaftslehre ihre Grundfäge zu entlehnen hat. 

Ihre wichtigften Hülfswiifenihaften find die Wirthſchaftskunde 
(Wirthichaftsftatiftif) und die er 

Andererfeits ift die Volkswirthſchaftslehte unmittelbare Grundwiſſenſchaft für 
die allgemeinen Theile der Privatwirthichaftslehren (4. B. die allgemeine Landwirth- 
fhafts-, Handelslehre ꝛc.) und für die Staatswirthichaftslchre, und zwar ebenfowohl 
für die Staatdwirthichaftspolitif, wie für die Finanzwiſſenſchaft. 

Die Bolfswirthichaftslchre ift eine angewandte (theoretiiche) Vernunftwiſſen— 
ſchaft. Die richtige Methode der Forſchung ift Daher hier diejenige, welche für die 
angewandten Vernunftwiffenfchaften überhaupt angewendet werden muß. Es werben 
auf empirischen Wege Kenntniffe (Erfahrungen) gefammelt, unter die den Grund— 
wiflenichaften ... allgemeinen Gefege untergeordnet, und dadurd) die Erjchei- 
nungen des Wirthichaftslebens erflärt, begründet. Die Urtheile werden nicht durd) 
Hinweis auf die Anſchauung — wie bei den Wahrnehmungswiflenichaften — nit 
dur a priori-Edylüffe, wie bei den reinen Vernunftwiffenichaften, fondern durd ab» 
geleitete Beweiſe gerechtfertigt, d. b. dadurch, daß man ihre an durch Schlüſſe 
aus anderen Urtheilen, welche Grundurtheile Principien, Grundfjäge) heißen, her« 
leitet. Die Beweije der Grundurtheile hat die Volfswirthichaftslehre, ald angewandte 
Vernunftwiſſenſchaft, nicht zu führen, fondern diefelben ihrer Grundwiffenichaft, der 
VPhiloſophie, zu überlaffen. Daher find die Kortfchritte unjerer Wiffenfchaft, außer 
von den Fortichritten der Erfahrungen, in hohem Grade abhängig von denen der 
Philoſophie. Andererjeits fommen ihre Bortichritte den Wiſſenſchaften unmittel- 
bar zu Gute, für welche fie Grundwiflenichaft ift, denen alfo, melde auf Grund der 
von ihr entwidelten Gefege des Wirthichaftslebens Regeln für den Betrieb der Wirth: 
schaft geben, 3. B. der Staatswirthichaftd- und den allgemeinen Privatwirthicafte- 
Ichren. Diefe Wiffenichaften find fogenannte „regulative Theorieen“ ; die Volkswirth- 
ſchaftslehre dagegen ift eine abjolute Theorie. Vergl. übrigens über die Methode 
der Wiſſenſchaft auch die Art.: „HiftoriiheSchule“, „Philoſophiſche Schule”, „Philo- 
ſophiſch-hiſtoriſche Schule“. 

Das Forſchungsgebiet für die Volkswirthichaftslehre ift das Volkswirthſchafts— 
leben (Bolfswirthichaft in der zweiten der oben entwidelten übertragenen Bedeutungen 
veritanden). 

Bei einer ſyſtematiſch umfaſſenden Behandlung der ganzen Wiſſenſchaft wird zu- 
vörderft diejes Gebiet nad) Inhalt und Umfang feftzuftellen und nachzuweiſen fein, 
in welchen Beziehungen es zu anderen Lebensgebieten (dem Geſellſchafts- und dem 
Bildungsleben) fteht. Dieſen Erörterungen wird zweckmäßig eine genaue Saderflä- 
rung der Grundbegriffe folgen, mit denen im Weiteren zu operiren iſt; alſo der Be- 
griffe „Wirtbichaft“, „Volkswirthſchaft“, „Bedürfniß“, „Gut“, „Werth“, „Preis“, 
„Arbeit“, „Gapital*, „Vermögen“, „Ginfommen“, „Rente“, „Armuth“, „Dürftig- 
keit“, „Reichthum“, „Wohlftand“ u. ſ. w. Die Entwidelung der Gefege der Güter- 
erzeugung, der Gütervertheilung und der Güteranwendung würden den Hauptbeitand- 
theil der Darftellung zu bilden haben. Das wichtigſte Gejeg der Gütererzeugung ift 
das von der Arbeitstheilung und Arbeitsvereinigung. Die Lehre von der Güterver- 
theilung oder vom Handel müßte die Lehre vom Einfommen umfafien, welches als 
ſolches im Wefentlihden auf dem Wege des Handels erworben wird; das wichtigfte 
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Geſetz der Gütervertheilung iſt das Preisgeſetz. In der Lehre von der Güteranwen- 
dung wären die Geſetze zu entwideln, nad denen Sparfamfeit, Verſchwendung, 
Lurus u. f. w. ihren Einfluß auf den Wohlftand ausüben. Bei allen dieſen Erörte- 
rungen ift von zahlreichen, mannichfaltigen und genügend erhärteten zufammenge- 
börigen Thatjachen und Erideinungen des wirthſchaftlichen Lebens auszugehen. 

Im Nachſtehenden joll verſucht werden, den unerläßlihen Inhalt einer ſyſte— 
matiſchen Darftellung der Volkswirthſchaftslehre in einer überſichtlichen Skizze zus 
fammenzuftellen. (Die Geſetze jelbft zu entwideln, war ja die Aufgabe des ganzen 
gegenwärtigen Buches.) 

I. Theil. 


Einleitung. 

1. Das Forichungsgebiet der Bolkswirthichaftslehre. (Wirthichaftsleben, Wirth: 
ſchaft, —— Weltwirthichaft.) Die Wechſelbeziehungen und Berührungs— 
puncte zwiichen dem Wirthichafts:, Bildungs- und Gefellichaftöleben. 

2. Das Wefen und die Aufgabe der Wiffenihaft. Ihre Stellung im Syſtem 
der gefammten Wiffenfchaften. Methode. Grund: und Hülfswiſſenſchaften. Die Wif- 
fenichaften, für welche die Volkswirthichaftslehre Orundwiflenichaft ift. Die Beziehun— 
gen zwifchen der legteren und den philojophiichen und praftiichen Geſellſchafts-, ind: 
beiondere Staatswiſſenſchaften — einſchließlich der Rechtswiflenichaft. 

3. Sadyerflärung der Grundbegriffe. (Bedürfniß, Gut, Werth, Preis, Arbeit, 
Capital, Vermögen, Eigenthum, Einfommen, Rente, Armuth, Dürftigfeit, Reich: 
thum, Wohlftand). 

II. Theil. 


Die Lehre von der Öhtererzeugung. 

Der Vorgang und die Arten der Gütererzeugung. Die Güterergeugung involvirt 
entweder eine Vermehrung der Gefammtgütermafie, oder eine Werthserhöhung. 
Die Anwendung von Arbeit und Gapital und die Verwerthung der Gaben und Kräfte 
der Natur bei der Gütererzeugung. Die Arbeitstheilung und Arbeitövereinigung bei 
der Öütererzeugung. Das durd den — nicht vermittelte Einkommen, oder das 
Einkommen lediglich als Reſultat der Guütererzeugung. Rohes und reines ſolches Eins 
kommen. Der Einfluß von Freiheit und Unfreiheit, Recht und Rechtloſigkeit, von 
Bildung und Mangel an Bildung auf die Gütererzeugung. 

III. Theil. 
Die Lehre von der Gütervertheilung oder dem Handel. 

Weſen, Thätigkeiten, Arten und Aufgabe der Gütervertheilung. Die Gewerbs— 
und Hülfsmittel, die Arbeitstheilung und Arbeitsvereinigung bei der Gütervertheilung. 
Das Geſetz der Preisbildung. Preiſe im Kauf- und Miethhandel mit Arbeit Arbeits— 
lohn), Land und Capitalien. Die Werthsveränderungen, welche der Handel bewirkt. 
Das Geld ald Gewerbe: und als hr ‚ als ‘Breisausgleicher und Preismaaß 
im — Das durch den Handel’vermittelte Einkommen und das Geſetz ſeiner Ver: 
theilung. Rohes und reines ſolches Einfommen. Der Einfluß von Et, und Un— 
freiheit, Necht und Recdtslofigfeit, Bildung und Bildungsmangel auf die Güter 


vertheilung. 
IV. Theil. 


Die Lehre von der Öüteranwendung. 

Die Güteranwendung zum Zwede der Öütererzeugung und der Gütervertheilung. 
Die Güteranwendung zum Zwede der Befriedigung von Bevürfniffen, und zwar Be: 
dürfniffen der Nothwendigfeit und des Wohllebens, zu Privatbedürfnifien und joldyen 
der Gefammtheit (Steuerweien). Die Güteranwendung und der Wohlftand. Die 
wirtbichaftlichen Glaffen. Der Einfluß von Freiheit und Unfreiheit, Recht und Recht: 
lojigfeit, Bildung und Bildungsmangel auf die Güteranwendung. 

Die Geſchichte des Wirthſchaftslebens der Völker bildet einen wichtigen 
Theil der Gefchichte der Menichheit überhaupt. Neuere Schriftiteller — 3.3. Earl 
a in: „Die Volkswirthſchaft und ihr Verhältniß zu Geſellſchaft und Staat. 
Sranffurt a. M. J. D. Sauerländer 1964” — find foweit gegangen, den Uriprung 
aller menſchlichen Vereinigungen auf das Wirthſchaftsleben zurüudzuführen. Kann man 
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aber einer joldyen einfeitigen Auffaffung aud) nicht das Wort reden, muß es vielmehr 
anerfannt werden, daß ebenfowohl dem Geſellſchafts- und dem Bildungs-, wie dem 
Wirthſchaftsbedürfniſſe eine menſchliche Vereinigungen bildende Kraft urfprünglich 
innewohnt, jo fann doch bei den taufendfältigen Beziehungen, welche zwiichen den drei 
das menschliche Leben erfillenden Gebieten beftehen, Ser fein Zweifel walten, daß 
für die Entwidelungsgejhichte der Menfchheit das Wirtbichaftsleben mindeftens von 
gleicher Bedeutung ift, wie das Geſellſchafts- und das Bildungsleben. 

Die Gefhihte der Volfswirthichaftslehre andererfeits bildet einen 
wichtigen Theil der Bildungsgeichichte ver Menſchheit. Vergleichsweife fpät ift ſelbſt 
bei im Uebrigen hodhgebildeten Völkern das Verftändniß von der Bedeutung des Wirth» 
ſchaftslebens erwacht. Daher reicht, während die Geſchichte anderer Wiffenichaften 
ſich in die Anfänge der menſchlichen Caltur überhaupt zurüdverfolgen läßt, die Ge: 
ſchichte unferer Wiffenfchaft als folder, d. h. als eines mit Bewußtfein behandelten 
und entwidelten Eyftems von Erfenntnifien,, kaum über den Beginn unferer jüngften 
Culturepoche zurück. 

Die beiden Völker des Alterthums, über deren volkswirthſchaftliche Anſchauungen 
wir durch und überlieferte Mittheilungen unterrichtet find, waren zwei Kriegervölfer, 
welche faſt immer unter ven Waffen ftehen mußten; erft, um fich gegen die Angriffe 
ihrer Nachbarn zu vertheidigen und dann, um entferntere Länder zu überziehen. Sie 
beitanden aus einer Kajte von Edelleuten , die man Bürger, und aus einer Kafte von 
Arbeitern, die man Sflaven nannte. Ihre Inftitutionen waren mehr militairiich , ale 
—— und hatten mehr die Stufenleiter der Gewalten, Theilungen von Beute, 
Ceremonieen und Uebungen, als den Schutz der freien Bewegung des Menſchen, die 
Entwickelung ſeiner Intelligenz und die Künſte des Friedens zum Zweck. Die Pflege 
der Wiſſenſchaften und Küntte fiel ſchon in die Zeit ihres ftaatlichen und fittlichen Ver: 
falls. Gin freier Aufihwung des Wirthichaftslebens und eine klare Anfchauung von 
den Geſetzen defielben war da nicht denfbar, wo die wirthfchaftliche Arbeit verachtet war. 

Plato und Ariftoteles haben allerdings 3. B. über die verfchiedenen Arten der 
Gütererzeugung und ihre verichiedenartigen Erfolge ſehr zutreffende Beobachtungen 
angeitellt. iefziben werden aber vereinzelt und unvermittelt vorgetragen. Blatolierert 
im IT. Bande feiner „Republif* eine ziemlich getreue Schilderung von den Wirfungen 
der Sonderung der verſchiedenen menſchlichen Berufsfreife. Allein diefe Schilderung 
fol nur die Gejelligkfeit der Menſchen und die Eriftenz der zahlreichen menjchlichen 
Vereinigungen erflären helfen. Die Schlußfolgerungen aus einer urſprünglich wirth— 
ſchaftlichen Wahrnehmung find lediglich politiiche. Ariftoteles unterſcheidet in feiner 
„Bolitif“ B. I. Kap. 11) eine natürliche und eine fünftlihe Production. Natürlich 
nennt er diejenige, durch welche die Bedürfniſſe der Familie durch die Thätigfeit der 
Familie felbft befriedigt werden. Künftlich ift diejenige, welche Güter für den Be 
erzeugt. Das Weſen und die Anwendung des Gapitals, der Gapitalbegriff überhaupt, 
ift ihm unbefannt, wie aus feinen Neußerungen über die Erjparniß und den Darlehns— 
zins hervorgeht. In feinen Augen ift die Sklaverei und folglich auch der Krieg, wel: 
cher Sklaven verſchafft und die Plünderung, welche zur Dedung des Staatsaufwandes 
dient, der Naturordnung gemäß. (Darüber haben wir fein Recht, und zu verwundern, 
da noch heutzutage in dem civilifirten Europa die Sklaverei eifrige Vertheidiger findet). 
Kenophon zeigt in einer Schrift, welde er „„olxovogıxog Aöyog‘‘ nennt, daß er den 
Wirthichaftsbetrieb genau beobachtet hat. Aber jein Blick erhebt ſich nicht über die 
PBrivarwirthichaft und feine Regeln find privatwirthichaftliche Erfahrungsregeln. Auch 
in der römifchen Literatur zeigt fich nur ganz vereinzelt das Streben, wirthichaftliche 
Erſcheinungen zu erklären, fo bei Cicero (3.B. De offic. I. 42, De republica III. 12), 
welcher die Erwerbung des Reichthums als Forderung der sapientia hinftellt , die ein« 
zelnen wirthichaftlihen Berufsarten ziemlich richtig claſſificirt, aber freilich, wo er 
zwiichen Groß- und Kleinhandel untericheidet, den legteren für ein unehrenhaftes Ges 





1) Die nachfolgenden literaturgefchichtlichen Notizen mußten bei der nothwendigen Naumbes 
fhränfung mehr ven Charafter von Literaturnahmeifen erhalten. 
. Verf. 


988 Volkswirthſchaft. 


werbe erflärt. Auch die römiſche Literatur ift reich an aus der Erfahrung entnommenen 
Regeln für den Betrich einzelner Gewerbe, namentlich der des Landbaues, weldye wun- 
derbarermeife als einzige Gewerbe betrachtet wurden, welche ein freier und gebildeter 
Mann mit Ehren betreiben dürfe. E8 ift ja befannt genug, daß nicht nur bei den 
Griechen und Römern, fondern auch bei den Egyptern, Den. in Kleinafien , Phö- 
nigien u. f. w. das wirtbichaftliche Leben, wenn man von der Sklaverei abficht, in 
verhältnigmäßig früher Zeit in allen feinen Zweigen hochentwickelt war. Alle dieſe 
Völker betrieben einen ziemlich ausgedehnten auswärtigen , wie Binnenhandel ; bei 
ihnen allen machte frühzeitig die Naturalwirthichaft der Geldwirthſchaft Platz. Athen 
und Rom waren in den Zeiten ihrer höchſten Macht zugleich die Sipe eines ausge: 
dehnten und hochausgebildeten Gewerbfleißes und eines weitverzweigten — 
man fand da Befriedigungsmittel der verfeinertſten Bedürfniſſe des Wohllebens aus 
allen Gegenden der damals bekannten Erde aufgeſtapelt. Aber es ſcheint, wie den 
Griechen und Römern, ſo allen Völkern des Alterthums die Fähigkeit abgegangen zu 
ſein, das Wirthſchaftsleben als ein beſonderes ebenbürtiges Lebensgebiet, die wirth— 
ſchaftlichen Erſcheinungen in ihrer Totalität und in ihrem Zufammenbange aufzufaſſen. 
Dazu erſchwerten die Borurtheile von der Nothmwendigfeit der Sflaverei, von der Un— 
ehre der gewerblichen Arbeit, von der Unerläßlichfeit der Feindſchaft gegen alles Fremde, 
das unbefangene Nachdenken über wirthichaftliche Erfcheinungen. 

Ueber die Wirthichaft der Alten und ihre Anſichten darüber vergl. Heeren, Ideen 
über die Politik, den Verfehr und den Handel der vornehmiten Völfer der alten Welt. 
3. Ausg. Göttingen 1815. III. Bd. — 8. Reynier, De l’&conomie publique 
et rurale des Perses et des Pheniciens. Geneve et Paris. 1819. — Derielbe, 
De l’&con. publ. rurale des Arabes et des Juifs. Ebendaf. 1820. — Derfelbe, 
De l’econ. publ. et rurale des Egyptiens et Carthaginois. Ebendaf. 1823. — 
Derf., De !’econ. publ. et rurale des Grees. Ebendaſ. 1825. — Bödh, Die 
Staatöhaushaltung der Athener. Berlin 1817. IL. — Hildebrand, Kenophontis 
et Aristotelis de oeconomia publica sententiae illustr. Marburger Prorccto: 
ratsprogramm. 1845. — Hermann, Diss. exhibens sententias Romanorum ad 
oeconomiam universam s. nationalem pertinentes. Grlangen 1823. — J. B. 
Say, Nationalöfon. von Mohrftadt. Heidelberg. 1830. Bd. I. ©. 27 ff. Bd. III. 
©. 465 ff. — Böll, Eulturbilder aus Hellas und Rom. 

Noch weniger faft, al& bei den alten Völkern, kann in den erften Jahrhunderten 
des Mittelalters bei denjenigen Völkern Europa's, welche im Mittelpuncte der großen 
welthiftoriichen Ereigniſſe ftehen, von eriprießlichen volfswirtbichaftlichen Forichungen 
die Rede jein. Wo überhaupt in dieſer Zeit der großen religiöfen und politiſchen Um: 
wälzungen Muße zu wiſſenſchaftlicher Arbeit erübrigt ward, wandte man ſich Studien 
ganz anderer Art, namentlich philoſophiſchen und theologifchen , zu. Thomas von 
Aquino’s (+ 1274) an Ariftoteles fich anlehnenden, übrigens audy ſchon in die fpätere 
Zeit des Mittelalters gehörigen Grörterungen über Die Unterfchiede der wirthichaft- 
lien Berufszweige können faum als Ausnahme betrachtet werden. 

Sein Vaterland wurde aber allerdings ſchon im 15. Jahrhundert die Wiege der 
volfswirtbichaftlichen Forſchung. Schon zu dieſer Zeit hatte ſich Botero (Delle cause 
della grandezza della citta; La ragione di stato; Relazioni universali) mit der 
Unterfuhung der Grundbedingungen des Bolfswohlitandes beichäftigt. Antonio Serra 
beleuchtet im 3. 1613 die Productivfraft der Induſtrie; ſchon der Titel feines Buches 
(„Kurze Abhandlung der Urſachen, wodurd in einem Reiche, das feine Minen hat, 
ein Ueberfluß von Gold und Silber entſteht“ deutet an, daf ſchon Eerra auf dem Boden 
des Mercantilismug ftand, der in der That in Italien feine eigentliche Heimath hat. 
Davozati jchrieb über Münzen und Wechſel, und zu Anfang des 18. Jahrhunderts, 
50 Jahre vor Quesnay, hatte Bandini von Siena durch Erfahrungen und Vernunft: 
ſchlüſſe nachgewieſen, Daß noch nirgends Hungersnoth entftanden fei, außer in den 
Ländern, wo die Regierung fich in die Verforgung des Volfes mit nothwendigen Lebens: 
mitteln eingemifcht hatte. Belloni, Banquier in Nom, ſchrieb 1750 eine Abhandlung 
über den Handel, in der er ausgeprägt mercantiliftifche Anfchauungen vertritt. Carli 
bewies aber gleichzeitig, daß mit dem Beweife einer günftigen Handelsbilang für den 
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Vollswohlſtand nichts bewieſen ſei. 1764 ward in Neapel ein Lehrſtuhl für National- 
öfonomie errichtet. Genoveſi war der erfte Lehrer diefer Bacultät. Schon vorher (1750) 
hatte der Abbate Galiani in einem Buche über die Münzen Unterfuchungen angeftellt, 
die vielfah an Adam Smith erinnern. Beide Gelehrte wußten nichts von einander. 

Ueber die italienische volfswirthichaftliche Literatur des Mittelalters und der fol« 
genden Jahrhunderte vergl. 2. Gibario, Della economia politica del medio evo. 
Torino, 1539; ferner: Custodi Scrittori classici Jtalianı di Economia politica. 
Milano 1803—1816, jowie Müller’ chronologiſche Darftellung der ital. Klaſſiker 
über Nationalöfonomie. Pefth 1820. 

Im Weſentlichen ift die volfswirthichaftliche Literatur des 17. und 18. Jahrhun— 
derts erft von mercantiliftiihen, dann von phyftofratifchen und endlid von focialifti- 
jhen und communiftifchen Irrthümern beherricht. Ueber das Weſen diefer Irrlehren 
und ihre Literatur vergl. die Artikel: „Mercantilivftem“, „Phyſiokratiſches Syftem“, 
„Socialismus“, „Communismus.“ 

Jede dieſer Irrlehren hat das Auge der Wiſſenſchaft auf neue Gebiete gelenkt; 
jeder verdanken wir fruchtbare Anregungen und eine erſprießliche Erweiterung des Ge: 
fichtöfreifes. Die Wunden, welche die Verfuche der Einführung diefer Lehren in die 
Praris des Staatslebens dem Wohlftande ver Völker geichlagen haben, find ein hoher, 
aber fein zu hoher ‘Preis für die dadurch allmählich gewonnene richtigere Einficht. 
Keine andere Wiſſenſchaft hat fich fo ftufenweife und conjequent an der Hand umfäng- 
licher Erfahrungen allmählih aus Naht und Irrthum emporgeſchwungen, wie Die 
Bolkswirthichaftslehre, feine andere ift auf gleihem Wege verhältnigmäßig jo früh in 
den Befig unumftößlicher Wahrheiten gelangt, wie fie. 

Die deutichen Bearbeiter unjerer Wiſſenſchaft im vorigen und vorvorigen Jahr; 
hundert find meiſtens ebenjo , wie die italienischen , franzöſiſchen, jpaniichen und eng» 
lifchen, Anhänger des Mercantil-, oder des Phyſiokratiſchen, oder des Bevölferungs- 
(f. d. Art. „Volk“) Syſtems. So die Mercantiliften 3. T. Becher, W. v. Schröder, 
3.0. Horned, J. H. ©. v. Zufti, Die Phyſiokraten J. A. Schlettwein,, Iſ. ITelin, 
3. Mauvillon, 3. C. E. Springer. Joj. v. Sonnenfels ift der Hauptvertreter des 
jogen. Bevölferungs-Syftemd. Deutſche Gegner des Phrfiofratismus find: C. W. 
Dohm, v. Pfeiffer, ©. A. Will. 

Die neuefte Epoche unjerer Wiſſenſchaft beginnt mit A. Smith's berühmten 
Werfe: Inquiry into the nature and causes of the wealth of nations. Lond. 1776. 
II. Bd. (4. neue Ausg. v. Buchanan 1814. IV. Bde; mehrere neuere von Mac- 
Culloch. 4. Aufl. 1851 in 1 Bd. Ueberf. von C. W. Asher. 3. F. Engelborn. 
Stuttgart. 1861. II. Bde.) Theils wegen feiner Methode, theild weil er zuerft nicht 
einzelne Seiten des Wirthichaftslebens, jondern das gefammte Wirthichaftsleben ſyſte— 
matiſch beleuchtete, theils, weil feine Methode ihm zu einigen feitdem unbeftrittenen 
Grundwahrheiten verhalf, wird Adam Smith als der eigentliche Begründer der Volks» 
wirthichaftslehre bezeichnet. Und er verdient diefen Namen umfomehr , wenn man bes 
rüdjichtigt, wie wenig feine Vorgänger in ihren meift mit politifchen, ethifchen, privat: 
wirtbichaftlidyen Betrachtungen vermiichten und ſyſtemloſen Grörterungen ſich zu der 
Auffaftung des Wirthichaftslebens als eines ſelbſtändigen Lebensgebietes emporzus 
ſchwingen vermochten. 

Die wichtigſten Grundgedanken der Smith'ſchen Theorie, inſoweit dieſelben in 
das Bereich der Volkswirthſchaftslehre gehören, ſind folgende: 1. Die Arbeit, welche 
jedes Volk jährlich verrichtet, iſt der Fond, der fie urſprünglich mit allen von ihr jähr— 
lic) verbrauchten Nothwendigfeiten und Bequemlichfeiten verjorgt. 2. Productiv, d.h. 
fähig zur Vermehrung des Volfswohlftandes unmittelbar beizutragen, find nicht nur 
die Arbeiten des Landbaues, wie die Phyfiofraten behaupten, fondern auch die Thätig- 
feiten der Gewerböfeute und der Kaufleute. 3. Durch Arbeitstheilung, durch Einficht, 
‚Fleiß und Gefchielichkeit der Arbeiter wird vorzüglid) das Gedeihen der öfonomijchen 
Geſchäfte bedingt. 4. Jedoch auch das Vorhandenfein hinreichender Gapitalien ift eine 
weentliche Bedingung. 5. Die angemefjenen Preiſe der Dinge werden am fidherften 
durch die freie Goncurrenz hervorgebracht. Diefelbe bewirkt die Ausgleihung des Bes 
dürfniffes mit den Vorräthen, verſchafft ven Theilnehmern an der Production ihre ges 
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bührenden Antheile als Grundrente, Capitalgewinn und Arbeitslohn und leiſtet über: 
haupt in der Volkswirthſchaft die wichtigſten Dienſte. — Anlangend die Regeln, welche 
aus dieſen Grundſätzen für die Volkswirthſchaftslehre entwickelt werden, jo find Die 
wichtigften folgende: 1. Alle Elaffen der productiven Gewerbe haben gleichen Anſpruch 
auf Shhntsfürioree: aber 2. Die Regierung fol nur infofern auf die wirthſchaftlichen 
Angelegenheiten des Volkes einwirken, ald fie die Hinderniffe, die der Entwidelung 
des Gewerbfleißes in allen feinen Zweigen entgegenftehen,, befeitigen , jonft aber Die 
Freiheit, namentlich, aud) im auswärtigen Handel, als oberftes Geſeh walten laffen fol. 
3. In Beziehung auf ihre Einnahmen fol die Regierung nicht an dem Betriebe von 
Gewerben theilnchmen , fondern ihren Bedarf auf die am wenigften ftörende Weije 
vom reinen Einfommen der Bürger aufbringen. 

Diefe Grundgedanken, jo geläufig fie ung jegt fcheinen, haben doch ihrer Zeit eine 
förmliche Umwälzung in den volfswirthichaftlichen Anſchauungen hervorgerufen. Aber 
nicht die poſitiven Ergebniſſe der Smith'ſchen Forſchungen bilden ſein größtes Ver— 
dienſt. (Manche feiner Lehren find ſeitdem ergänzt, auch umgeſtoßen.) Noch wichtiger 
faft find die Dienfte, welche er der Wiſſenſchaft durch feine Methode geleiftet bat. 

Zum Theil angeregt durch Smith's Unterfuchungen, zum Theil auf anderer Grund» 
lage fußend, verbreitete fh in Deutfchland das Studium der Volkswirthſchaftslehre 
feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts in früher ungeahntem Maaße. Unter ven ber: 
vorragenden Bearbeitern nennen wir, bis auf die neuefte Zeit herabgehend, folgende: 
G. Sartorius (geft. 1828), Von den Elementen des Nationalreichthums und von 
der Staatswirthichaft. Göttingen 1828; A. F. Lüder, 'geft. 1819), Ueber National: 
induftrie und Staatswirthichaft, nad A. Smith bearb. Berlin 1510); Ehrift. Jar. 
Kraus, (geft. 1807), Staatswirthihaft in 5 Bändchen, herausgegeben von Auers— 
wald. Königsberg 1908 und Auffäge über ftaatsw. Gegenftände. 2Bde.); 2. H. von 
Jacob, (geft. 1527), Grundfäge der Nationalöfonomie. Halle 1506. 3. Aufl. 1825; 
Chr. S. Schlözer, Anfangsgründe der Staatswirthichaft. Riga 1805. 7. II. Br. ; 
3. Gr. von Soden, (geft. 1831), Die Nationalöfonomie. Leipzig 1805— 23; G. 
Hufeland, (geft. 1817), Neue Grundlegung der Staatswirthſchaftskunſt. Gießen 
1807—13. TI. B.; 3. 8%. €. Log, Revifion der Grundbegriffe der Nationalwirth- 
ſchaftslehre. Coburg 1811— 14. Handbud) der Staatswirthichaftslehre. Erlangen 
1821; H. Stord, Cours d’economie polit. St. Petersburg 1815. Paris 1923. 
Deutſch rigen der Rationalwirthfchaftsfehre mit Zufägen von Rau. Hamburg 
1819; Eijelen, Die Lehre von der ————— Halle 1843; K. Arnd, Die 
neue Gaterlehre. Weimar 1821. Die naturgemäße Volkswirthſchaft. Hannover 1845. 
2. Aufl. 1851; 3. Schön, Neue Unterſuchung der Nationalöfonomie und der natürl. 
Volkswirthſchaftsordnung. Stuttgart 1835; C. W. Ch. Schütz, Grundjäge ver 
Nationalöfonomie. Stuttg. 1843; v. Thünen, Der ifolirte Staat. 1. Th. Roftod 
1842. II. Th. Roſtock 1850 und 1863; Hildebrand, Die Nationalöfonemie in 
Gegenwart und Zufunft. 18485; K. H. Rau, Außer vielen anderen vortreffl. Fleineren 
Schriften: Lehrbuch der polit. Defonomie. 3 Bde. 1. Bd. Grundfäge der Volfswirth- 
ihaftslehre. Leipzig u. 6. Aufl. 1555; Knies, Die polit. Defonomie 
vom Standpuncte der geſchichtl. Methode. Braunihweig 1553; 8. Etein, Lehrbud) 
der Bolkswirthihaft. Wien 1855; 8. G. Schulze, „Deutiche Blätter“ und Natio: 
nalöfonomie. Leipzig. G. Wigand 18565 W. Rocher, Außer vielen Heineren treff- 
lichen Schriften: Syſtem der Volfswirthichaft. 1 Bd. 4. Aufl. Stuttgart 1861. 
II. Bd. 3. Aufl. Stuttg. 1861; H. v. Mangoldt, Grundriß der Volfswirth: 
ihaftslehre. Stuttg. 1863. 

Außer diefen Bearbeitern des gefammten Syſtems zählt die deutfche Wiſſenſchaft 
zu ihrer Förderern aber nody viele ausgezeichnete Gelehrte, welche einzelnen PBartieen 
derjelben ihre Studien zugewendet haben. Es mögen bier nur Namen wie A. Soet— 
beer, C. W. Asher, Fette, A. Wagner, Schulze-Delitzſch, D. Micha— 
elis, E. Pidford, €. Engel, D. Hübner, M. Wirth, C. Diegel genannt 
werden, wie faft ſämmtliche Mitarbeiter diefes Werks ſich durch ihre literarifchen Ar- 
beiten um die Förderung der Volfswirthichaftslehre verdient gemacht haben. Einen 
immerhin bedeutenden Einfluß auf die Entwidelung der deutſchen Wiſſenſchaft übte in den 
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— Jahren Fr. Lift durch feine publiciſtiſchen Schriften (namentlich: Das natio— 
nale Syſtem der polit. Defonomie. Stuttg. und Tübingen 1841), in denen freilich 
neben vielen geiftreihen Erörterungen ebenfoviele jegt längft überwundene Anfichten 
vertreten werden. Vorzugsweiſe in der publiciftiichen Literatur wird in neuerer Zeit 
die Wiffenfchaft eifrig fortgebildet, ebenfowohl in Zeitfchriften, wie die deutfche Vier⸗ 
teljahrsichrift für Volkswirthſchaft und Culturgeſchichte von Faucher und Michaelis, 
Berlin, Guttentag; Hildebrand’s Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiftif 
Jena, Friedr. Mauke; Bremer Handelsblatt; Tübinger Zeitfchrift für die gefammte 
Staatswiſſenſchaft; wie in Flugichriften und Tagesblättern. Kaum irgend ein Zweig 
der Literatur wird in unferer Zeit fo forgfältig und vielfeitig angebaut, wie die Volks— 
wirthfchaftslehre, welche auch längft in Deutichland aufgehört hat, als das Monopol 
eines abgeichloffenen Gelehrtenftandes betrachtet zu werden. 

Ueber die Geſchichte der englischen Literatur der Volkswirthſchaftslehre vgl. Ro « 
ſcher, Zur Geſchichte der engl. Bolkewirthf aftslehre. Leipzig 1851. Nachträge 1852. 
Unter den engliſchen Bearbeitern der Wiſſenſchaft feit A. Smith ragen hervor: Rob. 
Malthus, geft. 1834 (An essay on the principle of population. Lond. 1806. 
II. 5. 9. 1831, deutih von Hegewiſch. Altona. 1807. II. — Principles of poli- 
tical economy. Lond. 1820. — Definitions in political economy. Lond. 1827), 
David Ricardo, geft. 1823 (Principles of political economy and taxation. Lond. 
1819. 2. Aufl. 1821, deutſch v. E. Baumftarf. Leipzig 1838), I. St. Mil! (außer 
einigen treffl. kleineren Schriften: Principles of political economy. London 1847. 5. 
Aufl. 1862, deutſch bearbeitet von. Soetbeer. 2. deutiche Ausg. Hamburg 1862), 
M' Culloch, geft. 1864 (A discourse on the rise, progress, peculiar objects and 
importance of pol. economy. Xondon 1825. — Principles of political economy. 
Edinb. 1831), W. N. Senior (Outline of the science of political economy. 
London 1836). Außerdem noh R. Torrens, Thomas Smith, 3. ©. Eis: 
dell, PB. Scrope, Harriet Martineau, R. Whatelyu. A. Aud in Enge 
(and, und dort namentlich, ift die Volkswirthſchaftslehre ein Hauptgegenftand publi- 
eiftifcher Erörterungen in zahlreichen Zeitichriften (Economist, vielen Reviews), 
Essay’s, Flugſchriften und der Tagespreffe, ſowie ein Hauptlehrgegenftand in Bil- 
dungsvereinen. 

Gleichfalls reich iſt die franzöſiſche Literatur. Die der vor ſmith'ſchen Pe— 
riode iſt größtentheils geſammelt in der Collection des principaux économistes. 
Paris 1840—48. XV. Bde. Unter den ausgezeichnetſten nach ſmith' ſchen Lehrern 
nennen wir 3. Bapt. Say, geb. 1767, geft. 1832 (Traite d’&conomie politique. 
Paris 1802. 5.9. 1826. III. Bde., deutſch von Morftadt: Ausführl. Darftell. der 
Nationalökonomie oder Staatswirthichaft. Heidelberg 1818, 1830, 1831), 3. C. 8. 
Simonde de Sismondi, geft. 1842 De la richesse commerciale ou prin- 
cipes de l’economie polit. appliques a la legislation du commerce. Geneve 
1803. II. Bde. — Nouveaux principes d’economie politique. Paris 1818. 2. 
Ausg. 1822. — Etudes sur l’&con. politique. 1837. II.), 2. Droz, geft. 1850 
(Economie politique. Paris 1829, neuefte Ausg. v. M. Chevalier 1854), Joſ. 
®arnier (Elemens d’economie politique. Paris 1843 n. A. 1847), Michel 
Chevalier (Cours d’economie polit. 1842—50,. III. Bde.), vor Allen aber unter 
den Neueren Fred. Baftiat (geft. 1850) , welcher durch feine Fleineren Schriften 
(viele Aufläge zufammengefaßt in den »Harmonies &conomiques« Par. 1850), ine 
folge der unvergleichlichen Schärfe und Klarheit feiner Darftellung, und, weil überall an 
die Erfcheinungen des täglichen Lebens anfnüpfend, ungewöhnlich viel zur Aufklärung 
über die jchwierigften Probleme der Wiffenichaft beigetragen hat. Berner mögen nod) 
als franzöftfche Bearbeiter der Wiffenfchaft genannt werden: Ch. Ganilh, Louis 
Say, Deftutt de Tracy, Blanqui, Guyard, Roſſi, Eournot, Su— 
sonne, Th. Fir. Unter den volksw. Zeitichriften zeichnet fi das Journal des 
Economistes aus, welches feit 1842 jährl. in 12 Heften erjcheint. Als Buch zum 
Nachſchlagen vgl. das Dictionnaire de l’&conomie politique. Paris 1853. II. Bde, 

Auch die italienische Literatur ift, wie Schon in der vorfmithifchen,, fo in der 
jpäteren Zeit, reich an ausgezeichneten Bearbeitungenunferer Wiffenichaft. Männer wie 
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G. Balwmieri, 50. Mengotti,Meld. Gioja, E. Boffelini, Scialoja, 
a Meneghini, Trinhera, gehören zu den namhafteften Förderern 
derjelben. 

Unter den Schriftjtellern der neuen Welt ragt hervor H. C. Carey, von dem 
wir folgende Schriften befigen: Principles of political economy. 3 Bde. Philavel- 
phia 1837. — The past, present and future. Philadelphia. 1848. London bei Trüb- 
ner. — Das Finanziyftem von Amerifa, Sranfreicd und England. — Slave trade. 
London 1853. — Letters to the President on the foreign and domestic policy 
of the Union. London bei Trübner 1858. — Principles of social science. 3 Bde. 
1853. London bei Trübner. Paris bei Guillaumin. Deutfh von Dr. E. Adler. 
München 1863 und 1864. E. N. Fleifhmann’sche Buchhandl. — Ueber das legtere 
MWerfv. Carey vergl. E. Dühring: Carey's Umwälzung der Volkswirthſchafts— 
lehre und Socialwiflenihaft. München 1865. E. A. Fleiſchmann's Verlagsbuchh. 

In dem in Cotta's literar. artift. Buchh. zu München jeit 1864 erjcheinenden 
großen Werfe: „Geſchichte der Willenichaften in Deutichland. Neuere Zeit“ haben 
wir eine Bearbeitung der Geſchichte der Nationalöfonomie und der fameralift. Fächer 


von W. Roſcher zu erwarten. 
A. Emminghaus. 


Volkswirthſchaftlicher Unterricht. 

Auf dem volfswirthichaftlichen Congreſſe zu Frankfurt (1859) wurde die Frage 
verhandelt, ob es empfehlenswerth fei, die VBolfswirthichaftslchre mit in den Volke: 
ſchulunterricht aufzunehmen. Obgleich es nit an Stimmen fehlte, die ſich dafür aus: 
Iprachen, fo erfannte man doch, daß die Volfsichule, zumal in ihrer gegenwärtigen 
Drganifation, fi faum dafür eignen würde. Um vollfommen verftanden zu werden, 
verzichtet die Volfswirthichaftslehre auf jeden Autoritätöglauben; fie verlangt von 
Jedem ihrer Schüler eine eigene Prüfung und ein jelbftitändiges Urtheil, fegt aber 
aud) deshalb eine gewiffe Summe yon Erfahrungen voraus, die allerdings bei einem 
foldyen Alter, wie es das Schulkind befigt, noch nicht erworben werben fönnen. Die 
übrigen Disciplinen, welche in der Schule gelehrt werden, ftügen fi (mit Ausnahme 
der anzulernenden Fertigkeiten ded Lefens, Schreibens, Zeichnen u. ſ. w.) auf das 
Vertrauen, das der Schuler in die Wahrheitsliebe des Lehrers jegt, und wie eine der 
erften Disciplinen der Volksſchule, der Religionsunterricht einzig und allein auf dem 
Glauben bafirt, jo ift auch in den übrigen — wie Geſchichte, Geographie, ein 
auf Erfahrungen zurückgeführtes Selbſtſtudium ganz unmöglich. Nur das Rechnen, 
der naturwiſſenſchaftliche und der Unterricht in der Mutterſprache machen eine Aus— 
nahme. Zu dieſen drei Disciplinen hat das Kind aber ſoviel Erfahrungen geſammelt 
oder kann fie jammeln, daß eine Selbftprüfung möglich ift. Iſt für die Mutterfprache 
der Sprachſchatz ausreichend, den jedes Kind mit zur Echule bringt, fo laffen ſich für 
den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht die Nachweife leicht beichaffen (4. B. in der Bo- 
tanif durch lebende Pflanzen) oder durch anfchauliche Erperimente erörtern, während 
der mathematijche Unterricht, feiner innerften Natur nad) auf felbjtzufindende Beweije 
angewiejen, mit einem Zahlen: und $ormenapparat operirt, den das Kind, wenn der 
Unterricht fonft nur methodiſch ift, vollfommen kennen gelernt haben joll. Anders bei 
der Volfswirthichaft. Ginige Eapitel, 3. B. Arbeitstheilung,, Tauſch, Geld, würden 
fi) in allgemeinen Umriſſen, wohl den beſchränkteſten unter den Heinen Köpfen bei- 
bringen laffen, die meiften anderen Begriffe würden dagegen felbft.den fähigiten Schü— 
lern große Mühe machen, und jchließlidy bleibt ein Halbwiffen zurüd, das für dieſes 
Lebensalter um fo nachtheiliger it. Will ein dafür beſonders begabter Lehrer der 
Volksſchule bei dem Unterricht in Geographie und Gefchichte darauf verweijen, welde 
wirthſchaftliche Verhältniffe fih da oder dort geltend machten, oder werden die foge: 
nannten „Denkübungen * zur Erläuterung der faßlichften volkswirthſchaftlichen Gr: 
fheinungen, anfnüpfend an die Erfahrungen des Kindes, benugt, fo wird man foldhe 
Heine Beiträge für eine fpätere Weiterbildung willfommen heißen fönnen, die Einfüh— 
rung der Volfswirthfchaftslchre in den Lehrplan der Volksſchule muß aber für jegt 
wenigftens noch als verfrüht bezeichnet werden. 
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Die Verhäftniffe ändern ſich fofort, fobald die Zeit der Volksſchule (12. oder 
14. Lebensjahr) überfchritten ift. Mitden Jahren wachen die Erfahrungen, wächſt das 
Intereſſe für das fociale Leben und den gewählten Beruf. Nachdem die Anficht immermehr 
Platz gegriffen hat, daß der Unterricht der Volksſchule für Die gegenwärtigen Anforde: 
zungen nicht mehr ausreicht, find eine Reihe von Fortbildungs- und Fachſchulen entftan= 
den, die ſämmtlich für den jpäteren fpeciellen Beruf vorbereiten jollen (vergl. d. Art. 
„Schule“), und hier werden gerade diejenigen Anftalten am meiften berufen fein die 
Bolfswirthichaftslehre mit in ihren Lehrplan aufzunehmen, welche ihre Schüler direct in 
das Leben und in die wirthichaftlichen Verhältniffe hinausichiden. Aus diefem Grunde 
hält der Berfafler nicht für nothwendig, daß in den Gymnafien volfswirthichaftlicher 
Unterricht ertheilt wird, weil der Öymnaftaft in der Regel den Abichluß feiner Stupfen 
in dem Beſuch der Univerfität fucht und dort bei gereifterem Lebensalter Gelegenheit 
genug findet, volfdwirthichaftliche Eollegien zu beſuchen. Selbft für die Realichulen 
würde der volfswirthichaftliche Unterricht nicht unbedingt nothwendig fein, da viele 
diefer Schüler ihre weitere Ausbildung in den polytechnifchen Anftalten, den Berg- 
und Forftafademieen finden, wenn nicht zu beachten wäre, daß die Realichule in vielen 
Fällen die höchſte Bildungsanftalt für viele Gewerbtreibende und Landwirthe, für 
jpätere Boft: und Steuerbeamte, wie für den Beamten unterer Grade überhaupt bildet. 
Daß diejer Unterricht nur auf die oberen Claſſen, alio für junge Leute im Alter von 
17—18 Jahren zu befchränfen , und daß aud) hier noch eine klare Sichtung des Ge— 
botenen nothwendig ift, braucht wohl faum noch erwähnt zu werden. 

Derfelbe Umftand (das jofortige Mebergehen in den Beruf) veranlaßt den Ver: 
fafler, auch für die gewerblichen Fortbildungsanftalten niederen Grades, für Hand: 
werferichulen, Gewerbichulen, Aderbau- und ländliche Fortbildungsihulen dir Auf— 
nahme des volfdwirthichaftlihen Unterrichts, nicht minder in den neu errichtetin ges 
werbliden Fortbildungsanftalten für Mädchen in einer der Faſſungskraft der Schüler 
angemefienen Weile zu empfehlen. Sehr treffend fagt Lammers in feinem Bericht 
an den volfswirthichaftlicheri Eongreß von 1860 über dieſen Gegenitand: „Was der 
Gewerbtreibende für den Erwerb bedarf, lernt er, wenn auch mangelhaft, zur unge- 
fähren Hälfte in einer feit Jahrhunderten überlieferten Vorbereitungslaufbahn. Für 
feinen Verbrauch dagegen, den perjönlichen wie den häuslichen, läßt ihn die Geſell— 
ihaft im Stidy und genießt er feiner ftärfenden Unterweifung außer der rein fittlichen 
der Kirche. Wenn man aber das ſchwarze Buch der Armenpflege aufichlägt,, jo wird 
man, glaube ih, auf allen Blättern die Thatjache finden, daß mehr als die Hälfte 
aller nicht unverjihuldeten Berarmungsfälle in gewöhnlichen Zeiten und Gegenden 
von wirtbichaftlichen Irrthümern im Verbraud) der Lebensgüter berrührt, und nur die 
kleinere Hälfte von einer mangelhaften Verfolgung ded Erwerbs. Wer die Armen- 
pflege nicht blos aus Ziffern kennt, dem ift befannt, wie viele Familien an der Un: 
wirthichaftlichfeit der Hausfrau zu Grunde gehen, Die zulegt in der Regel auch die 
Berufsthätigfeit des Mannes von innen heraus vernichtet. Und das in den höheren 
wie in den niederen Ständen. Sollte dieſe reichliche Duclle der Armuth durd) recht: 
zeitige Aufklärung über den Zufammenhang von Urſachen und Folgen auf dem wirth: 
— Gebiet nicht allmählich zugeſchüttet, nicht mindeſtens eingedämmt werden 
können? Ein Volkswirth, meine ich, wird ſich hierüber nicht eher beruhigen, als bis 
der Verſuch wirklich angeſtellt iſt; als bie er ſich ſchlechterdings überzeugen muß, Daß 
es unmöglich oder daß es entſchieden unnütz iſt, dem Armen ein paar wirthſchaftliche 
Lebensregeln auf den düſteren Pfad feines Lebens mitzugeben — Regeln, die ihn durch 
frühe Einprägung vor grober Unwirthichaftlichkeit bewahren, und ſolche allgemeine 
Anfichten von dem Ganzen der Volfswirthichaft, die ihn gegen alten und neuen Aber: 
glauben, gegen ungerechten Haß und entiittlichenden Neid, gegen trügerifche Hoffnung 
und unbegründete Verzweiflung einigermaaßen ſichern.“ 

Bon Seiten der höheren Berufetähnlen ift zwar neuerdings der Volfswirthicaits- 
lehre und ihrer Bedeutung größeres Recht geichehen, und haben ſich namentlidy die 

andelsichulen wohl noch am meiften angelegen fein laflen, die Nationalöfonomie in 

ihren Unterrichtsplan mit aufzunchmen, leider giebt e8 aber noch Beifpiele genug, daß 

höhere landwirthichaftliche, berg: und forftwirthichaftliche Lehranftalten die Volks— 
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wirthichaftslehre entweder gar nicht als Gegenftand der Vorlefungen aufgenommen 
haben oder fie nothdürftig dDurd einige Vorträge über diejenigen Bapitel zu erlegen 
juchen, die nach Meinung der Dirigenten direct auf den jpäteren Beruf hinweifen. 
Haben doch erft jeit ganz kurzer Zeit die größeren polytechniihen Schulen angefangen 
die Volfswirthichaftslehre durch befondere Profefiuren, und nicht, wie dies früher ge- 
ihah, als Nebenbranche irgend eines anderen Fachlehrers befegen zu laffen. Auf alle 
Fälle darf behauptet werden, daß zur Zeit nur erft wenige der gedachten höheren Lehr: 
anftalten der eingreifenden Wirfungen richtiger boltswoirthfchaftlicher Anfichten einge: 
denf find, fonft würden fic einer jolden het in das Leben eingreifenden Wiſſenſchaft 
diefe ftiefmütterlihe Behandlung nicht zu Theil werden laffen. Daß in der erften 
Lehranftalt der Welt für das Bergweien, in der Bergafademie zu Freiberg in Sachſen 
die Volfswirtbichaftslehre gar nicht vertreten ift, mag wenigftens al8 ein Curioſum 
mitgetheilt werben. 

Auf den Univerfitäten Deutſchlands ift die Volkswirthſchaftslehre, mitunter fogar 
durch ganz ausgezeichnete Kräfte vertreten, und doc) ift die volkswirthſchaftliche Vor— 
bereitung felbft der Verwaltungsbeamten — von Juriften und den Vertretern der übri- 
gen Facultäten gar nicht zu reden — im Allgemeinen noch eine fehr dürftige. Der 
Grund liegt wohl hauptſächlich darin, daß durch Zwangscollegien für die anderen 
Fächer der Bildungsgang der Studirenden eingeengt wird und für wirthſchaftliche 
Studien faum Zeit, noch weniger friiche Kraft und Neigung erübrigt werden kann. Zu 
beflagen ift ferner der an den meiften Univerfitäten zu bemerfende Mangel an Debatten 
und Discuffionen über wirthichaftliche Fragen, die unter Leitung des Docenten der 
Nationalöfonomie nad) Art der in anderen Disciplinen eingerichteten Disputationen 
nicht nur das Interefle der Studirenden erregen, jondern auch vorhandene Lüden am 
beften auffinden und ergänzen, jcyließlich eine Gewandheit im freien Vortrag ſowohl, 
wie in der Behandlung derartiger Fragen gewinnen laflen würden, die der Studirende 
ſich ſpäter mit großer Mühe erſt im praftifchen Leben erwerben muß. — Andere meinen 
freilich, der Grund, weshalb die Volkswirthſchaftslehte unter der deutichen Jugend 
noch nicht die rechte Aufnahme finde, liege darin, daß der Staat bei der Bejegung 
nicht blos der juriftiichen , ſondern aller feiner Acmter in erfter Linie die —— 
Kenntniſſe und die juriſtiſche Befähigung berückſichtige, auf die etwa vorhandene 
volfswirthichaftliche Bildung aber durchaus fein Gewicht lege. Würde man von Diefer 
Anficht zurückkommen, fo fei nach Bejeitigung des Bildungszwanges (Zwange- 
collegien) eine größere Theilnahme der Studirenden für die Nationalöfonomie zu er: 
warten, und daß die Univerfitäten geneigt feien, die Volfswirthichaftslehre den ande: 
ten Disciplinen gleichzuftellen,, beweile die Errichtung befonderer Farultäten (3. B. 
Bacultät der Staatswiffenichaften in Tübingen). In anderer, wenn aud) 
etwas trivialer Weife ausgedrüdt, heißt das nichts Anvderes ald: Eobald das Studium 
der Volfswirthichaftslehre als melfende Kub betrachtet werden kann, wird es ſofort in 
Aufnahme fommen, und c8 würde in der That ganz unvolfswirtbicyaftlich fein, wenn 
man die Richtigfeit einer ſolchen Anfhauungsweife nidyt anerfennen wollte. Immer: 
hin wird es aber, jobald die längft zugelagte Lehr» und Lernfreiheit der Uni- 
verfitäten zur Wahrbeit werden wird, auch nicht an Soldyen fehlen, die aus reinem 
Interefle für die Wahrheit und aus Liebe zu den Wiftenichaften jelbft, der National- 
öfonomie mehr Zeit und Kraft widmen werden, ald dies jegt geichiebt. 

Mit dem, was auf und in den Lehranftalten gefchieht, dürfen wir uns indeflen 
nicht begnügen, vielmehr liegt die Frage nahe, was gefchieht außerhalb derjelben für 
die wirthichaftliche Bildung des Volks, und hier treten zwei Bactoren ein in der Preſſe 
und in den Bereinen, die in den legten Jahren für die Verbreitung wirtbichaftlicyer 
Lehren jehr thätig gewejen find. Wenn volfswirtbichaftliche Fachzeitungen, von denen 
in Deutichland Das Bremer Handelsblatt, der Arbeitgeber | Frankfurt a. M.), ver 
chiedene Börſen-, Gewerbe: und Induftriezeitungen, die Auftria (Wien), in England, 
Branfreid und Belgien der Economiſt, Moniteur industriel u. A. genannt werden 
mögen, wenn periodisch erfcheinende wiflenfchaftliche Blätter, wie die volkswirth— 
Ichaftliche Bierteljahrsichriftvon Faucher, Hildebrand'’s Jahrbücher für National» 
öfonomie (Jena), die Tübinger Zeitfchrift für Staatswiſſenſchaften, der Arbeiter: 
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freund Zeitſchrift des Eentralvereing für das Wohl der arbeitenden Claſſen — Berlin), 
die Mittheilungen der verfchiedenen ftatiftifchen Büreaus u. f. w. den Leierfreis im 
Allgemeinen doch noch nicht befigen, der ſich mit Rüdficht auf die Wichtigfeit der behan— 
delten Fragen vorausfegen ließe, fo liegt dies nicht an der etwa fehlenden Gediegenheit 
der meiften Artifel, auch nicht an den Redactionen ‚ Sondern an der Indolenz des Pu— 
blicums, und wird es nody einiger Zeit bedürfen, ehe die volfswirthichaftliche Fach— 
literatur in Deutjchland voll gewürdigt werden wird. Im Ganzen ift aber Doch in Die 
roße Maffe das Bewußtſein eingedrungen , wie nothwendig e8 fei, die volkswirth— 
chaftlichen Intereffen nicht aus dem Auge zu verlieren, und dafür liegt der befte Be— 
weis wohl darin, daß fein politifches Blatt (und felbft belletriftiiche Seitfehriften) in 
Deutidyland die Rolfsewirthichaft a zu ignoriren wagen, wenn auch das, was ges 
eben wird, von fehr verfchiedenem Werthe ift. Mit Recht durfte auch Lammers in 
— bereits citirten Berichte ſagen: „Der Neigung der Leſewelt entſpricht die Frucht: 
barfeit der Schriftfleller. Selbft die auf's neue eingetretene Fluth politifcher Broſchü— 
ren hat den regelmäßigen Zufluß wirthfchaftlicher Slugichriften und Bücher nicht beein- 
trächtigen fönnen, und eben fo wenig, jcheint es, das widererwachte politifche Interefie 
den Einn für fie unter den Lejenden. An praftiiche Probleme anfnüpfend, wetteifern 
zahlreiche geübte Federn in diefer Art von mehr unterhaltender Belehrung. Weniger 
verbreitet ift nod) die Eitte, vor einem gebildeten Publicum Vorträge über Stoffe der 
wirthſchaftlichen Erfenntniß zu halten, Während in Hamburg dergleichen ſchon ge: 
fchehen ift, gehen feit mehreren Wintern in Städten wie Berlin und München lange 
Reihen von Vorlefungen der bunteften Art an zahlreichen Ohren vorüber, ohne daß 
darunter je ein wirthichaftlicher Gegenſtand erfchiene.* Diefe Wahrnehmung beichränft 
fih allerdings auf Vorträge, welche vor einer eigens dafür gebildeten Hörerſchaft ge— 
halten werden. Wirthichaftliche Vorträge in Vereinen aller Art find glüdlicherweife 
nicht fo felten. Jeder der drei großen Berufsftände,, Kaufleute, Gewerbtreibende und 
Landwirthe hat hierin feinen Antheil; nur mit dem leichterflärlichen Unterſchiede, 
daß die jelbititändigen Kaufleute nicht wie die jelbftftändigen Handwerfer und Land: 
wirthe gewohnt find, ſich in ihren Vereinen belehren zu laffen , jondern daß im Han— 
delsftande die Haltung wiflenjchaftlicher Vorträge fih auf die leider noch zu wenig 
verbreiteten Vereine junger Kaufleute befhränft, während im Handwerferftande ver: 
möge der Öewerbevereine und im Etande der Landwirthe vermöge der Landwirthichafts- 
vereine für die fertigen Männer fogar mehr gefchieht als für den Nachwuchs in feinen 
Fortbildungsichulen und Arbeiterbildungsvereinen. Indeſſen find Vorträge nicht das 
einzige Mittel für Berufsvereine, um die wirthſchaftliche Einficht ihrer Mitglieder zu 
erhöhen. Es fragt fich, ob frei wirthfchaftliche Erörterungen nicht ſogar ein noch wirf: 
fameres Mittel find. Die eigene Betheiligung an der Ermittelung der Wahrheit fteigert 
in der Regel die Empfänglichfeit. — Ein drittes Mittel, in defien Gebrauch ſich insbe: 
fondere die Handelöfammern hervorthun, find regelmäßig wiederfehrende Berichte über 
wirthſchaftliche Vorgänge, die, da fie gemeinhin auch der Deffentlicykeit übergeben 
werden, ihre fiherfte und fräftigfte Wirkung doch auf die Berufsgenofjen üben. — Die 
Landwirthſchaftsvereine befhäftigen fid) vorwiegend noch auf allen ihren Stufen mit 
der naturwiftenfchaftlichen Seite ihres Betriebes, und das Bündniß mit den Volks— 
wirthen, das ihnen mindeſtens ebenjo nöthig wäre als dasjenige mit den Naturfor- 
ſchern, ift nur ſehr einzeln erftgeichloffen. E8 hat ihnen bisher der Sporn einer großen 
allgemein intereffirenden Tagesfrage gefehlt, wie fie den Vereinigungen des Handwer- 
a der in der deutfchen Gewerbefreiheitsbewegung fid) dargeboten hat. Die Noth: 
wendigfeit, fi) der Etügen der Wiſſenſchaft zu bedienen, hat bier Freund und Feind 
gleichzeitig in den Tempel getrieben. Wie der Teufel auf die Bibel, jo berufen fich die 
Zünftler heutzutage auf die Wirthſchaftslehre; verfteht ſich in günftlerifcher Auslegung. . 
Aber das Ergebniß aller der zahlreichen und nody lange nicht beendigten Streitver— 
handlungen über Zwang und Freiheit ift gewejen, Daß der mangelhaft vorgebildete 
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1) Im den legten Jahren find hier und da Anfänge bemerkbar geweſen. 
’ Die Rev. 


63 * 


996 Volkswirthſchaftliche Vereine. 


Handwerferftand in feinen Epigen von dem Lichte wirtbichaftlicher Aufflärung genau 
jo ftarf ergriffen ift, wie irgend einer der gebildetiten Stände, wobei es ihn allerdings 
in einzelnen Gegenden nicht wenig unterftügt hat, daß er veranlaßt war Genoflen- 
haften einzugehen, die den Vorſchriften der Wirthſchaftslehre getreu nachgebildet 
waren und zu der Zunft in demfelben Gegenfage ftanden wie die Freiheit zum Zwange.“ 

Recht eigentlich) find aber die volfswirtbfchaftlidhen Vereine fowohl durch 
ihre Verſammlungen als durdy ihre Flugblätter und Schriften für die Verbreitung der 
volfswirtbihaftlihen Bildung thätig geweien, und ift e8 Aufgabe des ber 
treffenden Separatartifeld ſ. „vo —— ftliche Bereine“) dies weiter 
zu erörtern. 

Gin Weg bleibt noch zu erwähnen übrig, der bei uns leider nody nicht in dem 
Maaße gewürdigt worden ift, wie in England. Dies find volfswirtbichaftlide 
Reifepredigten. Nachdem in dDiefem Puncte von Faucher' 8 Thätigfeit die glän- 
zendjten Reſultate vorliegen, ift eine größere Verallgemeinerung derartiger, an Tages: 
fragen anfnüpfender Vorträge mehr als blos angezeigt. 

Wir fünnen nicht anders jchließen, ald mit folgenden Worten Roſchers ‘An: 
fichten der Volkswirthſchaft, Leipzig 1861): „Menn die Nationalöfonomif vormals 
nur ald ein Bereicherungsmittel, dann wohl im Allgemeinen ald em Regierungsmittel 
geihägt wurde, jo ift man heutzutage wohl darüber einig, daß die gedeihliche Ent: 
widelung unjerer ganzen Cultur durd) die richtige — und allgemeine Ver— 
breitung nationalökonomiſcher Wahrheit bedingt wird. Viele Pſeudopropheten haben 
ſich nicht genug darüber wundern können, daß England inmitten des allgemeinen Erd— 
bebens vom Jahre 1545 jo völlig unverfehrt geblieben: dafielbe England, welches doch 
in der Dichtigfeit feiner Bevölferung, in der unermeßlichen Größe und Complicirung 
feines Verkehrs, in der Riefenhaftigfeit feiner Städte vielleicht mehr foriale Zünditoffe 
befist, ald irgend ein anderes Land, und dabei in der Ungebundenheit feines öffent: 
lichen Lebens , ſowie in der Geringfügigfeit ſeiner büreaufratifchen und militairijchen 
Anjtalten jo wenige Löjchmittel. Dieſes Icdyeinbare Wunder hat nun zwar viele natür« 
licye Erflärungsgründe; einer der wichtigiten liegt aber ohne Zweifel darin, daß fidy in 
England 4000 Schulen befinden, wo die Anfangsgründe der Nationalöfonomif ge 
lehrt werden.“ 

Literatur: Verhandlungen der volfswirthichaftlichen Gongrefie von 1859 und 
1860 (erfchienen im „Arbeitgeber * Frankfurt a. M.). — Bon Hleineren Schriften, 
berechnet ald Leitfaden für den volfswirtbichaftlichen Unterricht in der Volksſchule, 
find zu nennen: Herg, Volfswirthichaftslchre zum Schulgebrauh (Hamburg 1857). 
— Dito Hübner, DerfleineBolfswirth zu fragmentariich gehalten). — William 
Ellis, Elementargrundfäge der Volfswirthichaft (Leitfaden in den engliihen Bir» 
bedihulen und den Mehanics- Inftitutiong, deutſch von Bernh. Miller 
(Leipzig 1852). — Bor allen Dingen aber empfehlenswerth wegen feiner leicht faß: 
lichen und doch ftreng wifienichaftlihen Darstellung, M. Wirth, Grundzüge der 
Nationalöfonomie (Köln 1862). 

H. R. 


Volkswirthſchaftliche Vereine. 

Für die Charakteriſtik des 19. Jahrhunderts bietet das raſch aufgeblühte Vereins— 
weſen ſehr prägnante Momente. Was der einzelnen Kraft zu erreichen nicht möglich 
iſt, wird durch Vereinigung der gleichen Beſtrebungen beabſichtigt, und ſo giebt es 
faum ein Gebiet der menſchlichen Thätigkeit überhaupt, für das heutzutage nicht 
durch die Vereinigung und das Zufammenwirfen Bieler auf die gemeinfchaftliche Ver— 
folgung gleidyer Intereffen hingewirft würde. Ziemlich raſch hat ſich ferner eine 
Gliederung, richtiger Erweiterung des Vereinsweſens infofern herausgebildet, als 
bejtimmte Gruppen von Vereinen bei gleichen Tendenzen in eine gewiffe Verbin— 
dung mit einander treten, gegenfeitig correipondiren oder in Generalverfanmlungen, 
Vereinstagen, Congreſſen und wag für Namen dafür noch courfiren, eine Goncentration 
derjelben Beftrebungen durchzuführen ſuchen, die früher blos auf den engeren Kreis 
des Orts, des Bezirks oder der Provinz beichränft blieben. Wie ſich früher die ein- 
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zelne Kraft zu Schwach —— und durch Anlehnen an Andere, wenn auch ohne Auf— 

eben der eignen Selbſtſtaͤndigkeit ihrem Ziele näher zu kommen ſuchte, fo iſt der eine 
Berein durch Berbindung mit andern Vereinen in der Form von Provinzial: oder 
Landesverbänden bemüht, höhern Einfluß zu erlangen, wie in der praftifhen Durch— 
führung die Draganifation unſers Vereinswefens in ihren Wirkungen mit den für die 
Volkswirthſchaft Höchft vortheilhaften Segnungen der Arbeitstheilung zu vergleichen ift. 

Am einflußreichften find nad) diefer Seite hin alle diejenigen Vereinigungen ge— 
worden, welche entweder die Förderung rein induftrieller Intereffen (Gewerbvereine, 
Verfammlungen von Fachgenoſſen der Land» und Forftwirthe, der Zuriften, der Ger: 
ber, Schneider, Baugewerbe, Ingenieure u. ſ. w.) im Auge haben , oder die in erfter 
Linie wiflenfchaftliche oder politifche Zwede verfolgen Bildungsgenoffenfejaften und 
politiiche Vereine) , obgleidy audy hier das Beftreben vorhanden ift, den durch Majo- 
ritätsbeſchlüſſe erlangten Doctrinen jo bald als möglich praftifdye Geltung zu ver- 
ſchaffen. Vergl. die Art. „Bildungsgenoffenichaften“ und „Vereinswefen“ .) 

Die volfswirthichaftlihen Vereine gehören zu der zulegt angeführten Gruppe. 
Sie datiren, obgleich aus den genofjenichhaftlidyen Tendenzen dieſes Jahrhunderts her- 
ausgewachlen, erft jeit der Zeit, ald die Volfswirthichaftslchre anfing, allgemeineres 
Interefie zu erregen. Für Deutichland laffen fich die erften Spuren auf die Bewegung 
der dreißiger Jahre zurüdführen, die ein weſentlich volfswirthichaftliches Element mit 
in fi) barg. Es war Dies die Zeit, weldye die Gründung Des Zollvereind, den Ans 
fang der Eifenbahnen, die Errichtung von Banfen theils vorbereitet fand, theils in 
raſcher Folge anzubahnen wußte, jene Periode, weldye ohne eigentlidy revolutionair 
zu fein, nur deshalb auf den Umfturz binarbeitete, weil die Regierungen ſich weder 
— noch auf dem rein wirthſchaftlichen Gebiete zu Reformen verſtehen 
wollten. 

Vorbereitet und verftärft wurde die deutiche Bewegung durch den feit 1826 in 
England aufgenommenen Kampf der Freihändler gegen das Schutzzollſyſtem und 
durch den Verein fürAbfhaffung der Kornzölle (Anti-Corn-Law-Ligue.) 
Dort hatte Eobden für die Verbreitung richtiger volfswirthichaftlicyer Anfichten 
diefelben Agitationsmittel ergriffen, von denen bisher nur zu religiöfen Zweden Ge: 
braudy gemacht worden war. Durdy eine große Anzahl von Flugſchriften, durch 
Reifeprediger, durch zahlreiche Leitartikel in der SPreffe, durd; Einberufungen von 
Volksverſammlungen ward in furzer Zeit ein Umſchwung der Meinungen erreicht, 
der die Beibehaltung der Kornzölle Schließlich unmöglich machte, und wenn von da an 
für England der (nunmehr erreichte) Sieg der Kreihandelsprincipien nur nod) eine 
Frage der Zeit war, fo ift dies in der Hauptſache dem Verein für Abſchaffung der 
Kornzölle zu danken. 

In Deutichland, wie in Franfreid) war dagegen nad) kurzem Anlauf eine Periode 
der Reaction durchzumachen, die vom politifchen Gebiet ausgehend ſich auch auf die 
volkswirthſchaftlichen Reformfragen erftredte. In Frankreich galt es ferner die auf: 
tauchenden Hirngeipinnfte dir Gommuniften und Socialiften zu befämpfen, 
Die von jeher die wirthichaftlichen Gejege ignorirt haben, und ficher würden alle diefe 
Secten und Schulen, wie fidy einige felbjt nannten, nidyt fo großen Einfluß erworben 
haben, wenn in Frankreich die Männer der Wiſſenſchaft ſich nicht blos auf ihre Ka— 
thedervorträge und Brochüren befchränft hätten, wenn vielmehr ähnlich wie in Eng: 
land volfswirthichaftliche Vereine die Aufklärung der Maflen fih als Ziel gefegt 
hätten. Die Communiften haben felbit in Frankreich nicht recht Boden gewinnen 
können, am meiften wohl noch eine Abzweigung derjelben, die Ouvriers £galitaires, 
weldye zwar die Unvermeidlichkeit ungleihen Befiges zugeftanden,, aber von Seiten 
des Staats eine Ausgleihung in Betreff der angebornen Anlagen und Fähigfeiten 
und zwar durch die Erzichung verlangten. Der Etaat ſoll die Erziehung der Kinder 
in Die Hand nehmen, den weniger begabten eine ſehr gute, den fähigern eine mittel: 
mäßige Ausbildung zu Theil werden lafien, um die Ungleichheiten der ſchaffenden 
Natur auszugleichen. — Größern Einfluß gewannen die Eorialiften. Wie befannt 
gingen die Sainet-Simoniften gleichfalls von der Betrachtung des menſchlichen 
Elends aus, und ſuchten durch Bejeitigung des Erbrechts annähernd zu demſelben 
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Refnltat zn gelangen, das die Gommuniften aniırebten. Die Kourieriften Dagegen 
mit ihren Arbeitercafernen und Staatsfabrifen (Phanlansteres) verlangten je nach den 
Bermögenszuftänden der Einzelnen Actien-Stammantheile , um mit Hülfe dieſer Ca— 
pitalien unter Dberauffiht des Staats eine große Geſammtwirthſchaft zu führen, bei 
der Jeder nad) eignem Ermeffen die für ihn paflendfte Arbeit ſich ausfuchen, übrigens 
feine Ausgaben und feinen Bedarf nad feinen Mitteln einrichten fünnte, — Die 
Secte, ald deren Hauptvertreter Louis Blanc zu nennen ift, und die namentlich 
unter der Pariſer Arbeiterbevölferung — neuerdings nad) dem Vorgange Laſalle's 
auch in Deutichland — Anhang gefunden hat, wollte wiederum vom Staat Beichäf: 
tigung nachgewiejen haben (Recht auf Arbeit) und jegte wirflid auch in der 
Februarrevolution die Errichtung von Nationalwerfftätten durch. In Sranfreich 
vernichtete Die blutige Juniſchlacht, foäter die Dietatur Napoleons III. mit der po- 
litiichen Freiheit zugleidy auch die gefährlichen Träumereien der Sorialiften, immerhin 
tauchen dergleichen Jdeen auch jegt noch bald bier, bald dort wieder auf, und wenn 
auch von Seiten der franzöftichen Nationalöfonomen, namentlid von Baftiat, jelbit 
aud) von deſſen geiftreihen Gegner Proudhon, der obgleich jelbft der ſocialiſtiſchen 
Richtung zugethan, von der directen Einwirfung des Staats abrieth, die faljchen 
Theorien mit den beften Gründen befämpft wurden, jo würde doch für Franfreich eine 
ähnliche volfswirthichaftlice Propaganda, wie fie England für die Freihandelsfrage 
bejaß, von ſehr wohlthätigen Folgen fein. 

In Deutichland wurde die wirthichaftliche Reaction in den dreißiger Jahren durch 
einen Mann befördert , der trog feiner Irrlehren in feiner ganzen Bedeutung erft jegt 
gewürdigt worden ift, durd) Lift. Obgleich derfelbe ald Gegner der Freihandelstheorie 
auftrat, und die Schugzölle ale Eraiehungsmittel der Induftrie vertheidigte , jo ver: 
ftand er es doch, zum eriten Male in Deutjchland eine Agitation für volkswirthſchaft— 
licdye Fragen wach zu rufen, gleichzeitig aud) durch die Förderung materieller Interefien, 
namentlich des Eiſenbahnweſens und der Zollvereingfrage, auf die praftiiche Verwirk— 
lichung hinzuwirken. Der Rüdichritt , der in throretiicher Beziehung durch Lift be— 
fördert ward, führte ſpäter durch die Mittel und Wege, die erft von ihm gangbar ge: 
macht worden waren, um fo raſcher und ficherer zur Erfenntniß der richtigen Wahr: 
heiten, und als Gegenwicht der Liſt'ſchen Agitation fanden fih in den deutichen See— 
ftädten (Hamburg, Stettin) wie überhaupt im Norden Deutichlande gleichgefinnte 
Männer zu Freibandelsvereinen zufammen, die ald die Vorläufer der deutſchen 
Freihandelsparthei zu betrachten find. 

Unter ſolchen Verhältnifien fand das Jahr 1848 in Deutichland freilich einen 
in volfswirthichaftlichen Dingen wenig geflärten Boden, und jelbft in der Paulskirche 
gingen bei rein wirthichaftlichen Fragen die Demokraten nicht jelten mit den Zunft: 
anhängern, und Gonfervative mit den Freihändlern; ein volfswirthichaftlicyer Aus— 
ihuß war zwar vorhanden, ein volfdwirthichaftlih confequentes Programm, für 
das eine nur nennenswerthe Minorität eingetreten wäre, fehlte faft gänzlich und die 
Männer, welche ſich wohl dazu berufen gefühlt hätten, die Fahne der wirthichaftlichen 
Freiheit höher zu tragen, als es geſchah, wußten, daß die öffentliche Meinung ihren 
Reformbeftrebungen noch nicht zur Seite ftand. Außerhalb der Paulsfirche bildete 
jich vielmehr ein Heiner Kreis von Männern, die zwar damals unbeachtet blieben, 
jpäter aber, Jeder in einem andern Kreife und an verfchiedenen Orten den Umſchwung 
vorbereiten halfen, der in überrafchender Weife erfolgt ift. Durch öffentliche Vorträge, 
größere oder Hleinere Schriften, durch Zeitungsartikel, Bildung von verwandten Ver: 
einen, haben diefe Männer, von denen nur Lette, Faucher, Prince-Smitb, 
Mar Wirth, Altvater, Mihaclis, Wolff genannt werden mögen, zuerft 
den Grund gelegt für die volfswirthichaftliche Propaganda, die während der Zeit der 
darauf folgenden politiichen Reaction die Gedanken der Volksmaſſen — und nidyt blos 
der Hochgebildeten — hinüberlenkften auf das Gebiet der volfswirthichaftlihen Re: 
formen. Es war nicht die Theorie allein, die fie vertraten, — längft vorher waren 
diejelben Fragen von Andern mindeftens in gleich trefflicher Weife erörtert worden — 
es war vielmehr das Herausgreifen rein praftiicher Themata, Das Anlchnen an bie 
Zeit: und Tagedfragen, die zuerft die Aufmerkjamfeit der Maſſen auf die Volfswirth: 
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ſchaft lenkten. Glücklicherweiſe kamen einer ſolchen Agitation die Ereigniſſe feldft 
je Die Gefahr 1853 den Zollverein geiprengt zu fehen führte wie von felbit 
auf die Verhältnifje des Handels und Zollweiens. Die Theuerung des Jahres 1854 
und das Geſpenſt ded Kornwuchers, der weitere Ausbau der Eifenbahnen, der deutſch— 
öfterreichijche Poftvertrag , die Streitigkeiten über die Haftpflicht der Eifenbahnen, 
der auf die Grundjäge der Gewerbefreibeit bafirte Entwurf eines öfterreihifchen Ge— 
werbegejeges (1855), die Handelskriſis von 1857 uud die Dadurch bewirkte ungefähr- 
liche Suspenfion der Wuchergefege, die Ausdehnung der Telegraphenlinien, vor allen 
Dingen der namhafte Aufihwung, den alle Erwerbsbranchen, in erfter Linie die 
Fabrikinduſtrie, die —— und der Kohlenbergbau in den Jahren von 1850 
an nahmen: alle dieſe Ereigniſſe konnten nicht verfehlen, das öffentliche Intereſſe wach 
zu halten, und andere denkende Köpfe zur Mitarbeiterſchaft aufzurufen. Von großer 
Bedeutung, namentlic für die Kreije des Handwerferftandes waren ferner die von 
Schulze-Deligfc feit 1851 in's Leben gerufenen Ereditgenoffenfchaften, die durch 
ihre überrafchenden Leiftungen das Vertrauen zu der Führerichaft und deren Grund: 
fügen auch bei Soldyen befeitigen mußten, die ſich bisher um volfswirthichaftliche Sätze 
jo gut wie nicht befümmert hatten. 

Unter joldyen Verhältnifien war es ein glüdlicher Gedanfe, dag Böhmert im 
Jahre 1858 von Bremen aus, nachdem im Jahre vorher bei Gelegenheit des Franf- 
furter Wohlthätigfeitscongrefies auf Lette's Vorſchlag M. Wirth, Böhmert 
und Pidford ald Ausihuß für die Bildung volfswirthichaftlicher Vereine beauf- 
tragt worden waren, einen Aufruf zur Bildung eines volkswirthſchaftlichen 
Congreſſes erließ, infolge deſſen fih mehr als hundert Theilnehmer in Gotha 
einfanden. Seit diejer Zeit bat derfelbe Congreß in den darauf folgenden Jahren in 
Frankfurt, Köln, Stuttgart, Weimar, Dresden, Hannover und Nürnberg getagt, und 
mit großer Befriedigung darf derjelbe auf die großartigen Erfolge feiner verhältniß- 
mäßig doch nur furzen Thätigkeit zurüdbliden. Bon unfruchtbaren rein theoretifchen 
Grörterungen fi) fern haltend, griff derfelbe fofort friich in das praftiiche Leben und 
deflen Anforderungen hinein, und wenn aud) die Löfung der Tagesfragen nur Dadurch 
möglid) war, daß man die wiflenjchaftlichen Theorieen zu Grunde legte und in Die 
Discuſſion verflodt, jo wendete man fich doch ausichließlich der Löfung der Tages: 
fragen zu. Was der Congreß für die Verbreitung der Gewerbefreiheit gethan, wie 
er es durch Aufklärung und Bekämpfung der gegenfeitigen Anfichten jo weit ges 
bracht, daß ein raſcher Umſchwung der Meinungen eintrat, raſch genug, um der Mehr: 
zahl der dDeutichen Regierungen die Einführung der Gewerbefreiheit möglid) zu machen, 
ift befannt. Daffelbe gilt von der Freihandelsidee, und darf der Gongreß einen guten 
Antheil an dem erfolgten Abichluß des deutich-franzöfiihen Handelsvertragd und an 
der Tarifreduction des Zollvereins beanſpruchen, mindeſtens, wenn die Regierungen 
gelonnen fein jollten, ihre Unabhängigfeit von der Stimme der öffentlihen Meinung 
zubehaupten, auf die Abftimmungen in ven einzelnen Volfsvertretungen Landſtänden) 
verweifen. Von den übrigen Tagesfragen ijt feine unberührt: geblieben. Genoſſen— 
ſchaftsweſen und Freizügigkeit find ftehende Gegenftände der Tagesordnung geworden; 
wiederholt hat man verhandelt über ftehende Heere , Die Banffrage, das Patent: und 
Verficherungsweien, die Wohnungsfrage, Steuerweien , die Arbeiterfrage u. |. w. 
Gin Mares Bild über die Bedeutung der anzuftrebenden Reformen zu verichaffen, 
ihre Mirfungen für das Volksleben, für Erwerb, für Handel und Jnduftrie, Land» 
wirthichaft, wie für alle andern Stände und Berufszweige im Voraus zu ermefien und 
anzudeuten, und jo in der öffentlichen Meinung ein richtiges unpartheiijches Urtheil 
über dieſe in Ausficht geftellten Neuerungen feftzuftellen, das ift jo recht die Haupt« 
aufgabe des Gongrefjed. Im dem regen Austaufche der Gedanken und Erfahrungen, 
den die Männer der Theorie und Praris in buntefter Miſchung aus allen Berufs: 
ftänden mit einander pflegen, liegt die jchöpferiiche Kraft und Anregung , weldhe von 
diefen Verſammlungen aus in die verfchiedenften Berufsfreife, in Die —— Theile 
Deutſchlands ausſtrömen ſoll. Jeder kommt um zu lernen, der Theoretiker vom 
Praktiker, Dieſer wiederum von Jenem. Jeder kommt aber auch zu belehren und zu 
berichtigen, ſobald ji irgend wo irrige Anſchauungen kundgeben. Im offenen und 
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ehrlichen Meinungskampfe gilt e8, feine Anfichten zu vertreten, immer ald das er- 
habenfte und edelite Ziel, das Wohl des Vaterlandes im Auge. Alle Theilnehmer 
fehren dann von folchen Verſammlungen zurüd, mächtig angeregt und feft entichloffen, 
das große Werf in der Heimath weiter fördern zu helfen. Sie gründen Vereine, 
fprechen in den Berfammlungen, oder gewinnen im Privatgeſpräch neue Freunde des 
wirthichaftlichen Fortſchrittes. Nicht die Sprecher während der Verſammlung, nicht 
Theilnahmen an den Debatten allein find es, welde Einfluß auf die Verbtei— 
tung der richtigen volfswirthichaftlichen Anfichten ausüben, nein es find vielmehr alle 
Zuhörer und Theilnehmer, weldye dann heimgefehrt die erhaltenen Gindrüde recapi— 
tulirend verarbeiten, und die neu gewonnenen Reſultate weiter verbreiten. Dazu 
fommt nun noch der mündliche Verkehr außerhalb der Berfammlung. Er ift ein vor- 
zügliches Mittel zur Kräftigung und Verbreitung der Propaganda für volfswirth- 
icyaftliche Reformen. Man fommt zur Verfammlung nicht blos um zu debattiren und 
Beichlü’e zu faflen, fondern zugleidy um mit den zerftreuten Genoſſen und Meinungs» 
verwandten aufammenzutreffen, um die in der Zwifchenzeit gemachten Erfahrungen 
auszutaufchen, um auch außerhalb der Verſammlung feine Meinungen zu beridytigen 
oder Angriffe zurüdzufchlagen, endlich um bei competenten Kennern und Beurtheilern 
über die wirthichaftlichen Berhäftniffe anderer Diftricte Erfundigungen einzuziehen. 

Nach diefer Seite hin hat der volfswirthichaftlicdye Kongreß injofern höchſt bes 
fruchtend eingewirft, als in kurzer Aufeinanderfolge für größere Bezirfe und Theile 
des deutichen Vaterlands volkswirthſchafthiche Geſellſchaften gegründet wur: 
den, welche entweder die vom Congreß unterbreiteten Borlagen weiter zu verarbeiten oder 
dem Eongreß ſelbſt vorzuarbeiten unternahmen, wiederum anfnüpfend an Die zunächſt 
liegenden wirthichaftlihen Sragen ihrer Heimath. So entftanden nad) 1859 die 
Nolfswirtbihaftlihe Geſellſchaft für Dft- und Weftpreußen, die 
Wirtbihaftlihe Gefellihaft für Nordweft-Deutfhland (Hannover, 
Dlvenburg, Bremen) , die Volkswirthſchaftliche Geſellſchaft für die 
Sächſiſchen Lande, fpäter fürMitteldeutfchland Sachſen und Thüringen), 
die Volfswirtbihaftlide Geſellſchaft für Südweſt-Deutſchland 
(Rheinprovinzen, Bayern, MWürtemberg, Baden, Heften, Naſſau, Frankfurt) , die 
Volfswirtbihaftlihe Gefellihaft für Norddeutihland (Holftein, 
Medlenburg, Hamburg ‚ Lübeck), und in weiterer Abftufung, theilweife als weitere 
Anregungen diefer Och ſchaften die Volkswirthſchaftlichen Localvereine 
in — Berlin, Erfurt, Dresden, München, Wiesbaden u. a. O. 

Die Thätigkeit dieſer Geſellſchaften und Vereine ift gegenwärtig (Ende 1865) 
nicht mehr fo intenſiv, als in den Jahren 1860—1863 ; ei ine von ihnen haben ſich 
fogar, nachdem ein Theil der von ihnen angeftrebten Reformen erreicht war, aufge- 
[öft, andere haben an Mitgliederzahl verloren. Der Hauptgrund lag darin, daß 
die in den Vordergrund tretenden politifchen Fragen das Intereſſe von den wirthichaft- 
lichen Reformen abzog, und daß man vermeinte, wie eine glüdliche Löfung der poli- 
tiichen Verhältniffe von felbft den volfswirthichaftlichen Lehren zum Siege verhelfen 
müßte. Wenn daher im Allgemeinen eine größere Goncentration der Kräfte für die 
politifhen Tagesfragen eingetreten ift, fo follte man doch nicht vergefien, daß es die 
yolf8wirthfehattlichen Beftrebungen waren, die in der Zeit einer ſtarren politifchen 
Reaction das Intereffe für allgemeine Fragen wieder wac) gerufen haben, und daß 
endlich gegenüber unfern wahrhaft unerquidlichen politifchen Verhältniſſen und der 
deutfchen Zerfahrenheit nah Innen wie nach Außen einzig und allein die wirtbidyaft- 
licdyen Reformen es waren, die das Gefühl der Zufammengehörigfeit aufrecht hielten, 
oder vielmehr neu belebten und verftärften. Der Zollverein hat wenigftens ſeit 1833 die 
deutfchen Stämme einander näher geführt, als der Bundestag feit 1815, und wenn 
die volfswirthichaftlichen Verfammlungen, wie ficher zu erwarten fteht, durch ihre fort- 
gelegten Berathungen und Aufflärungen beiſpielsweiſe nur eine unbeichränfte Freis 
zügigkeit durch gany Deutichland Ein zu fördern verftehen,, wie ihnen dies in der 
Gewerbevereind: und Zollfrage gelungen ift, fo werden fie für die Löfung der politi- 
ae * einen Schritt vorwärts gethan haben, der ihnen nicht hoch genug zu 

anken ift. 
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Außer dieſen Geſellſchaften und Vereinen find noch viele andere verwandte Cor— 
porationen auf das Gebiet der Volkswirthſchaft in deren Eigenſchaft als Hilfswifien- 
ſchaft angewielen, wie 3. B. die Gewerbvereine, landwirtbfchaftlidhe und 
handelswiſſenſchaftliche Vereine Veranlaffung genug haben, bei ihren De- 
batten von volfswirthichaftlichen Lehrfägen auszugehen. So war der als Gegenge- 
wicht gegen die Beichlüffe des volfswirthichaftlichen Eongrefles von Herrn von Kers— 
dorff gegründete, jedoch längft entichlafene „Verein für deutſche Induftrie“ 

leichfalls ein volfswirthichaftlicher Verein, der ſich jedoch die höchſt unvolfswirth- 
chaftliche Aufgabe ftellte, für die Edyugzölle zu Felde zu ziehen. — Nennenswerth, 
weil mit den Beftrebungen der volfswirthichaftlichen Vereine zufammenfallend , wenn 
auch in feinen Zielen nur auf die Verfolgung der Handelsintereſſen angewiefen ift 
der veutfhe Handelstag, der in Heidelberg, München (1862) und Frankfurt 
(1865) tagte. 

Endlich hat es nicht fehlen fönnen, daß zwifchen den Vertretern gleicher Richtungen 
innerhalb der verfchievenen Nationen Meinungsaustaufche und Zujammenfünfte —* 
nothwendig machten, und find unter ſolchen internationalen Verſammlungen mit vor⸗ 
wiegend volkswirthſchaftlichem Charakter zu nennen: der im Jahre 1853 gegründete 
internationale ftatiftifhe Congreß (Brüffel 1853, Paris 1855, Wien 1857, 
London 1860, Berlin 1863), der internationale Eongref für Sorialmwif- 
fenfhaften Gent 1863, Bern 1865). 

Literatur: Sämmtliche in diefem Artikel genannten Gefellichaften, höchſtens 
mit Ausnahme der Localvereine, haben über ihre Verhandlungen Berichte (meift 
ftenographiiche Niederfchriften) veröffentlicht, auf die hier zu verweilen fein wird. 
So erjdyienen die Berichte des volfswirthichaftlichen Eongrefies von 1859 und 1860 
in der Erpedition des’ „Arbeitgebers“ (Frankfurt a. M.), für 1861 in Stuttgart (bei 
Mepler), für 1862 in Weimar (Hofbuchdruderei), für 1863—1865 als Beilage zu 
der volfswirthichaftlichen Vierteliahresichrift von Faucher und Michaelis (Berlin 
bei Herbig) ; die Berichte der Nordweſtdeutſchen Gejellihaft in Bremen, der Süd— 
deutichen in Frankfurt a. M., der Mittelveutfchen in Dresden (E. am Ende), der 
Geſellſchaft für Oft: und Weftpreußen in Danzig. Die Schriften des Handelstags 
und der internationalen Gefellfchaften find am Verſammlungsorte erſchienen, fo der 
Rechenichaftsbericht des 5. ftatiftiihen Gongrefies m Berlin (von Deder’s Hof: 
buchoruderei 1865). ingehende Berichte über jämmtlihe Verhandlungen hat in der 
Regel das Bremer Handelsblatt veröffentlicht. 


W. 


Waare. 

Im weiteſten Sinne iſt unter Waare ein Gut zu verſtehen, das Tauſchwerth be— 
figt und infolge deflen zum Gegenftand des Handels wird, wodurd alle die Güter, 
welche feinen Preis befigen, weil fie umfonft zu erlangen find (4. B. Tageslicht, Luft, 
Wafler) oder welche nicht umgetaufcht werden fönnen (geiftige Güter, wie Kenntnifle, 
Fähigkeiten u. f. w.) ausgefchlofien werden. In der Negel verfteht man unter Waare 
„bewwegliche* Güter, nimmt alfo Grund und Boden, Gebäude u. |. w., die eine Orts: 
veränderung nicht geftatten, davon aus. (Sind die Häufer dagegen beweglich — Eng: 
fand verforgt 3. B. Nordamerifa und Aujtralien mit eijernen ——— — ſo tritt 
ſofort der Begriff ver Waare wieder ein.) Auf alle Fälle muß aber das Gut, welches 
als Waare aufgefaßt werden foll, die Beftimmung haben, mittelft Taujch umgeſetzt 
'verfauft) werden zu follen und wird Niemand ein Gut, das er in feinem Befig bes 
halten will, als Waare bezeichnen, weshalb die Begriffe „Handel* und Waare ein- 
ander ergänzen. 

Man unterfcheidet reale oder wirflihe Waaren von den ideellen oder 
eingebildeten Waaren und verfteht unter Erfteren alle verfäuflichen Güter, die 
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einen wahren Werth beſitzen (Rohſtoffe und Fabricate), zum Unterſchied von den 
Letzteren, die keinen Stoffwerth haben, ſondern nur Tauſchwerth repräſentiten, z. B. 
Scheidemünze, Papiergeld, Staatspapiere, Actien, Wechſel. 
Die wirklichen Waaren zerfallen wieder je nach dem Weſen ihrer Darſtellung in 
ohſtoffe und Fabricate, letztere wieder in Halb- und Ganzfabricate. In 
Bezug auf Rohſtoffe verfährt der Sprachgebrauch nicht conſequent. Eigentlich ſind 
Rohſtoffe Naturproducte in ganz derſelben Form, wie die Natur fie liefert, 3. B. 
Dbit, Gemüfe, Kartoffeln, unbehauene Baufteine, Erze, Steinfohlen, Waldproducte 
der verjchiedenften Art u. |. w. Da aber der Menſch nur den fleinften Theil der Ratur- 
ftoffe in derjelben urjprünglichen Form verwenden oder zu jpäterer Verwendung auf: 
bewahren fann, macht ſich bei den meiften diejer Stoffe eine bald größere bald ge: 
tingere Bearbeitung nothwendig, und ſolcher meift mechanijcher Veränderungen unge- 
adytet werden eine Menge von Sütern als Rohftoffe bezeichnet , die ihrer J 
ſtalt nach von dem urſprünglichen Stoffe ſehr verſchieden ſind. So iſt Stroh ebenſo 
wie Getreide ein Rohſtoff, obgleich mancherlei Manipulationen dazu gehörten, Halm 
und Körner zu trennen. Noch bedeutender ſind die Differenzen en Lein und Rob: 
flachs, zwifchen dem Waldbaum und dem Nugholz oder gar den Holzfohlen,, zwijchen 
den Thieren und deren Rohhäuten. Fabricate find die zu weiteren Verbrauch um: 
gewandelten Robftoffe, die entweder eine ausgedehntere mechanijche, meift aber eine 
innere ſchemiſche) Umwandlung erfahren haben, und zwar bezeichnet man diejenigen 
Stoffe, welche in dieler Form (ohne weitere Veränderung) zum Conſum gelangen, als 
Ganzfabricate, diejenigen, weldye für eine weitere Umarbeitung beftimmt jind, ale 
Halbfabricate. Selbjtverftändlich fönnen ſehr viele Stoffe in beiden Formen auf: 
treten. So ift das Kochjalz der Salzjoole, jobald ed ald Nahrungsmittel dient, ein 
Ganzfabricat, für die Sodafabrication dagegen — Spiritus unrectificirt) 
iſt Halb⸗, für viele Branchen dagegen Ganzfabricat. Je nachdem Mehl ſofort als 
ſolches zur Conſumtion gelangt oder zu Brot verbacken wird, ändert es ſeine Rolle 
im Haushalt. Eiſen (jederzeit Halbfabricat, niemals Rohſtoff), findet als ſolches viel— 
fache Verwendung, erliegt aber eben jo häufig vielfachen chemiſchen Veränderungen, 
bis es als Schmicdeeiien, Stahl, Gußftahl oder in der noch höheren Arbeitöverwer: 
thung der jchneidenden Inftrumente ericheint, wobei jede Der Durchgangsſtadien für 
die nädyft höhere den Ehbarafter-des Halbfabricats erhält. Für Die Induftrie ift der 
ausreichende und billige Bezug der Robftoffe und Hatbfabricate von der allergrößten 
Wichtigkeit, und infofern Died wiederum auf den ‘Preis der Ganzfabricate einwirkt, 
für die ganze Conſumtion. Rohſtoffe jollten daher ebenjo wie Halbfabricate niemals 
durch Zölle vertheuert werden, und überall, wo Died noch geichieht, wird die betreffende 
Branche in ihrer Entwidelung gehemmt. So find für die deutiche Baummwollweberei 
die Twiftzölle; für alle Gewerbe, die Eijen verarbeiten die Eifenzölle von dem größten 
Nachtheil, da fie nicht nur den inneren Conſum beichränfen , fondern den Erport der 
Fabricate geradezu hindern. 

Bon Wichtigfeit find für die Induftrie die Surrogate. Ueberall da, wo der 
Preis eines Artikels, fei es durch natürlichen oder fünftlicy erzeugten Mangel, hoch 
anfteigt, greift die Gonjumtion zu den billigeren Erjagmitteln, und nirgende ift Died 
bedeutender ald auf dem weiten Gebiete der Halbfabricate. Die Volfswirthichaft kann 
dies nicht immer billigen, da Surrogate in ihrer Leiftungsfäbigfeit jederzeit hinter dem 
Stoff zurüdbleiben, den fie vertreten jollen, und weil mit demſelben Arbeitsaufwand 
bei Benugung des bejleren Stoffs eine weit größere Wirkung hätte erzielt werden fünnen, 
oder dafjelbe Gapital, in einer anderen Branche verwendet, eine jtärfere Gütervermeh— 
rung erzeugt haben würde. Beiſpielsweiſe ſei auf die Runfelrübenzuderfabrication 
bingewiejen, die jo groß fie auf dem Gontinent aud) daftchen mag, dod Capital und 
Arbeitskräfte abjorbirt, die weit mehr Werthe in anderen Branchen hätten erzeugen 
fönnen, wofür der Bedarf durch den beſſeren Eolonialzuder mehr ald ausreichend ge 
det worden wäre, die ferner den Grund und Boden abgejehen von jeiner immer be— 
denflicher werdenden Entfräftung dem naturgemäßeren Körnerbau entzieht, und ein 
Product erzeugt, das dem ausländiichen Fabricat Doch bedeutend nachſteht. Hier war 
die Preisfteigerung urſprünglich eine durd) hohe Zollfäge fünftlich erzeugte, Die Ein: 
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führung der Surrogate feine auf innerer Nothwendigkeit beruhende. Surrogate find 
indefjen nicht principiell zu verwerfen, die Induftrie wird dann gut thun, —* ihrer 
zu bemächtigen, ſobald die Leiſtungsfähigkeit des Surrogats zu der des vertretenen 
Stoffes ſich in demſelben Verhältniſſe befindet wie deren Preiſe. Ein ſolches günſtiges 
Verhaͤltniß findet z. B. gegenwärtig ſtatt bei dem Holzſtoff der Papierfabrication, 
dem Surrogat für Hadern. Können auch Die Letzteren in Bezug auf Qualität des 
Babricats nicht von dem Holzitoff erjegt werden, jo ift doch das Preisverhältniß ein 

ünftigeres, und was hier die Hauptſache ift, das Surrogat hat dem thatfächlicy vor: 
as Mangel an Hadern abgeholfen, und wenn aud) nicht die Preife der Legteren 
herabgedrüdt, jo doch ſtabil gemadht. 

Die verichiedenen Gattungen der Waaren mögen fchließlich nur in kurzen Um- 
riffen und nad) ihren cdharafteriftiichen Speried angeführt werden, obwohl die Praris 
und Uſanzen auch bier jcharfe Abgrenzungen nicht geftatten. Zu unterfcheiden find: 
1. Zandesproducte, wie Holz, Wein, Getreide, Del, Tabak und alle Robftoffe 
des Aderbau’s, die in demjelben Lande in größerer Menge in den Handel gebracht 
werden (häufig auch Ichlehtbin Producte genannt). Gewifle Robftoffe der Fälteren 
Länder, wie Flachs, Hanf, Thran, Peh, Häringe u. ſ. w. werden nicht felten mit 
den Gollectivnamen „Nordifhe Producte“ bezeichnet. 2. GColonialwaaren 
find im Gegenfag zu den Artifeln des Inlandes Producte des Auslandes, und da der 
verhältnigmäßig geringe Elimatifche Unterfchied Europa's, als eines Fleinen Erdtheils 
in feinen Naturerzeugniffen jehr hervorragende Verſchiedenheiten kaum bietet, Pro— 
ducte überjeeifcher Länder (der Eolonieen): Rohzucker, Kaffee, Thee, Gewürze 
(oft als Specereiwaaren oder Gewürzwaaren bezeichnet) Reis u. |. w. — 
3) Droguen» und Farbewaaren, (aud Medicinalwaaren jperiell für Arz- 
neimittel) begreifen in ſich alle Mineral: und Pflangenfarben, fowie die in der Technik 
gebräudylichen Chemicalien. 4) Der Begriff Materialwaaren erftredt ſich in der 
Hauptfache auf die im Handel vorfommenden Colonialwaaren, ſowie auf Die im 
rapie gebräuchlihen Droguen, endlich auf Südfrüchte, Wein und Spirituofen. 

on den übrigen NRobitoffen find 5) Bettwaaren: (Butter, Thran, Talg, Del); 
6) Brotjtoffe (Mehl, Getreide, Hülfenfrüchte), 7) Victualien (Lebensmittel der 
gewöhnlichen Haushaltungen mit dem Nebenbegriff des Detailbezugs) zu nennen. 

Groß ift Die Zahl der Fabricate, und ebenjo zahlreich, nicht felten wechjelnd 
deren Bezeihnungen. Als Hauptgruppen verdienen Ermwähnung: 1) Metall» 
waaren (Metalle aller Art) 2) Kurzwaaren: die Ausdehnung, welche man diejem 
Begriff giebt, weicht faft in jeder größern Stadt ab. Es gehören hierher die Heinen 
für den Hausgebrauh aus verfchiedenen Stoffen gefertigten Gegenftände. Unterab— 
theilungen find die Bijouteriewaaren Schmück- und Nippfachen aus Metall, 
Holz, Corallen, Schildkrot, Leder u. ſ. w. und die Quincaillerie oder Galan— 
terie- auch Quruswaaren, die ſich vor den Bijouterieartikeln höchſtens durch 
feinere Ausführung unterſcheiden laſſen. Bei der Verzollung der Kurzwaaren ent 
ſtehen nicht ſelten Streitigkeiten, welche Artifel hierher zu rechnen find. Im deutſchen 
Zollverein ift darüber ein amtliches Verzeichniß vorhanden, (vergl. Zinnow, Zoll 
handbuch S. 121). 3) Holzwaaren umfaflen die Erzeugniffe der Tifchler, Böttcher, 
Drechsler als grobe und feine Holzwaaren), Holzichnigereien und die Fabricate der 
Spiehwaareninduftrie. 4) Strohmaaren (Strohgeflehte, Strobhüte, Baftwaaren); 
5) Töpferwaaren: alle irdenen Geichirre vom Steinzeug bis zum Porcellan; 6) Le— 
derwaaren: die Arbeiten der Sattler, Riemer, Portefeuillearbeiter, Handſchuh— 
macher u. f. w.; 7) Rauhwaaren oder Pelzwaaren; 8) Manufactur- 
waaren: die Fabricate inWolle, Seide, Leinen und Baumwolle, mit ihren hundert: 
fahen Abzweigungen ald Schnitt: Stab: lange Waaren u. |. w., endlich die 
Artikel in Leder, Glas, Papier, Stroh, Rohr, furz fait alle Artikel, deren ſich im 
Gegenjag zu den innungsmäßig betriebenen Gewerben die Zabrifinduftrie zuerft be 
mächtigt hatte. Der Begriff ver Manufacturen hat ſich dafür forterhalten, obgleich 
er für das Jahrhundert der Mafchineninduftrie durchaus — geworden iſt. 
9 Ausſchußwaaren Racaille, Ramſch), aus der Mode gekommene Manu— 
factur« und Kurzwaaren, die zu herabgeſetzten Preiſen verkauft werden ſollen. 
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Literatur: Fr. Nobad, Lehrbuch der —— (Berlin 1849). — 
Nobad Handelslericon (Leipzig 1861) — Jahresberichte der Handeldfammern. — 
Röhrich, Abriß der. Handelöroiflenfb. Lpzg. 1861).— Jul. Zöllner, Bud) der Er- 
findungen Lpzg. b. DO. Spamer 1864). — Chevalier, Rapports sur’ l’ensemble 
de l’exposition universelles de Londres. (Paris 1862) — Siehe ferner die Literatur 
der Art. „Handel“ und „Induitrieausftellungen“. Die verjciedenen Real» und 


Waarenlerica. — Hauslericon v. Hirzel (Leipzig 1862). — Zinnow, Zollhand: 
buch (Wittenberg 1865). — Schröder, Handbuch für Zollbeamte Eaffel en ß 


Währung (Valuta). Vgl. die Art. Geld und Münze (f. ©. 338, 594). 

I. Begriff und Bedeutung. Währung heißt das Geld in feiner Eigenſchaft 
als gefegliches Zahlungsmittel, d. h. al& dasjenige wirthichaftlidhe Gut, welches als 
Preismaaß, Taufchmittel, Object der auf Geld lautenden Verträge und daher audy ald 
zwangsweile anzunehmendes Grfüllungsmittel aller foldyer Verträge innerhalb einer 
Volfswirthichaft benugt wird, reip. benugt werden muß. Schon * einer früben Ent— 
widelungsitufe des Geldverfehrs mußte das Bedürfniß nad einer Währung entftehen, 
auch wenn die Bedeutung derfelben noch nicht Far erfaunt werden fonnte. Die volks— 
wirthichaftliche Gewohnheit hat mit den Kortichritten der Arbeitstheilung den Gebrauch 
eines beliebten wirthichaftliden Gutes als Preismaaß und Taufchmittel Tauſch— 
äquivalent) auffommen laffen. Die Benugung diefes mit dem Namen Geld bezeich- 
neten Gutes zu dieſen beiden Zweden berubte anfangs nur auf Sitte und Herfonmen. 
Bald aber ward das Geldgut gerade wegen diefer feiner allgemeinen Benugung im 
wirtbichaftlichen Verkehr ein Gegenitand der rechtlichen Auffaflung, dem im Gewohn: 
heitsrecht und in den Anfängen des auf Geſetzgebung beruhenden Rechtes eine beftimmte 
Stellung gegeben wurde. Das einmal eingebürgerte Geldgut wurde als allgemein an— 
zumwendendes Preismaag und Taufchäquivalent in allen den Fällen anerfannt, wo es 
ſich um die Feftitellung von Preifen der Güter und Leiftungen, um die Bezeichnung 
des bei Entihädigungen, Strafen, bei mancherlei Gaben zu beftimmenden Nermögend: 
werths handelte. Im freien Wirthſchaftsverkehr und in den Beziehungen des Gemein- 
weſens des Etaats) zu den Mitgliedern des Volkes beftand ebenſo Das Bedürfniß nach 
einem Gute, welches ſchlechtweg als Repräſentant von „Vermögen an ſich“ dienen 
fonnte, Ueberall, wo es nicht auf die Befriedigung eines fpeciellen wirthſchaftlichen 
Bedürfniffes in einem concreten Falle, fondern blos auf die allgemeine Möglichkeit, 
Bedürfniſſe befriedigen zu fünnen, anfam, wo es ſich alſo nidyt um concreten Ge— 
brauchswerth, jondern um abjtracten Taufchwertb handelte, da bedurfte man eines 
denlegteren darſtellenden Gutes. Ein ſolches Gut fand fidy in dem Geldgut. Es wurde 
daher allmählich Rechtsnorm, diefes Gut immer da, wo es um die Uebertragung von 
„Vermögen an ſich“ aus einer Wirthichaft in die andere zu thun war, als allgemein 
anzuwendendes, daher aucd als jeitens des Berechtigten „als Zahlung” anzunehmendes 
Vermögensübertragungsmittel feftzufegen. In den vielen civil: und criminalrechtlichen 
Fällen, wo Entihädigungen zu leiften waren, mußte fich der Natur der Sache nad) 
die Benugung des Geldgutes als geſetzliches Zahlungsmittel mit zuerſt einbürgern. 
Die weitere Entwidelung der Volkswirthſchaft und mit ihr die des Rechts, Die Aus— 
bildung des Staates ald höchſter Zwangsgewalt in der Volfswirtbichaft bewirften 
mit der Zeit nothwendig das fchärfere Hervortreten des Begriffs der Währung. Je 
mehr fi die Arbeits: und Berufstheilung ausbreitete, je öfter zwifchen Leiftung und 
Gegenleiftung ein zeitliches Intervall vorfam — die Anfänge der Entwidelung des 
Credits —, deſto wichtiger wurde der allgenteine Werth: oder Vermögensrepräfentant, 
der nicht wegen feiner Bähigfeit, ein concretcs Bedürfniß zu befriedigen, fondern wegen 
der ihm innewohnenden univerjellen Kauffraft angenommen wurde. Defto nothwen: 
diger waren bier auch bejtimmte Rechtönormen über das in diefer Function ftehende 
Geldgut. Nun war ja erft dur) die Prägung der Münzen ſelbſt das Edelmetall 
geld allgemein brauchbar für feine Leiftungen ald Geld geworden (f. Münze €. 594). 

er Staat ald allgemein anerfannte Autorität hatte die Prägung übernommen. Er 
mußte gleichzeitig auc) die Beftimmung treffen, welche Münzen als Geld gebraucht, 
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in welchen die Preife ausgedrüdt, in weldyen gerechnet, welche ala Object der Geld: 
verträge und Zahlungsmittel benugt werden jollten. Mit der Einführung der Münze 
trat die Bedeutung der Währung immer mehr hervor. Jm modernen Stanid: und 
Wirthſchaftsleben mit ihrem bocyentwidelten Creditverkehr, ihrer reinen Geld- und 
Ereditwirthihaft an Stelle der Natural» und Taufchwirthichaft ijt dann endlicdy das 
Moment der Währung von jo enticheidender Bedeutung geworden, daß ftreng ge: 
nommen nur das mit der Währungseigenichaft verſehene Foafehmittel „Beld“ genannt 
werden fann. 

An dieſer Begriffsbeftimmung des Geldes wird in diefem Artikel feftgehalten : 
nur das vom Staate als gelegliches Zahlungsmittel anerkannte Geld ift ung alfo dag 
Geld der modernen Wirchicaft Es geht daraus hervor, daß es in diefem Sinne fein 
Weltgeld giebt noch geben kann, fo lange es feinen Weltjtaat giebt oder wenigfteng, 
fo fangey. 8. auch nur die civilifirten Staaten nicht mit einander übereingefommen find, 
eine bejtimmte Münze (oder Barrenmetall ſchlechthin) allgemein als gejeglihes Zah— 
lungsmittel anzuerkennen. Selbftverftändlich iſt alfo Währung immer nur Landes: 
währung. Der Unterfchied zwiichen dem Währungsgute und den anderen oft ald Geld 
bezeichneten Gütern liegt mithin darin, daß nur mit der Währung die auf®eld lauten» 
den Zahlungen rehtsgültig ganz unabhängig vom Willen des Empfängers beglichen, 
daß die Preife der Dinge nach Einheiten der Währung benannt werden, nur die Wäh— 
rung zugleich das allgemeine Preismaaß ift, wogegen fowohl die Währung als die 
bern an ea Äer Geldgüter als Taujchäquivalente, und nur wenn der Empfän- 
get einwilligt, auch diefe Geldgüter ald Zahlungsmittel dienen fönnen ſ. Art. 

redit VI. ©. 200). 

In der Lehre vom Gelde und der Münze bildet die Lehre von der Währung einen 
der wichtigiten Theile. Auch in praftiicher Beziehung ift die Währungsfrage, mit der 
die bedeutungsvolle Rechtsfrage vom wahren Inhalt der Geldſchulden eng zufammen: 
hängt, von größtem Gewichte ſ. Münze, S. 595). Vom wirthſchaftlichen Stand» 
puncte handelt e8 fidy namentlich um die Entjcheidung von drei Fragen: 1. Ob ein— 
face, ob mehrfahe Währung? 2. Eventuell unter VBorausjegung einfacher 
Metallwährung: Ob Gold» oder Silberwährung? 3. Db Metall: oder 
Papierwährung? In Betreff des legteren Punctes kann hier abernur auf den Art. 
Geld verwiefen werden. 

II. Ginfadhe oder mehrfadhe, insbefondere Doppelwährung. Eins 
fache Währung heißt diejenige, weldye allein gejegliches Zahlungsmittel ift, 3: B. 
Eilberwährung. Wo mehrfahe Währungen beftehen, fann nad Wahl des Zah» 
lungsverpflicdteten die Zahlung redytsgültig in einer dieſer Währungen geicheben. 
Der häufigfte Fall von mehrfacher Währung ift die Doppelwährung von Gold und 
Eilber, ähnlich wäre eine dreifache Währung von Gold, Silber und Kupfer denkbar. 
Es wird jelten beachtet, daß die Einführung des Zwangscourfeg für uneinlösbarcs 
Papiergeld, welche nichts anderes bedeutet, als die Verleihung der Währungseigen- 
ſchaft an jolches Papiergeld , zunächft meiftens nur eine Doppelwährung, Papier und 
Eilber (Defterreich) oder Papier und Gold Nordamerifa) hervorruft. 

Wie im Art. Münze bemerft worden S. 598), lag der Gedanke, mehrere Geld— 
ftoffe, insbejondere die Metalle Gold und Silber und allenfalld noch Kupfer in einem 
Münzſyſtem zu vereinigen, um die Münzftüdfelungsfrage bequem zu löjen, von jeher 
nahe. Daher aud) die vielen, noch in der Gegenwart ſelbſt vorfommenden Verſuche, 
Doppelwährung durchzuführen. Allein die Erfahrung lehrt, daß diefe Verſuche doch 
niemald aud) nur einige Zeit lang wirklich geglüdt find: wenn die Doppelwährung 
auch gejeglich beſtand, jo herrichte doch im Verkehr factifch faft immer nur eine Wäh: 
rung, Die Münzen der anderen Währung verfhwanden bald aus dem Umlaufe. Diele 
Eriheinung läßt ſich auch vollftändig erflären. Der Beweis ift leicht zu führen, daß 
ed nach den Geſetzen der Volkswirthſchaft nur eine Währung geben fann und daher 
nach den Grundſätzen richtiger Münzpolitif die Doppelwährung zu verurtheilen ift. 
Was von der Doppelwährung gilt, gilt natürlih auch von der drei- und mehr— 
fahen Währung. 

Die Doppelwährung fest die Feftftellung eines beftimmten gejeglichen Werthver— 
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hältniffes zwifchen beiden Währungen , 3. B. zwifchen zwei gleichen Quantitäten der 
beiden Edelmetalle voraus. Der gewöhnliche, bisher faft allein übliche Fall ift der, 
daß für immer oder doch für eine einftweilen unbegrenzte Zeitdauer dieſes Werthver- 
hältniß feftgefegt wird, 3. B. auf 1:15,, zwiſchen Gold und Eilber. Es kann aber 
diejed Berhältniß aud) regelmäßig periodifch von Neuem für einen Zeitraum beftimmt 
werden, 3. B. wenn Silber die eigentliche Währung ift, fönnte alle Monat ein Cours 
des Goldes bezeichnet werden, zu weldyem dieſes Metall angenommen werden muß. 
Endlich hat man neuerdings wohl auch ftatt jeder längeren oder fürzeren Fixirung des 
Merthverhältniffes zwischen beiden Währungen die Einführung eines wechfelnden Cours— 
werthzwangscourſes, 3. B. von Gold oder Papier neben Silber, vorgefchlagen, ein 
Project, das immer noch unter den Begriff der Doppelwährung fiele. 

Die Doppelwährung mit ftabilem Werthverhältniß — Gold und Silber, 
um bei dieſen Geldſtoffen ſtehen zu bleiben, kann nur offenbar ſo lange in praktiſchem 
Gebrauche fein, d h. nur jo lange können Gold- und Silbermünzen in beliebiger 
gegenfeitiger Vertretung nebeneinander im Verkehr zu Zahlungen benugt werden , als 
das gefegliche mit dem Welttaufchwerthverhältniß genau übereinftimmt. Letzteres ändert 
fi aber wenn auch wenig doc, faft beftändig etwas. Das eine Metall wird billiger 
als das andere im Vergleich mit dem gefeglichen Werthverhältnig. Alsbald fucht jeder 
Zahlungspflichtige in dem billigeren Gelde zu zahlen. Das theurerewird eingeichmolzen, 
ausgeführt, das andere Metall jtrömt in das Land ein, die Münzſtätte hat vorzugs- 
weite dieſes zu prägen, bald befteht die Eirculation factifch nur aus den Münzen des 
billigeren Metalls. Hier verdrängt alſo die ſchlechtere Währung die beffere S. 595). 
Je ftärker Die Veränderung des Werthverhältnifjes ift, um jo mehr leidet der Zahlungs: 
enpfänger und um fo rafcher vollzieht fi die Umwandlung im Münzweien. Da der 
Vortheil immer nur auf Seiten des Schuldners ift, fo wirft die Doppelwährung jebr 
ungerecht. Alle Koften der Prägung des theureren Metall gehen verloren, die Arbeiten 
und Speculationen, welche ſich die Erfegung der einen durch die andere Währung zur 
Aufgabe machen, find ganz unproductiv. Je fefter und geficherter die allgemeinen 
Rechtszuſtände, je befier die Gommunicationen, je lebendiger der Geift der Epeculation 
ift, um fo rafcher wird auch bei-einer geringfügigen Abweichung des MWelttaufch- 
werthes vor dem gefeglichen die Doppelwährung factiſch zur einfachen Währung werden. 

In mehreren Ländern hat die Doppelwährung fo zur Goldwährung geführt, in: 
dem der factiiche Zuftand ſchließlich legalifirt wurde, foin England, wo im 18. Jahrhun- 
dert die Guince einen au hohen geleglichen Cours, 21 ftatt c. 20'% sh. erhalten hatte, 
ſodaß die Silbermünze verfchwand und man 1774 rejp. 1816 Goldals alleinige Wäh— 
rung annahm. Das neuefte großartige Beifpiel liefert das franzöftiche Münzweſen. Hier 
beftcht nach dem Gefege vom 28. März 1803 eigentlid Silberwährung, aber infolge 
einer mangelhaften Redaction des Gejeges ift die Goldmünze in dem feften Werthver: 
hältnig von 1:15,, gegen Silbermünge als legales Zahlungsmittel anerfannt worden. 
Da bis zum Jahre 1849 das Gold im Weltverfehr etwas theurer war, etwa 1: 15,3 
fo wurde in Frankreich vorzugsweiſe Eilber eingeführt, geprägt, zu Zahlungen benugt, 
während Gold mit einem Heinen, wechſelnden Agio nur in geringen Beträgen umlief. 
Seitdem ift der Werth des Goldes etwas gefunfen (oder vielleicht der des Silbers ge— 
ftiegen, was für diefe Frage einerlei ift), wenn auch nur auf 1:15,, bis 1:15, ‚um 
höchſtens 3— 3',%,), und die Folge war eine vollftändige Umwälzung im franzöſiſchen 
Münzweien, das gegenwärtig faft ganz aus Goldmünzen befteht 3. B. Prägung von 
1795 — 1848 (Februarrevolution) Gold 1187, Silber 3991 Mill. Fr., 1848 -62 
dagegen Gold 4749, Silber 680 Mill. Fr., Mehreinfuhr von®old von 1548 — 62 
4903, Mehrausfuhr von Silber 1241 Mill. Fr., nah Soetbeer's Zufammen- 
itellungen). Aehnliche Erſcheinungen beobadytet man in Italien, in der Schweiz und 
in Belgien, ſchon früher in Nordamerika, wo ebenfalls Gold gefeglicy zu hoch tarifirt 
war. Meiftens bleibt dann nothgedrungen nichts Anderes übrig, als Gold zur Wäh— 
rung zu erbeben und die Silbermünze ald Echeidemünge auszuprägen (&. 599) , was 
England, Nordamerika, feit 1860 die Schweiz und feit 1864 Frankreich getban haben, 
obwohl in legteren beiden Ländern eine ganz feſte Enticheidung in der Währungsfrage 
noch nicht gewagt wurde, 
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Begreiflich ift Die Doppelwährung von Münze und uneinlösbarem , daher raſch 
entwertheten Papiergelde noch weniger aufrecht zu erhalten. Die bedeutende Differenz 
zwifchen dem gefeglichen — dem Pari der Nennwerthe — und dem wirflichen Werth- 
verhältniffe führt nur um fo rafcher trog aller Verbote des Agiotirens mit Münze, des 
Einſchmelzens und Ausführens derfelben zum Verſchwinden des Metallgeldes im Um: 
lauf, wie die Erfahrung aller Länder mit Papierwährung lehrt. 

Wird periodisch nad dem wechfelnden Stande des Welttauſchwerthes das 
geſetzliche Werthverhältniß der beiden Währungen zu einander beftimmt, fo fallen da: 
durch allerdings einige Echwierigfeiten für das factifche Beftehen der Doppelwährung 
fort. Aber innerhalb der Perioden, in welchen das gefegliche Verhältniß ftabil ift, 
muß doch bei jeder Abweichung des wirklichen von diefem gefeglihen Werthverhältniß 
das geſetzlich zu niedrig angejegte Metall wieder verfchwinden. Eine Menge Heiner 
Störungen und Unzuträglichfeiten des Verkehrs find dabei unvermeidlich. Je kürzer 
man aber die Perioden feſtſetzt, Tür welche ein ftabiles Verhältniß geieglich beftimmt 
wird, defto unbequemer wird der Gebrauch der beiden Währungen neben einander, 

erade wegen der beftändigen Schwanfungen für den Verkehr. Seitdem die Cours— 
————— etwas häufiger geworden ſind, hat der Umlauf der Goldmünzen in den 
norddeutſchen Silberländern ſich erheblich vermindert, weſentlich mit wegen der Unbe— 
liebtheit der Veräänderungen im Courſe. Von einem variablen Zwangscours des Goldes, 
wie er in Frankreich und Deutſchland vorgeſchlagen worden iſt, wird man daher wohl 
abſehen muͤſſen. Selbſt der Caſſencours des Goldes, zu welchem letzteres ſtatt Silbers 
an den öffentlichen Caſſen angenommen werden ſoll, erweiſt ſich factiſch undurchführ— 
bar. Wird er auch genau nach dem Durchſchnittsſtand des Börſencourſes einer vor— 
angehenden Periode feſtgeſetzt, ſo kommt bei jeder kleinen Steigerung fein Gold zur 
Gare oder die Gafje wird bei einem Sinfen des Courſes zu ihrem Nadytheil mit Gold 
überſchwemmt. 

An ſich könnten zwei Währungen, von welcher die eine nach ihrem Courswerth 
in der anderen Zwangscours hat, alſo namentlich z. B. entwerthetes und im 
Courſe ſchwankendes Papiergeld neben Münze ſich zuſammen im Umlauf erhalten. 
Denn die Regel, daß „das ſchlechtere Geld das beſſere verdrängt“, gilt eben nur für 
den Fall, da beide nach ihrem gleichen Nennwerth gefeglihe Zahlungsmittel find. 
Aber der Gebrauch eines folhen Papiergelves, das beftändig jtarf im Courſe ſchwankt, 
neben der Münge würde für den Berfehr * außerordentlich ſtoͤrend ſein, daß man daran 
zweifeln muß, ob die Doppelwährung auch unter dieſer Form durchführbar wäre. 
Jedenfalls würde die Sache für den täglichen Kleinverkehr unerträglich werden. Ver— 
fuh in Preußen 1809). Zudem liegt aber das fiscaliiche Interefie eined Staates, 
welcher zum uneinlösbaren Zwangscourspapiergeld greift, in der Benugung deſſelben 
zu feinem Nennwerthe, — ſchwierige Fragen des Papiergeldweſens, auf welche bier 
nicht näher eingegangen werden kann. Von der Verwerfung der Doppelwährung 
braucht man fidy auch Durch dieſe Eventualität de8 Gourswerthbjwangscourjeg 
nicht abbringen zu lafien. 

III. Gold- oder Silberwährung? Diele Frage bildet befanntlicy feit den 
großen Goldentdekungen in Californien und Auftralien iu vielen Ländern eine der 
wichtigſten wirthſchaftlichen Streitfragen. Eine ganze Literatur ift darüber entſtanden. 
Mir müflen ung hier mit einigen orientirenden Bemerkungen und der Vorführung 
weniger ftatiftiichen Daten begnügen, indem wir im Uebrigen befonders auf Soet: 
beer's zahlreiche treffliche monographiiche Arbeiten verweilen, wenn wir im Ganzen 
für Deutichland im gegenwärtigen Augenblide audy die Beibehaltung der Silberwäh— 
rung ftatt des von es beer wenn auch nicht unbedingt befürworteten Lebergangs 
zur Goldwährung noch für das Befte halten. —— 

An ſich hat die Goldwährung für wohlhabende Länder mit größeren durchſchnitt⸗ 
lichen Umſatzgrößen Vorzüge vor der Silberwährung wegen des höheren ſpecifiſchen 
Werths des Goldes. Die Münzftüde für die kleineren Umfaggrößen laſſen ſich auch 
bei der Goldwährung aus Silber ausprägen, indem Silber nicht als gleichberechtigte 
Währung neben Gold zu treten braucht, —— die Silbermuͤnzen nach den Grund— 
ſätzen der Scheidemünze ausgeprägt werden ſſ. Münze, S. 599). Mit ſteigendem 
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Reichthum, Entwidelung der Wirthſchaft und Eultur find die Länder daher oftmals 
von der Kupfer: zur Silber: und ſchließlich zur Goldwährung übergegangen , obgleich 
freilich unfere modernen Staaten hierzu meiftens durch das unrichtige Syitem der Dop- 
pelwährung gezwungen worden find. Länder mit reiner Silberwährung wie Deutich: 
land müſſen Dagegen jelbitändig eine Wahl treffen. Die jegige wirthichaftliche Stufe 
Deutjchlands, die Annäherung an das Geldwefen der anderen Eulturvölfer der Gegen- 
wart und andere Gründe mehr jprächen an ſich aud) bei und für den Uebergang aur 
Goldwährung. Jedoch muß man andererfeitd zugeben, daß die Vortheile ver Gold» 
währung im Vergleich mit der Silberwährung dody nicht eben jehr ins Gewicht fallen 
und in unferer Zeit der Ereditwirthichaft namentlich) durch ein ordentliches Banfnoten- 
ſyſtem recht wohl ebenfalls gewährt werben fünnen, Wichtiger als foldye allgemeine 
Gründe für und wider jind die Gründe, weldye aus den concreten Berbältniffen unferer 
Gegenwart felbt für Die eine oder die andere Währung geltend gemacht werden. Hier 
find namentlich zwei Erſcheinungen der neuejten Zeit von weittragender Bedeutung: 
die mafienhafte Goldgewinnung Sibirien’8 und bejonders Galifornien’s und Auſtra— 
lien’8 und der ftarfe Abflug des Silbers nad) Dftafien (Indien und China). Beide 
Thatſachen drohen die Taufchwerthitabilität beider oder eines von beiden Metallen zu 
beeinträchtigen. Das Werthverhältniß beider zu einander fann ſich ändern, indem Silber 
— Gold wohlfeiler wird oder beides zugleich eintritt, und der Werth beider 

etalle oder eines von beiden oder der des einen mehr, des anderen weniger kann 
gegen die Geſammtheit der anderen Waaren ein anderer werden. Selbſt über den Ein— 
fluß, welchen die relativen und abjoluten Veränderungen in der Production und Ver: 
theilung der edlen Metalle über die Erde auf das Werthverhältniß des Golves und 
Silbers zu einander und auf dasjenige des Metallgeldes überhaupt gegen die Waaren 
bereits in den legten Jahren geäußert haben, gehen die Anfichten noch aus einander. 
Noch mehr ift das natürlicy in Betreff der zufünftigen Geftaltung der Dinge der Fall. 
Diejenigen, weldye in diefer Sachlage für die Beibehaltung der Eilberwährung ſpre— 
hen, ſehen ein jpäteres ftärferes Sinfen des Goldes gegen das Silber voraus und be- 
trachten den Taufchwerth des Silbers aud) gegen Waaren als relativ ftabiler, als den 
des Goldes, während fie in der Abftrömung des Silbers nad) Ajien feine ernftliche Ge— 
fährdung der Silbercireulation in Ländern reiner Silberwährung erbliden können. Die 
Freunde der Goldwährung glauben dagegen cher ein Steigen des Silberwerths und 
ernſtliche Schwierigkeiten für die Erhaltung der Eilbercirculation vorausjagen zu fün: 
nen. Nur dasjenige Metall, welches nad) den gegenwärtigen Verhältniffen die größere 
Wahricheinlichfeit der (abjoluten oder relativen) Tauſchwerthſtabilität für fich bat, 
verdient unfered Erachtens den Vorzug ald MWährungsmetall, denn diefe Stabilität 
des Werths ift Doch die nothwendigite Eigenichaft einer ald Preismaaß und Object 
der Geldverträge dienenden Währung. Soweit fi) Die Factoren, welche einen Ein- 
fluß ausüben, jegt überjehen und die Richtung und die Stärfe diejes Einflufjes ſich 
ſchätzen laſſen, icyeint und dann immer noch trog aller Gegenargumente die Stabilität 
des Silbertauſchwerths wenigftens relativ größer zu fein, mithin das Silber den Vor: 
zug zu verdienen. 

Die folgende Ueberſicht — einem Aufjag des Verf. im Deutjchen Staatswörter: 
buch entnommen, bier in einigen Ziffern verändert und mit Hülfe der Notizen von 
Spetbeeru. A. bis 1862 weiter fortgeführt — zeigt in frappanten großen Zahlen: 
1. Die große Zunahme der Edelmetallproduction und des Geldumlaufs, jowie das 
ftarfe Ueberwiegen der Silber: gegen die Goldgewinnung feit der Entdeckung Amerika's 
bis zum Jahre 1847 ; 2. Den ungeheneren Aufihwung der Goldgewinnung überhaupt, 
als auch verglichen mit der Silbergewinnung feit dem Jahre 1948 bis auf die Gegen: 
wart, nebjt dem weit größeren Verluft von Silber für den Occident (Abfluß nach Alten; 
in dieſer gegen die frühere Periode. Zu bemerken ift dabei, daß jhon die Schägungen 
der Metallproduction, namentlich diejenigen aus den früheren Jahrhunderten von ſehr 
problematifcher, immer nur von ganz approrimativer Nichtigkeit find. A. v. Hum- 
boldt's Beredynungen für Amerifa liegen denen der meijten anderen Statiftifer zu 
Grunde, es fei hier namentlicd auf die Arbeiten von Helferih, Soetbeer, M. 
Chevalier, Levaſſeur, Newmard hingewiefen. Selbit in Betreff der neueften 
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Periode variiren Die Angaben nicht unbedeutend, unfere Daten für die Goldgewinnung 
bis 1848, weldye ſich übrigend auf die gejammte muthmaaßliche Goldproduction, nicht 
nur auf die Ausfuhr der Goldländer beziehen, find zum Theil bis 10% niedriger als 
die von andern Statiftifern. Noch problematifcher find begreiflich Die Schägungen des 
Verluſts durch Unglüdsfälle, Abreibung, Verbrauch, Vergraben und durd) das Ab- 
ftrömen des Metall aus der Wirthichaft des Decidents (Europa und feine Anfiedes 
lungen in den anderen Welttheilen) , daſſelbe gilt von den Schägungen der zu Geld- 
zwecken und zu anderen Zwecken dienenden Metallmafien. Die Zahlen genügen daher 
nur ald dürftiger Anhaltspunct in Ermangelung eines bejleren und können bloß die 
- elativen Veränderungen in der Metallmenge x. etwas ficherer zur Anſchauung 
ringen. 


Production, Conſumtion (nebft Abfluß) und Vorrath edler Metalle 
im Decidente. 
Zoll:Pfund fein Werth in Mill. Thlr. 
Periode bis 1848. Gold Silber Gold Silber Summa 


1492. Borrath a. d. Mittelalter . . . 200000 7000000 9 210 300 
1492—1947. Production Amerifa’s . . 6'450000 250000000 2900 7500 10400 


— J Guropa’s u. d. 
übrigen Belt . 2’450000 21’000000 1100 630 1730 


Summe . . 9100000 275000000 4090 8340 12130 


Duotein®, . 3,. %, 32, 67,, 100 
1492— 1847. Berluft und Abfluß aus 10%, 40°%, 
dem Deeident . 910000  111’000000 409 3330 3739 


1845. Vorhandene Mafle im Occident . 8190000 167000000 3681 5010 8691 


Quote in . 4,r 95. 42° 57,8 100 
1848. Vermuthl. ale Geld vienend.. . 2’440000 s3'333000 1100 2500 3600 
Quoten, . + 2, 97, 30,. 69,, 100 


eriode feit 1848—1862. 


Production Galifomind . . . . 2225000 — 1000 — 1000 
Auſtralieng17773000 — 800 — 800 

— Rußlands und Sibiriens . 700000 — 315 — 315 

der übrigen Welt. . . . 550000 6’000000 247 180 427 

E Amerifa 8:Silber. . . — 24’000000 — 720 720 
Summe ſeit 1848. 5250000 30’000000 2362 900 3262 

Quote in . . 15 5 72,8 27,0 100 

Verluſt und Abitrömung . . . 2. 800000 33’000000 360 990 1350 
1563. Vermehrung + feit ısas | .+34'450000 —3’000000 420020 —-90 +1902 


Berminderung — (+ 54,3%) (—l,.%) 
1863. Gefammtmetallmafle des Oceidents 12’6400U0 164000000 5653 4920 10603 
Duote in % : Ta 92, 56, 43,5 100 
1553. Als Geld dienen . . 6340000 65500000 2855 2055 4910 


Quote in . . 5 Ms 58 Ale 100 
Bermehrung + der Gelomafle +3’M0000 —14'533000 #175 —H5 +1310 
Berminderung —\ 1863 gegen 1848. (+160%) (—17,,%) +36,,%) 


f Is /o ( 

Der Werth des Pfundes Gold ift hier zu 450 Thlr. gerechnet, was für das 16. 
Jahrhundert etwas zu viel, für das 18. und 19. Jahrhundert etwas zu wenig ift, aber 
dem Durchſchnitt entipricht. 

Zwei wichtige Erſcheinungen des Geldweſens laſſen ſich mit hinlänglicher Wahr: 
fcheinlichkeit als tes der feit der Entdeckung Amerika's fo außerordentlich ftarf 
vermehrten Edelmetallproduction und der anfangs überwiegenden Silbergewinnung 
bezeichnen, wenn auch heute noch über die Art und Weile des Gaujalnerus zwiſchen 
diefen Veränderungen der Metallproduction ünd jenen Erjcheinungen manche Zweifel 
zu heben find. Vom Anfang des 16. bis in das erfte Drittel des 17. Jahrhunderts 
ift nämlich der Taujchwerth des Geldes gegen die anderen Waaren erheblicy auf den 
dritten bis vierten Theil gefunfen,, oder mit anderen Worten die Preile der Waaren 
find im Allgemeinen um 200—300 %, geftiegen. Berner hat fi das Werthverhältnig 
zwichen Gold und Silber von 1:c. 11 um 1500, auf 1: faft 15 gegen Ende des 17. 
Jahrhunderts und auf 1:15 bis faft 16 feit diefer Zeit bis heute geftellt: Silber iſt 
gegen Gold wohlfeiler geworden. Der Goldwerth gegen Waaren möchte jeit der Mitte 
des 17. Jahrhunderts bie zur Mitte des 19. ziemlich gleichmäßig geblieben fein, viel 
leicht verrieth er in dererften Hälfte diefes Jahrhunderts eine leichte Tendenz zum Steigen. 
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Seit dem Jahre 1848 hat die Goldproduction einen früher unbefannten Auf- 
ſchwung genommen, während die ebenfalls ein wenig geftiegene Eilberproduction nicht 
— ‚ um den Verluſt von Silber für den Occident au ey ar Dem Gewichte nach 

etrug die Goldgewinnung von 1492—1847 nur 3,,, die Silbergewinnung 96,,%, 
von 1848—62 dagegen jene 15, diefe nur 85%. Im Jahre 1848, wo doch Die ruſſiſch— 
fibirifche Ausbeute ſchon einige Zeit eingewirkt hatte, beftand vermuthlidy nur ein Be- 
trag von 2,,°%/, der ald Geld dienenden Evelmetallgewichtömafie aus Gold und 97,,% 
aus Silber, oder dem Werthe nad nicht ein Drittel des umlaufenden Geldes war 
Gold. Jetzt dagegen hat fi) die Goldgeldmafle um 160%, vermehrt, die Silbergeld— 
maſſe um 17—18 % vermindert, jene beträgt dem Gewichte nach über S— 9%, dem 
Werth nach ſchon anfehnlich über die Hälfte alles Geldes. Nach dem Geſetz des Werths 
und nad) den früheren Erfahrungen würde man nun bereits jegt eine Werthverminde: 
rung des Geldes gegen Waaren und ein Fallen des Goldwerthes gegen Silber erwarten. 
Da gleichzeitig der Silberbevarf innerhalb der occidentaliſchen Weltwirthichaft Die 
Silberausbeute überfteigt, vornehmlich zur Dedung der in Eilber erfolgenden Zah— 
lungen an Dftafien, jo würde vielleicht noch ein befonderes Steigen des <libers gegen 
Gold, folglid um jo mehr eine Wiederannäherung des Werthverhältniftes beider 
Metalle an das frühere, dem Silber günftigere zu vermuthen fein. Die weitere Ent: 
widelung der Werthveränderung würde dann von dem Kortbeftchen der gegenwärtigen 
Productionsverhbältniffe der Edelmetalle abhängen. 


Die Schwankungen des Werthverhältniffes von Gold und Silber lafien ſich leicht 
controliren nach den Londoner Eilber- und den Hamburger Goldpreifen. Danach ftcht 
feft, daß Gold feit. 1848 etwas aber nur wenig wohlfeiler, Silber theuerer geworden 
ift. Das Verhältniß war nah Soetbeer infondon von 1831—50 1:15,,,, 1851 — 
62 1:15,36, der niedrigite Jahrespurdichnitt im Jahre 1859 1:15,,,, der niedrigjte 
notirte Goldwerth überhaupt in demielben Jahre 1859 1:15,05. Im Jahre 1559 
ftand Gold alfo durdyfchnittlich doch nur 3,,,°%/ niedriger, wie von 1831—50 und im 
Zeitraum von 1851—62 nur 2,75%. Die folgenden Jahre feit 1860 weifen ſogar 
wieder eine Steigerung des Goldwerths auf (1861 1:15,53, freilich unter dem Gin- 
fluß der Goldkäufe der franzöftichen Banf, 1862 1:15,35, gegenwärtig (Frühjahr 1965) 
fogar 1:15,35). Diefe früher faum gemuthmaaßte geringe Veränderung des Werthver— 
haͤltniſſes erklärt fid) durd das Doppelwährungsfnftem Franfreihs und feiner Nady- 
barländer, wo bei dem legalen Werthverhältniß von 1:15,, für den Bedarf der Eilber- 
mafjen nad) Aſien ꝛc. immer noch Silber u einem wenig höheren als dem gefeglichen Courſe 
zu haben war. Nach der faum mehr fernen Erfchöpfung des franzöſiſchen Münsgebietes 
an verfügbarer Silbermünze und bei einer Fortdauer der Silberftrömung nad) 
Alien wird eine ftärfere Veränderung des MWerthverhältnifies zu Gunften des Silbers 
nad) dem jegigen Stande unferer Kenntniffe der einſchlagenden Verhältnifie wenigſtens 
für wahr fchleinlich gelten müffen. 

Ungleich fchwieriger ift Die richtige Beantwortung der Frage, ob bisher unter dem 
Einfluß Der vermehrten Geldmenge eine Berminderung des Geldwerthes gegen Waaren 
oder ein fogenanntes allgemeines Steigen der Waarenpreife wahrzunehmen fei. Im 
Ganzen find die continentalen Etatijtifer mehr wie die engliichen geneigt, dieſe Frage 
zu bejahen. Die Antwort ift deshalb fo ſchwer, weil gerade in Dem Zeitraum feit 1848 
notorisch eine große Menge neuer Factoren auf die Preisausgleihung innerhalb 
Europa's und auf die unzweifelhafte Preisfteigerung vieler wichtiger Waaren einge: 
wirft haben und der Einfluß diejer Factoren einerſeits, derjenige der Geldvermehrung 
andererfeitö ſich nicht leicht trennen lafien. Die Entwidelung des Dampfeommunicas 
tionsweſens, die Bejeitigung der legten Epuren der Naturahwirthichaft, der Uebergang 
zur Greditwirtbfchaft, die liberaleHandelspolitif, die Papiergelpwirthichaft in mehreren 
europäifchen Ländern, die Fortſchritte in der landwirthſchaftlichen und indujtriellen 
Tchnif und vieles Andere find Factoren, welche alle mehr oder weniger ihren Einfluß 
auf die Preisgeftaltung und zum Theil auf die Preisfteigerung ausüben mußten. Die 
dan von 1848— 1864 ift noch zu furz, als daß allevorübergehenden Ein: 

üffe auf die Preife in einzelnen Zeitpuncten fi in den Durchichnittspreifen Then 
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ausgleichen könnten (3.3. der Einfluß der Mißernten von 1863 1856). Wenn man 
geneigt ift, aus der großen Geldvermehrung jofort auf entipredhende Werthverminde: 
tung des Geldes zu —— jo muß man doch berückſichtigen, daß der große wirth: 
fchaftliche Aufihwung und die Ausdehnung des Welthandels den Bedarf an Metall: 
geld ebenfalls jehr erhöht haben. Vor einigen Jahren fprahenNewmard und Soet— 
beer noch die Anfiht aus, daß eine Verminderung des Geldwerthes als joldyen noch 
nicht ficher zu behaupten fei, wogegen Cevaffeur bald darauf jchon eine beftimmte 
Werthsverminderung glaubte nahweifen zu fönnen. Neuerdings kommen der Englän» 
der Jevans und in einer jchönen und forgfältigen ftatiftiichen Unterfuhung €. 
Laspeyres zu dem Refultate, daß eime ziemlich bedeutende Werthverminderung des 
Geldes nicht mehr zu beitreiten fei, welde Laspenres nad den Hamburger Preiſen 
auf ca. 20%, für die Jahre 1860—1862 (gegen 1841—1850), nad) den Londoner 
Preiſen aus erflärbaren Urſachen auf allerdings nicht unbedeutend weniger, auf 
12—11 anſchlägt. Die Geldwerthverminderung wäre dann durchfchnittlich etwa 
bald jo groß, als die Vermehrung der Geldmenge, woraus man die Bedeutung der 
Ausdehnung des Verkehrs für dieſe Frage — könnte. Nach dieſen Forſchungen 
ſcheint die Thatſache der Geldwerthverminderung durch Vermehrung der Geldmenge 
kaum mehr beſtritten werden zu können. Ueber die Größe des Werthſinkens wird man 
freilich noch zu keiner Einigung kommen; nur ſcheint der Einfluß der ſpeciellen den 
Waarenpreis ſteigernden Momente in der vergangenen Periode größer zu fein, als 
3. B. Jevans und Laspeyres ihn annchmen. 

Dem fei jedoch, wie ihm wolle, für die Währungsfrage ftehen die zwei wichtigen 
Thatjachen feit, daß bereits eine Feine Veränderung des Werthverhältniſſes zwiſchen 
Silber und Gold und cine noch größere Veränderung des Taujchwerthes des Geldes 

—— Maaren, nämlich eine Verminderung des Geldwerthes eingetreten find. Nun 
fe ſt es allerdings nody dahin, ob man in erfterer Beziehung ein Sinfen des Goldes 

egen Zilber oder ein Steigen des Silbers gegen Gold oder Beides zugleich annehmen 
oll. In den legten Jahren hingen die Schwankungen des Werthverhältnifies vorzüg— 
lich von der Nachfrage nach Eilber und dem Angebote von Silber auf dem Londoner 
Markt ab. Zur Dedung der ftarf paſſiven Zahlungsbilanz des Occidents gegen Oftafien 
wurde Eilber, das en Zahlungsmittel in Alten verlangt, nad) dem Stande der 
Wechſelcurſe zwiſchen London und den indijch = chinefifchen Plägen fiel die Nachfrage 
nad Silber ſchwächer oder ftärfer aus. Genügte das durd) Die mittelamerifanifchen 
Poſten gebradyte Eilber zur Dedung des aſiatiſchen Bedarfs nicht, jo flieg der Lon— 
doner Eilberpreis, im umgefchrten Fall fanf er. Im Ganzen wird man für die nächite 
Bergangenheit wohl annehmen dürfen, Daß das Silber gegen Gold etwas theuerer 
geworben fei. Injofern wäre der Goldwerth etwas ftabiler geweſen. Da nun bisher 
weſentlich infolge der Doppelwährung im franzöfiihen Münggebiet das Werthver« 
hältniß zwiſchen Gold und Silber fi Do nur um 2—3 °/, verändern fonnte, jo mußte 
allerdings die durch die Nermehrung des Goldgeldes verurfachte Geldentwerthung 

egen Waaren auch in fven Ländern der reinen Silberwährung mit zum Vorfchein 
ommen. Nun würde gemäß der muthmaaßlichen Steigerung des Silbers gegen Gold 
eine geringere Erhöhung der in Silber als der in Gold ausgedrüdten Waarenpreije 
zu erwarten fein. Wenn trogdem die Hamburger Preife nicht nur nicht weniger, ſon— 
dern erheblidy mehr als die Londoner geftiegen find, fo deutet diefer Umftand von 
Neuem auf die befonderen, die Preisfteigerung auf dem Gontinente mit bewirkens 
den Factoren hin. Wäre Silber aud) bisher gegen Gold wirklich etwas theuerer gewor- 
den, jo würde es doch ſchon jegt, weil die Geldentwerthung durch die Goldvermehrung 
verurfacht wurde, ald Preismaaß und Währung das ftabilere Metall fein, welches den 
Borzug verdiente. Tritt alddann in Zukunft infolge der fortvauernden Goldvermehs 
rung eine fernere Verminderung des Geldwerthes dieſes Metalles, gleichzeitig aber 
infolge des andauernden Ueberwiegens der Goldgewinnung über die Silbergewinnung 
und des ferneren Abflufies des Filbers nad) dem Dften eine größere Differenz im 
Werthverhältnig des Goldes und Silbers zu Gunften des legteren Metalles ein, fo 
wird ng die Geldentwerthung immer mehr aufdas Goldgeld befchränft bleiben. 
Zur Währung muß man dasjenige Metall wählen, welches im Waarenverfehr feinen 
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leihmäßigen Tauſchwerth möglichft behauptet, alfo das Silber. Schließlich fönnte frei= 
ic das etwaige Steigen des Silberwertbs ftören, aber jelbft in diefem Fall ift es 
durchaus nicht wahricheinlich, daß dieſes Steigen des Eilberwerthes jo groß wie Das 
Fallen des Goldwerthes gegen Waaren fein wird. Immerhin würde dann Silber die 
relativ ftabilere Währung bleiben. 

Für die zufünftige Geftaltung der Dinge ift die Fortdauer der großen Goldaus— 
beute der principale Factor, jodann fommt der Handelsverfehr des Decidents mit Dit- 
aften in Betracht. Die leichte und bequeme Goldwäſcherei hat wie überall jo auch in 
Californien und Auftralien bald aufgehört. Die Goldgewinnung erfolgt jegt bereits 
in großen Anftalten mit Hülfe von Maſchinen und ausgebildeter tehnifcher Hülfe: 
mittel, alſo in regelmäßigem Betrieb, unter der richtigen Mitwirfung des Factord 
Gapital. Die Berichte über die Zukunft des Goldbergbau's in jenen Ländern ſtimmen 
nicht immer ganz überein, aber nad glaubwürbigen Mittheilungen Sadjverftändiger, 
fo 3. B. nad) dem amtlichen Bericht des von der franzöflichen Regierung hingefandten 
Ingenieurs Laur ift der californijche Reihthum an gewinnbarem Golde unermeplich. 
Wenn Gapital und namentlid) Arbeitskräfte nicht fehlen, fann die Production einft- 
weilen jedenfalls noch lange nod) unvermindert fortdauern. Die Abnahme der Gold— 
ausfuhr, in den legten Jahren befonders in Victoria wahrgenommen ſcheint daher 
nod) nicht auf eine dauernde Verminderung der Production ſchließen laffen zu müſſen. 
Der Werth des Goldgeldes müßte auch erft jehr bedeutend gefunfen fein, — Yaur 
meint auf 25—30 %, des jegigen, — bis der Goldbergbau in Ealifornien bei ratio: 
nellem Betriebe unrentabel würde. 

Nah Dftafieen (Indien, China) ift in den 12 Jahren von 1851 — 1862 
mit den Dampfern der Ueberlandspojt von Southampton und den Mittelmeerhäfen 
aus die ungeheuere Summe von 753 Mill. Thlr. Silber gegangen, während in der 
felben Zeit aus Merifo und Südamerifa nur für 333 Mill. Thlr. nad) England fam 
(Zufammenftellungen von Soetbeer). Außerdem geht noch direct von Amerifa, im 
ruſſiſch-chineſiſchen Verkehr ıc. Silber nad) Aſien. Zeitweilig ftieg der Bedarf infolge 
der europäischen Seidenmißernte, neuerdings wegen der Baummwollenfriiis und der An- 
lage von Eifenbahnen u. f. w. in Indien noch mehr, weil die Zahlungsbilanz ſich noch 
ftärfer zu Gunften Aſien's ftellte. Ein großer Theil des Silbers wird nach den uralten 
MWirthichaftsgewohnheiten der Aftaten zu Schmud und Geräth benugt und ald Schatz 
vergraben. Gegenwärtig bedarf Indien auch immer mehr Silber für feine Circulation, 
weil fich der Uebergang von der Natural- zur Geldwirthſchaft dajelbft vollzicht. Bor- 
ausfichtlic find hier noch große Summen erforderlich, welche ein neuer engliicher 
Schriftiteller, Rees, auf 4—500 Mill. Pfd. St. (?) ſchätzt. Aber gerade das wirth- 
fhaftlihe Emporfommen von Indien umd die Einführung der Geldwirthſchaft werden 
vermuthlich, wenn auch nur langiam, ihren Einfluß auf die Gewohnheiten des Volfes 
ausüben und den Abſatz europäifcher Waaren fteigern. Die Wiederheritellung des Frie— 
dens in Amerifa vermindert den Silberbedarf für Indien, fobald fie unferen Bedarf 
an indifcher Baumwolle reducirt. Die in Ausficht genommene Einführung der Gold: 
währung in Indien würde ebenfalls ftatt Silbers theilweife Gold dorthin abfließen 
lajien. Die Vermehrung der&ilberausbeute, bereits in den legten Jahren eingetreten, 
ift für die Folge um jo wahrſcheinlicher, wenn der Silberwerth hoch bleibt und in 
Mittelamerika die politiihe Drdnung hergeitellt wird. Der billigere Quedfilberpreis 
(1847 166, 1862 74 Thlr. pr. Etr.), welcher den californiihen Gruben zu danken 
ift, fommt der Silberbeförderung ebenfalls zu Gute. Nady einigen Jahren werden 
auch die Regierungsrimeffen und die Zinszahlungen der Geſellſchaften von Indien nad) 
in an wachlen. So erſcheint e8 und nidyt unwahrfcheinlich, Daß der aſiatiſche Sil— 
berjtrom in nicht ferner Zeit durch die Production gededt werden faun. Cine Gefähr- 
dung für das Geldwejen reiner Silberwährungsländer durch jenen Abfluß fcheint und 
—— noch nicht bewieſen zu ſein. So lange das nicht geſchehen iſt, wird man 
dem Silber wenigſtens bei uns, wo es einmal die Währung iſt, den Vorzug geben 
dürfen, weil es vorausſichtlich das in ſeinem Tauſchwerth gegen Waaren Aabilere 
Metall if. Schließlich ift auch für den Werth der edlen Metalle der Productions: 
foftenfag entjcheidend, zu welchem die Menge nachhaltig vermehrt werden fan. Nach 
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Laur's u. A. Berechnungen wäre es unwahrſcheinlich, daß Silber um mehr als 
10—15 % billiger hergeſtellt werden könnte, als jetzt, waͤhrend Gold um 70%, billiger 
zu liefern wäre. Alles erwogen, fcheint mir die Beibehaltung der reinen Silberwäh.- 
rung für Deutſchland gegenwärtig am empfehlenswertheften zu fein. 

Eine praftifchere Handelsgoldmünze, ald die Krone, bleibt dann ein Bes 
bürfniß. Soetbeer und mande deutſche Handelsfammern ſchlagen dafür das 20 Fr.« 
Stüd vor. Es ift nur zu wünfchen, daß fich nicht factifch eine Art Doppelwährungs: 
ſyſtem einbürgern. In Betreff aller weiteren PBuncte f. den Art. Münzweſen. 
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Adolph Wagner. 


Waflerftraßen. 


Lange zuvor, che der Transport der Güter in dem Bau von Landftraßen (f. d. 
Art. Straßen) eine Erleichterung fand, wurden die Mafferftraßen als bequemfted und 
billigites Verkehrsmittel benugt. Bekannt ift, daß die Phönizier mit Hülfe ihrer See- 
ſchifffahrt einen blühenden Handel unterhielten, und daß in jpäteren, wenn auch nod) 
vordhriftlicher Zeit Carthagenienſer, Griechen und Römer die Waſſerſtraßen wohl au 
benutzen verftanden. Und doch blieb es erit Der neueren Zeit vorbehalten , durch wich— 
tige Entdedungen auf naturwifienichaftlibem Gebiete (Gompaß , metcorologiidye Be- 
obachtungen, Entwerfung von Scefarten) , vorzüglicd aber durd) Auwendung der 
Dampffraft und zahlreiche Verbefferung im Schiffsbau das Meer nad allen Seiten 
ungefcheut zu durchfreugen und durch Aufgebung der früheren Küfteniciffrahrt den 
Sechandel zu einem internationalen Welthandel umzugeftalten Vergl. darüber die 
Art. „Schifffahrt“ und „Meer“). * 

Ein glei blühender Verkehr entwidelte fih bei der Slußfchifffahrt, und 
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bier kam analog den Meeresſtrömungen bei der —— der Fall des Waſſers dem 
Transport außerordentlich zu Statten, während bei der Bergfahrt wenigſtens zeit— 
weiſe die Luftſtrömungen die Stelle der Motoren einnahmen, abgeſehen davon, daß 
in der Neuzeit die Einführung der Flußdampfſchifffahrt den Verkehr von der 
Gunſt oder Ungunſt der Elemente unabhängig gemacht hat. War nun auch die Fluß— 
ſchifffahrt infofern gegen die Seefhifffahrt ungünftig geſtellt, ald die Quantität der 
auf einmal fortzubewegenden Laften wegen der Kleinheit der Fahrzeuge geringer war, 
fo erforderte wiederum der Wajlertransport des Binnenlandes geringeres Anlagecapital 
(für eine Gattung der Bahrzeuge, für Flöße eigentlich gar Feind, da die — 
wegende Laſt zugleich als Fahrzeug felbft dient , und bei der geringen Gefährlichkeit 
der Flußſchifffahrt war auch das Rifico des Transportführers weit Heiner ald auf dem 
ftürmishen Meere. Dem Landtransport gegenüber eignete ſich die Flußſchifffahrt 
namentlich zur Fortbewegung der billigern Maffengüter, und als die Eifenbahnen die 
früher belebten Ehauffeen veröden ließen, blühte die Binnenfhifffabrt nur um 
um jo freudiger auf. Die Ermäßigung der Spefen, welche auf der Herbeiführung der 
Stoffe laften, fucht die Induftrie fortdauernd zu mindern, und fte verzichtet bei joldyen 
Artifeln, die ihres geringen Werthes wegen feinen hohen Zinfenverluft verurjachen 
und bedeutenden Preisichwanfungen nicht ausgefegt zu fein pflegen, lieber auf rajche 
Beförderung. Die Verſendung folcher Fabricate, welche meift mit dem größeren Werthe 
geringeres Bolumen und geringeres Gewicht verbinden, ift den Eifenbahnen juges 
wiejen: die Robftoffe dagegen ſuchen, fobald dies nur irgend möglich ift, die Waſſer— 
ftraße auf, und die billigern Transportipeien laflen bei vielen Artikeln recht gern die 
langjamere Fortbewegung überfehen. Die Wafferftraße hat den weiteren Vorzug, daß 
an af allen Puncten des Ufers Ein: und Ausladungen der Güter ftattfinden können, 
während die Bahnen weit mehr an beftimmte Stationen gebunden find. Infolgedeſſen 
bilden die ſchiffbaren Gewäſſer des Binnenlandes für eine große Anzahl von Handels» 
gegenftänden, wie Holz (ald Bau» und Brennmaterial), Stein- und Braunfoblen, 
Torf, Banfteine, Getreide, Obft, Roheifen, Düngemittel, Farbhölzer, ſelbſt für Colo— 
nialwaaren, fobald der Bezug ein ftetiger, regelmäßig wiederfehrender geworben ift, 
immer no die Hauptitraße, und wo die Bodenbefihaffenheit und der vorhandene 
Waſſerreichthum e8 irgend erlauben, ift man in induftriereichen Ländern bemüht ge 
weſen, die Zahl der Wafferftraßen durch Canäle (f. d. Art.) zu vermehren. England 
hat deshalb in der Negulirung feiner furzläufigen Binnengewäfler den nötbigen Eifer 
gezeigt und Die praftifchen Nordamerifaner betradyten bei der Anlage einer neuen Stadt 
die Verbindung ihrer großen Ströme mit den Bahnen als zwingende Vorbedingung. 
Frankreich hat jeit der Regierung Napoleons III. gleichfalls viel von dem früher Ver: 
fäumten, namentlich durch die Anlegung künſtlicher Waflerftraßen nachgeholt, während 
Deutſchland nicht mur jeine Ströme mit den widerfinnigften Zöllen belegt und erft in 
der neueften Zeit eine Ermäßigung derjelben geftattet (vergl. d. Art. „Rlußzölle*), 
fondern auch lange Zeit für dieRegulirung feiner Wafferftragen nur fehr wenig gethan 
bat. Die Eifenbahnen haben die Flußſchifffahrt feineswegs entbehrlich gemacht, im 
Gegentheil, obgleich an den vielen Orten der deutihen Ströme Bahnen hinlaufen, 
die nicht jelten meilenweit die natürliche Ginfenfung des Fluſſes zur Vermeidung ver: 
lorner Steigungen benugt haben, zeigt der Berfehr auf den Strömen trog des immer 
fchlechter gewordenen Fahnwaflers eine, wenn auch langfame, doch ftetige Zunahme. 
Wird zumaleine Verbindung mit dem fchiffbaren Fluſſe hergeftellt, fo daß die fogenannten 
Maſſengüter die Mafferftraße erreichen können, fo übernehmen die Eifenbahnen 
die jehr danfbare Rolle, fich mit der Vertheilung der Güter der Wafferfradht für jolche 
Gegenden zu befaffen, die zwar demielben Flußgebiet angehören, von der Hauptaber 
aber ziemlich entfernt liegen, und die Rohftoffe und Halbfabricate derfelben Gegenven 
dem Fluffe wieder zuzuführen. Diefe Wedyjelwirfung, welche naturgemäß der Fluß— 
ihifffahrt die Maflengüter des Durchgangsverfehre zuzuweiſen verfpricht, ift auch am 
beten geeignet, den langjährigen Klagen des Handelsftandes über die Üebergriffe der 
Eifenbahnen abzuhelfen. Vergebens wartet der Handelsftand auf durchgreifende Re 
duction der Tarife und auf die Abftellung mancher anderen Uebelftände der Bahnver- 
waltungen. Durd ihr Monopol find die Eiienbahnen Herren der Eituation gewor- 
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den, und nur Die @oncurrenz wird im Stande fein, angemeflene Zugeftändnifie erreichen 
zu laffen. Sobald eine neue Bahn in den Verkehr mit eingreift, die noch keineswegs 
eine Parallelbahn für eine bereits beftebende Linie zu fein braucht, ändert ſich die Wider: 
willigfeit und Hartnädigfeit fofort. Daher keinerlei Einmiſchung von Seiten der 
Staatögewalt, feinerlei Vorſchriften für Frachtiäge und Lieferfriften, feine neuen Pros 
centfäge für Manko's bei Ablieferung der Fracht — fondern nur foviel ald möglich 
freie Concurrenz durch Vermehrung der Verkehrswege, und da durch die ertheilten Pri— 
vilegien die Anlage directer Concurrenzbahnen in der Regel auf lange Zeit hinaus 
noch ausgejchlofien iſt, ift augenblidlih nur von den Waflerftragen und ihrem natür- 
lien Berfehrsmonopol eine wirkſame Abſchwächung des Eifenbahnmonopols zu er- 
warten: 

In dem Zuftande freilich, in dem fich die deutfchen Ströme, namentlich in den 
legten Jahren befunden haben, find fie nicht im Stande, den Eifenbahnen eine wirt: 
fame Concurrenz zu bereiten. Es fehlt ihnen vor allen Dingen — vielleicht noch mit 
Ausnahme des Rheins und der Donau, die während der Sommermonate von dem 
nachhaltigen Gleticherwafler der Alpen auf einem mittleren Stande erhalten werden — 
an ausdreichendem Fahrwaſſer, und von Jahr zu Jahr hat fi die Fahrbahn in er- 
ſchreckender Weiſe verjchlechtert. Mit voller Belaftung vermag der Schiffer, wie allge: 
mein befannt ift, nur im Frühling zu fahren, wenn er mit Gewißheit auf Hochwafler 
rechnen kann; nach wenig Wochen, oft ſchon nad) einigen Tagen finft der Strom auf 
feinen niedrigen Stand zurüd, und dann ftößt Das Fahrzeug bei einer keineswegs vollen 
Beladung auf Etellen, die nicht zu paffiren find. Mitten auf dem Strome macht ſich 
dann eine partielle Umladung der Fracht ffür jeden fehlenden Zoll Wafler muß das 
Schiff um circa 100 Etr. leichter gemacht werden) nöthig, um, nachdem die gefährliche 
Stelle überfchritten ift, die gleidy mühevolle Wiederaufnahme der Fracht in das ge: 
leichtere Schiff zu bewerfftelligen. Die Schiffer find mit ihrem Verdienſt längft an der 
Grenze deflen angefommen, was zum täglichen Unterhalt erforderlich ift, und das Alles 
nicht Deswegen, weil die deutichen Ströme nicht mehr ſchiffbar find — dann würde 
jeder Groſchen zur Regulirung weggeworfen fein — fondern weil auf jedesmal 3—4 
Meilen eine oder zwei Stellen fich finden, die früher ohne große Mühe fahrbar zu er: 
halten gewefen wären, während jegt die Herftellungsfoften zwar höher, aber immer 
noch nicht unverhältnigmäßig hoch find. Nicht felten geſchieht es ferner, daß ein Schiff, 
aller Vorſicht ungeachtet und ohne Verſchulden der Mannſchaft, an einer ſolchen Leich— 
ftelle fefttährt. In der Regel hält ein einziges feitgefahrnes Schiff alle übrigen Schiffe 
an diefer Stelle auf. Von einer Einhaltung der Fieferfriiten kann kaum nod Die Rede 
fein, da der Edyiffer in den Sommermonaten niemals darauf rechnen fann, daß die 
Beihaffenheit des Etromes die Fahrt möglich machen werde. 

Ueber die Urſachen dieſes Wafjermangels iſt man nicht mehr in Zweifel. Die 
Veränderungen in der Geftaltung der Oberfläche des Landes, wie fie durch die Er- 
weiterung des Aderbau’s und durch fonft fehr vortheilhaft wirkende landwirthichaftliche 
Meliorationen hervorgerufen worden find, fonnten bei dem Mangel an anhaltenden 
und ftärferen atmoiphäriichen Niederſchlägen Landregen und jchneereiche Winter) nicht 
verfehlen, den Reichthum der Quellen und in weiterer Folge den Stand der Bäche und 
Heineren Flüſſe, endlich der Ströme herabzudrüden. DieStromgebiete enthalten zwar 
noch Wald genug, um bei forgfältiger Pflege deijelben für unfere geographiiche Breite 
den fließenden Gewäflern auch während der Sommermonate einen mittleren Wafler: 
ftand zu fihern, aber viele derjelben ermangeln der regeltechten Bewirthſchaftung und 
werden dann mehr oder weniger unfähig, dieihnen von der Natur übertragene Bunction 
der Negulirung der Temperatur wie der atmoſphäriſchen Niederfchläge vollſtändig 
auszuführen. Im Laufe der legten Jahre find allerdings große mit Wald beftandene 
Flächen dem Aderbau übergeben worden. So wenig ſich dem vorhandenen Walpbeftand 
gegemüber (in Deutichland no circa 27— 28%, der Dberfläche) dagegen etwas jagen 
läßt, jobald guter Waldboden in der Ebene zu Feld umgewandelt wird, jo hat man 
doch unbedachterweiſe auch fteile Abhänge ihres Holzbeftandes beraubt und dem Ader- 
bau dienftbar gemacht, dadurch aber dem Boden die Fähigkeit entzogen, die atmoiphä- 
riſchen Niederfchlagswäfler in ſich aufzunehmen. Infolge deſſen ruft beifpieldweife jeder 
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ftärfere Regen, anftatt die Quellen nachhaltig zu fräftigen, nur jchnell vorübergehende 
partielle Wafieranhäufungen in den Bächen und Flüffen hervor, um dann fofort das 
niedrigite Niveau des Maflerftandes wieder eintreten zu laflen. In anderer Hinficht 
find ferner der intenfivere landwirthichaftliche Betrieb mit feiner — — 
folge, ſowie die Meliorationen (3. B. Drainage) von weſentlichem Einfluſſe auf die 
verminderte Quellenbildung. 

Inwieweit von Seiten des Staats die Fürſorge für die Erhaltung und regelrechte 
Bewirthichaftung der Privatwaldungen entiprechend erfcheinen möchte, ein mittleres 
Niveau der laufenden Gewäfler aud; während der Sommermonate zu ſichern, fol nicht 
einjeitig vom Standpuncte der Schifffahrt und des Handeld aus entſchieden werden. 
Die Land» und Korftwirthichaft find bei dieſer wichtigen Frage gleichfalls zu hören. 
Abgefehen von dem hodyzubaltenden Grundfage, jo wenig ald nur möglich Eingriffe 
in den wirtbichaftlichen Betrieb — gleichviel in welcher Etwerbsbranche — zu ges 
ftatten, und ftatt dejien den ungejtörten Wirtbichaftsbetrieb, joweit nicht unbeftreitbare 
Rechte Dritter verlegt werden, an die Spige zu ftellen, haben erfahrungsgemäß felbft 
die jtrengften Vorſchriften über den Waldbau ſich in allen Zeiten fo gut wie wirkungs— 
[08 erwiefen, und da es in Deutichland nicht eigentlich an Wäldern, jondern nur an 
der richtigen Pflege derſelben fehlt, fo würde auch vorausfichtlich felbft durch das 
ftrengite Gefeg außerordentlich wenig erreicht werden. Die allmählich wachjende Ein: 
fiht, daß geringe Bodenclaffen mit Holz beftanden höheren Reingewinn geben, als 
diefelbe Fläche in Feld umgewandelt, und nicht minder die ftetig fteigenden Holzpreiſe 
werden für die Waldwirthichaft weit beſſere Stügen werden, als die ſpeciellſten Regu— 
lative und Controlirungen der Behörden. Vielleicht brauchte einzig und allein nur 
das Verbot gegeben zu werden, Abhänge von einem gewiſſen Neigungswinfel an in Feld 
umzuwandeln, da auf deren unbedachte Entwaldung wohl die meiften der oben ge: 
nannten Uebelſtände ſich zurüdführen lafien. 

Doch dies ift es nicht allein. Sehr mächtige Ströme, wie etwa der Miſſiſſippi, 
ferner die Ströme in China und Oftindien, auf denen ohne große Eorrectionen feit vor: 
hiſtoriſcher Zeit ein lebhafter Verkehr ftattgefunden hat, reguliren fich felbft, wenn das 
in vielen Fällen auch nur heißt, „der Strom ſchafft fich, ſobald die bisherige Fahrbahn 
zu verfanden droht, fofort eine neue und hinreihendes Fahrwaſſer ift ſtets vorhanden, 
obgleich fidy daflelbe in den Details fortwährend ändert. Die europäifchen Ströme 
dagegen haben, höchftens mit Ausnahme der Donau und Wolga einen weit fürzeren 
Lauf, infolge deſſen ein weit Fleineres Stromgebiet und fünnen über ſolche Waſſer— 
maflen, die ein hinreichendes Fahrwafler auch ohne Eorrectionen von ſelbſt verfchaffen 
würden, nicht gebieten. Soll eine angemeſſene Fahrbahn erhalten bleiben , fo müflen 
die im Abbruch befindlichen Ufer befeitigt, au breite Stromftreden eingeengt, verfandete 
jeichte Stellen des Fahrwaſſers vertieft ausgebaggert) werden. 

Sofort entfteht die Frage, wer die daraus entitehenden Koften zu tragen hat. Die 
Zeiten find vorbei, in denen einzelne Elaffen auf Koften der Gefellichaft reich werden 
fonnten, und ift es faum fraglid), daß diejenigen Erwerbsbranden und zwar —— 
und Schifffahrt, welche von dieſer Stromregulirung den erſten und größten Nutzen 
ziehen, auch berufen find, die Koſten zu tragen und fie ſpäter auf die anderen Brauchen 
überzuwälzen. Diefem theoretiſch ficher ganz richtigen Grundjage fteht indeflen das 
praftiiche Bedenfen entgegen, daß bei denjogenannten conventionellen Strömen 
(d. b. ſolchen, die in ihrem Laufe das Gebiet — Staaten berühren | eine der— 
artige von der Schifffahrt und dem Handel gemeinfam anzubahnende Regulirung auf 
grobe Schwierigkeiten ftoßen würde. Vorausgefegt wird ferner ein Gemeingeift, der 

i8 zu diefem Grade zur Zeit noch nicht zu finden ift, und da man für die nicht aus» 
bleibenden Fälle, in denen einzelne Schiffer der ——— (um die Koſten nicht zu 
zahlen) ihren Beitritt verweigern würden, von Seiten der Regierung den betreffenden 
Gorporationen ein Zwangsrecht guerfennen müßte, fo ift es doch (zur Zeit wenigftens) 
empfehlenswertber, dem Staate die Regulirung zu überlaffen und ihm die Repartition 
der Koften auf die Schiffsführer zu übertragen. — Außerdem fommt noch ein Umftand 
hinzu, der nicht überfehen werden darf. Seit Jahrzehnten haben die Regierungen, 
wie fogleich näher ausgeführt werden foll, eine Regulirung der Ströme —— leider 
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aber nur zum Fleinern Theile ausgeführt. Durch diefe jahrelangen Verfäumniffe find 
die Koften unverhältnigmäßig erhöht worden, da Streden, die früher mit geringem 
Aufwand in Ordnung zu halten geweſen wären, fo gründlich verfchlechtert find, daß 
gegenwärtig jehr hohe Summen zurWiederherftellung eines ausreichenden Fahrwaſſers 
erforderlich find, und darf man dem Handel und der Schifffahrt faum zumuthen, für 
diefe Verſäumniſſe durch unverhältnigmäßig hohe Beiträge mit auffommen zu müflen. 
Es fommt hinzu, daß die Regierungen früher fehr hohe Zölle von dem Flußverfehr 
erhoben und doch ihre Verpflichtungen nur zum Heinen Theil erfüllt haben, fo daß man 
zuvörderſt eine vollftändige Regulirung des Fahrwaſſers verlangen und dann erft eine 

erbeiziehung der Schifffahrt Hr die Erhaltung der vorhandenen Baulichkeiten und 
* die Spätere Anlage neuer Eorrectionen verlangen kann. 

Bleiben wir, was dieje Zufagen der Regierungen betrifft, bei den deutſchen Strö- 
men ftehen, fo einigte man ſich bereits bei dem Pariſer Frieden von 1814 — wenn 
auch nicht in ftreng bindender MWeife — dahin, die Beftimmungen des Rhein» 
"oetroi’s von 1804 auf alle übrigen conventionellen Ströme auszudehnen, d. h. die 
Aufhebung aller Rechtstitel für die früheren Blußzollerhebungen, jowie die Unter: 
haltung der Leinpfade umd ded Fahrwaſſers. — Diefe Beftimmung lag den Arbeiten 
des Wiener Congreſſes von 1815 über die Flußſchifffahrt zu Grunde und Art. 113 der 
Congreßacte beftimmt ausdrücklich: „Jeder Uferftaat übernimmt innerhalb feines Ge- 
bietes die Unterhaltung der Reinpfade und die Arbeiten im Strombette, welche zu dem 
Zwede erforderlich find, daß die Schifffahrt nirgends auf Hinderniffe ftoße.“ Leider 
ift man diefen Verfprechungen nur in fehr unvollftändiger Weile nachgefommen.* 

Für die Rheinfhifffahrt bedurfte es ſchon 1822 bei dem Congreß zu Verona 
der Vermittelung — nicht der deutichen Großmächte, nicht Preußens, das für feine 
Rheinprovinzen einzutreten verpflichtet war — fondern Englands, um die unverfchämte 
Deutung der Niederlande von der Freiheit der Rheinichifffahrt yjusqu’a la mer« zu— 
rüdzumweifen und auf den traurigen Zuftand aufmerffam zu machen, indem fich der 
Unterrhein befand. Für den Oberrhein, der für Englands Handel nit das gleiche 
Intereſſe bot, war aber nur wenig mehr geichehen. Nicht genug, daf von den Schiff: 
fahrt&abgaben das drüdende Recognitionsgeld bis in die Neuzeit beibehalten 
worden ift, von Naſſau und Rheinhefen die Lootfenzwangspflicht und felbft für 
die Nebenflüffe 3. B. die Lahn Schifffahrtsabgaben beftehen,, ift im Allgemeinen für 
die Negulirung des Stroms in keineswegs ausreichender Weife gelorgt worden, ob» 
gleich der Verkehr namentlich in Bergbau- und Landesproducten ziemlich bedeutend ift 
und die Dampfichifffahrt des Rheins die der anderen Ströme übertrifft. So betrug 
im Jahre 1860 der Verkehr der wichtigften Rheinhäfen 28543116 Gentner und 
zwar von Straßburg bis nad) MWefel; der Hafenverfehr in Cöln im Jahr 1863 allein 
5127426 Gtr. 

Die Regulirung der Weferfhifffahrt bafirt oder jollte bafiren auf der 
Weferfhiftfahrtäacte vom 10. Septbr. 1824, der aufolge Veranftaltungen und 
Maafregeln zur Erleichterung des Handeld und der Schifffahrt von den Weferftaaten 
gemeinfam berathen werden follen. Trog mehrfacher Eonferenzen ift dieſer Strom an 
vielen Stellen ganz verwahrloft, um nicht zu fagen verwildert und bier hat namentlic) 
Bau verfäumt feinen Verpflichtungen nachzukommen, ja jogar mit Zuftimmun 

(denburgs auf der Detmolvder Conferenz erklärt, daß die Weſerſchifffahrtsacte er 
die wichtigfte Strede, die Unterweſer, feine Anwendung leiden könne. Der Flußſchiff— 
fahrtöverfehr von Bremen betrug 


für die Oberweſer 


Angefommen 1853. 1857. 1863. 
Schiffe und Flöße 2131 1985 2381 
Laſten a 40 Gtr. 59372 58733 88669 

Abgegangen 
Schiffe und Flöße 1251 1032 1380 


Paiten a 40 Gtr. 40965 40394 68060 


1018 Waſſerſtraßen. 


für die Unterweſer 


Angekommen 
Schiffe 4670 6382 5611 
Laſten 127547 185107 194785 
- Abgegangen 
Schiffe 4685 6387 5409 
Laften 128687 185253 189902. 


Eine etwas größere Rührigkeit zeigt fich gegenwärtig für die Regulirung der 
Elbe, obgleich audy hier noch jehr viel zu thun übrig bleibt und hauptjächlich die 
Staaten der Unterelbe, Hannover, Medlenburg und das frühere Lauenburg der Elb- 
Schifffahrt zu gerechten Befchwerden Veranlaffung gegeben haben. Nachdem vom 
Jahre 1840 an yelldden den betheiligten Staaten Unterhandlungen über die Regulirung 
des Fahrwaſſers ftattgefunden hatten, wurde 1842 durch Befahrung der ganzen Strede 
unter Betheiligung von Commiſſarien fämmtlicher Elbuferftaaten die Beichaffenheit 
des Fahrwaſſers amtlich feftgeftellt und dur die Additionalacte vom 13. April 
1844 folgende höchſt wichtige Zufage gegeben: „In Uebereinftimmung mit den von 
Waſſerbauverſtändigen ſämmtlicher Uferftaaten angeftellten Unterjuchungen des Elb— 
ftromed und ihrem darauf begründeten Öutachten vom 15. December 1842 werden die 
Uferftaaten, jeder für jein Gebiet, die geeigneten re treffen, um dem Fahr: 
waſſer der Elbe zwifchen Hamburg und Tetſchen eine Tiefe von wenigftens 3 Fuß 
Rheinländifch bei einem Mafferftande, welcher um 6 Zoll höher ift, als der im Jahre 
1842 beobachtete niedrigite, au verichaffen und zu erhalten. Von den zur —— 
dieſes Zweckes in jenem Gutachten empfohlenen Mitteln wird jeder Uferſtaat innerhal 
ſeines Gebietes und in den Grenzen ſeiner Berechtigungen diejenigen Mittel in An— 
wendung bringen, welche er den jedesmaligen örtlichen und ſonſtigen Verhältniſſen 
entſprechend findet. Die Ausführung dieſer Mansregeln foU ohne Aufihub begonnen 
und bis zur vollftändigen Erreihung des vertragsmäßigen Zwedes Fräftigit fortge— 
jegt werden.“ 

In den Jahren 1850 und 1858 trat die Elb-Stromſchau-Commiſſion 
wieder zufammen und ſprach fi) über das Fahrwaſſer dahin aus: „Daß der mangel- 
hafte Zuftand der Elbe und der eingetretene Stilljtand in der Verbeſſerung ihrer Schiff 
barfeit nicht jowohl dadurch, daß in der Apditionalacte ungeeignete oder verkehrte Cor: 
rectionsmittel vorgeichrieben, ald vielmehr dadurch herbeigeführt find, daß die dort vor: 

eichriebenen Mittel, welche in ihren wejentlichen Beftandtheilen, wie im Jahre 1542, 
% auch nody heute durch Theorie und Praris gerechtfertigt Daftehen, entweder gar nicht, 
oder Doch nur unvollftändig, unpaffend oder unzeitig angewendet wurden.“ 

Seitdem find wieder mehrere sr verflofien, und doch ift von den meiften Staa: 
ten, bejonders von den Staaten der Unterelbe, für die Einhaltung der gegebenen Zu: 
fagen ſehr wenig geicheben. Defterreich ift in dem Eifer, den es in den Jahren von 
1844— 1854 an den Tag legte, etwas erfaltet, dagegen hat Sachſen in den legten 
Jahren das Seinige redlich geleiftet, wenn e8 auch nicht möglich war, das, was Jahr: 
zehnte lang verjäumt war, jofort nachzuholen. Man geht dabei von dem ganz richtigen 
Grundjage aus, das Strombett durd) Uferbauten einzuengen‘, um eine größere Fahr— 
tiefe zu erreichen. In einzelnen Fällen hat das dadurch gewonnene Land, bejonders 
durch MWeidenpflanzungen, das Anlagerapital zu mehr ald landesüblichen Zinfen ver 
intereifirt. Außer bieten Barallelwerfen find Baggermaſchinen thätig, um bis zur 
fpäteren Regulirung neu entftandene Untiefen wieder fahrbar zu machen, fo daß die 
ſächſiſche Regierung, wenn fie mit gleicher Energie die Stromcorrectionen betreibt , in 
einigen Jahren ihren Verpflichtungen vollftändig nachgefommen fein wird. — Bon 
Preußen kann dafjelbe Leider nicht gejagt werden. Die Stromregulirungen, welche 
bisher erfolgt find, erftredten fich zumeift auf die Strede unterhalb Magdeburg , wäb- 
tend oberhalb der genannten Stadt (ftromauf bis zur jächfiichen Grenze) der Echiff- 
fahrtöbetrieb noch mit vielen Hinderniffen zu fämpfen hat. Das Syitem des Aus- 
baggernd, das zwar nicht auf die Dauer abhilft, aber doch in dringenden Fällen die 
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noch) fehlenden Gorrectionsbauten zu erfegen vermag, iſt nur höchft ausnahmsweiſe zur 
Anwendung gebracht worden. — Weit ungünftiger ftebt es mit den Berbeflerungen des 
Fahrwaſſers Im Anhaltifchen, endlich in Medlenburg, Lauenburg und Hannover, und 
giebt die von Soetbeer bearbeitete „Hamburger Benffehrift über die Mängel des 
Fahrwaſſers und fonftige Schifffahrtshinderniffe der Elbe von Melnik bis Hamburg“ 
(1964) darüber die eingehenditen Nachweiſe. 

Wie verichieden die einzelnen Regierungen den Zwed der Elbzölle aufgefaßt haben, 
geht aus folgender Tabelle (Soetbeer, die Elbzölle) hervor. 


1850— 1857. 
Durhfchnittl. Betrag Durchichnittliche Aug: 


der Gibzölle, gabe fürStrembauten. Mehransgabe. Mehreinnahme, 

in Thlr. Thlr. Ir. hir. 
Deiterreih . . 1737 53068 51331 — 
Sachſen ... 15216 29275 14059 — 
Preußen. .. 54929 117754 62925 — 

Anhalt ... 21010 18843 — 2177 

annover . 174416 35566 — 138850 

ecklenburg 124531 9733 — 114798 

Dänemarf „ . 58560 5149 — 53411 
Hamburg .. — 103153 103153 — 


Für die Jahre 1888 —1863 ſtellt ſich der Durchſchnittsbetrag der für die Elb— 
regulirung von Melnif bis Hamburg aufgewendeten Koften etwas beffer und zwar 





Stromlänge. Durchſchnittsbetrag. 
Oeſterreich 27 ,, Meilen ! 68633 Thlr.; 2514 Thlr. pro Ufermeile, 
Sachſen öl... 81417 = 235 + 5 . 
Anhalt 14, + 19126 — 1301 =: = . 
Preußen Ta 5 164123 — 1874 =» « s 
— ——— 25: 60573 — 2333 =» « . 
ecklenburg su ⸗ 6996 = 2250 =» = s 
Lauenburg 2. ⸗ 6127 =» 2113 =» = . 
Lübed:Hamburg 2, = 10654 — 38005 + = . 
Hamburg 6 ©: 179390 — 25998 ⸗⸗ s 
202,, Meilen. 597039 Thlr. 2942 Thlr. pro Ufermeile. 


Ueber den Elbverfehr liegen vollftändige Arbeiten aus neuerer Zeit nur von den 
an Dresden, Magdeburg, dem Zollamt Wittenberge und Hamburg vor. 
n Hamburg famen in 1863 von der Oberelbe 5162 Schiffe und Flöße mit einem To» 
talgewicht von 5'363982 Gtr. an, und gingen von da 4914 Schiffe mit 6'622790 Etr. 
ab, jo daß fich der Oberelbe-Verkehr des Hamburger Hafens allein auf einen Geſammt— 
umjag von 11986772 Gtr. belief. 

Für die Oder find jeit 1819 über 3 Mil. Thlr. aufgewendet worden und bis 
zum Jahre 1863 waren nach den Nadyweifen des preußifhen Handelsminifteriume 
33 Meilen vollftändig, 20,, Meilen theilweife und 16,, Meilen noch gar nicht regu— 
lirt. Deffenungeachtet befindet fich die Over in einem defolaten Zuftande, weil man 
nicht nach einheitlihem Plane verfuhr, fondern bald hier bald da ausbeflerte, anftatt 
eine durchgreifende Regulirung vorzunehmen. Um diefen Uebelftänden abzuhelfen, 
beſchloß im Jahre 1864 der Provinziallandtag für Schleften der Regierung '% Mi. 
Thaler für die Regulirung der ſchleſiſchen Strede unter der Bedingung zur Verfügung 
zu ftellen, daß die Regulirung nad einem einheitlichen Princip raſch in Angriff ge 
nommen werde. Der Oververfehr betrug 1864 in Breslau 945 Fahrzeuge ftromab- 
und 881 ftromaufwärts, Das Güterquantum, das Breslau paſſirte, ftellte ſich ohne 
die Flößerei auf: 





1) Beide Uferfeiten gerechnet. 


1020 Wechſel. 


1855. 1859. 1864. 
ſtromauf 441964 Etr. 195300 Ctr. 25267 Etr. 
ſtromab 865176 = 682862 =» 444021 = 


total 17307140 Er. 78162 Gtr. 469288 Etr., 
zeigt aljo eine fehr bedeutende Abnahme, während die oberſchleſiſche Eiſenbahn an 
Gütern derWafferfracht (Getreide, Holz, Kohlen, Zinf, Eifen) allein 35226147 Etr. 
beförderte. 

Für die Donau endlich bedurfte e8 wiederum der Benorwortung der ausläns 
diſchen Großmächte, um in der Parifer Gonferenz vom 16. Augujt 1858 durd) Feſt— 
ftellung der Donaufcifffahrtsacte den Verkehr auf diefem Strome zu regeln. 
Die Berfandungen an der Mündung find indeſſen gleichfalls noch nicht gründlich be 
feitigt, wie im Oberlauf manche Eorrectionen trog des verhältnigmäßig größern Waſ— 
ferreihthums auszuführen find. Die Donaudampfichiffiahrtsgefellichaft beförderte 
1861 von Regensburg bis Sulina (mit Einfluß der jchiffbaren Nebenflüffe) bei 
6369 Fahrten 1’329065 NReifende und 25'896539 Etr. Güter. Der gefammte öfter: 
reichifhe Donauverfehr (mit Ausnahme der Strede Paſſau-Linz) betrug 





Dampfidifffahrt Ruderſchifffahrt Summe 
1847 3, Mill. Ctr. 12 Mill. Ctr. 15,, Mill. Et. 
1861 265» = Pe TIER 


d. h. circa Y, der auf den damaligen öfterreihilhen Bahnen beförderten Güter. 

Literatur: Rau, Lehrb. d. polit. Defonomie. Bd. II. 2. Abth. S. 269— 284 
(Leipzig 1863). — Meidinger, Die deutfchen Ströme in ihren Verfehröverhält- 
niffen eipzig 1853). — Heinrih Rau, Statiſtikdes Handels der deutichen Staaten 
(Wien 1863). — Regelmäßige Berichte des Bremer Handelsblattes. — Hübner, 
Jahrbücher der Statifif, — Für den Rhein: Jahresberichte der Rheinſchifffahrts— 
Gentral-Gommiffion. — Jahresberichte der Handelsfammern zu Eöln und Mainz. — 
Für die Wefer: Die tabellarifchen jährlichen Ueberfichten des Bremiſchen Handels. 
— Für die Elbe: Die Elbzölle, Actenftüde und Nachweiſe über die Flußſchifffahrts— 
beftimmungen der Wiener Congreßacte v. Soetbeer (zugleich auch für den Rhein: 
oetroi und die Flußregulirung der übrigen deutichen Ströme von hohem Werth; Leipzig 
1860). — Soetbeer, Denfichrift über Die Mängel des Fahrwaflers der Elbe (Hamb. 
1864). — Art. Elbzölle und Elbregulirung v. H. Nengich in der Vierteljahrsichrift 
v. Faucher und Michaelis. Jahrg. II. Br. 4. ©. 66 (Berlin.1865). — Com— 
milfiondbericht der Dresdner — über Elbſtromregulirung (Dresden 
1865). — Die jährlichen ſtatiſtiſchen Berichte über Hamburgs Handel u. Schifffahrt. 
— Jahresberichte der Handelskammern zu Dresden und Magdeburg. — Für die 
Dder: Jahresberichte der Handelsfammern zu Breslau und Stettin; eingehende 
Artifel der Ditfeegeitung. — Für dieDonau: Ueberſichten in der „Auftria“ — von 
Czörnig. Das öfterreichiiche Budget Bd. II. &.579. — Für außerdeutiche Ströme: 
Ueberſichten in den offiziellen ftariftifchen Werfen und den jährl. Ausweilen der Han« 
delöbewegungen. 

H.R. 


Wedel. 

Mir befigen in dem Wechſel ein unmittelbares Geſchöpf des lebendigen kauf- 
männiichen Verfehrs, ein Erzeugniß feines Bedürfniſſes und einen Diener deffelben, 
ausgebildet durch den Brauch eben dieſes Verkehrs. Troß des ihm innewohnenden 
kräftigen Keims hat er vergleichsweiſe langſam und vorzüglidy erft feit den legten zwei 
Jahrhunderten ſich zu feiner Bedeutung und Ausbreitung erhoben, wie aber ar Jeder 
heute in erheblichem oder in beſcheidenem Maaße an dieſem Verkehr theilnimmt, ſo iſt 
auch der Wechſel ein für alle Kreiſe erſchloſſenes, ein weltbürgerliches Inſtitut gewor— 
den. Daran konnte bei ſeiner Entſtehung nicht gedacht werden, und bei dem Mangel 
brauchbarer Analogieen im römiſchen Rechte wußten die Juriſten jener Zeit ſchwer mit 
dem Eindringling fertig zu werden. Das Wechſelrecht blieb lange Gewohnheitsrecht; 
die älteſte geſchriebene ————— war diejenige der Stadt Bologna vom Jahre 
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1569. Deutſchland hat erſt im Beginn des ſiebzehnten Jahrhunderts die erſten Wech— 
ſelgeſetzgebungen empfangen, deren bald aber faſt jeder deutſche Staat ſeine eigene 
erhielt; ihre ER erhob ſich auf 91 umd noch vor zwanzig Jahren galten ihrer 56. 
Unter den obengedadhten Umftänden ijt es begreiflih, daß die Natur des Wechjels, der 
ſich in die Kategorieen des herkömmlichen Rechts nicht einzwängen ließ, eine verſchie— 
denartige — 8 fand, die in einer überreichen Menge von Deductionen ſich ab— 
ſpiegelt, den Zeugniſſen großen Scharfſinns, die aber im Ganzen wenig fruchtbringend 
waren. Die ältere Anſicht faßt den Wechſel in unzähligen Modificationen als einen 
Vertrag zwiſchen dem Ausſteller und dem Nehmer, und noch hat dieſe bis in die 
neueſte Zeit ziemlich allgemein geweſene Vertragstheorie ihre Vertreter; ihr ſtellten ſich 
in Deutſchland entgegen die glücklich widerlegte Papiergeldtheorie Einert's, die 
Theorie des Formalacts Liebe), die Creationstheorie Kuntze). Der Verfaſſer des 
gegenwärtigen Artikels faßt (in feiner Heinen Schrift „Ueber Wechſel und Wechſel— 
recht,“ 1845) den Wechiel ald ein Summenveriprehen auf und der nämlichen Theorie 
folgt Thöl Fee II. 1847). Zum Glüd üben dieje verfchiedenen Theorieen 
feinen Einfluß auf die geihäftliche und rechtliche Behandlung des Wechſels mehr, für 
welche die geichriebenen Rechte maaßgebend find, deren fein vorgeſchrittener Staat 
—* * und wir dürfen ung füglich ihrer eingehenden Beſprechung hier ent— 
alten. 

Der Wechfel oder Wechjelbrief ift ein Ichriftliches unbedingtes Verſprechen, durch 
welches der Ausfteller fich verpflichtet, an eine darin genannte Perſon eine gewiſſe 
Summe Geldes zu einer beftimmten Zeit an einem gewiſſen Orte entweder felbft zu 
zahlen, oder durch einen Dritten zahlen zu laffen, und weldhes eines bejonderen Redhts- 
ſchutzes genießt. 

Die äußeren Merkmale, welche den Wechſel von anderen, ähnlichen Urkunden 
unterſcheiden, find nicht überall die nämlichen, indem die einzelnen Gefeggebungen in 
den diesfallfigen Anforderungen mehrfady abweichen. Bei der Beantwortung der En e, 
ob ein Schein ein Wechſel ſei, kommt es daher vorzugsweiſe auf die betreffenden Be— 
ſtimmungen ſeines Urſprungslandes an, und es kann ein Geldverſprechen in dem einen 
Lande ein Wechſel ſein, während es in dem anderen als ſolcher nicht anerkannt wird. In 
der Verkehrspraxis wird der von einem Dritten zu zahlende Wechſel dadurch gekenn— 
zeichnet, daß man ihm als Bezeichnung ſeiner ſelbſt das Wort „Wechſel“ im Eontert 
einverleibt, und diefer Beftandtheil ift I mehreren Ländern zur Erzeugung der Wechſel⸗ 
fraftüberhbaupt unerläßlich, fo daß auch der vom Ausfteller ſelbſt zu bezahlende 
Schein ihn nicht entbehren darf; es ift das in Deutichland, Rußland, Dänemarf, 
Schweden, Norwegen der Fall. Urfprünglich war das Wort „Wechſel“ nicht erforder: 
lich ; die anderen Theile des Contertes waren beweifend für das zu Grunde liegende 
Rechtsgeſchäft, auf deſſen Borhandenfein es anfam. 

Das Wechſelrecht legt jedem Wechſelſchuldner, gegenüber demjenigen, weldyer 
den Wechſel von ihm übernommen hat und gegenüber allen denjenigen, welche ihn 
jpäter erwerben, eine befondere Verantwortlichkeit auf und läßt, falls der Wechſel in 
andere Hände übergegangen, feine Einreden des Wechſelſchuldners zu, weldye dieſem 
fonft gegen den Nehmer des Papiers zuftehen. Dieſe Eigenthümlichfeiten bilden das 
Weſen der Wechfelftrenge, die ven Schuldner mit feiner Perfon und feinem Ber: 
mögen haftbar macht, ohne daß diefelbe aber (wie man früher"meift annahm) in dem 
gegen den ſäumigen Wechſelſchuldner gewöhnlich ohne weiteres eintretenden Perſonal⸗ 
arreſt oder in dem fchleunigen Procefverfahren befteht. Der eben erwähnte Schug der 
Wechielforderungen giebt den Wechfeln einen großen Vorzug vor allen anderen, ähn: 
lichen Verſchreibungen. 

Das gegenwärtig geltende de ut ſche Wechſelrecht, welches fich auf den Entwurf - 
eines neuen preußifchen Wechielgefeges ftügte und aus den Berathungen und Bes 
fchlüffen einer Konferenz von Zuriften und Kaufleuten in Leipzig hervorging, wurde 
am 24. November 1848 von der damaligen deutjchen Nationalverfammlung als „alls 
gemeine deutfche Wechfelordnung” angenommen und unter dem 26. November 1848 
als Reichsgefetz proclamirt, welches mit 1. Mai 1849 in Kraft treten follte. Dieje 
Geltung verlor daſſelbe aber mit der bald darauf folgenden Aufhebung der Reichäge- 
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walt; dagegen wurde die Wechſelordnung in den einzelnen deutſchen Staaten als Lau⸗ 
desgeſetz eingeführt, um in der Mehrzahl derſelben am vorhin genannten Tage zur 
Wirkfamfeit zu gelangen, während dieje Einführung in mehreren anderen Staaten 
lange verzögert wurde. Es hat in derfelben ganz Deutichland mit Einſchluß der nicht 
deutichen Provinzen Preußens und Defterreih8 (Ungarn ausgenommen) einen einheit- 
lichen Coder gewonnen umd nur Luremburg und Limburg find davon ausgeſchloſſen, 
für welche begreiflih die niederländische Regierung feine von der eigenen ab» 
weichende Wechjelgefeggebung recipirt. Bei der Schaffung der deutichen Wechſelordnung 
find die beften Seiten der vorber beftehenden in- und ausländischen Gefeßgebungen, 
die brauchbaren theoretiihen Vorarbeiten und eine reiche Erfahrung der Praxis ge 
wifienhaft zu Rathe gezogen uud benugt worden: fie ift daher begreiflicherweije nicht 
nur ein an ſich vortreffliches Geſetz, ſondern ohne Zweifel das vorzüglichfte feiner Art. 
Iſt fie nicht ein vollendetes Werk zu nennen, jo ſchließt fie die Weiterbildung, Die 
Bervollfommnung nicht aus, ohme durch eine jolche in ihrem Weſen zu leiden. Dies 
hat ſich dadurch belegt, daß, nachdem die Erfahrungen der erften zehn Jahre einige 
Zufäge größtentheils zur Befeitigung von Zweifeln und einander widerfprechenven 
Auslegungen) wünjchenswerth erjcheinen ließen, Diele in der Form von ſechs Novellen 
zur Geltung gelangt find, mit deren Redaction auf Anregung der ſächſiſchen und wür: 
tembergiichen Regierung die deutiche Bundesverfammlung im Jahre 1857 die damals 
in Nürnberg tagende Gonferenz zur Abfafjung eines gemeinfamen deutichen Handels: 
rechts (von weldyem nun die Wechſelordnung einen integrirenden Theil bildet) betraute 
und weldye allmählidy in den einzelnen deutihen Staaten eingeführt worden find; nur 
Hamburg, Lübeck, Naffau und Reuß-Schleiz find gegenwärtig mit diefer Einführung 
noch im Rüdftande, 

Die Wirfung diefer neuen Codification hat ſich nicht auf unjer Vaterland be: 
ſchränkt: Die Schweiz fteht im Begriff, ein Wechielgefeg einzuführen, in welchen das 
deutsche au Grunde gelegt ift und deſſen hauptiächliche Beftimmungen adoptirt find, 
leider nady den bisherigen Entwürfen nicht ohme bedeutende Abänderungen , durch 
welche der große Vortheil geopfert wird, den für beide Theile eine volle Mebereinftim- 
mung des einen und des andern Gejegbuches gebradıt haben würde; unterdeffen hat 
ſchon Bafel- Stadt für fi) eine auf der deutſchen ruhende Wechielordnung angenom- 
men. Auch die neue finnländiſche Wechſelordnung ift der Deutichen nachgebilver, 
bejchränft aber die Wechjelfähigfeit. 

Die deutſche Wechſelordnung enthält feine Beftimmungen über den Wechſel— 
proceß, welder daher der particularen Gejeggebung ver einzelnen Staaten überlafien 
bleibt, jo lange Deuticdyland der neuerdings angebahnten gemeinfamen Eivilprocch- 
geſetzgebung entbehrt, und nach den Verichiedenheiten des jegigen Civilproceſſes man» 
nichfady abweichend ift. Einige deutihe Staaten haben bei VBerfündigung der neuen . 
Wechſelordnung zugleich neue Wechſelproceßgeſetze promulgirt. 

Bon befonders großer Ausdehnung ift Das Gebiet, in weldhem das franzöfiiche 
Wechſelrecht (überhaupt das franzöftihe Handelsrecht) Geltung hat. Außer in Frank: 
reich und feinen Eolonieen ift daflelbe unverändert in Belgien und Polen einge— 
führt, mit mehr oder minder bedeutſamen Modificationen in den Niederlanden ſammt 
Luremburg und Limburg, den niederländischen Eolonieen, Spanien, Portugal, Italien 
(aud) dem Kirchenftaat) Griechenland, der Türfei, den Donaufürftenthümern, Aegyp⸗ 
ten, Brafilien, den columbiſchen Freiftaaten, Bolivia, Uruguay und Haiti. Auch das 
engliſche Wechfelrecht hat ein weites Geltungsgebiet, indem es außer im Mutter 
lande auch in faft allen britifchen Eolonieen und in den Bereinigten Staaten von Nord» 
amerifa zur Anwendung fommt. Merico und diejenigen füdamerifanifchen Freiftaaten, 
welche nicht das franzöftiche Wechlelrecht aufgenommen haben, folgen noch der alten 
Drdonnanz von Bilbao. Rußland (wegen. Polens und Finnlands f. oben), 
Schweden und Dänemark haben ihr eigenes Wechſeltecht; Norwegen befolgt 
die Jahre 1842 in einigen Stüden modificirte alte dänifche Bechfelorumung 
von 1681, 

In Franfreih, Belgien, den Niederlanden und überhaupt dawo das'fran» 
zoͤſiſche Wechſelrecht gilt, hat jeder Schein Wechſelkraft, welcher an Drdre lautet, den 
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Empfang der Valuta (des Gegenwerthes) beglaubigt und, ſofern nicht der Ausfteller 
felbft auch Zahler, an einem andern Orte, ald dem der Ausftellung zahlbar ift. In 
England und den Vereinigten Staaten hat jede fchriftliche unbedingte Aufforde= 
rung einer Perjon an eine zweite Perſon, einer dritten Geld auszuzahlen oder dieſe 
dritte Perſon dafür in Rechnung durch Gutichreibung) zu erkennen, und ebenio jedes 
unbedingte nnd beitimmte ſchriftliche Verſprechen des Ausftellers, ſelbſt zu zahlen, die 
Rechte des Wechſels. Das Wort „Wechfel* ift alfo dort, wie hier nicht erforderlidy. 
In Großbritannien und Irland find jedoch Wechſel nur dann gültig, wenn fie nicht 
unter 1 Pfund Sterling lauten; wer Wechiel von geringerem Betrage ausgiebt oder 
acceptirt, verfällt in eine Gelpftrafe. Wechfel, weldye über weniger ale 5 Pfund Ster- 
ling lauten — —— die ſogenannten Bankers' Checks (Anweifungen, die 
Jemand auf feinen Bankier audftellt, bei weldhem er Geld deponirt hat, und Die auf 
Sicht lauten) — mußten bis vor ganz Kurzem den Namen und Wohnort der Perſon 
enthalten, an welche oder an deren Drdre die Zahlung erfolgen follte, und jede darauf 
- befindliche Unterfchrift mußte durch mindeftens einen Zeugen beglaubigt fein, aud) 
mußten joldye Wechſel (was bei werthvolleren nicht nöthig) Das Datum der Ausftellung 
tragen und innerhalb 21 Tage nad) der Ausftellung zahlbar fein; endlich mußte jedes 
Indoſſament den Namen und Wohnort des Indoffatard angeben ; — dieje Beftimmungen 
find jedoch, mit Ausnahme der an jeden Inhaber und „bei Verlangen“ (on demand= 
bei Sicht) zahlbaren eigenen Wechfel (Notes), für welche fie in Kraft bleiben, durch 
die Gejege vom 28. Juli 1863 (für England und Schottland) und vom 13. Mai 1864 
(für Irland) auf vorläufig drei Jahre und bis zum Ende der darauf folgenden Par— 
lamentsjeifton juspendirt worden und werden vermuthlich unterdrüdt bleiben. 

Wir beachten, den ſachlichen und örtlichen Zielen des vorliegenden Werkes ent- 
Iprechend, in den folgenden Ausführungen weientlich das deutſche Wechſelgeſetz. 

Die ntftehung der Wechiel fällt höchſt wahricheinlich in die zweite Hälfte des 
zwölften Jahrhunderts, und ihre erſte Anwendung ift den Stalienern zugufchreiben. 
Gleichzeitige Documente, weldye volles Licht in erfterer Beziehung geben fünnten, 
eriftiren nicht, der Gegenftand war lange vorhanden und im Schwange, ehe man 
über ihn jchrieb und feinen Lauf durch Oclete feftftellte (f. oben). Die große Mannich— 
faltigfeit ver Münzen im Mittelalter und die häufigen Veränderungen der Münzfüße 
machten den vielfach nothwendigen Austauſch der verichiedenen Geldforten zu einem 
ausjchließlihen Geſchäft Einzelner, die einer fperiellen eg, bedurften , deren 
Scheine und Bucheinträge dagegen aud an vielen Drten den Glauben öffentlicher 
Acte genofien, fogenannter Campſoren (Campsores, Wechsler). In den italieniichen 
Städten bildeten diejelben eine Innung, deren Vorfteher (Consules) die Rechts: 
fprehung in den Angelegenheiten ihrer Mitglieder hatten. Die Geichäfte der Campſoren 
waren ſehr auägebreitete ; da fie zugleich Darlehne an Privaten und an Staaten mad): 
ten, Gelddepofiten annahmen, die fie in ihren Unternehmungen mit verwendeten, durch 
Anweifungen Gelder an Dritte übermachten und zur®ermittelung des Geldverkehrs die 
wichtigeren Meſſen befuchten, damals die Sammelftätten alles größeren Handels. Zu fo 
vielfachen und umfänglichen Operationen reichten die Gapitalfräfte des Einzelnen nicht 
immer aus, und frühzeitig ſchon bildeten ſich Gompagnieen von &ampforen, welche viele 
fach zur Ausbeutung eines weiten örtlichen Bereichs in verfchiedenen Handelsftädten, 
Eontore (Commanditen) errichteten, in deren Leitung fich die Gefellichafter theilten und 
die mit einander in enger Beziehung ftanden; ein Gleiches geſchah wohl auch von nicht 
vergejellichafteten Campſoren, die das Zweiggeichäft durch einen Geichäftsführer leiten 
ließen. Soldye Eontore, über einen großen Theil Europa's und über die Levante verbreitet, 
legten insbejondere die Slorentiner, Venetianer und Genuefer an. Hatte eine Anzahl 
italienischer Wechsler am fremden Plage ſich niedergelafen, jo hielten fie ald eine 
Landsgenoſſenſchaft zuſammen und erlangten häufig von der Orts- oder Randesbe- 
hörde Privilegien ihrer zünftigen Gemeinichaft und der Jurisdiction ihrer Vorſteher. 
Der Handel jener Zeit war fo gut wie ausfchließlid Eigenhandel, und der Kaufmann, 
welcher die Erzeugnifie feiner Heimath auswärts verkaufte, begleitete diefelben in Per⸗ 
fon oder ließ einen Factor die Reife machen; die Gelder, weldye der Verkäufer ein« 
nahm, die für ihn fremden Münzſorten taufchte ihm der Campſor in heimiſches Geld 
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um oder in andere Sorten, die jener vielleicht an einem dritten Platze zu Einkäufen 
verwenden wollte; den Kaufmann, den dieſe letztere Abſicht in die Ferne führte, verſah 
er mit den ihm nöthigen Münzarten, — oder an Stelle des Münztauſches trat ein Tauſch 
des Geldes, welches der Kaufmann brachte, gegen eine Anweiſung des Campſors auf 
deſſen auswärtiges Zweighaus oder auf einen geſchäftsbefreundeten anderen Campſor, 
gegen das Verſprechen alſo, daß dieſer Dritte am fremden Orte die betreffende Summe 
zahlen ſolle, wofür der Ausſteller des Scheines haften mußte. Ein ſolcher Anweiſungs— 
brief mußte dem Kaufmann in vieler Rückſicht willfommener ſein, als die Geldſumme 
und die Geldſpecies, auf welche derfelbe lautete, einmal, weil er ihm die Unbequem- 
. lichkeit, dann aber und vorzüglid), weil er ihm die Gefahr des Transportes abnahm, 
die bei der damals noch jehr großen Unficherheit der Land- und Seewege feine geringe 
war, wozu noch der weitere wichtige Umftand fam, daß, ein Ausflug volfswirthichaft- 
licher Borurtheile, in vielen Ländern das Verbot der Gold- und Silberausfuhr herrichte. 
Die Erwerbung einer derartigen Anweifung gegen das einbezahlte Geld ftellte einen 
Taufch dieſes legteren gegen eine demnächſt am chen Drte zahlbare Summe anderen 
Geldes vor, und befonders diejer Taufch der Sorten war e8 wohl, welcher jenem Papier 
felbit ven Namen des Wechfelbriefes (Littera cambüi, Lettera di cambio) ver: 
ihaffte. War die Haftung bei allen liquiden Handelöverbindlichkeiten eine ftrenge und 
mußten alle fälligen faufmännifchen Forderungen jofort erfüllt werden , follte nicht Ere— 
eution eintreten, fo folgte aus diefem Grundfag die Praris, daß der Ausfteller eines 
Wechſels, wenn der zur Zahlung Aufgeforderte diefe nicht leiftete, ohne Weiteres und 
ohne daß, wie es fonft erforderlicd) gewejen wäre, eine weitere Begründung der For- 
derung einzutreten hatte, den eingezahlten Betrag wieder herausgeben mußte: ver 
Wechſel bewies aus ſich genügend, und daß dies anerkannt wurde, lag in dem Um— 
ftande, daß der Ausfteller den Gegenwerth vom Nehmer des Papiers baar empfangen 
hatte. Daß aber legtered der Fall geweien, beglaubigte er im Wechſel ausdrüclich 
. durch die Worte: „Baluta erhalten“, worunter die geſchehene Gegenleiftung in Gelve ver- 
ftanden wurde. Bei den übrigen, den einfachen Anweifungen fam weder jenes befondere 
Recht — das eigentliche Wechſelrecht —, noch diefe Formel in Anwendung. Das all- 
mählicy immer mehr nothwendig und üblich werdende Ereditgeben erftredte fich fpäter 
aud) auf die Wechfel: man erwarb joldye und entrichtete oft den Betrag dem Ausiteller 
erft nad) einiger Zeit mit dem nämlichen Erfolge, wie durch jofortige Baarzahlung ; 
in ſolchem Falle jchrieb der Ausfteller „Baluta (Werth) in Rechnung”, eine Form, die 
fi vom 16. Jahrhundert ab vorfindet, wogegen nody im 17. Jahrhundert die Duit- 
tung „Baluta in Waaren“ nicht für zuläffig erachtet wurde. Der Wechjel mit dem 
Belenntniß „Baluta erhalten“ aber war der urfprüngliche, eigentliche (Cambium reale). 
Thatſächlich wurde ſchon weit früher der Öegenwerth gewiß nicht immer baar gegeben, 
gleichwohl aber im Document „Baluta erhalten“ gefegt, um die volle Wechſelkraft zu 
erzeugen, fo daß ſchon damals dieſe Worte oft ein bloßes Formale waren, durch welches 
aber der Aussteller fi dem Wechſelrecht unterwarf; einen Beleg bierfür bietet ein 
uns aufbehaltener Wechfel aus dem Jahre 1381, aus welchem ein Streitfall ſich ent- 
widelte. Demnach war urfprünglidy das Balutabefenntniß charakteriftiiches Kennzeichen 
des Wechſels, der Wechſel eine Anweifung auf einen auswärtigen Pla mit diefem 
Belenntniß, während der übrige Inhalt der einer gewöhnlichen Anweifung und das 
Wort ‚Wechſel“ im Document nicht erforderlidy war ; das legtere fommt in der That 
in mehreren der älteften Beifpiele nicht vor, während es in der neuern Zeit allgemein 
üblich geworden ift. Unter veränderten Umftänden haben in richtiger Würdigung der 
Sadjlage das englifche und das heutige deutſche Recht die Bedeutung der Baluta- 
clauſel fallen laffen, wogegen das franzöftiche fie noch fefthält, ebenfo wie der Kauf: 
mannsſtand diefe Elaufel faft ausnahmelos auch heute noch anwendet, mag fie gleich 
in den meiften Fällen jegt eine leere Formel fein. 

Das bejondere wechjelrechtlicye Berfahren fand, nachdem esüblich geworden war, 
daß der zur Zahlung Beauftragte auf Verlangen das Papier, das Verfprechen des 
Ausftellers, durch einen Annahmevermerf ausdrücklich gut hieß, daſſelbe auf fih nahm, 
auch auf ihn, den Acceptanten, Anwendung. Die fchriftliche Acceptation fam übrigens 
verhältnipmäßig fpät auf; anfänglich wurde die Annahme mündlich gegeben und nur auf 
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Verlangen des Wechſelinhabers an einigen Plägen ſchriftlich. Die erſte Spur der ſchrift⸗ 
lichen Acceptation findet ich in einer Verordnung von 1394 für Barcelona ; in England 
wurde fte jogar erft im Jahre 1704 verordnet. Die Uebertragung des Wechielrechts 
auf Schuldſcheine, die der Ausfteller felbft einzulöfen veriprad) , die Einkleidung der: 
jelben in die Wechjelform zu jenem Zwede und mit ihr die freiwillige Unterwerfung 
des Schuldners unter das Wechielrecht, ift wahrfcheinfich nicht viel neueren Datums, 
als der von einem Dritten zu zahlende Wechfel, obwohl jener zweiten Art der Wechfel 
in den Gefegen nicht vor dem 16. Jahrhundert gedacht wird; es ift ein Beifpiel (ein. 
foldyer Wecyfel der Stadt Fübef) aus dem Jahre 1283 vorhanden. Man erachtete 
diejelben in der That lange für gar feine eigentlichen Wechſel und weder in Frankreich, 
noch in England führen fie dieſen Namen, wenngleid fie im Allgemeinen auch bier die 
Rechte der anderen Wechſel theilen ſ. weiter oben). 

Die älteften Wechfel Diefer Art waren jene, welche der Ausiteller, d. h. das aus— 
ftellende Geihäftshaus, an einem fremden Drte zu zahlen verfprady, an welchem e8 ein 
Gontor, eine Commandite gleicher Firma befaß (die fogenannten traffirten eigenen 
Wechſel); das Beftehen foldyer Commanditen war, wie wir gejehen haben, bei den 
Campſoren ein ſehr häufiger Fall, und die betreffenden Wechſel galten den gewöhn— 
lien Wechſeln gleich. Auch der Umftand, daß der an einem Mepplage nur während 
der Meßzeit operirende Campſor vor diefer Zeit Wechfel auf ſich ſelbſt, zahlbar in der 
Meile, ausftellte und von der Meffe aus Wechjel auf fein heimifches Haus abgab, 
war ein Anlaß dafür. Dieje Papiere genügten den damaligen Erforderniffen des 
Wechſels volftändig und der Wechfel eines Campſoren auf fein auswärtiges Gefchäfts- 
haus war, wenn die Firma feiner verfchiedenen Niederlaffungen diefelbe (innerlich aber 
auch ohne dieje Uebereinſtimmung), immer ein Schein der in Rede ftehenden Art. 

Je nachdem der Ausjteller Die Wechſelſumme felbft bezahlt, oder fie durch einen 

Dritten bezahlen läßt, entftehen zwei Hauptarten des Wechiels: 
1. Der eigene oder trodne Wechfel, Eigenwechſel, bei welchem der Aus— 
ſteller ſelbſt die Zahlung leiſtet. Derſelbe iſt eigentlich ein wechſelmäßiger und wechſel— 
kraͤftiger Schuldſchein. In Frankreich heißt er Billet, in England und ven Vereinig— 
ten Staaten Promissory Note. 

2. Der gezogene oder traffirte Wechſel, kurzweg Tratte genannt, wel« 
cher durch einen Dritten bezahlt wird. 

Daß die Tratte der urfprüngliche Wechſel war, haben wir gefehen. Sie ift an 
einem von dem der Ausitellung verichiedenen Plage zahlbar und e8 liegt Dies in ihrem 
urfprünglichen und wefentlichen Zwede der Uebertragung des Geldes von einem Orte 
auf einen anderen. Es fommen jedoch feit dem 17. Jahrhundert an großen Plägen 
auch Wechſel vor, weldye daſelbſt ausgeitellt und zugleich daſelbſt zahlbar, find und 
die man Plagtratten nennt. Der Gebraud) der eigenen Wechſel, welche der Regel 
nad am Ausftellungsorte zahlbar jind, hat ihrer Aufnahme vorgearbeitet, und fie find 
häufig eine Form, in welcher ein Gefhäftsmann von dem ihm bei einem Banfier feines 
Platzes eingeräumten Eredit Gebraudy macht, indem er den Wechſel ald Zahlungsmittel 
benugt; in Bremen ferner ift e8 Regel, über die am Orte felbft auf Eredit verfauften 
MWaaren entweder einen Wechjel Platztratte auf den Schuldner auszuſtellen, den 
dieſer ſofort acceptirt, oder fich einen eigenen Wechfel von ihm geben zu laſſen, und jo 
erlangt man einerfeitö eine wechlelmäßige Forderung und fann andererjeitd das Papier 
durch Verdiscontirungvor Verfall zu Gelde machen Wie die urfprünglichen Wechfel: 
rechte die Plagtratten nicht anerfannten, fo laffen auch das franzöftiche, niederlän- 
difche, ſpaniſche, däniſche und norwegiſche Wechſelgeſetz fie nicht zu; in England 
vertreten Anweifungen (Checks) ihre Stelle. Im Gegenſatze des Ausdrudes Platz— 
tratten findet fich für die auswärts zahlbaren Mechiel in neuefter Zeit Die Bezeichnung 
Rimeſſenwechſel.“ 

Wenn in neuerer Zeit der Wechſel ſeine Bedeutung dadurch ungemein erhöht hat, 
daß er als unmittelbares Zahlungsmittel dient, welches, wie ein Papiergeld, bis 
zur Verfallgeit aud Hand in Hand — kann, ſo vermag er das nur dadurch, daß 
das Eigenthumsrecht an ihm, das Recht der Einforderung des vom Ausſteller gegebe— 
nen Summenverſprechens, ein übertragbares wird. Dieſe Uebertragbarkeit iſt von ver— 
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hältnigmäßig neuem Datum und fie wird äußerlich dadurch verliehen, daß man den 
Wechſel „an die Ordre“ des Nehmers ftellt, d. h. dieſen ermächtigt, an feiner Etelle 
einen Anderen zum rechtmäßigen Inhaber zu ernennen, fei es, daß er den Wechſel an 
diefen Letztern verfauft, fei es, daß er ihn damit besahlt. Der Nehmer kann feinerfeits ein 
Gleiches thun, und da er den Wechjel häufig zu einer Zahlung nach auswärts benugt, 
ihn remittirt, fo wird er „Remittent“ genannt. Giebt er ihn weiter, jo vermerft er 
die Uebertragung feines Anrechts äußerlich auf der Rüdieite des Papiers, und die be= 
treffende Erflärung wird daber Indoffament genannt, aud wohl Giro, (d. h. 
Kreislauf), welche legtere Bezeichnung indep lange Zeit nur für den Fall üblich war, 
daß mehrere Indoflanente auf dem Wechſel erichienen. Der Nemittent wird dDurd das 
Indoffament zum Indoffanten, fein Nachmann zum Ind oflatar. Iſt, wie ge 
wöhnlich, das Indoffament „an die Ordre“ des Indoſſatars geitellt, jo kann legterer den 
Wechſel wiederum weitergeben, was ebenfalls durch Indoſſament geichieht, und in 
leicher Weiſe mag der Wechſel vielfach) übertragen werden, viele Indoflamente erhalten. 
Das Indoſſament ift erft im 17. Jahrbundert eingeführt worden und bat es den Ge— 
fchäftsleuten ermöglicht, auch ohne Beihülfe der Wechsler am Wechjelverfehr Antheil 
zu nehmen. Vorher fonnte die Eincaffirung des Wechſels durch eine andere Perſon, 
als die Des Nehmers (des heutigen Remittenten) , nur dadurd möglich gemacht werden, - 
daß ein Geichäftstheilhaber oder ein Factor des Geichäfts, der nad) alten Braud) das 
Geſchäft durch feine geihäftlihen Handlungen verpflichtete, ſie beforgte oder ein Drit- 
ter ausdrüdliche, formelle Vollmacht dazu erbielt,; an Stelle folder Vollmacht dient 
nun bei der Eigenthumsübertragung eben das Indoſſament. Bei anderen Scheinen ift 
die fogenannte Drdreitellung von älterem Datum, und es findet ſich bei ihnen früh— 
zeitig fogar ſchon die Zahlbarfeit „an jeden Inhaber“, wie beim Bapiergelde. Diele 
legtere bat ſich beim Wechjel nicht eingeführt, und nur einige wenige Wechſelordnungen 
eftatten fie, namentlich die Ältere preußiiche, Dann die englitchen und däniſchen 
echſelgeſetze, beim eigenen Wechſel auch die braſiliſchen; in England ift die Stellung 
an den Snbaber bei ven PBlaganweifungen üblih. Da es bei den Wechſeln gerade auf 
die Haftung möglichit vieler und fiherer Betheiligten ankommt, ſo liegt fte in der 
That weder im Bedürfniß, no in der Zweckmäßigkeit, diefe Haftung aber hat der 
Indoſſant den Ipätern Wechſelinhabern gegenüber, und daher erhöht jedes Indoftament 
einer ſicheren Perſon den Credit und die Verfäuflichfeit des Wechſels. 

Nach ver deutſchen Wechſelordnung ift zur Llebertragbarfeit des Wechſels die 
Drdreftellung des Papiers nicht mehr erforderlich; Der Remittent einer Tratte, der 
Nehmer eines Eigenwechjels fönnen das Document auch ohne daß der betreffende Zuſatz 
im Document fteht, gültig weitergeben (indoffiren), und ebenſo ift das dem Indoſſanten 
möglicdy, wenngleich jener Zujag im Indoffament fehlt, der indeßnoc allgemein üblich 
ift. Das Nämliche gilt in Schottland, Rußland, Dänemark, Schweden und in ven 
Staaten, welche die Ordonnanz von Bilbao befolgen ; in England braucht wenigiteng 
das Indoffament nidyt an Drdre zu ftehen und es fönnen weitere Uebertragungen ftatt= 
finden, wenn nur der Grundwechfel an Ordre lautet. Coll die Uebertragung gehindert 
werden, jo muß man bei und demnach ausdrüdlich hinzufügen „nicht an Drdre“ oder 
Gleichbedeutendes; wäre das geichehen, fo würde der in der gedachten Weile Beichränfte 
nicht wahrer Eigenthümer des Wechſels fein, vielmehr nur die Gincaffirung zu befor: 
gen haben, und es ift vorauszufegen , daß er dies für Rechnung feines Bormanns zu 
thun hätte, wie 3. B. ein Handelsreifender für das Haus, in deflen Auftrag er reift. 
Enthält ein Wechſel ſchon urjprünglich das Verbot der Lebertragung , fo heißt er 
Rectawechſel; ebenfo fann man ein gleichwirfendes Indoflament ein Necta:In: 
doffament nennen. 

Nachdem wir die Uebertragbarkeit des Wechiels fich haben einführen ſehen, kön» 
nen wir die Bedeutung der Dienftleiftung ermeſſen, welche derjelbe heute übt. Der 
Nugen der Wechſel beſteht hauptſächlich darin, daß mittelft derfelbden durch Remit: 
tiren oder Traffiren) Verbindlicyfeiten zwiſchen verfchiedenen Orten ausgeglidyen wer, 
den und die umftändliche,, Foftipielige und bisweilen gefährlichere Sendung baaren 
Geldes erfpart wird. Der nämliche Wechfel kann als Zahlungsmittel durd viele 
Hände und Drte gehen und vielfache Verbindlichkeiten tilgen. In diefer Function 
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wird der Wechiel zu einem Greditgelde des ihn vorzugsweile anwendenden Kaufmanns⸗ 
ftandes, und wie cr Die Schulden der Einzelnen compenfirt, fo gleicht cr im weiterer 
Mirfung chen Dadurd) die gegenfeitigen Forderungen der handeltreibenden Pläge und 
Völker aus. Derjenige Wechſel, weldyer dDiefe Vortheile erzeugt, ift aber nur der ge— 
zogene, welder allein daher im größeren Verkehr von Bedeutung ift und ohne deſſen 
Vermittelung der Handel gar nicht zu feiner gegemwärtigen wichtigen Stellung und 
Ausbreitung hätte gelangen können. In der That laſſen die Summen der Zahlungs: 
leiftungen durch Wedyjel und wechlelähnliche Papiere Anweiſungen) an den Handels— 
plägen die durd Metall» und Papiergeld vollzogenen zu einem Unbedeutenden herab«- 
finfen. Der Betrag der circulirenden Wechjel (wie anderer als Zahlmittel Dienender 
Greditpapiere) mindert den fonitigen Geldbedarf eines Volkes und macht einen ent— 
iprechenden Belauf Metaligeldes frei, welches jeinerjeits zu anderen Verfehrsgeichäften 
benugt werden kann. — Nad) einer jorgfältigen Erhebung war der Durchſchnittsbe⸗ 
trag der in den zwanzig Jahren 1828 bis mit 1547 in England und Schottland 
gleichzeitig in Umlauf geweienen gezogenen Wechſel (inländifcher und fremder) 
110’018000 Pfund Sterling (ti. 3. 1539 in Großbritannien und Irland 132'1234160 
Pfund Sterling, während der Jahre 1543 bis mit 1846 in Großbritannien allein 
116000000 Pf. Et.), und bei dem außerordentlichen Wahsthum des Handels ſeit 
jener Periode, welches eine entiprechende Bermehrung der cireulirenden Wechjel zur 
Folge gehabt haben muß, nimmt man jegt einen durchſchnittlichen Belauf der zu 
gleicher Zeit in Großbritannien umlaufenden Wechſel von etwa 150 Millionen Pfund 
Sterling oder ungefähr 1000 Millionen Thalern preußiih an. In Hamburg war 
der durchichnittlicye Unlauf der in Hamburg ſelbſt zahlbaren Wechfel im Som— 
mer 1564 (Juni, Juli, Auguft) 172’900000 Bankmark oder etwa 86450000 Thlr. 
preußiich (auf Grund der Einnahme vom Wechſelſtempel), im dritten Viertel 1857, 
furz vor der Handelsfriic, jogar 273'136000 Banfmarf, in den drei Jahren 1661 bie 
1563 165523000 Banfmarf. 

Der Wechſel fann eine Schuld des Ausftellerd gegen denjenigen, weldyem er 
denjelben überläßt (bei der Tratte alfo gegen den Nemittenten), zur Urſache haben, und 
bei der Häufigkeit dieſes Falles wurde der Ausfteller früher vorzugsweiſe Wechſelſchuld— 
ner, der Nehmer Wechielgläubiger genannt, Bezeichnungen, die nur beim eigenen 
Wechſel mit Nüdficht auf defien Entftchungsgrund allgemein autreffend find. Allmäh— 
lich wurde der gezogene Wechſel in feiner Eigenſchaft als Zahlungsmittel eine mehr 
oder weniger gefuchte Waare mit veränderlichem Preiſe und oft cin Gegenftand der 
Eperulation, jo daß er ſehr häufig nad Maaßgabe des Verlangens auggeftellt wird, 
ohne daß der Nemittent zum Ausfteller in einen Schuldverhältnifie fteht. Die Eigen: 
thümlichfeit de8 gezogenen Wechſels als Waare ift die Vertretung einer zu beftimmter 
Zeit an einem gewillen Orte zu erhebenden Geldſumme, das Dbjert ift alfo eine durch 
Zeit und Ort modificirte Geldleiftung. 

Die geſetzliche Befugniß, fi mit Giltigfeit in Wechjelverbindlichfeiten einzu— 
laflen, wird die Wechjelfähigfeit genannt. Dieſe Wechſelfähigkeit im gewöhn- 
lichen Sinne ift demnach eine paſſive; die active Wechſelfähigkeit, d. h. die Möglid)- 
feit, durdy einen Wechſel berechtigt zu fein, unterliegt Feiner befonderen Beſchränkung. 
Aber auch" die paffive, die eigentliche Wechjelfähigkeit, ehemals beinahe durchgängig auf 
den Handelsftand beichränft, beſitzt heutzutage fait überall ein Jeder, der ſich durch 
Verträge verpflichten kann. Dieſe Vertragsfähigfeit begreift als Grundlage der Wechſel— 
fähigkeit die Befugniß zur felbftftändigen Vermögensverwaltung und zur Gingehung 
der Verträge des gewöhnlichen Lebens. Auch juriftifche (moralifche) Perfonen, wie 
Arctiengeiellichaften, Gemeinden und Gorporationen, find wechielfähig. 

KRüdjichtlih der IZnhaltsftüde des Wechſels jchreiben die meiften Wechſelrechte 
gewiſſe Beftandtheile vor, die zur Ertheilung der Wechſeleigenſchaft unerläßlic find. 
Nach der deutſchen Wechſelordnung (Art. 4) find die wejentlichen Erfordernifie eines 
gezogenen Wechſels folgende: 1. Die in den Wechſel aufzunchmende Bezeichnung 
als „Wechfel“ oder, wenn er in einer fremden Sprache ausgeftelkt ift, ein jener Bezeich— 
nung entiprecyender Ausprud der fremden Sprache; 2. Die Angabe der zu zahlenden 
Geldſumme; 3. Der Name der Perſon oder die Firma, an welche oder an deren 
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Ordre gezahlt werden ſoll des Remittenten) ; 4. Die Angabe der Zeit, zu welcher ger 
zahlt werden joll; 5. Die Unterfchrift des Ausftellers (Traflanten) mit feinem Namen 
oder feiner Firma; 6. Die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Aus: 
ftelung ; 7. Der Name der Perſon oder die Firma, welche die Zahlung leiften foll (des 
Bezogenen oder Traflaten) ; 8. Die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geichehen ſoll; 
der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene Ort gilt für den Wech— 
fel, fofern nicht ein eigener Zahlungsort angegeben ift, als Zahlungsort und zugleich 
als Wohnort des Bezogenen. In der Praris ift außerdem, wie oben erwähnt, allge: 
mein noc) das fogenannte Valutabefenntniß üblich, ſowie das Erſuchen an den Be: 
zogenen, den Wechſelbetrag dem Ausfteller in Rechnung zu bringen, und die Hin- 
deutung auf den gewöhnlidy noch erfolgenden brieflihen Bericht (Avis) an den Be: 
zogenen über die Ziehung (Traffirung). Die Tratte wird in der Ausdrucksweiſe einer 
brieflichen Aufforderung zur Zahlung gehalten und gewöhnlicd nimmt man dazu und 
zum Wechjel überhaupt einen Viertelbogen Briefpapier , deflen größere Dimenfton die 
Breite abgiebt, man bedient fich befanntlich gedruckter Kormulare, in denen das Ver- 
änderliche nad) Bedürfniß ausgefüllt wird. Für den eigenen Wechſel find in Deutich- 
land (W. D. Art. 96) fachgemäß die ſechs erften der vorhin gedachten Erforderniſſe 
vorgejchrieben. Der Drt der Ausftellung gilt bei ihm, fofern nicht ein befonderer 
Zahlungsort angegeben ift, als Zahlungsort und zugleich ala Wohnort des Ausftellers 
(Art. 97). Seine Form ift die einer furzgen Zahlungszufage ; übrigens hat er äußer- 
lid) die nämlihe Einrichtung, wie der gezogene Wechſel. 

Beiipiel eines gezogenen Wechſels, welcher den Anſprüchen aller Weciel« 
ordnungen genügt umd zugleich der üblichen Form entipricht. 


Augsburg, 5. August 1555 Für Thlr. 900. — — 

——— — —— — e 

Zwei Monate nach heute zahlen Sie für diesen Prima!“- Wechsel an 

die Verordnung? der Herren Gebrüder Naumann den Belauf von 
Neunhundert Thalern. Den Werth in Rechnung. Sie stellen ihn 


auf Rechnung laut Bericht. 
Grut für Neunhundert Thaler. ® 
Herrn Theodor Reinwald Adolf Brauer. 
in Berlin. 
Prima. 


— — 


Beiſpiel eines eigenen Wechſels. 
Heidelberg, 10. März 1865. Für Fl. 3000. — s. W. 


Sechs Monate nach heute zahle ich gegen diesen meinen Sola- 
Wechsel an Herrn Wilhelm Guswald den Belauf von Dreitausend 
G/ulden süddeutsche Währung. Den Werth (baar) erhalten. 


Sola. Ferdinand Hellmann. 


Rückſichtlich der Beftimmung der Berfallgeit und der daraus hervorgebenden 
Wechfelfrift zerfallen die Wechfel in folgende Kategorien : 

1. Datowechſel, d.h. foldye, die eine beftimmte Zeit nach dem Tage der Aud- 
ftellung (a dato) zahlbar find. 


1) Ueber „Prima“ u. f. w. f. weiter unten. 
2) Oder: an dieDrbre, — an die Verfügung, — an den Willen, — an Herrn R.N. oder Ordre. 
3) Diefe felbftverftändliche befondere Gutjage des Ausitellers iſt nicht allgemein üblich. 
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2. Sichtwechſel, d. h. ſolche, die entweder eine beſtimmte Zeit nach der vor⸗ 
abgegangenen erjten Borzeigung beim Bezogenen (eine beftimmte Zeit nah Sicht), 
oder fogleich bei der Vorzeigung zahlbar find. (Den legtern Fall bezeichnet man 
im Documente dur die Worte: Bei Sicht, Auf Sicht, Nach Sicht, Bei Vor— 
zeigung, Bei Anficht, Strads auf Sicht, A vista.) 

3. Tagwechſel, d. h. an gewillen Tagen zahlbar, die aus der Faflung des 
Papiers genau und Direct hervorgehen. Lauten fie, wie gewöhnlich, auf einen durch 
eine Zahl ausgedrüdten Tag eines gewiflen Monats 3.8. „Am 7. Mai“), fo nennt 
man fie Präciſewechſel. 

4. Meßwechſel Marktwechſel), d. h. am Zahlungstage einer Mefie (eines 
Marktes) des Zielplages zahlbar, welche Meſſe im Wechſel als Bezeichnung der Zah: 
lungszeit erjcheint. 

Die deutſche Wechfelorpnung läßt feine anderen Beftimmungen der Zahlungs: 
zeit zu, als die eben erwähnten. In Oeſterreich find jedoch aud Wechſel »a piacere« 
(nach Belieben) zahlbar giltig und werden ald „bei Sicht” zu bezahlende betrachtet. 
In den meiften anderen Ländern find noch die Uſowechſel erlaubt, welche die 
deutiche Wechſelordnung nicht anerfennt, der Ufo bedeutet, wie diefes Wort an- 
deutet, eime üblich gewordene Friſt, Die aber eben nur durch „Ufo“ bezeichnet wird 
(„AM uso zahlen Sie*). Dieje Frift ift nicht nur in den einzelnen Ländern und 
Städten jehr verichieden , Sondern vielfach auc) in dem nämlichen Staate oder Plage 
abweichend je nad) den Uriprungsländern der Wechjel (jo namentlich in England und 
Spanien). Man traifirt auch wohl auf 2 Uji, auf 1'/,, auf ', Ufo. Der Ufo wird 
theil8 von der Vorzeigung zur Annahme ab, theild vom Tage der Ausftellung ab ger 
rechnet, und die Uſowechſel find alſo entweder Sichtwechſel, oder Datowechiel. In 
Deutidyland begriff er früher meift 14, aud) 15 Tage nach der Vorzeigung ; in Ruß— 
land und Schweden verfteht er ſich gleichfalls nad) Eicht , in England und den Ver: 
einigten Staaten nach dato. Nach franzöfiihem Recht fann man den Ufo (von 30 
Tagen) fowohl nad dato, ald nad) Sicht feititellen, er gilt aber als nad) dato ge: 
meint, wenn nicht ein Zufag ihn als nad) Sicht zu rechnen vorichreibt. 

Wedel „auf Sicht“ müffen nach der deutichen Wechſelordnung binnen zwei Jah: 
ren nad) dem Ausftellungstage zur Zahlung vorgelegt werden, wenn nicht der Aus: 
fteller oder ein Indoſſant eine andere Marimalfrift vorgefchrieben hat; hat jener eine 
foldye verordnet, jo verliert durd) ihre Ueberichreitung der Säumige das Wechſelrecht 
gegenüber allen Vormännern, hat ein Indoſſant fie vorgeichrieben, fo geht nur gegen» 
über diefem dem Säumigen das Wechjelrecht verloren. Das Nämliche gilt bei Wech— 
feln, die auf eine bejtimmte Zeit nach Sicht gezogen find, hinfichtlidy der Vorzeigung 
zur Acceptation. 

Wenn eine Tratte an einemanderen Orte, ald den gewöhnlichen Wohnplage des 
Bezogenen, oder ein Eigenwechiel an einem anderen Orte, ald dem gewöhnlichen Wohn- 
plage des Ausftellers bezahlt werden joll, was bei der Ausftellung auf der Urfunde ver- 
merft werden muß, jo beißt der Wechfel pvomicilirter Wechſel oder Domicil- 
wechjel, der Zahlplag fein Domicil, der Bezogene der Tratte oder der Ausfteller des 
Eigenwechſels Domiciliant. Einderartiger Wechſel wird entweder von dieſem ſelbſt 
in einem näher bezeichneten Locale bezahlt, oder in feinem Auftrage und für feine Rech— 
nung von einem Geſchäftsfreunde deſſelben; dieſer Beauftragte heißt Domiciliat. 
Die Urfache fann fein, dag der Wohnplag des Domiicilianten ein unwichtiger Ort ift, fo 
daß daſelbſt zahlbare Wechſel als Zahlmittel nicht zu brauchen find, ferner find viele Meß— 
wechſel domicilirte, diejenigen nämlich, deren Domicilianten nicht am Meßplatze 
wohnen. Will der Domiciliant einer Tratte einen Domiciliaten ernennen, ohne zur 
Zeit' der Ausſtellung oder vielmehr zur Zeit der dem Ausſteller gegebenen Weiſung 
hinſichtlich der Domicilirung) ſchon rückſichtlich ſeiner eine Beſtimmung getroffen zu 
haben, fo faun er ſich dieſe vorbehalten; der Ausſteller nennt dann nur das Domicil, 
der Wechſel aber muß in diefem Falle vor der Zahlungszeit dem Domicilianten (Bes 
zogenen) vorgelegt werden, damit er den Namen oder die Firma des Domiciliaten da- 
rauf vermerfe, und er vereinigt dieſen Vermerk mit feinem Accept, ſodaß unter jener 
Vorausjegung der Domiciliat nie zugleidy Acceptant wird. Der domicilirteseigene 
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Wechſel ſteht in der Umlaufsfähigkeit, wie man ermißt, der Tratte gleich. Ihm ver— 
wandt iſt der traſſirt-eigene Wechſel, bei welchem der Ausſteller ſich ſelbſt als Be— 
zogenen bezeichnet und deſſen weiter oben gedacht wurde, der aber das Beſtehen eines 
oder mehrerer Zweiggeſchäfte des Ausſtellers vorausſetzt und äußerlich ganz die Form 
der Tratte hat, nad) der dentſchen Wechſelordnung gilt er als vollkommene Tratte und 
hat alle Rechtsfolgen derjelben Aereptabilität ic.) ; als Platztratte iſt er nicht geftattet 
und nicht Bedürfniß. 

Der gezogene Wechſel Fann im Auftrage und für Rechnung eines Dritten trafftirt 
fein; er heißt dann Commiſſionstratte und der Ausiteller pflegt im Gonterte 
die Anfangsbucditaben des Namens oder der Firma des Auftraggebers zu nennen, 
indem er 3. B. jagt: „Sie ftellen ihn {d. h. den Werth) auf Rechnung von A. B.“ 
Der Bezogene erhält in ſolchem Falle nicht nur vom Traffanten, fondern zugleich und 
nothwendig vom Auftraggeber brieflihen Bericht über die Ziehung. Die Urfache der 
Gommijltonstratte it vorzüglich der Umitand,, daß es vielfady Sitte, den Betrag auf 
Gredit verfaufter Waaren jofort auf den Käufer zu trafjiren (die Ereditfrijt ift dann 
zugleich die Wechjelfriit,, viele Rläge, nach welchen bin Waaren verfauft find, aber feine 
jogenannten MWechjelpläge, d. h. nicht jolche find, die als Wechfelzielpläge wenig— 
ſtens an dem Drte der betreffenden Waarenverfäufer und Traffanten) tauglich, weil 
daſelbſt zahlbare Wechſel feine willige Abnahme finden, der Schuldner hilft ſich dann 
damit, daß er den Wechſel entweder auf einem geeigneten Plage domicilirt, oder den 
Ausſteller auch unmittelbar auf einen foichen lag für feine, des Schuldners Rech— 
nung traffiren läßt, und zwar auf einen Beichäftsfrennd, an den er eine Forderung 
oder bei welchem er Eredit hat. Ein weiterer Grund find Speculationen auf den 
Mechfelcourd : man fann von dem günftigen Stande, den der Cours auf einen gewiſſen 
dritten Plag an einem auswärtigen Orte behauptet, Nugen ziehen, ohne gerade Wechſel 
auf jenen dritten Plag vorräthig zu haben, wenn man an diefem letztern eine Korderung 
hat oder daſelbſt Eredit geniept, indem man die Forderung oder den Credit Durch 
Traffiren beweglich macht, da man aber nicht weiß, ob bei Anfunft der Tratte oder der 
TIratten an dem Orte des gedachten hohen Courſes diefer nody andauert, da man ferner 
in Ungewißheit darüber ift, welche Größenabichnitte (Appoints) einzelner Wechſel eben 
begehrt find, jo trafjirt man nicht jelbit, fondern ermächtigt einen Geſchäftsfreund 
‘&ommijjtonär) Des betreffenden Ortes, das zuthun, Falls der Cours ein vorge: 
ſchriebenes Maaß innehält, und zwar in paſſenden Wechjelabichnitten und bis m 
einer ihm angegebenen Summe. 

Der ebenberührte Brauch, gleichaeitig mit Ertheilung der Rechnung über Waaren 
deren Betrag zu traſſiren nnd über die Traifirung dem Schuldner Bericht zu geben, hat 
in Gefolge, daß der Ausfteller eines Wechſels oft zur Zeit der Ausftellung noch 
feinen Nehmer für das Bapier hat, noch feinen Remittenten weiß. Will er num nicht im 
Document an der betreffenden Stelle eine Lücke laſſen (dann wäre nody fein vollitän- 
diger Wechlel vorhanden) — und es it das nicht Brauch, weil dem Bezogenen ver 
Name oder die Firma des Remittenten gleich mit angezeigt wird —, fo muß er einen 
Ausweg einſchlagen, den das Geſetz zuläßt und welcher darin befteht, daß er ſich 
Teldft als Remittenten bezeichnet. Durch dieſe Simulation wird Das Papier, wenn ihm 
ſonſt fein wejentliches Erforderniß fehlt, wenigftens nad) deutſchem Wechſelrecht zum 
vollſtaͤndigen Wechjel, zur vollgiltigen Tratte (beim Eigenwechiel ift feine gegründete 
Veranlaflung zu Aehnlichem, daher es auch nicht geftattet). Der Wechſel heißt dann 
Wechſel an eigene Ordre und der Augfteller drückt feine Remittentenqualirät 
durch die Worte aus: „zahlen Sie an meine (unjere) eigene Ordre“ oder: „zahlen 
Sie an die Verordnung von mir (uns) ſelbſt.“ Im DBalutabefenntniß fagt er: „Den 
Werth in mir (ums) jelbit.“ Iſt ein Nehmer gefunden, jo wird ihm der Wechjel durd) 
Indoffament übertragen. Die Stellung des Wechſels an die Drdre des Traffanten 
ſelbſt fann aber auch dadurd) begründet fein, daß dieſer den Wechſel nicht eher weiter 

eben will, als bis der Bezugene ihn acceptirt hat, jo daß er dem legteren zu diefem 
wede alsbald nad der Ausftellung vorgelegt wird, was entweder durch Den Aus: 
fteller ſelbſt brieflich geichieht, oder durch einen Freund am Zielplage erfolgt. In 
dieſem legtern Falle wird indeß fehr häufig aud die Tratte ohne Ausfüllung ein«s 
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Remittenten namens, alſo als ein noch unfertiger Wechſel, benutzt, deſſen Ergänzung 
man nach geſchehener Acceptation vornimmt. 

Von der Uebertragung des Wechſels durch das Indoſſament iſt 
oben näher die Rede geweſen; es zeigte ſich dort, daß durch daſſelbe die Rechte und 
Verbindlichkeiten des Ausſtellers und des Nehmers (Remittenten) auf die Indoſſatare 
übergehen, für welche es zunächſt die Legitimation vorſtellt. Das Indoſſament erſcheint 

ewoͤhnlich mit den Worten: ‚Fuͤr mich (und) an die Ordre des Herrn N. N.“ ; dann 
olgen Balutabefenntniß, Drt, Monatstag und Jahrzahl und Unterfchrift des In— 
Doffanten. Orts- und Zeitangabe fallen häufg weg und man jchreibt daher auch wohl 
bloß: „Ordre des Herrn N. N.“ Das Balutabefenntniß ift in Deutichland, England ı. 
fo wenig im Indoſſament erforderlich, wie im Hauptwechlel, wohl aber nach frangöfifchem 
Recht Erforderniß zur weitern Uebertragbarfeit. Der Mangel des Valutabekenntniſſes 
begründet nad) franzöſiſchem Geſetz ein bloßes Proruraindoftament, welches den Ins 
doſſatar lediglich zur Eincaffirung der Wechſelſumme ermächtigt; in Deutichland wird 
Gleiches nur durdy den Zufag „zur Gincafjirung“, „in Procura“ oder eine andere Be- 
vollmächtigungsformel bewirkt, ſowie factiſch durch die Bemerfung „nicht an Ordre“ 
(Reetaindofjament). Die legtere Clauſel hindert jede Weitergebung, oder madıt doc) 
den Indoſſanten wechjelrechtlih unverpflichtet; die erfteren (eigentliches Procura— 
indojjament) geftatten blos die Ulebertragung zur Eincaſſirung durd ein weiteres 
Procuraindofjament, dagegen hat nach ziemlich allgemeinem Branch und durch die 
Sanction der meiften Wedyfelgejege ein nur in dem Namen oder der Firma des In— 
dofjanten beftebendes oder fogenanntes Blancoindoffament ($ndofiament in 
blanco) die Wirfung eines vollftändigen. Es legitimirt daffelbe jeden Inhaber , und 
es kann, wenn der Nachmann fich Das gefallen läßt, der einem Blancoindofianten folgende 
Wechſeleigner das Papier ohne Indoſſirung weitergeben und dadurd feiner wechſel— 
rechtlichen Haftung fich entziehen ; jo kann ein Wechſel nach Eintritt eines Blanco» 
indofiaments bis zur Zahlungszeit wie ein Inhaberpapier, wie ein Papiergeld circu— 
liren, und factiich Fann der Wechjel in Deutichland von Beginn an zu einer Art Pa— 
piergeld gemacht werden, wenn der Traſſant ihn an eigene Ordre jtellt und in 
blanco indoffirt, jo daß weitere Indoſſamente nicht erforderlich find, Nach franzö— 
ſiſchem Recht wirft das Blancoindoffament blos die Vollmacht zur Eincafftrung. 
Der Indoſſant fann fih von der Verbindlichfeit aus feinem Indofiament dadurch be— 
freien, Daßer einen desfalliigen ausdrüdlichen Vorbehalt beifügt („ohne Gewährleiftung“, 
„ohne Obligo“, x.); es fommt das z. B. in dem Falle vor, daß er den Wechjel für 
feinen Indoſſatar nur aus Gefälligfeit bejorgt (gekauft) hat, ohne durch den Gintritt 
in die Reihe der Wechjelverpflichteten eine Haftung auf ſich nehmen zu wollen. Iſt 
das Wechſeldocument räumlidy nicht ausreichend zur Aufnahme aller feiner Indoſſamente, 
jo wird, jo bald es nöthig, ihm eine fogenannte Allonge angeklebt, welche den Reft 
der Lebertragungsvermerfe aufnimmt. 

Die weiter oben ſchon erwähnte Annahme oder Acceptation des gezogenen Wed)- 
ſels zu fordern , ift jeder Inhaber zu jeder Zeit berechtigt, und der bloße Beſitz des 
Wechſels ermächtigt zu der Präfentation zur Annahme. Der Präfentant braud)t 
nicht Indoffatar zu fein, weil häufig Wechjel bloß mit dem Auftrage, ihre Annahme 
einzuholen, an Gejchäftsfreunde übermacdyt werden. Nur bei Meßwechſeln findet eine 
Beichränfung der fonft beliebigen Präfentationgzeit jtatt, indem für diejelben jede 
Mefordnung eine beftimmte Präientationsperiode vorfchreibt. Die Annahıne erfolgt 
durch einen kurzen Vermerf er Age und Unterfchrift) auf dem Wechſel ſelbſt, 
und zwar der Regel nad) auf deſſen Hauptfeite (Vorderfeite) ; zweckmäßig, weil vor— 
ſichtig, ift e8, die Wechſelſumme dabei zu nennen. Eine Datirung des Accepts ift 
nöthig bei Wechſeln, die eine gewifle Zeit nad) Eicht zahlbar find, weil die Darin an— 
gegebene Friſt von der Sicht, d. h. Vorzeigung, ab gerechnet wird. Nach der deut: 
ſchen W. D. gilt es für eine unbejchränfte Annahme, wenn der Bezogene nur feinen 
Namen oder feine Firma auf Die Vorderfeite des Wechſels fchreibt (auf der Rüdjeite 
fönnge jie die Bedeutung eines Blancoindoffaments haben, denn man fann den Wech⸗ 
fel auch an den Bezogenen indoffiren,, und diejer darf ihn weiter inbofliren). Die 
einmal erfolgte Annahme fann nicht wieder zurüdgenommen werden,. und die Durd- 
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ſtreichung des betreffenden Vermerks würde mindeſtens dann den Acceptanten nicht 
befreien, wenn er den Wechſel vorher Schon aus der Hand gegeben hatte. Der Be: 
zogene kann in mehreren Ländern (fo in Deutichland) die Annahme auf einen Theil der 
Wechſelſumme befchränfen. Wird die Acveptation verweigert, jo läßt der Präfentant, 
wenn er auf Grund deſſen Eicherungsmaaßregeln gegen feine Vormänner nehmen 
oder dieſe legtern zur Ergreifung folder Maaßregeln in den Stand jegen will, durch 
einen Notar oder einen Gerichtsbeamten den Proteſt Mangels Annahme erheben, 
um die Vorzeigung und die Weigerung beweijen zu können; daſſelbe Fann er bei 
einem Theilaccept binfichtlih des nicht angenommenen Betrages. Die gedadıten 
Maapregeln bilden den Regreß auf Sicherftellung. Die Indoffanten und 
der Ausſteller find nämlich wechſelmäßig verpflichtet, gegen Aushändigung des 
erwähnten PBroteftes genügende Sicherheit (durdy Unterpfand x.) dahin zu leiften, 
daß die Bezahlung der Wechſelſumme oder des nicht angenonmenen Theils derjelben, 
fammt den durch die Nichtannahme veranlaßten Koften, am Verfalltage erfolgen 
werde; fie Dürfen jedoch auch auf ihre Koften die ſchuldige Summe bei Gericht oder 
ſonſt gefeglich zuläffiger Stelle deponiren. Jeder Wechjelbetheiligte darf auf Grund 
des in feinem Beſitz befindlichen Proteftes den Sicherheitsregreß nehmen, ohne daß er 
felbft in gleicher Weife von einem Nachmann beanfprucht worden ift. Diefer Regreß 
ift in mehreren Ländern, auch in Deutichland,, ein ſpringender, d. 5. der Regres 
dient kann einen beliebigen Vormann (alfo aud) jofort den Aussteller) in Anipruch 
nehmen, auch von der einmal getroffenen Wahl wieder abgehen. Die etwaige nad): 
trägliche Annahme, die Zahlung des Wechſels bei Verfall oder das Grlöjchen jeiner 
Wechſelkraft bedingen die Rüdgabe der beftellten Sicherheit. In der Praris erledigt 
ſich die Sache gewöhnlich einfach dadurd), daß der Präfentant, wenn er überhaupt 
nicht blos mit der Vorzeigung beauftragt war, die von ihm feinem Vormann geleiitete 
oder gutgeichriebene Summe, nebft den Koften und etwaigen Zinien, von dieſem, 
gegen Rüdgabe des Wechſels und Auslieferung des etwa erhobenen Proteftes , ſofort 
wieder vergütet, beziehungsweiie gutgejchricben erhält; ebenjo pflegt ſich das Ver— 
hältniß zwiſchen den verjchiedenen Vormännern zurück bis zum Ausiteller zu regeln. 
Es geichieht das, weil die Nichtannahme für die bei weitem meiften Fälle mit Recht 
vorausjegen läßt, daß auch bei Verfall die Zahlung durd) den Bezogenen nicht werde 
geleiftet werden, jo daß man den Verſuch, dieſe zu erlangen, lieber unterläßt, obgleich 
er in einigen Fällen Erfolg haben mag, wenn 3. B. der Bezogene bei der Präfentation 
zur Annahme noch feinen Bericht vom Ausiteller hatte, oder, falls der Wechſel auf 
Grund eines bedingungsweifen Credits gezogen war, noch feine Dedung (Gegenwertb) 
vom Traſſanten erhalten hatte. Der Sicyerheitsregreß kann auch bei einem acceptirten 
Wechſel genommen werden, wenn der Acceptant feit der Zeitder Ausftellung der Tratte 
in VBermögensunficherheit gerathen ift ; die erforderlichen Kennzeichen der legteren find 
durch das Gejeg vorgefehen deutſche W. D. Art. 29). Man fordert dann die Sicher: 
ftellung exit beim Acceptanten felbft, und falls fie hier nicht zu erlangen, erhebt man 
deshalh Proteft (Sicherheits - oder Seruritätsproteft) und wendet fid nah Wahl an 
einen Regreßpflichtigen (Regreitaten). Wird beim Sicherheitsproceß die Sicherftellung 
geweigert, jo fann der Regredient im Wege des Wechjelprocefies auf dieſelbe Klagen ; 
es fann das aud) gegenüber dem unficheren Acceptanten geſchehen. — Die eigenen 
Wechſel bevürfen feiner Acceptation, da bei ihnen Ausfteller und Zahler die nämliche 
Perfon und aljo mit der Ausftellung die Anerfennung ausgeiprochen iſt; es ändert 
nichts, wenn fie Domicilirt find, und man hat daher fein Redyt, den etwaigen Domi— 
eiliaten um Annahme anzugehen. 

Der im Wechfel beftimmte oder aus demjelben durch Rechnung hervor: 
gehende Zahlungstag (Berfalltag) ift nicht immer der gejegliche oder gejeglich zu= 
läffige Tag der Zahlung. Zunächft wirken einen Unterfchied zwiſchen dem einen und 
andern die Feiertage. Da die Zahlung an ſolchen Tagen nicht geleiftet zu werden 
braucht, jo hat das Geſetz zu beftimmen, ob fie am legten vorausgegangenen , oder 
am näcitfolgenden Werktage geichehen fol. Nach der deutihen W. D. ift der 
nächte Werktag der Zahlungstag, und jede andere mit dem Wechfelgeichäft zufam- 
menhängende Handlung (Acceptation ıc.) kann gleicherweife nur an einem Werktage 
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gefordert werden. In England und den Ländern, welche das franzöſiſche Wechſel— 
recht befolgen (mit Ausnahme der Niederlande), ift Dagegen die Zahlung am legten 
Werktage vor dem Feiertage zu leiften. Welche Tage in Rüdfidyt auf Das in Rede 
ftehende Verhältniß als Feiertage zu gelten haben, ift gleichfall® den gefeglichen 
Beftimmungen gu entnehmen; in den criftlihen Staaten find e8 vorerft die Sonn: 
tage. Die deutſche W. O. (Art. 92) jagt: „Werfällt ein Wechſel an einem Sonntage 
oder allgemeinen Feiertage” ıc., welde Tage aber „allgemeine Feiertage“ feien, führt fie 
nicht an, da in den einzelnen Staaten ihres Geltungsbereihs mehrfache Verſchieden— 
heiten desfalls beftehen; in den meiften deutichen Staaten haben die Einführungsge: 
fege zur W. D. das Nöthige verfügt. — Weiter bilder ſich ein Unterſchied der ers 
wähnten Art durch die in manden Staaten geltenden jogenannten Reiperttage 
Discretionstage, Ehrentage) , die meift dahin zu verftehen find, daß der Berogene 
erit einige Tage nach Verfall zu zahlen braucht. Bon joliden Bezogenen werben Die 
felben gewöhnlich nicht benugt, und bei Gigenwechieln und Meßwechſeln, meift aud) 
bei Tagwechſeln, finden jie feine Amvendung. Uriprünglich waren fie zu Gunften des 
Präjentanten (eigentlich des Nemittenten) eingeführt, jo daß dieſer noch einige Tage 
nach Verfall mit Erfolg vorzeigen und proteftiren fonnte, was bei dem früheren viels 
fad) unregelmäßigen Boftenlaufe bei Datowechſeln von Bedeutung war, da es nicht 
jelten vorfommen mochte, daß ein Papier verfpätet in die en des legten Inhabers 
gelangte; allmählich erwuchs aber für den Bezogenen ein Recht auf ihre Benugung, 
während jedoch der Negel nad) auch dem Inhaber dafielbe behalten blieb. In Eng- 
land und den Bereinigten Staaten gelten 3, in Rußland für Datowechſel 10 Refpect- 
tage (in Rußland werden fie leider auch von beffern Firmen vielfach benutzt; Wechſel 
„auf Sicht“ haben hier nur 3 Reſpecttage, andere Sichtwechſel gar feine). Die heu- 
tige Zeit hat fein Bedürfniß einer ſolchen Vergünftigung mehr, und mit Recht bat 
daher die neue deutſche W. D. (Art. 33) fie abgeſchafft; gleichwohl beftehen bei ung 
factiſch noch zwei Refpecttage zu Gunften des Inhabers, indem diefer den Proteft 
Mangels Zahlung ſ. unten) rechtsgiltig noch am aweiten Werktage nach dem eigentlichen 
Zahlungstage erheben kann. Dieſe —— —— Proteſttage ſind verfügt mit Rückſicht 
auf die oft vorhandene Schwierigkeit, auf dem platten Lande den Proteſt noch am Zah: 
lungstage beichaffen zu können; it aber der Proteft (das Beweismittel der Zahlungs: 
weigerung) zwei Tage nad Verfall noch rechtzeitig , jo iſt es, wie anerfannt, auch die 
Prülentation zur Zahlung. Das franzöftihe Wechſelgeſetz geftattet zwar gleichfalls feine 
Neipeettage dem Namen nad, ftatuirt aber thatlächlicy einen folchen Tag zu Gunften 
des Bezogenen, indem derjelbe der Zahlung bis vierundgwanzig Etundennad) der Bor: 
zeigung Anftand geben darf. — Eine dritte Urſache der fraglichen Unterfcheidung wird 
in Deutichland durch die in Augsburg und Bremen herkömmlich beftehenden all» 
gemeinen Zahltage, Caſſirtage oder Scontrotage herbeigeführt. Wechſel— 
zablungen wurden dort feit langer Zeit nach dem alten Brauche vieler italienischen 
PU’ge nur an einem gewiſſen Tage der Woche geleiftet, und die an einem ſolchen 
Srontrotage Telbit und in den zwiſchen ihm und dem nächſten Erontrotage fälligen 
Wechſel erit an dieſem legtern bezahlt. Die deutihe W. D. (Art. 93) hat diefe Sitte 
foweit janctionirt, als nicht die vorhingedachte Proteſtfriſt dadurch überfchritten wird, 
fo daß ed nothiwendig geworden, zwei wöchentliche Econtrotage einzuführen; fie hat 
ferner nur die zwiichen Dielen Zahltagen fällig werdenden Wechſel auf den nächften 
Srontrotag verwielen, jo daß die am Econtrotage felbit verfallenden audy an dieſem 
Tage eingelöft werden müffen , und fie hat die Wechſel „auf Sicht“ ausgenommen, 
welche alfo ohne Ausnahme gleich bei der Worzeigung zahlbar find. Die Econtro: 
tage find jegt in Augsburg der Montag und Donnerstag, in Bremen der Mittwoch) 
und Sonnabend; ift einer diefer Tage ein allgemeiner Feiertag, fo tritt an feine Stelle 
ald Zahltag der nächte Werktag. Durch diefe Berückſichtigung der Scontrotage 
entiteht eine Nefpestfrift von ein bi8 zwei Tagen zu Gunſten des Bezogenen. 

Iſt die Zahlung des Wechſels erfolgt, jo geht das Papier in die Hände des 
Zahlenden über; gewöhnlich quittirt der Empfänger der Zahlung darüber auf dem 
Wechſel felbit, und der ans fann bierauf beftehen. Auch cine Theilzahlung darf 
in mehreren Staaten (fo in Deuticland) vom Wechjelinhaber nicht zurüdgewiefen 
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werden, wenngleich die etwa vorausgegangene Annahme auf Die ganze Wechſelſumme 
erfolgt fein jollte. Im Falle einer ſolchen Theilgablung fann der Zahlende nur ver: 
langen, daß dieſelbe auf dem Wechſel abgeichrieben und ihm auf einer Abichrift des- 
jelben Quittung ertbeilt werde. 

Wird die Zahlung geweigert, fo hat der Wechfeleigner den Nüdgriff oder Regreß 
gegen feine Bormänner, und diefer Regrep Mangels Zahlung iltin gleicher Weiſe 
ein pringender, wie der oben behandelte Sicherheitsregreß. Er hat zur Borausjegung 
ven Beweis der Zahlungsweigerung durd) einen rechtzeitig erhobenen Proteft Proteſt 
Mangels Zahlung). Die im Wechjel oder in einem Indoflament etwa enthaltene Aur: 
forderung,, feinen Proteſt erheben zu laflen („ohne Proteſt“, „ohne Koften“), gilt ale 
Erlaß des Proteſtes, ſchützt aber denjenigen, von welchem ſie ausgeht, nicht gegen Die 
Pflicht zum Erjag der Proteftfoften, wenn der Wechſelinhaber gleihwohl aus Vor: 
ſicht hat proteſtiren laſſen. Die Regreßaniprücde des legten Inhabers umfaſſen vie 
nicht bezahlte Wechſelſumme, nebft Zinien vom Berfalltage ab (in Deutichland bie 
zu 6 Procent) , die Proteftfoften u. a. Auslagen und eine Provifion (in Deutſchland 
1/4, Procent) ; die Aniprüche des Indoſſanten, welcher den Wechſel durd Wieder: 
einlöjung zurüderhalten hat, an einen früheren Indoffanten oder den Ansiteller er: 
ſtrecken ji) auf Die von ihm gezahlte oder durch Rimeſſe berichtigte oder guigeichrie- 
bene Summe, nebft Zinjen vom Tage jeiner Zahlungsleiftung ab, die ihm entitandenen 
Koiten und eine Provifion. Der Regrefnehmer kann ſich aud) Dadurch bezahlt machen, 
daß er über den Betrag feiner Forderung einen Wechſel auf den Regreppflichtigen 
abgibt, welher Rückwechſel oder Nitratte heißt, in feiner Faſſung aber nichts 
über die Urſache der Traffirung berichtet; die Summe deffelben enthält zugleich die 
Mäflergebühr für feine Begebung (feinen Verkauf) und die etwaigen Stempelgebühren. 
Der Rüdwechiel muß auf Sicht zahlbar und „unmittelbar“ (a drittura, d. h. nicht ale 
Gommilftionstratte) geitellt werden. Der Regredient ertheilt dem Regrespflichtigen eine 
fogenannte Rüdrehnung oder Retourrehnung, aus welcher fich die Beſtandtheile 
feiner Forderung entnehmen laffen (im Fall der Ausitellung eines Rückwechſels beißt 
diejelbe auch Ricambiorechnung, und fügt derjelben den Wechſel und den Proteſt hinzu; 
der Regreßpflichtige iſt nur gegen Auslieferung diejer beiden legteren Schriftftücte und 
der quittirten Nüdrechnung Zahlung au leiften verbunden. Llebrigens hat jeder Wech— 
ſelſchuldner aud) das Recht, gegen Erftattung der Wechjelfumme nebft Zinſen und 
Koften die Auslieferung des quittirten Wechſels und des wegen Nichtzahlung erbo: 
benen PBroteftes von dem ihm befannten Inhaber zu fordern und aljo einem förmlichen 
Negreß zuvorzufommen. Da bei ung in Deutfchland der fpringende Regreß eingeführt 
ift, jo liegt den Wechielbetheiligten zugleich die Notificationsprlicht ob, damit Jämmt:- 
liche Verpflichtete zeitig Nachricht von der nichterfolgten Zahlung erhalten und da- 
nad ihre Maaßregeln treffen fünnen. Der Inhaber eines Mangels Zahlung pro: 
teftirten Wechſels ift nämlich verpflichtet, feinen unmittelbaren Vormann innerhalb 
zweier Tage nad) dem Tage der Protefterhebung von der Nichtbezahlung des Wechſels 
ſchriftlich zu benachrichtigen, und jeder benachrichtigte Bormann muß binnen derjelben, 
bei ihm vom Tage des empfangenen Bericht3 zu berechnenden Frift feinen nächſten 
Vormann in gleicher Weile benachrichtigen. Der Inhaber oder Indoſſatar, welcher 
biergegen fehlt, wird hierdurdy den jämmtlichen oder den etwa überjprumgenen Vor: 
männern zum Griage des daraus entjtandenen Schadens civilrechtlich verpflichtet und 
verliert gegen diele Perſonen den Anipruc auf Zinien und Koften, jo daß, will er fte 
in Anjprud) nehmen, er nur die Wechſelſumme zu fordern berechtigt ift. Hat ein In— 
dojiant den Wechſel ohne Hinzufügung einer Ortsbezeichnung weiter begeben (wie es 
beim Blancoindoflament immer der Fall), jo darf die gedachte Benachrichtigumg dem 
jenigen Vormann ertheilt werden , welcher zulegt eine Ortsbezeichnung vermerft hat, 
jedoch fann der Nachrichtgeber ftatt deſſen auch den unmittelbaren oder überhaupt einen 
nähern Vormann benachrichtigen, deſſen Wohnort ihm (wie gewöhnlich) befannt ift, 
obwohl er aus dem Indoffament nicht erfichtlich. 

War der Wechſel, deſſen Zahlung verweigert wird, acceptirt,, jo fann der In— 
baber, ftatt Regreß zu nehmen, ſich auch an den Acceptanten halten und gegen diefen den 
Wechſelproceß anftrengen. Es bedarf zu dieſem Ende nicht einmal der Bräfentarion 
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am Zahlungstage und nicht der Protefterhebung, und jeder Wechielinhaber , der den 
Arceptanten in Anſpruch nehmen will (aud) der Ausfteller darf das thun), behält das 
Wechſelrecht gegen denjelben in Deutichland drei Jahre lang, vom Verfalltage des 
Wechſels an gerechnet. Nur bei Domiciltratten findet eine Ausnahme infofern ftatt, 
als die Verabjäumung der rechtzeitigen Protefterhebung beim Domiciliaten den Vers 
luft des wechlelmäßigen Anjpruchs nicht nur gegen den Angiteller und die Indoflanten, 
tondern aud) gegen den Acceptanten berbeiführt. Im übrigen bleibt, wenn ein Wed: 
jelinhaber gegen den Acreptanten auf Zahlung Hagt, ibm das Regreßrecht gegen 
jeine VBormänner vorbehalten, vorausgeſetzt, daß er rechtzeitig Proteſt erhoben hat. 
Es verfteht fich ferner, daß mit dem Verluͤſte eines wechſelmäßigen Anipruches nicht 
jeder Anjpruc überhaupt verloren gebt, indem der benachtbeiligten Partei immer noch 
der civilrechtlihe Anſpruch verbleibt. — Bei nicht domicilirten Gigenwechleln und 
jolchen domicilirten, welcye feinen Domiciliaten benennen, bedarf es ebenfalls zur Er- 
haltung des Wechjelrechts gegen den Ausfteller weder der Bräfentation am Zahlungs» 
tage, nod) der Erhebung eines Proteftes, und auch der wechjelmäßige Anipruc gegen 
den Aussteller eines eigenen Mechjels hat in Deutichland eine Verjährungsfriit von 
drei Jahren, vom Berfalltage an gerechnet. 

Eine vorzeitige Zahlung des gezogenen Wechſels, jowie des indofjirten Eigen— 
woechjeld fann den Zahlenden in Nachtheil bringen, indem er, falls der Empfänger 
der Zahlung vor der Verfallgeit in Concurs gerathen oder ein unrechtmäßiger In— 
haber geweien fein follte, den übrigen Wechfelbetheiligten würde auffommen müffen. 
Man fann daher nie mit voller Sicherheit jene Wechſel vor Verfall gahlen. 

Wenn man irgend muthmaßen follte, daß der Bezogene eines Wechſels die An— 
nahme oder Zahlung verweigern werde, jo fann man ein andered Haus am Zahlplage 
auffordern, eintretendenfalls an Stelle des Bezogenen den Wechſel anzunehmen und 
zu bezahlen. Diefe Aufforderung, welche allen Wechielberheiligten eine größere Wahre 
Tcheinlichfeit der Erfüllung des Wechſelverſprechens gewährt, fann fowohl vom Aus- 
fteller,, al8 von irgend einem Inhaber des Wechſels ausgehen, und häufig erfolgt fie 
durch verſchiedene Mechielbetheiligte. Sie befteht äußerlich in einer am untern Rande 
der Vorderjeite des Wechſels angebrachten Notiz, welche die Nothadreife, Neben- 
adrefie oder Hilfsadrefie heißt und lautet: „Nöthigenfals im Nothfall, im Fall) bei 
* MN. Nothadreſſat) für N. N. Nothadreſſant)“. Der Adreſſant deutet ſeinen 
Namen oder feine Firma nur durch die Anfangsbuchſtaben an und ergibt ſich aus dem 
Wechſel ſelbſt als Ausſteller), oder aus den Indoſſamenten (ald Indoſſant näher. 
Wird nun der Wechſel vom Bezogenen nicht angenommen oder nicht bezahlt (ift er, 
nad) dem technischen Ausprud, ein „nothleivender Wechſel“), jo wendet fich der In— 
haber an den Nothadreflaten, um von diefem die gefuchte Leiftung, jeine Inter 
vention, zu erhalten, und er ift wechielrechtlich verpflichtet, darum nachzuſuchen. 
Sind mehrere Nothadreffen auf dem Wechſel, fo muß zunächſt die Ältefte in Anſpruch 
genommen werden (alfo wenn der Wechjelausfteller eine ſolche beigefügt hat ; Diele), 
weil deren Accept die verhältnigmäßig meiften Betheiligten befreit ; geichieht dies ohne 
Erfolg, jo hat man ſich an die nächitjüngere zu wenden, u. |. w. Die Annahme eines 
Nothadreffaten erfolgt für Rechnung des Nothadrefianten, oder, wie man jagt, zu 
deſſen Ehren; fie heißt daher auch Ehrenannahme (Acceptation per onore). Daſſelbe 
gilt von der Zahlung eines Nothadreffaten, der Ehrenzahlung (Zahlung per 
onore), und derjenige, für deſſen Rechnung intervenirt wird, heißt Honorat. Dem 
Ehrenaccept, welches fonft dem Accept des Bezogenen gleich ift, wird hinzugefügt, für 
weſſen Rechnung (zu weſſen Ehren) e8 gilt; ift das verfäumt worden, jo wird der 
Ausijteller als Honorat angejehen. Der Ehrenacceptant muß jich den PBroteft Mans 
geld Annahme gegen Erftattung der Koften aushändigen und in einem Anhang zu 
demjelben die Ehrenannahme bemerfen laflen. Er muß den Honoraten unter Ueber— 
ſendung des Proteftes von feiner Intervention benachrichtigen und dieſe Benachrich— 
tigung mit dem Proteft nad) deutſchem Wechielrecht innerhalb zweier Tage nad) dem 
Tage der Protefterhebung zur Poſt geben, widrigenfalls er für den durch die Unter 
laffung entitebenden Schaden haftet. Der Ehrenacceptant wird den ſämmtlichen Rache 
männern des Honoraten durdy die Annahme wechjelmäßig verpflichtet. Dieje Vers 
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pflichtung erliſcht nach der deutſchen W. O., wenn dem Ehrenacceptanten der Wechſel 
nicht ſpäteſtens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage zur Zahlung rw 
wird. Hat eine Ehrenannahne ftattgefunden,, fo haben der Inhaber und die Nach: 
männer ded Honoraten feinen Regreß auf Sicherftellung, wohl aber fann diefer von 
dem Honoraten jelbft und deſſen Vormännern geltend gemacht werben. Auch der 
Bezogene felbft kann Intervenient fein, indem er entweder von einem Jndofianten 
(weldyer vielleicht daran zweifelt, daß er für Rechnung des Ausitellerd annehmen und 
zahlen werde) durd; Nothadrefie dazu aufgefordert worden ift, oder freiwillig für Rech— 
nung eines Indoſſanten intervenirt, weldyes legtere aber nur dann geicheben fann, 
wenn der Wechfel nicht andere Nothadrefien trägt oder dieſe Die Intervention ver: 
weigert haben. Ueberhaupt Fann eine freiwillige Intervention irgend welcher Perſon 
unter legterer Vorausſetzung ftattfinden, doch braucht der Inhaber eine ſolche nicht 
zuzulafien ; auch diefer, der Inhaber jelbft, kann fie leiften. Behufs der Einforderung 
der Zahlung muß der Wechſel zunächft dem Bezogenen, welcher die Acceptation ge 
weigert hatte, wieder präfentirt und bei deſſen Zahlungsweigerung Proteft erhoben 
werden. Das nämliche muß natürlidy geicheben, wenn der Wechſel gar nicht zur 
Acceptation vorgelegt worden war. Demnächſt muß nad) deutſchem Wechſelrecht der 
Wechſel vom Inhaber fpäteftend am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage den 
fämmtlichen Nothadrefien und dem (der Regel nad unter diefen begriffenen) etwaigen 
Ehrenacceptanten zur Zahlung vorgelegt und der Erfolg im Proteſt Mangels 
Zahlung oder in einem Anhange zu demfelben bemerkt werden; unterläßt der In— 
haber dies, fo verliert er den Regreß gegen den Adreffanten oder Honoraten und 
deren Nachmänner. Dieje Vorichrift behcht deßhalb, weil möglicherweife zur Zah— 
lungszeit ſich eine ältere Nothadrefie zur Zahlung erbietet, die früher die Annahme 
geweigert hatte, durdy deren Zahlung ja aber mehr Wechſelbetheiligte ihrer Wer: 
pflidytung ledig werden, als durch die einer jüngeren Nothadrefie, welche aeceptirt 
hatte. Unter Mehreren, welche ſich zur Ehrenzahlung erbieten,, gebührt demjenigen 
der Vorzug, durch deſſen Zahlung die meiften MWechtelverpflichteten befreit werden, 
alio (wie bei der Ehrenannahme) der älteften Nothadrefie. Iſt die Zahlung dur 
einen Intervenienten erfolgt, jo müfjen diefem der Wechſel und der Proteft Mangels 
Zahlung gegen Erftattung der Koften ausgehändigt werden, und er tritt durch die 
Ehrenzahlung in die Rechte des Inhabers (f. oben) gegen den Honoraten, deflen Vor: 
männer und, fall8 von anderer Seite acceptirt war, gegen den Acceptanten. — Der 
Norhadrefiant gibt dem Adreſſaten über die an dieſen gerichtete Aufforderung zur 
eventuellen Intervention häufig auch brieflihen Bericht. Sichere Spuren der erjten 
Erſcheinung der Intervention zeigen fich exit im jechzehnten Jahrhundert. 

Es ift zuweilen zweckmäßig oder nöthig, von dem nämlichen gezogenen Wechſel 
ein zweites, auch wohl ein drittes Eremplar audauftellen, und diefe mehrfachen Exem— 
plare werden Wechjelduplicate genannt. Diejelben fönnen verſchiedenen Zwecken 
dienen. Ginmal fann ein Duplicat das verlorengegangene erfte Eremplar den 
Primamechjel, die Prima) zu erfegen beftimmt fein. Dann fönnen aber auch Duplicate 
den Zwed baben, den Umlauf au erleichtern, indem ein Gremplar (gewöhnlich vie 
Serunda) in Girculation gebradyt wird, während das andere (gewöhnlidy das erite, 
die Prima) zur Einholung der Acceptation verlandt iſt, ohne daß man aljo die Rück— 
fendung des acceptirten Gremplars abzuwarten braucht. In diefer legtern Function ift 
die Dienjtleiftung der Duplicate, wie man ſieht, eine ſehr weientlihe und will 
fommene. Wird ein Wechjel abiichtlich nur einmal ausgeftellt, jo heißt er Sola- 
wechſel; man bezeichnet ihn dann entweder ale ſolchen, oder unterläßt jede Bezeichnung 
der Wieviclheit ; war Das eine oder das andere der Fall, jo ift ver Ausfteller der Möglich: 
keit beraubt, nachträglich Duplicate zu geben, und um fid) deren vielleicht wünſchens— 
wertbe ſpätere Ausitellung vorzubehalten , bezeichnet er daher in der Regel aud) die 
jenigen jeiner Tratten, bei welchen er nur die einmalige Ausfertigung im Auge bat, 
als Primawechſel. Die eigenen Wechfel werden ihrer Natur nach nur einfach ausge» 
ftellt, find alfo Solawechſel und werben gewöhnlich ausdrüdlich als ſolche bezeichnet; 
aus dieſem Grunde brauchen Viele, felbft unter den Kaufleuten , irrthümlich die Be: 
zeichnung „Solawechſel“ al8 gleichbedeutend mit „Eigenwechiel“. Selbft das äußers 
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lich als Solawechſel bezeichnete Document ift feinesweges immer ein eigener Wechfel, 
vielmehr findet ſich dieſe Bezeichnung auch bei Tratten angewandt, bei denen man 
dann, wie wir ſahen, auf Dupficate verzichtet. 

Es verftebt fid, daß die verfchiedenen Eremplare nur einen und den nämlichen 
Wechſel ausmachen, ähnlidy wie mehrfache Empfangsbeicheinigungen über eine ges 
leiftete Zahlung innerlicy nur eine Quittung conftituiren. Es wird nur einmal (nur 
. ein Eremplar) acceptirt, nır einmal bezahlt, und man deutet Died z. B. im Wechiel- 
conterte der Secunda durd die Worte an: „zahlen Sie für diefe Secunda (Prima 
nicht)”, oder: „Secunda (Prima unbezahlt)*. Im den Duplicaten weift man gewöhn« 
lich nur auf die früheren Eremplare hin, in England aber wird in allen Gremplaren 
(aljo audy in der Prima) angezeigt, wie viele Gremplare gegeben werden jollen , jo 
daß man dort gleich bei der erften Ausitellung deshalb Entſchluß fafien muß, was mit 
den englijchen Stempelgeiegen im Zuſammenhang fteht. 

Die vorzüglichfte Anwendung finden die Duplicate darin, Daß, wie vorhin er» 
wähnt, ein Eremplar zur Acceptation geht, das andere in den Umlauf fommt. Nicht 
felten aber Auch wird ein zweites Eremplar dem erften nadhgeichidt , wo Unficherheit 
oder Unregelmäßigfeit der Communication die Möglichkeit nahelegt, daß ein den 
Wechſel einichließender Brief dem Adreflaten gar nidyt oder verſpätet zufommt ; man 
gibt dann mit nächiter Poſt, auch wohl auf anderem Poſtwege, das zweite Eremplar 
auf, welches dem erften von Drt zu Ort, von Hand zu Hand nachreift. Das am Ziel: 
plage zuerft angefommene und vorgelegte Eremplar holt Accept und Zahlung ; kommt 
das andere nad), jo wird es, falld Die Zahlungszeit vorüber, dem Zahlenden nach— 
träglich eingehändigt, kommt es früher an, jo übergibt man ihm bei der Zahlung beide 
(Sremplare, es ift aber weder in dem einen, nod) in Dem anderen Falle Die Auslieferung 
des ſpäter eingetroffenen Eremplars nöthig, da der Arceptant eben nur einmal accep« 
tirt und zahlt, legteres, fall8 vorher acceptirt war, gegen das acceptirte Eremplar; 
deshalb wird auch wohl zur Eriparung des Porto und der Mühe das nachgekommene 
Gremplar auf einem Zwiichenplage gurüdgehalten, wenn der dajelbit wohnhafte Wech— 
jelinhaber eine Unregelmäßigfeit auf dem fernern Poſtwege nicht annehmen zu dürfen 
glaubt. So geſchieht es häufig mit levantiichen Tratten auf England; der Wanren- 
tchuldner in Konftantinopel 3. B. endet eine bier gefaufte und ausgeftellte Tratte, von 
der er fi durch den Ausiteller (Bank, Bankier) ein Duplicat einhändigen läßt, erft 
in der Prima an feinen Gläubiger in Chemnig und übermacht demielben mit dem 
nädıften Lloyddampfer (etwa 14 Tage jpäter) die Serunda; der Ghemniger bes 
nugt das erfte Eremplar zu einer Rimefie nah Hamburg , läßt das zweite nad) Em— 
pfang dem erften nachgehen, u. f. w. 

Soll das cine Eremplar lediglich zur Acceptation benugt werden, fo fendet man 
es an einen Handelsfreund am Zielplage, der die Annahme einholt und ed dann auf- 
bewahrt, bis der an dem nämlichen Plage wohnende Indoffatar, weldyem das andere 
Exemplar remittirt wird, jenes erfte bei ihm abfordert, wozu er durdy das indojfirte 
zweite ermächtigt ift. Darauf deutet der Abiender des erſten Eremplars hin, indem 
er auf den untern Rand des zweiten die Worte jegt: „Prima zur Acceptation bei 
Heren N. N.“ (Name des Bewahrers des acceptirten Eremplars). Hat legterer das 
acceptirte Eremplar dem rechtmäßigen Wechleleigner ausgehändigt, jo ftreicht er 
jene Worte und jegt darüber oder darunter: „Die acceptirte Prima ausgeliefert an 
Herrn X.“ War die Acceptation nicht erfolgt, fo händigt er gleichfalls das betreffende 
Gremplar aus, und der Wechjelinhaber handelt nun ganz fo, wie wenn er ſelbſt Prä- 
fentant geweſen wäre. 

Es können ſich auch die eine und die andere der eben betrachteten Urſachen ver: 
binden: man jendet ein Eremplar zur Acceptation ein, giebt das andere in Umlauf 
und läßt diejem ein drittes nachreifen. Es entfteht dann ein Tertiawechiel, und in 
der Gomplication gleicher Gründe find auch Quartawechſel denkbar, die indeß ſehr 
felten vorfommen möchten. 

Derjenige, welcher zwei oder mehr Gremplare verwenden möchte, braucht nicht 
der Ausſteller zu fein; es kann das ebenjowohl vom Remittenten oder einem fpäteren 
Inhaber gejchehen. Deshalb fteht dem Remittenten das Recht zu, vom Ausfteller eines 
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ezogenen Wechſels mehrere, im Weſentlichen gleichlautende Exemplare zu verlaugen. 
&in ipäterer Wechſelinhaber bat gleichfalls das Recht, ein Duplicat zu verlangen, 
aber er muß ſich deshalb an feinen unmittelbaren Bormann wenden, diejer wieder an 
feinen Bormann u. ſ. w., bis die Anforderung an den Ausfteller gelangt. Jeder be— 
treffende Indoſſatar kann und wird von feinem Vormann verlangen, daß dic früheren 
Indoſſamente auf dem Duplicat wiederholt werden. ft von mehreren audgefertigten 
Eremplaren das eine bezahlt, fo verlieren die anderen ihre Kraft, doch werden wir 
gleich nachher eine Ausnahme dieſer Regel fennen lernen. Iſt Das eine arceptirt wor- 
den, während ein oder einige andere dem Umlauf dienten , jo erhebt der legte Inhaber 
die Zahlung unter Ablieferung ſowohl des acceptirten, als des vollftändig indojfirten 
Eremplars; der Acceptant zahlt nur gegen die Aushändigung des einen und Desandern, 
denn durch das acceptirte ift er verbindlich geworden, Das indojjirte aber weijt die Er- 
nächtigung des Inhabers zur Einforderung der Zahlung nad. Sollte der Acceptant 
aus Irrthum mehrere Erenplare des nämlichen Wechjels acceptirt haben, jo bleibt er 
aus den Accepten der bei der Zahlung nicht zurüdgegebenen Eremplare verhaftet; es 
iſt daher in dieſer Beziehung Vorſicht geboten, denn der Beweis des Misbraudhes ift 
oft Schwer zu führen, ift nidyt Sache des Wechſelproceſſes und mag vor Verluſten micht 
immer ichügen. — Die erften Belege für das Vorkommen von Wechſelduplicaten fin: 
den ſich gegen Das Ende des viergehnten Jahrhunderts. 

Wünſcht ein Indoſſatar oder auch ein Remittent den Dienft eines Duplicats be— 
bufs der Acceptation, fann aber ein joldyes vorausfichtlidy erſt nach längerer Zeit er— 
halten, weil der Ausfteller ſehr entfernt wohnt oder weil eine größere Reihe von Nor: 
männern ihn den Indoflatar) von demfelben trennt, jo kann er jenen Dienjt erlangen, 
indem er jelbft eine Eopie des Wechſels verfertigt, Diele zur Begebung benugt (in 
den weiteren Umlauf bringt), das Original aber zur Annahme einjendet. Die Copie 
vertritt bier vollitändig ein umlaufendes Driginaleremplar, erhält die ferneren 
Indoſſamente u. ſ. w.; nie aber fann fie das Driginal zum Zwede der Acceptation 
eriegen. Die Eopie ift eine vollftändige Abjchrift des Driginalwechiels, der Darauf be- 
findlichen Indoſſamente undfonftigen materiellen (weientlichen) Vermerke, mit der Er: 
Härung: „Bis hierher Abichrift (Eopie).“ Trägt der Driginalwechiel ſchon Indoſſa— 
mente, jo wird diefe Erklärung in der Copie unter das legte Derielben vermerkt, im 
anderen Kalle über die auf Die Abichrift zu Schreibenden Indoſſamente; auch auf den 
Eeritenrand der Vorderfeite jegt man zweckmäßig das Wort „Abichrift“ oder „Eopie.“ 
Wie jonft in dem zur Weiterbegebung beftimmten Duplicat,, jagt man in der Copie, 
wo der Driginalwedyiel anzutreffen jei („Das Driginal zur Acceptation bei — 
N N..“), und der Verwahrer des letzteren ſtreicht bei deſſen Auslieferung dieſe Worte, 
— die Aushändigung Dazu vermerkt („Das acceptirte Original ausgeliefert an 

errn &.”). 

Zur Erzeugung der Wechſelkraft bei der Verpflichtung wechſelunfähiger Per— 
ſonen oder zur Verſtärkung der Sicherheit fommt bisweilen die Wechſelbürgſchaft 
oder der Aval vor, der ebenſowohl für den Ausſteller, als für einen Indoſſanten ein: 
treten kann ; es fünnen auch für Die nämlidye Berfon mehrere Bürgen auftreten. Haupt» 
fächlich findet füch der Aval beim eigenen Wechſel für defien Ausiteller. Die Bürgſchaft 
ift nur dann eine wechjelmäßige, wenn fie auf dem Wechſel jelbit ausgeſprochen wird, 
und es geichieht das durch die vom Bürgen unterichriebenen Worte „Als Bürge“ oder 
durch einen gleichlautenden Vermerk; auch die bloße Mitunterfchrift bat die nämliche 
Mirfung. Da diefe förmlicye Bürgschaft dem Credit desjenigen, für welden fie er 
folgt, falls derjelbe nicht der Wechſelfähigkeit entbehrt, nachtheilig werden fünnte, fo 
erfolgt fie häufig und beim gezogenen Wechfel vorzüglich durch deſſen Indoffirung au den 
Bürgen und durd die Weiterindoiftrung Seiten dieſes legteren , ald jogenannte fill: 
fhweigende Bürgfchaft. - Diele bleibt für dritte Perſonen unerfennbar und ift von 
voller Wirfung, da der Bürge als Judoſſant in den Kreis der unmittelbar durch den 
Wechſel Berpflichteten tritt und allen Nadymännern direct haftet. 

Ueber abhanden gefommene Wechiel handeln Art. 73 und 74 der deutichen Wed: 
felorbnung , über falihe Wechfel Art. 75 und 76, über die Wechſelverjährung Art. 
77— 50 und 100 (die dem Acceptanten einer Tratte und dem Ausiteller eines Eigen⸗ 
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wechſels gegenüber geltende Verjährungsfriſt haben wir weiter oben angegeben), über 
den Proteſt des näheren Art. 87—90. 

Die Stelle der gezogenen Wechſel als Mittel, eine Forderung einzuziehen, und 
als Zahlungsmittel wird bisweilen und bis zu gewiſſem Grade durd die ihnen ver- 
wandten, in der Entjtehung viel älteren Anweijungen (vergl. diefen Art. ©. 28 f.) 
oder Aflignationen vertreten. Dieſe untericheiden fih von den Wedyieln im Weſen 
hauptſächlich dadurch, daß ihnen ver Regel nach das Wechielredyt abgeht und daß feine 
Acceptation gefordert werden kann, der Form nad) durch Die Abmweienheit der Bezeich- 
nung als Wechſel. Sind fie auf eine beſtimmte Zeit nah Sicht geftellt, jo wird Diele 
durd) einen VBorzeigungsvermerf Seiten des Aſſignaten Bezogenen beglaubigt. Das 
Balutabefenntniß iſt bei ihnen nicht üblich. Sie fönnen indoflirt werden, wenn fie an 
die Drdre des Aſſignatars Nehmers, Remittenten) lauten. Man giebt Anweifungen, 
wenn man fich oder die weiteren Betheiligten den Kolgen des Wechſelrechts nicht aus: 
fegen will, namentlich bei Heinen Beträgen. Wie weit fie nach franzöftfchem und 
engliichem Geſetz Wechſelrecht haben, erhellt aus unjerer früheren Darſtellung; nament: 
li erinnern wir bier an die engliichen und nordamerifanifchen Checks Cheques, die 
lange ſchon aud in den Riederlanden üblich find ne. briefjes), neuerdings 
in Frankreich als wechjelfräftige Bapiere Sanction gefunden haben (Geſetz vom 14. 
Juni 1865) und ſich auch in Deutichland einzuführen beginnen, wo ihnen allerdings 
die Wechielfraft abgeht (S. den Art. Chef S. 147 ff.). In Frankreich ift ihnen 
gegen die jonftige Regel des heimischen Geſetzes die Wechjelkraft beigelegt , wenn fie 
auch, wie beides gewöhnlidy der Fall, an den Inhaber lauten und am Plage der Aus— 
ftellung zahlbar find, und es wirft bei ihnen, wenn fie auf Namen geftellt find, audy 
dort das Blanco-Indoſſament vollftändige Eigenthbumsübertragung. Aus Gründen, 
die bier nicht näher erörtert werden fünnen, haben faufmänniiche Anweilungen in 
einigen deutſchen Staaten unter gewiffen Bedingungen Wechielfraft,, und es werden 
unter „kaufmänniichen Anweifungen“ daſelbſt joldye verftanden, welche die wejentlichen 
Erfordernifle Des gezogenen Wechjeld, mit Ausnahme der Bezeichnung als „Wechſel“, 
haben, an deren Stelle das Wort „Anweiſung“ zu ſetzen iſt; in Bayern ift zugleich er 
forderlid),, daß fie an Ordre geftellt find. Die betreffenden Staaten find Bayern, 
Sachſen, Sadyien-Weimar, Sachſen-Altenburg, Baden, beide Reuß und Frankfurt am 
Main. Wird eine faufmännifche Amweifung dort freiwillig acceptirt, jo entiteht Daraus 
für den Acceptanten dieſelbe Verbindlichkeit, wie aus der Annahme eines gezogenen 
Wechſels doch in Bayern mit Ausnahme des Wedyielarrefts, der Dagegen in Sachſen— 
Weimar nur über den Arceptanten verhängt werden fan). Unacceptable kaufmän— 
nische Anweifungen müflen aber in Sachſen, Sachſen-Altenburg und Neuß über min- 
deftes 50 Thaler lauten und dürfen ald das weitelte Ziel der Zahlbarfeit drei Monate 
nicht überichreiten ; ift Die eine oder andere dieler Beichränfungen in ihmen nicht 
vorhanden, jo gelten fie vollig den gezogenen Wedyieln gleih. In Sachſen, Sachſen— 
Altenburg und Reuß können faufmännitche Anweifungen auch auf Uſo zahlbar geftellt 
werden, und fie verfallen dann 14 Tage nad) ihrer Öbräfentotion zur Sicht. Einiges 
wenige Allgemeine über faufmänniiche Anweilungen und verwandte Papiere enthält 
das Allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch in Art. 300— 305 ; daffelbe geitattet nament⸗ 
lid die Uebertragung der an Ordre geftellten Anweifungen durch Indoflament (Art. 
301). — Im größeren Handel fönnen begreiflicherweife die Anweilungen die Dienite 
der Wechſel nicht verrichten. 

Wenn der Ausfteller einer Tratte nicht Gläubiger des Bezogenen ift und für 
eigene Rechnung traffirt, fo muß er, um der Annahme feiner Zichung ſich zu verfichern, 
dem Bezogenen rechtzeitig den Gegenwerth in geeigneter Weife beihaffen, ihm Dedung 
machen. Bei der Commiffionstratte hat natürlich der Auftraggeber für Die Deckung zu 
forgen. Sofern man beim Bezogenen einen entiprechenden Credit hat, erfolgen Ans 
nahme und Zahlung ohne vorherige Deckung; man folgt in diefer Rückſicht den bei 
Eröffnung einer laufenden Rechnung (eines Eontocorrent, |. diejen Art.) getroffenen 
Verabredungen, die 3. B. dahin gehen, daß das creditgebende Bankhaus nie eine ge- 
wifie Zeit über den Verfall der auf daflelbe gezogenen Wechſel hinaus „ungedeckt“ 
bleiben darf, wenn der bewilligte Credit Wechſelcredit, offener oder Blancocredit) 
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aufrecht bleiben fol. Die Deckung kann materiell natürlich aus ſehr verſchiedenen 
Werthen beftehen,, gewöhnlicy aber wird fie durch Wechſel Rimeſſe gebildet. Der 
Ausdrud „Dedung* bezeichnet übrigens audy außerhalb der gedachten Beziehungen Die 
Zahlung ſchuldiger Summen überhaupt, in weldyen Titeln fie auch erfolgen mögen. 

Was bei anderen Waaren die Sorte, das ift beim Wechſel der Zielplag, und 
Wechſel auf London, Paris, Wien n. f. w. find verfchiedene Wechjelforten. Sie 
finden ald Waare, wie reale Waaren, an den Börfenplägen, an denen andauernde 
Umjäge in ihnen gemacht werden, eine regelmäßige Preisnotirung, haben daſelbſt 
einen Cours (Wechſelcours, vergl. den Art. Cours), deſſen Höhe nad) dem Ver: 
hältniß von Angebot und Nachfrage wechlelt, indem feine Elemente die Gefege der 
Preisbeftimmung überhaupt find. Die Nachfrage aber wird durch das Bedürfniß Der 
Dedung auf Seiten irgend weldyer Schuldner, das Angebot durch die Realifirung irgend 
welcher Borderungen oder aud) eines Eredits bedingt. Der Cours, den ein — 
und mittelbar ein ganzes Land auf einen ausländifchen Platz, aufein fremdes Land notirt, 
ijt demnad) abhängig von der Ausdehnung der demnächſt en Borderungen, die 
das legtere Land an das erjtere (vorzüglic) für dieſem zugeführte Waaren ) bat, oder 
umgefehrt von der Größe der Schuld an daffelbe (für Importationen von ihm). Hat 
das Yand A an das Land B ftarfe Dedungen (Zahlungen) zu machen, jo werden in 
jenem die Wechſel auf dieſes gefucht fein, der Wechfelcours auf dafielbe alio die Ten- 
denz zum Steigen haben ; dagegen wird gleidyzeitig im Lande B der Wechſelcours auf 
A die Neigung zum Sinfen annehmen, weil große Summen auf A zu trafftren find, 
welche als ausgebotene Wechſel auf den Markt fommen, jofern A nicht ausſchließlich 
durch Rimefien zahlt. Beide Fälle correipondiren. Inſofern nicht Direct remittirt und 
trajfirt wird, ſondern man fic) eines vermittelnden Landes C als Ausgleichers bedient, wird 
der Cours auf dieſes Zwiichenland in A eine fteigende, in B eine finfende Richtung 
nehmen, wenn A allein, oder wenn A und B auf © traffiren (er wird in A alterirt 
werben, weil die dafigen Einzelſchuldner die erforderlichen Tratten auf C zum Fleinften 
Theile ſelbſt auszuftellen haben werden, fie vielmehr zum größten Theile von Bank: 
häujern faufen, ſodaß ihre Wechfelnacdhfrage den Cours erhöht; er wird in B be: 
rührt werden, weil bier die aus A fommenden , oder die in B felbft auszuftellenden 
Tratten auf C, oder die einen und die andern, den Marft reichlich verſehen, ſodaß ihr 
ftarfed Ausgebot den Cours erniedrigt) ; er wird zumächft nur in B berührt werden 
(finfen), wenn dieſes ſich volljtändig durch feine Tratten auf C deckt; — dies natürlich 
joweit Die gedachte Veranlaſſung allein einwirkt, joweit nicht andere, 3. B. politiſche 
Verhältnifie des Gapitalmarftes, die Wechjelcourie überhaupt beeinflufien, ſoweit 
ferner nicht die unmittelbaren Beziehungen von A und B zu C jenen Tendenzen ent: 
gegenwirfen,, die aber audy fie verftärfen fönnen. Die Wirfung der gedachten Be- 
dingungen kann in engeren Grenzen gehalten werden, wenn zur Dedung tbeilweite 
Edelmetall verwendet wird, wie Nordamerifa an Europa, namentlidy an England, 
Gold, England und Franfreih an Dftindien, China, Japan, Aegypten Silber 
Piaſter) übermahen. Der Stand des Wechfelcourfes ift demnach auch ein Factor 
in der Berechnung der Zulälfigfeit der, Importation nicht ausjchließlidh aus einem 
beftimmten Lande erlangbarer Artifel aus ebendemſelben, während, wie wir jaben, 
er ſelbſt in erfter Linie durch die anderweiten Verkehrsverhältniſſe zu den betreffenden 
Ländern geregelt wird. Die Verjchlechterung der Metallvaluta eines Staates (jegt 
in Gulturländern felten) , ſowie diejenige der in ihm etwa berrfchenden und in ven 
Wechſelzahlungen üblichen Papiergeldwährung, wirft natürlich weſentlich auf Die 
Gourszahl, ohne daß fie an fich den Cours ven darunter veritandenen Preis 
in Gold oder Silber) erheblicher verändert, als die Meinung von der demnächftigen 
Stellung einer ſolchen Währung es bewirkt; die Gourszahl aber wird fich von 
ihrem vorherigen, als normal gedadyten Stande aus jenem Grunde eben infoweit 
entfernen, ald das Papiergeld (oder das entwerthete Metallgeld) fich im feiner 
Geltung vom vollwerthigen Metallgelve entfernt, wie das in hohem Maaße in nenefter 
Zeit in den Vereinigten Staaten und in Rußland der Fall ift, bis vor furgem auch 
und bis zu gewifiem Grade noch; jegt in Defterreich. ine ſich entwerthende Papiergeld- 
valuta macht ceteris paribus die Courſe in dem Lande, wo fie herricht, fteigen, die 


Bedhfel. 1041 


Eourje des Auslandes anf dieſes Land finfen. — Ueber die Bedingungen der inter- 
nationalen Wechfelcourfe handelt ein vortreffliches Werf von George 3. Goſchen: 
The Theory of the Foreign Exchanges. 3d. ed. London 1864. 

Der Stand des Courſes ift überdies im Einzelfalle von der Zeit der Zahlung des 
Wechſels abhängig ; er ift umfo höher, je näher diefe liegt, umfo niedriger, je entfernter 
fie ift, da für die Zeit zwijchen dem Kauftage und dem Zahlungstage ein Zins (Disconto, 
f. dieſ. Art.) angerechnet wird. Mit Rüdjicht auf die Verſchiedenheit ver Verfallgeit, 
auf die fürgere oder längere Frift, die der Wechſel bis dahin noch zu durchlaufen hat, 
werden gewöhnlich mehrere Courſe für Papiere auf den nämlichen Zielplag notirt, und 
zwar in den gejuchteften Friften („Sichten“), z. B. „kurze Sicht“, 1, 2 oder 3 Monate 
dato. Unter „kurze Sicht“ wird dabei eine Frift verftanden, die an dem einzelnen Bör- 
ſenplatze eine herfömmlich normirte Grenze von 3. B. 8 oder 10 Tagen hat; die „auf 
Sicht“ und einige Tage „nad Sicht“ zahlbaren Wechſel gehören natürlich auch unter 
dieje Kategorie. Die Unterfchiede zwiichen den Courſen für die verfchiedenen Friften 
find im wejentlichen dem Platzdisconto des Zielortes für die betreffenden Zeitdifferenzen 
gleich, und nad) diefem Disconto gleicht man bei der Werthberechnung auch Diejenigen 
Zeitunterfchiede aus, die ein eben behandelter Wechfel von der Frift, für welche der anzu— 
wendende Cours gilt, zeigt. In der neueften Zeit ift es jedoch mehr und mehr Sitte 

eworden, den Cours nur für „kurze Sicht“ feſtzuſtellen, für andere Sriften aber, d.h. 
ür die über das Maaß der furzen Sicht hinausliegende Zeit bis zum Verfall, bejon- 
dere Discontofäge zu notiren, die wieder dem an den Zahlorten eben geltenden Die- 
conto für Platzwechſel entiprechen ; dies ift nur fcheinbar eine complicirtere Behand: 
lung der Sache, in derThat aber eine Vereinfachung der Rechnung, da nun auf Grund 
eines directen Courſes die Berechnung der Wechfel der verfchiedenften Friften fich voll- 
zieht, während im andern Falle, wenn nicht eben der behandelte Wechjel genau eine 
der in der Goursnotirung ericheinenden wenigen Sichten hat, erft diejenige dieler 
legteren, welche feiner factifchen weiteren Umlaufsfrift zunächft liegt, als Bafis ge: 
nommen wird und dann doch, wie vorhin erwähnt, eine Zins- oder Disconto- 
rechnung ftattfinden muß. 

Man begreift leicht, daß zum eigentlihen Wechſelplatze, zum Wechielbörfen: 
plaße, nur ein Gapitalmarft werden fann, und daß er jene Stelle nur dann einzuneh— 
men vermag, wenn die Beziehungen des Landes, für welches er eine Gapital: und 
Greditbörfe ift, zu den betreffenden fremden Ländern oder Plägen ihm dauernde Nah: 
rung feiner centralen Bedeutung geben; — es läßt ſich demnach nicht willfürlich ein 
Drt zum Wechfelplage erheben, ebenfowenig ihm die Notirung eines Courſes auf den 
oder jenen fremden Plag aufnöthigen. 

Wenn eine Dedung oder eine fonftige Zahlung mit Hülfe des Wechſels gemacht 
oder eine Forderung mittelft defjelben eingezogen werden fol, fo find in der Regel 
mehrfache Wege hierzu offen, von denen bald der eine, bald der andere vortheilhafter 
fürden Operirenden ift. Niemand ift jo oft in dem Falle, zwiichen diefen Wegen wählen 
zu fönnen, als der Bankier, und die Auffindung des günftigiten derjelben — d. h. im 
einen Falle des wohlfeilften, im andern Falle des ertragsreichiten — ift daher fein 
bejondered Augenmerk und der Gegenftand einer eigenen Rechnung, der Arbitrage 
Wechielarbitrage , — von arbitriren, d. h. enticheiden) , welche die Refultate der in 
Betracht fommenden Operationsarten und Dperationswege, unter Rüdficht auf Die 
dabei eintretenden bejonderen Unfoften, ermittelt. Hat z. B. ein Plag (A) dem ans 
dern (B) eine Zahlung zu machen und erweift ſich die Sendung von Geld (die gleich) 
falls nicht felten mit in die betreffende Arbitrage aufgenommen wird) als zu koſtſpie— 
fig, fo find in Frage fommende Mittel vorzüglich : directe Rimeſſe an B in Wechſeln 
auf B; directe Tratte des Platzes B auf A; Rimeſſe an B auf andere Pläge, auf welche 
B einen Cours notirt; Rimeſſe eines von A beauftragten Mittelplages (C) an B für 
Rechnung von A, fei es, daß diefelbe in Wechſeln auf B, oder daß fie in Papieren auf 
andere Bläge beſteht; Tratte von B auf einen Mittelplag (C) für Rechnung von A. Co» 
fern durch Die Benugung eines Mittelplages an diefem für A eine Schuld entfteht, hat Die 
Arbitrage zugleich zu erforichen, ob nicht durch Die dorthin zu leiftende Deckung und ihre 
Untoften der Nugen diefes Weges vorausfichtlich neutralifirt wird. — Weiter oben ift 
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ezeigt worden, daß der Unterſchied der Courſe für kurzſichtige und langſichtige Wech⸗ 
Bi durd) den Disconto hervorgebracht wird. Da aber jewer Unterſchied nicht immer 

anz genau dem Discontofage des Zielplages entſpricht, da namentlich früherhin der⸗ 
—* nicht ſowohl aus dem Disconto des Zielplatzes, als aus demjenigen des Platzes 
der Coursnotirung ſelbſt abgeleitet wurde, ſo iſt und war es nicht immer gleichgiltig, 
ob man zur Ausgleichung einer ſofort oder in kurzer Friſt fälligen Schuld an irgend 
einen Plag ein dort zahlbares furzfichtiged Papier remittirt, oder ob man ein lang- 
fichtiges ſendet und daſſelbe am Zielplage verdiscontiren läßt, und mit der Höhe des 
Sculdbetrages wächt natürlich die Erheblichkeit der etwaigen Differenz. Kann und 
will man zwifchen dem einen und dem andern Modus wählen , fo entwirft man zuvor 
eine Bergleihung ihrer Rejultate, was mittelft der fogenannten Disconto- 
arbitrage geichieht. Je mehr es üblich wird, nur furzfichtige Courſe zu notiren 
(f. oben), defto mehr verfchwindet die Discontoarbitrage. — Wie die Wedyjelarbitrage 
den vortheilhafteften Weg einer Dedung oder Einziehung mittelft des Wechſels nach— 
weift, fo zeigt die Geldarbitrage, welche Gelvforte man zu gleichen Zweden am 
vortheilhafteften verwendet, wenn die Wahl offen fteht. 
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dessus aine, Traite du contrat et des lettres de change, des billets a ordre 
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und Erläuterungen. Leipzig 1848. — Brauer, Die —— deutſche Wechſel⸗ 
ordnung. — Borchardt, Die allgemeine deutſche Wechſelordnung. 4. Aufl. Ber— 
lin 1865. — Hoffmann, Ausführliche Erläuterung der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung nebft einer Einleitung in das Wechfelreht. Gießen 1859. (Dazu: 
Hoffmann, Grundzüge des fogenannten civilen Wechſelrechts. Gießen 1862.) 
— Straß, Die allgemeine deutfche Wechfelordnung, erläutert und verglichen mit den 
Sejepgebungen des Auslandes. Berlin 1858. — Volkmar und Loewy, Die 
deutſche Wechfelordnung. Erläutert. Berlin 1862. — Koh, Das Wechſelrecht nad) 
den Grundfägen der allgemeinen deutfhen W.D. und nad) feiner Anwendung in den 
preußifchen Ländern. Breslau 1850. — Die hierher gehörigen Werfe von Renaud 
und Runge f. oben unter 2. — Braune, Gommentar zur deutfchen Wechſelord⸗ 
nung. Leipzig 1865. — Epeciell für Defterreih: Stubenraud, Vorlefungen 
über die deutiche MWechfelordnung. "Wien 1850. — Kitfa, Erläuterungen über die 
öfterreihifche (deutiche) Wechſelördnung und den öfterreichiichen Wechfelproceß. Wien 
1854. — Blaſchke, Das öfterreichiiche Wechfelrecht in vergleichender Darftellung 
mit den ausländischen und den früheren öfterreihiichen Wechielgefegen. 2. Aufl. Graz 
1856. — Kheil, Wechſelrecht des öfterreihiichen Kaiferftaates. 2. Aufl. Prag 
1859..— 5. Zeitfhriften, weldye das deutiche Wechſelrecht behandeln: Sieben: 
haar und Tauhnig, Arhiv für deutſches Wechſelrecht. Leipzig feit 1850 (feit 
1858 auch für die übrigen Zweige des Handelsrchts). — Ferner zum Theil: Gold— 
ſchmidt und Laband, Zeitfchrift für das gefammte Handelsrecht. Eeit 1858. 
Erlangen. — Buſch, Arhiv für Theorie und Prarid des allgemeinen deutfchen 
Handelsrechts. Seit 1863. Leipzig. 
Fr. Noback, 


Weinbau. 

Der Weinbau, auch Rebbau genannt, beichäftigt nächft der Gartenwirthſchaft 
die größte Menge Arbeiter auf gleicher Fläche (im Nedarfreis über 8000, in der Nähe 
der Haardt gegen 8000 M. auf der Q. Meile) und De unter günftigen natürlichen 
Bedingungen, den größten Reinertrag zu Wege. (Der Morgen Rebland wird in den 
beiten Lagen des — mit 5—6000 . bezahlt.) Aber der Weinbau erfordert 
auch do Gapitalauslagen, theils zur Erhaltung der Arbeiter, theild weil er viel Ges 
räthe und Werkzeuge (Pfähle, Kelter, Fäffer ıc.}, und viele immer wiederfehrende Bo» 
denmeliorationen verlangt. Daher ift doch vom Rohertrage verhältnißmäßig nur ein 
Kleiner Theil Reingewinn. Chaptal berechnet den Rohertrag von franz. Rebland auf 
363 $r., den Reinertrag aber nur auf 100 $r. pro Hektar. Der Weinbau ift eines 
von den Landbaugewerben, welche nur unter ganz günftigen natürlichen Bedingungen 
als Hauptgewerbe betrieben werden follten. Wo diefe Bedingungen nicht vorhanden 
find, wie felbft in den beften Lagen Deutfchlands, fönnen nur große Unternehmer von 
dem vielleicht durch ſchnitt lich beträchtlichen Reinertrage namhaften Gewinn ziehen, 
Kleine Unternehmer — und feiner Natur nad) eignet fi im Uebrigen der Weinbau 
am beften für Heine Unternehmungen — fommen häufig in die Lage, wegen Capital: 
mangels längere Mißwachsperioden nicht zu überdauern, und von den dann eintretens 
den reichen Perioden, ebenfall8 wegen Capitalmangels (Mangels an Fäflern, Lager: 
raum 2c.), feinen Gewinn ziehen zu fünnen. Abgefehen von folden Gegenden, wo 
Mißernten felten eintreten, find die Verhältniffe der, Winzer da am beften,, wo ber 
Weinbau nur ala Nebengewerbe betrieben wird, wie 3. B. in manchen Gegendeu 
Sachſens, der Schweiz, Südtirols und Italiens. Eine eigenthümliche Etellung nimmt 
der Weinbau unter den Landbaugewerben auch infofern ein, al& hier wie bei feinem 
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anderen, die Güte des Erzeugnifies wefentlicd von dem Standorte abhängig ift, und 
als dieſelbe jelbft in den beften Weingegenden jahrgangweiie, oft ganz beträchtlich, 
wechfelt. Die Herrichaft des Menſchen über die Natur findet bei diefem Gewerbe engere 
Grenzen, als bei den anderen Landbaugewerben. 

A. Emminghaus, 


Werth. 

Die Theorie des Werthes ift eben noch in derj&ntwidelung begriffen. Es wird 
mit dem Begriffe „Werth“ operirt und muß damit operirt werden, ohne daß eine gegen 
alle Einwände geficherte Feftftellung deffelben fchon geglüdt wäre. Wer bei Entwide- 
lung eines volföwirthichaftlichen Geſetzes des Wert begriffes ſich bedient — der muß, 
um gemeinverftändlich zu werden, diefen Begriff vorerjt nad) feiner Weiſe Flarftellen. 
Die Einen erklären den Werth für eine den Dingen immanente Eigenſchaft, die 
Anderen für ein zwifchen den Menjchen und den Dingen beftehendes Verhältniß ; noch 
Andere erbliden in dem Werth einen blofen, ohne jeden Zufag nichtsfagenden Grad:, 
oder Maaf-Begriff. Um nur einige der abweichenden Anſchauungen, von denen jede 
eine Zeit lang ihre Geltung behauptet hat, anzuführen, jo fei bemerkt, daß A. Smith 
(An inquiry into the Nature and causes of the wealth of nations. ©, 33. der 
Londoner Ausgabe von 1826) einen Gebrauchs- und einen Taufchwerth annimmt, 
welche mit einander nicht übereinftimmen. Gebrauchswerth nennt er die Tauglichkeit 
der Dinge für wirthichaftlihe Zwecke, den Taufchwerth faßt er auf als das auf die 
Dinge übergegangene Ergebniß der zur Herftellung oder Aneignung derfelben aufge> 
wandten Arbeit. Den Werth der Arbeit allein nennt er »the ultimate and real 
standard, by wich the value of all commodities can at all times and places be 
estimated and compared.« Say (Cours d’&conomie politique pratique. 
Paris 1828. p. 163) nennt die Nugbarfeit der Dinge ihren Werth. Rau Volksw. 
Leipzig 1860 ©. 70.) faßt „den im menfchlichen ya anerfannten Grad von Nuͤtz— 
lichfeit eines Sachgutes“ als den Werth deffelben auf. 3. St. Mill (Principles of 
political economy. London 1852. I. 587.) verzichtet darauf, eine Definition des 
Begriffes „Werth“ zu geben. Er jagt: »Value is a relative expression.« Aber aud) 
er unterfcheidet Gebrauchswerth und Tauſchwerth. Der erftere bilde die Grenze des 
legteren. Carey (Grundlagen der Sorcialwifienichaft cap. VII. $ 9.) nennt den 
Werth das Maaß des zur Erlangung der Gegenftände, deren wir für unſere Zwede 
bedürfen, au überwindenden Wiverftandes: das Maaß der Uebermacht der Natur über 
den Menſchen. Loge Handbuch der Staatswirthichaftslehre. Erlangen 1821. ©. 35.) 
* den Werth nur für etwas Ideales, welches einzig und allein in unſerer Werth— 
chätzung beruht, ſei es, daß wir den Werth mit Rüdficht auf unſere eigenen Zwecke, 
fei es, daß wir ihn mit Rückſicht auf die Zwecke Anderer Tauſchwerth) ſchätzen. 
Roſcher Eyſtem der Volkswirthſchaft. Stuttgart 1861. ©. 5 ff.) verfteht unter 
Werth „ven Grad jener Brauchbarkeit, welche einen Gegenftand zum Gute erhebt“ und 
untertcheidet außer Gebrauchs: und Tauſchwerth mit Rau, der jedoch auch von Er: 
zeugungs-, Verkehrs-, Affertiond- , allgemeinem, bejonderem, individuellem Werth 
ſpricht, auch abitracten und concreten Werth. D. Michaelis (Faucher's Viertel: 
jahrsichrift für Volfswirthichaft und Kulturgefchichte. Jahrg. 63. 1. Bd.) verjucht 
eine „gewiflermaaßen genetiſche Conftruction des —— aus den einfachſten 
Elementen der Volkswirthſchaft“ und kommt im Weſentlichen, wenn auch ohne Her: 
beiziehung des Taufchbegriffes,, zu der Begriffsbeftimmung Baſtiat's, der in dem 
Werthe das Maaß der Dienftleiftungen erblidt. „Es find alſo allerdings“ — heißt es 
in dem M’fchen Auflage — „einerfeitd die aufgewandten, andererfeits die erzielten 
Brauchbarfeiten,, welche der Menfch vergleicht, um die Wirthichaftlichkeit feiner Pro: 
duction zu ermeflen. Das tertium comparationis bei diefem Vergleich ift aber nicht 
etwa der Grad der Brauchbarkeit, fondern eine andere diefen Brauchbarfeiten beige: 
legte wirthichaftliche Eigenichaft. Wir nennen diefe Eigenichaft Werth und bezeichnen 
mit diefem Worte den wirthicdjaftlihen Maafftab der Brauchbarkeiten.” A. Lind- 
wurm unterzieht in einer Abhandlung über die „Theorie des Werthes" (Hildebrand's 
Jahrbud) für Nationalöconomie und Statiftif. 1. Bd. 3. und 4, Heft. Jena 1865) 
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die bisherigen Beftimmungen des Begriffes „Werth“ einer Kritif und fucht eine neue 
Auffaffung zu begründen. Nach ihm ift der Werth „das Product der von einem In—⸗ 
dividuum vorgenommenen Chägung des Berhältniffes, worin ein Ding zu ihm fteht 
im Vergleiche mit anderen.“ 

Dem Verfaſſer des gegenwärtigen Artikels erfcheint es vor allen Dingen wichtig, 
zu ermitteln, inwiefern der Begriff „Werth“ in der VBolkswirtbchaftslehre, in der 
Wiſſenſchaft alfo von den im Weſen des Menfchen liegenden Grundbedingungen des 
Volfswohlftandes, unentbehrlich ift, zu welchen Operationen er hier gebraucht wird. 
Diefe Wiſſenſchaft hat in der Lehre von der Gütererzeugung nicht nur über die Vor» 
gänge der Gütererzeugung Aufſchluß zu geben, nicht nur Bedingungen zu entwideln, 
unter denen die gütererzeugenden Thätigfeiten der Menfchen den quantitativ beften 
Erfolg haben, jondern fie hat auch die allgemeinen Kriterien feftzuftellen, welche für 
die Beurtheilung der Zwedmäßigfeit der Güterergeugung maaßgebend find. Das all» 
gemeinfte Kriterium befteht darin, ob die Güter, um deren Erzeugung es ſich handelt, 
in hohem, oder minderem Grade tauglidy find zur unmittelbaren oder mittelbaren Be: 
dürfnißbefriedigung. Je mehr die Gütermaffe, um deren Erzeugung es ſich handelt, 
diejem Zwede entiprechen, um jo wirthichaftlicher ift die Erzeugung, um fo mehr ge» 
eignet, den allgemeinen Mohlftand zu fördern. Güter zu”erzeugen, welche jenem 
Zwede gar nicht, in keiner Weife entiprechen, muß die Bolfswirthichaftslehre für eitel 
Kraftvergeudung erklären. Mit dem Begriff der Tauglichkeit zur unmittelbaren oder 
mittelbaren Bebürfnißbefriedigung ift in der Lehre von der Gütererzgeugung fo viel- 
fältig zu operiren, daß die Deconomie der Sprache hierfür eine furge und treffende 
Bezeichnung fordert. Nicht das Maaß jener Tauglichkeit, fondern die Tauglichkeit 
ſelbſt bezeichnet fie mit dem Worte „Werth“, nicht! jede Tauglichkeit zu jedem Zwede, 
jondern eben die Tauglichkeit der Güter und — fügen wir gleich hinzu — Leitungen 
zur unmittelbaren, oder mittelbaren Befriedigung von wirthichaftlichen Bedürfniſſen, 
Bedürfniffen der Nothwendigfeit, oder des Mohliebene. Es haben daher u. A. weder 
Diejenigen Recht, weldye den Begriff „Werth“, für einen blofen, ohne jeden Zufag 
nichtsjagenden Maaß: oder Gradbegriff halten, noch jene, welche, wie Rau (a.a.D.) 
behaupten, daß er überflüffig fei, wenn damit nicht der Grad der Tauglichkeit, fondern 
die Tauglichkeit felbft bezeichnet werden folle. Wer unter Werth das Maaß der Taug- 
lichkeit verfteht, müßte, da verichiedenen Gütern und Leiftungen verfchiedener Werth 
beigemefien wird, die Werthſchätzung für eine Beftimmung des Maafes eines Maaßes, 
des Grades eined Grades halten , während doc) die Werthſchätzung das Maaß oder 
den Grad der Tauglichkeit, aljo des Werthes, beftimmen foll. Das allgemeinfte Gefeg 
der Gütererzeugung lautet fo, öfonomifch gefaßt wie es die Einführung des Werth: 
begriffes geftattet, jehr einfach dahin, daß die Erzeugung der werthvollften Güter den 
Volfewohlftand am meiften fördert. Daß dieſes Gejeg der Erläuterung gar jehr 
bedarf, um verftanden zu werden, liegt,nicht in der Schwerverftändlichfeit des Werth« 
begriffes, Tondern in dem großen Umfang des Bedürfnißbegriffes. 

Der Begriff, mit welchem in der Lehre von der Gütervertheilung, oder der Han: 
delslehre am häufigften zu operiren iſt, ift der des Preiſes. Aber dieſer Begriff reicht 
nicht aus, wo ed auf eine Würdigung der volfswirthichaftlidhen Bedeutung Des Han— 
dels anfommt. Diele Bedeutung liegt tiefer, als in dem Dienfte der Preisausgleichung. 
Zwar find es die Preife für Güter und Leiftungen, in denen wie die Einzelnen am 
Volkseinkommen, jo die Völker am Ertrage der Volfswirthichaft ihren gebührenden 
Antheil erhalten. Aber nicht das, fondern die Vermittelung der Möglichkeit dauern= 
der Bedürfnißbefriedigung iſt Die wichtigfte Eeite des Handels. Auch hier alfo kommt 
die Tauglidyfeit der Güter und Leitungen zur unmittelbaren oder mittelbaren Befrie— 
digung wirthſchaftlicher Bedürfniffe, alio der Werth der Güter und Leiftungen, vor 
allen Dingen in Betradyt. Und das Gejeg des Preiſes felbit fann des Werthbegriffes 
nicht entbehren. Denn e8 befteht zwijchen dem Grade der Tauglichfeit und dem Preiſe 
ein gewiffer Gaufalnerus, demzufolge zwar nicht für diejenigen Güter und Leiftungen, 
welche die wirthſchaftlich dringendſten und wichtigften Bedürfniffe zu befriedigen am 
beten geeignet find, auch die abjolut höchſten Preife, wohl aber für diejenigen Güter 
und Leiftungen, welche zur Befriedigung gewiffer Bedürfniffe tauglicher find, ale 
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andere, da, wo es fi und dann, wenn es ſich um die Befriedigung eben diefer 
Bedürfniffe handelt, ceteris paribus höhere Preiſe erzielt werden, ald für dieſe 
anderen Güter und Leiftungen. Unentbehrlich ift endlich der Werthbegriff auch in der 
Handelslchre noch deshalb, weil die mittelbare Befriedigung wirthichaftliher Bedürf— 
nifje auf dem Wege des Handels fi vollzieht, und audy hier die Defonomie der 
Sprache eine fnappe Bezeichnung fordert für diejenige Cigenichaft der Güter und 
Leiftungen, vermöge deren diejelben he oder weniger leicht im Handel ausgetauscht 
werben fönnen gegen zur Bepürfnißbefriedigung unmittelbar oder mittelbar bequem 
verwendbare andere Güter oder Leiftungen. Güter oder Leiftungen von an fich fehr 
niedrigem Preife können in diefer Hinficht doch viel tauglicher fein, und find es wegen 
der größeren Nachfrage fogar in der Regel, ald Güter und Leiftungen, Deren gewerbe- 
mäßige Preife bei gleichen Quantitäten fi) viel höher ftellen. 

Daß endlid) in der Lehre von der Güteranwendung,, welche es ja gerade mit den 
Geſetzen der Bebürfnißbefrievigung zu thun hat, der Merthbegriff nicht zu entbehren 
ift, bedarf des Beweifes nit. Der Werth der Güter und Leiftungen bilder ein 
— für die Entſcheidung über die Wirthſchaftlichkeit der Conſumtion. 

irthſchaftlich iſt nur die Conſumtion, welche fi der tauglichſten Mittel zur Be— 
friedigung wirthſchaftlich und ſittlich gerechtfertigter Bedürfniſſe bedient. Nach dem 
Grade dieſer Tauglichkeit beſtimmt ſich ja der Werth der Güter und Leiſtungen über— 
haupt vor allen Dingen. 

Es dünft und nicht richtig, wie St. Mill thut, den Werthbegriff als einen 
relativen Begriff zu begeichnen , oder wie Lindwurm (a. a. D.) zu behaupten, das 
„Werthverhältniß fei durchaus und rein individuell.“ Allerdings verändern fi die 
Anihauungen über den Werth oder Unwerth von Gütern und Leiftungen je nad den 
ſchätzenden Perfonen, je nad) Drt und Zeit. Aber das Nämliche ift, und zwar nicht 
aus Gründen der Werthöveränderung, mit den Preifen der Fall. Uebrigens fteht es 
ja naturgejeglich feft, daß die eine Combination von Hebeln augenblidlid das taug: 
lichfte Mittel zur Hebung gewiſſer Laften, der eine Nahrungsitoff das tauglichke 
Mittel zur Erzeugung gewiffer Nahrungseffecte, das eine Brennmaterial das taug- 
Lichfte Mittel zur Erzielung gewiſſer Wärmegrabe ift u. f. w. Wo es fih um Be- 
friedigung der Bedürfniffe des Wohllebens handelt, beherrfcht die allgemeine Eultur- 
ftrömung die Wahl der Befrievigungsmittel faft ebenfo unbedingt, ald wenn ed ein 
Naturgeleg wäre. Das, was man ald Affertionswerth zu bezeichnen pflegt, ift 
fein volkswirthſchaftlicher Begriff. 

Daß in der Brivahwirthihaft bei der Werthihägung der nämlichen Güter und 
Leiftungen vielfad) von anderen Gefichtspuncten ausgegangen werben muß, als in der 
Bolfswirthichaft, zeigt ji an dem Gelde, weldyes dort ald mittelbares Befriedigungs⸗ 
mittel, bier als Hülfsmittel der Gütervertheilung geihägt wird, zeigt fi) daran, Daß 
für die Volfswirthichaft eine Arbeitsleiftung von höchſtem Werth fein fann, welche 
den Leiſtenden —— ohne Rente läßt z. B. eine große Erfindung). Mißverſtändliche 
Auffaffungen des Werthbegriffes haben vielfach, ihren Grund in der Bermengung des 
privat: und des volfswirthichaftlichen Gefihtspunctes. Der Irrthum des Mercantil- 
foftems, weldyes dem Geld übergroßen Werth beimißt, beruht lediglich auf ſolcher Ber- 
mengung. Vergleiche übrigens über die Verjchiedenheit der privatwirthichaftliden und 
der Solfsivirtbfäaftlichen Auffaflung des Werthbegriffes den Art. „Brivatwirtbichaft.“ 

Der Werth wird durch das Urtheil, der Preis durch einen Handeldvertrag er: 
zeug). Mit der fteigenden Urtheilsfraft, namentlich mit der zunehmenden natur und 
volkswirthſchafts⸗wiſſenſchaftlichen Grfenntniß fteigen die Werthe vieler Güter und 
Reiftungen. Der Werth ift eine intenfive, der Preis eine ertenfive Größe. Den Werth 
fann man nie, den Preis ftets in Zahlen ausdrüden. Der un eines Gutes oder 
einer 2eiftung ift um fo größer, je tauglicher das Gut oder die Leiſtung für wirth- 
fchaftlihe Zwede ift; der Preis ift um fo größer, je größer die Erzeugungsgebühren 
oder der Reinertrag des Gutes oder der Leiftung ift, je begehrter und feltener diefelben 
find u. ſ. w., je mehr dafür gefordert und bezahlt wird. Vergl. übrigens die Artikel 
Preis“, „Privatwirthſchaft“, „Wolfswirthichaft.” 

A. Emminghaus. 
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Wohlſtand. 

Wenn es die Aufgabe unſerer Wiſſenſchaft iſt, u. A. auch die Ziele feſtzuſtellen, 
auf welche ſich die Thätigfeiten des gefammten Wirthichaftslebens in ihrer innerhalb 
der von der Wiſſenſchaft zu entwidelnden wirthichaftlichen Geſetze freien Entfaltung 
zu richten haben (vergl. den Art. „Volkswirthſchaftslehre“), jo muß es, wie Niemand 
verfennen kann, für iM von hoher Wichtigkeit fein, zur Bezeichnung diefer Ziele ſich 
fprachlich gerechtfertigter und gemeinverftändlicher Worte bedienen zu können , weldye 
für die Bene, mit denen bier zu operiren ift, in jeder Weife geeignet, namentlich 
alfo dem Mißverftändniß oder der Gefahr verfchievenartiger Deutung nicht ausgefegt 
find. Das gemeinjchaftliche legte Ziel aller wirthichaftlihen Thätigfeiten ift ein Zu: 
ftand, ein Zuftand wirthichaftlicher Macht, der Zuftand, in dem es dem wirthichaften- 
den Subject möglich ift, Bedürfniſſe zu — Die menſchlichen Bedürfniſſe ſind 
der Art und der Zahl nach innerhalb des nämlichen Volkes und in ein und derſelben 
Zeit verſchieden in den verſchiedenen Bildungsſtaͤnden; noch mehr verſchieden find fie 
zu verſchiedenen Zeiten, bei verſchiedenen Völfern, unter verſchiedenen natürlichen 
Verhältniffen. Aber gemeinfam ift allen Bildungsftänden aller Völker zu allen Zeiten 
und an allen Drten das Streben nach Befriedigung der ſtandes-, zeit» und ortöge- 
mäßen, d. h. der überhaupt gefühlten, ald Bedürfniß in's Vewußtfein getretenen Be⸗ 
dürfniſſe. Den Zuftand nun, oder die wirthſchaftliche Lage, in der das Wirthichafts- 
fubjeet in den Stand gefegt iſt, feine Bedürfniſſe vollftändig und mit der Ausficht auf 
Dauer zu befriedigen , bezeichnet die Wiflenfchaft mit dem Worte „Wohlftand“ ; fie 
verfteht darunter den allgemein erftrebenswerthen wirthichaftlihen Zuftand, das ge- 
meinjame Ziel aller wirthfchaftlichen Thätigfeit. Diefed Ziel rüdt höher hinauf mit 
der fteigenden Gultur. In diefer Wandlung gerade werden die Berührungspuncte und 
MWechjelbeziehungen zwiichen dem Wirthfchane. und dem Bildungsleben deutlich er- 
fennbar. Wachſende Bildung ift nicht denkbar ohne fteigenden Wohlfand und fteigen- 
der Wohlftand nicht ohne zunehmende Bildung. Die eine erzeugt Bebürfniffe, deren 
vollftändige und zuverläffige Befriedigung das charafteriftifche Merkmal des anderen ift. 

Der Begriff des Wohlftandes i nicht nur ein volfswirthichaftlicher, fondern ein 
wirthichaftlicyer überhaupt ; er hat feine (wenn auch eine verfchiedenartige) Geltung 
in der Privat= wie in der Volks- und in der Weltwirthichaft. Schon in der Privat- 
wirthichaft aber ift er nicht etwa nur ein Maas» , fondern ein Werthbegriff ; feiner 
Anwendung zur Bezeichnung eines individuellen Zuftandes muß ein Qualitäts-Ulrtheil, 
nicht eine Meffung vorhergegangen fein. A. fann reicher fein, als B., d. h. er kann 
über ein größeres Vermögen zu verfügen haben, ohne daß man von ihm fagen fann, 
daß er im MWohlftand, oder in höherem Wohlftanve lebe, als B. Die einzige Voraus: 
fegung des Reichthums (f. d.) ift das Vorhandenfein großer, oder verhältnigmäßig großer 
Mittel, die Möglichkeit, über ein großes, oder verhältnißmäßig großes Vermögen zu 
verfügen. Den Reidythum des Einen mift man nad) dem Vermögen ded Anderen. 
Den Wohlftand des Einzelnen jhägt man nad feinen Bedürfnifien und nad) der 
Möglichkeit , diefelben auf die Dauer zu befriedigen. Die VBorausfegung des Wohl: 
ftandes ift die Möglichkeit, die der individuellen Bildungsftufe entſprechenden Bedürf: 
niffe der Nothivendigfeit und des Wohllebens dauernd zu befriedigen. Da die dauernde 
Befriedigung ſolcher Bedürfniſſe nur bei einem gewiffen Grade von Wirthichaftlichkeit 
(Fleiß, Sparfamfeit, Borausficht) gewährleiftet ift, jo enthält das Wohlftands-LUrtheil 
zugleich ein Urtheil über die Wirthichaftlichkeit des Individuums. Mann fann von 
einem reichen Verfchwender reden; „ein Verfchwender der im Wohlftand lebt“ ift eine 
contradictio in adjecto. 

Es entfpricht dem Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens, befondere Bezeich- 
nungen für befondere Stufen der Scala des wirthichaftlichen Wohlbefindens aufzu= 
ftellen,, wie Elend, Mangel, Armuth, Dürftigfeit, Ausfommen, Wohlftand, Reidy- 
thum, Ueberfluß. Dem Spracdhgebrauche folgend, nehmen dieſe Scala in ihre wiflen- 
ſchaftliche Syſteme 3. B. v. JZufti (Staatswirthichaft. 1755. I. ©. 449 f.), Rau 
(Lehrbuch I. $ 76 ff.), Say (Trait& de la richesse p. 1 ff. 71 ff.) auf. Die Begriffe 
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Reichthum und Ueberfluß, welche ſich blos auf die Größe des Vermögens beziehen, 
und nicht ein Urtheil über das wirthichaftlihe Befinden, fondern nur über das prä- 
ſumtive wirthichaftliche Leiftungsvermögen enthalten, gehören aber in eine gang andere 
Stufenleiter , als die Begriffe Dürftigfeit, Ausfommen, Wohlftand. 

Den Reichthum eines ganzen Volkes unmittelbar zu meſſen, ift die Mög: 
licyfeit gegeben; über den Wohlftand eined Volkes fann man nur nad feinen 
Spumptomen urtheilen. An dem Ergebniß der Meflung des Reichthumes hat man noch 
feinen Anhalt zur Beurtheilung der volfswirthichaftlichen Lage. Der Begriff „VBolfs- 
wohlitand“ ift der Ausdrud eines ſolchen Urtheils. Und zwar wird dadurch nicht nur 
ein erftrebenswerther, ſondern der ausſchließlich erftrebenswerthe Zuftand des Wirth: 
ſchaftslebens eines Volkes bezeichnet. Einige Symptome des Voltswohlftandes , den 
er jedoch aud als „Volfsreichthum“ bezeichnet, giebt Roſcher (Syitem $ 10.) an; 
einige andere Rau (a. a. D. 875 ff.). Das untrüglichfte Symptom ift ein blühen: 
der Zujtand und eine ftarfe Frequenz der Volfsbildungsanftalten. Mehr noch wie bei 
den Einzelnen ift bei ganzen Völfern der Rückſchluß von einem hohen Grade der Bil- 
dung auf eine günftige wirthichaftlihe Lage gerechtfertigt. Die Bildung darf nicht 
das Privileg einzelner Stände, fondern fie muß in allen Claſſen der Bevölkerung ver: 
breitet, das Bildungsftreben darf nicht auf die Entwidelung einzelner Fähigkeiten ge- 
richtet, jondern ed muß ein Streben nad) Entwidelung aller überhaupt entwidlungs- 
würdigen menſchlichen Bähigfeiten fein. 

ie Bolfswirthichaftslehre entwidelt feine Regeln für das wirthichaftliche Leben, 
fondern Wahrheiten, Gejege, weldye alle Thätigkeiten dieſes Lebensgebietes beberr- 
ſchen. Sie hat nicht den Weg zu zeigen, auf dem das Ziel des Volkswirthſchafts— 
lebens , der Volkswohlſtand, zu erreichen fei. Aber auf dem Grunde des von der 
Volkswirthſchaftslehre entwidelten Geſetzes der wirthichaftlichen Freiheit erwächſt die 
oberfte und wichtigfte Regel der Volkswirthichaftspolitif (von Rau auch Volkswohl— 
ſtandsſorge genannt), die Regel, daß der Volkswohlſtand unmittelbar, etwa durch 
directes, bevormundendes, fürforgliches Eingreifen der Regierungsgewalt nicht zu 
fördern iſt, jondern daß die ot m des Staates nur in der Hinwegräumung der 
fünjtlichen — der Volkswohlſtandsentwickelung, in der Beſchaffung von 
Garantieen für die freie Entfaltung der wirthſchaftlichen Kräfte beruht. Inwieweit 
der Staat als ſolcher berufen iſt zur Errichtung und zum Betriebe von Anftalten, 
welche die Eutwidelung des Vollswohlſtandes fördern (3. B. Poften, Eiſenbahnen, 
Häfen u. j. w.) — dieſe Frage ift Feine wirthichaftliche , ſondern eine politiihe. Wo 
die — ein Organ des Geſammtwillens des Volkes iſt, gehört ohne Zweifel 
unter Umftänden die Errichtung und Leitung folder Anftalten zu ihrer natürlichen 
Gompetenz. Diejer Competenzfreid aber wird wieder eingeichränft durch Gründe 
rein wirthichaftlicher Natur, 3. B. durch das Gejeg der Arbeitstheilung und des 
Intereſſes. Offenbar im Intereffe der Förderung des Volfswohlftandes nothwendige 
gemeinnügige Anftalten werden dann, wenn ſich Einzelne , oder Gorporationen zu 
ihrer Errichtung bereit finden laſſen, in der Regel befier dieſen überlajien , welche fie, 
getrieben durch ihr eigenes Interefie, und befähigt infolge der Beichränfung ihrer 
Aufgabe, präjumtiv zwedmäßiger einrichten und vortheilhafter verwalten, als Die aus 
unmittelbar intereifirten Perſonen nicht beftehenden und mit an fidy ſchon genugſam 
vielgejtaltigen Aufgaben belafteten Organe des Gefammtwillens des Volkes. 

A. Emminghaus. 


Wopithätigkeit. 

Die Wohlthätigkeit gilt als eine der erſten chriftlichen Tugenden. Ein Haupt: 
charakterzug der chriftlichen und mittelalterlichen volfswirtbihaftlichen Anjchauungen, 
wie wir Diefelbe insbelondere auch in den Kirchenvätern, Ambrofius, Lactang, 
Drigines, Auguftin, Chryſoſtomus u. A. vertreten finden, beiteht in dem Xobe der 
Wohlthätigkeit, welche im Altertum völlig unbeachtet geblieben war, während die 
chriſtliche Kirche diefelbe im Namen der alle Menfchen ald Brüder und Kinder eines 
Schöpferd umfafenden Liebe fortwährend als Poftulat aufftellte und alles irdifche Ver: 
mögen nur dann für wahrhaft gerechtfertigt betrachtet, wenn ed zur Milderung des 
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Elends verwendet werde. Die chriſtliche Doctrin ging indeß keineswegs darauf hinaus, 
dieſen Principien zu einer Verwirklichung durch den Staat, durch den Zwang und 
durch Gewalt zu verhelfen. Seinem innerlichen geiſtigen Charakter gemäß war der 
aufgeſtellte Grundſatz, daß die Reichen mit ihrem Reichthum Wohlthätigkeit üben und 
gute Werke verrichten ſollen, nur eine Mahnung an das Gewiſſen der Einzelnen, deren 
Erfüllung von ihrer freien Bethätigung abhing. Das Beſtreben die Brüderlichkeit 
und Wohlthätigkeit zu einer gefeglichen Inftitution machen zu wollen gehört nicht dem 
Ehriftenthum an, fondern beruht auf einem Mißverftändniß des Lepteren. 

Man hat die Nationalöfonomie vielfach angeklagt , daß fie fein Herz habe, die 
Ideen des Wohlwollens und Mitgefühls fowie der Aufopferung geringichäge und da- 
gegen den Egoismus und das Mittel, wodurch derfelbe in Thätigfeit gefegt werde, 
die Concurrenz, die unerfättlihe barbariichfte Habgier vergöttere. Diefe Angriffe 
würden nur dann begründet fein, wenn die Nationalöfonomie die Behauptung auf- 
ftellte, daß fie Religion und Moral erjegen folle, dies ift aber nicht der Fall. Die 
Nationalöfonomie ift ausfchließlih eine Wiffenfchaft , weldye die Gefege erwägt und 
beobachtet , nad) denen ſich die Production, Conſumtion und Vertheilung der Güter 
vollzieht, und denen ſich die Gejellichaft zu ihrer Erhaltung und Entwicklung fügen 
muß. Sie bejchäftigt fidy aber nicht mit der Seelforge ; nicht ihre Aufgabe fondern die 
der Moral und Religion ift e8, den Einzelnen tugendhafte Grundjäge einzuflößen, 
in den Herzen derfelben den Grundjägen der Liebe, Billigfeit und des Mitleids Ein: 

ang zu verfchaffen. Sie fegt voraus, daß die Menſchen von fittlichen Gefühlen er- 
* find; fie betrachtet ſie als moraliſche und vernünftige Weſen. Die National- 
öfonomie hält wie die Rechtswiſſenſchaft da an, wo die ſtrenge Gerechtigkeit aufhört 
und hier beginnt der Wirfungsfreis andrer Mächte, weldye zarter, freiwilliger find und 
in dem Gejammtgebiet des menjchlichen Geiftes und der fittlihen Weltordnung eine 
höhere Stufe einnehmen. So wenig wie die Nationalöfonomie die Moral jelbft ift, 
fowenig ift fie für ſich allein die Politik, fie ift nicht mehr als ein Glied in der großen 
Kette der Wiffenichaften und Inftitutionen. 

Die Nationalöfonomie lehrt den Grundfag der menſchlichen Verantwortlichkeit; 
von weldyer das perfönliche Interefie nur eine der am ſchärfſten ausgeprägten Formen 
ift. Andererſeits aber macht fie auch die Macht der Solidarität in hundert Formen 
anjchaulich und zeigt als Gegenbild der Wereinzelung der Menfchen, und der Ver: 
irrungen des perfönlichen Intereſſes, was die Menſchen von der Bereinigung erwarten 
fönnen. Sie beihäftigt fi) jedoch vorzugsweife mit jener Solidarität, weldye durch 
einen Vertrag begründet oder durch ein Gefeg hergeftellt und erhalten werden kann. 

Die Wohlthätigkeit ift eine antere Art von Solidarität, deren eigenthümlicher 
Charakter es zugleich ift, Daß fie nicht in ©efege geformt werden kann; fie ift weient- 
lich freiwillig... Der Zwang entftellt oder tödtet fie. Das Geſetz fann den Menichen 
zwingen gerecht zu fein, allein es fann ihm nicht vorfchreiben, Wohlthätigfeitsacte zu 
vollziehen. Wenn das Gefeg die Summe feftitellt, welche zur Abhülfe der Leiden der 
Menſchen von uns gegeben werden follen,, fo find wir nicht mehr wohlthätig,, ſondern 
ftenerzahlend. Sobald man die Milpthätigkeit und die Aufopferung durd ein Geſetz 
vorfchreiben will , demoralifirt man die menſchliche Gefellfchaft , denn man würde fo 
das Band der Sympathie zerreißen , weldyes zwifchen dem Wohlthäter und dem Em- 
pfänger der Mohlthat befteht. Gerade in der freien Selbjtbeitimmung des Erfteren 
beruht hauptſächlich der Werth jeiner Hingebung. 

Die franzöfiiche Revolution von 1848 nahm das PBrineip der Brüderlichkeit in 
die Nationaldevije auf. Die Arbeitsorganifation war der praftifche Ausfluß dieſes 
Principe. Die Wohlthätigfeit, die Brüderlichkeit fann aber nicht um Staatsprincip 
erhoben werden, um durch ſie die Gleichheit heruftellen und das Gleichgewicht unter 
den Sonderinterefien der Individuen zu begründen. So aufgefaßt würde fie die Um— 
fehrung des öfonomifchen Principe fein, daß jeder Menſch das produciren muß, was er 
confumirt und daher ſtets die unproductive Gonfumtion zur nothwendigen Folge haben.) 





1) Die Arbeitsorganifation ift nicht Brüderlichfeit, fondern die Plünderung, die Ausbentung 
ber Etarfen durch die Schwachen. 


1050 Wohnung. 


Die freiwillige Wohlthätigfeit dagegen ift einer der ſchönſten und ſittlichen 
Grundfäge, welche berufen find, die Gelellihaft vor den Gefahren zu retten, denen 
diefelbe in der gegenwärtigen Lage, bei dem großen Mißverhältniß zwiſchen den Reich- 
thümern Einzelner und der Armuth der Maſſen, ausgejept ift. 

Neuerdings ift vielfach der Begriff einer Wohlthätigfeitsöfonomie auf- 

eftellt worden, welche eine methodijche und ſyſtematiſche Darftellung der beften Mittel 
Fin foll, durdy welche die Wohlthätigfeit für ganze Elafien der Bevölferung nugbar 
zu machen fei, und fich die Aufgabe ftellt, die Einrichtungen nnd Anftalten aufzu- 
zählen, in weldyen fi) der Grundfag der Wohlthätigkeit fundgibt. Dieje Wohlthätig- 
keitsöfonomie bildet indeß feineswegs, wie man hat behaupten wollen, einen Gegenfag 
zur Nationalöfonomie und nody weniger hebt fie die legtere Wiſſenſchaft auf. Sie 
wird im Gegentheil auf viele Wohlthätigfeitseinrichtungen einen heillamen Einfluß 
ausüben und dazu beitragen können, daß diefelben rationell organifirt werden. Die 
Privatwohlthätigfeitsanftalten können bei ſchlechter Drganifation oft geradezu mehr 
Nachtheil ald Nugen zur Folge haben, indem fie das Gehüht der Selbftverantwortlidh- 
feit, dad Vertrauen auf die eigne Kraft erftiden, die Trägheit und Faulheit befördern. 
Diefen Gefahren fann nur durch die Aufklärung vorgebeugt werden, welche die Natio- 
nalöfonomie über die zur Befferung des Looſes der arbeitenden Claſſen zu ergreifenden 
Maapregeln zu ertheilen vermag. (Bergl. d. Art. „Armenwefen.“) 

®iteratur: De Gerando, De la bienfaisance publique. IV Bde, deutſch v. 
Buß (Stuttgart 1843). — Schmidt, Die bürgerliche Gejellihaft der alten Welt 
unter dem Einfluß des Ehriftenthums — Schmidt, Unterfuhungen über Bevölfer: 
ung, Arbeitslohn und Pauperismus (Leipzig 1836). — H. Merz, Armuth und 
Ehriftenthum (Stuttgart 1849). — M. Wirth, Grundzüge der Nationalöf. II. Bv. 
©. 64 ff. (Köln 1859). — Vogt, Das Armenwefen (Bern 1854). — Rau, hriftl. 
Armenpflege. — Mohl, Polizeiwiſſenſchaft 2. Aufl. II. Bd. — Bluntidli und 
Brater: Staatswörterbudy, Art. Armenpflege. 

Bernhard Miller. 


Wohnung. Wohnungsfrage. 


Seit den legten Jahrzehnten find die Preife für die Wohnungen und namentlic) 
in den größern Städten in einem unaufhörlichen Steigen begriffen, und wird man 
faum irren, wenn man jagt, daß ſich der durchſchnittliche Miethpreis jeit 50 Jahren 
um mindeftens 100 Procent gefteigert hat. So fehr aud) zugegeben werden muß, daß 
alle Bedürfniffe nur mit größerem Geldaufwande zu erlangen find, fo hat diefe Preis- 
fteigerung doc nicht in dem Maaße ftattgefunden, wie bei ven Wohnungen. Für die 
Häufer im Innern der Städte werden bei VBerfäufen Summen gefordert und wohl auch 
bezahlt, welche geradezu unglaublich erſcheinen; die Duadratelle Landes erhält einen 

"Preis, welcher auf unterirdiiche mineralifche Scyäge ſchließen laſſen müßte; die für den 
Luftwechjel und den Gefundheitszuftand der Bewohner fo nöthigen Gärten find ihrer - 
hohen Preiſe wegen zu Lurusartifeln heraufgetrieben worden. Dabei fucht die Specu- 
lation den übertriebenen Preis durdy Steigerung der Miethpreife zu verinterejltren, 
und die mandherlei Klagen gegen die Hauswirthe dürften nicht allemal ungegründet 
fein. Für die Beamten, welche an einen feft normirten, noch dazu meift fehr niedrigen 
Gehalt angewiejen find, für den mittlern Handwerferftand, hauptiächlidy aber für die 
Arbeiter ift dieſe Lage längft ſchon eine drüdende geworden. Während herrfchaftliche 
Etagen im Preife von mehreren Hundert Thalern leer — ſuchen der unbemittelte 
— der Beamte, der Arbeiter vergebens Wohnungen, welche ihrem 

ehalte oder ihrem Erwerb angemeſſen ſind. Nach und nach in die Vorſtädte 
hinausgedrängt, brauchen ſie einen großen Theil ihrer koſtbaren Zeit, um nur den 
Weg von der Wohnung bis zur Arbeitsftätte zurückzulegen. Nicht wenige Arbeiter 
find genöthigt, in den benachbarten Dörfern ihre Heimath aufzufchlagen ; die Schaa- 
ren von Arbeitern, von Frauenund Mädchen, weldye früh und Abends die Ihore 
pajfiren, beweifen dies nur zu deutlich. 

Diejer Wohnungsmangel hängt eng mit dem überrafchenden Wachsſsthum der 
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größern Städte zufammen; er wird um fo auffallender bemerkt, je höher die Be: 
völferungszahl einer Stadt anfteigt, um in Heinern Städten in weit milderem Grade 
(hier weit eher nach der Richtung Bin ‚ daß es an fogenannten größeren Logis fehlt), 
und auf dem platten Lande faft gar nicyt bemerfbar aufzutreten. — Das Wahsthum 
der Großftädte charafterifirt fi ala eine Richtung der Zeit, hervorgerufen hauptiäch- 
lid) dadurch daß die Eifenbahnen die Induftrie aus den Gebirgsthälern an ihre Kuno» 
tenpuncte — und das werden in der Regel die Großftäpte fein — herbeigezogen 
haben. Während vor Jahrzehnten die größern Pläge in Bezug auf ihre gewerbliche Pro» 
duction in der Regel nur für den Rocalbedarf forgten und vorwiegend nur als Handels» 
pläge von gewerblicher Bedeutung waren, fiedelt ji) die Kabrifinduftrie mehr und mehr 
in den Großftädten an. Der höhern Lohnfäge und des befiern Verdienſtes wegen findet 
ein ftarfer Zuzug vom platten Lande und den Fleinern Städten nad) foldhen Eentral» 
puncten ftatt, und für viele Städte fleigt die Vermehrung der Bevölkerung, (gebildet 
von dem Ueberſchuß der einheimifchen Geburten über die jährlichen Todesfälle und 
von dem 3ung von Auswärts) höher an, ala die Zahl der jährlichen Neubauten, das 
her bei dem Mangel an Wohnungen der höhere Miethpreis. So vermehrte fid) Jin 
Liverpool wegen der ftarfen Zumandrung aus Irland in den Jahren 1831 —41 die 
Menichenzahl um 40, die Häuferzahl um nur 24% ; in Paris von 1847—1858 die 
Bevölferung um 38, die Häufer um 31 %, (neuerdings durch die großartigen Bauten 
der Präfectur zeigt fich ein günftigeres Verhältniß) ; in Berlin fliegen die Bewohner 
von 1846—1858 um 42, die Wohnungen um 36%, in Wien verhalten ſich dieſelben 
Zahlen in den Jahren 1850—60 wie 38:25. Bei der Volkszählung im Jahre 1849 
hatte Dresden 94092 Einwohner und famen damals 26,,, Einwohner auf 1 Wohn: 
gebäude. 1858 betrug die Einwohnerzahl 117750, 1864 145728, die Dichtigfeit 
der Bevölferung in den Gebäuden dagegen 1: 29,,, und für 1864 1: 29,,.. In 
Leipzig fanden fich im Jahre 1849 bei 62374 Einwohnern durchſchnittlich 32,,. Ber 
wohner in 1’Gebäude, 1864 dagegen bei 85394 Einwohnern 34,,, Bewohner.') Im 
Jahre 1834 famen auf 1 Wohngebäude in Dresden nur 21,55, in Leipzig nur 30,55 
Bewohner. Achnliche Verhältnifie liegen von allen größern Städten vor. 
An und für fich betrachtet ift diefe Vermehrung der Bevölferung ein günftiges 
eye fie deutet darauf bin, daß die Erhaltungsmittel ſich mindeftens in demfelben 
aaße vermehrt haben müflen und bei dem u den fämmtliche Erwerbs» 
brandyen in den legten Jahrzehnten genommen haben, bedarf es faum des Nachweifes, 
daß der Gedanke einer Lebervölferung ohnehin ein inhaltlofes Geſpenſt ift. Wollte 
man felbt behaupten, daß das Wachsthum der Städte in einer Progreffion fortichreite, 
mit welcher die Beihaffung der Bedürfniſſe namentlicy der Wohnungen, nicht gleich: 
mäßig Schritt halten fönne, fo gilt dies doch nicht einmal von der Gejammtheit, 
denn das platte Land zeigt Died in weit geringerem Maaße. So nahm in England 
und Wales die Gefammtbevölferung 1821—31 um 15%, 1831—41 um 14 % zu; 
die Häuferzahl dagegen um 16 und 20%. Sachſen, eins der dichtbevölfertften Länder 
der Erde befaß 


Ginwohner. Gebäude. Auf 1 Gebäude fommen 
1934 1595668 209122 7,61 Bewohner 
1846 1'836433 220255 8,34 . 
1855 2'039176 230244 8,86 s 
18564 2334994 241853 9,65 ⸗ 


und zeigt demnach eine Steigerung in der Dichtigkeit der Bewohnung, die zu der der 
Großſtaͤdte doch noch außer allem Verhaͤltniß ſteht. 

Die Wohnung iſt ein Bedürfniß, das im Nothfall bedeutend eingeſchränkt werden 
fann und wenn auch in unferm Klima Niemand dauernd ohne Wohnung bleiben fann, 
fo läßt jidy Doch der Bedarf des Einzelnen oder einer Familie bis auf einen jehr hohen 
Grad der Anſpruchsloſigkeit und Genügfamfeit reduciren, freilich nicht ohne Nachtheil, 


1) Dabei ift jedoch nicht zu überfehen, daß bei ber Zählung von 1864 infolge gerade eingetretes 
ner Mobilifirung die Militairbewohnung Dresdens um 2500 Mann, die von Leipzig um 500 Mann 
ben gewöhnlichen Beftand überfchritt. 
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auf die Gefundheit, wohl auch auf Moralität der Bewohner Zuſammenwohnen meh- 
rer Familien in einem und demfelben Zimmer). Zahlreidye Neubauten find daher ein 
gutes Symptom für den fteigenden Wohlftand, und je weniger Menſchen durchichnitt- 
lid) in einem Gebäude wohnen, für defto günftiger darf man im Allgemeinen den Ber- 
mögenszuftand des ganzen Volfes halten. Nach Horn fommen auf 1 Wohngebäude: 


in Frankreich 5 Bewohner 
⸗ Belgien 5,27 * 
« Großbritannien 5,35 ⸗ 
⸗ an 6,85 s 
s Defterreich up ⸗ 
: Preußen . 


‚33 
Neuere ftatiftifche Zufammenftellungen geben etwas günftigere Zahlen, doc ift 
daraus noch nicht zu Schließen, daß die Wirkungen eines jteigenden Wohlftandes ſich 
darin wiederfp’egeln. Nah Hausner (Statiftif der europ. Staaten. I. ©. 106) 
fommen auf 1 Wohngebäude: 


in Frankreich 4, Bewohner. in Rußland 6,, Bewohner. 
« Belgien 543 — « der Schweiz Ta ® 
» Großbritannien 5,, . « Italien 8, ⸗ 
2 I, » Norwegen 8,, ⸗ 
-Oeſterreich a im Ganton Genf 18;; s 
« Breußen 8,0 . : Bafelitadt 13,, . 


Aus ſolchen Tabellen darf jedoch, wie Roſcher richtig bemerkt, nicht zu viel ge- 
ſchloſſen werden, da z. B. in den engliichen Städten ein Haus durchſchnittlich Heiner 
ift, als in den preußifchen. Ein franzöſiſches Haus zählt im Durchſchnitt nur 524 
Thüren und Fenfter, ein belgifches dagegen 3%. Zimmer. In Belgien haben die 
Städte auf je 100 Bewohner 66 Zimmer , das platte Land nur 62. In den größten 
Gemeinden Frankreichs (über 50000 Einwohner) zählen die Häufer durdichnittlich 
faft 6 mal fo viele Thüren und Fenfter, als in den Hleinften (unter 5000 Einwohner), 
aber nur Amal fo viele Menfchen, welche darin wohnen. 

Große Städte leiden aber nicht nur an dem Mangel an ausreichenden, richtiger 
an billigen Wohnungen, fondern auch an gefunden Wohnungen, und ift e8 eine hoch» 
wichtige Aufgabe der Geſundheits polizei durch angemefiene Beftimmungen die 
mancherlei Gefahren fernzuhalten, die bei dem Zuſammenleben einer großen Anzahl 
von Menfchen entitchen. Zu diefen Vorbeugungsmaaßregeln gehören die Anlagen 
breiter Straßen und großer öffentlicher Pläge, Anlegung eines rationellen Schleußen— 
ſyſtems zur leichten Kortführung aller entftandener Unreinigfeiten , Ueberwachung der 
. Kloafen, Herbeiführung eines gefunden Trinkwaſſers Ueberwachung der Brunnen) 

und ausreichenden Mal und Spülwaflers, die Anlage von PBromenaden und Baum: 
arg (Gärten) innerhalb der Städte, Verweifung foldyer Gewerbe, welche Luft 
und Waſſer verpeften,, aus dem Innern im entlegene befondere Stadtviertel oder im 
ihlimmften Falle auf das platte Land, ftrenge Aufficht über Neinhaltung der Straßen 
u. f. w. Hier wird man ſich nöthigenfalls einen Zwang in der Verfügung über 
das Eigenthum gefallen laffen müfjen, von dem fonft die Volfswirthichaft nichts 
wiflen will. 

Schwieriger ift die Beihaffung von Wohnungen ſelbſt, und liegt wohl in der 
— ſelbſt das wirkſamſte und durchgreifendſte Mittel, die Anzahl der 

ohnungen mit der fteigenden Bevölferungsziffer in das rechte Gleihgewicht zu jegen. 
Nadı Dieter Eeite bin ift die Baufpeculation nur willfonmen zu heißen, obgleich 
ihr ebenfo wie ihren Gefchwiftern, dem Kornwucher und der Börfenfpeculation ein 
oft gerechtfertigted Miptrauen entgegengebradht wird, da die Wohlthaten, die für die 
gefammte Bevölkerung daraus entſpringen, nicht felten für die einzelne Privatwirtb- 
ſchaft in das Gegentheil umſchlagen. Das Häuferbauen ift heutzutage ein Verkehrs— 
geſchäft geworden, das nach dem Princip der Arbeitstheilung ausgeführt wird. Die 
meiften Häufer werden nicht gebaut, weil man fie bewohnen, fondern weil man fie 
verfaufen, oder vermiethen will. Zunächſt alfo enticheivet überhaupt nicht das Woh- 
nungsbebürfniß für Neubauten, jondern die Berechnung, ob und wie man das darauf 


Wohnung. 1053 


zu verwendende Gapital verwerthen könne. Dieſe Berechnung zieht allerdings das 

egenwärtige Wohnungsbedürfniß in Frage, die Größe der Steigerung bei Be 
arten Gin ern, die Zahlungsfähigfeit der Wohnungen Suchenden — aber feineswegs 
diefes allein. Die Aufwandfoften für die Herftellung eines Wohnhaufes beftehen aus 
zwei jehr verfchiedenartigen Bactoren : aus dem Breile für den Grund und Boden und 
aus den Auslagen für den Bau und die innere Einrichtung. — Was zuerft den Preis 
für den Grund und Boden betrifft, fo find es beftimmte Bezirke allein, welche einzelne 
fperiell harafterifirte Bedürfniffe befriedigen. Der Grund und Boden entlang einer 
belebtern Straße oder Fluſſes, an einem are Plage, in der. Nähe eines Eijenbahn- 
hofes, die Grundftüde, welde an der in großen Städten infolge phyſikaliſcher Ge: 
jeße gelünderen Weft» und Südweltfeite liegen, werden einen höhern Preis in An- 
ſpruch nehmen, als diejenigen, weldye dieje Vorzüge nicht befigen. 

Die Baufoften dagegen reguliren ſich nach den Preilen der Baumaterialien und 
nad) den Arbeitslöhnen. Sowohl hier wie dort laflen ſich directe Eingriffe, welche 
regulirend einzuwirfen fuchen, auf feinen Fall empfehlen ; fie würden weit mehr ſcha— 
den als nügen. Wenn irgend etwas zu thun fein möchte, jo fönnte dies nur von der 
größern Eoncurrenz im Baufach felbft nach) Freigebung der Baugewerbe (f. d. Art.), 
und durdy Reformen der verichiedenen Bau she ide geihehen, die durch ihre 
bisweilen ſehr individuell ertheilten Borfehriften weit mehr zum Bau von herrichaft- 
lihen, als von Heinen und Mittelmohnungen veranlaffen. Eine wichtige Unterftügung 
ift in den der Neuzeit angehörenden Baugenoffenjhaften (f. d. betreff. Artifel) 
der vorhandenen Wohnungsnoth der Großftädte erwachſen. 


Biel wird fchon erreicht, wenn die untern Glaffen in den Stand gefept find, foviel 
Grund und Boden eigenthümlich zu erwerben, als nothwendig ift, ein eigen Haus zu 
erbauen. Iſt ſchon der Grundbefiger leichter zum Abtragen feiner Sypotbeten dulden 
geneigt, als ohne Grundbefig zum Anfammeln der gleichen Summe, fo hindert bei 
dem Erwerben eines kleinern Stüds Land fchon der Capitalmangel den Mann der 
untern oder Mittelftände, fogenannte Speculationsbaue aufzuführen und fann gerade 
hierin die Selbithilfe große Nefultate erreichen laffen. Verſchiedene Syſteme find 
nad) diefer Seite hin in England aufgetaucht. So geht das Allotment-System darauf 
aus, dem Arbeiter ein Stüd Rand zu verfchaffen, das er zwar nur landwirthichaftlich 
benugen foll, von wo aus aber der fnappe Schritt bis zum Häuferbau fchon geichehen 
ift. Damit ift eine weitere Stufe gewonnen, wie ja das Allotment-System als ein 
Fortichritt des höchſt bedenflihen Allowance-System (der Unterftügung oder des 
Zuſchuſſes zu dem niedrigen Arbeitslohne von Seiten der Kirchipiele) war. (Bergl. 
hierbei 3. St. Mill, Grundfäge der politifchen Defonomie, deutjch von Soetbeer 
1864. ©. 252 ff.) Das irische Häuslerfyftem (cottier) und das Häusler-" 
pachtweſen (Mill, ©. 231) wie die franzöfifhen Halbpädter (me£tayers), 
worüber Baftiat in feinen Considerations sur le metayage (Journal des &cono- 
mistes, Febr. 1864) fehr eingehende Arbeiten geliefert, würde am beiten in diefer 
Weiſe zu reformiren gewefen fein, wenn nicht durd) das Wackefield-System 
bei dem die Koften der Auswandrung durch den Verdienft der vorangegangenen Aus: 
wanbderer beftritten wurden, für Irland wenigftend mit der Abnahme der Bevölkerung 
von ſelbſt beſſere Zuftände eingetreten wären. 


Literatur: Die Arbeiten von Brämer, Lette, Barijiusu. A. im Ar: 
beiterfreund, Zeitfchrift des preuß. Gentralvereins für das Wohl der arbeitenden 
Glaffen, Jahrg. 1864 und 1865 (Berlin. — Horn, Bewölferungs-Studien 
©. 62 ff. — Hausner, Statiftif der europäifchen Staaten (Lemberg 1865.) — 
Fohn Stuart Mill, Grundf. der polit. Defonomie, deutih von Soetbeer 
©. 213 ff. Saas 1864). — Zahlreiche Artikel der Deutichen Gemeinde Zeitung 
(Berlin). — Gonmunalftatiftif der größern Hauptftädte wie Paris, Berlin, Wien. — 
Fabri, die Wohnungsnoth der Arbeiter in Fabrikſtädten (Elberfeld 1862). — 
Th. Jones, Every man his landlord (London 1863), für das deutſche Publicum 
bearbeitet von Dr. Lange (Duisburg) unter dem Titel „Jedermann Hauseigenthümer“, 
— "Hoffmann, Die Wohnungen der Arbeiter und der Armen (Berlin 1552). — 
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Roberts, The dwellings of the labouring classes (%ondon 1850). — Emile 
Müller, Cites ouvrieres (Paris 1857). 
H.R. 


Bucher. Zinswucher. Wucdergefepe. 

„Der Ausdrud „Wucher“, den die Laienſprache mit fo bedenklicher Willkür ge: 
braucht, follte in der Wiffenfchaft nur da vorkommen, wo abſichtlich, wohl gar be- 
trügeriich, Nothpreije herbeigeführt oder gefteigert werben,“ jagt Ro ſcher (die Grund- 
lagen der Nationalöfonomie. 4. Aufl. Stuttgart. 3. ©. Cotta 1861. 8 113.). Der 
Wucher, ald eine Bezeichnung für eine gewiffe Gattung unfittlicher Handlungen, 
entzieht fih der volfswirthichaftlihen Betrahtung. Die Volfswirthichaftsichre hat 
mit diefem nichts zu thun, oder fie hat höchſtens darzuthun, daß fie fi) auch Dielen 
—— egenüber in ihrem Urtheile mit der Ethik in vollem Einklange befindet. 

ieß bezieht ſich aber nicht auf alle die Handlungen, welche Roſcher a. a. O. unter 
der Bezeichnung „Wucher“ zufammengefaßt wiffen will. Die abfihtlidhe Herbeiführ- 
ung oder Steigerung von Nothpreiſen fann unter Umftänden ebenfowohl wirthichaft- 
(ih wie fittlih wohl zu rechtfertigen fein. Der Selbterhaltungstrieb allein ſchon 
fann fie fordern. Böllig erlaubte Sperulationsgeichäfte laufen u. A. auf eine ab» 
fichtliche Steigerung von Rothpreifen hinaus. Die Bezeichnung „Nothpreife“ ift an 
fidy viel zu unbeftimmt, um bei wiflenichaftlihen Definitionen angewendet zu werden. 
Für diejenigen firtlic wie wirthſchaftlich werwerflihen Handlungen, weldye man als 
Wucher zu bezeichnen haben wird, ift es charakteriſtiſch, daß es bei ihnen darauf ab- 
gefehen ift, Gewinn zu erzielen durch fittlich verwerfliche Mittel, 4. B. Betrug, und 
zwar vorzugsweife im Handel. In diefem Sinne giebt es natürlich aud) einen-Zins- 
wucher. 

Aber der Zinswucher in diefem Sinne ift ed nicht, was der Volkswirthſchafts— 
lehre au eingehenden fritifchen Unterfuchungen Anlaß giebt. Der tech niſche Begriff 
des Zinswuchers beruht auf dem Vorhandenſein gefeglicher Vorſchriften, weldye die 
nee I bei Darleihen betreffen. Soldye gefeplüche Vorſchriften, deren es faft 
bei allen Eulturvölfern gegeben hat, und bei den meiften noch heute giebt Vergl. 
über die Rechtsgeſchichte des Zinswuchers und die modernen Gefepgebungen gegen 
den Wucher: „Karl Braun und Mar Wirth. Die Zinswuchergefege. Mainz. 
V. d. Zabern 1856. ©. 96 ff. u. ©. 174 ff.) find ausgegangen von der frühzeitig 
auftauchenden, ſchon im moſaiſchen Gefeg durch das Verbot des Zinſennehmens aus— 
geiprochenen, Anfhauung, daß das Darleihen blos eine Handlung der Menſchen— 
liebe fei, wofür man feine Vergütung annehmen dürfe. Die Eonfequenzen diefer An— 
ſchauung erwiefen ſich als unhaltbar, und man begnügte ſich daher fpäter bei geſetz— 
lichen VBorichriften, welche den Schuldner vor der Gewinnfucht des Darleihers thun- 
lichſt ficher ftellen follten. Die offene oder verfchleierte Zuwiderhandlung gegen dieſe 
Vorichriften bezeichnete man als Zinswucher, den man fomit zu einem Berbrechen, 
oder doc) zu einem Vergehen ftempelte. In den Wuchergefegen ward des Näheren be» 
ftimmt, was zum Wucher zu rechnen fei. Als Wucher foll 3. B. zu betrachten fein: 
1) Die Ueberfchreitung des erlaubten Zinsfuß-Maximums; fowie das fofortige Ab- 
ziehen der Zinſen von der geliehenen Summe; gewöhnlich geftatten die Wuchergefege 
nur 5—6%. 2) Das Verfürzen der geliehenen Summe. z. B. durch Aufdrängen von 
Waaren ftatt des Geldes nadı einem übermäßigen Anfchlage, durch verlangte Ver— 
ſchreibung einer größeren Summe als wirklich gegeben wird, 3) das Fordern von 
Zinfen für die rüdftändigen Zinfen (Jinzeszinſen, Anatocismus, 4) das Beifügen 
läftiger Nebenbedingungen, 3. B. das Verabreden einer Provifton, 5) das Einflagen 
einer Forderung mit einer höheren Summe, ald man als Geffionar felbft dafür ge: 
geben hat (Verbot der lex Anastasiana) u. f. w. 

Die neuere juriftiiche Anfchauung geht dahin, daß die Wuchergeſetze, infoweit 
fie nicht gegen den betrügeriichen Wucher gerichtet find, weder aus legislativpolitifchen, 
noch aus tehtöphilofophifchen Gründen —* rechtfertigen laſſen. Anlangend den civil— 
rechtlichen Geſichtspunct, fo wird die für die Ueberichreitung der Zinstare angedrohte 
Nichtigkeit in jo vielen Fällen des heutigen Geſchäftsverkehrs illuſoriſch, daß durch 
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die Fefthaltung derfelben im Uebrigen eine bedenkliche Anomalie des Rechtszuftandes 
und eine gefährliche Unficherheit für den gefchäftlichen Verkehr entfteht, ganz zu ge— 
ſchweigen der aus der Schwierigkeit des Beweifes der Lleberichreitung hervorgehenden 
civilprocefiualiihen Bedenken gegen die Zinstare. Vom Standpuncte des Strafrechts 
aus ift hervorzuheben, daß die Feftitellung des Thatbeftandes des Zinswuchers bei- 
nahe unmöglich ift, daß fie den unlösbarften Zweifeln Thor und Thür öffnet, und daß 
zu ſehr naheliegenden Mißgriffen in der Rechtiprehung durch die Wuchergejeggebung 
die häufigfte Gelegenheit geboten wird. 

Im Rejultate kommt die volfswirthichaftliche Beurteilung der Wuchergefege 
auf das Gleiche hinaus, oder befler: die volfswirthichaftliche Unhaltbarfeit der gefeg- 
lihen Beichränfungen des Darlehnsgeichäftes bildet den eigentlichen Grund der Uns 
vertretbarfeit derfelben vom juriftiichen Standpunct. 

Der Zins ſ. d.) ift nichts Anderes, als ein Preis, nämlich der Miethpreis für 
Land oder Capital. Der Kaufpreis für Gapitalien, 3. B. Arbeitsvich, Maſchinen, 
Rohftoffe, richtet fich theild nad) den Erzeugungsfoften , theils nach der Tauglichkeit 
der fraglichen Güter für die Zwecke des Käufers, theils nach der größeren oder ge— 
ringeren Leichtigkeit, fich foldye zu verichaffen ; oder nad) dem Verhältniffe des Ange- 
bots zur Nachfrage und der Nachfrage zum Angebot. Man kann nicht durch Gefege 
vorſchreiben, wie viel es Foften folle, eine Mafchine herzuftellen, bis zu welchem Grade 
die Maſchine tauglich jein folle für die Zivede des Käufers, wie ftarf das Angebot 
von Majchinen einer gewiflen Art, oder die Nachfrage nach ihnen fein folle. Aber, 
da man dieß nicht kann, fann und wird man auch nicht vorfchreiben, wieviel die Ma— 
ſchine im Handel foften fol. Kür manche Gegenftände des Handels hat man derartige 
Vorſchriften zu machen verfucht; diefe Verfuche find gerichtet; Jedermann fieht die 
Unhaltbarfeit und Gefährlichkeit der Fleiſcher- und Bädertaren ein. Was man hin- 
fihtlic der Kaufpreife für unvortheilhaft, für einen unberechtigten und von üblen 
Folgen begleiteten Eingriff in das Walten der wirthichaftlichen Gelege hält, follte 
man füglich hinfichtlic der Miethpreife in gleicher Weile beurteilen. Der Mieth- 
preis fteht unter gleich unumftößlidyen Gefegen wie der Kaufpreis. Man baut nicht 
ein Haus mit einem Koftenaufwand von 10000, um es dann gegen einen Zins von 
200 zu vermiethen ; einen folhen Zins fann man ſich auf anderem Wege ebenfo ficher 
und viel bequemer verjchaffen; wenn moͤglich fucht man einen größeren Zins für ein 
Haus von dem zu erlangen, von dem man weiß, daß dieſes To erade feinen Zwecken 
ganz vorzugsweiſe entipricht; man fchränft fi in feiner Miethforderung ein, wenn 
man fieht, daß man die Concurrenz nicht für fich hat. Jeder Gefepgeber, von dem ge- 
fordert würde, gejeglich die Miethpreife für Arbeitsvieh, Maſchinen, Land u. ſ. w. 
zu beftimmen, würde auf ſolches Anfinnen mit Recht erwidern, daß Niemand jene 
volfswirthichaftlichen Gelege, welche folche Preife regeln, in der Gewalt habe, daß 
das geforderte Geſetz beftehenden Lebensgefegen Gewalt anthun würde. Aber die 
meiften Gefeggeber haben eine Ausnahme gemacht bezüglich der Miethpreife des Gel- 
des. Als wenn dieſe nicht ebenfo unerfcbütterlichen Gefegen unterlägen, wie die Mieth— 
preije anderer Capitalien, die Gegenftand des Miethhandels zu fein pflegen! So 
lange der Begriff des Geldes eriftirt, hat man ſich immer dazu hingeneigt , ihm eine 
Ausnahmeftellung unter den Gapitalien anzuweifen. Diefem Irrthum zum Theil ift 
en run der Wuchergefege und die hartnädige Vertheidigung derfelben zuzu—⸗ 

reiben. 

Das Geſetz von dem Miethpreife der Gapitalien überhaupt, angewendet auf den 
Miethpreis des Geldes, läßt diefen Preis, den Zins, da, wo Geld hehr begehrt ift, höher 
ericheinen, als da, wo ed wenig begehrt ift, da, wo die Gefahr der unpünctlichen oder 
Nihtrüdzahlung und des ausbleibenden Rechtsſchutzes vorhanden ift, höher, ald wo 
dieje Gefahren nicht vorhanden find. Für ein unverbürgtes, an einen Unbefannten 
— Darlehn hat man alle Urſache, einen höheren Zins zu fordern, als für ein 

arlehn, welches man auf das in beſter Cultur beſindliche, noch unbelaſtete Gut eines 
als redlich und tüchtig befannten Landwirths als Hypothek eintragen läßt; in Zeiten 
allgemeinen Geldmangels und allgemein drohender Redhtsunficherheit, fo beim Heran⸗ 
— eines Krieges, muß man freigebiger fein im Zinſengewähren, als wenn, nach 
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eben überftandener Gefahr, das Geld wieder in Maflen auf ven Marft ftrömt. Linter 
diejen Umſtänden ift e8 unmöglich, ein Zinsmarimum feftzuitellen, welches auf alle 
nur irgend denfbaren Fälle anwendbar fein joll. 

Zu Gunften der Wuchergeiege macht man die Rüdjicht auf die gefürdhtete allge 
meine Erhöhung des Zinsfußes und auf den armen Schuldner geltend, man fagt: 
wird der Zins ganz frei gegeben, jo wird er bis in's Unendliche fteigen; man fagt: 
wie joll fi) der Arme Geld verichaffen, wenn nicht den Forderungen der Gläubiger 
eine Schranfe gejegt wird. Es iſt befanntlicdy eine Streitfrage, ob eine allgemeine 
Erhöhung des Zinsfußes an und für fich ein volfswirthichaftliches Uebel ſei; fie wäre 
ed nur dann, wenn fie das Symptom gefteigerter Creditloſigkeit, gefteigerter Rechts: 
unficherheit wäre. Aber berechtigt wäre fie aud) dann, gefährlich wäre es dann erſt 
recht, ihr Schranfen zu jegen. Nirgends ift aber auch die gefürdhtete allgemeine Er- 
hoͤhung des Zinsfußes die Folge der Aufhebung der Wuchergejege geweſen; bie und 
da ift in folge der legteren der Zinsfuß durchichnittlich herabgegangen, wie die Brot- 
preije herabzugehen pflegen infolge der Aufhebung der Bädertare und der Beichrän- 
kungen des Bädergewerbed. Das Beitreben aber, dem armen Creditbedürftigen durch 
die Wuchergelege Schuß vor hohen Zinsaniprüchen zu gewähren, ift völlig widerfinnig. 
Nicht mit Ugrecht hat man gefagt, die Wuchergejege verdienen diefen Namen, weil 
fie Gelege jeien, welche den ch ererzeugen. Wollte man jenes Ziel erreichen, 
fo müßte man auch die Mittel haben, Capitaliften zu zwingen, ihre Gapitalien über: 
haupt auszuleihen. Wer Geld nöthig hat, um zu eriftiren,, oder, um nicht zahlungs⸗ 
unfähig zu werden, nimmt ed um jeden Preis; ohne Wuchergefege würde er es be: 
kommen zu dem Preiſe, welchen die Concurrenz eben feftgeftellt hat, und welcher dem 
Grade feiner perfönlichen Garantieen entipricht. Wenn der Gapitalift, wo die Wucher- 
gelege noch in Kraft find, diefen angemeffenen Zinsfuß fordern wollte, fo würde er 
oftmals das Gejeg übertreten; der Gewiſſenloſe thut es; aber er fordert noch eine 
Verficherungsprämie für die Gefahr der Strafe. So erzeugt das Wuchergejeß den 
Wucher. Es giebt taufenderlei Arten, wie man die Wuchergejege umgeben kann, und 
jede diefer Umgebungen drüdt den Ereditbedürftigen tiefer darnieder, als es jelbit der 
höchſte im freien Miethhandel mit Gapitalien zur Erfcheinung fommende, offen verein: 
barte Zinsfuß vermöchte — ganz zu geichweigen der Entfittlihung, der Geſetzesmiß⸗ 
ahtung, der Verfümmerung des Ereditverfehrs, welche nothwendige Folgen der 
Wuchergeſetze find.S 

Eine nothwendige und bedenkliche Folge der geieglichen Beichränfungen des 
Miethhandels mit Gapitalien befteht auch darin, daß die Gapitalanfammlung dadurd 
gehindert wird. Wenn die Gapitaliften nicht erwarten dürfen, eine den Verhältniſſen 
entiprechende Entihädigung für die Gefahr zu erlangen, der jie ihr Capital bei der 
Ausleihung ausfegen, to unterlafen fie das Ausleihen lieber. In der Möglichkeit 
und Bequemlichkeit gewinnbringenden Gapitalausleihens liegt aber einer der jtärfiten 
Antriebe zur reichlichen Gapitalanfammlung. 

Der oftgehörte Einwand, dag MWuchergejege der Verfchwendung fteuerten und 
deshalb wohlthätig wirkten, ift völlig unbegründet. Verſchwender durch Marimal« 
taren am fchlechten Gebraudye des Capitals hindern zu wollen, iſt ganz widerfinnig, 
weil fie ſich ja auf den verfchiedenften anderen Wegen durdy Kaufen und Verkaufen zu 
Grunde richten fünnen. Soll der Staat fie hieran hindern, jo muß er fie unter 
Guratel ftelen. Es ift nicht einzufehen,, warum gerade der eine Weg des Borgens 
geieglich verfperrt werden joll, wodurch fie vielleicht nur zu einem höheren Zinsfuße 
getrieben, allo noch ſchneller dem Ruin zugeführt würden. 

Die hartnädigften Gegner der neuerdings in Deutichland überall eifrig betrie— 
benen, hie und da durchgeiegten Aufhebung der Wuchergefege berufen ſich beſonders 
auf die Intereffen des Realcrevits. Allein es ift nicht abzufehen, inwiefern wer außer 
der periönlichen noch andere Ereditficherheiten zu bieten hat, unter der Aufhebung der 
Schranken des Miethhandeld mit Eapitalien vozugsweife zu leiden haben jollte. 
Allerdings ift man neuerdings vielfach von dem Jrrthume zurüdgefommen , daß, 
wie bei allem, fo auch bei dem fogenannten Realcredit, nicht doch vorzugsweife die pers 
ſönliche Garantie des Schuldners für den Gläubiger in Betracht komme. Aber gerade, 
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weil dem fo ift, darf man annehmen, daß, wenn es den Gapitaliften unbenommen ift, 
nad) diejen Garantieen ihre Zinsforderungen einzurichten, auch dem landwirthichaft- 
lidyen Gewerbe überall wieder reihlihe Gapitalien zufließen werden. Die heutzutage 
allgemein laut werdende Klage über Capitalmangel im landwirthichaftlichen Brick 

hat ihren Grund zum guten Theile mit in dem Inftitut der Wuchergeſetze. 
Literatur: E. Braun und Mar Wirth in dem im Tert citirten Buche. — 
Rau, Volfswirthichaftspolitif. 4. Aufl. Leipzig und Heidelberg 1858. 8 319 ff. — 
Roſcher, in dem im Terte citirten Buche. — Ad. Smith (Wealth of nations. 
Wakefield'ſche Ausg. II. Ch. 4.) fpricht fich bedingt für Wuchergefege aus. Dagegen 
Jer. Bentham. Defence of usury. 1787. 3. ed. 1816. Bergl. auch Afher. 
Ad. Smith. (Stuttgart 1861.) II. Bd. ©. 488 ff. — Neumann, Gedichte des 
Wuchers in Deutichland (Halle 1865). 
| A. Emminghaus. 
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Zahlung, Zahlungs: Schuggemeinfhaft. 

In dem ſchlechten Eingehen der fchuldigen Zahlungen will man eine Charafteriftif 
der Neuzeit erbliden, und doch ift Dies in allen höhercultivirten Zeiten in gleicher Weife 
der Fall gewefen. Der Uebergang zur Ereditwirthichaft ließ vorausfehen, daß Vielen 
Eredit gegeben werden würde, die eines folhen Vertrauens unwürdig waren. Um die 
Gläubiger vor derartigen Verluften ficher zu ftellen, giebt es fein beffetes Mittel, als 
ftrenge Durchführung des Grundſatzes, an Niemanden Forderungen ohne ausreichende 
Bürgihaft zu übernehmen, wobei nad) Befinden eine ſolche Bürgſchaft auch in der 
früheren Bewährung von Charafterfeftigkeit gefunden werden fann. — E8 fehlt nicht 
an andern Verjuchen, Die Gläubiger ſchadlos zu halten und and dazu Eredit- 
verfiherungen, die übernehmen wollten til über die Greditfähigfeit gewiſſer 
Perfönlichkeiten Auskunft zu geben, theils entitandene Verluſte gegen zuvorzuzahlende 
Prämien zu deden, ohne daß freilich bis jegt namhafte Erfolge erzielt worden wären. 
— Ein neuer Verſuch ift feit 1963 in Dresden mit einer genofienfchaftlichen Ver: 
einigung gemacht worden, die fih gewerbliche Schutzgemeinſchaft nennt. 
Sämmtlicdye Mitglieder verſprechen fid) gegenieitig ihre „böjen Schuldner * mit- 
zutheilen, mit denen fie bisher trübe Erfahrungen gemacht haben, und werden deren 
Namen in den Drudichriften des Vereins, die aber ftatutarifch nur den Mitgliedern 
zugänglid) find, veröffentlicht. Dem Berein gehörten Ende 1565 circa 1000 Mitglie- 
der an und erftredte ſich derſelbe nach kaum 2jähriger Thätigkeit (durch Die Gewerb- 
vereine) über einen großen Theil des Königreihs Sachſen. Die Wirkungen wurden 
als ziemlich befriedigende gejchilvdert (Vergl. den Art. „Eredit“). m 


Zebnte, Zins (dimes; tithes). 
Der Zehnte war die ältefte Steuer vom Grund und Boden, d. h. der zehnte, in 
Naturalien (Naturalabgaben) zu leiltende Theil des Ertrag, der Ernte eined 
Grundftüds. Infofern er ſchon bei den alten Germanen den Hinterfafien und Leib: 
eigenen auferlegt wurde, fann er ald Zins (10%) für das in Geftalt von Grundbefig 
überlafiene Grundeigenthum betrachtet werden. Für die damalige Naturalwirtbichaft 
war diefe Steuer fidyer ganz rationell. „Bei ſchlechten Ernten giebt der Pflichtige 
wenig, bei guten viel; er giebt gerade in der Zeit und in der Art, worin er am beften 
fann; Remiſſionen find nicht nothwendig, Rüdjtände kaum möglich, dieſe beiden 
Hauptflippen jedes Abgabenſyſtems! Der Zehnte bedarf feines Cataſters und empfiehlt 
ch in roher Zeit auch dadurd), daß er die Empfänger, aljo die Großen und Mächtigen 
für das Gedeihen der Pflichtigen handgreiflich intereffirt. Wir finden deshalb auch 
faft bei jedem Volke auf entfprechender Gulturftufe Zehnten oder fonftige aliquote 

Naturabgaben.* (Rofcer). 
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Als eigentliche Steuer vom freien Grundeigenthum wurde der Zehnte zuerft von 
der Kirche erhoben, und zwar theils fofort nad Einführung des Chriſtenthums, theils 
wurden von Seiten des Clerus Schenkungen von Grund und Boden, fowie von Leib: 
eigenen den Bauern zur Bewirthichaftung gegen Abgabe eines Naturalgehnten 
übergeben, der von Generation zu Generation —— Doch laſſen ſich keineswegs 
alle Zehnte auf die Kirche zurückführen, vielmehr wurden von Seiten der Grundherren, 
fpäter vom Staate analoge Verhältniſſe eingeführt. 

Das Zehntrecht war entweder generell, d. h. ed umfaßte alle Arten der 
Zehnten, daher auch die nach Einführung der Fruchtwechjelwirthichaft von den Brad: 
feldern geernteten Früchte; oder fpeciell d. h. nur auf beftimmte Ernteerträge be 
fchräntt. Das univerfelle Zehntrecht umfaßte die ganze Feldmark, jelbft neugero- 
detes Land (Noval- oder Neubruchzehnte, dimes novales) , das particuläre 
dagegen beichränfte fi) nur auf beftimmte Flächen. Je nad) dem Gegenftande ift zu 
unterfcheiden: der Feldzehnte, Alles, was Halm und Stengel treibt, Getreide: 
arten jeder Gattung, auch wohl der große Zehnte genannt; der kleine oder 
Krautzehnte von Gemüfen, Wurzelgewächlen und Baumfrüchten; der Blut: 
zehnte oder Fleifchzehnte von Schladhtvieh, wobei in Anbetracht der verichiedenen 
Größe der Thiere nad) dem Sachienfpiegel geftattet war, vor Hebung des Blutzehnten 
von je 6 Thieren 2, von je 9 Thieren 3 bei Seite zu ftellen. Endlich der Zehnte von 
Brot, Käfe, Mildy , der nicht jelten einen Doppelzehnten repräfentirte, da z. B. 
in Flandern außer der 10. Garbe nody das 12. Brot zehntpflichtig war. In England 
unterjchied man predial tithes von Korn, Bi u. f. w., personal tithes von 
Fifchereien u. f. w. und mixed tithes von Vieh, in Frankreich dimes des gros 
fruits, dimes menues et vertes, dimes de charnage. Dimes sacramentaires war 
der Zehnte für den Pfarrer. 

Mit dem Aufhören der Naturalwirthichaft verſchwand auch die Zweckmäßigkeit 
einer ſolchen Steuerveranlagung. Der Zehnte wurde zum Hemmſchuh jeder Meliora- 
tion, da der Zehntherr feinen Beitrag leiftete und doc den Mehrertrag nad) wie wor 
mit Beichlag belegte. Der Zehnte befteuerte das Roheinkommen ohne Rückſicht auf 
das verwendete Betrieböcapital; er war endlich durch die Gontrole während der Ernte: 
arbeiten mehr als läftig. Der Uebergang zu der fpäteren Grundfteuer erfolgte durch 
die Firirung der Naturalabgaben , indem feftgeftellt wurde, daß nicht der 10. Theil, 
fondern eine feftbeftimmte Menge von Gewichts: oder Maaßeinheiten an Getreide, 
(Sadzehnte, Getreidezins) Gemüfe, Brot, Eiern u. j. w. jährlich zu entrich: 
ten fei, bis auch diefe Einrichtung zum Heile der Landwirthichaft wie der Steuercafle 
entweder durch Ablöfung der Zehntberechtigten (Geiftliche, Lehrer) oder durch Ein- 
führung der Grundftener bis auf wenige Ausnahmen erfegt wurde. 

Nah ähnlichen Grundfägen find die Raudemien und Mortuarien, ale 
Lehnsbeträge und geiftlihe Stiftungen (todte Hand) zu beurtheilen, die fih von den 
N rg hauptſächlich dadurch unterfcheiden, daß fie in zufälligen Terminen zu 
zahlen find. 

Literatur: Siehe die Literatur unter Steuerweienundfandwirtbichaft. 
— Roſcher, Nationalöfonomie des Aderbau’s, II. Band des Spftems der Volks— 
wirtbihaft S. 295 ff. (Leipzig 1860). — Mar Wirth, Grundz. der Nationalöfon. 
S. 408 ff. (Köln 1860). 

H. R. 


Zettelbank. Vgl. die Art. Credit, Banken S. 82, 84, 89) u. beſ. Banfnote. 

1. Wefen und Aufgabe. Diejenige Bank, welche mittelft Ausgabe Emiſſion) 
von Banfnoten (f. d.) Credit aufnimmt, heißt Zettelbanf (bank of issue, 
banque d’ emission). Die Stellung der Zettelbanf im wirthſchaftlichen Verkehr hängt 
von der Function der Banfnote ab, worüber der Art. Banknote zu vergleichen in 
Mit der richtigen Erfenntniß des Wefens und der Function der Banfnote hat ſich 
allmählich aud) eine richtigere Würdigung der Zettelbanfen und eine unbefangenere An⸗ 
fiht vom Nugen und von den Gefahren diefer Banfen fowie von dem Verhalten des 
Staates zu ihnen ausgebildet. Man fieht in den Zettelbanten nicht mehr das Zauber» 
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mittel zur Berbefierung des Eredits und „zur Hebung des Geldumlaufs“ in der Volls— 
wirthichaft, noch führt man Lleberiperulation, Schwindel und Handelskriſen allein 
oder auch nur vorzugsweife auf dieſe Banfen zurüd. Man betrachtet fie vielmehr als 
ein wichtiges Glied in der Kette der Ereditinftitute, welche den verichiedenen Cre— 
ditbedürfniſſen in der Volfswirthichaft angepaßt jind. Je nad) der Phaje der credit 
wirthſchaftlichen Entwidlung ift die Widytigfeit dieſes Gliedes eine größere oder gerin: 
gere. An ſich fann man der Zettelbanf von der ihr nächſt verwandten, der Depofiten« 
und Checkbank (j. d.), weder einen unbedingten Vorzug geben, noch fie hinter Diele 
Banf durchaus zurückſetzen. Sie entipricht eben einem etwas verfchiedenen wirthichaft- 
lidyen Bedürfniß. Im Ganzen bezeichnet die Chedbanf aber ein etwas weiter vorge— 
ſchrittenes Stadium der Greditwirthichaft,, ald die Zettelbanf; das Zettelgeichäft Bu 
das Gomplement des Depofiten- und Checkgeſchäfts jein und wird dies im Laufe feiner 
Weiterentwidelung (amerifan. Banfen) aud) wieder. Beide Banken find principiell 
nicht von einander verfchieden, wie die Banfnote und der Ched dies nicht jind, beide 
wirfen auf die Befegung des baaren Geldes (der Münze) in feiner Eigenichaft als 
Umlaufsmittel bin, beide haben den gleichen hiſtoriſchen Urſprung und haben eine 
analoge Entwidelung genommen , beide find endlich auch im Wejentlichen nad) ganz 
denjelben Grundfägen zu verwalten S. 215). 

Die allgemeine Aufgabe jeder Banf, ſich ihren Gläubigern gegenüber jederzeit in 
baar zahlungsfähigem Zuftande zu erhalten ſ. S. 88), läuft für Die Zettelbanf darauf 
» hinaus, die ftete fofortige Einlösbarkfeit der Banknoten gegen baares 
Geld unter allen Umftänden zu fihern. Die Zettelbanf muß zu diejem 
Zwede ebenfalld das erfte und wichtigfte Banfverwaltungsgeleg ftriet beobachten: 
ihre Activgeiihäfte (Ausleihbungen) nah ihren Paſſivgeſchäften 
reguliren. Die Gredite, welche die Banf dur) die Ausgabe von Banknoten auf 
nimmt, find ohne weitere Kündigung auf Verlangen des Banfnoteninhabers ſofort 
zurüdzuzahlen. Daraus folgt mit Notbwendigfeit eine beftimmte Art und Weiſe 
der Blacirung der Bankcapitalien, d. h. der ald Dedung der Banknoten dienenden 
Banfactiven. Diejes Placement bildet das Notenfundationsiyftem. Nur die 
Irrthümer über das Weſen der Banfnote und über Geld», Gredit- und Banfverhält: 
niffe überhaupt erklären den Streit über das richtige Fundationsſyſtem, welcher nod) 
gegenwärtig nicht völlig geichlichtet ift. Die falihe Lehre, daß der Werth des 
Geldes genau von feiner Menge abhänge (Duantitätstheorie), daß nur die 
Banknoten, nicht auch andere Greditumlaufsmittel an die Stelle des baaren Geldes 
treten, das unrichtige Dogma von der beliebigen Macht der Banfen, ihren Noten: 
umlauf auszudehnen und zufammenzuziehen, der damit aufammenhängende Jrrthum 
über den Einfluß der Banfen auf die Entftehung und Entwidlung von Ueberſpecu— 
lationen und Handelskriſen, die falſchen oder ſchiefen wirt hſchaftlichen Gründe, 
mit welchen das Monopol des Zettelwejens oder die Gonceffionspflichtigfeit der Zettel: 
baufen bis heute vielfach vertheidigt werden, — dieſe und ähnliche unbaltbare An: 
Ihauungen mehr haben in den Gejeggebungen der modernen Staaten zu einer Reihe 
verichiedener Notendeckungs ſyſteme geführt oder wenigftens in der Theorie die 
Aufftellung befonderer Dedungsgrundfäge veranlaßt, jo einfad) im Grunde die Sache ift. 

II. ———— 

1) Vollſtändige Baardeckung. Die Noten der Girobank, welche reine 
Depofitenfcheine waren, find dem Begriff der eigentlichen Girobanf gemäß vollftändig 
durch baares Geld gededt. Diefe Bank nimmt gar nicht Credit auf, fondern fie ftellt 
dem Deponenten, ftatt ihm.wie gewöhnlic in ihren Büchern einen Credit zu eröffnen, 
Anweifungen auf bei ihr liegenves Geld aus. Gelegentlich iſt nun wohl auch an bie 
moderne Zettelbanf die Forderung geftellt worden, daß fie den vollen Betrag baaren 
Geldes für ihre Noten bereit haben oder mit anderen Worten nur foviel Noten aus: 
geben folle, als fie baares Geld befige. In Drten mit zurüdgebliebenem Eredit- und 
Banfıveien, wie z. B. in Hamburg, hat man, in Vorliebe für die Girobanf und un— 

ünftigem Vorurtheil gegen das moderne Bankweſen, insbefondere die Zettelbanf be» 

ana wiederholt dieſe Forderung geftellt. Von Theoretifern hat einer der rüchtigften 

deutichen Banfjchriftfteller, DO. Hübner, jede andere ald die volljtändige Baardedung 
67* 
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für ungenügend erklärt. Scheinbar ift diefe Forderung auch vollfommen conjequent. 
Aber nur fcheinbar, die Praris und die Gefepgebung, jowie die überwiegende Zahl 
der Theoretifer haben dieſes Verlangen dennoch mit Recht abgewiejen. Wenn man 
nämlic auch einwendet, daßjede Note jofort auf Verlangen zahlbar ift, folglich, wenn 
alle Notenaufeinmalandie Banfzurüdfommen, der Baarvorrath ebenio 
groß wie der Notenumlauf fein muß, um ſämmtliche Noten einlöfen zu fönnen, fo muß 
Die Richtigfeit diefer Forderung (abftract genommen) allerdings zugegeben werden, aber 
der Sag hat demungeachtet für Die Praxis feine Bedeutung, weileben die Bedingung, 
unter welcher er richtig ift, nicht eintritt. Die Noten kommen erfahrungsgemäß nid 
alle aufeinmal an die Banf zurüd, und am allerwenigften bei dem richtigen banfmäßigen 
Fundationsſyſtem ftrömen fie alle auf einmal zum Zwede der Einlöfung 

egen Münze zur Banf. Die Erfahrung hat im Depofttengeichäft und analog im 

anfnotengefchäft gelehrt, Daß trog der potentichien Möglichkeit ſämmtliche Depofiten 
und Noten auf einmal zurüdzufordern oder zu präfentiren,, Dies thatjächlich nicht ge- 
ſchieht. Auf diefe Erfahrung hin hat fi) Das ganze moderne Bankweſen aus dem alten 
Girobankweſen entwidelt. Das Verlangen vollftändiger Baardefung wäre für das 
Depofitengefchäft äußerlich ebenjo gerechtfertigt , ift innerlich aber ebenjo unhaltbar, 
wie für das Zettelgeihäft. Es wird dabei die Wichtigkeit der regelmäßigen Rüd- 
ftrömung der Noten zur Bank auf dem Wege der Abzahlung der von der Banf gewährten 
Gredite ganz ignorirt (f. Art. Banknote, ©. 93), wodurd factiich ſtets für den 
größten Theil der Noten eine Compenfation mit den Forderungen der Banf erfolgt. 
Daß übrigens die Notenausgabe bei fteter vollftändiger Baardedung als Gefhäft 
überhaupt unmöglid) iſt, wird faum beftritten werden, wenn fi) 3. B. in Hamburg 
aud) Stimmen haben hören laflen, daß die Banf durd) die verlorengehenden Noten 
einen genügenden Gewinn erzielen würde! Die Forderung aller Baardedung heißt, 
mit Schwachen Gründen die Berechtigung des ganzen modernen Bankweſens läugnen 
ſ. ©. 88 Nr. IV.). 


2. Dedung durh Grund und Boden, Hnpothefen und andere 
Ihwer realifirbare Sicherheiten. Immer von Neuem troß hundertmaliger 
Widerlegung durdy das Erperiment und dasRaifonnement taucht insbefondere bei den 
zahlreichen dilettantifchen Finanzfünftlern das Project auf, Banfnoten auf Grund und 
Boden, reip. deſſen Verpfändung zu emittiren. Theil® hat man damit bis in die jüngfte 
Zeit den Bodencredit heben, dem Handeldcredit das vermeintliche Monopol der Noten: 
benugung entziehen und den Hypothefenbanfen ebenfalld das Zettelgefhäft überweilen 
wollen, noch öfter aber ift die Verpfändung des Grund und Bodens für eine umfang» 
reiche Ausgabe von Staatöpapiergeld empfohlen werden. Plaufibel erfchien das Pro» 
jeet namentlidy wegen der gemuthmaaßten befonders guten Sicherheit, welde dieſe 
Dedung bieten follte. Allein abgejehen davon, daß diefe Sicherheit keineswegs fo unbe- 
er zugegeben werden fann, fo wird dabei auch Die zweite Forderung, weldye manan 
die Defungsmittel ftellen muß, zur erften gemacht und die erfte Forderung gänzlich ver: 
nacyläffigt. Zuerft fommt es auf die leichte Realifirbarfeit derBanfactien an, 
wobei implicite das Moment der Sicherheit Schon berüdfichtigt fein muß, alsdann erft 
handelt e8 fich um diefe Sicherheit in abitracto. Die leichte Realifirbarfeit von Grund 
und Boden oder von Pfandrecdhten auf denfelben ift aber befanntlich nicht vorhanden 
und fann aus inneren Gründen niemald genügend vorhanden fein. Deshalb ift dieſe 
Dedung der Noten grundfäglich die mangelbaftefte. 


Im Ganzen gilt, wenn auch nicht immer in dem gleichen Grabe, daffelbe von der 
Dedung der Banfnoten durd Forderungen an den Staat (directe Forderungen für 
größere Summen) , durch im Berfehr befindliche Staatöpapiere oder durch andere in 
langen Terminen rüdzahlbare oder bloße Renten - Schuldverfchreibungen, alfo durch 
Gonflige Fonds, Effecten, Actien u. |. w. Jedenfalls fönnen dieje Urkunden nicht ale 
pafiende Deckung für eine irgend größere Duote der Notenfumme angefehen werden. 

Diefe Anficht über die Dedung durd; Grund und Boden und durch Börfenpapiere 
gelangt in der Theorie und in der Praxis gutverwalteter Zettelbanfen immer allgemeiner 
zur Geltung. Auch die Banfgefeggebung hat ſich vielfach zu dieſer Anficht befehrt. Die 
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Abweichungen in England Peel'ſche Acte) und Nordamerika ſind mehr ſcheinbare als 
wirkliche (ſ. u. 3. B. 

3. Banfmäßige Deckung. Darunter iſt die Dedung mit baaren Fonds 
und mit leicht realifirbaren Werthen ineiner zweckentſprechenden Combination 
zu verſtehen. Die Richtigkeit dieſer Deckung im Princip folgt unmittelbar aus der An— 
wendung des erſten Bankverwaltungsgeſetzes auf die Zettelbank. Der Baarvorrath 
muß genügen, um die zur Einlöſung präſentirten unregelmäßig zurückſtrömenden, ©. 93) 
Noten auszahlen zu können. Mit den leicht realiſirbaren Werthen läßt ſich der Noten— 
umlauf auf dem bequemften Wege wirkſam und volkswirthſchaftlich erjprießlich ein- 
Ihränfen: die an die Banf bei der Realifirung jener Werthe zurückkommenden Noten 
fönnen nad) Erforderniß ganz oder theilweife, für längere oder fürzere Zeit, eingezogen 
bleiben. Ein feftes „Geſetz“ der (abjoluten oder relativen) Größe des Baarfonds oder 
ein ein für allemal beftimmtes Verhältniß des Baarvorraths zum Notenumlauf läßt ſich 
der Natur der Sache nad) nicht aufjtellen. Nach den jeweiligen Umftänden unter Be- 
rücjichtigung des allgemeinen Zuftandes des Eredits im Lande und des ſpeciellen Eres 
ditd, welchen die Bank genießt, unter Beachtung der Zeichen der Zeit auf dem Geld- 
marfte, im Handel, in der Production, in der Bolitif ıc., im Anhalt an dievon anderen 
Banfen und von-ihr ſelbſt gefammelten Erfahrungen über die regelmäßigen periodiichen 
Baargeldbepürfniffe des Verkehrs, des inländiichen wie insbejondere auch desjenigen 
mit dem Auslande, unter der Controle der Deffentlichfeit und einer freien, unabhängigen, 
einfichtsvollen Prefie und gegenüber einem ftrengen Goncoursgefege, weldyem eine zah— 
lungsfähige Bank fofort verfallen muß, — in diefer Lage muß eine Banf das richtige 
Verhältnig zwifchen dem Notenumlauf und dem Baarvorrath ſelbſt beftimmen. 

ALS die geeigneten leicht realifirbaren Werthe find vorzugsweiſe oder ſelbſt aus— 
jchließlich gute Wechfel von nicht Fehr langer Verfallgeit und Furzfriftige Lombardfor— 
derungen, Daneben allenfalls für einen Heinen Betrag der Noten Gontocorrentfordes 
rungen und folide Werthpapiere (Staatsſchuldſcheine, Prioritätsobligationen) zu be— 
zeichnen (f. d. Art. Disconto- und Lombardbank). Mit folhen Activis ift die 
richtige Regulirung des Banfnotengefhäftes und die richtige Beftimmung der Höhe 
des Baarfonds durchaus nicht fo Schwierig, wie oft behauptet wird. 

Als Deckungsmittel der Noten haben dieſe leicht realifirbaren Forderungen eine 
größere allgemeine Bedeutung ald der Baarvorrath. Die ausschließliche Berüdfihtigung, 
welche im PBublicum und oftmals jelbft von Sadrverftändigen dem Baarbeftand zu: 
theil zu werben pflegt, beruht auf einer vollftändigen Verfennung des Zettelweſens 
und des Bankweſens überhaupt. Der wegen feiner Kürze bequeme, aber ungenaue 
Ausdrud „ungededte Noten“ für die nicht durch baares Geld gedeckten Noten dient 
zur Verbreitung ganz falicher Auffaffungen. Die übliche ftatiftiiche Berechnung der 
Quote der Baardefung führt daher, ftatt zu belehren, nur irre, wenn nicht die fonftigen 
Dedungen ebenfall3 mit berechnet werden. Als ob die Wechjel und Lombards nicht 
ebenſo gu in Betracht fämen und nicht gerade in ihnen die beſte Bürgichaft für die ftete 
GEinlösbarfeit der Note läge! Der durch Edelmetall nicht gededte Theil des Noten: 
umlaufs ift deshalb wahrlidy nicht ungededt. Gerade fo gut fann man einen großen 
Theil der Saldi der Hamburger Girobanf nngededt nennen, weil dafür nicht das ge: 
jegliche Zahlungsmittel, Barrenfilber, fondern Silbercontanten und Gold bereit liegen. 
Hält man fid) blos an den Baarvorrath der Zettelbanf, fo läßt ſich freilich die Forde— 
rung vollftändiger Baardeckung als logiſche Gonfequenz nicht ablehnen. Nicht dies 
jenigen Noten Ed am beften gevedt, Hr welche eine etwas größere als die übliche 
Quote Metall vorhanden ift, jondern diejenigen, weldye inder regelmäßigen Abwidelung 
der Banfgefchäfte, in der Abzahlung der Banfcredite in Furzer Zeit zur Bank zurüd- 
fehren fünnen, ohne dem Baarfonds ein Geldftüd zu entziehen. Wie fol nun die banf- 
mäßige Dedung praftiich im Zettelbanfbetrieb zur Geltung fommen? Wir untericheiden 
bier ven Standpunct ver Banffreiheit und denjenigender ftaatlihen Regu— 
lirung des Bankweſens. ; 

A. Banffreiheit und formelle Banfgefepe. 

Die Forderung der Bankffreiheit muß vom wirthſchaftlichen Standpuncte im 

Princip auch für die Zettelbanfen aufgeftellt werden (j. Art. Banknote). Wo die Banf- 
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freiheit geſetzlich beſteht, bleibt die Art und Weiſe der Notendeckung natürlich auch den 
Banken ſelbſt überlaſſen. Befürwortung ſcheint und alsdann nur ein rein formelles 
Bankgeſetz zu verdienen, durch welches der Staat einmal Vorkehrungen trifft, daß 
die Annahme der Noten wirklich freiwillig und die Einlösbarkeit derſelben formell vor: 
banden jei (f. Art. Banknote V. S. 94), und durdy welches er ferner das Princip 
weiteftgehender Deffentlichfeit in allen Geſchäftsſachen der Bank zur Geltung bringt. 
Damit laffen fich pafjend ftrafrechtliche Beitimmungen für die Veröffentlihung falſcher 
Ausweife und für ein formell incorrectes, ftatutenwidriges Verfahren der Direction und 
des Verwaltungsrarhes der Bank und etwaige befondere Vorfchriften in Betreff des 
Goncoursverfahrens einer fuspendirenden Banf in Verbindung bringen. Gin ſolches 
Gejeg ift von den gewöhnlichen Banfgefegen, weldye direct oder indirect in den Bank: 
betrieb eingreifen und eine materielle Regelung der Banfen bezwecken, wejentlich 
verfchieden. E8 beichränft jih darauf, durch eineReihe formeller Vorſchriften die Ban- 
fen zur Erfüllung gewifler Bedingungen anzuhalten, weldye die Bildung eines richtigen 
Urtheils über die Greditwürdigfeit dieſer Anftalten erleichtern, und außerdem durch 
Strafbeftimmungen die Bankverwaltung für jede abfichtlihe Täufchung (dolus), 3.8. 
Fälſchungen der Ausweife, abjichtlihes und wiſſentliches Kortführen notorifch ſchlechter 
Schulden ald guter Activa, Gewinnftvertheilung bei reeller, Dolos verborgener Unter: 
bilanz, je nachdem auch für culpofe Handlungen (lata culpa, 3. B. leichtfinnige Nach: 
läffigfeit des Verwaltungsrathes in der Gaffencontrole) , verantwortlich zu machen. 
Ein ſolches Gefeg ift ein Bedürfniß des Verkehrs, e8 liegt durhaus auch vom Stand- 
punct der Banffreiheit in der Competenz des Staates. Es bürdet dem Staat nicht wie 
unfere materiellen Banfgefege eine moralifche WVerantwortlichkeit für die Banten auf, 
ruft feine befonderen Erwartungen hervor ſchläfert die pflichtmäßige Obforge der an 
der Banf Intereifirten, insbefondere ihrer Gläubiger, nicht ein, begünftigt nicht von 
vornherein, wehrt aber auch nidyt ab. Nur ignorirt der Staat mit einem folchen Ge- 
fege eine jo wichtige wirtbichaftliche Erſcheinung wie das Banfıwejen nicht einfach, 
fondern nimmt feine bewußte zweckmäßige Stellung dazu ein. Ein ſolches Gefeg ift 
geeignet, wirklichen praftiihen Nugen zu gewähren. In jüngfter Zeit ift mit Recht 
ein 64 formelles Bankgeſetz bei den re ei über die Bankfrage in Ham- 
burg befürwortet worden; Hafelbe befürwortet ein Öutachten der Dresdner Handels: 
fammer v. 1564. 

Die banfmäpige Notendekung folgt jo jehr mit Nothwendigfeit aus dem Weſen 
des Zettelgeichäftes und liegt deshalb fo vollftändig im Intereffe der Zettelbanf jelbit, 
daß die Banken von felbft diefelben bei fich einführen werden. Soweit dabei eine Gon- 
trole von dritter Seite geübt werden fann, wird gerade das Princip der Deffentlichkeit 
von großem MWerthe fein. Indirect ift deshalb der Nugen eines formellen Banfgefeges, 
defien Grundzüge wir foeben angaben, ganz unverfennbar, weil e8 die Publicität auch 
— garantirt. Jede bedeutendere Abweichung vom Syſteme der bankmäßigen 
Deckung würde alsbald von der öffentlichen Meinung gerügt und kann auch ſicher von 
der Bank abgeſtellt werden. 

B. Staatliche Regulirung des Bankweſens und materielle 
” Banfgefege. 

Banffreiheit, zumal Zettelbanffreiheit befteht erft in jehr wenigen Staaten 
(4. B. in Hamburg). Faſt überall hält es der Staat für feine Aufgabe, eine mehr oder 
weniger weitgehende Gontrole über das Banfweien auszuüben. In Schottland, wo fich 
das Bankweſen bis zum Jahre 1845 in völliger Freiheit am beften, großartigften und 
ſolideſten entwidelt hat, ift durch die Peel'ſche Bankacte jegt ebenfalld die Freiheit ver 
Notenausgabe beichränft worden. Die Staatseinmiſchung erftredt ſich bei den Zettel— 
banken auf verfchiedene Puncte, insbefondere audy auf die Defung derBanf: 
noten und im Zufammenhang damit auf den Umfang der Notenausgabe. 
Mancherlei verfchiedene Grundfäge finden ſich in den era unferer modernen 
Staaten. Soll durchaus ein.materielles, die Dedung der Banfnoten vorfchreibendes 
Geſetz erlaſſen werden, fo wird man in dafjelbe diejenigen Beftimmungen aufnehmen 
müflen, welche dem Syitem der banfmäßigen Dedung am beften entfprechen. Auch im 
günftigften Falle handelt es fich dabei freilich immer nur um einen Compromiß mit den 
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rationellen Grundfägen freier Bankverwaltung. Im Folgenden fann daher nur das 
relativ befte Bankgeſetz bezeichnet werden. 

Im Wefentlichen laffen fich drei typiſche Hauptformen unter den beftehenven 
Banfgejegen untericheiden, innerhalb einer jeden beftehen oder find wenigftens mans 
cherlei kleinere Berfchiedenheiten denkbar: Das deutſche oder continentale 
Syſtem, das Syſtem der Peel'ſchen Acte, das newyorker oder nordameri- 
faniiche Syftem. Muß man unter diefen Syftemen wählen , fo jcheint ung immer 
nod) das erite den Vorzug zu verdienen. 

Dem continentalen Syftem liegt das Princip der banfmäßigen Dedung zu Grunde, 
„nur wird Die Art und Weile der Durchführung deflelben nicht den Banken jelbft über: 
laſſen, fondern es wird die Durchführung nah beftimmten arithbmetifchen Ber: 
hältniffen vorgeichrieben. Solche beitimmte Zahlenverhältnifie laffen ſich jedoch nur 
willfürlich aufftellen, darin liegt die Schwaͤche des Syſtems. Da das legtere jedoch den 
Banfen einen größeren freien Spielraum läßt, als die beiven anderen officiellen Deckungs— 
ſyſteme, fo sieben wir es diefen vor. Indem continentalen Syftem werden nur furzfällige 
Forderungen, d. h. Wechſel oder dieſe und Lombards, höchfteng für einen Fleinen Theil der 
Noten aud) andere Forderungen und Werthpapiere ald Dedung zugelaffen. Meiftens wer: 
den in Betreffder Beichaffenheit der Wechiel und Lombards (90— 100 Tage Marimalver: 
fallgeit, 2— 3 Unterfchriften ꝛc.) noch beftimmte Vorfchriften hinzu gefügt. Am wid)- 
tigiten ift die gefegliche Beftimmung des Verhältniffes des Baarvorraths zu den anderen 
Notendedungen rejp. der Quote des erfteren von den Noten. Hier hat ſich in der 
Praris ein Verhältnig von 1 Theil baar auf 3 Theile Noten bei einigen Banfen einge: 
bürgert, die Gejeggeber haben diejes Verhältniß adoptirt, jedody in dem Sinne, daß 
es ald Minimalverhältniß gelten fol. So iftes in den meiftendeutichen, preußifchen 
und manden anderen europäifchen Banfgefegen vorgejchrieben, namentlicdy für Die 
preußiiche Banf, während die franzöfifhe Bank es ohne beftimmte gejegliche Vorichrift 
im Allgemeinen zur Richtichnur nimmt. Unfere deutſchen Banfen haben in der Regel 
wejentlich höhere Baarfonds, 50, 60% und mehr der Noten, die preußifche Banf hält 
meiſtens den relativ ftärfjten Baarvorrath (in den legten Jahren zwiſchen 60 und 90 %). 
Es ift nun Flar, daß diefe viel befprochene Dritteldeckung willfürlic ift, und daß 
fie, was jehr jelten der Fall ift, doch mindeftens auch für Die en furzfälligen Paſſiva 
der Banf, für die Depojiten gelten müßte. Jede andere Quote des Baarvorraths 
fönnte man mit demjelben Recht oder Unrecht feftiepen. Leicht kann es um fo mehr aus: 
jehen, ald ob eine Bank durch ftricte Innehaltung der Dritteldedung Alles thue, was er» 
forderlid) ift, obgleich der Geſetzgeber felbft dies nicht beabfichtigt hat. In Verbindung 
mit dem leidigen Conceſſionsſyſtem ift die Dritteldefung förmlich als ein vom Staate 
einer Gefellihaft gegebenes Privileg betrachtet worden, dreimal fo viel Noten aus» 

eben zu dürfen, als die Bank baares Geld vorräthig hat. Während des deutichen 

anffiebers in den Jahren 1855 ff. find Banfen auf diefes „Recht“ hin gegründet 
worden. Bei mehreren der kleinen deutichen Zettelbanfen ging man dann nod) weiter 
und begnügte fich mit einer Biertelbaardedung z. B. Sonderhäufer Banf u. A. m.) 
nur die Confequenz des Syſtems! Aber foviel man mit Fug und Recht gegen die 
Dritteldedung einwenden fann, fie ift nicht willfürlicher als eine der anderen Offcieilen 
Dedungen und ihrem Sinne nad, ald Minimum des Baarfonds bei jtreng 
banfmäßiger Dedung der übrigen Notencapitalien vorgefchrieben, rationeller, die Ein: 
Lösbarfeit der Noten in höherem Grade fichernd,, ald die anderen Syſteme, denn die 
gutgeleitete Banf wird ſich durch die Dritteldeckungsvorſchrift nicht verführen laſſen, 
einen Baarfonds von dieſer pr für ſtets gemügend zu halten. Die Sidyerung der 
Noteneinlösbarfeit beruht auch hier auf der richtigen Vertheilung der Gapitalien in 
baare Caſſe und furzfällige Forderungen. Auf die Notenausgabe befchränft, dient die 
en übrigens meiftens nur dazu, die Sicherheit des Depofttengefchäftes zu 
gefährden. 

Ein befonderer Vorzug des continentalen Syſtems vor den beiden anderen liegt 
in der größeren Biegfamkeit und Anfchmiegung des erfteren an die wechſelnden Ber 
dürfnifte des Verkehrs. Die ftarr mechanische Vorfchrift der Beel’ichen Acte ſchadet 
in den Höhepuncten der Greditfrifen, wenn eine Bank ungefährdet ihre Ereditgewäh- 
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rung ausdehnen darf, weit mehr, wie Die Duotenbaarbedungsbeftimmung des deutſchen 
Syſtems. Died gil wenigftens unbedingt da, wo ſich die Gefepgebung damit begnügt, 
die Deckung der Noten zu reguliren und nicht außerdem durch die Forderung eines be> 
ftimmten Berhältnified des eigenen Garantiecapitald der Banf zum Notenumlauf den 
legteren auch noch indirect fihern will. Diefen Sinn hat nämlich die allerdings nicht 
jeltene Beftimmung , daß der Notenumlauf einer Bank ein einfaches oder ein gewiſſes 
Vielfaches des eigenen Capitals nicht überfteigen darf, oder die auf daflelbe hinaus: 
kommende Borichrift eined Marimums der Notencirceulation. Sobald die Örenze er- 
reicht ift, wirft die Beftimmung in gewiſſen Fällen ebenfo ftarr mechanifch , wie die 
Peel'ſche Acte. Die Höhe des Notenumlaufs, wie bei der preußifchen und franzo— 
ſiſchen Banf, nicht durd) eine fefte Ziffer zu begrenzen, ift richtiger , aber freilich liegt 
eine jolche Begrenzung nur in der Conſequenz des Syſtems. Die gewöhnliche theore- 
tische Rechtfertigung der Begrenzung, welcher das falihe Dogma von der Macht der 
Banken, ihren Notenumlauf beliebig auszudehnen, zu Grunde liegt, ift unhaltbar. Die 
richtige Grenze liegt in den Verfehrsbedürfnifien und in einer guten Discontopolitif 
der Banfen. Bor dem papiernen „Recht“ auf „unbegrenzte Notenemijfion braucht man 
fich nicht zu fürchten. Was nutzt dies Recht 4. B. der niederfächfiichen Banf in Büde- 
burg, die in allen europäiihen Währungen, feldft in M. Bro. und in Dollars „unbe- 
grenzte* Notenmaflen ausgeben darf, aber es nod) nicht auf 100000 Thlr. Notenums 
lauf gebracht hat! Die Firirung der Höhe des Notenumlaufs und die Vorfchrift eines 
unüberfchreitbaren Verhältniſſes deſſelben zum Banfcapital find zugleich Ausflüffe der 
falfchen Anichauung über die Bedeutung dieſes Capitals für das Banfgeichäft S. 88, 89). 
Sp lange man in Deutichland nicht zur Banffreiheit übergeht, wird man an der be: 
ftehenden Gefeggebung befier fefthalten,, al8 etwa das engliihe oder nordamerikaniſche 
Syſtem annehmen. Uns jcheint 3. B. das gegenwärtige Statut der preußifchen Banf 
entfchieden vorzüglicher ald die neuerdings im preußifihen Abgeordnetenhauſe befür- 
wortete Begrenzung (oder „Gontingentirung“ |!]) des nicht metallifdy gededten 
Notenumlaufs auf 60 Mill. Thlr. Die deutichen Zettelbanfen find noch nicht alt genug, 
als daß man ein feſtes Urtheil ſchon jegt über fie fällen fünnte, bisher haben ſie ſich 
aber ausnahmelos beffer gehalten , al8 die englifchen und nordamerifanifchen Banken. 
Das Verdienft davon wollen wir nicht geradezu unferer Banfgefeggebung zufchreiben, 
jedenfalls hat ſich diefelbe aber in feinem SBuncte weniger gut als die fremde bewährt. 
Wünihenswerth wäre die Einrichtung einer regelmäßigen Notenaustaufchanftalt 
der deutjchen Zettelbanfen, was aber freilich bei den jegigen politiihen Zuftänden 
Deutichlands wie jo mandyes Andere ein frommer Wunſch bleiben wird, 

Die Beftimmungen der Peel'ſchen Acte von 1944 eritreden ich im Wefentlichen 
auf Folgendes if. auch ©. 93). Der nicht durch Metall gededte Notenumlauf der Banf 
von England ift auf eine abfolute Ziffer, gegenwärtig 14,47, Mill. Pfd. Sterling 
bejchränft worden. Die nominelle Dedung diefes Notenbetrags bilden die Schuld des 
Staats an die Banf (11’015100 Pd. St.) und verfchiedene andere Staatspapiere. 
Jede über dieien Betrag hinaus emittirte Note muß zu voll baar gededt fein (durch 
Gold, die engliiche Währung, bis zu '/, eventuell durch Silber). Die Banf ift formell 
in zwei von einander unabhängige Abtheilungen, die Notenausgabeabtheilung (issue 
department) und die Abtheilung für Banfgefchäfte getrennt. Unter den Paſſivis der 
erfteren fteht allein der Betrag der ausgegebenen Noten, unter den Activis jene 14,5 
Mit. Pfd. St. Staatsjchuld ıc. und der Baarvorrath. Die Bank führt nunsalle Ge- 
fchäfte in Banknoten, vom Banfvepartement , zu welchem das Depofitengefchäft ges 
hört, wird daher der eigene, al8 disponible Eafie und ald Baarvorrath des Depofiten- 

efchäfts gehaltene Metallbeftand , abgejehen von einer baaren Handcaffe von ca. % 
ill. Po. St., regelmäßig in das Notendepartement abgeführt, weldyes dafür dem 
Banfvepartement Noten ausftellt. Die Notenausgabe und der Baarfonds der Noten- 
abtheilung erfcheinen daher durd eine Fiction um den Detrag des Baarfonds der 
anderen Abtheilung größer als in Wirklichkeit, und der Baarvorrath des Banfveparte 
ments befteht ſcheinbar ftatt aus Metall aus Noten. Eine ziemlid, müffige Einrichtung, 
welche man verftehen muß, um die Vorgänge bei der englifchen Bank und auf dem 
dortigen Geldmarfte richtig zu beurteilen. Die Trennung der Abtheilungen hat, wie 
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öfters von maaßgebender Stelle eingeräumt werden mußte, auch keineswegs die recht: 
liche Bedeutung, den Noteninhabern etwa einen prioritätiichen Anſpruch auf die Activa 
des Emiffionsdepartements zu fihern. Rechtlich iſt die Bank von England bis jegt 
trog der Trennung in zwei Abtheilungen Ein Inftitut. Wegen der Limitirung des 
wmetallifch nicht gededten Notenumlaufs beichränfen ſich die noch verfügbaren Mittel 
der Banf auf die jogen. Neferve des Banfgeichäftes, d. h. auf die Handcaffe und den 
nominell aus Noten beitehenden Baarvorrath des Depofitengeichäfts. Die Ab- und 
Zunahme diejer Rejerve hängt von der Gewährung und Abzahlung der Banferedite 
und von der Bewegung des ac Fi hi ab. Die Peel’fche Acte fcheint nur im 
eraden Gegenfag zur banfmäßigen Notendedung zu ſtehen, infofern als die 14,7, 
it. Pd. St. Noten durch die Staatsihuld ıc. gededt find. Allein im Grunde ift 
auch bier — ſehr zum Vortheil der Bank — das Princip der leichten Realifirbarfeit 
der Artiva nicht verlegt. Denn da das eigene Capital der Bank etwa ebenfoviel als 
jene Summe, genau 14553000 Pfd. St. beträgt, fo hat fie eben dieſes ftatt jener 
Summe disponibel und fannı mittelft Realifirung der dafür validirenden Forderungen 
ihre Noten einziehen. Eigentlich ijt ed dieſes eigene Gapital der Bank, weldyes in der 
Staatsjchuld ıc. ftedt, nicht aber der Notenumlauf, der ebenjo banfmäßig gededt ift, 
wie bei den anderen großen Banken, — ein jehr wichtiger, wenn auch faft immer über« 
fehener Punct bei der Beurtheilung der Peel'ſchen Acte und der englifchen Bank. 

Das erwähnte Gejeß beruht auf einer falichen theoretiichen Baſis (f. ©. 93). 
Es wollte zunächft gar nicht den Notenumlauf beihränfen, fondern im künſtlich 
reguliren, ſo daß er ſich nach einer gewiſſen Schablone auf- und abbewegen ſolle. Dieſes 
— an ſich falſche — Ziel iſt nicht erreicht worden, wenn man von der Fiction, den 
Baarvorrath des Bankdepartements als Theil des Notenumlaufs der engliſchen 
Bank anzujehen, abftrahirt. Die praktiſchen Gonfequenzen der Acte haben ſich in der 
Speculationdperiode von 1844—47 und von 1852 ff., ferner in den Krifen von 1847 
und 1857 nicht bewährt. In dem langen und heftigen Streit der Theoretifer und 
Praftifer Englands über das Geſetz fcheint und das Gewicht der Argumente und der 
Autoritäten ganz entichieden auf Seiten der Gegner der Acte ſchwerer zu wiegen. 

Sieht man von dem jegt meiftens verläugneten hiftorijchen Urfprung der Acte ab, 
fo liegt Diefem Geſetz als Notendeckungsplan die Idee zu Grunde, eine Minimalziffer 
feftzuftellen, unter welche erfahrungsgemäß der Notenumlauf nicht finfen fönne. Jene 
engliiche Ziffer ift indefien ziemlich willfürlich gewählt worden. Ueberhaupt bieten ſich 
faum überwindliche praftiihe Schwierigfeiten, frühere Erfahrungen zur Feftftellung 
einer folchen in Zufunft zum Anhalt dienenden Ziffer zu verwerthen. Ja die Weiterent- 
widelung des Greditweiens führt ſogar durch die Einbürgerung des Depofitenweiens, 
der Cheds und Clearing-⸗Houſes allmählich zu einer Verminderung des Bedarfs an 
Banknoten, jo daß fpäter eine frühere Minimalziffer felbft zu hoch werden fann. Die 
Abnahme des Notenbedarfs bemerft man aud in England, wenn aud) zunächft der 
Notenumlauf der englifchen Banf wegen der Abjorption der Noten der Fleinen Banken 
nod) feine Verminderung zeigt. Wie man in Preußen bei der eigenthümlichen Ent- 
widelung der preußischen Bank feit dem Jahre 1856 eine Minimalziffer ſchon jept 
glaubt firiren zu fönnen (60 Mitt. Thlr.), ift und unverftändlich. 

Die Peel'ſche Banfpolitif war charafteriftiich genug eine wefentlih centras 
liſtiſche. Die Entftehung neuer Zettelbanfen wurde verboten. Die bisherigen, ſo— 
wohl die Privat, alddie Joint-Stock=Banfen (alle mit unbegrenzter Haftbarfeit) durf⸗ 
ten nur noch ſoviel Noten wie im Durchſchnitt des Jahres 1843/44 ausgeben. Den 
ſchottiſchen und irischen Banken wurde im Jahre 1845 diefelbe Beichränfung aufer 
legt, doc) dürfen fie darüber hinaus Noten emittiren, wenn fie diefelben zu voll durch 
baar deden. Die vertragsmäßige Ueberlafiung der Notenausgabe von den anderen 

ttelbanfen an die engliihe Banf wurde befördert und durdy manche zum Theil die 
olidität des Bankweſens beeinträchtigende Beftimmungen das allmähliche Aufhören 
der Notenausgabe der fogen. Landbanken (country banks) begünftigt. Uebrigens iſt 
nirgends ein Brioritätsenfprud der Zettelinhaber an die Banfactien anerfannt, auch 
hat der Staat ed den Banken völlig freigelaſſen, wie fie ihren conceffionirten Noten« 
umlauf deden wollen. Die Banfpraris ift feineswegs jo folid wie bei uns, die nicht 
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ſeltenen Suspenſionen engliſcher Banken erklaͤren ſich aus der Abweichung vom Gegenſatz 
der leichten Realiſirbarkeit der Bankactiva. Die neueſte Gladſtone'ſche Bankpolitik geht 
in der centraliſtiſchen Bahn noch weiter, indem ſie die Beſteuerung des Notenumlaufs 
und das Aufhören der Notencirculation der Landbanken bis 1875) in Ausſicht nimmt. 
Mit Recht muß man über den Werth dieſer Politik ſehr zweifelhaft ſein. Es iſt nur 
bezeichnend, wie England auch hier centraliſtiſcher wird und ſeinen edlen guten Uſus, 
zwiſchen Centraliſation und Decentraliſation eine mittlere Stellung zu behaupten 
aufgiebt. 

— Das newyorker Syſtem, welches durch das Geſetz der Unionsregierung 1863 
im Weſentlichen für das Bankweſen der Vereinigten Staaten angenommen iſt, 
umfaßt namentlich folgende Vorſchriften: Das Recht der Notenausgabe muß eine Bank 
dadurch erwerben, daß ſie in dritte Hand, und zwar in die einer eigenen Staatsbehörde 
ein Pfand von angemeſſen erſcheinenden Activis, insbeſondere von ſoliden Staats— 
papieren ſtellt. Bis zu einem gewiſſen Sage des Tagescourſes diefes Pfande (90 %, ) 
erhält fie dann die Erlaubniß, Banfnoten auszugeben. Mit diefen Noten darf fie die 
ihr paſſend ericheinenden Geſchäfte mahen, doch muß fie nad) dem neuen Gejeg von 
1863 für die Noten und die Depofiten einen Baarfonds (gegenwärtig Staatspapier: 
geld) von mindeftens einem Drittel halten, — aljo eine Beſtimmung unferes deutichen 
Syſtems. Stellt die Banf die Zahlungen ein, fo werden durch die Behörde jene Prän- 
der ſofort realifirt und aus dem Erlös die Noten eingezogen. Die Noteninhaber ge: 
nießen bier aljo ein prioritätifches Unrecht an diefem Theil der Banfactien. In der 
Hauptſache wird mithin Die Art der Notendedung bier den Banken felbit überlaffen, 
aber, um die Noten [schließlich zu fihern, muß das eigene Capital der Banf zu 
Gunſten der Noten verpfändet und in vorgefchriebener Weiſe placirt werden, denn da- 
rauf fommt das Syftem hinaus. Zugleidy wird die Notenausgabe auf höchſtens den 
Betrag des Banfcapitald beichränft. Während das deutiche Syftem die ftete fofortige 
Einlösbarkeit der Noten zu verbürgen ſucht, will das amerifanifche nur jchließliche 
Verluſte an den Noten verhüten und geht gewiflermaaßen von der Wahrſcheinlichkeit 
einer zeitweiligen Zahlungseinftellung der Banfen aus. Wenn jedody der Staat ſich 
überhaupt einmal in den Banfbetrieb einmifcht , jo jcheint und das deutiche Verfahren 
das richtigere zu fein. Nach dem amerikaniſchen Syftem wird das Bankcapital in 
Werthen fejtgelegt, welche nicht als banfmäßige gelten fönnen. Auch in Europa ift 
öfter das Capital oder ein Theil deflelben in Staatöpapieren oder in directen Forbes 
rungen an den Staat placirt, was aber mit Recht ftetd als ein Uebelſtand angejehen 
wurde. Weit mehr als dieſe Art der Anlage liegt die möglichite Realifirbarfeit, die be— 
ftändige Wiedererneuerung aller Banfactiven, wodurd) ein regelmäßiger Zufluß von 
Geldmitteln und eine regelmäßige Rückſtrömung der Noten an die Banf bewirkt wird, 
im Intereſſe der fteten Solvenz und Noteneinlösbarfeit. Auc die Anerfennung eines 
Prioritätsanrehts der Noteninhaber ift bedenklich. Die darin liegende 
Zurüdfegung der Deponenten läßt ſich feineswegs unbedingt billigen. Die ameri- 
kaniichen Beftimmungen geftalten mandherlei $ Kobifcatione im Ginzelnen. Be: 
achtenswerth find z. B. die Vorjchläge des Baron v. Hod (f. u. Liter.)." Aber immer 
erjcheint uns das deutfche Deckungsſyſtem vorzüglicher und die noch directere Staats» 
einmiſchung, welche in der Beauftragung einer Behörde mit der Verwaltung der Banf- 
pfänder liegt, nody mehr geeignet, dem Staate eine moralifche Verantwortlichkeit für 
die Führung der Banfen aufzubürden, was gerade das Allerbedenklichfte ift. 

In Betreff des jonftigen Verhaltens des Staats zu den Zettelbanfen ift auf die 
Art. Banken und Banfnote beſ. ©. 86, 93, 94) zu verweifen. Wirthſchaft— 
liche Gründe ſprechen faft nirgends mehr unbedingt für ein Notenmonopol, wenn 
dafjelbe auch einzelne koirtbfchaftliche Vortheile, 3. B. in Krifen, bietet. Aber poli- 
tifche Gründe und die allenthalben in gegenwärtiger Zeit wahrnehmbare centraliftifche 
Richtung im Staats- und Wirthſchaftsleben, welche eben ihrer Allgemeinheit wegen 
doc auch eine gewifle innere Berechtigung haben möchte, find dem Zettelmonopol 
günftig, weshalb wir e8 denn aud) mehr oder weniger vollftändig in den großen euro» 
päiſchen Eulturftaaten nody heute finden. Stets follte e8 aber auf einem befonderen 
Geſehe beruhen und nicht fo höchſt willfürlich aus dem Münzregal abgeleitet werden! 
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Das Eonceffionsivftem ift auch hier vielleicht das fchlechtefte von allen. Wo man vom 
Notenmonopol abfieht und doc nicht völlige Zettelbanffreiheit geſtatten will , follte 
man ein allgemeines Bankgeſetz erlaſſen, in welchem die Entftehung der Zettelbanfen 
frei gegeben, aber das Princip der Publicität ftrenger perfönlicyer Berantwortlichteit 
der Verwalter und der Grundſatz der banfmäßigen Notendedung (eventuell das deutiche 
Syſtem) vorgefchrieben werden. Die unbegrenzte Haftbarfeit der Actionäre halten wir 
in unferen deutjchen Verhältniffen auch für Zettelbanfen nicht für zweckmäßig. 

Literatur: ©. die verfchiedenen Banfartifel, v. Hod, Deffentlihe Abgaben 
und Schulden (Stuttgart 1863) u. a. ©. 328. — Schwebemever, Die Actienges 
ſellſch, Banfıwefen ıc. in England (Berlin 1857).— Hoder, Sammlung der Statift. 
aller Actienbanfen Deutichlands Cöln 1858). — Der neuefte Streit über das Mo: 
nopol der Bank von Frankreich hat eine größere Streitfchriftliteratur hervorgerufen, 
u. W. Wolawsky, quest. des banques (Paris 1864). Das neuefte gründlichite 
Werk über das Verhalten des Staats zu den Banfen ift das auf dem Standpunft der 
Bantfreiheit jtehende des Holländers B. Berloren, De verhanding van het staat 
tot het bankwesen [{lltr. 1864). 

Adolph Wagner. 


Zins, Zinfen. 

Mit dem Worte „Zins“ bezeichnet man den Miethpreis gewifler Eapitalien!, 
insbejondere der Häufer und des Geldes, jowie den Miethpreis des Landes. Leber 
die Gefege der Bewegung des Zinjes vergl. den Art. „Preis“. Dort iſt auf die Ge- 
feße der Bewegung des Miethpreifes für Geld (im Darlehnsgeſchäfte; „Zinjen“) nicht 
des Näheren eingegangen. Deßhalb foll bier der Lehre von dem Geldzins (den 
Zinfen) eine befondere Betradytung gewidmet werden. 

Der Eigenthümer eines Gapitalvorraths hat die Wahl, ob er denfelben werbend 
anlegen, oder als Genußmittel verwenden und für perfönlichen Vortheil verbrauchen 
will. Der Eigenthümer einer Geldfumme fann, wenn er außerdem Mittel befigt, feine 
perjönlichen Bedürfnifie zu befriedigen, diefelbe entweder als joldye aufbewahren, oder 
zu gewinnbdringenden Unternehmungen, oder zur Beihaffung weiterer Mittel, zur 
Befriedigung perfönlicher Bedürfniffe verwenden. Im erfteren Falle verändert 
fih feine wirthichaftliche Lage nicht; im zweiten entgeht ihm für den Augenblid 
der Gütergenuß, den er im dritten Falle haben würde, und überdies wird 
fein Vermögen der Gefahr der Verringerung oder des Verluftes ausgejegt. Soll 
er daher zu diefer Art der Verwendung ſich entichließen, jo muß die Erwartung des 
Gewinnes ftärfer fein, als die Befürchtung der Verringerung oder des Verluftes. Der 
Entichließung, das vorhandene Geld Anderen zur Benugung zu überlafien, geht, wo 
diefe Ueberlaſſung überhaupt ein wirtbidyaftlicher Act ift, die Erwägung voraus, ob 
diefe Art der Verwendung Gewinn, oder größeren Gewinn auf einem dem Eigenthü— 
mer aufagenderen Wege in Ausficht ftellt, ala jede andere VBerwendungsart, und ob Diele 
Ausſicht auf Gewinn ftärker ift, ald die Gefahr des Verluſtes. Dieje Gefahr kann 
bald in der Berfönlichfeit des Schuldners, bald in der Verwendungsart der geliehenen 
Summe, bald in äußeren Umftänden, z. B. Zeiten allgemeiner Rechtsunficherheit, 
liegen. Die Envartung eines convenirenden Gewinnes führt zur Entſchließung der 
Ausleihung ; die immerhin vorhandene Gefahr des Verluftes bildet einen der Beſtimm⸗ 
gründe des Miethpreiies, welcher ſich im Uebrigen einestheild nad) den Vortheilen 
richtet, welche bei einer anderen VBerwendungsart der fraglichen Geldſumme au erzielen 
fein würden, andererjeit8 nad) dem Verhältniß von Nachfrage und Angebot fid) be- 
ſtimmt. Dje Ungleichheit der Gefahr bei Darleihen hat die Wirkungen, daß 1. der 
Zinsfuß, d. h. das Verhältniß des Zinfes zum Capital, ausgeprüdt in einem Brud): 


1) Den Gapitalgewinn allgemein Zins zu nennen, wie z. B. Nofcher (Orundzüge $ 179 ff.) 
thut, heißt unnöthigerweife dem Sprachgebrauch Gewalt anthun, welcher den Gapitalgewinn ale 
Gapitalrente, oder Rente fchlechtweg, den Miethpreis für Gapitalien aber in einigen befonderen Zweis 
gen des Miethhandels als Zins bezeichnet. 
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theil des legteren, hoc) ftehen muß in Zeiten und Ländern, wo die rechtliche Ordnung 
noch wenig befeftigt it und entweder die Gejege ſelbſt oder die Art ihrer Bollgiehung 
den Gläubigern nicht volle Sicherheit für ihre Forderungen geben, während anderer: 
ſeits in Zeiten voller Rechtsſicherheit der Zinsfuß finft; daß 2. der Zinsfuß auch in 
ein und demfelben Lande und zur nämlichen Zeit bei den einzelnen Darleihen von 
ungleicher Höhe iſt. Er ift am niedrigften da, wo der Gläubiger fich durch ſichernde 
Dedungsmittel vor jeder Gefahr des Verluftes behütet fieht; höher, wenn die Befrie— 
dDigung des Gläubigers lediglich von den perfönlichen Berhältniffen des Schuldners 
(dem Wollen und dem Können) abhängig ift; am höchften, wenn der Gläubiger die 
Gefahr einer gewagten Unternehmung zu tragen hat, wie 3. B. bei der Bodmerei und 
dem Großaventurhandel. 

Aus der der Gefahr des Verluſtes entfprechenden Entihädigung und dem 
niedrigiten Gewinnſatz, auf den der Gläubiger unter den obwaltenden Verhältnifien 
des Mierhhandels mit Gapitalien Anſpruch hat, ſetzt ſich der Minimalfag des Zins— 
fußes zufammen, auf den der Gläubiger zu rechnen hat. Anvdererfeits beftimmt ſich der 
Marimaljag des Zinsfußes, weldyen der Schuldner bewilligen kann, nad) Folgendem: 
1. Wird das Darlehn als Capital zum Gewerbebetriebe verwendet, fo beftimmt die 
Ginträglichkeit der fraglichen Unternehmung die Grenze für die Zinsbewilligung. Iſt 
ſchon eine große Maſſe von Gapitalien, vielleicht eine zu große, den Gewerben eines 
Landes zugewendet, find die einträglichen Unternehmungen bereits vollftändig mit Ca— 
pital verſehen, jo giebt die Anlegung weiterer Gapitalien geringere Gewinnſte, jo 
fönnen die ——— auch nur geringere Zinſen bewilligen, ſo wird der Zinsfuß 
im Allgemeinen niedriger ſtehen. 2. Soll das Darlehn verwendet werden zur Be— 
ſchaffung von Genußmitteln, ſo entſcheidet über die Höhe des zu bewilligenden Zins— 
fußes die Dringlichkeit des Begehrens oder des Bedürfniſſes ſolcher Genußmittel. 

Der Antrieb zum Ueberſparen iſt um ſo ſtärker und wirkt auf um ſo weitere Kreiſe, 
je höher der Zinsfuß ſteigt, vorausgeſetzt nur, daß dieſe Steigerung weniger auf Koſten 
der Gefahr des Verluſtes, als auf Koſten der guten Verwendbarkeit geliehener Capi— 
talien zum Gewerbebetrieb zu ſchreiben iſt. 

Der Zinsfuß von Gelddarleihen wird innerhalb der eben betrachteten Grenzen 
dur das Verhältnig zwifchen dem Angebote von und der Anfrage nadı Gapitalien 
geregelt. Die Stärke des Angebots richtet fich nach der vorhandenen Menge verleih: 
barer Geldfummen. Da es in wirthichaftlich hochentwidelten Ländern nicht ſchwer 
hält, andere Gapitalien in Geld zu verwandeln, kann das Angebot bis zu einem ge- 
wifien Grade in dem Verhältniffe wachſen, in welchem die Nachfrage zunimmt. Die 
Nacıfrage aber beftimmt fih,; da wo es ſich um die Verwerthung der zu verleihenden 
Summen im Gewerbebetriebe handelt, nad) der Menge der fidy darbietenden Gelegen- 
heiten zu einträglichen Unternehmungen , dagegen da, wo es fich um die Verwendung 
der zu verleihenden Summen zur unmittelbaren Befriedigung perfönlicher Bedürfniſſe 
handelt, nad) der Häufigfeit des Bedürfniffes folher Darleihen. Wo Nachfrage und 
Angebot ſich ungefähr deden, wird doch, wenn die Nachfrage aus der vermehrten Noth- 
wendigfeit von Mitteln zur Befriedigung perfönlicher Bedürfniſſe entfteht, der Zinsfuß 
fidy höher ftellen, ald wo Darleiben vorzugsmweife zu gewerblichen Zweden begehrt wer: 
den. Auch eine Regierung negoriirt, ceteris paribus, eine Anleihe zur Anlegung 
von Eijenbahnen zu billigeren Bedingungen , ald eine Kriegsanleihe. Freilich wirkt 
bier immer die Gefahr des Kapitalverluftes mit auf den Zinsfuß ein, nidyt nur die 

Dinglichfeit auf Seiten des Begehrers. 

Der Zinsfuß ift auch bei voller Rechtsficherheit immer in ſolchen Ländern oder 
Zeiten body, wo die Menge von Capital im Verhältniß zu den vorhandenep Gelegen— 
heiten zu Gewerbsunternehmungen unzureichend erfcheint, zumal in folden Fällen die 
großen Gewinnfte der Unternehmer ven Begehr von Eapital verftärfen. Niedrig ift 
dagegen der Zinsfuß, wo das Capital ſich jchneller vermehrt hat, als die Nachfrage, 
und wo die Gelegenheit zur vortheilhaften Verwerthung von Capitalien ſich vermindert. 

Die Annahme eines „landesüblihen Zinsfußes" ald Durchſchnittsmieth— 
preiſes von Gelvcapitalien, wie fich derfelbe darftellt ohne Rüdjicht auf die Gefahr des 
Berluftes im einzelnen Balle, oder mit andern Worten die Scheidung des Zinfes in lan« 
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desüblihen Zins und Verfiherungsprämie, entipricht nicht dem wahren Vorgange der 
Bildung der Miethpreife für Gapitalien, und hat höchſtens die Bedeutung, daß dabei 
ausdrücklich auf einen der Beftimmgründe der Höhe des Zinsfußes hingewielen wird. 
Wollte man (und fönnte man) den landesüblichen Zinsfuß ſtatiſtiſch ermitteln , ſo 
dürfte man dabei ohne Zweifel die Darlehnsverträge nicht außer Acht laſſen, bei 
denen der Gläubiger mit Rückſicht auf außerordentliche Gefahren des Verluftes fich 
außerordentlich hohe Zinfen in offener oder verdedter Form ausbedingt. Der Zins ift 
ein untrennbared Ganze. Verſchiedene Motive wirken auf die Höhe des Zinsfußes 
verichiedenartig ein, aber den Grad ihrer Einwirkung erfennt man im Einzelnen an 
dem erzielten Zinsfage nicht wieder. Es ift rein willfürlih, und ohne wiſſenſchaft— 
lien Werth, zu behaupten, wer 10%, Zinfen erhalte, erhalte eigentlich nur 5%, das 
Uebrige jei Berfiherungsprämie, da ja in der Regel ungefährdete Darlehen zu 5%, 
abgeſchloſſen würden. 
Literatur: Rofcher an dem in d. ob. Note angeführten O. — Rau, Grundf. 

der Volkswirthſchaftslehre. 6. Aufl. Leipzig u. Heidelberg 1855. 5222. — v. Man— 

oldt, Grundriß der Volkswirthichaftslehre. Stuttgart 1863. $ 102 ff. — Ad. 

mith (Aſher's Ueberf.) Bd. I. Cap. 10. — 3. St. Mill, Grundfäge (Bearb. 
v. Soetbeer) Bd. III. Gap. 23. 

A. Emminghaus. 
Zinfenverficherung. 
Unter Zinfenverficherung würde man im Allgemeinen die Anwendung des Ber: 
— —————— auf das Rechtsverhältniß des Darlehnsgläubigers zum Schuldner 
und insbeſondere auf die Gefahr, daß der Letztere dem Erſteren die Darlehnszinſen nicht 
oder nicht rechtzeitig entrichtet, zu verftehen haben. Bei dem gewöhnlichen Darlehns— 
geſchäft fommt die Zinfenverficherung jedoch nicht vor, dürfte ſich bei demfelben auch 
nicht wohl einführen lafjen. Dagegen gewähren die Hypothefenverficherungsanftalten 
regelmäßig dem verficherten Hypothefengläubiger auf Verlangen neben der Garantie 
gegen andere Verlufte auch die gegen die Verluſte infolge der Nichtzahlung oder nicht 
lan Zahlung der laufenden Zinfen feitend des Hypothekenſchuldners. Auch 
übernehmen fie wohl zu Gunften des Schuldners die Zahlung diefer Zinfen. Es liegt 
auf der Hand, daß Gapitaliften, welche Darlehen auf Hypothek geben, an der Sicdyer- 
heit des Zinsbezuges bejonders viel gelegen fein muß, und daß, wenn fie aud) in 
dieſem Puncte vollfommen fichergeftellt werben , fie cher geneigt find , ihre Gapitalien 
auf Hypotheken anzuleihen. Und fo trägt insbefondere auch die Zinfenverficherung 
wejentlicy Dazu bei, den NRealcredit zu verftärfen, den capitalbedürftigen Grundeigen- 
thümern Gapital zuzuführen. Vergl. übrigens auch die Art.: „Hypothekenverſiche— 
tung“ und „Örundftüdswerthveriicherung. “ 
A. Emminghaus. 

Zinsrentenftener fiche Gapitalfteuer und Steuerweien. 


Zoll, Mautb, Zollweien. 

Zölle beftanden ſchon im grauen Alterthum bei den Aegyptern und Hebräern, 
nicht minder in ziemlich ausgedehnter Weife bei den Griechen und Römern; fie fanden 
fi) als Binnenzölle bei der Eroberung durch Gortez gleichfalls im Reiche der Azteken, 
im heutigen Merico vor. In den europäifchen Eulturftaaten datiren fie aus der Zeit 
des Mittelalters. In Deutichland war der Handel bereits unter den ſächſiſchen und 
fränkiſchen Kaifern nicht unbedeutend ; namentlich blühte der Verkehr am Rhein und 
in Thüringen. Damals ſchon legten Marf- und Gaugrafen Straßen an, überbrüdten 
die Flüffe und fuchten Schifffahrt und Handelszüge vor feindlichen Neberfällen ficher 
zu ftellen. Als Entfchädigung dafür ließen fie fi) von den ihr Gebiet paflirenden 
Gütern in der Form von Flußzöllen, Weg: und Brüdengelvern eine angemeſſene Ab» 
gabe zahlen. Das fpätere Raubritterthum war wenig geneigt, Entihädigungen, 
welchen für jene Zeiten wenigftens das Recht einer Gegenleiftung zugefichert war, 
abzuſchaffen. Wollten die Kaufleute ihre Waaren nicht der — Gewalt eines räube⸗ 
riſchen Adels Preis geben, ſo mußten ſie bei dem Territorialherrn Schutz ſuchen der 
ihnen entweder ſtarke Bedeckung oder bei etwas geregeltern Zuſtaͤnden einen Geleits— 
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brief mitgab. Daß dies nicht ohne Entfhädigung in flingender Münze gehheh, war 
ganz in der Ordnung. Wer wollte cd dem damaligen Regime bei dem Mangel aller 
der Einnahmen , welche dergpohlorganijirte Staat heutzutage einfordert, verbenfen ? 
Und fpäter als die Fleinen Herren ihre Hoheitsrechte dem größeren Herrn, dem Landes: 
fürften und dem Staate abtraten, blieben die Zölle deſſenungeachtet fortbeftehen. Ter 
Staat brauchte Geld. Je mehr er erhielt, defto befier, und er nahm ed da, wo ed am 
feichteften zu erhalten war. Die Einträglichfeit diefer Belaftung war viel zu ver- 
lockend, ſodaß man die Zölle jelbft dann noch beibehielt, ald nit nur die Urſachen 
ihrer Entftehung theilweife weggefallen, jondern aud) von den Handeltreibenden durch 
die Regelung des Steuerſyſtems auf andere Weife die geeigneten Beiträge zur Erhal- 
tung des Staats und feiner Einrichtungen bereit eingeforbdert worden waren. 

Urfprünglich verbanden die Landesherren mit der Erhebung der Zölle feinen 
andern Zwed, als fo viel ald möglidy hohe Einnahmen zu ersielen, und war deshalb 
ſchon ein beftimmtes Maaß geboten, damit durch zu hohe Auflagen der Verkehr nicht 
von den Grenzen verfheucht würde. Die damaligen Auflagen waren ihrer inneren 
Natur nad) dafjelbe, was von der heutigen Volfswirthichaft unter „Finanzzöllen“ 
verftanden wird, wenn fie audy in der Art der damaligen Beranlagung wenig empfeb- 
lenswerth gewejen fein mögen. Seit der Entdeckung von Amerifa, bejonders von 
Karl V. an trat indeflen eine fteigende Erhöhung der Tarife ein, und infofern die 
Einfuhr gewiffer Artikel gehindert wurde, bildete fi das Zollweien in das Prohibi— 
tivivftem (f. d. Art. Prohibition) , und infoweit dafielbe volfswirthichaftlich zu be— 
gründen verjucht wurde, in das Schußzollivftem um. Gegenwärtig ift man-in 
den meiften Staaten damit befchäftigt, Diejes Syitem aufzugeben und die einträglicyern, 
theoretiſch wie praftiich weit haltbareren Finanzzölle an deren Stelle zu fegen. 

I. Indirecte Befteuerung. 

Die Zölle werden zu den indirecten Steuern gerechnet. Directe Steuern 
nennt man folche, welche von der Perjon gefordert werden, welche jie nad) Anjicht der 
Behörde tragen joll, bei denen alfo der Steuerzahlende zugleidy der Belaftete ift; in— 
directe Steuern Dagegen werden von dem Zahlenden in der Erwartung und Abficht 
aefordert, daß fich derjelbe auf Koften eines Andern entſchädige. Gewöhnlich werden 
hierber außer den Zöllen die Mahl: und Scylachtfteuer,, die Salz: und Tranffteuern, 
die Tabaf- und Rübenzuderfteuer u. ſ. w. als diejenigen Abgaben gezählt, die ſich am 
leichteften überwälzen laflen. Ridytiger wird man mit Mar Wirth den Unter: 
ichied darin zu fuchen haben, daß die directe Befteuerung ſich an den Bejig, die in- 
directe Beſteuerung fih an eine vorzunehmende oder vorgenommene Handlung 
wendet. „Es eriftiren Grundftüde, Menfchen und Gewerbsberechtigungen, und 
man befteuert fie durd) eine Orund-, Perfonal» und Gewerbefteuer Direct; es ge- 
ſchehen Einfuhren, Ausfuhren und Durchfuhren, man braut Bier und Eifig, brennt 
Branntwein, vermahlt Getreide, ſchlachtet Vieh und befteuert diefe Handlungen durd 
Zölle, Trank, Schlacht- und Mahlfteuer indirect“ (Hoffmann). 

Man hat viele Vorzüge der indirecten Abgaben aufgezählt, in Wirklichkeit 
erfennt die Volkswirthſchaft nur einen einzigen an: die Steuerzahler find in den Stand 
gelegt, ihre Abgaben in beliebig Heinen Raten zu entrichten. Die directe Befteuerung 
kann ſich dieſen Bortheil nicht aneignen, ohne die Erhebungsfoften außerordentlich zu 
fteigern. Alle andern Vortheile find iluforiih. Man hat zwar behauptet, daß Der- 
jenige, welcher die Steuer nicht zahlen wolle, Dazu nicht gezwungen werden könne, hat 
aber dabei nicht beachtet, daß die Verfaffer der Steuergefege mit großer Klugheit meift 
diejenigen Artikel herausgeiucht haben, welche fi) eben nicht entbehren laſſen, wie 
Brot, Salz, Fleifh u. f. w. Daß die Gonfumenten die Steuer zahlen können, warın 
es ihnen paßt, d. h. wann fie Geld haben, jcheint zwar ein Vorzug zu fein, doch Der: 
jenige, weldyer wenig Mittel beſitzt, fann die Steuer vielleicht zehnmal entrichten, 
durch den bereit verausgabten aehnfachen Preisaufichlag fann ihm aber zum erften 
Male die Möglichkeit genommen fein, ſich in den Beftg der allernothivendigften Lebens» 
bedürfniſſe zu ſetzen. — „Die Steuern gehen raſch und ficher ein“, fagt man ferner, 
„weil die Steuer bezahlt fein muß, ehe der Artikel verbraucht oder verfauft werden 
kann“, und wirklich glaubt man damit ein großes Wort für die Vortrefflichkeit der in» 
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directen Steuern ausgeſprochen zu haben, obgleich man ſich fagen follte, daß vies 
nichts Anderes heißt, als einer größern oder geringern Anzahl die Befriedigung der 
nothwendigften Verbrauchsgegenſtände erſchweren oder nad) Befinden ganz unmöglic) 
machen. Das fchnelle und fichere Eingehen der Steuern ift übrigens nicht einmal ganz 
unbedingt anzunehmen. Bei den allerdings wenigen Artikeln, welche nicht abjolut 
nothwendig find, hängt es doch nod von der Bevölferung ab, ob fie dem Staate 
Steuern zahlen will, während der Staat auf die Ablieferung der auf geſetzlichem Wege 
ausgeschriebenen directen Steuern mit Sicherheit rechnen darf, und im Berweigerungsfalle 
die Sahlung zu erzwingen berechtigt ift. Daß endlich die Steuerzahlenden dieſe Art der 
Abgaben nicht fühlen jollen, ift eine ziemlich eigenthümliche Annahme, und erinnern 
wir nur an die jehr beträchtliche Preisfteigerung des Kochſalzes. Selbft wenn der 
Staat nur aus Wohlhabenden beftehen würde, möchte ein folher Vorzug mit der Dffen- 
heit und Durchſichtigkeit des Staatsbudgets nicht in Einklang zu bringen fein. Heute 
noch mag der gemeine Mann bei dem Einfauf feiner Bedürfniffe nur felten an die 
Preisfteigerung denken, die ihm durch die indirecte Befteuerung bei faft jedem Artikel 
erwächſt: die Verbreitung der richtigen Anſchauungen wird fid) indeſſen ganz von ſelbſt 
Bahn bredden, und dann wird mit der Illuſion allerdings audy die Bereitwilligfeit 
ihwinden, die für den Staatshaushalt unentbehrlichen Abgaben auf indirectem Wege 
aufbringen zu helfen. 

Die indirecte Beiteuerung widerfpricht ferner dem wichtigften der Beſteuerungs— 
rundfäge: die Steuerzahlenden fo genau als möglich nad dem Verhältniß ihrer 
ähigfeit, d. h. nad) Verhältniß der Einkünfte, welche Jeder genießt, beitragen zu 

lafien (Vergl. d. Art. „Steuerweien“ ©. 892). Wie bei den Zöllen der Arme 
ungerechterweife für die unentbehrlichiten Artikel (wie Kleidung, Wohnung, Hand» 
werfgzeug und Arbeitsmaterial) denjelben Steuerbetrag an den Staat entrichten muß, 
ſobald diefe Verbrauchsgegenſtände ganz oder theilweife vom Auslande bezogen wer- 
den, jo find Brot, Fleiih, Salz, Bier, Branntwein mit gleichen Laften belegt für 
Arme wie für Reihe. Und wenn man im Allgemeinen aud) zugeben fann, daß die 
Steuern für allenfall8 entbehrliche Lurusartifel fait ausjchließlih von den Reihen 
er werden, jo ift wiederum nicht zu überjehen, daß erjt bei jolhen Waaren die 

öglichfeit vorhanden ift, die Steuern nad) eigenem Ermefien zu entrichten, nicht aber 
bei Artifeln des täglichen unvermeidlichen Gebrauchs. Leider ift e8 auch nicht der 
Fleinere Theil des Staatdbevarfs, den man auf diefe Weile deden läßt, fondern faft 
allemal der größere. Dem Armen erläßt man die directe Stener, doch ohne es ihn 
merfen zu laffen, belaftet man ihn auf indirectem Wege verhältnigmäßig viel zu hoch. 
i vr welcher ausgedehnten Weife dies jegt noch gefchieht, wird folgende Tabelle 

eweilen. 
Die indirecten — betragen im Durchſchnitt von 1861 —63 nach Hausner* 


von der Geſammteinnahme 

pro Kopf 

Norwegen ..... 81 112Sgr. 
Großbritannien .. 72 =» 353 = 
Rußland. ..... 65 = 922 = 
Oeſterreich . . . . . 63,,: 133 » 
Griechenland... . 62, 101 — 
Schweden ..... 58,, ⸗ 64 = 
einer, es 57,0, 235 » 
tortugal ..... 55,5 * % ⸗ 
SAINR. u 54,» 122 s 
Spanien... ... 53 - 161 = 
Belgien ...... 47,* 125 » 
ni —— 46, * 80 ⸗ 
Shweil...... 45 +» 20.» 





1) Sausner, Bergl. Statiftif v. Curopa. II. S. 337 ff. (Lemberg 1865). 
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pro Kopf 

J 3,% 95 Sgr. 
Dänemark .. ... 41 —⸗ 76 » 
les: 404% 4 — 40 — 
Niederlande.... 430 177 = 
Würtemberg. . . . 39 — 60 — 
Preußen. ..... 38, * Ss * 
J—— aa 34, ⸗ 72» 
önigr. Sachſen .. 32,, » 59 » 
Europa überhaupt 57,,« 149 = 


Nah Kolb,' der fidy in feinen Arbeiten durch fehr große Zuverlälftgfeit aus— 
zeichnet, werden für Die deutſchen Staaten, die den Leferfreis am meiften interefftren 
dürften, folgende neueſte Procentfäge angegeben : ® 


Steuern pro Familie 


indirect direct Summe 

Deſterreich 2.2.0... 16,,, Thlr. 11,,, Thlr. 27,,., Thle. 
TONÄR 2.2000. Ga Do 
en 1, ER Ba. a: ⏑ U 
Sachen... 2.0... 0, + Ay + PB ° 
rnit Dee 3, 81 tr ar ° 
ürtemberg. . 2... . a Ga WB 
Boden en 0 Gr Bl © 
Großherzogthum Heften . 12,5 7 due 2 ° 
Kuchen... . 2... Tu ’ 5 + 120 © 
Medlenburg- Schwerin .. 7, * ba Ba 
Medlendburg-Strelig ... To * bat Da * 
| We I — 
Braunſchweig. ..... 17.4 ⸗ 2. =. 20, 5 
Dilbenbung .4:.2.....5% 15, % 6. 7 2, * 
Luremburg . 222.2 .. But Aa + Du * 
Sahjen-Weimar .... dr ° Ta Ta. * 
Meiningen .»..... 10. * Ay : Ban * 
0 7 UNE Bi er A 
MODRER 2.262,00 MU tt bt MW ⸗* 
BEERDMIG 0, ' Tu +: Va ° 
Reuß ältere Linie... Tg 9 Bu * Ma. * 
Reuß jüngere Linie ... Bo * er Sn ı Per 
Lippe-Detmod ..... GG 7 da TO 8 
Waldeck. 2.222.222. 9, =: 
BOBDlE nn 1888 5530 *24,3 * 
Schwarzb.-Sondershaufen 11,55 * Bag + Wa: 
Schwarzb.:Rudolftadt . . Sn Bo Hm ° 
Hamburg . »2...... 4, * Ba tt Ma ° 
ICE 3: 2 VW 2 © 
71127 SEEN a ee, 
Sn... 40% BB, On I 


Die Steuer, weldyer jeder Einzelne zu entrichten hat, foll ferner feit beftimmt 
fein, fowohl was die Zeit der Zahlung als die Höhe der zu entrichtenden Summe be 


1) Kolb, Handbuch der vergleichenden Statiftif S. 202 (Leipzig 1865). 


2) Diefe Zahlen weichen von denen Hansner’s ſehr bedeutend ab, und liegt der Grund tbeils in 
der verjchieden aufgefaßten Ausdehnung des Begriffs „indirecte Auflagen“, theils in den Repar— 
titionen der Zollvereinseinnahmen. Inwieweit etwa Roh: und Rein: (Netto) Ginnahmen in der ver— 
fhiedenen Berechnung eine Rolle fpielen, ift bei Hausner nicht erfichtlich. 
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trifft, umd ift diefer Grundfag der Beftinmmtheit und Dffenfundigfeit ſchon deshalb 
nicht zu entbehren, weil die Staatscaffe jo wenig als möglich auf unfichere und 
ihwanfende Einnahmepoften angewiejen fein foll. Indem fidy die Directe Beftenerung 
an einen vorhandenen Beſitz oder an deſſen vorauszufehenden Ertrag wendet, find ihr 
weit iihrere Berechnungen der zu erwartenden Einnahmen möglich, ald bei den indirecten 
Steuern, die fib nur nad) den Durchſchnittsziffern der legten Jahre überichlagen laffen. 
Ohne Zweifel ift aber das Einkommen, obgleich es gleichfalls Schwanfungen zeigen 
wird, Doch noch auverläffiger, als der Verbrauch einer Reihe von Berürfniffen und 
Genußmitteln, deren Confumtion ſich im großen Ganzen doch erft nad) der Höhe des 
Einfommens richtet. 

Jede Steuer foll weiter fo eingerichtet fein, daß fie aus der Tafche der Steuer: 
pflichtigen möglichft wenig über die Summe hinaus, welche fie der Staatscaſſe ein— 
bringt, nimmt und derfelben dauernd entzieht. Nun wendet fi) die directe Befteue- 
rung an den Befiß, die indirecte an die Handlung des Verbrauchs, an den Act der 
Erzeugung, an die Thatſache der Ein- und Ausfuhr, des Verkaufs u. f. w. In den 
meiften Fällen läßt fich ein Beſitz weit ſchwerer verheimlichen, als eine einfache Hand- 
lung, und deshalb ift ein zahlreiches controlirendes und beaufjichtigendes Steuerper- 
jonal nothiwendig, welches alle Die einzelnen Handlungen überwachen joll. Dadurch 
wird ein großer Theil des Steuerbetrags von vorn herein abjorbirt, ein anderer, wenn 
auch vielleicht weit geringerer Theil wird der Staatscaffe trog der ftrengen Ueber: 
.wadhung von den Steuerpflicdhtigen durd) Uebertretung der Steuergefege entzogen , fo 
daß auch in diefer Beziehung die indirecte Steuer auf feinen Vorzug vor der directen 
Befteuerung Aniprucd machen darf. Kür die Erbebungsfoften der Zölle nur einige Bei— 
jpiele , e8 betrugen: ' 

Roheinnahme Grhebungsfoiten 
England 1858/59 23'999379 Pfr. St. 838202 Pfd. St.’oder 3,, % 
Sranfreih 1859 201,, Mill. Free. 30 Mill. Fres. » 15,% 


Defterreich 1854/56 22175502 fl. 3’311675 fl. . 10,% 
Zollverein 1862 25902749 Thlr. 2916771 The. = 11,,% 
Rußland 1864 35671800 R. 4’710360 R. . 13, % 
Schweis 1862 8156457 Fr. 993100 Fr. > 12, % 


Für Die Erhebung der directen Steuern wurden Dagegen verausgabt in Frank— 
reih (1853) 4,, % 5 in England Lurusfteuern (1851) 2,7 %, Cinfommenfteuer 2,535 
Baden (1860) 6,,, %; in Preußen (1849) für die Gefammterhebung 10,55 %- 

Die indirecte Befteuerung richtet jich nach den Bedürfnifien, fie fragt nicht nach, 
ob Jemand Güter und Einfommen befigt, mit denen er die fteuerfähigen Artikel kaufen 
fann, jondern fie rechnet bei vielen ihrer Objecte darauf, daß der Steuerpflichtige Diele 
Bepürfniffe zu feinem Unterhalte oder in feinem Gewerbe verwenden muß. Die Steuer 
trifft alfo den Steuerpflichtigen gerade in einer Lage und in einer Periode, welche für 
feine Production als die mißlichfte angejehen werden.muß. Dazu fommt, daß die 
bejteuerten Verbrauchögegenftände im Handel (jelbitverftändlic außer dem wohlver: 
dienten Arbeitslohn und dem Gapitalgewinn des Berfäufers) nicht blos um den Steuer: 
betrag theurer verkauft werden, fondern die Gonfumenten müſſen aud) die vom Kauf: 
mann oder dem Erzeuger einftweilen nur vorgejchoffene Steuer mit hohen Zinſen zu— 
rüdzahlen. Die indirecten Steuern follen auf die Verbrauchenden übergewälzt 
werden, und überall tritt das Beftreben auf, außer dem einftweiligen Verlag und deſſen 
Zinfen von dem Käufer eine größere oder geringere Grtravergütung zu verlangen. Der 
Kaufmann trägt den Zoll für feine Waaren nidyt aus feiner Taſche; der Urproducent 
zahlt die Fleisch» und Brotfteuer ebenfo wenig, wie die Kleifcher und Bäder, jondern 
fie verlegen den Betrag nur einftweilen, und halten fid) dann durch höhere Preiſe 
ſchadlos. Diefe fünftlicye Vertheuerung ift e8 namentlich, weldye die indirecten Ab— 
gaben zu den wirtbichaftlich ſchädlichen macht, und dieje Unzwedmäßigfeit der Abgabe 


1) Rau, Grundfäge der Finanzwifienfchaften. II. Abth. S. 258 (Leipzig 1865). 
2) Ohne die Zollbewachung an den Küften. 
BVoltswirtbichaftl. Handwoͤrterbuch. 68 
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fteigt in dem Maaße, in weldem das Steuerobjeet einer weitern techniſchen Ber: 
werthung fähig ift. 

Diefeleberwälzung (diffusion, r&percussion, aud) inerdence des impöts) 
findet eigentlich bei allen Steuern ftatt. Wo der Producent die Productionskoften 
irgend auf den Preis feiner Producte ſchlagen kann, da wälzt er fie auf den Käufer 
über, wo er dies nicht fann, leidet fein Geſchäft. Ob das eine oder das andere ftatt- 
findet , enticheiden die Preisgefepe. Cine das Individuum zu hoch treffende Steuer 
fann nicht übergewälgt werden, eine zu hohe Befteurung ganzer Productiondclaffen 
trifft namentlich bei fchnell fi entwidelnder Volkswirthſchaft nur vorübergehend die 
Producenten, auf die Dauer wird fie in dem Preis der Producte übergewälzt auf die, 
welche die Producte genießen Laspeyres). In der Regel wird aber die Steuer daun 
übergewälzt werden fonnen, wenn jämmtlide davon Betroffene die Preite ihrer Ver— 
faufsartifel mindeftens um den Betrag des Zolld oder der Steuer fteigern fonnen, vor: 
ausgeſetzt nämlich, daß der höhere Verkaufspreis den Conſum nicht einichränft ($ort- 
wälzung) oder wenn infolge des geringern Gonfums geringere Verwendung der 
Rohſtoffe eintritt und diefe joweit im Preiſe finfen, daß der Steuerbetrag wieder au: 
geglichen wird (Rüdfwälzung). — Geradezu unmöglich ift die Neberwälzung bei 
ſolchen Artifeln, welche auf dem Weltmarfte concurriren Pollen mit den gleichen Waaren 
anderer Nationen, die einer niedrigern oder feiner Befteurung für diefelben Rohſtoffe 
oder Halbfabricate unterworfen find, wie beiſpielsweiſe die Twiſt- und Eifenzölle des 
Zollvereins den deutfchen Fabricanten die Concurrenz mit der englifchen Stahl: und Ge- 
weberwaareninduftrie außerordentlich erſchweren. Durch die Rüdzölle if. d. Art.) 
werden dieſe Ungleichheiten zwar einigermaaßen bejeitigt,, doch nicht ohne mandyerlei 
Beläftigungen anderer Art, und immerhin giebt e8 viele Zollfäge und Steuern , die 
nicht durch Rüdzölle oder Erportbonificationen gededt werden. 

Auf diefe Weife vertheuert die indirerte Befteurung unentbehrlide Artikel ver 
Production und Gonfuntion nicht einmal der hohen Erhebungskoften wegen, zum 
Rortheil der Staatscaſſe, zum weitaus größern Echaden jedoch für die Güterergeugung, 
und zwar nicht blo8 um den Betrag, den der Steuerbeamte eingieht, fondern außerdem 
durch Die Ueberwälzung vom Erzeuger zum Verbraucher um einen nicht felten fehr bes 
dentenden Mehrbetrag. Infolge deſſen fpricht fich die Volkswirthſchaft entichieden 
gegen die Beibehaltung der Verbrauchefteuern aus, fo wenig fie auch die Schwierig: 
feiten verfennt, welche fich jeder Vermehrung der directen Steuern entgegenftellen. 
„Ader man rechne dem Arbeiter und dem fchlichten —— vor, man überzeuge 
den Familienvater, wieviel er Jahr aus Jahr ein in den erhöhten Preiſen der Lebens— 
mittel, der Kleider, der Wohnung u. f. w. an Steuern zu entrichten babe, man er— 
Läutere ihm die gegenfeitigen Bezichungen , weldye er fo oft ſchon mehr oder minder 
Har hberausgefühlt hat, und fein cigner Vortheil wird ihn ohne Weiteres die directe 
Beſteurung vorziehen laffen, obgleich er fich felbft Tagen wird, daß das Sparen bis zu 
den: Eteniertermin unter Umftänden auch feine Ecywierigfeiten habe.“ Rentzſch, 
Staat und Volkswirthſchaft.) 

Die Zöhle theilen alle Schattenſeiten der indirecten Abgaben, obgleich ſie bei 
maͤßiger Veranlagung weit leichter zu tragen find, als die übrigen innern Verbrauchs— 
ftenern. Unter Zöllen ſchlechthin verfteht man gegemvärtig nur noch die Grenzzölle 
d. h. Abgaben , die bei dem Ein- oder Ausgange der Waaren an den Grenzen eines 
Landes erhoben werden. Die innern oder Binnenzölle, wie Flußzölle 
(ſ. d. Art.) oder — Waag—-, Niederlags-, Krahn-, Schleußen-, Pflafter: Chauſſee⸗ 
gelder u. ſ. w. find zwar u. die gleichfalls von den Verfehrsgütern erhoben 
werden ; fie find aber in der Neuzeit entweder gefallen, oder find in der Regel ale 
Entihädigung irgend einer beftimmten Leiftung zu betrachten und daher nad) andern 
Geſichtspuncten zu beurtheilen. 

I. Einrichtung des Zollweſens. 

Für die formelle Ausbildung des Zollweſens ift in den europäifchen Staaten viel 

ee und haben in vielen Rändern die ftrengen franzöftihen Zolleinrichtungen als 
orbild gedient. Durch Bewahung der Grenze foll dem Scyleihhandel ſ. d. Art.) 
vorgebeugt werden und ift zuvörderft dafür Sorge getragen , daß die Maaren , welche 
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die Grenze überichreiten,, eine Zollerhebungsftelle (Zolkamt, berühren, wo fte auf 
ihre Steuerpflichtigkeit geprüft werden. Die Straßen, weldye in das Ausland führen, 
werden als Zollftraßen bezeichnet und ift die Gin» und Ausfuhr gollpflichtiger 
Maaren auf andern Wegen (Nebenwege) verboten. Da die Aufficht trogdem ſehr 
ſchwierig durchzuführen fein würde, ift längs der Grenze ein Streifen Laud von 
1—2 Meilen Breite (ebenfo an der Meeresfüfte in das Mieer hinaus) verichiedenen 
Zollvorfchriften unterworfen (Grenzbezirfim Gegenfag zum Binnenland) und 
find alle Maaren, die ſich innerhalb jenes Bezirks bewegen, der Eontrole der Zollbe— 
amten unterworfen. Bei dem Zollamte felbft findet auf Grund der vom Fradıtführer 
abzugebenden Zoll-Declaration eine Befihtigung der Waaren (Zollrevifion) 
ftatt, worauf nad den Eäßen des Zolltarite die Zahlung zu leiften ift. Die 
Eifenbahnen haben infofern einer Erleichterung weitere Ausdehnung verſchafft, ver— 
möge weldyer die Zollentrichtung hinausgeichoben werden kann, um entweder in einem 
innern Zollamte zu erfolgen oder im Falle der Wiederausfuhr ganz befeitigt zu werden, 
Zu diefem Zmede werden die Waaren fofort nach beftimmten Niederlagen, Padhöfen, 
entrepöts, docks gebracht, um hier unter den Augen der Zollbehörden den weiteren 
Dispofitionen ded Kaufmanns untenvorfen zu bleiben, Doch find dabei befondere, 
etwaige Zollvefraudationen verhindernde Vorfchriften (Maarenverihluß durch 
Verſchnüren, Plombiren u. ſ. w.) zu beachten und hat der Waarenführer durch ſchrift— 
lihe Erklärung (Begleitfheine, Oüteranweifung) darüber Sicherheit zu 
leiten. Nach ähnlichen Grundfägen find die zuerft an Meßplägen üblihen Con— 
tirungen (Meßconti's) zu betrachten, mad) denen einzelnen Handeltreibenden 
geftattet it, gewilfe Waaren unverzollt in ihren Speidyern (Brivatlager) längere 
Zeit aufzubewahren, bis entſchieden ift, ob die Waaren wieder audgeführt werden oder 
für den innern Conſum (Berbrauh im Anlande) beſtimmt ind? Ron großem 
Vortheil für größere Handelshäufer ift der Zollcredit, d. h. eine Geftundung der 
bereits fälligen Zollgebühren bis zu einem beftimmten Betrage. 

Zu verfennen ift nicht, daß ſolche Vorfchriften zur Verhütung von Zollhinter: 
gehungen nicht wohl zu entbehren find, fo unbequem fie auch dem Handel fein mögen. 
Eine —— Regierung, bei der der Bureaukratismus nicht dominirt, wird aber 
mancherlei Erleichterungen geftatten können, und ift nach dieſer Richtung namentlic) 
England mit feinen erleihternden Bejtimmungen über Niederlagsrecht und Zolleredit, 
mit der Grlaubniß, in Anweifungen an fihere Banfen die Zahlungen zu feiften (cus- 
toms-cheques der Banf von England) und anderen Einrichtungen mehr mit gutem 
Beiipiel vorangegangen. Sehr wünfchenewerth ift die Tarifirung in runden Summen, 
die fich leicht berechnen laffen, dringend nothwendig, raihe Abwicklung der entſtehen— 
den Streitigkeiten (Zollproceffe), unvermeidlicd Mare Beftimmungen über die Zollfäge 
der verfchiedenen Waarengattungen. 

Von großer Tragweite ift die wiederholt aufgetauchte Streitfrage, ob ftatt der 
fpecififhen Zölle nah Gewicht, Maaß oder Stüdzahl (häufig Ichlechtbin Ge— 
wicdszölle genannt, weil unter diefen Maaßeinheiten der Zoll vorwiegend nad) 
dem Gewicht entrichtet wird) für eine Anzahl von Waaren Werthzöhle [ad 
valorem-3ölle) eingeführt werden folfen, und wird dies befonders empfohlen für 
die verfchiedenen Feinheitsgrade der Garne, bei Webwaaren aller Art, feineren Leder⸗, 
Glas» und Luruswaaren, überhaupt bei den höchftbeftenerten Babricaten. Bei Dem 
Werthzoll richtet fich der Zoll nad) einem Be Procentjage vom Werth des zoll— 
pflichtigen Artikels, bei dem Gewichtszoll ift für die Waaren unter gleicher Bes 
nennung, aber von fehr ungleihem Werth (4. B. wollene Webwaaren) ein und der: 
felbe Zollfag für die Gewichtseinheit (Gentner) normirt, doch ift in einzelnen Fällen 
auch hier eine annähernde Zollgradation vorhanden, die ſich nad) der Feinheit der zoll: 


1) Bergl. darüber den Art. „Breigebiete.” 

2‘ Darauf beziehen fidy die Bezeichnungen „freier undgebundener Verkehr“. Ein Artikel, 
der an der Grenze der Revifion und der Berzollung unterworfen ift, tritt in den freien Verkehr. Dech 
werden diefe Begriffe noch in anderer Beziehung gebraucht, in Deiterreich z. B. mit Rückſichtnahme 
auf die verfchiedenen Zollgebiete des Reichs "Venedig und Dalmatien) früher audı in Ungarn. 
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pflihtigen Waaren richtet. So unterfcheidet der Tarif des deutſchen Zollvereind grobe 
und feine Holzwaaren, bei Lederwaaren drei Abftufungen: grobe, feine Lederwaaren 
und Handſchuhe. 

Werthzölle find den Tarifen vorzugsweife zu Grunde gelegt in England, Franf- 
reich, Holland, Belgien, Spanien, Türkei, Schweden, Nordamerifa, Braftlien; die 
übrigen Staaten enthalten, abgejehen von einzelnen nad) der Feinheit der Waaren be: 
ftimmten allgemeinen Gradationen, faft nur Gewichtszölfe. Für den erften Augenblid 
ſcheint es, als ob das Werthzolliyftem das befjere wäre. Von Seiten der Regierung 
läßt fi) ganz genau die Höhe der Steuer beftimmen, mit der man einen Artifel belegen 
will; die Zolläge ſchmiegen fi den fämmtlichen Preisabftufungen weit befler an, 
als bei den Gewichtszöllen, die für die geringern Waaren in der Regel viel zu hoch, 
für die feinern verhältnißmäßig zu niedrig find; es läßt ſich fehr leicht überfehen, wie 
hoch ein Fabricat befteuert, beziehlich geihägt iſt. Deſſenungeachtet zeigt aber das 
Werthzollſyſtem bei feiner Durchführung jehr große Unzuträglichkeiten, da es höchſt 
ſchwierig ift den wahren Werth zu ermitteln. Sehr richtig jagt Neumann): Man 
jucht die Werthsermittlung der Willfür der Parteien und Beamten entweder dadurd 
zu entziehen, daß die Regierung felbft in ausführlichen Liften die Schägungspreife aller 
möglidyen Waarengattungen beftimmt; oder man fordert vom Zollpflichtigen,, daß er 
der Sendung eine Waarenerflärung, Declaration beilegt, in welcher der Markt: 
preis der Waare anzugeben ift. — Im erſten Falle ijt eine erihöpfende Aufzählung 
aller denfbaren Artikel ebenfo unmöglich als die Angabe von leicht erkennbaren Merf: 
malen für die vielen Feinheitögrade ; die Einſchätzung eines beſtimmten Gegenitandes 
in diefe Werthsliften (vie brafilianiihe „PBauta“) * ſolche Sachfenntnifte voraug, 
wie man fie felten bei Zollbeamten findet ; ferner werden die firen Schätzungspreiſe von 
den veränderlichen Marftpreifen meiftens abweichen, e8 wird daher bei diefem Ber: 
fahren noch immer gar viel der Beamten-Willkür überlaffen, ohne daß man das beab- 
fichtigte Anfchmiegen der Zölle an den wahren Werth errreicht. — Im zweiten Falle, 
bei der Vorſchrift von Declarationen, zeigt die Erfahrung beftändige Kämpfe zwiſchen 
dem Zollpflidytigen und dem Grenzwächter; da es im Interefle des Kaufmannes Liegt, 
mit dem geringften Zolle feine Waare über die Grenze zu bringen, ftrebt er natürlich 
nad) einer möglichft niederen Werthsangabe. Die eivliche Befräftigung der Waaren- 
erflärung , wie fie 3. B. in Nordamerifa und anderwärts verlangt wird, verleitet 
höchſtens zum Meineide, ohne auf die Dauer irgendwie zu helfen. Die Beibringung 
von Gertificaten der Behörden oder Conſulate erfcdywert den Verfehr und bietet 
nicht die mindefte Garantie; denn folche Gertificate werden oft aus Gefälligfeit „ oft 
wegen Mangel an Sachkenntniß gang unrichtig ausgeftellt und erjegen feineswegs eine 
neuerliche eingehende Controle durch den Zollbeamten ; dieſer aber hat jelten die Zeit, 
den guten Willen und die nöthige umfaſſende Waarenfenntniß ‚ um eine gehörige Re: 
vifion vornehmen zu können. Endlich hat man den Unrichtigfeiten der Declarationen 
dadurd) vorbeugen wollen — und das ift die üblichjte Methode — daß man die Par: 
teien gefeglich verpflichtet, für den al einer zu niederen Derlaration die Waarg um 
den erklärten Werth mit Hinzurechnung eines Aufgeldes von 5 bis 10%, (al8 Aequi« 
valent für den faufmännijchen Gewinn) an den Staat vder an die Zollbeamten zu über: 
lafien {die fog. Pr&emtion der frangöfifchen Donane). 

Auch dieſes Correctiv hat fich indefien ald völlig unausreichend erwieſen; es ſetzt 
abermals Sachkenntniß, Waarenfunde, Vertrautheit mit den Marftverhäftniffen , viel 
Zeit und die größte Ehrlichkeit der Zollbeamten in folhem Maaße voraus, wie man 
alle diefe Eigenschaften nur jelten vereint finden dürfte. Webervortheilungen der Steuer: 
caffen find gerade bei diefem Verfahren fo leicht möglich, daß fie auch unzählig oft 
vorgefommen find; hat der Zollbeamte das Recht des Vorfaufes , jo übernimmt er im 
Einverftändniffe mit dem Zollpflichtigen die zu nieder declarirte Waare unter Bezahlung 
des Aufgeldes und verfauft fie einem Agenten des Kaufmanns im Jnlande um einen 
Preis, bei welchem noch immer die Berzollung umgangen iſt; wird das Vorfaufsrecht 
zu Gunften des Staates vorbehalten, fo erfaltet entweder der Eifer der Beamten, oder 


1) Defterreichs Handelspolitif ©. 103 (Wien 1564). 
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fie können leicht die Steuercaffe dadurch übervortheilen , daß fie, abermals im Einver- 
ftändnifie mit dem Zollpflichtigen, gewiffe Gegenftäude zu einem zu hohen Preiſe über- 
nehmen und Jenem Gelegenheit bieten, die nämlichen Gegenftände bei einer Ver— 
fteigerung fo billig zurüdzufaufen, daß der Zoll erfpart ift. Ganz abgeichen von derlei 
Unterfcyleifen der Beamten läßt ſich jeder Werthzoll auch bei der vorzüglichiten Douane 
leicht umgehen, indem man vereinzelte, weniger werthvolle Beftandtheile einer Waare 
bei verfchiedenen Zollämtern importirt (3. B. die Untertaffen von den Obertafien ges 
trennt, oder bei einem Zollamte nur linfe, bei dem andern nur rechte Handichuhe), 
und im Falle der Ausübung des Borfaufsrechtes, im Inlande wieder auffauft. 

Aus diefen Unzufömmlichkeiten folgt, daß die praftiiche Durchführung der Werth: 
zölle höchftens in ſolchen Staaten möglid) ift, für welche der ganze zollpflichtige Ver: 
fehr in wenigen fehr großen Aemtern, 3. B. in einzelnen Hafenplägen, concentrirt ift, 
weil man dann aud) für eine entſprechende Bewahung und für fachmänniſch gebilvete 
Mauthbeamte forgen fann. In Ländern ohne ausgedehnte Seegrenzen, in denen die 
Einfuhr alſo hauptſächlich auf den Landftraßen und Bahnen erfolgt, macht ſich dann 
für die zollpflichtigen Güter ein Straßenzwang nothwendig , der für die Güterbe- 
wegung außerordentlich Läftig ift. Erfolgt dagegen die Berzollung nad dem Gewicht, 
nach Maaß oder der Stüdzahl, fo ift die Einfuhr jedes Artifels auch bei dem Eleinften 
Nebenzollamte möglich. — Für den Kaufmann ift ferner die Galculation bei der Einfuhr 
in fremde Länder der Preisfchtwanfungen wegen ohnehin ſchon fehr unficher, fo daß es 
nicht als Vortheil betrachtet werden fann, wenn auch die Zollfäge diefen Schwanfungen 
mit unterworfen werden, Bei den Gewichtszöllen läßt ſich wenigftens diefer eine Poſten 
im Voraus mit Sicherheit berechnen. — Endlich hat man noch hervorgehoben, daß 
die Gewichtszölle, zumal wenn eine Neutarifirung lange auf ſich warten läßt, für die 
geringeren Artikel ſehr leicht zu hohen Schutzzöllen werden, doch ift dabei überjehen 
worden, daß bei den ad valorem Zöllen ganz daffelbe von den feineren Fabricaten 
gilt, und daß ſich hier Vortheil und Nachtheil mindeftens das Gleihgewicht halten. 

III. Charakter der Zölle. 

Die Zölle find dazu beftimmt, der Staatscaffe als Einnahmequelle zu dienen, 
und werden fie ohne alle andern Nebenzwede nur in diefer Richtung und in foldyer 
Weiſe veranlagt, daß fie den überhaupt zu erreichenden höchften Ertrag gewähren , jo 
werden ſie Finanz- oder Steuerzölle genannt. 

Auf welche Weile die Zölle den höchften Ertrag geben, felbftverftändlich ohne in 
unwirtbichaftlicher Weife die Zahler zu ftarf zu belaften, ift die Finanzwiſſenſchaft 
lange im Unflaren gewejen. Heute ift es allerdings kein Geheimniß mehr, daß niedrige 
Zollfäge weit höhern Ertrag gewähren, als ſehr hohe Tarife, die prohibirend einmwirfen 
und den Berfehr nur von den Grenzen jcheuchen,, und allmählich hat die Anſicht auch 
bei den Zollbehörden Plag gegriffen, daß ein niedriger Zoll für die Staatscaffe weit 
rentabler ift, als die außerordentlid hohen Prohibitivgölle des vorigen Jahrhunderts. 
— Ein planvoll angelegter Tarif wird ferner nicht jämmtliche eingehende Waaren 
zur Verzollung herbeiziehen, jondern ſich nur an die gangbarften Artifel wenden, unter 
dieſen aber wiederum diejenigen herausſuchen, deren Verbraud als ein Zeichen der 
Wohlhabenheit gelten fann. Dahin gehören 3. B. Zuder, Kaffee, Thee, Gewürze, 
Spirituosen, Wein, Yurusartifel aller Art, feineswegs aber die unentbehrlichen Artikel 
des fürperlichen und häuslichen Bedarfs wie Getreide, Schlachtvieh, Reis, Lebens: 
mittel für die ärmern Claſſen, die Bedürfniffe für Kleidung, Handwerkszeug, ebenjo- 
wenig die Rohftoffe und Halbfabricate der Induftrie. Der Rückſichten find gar viele 
zu nehmen, wenn die Zölle ihrem Zwede entiprechend eingerichtet werden jollen. Bor 
alten Dingen ift es nothwendig, daß die Staatsangehörigen bei ihren Ausgaben im 
Berhältniß ihrer Steuerfähigfeit getroffen werden; man wird fid daher zu hüten haben, 
daß unentbehrliche Artifel, Die auch der Arme verwenden muß, durd den Zoll ver: 
theuert werden, während entbehrliche Artifel weit cher eine Zollbelaftung vertragen. 
Zölle auf Rohſtoffe würden von diefem Gefihtspuncte aus nicht allemal zu verwerfen 
fein, doch fommt hier der weitere Umftand in Betracht, daß im Interefle der einhei- 
miichen Induftrie die Materialien jo billig als möglich zu beichaffen find und gilt die⸗ 
felbe Rüdficht von den Halbfabricaten. 
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Dajür nur ein Beilpiel. Die Twiftzölle des Zollvereins haben zwar der 
Zollcaſſe eine leivliche Einnahme verſchafft, fie haben aber die Webinduftrie in weit 
höherem Grade beeinträchtigt, und wenn fie ganz in Wegfall gefommen wären, jo 
würde höchſt wahricheinlih die Gewerbsthätigkeit der Färber, Bleicher, Weber, 
Strumpfwirfer, Druder u. |. w. nicht nur das inländiſche Verfehrögebiet , fondern 
auch ausländiiche Märkte weit ftärfer verforgt haben. Aber die Staatscaffe hätte einen 
bedeutenden Ausfall erlitten? Vielleicht nicht, ja fie hätte fogar weit höhere Einnahmen 
erzielen fönnen, wenn die Twiftzölle ganz aufgehoben worden wären. Zahlen nämlich 
die Garne feinen Zoll, jo jind fämmtliche Branchen, welche die Garne als Halbfabricat 
benugen, durch den billigern Bezug in den Stand gefegt, billiger zu liefern und nicht 
nur das Inland zu verforgen, fondern au im Auslande die Koncurrenz leichter zu 
befiegen. Jede aufblühende Branche dehnt jid) weiter aus, indem ibr Gapitalien und 
Arbeitskräfte zuftrömen, und die jteigende Gewerbefteuer würde allein ſchon für einen 
großen Theil des Zollausfalls ſchadlos gehalten haben. Jeder Aufſchwung einer 
Branche bedingt aber audy das Emporfommen vieler anderer Hülfsbranden. Nicht 
genug daß die vermehrte Anzahl der Bleicher , Färber, Weber, Druder, Appreteure, 
Strumpfwirfer u. ſ. w. mit Einfchluß der größern Arbeiterzahl einwirken werden auf 
den Umſatz der täglichen und häuslichen Bedürfniffe, alfo auf die Gewerbe der Bäder, 
Fleifcher, Schneider, Schuhmacher, Krämer, der Baugewerbe u. f. w. , daß ferner 
durd; die Ausdehnung des Maſchinenweſens Kohlenbergbau und Maſchinenbau zu 
weiterer Blüthe gelangen, daß Eifenbahnen und Transportwelen, ebenjo der Handel 
au vermehrter Thätigfeit angeregt werden und rücdhwirfend ihrerfeits wieder einer großen 
Anzahl von Menſchen lohnende Arbeit verſchaffen — fo vermag auch jede einzelne 
Branche für fid) neuc Etwerbszweige in's Leben zu rufen, mindeftens die bereits vor: 
handenen zu ftärfen. Die Bleicherei und Färberei find zwar, fo groß fie auch daſtehen 
mögen, nur ——— der Weberei, immerhin vermögen ſie ſelbſtſtändig auf eine 
Reihe von lohnenden Beſchäftigungen mit Erfolg einzuwirken. Welche Ausdehnung 
die Beſchaffung des zur Bleicherei nöthigen Chlorkalls in England gewonnen, wie 
dadurch die Production von Schwefeljäure und Soda mit ihren vielen Abzweigungen 
und nüglichen Verwendungen gekeigert worden ift, wie ſich daran zahlreiche andere 
Erwerbsbrandyen mit lohnender Arbeit knüpfen, ift befannt. Es ift ebenfo wenig ein 
Gcheimniß, wie eng mit dem Aufihwung der Färberei die Blüthe der chemiſchen 
Fabrifen verbunden ift und wie rüdwirfend die verfchiedenften Zweige menschlicher 
Tpätigfeit davon berührt werden. Könnte man alle diefe Erweiterungen in der Be: 
ſchäftigung von Capital und Arbeitskräften mit ihrer mäßigen directen Steuerveran- 
lagung zur Ziffer bringen, fo ift wohl kaum zu zweifeln, daß der jährliche Ertrag der 
Tarifzölle weit überboten werden würde. Und das wäre dann eine Induftrie, die auf 
gejunder natürlicher Baſis beruht, aus ſich jelbft heraus großgewachſen ohne das jeder— 
zeit bedenkliche Anregungsmittel des ftaatlihen Schugzolls. — Weil die Twiftzölle im 
deutſchen Zollverein, wein auc für Die niedrigen Garnnummern drüdend, wenigitens 
für die feineren Nummern niedrig veranlagt find, hat nad) der erwähnten Seite bin 
eine anerfennenswerthe Erweiterung der Induftrie bereits Plag gegriffen, der Fort: 
fchritt würde aber viel rajcher erfolgt fein, wenn die Verzollung eines jo nothwendigen 
Halbfabricatd ganz weggefallen wäre, und jicher würde die Staatscaſſe, wenn aud) 
auf anderem Wege weit befier ihre Rechnung gefunden haben. 

Die Zölle tragen audy heute noch, obgleich die Schattenfeiten vielfach gemilvert 
find, den Charakter einer früheren Steuerpraris , die Abgabe da zu erheben, wo fi 
ein leicht greifbares Gut vorfindet. Anitatt ſich an den einzig richtigen Gegenftand 
der Befteurung, an das Einkommen, zu halten, wenden fich die Steuerbehörden an die 
Dbjerte, welche bei dem Uebergange über die Grenze fich ihrer Controle nicht jo leicht 
entziehen können, und belegen die eingehenden, in einigen Fällen au die ausgehenden, 
in wenigen Ländern die durchgehenden Güter mit einer Abgabe, für die bei vielen 
Artikeln kein anderer Grund, als die frühere Praris aufgefunden werden fann. 

Dadurch daß dieſe Zölle zum größten Theil übergewälzt werden können, wird 
zwar der Einzelne, der den Zoll zuerjt zu entrichten hat, weniger getroffen, wohl aber 
der fpätere Verbraucher, und da Alle verbrauchen, die Gefammtheit. — Wird auch 
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der innere Verfehr nad) Aufhebung der Binnenzölle wenig oder faft nicht beläftigt, 
jo leidet doch der internationale Austaufh von Gütern, nicht blos durch die Steuer 
ſelbſt, ſondern durdy den Act der Erhebung , dur) den nöthigen Aufwand von Arbeit 
und Zeit durch die Mühe der Unterſuchung, durch den Straßenzwang und die viel- 
fachen andern umvermeidlihen Vorſchriften des Zollweſens. Ein ganzes Heer von 
Beamten ift ferner erforderlich zur Ueberwachung diefes Befteurungsmodus, d. h. eine 

roße Anzahl von unproductiven Arbeitskräften, und zwar unproductiv deshalb , weil 

ei aller treuen Plichterfüllung ihre Arbeitsleiftung eine total unwirthichaftliche ift. 
Und dod vermag ihre Thätigkeit faum das demoralifirende Gewerbe des Schleich— 
handels ſ. d. Art.), dermur durch die Zölle und die Art und Weife ihrer Veranlegung 
groß gezogen wird, zu unterbrüden. 

Man hat endlich zur Vertheidigung der Zölle hervorgehoben, daß der fremde 
Producent , der feine Waaren zu und ſchickt, der Befteurung im Inlande, das feine 
Producte verbraucht, auf feine andere Weife unterworfen werben fünnte. Der Ein: 
wurf flingt plaufibel, in Wahrheit befteuern wir aber nicht den Fremden, fondern doch 
nur unjern eigenen Verbrauch, denn den Zoll zahlt ſchließlich nicht der Ausländer, 
jondern infolge der Ueberwälzung der Conſument. Ueber diefe Wirkſamkeit des Zolls 
fonımt man bei einer Erhöhung des Zolls jofort in's Klare. Wird ein Artifel an den 
Grenzen höher tarifirt, fo finft die Einfuhr, jedoch nicht weil der Ausländer Die 
höhere Steuer zu tragen Bedenken trägt, fondern weil der inländifche Gonfument ver 
vermehrten Koften wegen feinen Bedarf fo viel ald möglich einichränft. 

In wie weit bei dem Zollwefen noch andere Rüdjichten, als die rein finanziellen, 
maaßgebend geweſen find, ift in den betreffenden Specialartifeln „Ausfubhrzölle“, 
„Prohibitivzölle“, „Schutzzölle“, „Durdfuhrzölle*, Flußzölle“ ein: 
gehender erörtert worden, ſo daß hier auf jene Artikel verwieſen werden kann. Ein 
großer Fortſchritt iſt darin geſchehen, daß von Seiten der Finanzbehörden bei der Zoll— 
veranlagung andere Rückſichten, als die blos finanziellen mehr und mehr außer Betracht 
gelaſſen werden, und daß wenigſtens in den vorgeſchrittenſten Staaten der Charakter 
der Zölle allmählih vorwiegend in den Finanz» und Steuerzöllen gefunden 
wird." Die neuern Handelsverträge, welche im Laufe der legten Jahre zwilchen den 
wefteuropäiichen Staaten (England, Frankreich, Belgien, Holland, Schweiz, Italien, 
Zollverein) geichloffen worden jind, haben ſich dieſem Standpunct bedeutend — 
Freilich bleiben, ſelbſt wenn man ſich für eine ſchrittweiſe und ſehr langſame Reduction 
der Zölle ausſpricht, noch viele gerechte Wuͤnſche unerfüllt. 

Die geſammten Zolleinnahmen für Ein- und Aus-, ſowie für die Durchfuhr be— 
trugen in den Jahren 1561—63 durchſchnittlich (in runden Summen 


Ginw rn er⸗ Zolleinnahmen pro Kopf 
za 
Großbritannien... . . 29, Mil. 156,, Mil. There. 161 Sgr. 
Branfrih ...... Peer 42, ⸗ ⸗ 35 — 
Rußland ER ee ur ar er 67,08 5 34, 5 ⸗ 15 ⸗ 
Spanien .. 2. .: - 16, ° 19, * ⸗ 36 — 
Italie 2, ° rar ⸗ . 21 >» 
Deftereih ...... 35,04 ° 10, + s $ ⸗ 
Deuticher Zollverein. . 35,  : Bu * s 19° » 
EU rn 10, * 10,, ⸗ ⸗ 29 « 
Schweven und Norwegen 5,57 — Sa =: s 46 « 
Portugal. ...... A, : I, © ‚ 65 =: 
Delglen 1.0 2.4.50 A, 3. — s 25 — 
Griechenland ..... la * 3. . 72 ° 





r Daß Nordamerika während feines Bürgerfrieges eine Ausnahme gemacht und viele Artifel 

feit 1861 um 10—20%, des Ginfuhrzolles erhöht worden find, ift als die Prämie zu betrachten, 

welche die Vereinigten Staaten für die Erhaltung ihrer Griftenz zu zahlen hatten. . 

$ 2) Durch das Präcivuum einzelner Staaten ftellt füch die factifche Vertbeilung pro Kopf anders 
eraud, 
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Einw * er⸗ Zolleinnahmen pre Kopf 
f- 

Niederlande... ... 5. Mil. 3. Mill. Thle. 26 Sgr. 
Donaufürftenthbümer.. LS : Pur s 10 = 
Dänemaf ...... —— 2. 34 — 
Schweiz . ...... 22 ® - — u = 
Kirhenftaat 2... .. 0,9 : l, : : 57 — 
— ——— O⸗* O— 63 = 
Mecklenburg-Schwerin 0 © 0, = ⸗ 16 =: 
Bremen ... ... i 0, ⸗ — ⸗ 71 ⸗ 
— 0,5 — ra er 64— 
Medlenburg:Strelig .. 0, s s 5 — 


u” ,06 

Hausner nimmt an, daß die Einfu hrzöhle circa 99%, dieſer Einnahmen be- 
tragen. In Defterreich machten fie (1962) 92%, aus, im Zollverein 99, in Frankreich 
98, in Belgien 99,,%. 

Vergleiht man die gefammte Handelöbewegung mit den Zollerträgen , fo erhält 
man dadurd) einen Ueberblick über die Zollbelaftung des Handels, freilich auch feine 
fihern Zahlen, da bei dem Verkehr zwiichen den einzelnen Staaten die Ausfuhr des 
einen Stagts als Einfuhr eines andern doppelt zur Berechnung kommt, nicht jelten 
aud) die Durchfuhr mit geredynet wird und infolge deffen drei und viermal aufgeführt 
ift. Nach Duchichnittsgiffern der Jahre 1856—62 ftellen ſich 


Werth der Handels: DerZollbeträgtvon 
bewegun dieſem Werthe 

Großbritannien... . . 2242 Mil. Thlr.⸗ I. 
Frankteich ....... 1460 — 33 ⸗ 
Rußland . ....... 408 =: 5 u 
Epanien . 222220. 176 — « 10,, = 
Italien 420 — 4, ® 
RÖCHELTEI: 4.06.5000 4 464 = . 2, ® 
Deuticher Zollverein... 960 = : 2, * 

Preugen®..... 5285 ⸗ : 

Sachen a — ——— 96 8 3 

Hannover . o... SS 2 ⸗ 

Bayern ...... 60 = z 

Baden.. ..... 43 > ⸗ 

Frankfurt. .... 32 = ⸗ 

Heffen=Darmftabt . 21 = ⸗ 

Würtemberg. ... 20 = ⸗ 

Heſſen⸗Caſſel ... li = ⸗ 

Thüringen. .... 12 x ⸗ 

Braunfchweig . . . W = ⸗ 

Oldenburg . ... 8 = ⸗ 

Luremburg .... 5 = x 

Nafau .. 2... I = ⸗ 
J e 176 = I, ⸗ 
Schweden und Norwegen 101 = . 8,, + 
Portugal . 2.2.2.2... 62 >- ⸗ 13,, « 
1 . 474 « s 0, : 
Griebenlandd ...... 32 : s 10,, » 
Niederlande... .. » .. 446 ⸗ s 0,, > 
Donaufürftenthümer ... 30 — . 4, 
Däinemarf. . 2.2.2.2 .. 0 « . 3,, * 
Schweiz......... 280 = 5 0,5 = 
Kirhenftaat. . . . ... 19 — 6,5 — 


Hamburg ........ 473 0,, 


I) Vor dem Berluft von SchleswigsHolitein. 
2) Rach Hausner, Statiftif I. S. 318 umgerechnet. 
3) Die Zahlen über die einzelnen Staaten find ebenfalls fehr unzuverläffig. 
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Merth der Handels: Derdollbeträgtvon 
bewegung diefem Werthe 
Medlendburg ....... 8 = s ——— 
JJ 7. 0 a 142 — s 0, + 
a 2 RE 47 — ⸗ 0 ‚ 


‚2 

Diele Ziffern würden, ald Werthzölle aufgefaßt, im Allgemeinen als nicht zu 
hoch erachtet werden fünnen, wenn fie nicht die gefammte Ausfuhr und Durchfuhr, die 
in der Regel zollfrei find, mit umfaßten, wenn ferner nicht Die bedeutende Menge der 
eingehenden Rohſtoffe, die feiner Zollbelaftung unterworfen find, gleichfalls in Abzug 
zu bringen wären. Zur rechten Würdigung dieler Tabelle darf man endlich nicht ver- 
fäumen, bei jedem Staate nad) der Anzahl der zollpflichtigen Artikel zu fragen, da fich 
nur dadurd dic Frage entjcheiden läßt, ob die Zölle in der wirthichaftlich noch am 
meiften empfehlenswerthen Richtung der Finanzzölle veranlagt find. 

Nicht darauf kommt es ferner an, daß alle oder jehr viele Artifel als zollpflichtig 
erflärt werden , fondern als große Erleichterung fowohl für den Handel, wie für die 
Zollbeamten ift es zu betrachten, daß die Zahl der zollpflichtigen Waaren foviel als 
möglich beichränft werde. Je kürzer der Tarif, deſto günftiger. Der englifche Tarif 
zeichnet ſich dadurch vor allen anderen aus, und doch ift die Zolleinnahme eine für die 
Staatscafie Sehr günftige. So betrug in Großbritannien die Zolleinnahme 1858/59 
23923015 Pid. Sterling, wozu beitrugen' 

Zuder und Syrup 5’979329 Pfd. St. oder 24,,, % 


Tabaf 46522822 
Ihe . .. .. 5271702 » = Be | PA 
Branntwein . 2278318 = = . 9, 
Wein . . . 1761738: + Tag * 
Kaffe . .» 425527 =: = u er 
Gorinthen . . 301623 + = Er 





alfo dieje 7 Waaren 21’483762 Pfv. St. oder 89,,% 

Im Jahre 1526 hatte England bei 432 zollpflichtigen Artifeln und zum Theil 
fehr hohen Zöllen einen Bruttozollertrag von 19'562000 Pd. St.; 1863 dagegen 
bei nur 52 zolipflichtigen Artikeln und meift viel geringern Zöllen einen folden von 
23’232000 Piv. Et. 

Im Zollverein? fallen von der Gefammteinnahme des Jahres 1863 im Berrage 
von 25641544 Thlr. 97, 05% (24°923744 Thlr.) auf die Gingangszölle, und davon 

Kaffee und Cacav . 26, % Wollene Waaren. . . 4,01 % 


aba 4 203. 10 Südfrüchte . ae on 
Gijen» u. Stahlwaaren 8, * Seide u. Seidenwaaren 3,9, * 
Zuder und Eyrup . 8, END: 5 
PRIB. 3 Bi Baumwollengam . . Lg — 


Diefe gehn Artikel liefern zulammen 75,,,% ſämmtlicher Einnahmen. In ihren 
Erträgen find noch nennenswerth Häringe, Gewürze, Leinengarn und Leinenwaaren, 
Branntwein, Droguen und Farbewaaren, Vieh, baummwollene Waaren und Fleiſch, 
die zuſammen 14,,,% ergaben. Die übrigen 9,8% vertheilen ſich aber im Gegenjag 
zum engliichen Zolltarif auf eine große Anzahl von Artifeln, die eine faum nennens— 
werthe Einnahme verſchafften und längft hätten ganz frei gegeben werden ſollen. 

Es läßt ſich nicht Schwer vorausjehen , daß einft eine Zeit fommen wird, in der 
auch die Finanzzölle fallen werden, und zwar wird dieß dann geichehn, wenn die Ber 
dürfniffe für den Staatshaushalt durd) die allgemeine Einführung der direrten Ein— 
fommenfteuer vollftändig gededt werden. Mögen Binanzzölle der Uebel Fleinftes ent- 
halten , fie find dody immer nod) eine Beichränfung , welche, abgefehen von der Ver: 
theuerung der Waaren und dem Zeitverluft, mancherlei hemmende Nebenbeftimmungen 


1) Rau, Grundſ. d. Rinanzwiflenich. I. &. 294 Leipzig 1865). 
2) Gentralblatt der Abgaben:, Gewerb- und — in Preußen vom 13. Mai 
1865. — Bremer Handelsblatt Nr. 713 (1865). 5 
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verurſachen, und der Natur der Sadye nad) durd) ihre ziemlich hohen Erhebungsfojten 
dem Staate verhältnismäßig wenig eintragen. Daß die Abgaben, die mit dem Zoll: 
aufichlag auf die Waare verbunden find, von den Conſumenten nicht bemerft werden, 
ift doch nur eine Illuſion, die täglich mehr verfhwindet und jelbft der eine Vorzug, 
daß ed Jedem freiftehe, nad) der Größe feines Conſums die Höhe feiner indirecten 
Etenern ſelbſt zu beftimmen, fommt in Wirflichfeit doch nur bei den eigentlichen Lurus— 
artifeln , nicht aber bei den Waaren des täglichen Gebrauchs in Betracht. Endlich 
läßt ſich ein legter Grund für Beibehaltung der Finanzzölle, die bequeme Erlangung 
ftatiftiicher Data über Einfuhr und Ausfuhr auch erreichen, ohne daß der Staat Die 
Functionen des Zolleinnehmers verwaltet, da heute ſchon Gifenbahnen und Seeidhiff- 
fahrt fajt die ausjchließlichen Vermittler des Transports geworden find. — Für Die 
Befeitigung fämmtlicher Zölle fpricht daher die Wiflenichaft, fpricht ein Aufihwung 
des Handels, defien Grenzen ſich gar nicht ermefien lafjen ; der Wohlitand des Volks 
durch gefteigerte Production und vermehrte Bapitalanfammlung ; endlich die Bereftig- 
ung friedlicher internationaler Beziehungen. 

„Wenn indefien die Bejeitigung der ſämmtlichen Cingangszölle ald ein Act be— 
zeichnet ift, deffen Realifirung noch der fpätern Zukunft zu überlafen fein wird, fo 
geichieht dies, weil die praftiiche Volkswirtbichaft einen langfamen und ſichern, den 
Anichauungen des Volkes angepaßten Weg jenen Saltomortaled auf der Bahn des 
Fortſchritts vorsieht, die meift wieder zur wirtbichaftlichen Reaction zurüdführen. Die 
Zeit wird einft kommen, doch heute läßt fie fih nody nicht einmal nad) Jahrzehnten 
vorausbeftimmen“ (Rengich, Staat und Bolköwirthicdaft.) 

Literatur: Hoffmann, Die Lehre von den Steuern (Berlin 1560). — 
von Hod, Die sfantlichen Abgaben und Schulden (Stuttgart 1863). — Rau, 
Lehrbuch der Finanzwiflenfchaften II. 284 ff. Leipzig 1865). — Stein, Lehrbuch 
der Finanzwillenichaften (1860). — Garnier, Elements des finances (1858; ; 
"Traite des finances (1862). — Umpfenbad, Lehrbuch der Finanzwillenichaften 
(1860). — Brunner, Was jind Mauth- und Zollanftalten der Nationahwohlfährt 
und dem Staatsintereffe? (Nürnberg 1816). — Log, Staatswirthichaftsichre II. 
(Erlangen 1822). — Mar Wirth, Grundzüge der Nationalöfonomie II. (Köln 1861). 
— Prince-Smith, Handelsfeindfeligfeit (Königsberg 1843). — Prince-Smith, 
Die Nachtheile für die Induſtrie durch Erhöhung der Einfuhrzölle (Elbing 1545). — 
de Parieu, Traite des impöts 4 Bd. (Paris 1862,.—J. St. Mill, Grundzüge 
der polit. Defonomie, deutih von Soetbeer V. — Mac-Culloch, A treatise on 
the principles and practical influence of taxation and the funding system 
(1845). — Ganard, Grundfäge der politiih. Defonomie (deutih von Bölf). — 
Bein, Vergl. Darftell. der Höhe und Ergebnifle der Beſteuerung Peſth 1857). — 

rittwig, Theorie der Steuern und Zölle (Stuttgart 1542). — Proudhon, 
Theorie de l’impöt Paris 1862). -- de Girardin, De l’impöt Paris 1862). 
— Villerme, Des douanes et de la contrebande, (Paris 1851). Art. Douancs 
in Block, Dietionnaire de la politique (Paris 1863,. — Emminghaus, Die 
ſchweizeriſche Volfswirthichaft (Leipzig 1860). — Neumann, Defterreihs Handels: 
politif (Wien 1564). — Rentzſch, Staat und Bolfswirtbichaft S. 154 ff. 220 ff. 
(Leipzig 1863). — Otto Hübner, Die Zolltarife aller Länder (Keipzig 1852) nur 
hiftoriich noch von Werth; neue Ausgabe unter der Preſſe. —Kolb, Handbuch der 
Statiftif (Leipzig 1865). — Hausner, Vergleihende Statiftif (Lemberg 1865). — 
Die Zollhandbücher von Schröder und Zinnow. — 
I. R. 


Zollverein. 

I. Entwickelung des Zollvereins. 

Es wird der gegenwärtigen Generation und zwar ſelbſt den Aelteren, bei denen 
das Jahr 1833 nicht in die Zeit unerfahrner Jugend fiel, ſchon ſchwer, ſich in jene 
Periode zurückzudenken, in denen faſt jeder deutſche Staat mit Zollſchranken umgeben 
war: unſere Nachkommen dagegen werden unbegreiflich finden, daß derartige Zuſtände 
überhaupt beftanden nnd daß fie bis zum Jahr 1833 dauern fonnten. Viele diejer 
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Zollſchranken beläftigten nicht gerade durch die Höhe ihrer Tarife, fondern weit mehr 
durch den Aufenthalt, durch Die Umftändlichkeit ihrer Vorſchriften Declarationen, 
Unteriuchungen, durch ihren Straßenzwang und viele andere Erſchwerungen, Die, da 
fie ich bei der Verjendung der Güter auf eine nur einigermaaßen größere Diftanz 
mehrmals wiederholen fonnten , erft durch ihr öfteres Vorkommen fidy bie zur Uner— 
träglichfeit fteigerten. 

Schon in der deutſchen Bundesacte war eine Uebereinfunft über ein gemeinſames 
Zoll- und Handelsſyſtem in Aussicht gejtellt; der jchiwer bewegliche Bundestag hat 
jedod) nie ernftlich an die Einlöjung dieſes Verſprecheus gedacht. Als indeß Preußen 
im Jahre 1818 die Zölle im Innern befeitigt und eine geſchloſſene Zolllinie um feine 
Grenzen gezogen hatte, konnten fid) die Regierungen der fleinern Staaten über die 
Unbaltbarfeit ihrer ifolirten Stellungen und über die Nothwendigfeit nicht länger 
täuschen, fich entweder unter einander zu einem gemeinfamen Ganzen in Bezug auf 
Handel und Berfehr zu verbinden, oder ſich einem größeren Etaate anzuſchließen. 
Aus diefen anfangs einjeitigen Beftrebungen ging zulegt der Zollverein hervor , der 
fhon feit dem Anichluß des Königreihs Sachſen im Jahre 1533 als confolidirt bes 
trachtet und ald „Deutſcher Zollverein“ in die Reihe der großen Handelsförper cinges 
führt ward. Die Bildung des Zollvereing ift fo charakterijtiich, Daß fie einer eingehen— 
dern Darlegung bedarf, war jie doch nach) langer trüber Zeit der erſte Schritt zu einer 
wirthichaftlichon Einigung der deutichen Staaten und repräjentirte fie Doch im Gegen» 
ſatz zu dem Prohibitivſyſtem ſ. d. Art. Prohibition der übrigen europäijchen Staaten 
einen Fortſchritt, der großes Aufſehen zu erregen nicht verfehlen fonnte. Emming— 
haus jagt darüber :' 

„Zur Zeit, als der Zollverein entjtand, bildete fein Programm ein leuchtendes 
Meteor in der Sphäre der handelspolitiichen Anichauungen Europas. Jenes Pro— 
gramm ijt zu betrachten als legter Reſt der Stein-Hardenberg'ſchen Hinterlafienichaft. 
Es ift die legte Spur der Ichöpferifchen Kraft, zu der ſich der preußiſche Staat nach 
feiner tiefften Grniedrigung aufgeibwungen hatte, Seit der Durchführung jenes 
Programme hat Preußen feinen deutſchen Beruf nie wieder in glei nachdruͤcklicher 
Weiſe geltend zu machen gewußt. 

Zu Anfang diefes Jahrhunderts und bie in Die allerneuefte Zeit war Franfreich 
nody völlig in den Irrthümern des Mercantilivftemsd befangen; bis gegen die Mitte 
des Zahrhunderts hatte der englifche Tarif noch den Charakter ausgebildeter Abjper- 
rung, fand dort die Navigationsarte noch in vollfter Blüthe. Oeſterreich würde fein 
ftrenges Probibitiv- und Schugiyftem vielleicht heute noch nicht gemäßigt haben, wenn 
nicht politiiche Rüdfichten eine eudliche Reform defjelben dringend angerathen hätten. 
Im außeröfterreichiichen Deutichland war der innere Verkehr auf das allerwidernatürs 
lichfte dur) Zollſchranken und Verfehrshindernifie eingeengt. Bis 1806 war Preußen 
beiſpielsweiſe durch einige 60 verſchiedene Zollſyſteme, bezüglich Tarife und Zollord» 
nungen mit ebenſo zahlreichen Zollſchranken und Zollgrenzen zertheilt und zerrifien. 

Und ganz ähnlidy war es in allen andern deutſchen Staaten. Es gehört jchon 
einige Phantafie dazu, wenn man fid) eine halbwegs deutliche Borftelung machen will 
von dem dichten Neg der Zollgrenzen, welches über Deutjchland ausgejpannt war, von 
der Mannichfaltigkeit der Zolltarife und der Grenzabgaben, von der Schwerfälligfeit 
der Zollabfertigungen, von dem bunten Durcheinander der: Zollverordnungen und von 
dem Umfange, in welchem das Schhmuggelgewerbe damals in Deutjchland betrieben 
wurde. Man jagt nicht zu viel, wenn man behauptet, Daß damals im Innern von 
Deutſchland der Shhmuggelverkehr ven legitimen in Bezug auf Umfang und Häufigkeit 
bei weitem überwog. ’ 

Welches Aufichen in folder Zeit Das preußiiche Gejeg vom 26. Mai 1818 „über 
den Zoll und die Verbrauchäfteuern von ausländiihen Waaren und über den Verkehr 
zwiichen den Provinzen des Staats“ in ganz Europa erregte, kann man ſich wohl 
denken. Erſt diefes Geſetz jchuf aus dem, nad) dem Frieden von Tilfit verftümmelten, 


1) Dir Zollvereinsfrage in „Unfere Zeit" VII. (Leipzig 1963). 
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dann aber, nad) dem Freiheitskriege, in neuer und größerer Geftalt hergeftellten preu- 
ßiſchen Staatsweien ein wirkliches einheitlidies Ganzes. Denn es proclamirte Die 
völlige Freiheit des Verkehrs im Innern, es vernichtete mit einem Male die zahllofen 
Schranken, durdy welche das Staatsgebiet gerrifien und zerftüdelt war. Aber noch mehr: 
in jener Blüthezeit des Mercantil» und des Prohibitivfnftems ward in diefem Gelege 
erflärt, daß alle fremden Erzeugnifie der Natur und Kunft im ganzen Umfange des 
preußischen Staats eingebracht, verbraucht und durchgeführt, daß alle inländiichen Er— 
zeugniffe der Natur und Kunft aus dem preußifchen Staate Ban werden könnten ; 
daß diefe gefeglich ausgeiprochene Handelsfreibeit den Berhandlungen mit andern 
Etaaten zur Grundlage dienen jolle, daß Erleichterungen, welche preußiichen Unter: 
thanen in andern Ländern zugeftanden würden, erwidert, dagegen aber freilich auch 
Beichränfungen, wodurd der Verkehr der preußiichen Unterthanen in fremden Ländern 
wejentlicd) litte, durdy angemefiene Maßregeln vergolten werden follten. 

Daß man fid) damals nody nicht zu der jegt erft allmählich herrichend werdenden 
Auffaflung aufzufhwingen vermochte, wonad) die nachtheiligften Wirkungen der Re: 
preifivpolitif flet8 auf den zurüdfallen, der dieſelbe übt, das darf nicht Wunder nehmen. 
Mar e8 dody jchon ein außerordentlicdyer Kortichritt, daß man differenticlle Beichränfun- 
gen anderer Staaten auf einzelne ſolche Fälle zu beichränfen fih entſchloß, wo man 
durch Repreſſivmaaßregeln Freiheiten erzwingen zu fönnen hoffte! 

Als Regel follte bei der Einfuhr fremder Waaren ein Gewichtsgoll von Y, Thlr. 
für den Gentner und außerdem eine VBerbrauchiteuer beim Verbleiben der Waaren im 
Inlande für Fabrif- und Manufacturwaaren des Auslandes zu zehn vom Hundert des 
Werthes nach Durchſchnittspreiſen erhoben werden. 

Die Verkündigung ſolcher Grundſätze rief in Europa nicht nur Staunen, ſondern 
auch Nacheiferung hervor. Denn in Frankreich und den Niederlanden wurde der Pro— 
hibitivrigorismus einigermaaßen gemildert; in England fing die Freihandelspartei an, 
ihre Schwingen zu regen. Huetiffon’s berühmte Rarlamentörede vom 17. Mai 1826 
war die erfte fühne That diefer aufitrebenden Partei; aber freilich dauerte es noch 
beinahe zwanzig Jahre, bis England feine Kornzölle abſchaffte — und erft dieles 
Ereigniß hat die neue, feitvem conjequent verfolgte Bahn der englifchen Breibandels- 
politif eröffnet. 

Der friiche Lebenshauch, der fi, ausgehend von jenem denfwürdigen preußiſchen 
Geſetze, über die gefammte europäiſche Handelspolitif verbreitete, brachte in dem außer» 
preußischen Deutjchland erft jehr allmählich augenfcheinliche Wirkungen hervor, und — 
was das Wunderbarfte ift — der Einfluß jenes Umſchwunges ward gerade in Deutſch— 
land am erften abgeſchwächt. Ja, der Zollverein, der fi) auf der Grundlage des preu- 
Biichen Gefeges von 1818 aufbaute, hat dieſe Grundlage nicht nur nicht im handels— 
freibeitlichen Einne weiter entwidelt, jondern er it fogar nachmals ſchutzzöllneriſcher 
geworden, als er es in den erften Jahren feiner Eriftenz geweſen war. 

Im Jahre 1819 bildete fi auf Anregung des Profeſſors Friedrid Lift in 
Tübingen, des unermüdlichen Agitators für Ehafung eines großen deutichen Zollreihs, 
ein füddeuticher Handelsverein. Derfelbe wandte ſich in Denfichriften an jänumtliche 
deutiche Bundesregierungen nnd an den Bundestag mit Vorſchlägen zu einem großen 
deutichen Zollverein. Allein dieſe Vorfchläge batten feinen andern Erfolg, als daß 
mehrere mittel» und fündeutiche Regierungen 1821 in Darmftadt, 1823 in Arnftadt, 
1825 in Stuttgart zufanımenfamen, um ſich über die au treffenden Maafregeln zu ver: 
ftändigen. Eine Ginigung indeß fam nicht zu Stande. Man konnte nicht über das zu 
wählende Zollſyſtem übereinfommen. 

Da endlich vereinigten fi im Jahre 1926 Baiern, Württemberg und die Fürften- 
thümer Hohenzollern zu einem ſüddeutſchen Zollverein. Gleichzeitig hatte 
Preußen mit den Herzogthümern Anhalt einen Vertrag geſchloſſen wegen Anſchluſſes 
diejer Länder an den öftlichen preußischen Verband. Durd) Vertrag vom 8. Mai 1328 
ſchloß ſich Hefien-Darmftadt an den weftlichen Verband an. 

Am 24. Sept. 1828 wurde zu Kaffel ein mitteldeutiher Handeläverein 
wiſchen Sachſen, Hannover, Kurbefien, dem größten Theil der thüringiichen Staaten, 
Braunſchweig, Divenburg, Naffau, HefleneHemburg und Frankfurt a. M. gegründet. 


Zollverein. 1085 


Diefer Berband hatte feine fange Dauer; denn nad kurzem Zollkriege zwiſchen 
Darmftadt und Kurhefien Löfte ſich legteres vom mitteldentichen Bunde los und ver: 
einigte fich durd; Vertrag vom 25. Aug. 1531 mit Preußen, 

Endlich, am 22. März 1833, Fam auch eine Bereinigung des bayriich « würtem- 
bergifchen mit dem preußifch-heiftichen Verein zu Stande. 

Diefer Anſchluß hatte große Schwierigkeiten gemacht. Zwar der bayriſch-wür— 
tembergiiche Verein fühlte fich bei einer durchweg irrationellen Organifation und Ge- 
feggebung keineswegs fonderlih wohl. Im Durchſchnitt der Jahre 1829 — 31 betrugen 
in Bayern die Zollihus- und Erhebungsfoften 44 Proc. des Rohertrags.! Allein 
dennoch widerftrebten beide Staaten, Würtemberg ebenfowohl wie Bayern, der Ver: 
einigung mit dem preußiichen Berbande auf das hartnädigfte. Die Tariffäge des preu- 
ßiſchen Geſetzes von 1818 erſchienen in Bayern und Würtemberg nicht etwa durchweg 
zu niedrig, ſondern theilweife zu’ hoch. Die Regierungen von Bayern und Wür: 
temberg wenigitens, weldye nachmals recht eigentlich das ——— Ferment im 
Verein gebildet haben, nahmen z. B. Anſtand an dem Zweithalerzolle für Twiſte, welche 
im ſüddeutſchen Vereine damals nur mit Thlr. tarifirt waren. 

Allein endlich kam der Anſchluß trog aller freihändlerijch = regierunggfeitigen und 
Shugzölfnerifch-volfsjeitigen Bedenken doch zu Stande. 

Wenige Tage fpäter trat Sachſen, und ſchließlich auch der, inzwiichen zu einem 
engern Bunde vereinigte — der acht thüringiſchen Staaten hinzu. 

So war denn die wetentliche Grundlage für den großen preußijchdeutichen Zoll: 
verein geichaffen. Der Verein umfaßte am 1. Jan. 1534 ein Gebiet von 7719 Qua— 
dratmeilen mit circa 23 Mill. Einwohnern. Noch fehlten von den jegt dem Verein 
angehörenden Staaten: Hannover und Didenburg, weldye in der Folge einen eigenen 
Steuerverein gründeten, Braunfchweig, die beiden Lippe, Heflen-Homburg, Baden, 
Frankfurt und Naflau. , 

Schon im Jahre 1835 jedoch) ſchloſſen ſich HefiensHomburg, Baden und Naflau, 
1836 Frankfurt, 1842 Braunfchweig und Luremburg dem preußiich-deutfchen Zollverein 
an. Zugleich wurde der Vertrag, der zuvörberft nur auf acht Jahre geſchloſſen war, 
und aljo mit dem 31. Dec. 1841 ablief, von 1842 ab auf zwölf Jahre erneuert. ? 

Der heutigen Generation, welche die namhaften wirthichaftlihen Erfolge der 
deutihen Zolleinigung praftiich erfahren hat, fünnte es befremdend erfcheinen, daß der 
Zollverein fo langfam an Ausdehnung wuchs, und doch hatten die Regierungen vor 
dem Abfchluß der Verträge in der Regel einen bedeutenden Widerftand der Handel: 
und Gewerbtreibenden zu befürchten. Der freie Blid und die überfichtliche Anihauung 
fehlen dem , der, in Fleinlich beengenden Berhältniffen aufgewachſen, jeinen Horizont 
plöglicy erweitert fieht. Der Hang an dem Althergebradhten fteigerte die Bejorgniß, 
von der erweiterten Goncurrenz erbrüdt zu werden, und in der That ift e8 faum glaub: 
lich, bis zu welchen baroden Ideen die wirthichaftlich reactionäre Partei ſich verftieg.* 
Doc es war damals glüdlicherweife ein ganz anderer Zug in der preußifchen Politik, 
und wie dem Kühnen immer die Welt gehört, und wie fi) der Schwache immer an 
Den anlehnen wird, der fich feiner Stärke bewußt zeigt, fo gelang es Preußen , feine 
Zollgrengen immer weiter auszudehnen. Es waren nicht die materiellen Intereſſen, 
nicht die wirtbfchaftlihen Erfolge (den fpätern induftrielen Auffhwung hatten jelbft 
die erleuchtetften Staatsmänner nicht geahnt), es war vielmehr die Beharrlichfeit, 


1) Im bayrischen Rheinfreife betrugen 1830 bie Koſten 247801, die Zolleinnahmen 164767 FI, 

2) Der Grmenerungsvertrag datirt vom 8. Mai 1841. 

3) Wenn irgend Jemand dem Anfchluß an ein größeres Zollgebiet chne Furcht entgegenjehen 
fonnte, fo war es das —— Königreich Sachſen, und doch war auch hier die größte Beſtür— 
zung unter der Rabrif: und Handelswelt eingetreten. Der Handel ift, wie befannt, natienal, Zolls 
grengen werben für ihn zu Schranken, die feine Ausbreitung hemmen — nichtsdeftoweniger glaubte 

eipzigs Handelsitand durch den Zolfverein feine Meffen veröbet zu fehen, biefelben Meſſen, die, 
wie Jedermann weiß, gerade durch den Anſchluß Sachſens an ben Zollverein ihren mercantilen Umſatz 
nahezu verdreifacht haben. Man muß fi ſolche Erfahrungen vergegenwärtigen, um darin Grmuns 
terung zur Anbahnung neuer Reformen zu finden, felbit wenn fie auch, wie jegt bei dem Abfchluß ber 
neueften Handelsverträge, bei der großen Menge auf Widerſtand ftoßen follten. 
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mit der Preußen dem Fortfchritt huldigte. Das übrige Deutichland, foweit es von den 
Mittel: und Kleinftaaten repräfentirt wird, wurde von der Macht der Idee mit 
fortgerifien. 

Und für Niemand war diefe Anregung zum freihändlerifchen Kortfehritt günftiger 
als für Preußen. War diefer Staat das Haupt des Zollvereind und war der Wiederaus— 
tritt and demfelben den Fleinern Staaten fo gut wie unmöglid) , fo ward es von felbft 
um politifchen Lenker, und jene wohlberedinete Handelspolitif trug nicht nur den 
materiellen Erfolgen der vaterländifchen Induftrie wie der Staatecafle Rechnung, 
jondern fie erhob Preußen erft recht eigentlich zur Großmadht. 

So lange die preußifche Regierung auf der eingeſchlagenen Bahn verbarrte, galt 
fie den verbündeten Staaten als ſtaats- und handelspolitiiche Autorität, und das 
Uebergewicht wurde ihr um fo weniger ftreitig gemacht, als die finanziellen Erfolge 
felbit die fühnften Erwartungen übertrafen. Kaum waren aber die Gründer des Zoll- 
vereins vom Schauplage abgetreten, fo wurde der Weg der Reformen verlaffen und 
es foftete der damals noch ſchwachen freihändlerifchen Partei große Mühe, der wirth— 
ichaftlichen Reaction gegenüber wenigftens Stabilität zu bewirfen. Sofort war audy 
das qute Einvernehmen zerftört. Sonverainetätseiferfucht , Brotmeid und Thorfperr- 
politif drängten fidy hervor, und die Zollconferenzen zeigten das Bild der größten 
Zerfahrenheit. Bor Allem hatte aber die preußifche Negierung , die heute mit einem 
fühnen Coup einfeitig Verträge fchloß, morgen fleinmüthig die Bewilligung des 
fleiniten Staates einhalte, um übermorgen vor der Zollconferenz demüthig ihr peecavi 
einzugeftehen, den Verluft ihrer Euprematie vollftändig verjchuldet, und wenig Jahre 
fpäter hatte fie, anftatt ihren politifchen Einfluß zu Fräftigen, durd ihre Schwäche 
es dahin gebracht, daß fie ſich nach Innen wie nad) Außen von ihren Zollverbündeten 
gehemmt und dominirt ſah. Bildete fid) Doc fogar am Bundestage, wie bei den Zoll- 
conferenzen, eine antipreußiiche Goalition, weldye jedem von Preußen ausgegangenen 
Vorſchlage im gefchloffener Oppoſition entgegentrat. Durch Fleinlicdyes Zugeben, 
3. B. durch das total verfehrte Mittel der Erhöhung einiger wichtigen Tarifpofitionen 
fuchte Dann das Berliner Babinet Das theilweife wieder zu erreichen, was nur durch 
die entgegengefegten Mittel, durch Beharrlichfeit auf dem Neformwege erobert werden 
fonnte. 

Die politifche Bewegung von 1848 und 1849 war nicht geeignet, ein befferes 
Verhältnis zwifchen den Mittelftaaten und Preußen, dem die deutſche Kaiferfrone 
entgegengetragen ward, herzuftellen. Die Zollvereinsverfaflung , von vornherein nur 
ein Broviforium, war durch ihre Stabilität veränderten Zeiten gegenüber geradezu 
unerträglich geworden, und jo erflärte denn Preußen, in einem abermaligen Anlauf 
zu entſchloſſenen Thaten, die Zollsereinsverträge nach Ablauf der wölfjährigen Periode 
im Jahre 1853 entweder gar nicht oder nur nach einer wefentlichen Umgestaltung er— 
neuern zu wollen, und trug dabei feine vermeintliche Unentbehrlichkeit für die Mittel» 
ftaaten in allzu felbitgefälliger Weife zur Schau. Die Mittelftaaten wußten indeß 
nur zu gut, daß Preußen fie ebenio wenig entbehren fonnte, und glaubten, durd) 
frühere Erfahrungen belehrt, keineswegs an den rechten Ernft der Berliner Kündigung. 
Sie hatten Beide Recht und würden ſich ohne Zweifel durdy gegenfeitiges Nachgeben 
‚zu einer Reform geeinigt haben, wenn nidyt Defterreich, das den wachſenden Einfluß 
Preußens ſchon längft mit neidifchen Augen betrachtet hatte, durch eine ganz uner— 
wartete Dazwiſchenkunft die Reform vereitelt hätte. 

Die Metternich'ſche Kamarilla hatte fidy ihres Einfluffes auf die deutfchen Regie— 
rungen fo ficher geglaubt, daß fie der Gründung und dem Ausbau des Zollvereins fein 
Hinderniß entgegenfegte ; wenn man nicht licher als Urfache ihres palfiven Verhaltens 
annebmen will, daß Das Wiener Cabinet es für u hielt, den Kaileritaat aus 
feiner Abgeichloffenheit von dem übrigen Deutichland loszulöfen. Im Jahre 1840 
ſchien man indeß in Wien anderer Anficht geworden zu fein, denn jegt tauchte zum 
eriten Male das Project eines Zollverbandes, wenn aud) in noch ganz unflarer Form, 
auf. Die öfterreichiiche Induſtrie fepte aber aus Furcht vor der deutſchen Goncurrenz 
dent Plane eine fo entichiedene Oppofition entgegen, daß der Entwurf gar nicht einmal 
fämmtlihen Staaten mitgetheilt ward. Zchn Jahre fpäter hätte fih das Miener 
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Gabinet überzeugen können, wie viel e8 an Sympathieen im „Reich“ verloren, und wie 
die durch den Zollverband erreichten materiellen Erfolge und der ungeftörte Güteraus— 
tauſch das deutſche Volf eng an Preußen gefettet hatten. Als Antwort auf die Zurüd- 
weijung der deutſchen Kallerfrone erfchien ganz unerwartet mitten in der Unent- 
fchlofienheit und den fdywanfenden Anfichten der Zollverbündeten am 27. October 1849 
das Project eines Zollverbandes zwiſchen Deutichland und Gelammtöfterreih. Als 
Lodipeije verftand man in Wien das Zollgebiet von fiebzig Millionen Einwohnern 
gar prächtig aufzupugen, und es ift nicht zu leugnen, daß bei dem Beifall, mit dem 
die Verbindung mit dem gefinnungsverwandten Defterreich von den meiften deutſchen 
Regierungen aufgenommen ward, der öfterreichiichen Diplomatie damals Das beinahe 
gelungen wäre, worauf es ihr einzig und allein ankam: die Sprengung des Zollver- 
eind. Wenigftend bedurfte es in den meiften deutichen Staaten der eindringlichften 
Vorftellungen des Gewerb » und Handelsſtandes, darauf aufmerfjam zu machen, daß 
man ſich in Wien zu irgend welchen greifbaren Opfern durchaus nicht entſchließen 
wollte. Preußen zeigte fich einer Tofortigen Zolleinigung nicht geneigt, da aber 
die Unterhandlungen zwifchen Oejterreich und den Mitteljtaaten fortgelegt wurden, fo 
hielt man in Berlin für nöthig, die öfterreichiichen Pläne durd) einen fühnen Schadyzug 
zu durchkreuzen. Unerwartet wurde am 7. September 1551 der preußiſch-hannoverſche 
Zoll» und Handelsvertrag publicirt, der durch den Eintritt Hannovers und Olden— 
burgs in den Zollverein nicht nur dem legtern die Nordfee öffnete, jondern auch das 
preußifche Zollgebiet vollftändig arrondirte, da Preußen auf die zwiſchen der Elbe 
und den Rheinprovinzen gelegenen Fleinern Staaten mit größter Sicherheit rechnen 
durfte. Die öfterreihiichen Pläne waren vereitelt, und obgleich die allgemeine Ber: 
wirrung zum großen Schaden der deutichen Induſtrie nod) Pate zwei Jahre lang fort= 
dauerte, fo einigte man fid) doch jcyließlich zu dem Fortbeftand des Zollvereind und 
zu dem Abſchluß des deutic) = öfterreichifchen Handelsvertrags. (1853, 19. Februar.) 
Allerdings hatte feine der ftreitenden Parteien ihre Abficht erreicht, und, was das 
Schlimmſte, die Zollvereinsverfaffung beitand mit allen ihren Fehlern fort.' 

Das Wachsthum des Zellvereind und feinen Umfang, wie derjelbe mit Aus— 
nahme der Bremijchen Enclave heute noch beftcht, wird folgende Tabelle am beften 
zur Anfchauung bringen.? 


1828 14. Februar Verbindung Preußens und des Großherzogthums Heften. 
— 17. Zuli Anichluß von Anhalt. 
1829 3.u.4. Juli Sahien-Meiningen und Coburg-Gotha. 
1831 16. April Waldeck. 
1831 25. Auguft Kurhefien. 
1833 22. Mär Bayern und Würtemberg (jeit 18. Jan. 1828 verbündet) 
fowie beide Hohenzollern. 

— 30. März Königreich Sachen. 

— 11. Mai Thüringen 8 Staaten). 
1835 20. Februar Heflen-Homburg. 

— 12. Mai Baden. 

— 10. Decbr. Naflau. 
1836 25. Januar Frankfurt. 
1841 18. Ditober Lippe-Detmold, 

— 19, October Braunichweig. 
1847 2. April Luremburg. 

1851 7. April Hannover, Oldenburg, Schaumburg-Lippe. 

Der Zollverein umfaßt demnach fämmtliche deutiche Staaten (mit Einſchluß der 
außerdeutichen Provinzen Preußens), außer Defterreich, beide Medlenburg, Holftein, 
Limburg, Hamburg, Bremen, Lübeck und Lichtenftein. 


1) Rentzſch, Reorganifation des Zollvereins in „Deutiche Jahrbücher“ Br. 4. Heft 3. ©. 347 
(Berlin 1862). 
2) Nah Kolb, Statifif. 
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Gebietsumfang und Bevölkerung fliegen in folgender Weile. 
Duadratmeilen Ginwohner 


1828 5240 13295254 
1831 5293 13’936547 
1834 7732 23478120 
1537 8096 26’008973 
1843 8245 28 498136 
1852 9045 32550055 
1858 9045 35'542467 
1861 9045 34'670277. 


So entichievden indefien der Zollverein bei feinem Entftehen die Bahn des Fort- 
fchritts betrat, fo raſch erlahmte leider ein folches rühmenswerthes Streben. 

In der Zollvereinsverfaffung war der Souverainetät der Fleinen Staaten zuliebe 
der höchft nachtheilige Paragraph aufgenommen worden, daß Aenderungen jelbft der 
Tarifpofitionen nicht nach Majoritätsbeichlüflen (etwa nad) der Bevölkerungszahl, 
fondern nur dann erfolgen follten, wenn alle Staaten damit einverftanden waren 
‚liberum veto). Zu Erhöhungen des Tarifs war man aus falfch verftandenen Finanz- 
rüdfichten weit leichter bereit, al8 zu Ermäßigungen. So wurden nad) der Zufammen- 
ftellung von Emminghaus ' 


in der Tarifperiebe ermäßigt dagegen erhöht 
die Zölle für 
1537—1839 Kupfer, Ciſenblech, Seife, Zucker, Leinenzwirn, Weißblech, Gifen- 
Syrup, Kaffee, Cacao, Gewürze, draht, Baumm.r und Wollengam, 
Droguen, Grobe Zinfwaaren, Kurz: Seide, Seidengarn. 
waaren, Porzellan 

1810— 1812 Feine Zinf: und Kurzwaaren. 

1843 —1815 Kurze Waaren Seidengarn, Gigarren, Giſenwaa— 
ren, feine Kurzwaaren, Wollenwaa- 
ren, Roheifen. 

1816—1845 Franzbranntwein, Baumöl, Handichuhe, Branzbranntwein, Tas 
peten, Twiſte, Zeinengarn, Leinen: 
waaren. 

1849— 1551 Gigarren, Korbflehterwaaren, 


Fourniere, Ball: und Strehhüte, 
Machstaffet, Mubliteine, Gummi 
„waaren, Fichte, Hefen. 
1852 u. 1853 Kaffee, Rranzbranntwein, Tabaks— 


blätter, Thee, Mein in Fäſſern. 


1854— 1956 Syrup, Talg, Mühlenfabricate. Halbjeidene Borten. 
1857 —1859 
1960 — 1862 Zuder, Syrup, Talg. 


Unter den Artifeln der rechten Spalte find die meiften joldye, bezüglich deren 
der freihändleriiche Norden gewichtige Gonceffionen, unter denen der linfen Spalte 
folche, bezüglich deren der ſchutzzöllneriſche Süden dürftige Gegenconceffionen gemacht 
hat. Aus Eonceffionen und Gegenconceffionen find einige magere Verbeſſerungen 
und viele ftarfe Verfchlechterungen des Tarifs entftanden — das ift das Werk einer 
bald dreißigiährigen Arbeit widerftrebender Elemente. 

Nach dem Damals freifinnigen, dem Zollvereinstarife zu Grunde gelegten preu- 
ßiſchen Tarife von 1818 follte die von fremden Waaren bei deren Verbleiben im Lande 
zu erhebende Verbrauchſteuer bei Fabrif- und Manufacturwaaren des Auslandes 10%, 
des Durchichnittspreijes in der Regel nicht überfteigen, aber überall da geringer jein, 
wo es unbeſchadet der inländischen Induftrie geicheben könnte. Aus jenen Gegenüber: 
ftellungen geht jedoch deutlich hervor, daß der Zollvereindtarif ſich von Diefen Ziele 
immer mehr entfernt, ftatt fi ihm genähert hat. Derjenige Theil des Tarifes, welcher 
durch Einfuhrzölle von höchftens 10%, des Werthes der inländiichen Gewerbiamfeit 
einen Schug gewähren follte, hat eine Ermäßigung gar nicht, dagegen zahlreiche und 








+1) Gntwidelung, Krifis und Zufunft des Zollvereins. ©. 61. 


Zollverein. 1089 


erhebliche Erhöhungen erfahren; durd eine urfprünglich nur als proviſoriſch be- 
trachtete, jpäter aber nicht wieder zurücdgenommene Zollerhöhung für fogenannte Halb- 
fabricate (Twift, Eiſen,, ift ein Theil der Production zu Gunften eines anderen er- 
höhten Steuern unterworfen worden. 

Aber find etwa die im Tarif noch an der alten Stelle ftehenden Zollfäge, die— 
jenigen, welche der Erhöhung durch Beſchluß der Generalconferenzen glücklich ent: 
gangen find, auch in Wirflichfeit noch die alten Säge? Infolge der gerade in den 
legten dreißig bis vierzig Jahren vor fi gegangenen enormen Preisermäßigung, 
namentlich der Fabricate, wurden zahlreiche Artifel durch den Tarif gänzlich prohibirt, 
war das Marimum der Zolljäge von 10%, des Werthes faft durchweg zur Fabel ge- 
worden. Während derjelben 30jährigen Periode hatten andere Staaten wie England, 
die Schweiz, durch Die neueften Verträge ferner Frankreich, Belgien, Holland u. f. w. 
ihre Zollfäge reducirt — im Zollverein dagegen wurde die Reform von einer Gonferenz 
zur andern verfchoben und bei einer beabfichtigten Erniedrigung fand ſich mindefteng 
allemal die eine Stimme, welche nad) dem liberum veto den Plan fcheitern ließ. 

Da tauchte auf einmal aus dem ewigen Einerlei der deutſch-franzöfiſche 
Handeldvertrag auf und zugleich wurde die Abficht zu erfennen gegeben, Franf- 
reich Feine Differenzialzölle zu bewilligen, fondern den Tarif zu einem allgemeinen 
machen zu wollen. Der Abſchluß des Vertrags fann als ein ausnahmsweife größerer 
Schritt bezeichnet werden — ein Saltomortale, wie ihn die Schugzöllner Süddeutſch— 
lands gern nennen möchten, ift er nicht, am allerwenigiten war irgend welche Gefahr 
für die bisher geichügte Induftrie zu erbliden,, denn des Schuges enthält er aud) in 
dem neuen Tarif mehr, als für Die gegenwärtigen Verhältniſſe nöthig au fein fcheint. 
Der Handeldvertrag ging nicht darauf aus, den auf den Schugzoll bafirten Induftrie- 
zweigen den Boden plöglich unter den Füßen wegzuziehen, fondern er redueirte die Zölle 
derart, daß die geihügten Induftriegweige, wenn fie nur ernftlich wollen, recht gut 
folgen fönnen. Man mag im Einzelnen zwar Manches anders wünſchen, und für ein 
großes Land ift es überhaupt unmöglich, einen allgemeinen Tarif aufzuitellen, der den 
Intereſſen aller gewerblichen Anlagen in gleichem Maaße gerecht werde, im Ganzen 
und Großen wird fich aber früher oder fpäter felbft das Scyugzöllnerthum zu der An- 
ficht befennen,, daß die Folgen für die materiellen Interefien des Zollvereind vorwal— 
tend günftige fein werden. 

eben den großen Vortheilen, die aus der Ermäßigung der Zolljäge für die 
Gonjumtion einerfeitd, und durch Anbahnung weiterer Goncurrenz andererfeits für die 
einheimifche Production erwachſen, nöthigten nody andere Thatſachen Preußen (ale 
den Beauftragten des Zollvereins) , mit dem Abjchluß des Vertrags nicht zu zögern. 
Seitdem England, der gefährlichfte Goncurrent unserer deutihen Induftrie, Gelegen- 
heit erhalten, feine Producte zu ermäßigten Zollfägen nad) Sranfreich zu verjenden, 
lag für ung die Gefahr vor, von dem franzöfiichen Marft ganz ausgeichloflen zu wer: 
den. Hier galt fein langes Zaudern. Hat der Handel einmal jeine Abjagwege ge: 
funden, haben fich die Fabricanten bereits nad) dem Gejchmad der Mode und den 
jperiellen Wünfchen ihrer Abnehmer eingerichtet, find ferner die Preife nur irgend zu» 
friedenitellend, fo ift ed Außerft jchwer, den Handeltreibenden andere Bezugsquellen 
annehmbar zu machen. Monate, die man zuvor mit den Unterhandlungen zwijchen 
Berlin und Paris, ſpäter zwiſchen Berlin und München unnöthig verſchwendet hat, 
werden für einzelne deutiche Induftriezweige jahrelange Anftrengungen nothwendig 
Machen, um den Engländern, der Schweiz, Jtalien und Belgien den Vorſprung wie: 
der abzugewinnen. Hier lag der Schwerpunct des Vertrags, hier der Grund, wes— 
halb wir ung zu Gonceffionen für die franzöfiiche Einfuhr verftehen mußten ; bier lag 
die ganze politifche Weisheit, die ſich allerdings als ein Act der wirtbichaftlichen Noth- 
wenDdigfeit daritellte. 

Der Handeldvertrag fand bei den meiften Regierungen die wünjchenswerthe 
Billigung ; in Sadyfen wurde derfelbe von der Landesvertretung ſogar einftimmig, in 
Preußen gegen nur wenige Stimmen angenommen. Einen umſo entſchiedenern Wider: 
ftand erhoben dagegen Bayern, Würtemberg, Hannover , beide Heflen und Naſſau, 
in welchen Ländern die Regierungen aus politiihen, ein Theil. der Bevölkerung aus 
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Ichugzölfnerifchen Rüdfichten fich gegen den Handelövertrag erklärten und das merf- 
würdige Anfinnen ftellten, daß die 27 Millionen Norddeutſche ſich nach den Anfichten 
der übrigen 8 Millionen Süd- und Mitteldeutſcher richten jollten, widrigenfalls die 
Legtern aus dem Zollverein austreten wollten. In Wirklichkeit handelte es ſich aber 
wiederum um den Eintritt Gejammtöfterreihs in den Zollverein umd die materiellen 
Intereſſen wurden da vorgeichoben, wo es ſich nur um politifche Gombinationen, d.h. 
um eine Schwächung des preußifchen Einfluffes handelte. 

Kurz nad) dem Abſchluß des deutich-franzöftichen Handelsvertrags im Jahre 1862 
trat nämlich das öfterreichifche Gabinet mit diesmal modificirten Plänen einer Zoll 
einigung hervor. Obgleich die Zollgrenze beibehalten bleiben follte hauptſächlich des 
Tabatmonopols und der verfchiedenen inneren Befteuerung wegen) , jo follte doch bis 
auf eine Anzahl von Ganzfabricaten der Verfehr frei fein; die Zolleinnahmen follten 
auf gemeinfchaftlihe Rechnung verwaltet und die Vertheilung der Revenuen jo geord- 
net werden, daß der frühere Zollverein pro Kopf %, , Defterreich '4 erhalten tollte. 
Bon einer Reorganifation der Zollvereinsverfaflung, die vor allen Dingen nothwendig 
war, ſah das öferreichifche Gabinet wohlweislich ab. 

So beftechend auch für den erften Blid ein großes freies Abſatzgebiet von 70 Mill. 
Einwohnern für den deutichen Gewerbfleiß fein mochte, jo fonnte Doch der öfterreichiiche 
Markt die Zolivereinsinduftrie für das ausländiſche Erportgeichäft zur Zeit nicht 
ſchadlos halten. Der deutich - öfterreihiiche Handelsvertrag von 1853 ficherte dem 
Handel und der Induſtrie beider Zollgebiete nicht unweſentliche Vortheile. Robftoffe 
wurden im Allgemeinen faft ganz frei, Halbfabricate zu mäßigen und Ganzfabricate 
mindeftens in der Hauptſache zu geringeren Sägen ein und ausgeführt, als fie von 
beiden Zollgruppen andern Nationen gewährt wurden. Man hätte daher annehmen 
follen, daß zwiſchen Defterreich und dem Zollverein ſich ein recht blühender Verkehr ent- 
wickeln müßte, unddod) find nicht einmal die beicheidenften Erwartungen erfüllt worden. 

Unter der Herrichaft des Vertrags von 1853 hatte fih der Verkehr zwiſchen 
Defterreich und dem Zollverein allmählich in den induftriellen Hauptartifeln im Jahre 
1860 folgendermaaßen geftaltet: 


Geſammtein- Ginfuhr Sefammtaus Ausfuhr 
fubr des aus fuhr des nach 

Zollvereins. Deiterreich. 3ollvereins. Deiterreich. 

Flache, Hanf x. . 424665 Ctr. 40000 Gtr. 182390 Etr. 48000 Etr. 
Leinengarne 124976 » 14000 = 48226 =» 9000 = 
Leinenwaaren . 66125 = 15020 = 165663 — 16 =» 
Wolle . . 376870 = 140000 «= 157089 — 2000 = 
Wollengarne 147769 — 3500 = 66519 = 10000 = 
Mollene Waaren . 31853 — 750 = 274058 ⸗ 3040 = 
RBaumwollene Garne. 475999 — 1700 — 274111 = 31000 = 
Baumwollene Waaren 10960 : 250 = 364459 — 701 = 
Seidene Waaren . 5675 = 40 «= 35964 = 434 — 
— Maaren . 2709 — 120: 14316 — 376 = 
Roheiſen 2155839 — 12000 = 219070 — 54000 = 

Eiſen- und Stahlwaa- 

ren aller Art 194578 = 46000 = 916615 = 65000 — 
Leder 20689 = 900 = 72614 =» 14000 — 
Lederwaaren 5867 = 500 =: 37217 = 1300 — 
Holzwaaren ord. . 107604 = 24000 = 134926 - 27000 = 
⸗ feine . 9646 = 1700 — 112478 = 5000 = 
Glaswaaren ord. . — 2500 =» j 3000 =» 
. feine . 67376 = 15000 « | 266155 - 2000 — 
Thonwaaren ord. . 34200 ⸗ 5000 = 143462 = 48000 — 
⸗ feine . 3270 = 500 — 83948 — 2500 = 
Bapier . 27669 =» 13000 = 132782 = 12000 + 
Büder . 23036 +» 300 ⸗ 58830 = 430 — 
Kurzwaaren 57642 > 7700 =» 193558 — 17000 = 
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Dem Werthe nach berechnet fidy für 1860 der Waarenaustaufch zwifchen Oeſter—⸗ 
reich und dem Zollverein: 


Gefammteinfubr aus Defterreid 
des Zollvereins. 
Verzehrungsgegenftände 102564219 Thlr. 24064797 Thlr. 
Robfiofe . . . . 1347584432 ⸗ 23524322 = 
Bann 20. 86'861597 : 3029678 = 
anzfabricate . . . 34727615 = 5723923 =: 





“ Summe 358737863 The.  56'342710 Thlr. 


Gefammtausfuhr nah Oeſterreich 
des Zollvereins. 


Verzehrungsgegenftände 90148557 Thlr. 12076305 Thlr. 
Rohſtoffe — — 


77466418 = 19160959 — 
—— ... 33885011 - 24873258 = 
anzfabricate . . . 239079661 - 40294117 = 








Summe 460579677 Thlr. 96’404639 Thlr. 

Wenn man diefe Poften mit der Gefammtproduction oder auch nur mit der Aus» 
fuhr des Zollvereins nad) allen andern Gegenden hin vergleicht, fo fällt ſofort in die 
Augen, daß — insbefondere in Web: und Wirfwaaren aller Art — der Austaufch an 
Induſtrieproducten zwifchen beiden Nachbarländern , Defterreicdy und dem Zollverein, 
weit belebter fein könnte. Der Zollverein bezieht von Defterreich zur Zeit vorzugsweife 
Rohſtoffe und Halbfabricate, die Ganzfabricate bleiben hinter dem Waarenverfehr zu— 
rüd, den der Zollverein mit anderen ferner gelegenen Ländern unterhält. 

Man muß fi) erinnern , daß das Metternich’iche Regierungsſyſtem Oeſterreich 
gefliffentlic von dem freien Verkehr mit Deutſchland abzuhalten bemüht war. Nach— 
dem andere Geſetze, wenn auch noch nicht ein total andrer Geift in Defterreich Platz 
gegriffen, wird man nicht erwarten dürfen, daß der Verkehr fofort in die neuen ide 
nen einlenfen werde. Es wird ferner darauf hinzuweilen fein, daß der öfterreichifche 
Kaiferftaat feit langen Jahren mit der Herftellung eines beſſeren Finanzweſens und 
mit der Befeitigung eines in jedem Jahre wiederkehrenden Deficits ringt, daß die 
wenig erfreulichen Balutaverhältnifie einer angemeffenen Werthausgleihung zwiſchen 
Einfuhr und Ausfuhr hindernd im Wege fteben. Die Kriege und politiichen Un— 
ruhen, aus denen der öfterreichifche Kaiferftaat ſeit 1848 nicht herausgefommen ift, 
feine andauernde Kriegsbereitichaft, der dadurch herbeigeführte Mangel an Arbeitern, 
in noch höherem Grade der Mangel an Capitalien, fte find ebenjo wenig geeignet, 
eine blühende Entwidelung der einheimischen Induftrie herbeizuführen, und wenn die 
eigene Induftrie nicht voll producirt, fo fehlen auf die Dauer die Entfhädigungsob- 
jecte, mit denen ausländifche Waaren ausgetaufcht werden können. — Je civilifirter 
eine Nation ift, deito mehr Bedürfniffe bürgern fih ein. Ohne in den Fehler der 
Ruhmrednerei und überfchwänglichen Selbftlob8 zu verfallen, dürfen die übrigen deut— 
chen Stämme von ſich behaupten, daß fie den öfterreichifchen Brüdern mindeftens 
gleichftehen, daß aber im öfterreichifchen Kaiferftaate Alles, was nicht deutſch heißt 
und nicht deutich it, vom ftolgen Ungar bis herab zum Slavonier, Dalmatier und 
Grenzer, der Eivilifation nicht in gleichem Maaße theilhaftig ift und einem Induſtrie— 
volfe verhältnißmäßig nur wenig Abnehmer bietet. Dazu kommt, daß Defterreichs 
Induſtrie, die befonders in den deutfchen Kronländern, in Böhmen und Mähren, 
Erzherzogthum Defterreih und Stevermarf, außerdem im Venetianifchen blühender 
entwidelt ift, in der Hauptfache mit den Erzeugnifien des Vereins in denfelben Bran— 
chen concurrirt, während da, wo dies nicht der Fall ift, hohe Echugzölle den Eingange 
zollvereinsländifcher Artifel hindernd im Wege ftehen. 

Deutichland ringt gegenwärtig mit Aufbietung aller Energie nad) der Herftellung 
politifcher Einheit. Die Schaffung einer ftarfen Gentralgewalt ift Das politifche , zu— 
gleich aud) das wirthichaftliche Programm des Volkes geworden. in Eintreten der 
deuticheöfterreihifchen Bundesftaaten in den Zollverein, den das Kaiferreich mit einem 
gewiſſen Rechte auf feine Bundesftellung fordern darf, möchte zwar zu mancherlei Bes 


69* 


1092 Zollverein. 


denfen Veranlaffung geben, die deutiche Nation würde indeß den höhern Intereſſen 
gern Rechnung zu tragen wiffen. Wir müffen aber bezweifeln, daß man in Wien ge 
neigt fein werde, den nach langen politiihen Kämpfen noch nicht befeftigten Ge- 
fammtftaat durch eine Zolllinie von Süden nad) Norden mitten hindurdy zu fpalten. 
Deiterreich verlangte aber mit feinem Gejammtgebiet Eintritt in den Zollverein, 
und, wohlverftanden, nicht in einen verbefferten, fondern in den Zollverein mit feinem 
Ihugzöllnerifchen Tarife, mit feinen vielen Fehlern der innern Organifation. Defter: 
reich hatte fein Wort für die fpätere Unauflöslichfeit des neuen Handelsverbandes, 
es beabfichtigte fich vorläufig nur auf zwölf Jahre zu binden. Wir wollen ihm dies 
nicht zum Vorwurf anrechnen, da wir felbft nicht geneigt fein werden, uns dauernd 
mit Ungarn und Slavonien, mit Dalmatien und Galizien in allen Productiond- und 
Eonjumtionsverhältnifien aufammenzufetten. 

Im Zollverein beftand ferner ein bedauerlicher Zwiefpalt zwifchen dem freihänd— 
lerifchen Norden und dem jchugzölfnerifchen Süden. Die Producenten Würtembergs 
und Bayerns, wie wenigftens ihre Regierungen erflärt haben, glaubten ſich einer 
größeren Concurrenz nicht in dem Maaße gewachien, wie die Preußens und Sachſens, 
von Thüringen und Baden. Durch den Eintritt Gelammtöfterreihe wird der Zwie— 
jpalt in dem Zollverein nicht verdreifacht , fondern er wird ſogar um fo viel Factoren 
vermehrt, als das große öfterreichiiche Reich neben einander verichiedene Entwidelungs: 
ftadien feiner einheimischen Induſtrie Darbietet. Die Inpuftrie der deutſch-öſterreichiſchen 
Provinzen fteht im großen Ganzen hinter der Süddeutſchlands zurüd — fie erflärt 
ſich ſelbſt als fchugbedürftiger , — fie überragt aber bedeutend die der anderen Pro- 
vinzen, da fie fich zu Ungarn und Galizien etwa jo verhält, wie der Norden und Mit: 
teldeutichland zu Süddeutſchland. Schien jegt ſchon bei der Aufftellung eines neuen 
Tarifs im Zollverein eine Röfung der widerfprechenden Wünfche fehr ſchwer zu fein, 
io * ſie ſpäter nach dem Eintritt Geſammtöſterreichs ſich noch bedeutend ver— 
mehren. 

Faßt man weiter die finanzielle Seite in's Auge, die indefjenfnicht maaßgebend 
fein foll, obgleich die meiften Regierungen den Werth des Zollvereind nur nad) dieſer 
Seite zu jchägen wiſſen, fo ift die Zolleinnahme pro Kopf fo ungleihmäßig, daß jelbit 
der jcheinbar opferbereite Vertheilungsmodus , den die öfterreichiiche Regierung vor: 
ihlug, den Ausfall der Zollvereinsſtaaten nicht dedfen würde. Auf den Kopf der Be- 
völferung famen von den Zollrevehuen 

im Zollverein in Deiterreich 
1834 20,,Sgr. 8, Sur. 
1840 23, - 1, + 
1863 23,  - Se 


oder Defterreich nimmt bei einer Bevölferung, die der des Zollverein annähernd gleich 
ift, circa 20 Mill. Thaler weniger durd) feine Zölle ein, woraus für Defterreich ſelbſt 
bei der vorgejchlagenen Vertheilung immer noch ein jährliher Gewinn von mehr als 
3 Mill. Thlr. refultiren würde. 

Erwägt man ſchließlich, daß die Leitung des Zollvereins dann in den Händen 
zweier Großmächte fein würde, die fich faſt immer feindſelig gegenüber geſtanden haben, 
jo lag die Gefahr fehr nahe, daß zu der bereits beftchenden politifhen Ohnmädhtigfeit 
Deutſchlands auch noch eine gleiche Zerfahrenheit in wirthichaftlichen Dingen hinzu- 
kommen würde. 

Alle dieſe Bedenfen konnten den Regierungen von Bayern und Würtemberg, von 

annover und Heflen nicht verborgen bleiben, defienungeachtet bebarrten fie bis zum 
Herbft 1564 auf ihrem Proteft gegen die neue Tarifreduction, ſodaß ſich Preußen ge- 
nöthigt ſah, fein Verbleiben bei dem Zollverein von der Annahme des deutich-fran- 
zöftichen Handelsvertrags abhängig zu machen, mit andern Worten den Zollverein zu 
fündigen. Und merfwürdigerweife, als die Gefahr heranfam, daß der Zollverein als 


— 








1; Reutzzſch, Staat und Volfswirthichaft. 
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die einzige echt nationale Inftitution feiner Auflöfung entgegengehen und eine neue 
Zollichranfe Nord: und Süddeutſchland trennen follte, da erhielt ſich im deutfchen 

olfe Die unumſtößliche Zuverſicht, daß dies gar nicht möglich fei, und felbit in den 
fündeutfchen Staaten, in denen man dur Volksverſammlungen und durch Flug— 
jchriften Die Regierungen auf die rechte Bahn zu leiten bemüht war, wußte jedes Kind, 
daß ihre Regierungen nachgeben würden und nachgeben müßten. Und fie famen denn 
auch alle wieder, zuerft Hannover, dann beide A Naffau, Würtemberg und zu- 
legt audy Bavern, ſodaß im October 1864 der Zollverein von feiner Krifis glüdlich 
befreit und das Zollbündniß auf weitere 12 Jahre bis Ende 1977 abgeſchloſſen war. 

II. Verfaffung und Einrichtung des Zollvereing,. 

Das Verhältniß der im Zollvereine verbundenen Staaten zueinander ift lediglich 
als ein völferrechtliched Vertragsverhältniß zwilchen fouverainen Staaten 
aufzufafien.' Jeder überhaupt ftimmberechtigte Vereinsgenoſſe hat eine volle Stimme ; 
zu allen Beſchlüſſen ift Einftimmigfeit erforderlich, jeder Genoffe kann durch Ver— 
fagung feiner Zuftimmung jeden Beſchluß vereiteln; die Gonferenzen find Zuſammen— 
fünfte von inftruirten Vertretern der einzelnen Regierungen ; die Gefchäfte werden hier 
völlig nad) den Formen und Ufancen des diplomatiſchen Verkehrs behandelt ; kurz, in 
jeder Hinficht ftellt der Verein formell ſich dar als ein völferredhtlicher Bund. 

ie dem Vereine angehörigen Staaten werden unterichieden ald unmittelbare 
und mittelbare Vereinsmitglieder, oder ſchlechtweg ald Mitglieder und Glie— 
der des Zollvereind. Unmittelbare Mitglieder oder ſchlechtweg Mitglieder des Ber: 
eins find heutzutage: Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, Baden, 
Kurheſſen, Großherzogthum Heflen, die Staaten des Thüringifchen Zoll: und Han— 
delsvereins (im ihrer Gefammtheit), Braunfchweig, Oldenburg, Naffau und Franf- 
furt a. M. Dieje Staaten gehören jelbitändig dem Verein an, führen in demfelben 
felbftändig in Gemäßheit der mit den übrigen Vereinsglicdern getroffenen Berein- 
barungen die Verwaltung, conferiren miteinander, faflen Beſchlüſſe miteinander , und 
haben bei den Verhandlungen über Zoll» und Handeldverträge mit andern Staaten 
unmittelbar oder mittelbar zu concurriren. 

Die mittelbaren Mitglieder oder die Glieder des Vereins, zu denen, außer der 
Mehrzahl der Mitglieder (welche im Betreff gewifler Gebietötheile nur Glieder des 
Vereins find), nod) — ——— Waldeck und Pyrmont, die Herzogthümer An— 
halt, die Fürſtenthümer Lippe, und Luremburg als Staaten, welche mit ihrem ganzen 
Gebiete im Verein ſtehen, ferner Medlenburg » Schwerin und Bremen gehören, find 
theils mit dem ganzen Gebiete, theils mit einzelnen Gebietötheilen je einem der Ver- 
einsmitglieder ſpeciell, und nur mitteld defielben dem Geſammtvereine angefchloffen, 
und haben fidy in allen den Verein betreffenden Angelegenheiten durch dieſes Mitglied 
vertreten zu laflen. 

Nach den Grumdverträgen des Vereins follen in dem Gebiet des legtern überein: 
ftimmende Gefege über Ein», Aus» und Durdigangsabgaben beftchen, jedoch mit 
Modificationen, welche, ohne den gemeinfchaftlihen Zwede Abbruch zu thun, aus 
den Gigenthümlichkeiten der allgemeinen Gefeggebung eines jeden der theilnehmenven 
Staaten oder aus localen Interefien ſich ald nothwendig ergeben. 

Die Zollverwaltung und die Drganifation der Zollbehörden foll auf gleichem 
Fuße eingerichtet fein ; die Zollerhebungs- und Zollverwaltungsfoften trägt jeder Staat 
für fi; nur für die Koften der Bewahung und Zollerhebung an den Außengrenzen 
werden die betreffenden Staaten durch feftgeiegte Baufchquanta entſchädigt. 

Die Vereindftaaten find befugt, die Geichäftsführung der Zolldireetionen und 
Hauptzollämter gegenfeitig zu controliren. Das Zollgefeg, der Zolltarif und die Zoll: 
ordnung bilden integrirende Beftandtheile des Vertrags. Keiner diefer integrirenden 
Beitandtheile fann in irgendwelchem Stüde abgeändert werden ohne gleiche Ueberein— 

immung aller ftimmberechtigten Contrahenten. Daffelbe gilt auch von dem gemeins 
—— Zollcartel gegen Schmuggel und Defraudation. 





I) Emminghaue, Die Zollvereinsfrage. 
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Das zur Ueberwahung und Ausbildung des Vertragsverhältnifies beftimmtr 
Organ ift nicht in Form einer ftändigen Behörde, fondern in der Form periodiicher 
Eonferenzen von Bevollmädtigten der Bereinsftaaten conftruirt. Solche Con— 
ferenzen follen regelmäßig jährlich im Juni ftattfinden ; der Vorfigende, welchem nur 
die ea Leitung der Geſchäfte zufteht, wird aus der Mitte der Bevollmächtigten 
erwählt. 

Zur Gompetenz der Generalconferenzen gehören folgende Gegenftände: 

1) Sie haben über Beichwerden und Mängel, weldye in Bezug auf die Aus: 
führung des Grundvertragd und der befondern Hebereinfünfte in einem 
oder dem andern Vereinsftaat geäußert und bezüglich wahrgenommen und 
auf dem Gorrefpondenzwege nicht erledigt werden, zu verhandeln, und wo 
thunlic) eine Verftändigung herbeizuführen ; 

2) fie haben über die gemeinfchaftliche Ginnahme definitiv abzurechnen ; 

fie haben über Wünſche und Vorschläge zur Verbeflerung der Zollverwaltung 
au berathen ; 

verhandeln fie über Abänderungen in der Zollgefeggebung und der Drgani- 
fation der Verwaltung, fowie über die zwedmäßige Entwidelung und 
Ausbildung des gemeinfamen Zollſyſtems. 

Bei auferordentlichen Anläfien wird zuerft diplomatiiche Verftändigung zwiſchen 
den Vereinsregierungen verfucht,, und, wenn diefe nicht gelingt, eine außerordentliche 
Gonferenz berufen. 

Im Innern des Vereins herricht völlige Verfehrsfreiheit. Es gilt als Norm, 
daß Gegenftände, weldye fi im freien Verkehre des einen Staats befinden, ohne 
weiteres aud) frei in dad andere Gebiet eingeführt werben fünnen. Jedoch erleidet 
diefer Grundfag einige Ausnahmen: 

a) bei den zu Binalmonosolten gehörigen Gegenftänden, insbefondere Epiel« 

farten und Salz. 

Der Salzverfehr ift an den Grenzen und im Innern des Zollvereins zu Gunften 
des Salzregals mannichfach bejchränft. So iftz. B. die Einfuhr von Salz aus Nicht: 
vereinsländern verboten, außer, wo fie für eigene Rechnung einer Zollvereinsregier: 
ung geſchieht; fo ift die Salzdurchfuhr nur unter Eontrole erlaubt, während die Aus- 
fuhr in fremde Staaten frei ift; jo ift ferner im Innern die Salzausfuhr aus einem 
in den andern Vereinsftaat nur erlaubt, falld dies Staatsverträge zwijchen den be: 
treffenden Staaten ausdrücklich feitftellen ; fo müſſen Salzfendungen von einem Vers 
einsftaate in den andern mit Päffen von öffentlihen Behörden begleitet ſein; Salz— 
bezüge eines Vereinsftaats aus dem Auslande oder aus einem andern Vereinsſtaate 
fönnen ſich nur auf beitimmten Etraßen bewegen und find gewiflen Gontrolen unter- 
worfen; bei erheblichen Differenzen im Preife des Salzes in zwei angrenzenden 
Staaten darf an die Grenzorte des Staats, wo das Salz billiger ift, davon nicht mehr 
verabfolgt werden, als der genau zu ermittelnde Verbrauch beträgt. 

Weiter fönnen im Innern nicht beliebig frei ein« und ausgehen: 

b) foldye Gegenftände, weldye einer Ausgleihungsabgabe unterworfen find. 

Vergl. d. Art. „Uebergangsabgaben“ ©. 918.) 

Endlich ce) ift noch der Verkehr mit ſolchen Gegenftänden nicht nur befchränft, 
fondern geradezu verboten, welche ohne Eingriff in die von einem der Bereinsjtaaten 
ertheilten Erfindungspatente oder Privilegien nicht nachgemacht oder eingeführt werden 
fönnen, daher für die Dauer der Patente und Privilegien von der Einfuhr in den 
Staat, weldyer diefelben ertheilt hat, noch ausgeichlofien bleiben müſſen. 

In den Grundverträgen des Vereins find jedoch auch noch andere als die vor: 
ftehend gedachten, den Verkehr innerhalb des Vereinsgebiets betreffende Beitimmungen 
enthalten. 

’ So befafien ſich diefe Verträge auch mit dem Verkehr auf den conventionellen 
Strömen {f. d. Art. „Wafferftraßen“). Derſelbe fol möglichft frei fein, und Be: 
freiungen,, welche in diefer Beziehung der eine Staat zu Gunften der eigenen Unter» 
— eintreten läßt, ſollen auch den Angehörigen der übrigen Vereinsſtaaten zugute 

onımen. 


= 
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So follen jerner im Bereindgebiete feinerlei Stapel» und Umfchlagsrechte mehr 
beiteben, und niemand foll zur Anhaltung, Verladung und Lagerung gezwungen wer- 
den fönnen, außer, wo die gemeinfchaftliche Zollorbnung oder die betreffenden gemein» 
ſchaftlichen Schifffahrtsreglements es zulafien oder vorfchreiben. 

Ferner: beftehende Begünftigungen einzelner Meßpläge, namentli Rabatt: 
privilegien, wo fie etwa nod) beftehen , jollen nicht erweitert, vielmehr ihrer bal— 
digen N Aufhebung entgegengeführt werden. 

haufjee-, Plafter:, Brüdengelver u. ſ. w. follen nur in, den gewöhnlichen Her: 
— und Unterhaltungskoſten angemeſſenen, Beträgen erhoben werben. 

benfo dürfen Canal- Schleufen-, Brüden-, Fähr-, Hafen-, Wage-, Kran- umd 
Niederlagegebühren,, ſowie Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichterung des Ber: 
kehrs beftimmt find, nur bei Benugung wirklich beftehender derartiger Einrichtungen 
von den Benugenden gefordert werben. 

Die Bereinsftaaten verpflichten fi, dahin zu wirfen, daß durch Annahme gleich: 
förmiger Grundfäge die Gewerbjamfeit befördert, und der Befugniß der Unterthanen 
des einen Staats, in den andern Arbeit und Erwerb zu fuchen, möglichit freier Spiel- 
raum gegeben werde. Daher jollen Arbeit» und Erwerbfuchende des einen Staats in 
dem andern möglichft auf gleichem Fuße mit den eigenen Unterthanen behandelt wer- 
den. Handelsconjuln des einen Staats follen fid) der Intereflen der andern, am 
gleichen Plage nicht vertretenen Staaten möglichft mit annehmen. 

Ebenjo jollen die Hafenabgaben in den Häfen für Angehörige anderer Vereins— 
ftaaten nidyt höher fein als für die Unterthanen. 

Alle dieſe Beftimmungen ſchleppen fi in ziemlich unveränderter Form durch alle 
Verträge hindurch. Um die Beobachtung der meiften von ihnen kümmert fich jedoch) 
niemand recht ernitlich. 

Der neuefte Zolltarif giebt im Allgemeinen die Einfuhr von Rohſtoffen frei und 
befchränft fich in der Hauptſache auf die Einfuhrzölfe (99% ver Einnahmen). Aus: 
fuhrzölle beftehen feit dem 1. Juli 1865 nur noch für Lumpen und altes Tauwerk. 
Prohibitionen kennt der Zollverein nicht. | 

Die Verzollung geſchieht im wejentlichen nach dem Gewicht, nur bei einigen Gü— 
tern nach der Stüdyahl. 

Die Durhfuhrabgaben beftehen nicht mehr. Am Schluſſe des Jahres 1860 ver: 
einigte man ſich infolge der auf der karlsruher Conferenz der Nheinuferftaaten gefaßten 
Beichlüffe darüber, daß diefe Zölle und die an Stelle derfelben zur Erhebung gelangen» 
den Ausgangszölfe vom 1. März 1861 ab befeitigt werden jollten. 

Die Grundlage der finanziellen Dispofitionen der Grundverträge des Vereins ift 
die folgende: 

Die Zollrevenuen jollen den Bereinsftaaten gemeinschaftlich zugute fommen; 
dem privativen Genuſſe der Vereinsftaaten follen jedoch vorbehalten bleiben: 1) die 
Steuern, welche im Innern der Staaten von inländifchen Erzeugniffen erhoben wer» 
den, ausichließlich jedoch der Nübenfteuer, aber einschließlich der Mebergangsabgaben; 
2) die Waflerzölle auf den Binnenflüſſen; 3) die Chauſſeeabgaben, die Plafter ». 
Damm, Brüden-, Fähr-, Canal-, Schleuſen-, Hafengelver, die Wage- und Nieder- 
lagdgebühren u. j. w.; 4) Die Zollftrafen und Gonfiscate. 

Der Ertrag der in die Gemeinjchaft fallenden Abgaben wird, nad) Abzug 1) der 
Erhebungs- und Verwaltungsfoften, 2) der Rüderjtattung für etwaige unrichtige 
Erhebung, 3) der auf dem Grunde bejonderer gemeinjchaftlicher VBerabredungen er: 
folgten Steuervergütungen und Ermäßigungen, unter die Vereinsftaaten nad) dem 
Berhältniß ihrer Vereinsbevölferung vertheilt. Zur Ermittelung der Bevölkerungs— 
zahl werden alle drei Jahre Zählungen nach übereinftimmenden Grundfägen vorge 
nommen. 

Bergünftigungen für Gewerbtreibende hinſichtlich der Zollentrichtung fönnen nur 
unter gewiflen Bedingungen bewilligt werden ; fie fallen der Caſſe desjenigen Staats 
zur Laſt, welcher fie bewilligt hat. 

Bei der Vertheilung der gemeinichaftlihen Einnahmen (Ein- und Ausgangsab- 
gaben und Rübenzuderfteuer) wird die Bevölkerung von Hannover und Dldenburg 
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anftatt einfach 1%, fa und die Bevölkerung von Frankfurt anftatt einfach 4%/, fach ge- 
zählt. (PBräcipuum). 

Bezüglich der Mebergangsabgaben beftehen vier engere Steuerveregine inner 
halb des Zollvereins, fiehe den Art, „Uebergangsabgaben.“ 


III. Die wirthſchaftlichen Erfolge des Zollvereing. 


Die Einwirfungen des Zollvereind auf Induftrie, Handel und Verfehr fönnen 
nicht hoch genug angeichlagen werden. Die Erfolge beruhen in dem Fortichritt von 
dem früheren Prohibitivivftem zur Zulaflung aller fremden Waaren wenn auch zu Zoll- 
jägen, die bis zum erften Juli 1865 allein durch die Stabilität des Tarifs höher ge- 
worden waren; in dem Bortfchritt, durch den Wegfall der inneren Landesgrenzen ein 
großes zollfreies Handelsgebiet erhalten zu haben; in dem Kortfchritt einer gleich: 
mäßigen Zollgefeggebung und Zollverwaltung; in dem Fortichritt einer leider nur 
ausnahmsweifen gemeinfamen Gonfulatvertretung im Auslande, der Herftellung 
einer gemeiniamen Statiftif, und endlih, was weit mehr ald alles Genannte gilt, 
in der Kräftigung der nationalen Zufammengehörigfeit. Der Medlenburger —* 
dem Preußen heute noch ferner als der Thüringer, und die öſterreichiſchen Zoll: 
linien haben die deutſchen Bruderftämme unter Habsburgs Scepter der gejammten 
Nation weit mehr entfremdet, als die Gebirgsrüden, und die Verfchiedenheit der Re- 
ligion, der Gejeggebung und der vielfachen anderen Differenzen. 

Schon vor der Gründung des Zollvereind nahm die deutiche Induftrie in einigen 
bodenwüchfigen Branchen eine hohe Stelle ein, doc dem Binnenhandel fehlte die freie 
Straße zum Meere, dem Küftenftaat wiederum der freie Austaufch fremder Producte 
mit dem Hinterlande. Ein glüdlihes Zufammentreffen fügte der Zolleinigung die 
* Entdeckungen auf dem Gebiete des Verkehrs Eiſenbahnen, Dampfſchifffahrt, 

elegraphen), die ausgedehnteſte Einführung der Maſchinenarbeit und der Dampf: 
fraft anftatt der Handarbeit, und wichtige Entdedungen auf den Gebieten der Natur- 
wifienfchaften und Technik für die Gewerbe hinzu, und machte die Bejeitigung der 
Zollichranfen um fo einflußreidher. Ein Vergleich der Einfuhr und Ausfuhr in den 
Perioden 1836— 1840 und 1856 —1860 nad) Durdyfchnittszahlen wird die Steige 
rung der Production am beften darlegen. So betrug durchſchnittlich die 


Einfuhr in den Zollverein! 


1836—40 1856 — 60 in Proc. 
Baumwolle . 2 2 2234000 Etnr. 2260000 Etnr. 800 
Baummwollenes Garn . . . . 358000 + 520000 =: 150 
Baumwollene Zwirne u. ungefärbte 
BEE Ne 700 — 5000 = 70 
Baummwollene Waaren . . » . 16000 =» 11000 = 60 
Robeiien - © 2 2 2 202%. 270000 = 3700000 = 1400 
Schmiedeeiien - -» 2 2. ...316000 + 674000 — 213 
Eifenwaaren ». > 2 2 2 683000 = 275000 = 420 
Beine Holzwaaren . x 2... 2000 = 5000 = 250 
Muftkalifche Inftrumente . . . 1200 — 1800 — 150 
Kurze Waareın . ı 2 2 2. 1000 — 2500 = 250 
Lohgares Leder . 2 2 202. 3500 =» 4500 = 130 
Feines und ladirted Leder . . . 900 = 1600 — 180 
Grobe Lederwaaren . . es 1000 = 2500 = 250 
Keine Lederwaaren . 2. 2. 400 — 2500 = 625 
Yederbandihuhe . » . . 398 —⸗ 200 = 50 
Lumpen.... 7000 = 26000 = 385 
Leinengarn und Zwim . . . . 51000 = 114000 = 220 
Leinenwaaren aller Art . . . . 40000 «= 48000 = 120 
Baier . © 2 2 0 0 0. 10000 « 15000 — 150 
Porzellan und Bayene . x.» 4800 — 2500 = 60 





— — 





1) Nach den Vorlagen der Sachſ. Regierung an den Landtag von 1862. 
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_ 1836—40 1856 —60 in Proc. 
Eeidene und halbjeidene Waaren . 4000 Etnr. 8500 Eine. 220 
Tabafsfabricate . —F 21000 = 18000 — 60 


MWollengame . 2» 2 2020020. 40500 = 146000 — 
Mollenwaaren » 2 2 20 3836000 — 26000 = 72 
Eteinfoblen . » 2 2 2. ..2500000 = 15000000 = 


Nicht felten wird eine Steigerung der Einfuhr als ein Beweis einer wenig ent⸗ 
widelten Induſtrie angefehen, und doch irrt man fidy in den meiften Fällen. Schon 
daraus, daß eine große Nation in dem Zeitraum von 20 Jahren ihre jährliche Ein- 
fuhr ftetig vermehren fann, folgt der Beweis, daß der vermehrte Zufluß auf irgend eine 
Weiſe gededt wurde, mag dies num vorläufig durch eine Mehrproduction der Land- 
wirtbihaft, des Bergbaues oder anderer bodenwüchfiger Gewerbsbrandyen geichehen 
fein. Vergleichen wir indeflen die einzelnen Artifel näher, fo finden wir die höchfte 
procentale Zunahme bei der Baumwolle, Roheifen, Schmiedeeifen, Lumpen, Leinen« 

arnen, MWollengarnen, Steinfohlen; d. h. mit Ausnahme der Eijenwaaren und der 
on ederwaaren ſämmtlich bei Rohftoffen und Halbfabricaten, welche die deutſche 
Induſtrie in größern Quantitäten bezog, um dieſe Stoffe, vermehrt um die Arbeits: 
löhne und Gapitalgewinn, zum großen Theil wieder als Ganzfabricate ind Ausland 
zurüdzufenden. Die eigentlichen Ganzfabricate haben nur wenig Steigerung erfahren, 
obgleich daraus an und für fich noch fein befonderes wirthſchaftlich günftiges Moment 
en wäre, da hier die Eingangszölle mit einwirken. Vergleichen wir deshalb 
die Ausfuhr. 


Für diefelbe Periode betrug die 
Ausfuhr aus dem Zollverein 


1536—40 185660 in Proc. 

Baumwolle . .» 2 2.2.20. 48000 Etnr, 287000 Etnr. 600 
Baummollenes Gaını . . 2.2900 : 26000 =: 90 
Baumwollene Zwirne und unge: 

färbte Garne . . 2 2 195800 =: 26500 =: 130 
Baumwollene Waaren . . . . 88000 = 192000 — 220 
Roheiſen. 2 ee 41000 — 111000 = 260 
Schmiedeifen . . 2 20.2. .56000 = 308500 = 540 
Eifenwaaren . 2 2 220.0. .156000 * 442000 «= 280 
Feine Holgwaaren . 2 2... 37000 ⸗ 84000 — 230 
Mufikalifche Inftrumente . . . 6400 — 14000 — 230 
Kurze Waaren . 2 2 20 20000 + 120000 + 600 
Lohgares Leder . . 2 2.2 0..15500 ⸗ 41000 — 260 
Feines und ladirted Yeder . . . 1300 — 15000 — 1100 
Grobe Lederwaaren . . 3000 = 12500 =: 420 
Feine Lederwaarn . . 2... 1000 — 8000 — 800 
Lederne Handihuhe. . . .» « 60: 240 = 220 
Lumpen . 2 2 2 2.2020. .1900 + 5400: 30 
Leinengarn und Zwirmn . . . . .35000 = 17000 — 48 
Reinenwaaren aller Art. . . . 161000 = 146000 =: 90 
Papier . 2 2 14000 ⸗ 76000 — 550 
Porzellan und Favene . . » ..23000 «+ 64000 — 300 
Seidene und halbjeidene Waaren . 8300 = 26000 =: 300 
Tabaksfabricate . . » 2 =. ..45000 + 74000 — 160 
Wollengame. . . 2» 2. ..1150 * 20000 + 183 
Wollenwaaren. 7790400 = 208000 + 297 
Steinkohlen. 79000000 + 32000000 + 459 


Dieſe Zahlen ſprechen für ſich ſelbſt und bedürfen weiter feiner Erläuterung. 
Um von dem Geldwerth der Waarenbewegung ein einigermaaßen anſchauliches Bild 
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zu geben, ftellen wir nach Hübner * den Werth der Einfuhr und Ausfuhr allein von 
den Ganzfabricaten aus den Jahren 1834, 1844 und 1858 nebeneinander. Es betrug 








1834. | 1944, ! 1858. 
ver. Kopf | | per Kopf) per Kopf 
Thlr. | Ser. | Thlr. | Ser. I Thlr. Sgr. 
Einfuhr 14706000 18,, | 26965000 | 28,, | 35,012000 | 31,, 
Ausfuhr 83'712000 | 106,, | 98’077000 | 103,, | 203683000 | 182,, 
Mehr-Ausfuhr 69'000600 | 88,, | 717112000 | 74,, | 168671000 | 150,, 





Der Betrag des Generalhandeld (Ein-, Aus- und Durchfuhr) wurde berechnet :* 


Werthder | | Werthder | ——— Werth 
* | Ginfuhr proKopf Ausfuhr vro Kopfl a Duräfubt 
abr | | 

I Mil. The. | The. | Mil. Thir. The. | Thir. WMill. Thlt. 
1834 105, | 4, N 143,0 6, | 10,, | 74,0 
1839 | 152,5, | du) 185,3 3, 12,, 58,00 
1844 209,566 7a 15, 6, N 13,, TU, 
1850 181 ,g8 6,, | 172,95 d,8 | 11,, 1:7 
1855 | 315,4 1 ra as: || PR O 19,, | 167,94 
1860 | 365,05 | 10, 1 466. | 13,5 | 24,, | 138,0 





Erft feit der Herftellung eines größeren von Binnenzolljchranfen- befreiten Ver— 
fehrögebietes und dem dadurch erreichten Aufſchwung der Babrifinduftrie Datirt Die 
großartige Steigerung der Landwirthichaft und des Bergbau's (namentlich ded Koh— 
lenbergbau'8) ; daraus erflärt fich das Vorhandenfein von faft 150000 Etabliffements 
mit fabrifmäßigem Betriebe,’ das Vorhandenfein von 13525 Dampfmafchinen mit 
599172 Pferdefräften, von 10283 Meilen Chaufleen, von 1482,, Meilen Eijenbab- 
nen, von 5206 Meilen Leitung des deuticheöfterreihiichen Telegraphenvereind, eines 
BDriefverfehrs im Betrage von 345502000 Stück im deutſch-öſterreichiſchen Poftver: 
band (1862), einer Handelsflotte, die dem Range nad) die dritte der Erde bildet und 
einer Binnenfchifffahrt von 17374 Segel: und 254 Dampficiffen. 


IV. Binanzielle Rejultate des Zollvereine. 


Der Tarif des Zollvereind war urjprünglich für ein Finanzzollivftem veranlagt. 
Da indefien, wie bereit8 nachgewieſen, durch die Stabilität des Tarifs allmählich ein 
Schutzzollſyſtem an deſſen Stelle trat, darf es nicht befremden , wenn die finanziellen 
Erträge hinter denen anderer Staaten 3. B. Englands zurüdbleiben. 

Ein wirfliches Finanzzollſyſtem würde in einem Gebiete, in welchem der allge: 
meine Wohlftand jo jehr im Auffteigen begriffen ift, wie dies im Zollverein der Fall, 
die — ———— müſſen, daß auch die Zolleinnahmen pro Kopf der Bevölferung in 
ähnlihem Maaße fteigen. Dies ift im Zollverein keineswegs geſchehen. 


Es fommen an Zollerträgen (ohne Rübenfteuer) 
1835 pro Kopf 21 Sgr. 7 Pf. 
37 : 22 —- 


1 z E42 s 
18422 = : 3 =: 9; 
1847 » : 23 s 3» 
18554 » =: 4 + 9: 
1557 — : 26. : 10 + 
1558 - : 29 - 11» 
1359 « =: 6 =: 9: 
1862 »_ « 22 »: 5» 


1) Jahrbücher dev Volfswirthichaft und Statiftif. 
2) Heinrich Rau, Statiftif des Handels der deutſchen Staaten. 
3) Nach der Zählung von 1861. Statiftif v. Gentralburenu des Zollvereins. 
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Die Gelammteinnahme —— 
ohne Rübenfteuer mitNRübenfteuer 
1835 11808551 Thir. — 
1841 22255204 — — 
1847 27552996 = 27834688 = 
1854 23157404 = 26751368 — 
1857 26595788 — 32261106 « 
1858 28606592 = 35797265 =» 
1859 237575412 — 32811138 = 
1862 25’846427 — 35145827 —⸗ 

Die neueften Nachweiſe aus dem Jahre 1863 beftätigen von Neuem, in wie ges 
tingem Grade der Zollvereindtarif auf ein Finanzollioftem bafirt if. Won den 
25641544 Thlr., welde im Jahre 1863 an Eingangsabgaben eingenommen wurden, 
find 24923744 Thlr. = 97 ,„% von der Einfuhr einer fehr Fleinen Anzahl von 
Artikeln erhoben worden. Es brachten über 26 p&t. der ganzen Einnahme die Artifel 
Eaffee und Gacao (zufammen 26,,,, pEt.), über 10 pEt. der eine Artikel Tabak 
(10,399 PCt.); mehr, al& 8 und weniger, ald 10 p&t.: Eifen, Stahl und dergleichen 
Maaren (nämlid) 8,,,, pCt.) und Zuder und Syrup (nämlich 8,,. pEt). Es folgen: 
Wein und Moft mit 6,,,,, Wollene Waaren ıc. mit 4,9,;, Südfrüchte mit 3,49, Side 
und Scidenwaaren mit 3,355, Reid mit 2,,,, p&t.; Die Artifel: Baumwollengarn, 
sch Gewürze, Leinengarn und Leinenwaaren, Branntwein, Drognerie- und 

arbewaaren, Vieh, baummollene Waaren, Del in Fäffern und Fleiſch gaben zwiſchen 
1,958 und 1,,,, PCt. Die bis hierher genannten Artikel lieferten bereits zufammen 
90,54, pEt. der gefammten Gingangszolleinnahme. Die übrigen 9,,5, vertheilen fich 
auf 46 eigends nambhaft gemachte Artikel und PBofitionen und auf die Artikel und 
Pofitionen der am Schluſſe der Nachweifung enthaltenen Rubrif: „Objecte welche 
vorftehend nicht genannt find.“ 

Eine Eingangszofibefreiung aller derjenigen Artifel, welche faum nennendwerthe 
Beiträge zu den Zolleinnahmen liefern, eine Beichränfung der Zahl der Tarifpofitionen 
auf die dann noch übrig bleibenden 6—$ Artikel würde aller Wahrfcheinlichfeit nach 
nicht nur eine erhebliche Ermäßigung der Erhebungs- und Grenzſchutzkoſten, fondern 
aud ein? erhebliche Steigerung der Bruttoeinnahmen im Gefolge haben, und, was 
das Wichtigfte ift, den Zollvereinsfehr in großartiger Weife erleichtern und verein- 
fachen, aljo auf den auswärtigen 5 des Zollvereins den ſegensreichſten Einfluß 
ausüben.“ (Vergleiche den Art. „Zoll'). 

Die Erhebungstoften betrugen im Zollverein 1861 12,,,%, im Jahre 1862 feit 
Aufhebung der Durchfuhrzöllfe nur I1,,,% der Bruttoeinnahme,, und zwar bei einem 
Zollgebiet von S,, I Meilen auf 1 Außengrengmeile. Sidyer würden ſich dieſe ziem— 
lich} beträchtlichen Erhebungsfoften bedeutend mindern, wenn der Tarif nur auf wenige 
einträgliche Artifel beichränft würde. 

In Bezug auf die Vertheilung der Einnahmen verftanden es die Staaten des 
früheren Steuervereins, Hannover und Oldenburg bei ihrem Eintritt in den 
Zollverein (1853) die damalige Zollvereinsfrifis infofern auszunutzen, ald fie erreich- 
ten, daß bei der ger Eingangsabgaben ihre Volkszahl anſtatt einfach: 
1%, fach gerechnet wurde. Mit Nüdficht auf die vorwiegend ftädtifche Bevölkerung 
Frankfurts und deren größern Conſum war diefem Heinen Staate gleichfalls ein Prä- 
cipuum von 424 anftatt 1 jugeftanden worden. 

Wenn man von Franffurt abfieht, Das feiner geringen Bevölferung wegen ohnehin 
nicht jehr ing Gewicht fällt, fo ergibt fich zufolge der für die gemeinſchaftlichen Zoll 
intraden aufgeftellten Grundfäge, daß die füddeutichen Staaten (Bayern, MWürtemberg, 
Baden, —— Heſſen, Naſſau und Frankfurt mit zuſammen 9437898 Ein⸗ 
wohnern) ſtets einen größern Antheil am Bruttoertrage hatten, als fie an Zöllen ein— 
nahmen, während die Altern nordventfchen Vereinsftaaten Preußen (mit Luremburg), 





1) Kolb, Statiftif (1865). 
2) Bremer Handelsblatt Jahrg. 1565. Nr. 713. 
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Sachſen, Kurfürftenthum Heflen, Thüringen und Braunſchweig (mit zujammen 
23328157 Cinwohnern) immer einen fleinern Antheil am Bruttoertrage erhielten, 
als fie an Zöllen vereinnahmen, und die neuern norbdeutichen Vereinsſtaaten Han 
nover und Oldenburg (mit 27147193 Einwohnern) zwar eine verhältnismäßig viel 
rößere Zolleinnahme hatten als die ſüddeutſche Gruppe, aber gleich dieſer we. des 
Bräcipunm auch einen ftärfern Antheil an der Gefammteinnahme, als fie felbit an 
Zöllen vereinnahmten. Für das Rechnungsjahr 1862 erhellt dies aus folgender 


Zufammenftellung : 
3clleinnahme Ant eilam Bruttoertrag 


Einwohnerzahl. Imganzen pro Kepf Im ganzen pro Kopf 
© 


gr. Sar. 

1) die ſüddeutſche Öruppe - . 97437898 4691555 Ad,aın 6629494  2l,ors 
2) die norddeutfche Gruppe älterer Vereine— 

ftaaten . 23328157 187568539 23,. 16'422752 2U,.se 


3) Die neuern norddeutſchen Vereins ſtaaten 2147193 25830432 36,05 27794150 39,57, 


Erwägt man, daß im Jahre 1562 die Gejammt-Bruttoeinnahme auf den Kopf 
der Bevölferung (diejenige von Frankfurt a. M. zu 327477 gerechnet) 22,200 Egr. 
betrug, fo ift diefer Sag in der ſüddeutſchen Gruppe durch die vereinnahmten Zölle 
bei weiten nicht erreicht, in der Gruppe der ältern norbdeutichen WVereingftaaten um 
etwas und in den neuern norddeutichen Vereinsftaaten erheblich überftiegen worden. 
Dagegen beziehen die beiden erften Gruppen ungefähr gleihe, Hannover und Olden— 
burg dagegen ſehr erheblich größere Antheile an der Bruttoeinnahme. 

Mithin find die finanziellen Ergebniffe für die Gruppen sub 1 und 3 oben (mit 
zufammen I1,,, Mill. Einwohnern) wejentlid, günftiger al8 für die Gruppe sub 2 
oben (mit 23,,;, Mill. Einwohnern). Und zwar ftammt der finanzielle Nachtheil, den 
die legtere Gruppe erleidet , und der finanzielle Vortheil, deflen fich die beiden andern 
erfreuen, unmittelbar aus der Verbindung diefer Gruppen. Die füddeutichen und die 
neuern norddeutichen Vereinsſtaaten würden fi finanziell ohne diefe Verbindung 
offenbar ſchlechter, die ältern norbdeutichen Vereinsſtaaten offenbar beſſer jtehen.' 

Für die einzelnen Staaten ftellt ſich durchſchnittlich das Verhältniß der Vertheilung 
in folgender Weije heraus. Es fteuerten zur Caſſe? 

Mehr Menigerr 5 
als nach dem Verhältniß der Bevölkerung 
Thlr. Thlr. pro Kopf The. Thlr. pre Kopf 
ber Bevölkerung. ber Bevölferung. 
Preußen 2. 2 202020. 0. 17222000 ER — u 
Sachſen und Braunfchweig . . 490000 1 ER — — 
Hannover und Oldenburg.. 573000 — — 
Kurheſſen und Thüringen — 294000 O,r 


Der ganze Norden . . . . 1981000 0,5 — 
Bayern und Würtemberg. . . — — 2378000 0,35 
Baden u. Großherzogthum Heſſen — — — —— 
FSäſeeee 77 — 24000 — 
Frankfutt668660600 Ts _ 


Der ganze Süden . . . .. — — 1980000 0, 

Bei dem Abfchluß der neuen Verträge in 1864 hat ſich das Verhältniß etwas 
günftiger geftaltet, infofern Hannover und Divdenburg durch Vertrag vom 28. Juni 
1865 eine Minimaleinnahme von 27'% gr. pro Kopf zugefichert worden ift. 

V. Reorganifation des Zollvereing, 

So unendlich jegensreich der Zollverein auch auf Deutjchlands wirthichaftliche 
Verhältniſſe eingewirft hat, jo find feine Einrichtungen doch noch mancher Verbefie- 
rungen dringend bebürftig. Vor allen Dingen ift darauf hinzuweiſen, daß dem Handel 
und der Induſtrie ebenio jehr wie der großen Menge der Gonfumenten bei allen Kragen 
der innern Drganijation und der Tarifänderung weder eine berathende und begutad)- 


m 


I) Emminghaus, Zollvereinsfrage. 
2! Der Zellverein Deutichlande und die Krifie Braunſchweig 1862). 
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tende noch eine beichließende Stimme ertheilt worden ift. Der Staat befchließt und 
ordnet an, dem nad) conftitutioneller Verfaffung regierten Volke wird dad Recht ver: 
weigert, in einer Angelegenheit mit zu rathen, welche fein ganzes wirthichaftliches 
Leben umfaßt. Nur in der legten Zeit hat man angefangen, hier und da Gutachten der 
Handelsfammern zu verlangen, und von der jededmaligen Ständeverfammlung die nad)» 
trägliche Genehmigung einzuholen, nachdem die betreffende Neugeftaltung als fait 
accompli nicht mehr zu ändern war. Einzelne Staaten, wie Preußen und Sachſen, 
haben zwar bei dem deutjch » frangöfiichen Handelsvertrage eine rühmliche Ausnahme 
He während die Regierungen der ablehnenden Staaten (und darunter Hannover, 
aſſau und beide Heflen Aber gegen die Anfichten ihrer Angehörigen) ihre Erklärungen 
gegen den ng zu erfennen gaben, ohne dieVolfövertretung zu Rathe gezogen 
zu haben. Man hat zwar vorgefchlagen, daß ein Zollvereinsparlament, fo lange 
überhaupt nod) fein deutiches Reichsparlament befteht, dieje Angelegenheiten orbnen 
follte und ift bei diefer Vertretimg hinfichtlic der Stimmenzahl auf die verfchiedene 
Größe der einzelnen Staaten Nüdjicht genommen worden, allein nicht nur, daß die 
Regierungen ſich für ein ſolches Zollvereinsparlament durchaus nicht gemeigt gezeigt 
haben, würde eine ſolche Vertretung ſehr bald des nöthigen Machteinfluffes entbehren 
und doch als proviforiiche Einrichtung die höchſt nothwendige Einberufung eines 
deutſchen Reichsparlaments nur hinaugfchieben. 
Gin weiterer Fehler befteht in der RKündbarfeit der Zollvereinsverträge. 
Die Staaten des deutichen Zollvereing find fämmtlich deutiche Staaten, vereinigt durch 
das zur Zeit nur lofe Band der Bundesacte. Politiſch gehören fie bereits zuſammen. 
So lange aber die wirthichaftliche Untrennbarfeit nicht zum Beſchluß erhoben wird, 
jo lange wird aud) bei der jedesmaligen Erneuerung der Verträge, ebenjo wie bei jeder 
tiefer eingreifenden Aenderung der Verfafjung oder der Tarife der Zwiefpalt von Neuem 
fein Haupt erheben. Darf ſchon vom politiichen Standpuncte aus verlangt werben, 
daß die deutſchen Staaten, ähnlidy etwa wie die Schweizer Kantone, ihr Zoll» und 
Handelsgebiet für ein auf ewige Zeiten hinaus unauflösliches betrachten, fe muß dieß 
die deutiche Induſtrie faft mit nod) größerem Nechte aus rein wirthichaftlichen Grün 
den fordern. Die Verträge gelten zur Zeit nur auf zwölf Jahre. Nach Ablauf vieler 
Frift haben die Fabricanten und Gewerbtreibenden, hat der Handel durchaus feine 
andere Garantie dafür, daß die mit dem Nachbarſtamme eingeleiteten Handeld- und 
BVerfehröbeziehungen unter denfelben Verhältniffen fortbeftehen werden, als die Ueber: 
zeugung von der Nothwendigfeit und das Vertrauen auf die Einfiht und den guten 
Willen feiner Regierungen. Millionen von Thalern find in den einzelnen Induftrie- 
zweigen angelegt und in Erwerbsbrandyen thätig, nur auf die Zuverficht hin, daß ber 
Zollverein wohl oder übel nad) den Monaten oder Jahren der Zerwürfnifie mindeſtens 
auf demjelben Territorium neu befeftigt werden würde. Die Eriftenz einer großen Zahl 
von Arbeitern, die fich nach Hunderttaufenden berechnen läßt, ift davon abhängig, daß 
die eingeleiteten Verkehrsbeziehungen ihrer Arbeitgeber hinfichtlid des Erports und 
des Bezugs der Rohftoffe und Fabricate nicht willfürlich unterbrochen werden; jelbft 
unjere Verfehrsanftalten, von den Eifenbahnen und der Schifffahrt herab bis zum 
Lohnfuhrmann, haben ihren Betrieb fo eingerichtet, ald ob eine Kündigung der Zoll- 
vereinsverträge ganz undenkbar wäre. Aus diefer Unficherheit, die bei jeder Erneuerung 
der Verträge Jahre hindurch die Induftrie lähmt, die gefammten deutjchen Erwerbs— 
branchen zu befreien, wird daher zu um fo dringenderer Nothwendigfeit, als es befannt 
ift, mit wie großer Schwierigfeit dad Auffuchen neuer Bezugsquellen und Abjagwege 
verbunden ift, ald man hundertfach erfahren hat, daß gerade der Handel jelbit durch 
fleine Beichränfungen, und wie vielmehr durch neue Zollichranfen in feiner Entwicke— 
lung — wird. 
ei dem Zollverein iſt ferner der Mangel eines völferrechtlich anerfannten Orga— 
ned, das den Verband nad) Außen zu repräfentiren und die Intereffen der Vereins— 
angehörigen im Auslande zu vertreten hat (Handelsconfulate), ebenjo fehr zu 
beklagen, wie der Mangel einer gemeinfamen Handelsflagge und einer Kriegsflotte. 
Trogdem daß man von Seiten der deutfchen Regierungen recht gut weiß, wie wenig 
Die Millionen von Thalern, die in Zollvereinsgutern jederzeit auf dem Meere ſchwim⸗ 
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men, geichügt find, und wie in den meiften überjeeifchen Staaten nur Der fein Recht 
findet, deſſen Nation im Nothfalle mit bewaffneter Hand einzufchreiten vermag, trotzdem 
daß der Zollverein jährlich durdy jeine Eingangszölle circa 25 Mill. Thlr. einbringt, 
haben die deutichen Regierungen die erften Anfänge einer deutfchen Kriegsflotte, beftimmt 
den deutfchen Handel zu fchügen, in ſchmachvoller Weife verfteigern Laflen. 

Hinfichtlich der innern Drganifation liegt ein fehr großer Uebelſtand in der Vor— 
ſchrift, bei organischen Veränderungen bis herab zur Fleinften ST 5 
helligfeit der Stimmen zu verlangen (liberum veto). So lange ald e8 einem Staate 
von der geringiten Ausdehnung geftattet ift, aus particulariftiichen Intereſſen durch 
fein Beto die wichtigſten Verbeſſerungen zu annulliren, kann bei den zur Zeit noch viel 
zu wenig geflärten Anfichten über die wirthichaftlidhen Grundlagen von einem Befler- 
werden nicht die Rede fein. Der deutfch-franzöfiihe Handelsvertrag hat recht deutlich 
an den Tag gelegt, daß die große Majorität fich nach den Anfichten der Minorität 
richten muß, und nicht genug, daß die Oppoſition diesmal mehrere Millionen zählte, 
ein einziger Heiner Staat mit jo viel Hunderttaufenden von Bewohnern hätte die Aus- 
führung des Vertrags ebenjo gut zu erfchweren vermodht. 

Trogdem daß der Zollverein feit circa 30 Jahren befteht , ift es ihm nur erft hin- 
fichtlich des Gewichts gelungen , eine allgemein anerfannte Einheit einzuführen. Das 
Münz- und Maaßweſen ift leider immer noch ein getreues Abbild unferer deutichen 
Zerrifienbeit, obgleich gerade die Handels: und Verkehrsbezichungen zwifchen den ein- 
zelnen Staaten immer dringender darauf hinweifen. 

Die Bolfswirthichaftslehre und mit ihr der Fortichritt, der praftifch durch die 
Entfeffelung der wirthichaftlichen Kräfte und durch die Freiheit des Verkehrs Boden 
zu gewinnen fucht, dürfen ſich mit einer theilweifen Regeneration des Zollvereins nicht 
mehr begnügen. Sie wollen für Deutichland unummwunden das große Princip der 
Handelsfreiheit ausgeiprochen und durchgeführt wiffen. Der Hauptzwed des Zollvereins 
befteht nicht darin, die Zölle ald eine bequeme Fundgrube für den Staatshaushalt aus- 
zunugen, jondern feine Aufgabe denfen wir und vielmehr in der Wahrung der deutjchen 
siegt ge im Auslande, in der Schaffung eines völferrechtlid anerkannten 

rganes, mit gemeinfamer Gonfulat » Vertretung im Auslande, in dem Schuß der 
gemeinfamen Handelsflagge durch eine zu fchaffende Kriegsflotte. Die Wirkſamkeit 
dieſes Handeldverbandes wird ſich nach Innen zu erftreden haben auf eine gemeinfame 
Handelsgejeggebung, auf Durchführung eines einheitlihen Münz-, Maaß- und Ge: 
wichtsſyſtems, auf Beförderung des Verkehrs durch Regulirung der Waflerftraßen, 
durd den Bau von Ganälen (Joweit dies nicht von der Privatthätigfeit geichieht), 
durdy das Dberaufjichtsrecht auf Poſten, Telegraphen u. f. w., endlich auf die zu 
leiftende Garantie, daß von Seiten der einzelnen Staaten nady feinerlei Richtung hin 
die Grundfäge des Vertrags verlegt werden. Wirthichaftlich reactionäre Gelüfte von 
Seiten der einzelnen Staaten werden nicht ausbleiben: die neue wen ung 
wird in deren erfolgreicher Bekämpfung eine Hauptaufgabe zu erbliden haben. Das, 
was und aljo auf dem wirthichaftlichen Gebiete fehlt, ift nichts Anderes, als eine ein» 
heitlihe Leitung der gemeinfamen Intereffen, bei weldyer auch dem Volfe eine ange- 
mefjene Betheiligung zu gewähren jein wird — genau ſchließlich dafielbe, was vom 
rein politiichen Standpuncte aus angeftrebt wird. Wenn irgend welche Garantie für 
das endliche Zuftandefommen einer einigenden Gentralgewalt gewünicht wird, fo ift fie 
darin gegeben, daß das deutiche Volk in wirthichaftlichen Angelegenheitengenau daſſelbe 
anzuftreben fi) genöthigt fieht, was die innere Politik feit Jahren verlangt hat. Bon 
dem Augenblide an, wo das deutſche Volk feine Einheitsbeftrebungen verwirklicht fehen 
wird, ift auch von felbft ſchon die Löſung der mancherlei Widerſprüche erfolgt, die in 
der jegigen Organifation des Zollvereins zu beflagen find. Hoffentlich ift dann auch 
die Zeit nicht mehr fern, in der fämmtliche Deutfihe Staaten zu einem gemeinjamen 
Handeldverbande vereinigt fein werden ! 
Literatur: v. Viebahn, Statiftif des zollvereinten und nördlichen Deutich- 





1Rentz ſch, Staat und Belfswirthichaft. 
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lands (Berlin 1858—62). — Dedelhäufer, Der Zollverein, feine Entwidfung 
feit 1818 (Sranfurt a. M. 1851). — Deutſchlands Zoll» und Handelseinigung 
(Regensburg 1851). — Emminghaus, Entwidlung, Krifis und Zufunft des 
deutichen Zollvereind (Leipzig 1863). — Emminghaus, Die Zollvereinsfrage in 
„Unfere Zeit“ Leipzig 1863). — Der Zollverein Deutichlands und die Krifis Braun 
ſchweig 1862). — Hanjemann, Die wirtbichaftl. Verhältniffe des Zollvereing 
(Berlin 1863). — Neumann, Defterreih und der Zollverein Wien 1864). — 
Becher, Die deutichen Zoll und Handelsverhältnifle (Leipzig 1850). — Nebenius, 
Der deutiche Zollverein, ſ. Syſtem und f. Zukunft (Karlsruhe 1835). — Lift, Natios 
nales Syſtem der polit. Defonomie, in deffen gefammten Werfen III. Bd. ©. 181. — 
Lift, Zollvereinsblatt von 1843. — Höffen, Der deutfche Zollverein in feiner 
Fortbildung (Stuttgart 1842). — Grifebad), Zollverein, Souverainetät und ftän= 
diihe Rechte (Hannover 1862). — Rentzſch, Staat und Volfswirthichaft S. 175 ff. 
(Leipzig 1863). — Junghans, Der Fortichritt des Zollvereind (Leipzig 1849). — 
Zöppritz, Rüdjchritt des Zollvereind (Frankfurt 1848). — Die Schriften von 
Prince Smith. — v. Hod, Verhandlungen über ein deutichröfterreih. Zollbünd- 
niß (Defterr. Revue I. II. III. 1864). — Brüggemann, Der deutiche Zollverein 
und dad Schutzſyſtem (Berlin 1845). — Leuchs, Gewerbe» und Handelsfreiheit 
(Nürnberg 1826). — Die Fabrifinduftrie des Zollvereins (Leipzig 1848). — v. Bülow- 
Gummerow, Der Zollverein, |. Syitem und deffen Gegner (Berlin 1843). — 
Preußiſches Handelsarhiv, Drgan für die Zollvereinsgejege (Berlin). — 
Die Artifel des Bremer Handelsblatteds — Jahresberichte der Handeldfammern. — 
Zahlreihe Schriften über den deutſch-franzöſiſchen Handeldvertrag , unter Andern : 
Mihaelis, Commiffionsbericht über den deutſch-franzöſiſchen Handelsvertrag 
Sigung des preuß. Abgeordnetenhauſes 1862. — v. Mohl, Bericht der volfswirth- 
ſchaftl. Commiſſion der würtembergifchen Kammer über den preuß.-franz. Handels— 
vertrag (Stuttgart 1563). — Schäffle, Preuß. -franzöj. Handeldvertrag , deutiche 
Vierteljahrſcht. 1862. 3. Heft. — Deffner, Nationale Seite des Handelsvertrags 
(Stuttgart 1863). — Ammermüller, Entſtehungsgeſchichte des franz.spreuß. 
Handelövertr. — Rentzſch, Der deutſch-franzöſiſche Handelsvertrag (Deutiche Jahr: 
bücher, Bd. III. ©. 372. Berlin 1862). — Rentzſch, Reorganifation des Zollver- 
eins (Deutiche Jahrb. Bd. IV. ©. 343. Berlin 1862). — Hübner, Statiftiiche 
Jahrbücher, ſſehr eingehend). — Heinrid Rau, Statiftif des Handels der deutſchen 
Staaten (Wien 1863). — Kolb, Statiftif Leipzig 1865). — Tabellen der Hand» 
werfer,, der Kabrifen , fowie der Handels- und Transportgewerbe im Zollverein nad) 
den Aufnahmen des Jahres 1861 vom Gentralbureau des Zollvereing zufammen- 
geftellt. — Schröder, Handbud) für Zollbeamte Caſſel 1860). — Zinnow, Zoll 
handbuch (Wittenberg 1865). — * 
H. R. 


Zuckerzoll, Rübenzuckerſteuer. 

Für die Zuckerzoölle leiden die Säge volle Anwendung, die bei den Artikeln „Zoll“ 
und „Schugzoll“ entwidelt worden find, und würde eine befondere Behandlung dieſer 
einen Tarifpofition nicht nothwendig geweien fein, wenn nicht durdy die einheimische 
Zuderproduction (Rübenzuder) gegenüber dem Product warmer Klimaten Co— 
lonialauder) Befeurungsnerhältniffe entitanden wären, die von der Befteurung 
der andern Artifel in vielen Punkten abweichen. 

Die auf den Rohzucker gelegte Abgabe war urfprünglich nur ein Finanzzoll, d. 5. 
fie lief darauf hinaus von einem die Grenze überjchreitenden (eingeführten) Handels— 
artifel der Staatscaffe eine möglichft hohe Einnahme au fihern. Die gemäßigte Zone 
producirte damals noch feinen oder doch fo wenig Zuder, daß der Schuß eines einhei- 
mifchen Induftriegweiges gar nicht in Frage fommen fonnte. Gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts wurde indeſſen die Zuderbereitung aus Rüben in Europa eingeführt 
(in Schleften 1786), und von felbft wirkte jegt der hohe Eingangszoll für Rohrzucker 
als Schutzzoll für die Rübenzuderfievereien. Die Eontinentaliperre der Napoleonijchen 
Herrſchaft begünftigte das Emporkommen der einheimischen Zuderfabrication, und als 
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nach 1813 der Colonialzuder wieder größern Zugang fand, war der Raffinirung des 
ausländiichen Rohzuckers bereitö eine jehr empfindliche Concurrenz erwachſen. In 
Frankreich, wo der Zoll auf Zuder fehr hoch war (jelbft der Zuder aus den franzöſiſchen 
Golonien zahlte für 100 Kilogr. fait 50 fre.), nahm die Einfuhr von Rohrzucker jehr 
raſch ab, da der Ausfall von dem inländifchen Rübenzuder gededt ward. Für die 
Staatscaffe entitanden namhafte Verlufte und bald wußte man fid) dadurch zu helfen, 
daß man die vaterländijche Rübenzuderproduction mit einer Steuer belegte, die anfangs 
zwar niedrig, in furzer Zeit dem Einfuhrzoll für Zuder aus franzöftichen Colonien 
a wurde. 
anz ähnlich waren die Verhältniffe im deutichen Zollverein. Bon 1830 an hob 
fich die Rübenzuderinduftrie von dem Verfall wieder, in den fie nad) Beleitigung der 
Gontinentalfperre gerathen war, und diefer Aufihwung geihah um fo rafcher, als die 
Zuderfabrifen troß des Eingangszolls auf Robzuder lange Zeit hindurch gar feine 
Ausgleihungsftener zahlten. In Preußen zahlten fremde Raffinade bis 1831 
10 Thlr pro Gtr., von da an 11 Thlr., Robzuder zum Conſum 8 Thlr., Rohzucker 
für Siedereien anfangs 4, nad) 1832 5 Thlr. Zoll, und nahm der Zollverein Diele 
Säge an, jo daß den Rübenzuderfabrifen daraus ein enormer Schugzoll erwuche. 
Es fonnte, wie Emminghaus! hervorhebt, nicht fehlen, daß dieje hohen Ein- 
angszölle einestheild geradezu prohibitiv wirkten, und anderntheild der Zollvereins- 
—* entgingen, dagegen den Zuckerverbrauchern zur Laſt, und den Rübenzuckerprodu— 
centen als reiner Gewinn in die Taſche fallen mußten. Denn, da der Centner Rüben— 
zucker beinahe ebenſo billig herzuſtellen iſt, als der Centner Rohrzucker, konnten die 
Rübenzuckerproducenten nahezu die ganzen Zölle auf ihre Waare ſchlagen, ohne die 
Concurrenz der transatlantiſchen Zuckerproducenten, und doch einen ſehr beträchtlichen 
Theil von jenen 5 Thlr. Zoll, welche für zur inländiſchen Raffinerie beſtimmten Rohr— 
zuder erhoben werden, ohne die Concurrenz der inländischen Raffinadeurs fürchten 
zu müſſen. Um diefem Mißverhältniffe abzubelfen, und doch Etwas von den Zöllen 
zu lufriren, witrde die Rübenfteuer eingeführt. 

Nach dem Zollvertrag vom 8. Mai 1541 betrug diejelbe 10 Sgr. vom Zollcentner; . 
demnad) blieb dem rohen Rübenzuder noch ein Schug von 4% Thlr. Dies betrug 
etwa 36%, des inländiichen Preifes. Die Nübenzuderfteuer wurde von den roben 
Runfelrüben erhoben, man nahm an, daß 20 Etr. derjelben 1 Gtr. Rohzucker geben. 
Dies trifft bei der heutigen technifchen Vervollkommnung dieſer Jnduftrie nicht mebr 
zu; vielmehr gewinnt man jegt 6—7 bis 11 Etr. feſten kryſtalliniſchen Zucker aus 
100 Etr. Rüben. Im 3. 1843 erhöhete man die Steuer auf 1',, 1850 auf 3, 1853 
auf 6, 1858 auf 7'%, Sgr. vom Gentner Rüben, jo daß 


bei 5% Zudergewinn die Steuer pro Ctr. Rübenrohzuder betrug: 
Im Jahre 1844: 1 Thlr. 
⸗ ⸗ 1550: 2 = 
s : 1853:4 = 
⸗ ⸗ 1858: > * 
Bei 7% Zuckergewinn dagegen nur: 
Im Jahre 1844: 22%, Sgr. 
e 1850: 1 Thlr. 15%, = 
: 185593:3 » 1% = 
: 1858:3 » 17% = 
Bei 7%, Zudergewinn betrug alfo jeit 1858 der Schuß, den der Roh» Rüben: 
zuder genießt, immer noch 1 Thlr. 12%, Sgr. ; noch weit höher aber ftellte fich der 
Schuß, dendie Raffinade von Rübenzuder zugleich mit dem aus inländischen Raffinerieen 
bervorgehenden Rohzuder zu ihren Gunften berechnen fonnte. 
Infolge deifen nahm die Einfuhr des Rohrzuders ſehr raſch ab, während trog der 


“ “ * 








1) Gmminghaus, Entwickelung, Kriſis und Zukunft des deutſchen Zollvereins. S. 40 ff. 
Leipzig 1863). 
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vermehrten Steuer die Rübenzuderfabrifen ihre Production fehr ftark fteigerten. Es 
betrug nah Rau! die Einfuhr von rohem Colonialzucker den geläuterten auf Rob: 
zuder umgerechnet) 

1841—50 durdichnittlih 1253073 Etr. 


1s51—54 779739 = 
1855 —57 ⸗ 621446 + 
1858 -59 ⸗ 188888 — 


1560—62 ⸗ 139136 — 
und liefert die bedeutende Abnahme den deutlichſten Nachweis von dem Schugzoll- 
harafter der Abgabe auf eingehenden Colonialzuder, An Rüben wurden dagegen 
verarbeitet in den Gampagnen von 
1540/41— 1849/50 durchſchnittlich 5996471 Etr. 


1550/51— 1854/55 s 13523104 — 
1855/56 — 1859/60 B 30214323 — 
1560/61 —-1561/62 ⸗ 30826708 = 
1863 v. 1. Ian. bis 34. Deebr.⸗ 40'212091 = 


Für 1863 betrug der Steuerertrag 10’050780 Thlr., Verwaltungstoften 290037 Thtr., 
die Erportboniftcation ſ. weiter unten) 365446 Thlr. Zur Vertheilung famen über- 
haupt 9395196 Thlr., zu denen Preußen, Baden und Braunfchweig 3694955 Thlr. 
herauszuzablen hatten. Die 40’212091 Etr. Rüben würden, den Ertrag nur zu 7%, 
angenommen, 28914847 Gtr. Rohzuder repräfentiren. 

Die Zuderzolleinnahme ift im Zollverein eine jehr beträchtliche, und doch ift die 
gegenwärtige Veranlagung eine für die Staatscafje immer noch höchſt nachtheilige. „In 
den 9 Jahren von 18550—58 haben die 207,, Mill. Eir. Rüben 37 Mill. Thlr. 
Steuer eingebracht, während der Daraus bereitete Rohzucker ald Golonialguder 72°, 
Mil. Thlr. ZoU getragen hätte. Die Zehrer bezahlten daher 35%, Mill. Thir. zur 
Unterftügung der Rübenzuderfabrifen, deren volfswirthichaftliche Wichtigkeit ein ſolches 
Opfer nicht zu vergüten vermag.” Rau). 

Da trog der — nad) Meinung der Rübenzuderfabricanten erdrüdend hohen Be» 
fteurung die Production immer größere Dimenjionen einnahm, fo war eine Leber: 
production angezeigt, ſobald nicht die Möglichkeit des Erporis geboten war. Die 
Rübenzuderproduction fürchtete nicht Die auswärtige, fondern die innere, aus ihr ſelbſt 
herausgewachſene Goncurrenz. Grportfähig war aber gollvereinsländiicher Zuder des— 
halb nicht, weil auf fremden Marfte die inländische Steuer nicht mitangerechnet wer: 
den fonnte. Durch Uebereinkunft der Zollvereinsitaaten vom 25. April 1961 wurde 
daher eine der Rübenfteuer entiprechende Rüdvergütung (Erportbonification) und 
gleichzeitig eine Ermäßigung der Zuderzölle nach folgenden Sägen vereinbart. Es betrug 

I) Der Eingangszoll von ausländifcher Raffinade Brot-, Hut-, 

Kandiszuder) , ſowie von Bruch» oder Lumpen- und weißem ge- 
ſtoßenen Zucfkcerr.74 Thlr. 

2) Der Eingangszoll für Rohzucker und Farin zum Gebrauch . .- 6 s 

3) Der Eingangszoll für Robzuder und Farin für inländische Raffinade 4, = 

4) Der Eingangszoll für Syum. . 2. nn nn. 2" 

Im größeren Handeldverfehr wurden bei der Ausfuhr von Rübenzuder rüdvergütet: 

1) Kür I Etr. Brot», Hut- und Kandis:, ſowie für den ge- 

jtoßenen Hutzuder BR ee ee ee. SAFE: 

2) Für I Ger. Rohzuder und Farin . 2 2 22.2 » 2, © 

Doch auch dieſe Ermäßigung bat den prohibitiven Charakter der Zuckerzölle noch 
nicht befeitigt.* Auf 100 Gtr. Rübenraffinade fällt, wenn man den Raffinadegehalt 
des Rübenrohzuckers zu 82'/, Proc. annimmt, eine Rübenzuderiteuer von 3%, Thlr. 
Beim indiichen Rohzucker berechnet man im Durchſchnitt einen Raffinadegehalt von 
87 Pfd.; ein Zoll von 4'/, Thlr. per Ctr. Rohzuder macht alfo 4 Thlr 26 Sgr. per 


’a z 


1) Rau, Lehrbuch der polit. Deconomie. II. 2. Abth. S. 117 (Leipzig 1963). 
2) Emminghaus, Entwidelung. ©. 53. 
Volkewirthſchaftl. Handwoͤrterbuch. 70 
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Etr. der daraus gewonnenen — Nach dem Zuckergehalt der beiden Roh- 
zuderforten ergibt alfo eine Differenz von 1 Thlr. 16 Sgr. per Etr. Ermftallifir- 
baren Zuders, oder von 1 Thlr. 10 Sgr. per Etr. 3“ uder. Hiervon noch den Zoll 
für beim Raffiniren fremden Robzuders entfallende 13 * Syrup abgezogen, berechnet 
ſich bei einem Zoll von 4'/, Thlr. per Etr. Rohzucker und einer Steuer von 7'/, Sgr. 
per Etr. Zuderrüben, ein Zolihug für die Rübenzuderproduction von 1 Thlr. per Etr. 
Dies macht bei nur 33 Millionen Etr. jährlichen Rübenverbraudys eine Summe von 
3 Millionen Thaler jährlich , welche die Zuderconjumenten vermöge des Zollihuges 
nicht dem Staate etwa, fondern den Rübenzuderproducenten fteuern. — Dies ift 
jedoch nur der eine Theil des Zollſchutzes. Kür die Confumtion eingeführter Rob- 
zuder hat ja 6 Thle. Zoll per Etr. zu zahlen. Dies ift und bleibt eine Prohibition, 
die um fo fchlimmer ift, da fie den Zuderconfumenten den Verbrauch von Robzuder 
geradezu abjchneidet und fie zum Verbrauch von Raffinade nöthigt. Daher auch der 
niedrige Zuderverbrauch des Zollvereins. — Rechnen wir den indischen Rohzucker an 
Gehalt der inländiihen Naffinade ungefähr gleich, jo genießt der erftere der legteren 
gegenüber auch nad) dieſen Vereinbarungen noch einen Schug von 2°, Thaler 
per Gentner, und felbft die neueften Ermäßigungen bei dem Abichluß der Zollvereins: 
verträge haben den prohibitiven Charafter der Auderzölfe noch nicht bejeitigt. 

ice genug, daß die Rübenzuderfteuer finanziell durchaus feinen Erſatz für den 
Ausfall der Zuderzölfe giebt, fehlt es nicht an andern Schattenfeiten diefer echt fchug- 
zöllneriſchen Zollveranlagung. Es ift bereitd darauf hingewieſen, daß die unnöthige 
Bertheuerung eines nothwendigen Verbrauchsartikels — und Zuder ift nicht blos ale 
Genuß», fondern auch ald Nahrungsmittel aufzufafien — den Conſum einſchränkt. 
In England trägt der Zuderzoll, freilich jedes fchugzölfmerifchen Charakter ganz ent: 
Hleidet und nur als Finanzzoll veranlagt, weit mehr ald im Zollverein; denn er bringt 
bei einer Bevölkerung von 29 Mill. Einwohnern circa 43 Mill. Thlr. ein, ®. i. 
1'% Thle pro Kopf, im Zollverein dagegen nur %, Thlr.), und doch ift der Zuderver- 
braud) nirgends höher al8 in England. Für den Kopf wird der Conſum vom Zuder 


gerechnet : 
nah Kolb! nad Hausner? 
Großbritannien (1863) 29,,, Pfund 36,, Pfund 
1 . 


Dänemarf (1852) 13, + A,g 

Sranfreich 1859) 10,8 * 16, 

Schweiz 1858) 93 — 9, 
Niederlande 1852) 8, «+ 12, + 
Zollverein 1863) 7,0 * BD 
Spanien 1860) I, 54 — 
Oeſterreich circa An — de — 

Türfei De er 3 
Rußland 1860) 0,9 — 3 
Vereinigte Staaten (1862) 24. — nicht angegeben. 


Ueber die Gefammtproduction des Zuders find die Angaben aus den Tropen- 
ländern fehr unzuverläffig. Nach officiellen auf Veranlaffung der englifchen Regie- 
tung angeftellten Berechnungen wurde für 1859 die gefammte Rohzuderproduction auf 
26 Mill. Eentner, Runfelrübenzuder auf 7 Mill. Centner gefhägt. Im Jahre 1863 
producirte Europa in 1383 Zuderfabrifen 9442000 Etr. Rübenzuder und famen auf 

Sranfreid . » » . . 370 Babrifen mit 3472000 Etr. - 
.. 287 


Zollverein ⸗ : 3066000 + 
Preußen - 2222.00 218 ⸗ = 2244000 ⸗ 
1 DE 32° ⸗ ⸗ 336000 ⸗ 
Braunſchweig. .... 14 ⸗ 192000 = 
Bayeru und MWürtemberg . 6 5 ⸗ 110000 — 
Thüringen...... 5. 5 ⸗ 92000 = 
EN u a 7 ⸗ ⸗ 76000 ⸗ 





1) Kolb, Statiſtik. S. 475 (Leipzig 1865). 
2) Hausner, Statiftif II. S 438 (kemberg 1865). 
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Defterrih . . 2... 136 Fabrifen mit 17426000 Gtr. 


Rußland . . 202.485 . . 900000 — 
Belgien . . 2 2 683 . :e 430000 : 
Shweoen . .....ı . . 72000 ⸗ 
Niederlande A 12 . . 50000 ⸗ 


Ob der Rübenzuder feiner Dualität nad) dem Eolonialzuder gleihfomme , wird 
vielfach beftritten, und da die hemifdye Unterfuchnng mit dem Urtheil der Zudercon- 
fumenten (namentlich der Chocolade- und Eonfecturenfabricanten) nicht übereinftimmt, 
foll darauf nicht zu großes Gewicht gelegt werden. Weit mehr fällt in's Gewicht, daß 
die heiße Sonne der Tropen den Zuder in der That billiger liefert, als er trog aller 
Fortichritte der Runfelrübenzuderfabrication im gemäßigten Klima bergeftellt werden 
fann, und würde beifpieldweife der deutſche Zollverein ein rentableres Geſchäft machen, 
wenn er ſich auf feine bodenwüchfigen Landesproducte beichränfte und die vermehrte 
Zudereinfuhr durch ftärfere Ausfuhr feiner Fabricate auszugleichen fuchte. Volltommen 
unbegreiflich ift e8 aber, wenn ein Land, das feinen eignen Bedarf an Getreide, 
Schlachtvieh, Delfaat, Wolle, Rohflachs, Leder u. f. w. unvollfommen zu deden ver- 
mag (feldftverftändlich mit Rüdfiht auf die Ausfuhr der genannten Stoffe) den theuern 
Grund und Boden für die Herftellung eines Stoffes verwendet, der aus heißen Kli— 
maten weit billiger und zu viel höherm Vortheil der Staatscaffe zu beichaffen wäre. 
Es fommt hinzu, daß der fortgefegte Rübenbau, der dem Boden fehr viel Kalifalze ent» 
zieht, das Land außerordentlich entfräftet und daß trog guter Düngung der Rübenertrag 
auf jolchen Flächen, die lange Jahre hindurch zum Rübenbau verwendet wurden, immer 
geringer, der Boden nad tehniihem Ausdruck „rübenmüde* geworden if. So große 
Bortheile auch der Großbetrieb bei jeder Fabrikanlage bieten mag, jo findet ein ren» 
tabler Rübenbau doc dann feine Grenze, wenn feine regelrechte Fruchtwechſelwirth— 
ſchaft getrieben werden fann. Be en wirfen nad) diefer Seite hin die land» 
wirthichaftlichen Rübenbaugenoffenihaften (Böhmen, Mähren, Echlefien). 
Bei Diejen vereinigen fid) Die Landwirthe eines größern Bezirks zur Anlage einer Zuder- 
fabrif auf gemeinichaftlihe Rechnung und verpflichten fih, für jede Campagne ein 
beftimmtes ———— zu liefern, das aber, da Viele daran theilnehmen, für jedes 
Landgut nur jo groß ift, als es die Einhaltung einer rationellen Fruchtfolge geftattet. 

Die rationelle Löfung der Se Tate ift bisher daran geicheitert, daß man 
einmal den Zuderzofl zu einer ergiebigen Binanzquelle machen, wiederum aber auch 
der inländiichen Zuderinduftrie den bisher ertheilten Schug nicht entziehen wollte. 
Beide Abfichten laſſen ſich nimmermehr gleidyzeitig erreichen. Empfehlenswerth ift es 
daher, der Rübenzuderinduftrie den bisher genofienen Schutz ſchrittweiſe und in be— 
ftimmt vorausangegebenen Terminen zu entichen, den Golonialzuder felbft aber jo: 
lange zu niedrigern Sägen zu normiren, ald man überhaupt noch das Syftem der 
indireeten Befteuerumg beizubehalten ſich genöthigt fieht. 

Literatur: Außer den bereits citirten Schriften Stölzel, Entftehung und, 
Fortentwidlung der Rübenzuderfabrication (Berlin 1851). — v. Hagemeifter, 
Des Rohrzuders Erzeugung, Verbrauch und Berhältniß zum Rübenzuder (Berl. 1843). 
— Die Rübenzuderfabrication im Zollverein (Stuttgart 1861). — Jacob, Zuder- 
erzeugung in den Zollvereinsftaaten (Potsdam 1840). — Koppe, Erzeugung des 
KRübenzuders (Berlin 1841). — Hübner, ftatiftifche Jahrbücher. — Verhandlungen 
der vollswirthſch. Gejellich. für Mittelveutichland 1861 (Dresden, Ernft am _ 2 


— Expropriation. 

In dem Weſen des Privateigenthums liegt Die ausſchließliche Berechtigung, über 
die Subftanz und die Früchte der Sadye frei zu verfügen und jeden Anderen von dem 
Gebraudy derfelben auszuſchließen. Die Unverlegtheit des Privateigenthums ift da- 
ber das Fundament des Staats und Privatrehts. Mit ihm fteht in einem nicht zu 
läugnenden Widerfprudy die Erpropriation oder die gezwungene Eigenthumsab- 
tretung, welche der Staat im öffentlichen Interefle beanfprucht — * pour 
cause d'utilité publique). Das.römifche Recht ſtellte das allgemeine Princip auf, 
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daß Niemand gezwungen werden fönne, fein Eigenthum zu veräußern und fannte nur 
einige Ausnahmen hiervon, indem der Staat für er erflärt wurde, die Ab- 
tretung des Theil eines Grundftüdes zu verlangen, weldes zur Herftellung einer 
durch Waflergewalt oder Einfturz zerftörten Straße erforderlich ift. In gleicher Weile 
mußte der Eigenthümer eined Grunpftüds den Theil des Lesteren abtreten, welchet 
nothwendig ift, um ald Weg zu einem Grabmal zu dienen. Im ältern deutichen Recht 
wurde die Berbindlichfeit zur Abtretung des Privateigenthums vorzüglid) in den Fällen 
anerfannt, wo es galt, größere öfonomilche Zwede wie 3. B. Wiejencultur und Be: 
wäjjerung zu erreichen. Auch mußte fich der Eigenthümer zum Vortheil jeines Nach— 
bares gewille Beichränfungen und nothwendige Servituten gefallen lajien. Zu einem 
befondern Rechtsinftitut wurde indeß die Grpropriation erft in neuerer Zeit. Die 
Geiepgebungen zeigen aber noch wenig Uebereinftimmung und aud die Willenichaft 
bat noch feine feften ‘Principien für die Theorie des Erpropriationsrecdhts aufgeitellt. 
Die verichiedenen Gejeggebungen gehen allerdings ſämmtlich von der Idee aus, daß 
Niemand außer gegen volle Entihädigung gezwungen werden kann, fein Eigenthum 
oder jonftige Nechte und Gerechtigkeiten zum allgemeinen Beiten und für offentlicye 
Zwede -abzutreten. Von einer Abtretungspflicht zu Gunften von Privatperjonen 
wie ein heſſiſches Geleg von 1791 noch wollte, kann nicht die Nede fein. Das Recht 
des Staats, von einem Mitglied Ddefielben für Alle, für die Nation, Eigenthum zu 
erwerben, läßt jich vertheidigen ; das Recht Des Staats aber, einen Unterthban zur Ab- 
tretung feines Eigenthums zu zwingen, nicht für Alle, nicht für die Nation, jondern 
für einen andern Unterthan, ift unnatürlich. Die Vertchiedenheit tritt indeß fofort zu 
Tage, wenn es ſich um die Frage handelt, was unter öffentlichen Zweden zu verſtehen 
und in welchen jpeciellen Fällen die Abtretungspflicht begründet ift. Manche Geiep- 
gebungen lajien ed von vornherein bei ſolchen dürftigen und zweideutigen allgemeinen 
Ausdrüden, wornad) ſelbſt Verſchönerungsmaaßregeln für öffentliche Zwede erflärt 
werden fönnen, bewenden; andere Staaten haben in ihren Erpropriationsgelegen den 
Weg einer Specialiftrung der einzelnen Fälle eingeſchlagen, jo in Frankreich zuerft 
durch Das Gefeg vom 8. März 1810 und einige fpätere Gefege, und in Bayern (Ger 
jeg vom 17. April 1835) und verfchiedenen Schweizer Gantonen. Das Fundament 
aller derartigen Gejege muß die Anerkennung des Orundjages fein, daß wie das 
Preuß. Landrecht ſich ganz richtig ausdrüdt, einzelne Rechte und Vortheile der Staats» 
mitglieder nur dann den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinfchaftlichen 
Wohls nachſtehen müffen, wenn zwiſchen beiden cin wirklicher Widerſpruch (Gollifton) 
eintritt und Daß Daher das Privateigenthum der Bürger nur dann eingeſchränkt wer- 
den darf, wenn dadurch ein erheblicher Schaden von andern oder von dem Staat jelbit 
abgewendet,, oder ihnen ein beträchtlicher Vortheil verfchafft wird, beides aber ohne 
allen Nacdıtheil des Eigenthümers geſchehen kann. Von Nothfällen im Kriege abge: 
jehen Fann die Abtretungspflicht insbejondere für Zwede der Landesvertheidigung und 
Befeftigung, Stromregulirungen, Straßen-, Ganal-, Schleußen», Brüden-, Häfen-, 
Eijenbahnbauten, Be: und Entwäflerungen, Austrodnung von Sümpfen, Aufitellung 
von Staatstelegraphen, Vorkehrungen zu nöthigen geſundheits- uud ficherheitspolizei: 
lichen Zweden, Beſchützung von Staatsanftalten gegen Feuers: und andere Gefahren 
begründet werden. Weiter gebt faft Feind der fperiellen Erpropriationdgejege. Macht 
fidy Die gebieteriiche Nothwendigfeit geltend, daß audy in andern fperiellen Fällen eine 
Zwangsabtretung ftattfindet, jo ift daran feftzuhalten, daß diefelbe auch nur infolge 
eines Ipeciellen Gejeges und unter den für das Zuftandefommen von Gejegen erforder: 
lichen Formen für zuläffig erflärt wird, wie denn z. B. in England über jede einzelne 
Bill, welche die Erpropriation zu einem beftimmten Einzelzwed geftattet, vom Parla- 
ment entichieden werden muß. 

Selbft dann übrigens, wenn das Gefeg die Fälle der Abtretungspflicht bezeichnet, 
ift es von Wichtigfeit,, daß darüber, ob einer dieſer Fälle eingetreten und daher das 
Geſetz anzuwenden ijt, und insbefondere jobald die Eigenthümer die Anwenpbarfeit 
des Geſetzes beftreiten, entweder durch die geieggebende — aus Regierung und Kam» 
mern beftehende — Staatögewalt, wie in England und Nordamerifa —, oder das 
Gericht, wie in Franfreich entjcheidet. 


Zwangsenteignung. 1109 


Es wurde bereits hervorgehoben, daß der abtretungspflichtige Eigenthümer volle 
Entſchädigung verlangen darf, Mit dieſem allgemeinen Princip iſt indeß nicht viel 
gewonnen, wenn nicht zugleich näher beſtimmt wird, wie die Entſchädigung zu be— 
meflen und auf welche Weife fie feftgeftellt werden fol. Selbftverftänplich fann der 
bloße Affertionswerth des abgetretenen Gegenftandes oder der Gewinn der durch pro: 
jectirte Unternehmungen bätte erzielt werden fönnen, nicht in Betracht fommen. Da: 
gegen darf der Eigenthümer den gemeinen Werth der abgetretenen Sache und Erſatz 
des Mehrwerths , den diefelbe durch die bisherige Benugung erlangt hatte, nicht min: 
der Vergütung des den Eigenthümer in feinem Gewerbe treffenden dauernden oder 
vorübergehenden Verluftes verlangen. 

Bejondere Erwägung verdient hierbei auch die Frage, ob die Zwangsabtretungs- 
pflicht fih auf das ganze oder nur einen Theil des betreffenden Grundſtücks zu er: 
ftreden hat und ob der Staat gehalten fein joll, das ganze Grundftüd abzunehmen, 
obſchon er nur einen Theil braucht. Auch hier ift eine bedeutende Collifion zwifchen 
dem Staatd- und Einzelinterefie möglich ; denn bei mandien Grundftüden wirft die 
Theilung nachteilig auf die Brauchbarkeit des Ganzen oder auf den Gewerbetrieb. 
Die in Iprechen fi daher theilweife auch dahin aus, daß der Staat zur 
Uebernahme des gefammten Grundftüds verpflichtet ift, wenn der Ueberreſt entweder 
gar nicht oder in geringerem Grade als früher benugt werden fann. 

Die meiften Befeh ebungen ftellen als Regel auf, daß der Zwang zur Abtretung 
von der vorgängigen Gewährung der Entihäpigung abhängig ift und daß nur in 
Nothfällen ausnahmsweiſe nachfolgende Entihädigung eintreten fol. 

Die Feftftellung der Entihädigung liegt in Frankreich einer aus 16 Perſonen 
en von Affifenchef gewählten Specialjury ob. In Deutichland ftellt 
Die Verwaltungsbehörde die zubilligende Entihädigung feſt. Beruhigt fi ver 
Eigenthümer oder Berechtigte hierbei nicht und entfteht namentlich über die Höhe 
der Entihädigungsfumme ein Streit, fo bat er die Sache im ordentlichen Rechts— 
weg zur Erledigung zu bringen und fommen die Formen des Eivilprocefies, in einigen 
Ländern auch ein fummarifches Verfahren zur Anwendung, in welhem Sadhverftän- 
Dige befragt und je nach ihrer Auskunft vom Richter entfchieden wird. Ginftweilen 
aber muß die Abtretung bewirkt und die von der Verwaltungsbehörde feſtgeſetzte 
Summe ohne Berzug bezahlt werden. In diefer Weile haben namentlich die Ber: 
fafjungsurfunden von Sachſen, Würtemberg, Hannover und Braunſchweig Be: 
ftimmungen getroffen. Die franzöfifhe Einrichtung empfiehlt fi jedoch in vielfacher 

inficht viel mehr als die deutiche. Selbft wenn ein fummarifches Proceßverfahren 
ah verurjacht doch Die Auswahl der Sachverftändigen einen längeren Zeitaufs 
wand und außerdem müflen die rechtögelehrten Richter doch nad) deren thatlächlichen 
Gutachten entjcheiden. Dies fönnen Geſchworne viel befler und richtiger ; fie haben 
auch nocd den Vorzug vor den Sadyverftändigen, daß Die Zahl der Legteren jehr ge 
ring ift, während die der Geſchwornen viel größer ift und diejelben auch bezüglich der 
Bernhaltung alles unzuläffigen Einfluffes eine bei weitem mehr moralijche Bürgichaft 
darbieten als die Sachverſtändigen und jelbit als die von der Staatsgewalt abhängigen 
Richter. 

Die Zwangsenteignung bezieht fi in der Regel nur auf die unmittelbare Ab» 
tretung von Grundftüden zu Staatsjweden. Indeß fnüpft fi hieran die weitere 
Frage imviefern überhaupt Privatrechte vom Staate einfeitig, mit oder ohne Entichä- 
digung aufgehoben werden fünnen. Katholiſche und proteftantiihe Staaten haben 
unbefümmert um die Religion die Klöfter und deren Güter ohne Weiteres jäcularifirt ; 
eine große Anzahl gutsherrlihe Nechte find zum Theil ohne alle Entihädigung auf 
gehoben worden und dies Verfahren redytfertigt fich insbefondere bei allen den Rechten, 
die ihren Urſprung im öffentlichen Recht und nicht in erweigbaren läftigen Verträgen 
haben. Anders muß man berüdfichtigen, daß Verträge, welche die Gonftituirung ums 
ablöslicher Reallaften zur Folge haben follen , überhaupt dem Wefen des Rechts und 
dem Intereſſe der bürgerlihen Gejellichaft widerfprechen. Wer ſich auf den Stand» 
punct ftellen wollte, daß die Aufhebung der Feudallaften ein Eingriff in das Pri— 
vateigenthum ſei, überfieht den öffentlicherechtlichen Charafter diefer Inftitutionen und 
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müßte conſequent wie gegen jede unentgeldliche Aufhebung der Laſten, ſo auch gegen 
deren Umwandlung oder Ablöfung fein. 
Literatur: v. Wendt, Neueiter Erpropriationscoder 1837. — Pütter, 
Beiträge 3. deutſchen Staats- und Fürftenreht Bd. I. p. 357. (1777). — Bopp 
in Weiske's Rechtslericon. Bd. IV. p. 136. — Mittermaier im Rotted-Welfer'» 
ſchen Staatslericon. Bd. V. — Gneift, Das heutige engliiche Verfaſſungs- und Ver— 
waltungsredht 1857 1. p. 481. — Zachariä, deutiches Staatd- und Bundesrecht. 
I. p. 114. 
Bernhard Miller. 


Zwangsrechte, Bannredte. : 

Hierunter verfteht man die Gattung gewerblicher ‘Privilegien, welche für den Be: 
figer das Recht begründet, Daß entweder einzelne Perſonen oder Volksclaſſen oder die 
Bewohner eines beftimmten räumlichen Bezirks verbunden find, bei ihm gewille Con— 
fumtionsartifel fabriciren zu laffen oder Faufen zu müflen. Die Entftehung dieſer 
Zwangs- und Bannrechte fällt in den Feudalftaat, wo überhaupt alle Befugnifie und 
Rechte, insbejondere aud die Gewerbsbefugniſſe einen privatrechtlichen Charakter an- 
nehmen und als vererbliche Gerechtfame geltend gemacht wurden. Theild maaßten jich 
die Grundherrn das Recht an, ihre Hinterfaflen und Leibeignen zur Entnahme gewifler 
Gegenftände des Bepürfniffes und Genuffes aus den von nen oder unter ihrer Eon- 
ceſſion errichteten gewerblichen Unternehmungen zu verpflichten, theild wurde, nament— 
lich in fpäterer Zeit vom Staat Fraft feines polizeilichen Aufſichtsrechts die Ertheilung 
gewerblicher Eoncefltonen in Anjpruch genommen. Der Staat machte aus diejer Con: 
ceffiongertheilung ein finanzielles Geichäft und ließ fich dafür ſowie für gleidyzeitige 
Ausichliegung anderer Soncurrenzunternehmungen eine Tare bezahlen. Auch die In— 
nungen und Zünfte in den Städten machten vielfach aus dem Rechte zum Gewerbe» 
betrieb ein wirfliches Zwangs- und Banurecht, zuweilen entftanden ſolche Pachte auch 
durch Privatverträge. Noch öfter aber wurde vermöge der Theorie der Verjährung Die 
Gewohnheit der Bewohner eines Drts oder Bezirks, aus einer beftimmten Gewerbe: 
anjtalt ihre Bedürfnifie zu entnehmen, zu einer Berpflichtung derfelben und ihrer Nach— 
fommen im Laufe der Zeit umgejtempelt. 

Die Bannrechte beziehen fid) insbejondere auf das Necht des Bierbrauens, Mab: 
lens, Weinjchenfens, Kelterns. Gewiſſe Brauereien beanſpruchen das Recht, daß in 
einem gewiſſen Umfreis weder andere Brauereien errichtet werden durften, und alle 
- Shänfwirthe und Bewohner in dieſem Umfreis nur aus diefer Brauerei ihren Bier: 
bedarf befriedigen mußten. Manchen Mühlen gegenüber waren die Bewohner "des 
Bezirks verbunden, ihr Getreide nur dort mahlen zu lafien; in der Bannſchenke mußte 
der benöthigte Wein geholt werden, ja bei Hodyzeiten, Kindtaufen mußte daſelbſt jogar 
eine bejtimmte Ouantität Wein getrunfen werden. Aehnliche Zwangsrechte famen 
hinsichtlich des Branntweind, des Badens, des Bleichens, Viehſchnitts, Federn: und 
Lumpenfammelns, Scyleifens, Mufitmachens , des Kocheps bei Ehrenmahlzeiten, der 
Gavillerieen ic. vor. 

Man hat für dieſe Zwangs- und Bannrechte mitunter deren Nüglichfeit auf nied— 
rigen Eulturftufen und bei geringer gewerblicher Entwidlung angeführt und darauf 
hingewiejen, daß durch fie erjt verfchiedene nothwendige und vortheilbafte Gewerbs— 
unternehmungen möglich gemacht worden find. Daraus folgt aber nur, daß Diele 
Rechte ſtets nur einen widerruflichen Charafter an ſich tragen und nicht fo, wie es lange 
Zeit von der pofitiven Jurisprudenz geichab, aufgefaßt werden fonnten, als ob dieſelben 
ein dingliches Recht, und eine fortdauernde Verpflichtung für die fogenannten Bann- 
pflichtigen begründen fonnten. Bon dem Augenblide an, wo die Bevölferung in 
progreitivem Wachsthum begriffen ift, wirken ſie ſchädlich und werden mindeftens über: 
flüſſig. Sie unterbinden die Adern des Verkehrs , verhindern das Emporfommen der 
Gewerbe, vertheuern die notbwendigiten Lebensbedürfniffe und geben den Privilegien: 
inbabern außerdem die Macht, trog der hoben Preiſe ſchlechte Waare zu verfaufen. 

Die politische Geſetzgebung ift daher überall zur Aufhebung der Zwangs- und 
Bannrechte verichritten. Der aufgeflärte Abjolutismus des achtzehnten Jahrhunderts 
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ing zuerft and Werk. Noch vor der franzöfiichen Revolution, welche überhaupt alle 

eudaleinrichtungen aufhob, wurden der Mühlenzwang in Deftreich durch Kaijer 
Joſeph II. 1787 abgeihafft, Preußen folgte 1810, Bayern 1811 nah, Baden hob 
bereits 1835 die Dominialbannredte und Sachſen 1838 den Bier- und Mahlzwang 
auf. Beſonders reformirend wirkten im diefer Beziehung die Greignifie des Jahres 
1548. Mit diefen Bannrechten und zwar ohne Unterſchied der Rechtstitel, auf weldyen 
fie beruhten, kamen in Wegfall 1) die Ausichließlichkeit bisheriger Befugniffe zu den 
von einem dieſer Bannrechte betroffenen per a und Gewerböbetriebe, 2) das 
Recht, dergleichen ausſchließliche Befugniſſe zu ertheilen, und 3) die bisherigen Leiftun- 
en für Ausübung diefer Rechte, ſowie 4) die über die Ausübung dieſer Rechte abge: 
hloflenen Pacht- und andere Verträge. Sngleic wurde in den betreffenden Geſetz⸗ 
ebungen in der Regel beftimmt, daß ſolche Rechte niemals wieder durch Privilegien, 

oncelfionen oder Verjährung erworben werden können, durch Verträge aber nur unter 
der Bedingung gegenfeitiger Auffündigung und wenn für den Fall der legtern nur 

enau vorausbeftimmte Entihädigung eintreten foll. Außerdem wird jedem Theile der 
Rücktritt, ohne Verbindlichkeit zur Entichädigung jederzeit freigeftellt. 

Im Uebrigen ift faft in den meiften Staaten Die Aufhebung unentgeltlich und ohne 
daß den Berechtigten eine Entichädigung gewährt wurde, erfolgt. Der Staat madıte 
nicht nur dabei den Geſichtspunkt geltend, daß der Uriprung jedes Monopols im öffent« 
lichen Intereffe liegt, und daß jobald fid ein Monopol als ſchädlich oder überflülfig 
für das gemeine Wohl erweilt, der Staat berechtigt und verpflichtet ift, Die Durch das 
Monopol feinen übrigen Staatsangebörigen auferlegten Beichränfungen wieder aufzu— 
heben und das Monopol für erlofchen zu erflären. Auch mußte bei der Entſchädigungs— 
frage in Erwägung gebracht werden, Daß in der Regel ein durch die Aufhebung bewirfter 
Schaden gar nicht nachweisbar ift und daß wenn auch nad Aufhebung des Zwangs— 
rechts ein Minderertrag eintritt, Ddieler Doch von fo vielen Nebenumftänden abhängt, 
daß den Zwangspflichtigen nur ungerechter Weife die Leiftung einer Gaution oder Ent» 
Ihädigung angelonnen werden kann. Grfahrungsmäßig mindern jich die Einnahmen 
der Berechtigten durch Aufhebung der Zwangsrechte nicht, weil gleichzeitig die Con— 
fumtion ji vermehrt, und treten jolhe Minderungen ein, jo liegt ihre Urſache meift 
in der Ungeichidlichkeit der bisherigen Berechtigten, in ihrer Trägheit, neue Verbefle- 
rungen und Ginridytungen einzuführen. 

Literatur, Mittermaier, Grundjäge des deutichen Privatrechts, Bd. I. — 
Danz, Die agrarifhen Gejege des Preuß. Staats, I—IV (Berlin 1836). — 
Benedict, Der Zunftzwang und die Bannrehte. — Hoffmann, Befugniß zum 
Gewerbebetriebe. Die Literatur unter Innung und Gewerbefreiheit. 

Bernhard Miller. 


Zwangöverficherung. 

Die ftaatliche Fürforge, welche fich feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts in 
Deutfchland und der Schweiz in der Begründung von ftaatlihen Gebäude-Ber: 
fiherungs-Jnitituten äußerte, hat ebenda auch) die Annahme verbreitet, daß, wie die 
Berfiherung fämmtlicher Gebäude gegen Feuersgefahr im Interefle der Geſammtheit 
geboten jei, Jo auch der Staat die Pflicht habe, jeden Gebäudebefiger zu zwingen, fein 
Gebäude gegen Fenersgefahr bei der Staatsanftalt zu verfihern. Diejer Zwang zur 
Verfiherung war und ift einestheild eine geihäftlihe Gonfequenz der Handhabung 
des Feuerverficherungsgeihäfts durd den Staat — denn felbftverftäntiich gedeiht 
eine Gegenfeitigfeitsanitalt um fo befler, je größer die Zahl ihrer Theilnehmer ift —, 
theild hält man den Staat für verpflichtet, im Intereffe der Geſammtheit den 
Einzelnen zu zwingen, daß er fich gegen wirthichaftliche Verluſte, oder gar völligen 
Ruin durch Berheiligung an einer Gebäudeverficherungsanftalt ficherftelle. er 
hat man diefen Zwang auch zu rechtfertigen gefucht durd) den Hinweis darauf, da 
er im Interefle des Realcredits, im — des Hypothekenweſens, geboten ſei. 
Mehr und mehr macht ſich jedoch in neuerer Zeit eine richtigere Anſchauung von der 
Sache geltend. Man fängt an, einzuſehen, daß die Zwangsverſicherung zu außer— 
ordentlichen Härten führt, Gebäudebefigern 3. B., welche in ganz feuerficherem Häus 
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fern wohnen, oder folche befigen , eine verhältnißmäßig hohe Steuer auferlegt, man 

ewahrt, daß in Ländern, wo die Zwangsverficherung nicht befteht, doch das eigene 
re die Gebäudebefiger in den meiften Fällen veranlaßt,, ihre Gebäude gegen 
Feuersgefahr zu verfichern, wenn anders nur genügende Gelegenheit dazu vorhanden 
ift; und man fieht, daß der Gapitalift, welcher Geld auf Hypothek leiht, ſchon jelbft 
dafür forgt, daß der Schuldner jeine mit Hupothefen zu elaftenden Gebäude gegen 
Feuerfchaden verfichert habe. In der That ift die Zwangsverſicherung ein völlig über- 
lebtes Inftitut, welches nur in ſolchen Fleineren Staaten, wo nod) ftaatlihe Gebäude: 
verfiherungsanftalten beftehen, und jo lange dieß der Ball, nicht zu bejeitigen fein 
dürfte. Im Königreih Sachſen ift Die Zmangsverficherung in dem neuen Geleg „Das 
Immobiliar-Brandverficherungsweien betreffend“ vom 23. Auguft 1862 beibehalten 
worden, wie überhaupt dort im Betreff der Feuerverficherung längft überlebte ſtaat— 
liche Einrichtungen beftehen. Mo die Zwangsverfiherung, falls fie vielleicht Jahr: 
hunderte hindurch beftanden, plöglich abgeihafft werben ſoll, wird allerdings mit 
allen Kräften darauf hinzuwirfen fein, daß die ungeivohnte Freiheit nicht zur Nach: 
lälfigfeit verführe. Aber befonderer ftaatlicher Thätigfeit bedarf es in diefer Hinficht 
nit. Der Staat muß nur der freien Concurrenz der Verficherungsanftalten die 
Thore weit aufthun und das Verfiherungsgefchäft in feiner Weife berhränfen. 

A. Emminghaus. 
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